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Vorbemerkung zum III. Band. 


Da wir uns bei dem Abdrude der Urkunden auf das Nothwendige 
beichränft haben, fo haben wir in bdiefem Bande insbefondere die dem ba- 
difch-Hejfiichen Vertrage als integrirender Beftandtheil beigefügte Verfaſſungs— 
redaction, (welche wir als „Verfaffung von 1870“ citiren) nicht vollftändig 
aufgenommen, vielmehr nur den Eingang mit Art. 1*) und den Schluß mit 
Art. 78, 79%*) und 80***) zum Abdrude gebracht. Uebrigens ift der Wort- 
laut diejer Verfaffung ohnehin aus dem Inhalte de8 badifch-heififchen DVer- 
trags, befonders im Zufammenhalte mit den Anführungen im bairifchen 
Bertrage, zu entnehmen und werden wir denfelben noch überdieß durch Citate 
im alphabetifhen Sachregifter erfennbar machen. 

Ferner müfjen wir hier noch eine zweite, einen Theil diefes Bandes 
allein betreffende, entfchuldigende Erklärung befonder® beifügen, Wie fchon 
in der Vorrede bemerkt wurde, mußten wir aus Raumrüdfichten auf einen 
vollftändigen Abdrud der Süddeutſchen Landtagsverhandlungen von 


*) Seite 46. 

**), Ehenda. Zu Art. 79 vgl, die folgende Aumerkung, 

*+#) 5, 23. Diefer Art. 80 ift in dem bairischen Vertrage als Art. 79 bezeichnet. 
Art. 79 der Berfaffung von 1867 (Bd. I. ©. 22) wurde nämlidy in dem bairifchen Vertrag 
als num in Folge Zutritts Baierns vollftändig weggefallen erachtet. Alinea 1 war ſchon 
bei dem badiſch-hefſiſchen Bertrage in dem Artikel 79 der Verfaſſung von 1870 
nicht mehr aufgenommen (al® durch die mittlerweile befannt gemadten Schub» und Trutz- 
bündniffe und dur den Zollvereinigungsvertrag v. 8. Juli 1867 in Wegfall gelommen); 
Alinea 2 wurde aber num dur den endlichen Zutritt Baierns ebenfalls file gegen» 
ftandslos erflärt. Was fodann insbefondere das Verhältniß Würtembergs zur Ber- 
fafjung von 1870 überhaupt betrifft, jo hatte (wie wir hier beizufligen Anlaß nehmen) 
Bürternberg feinerfeits fon bei den Verhandlungen zu Verſailles im allgemeinen bereits 
die Zuftimmung zur Berfafiung von 1870 in ähnlicher Weile gegeben, wie dies vorher 
feitens Badens und Heflens der Fall geweien war; die Bertragsunterzeihnung ſelbſt 
(Berlin 25 Rovember) erfolgte jedoch erft nach dem mittlerweile mit Baiern gelungenen 
Bertragsabihluffe (Verſailles 23. November) und eine förmliche Berfaffungsredaction, 
ähnlich der zum badifch-heififchen Bertrage entworfenen, unterblieb nun für den Augenblid 
mit Rüdfiht auf die Menge der Gefammtmodififationen und wurde deshalb bis zum I. 
deutſchen Reichstag verſchoben. 


* 


vornherein verzichten. Troß aller Mißlichkeit haben wir uns daher noth- 
gedrungen insbefondere dazu entſchließen müfjen, von dem Abdrucke der fchrift- 
lihen Verträge gänzlid) Umgang zu.nehmen und uns nur auf die münd— 
lichen Ausführungen oder auch nur Vermweifungen des Referenten zu bejchrän- 
fen, und ebenfo, vorzugsweife bei den baierifchen Verhandlungen, größere 
Theile der Debatte ganz wegzulaffen und nur die uns als die bezeichnenditen 
und erfchöpfendften erfcheinenden Reden (vgl. Vorrede zu Band I S. XII.) 
aufzunehmen, bezüglich der übrigen aber lediglih auf die Stenograghijchen 
Berichte (unter deren genauer Gitirung) zu verweilen. Die aufgenommenen 
Reden felbft num aber haben wir hinwiederum vollftändig abdruden zu 
müffen geglaubt; wenn aud in denfelben auf Boräußerungen und Stellen 
Bezug genommen ift, welche in den von uns nicht abgedrudten Reden oder 
ſchriftlichen Vorträgen enthalten find, fo haben wir uns einerfeits auch dieh- 
bezüglich vor immerhin mehr oder weniger wilffürlichen Aenderungen gejcheut 
und andererjeits durch die Belaffung der Referenzen ohne Relat ſogar eine 
uns fonft durchaus unerreihbare VBolljtändigfeit auf ſolche Weife dennoch 
einigermaßen zu erreichen gehofft. 

Münden im Januar 1873. 


Bezold. 


Sndalts- Heberfidt 


zum III. Bande. 
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Derfaffung des Deutfchen Reichs, 


publicirt am 16, April 1871. 


Seine Majeftät der König von Preußen im Namen des Norddeutichen 
Bundes, Seine Majejtät der König von Bayern, Seine Majeltät der 
König von Württemberg, Seine Königliche Hoheit der Großherzog von 
Baden und jeine Königliche Hoheit der Großherzog von Helfen und bei 
Rhein für die jüdlih vom Main belegenen Theile des Großherzogthums 
Helfen, Ichliefen einen ewigen Bund zum Schutze des Bundesgebieteö umd 
des innerhalb deijelben gültigen Rechtes, jowie zur Pflege der Wohlfahrt 
des Deutjchen Volkes. Diejer Bund wird den Namen Deutjches Reid) 
führen und wird nachitehende 

Berfaflung 
baben. 
I. Bundesgebiet. 
Artikel 1. 

Das Bundesgebiet befteht aus den Staaten Preußen mit Lauenburg, 
Bayern, Sadyjen, Württemberg, Baden, Helfen, Medlenburg-Schwerin, 
Sachſen-Weimar, Medlenburg-Strelit, Oldenburg, Braunjchweig, Sachfen- 
Meiningen, Sacyjen-Altenburg, Sachſen-Coburg-Gotha, Anhalt, Schwar;- 
burg-KRudolitadtt, Scdwarzburg-Sondershaufen, Walde, Neuß ältere Linie, 
Raub jüngere Linie, Schaumburg Lippe, Lippe, Lübeck, Bremen und 
Hamburg. 


II. Reichsgeſetzgebung. 
Artikel 2. 

Innerhalb diejes Bundesgebietes übt das Reich das Recht der Gefeh- 
gebung nad) Mafgabe des Inhalts diejer Verfaſſung und mit der Wirkung 
aus, daß die Meichögejeße den Landesgeſetzen vorgehen. Die Neichsgejehe 
erhalten ihre verbindliche Kraft durch ihre Verfündigung von Reichöwegen, 
mweldye vermittelit eines Neichögejeßblattes gejchieht. Sofern nicht in dem 
publizirten Gejeße ein anderer Anfangdtermin feiner verbindlichen Kraft be- 
ſtimmt ift, beginnt die leßtere mit dem vierzehnten Tage nad) dem Ablauf 
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2 Berfaffung des Deutſchen Reiche. 


desjenigen Tages, an welchem das betreffende Stück des Reichsgeſetzblattes 
in Berlin ausgegeben worden it. 


Artikel 3. 


Für ganz Deutjchland befteht ein gemeinfanes Indigenat mit der Wir: 
fung, daß der Angehörige (Unterthban, Staatäbürger) eines jeden Bundes: 
ſtaates in jedem andern Bundesftaate ald Inländer zu behandeln und dem: 
gemäß zum feiten Wohnfiß, zum Gewerbebetriebe, zu öffentlidyen Aemtern, 
zur Erwerbung von Grunditüden, zur Erlangung des Staatsbürgerredhtes 
und zum Genuffe aller jonitigen bürgerlichen Nechte unter denjelben Voraus: 
jeßungen wie der Einheimiſche zuzulaffen, auch im Betreff der Rechtöverfol- 
gung und ded Nechtsichußes demjelben gleich zu behandeln ift. 

Kein Deutjcher darf in der Ausübung diefer Befugnik durch die Obrig- 
feit jeiner Heimath, oder durdy die Obrigfeit eines anderen Bundesftaates 
bejchränft werden. 

Diejenigen Beftimmungen, weldye die Armenverjorgung und die Auf: 
nahme in den Iofalen Gemeindeverband betreffen, werden durdy den im eriten 
Abſatz ausgeſprochenen Grundſatz nicht berührt. 

Ebenſo bleiben bis auf Weiteres die Verträge in Kraft, welche zwiſchen 
den einzelnen Bundesſtaaten in Beziehung auf die Uebernahme von Auszu— 
weiſenden, die Verpflegung erkrankter und die Beerdigung verſtorbener Staats— 
angehörigen beſtehen. 

Hinſichtlich der Erfüllung der Militärpflicht im Verhältniß zu dem 
Heimathslande wird im Wege der Reichsgeſetzgebung das Nöthige geordnet 
werden. 

Dem Auslande gegenüber haben alle Deutſchen gleichmäßig Anſpruch 
auf den Schutz des Reichs. 


Artikel 4. 


Der Beauffichtigung Seitens des Reichs und der Geſetzgebung deſſelben 

unterliegen die nachſtehenden Angelegenheiten: 

1) die Beſtimmungen über Freizügigkeit, Heimaths- und Nieder— 
laſſungs-Verhältniſſe, Staatsbürgerrecht, Paßweſen und Fremden— 
polizei und über den Gewerbebetrieb, einſchließlich des Verſicherungs— 
weſens, ſoweit dieſe Gegenſtände nicht ſchon durch den Artikel 3 
dieſer Verfaſſung erledigt ſind, in Bayern jedoch mit Ausſchluß 
der Heimaths- und Niederlaſſungs-Verhältniſſe, desgleichen über die 
Koloniſation und die Auswanderung nach außerdeutſchen Ländern; 

2) die Zoll- und Handelsgeſetzgebung und die für die Zwecke des 
Reichs zu verwendenden Steuern; 

3) die Ordnung des Maaß-, Münz- und Gewichtsſyſtems, nebſt Feſt— 
ſtellung der Grundſätze über die Emiſſion von fundirtem und un— 
fundirtem Papiergelde; 


Berfaffung des Deutſchen Reiche. 3 


4) die allgemeinen Beftimmungen über das Bankweſen; 

5) die Grfindungspatente; 

6) der Schub des geiltigen Eigenthums; 

7) Drganijation eined gemeinjamen Schutzes des Deutjchen Handels 
im Nuslande, der Deutichen Schifffahrt und ihrer Flagge zur See 
und Anordnung gemeinfamer Eonjulariicher Vertretung, welche vom 
Neiche auögeftattet wird; 

8) das Eijenbahnmwejen, in Bayern vorbehaltlich der Beitimmung im 
Artikel 46, und die Heritellung von Land- und Waiferitraßen im 
Intereſſe der Landesvertheidigung und des allgemeinen Verkehrs; 

9) der Flößerei- und Schifffahrtsbetrieb auf den mehreren Staaten 
gemeinjamen Waſſerſtraßen und der Zuſtand der lebteren, ſowie die 
Fluß- und jonftigen Waiferzölle; 

10) das Poſt- und Telegraphenweſen, jedody in Bayern und Württem— 
berg nur nady Maßgabe der Beitimmung im Artifel 52; 

11) Beitimmungen über die wechjeljeitige Vollſtreckung von Erfennt: 
nilfen in Givilfachen und Erledigung von Nequifitionen überhaupt; 

12) jowie über die Beglaubigung von öffentlichen Urkunden; 

13) die gemeinjame Gejebgebung über das Obligationenrecht, Strafrecht, 

Handels: und Wechſelrecht und das gerichtliche Verfahren; 

14) das Militärweſen des Reichs und die Kriegsmarine; 

15) Maßregeln der Medizinal- und Veterinärpoligei; 

16) vie Beitimmungen über die Preife und das Vereinsweſen; 

Artikel 5. 

Die Reichsgefegebung wird ausgeübt durch den Bundesrath und den 
Reichstag. Die Uebereinftimmung der Mehrbeitöbejchlüffe beider Verſamm— 

+ lungen iſt zu einem Reichsgeſetze erforderlich und ausreichend. 

Bei Gejeßesvorichlägen über das Militärweien, die Kriegämarine und 
die im Artifel 35 bezeichneten Abgaben giebt, wenn im Bundesrathe eine 
Meinmungsverichiedenheit tattfindet, die Stimme des Präfidiums den Aus- 
ihlag, wenn fie fich für die Aufrechterhaltung der beitehenden Einrichtungen 
ausſpricht. 

II. Bundesrath. 
Artikel 6. 


Der Bundesrath beſteht aus den Vertretern der Mitglieder des Bundes, 
unter welden die Stimmführung fid) in der Weile vertheilt, dab Preußen 
mit den ehemaligen Stimmen von Hannover, Kurheſſen, Holitein, Naſſau 
und Frankfurt 17 Stimmen führt, Bayern 6, Sachſen 4, Württemberg 4, 
Baden 3, Helfen 3, Medlenburg:Schwerin 2, Sachſen-Weimar 1, Mecklen— 
burg-Strelit 1, Oldenburg 1, Braunjchweig 2, Sachjen-Meiningen 1, Sachſen— 
Altenburg 1, Sachſen-⸗Koburg-Gotha 1, Anhalt 1, Schwarzburg-Rudolitabt 1, 
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Schwarzburg-Sonderöhaufen 1, Waldeck 1, Neuß älterer Linie 1, Reuß 
jüngerer Linie 1, Schaumburg-Lippe 1, Lippe 1, Zübe 1, Bremen 1, Ham— 
burg 1, zufammen 58 Stimmen. 

Jedes Mitglied des Bundes kann jo viel Bevollmädhtigte zum Bundes: 
rathe ernennen, wie es Stimmen bat, doc) fann die Gejammtheit der zu— 
ftändigen Stimmen nur einheitlich abgegeben werden. 


Artikel 7. 


Der Bundesrath beichlieht: 

1) über die dem Reichötage zu machenden Vorlagen und die von dem: 
jelben gefaßten Beſchlüſſe; 

2) über die zur Ausführung der Neichögejeße erforderlichen allgemeinen 
Verwaltungs = VBorjchriften und Einrichtungen, jofern nidyt durd) 
Neichögeje etwas Anderes bejtimmt ift; 

3) über Mängel, welche bei der Ausführung der Reichsgeſetze oder 
der voritehend erwähnten VBorjchriften oder Einrichtungen hervor: 
treten. 

Jedes Bundesglied iſt befugt, Vorſchläge zu machen und in Vortrag 
zu bringen, und dad Präfidium ift verpflichtet, diejelben der Berathung zu 
übergeben. 

Die Beihlußfaffung erfolgt, vorbehaltlich der Beſtimmungen in den 
Artikeln 5. 37 und 78, mit einfacher Mehrheit. Nicht vertretene oder nicht 
inftruirte Stimmen werden nicht gezählt. Bei Stimmengleichheit giebt die 
Präfidialitimme den Ausſchlag. 

Bei der Beſchlußfaſſung über eine Angelegenheit, weldye nad) den Be— 
ftimmungen diejer VBerfaffung nidyt dem ganzen Neiche gemeinjchaftlich iſt, 
werden die Stimmen nur derjenigen Bundesftaaten gezählt, weldyen die An: 
gelegenheit gemeinſchaftlich ift. 


Artikel 8. 


Der Bundesratly bildet aus feiner Mitte dauernde Ausſchüſſe 
1) für das Landheer und die Feftungen; 
2) für dad Seeweſen; 
3) für Zolle und Steuerweſen; 
4) für Handel und Verkehr; 
5) für Eijenbahnen, Poſt- und Telegraphen; 
6) für Juſtizweſen; 
7) für Rechnungsweſen. 
In jedem diefer Ausichüffe werden außer dem Präfidium mindeſtens 
vier Bımdesitaaten vertreten jein, und führt innerhalb derjelben jeder Staat 
nur Eine Stimme. In dem Ausſchuß für dad Landheer und die Feltungen 
bat Bayern einen jtändigen Sit, die übrigen Mitglieder defjelben, ſowie die 
Mitglieder des Ausichuffes für das Seewelen werden vom Kaijer emannt; 
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Me Mitglieder der anderen Ausjchüffe werden von dem Bundesrathe gewählt. 
Die Zujammenfetung diefer Ausichüffe ift für jede Seffion des Bundes: 
ratbes reſp. mit jedem Jahre zu erneuern, wobei die ausfcheidenden Mit: 
alieder wieder wählbar find. 

Außerdem wird im Bundesrathe aus den Bevollmächtigten der König: 
reihe Bayern, Sachſen und Württemberg und zwei, vom Bundedrathe all: 
jabrlich zu wählenden Bevollmächtigten anderer Bundesftaaten ein Ausſchuß 
fir die auswärtigen Angelegenheiten gebildet, in welchem Bayern den Vor: 
ſitz führt. 

Den Ausichüffen werden die zu ihren Arbeiten nöthigen Beamten zur 
Verfügung geftellt. 

Artikel 9. 

Jedes Mitglied des Bundesrathes hat das Necht, im Neichötage zu er: 
ſcheinen und muß daſelbſt auf Verlangen jederzeit gehört werden, um Die 
Anfichten feiner Regierung zu vertreten, auch dan, wenn diejelben von der 
Majorität des Bundesrathes nicht adoptirt worden find. Niemand Tann 
aleichzeitig Mitglied des Bundesrathes und des Reichstages fein. 


Artifel 10. 


Dem Kaijer liegt es ob, den Mitgliedern des Bundesrathed den üblichen 
diplomatijchen Schuß zu gewähren. 


IV. Bräjfidium. 
Artikel 11. 

Das Präfidium des Bundes fteht dem Könige von Preußen zu, welcher 
den Namen Deutſcher Kaifer führt. Der Kaifer hat das Neich vwölfer 
rechtlich zu vertreten, im Namen ded Reichs Krieg zu erklären und Frieden 
zu ſchließen, Bündniffe und andere Verträge mit fremden Staaten einzugehen, 
Geſandte zu beglaubigen und zu empfangen. 

Zur Erklärung ded Krieges im Namen des NeichE ift die Zuftimmung 
des Bundesrath3 erforderlich, eö fei denn, daß ein Angriff auf das Bundes— 
gebiet oder deſſen Küften erfolgt. 

Injoweit die Verträge mit fremden Staaten ſich auf ſolche Gegenstände 
beziehen, welche nad) Artikel 4 in den Bereich der Reichögefeßgebung gehören, 
int zu ihrem Abſchluß die Zuftimmung des Bundesrathes und zu ihrer 
Gültigkeit die Genehmigung des Reichstages erforderlich. 


Artikel 12. 
Dem Kaijer fteht es zu, den Bundesrath und den Reichstag zu berufen, 
zu eröffnen, zu vertagen und zu ſchließen. 
Artikel 13. 
Die Berufung ded Bundesrathes und des Reichstages findet alljährlich 
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ftatt und kann der Bundesrat zur Vorbereitung der Arbeiten ohne den 
Reichötag, letzterer aber nicht ohne den Wundesratly berufen werden. 


Artikel 14. 


Die Berufung des Bundedrathes muß erfolgen, jobald fie von einem 
Drittel der Stimmenzahl verlangt wird. 


Artikel 15. 


Der Borfit im Bundesrathe und die Leitung der Gejchäfte fteht dem 
Reichskanzler zu, welcher vom Kaiſer zu ernennen ilt. 

Der Reichöfanzler kann fidy durch jedes andere Mitglied des Bundes- 
rathed vermöge jchriftlicher Subftitution vertreten laffen. 


Artifel 16. 


Die erforderlichen Vorlagen werden nach Mafgabe der Beichlüffe des 
Bundeörathed im Namen des Kaiferd an den Neichstag gebracht, wo fie 
durd Mitglieder des Bundesrathes oder durch bejondere von leßterem zu er: 
nennende Kommiffarien vertreten werden. 


Artikel 17. 


Dem Kaifer fteht die Ausfertigung und Verkündigung der Reichsgeſetze 
und die Ueberwachung der Ausführung derjelben zu. Die Anordnungen und 
Verfügungen des Kaifers werden im Namen ded Neiches erlaffen und be- 
dürfen zu ihrer Gültigkeit der Gegenzeichnung des Reichskanzlers, welcher 
dadurch die Verantwortlicyfeit übernimmt. 


Artikel 18. 


Der Kaiſer ernennt die Neichöbeamten, läßt diejelben für das Neid) 
vereidigen und verfügt erforderlichen Falles deren Entlafjung. 

Den zu einem Reichdamte berufenen Beamten eines Bundeöftaates ftehen, 
jofern nicht vor ihrem Cintritt in den Neichsdienit im Wege der Reichs— 
gejeßgebung etwas Anderes beftimmt ift, dem Reiche gegenüber diejenigen 
Rechte zu, welche ihnen in ihrem Heimathslande aus ihrer dienftlichen Stel- 
lung zugeitanden hatten. 

Artifel 19. 

Wenn Bundeöglieder ihre verfaſſungsmäßigen Bundespflichten nicht ex- 
füllen, können fie dazu im Wege der Exekution angehalten werden. Dieje 
Grefution ift vom Bundesrathe zu beſchließen und vom Kaifer zu vollftreden. 


V. Reichstag. 
Artifel 20. 


Der Reichötag geht aus allgemeinen und direkten Wahlen mit geheimer 
Abftimmung hervor. 
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Bis zu der gejeßlichen Regelung, weldye im $ 5 des Wahlgeſetzes vom 
31. Mai 1869 (Bundesgefebbl. 1869, ©. 145) vorbehalten ift, werden in 
Bayern 48, in Württemberg 17, in Baden 14, in Helfen ſüdlich des Main 
6 Abgeordnete gewählt, und betrigt demnach die Gejammtzahl der Ab: 
geordneten 382. 


Artikel 21. 


Beamte bedürfen feines Urlaubs zum Gintritt in den NReichätag. 

Wenn ein Mitglied deö Reichstages ein bejoldeted Reichsamt oder in 
einem Bundesftaat ein bejoldeted Staatsamt annimmt oder im Reichs- oder 
Staatödienfte in ein Amt eintritt, mit welchem ein ‘höherer Rang oder ein 
höheres Gehalt verbunden it, jo verliert es Sit und Stimme in dem 
Reichstag und kann feine Stelle in demjelben nur durch neue Wahl wieder 
erlangen. 


Artifel 22. 


Die Verhandlungen ded Reichstages find öffentlich. 
MWahrheitögetreue Berichte über Verhandlungen in den öffentlichen 
Sigungen des Reichstages bleiben von der Verantwortlichkeit frei. 


Artikel 23. 

Der Neichötag hat das Recht, innerhalb der Kompetenz des Reichs 
Geſetze vorzuichlagen und an ihn gerichtete Petitionen dem Bundesrathe reſp. 
Reichöfanzler zu überweijen. 

Artikel 24. 

Die Legislaturperiode des Neichdtages dauert drei Jahre. Zur Auf- 
löfung des Reichstages während derjelben ift ein Beſchluß des Bundesrathes 
unter Zuftimmung des Kaijerd erforderlid). 

Artikel 25. 


Im Falle der Auflöfung des Neichätaged müſſen innerhalb eines Zeit: 
raumes von 60 Tagen nad) derjelben die Wähler und innerhalb eines 
Zeitraumes von 90 Tagen nady der Auflöjung der Reichstag verjammelt 
werden. 


Artikel 26. 


Ohne Zuftimmung des Reichstoges darf die Bertagung defjelben die 
Friit von 30 Tagen nicht überfteigen und während derjelben Seſſion nicht 
wiederholt werden. 

Artikel 27. 
Der Reichstag prüft die Legitimation feiner Mitglieder und enticheidet 
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darüber. Er regelt ſeinen Geſchäftsgang und ſeine Disziplin durch eine Ge— 
ſchäfts-Ordnung und erwählt ſeinen Präſidenten, ſeine Vizepräſidenten und 


Schriftführer. 
Artikel 28. 


Der Reichstag beſchließt nach abſoluter Stimmenmehrheit. Zur Gültig— 
keit der Beſchlußfaſſung iſt die Anweſenheit der Mehrheit der geſetzlichen 
Anzahl der Mitglieder erforderlich. 

Bei der Beſchlußfaſſung über eine Angelegenheit, welche nach den Be— 
ſtimmungen dieſer Verfaſſung nicht dem ganzen Reiche gemeinſchaftlich iſt, 
werden die Stimmen nur derjenigen Mitglieder gezählt, die in Bundesſtaaten 
gewählt ſind, welchen die Angelegenheit gemeinſchaftlich iſt. 


Artikel 29. 


Die Mitglieder des Reichstages ſind Vertreter des geſammten Volkes 
und an Aufträge und Inſtruktionen nicht gebunden. 


Artikel 30. 


Kein Mitglied des Reichstages darf zu irgend einer Zeit wegen ſeiner 
Abſtimmung oder wegen der in Ausübung ſeines Berufes gethanen Aeuße— 
rungen gerichtlich oder disziplinariſch verfolgt oder ſonſt außerhalb der Ver— 
ſammlung zur Verantwortung gezogen werden. 


Artikel 31. 


Ohne Genehmigung des Reichstages kann kein Mitglied deſſelben wäh— 
rend der Sitzungsperiode wegen einer mit Strafe bedrohten Handlung zur 
Unterſuchung gezogen oder verhaftet werden, außer wenn es bei Ausübung 
der That oder im Laufe des nächſtfolgenden Tages ergriffen wird. 

Gleiche Genehmigung iſt bei einer Verhaftung wegen Schulden er— 
forderlich. 

Auf Verlangen des Reichstages wird jedes Strafverfahren gegen ein 
Mitglied deſſelben und jede Unterſuchungs- oder Civilhaft für die Dauer der 
Situngäperiode aufgehoben. 


Artikel 32. 
Die Mitglieder des Neichötages dürfen als folche Feine Bejoldung oder 
Entſchãdigung beziehen. 
VI Zoll- und Handelsweſen. 
Artikel 33. 


Deutjchland bildet ein Zolle und Handelögebiet, umgeben von gemein- 
ichaftlicher Zollgrenze. Ausgefchloffen bleiben die wegen ihrer Lage zur Ein— 
ſchließung in die Zollgrenze nicht geeigneten einzelnen Gebietötheile. 
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Alle Gegenſtände, welche im freien Verkehr eines Bundesſtaates befind- 
lich find, können in jeden anderen Bundesſtaat eingeführt und dürfen in 
leßterem einer Abgabe nur inſoweit unterworfen werden, ala dajelbit gleich- 
artige inländijche Erzeugniffe einer inneren Steuer unterliegen. 


Artikel 34. 


Die Hanjeftädte Bremen und Hamburg mit einem dem Zweck ent: 
vrechenden Bezirke ihred oder des umliegenden Gebietes bleiben als Freis 
hüten außerhalb der gemeinjchaftlichen Zollgrenze, big fie ihren Einſchluß in 
dieſelbe beantragen. 


Artikel 35. 


Das Reich ausſchließlich hat die Geſetzgebung über das geſammte Zoll- 
wejen, über die Beltenerung des im Bundesgebiete gewonnenen Salzes und 
Tabads, bereiteten Branntweind und Biere und aus Rüben oder anderen 
inländijchen Erzeugniſſen dargeftellten Zuderd und Syrups, über den gegen- 
feitigen Schuß der in den einzelnen Bundeöftaaten erhobenen Verbrauchs— 
abgaben gegen Hinterziehungen, jowie über die Mafregeln, welche in den Zoll: 
ausſchlüſſen zur Sicherung der gemeinſamen Zollgrenze erforderlich find. 

In Bayern, Württemberg und Baden bleibt die Beftenerung des inlän- 
diichen Branntweind und Biere der Landesgejeßgebung vorbehalten. Die 
Bundesitaaten werden jedoch ihr Beftreben darauf richten, eine Uebereinftimmung 
der Gejebgebung über die Beltenerung auch dieſer Gegenftände berbeizu- 
führen. 


Artikel 36. 


Die Erhebung und Berwaltung der Zölle und Verbrauchsſteuern (Art. 35) 
bleibt jedem Bundesſtaate, joweit derjelbe fie bisher ausgeübt hat, innerhalb 
jeines Gebietes überlafien. 

Der Kaijer überwacht die Einhaltung des gejelichen Verfahrens durch 
Reichöbeamte, welche er den Zoll- oder Steuerämtern und den Directivbehörden 
der einzelnen Staaten, nach Vernehmung des Ausichuffes des Bundesrathes 
für Zoll und Steuerwejen, beiordnet. 

Die von diejen Beamten über Mängel bei der Ausführung der gemein- 
Ichaftlichen Gejeßgebung (Art. 35) gemachten Anzeigen werden dem Bunded- 
rathe zur Beſchlußnahme vorgelegt. 

Artikel 37. 

Bei der Beichlußnahme über die zur Ausführung der gemeinfchaftlichen 
Gejehgebung (Art. 35) dienenden Verwaltungsvorjchriften und Einrichtungen, 
giebt die Stimme des Präfidiums alddann den Ausichlag, wenn fie ſich für 
Aufrechterhaltung der beitehenden Vorſchrift oder Einrichtung ausſpricht. 
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Artifel 38. 


Der Ertrag der Zölle und der anderen im Artikel 35 bezeichneten 
Abgaben, letterer joweit fie der Neichögefeßgebung unterliegen, fließt in die 
Reichskaſſe. 

Dieſer Ertrag beſteht aus der geſammten von den Zöllen und den 
übrigen Abgaben aufgekommenen Einnahme nach Abzug: 

1) der auf Geſetzen oder allgemeinen Verwaltungsvorſchriften beruhen— 

den Steuervergütungen und Ermäßigungen, 

2) der Rückerſtattungen für unrichtige Erhebungen, 

3) der Erhebungs- und Verwaltungskoſten, und zwar: 

a) bei den Zöllen der Koſten, welche an den gegen das Ausland 
gelegenen Grenzen und in dem Grenzbezirfe für den Schuß und 
die Erhebung der Zolle erforderlich find, 

b) bei der Salziteuer der Koften, weldye zur Bejoldung der mit 
Erhebung und Kontrolirung diefer Steuer auf den Salzwerfen 
beauftragten Beamten aufgewendet werden, 

c) bei der Nübenzuderjteuer und Tabaditeuer der Vergütung, welche 
nad) den jeweiligen Beichlüffen des Bundesrathed den einzelnen 
Bundesregierungen für die Koften der Verwaltung diejer Steuern 
zu gewähren iſt, 

d) bei den übrigen Steuern mit funfzehn Prozent der Geſammt— 
einnahme. 

Die außerhalb der gemeinjchaftlichen Zollgrenze liegenden Gebiete tragen 
zu den Ausgaben des Reichs durdy Zahlung eines Averſums bei. 

Bayern, Württemberg und Baden haben an dem in die Neidhsfaffe 
fließenden Ertrage der Steuern von Branntwein und Bier und an dem 
diejem Grtrage entiprechenden Theile deö vorjtehend erwähnten Averjums 
feinen Theil. 


Artifel 39. 


Die von den Grhebungäbehörden der Bundeäftaaten nach Ablauf eines 
jeden BVierteljahres aufzuitellenden Duartal-Srtrafte und die nach dem Jahres— 
und Bücherjchluffe aufzuftellenden Finalabjchlüffe über die im Laufe des 
Bierteljahres beziehungsweiſe während des Rechnungsjahres fällig gewordenen 
Ginnahmen an Zöllen und nach Artifel 38 zur Reichskaſſe fließenden Ver— 
brauchsabgaben werden von den Direftivbehörden der Bundesftaaten, nad) 
vorangegangener Prüfung, in Hauptüberfichten zujammengeitellt, in welchen jede 
Abgabe gejondert nachzumeijen it, und. es werden dieje Ueberlichten an den 
Ausſchuß ded Bundesrathes für das Rechnungsweſen eingejandt. 

Der letztere ftellt auf Grund diejer Ueberfichten von drei zu drei Mo— 
naten den von der Kaffe jedeö Bundesftaates der Reichskaſſe jchuldigen Betrag 
vorläufig feſt und jetzt von dieſer Feititellung den Bundesrath und die Bun- 
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köftaaten in Kenntniß, legt aud) alljährlicy die ſchließliche Feſtſtellung jener 
Beträge mit feinen Bemerkungen den Bundesrathe vor. Der Bundesrath 
beichliet über dieje Feftftellung. 


Artikel 40. 


Die Beitimmungen in dem Zollvereinigungsvertrage vom 8. Juli 1867 
bletben in Kraft, joweit fie nicht durch die Vorjchriften diefer Verfaffung ab: 
geändert find und jo lange fie nicht auf dem im Artikel 7, beziehungsweiſe 78 
bezeichneten Wege abgeändert werden, 


VO. Eiſenbahnweſen. 


Artikel 41. 


Gijenbahnen, welche im Intereſſe der Vertheidigung Deutſchlands oder 
im Intereſſe des gemeinfamen Verkehrs für nothwendig erachtet werden, 
fönnen kraft eined Reichsgeſetzes auch gegen den Widerſpruch der Bundes: 
glieder, deren Gebiet die Eijenbahnen durchichneiden, unbeichadet der Landes— 
bebeitärechte, für Rechnung des Neichd angelegt oder an Privatunternehmer 
zur Ausführung fonzejfionirt und mit dem Erpropriationärechte auögeftattet 
werden. 

Iede beitehende Gijenbahnverwaltung iſt verpflichtet, fich den Anſchluß 
neu angelegter Eiſenbahnen auf Koften der letteren gefallen zu laffen. 

Die geſetzlichen Beltimmungen, welche beitehenden Eijenbahn-Unter: 
nebmungen ein Widerſpruchsrecht gegen die Anlegung von Parallele oder 
Konkurrenzbahnen einräumen, werden, ımbejchadet bereitd erworbener Rechte, 
für das ganze Reich hierdurch aufgehoben. Ein ſolches Widerſpruchsrecht 
farm auch in den fünftig zu ertheilenden Konzeſſionen nidyt weiter verliehen 
werden. 


Artikel 42. 


Die Bundesregierungen verpflichten fich, die Deutichen Eijenbahnen im 
Intereffe des allgemeinen Verkehrs wie ein einheitliches Net verwalten und 
zu diefem Behuf audy die neu herzuftellenden Bahnen nady einheitlichen 
Normen anlegen und ausrüften zu laffen. 


Artikel 43. 


Es jollen demgemäß in thunlichiter Beſchleunigung übereinftimmende 
Betriebseinrichtungen getroffen, inöbejondere gleiche Bahnpolizei-Reglements 
eingeführt werden. Das Neich hat dafür Sorge zu tragen, dat die Eiſen— 
bahnverwaltungen die Bahnen jederzeit in einem die nöthige Sicherheit ge— 
währenden baulichen Zuftande erhalten und diefelben mit Betriebsmaterial jo 
ausrũſten, wie das Verkehrsbedürfniß es erheijcht. 
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Artifel 44. 


Die Eiſenbahnverwaltungen find verpflichtet, die für den durchgehenden 
Verfehr und zur Heritellung in einander greifender Rahrpläne nötbigen 
Perfonenzüge mit entiprechender Fahrgejchwindigfeit, desgleichen die zur Be— 
wältigung des Güterverfehrd nöthigen Güterzüge einzuführen, auch direfte 
(Frpeditionen im Perſonen- und Güterverkehr, unter Geftattung des Leber: 
ganges der Transportmittel von einer Bahn auf die andere, gegen die übliche 
Vergütung einzurichten. 


Artikel 45. 


Dem Reiche fteht die Kontrole über das Tarifwejen zu. Dafjelbe wird 

namentlich dahin wirken: 

1) daß baldigft auf allen Deutjchen Eiſenbahnen übereinftimmende Be- 
trieböreglements eingeführt werden; 

2) daß die möglidyite Gleichmäßigfeit und Herabſetzung der Tarife 
erzielt, insbeſondere, daß bei größeren Entfernungen für den Trans- 
port von Kohlen, Koaks, Holz, Erzen, Steinen, Salz, Nobeijen, 
Diüngungsmitteln und ähnlichen Gegenftänden ein dem Bedürfniß 
der Landwirtbichaft und Induftrie entiprechender ermäßigter Tarif, 
und zwar zunächit thunlichit der Ginpfennig-Tarif eingeführt werde. 


Artikel 46. 


Bei eintretenden Nothſtänden, inöbejondere bei ungewöhnlicher Theuerung 
der Lebensmittel, find die Fifenbahnverwaltungen verpflichtet, für den Trans: 
port, namentlich von Getreide, Mebl, Hüljenfrüchten und Kartoffeln, zeitweije 
einen dem Bedürfniß entiprechenden, von dem Kaiſer auf Vorichlag des 
betreffenden Bundesraths-Ausichuffes feftzuftellenden, niedrigen Spezialtarif 
einzuführen, welcher jedoch nicht unter den niedrigften auf der betreffenden 
Bahn für Rohprodufte geltenden Sat berabgehen darf. 

Die vorftehend, ſowie die in den Artikeln 42 bis 45 getroffenen Be- 
ftimmungen find auf Bayern nicht anwendbar. 

Dem Reiche fteht jedoch audy Bayern gegenüber das Recht zu, im Wege 
der Gejeßgebung einheitliche Normen -für die Konftruftion und Ausrüftung 
der für die Landesvertheidigung wichtigen Eiſenbahnen aufzuftellen. 


Artikel 47. 


Anforderungen der Behörden des Reichs in Betreff der Benußung der 
Gijenbahnen zum Zwed der Vertheidigung Deutjchlands haben ſämmtliche 
Gijenbahnverwaltungen unweigerlich Folge zu leiften. Insbeſondere ilt das 
Militär und alles Kriegsmaterial zu gleicyen ermäßigten Sätzen zu befördern. 
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VII. Poſt- und Telegraphenwejen. 


Artikel 48. 


Das Poſtweſen und das Zelegraphenwejen werden für das gejammte 
Gebiet des Deutſchen Reichs als einheitliche Stantöverfehrs-Anftalten einge: 
vichtet und verwaltet. 

Die im Artikel 4 vorgefehene Gejetgebung des Reiche in Poſt- und 
Telegrapben-Angelegenheiten erſtreckt fi) nicht auf diejenigen Gegenftände, 
deren Regelung nach den in der Norddeutichen Poſt- und Telegraphen-Ber- 
waltung maßgebend gemejenen Grundjäßen der reglementarijchen Feſtſetzung 
eder adminiftrativen Anordnung überlaſſen ift. 


Artifel 49. 


Die Einnahmen des Poſt- und Telegraphenwejens find für das ganze 
Reich gemeinjchaftli. Die Ausgaben werden aus den gemeinjchaftlicyen 
Einnahmen beftritten. Die Ueberſchüſſe fließen in die Reichskaſſe (Ab— 
ſchnitt XII). 

Artifel 50. 

Dem Kaijer gehört die obere Leitung der Poſt- und ZTelegraphenver- 
waltung an. Die von ihm beitellten Behörden haben die Pflicht und das 
Necht, dafür zu jorgen, daß Einheit in der Organijation der Verwaltung und 
im Betriebe deö Dienites, jowie in der Qualifikation der Beamten bergeitellt 
und erhalten wird. 

Dem Kaijer jteht der Erlaß der reglementarijchen Feitjeßungen und 
allgemeinen adminiftrativen Anordnungen jowie die ausichliegliche Wahrneh- 
mung der Beziehungen zu anderen Poſt- und Telegraphenverwaltungen zu. 

Sämmtliche Beamte der Poſt- und Telegraphenverwaltung find ver: 
pflichtet, den Kaijerlichen Anordnungen Folge zu leiften. Dieje Verpflichtung 
iſt in den Dieniteid aufzunehmen. 

Die Anitellung der bei den Berwaltungsbehörden der Bolt und Tele 
grapbie in den verjdyiedenen Bezirken erforderlichen oberen Beamten (5. B. 
der Direktoren, Räthe, ObersInjpeftoren), ferner die Anftellung der zur 
Wahrnehmung des Auffichtö- u. j. w. Dienftes in den einzelnen Bezirken 
als Drgane der erwähnten Behörden fungirenden Bolt: und Telegraphen- 
beamten (3.B. Injpeftoren, Kontroleure) geht für das ganze Gebiet deö Deutjchen 
Reichs vom Kaiſer aus, weldyem dieje Beamten den Dienfteid leiften. Den 
einzelnen Landesregierungen wird von den in Rede ftehenden Ernennungen, 
ſeweit diejelben ihre Gebiete betreffen, Behufs der landesherrlichen Beltätigung 
und Publifation rechtzeitig Mittheilung gemacht werden. 

Die anderen bei den WBerwaltungsbehörden der Poſt und Telegraphie 
erforderlichen Beamten, jowie alle für den lokalen und techniſchen Betrieb be- 
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ſtimmten, mithin bei den eigentlichen Betriebsſtellen fungirenden Beamten u. ſ. w. 
werden von den betreffenden Zandeöregierungen angeltellt. 

Wo eine jelbititändige Landespoft- rejp. Telegraphenverwaltung nicht be- 
jteht, entjcheiden die Beftimmungen der bejonderen Verträge. 

Artikel 51. 

Bei Ueberweiſung des Ueberjchuffes der Poftverwaltung für allgemeine 
Reichszwecke (Art. 49) joll, in Betradyt der bisherigen Werjchiedenheit der 
von den Landeö-Poitverwaltungen der einzelnen Gebiete erzielten Reinein— 
nahmen, zum Zwede einer entiprechenden Ausgleichung während der unten 
feitgejeßten Uebergangszeit folgendes Verfahren beobachtet werden. 

Aus den Poftüberichüffen, welche in den einzelnen Poitbezirfen während 
der fünf Jahre 1861 bis 1865 aufgefommen find, wird ein durchſchnittlicher 
Jahresüberſchuß berechnet, und der Antbeil, welchen jeder einzelne Poſtbezirk 
an dem für dad gejammte Gebiet des Reichs ſich darnach beransitellenden 
Poftüberjchuffe gehabt hat, nach Prozenten feitgeitellt. 

Nach Maßgabe des auf diefe Weiſe feitgeitellten Verhältniſſes werden 
den einzelnen Staaten während der auf ihren Eintritt in die Reichs-Poſtver— 
waltung folgenden acht Iahre die fich für fie aus den im Neiche auffom- 
menden Boltüberjchüffen ergebenden Tuoten auf ihre jonftigen Beiträge zu 
Reichszwecken zu Gute gerechnet. 

Nach Ablauf der acht Jahre hört jene Unterjcheidung auf und fließen 
die Boftüberjchüffe in ungetheilter Aufrechnung nad) dem im Artikel 49 ent: 
haltenen Grundjat der Reichskaſſe zu. 

Bon der während der vorgedachten acht Jahre für die Hanjeftädte ſich 
herausftellenden Duote des Poſtüberſchuſſes wird alljährlich vorweg die Hälfte 
dem Kaijer zur Diöpofition geitellt zu dem Zwede, daraus zunächit die 
Koften für die Heritellung normaler Pojteinrichtungen in den Hanjeftädten 
zu beitreiten. 


Artikel 52. 


Die Beitimmungen in den vorstehenden Artifeln 48 bis 51 finden auf 
Bayern und Württemberg feine Anwendung. An ihrer Stelle gelten für 
beide Bundesftaaten folgende Beitimmungen. 

Dem Reiche ausjchließlich ſteht die Gejeßgebung über die Vorrechte 
der Poſt und Telegraphie, über die rechtlichen Verhältniſſe beider Anftalten 
zum Bublitum, über die Portofreibeiten und das Poſttarweſen, jedoch aus- 
Ichließlich der reglementarifchen und Zarif-Beltimmungen für den internen Ver— 
fehr innerhalb Bayerns, beziehungsweije Württembergs, jowie, unter gleicher 
Beichränfung, die Feititellung der Gebühren für die telegraphiſche Korreſpon— 
denz zu. 

Ebenſo ſteht dem Neiche die Negelung des Poſt- und Telegrapbenver- 
fehrd mit dem Auslande zu, ausgenommen den eigenen unmittelbaren Verkehr 
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Bayerns, beziehungsweiſe Württembergs mit ſeinen dem Reiche nicht ange— 
hörenden Nachbarftaaten, wegen deſſen Regelung es bei der Beſtimmung im 
Artikel 49 des Poſtvertrages vom 23. November 1867 bewendet. 

An den zur Neichöfaffe fließenden Einnahmen des Poſt- und Telegraphen- 
weiens haben Bayern und Württemberg feinen Theil. 


IX. Marine und Schifffahrt. 


Artikel 53. 


Die Kriegsmarine des Reichs iſt eine einheitliche unter dem Oberbefehl 
des Katlerd. Die Drganifation und Zujammenjegung derjelben liegt dem 
Kaifer ob, weldyer die Offiziere und Beamten der Marine ernennt, und für 
welchen diejelben nebit den Mannjchaften eidlich in Pflicht zu nehmen find. 

Der Kieler Hafen und der Iadehafen find Reichskriegshäfen. 

Der zur Gründung und Erhaltung der Kriegsflotte und der damit zu- 
kummenbängenden Anstalten erforderliche Aufwand wird aus der Reichöfafie 
beitritten. 

Die gefammte ſeemänniſche Bevölkerung des Neichs, einſchließlich des 
Majchinenperjonald und der Schiffshandwerfer, it vom Dienfte im Landheere 
befreit, Dagegen zum Dienſte in der Kaiferlichen Marine verpflichtet. 

Die Bertheilung des Erſatzbedarfes findet nad) Mafgabe der vorhandenen 
jeemänniichen Bevölferung jtatt, und die hiernach von jedem Staate geitellte 
Quote kommt auf die Geftellung zum Landheere in Abrechnung. 


Artikel 54. 


Die Kauffahrteiichiffe aller Bundesftaaten bilden eine einheitliche Handels- 
marine. 

Das Neid hat das Verfahren zur Grmittelung der Ladungsfähigfeit 
der Seejchiffe zu beitimmen, die Ausitellung der Mehbriefe, jowie der Schiffs— 
certififate zu regeln und die Bedingungen feitzuitellen, von welchen die Er: 
laubnit; zur Führung eines Seejchiffes abhängig it. 

In den Seehäfen und auf allen natürlicyen und künitlichen Waller: 
tragen der einzelnen Bundesitaaten werden die Kauffahrteiichiffe ſämmtlicher 
Bundesttaaten gleihmäßig zugelaffen und behandelt. Die Abgaben, welche 
in den Seehäfen von den Seeſchiffen oder deren Ladungen für die Be— 
mugung der Schifffahrtsanftalten erhoben werden, dürfen die zur Unterhaltung 
und gewöhnlichen Herftellung diejer Anftalten erforderlichen Koften nicht 
überiteigen. 

Auf allen natürlichen Waſſerſtraßen dürfen Abgaben nur für die Be- 
unkung bejenderer Anftalten, die zur Grleichterung des Verkehrs beſtimmt 
find, erhoben werden. Dieje Abgaben, jowie die Abgaben für die Befahrung 
jelcher künftlichen Wafferitraßen, weldye Staatdeigenthbum find, dürfen die zur 
Unterhaltung und gewöhnlichen Heritellung der Anftalten und Anlagen erforder- 
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lichen Koſten nicht überſteigen. Auf die Flößerei finden dieſe Beſtimmungen 
inſoweit Anwendung, als dieſelbe auf ſchiffbaren Waſſerſtraßen betrieben 
wird. 

Auf fremde Schiffe oder deren Ladungen andere oder höhere Abgaben 
zu legen, ald von den Schiffen der Bundesftaaten oder deren Ladungen zu 
entrichten find, jteht feinem Einzelftaate, jondern nur dem Reiche zu. 


Artikel 55. 
Die Flagge der Kriegs- und Handeldmarine ift ſchwarz-weiß-roth. 


X. Konjulatwejen. 


Artifel 56. 


Das gejammte Konjulatwejen des Deutjchen Reichs fteht unter der Auf: 
ficht ded Kaiſers, welcher die Konfuln, nad) Vernehmung des Ausſchuſſes 
des Bundesrathes für Handel und Verkehr, anftellt. 

In dem Amtsbezirk der Deutichen Konjuln dürfen neue Landesfonfulate 
nicht errichtet werden. Die Deutſchen Konjuln üben für die in ihrem Bezirk 
nicht vertretenen Bundesſtaaten die Funktionen eines Landeskonſuls aus. 
Die jämntlichen beftehenden Landesfonjulate werden aufgehoben, jobald die 
Drganifation der Deutichen Konfulate dergeftalt vollendet ift, daß die Ver: 
tretung der Einzelinterejjen aller Bundesitaaten als durd) die Deutjchen Kon: 
julate gefichert von dem Bundesrathe anerkannt wird. 


- XI Reichskriegsweſen. 
Artikel 57. 


Ieder Deutſche iſt wehrpflichtig und kann fid) in Ausübung diejer 
Pflicht nicht vertreten laffen. 


Artikel 58. 


Die Koften und Laften des geſammten Kriegsweſens des Reichs find 
von allen Bundeöftaaten und ihren Angehörigen gleichmäßig zu tragen, jo 
daß weder Bevorzugungen, noch Prägravationen einzelner Staaten oder 
Klaffen grundſätzlich zuläffig find. Wo die gleiche Bertheilung der Laſten fid) 
in natura nicht beritellen läßt, ohne die öffentliche Wohlfahrt zu jchädigen, 
ift die Ausgleihung nad) den Grundjäßen der Gerechtigkeit im Wege der 
Geſetzgebung fejtzuitellen. 


Vrtifel 59, 


Ieder wehrfähige Deutjche gehört fieben Sabre lang, in der Regel vom 
vollendeten 20. bis zum beginnenden 28. Zebensjahre, dem jtehenden Heere — 
und zwar die eriten drei Sabre bei den Fahnen, die letzten vier Jahre in der 
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Rejerve — und die folgenden fünf Lebensjahre der Landwehr an. In 
denjenigen Bundesitaaten, in denen biöher eine längere ald zwölfjährige Ge- 
\ummtdienftzeit geſetzlich war, findet die allmälige Herabjegung der Verpflichtung 
nur in dem Maafe ftatt, ald dicd die Rückſicht auf die Kriegsbereitichaft des 
Reichöheeres zuläßt. 

In Bezug auf die Auswanderung der Nejerviiten follen lediglich die— 
jenigen Beitimmungen maßgebend fein, welche für die Auswanderung ber 
Zandwehrmänner gelten. 


Artikel 60. 


Die Friedend-Präjenzitärfe des Deutjchen Heeres wird bis zum 31. Dezbr. 
1871 auf Ein Prozent der Benölferung von 1867 normirt, und wird 
pro rata derjelben von den einzelnen Bundesſtaaten geftellt. Für die 
Ipätere Zeit wird die Friedens-Präfenzitärfe des Heeres im Wege der Reichs— 
geſetzgebung feitgeftellt. 


Artikel 61. 


Nach Publikation diefer Verfaſſung ift in dem ganzen Reiche die ge- 
ſammte Preufifche Militairgeſetzgebung ungeſäumt einzuführen, ſowohl die 
Geſetze ſelbſt, als die zu ihrer Ausführung, Erläuterung oder Ergänzung 
erlaffenen Reglements, Inſtruktionen und Reſcripte, namentlich alſo das 
Mititair⸗Strafgeſetzbuch vom 3. April 1845, die Militair-Strafgerichtsordnung 
vom 3. April 1845, die Verordnung über die Ehrengerichte vom 20. Iuli 
1843, die Beitimmungen über Aushebung, Dienitzeit, Servis- und Ver: 
pflegungsweſen, Einquartirung, Erſatz von Flurbeſchädigungen, Mobilmachung 
u. ſ. w. für Krieg und Frieden. Die Militair-Kirchenordnung iſt jedoch 
ausgeſchloſſen. 

Nach gleichmäßiger Durchführung der Kriegsorganiſation des Deutſchen 
Heeres wird ein umfaſſendes Reichs-Militairgeſetz dem Reichstage und dem 
Bundesrathe zur verfaſſungsmäßigen Beſchlußfaſſung vorgelegt werden. 


Artikel 62. 


Zur Beſtreitung des Aufwandes für das geſammte Deutſche Heer und 
die zu demſelben gehörigen Einrichtungen ſind bis zum 31. December 1871 
dem Kaiſer jährlich ſovielmal 225 Thaler, in Worten zweihundert fünf und 
zwanzig Thaler, als die Kopfzahl der Friedensſtärke des Heeres nad) Artikel 60 
beträgt, zur Verfügung zu ſtellen. Vergl. Abſchn. XL. 

Nach dem 31. Dezember 1871 müfjen diefe Beiträge von den einzelnen 
Staaten des Bundes zur Reichskaſſe fortgezahlt werden. Zur Berechnung 
derielben wird die im Artikel 60 interimiſtiſch feitgeftellte Friedens-Präjenz- 
ftärfe jo lange feftgehalten, bis fie durch ein Reichsgeſetz abgeändert ift. 

Die Verausgabung diefer Summe für das gejammte Neichäheer und 
defien Einrichtungen wird durch das Etatsgeſetz feitgeitellt. - 


Materialien III. 2 
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Bei der Feititellung des Militär-Ausgabe-Etats wird die auf Grund: 
lage dieſer Verfaſſung geſetzlich Feititchende Organijation des Neichäheeres zu 
Grunde gelegt. 


Artifel 63. 


Die gefammte Landmacht des Neichd wird ein einheitliches Heer bilden, 
weldyes in Krieg und Frieden unter dem Befehle des Kaifers ſteht. 

Die Regimenter x. führen fortlaufende Nummern durch das ganze 
Deutjche Heer. Für die Befleidung find die Grundfarben und der Schnitt 
der Königlich) Preußiichen Armee mahgebend. Dem betreffenden Kontin- 
gentsheren bleibt es überlaffen, die äußeren Abzeichen (Kofarden x.) zu be 
ftimmen. 

Der Kaiſer hat die Pflicht und das Recht, dafür Sorge zu tragen, daß 
innerhalb des Deutjcyen Heeres alle Truppentheile vollzählig und friegs- 
tüchtig vorhanden find und daß Einheit in der Organijation und Formation, 
in Bewaffnung und Kommando, in der Ausbildung der Mannjchaften, jo- 
wie in der Dualififation der Offiziere bergeitellt und erbalten wird. Zu die— 
jem Behufe it der Katjer berechtigt, ſich jederzeit durch Inſpektionen von 
der Verfaſſung der einzelnen Kontingente zu überzeugen und die Abitellung 
der dabei vorgefurtdenen Mängel anzuordnen. 

Der Kaijer beitimmt den Präjenzitand, die Gliederung und Fintheilung 
der Kontingente ded Neichäheeres, jowie die Organilation der Yandiwehr, und 
hat das Recht, innerhalb des Bundesgebietes die Garnifonen zu beitimmen, 
jowie die friegäbereite Aufitellung eines jeden Theils des Neichsheeres an— 
zuordnen. 

Behufs Erhaltung der umentbehrlichen Einheit in der Adminiftration, 
Verpflegung, Bewaffnung und Ausrüftung aller Truppentheile des Deutfchen 
Heeres find die bezüglichen fünftig ergebenden Anordnungen für die Preußi— 
ſche Armee den Kommandeuren der übrigen Kontingente, durdy den Artikel 8 
Nr. 1 bezeichneten Ausſchuß für das Landheer und die Feitungen, zur Nach— 
achtung in geeigneter Weije mitzutheilen. 


Artikel 64. 


Alle Deutiche Truppen find verpflichtet, den Befehlen des Kaiſers um- 
bedingte Folge zu leiſten. Dieje Verpflichtung ift in den Fahneneid auf- 
zunehmen. 

Der Höchſtkommandirende eines Kontingents, ſowie alle Dffiziere, 
welche Zruppen mehr ald eined Kontingents befehligen, und alle Feſtungs— 
fommandanten werden von dem Kaiſer emannt. Die von demſelben er- 
nannten Dffiziere leilten Ihm den Fahneneid. Bei Generalen und den 
Generalitellungen verjehenden Dffizieren innerhalb des Kontingents ift die 
Ernennung von der jedesmaligen Zuftimmung des Kaiſers abhängig zu 
machen. 
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Der Kaiſer ift berechtigt, Behufs Verjegung mit oder ohne Beförderung 
für die von Ihm im Meichsdienfte, jei ed im Preußiſchen Heere oder in an— 
deren Kontingenten zu bejeßenden Stellen aus den Offizieren aller Kontin- 
gente des Neichöheeres zu wählen. 


Artikel 65. 
Das Recht, Zeitungen innerhalb des Bundesgebietes anzulegen, ſtehtzdem 


Kaiſer zu, welcher die Bewilligung der dazu erforderlichen Mittel, joweit das 
Ordinarium fie nicht gewährt, nad) Abjchnitt XII. beantragt. 


Artifel 66. 


Wo nidyt befondere Konventionen ein Anderes beitimmen, ernennen die 
Bundesfürften, beziebentlidy die Senate die Offiziere ihrer Kontingente, mit 
der Ginjchränfung des Artikels 64. Sie find Chefs aller ihren Gebieten 
angebörenden Iruppentheile und genießen die damit verbundenen Ehren. Sie 
haben namentlidy das Recht der Inſpizirung zu jeder Zeit und erhalten außer 
den regelmäßigen Napporten und Meldungen über vorfommende Verände— 
tungen, Behufs der nöthigen landesherrlichen Publifation, rechtzeitige Mit- 
theilung von den die betreffenden Iruppentheile berührenden Avancements und 
Ernennungen. 

Auch ſteht ihnen das Recht zu, zu polizeilichen Zwecken nicht blos 
ihre eigenen Truppen zu verwenden, ſondern auch alle anderen Truppen— 
theile des Reichsheeres, welche in ihren Ländergebieten dislocirt find, zu re— 
quiriren. 


Artikel 67. 


Erſparniſſe an dem Militär-Etat fallen unter keinen Umſtänden einer 

einzelnen Regierung, ſondern jederzeit der Reichskaſſe zu. 
Artikel 68. 

Der Kaiſer kann, wenn die öffentliche Sicherheit in dem Bundesgebiete 
bedroht iſt, einen jeden Theil deſſelben in Kriegszuſtand erklären. Bis zum 
Erlaß eines die Vorausſetzungen, die Form der Verkündigung und die Wir— 
kungen einer jolchen Erklärung regelnden Reichsgeſetzes gelten dafür die Vor— 
ſchriften des Preußiſchen Gejetzes vom 4. Juni 1851 (Gejeß-Samml. für 1851, 
©. 4öl ff.) 


Schlußbeitimmung zum XI. Abjchnitt. 

Die in diejem Abſchnitt enthaltenen Vorjchriften kommen in Bayern 
nach näherer Beitimmung des Bündnißvertrages vom 23. November 1870 
(Bundeögejegbl. 1871, ©. 9) unter III. $5, in Würtemberg nad) näherer 
Beitimmung der Militärfonvention vom 21./25. November 1870 (Bundes- 


gejegbl. 1870, S. 658) zur Anwendung. F 
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XII. Reichsfinanzen. 


Artikel 69. 


Alle Einnahmen und Ausgaben des Reichs müſſen für jedes Jahr ver— 
anſchlagt und auf den Reichshaushalts-Etat gebracht werden. Letzterer wird 
vor Beginn des Etatsjahres nach folgenden Grundſätzen durch ein Geſetz 
feſtgeſtellt. 


Artikel 70. 


Zur Beſtreitung aller gemeinſchaftlichen Ausgaben dienen zunächſt die 
etwaigen Ueberſchüſſe der Vorjahre, ſowie die aus den Zöllen, den gemein— 
ſchaftlichen Verbrauchsſteuern und aus dem Poſt- und Telegraphenweſen 
fließenden gemeinſchaftlichen Einnahmen. Inſoweit dieſelben durch dieſe 
Einnahmen nicht gedeckt werden, ſind fie, jo lange Reichsſteuern nicht ein— 
geführt find, durch Beiträge der einzelnen Bundesftaaten nah Maßgabe 
ihrer Bevölferung aufzubringen, weldye bis zur Höhe des budgetmäßigen 
Detrages durch den Reichskanzler ausgejchrieben werden. 

Artikel 71. 

Die gemeinjchaftlichen Ausgaben werden in der Regel für ein Jahr be- 
willigt, können jedody in bejonderen Fällen auch für eine längere Dauer be- 
willigt werden. 

Während der im Artikel 60 normirten Uebergangszeit iſt der nad) 
Titeln geordnete Etat über die Ausgaben für das Heer dem Bundesrathe 
und dem Reichstage mur zur Kenntnißnahme und zur Grinnerung vor: 
äulegen. 

Artikel 72. 


Ueber die Verwendung aller Einnahmen des Reichs ift durch dem Reichs— 
fanzler dem Bundeörathe und dem Reichstage zur Entlaftung jährlich Rech— 
nung zu legen. 


Artikel 73. 

In Fällen eined auferordentlichen Bedürfniſſes kann im Wege der 
Reichsgeſetzgebung die Aufnahme einer Anleihe, jowie die Uebernahme einer 
Garantie zu Laften des Reichs erfolgen. 

Sclußbeftimmung zum XI. Abjchnitt. 


Auf die Ausgaben für das Bayerijche Heer finden die Artikel 69 und 71 
mir nach Maßgabe der in der Schlußbeftimmung zum Al. Abſchnitt er- 
wähnten Beitimmungen des Bertraged vom 23. November 1870 und der 
Artikel 72 nur infoweit Anwendung, ald dem Bundesrathe und dem Reichs— 
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tage die Ueberweifung der für das Bayerifche Heer erforderlichen Summe an 
Bayern nachzumeijen ift. 


xl. Schlichtung von Streitigkeiten und Strafbeftimmungen. 


Artikel 74. 


Ieded Unternehmen gegen die Eriftenz, die Integrität, die Sicherheit 
oder die Berfaffung des Deutichen Reichs, endlich die Beleidigung des 
Bundesrathes, des Neichstages, eines Mitgliedes des Bundesrathes oder des 
Meichstages, einer Behörde oder eined öffentlichen Beamten des Reiche, 
mährend diejelben in der Ausübung ihres Berufes begriffen find oder in 
Beziehung auf ihren Beruf, durch Wort, Schrift, Drud, Zeichen, bildliche 
oder andere Darftellung, werden in den einzelnen Bundesſtaaten beurtheilt 
und beftraft nad) Mafigabe der in den Ießteren beſtehenden oder künftig in 
Wirkſamkeit tretenden Geſetze, nach welchen eine gleiche gegen den einzelnen 
Bundesftaat, jeine VBerfaffung, feine Kammern oder Stände, feine Kammer: 
oder Ständemitglieder, jeine Behörden und Beamten begangene Handlung 
zu richten wäre. 


Artikel 75. 


Für diejenigen in Artikel 74 bezeichneten Unternehmungen gegen das 
Deutſche Reich, welche, wenn gegen einen der einzelnen Bundesſtaaten ges 
richtet, ald Hochverrath oder Landesverrath zu qualifiziven wären, iſt das 
gemeinjchaftliche Ober-Wppellationsgericht der drei freien und Hanjeftädte in 
Lübeck die zuftändige Spruchbehörde in erſter und letter Inſtanz. 

Die näheren Beltimmungen über die Zuftändigfeit und das Verfahren 
des Ober⸗Appellationsgerichts erfolgen im Wege der Neichögefebgebung. Bis 
zum Erlaſſe eines Reichsgeſetzes bewendet e8 bei der feitherigen Zuftändigfeit 
der Gerichte in den einzelnen Bundeöftaaten und den auf dad Verfahren 
diejer Gerichte ſich beziehenden Beitimmungen. 


Artikel 76. 


Streitigfeiten zwifchen verjchiedenen Bundesitaaten, ſofern diefelben nicht 
privatrechtlicher Natur und daher von den fompetenten Gerichtöbehörden zu 
enticheiden find, werden auf Anrufen des einen Theild von dem Bundes- 
rathe erledigt. 

Verfaffungöftreitigfeiten in jolchen Bundesftaaten, in deren Verfaſſung 
nicht eine Behörde zur Entſcheidung folcher Streitigkeiten keftimmt ift, hat 
auf Anrufen eined Theiled der Bundesrath gütlicy auszugleichen oder, wenn 
das nicht gelingt, im Wege der Neichögejehgebung zur Erledigung zu 
bringen. 
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Artikel 77. 


Wenn in einem Bundesſtaate der Fall einer Juſtizverweigerung eintritt 
und auf geſetzlichen Wegen ausreichende Hülfe nicht erlangt werden kann, ſo 
liegt dem Bundesrathe ob, erwieſene, nach der Verfaſſung und den beſtehen— 
den Geſetzen des betreffenden Bundesſtaates zu beurtheilende Beſchwerden 
über verweigerte oder gehemmte Rechtspflege anzunehmen, und darauf die 
gerichtliche Hülfe bei der Bundesregierung, die zu der Beſchwerde Anlaß ge— 

geben hat, zu bewirken. 
XIV. Allgemeine Beſtimmungen. 
Artikel 78. 

Veränderungen der Verfaſſung erfolgen im Wege der Geſetzgebung. 
Sie gelten als abgelehnt, wenn ſie im Bundesrathe 14 Stimmen gegen 
ſich haben. 

Diejenigen Vorſchriften der Reichsverfaſſung, durch welche beſtimmte 
Rechte einzelner Bundesſtaaten in deren Verhältniß zur Geſammtheit feſt— 
geſtellt find, können nur mit Zuſtimmung des berechtigten Bundesſtaates ab- 
geändert werden). 





II. Geſetz, betreffend die Verſaſſung des Deutſchen Reichs 
vom 16. April 1871°*). 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden Deutjcher Kaifer, König von 
Preußen ıc., verordnnen hiermit im Namen des Deutjchen Reichs nach erfolg- 
ter Zuftimmung des Bundesrathes und des Neichötages, was folgt: 

$1. An die Stelle der zwilchen dem Norddeutichen Bunde und den 
Großherzogthümern Baden und Helfen vereinbarten Verfaffung des Deutfchen 
Bundes (Bundesgejeßblatt vom Jahre 1870 ©. 627 ff.), jowie der mit den 
Königreichen Bayern und Mürtemberg über den Beitritt zu diefer Verfaffung 
geichlofjenen Verträge vom 23. und 25. November 1870 GBundesgeſetzblatt 
vom Jahre 1871 ©.9 ff. und vom Jahre 1870 ©. 664 ff. tritt die 
beigefügte 


*) Bundeögejeß-Blatt. 1871, S. 64 bis 85. 

*) B.G.⸗Bl. 1871, Nr. 16 (S. 63 ff.) ausgegeben 20. April 1871. Was den 
Titel des Bundesgeſetzblattes betrifft, jo führte dafjelbe noch bis zu Nr. 3 des 
Zahrgangs 1871 dem biöherigen: „Bundesgejehblatt des Norddeutiben Bun- 
des“. Mit Nr.4, welche am 27. Januar 1871 ausgegeben war, begann der Titel: 
„Bundesgeſetzblatt des deutſchen Bundes“, endlidy mit Pr. 19, ausgegeben 8. Mai 1871, 
der jeßige Titel Reichsgeſetzblatt“. 
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Verfaſſungs-Urkunde für das Deutſche Ne ic. 

$2. Die Beitimmungen in Artifel 80 der in $ 1 gedachten Ver: 
faſſung des Deutichen Bundes (Bundesgejeßblatt vom Iahre 1870 ©. 647 
unter III. $ 8 des Vertrages mit Bayern vom 23. November 1870 (Bundes: 
gejegblatt vom Jahre 1871 ©. 21 ff), in Artikel 2 Nr. 6 ded Vertrages 
mit Württemberg vom 25. November 1870 (Bundesgejeßblatt vom Jahre 
1870 ©. 656), über die Einführung der im Norddeutichen Bunde ergangenen 
Gejete in diefen Staaten bleiben in Kraft. 

Die dort bezeichneten Gejeße find Neichögejehe. Wo in denjelben von 
dem Norddeutichen Bunde, deſſen Berfalfung, Gebiet, Mitgliedern oder Staaten, 
Indigenat, verfaflungsmähigen Organen, Angehörigen, Beamten, Flagge 
u. ſ. w. die Rede tit, find das Deutiche Neich und deſſen entiprechende Be— 
ziehungen zu verstehen. 

Daſſelbe gilt von denjenigen im Norddeutichen Bunde ergangenen Ge- 
jeßen, welche in der Folge in einem der genannten Staaten eingeführt 
werden. 

$ 3. Die Vereinbarungen in dem zu Verſailles am 15. November 1870 
aufgenommenen Protokolle (Bundesgejeßblatt vom Sahre 1870 ©. 650 ff.) 
in der Verhandlung zu Berlin vom 25. November 1870, (Bundesgejetblatt 
tom Sahre 1870 ©. 657), dem Sclufprotofolle vom 23. November 1870 
(Bundesgejeßblatt vom Jahre 1871 ©. 23 ff.), jowie unter IV. deö Ver: 
trages mit Bayern vom 23. November 1870, (a. a. D. ©. 21 ff.) werden 
durdy dieſes Geſetz nicht berührt. 

Urkundlich unter Unjerer Höchiteigenhändigen Unterjchrift und beige- 
drucktem Kaijerlichen Infiegel. 

Gegeben Berlin, den 16. April 1871. 

(L. S.) Wilhelm. 
Fürft von Bismarck. 


III. Der in $ 2 des ſoeben abgedrudten Gejeßes vom 16. April 1871 
angezogene Art. 80 der VBerfaflung von 1870*) lautete: 

Die nachſtehend genannten, im Norddeutichen Bunde ergangenen Ge- 
ſetze werden zu Gejeßen des Deutichen Bundes erflärt und als joldye von den 


*) Bergl. unten den Vertrag mit Baden und Heffen vom 15. November 1870. In 
der diefem Vertrage vorgedrudten „Verfafjung“ fand ſich als letzter Artilel diefer A. 80. 
Man fand ed bei der neuen Redaktion der Verfafſſung von 1871 pafiend, die Verfafjung 
ald folhe von dieſem Art. 80, als Iediglid eine Webergangsbeftimmung enthaltend, 
wieder zu befreien, und im Promulgationsgejege nur die Aufrechthaltung der im 
Art 80 enthaltenen Beftimmungen auszujpredhen. Was Bayern jpeziell betrifft, fo ift 
bieber das unten abgedrudte Geſetz vom 22. April 1871, betreffend die Einführung Nord: 
deutjcher Gefege in Bayern zu vergleichen. Im November 1870 hatte Bayern fi noch 
nicht in der Lage befunden, fogleid die umfafjende Uebergangäbeftimmung in gleicher 
Beife, wie Baden, Hefien und Württemberg zu treffen. 
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nachitebend genannten Zeitpunkten an in das geſammte Bundeögebiet mit 
der Wirkung eingeführt, daß, wo in diejen Gejeßen von den Norddeutſchen 
Bunde, deffen Verfaffung, Gebiet, Mitgliedern oder Staaten, Indigenat, 
verfaffungsmäßigen Organen, Angehörigen, Beamten, Slagge u. |. w. die 
Rede ift, der Deutſche Bund und deſſen entiprechende Beziehungen zu ver: 
ſtehen find, nämlidy: 

I. vom Tage der Wirkſamkeit der gegenwärtigen Berfaflung an: 

1) das Geſetz über das Paßweſen vom 12. Dftober 1867, 

2) das Gejeß, betreffend die Nationalität der Kauffahrteiichiffe und ihre 
Befugnik zur Führung der Bundeöflagge, vom 25. Dftober 1867; 

3) das Geſetz über die Freizügigfeit vom 1. November 1867; 

4) dad Gejetz, betreffend die Drganijation der Bundesfonjulate, ſowie 
die Amtsrechte und Pflichten der Bundesfonfuln, vom 8. November 1867, 

5) dad Gejeß, betreffend die Verpflichtung zum Kriegsdienfte vom 
9. November 1867, 

i — Geſetz, betreffend die vertragsmäßigen Zinſen, vom 14. Novem— 
er 

7) das Geſetz über die Aufhebung der polizeilichen Beſchränkungen der 
Eheſchließung, vom 4. Mai 1868, 

8) das Geſetz, betreffend die Aufhebung der Schuldhaft, vom 29. Mai 
1868, 

9 das Gele, betreffend die Bewilligung von lebenslänglichen Penfionen 
und Unterftügungen an Dffiziere und obere Militärbeamte der vormaligen 
Scyleöwig-Holfteiniichen Armee, jowie an deren Mittwen und Waijen, vom 
14. Suni 1868, 

10) das Gejeß, betreffend die privatrechtliche Stellung der Erwerbs: 
fund Wirthichaftögenofjenichaften, vom 4. Juli 1868, 

11) die Maaß- und Gewichtsordnnung für den Norddeutichen Bund vom 
17. Auguft 1868, 

12) das Geſetz, Mahregeln gegen die Ninderpeit betreffend, vom 
7. April 1869, 

13) das Wahlgejet für den Reichstag des PD Bundes 
vom 31. Mai 1869, 

14) das Gefeh, betreffend die Kautionen der ——7 vom 
2. Juni 1869. 

15) das Geſetz, betreffend die Einführung der allgemeinen Wechjel- 
ordnung, der Nürnberger Wechjelnovellen und des Allgemeinen 
Deutjhen Handels geſetzbuchs als Bundesgeſetze, vom 5. Juni 1869, 

16) das Geſetz, betreffend die Wechſelſtempelſteuer im Norddeutſchen 
Bunde, vom 10. Juni 1869, 

17) das Gejeß, betreffend die Einrichtung eines oberiten Gerichtshofes 
für Handelöjacyen, vom 12. Juni 1869, 
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18) das Geſetz, betreffend die Beichlagnahme des Arbeitd- oder Dienft- 
Iohnes, vom 21. Juni 1869, 

19 das Gejeb, betreffend die Gewährung der Rechtshülfe vom 21. Juni 

20) das Gejeß, betreffend die Gleichberechtigung der Konfejfionen in 
bürgerlicher und jtaatsbürgerlicher Beziehung, vom 3. Iuli 1869, 

21) das Geſetz, betreffend die Bewilligung von lebenslänglichen Pen- 
fionen und Unterjtüßungen an Militärperfonen der Unterflaffen der vormaligen 
Schleswig-Holfteinijchen Armee, jowie an deren Wittwen und Waijen, vom 
3. Mär; 1870, 

22) das Gejeb wegen Bejeitigung der Doppelbeiteuerung vom 13. Mai 
1870, 

23) dad Geſetz über die Abgaben von der Flöherei vom 1. Juni 1870, 

24) dad Gejet über die Erwerbung und den Verluſt der Bundes und 
Staatsangehörigfeit vom I. Juni 1870, 

25) das Geſetz, betreffend das Urheberrecht an Schriftwerfen, Abbil— 
dungen, muſikaliſchen Gompofitionen und dramatiichen Werfen, vom 
11. Juni 1870, 

26) das Gejeß, betreffend die Kommandit-Gejellichaften auf Aftien und 
die Aftien-Gejellichaften, vom 11. Suni 1870, 

27) das Geſetz über die Ausgabe von Papiergeld vom 16. Juni 1870, 

28) das Geſetz über die Befugnik der Bundesfonjuln zu Eheſchließungen 
u... w., vom 4. Mai 1870; 

Il. vom 1. Jammar 1872 an, jedoch unbeſchadet der früheren 
Geltung im Gebiete des Norddeutſchen Bundes: 
1) das Geſetz über die Ausgabe von Banknoten vom 27. März 1870 
und 
mit Ausihluß von Hejjen jüdlid des Main, 

2) das Einführungsgeſetz zum Strafgeſetzbuch für den Norddeutſchen 
Bund vom 31. Mai 1870, 

3) das Strafgejehbudh für den Norddeutichen Bund vom 31. Mai 
1870 und 

4) die Geſetze über das Poſtweſen des Norddeutichen Bundes vom 
2. November 1867, über das Pofttarwejen im Gebiete des Norddeutichen 
Bundes vom 4. November 1867, betreffend die Einführung von Telegraphen- 
Freimarken vom 16. Mai 1869 und betreffend die Porto- Freiheiten im Ges 
biete des Norddentichen Bundes vom 5. Juni 1869. 

In Hejjen, ſüdlich des Main, werden ald Bundeögefeße eingeführt, 
und zwar: 

vom Tage der Wirfjamkeit dieſer Berfaffung an: 
das Geſetz, betreffend die Schließung und Beſchränkung der öffentlichen 
Spielbanken, vom 1. Juli 1868, 
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das Geſetz, betreffend die Einführung von Telegraphen-Freimarken, vom 
16. Mai 1869; 

die Gewerbeordnung für den Norddeutſchen Bund vom 
21. Juni 1869, 

das Finführungsgejeß zum Strafgejeßbud für den Nord- 

deutihen Bund vom 31. Mai 1870 und 

das Strafgejetbud für den Norddeutihen Bund vom 31. 

Mai 1870; 
vom 1. Juli 1871 an: 
das Geſetz über den Unterſtützungs-Wohnſitz vom b. Juni 1870. 

In die Hobenzollern’schen Lande wird vom Tage der Wirfjamfeit diefer 
Verfaſſung an eingeführt das Gejeß, betreffend die Wechſelſtempelſteuer im 
Norddeutichen Wunde, vom 10. Juni 1869. 

Die Erklärung der übrigen im Norddeutichen Bunde ergangenen Gejeße 
zu Bundesgejeßen bleibt, joweit dieje Geſetze ſich auf Angelegenheiten beziehen, 
welche verfaffungsmäßig der Geſetzgebung des Deutjcyen Bundes unterliegen, 
der Bundesgejeßgebung vorbehalten. 


IV. Geſetz, betreffend die Vereinigung von Elfak und 
Eothringen mit dem Deutfhen Weide, 
vom 9. Juni 1571*). 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden Deuticher Kaifer, König von Preußen ıc. 
verordnien hiermit im Namen des Deutichen Reichs, nach erfolgter Zuftimmung 
ded Bundesrathes und des Neichötages, was folgt: 


81. 
Die von Frankreich durch den Artikel 1 des Präliminar-riedens vom 
26. Februar 1871 abgetretenen Gebiete Elſaß und Lothringen werden in der 
durch den Artikel 1 des Friedend-Vertrages vom 10. Mai 1871 und den 
dritten Zufaßartifel zu diefem Vertrage feitgeftellten Begrenzung mit dem 
Deutjchen Neiche für immer vereinigt. 


82. 
Die Verfaſſung des Deutſchen Reichs tritt in Elſaß und Lothringen 
am 1. Sanuar 1873 in Wirkſamkeit. Durch Verordnung des Kaiſers mit 


*) Reichögefegblatt 1871, Nr. 25 (S. 212), 
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Zuftimmung des Pundesrathes können einzelne Theile der Verfaſſung ſchon 
früber eingeführt merden. 

Die erforderlichen Nenderungen und Ergänzungen der Verfaffung bedürfen 
der Zuftimmung des Neichätagee. 

Artifel 3 der Neichöverfaffung tritt ſofort in Wirkſamkeit. 


83, 

Die Staatsgewalt in Elſaß und Lothringen übt der Kaijer aus. 

Bis zum Eintritt der Wirkſamkeit der Neichöverfaffung ift der Katjer 
bei Ausübung der Gejeßgebung an die Zuftimmung des Bundesrathes und 
bei der Aufnahme von Anleihen oder Uebernahme von Garantien für Elſaß 
und Lothringen, durch welche irgend eine Belaftung des Reichs herbeigeführt 
wird, auch an die Zuftimmung des Neichötages gebunden. 

Dem Reichstage wird für diefe Zeit über die erlaffenen Geſetze und 
allgemeinen Anordnungen und über den Fortgang der Verwaltung jährlich 
Mittheilung gemadht. 

Nach Einführung der Reichsverfaſſung fteht bis zu anderweitiger Negelung 
turdy Reichsgeſetz das Recht der Geſetzgebung auch in den der Neichögejeßgebung 
in den Bundesitaaten nicht unterliegenden Angelegenheiten dem Reiche zu. 


$ 4. 

Die Anordnungen und Verfügungen des Kaiſers bedürfen zu ihrer 
Gültigkeit der Gegenzeichnung des Reichskanzlers, der dadurch die Verantwort- 
lichkeit übernimmt. 

Urfundlich unter Unjerer Höchfteigenhändigen Unterjchrift und beigedrucktem 
Kaiſerlichen Infiegel. 

Gegeben Berlin, den 9. Juni 1871. 

(L. S.) Wilhelm. 
Fürst v. Bismard. 


V. Geſetz, betreffend die Einführung des Artikels 33 der 
Meihsverfafung in Elfak- Lothringen, 
vom 17. Juli 1871*). 


Rir Wilhelm, von Gotted Gnaden Deutjcher Kaifer, König von Preußen ıc. 
verordnen im Namen des Deutjchen Reichs, nach erfolgter Zuftimmung des 
Bundesrathes, für Elſaß-Lothringen was folgt: 


*) Reichögejeßblatt 1871 Nr. 36 (©. 325 fg.). Durch ein weiteres Gejeß vom 
1. Dezember 1871 (S. 444) wurde beftimmt, daß der Abjchnitt VII der Berfaflung 
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$ 1. 
Der Artikel 33 der Verfaffung des Deutſchen Neichs, welcher lautet: 

Deutjchland bildet ein Zolle und Handelögebiet, umgeben von ges 
meinjchaftlicher Zollgrenze. Ausgejchloffen bleiben die wegen ihrer 
Lage zur Einſchließung in die Zollgrenze nicht geeigneten einzelnen 
Gebietötheile. 

Alle Gegenftände, welche im freien Verkehr eines Bundesftaates 
befindlich find, können in jeden anderen Bundesftaat eingeführt und 
dürfen in leßterem einer Abgabe nur injoweit unterworfen werden, 
als dajelbit gleichartige inländische Erzeugniffe einer inneren Steuer 
unterliegen. 

tritt in Elſaß-Lothringen am 1. Januar 1872 in Wirkſamkeit. 


82. 

In Beziehung auf einzelne Gegenstände kann die Vorjchrift im zweiten 
Abſatz des vorjtehenden Artikels durch Kaiferliche Verordnung ſchon vor dem 
1. Januar 1872 unbejchränft oder mit Beſchränkungen in Wirkſamkeit 
geſetzt werden. 


$ 3. 

Der Ertrag der durch das Geſetz vom heutigen Tage eingeführten Zölle 
und Steuern und der durch die Verordnung Unſeres General-Gmuverneurs 
vom 7. Juni d. I. (Straßburger Zeitung Nr. 137) eingeführten Tabackſteuer 
fließt von dem im $ I bezeichneten Tage ab in die Neichsfaffe. 

Diefer Ertrag befteht aus der gefammten von den Zöllen und den 
übrigen Abgaben aufgefommenen Einnahme nad) Abzug: 

1) der auf Gejeßen oder allgemeinen Berwaltungs-Borjchriften be— 

ruhenden Steuer-Vergütungen und Ermäßigungen; 

2) der Rüderftattungen für unrichtige Erhebungen; 

3) der Erhebungs- und Verwaltungsfoften und zwar: 

a) bei den Zöllen der Koften, weldye an den gegen das Ausland 
gelegenen Grenzen und in dem Grenzbezirfe für den Schub und 

die Erhebung der Zölle erforderlich find, 
b) bei der Salzſteuer der Koften, weldye zur Bejoldung der mit 


(Eifenbahnwejen) mit dem 1. Januar 1872 in Elſaß-Lothringen in Geltung trat. Ber: 
gleiche auch die beiden Verordnungen wegen Ginführung des U. 33 vom 19. und 30. 
Auguft 1871 (Reichägefehbl. S. 326 und 329), dann die Verordnungen vom 14. Oftober 
1871, betreffend die Ginführung des Abſchnitts VIIT der Neichöverfafjung (Poft: und 
Telegraphenweſen) in Elſaß-Lothringen (a. a. D. ©. 443), das Geſetz, betreffend die 
Einführung von Beftimmungen über das Reichskrieggweſen vom 23. Januar 1872 
(Reichögejegblatt S. 31), endlich das Geſetz bezüglich der Feftungsrayons vom 21. Februar 
1872 (Reichögejekblatt S. 56). 
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Erhebung und Kontrolirung dieſer Steuer auf den Salzwerken 
beauftragten Beamten aufgewendet werden, 

c) bei der Nübenzuderfteuer und Tabackſteuer der Vergütung, welche 
nach den jeweiligen Beichlüffen des Bundesrathes den einzelnen 
Bundesregierungen für die Koften der Verwaltung diefer Steuern 
zu gewähren ift. 

Urhmdlich unter Unſerer Höchiteigenhändigen Unterfchrift und beige 
drudten Kaiſerlichen Inſiegel. 
Gegeben Bad Ems, den 17. Juli 1871. 
(L. S.) Wilhelm. 
Fürſt v. Bismard. 


VI. Wahlgefe für den Reichskag des Vorddeutſchen 
Bundes. Vom 31. Mai 1869*). 


Wir Wilbelm, von Gotted Gnaden König von Preußen ı. verordnen 
im Namen des Norddeutjchen Bundes, nach erfolgter Zuftimmung des 
Bundesrathes und des NReichötages, was folgt: 


$1. 
Wähler für den Neichötag des Norddeutichen Bundes ift jeder Nord: 
deutiche, welcher das fünfundzwanzigfte Xebensjahr zurüdgelegt hat, in dem 
Bundesftaate, wo er jeinen Wohnfit hat. 


82. 
Für Berionen des Soldatenftandes des Heeres und der Marine ruht die 
Berechtigung zum Wählen jo lange, als diejelben fidy bei der Fahne befinden. 


83. 
Von der Berechtigung zum Wählen find ausgeſchloſſen: 
1) Perjonen, welche unter Vormundſchaft oder Kuratel ftehen; 
2) Berjonen, über deren Vermögen Konkurs- oder Fallitzuftand ge— 


") Bundesgejegblatt 1869, Nr. 17, auögegeben 9. Juni 1869. ©. 145. Der Ent: 
wurf war dem Reichstage am 9. März 1869 (Drudjahen Nr. 70) zugeftelt worden. 
St. B. Bd. J. S. 16. Die erfte Berathung im Reicdhstage hatte am 13. März 1869 
Statt (a. a. O. ©. 39), die zweite Berathung am 19. und 20. März 1869 (a. a. D. 
E& 156), die dritte am 13. Mai 1869 (Bd. II. ©. 968), endlich die Shlufabftimmung 
am 21. Mai 1869 (Bb. Il. ©. 997). 
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richtlich eröffnet worden iſt und zwar während der Dauer dieſes 
Konkurs- oder Fallit-Verfahrens; 

3) Perſonen, welche eine Armenunterſtützung aus öffentlichen oder Ge— 
meinde-Mitteln beziehen, oder im letzten der Wahl vorhergegangenen 
Jahre bezogen haben; 

4) Perjonen, denen in Folge rechtöfräftigen Erkenntniſſes der Vollgenuß 
der jtaatsbürgerlichen Nechte entzogen ijt, für die Zeit der Ent: 
ziehung, jofern fie nicht in dieſe Nechte wieder eingejeßt find. 

Iſt der Vollgenuß der ftantsbürgerlichen Rechte wegen politijcher 
Vergehen oder Verbredyen entzogen, jo tritt die Berechtigung zum 
Wählen wieder ein, jobald die außerdem erfannte Strafe vollitredt, 
oder durch Begnadigung erlafjen iſt. 


SA. 

Wählbar zum Abgeordneten it im ganzen Bundesgebiete jeder Nord: 
deutfche, welcher das fünfundzwanzigfte Lebensjahr zurücgelegt und einem 
zum Bunde gehörigen Staate jeit mindeitens einem Jahre angehört bat, 
jofern er nicht durdy die Beitimmungen in dem $ 3 von der Berechtigung 
zum Wählen ausgejchlofjen it. 


$5. 

In jedem Bundesitaate wird auf durchſchnittlich 100,000 Seelen der: 
jenigen Bevölkerungszahl, welche den Wahlen zum verfafjunggebenden Reichs— 
tage zu Grunde gelegen hat, Ein Abgeordneter gewählt. Gin Ueberſchuß 
von mindeitens 50,000 Seelen der Gejammtbevölferung eines Bundesitaates 
wird vollen 100,000 Seelen gleidy geredynet. In einem Bundesitaate, deſſen 
Bevölferung 100,000 Seelen nicht erreicht, wird Ein Abgeordneter gewählt. 

Demnad) beträgt die Zahl der Abgeordneten 297 und fommen auf 
Preußen 235, Sachſen 23, Helfen 3, Mecklenburg-Schwerin 6, Sachjen- 
Weimar 3, Medlenburg:Strelig 1, Oldenburg 3, Braunjchweig 3, Sadyjen- 
Meiningen 2, Sacjen-Altenburg 1, Sachſen-Koburg-Gotha 2, Anhalt 2, 
Schwarzburg-Rudolitadt 1, Schwarzburg-Sondershaujen 1, Walde 1, Neuß 
ältere Linie 1, Reuß jüngere Linie 1, Schaumburg-Lippe 1, Lippe 1, Lauen— 
burg 1, Lübeck 1, Bremen 1, Hamburg 3. 

Eine Bermehrung der Zahl der Abgeordneten in Folge der jteigenden 
Bevölkerung wird durch das Gejeß beitimmt. 


$ 6. 

Jeder Abgeordnete wird in einem bejonderen Wahlfreije gewählt. 

Jeder Wahlkreis wird zum Zwede der Stinnmabgabe in kleinere Be- 
zirfe getheilt, welche möglichit mit den DOrtögemeinden zujammenfallen jollen, 
jofern nicht bei volfreichen Ortsgemeinden eine Unterabtheilung erforderlid) 
wird. 
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Mit Ausſchluß der Erklaven müſſen die Wahlkreiſe, ſowie die Wahl— 
bezirke räumlich abgegrenzt und thunlichſt abgerundet ſein. 

Ein Bundesgeſetz wird die Abgrenzung der Wahlkreiſe beſtimmen. Bis 
dahin find die gegenwärtigen Wahlkreiſe beizubehalten, mit Ausnahme der: 
jenigen, welche zur Zeit nicht örtlich abgegrenzt und zu einem räumlich zu: 
jammenbängenden Bezirke abgerundet find. Dieſe müffen zum Zwecke der 
nächiten allgemeinen Wahlen gemäß der Vorjchrift des dritten Abjatzes ge: 
bildet werdet. 


- 87. 

Wer das Wahlrecht in einem Wahlbezirfe ausüben will, muß in dem— 
jelben, oder, im Falle eine Gemeinde in mehrere Wahlbezirfe getheilt ift, in 
einem derjelben zur Zeit der Wahl feinen Wohnfig haben. 

Ieder darf mur an Ginem Orte wählen. 


$ 8. 

In jedem Bezirke find zum Zwede der Wahlen Liften anzulegen, in 
welche die zum Wählen Berechtigten nad) Zus und Vornamen, Alter, Ge: 
werbe und Wohnort eingetragen werden. 

Dieje Lilten find jpäteltend vier Wochen vor dem zur Wahl bejtimmten 
Tage zu Jedermanns Einficht auszulegen, und ift dies zuvor unter Hin: 
weilung auf die Ginjprachefrift öffentlich befannt zu machen. Einſprachen 
gegen die Lilten find binnen acht Tagen nad) Beginn der Auslegung bei 
der Nebörde, welche die Bekanntmachung erlaffen bat, anzubringen und 
inmerbalb der nächiten vierzehn Tage zu erledigen, worauf die Liſten ge: 
ichloffen werden. Nur diejenigen find zur Theilnahme an der Wahl be 
rechtigt, welche in die Lilten aufgenommen find. 

Bei einzelnen Neuwahlen, weldye innerhalb Eines Jahres nach der leften 
allgemeinen Wahl jtattfinden, bedarf es einer neuen Aufftellung und Aus: 
legung der Wahllifte nicht. 


$9. 

Die Wahlbandlung, jowie die Ermittelung des Wahlergebniffes, find 
öffentlich. 

Die Funktion der Voriteher, Beifiger und Protofollführer bei der Wahl: 
bandlung in den Wahlbezirfen und der Beifier bei der Ermittelung des 
Mablergebnifjes in den Wahlkreifen it ein umnentgeltliches Ehrenamt und 
fann nur von Perfonen ausgeübt werden, welche fein unmittelbares Staatsamt 
befleiden. | 


$ 10. 


Das Wahlrecht wird in Perfon durdy verdedte, in eine Wahlurne 
niederzulegende Stimmzettel ohne Unterjchrift ausgeübt. 
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Die Stimmzettel müſſen von weißem Papier und dürfen mit keinem 
äußeren Kennzeichen verſehen ſein. 


sl. 
Die Stimmzettel find außerhalb des Mahllofald mit dem Namen des 


Kandidaten, welchem der Wähler feine Stimme geben will, bandicriftlich 
oder im Wege der Vervielfältigung zu verjehen. 
$ 12. 

Die Wahl ift direft. Sie erfolgt durdy abjolute Stimmenmehrheit aller 
in einem Wahlfreife abgegebenen Stimmen. Stellt bei einer Wahl eine 
abjolute Stimmenmehrheit fidy nicht heraus, jo ift nur unter den zwei Kan- 
didaten zu wählen, weldye die meiſten Stimmen erhalten haben. 

Bei Stimmengleichheit entjcheidet das Loos. 


$ 13. 


Ueber die Gültigkeit oder Ungültigfeit der Wahlzettel enticheidet mit 
Vorbehalt der Prüfung des Reichstages allein der Vorftand des Wahlbezirfes 
nad Stimmenmehrheit jeiner Mitglieder. 

Die ımgültigen Stimmzettel find zum Zwede der Prüfung durch den 
Neichötag dem Wahlprotofoll beizufügen. Die gültig befundenen bewahrt 
der Vorfteher der Wahlhandlung in dem Wahlbezirfe jo lange verfiegelt, bis 
der Neichötag die Wahl definitiv gültig erflärt hat. 

8 14. 

Die allgemeinen Wahlen find im ganzen Bundeögebiete an dem von 

dem Bundespräfidium beftimmten Tage vorzunehmen. 
8 15. 

Der Bundesrath ordnet das Wahlverfahren, ſoweit daffelbe nicht durch 
das gegenwärtige Gejeß feitgeitellt worden ift, durch ein einheitliches, für das 
ganze Bundeögebiet gültiged Wahlreglement. 

Daffelbe kann nur unter Zuftimmung des Reichstages abgeändert werden. 

$ 16. 

Die Koften für die Drudformulare zu den Wahlprotofollen und für 
die Ermittelung ded Wahlergebniſſes in den Wahlfreijen werden von den 
Bundesitaaten, alle übrigen Koften des Wahlverfahrens werden von den Ge: 
meinden getragen. 

8 17. 
Die Wahlberechtigten haben das Recht, zum Betrieb der den Reichstag 
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betreffenden Mablangelegenheiten Vereine zu bilden und in gejchloffenen 
Räumen unbewaffnet öffentliche VBerfammlungen zu veranitalten. 

Die Beitimmungen der Landesgeſetze über die Anzeige der Verſamm— 
lungen und Vereine, ſowie über die Ueberwachung derjelben, bleiben unberührt. 


$ 18. 

Das gegenwärtige Geje tritt bei der eriten nach deſſen Verkündigung 
ftattfindenden Neuwahl des Neichötages in Kraft. Bon dem nämlichen Zeit- 
punfte an verlieren alle bisherigen Wahlgeſetze für den Neichötag nebit den 
dazu erlafjenen Ausführungsgejeßen, Werordnungen und Reglements ihre 
Gültigfeit. 

Urfundlich unter Unſerer Höchiteigenhändigen Unterjchrift und beige: 
drudtem Bundes-Infiegel. 

Gegeben Schloß Babelsberg, den 31. Mai 1869. 

(LS) Wilhelm. 
Gr. v. Bismard-Schönhaujen. 


VII. Deglement zur Ausführung des Wahlgefekes für 
den Reichstag des Norddeutſchen Bundes. 
Dom 25 Mai 1570*). 


Der Bundesratb hat auf Grund des $ 15 des Wahlgeſetzes für den 
Reichstag des Norddeutichen Bundes vom 31. Mai 1869 beicylofjen, das 
nacsitehende, für das ganze Bundesgebiet gültige Wahlreglement zu erlaffen. 


81. 

Für jede Gemeinde (Ortskommune, jelbititändigen Gutäbezirf u. j. w.) 
it gemäß $ 8 des Gejeßes und nach Anleitung des unter Litt. A. an: 
liegenden Kormulard von den Gemeindevoritande (Kommunevoritande, Orts: 
vorttande, Inhaber eines ſelbſtſtändigen Gutsbezirts, Magiitrate u. j. w.) die 





*) Bundesgeiegblatt von 1870, S. 275. Beigegeben find Kormularien (S. 283 fgg.), 
dann das Verzeichniß der Wahitreije und der für die Wahlhandlungen zuftändigen Be: 
börden (5. 289 fgg) Durch Bekanntmachung vom 27. Februar 1871 wurden 
Nachträge zu Diefem Mahlreglement mit Nüdjidt auf Bayern, Würtemberg, 
Baden und Hejjen gemaht, nämlich das diesbezügliche Verzeichniß der Wahlkreiſe 
amd der in diejen Yändern für die Wahlhandlungen zuftehenden Behörden beigefügt. 
Bundesgeſetzbl. 1871, ©. 25 fgg. Vergl. den Abichnitt: „Wahlfreife und Reichstags— 
Abgeordnete” im Jahrbuche von Holtzendorff. I. Hlite. S. 104. 


Saterialien UI. 3 
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Wählerlifte doppelt aufzuftellen. Im derjelben find alle nach den 88 1, 3 
und 7 des Geſetzes Wahlberechtigte in alphabetiicher Ordnung zu verzeichnen. 
Jedoch dürfen in den Städten die Wählerliften auch in der Art angefertigt 
werden, dat die Straßen nady der alphabetijchen Neihenfolge ihrer Namen, 
innerhalb derjelben die Häufer nach ihrer Nummer und nur innerhalb jedes 
Haujes die Wähler alphabetiich geordnet werden. 

In Gemeinden, die zum Zwede des Stimmabgebens in mehrere Bezirke 
getheilt find ($ 7 des Neglements), erfolgt die Aufitellung der Wählerliften 
nach den einzelnen Bezirken. 

Die dem Beurlaubtenitande angehörigen Militärperjonen ($$ 12, 13, 
Nr. 4, Abjah 2 und $ 15 des Geſetzes, betreffend die Verpflichtung zum 
Kriegädienite, vom 9. November 1867. — Bundesgejebbl. ©. 131 —) 
werden in die Wählerliften eingetragen. 


82. 

Die Wählerlifte ift zu Jedermanns Einficht mindeftend acht Tage lang 
auszulegen. 

Der Tag, an welchem die Auslegung beginnt, ift nad Maaßgabe des 
$ 8 des Gejeßed von der zuftändigen Behörde feitzufegeu und von dem Ge- 
meindevoritande unter Hinweilung auf $ 3 des Neglementö, jowie unter 
Angabe des Lokals, in welchem die Auslegung ftattfindet, noch vor dem 
Anfange der letzteren in ortsüblicher Weiſe befannt zu machen. 

Die Wählerlijte it von dem Gemeindevoritande mit einer Beicheinigung 
darüber zu verjehen, daß und wie lange die Auslegung geichehen, jowie daß 
die vorftehend und im $ 8 deö Reglements vorgejchriebenen ortsüblichen Be- 
fanntmachungen erfolgt find. 


83. 

Mer die Lifte für unrichtig oder unvollftändig hält, fann dies innerhalb 
acht Tagen nach dem Beginn der gemäß $ 2 des Reglements befannt ge— 
machten Auslegung derjelben bei dem Gemeindevorftande oder dem von dem- 
jelben dazu emannten Kommiſſar oder der dazu niedergejeßten Kommiſſion 
jchriftlich anzeigen oder zu Protofoll geben, und muß die Beweismittel für 
jeine Behauptungen, falls diejelben nicht auf Notorietät beruhen, beibringen. 

Die Entſcheidung darüber erfolgt, wenn nicht die Erinnerung jofort für 
begründet erachtet wird, durch die zuftändige Behörde. 

Sie muß längftens inmerhalb drei Wochen, vom Beginne der Auslegung 
der MWählerliite an gerechnet, erfolgt und durdy Bermittelung des Gemeinde- 
vorjtanded den Betheiligten befannt gemacht jein. 


8A. 
Im Falle einer Berichtigung der Wählerlifte find die Gründe der 
Streichungen und Nachtragungen am Rande der Lifte unter Angabe des 
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Datums kurz zu vermerken. Die etwaigen Belagöftüde find dem Haupt: 
eremplar der MWählerlifte beizubeften. 

Beide gleichmäßig berichtigte Gremplare der Wählerlifte find am 22. 
Tage nach dem Beginne der Auslegung unter der Unterjchrift des Gemeinde: 
voritandes abzujchliegen, das zweite Gremplar unter Hinzufügung der amtli- 
chen Beicheinigung völliger Uebereinitimmung mit dem Haupteremplare. 

Nachdem auf dieſe Weije die Wählerliſte abgejchloffen worden, ift jede 
jpätere Aufnahme von Wählern in diejelbe unterjagt. 


5, 

Das Haupteremplar der Wählerlifte nebit den Belagsftüden hat der 
Gemeindevoritand jorgfältig aufzubewahren, das zweite Gremplar dagegen 
dem Wahlvoriteher Behufs Benutzung bei der Wahl zuzuftellen. 

Die Wählerliften für diejenigen Wahlbezirfe, welche aus mehr ald einer 
Gemeinde beitehen ($ 7 des Reglements), bilden die Wahlvorfteher durch 
Zufanmenbeften der ihnen zugehenden Wählerliften der einzelnen zu dem 
Bezirke gehörigen Gemeinden. 


$ 6. 
Die Wahlbezirfe zum Zwecke des Stimmabgebens ($ 6 deö Geſetzes) 
werden von den zultändigen Behörden abgegrenzt. 


87. 

Jede Ortſchaft bildet der Regel nach einen Wahlbezirk für ſich. 

Iedody fünnen einzelne bewohnte Befitungen und Eleine, ſowie joldhe 
Ortichaften, in weldyen Perjonen, die zur Bildung des Wahlvoritandes 
geeignet find, fich nicht in gemügender Anzahl vorfinden, mit benachbarten 
Ortichaften zu einem Wahlbezirfe vereinigt, große Ortichaften in mehrere 
Wahlbezirke getheilt werden. 

Kein Wahlbezirt darf mehr als 3500 Seelen nady der lebten allgemeinen 
Volkszählung enthalten. 38 


Die zuſtändigen Behörden haben für jeden Wahlbezirk den Wahlvor- 
iteher, welcher die Wahl zu leiten bat, und einen Stellvertreter defjelben für 
Verbhinderungsfälle zu ernennen, ſowie das Lofal, in welchem die Wahl vor- 
zunehmen ift, zu bejtimmen. 

Alles dies, ſowie die Abgrenzung der Wahlbezirfe und Tag und Stunde 
der Wahl ($ 9 des Reglements), iſt mindeftend acht Tage vor dem Wahltermin 
durch die zu amtlichen Publikationen dienenden Blätter zu veröffentlichen und 
von den Gemeindevorftänden in ortsüblicher Weile bekannt zu machen. 


89. 
Der Tag der Wahl wird von dem Bundespräſidium feftgejeßt. 
3* 
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Die Wahlhandlung beginnt um 10 Uhr Vormittags und wird um 
6 Uhr Nachmittags gejchlofjen. 


$ 10. 


Der Wahlvorfteber ($ 8 deö Reglements) ernennt aus der Zahl der 
Wähler jeines Wahlbezirts einen Protofollführer und drei bis jechs Bei— 
fißer und ladet diejelben mindeitens zwei Tage vor dem Wahltermine ein, 
beim Beginne der Wahlhandlung zur Bildung des Wahlvoritandes zu er: 
Icheinen. 

Die Wahlvorjteher, Beiſitzer und Protofollführer erhalten feine Ber: 
gütung. Sie dürfen fein unmittelbares Staatsamt befleiden ($ 9 des 
Gejetes). 

S II. 

Der Tiſch, an welchem der Wahlvorſtand Platz nimmt, iſt ſo aufzu— 
ſtellen, daß derſelbe von allen Seiten zugänglich iſt. 

Auf dieſen Tiſch wird ein verdecktes Gefäß (Wahlurne) zum Hineinlegen 
der Stimmzettel geſtellt. Vor dem Beginne der Abſtimmung hat ſich der 
Wahlvorſtand davon zu überzeugen, daß daſſelbe leer iſt. 

Ein Abdruck des Wahlgeſetzes und des gegenwärtigen Reglements iſt im 
Wahllokale auszulegen. 


S 12. 


Die Wahlhandlung wird damit eröffnet, daß der Wahlvorſteher den Pro— 
tokollführer und die Beiſitzer mittelſt Handſchlags an Eidesſtatt verpflichtet 
und ſo den Wahlvorſtand konſtituirt. 

Zu keiner Zeit der Wahlhandlung dürfen weniger als drei Mitglieder 
des Wahlvorſtandes gegenwärtig ſein. 

Der Wahlvorſteher und der Protokollführer dürfen ſich währenb der 
Wahlhandlung nicht gleichzeitig entfernen. Verläßt einer von ihnen vorüber: 
gehend das Wahllofal, jo iſt mit jeiner zeitweiligen Vertretung ein anderes 
Mitglied des Wahlvorftandes zu beauftragen. 


813. 


Mährend der Wahlhandlung dürfen im Wahllofale weder Diskuffionen 
jtattfinden, noch Anſprachen gehalten, noch Bejchlüffe gefaßt werden. 

Ausgenommen bierven find die Diskuffionen und Beichlüffe des Wahl— 
voritandes, weldye durch die Leitung des Wahlgejchäfts bedingt find. 


$ 14. 


Zur Stimmabgabe find nur diejenigen zuzulaffen, welche in die Wähler: 
lifte aufgenommen find ($ 8 des Gejebes). 
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Wweſende können in feiner Weife durch Stellvertreter oder ſonſt an der 
Wahl tkeilnehmen. 


$ 15. 


Der Wähler, welcher feine Stimme abgeben will, tritt an den Tiſch, 
an weldem der Wahlvoritand fitt, nennt jeinen Namen und giebt, wenn 
der Wahlbezirk aus mehr als einer Ortſchaft beiteht, jeinen Wohnort, in 
Städten, in welchen die Mählerlifte nady Hausnummern aufgeftellt ift, feine 
Wohnung an. 

Der Wähler übergiebt, jobald der Protofollführer jeinen Namen in der 
Wäblerliite aufgefunden hat, feinen Stimmzettel dem Wahlvoriteher oder 
deſſen Vertreter ($ 12 des Neglements), welcher denjelben uneröffnet in das 
auf dem Tiſche ſtehende Gefäß legt. 

Der Stimmzettel muß derart zufammengefaltet fein, daß der auf ihm 
verzeichnete Name verdedt iſt. 

Stimmzettel, bei welchen hiergegen verftoßen ift, oder welche nicht von 
mertem Papier, oder melde mit einem äußeren Kennzeichen verjehen find 
($ 10. Abjat 2 des Gejees), hat der Wahlvorfteher zurüczumeijen. Ins: 
iondere hat derjelbe auch darauf zu achten, daf nicht ftatt eines mehrere - 
Stimmzettel abgegeben werden. 


$ 16. 


Der Protofollführer vermerft die erfolgte Stimmabgabe jeded Wählers 
neben dem Namen deſſelben in der dazu beftimmten Rubrik der Wählerlifte. 


$ 17. 


Um ſechs Uhr Nachmittags erflärt der Wahlvorfteher die Abſtimmung 
fir geichloffen. Nachdem dieſes gejchehen ift, dürfen feine Stimmzettel mehr 
angenommen werden. 

Die Stimmzettel werden aus der Wahlurne genommen und uneröffnet 
gezählt. Ergiebt fi) dabei auch nach wiederholter Zählung eine VBerjchieden- 
beit von der ebenfalld feitzuftellenden Zahl der Mähler, bei deren Namen 
der Abftimmumgsvermerf in der Wählerlifte gemacht ift ($ 16 des Regle- 
ments) jo ift diejes nebit dem etwa zur Aufklärung Dienlichen im Protokolle 
anzugeben. 

8 18, 

Sodann erfolgt die Eröffnung der Stimmzettel. 

Einer der Beiſitzer entfaltet jeden Stimmzettel einzeln und übergiebt ihn 
dem Rahlvorfteher, welcher denjelben nady lauter Vorlefung an einen anderen 
Beifier weiter reicht, der die Stimmzettel bis zum Ende der Wahlhandlung 
aufbewahrt. 

Der Brotofollführer nimmt den Namen jeded Kandidaten in das Pro- 
tefoll auf, vermerkt neben demjelben jede dem Kandidaten zufallende Stimme 
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und zählt dieſelbe laut. Im gleicher Weiſe führt einer der Beiſitzer eine 
Gegenlifte, weldye ebenjo wie die Mählerlifte ($ 16 des Neglements) beim 
Scluffe der Wahlbandlung von dem Wahlvorftande zu unterjchreiben und 
dem Protofolle beizufügen ift. 


8 19, 

Ungültig find: 

1) Stimmzettel, weldye nicht von weißem Papier oder weldye mit einem 

äußeren Kennzeichen verjehen find; 

2) Stimmzettel, welche feinen oder feinen lesbaren Namen enthalten ; 

3) Stimmzettel, aus welchen die Perjon des Gemählten nicht unzwei— 

felhaft zu erkennen ift; 

4) Stimmzettel, auf welchen mehr ald Ein Name oder der Name einer 

nicht wählbaren Perjon verzeichnet ift; 

5) Stimmzettel, weldye einen Proteſt oder Vorbehalt enthalten. 

$ 20. 

Die Stimmzettel, über deren Gültigkeit e8 nach $ 13 des Geſetzes 
einer Beihlußfaffung des Wahlvoritandes bedurft hat, werden, mit fort 
laufenden Nummern verjehen, dem Protofolle beigeheftet, in welchem die 
Gründe kurz anzugeben find, aus denen die Ungültigfeitserflärung erfolgt 
oder nicht erfolgt iſt. 

Die ungültigen Stimmen fommen bei Feftitellung des Wahlrefultats 
nicht in Anrechnung. 

8 21. 


Alle abgegebenen Stimmzettel, welche nicht nach $ 20 des Reglements 
dem Protofolle beizufügen find, hat der Wahlvorfteher in Papier einzufchla: 
gen und zu verfiegeln, und jo lange aufzubewahren, bis der Reichstag die 
Wahl definitiv für gültig erklärt hat. 

$ 22. 

Ueber die Wahlhandlung ift ein Protokoll nad) dem unter Littr. B. 
anliegenden Formular aufzunehmen. 

8 23. 

Die Wahlkreiſe ($ 6 des Geſetzes) weiſt das unter Lattr. C. anliegende 
Verzeichniß nad). 

In jedem derjelben ift Ein Abgeordneter zu wählen. 

$ 24. 


Die zuftändige Behörde hat für jeden Wahlfreis einen Wahlkommiſſar 
zu ernennen und died öffentlich befannt zu machen. 
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g 25. 


Die Wahlprotokolle ($ 22) mit ſämmtlichen zugehörigen Schriftſtücken 
ind von den Wablvorftchern ungejäumt, jedenfalls aber jo zeitig dem Wahl- 
lommifjar einzureichen, daß fie jpäteftens im Laufe des dritten Tages nad) 
dem Bahltermine in deſſen Hände gelangen. 

Die Wahlvorſteher find für die pünktliche Ausführung diefer Vorjchrift 
verantwortlich. 


826. 


Behufs Ermittelung des Wahlergebniffes beruft der Wahlkommiſſar auf 
den vierten Tag nad) dem Wahltermine in ein von ihm zu beftimmendes 
Lokal mindeitens ſechs und höchſtens zwölf Wähler, welche ein unmittelbares 
Staatsamt nicht befleiden, aus dem Wahlkreife zufammen und verpflichtet 
diejelben als Beifier mittelit Handſchlags an Eidesitatt. 

Außerdem ift ein Protofollführer, welcher ebenfalld ein Wähler fein 
muß, aber Beamter fein darf, zuzuziehen und in gleicher Weiſe zu ver- 
pflichten. 

Der Zutritt zu dem Lokale fteht jedem Wähler offen. 


8 27. 


In diefer Verſammlung ($ 26) werden die Protokolle über die Wahlen 
in den einzelnen Wahlbezirfen bdurchgejehen und die Rejultate der Wahlen 
zuſammengeſtellt. 

Das Ergebniß wird verkündet und demnächſt durch die zu amtlichen 
Rublifationen dienenden Blätter bekannt gemacht. 

Ueber die Handlung ift ein Protokoll aufzunehmen, aus welchem die 
Zahl der Wähler, jowie der gültigen und ungültigen Stimmen und die Zahl 
der auf die einzelnen Kandidaten gefallenen Stimmen für jeden einzelnen 
Wahlbezirk erfichtlic fein muß, und in weldyem die Bedenken zu erwähnen 
find, zu denen die Wahlen in einzelnen Bezirken etwa Veranlaffung gegeben 
baben. 

Zur Bejeitigung folder Bedenken ift der Wahlfommiffar befugt, die von 
den Wahlvorftehern aufbewahrten Stimmzettel ($ 21 ded Reglement) ein- 
zuforden und einzujehen. 


8 28. 


Hat fih auf einen Kandidaten die abjolute Mehrheit der in dem Wahl: 
freie abgegebenen gültigen Stimmen vereinigt, jo wird derjelbe ald gewählt 
proflamitt. 

Hat ſich eine abjolute Stimmenmehrheit nicht herausgeſtellt, jo hat der 
Wahlkommiſſar die Vornahme einer engeren Wahl zu veranlafjen ($ 12 des 
Geſetzes). 
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g 29. 


Der Termin für die engere Wahl iſt von dem Wahlkommiſſar feſtzu— 
ſetzen und darf nicht länger hinausgeſchoben werden, als höchſtens 14 Tage 
nady der Ermittelung des Ergebniſſes der eriten Wahl ($$ 26 und 27 des 
Reglemente.) 


$ 30, 


Auf die engere Wahl fommen nur diejenigen beiden Kandidaten, welche 
die meiften Stimmen erhalten haben ($ 12 des Geſetzes). Sind auf mehrere 
Kandidaten gleich viele Stimmen gefallen, jo enticheidet das Loos, welches 
durch die Hand des Wahlkommiſſars gezogen wird, darüber, welche beiden 
Kandidaten auf die engere Mahl zu bringen find. 

In der wegen Vornahme der engeren Wahl nach Borjchrift des S 8 
des Neglementö zu erlafienden Bekanntmachung find die beiden Kandidaten, 
unter denen zu wählen ift, zu benennen, und es iſt ausdrüdlicd darauf hin— 
zuweiſen, dat alle auf andere Kandidaten fallenden Stimmen ungültig jeien. 


$ 31. 


Die engere Wahl findet auf denjelben Grundlagen und nach denjelben 
Vorſchriften ftatt, wie die erite. 

Indbejondere bleiben die Wahlbezirfe, die Wahllofale und die Wahl- 
vorfteher unverändert, joweit nicht eine Grjeßung der lebteren oder eine 
Verlegung der Wahllofale nach dem Ermeſſen der zur Beitimmung bier: 
über nad) den SS 6 und 8 des Meglementö berufenen Behörden geboten 
ericheint. 

Dergleichen Abänderungen find nad) Vorſchrift des $ 8 des Reglements 
befannt zu machen, ohne dat; jedody hierfür oder für die rückſichtlich der 
engeren Wahl jonit erforderlichen Bekanntmachungen ($$ 8 und 30 des 
Reglemente) die dort feſtgeſetzte Friſt eingehalten zu werden braudıt. 

Auch ift die Bejcheinigung darüber, daß die erwähnten Bekanntmachungen 
in ortsüblicher Weile erfolgt find, nicht auf der Wählerliſte zu ertbeilen, ſon— 
dern von den Gemeindevoritänden den MWahlvorftehern nody vor dem Wahl: 
termine bejonderd einzureichen. 

Bei der engeren Wahl find diejelben MWählerliften anzuwenden, wie bei 
der eriten Wahlbandlung. Sie find zu diefem Zwede von den Wahlaften 
zu trennen und den Wahlvoritehern zuzuitellen. Cine wiederholte Auslegung 
und Berichtigung derjelben findet nicht ftatt. 


$ 32. 


Tritt bei der engeren Wahl Stimmengleichheit ein, jo enticheidet das 
Loos, welches dur die Hand des Wahlkommiſſars gezogen wird. 
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$ 33. 


Der Gewählte ift von der auf ihn gefallenen Wahl durch den Wahl: 
fommiffar in Kenntniß zu jeßen und zur Erklärung über die Annahme der- 
ielben, jomie zum Nachweife, daß er nadı $ 4 des Geſetzes wählbar ift, auf: 
zufordern. 

Annahme unter Proteit oder Vorbehalt, jowie das Ausbleiben der Er— 
Märung binnen acht Tagen, von der Zuftellung der Benachrichtigung, gilt 
als Ablehnung. 


8 34. 


Im Falle der Ablehnung, oder wenn der Reichstag die Wahl für 
ungültig erflärt, hat die zuftändige Behörde jofort eine neue Wahl zu ver: 
anlaſſen. 

Für dieſelbe gelten die Vorſchriften des $ 31 des Reglements mit der 
Mafgabe, daß bei den zu erlaffenden Bekanntmachungen die im $ 8 des 
Reglements beitimmte achttägige Friſt einzuhalten it. 

In gleicher Weife ift zu verfahren, wenn für ausgejchiedene Mit: 
glieder des Meichötages während des Laufes derjelben Legislaturperiode Er- 
ſatzwahlen ftattfinden. Tritt diefer Fall jedoch ſpäter ala ein Iahr nad) 
den allgemeinen Wahlen ein, jo müſſen die gefammten Wahlvorbereitungen, 
mit Einſchluß der Aufitellung und Auslegung der Wählerliften, evneuert 
werden. 


$ 35. 


Sämmtliche Verhandlungen, jowohl über die Wahlen in den Wahlbe— 
irfen, als über die Zufammenftellung der Ergebniffe, werden von dem Mahl: 
kemmiſſar unverzüglich der zuftändigen Behörde eingereicht, welche diejelben 
der Gentralverwaltungäbehörde zur weiteren Mittheilung an den Reichstag 
des Norddeutichen Bundes vorzulegen hat. 


$ 36. 
Die in Gemäßheit der in den einzelnen Bundesftaaten beitehenden Ver— 


waltungsorganifation nad) den $$ 2, 3, 6, 8, 24, 34 und 35 zur Zeit zus 
tändigen Behörden weift das unter Littr. D. anliegende Verzeichniß nad). 


Berlin, den 28. Mai 1870. 


Der Kanzler des Norddeutihen Bundes. 
Gr. v. Bismard-Schönhaufen. 
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VIII. Verträge mit den ſüddeutſchen Staaten über den 
Beitritt zum Deutſchen Bunde, 


und zwar: 


I. Protokoll betreffend die Vereinbarung zwiſchen dem Norddeutichen 
Bunde, Baden und Heflen über Gründung des Deutſchen Bundes 
und Annahme der Bundesverfafjung*). 


Verbandelt Berjailles, den 15. November 1870, 

Nachdem Seine Majeftät der König von Preußen, im Namen des Nord: 

deutjchen Bundes, Seine Königliche Hoheit der Großherzog von Baden und 
Seine Königlicdye Hoheit der Großherzog von Heffen und bei Rhein überein: 
gefommen find, über die Gründung eines Deutichen Bundes in Verhandlung 
zu treten und zu dieſem Zwecke bevollmächtigt haben, und zwar: 

Seine Majeftät der König von Preußen, im Namen des 

Norddeutſchen Bundes: 

den Kanzler des Norddeutichen Bundes, Allerhöchſtihren Präfidenten 
des Staatöminifteriumd und Minifter der auswärtigen Angelegen- 
heiten Grafen Otto v. Bismard-Schönhaufen, 

den Königlich Sächſiſchen Staatöminifter der Finanzen und der aus: 
wärtigen Angelegenheiten Richard Freiherrn v. Frieſen 

und 

den Präfidenten des Bundeskanzler-⸗Amts, Allerhöchitihren Staatsminifter 
Martin Friedrih Rudolph Delbrüd; 

Seine Königlihe Hohejt der Großherzog von Baden: 

Allerhöchſtihren Präfidenten des Staatsminifteriums und Staatsminifter 
des Innern Dr. Sulius Jolly und 

Allerhöchſtihren Präfidenten des Miniſteriums des Großherzoglichen 
Haufed und der audwärtigen Angelegenheiten Rudolf v. Freydorf; 

Seine Königlihe Hoheit der Großherzog von Hejjen und 
bei Rhein: 

Allerhöchſtihren Präfidenten des Gejammtminifteriums und Minifter 
des Großherzoglichen Hauſes und des Aeußern jowie des Innern, 
MWirklichen Geheimen Rath Freiheren Reinhard v. Dalwigk zu 
Lichtenfels und 

Allerhöchftihren außerordentlichen Gejandten und bevollmächtigten Minifter, 
Geheimen Legationsrath Karl Hofmann, 

find dieje Bevollmächtigten in Berjailles zujammengetreten und haben fich, 


*) Bundesgejeßblatt des Norddeutſchen Bundes 1870, Nr. 51 cit. ausgegeben 
31. December 1870, ©. 650. 
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nach gegenfeitiger Vorlegung und Anerfennung ihrer Vollmachten, über die 
anliegende Verfaſſung des Deutichen Bundes verftändigt. 

Sie find ferner darüber einverstanden, dab dieſe Verfaſſung, vorbe- 
haltlidy der weiter unten zu erwähnenden Maafgaben, mit dem 1. Januar 
1871 in Wirkſamkeit treten joll, und ertheilen fich deshalb gegenfeitig die 
Zufage, dab fie unverzüglich den gejeßgebenden Faktoren des Norddeutichen 
Bundes, beziehungsweile Badend und Heſſens, zur verfafiungsmäßigen Zus 
fimmung vorgelegt und, nach Ertheilung diefer Zuftimmung, im Laufe des 
Monat? Dezember ratifizirt werden fol. Der Austaufc der Ratififations- 
Grflärungen foll in Berlin erfolgen. 

In Betracht der großen Schwierigfeiten, welche theild die vorgerüdte 
Zeit, theild die Fortdauer des Krieges, theild endlich die in einigen betheiligten 
Staaten bereitö erfolgte Regulirung des Landeöbudgets der Aufitellung eines 
Etats für die Militärverwaltung des Deutjchen Bundes für das Jahr 1871 
entgegenitellen, ift man übereingefommen, dab die Gemeinjchaft der Ausgaben 
für das Landheer erft mit dem 1. Januar 1872 beginnen fol. Bis zu 
diefem Tage wird daher der Ertrag der im Artifel 35 bezeichneten gemein- 
Ichaftlichen Abgaben nidyt zur Bundesfaffe fließen, jondern den Staatöfaljen 
Badens und Heſſens, letzterer rücfichtlich des auf Südheſſen fallenden Antheils, 
verbleiben und es wird der Beitrag diefer Staaten zu den Bundesaus— 
gaben durch Matrifularbeiträge aufgebracht werden, wegen deren Feltitellung 
dem im nächiten Jahre zu berufenden Neichötage eine Vorlage gemacht 
werden wird. 

Auch die Beitimmmngen in den Artifeln 49—52 der Bundeöverfafjung 
jollen für Baden erjt mit dem 1. Januar 1872 in Wirfjamfeit treten, damit 
die fir die Ueberleitung der Landesverwaltung der Poſten und Telegraphen 
in die Bundesverwaltung erforderliche Zeit gewonnen werde. 

Im Uebrigen wurden noch nachitehende, im Laufe der Verhandlungen 
abgegebene Erklärungen in gegenwärtige Protokoll niedergelegt: 

Man war darüber einverjtanden, 

1) zu Artifel 18 der Berfajjung, dab zu den, einem Beamten 
zuftehenden Rechten im Sinne deö zweiten Abſatzes dieſes Artikels 
diejenigen Rechte nicht gehören, welche jeinen Hinterbliebenen in 
Beziehung auf Penfionen oder Unterftükungen etwa zuftehen; 

2) zu den Artikeln 35 und 38 der VBerfafjung, daß die nad 
Maabgabe der Zollvereinäverträge auch ferner zu erhebenden Weber: 
gangsabgaben von Branntwein und Bier ebenjo anzufehen find, wie 
die auf die Bereitung dieſer Getränfe gelegten Abgaben; 

3) zu Artifel 38 der Berfajjung, dab, fo lange die jehige Be— 
ftenerung des Bieres in Hefien fortbeiteht, mur der dem Betrage 
der Norddeutichen Braumalziteuer entſprechende Theil der Heſſiſchen 
Bierſteuer in die Bundesfafje fliehen wird; 

4) zum VII. Abſchnitt der Berfajjung, daß die Verträge, durch 
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welche das Verhältnis des Poſt- und Telegraphenweſens in Helfen 
zum Norddeutichen Bunde jet geregelt ift, durch die Bundesver: 
fafjung nicht aufgehoben find. Insbeſondere behält es binfichtlich 
der Zahlung des Kanons und der Chauſſeegeld-Entſchädigung, jowie 
der Entjchädigung für Wege: und Brüdengelder und ſonſtige Kommuni— 
fattonsabgaben, ferner binfichtlich der Vergütung für Benußung der 
Staats- und Privatbahnen, und binfichtlich der Behandlung des 
Portofreiheitöwejens in Südheſſen, bis zum Ende des Iahres 1875 
jein Bemwenden bei dem jetzt beitehenden Zuſtande. Für die Zeit 
vom 1. Januar 1876 ab füllt die Zahlung des Kanons und der 
Shaufleegeld-Fntihädigung weg. Wie es in Bezug auf die Ver: 
gütung für die poftalifche Benutzung der Gifenbahnen, ſowie in 
Bezug auf die Südheſſiſchen Portofreiheiten für die Zeit nach dem 
1. Januar 1876 zu balten jei, bleibt jpäterer Verftändigung vor: 
behalten. Die Entjhädigung für Wege- und Brüdengelder und jonftige 
KNommunifationdabgaben wird auch nach dem 1. Januar 1876 an 
die Großherzoglich Heſſiſche Negierung gezablt, wogegen dieje die 
Entſchädigung der Berechtigten auch für die Zukunft wie bisher 
übernimmt; 

zu Artikel 52 der Verfaffung wurde von den Badiichen Be: 
vollmächtigten bemerkt, da die finanziellen Ergebniffe der Poft- und 
Zelegraphenverwaltung des Bundes, wie fie fich bisher geftaltet 
hätten und in dem Bundeshaushalts-Etat für 1871 veranichlagt 
jeien, ungeachtet der in Artikel 52 getroffenen Beſtimmung, feine 
Gewähr dafür leifteten, daß der auf Baden fallende Antheil an den 
Einnahmen diefer Verwaltungen auch nur annähernd diejenige Ein— 
nahme ergeben werde, welche es gegenwärtig aus feiner eigenen Ver: 
waltung zum Betrage von durchſchnittlich 130,000 Rthlr. beziche. 
Sie hielten es deshalb für billig, dab Baden durch eine bejondere 
Verabredung vor einem, jeinen Haushalt empfindlich berührenden 
Einnahme⸗Ausfall gefichert werde. 

Wenngleich von anderen Seiten die Bejorgnik der Badiſchen Be- 
vollmädytigten ald begründet nicht anerfannt werden konnte, jo einigte 
man ſich doch dahin, daß, wenn im Laufe der Uebergangäperiode der 
nach dem Prozentverbältnif; fich ergebende Antheil Badens an den im 
Bunde auftommenden Poftüberjchüffen in einem Jahre die Summe 
von 100,000 Rthlrn. nicht erreichen follte, der an diejer Summe 
fehlende Betrag Baden auf feine Matrikularbeiträge zu Gute gerechnet 
werden joll. Eine ſolche Anrechnung wird jedody nicht ftattfinden in 
einem Jahre, in welches friegerijche Greigniffe fallen, an denen der 
Bund betheiligt ift; 
zu Artifel 56 der Verfajfung bemerkten die Bevollmächtigten 
des Norddeutichen Bundes auf Anfrage der Großherzoglich Badiſchen 
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Berollmächtigten, daß das Bundespräfidium jchon bisher, nad) Ver- 
nehbmung des zuitändigen Ausſchuſſes des Bundesrathes, Bundes- 
fonjulate errichtet habe, wenn eine joldhe Einrichtung an einem be- 
itimmten Plate durch das Interelje auch nur Eines Bundesitaates 
geboten worden jei. Sie verbanden damit die Zujage, daß in dieſem 
Sinne aud in Zufunft werde verfahren werden; 
zu Artikel 62 der Berfajjung wurde verabredet, daß die Zahlung 
der nach diefem Artifel von Baden aufzubringenden Beiträge mit 
dem eriten Tage des Monats beginnen joll, weldyer auf die An— 
ordnung zur Rückkehr der Badijchen Truppen von dem Kriegs— 
zuitande auf den Friedensfuß folgt; 
zu Artikel 78 der Berfajjung wurde alljeitig als jelbjtverjtändlich 
angejeben, daß diejenigen Vorjchriften der Verfaffung, durch welche 
bejtimmmte Rechte einzelner Bundesitaaten in deren Verhältniß zur 
Geſammtheit feftgeltellt find, mur mit Zuftimmung des berechtigten 
Bundesitaateö abgeändert werden Fünnen; 
zu Artifel 80 der Berfajjung war man in Beziehung auf 
das Gejeß, betreffend die Errichtung eines oberjten Gerichtshofes 
für Handelsjachen, vom 12. Juni v. I. darüber einig, dab eine 
entiprechende Vermehrung der Mitglieder dieſes Gerichtöhofes durch 
einen Nachtrag zu deſſen Etat für 1871 in Vorſchlag zu bringen 
jein werde. 

Es wurde ferner alljeitig anerfannt, daß zu den im Norddeutjchen 


Bunde ergangenen Geſetzen, deren Erklärung zu Geſetzen des Deutſchen 
Bundes der Bundesgejebgebung vorbehalten bleibt, das Gejeh vom 
21. Iuli d. J. betreffend den außerordentlichen Geldbedarf der Militär: 
und Marineverwaltung, nidyt gehört, und daß das Gejeß vom 31. Maid. J. 
betreffend die St. Gotthard-Eiſenbahn, jedenfalls nicht ohne Veränderung 
jeines Inhalts zum Bundesgejeße würde erflärt werden können. 
Gegenwärtiged Protokoll ift vorgelejen, genehmigt und von den im Ein- 
gange genannten Bevollmächtigten in Einem, in das Archiv deö Bundesfanzler 
Amts zu Berlin niederzulegenden Gremplare vollzogen worden. 


v. Bismard. Solly. v. Dalwigf. 
(L. S.) (L. S.) (L. S.) 
v. Friejen. v. Freydorf. Hofmann. 
(L. S.) (L. S.) (L. S.) 
Delbrüd. 
(L. S.) 


Die Auswechſelung der Katififations= Urkunden bat in Berlin ftatt- 


gefunden. 


46 BVerfafjung von 1870, 


Die dem Protofolle zu Grunde gelegte und einen integrivenden Be- 
itandtheil des Badiſch-Heſſiſchen Vertrags bildende „Berfaflung des 
Deutschen Bundes“ *) lautet in ihrem Cingange: 

Seine Majeftät der König von Preußen im Namen ded Norddeutichen 
Bundes, Seine Königliche Hoheit der Großherzog von Baden und Seine 
Königliche Hoheit der Großherzog von Helfen und bei Rhein für die jüblid) 
vom Main belegenen Theile des Großherzogthums Heſſen jchließen einen 
ewigen Bund zum Schutze des Bundesgebietes und des innerhalb deifelben 
gültigen Nechtes, jowie zur Pflege der Wohlfahrt des Deutſchen Volkes. 
Diejer Bund wird den Namen Deutjches Reich führen und wird nach— 
ſtehende 

Verfaſſung 
haben. 

Artikel J lautet: 


J. Bundesgebiet. 
Artikel 1. 

Das Bundeögebiet beiteht aus den Staaten Preußen mit Lauenburg, 
Sachſen, Baden, Helfen, Medlenburg-Schwerin, Sachjen-Weimar, Meclen- 
burg⸗ Strelitz, Oldenburg, Braunjchweig, Sacyjen-Meiningen, Sadyjen-Alten- 
burg, SadyjensKoburg-Gotha, Anhalt, Schwarzburg-Rudolitadt, Schwarzburg- 
Sondershaufen, Walded, Reuß älterer Linie, Reuß jüngerer Linie, Schaum 
burg=Zippe, Lippe, Zübed, Bremen und Hamburg. 


Die lebten Artikel lauten: 
XIV. Allgemeine Beftimmungen. 


Artikel 78. 


Veränderungen der VBerfaffung erfolgen im Wege der Geſetzgebung, jedod) 
ift zu denfelben im Bundesrathe eine Mehrheit von drei Wiertheilen der ver: 
tretenen Stimmen erforderlid). 


Artikel 79. 


Der Eintritt eined dem Bunde nicht angehörenden Deutſchen Staates 
in den Bund erfolgt auf den Vorjchlag des Bundeäpräfidiums im Wege der 
Bundeögejegebung. 

Folgt nun ald Schluß der ſchon oben abgedrudte Art. 80 (j. ©. 23) 
unter der Ueberſchrift: XV. Uebergangs-Beltimmung. 


*) Bundeögejegblatt 1870, ©. 627, 
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I. Bertrag zwiſchen dem Norddeutichen Bunde, Baden und Heffen einer: 

jeits und Württemberg andererjeits betreffend den Beitritt Württembergs 

zur Verfaſſung des deutſchen Bundes, nebit dem dazu gehörigen Protofoll. 
Dom 25. November 1870*) 

Seine Majeftät der König von Preußen im Namen ded Norddeutichen 
Bundes, Seine Königliche Hoheit der Großherzog von Baden und Geine 
Königliche Hoheit der Großherzog von Heſſen und bei Rhein einerjeitd und 
Seine Majeltät der König von Württemberg andererjeits, von dem Wunſche 
geleitet, die Geltung der zwijchen dem Norddeutichen Bunde, Baden und 
Helfen vereinbarten Verfafjung des Deutichen Bundes, den über diejelbe ge- 
pflogenen Verhandlungen entiprechend, auf Württemberg auözudehnen, haben 
zu diejem Zwecke Benollmächtigte ernannt, und zwar: 

Seine Majeftät der König von Preußen im Namen des Norddeutjchen 
Bundes: 

den Königlih Sächſiſchen Staatöminifter der Finanzen und der aus— 

wärtigen Angelegenheiten Richard Freiherrn von riefen und 

den Präfidenten des Bundesfanzleramts, Allerhöchitihren Staatsminifter 

Martin Friedrih Rudolph Delbrüd, 

Seine Königliche Hoheit der Großherzog von Baden: 

Allerhöchſtihren Präfidenten des Minifteriumd des Großherzoglichen 
Hauſes und der auswärtigen Angelegenheiten Rudolf von Frey— 
dorf und 

Allerhöchſtihren außerordentlichen Geſandten und bevollmächtigten Mi: 
niſter, Hans Freiherrn v. Türckheim, 

und 

Seine Königliche Hoheit der Großherzog von Heſſen bei Rhein: 

Allerhöchſtihren außerordentlichen Geſandten und bevollmächtigten Mi— 
niſter, Geheimen Legationsrath Karl Hofmann, 

und 
Seine Majeſtät der König von Württemberg: 

Allerhöchſt ihren Juſtizminiſter Hermann von Mittnacht und 

Allerhöchſtihren Kriegsminiſter und Generallieutenant Albert v. Suckow, 
von welchen Bevollmächtigten, nach gegenſeitiger Vorlegung und Anerkennung 
ihrer Vollmachten, der nachſtehende Vertrag verabredet und geſchloſſen iſt. 


Artikel J. 
Württemberg tritt der zwiſchen dem Norddeutſchen Bunde, Baden und 


Bundesgeſetzblatt des Norddeutſchen Bundes Nr. 51, ausgegeben 31. Dezember 
1870, ©. 654 bis 665. Vom Abdrud der gleichzeitig abgejchlofjenen Militär-Kon: 
a ne iom miit Württeniberg, jowie von Militär: Konventionen überhaupt mußte bier 


Umgang genpmmen werden. 
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Heffen vereinbarten, der Verhandlung d. d. Verſailles den 15. November 
d. 3. beigefügten Verfaſſung dergeitalt bei, daß alle in diejer Verfaſſung 
enthaltenen Beftimmungen mit den im nadjitehenden Artikel 2 näher be 
zeichneten Maßgaben auf Württemberg volle Anwendung finden. 


Artikel 2. 


Die Mahgaben, unter welchen die Verfaſſung des Deutichen Bundes 
auf Württemberg Anwendung findet, find folgende: 


1) 


2) 


3) 


4) 


6) 


Zu Artikel 6 der Verfafjung. 

Im Bundesrathe führt Württemberg vier Stimmen, und es 
beträgt daher die Gejammtzahl der Stimmen im Bundesrathe 52. 
Zu Artikel 20 der Verfafjung. 

In Württemberg werden, bis zu der im $ 5 des Wahlgejebes 
vom 31. Mai 1869 vorbehaltenen gejeglichen Regelung, 17 Ab: 
geordnete gewählt, und es beträgt daher die Gejammtzahl der Ab- 
geordneten 334. 

Zu den Artikeln 35 und 38 der Verfaſſung. 

Die im letzten Abjate der vorgenannten Artikel in Beziehung 
auf Baden getroffene Beitimmung findet auch auf Württemberg 
Anwendung. 

Zum VII. Abjchnitt der Verfaſſung. 

An Stelle der im VII. Abjchnitt der Berfaffung enthaltenen 
gelten für Württemberg folgende Beitimmungen: 

Dem Bunde ausichlieglich fteht die Gejegebung über die Vor— 
rechte der Poſt und Telegrapbhie, über die rechtlichen Verhältniſſe 
beider Anftalten zum Publikum, über die Portofreiheiten und das 
Pofttarweien, jedody ausjchließlid) der reglementarijchen und Tarif— 
Beitimmungen für den internen Verkehr innerhalb Würtembergs, 
jowie, unter gleicher Bejdyränfung, die Seititellung der Gebühren 
für die telegraphijche Korrejpondenz zu. 

Ebenſo jteht dem Bunde die Regelung des Poſt- und Tele— 
grapherwerfehrs mit dem Auslande zu, ausgenommen den eigenen 
unmittelbaren Verkehrs Württembergs mit jeinen dem Deutjchen 
Bunde nicht angehörenden Nachbarſtaaten, wegen deſſen Regelung 
eö bei der Beitimmung im Artikel 49 des Poftvertrages vom 23. No- 
vember 1867 bewendet. 

An den zur Bundesfalfe fliegenden Einnahmen des Poſt- und 
Zelegraphenwejens hat Württemberg feinen Theil. 

Zum XI. Abjchnitt der Verfaljung. 

In Württemberg kommen die im XI. Abſchnitt der Verfafjung 
enthaltenen Vorſchriften nach näherer Beitimmung der Militär— 
Konvention vom 21/25. November 1870 in Anwendung. 

Zum Artikel 80 der Verfaſſung. 
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Die Einführung der nachitehend genannten Gejeße des Nord: 
deutjchen Bundes ald Bundesgeſetze erfolgt für Württemberg, ftatt 
von den im Artifel 80 feitgejeßten, von den nachitehend genannten 
zZeitpunften an, nämlich: 

I vom 1. Suli 1871 an: 
1) des Geſetzes, betreffend die vertragsmäßigen Zinjen, vom 
14. November 1367, 
2) des Geſetzes, betreffend die Errichtung eines oberften Gerichts» 
hofes für Handelöjacyen, vom 12. Juni 1869; 
I. vom 1. Januar 1872 an: 
1) des Geſetzes, betreffend die Beichlagnahme des Arbeitö- oder 
Dienftlohnes, vom 21. Juni 1869, 
2) des Gejees über die Ausgabe von Papiergeld, vom 16. Juni 
1870. 

Die Einführung des Gejeges, Mafregeln gegen die Rinderpeſt 
betreffend, vom 7. April 1869, als Bundesgejeß bleibt für Württem- 
berg der Bundeögejeßgebung vorbehalten. Dafjelbe gilt mit der, 
aus der voritehenden Beitimmung unter Nr. 4 ſich ergebenden Bes 
ſchränkung von den im Artikel 80 unter II, Nr. 4 genannten, auf 
das Poſt- und Telegraphenwejen bezüglichen Gejegen. 

Das Geſetz, betreffend die Schliefung und Beichränfung der 
öffentlichen Spielbanfen, vom 1. Juli 1868 wird in Württemberg, 
vom Tage der Wirfjamkeit der Bundesverfafjung an, ald Bundes- 
gejeg eingeführt. 


Artikel 3. 

Der gegenwärtige Vertrag joll unverzüglich den gejeßgebenden Faktoren 

des Norddeutſchen Bundes, Badens und Heſſens, beziehungsweile Württem- 

bergd zur verfaffungsmäßigen Zuftimmung vorgelegt und, nach Ertheilung 
diefer Zuftimmung, ratifizirt werden. 

Der Austauſch der Ratifikations-Urkunden joll im Laufe des Monats 
Dezember d. 3. in Berlin erfolgen. 


En geſchehen Berlin, den 25. November 1870. 


v. Friejen. v. Sreydorf. Hofmann. Mittnacht. 


(L. S.) (L. S.) (L. S.) (L. S.) 
Delbrüd. Türckheim v. Suckow. 
(L. S.) (L. S.) (L. S.) 


Die Auswechjelung der Ratifitationd-Urfunden hat in Berlin ſtatt⸗ 
gefunden. 


Materialien IIL 4 
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Protokoll vom 25. November 1870. 
Verhandelt Berlin, den 25. November 1870. 


Bei Unterzeichnung deö am heutigen Tage über den Beitritt Württem- 
bergs zu der zwiichen dem Norddeutichen Bunde, Baden und Hefjen ver: 
einbarten Verfaffung des Deutjchen Bundes abgejchloffenen Vertrages haben 
ih die wumterzeichneten Bevollmächtigten über nachſtehende Punkte vers 
ftändigt: 


1) die in dem Protokoll d. d. Verjailles den 15. November d. 2. 


2) 


3) 


zwiſchen den Bevollmächtigten des Norddeutjchen Bundes, Badens 
und Heſſens getroffenen Werabredungen beziehungsweije von den 
Bevollmächtigten des Norddeutichen Bundes abgegebenen Erflärungen: 


a. über den Beginn der Wirfjamfeit der Verfaſſung, 

b. über den Zeitpunft für den Beginn der Gemeinichaft der 
Ausgaben für das Landheer, 

zu Artikel 18 der Verfaſſung, 

zu den Artikeln 35 und 38 der Berfaljung, 

zu Artikel 56 der Verfaſſung, 

zu Artikel 62 der Verfafjung, 

zu Artikel 78 der Verfaſſnng und 

. zu Artikel 80 der Verfaffung 

finden auch auf Württemberg Anwendung. 

su Artikel 45 der Verfaſſung wurde anerfannt, dab auf den 
Württembergijchen Eiſenbahnen bei ihren Bau=, Betriebs- und Ver: 
fehröverhältniffen nicht alle in diefem Artikel aufgeführten Trans— 
portgegenftände in allen Gattungen von Verfehren zum Ginpfennig- 
Sat befördert werden können. 

Zum Artikel 2 Nr. 4 deö Vertrages vom heutigen Tage war man 
darüber einverftanden, daß die Ausdehnung der im Norddeutjchen 
Bunde über die Vorrechte der Poſt geltenden Beitimmungen auf 
den internen Verkehr Württembergd injoweit von der Zuftimmung 
Württembergs abhängen joll, alö dieje Beftimmungen der Poſt Vor— 
rechte beilegen, welche derjelben nach der gegenwärtigen Gejeßgebung 
in Württemberg nicht zuftehen. 


FR mc 


Borgelejen, genehmigt und unterjchrieben. 


v. Frieſen. v. Freydorf. Hofmann. Mittnadt. 
Delbrüd. Türckheim. v. Suckow. 
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M. Bertrag, betreffend den Beitritt Bayerns zur Verfaffung des 
Deutihen Bundes. Vom 23. November 1870; nebit Schlußprotofoll 
von demjelben Tage*). 


Seine Majeftät der König von Preußen im Namen des Norddeutjchen 
Bundes und Seine Majeftät der König von Bayern haben in der Abficht, 
die Sicherheit des Deutichen Gebieted zu gemährleiften, dem Deutichen Rechte 
eine gedeihliche Entwicklung zu ſichern und die Wohlfahrt des Deutjchen 
Volkes zu pflegen, bejchloffen, über Gründung eined Bundes Verhandlungen 
zu eröffnen und zu diefem Behufe zu Bevollmächtigten ernannt: 


Seine Majeftät der König von Preußen, im Namen des Norddeutſchen 
Bundes: 


den Kanzler des Norddeutichen Bundes, Allerhöchitihren Präfidenten 
ded Staatöminifteriumd und Minilter der Auswärtigen Angelegen- 
heiten Grafen Dtto v. Bismard-Schönhaufen, und 
Allerhöchſtihren Kriegs- und Marine-Minifter, General der ei 
Albert v. Roon; 
Seine Majeftät der König von Bayern: 
Alerhöchitihren Staatsminiſter des Kömiglihen Hauſes und des 
Aeußern Grafen Otto v. Bray-Steinburg, 
Allerhöchit ihren Kriegsminifter, Generallieutenant en Freiherrn 
v. Prankh und 
Allerhöchſtihren Staatsminiſter der Juſtiz Johann v. Lutz. 
Die Bevollmächtigten ſind in Verſailles zuſammengetreten, haben ihre 
Vollmachten ausgetauſcht und haben ſich, nachdem die letzteren in guter 
Ordnung befunden waren, über nachfolgende Vertragsbeſtimmungen geeinigt. 


J 


Die Staaten des Norddeutſchen Bundes und das Königreich Bayern 
ſchliehen einen ewigen Bund, welchem das Großherzogthum Baden und das 
Großherzogthum Heſſen für deffen ſüdlich vom Main belegenes Staatögebiet 
ſchon beigetreten find und zu welchem der Beitritt ded Königreichs Württem- 
bergs im Ausficht fteht. 

Diefer Bund heißt der Deutiche Bund. 


U. 


Die Verfaſſung des Deutjchen Bundes ift die des biöherigen Nord» 
deutichen Bundes, jedoch mit folgenden Abänderungen. 





*) Bundesgejepblatt Nr. 5., auögegeben 31. Januar 1871, ©. 9 bie 26. 
4* 
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S i. 
Der Artikel 1 der Norddeutſchen Bundesverfaſſung wird künftig lauten, 
wie folgt: 

Das Bundesgebiet beſteht aus den Staaten Preußen mit Lauen— 
burg, Bayern, Sachſen, Württemberg, Baden, Heilen, Medlenburg- 
Schwerin, Sachjen - Weimar, Medlenburg - Strelig, Oldenburg, 
Braunjchweig, Sachjen- Meiningen, Sachyjen » Altenburg, Sachien- 
Koburg-Gotha, Anhalt, Schwarzburg-Rudolitadt, Schwarzburg-Son- 
dershauſen, Waldeck, Neuß älterer Linie, Neuß jüngerer Linie, 
Schaumburg-?ippe, Lippe, Lübeck, Bremen und Hamburg. 


82. 
Zu Artikel 4 wird folgender Zuſatz vereinbart: 
Ziff. 16. Die Beſtimmungen über die Preſſe und das Vereinsweſen. 


83. 

Das zweite Alinea des Artifelö 5 lautet fünftig, wie folgt: 

Bei Gejehes-Vorjchlägen über das Militärweien, die Kriegdmarine 
und die im Artikel 35 bezeichneten Abgaben giebt, wenn im Bun- 
rathe eine Meinungsverjchiedenheit ftattfindet, die Stimme des Prä- 
fidiumd den Ausjchlag, wenn fie ſich für die Aufrechterhaltung der 
beftehenden Einrichtungen ausipricht. 


84. 

Artikel 6 erhält folgende Faſſung: 

Der Bundesrath beſteht aus den Vertretern der Mitglieder des 
Bundes, unter welchen die Stimmführung ſich in der Weiſe ver— 
theilt, daß Preußen mit den ehemaligen Stimmen von Hannover, 
Kurheſſen, Holitein, Naffau und Frankfurt 17 Stimmen führt, 
Bayern 6, Sachſen 4, Württemberg 4, Baden 3, Heflen 3, Mecklen— 
burg-Schwerin 2, Sadyjjen-Weimar 1, Mecklenburg⸗Strelitz 1, Dlden- 
burg 1, Braunjchweig 2, Sachjen-Meiningen 1, Sachien-Altenburg 1, 
Sadjen-Koburg-Gotha 1, Anhalt 1, Schwarzburg-Rubolftadt ), 
Schwarzburg - Sonderöhaujen 1, Waldef 1, Reuß älterer Linie 1, 
Reuß jüngerer Linie 1, Schaumburg-Lippe 1, Lippe 1, Lübeck 1, 
Bremen 1, Hamburg 1, in Summa 58 Stimmen. 

Jedes Mitglied des Bundes kann joviel Bevollmächtigte zum 
Bundesrathe ernennen, wie ed Stimmen hat, doch kann die Ge 
jammtheit- der zuftändigen Stimmen mur einheitlich abgegeben 
werden. 


85. 
An die Stelle des Artifeld 7 tritt folgende Beitimmung. 
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Der Bundesrath beſchließt: 

I) über die dem Reichdtage zu machenden Vorlagen und die von 
demjelben gefaßten Beichlüffe; 

2) über die zur Ausführung der Bundesgejete erforderlichen all» 
gemeinen Verwaltungsvorjchriften und Einrichtungen, jofern 
nicht in dem Geſetze ſelbſt etwas Anderes beitimmt ift; 

3) über Mängel, welche bei der Ausführung der Bundesgeſetze 
oder der voritehend erwähnten Vorjchriften oder Einrichtungen 
hervortreten. 

Jedes Bundeöglied ift befugt, Vorjchläge zu machen und in 
Vortrag zu bringen, und das Präfidium ift verpflichtet, diejelben 
der Berathung zu übergeben. 

Die Beihlußfaffung erfolgt, vorbehaltlich der Beftimmungen in 
den Artikeln 5, 37 und 78, mit einfacher Mehrheit. Nicht ver- 
tretene oder nicht inftruirte Stimmen werden nicht gezählt. Bei 
Stimmengleichheit giebt die Präfidialitimme den Ausjchlag. 

Bei der Beſchlußfaſſung über eine Angelegenheit, welche nadı 
den Beitimmungen dieſer Verfaffung nicht dem ganzen Bunde ge: 
meinjchaftlich ift, werden die Stimmen mur derjenigen Bundes— 
ftaaten gezählt, welchen die Angelegenheit gemeinjchaftlich ift. 


86. 
Artikel 8 erhält folgende Fafſſung: 
Der Bundesrath bildet aus feiner Mitte dauernde Ausſchüſſe 
1) für das Landheer und die Feitungen, 
2) für dad Seeweien, 
3) für Zoll- und Steuerweſen, 
4) für Handel und Berfehr, 
5) für Eijenbahnen, Bolt und Telegraphen, 
6) für Juftizweien, 
7) für Rechnungsweſen. 

In jedem diefer Ausfchüffe werden außer dem Präfidium min- 
deftend vier Bundeöftaaten vertreten fein, und führt innerhalb der- 
jelben jeder Staat nur Eine Stimme. 

In dem Ausfchuffe für das Landheer und die Zeitungen hat 
Bayern einen ftändigen Sit, die übrigen Mitglieder defjelben, jo- 
wie die Mitglieder des Ausichuffes für das Seeweſen, werden von 
dem Bundesfeldhbern ernannt; die Mitglieder der anderen Ausichüffe 
werden vom Bundesrathe gewählt. Die Zufammenjegung diejer 
Ausihüffe ift für jede Seffion des Bundesrathes, reſp. mit jedem 
Jahre zu erneuern, wobei die ausicheidenden Mitglieder wieder 
wählbar find. 

Außerdem wird im Bundesrathe aus den Bevollmächtigten der 
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Königreiche Bayern, Sachſen und Württemberg unter dem Vorfitze 
Bayerns ein Ausſchuß für die auswärtigen Angelegenheiten gebildet. 

Den Ausichüffen werden die zu ihren Arbeiten nöthigen Beamten 
zur Verfügung geftellt. 


87. 
In Artikel 11 wird nach dem erften Abjate folgende Zujagbeitimmung 
eingejchaltet: MET 
Zur Erklärung des Krieged im Namen des Bundes ift die Zu— 
ftimmung ded Bundesrathed erforderlich, es jei denn, dat ein An— 
griff auf dad Bundesgebiet oder deſſen Küjten erfolgt. 


88. 

Artikel 18 erhält am Schluſſe folgenden Zuſatz: 

Den zu einem Bundesamte berufenen Beamten eined Bundes: 
ſtaates ftehen, jofern nicht vor ihrem Eintritt in den Bundesdienſt 
im Wege der Bundesgejeßgebung etwas Anderes beitimmt  ift, 
dem Bunde gegenüber diejenigen Rechte zu, welche ihnen in ihrem 
Heimathlande aus ihrer dienſtlichen Stellung zugeitanden hatten. 


89. 

Artikel 19 lautet fortan wie folgt: 

Wenn Bundeöglieder ihre verfaffungsmäßigen Bundespflichten 
nicht erfüllen, fünnen fie dazu im Mege der Grefution angehalten 
werden. Dieje Erekution iſt vom Bundesrathe zu beichließen und 
vom Bundespräfidium zu vollitreden. 


$ 10. 


Artikel 20 erhält folgende Faſſung: 

Der Reichyötag geht aus allgemeinen und direkten Wahlen mit 
geheimer Abitimmung hervor. 

Bis zu der gejeßlichen Regelung, weldye im $ 5 des Wahlgeſetzes 
vom 31. Mai 1869, (Artikel 79, Nr. 13) vorbehalten it, werden 
in Bayern 48, in Württemberg 17, in Baden 14, in Helfen jüdlich 
des Main 6 Abgeordnete gewählt und beträgt demnach die Geſammt— 
zahl der Abgeordneten 382. 


S II. 
Artikel 28 erhält folgenden Zuſatz: 
Bei der Beſchlußfaſſung über eine Angelegenheit, welche nach den 
Beitimmungen diejer Verfaffung nicht dem ganzen Bunde gemein- 
ſchaftlich iſt, werden die Stimmen nur derjenigen Mitglieder ge 
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zahlt, die im Bundesftaaten gewählt find, welchen die Angelegenheit 
gemeinschaftlich ift. 


g 12. 
Aus Artikel 34 wird das Wort „Lübeck“ geſtrichen. 


813. 


Artikel 35 erhält folgende Faſſung: 

Der Bund ausichließlich hat die Gejeßgebung über das gejanmte 
Zollweien, über die Befteuerung ded im Bundeögebiete gewonnenen 
Salzed und Tabacks, bereiteten Branntweind und PBierd und aus 
Rüben oder anderen inländiſchen Erzeugnifien dargeitellten Zuders und 
Syrups, über den gegenfeitigen Schuß der in den einzelnen Bun» 
desſtaaten erhobenen Verbrauchsabgaben gegen Hinterziehungen, ſo— 
wie über die Maßregeln, welche in den Zollausichüffen zur Sicherung 
der gemeinfamen Zollgrenze erforderlich find. 

In Bayern, Württemberg und Baden bleibt die Bejteuerung des 
inländijchen Branntweind und Bierd der Landesgeſetzgebung vor- 
behalten. Die Bundesftaaten werden jedoch ihr Beftreben darauf 
richten, eine Uebereinftimmung der Gejeßgebung über die Befteuerung 
auch diejer Gegenitände herbeizuführen. 

$ 14. 
Zu Artifel 36 wird am Schluffe folgender Zuſatz beigefügt: 

Die von diejen Beamten über Mängel bei der Ausführung der 
gemeinjchaftlichen Gejebgebung gemachten Anzeigen (Art. 25) werden 
dem Bundesrathe zur Beſchlußnahme vorgelegt. 


8.15. 


Artikel 37 wird künftig lauten, wie folgt: 

Bei der Beichlugnahme über die zur Ausführung der gemein- 
ichaftlichen Gejebgebung (Art. 35) dienenden Berwaltungsvorjchriften 
und Ginrichtungen giebt die Stimme des Präfidiums alsdann den 
Ausichlag, wenn fie fich für Aufrechterhaltung der beftehenden Vor: 
ichrift oder Einrichtung ausſpricht. 

$ 16. 
Artifel 38 wird wie folgt gefaßt: 

Der Ertrag der Zölle und der anderen in Artikel 35 bezeichneten 
Abgaben, letzterer joweit fie der Bundeögejeßgebung unterliegen, 
fließt in die Bundesfaffe. 

Diefer Ertrag befteht aus der gejammten von den Zöllen und 
den übrigen Abgaben aufgefommenen Einnahme nad) Abzug 
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1) der auf Gefeken oder allgemeinen Verwaltungsvorichriften be 
rubenden Steuervergütungen und Ermäßigungen, 

2) der Rüderftattungen für unrichtige Erhebungen, 

3) der Erhebungs- und Verwaltungskoſten, und zwar: 

a) bei den Zöllen der Koften, welche an den gegen das Ausland 
gelegenen Grenzen und in dem Grenzbezirfe für den Schuß 
und die Erhebung der Zölle erforderlich find, 

b) bei der Salziteuer der Koften, welche zur Befoldung der mit 
Erhebung und Kontrolirung diefer Steuer auf den Salzwerfen 
beauftragten Beamten aufgemendet werden, 

c) bei der Rübenzucerfteuer und Tabackſteuer der Vergütung, 
welche nach den jeweiligen Beichlüffen des Bundesrathes den 
einzelnen Bundesregierungen für die Koften der Verwaltung 
diefer Steuern zu gewähren ift, 

d) bei den übrigen Steuern mit funfzehn Prozent der Gejammt- 
einnalme. 

Die außerhalb der gemeinfchaftlichen Zollgrenze liegenden Ge- 
biete tragen zu den Bundesausgaben durch Zahlung eined Aver- 
ſums bei. 

Bayern, Württemberg und Baden haben an dem in die Bundes- 
kaſſe fließenden Ertrage der Steuern von Branntwein und Bier und 
an dem dieſem Ertrage entiprechenden Theile des voritehend er- 
wähnten Averfums feinen Theil. 


8 17. 


Artikel 39 erhält nachitehende Faſſung: 

Die von den Erhebungsbehörden der Bundesitaaten nach Ablauf 
eined jeden Vierteljahres aufzuſtellenden Duartalertrafte und die 
nach dem Jahres- und Bücherichluffe aufzuitellenden Finalabjichlüffe 
über die im Laufe des Wierteljahres beziehungsmeife während des 
Rechnungsjahres fällig gewordenen Einnahmen an Zöllen und nach 
Artikel 38 zur Bundeskaſſe fliegenden Verbrauchsabgaben werden 
von den Direftivbehörden der Bundesitaaten, nad vorausgegangener 
Prüfung, in Hauptüberfichten zufammengeitellt, in melden jede 
Abgabe gejondert nachzuweiſen iſt, und es werden dieje Ueber: 
fihten an den Ausſchuß des Bundesrathes für das Rechnungsweſen 
eingelandt. 

Der Lebtere ftellt auf Grund dieſer Ueberfichten von drei zu drei 
Monaten den von der Kaffe jedes Bundesſtaates der Bundeskaſſe 
ichuldigen Betrag vorläufig feſt und ſetzt von dieſer Feſtſtellung 
den Bundesrath und die Bundesitaaten in Kenntniß, legt auch 
alljährlich die ſchließliche Feftitellung jener Beträge mit jeinen Be- 
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merfungen dem Bundesrathe vor. Der Bundesrath befchliekt über 
dieſe Feltitellung. 


g 18, 


Artikel 40 hat zu lauten: 
Die Beitimmungen in dem Zollvereinigungs - VBertrage vom 
8. Juli 1867 bleiben in Kraft, ſoweit fie nicht durch die Vor- 
ichriften dieſer Verfaffung abgeändert find und fo lange fie nicht 
auf dem in Artikel 7, beziehungsweije 78, bezeichneten Wege ab- 
geändert werden. 


g 19. 


Artikel 48 Abſatz 2 wird wie folgt gefaßt: 

Die im Artikel 4 vorgejehene Geſetzgebung des Bundes in Poſt— 
und Telegraphen-Angelegenheiten erſtreckt fich nicht auf diejenigen 
Gegenitände, deren Regelung nad) den gegenwärtig in der Nord: 
deutichen Poſt- und Telegraphen-VBerwaltung maßgebenden Grund- 
fügen der reglementarijchen Feitjegung oder adminijtrativen Anord- 
nung überlafjen ift. 


$ 20. 


An die Stelle der biäherigen Artikel 50 und 51 tritt folgende Faffung: 

Artikel 50. Dem Bundespräfidium gehört die obere Leitung 

der Pot: und Telegraphenverwaltung an. Dafjelbe hat die Pflicht 

und dad Recht, dafür zu forgen, daß Einheit in der Organijation 

der Verwaltung und im Betriebe des Dienftes, ſowie in der Qua— 
Ififation der Beamten bergeftellt und erhalten wird. 

Das Präfidium hat für den Erlaß der reglementarifchen Feſt— 
jegungen und allgemeinen adminiftrativen Anordnungen, ſowie 
für die ausichliegliche Wahrnehmung der Beziehungen zu anderen 
Poft- und Telegraphen-Verwaltungen Sorge zu tragen. 

Sämmtlicdye Beamte der Poſt- und Telegraphen-Berwaltung find 
verpflichtet, den Anordnungen ded Bundespräfidiums Folge zu leiften. 
Dieje Verpflichtung ift in den Dienfteid aufzunehmen. 

Artifel 51. Die Anftellung der bei den Verwaltungsbehörden 
der Poſt und Telegraphie in den verjchiedenen Bezirken erforderlichen 
oberen Beamten (3. B. der Direftoren, Räthe, Oberinfpeftoren), 
ferner die Anitellung der zur Wahmehmung des Auffichtd- u. |. w. 
Dienſtes in den einzelnen Bezirken ald Organe der erwähnten Be— 
börden fungirenden Bolt: und Telegraphenbeamten (3. B. Inſpektoren, 
Kontroleure) gebt für das ganze Gebiet des Deutichen Bundes von 
dem Rräfidium aus, welchem diefe Beamten den Dieniteid leiften. 
Den einzelnen Zandesregierungen wird von den in Rede jtehenden 
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Emennungen, ſoweit diejelben ihre Gebiete betreffen, Behufs der 
landeäherrlichen Beftätigung und Publikation rechtzeitig Mittheilung 
gemadyt werden. Die anderen bei den PVermwaltungäbehörden der 
Poft und Telegraphie erforderlichen Beamten, jowie alle für den 
Iofalen und techniſchen Betrieb beftimmten, mithin bei den eigent- 
lichen Betrieböftellen fungirenden Beamten u. |. w. werden von den 
betreffenden Landeöregierungen angeftellt. 

Mo eine jelbftitändige Landespoſt- reſp. Ielegraphenvermaltung 
nicht befteht, entjcheiden die Beftimmungen der bejonderen Verträge. 


g 21. 


Artikel 52 Abſatz 3 lautet für die Folge: 


Nady Mafgabe ded auf dieſe Weije feitgeftellten Verhältniſſes 
werden den einzelnen Staaten während der auf ihren Eintritt in 
die Bundes-Roftverwaltung folgenden acht Jahre die fich für fie 
aus den im Bunde auffommenden Poftüberichüffen ergebenden 
Duoten auf ihre jonftigen Beiträge zu Bundeszweden zu Gute 
gerechnet. 


$ 22. 


Artifel 56 lautet fortan in jeinem Eingange: 


Das gejammte Konfulatwejen des Deutichen Bundes fteht unter 
der Aufficht ꝛc. 


$ 28. 


In den Artikeln 57 und 59 tritt an die Stelle des Wortes „Nord« 


deutfche” der Ausdrud: „Deutiche Bundesangehörige". 


824. 


Aus Artikel 62 fallt der zweite Abſatz au. 


8 25. 


Artikel 78 lautet wie folgt: 


Veränderungen der Verfaffung erfolgen im Wege der Gejeßgebung. 
Sie gelten als abgelehnt, wenn fie im Bundesrathe 14 Stimmen 
gegen fich haben. 


$ 26. 


Der biöherige Artikel 79 der Bundesverfaffung fällt weg. 
An deſſen Stelle tritt folgende 
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XV. Uebergangs-Beſtimmung 
Artikel 79. 


Die nachftehend genannten, im Norddeutichen Bunde ergangenen 
Geſetze werden zu Geſetzen des Deutichen Bundes erklärt und ale 
ſolche von den nachitehend genannten Zeitpunkten an in das ge- 
jammte Bundeögebiet mit der Wirkung eingeführt, daß, wo in 
diejen Gejeßen von dem Norddeutichen Bunde, deſſen Verfaffung, 
Gebiet, Mitgliedern oder Staaten, Indigenat, verfaffungsmäßigen 
Drganen, Angehörigen, Beamten, Flagge u. j. w. die Rede ift, der 
Deutſche Bund und deſſen entiprechende Beziehungen zu veritehen 
find, nämlich: 

I. vom Tage der Wirkjamfeit der gegenwärtigen Verfaſſung an: 
1) das Gejet über Paßweſen vom 12. Dftober 1867, 
2) das Geje über die Nationalität der Kauffahrteiichiffe vom 
25. Dftober 1867, 
3) dad Geje über die Freizügigfeit vom 1. November 1867, 
4) das Geje über die Bundestonjulate vom 8. November 1867, 
5) das Wehrgejeß vom 9. November 1867, 
6) das Geſetz über die vertragsmäßigen Zinfen vom 14. Novem- 
ber 1867, 
7) dad Geſetz über die Bejeitigung polizeilicher Chebeichrän- 
kungen vom 4. Mai 1868, 
8) das Geſetz über die Aufhebung der Schuldhaft vom 29. Mai 
1868, 
9) dad Gejeg über die Unterftügung Schleöwig » Holfteinijcher 
Dffiziere vom 14. Mai 1868, 
10) dad Gejet über die Erwerbs- und Wirthſchaftsgenoſſenſchaften 
vom 4. Juli 1868, 
11) dad Gejeß über die Maaß- und Gemwichtäordnung vom 
17. Auguft 1868, 
12) das Gejeb über die Rinderpeit vom 7. April 1869, 
13) das Geſetz über die Kautionen der Bundesbeamten vom 
2. Juni 1869, 
14) dad Gejeß über die Einführung der Wechjelordnung vom 
5. Iumi 1869, 
15) das Geje über die Wechjelftempelfteuer vom 10. Juni 1869, 
16) das Gejeb über das Bundes-Dberhandelögericht vom 12. Juni 
1869, 


17) das Geſetz über die Beichlagnahme des Arbeitslohned vom 
21. Juni 1869 


— 
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18) das Geſetz über die Gewährung der Rechtähülfe vom 21. Juni 
1869, 

19) das Geſetz über die Gleichberechtigung der Konfejfionen vom 
3. Juli 1869, 

20) das Gejeß über die Bejeitigung der Doppelbeiteuerung vom 
13. Mai 1870, 

21) das Geſetz über die Abgaben von der Flößerei vom 1. Juni 
1870, 

22) dad Gejeß über den Erwerb und Verluft der Bundesange- 
börigfeit vom 1. Juni 1870, 

23) das Geſetz über das Urheberrecht an Schriftwerfen vom 
11. Juni 1870, 

24) das Geſetz über die Kommanditgefellichaften auf Aftien und 
Aftiengejellichaften vom 11. Juni 1870, 

25) das Geſetz über die Ausgabe von Papiergeld vom 16. Juni 
1870, 

26) dad Geſetz über die Eheichließung vor Bundesfonjuln vom 
16. Juni 1870, 

27) das Geſetz über die Unterftühung Schleswig-Holſteiniſcher 
Soldaten vom 3. März 1870; 


U. vom 1. Sanuar 1872 an: 


1) das Gejeh über Poſtweſen vom 2. November 1867, 
2) dad Gejeh über Poittarweien vom 4. November 1867, 
3) das Geſetz über Telegraphen-Freimarfen vom 16. Mai 1869, 
4) das Geſetz über Portofreiheiten vom 5. Juni 1869, 
5) das Geje über Banknoten vom 27. März 1870, 
6) das Einführungsgeſetz zum Strafgejeß vom 31. Mat 1870, 
T) das Strafgeſetzbuch. 
In Heſſen füdlih des Main werden ald Bundeögefehe eingeführt, 
und zwar: 
I. vom Tage der Wirkſamkeit der Verfaffung an: 
dad Gejet, betreffend die Schliefung und Beſchränkung der 
öffentlichen Spielbanken, vom 1. Juli 1868, 
dad Gejeß über die Einführung der Zelegraphen - Freimarfen 
16. Mai 1869, 
Il. vom 1. Juli 1871 an: 
das Geſetz über den Unterſtützungswohnſitz vom 6. Juni 1870. 
In dem Hobenzollernichen Lande wird vom Tage der Wirkjamfeit der 
Verfaſſung an eingeführt das Gejeb, betreffend die MWechjelitempelfteuer, vom 
10. Juni 1869, 
Die Erklärung der übrigen im Norddeutichen Bunde ergangenen Ge— 
jege zu Bundesgeſetzen bleibt, joweit dieſe Geſetze auf Angelegenheiten fich 
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beziehen, welche verfaffungsmäßig der Gejeßgebung des Deutichen Bundes 
unterliegen, der Bundeögejeßgebung vorbehalten. 


II. 


Die vorftehend feitgeftellte Verfaſſung des Deutichen Bundes erleidet 
binfichtlich ihrer Anwendung auf das Bayern nadhitehende Be: 
Ichränfungen:: 


$1. 


Das Recht der Handhabung der Aufficht Seitend ded Bundes 
über die Heimaths- und Niederlafjungsverhältnifje und defjen Recht 
der Gejeßgebung über diejen Gegenitand erſtreckt ſich nicht auf das 
Königreih Bayern. 

Das Recht ded Bundes auf Handhabung der Aufficht und Ge- 
jeßgebung über das Cijenbahnmwejen, dann über das Poſt- und 
Telegraphenweſen erſtreckt ſich auf das Königreich Bayern nur nad) 
Maßgabe der in den 88 3 und 4 enthaltenen Beſtimmungen. 


82. 

Für die erite Wahl zum Neichötage wird die Abgrenzung der 
Wahlbezirfe in Bayern in Crmangelung der bundeögejeglichen 
Zeititellung von der Königlich Bayeriſchen Regierung beitimmt 
werben. 


$3. 


Die Artikel 42 bis einjchließlich 46 der Bundesverfaflung find 
auf das Königreih Bayern nicht anwendbar. 

Dem Bunde fteht jedoch auch dem Königreiche Bayern gegenüber 
dad Recht zu, im Wege der Gejeßgebung einheitlicdye Normen für 
die Konitruftion und Ausdrüftung der für die Kandesvertheidigung 
wichtigen Eijenbahnen aufzuftellen. 


84 

Die Artikel 48 bis einſchließlich 52 der Bundesverfaſſung finden 
auf das Königreich Bayern feine Anwendung. Das Königreich 
Bayern behält die freie und jelbititändige Verwaltung feines Poſt— 
und Telegraphenwejens. 

Dem Bunde ſteht jedoch aud für das Königreich Bayern die 
Gejeßgebung über die Vorredhte der Poſt und Telegraphie, über die 
rechtlichen DVerhältnifje beider Anitalten zum Publikum, über die 
Portofreiheiten und das Pofttarweien, joweit beide letzteren nicht 
lediglich den inneren Verkehr in Bayern betreffen, ſowie unter glet- 
cher Beichränfung die Zeitftellung der Gebühren für die telegraphifche 
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Korreſpondenz, endlich die Regelung des Poſt- und Telegraphen— 
verkehrs mit dem Auslande zu. 

Un den zur Bundesfalfe fließenden Einnahmen deö Bolt: und 
Telegraphenwejens hat Bayern feinen Antheil. 


85. 

Anlangend die Artikel 57 bis 68 von dem Bundes-Kriegsweſen, ſo 
findet 

Artikel 57 Anwendung auf das Königreich Bayern; 

Artikel 58 iſt gleichfalls für das Königreich Bayern gültig. 

Dieſer Artikel erhält jedoch für Bayern folgenden Zuſatz: 

Der in dieſem Artikel bezeichneten Verpflichtung wird von 
Bayern in der Art entſprochen, daß es die Koſten und Laſten 
ſeines Kriegsweſens, den Unterhalt der auf ſeinem Gebiete bele— 
genen feſten Plätze und ſonſtigen Fortifikationen einbegriffen, 
ausſchließlich und allein trägt. 

Artikel 59 hat gleichwie Artikel 60 für Bayern geſetzliche Geltung. 
Die Artikel 61 bis 68 finden auf Bayern keine Anwendung. 
deren Stelle treten folgende Beſtimmungen: 


. Bayern behält zunächſt ſeine Militärgeſetzgebung nebſt den dazu ge— 


hörigen Vollzugs-Inſtruktionen, Verordnungen, Erläuterungen ꝛc. 
bis zur verfaſſungsmäßigen Beſchlußfaſſung über die der Bundes— 
geſetzgebung anheimfallenden Materien, reſp. bis zur freien Ver— 
ſtäändigung bezüglich der Einführung der bereits vor dem Eintritte 
Bayerns in den Bund in diejer Hinficht erlaffenen Gelege und 
jonftigen Beitimmungen. 


. Bayern verpflichtet ſich, für fein Kontingent und die zu demjelben 


gehörigen Ginrichtungen einen gleichen Geldbetrag zu verwenden, 
wie nad Verhältniß der Kopfitärfe durch den Militär-Etat des 
Deutihen Bundes für die übrigen Theile des Bundesheered aus: 
gejeht wird. 

Diejer Geldbetrag wird im Bundesbudget für das Königlich 
Bayeriſche Kontingent in einer Summe ausgeworfen. Seine Ber: 
ausgabung wird durch Spezial-Gtats geregelt, deren Aufitellung 
Bayern überlafjen bleibt. 

Hierfür werden im Allgemeinen diejenigen Etatsanſätze nach Ver: 

bältnig zur Richtſchnur dienen, welche für das übrige Bundesheer 
in den einzelnen Titeln ausgeworfen find. 
Das Bayerifche Heer bildet einen in ſich gejchlofienen Beitandtheil 
des Deutichen Bundesheeres mit jelbititändiger Verwaltung, unter 
der Militärhoheit Seiner Majeität des Königs von Bayern; im 
Kriege — und zwar mit Beginn der Mobilifirung — unter dem 
Befehle des Bundesfeldherrn. 


IV, 


VI. 


VII. 
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In Bezug auf Organifation, Formation, Ausbildung und Ge 
bühren, dann hinfichtlid der Mobilmahung wird Bayern volle 
Uebereinftimmung mit den für dad Bundeöheer beftehenden Normen 
herſtellen. 

Bezüglich der Bewaffnung und Ausrüſtung, ſowie der Gradab— 
zeichen behaͤlt ſich die Königlich Bayeriſche Regierung die Herſtellung 
der vollen Uebereinſtimmung mit dem Bundesheere vor. 

Der Bundesfeldherr hat die Pflicht und das Recht, ſich durch 
Inſpektionen von der Uebereinſtimmung in Organiſation, Formation 
und Ausbildung, ſowie von der Vollzähligkeit und Kriegstüchtigkeit 
des Bayeriſchen Kontingents Ueberzeugung zu verſchaffen und wird 
ſich über die Modalitäten der jeweiligen Vornahme und über das 
Ergebniß dieſer Inſpektionen mit Seiner Majeſtät dem Könige von 
Bayern ins Vernehmen ſetzen. 

Die Anordnung der Kriegsbereitſchaft (Mobiliſirung) des Baye— 
riſchen Kontingents oder eines Theils deſſelben erfolgt auf Veran— 
laſſung des Bundesfeldherrn durch Seine Majeſtät den König von 
Bayern. 

Zur teten gegenjeitigen Information in den durch dieje Berein- 
barung gejchaffenen militärtichen Beziehungen erhalten die Militär- 
Bevollmächtigten in Berlin und München über die einjchlägigen 
Anordnungen entiprechende Mittheilung durch die reſp. Kriegs— 
Minifterien. 

Im Kriege find die Bayerifchen Truppen verpflichtet, den Befehlen 
des Bundeöfeldherrn unbedingt Folge zu leiften. 

Diefe Verpflichtung wird in den Fahneneid aufgenommen. 


. Die Anlage von neuen Befeftigungen auf Bayerifchem Gebiete im 


Intereſſe der gefammtdeutjchen Vertheidigung wird Bayern im Wege 
jeweiliger jpezieller Vereinbarung zugeftehen. 

An den Koften für den Bau und die Ausrüftung ſolcher Be- 
feitigungen auf jeinem Gebiete betheiligt ſich Bayern in dem 
jeiner Bevölferungdzahl entiprechenden VBerhältniife gleichmäßig mit 
den anderen Staaten ded Deutjchen Bundes; ebenjo an den für 
jonftige Feltungsanlagen etwa Seitens des Bundes zu bemwilligenden 
Ertraordinarien. 

Die Borausfeßungen, unter welchen wegen Bedrohung der öffent: 
lichen Sicherheit dad Bundesgebiet oder ein Theil defjelben durch 
den Bundeöfeldheren in Kriegäzuftand erflärt werden kann, die Form 
der Verkündung und die Wirfungen einer foldhen Erklärung werden 
durch ein Bundeögejeß geregelt. 

Vorftehende Beſtimmungen treten mit dem 1. Januar 1872 in 
Wirkſamkeit. 
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8 6. 


Die Artikel 69 und 71 der Bundesverfaſſung finden auf die von 
Bayern für fein Heer zu machenden Ausgaben nur nach Mabgabe der Be 
ftimmungen des vorftehenden Paragraphen Anwendung, Artifel 72 aber nur 
infoweit, ald dem Bundesrathe und dem Reichötage lediglich die Ueberwei- 
fung der für das Bayerijche Heer erforderlichen Summe an Bayern nad) 
zuweilen ift. 


87. 
Die in den voritehenden $$ 1 bis 6 enthaltenen Beftimmungen find 
als ein integrirender Beftandiheil der Bundesverfaffung zu betrachten. 
In allen Fällen, in welchen zwijchen diejen Beitimmungen und dem 
Terte der Deutjchen Verfaſſungsurkunde eine Verjchiedenheit beiteht, haben 
für Bayern lediglich die eriteren Geltung und Verbindlichkeit. 


88. 


Die unter Ziffer II. $ 26 dieſes Vertrages aufgeführte Uebergangsbe— 
ftimmung des nunmehrigen Artikels 79 der Verfaſſung findet auf Bayern 
in Anbetracht der vorgerüdten Zeit und der Nothmwendigfeit mannigfaltiger 
Umgeftaltung anderer mit dem Gegenitande der Bundesgejeßgebung in Zus 
ſammenhang ftehender Gejege und Einrichtungen Anwendung nur in Betreff 
des Wahlgeſetzes für den Reichstag des Norddeutichen Bundes vom 31. Mai 
1869 (Art. 79 Nr. 13). 

Im Uebrigen bleibt die Erklärung der im Norddeutichen Bunde ergan- 
genen Geſetze zu Bundesgeſetzen für das Königreich Bayern, ſoweit dieje 
Gejete auf Angelegenheiten ſich beziehen, weldye verfafiungsmähig der Geſetz- 
gebung des Deutſchen Bundes unterliegen, der Bundesgejeßgebung vor- 
behalten. 


IV. 


Da in Anbetracht der großen Schwierigfeiten, weldye theild die vorge- 
rüdte Zeit, iheild die Fortdauer des Krieges der Aufitellung eines Etats für 
die Militärverwaltung des Deutjchen Bundes für das Jahr 1871 und be- 
ziehungsweije der Feititellung der von Bayern auf jein Heer zu verwendenden 
Gejammtjumme für diejes Jahr entgegenitellen, die Beſtimmungen unter 
II. $ 5 diejed Vertrages erit mit dem 1. Januar 1872 in Wirkſamkeit 
treten, wird der Ertrag der im Artifel 35 bezeichneten gemeinjchaftlichen Ab— 
gaben für das Jahr 1871 nicht zur Bundesfaffe fliegen, jondern der Staats— 
kaſſe Bayerns verbleiben, dagegen aber der Beitrag Bayerns zu den Bundes- 
ausgaben durch Matrifularbeiträge aufgebracht werben. 
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V. 


Diejenigen Vorſchriften der Verfaſſung, durch welche beſtimmte Rechte 
einzelner Bundesſtaaten in deren Verhältniß zur Geſammtheit feſtgeſtellt ſind, 
insbeſondere, ſoviel Bayern angeht, die unter Ziffer III. dieſes Vertrages 
aufgeführten Beſtimmungen können nur mit Zuſtimmung des berechtigten 
Bundesſtaates abgeändert werden. 


VI. 


Gegenwärtiger Vertrag tritt mıt dem 1. Januar 1871 in Wirkſamkeit. 

Die vertragjchliegenden Theile geben ſich deshalb die Zufage, daß der- 
jelbe unverweilt den gejeßgebenden Faktoren des Norddeutiche Bundes und 
Bayerns zur verfafjungsmäßigen Zuftimmung vorgelegt und, nach Erthei- 
lung diefer Zuftimmung, im Laufe des Monats Dezember ratificrt werden 
wird. Die Ratififations-Erflärungen jollen in Berlin ausgetaufcht werden. 

Zu Urkund defien haben die Gingangs genannten Bevollmächtigten 
diejen Vertrag in doppelter Ausfertigung am heutigen Tage mit ihrer Na- 
mendunterfchrift und ihrem Siegel verjehen. 

So gejchehen Berjailles, den 23. November 1870, 


v. Bismard. Bray-Steinburg. 
(L. S) (L. S.) 
v. Roon. Sch. v. Prankh. 
(L. S.) (L. S.) 
v. Lutz. 
(L. S- 


Schlußprotofoll (zum Vertrag mit Bayern) vom 23. November 1870. 


Bei der Unterzeichnung des Vertrages über den Abſchluß eined DVer- 
faffungsbündniffes zwijchen Seiner Majeftät dem Könige von Preußen 
Namens des Norddeutichen Bundes und Seiner Majeftät dem Könige von 
Bayern find die unterzeichneten Bevollmächtigten noch über nachſtehende ver- 
fragsmäßige Zufagen und Erflärungen übereingefommen: 


J. 


Es wurde auf Anregung der Königlich Bayeriſchen Bevollmächtigten 
von Seite des Königlich Preußiſchen Bevollmächtigten anerkannt, daß, nach— 
dem ſich das Geſetzgebungsrecht des Bundes bezüglich der Heimaths- und 
Niederlaffungsverhältniffe auf das Königreich Bayern nicht erſtreckt, die 
Bundes-Legislative auch nicht zuſtändig ſei, das Verehelichungsweſen mit 
verbindlicher Kraft für Bayern zu regeln, und daß alſo das für den Nord— 
deutſchen Bund erlaſſene Geſetz vom 4. Mai 1868, die Aufhebung der poli- 
jeilihen Beſchränkungen der Eheſchließungen betreffend, jedenfalld nicht zu 
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denjenigen Geſetzen gehört, deren Wirkſamkeit auf Bayern ausgedehnt werben 
könnte. 


I. 


Von Seite des Königlich Preußiſchen Bevollmächtigten wurde anerkannt, 
daß unter der Geſetzgebungsbefugniß des Bundes über Staatsbürgerrecht nur 
das Recht verſtanden werden ſolle, die Bundes- und Staatsangehörigkeit zu 
regeln und den Grundſatz der politiſchen Gleichberechtigung aller Konfeſſionen 
durchzuführen, daß ſich im Uebrigen dieſe Legislative nicht auf die Frage er— 
ſtrecken ſolle, unter welchen Vorausſetzungen Jemand zur Ausübung politiſcher 
Rechte in einem einzelnen Staate befugt ſei. 


III. 


Die unterzeichneten Bevollmächtigten kamen dahin überein, daß in Anbe— 
tracht der unter Ziffer I. ſtatuirten Ausnahme von der Bundes-Legislative 
der Gothaer Vertrag vom 15. Juli 1851 wegen gegenfeitiger Uebernahme 
der Ausgewiejenen und Heimathsloſen, dann die jogenannte Eiſenacher Kon: 
vention vom 11. Juli 1853 wegen Berpflegung erfranfter und Beerdigung 
verjtorbener Unterthanen für dad Verhältniß Bayerns zu dem übrigen Bun- 
deögebiete fortdauernde Geltung haben jollten. 


v1. 


Als vertragsmäßige Beltimmung wurde in Anbetracht der in Bayern 
beitehenden bejonderen Verhältniſſe bezüglich ded Immobiliar-Verſicherungs— 
weiens und des engen Zuſammenhanges derjelben mit dem Hypothekar— 
Kreditwejen feitgeitellt, daß, wenn ſich die Gejeßgebung des Bundes mit dem 
ISmmobiliar-Berficherungswejen befafjen jollte, die vom Bunde zu erlajfenden 
gejeßlichen Beitimmungen in Bayern nur mit Zuftimmung der Bayerijchen 
Regierung Geltung erlangen fünnen. 


V. 


Der Königlich Preußiſche Bevollmächtigte gab die Zuſicherung, daß 
Bayern bei der ferneren Ausarbeitung des Entwurfes eines Allgemeinen 
Deutſchen Civilprozeß-Geſetzbuches entſprechend betheiligt werde. 

VI. 

Als unbeſtritten wurde von dem Königlich Preußiſchen Bevollmächtigten 
zugegeben, daß ſelbſt bezüglich der der Bundes-Legislative zugewieſenen 
Gegenſtände, die in den einzelnen Staaten geltenden Geſetze und Verord— 
nungen in ſo lange in Kraft bleiben und auf dem bisherigen Wege der 
Einzelngeſetzgebung abgeändert werden können, bis eine bindende Norm vom 
Bunde ausgegangen iſt. 
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VI. 


Der Königlich Preußiſche Bevollmächtigte gab die Erklärung ab, daß 
Seine Majeſtät der König von Preußen kraft der Allerhöchſtihnen zuftehen- 
den Präſidialrechte, mit Zuſtimmung Seiner Majeſtät ded Königs von 
Bayern, den Königlid) Bayeriſchen Gejandten an den Höfen, an welchen 
ſolche beglaubigt find, Bollmadyt erteilen werden, die Bundeögejandten in 
Verbinderungsfällen zu vertreten. 

Indem dieſe Erflärung von den Königlich Bayeriichen Bevollmächtigten 
acceptirt wurde, fügten dieje bei, dat die Bayeriichen Gejandten angewiejen 
jein würden, in allen Fällen, in welchen died zur Geltendmachung allgemein 
Deuticher Intereffen erforderlich oder von Nuten jein wird, den Bundes- 
gejandten ihre Beihülfe zu leiften. 


VII. 


Der Bund übernimmt in Anbetracht der Leiftungen der Bayeriſchen 
Regierung für den diplomatijchen Dienft defjelben durdy die unter Ziffer VII 
erwähnte Bereititellung ihrer Gejandtichaften und in Erwägung des Umjtan- 
des, daß am denjenigen Orten, am weldyen Bayern eigene Gejandichaften 
unterhalten wird, die Vertretung der Bayerijchen Angelegenheiten dem 
Bundesgejandten nicht obliegt, die Verpflichtung, bei Feititellung der Aus- 
gaben für den diplomatiichen Dienft ded Bundes der Bayerifchen Regierung 
eine angemefiene Vergütung in Anrechnung zu bringen. 

Ueber Feſtſetzung der Größe diejer Vergütung bleibt weitere Verein: 
barıng vorbehalten. 

IX. 

Der Königlich Preußiiche Bevollmächtigte erfannte ed ald ein Recht der 
Bayeriſchen Regierung an, daß ihr Vertreter im Falle der Verhinderung 
Preußens den Vorſitz im Bundesrathe führe. 


X. 


Zu den Artikeln 35 und 38 der Bundeöverfaffung war man darüber 
einverftanden, dab die nad) Maßgabe der Zollvereindverträge auch ferner zu 
erhebenden Uebergangsabgaben von Branntwein und Bier ebenjo anzujehen 
find, wie die auf die Bereitung diefer Getränfe gelegten Abgaben. 

XI 

63 wurde allfeitig anerkannt, daß bei dem Abjchluffe von Poſt- und 
Zelegraphen-Berträgen mit außerdeutſchen Staaten zur Wahrung der bejon- 
deren Landesintereffen Vertreter der an die betreffenden außerdeutſchen Staaten 
angrenzenden Bundeöftanten zugezogen werden jollen, und daß den einzelnen 
Bundesſtaaten unbenommen ift, mit anderen Staaten Verträge über das 
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Poft: und Telegraphenwejen abzujchliegen, jofern fie lediglich den Grenzverfehr 
betreffen. 


XL. 


Zu Artifel 56 der Bundedverfaffung wurde allfeitig anerkannt, daß den 
einzelnen Bundeöftaaten das Recht zuftehe, auswärtige Konfuln bei ſich zu 
enpfangen und für ihr Gebiet mit dem Exequatur zu verjehen. 

Ferner wurde die Zuficherung gegeben, dab Bundesfonfuln an aus: 
wärtigen Orten auch dann aufgeftellt werden jollen, wenn ed nur das Im: 
tereife eined einzelnen Bundesftaates ald wünſchenswerth ericheinen läßt, daß 


dies gejchehe. 
XII. 


Es wurde ferner alljeitig anerkannt, daß zu den im Norddeutichen Bunde 
ergangenen Geſetzen, deren Erklärung zu Gejeten des Deutjchen Bundes der 
Bundesgeſetzgebung vorbehalten bleibt, das Geſetz vom 21. Juli d. J. be: 
treffend den aufßerordentlichen Geldbedarf der Militär- und Marineverwaltung, 
nicht gehört, und daß das Geſetz vom 31. Mai d. S., betreffend die St. 
Gotthard-Eiſenbahn, jedenfalls nicht ohne Veränderung feines Inhalts zum 
Bundesgeſetze würde erflärt werden können. 


XIV. 


In Erwägung der in Ziffer II. $5 enthaltenen Beftimmungen über 
dad Kriegdwejen wurde — mit bejonderer Beziehung auf die Zeitungen — 
noch Nachfolgendes vereinbart: 


$1. 


Bayern erhält die Feitungen Ingolftadt und Germeräheim, ſowie die 
Sortififationen von Neu-Ulm und die im Bayeriſchen Gebiete auf gemeinjame 
Koften etwa künftig angelegt werdenden Befeltigungen in vollfommen ver: 
theidigungsfähigem Stande. 


82. 


Solche neu angelegte Befeitigungen treten bezüglich ihres immobilen 
Materiald in das ausjchliekliche Eigenthum Bayernd. Ihr mobiles Ma- 
terial bingegen wird gemeinſames Eigenthum der Staaten des Bundes. 
In Betreff dieſes Materiald gilt bis auf Weitered die Uebereinkunft vom 
6. Juli 1869, welche auch hinſichtlich des mobilen Feftungämateriald der 
vormaligen Deutjchen Bundesfeftungen Mainz, Raftatt und Ulm in Kraft 
bleibt. 
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$3. 


Die Feſtung Landau wird unmittelbar nach dem gegenwärtigen Kriege 
als ſolche aufgehoben. 

Die Ausrüftung diejes Platzes, ſoweit fie gemeinfames Figenthum, wird 
nad den der Uebereinfunft vom 6. Juli 1869 zu Grunde liegenden Prin- 
zipien behandelt. 


84 


Diejenigen Gegenſtände des Bayeriſchen Kriegsweſens, Betreffs welcher 
der Bundesvertrag vom Heutigen oder das vorliegende Protokoll nicht aus— 
drüdlihe Beitimmungen enthalten — ſohin inäbefondere die Bezeichnung 
der Regimenter ıc., die Uniformirung, Garnijonirung, das Perjonal- und 
Milttär-Bildungswejen u. ſ. m. — werden durch diejelben nicht berührt. 

Die Betheiligung Bayerischer Offiziere an den für höhere militärwilfen- 
Ihaftliche oder techniſche Ausbildung beitehenden Anstalten ded Bundes wird 
ſpezieller Vereinbarung vorbehalten. 


XV. 

Wenn fi) in Folge des mangelhaft dahier vorliegenden Materiald er 
geben jollte, daß bei Aufführung ded nunmehrigen Wortlauted der Bundes- 
verfaffung unter Ziffer II. $$. 1 bis 26 ein Irrthum unterlaufen ift, be- 
halten fich die fontrahirenden Theile deffen Berichtigung vor. 

XVI. 

Die Beſtimmungen dieſes Schlußprotokolls ſollen ebenſo verbindlich 
ſein, wie der Vertrag vom Heutigen über den Abſchluß eines Deutſchen 
Verfaſſungsbündniſſes ſelbſt, und ſollen mit dieſem gleichzeitig ratifizirt 
werden. 

So geſchehen Verſailles, den 23. November 1870. 


v. Bis marck. Bray-Steinburg. 
(L. S.) (L. S.) 
Sch. v. Prankh. 
(L. S.) 
v. Lutz. 


(L. S.) 
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IX. Gefeß, betreffend die Einführung Norddeutfher Bundes- 
Gefeke in Bayern. Yom 22. April 1871*). 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden Deutjcher Kaifer, König von Preußen x. 
verordnien im Namen des Deutjchen Reiche, nad) erfolgter Zuitimmung des 
Bundedrathed und des Neichdtages, was folgt: 


Ei 


Die in den nachfolgenden Paragraphen aufgeführten Gejete des Nord: 
deutjchen Bundes werden nach Maßgabe der in diefen Paragraphen enthal- 
tenen näheren Beitimmungen ald Reichögejege im Königreiche Bayern ein- 
geführt. 


82. 


I. Bom Tage der Wirfjamfeit ded gegenwärtigen Geſetzes an treten 
in Kraft: 

1) das Geje über dad Paßweſen vom 12. Oftober 1867, 

2) dad Gejeh, betreffend die Nationalität der Kauffahrteifchiffe und 
ihre Befugniß zur Führung der Bundesflagge, vom 25. Oftober 1867, 

3) das Geje über die Freizügigkeit vom 1. November 1867, 

4) dad Geſetz, betreffend die Aufhebung der Schuldhaft, vom 29. Mai 
1868, 


*) Bundeögejeßblatt Nr. 17, andgegeben 29. April 1871, ©. 87—90. Vergl. oben 
den abgebrudten A. 80 der Verfafjung von 1870. In den Motiven ded dem Reichstag 
mit Schreiben vom 28. März 1871 übermittelten Entwurfs (Druckſ. Nr. 14) wird das 
Geſetz auf den bayriſchen Bünbdnifvertrag vom 23. November 1870, Ziffer. III $ 8 zum: 
rüdgeführt. In voller Würdigung der biebei obgewalteten Abfiht habe die bayriſche 
Regierung die Frage, weldhe der in Betracht fommenden Gejege in Bayern einzuführen 
jeien, ohne Berzug näherer Erwägung unterworfen und ald vorläufiged Ergebniß der: 
jelben die im Entwurf aufgezählten 24 Geieke des Nordd. Bundes als ſolche bezeichnet, 
welde zum größten Theile ohne jede Veränderung auch für Baiern zu Reichsgeſetzen 
erhoben werden können. Nachdem ſodann auf die Wichtigkeit der möglichſt raſch zu 
bethätigenden Maßregel bingewiejen, wird zugleich betont, daß dieſes Geſetz zugleich die 
Gelegenheit bietet, einzelne Beftimmungen des einen und anderen auf Bayern audzu- 
dehnenden Reichögefeged, deren Abänderung theils geboten, theild wünſchenswerth ift, 
zu modifiziren. Im einem Sclußparagraphen jei daher beftimmt, daß dieje Abände- 
rungen für das ganze Reich zu gelten hätten. 

Die erfte Berathung ded Geſetzes hatte am 31. März 1871 ftatt (St. B. ©. 80—85), 
die zweite am 12, April 1871 (St.B. ©. 189-200), die dritte am 14. def. Mts. 
(St.B. ©. 223 fg.). 
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5) das Gejeß, betreffend die Bewilligung von lebenslänglichen Penfionen 
und Unterftüßungen an Offiziere und obere Militärbeamte der vor- 
maligen Schleöwig-Holiteinijchen Armee, jowie an deren Wittwen 
und Waijen, vom 14. Juni 1868, 

6) dad Geſetz, betreffend die Schliekung und Beſchränkung der öffent: 
lichen Spielbanfen, vom 1. Juli 1868, 

7) das Geſetz, betreffend die Kautionen der Bundesbeamten, vom 2. 
Juni 1869, 

8) dad Geſetz, betreffend die Einführung der Allgemeinen Deutichen 
MWechjelordnung, der Nürnberger Wechjelnovellen und des Allgemeinen 
Deutjchen Handelsgeſetzbuches ald Bundesgejete, vom 5. Juni 1869, 

9) das Geſetz, betreffend die Beichlagnahme des Arbeits- oder Dienft- 
lohnes, vom 21. Juni 1869, 

10) das Geſetz, betreffend die Gleichberechtigung der Konfejlionen in 
bürgerlicher und ftaatöbürgerlicher Beziehung, vom 3. Juli 1869, 

11) dad Gejeß, betreffend die Bewilligung von lebenslänglichen Pen- 
fionen und Unterftügungen an Militärperjonen der Unterklaſſen der 
vormaligen SchleöwigsHoliteintjchen Armee, jowie an deren Wittwen 
und Waiſen, vom 3. März 1870, 

12) das Gejeb, betreffend die Eheſchließung und die Beurkundung des 
Perjonenftanded von Bundesangehörigen im Audlande, vom 4. Mai 
1870; 

ferner: 

I. am 1. Suli 1871: 

dad Geſetz wegen Bejeitigung der Doppelbeitenerung vom 13. Mai 
1870; 

II. am 1. Januar 1872: 

1) das Gejeß über die Auögabe von Banfnoten vom 27. März 1870, 

2) das Gefe über die Ausgabe von Papiergeld vom 16. Juni 1870, 


$ 3. 


Das Geſetz vom 8. November 1867, betreffend die Drganijation der 
Bundestonfulate, jowie die Amtörechte und Pflichten der Bundesfonfuln, tritt 
mit dem Tage der Wirkſamkeit deö gegenwärtigen Geſetzes in Kraft. Der 
$ 24 erhält jedoch folgenden Zujaß: 

Die durch den erſten Abſatz begründete Zuftändigfeit des Preußiſchen 
Dbertribunald geht vom 1. Juli 1871 an auf das Bunded-Ober- 
handelögericht über. Wird in den an dafjelbe gelangenden Sachen 
eine Mitwirkung der Staatsanwaltichaft erforderlich, jo ift zu deren 
Vertretung von dem Präfidenten des Bundes-Oberhandelägerichts 
ein Mitglied des Iehteren, ein in Leipzig angeftellter Staatsanwalt 
oder ein dort wohnender Advofat zu ernennen. 
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g 4. 

Dad Gejet, betreffend die Wechjelitempeliteuer, vom 10. Juni 1869, 
tritt am 1. Juli 1871 in Kraft. 

Der Königlidy Bayeriſchen Staatöregierung bleibt überlaffen, diejenigen 
anderen Behörden zu bezeichnen, welche bei Anwendung der im $ 18 dieſes 
Geſetzes erwähnten Vorſchriften an die Stelle der Zollbehörden zu treten 
haben. 


S 5. 


Die Wirkſamkeit ded Geſetzes, betreffend die Errichtung eines oberften 
Gerichtähofes für Handelsſachen, vom 12. Juni 1869, beginnt am 1. Juli 1871. 
In den nad dem Baheriſchen Prozekrechte zu verhandelnden Sachen 
treten an Stelle des lebten Satzes des 8 18 dieſes Geſetzes folgende Be— 
ftimmungen: 
Handelt e8 fi) um eine zur Zuftändigfeit des Bundes-Oberhandels- 
gerichts gehörige Nichtigfeitäbeichwerde, jo hat der oberſte Landes: 
gerichtähof, ſobald die vorgejchriebene Hinterlegung der Akten erfolgt 
ilt oder eine Frift hierfür nicht mehr läuft, nad Vernehmung des 
Staatdanwalts mittelft eined in geheimer Situng zu fallenden Be- 
ichluffed die Abgabe der Akten an das Bunded:Oberhandelägericht 
zu verfügen. 
Den abzugebenden Akten iſt in allen Fällen ein jchriftliches Requifitortum 
ded Staatsanwalts beizulegen. 


8 6. 

Dad Geſetz vom 21. Juni 1869, die Gewährung der Rechtähülfe be- 
treffend, wird vom 1. Juli 1871 am mit nadhitehendem Zuſatz zu $ 39 
eingeführt: 

Für die Anwendung derjenigen Vorjchriften der Bayerijchen Civil- 
proceßordnung, welche den Gerichtöitand oder die Perjonalhaft be- 
treffen oder überhaupt auf der Annahme beruhen, dat die Rechts- 
verfolgung im Auslande die Geltendmachung eined Anjpruches er- 
ſchwere, ift gleichfalls das gefammte Gebiet des Deutſchen Reichs 
als Inland zu betrachten. 


87. 

Das Strafgefebbuch vom 31. Mai 1870, und das Cinführungsgejet 
zu demſelben treten am 1. Januar 1872 in Geltung. 

An Stelle der Vorichriften des $ 4 des gedachten Einführungägejeßes 
hat es für Bayern bis auf Weiteres bei den einjchlägigen Beltimmungen 
des Militärjtrafrechts, jowie bei den jonitigen geſetzlichen Vorjchriften über 
dad Standredht jein Bemwenden. 
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S 8. 


Das Gefe über die Abgaben von der Flößerei vom 1. Juni 1870 
wird mit dem Tage der Wirffamfeit ded gegenwärtigen Geſetzes eingeführt. 

Die nach $ 2 defielben zu leiftende Entſchädigung beiteht in dem acht: 
zebnfachen Betrage des durchichnittlichen Neinertrages der Abgabe aus den 
legten drei Kalenderjahren vor dem Aufhören der Erhebung. 

Der Antrag auf Entſchädigung ift bei Vermeidung der Präflufion inner: 
halb ſechs Monaten nad) dem Tage, mit welchem die Erhebung der Abgabe 
aufgehört hat, an das Reichskanzleramt zu richten. 


89. 


Das Geſetz über die Grwerbung und den PVerluft der Bundes: und 
Staatdangehörigfeit vom 1. Juni 1870 tritt mit dem Tage der Wirfjamfeit 
des gegenwärtigen Geſetzes in Kraft, jedoch mit Ausnahme der Beitimmungen 
in $ 1 Abjab 2, $ 8 Abhſatz 3 und $ 16. 


8 10. 


Das Geſetz vom 11. Iuni 1870, betreffend die Kommanbditgejellichaften 
auf Aktien und die Aktiengejellichaften, erlangt vom Tage der Wirkſamkeit 
des gegenwärtigen Geſetzes an mit nachitehenden Vorfchriften Geltung: 

Die bis zu dem bezeichneten Tage vollzogenen Eintragungen in dem 
von den Baheriſchen Bezirfögerichten geführten befonderen Regifter 
für Aftiengejellichaften, bei welchen der Gegenstand des Unternehmens 
nicht in Handelögefchäften befteht, gelten als Gintragungen im 
Handelöregifter, und bleiben in Wirffamfeit, auch wenn die Bor- 
ausjegungen nicht vorhanden find, welche nad) dem Geſetze vom 
11. Juni 1870 für die Errichtung der Gejellichaft erforderlich jein 
würden. 


Ei 


Das Gejeb, betreffend das Urheberrecht an Schriftwerfen, Abbildungen, 
mufifaliichen Kompofitionen und dramatijchen Werfen, vom 11. Juni 1870 
tritt am 1. Januar 1872 in Wirfjamfeit, unbejchadet der fortdauernden 
Geltung des Artifeld 68 des Bayeriſchen Geſetzes über den Schuß der 
Urheberrechte an literarijchen Grzeugniffen und Werken der Kunft vom 28. 
Juni 1865. 

8 12. 


Die in den 88 3, 8 und 9 getroffenen Abänderungen der dort bezeich- 
neten Gejege finden im ganzen Reiche Anwendung, die Beitimmung im 
letzten Abſatze des $ 8 auch in denjenigen Fällen, in welden vor Erlaß 
dieſes Geſetzes unzuläffige Abgaben von der Flößerei durch Kaiferliche Ver— 
ordnung außer Hebung gejeßt worden find. 
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Urfundlich unter Unjerer Höchlteigenhändigen Unterjchrift und beige 
dructem Kaijerlichen Infiegel. 
Gegeben Berlin, den 22. April 1871. 
(L.S) Wilhelm. 
Fürft v. Bismard. 


X. »Bertrag zwiſchen dem Norddeutfhen Bunde, Bayern, 
Württemberg, Baden und Selen, die Fortdauer des Zoll- 
und Sandelsvereins betreflend.‘) 

Vom 8. Juli 1867. 


Seine Majeltät der König von Preußen im Namen ded Norddeutjchen 
Bundes, Seine Majeftät der König von Bayern, Seine Majeftät der König 
von Württemberg, Seine Königliche Hoheit der Großherzog von Baden und 
Seine Königliche Hoheit der Großherzog von Heſſen und bei Rhein für die 
zu dem Norddeutichen Bunde nicht gehörenden Theile des Großherzogthums, 
von der Abficht geleitet, die Fortdauer des Deutſchen Zoll- und Handels- 
Vereins ficher zu ftellen und deſſen Einrichtungen in einer den gegenmwärtigen 
Dedürfniffen entiprechenden Weiſe fortzubilden, haben Verhandlungen eröffnen 
lafjen und zu Bevollmächtigten ernannt, und zwar: 

Seine Majeftät der König von Preußen: 

Allerhöchit Ihren Wirflichen Geheimen Rath Iohann Friedridy von 
Pommer Eſche, 
Allerhöchſt Ihren Minifterial = Direktor Merander Mar von Phi: 
lipsborn und 
Allerhöchſt Ihren Minifterial » Diveftor Martin Friedrich Rudolph 
Delbrüd ; 
und von den übrigen Mitgliedern des Norbdeutichen Bundes: 

Seine Majeftät der König von Sadjen: 

Allerhöchft Ihren Geheimen Finanzrath Julius Hand von Thümmel; 

Seine Königliche Hoheit der Großherzog von Helfen und bei Rhein: 

Allerhöchſt ihren Geheimen Dber-Steuerrath Ludwig Wilhelm Ewald; 
die außer Seiner Majeftät dem Könige von Preußen bei dem Thüringijchen 
Zolle und Handeld-Vereine betheiligten Souveraine, nämlid;: 

Seine Königliche Hoheit der Großherzog von Sadhjjen «Weimar: 
Eiſenach, 
Seine Hoheit der Herzog von Sachſen-Meiningen, 


*) Bundesgeſetzblatt des Norddeutſchen Bundes, 1867/68. ©. 81. 
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Seine Hoheit der Herzog von Sadyjen-Altenburg, 

Seine Hoheit der Herzog von Sachſen-Koburg-Gotha, 

Seine Durchlaucht der Finft von Schwarzburg-Rubdolitadt, 

Seine Durdjlaucht der Fürft von Schwarzburg-Sondershaufen, 

Seine Durchlaucht der Fürft von Reuß älterer Linie, 

Seine Durchlaucht der Fürft von Neuß jüngerer Linie: 
den Großherzoglich Sächſiſchen Wirklichen Geheimrath Guftav 

Thon; 

Seine Hoheit der Herzog von Braunfchweig-tüneburg: 

Höchſt Ihren Minifter-Refidenten an dem Kgl. Preußiſchen Hofe, 
Geheimen Rath Dr. Friedrich Auguft von Liebe; 

Seine Königliche Hoheit der Großherzog von Oldenburg: 

den Herzoglich Braunſchweigiſchen Minifter - Nefidenten, Geheimen 
Rath Dr. Friedridy Auguft von Liebe; 

ferner: 

Seine Majeftät der König von Bayern: 

Allerhöchft Ihren Minifterialraty Wilhelm Weber und 

Allerhöchſt Ihren Oberzollrath Georg Ludwig Carl Gerbig; 

Seine Majeftät der König von Württemberg: 

Allerhöchit Ihren Kammerherrn, auferordentlichen Gejandten und 
bevollmächtigten Miniſter an dem Kgl. Preußiſchen Hofe, Ge- 
heimen Legationsrath Friedrich Heinrich Carl Freihern von 
Spitemberg und 

Allerhöchſt Ihren Finanzrath Carl Victor Niede; 

Seine Königliche Hoheit der Großherzog von Baden: 

Allerhöchſt Ihren Staatsminister der Finanzen und Präfidenten des 
Staatäminiftertumd Carl Mathy; 

Seine Königliche Hoheit der Großherzog von Heffen und bei Rhein 
für die zu dem Norddeutjchen Bunde nicht gehörenden Theile 
des Großherzogthums: 

Alerhöhit Ihren Geheimen Ober - Steuerrath Ludwig Wilhelm 
Ewald; ab initio von welchen Bevollmächtigten, unter dem Vorbe— 
halt der Ratififation, folgender Vertrag abgejchloffen worden ift: 


Artikel 1. 


Die vertragenden Theile jegen den, behufs eines gemeinjamen Zoll» 
und Handelsſyſtems errichteten, auf dem Vertrage über die Fortdauer des 
Zoll: und Handelövereind vom 16. Mai 1865 beruhenden Verein bis zum 
legten Dezember 1877 fort. 

Bis dahin bleiben die Zollvereinigungs-Verträge vom 22. und 30. März 
und 11. Mai 1833, vom 12. Mai und 10. Dezember 1835, vom 2. Januar 
1836, vom 8. Mai, 19. Dftober und 13. November 1841, vom 4. April 
1853 und vom 16. Mai 1865, nebſt den zu ihnen gehörenden Separat- 
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Artikeln zwiſchen den vertragenden Theilen ferner in Kraft, ſoweit fie 
bisher noch in Kraft waren umd nicht durch die folgenden Artikel ab: 
geändert find. 

Mit diefen Beichränfungen und vorbehaltlich der Verabredung im Ar: 
tifel 6 finden die Beftimmungen der gedachten Verträge aud) auf diejenigen 
zum Norddeutichen Bunde gehörenden Staaten und Gebietötheile Anwendung, 
welche dem Zolle und Handelövereine noch nicht angehörten. 


Artikel 2. 
In dem Gejammtverein bleiben diejenigen Staaten. oder Gebietätheile 
einbegriffen, welche dem Zolle und Handelsfyfteme der vertragenden Theile 


oder eined von ihnen angeichlofjen find, unter Berüdfichtigung ihrer auf den 
Anjchlußverträgen beruhenden bejonderen Verhältnifje. 


Artikel 3. 


Ueber die Gemeinſchaft der Gejebgebung und der Verwaltungs - Ein- 
richtungen ift zwilchen den vertragenden Theilen Folgendes verabredet 
worden: 


— 


In den Gebieten der vertragenden Theile ſollen übereinſtimmende Ge— 
ſetze über Eingangs- und Ausgangsabgaben, ſowie über die Durchfuhr be— 
ſtehen, dabei jedoch diejenigen Modifikationen zuläſſig ſein, welche, ohne dem 
gemeinſamen Zwecke Abbruch zu thun, aus der Eigenthümlichkeit der allge- 
meinen Geſetzgebung eines jeden Theil nehmenden Staates oder aus lokalen 
Intereſſen ſich als nothwendig ergeben. Bei dem Zolltarife namentlich ſollen 
hierdurch in Bezug auf einzelne, weniger für den größeren Handelsverkehr 
geeignete Gegenſtände ſolche Abweichungen von den allgemein angenommenen 
Erhebungsſätzen, welche für einzelne Staaten als vorzugsweiſe wünſchenswerth 
erſcheinen, nicht ausgeſchloſſen ſein, ſofern fie auf die allgemeinen Intereſſen 
des Vereins nicht nachtheilig einwirken. 

Von der Durchfuhr werden Abgaben nicht erhoben und es treten die 
Verabredungen außer Wirkſamkeit, welche in den im Artikel 1 genannten 
Verträgen über die Durchgangs-Abgaben getroffen ſind. 


82. 

Der gemeinſchaftliche Zolltarif wird in zwei Haupt-Abtheilungen 
und zwar nad) dem durch den Münzvertrag vom 24. Januar 1857 feſt— 
geitellten Dreißig-Thalerfuße und Zweiundfünfzig-und- einhalb Guldenfuße 
audgefertigt. 

Die Einheit für das gemeinjchaftliche Zollgewicht bildet der in fammt- 
lichen Bereind-Staaten, mit Ausnahme des Königreich® Bayern, als allge 
meines Landeögewicht beftehende Zentner (50 SKilogramme). E3- wird 
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daher im gefjammten Vereine die Deklaration, Verwiegung und Verzollung 
der nah dem Gewichte zollpflicdytigen Gegenftände ausſchließlich nach jenem 
Gewichte geichehen. 


83. 


In den Gebieten der vertragenden Theile jollen übereinjtimmende Geſetze 
über die Beitenerung des im Umfange des Vereind gewonnenen Salzes 
und aus Rüben bereiteten Zuckers beitehen. 

Die vertragenden Theile find darüber einverftanden, daß, wenn die Fa— 
brifation von Zuder oder Syrup aus anderen inländijchen Erzeugnilien, als 
aus Rüben, z. B. aus Stärfe, im Zollvereine einen erheblichen Umfang ge 
winmen jollte, dieje Fabrikation ebenfalls in ſämmtlichen Bereinsftaaten einer 
übereinftimmenden Bejteuerung nad) den für die Rübenzuderfteuer verabre- 
deten Grundjäßen zu unterwerfen jein würde. 


84. 
Der im Umfange des Vereind - gewonnene oder zubereitete Tabad joll 
einer übereinftimmenden Beiteuerung unterworfen werden. 


$5. 

In den Gebieten der vertragenden Theile jollen übereinftimmende 
Makregeln zum Schutze des gemeinjchaftlichen Zolliyftems gegen den 
Scleichhandel und der inneren Berbraudys-Abgaben gegen Hinterziehungen 
beftehen. 

86. 


Die Verwaltung der in den $$ 1, 3 und 4 bezeichneten Abgaben und 
die Drganifation der dazu dienenden Behörden ſoll in allen Ländern des 
Gelammtvereind, unter Berückfichtigung der in denjelben beftehenden eigen- 
tbümlichen Verhältniffe, auf gleichen Fuß gebracht werden. 


87. 
In Gemäßheit der vorstehenden Verabredungen werden die vertragen- 
den Theile 
das Zollgeſetz, 
die Zollordnung, 
den Zolltarif, 
die Grundfäte, das Zollitrafgeje betreffend, 
wie ſolche zwiſchen ihnen vereinbart find, ferner 
die Uebereinfunft wegen Erhebung einer Abgabe von Salz vom 
8. Mai dieſes Jahres, 
die Webereinfunft wegen Beitenerung des Rübenzuderd vom 16. Mai 
1865, 
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das Zollfartel vom 11. Mai 1833, 
zur Anwendung bringen. 

Unter dem, in den gemeinjchaftlicyen Gejegen und Verwaltungs » Bor: 
Ichriften erwähnten allgemeinen Cingangszoll oder der allgemeinen Cingangs- 
Abgabe ift ein Zolljaß von 15 Grojchen oder 52% Kreuzern zu verjtehen. 

Artikel 4. 

Eingangs, Ausgangs- und Durchgangsabgaben werden an den ge 
meinjchaftlichen Landesgrenzen der vertragenden Theile. nicht erhoben und es 
fünnen alle im freien Verkehr des einen Gebietö bereitö befindlichen Gegen: 
ftände aud) frei und unbejchwert in das andere Gebiet gegenjeitig eingeführt 
werden, mit alleinigem Vorbehalte der im Innern der vertragenden Theile 
mit einer nicht gemeinjchaftlichen Steuer belegten inländijchen Erzeugniffe, 
nad) Maßgabe des Artifeld 5. 

Die Freiheit des Handeld und Berfehrd zwilchen den vertragenden 
Theilen joll auch dann feine Ausnahme leiden, wenn bei dem Gintritte 
außerordentlicher Umjtände, insbejondere auch bei einen drohenden oder aus: 
gebrocdyenen Kriege, einer von ihnen ſich veranlaßt finden jollte, die Ausfuhr 
gewifjer im inneren freien Verkehr befindlicher Erzeugniſſe oder Fabrifate 
in dad Ausland, für die Dauer jener auferordentlichen Umftände, zu 
verbieten. 

In einem jolcyen Falle wird man darauf Bedacht nehmen, daß ein 
gleiches Verbot. von allen vertragenden Theilen erlafjen werde. 

Sollte jedody einer oder der andere derjelben es jeinem Intereſſe nicht 
angemefjen finden, auch jeinerjeits jenes Verbot anzuordnen, jo bleibt dem- 
jenigen oder denjenigen Theilen, welche joldyes zu erlafjen für nöthig finden, 
die Befugniß vorbehalten, dafjelbe audy auf den Umfang des ihrem Bejchlufje 
nicht beitretenden Theiles auszudehnen. 

Die vertragenden Theile räumen fidy ferner auch gegenjeitig das Recht 
ein, zur Abwehr gefährlicher anſteckender Krankheiten für Menjchen und Vieh 
die erforderlichen Mafregeln zu ergreifen. Im Berhältniife von einem Ber: 
eindlande zu dem anderen dürfen jedod) feine hemmenderen Einricytungen 
getroffen werden, ald unter gleichen Umftänden den inneren Verkehr des 
Staates treffen, welcher fie anordnet. 


Artikel 5. 


Die vertragenden Theile werden ihr Beftreben darauf richten, eine 
Uebereinftimmung der Gejeßgebung über die Befteuerung der in ihren Ge: 
bieten theilö bei der Hervorbringung oder Zubereitung, theis unmittelbar bei 
dem Verbrauche mit einer inneren Steuer belegten, nicht unter die $$ 3 und 
4 des Artikels 3 fallenden Erzeugniffe im Wege ded Vertrages berbeizu- 
führen. Bis dahin, wo dieſes Ziel erreicht worden, jollen hinſichtlich der 
vorbemerften Steuern und des Verkehrs mit den davon betroffenen Gegen: 
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finden unter den Vereinäftaaten, zur Vermeidung der Nachtheile, welche 
aus einer Werjchiedenartigfeit der inneren Steuerſyſteme überhaupt und na- 
mentlih aus der Ungleichheit der Steuerjäße, jowohl für die Produzenten, 
als für die Steuereinnahme der einzelnen Vereinsſtaaten erwachien könnten, 
folgende Grundjäße in Anwendung fommen. 


1. Hinjihtlid der ausländijchen Erzeugnifje. 

Von allen bei der Einfuhr mit mehr ald 15 Gr. — 525 fr. — vom 
Zentner belegten Grzeugniffen, von welchen entweder auf die in der Zoll- 
ordnung vorgeichriebene Weile dargethan wird, daß fie als ausländiſches 
Ein- und Durchgangsgut die zollamtlihe Behandlung bei einer Erhebungs— 
behörde des Wereind bereitö beitanden haben oder derjelben noch unterliegen, 
darf feine weitere Abgabe irgend einer Art, jei ed für Rechnung des Staats 
oder für Rechnung von Kommunen und Korporationen, erhoben werden, je- 
doch — was das Eingangsgut betrifft — mit Vorbehalt derjenigen inneren 
Steuern, welche in einem Vereinsſtaate auf die weitere Verarbeitung oder 
auf anderweitige Bereitungen aus joldyen Erzeugniſſen, ohne Unterjchied des 
ausländiichen, inländijchen oder vereinsländiichen Urjprungs, allgemein ge— 
legt find. 

Unter diejen Steuern find für jett die Steuern von der Fabrifation des 
Branntweins, Bierd und Eſſigs, ingleichen die Mahl- und Schlachtiteuer zu 
veritehen, welchen daher das ausländiiche Getreide, Malz und Vieh im glei— 
den Mate, wie das inländijche und vereinsländijiche, unterliegt. : 

In denjenigen Staaten, in weldyen die inneren Steuern von Getränfen 
ſo angelegt find, daß fie bei der Einlage der leßteren erhoben oder den 
Steuerpflichtigen zur Laſt geftellt werden, findet der Grundjat der Freilaffung 
verzollter ausländijcher Erzeugnifje von inneren Abgaben in der Art Anwen: 
dung, daß die erite Einlage verzollter ausländijcher Getränfe, d. h. diejenige, 
welche dem direkten Bezuge aus dem Auslande oder dem Bezuge aus öffent: 
lihen Niederlagen oder Privatlagern unmittelbar folgt, von jeder inneren 
Steuer befreit bleibt. 

Diefe Beitimmung gilt auch da, wo die Erhebung einer inneren Ges 
tränfefteuer für Rechnung von Kommunen oder Korporationen ftattfindet. 

Ausländijche Erzeugniffe, weldye beim Gingange zollfrei, oder mit einer 
Abgabe von nicht mehr als 15 Gr. — 524 fr. — belegt find, unterliegen den 
nachſtehend unter Nr. II. getroffenen Beitimmungen. 


U. Hinfihtlidy der inländijhen und vereinsländiſchen Er— 
zeugnijje. 


$1. 
Von den innerhalb des Vereins erzeugten Gegenitänden, weldye nur 
durch einen. Vereinsſtaat tranfitiren, um entweder in einen anderen Vereind- 
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ſtaat oder nady dem Auslande geführt zu werden, dürfen innere Steuern weder 


für Rechnung des Staats, noch für Rechnung von Kommunen oder Korpora- 
tionen erhoben werden. 


82. 

Jedem der vertragenden Theile bleibt es zwar freigeftellt, die auf der 
Hervorbringung, der Zubereitung oder dem Verbrauche von Erzeugniſſen 
ruhenden inneren Steuern beizubehalten, zu verändern oder aufzuheben, jowie 
neue Steuern dieſer Art einzuführen, jedoch jollen dergleichen Abgaben für 
jet nur noch auf folgende inländijche und gleichnamige vereinsländijche Er- 
zeugniffe, als: Branntwein, Bier, Eſſig, Malz, Wein, Mioft, Eider (Objt- 
wein), Mehl und andere Mühlenfabrikate, deigleichen Backwaaren, Fleiſch, 
Fleiſchwaaren und Fett gelegt werden dürfen. 

Für Branntwein, Bier und Wein follen die folgenden Säbe ald das 
höchſte Maß betrachtet werden, bis zu weldyem in den Vereinsftaaten eine 
Beiteuerung der genannten Erzeugniſſe für Rechnung des Staates joll jtatt- 
finden fünnen, nämlidy: 

a. für Branntwein 10 Thlr. von der Ohm zu 120 Quart Preußiſch 

und bei einer Altoholitärfe von 50 p&t. nad) Tralles; 

b. für Bier 1 Rthlr. 15 Gr. von der Ohm zu 120 Duart Preußiſch; 

c. für Wein, und zwar: 

aa. wenn die Abgabe nad) dem Werthe des Weines erhoben wird, 
14 Rthlr. vom Zollzentner (5 Rthlr. von der Ohm zu 120 Ouart 
Preußiſch); 

bb. wenn die Abgabe ohne Rückſicht auf den Werth des Weines 
erhoben wird, 25 Gr. vom Zollzentner (2 Rthlr. 23; Gr. von 
der Ohm zu 120 Duart Preußiſch); 

cc. wenn die Abgabe nady einer Klafjififation der Weinberge er- 
hoben wird, ift die Beichränfung derjelben auf ein Marimum 
nicht für erforderlich erachtet worden. 

Auch für die anderen, einer inneren Steuer unterworfenen Erzeugniſſe 
werben, joweit nöthig, beitimmte Sätze feitgejett werden, deren Betrag bei 
Abmefjung der Steuer nicht überjchritten werden joll. 


83. 

Bei allen Abgaben, welche in dem Bereiche der Vereinsländer nach der 
Beitimmung im $2 zur Erhebung kommen, wird eine gegenjeitige Gleich: 
mäßigfeit der Behandlung dergeitalt ftattfinden, daß das Erzeugniß eines 
anderen Vereinöftaates unter feinem Vorwande höher oder in einer läftigeren 
Weile, ald das imländijche oder das Erzeugniß der übrigen Bereinsjtaaten, 
befteuert werden darf. Im Gemäßheit diejes Grundjaßes wird Folgendes 
feftgejeßt: 

a, Vereinöftaaten, welche von einem inländijchen Erzeugniſſe feine 
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innere Steuer erheben, dürfen auch das gleiche vereinsländiſche Er— 
zeugniß nicht befteuern; 

b. Bo innere Steuern nady dem Werthe der Waare erhoben werden, 
find nicht nur die nämlichen Erhebungsſätze auf das inländijche, 
wie auf das vereindländiiche Erzeugniß gleichmäßig in Anwendung 
zu bringen, ſondern es darf auch bei Feftitellung deö zu beiteuern- 
den Werthed das inländilche Erzeugni nicht vor dem vereinsländi- 
Ihen begünjtigt werden; 

e. Diejenigen Staaten, in welchen innere Steuern von einem Kon— 
fumtionögegenftande bei dem Kaufe oder Berfaufe oder bei der Ver: 
zehrung defjelben erhoben werden, dürfen dieje Steuern von den aus 
anderen Vereinsſtaaten herrührenden Erzeugniffen der nämlichen 
Gattung nur in gleicher Weije fordern; 

d. Diejenigen Staaten, welche innere Steuern auf die Hervorbringung 
oder Zubereitung eines Konjumtiond-Gegenftanded gelegt haben, 
fönnen den gejeßlichen Betrag derjelben bei der Einfuhr des Gegen- 
ftandes aus anderen Vereinöftaaten voll erheben laffen; 

e. Im norddeutichen Bund wird von dem in den übrigen Vereins— 
ftaaten erzeugten Wein und Traubenmoſt eine Uebergangsabgabe 
nicht erhoben werden. 

Eine ſolche Abgabe wird auch von denjenigen Vereinsſtaaten 
nicht erhoben werden, welche etwa während der Dauer diejes Ber: 
trages die Hervorbringung von Wein einer inneren Steuer unter: 
werfen möchten; 

f. So weit zwifchen mehreren Bereinsitaaten eine Vereinigung zu 
gleichen Steuer-Einrichtungen befteht, werden diefe Staaten in An— 
jehung der Befugniß, die betreffenden Steuern gleichmäßig auch von 
vereindländijchen Crzeugniffen zu erheben, ald ein Ganzes betrachtet. 


84. 

Diejenigen Staaten, welche eine innere Steuer auf den Kauf oder 
Verlauf, die Verzehrung, die Hervorbringung oder die Zubereitung eines 
Konfumtionsgegenſtandes gelegt haben, können bei der Ausfuhr des Gegen— 
tandes nach anderen Vereinsftaaten dieje Steuer unerhoben laſſen, beziehungs- 
weile den gejeßlichen Betrag derjelben ganz oder theilweije zurüderftatten. 

Wegen Ausübung diefer Befugniß ift Folgendes verabredet worden: 

a. Cine Zurüderftattung ſoll überhaupt nur in jo weit ftattfinden 
dürfen, als in dem betreffenden Staate bei der Ausfuhr des näm- 
lichen Erzeugniffes nach dem Bereinsauslande eine Steuervergütung 
gewährt wird, und auch nur höchitens bis zum Betrage der lebteren. 

b. Die betreffenden Vereind-Regierungen werden ihr bejonderes Augen- 
merf darauf richten, daß in feinem Falle mehr, ald der wirklich 
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bezahlte Steuerbetrag eritattet werde, und dieje Vergütung nicht die 
Natur und Wirkung einer Ausfuhr-Prämie erhalte. 

ce. Die Entlaftung von der Verbindlichkeit zur Steuerzahlung joll nicht 
eher eintreten, beziehungsweije die Zurüderftattung der Steuer nicht 
eher geleiftet werden, alö bis der Eingang der befteuerten Erzeug— 
nifje in dem angrenzenden Vereinsſtaate oder beziehungsweije in 
dem Lande des Beltimmungsorted auf die unter den betreffenden 
Vereinsſtaaten verabredete Weije nachgewiejen worden jein wird. 

d. Die innere Steuer von dem zur Ejfigbereitung verwendeten Brannt- 
wein wird nicht erlaffen und, abgejehen von dem Falle der Ausfuhr 
des Eſſigs nad) dem Auslande, nicht erftattet werden. | 


$ 5. 

Melche, dem dermaligen Stande der Gefeßgebung in den Vereinsitanten 
entjprechende Beträge nady den Beltimmungen der $$ 3 und 4 zur Er: 
hebung kommen und beziehungsweije zurüderitattet werden fünnen, iſt be- 
jonderd verabredet worden. Treten jpäterhin irgendwo Veränderungen in 
den für die inneren Erzeugniſſe zur Zeit beſtehenden Steuerjäßen ein, jo 
wird die betreffende Regierung dem Bundesrathe ded Zollvereind (Artikel 8) 
davon Mitteilung machen, und hiermit den Nachweis verbinden, dab die 
Steuerbeträge, welche, in Folge der eingetretenen oder beabfichtigten Verän— 
derung, von den vereinsländiichen Erzeugnifien erhoben, und bei der Ausfuhr 
der beiteuerten Gegenftände vergütet werden jollen, den vereinbarten Grund- 
jägen entiprechend bemefjen jeien. 

Wo die Mebergangsabgabe von Bier nad) dem Gewichte erhoben wird, 
bleibt der Zollzentner Maapitab der Erhebung. 


8 6. 

Die Erhebung der inneren Steuern von den damit betroffenen vereind- 
ländijchen Gegenftänden joll in der Regel in dem Lande des Beitimmungs: 
ortes Stattfinden, im jofern ſolche nicht, nach bejonderen Vereinbarungen, 
entweder durch gemeinjchaftliche Hebeitellen an den Binnengrenzen, oder im 
Lande der Verjendung für Nechmung des abgabeberechtigten Staates erfolgt. 
Auch jollen die, zur Sicherung der Steuererhebung erforderlichen Anord— 
nungen, joweit fie die, bei der Verjendung aus einem VBereinöftaate in den 
anderen einzuhaltenden Straßeu und Kontrolen betreffen, auf eine, den Ver— 
fehr möglidy wenig bejcjränfende Weiſe und nur nad) gegenjeitiger Verab— 
vedung, auch, dafern bei dem Transporte ein dritter Vereinsſtaat berührt 
wird, nur unter Zuftimmung des lehteren getroffen werden. 

Wo innere Steuern nach dem Werthe des Gegenftandes erhoben werden, 
wird, in Abficht der aus anderen Vereinsſtaaten übergehenden Erzeugnilie, 
auf Kontroleinrihtungen Bedacht genommen werden, nach welcdyen die Er: 
mittehung des Werthes in der Regel erft im Beitimmungsorte, mit Ber: 


vom 8. Quli 1867. 83 


medung zeitraubender und den Verkehr beläftigender Unterjuchungen an den 
Pimengrenzen oder auf dem Wege zwilchen dem Werjendungs- und Be— 
tinmungsorte, eintritt. 


87. 

Die Erhebung von Abgaben für Rechnung von Kommunen oder Kor— 
perationen, ſei es durch Zujchläge zu den Staatöftenern oder für ſich beftehend, 
joll mur für Gegenitände, die zur örtlichen Konjumtion beftimmt find, be- 
willigt werden und es ſoll dabei der im $ 3 diefes Artikels ausgeſprochene 
allgemeine Grundja wegen gegenjeitiger Gleichmäßigfeit der Behandlung 
der Grzeugniffe anderer Vereinsſtaaten, eben jo wie bei den Staatöfteuern 
in Anwendung kommen. 

Zu den, zur örtlichen Konfumtion beitimmten Gegenftänden, won welchen 
biemab die Erhebung einer Abgabe für Rechnung von Kommunen oder 
Korporationen allein joll jtattfinden dürfen, find allgemein zu rechnen: Bier, 
Fig, Malz, Gider (Obftwein) und die der Mahl und Scyladhtiteuer unter: 
liegenden Erzeugniſſe, ferner Brennmaterialien, Marftviktualien und Fourage. 

Vom Weine joll die Erhebung einer Abgabe der vorgedadhten Art aud) 
femer nur in denjenigen Theilen des Vereins zuläffig jein, welche zu den 
eigentlichen Weinländern gehören. 

Sp weit in einzelnen Orten der zum Zollvereine gehörigen Staaten die 
Frbebung einer Abgabe von Branntwein für Rechnung von Kommunen oder 
Korporationen gegenwärtig itattfindet, oder nady der beitehenden Gejeßgebung 
nicht verfagt werden fann, wird es dabei ausnahmsweiſe bewenden. 

Es follen aber die für Rechnung von Kommunen oder Korporationen 
zur Erhebung kommenden Abgaben von Wein und Branntwein, ingleichen 
von Bier, in Abficht ihres Betrages der Beichränfung unterliegen, dat ſolche 
beim Branntwein, mit der Staatöltener zujammen, den im $ 2 diefes Ar- 
tifels feitgejeßten Marimalfat von 10 Rthlrn. für die Ohm, und beim 
Wein und Bier den Sab von 20% der fir die Staatöfteuern ebendajelbit 
verabredeten Maximalſätze nidyt überjchreiten dürfen. Ausnahmen hiervon 
jellen nur in ſoweit zuläffig fein, als einzelne Kommunen oder Korporationen 
Ihen gegenwärtig eine höhere Abgabe erheben, welchen Falls letztere fortbe- 
ſtehen kann. 

Sollten in einem oder dem anderen Orte auch noch von anderen, als 
den vorſtehend genannten Gegenſtänden, Abgaben erhoben werden, ſo ſoll die 
Erhebung der letzteren zwar einſtweilen fortbeſtehen können, die betreffenden 
Regierungen werden es ſich jedoch angelegen ſein laſſen, ſolche Abgaben bei 
der erſten paſſenden Gelegenheit zu beſeitigen. Ueber den Erfolg der dieß— 
fälligen Bemühungen wird dem Bundesrathe deö Zollvereins von Zeit zu 
Seit Mittheilung gemacht werden. 

Abgaben für Rechnung von Kommunen oder Korporationen dürfen bei 
dem llebergange der befteuerten Gegenftände nach anderen Dereinsftaaten, 
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gleid) den Staatöfteuern, ganz oder theilmeife zurüderitattet werden, ſoweit 
eine jolche Vergütung bei dem Uebergange der beiteuerten Gegenjtände nach 
anderen Orten deijelben Landes Itattfindet. 


$ 8. 

Die Regierungen der Vereinsitaaten werden dem Bundesratbe des Zoll: 

vereind: 

a. von allen in der Folge eintretenden Veränderungen ihrer Gejeße 
und Verordnungen über die im $ 2 diejes Artikels bezeichneten 
Staatöfteuern, 

b. binfichtlih der Communal- x. Abgaben aber von den Verände- 
rungen, welche in Beziehung auf die Hebungsberechtigten, die Orte, 
die Gegenftände, den Betrag und die Art und Weiſe der Erhebung 
eintreten, 

vollftändige Mittheilung machen. 


Artikel 6. 


Die Beltimmungen in den Artifeln 3, 4 und 5, jowie in den Artikeln 

10 bis 20 und 22 finden vorläufig feine Anwendung: 

1) auf die nachfolgend genannten Staaten und Gebietötheile des Nord- 
deutjcyen Bundes, und zwar: 

a. in Preußen: auf die Drtichaften Drenikow, Porep und Sudow, 
die Kolonie und das Erbpachts-Vorwerk Groß-Menow, die Nitter- 
güter und Dörfer Zettemin mit Peenwerder, Dudow, Rottmanne- 
hagen, Rützenfelde, Karlsruh und Pinnow, den Hafenort Geeite- 
münde, das Fort Wilhelm in Bremerhafen, die Elbinjeln Alten: 
werder, Krufenbujch, Finkenwerder, Finfenwerderblumenjand, Katt- 
wie, Hohenſchaar, Dverhaden, Neuhof und Wilhelmöburg, die 
Vogtei Kirchwerder und die Dorfichaft Aumund; 

b. auf die Großherzogthümer Medlenburg- Schwerin und Medlenburg- 

Strelit, eriteres mit Ausnahme feiner von Preußen umſchloſſenen 

Gebietötheile Roſſow, Nebeband und Schönberg ; 

. in Oldenburg: auf den Hafenort Brafe; 

. auf dad Herzogthum Lauenburg; 

e. auf die Hanfeftäbte Lübel, Bremen und Hamburg mit einem, 
dem Zwede entiprechenden Bezirfe ihred oder des umliegenden 
Gebietes; 

2) auf die nachfolgend genannten Gebietstheile Badens, und zwar: 
die Injel Reichenau, den Ort Büſingen, den Bittenharter Hof, 
die Orte und Höfe Jeſtetten mit Flachshof, Gunzenrieder-Hof 
und Neute-Hof, Lottjtetten mit Balm, Dietenberg, Nad, Locher: 
Hof und Voldenbady, Dettighofen mit Häuferhof, Altenburg, 
Balteröweil, Berwangen und Albführenhof mit Weisweil. 


no 
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Sobald die Gründe aufgehört haben, welche die volle Anwendung des 
gegenwärtigen Vertrages auf den einen oder anderen ber unter Nr. 1 ge- 
nannten Staaten und Gebietötheile zur Zeit ausjchließen, wird das Präfidium 
des Norddeutichen Bundes den Regierungen der übrigen vertragenden Theile 
Nachricht geben. Der Bundesrath des Zollvereins beſchließt alddann über 
den Zeitpunkt, an welchem die Beitimmungen der Artikel 3 bis 5 und 10 
bis 20 in diefem Staate oder Gebietötheile in Wirffamfeit treten. 


Artikel 7. 


Die Gejetgebung über die in dem Artikel 3 bezeichneten Angelegen- 
beiten, jowie über die in den Zollausfchlüffen (Artikel 6) zur Sicherung der 
gemeinichaftlichen Zollgrenze erforderlichen Maßregeln wird ausgeübt durch 
den Bımdesrath des Zollvereind als gemeinjchaftliches Organ der Regierungen 
und durch das Zollparlament ald gemeinjchaftliche Vertretung der Bevölke— 
rungen. Die Hebereinitimmung der Mehrheitöbeichlüffe beider Verſamm— 
lungen ift zu einem Vereinsgeſetze erforderlich und ausreichend; auf andere, 
als die worftehend bezeichneten Angelegenheiten erſtreckt fich die Zuftändigfeit 
derielben nicht. 

Die Verkündung der Vereinsgeſetze in den Gebieten der vertragenden 
Theile erfolgt in den daſelbſt geltenden Formen. 


Artikel 8. 


Ueber die Einrichtung und die Zuftändigfeit des Bundesrathes des 
Zollvereins ift Kolgendes verabredet: 


$ 1. 
Der Bundesrath beiteht aus den Vertretern der Mitglieder des Nord- 
deutichen Bundes und der Süddeutichen Staaten. In dem Bundesrathe 
führen: 
PRrußen . » >» 2 2.2.0.0. .717 Stimmen, 
Bayern — 
Sachſen . . 4 
Württemberg . BEE der: 
ERR: 2 6 
— — 
2 


fer} 


s 


- 
z 


NEN a 
Medlenburg-Scwerin . 
Sachſen-Weimar. 
Medlenburg-Strelit . 
Dldenburg . : 
Braunjchweig 
Sadfen-Meiningen . 
Sacdyjen-Altenburg 


“ “ “ 


= 


— — 


4 
3 
1 
—1 
—1 
—1 
5 1 
Latus . . 46 Stimmen, 
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Transport . . 46 Stimmen, 
Sadjen-Koburg:Gotha . 4 : 
Anhalt . ; 1 - 
Schwarzburg⸗ Rudolſtadi —1 
Schwarzburg⸗ — —1 
Waldeck 1 
Neuß ältere Linie 1 
Reuß jüngere Linie . 1 
Scyaumburgstippe . 1 = 
Lippe . i 1 
Lübeck. 1 e 
Bremen 1 = 
Hamburg . a et 5 

zufammen . . 58 Stimmen. 

8 2. 


Jeder Vereinsftant kann jo viel Bevollmächtigte zum Bundesrathe er» 
nennen, wie er Stimmen bat; doch fanı die Gejammtheit der zuſtändigen 
Stimmen mur einheitlid abgegeben werden. Nicht vertretene oder nicht in» 
ftruirte Stimmen werden nicht gezählt. 


$ 3. 

Der Bundesrath bildet aus feiner Mitte dauernde Ausichüffe: 

1) für Zolle und Steuerwejen, 

2) für Handel und Verkehr, 

3) für Rechmungswejen. 

An jedem dieſer Ausjchüffe werden außer dem Präfidium mindeitens 
vier Vereinsſtaaten vertreien jein, und führt innerhalb derjelben jeder Staat 
nur eine Stimme Die Mitglieder der Ausjchüffe werden von dem Bundes- 
rathe gewählt. Die Zuſammenſetzung diefer Ausſchüſſe ift für jede Seſſion 
ded Bundesrathes resp. mit jedem Jahre zu erneuern, wobei die ausjchei- 
denden Mitglieder wieder wählbar find. Den Ausichüffen werden die zu 
ihren Arbeiten nöthigen Beamten zur Verfügung geitellt. 


S 4. 

Jedes Mitglied des Bundesrathes hat das Recht, im Zollparlament zu 
ericheinen und muß dafelbft auf Verlangen jederzeit gehört werden, um die 
Anfichten feiner Regierung zu vertreten, auch dann, wenn diejelben von der 
Majorität ded Bundesrathes nicht adoptirt worden find. Niemand kann 
gleichzeitig Mitglied des Bundesrathes und des Zollparlamentö jein. 


S5. 
Dem Präfidium liegt es ob, den Mitgliedern des Bundesrathes den 
üblichen diplomatijchen Schuß zu gewähren. 
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8 6. 

Das Präfidium fteht der Krone Preußen zu, welche in Ausübung 
deſſelben berechtigt ift, im Namen der vertragenden Theile Handeld- und 
Shifffahrtö-Verträge mit fremden Staaten einzugehen. 

Zum Abjchluß diefer Verträge, durdy melde die Beftimmungen des 
gegenwärtigen Vertrages in feiner Art verlet werden dürfen, ift die Zu- 
ftimmung des Bundesrathes und zu ihrer Gültigkeit die Genehmigung des 
Zollparlaments erforderlich. 


87. 
Dem Präfidium fteht ed zu, den Bundesrath zu berufen, zu eröffnen, 
zu vertagen und zu jchließen. 


88, 
Die Berufung des Bundesrathes findet alljährlich ſtatt. Das Zoll- 
parlament fann nicht ohne den Bundesrath berufen werden. 


89. 
Die Berufung des Bundesrathes muß erfolgen, jobald fie von einem 
Drittel der Stimmenzahl verlangt wird. 


$ 10. 


Der Vorſitz im Bundesrathe und die Leitung der Geichäfte jteht dem 
dazu defignirten Vertreter Preußens zu. 

Derjelbe kann fich in Leitung der Gejchäfte durch jedes andere Mitglied 
des Bundesrathes vermöge jchriftlicher Subititution vertreten lafjen. 


gs 1. 

Das Präfidium bat die erforderlichen Vorlagen nah Maaßgabe der 

Beihlüffe des Bundesrathes an das Zollparlament zu bringen, wo fie durch 
Mitglieder des Bundesrathed oder durch bejondere von leterem zu ernennende 
Kommifjarien vertreten werden. 

$ 12. 

Der Beſchlußnahme des Bundesrates unterliegen: 

l) die dem zZollparlament vorzulegenden oder von demfelben ange: 
nommenen, unter die Beitimmung ded Artikel 7 fallenden gejeb- 
lichen Anordnungen einjchließlich der Handeld- und Schifffahrte- 
Verträge ; 

2) die zur Ausführung der gemeinjchaftlichen Gejeßgebung (Artikel 7) 
dienenden Verwaltungs-Vorſchriften und Einrichtungen ; 
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3) Mängel, welche bei der Ausführung der gemeinjchaftlichen Gejeb- 

gebung (Artikel 7) hervortreten; 

4) die von dem Ausſchuß für Rechnungsweſen vorgelegte jchließliche 

Feftftellung des Ertrages der Zölle und der im Artifel 3 88 3 und 
4 bezeichneten Steuern. 

Jeder über die Gegenftände zu 1 bis 3 von einem der Vereinsſtaaten 
oder über die Gegenjtände zu 3 von einem fontrolirenden Beamten (Artikel 20) 
geitellte Antrag unterliegt der gemeinjchaftlichen Beſchlußnahme. Im Falle 
der Meinungsverjchiedenheit gibt die Stimme des Präfidiums bei den zu 1 
und 2 bezeichneten alddann den Ausichlag, wenn fie fich für Aufrechthaltung 
der beftehenden Vorſchrift oder Einrichtung ausipricht; in allen übrigen 
Fällen entjcheidet die Mehrheit der Stimmen, bei Stimmengleichheit die 
Stimme ded Präfidiums,. 


Artikel 9. 


Ueber die Einrichtung und die Zuftändigfeit des Zollparlaments ift 
Folgendes verabredet: 


81. 

Das Zollparlament befteht aus den Mitgliedern des Reichstages des 
Norddeutihen Bundes und aus Abgeordneten aus den Süddeutſchen Staaten, 
welche durch allgemeine und direfte Wahl mit geheimer Abitimmung nad) 
Maakgabe des Geſetzes gewählt werden, auf Grund deffen die Wahlen zum 
erften Neichötage des Norddeutichen Bundes ftattgefunden haben. 

Es bleibt der Gejeßgebung der Süddeutichen Staaten vorbehalten, über 
die Staatsangehörigfeit Beitimmung zu treffen, durch welche die Wählbarfeit 
zum Abgeordneten für das Zollparlament bedingt ift. 


8 2. 
Beamte bedürfen feined Urlaubs zum Eintritt in das Zollparlament. 
Wenn ein Mitglied des Zollparlamentd in einem Vereinsſtaat ein be- 
joldeted Staatdamt annimmt oder im Staatödienfte in ein Amt eintritt, mit 
welchem ein höherer Rang oder ein höheres Gehalt verbunden ift, jo verliert 
ed Sit und Stimme in dem Zollparlament und kann jeine Stelle in dem— 
jelben nur durch neue Wahl wieder erlangen. 


8 3. 
Die Verhandlungen ded Zollparlaments find öffentlich. 
MWahrheitögetreue Berichte über Verhandlungen in den öffentlichen 
Situngen des Zollparlaments bleiben von jeder Verantwortlichfeit frei. 
84. 
Innerhalb des Kreijes der im Artikel 7 bezeichneten Angelegenheiten 
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bat das Zollparlament das Recht, Geſetze vorzufchlagen und an daffelbe ge- 
richtete Petitionen dem Bundesrathe des Zollvereind resp. deffen Vorſitzendem 
zu überweijen. 

$ 5. 


Die Berufung, Cröffmung, VBertagung und Schliefung des Zollparla- 
ments erfolgt durch das Präfidium. 

Die Berufung findet nicht in regelmäßig wiederkehrenden Zeitabfchnitten, 
ſondern dann ftatt, wenn das legislative Bedürfniß den Zufammentritt er- 
forderlich macht, oder ein Dritttheil der Stimmen im Bundesrathe denjelben 
verlangt. 


8 6. 


Die Abgeordneten aus den Süddeutſchen Staaten werden auf drei Sahre 
gewählt. Nach Ablauf diefes Zeitraumes finden neue Wahlen ftatt. Die 
erten Wahlen erfolgen, jobald der gegenwärtige Vertrag in Wirkſamkeit 
getreten: ift. 


Ss 7. 


Zur Auflöfung des Zollparlaments ift ein Beſchluß des Bundesrathes 
des Zollvereind unter Zuftimmung des Präfidiums erforderlich. Im Kalle 
der Auflöfung müſſen innerhalb eined Zeitraumes von 60 Tagen nad) der: 
jelben die Wähler und innerhalb eines Zeitraumes von 90 Tagen nach der 
Auflöfung das Zollparlament verfammelt werden. 

Die Auflöfung des Norddeutichen Reichstages macht neue Wahlen in 
den Süddeutſchen Staaten nicht erforderlich. 


$ 8. 
Ohne Zuftimmung des Zollparlaments darf die Vertagung deijelben die 
Friſt von 30 Tagen nicht überfteigen und während derjelben Seſſion nicht 
wiederholt werden. 


$ 9. 


Das Zollparlament prüft die Legitimation feiner Mitglieder und ent- 
ſcheidet darüber injoweit, ald nicht bereit? vor feinem Zufammentritt über 
die Legitimation feiner, dem Norbdeutichen NReichötage angehörenden Mit- 
glieder entjchieden ift. Es regelt felbftitändig feinen Geſchäftsgang und jeine 
Disciplin durch eine Geſchäfts-Ordnung und ermählt jelbftitändig feinen 
Präfidenten, feine Vice-Präfidenten und Schriftführer. 


$ 10 


Das Zollparlament beichließt nach abfoluter Stimmenmehrheit. Zur 
Gültigkeit der Beichlußfaffung ift die Anweſenheit der Mehrheit der gejeh- 
lichen Anzahl der Mitglieber erforderlich. 
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811. 
Die Mitglieder des Zollparlaments find Vertreter des gejammten Rolfee 
und an Aufträge und Inftruftionen nicht gebunden. 


s 12. 


Kein Mitglied des Zollparlaments darf zu irgend einer Zeit wegen 
feiner Abftimmung oder wegen der in Ausübung feines Berufs gethanen 
Heußerungen gerichtlich oder disciplinarijch verfolgt oder jonft außerhalb der 
Verjammlung zur Verantwortung gezogen werden. 


$ 13. 


Ohne Genehmigung des Zollparlaments fann fein Mitglied deſſelben 
während der Situngs-Periode wegen einer mit Strafe bedrohten Handlung 
zur Unterfuchung gezogen oder verhaftet werden, außer wenn es bei Aus- 
übung der That oder im Laufe des nächſtfolgenden Tages ergriffen wird. 

Gleiche Genehmigung ift bei einer Verhaftung wegen Schulden erfor- 
derlich. 

Auf Verlangen des Zollparlaments wird jedes Strafverfahren gegen 
ein Mitglied defjelben und jede ————— oder Civilhaft für die Dauer 
der Sitzungs-Periode aufgehoben. 


$ 14. 
Die Mitglieder des Zollparlaments dürfen als folche feine Befoldung 
oder Entſchädigung beziehen. 
Artikel 10. 


Der Grtrag der Eingangs: und Ausgangs-Abgaben, der Salziteuer und 
MRübenzucderfteuer in den, der gemeinjchaftlichen Gejeßgebung (Art. 3) unter: 
worfenen Gebieten der vertragenden Theile, einjchlieglich der im Art. 2 er- 
wähnten Staaten oder Gebietätheile, ift gemeinjchaftlich. Diefe Gemeinjchaft 
erſtreckt ſich auf den Ertrag der Tabadsjtener, jobald die Beitimmung im 
8 4 des Nrtifels 3 zur Ausführung gelangt jein wird. 

Bon der Gemeinſchaft find ausgeichloffen, und bleiben, jofern nicht 
Separat-Verträge zwijchen einzelnen Wereinöftaaten ein Anderes beftimmen, 
dem privativen Genuffe der betreffenden Staatöregierungen vorbehalten: 

1) die Steuern, welche im Innern eined jeden Staates von inländtichen 
Erzeugniſſen erhoben werden, einjchließlich der nach Artikel 5 von 
den vereinsländijchen Erzeugniſſen der nämlichen Gattung zur Gr- 
bebung kommenden Uebergangs-Abgaben ; 

2) die MWafferzölle; 

3) Ghauffee-Abgaben, Pflaſter, Damm, Brüden:, Fähr-, Kanals, 
Schleußen:, Hafengelder, jowie Waage: und Niederlage-Gebühren 
oder gleichartige Erhebungen, wie fie aud) jonft genannt werden mögen; 


vom 8. Juli 1867. 91 


4) die Zoll: und Steuerftrafen und Gonfisfate, welche, vorbehaltlid, 
der Antbeile der Denunzianten, jeder Staatöregierung in ihrem 
Gebiete verbleiben. 


Artikel 11. 


Der Ertrag der in die Gemeinjchaft fallenden Abgaben wird zwijchen 
den vertragenden Theilen, einjchlieflich der im Art. 2 erwähnten Staaten 
oder Gebietätheile, nach dem Verhältniß der Bevölkerung ihrer, der gemein 
ſchaftlichen Gejeßgebung (Artikel 3) unterworfenen Gebiete vertheilt. 

Diejer Ertrag beiteht aus der geſammten Cinnahme von den Abgaben 
nady Abzug: 

1. der auf Geſetzen oder allgemeinen Verwaltungs-Vorſchriften be: 

ruhenden Steuer-Bergütungen und Ermäßigungen, 

2. der Rückerſtattungen für unrichtige Erhebungen, 

3. der Erhebungs- und Verwaltungskoſten, und zwar: 

a) bei den Eingangs- und Ausgangsabgaben der Koiten, weldye an 
den gegen das Ausland gelegenen Grenzen und in dem Grenz— 
bezirfe für den Schuß und die Erhebung der Zölle erforderlich 
find (Artifel 30 der Verträge vom 22. und 30. März und 11. 
Mai 1833, jowie vom 12. Mai 1835, Artifel 18 der Verträge 
vom 10. Dezember 1835 und 2. Januar 1836, Artikel 29 des 
Vertrages vom 19. Dftober 1841, Artikel 30 der Verträge vom 
4. April 1853 und 16. Mai 1865 und Artifel 16 des Ber: 
trages vom heutigen Zage), 

b) bei der Salzftener der Koften, welche zur Bejoldung der mit Er- 
bebung und Kontrolirung diefer Steuer auf den Salzwerfen 
beauftragten Beamten aufgewendet werden (Artifel 3 der Ueber- 
einfunft vom 8. Mai 1867), 

c) bei der Rübenzuckerſteuer der Vergütung, welche, nach den 
jeweiligen Berabredungen, den einzelnen Vereins-Regierungen für 
die Roten der Verwaltung diejer Steuer zu gewähren iſt (Artifel 
2 der Uebereinfunft vom 16. Mai 1865). 

Der Stand der Bevölkerung in den Gebieten der vertragenden Theile 
wird alle drei Jahre ausgemittelt und die Nachweifung derjelben dem 
Bundesrathe vorgelegt. 


Artikel 12. 


Die dem Münzvertrage vom 24. Januar 1857 entiprechenden Silber: 
münzen der Vereinsſtaaten — mit Ausnahme der Scheidemünze — werden 
nach der, auf diefem Bertrage beruhenden Gleichwertbung von Vier Thalern 
gegen Sieben Gulden bei allen Zoll-Hebeftellen des Vereins angenommen. 
Hinfichtlich der Annahme der Goldmünzen bei diejen Hebeftellen beiwendet 
es bei den, die Annahme diefer Münzen im Allgemeinen betreffenden Be: , 
ftimmungen des Münzvertrages. 
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Artikel 13. 


Vergünftigungen für Gewerbetreibende binfichtlih der Zollentrichtung 
welche nicht in der Zollgefeßgebung jelbit begründet find, fallen der Staats- 
faffe derjenigen Regierung, welche fie bewilligt hat, zur Laft. Hinſichtlich 
der Maafgaben, unter welchen ſolche Vergünſtigungen zu bewilligen find, 
bewendet es bei den darüber beitehenden Verabredungen. 

Zollbegünftigungen für Mafchinen und Maſchinentheile jollen auch auf 
privative Rechnung nicht gewährt werden. 


Artikel 14. 


Dem auf Förderung freier und natürlicher Bewegung ded allgemeinen 
Verkehrs gerichteten Zwecke des Zollvereins gemäß, jollen bejondere Zollbe- 
günftigungen einzelner Meßplätze, namentlich Rabattprivilegien, da mo fie 
dermalen in den Wereinsftaaten noch beitehen, nicht erweitert, jondern viel- 
mehr, unter geeigneter Berücdfichtigung ſowohl der Nahrungs-Verhältniſſe 
biöher begünftigter Mefpläge, ald der biäherigen Handelöbeziehungen mit 
dem Auslande, thunlichit bejehränft und ihrer baldigen gänzlichen Aufhebung 
entgegen geführt, neue aber ohne alljeitige Zuftimmung auf feinen Yall er: 
theilt werden. 


Artifel 15. 


Von der tarifmäßigen Abgaben-Gntrichtung bleiben die Gegenitände, 
welche für die Hofhaltung der hohen Souveraine und ihrer Negentenhäufer, 
oder für die bei ihren Höfen affreditirten Botjchafter, Geſandten, Gejchäfts- 
träger u. ſ. w. eingehen, nicht auögenommen, und wenn dafür Rückver— 
gütungen ftatthaben, jo werden foldhe der Gemeinſchaft nicht in Rechnung 
gebracht. 

Ebenjo wenig anredinungsfähig find Entichädigungen, welche in einem 
oder dem anderen Staate den vormals unmittelbaren Neichöftänden, oder an 
Communen oder einzelne Privatberedyte für eingezogene Zollrechte oder für 
aufgehobene Befreiungen gezahlt werden müſſen. 

Dagegen bleibt es einem jeden Staate unbenommen, einzelne Gegen- 
ftände auf Freipäffe ohne Abgaben-Entrichtung ein: oder ausgehen zu lafjen. 
Dergleichen Gegenftände werden jedoch zollgejeßlich behandelt, und in Frei— 
regijtern, mit denen es wie mit den übrigen Zollregiftern zu halten iſt, notirt, 
und die Abgaben, welche davon zu erheben gewejen wären, fommen bei der 
demnächitigen Revenüen-Ausgleichung demjenigen Staate, von welchem die 
Sreipäffe ausgegangen find, in Abrechnung. 


Artikel 16. 


In Abficht der Erhebungs- und Verwaltungskoſten für die Eingangs— 
und Ausgangs: Abgaben fommen folgende Grundjäße zur Anwendung: 
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1) Man wird, jomweit nicht ausnahmsweiſe etwas Anderes verabredet 
it, feine Gemeinſchaft dabei eintreten laſſen, vielmehr übernimmt 
jede Regierung alle in ihrem Gebiete vorfommenden Crhebungs- 
und Verwaltungskoſten, es mögen dieje durdy die Einrichtung und 
Unterhaltung der Haupt: und Nebenzollämter, der inneren Steuer: 
ämter, Hallämter und Packhöfe, und der Zolldireftionen, oder durch 
den Unterhalt des dabei angeftellten Perjonald und durch die den 
leßteren zu bewilligenden Penſionen, oder endlidy aus irgend einem 
anderen Bedürfniſſe der Zollverwaltung entitehen. 

Hinfichtlich desjenigen Theils des Bedarfs aber, welcher an den 
gegen das Ausland gelegenen Grenzen und innerhalb des dazu ges 
hörigen Grenzbezirfö für die Zollerhebungs- und Aufſichts- oder 
Gontrol-Behörden und gJollſchutzwachen erforderlich ift, wird man 
fih über Pauſchſummen vereinigen, welche von der jährlich auf: 
fommenden und der Gemeinjchaft zu berechnenden Brutto-@innahme 
an Zollgefällen nach der im Art. 11 getroffenen Vereinbarung in 
Abzug gebracht werden. 

Bei diefer Ausmittelung des Bedarfs joll da, wo die Perception pri— 
vativer Abgaben mit der Zollerhebung verbunden ift, von den Ge— 
halten und Amtöbedürfniffen der Zollbeamten nur derjenige Theil 
in Anrechnung fommen, welcher dem Verhältniſſe ihrer Gejchäfte 
für den Zolldienit zu ihren Amtsgejchäften überhaupt entipridht. 

4) Man wird auch ferner darauf bedacht jein, durch Feititellung allge: 
meiner Normen die Bejoldungs-Berbältniffe der Beamten bei den 
Zollerhebungs- und Auflidytöbehörden, ingleichen bei den Zolldireftio- 
nen in möglidyite Uebereinitimmung zu bringen. 

Die Vereinöftaaten machen ſich verbindlich, für die Dienjttreue der bei 
der Zollverwaltung von ihnen angeltellten Beamten und Diener und für die 
Sicherheit der Gafjenlofale und Geldtransporte in der Art zu haften, daß 
Ausfälle, welche an den Zoll-Cinnahmen durch Dienituntreue eines Ange 
tellten erfolgen, oder aus der Entwendung bereits eingezahlter Gelder ent- 
ttehen, von derjenigen Regierung, weldye den Beamten angeftellt hat, oder 
weldhe die entwendeten Beitände erhoben hatte, ganz allein zu vertreten find 
und bei der Nevenüentheilung dem betreffenden Staate zur Laſt fallen. 

In Betracht, daß die Koften für die inneren Steuerämter oder Hall- 
ämter oder Padhöfe einem jeden Vereinsſtaate zur Laſt fallen, bleibt es 
jedem derjelben überlafjen, ſolche Aemter innerhalb feines Gebiets in beliebi- 
ger Zahl zu errichten, jo dab in Beziehung auf deren Gompetenz und Ber- 
jmal-Beitellung feine anderen als diejenigen Beichränfungen eintreten, welche 
aus der Vereinszollordnung und den beitehenden Initruftionen und Verab— 
redungen hervorgehen. 

Der geſammte amtliche Schriftwechjel in den gemeinjchaftlichen Zoll: 
angelegenheiten zwijchen den Behörden und Beamten der Vereinsſtaaten im 
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ganzen Umfange des Zollvereind joll auf den Brief- und Fahrpoſten portofrei 
befördert werden und es iſt zur Begründung dieſer Portofreibeit die Corre— 
jpondenz der gedachten Art mit der äußeren Bezeichnung „Zollvereinsjache“ 
zu verjehen. 

Artikel 17. 


Die von den Grhebungs-Behörden nach Ablauf eines jeden Viertel— 
jahres aufzuftellenden Quartal» Grtrafte und die nach dem Sahres- und 
Bücherſchluſſe aufzuitellenden Final-Abjchlüffe über die im Laufe des Viertel- 
jahres, beziehungsweije während des Nechnungsjahres fällig gewordenen Ein— 
nahmen an den gemeinjchaftlichen Abgaben werden von den Direftiv - Be- 
hörden nach vorgegangener Prüfung in Haupt-Ueberfichten zujammengetragen, 
in welchen jede Abgabe gejondert nachzuweiien ift, und ed werden Diele 
Ueberfichten an den Ausſchuß des Bundesratbes für das Rechnungsweſen 
(Art. 8. $ 3) eingejendet. Außerdem erhält derjelbe je bis zum legten Mär; 
für die am lebten Dezember des Vorjahres abgelaufenen vier Monate und 
biö zum 10. November für die am letzten Auguft abgelaufenen acht Monate 
eine Hauptüberficht der Eonftatirten Einnahme an Nübenzuderiteuer und 
der in Anrechnung zu bringenden Koften für die Verwaltung diefer Steuer. 

Der Ausſchuß fertigt auf den Grund dieſer Ueberfichten, und zwar für 
die Zölle und die Salziteuer von drei zu drei Monaten, für die Rüben— 
zuderiteuer im April und November jeden Iahres, die proviforiiche Abrech— 
nung zwiſchen den vertragenden Theilen, überjendet diejelbe den Gentral- 
Finanzitellen der letzteren und trifft zugleich Einleitung, um die efmaige 
Minder-Finnabme des einen oder anderen vertragenden Theiled gegen den 
ihm verhältnigmäßig an der Geſammt-Einnahme zuftändigen Revenüen-An— 
tbeil durch Herauszahlung von Seiten des oder derjenigen Theile, bei denen 
eine Mehr-Finnahme ftattgefunden hat, auszugleichen. Herauszahlungen, 
welche auf Grund der Abrechnung über die Nübenzucderiteuer für die vier 
Monate vom 1. September bis legten Dezember zu leiten find, werden am 
1. September des folgenden Jahres fällig. 

Damit diejenigen der vertragenden Theile, welche in den Fall kommen, 
Herauszablungen zur Ausgleichung ihrer Minder-Einnahmen von den Kafjen 
anderer Negierungen zu empfangen, jedeämal jobald wie möglidy zu ihrem 
Guthaben gelangen, wird von dem Ausjchuß gleichzeitig mit jeder viertel- 
jährlichen Abrechnung ein Vertheilungsplan entworfen, worin die Geldbeträge, 
welche einzelne der vertragenden Theile zu dem angegebenen Zwede aus den 
Kaffen eined anderen zu empfangen haben, in runden Summen ausge- 
worfen, und die Kaſſen, von denen die Zahlung zu leiten iſt, bezeichnet 
werden. 

Nach diefem Vertheilungsplane, welcher zugleich mit der jedesmaligen 
Abrechnung an die Central-Finanzſtellen gelangt, wird verfahren, und das 
Erforderliche zu deijen Ausführung veranlaßt, injofern nicht etwa gegen den— 
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jelben erhebliche Anftände obwalten, in welchem Falle dieje dem Bundesrathe 
unverzüglich mitzutheilen find. Wegen Forderungen, weldye mit der Zoll- 
Abrechnung nicht in Verbindung ftehen, werden die herauszuzahlenden Be— 
träge nicht zurückgehalten werden. 

Bei der Ueberjendung des erwähnten Vertheilungspland wird der Aus— 
ſchuß angeben, inwiefern bei defjen Entwerfung nach den bereitd zum Vor: 
Aus geäugerten Wünjchen der vertragenden Theile verfahren worden ift, und 
jemit deren ausdrückliche Billigung der deöfallfigen Vorfchläge mit Beitimmt- 
beit angenommen werden fann. 

Die definitiven Iahresabrechnungen legt der Ausſchuß mit jeinen Be- 
merkungen dem Bundesrathe zur Beſchlußnahme vor. 


Artikel 18. 


Das Begnadigungs- und Strafverwandlungsrecht bleibt jedem Vereins— 
faate in jeinem Gebiete vorbehalten. Auf Verlangen werden periodiiche 
Ucherfichten der erfolgten Straferlaffe dem Bundesrathe des Zollvereind mit- 
getheilt werden. 


Artikel 19. 


Die Erhebung und Verwaltung der gemeinjchaftlichen Abgaben (Ar— 
titel 10) bleibt jedem Vereinsſtaate, joweit derjelbe fie bisher ausgeübt hat, 
innerhalb jeines Gebietes überlafjen. 

Es werden daher in jedem diejer Staaten bei den Lokal- und Bezirks— 
tellen für die Erhebung und Aufſicht, welche nach der hierüber getroffenen 
beionderen Webereinfunft nach gleichförmigen Beitimmungen angeordnet, be— 
jet und inftruirt werden jollen, die Beamten und Diener auch ferner von 
der Yandes-Regierung ernannt. 

In jedem diejer Vereinäftaaten, mit Ausnahme des Ihüringijchen Ver: 
einsgebietes, wird die Leitung des Dienites der Lokal- und Bezirföbehörden, 
jowie die Vollziehung der gemeinjchaftlichen Zollgejeße überhaupt, einer, 
oder, wo fich das Bedürfniß hierzu zeigt, mehreren Zolldireftionen übertragen, 
welhe dem einjchlägigen Miniſterium des betreffenden Staates untergeordnet 
find. Die Bildung der Zolldireftionen und die Einrichtung ihres Gejchäfts- 
ganges bleibt den einzelnen Staatdregierungen überlaffen; der Wirfungsfreis 
derielben aber fann, injoweit er micht jchon durch gegenwärtigen Vertrag 
md die gemeinjchaftlichen Zollgejege bejtimmt ift, durd; eine vom Bundes- 
rathe des Zollvereins feitzuftellende Inftruftion bezeichnet werden. 

In dem Thüringiſchen Vereinsgebiete vertritt der gemeinjchaftlicye 
General-Inipeftor in den Berührungen mit dem Bundesrathe und mit den 
Zollbehörden der anderen Vereinäftaaten die Stelle einer Zolldireftion. 


Artikel 20. 
dür Einhaltung des gejeglichen Verfahrens bei der Erhebung und Ver: 


96 Zollvereinigungävertrag 


waltung der gemeinjchaftlichen Abgaben bat das Präfidium Sorge zu 
tragen. 

Es ordnet zu diefem Zwede, nad Bernehmung des Ausichufies des 
Bundesrathes für Zolle und Steuerwejen (Art. 8 $ 3), den Haupt-Zollämtern 
jowohl an den Grenzen, ald im Innern (Hauptitenerämter mit Niederlagen) 
und den Direftiv-Behörden Vereins-Beamte bei. 

Die den Hauptämtern beigeordnieten Kontroleure haben von allen Ge— 
ſchäften derjelben und der Neben-Nemter in Beziehung auf die Grengbe- 
wachung und das Verfahren bei der Zoll und Steuererhebung Kenntniß zu 
nehmen, und auf Einhaltung eines gejeßlichen Verfahrens, ingleichen auf die 
Abitellung etwaiger Mängel einzuwirfen, übrigens fich jeder eigenen Ber: 
fügung zu enthalten. Ihre dienitliche Stellung und ihre Befugniffe werden 
durch eine Inftruftion geregelt. 

Die den Direftiv-Behörden beigeordneten Bevollmächtigten haben fich 
von allen vorfommenden Verwaltungs-Geichäften, welche fich auf die durch 
den gegenwärtigen Vertrag eingegangenen Gemeinjchaften beziehen, vollftändige 
Kenntniß zu verichaffen. 

Ihr Geſchäftsverhältniß ift durch eine bejondere Inftruftion näher be- 
ftimmt, alö deren Grundlage die unbejchränfte Offenheit von Seiten der 
Verwaltung, bei welcher die Bevollmächtigten fungiren, in Bezug auf alle 
Gegenftände der gemeinjchaftlichen Verwaltung, und die Erleidyterung jedes 
Mitteld, durch welches fie fich die Information hierüber verichaffen fünnen, 
angenommen ift, während andererjeits ihre Sorgfalt nicht minder aufrichtig 
dahin gerichtet jein joll, eintretende Anftände und Meimungöverjchiedenheiten 
auf eine dem gemeinjamen Zwede und dem Verhältniffe verbündeter Staaten 
entiprechende Weiſe zu erledigen. 

Die Minifterien oder oberiten Berwaltungsftellen der Bereinöftaaten 
werden überdies dem Bundesrathe auf Verlangen jede gewünſchte Ausfunft 
über die gemeinjchaftlicyen Angelegenheiten mittheilen. 

Die Gehälter und alle übrigen Koften der Vereins-Kontroleure und 
Bevollmächtigten trägt der Verein. 


Artikel 21. 


Die vertragenden Theile werden Crfindungs-Patente und Privilegien 
nur unter Beachtung der in der Uebereinfunft vom 21. September 1842 feit- 
geftellten Grundjäße ertheilen. 

Sollte einer von ihnen während der Dauer des gegenwärtigen Vertrages 
von diejer Verpflichtung zurüctreten wollen, jo wird er jeinen Rüdtritt den 
übrigen vertragenden Theilen drei Monate vor der Ausführung erflären. 
Diejer Nüdtritt darf fi) jedod; weder auf die Beitimmung unter Nr. II. 
der gedachten Webereinfunft, noch auf die Verpflichtung eritreden, die An— 
gehörigen der übrigen vertragenden Theile ſowohl in Berleihung von Pa— 


vom 8. Zuli 1867. 97 


tenten, als auch binfichtlich des Schutzes für die, durdy die Patent-Crtheilung 
begründeten Befugniffe den eigenen Angehörigen gleidy zu behandeln. 
Artikel 22. 

Chauffeegelder oder andere ſtatt derjelben beitehende Abgaben, ebenjo 
Platter, Damm, Brüden: und Fährgelder, oder unter welchem anderen 
Namen dergleichen Abgaben beitehen, ohne Unterjcyied, ob die Erhebung für 
Rechnung des Staats oder eines Privatberechtigten, namentlidy einer Kom- 
mune geſchieht, jollen jowohl auf Chauſſeen, als aud auf unchauſſirten 
Kand: und Heerftraßen, welche die unmittelbare Verbindung zwijchen den an 
einander grenzenden Wereins-Staaten bilden, und auf denen ein größerer 
Handels und Neijeverfehr ftattfindet, nur in dem Betrage beibehalten oder 
neu eingeführt werden können, als fie den gewöhnlichen Heritellungs: und 
Unterhaltungsfoiten angemeffen find. 

Das in dem Preußiſchen Chauffeegeld:Tarife vom Jahre 1828 be- 
timmte Chauffeegeld joll als der höchſte Sat angejehen und hinfüro in 
den Gebieten feines der vertragenden Theile überjchritten werden, mit allei- 
niger Ausnahme des Chauffee-Geldes auf jolchen Chauffeen, welche von Kor: 
porationen oder Privatperjonen oder auf Aftien angelegt find oder angelegt 
werden möchten, inſofern diejelben nur Nebenftraßen find oder bloß lokale 
Verbindungen einzelner Ortichaften oder Gegenden mit größeren Städten 
oder mit den eigentlichen Haupt-Handelöitraßen besweden. 

An Stelle der vorftehend in Beziehung auf die Höhe der Chauffee- 
gelder eingegangenen Verbindlichkeit tritt für Oldenburg die Berpflicytung, 
die dermaligen Chauſſeegeldſätze nicht zu erhöhen. 

Beſondere Erhebungen von Thorfperr- und PBflafter-Geldern jollen auf 
chauſſirten Straßen da, wo fie noch beiteben, dem voritehenden Grundjaße 
gemäß aufgehoben und die Ortöpflaiter den Chauſſeeſtrecken dergeitalt einge: 
rechnet werden, dab davon mur die Shauffeegelder nad) dem allgemeinen 
Tarife zur Erhebung fommen. 


Artikel 23. 


Die Wafferzölle oder auch Wegegeld-Gebühren auf Flüffen, mit Ein: 
ſchluß derjenigen, weldye das Schiffsgefäß treffen, (Nefognitions-Gebühren), 
find von der Schifffahrt auf jolchen Flüffen, auf welche die Beitimmungen 
des Wiener Kongreljes oder bejondere Staatsverträge Anwendung finden, 
femer gegenjeitig nach jenen Beſtimmungen zu entrichten, injofern hierüber 
nichts bejondered verabredet worden ift, oder verabredet werden wird. 

Auf den übrigen Flüffen, bei welchen weder die Wiener Kongrehafte 
noch andere Staatöverträge Anwendung finden, werden die Waflerzölle oder 
Waſſerwegegelder nach den privativen Anordnungen der betreffenden Re— 
glerungen erhoben. Dieje Abgaben jollen jedody den Betrag von 4 Gr. vom 
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Zollgentner oder 1 Kr. vom Bayerijchen Zentner für die Meile nicht über 
fteigen. 

Auf allen diefen Flüffen wird jeder Wereinsftaat die Angehörigen der 
anderen Vereinsitaaten, deren Waaren und Schiffsgefähe in jeder Beziehung, 
inöbejondere auch hinfichtlid der Binnenſchiffahrt, gleich jeinen eigenen be- 
handeln. 


Artikel 24. 


In den Gebieten der vertragenden Theile jollen Stapel: und Umſchlags— 
rechte auch ferner nicht zuläffig fein. Niemand ſoll zur Anbaltung, Ber: 
ladung oder Lagerung gezwungen werden können, ald in den Fällen, in 
welchen die gemeinjchaftliche Zollordnung oder die betreffenden Schiffahrts- 
Reglementd es zulaſſen oder vorjchreiben. 


Artikel 25. 


Kanals, Schleufen-, Brüden, Fähr:, Hafen, Waage, Krahnen- und Nie- 
derlage-Gebühren und Leiltungen für Anftalten, die zur Grleichterung des 
Verkehrs beftimmt find, jollen nur bei Benutzung wirflich beitehender Ein: 
richtungen erhoben werden und, mit Ausnahme der Abgaben für die Be— 
fahrung der nicht im Staatdeigenthum befindlichen künftlichen Wafleritraßen, 
die zur Unterhaltung und gewöhnlichen Heritellung erforderlichen Koften nicht 
überfteigen. Alle dieſe Abgaben jollen von den Angehörigen aller Vereins: 
jtaaten auf völlig gleiche Weile, wie von den eigenen Angehörigen, ingleichen 
ohne Rückſicht auf die Beſtimmung der Waaren erhoben werden. 

Findet der Gebrauch einer Waage-Einrichtung nur zum Behufe der 
Zoll-&rmittelung oder überhaupt einer zollamtlichen Kontrole ftatt, jo tritt 
eine Gebühren-Erhebung nicht ein. 


Artikel 26. 

Die vertragenden Theile werden gemeinjchaftlicy dahin wirfen, daß durd) 
Annahme gleichförmiger Grundjäße die Gewerbſamkeit befördert, und der 
Befugniß der Angehörigen ded einen Staates, in dem anderen Arbeit und 
Erwerb zu fuchen, möglichit freier Spielraum gegeben werde. 

Bon den Angehörigen eines Vereinsſtaates, welche in dem Gebiete eines 
anderen Handel und Gewerbe treiben, oder Arbeit juchen, joll feine Abgabe 
entrichtet werden, welcher nicht gleichmäßig die in demjelben Gewerböver- 
hältniffe ftehenden eigenen Angehörigen unterworfen find. 

Deögleichen jollen Kaufleute, Fabrifanten und andere Gewerbetreibende, 
welche fich darüber auöweijen, daß fie in dem Vereinöftaate, wo fie ihren 
Wohnſitz haben, die gejeglichen Abgaben für das von ihnen betriebene Ge— 
werbe entrichten, wenn fie perjönlicy oder durch in ihren Dienften ftehende 
Reijende Ankäufe madyen, oder Beftellungen, nur unter Mitführung von 
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Nuftern, fuchen, in den anderen Staaten feine weitere Abgabe hierfür zu 
entrichten verpflichtet jein. 

Auch jollen beim Beſuche von Märkten und Meffen zur Ausübung des 
Handels und zum Abjate eigener Erzeugniſſe oder Fabrifate in jedem Ver: 
einsitaate die Angehörigen der anderen Vereinsſtaaten ebenjo wie die eigenen 
Angehörigen behandelt werden. 


Artikel 27. 


Die vertragenden Theile werden gemeinſchaftlich dahin wirken, fir das 
Maaß-Syſtem und, ſoweit nöthig für das Gewichts-Syſtem ihrer Gebiete die 
zur Förderung des gegenjeitigen Verkehrs wiünjchenswerthe Webereinitimmung 
herbeizuführen. 


Artikel 28. 


Die Seehäfen der Staaten des Norddeutichen Bundes follen dem Handel 
der Angehörigen der übrigen vertragenden Theile gegen völlig gleiche Abgaben, 
wie ſolche von den eigenen Angehörigen entrichtet werden, offen ftehen; auch 
jollen die in fremden See- und anderen Handelspläßen angeftellten Konfuln eines 
oder ded anderen der vertragenden Theile veranlaft werden, der Angehörigen 
der übrigen Vereinsſtaaten fich in vorfommenden Fällen möglichit mit Rath 
und That anzunehmen. 


Artikel 29. 


Der gegenwärtige Vertrag tritt mit dem 1. Januar 1868 in Wirf- 
jamfeit. 

Er foll, jofern er nidyt vor dem 1. Januar 1876 von dem einen oder 
dem anderen der vertragenden Theile aufgefündigt wird, auf weitere zwölf 
Sabre und jo fort von zwölf zu zwölf Jahren als verlängert angejehen 
werden. 

Gr joll alsbald zur Ratififation der vertragenden Theile vorgelegt und 
die Auswechjelung der Ratififations-Urkunden ſpäteſtens am 31. Dftober des 
laufenden Jahres in Berlin bewirkt werden. 

So geſchehen Berlin, den 8. Juli 1867. 


(94) von Pommer-Eſche. von Bhilipsborn 
(L. S.) (L. S.) 
Delbrüd. Weber. 
Gerbig. von Thümmel. 
(L. S.) L. S.) 
von Spitemberg. Riecke. 
(L. S.) (L. S.) 
Mathy. Ewald. 
L. S.) (L. S.) 
Thon. von Liebe. 
(L. S.) (L. S.) 
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Die Ratififations-Urfunden des vorftehenden Vertrages find zu Berlin 
ausgewechjelt worden. 


Schluß-Protofoll. 


Verhandelt Berlin, den 8. Juli 1867. 
Die Unterzeichneten vereinigen fich heute, um den in Vollmacht ihrer 
hohen Kommittenten vereinbarten Vertrag über die Fortdauer des Zoll und 
Handeld-Vereind nad) nochmaliger gemeinſchaftlicher Durchleſung zu unter- 
zeichnen, bei welcher Gelegenheit noch folgende, der Scyluß-Verhandlung vor- 
behaltene Erklärungen, VBerabredungen und erläuternde Bemerfungen in ges 
genwärtiges Schlußprotofoll niedergelegt wurden. 


1. Zum Artikel 1 ded Vertrages. 


1. Die Verabredung, welche im Artifel 1 des Vertrages über die 
Wirffamfeit der dafelbit genannten Berträge getroffen ift, ſoll aud) auf die 
jenigen näheren Beitimmungen und Abreden, welche in den zu jedem diejer 
Verträge gehörigen Protofollen enthalten find, jowie überhaupt auf alle in 
Folge der Zollvereinigungs-Verträge zum Vollzuge derjelben und zur weiteren 
inneren Ausbildung des Vereind getroffenen Vereinbarungen Anwendung 
finden. 

2. Durch die Beltimmung in diefem Artikel wird der Berüdfichtigung 
der in Schleswig-Holſtein beitehenden bejonderen Verhältnifje bei der dajelbit 
vorzunehmenden Zollorgantjation nicht vorgegriffen. 


2. Zum Xrtifel 3, $ 7 ded Vertrages. 


Man iſt übereingefommen, dat, ald Ausnahme von dem bei Aus- 
führung der VBorjchrift im $ 43 des Zollgejeges jeither befolgten Grundjaße, 
Roheiſen und altes Brucheifen, weldyes für Eiſengießereien, Hammerwerke 
und Walzwerfe zur Verarbeitung mit der Beitimmung eingeht, die daraus 
gefertigten Waaren in das Ausland auszuführen oder für den Bau von 
Seeſchiffen zu verwenden, umter den in der Anlage A. näher bezeichneten 
Bedingungen und Kontrolen, auf Vereins-Rechnung zollfrei abgelaſſen wer- 
den kann. 


3. Zum Xrtifel 4. des Vertrages. 


Man iſt darüber einverftanden, daß die Beitimmung, im Artikel 4, indem 
fie die Fortdauer ded in einzelnen Vereinsſtaaten zur Zeit beitehenden Ver— 
bots der Einfuhr von Spielfarten ausſchließt, dev Befugniß der Vereins: 
Regierungen feinen Eintrag thut, wie von inländijchen, jo aud) von den 
aus anderen Vereinsſtaaten oder aus dem Vereins-Auslande eingehenden 
CSpielfarten eine Stempel-Abgabe zu erheben. Letztere wird von fremden 
Spielfarten mit feinen höheren Betrage erhoben werden, als von den, im 
Lande der Erhebung verfertigten. 
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Spielkarten, welche aus dem freien Verfehr eined Vereinsſtaates nach 
einem Vereinsſtaate, in welchem eine Stewmpelabgabe erhoben wird, zum 
Verbleib oder zum Durchgange verjendet werden, unterliegen der Uebergangs— 
\dhein-R ontrole. 


4. Zum Artikel 5 Nr. Il. 882, 3, 4, 5 und 7 des Vertrages. 


Die im Artikel 11 des Vertraget vom 16. Mai 1865 unter Nr. 1. 
82,3, 4, 5 umd 7 enthaltenen, auf die innere Steuer vom Taback bezüg- 
lichen Verabredungen find in den Vertrag vom heutigen Tage nur deshalb 
nicht übernommen worden, weil fie ihre Erledigung finden werden, jobald 
die im Artikel 3 SA. des BVertrages vom heutigen Tage getroffene Be— 
ſtimmung zur Ausführung gelangt jein wird. Sie bleiben daher bis zu 
diejem Zeitpunfte in voller Wirkſamkeit. 


5. Zum Artikel 5 $5 ded Vertrages. 


Fine Ueberficht der Steuerſätze, welche in denjenigen Vereindftaaten, wo 
innere Steuern auf die Hervorbringung oder Zubereitung gewiljer Erzeugniſſe 
gelegt find, von den gleichnamigen vereinsländijchen Erzeugnifjen erhoben 
oder bei der Ausfuhr ſolcher Erzeugniſſe nady anderen Vereinöftaaten rüd: 
vergütet werden, ift unter B beigefügt. 


6. Zum Artikel 6 des Vertrages. 


In Beziehung auf die ſchon bisher zum Zollverein gehörigen Staaten 
bleiben diejenigen Anordnungen aufredyt erhalten, welche rückſichtlich des er- 
leichterten Verkehrs der ausgefchloffenen Landestheile mit dem Hauptlande 
gegenwärtig beitehen. 


7. Zum Xrtifel 8 $ 3 des Vertrages. 


Der Aufwand für die, den Ausſchüſſen zur Verfügung geftellten Beamten 
wird zwiſchen dem Norddeutſchen Bunde und den Süddeutſchen Staaten 
nah dem Verhältniß vertheilt werden, in welchem die in die Kaffe des 
eriteren fliegenden Zölle und Verbrauchs-Abgaben zu den Antheilen ftehen, 
melde die letsteren von den nach Artikel 10 des Vertrages in die Gemein- 
ſchaft fallenden Abgaben erhalten. 


8. Zum Artikel 8 86 des Vertrages. 


Preußen wird, unbejchadet feiner ausjchlieflichen Berechtigung, im Namen 
des Vereind Handeld- und Schifffahrts-Verträge mit fremden Staaten ein- 
zugehen, bei Verträgen mit Defterreich und der Schweiz die angrenzenden 
Vereinöftaaten zur Theilnahme an den, dem Abjchluß vorangehenden Ver- 
bandlungen einladen. Im Falle eine Uebereinftimmung nicht zu erzielen, 
— deſſenungeachtet bei der Beſtimmung des $ 6 fein Bewenden be— 
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9. Zum Artikel 8 $ 12 ded Vertrages. 


1. Die Yunftionen, welche durch die, in $ 1 des gegenwärtigen Proto- 
folld bezeichneten Beftimmungen, Abreden und Vereinbarungen der General- 
Konferenz übertragen find, gehen auf den Bundesrath des Zollverein über. 

2. Man ift darüber einverjtanden, daß der Bundesrat) des Zollvereind 
auch diejenigen, feinen Geſchäftskreiſe angehörenden Angelegenheiten zu er 
ledigen hat, welche aus der Zeit vor dem 1. Januar k. 3. herrühren und 
auf dem vertragdmäßigen Wege nicht haben erledigt werden fünnen. 


10. Zum Artikel 12 des Vertrages. 


Zur Vermeidung der Unzuträglichfeiten, weldye die im Artifel 12 des 
PVertraged vom heutigen Tage erneuerte Verpflichtung zur gegenjeitigen An- 
nahme der Silbermünzen bei allen Zollhebeſtellen mit Rückſicht auf die ob- 
waltende Berjchiedenheit des Münzfußes herbeiführen kann, ift verab- 
redet, daß 

a) die aud den Abrechnungen über die gemeinjchaftlichen Einnahmen 

fid) ergebenden Herauszahlungen an andere Vereinsſtaaten, joweit 
fie nicht durch die bei den Zollfafjen eingegangenen Münzen des 
empfangenden Staats oder der mit leßterem in genauerer Weberein- 
ftimmung ſtehenden Staaten geleiftet werden fünnen, mur 
entweder in Vereinsthalern (Artikel 8 des Münzvertragd vom 
24. Januar 1857), oder in ganzen Thaler oder Guldenftüden, 
nicht aber in Theilftücen des Thalers oder Guldens geleijtet werden 
ſollen; aud) daß 

b) die bei den Zollfafjen ſolcher Vereinsſtaaten, welche nach Gulden 

rechnen, eingegangenen Theilitüde des Thaler, ſowie umgefehrt 
die bei den Zollfaffen der Staaten, die nach Thalern rechnen, ein- 
gegangenen Theilftüde des Guldens, jofern der empfangende Staat 
ſich derjelben nicht durch die aus der Abrechnung fich ergebenden 
Herauszahlungen entledigen kann, auf Verlangen bei der nächſtge— 
legenen Iandeöherrlichen Kaſſe des Vereinsftaates, deijen Stempel 
fie tragen, gegen ganze Thaler: und rejp. Guldenftüde ausgewechſelt 
werden jollen, ohne daß jedocdy dem Staate, welcher die Aus- 
wechjelung übernimmt, anderweite Unfoften hieraus erwachſen 
dürfen. | 


11. Zum Nrtifel 13 ded Vertrages. 


Die unter C. anliegende Nachweifung enthält diejenigen Beträge, 
welche bei dem Neubau eined Seeſchiffes für die nicht jpeziell nachzuwei— 
jenden Eijenbeftandtheile ald Zollvergütung zu gewähren find. 
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12. Zum Artifel 14 ded Vertrages. 


Die unter Nr. 6f.,, 2 und 3, Nr. 106, Nr. 12 g, Nr. 19a und b, 
Nr.21a 1, Nr. 27 bed um e, Nr. 3le, Nr. 35 b und c, Nr. 38h 
cund d und Nr. 40 b und c der zweiten Abtheilung des bis zum 1. Juli 1865 
gültig gewejenen Bereinstarifs begriffenen Gegenitände jollen, ungeachtet fie 
durch den gegenwärtig beitehenden Zolltarif mit geringeren Zollſätzen belegt 
find, ald dem im $3 der Leipziger Mehordnung vom 4. Dezember 1833 
und den analogen Beitimmungen für andere Meßplätze feitgejegten Minimal- 
lage, auch fernerhin fontofähig bleiben. 


13. Zum Artikel 16 deö Vertrages. 


Mit Nüdficht auf das beſonders ungünitige Verhältniß, welches zwiſchen 
der Yänge der Zollgrenze des Herzogthums Oldenburg auf der einen und dem 
Släceninbalte, jowie der Bevölferung deſſelben auf der anderen Seite ob- 
waltet, wird Dldenburg ausnahmsweiie ein Zuſchuß zu jeiner Paufdyjumme, 
und zwar auf Höhe von 4500 Thalern aud) ferner gewährt werden. 


14. Zum Artikel 28 ded Vertrages vom 4. April 1853. 


Auf Grund der Verabredung unter Nr. 13 des Schlußprotokolls vom 
16. Mat 1865 ift für Oldenburg eine bejondere Direftiv-Behörde errichtet 
worden. 


15. Zum Artikel 20 ded Vertrages. 


l. Preußen wird zur Ausübung der ihm nad, Artikel 20 des Ver: 
trages vom heutigen Tage zuftehenden Kontrole auch Beamte der anderen 
Vereinsftaaten, unter Berückſichtigung der betreffenden Megierungen, ver: 
wenden. 

2. Als Grundlage der in diefem Artifel erwähnten Initruftion, weldye 
das Geichäfte-Verhältnii der den Direftiv- Behörden der Vereinsftaaten bei: 
juerdnenden Bevollmächtigten näher beitimmen joll, ift verabredet worden, 
dak ein folder Bevollmächtigter da, wo er feinen Sib erhalten hat, die 
nachitehend beſtimmte Wirkſamkeit auszuüben berechtigt jein jolle: 

a) Derjelbe fann allen Situngen der Direftivbehörde, beimohnen. Eine 
j® Berfügung und Anweiſung weldye die leßtere oder deren Vor— 
ftand in Beziehung auf die Verwaltung der gemeinjchaftlichen Ab: 
gaben an die ihr untergeordneten Behörden ergehen läßt, muß vor 
der Ausfertigung ihm, fofern er am Orte anweſend ift, zur Einſicht 
im Konzepte vorgelegt und darf nicht cher auögefertigt werden, als 
nachdem er jein Vila beigeſetzt hat. 

Diejes Bija fell der Bevollmächtigte zwar weder verweigern noch 
verzögern dürfen, bei Ertheilung defjelben ift er jedoch berechtigt, 
wenn er befürchtet, daß aus dem Vollzuge der Verfügung oder An: 


b 


— 
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weifung ein Nachtbeil für den Zollverein entitehen möchte, feine 
abweichende Anficht motivirt auf dem Konzepte zu vermerken, und 
zu verlangen, daß die Diveftivbehörde wenigitend gleichzeitig mit 
dem Erlaſſe der fraglichen Verfügung an das ihr vorgejeßte Mi- 
nifterium Bericht eritatte. 

c) In jo fern das Lebtere nicht rechtzeitig Abhülfe getroffen haben, 
oder eine Veritändigung mittelit Korreſpondenz der Minifterien oder 
der oberiten Zollbehörden der betreffenden Staaten nicht inzwijchen 
eingetreten fein jollte, ift an den Bundesrath des Zollvereind zu re- 
eurriren, um die Differenz; und den efmanigen Anfpruch auf Ent⸗ 
Ihädigung des DVereind gegen diejenige Megierung, deren Behörde 
dazu Veranlaſſung gegeben hat, zur Entſcheidung zu bringen. 

d) Zu den Befugniſſen des Bevollmächtigten gehört auch die Vifitation 
des Grenz: und Reviſionsdienſtes auf der Zolllinie und des Ver— 
fahrens bei der Zolle und Steuererhebung in dem Gebiete, wo er 
beglaubigt ift, wobei derjelbe ſich der Beihülfe der ihm hierzu zu— 
gewiejenen Beamten bedienen kann. Cr ift jedoch nicht berechtigt, 
bei ſolchen Reviſionen Befehle an die Zoll: oder Steuerbeamten zu 
ertheilen oder Anordnungen in der Verwaltung zu treffen, vielmehr 
fann er nur bei der betreffenden Direftivbehörde die jchleunige Ab- 
ftellung der von ihm etwa entdeckten Mängel in Antrag bringen. 

e) Es fteht dem Bevollmächtigten, wie jedem Mitgliede der Direftiv- 
Behörde, die Finficht der Akten, Bücher, Rechnungen und Regiſter 
x. ſowohl diefer Behörde, ald auch der Zoll- und Steuererhebungs- 
behörden zu. 

N Er kann die Rechnungen über die gemeinjchaftlichen Abgaben prüfen 
und dagegen Frinnerungen machen, ohne jedod, die Führung und 
Abnahme derjelben, ingleidhen die Enticheidung der Erinnerungen 
durch die dem Rechnungsführer vorgejegte Dienitbehörde aufzuhalten. 
Findet er die Entſcheidung dem Vereins-Intereſſe nicht entiprechend, 
fo hat er den betreffenden Gegenftand bei dem Bundesrathe zur 
Anzeige zu bringen. 

16. Zum Artikel 22 des Bertrages. 
In Betreff des Betrages des Chauffeegeldes im Königreihe Sachſen 
und in denjenigen zu dem Thüringijchen Vereine gehörigen Ländern, wo die 
Meilen eben jo lang, ald die Sächſiſchen Meilen find, verbleibt es bei den 


darüber in den Schluß-Protofollen zu den Verträgen vom 30. März und 
11. Mai 1833 getroffenen Verabredungen. 


17. Zum Artikel 26 ded Vertrages. 


Man ift darüber einverftanden, daß die im dritten Abſatze des Ar- 
tifeld 26 bezeichneten Gewerbetreibenden und Neifenden Waaren zum Ber- 
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laufe auch ferner nicht mit fich führen, aufgefaufte Waaren aber ſelbſt nach 
dem Beitimmungsorte mitnehmen dürfen. 

Das hiernach amzumendende Formular für die Gewerbe-Legitimationd- 
farten ift unter D. beigefügt. 

Die fämmtlichen Bevollmächtigten ertheilen ſich gegenfeitig die Zus 
fiherung, daß, wie dies auch bei den früheren Zollvereinigungs-Verträgen 
geſchehen tft, ihre Regierungen mit der Ratififation des Vertrages zugleich 
auch die im gegenwärtigen Protofoll enthaltenen Verabredungen, ohne weitere 
förmliche Ratififation derielben, ald genehmigt anfehen und aufrecht er- 
halten werden. 

Der Vertrag ward hierauf in Einem remplare, welches für den Ge— 
jamıntverein im Königlich Preußijchen Geheimen Staats-Archiv aufbewahrt 
werden joll, von den Bevollmächtigten unterzeichnet und unterfiegelt, und 
jollen die bereitö vorbereiteten Abdrücke Preußiſcher Seits nach erfolgter Be 
glaubigung fofort den Bevollmächtigten der übrigen Vereind-Negierungen 
zugeſtellt werden. 

Nachdem endlich noch Fonftatirt war, daß die Ratififation des Vertrages 
für den Norddeutſchen Bımd nur durch deffen Präfidium zu erfolgen habe, 
und daß, wie bereit3 in früheren ähnlichen Fällen geichehen, eine jolche Form 
der Ratififation gewählt werden könne, wodurch der Gegenftand der lefteren, 
ohne vollitändige Einrückung der Vertrags-Artifel, hinlänglich genau ber _ 
zeichnet wird, wurde auch gegenmärtiges Protofoll in einem Fremplare, nadı 
geſchehener Verlefung, unterzeichnet und von den Königlich Preußiſchen Be- 
vollmächtigten, unter dem Worbehalte der alöbaldigen Mittheilung beglau- 
bigter Abdrücke an die übrigen Bevollmächtigten nebit dem Vertrage, behufs 
der weiteren Beförderung an das Königliche Geheime Staatd-Archiv in 
Empfang genommen. 


G. w. o. 
(gez.) von Pommer-Eſche. von Philipsborn. 
Delbrück. Weber. 
Gerbig. von Thümmel. 
von Spitzemberg. Riecke. 
Mathy. Ewald. 
Thon. von Liebe. 


Von dem Abdruck der im Schlußprotokolle allegirten Anlagen”) iſt 
Umgang genommen worden. 


*) Siehe Bundesgefepblatt 1867, & 112 bis 124. 
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Zwei Momente waren ed, weldye mit dem Schluffe des Krieged von 
1866 als Ausgangapunfte für die Weiterentwidelung der geſammtdeutſchen 
Berhältniffe gegeben waren, der Zollverein und die Schutz- und Trub- 
Bündniſſe. 

Was den Zollverein betrifft, ſo war ſein erſter Keim dadurch gelegt 
worden, daß Preußen durch Geſetz vom 26. Mai 1818 zunächſt im eigenen 
Lande für alle verſchiedene Beſtandtheile deſſelben eine gemeinſame zeitgemäße 
Zollreform in's Werk ſetzte. Das geſchaffene Zollſyſtem fand zwar im übri— 
gen Deutſchland, beſonders in den ſüddeutſchen Staaten zahlreiche Gegner, 
allmälig jedoch erfolgten auf Grund deffelben immer mehrere Anjchlüffe am 
Preußen und führten jchliehlich zu der Inftitution des deutjchen Zollvereins. 
Im Iahre 1819 hatte ſich Sonderöhaufen, 1822 Rudolftadt, 1823 Weimar, 
1826 Lippe-Detmold und Bernburg, 1828 Anhalt angejchloffen. Im gleichen 
Iahre trat jodann auch Darmftadt ein, weldyes bisher einen Separatvertrag 
mit den jüddeutichen Staaten geichloffen hatte. Im Iahre 1831 folgte Kur: 
heſſen. Endlich im Jahre 1833 gelang es, auch Mürtemberg und Batern, 
welche im Jahre 1828 einen bejonderen Zollverein gebildet hatten, mit dem 
preußijchen Vereine zu vereinigen. Im gleichen Iahre folgten nun aud) 
Sachſen und die Thüringischen Kleinftaaten, welche bisher unter ſich wieder 
einen eigenen Verein gebildet hatten. Ginige Jahre jpäter jchloffen ſich 
Baden, Homburg, Naflau und Frankfurt an. Braunſchweig trat 1841, 
Luremburg 1842 bei. Grit im Jahre 1851 und wur gegen große Zuge- 
ſtändniſſe (Präcipuum) trat Hannover, und bierauf, 1852, auch Olden— 
burg bei. 

Durdy Vertrag vom 4. April 1853 wurde der auf ſolche Weije beinahe 
ganz Deutſchland (ohne Oeſterreich) umfaffende Zollverein bis Ende des 
Jahres 1864 erneuert, — in welcher Zwiſchenzeit (1856) bejonders aud) 
Bremen nody beitrat. Am Schluffe diejer Periode rief der am 29. März 
1862 abgejchloffene, vom 2. Auguft 1862 datirende und mit 1. Juli 1865 
in Kraft getretene preußiſch-franzöſiſche Handelövertrag in Folge des Wider: 
jtrebend der meilten und unter ihnen gerade der größten Zollvereinsftanten 
lebhafte Kämpfe gegen die preußische Politik auf dieſem Gebiete hervor, bei 
welchen Kämpfen Oeſterreich, — zugleich im Interefje jeines eigenen durch Ver— 
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frag vom 19. Februar 1853 angebahnten BVerhältniffes zu dem Zollvereine, 
— die Gegner Preußens kräftig unterftühte. Allein jo feſt war bereits das 
Band geworden und jo unentbehrlich erfchien der Verein für den deutjchen 
Handel, dak um den Preis der Fortdauer des Vereins*) fich ſchließlich alle 
Vereind-Staaten zur gleichmäßigen Annahme des preußiſch-franzöſiſchen Han: 
delsvertrages herbeiließen. Um die gleiche Zeit, unter dem 16. Mai 1865 
fam der neue, die gefammte bisherige Entwicklung zufammenfaffende Zoll- 
vereinsvertrag zu Stande**). — | 

Fine neue, gewiffermaßen noch ſchwerere Probe hatte das nationale 
Band ſchon im nächſten Jahre zu beftehen, aber ſelbſt während des Krieges 
bewährte es ſich thatjächlih. Formell freilich) war der Zollvereinävertrag 
dur den Ausbruch des Krieges von 1866 aufgehoben worden. Es ver: 
pflichteten fich daher insbeſondere die ſüddeutſchen Negierungen in den Frie— 
dense Verträgen vom August diejes Jahres ausdrüdlich den Vertrag wieder 
in Kraft treten zu laſſen; jedody wurde hiebei jedem der fontrahirenden 
Theile dad Recht vorbehalten, den Verein nad) Ablauf der jechömonatlichen 
Kündigungsfrift ſeinerſeits aufzulöſen. Durch die Gründung des Nord: 
deutichen Bundes umd die bezüglichen Beitimmungen der vereinbarten Ver: 
fafjung defjelben wurde aus fämmtlichen Norddentichen Bundesftaaten ein 
einziges Zoll: und Handelögebiet, welches unter der allgemeinen Legislation 
des Norddeutjchen Bundes ftand, geichaffen. Da hierdurch gewiffermaßen 
eine Auflöfung der bisherigen Injtitution des Zollvereins herbeigeführt wurde, 
ſorgte Preußen dafür, daß der Zollverein, infoweit er die füddeutichen Staaten 
umfaßte, dießbezüglid eine Umbildung erfuhr. Die der Zwed des mit 
Baiern, Würtemberg, Baden und Heſſen am 8. Juli 1867 gejchloffenen neuen 
3ollvereinigungsvertraged. Das widhtigfte Moment der gejchaffenen 
neuen Organifation war dad Zollparlament, welches zum eriten Male vom 
27. April bis 23. Mai 1868 tagte. 

Auch mit Defterreih gelang es, die Zollverhältniffe aufs Neue zu 
ordnen, indem unter dem 9. März 1868 ein Vertrag zu Stande fam***). 

War auch dem deutjchen Zollparlamente ſchon in deffen erften Jahres— 
ſeſſionen eine Reihe wichtiger Gefeße zu danfen, von denen wir dad Geſetz 
vom 2, Dftober 1867 über die Aufhebung des Salzmonopols und das Ber: 
einszollgeſetz vom 1. Juli 1869 beſonders hervorheben, jo wollte doch in 
anderer Richtung eine Hoffmung, weldye man ſchon an den Beginn der 


°) Prengen, defien Staatäruder seit 24. September 1862 in der Hand von Bis: 
mard·Schönhauſens rubte, (ſ. Bd. I. S. 58) hatte beftimmt erflärt, es werde in einer 
definitiven Ablehnung des franzöflidhen Handelsvertrages durch die Übrigen Zollvereind- 
Maaten die Abficht erfennen, den Zollverein nicht fortjeßen zu wollen. Arnd, Ge 
ibihte der Jahre 1860— 1367 Bd. I. ©. 48. 

") Zeihmann im Rechtslexikon von Fr. v. Holtzendorff. (Xeipzig 1871.) 

N Teichmann a a. O. 
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Thätigkeit gefmüpft hatte, ſich nicht verwirklichen, — die Hoffnung auf alöbal- 
dige Erweiterung der Gompeten; der Zollbundeögewalt und auf jofortige An- 
bahnung der Umwandlung des Zollparlaments in ein Vollparlament. Gleich 
wohl fann nicht verfannt werden, daß für die jpätere Zukunft und insbejon- 
dere für die Zeit des Ablaufs der laufenden Zollvereinsperiode in der Auf- 
fündbarfeit des Zollvereind ein nach den bisherigen Grfahrungen jehr wid): 
tiger Hebel der norddeutichen Politik überhaupt gegeben war. Doch das 
Geſchick bat dafür entſchieden, dak für die Meiterentwiclung der gefammt: 
deutichen Verfaſſung der zweite der Eingangs genannten Anfnüpfungspunfte 
ſchon nach wenig Iahren als allein enticheidend auftrat. 

Ebenfalls gleichzeitig mit den Kriedendverträgen im Anguft 186 ſchloſſen 
die drei jüddentichen Staaten mit Preußen die Schuß: und Trutzbünd— 
niſſe ab, welche als vorläufig geheim zu baltende Zujaßverträge den Frie— 
densverträgen angereiht wurden”) Artikel I. und II. der gleichlautenden 
Birndnifverträge lauten: 

Artikel J. „Es garantiren fich die Kontrahenten gegenfeitig die Inte 
grität des Gebiets ihrer bezüglichen Länder und verpflichten fich, im alle 
eines Krieged ihre volle Kriegsmacht zu diejem Zwecke einander zur Berfü- 
gung zu Stellen.“ 

Artifel II. Der verbündete Fürſt überträgt für diejen Fall den Ober: 
befehl über jeine Truppen dem Könige von Preußen. — 


Freilich hatte die franzöfiiche Kriegserklärung zunächſt nur die friegerijche 
Vereinigung von Süddeutichland mit dem Norddeutjchen Bunde herbeigeführt, 
allein es Famen durch den Verlauf des Krieges eine Reihe von glüdlichen 
Umftänden hinzu, welcdye nicht allein auf die öffentliche Meinung in Süd— 
deutjchland überhaupt, injoweit fie fidy bier bisher einer verfaffungsmäßigen 
Einigung mit dem Norden noch abyeneigt gezeigt hatte, und auf die Re— 
gierungen inöbejondere jo zwingend wirkten, daß die MWiedervereinigung des 
Südens mit dem Norden unter Kaiſer und Neidy in verjüngter Geftalt zur 
Thatſache werden mußte. So waren es die Bajonette der deutjchen Armee, 
welche die Mainbrüde jchlugen. 


Im Laufe des Monats September 1870 war es, dak die bairiſche Ne- 
gierung**) dem Präfidium des Norddeutichen Bundes zu erfennen gab, „daß 
die Entwicklung der politiichen Verhältniſſe Deutichlands, wie dielelbe durch 
die friegerifchen Ereigniſſe herbeigeführt worden, es bedinge, von dem Boden 
der völferredhtlichen Verträge, weldye bis dahin die Süddeutichen Staaten 


*) Die Veröffentlihung erfolgte in Baiern umd im Preußen während der Be 
ratbungen des comitituirenden Norddentihen Reichsſtages am 19. März 1867 (vergl. 
Band I. ©. 179 und 378) und bald darauf aud in Würtenberg und Baden. 

) Der diesbezügliche Sericht des bairiſchen Minifteriums an den König datirte 
vom 12. September 1870, 
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mit dem Norddeutjchen Bunde verbanden, zu einem Verfaſſungs-Bündniſſe 
überzugehen. 

Ueber den Gang der hierdurch angebahnten tbeild in München und 
Stuttgart, theils in Verſailles und jchließlich in Berlin gepflogenen Ber: 
bandlungen bat der Präſident des Bundesfanzleramts, Stants- 
minifter Delbrüd in einer, am >. Dezember 1870 bei Eröffnung der 
Erſten Berathung des Neichetages über die Verfailler Verträge gehaltenen, 
Kede*) Aufichlüffe ertbeilt. Diele Nede lautete: 

„Als im Frühjahr 1867 die Verfaſſung beratben wurde, auf Grund 
deren wir bier verjammelt find, gab es einen Gedanken, in welchem bei aller 
jonitigen Meinungsverichiedenheit die Freunde und die Gegner des damaligen 
Verfaſſungs-Entwurfs ſich zufammenfanden, der Gedanke nämlich, daß die 
damalige Begrenzung des Bundesgebietes nicht auf die Dauer fortbejtehen 
dürfe. Die Gegner der Verfaflung machten es ihr zum Vorwurf, daß jie 
überhaupt dieſe Grenze enthalte; die Freunde der Verfallung rühmten es ihr 
ald einen Vorzug nach, dab fie jo geftaltet jei, um den Gintritt der jüd- 
deutiben Staaten in das Bundesverhältniß möglich zu machen. Seinen 
prägnanteiten Ausdrud fand diejer Gedanke, als der Reichstag auf den An- 
trag der damaligen Herren Abgeordneten für den 1. Berliner Wahlfreis 
und für Osnabrück mit jehr großer Majorität beichloß, dem letzten Artikel 
der Verfaffung den Sat hinzuzufügen: „Der Gintritt der füddeutjchen 
Staaten oder eines derjelben in den Bund erfolgt auf den Vorſchlag des 
Bundespräftdiums im Wege der Gejeßgebung." Diejer damals mit jehr 
großer Mehrheit angenommene und in die VBerfafjung übergegangene Sat 
hatte nach der Abficht jeiner Urbeber den Zwed, auszufprechen, dab das Ziel 
und die Aufgabe der deutichen Nation eine volle ſtaatliche Vereinigung aller 
ihrer Teile ſei. Die Vorlagen, meine Herren, im deren Berathung Sie 
beute eintreten, haben die Aufgabe, dieſen damals ausgejpruchenen Gedanfen 
zu erfüllen. Sehr viel raſcher, als es bei der Berathung der Verfafjung 
gehofft werden fonnte, vajcher, als es jelbit die lebhafteiten Anhänger der 
deutichen Einheitsidee zu erwarten wagten, bat ein großes weltgejchidhtliches 
Ereigniß ſämmtliche deutjche Stämme mit den Bewußtjein erfüllt, daß die 
Zeit gefommen jei für die volle jtaatlidye Bereinigung aller Theile Deutſch— 
lands, und die jämmtlicyen ſüddeutſchen Negierungen beitimmt, mit dem 
Norddeutichen Bunde zur Begründung eined Deutichen Bundes zujammenzu- 
treten. Grlauben Sie mir, mit einigen Worten den äußeren Hergang dar- 
zuitellen, aus welchem ſich die Ihnen vorliegenden Verträge entwidelt haben. 
Die Initiative fam von Baiern. Die föniglidy baieriſche Negierung gab 
im Yaufe des September dem Bundespräfidium zu erfennen, dab die Ent— 
wicklung der politijchen Verhältniffe Deutſchlands, wie fie durch die Friege- 
riſchen Greigniffe herbeigeführt jei, nach ihrer Ueberzeugung es bedinge, von 





= 


St. B. U. außerordentliche Seſſion 1870 S. 67 r. m, 
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dem Boden der völferrechtlichen Verträge, welche bisher die ſüddeutſchen 
Staaten mit dem Norddeutichen Bunde verbanden, ab zu einem Verfaſſungs— 
Bindniffe überzugehen. Sie verband mit diefer Mittheilung den Ausdrud 
des Wunſches, mit einem Berollmächtigten des Präfidiums über die Vor: 
ſchläge in Beſprechung zu treten, welche fie zur Ausführung ihres Gedanfens 
vorbereitet hatte. Das Präfidium beeilte ſich diefem Wunjche zu entiprechen, 
und eö wurde mir der Befehl zu Theil, mich zu diefem Zwed nach München 
zu begeben. Der Zwed war nicht eine Verhandlung, jondern eine Anhörung 
der Vorſchläge, die von der königlich baierifchen Regierung vorbereitet waren, 
eine Beiprechung dieſer Vorſchläge aus der Kenntniß der VBerhältnifje heraus, 
die mir meiner Stellung nad) beiwohnte; die einzige Inftruftion, welche ich 
erhielt, war die, mid) jeder Meußerung zu enthalten, weldye gedeutet werden 
fonnte, als ob das Präfidium im jeigen Momente gejonnen fei, auf die 
freien Entſchließungen eines treuen und bewährten Aliirten auch nur den 
entfernteften Druck auszuüben. (Sehr gut, jehr recht!) Die Beiprechungen 
in München fanden ftatt und wurden mejentlich gefördert dadurd), daß die 
föniglidy) würtembergijchel Regierung durch eined ihrer Mitglieder an dieſen 
Beſprechungen theilnahm. Während das Ergebniß diejer Beſprechungen der 
Erwägung des Bundespräfidiums unterlag, wurde von Stuttgart aus der 
Wunſch ausgefprochen, die in München eingeleiteten Beiprechungen in Ber- 
jailles fortzufeßen und zu ergänzen, zu ergänzen namentlid) nad) der mili- 
täriichen Seite bin, indem der königlich würtembergiiche Vertreter in Mün— 
chen nicht im der Lage gewejen war, fich über diejen vorzugsweiſe wichtigen 
Theil der Verfaffung weiter ald in einigen allgemeinen Andentungen zu 
äußern. Gleichzeitig mit diefer Anregung erfolgte der offizielle Antrag Ba: 
dens auf Fintritt in den Norddeutichen Bund. Das Präſidium fonnte nicht 
zögern, Dielen Anregungen zu entſprechen und jowohl die füniglidy würtem— 
bergiiche, ald die großherzoglich badifche Regierung zur Entſendung von Bes 
vollmächtigten nach Verſailles einzuladen. Es gab gleichzeitig davon nach 
Münden Nachricht, indem ed zur Wahl stellte, entweder ebenfalls in Ver— 
jailles die Münchener Beiprechungen fortzujegen, oder, wenn es vorgezogen 
werden jollte, das Ergebniß der Verhandlungen mit den anderen dort ver 
tretenen deutſchen Staaten abzuwarten, um ſodann die Verhandlungen in 
München wieder aufzunehmen. Endlich erflärte auch die großherzoglid) 
heſſiſche Regierung ihren Entichluß, mit dem ſüdlichen Theile ihres Gebiets 
in den Bund einzutreten, und fo geſchah es, daß in der zweiten Hälfte des 
Oktobers Vertreter der ſämmtlichen ſüddeutſchen Staaten in Verſailles zu— 
ſammentraten, um über die Gründung eines Deutſchen Bundes zu verhan— 
deln. Die Verhandlungen mit MWürtemberg, mit Baden und mit Helfen 
führten jehr bald zu der Ueberzeugung, dab es ohne große Schmierigfeiten 
gelingen werde, auf Grundlage der Verfaſſung des Norbdeutichen Bundes zu 
einer Berftändigung zu gelangen; die Verhandlungen mit Baiern boten 
größere Schwierigkeiten, und es war auf den eigenen Wunſch der königlich 
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baieriſchen Bevollmächtigten, daß zunächſt die Verhandlungen mit den drei 
anderen ſüddeutſchen Staaten fortgejeßt wurden. Die königlich baierijchen 
Berollmächtigten fühlten das Bedürfniß, nicht ihrerjeits durch die fich dar: 
bietenden Schwierigkeiten den Abſchluß mit den anderen Staaten zu verzö- 
gen. So fam es, daß gegen Mitte des November die VBerftändigung mit 
den drei anderen ſüddeutſchen Staaten zum Abſchluß gefommen war. Gin 
unvorhergeſehener Zufall verhinderte e&, daß glei am 15. November Wür- 
temberg an der mit ihm bereits in allen Hauptpunften fejtgefeßten Ver— 
Händigung theilnahm. Es wurde deshalb zunächſt mit Baden und mit 
Helen abgejchloffen. Während dem wurden die Verhandlungen mit Batern 
wieder aufgenommen oder fortgeſetzt; fie führten rajcher, als ed anfangs er- 
wartet werden durfte, zum Abjchluß, der in dem Wertrage vom 23. Noven- 
ber vorliegt. Am 25. November erfolgte alddann auf Grund der in Ver— 
ſailles bereits feftgeftellten Verftändigung der Abſchluß mit Wiürtemberg. 
Ich habe geglaubt, auf diefen hiftoriichen Hergang auch aus einem jadylichen 
Grunde eingehen zu müffen, nämlich deshalb, weil ich es betonen möchte, 
dab die Verträge, wie fie jetzt hiſtoriſch hinter einander liegen, nidyt dem 
Gedanken nach hinter einander entitanden find. Als mit Württemberg, 
Baden und Heſſen verhandelt wurde, waren die Wünſche Baierns bekannt. 
Es fand von Seiten des Präfidiums feinen Anftand, einer Zahl diefer Wünſche 
ſofort zu entjprechen. Es wurde davon, wie es nicht anders fein konnte, den 
übrigen verhandelnden Staaten Mittheilung gemacht; fie eigneten fich die 
baierijchen Amendements an, (hört! links) und fo find in dem erjten Ihnen 
vorliegenden Vertrage, in der Anlage des Protofolld vom 15. November, 
eine Anzahl Beitimmungen aufgenommen, welche eigentlich, wenn ich jo 
Jagen darf, baieriſchen Urfprungs find, (hört! hört! links) welche der Ini— 
tiative Baiernd ihren Urſprung verdanften. Ob fie von anderer Seite ge- 
bracht jein würden, wenn fie nicht von Baiern gebracht worden wären, das 
habe ich anheim zu ftellen. (Heiterkeit) Indeſſen die TIhatjache möchte ic) 
bier fonftatiren, weil fie für die Beurtheilung des Ganzen, wie ich glaube, 
nicht ohne Imterefle ift. Ich mache auf diejen Hergang aus einem zweiten 
Grunde aufmerffam, nämlidy um zu erflären, weshalb in dem Vertrage mit 
Baiern vom 23. November verjcyiedene formelle Infongruenzen mit der An: 
lage des Protofolld vom 15. November und mit dem Inhalte des Vertrages 
vom 25. November ſich vorfinden. Während der Ei der Verhandlungen 
inzwiſchen nach Berlin verlegt war, wurde mit Baiern in Verſailles ver- 
handelt, und jo ift eö gefommen, daß über diefelben Gegenftände in etwas 
verjchiedenen Ausdrüden hier und da verhandelt ift, und daf es nothwendig 
wurde, dem Schlußprotofolle mit Baiern eine Clausula salvatoria hinzuzu— 
fügen, welche die Natur diejer nicht beabficytigten, jondern durch die Natur 
der Dinge berbeigeführten Infongruenzen konftatirte.“ — 


In ähnlicher Weile äußerte fid) der bairiſche Minifter von Lug 
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in der baierijchen Abgeordnetenfammer unter dem 14. December 1870 über 
den Gang der Verhandlungen. Seine Rede lautete”): 

„Wenige Tage nachher, als diefeds Haus dem von Seiner Majeftät 
unjerm allergnädigfiten Könige und Herrn hochgeſchwungenen Banner 
folgend, ſich entſchloſſen hatte, die angelobte Vertragstreue zu halten **), 
veihten fidy aneinander die merkwürdigen Schladyten von Weißenburg, Wörth, 
Saarbrücken, Met und Sedan, in denen die Waffenbrüderichaft der deutjchen 
Here mit theuer erfauften und in edlem Wettitreite errungenen Siegen be- 
fräftigt wurde. Die deutjchen Grenzen waren damit geficyert und die deutjchen 
Lande von grenzenlojem Jammer und unjäglichem Elend für immer befreit. 
Aufathmete jedes Deutſchen Bruft und heiße Danfesgebete entquollen unſeren 
Herzen. Aber mächtiger üoch als die Freude über die Abwehr des Feindes 
von Herd und Hof, mächtiger noch als die Genugthuung über die Sicher: 
heit unjerer Grenzen, über die Sicyerung unjerer Frauen und Kinder, mäch— 
tiger nody als die Genugthuung über den errungenen Waffenruhm entfaltete 
fidy der Gedanke, daß wir alle diefe Herrlichkeit und Ehre der Cinigfeit des 
deutſchen Volkes verdanken, entfaltete ſich die Ueberzeugung, dab diefe Einheit 
nie mehr auseinanderfallen dürfe, — mächtiger noch entfaltete fid) die deutjche 
Idee. Im diejer Zeit reifte bei der königlichen Staatöregierung der Gedanfe, 
daß der Verſuch, ein einiges Deutjchland unter einer einheitlichen Verfaſſung 
wieder berzuftellen, nicht länger mehr verichoben werden dürfe. Meine 
Herren! Frbliden Sie in dem, was ich joeben jagte, nicht etwa das Zuge: 
ſtändniß, daß die Füniglicye Staatsregierung in diefem Augenblide zum 
Erſtenmale Deutſch empfunden hätte. Nein! Ich berufe mich auf die Thron- 
vede, in weldyer auch unſererſeits bereits die Bereitwilligfeit zum Abſchluß 
eines deutjchen Verfaſſungsbündniſſes ausgejprochen worden iſt. Grbliden 
Sie in dem Umftande, daß wir in der eben erwähnten Zeit zum Entſchluſſe 
gelangten, die deutjche Frage in die Hand zu nehmen, audy nicht das Zuge 
ſtändniß, dab wir bis dahin verfappte Nationalliberale gewejen wären, welche 
nur in dieſem Augenblide zugreifen zu dürfen vermeinten, um gegen alle 
bisherigen Zuficherungen nun doch zu dem Ziele zu gelangen, welches diejer 
Partei vor Allem anzuftreben gegeben war. Nein! Nad) wie vor war unjere 
Abficht und unſere Auffaflung die, dab Deutjchland nicht für alle Zeit in 
einzelne Theile zerfallen jein könne, und daß die Zeit, von welcher ich eben 
zu ſprechen die Ehre hatte, die rechte, die einzige Zeit jei, in welcher dieje 
Geſtaltung im entiprechender Weile, eutſprechend nach jeder Nichtung, von 
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*", Unter dem 19. Juli 1870 bemilligte die Abgeorbnetenfanmer den am Tage 
vorher von der Regierung verlangten SKriegscredit nad hartnädigem, bis in die Nacht 
dauernden Kampfe, deu Ausicupantrage auf vewaffnete Neutralität entgegen, mit 89 
gegen 58 Stimmen. (Die Reichsrathskammer nahm die Kreditforderung au folgenden 
Tage einftimmig und ohne Discuffion an.) 
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ung geſchaffen werben könne. Die k. Staatöregierung ergriff die Imitiative 
für die Geftaltung Deutjchlande. Es ift dieſes von fompetenter Seite an 
denfwürdigem Drte zugeftanden worden. Wir rechten nicht mit dem Redner, 
der die Initiative dem Volke vindizirte. Ich glaube, wir überheben und 
nicht, wenn wir in Bezug auf die deutjche Politik behaupten, daß wir uns 
Eins wiffen mit dem Volke, deſſen Geſchicke wir bis zu diefer Stunde zu 
leiten berufen gewejen find. Wir erbliden in diefer Uebereinftimmung der 
f. Staatöregierung mit den Anſchauungen des Volfes über die deutiche Frage 
nicht eine Schwächung unſeres Standpumftes; im Gegentheile eine Stärfung 
unjerer Bofition war ed, wenn wir gemügenden Anlaß hatten, zu glauben, 
dab die Richtung, welche wir verfolgen zu müffen glaubten, auch im Bolfe 
bereitd tiefe Wurzeln gejchlagen habe. Unter allen Umftänden laffen wir 
und genügen mit dem Bewußtſein, unter den deutſchen Regierungen die erite 
geweien zu fein, welche ed verfuchte, die deutjche Idee vom Gebiete der theo- 
retiſchen Grörterungen auf das Gebiet der Thatjachen hinüber zu führen. 
Soll ih nun, meine Herren, den Standpunkt, welchen die k. Staatöregierung 
angenommen hatte, noch rechtfertigen? Faſt fcheint ed mir, ald würde mit 
dem Verfuche einer folchen Nechtfertigung etwas Schlimmered gethan, als 
daß etwas Ueberflüffiges geichieht. Für die linfe Seite des Haufes ift ein 
ſolcher Berfuch ganz gewiß unnöthig, dort walten im Gegentheile ganz andere 
Empfindungen ob, wir wilfen es, ald Bedenflichfeiten darüber, daß ein Ver: 
ſuch des Zufammenfchluffes zwilchen Süd- und Norddeutjchland gemacht 
wurde. Aber ich bin überzeugt, daß auch die rechte Seite des Haufes eine 
Rechtfertigung unſeres Verfahrens und unjered Standpunkte nicht bedarf. 
Ih wüßte in der That nicht, was wir nody zur Stütze unferer Stellung 
hätten wünfchen follen, ald das von einer großen Zahl der Mitglieder von 
der rechten Seite des Hauſes hier aufgeftellte Programm, an deſſen Spihe 
der Sat, worauf es vor Allem anfommt, mit klaren und nidyt mißzuver- 
ftebenden Worten ftand, dab der Zufammenjchluß Deutichlands in einem Ver: 
faffungsbündnig wünſchenswerth und nöthig ſei. Nur für den Fall, daß ſich 
in irgend einem Herzen noch Zweifel regen jollten, laſſen Sie und einen 
Rüdblid auf die Vergangenheit Baierns werfen. Viele Iahrhunderte hin- 
durch hatte Baiern — von der Zeit an, da man feinen Namen zum Erſten⸗ 
male genannt hat — einen Theil des deutjchen Neiched gebildet. Von je 
bat es Leid und Freud mit Deutjchland getheilt; feine Gejchichte war jo 
eng, ald die irgend eined anderen deutſchen Gebietes mit der des deutſchen 
Volles verbunden, und ald das deutſche Reich zerfallen, ald die Zeit des 
eriten Napoleon vorüber war, in weldyer Baiern zum Königreiche erhoben 
werden ift, jene Zeit, die gleichwohl Niemand eine Zeit der freien Selbit- 
beitimmung für Baiern nennen wird, wenn ed auch nicht mehr dem Kaijer 
untergeben und nicht mehr Einem Reiche eingefügt geweſen ift, als jene 
Zeit vorüber war und man an die Neugeftaltung Deutjchlands ging, da 


dadıte Niemand daran, aus Baiern einen international ganz unabhängigen Staat 
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zu machen, Niemand dachte daran, bei der Geftaltung des projeftirten beutjchen 
Bundes einfach von Baiern abzujehen. Auch nach diefer Zeit war Baiern troß 
unbezweifelter Souveränetät den Diöpofitionen untergeben, welche nach der 
damals beitehenden Verfaſſung die Gemeiniamfeit über Deutjchland zu treffen 
berufen geweſen ift. Erit das Jahr 1866 hat, nachdem die Unhaltbarfeit 
ded bisherigen Zuftanded nachgewiejen war und noch Niemand in der Lage 
gewejen iſt, einen annehmbaren Vorjchlag darüber zu machen, wie fi) die 
Sache in der Folge geitalten jollte, Baiern eine völlige Unabhängigfeit von 
verfaffungdmäßigen Verbindungen mit den übrigen deutjchen Staaten und 
eine völlig unabhängige internationale Stellung gebradyt. Aber auch diefe 
Wandelung vollzog fich, darüber iſt kein Zweifel, nicht etwa in der Weiſe, 
daß e8 irgend Iemand beabfichtigt hätte, es jollte jo werden und nicht anders. 
Nur die Unreife der Verhältnilfe hat zu diefem völlig unabhängigen inter- 
nationalen Standpunft geführt. Niemand war im Zweifel darüber, ich we- 
nigitend habe mid) von jeher zu der Anficht befannt, daß die erite große 
Krifis dem im Jahre 1866 gejchaffenen Zuftande ein Ende machen werde. 
Die Ungewißheit beitand nur, meines Erachtens, darüber, wie dieſes gejchehen 
werde, ob mit entiprechender Schonung unferer berechtigten Eigenthümlich- 
feiten, ob dadurch, daß das Geichi über den Namen Baiern hinweggeht. 
Aber troß diejer unabhängigen Stellung waren und blieben die Beziehungen 
Baiernd zum übrigen Deutjchland jo eng, daß jelbft Oeſterreich und Franf- 
veich, welche doch das dringendite Interejje gehabt hätten, alle Verbindungen 
zu löſen, ich will nicht jagen, e8 nicht wagten, aber es nicht für angemeljen 
hielten, von joldyen Verbindungen gänzlich abzujehen. Schon in dem Prager 
Frieden finden Sie ſchüchterne Verſuche angedeufet, wie mit Schonung der: 
jenigen Intereffen, die Oeſterreich und Frankreich zu wahren ſich berufen 
glaubten, dennoch eine Verbindung Süddeutſchlands und Bayerns mit dem 
übrigen Deutjchland hergeftellt werden könnte. So eng waren und blieben 
die Beziehungen Baiernd zu dem übrigen Deutjchland, dab in dem Augen- 
blide, in weldyem der alte Bund auseinanderfiel, an deſſen Stelle die 
Allianzverträge traten, die ums, in politiicher Beziehung, enge mit Nord- 
deutjchland und den übrigen deutjchen Staaten in Verbindung brachten, und 
daß an die Stelle der alten Beziehungen auf wirtbichaftlichem Gebiete der 
neu formulirte Zollverein trat, weldyer und bereits zu dem Anfange eines 
verfafjungsmäßigen Zufammenfchluffes mit dem übrigen Deutſchland führte. 
Meine Herren, idy denke mir, es kann Niemand behaupten, daß uns die 
Alltanzverträge und der Zollverein eine größere und wahrere Unabhängigkeit 
gefichert hätten, alö dies bei einem verfaffungsmäßigen Bündniſſe der Tall 
it. Der wejentliche Unterſchied zwijchen Beiden befteht darin, daß wir mit 
den Allianzverträgen die Politif, die man anderwärtd zu machen für gut 
fand, einfach unſererſeits acceptiren mußten, während wir jet fortwährend 
in der Lage jein werden, die gewichtige Stimme Baiernd in der Ordnung 
der deutſchen Verhältniffe zur rechten Zeit auf reblichem Wege und, ich denfe 
mir, nicht ohne Erfolg zu verwerthen. Meine Herren! In Deutichland 
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haben die Parteien feit Jahren geftritten, wie das Vaterland geeinigt, wie 
jeine Neugeftaltung gefördert werden ſollte. Man hat viel darüber geftritten, 
ob die öſterreichiſchen Deutjchen auch bei und eine Stelle finden dürften, 
mitten, ob nicht. Darüber habe ich Niemand ftreiten hören, ob in einem 
deutichen Bunde Baiern jein fol. Meine Herren! Sole Erwägungen und 
die feit begründete Ueberzeugung, daß, wie ich bereits zu bemerfen die Ehre 
gehabt habe, jett die Zeit ſei, um mit Wahrung aller berechtigten Inter: 
eſſen das Ziel zu erreichen, das wir früher oder jpäter erreichen mußten, 
diefe Ueberzeugung bat die bayerijche Staatöregierung zu der von mir bereits 
erwähnten Initiative veranlaßt. Auch wenn Sie nüchterner ald wir es ge— 
tban haben, die Lage der Dinge betrachten, werden Sie zu dem Schlufje 
fommen, daß die Stellung, welche wir eingenommen haben, die allein richtige 
war, und daß wir auf dem rechten Wege gewejen find. Betrachten Sie die 
Lage der Dinge mit dem nüchternſten umd fälteften Blicke, jo werden Gie, 
auch wenn ed allen Ihren Empfindungen widerjpricht, zu dem Schlufle 
fonımen, daß Bayern gezwungen war, den Verſuch einer Neugeftaltung 
Deutjchlands zu machen, ja, daß es in einer Zwangslage war. Nicht als 
ob von Seite der deutſchen Großmacht, mit der wir transigirt haben, irgend 
ein Zwang geübt worden wäre. Nein! Auch mit den Behauptungen über 
diejen Punkt im norddeutichen Parlamente hat e8 jeine Richtigkeit. Im den 
Ioyalften Worten bat man und zu wiederholten Malen bejtätigt, wir würden 
von feiner Seite einen Zwang zur Cröffnung und Weiterführung der Ber: 
bandlungen über die Neugeftaltung Deutichlands zu erleiden haben, ja nicht 
einmal Worjchläge hat man und gemacht, um, wie es in den betreffenden 
Gröffmmgen heißt, nicht umjere Empfindungen zu verlegen. Schätzen Gie 
dieſe Loyalität jo gering, ald Ihnen gut dünkt, indem Sie jagen, man wußte 
auch von der andern Geite, wie weit die Möglichkeit reichte, in Baiern 
eine vollftändig ijolirte Stellung zu bewahren, jo ſteht doch die Thatſache 
feit, dag man einen Zwang nicht geübt hat. Und dennody waren wir ge 
wungen, mit dem norddeutichen Bunde in Verhandlungen einzutreten, denn 
wir wußten mit Beitimmtheit, dab, wenn Baiern auch nicht dem Bunde 
ſich anſchließt, dieſes von Seite Würtembergs, Badens und Heffend doch 
geſchehen würde. Und mit dieſem Augenblicke war für uns, mindeſtens für 
eine unſerer ſchönſten Provinzen die Möglichkeit einer gedeihlichen Exiſtenz 
außerhalb des Bundes ein für allemal beſeitigt. Ich denke mir, auf wirth— 
ſchaftlichem Gebiete wäre im fürzefter Zeit auch für das übrige Deutjchland 
die Unmöglichkeit einer ifolirten Exiſtenz eingetreten. Sie wiffen, in welchem 
Maße wir des Zollvereind bedürfen. Mindeftend und ſpäteſtens die Zeit, 
in welcher die Zollvereinäverträge zu erneuern gewejen wären, würde und die 
Nothwendigfeit, ohne Bedingung dem Bunde beizutreten, auferlegt haben. 
In diefem Sinne jpreche id) von einer Zwangslage Baierns. Meine 
Herren! Die Sibyllinifchen Bücher find ein abgedrofchenes Beiſpiel und doch 
babe ich in meinem Leben feinen Fall gejehen, in welchem die Moral der 
8° 
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alten Sage von diefen Büchern beffer am Plate geweſen wäre, als gerade 
jet. Darf ich Sie denn nicht daran zurüderinnern, daß Preußen im Jahre 
1866 bei Löſung des alten Bundes Vorjchläge gemacht hat, die den Eigen- 
thümlichfeiten der einzelnen Staaten noch ein wejentlich freiered Feld ließen, 
als ſpäter die norddeutiche Bundesverfaffung? Jene Propofitionen hat man 
zurüdgemwiejen. Sie gingen ja viel zu weit! Sie entfernten fid) von dem 
alten deutjchen Bunde in einer Weiſe, dab man ſich in Süddeutſchland mit 
diefen Propofitionen unmöglich vertragen fonnte! Aus dem, was id) in- 
zwiſchen erlebt habe — ich kann Ihnen diejes nicht mit Schwarz auf Weiß 
nachweifen, aber ich bitte Sie, glauben Sie es mir — habe id) die Ueber: 
zeugung gejchöpft, daß, werm wir vor der großen Krifis, und bevor die Na— 
tion umd dasjenige, was die Nation that, jo body ftand, wie in der legten 
Zeit, dad Anerbieten gemadyt hätten, und mit dem norddeutjchen Bunde ab- 
zufinden, daß, fage ich, die Bedingungen, welche damals zu erlangen gewejen 
wären, noch ein ganz anderes Bild geboten hätten, als der Vertrag, ben 
wir Ihnen heute vorlegen. Jetzt find wir wieder an dem Punkte, und ent- 
icheiden zu müffen; wir haben uns wieder über Bedingungen jchlüffig zu 
machen — weiſen Sie fie nicht zurüd! Zum zweiten Male werden aud) 
diefe Bedingungen von feinem Reichötage, von feiner Bundesregierung be 
williget. Sagen Sie mir nicht, wad man bisweilen hört: Wir wollen dieje 
Bedingungen nicht; wir wollen, wenn denn doch Bayern zu Grunde gehen 
foll, mit Ehren zu Grunde gehen; jagen Sie mir nicht, wir wollen lieber 
amnectirt fein. Ich betrachte diefe Neuerungen lediglich ald vorläufige 
Aeußerungen des Unmuthes über eine Lage, von der ich redyt wohl fühle, 
dab fie für Mehrere in diefem Haufe peinlich ift. Laffen Sie mich nun 
noch der Empfindungen der Großdeutjchen gedenken. Ich thue diejes jehr 
gerne, meine Herren, weil ich bis im die neuefte Zeit zu den Großbeutjchen 
gehört habe und dem Herzen nach noch ein Großdeutjcher bin. Den Schmerz 
der Herren, die ein Deutjchland jet werden jehen gegen ihre Wünſche, begreife 
ich wohl. Ich wünfchte auch, es wären alle deutichen Brüder in dem Bunde 
vereiniget, den wir zu jchließen im Begriffe find. Es find nicht blos Sym⸗ 
pathien allein, die mir dieſe Worte in den Mund legen, es find jehr reale 
Erwägungen. Ich fühle jehr wohl, was es heißt, Deutjchland mit einer 
Mehrzahl Fleinerer Staaten und Einer Großmacht zu reconftruiren; ic) er- 
fenne jehr wohl die Gefahren, die für die einzelnen Staaten in diefer Ver— 
bindung liegen könnten. Aber, meine Herren, mit der Bolitif der Groß— 
deutjchen hat meines Grachtend das Jahr 1866 aufgeräumt. Das Gebiet 
der Thatſachen, auf dem man fich bei Handhabung der Politit bewegen 
muß, ſchließt die Politif der Großdeutichen, meiner Anficht nad, für's Erſte 
und bis vielleicht auch für dieſe wieder glüclichere Zeiten fommen, aus. 
Jetzt müßt ed nichts mehr, meine Herren, der großdeutichen Idee nachzu- 
hängen. Einer Wittiwe, meine Herren, fteht die nie endende Trauer um 
ben verlorenen Gatten, um dad Ideal ihres Lebens, jehr wohl an; den Re— 
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gierungen und Völkern ift ei folches Trauern über ein verlorened Ideal 
nicht vergönnt; Regierungen und Völker müffen von der Bahre eined ver- 
Iorenen Ideals weg den Blick zum Leben fehren, und das haben wir gethan. 
(Brave) Sie fennen nunmehr, meine Herren, die Motive, die und in die 
Lage brachten, Verhandlungen anzufnüpfen. Es geſchah, wie Sie willen, 
dadurch, daß wir der preußiichen Regierung gegenüber den Wunſch aus- 
Iprachen, es möchte ein Abgeordneter derjelben hieher fommen, um mit ihm 
die Lage der Dinge zu beiprechen und einen Boden dafür zu gewinnen, wie 
dann die Verhandlungen weiter zu pflegen fein. Meine Herren! Diejer 
Einladung hat man bereitwilligft entiprochen und der Präfident des Bundes- 
fanzleramtes, Staatöminifter Delbrüd, hat fich hieher begeben. Die Be- 
Irrehungen, welche wir mit ihm in München hatten, wurden unter dem 
Findrude gepflogen, den man in Süddeutſchland, namentlich (zur rechten 
Eeite gewendet) auf Ihrer Seite, meine Herren, bezüglich) des norddeutichen 
Bundes hatte; fie wurden gepflogen unter der Befürchtung, daß die der: 
malige Geftaltung des norddeutichen Bundes vielleicht zuviel unifizirende und 
zu wenig föderative Glemente enthielte.e Wir glaubten in diefer Bundes— 
verfaffung, jo wie ſie lag, jei der berechtigte Bartikularismus, von dem man 
heute noch nicht viel ſprechen darf, der aber, wie ich überzeugt bin, jehr bald 
zu größerer Ehre fommen wird, nicht hinreichend gewährleiftet. Die Ber- 
bandlungen wurden gepflogen unter dem Gindrude der aus dem Haupt: 
quartiere fommenden außerordentlich freundlichen Mittheilungen, die wir 
vielleicht zu ungeren Gunften etwas zu weit auögelegt hatten; fie wurden ge 
pflogen unter der Borausjegung, dab, wenn man ganz Deutjchland in einen 
Bund vereinigen könne, ed wohl zu erreichen fei, daß der Norddeutiche Bund 
in weientlichen Beziehungen umgejtaltet werden könnte; fie wurden gepflogen 
endlich unter dem Gedanken, daß es vorerft unfere Aufgabe fei, die Lage 
fennen zu lernen, und, daß es in diefem Stadium natürlich nicht gerathen 
lei, jeinen allerletzten Gedanken fogleich auszuſprechen. Die Propofitionen, 
die wir damald gemacht haben, meine Herren, ftehen hinter dem Verträge, 
der nunmehr zu Ihrer Genehmigung vorliegt, weit zurüd. An den Be 
Iprehungen mit dem Herm Staatöminifter Delbrüd hat Würtemberg 
Antheil genommen und hat vielfach unfen Standpunft getheilt. Auch 
Würtemberg bat einen weniger weit gehenden Standpunkt hier eingenommen, 
ald in den fpäteren Verhandlungen zu Verſailles. Unſer Grundgedanke war 
der, e8 folle und müſſe ein lebensfähiger Bund gefchloffen werden, ein Bund, 
der mehr Thätigkeit und Wirkſamkeit zu entfalten im Stande wäre, ald 
dieſes bei dem alten deutjchen Bunde der Fall war; daß diefem Bunde fo- 
mit alles Nöthige abgetreten werden müffe, Alles aber, was nicht abfolut 
zur Herftellung der Einigkeit erforderlich fei, den einzelnen Staaten belafjen 
werden fünne. Ich mache fein Hehl daraus, meine Herren, ich habe damals 
geglaubt, man dürfte die Gompetenz ded Bundes in Bezug auf die Juſtiz— 
gefeßgebung bei Weiten nicht in dem Mafje anerkennen, wie es |päter in 
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dem Vertrage gefchehen ift. Und wenn ich diefen Standpunkt eingenommen 
habe, jo darf ich mich auf das Beifpiel anderer Föderationen berufen, die 
in der That in Bezug auf die Zufammenfaffung der nationalen Kräfte nicht 
weniger leiften, als wir vielleicht zu leilten im Stande fein werden, und 
doch auch auf dem Gebiete nicht fo weit unifizirend vorgegangen find, als 
die deutjche Bundesverfaſſung diefes thut. Ich erinnere in diejer Beziehung 
an Amerika, an die Schweiz. Im dem Standpunkte, den id) in diefer Be— 
ziehung eingenommen habe, wurde ich — ich werde wohl nicht mißverjtanden 
wenn ic) diefe Ausdrüde gebrauche — von Patrioten Baiernd und baieri- 
ſchen Staatömännern ernftlichit unterftüßt. Wir haben damald auch nod) 
mit ganz entjchiedenem Gewichte die Unmöglichkeit betont, ein jo hohes 
Militärbudget für des Land zu übernehmen, wie ed die Norddeutiche Bun- 
des⸗Verfaſſung den einzelnen Staaten auflegt. Wir verzweifelten damals nicht 
an der Möglichkeit, die Militärlaft nicht etwa für uns allein — denn das hielt 
ich für meinen Theil für abjolut unmöglid) — aber für ganz Deutſchland 
abzumindern, werm der neue Bund geichaffen wäre Auf unjere biefigen 
Propofitionen, an deren Mittheilung, wie es fcheint, das hohe Haus kaum 
noch Intereffe hat, wurde und von Preußen zunächſt eine Mitteilung nicht, 
und zwar um deöwillen nicht, weil früher, als es möglich war, daß uns eine 
Erwiderung zuging, von Seite Würtembergd im Hauptquartiere der Antrag 
geftellt worden ift, nunmehr die Verhandlungen in Verſailles wieder auf: 
zunehmen und dort mündlich zu Ende zu führen. Darauf bin, meine 
Herren, wurde auch die baieriiche Negierung eingeladen, joferne es ihr zu— 
jagte, nach Verſailles Abgeordnete zu jenden, um dort an den Verhandlungen 
Theil zu nehmen. Man ließ es und aber doch auch frei, wenn wir ed vor: 
zögen, die Rückkehr des Herrn Staatöminifterd Delbrüd hieher abzuwarten. 
Wir glaubten, daß es richtiger wäre, gemeinjchaftlich mit den anderen Staaten 
vorzugehen und jo wurde der Beichluß gefaßt, einen Theil der Staatöregierung 
nad) Verfailles zu weiteren Verhandlungen abzuordnen. Dort trat alöbald 
gegen die von und gehegten Erwartungen eine Trennung der Verhandlungen 
ein. Nicht allein daß der Bundeskanzler den Vorjchlag machte, es jollte 
Staatöminifter Delbrüd zunächſt mit den Abgeordneten der einzelnen — 
Staaten die Angelegenheit durchiprechen, jondern auch in der Weiſe ward 
eine Trennung vorgenommen, daß man die jogenannten civilen Angelegen- 
heiten, wenn Sie mir den Ausdrud geftatten, von den militärijchen abge- 
trennt hat. Es wurde im Reichstage gejagt, Baiern habe die Trenmung 
der Verhandlungen gewünjcht. Nun ja, meine Herren, diejes ift injoferne 
auch richtig, ald von den baieriſchen Vertretern bei einer Gelegenheit geäußert 
wurde, wir hätten die Abficht und den Wunſch nicht, ftörend in die Ver- 
handlungen mit den übrigen Staaten einzugreifen und den Abjchluß der: 
jelben zu verhindern. Sie erlaffen es mir, meine Herren, nun nod) auf die 
weiteren Einzelheiten des Verhandlungsitadiums einzugehen. Manches davon 
entzieht ſich jeßt, wo, wie id) glaube, ein gebeihliches Ende erzielt ıft, der 
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Mittheilung und der Deffentlichkeit; nur ſoviel darf ich noch beifügen, daß 
die Bewegung, welche durch die Preſſe ging, von der auch wir aus mehr- 
fachen Mittheilungen zu Verſailles Kenntniß befamen und deren Inhalt 
dahin ging, daß mit und nichts zu erzielen jei und der Abbrudy der Ver— 
handlungen mit und bevorftehe, auch uns in hohem Grade überrajcht hat. 
Wir wuhten von einem foldyen Stande der Dinge nichtd. Nachdem mit 
den übrigen Staaten die Verträge theild abgejchloffen, theild dem Abjchluffe 
nahe gebracht waren, find auch mit und die Verhandlungen rafch zu Ende 
geführt worden. 


Endlich gab in gleicher Weiſe der würtembergiiche Minifter von 
Mittnacht in der 4. Sitzung des württembergifchen Landtags vom 22. De- 
jember 1870 den nachfolgenden Aufichluß*): 

„Der Präfident des Norddeutichen Bundeskanzleramt? bat in der 
6. Sitzung des norddeutichen Reichstags vom 5. d. M. die Generaldebatte 
über die Verfaffungäverträge mit Baden, Heffen, Würtemberg und Baiern 
eingeleitet mit einer Nede, in welcher er auch über den Auferen Hergang 
ſich ausgeſprochen hat, aus welchem die fraglichen Verträge fich entwidelt 
haben. Erlauben Sie mir diefem Vorgang zu folgen. Die Würtember- 
güche Regierung hat, nach erlangter Weberzeugung von der Notwendigkeit 
einer Neugeftaltung der deutſchen Verhältniffe im Sinne bundesftaatlicher 
Ginigung, in eingehender Berathung in den Tagen vom 7.—10. September 
d. I. unter Durchgehung und Prüfung der einzelnen Artikel der norddeutichen 
Bundesverfaffung beftimmte Anfichten fich gebildet über Grundlagen und 
Detaild einer ſolchen Einigung. Am 14. September wurde der K. Negie- 
rung aus München berichtet, daß die K. Baieriſche Staatäregierung, welche, 
ſoviel ich weiß, eine K. Sächfifche Denkſchrift erhalten hatte, in fürmlicher 
Reife Preußen gegenüber den Wunfch ausgejprochen habe, in Unterhandlung 
wegen Abjchliefung eined DVerfaffungsbimdniffes zu treten. Nachdem wir 
weiter in Erfahrung gebracht hatten, daß der Präfident des Norddeutichen 
Bundeöfanzleramt3 beauftragt worden, ſich nad) München zu begeben und 
dort die Eröffnungen und Borjchläge der Baierifchen Regierung entgegenzu- 
nehmen und zu erörtern, hat auch Württemberg in förmlicher Weife Preußen 
und Baiern gegenüber den Wunſch ausgedrückt, an Unterhandlungen über 
die deutjche Frage und inäbejondere an den Münchener Konferenzen theilzu- 
nehmen. Am 21. September traf Minifter Delbrüd in München ein; an 
demjelben Tage gelangte hieher eine Einladung der Baierifchen am bie 
Bürttembergifche Regierung, ſich in München vertreten zu laſſen, und reifte 
an Bevollmächtigter der Würtembergifchen Regierung nad; München ab. 
In den Münchener Konferenzen, welchen alljeitig im Gegenſatz zu eigent- 
lien Unterhandlungen die Bedeutung vertraulicher Beiprechungen gewahrt 





*) Verhandlungen der würtembergifhen Kammer der Abgeordneten. Protokolle, 
Bd. L S. 20. 
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wurde, war ed inöbefondere das in feiner Geſammtheit verfammelte K. 
Baieriſche Staatdminifterium, welches mit bejtimmten Anjchauungen und 
Vorſchlägen, die ſodann Gegenftand alljeitiger Beſprechung und Erörterung 
wurden, bervorgetreten ift. Als Leitfaden bei den Münchener Bejprechungen 
diente die norddeutjche Bundesverfaffung, nachdem der norddeutjche Abgejandte 
erflärt hatte, daß die K. Preußiſche Regierung noch feinen Grund gefunden 
habe, die Frage in nähere Erwägung zu ziehen, ob mit der Gründung eined 
allgemeinen deutichen Bundes eine Aenderung des zwilchen den Staaten des 
norddeutjchen Bundes beitehenden Verfaſſungsverhältniſſes zu verbinden jei 
daher er, der norddeutiche Abgejandte, eine ſolche Aenderung nicht vorauszu— 
jeten habe. Mit einer Aufzeichnung über die Münchener Beſprechungen, bei 
welchen ich ald Wiürtembergijcher Bevollmächtigter jelbitverftändlich über den 
militärijchen Theil mic) nicht näher äußern konnte, ;jreifte, ich glaube am 
28. September, Minifter Delbrüd nad Berlin zurüd, von wo er bald in 
dad Hauptquartier nach Frankreich berufen wurde. Die Münchener Bes 
Iprechungen hatten auf die Würtembergijche Regierung den Cindrud ges 
macht, dab die jchliegliche Erreichung des Zieled auf annehmbaren Grund» 
lagen gelingen werde. Es hat hierauf in einer offiziellen Kundgebung vom 
9. Dftober dad Minifterium über feinen Standpunkt in der deutjchen Frage 
fi) ausgeſprochen, und daß ed das gethan, hat es, was ich einem Ausſpruch 
vom Bayerijchen Miniftertijch gegenüber zu bemerken habe, niemald bereut. 
Die Verhandlungen längere Zeit hinauszuziehen, nachdem die erſten Schritte 
gethan waren, jchien in feiner Weiſe räthlich zu fein, und deßhalb hat die 
Würtembergifche Regierung einen Anlaß benutzt, nach Verſailles die Er: 
Härung gelangen zu laffen, daß ihr die baldige Einleitung wirklicher Unter: 
handlungen erwünjcht wäre. Wir gingen dabei von der Annahme aus, dab 
ſämmtliche ſüddeutſche Staaten werden eingeladen werden, Benollmächtigte 
nad, Verjailles zu jenden, was auch wirklich geichehen ift. Baiern allerdings 
war anheimgegeben, entweder nad) Verſailles zu gehen, oder die Verband: 
lungen in München fortzujeßen. Die Württembergifche Regierung ließ in 
München ihren dringenden Wunſch erflären, daß Erftered gejchehe, und es 
haben wirklich in den Tagen vom 19. bis 23. Dftober Bevollmädjtigte von 
Baiern, Würtemberg, Baden und Heffen den Weg nad) Verſailles gemacht. 
Der ſächſiſche Minifter v. Frieſen befand fich unter den Bevollmächtigten 
des norddeutjchen Bundes. Im Verſailles wurden gemäß dem Borjchlage 
des Bundedfanzlerd zunächſt wieder Vorverhandlungen gepflogen und zwar 
mit jedem Staate gefondert. Weber die militärifchen Verhältniſſe beiprachen 
fich je die Kriegäminifter; der Präfident des Bundesfanzleramtes und je Die 
Givilbevollmächtigten der ſüddeutſchen Staaten verhandelten über den nicht- 
militärifchen Theil. Ueber die Verhandlungen Bayernd hörte man bald, 
daß fie insbeſondere in Abſicht auf den milttärijchen Theil ziemlich, ausfichtslos 
jein jollten. Am 6. November fand beim Präfidenten des Bundeöfanzleramtes 
ein erfter gemeinjchaftlicher Zujammentritt der Givilbevollmäditigten von 
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Würtemberg, Baden und Heffen ftatt. Der Präfident des Bundeskanzler: 
amtes eröffnete, dak zum Bedauern der Preußiſchen Regierung es nicht 
möglich geweſen jei, auch die bayerijchen Bevollmächtigten einzuladen, er: 
beblicher Schwierigkeiten wegen, die fich bei den Verhandlungen mit ihnen 
ergeben haben; übrigens, fügte der Präfident des Bundesfanzleramtes bei, 
haben die K. Baierifchen Bevollmächtigten ſelbſt jchriftlich den ausdrücklichen 
Wunſch ausgeſprochen, es möchten jener Schwierigfeiten ungeachtet die Unter: 
handlungen mit den übrigen füddeutichen Staaten, alſo ohne Baiern, fort: 
gejebt werden. Das Ergebnig der Konferenz vom 6. November war die 
Verfaffung, welche dem heſſiſch-badiſchen Vertrage beiliegt, vorbehältlich noch 
der beſondern Feitiegung für Würtemberg in Abficht auf das Poft- und 
Telegraphenweſen. In der Woche vom 6. bis 12. November wurde jodann 
auch die würtembergiſche Militärfonvention feitgeitellt, und nach zwei Unter: 
redungen der würtembergiichen Bevollmächtigten mit dem Bundesfanzler er: 
übrigten für Würtemberg nur noch einige Redaktionen und Entjchliegungen 
wegen Annahme einiger norddeutichen Bundeögejege in Würtemberg. Dann 
waren die würtembergiichen Bevollmächtigten in der Lage, abzuſchließen, 
allerdings ohne zu wiffen, ob und unter welchen Bedingungen Baiern nachfolgen 
werde. Einen foldhen Schritt für fich allein zu thun, waren die würtem— 
bergijchen Bevollmächtigten nach den obwaltenden Verhältniſſen nicht in der 
Lage. Wir reiften daher am 13. Noveniber zur Vortragserftattung nad) 
Stuttgart mit der beftimmten Abſicht, in thunlichiter Bälde nach DVerfailles 
zurüdzufehren. Kaum bier angelangt aber traf und die telegraphiiche Mit- 
theilung aus Verſailles, es jei nicht thunlich geweſen, die Berufung des 
norddeutichen Neichötaged noch weiter zu verjchieben, wehhalb am 15. No: 
vember mit Baden und Heffen in der vereinbarten Weiſe abgejchloffen wor- 
den jei; würden die wiürtembergijchen Bevollmächtigten unmittelbar nad) 
Berlin reifen, wohin auch der Präfident des norddeutichen Bundesfanzleramts 
fich zu begeben veranlaßt jei, jo könne der Abjchluß in Berlin erfolgen. Am 
20. November reiften wir nad Berlin ab mit der Grmädhtigung, auf der 
in Yerjailled gewonnenen Grundlage abzufchliegen. Die Schlußredaftionen, 
die Ausfertigungen koſteten immer noch einige Tage, aud) war die würtem- 
bergiiche Militärfonvention erft am 21. November in Berjailled vom Kriege: 
minifter v. Roon unterzeichnet und erft am 22. November dort zur Poft 
gegeben worden, es konnte deßhalb der würtembergiiche Vertrag nicht vor 
dem 25. November unterzeichnet werden, nachdem am 24. in der Frühe aus 
Verſailles telegraphiſch nach Berlin die Nachricht gelangt war, dab die 
Uebereinfunft mit Baien am 23. November abgejchloffen worden fei. Zu 
dem baieriſchen Vertrage hatten ſelbſtverſtändlich auch die übrigen jüd- 
deutichen Staaten ihre Zuftimmung zu geben; dieß gejchah nad) einigen 
vorausgegangenen Verhandlungen am 8. Dezember. Am 9. Dezember endlich 
wurde noch abgejchloffen eine Vereinbarung über die Aufnahme der Namen 
„Kaifer und Reich“ in den Eingang und in Artifel 11 der Verfaſſung. 
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Diefe Vereinbarung batte ihren äußeren Anlaß erhalten durch einen vom 
Großherzoglich ſächſiſchen Bevollmächtigten im Norddeutichen Bundedrathe 
geitellten, übrigens anders gefahten Antrag; ein fehriftlicher Akt über dieje 
Bereinbarungt ift nicht aufgenommen worden. 

So viel, meine Herren, über den äußeren Hergang.“ 


Ehe wir den geichichtlichen Verlauf weiter verfolgen, haben wir noch 
bis zu dem mit Vorſtehendem erreichten Zeitpunfte die Gejchichte des nord: 
deutjchen Neichötages mit Nüdficht auf Entwidlung der Bundesverfaffung 
nachzutragen: Nachdem der conftituirende Norddeutjche Reichstag mit 
der Feltitellung der VBerfaffung vom 25. Juni 1867 feine Beitimmung er: 
füllt hatte, wurden die Wahlen zur erften Legislatur-Periode am 31. Auguft 
1867 vollzogen. 

Die erfte — ordentlide — Seſſion hatte vom 10. September bis 
26. Dftober 1867 Statt. 

In der Seſſion des Iahres 1868 (23. März bid 20. Juni) wurde 
der in der Schlußberathung des conftituirenden Norddeutjchen Reichötages 
von 1867 zurüdgenommene Beſchluß der Vorberathung auf Diäten in 
dem Antrag Walded wieder aufgenommen. Es wurde in diejer Seſſion 
der Antrag, jedody mit Mehrheit von einigen Stimmen, ſowohl in der Vor: 
als Schlußberathung abgelehnt.*) in weiterer angenommener Ber- 
fajjungsantrag Lasker auf Erlaß eines Geſetzes, betreffend die Nicht- 
verfolgbarfeit der Mitglieder der einzelnen norddeutſchen Land— 
tage und Kammern wurde fowohl in der Vor: ald Schlußberathung an— 
genommen**). 

In der Seſſion von 1869 (4. März bis 22. Juni) wurden folgende 
Initiative Anträge auf Aenderung der Verfaffung geftellt und zwar eing An- 
trag Grumbrecht auf Aenderung des Art. 4 Ziff. 9 in Betreff von An— 


*) Siehe unten bei der Berfafjungs-Reviftion durch den deutſchen Reichstag in 
feiner erften Seſſion von 1871, wo diefer, ſowie die im der ganzen Zwifchenzeit jeit 
Feftftellung der Berfafjung vom 25. Juni 1867 bis zur Verfafſungsreviſion von 1871 
geftellten Berfafjungsanträge und Verhandlungen darüber zu den betreffenden einzelnen, 
der Ziffernfolge nad aufgeführten, Verfafjungs: Artikel ihre Stelle gefunden haben. 

*9) Es finden fi) die diesbezüglichen Aktenftüde und Verhandlungen in Nr. 38 der 
Drudi. und in den Sten. Ber. ©. 27, 77—86 fa. Abftimmung der Vorberathung 
©. 89, Schlußberathbung S. 137. Bei der, bisher wenigſtens, als tranſitoriſch ſich er 
weifenden Beranlafjung des Antrages haben wir unten von dem Abdruck Umgang ge: 
nommen. 
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ftalten für die Seefhifffahrt, ſodann ein Antrag Miquel-Lasker 
zu Ziff. 13 des nämlichen Verfaffungsartifeld, in dem die Competenz des 
Norddeutichen Reichstags auf das geſammte bürgerliche Recht jowohl 
als auf die Gerichtsorganijation ausgedehnt werden wollte, endlich ein 
Antrag Walded, welcher alö Artikel 32 der Verfaſſung den vom foniti- 
tuirenden Reichötag Betreffö der Diäten in der Vorberathung gefahten 
Beſchluß wiederherftellen wollte. Lebterer Antrag wurde vom Norddeutichen 
Reichötage, jedoch mit geringer Mehrheit, jowohl in der gejchäftsordnungs- 
mäßig am Schluffe der zweiten, ald am Schluffe der dritten Berathung vor: 
genommenen Abjtimmung abgelehnt, die erfteren beiden Anträge jedoch an- 
genommen und zwar der Antrag Miquel-Lasfer bei den zwei geichäfts: 
erdnungsmäßigen Abftimmungen jedesmal mit der großen Mehrheit”). Allein 
der Bundesrath verjagte beiden Initiativgeſetzen die Zuftimmung. 

In der — ordentlihen — Seſſion von 1870 war die Diäten: 
frage durdy einen Antrag Schulze an den Norddeutichen Reichstag ges 
bracht. Es wurde jedoch auf den Gegenantrag Bethuſy-Huc der Uebergang 
zur Tagesordnung bejchloffen **). 


Da die ordentliche Seffion von 1870 bereits am 26. Mai geichloffen 
werden war, wurde der Norddeutiche Reichötag bei dem Beginn des Krieges 
zu einer außerordentlihen Sejjion auf den 19. Juli 1870 einberufen 
und es wurde hier während der dreitägigen Sejfton nicht nur der verlangte 
Kriegskredit jofort und ohne Debatte einftimmig genehmigt, jondern aud) 
ein Gefeß angenommen, durch welches die laufende, am 31. Auguft 1867 
begonnene, erſte (und letzte) Legislaturperiode ded Norddeutjchen Reichs— 
tages „für die Dauer des Krieges, jedoch nicht über den 31. December 
1870 hinaus”, verlängert wurde***). 

Durch Verordnung vom 12. November 1870+) wurde der Norddeutiche 
Reichdtag noch einmal — zum lebten Male — zu einer zweiten außer 
ordentlihen Sejjion auf den 24. November 1870 einberufen. Mittler: 
weile waren nidyt nur die Verträge zu Verjailled mit den Süddeutjchen Re— 
gierungen im Laufe des Novemberd abgejchloffen, jondern auch die Wieder- 
erneuerung der Bezeichnung: „Kaijer und Reich“ angeregt worden. 


*) Die Verhandlungen hierüber find unten bei der Berfaffungsrevifton in der 
l. Seſſion des deutſchen Reichstages von 1871 bei den betreffenden Artikeln der Ber: 
fafjung angereiht. 

» Drudj. Nr. 26. Et. B. ©. 139 bid 148 (1. und 2. Berathung) 14. Sikung vom 
2. Mir; 1870. Wir haben bei der öfteren Wiederholung diejer Frage von dem Abdrud 
der erneuten Verhandlungen Umgang genommen. 

» Geſetz vom 21. Juli 1870 (Bundeösgejeßblatt 1870 ©. 498). 

+) Bundesgejeßblatt 1870 ©. 605. 
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König Ludwig II. von Bayern hatte nämlich die Initiative ergriffen 
und ein eigenhändiges Schreiben an die übrigen Fürften gerichtet, um auf 
dieſes Ziel gemeinfam binzuwirfen*). Nachdem fich fammtliche Fürften und 
freien Städte dem Antrage angeſchloſſen batten, erfolgte die Einwilligung 
des Könige von Preußen dahin, daß vorläufig ein diesbezüglicher Gejeßent- 
wurf dem Norddeutichen Neichötage vorgelegt werde, was am 9. December 
1870 geſchah. Am folgenden Tage bereitd wurde diefer Entwurf vom Nord: 
deutichen Neichötage angenommen. Zugleich wurde eine Adreffe an den 
König von Preußen beichloffen, in welcher auch jeitens des Norddeutichen 
Neichstaged an den König die Bitte geftellt wurde, durdy Annahme der 
Deutſchen Kaijerwürde das Einigungswerk zu weihen. 

Die Adreffe wurde beſchlußgemäß von einer Deputation am 28. De— 
zember 1871 überreicht **). 

Endlich, unter dem 14., beziehungsweije 17. Ianuar ließ der König von 
Preußen den deutjchen Fürſten und freien Städten die Mittheilung 
zugehen, wie er es für eine ihm gegen das gemeinfame Vaterland obliegende 
Pflicht halte, dem an ihn ergangenen Nufe zur Herftellung der Kaiſerwürde 
Folge zu leiſten. 

„Ich nehme (jo iſt der Wortlaut der Erklärung) die Deutſche 
„Kaijerwürde an, nicht im Sinne der Machtanſprüche, für deren 


*) Der Wortlaut des vom 3. oder 4. Dec. 1870 datirenden königlichen Schreibens 
ift: „Die von Preußens Heldenkönige ſiegreich geführten deutſchen Stämme, in Spradhe 
und Sitte, Wiſſenſchaft und Kunft feit Jahrhunderten vereint, feiern nunmehr and eine 
Waffenbrüderjhaft, weldhe von der Mactitellung eines vereinigten Deutſchlands glän- 
zendes Zeugnik giebt. Bejeelt von dem Streben an diejer werdenden Einigung Deutſch— 
lands nad Kräften mitzuwirken, babe ih nicht gejäumt, deßhalb mit dem Bundes— 
fanzleramte des nordd. Bundes in Verhandlungen zu treten. Diejelben find jüngft in 
Verſailles zum Abichluffe gediehen. Nah dem Beitritte Süddeutſchlands zum deutſchen 
Verfaffungsbündnifje werden die Er. Majeftät dem Könige von Preußen übertragenen 
Prafidialrechte über alle deutihe Staaten ſich eritreden. Ich babe mich zu deren Ber: 
einigung in Einer Hand in der Weberzeugung bereit erflärt, daß dadurdy den Gejammt: 
interefien des deutjchen Waterlandes und feiner verbündeten Fürſten entſprochen werde, 
zugleih aber in dem Vertrauen, daß die dem Bundespräfidium nad der Verfaflung zu- 
ftehenden Rechte durch Wiederberftellung eines deutſchen Reihes und der 
deutſchen Kaiſerwürde ald Nechte bezeichnet werden, welche S. Maj. d. König von 
Preugen im Namen des gejammten deutſchen Vaterlandes auf Grund der Einigung 
jeiner Kürften andübt. In Würdigung der Wichtigkeit diefer Sache wende ih mid an 
den Fürſten ꝛc mit dem Borfchlage, in Gemeinjchaft mit mir bei Er. Majeftät dem 
Könige von Preußen in Anregung zu bringen, daß die Ausübung der Bundespräftdial: 
rechte mit Ginführung des Titeld eines „dDeutihen Kaiſers“ verbunden werde. Es 
ift mir ein erbebender Gedanke, daß ich midy durch meine Stellung in Deutjchland und 
durch die Gefchichte meines Yandes berufen fühlen fann, zur Krönung des deutjchen 
Finigungswerkes den erften Schritt zu tbun, und gebe mich der freudigen Hoffnung bin, 
daß Euere . . . . meinem Vorgehen Ihre, freundlide Zuftimmung ertheilen werden.“ 
Europäiſcher Geſchichtskalender v. Schultheß, 1870 ©. 129. 

») Das Nähere hierüber j. unten unter „Schluß der II. außerordentlichen Seifton 
bed Nordd. R. T. von 1870.” 
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Verwirklichung in den ruhmvolliten Zeiten unferer Gejchichte die 
„Macht Deutjchlands zum Schaden jeiner inneren Entwidlung ein- 
„geießt wurde, jondern mit dem feiten Vorjabe, joweit Gott Gnade 
„giebt, als deutjcher Fürft der treue Schirmherr aller Rechte zu 
„ein und das Schwert Deutjchlands zum Schutze deifelben zu 
„führen. — Deutjchland, ftarf durch die Einheit feiner Fürften und 
„Bölfer, hat feine Stellung im Rathe der Nationen wiedergewonnen 
„und das deutiche Volk hat weder dad Bedürfniß nody die Neigung 
„über jeine Grenzen hinaus etwas anderes ald den auf gegenfeitiger 
„Achtung der Selbititändigfeit und gemeinjamer Förderung der 
„Wohlfahrt begründeten Verkehr der Völker zu eritreben. — Sidyer 
„und befriedigt in ſich jelbit und in jeiner eigenen Kraft, wird das 
„Deutiche Reich, wie ich vertraue, nad) fiegreicher Beendigung des 
„Krieges, in welchen ein unberechtigter Angriff und verwicelt hat, 
„und nad) Sicherftellung jeiner Grenzen gegen Frankreich, ein Neid) 
„ded Friedens und des Segens jein, in weldyem das Deutjche Volf 
„finden und genießen wird, was es jeit Sahrhunderten gejucht und 
„eritrebt hat.“ 

Am 18. Sanuar 1871 fand jodann im Schloffe zu Verjailles die In— 
auguration des deutſchen Kaiſerthums in Gegenwart jämmtlicher gerade im 
Hauptquartier anweſenden Fürften, dann der Heerführer und Deputationen 
aller Theile des deutichen Heeres ſtatt, indem nach einer religiöfen Einlei— 
tungsfeierlichfeit der König die Urkunde der Verkündigung des Kaiferreichd 
verlas und jodann durdy Graf Bismard die Proflamation an das 
deutihe Wolf verlefen lieh. Im diejer Proflamation heißt e: 

„Wir und Unjere Nachfolger an der Krone Preußen werden 
„fortan den Kaijerlichen Titel in allen unjeren Beziehungen und 
„Angelegenheiten des deutichen Reiches führen, und hoffen zu Gott, 
„Das es der deutjchen Nation gegeben jein werde, unter dem Wahr: 
„zeichen ihrer alten Herrlichkeit das Vaterland einer jegensreichen 
Zukunft entgegenzuführen. — Uns aber und Unjeren Nachfolgern 
„an der Kaijerfrone wolle Gott verleihen, allzeit Mtehrer des 
„Deutjchen Reichs zu fein, nicht am kriegeriſchen Eroberungen, jon- 
„nern an den Gütern und Gaben des Friedend auf dem Gebiete na= 
„tionaler Wohlfahrt, Freiheit und Gefittung” *). 


Nachdem, wie unten des Näheren dargeftellt werben wird, ber Nord: 
deutiche Reichstag feinerjeitd die Verjailler Verträge genehmigt und ſo— 
wehl die hierdurch ald die durch die Vorlage in Bezug auf Kaiſer 


*) Eine entſprechende faijerlihe Verfügung über die Verleihung des Titels „Kron: 
bring des deutſchen Reiches“ mit dem Prädikate „kaiſerliche Hoheit“ erging unter dem 
nämlichen Tage an den Kronprinzen von Preußen. Thudihum im Zabrbud) v. Holen: 
derffe. 1. Hälfte. ©. 4 ff. 
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und Reich bedingten Verfaſſungs-Aenderungen feftgeitellt hatte, war es 
auf der andern Seite nothwendig, auch die gleiche Genehmigung jeitens der 
Zandeövertretungen der vier jüddentichen Staaten herbeizuführen, und waren 
denjelben von ihren Regierungen die betreffenden Borlagen gemacht worden. 
In Heſſen, Baden und Württemberg erfolgte die Genehmigung noch redht- 
zeitig d. b. vor dem 1. Januar 1871, auf welchen Tag der Geltungstermin 
der Berfafjung geitellt war. In Hejjen war nämlidy die Genehmigung 
von der Abgeordnetenfammer am 20. Dezember mit 40 gegen 3 Stimmen, 
von der eriten Kammer am 29. einftimmig, in Baden von der zweiten 
Kammer am 16. mit allen gegen eine Stimme, am 19. von der eriten 
Kammer mit allen gegen zwei Stimmen, in Würtemberg am 23. von 
den Abgeordneten mit 74 gegen 14, (teip. 76 gegen 12, und 81 gegen 7) 
Stimmen, am 29. von der eriten Kammer einftimmig ausgejprochen 
worden. In Baiern jprady zwar die Kammer der Neichöräthe ihre Zu— 
ftimmung nody am 30. Dezember 1870 mit allen gegen drei Stimmen aus, 
die Kammer der Abgeordneten jedoch gelangte erit am 21. Januar 1871 
nad) zehntägigen Debatten zu einem Bejchluffe, indem fie nun end: 
lich, auch ihrerſeits mit 102 gegen 48 Stimmen (6 Stimmen Mehr: 
heit mehr ald zu dem Verfafjungsbejchluffe der bayeriſchen Verfaſſung 
gemäß nöthig waren) die Zuftimmung ertheiltee Die dießbezüglichen 
Kammerverhandlungen in den jüddeutichen Staaten j. unten. Durch unver: 
ändert erfolgte Annahme des Abjchnitts VI des bayeriſchen Vertrages in den 
baieriichen Kammern iſt übrigend auch für Baiern der 1. Samıar 1871 ala 
Anfangstermin der Geltung der Neichöverfaffung außer Zweifel geitellt 
worden”). 


Zum erjten deutſchen Reichdtage wurden jodann durch faijerliche 
Verordnung d. d. Hauptquartier Berjailles, 23. Ianuar 1871 **) die Wahlen 
im ganzen Neiche auf den 3. März 1871 ausgejchrieben, und zugleid) der 
Reichstag jelbit auf den 9. d. Mts. einberufen, diefer Termin jedoch durch 
Verordnung vom 26. Februar 1871***) auf den 21. des gleidyen Monats 
hinausgerüdt. 

Bisher hatte die Verfafjungsurkunde des deutjchen Reiches eine einheit- 
liche Redaction officiell noch nicht erhalten, aud) waren die neuen Bezeich— 
nungen „Deutjches Reich“ und „Deutſcher Kaiſer“ mur an zwei Stellen der 
Verfafjung aufgenommen worden. Die neue Gejammtredaction war daher 
bereitö in der letzten (12.) Situng des Norddeutjchen Reichstages vom 10. De— 
zember 1870 angekündigt worden. Der Entwurf der neurevidirten Berfafjung 
wurde ſodann auch dem erften deutichen, Neichstage nody am Einberufungs- 


*) Rönne in Hirth's Annalen. Band IV. (1871) ©. 41 Anm. 3 ff. 
) 3.6.81. 1871 ©. 7. 
*) B.G.Bl. 1871 ©. 47, 
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tage felbft (21. März 1871) zugefchloffen. Das Nähere ſ. unten im letzten 
Abſchnitte. Bereit? am 16. des nächſten Monats war die neue Ver: 
faffungsurfunde feftgeftellt und wurde durch Geje von diefem Tage ver- 
fimdigt*). Im der nämlichen Sejfion fam auch noch ein Geje zu Stande, 
durch welches die deutſche Reichöverfaffung in Elſaß-Lothringen eingeführt 
wırde. (Gejeß vom 9. Juni 1871 **). 


(In der Il. Seſſion des deutſchen Reichstags von 1871, — dieß 
wollen wir hier noch anfügen — wurden zwei Initiativ-Anträge auf Berfaffungs- 
veränderung geftellt, der eine, der Antrag Büſing, auf einen Zufaßartifel 
hinter Art. 3 der Berfaffung gerichtet, durch welchen die Nothwendigfeit 
einer repräjentativen VBolfsvertretung in allen einzelnen Bundes- 
ſtaaten ausgeſprochen werden foll, der andere (Antrag Lasfer-Miquel) auf 
Bervollftändigung der Ziffer 13 des Art. 4 der Verfaſſung, 
durch welchen die Gompetenz der Gejeßgebung des Reichstags auf das ge 
jammte bürgerliche Recht und die Gerichtsorganijation ausgedehnt 
werden jolle. Beide Initiativ-Gejegentwürfe wurden vom Reichstage 
mit der großen Mehrheit angenommen, jedoch erfolgte die Genehmigung 
des Bundesrathes nicht, beziehungsweije bis jeßt nicht. 

In derſelben II. Seifion des deutjchen Reichötages von 1871 wurden 
bezüglich der Interpretation des Art. 78 der Berfajjung jowohl 
kitend des baierifchen Bevollmächtigten zum Bundesrathe, Minifterd von 
Lutz, als feitens des würtembergiichen Minifters von Mittnacht Erklärungen 
abzugeben, welche jowohl in der würtembergijchen ald baierijchen 
Abgeordnetenfammer die Veranlaffung zu Imitiativ-Anträgen und Verhand— 
lungen wurden.) 


) Das Publikationsgeſetz ift abgedrudt oben ©. 22. 

») Den Abdrud ſ. oben ©. 26. Die Verhandlungen ded Neichätages finden ſich zu: 
Jammengeftellt und zum größten Theil abgedrudt in Hirths Annalen, Bd. IV. (1871) 
©. 846— 958. Diejelben find enthalten in den Berhandlungen des Reichstages und 
war in Nr. 61 der Drudj. (Entwurf), in Nr. 133 u. 169 ebendajelbit (die Kommijfions: 
berichte), dann in den Sten. Ber. Bd. I. S. 517-521, Bd. II. 815— 834, 836—858, 
919-936, 995—1015. Wir haben von dem Abdrude Umgang nehmen zu müfjen ge: 
glaubt. Vergl. das Geſetz vom 17. Auli 1871 (abgedrudt oben ©. 27) und vom 11. De: 
jember 1871 (j. ebenda Anm.) 
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Anhang. 


Zufammenftellung ſämmtlicher vorerwähnten Sefftonen. 


I. 


II. 


III. 


Der conſtituirende Nord deutſche Reichstag tagte vom 24. Fe— 

bruar bis 17. April 1867; 

der Norddeutſche Reichstag in ſeiner J. (und letzten) Legisla— 

tur⸗Periode und zwar 

1) in feiner ordentlichen Seſſion pro 1867 vom 10. September bis 
26. Dftober 1867; 


2) in der ordentlichen Seffion pro 1868 vom 23. März bis 20. Juni 
1868; 


3) in der ordentlichen Seſſion pro 1869 vom 4. März bis 22. Juni 
1869; 


4) in der ordentlichen Geffion pro 1870:vom 14. Februar bis 
27. Mat 1870; 

5) in der eriten auferordentlidhen Seſſion vom 19. bis 
21. Suli 1870 (Kriegöfredit) ; 

6) in der zweiten außererdentlihen Sejfion vom 24. No— 
vember bis 10. Dezember 1870. (Genehmigung der Ver— 
jailler Verträge mit den ſüddeutſchen Staaten.) 

Der deutſche Reichstag tagte in feiner: 

I. Seffion vom 21. März bis 22. Juni 1871 (Verfaffungsrevifion) ; 
(I. Seſſion vom 16. Dectober bis 1. December 1871.) *) 


) Das deutihe Zollparlament hatte folgende Sefftonen gehabt: 


I. Sejfton vom 27. April bie 23. Mai 1868. 
1. Seifion vom 3. bis 22. Juni 1869. 
II. Sejfion vom 21. April bie 7. Mai 1870, 


Il. Außerordentliche 


Seffion 
des Norddeutſchen Reichstages von 1870. 


Genehmigung der Berfaflungs- Verträge mit den füddentjchen 
Staaten. 


Bei der Gröffnungsfitung am 24. November 1870 im Weißen Saale 
verlas der Präfident des Bundesfanzleramts, Staatöminifter Delbrüd, 
nachfolgende Thronrede"). 

„Seehrte Herren vom Reichstage des Norddeutichen Bundes! 

Seine Majejtät der König von Preußen bat mir den Auftrag zu er: 
tbeilen geruhet, den Neichötag des Norddeutſchen Bundes im Namen der 
verbündeten Regierungen zu eröffnen. 

65 würde Seiner Majeftät zu hoher Befriedigung gereicht haben, heute 
in Ihrer Mitte zu fein, um am diefer Stelle Gott für die Erfolge zu danken, 
mt welchen die Waffen der deutichen Heere gejegnet worden find und um 
Ihnen auszujprechen, welchen Antheil die nationale Haltung und die Ein- 
müthigkeit des Neichstages bei Bereititellung der, zur Führung des Krieges 
erferderlichen Mittel an diejen Erfolgen gehabt haben. Durdy die in der 
Ariegögejchichte beijpiellojen Siege, welche nad) Gottes Willen die helden- 
mütbige Tapferkeit und die einfichtige Führung der deutjchen Heere erfochten 
haben, iſt der Angriff, den Frankreich im Juli auf Deutjchland unternahm, 
wrüdgeworfen worden. Das franzöfiiche Volt muß die Ueberzeugung ge— 
wonnen haben, dat jeine jegige Kriegsmacht, nach der Vernichtung der gegen 
ums aufgeftellten Heere, der geeinten Wehrkraft Deutichlands nicht gemachjen 
ft. Wir könnten daher den Abſchluß des Friedens als gefichert betrachten, 
wenn unſer unglüdliches Nachbarland eine Negierung hätte, deren Träger 
ihre eigene Zukunft ald untrennbar von der ihres Landes betrachteten. Cine 
jelche Regierung würde jede Gelegenheit ergriffen haben, die Nation, an 
deren Spitze fie fich aus eigener Machtvollkommenheit gejtellt bat, zur Wahl 


) St. B. S. 1f. 
Baterialien LIT. ? 
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einer Volksvertretung und durch diefe zur Ausſprache über die Gegenwart 
und die Zukunft des Landes in den Stand zu jeßen. Aber die Aktenſtücke, 
welche Ihnen, meine Herren, von dem Präfidium des Bundes vorgelegt 
werden jollen, werden Ihnen den Beweis liefern, daß die jetigen Machthaber 
in Frankreich es vorziehen, die Kräfte einer edlen Nation einem ausfichts- 
lojen Kampfe zu opfern. 

Die unverhältnigmäßige Erichöpfung und Zerrüttung, welche für Frank— 
reich die Folgen der Fortſetzung diejes Kampfes unter den gegenwärtigen 
Umftänden find, müſſen zwar die Kraft des Yandes in dem Maße jchwächen, 
daß daſſelbe zu jeiner Erholung längerer Zeit bedürfen wird, ald bei einem 
regelmäßigen Verlaufe des Krieges der Fall geweien wäre. Die verbündeten 
Regierungen haben aber mit Bedauern der Ueberzeugung Ausdrud zu geben, 
daß der Friede zwilchen den beiden großen Nachbarvölfern, auf deſſen unge: 
trübte Dauer fie nody vor weniger als einem halben Jahre zählten, durch 
die Erinnerungen, weldye die Eindrücke diejes Krieges in Frankreich binter- 
lafjen werden, nur um jo fidyerer gefährdet fein wird von dem Augenblide 
an, wo Frankreich durch Die Erneuerung der eigenen Kraft oder durch Bünd- 
nifje mit anderen Mächten fidy ftarf genug fühlen wird, den Kampf wieder 
aufzunehmen. 

Die Bedingungen, unter welchen die verbündeten Regierungen zum 
Srieden bereit jein würden, find in der Deffentlichfeit beiprochen worden. Sie 
müſſen zu der Größe der Opfer, welche dieſer ohne jeglichen Grund, aber 
mit der Zuftimmung der gejammten franzöfiichen Nation unternommene 
Krieg unſerem Baterlande auferlegt bat, im Verhältniß ſtehen; fie müſſen 
vor allen Dingen gegen die Fortſetzung der von allen Machthabern Frank: 
veichs jeit Jahrhunderten geübten Groberungspolitif eine vertheidigungsfähige 
Grenze Deutjchlands dadurdy beritellen, daß fie die Ergebniffe der unglüdli- 
chen Kriege, welche Deutſchland in der Zeit jeiner Zerriffenheit nad) Frank— 
veihs Willen führen mußte, wenigitens theilweiſe rüdgängig machen und 
unjere jüddeutichen Brüder von dem Drude der drohenden Stellung befreien, 
weldye Frankreich jeinen früheren Groberungen verdankt. Die verbündeten 
Regierungen haben das Vertrauen zu dem Norddeutichen Reichötage, daß der- 
jelbe ihnen die Mittel, weldye zur Erreichung diejes Zieles erforderlich find, 
wicht verjagen werde. Sie find gewiß, jebt, wo es gilt, die erlangten Erfolge 
zu ſichern, bei Ihnen der nämlichen patriotijchen Hingebung zu begegnen, 
weldye fie fanden, ald es darauf anfam, die heute gewonnenen Erfolge zu er: 
reichen. Es it ihr lebhafter Wunſch, daß es möglidy werde, jene Mittel 
nicht in vollem Umfange zu verwenden. 

Um Ihnen einen vollitändigen Ueberblid der politijchen Lage zu ge: 
währen, werden Ihnen die Mittbeilungen vorgelegt werden, welche dem Aus: 
wärtigen Amte bezüglich des Parifer Friedensvertrages vom 30. März 1856 
neuerdings zugegangen find und an welche die verbündeten Regierungen 
den Ausdrud ihrer Hoffnung knüpfen, dab die Wohlthaten ded Friedens 
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den Völkern erhalten bleiben werden, welche ſich derjelben bisher erfreut 
haben. 

Die Fortdauer des Krieges bat eine friedliche Arbeit nicht verhindert. 
Das Gefühl der Zufammengehörigfeit, welches durch gemeinfame Gefahr 
und durch gemeinjam erfämpfte Siege belebt ift, das Bewußtſein der Stellung, 
welche Deutjchland zum eriten Male ſeit Iahrhunderten durch feine Einigkeit 
errungen bat, die Erkenntniß, daß nur durch Schöpfung dauernder Inftitu- 
tionen der Zukunft Deutjchlands das Vermächtniß diefer Zeit der Opfer und 
der Thaten gefichert werden könne, haben jchneller und allgemeiner, als noch 
vor Kurzem denkbar erichien, das deutſche Volk und feine Fürften mit der 
Ueberzeugung erfüllt, daß es zwijchen dem Süden und Norden eines feiteren 
Bandes bedürfe, als der völferrechtlichen Verträge. Dieje unter den Negie- 
tungen einhellige Ueberzeugung hat zu Unterhandlungen geführt, alö deren 
erite, auf dem Felde des Krieges erwachjene Frucht Ihnen eine, zwiſchen dem 
Norddeutichen Bunde, Baden und Heffen vereinbarte, vom Bundesratlye ein- 
timmig angenommene Verfaſſung eines Deutjchen Bundes zur Genehmigung 
vorgelegt werden wird. Die auf gleichen Grundlagen mit Bayern getroffene 
Verftändigung wird ebenfalls Gegenftand Ihrer Beratungen werden, und 
die Uebereinftimmung der Anfichten, welche mit Württemberg über das zu 
eritrebende Ziel beiteht, läßt hoffen, daß eine gleiche Uebereinitimmung über 
den Weg zum Ziele nicht ausbleiben werde. 

Sie werden, geehrte Herren, mit dieſem Werfe eine TIhätigfeit würdig 
abſchließen, wie ſolche wenigen gejeßgebenden Verſammlungen vergönnt ge 
weien iſt. Im wenig mehr als drei Iahren haben Sie durch eine lange 
Reihe wichtiger, im die verjchiedeniten Verhältniſſe des Volkslebens tief ein- 
greifender Gejeße den Ihrer Mitwirkung amvertrauten erjten Ausbau der 
Bundeöverfafjung fördern helfen und durch die leßte, vor dem Ablauf Ihrer 
Amtsdauer Ihnen zugehende Vorlage ſoll dieje Verfalfung und jollen die 
auf derjelben beruhenden Gejeße über die Grenze ausgedehnt werden, welche 
bisher unjre jüddeutjchen Brüder von uns jchied. Der große nationale Ge- 
danfe, welcher fie ſtets bei Ihren Berathungen leitete, wird durch die leßte 
Berathung, zu welcher Sie zufjammentreten, jo Gott will, um einen entjchei= 
denden Schritt jeiner vollen Verwirklichung näher geführt werden. 

Das Kanzleramt des Norddeutichen Bundes theilte dem Norddeutjchen 
Reichetage den über den Beitritt von Baden und Hejjen am 15. Novem- 
ber abgeichloifenen Vertrag mit Scyreiben vom 24. November’), den über 
den Beitritt Württembergs am 25. November abgejcyloffenen mit Schrei: 
ben vom 28. November**), endlidy den über den Eintritt Bayerns am 


) Drudj. Nr. 6. 
») Drudi. Nr. 9. vergl. die Bemerkung des Präfidenten Dr. Simjon in der 
3. Sifung vom 28. November 1870. St. B. ©. 2 1. g. u. 
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23. November abgefchloffenen mit Schreiben vom 1. Dezember 1870 
mit”). 


Erfie Berathung 


über ſämmtliche Verträge. 


Präfident des Bundesfanzleramts, Staatöminifter Delbrük**): 

Ic) glaube vorausjchiden zu müffen, dab ed, was die Sache jelbit be- 
trifft, nicht unerwogen geblieben ift, ob es fich empfehle, in die neue Ver: 
fafjung Beftimmungen aufzunehmen, welche, unabhängig von der in Ausficht 
genommenen Erweiterung des Bundesgebiets, die eigentlich verfaffungsmäßige 
Ausbildung ded Bundes zum Gegenftande hätten. Ic glaube, die zwei 
Fragen, die hier vorzugsweije in Betracht fommen mußten, nicht bezeichnen 
zu follen; fie liegen in Aller Munde. Man glatıbte indeijen, daß, ohne die 
Bedeutung diejer Fragen zu unterjchägen, ohne die Nothwendigkeit der Drd- 
nung dieſer Fragen im Laufe der Zeit irgendwie verneinen zu wollen, der 
jetige Augenblid nicht dazu geeignet jei, um dieſe an fich jchmierigen, zum 
Theil zwar viel beiprochenen, aber nod) wenig vorbereiteten Kragen zum 
Abſchluß zu bringen. Man ging davon aus, daß ed richtiger fei, jetzt ſich 
auf das zu bejchränfen, was unmittelbar durch den Beitritt der jüddeutichen 
Staaten geboten ſei und den weiteren inneren Verfaſſungsausbau dem Zus 
jammenmwirfen des zulünftigen Deutſchen Bundesraths mit dem fünftigen 
deutjchen Neichötage zu überlaffen. So bewegen fidy denn die vorliegenden 
Berträge auf der Grundlage der Verfaffung des Norddeutichen Bundes und 
bejchränfen fich darauf, in diefe Verfaffung dasjenige hineinzutragen, was 
durch die Erweiterung des Bundes unmittelbar geboten war. Wenn id) jage, 
die vorliegenden Verträge jchließen fi) an den Inhalt der Bundeöverfaffung 
an, jo hebe ich dabei befonders hervor, — weil man vielleicht darüber zweifeln 
könnte, — daß zu dem Inhalt der Buudesverfaffung nach allen diejen Verträgen 
auch der Eingang der Bundesverfaffung gehört. Es fünnte aus der Faſſung 
der Grwägungsgründe in dem preambule des Vertrages mit Baiern herge— 
leitet werden, dab der Eingang unjerer Norddeutichen Bundesverfaffung, der 
wörtlich übernommen ilt, in den Cingang der dem Protofolle vom 15. No- 
vember beigefügten Bundesverfaffung verändert ſei. Das ijt nicht der Fall. 
Dieje Konfiderantd in dem Eingange des Vertrages mit Baiern find Kon: 
fiderants, wie fie in einem ſolchen Vertrage üblich find. Acceptirt ift unbe- 
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) 6. Sitzung vom 5. Dezember 1370. St. B. S. 67. Den erften Theil der 
Rede bildet die oben in der Hiftoriihen Einleitung abgedrudte Mittheilung über den 
Gang der Unterhandlungen über die Vertragsabſchlüſſe. j. Bd. III. ©. 109. 
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dingt mit der Verfaffung auch deren Gingang. Die Aenderungen nun, 
welche die Bundesverfaffung erhalten hat, glaube ich in allen ihren Einzel⸗ 
beiten bier bei der Generaldisfuffien nicht motiviren zu ſollen; ich glaube 
mich darauf bejchränfen zu dürfen, die weientlichften und eigentlich charaf- 
teriftiichen davon hervorzuheben; diefe aber auch glaube ich ſoweit beiprechen 
zu müffen und, ohne der Spectaldiscuffion vorzugreifen, befprechen zu dürfen, 
als es zur Klarlegung des Gedankens nothwendig ift. Die Aenderungen, 
welche die Bundeöverfaffung erhalten hat, charafterifiren fich in der Haupt- 
lache dahin, daß der füderative Charakter der Bundesverfaſſung verftärft ift. 
Es konnte das in der That bei einer Verhandlung, die von Thatjachen, von 
aktuellen Verhältniffen ausging, nicht anders fein. Die Staaten, die dem 
Bunde zutreten, gehören ſämmtlich zu den größeren; der größte diefer Staaten 
bat micht ſehr viel weniger Einwohner, wie ſämmtliche Staaten ded Nord: 
deutichen Bundes mit Ausnahme Preußens; ihm reihen fich, wenn auch ge- 
ringeren Umfangs, die anderen Staaten an. Es liegt in der Natur der 
Sache, daß der Beitritt größerer Staaten zum Bunde das föderative Clement 
in der Bundeöverfaffung nothwendig verftärfen mußte, und daf, wern man 
überhaupt den Anſchluß der ſüddeutſchen Staaten wollte, e8 ohne Anerkennung 
der berechtigten Seiten dieſes Elementes nicht geichehen konnte. Im Ginzelnen 
tritt died zumächft bei einem der wichtigsten Punkte hervor, bei der Regelung 
des Bundeskriegsweſens. Gerade an diefem Punkte glaube ich wieder an 
die Verhandlungen erinnern zu dürfen, die im Sahre 1867 bier ftattfanden, 
der erfte Redner, der damald zur Generaldiöfuffion ſprach, deifen berebte 
Stimme zu unjer Aller Schmerz verftummt ift, der damalige Abgeordnete 
für Reichenbach, hob es als einen Vorzug des Verfaffungsentwurfs hervor, 
dab er Modifikationen nach verichiedenen Seiten hin offen laffe, daß er Mo- 
difilationen in einer Form namentlich offen laffe, welche den Regierungen 
die Möglichkeit gemähre, durch Sonderftipulationen über die militärischen 
Verhältniffe der vollftändigen Abforbirung durch die Gentralgewalt zu ent- 
geben; er hob dies hervor in befonderem Hinblid auf den auch von ihm leb— 
haft gewünfchten Anfchluß der ſüddeutſchen Staaten. Der Gedanke ift un- 
zweifelhaft ein vollfommen richtiger; ed fann auf diefem Gebiete — und ed 
it das auch ſchon in dem beftehenden Bundesverhältnif gefchehen — es kann 
auf diefem Gebiete der Sonderftellung der einzelnen Staaten Rechnung ge 
tragen werden und in ziemlich weitgehender Art, ohne das, worauf ed an— 
fommt, nämlich die Einheit des Bundesheeres, zu gefährden. So ift e8 auch) 
in den hier vorliegenden Verträgen gejchehen. Die Grundlogen der Bundes: 
Friege-Verfaffung: die allgemeine Wehrpflicht ohne Stellvertretung, die Dauer 
der Wehrpflicht in dem ftehenden Heere, in der Neferve und in der Land— 
wehr, die Beftimmung der Friedenspräfenzftärfe — diefe allgemeinen Grund: 
lagen find alljeitig diefelben. Auf diefen Grundlagen herauf ift aufgebaut, 
auch vollftändig übereinftimmend, die Organifation, die Formation und die 
Ausbildung. In der Ausbildung ftecft zugleich der Präjenzftand ſämmtlicher 
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Kontingente. (Hört! Hört! links.) Es find übereinftimmend die Vorjchriften 
über die Mobilmachung, und die Anordnung der Mobilmadyung liegt allein 
in der Hand des Bundesfeldherrn. Es ift ferner übereinftimmend die Geld- 
leiftung, welche von dem beitretenden Staaten aufzubringen ift; es ift auch 
in diefer Beziehung die vollitändige Gleichheit der Pflichten durchgeführt. 
Dies find die großen allgemeinen und durchweg übereinftimmenden Grund- 
lagen, welche unter Hinzutritt anderer Beſtimmungen nad) der Ueberzeugung 
der Männer, denen ich meinerjeits das enticheidende Urtheil über dieje tech- 
niſchen Fragen zujchreiben muß, die vollite Gewähr dafür geben, das in Be— 
ziehung auf das Bundesheer dasjenige erreicht ift, was notwendig iſt. Ich 
gehe num über zu den Abweichungen. Sie liegen zunächit darin, daß in ein- 
zelnen der beitretenden Staaten die Gejetgebung über die militärijchen Ver— 
hältniffe nicht, wie es der betreffende Artikel der Bundesverfaſſung vorjchreibt, 
jofort eingeführt werden ſoll. Indeſſen, meine Herren, diefer Vorbehalt iſt 
-weder zu überjchäßen noch in jeiner Berechtigung in Frage zu Itellen. Gr 
iſt nicht zu überjchäßen deshalb, weil das Kriegsdienſtgeſetz — aljo von den 
gejeßlichen Beitimmungen, die neben der Verfaffung über die Militärver- 
hältniffe beitehen, das wichtigite — in Württemberg, Baden und Heſſen 
durch die Verfaſſung jelbit eingeführt wird und in Baiern in jedem 
Augenblid im Wege der Gejeßgebung eingeführt werden kann, und ich be» 
merfe dabei, dat das baieriſche Kriegödienitgejeg mit dem Norddeutjcyen im 
Wejentlichen ſchon jetzt übereinstimmt. Es gilt das letztere von dem jeit Er— 
laß der Bundesverfaffung zu Stande gekommenen Gejeß über die Einquar— 
tierung im Frieden. Das Militärftrafrecht konnte in der That in den jüd- 
deutjchen Staaten jet nicht eingeführt werden. Dem Neichötage iſt in Er— 
innerung, daß bereits in der letzten ordentlichen Seſſion zugejagt tft und zus 
gejagt werden muhte, daß dem nächſten Neichötage ein Militäritrafgejeßbud) 
vorgelegt werden würde (Hört! Hört! linf3) und zwar in naturnothwendiger 
Konjequenz der Aenderungen des allgemeinen Strafrecht. Es konnte nicht 
in der Abſicht liegen, den jüddeutichen Staaten zuzumutben, jeßt das preußi— 
ſche Militär-Strafgejeßbucdy einzuführen, mit deffen Aufhebung und Erſatz 
durd) ein anderes Gejeß man eben umgeht. Damit hängt die Strafprozeß— 
ordnung zufammen und ganz gleich liegt e8 mit dem Rayongeſetz. Dem 
vorigen Reichstage ift jchen eine Gejeßvorlage gemacht worden, welche damals 
nicht hat zur Berathung gelangen können; ich zweifele nicht daran, daß dem 
nächiten Reichstage eine gleichartige Vorlage gemacht werden wird. Hiermit 
meine Herren, haben Sie aus der Enumeration der Geſetze, welche fich in 
den bezüglichen Verfaſſungsartikeln vorfinden, die wejentlichiten und in dem, 
was ich zu bemerfen die Ehre hatte, wie id) glaube, den Nachweis, dat; es 
theild unbedenklich, theild nothwendig war, die Ausführung diejer Geſetze zu 
juspendiren. Es fommen mun nocd andere Gejege in Betracht, 3. B. über 
Vorjpann und ähnliche Leiftungen; es find das Vorfchriften, auf deren unbe: 
dingte Gleihmäßigfeit, glaube ich, ein entjcheidender Werth von feiner Seite 
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gelegt wird, bei denen es im Mejentlichen zunächſt nur darauf ankommt, 
daß Vorſchriften beitehen. Cine erhebliche Abweichung von den Beltimmun- 
gen der Bundesverfaffung findet fich in dem Bertrage mit Baiern endlich 
darin, daß der Oberbefehl im Arieden nicht, wie es die Bundeöverfaflung 
will, dem Bundesfeldherrn, jondern Sr. Majeität dem Könige von Baiern 
zultcht. Meine Herrn, bei diefer Frage befindet man fich wieder vor realen 
Verhältniffen, vor denen man feine Augen nicht verjchliegen kann. Das 
Gewicht, welches ein größerer Staat an fich hat, zugleidy aber audy die 
Fähigkeit, welche ein größerer Staat in Beziehung auf die tüchtige Erhaltung 
einer jelbititändigen Armee befitt, haben dahin geführt, diefe Abweichung 
von der Bundesverfalfung für zuläffig zu erachten, eine Abweichung, die 
durch die im Uebrigen dem Bundesfeldherrn zuftehenden Rechte ihre Be— 
grenzung und, ſoweit nöthig, ihr Korreftiv findet. Ich gehe nun über zu 
einigen mehr die inneren Verhältniſſe betreffenden Abänderungen, die gleich 
den eben erwähnten die Bedeutung einer Verjtärfung des füderativen Ele— 
ments haben. Es fann dahin zumächit geredynet werden die neue Redaktion 
des Artikel 7 der Verfaſſung, in welche die Attributionen des Bundesraths 
miammengefaßt find. Ich ſage, fie kann hierher gerechnet werden, denn 
diefe Zufammenfallung von Beltimmungen, die wejentlich übereinitimmend 
ih an anderen Stellen der Bundesverfaffung finden, hat eine ins Gewicht 
fallende materielle Bedeutung nicht. Es wurde Werth gelegt auf diefe Zu— 
lummenfaffung, um an einem Ort flar zu Stellen die eigentlichen Zuftändig- 
feiten des Bundesraths, deren Ergründung aus der Bundesverfaljung jelbit 
nicht ohne ein gewiſſes Studium möglidy) war. Cine materielle Aenderung 
des Beftehenden iſt damit faum herbeigeführt. Es gehört ferner hierher die 
Schaffung eines neuen Ausjchuffes für die auswärtigen Angelegenheiten. Se 
weiter fich der Bund ausdehnt und je mehr größere Staaten ihm beitreten, 
deſto mehr tritt das jachliche Bedürfni hervor, dab nicht bloß, wie es bisher 
vielfach gejchehen ift, durch gelegentliche Mittheilungen an die Gejandten und 
an die im Bundesrath verfammelten Vertreter der Bundesregierungen, jon- 
dern in einem formell geregelten Wege Mittheilungen über den Gang der 
pelitiichen Lage gemacht werden. Es liegt in der Natur der den Ausſchüſſen 
des Bundesrath überhaupt zugewiejenen Funktionen, daß die Inftruirung, 
der Gejandten diefem Ausſchuß nicht zufallen kann, ev wird ſeinerſeits Kennt: 
mb von der Lage der Dinge nehmen und wird in der Lage fein, durch dieſe 
Kenntniß, durch Anträge, die er an den Bundesrath ftellt, durch Bemerkungen, 
die er dem Präfidium macht, auf die Behandlung der Politik einen Einfluß 
auszuüben. Ich habe ferner zu erwähnen den Artikel über die Erefution. 
Es iſt die Aenderung, die diefer Artikel erhalten hat, eine faktiſch in der 
That nicht wejentliche; die Beranlaffung zu der Aenderung liegt hauptſächlich 
auf dem Gebiete der internationalen Konvenienz. Ich komme endlich bei 
Beiprehung der hierher gehörigen Aenderungen auf den Zufat, welchen der 
Attilel 11 der Bundeöverfaffung in Beziehung auf die Kriegserflärung er- 


136 1870. Verträge. 


halten bat. Dieſer Zuſatz läßt fich unzweifelhaft charakterifiren ald eine Ver— 
ftärfung des füderativen Elements in der Bundesverfaffung. Sein wirflicher 
Charakter liegt aber in etwas Anderem. Ie mächtiger der Bund wird, je 
weiter er ſich ausdehnt, um jo mehr it es von Intereffe, auch dem Auslande 
gegenüber in der Bundesverfaffung jelbjt zum Ausdrud zu bringen, was der 
Bund ift, nämlicdy ein weſentlich defenſives Staatswejen. (Hört! Hört!) 
Dieſer Gedanke fonnte in feiner zutreffenderen Weiſe zum Ausdruck gebracht 
werden, ald durch den Zufaß, den Sie bier in dem Artikel 11 aufgenommen 
finden. Cinige die Finanzen betreffende Aenderungen der Bundesverfaflung 
waren nicht zu vermeiden. Sie betreffen die inneren Steuern von Bier und 
Rranntwein. Theild ganz bejondere ftaatsrechtliche Werhältniffe, wie fie z. B. 
in Baiern in Betreff der Malzftener in ihrem Zufammenhange mit der 
Staatsichuld obwalten, theild abweichende Betrieböverhältniffe, wie fie in 
Süddeutſchland, gegenüber Norddeutichland beitehen, Tiefen es jedenfalld zur 
Zeit nicht zu, die Belteuerung des Biers und Branntweins, wie fie jet im 
Runde geſetzlich beiteht, auf Süddeutjchland auszudehnen. Es kam dazu, 
daß, wie den Herren Allen befannt it, bei uns jelbit erhebliche Zweifel über 
die Nichtigkeit der Grundlage für die Branntweinſteuer und, wie ich glaube, 
eine ziemlich allgemeine lebereinitimmung darüber obwaltet, dat die Bier: 
jteuer, jo wie fie befteht, nicht lange mehr fortdauern kann, und daß in einem 
Augenblide, wo man befanntlich fich mit eingehenden Ermittelungen darüber 
beichäftigt, ob an Stelle der Maiſchraumſteuer eine Fabrikatſteuer gejett 
werden joll, jet e8 jo, oder jo; wo man fidy ferner mit der Frage beichäftigt, 
ob die Bierbeftenerung, wie fie in dem größten Theile des Norddeutichen 
Bundes beiteht, einer Abänderung zu unterziehen ſei, — in ſolchem Augen: 
blif fonnte man nicht füglich den fjüddeutichen Staaten zumutbhen, dieje 
beiden Steuerreformen anzunehmen. Die nothmwendige Konſequenz diejes Zu— 
geftändniffes war, daß in Beziehung auf diefe Steuern dafür Vorforge getroffen 
werden mußte, wie ihre Behandlung ſowohl im Bundesrathe, ald im Reichs— 
tage ftattzufinden hat. Man fonnte nicht wohl davon ausgehen, daß die 
jüddeutjchen Megierungen im Bundesrathe über Steuern mitzubejchließen 
hätten, die auf fie feine Anwendung finden; und ebenjo wenig, daß die ſüd— 
deutjchen Abgeordneten im Reichstage die entjcheidende Stimme bei foldyen 
Steuerfragen mit abgeben dürfen. Es hat diefe Erwägung geführt zu 
den beiden Ausnahmebeitimmungen, die jowohl im Kapitel vom Bundesrathe 
ale im Kapitel vom Reichstage binfichtlich derjenigen Angelegenheiten fich 
finden, die nicht dem ganzen Bunde gemeinjchaftlicy find. Sodann wurde 
von Baiern jowohl, ald von Würtemberg ein entjcheidender Werth auf die 
Beibehaltung der eigenen Verwaltung der Poften und Telegraphen gelegt. 
Es beruhte der Werth, den man der Erhaltung diejer diefer beiden Inftitu- 
tionen in der Selbitverwaltung beilegte, auf verſchiedenen Motiven. Das 
finanzielle Motiv, wie ich gleid) bemerfe, war nicht das weſentlich entjchei- 
dende. Man wünſchte theild dem Verkehr lieb gewordene Einrichtungen zu 
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erhalten, welche man bei dem Uebergange auf den Bund für gefährdet hielt; 
man wiünjchte Beamten-Organifationen zu erhalten, an die man jchon jeit 
langer Zeit gewöhnt war. Cs konnte diefen Wünſchen füglich und ohne 
Schaden für die Einheit und Gemeinjfamfeit nadhgegeben werden, da jowohl 
Baiern wie Mürtemberg darüber nidyt im Zweifel waren, daß die Geſetz— 
gebung des Bundes in allen diejen Angelegenheiten, jobald fie fich nicht 
lediglich auf die internen Verhältniſſe Baierns und Würtembergs binfichtlich 
des Portos bezieht, daß die Gejeßgebung über diefe Angelegenheiten ſich auf 
beide Staaten zu erftreden babe. Ich bemerfe hierbei, daß die bezüglichen 
Verabredungen in dem Vertrage mit Baiern und in dem Vertrage mit 
Rürtemberg nicht miternander tertuell übereinitimmen. Es gehört dies eben 
zu den Infongruenzen, welche die Verhandlung an zwei verjchiedenen Orten 
herbeiführt. Es bat nicht in der Abficht gelegen, ſachlich durch die eine 
Faſſung etwas Anderes zu jagen ald durdy die andere. Baiern allein hat 
fih endlich noch zwei Vorbehalte gemacht, den einen in Beziehung auf die 
Vorſchriften des Titels über die Eiſenbahnen, welche eigentlich reglementärer 
und adminiftrativer Natur find. Der Vorbehalt beruhte darauf, daß es fich, 
in Baien um ein im Großen und Ganzen völlig geſchloſſenes Gebiet handelt, 
in welchem Gebiete neben der Staatöverwaltung mur eine einzige Privat: 
Eiſenhahn beſteht, und daß man wünſchte, fich in Beziehung auf die Re— 
gelung diefer adminiftrativen Berhältniffe freie Hand zu halten. Der zweite 
Vorbehalt wiegt ſchwerer, er findet feinen Ausdrud darin, dat von den Ge— 
genitänden der Beauffichtigung und Gefeßgebung des Bundes für Baiern 
ausgejchloffen ift die Beitimmung über Heimaths- und Niederlaſſungs-Ver— 
hältniſſe. (Ruf: Sehr richtig!) Meine Herren, in Baiern hat bis vor zwei 
dahren rechts des Rheins in Beziehung auf diefe Materie eine Gejeßgebung 
beitanden, welche fich von der in dem größten Theile des übrigen Deutich- 
lands beitehenden jehr wejentlich unterjdyied, welche der freien Bewegung un— 
gemein Starke Feſſeln anlegte und welche, wie man jet aud) wohl in Baiern 
davon überzeugt ift, entichieden nicht zum Heil des Yandes diente. Wor zwei 
Sahren hat man eine vollfommen neue Geſetzgebung in diefer Materie 
erlaſſen; dieſe ſogenannte Socialgejeßgebung iſt eben erſt eingeführt, ihre Re— 
ſultate find bisher günſtig geweſen, und man trug in Baiern Bedenken, den 
Beitand und die Ergebniffe diefer eben erit ins Leben getretenen Gejebgebung 
durch die Annahme der im Bunde erlaffenen und in dem wichtigiten Theile 
im Bunde nody nicht einmal ausgeführten Gejeßgebung in Frage zu Itellen. 
Es wer dies ein Bedenken, welches ſich unüberwindlich zeigte, und welches 
zu dem Ausſchluß dieſes Gegenitandes führte. Meine Herren, ich habe bisher 
eine Reihe mehr oder minder wejentlicher Aenderungen der beitehenden Bundes- 
verfaffung zu erwähnen gehabt; ich kann zum Schluß mit einer Befriedi- 
gung, welche, wie ich glaube, der Reichstag theilen wird, auf den letzten 
Artikel des Verfaffungsentwurfs übergehen, auf den Artifel 80. Durch diejen 
Artifel wird eine jehr lange Reihe von Geſetzen, in der That mit einer oder 
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zwei Ausnahmen alle fundamentale und wichtige Geſetze, die im Norddeutfchen 
Bunde beitehen, in Würtemberg, Baden und Südhellen entweder jofort oder 
zu einem von vornherein beſtimmten nabeliegenden Termin eingeführt. Man 
hat es in den genannten Staaten gewagt, ohne auf Vorbereitungen in der 
inneren Gejeßgebung zu warten, den Sprung zu machen, der, wie unver: 
fennbar it, mit der en bloc-Annahme einer großen Anzahl jo tief einjchnei: 
dender Geſetze verbunden iſt. Ich kann, meine Herren, hier gleidy noch eines 
hinzufügen. Bei den Verhandlungen, die über den Artifel 80 ftattfanden, 
war, wie Sie ed begreiflich finden werden, nicht immer in Beziehung auf 
jedes einzelne Geſetz die volle Drientirumg über die Möglichkeit der Ein- 
führung zu einem beitimmten Termin durdyweg vorhanden. So ift es ge: 
fommen, daß für Südheſſen die Einführung des Strafgeſetzbuchs vorbehalten 
ift für den 1. Januar 1872, und die Einführung der Gewerbeordnung ohne 
einen bejtimmten Termin in Ausficht genommen ift. Die großherzoglid) 
heſſiſche Regierung hat es für möglidy erachtet, nady nocymaliger Erwägung 
— und ich bemerfe, daf die ſämmtlichen betheiligten Regierungen damit ein- 
verftanden find — das Einführungsgeſetz zum Strafgeſetzbuch für den Nord- 
deutſchen Bund, das Strafgeſetzbuch für den Norddeutichen Bund und die 
Gewerbeordnung für den Norddeutichen Bund gleichzeitig mit dem Eintritt 
der Verfaſſung für Heffen als Bundesgejeß in Kraft treten zu laſſen. (Hört, 
Hört!) Es würden hiernach am Schluß des Artifelö 80 diejenigen Verän- 
derungen eintreten müffen, die durdy diefe von der großherzoglichen Regierung 
gefahte und von ſämmtlichen übrigen betbheiligten Negierungen angenommene 
Aenderung nothwendig werden. Ich komme nun auf die Stellung Baterns 
zu dem Artikel. Ich kann auf das Beitimmteite fonjtatiren, dak, wenn eine 
Anzahl von diejen Gejegen in dem baterijchen Vertrage nicht als jofort ein- 
zuführen bezeichnet find, dies darauf beruht, daß man mit Nüdficht auf die 
bejondere Lage der Dinge in Baiern eine Vorbereitung durdy die Landes— 
gejeßgebung bei einzelnen diejer Gejege für nöthig hielt. Man hat fi) — 
und darüber hat gar fein Zweifel obgewaltet — binfichtlich aller diejer Ge- 
jeße in Baiern der Bundeögefeßgebung in Beziehung auf den Einführungs— 
termin unbedingt unterworfen; man hat aber Bedenken getragen, ohne die 
Möglichkeit zu haben, eine legislative Vorbereitung in Baiern jelbit zu treffen 
oder auch nur in gründliche Erwägung zu ziehen, ob eine ſolche legislative 
Vorbereitung nicht zu entbehren jet — ich jage, man bat Bedenken getragen, 
vorher eine große Neihe der hier in Rede ftehenden Gejeße in Baiern ein- 
zuführen. Aus dem Vertrage mit Baiern jelbit ergiebt ſich, daß diefe Ein— 
führung nicht in Frage steht binfichtlich des MWahlgejees für den Nord- 
deutichen Bund. — Meine Herren, ich glaube in der allgemeinen Disfuffion 
mich auf dieſe Charafterifirung der vorliegenden Verträge bejchränfen zu 
müſſen. Ic) wiederhole: fie find erwadyien auf dem Boden der Thatjachen, 
fie find zu Stande gefommen, indem man ſich die realen Berhältniffe ver- 
gegenwärtigte. Ich bitte, daß auch Sie, meine Herren, fid) bei Beurtheilung 
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der Vorlage auf diejen Standpunkt ftellen und fich vergegenwärtigen, daß es 
Deutſchland ſchon mehr ald einmal nicht zum Segen gereicht hat, das Er— 
reichbare dem Wünſchenswerthen zu opfern. (Bravo!) 


General-Debatte. 


Schulze (Berlin VI, früber Deligich)*): 

Meine Herren, wenn ich zur Begründung des präjubiziellen Antrags, 
den ich und meine Freunde geitellt haben, das Wort ergreife, jo iſt es meine 
Aufgabe, ihn von zwei jehr verfchiedenen Standpunften aus zu rechtfertigen 
und darzulegen, daß er zwei an fich jehr verfchiedenen Anſchauungen zum 
Ausdruck zu verhelfen beitimmt ift. Die Ueberzeugung derjenigen Mitglieder 
von ung, die in der Sitzung vom 21. Juli diefed Jahres gegen die Mans 
datöverlängerung waren, die aber, als das Majoritätsvotum gegen fie ge- 
fallen war, Ihnen erflärten, daß fie fich dem fügend die Verantwortlichfeit, 
mit Ihnen weiter zu tagen, übernehmen wollten, drängte und von einer Seite 
zur Stellung dieſes Antrages. Ich glaube, die Majorität derer, die dieſe 
Mandatverlängerung beichloffen haben, hat ganz gewiß feine andere Vor: 
ausſetzung dabei gehabt, als die Dringlichkeit der Lage, die Berüdjichtigung 
der Situation, die durch einen Krieg, deſſen Eventualitäten in jenen Tagen 
in feiner Weiſe zu überjehen waren, an uns herantrat. Meine Herren, wir 
haben dieſe Vorausſetzung, die, wie wir feit glauben, Ihr Votum bedingte, wir 
baben unjere Verheifungen, uns diefem zu fügen, im vollften Sinne wahr 
gemacht. Dbgleich die Situation eine andere geworden ift, Dank unjerer 
Kriegführung und den glorreichen Kämpfen unferer tapferen Heere, obgleid) 
Wahlen jehr wohl möglich gewejen wären, haben wir, als es galt, der weis 
teren Kriegführung die Mittel zu bewilligen, es für unjere Pflicht gehalten, 
dem Auslande, dem kämpfenden Feinde gegenüber offenkundig darzulegen, dat 
in diefem Punkte von irgend welchen Zweifeln oder von Bedenken, aud) von 
an fich beredytigten Bedenken, feine Rede fein könne in unjerem Volfe. Wir 
waren durch Die Megierung einmal in die Lage gebracht, man hatte die 
Wahlen nicht angeordnet, die Mittel thaten noth, fie waren in dem Augen: 
blif Bedürfni der Kriegführung, und wir haben fie mit Ihnen bewilligt. 
Aber, meine Herren, eine andere Stellung nehmen wir ein, wenn es gilt, 


) St. B. S. 71 lm. ‚Der von Dunder und 14 Genofien, darunter der Redner, 
unterzeichnete, am 2. Dezember 1870 eingereichte Präjupdical:Antrag lautete wört: 
lich: Der Reichstag wolle bejchließen: „die verbündeten Regierungen aufzufordern, die: 
jonigen Schritte zu thun, welche den ſüddeutſchen Regierungen und verfafjungsmäßig dem 
Reichstage des Norddeutichen Bundes gegenüber erforderlich find, um die deutſche 
Verfaffung einem nab den Wabhlgejegen zum Zollpariament gewäbl: 
ten, gemeinfamen Reichdtage zur Vereinbarung mit den deutſchen Re: 
gierungen vorzulegen.“ Drudi. Nr. 19. 
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nicht etwa blos den Beitritt von ſüddeutſchen Staaten zu unferem Nord: 
deutjchen Bunde, jondern eine ganz neue BVerfaffung von Deutjchland zu 
janctioniren, mindeftens mejentliche Veränderungen der beftehenden Verfaſſung, 
die, wie ich weiter ausführen werde, wirflich fundamentaler Natur find. Ja 
meine Herren, die Borausjegung einer ſolchen Aufgabe möchte wohl der Ma— 
jorität bei der Mandatöverlängerung — das wage ich zu behaupten — jehr 
fern gelegen haben. Das aber behaupte ich beftimmt, daß, wenn es ſich 
darum handelt, das Fundament unteres öffentlichen Nechtölebend für lange 
Zeit hinaus feitzuftellen, über die Konftituirung Deutjchlands zu bejchließen 
für die Dauer, daß ed da unbedingt geboten erfcheint, ein Votum ded Volfes ein- 
zubolen in der einzigen Form, in der dies gegeben werben fann, indem man 
mit neuen Wahlen an das Volk heran tritt. — Denken Sie darüber, wie 
Sie wollen! Sie mögen die formale Kompetenz für fidh haben. In jenem 
Beſchluß vom 21. Juli ift feine Grenze der Befugniffe beftimmt, die Sie 
fid) beigelegt haben, das erfennen wir Ihnen gegenüber an. Aber dab die 
Sache materiell doch ein anderes Geficht annimmt, darüber darf ich mid) 
jogar auf die Vorgänge der jüngften Iahre innerhalb Preußens ſelbſt be— 
rufen. Nicht als ob es gegolten hätte, dort eine neue Verfaffung zu machen, 
von der nicht die Rede war; ald aber neue politifche Kombinationen an und 
in Preußen herantraten, in Folge der Kämpfe von 1866, da hat die preußi— 
jche Regierung es für geboten erachtet, dem Volke —, wie fie dies ausdrücklich 
betonte, — durch Neuwahlen es zu ermöglichen, feine Pofition durch die zu 
erwählenden Deputirten jenen Kombinationen gegenüber einzunehmen. Wie 
viel mehr in diefem Falle der Beſchlußnahme über eine PVerfaffung! Mit 
welchen Mafel ihrer Entftehung it diefelbe behaftet, wenn dabei dad Grund: 
und Hauptrecht ded Volfes übergangen ift, durch welches es allein im Stand 
ift, feine Mitwirfung bei Ordnung der öffentlichen Angelegenheiten zu be— 
thätigen, während zugleich das ganze Fundament unjerer eigenen Stellung 
in Frage geftellt wird. Deßhalb müffen Sie und jchon geftatten, durch 
diefen Antrag noch einmal die Kompetenzfrage vor Ihre Entſcheidung zu 
bringen. Wir werden diejelbe Stellung einnehmen, die wir eingenommen 
haben bei Ihrem Votum vom 21. Juli; wir werden, jo jchwer es und wird, 
und Ihrem Botum, wenn es gegen uns fällt, nochmals fügen. Denn wir 
bedenfen wohl, daß die große Verantwortlichkeit dieſes Entichluffes überwogen 
wird von der größeren WVerantmwortlichfeit, der wir und ausſetzen würden, 
wenn wir und weigerten, weiter mit Ihnen fortzuarbeiten. Denn wir müßten 
und dann jagen, dak wir durch unjere weitere Mitwirkung manche ſchwere 
Schädigung hätten verhüten können und manches Heilfame durch unſere Mit- 
wirkung erreichen, was, wenn wir und zurüdziehen, leicht bei dem Stimm: 
verhältniffe in diefem Haufe anderd gefommen wäre. Wir werden aljo aud) 
in diefem Falle — das bin ich ermächtigt im Namen meiner Freunde zu 
erflären — mit Ihnen fortarbeiten, jo jehr wir auch von der ſchweren Berant- 
wortlichfeit ded ganzen Hauſes in diefem Falle, wenn dem Hauptrecht des 
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Volles nicht, unferem Antrage gemäß, Rechnung getragen wird, überzeugt 
find. Indeſſen glaube ich unjerem Antrage von einer anderen, von der ma— 
teriellen Seite her vielleicht bei der Mehrheit dieſes Haufes eine befjere Em- 
pfeblung geben zu können. Man kann von der abjoluten Kompetenz und 
von dem Gebotenjein der Aufnahme diefer Frage Seitens des Reichstages 
überzeugt fein, man braucht aber deshalb nicht davon überzeugt zu fein, daß 
der Weg, auf den dieje ganze große Angelegenheit gebracht ift von den ver- 
bündeten Regierungen, der zweckmäßige fei, um fie zu einer heilſamen Gr- 
ledigung zu bringen. Bon diefem Standpuufte aus erlaube ich mir, noch 
einige, wie ich glaube, jchwerwiegende Gründe, die und bewogen haben, diejen 
Antrag zu ftellen, Ihnen vorzuführen. Wir glauben, daß diefer Antrag, den 
ih Ihnen nach feinem Inhalte ja nicht zu vergegemmwärtigen brauche, einmal 
geeignet ift, den Reichstag aus der überaus mißlichen Lage zu befreien, in 
der er fi) den NRegierungsvorlagen gegenüber befindet, und zweitens, daß er 
allein geeignet ift, die Angelegenheit überhaupt auf den einzigen Weg einer 
wahrhaft im Intereſſe des Volkes heilfamen Erledigung zu bringen. Nehmen 
Sie zuerft die Stellung des Reichstages zu dieſen Vorlagen. Vertragsmäßige 
Abmahungen der Regierungen, einerjeits ded Norddeutichen Bundes, anderer- 
jeitö der ſüddeutſchen Staaten liegen vor. Dieje vertragsmäßigen Ab— 
mahungen bilden die Dfferte, vermöge deren auch in den jühftaatlichen 
Kammern diefe Dinge zur Vorlage gebracht werden. In dem Augenblid, 
wo Sie an diejen vertrogsmähigen Abmachungen irgend etwas ändern, amen— 
diren, wird man Ihnen jagen — der Herr Präfident des Bundesfanzleramts 
bat dies ja jchen, und wie ich glaube mit Recht, angedeutet — ja dann 
macht ihr die ganzen Dinge zunichte, denn in dem Augenblid, wo ihr Etwas 
ändert, find die füddeutjchen Regierungen nicht mehr vertragsmähig gebunden, 
diefe Vorlage ihren Kammern zu machen und die ganze Angelegenheit füllt 
in fih zufammen. Ja, meine Herren, jo find wir denn vor diefe ungemein 
wichtige und bedeutende Borlage geitellt mit der Aufforderung, entweder ja 
oder nein zu jagen. Nun, das möchte am Ende zu ertragen geweſen fein, 
wenn es fich allein um einen Aft handelte, wie ihn der Herr Präfident des 
Bundestanzleramts betonte, wenn es fi) nur darum handelte, daß die jüd- 
deutichen Staaten einfady zu dem Norddeutjchen Bunde, der ja in Folge defjen 
natürlich feinen Namen in einen Deutjchen Bund ändern würde, treten. 
Denn ed fi) um weiter nichts handelt, dann möchte eine ſolche Stellung 
dieſes Reichötages am Ende noch hinzunehmen fein, und idy glaube, es 
würde wohl faum Semand, jo jehr verbefferungsbedürftig er auch die Vorlage 
achtet, mit Nein alsdann antworten können. Aber, meine Herren, diejen 
Vorlagen von jo eminenter Tragweite gegenüber, — wollen wir und in eine 
ſolche Poſition drängen lafjen, wie fie etwa bei der Vorlegung eines Han- 
delövertrages üblich ift, wo auch die Kritik, mit der man in der Regel 
bervorzutreten außerordentlich bereit ift, ſchließlich dann ſtets auf den Sat 
binausläuft: Ja, es ift Vieles jchlecht, aber den Vertrag zu verwerfen, geht 
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doch nicht, wir werden ihn ſchließlich mit allen Mängeln annehmen müffen? 
In eine ſolche Bofition kann ſich eine große parlamentarifche Körperichaft 
nicht drängen laffen angefichts der wejentlichiten Veränderungen der Grund: 
verfaffung des Staates, deſſen Volf fie zu vertreten bat. Sollen wir ver: 
handeln wie über Handelöverträge, über diefe ungeheuer wichtigen Verände— 
rungen der jeigen Verfaſſung, die fie entjchieden zu einer neuen machen, 
mit ganz anderem Character, mit vorwaltend füderativer Tendenz, wie der 
Herr Präfident des Bundesfanzleramts mit Recht andeutete? Im eine joldye 
Poſition jollen wir in diefen Dingen uns bringen laffen, meine Herren, 
ohne unjer Vollwort dazu zu geben, ohne die einzelnen Punkte zu Fritifiren 
und zu amendiren und jo wahrzunehmen, was im Intereife des Volkes wahr- 
zunehmen uns dringend geboten erjcheint? Nein, meine Herren, das ift feine 
Stellung, die der Würde eines großen parlamentarijchen Körpers entjpricht, 
und das ift feine Stellung, meine Herren, die der Würde und dem Intereſſe 
der Nation entjpricht, für die wir bier eintreten jollen. Bei der Feititellung 
der Fundamente ihres ftaatlichen Lebens — da darf ihr nicht das Vollwert 
thatlächlich abgejchnitten werden, welches in diejen Näumen über jolche Fra— 
gen erichallen muß, werm wir und nicht jelbit aufgeben. Und — frage ic) 
weiter: — Drängt denn wirflich die ganze politiiche Situation uns in jolche 
Bahnen hinein? Haben wir denn gar feine Zeit zu einer bejonnenen Erwä— 
gung deſſen, was in diefen großen Fragen noththut? Der Krieg, jo hören 
wir, naht einem gedeihlichen Ende; aber wie ſchwer auch die Kämpfe noch 
jein mögen, — und wir wollen fie wahrlidy nicht unterſchätzen von unſerer 
Seite aus — für den Krieg, meine Herren, ift in Bezug auf die Mitwir- 
fung der ſüddeutſchen Staaten in den Bündniffen gejorgt! Sie jehen ja aus 
den Vorlagen, und Sie haben e8 wiederholt von dem Herm Bundeskanzler: 
amts-Präfidenten gehört: für den Krieg jollen die Abmachungen nody gar 
nicht gelten und Fünnen fie auch nicht gelten, — das erfenne ich vollftändig 
an; fie können erſt in jpäterer Friedendzeit überhaupt in Anwendung fommen. 
Alfo mit dem Drange des Krieges müffen Sie und diefe Halt, dieje Ueber: 
ftürzung bei Beratbung einer großen, auf Jahrzehnte, auf Iahrbunderte 
meinefwegen, wenn Sie wollen, hinaus angelegten Verfaſſung nicht motivi- 
ren; jo liegt die Sache wahrhaftig wicht. Die Fürften mit ihren Intereſſen, 
deren Wahrnehmung ja ganz beredytigt von ihrer Seite it, haben Monate 
lang, wie wir wiffen und hören, über diefe Dinge gehandelt. Ueber Alles, 
was ihnen angemefjen erſchien, oft über die minutiöſeſten Fragen, iſt ein 
großer diplomatijcher Verkehr bin und ber eingetreten. Und nun die Ab- 
machungen der Fürften, die doch weſentlich auf die Wahrnehmung dynaſti— 
icher Intereffen binausgelaufen find, (Zuſtimmung) nun diefe Dinge an uns 
berantreten, und durch uns am das Wolf, da jollen wir nicht einmal wenige 
Wochen haben, um fie in die erniteite Erwägung und Berathung zu ziehen ? 
Meine Herren, die Feltitellung von Verfaſſungen, das iſt eine Friedensarbeit 
die nad) vollendeten Kämpfen zumal an die Nationen berantritt, zu der gebe 
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man und doch ja Zeit! Finden Sie in der Gejchichte der Entitehung von 
Verfaſſungen civilifirter Wölfer irgendwo einen ähnlichen Vorgang, daß man 
die Volksvertreter auf wenige Wochen berangerufen hätte, und fie drängt, 
mit Ja und Nein über diefe Dinge zu entjcheiden und das Vaterland dadurd) 
vielleicht in eine Lage zu bringen, aus der es fpäter ohne große Kataftrophen 
niemals wieder herausgebracht werden fann? Ic, kenne keinen folchen Vor— 
gang, wie er und zugemuthet wird, in der Geſchichte civilifirter Nationen. 
(Einfe: Sehr richtig!) Nun, meine Herren, wenn ich weitergehe in der Sache, 
ſo fomme ich noch auf ein anderes Motiv, das namentlich in der Preffe von 
verichiedener Seite, andeutungsweije auch von dem Herrn Präfidenten des 
Bundeskanzleramts, geltend gemacht worden iſt und dem wir einmal recht 
ins Geſicht ſehen müſſen. Man ſagt uns, die Eile ſei dadurch geboten, 
daß nur in dieſer erſten friſchen Strömung großer Kriegserfolge, in der da— 
durch herbeigeführten Erregung des Nationalgefühls etwas Derartiges, wie 
es uns geboten iſt, zu erreichen ſei; warten wir damit, laſſen wir das 
Volk erkalten, ſo ſetzen wir alsdann gar nichts durch; und wenn die Dinge 
auch durch das jetzt Erreichbare nicht in die Lage kommen, in der wir ſie 
zu ſehen wünſchen, wenn wir vieles höchſt Bedenkliche mit hineinnehmen 
müſſen — was ſogar der Herr Präſident des Bundeskanzleramts anerkannte 
— mm, jo wird ſich ja das ſpäter, wenn wir nur erit einmal bier ruhig 
zuſammen find, gewiß irgend wie wieder in einen andern Gang bringen 
lafien! Fa, meine Herren, das ift zunächit das traurigfte Armuthszeugniß, 
was man fir den Aufichwung des nationalen Gefühls in Deutichland auf- 
Itellen kann; (Sehr wahr!) aber zunächit enthält es doch einen ungeheuren 
Widerſpruch. Von der einen Seite jagt man und: mur jet ift überhaupt 
etwas zu machen; jelbit das Wenige, was vorliegt, ift nur jet in der eriten 
Erregung des nationalen Gefühls, wo diefes am Fräftigften und ftärfiten 
wirft, durchzuſetzen, jpäter gar nichts! Und indem man uns zugeiteht, daß 
das Gebotene höchſt unvollkommen jei, und es dabei nicht bleiben könnte, 
ſendern daß daſſelbe weiter entwicelt werden müßte, jagt man uns, daß dies 
ipiter erfolgen folle, wo nach der erften Deduftion die ganze Flamme 
des mationalen Aufſchwungs ausgelöfcht ift, und man gar nichts mehr er: 
halten farm. Auf dieje jpätere Zeit verweiſt man und aljo, um Befferes zu 
erhalten, von der die Herren erit behauptet haben, dat gar Nichts zu er- 
reichen jei. Ein großartiger Widerjpruch, und kann ich einen joldyen Stand: 
punkt abjolut in feiner Weije theilen. Mir jcheint, daß die Herren, die 
diejen Standpunkt vertreten, eine gewiffe homöopathiſche Behandlung des 
Partifularismus beabfichtigen, allein daß fie die Dofis zu ſtark greifen; und 
es iit eine befannte Lehre der Homöopathie, daß zu ſtarke Doſen nicht wir- 
im. Nein, meine Herren, jo heilt man den Partifularismus nicht, wenn 
man ihm das Schild des Veto durch dieſe Vorlagen ertheilt, des Veto, 
Ipegielle Angelegenheiten irgend eines Volksſtammes zu gemeinfamen zu er- 
flären, felbit wenn das Gejammtintereffe der Nation das erfordert. Wenn 
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man ihn jo ausrüftet und ihm die verfaſſungsmäßige Unantaftbarfeit befre- 
tirt, jo jcheint mir dies der verfehrtejte Weg, um ihn je zu bejeitigen, je zur 
Heilung zu bringen. Was für Konceffionen aber dem Partifularismus hier ge- 
macht find, brauche ich wohl faum Einem von Ihnen überhaupt noch zu jagen. 
Der Herr Präfident des Bundesfanzleramts hat died unter der allgemeinen 
Rubrik, daß die Entwidelung mehr zur föderativen als zur bundesftaatlichen 
Seite hinneige, und daß dies auch jehr natürlich jei, ſchon jelbit angedeutet. 
Ich finde es meinerjeits auch ganz natürlich, daß die Dinge diefen Weg 
gehen, wenn fie auf bloß diplomatiichem Wege, bloß durch die Vertreter der 
Regierungen abgemacht und in eine Lage gebracht werden, dab der Volks— 
vertretung eine jo geringe Möglichkeit, nody eine Wirkſamkeit darauf aus- 
zuüben, übrig bleibt; (Sehr wahr!) dann ift die ganze Gejchichte jehr na— 
türlich! 

Ich habe in der Generaldisfujfion durdyaus nicht die Aufgabe, jpe- 
ziell auf die einzelnen hierher gehörigen Punkte einzugehen. Laſſen Sie midy 
nur ein paar prinzipielle Andeutungen machen; wir werden uns ja mehr 
damit zu beichäftigen haben. Hier haben wir ja zuwörderit als Neuerung: 
„die dem Bunde in jeiner Gejammtheit nidyt gemeinjamen Angelegen- 
heiten“. Möchten hiermit allenfalld die Vertreter der Ginzelftaaten innerhalb 
des Bundesrathes befaßt jein, die ja vermöge ihrer Stellung eine gewilje 
Berechtigung haben, ftaatliche Sonderinterefjen zum Ausdrud zu bringen. 
Aber, nein, man trägt eine itio in partes in den Neichstag hinein, wonad) 
wir aljo durchaus nicht mehr, wie bisher, Vertreter des ganzen Volkes find, 
jondern unjere Stellung einen ganz vollfommen anderen Charakter anninmt. 
Das Schlimmſte aber ift, daß namentlich den einzelnen Regierungen über: , 
laffen wird, diejen ſtreng jeparatiftiichen Charakter bei einzelnen Angelegen— 
heiten feitzubalten. Möge aljo die Majorität des Bundesraths, möge die 
Mehrheit des Neichstages eine Sache für eine joldye halten, deren gemein- 
jame Ordnung das nationale Intereffe gebietet: das Veto des Partikularis- 
mus von jeder einzelnen Stelle genügt, eine Angelegenheit als eine ftreng 
ſeparatiſtiſche hinzuſtellen und fie bleibt es für ewig. 

Weiter, meine Herren, dab es fein deutjched Heimathredyt für Baiern 
giebt, darauf brauche ich nur hinzudeuten. Aber zur Behandlung der aus- 
wärtigen Angelegenheiten bemerfe ich doch ſchon bier Giniges. Der Herr 
Präfident des Bundesfanzleramts bat uns den mit Ausjchluß Preußens durch 
Baiern, Würtemberg und Sachen gebildeten Ausſchuß ald etwas durchaus 
Unjchädliches, als eine Art „weißes Pulver” dargeitellt. Ich finde aber doch 
eine ganz eigene Behandlung der Sache darin, wenn das Bundespräfidium, 
das dody thatjächlich die ganzen auswärtigen Angelegenheiten leitet, nicht Sit 
und Stimme in diefem Informationsausjchuß bat, wie ibm ja der Herr Prä— 
fident des Bundesfanzleramts dyarafterifirte. Diejer Informationsausichuß 
erhält darnady bloße Notizen und bringt fie zur Kenntniß des Bundesraths. 
Ja, meine Herren, wozu denn nod ein Ausſchuß nothwendig it, ſehe ich 
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nicht ein. Ich meine aber, daß der Ausſchuß in einem anderen Sinne Be— 
deutung erlangen kann, und fürdhte, ed könnten Fälle eintreten, wo er fid) 
eine jolhe Bedeutung giebt, indem er bei der Konceifion an die baieriſche 
Regierung in den auswärtigen Angelegenheiten in der Lage ift, mit bejon- 
deren Drganen der auswärtigen Vertretung eine Wirfjamfeit nad) dem Aus- 
lande auszuüben. Ic) meine daher, dab dies doc) ein jehr eigenthümliches 
Ding ift. Preußen mühte doch Sit und Stimme in dem Ausſchuß haben 
und jeinen Einfluß ausüben können, um bei jeinen Maßnahmen nad Außen 
dur) die Bundesgejandten im dauernden Einverſtändniß zu bleiben. Denn 
wenn wir uns eine gegenjäßliche Stellung ald möglich denken — und das 
müfen wir doch — fo it das am Ende eine organifirte Anarchie in den 
auswärtigen Angelegenheiten. Weiter, meine Herren, in Bezug auf die Mi- 
Itär-Angelegenheiten haben wir, — das ift ja unleugbar — durch die Ver: 
träge gewonnen gegen den bloßen Fall der bisherigen Bündniffe. Aber ob 
diejer Gewinn wirklich die Nachtheile überwiegt, das glaube ich, wird am 
beiten in der Spezialdisfuffion zu erörtern fein. Ich möchte nur auf Einen 
Lunft gegenüber dem, was der Herr Präfident des Bundesfanzleramts an- 
geführt hat, aufmerfjam machen. Zu den jchwerwiegenditen, der Bejchleuni- 
gung und Einheit am meiſten bedürftigen Maßregeln in Militärjacyen, wer- 
den Sie mir zugeben, gehört doch die Anordnung der Mobilifirung. Dieſe 
gebührt nun zwar dem Bundesfeldheren, aud) nadı dem baierijchen Vertrage, 
aber nur durdy Vermittelung, indem er fi) wendet an den König von 
Bayern, dem ja die unbedingte Militärhobeit vorbehalten it. Die Führung 
im Kriege hatten wir ja jchen in dem bisherigen Bündniffe. Ferner, meine 
Herren, mache ich noch auf die unglückliche Spaltung der Bundesfinanzen 
kurz aufmerfjam. Es könnte ja diefe oder jene Zwedmäßigfeit hier in Er— 
wägung fommen; dab aber die Dinge auf dem Wege, den die Verträge 
emhalten, immer mehr den füderativen Charakter annehmen und ſich abwen: 
den von der bundesitaatlichen Entwickelung, die ja gerade bedingt iſt durch) 
gemeinjame Finanzen, mit der nöthigen Cimwirfung der VBolfsvertretung auf 
dieje Finanzen, das werden Sie mir faum in Abrede jtellen. Endlich, meine 
Haren, nahezu der allerichlimmfte Moment in den Verträgen ijt die Er— 
Ihwerung der Möglicykeit von VBerfaflungsänderungen, die jet durch wenige 
Stimmen von Vertretern der Negierungen der Bundesitaaten verhindert 
werden können. Wir haben ftatt des biöherigen Drittelö erſt ein Viertel, 
und im baieriſchen Vertrage nun die 14 Stimmen als ausreicyend dazu im 
Vorſchlage. Aber gerade die Entwidelungsfähigfeit der Verfaſſung nadı 
Innen iſt wejentlic; gebunden an diejes Moment, indem wenige Negierungen 
alsdann jofort das „Halt“ gebieten fünnen dem, was das Interejje der Na- 
fon, empfunden von der großen Mehrheit ihrer Vertretung jowohl im Neidye- 
tage, als im Bundesrathe für nothwendig zu einer gedeihlichen Geltaltung 
unſerer Zuftände erachtet. — Ic kann alſo nicht umbin, dieſe Verträge im 
Ganzen jo zu charafterifiven: fie alteriven einmal die durch die biöberige 
Raterialien I. 10 
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Berfaffung gewonnene Einheit der Nation nad) Auen in mehr ald einer 
wichtigen Hinficht; fie Jchädigen zweitens dad Gejammtbemwußtjein des deutſcheu 
Bolfes in jeinem inneren Nechtöleben und jeiner nationalen Einheit; und 
endlich gefährden fie die entwiclungsfähigen Keime der Norddeutichen Bun- 
deöverfaffung in Bezug auf die inneren Zuftände, bejonders was die nod) 
anzuftrebenden Garantien der bürgerlichen Freiheiten betrifft, auf deren Spe- 
zialitäten ich hier nicht eingehen fan. Nun, meine Herren, für alle dies 
jenigen, die der Meinung find: daß nur in der Hand in Hand mit Bildung 
Gefittung und Wohlftand der Nation fortgehenden Entwidelung der ftaat- 
lichen Zuftände ihre Wohlfahrt gewahrt werden fönnte, für alle die exiſtirt 
faum die Möglichkeit, fich mit diefen Verträgen, wenigſtens mit dem baieri- 
ichen, einverjtanden zu erklären, und injofern und in diejem Sinne erfläre 
id) diejen mit der ausgeſprochenen Tendenz der deutſchen Verfaſſung, wie fie 
aus $ 1 der Norddeutichen Bundesverfaffung herüber genommen: tft: „Dieje 
Verfaſſung bezwede: die Pflege der Wohlfahrt des deutichen Volkes,“ für 
abjolut unverträglich! Ich komme nun jpeziell nody zu dem Verhältniß mit 
Baiern, was ja in der ganzen Sache dominirt. Meine Herren, man fann 
ih auf den Standpunft ftellen, dem Vertrage mit Südheſſen, den Verträ- 
gen mit Baden und Würtemberg feine Zuftimmung zu geben: aber daß. der 
baierijche Vertrag eine ganz bejondere Stellung einnimmt, das hat ja jchon 
die Srpofition des Herrn Präfidenten des Bundesfanzleramtes deutlich er- 
geben. Ja, meine Herren, wenn man dieſen Vertrag genau, eigentlich ſeinem 
Weſen nach, als das bezeichnen will, was er iſt, da komme ich auf das 
Schlußprotokoll, wo ein neuer, ſehr intereſſanter, ſtaatsrechtlicher Begriff von 
ſolchen Dingen in dem Ausdrucke eines „Bündnißvertrages“ ſeine Stätte ge— 
funden hat. Allerdings, die Stellung, die Bayern darin einnimmt, iſt total 
föderativ. Ich muß nun doch zunächſt beſtreiten, daß von Baiern gar nichts 
Anderes zu erhalten geweſen wäre. Wir müſſen zwar dem Herrn Präfiden- 
ten des Bundeöfanzleramtes, der von den Dingen allein unterrichtet it, 
während wir gar feine Gelegenheit gehabt haben, damit befaßt zu. werben, 
zugeitehen, man möge von der Stelle aus, welche allein die Dinge in An— 
griff genommen bat, nichts anderes haben erreichen fünnen. Aber ift denn 
damit Alles erichöpft? Soll mit diejen blos diplomatischen Vorgängen die 
ganze Sache abgemacht jein? Ich habe ſchon bemerkt, die Verhandlungen 
liefen wejentlih darauf hinaus, Baiern feine dynaftiiche Sonderftellung zu 
ſichern — auf weiter nichts! Ja, ich meine denn aber doch, damit ift die 
Sache nicht abgemacht. Bietet denn nur Baiern etwas? Bieten wir denn 
Baiern nichts durch den Eintritt in die Gemeinjchaft mit und? Das. fteht 
denn doch nody auf einem ganz andern Blatte! Und eben der von uns geftellte 
Antrag bezeidimet ja den Weg, wie die Dinge in einen andern Gang zu 
bringen jeten, und wie noch andere Faktoren des jtantlichen Lebens auch dazu 
gelangen könnten, darin ein Wort mitzujprechen, als blos die diplomatischen 
Vertreter der baierijcyen Regierung, die man bis jet allein gehört hat. 
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Aber ſelbſt wenn es wirklich fo läge, meine Herren, wenn abjohıt gar nichts 
Anderes zu erhalten wäre — ja, ich fagte ſchon, dann behamdle man doch 
das Verhältnig zu Baiern als das, was es ift. Das ift alſo ein Ver- 
aungsbündniß genannt worden, etwas, was über den biöherigen beftehenden 
Vündnißvertrag hinausgeht, was entichieden eine Verbeſſerung der jetjigen 
Stellung zwiſchen uns und Baiern ift, das wird Niemand verfennen. ber 
wenn Baiern jeine Sonderftellung jo wahrt, jo geftatte man ihm auch nicht, 
in unfere inneren Bundesverhaltniſſe einzugreifen und allein von feiner Seite 
aus Dinge hineinzutragen, die weder von Seiten des Norddeutjchen Bundes 
noch von Seiten der übrigen fübdentichen Staaten irgend wie verlangt, ja 
and num gewollt werden, die Baiern erft und oftroyirt. Will Baiern ab- 
ſolut feine andere Stellung — das wäre freilich ſehr traurig und ich glaube, 
dab das gar micht der Fall ift — dann möge es auch die Konfequenzen 
dieſer Stellung hinnehmen, dann bleibe ed zwifchen ihm und dem Nord: 
deufichen oder Deutichen Bunde auch bei einem jolchen bloßen Verfaſſungs— 
bündniß mit gewiljen gemeinjamen inneren Angelegenheiten, an denen auch 
die baieriiche Volksvertretung mitzuwirken hat — den Anfang bat man ſchon 
im Zollparlament. Nun und nimmermehr aber kann man Batern alddann 
geltatten, in jolche Angelegenheiten unſeres Bundes nad) jeinem Belieben ein- 
Mgreifen, im denen es feine Sonderftellung wahrt; das müßte doch, glaube 
ıd, von uns abgewiejen werden. Aber, meme Herren, ich fomme nun auf 
den Hauptpunft mit Baiern und wiederhole: Man joll mir nicht jagen, 
daß nichts Beſſeres zu erreichen wäre! O nein! Ich habe weit befjeres Ber: 
hauen zu einem jo grundtüchtigen deutſchen Volksſtamm, wie es die Baiern 
find, und ich glaube ganz gewiß, wie er mitgewirkt hat, — das Bolf ſelbſt 
in Baiern, vergeſſen Sie dad nicht — zur Verftärkung der nationalen Strö- 
mung, die ſelbſt manche nicht gerade übermäßig willige jüddeutjche Regie 
nungen in den nationalen Weg hineintrieb: jo wird dieſer jelbe tapfere, 
tüchtige deutſche Vollsſtamm, wenn man die Sache vor ibm, vor die rechte 
Inſtanz bringt, auch dazu mitwirken, dab partitulariftifche Tendenzen, mögen 
fie gehegt werben an höchſter Stelle, an der Spitze der Regierungen, mögen 
ie gebegt werden in gewilfen Kreifen der Bevölkerung, zurücktreten vor der 
großen Frage und unabweislicyen Nothwendigfeit der nationalen Einigung. 
Beichreiten Sie den Weg, den wir Ihnen angeben, und Sie gelangen dahin. 
Ih verfenne ja nicht, meine Herren, daß auf diefem Wege die Dinge auch 
vor die einzelnen jüddentichen Kammern fommen — fie müſſen Wahlgeſetze 
mit den Kompetenzen deö zu berufenden Reicyitages den Kammern vorlegen 
— aber die Dinge liegen dann anders. Meine Herren, der Partikularismus 
fann ſich dann, wenn ihm einfach die Frage vorgelegt wird: „Wollt ihr ein 
deutiches Parlament beſchicken, welches fich über eine deutiche Bundesver— 
faſſung mit den dentjchen Regierungen zu vereinbaren hat?" — er kann fich 
dann nicht im feine taufend Winkel und Höhlen veriteden, er muß offen her— 
vertreten. Sie ftellen den Partifularismus der Regierungen jo gut, wie den 
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beitimmter Volkskreiſe vor das Gericht der Nation, wenn Sie die Sache 
auf dieje Weije vor ein deutjched Parlament bringen. Nun, meine Herren, 
in diefem Sinne wenden wir und an Sie für unjern Antrag. Wir wiſſen 
ja, wie bei der erjten Konftituirung des Norddeutichen Bundes die Dinge 
lagen. Viele von und — id) gehöre auch dazu — haben fidh nicht mit der 
Idee befreunden können, bei Gründung der Bundesverfajjung die Garantien 
der inneren Freiheit nicht zugleid) ausreichend feitzufeßen. Wir find von 
Ihnen, meine Herren, damit vertröftet worden, man jolle mit der Einheit 
beginnen, die andern Dinge werden ja allmälig in einem gefunden Ent: 
widelungsgange aucd nad) jener Seite hin zum Ausdrud gelangen. Wir 
haben mit Ihnen, indem wir und auf den Boden der einmal gegebenen 
Verfaſſung ftellten, ein ganzes Stüd gedeihlicher Entwidlung durchgemadht, 
indem wir Hand in Hand dafür wirkten, daß manches Gute zu Stande 
fam, was vorher nicht zu erlangen war in den Gejeßgebungen der Einzel» 
jtaaten und hier von und erreicht worden it. Aber, meine Herren, in dem 
Augenblid, wo Sie den jeßigen Bertragsbeftimmungen und Wenderungen 
unjerer Berfaffung zuftimmen, ſchließen Sie mit der Möglichkeit diejer Ent- 
widelung auf lange Zeit ab! Und nody mehr. (Zuftimmung linke.) Wir 
opfern auch noch das, was man als die einzige Errungenjchaft betrachten 
mußte, der wir viele Freiheitsrechte opfern mußten: Wir opfern auch nod) 
die Einheit der Nation nad) Aufen!! Was foll daraus werden, wenn wir 
auf diefem Wege fortgehen? Meine Herren, eö ijt der erjte Schritt, den 
man Ihnen zu thun anfinnt, die Dinge in die Lage von 1815 und in ben 
Gang der füderativen Entwidelung des alten Bundestags zu bringen! (Sehr 
wahr.) Sollen denn alle die großen Kämpfe und Siege unferes Volkes nie 
zu etwas Anderem leiten, als daß die ganzen Zuftände diplomatiſch von den 
gürjten geregelt werden, und daß die dynaſtiſchen Intereſſen überwiegend 
vor den nationalen darin zum Ausdrud gelangen? Nein, meine Herren, 
Dem haben wir entgegenzumwirken, und das find die wahren Konjerwativen, 
die für die Verfaffung ‚des neuen deutjchen Bundes die Garantien fordem, 
vermöge deren unfere jtaatlichen Verhältniſſe ruhig und friedlidy unter Mit: 
wirkung aller Faktoren des öffentlidyen Lebens der weiteren Fortbildung ent: 
gegengeführt werden, aber nicht diejenigen, die die Sadye hier zu einem jo 
traurigen Abjchluß bringen, der — id) jagte das ſchon — und neue und 
große Kataftrophen in Ausſicht ftellt, um am Ende dod) den nationalen 
Geiſt und das nationale Bedürfniß zu feinem Ausdruck zu bringen. (Bravo! 
links.) 

Bundesraths-Bevollmächtigter, Präſ. des Bundes-Oberhandesgerichts 
Dr. Pape (Preußen)“): Meine Herren, die Argumentation, worauf der eins 
gebrachte präjudizielle Antrag beruht, iſt nad) meiner Weberzeugung in Feiner 
Weiſe zu halten. Wird zumächit von der Verlängerung der Zegislaturperiode 
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des Reichsſtages durch das Bundesgeſetz vom 21. Juli dieſes Jahres abge- 
eben, jo find e8 zwei Beſtimmungen der Bundesverfaffung, welche zur völligen 
Entkräftung der für den Antrag geltend gemachten Gründe dienen. Ge- 
nannt find die Artifel 78 und 79 der Bunbdesverfaffung. Der Artikel 78, 
folgendergeftalt Tautend: Veränderungen der Verfaffung erfolgen im Wege 
der Gefeßgebung, jedoch ift zu denjelben im Bundesrathe eine Mehrheit von 
mei Dritteln der vertretenden Stimmen erforderlich“, ergiebt klar und un- 
widerleglich, daß es fir die Beurtheilung der Vorlagen völlig gleichgültig ift, 
ob Berfaffungsänderungen proponirt find oder nit. Da, mie Ihnen bei 
Mittheilung der Vorlagen ausdrücklich angefündigt wurde, die Vorlagen in 
dem Bundesrath mit mehr ald zwei Dritteln der Stimmen adoptirt find, jo 
verlieren die in Rede ftehenden Verfaffungsänderungen, jo groß ihre Zahl 
auch jein mag, alle und jede Bedeutung.. Der Artifel 79, in feinem zweiten 
vorzugsweiſe in Betracht fommenden Abjab, folgendergeftalt lautend: „Der 
Gintritt der füddeutichen Staaten oder eines derjelben in den Bund erfolgt 
auf den Vorſchlag des Bundespräſidiums im Wege der Bundeögejebgebung.“ 
tellt nicht minder umwiderleglich außer Zweifel, daß der Eintritt der füb- 
deutichen Staaten in den Norddeutichen Bund und die Ausdehnung des 
Letzteren auf jene Staaten im Wege der Bundesgeſetzgebung zu erfolgen hat, 
alſo nicht als die Stiftung eined ueuen Bundes in der Weije und dem 
Sinne gelten darf, daß die Finberufung eines verfaffungsgebenden Reichs— 
taged ad hoc wie bei Stiftung des eriten Bundes erforderlich wäre. Die 
angeregten KRompetenzzweifel können auch durch das Zufammentreffen der 
beiden auferordentlichen Verhältnifje, Verfaffungsänderung und Erweiterung 
des Bundes, einleuchtend feine Berechtigung gewinnen. Aber auch die bereits 
erwähnte Verlängerung der Legislaturperiode des Reichstages ift völlig uner- 
heblich; die Unerheblichkeit ergiebt fich Mar umd überzeugend aus dem Bun— 
deögefetze vom 21. Juli dieſes Jahres, welches unter den jchüßenden und er- 
ſchwerenden Formen einer Veränderung der Bundesverfaffung zu Stande ge- 
kommen, der Bundesverfaffung einverleibt ift und einen integrirenden Theil 
derjelben bilde. Meine Herren, durch das Heranziehen von politiichen 
Gründen und von Zweckmäßigkeitsgründen wird das feſte und fichere Rejultat 
der juriftifchen Betrachtung in feiner Weiſe wanfend. Da dad Bundeögejet 
vom 21. Juli dieſes Jahres alle Kompetenzen des Reichstages prolongirt hat, 
da dem Geſetze jede Beſchränkung fremd und unbekannt ift, jo würde es ein 
Verſtoß gegen die erite aller Auslegungsregeln fein, jetzt eine ſolche Be— 
ſchränkung anzunehmen. Das Gejeß muß juriftiich betrachtet, auf alle von 
feinen Beftimmungen ergriffenen Fälle angewendet werden, joweit es nicht 
jelbit eine Ausnahme beftimmt. Sodann aber die politifchen und Zweck— 
mäfigfeitögründe anlangend, jo mag es fein, daf eine ungemein wichtige 
Umgeftaltung der politifchen Lage von Deutjchland in Frage ſteht; allein, 
meine Herren, auf der andern Seite darf doch nicht überjehen werden, daß 
die zur Entjcheidung ftehende Regelung in dem Artikel 78 der Bundeöver- 
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faffung ausdrücklich vorgeſehen und ala eine naturgemäfe Entwickelung und 
GFutfaltung des Bundes unzweibeutig und beitimmt der Bundesgeleßgebung 
überwiejen ift. Meine Herren, die Deduktion, es jei zur Erledigung der 
Berlagen ein bejonderer Reichätag erforderlich. führt unausweichlich zu einem 
Konflitt mit dem Artikel 79 der Bundeöverfaffung. Die Debuftion würde 
die Kompetenz auch eined gewöhnlichen Reichätaged ausſchließen, und doch ift 
in dem Artifel 79 klar und beitimmt vorgeichrieben, daß die Erweiterung 
ded Bundes durch die Heranziehung der fübdeutichen Staaten in Anſehung 
der Konftituirung des neuen Bundes nicht jo zu behandeln jet, wie die Etif- 
tung des eriten Bundes, daß vielmehr zu der Aufnahme der ſüddeutſchen 
Staaten in den Norddeutichen Bund ein in dem Wege der Bundesgeſetz— 
gebung fich vollziehender legislativer Aft genügend fei. Nunmehr einen fol- 
chen legislativen Akt nicht für zureichend”erflären, heißt nach meiner Weber- 
zeugung, gegen eine der wichtigiten, einen bejonderen Abichnitt der Bundes- 
verfaffung bildende Vorjchrift der beftehenden Verfaſſung ankämpfen, beikt 
die Gründe verleugnen, aus welchen diefe wichtige Beſtimmung nad reif- 
licher Ueberlegung und forgfältiger Erwägung aller Umftände entitanden iſt, 
— heißt aber auch, wie ich glaube, die Finigung von Deutichland einer un- 
gewillen Zukunft und unberechenbaren Eventualitäten preisgeben. 

Dr. Friedenthal (Neibe)*): Meine Herren, wenn ich dad Wort er: 
greife, jo geichieht ed namentlidy deshalb, um vor Ihnen Zeugniß abzulegen 
von denjenigen Stimmungen, unter denen an mich die gegenwärtige Phaſe 
der deutjchen Angelegenheiten berangetreten 'ift. Selbitverftändlich rede ich 
dabei nicht von meiner Stimmung, jondern won der Stimmung des deutfchen 
Volkes in Frankreich, unter dem ich mich in der letzten Zeit bewegte. Der 
Ausdruck „deutiched Volk in Frankreich“ mag ſeltſam Elingen, und Doch ift 
er wahr, durchaus wahr. Jenes Arndt'ſche Wort: „Alldeutichland in Franf- 
reich hinein!” bat fich wahrhaft erfüllt; nicht nur unſer Volf in Waffen 
weilt dort, nein, alle Berufsklaffen aus allen Stämmen des deutichen Volkes 
find dem natürlicden Drange gefolgt, haben fich dem Heere angeſchloſſen — 
und id; kann wohl jagen, dab, wenn man dort lebte, man das Gefühl hatte, 
dab das ganze deutiche Volf mit dem Heere ziehe, getrieben von dem Ge— 
fühle, daß diefer Kriegszug ein Kriegszug jei für die Bildung unjeres deutſchen 
Staates, daß das erite, oberfte und hauptjächliche Ziel aller diefer Kämpfe 
Deutihlands Ginigung zu Einem nationalen Gemeinweſen ift. Durchdrang 
aber dieſes Gefühl alle Deutichen, die auf dem Kriegsſchauplatze fich be: 
wegten, jo war ed natürlich, daß dort niemals ein Zweifel darüber obwal: 
tete, dab an den Sieg das Zuſtandekommen des deutjchen Gemeinweſens fich 
fnüpfen müffe, und aus diefem Gefühl heraus beurtheilten fich die Dinge 
allerdings ein wenig anders, als hier an diejer Stelle. Meine Herren, das 
ift eigenthümlich, dab, was das Auge Landichaften gegenüber wahrnimmt, 
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daß das fich auch in politifchen Dingen wiederholt, nämlich, daß die Kon— 
tmren in ihrer vollen Schärfe und Größe hervortreten, wenn man fie von 
einer gewiſſen Eutfernung aus betrachtet, während, wenn man zu nahe ſteht, 
ſehr leicht an Stelle jener größeren Betrachtungsmeile die Neigung zum 
Eingehen in die Einzelheiten dahin fortreigt, das Große über dem Kleinen 
zu vergeffen.. Wenn ich died auf die gegenwärtige Lage der Dinge anmende, 
fo muß ich bezeugen, daß, ald die Entwidlung der deutichen Dinge den 
Deutichen in Frankreich vor die Augen trat, vor allen Dingen das Eine 
Allen als Geſetz erſchien: es muß vor Abſchluß des Krieges eine neue Baſis 
für das Verhältniß zu Süddeutſchland gewonnen werden, es darf nicht ge: 
feilicht oder gemarftet werden, jondern das Ziel ift jo groß und nothwendig, 
daß man die Unebenheiten des Weges der und weiter führt, vergefien muß, 
jo große Bedenken man auch hierbei bat. — Die erite Frage, meine Herren, 
die ja hier in der Diskuſſion aufgetreten iſt, gewiß die hauptjächlichite, die 
enticheidende Vorfrage, war die, ob im gegenwärtigen Augenblicke die deutichen 
Dinge auf dem Wege des Konitituirend oder des Kontrahirend, auf dem 
Rege der Verfaffungsgründung oder auf dem Wege der Nerfafjungsichliekung 
einen Schritt weiter gebracht werden jollen. Der Herr VBorredner von diejer 
Seite des Hauſes (links) hat mit großer Wärme für den Weg des Konfti- 
tuirend plaidirt. Meine Herren, dieje Frage ift aber vorher jchon in der 
Preffe und in allen öffentlichen Kreijen behandelt worden, und nach dem 
Eindruck, den ich davon gehabt habe, iſt die Frage durch die öffentliche 
Meinung entjchieden worden. Die Poſtulate, die die Herren von der Partei 
des Herrn Vorredners von diefer Tribüne aufgeitellt haben, alles bisher ge— 
wonnene verfaffungsmäßige Bundesrecht gewiſſermaßen ins Freie fallen zu 
laffen und durch eine neue Konſtituirung Deutſchlands auf neuen Eonftitu- 
timellen Grundlagen zu fonftituiren, dieſe Meinung hat feinen Anklang beim 
deutichen Bolfe gefunden. Das deutſche Wolf — und ich meine, darüber 
kann fein Zweifel fein für denjenigen, der unbefangen die Dinge in den 
legten Monaten beobachtet hat, — hat ſich ganz entichieden und unzmweideutig 
dafür auägefprochen, daß die Entwickelung der deutſchen Dinge vor fich gehen 
vll, im Anſchluß an das Norddeutiche Bundesſtaatsweſen. War das aber 
der Fall, fo war auch weiterhin nothwendig die Folge, daß der Anſchluß im 
Wege des DVertragd mit den fübdentichen Regierungen gejchehen mußte. 
Meine Herren, ich kann in den Ausführungen des Herrn Vorredners, in 
der Behauptung, dab nur der Druck einer Bolfövertretung den Partikularis- 
mus zu beugen im Stande gewejen wäre, body nur den Weg vorgezeichnet 
finden, daß man die deutichen Regierungen, die deutſchen Fürften auf dem 
Bege der Enwickelung einer jolchen konftituirenden Verfammlung gezwungen 
hätte, ihren MWiderftand gegen gewiſſe Zugeftändniffe an die Staatseinheit 
aufzugeben. So jehr ich von meinem Standpunkt aus wünjchte, daß der 
Widerſtand gegen gewifje Zugeftändniffe aufgegeben würde, jo muß ich doc) 
mit derjelben Entſchiedenheit es ausſprechen, daß ich das vorgefchlagene 
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Prechen jenes Widerftanded der Dimaftien, fir etwas außerordentlich Ver: 
derbliches halte, und daß ich gerade das Scheitern der vielfachen umitartichen 
Bewegungen in Deutjchland dem Umſtande zujchreibe, daß man das Ele— 
ment des deufichen Fürftenthums bat bei Seite liegen laſſen. Meine Herren, 
der Partikularismus bat in vielen Phaſen der Gefchichte gerade daraus jeine 
Kraft hergeleitet, daß er ſich als monarchiſche Anhänglichkeit an die einzelnen 
Dynaſtien charafterifirte, und daß alles Dasjenige, was gegen den Partifu- 
larismus gerichtet war, zugleich als Oppofition gegen jene berechtigte An— 
hänglichkeit fich darftellt. Ich habe die Ueberzeugung, daß wir ficher und 
zweckmäßig das Werf der deutichen Staatdeinheit mur dann weiterführen, 
wenn wir Schritt vor Schritt das deutiche Fürftentbum dafür gewinnen, ſich 
diefer Entwidelung aus freier Entſchließung anzujchließen, wenn wir dem— 
jelben die Ueberzeugung beibringen, dat es die beite Sicherung der eigenen 
berechtigten Stellung in unjerem Bunde finde. Sit das aber richtig, meine 
Herren, — und idy meine, darin ift die große Mehrheit des Hauſes einig, 
— und ilt es richtig, daß der Meg der Vertragichliekung gegangen werden 
mußte, dann war die Frage nicht mehr eine folche theoretijcher Roftulate, 
ſondern lautete erftend: wie meit gebt die Geneigtheit der jüddeutichen Für— 
sten, Zugeftändniffe zu Guniten der Staatseinheit zu machen?; und zweitens, 
wenn dieje Geneigtheit bis zu einer gewilfen Grenze geht: werden durch die 
zu gewährende Ausnahmeftellung nicht die Grundveften des deutichen Bun— 
desſtaatsweſens erjchüttert? Was die erite Frage betrifft, jo babe ich die 
volle Ueberzeugung, daß Dasjenige an Zugeftändniffen für die Staatseinheit 
erreicht worden iſt, was eben erreicht werden konnte, und wenn in manchen 
Kreijen, die im der letzten Zeit mit der Frage fich lebhaft beichäftigt haben, 
andere Meinungen ausgejprochen worden find, fo möge man mir verzeihen, 
wenn ich annehme, dat Diejenigen, welche diefe Verträge abgejchloffen haben, 
gemeint waren, im Sinne der Staatöeinheit zu wirken, und die Fähigfeit 
bejigen, genau ermeſſen zu fönnen, wie weit fie gehen fonnten, ohne das 
ganze Werk zu gefährden. Ich meinerjeitö habe die Meberzeugung — und 
ich habe fie an Ort und Stelle geichöpft, — daß dad Marimum der er: 
reichbaren Zugeftändniffe erreicht ift. Die Beantwortung diejer Frage iſt 
aber in der That allein nicht Ausjchlag gebend. Ich gebe den Herren, 
welche ſich gegnerijch gegen die Verträge und namentlich gegen den Vertrag 
mit Baiern verhalten, zu, daß man fie ablehnen muß, wenn man der Mei- 
mung ift, daß durch diefelben die Grundlage des deutichen Bundesftaates er: 
jchüttert würde. Diefe Meinung aber theile ich nicht, meine Herren. In 
jedem Bundesitaate, und vor allen Dingen in Deutjchland, beiteht im Sinne 
der Staatlichfeit die Hauptaufgabe darin, die centrifugalen Kräfte mit den 
centripetalen Kräften in ein ſolches Verbältnig zu bringen, daß die centri- 
petalen Kräfte, die unitarischen Impulje im Stande find, die eriteren in 
friedlihem Streite zu überwinden. Meine Herren, diejes Ziel zu fichern 
vermögen nad meinem Dafürhalten zwei große und grundlegende Staats: 
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fafteren, und dieje find es grade, die und die (Frweiterung des deutſchen 
Staates bringt: eine gefammtdeutiche Wolfsvertretung und ein Deutiches 
Oberhaupt. Sie grade, auf der Iinfen Seite des Hauſes, die Sie mit Recht 
davon ausgeben, daß die Wertretung des gefammten Volkes an fich de facto 
einer der größten und zwingendften Mächte im Staatsleben jei —, Sie 
grade, meine Herren, müſſen in der KRonftitwirung einer geſammtdeutſchen 
Vertretung, die nicht mehr um herausgeriſſene, erceptionell wirtbichaftliche 
Dinge zu diskutiren bat, fondern umgefehrt — mit gewiſſen Ausnahmen — 
das ganze Große des Staatsweſens im ihre Berathungen zieht, — Sie müſſen 
dieſem Kaftor eine jo überwiegende Bedeutung zuichreiben, dab ſchon um 
deswillen alles Andere, was Ihnen nicht nach Ihrem Sinne ift, weit zurüd- 
treten muß. Ich, meine Herren, lege das allergrößte Gewicht darauf, daß 
Deutichland wieder ein Oberhaupt befommt, ein Oberhaupt aus einer Dyna— 
itie, die gezeigt bat, daß fie nicht wie die Habsburger ihre Stellung zu 
eigenen Intereſſen ausbeutet, daß fie es veriteht fich dem Gemeinweſen zu 
Dieniten zu ftellen und die Macht, die fie in ihrem Volke beſitzt, nur für 
dad Gemeinwejen ind Feld zu führen. Meine Herren, diejes Moment it 
für mich von jo erticheidender Bedeutung, daß ſchon biernach alle andern 
Bedenfen zurücktreten. Ich will deshalb, weil ich überhaupt die Krage von 
den Finzelbeiten für ganz unabhängig balte, nicht auf die Details eingehen. 
Ih meine, wenn dieſes Beides und gewährt wird, eine deutjche Volksver— 
tretung und ein deutiches Oberhaupt, jo ift das ein Gewinn von ſolchem 
Gewichte, daß bei feinem von und auch nur ein Zweifel über Annabme oder 
Ablehnung übrig bleiben farm. Ic babe den Ruf von jener Seite (links) 
gehört, ob denn auch in der That die Vorausfegung, von der ich ausgehe 
eine richtige fei, ob denn im der That ein deutjches Oberhaupt und mit ihm 
das Reich und wieder gegeben werde. Ich glaube, meine Herren, nicht in- 
diöfret zu fein, wenn ich an den Bundestiich die Frage richte, ob — die 
gegenwärtige Phaſe der deutichen Dinge dazu führen wird, in fürzeiter Friſt 
dem deutjchen Wolfe ein Oberhaupt zu geben, ob nicht im gegenwärtigen 
Augenblicke Thatfachen vorliegen, die und in dieſer Richtung Gewißheit ver- 
Ibaffen. Ich jchliefe mit dem Appell an Sie, meine Herren, daß wenn 
diefe Frage im einer Sie befriedigenden Weife beantwortet würde, Sie gegen 
alle Bedenken mit einem einfachen und vollen Sa auf die Vorlage ant- 
worten mögen. 

Präafident des Bundesfanzler-Amts, Staatöminifter Defbräk*): Meine 
Herren, auf die von dem Herm Vorredner hierher gerichtete Frage nehme 
ih feinen Anftand Folgendes zu erwidern. Seine füniglidye Hoheit Prinz 
Suitpold von Baiern hat vorgeitern Seiner Majeftät dem Könige von 
Preußen ein Schreiben Seiner Majeftät des Königs von Baiern übergeben, 
defien Tert folgendermaßen lautet: „Nady dem Beitritt Süddeutſchlands zu 
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dem deutichen Verfaſſungsbündniß werben die Eurer Majeftät übertragenen 
Präfidialrechte über alle deutichen Staaten ſich erſtrecken. Ic habe Mich zu 
deren Vereinigung in Einer Hand in der Ueberzeugimg bereit erflärt, daß 
dadurch den Gejammtinterefien des deutichen Vaterlandes und feiner verbin- 
deten Fürſten entiprochen werde, zugleich aber in dem Vertrauen, daß die 
dem Bundespräfidium nad) der PVerfaffung zuftebenden Rechte durch Wie- 
derheritellung eines deutichen Reiches und der deutichen Katjerwürde (Bravo!) 
als Nechte bezeichnet werden, welche Eure Majeftät im Namen deö gefamm- 
ten deutjchen Baterlandes auf Grund der Einigung feiner Fürſten ausüben. 
Ic habe Mich daher an die deutjchen Fürſten mit dem Vorſchlage gewendet, 
gemeinjchaftlich mit Mir bei Eurer Majeltät in Anregung zu bringen, daß 
die Ausübung der Präfidialrechte des Bundes mit Führung des Titeld eines 
deutſchen Kaiferd verbimden werde. (Lebhaftes Bravo!) Sobald Mir Eure 
Majeſtät und die verbündeten Fürjten ihre Willensmeinung fundgegeben 
haben, würde Ic; Meine Regierung beauftragen, dad Weitere zur Erzielung 
der entiprechenden Vereinbarungen einzuleiten.“ Ich kann thatjächlich hin- 
zufügen, dat die in Verſailles anweſenden deutjchen Souveräne Seiner Ma: 
jeität dem Könige von Preußen und Seiner Majeität dem Könige von Batern 
ihre Zuftimmung zu dieſem Vorſchlage ausgeiprochen haben. Die Erklärungen 
der übrigen Souveräne und der drei freien Städte find zu erwarten, 
Windthorft (Ajchendorf-Hümmling ꝛc. [Hammover])*): Meine Herren! 
Ich glaube, dat dadjenige, was und eben eröffnet worden ift, durchaus nicht 
Gegenstand einer Heiterfeit jein fan. Ich bin der Meinung, es ift von 
Ichwerwiegender Bedeutung, und meineötheild begrüße ich die Fröffnungen. 
(Hört! Hört! Bravo!) Ich würde fie lebhafter nody begrüßen, wenn wir 
mit der Berfafjung fertig wären, — — (Hört!) wenn das Werk, moven 
dies die Krönung jein joll, bereits jeine feften Unterlagen bätte. (Hört!) 
Die hat es heute nicht, und das ijt der einzige Tropfen Wermuth, der in 
diejer Cröffnung für mich liegt. Meine Herren, wir find aljo noch an der 
Begründung ded Werkes, dejjen Krönung wir vorab genommen, und es fann, 
jo jchwer es in einem joldyen welthiſtoriſchen Momente ift, ein ernfter Mann 
die Erwägung nicht unterdrüden, die er vor diefem Moment hatte, und ich 
werde deshalb mit aller Ruhe und mit aller Kühle alles das vortragen, was 
ich vor der gehörten Eröffnung vorzutragen gehabt hätte. (Sehr gut!) 
Meine Herren, ich habe durchaus nicht die Abficdht, heute mein Votum defi- 
nitiv abzugeben, ich kann nur jagen, daß ich lieber Ja als Nein jagen werde. 
Ich muß mir aber erlauben, verichiedene Bedenken, die ich bei der Sache 
babe, vorzutragen, und hoffe dann, daß vielleicht die Grörterung und die 
befiere Beleuchtung Anderer mir ein Licht aufitedt, was mir augenblicklich 
noch fehlt. Es ift nicht leicht in diefem verwidelten und eigenthümlichen 
Terrafienbau, der uns vorgelegt iſt, jofort eine Orientirung zu finden; (Sehr 
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richtig!) und mag es deshalb entſchuldigt werden, wenn ich vielleicht Be— 
denken erhebe, die gar nicht vorhanden find, wenn eben dieſer Terrafienbau 
näher beleuchtet jein wird von den Baumeiſtern, von denen wir ja einen 
Theil unter uns haben. Zunächſt muß idy bemerken, daß ich für Die Ab- 
gabe eines Urtbeild nicht genügend initruirte Akten ver mir habe; es fehlt 
mir die Militärfonvention von Baden. In den Zeitungen leſe ich, daß die 
badijche Armee als ſolche verſchwindet. Inzwiſchen muß ich doch genauer 
wiſſen, wie es mit dem Geldpunft fteht und weldye andere Bedingungen 
überhaupt gegeben find, ehe ich den wichtigen Theil der Krieggverfaflung 
vollftändig zu überjehen im Stande bin. So lange ich diefe Konvention 
nicht habe, kann ich nicht votiren. Sodann, meine Herren, vermiſſe ich, daß 
Cüdhefjen, Baden und Würtemberg dem baierijchen Vertrage ihre Zuftim- 
mung gegeben haben, ich vermiſſe, daß Baiern, Südheſſen und Baden dem 
würtembergijchen Vertrage ihre Zuftimmung gegeben baben und ehe ich 
dieſe zuſtimmung vor mir babe, kann ich in der That gar nicht wiſſen, ob 
ih nicht leeres Stroh drefche, denn ich fünnte mir doch denfen, daß die 
Herren in Württemberg beim Leſen des baierijchen Vertrages fünden, es 
hätten die Baiern außer Bier und PBranntwein noch allerlei andere Sächel— 
hen, die ihnen in Schwaben auch palfen könnten. Ich weiß das nicht, aber 
ih fünnte e& mir denken, und ich pflege nicht gern Verträge zu unterjchrei- 
ben, wo jo weſentliche Paciscenten noch gar nicht geiprochen haben. Dann, 
meine Herren, falle ich etwas näher in's Auge, wie wohl geichäftlich der 
Abſchluß herbeigeführt werden kann, den wir juchen. Bei Gründungen von 
Verfaffungen kommt eö in der Ihat darauf an, dab die Formen ftreng ge- 
wahrt werden; man fann ja in der Eile, man kann ja im Enthuſiasmus, 
man kann auch unter einem Drude etwas zu Stande bringen, was zunächit 
faktiſch zu beſtehen jcheint. Aber es kommen jpäter oft Momente, wo man 
nach der NRechtöbegründetheit fragt, und Yeute, die angreifen wollen, pflegen 
dann die Entſtehungsgeſchichte der Verfaſſung jehr genau und jcharf zu ſtu— 
dire. Darum kommt eö, went ich den Grundbau fir das neue deutiche 
Reich legen will, jehr darauf an, daß die Balken fefte find. Nun ift, meine 
Herren, ein eigentbümlicher Gang in den Vorlagen der Negierung. Die Re— 
jultate der Beiprechungen mit Baden und Hefien find uns vorgelegt in der 
Form einer deutichen Verfaſſung, und in dem Begleitichreiben, wenn ich die 
daſſung buchſtäblich und literal nehme, ift eigentlich von und nichts verlangt, 
als die Zuſtimmung zu diefer Verfaſſung. Ob auch die Verhandlungen, 
dad Protokoll und die darin enthaltenen Erklärungen zu unjerer Kognition 
und Zuftimmung haben gebracht werden jollen, bleibt nach dem Wortlaut 
mindeitens zweifelhaft. (Oh! oh! rechts.) Ich bitte die Herren, zu lejen; 
& ſteht im Begleitjchreiben mur zu derjelben, und das kann nach der Faſſung, 
wie fie dafteht ſich nur auf die Verfafiung beziehen. Colite es auf Alles 
geben, jo hätte es heißen müffen: zu denfelben. Vielleicht liegt ein Druck— 
fehler vor. (Heiterkeit) Alſo es ift austrüdlich die Zuftimmung nur zu 
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der Verfaflung verlangt, und da das der Fall ift, fo bin ich nicht zmeifel- 
haft, daf wir bei der Berathung diefer Verfaflung und in vollfommenem 
Mechte befinden, wenn wir zu den einzelnen Paragraphen alle diejenigen 
Amendements bringen, die wir für zweckmäßig halten. Andere ift die Sache 
behandelt bei dem Vortrage mit Batern und mit Mürtemberg. Bei diejen 
jagt das Vegleitichreiben, es werde und der Vertrag mit den Beilagen vor- 
gelegt, und wir follen zu diefem Vertrage unfere Zuftimmung geben. Bei 
diefer Art der Behandlung ift es klar, daß bei diefen Verträgen feine Amen- 
dements zuläffig find. Da wird es einfach heifen: Nimm den Vertrag, der 
immer ein Ganzes bilden muß und bilden wird, einfach an, oder lehne ihn 
ab! Bei Verträgen find Amendements nicht möglich. (MWiderjprud im 
Haufe.) Ich wiederhole, daß ich bis jet im parlamentarifchen Leben nichts 
andered erfahren habe, ald daß, wenn ein Vertrag vorliegt und zur Geneh- 
migung geftellt ift, man ihn entweder als Ganzes annehmen oder ablehnen 
muß. Irgend welche Fmendation würde den Vertrag aufheben. Was ift 
jodann in dem Begleitjchreiben verlangt? Wir follen genehmigen den Zu- 
tritt von Baiern und von Mürtemberg zu der deutichen Verfaſſungsurkunde, 
die mit Helfen und Baden vereinbart jei. Das können wir nach meiner 
Anficht nicht eher, als bis die deutiche Verfaffung, welche mit Baden und 
Heſſen gemacht ift, Gejeteöfraft gewonnen hat. Denn einem Embryo fann 
man unmöglich doch beitreten. (Heiterfeit.) Diejes it gar nicht ohne Be— 
deutung, meine Herren, und ich wünſchte meineötheils jehr, daß man darüber 
zu einer größeren Klarheit komme, als ich fie bis jetzt habe erlangen können. 
An der That hat in den einleitenden Worten der Herr Präfident des Bun- 
desfanzleramts uns ſehr intereffante Enthüllungen gemacht, nämlich die Ent- 
hüllung, daß verjchiedene Infongruenzen vorlägen zwijchen den Abmachungen 
Baiern’d in Verſailles und den Abmachungen Heſſen's und Würtemberg's 
bier, rejpeftive in Verjailles, und daß es die Aufgabe fei, dieje hier jetzt zu 
beſeitigen. Er bat dabei die mich jehr beruhigende Mittheilung gemacht, 
dab der Gingang der Norddeutichen Berfaffung, die Zweckbeſtimmung der: 
jelben, nicht habe alterirt werden ſollen. In dem baieriichen Wertrage heikt 
es 3. B. namentlich: „Zur Gntwidelung des Rechtes“; in der Norddeutichen 
Verfaffung heißt ed: „Zum Schutze des beitehenden Rechtes“, welch' erheb- 
licher, tiefgreifender Unterjcdhied darin liegt, das werden Alle fühlen, insbe— 
jondere aber die Standeöherren Deutſchlands. Meine Herren, wenn man 
nicht in übertriebener Haft die neue Ordnung will, dann wäre ed ein bil- 
liged Verlangen, daß die Bundesregierungen die Rejultate, die nunmehr 
gewonnen worden find, vollftändig und ganz in eine offizielle Schlußrelation 
brächten, und daß dieſes Ganze dann und vorgelegt würde, dann fönnte man 
es überjehen, dann fünnte man berathen, dann fünnte man beichliefen. So 
wie die Sache jebt liegt, fürchte ich, dat ich diefem Terraffenbau meine Ge- 
nehmigung nicht geben fann, ich fürchte, es fünnte ein Fuchsbau daraus wer: 
den. (Oho! rechts, Senjation, Heiterkeit.) Meine Herren, wenn id dieſes 
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über die Methode der Behandlung hervorhebe, jo tritt ferner an mid) die 
frage heran, find wir fompetent das zu thun, was uns angemuthet worden 
üt, und da, meine Herren, bedaure ich, von den Ausführungen des Herrn 
Präfidenten des Bundes-Oberhandelsgerichts abweichen zu müfjen; wenigjtens 
find meine Zweifel zur Stunde nicht gelöjt. Es iſt zunächſt hingewiejen 
auf den Artikel 79, und zwar insbejondere auf dejjen zweiten Abſatz. Meine 
Herren, in dem Artikel 79 ijt allerdings gejagt, dab auf Vorſchlag des Prä- 
ſidiums der Eintritt der Süddeutjchen in den Bund durd) Bundesgejeh: 
gebung bejchlofjen werden fünne. Aber treten denn die jüddeutjchen Regie— 
rungen, jelbit Baden und Südheſſen in den Nordbund ein? (Sehr richtig, 
jebr gut!) Sie vereinbaren eine neue Verfaſſung, (Sehr wahr!) und es 
wird nachher meine Aufgabe jein;, über verjchiedene wejentliche Unterjcyiede 
no zu jprechen. Auf Grund des Artifeld 79 war ein Zutritt zum Nord: 
bund möglich, aber nicht die Schaffung eines neuen Bundes. (Oho! rechts.) 
Dann hat man gejagt, der Artikel 78 gebe dazu'die Befugniß, die Ver: 
fafjung jo zu ändern, wie fie hier vorgejchlagen jei, es jeien zwei Drittel 
mindejtens im Bundesrath gewejen und hier würde die Majorität ſich aud) 
ergeben. Wenn der Artikel 78 jo aufgefaßt werden könnte, wie der Herr 
Präfident des Bundes-Oberhandelögerichts ihn auffaßt, wie er aud) bier viel- 
fach aufgefaßt ift, dann wäre die Deduction vielleicht zutreffend. Meiner 
Neberzeugung nad) aber it diejer Artifel nicht jo aufzufajjen. Wir haben 
ja darüber hier und auch anderswo zu wiederholten Malen gejprodyen. Der 
Artikel 78 gejtattet unzweifelhaft in der angegebenen Methode — (Stimme: 
Immer das Alte!) man kann nicht immer was Neue jagen, man muß oft 
das Alte repetiren, bejonders dann, wenn es nody nicht begriffen it — (Sehr 
gut! Heiterfeit.) aljo, meine Herren, es ijt jchon oft gejagt, daß unzweifel— 
baft auf Grund des Artikels 78, joweit die Kompetenz des Bundes nicht 
ausgedehnt wird, die Verfaſſung abgeändert werden fann, und jo weit es 
ih nicht um Abänderungen der Kompetenz der Bundesverfaifung handelt, 
würde ich an jicy den Ausführungen des Präfidenten des Bundes:Oberhan- 
delögerichtö beitreten. Aber bier wird gerade die Kompetenz des Bundes 
ganz entjchieden und jchwerwiegend ausgedehnt. Sie wird zunächjt und vor 
allem ausgedehnt im Art. 78 jelbit. Die Worte werden nicht verändert, 
aber nach der hiſtoriſchen Entwidelung, nachdem man den Streit über die 
Auslegung dieſes Artikels gehabt hat, und nachdem man nunmehr auf Grund 
diejes Artifels die Verfaffung ändert, ja die Kompetenz auf Prejfe und Ver: 
einöwejen ausdehnen will, befommt allerdings der Artikel 78 eine Interpre— 
tation, wie die iſt, die Viele bisher jchon haben annehmen wollen, die id) 
aber für unzuläffig halte. Meine Herren! Die beiden Häufer des preußi— 
ſchen Landtages haben diejen Artitel 78 jo nicht aufgefaßt. Der leider zu 
früh veritorbene Tweſten und der Tribunalsrath Heffter, der eine im Abge— 
erdneten- und der andere im Herrenhauſe, haben ausdrücklich erklärt bei den 
Referaten, auf Grund deren die Annahme der Bundesverfaffung in den 
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beiden Häufern des Landtages erfolgt iſt, daß in jedem Fall, wenn eine Kom- 
petenzerweiterung jtattfinden, wenn aljo die Machtbefugniſſe der beiden Häu— 
jer des preußiſchen Landtages ferner noch bejchränft werden jollten, wiederum 
ihre Zuftimmung erforderlidy jei, und ich fir meinen Theil bin auch wicht 
einen Augenblic zweifelhaft, dab die Gründung diejer Verfaſſung mit diejer 
Kompetenzerweiterung wicht Ttattfinden fan, ohne daß fie den beiden Häu— 
ſern des preußijchen Yandtages vorgelegt werde. (Sehr wahr! Widerjprud).) 
Es mag das Diejem oder Ienem nicht paſſen, es mag jein, dab namentlid) 
der Gedanke, dem Herrenhaus ein Wort zu gönnen, jehr offendirt — ich 
mache fein Hehl daraus, daß idy gerade dieſe Küörperichaft hören möchte. 
(Heiterfeit.) Meine Herren! Das in Bezug auf die Kompetenz des Reichs— 
tages aus dem Artikel 78. — Nun aber will id; einmal annehmen, der 
Neichötag wäre an ſich kompetent: — find wir ed denn? Meine Herren, 
wir find gewiß; eine hochanſehnliche Verſammlung, aber nach meiner Anficht 
find wir nicht der zu Recht beitehende Neichötag. (Sehr wahr!) Die Le- 
gislaturperiode war auf drei Jahre feitgejeßt, unjer Mandat war abgelaufen, 
und da haben wir in einer angeblichen Nothlage das Kunſtſtück gemacht, 
uns beim eigenen Schopfe aus dem Sumpfe zu ziehen und haben ge,agt, 
wir wollen unjer Mandat verlängern. Ic babe derzeit dagegen geitinmt, 
weil ich glaubte, das im Beſchluſſe Beabfichtigte wäre nicht wohl thunlid,, 
ich babe diejen Beſchluß für einen Rechtsbruch gehalten. (Widerjprud).) 
Ich bin auch überzeugt, der alte römijche Senat und auch die englijchen Par- 
lamentshäuſer hätten mun und nimmer jo etwas gethan. (Stimme linfe: 
fie haben es gethan.) Haben fie es getan, jo bin ich doch der Meinung, 
eö giebt niemals eine Yage, wo man das Recht brechen famı. Wir haben 
unjer Mandat, ohne daß wir eine Befugniß dazu hätten, verlängert. Der 
Herr Präfident des Bundes-Oberbandelögerichts bat auch nicht behauptet — 
wenigitens babe ich es nicht jo veritanden —, daß der Beſchluß etwas an 
fi) durchaus Unbedenfliches und Unzweifelhaftes jei. Gr bat mar gejagt: er 
it jeßt formell Rechtens. Das Gejeß iſt publicirt. Wenn man- als Richter 
zu erfennen hat und die Kompeten; des Nidyteramtes nody jo beichränft ift, 
wie fie eö heute in Norddeutjchland ift, dann gebe ich zu, daß der Richter 
nicht füglicy in der Yage wäre, dieſes formell publizirte Gejeß zu ignoriren. 
Aber, meine Herren, es it etwas ganz Anderes, wenn es fich darım han— 
delt, ob der eine politiiche Faktor jelbit handeln ſoll. Der bat nicht die 
Form, der hat die materielle Berechtigung in Frage zu ziehen, und da bin 
ich nach wie vor der Meinung, dab dieſe Verlängerung nicht zu Recht be- 
jteben farm. Die Zwedmähigfeitsgründe, die man angeführt, die namentlich 
der Herr Abgeordnete Dr. Friedenthal hervorgehoben, zum Theil aud) der 
Herr Abgeordnete Schulze anerkannt bat, find für mid) bier gar nicht vor: 
handen. Es bandelt fi um das Necht, und da kann ich nicht beliebig 
rechts oder links jchieben: ich muß auf dem Rechte ſtehen bleiben. Ich bin 
bemnad der Anficdht, daß die vorliegende Verfaſſung in vechtöbeftändiger 
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Beije nur auf zwei Wegen zu Stande kommen fan: entweder alle Ein- 
zelitanten genehmigen fie, oder aber die Einzelſtaaten bilden eine gemein- 
jame Verſammlung, und mit diejer Verfammlung verabjcyiedet man jie. 
Der Antrag, der von der Linken ausgegangen ift, verfolgt einigermaßen die— 
jen Gedanken; aber ich kann ihm nicht beitreten, weil er glaubt, daß der 
Norddeutihe Reichstag die Berechtigung hätte, denjenigen, welde die Ver— 
faſſung zu vereinbaren haben, eine Legitimation zu geben. Das würden, 
joweit dies Preußen betrifft, nur die beiden Häufer des preußiichen Landtags 
fünnen. Ich. weiß wohl, daß man in Zeiten, wie die gegenwärtige, wo in 
dev That vom Rechte weniger alö von Thatſachen die Rede ift, dieje meine 
Deduction als etwas Unpraktiſches anjehen werde. Ich aber kann nur wie- 
derholen, in Verfaſſungsverhältniſſen und bei Gründung von Verfaffungen 
wird es fich. immer zu irgend welcher Zeit rächen, wenn man nicht jtreng 
die Formen des Nechtes und ftreng die Bafis des Nechtes feitgehalten hat 
und ſich von Thatſachen fortichieben läßt. Aus dieſer meiner Crörterung 
wirde für mich vielleicht folgen, daß ich für jet mich weiterer Betheiligung 
an dem. Werfe, welches in Frage tit, zu enthalten hätte. (Stimme: Sehr 
richtig) Man würde mir vielleicht verhalten wollen, und ich glaube, daß 
eine- gewiſſe namentliche Abjtimmung, die wir gehabt haben, darauf ſchon 
fih mitbezog, ich hätte ja die Bundesanleihe mitbewilligt. Ja, meine Her- 
ten, ich jag’ Ihnen offen, ich betrachte dieſe Verſammlung als eine factijche, 
als eine thatjächliche, aber ich bin fo jehr gewöhnt in neuerer Zeit, mich 
alle Tage auf neue Ihatfachen zu ftellen, daß ich mich auch auf dieje ftelle. 
(Heiterkeit!) Ich laffe mic, fortfahren auf dem Wagen, jo lange es gebt. 
Vielleicht giebt eö einen Moment, wo die Deichjel bricht, und dann fünnte 
man möglicher Weile eine neue einjeßen und zum Recht zurüdfehren, wenn 
man bei der Hand bleibt. Im politiichen Leben iſt das in rechtöbeftändiger 
Weiſe Zuhaufebleiben jehr bequem, aber nicht jo bequem, wenn es über Stock 
und Block weiter gebt, und doc, kann man das nicht ändern. Alſo, da ich 
aus den biöherigen Reden der Majorität entnehme, dab es eben über Stod 
und Bloc weiter gehen joll, muß ich mir das gefallen laſſen. Von den 
Beſchlüſſen jelbit jage ich dann: „valeant, in quantum. valere possunt.“ 
Zur Sache jelbft bemerfe ich Folgendes: (Heiterkeit) Meine Herren, die 
tage, ob das, was. wir beabjichtigen, vereinbar ſei mit den Beſtimmungen 
des Prager Friedens — (Ab! ah! rechts.) (Hört! hört!) es wird gerufen 
„bört! hört!“ ich wieberhole deshalb: mit den Beitimmungen des Prager 
Sriedend — will ich hier nicht unterfuchen. Ich vertraue auf den Ausjprud) 
deö leider nicht anmejenden Herrn Bundesfanzlers, daf, wenn er in den Fall 
time, die jüddeutichen Staaten, namentlich die größeren aufzunehmen, er 
mit der kaiſerlich öfterreichiichen Negierung in's Vernehmen treten werde — 
(Biverjpruch) (Stimmen: „Das bat er nicht gejagt!”) — bitte, wir wollen 
die ſtenographiſchen Berichte nachher holen — und id) zweifle nicht, daß er 
entweder ſchon mit ihr in's Vernehmen getreten iſt oder doch treten wird. 
Ich verlaffe mich auf die Vertragätreue des Herm Bundeskanzler. Was 
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dann die Verträge jelbit betrifft, jo leugne ich nicht, um bei der äußeren 
Form zu beginnen, dab das Datum von Berjailles mir recht unbequem ift. 
Berjailles iſt die Geburtsftätte des militärijchen Abjolutismus, wie Ludwig XIV. 
ihn in Blüthe gejeßt hat. (Unruhe) Ich behaupte ja nicht, meine Herren, 
daß diejer hier auch ſchon it, (Heiterkeit) aber id) weiß, daß auf den wer: 
denden Menſchen die Geburtsjtätte einen erheblichen Einfluß übt, (Erneute 
Heiterkeit) und jo habe id) die Furcht, daß die Gebuntsitätte und die Ge: 
vattern, Die Kanonen vor St. Denis u. |. w. doc einigen Eindrud auf die: 
jes Kind gemacht haben. (Sehr gut! links.) Damm, meine Herren, it Der: 
jailles außerdem der Platz ver gejchorenen Heden. (Große Heiterkeit.) 
Meine Herren, idy fürchte, Viele von denen, die bei diefem Werfe die 
Schyeere geführt haben oder geführt zu haben glauben, fünnten zu ihrer 
Ueberrajchung entdeden, daß fie die Gejchorenen find. (Emeute Heiterfeit.) 
Komme ich nunmehr zu dem Inhalt, jo ijt mir vor Allem bedenklich die 
erweiterte Ausdehnung des Begriffs einer VBerfafjungsveränderung, wie fie 
jegt für den Artikel 78 gegeben werden wird, wenn dieje Verfaſſung zurecht 
konnt. Iſt der Artikel 78 jo zu verſtehen, wie er, wenn die Verfaſſungen 
zu Stande fommen, wie fie ung vorgelegt werden, allerdings wohl wird zu 
verſtehen jein, dann ijt unzweifelhaft die Mediatifirung aller deutſchen Staa- 
ten ausgejprodyen, auch die Mediatifirung des mächtigiten Staates, Preußens, 
denn es jteht bei den Bundesautoritäten, ihre Kompetenz auszudehnen unter 
den Borausjeßungen, die im $ 78 jeßt gegeben find. Dieje Mediatifirung 
macht mich im allerhödyiten Grade bedenklich — zunächſt was die preußiſche 
Monardyie betrifft. Meine Herren, jo ijt es allerdings nicht zu verfennen, 
dab die preußtiche Monarchie eine breitere Bafis bei diejer Mediatifirung 
und neuer Auferitehung gewinnt oder zu gewinnen jcheint. Es iſt die Bafis 
eines Hauſes des allgemeinen Stimmredyts mit directen Wahlen. Ob aber 
dDieje neue Bafis die Tiefe gewinnen kann, die das monarchiſche Prinzip 
heute unzweifelhaft bat, das it eine Frage, welche die Zukunft enticheiden 
wird. Ich wünſche meines Theils jehr, daß vdiejelbe Tiefe erreicht werden 
könnte, glaube aber nicht daran. Was dann die Mediatifirung für die Kör- 
perjchaften, die Preußen vertreten, bedeutet, jo iſt es unzweifelhaft, daß da— 
mit die Bedeutung derjelben auf eine Provinzialitellung berabgedrüdt ift 
(Sehr gut!) und der wejentlicdyite Nepräjentant Eonjervativer Entwidelung, 
die Stüße zwiſchen dem Anprall der Volksſouverainität gegen den Thron, 
die beitehende Verfaſſung des Herrenhauſes, iſt abjolut erſchüttert. (Stim— 
men links: Das iſt ſehr gut!) Ich weiß ſehr wohl, daß es bei ſehr Vielen 
gerade um dieſe Erſchütterung ſich handelt; (Heiterfeit.) aber wenn man jo 
alt geworden ift, wie id), dann liebt man die Grichütterungen nidyt mehr. 
Was die übrigen Injtitutionen der preußijchen Monarchie betrifft, jo wer— 
den audy fie der Botmäßigleit und Xegislatur von ganz neuen Schöpfungen 
unterworfen, und wir werden jeben, welche Erfolge das hat. Darin liegen 
für mid) jehr ſchwer wiegende Bedenken. — Wenn man ſodann Das Preß— 
und Vereinsweſen jo ohne Weiteres in die Kompetenz deö Bundes legen 
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will, jo fage ich meines Theils: quod non. Sa, meine Herren, wenn wir 
gleichzeitig mit der Verlegung der Beftimmungen über Preſſe und Vereine 
die Garantieen, welche für die Prefie und Vereine in der preußiichen Ver— 
faffung liegen, hierher transferirt hätten, (Sehr gut! links) wenn man bieje 
mumftößlichen Garantieen auf politiichem und kirchlichem Gebiete (Aha!) 
— ja wohl, auf politifchem und kirchlichem Gebiete, — (Heiterkeit) hierher 
tranöferirt hätte, dann würde ich fein großes Bedenken haben. Aber, meine 
Herren, dieſe Transferirung erfolgte nicht. Am Sonnabend hat der Abge- 
ordnete Wagener (Neuftettin) dem Abgeordneten Dunder vorgeworfen, er 
finde die Norddeutiche Bundeöverfaffung jet mit einem Male vortrefflid,, 
aber in der Norddeutichen Bundesverfaffung jtehe ja gar nichts von den 
Rechten, deren Verletzung durch den Belagerungszuftand er behauptet habe. 
Das hat mich jehr ftußig gemacht, und — gebrannt Kind ſcheut Feuer, 
ih bewillige ohne die Garantien der preußiichen Verfalfung für Preß- und 
Vereinöwejen diefe Nebertragung an den Bund nicht. Denn, wie es da fteht, 
wirden wir eben willkürlich nad) unferer legislativen Weisheit die Sache 
ordnen und ob die ebenjo ausfiele, wie die preußiſche Verfaffung, ift mir 
recht zweifelhaft. Deshalb jage ich dazu ganz entjchieden „Nein“. Außer: 
dem weit ich nicht, ob die Süddeutichen bei der Berathung diejer Gegen- 
fände die Erfahrung machen würden, daß wir ihnen zu liberal jeien, (Heis 
terfeit) wie das früher der Herr Bundeskanzler einmal bemerft hat. Meine 
Herren, idy bin der Meinung, daß, wie die Dinge ſich geftaltet haben, eine 
Einigung der deutſchen Stämme in einer Verfaſſung eine zweckmäßige, eine 
wünjchenöwerthe jei; aber ich glaube, daß dieje Verfafjung auf eine andere 
Baſis zu ftellen wäre. Zunächſt hatte ich erwartet, daß nicht eine ſolche 
Ungleichheit der einzelnen im Bunde befindlichen Staaten paftirt, rejpeftive 
fipulirt werden würde, als das jett geichehen. Ich glaube, daß das eine 
Eiferſucht unter die Negierungen und unter die Stämme bringen wird, 
(Sehr wahr! links.) die für die gedeihliche Regulirung unſerer deutjchen Ver— 
biltniffe verhängnißvoll werden kann. (Sehr wahr! links.) Ich weiß zum 
Beiſpiel nicht, warım Sachſen, dem wir wiederum noch in diejen Tagen 
je große Siege verdanken, warım Sachſen nicht eben jo gut geftellt ſein 
jell, wie Würtemberg und Barern, und es follte mich gar nicht wundern, 
wenn der Staat, der am begierigiten war, in unſere Mitte zu kommen, das 
Großherzogthum Baden, jebt mit einem Male fände, er könnte doch aud) 
wohl in dem Ausſchuß für auswärtige Angelegenheiten figen. Meine 
Herren, ich lege feinen großen Werth auf diefen Ausſchuß. Die Herren 
diejes Ausſchuſſes werden die Depeichen, die wir in den Zeitungen befommen, 
einige Tage vorher im Driginal oder im Konzept ſehen, (Große Heiter- 
feit.), viel mehr wird es nicht fein. Wenn es dermaleinft wieder zarte, di— 
latoriſche Verhandlungen geben wird, dann, glaube ich, werden fie nichts 
davon erfahren. (Sehr gut!) Aber es ift doch allerdings jo ein Äußeres 
Ehrenrecht. Ich fünnte mir ja denken, daß auch das Recht Baierns, den 
Raäterialien IL, 11 
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Norddeutichen Gejandten zu vertreten, weiter entwickelt werden könnte: warım 
jol, wenn nun Baiern auch verhindert ift, nicht auch MWürtemberg und 
Sachſen fommen? Ich weit aus verjchiedenen Aeuferungen auch in der 
Prefje, daß man diejes Necht, was man Baiern eingeräumt hat, ungeheuer 
gefährlich halte. Ja, meine Herren, der Norddeutiche Bundeskanzler, wie 
er auch heißen mag, wird, wenn er etwas Drdentliches zu thun hat, ganz 
gewiß jeinen Gejandten an Ort und Stelle haben, nnd wenn er nichts Dr- 
dentliches zu thun bat, jo kann ihn ja vertreten wer will. (Sehr gut! Hei: 
terfeit.) Außerdem jcheint es etwas dunfel, was hier gemeint ift. Es heiht 
nämlich da: „den Gelandten“. Iſt das der ordinäre Gefandte, oder ilt das 
auch der eventuell beauftragte Legationsrath oder Secretär — ich bin in der 
Hierarchie der Diplomatie nicht bewandert —? Man könnte ſich ja denken, 
daß der Norddeutiche Bundesitaatögefandte urplöglich eine Reife zu machen 
hätte und feinen Legationsrath mit der Führung der Gefchäfte beauftragen 
würde: ift der dann Bundesgejandter oder tritt dann von jelbit Schon Baiern 
ein? Das ift eine Dunkelheit. (Heiterfeit.) Diejelbe Dunkelheit findet ſich 
bei dem Präfidium. Baiern ift unter Umftänden das Präfidium im Bun 
desrath gegeben, wenn Preußen nämlich verhindert ift. Wann ift Preußen 
verhindert? Wenn der Bundeskanzler nicht da iſt? Der ift gar fein Preuße, 
der ilt eben Bundesfanzler! (Heiterkeit) WBielleicht aljo, wenn alle 17 Wer: 
treter der preußiichen Stimmen verhindert find, heift das Preußen? — 
Dann kommt — oder ed mühte eine furchtbare Sterblichkeit eintreten — 
(Große Heiterkeit.) Baiern niemals zum VBorfitd! Meine Herren, außerdem 
würde ich glauben, daß die deutiche Bundesverfaffung zunächft das haben 
müßte, was und jeßt gejagt iſt, daß fie ed haben würde: eine monarchiſche 
Spitze. Ich vermiſſe jedoch ferner in der Bundeöverfaffung eine kollegialiſch 
geordnete, klar durchlichtige, überall fahbare verantwortliche Regierung, und 
eö iſt mir unmöglich, jo wichtige Dinge, wie nunmehr der Deutiche Bund 
zu erfüllen haben wird, in die Negierungsverhältniffe hinein zu geben, wie 
fie jeßt beitehen. Das jeßige Großvezirat kann unmöglich fortdauern, es 
muß ein ordentliches Miniſterium da fein, jonft find wir unzweifelhaft nicht 
in der Lage, eine dauernde, feite, Eonititutionelle VBerfaffung zu gründen. 
(Sehr wahr! links.) Meine Herren, ich vermiffe außerdem die richtige Kom- 
pofition des Neichötags. In einem Reiche von der Bedeutung, wie Deutſch— 
land es nächſtens jein wird, it es abjolut nothwendig, daß man auf das 
Zweikammerſyſtem zurückkehrt. (Ob! oh! VBerwunderung linfs.) Ja, meine 
Herren, zumeilen jage ich auch Etwas, was Ihnen nicht gefällt. Ich babe 
die Ueberzeugung, dab ohne ein ordentliched Oberhaus eine gedeihliche Ent- 
widelung der deutjchen Verfafjung nicht möglich ift. Ich jage abfichtlich 
„Dberhaus“, damit nicht der Streit erwächſt, ob es ein Staaten= oder ein 
Fürſtenhaus jein joll. Ich habe meine Gedanken über dieje Frage, indeß 
würde es bei der Generaldistujfion zu weit führen, darauf einzugehen, und 
muß ich außerdem jagen, dab eine foldye Bildung mur aus der Initiative 
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der Regierungen hervorgehen könnte. Wenn wir dieſes Oberhaus nicht be 
fommen, und zwar jebt nicht befommen jo it ed unzweifelhaft, dat; wir 
folgended erleben werden: Die Gentralgewalt mit dem einen Haufe, aus di— 
reften Wahlen hervorgegangen, wird in die Nothwendigfeit gebracht, all- 
mählich die vorhandenen einzelnen Staaten zu zerreiben. Meine Herren, id) 
babe diefem Mühlenprozeß in den vier Sahren bier beigewohnt; ich mache 
Niemandem einen Vorwurf darüber, er liegt in der Natur der Dinge; wenn 
diefe Zerreibung der Eleineren Staaten erfolgt ift — und fie wird erfolgen, 
troß aller der Fuchsgräben, die dagegen zu legen verjucht find und die Gie 
jo jehr beflagen — dann, meine Herren, geht die Reibung zwijchen der 
Gentralgewalt umd diefem einen Haufe an und aus diejer Reibung wird 
ſchließlich der Abjolutismus oder die Republik unzweifelhaft hervorgehen. 
(Mehrfacher Ruf: Bravo. jehr richtig!) Alſo, meine Herren, ich verlange 
abjolut und nothwendig das Oberhaus. Für das Volkshaus verlange ich — 
natürlich, wenn das erite Defiderium erfüllt ift — die Heritellung von Diä- 
ten. (Sehr richtig!) Meine Herren, bei der Vermögenstheilung, die in 
Deutichland ftattfindet, die inäbejondere auch in Süddeutjchland ftattfindet, 
vielleicht noch mehr ald in Norddeutichland, iſt ed auf die Dauer unmöglich, 
ein ordentliches Volkshaus ohne Diäten zu haben (Hört! Beifall auf der 
Linfen und im Gentrum), und die Staatömänner, welche glauben, daß fie 
mit ihrem Nein, was fie bisher bingeftellt haben, diejer Anforderung auf 
die Dauer fich entziehen können, find jehr furzfichtig, kurzfichtiger ald meine 
Augen. Ich habe die Ueberzeugung, daß dieje Forderung immer von neuem 
geitellt werden wird, daß wir fie endlicdy durchdringen jehen, und wenn Sie 
dann nicht bei Zeiten für das Mequivalent des Oberhaujes gejorgt haben, 
jo wird das, was ich gejchildert habe, unzweifelhaft und um jo rafcher ein- 
treten. Endlich, meine Herren, verlange ich für eine ordentliche Verfafjung 
ein Bundesgericht (Beifall) zum Schuße des verfafiungsmäßigen Rechts, und 
je lange ich das nicht befomme, habe ich feine Verfaſſung. Ich fünnte aus 
den Verhandlungen der lebten Tage jehr ernite Betrachtungen gerade an 
dieſes Kapitel knüpfen, (Ruf: jehr richtig!) ich unterlaffe ed aber, um nicht 
die Aufmerfjamfeit von den bochwichtigen Fragen abzulenfen, die bier vor- 
liegen. Meine Herren, alle diefe Defiderien find unbefriedigt, das füderative 
Prinzip, was angeblich geftärft worden, ift nicht geftärft, die für daffelbe 
aufgerichteten Barrieren werden hinweggeräumt werden, die einheitliche Volks— 
vertretung wird darüber leichten Schrittes hinweggehen. Wenn man einmal 
das Prinzip hinftellt, daß die Einzelitaaten und ihre Legislative untergeord- 
net jeien der Zujammenftimmung des Bundesrathes und des einheitlichen 
Boltshaufes, jo werden alle aufgeftellten Barrieren jehr bald verſchwinden 
wie Spreu. Deshalb ift das füderative Prinzip nicht gewahrt; es ift viel- 
mehr bedroht in dem Momente, wo man die Kompetenzerweiterung eben in 
die Legislative der Bundeögewalten legt und wo man nicht bei jeder Kom- 
petenzerweiterung den Vertrag für nöthig erklärt, Da, in der Vertragsnoth— 
11° 
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wendigfeit liegt das Weſen des füderativen Prinzips. Täuſchen wir und 
nicht darüber, — auch die Baiern werden fich darüber gewiß nicht täufchen 
— Alles, was fie erreicht haben, mag eine gewiffe augenblidliche innere Be- 
ruhigung geben, Sicherheit giebt es nicht — fie, wie wir, find mebiatifirt 
und die Hinderniffe, die fie dagegen noch gelegt haben, in denen fie fich eine 
Sicherheit verjchafft zu haben glaubten, fie werden wie vor dem Winde zer- 
ftäuben! Meine Herren, Treitſchke hat uns verfündigt, daß man den Bun- 
deöftaat annehme; ift das wahr, dann erwarte ich aus den Reihen jeiner 
politijchen Genofjen jet den Angriff auf den Artikel 78, wie man ihn ftellen 
will. Es hat Herr Bamberger von feiner Partei gejagt, das Nationale wäre 
geitrichen und nun ginge der Liberalismus an. Wenn das wahr ift, dann 
helfen Sie wenigftend, dab die Beitimmungen der preußiichen Berfaffung, 
die Grundrechte betreffend, hier aufgenommen werden. So wie die Dinge 
jet liegen, halte ich die Verfaſſung, die vorgelegt ift oder vielmehr diejes 
Konglomerat von Verträgen, Protofollen und "Verhandlungen für etwas Un- 
verdauliches und meine, wir müßten nothwendig dahin fommen, in den 
Richtungen eine Vervollftändigung der Vorlage und zu erbitten, die ich zu 
bezeichnen mir erlaubt habe. Und nun danke ich Ihnen für Ihre Geduld. 


Sasker (Elöfeld-Sonneberg (Meiningen)*): Meine Herren, ald der 
Herr Abgeordnete Windthorit jeine Nede begann, glaubte ich wirklich, er ftelle 
an den nachfolgenden Redner die Aufgabe, ihm einige Bedenken aus dem 
Sinne zu jchlagen, damit er die ihm zujagende VBerfafjung annehmen könne, 
und es begann darauf eine Reihe jo federleichter Einwendungen, daß id) es 
mit der bekannt jehr gejchicten Führung der Disfuffion des Herm Ab— 
geordneten in Verbindung bringend, für einen Scheinangriff hielt, weldyen 
er mit jo ſchwachen Kräften machte, um nachträglich alö befiegt fich befennen 
zu müfjen und für die gegenwärtige Verfaſſung zu ftimmen, weldye ihm ala 
eine föderative willfommener jei. Ich befenne aber, daß der Herr Abgeord- 
nete in dem weiteren Fortgang jeiner Rede der Verfafjung Hinderniffe zu 
bereiten juchte, auf jeder Seite diejes Haufes, weit außerhalb diejes Hauſes, 
in Süddeutichland bei jeinen Parteigenofjen, (Sehr richtig!) und endlich jo- 
gar im Auslande, in Defterreich. (Sehr wahr!) Hier in diefem Haufe hat 
er mit der an ihm befannten Gejdyiclichfeit jeder Seite etwas Angenehmes 
gebracht; (Heiterfeit.) merkwürdiger Weile ift feiner feinen Beobachtung ent= 
gangen, dab die Anrufung des Herrenhaujes diejes Mal feinen jo lebhaften 
Miederhall hervorruft. Sodann hat er der linken Seite des Haufes das ver: 
antwortliche Minijtertum angeboten, der Rechten das Oberhaus, den Bayern 
und Allen, welche fich für das Vereins- und Preßweſen jehr interejfiren, den 
grundredhtlichen Schuß der Preßfreiheit. Jetzt tritt der Redner für die fon- 
jervativen Gedanken jehr lebhaft ein, dann wieder für die liberalen Forde— 
rungen, und endlich jogar für den Rechtsſtaat, für das unbeugjame Recht, 
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und er ftellt fich als einen Mann dar, welcher jede Zweckmäßigkeit außer 
Augen laffe, jobald es ſich um das Recht handle; im Nachjate aber befennt 
er: aus Erwägung der Zwedmäßigfeit werde er gegen das Recht, wie er ſich 
ausdrüdt, auf dem Magen mitfahren, das heißt: mit verhandeln und mit- 
fimmen, objchon der Reichstag zu nichts berechtigt ſei. (Sehr gut!) Aber 
Diejenigen im Haufe, welche auf das Nechtöleben und die Nechtöformen einen 
außerordentlichen Werth legen, fritifiren, wenn Bedenken deö Rechts auf: 
tauchen, den Redner jelbft, und die mahnende Stimme fällt nur dann ins 
Gewicht, wenn derjelbe unverbrüchlih und nicht verlockt durch eine Zweck— 
mäßigfeit dem Nechte feine Huldigung darbringt; daß aber die Worte wie 
der Wind verhallen, wenn eine joldhe Mahnung aus dem Munde eines 
Manned fommt, der ſofort hinzufeßt: er werde das Recht nicht beachten, 
ſondern aus Zwedmäßigfeit gegen jeine eigene Rechtsüberzeugung ſich ver: 
balten. Mir, meine Herren, ift die Frage, welche wir ‚heute verhandeln, eine 
viel zu große, viel zu bedeutende, als daß ich dem Tone meined Vorredners 
felgen jollte. (Bravo! Sehr richtig!) Er felbit hat es ja auffällig gefunden, 
daß nach der höchſt wichtigen Ankündigung ded Herm Minifterd Delbrüd 
das Haus heiter fich benommen habe; er hat aljo die Heiterkeit, die er fort- 
gelet in feiner Rede hervorzurufen gefucht — denn der Redner thut nichts 
ohne Abficht der Wirfung und ift namentlich Fein Komiker gegen feinen 
Willen — er bat alfo diefe von ihm fortgefettt angeregte Heiterkeit nicht 
paſſend gefunden für die gegenwärtige Verhandlung. Zu feiner Beruhigung 
lann ich ihm jagen, daß die Heiterfeit, welche der Mittheilung über das 
Kaiferreich folgte, nach vielfachen Wahrnehmungen im Haufe, vielleicht nur 
wjammengehangen hat mit der Art, in welcher dieſes jehr wichtige Ereigniß 
bier in das Haus eingeführt worden ift, (Sehr richtig!) und mit dem jehr 
merfwirrdigen Zufall, daß gerade der Herr Abgeordnete Windthorſt auf dieſe 
Anfindigung als Redner gefolgt ift. (Sehr richtig!) Ich, meine Herren, 
werde nicht in dem angelchlagenen Tone fortfahren, jondern werde, weil die 
Sache mir ernft und hochbedeutend ift, den Kern ausfondern von der Spreu, 
und feinen Einwand, der wichtig an fich ift, unberührt laſſen, weil er von 
dem Abgeordneten Windthorft gefommen ift; denn welche Zwede der Redner 
in Beziehung auf das letzte Nefultat verfolgen mag, ich weiß ed nicht, und 
werde dadurch nicht beftimmt, fondern ich wäge, was er vorgebradyt hat, 
nah dem inneren Werth und nicht nach der Abficht. Und mun, meine 
Herren, beginnend mit dem Haupteinwande, daß nicht dieje Verfammlung 
die Verfaffung berathen dürfe, fei dies aus dem Standpunkt der ftarf be— 
tenten Infompetenz, mie fie der Herr Abgeordnete Windthorft ald Mechtöfrage 
geltend macht, jei es aus dem rein politischen Gefichtöpunfte, welchen der 
Herr Abgeordnete Schulze hervorgefehrt hat, — ich muß befennen, daß nicht 
die Regierungen, ſondern im MWejentlichiten das deutjche Volk die Verant- 
wortlichfeit dafür trägt, dat wir heute mit diefen Verhandlungen befaht find. 
denn nicht die Regierungen waren ed, welche die Initiative ergriffen haben, 
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die Darftellung des Herrn Minifters Delbrück umfaßte bloß die amtlichen 
Unterhandlungen ; die erfte Imitiative zum Ausbau der Einheit im jeßigen 
Zeitpunkt ift aus dem Volke hervorgegangen. (Sehr richtig!) Nach dem 
Ausbruche des Krieges, als die Grenzen gefichert waren — denn der gute Pa: 
triot denft weder an freiheit, noch an Neformen, nody an andere hödhite 
Angelegenheiten, jo lange das Vaterland in Gefahr ift — als aber die Grenzen 
geſchützt waren, die deutichen Heere in Frankreich ftanden, als die herrlichiten 
Siege verfündet waren, da fonnten Sie aus dem Munde eineö jeden hören: 
nicht dieje Siege find es, welche die Nation als ihr Emdziel aus dem gegen: 
wärtigen Kriege hervorbringen will, nidyt einmal die Erweiterung der Gren- 
zen allein, jondern, wenn die Nation befriedigt fein joll, muß mit den ge: 
ficherten Grenzen zugleidy die Einheit des deutjchen Reiches begründet werden. 
(Zuftimmung.) Und ed ging durd; Aller Mund, es wäre ein ſolcher Kampf, 
wie er gegenwärtig zwiſchen zwei großen Nationen ausgebrochen ift, ein 
NRüdfall in die alte Barbarei, wenn er mit nidytö weiter jchlöffe, als mit 
Friedendverträgen alter Art, und wenn er nicht einleitete die neue Zeit, welche 
wir Alle beginnen jehen an dem Tage, an meldyem die deutjche Einheit 
vollendet und befiegelt ift. Meine Herren, dieje Forderung ging vom Wolke 
aus unter Berhältnifien, welche die Regierungen in Süddeutſchland und 
wohl auch die preußijche Regierung nicht für geeignet hielten, über das Ei— 
nigungöwerf zu verhandeln. In Baiern und MWürtemberg jagte man vem 
Standpunkte der Regierungen: Die Bundeögenoffen haben ihre Pflicht er- 
füllt, und jet — jo babe ich vielfach gehört — jollten die beiden Staaten 
gezwungen werden einen Theil ihrer Rechte abzugeben? Im Norden lautete 
ed vom Standpunkte der Regierungen: Die Pflicht der Dankbarkeit geftatte 
nicht, gegenwärtig Verhandlungen irgend welcher Art in Süddeutichland von 
Seiten Preußens oder des Norddeutichen Bundes anzuregen, und viel- 
leicht hat die Klugheit nebenher angerathen, der Zeitpunkt paſſe auch 
um deöwillen nicht, weil diejelbe Danfbarfeit zwingen werde, nachzu— 
geben über das Maß hinaus, ald man im gewöhnlichen Tagen nadhe 
geben würde. Nun, meine Herren, ich kann bezeugen, daß eine kräftige 
Volksbewegung dieje Hindernifje befiegt hat nach beiden ©eiten hin. Das 
Bolf in Norddeutichland bat den Beginn der Unterhandlungen gefordert, 
gleichviel, ob die Zeit fir Eingelnheiten gut oder jchlecht gewählt jei, es 
müfle diejer Krieg mit der Einheit Deutjchlands enden. Niemand im Nor: 
den wollte Anderes glauben, wenn auch der Meg dazu noch nidyt fichtbar 
war, und in Süddeutſchland brady die Forderung in gleicher Meije hervor. 
Wie war ed mun? Das Land, deilen Name das Gefühl jedes Deutjchen 
hebt, das Land Baden, welches von jeher Mufter und Leuchte geweſen ift 
für die nationale Bewegung, begrüßte mit Freuden die Zeit der Erfüllung, 
die Zeit des Cintittd in den Norddeutichen Bund ohne jeden Vorbehalt, 
ohne einen Stridy abgeändert zu wünſchen an der Norddeutichen Bundes- 
verfaffung, als was formell notwendig ift, um das Stimmredyt im NReiche- 
tage und im Bundesrathe zu ordnen. Das zweite, jpätgefommene Land, 
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jedoh olme jeden Vorbehalt, war Südheflen, von dem wir immer ange: 
nommen haben, daß es, wenn einmal die Noth der Verhältniffe es zwingt, 
feine jelbititändige Rolitif in Beziehung auf den Beitritt treiben werde; und 
das ift wirklich gejchehen, Helfen hat feine Bedingungen geftellt. Der Herr 
Vertreter ded Bundesratheö hat betätigt, was beim eriten Leſen Iedem von 
und fih aufdrängte, daß die Verfafjung, welche vereinbart ift zwijchen dem 
Norddeutichen Bunde einerjeits, Baden und Helen andererjeitö, jolche Ab- 
änderungen in fich jchließt, welche weder von Baden nody von Heſſen ge: 
fordert, jondern die herübergenommen find aus Berhandlungen zum Theil 
mit Würtemberg, wie ich aber glaube, fat durchweg aus den Verhandlungen 
mit Batern. Denn auch in Würtemberg war, durch dad Verdienſt des 
Bolfes zunächft, und jodann auch durch den freimüthigen Anjchluß der Re— 
gierung, eine volle Wandlung vor ſich gegangen. Diejes jelbe Wiürtemberg, 
welches verwirrt durdy die Berhältniffe des Jahres 1866, dem Anſchluß an 
das übrige Deutjchland am fernften zu ftehen jchien, war, ald die gewaltigen 
Greigniffe diefer Verwirrung ein Ende machten, gleichfalls bereit, entweder 
ohne Bedingungen, oder mit jolchen, welche das Weſen der Verfaſſung gar 
nicht berühren, in den Norddeutichen Bund einzutreten, und joweit die That: 
ſachen mir zur richtigen Kenntniß gefommen find, glaube ich, daß dieſe Linie 
ded Handelns ſowohl durch das Volk, wie von der Regierung Würtembergs, 
durchweg bis zum Abjchluß eingehalten worden it. Zu meinem großen Be- 
dauern nehme ich wahr, daß Würtemberg einzelne Kleine Reſervate gemacht 
bat, welche nicht von großer Bedeutung für Würtemberg jelbit, dem Ganzen 
aber jchadlich find, weil bei diejen kleinen Punkten der Bruch in das Prinzip 
völliger Uebereinftimmung bereits begonnen bat. Der Vorbehalt, den 
Würtemberg in Betreff der Ueberſchüſſe bei der Verwaltung des Militär: 
weiens machte, war jeiner wirklichen finanziellen Bedeutung nach nicht wertl, 
dak man den Weg der Ausnahme bejchritt, zumal da ich es für unzweifel- 
baft halte, dab Würtemberg vermöge diejer Beltimmung feinen Antheil 
nimmt an den etwaigen Ueberſchüſſen der Bundes-Militärverwaltung, und 
dah ed diejenigen Zujchüffe, welche die Militärverwaltung erfordert, aus 
kiner eigenen Kafje zahlen muß. Die Ordnung diejes Punktes ift aljo fein 
fiherer Bortheil für Würtemberg, jondern eine Spekulation auf eine unge: 
wife Zukunft. Dennoch laſſe ich alle Abänderungen der Verfaſſung gelten, 
wie fie für Würtemberg, Baden und Helfen geordnet find; fie wideriprechen 
mit den Grundlagen des Norddeutichen Bundes, und ich jehe durch fie nir- 
gend die Wirfjamfeit ded neuen Deutichen Bundes gefährdet. Denn die 
Vermehrung der Stimmenzahl im Bundesrathe, welche für Veränderung der 
Lerfaff fung und Kompetenz = Erweiterungen vorgejchrieben wird, iſt bis zu 
einem gewiljen Grade gerechtfertigt, wenn man auf die füderative Entwicke— 
lung des Bundes ernft und ehrlich eingeht, und andererjeits hat fie feine 
gefährliche Bedeutung, fofern es fid) blos um die Ausdehnung des Bundes 
auf Würtemberg, Baden und Heſſen handelt, denn ich finde unter diejen 
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Staaten feinen, welcher die jüngften Verhandlungen derartig geführt, daß 
ich fürdyten müßte, er würde in Zufunft in tendenziöjem Widerftreben gegen 
eine naturgemäße Fortentwidelung des Bundes befangen fein. Ich darf 
aljo ausfprechen und ich glaube hierin die Anficht der jehr großen Mehrheit 
dieſes Hohen Haufed zu treffen, daß die Verträge, wie fie ald Abänderung 
der Berfaffung mit Baden, Heffen und Würtemberg abgejchloffen find, ala 
ein Ganzes und zufrieden ftellen, und daß wir, wenn nur dieje Verträge 
und vorlägen, mit großer Freude die gegenwärtigen Verhandlungen gepflogen 
hätten und ergriffen wären von dem Aufichwunge, welcher bei dem Ausbau 
deutjcher Einheit jedes deutiche Gemüth ergreifen jollte. Anders aber ver: 
hält e& fich mit dem Vertrage, der zwilchen Baiern und dem Norddeutichen 
Bunde abgefchloffen worden ift. Durdy die Schuld diejed Vertrages, ſowohl 
feiner Faſſung wie jeiner einzelnen Beftinnmungen, wie auch des Geiſtes, in 
welchem die Verhandlungen von den Vertretern Baiernd geführt zu fein 
jcheinen, durch die Schuld dieſes Vertrages wird bewirkt, daß wir viel Fühler, 
vielleicht zum Bortheil des Gegenitandes, aber doch kühl und mit weniger 
Enthuſiasmus an die Verhandlungen herantreten, ald womit wir und die 
Verhandlungen über den Abſchluß deutjcher Einheit verbunden dachten. Ich 
von mir befenne, daß ich unmittelbar nach der Einficht des Vertrages auf 
das Heftigite erfchroden bin, und wahrjcheinlich bat, wie mir, manchem An- 
dern dieje Lectüre eine ſchlafloſe Nacht gefoftet. (Sehr richtig! von mehreren 
Seiten.) Und, meine Herren, wenn ich auf der anderen Seite wenigitens 
ein großes Prinzip, eine große Idee ded Partifulariemus hätte hervortreten 
jehen, jo würde ich den Streit zwiſchen zwei jehr großen Ideen geachtet 
haben, und ich würde mir tröftend jagen: es ift die Schuld Deutſchlands, 
daß ein Staat wie Baiern, ſich neben dem mädhtigiten Staate Preußen ent- 
widelt bat, und wir müfjen die verjährte Schuld büfen. Aber diejer Geift 
ift in den Verträgen nicht vertreten; ich finde nur, daf die Minifter überall 
für ihre bejonderen Departements gejorgt haben. (Sehr richtig.) Ich finde, 
daß die minifterielle Bureanfratie mit ihren kleinlichen Gefichtöpunften, ſo— 
wohl im Inhalt wie im Ausdrucd, beim Abſchluß wie bei der Redaktion die- 
ſes DVertraged mafgebend gewejen ift und feineswegs ein Kampf für eine 
große Idee ftattgefunden hat. Ich könnte nachweifen, daß diejenigen Nechte, 
die man fich hat rejerpiren wollen, faft durchweg und derartig getheilt wor: 
den find, halb ald Kongeffionen an den Bund, und halb ald Nejervate für 
die baierijhen Minifter, daß, fei ed auf Grund von Zweifeln, jei ed auf 
Grund von Unzuträglichkeiten, bald eine andere Bereinbarung wird eintreten 
müffen. Ich aber beflage auf das Tieffte, daß das Intereffe ded Bureaus 
jo weit vworgemaltet hat, daß zum Vortheil lediglich der Bureaufratie dem 
Bunde vorenthalten ift, was ihm geziemt, daß Ungleichheiten ausbedungen 
find, welche das deutiche Volk auch dann um die volle Freude der Einigung 
bringen, wenn der Vertrag mit Baiern angenommen werden follte, und daß 
das Land Baiern dennoch feinen Vortheil davon hat. 
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Nah den Konftellationen, welche nicht blos in diefem Reichstage, ſon— 
den im gejammten Deutjchland vorherrichen, muß ich die Möglichkeit ind 
Auge ziehen, daß die Verfalfung jo zu Stande kommt, wie fie in den Ver— 
trägen und vorgelegt ift, troß der Verſuche, welche wir machen werden, um 
in einzelnen Punkten ein richtigered Verhältnik herbeizuführen. Ich empfinde 
die Rücficht und will fie nicht verlegen, welche mir dadurch auferlegt wird, 
dak wir möglicherweife jehon in nächſter Zukunft unter der Herrichaft diejer 
Verfaffung leben werden. Diejem hochbedeutenden Umftand gegenüber würde 
mir nicht geziemen, lediglich eine ſolche Kritif zu üben, welche vielleicht der 
von mir vertretenen Anficht in dieſer Verhandlung die günftigite ſein möchte. 
Ich will nicht die Mängel allein in den Vordergrumd ftellen, nicht die Vor— 
züge allein der Betrachtung unterziehen, jondern mit der größten Treue, was 
uns durdh dieſe Verfaſſung gewährt wird und was und in diefen VBerfaffungen 
verjagt bleibt, objektiv darftellen, damit in Folge nicht zu wenig gewonnen 
zu fein fcheine, wo wir Wahrhaftes und Reales gewonnen haben; damit 
aber audy bei den Verhandlungen, weldye zwijchen heute und der Schluß- 
leſung ftattfinden, die Regierungen nicht fich gegenüber eine Oppofition im 
gewöhnlichen Sinne erbliden, jondern einträdhtig mit und zuſammenwirken, 
um wirfliche Webelftände, jomweit noch möglich, zu entfernen, damit die Res 
gierungen gemeinfam mit und das letzte Stadium der Verhandlungen be- 
nußen, um dem deutſchen Volfe in den Punkten, in welchen ihm das jetzt 
Ihon gebührende Recht vorenthalten wird, diejes Necht zu geben. Ich denfe 
dabei nicht an Reformen, welche ald Verbeſſerungen in die gegenwärtige 
Verfaſſung des Norddeutichen Bundes hineingetragen werden jollen, wie etwa 
Grundrechte und andere gleich erjtrebenäwerthe Neformen. Ich erfläre mich 
auch im diefem Punkte jchuldig der Anficht, daß heute nicht der Zeitpunft 
it, zu verhandeln über ſolche Verbefferungen, jondern daß ed genügt, eine 
Verfaffung berzuftellen, welche derartige Verbefjerungen herbeiführen kann. 
Ih werde mich auf den Inhalt des Vertrages, auf feine Vorzüge und 
Mängel beichränfen. Und jo muß ich denn mit der Chrlichfeit, die mich 
wingt, nichts in dieſen Dingen zu verſchweigen, nach einer Richtung hin 
befennen, daß in der Prefje gegenwärtig, wie auch jonft ich in Gejprächen 
wahrgenommen habe, ed zum Theil dem baierifchen Vertrage jo ergeht, wie 
eö der Norddeutfchen Bundeöverfaffung ergangen ift, ald man fie zuerit las. 
(Sehr richtig!) Wie Viele, welche jet vollfommen zuftimmen, daf die Nord- 
deutiche Verfaffung jehr gut geworden ſei, meinten damals, das fei gar Feine 
Verfaffung, weil gewohnte Verfafjungsvorichriften gänzlich fehlten und andere 
Dinge vorfamen, welche in eine Verfaffung gar nicht hinein gehörten; ich 
verweife auf den Einpfennigtarif, auf den Transport von Kartoffeln, was 
wir bis dahin im deutſchen Verfaffungen noch niemals gelejen hatten, und 
auf viele andere Punkte, welche aus der weiſen Fürjorge preußiſcher Bureaus 
entiprungen waren. Aehnliches laſſe ich vom baieriſchen Vertrage gelten. 
Auf die Gefahr hin, daß die Inftanz, welche in Baiern noch zu entjcheiden 
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hat und melche heute jo wirffam und mächtig angeredet worden ift von dem 
Abgeordneten Herrn Windtborft, (Heiterfeit.) daß diefe Inftanz mit den vielen 
Mängeln, die fie in dem Vertrage befriedigen, auch die Vorzüge fennen 
lernen werde, glaube ich doch der öffentlichen Meinung jchuldig zu fein, da- 
mit Deutjchland das Dargebotene nicht unterjchäße, die mannigfachen Mo- 
mente der Finigung überfichtlich zufammenzuftellen. Mit gleichem Nachdrud 
werde id; daneben die Mängel bezeichnen, deren Beſſerung ich jo ſehnlich 
zwiſchen jeßt und der dritten Leſung wünjche, in genauer Scheidung von den 
‚ Reformen, welche ich der Zufunft anvertraue. Vor allem entfernt wünſche 
ich aus der Verfaflung diejenigen Mängel, welche der Entwicklung ded Bundes 
und jeiner Wohlfahrt geradezu jchädlich find, ohne daß fie irgend einem Theile 
Nuten bringen. Denn, genau betrachtet, bringt feinem Theile Deutjchlands 
Nußen, was zum Schaden des ganzen Deutjchlands gereicht. Ich beflage 
tief die peinliche Fürſorge, mit welcher die baterijchen Redaktoren in dem 
Hauptvertrage und im Schlußprotofoll auf Fleinliche Vortheile bedacht ge 
wejen find. Ich ſehe die baterifchen Redaktoren beherrſcht von einem Miß— 
trauen ohne Gleichen, ald ob fie Bündniffe abjchlöffen mit Staaten, weldye 
fie um jedes einzelne Recht, was ihnen vorbehalten wird, zu prellen geneigt 
jein würden, als fichlöffen fie Bündniffe mit Staaten, welche die bejonderen 
Verhältniffe Baierns bei der Gejeßgebung gar nicht in Betracht ziehen wür- 
den. Diejer peinlihen Furchtſamkeit ift die wunderliche Beftimmung zuzu— 
jchreiben, dab das Immobiliar = Verficherungsrecht nicht für Baiern ver: 
pflichtend werden dürfe ohne die Zuftimmung Baierns; eine neue Kategorie 
von Berhandlungen über Bundeögejeße, die weder zum Ausſchuß über Kom: 
petenz gebört, nody ſonſt einen Vortheil darbietet, ald Sicherheit dagegen, 
daß nicht der Reichstag und der Bundesrath des deutichen Meiches fich ver: 
ſchwören, Baiern ein ſchlechtes Spezialgeje aufzuerlegen. Meine Herren, in 
dem Bertrage mit Baiern finde ich Punkte, in denen Baiern jede Gemein- 
jamfeit auögejchloffen, Bunfte, in denen Baiern nur eine bejchränfte Gemein- 
jamfeit anerkannt, und Punkte endlich, welche Baiern fich jelbit vorbehalten 
bat, gewilfermahen ald Vor: und Chrenrechte vor allen übrigen Bundes- 
ftaaten, zum Theil jogar ald Vor: und Ehrenrechte vor Preußen. Nicht ge 
meinfam bat Baiern die Gejehgebung und die Aufficht über das Heimath- 
wejen und über das Niederlaffungsredyt, von welchem Ausjchluß wir eine 
jehr weit gedehnte Folge bereits im Nachtragäprotofoll lejen, und die ganze 
Tragweite der Folgen fünnen wir in diefem Augenblide noch nicht beur: 
theilen. Nicht gemeinjam hat Baiern ferner die Verwaltung der Bolt und 
der Telegraphen, und die Einnahmen, meldye aus diejen beiden Departements 
entipringen, die Aufficht über das Eiſenbahnweſen und gewiffe Normen, 
welche zu diejer Aufficht gehören, die Bier- und Branntweinſteuer, und end» 
lich die Verwaltung des Militärwejens innerhalb beftimmter vorgezeichneter 
Grundzüge, und das Militärbudget in den einzelnen Etats, während es die 
Gejammtjumme des Militäretatd mit dem übrigen Bunde gemeinjchaftlich 
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haben ſoll. Nur beſchränkt gemeinſam hat Baiern die Geſetzgebung über 
Poſt⸗ und Telegraphenweſen, worüber der Wortlaut abweicht von dem würtem⸗ 
bergiichen Vertrage, und es den Anjchein haben kann, daß Baiern Anderes 
fi) babe ausbedingen wollen als Würtemberg, während heute der Herr 
Staatsminifter Delbrüd erläutert bat, dah für Würtemberg und Baiern das- 
jelbe gemeint fei. Im ſehr bejchränktem Maße gemeinfam ift die Geſetzgebung 
über das Eiſenbahnweſen. Unter der erſchwerenden Klauſel eines freien 
Vetos fteht die Gejeßgebung über die DVerficherung von Immobilien. Bei- 
nabe von dem freien Willen der baierifchen Regierung abhängig ift das Ver— 
ſprechen einer anzuftrebenden Webereinftimmung in der äußeren Cinrichtung 
der Armee. Beſchränkt gemeinjam und theilmeije felbftftändig ift die Ver- 
waltung des Feſtungsweſens, in welchem Baiern fich eine bejondere Stellung 
ausbedungen hat, über welche wir und in der Spezialdebatte näher werden 
verftändigen müſſen. Als bejondere Auszeichnung behält fidy Baiern einen 
gewiffen Theil des Gejandtichaftörechtes vor. Mit mehr Inhalt bedingt es 
fih eine erimirte Stellung im Feſtungsweſen; mit noch wichtigerem Inhalt 
eine jehr abweichende Stellung in Betreff der gemeinjamen Arme. 8 
empfängt endlich einige Ehrenrechte von bloß formalem Werth, wie 3. B. 
Preußen zu vertreten, wenn diejes nicht jelbit den Borfit im Bundesrathe 
führt, jo dab aus der biöher üblichen Methode, an Sachſen den Vorſitz ab: 
zutreten, jet eine gejegliche Norm zu Gunften Baierns fidy entwidelt. Im 
gleicher Weije, meine Herren, bitte ich Ihre Aufmerfjamfeit auf die gemein- 
jamen Angelegenheiten zu Ienfen. Mit dem übrigen Bunde hat Baiern ge— 
meinfam das Indigenat der Bundeöverfaffung, unvolltommen allerdings, wie 
es in der Bundesverfaflung dargeitellt ijt, aber ohne jeden Abzug und voll- 
ftändig jo, wie die übrigen Bundeöglieder. Es hat ferner gemeinjam die 
geſammte Geſetzgebung des Artikel 4 mit Abzug der Bejchränkungen, welche 
ih oben erwähnt habe; die Militärgejeßgebung, das Necht der Steuergejeb- 
gebung mit alleinigem Ausſchluß der Bier- und Branntweinfteuer, das Zoll- 
gebiet mit den Zolleinnahmen und Unfoften, die Vertretung nadı Außen, 
das Konſulatsweſen, Krieg und Frieden, den Abſchluß von Verträgen und 
Bündniffen, den gejammten Verkehr mit dem Auslande. Ferner gemeinfam 
hat Baiern mit dem gejammten Bund die Marine, ſowohl die Kriegöflotte 
wie auch den Schutz der Handelsflotte; die Armee unter jelbitftändiger Ber- 
waltung, dann die Heereöfolge im Kriege und auch die Heereöfolge im Arie 
den zum Zweck des Krieged. Es hat gemeinjam die Schlichtung von Strei- 
tigfeiten zwijchen Bundesftaaten und der Verfaffungsftreitigfeiten innerhalb 
eines Bundeöftaates, den Schuß gegen die Juftizuerweigerung. Gemeinjam 
ift die Aufficht über die Wirkjamfeit und die Beachtung der Bundesnormen, 
find die Bundesbenmten und alle Organifationen, wie fie gegenwärtig bereits 
eingeführt find zur Verwaltung und zur Uebung des Aufſichtsrechts, ſowie 
alle diejenigen DOrganijationen, weldye zu diejem Zwede in Zukunft noch 
nothwendig jein werden. Es hat ferner gemeinfam den Reichötag und den 
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Bundesrath. Es hat gemeinjfam die Pflicht zum Schub des Bundes umd, 
worauf ich fein geringes Gewicht lege, diejenigen allgemeinen Zwecke des 
Bundes, weldye in der Finführungsklaujel auögejprochen, und wie wir aus 
der Frfahrung willen, von der höchſten Bedeutung find, fofern es fich darum 
handelt, gewiſſe Mafnahmen und Gejebe allgemeiner Natur der Erwägung 
des Bundes zu unterziehen. Endlich, meine Herren, bat Baiern allerdings 
nit und gemeinjam, was ich mit dem Herrn Abgeordneten Windthorft gleich 
hoch veranjchlage, die Ausdehnung der Kompetenz. (Heiterfeit.) Ich würde 
vielleicht meinem Intereſſe dienlich, doch der Wahrheit zuwider handeln, 
wenn ich die vielen gemeinjamen Beziehungen, die zwiſchen den übrigen 
Staaten ded Bundes und Baiern gejchaffen werden follen, geringfügig ver- 
anjchlagen möchte. Um jo ernfter und gewifienhafter gehe ich an die Prüfung 
der Mängel, mit denen leider der baieriſche Vertrag bis zur Entitellung 
behaftet iſt. lUnbegreiflidy ift mir, weshalb die Gemeinfamfeit gerade an 
dem empfindlichiten Punkt hat getroffen werden können, nämlich in Beziehung 
auf Heimathwejen und Niederlaffung; warum gerade für diejed tägliche Be— 
dürfniß des Verkehrs die Kompetenz ausgejchloffen werden ſoll. Angeführt 
wurde zur Rechtfertigung, daß in neuerer Zeit Baiern ſich Sozialgejehe ge= 
geben und nicht gewünjcht hat, diefe neuen Geſetze jchon nach kurzer 
Zeit außer Kraft zu ſetzen. Aber, war denn nicht dem Bunde zu 
vertrauen, daß er auf die eigenthümlichen Verhältniffe Baiernd Rückſicht 
nehmen und zu folchen Gejehen nicht früher drängen werde, als bis eine 
Nothwendigkeit dazu zwingt? War es deshalb nöthig, den weſentlichſten Punkt 
einer jeden Verfaſſung, nämlich die Einheit des deutjchen Bürgerrechts, zu 
unterbrechen und ſolche Beftimmungen berzuftellen, die nunmehr den deutjchen 
Bürger vom baierifchen Bürger tremmen? Ich halte diefen Ausichluß der 
Kompetenz für fehr verderblih. Jede gejonderte Kompetenz ift mir zumider, 
am meiften aber, wenn fie einen Theil des allgemeinen Bürgerrecht3 erfaßt 
und werm der ausgejichloffene Gegenftand nicht abgejondert irgendwo in einem 
Winkel liegt, jondern von weittragenden Folgen begleitet fein fann. Wir 
haben ald Probe der Folgen, welche die baieriſche Regierung durch Inter 
pretation aus dem Kompetenzausichluß zu ihren Gunften berleitet, in der 
Beitimmmg des Schlukprotofolls, daß der Bund die polizeilichen Be 
ſchränkungen der Verehelichung nicht veguliren dürfe, weil diefe Befugniß mit 
dem Heimathsrechte zufammenhänge, während wir dieſes Geſetz aus der 
Freizügigfeit abgeleitet haben. Mit einer jo weit gehenden Auslegungskunft 
fönnen wir in aller Zukunft nicht wiffen, bei weldyem Gegenftande der Ge- 
jeßgebung der baieriſche Bevollmächtigte fich zu einem Kompetenzeinjpruch 
erheben wird, indem er den Gegenftand mit der Heimathögejeßgebung oder 
mit dem Niederlaffungsreht in Berbindung bringt. MUeberhaupt, meine 
Herren, begreife ich nicht, wie man die Freizügigkeit, über welche doch Baiern 
dem Bunde die Kompetenz zugefteht, von dem Heimathswejen und Nieder: 
laſſungsrechte trennen kann. Sch berufe mid) auf eine bedeutende Autorität 
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in diefem Haufe, um deswillen bedeutend in ſolchen Dingen, weil fie nicht 
leicht geneigt ift, zu gemeinfamen Bundesgejegen ihre Hand zu bieten. Ich 
meine den verehrten Herrn Abgeordneten Grafen Baſſewitz. Als er das 
Geſetz über die Freizügigkeit mit und zufammen berieth, regte er wider feine 
Gewohnheit an, daß nunmehr das Geje über das Heimathsweſen und na- 
mentlih das worbehaltene Gejeg über den Unterftügungswohnfig unmittelbar 
folgen müſſe, weil er die Freizügigkeit ohne dieje Geſetze für heillos und 
faum durchführbar halte. Dafielbe, was für Medlenburg gefordert und von 
Alen ald unentbehrlich zugeitanden wurde, wird fich in Zufunft aud) in Be- 
jiehung auf Baiern geltend machen. Freizügigkeit ohne gemeinfame Regu— 
lirung des Heimathweſens und des Niederlafjungsrechtes iſt feine Wohlthat, 
jondern das Gegentheil davon, umd wir ftehen bier vor einem Reſervat, 
welches Baiern nicht zum Nuben gereicht, die Verfaſſung entitellt und dem 
Bunde Schaden bringt. Die zweite jehr wichtige Reihe von Beichränfungen 
bezieht fich auf die Armee. Ich werde über die Art, in welcher die Ver- 
waltung des Heerwejend und der Dberbefehl geordnet find, nicht überflüflige 
Worte verlieren. Ich babe vom erften Anfang der Unterhandlungen die 
Anficht gehegt, daß diefer Punkt nicht gut parlamentariich abgeändert werden 
lann gegen jolche Feſtſetzungen, wie fie die Heeresleitung bereits als annehm- 
bar amerfannt. Ich perjönlich bin überrajcht worden von den weitgehenden 
Konzeifionen, indeffen ich überlaffe dieſes Urtheil den eigentlichen Sachver— 
ftändigen und bejchränfe meine Bemerkungen lediglic) auf das Budget. Ale 
feftgeftellt darf ich annehmen — in der Spezialberathung werden wir jeden 
Zweifel entfernen müffen, damit wir wifjen, worüber wir berathen und was 
wir beichliegen — daß der gejammte tat des Norddeutjchen Bundes, in 
der generellen und fpeziellen Veranlagung, unter Mitwirfung Baiernd im 
Reichstage und im Bundesrathe berathen und beichloffen, und daß erft nach— 
dem der Etat von unten nad) oben heraufgebaut ift, auögerechnet wird, wie 
viel Baiern aus der gemeinfamen Summe oder im VBerhältni zu ihr aus 
der Bundeskaſſe empfängt, um feine Armee zu Haufe zu unterhalten. Denn 
wir Alle verlangen die unbedingtefte Gleichheit der Laften des Staates wie 
des Einzelnen in den Leiftungen für die Armee. Died fordern wir als einen 
der umverbrüchlichiten Grundjäße unſeres ganzen deutichen Verfaſſungsweſens. 
Die Laften des Einzelnen find nach meinem Verſtändniß des Wortlautes in 
dem baieriſchen Vertrage vollftändig gleich regulirt. Die Pflichten des 
Staates find nicht gleich ſcharf ausgedrückt, doch nehme ich an, daß auch der 
Staat Baiern erftens die Präfenzftärke und zweitens, wie wir heute gehört 
haben, den Bräfenzitand vollftändig gleich machen muß der Präſenzſtärke und 
dem Präfenzitande in dem übrigen Norddeutſchen Bunde, daß endlich der 
Staat diejenigen Summen, welche er erhält, um die Armee zu unterhalten, 
thatjächlich auch für dieſe Zwecke aufwenden muß, wie dies in der Verfaffung 
vorgejchrieben ift. Ich gelange zu diefer Betrachtung um jo mehr, als ja 
die Verwendungen, welche Baiern für feine Armee macht, nicht aus der 
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Kaffe des baierijchen Staates bezogen find, jondern aus der Kaffe ded Bun- 
deöitantes, denn dies wird in Zukunft Verfaſſungsrecht jein, daß der Bun- 
desſtaat aus jeiner Kaffe, jei ed im Wege direkter Zahlung, jei ed im Wege 
der Ueberweijung, diejenigen Summen, weldye Baiern braucht, um ſeine 
Armee zu unterhalten, an Baiern auszahlt, und die baierijche Militärver- 
waltung wirthichaftet fortan nicht mit eigenem, jondern fie wirthichaftet mit 
fremdem Gelde. Die Spezialdebatte wird wohl diejen Punkt noch vollſtän— 
diger bis zur vollen Klarheit behandeln, da wır und nicht der Gefahr aus- 
jegen dürfen, nun in jcheinbarer Gemeinjamfeit über den Militäretat mit 
Baiern zu berathen, in welcher etwa nur fejtgeftellt würde, wie viel der 
Bund zu leilten bat, da vielmehr die gemeinjame Berathung auch aktuell 
und wirkſam it in allen ihren Solgen für Baiern jelbit. Unter diejer Bor: 
ausjegung werden wir in der Diskujfion des Militäretatd die Baiern nicht 
ald fremde und unbetheiligte Gäſte anjehen, jo wenig wie der Bundesrath 
die baieriſchen Bevollmächtigten in jeiner Mitte. Wenn died aber der Fall 
it, dann veritehe ich den Nuten nicht, weldyen das Land Baiern aus der 
ſelbſtſtändigen Seititellung des Spezialetatö im baierijchen Yandtage ichöpft, 
obſchon ich nicht leugnen kann, daß der baierijche Minifter allem Vermuthen 
nad) fich ein jehr bequemes Hilfsmittel jchafft. Wir begegnen aljo an einem der 
wichtigften Orte der Berfafjung jolchen Berabredungen, welche die Einheit 
ded Bundes beeinträchtigen, Batern feinen Nußen bringen, jondern nur der 
Bequenlichkeit ded Departementächefs und jeiner Selbititändigfeit diene. 
In Beziehung auf die Kompetenzerweiterung wird zu meiner großen Freude 
durch) die neuen Verträge mit Würtemberg, Baden und Helfen und auch 
durch den Vertrag mit Batern ein Streit aus der Welt gejchafft, den unter 
dem Namen KompetenzsKompetenz der Herr Abgeordnete Windthorſt bier 
im Reichötage lebhaft zu vertreten pflegte und auch heute lebhaft vertreten 
bat. Denn jowohl aus dem Inhalte der Berfafjung wie auch aus dem 
Umftande, dab thatjächlidy in dem Artikel 4 ein neuer Gegenitand gemein: 
jamer Gejeßgebung uno Aufficht aufgenommen wird, geht eben hervor, daß 
alle Faktoren, weldye bei dem gegenwärtigen Gejeße betheiligt find, darin 
übereinjtimmen, daß die Ausdehnung der Kompetenz lediglidy eine Bundes- 
angelegenheit und feine Angelegenheit der Einzelſtaaten iſt. Wenn der Herr 
Abgeordnete Windthorft daraus folgert, dab die einzelnen Bundesſtaaten 
hierdurch mediatifirt werden, jo möchte ich wiljen, ob er denn geglaubt bat, 
ed werde die Einheit eines deutſchen Bundesſtaates gegründet und die ein- 
zelnen Staaten würden dem Bundesitaate gegenüber nicht mediatifirt. Aller 
dingd werben dieſe mediatifirt, und dies ift das Weſen des Bundesftantes, 
dat die Glieder defjelben nidyt mehr volle Souveränetät befiten, jondern 
dieje Souveränität in der großen Gejammtheit wiederfinden. Es wird aller- 
dings jeder Fürſt eines einzelnen Landes, nicht blos als Fürſt jeines Lan- 
des, jondern zugleich ald deutjcher Fürſt jich fühlen müſſen. (Sehr richtig.) 
Dies iſt die Vorausſetzung deuticher Einheit. Wir wollen nicht mehr voll- 
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fändig jonveräne Völker deutjcher Nation fein, die Fürften wollen nicht 
mehr vollftändige Souveräne ihres einzelnen Gebietes fein, jondern wir, dies 
jelben Bürger, erjcheinen als Theile des ſouveränen Volkes in Deutjchland, 
und diejelben Fürften erjcheinen ald ſouveräne Fürftlichfeit wiederum in 
Deutihland. Alſo jchrede man nicht mit den Worten: ed werden die ein- 
jenen Staaten mediatifirt. Wer gemeint hat, dat ein Bundesſtaat fich auf- 
richten laſſe ohne eine derartige Mediatifirung, der hat über diejen Begriff 
bis jet noch nicht gehörig nachgedacht. (Zuftimmung.) Wir aber haben 
ſchon bei Gelegenheit der Errichtung des Norddeutſchen Bundes und darüber 
ausgeiprochen, daß wir zwar im Ginzelnen untergehen, aber im Großen weit 
herrlicher wieder auferftehen. Und ich frage die Mitglieder des Norddeutſchen 
Bundes, ich frage die Regierungen jelbit, ob fie nicht innerhalb dieſes Saales, 
ob fie nicht inmerhalb des Bundesrathes eine Bedeutung in den lebten drei 
Jahren erlangt haben, die fie nie und nimmermehr vor der Stiftung des 
Norddeutichen Bundes gehabt haben. (Lebhafter Beifall.) Ich darf dieſe 
Stage an die Vertretungen Sachſens und Medlenburgs richten und ich bin 
fiher der Antwort, dab fie in dem Antheil, welchen fie an den deutjchen 
Dingen gehabt, weit bedeutender dageftanden haben, ald wenn fie in voller 
Souveränität ihrer abgejchlofjenen Gebiete geblieben wären. Dafjelbe wird 
der Fall jein in dem vollen deutjchen Bund. Denn das eben iſt die Eigen- 
thümlichfeit deutjcher Einheit, dab wir feinem einzigen Gliede Abbruch thun, 
jmdern daß wir neue Kraft erzeugen, Wohlthaten jchaffen, ohne Nachtheil 
für den Einzelnen. Meine Herren, idy bin unbedingt bereit, die Ausdehnung 
der Kompetenz auf dad Pre und Bereinäwejen anzunehmen. Ich babe 
wirflih für Freiheitöfragen und für Grundrechte ein ebenjo lebhaftes und 
empfindliched Gefühl, wie der Herr Abgeordnete Windthorft, aber ich bin 
nicht allzu bejorgt, wenn es fid, darum handelt, daß die deutjche Gejehgebung - 
etwas in die Hand nehme und eö den einzelnen Staaten entziehe. Ich lege 
das Bekenntniß bier ab, welches vielleicht nicht alle meine politijchen Freunde 
theilen, daß ich, wenn es fich um Ausdehnung der Kompetenz ded Bundes 
handelt, da nicht jo jorgjam bin für gleichzeitige und förmliche Garantien, 
welche den Mißbrauch diejer Gejebgebung verhüten jollen. Auf die Gefahr 
bin, daß diefe Geſetzgebung mit minderen Garantien umgeben jein mag, als 
dies in einzelnen Staaten der Fall ift, werde id) doch jederzeit die Erweite— 
tung der Kompetenz zugeben, vertrauend dem Genius der Nation und ver- 
trauend, daß in dem Zujammenwirfen des deutichen Neichötaged und Des 
Bundesraths niemals jo viele Reaktion und jchädlicher Konfervatismus herr 
ſchen wird, als in einzelnen Staaten der Fall fein kann. (Sehr richtig!) 
Und wenn ich auch anerfenne, dab das Vereind- und Preßweſen bis jetzt in 
Vürtemberg und in Baiern — nicht in Preußen, joweit dad Preßweſen in 
Betracht kommt — mit großen Garantien umgeben ift, und wenn ich aner- 
inne, daß das Vereins⸗ und Preßweſen in die Hand Deutichlands gelegt, 
die Freiheiten eines Einzelſtaates ein wenig einjchränten kann, fo lege ich 


176 1870. Berträge. 


dagegen in die andere Wagjchale, daß diefe Staaten dad Gute, welches fie zu 
Haufe erfahren, in die Mitte diefer Berfammlung und des Bundesrathö hin- 
eintragen und daß wir Nuben ziehen werden von der Praris, wie fie dort 
bejteht und von den Garantien, welche in jenen Staaten gegeben find. Ich 
bin aljo für alle ftaatlichen Dinge ftetd geneigt, die Kompetenz des Bundes 
auszudehnen, und da Vereind- und Preßweſen im eminenten Sinne des 
Wortes zu den ftaatlichen Dingen gehört, jo bin ich auch bereit, die Gejeß- 
gebung und Aufficht für den Bund zu übernehmen. Ueber den Rechtdein- 
wand, daß der Norddeutiche Bund überhaupt nicht berechtigt jei, jeine Kom- 
petenz auszudehnen, haben wir jchon vielfacy hier verhandelt, und idy würde 
heute die Zeit müßig zubringen, wenn idy nochmals auf die Entgegnungen 
zurückkommen wollte. Neu dagegen iſt der andere Einwand, weldyen der 
Herr Abgeordnete Windthorit nachdrücklich betont hat, dat wir fein deutjcher 
Reichötag jeien, der über eine neue Bundeöverfalfung verhandeln könne. Der 
Artikel 78 der Bundesverfaffung gebe das Recht, eine Ausdehnung der Kom: 
petenz herbeizuführen, oder auch die jüddeutichen Staaten in den Bund auf- 
zunehmen, aber nicht einen neuen Bund zu jchaffen. Der Herr Abgeordnete 
Windthorſt ift uns aber die Antwort auf die Frage jchuldig geblieben, worin 
denn die Neuheit dieſes Bundes befteht. Im dem Beitritt der füddeutjchen 
Staaten befteht fie nicht, dafür haben wir Fürjorge getroffen im Artifel 79, 
wonach der Beitritt diefer Staaten im Wege der Gejeßgebung geregelt wer- 
den ſoll. Alle übrigen Abänderungen mögen in ihrer Wirkung nod) jo weit 
gehen, fie jchließen ſich an die Bundeöverfaffung an, und fie find nichts 
weiter, als eine ausdehnende oder einjchränfende WVorjchrift der Bundeöver- 
ſaſſung. Meine Herren, ich habe das Vertrauen, dab die Entwidelung des 
Deutjchen Bundes nicht abhängen wird von den einzelnen Artikeln, wie fie 
in die Verfaſſung hineingejchrieben find, jondern von dem Gejammtgeijte, in 
welchem der Bund gehandhabt wird. Ich gebe gern zu — und dies ilt e8 
gerade, was ich tief beflage —, dat durd) die Verträge, wie fie gegenwärtig 
abgeichloffen worden find, eine Handhabe gegeben ift für partifulariftifche 
Staaten, die Entwidelung des Bundes zu hemmen. Aber wenn in der That 
die Vorbehalte und Abänderungen, wenn namentlich die erhöhte Mehrheit, 
die nothwendig ift zu Verfaffungsänderungen, in diefem Sinne gemißbraucht 
werden jollten, dann wird Deutjchland nicht zur Ruhe fommen, dann aller- 
dings wird mit derjelben Zeit, mit welcher die Verfaſſung in Wirfjamfeit 
tritt, unter Billigung des Volkes jofort eine Partei ficy bilden, welche auf 
die Reform. diefer Verfaſſung binjtreben wird an demjenigen Punkten, die 
hinderlih find. Aeußerſt bedenklich machen auch die Rejervatrechte. Cs ijt 
in dem Protokoll zu Verſailles, weldyes die Bundesverfaffung von Baden 
und Heilen begleitet, der Sat aufgeftellt, daß echte, welche einem Bundes: 
ftaate im Verhältniß zu dem andern eingeräumt worden find, nur unter Zus 
ftimmung dieſes Bundesftantes abgeändert werden können. In Beziehung 
nun auf dieje Nejervatrechte ift die Fortentwidelung deö Bundes völlig un: 
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möglich, olme Zuftimmnng der betreffenden Staaten. Deshalb wünſche ic, 
zunächft Aufklärung darüber, in welcher Weije die Zuftimmung diefer Staaten 
gedacht wird. Ich glaube diefelbe jo auffaffen zu müffen, daß in dem Bun- 
deörathe die Zuftimmung der Stimme desjenigen Staated nothwendig ift, 
welher ein Reſervatrecht aufgeben joll, ein Zurüdgehen auf die Landtage 
der beredytigten Staaten nicht erforderlid, ift. Darauf lege ich Gewicht, daß 
die gefammte Keformentwidelung innerhalb des Bundes jelbit ſich vollziehe 
und nicht abhängig gemacht werde von einem Willen, welcher außerhalb des 
Bundes fteht. Sodann bin ich ferner bedenklich über den allgemeinen Aus- 
drud: „Rechte einzelner Bundeöftanten in deren Verhältniß zur Geſammt— 
beit“; denn leicht zu befürdjten ift der Streit über die Auslegung diefer 
Worte, ich möchte doppelt gern jeden Streit über diefen Punkt vermeiden, 
weil er gefährlich ift und nicht leicht abwendbar. Wir werden in der Spe- 
zaldisfuffion zu überlegen haben, ob es nicht den Verſuch lohnt, einzeln 
aufzuzählen, welche Rechte unter die Garantie dieſes Einjpruchörechtes geitellt 
werden. Meine Herren! idy komme zu dem präjudiziellen Einwand, den 
vom politiichen Gefichtspunkte der Herr Abgeordnete Schulze gegen den Ab— 
ſchluß der Verträge in diefem Neichötage begründet hat. Er hat nicht die 
rechtliche Kompetenz des Reichstages beitritten, er hielt ed aber für rath— 
jamer, einem vollftändig neu gewählten Reichstage die VBerfaffung zur Be— 
rathung vorzulegen. Ic, befenne, dat ich von vornherein dieſer Anficht, wo 
ih gekonnt, entgegengetreten bin aus Sorge dafür, damit dies Einigungs— 
wert nicht an formalen Hinderniffen jcheitere.. Wir wollen die Stärkung 
des einheitlichen Sinnes nicht vermiffen, welche gegenwärtig das ganze Volk 
aus den Kriegsereignifjen ſchöpfte. Würde ich die Sicherheit gehabt, oder 
auch nur die Möglichkeit vor mir gejehen haben, dab die übrigen Staaten 
ſich entichließen würden, ebenjo wie der Norddeutiche Bund, eine freie Voll: 
macht einem zukünftigen Parlament auszuftellen, um eine Verfaſſung zu ver: 
einbaren, jo würde die Gefahr des Scyeiternd vielleicht noch vermindert ge— 
weſen fein. Aber es jtand feit durch Zeugniffe, dat eine ſolche Vollmacht 
von den Staaten nicht zu erlangen gewejen wäre, und wenn wir bingewiejen 
find auf das Beifpiel von 1867, — wie war e8 denn damals? Es fam ein 
tonftituirender Neichdtag zu Stande, der diefen Namen führte, aber in 
Wahrheit nur ein berathendes Votum hatte, denn ed mußte die hier verein- 
barte Verfaſſung allen einzelnen Staaten vorgelegt werden, und fie famen 
je zu Stande wie die gewöhnlichen Landeögefege zu Stande zu kommen 
pflegen. Diefes hätte vielleicht jet wiederholt werden fünnen, und am erften 
zugeftimmt hätten die Bartikulariften vom veinften Waſſer, die jetzt jehr gern 
ihre Zuftimmung zu einem allgemeinen Wahlgejets gegeben, die dann im 
Reihötag, was immer zu Gunften der Einheit vorgelegt worden wäre, von 
ihrem Standpunkte aus disputirt — und Zeit gewonnen hätten, ihre Agi- 
tationen zu betreiben und in den Einzellandtagen jpäter das Einigungswerk 
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zwingend wirft. Meine Herren, dies war der Grund, weshalb ich ed nicht 
für ratbfam hielt, auf den langſamen Weg eines konſtituirenden Reichstages 
einzugehen. Denn darüber, daß die Einheit gejchaffen werben joll, braudt 
die Nation nicht mehr befragt zu werden; über die Einzelheiten aber fie zu 
befragen, würde nicht zum Ziele geführt haben, jondern wir find verpflichtet, 
die Verantwortlichfeit auf ung zu nehmen, die und vorgelegten Cinzelbeiten 
zu prüfen und wenn wir zuleßt die Ueberzeugung gewinnen, dab jo wie 
dieje Einzelheiten geordnet find, fein Bund gejchaffen wird, der eine gedeihliche 
Sortentwidelung zuläßt, dem neuen Vertrage, der died bewirkt, unjre Zuſtim— 
mung zu verjagen. Wenn wir aber zu der Ueberzeugung fommen, dab trotz 
aller Schäden dennoch eine Entwidelungsfähigfeit im Bunde, in der neuen 
Verfaſſung liegt, und wir geben dann unjere Zuftimmung, jo it es gut ge: 
wejen, dab wir die Zeit benußt haben, welche dem Ginigungöwerfe am 
günftigiten it. (Sehr richtig!) Ich war allerdings nicht vorbereitet, einen 
jolchen Vertrag zu empfangen, wie er zwijchen Batern und der Norddeutſchen 
Bundesregierung abgeſchloſſen worden ift, und ich habe diejed Reſultat nicht 
vor Augen gehabt, alö ich zuerit den Gedanfen in mir befeitigte, eö jei 
heilvoller, den fonitituirenden Reichötag auszuſchließen. Aber auch jo wie 
dieje Verträge heute vorliegen, halte ich es für viel beifer, dab wir zu einer 
definitiven Entjcheidung, zu einem Abſchluſſe darüber kommen, ob wir das 
Einigungswerf jet zu Stande bringen fünnen, oder ob die Vorarbeiten der 
Regierungen derartig find, daß die Enticheidung in Beziehung auf Batern 
noch aufgejchoben werden muß. Ich, meine Herren, wünſche jehnjüchtigit 
für die Nation, dab fie mit dem Ende diejes Krieges endlich zur Ruhe, 
zum ftaatlichen und nationalen Bewußtjein fomme, ich wünſche, daß in 
der gejeßgebenden Berfammlung des Deutſchen Bundes endlich einmal das 
Gefühl herrſche, welches jeder einzelne Bürger in jeinem Staate empfindet, 
dab der Deutſche endlich eine pofitive Baſis gewonnen und nicht mehr um 
die erite Bedingung zu fämpfen braucht: um die Bedingung der nationalen 
Exiſtenz jeined Staates. (Sehr wahr!) Wie nun auch die Enticheidung hier 
ausfallen mag, jo bin ich beruhigt, denn ich bin der Ueberzeugung, auch 
wenn wir bloß die Verträge bier annehmen, die mit Würtemberg, Baden 
und Heſſen abgeichloifen find, jo iſt thatjächlih auch das Verfaſſungswerk 
der deutſchen Einheit vollbradyt. (Sehr wahr!) Ich bin der Ueberzeugung, 
dab Baiern mun und nimmermehr in feiner Sfolirtheit fidy würde erhalten 
können, wenn wir im übrigen Deutichland einmal vollfommen geeinigt find. 
Aber ich hege die Hoffnung, dab die Bundesregierungen und Diejenigen, 
welche bier ammejend find, um als Bevollmächtigte ihre Heimathsſtaaten 
während diejer Verhandlung zu vertreten, noch die Gelegenheit benuten 
werden, um diejenigen Mängel, welche wir bei der Spezialberathung meinen 
rügen zu müjjen, — um diejenigen Mängel namentlich, welche wir alö derart 
bezeichnen, daß fie den Bund erheblich beſchädigen, nody in der legten Stunde 
zu entfernen, um jo wenigitend einen Theil von dem gut zu machen, was 
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fie an Berfümmerung für das Einigungswerf durch Kleinere Nücfichten gegen 
die ganze Nation verſchuldet haben. (Bravo!) 


Ackermann (Dresden)*): Meine Herren. Ald im Jahre 1866 trauri- 
gen Andenfens Deutſche gegen Deutiche gefämpft hatten, war das fiegreiche 
Preußen in der Lage, den eriten Grund zur nationalen Einigung Deutſch— 
lands zu legen. Ob dies im einer alle berechtigten Anſchauungen befriedi— 
genden Weiſe geichehen it, darüber find jeither die Meinungen getheilt ge- 
weien. Der eine Theil der Staaten verlor damals feine ganze Selbititän- 
digkeit, ein anderer Theil trat in einen Bund ein, der, wenigftend nach der 
Meinung Vieler, itarfe Anſätze zum Einheitsſtaat an fich trägt und den 
man nur dann erträglich finden fann, wenn man ibn auffaht als ein Pro— 
viiorium, aus welchem fich bei eriter Gelegenheit ein alle deutiche Stämme 
umfaſſender Bundesitaat mit einer itarfen Gentralgewalt nady außen im fö- 
derativen Sinne entwideln werde. Die Süditaaten wurden damals nicht 
gezwungen, fich einem Bunde anzujchliegen, der ihnen nicht zuſagte. Wer fie 
in dieje eremtionelle Stellung gebracht hat und bis in die neueite Gegenwart 
darin gejchüßt bat, darüber können wir ſchweigen: ſoviel ſteht aber doch 
ficher feſt, daß fie diefe Stellung nicht ibrem eigenen Verdienſte zu verdanken 
hatten und daß fie nicht etwaige Erfolge aus jener Zeit für fich in Anſpruch 
nehmen fönnen, um jet eine Sonderitellung für ſich durchzuſetzen. (Hört! 
Hirt!) Der Nordbund begann jeine Ihätigfeit. Ob es ihm gelungen iſt, 
in den wenigen Jahren des Friedens Ausſöhnung zu verichaffen in den 
Staaten, die ihre Selbititändigfeit 1866 ganz verloren haben, darüber ſteht 
mir ein Urtbeil nicht zu, das aber wei ich, daß im den anderen nicht 
preußiſchen Bundesitaaten Niemand — etwa mit Ausnahme derjenigen, 
welche ein Fleines Vaterland der beionderen Liebe nicht werth erachten — 
zur vollen Zufriedenheit mit den beitehenden Verhältniſſen gelangen Eonnte 
und daß alle guten Patrioten in der Ueberwindung der Mainlinie das Ziel 
ihrer Hoffnungen und Beitrebungen ſuchten. Trotzdem aber bat die furze 
und lehrreicye Gejchichte des Nordbundes dargethan, dat alle Glieder der: 
jelben ibre Pflicht treulich erfüllt haben, (Sehr richtig!) daß fie an den 
endloien Arbeiten deſſelben zu ihrem Theile redlich jich betheiligt haben und 
dab jeder Staat im Interefie der Gejammtheit Sonderwüniche zu opfern 
bereit gewejen iit. (Sehr wahr!) Wenn nun auch, meine Herren, die Be- 
völferung der fleineren Staaten zu einem guten Theile eine Gegnerichaft 
gegen den Einheitöitaat, gegen die Befürchtung des preußiſchen Einheitsſtaats 
geitellt hat, und wenn man bier und da auch diefe Gegnerichaft unter 
ſchweren Vorwürfen des Partikularismus angeklagt bat, und wenn ich jelbit 
um die Ehre bitte, in dieſem Sinne mic, den Partifularüten beizählen zu 
dürfen, — jo denfe ich, meine Herren, Sie werden doch auch ihnen Gerech— 
tigkeit widerfahren laſſen, dab fie nicht daran gedacht haben, von abge: 
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ichloffenen Verträgen ſich wieder los zu machen, da fie ihres Orts an der 
freiheitlichen Entwidlung und Förderung der legislatorifchen Aufgaben des 
Bundes gern Theil genommen haben. (Sehr wahr!) Da ift nun das Jahr 
1870 gefommen. Ein altes Spridwort jagt: „Wohl dem, der Feinde bat.“ 
Das gilt nun recht eigentlidy von unſerem deutichen Baterlande; der äußere 
Feind hat die deutjche Kraft ausziehen laffen, und fie Wacht halten lafjen, 
nicht blos am Rhein, jondern mit vereinten Kräften fiegen laffen an der 
Mojel, an der Marne, der Maas, der Loire und der Seine. Der 
äußere Feind hat es zunächſt unter den Waffen geeint, der äußere 
Feind hat willfonımene Gelegenheit gegeben zu beweiſen, daß die deutiche 
Tapferkeit die Grundlage zu jeder Tugend ift und ohne dieje ed feine Ge- 
rechtigfeit und feinen Frieden in der Welt giebt. Und bat nun da etwa 
ein einzelner Staat einen bejonderen Anfprudy auf den gemeinjchaftlidy er- 
rungenen Sieg, haben wir nicht alle unjer Herzblut, unjere Söhne und 
Brüder zum Kampf für deutiche Ehre und deutſches Recht hingegeben, ift 
nicht in allen Staaten diejelbe Begeifterung für die große und heilige Sadye 
des Vaterlandes, diejelbe Liebe zu dem gemeinjchaftlichen Bande, diejelbe 
Treue für die Ueberlieferung der deutjchen Geſchichte, dieſelbe Opfer: 
willigfeit, die bis zum lebten großen Ziele giebt und heilt und verbindet, 
vorhanden gewejen? Und kann nun ein einzelner Staat etwa beraustreten 
und jagen: ich babe größere Verdienſte um dieje Erfolge, idy bin in der 
Lage, mehr beanjpruchen zu dürfen, als die anderen Staaten, ich hätte ja 
mit dem äußeren Feind gehen, ich hätte Deutjchland verrathen können, id) 
habe das nicht gethan, lohnt mid) jett!? (Hört, hört!) Meine Herren, was 
wir ſolchen Prätenfionen gegenüber zu erwidern hätten, das willen wir. 
Sehen wir uns nun die vorliegenden Berträge an. Da babe ich zunädhft 
mit aufrichtigem Danfe anzuerkennen, dab nad) dem Inhalte dieſer Vorlagen, 
und mit diefen allein habe ich jet zu thun, Preußen für jeine ruhmgefrönte 
Führerichaft und für die vortrefflid auf Deutjchland übertragene Heered:Dr- 
ganifation für ſich feinen bejonderen Preis ftipulirt hat. (Hört, hört!) 
Preußen macht mit Ausnahme des votum decisivum, weldyes fünftighin 
das Präfidium bei Meinungsverjchiedenheiten im Bundesrathe audy in Bes 
treff des in Artikel 35 behandelten Abgabewejens haben joll, in diefen Vor: 
lagen nur Konzeifionen, (Sehr richtig!) um zu beweijen, dab ihm die Eini— 
gung Deutichlands am Herzen liegt, daß es den alten Hader bejeitigen will, 
daß die ſchroff gegemüberitehenden Parteien ausgejöhnt werden jollen, daß 
der Vorwurf der Mediatifirung der Kleinſtaaten — jo falle idy wenigſtens 
im Unterjcyiede zu einem Worredner die Sache auf — Preußen gegenüber 
von jebt ab ein ungeredjtfertigter ift. (Sehr richtig.) Preußen fonzedirt, 
wie wir im Laufe der heutigen Debatte ſchon vielfach gehört haben, daß 
auch künftighin dafjelbe Stimmverhältniß im Bundesrathe bleibt, Preußen 
fonzedirt die Niederſetzung eines Ausſchuſſes im Bundesrathe für amwärtige 
Angelegenheiten, bei weldyen ed nicht mit vertreten ift, Preußen überträgt 
dem Bundesrathe in der Hauptjache die Beſchlußfaſſung über Erklärung 
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des Krieges, Preufen begiebt ſich der Beichlußfaffung über die Grefution 
gegen diejenigen Mitglieder ded Bundes, welche in militärijchen Angelegen— 
heiten ihrer Pflicht nicht nachfommen, ed führt nur die Erecution aus, 
welche vorher von dem Bundesrathe beichloffen worden ift, Preußen endlic) 
begiebt fich der Möglichkeit, eine Verfaffungsänderung, auch wenn es feines 
Ortes eine folche für nötig hält, allein durchzujeßen, unterwirft ſich vielmehr 
14 widerfprechenden Stimmen im Bundesrathe. Das find, meine Herren, 
in der That Zugeftändniffe, die, ich leugne es nicht, manche Befürchtung, 
die ich jeither gehabt habe, befeitigen, und mich von Vielem, was mir zeit 
ber ſchwer auf dem Herzen gelegen hat, befreien. (Sehr gut!) Wie fteht es 
num mit den Verträgen, die wir mit Baden und Heffen abjchliegen jollen? 
Bir begegnen bier in der Hauptjache nicht Aufergewöhnlichem. Die Bun- 
desgeſetze, welche in dieſen Staaten noch nicht ohne weiteres eingeführt wor 
den, laſſen fich im Wege der Bundesgejebgebung ſpäter auf Baden und 
Heſſen ſehr leicht übertragen, und "die Fleineren Abjonderlicykeiten in Sachen 
des Bierd und ded Branntweind mögen wohl durch die materiellen Ver— 
hältniſſe dieſer Staaten geboten fein. — Anders, ganz anderd — und hierin 
weiche ich doch auch von den Anjchauungen, die ich heute gehört habe, ab 
— fteht es jchon mit dem Vertrage, den wir mit Würtemberg abjchliehen 
laſſen. Hier begegnen wir allerdings einer Sonderftellung, bier begegnen 
wir einem prinzipiellen Unterjchiede gleichberechtigter und gleich ſtarker Bun— 
desglieder inmerhalb der VBerfaffung, und damit wird an ſich ſchon das Zun- 
dument des Bundebitaates in Frage geftellt. Würtemberg befommt bis zu 
einem gewiffe Grade die Selbftitändigfeit im Poft- und Telegraphenwejen. 
Nun, man wird in Sachjen ſchwer begreifen, warım Sachſen, das gerade 
in diefen. Branchen bis zum Erlaß der Norddeutichen Bundesverfaffung an— 
erfanntermaßen Vorzügliches geleiftet und mindeitens nichts Beſſeres dafür 
ausgetauſcht hat, die Selbititändigfeit im Poft- und Telegraphenweſen im 
Jahre 1867 opfern mußte, angeblicy im Intereffe der Gejammtheit, während 
man doch jet dieſe Selbitftändigfeit Würtemberg zugefteht, jedenfalld in 
dem Glauben, dat man damit die Gejammtheit nicht jchädige, denn hätte 
man das gefürchtet, jo würde man ſolche Zugeftändniffe nicht gemacht haben. 
% will andere Unterjchiede, die namentlich) im Militärweſen zwiſchen 
Sachſen und Würtemberg vorliegen, nicht detailliren, ich deute nur an, der 
Landeöherr von Würtemberg kann alle auch ſelbſtſtändige Kommandos führende 
Generale ernennen, nur bei der Ernennung des Höchſtkommandirenden ift er 
an die Zuftimmung des Bundesfeldheren gebunden, er hat das Dislofationd- 
recht über ſeine Armee in Friedenszeiten, er kann ſeine Truppen, wenn auch 
mit Berückſichtigung der Verhältniſſe der Bundesarmee, bekleiden wie er 
will; Würtemberg hat nicht nöthig, Erſparniſſe von feinem Kriegsbudget in 
die Bundeskriegskaſſe einzuzahlen, jondern dieje kommen der Landeöfaffe gut. 
derner bat Würtemberg Vorbehalte in der Militärgejebgebung gemacht, und 
wenn ſich auch rechtfertigen läft, daß es nicht ohne Weiteres das preußifche 
und norddeutſche Militär-Strafgefebuch auf ſich überführen laſſen will, jo 
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vermag ich doch nicht abzufehen, warum man die hochwichtigen Gefeße über 
Einquartierung MWürtemberg allein erlaſſen will; es giebt noch mehr Staaten 
welche dieje Geſetze auch nicht geichenft haben wollen. Noch viel jchlimmer 
steht es nun aber mit Baiern. In Baiern find in der That jehr erorbitante 
Sonderwünjche geltend gemacht worden, die baieriichen Staatsmänner haben 
einen Partikularismus getrieben, (Hört! bört!) der weit über die Grenzen 
meines Partifularismus, weit über den berechtigten Partifulariömus binaus- 
gebt. (Bravo! Sehr richtig!) Baiern bleibt in der Hauptjache jelbititändig 
im Eiſenbahn-, Poſt-, Telegraphen- und Militärweſen; Batern ftipulirt ſich 
verſchiedene Vorzugsrechte in der Vertretung des Präſidiums; Baiern macht 
ſich los von der Beaufſichtigung und Geſetzgebhbung des Bundes in Hei— 
maths- und Niederlaſſungs- und Verehelichungsſachen, aber ich will alle 
dieſe Vorrechte nicht wiederholen, ſie ſind heute ſchon öfters aufgezählt wor— 
den. Nun, daß mit ſolchen, einem einzigen Staate allein zugeſtandenen 
Stipulationen das deutſche Volk nicht einverſtanden iſt, darüber bin ich nicht 
im Zweifel; (Sehr richtig!) zweifelhaft bleibt mir nur, ob die baieriſchen 
Staatsmänner jemals den ſchönen Rückert'ſchen Vers geleſen haben, der 
ſo heißt: 

Des Maßes Werth, des Maßes Schwert 

Iſt gut in allen Landen, 

Nur wer das Uebermaß begehrt, 

Der macht ſich ſelbſt zu Schanden. (Sehr gut! hört!) 

Fragen wir uns nun, was iſt bei ſolcher Sachlage, die das volle Ge— 

fühl der Zufriedenheit nicht aufkommen läßt, zu thun?, ſo muß ich doch 
ſagen, daß trotz alledem und alledem — und wenn wir nicht noch vom 
Bundesrathe die Zuſicherung hören, daß überhaupt Amendements möglich 
ſind und daß die theilweiſe Ablehnung des einen oder des anderen Vertrages 
nicht das ganze Verfaſſungswerk in Frage ſtellt, — nichts weiter übrig bleibt, 
als ſich für die unbedingte Annahme der ganzen Vorlage zu erklären. Ich 
wenigſtens mag nicht in der jetzigen hochwichtigen und hochheiligen Zeit mit 
Kompetenzbedenken vorrücken, ich mag nicht, daß, wenn die ſiegreiche deutſche 
Armee aus Frankreich zurückkehrt, ihr die von uns aufzubauende Brücke über 
den Main fehlt. Schließen wir das große Werk ab, in welchem die 
Tapferkeit des Kriegers ſich mit der Ehre des Bürgers einen ſoll. Ich denke, 
wir haben dabei mindeſtens den Gewinn, daß wir aus einer Vereinigung 
herauskommen, die ſchon darum unnatürlich iſt, weil ſie einen Großſtaat 
von 25 Millionen mit einer Menge Kleinſtaaten von nur 5 Millionen allein 
verbindet, daß wir von einer Verfaſſung loskommen, unter welcher es mit 
einem gewiſſen Scheine der Berechtigung möglich war, auch in dieſem Hohen 
Hauſe die Behauptung zu hören, daß die Abſorption der Kleinſtaaten nur 
noch eine Frage der Zeit, daß der Einheitsſtaat eine Nothwendigkeit ſei. 
Die Erklärung, die ich heute zu meiner größten Genugthuung gehört habe, 
ſowohl von dem Bundeskanzlertiſch, als von dem Redner einer großen Partei, 


Generaldebatte. Kryger. 183 


daß man einig darüber ſei, daß der Deutiche Vund einer Stärfung im fö— 
derafiven Sinne bedürfe, acceptire ich beitens und werde mir erlauben, vor: 
kommenden Falls wieder daran zu erinnern. (Stimme: Es iſt gar nicht ge- 
fagt; wer hat es gejagt?) Meine Herren! Der Menſch iſt am größten, 
wenn er an jeinem Schickſale arbeitet, die Nation aber am berrlichiten, wenn 
fie draußen ihre Ehre gegen den Feind vertheidigt und wenn fie daheim an 
ihrer Verfaſſung arbeitet. Arbeiten wir weiter, der Arbeit giebt ed noch 
viele. (Bravo!) 


Aryger (Hadersleben)“): Zu meinem Bedauern habe ich in der Ein- 
leitungsrede des Herrn Präfidenten des Bundesfanzler-Amtö diejenige Voll: 
tändigfeit vermißt, welche ein Politifer zu erwarten berechtigt iſt, jobald es 
ih um den Sinn und die Vollziehung von Verträgen handelt. Die Ber- 
faffung Deutjchlands joll auf dem Wege neuer Verträge einheitlich vollendet 
werden; da jcheint ed mir rathſam zu jein, daß die beitehenden Verträge, 
ſoweit fie fich auf diefe Sache eritreden, vor Allem geprüft werden. Giebt 
es vertragämäßige Verpflichtungen, welche gleichzeitig mit der Konftitwirung 
Deutſchlands berücfichtigt werden müſſen? Giebt es im Norden Deutjch- 
lands eine Aufgabe, weldye ind Leben treten muf, wenn der neue Bund auf 
eine Dauer rechnen joll? Der Abgeordnete Herr Windthorft hat geitern be— 
merft, daß bei dieſer Einigung Deutichlands möglich doch der Prager Frie— 
densartifel (V) zu Mathe gezogen werden müſſe. Es ift meine Sache nicht 
zu unterfuchen, wie weit die kaiſerlich öfterreichtiche Regierung ſich aufgefor: 
dert fühlen könne, ſich unter Berufung auf den Prager Frieden in die 
deutichen Finigungsarbeiten einzumijchen. Ich will nur anführen, dab es 
im Prager Frieden außer der deutjchen Einheitsfrage einen Punkt giebt, der 
auch ohne Deiterreichs Imitiative den deutjchen Regierungen ſtets von jelber 
im Gedächtniß bleiben muß. Der deutjche nationale Staat kann nicht her: 
geitellt werden ohne Gerechtigkeit gegen andere Nationalitäten. Dem deutichen 
Bolfe eine Berfaffung geben, müßte aljo gleichbedeutend fein mit der Heilig: 
haltung des Artifeld V des Prager Friedens und ſonach mit der definitiven 
Geitaltung der Verhältniffe der Dänen in Nordichleswig. Wie aus den 
Borlagen, mit welchen der Reichstag fich heute bejchäftigt, hervorgeht, han— 
delt es ſich um eine jolche vertragsmäßige Durchführung des deutichen na= 
fionalen Gedankens, vermitteld deren der Norddeutiche Bund in einen Deutjchen 
umgeitaltet wird. Daß der Hohe Neichötag hierbei einen gewilfen Eifer ent- 
widelt, daß er die betreffende Arbeit raſch herzuftellen beflifien iſt, fann ich 
wohl veritehen. Die nationale Partei in Deutjchland hat jeit mehreren 
Jahren auf die Vervollitändigung des Bundes gewartet, fie hat feinen jehn- 
licheren Wunſch gefannt, als daß die Ueberjchreitung der Mainlinie, die 
Verbindung der getrennten Glieder bald erfolge. Und indem die eriten 
Schritte zur Ueberwindung der Mainlinie geichehen, ift ed natürlich gemug, 
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daß man ſich beeilt. Mas ich num bei diefer Gelegenheit ausſprechen mächte, 
ift das Verlangen, dab die Vertretung deutjcher Wähler einen eben joldyen 
Eifer entwideln möchte, um auch anderen Nationen die Vereinigung des 
Gefchiedenen zu ermöglichen. Es giebt im Norden des bdeutjchnationalen 
Bundes eine Nationalität, welche den Tag der Wiedervereinigung mit dem 
Körper, dem fie ſeit ISahrhunderten angehört, herbeiruft. Dies ift die däni- 
ſche Nationalität in Nordichleswig. Ihre Beitrebungen gründen fidy nicht 
blos auf das Recht des nationalen Gedankens, ded nationalen Bedürfniſſes, 
der nationalen Tradition, jondern auch auf das Recht der Verträge. Iſt 
der dänische Volksſtamm durch die Gewalt von Greigniffen getrennt worden, 
zieht fich über feinen Körper die jcheidende Linie des Fluſſes Königsau, jo 
ift doch feine Hoffmung auf Wiederherftellung der inheit feine bloße 
Phrafe, fondern die Erfüllung derjelben ift ihm vertragsmäßig verbürgt. 
Die Deutjchen machen ihren Bund vermöge eined freien Willensaktes. Ich 
bitte Sie, fich gleichzeitig zu erinnern, daß diejelbe Unabhängigkeit der Selbit- 
beftimmung meinen däniſchen Wählern vermittelit eines Traktates, der für 
den Neichdtag und die deutjchen Negierungen ein verpflichtender ift, zuges 
fichert worden. Glauben Sie mir, Sie werden für die Intereffen Deutjch- 
lands am beiten forgen, indem Sie fidy einen befriedigten und verjöhnten 
Nachbar geben; feinenfalld dürfen Sie es für gleichgültig halten, nach wel— 
cher Seite fi) die Sympathien des dänischen Volkes neigen. Die Verhält- 
niffe in Europa, weit entfernt, den Frieden in ihrem Schooße zu tragen, 
gehen vielmehr einer wachjenden Verwickelung und einer fteigenden Gluth 
ded Kampfes entgegen. Ich ſpreche daher nicht bloß für den Wortheil der 
dänischen Nationalität, indem idy Sie erfuche, Ihrer gegenwärtigen Vertrags: 
und Verfaſſungsarbeit die Weihe zu ertheilen durch einen Aft der vertragö- 
mäßigen. Gerechtigkeit und durch die Anerkennung des Selbitbeitimmungs- 
rechted von Nordichleswig. Sie beichäftigen fich heute mit neuen Verträgen; 
ich bitte Sie, thun Sie Alles, was in Ihrer Macht fteht, um die alten 
Verträge zu erfüllen. 


DBebel (GlauchausWaldenburg x.)“): Meine Herren, wenn ich von 
meinem jocialrepublifantichen Standpunkte aus die und vorgelegte Verfaſſung 
beurtheilen jollte, jo würde ich mit meinem Urtbeil jehr jchnell zu Ende 
fommen; fie ift von diefem Standpunkte jelbftverjtändlich unannehmbar, und 
ich hätte feine Urfache, das weiter zu motiviren. Indeſſen, ich halte ed für 
zwedmäßig und angemefjen, mich für einige Augenblide auf den Stand» 
punft eines guten Konftitutionellen, eines Monarchiſch-Konſtitutionellen, zu 
ftellen und von diefem Standpunkte aus zu betradyten, immwieweit dieje Ver: 
faffung Garantien für die Freiheit und Einheit und für die Entwidlung 
des Selbitbeftimmungrechts des deutichen Volkes bietet, ſoweit dies in einem 
monarchiichen Staat zu entwideln und begründen überhaupt möglich if. 


9.8689 r u. 
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Ms am 25. Juli der König von Preußen Berlin verließ und nach dem 
Kriegeichauplaße abging, erließ er in einem Briefe eine Erflärung, worin 
er dem deutjchen Wolfe verſprach, dab er gegenüber der Treue, die das 
deutihe Wolf ihm in diefer jchweren Zeit entgegenbringe, mit gleicher Treue 
entgegenfommen wolle, und dat aus diefem Kriege und in Anbetradyt der 
Opfer, die das Volk zu bringen habe, die freiheitliche und einheitliche Ge— 
ftaltung Deutſchlands ald die Frucht diefer Ereigniffe hervorgehen ſolle. Es 
it nothwendig, einmal zu unterfuchen, inwieweit dieſes Verſprechen durch die 
und vorgelegte VBerfaffung gehalten worden ift. Die Berfaffung, die uns 
eben vorliegt, ift in der Hauptjache die alte Norddeutiche Bundesverfaffung. 
Daß diefe Verfaffung in freibeitlicher Beziehung und gar feine Garantien 
bietet, das ift nicht allein von unſerer Seite, fondern ſelbſt von anderen Sei- 
ten des Haufes, die feineöwegs auf unferem Standpunkte ftehen, zu verjdjie- 
denen Malen Klar ausgeführt und bewiejen worden. Es iſt feine Miniiter- 
verantwortlichfeit vorhanden. Daß die Verantwortlichfeit des Bundesfanzlers 
abjohrt nichts zu bedeuten hat, dafür haben wir ja erft in ber letzten Sonn— 
abendfigung aus dem Munde des Herrn Präfidenten des Bundeskanzler 
Amtes den jchlagendften Veweis erhalten, ald er ausführte, das die Unter: 
zeichnung jener befannten Verordnungen wegen Proflamirung des Kriegs: 
zuftandes in Norddeutjchland für den Bundeskanzler nicht verbindlich feien, 
daß der abjolut nicht in Dinge fich einzumifchen habe, die nur Seine Ma- 
jeftät den König von Preußen angingen, der als oberfter Kriegäherr aus- 
ſchließlich darüber zu gebieten habe. Alſo die Minifterverantwortlichkeit ift 
in der Verfafjung nirgends vorhanden; die Grundrechte find bei der Bera- 
thung der Verfafjung im Sahre 1867 ebenfalls abgelehnt worden. Der 
eijeme Militairetat ift gleichfalld fein folcher, der auch nur im geringften 
einer Verminderung der materiellen Laften Rechnung trägt. Das Budget: 
teht in der Norddeutſchen Verfaffung ift nicht minder auf das Aeußerſte be- 
Ihränft, jo gut wie gar nicht vorhanden. Dem Reichötage fteht abſolut 
fein Recht zu, irgend wie über die Einnahmen und Ausgaben zu verfügen, 
und es wird Ihnen ein ſolches Necht auch in Zukunft nicht zuftehen, da ja 
alle diefe Beftimmungen der Verfaffung vor wie nad) aufrecht erhalten find. 
Ajo, meine Herren, in freiheitlicher Beziehung ift in der jetzigen Bundes— 
verfaffung nicht das Allermindefte geändert worden; fie ift wörtlidy ja in 
allen Punkten ganz diejelbe, die fie früher war. Sie ift aber in freiheit- 
licher Beziehung nicht allein nicht verbefiert, ſondern fie ift meiner feften 
Ueberzeugung nad) verichlechtert worden, und zwar dadurch, daß man in Ar- 
tilel 4 der Bundesverfaffung ald neuen Gegenftand der Kompetenz des künf— 
tigen Deutjchen Bundes noch die Beftimmungen über die Preffe und das 
Vereinsweſen den übrigen Gegenftänden zugefellte. Meine Herren, mein 
Ölaube an den Liberalismus ded Norddeutſchen Reichstages und des künfti— 
gen Deutjchen Neichötages ift ein außerordentlich ſchwacher. Nach den Er- 
fahrungen, die wir feit Jahren auf diefem Gebiete gemacht haben, unterliegt 
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ed gar feinem Zweifel, dak diejenigen reibeiten, deren fich heute, mit Aus: 
nahme etwa von Medlenburg und Preußen, der weitaus größte Theil der 
deutichen Staaten in Bezug auf Preſſe und Vereinsweſen zu erfreuen hat, 
keineswegs etwa bei der Fimftigen Gejeßgebung über Preß- und Bereins- 
wejen auch im Deutichen Bunde Geltung erlangen werden. Betrachten wir 
uns dieje Gejeßgebung etwas näher, dann finden wir, daß in allen übrigen 
deutjchen Staaten, in den jo übel berufenen Kleinitaaten, namentlich) in den 
Thüringiſchen Staaten, in Sübddeutichland, Würtemberg, Baden, ja jelbit 
in Heflen unter der Herrichaft des Herrn von Dalwigk ein Vereinsgejek 
eriltirt, jo freifinnig, wie ed in Preußen wabrjcheinlich nie und nimmer mög: 
lich wäre; von polizeilicher Uebermadung der VBerfammlungen, von Armel: 
dung bei der Behörde iſt nie und nirgends die Nede, man fann in der 
freieiten und ungehindertiten Weiſe in den Verfammlungen Staatsgejeße und 
Staatseinrichtungen fritifiren, obne dak man das überwachende Auge und 
Ohr der Polizeibeamten zu fürchten habe. Ganz jo wie mit dem Bereins- 
gejeb verhält es fidy mit dem Preßgeſetz in den fleinen Staaten. Kautionen 
erijtiren wohl in feinem einzigen der genannten Staaten mehr, und in ver 
jchiedenen iſt die Beurtheilung der Preßvergehen den Gejchworenengerichten 
überwiejen. Meine Herren, Niemand wird glauben, daß derartige Beſtim— 
mungen im Deutjchen Neichätage gegenüber der preußijchen Regierung durch— 
zujegen möglid) wäre. Ich glaube im Gegentheil, dat gerade dieje Beftim- 
mung aufgenommen worden tit, und mehr als es bisher möglich und der 
Fall war, die öffentliche Meinung, die ſich ja im vieler Beziehung in den 
Kleinitaaten Preußen gegenüber ſehr feindielig bewiejen hat, zu knebeln und 
zu unterdrüden, und was idy meilt gehört habe, daß nämlich es gerade 
Würtemberg jei, weldyes diefe Beltimmung in die neue Verfaſſung aufzus 
nehmen verlangt hat, beitätigt mich im dieſer Auffaffung. In Würtemberg 
bat in Beziehung auf das Preß- und Vereinswejen bis jet nahezu abjolute 
Freiheit eriltirt, eine Freiheit, die der würtembergijchen Regierung allerdings 
in den lebten Jahren jchon oft unbequem geworden iſt; fie getraute fich aber 
nicht, der oppofitionellen Stimmung im Lande gegenüber mit reaftionären 
Gejegen und Mafregeln vorzugehen. Nichts natürlicher aljo, als daß fie 
jeßt den jogenanten neuen Deutichen Bund alö eine Gelegenheit betrachtet, 
um Das durchzuſetzen, was ihren inneren Wünjchen entipridyt. Und bei der 
Stimmung, die in den übrigen Negierungöfreijen Deutſchlands und vorzugs- 
mweije bei der preußiichen Regierung in Bezug auf die freiheit des Volkes 
vorhanden it, unterliegt eö feinem Zweifel, daß man mit beiden Händen 
einen joldyen Antrag aufgegriffen und ihm die Zuftimmung gegeben hat und 
dafür jorgen wird, daß die geheimen Wünfche in vollem Maße erfüllt werden. 
Alfo, meine Herren, in freiheitlicher Beziehung jehe ich feineswegs Vortheile, 
weldye uns mit der Bundesverfafiung überwiejen worden find. Aber auch 
nad) jeder anderen Seite bin jcheinen mir die Erwartungen, die dad deutjche 
Volt an die Erfolge dieſes Kriegeö gefmüpft hat, auf das Bitterſte enttäufcht 
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worden zu fein. Ich babe im den letzten Monaten vielfach Gelegenheit ge: 
babt, mit Männern zu jprechen, die nichts weniger ald meinen Anjchauungen 
buldigen, die im Gegentheil mich in meiner Haltung und meinem Auftreten 
auf das Entſchiedenſte befämpften. Dieje hielten jedesmal, wenn idy ihnen 
mit meinen Ausführungen fam, mir entgegen: es wird doch nicht jo jchlimm 
werden, wie ich ed mir denfe, und gewiß werden wir die Konzellion erlangen, 
daß künftig in dem neuen Deutjchen Neichötage vor Allem die große Mili— 
tärlaft eine bedeutende Grleichterung erfährt. Träumer, meine Herren, und 
Thoren waren e8, die das geglaubt haben! Die neuen Verträge, die ung 
vorgelegt worden find, beweiſen jonnenflar, daß man in den leitenden Krei= 
ſen michts weniger als gewillt it, eine Konzeifion zu machen; die Zjährige 
Dienftzeit ift feitgehalten, das Poſtulat von 225 Thlr. pro Kopf eines jeden 
Soldaten ift feitgehalten, und die Beftimmung, wonady nach dem 31. December 
1870 der gegenwärtige Militäretat in ungeichwächter Stärfe und Macht auf: 
recht erhalten bleibt, wern nicht eine Einigung mit dem Reichstage erzielt 
wird, bleibt ebenfalls beftehen, und damit it jelbitverjtändlich den verbünde— 
ten Regierungen die Macht in die Hand gegeben, in alle Ewigfeit mit dem 
gegenwärtigen Militäretat zu wirtbichaften, und dabei fich noch auf den fon- 
titutionellen Standpunkt ftellen und jagen zu fünnen: was wollt ihr denn? 
die Verfaſſung giebt uns das Recht dazu, wir find es, die verfaſſungsmäßig 
regieren, und ihr wollt die Berfaffung, die ihr jelbit gemacht habt, jetzt 
über den Haufen werfen. Diejenigen aber, weldye glauben, dat jett, wo 
der ſogenannte Erz- und Grbfeind Deutichlands niedergeworfen ift, und wo 
er nach der Verſicherung des Leiborgand des Herm von Bismard, der 
Norddeutichen Allgemeinen Zeitung, auf 50 Jahre hinaus für Deuticyland 
unihädlich gemacht worden ift, die weitere Folge die fein wird, dab das 
Bolf nunmehr eine Grleichterung in Bezug auf die Militärmadyt und Dienft- 
zeit erhalten werde, täufchen ſich ſehr. Alſo in freiheitlicher Beziehung bietet 
dieie Verfaſſung nicht nur Nichts gegen früher, jondern im Gegentheil fie 
ihädigt die Intereffen des deutjchen Volkes im höchiten Grade. Und wie 
fieht es denn mit der jogenannten Ginheit aus? Das unterliegt feinem 
Zweifel, dab man ohne Ausnahme in diefem Haufe fich die deutiche Einheit 
etwas anders vorgeitellt hat, als fie und jeßt vorgelegt wird. Ich will da- 
mit feineöwegs jagen, daß Sie ſich etwa idealen Hoffnungen bingegeben 
haben, das erwarte ich nicht von Ihnen; aber, meine Herren, jo wie es ge 
kommen ift, haben Sie ed dody nicht erwartet. Mag man über die Nord— 
deutiche Bundesverfaljung denfen, wie man will — und daß ich nicht gut 
über fie denke, wiſſen Sie alle — die Norddeutiche Bundesverfaſſung ift ein 
Ding, das aus enem Guß beiteht, es ift diejenige Verfaffung, die den Ein- 
beitäbeftrebungen, die auf eine Gentralijation Deutſchlands unter preußiſcher 
Oberherrichaft drängen, vollitändig Rechnung trägt. Sie haben fich ja ſeit 
vier Jahren in der Gejeßgebung des Norddeutichen Bundes alle Mühe ge 
geben, dieſer ftreng centraliftiichen Tendenz der Norddeutichen Bundeöver- 
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fafjung auf alle mögliche Weiſe gerecht zu werden; Sie haben ganz ficher 
geglaubt, daß dieſer felben Tendenz auch in der neuen deutjchen Ver: 
faffung Rechnung getragen werden würde, und Sie haben Alle gefunden, daß 
Sie ſich furchtbar bitter getäufcht haben, daf gerade das Gegentheil der Fall 
ift, daß nicht die Einheitsbeſtrebungen gefördert find, fondern daß ed dem 
Föderalismus und Partifularismns ſich in diefer neuen Verfaffung mehr und 
mehr breit zu machen und Geltung zu jchaffen gelingen wird. Und ich muß 
es geftehen, meine Herren, ed hat mir geftern einen hochkomiſchen Eindruck 
gemacht, als ich hörte, daß diefelben Männer, die feit vier Jahren diejen 
centraliftijchen Beitrebungen das Wort geredet und fie auf das Entſchiedenſte 
begünftigt haben, jetzt nicht anftehen, dieje neue Verfaſſung willkommen zu 
heißen, fi) auf den neuen Boden der Thatjachen zu ftellen. Sie haben 
vergeffen, daß fie dadurch ihrer vierjährigen Thätigkeit geradezu in das Ge— 
ficht geichlagen, fie überhaupt todt geichlagen haben. (Ob! ob!) Nun, meine 
Herren, aljo aud) in einheitlicher Beziehung ift für das deutiche Volk durch 
die neue Bundesverfaffung Fein Vortheil errungen worden, und daß man und 
jetzt das Schaufpiel einer Kaiferfrönung in Ausficht ftellt, wird auch feines: 
wegs dazu beitragen, die Hoffnungen ded deutjchen Volkes aufs Neue zu be 
leben. Die eigenthümliche Stimmung, die ſich wider mein Erwarten, ja zu 
meinem größten Grftaunen geftern bei Ankündigung diefer Mittheilung im 
Reichötage bemerkbar gemacht hat, zeigt Klar, daß man auch in diejen Streifen, 
wo man an Hoffnungsfeligfeit das Möglichite geleiftet hat, fidy über die 
Neugeftaltung der Dinge keineswegs täujcht, und gerade der Umſtand, daß 
fie fi) mehr und mehr im Stillen eingeftehen müffen, daß ed mit diejen 
Hoffnungen und Erwartungen in Beziehung auf die neue deutjche Einigung 
Nichts ift, giebt und die erhöhte Hoffnung, ja die Gewißheit, daß unjere 
Partei, gegen die mehr oder minder diejer ganze Krieg geführt ift, (Heiter- 
feit) davon in Wahrheit den Nuben haben wird. Meine Herren, Sie lachen. 
Es ift dennod eine Thatjache: Indem man fiegte, hat man geglaubt, und 
zu jchlagen und mit und natürlicy auch das Volk; ed wird fi) das Gegen- 
theil herausftellen. Ich betrachte injofern die Greigniffe mit einer gewiffen 
Genugthuung, weil nämlich eine Frage, die jogenannte Einigungöfrage, von 
der Tagesordnung nunmehr verjchwunden tft, gerade jene Frage, welche 
Jahre lang dazu beigetragen hat, Millionen ehrenwerther und tüchtiger 
Männer irre zu führen, weldye meinten: erſt Einigung, nachher wird fid) 
die Freiheit finden. Nun, wir haben jeßt die Einigung, und wir werden 
jehen, wie es mit der Freiheit bejchaffen ift. Was der Norddeutiche Bund 
in vier Jahren in freiheitlicyer und wirthichaftlicher Entwidelung geichaffen 
bat, darüber hinaus wird der Deutſche Bund in den nächiten Jahren und 
überhaupt nicht fommen. Die Süddeutſchen befommen ja das Füllhorn 
diefer Segmungen mit einem Male, fie befommen alle Gejeße, die Sie jeit 
vier Sahren bier gemacht haben, nahezu vollftändig mit der neuen Berfafjung 
eingeführt. Auch fie werden in Kurzem einjehen, wie es mit ihren Hoff- 
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nungen in Bezug auf die neue deufjche Freiheit und Einheit ausfieht. Aber 
alle diefe Täufchungen müfjen meiner Anficht nach eintreten, wenn es über: 
haupt in Deutjchland befjer werden foll. Erſt wenn das Volk einfieht, dat 
es von jeinen Regierungen, von feinen Fürften nichts zu hoffen hat, daß je: 
der Krieg, der geführt wird, immer nur gegen fein Intereſſe geführt wird, 
erit wenn es eingejehen, daß die drei Kriege, die feit 10 Iahren in Deutſch— 
land geführt worden find, nur und jedesmal in freiheitlicher Beziehung zu— 
rückgebracht haben, dann wird es beijer werden; das Volk wird zur Selbit- 
erfenntnig kommen, das Volk wird anfangen denken zu lernen, — und, 
meine Herren, das Rejultat wird fein, daß das Volk begreift und einfieht, 
daß es von feinen Fürften, von jeinen Regierungen nichts zu erwarten 
bat, daß es mur gejtüßt auf jeine eigene Macht, auf fein eigenes Selbit- 
beitimmungsrecht, eine neue Verfalfung ſich jchaffen muß: daß, mit Einem 
Vorte, das Endziel ded deutjchen Volkes einzig und allein die Beſeitigung 
der Monarchie und die Begründung der Republif jein kann und muß. 
Widerſpruch, große Unruhe.) 


Wagener: (Neuitettin)*): Meine Herren, ich werde meinem unmtittel- 
baren Herm Vorredner auf jeine Ausführungen nicht antworten; denn wie 
ih aus der mir joeben zugeitellten Börjenzeitung erjehe, haben die Herren 
bereits ihre Antwort erhalten, und zwar durch eine Adreſſe des franzöftjchen 
Konfuls in Wien, ded Herrn Lefaivre, (Hört! hört!) der diefen Herren den 
Dank der franzöfiichen Republif für ihr edles Auftreten in diefer Verſamm— 
lung ausgeſprochen hat. (Lebhafter Ruf: Hört! hört! Pfui!) Meine Her: 
ten, ich werde mid; deshalb auch meinerjeitö darauf beichränfen, bier den 
und vorliegenden Verträgen gegenüber einfach den Standpunkt meiner Bar: 
teigenoffen zu vertreten. Meine Herren, die deutjche Einheit, mit deren ver- 
faffungsmäßiger Negulirung wir gegenwärtig befaßt find, ift nad) unferer 
Auffaſſung das Produft des Krieges, den wir heute noch kämpfen, und wir 
meinen, dab das Driginal diejer deutſchen Einheit jo deutlich und leſerlich, 
jo unvertilgbar mit dem beften Blute der deutjchen Männer auf den Sieges- 
feldern Frankreichs niedergejchrieben ift, daß wir unſrerſeits weder unzufrieden 
no ungeduldig find, wenn die Kopie auf Drudpapier, die und heute vor- 
liegt, auch noch bier und da an Umdeutlichfeiten und Umvollftändigfeiten lei— 
det. Meine Herren, weil die deutjche Einheit, die wir verfaſſen jollen, ein 
Produkt des gegenwärtigen Krieges ift, deshalb ift fie audy untrennbar von 
der Beendigung und Erledigung dieſes Krieges, und ich habe mit ganz be- 
jonderer Freude geftern die Ausführungen des Herm Lasker begrüßt, als 
er und darauf hinwies, daß nichts mehr die Früchte dieſes Krieges beein- 
trächtigen und verfümmern fünnte, meine Herren, ald wenn wir diefen noth— 
wendigen und von jelbit gegebenen Abſchluß des Krieges verfümmern wollten. 
Meine Herren, es ift nicht von ungefähr, dab diefe Verfaffung aus dem 
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Feldlager des deutjchen Volkes kommt; — nicht, meine Herren, wie uns 
geitern gejagt ift, aus der Stadt der gejchorenen Heden, oder gar der ge 
ſchorenen Köpfe, jondern aus dem Feldlager, wo jebt das gefammte Deutjch- 
land den Erbfeind niedergejchlagen hat, — meine Herren, daher haben wir 
dieje Verfafjung: aus der Hochburg des Franzoſenthums; und, meine Herren 
— id habe nur Ein Gleichniß in der Geſchichte —, in dem Lager vor 
Paris, da find nicht die jchledhteiten, jondern da find zur Zeit die beiten 
Deutjchen, und wir haben hier nur die Aufgabe, zu fonitativen, was dort 
vor den Mauern von Paris erfochten ift. Meine Herren, unterichägen Sie 
nicht, was es für die Friedensverhandlungen bedeuten würde, wenn heute in 
dem Deutſchen Parlamente auch nur der Schein entitehen könnte, als fünnte 
die Einheit, die jegt in Waffen in Frankreich ſteht, wieder aufgelöit und in 
Frage geitellt werden. (Bravo! rechts.) Sie würden unjeren Feldherren, 
Sie würden unjeren Diplomaten die politijche und moralijche Reſerve ent- 
ziehen, Sie würden den Friedensverhandlungen die Wucht nehmen, die bisher 
den deutſchen Waffen zur Seite und im Rüden geitanden hat. Darum, 
meine Herren, wir betrachten den jeßigen Verfaſſungsabſchluß als einen inte- 
grirenden Beſtandtheil des Krieges und des Friedensichluffes, wir betrachten 
ihn — und deshalb haben wir und über viele Präjudizialeinwendungen fort- 
gejegt — wir betrachten diejen Verfaſſungsabſchluß fait nody als dringender 
und unabweislicher ald die Bewilligung des Geldes. Meine Herren, dieſer 
Friedensſchluß, das it, wenn ich mid jo ausdrüden darf, die moraliſche 
Löhnung der Männer, welche jet für uns im Felde Itehen, das ift die po- 
litijche Xebensluft unjerer Armeen und unjerer Friedenjchliegenden, und glauben 
Sie, jtellen Sie nur den geringiten Zweifel auf, und wir werden Alles das, 
was wir jeßt noch mit voller Befugniß erwarten dürfen, wir werden es un— 
ter den Händen uns zerrinnen jehen, das jchadenfrohe Europa wird vielleicht 
wieder jpefuliren auf den Gedanken, die deutjche Einheit, die jet jchon wie- 
der ind Jerbrödeln fommt, wird nidyt lange vorhalten, wir haben nicht mehr 
zu rechnen mit dem einigen Deutjchland, jondern mit eiferjüchtigen, zerjplit- 
terten und zeritreuten Stämmen, und, meine Herren, um feinen Preis möch- 
ten meine Freunde und ich auch nur einen Scheingrund dazu geben, um 
deshalb die Rejultate in Frage zu ſtellen. Meine Herren, ich veritehe es, 
wenn Diejenigen, die mehr Einheit wollen als in diejen Verträgen zu finden 
ift, wen Die bier vor uns auf Berwerfung, Amendirung oder, wie fie es 
nennen, Verbeſſerung diejer Verträge hinarbeiten, aber ich veritehe es nicht, 
wenn died, und zwar in bejonderd demonitrativer Weije von denjenigen Per: 
ſonen gejchieht, denen, wie fie jelbit jagen, dieje Verträge jchon viel zu viel 
deutiche Einheit enthalten. Meine Herren, diefe Männer müfjen entweder 
jehr furzjichtig fein, oder fie müfjen uns das nicht jagen, was fie eigentlich 
wollen. Wir haben ja geitern gejehen, dat man bier vor und aufgetreten 
ift, gewifjermaßen als dad Mädchen aus der Fremde, jedem eine Gabe bie- 
tend, (Große Heiterkeit) und doch nur zu dem Zwede, um Allen dad Ganze 
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zu verleiden. Meine Herren, ich glaube auch nicht, dat; diejenigen Herren 
Recht haben, die geitern die Verträge fritifiren, indem fie und zu verftehen 
gaben: Ia, wenn man nur das Deutiche Volk Fönnte zum Sprechen bringen, 
das würde etwas Anderes gemacht haben, aber da kommen immer die Deuts 
ihen Fürsten, die gönnen und das bischen Einheit nicht. Meine Herren, 
baben Sie wirklich ein jo furzes Gedächtniß, haben Sie wirklich heute jchon 
vergeljen, wer in Baiern die Einheit gemacht bat, ob der Fürſt oder ob 
die Volfsvertretung? (Sehr richtig!) Meine Herren, lafien Sie und nicht 
undankbar jein, laffen Sie uns nicht vergellen, was wir den Yürlten ver 
danken, und laſſen Sie uns nicht immer wieder die Tonart ſpielen, als ob 
wir hier verhandelten mit entgegenitehenden Intereſſen und Beitrebungen der 
dürſten und Völker. Meine Herren, das erhabene und befriedigende Schau— 
ipiel, das jet vor Deutichland fich entwidelt, das iſt eben die Einheit feiner 
dürften und Wölfer, und idy glaube, es giebt wohl fein beſſeres Befenntnik 
der Völker zu ihren Fürſten, als was jet die deutiche Nation ablegt, inden 
fie den Kürften alle ibre Kinder, — ihre Brüder und Söhne — zur Ver: 
fügung stellt. Meine Herren, es ift und dann der Vorwurf gemacht worden, 
alö gehörte diefe Verſammlung zu denjenigen, die eigentlich gar nicht mehr 
mit dem echte, jondern nur noch mit den Thatſachen rechneten. Meine 
Herren, es iſt ja leider umgekehrt der Fall. Man müßte die deutiche Natur 
nicht Fennen, um nicht immer wieder das Schaujpiel vor Augen zu haben, 
daß der Deutjche viel zu philoſophiſch und zm prinzipiell, viel zu theoretiſch 
und fonjtitutionell ift, um nicht jofort jelbit an das welterjchütterndite Er- 
eigniß mit dem Mafjitabe feines Syſtems oder jeiner Parteitendenz heran- 
jutreten und jobald jie auf dieſen Xeilten nicht paſſen, jofort zu erflären: 
Diefe Thatſachen, die gefallen mir nicht. Das iſt ja eben die Gefahr, in 
der wir und auch heute wieder befinden, wir wollen die Thatſachen nicht 
jeben, wir wollen die Thatjachen nicht anerkennen. Und warım nicht? Weil 
fie nicht in unjer Syſtem, weil fie nicht überall in unjer Parteiprogramm 
paſſen. Und ganz bejonderö ſchwer, meine Herren, verjündigen fich an der 
Geicichte diejenigen Perjonen, die es auch heute wieder machen, wie wir 
es an einer anderen Stelle lejen können: fie ſchmücken die Gräber der todten 
Propheten und fteinigen die lebendigen; fie rühmen die Ihatjachen der Ver— 
gangenheit, um die Thaten der Gegenwart zu jchmähen. Der Gott aber, 
der in der Geichichte thätig iſt, der iit der Gott der Yebendigen, und es ge- 
Ichieht nichts in der Welt ohne jeinen Willen, und wenn es heißt, er ſetzt 
Könige ein, jo ſteht an derjelben Stelle, er jet Könige ab. (Beifall rechts.) 
Meine Herren, meinen Freunden und mir gefallen dieje Verträge ganz be- 
jonderd um deswillen, weil fie vollfommen den Ihatjachen und weil fie voll- 
fommen der Natur und der Geſchichte des deutichen Volkes entjprechen. Das 
deutiche Volk, oder wie wir jeßt vielleicht jchon wieder jagen dürfen, das 
deutiche Reich, dad hat niemals unter einen der fonftitutionellen Schulbe- 
griffe gepaßt, das iſt niemald weder ein Stantenbund, noch ein Bundesſtaat, 
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das ift niemald weder eine Monarchie, noch eine Republif, das ift immer 
Beides zugleich gewejen. (Sehr wahr! Senſation.) Es war eine Singula- 
rität, meine Herren, und ich jage ed mit Stolz, das deutjche Reid; war um 
deswillen eine Singularität, weil das deutiche Volk jelbft eine Singularität 
ilt. (Zuftimmung.) Deutſchland ift eine Mutter, die jehr viele wohlgera: 
thene Kinder hat, (Beifall, Heiterkeit) und, meine Herren, der berechtigte 
Partifularismus, das heißt weiter nichts, ald den einzelnen deutjchen Stäm- 
men find im Laufe der Geſchichte bejondere Charismen zu eigen geworden, 
die fie zu fonjerwiren nicht allein beredytigt jondern im Intereffe der Ge- 
ſammtheit aud) verpflichtet find. So weit wollen wir bei und den Barti- 
fularidmud. Wir wollen Fonjerviren dad deutjche Reich ald das, mas ed 
immer gewejen it, alö den Mikrokosmus der europätichen Zuftände, als den- 
jenigen Punkt, wo alle die europätjchen VBerwidelungen und alle Gegenjähe 
ichließlich, wie wir hoffen, ihre Ausgleihung und Berjöhnung finden werden. 
Nun, meine Herren, wenn ich jet nad) diejen meinen principiellen Darle— 
gungen mic) noch auf eine von den präjudiziellen Einwendungen meiner 
Herren Borredner einlafje, jo geichieht das bejonders zu dem Zwede, weil 
es faſt jo jcheinen fünnte, als hätten wir in diefem Haufe die Rolle gewedy- 
jelt, und ald wäre es auf jener Seite (nad) links deutend) wo die konſerva— 
tiven Grundjäße, die Befugniſſe der preußijchen Landesvertretung und in 
specie des preußiſchen Herrenhauſes ihre Berechtigung finden. Meine Her: 
ren, meine Freunde und ich, wir haben unjere Stellung nidyt formulirt und 
feftgeftellt, ohne uns darüber mit hervorragenden Mitgliedern des preußijchen 
Herrenhaujed in Einvernehmen zu jegen, und ich kann Ihnen verfichern, 
meine Herren, daß Sie in diefer Körperichaft nicht ein Widerftreben finden 
werden, irgend etwas von dem zu bemängeln, was in diejen und vorliegen- 
den Verträgen niedergelegt it; Sie werden auch jchwerlich ein Widerftreben 
dagegen finden, wiederherzuftellen Kaifer und Reich in den Formen und 
Normen, wie fie und jeßt hier bejchäftigen. Aber, meine Herren, die Ein- 
wendungen, die daraud hergeleitet wurden, waren auch thatjächlich falſch. 
Der Herr Abgeordnete für Meppen, der ſonſt jo jehr jcharf lieft, jcheint doch 
das in den Verträgen nicht gefunden zu haben, worauf es für uns in diejer 
Sache ausſchließlich ankommt. Meine Herren, er wird finden, daß dieſe 
Kompetenzerweiterungen in den und vorgelegten Verträgen von dem Bundes- 
rath hier einftimmig angenommen worden find, und daß aljo für uns bier 
eine vollkommen vertragsmäßige Erweiterung derjenigen Befugniffe vorliegt, 
ohne welche wir allerdings von unjerem Standpunkte aus vielleicht einige 
von jeinen Bedenken gegen die Kompetenzerweiterungen getheilt haben wür— 
den. Aber, meine Herren, er hat und dann bejonders hingewieſen auf die 
außerordentlich große Bedenklichfeit der Aufnahme von Preß- und Vereins: 
wejen in dieje Bundesverfaffung, und id) glaube, es war das eine von den 
Vorführungen, die darauf beredynet waren, in den liberalen SKreijen eine 
tiefgebende Mißſtimmung gegen die Borlage zu erzeugen. Aber, meine 
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Herren, find wir denn in der That dazu berufen, uns jchon heute jelbit Miß— 
trauenövota zu ertheilen? Und heißt es denn etwas anderes, ald dem Nord» 
deutichen Reichstage und uns jelbit von Haufe aus ein Mißtrauensvotum 
zu ertheilen, wenn man jagt: ja, das ift jehr bedenklich, daß man uns dieſe 
Sadye überträgt, denn ich fürchte, wir werden es jehr jchlecht machen. Außer 
dem, meine Herren, kann man es ja gar nicht jchledht machen, wenn wir 
nicht wollen, denn es steht unzweifelhaft feit, daß bis ein Bundeögejeh er: 
gangen jein wird, im dieſen Nichtungen alle die freiheitlichen Beitimmungen 
der einzelnen Länder ganz ungetrübt in Siraft bleiben werden. Alſo, meine 
Herren, auch mit diejen Bedenken it es für meine politijchen Freunde und 
midy durchaus nichts, und eben jo wenig fönnen wir allen den materiellen 
Bedenken, die und vorgeführt worden find, einen Einfluß auf unſere Ab— 
ſtimmung einräumen. Das Schwerwiegendite, was uns entgegen gehalten 
worden ift, ift unzweifelhaft die Anführung, dab die gegenwärtigen Verträge 
und die Veränderungen der Verfaſſung, wie fie daraus hervorgehen, eine 
jehr bedeutende Schwächung der Gentralgewalt enthalten würden. Ja, meine 
Herren, wenn wir unjererjeits den Aberglauben an die Berfafjungsurfunden 
tbeilten, (Aha! links) wenn wir meinten, das Macht und Autorität durd) 
Verfaffungsparagraphen erworben, geitärft oder audy nur erhalten werden 
finnten, dann, meine Herren, würden wir einige von diejen Beltimmungen 
mit jehr jcharfen und kritiſchen Augen betrachten. Aber, meine Herren, wir 
halten es mit dem Ausſpruch unjeres berühmten preußiſchen Hiftoriographen 
Yeopold von Ranke: „Jede Gewalt, die ſich erheben will, muß ſich auf ein 
großes Verdienſt jtüßen, und nur wirkliche Verdienite verleihen Autorität.” 
Nun, meine Herren, wir find der Meinung, dat das Verdienit der deutjchen 
Gentralgewalt um Deutichland groß und neu gemug it, um nicht jobald ver 
geffen zu werden, und wir find aud der Meinung, dab Preußen in fid) 
jelbit itarf genug ift, um Jeden, der es etwa vergelien jollte, zur geeigneten 
Zeit und am geeigneten Orte auf eine jehr verftändliche Weiſe daran zu er— 
innern. Alſo, meine Herren, auch diefe Sorge theilen wir nicht, wir find 
ficher, daß die deutſche Gentralgewalt jein und bleiben wird das, was fie tft, 
vorausgefeßt, daß fie nicht aufhört die Verdienfte zu fultiviren und zu pfles 
gen, auf denen ihre jeßige Stellung beruht. Was die jonftigen fleinen Ein- 
wendungen anlangt, ald da find, die Stimmenvertheilung im Bundesrath, 
darauf legen wir feinen Werth, es ift mit jolhem Bunde wie mit der Ehe. 
Es mu ja ein Eherecht geben, es muß auch eine Stimmwertheilung im 
Bundesrath geben; aber jo wie die Ehen aufgelöft find, wenn ſich die Ehe 
leute auf das Eherecht berufen, jo wird auch der Bund in der Auflöjung 
fein, wenn man erit anfangen wird, um die Stimmen zu redyten. (Ob! 
Oh!) Meine Herren, it Ihnen das irgend zweifelhaft? it Ihnen irgendwie 
zweifelhaft, daß das das ftärfite Symptom der Auflöfung jein würde, wenn 
man jchon anfinge, wiederum ſich um die Stimmwertheilung zu zanken. 
Haben Sie gehört, da bis jet im Bundesrath etwas dergleichen vorge— 
Rıterialien M. 13 
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fommen it? (Nein! Nein! Heiterkeit.) Dann, meine Herren, mit der 
Kriegserflärung, — da habe ich demjenigen, was und jeitens des Herrn Präfi- 
denten des Bundesfanzler-Amtd gejagt worden ift, meinerjeits faum etwas 
hinzuzufügen, ebenjowenig auch über die Ihatjache, dab jet für die aus- 
wärtigen Angelegenheiten auch nody ein bejonderer auswärtiger Ausſchuß ge 
bildet werden joll. Ich möchte die Herren, die fidy für diefe Frage interejfi- 
ren, bitten, eine jüngit erſchienene Broſchüre zu lejen, als deren geiltiger 
Urheber der Graf Beuft in Wien bezeichnet wird. In diefer Brojchüre wird 
jehr überzeugend und jehr wißig ausgeführt, dat der Hauptfehler der Diplo- 
matie und der Diplomaten darin beiteht, daß fie ich leider jehr wenig oder 
gar nicht mit Politik bejchäftigen und daß die Hauptichwierigfeit eines lei— 
tenden Miniſters bejonders in der Ihatjache zu juchen ift, Männer zu finden, 
die wirklich die Abſicht haben, ſich mit Politik zu beichäftigen. Ich glaube 
deshalb, meine Herren, daß, wenn man, wie wir, von der Vorausjegung 
ausgeht, da dieſen Verträgen überhaupt der Gedanke zu Grunde liegt, dab 
wir es mit guten und bewährten Freunden zu thun haben, daß dann alle 
diefe Dinge überhaupt fein Bedenken — für uns wenigitens kein's — in 
Bezug auf die Annahme diejer Verträge herbei führen dürfen. Defjenohn- 
geachtet muß ich das Zugeſtändniß machen, daß meine Freunde und ich nad) 
einer Richtung bin und wohl den Bejorgniffen und Bedenken anjchliegen 
fönnen, die ſeitens des Herrn Abgeordneten Windthorſt geltend gemacht find. 
Wir verfennen unjererjeits nicht die Gefahren, die in der Ausdehnung des 
Norddeutichen Bundes zu einem Deutjchen Bunde darin liegen, — wie er 
ſich ausgedrüdt hat — daß das allgemeine direfte Wahlrecht fortfahren wird 
in dem Verjuche, die Diätenlofigfeit abzuwerfen; wir verfennen nicht die 
Gefahren, die in einem Neidystage liegen, der mit Gentralijationstendenzen 
in jeiner Majorität erfüllt iſt, ohne in der Verfaſſung ein genügendes ver: 
faflungsmäßiges Gegengewicht zu haben, und, meine Herren, wir verfennen 
auc) von unjerem Standpunkte aus nicht die Gefahr, die darin liegt, die 
Reihen jener Herren (links) durch die Mehrzahl der Mitglieder aus den Süd: 
deutjchen Staaten veritärkt zu ſehen. Defjen ungeachtet werden wir aud) 
um diejer Gründe willen die Verträge nicht ablehnen, wohl aber werden 
wir jede Gelegenheit benußen, um von unjerer Seite das zu erftreiten und 
zu erfimpfen, was wir als das unabweisliche und unerläßliche Korrelat die- 
jer Ausdehnung betradyten. Meine Herren, Sie werden wohl wiljen, was 
ich jagen will. (Ruf: Ja wohl!) Ich will jagen, wir verlangen ein Ober: 
haus, und, meine Herren, ich bewundere, daß Sie in unjerer Norddeutjchen 
Berfalfung nicht jo weit bewandert find, um zu willen, dab wir jchon eins 
haben; nur, meine Herren, ein jehr mangelbaftes! Außerdem aber, meine 
Herren, es giebt notoriſch und gejchichtlicd) Fein füderatives Staatsverhältnik, 
was eines ſolchen Korrelates entbehrt hätte und entbehren könnte. Ein jol- 
dies Haus das tjt feine monarchiiche, das iſt feine feudale Injtitution, jon- 
dern das iſt die Inſtitution eines füderativen Staatöverhältnifjes, ohne 
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welche die fogenannte Föderation überhaupt ein reiner Schein und eine Täu— 
hung bleibt. Sie haben ein ſolches Oberhaus in der Schweiz, Sie haben 
es in Amerifa, Ste haben es jelbit gemacht im Jahre 1849, ald Sie ein 
Deutjches Reich etabliren wollten, und ich würde Denen, die dabei thätig ge- 
weien find, jehr dankbar jein, wenn fie diejelben Grundſätze, die fie damals 
angenommen haben, in das neue Stantenhaus oder Oberhaus — wie Sie 
es nennen wollen — wieder aufzunehmen bereit wären. Cie waren damals 
noch jo feudal und jtändiich auch Ihrerjeits gefinnt, da in dem Gtaaten- 
baus des Deutjchen Reiches vom Jahre 1849 ſogar die Beſtimmung vor 
fommt, daß in den Ländern, die aus mehreren Provinzen beitänden, die 
Mitglieder des Staatenhaufes zum Theil von den Provinzialitänden gewählt 
werden jollten. Meine Herren, wiederholen Sie dieje Beſchlüſſe; Sie werden 
fie wahricheinlich dody nicht feudal nennen, Sie werden fie auch nicht reac- 
tionär nennen und idy glaube, daß wir uns dann über dieje Institution jehr 
leicht verftändigen werden. Was ift denn jebt der Bundesrat)? Der Bun: 
desrath ift nach der Norddeutichen Berfaffung die zweite parlamentarijche 
legiölative Körperjchaft, deren Zuſtimmung zu einem jeden Geſetze nothwendig 
it und jein Mangel beiteht, id) glaube es offen ausipredyen zu follen, haupt: 
jühlih zur Zeit in der geringen Zahl jeiner Mitglieder und darin, daß in 
der Hauptfache doch nur das hohe Beamtentlum der verbündeten Staaten 
darin vertreten ilt. Meine Herren, das halten wir für ungenügend Wir 
glauben nicht, daß grade wenn cs Darauf anfommt, eine Negierung im 
Stande ift, fich auf ihre eigenen Beamten zu ftüßen, und deshalb wollen wir 
bier nur auöjprechen, daß wir bei dem weiteren Ausbau der deutjchen Ein— 
beit und des deutjchen Neiches immer wieder auf dieſe unfere Forderung zu— 
tidfommen werden. Wir glauben audı, meine Herren, Sie werden mit uns 
darauf zurückkommen müfjen, wenn Sie anders an Ihren eigenen Tendenzen 
der Seritellung von Reichsminiſtern feithalten wollen. Denn mit einem 
ſolchen Inſtitute würde die jeßige Stellung des Bundesrathes nach unjerer 
Meinung abjolut unvereinbar jein. Desbalb, meine Herren, richte ich in 
meinem und im Namen meiner Parteigenoijen an Sie die dringende Bitte, 
laſſen Sie uns die Thatſachen als joldye anerkennen und formuliren, lafjen 
Sie es uns heute machen, wie im Juli dieſes Jahres, alle Parteitendenzen, 
alle Parteiwünſche in den Hintergrund ftellen und nur das thun und das 
beichlieken, meine Herren, was wir alle ald das Unumgängliche und Noth- 
wendige betrachten, das heit, meine Herren, bier den Beweis führen, 
daß unſere Volksvertreter vor Paris bier die rechte parlamentarijche Land— 
wehr binter fich haben. (Bravo! rechts.) 


Dr. £öwe (Bochum)“): Meine Herren, ich will den Wunjdy, mit dem 
der Herr Vorredner diefen Platz verlalien bat, wohl beberzigen, und ich fann 
Ihnen jagen, daß der Gedanfe, mit dem er gejchlofien bat, mid) all die Zeit 
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über beherricht hat, in der ich mich mit dieſer Vorlage beichäftigt habe. 
Ia, ich weiß es jo beitimmt wie der Herr Vorredner, dab wir die Aufgabe 
bier haben jollten, die großen und gewaltigen Opfer, die Ströme von Blut, 
die unjer Volf in dem gerechten Kriege vergofien hat, bier zu verwerthen 
in einer Verfalfung, wie fie jo großer Opfer und jo auferordentlicher Hin- 
gebung würdig ift. (Bravo) Das joll der Maßſtab fein, mit dem ich an 
diejes Werk herantrete, und ich danfe dem Herrn VBorredner, daß er ihn 
mir dargeboten. Wenn wir, meine Freunde und id, uns von vornherein 
gefragt haben: Seid ihr denn berufen, dad Werf, weldyes eudy hier vorge 
legt wird, zum Abſchluß zu bringen, — jo find es in der That nicht blos die 
formellen Bedenfen der Kompetenz gewejen, die und dabei beichäftigt haben. 
Ic; ergreife hier von vorneherein dieje Gelegenheit, gegen den Abgeordneten 
Windthorit zu erklären, dab wir dieſe Frage jchon erwogen hatten, ehe wir 
in diefe Verhandlung, aljo nicht leichtfertig in die Bewilligung von 100 Mil- 
lionen Thalern eingetreten find und daß wir und nicht damit getröftet haben, 
dat wir fagten: Wir geben eben nur den Thatjachen nady und fahren mit 
dem Wagen; ob der Wagen nun zu Recht und wir ein Recht haben, in ibm 
zu fahren oder nicht, das iſt uns gleichgiltig. Nein, meine Herren, als wir 
die Anleihe bewilligt haben, find wir und ganz klar gewejen, daß wir im 
Geiſte unjerer Nation diefe Bewilligung ausiprachen, daß wir ein und durd) 
die Noth übertragenes Recht dabei ausübten und eine Pflicht erfüllten, in- 
dem wir für dieſen Krieg, der nody nicht zu Ende ift, den wir für einen 
gerechten nicht blos in feinem Beginne hielten, jondern in diefem Augenblicke 
nody für einen geredyten halten, (Xebhaftes Bravo) und daß wir nur für 
die Geltendmacung des Rechts gegen Außen jorgen, indem wir für diejen 
Krieg die Mittel bewilligen. Alfo, meine Herren, fürchten Sie nidyt, dab 
ich Sie mit advofatijchen Ausführungen in Bezug auf die formelle Kompe— 
tenz bebelligen werde; aber ich fann es Ihnen nicht erjparen, Ihnen jelbit 
die jchweren Gewiſſensbedenken vorzulegen, die Sie haben müſſen, indem Sie 
an diejes Werk berantreten, an ein Werk, das ein Abſchluß unjerer deutjchen 
Verfaffungsbeitrebungen jein fell, wie von allen Seiten gejagt wird, das 
aber ein Abſchluß ift, durch den wir auf einen anderen Weg geführt werden, 
als wir ihn jeit fünfundzwanzig Jahren unausgeſetzt verfolgt haben und 
deſſen Weiterführung uns verheißen ift, als wir in den Nordbund Famen, 
und deſſen Meiterführung in diefem Sinne Jeder als ganz jelbitverftändlich 
vorausgejett hat, als unſer Volk jebt in den Krieg zog. Ja, meine Herren, 
ift denn das die Einheit, die wir vorausgeſetzt haben, als unfere Brüder in 
Nord und Sid gleihmähig auf das Schlachtfeld eilten, mit gleidyer Hin- 
gebung unter einem Befehl ſich jammelten, mit gleicher Tapferfeit kämpf— 
ten und mit gleicher Ausdauer dieſen Krieg führten? Iſt das die richtige 
Sormulirung des Zultandes, der in diefem Augenblide unjere Brüder in 
Frankreich unter einem Befehl für eine Aufgabe zufammenhält? Haben 
Eie denn bier eine Verfaſſung vor fich, die Deutſchland in der Weiſe einigt, 
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wie dad Wolf mit allem Rechte vorausgejebt hat? Nein, meine Herren, 
diefe Verfaffung, die Ihnen vorgelegt it, oder vielmehr dieſe Verträge 
haben, wie Ihnen die flaren und beitimmten einleitenden Worte des Herrn 
Minifterd Delbrück ſchon audgejprochen haben, jehr ftarf dem füderativen 
Charakter unjeres Volkes Rechnung getragen. Und wenn der Herr Abge— 
ordnete Wagener eben hier an diejer Stelle behauptet bat, da er darum 
mit dieſem Werke zufrieden ift, weil es den Charakter des Föderalismus, 
den jeit Iahrhunderten unjere Gefchichte aufgezeigt hat, wiedergiebt, dann, 
meine Herren, dann bin ich gegen diejelbe, denn diejer Charakter ift nad) 
den Erfahrungen von Jahrhunderten verderblich gewejen. Dieler Charafter 
unierer Berfaffung ift eö eben gewejen, der und die elenden Zerrüttungen ge- 
bracht hat. (Sehr wahr!) Wenn wir einen jolchen Abichluk mit einer 
Verfaffung machen, dann müßten wir und wohl fragen, iſt denn das in 
dem Geiite des Volkes gejchehen, das und gewählt hat, das uns die Aufgabe 
geitellt hat, die Verfaſſung, wie fie 1867 gewejen tft, auszubilden in ihrem 
Geifte und in ihren enticheidenden Beltimmungen. Wenn der Here Abge— 
erdnete Wagener denkt, den Herren Abgeordneten Bebel dadurch abzufinden 
mit jeinen vollen und gerechten Klagen über Enttäufchung, daß er ihm den 
unglüdjeligen Brief, den ich bedaure, obgleich ich in feiner Beziehung zu 
dem Abgeordneten Bebel itehe, hinweiſt, dann irrt er fich jehr. Diele 
Ihmerzliche Enttäufchung beiteht in der That. Man hatte etwas ganz An- 
deres in dem Abjchluß der Verfaffung zu erlangen gehofft, und da jagen wir 
nun Ihnen: wenn Ihr nun jagt, daß Ihr einen ganz; anderen Weg betreten 
müßt, als auf dem Ihr bis jeßt dem vom Wolfe erjtrebten Ziel entgegen 
gegangen jeid, wenn Ihr jagt, daß die Aufgaben, die vollzogen werden 
müſſen, verlangen, daß man jetzt einen ganz anderen Weg einjchlagen muß, 
dann müßt Ihr wenigitend das Volk noch einmal fragen, ob es jelbit geneigt 
it, diejen Weg zu gehen. Was und hier vorliegt, ift nicht blos eine Ver- 
faffungdveränderung im gewöhnlichen Sinne des Worted, es ift eine Ver— 
faſſungsveränderung, die eine vollftändige Umkehrung wichtiger Verfaſſungs— 
beitimmungen und gerade in Bezug auf das find, was die Einheit des 
Staats betrifft, die wir bis dahin eritrebt haben. Meine Herren, man hat 
nun bier geitern und zwar in einer Weije, die ich nicht näher charafterifiren 
will, eine Mittheilung des Herrn Minifterö über die vom König von Baiern 
angebotene Kaijerfrone hervorgerufen, und die Hoffnung ausgeſprochen, daß 
mit dem Kaiſerthum, mit der Kaiferfrone mın das Verfaſſungswerk in der 
Weiſe zum Abſchluſſe fommen werde, daß der gefährliche füderative Cha— 
rafter, der fich im derjelben findet, durd; die Krone, die dem Oberhaupt bei— 
gelegt werde, und beruhigen könne über die Gefahren, die hiftorijch immer 
der Föderalismus über unjeren Staat gebracht hat. Meine Herren, erlauben 
Sie mir, einen Augenblid dabei zu verweilen, um an gewifie perfönliche Er- 
innerungen anzufmüpfen; denn Sie wiſſen ja, ich habe auch ein Mal mit 
einer jolchen Kaiſerkrvne zu thun gehabt, (Heiterkeit) und wir ift nachher 
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dann Gelegenheit gegeben, Iahre lang fern von Aranjuez über Kaijerjachen 
nachzudenken. (Heiterkeit) Meine Herren. bei diejen Betrachtungen ift das 
leitende Thema für midy gewejen der höhnende Zuruf, mit dem wir in 
Berlin mit der Kaijerfrone empfangen wurden: „Macht wollt Ihr bringen 
und habt jelbit feine Macht!" Nun, meine Herren, das war wahr gemug, 
und eö war die bitterfte Kritif, die härtelte und wahrfte, die uns gejagt 
werden konnte. Macht hatten wir zu ſammeln verjäumt, und Macht fonn- 
ten wir nicht bieten; wird denn aber heute wirkliche Macht dadurch gegeben ? 
Man kann zwar nicht jagen, wenn von Baiern der Antrag kommt, die 
Kaijerwürde wiederherjuftellen: „Macht habt Ihr nicht!" Dort iſt in der 
That Macht; aber, meine Herren, bringt denn dieſe Macht mit diejer Ver: 
faffung für das Oberhaupt neue Macht? Nein, meine Herren, dad Ober: 
haupt iſt jchwächer geworden, nicht bloß in der einen, jondern in allen Be— 
ziehungen, das Oberhaupt ift jo geſchwächt, daß die Herren auf diejer Seite, 
(nad) der rechten Seite zeigend) die auf die Einheit des Staats und Die 
Einheit jeiner Handhabung immer das größte Gewicht gelegt haben, daß die 
jelbit die größten Bedenken dagegen haben, daß die jelbit heute ſchon firmen, 
wie fie diefen Mängeln abbelfen jollen. Meine Herren, die Berfafiung 
bietet ficherlich feine Stärkung der Macht gegen den Partifularismus. Wenn 
diefer Titel eine Bedeutung haben follte, jo müßte er gefüllt fein mit realer 
Macht. Gegen den Föderalismus reicht die bloße Hausmadyt nicht aus. 
Sollen wir denn unſere Geichichte ganz vergefien? So jehr die Dinge und 
die Menjchen fich geändert haben, jo iſt e8 doch nicht in dem Grade der 
Fall, daß wir die Lehren der Gejchichte zurückweiſen dürfen. Unſere Ge— 
jchichte weilt ung auch große Kaiſer, mit großer Hausmacht und mit großen 
Verdienſten auf. Keiner diefer Kaijer, die fidy zugleich immer die Aufgabe 
geitellt, ihre Macht wie ihre Verdienite für die Einheit des Staates zu ver: 
werten, — denn feiner diejer großen Kaifer, die mit großen Berdieniten 
um die Nation ausgeftattet gewejen find, hat das verfäumt, — und was jehen 
Sie ald Rejultat in der Geſchichte? Yange Kämpfe. Und als Rejultat der 
langen Kämpfe? Sie jeben, daß, wenn der Föderalismus feinen Halt im 
ber Berfaffung hat, bei dem Charakter unierer Nation jeine Stellung eine 
jo gewaltig jtarfe wird, daß der ſtarke Kaiſer am ihr zerichellt mit jenen 
Beitrebungen, daß dem jchwachen Kaijer gegenüber aber der Partikularismus 
Schritt für Schritt immer mehr an Terrain gewonnen hat. (Sehr richtig!) 
Der Herr Abgeordnete Wagener bat mm aber den Schleier zerriffen der 
darüber liegt, wie man auf eine ſolche Verfaffung überhaupt bat eingehen 
fönnen, er hat den leitenden Gedanfen enthüllt und hat das Ding mit dem 
rechten Namen genannt: dieſe Verfalfung ift eine Arbeit für den Moment, 
ein Auskunftsmittel berechnet für die augenblidliche Situation; und damit 
hat er denn auch zugleich die Interpretation für einen Ausdrud des Herrn 
Präfidenten des Bundestanzler-Amts gegeben, die ich nicht ohne dieſe Auf- 
flärung zu geben gewagt hätte, die ich nun aber ganz ruhig ausipreche, 
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Wenn der Herr Präfident des Bundesfanzler-Amtd und immer gejagt hat: 
rechnen Sie doch mit den realen Dingen, Sie müſſen nicht Ihre Wünjche 
zum Maßſtab nehmen, jondern die wirflichen Dinge, — da, meine Herren, ift 
mir jowohl aus feinem Wortrage, der fich ja geftern mie überall immer 
wieder durch die innere Logik auszeichnete, — da ift es mir Elar geworden, daß 
ich doch für das Wort „Ihatjoche“ und „Ding“ für reale Dinge das Wort 
„wirkliche Menjchen“ ſetzen muß, um ihm richtig zu verltehen. Da ift mir 
Mar geworden, dat dieſe Verfaſſung nicht bloß gemacht ift ald Ausfunfte- 
mittel nach den Eingebungen ded Moments, jondern, daß fie gemacht ift für 
die leitenden Menſchen des Moments, (Sehr wahr!) fie ift jo zu jagen den 
leitenden Menichen auf den Leib zugemefien, daß jie damit arbeiten können, 
— ob Andere? das wird Ihnen die Zukunft lehren. (Hört! Hört!) Nun, 
meine Herren, willen Sie jehr wohl: vergänglich ift der Menfch, und noch 
vergänglicher die Situationen. Selbit der Herr Abgeordnete Wagener hat 
nur zu wünjchen ſich geitattet, daß nicht jobald die Nation das vergeſſen 
möchte, was jeßt geichehen iſt. Vergeſſen in der Weile, dat; das Herz nicht 
mehr unruhig pulfirt, dab das Blut nicht mehr in Wallung tft, dab die 
Nerven nicht mehr in zitternder Spanmung ſich befinden, in der wir Alle 
nun Schon ſeit Monaten unter dem Eindrucke der Ereigniſſe gelebt haben: 
in der Weije werden wir Alle fpäter nicht mehr bei dem Gedanken daran 
fühlen, in der Weiſe wird es aljo vergefien fein. Als ein hiftorifches Fac- 
tum wird eö niedergeichlagen jein, und dann, meine Herren, richtet fich die 
stage nach der Verantwortung für das, was in dem Momente der Aufre- 
gung und Bedrängnis Dauerndes geichaffen ift, an Sie hier in eriter Linie. 
Denn Sie find nicht in der Lage geweſen, thätig arbeitend mitzuwirken, 
Sie haben nicht unmittelbar die Laft der Verantwortlichkeit für Alles, was 
geichieht, zu tragen gehabt. Ihre Aufgabe war ed nicht, in einem bedräng- 
ten Moment ein Ausfunftömittel zu finden, ſondern Sie mußten Ihr auf: 
geregtes Herz in beide Hände fallen, fich jagen, wie ed auch ftürmen und 
wetten mag draußen, jo mußt du gewilfenhaft Deiner Pflicht nachleben, 
mußt nicht für den flüchtigen Moment eine Konftitution jchaffen, die für 
Generationen beftimmt ift. (Bravo! links.) Wenn der Moment vorüber 
üt, meine Herren, dann wird man ja ded Blutes immer noch gedenken, 
aber man wird jeiner mit anderen Empfindungen gedenfen. Die Kritik 
dagegen deffen, was hier für die Dauer gefchaffen ift, wird dann Ihnen 
gegenüber wenig Nüdjicht darauf nehmen. Und haben Sie nicht jchon die 
warnende Stimme von dem Hrn. Abg. Bebel gehört? Das, mas er heute 
ald Vereinzelter jagt, das, worüber er Elagt, dat die Enttäufchungen einge- 
treten find, dieſe Stimme wird fich in immer weiteren Kreiſen erheben, je 
weiter der hiſtoriſche Moment zurüdliegt. Und Sie gerade, meine Herren, 
Sie, die monarchiſche Partei, Sie jollten es nicht dazu kommen laffen, daß 
man jagt, die einzige große Auöbeute im Innern für die Nation it eine 
Krone gewejen! (Bemegung.) — Meine Herren, ich wende mich zur Bes 
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trachtung der Verfaſſung jelbit um zu jeben, welcher Abichluß denn mit 
diejer Verfaffung gegen die Vergangenheit gegeben ift, und da erinnere ich 
Sie an ein Wort des Herrn Abgeordneten Yasfer, indem er gefragt hat: 
Wem fommen denn die Veränderungen diejer Verfaſſung eigentlich zu Gute? 
Darauf hat er geantwortet: Direkt zu Gute fommen fie eigentlich nur dem 
Bundesrathe; der iſt geitärft und gefräftigt, deifen Befugniſſe find erweitert; 
ja ihm iſt durch bejondere Finrichtungen eine bejondere Entwidlungsfähig- 
feit gegeben und man hat ihn jomit in die Lage gebracht, jelbit immer 
nody weitere Erwerbungen dazu zu machen. Und wer ift denn eigentlich 
der Bundesrath? fragt Herr Lasker dann. Das iſt die organifirte Bureau- 
fratie, antwortete er ganz richtig, und ich ſtimme ihm heute noch ganz 
ausdrüdlich zu, weil jeine Ausführung ganz meine Meinung ausdrüdt. 
Glaubt nun der Herr Abgeordnete Lasker, daß, obgleich der Bundesrath jo 
organifirt ift, umd eine jo bedeutende Stellung in der Verfaſſung hat, doc) 
die Förderung der Entwidelung zu erzielen wäre, wie er fie im Auge hat 
und fie hofft? Sieht denn Herr Laöfer nicht, daß gerade durch die Ein— 
richtungen die Entwidlungsfähigfeit der Verfaſſung gerade in jeinem Sinne 
außerordentlich gehemmt ift? Die eigenthümlichen Einſchränkungen, die im 
baierijchen Vertrage gegeben find, gehen gerade darauf hinaus, die Macht 
der Bureaufratie nidyt blos bier, jondern wiederum in Baiern jelbit zu 
ftärfen. Im Anſehung der Militärjachen, wie eö da mit Baiern jteht, wie 
ed mit dem Gelde werden joll, hört man ja die verjchiedeniten Auslegungen, 
und ich will Ihre Sache, wenn Sie mun einmal dem Bertrage zuftimmen 
wollen, nicht dadurch fompromittiren, daß ich hier irgend eine Auslegung 
made. Ich will aljo, was das betrifft, wie wir die Sache aufzunehmen 
haben, oder vielmehr wie ein jpäterer Neichötag fie zu behandeln bat, (joll= 
ten Sie den Vertrag annehmen), Ihnen die Hand vollftändig frei laljen. 
Aber darauf muß ich Sie doch aufmerffam machen, daß Sie ein gefähr- 
liches Danaergejchent den Baiern damit geben; denn im der beiten und 
allergünftigiten Auslegung des Artikels machen Sie die gefährlicdhiten Vire- 
ments des Militärfonds zu einer Inititution; das beißt, Sie machen, um 
praftiich zu jprechen, den Streit über die Ueberichüffe, den das Miniſterium 
Abel in Baiern jo lange gehabt hat, zu einer Inftitution, die faktiſch nur 
dem Kriegsminiiter und dem, was drum und dran hängt, zu Gute kommt. 
Meine Herren, ich bin ja überzeugt, das Materielle des Militärwejend wird 
mittelit der Injpeftionen vollftändig gewahrt werden, und das iſt ja für das 
Gefammtintereffe die Hauptſache. Ich geitehe deshalb offen, daß, welche 
Interpretationen Sie auch annehmen mögen, id), was und betrifft, die Ge— 
fahr nicht für jo jehr groß anjebe; aber das muß ich geitehen, daß für die 
Baierijche Kammer eine jehr üble Yage daraus erwachjen wird. Iſt ed denn aber 
gleichgültig, meine Herren, ob an irgend einer Stelle und nun noch dazu in dem 
zweitgrößten Staate unfered Bundes das fonititutionelle Recht in einer Weiſe 
verfünmert wird, dab damit das eigentliche Verfalfungsleben aufhört? Das iſt 
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auch nicht gleichgültig für ung, denn es iſt nicht gleichgültig für die gefammte 
(ntwidelung, die daraus hervorgeht. Nun jagt man, der Föderaliämus habe 
überhaupt nicht jo viel zu bedeuten, bejonders nicht der Föderalismus, wie 
er fih in dem Ausichuffe für die diplomatijchen Angelegenheiten zeigt, der 
babe gar nichts zu bedeuten. Der Ausſchuß habe das zu thun, was man 
ihm zu tbun gebe, und wenn man ihm feine Arbeiten gäbe, jo habe er 
feine. Wenn man ihm noch dazu feine Beamten gäbe, jo würden die Her- 
ren, die ja, wie der Herr Abgeordnete Wagener nach dem Grafen Beuſt ci- 
tirt hat, jelbit nicht gern arbeiten, — jo würden fie ed jchon ganz fein laſſen. 
Berläufig "möchte id; doch den Herm Abgeordneten Wagener bitten, dieſes 
werthvolle Gitat für die Behandlung der Diätenfrage zu referviren, und dann 
nachzuweiſen, daß dieje Kreife, die, wie er jelbit jagt, fich politijch nicht gern 
beihäftigen, vor allen Dingen nicht gern arbeiten, vorzugsweiſe zur Vertre— 
tung der Nation berufen find. (Heiterkeit) Meine Herren, diejer diploma— 
tiſche Ausichuß aber hat Nichts zu thun, wenn er Nichts zu thun haben 
will; er bat Nichts zu thun, wenn er fich dabei bemüßigt, daß man ihm 
Nichts zu thun giebt. Das beweilt aber nicht, da er fich überhaupt nicht 
um die Dinge befiimmern dürfte, und daß, wenn er nicht jelbit arbeitet, 
fich nicht Intriganten in Hülle und Fülle finden, die ihm die Arbeiten zu— 
recht machen, und dat er alfo, je fauler er ift, um jo fchlechtere Arbeit für 
die Nation liefern wird. Dieje Arbeit aber wird dann zu Tage kommen, 
wenn ein übler, ein kritiſcher Moment für unjere Nation eintritt, — darüber, 
meine Herren, können Sie nicht zweifelhaft jein. Ich erkenne ja mit dem 
Herm Bertreter des Bundesraths an, dab in Betreff der Zuftimmung ded 
Bundesrathbs zu dem Kriege der defenfive Charakter des Bundes im emi— 
nenteiten Sinne audgedrüdt it, und ich erfenne das um jo lieber an, weil 
ih dem deutjchen Bunde auch in feiner neuen Form diejen defenfiven Cha— 
rafter erhalten jeben und ihm mur als folchen ſich entwiceln jehen will. 
Aber, meine Herren, die Form, in der man ihm diejen Charakter zu geben 
ſucht, ift doch durchaus nicht unbedenklich. Denn es ift doch ganz etwas 
Anderes, wenn die Gentralgewalt in einem fritiichen Moment erit mit den 
inneren Intriguen rechnen muß, um ficher zu fein, dab fie auch die Zus 
fimmung zu einem großen politijchen Entſchluſſe hat. Es ift ganz etwas 
Anderes, meine Herren, ald wenn fie zum Beiſpiel die Zuftimmung bei 
dem Neichötag erlangen müßte, oder wenn jelbit die Zuſtimmung von 
einem Plebis cit abhängig gemacht würde, In beiden Fällen würde von In- 
triguen umd geheimen Verabredungen nicht die Nede fein fünnen, und immer 
wirden Sie eine Einheit haben, wenn die Majorität entichieden hat. Mit 
einem vollen Ja oder Nein würde die Sache zum Abſchluß gebracht jein. 
Im Bundesrath aber haben Sie eine Minorität von Staaten mit bejonderen 
Rechten und organifirter Macht, mit denen Sie rechnen müffen. Das it 
um jo bedenflicher, als fie ihre eigene diplomatische Vertretung behalten, und 
ald fie in dem diplomatijchen Ausſchuß figen, der, wie ich Ihnen vorhin 
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ſagte, jo unbedeutend er in guten Zeiten ift, jo bedeutend in jchlechten Zeiten 
fein wird. Meine Herren, ich kann alfo nicht mit Leichtigkeit über dieſe 
Angelegenheiten fortgeben, um jo weniger, wenn ich an die großen Greigniffe 
der letzten Zeit, wie an die Lage, in der wir und befinden, in ihrem Zu— 
jammenbange, bejonders aber, wenn ich an die Gntitehung dieſes Krieges 
zurücddenfe. Meine Herren, wir find Alle ohne Zweifel für den deutichen 
Patrioten, der in diefem Augenblid den Thron von Baiern ziert, mit gro- 
kem Dank erfüllt. Wir Alle haben ihm aus tiefitem Herzen gedankt für 
die Schnelligkeit und Beſtimmtheit, mit der er in dem fritifchen Augenblicke 
für das Intereffe der deutichen Nation eingetreten ift. Meine Herren, wenn 
wir ibm aber das volle Maß der Anerkennung und des Danfes entgegens 
bringen, dann vergeffen Sie nicht, daß wir an diefem Maße ſelbſt den 
Maßſtab finden für die Gefahren, die er von und abgewendet bat, und zu— 
gleich erfannte, wie nahe fie gewejen find. (Sehr richtig!) Die Gefahr 
war nicht gering, umd wenn ich in diefem Augenblicke darauf zurückkomme, 
jo it e8, um Ihnen zu jagen, daß ich wohl begreife, dak die Umwandlung 
in ein verfallungsmäßiges Verhältnik Seitens der Kriegsleitung Baierns, 
jo daß von einem casus foederis überoll nicht mehr die Nede jein fann, 
in diefem Augenblick ein großes Gewicht in die Wagjchale legen wird. Mber 
ich wiederhole Ihnen, Sie jollen feine Verfaſſung madyen für Momente, 
für eine bejondere Situation. Ic ſchätze es nicht gering, was Baiern für 
die Nation mit feinem ſchnellen und rücdbaltslofen Eintreten damals gethan 
hat. Nicht, daß ich nicht glaubte, wir, das alte Preußen, wäre nicht im 
Stande gewejen, den Krieg aus eigenen Mitteln mit eigenen Kräften zu 
führen. (Beifall.) Unjere Mittel find auch jetzt nody lange nicht erichöpft, 
unſer Volk iſt mittelit jeiner langen militäriichen Erziehung in einer Größe 
und Stärfe für den Krieg entwidelt, dat es mit jedem Feinde in Europa 
den Kampf für fidy allein aufnehmen könnte. (Bravo!) ber wenn wir 
mittelit größerer Anftrengungen auch den Sieg über den Angreifer davon 
getragen hätten, Eins bätten wir allein nicht zu verbüten vermocht, nämlich 
daß dieſer Krieg zwiſchen Frankreich und Deutichland zu einem Weltfriege, 
wenigſtens zu einem europäijchen Kriege geworden wäre. Das abgemwen: 
det zu baben, das Verdienſt wird die Geichichte dem König von Baiern 
boch anrechnen und nicht wir allein, jondern ganz Europa iſt ihm darum 
für feinen ichnellen und feiten Entſchluß zum Danke verpflichtet. Denn 
wenn Baiern mit dem füddeutichen Staaten in neutraler Stellung geblieben 
wäre, würde die orientalische Frage, die ſpäter aufgetreten iſt, ein ganz ans 
deres Geficht gewonnen haben. Was damals gemejen iſt, erfenne ich noch 
heute als eine mögliche Gefahr an, wenn auch durd) die Waffenbrüderichaft 
beider Armeen und durch die glorreichen Siege, die mit ihr erfämpft wor- 
den find, eine Garantie gegeben it, daß das Verderben nicht jo leicht über 
und bereinbrechen fann. Meine Herren, vergefien Sie aber bei dieſem Mo— 
mente nicht, wo wir gerade unfere Augen auf Europa richten, da Europa 
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fich micht fo leicht an die neue Lage der Dinge gewöhnen wird, daß es alle 
möglichen Intriguen in Bewegung jeßen wird, um den Zuſtand der Dinge, 
wie er drei Jahrhunderte bier beitanden bat, wieder herzuitellen, und dat 
es und dann gelingen wird, dieſe Intriguen zu entmuthigen, wenn Sie Eu— 
ropa die Ueberzeugung verjchafft haben: es beiteht eine wirkliche Einheit 
zwiſchen den Regierungen und der Nation, die Deutſche Verfaſſung it nicht 
blok überhaupt, jondern auch zu einem befriedigenden Abſchluß für die Na- 
tion gefommen und die Regierungon haben durchaus feinen Grund, der Na— 
tion irgend eine Theilnahme an ihren Angelegenheiten, irgend einen Akt der 
freien Selbitbeitimmung zu verjagen; die Negierungen baben darum nicht 
verjucht, indem fie die Einheit feititellen, die Freiheit des Volks in irgend 
einer Weije hintenan zu ſetzen. Nun frage ich Sie, meine Herren, ob Sie 
das nicht indirekt dadurch thun, daß Sie zwar den füderativen Gharafer des 
Bundes wieder heritellen, dat; Sie aber bei dieſem füderativen Charakter alle 
Garantien für ein eigentliches Bürgerrecht, das Sie ja dody der Militärver: 
faffung wegen geben müßten, außer Augen laffen, dat Sie vielmehr das 
deutiche Bürgerrecht den Ginzelitaaten, wenigitend Baiern preiögeben, daß 
es damit machen kann, was ed will? Wenn Sie den deutjchen Bürger ver: 
pflichten, fein Blut hinzugeben für jeden Fuß deutichen Bodens, dann geben 
Sie ihm auch das Necht, ſich auf jedem Fuß deutichen Bodens niederzu- 
lafjen, jein Haus aufzujchlagen, feinem Gewerbe nachzugehen, fich jein Brod 
zu verdienen, fidy zu verbeiratben und jeine Kinder zu erziehen im den Ueber: 
zeugungen, die ibm heilig und theuer find. (Bravo linke.) Meine Herren, 
Sie fünmen ſich gerade dann, wenn Sie der Verfaffung einen föderativen 
Sharafter geben wollen, der Verpflichtung nicht entziehen, dieſe Freiheite- 
rechte fir die Nation noch ganz beionders der Gejetgebung und Verwaltung 
der Finzelitaaten gegenüber ficher zu ftellen. — Meine Herren, ich fomme zum 
Schluffe und wende mic) dabei zu der Betradytung, mit der der Herr Ab- 
geordnete Lasker die Tribüne verlief, und die er mir aus dem Herzen ge— 
Iproben bat. Er jagte: daß er noch eine bejondere Hoffnung an den Ab: 
ſchluß des Verfaſſungswerkes fnüpfe, und zwar die, daß nun ein Abſchluß 
gewonnen werde, mit welchem wir in eine Zeit neuer aber friicher lebendiger 
Arbeit an den wirflichen Dingen eintreten, daß wir uns nicht mehr blos für 
Verfaffungsveränderungen zu organifiren hätten, und daß die Einheitsfrage 
nicht mehr alle andern beherrſche. Ja, meine Herren, die deutiche Frage iſt 
mein Schickſal geweien und das fann ich Ihnen geitehen: als diejer Krieg 
kam und ich die Blüthe unjerer Nation einmütbhig und einträchtig in den 
Kampf ziehen ſah, und dieje Hingebung nicht blos auf dem Schladytfelde, 
ſondern ebenſo alö freiwillige Ihätigfeit, Mitwirkung in der bingebenditen 
und aufopfernditen Weile — da jagte ich mir: ja, dies Mal wird die 
deutiche Frage zum Abſchluß kommen, anders als du es eritrebt und immer 
gedacht haft, aber ein wirflicher Abſchluß, ein Abſchluß für lange Zeit wird 
verwirflicdyt werden. Wirflihe Dinge werden und mur bejchäftigen, wir 
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werden nicht mehr in erfter Linie nationale und antinationale Parteien haben, 
ſondern nun wird die freiheitliche Partei eine Rechtsſtaatspartei bilden, fie 
wird den Rechtsſtaat zu verwirklichen juchen und wird dabei das Mecht des 
einzelnen Bürgere wie das Necht des einzelnen Staates ebenjo hoch und 
heilig halten, wie das Recht der Gejammtheit, denn die Aufgabe, die Na- 
tion in einen Staatenverbaud zu bringen, wird erfüllt jein. Und was haben 
wir jet bei dieſer Berathung unter den Freunden dieſer Verfaſſung, unter 
denen, die diefe Verfaſſung annehmen wollen, gejehen? Hie Welf, bie 
Maibling! da it der Partifularismus wieder, da iſt der nationale Staat 
wieder in Parteien organifirt. — Ia, wir haben jchon vom Abgeordneten 
‚Wagener die Kompromifje erörtern hören, mit denen die beiden Parteien, 
die organifirt nebeneinander hergeben wollen, ſich untereinander abfinden 
wollen. Meine Herren, dieler Gedanfe muß der Probiritein für Sie fein, 
ob Sie mit dem Werfe zum Abſchluß kommen, mit dem ein neues politiiches 
Leben in der Nation beginnt, wo große Parteien ſich neu organifiren, nicht 
mehr nad der Stimmung des Augenblids, nad) der flüchtigen Welle des 
Gefühle und nach der Taktik, ja nach den Temperamentsunterſchieden, die 
alte Freunde trennen, jondern nach beitimmten Prinzipien und die alle be 
jtrebt find, innerhalb der Verfaſſung fich zur Geltung zu bringen. Meine 
Herren, Ihre eigene Kritif des Vertrages bat bewiejen, daß er dieje Probe 
nicht aushält. Deshalb erfläre ich Ihnen offen: ich fann den Vertrag, wie 
er mit Batern geſchloſſen ift, nicht annehmen, denn er enticheidet über die 
Frage, ob Bundesitaat, ob Staatenbund, wenn nidyt endgültig, dody aber 
auf lange Zeit und jeßt Deutjchland nody weiter den Gefahren des Partiku— 
larismus und und alle der elenden Dual faljcher PBarteibildung und jchledyt 
verwertbyeter Arbeit aus. (Lebhaftes Bravo links.) 


Miguel aus Osnabrück (Füritenau = Berjenbrüd x.)): In unferer 
Adreife, die wir erliegen beim Begim des Krieges, ſprachen wir das Ver— 
trauen und die Hoffnung aus, dab auf der behaupteten Wahlitatt die Na: 
tion den Boden einer freien, friedlichen Cinigung finden würde Meine 
Herren, beute ift 'diefer Boden vorhanden; die Tapferkeit unjerer Brüder, 
wie die ausgezeichnete Yeitung der deutichen Heere hat der deutichen Nation 
heute zum eriten Male nach den Zeiten des dreigigjährigen Krieges, heut 
zum eriten Male nach jo vielen Jahrhunderten das Necht gegeben, thatjächlich 
über fich jelbit zu disponiren, obme links und rechts nach dem Auslande zu 
jehen, ohne einen Krieg führen zu dürfen ihrer eigenen Konitituirung wegen. 
Meine Herren, wir find uns vielleicht nicht ganz der Größe dieſer That: 
jachen bewußt, weil wir jelbit in diefen Thatſachen leben. Ich gehe an dieje 
Debatte, an die Behandlung diejer vorliegenden Verträge, jo jchwer auch 
meine Bedenken find, mit der Ueberzeugung, daß, wenn die deutjchen Fürften 
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und Völfer ohne Rüdficht auf auswärtige Mächte fich einigen können, fie 
ſich au einigen werden —; fie werden fich einigen, denn fie müſſen fich 
einigen; aber, meine Herren, wir können und nur dann einigen, wenn die 
Völker den Fürften, wenn aber auch die Fürften den Wölfern entgegen- 
fommen. Nur der Herr Abgeordnete Windthorit hat, vielleicht verzweifelnd, 
auf andere Weiſe zu jeinem Ziel zu kommen, wenn aud) mur leije, leiſe, 
doch noch anjcheinend eine fleine Hoffnung geitüßt auf das Ausland, auf 
Deiterreih. Er bat leife, leiſe es „dahingeſtellt jein laffen“, ob nicht der 
Prager Frieden auch hier in Frage käme, und ob nicht auch Defterreich ein 
Wort mitzufprechen hätte in Beziehung auf die Einigung von Nord- und 
Süddeutſchland. Meine Herren, ein deutjcher Patriot dächte ich, wenn er 
glaubt, es jei die Frage zweifelbaft, er hätte es wohl für feine Pflicht halten 
innen, fie zu verichweigen, (Sehr wahr! Bravo!) er hätte erwartet, was 
das Ausland thut, was die feindliche Diplomatie Oeſterreichs thut; fie pro: 
vociren hätte er für pflichtwidrig gehalten. (Sehr richtig!) Gott jei Dant, 
wir haben von derartigen Infinuationen nichts mehr zu fürchten; wir find 
der Feinde da draußen Herr und auch der Feinde da drinnen. (Bravo!) 
Meine Herren, der Herr Abgeordnete Wagener hat das neue deutjche Neich, 
den Kaiſer der Zufunft gejchildert als eine zweite Auflage des Kaiſers des 
alten römijchen Reichs deuticher Nation. Der Abgeordnete Loewe hingegen 
bat meines Grachtens noch mehr die Bedeutung und die Machtitellung des 
neuen deutjchen Kaijerreichs unterichäßt. Das Kaiſerthum von heute, meine 
Herren, iſt nicht das ſchwache, klägliche Wahlkaiſerthum des Mittelalters, 
nicht das Kaifertbum der Habsburger, welches feinen anderen Zweck batte, 
ald die Kräfte und Intereffen der deutjchen Nation zu dynaſtiſchen Habs: 
burgiichen Intereſſen auszubeuten; das Kaiſerthum von heute ift das Hohen: 
zollernthum, meine Herren, it Preußen. (Bravo! rechts.) Worauf ftüßt 
fih denn das Kaiſerthum der Hohenzollern? — Der Abgeordnete Wagener 
bat es richtig bezeichnet: auf die großen Verdienſte um die deutiche Nation. 
(Ob! links.) Ob, meine Herren, wenn Sie Geichichte ftudiren, die deutiche 
Nation ift geworden durch Preußen, an deſſen Spite Hohenzollern ftand. 
(Schr wahr! vechts.) Wem haben wir den heutigen Zuitand zu verdanfen 
in Deutichland? — Wir müſſen es offen befennen: allein Preußen! — 
Während kläglich das mittelalterliche Neidy zufammenbrach, haben die Hohen: 
zollern nicht in romantischer Weiſe, jondern in jehr realiftiicher, nüchterner 
Reife allmählig das Neid) der Zukunft gegründet; der große rettende Held, 
der große Kurfürit begann feine Laufbahn mit der Befreiung des durch den 
dreisigjährigen Krieg zerfneteten und zerrütteten deutſchen Yandes von der 
Fremdherrſchaft; fein großer Kampf war der gegen die Schweden, gegen die 
Ausländer. Wer bat die dänische Fremdherrichaft in Deutjchland vernichtet, 
wer hat in den Freiheitsfriegen ven 1813, 1814 und 1815 die franzöſiſche 
Knechtſchaft abgeworfen, wer hat uns — idy jage es laut — in dem 
zweiten großen reiheitsfriege von 1866, wer hat da die andere aus— 


206 Verträge 1870. 


wärtige Herrſchaft, die öfterreichtiche Knechtichaft von Deutichland genommen? 
— Preußen und die Hohenzollern! (Bravo!) Hätten wir jet diejen glor- 
reichen Kampf gegen unjere gefährlicyiten aller Feinde, gegen diejen räube- 
riichen und beuteluftigen Nachbar, den Franzoſen, fiegreich beftehen können 
ohne Preußen und ohne jeine Monarchie? — Nun, meine Herren, auf joldhe 
Verdienite, auf ſolche Thaten, auf eine jolche Gefchichte ſtützt fich das neue 
Kaiſerthum. Aber meine Herren, die deutiche Nation it auch jeit jenen 
Zeiten eine andere geworden; wir haben nidyt mehr blos mit eiferfüchtigen, 
in fleinlihem Hader verfommenen Stämmen zu redinen, wir baben jet ein 
großes, mächtiges Nationalgefühl, wir baben das Bewußtſein der Nothwen— 
digkeit der Einheit, durchgedrungen in alle Volksſchichten. Wenn mın diejes 
Kaiſerthum, jo mächtig in der Gejchichte, ſich ſtützend auf eine Macht, wie 
fein Kaiſer zuvor, ſich lehnend an die Bedürfniſſe der deutichen Nation, in 
weijer Schoonung partifularer Intereffen und biltorischer Vorurtheile, wenn 
ic) fie jo nennen darf, wenn es jo den neuen Boden des neuen Deutjcylands 
bejchreitet, — es bat jeines Gleichen nicht in der Gejchichte, es kann mit 
nichts verglichen werden, es kann, wie unjere VBerfaffung, nur aus fich jelbit, 
aus ihrem eignen Innern erkannt und feitifivt werden. Meine Herren, 
meine Freunde und ich, wir jtellen an die Verfaſſung der Gegenwart feine 
idealen Forderungen (Sehr wahr! links) wie wir die Verfaſſung des Nord» 
deutjchen Bundes angenommen haben, ohne dat dadurdy bier unjere Ideale 
momentan verwirklicht wurden, und wie wir mit Stolz; zurücdbliden auf die 
jegensreiche Wirkſamkeit der Verfaſſung des Nordbundes, (Ob, ob! links) 
wie wir überzeugt find, dab ohne das Jahr 1566 und feine Folgen das 
Jahr 1870 mit jeinen Früchten nicht jein würde, jo Itellen wir auch beute, 
durch die Erfahrung gewißigt, ganz diefelben realen Korderungen, mögliche 
Korderungen, Dinge, die Jeder leilten kann, und nicht Dinge, die blos dazu 
da find, um damit in Volksverſammlungen Popularität zu gewinnen. (Xeb- 
hafter Beifall vechts, Widerſpruch links.) Aber wir hoffen dann auch, wenn 
wir jo unſere Forderungen bejchränfen, wenn wir jo weit unjere Hand zur 
Einigung entgegenitreden, danıı hoffen wir auch auf ein Entgegenkommen 
von der anderen Seite, auf ein Entgegenfommen von Seiten der Regierungen, 
namentlich aber auf ein Gntgegenfommen Baierns. Ic verfenne mit dem 
Abgeordneten Wagener durchaus nicht Die Nealität eines Staats von fünf 
Millionen, der jeit mehreren Jahrhunderten beiteht, der jeine eigenartige 
Geitaltung empfangen hat, der fein eigenartiges Schwergewicht in die Waag- 
ichale wirft; ich verfenne audy nicht die füderaliftiiche Macht, die noch im 
Volke vorhanden ift, ich bin im dieſer Beziehung feineswegs Idealift, auch 
nicht, wie der Herr Abgeordnete Dr. Löwe bei Beginne des Krieges es ge: 
weſen, ich babe gewußt, dab reale Kräfte im Volke vorhanden find und daß 
jede Verfaſſung mit ihnen rechnen muß. Ich bekümmere mich nidyt darum, 
dab ich theoretiſch und ſtaatswiſſenſchaftlich dieſe Verfaſſung nicht unter be— 
ſtimmte Nechtöbegriffe jubjumiren kann, daß ich, wie ed auch uns nicht mög- 
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lich war, in Beziehung auf die Verfaffung von 1866, nicht Jagen kann, iſt 
es ein Staatenbund, ift ed ein Einheitsſtaat, ift ed ein Bundesitaat? Es ift 
eben die Verfaflung von 1866. Ganz ebenjo iſt es mir unmöglich, das 
Verhältnif diejes neuen Bundes zu dem Staate Baiern zu definiven. Baiern 
fteht nicht im weiteren Bunde im engeren Sinne, Baiern iſt auch Fein 
volles Mitglied des deutichen Bundes, Baiern fteht in dem neuen Bunde 
noh nicht ganz, es iſt noch nicht ein volles Mitglied deſſelben geworden. 
(Hört! bört! Sehr wahr!) Meine Herren, darum aljo befümmere ich mid) 
nicht. Ich wäre auch bereit, und ich glaube, meine Freunde wären ed mit 
mir, wenn wir ein wirkliches Bedürfniß des baierijchen Staates, wenn wir 
ein wirkliches Bedürfniß des bateriichen Volkes erfennten, ſolche Korderungen 
den bateriichen Miniitern zu gewähren; aber unjere Nachgiebigfeit wird jo 
ihwierig, weil wir eben ſolche Interefjen des Volkes in jenen Forderungen 
wicht erfennen, jondern blos Intereffen und Nachgiebigfeit an die Vor: 
urtbeile und an die Herrfchjucht der baieriſchen Militär- und Civil-Bureau— 
fratie. (Lebhafter Ruf: Sehr wahr!) Meine Herren, ich betrachte daber 
allerdings, das geitehe ich ganz offen, vielleicht im Gegenjaße zu vielen 
meiner Freunde, dieje verjcyiedenen jura singulorum, Privilegien und 
Frefutivrechte, Die Baiern unter dem Drude der Zeiten ſich zu erjtreiten ge- 
wußt bat, — die betrachte ich nicht als jo gefährlich für die weitere Ent— 
widelung des Bundes, als die organifchen Veränderungen, die durch Baiern 
in den Kern des Bundes jelbit hineingebracht werden jollen, (Hört! Hört!) 
denn ich jage, dieſe jura singulorum tragen den Keim des Todes in fich, 
micht, weil wir fie jpäter bejeitigen würden, nicht weil das Parlament jelbit 
aus dem Gentralii fie wird abjchneiden müſſen, jondern weil das baieriſche 
Volt und die baierijchen Kammern erfennen werden, daß das ein Danaer- 
geichenf iſt. (Ruf: Regierung!) Die baterijche Regierung wird den baierijchen 
Kammern und dem baierijchen Volk endlich nachgeben müſſen. Glauben 
Sie denn etwa, dab das baierijche Volf ein Intereife daran bat, daß feine 
Gejandtichaften beitehen bleiben, daß die Koiten für die nußlofe baterische 
Diplomatie auf dem bateriichen Budget jtehen bleiben? — Hat denn das 
baieriſche Volf ein Interefje dabei, daß in Baiern eine jelbitjtändige Ver— 
waltung über Eiſenbahn- und Poſtweſen ohne Kontrole des Bundes fort- 
beiteht, — glauben Sie in Baiern eine beijere und billigere Poſtorganiſation 
beritellen zu können, als wir fie in dem ganzen übrigen Deutjchland haben? 
Glauben Sie, dab etwa das Verkehrsweſen in Baiern ijolirt fich beijer ent- 
wideln wird, als im Anſchluß an das große deutiche Verfehröwejen? Glauben 
Cie, daß wenn die Militärlajten für Baiern nady dem Vertrage diejelben 
bleiben wie für Norddeutjchland, die Stellung der baterijchen Kammern in 
Beziehung auf das Militärbudget eine erträglichere oder angenehmere jein 
wird, als wenn die baierijchen Abgeordneten bier im Parlament vollitändig 
ebenjo votiren als wir? — Sie fünnen jede diejer einzelnen Forderungen 
durchgehen, Sie werden zugeben müſſen, dieſe Sorderungen enthalten in feiner 
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Weiſe die jura singulorum des baieriſchen Volkes, fie erfüllen fein baieriſches 
Staatsbedürfniß, fie entjprechen nicht den Intereſſen des baieriſchen Bolfes, 
jondern der Herrſchſucht der baieriſchen Bureaukratie. Viel bedenflicher 
machen mid) aber die organifchen Veränderungen im Bunde, die offenbar 
vorzugsweiſe auf den Forderungen Baierns beruhen. Meine Herren, wenn 
die Gentralgewalt in vollitändig richtigem Verhältniß zu der Stellung 
Preußens im Nordbund, in der neuen Verfaffung in ihrer Kraft hätte er- 
halten werden können, dann mußte von vornherein die Korderung Seitens 
Preußens gejtellt werden, die Stimmzahl Preußens zu vergrößern; es handelt 
fidy nicht um eine Beſchränkung und Verringerung der Stimmenzahl der 
übrigen Staaten, e8 mußte vor Allem die Stimmzahl Preußens vergrößert 
werden. Meine Herren, Preußen mit feinen 17 Stimmen fonnte in dem 
Nordbunde die ihm nöthige Stellung behaupten; Preußen mit jeinen 17 
Stimmen aber wird außerordentlid) gejchwächt in jeiner Stellung in einem 
Bunde von 58 Stimmen. Preußen hat eine Bevölkerung von 24 Millionen, 
dreimal jo groß als alle drei Königreiche zufammen. Wenn gegen jede weitere 
Entwidelung des Bundes die drei Königreiche ein Votum befommen, dann 
ift die Triasidee von vornherein in den deutjchen Bund hineingelegt, dann 
find Die drei Könige von vornherein gewiſſermaßen durdy die Verfaſſung 
jelbjt aufgefordert, gegen die weitere Entwidelung des Bundes zu fonjpiriren. 
(Sehr richtig!) Mir wäre es auch viel lieber gewejen, nidyt jo jehr der 
Stimmenzahl wegen als des Grundjaßes wegen, man wäre dabei ſtehen 
geblieben, da dreiviertel Majorität ein Veto gäbe gegen Verfaſſungsände— 
rungen, während man bier geradezu nad) dem baieriſchen Vertrage die 14 
Stimmen hineingebradyt hat, die Stimmen von Baiern, Sachſen und 
Württemberg. Wenn wir nun in diejer Beziehung Anträge ftellen, und wenn 
in diejer Beziehung das Parlament Anträge annimmt, wenn wir das, was 
im würtembergijchen Vertrage enthalten ift, auch in den baierijchen Vertrag 
hineinbringen, halten Sie es wohl für möglich, meine Herren, jollte e8 nicht 
ungerecht fein zu fürchten, daß die baierische Negierung daran die Zuftim- 
mung zum Bertrage knüpfen würde? Glauben Sie, daß, wenn wir einen jo 
richtigen und maßvoll gehaltenen Grundſatz in die Verfaffung hineinbringen, 
die baierijche Regierung daran einen Vorwand zur Nidytannahme der Wer: 
faſſung knüpfen fünnte? Ich halte das für vollitändig unmöglid. Meine 
Herren, ich habe noch jehr viele andere Bedenken gegen die Verfaſſung. Die 
Kriegserflärung durdy den Bundesrath ift jo gerechtfertigt worden, weil darin 
ein klarer Beweis vor Europa abgelegt werde für den defenfiven Charafter 
des neuen Bundes, und der Abgeordnete Loewe bat von diejem Gefichtspunfte 
aus dieje Beitimmung begrüßt. Meine Herren, ich für mein Theil halte 
fie, geradezu berausgefagt, für leeren Schein. Wenn es wirklich nothwendig 
wäre, vor Europa die friedliche und defenfive Natur der deutichen Nation 
zu beweien, dann würde diefer Beweis nicht genügen, dann würde man 
jagen: das Friegeriiche und eroberungsfüchtige Deutſchland unter preußiſcher 
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Führung wird die Mehrheit im Bundesrathe haben, jobald es will; Preußen 
bat die Mobilifirung der Armee, es wird die Kraft haben, die Eleineren 
Staaten mit fich fortzureißen. Darum liegt in diefer Beitimmung fein Be- 
weis unſerer friedlichen Haltung. Aber wir braudyen den Beweis durch feine 
Verfaſſungsparagraphen zu führen: wir find die friedliche Nation, die Ge: 
ihichte bemeiit es, wir können auf unſere ganze Geichichte hinzeigen, und 
wer ed micht glauben will, meine Herren, der mag eö dann bleiben lafjen. 
(Heiterfeit.) Ich glaube aljo, mit diefem Scheingrunde fann man eine jo 
inforrefte Beſtimmung in feiner Weije vertheidigen. Man hat betreffs der 
Theilnahme Baierns an der auswärtigen Vertretung von der einen Seite — 
und auch von Seiten des Abgeordneten Wagener ift dies gejchehen — darauf 
bingewiejen, fie jei unbedenflidy, weil wir eö mit Freunden zu thun hätten, 
umd weil wir ficher wären, dab die baieriſchen Gejandten in Wahrheit eben 
jo gut wie die preußiichen die Intereſſen der gefammten Nation vertreten 
würden, während der Abgeordnete Windthorſt — vielleicht Flüger alö der 
Abgeordnete Wagener, (Heiterkeit) — ich jage ausdrüdlidy „klüger“ und id) 
boffe, Abgeordneter Wagener wird veritehen, was ich damit jagen will — 
während der Abgeordnete Windtlorit dieje fragliche Beitimmung lediglich 
als einen bingeworfenen Popan; charafterifirt, als eine, wie er fich jehr 
praktiſch ausdrückte, Fuchs- und Maufefalle, die nur darauf berechnet jei, 
die baieriichen Patrioten einzufangen. Er jcheint es zu feiner Aufgabe fich 
gemacht zu haben, jeine Freunde in Baiern jorgfältig von der Tribüne herab 
zu warnen. Er jagt, die Theilnahme Baierns bei dem auswärtigen Amte 
bedeutet gar nichts, der Ausſchuß wird nichts zu thun befommen ald etwa 
die Depejchen im Driginal zu lejen, die wir vorher ſchon in den Zeitungen 
geſehen haben, und die baierijcyen Gejandten werden nur dann zur Vertre- 
tung zugelaffen werden, wenn gerade einmal nichts zu thun ift. Meine 
Herren, idy glaube zwijcyen dieſen beiden Extremen liegt die Wahrheit in 
der Mitte. Die Sache iſt für uns feineswegs jo ungefährlidy, wie der Ab- 
geordnete Windthorit und der Abgeordnete Wagener von feinem entgegenge: 
jeßteh Standpunkte aus fie darzuthun fi) bemüht haben. Wir würden wohl 
ung mütjen verfichert halten, daß das baieriſche Volk eine andere Vertretung 
als der deutichen Intereſſen durch feine Gejandten nicht will; das Vertrauen 
fann idy aber aus der Geſchichte troß der augenblidlicdyen nationalen Hal- 
tung des Königs von Baiern nicht jchöpfen, daß auch die baieriiche Hof: 
partei, — eine große Partei, die ich nicht näher im dieſem Augenblick 
harafterifiren will, die ſchon viel Unheil über Deutjchland gebracht hat, — 
daß die auch in Zufunft ihre ganze Geſchichte vergeljen, nimmer rücwärts 
bliden, und feine Neigung haben jollte, mit dem eiferjüchtigen Auslande zu 
fonipiriren.. Wir haben zwar augenblidlich das Ausland abgeſchlagen, wo 
es uns mit Gewalt entgegentrat, die Intriguen aber des Auslandes, das 
beimliche Schleichen in Deutjchland, nad) der Gewohnheit von 300 Fahren 
wieder Einfluß zu befommen, die Berführungsverjuche gegen die Heineren 
Raterialien LI. 14 


210 Verträge 1870. 


Staaten und gegen Baiern gerichtet, werden nicht aufhören; dieſe Beftim- 
mungen der Verfaſſung geben die Brüde dazu, fie geben die Brücke dazu, 
wie ich ſchon gejagt habe, nicht im Intereſſe des baieriichen Staates, nicht 
im Intereſſe des baieriſchen Volkes, jondern im Intereife des baierifchen 
Adeld, der die Stellen haben will, um die es fich handelt. Meine Herren, 
ich hoffe alſo, in der Ueberzeugung, daß faſt ausnahmslos das ganze Bar: 
lament in Wahrheit die bejonderen VBorzugsrechte Baierns, die Beitimmungen 
über das liberum veto der drei Königreiche innerlich mißbilligt und gewünſcht 
hätte, fie jeien nicht vorhanden, in Anbetracht, dat man darüber ficher jein 
kann, daß eine Nachgiebigfeit Baiern's in dieſem Bertrage feine eigene 
Stellung in dem deutjchen Reiche der Zukunft jo jehr verbefjert, dat dagegen 
die Fleinen Opfer der jcheinbaren Vorrechte gar nicht in die Waagichaale 
fallen, in Anbetracht, dab damit Baiern eine große Freude jeinen Fleineren 
Bundesgenoffen Würtemberg, Sachſen, Baden und den übrigen Staaten be- 
zeigen würde, daß das Vertrauen an die wahrhaft deutjche Gefinnung der 
baierifchen Regierung wadyjen, und fich befeftigen würde, und daß dies 
Alles weit ftärfer für die Partifularintereffen wirken würde, als jolche künſt— 
liche Beitimmungen, wie fie bier hineingebradht find. Sie müſſen mit uns 
den Verſuch machen, ob nicht auf anderer Bafis eine Cinigung möglich ift. 
Wir müſſen den baieriſchen Miniftern, nacdydem fie geliehen haben, wie die 
ihnen in Verſailles gemachten Konzejfionen bier beurtheilt wurden, die Ge— 
legenbeit geben, durch neue Verhandlungen zwifchen der zweiten und dritten 
Leſung ſoviel ald möglidy daran zu beſſern. Wir ftellen und dabei durchaus 
nicht in jchroffe Oppofition. Ein Jeder wird ſich vorbehalten, nad) dem Ber: 
ſuch diejer Verhandlungen fein Schlußvotum abzugeben, wir wollen den 
Verſuch machen, wir wollen die Hand bieten und wir hoffen, eö wird ein— 
geichlagen werden in diefe Hand; wir ftehen ebenjo unter dem Drud der 
gewaltigen Zeit wie die Herren bier auf der Nedhten, wir würden den Scha— 
den, den unfere deutiche Nation erleiden würde, wenn wir bier, wo die 
Freiheit der Einigung gegeben ift, vejultatlos vor ganz Europa auseinander: 
gehen, jehr wohl zu würdigen wifjen; wir find auch Feineswegs entjchloffen, 
in allen Fällen die Verhandlungen abzubrechen, wir leiten fie nur ein, weil 
wir die Hoffnung nicht aufgeben können, daß fie gelingen werden, denn 
alle Gründe der Vernunft, der Politif und des eigenen Intereijes verlangen 
ihr Gelingen. (Bravo!) 


Graf v. Bethuſy-Huc (Kreuzberg-Rojenberg)*): Meine Herren, meine 
politiichen Freunde und ich wir werden pure für die Verträge jtimmen. 
Wir werden und der Stellung und Unteritüßung aller Amendements ent- 
halten, welche das Zuftandefommen diejer Verträge gefährden könnten, und 
wir betrachten bis auf beijere Belehrung, der wir von jeder Seite entgegen- 
jehen werden, ein jedes zu ftellende Amendement in diefem Augenblid als 
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ein jolches, welches das Zuitandefommen der Verträge gefährden würde. 
Meine Herren, wir möchten nicht in einer großen Zeit diejenigen Dinge, 
die wir glauben thun zu müſſen, uns abringen lalfen; wir halten unſere 
Polition für beſſer, wenn wir freiwillig die Initiative für diejenigen Aktionen 
ergreifen, welche wir ald hiſtoriſch nothwendige erfennen. An dies im Namen 
meiner politijchen Freunde abgelegte allgemeine Bekenntniß geitatten Sie 
jedody dem ehrlichen Manne ein jubjektives hinzuzufügen, welches darin ent- 
halten it, daß ich nie in meinem Leben jchwerer mit mir gerungen zu 
haben mir bewußt bin, als in denjenigen Tagen, welche zwijchen der Kenntnih- 
nabme dieſer Verträge und dem in mir gefaßten Entjchluß lagen, zu diejen 
Verträgen ein unbedingtes und volltönendes Ja zu jagen. Es ift das ſchwerſte 
Opfer, dab ich jemals mir jelbit in meinem politiichen Leben abgerungen. 
sh habe von Anfang an die großen Plusmomente, welche in dieſen Ver— 
trägen liegen, nicht verfannt, ich habe den Werth nicht unterjchäßt, weldyer 
darin liegt, das jämmtliche Stämme Deutichlands zu der Vertheidigung des 
gemeinjamen Waterlandes mit gleichem Maaß, in gleicher Abmefjung der 
pflichten gleich beifteuerten, an Geld, an Gut, an Blut und an Intelligenz. 
Ich habe den noch höheren Werth nicht verfannt, welcher in der Imjtitution 
eines gemeinjamen Reichstages deuticher Nation lag, dem nicht durch das 
Attribut des Zollparlaments von vornherein eine moralijche Schranfe gezogen 
wäre, weldye jeinen Einfluß der Nation gegenüber zu ſchwächen berufen ift. Ich 
babe nody weniger den höheren Werth verfannt, welcher von der Vereinigung 
jümmtlicher deutichen Fürften, unter dem Generalausdrud der Staatsidee unter 
dem Namen eined deutjchen Kaiſers erwartet werden mußte, jobald dic 
Verträge überhaupt befannt waren, obgleich es in denjelben nicht ftand. Ic) 
geitehe Ihnen, dab dies Moment ftärfer wie die andern mich für die Ver- 
träge geitimmt bat; id) meine, eine perjönliche Beziehung des hohenzollernſchen 
Königs, deffen Bedeutung von meinem Herrn WVorredner in beredten Worten 
unter Rückblick auf die deutiche Gejcyichte entwicelt worden ift, dieje perjün- 
liche Beziehung zu den Untertanen diefer Fürften, die Wiederbelebung jchöner 
Grinnerungen in denjenigen Theilen Deutſchlands, in weldyen ihre Reſte 
nody heute lebendiger vertreten find, ald gerade in denjenigen Gegenden, 
welche wir bewohnen, — idy meine, daß dies der deutichen Einheit die Wege 
tärfer bahnt, als vieles Andere. Gleichwohl, meine Herren, habe ich die 
Minusmomente der Verfaffung nicht einzeln, wo fidy gar mandjes zu ihrer 
Abſchwächung jagen läßt, jondern in ihrer faſt zahllofen Kumulation jo 
ſchwer und fo gewichtig gefunden,. daß ich durdy fachliche Gegeneinander- 
wãgung der Vortheile und der Nachtheile diefer Berfaffung nun und nimmer: 
mehr zu dem Entſchluſſe hätte geführt werden können, mein Ja zu derjelben 
zu jagen. Meine Herren, der Herr Abgeordnete Loewe hat uns gejagt, wir 
ſollen keine VBerfaffung für den Moment machen, wir dürfen es nicht. Ich 
ſtimme mit ihm darin vollfonmen überein; aber wir müſſen eine Ver: 
faffjung in einem Moment machen, in dem einzigen Moment, welcher für 
14* 
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die Schöpfung dieſer Verfaffung gegeben ift. Es handelt fich nicht mehr 
darum: follen wir fie jo, jollen wir fie anderd machen, — es handelt ſich 
darum: follen wir fie überhaupt madyen! Ja, meine Herren, idy fönnte in 
meinen jachlichen Betrachtungen zu dem Bedauern geführt werden, dab uns 
eine ſolche Berfaffung überhaupt vorgelegt worden iſt. Diejenige Beleuch— 
tung, welche diejelbe von Seiten des Herrn Präfidenten des Bundeskanzler: 
amts, von Seiten des Herm Abgeordneten Wagener erfahren bat, könnte 
in diefem Bedauern mich nur beitärfen. Der Herr Bundesfanzleramtd- 
Präfident hat wiederholt hervorgehoben, daß der füderative Charakter unjerer 
biöherigen Norddeutichen Verfalfung in der ihr jebt zu Theil gewordenen 
(Frweiterung noch erheblidy erweitert worden wäre. Ich, meine Herren, er: 
fläre mich ald abgejagten Feind alles Föderalismus; ich bin und bleibe, auch 
indem ich mein Ia zu diejer Verfaffung ausſpreche, ein Unitarier. Ich will 
unter diefem Ausdrude nidyt den Gentraliften im gewöhnlichen Sinne ver: 
itanden haben, glaube vielmehr, ald Erklärung hinzufügen zu jollen, dab id) 
nur in der Gentralifirung der eigentlichen Staatsidee, der eminent ftaatlichen 
Zunftionen in ein Staatöfubjeft die Möglichkeit für diejenige Dezentralifa- 
tion auf dem Wege der Selbitwerwaltung der Kommunen und Provinzen 
erblide, die ich, wie den Herren bekannt, mit meinen Freunden auf das 
Lebhafteſte erftrebe. Im Intereſſe der Selbitverwaltung, im Intereſſe der 
Freiheit, im Intereffe der Dezentralijation habe ich mich einen Unitarier ge 
nannt und glaube, es bleiben zu müffen, weil auf anderem Wege die ſtaat— 
liche Einheit dur die von und erftrebte Vertheilung der Verwaltung in 
die Provinzen ernitlich gefährdet werden würde. Wenn der Herr Abgeordnete 
Wagener, auf den ich hier einen Moment noch komme, wieder diejen füde- 
derativen Charakter hiſtoriſch zu rechtfertigen ſuchte als einen unſerer 
früheren Reichsverfaſſung fingulär inhärirenden und diefe Singularität auf 
den Umſtand begründete, daß, wie er mit Stolz fagte, und wie ich ihm 
gerne beiltimme, die deutiche Nation eben jelbit fingulär jei, jo möchte id) 
doch, anderd wie er, glauben, daß dieje Ueberitellung diejer Singularität, 
das allzu jcharfe Ausdrudgeben diejer Singularität, das Durchführen des 
föderativen Charafters auf einem Gebiete, wo es meiner Anficht nad) aus: 
gejchloffen jein muß, nämlidy auf dem eminent ftaatlicdyen Gebiete, uns zu 
nichts Weiterem geführt bat, ald zu dem romantiichen Traum der Hoben- 
ftaufen, ald zu der Hauspolitif der Habsburger und als endlich, bei verän: 
derten Umitänden, zu dem Nheinbund und — zu Jena. Meine Herren, es iſt 
allgemein anerfannt, daß das, was in vielen Blättern als der franzöſiſche 
Srößenwahnfinn — der Ausdrud jtammt von Freytag wenn ich nicht irre — 
mit Recht bezeichnet worden ift, die alleinige Urſache der Unvermeidlichkeit 
des gegenwärtigen Krieges war. ber, meine Herren, ich frage Sie, war 
die Entwickelung diejer nationalen Kranfheit aus dem bloßen National: 
charafter, aus der bloßen Eitelkeit und Tapferkeit, aus weldyer dieje Nation 
vorwiegend zujammengejet ift, möglich, möglich in der Intenfität, möglid) 
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in der Dauer, wenn ihr ein reales Fundament abginge? Diejes reale Fun— 
dament, dieſe wirfliche politifche Präponderanz des franzöfiichen Staatswejend 
lag und liegt, joweit ich von der neneften Gegenwart natürlich nicht jpredhe, 
in der deutichen Kleinitaaterei, und die Urjachen des gegenwärtigen Krieges 
find aljo diejelben, jo jehr er ſich jonft von dem von 1866 unterjdyeidet, 
als wie die Urſachen des Krieges von 1866. Das Ziel und der Zweck 
diejes Krieged muß dafjelbe jein, als der bewußte Zweck und das bewußte 
Ziel des Krieges aus dem Jahre 1866 es waren, die Verminderung der 
deutſchen Kleinftaaterei, die Beförderung der deutjchen Einheit. Meine 
Herren, nady diejer Richtung hin verfenne ich nicht, daß die gegenwärtige 
Verfaffung uns qualitativ mehr raubt, ald fie und quantitativ bringt, daß 
fie in allen Wegen eine VBerjchlechterung unjered gegenwärtig im Nord: 
deutihen Bunde feitgeftellten Zuitandes involvirt, und jehe das befte Herz: 
blut meiner Ueberzeugung rinnen, wenn idy jage: Troß alle dem und troß 
alledem müfjen wir gegen unjere Ueberzeugung die Verträge pure genehmigen, 
wir müfjen nicht das Glück im gewöhnlichen Sinne, aber wir müljen das 
Glück, weldyes im reißenden Strom der Geſchichte und entgegentreibt, an der 
Stirnlode faffen — ed wird und nicht wiederfommmen. Wir müfjen das 
Verf der deutjchen Einheit, welches und in diefer Form nicht zujagen mag, 
doch vollziehen, weil es nur im dieſer Form, in diefem gegenwärtigen Mo— 
ment zu vollziehen ift. Meine Herren, der kurze Weg, auf dem idy zu 
diefem Entſchluß nad langen und tiefen inneren Kämpfen gefommen bin, 
war die einfache Stellung der Frage: — was wird in vierzehn Tagen, wenn 
der Reichötag die Verträge annimmt, — was wird in vierzehn Tagen, wenn 
der Neichötag die Verträge ablehnt, was wird in der Kriegsführung, was 
wird bein Friedensſchluß? Meine Herren, ich habe eine viel zu große Zu- 
verficht zu der Bundeötreue unferer hohen Alliirten, ich habe eine viel zu 
große, fefte Zuwerficht zu der unbedingten Disziplin und TQapferteit der 
Inippen aller deutjchen Stämme, um eine ernfte Gefährdung der Kriege: 
führung durch irgend einen in diefem Haufe zu faffenden Beſchluß für möglich) 
zu halten, (Sehr richtig!) wohl aber müßte unſer deutjches Volk in Waffen 
nicht von Menſchen zufammengejeßt fein, wenn eine Ablehnung der uns dar: 
gebotenen einigenden Hand unjererjeits nicht das Uhbehagen und den Miß— 
muth in ihnen erzeugen jollte auf geiltigem Gebiet, der auf Förperlichem 
Gebiet, auf materiellem Gebiet ihnen jo mannigfady und in jo herzbrechender 
Weiſe entgegentritt. Und welches Moment die Luftigfeit der Truppen, ein 
frühes Gefühl der Zufammengehörigfeit in jedem Kampfe bildet, meine 
Herren, das brauche ich nicht zu jagen. Nach außen, den Feinden, den 
neutralen Mächten und jogenannten wohlwollenden Neutralen gegenüber, 
würde die Ablehnung jetzt nicht in dem Sinne verftanden werden: wir wollen 
uns einigen, wir wollen und aber auf andere Weije einigen — das Aus- 
land hat über die größere oder die mindere Kompaktität unjerer Verfaſſungs— 
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paragraphen fein Urtbeil, — ſoll audy feines haben das Ausland hört am Ende 
mir das Nein, welches wir fprechen, und die bloße Thatſache, daß das im 
Waffen ihnen gegenüber geitandene Deutjcyland, jo wie es fich um Berathungen 
handelt und um eine Einigung auf dem fontemplativen Gebiete, fich feinen 
alten partifularen Sonderintereifen nicht zu entziehen vermag. Die einzige 
Betrachtung würde die Zuverficht alle Derjenigen mächtig beben, welche das 
ſchon Grrungene uns aus dem Grunde ihrer Seele mißgönnen und es uns 
verfiimmern wirden, joweit an ihnen ift. Meine Herren, idy babe bei der 
Beratung über die erite Norddeutiche Bundesverfaffung erflärt: ich deflinire 
Madıt, Einheit, Freiheit, wicht umgekehrt! ich wiederhole Ihnen das jet. 
Ein guter Friedensichluß ift die umerläßliche Vorbedingung der wirfjamen 
Geltung der nationalen Fortführung einer jeden von uns zu bejchließenden 
Berfafjung: das ift die nothwendige Vorbedingung. Wir können uns jeßt 
der Pflicht nicht entziehen, daß mitten im Kriege jeder deutſche Soldat, 
mitten in der Friedensunterhandlung jeder deutiche Patriot Diplomat fein 
muß, die größeren oder geringeren Meriten müſſen in den Hintergrund treten 
und fünnen ed in der einen Erwägung, daß, obgleich die Entwidelungs- 
fähigfeit, welcye der früheren deutichen Bundesverfaffung inne wohnte, aller: 
dings bejchränft ift, fie doch durch die gegenwärtigen Beltimmungen nicht 
unmöglich gemacht it. Sicher nehmen wir die Berfaffung in diefem Augen: 
blide an mit der feſten Abſicht, fie treu zu halten, fie nicht anders, als 
auf friedlihem und verfaffungsmäßigem Wege fortzubilden. Dieje Fort: 
bildung aber, meine Herren, behalten wir uns vor und ich halte es für 
nüßlich, dieſen Vorbehalt an diejer Stelle ausdrüdlidy auszuſprechen. Wir 
vertrauen auf die Zuftimmung unjerer Bundesgenoffen, wir vertrauen auf 
die Zuftimmung unjerer deutjchen Brüder. Meine Herren, laffen Sie mid) 
mit der Bitte jchließen: jeien wir einmal deutidy genug, nicht allzu deutſch 
zu jein, und in dem Augenblid, wo gehandelt wird, uns nidyt Betradytungen 
hinzugeben, welche das Handeln an der Stelle unmöglidy machen, wo das 
Gentrum der Handlung in diefem Augenblide ift! Vertrauen wir auf unfere 
hohen Alliirten, welche am 16. Juli freiwillig und zuerit uns ihre Bruder: 
hand entgegengeftredt haben! Vertrauen wir auf den deutjchen Volksgeiſt, 
welcher Wörth und Sedan geichlagen hat, welcher Straßburg und Met ge- 
nommen und geſtern Orleans zum zweiten Male erobert hat! Vertrauen 
wir, daß er auch in diefen und in anderen Räumen die volle innere Einig— 
feit herftellen wird, welcher er audy nad) meiner Anficht bedarf, und ermög- 
lichen wir ihm den eriten Schritt auf diefer Bahn durdy ein einjtimmiges 
und volltönendes „Ja“. (Bravo!) 


Dr. Ewald aus Göttingen (Hannover)*): Meine Herren, ed wird 
wohl vergeblich fein, wiederholt hervorzuheben, daß diefe Verſammlung nad) 
der Ueberzeugung jehr vieler ihrer Mitglieder gar nicht befugt it, über 
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dieſen jo bochwichtigen Gegenſtand irgend in eine nähere Berathung einzugehen. 
Es wird faum nöthig fein, daß idy auch das noch hervorhebe, wie dody der 
emzige Grund, meldyer jenem Bejchluffe vom 21. Juli d. 3. zu Grunde lag, 
bei dem ich übrigens jelbit nicht betheiligt war, blos die Befürchtung war, 
daß wahrjcheinlich in-diefem Herbite diejelben Unfälle in ganz Norddeutſch— 
land die Wahlen auf eine ähnliche Art verhindern würden, wie fie jetzt in 
Frankreich wirflich verhindert find. (Widerſpruch.) Es würde wahrfcheinlid) 
auch das vergeblich jein, daß ich das hervorhebe, wie, je mehr die Zweifel 
an der Kompetenz diejer Verſammlung für diefe Berathung berechtigt find, 
dito mehr aucd unerwartet gewaltjame Störungen eingreifen und foldye 
lleberraſchungen binzutreten, wie wir dieö erlebt haben. Sogar die Sicher: 
beit, die Klarheit der Abftimmung wird dadurch gejchädigt, wie ich das 
jelbft erfahren habe und wie ich nur mit zwei Morten mir erlaube, nad): 
träglih zu bemerken, dab ich am 26° v. M. bei der Berathung über das 
Finanzgeſetz zunächſt zeigen wollte, daß die Frage über Elſaß umd Loth: 
ringen ganz gejchieden werden müfje von der Frage über die Bewilligung 
des Kredits, zweitens, dab die Wiedergewinnung von Elſaß und Lothringen 
gewis im Jahre 1859 viel leichter gewejen wäre und auf einen viel beijern 
Grund hätte gegründet werden können als jeht. 

»räfident (unterbrechend): Der Herr Redner muß fich doch jelbit über: 
zeugen, dab diefe Materie auch nicht in dem entfernteften Zufammenhang 
mit der Materie fteht, die und jet beichäftigt. 

Abgeordneter Dr. Ewald: Ic, wollte ed nur mit zwei Worten be- 
merfen ... . 

Präfident: Auch mit „zwei Worten” darf ich es nicht dulden; Sie 
müljen bei der Sache bleiben! 

Dr. Ewald (fortfahrend): Und endlich wollte idy noch drittens bemerfen, 
daß ich nicht den Kriegern, welche jetzt im Felde liegen, jondern daß idy nur 
der nady meiner Meinung ganz verfehrten Diplomatie des Grafen Bismarck 
(Heiterfeit) die Summe verweigern wollte, welche ic) verweigert habe. Oh, 
wie viele andere Urfachen wären es noch, daß wir unfere Berathung über 
diefe Vorlage für jetzt nicht fortfeßten; aber doch wird es wohl nöthig fein, 
da ich jo ziemlich vworausjehe, daß fie dennoch werde fortgejeßt werden, 
Große Heiterkeit!) daß ich etwas näher eingebe auf diefen Weg. Es ift 
bejonders eine Sache, die ich hervorhebe, eine Frage, die ich aufwerfe, 
und die bisher hier nody gar nicht berührt worden ift. Das ift die Frage: 
it die Stiftung, welche hier aufgericytet werden foll, auch nur dem Namen 
nad) entiprechend dem, was fie fein foll, der Deutjche Bund? Meine Herren, 
das Deutſche Volf hat aus allen Wechjeln feiner Geſchicke, aus allen Zeiten, 
wo es auch das tieffte Unglück erfahren hat, Gin Wort wenigitend erhalten, 
welches es an all’ das Hohe und Herrliche und Ewige erinnern fann, was 
ihm zu Theil geworden, an alle die Rechte, die es befitt, aber auch an alle 
die Pflichten, die ed zu üben hat. Gin fleined Wort, in welchem ſich der 
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größte, mächtigfte Mann in Deutjchland mit dem Geringften und Aermiten 
als gleich zufammenfindet, ein Wort, in welchem wir uns alle verjtehen 
fönnen ohne Ausnahme. Das ift der Name „Deutſch“ jelbit, das „Deutjche 
Volk“, „Deutſchland'. Nun giebt e& zwar nody einen Namen, der nod) 
hoch darüber jteht, gleichmäßig über und wie über allen Völkern ohne Aug: 
nahme, ein Name, der nicht gemißbraucht werden joll; aber nad) dieſem 
höchſten Namen ift der nächite Name, der nicht gemißbraucht, entitellt oder 
irgend auch nur vermindert und abgeſchwächt, und ich möchte jagen, be 
ſchnitten werden foll, das „Deutiche Volk“. (Große Heiterkeit.) Nun aber, meine 
Herren, iſt bier wirklich das deutiche Volt? Wo ift Luremburg und Lim: 
burg, die Länder, welche und im gegenwärtigen Kriege von höchſtem Vor— 
theile geworden wären, weldye aber erft durch die nach meiner Meinung fo 
gänzlid unbeilvolle Politif des Grafen Bismard vor drei bis vier Jahren 
von Deutjchland losgetrennt wurden, jo dab wir jet gar nicht einmal vor- 
ausjehen können, wann dieje Länder wieder zu demjelben fommen werden. 
Und wenn jeßt hier nun die ſüddeutſchen Länder zu einer Vereinigung hin— 
zutreten wollen, jo jage id; weiter: Die jüdweltdeutjchen Länder find es nur; 
wo iſt das jüdöftliche Deutichland, wo iſt Defterreich? (Aha!) Jenes mächtige 
eich, welches, wenn es in diefem Kriege bei und wäre, ſchon allein dahin 
wirfen würde, daß wir mit weit geringeren Opfern audy zu einem ehren: 
vollen Frieden fommen würden. Meine Herren, ich frage: ift die erite 
Hälfte dieſes Namens „der deutiche Bund“ hier wirflich vorhanden? Sie 
würden vielleicht jagen, man fann ja den Namen leicht ändern, (Heiterfeit) 
wir fönnten auch jagen „Vereinigte Staaten von Deutjchland“, wie man 
jpricht von „Vereinigten Staaten von Nordamerika”, oder wir könnten jagen 
„Bereinigte deutiche Staaten“. Nun, ich will nicht das berücichtigen, ob 
diefe Namen wirflidy einerlei feien mit dem Namen „der Deutiche Bund”, 
jondern laſſen Sie midy mun vielmehr in’s Auge faffen, ob auch nur die 
zweite Hälfte diefes Namens „der Deutiche Bund“ hier wirflidy zutreffend, 
ob hier wirklich jei ein „Bund." Wenn wir die Gejchichte aller Jahrhunderte 
vor und nach Chriftus genauer fennen, wenn wir vergleichen, was das We: 
jen der Sache jelbit fordert, fo gehören zu einem Bunde ganz notwendig 
drei Merfmale. Das erite Merkmal it das, daß alle die Glieder, die zu 
einem Bunde zufammentreten, frei zu ihm zufammentreten ; die Freiheit iſt 
bier das erſte. Das zweite Merkmal ift, daß alle Glieder diejed Bundes 
hinfichtlich der Rechte und Pflichten unter ſich vollkommen gleichitehen nad) 
der Größe des Einzelnen im Verhältniß zum Ganzen; und das dritte Merk: 
mal ift, daß fein einzelnes Glied eines joldyen Bundes joldye Vorrechte be— 
fie, welche zu einer Herrichaft über den ganzen Bund, über alle übrigen 
Glieder ded Bundes führen. Da werden Sie vielleicht fragen: was joll 
denn über dem Bunde ftehen? Meine Herren, über dem Bunde jollen ftehen 
einmal die wahren Zwede, für weldye der Bund geftiftet wird, zweitens 
die wahren Mächte, durch die allein er aufrecht erhalten werden kann, und 
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drittens vor Allem muß Gott ſelbſt darüber ftehen. (Heiterfeit.) Meine 
Herren, ich weiß nicht, warum Cie darüber lachen. Iſt das in der That 
nidt ein Gegenftand, der unſere tieffte Beachtung, unfer tiefites Nachdenken 
verdient? Ja, ich Sage, Alles Das, was idy eben erwähnt habe, jollte zwar 
eigentlich Fteben über allen Reichen, welche Verfaſſung fie auch haben mögen; 
aber am meiften jollten diefe Mächte und Zwecke und diejes Höchite, Gott 
jelbit, er ſollte ftehen über joldher Werfaffung, die ſich nennt eine Bundes— 
verfaffung. Frage ich nun: wie trifft denn der Bund, der hier neu geitiftet 
werden joll, mit dieſen drei Merkmalen zujammen? Inwiefern haben dieje 
drei notbwendigen Merkmale eines Bundes bier eine Anwendung? Das erite 
Merfmal — wie fünnen wir behaupten daß es bier zutreffend jei? Ja, die 
Verträge liegen vor, die Verträge, geichloffen im Jahre 1866 und 1867, 
und ebenjo wiederum die Verträge, gejchloffen im Jahre 1870. ber wir 
müflen doc etwas tiefer in die Dinge eingehen, etwas weiter erforjchen: 
worauf beruhen am Ende dieje Verträge und woraus find fie gefloffen? 
Nun, was im Jahre 1866 gejchehen iſt, das ift in die ehernen Tafeln der 
Gejchichte geichrieben, das kann idy nicht Ändern, (Sehr wahr!) Keiner 
kann's ändern. Das ift aber mejentlich diejes, daß der zu Necht beitehende 
Deutjche Bund nur durch einen Treubruch aufgehoben wurde, daß Zwang, 
dab; Gewalt herrichte, daß der Krieg niederjchlug joldye Deutjche, welche die 
allerbeiten Glieder, die allertreueften, die allerausgezeichnetiten Glieder — in 
gewiffer Hinficht wenigftende — (Große Heiterfeit) ded Deutjchen Bundes 
waren. Und nun weiter, meine Herren. Was ilt jebt geſchehen in diejem 
Jahre? Können wir fagen, daß das, was in diefem Jahre unter diefen Ver— 
bältniffen zu Stande fommen fol, hervorgegangen ſei aus reiner Freiheit, 
aus reiner freier Ueberzeugung? Meine Herren, ich frage nur das Eine: ift 
bier wirklich eine Freiheit aller Parteien gegeben, die zufammenftehen follen 
in Deutichland und wirklich da find? Ich meine die großen, id) meine nicht 
die unbedeutenden, ich meine nicht die gejeß- und zuchtlojen Parteien, ich 
meine die beften, die reinften, die größten Parteien. Wenn ich wüßte, meine 
Herren, dat; meiner Partei alle Freiheit gegeben wäre der Zeitungen fich zu 
bedienen, Volföverfammlungen zu halten und ſonſt ihre Meinungen Mar zu 
äußern, ich wüßte aber eine andere Partei, die mir entgegeniteht, aber ge- 
genwärtig gar Feine Freiheit hat, — ob, ich würde ald ein Unwürdiger zu 
handeln glauben, wenn ich mid; meiner Freiheit bediente, und fie nicht der 
andern Partei, die ebenjo die Freiheit verdient, gönnte, ja, wenn ich auch 
mar ftill ſchwiege dazu, daß eine große Partei, der man nichts entgegen: 
werfen kann, gegenwärtig aller Freiheit beraubt wäre wie die Partei, bei 
welcher ich ftehe. Nun, — kann man alſo jagen: bier trifft das erfte Merkmal 
u, woran man einen wahren Bund erfennen kann? Betrachten wir das 
zweite Merkmal. (Große Heiterfeit.) Meine Herren, ich weiß nicht, was 
Sie laden. Das zweite Merkmal, das ich oben erwähnte, trifft das bier 
zu? Ich habe genau diefe Vorlagen durchgelejen, aber habe daraus nur ges 
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jehen, dat das zweite Merkmal am wenigften zutrifft. Hier hat Baiern 
mehr Vorrechte als andere, Würtemberg iſt wieder anders geftellt, Baden 
ift wieder anders geftellt als Südheſſen. Wie kann man jagen, daß diejes 
zweite Merfmal eines wahren Bundes hier zutreffe? Aber ich richte die Auf- 
merfjamfeit noch auf etwas Anderes. Wenn wirflidy ein wahrer Bund bier 
wäre, warum ftellte man nidyt diejenigen deutichen Länder und Herrichaften 
wieder her, welche im Jahre 1866 ohne alle ihre eigene Schuld zertrümmert 
wurden? (Bewegung, Heiterkeit.) Würde dadurdy der Bund leiden? Nein; 
er würde dadurch mur herrlicher, nur vorzüglicher, nur beffer werden. Sit 
das ein Vorzug, daß ein einzelnes Glied des ganzen Bundes eine jo große, 
eine unverhältniimäßig große Macht bat? Nein; nach aller Gejchichte ift 
das fein Vorzug eines Bundes. Und jo komme ich zu dem dritten Merf: 
male. (Heiterfeit.) Trifft das dritte Merkmal bier irgendwie ein? Können 
wir jagen, bier jei fein einzelnes Glied des Bundes, weldyes jo große Vor: 
rechte habe, daß dadurch die Herrichaft von ihm über die anderen Glieder 
begrimdet würde? Das fünnen wir nicht jagen. Preußen bat jo gut wie 
die wahre Herrichaft über den ganzen Bund, — wenn wir wenigftend auf das 
Wejentliche jehen und nicht auf das, was mehr zufällig ift und was fid) 
ändern kann und was fich fogar, wie Heute viele Herren von Ihnen jelbft 
gejagt haben, bald ändern fol. Nein, bier ift audy das dritte Merfmal 
eined wahren Bundes nicht zutreffend. Hier iſt vielmehr zuerſt Preußen 
allein, das hat, wie wir wiljen, jchon vor dem Jahre 1866 und im Jahre 
1866 ausgejprocdhen, unter welchen Bedingungen es allein einen neuen 
Deutichen Bund jchließen wolle. Es hat nun gewiſſe deutidye Staaten ge- 
geben, weldye unter gewiljen Bedingungen und Beichränfungen, die in dem 
vorigen Bunde nicht waren, in diejen neuen Bund eintreten wollten; aber 
eben das ift das Zeichen, daß wir bier in der That gar nicht das haben, 
was man gewöhnlid jo nennt, Bundesgenofjen, wir haben bier bloß die 
Genoffen; ftreichen wir aus das Wort „Bundes“ von dem Worte „Bundes- 
genoſſen“: wir haben bier reine Genofjen, Genoſſen einer Gemeinjcyaft, die 
ihon vorher da war, die ihre Geſetze vorgejchrieben hat, joweit fie das 
fonnte, die ihre Bedingungen gegeben bat, unter weldyen man in fie ein: 
treten konnte. Wir haben bier in der That nicht deutiche Bundeögenofjen, 
wir haben bier socii populi Romani und weiter nichts, meine Herren: das 
ift das Ginzige, was wir jagen können, wenn wir wahrhaft nur uns an 
die Wirklichkeit halten. Darum, wenn id) alled diejed zufammenfalfe, was 
fann ich weiter jagen, meine Herren, was werden Sie jelbit weiter denken, 
als daß weder die eine, noch die andere Hälfte von diejem Namen bier ein- 
treffe? daß alje das, was bier neu gegründet werden joll, etwa ebenjo ift, 
wie das Lichtenbergiche Meſſer ohne Klinge und ohne Stiel. Was kann 
nun die Zukunft fein, was wird die Zufunft uns bringen fünnen nach diejen 
Vorausfegungen und Grundlagen? Laſſen fie mid) anknüpfen an die Ver— 
gleichung, die ich eben jdyon gebrauchte, von den socii populi Romanıi: 
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mar vielleicht Preußen zuerft allein da wie Nom, weldyeö zuerit allein da 
war, und dem fich allmählig alle die übrigen Völfer anreihten, weldyes 
alle übrigen Völker zunächit zu jeinen sociis aufnahm und dann zu feinen 
Unterthanen machte? Ich frage, ift das geſchichtliche Verhältniß diejes? Nein, 
das grade Gegentheil trifft bier ein. Preußen war zuerit nur ein Glied 
einer großen Gemeinjchaft vollkommen gleidy berechtigter Glieder, ein Theil 
des deutjchen Reiches und des deutjchen Bundes. Wir willen, meine Herren, 
was das alte ehrwürdige Deutjcye Neich war, wir wiſſen aud), wie aus ihm 
ganz folgerichtig und in einer viel berrlicheren und jchöneren Geftalt der 
Deutiche Bund hervorging. (Heiterkeit!) Meine Herren, idy jage das ab- 
fichtlich jo; e8 kann nicht geleugnet werden, Alles was wir jet Großes und 
Herrlidyed unter uns haben, das ift ſelbſt entftanden zum Theil, zum andern 
Theile erhalten in dem Deutichen Bunde, wie er früher war. Was wir jebt 
befißen, wie wir jelbit erzogen find, welche Borzüge wir jeßt uns zu haben 
trauen, fie haben alle ihren Grund gehabt in und find alle aus jener Ein: 
beit, aus jenem Bunde hervorgegangen. Wodurch ift nun dieſes Ganze zer: 
ftört? Dadurch daß Preußen eigenwillig, eigenmächtig jene Gejellichaft, jenen 
Bund verlaffen bat. Wodurch verlaffen und wodurd ihn zerftört? Ich kann 
nicht anderd jagen, und an diejer Stelle darf ich es jagen: mur dadurch, 
daß Eigenmacht, Willkür, Gewalt und Krieg Alles zeritört bat, was dort 
Ihen im Grunde das Herrlichite war, was wir irgend verlangen fonnten. 
(Heiterfeit.) Und mun, was find das anders als die Mächte der Revolution? 
— Wie nun die Mächte der Nevolution jeit dem Jahre 1866, aber eigent: 
lich —, faſſe ich es genau auf —, auch jchon früher, ſeit 1859, diefe neue Gemein: 
ſchaft gründeten und erhielten, weldye man nennt den Nordbund, ebenjo 
werden fie auch diefe neue Gemeinjchaft, die heute unter Ihnen in diejen 
Tagen gegründet werden joll, weiter erhalten, weiter fortbilden müſſen, 
wenn überhaupt aus jemer Gemeinjchaft des Nordbundes dieje neue Ge: 
meinſchaft, diefer neue Bund, der ſich der „Deutſche Bund * nennen 
will, entftehen jol. Aber was wird noch weiter hinzufommen? Oft 
babe ich, meine Herren, von diefem Plate aus, wie Sie fic) vielleicht 
erinnern werden, an die umendlichen Unglücksfälle, trüben und trauri- 
gen Zuftände erinmert, welche in meinem eigenen Baterlande, in Han— 
nover, und ähnlich in den übrigen annektirten Ländern von 1866 berrichen. 
Oft babe ich ermahnt, man möge endlicy die göttliche Gerechtigkeit walten 
laffen, die über aller menjchlicyen Macht fteht und ewig ftehen muß, wenn 
irgend ein menschliches Reich beftehen ſoll; — es ift umfonft geweſen! 
(Heiterkeit) Mögen Sie darüber lachen, aber es giebt Andere, die bis zum 
Himmel darüber weinen, und der Himmel erhört am Ende auch die Thränen 
der Unſchuld. Da nun derjenige Herr Minifter, — den wir bier als den uns 
zwar micht einem Geſetze, aber dody der Wirklichkeit nach zunächit verant- 
wortlichen betrachten müſſen, — da der Herr Minifter Delbrück geftern ſelbſt 
etwas ganz Neues eingeführt hat, jo finde ich mich dadurch bewogen, an 
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ihn eine Frage zu richten. (Der Nedner wendet fich aach dem Tiſche des 
Bundesratys. Große Heiterkeit, da der Präfident des Bundesfanzleramte 
Delbrück nicht anweſend ift.) Da im den Gejeßen, wie fie uns vorliegen, 
das Verhältniß Preußens zu Hannover und den übrigen anneftirten Staa— 
ten, vom Jahre 1866 berührt ift, da ferner zwijchen der Krone Preußens 
und den damals vertriebenen deutſchen Fürften bis jetzt fein Friede ges 
jdylofjen ift, da urkundlich daraus das unendliche Unheil entjproffen ift, wel 
ches ich freilich vielleicht näher kenne, als viele von Ihnen, weil die Zei— 
tungen jeßt nidyt darüber reden dürfen, das Unheil aber wirflid da ift, jo 
richte ich an ihm die Frage: (Erneute Heiterfeit) was in dem neuen deutjchen 
Bunde, wie er hier begründet werden foll, aus diefem umendlichen Unredhte, 
welches aus dem alten, dem Nordbunde in den neuen Bund hinübergeführt 
werden joll, was daraus werden ſoll, ob endlich einmal wahre Gerechtigkeit 
hier walten joll, ob die vertriebenen Deutjchen Fürften, die unſchuldig ver- 
triebenen, jage ich, ob die endlidy in ihr Recht wieder eingejeßt werden jollen, 
(Große Heiterfeit, Widerjprudy) und mit ihmen auch ihre Völker; ob das 
Volf von Hannover und die anderen Völker wieder zu ihren alten noch nicht 
verlorenen und unantaftbaren Rechten zurüdgelangen jollen oder nidyt? Und, 
meine Herren, jchließlich, da der Herr Kollege Friedenthal uns geftern dieje 
Bombe in diefe friedliche Verfammlung hinwarf, (Große Heiterkeit) jo babe 
ich an ihn auch noch zwei Fragen zu richten, die er die Güte haben möge, 
mir zu beantworten, — zwei Fragen. Einmal diefe: Iſt es wirflid) die 
Meinung des Herm Kollegen, den Vorwurf, den er geftern gegen die 
Kaifer vom Haufe Oeſterreich ausſprach, aufrecht zu erhalten, (Ruf: Ja 
wohl!) obgleich diejer Vorwurf, wie ich meine, mit nod) weit größerem 
Rechte gegen viele preußiſche Fürften ausgeiprochen werden könnte? (Murren.) 
Meine zweite Frage ift die: Hat der Herr Kollege vielleicht hinreichend er- 
wogen, was das deutjche Kaiſerthum, das er- uns angekündigt hat, wirflidy jei 
und jein müffe nach Allem, was ſchon vorliegt als Grundlage davon und 
worauf es fich weiter aufbauen und erhalten muß? Hat er überlegt, ob es 
jein werde eine wahre Fortjegung des alten deutſchen Kaiſerthums (Ruf: 
Nein, nein!) oder ob es etwa jei eine Art von Protektorthum des Englän- 
ders Cromwell, (Widerſpruch und Heiterkeit) den ich als Mebellen nie ge: 
achtet habe, (Heiterkeit) der aber die größten, die ewig bleibenden Verdienſte 
um die engliiche Freiheit fich erworben hat? Hat er ſich überlegt, daß das, 
was er und bier durch jein eigenes Votum aufdringen wollte, nichts weiter 
ift, als dak wir daraus erjehen, daß die Deutjchen gewöhnlich um 10 oder 
20 Jahre hinter den Moden Frankreichs und der Parijer zurüd find? Und 
weiter, dab wir daraus erjeben, daß diefe Gemeinichaft, die ich heute nach 
den Vorlagen nennen will, den Deutichen Bund, eigentlich doch nur aus der 
Revolution hervorgegangen ift und immer bei ihr bleiben muß, wenn fie 
fi) erhalten will, — daß dieſes Kaiſerthum eigentlich nichts weiter jein kann 
und jein wird, ald ein drittes bonapartiftiiches Cäſarenthum? (Widerjpruch, 
Heiterkeit.) 
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v. Sänger (Wirfit-Schubin, Bromberg)*): Meine Herren, ich werde 
zu meinem Herrn Vorredner audy in der Beziehung in jchroffen Gegenjat 
treten, dat ich Ihre Geduld nur jehr kurze Zeit in Anſpruch nehmen werde. 
Halten Sie e8 aber mir zu gute ald einem alten Veteranen, deren eine ge- 
ringe Zahl bier in diefem Haufe nur nody vertreten it, — als einem Ve- 
teranen in den parlamentariichen Kämpfen für die deutiche Sache aus den 
Zeiten des Frankfurter Parlaments ber, der allen Wandlungen diejer großen 
Frage bis dahin mit feinem Herzbint gefolgt iſt, — halten Sie es mir zu 
gute, wenn ich in dem jegigen Stadium der Debatte nicht ganz jchweigjam 
bleiben fanın. Meine Herren, ich werde mich auf eine Polemik, auf eine 
Kritif des bisher in der Debatte Gejagten nicht einlajfen. Auch ich befinde 
mich in der age, wie wohl alle geehrten Mitglieder in diejem Hohen Haufe, 
dab ich zumächit mit jchweren Bedenfen, mit inneren Kämpfen zu dem Ent: 
ſchluß, aber mm auch zu dem feiten, fichern, ja frohen Entichluß, kann ich 
lagen, gefommen bin, zu den Verträgen Ia zu jagen, Ia ohne Ausnahme. 
Meine Herren, mehrere von den geehrten Rednern, ich nenne namentlidy die 
Abgeordneten Lasker und Miquel, haben den großen gejchichtlichen Moment 
auch ſchon hervorgehoben, vor dem wir jtehen, an dem wir mitzuwirken von 
der Vorjehung gewürdigt find; aber ich babe dabei doch immer das Be- 
dauern nicht unterdrüden können, doß gegenüber diejer Auffaffung der Lage 
die mihbilligende Kritif defjen, was und vorliegt, diejen andern Gefichts- 
punkt, der fiir mich der allein entjcheidende it, zu jehr überdedt hat. Sch 
werde mich, meine Herren, nur an dieje eine Seite halten, ich werde nur 
von dem großen Moment jprechen, vor deilen Entſcheidung wir jtehen, und 
nur mit einigen Worten darauf binweijen, welche Bedeutung es hat, daß 
jet und unter jolchen Umftänden eine Einigung Deutjchlande herbeigeführt 
wird. Meine Herren, mögen die Auöftellungen an dem, was jeßt erreichbar 
üt, jo berechtigt jein, wie fie wollen, wie ich denn ihre Berechtigung in vie- 
ler Beziehung anerfenne, dennoch, — würde auch nichts weiter erreicht, als dies 
Kine, daß in wirtbichaftlich-politifcher und in Waffengemeinſchaft das neue 
Deutichland feft und dauernd geeint wird, während es bisher mır auf Kün— 
digung geeint war, — aljo, wäre died, meine Herren, der einzige Punkt, ich 
meine, er müßte und ſchon genügen, und gegenüber der traurigen Gejchichte 
der Jerriſſenheit, die hinter und liegt, müßte es jchon als ein welthiſtoriſcher 
Moment von unermehlicher Tragweite erfannt werden, daß wenigitens in 
diefer Beziehung das fünftige Deutjchland ein einiges fein wird. Wenn, 
meine Herren, der Wunſch fi) daran knüpft, dab es bei diefer Einigung 
nicht verbleiben möge, daß wir weiter fommen jollen auch in der freiheit: 
lichen Entwickelung, in der ftrengeren und ftrikteren Durchführung des Bun- 
deöitaats, jo habe ich auch in diefer Beziehung kein Bedenken, denn mit die- 
jer jet erreichbaren Ginigung ift der Keim gelegt zu weiterer Gntwidelung, 
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und zwar ift der Keim gelegt in den Boden, der befruchtet worden ift von 
dem theueriten und edeliten Blute, in glänzenden Heldentbaten vergoffen von 
Söhnen aus allen Gauen Deutjchlande, wie es bisher noch nicht in der 
Geſchichte dageweſen it. Meine Herren, ein joldyer Keim trägt in ſich die 
naturwüchfige Kraft des Gedeibens, und deshalb eine ſicherere Triebkraft des 
Gedeibens, als fie jelbit in einer von Haufe aus befjeren und vollendeteren 
Berfafjungsurfunde, die jedod) hervorgegangen aus zerjeßenden PBarteifämpfen, 
gefunden werden fann. Meine Herren, das Nidytgewähren der Verträge, 
dad Nichtgenehmigen derjelben — weldye Wirkung das thun würde, iſt be: 
reits angedeutet worden, aber idy kann mic; nicht enthalten, nochmals darauf 
hinzuweiſen, welche Wirkung es ausüben würde dort draußen, wo nody un: 
jere Brüder und Söhne fämpfen gegenüber dem Bolfe, das fie befämpfen 
und das in jeinen wunderbaren Hallueinationen kaum zu ermefjen ift, — was 
es daraus wieder für weitere Konjequenzen ziehen würde, daß abermals die 
Verjuche einer Einigung Deutſchlands jelbjt in ſolcher Zeit nicht zu Stande 
gefommen find, wie jchwer es jein würde, es jchlielich zu überzeugen, daß 
ihm nichts Anderes übrig bleibt, als den Frieden zu ſchließen. Wie dann 
bei dem Friedensichluß die verbündeten Fürften jelbjt in ganz anderer Stel- 
lung jein würden, und zwar in viel nachtbeiligerer offenbar, wenn bier ein 
Nein erfolgen jollte, und namentlid) dem Auslande gegenüber — id) brauche 
faum noch darauf hinzuweiſen, denn das ijt bereitö von dem Abgeordneten 
Miquel mit jo durdjichlagenden und beredten Morten gejagt worden, daß 
ic) dem nichtö weiter hinzuzufügen habe. — Dagegen, meine Herren, daß 
bier und jeßt ein deutſches Reich begründet wird, das wird im Auslande 
nicht ohne Eindrud bleiben. Dadurch wird die Stellung Deutjchlands ge 
gemüber den ungünftigen Mächten — denn darüber darf fidy doch Niemand 
täujchen —, gegemüber den durchweg in Europa ungünitigen Mächten eine 
ganz andere werden. Und nun, meine Herren, dies neue Deutiche Reid), es 
ift gewiß nicht die Nachahmung des alten ehemaligen heiligen römijchen 
Reiches — das war ein trübjeliges Konglomerat widerjtrebender Kräfte — 
das neue deutiche Reich das ift erwachjen aus dem Boden der allgemeiniten, 
Fürften und Völker Deutichlands gleichmäßig durdydringenden patriotiſchen 
Erhebung, bekundet durch glänzende Waffenthaten in einer Art, wie fie bis- 
her in der deutjchen Gejdyichte noch nicht dageweſen find. Dieje Geburts: 
jtätte wird und kann dieſes neue Deutjche Reich nicht verleugnen, dieſe Ge— 
burtöftätte deö Meiches giebt die Gewähr, dab es ein anderes, ein weit ent- 
widelungsjähigeres jein wird, als das alte ed jemalö geweſen war, und 
darum, meine Herren, aus diefen Gründen, ohne viel zu mäfeln, und ohne 
Mißmuth, jondern mit frohem Muth geben Sie Ihr Ja zu den Verträgen. 
(Bravo!) 


Der Antrag auf Schluß der Debatte wurde geftellt, jedoch abgelehnt. 
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von Brauchitſch (Flbing-Marienburg)*): Meine Herren, der Antrag 
auf Schluß deutet allerdings dorauf bin, daß bei Allen das Gefühl mächtig 
it: jam satis! Grlauben Sie mir aber, daß ich noch zu Ihnen reden darf 
als Mbgeordneter einer Provinz, die durch deutjches Blut, durch deutiche 
Intelligenz, durch deutjche Kraft germanifirt worden it, als Abgeordneter 
der Provinz, die dem Staate Preußen den Namen gegeben hat, dem Preu- 
ben, welches jeßt dem deutjchen Mutterlande feinen Dank darbringt, dadurd), 
daß es ihm die Einigung wiederbringt, weldye Deutjchland lange, lange ver: 
ioren hatte. Ich werde nicht daran denfen, Ihnen mit bejonderer Emphaſe 
Neigung zu machen, um dem neu zu begründenden Deutjchen Bunde Ihre 
volle und herzliche Zuftimmung zu geben. Im ganz nüchterner Weije ge 
denfe ich mit ein Paar Morten einer Kritif zu unterziehen, was und vor- 
liegt, und Einiges nachzubolen, was mir bisher übergangen zu jein jcheint. 
Der Grundjaß, der, wie idy meine, allein leitend fein darf bei der Betrad)- 
tung der uns vorliegenden Verträge ift der: In necessariis unitas, in dubiis 
libertas, in omnibus caritas. Hiervon ausgehend, meine Herren, bin ic) 
verpflichtet, Ihnen Namens meiner Freunde zu erklären, daß wir die beiden 
in materieller Beziehung bedenklichſten Punkte zunächſt im baieriſchen Ver— 
trage bei Artikel 4 finden, wo es heißt, daß wejentliche echte, die der 
gemeinjamen Gejeßgebung in der alten, Norddeutichen Bundesverfafjung 
unteritellt waren, nämlich das Niederlafjungs- und Heimatbsrecht, ausdrück— 
lidhy von der Anwendbarkeit auf Baiern ausgejchlofjen jein jollen. Ferner 
aber in der durdy den Vertrag mit Baiern herbeigeführten durchgreifenden 
Abänderung des Abſchnitts von der Militärverfaffung, wonach Vorjchriften, 
die bisher die Einheit des deutjchen Heered in jeder Beziehung herzuftellen 
beitimmt waren, für Baiern fortfallen ſollen. Dieje beiden wejentlichen 
Ausnahmen erhalten nody eine erhöhte Bedeutung dadurch, daß, — wie einer 
der Herren Redner am geftrigen Tage ſchon hervorgehoben hat — die Süd— 
deutichen Staaten, weldye bejondere Vorrechte für fich in Anſpruch nehmen, 
ſich gleichzeitig vorbehalten haben, daß Abänderungen dieſer Vorbehalte ohne 
ihre ausdrückliche Zuſtimmung im Wege der Bundesgeſetzgebung nicht ſollen 
vorgenommen werden dürfen. Wie iſt man dazu gekommen? Es müſſen 
Iehr erhebliche Momente vorliegen, um die Ausnahmeftellung Baierns, na— 
mentlicy in Betreff deöd Heimaths- und Niederlaffungsredyts zu entjchuldigen 
oder wenigitend zu erflären. Baiern, das alte Herzogthum Baiern — id) 
vede zunächit nur von diefem — mit Ausſchluß aljo der ſchwäbiſchen und 
fränfiichen Theile, wird demjenigen, der es näher fennt, die Weberzeugung 
gewähren, daß dort gewifje Verhältniffe und zwar gerade die Heimaths- und 
Niederlaffungsverhältniffe, ganz eigenthümlich, von dem übrigen Deutjchland 
bimmelweit verjchieden geartet find; Altbaiern ift in der That dem übrigen 
Deutſchland durch die ganze Drganifation jener Verhältniffe jo weit ent- 
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rüdt, daß ed unſern Inftitutionen und Gewohnheiten ferner fteht, als z. 2. 
dad alte Neich-Erzichenfen-Land Böhmen, troßdem daß diejes zum großen 
Theile nicht einmal die deutiche Spradye ſpricht. Dies rechtfertigt die Aus- 
nahmeftellung von Baiern, jo wenig fie aud) im Intereffe des Ganzen zu 
wünjchen ift. Tröſten wir und auch damit, daß ja unſer Norddeutiches 
Bundeögejeß über Heimaths- und Niederlaffungsrecht nicht vollkommen iſt; 
vielleicht wird dies einjt dahin führen, uns durch gegenfeitiges Beſſern und 
Nachgeben noch zu einer Einigung auch auf diefem Nechtögebiet zu führen. 
Was den andern Punkt, die Bevorredhtung Baierns in jeiner Stellung zum 
deutichen Bundesheer betrifft, jo it nicht zu verfenmen, daß nach Lage der 
Verträge wir im Frieden neben dem deutichen Bundesheer noch in Zukunft 
ein bejondered baierijches Heer haben jollen. Es wird der Bundesfeldherr 
nur im Kriege ein einheitliches Heer für das ganze deutjche Reich befehligen, 
für den Frieden — wenigitens äußerlich — wird der Schein hervorgerufen, als 
wenn die beiden baierijchen Bundes-Armeeforps gar nicht zum deutjchen 
Heere gehörten; fie werden nicht die fortlaufende Nummer 15 und 16 tra= 
gen, jelbjt die Negimenter werden nicht durch den ganzen Bund fortlaufende 
Nummern haben; die Chefs der baieriichen Armeekorps werden nicht 
durdy den oberiten Bundesfeldhern ernannt, und erft im Kriege tritt das 
baierijche Heer unter den Dberbefehl des deutjchen Bundesfeldherrn. Dem 
tritt aber gegenüber, — was jchon geftern bier mehrfady hervorgehoben wor- 
den ift — daß die Grundprincipien der Kriegdverpflicdytung und der geſamm— 
ten Heeredorganijation, kurz, die wejentlichiten Bedingungen, weldye in dem 
Abjchnitt der neuen deutjchen Bundesverfaffung über das Kriegsweſen ent: 
halten find, unfehlbar auch auf Baiern Anwendung finden, und daß das 
baierijche Heer dody für den Moment, für weldyen jedes Heer eigentlid) be- 
ftimmt ift, jedenfalld unter den unbedingten Befehl des Bundesoberfeldheren 
tritt. So jehr aljo auch formell die beliebten Vorbehalte Bedenken unter- 
liegen mögen, abgejchwächt werden dieje Bedenken in hohem Grade durd) 
die jchwenwiegenden materiellen Feitjeßungen der baieriſchen und der 
übrigen Verträge. Beiläufig jei bier der Behauptung eines Redners gedadıt, 
weldye geitern gemacht wurde, und die id) Forrigiren muß. Gr folgerte aus 
der Vertragsklauſel, wonad; Staaten, weldye ſich bejondere Rechte rejervirt 
haben, ſich Dieje Rechte nicht verfümmern laſſen dürfen ohne ihre Zuftim- 
mung, die einzelnen Bundesregierungen jchon in der Lage jein würden, 
dieje Zuftimmung zu ertheilen, ohne ihre eigene Zandeövertretungen noch zu 
hören. Dieje Auffaffung halte ich nicht für richtig. Im Gegentheil, da 
jet die einzelnen ſüddeutſchen Landesvertretungen zu dem Vorbehalte jener 
Rechte ihre Zuftimmung geben müfjen, jo werden, wenn dieje Rechte in 
einem einzelnen Lande einmal fortfallen jollen, wiederum dieſelben Landes— 
vertretungen ihre Zuftimmung zu dem Aufhören der Reſervatrechte ertheilen 
müfjen. Gin formelles Bedenken gegen Artikel 4 der neuen Bundesver— 
faffung ift von großer Wichtigkeit. Die Kompetenz des Bundes wird dort 
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unter einer neuen Nummer 16 auch auf die Preſſe und dad Vereins— 
weien ausgedehnt. Ich ſage, dies iſt ein formelles Bedenken. Ich will 
aljo durchaus nicht jagen, daß dieje beiden Gegenjtände, Preſſe und Ver— 
einäwejen, ungeeignet für die Bundeögejeße wären. Aber ich halte es doch 
für ein nicht ganz ungefährliches Präcedens, — möglicherweije wenigſtens 
könnte es als ein foldyes einmal geltend gemacht werden — daß jetzt ohne 
weitere Zuftimmung der Zandesvertretungen der einzelnen Bundesitaaten aud) 
im Norbdeutjchen Bunde diejer neue Gegenitand der Gejebgebung des Bun- 
des unterftellt wird. Sie wiljen, daf bisher über diefe Frage viel geitritten 
it, dab der Bund fich jelbit jeine Kompetenz joll erweitern dürfen. Dieje 
Frage wird hiermit affirmativ entichieden, injofern die einzelnen Landesver— 
tretungen im Norddeutichen Bunde nicht weiter gehört werden jollen. Ledig- 
ih um das Zuftandefommen des großen Zieles nicht zu gefährden, werde 
ich für diesmal bier im Neichötag darüber fortgeben; ich verwahre jedoch 
mid und diejenigen meiner politiichen Freunde, die mit mir gleich denfen, 
gegen eine Konjequenz, die ich nicht daraus gezogen zu jehen wünjche. 
Meine Herren, das find die Hauptpunfte, weldye ich in den uns vorgelegten 
Verträgen bedenflich finde. Bedenflich iſt mir aber auch, daß in der neuen 
Bundeöverfaffung mehreres fehlt, was ich darin zu jehen wünſchte. Ich will 
bier nicht darauf zurücdfommen, wie zwedmäßig ed wäre, dab die Zuſam— 
menjegung des Reichstags eine andere würde; ich meine, der künftige Neichö- 
tag wird ein zu umfangreicher, zu jehwerfälliger Körper jein, .ald da man 
nicht wünfchen möchte, dab die große Zahl von 382 Mitgliedern auf die 
Hälfte verringert würde, etwa jo, daß in Zufunft auf 200,000 Seelen ein 
Abgeordneter gewählt würde, ftatt jetzt auf 100,000. Das, glaube ich, 
würde von VBortheil jein, und würde vielleicht auch die Löſung der Diäten- 
frage erleichtern, (Bewegung) in der Weife, daß Diäten auch künftig nicht 
gezahlt werden, (Heiterkeit) aljo in dem Sinne, wie wir ed auf diejer (rechten) 
Eeite des Haufes wünjchen, und zwar deshalb, weil ſich 190 Abgeordnete 
leichter finden laſſen als 380. Ich will audy darüber feine Betrachtungen 
anitellen, wie wünſchenswerth eö wäre, die Vertretung im Bundeörathe eine 
andere jein zu laffen. Denn ich trage fein großes Bedenken, daß eine Mas 
jerifirung des größten Bundesftaates jo leicht möglich wäre; es ift dagegen 
Vorjorge getroffen in der Ausdehnung des Art. 5 auf die indirekten Steuern, 
und in dem Art. 37. Ic will auch bier nur andeuten, wie nothwendig 
die gejegliche Herbeiichaffung neuer Bundeöftenern etwa durch Einführung 
des Tabacksmonopols iſt. Ich will auch darauf nicht näher eingehen, wie 
gerathen eö wäre, zu einem beitimmten feiten Militäretat zu kommen, um 
diefen wichtigen Punkt, gleichviel in welcher Weije, ein für alle Mal dem 
Shwanfen und Diskutiren entrücdt zu fehen. Alles dies greift mir jetzt zu 
weit. Aber auf den einen Punkt, den der Herr Abgeordnete Wagener jchon 
hervorgehoben hat, möchte ich noch einmal zurückkommen, ich meine: die 
Geftaltung eines Oberhauſes. Meine Herren, wir denken jet nicht daran, 
Raterialien IIL : 15 
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ein Oberhaus in der Weiſe Ichaffen zu wollen, daß darauf der Name eines 
Fürſtenhauſes Anwendung finden könnte. Wir möchten Ihnen heute nur die 
Frage zur reiflichen Erwägung empfehlen, ob nicht der Gedanke, welcher jchon 
in der Neichöverfaflung von 1849 und Ipäter in der Unionsverfaffung nie: 
dergelegt war, ob der Gedanfe eined Staatenhaufes zwar nicht jofort, 
aber doch in naber Zukunft zu realifiren jein wird. Wir umjererjeitö wollen 
einen Einheitsſtaat in Deutſchland nicht, wir glauben, daß ein ſolcher dem 
deutjchen Mejen völlig widerjprechen würde. Vielmehr müſſen die einzelnen 
deutichen Bundesländer in den Stand gejeßt werden, ihre Selbitändigfeit 
in allen ihnen eigenthümlichen Beziehungen zu erhalten und zu jchirmen. 
Und dazu it gerade ein Staatenhaus ganz vornehmlich geeignet, ein Staa- 
tenbaus, in welchem jedem Bundesſtaate ald joldhem eine Vertretung (etwa 
durch. die dreifache Zahl der Stimmen, die ihnen jeßt im Bundesrath zu= 
gewiejen find) zu geben wäre. Gin joldyes Haus würde gleichzeitig mit den 
gejeßgeberijchen und Verwaltungsbefugniſſen auszuftatten fein, die jeßt jchon 
dem Bundesratl übertragen find und die namentlich auch über den Inhalt 
der Artikel 76 und 77 hinaus auch auf oberitrichterliche Befugniſſe auszu— 
dehnen jein würden. So ungefähr, meine Herren, denken wir und ein 
Staatenbaus, wie es ald Gegengewicht gegen den eimjeitigen Zug eines Volks— 
hauſes, eines Neichstages von der jegigen Kompofition, in Wirfjamfeit ge- 
jetzt werden müßte, um diejenige Sicherheit, Kontinuität und Nütlichkeit der 
Verwaltung und Gejeßgebung herbeizuführen, wie fie nady unjeren Begriffen 
jeßt nicht gefichert, aber durchaus nothwendig it. Jetzt, meine Herren, 
fomme ich zu einer Lücke, weldye vielleicht manchem Andern außer mir 
ſchon aufgefallen jein wird. Aus der neueiten Bundesverfaffung ift der Ar- 
tifel 79 völlig verichwunden. Während in der mit Würtemberg, Baden und 
Helfen vereinbarten Bundesverfaffung ſich noch ein Artikel 79 vorfindet, 
welcher folgendermaßen lautet: „Der Gintritt eined, dem Bunde nicht ange— 
hörenden deutſchen Staates, in den Bund erfolgt auf den Vorſchlag des 
Bundespräfidiums im Wege der Bundeögefeßgebung“, jo ilt nad) Verein- 
barung der Bundesverfaſſung mit Baiern der Artikel geſtrichen. Meine 
Herren, man könnte daraus jeltiame Schlüffe ziehen; man fünnte etwa 
meinen, es jolle fürder nicht mehr an die jedem Deutichen befannten Worte 
gedadyt werden: „So weit die deutiche Zunge klingt und Gott im Himmel 
Lieder fingt." Waren dieje wirflidy ganz aus der Erinnerung geſchwunden, 
als man mit Baiern paftirte? Soll Deutichland denn auf jeine jeßigen 
Grenzen definitiv bejchränft bleiben? Giebt es denn — die Frage liegt uns 
ja nabe — fein Elſaß und Lothringen, fein Luremburg mehr, die einft 
ſchon deutjche Yander waren? Sollen dieje für alle Zukunft aus dem 
deutjchen Reichsverbande ausgejchlojfen jein? Soll mit der Unterdrüdung 
des Artikels 79 gejagt werden, daß wir mit dem deutjchen Reiche fertig find, 
- indem wir das erfüllt haben, was urjprünglidy) in dem Artifel 79 der Nord» 
deutſchen Bundesverfaſſung angedeutet war? Ich will gar nicht einmal 
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daran erinnern, daß es ſogar noch einen Fleinen deutichen Staat giebt, den 
wir ganz vergeſſen haben und den auch ein Theilchen „jüddeuticher Brüder“ 
bewohnen. Ich will ihn nicht erit nennen, um nicht möglicherweije ein 
Lächeln hervorzurufen; der Feine Staat möchte nur dazu dienen, den Be 
weis zu liefern, dab es niemals zweckmäßig und gerathen war, ſolche Kleinen 
politiſchen Exiſtenzen zu jchaffen. ber ich verwahre mich dagegen, daß dem 
Fehlen eines Artikels 79 jemals eine Auslegung in dem Sinne gegeben wer: 
den darf, wie ich fie eben bier angedeutet habe. Ich meinerjeits halte die 
Petition, die neuerdings aus Köln an den Bundesfeldherrn gerichtet ift, und 
die Bitte enthält, ſich bei dem Friedensichluß nicht an die Sprachgrenze zu 
balten, für wohlberechtigt und hätte Nichts dagenen, wenn einit alle alten 
deutichen Meichslande dem neuen deutichen Reiche theils durch Inforperation, 
theild durch Realunion als unmittelbare Neichslande, wieder hinzugefügt 
werden. Dem Gedanken möge mehr und mehr nachgehangen werden! 
Nım, meine Herren, dies find die Bedenken, die ich mich verpflichtet gebal- 
ten babe, hervorzuheben. Dem gegenüber iteht aber die ernſte Erwägung, 
dak jedes Loch, welches wir durch etwaige theilweife NAenderungen in die 
uns vorgelegten Verträge machen, unfehlbar der vollftändigen Vernichtung 
der Verträge gleich zu achten iſt. Zu einer ſolchen Vernichtung können wir, 
meine polittjchen Freunde und ich, uns nicht verstehen, troß aller und aller 
Bedenflichkeiten. Wir meinen vielmehr, daß drei Dinge uns entſchieden da— 
von zurüchalten müſſen: Erſtens der Hinblid und die Rückſicht auf den 
jeßigen Friedensſchluß. Wir find gar nicht im Stande zu ermeffen, welchen 
nachtheiligen Einfluß eine Verwerfung der uns vorliegenden Verträge auf 
den Abſchluß des Sriedens und auf die Hartnädigfeit des Feindes zu äußern 
im Stande iſt. Wir können ferner nicht im Gntfernteiten ermefjen, in eine 
wie ungimftige Lage Deutſchland Fünftig gegenüber den Nachbarſtaaten ge- 
räth, wenn Sie diefe Verträge micht annehmen, und dadurd ein Bild von 
gerrifienheit und Uneinigfeit entrollt würde. Zweitens verlangt eine ganz 
beiondere Beachtung unfer deutjches Heer, unfer deutſches Volk in Waffen. 
Wir haben feine geworbenen Banden von Ausländern; unfere Streiter, 
lauter deutjche Yandestinder, die ausgezogen find mit dem klaren Bewußtjein 
von dem, wofür fie kämpfen, fie wiljen, daß fie nicht allein zur Abwehr 
des Feindes in einen und aufgedrungenen Krieg gezogen find, jondern daß 
mit diefer Abwehr auch gleichzeitig die Einigkeit unſeres deutjchen Vater— 
landes erftritten werden joll. Cine jolche zuverfichtliche Haltung lebt ent- 
ihieden in dem jelbitbewuhten denfenden Theile unferer Krieger, und es 
biete ihnen in's Angeficht jchlagen, wenn man diefem Hoffen nicht dadurd) 
sclge gäbe, daß man in jeder möglichen Weiſe, wäre dieje auch nicht jofort 
die befte denfbare, zu einer Vereinigung der deutichen Staaten zu einem 
deutichen Neiche gelangte. Endlich Drittens, meine Herren, iſt ed zwar 
nicht gut, wenn ein reiner Idealiſt Politiker ift, aber ich meine, das ift 
auch ein jchlechter Politiker, der Fein Ideal hat. Das Ideal, das uns Allen 
15° 
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jeit unjerer Sugend mit mehr oder weniger Ein- und Nachdrud begleitet 
bat, it das eines großen einigen deutjchen Vaterlandes. Mir ftehen jett 
bier auf der Brüce über den Main, um einen fräftigen deutjchen, zur Ein— 
heit führenden Schritt in die jüdliche Hälfte des deutſchen Landes zu thun. 
Meine Herren, thun Sie diefen Schritt, laffen Sie ſich nicht ſchrecken durch 
die bange Schilderung des Abgeordneten Löwe, der da meinte, daß das 
einitige Oberhaupt des deutjchen Reichs von vornherein verfümmert und an 
feinem Einfluß und Anjeben gebrochen aus unjeren Verhandlungen über die 
Neichsverfaflung bervorgeben würde. Selbit der alte Barbaroffa, den 
wir wiedererweden wollen, er hat niemals über ſolche Macht geboten, wie 
der neue deutiche Kaiſer fie babe wird: er bat nicht ein ſolches Heer dem 
Auslande gegenüber zu ftellen vermocht, er hat nicht ſolche Ginwirfung auf 
jeine jelbjtitändigen Herzöge gehabt, als der heutige deutiche Kater fie zu 
äußern fähig jein wird; und es wird bei Leßterem nicht nöthig jein, dab 
er zu fnieen baben wird vor Einem Derjenigen, die ihm jeßt die Katjer- 
frone angeboten haben, um ihn zur Heereöfolge zu bewegen. Darum, meine 
Herren, helfen Sie an Ihrem Theile mit zu der MWiederaufrichtung eines 
einigen deutjchen Reichs. Deshalb Annahme der Verträge, und laſſen Sie 
das mögliche Beſſere nicht der Feind des erreichbaren Guten jein! (Bravo!) 


Dunckert (Berlin V)*): Meine Herren! Ich glaube, dat die General- 
debatte erichöpft iſt, (Lebhafte Zuftimmung) da die Ginmendungen, die 
gegen die Verfaffung vorgebradyt werden fünnen, und alle die Gründe, die 
für die Verfafjung jprechen, beinahe ſämmtlich erörtert worden find: ich will 
Sie daher mit einer Kritif derjelben meinerjeits verjchonen, dagegen mit 
wenigen Worten denjenigen Antrag motiviren, welchen ich in Gemeinjchaft 
mit meinen Freunden ald einen präjudiziellen geitellt habe. Meine Herren, 
der Herr Bundesfommilfar hat dieſem Antrage gegenüber auf unjere for: 
melle Kompetenz und auf die Beitimmungen der Norddeutichen Bundesver- 
faffung hingewieſen. Ich und meine Freunde, wir haben die formelle 
Kompetenz dieſes Reichstages nie beitritten, wir haben niemals behauptet, 
dab der gegenwärtig gewählte Weg, eine Verfaſſung zu Stande zu bringen, 
etwa gegen die Beltimmungen der Norddeutichen Verfaſſung verjtieße. Aber 
eben jo wenig, meine Herren, kann ich zugeben, wie dad aus den Andeu- 
tungen des Herrn Bundeskommiſſars vielleicht gejchloffen werden Fünnte, daß 
derjenige Weg, welchen wir vorjchlagen, irgendwie gegen Beitimmungen un- 
jerer Berfafjung verftieße, oder irgendwie dazu angethan wäre, die Rechte: 
fontinuität in Deutjchland zu zerreißen. Meine Herren, wenn unjere Bun- 
desverfallung vorjchreibt, daß Abänderungen devjelben im Wege der Bundes- 
gejeßgebung ftattfinden, jo zeigt ja eben dieje Beitimmung und es zeigt 
ferner die in jeder Seſſion bier gehandhabte Praris, wie leicht es ift, Ver— 
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änderungen dieſer Bundeöverfaffung herbeizuführen. Wenn wir daher die 
Berufung eined allgemeinen Deutichen Parlaments verlangen, jo find wir 
und bewußt, daß dies nur gejchehen kann, aber auch gejchehen darf, indem 
man eben im Wege der Bundesgejebgebung die entiprechenden Aenderungen 
der Norddeutjchen Verfaſſung feſtſtellt. Es fünnte das, meine Herren, auf 
zwei Wegen gejchehen; ed könnte eritend gejchehen, indem jofort dem Neichd- 
tage ein Wahlgeſetz vorgelegt wird, in welchem er dem zu wählenden 
Deutihen Parlament die Kompetenz zur Verfaffungsvereinbarung überträgt. 
Es fünnte aber auch zweitens. auf dem vielleicht noch einfacheren Wege ge 
ſchehen, daß Neuwahlen für den Norddeutichen Reichstag ausgefchrieben, 
gleichzeitig in Süddeutjchland nach Vereinbarung mit den jiddeutichen Re— 
gierungen die nöthigen Wahlgeſetze erlaffen werden, und dab dann an den 
zulammentretenden Norddeutichen Neichötag von den verbündeten Regierungen 
die Aufforderung gerichtet würde, mit jenen füddeutichen Abgeordneten zu 
einem gemeinjfamen Parlamente zufammenzutreten, und daß der Reichstag 
im Voraus die Abänderungen der Norddeutichen Verfaffung genehmigt, die 
diejed Parlament beichließen würde; ähnlich meine Herren, wie jahrelang in 
der preußtichen Verfaſſung ein Vorbehalt geitanden hat, nad) welchem die 
preugijchen Kammern unbedingt ihr Recht, in den deutichen Verfaſſungsver— 
hältniffen mitzujprechen, von dem Zuftandefommen einer deutjchen Einigung 
durch ein deutſches Parlament aufgegeben hatten, und wo lediglich dem Kö— 
nige die Befugniß zugeitanden war, diejenigen Abänderungen der preußiſchen 
Verfaffung, welche durch Feititellung des damals vorliegenden Entwurfes der 
ſogenannten Unionsverfaffung für den deutichen Bundesitant etwa nöthig 
wurden, anzuordnen. Meine Herren, ein ähnlicher Weg würde gegenwärtig 
formell vollftändig möglich jein, und ich meine, daß die Gründe, welche 
eineötheild gegen die Verfaffung und bier ‘vorgeführt worden find, wie an— 
dererfeitö die lebhafte Schilderung der Situation, in weldyer fid) dies Hohe 
Haus gegenüber den Vorlagen der Regierung befindet, doc) jehr für die Be— 
gründetheit des Weges jpräche, den wir Ihnen vorzujchlagen die Ehre haben, 
— auch noch in diejer letten Stunde. Meine Herren, ich glaube, daß, wenn 
von Anfang an die verbündeten Regierungen und die Nation mit Energie 
auf diefen Weg beitanden hätten, dann das Nefultat für uns Alle ein be 
friedigendered gewejen wäre. Denn nicht nur, meine Herren, bringen 
Sie diefen Reichötag in die Lage, einfach mit Ia oder Nein zu ftimmen, 
— bat ja noch der lebte Herr Redner mit ausdrüdlichen Worten gejagt, 
jede Amendirung diejes Vertraged wäre eine Verwerfung deffelben — ſon— 
den im diejelbe, meiner Anficht nach, einer parlamentarischen Verſamm⸗ 
lung unwürdige Lage, bringen Sie die füddeutichen Kammern. Und 
früher ift ed gerade immer vom füddeutjchen Standpunkte aus hervorge— 
hoben worden, wie fich dort Fürften und Stämme gerade durch das An— 
firmen verletzt fühlten, einfach in den Norddeutichen Bund einzutreten, und 
daß daher der richtige Ausweg der ei, wenn man die Vereinigung ganz 
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Deutjchlands wolle, daß dann wiederum ein Eonftituirended Parlament ein- 
trete. Ich bedauere daher, daß man nicht ſchon aus Rückſicht für Süd- 
deutjchland von Seiten der Regierungen auf diefen Weg eingegangen: it. 
Es hat das nur die traurige Folge gebabt, daß man auf der anderen Seite 
dem Partifularismus die unberechtigtiten Forderungen hat zugeſtehen müllen, 
welche man nicht hätte zuzugeltehen brauchen, wenn man einen Weg einge 
ſchlagen hätte, welcher der Würde der Nation und der Würde der einzelnen 
Staaten mehr entiprochen hätte als der jetzige. Der Herr Abgeordnete 
Lasker hat gejagt, ja über diefen Weg habe aber die Stimme der Nation 
entjchieden. Ich darf das zugeben, aber ich muß dann jagen, daß Diele 
Stimme der Nation ſich doch nidyt von jelbit gemacht hat, und daß ich es 
beflage, dal; gerade der Abg. Lasker und jeine Freunde in diefer Nichtung 
ein großes Gewicht in die Wagfchale gelegt haben dafür, daß fich die Na— 
tion eben nicht für einen Weg entidyieden hat, der, wie ich Ihnen nach— 
wies, für die Würde dieſes Haufes und für die Entwidelung der Einheit 
und Freiheit Deuticylands ficher ein heiljamerer gewejen wäre ald der jetzt 
eingejchlagene. Ic vermag ein joldyes Verhalten des Abgeordneten Lasker 
injofern auch nicht mit jeinen Worten, die er letzthin von der Tribüne ipradh, 
in Einklang zu bringen, als er jelber jagte, er habe das Vertrauen auf den 
Genius der deutſchen Nation, daß er aus diefer Verfafjung Etwas machen 
werde. Ja, meine Herren, wenn er diejed Vertrauen auf den Genius. der 
Nation hat, warum vertraut er denm nicht demjelben Genius der Nation in 
einem jo großen weltgejchichtlichen Augenblide wie der gegenwärtige ilt ? 
Wird denn in einem ſolchen Augenblide diejer Genius nicht feine Flügel am 
Fräftigiten Schwingen? Vergißt denn der Herr Abgeordnete Lasfer und feine 
Freunde, dat die Geſchichte nur jelten jo große MWendepunfte enthält, wo 
die Dinge gleichlam in Fluß find, und wo man fie dem Ideal fügjam 
machen kann, dab aber nachher, wenn ein ſolcher Augenblick ungenüßt vor: 
über gelalfen ift, die Gewalt der konſervativen Glemente wiederum das 
Mebergewicht erhält und dann allerdings der Genius der Nation oft jenem 
Bilde des Pegaſus im Joche ähnlicher fieht ald dem freien Flügelpferd ? 
Dann endlich, meine Herren, weiſt man und immer und immer wieder auf 
den gegenwärtigen Augenblid, ja jelbit auf die Stimmung unferer Brüder 
im Felde bin und thut jo, als wenn wir jenen Brüdern das ſchwerſte Un: 
recht anthun wollten, wenn wir aus aufrichtigem Bedenken auf dem Wege 
Halt zu gebieten verjuchen, der uns ald ein verderblicher erſcheint. Meine 
Herren, zufällig — dem jener Mann konnte nicht ahnen, daß jein Brief 
mich in dem Nugenblide erreichen würde, wo bier über eine Verfafjung 
Deutichlands verhandelt wird — erhielt ich geitern den Brief eines einfachen 
Wehrmannes, der in den Neihen unjerer Armee kämpft, der aber meine 
Stellung zu den Fragen des Rechts und der Freiheit im Allgemeinen jehr 
wohl kennt. Er jagt darin; „Ein Wunſch iſt ed, den wir ftündlich aus— 
Iprechen, das ift eim jchneller dauernder Friede, und dieſer Wunſch bejeelt 


Generalbebatte. Dunder. 93] 


auch mich; möge er bald eintreten, — aber (fügt er hinzu) ehrenvoll für unfer 
großes Vaterland, bis dahin immer treu auf Poſten!“ So ruft dieſer Wehr: 
mann zunächit in feinem Sinne, er will treu auf Bolten ausharren, bis der 
ehrenvolle Friede erfämpft ift; dann aber ruft er mir zu: „Auch treu auf 
Poften, wenn es verjucht werden jollte, berechtigte Hoffnungen nicht zu er- 
füllen!“ (Bravo link.) Meine Herren! Sie jehen alfo, daß auch unter 
den fampfenden Männern dad Bemwußtjein lebt, daß nicht durch ein unbe— 
dingtes Iafagen die berechtigten Forderungen derjelben zu erfüllen find. Und 
wenn man daran erinnert, da wir an die unvergleichlichen Thaten unſerer 
Brüder im Felde die Entwidelung und Geitaltung der Geſchicke des Vater- 
landes anreihen, dann jollten auch wir uns bewußt werden, dab wie dieſe 
glorreihen Waffenthaten nur hervorgerufen werden fonnten durch die ganze 
Thatkraft des Volkes und die Entwidelung aller jeiner Kräfte, wir eben jo 
aud auf dem freiheitlichen und parlamentarijchen Wege nur dann die höch— 
ften Ziele werden erreichen können, wenn wir dad gejammte deutjche Wolf 
zur Geltendmachung jeiner Stimme in einem einigen Parlament berufen! 
(Bravo! links.) 


Der erneute Antrag auf Schluß der Generaldebatte wurde angenom- 
men.”) Der präjudicielle Antrag Dunder wurde bei der Abitim= 
mung abgelehnt.“) Ferner wurde gejchäftsordnungsmäßig der Beſchluß 
gefaßt, daß Die drei Vorlagen über die Beitrittöverträge der jüddeutichen 
Staaten nicht an eine Kommiſſion zu überweijen jeien.***) 
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Borbemerkung. 


Zu der nachfolgenden Darftellung der Berathungen und Abftimmungen 
in zweiter und dritter Lejung iſt Folgendes vorauszuſchicken. Es war 
im Norddeutichen NReichötage, dem Vorſchlage des Präfidenten Dr. Simfon 
gemäß”), die Berathung der drei Verträge nach der Reihenfolge ihrer 
Borlegung jowol in zweite ald dritte Berathung genommen worden. Be 
gonnen wurde nämlich mit dem Vertrage Badens und Heſſens, dann fort 
gefahren mit dem Vertrage Würtembergs, endlich gejchloffen mit dem Ber: 
trage Baiernd. Jede der drei Vorlagen wurde einzeln für fich vollfonmen 
erledigt. Bei dem badijch = hejjiichen Vertrage wurde im Cinzelnen die 
demjelben beigedrudte Verfaſſung zuerſt, ſodann erft der auf Grundlage der- 
jelben abgejchloffene Vertrag berathen; ebenjo wurde zunächſt der mit Wür- 
temberg und Baiern gejchloffene Vertrag und ſodann erft das Schlußproto- 
foll (bei dem baieriſchen Vertrag) erledigt. Die Berathung und Abſtimmung 
jelbit wurde in der Weiſe bethätigt, daß der Präfident die einzelnen Artikel, 
Paragraphen oder jonftigen Beftandtheile der Vorlagen aufrief und wenn 
ein Abänderungsantrag nicht geitellt wurde, die Zuftimmung des Reichstags 
zum betreffenden Theile der Vorlage annahm. Demgemäß ift auch in der 
folgenden Darftellung verfahren, nur ift hier der Aufruf des Präfidenten 
ebenfalld weggelafjen, und wenn zu dem Theile der Vorlage nicht nur fein 
Antrag geitellt, jondern auch das Wort nicht ergriffen wurde, überhaupt jede 
Bemerkung und ebenjo audy jede Ueberjchrift weggelaffen worden. Bezüglich 
aller derjenigen Theile, Artikel, Ziffern und Paragraphen der Vorlagen alfo, welche 
im Nacyfolgenden entweder gar nicht auf geführt werden, oder wo an eine einfache 
Diskujfion (ohne dab ein Antrag geftellt wurde) feine Abftimmung angereiht 
wird, it im der zweiten und beziehungsweije dritten Berathung die Zu— 
ftimmung des Reichstags zur umveränderten Vorlage erfolgt. — Die 
dritte Berathung haben wir nämlich, wie wir in ähnlicher Weiſe auch 
bei der Verfafjung von 1867 verfahren find, jogleich an die zweite Bera— 
thung an den betreffenden Stellen der Vorlage, und zwar hier durchgängig 
die ganze Spezialdebatte angereiht. Lediglicdy die Generaldebatte haben wir 
ausgejchieden und hinter der zweiten Berathung bejonderd behandelt. 


St. B. S. 67 r. g. m. 109 r.g.m. 


Smweite und beziehungsweife dritte Berathung 
über die Berträge mit Baden, Helen, Würtemberg und Baiern. 


I. Bertrag mit Baden und Heflen. 
1) Berfajjung*). 


Albrecht aus Hannover (Einbed-Northeim)**): Namens Ihrer Peti- 
tionskommiſſion habe ic) über die eine der beiden zur vorliegenden Verfaſſung 
eingefommenen Petitionen gleicdy bier vorzutragen, weil fie fich auf einen 
formellen Punkt bezieht, der fich auf alle Artikel der vorliegenden Verfaſſung 
erftredt. Sie ift eingegangen von einem Manne in Scyleöwig, deilen Name 
unleferlich gejchrieben ift, im Verzeichniß ift er Nielfen genannt, ich leſe 
Truelſen. Die Petition bezieht fi) auf die Bezeichnung des neugeeinten 
Deutichlands in diefer Verfaffung ald „Deutjcher Bund”. Der Petent hebt 
bervor, der Deutjche Bund vom Jahre 1816 bis 1866 bezeichne eine der 
traurigften Perioden deutſcher Zeripaltung und nationaler Ohnmacht und 
Glendeö; er wünscht, das der neu erweckte Flügelichlag der Nation nicht 
durch den Schatten der Erinnerung an jene fünfzigjährige Periode deutjchen 
Jammers geftört werde, und daß mit dem Weſen ded weiland Deutichen 
Bundes auch defjen Name für ewig in dad Meer der DVergeffenheit gejenkt 
werde. Deshalb bittet er den Reichdtag: Er wolle in dem feiner Beſchluß— 
nahme vorliegenden Berfaffungsentwurf überall für den Ausdruck „Deutjcher 
Bund“ den Ausdruck „Deutjches Reich“ oder „Vereinigte Staaten von 
Deutichland“ ſetzen. Die Petitionsfommifftion beantragt nun bei dieſer Pe 
tition jowohl, wie bei derjenigen, welche ich nachher erwähnen werde, daß 
Sie beichließen wollen, daß dieſe Petitionen durch die Beichluhfaffung des 
Haufes über die vorgelegte Deutiche Verfaſſung als erledigt angejehen 
werden. 

Der Reichstag erflärte fich hiermit einverftanden***). 


”) Drudi. Nr.6 ©.7. ©. die joeben vorausgeſchickte Vorbemerkung. 
”) St. B. S.109 r.g.u. Beginn der 8. Sitzung vom 7. Dezember 1870, 
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Artifel 3. 


Antrag Wigard: in einem Zuſatze die Grundrechte des deutichen 
Volks zu gewährleiften*). 


Wigard (Dresden)**): Meine Herren, troß den entgegengejeßten trau— 
rigen und niederichlagenden Erfahrungen der Jahre 1813, 1830, 1848 und 
jelbit 1867 hatte ich mid) dennody der ſanguiniſchen Hoffnung bhingegeben, 
dat bei der allgemeinen Begeifterung der deutſchen Nation, mit welcher fie 
in den Krieg eingetreten ift, bei den Strömen von Blut, welche unjere Söhne 
vergoffen, die deutichen Negierungen endlidy mit einem anerfennenden Danke 
gegen dieje Aufopferung bervortreten und endlich über eine Verfaſſung ſich 
einigen würden, welche den gerechten Anforderungen der deutjchen Nation 
dody einigermaßen Rechnung zu tragen im Stande wäre. Xeider bin id) 
auch gegenwärtig wieder vollitändig enttäufcht. Meine Herren, wir ftehen 
am Vorabende einer Kaiferfrönung wie damald vor 21 Jahren, aber mit 
einem bedeutenden, tiefeingreifenden Unterjchiede. Damals jollte der Deutjche 
Kaijer, wie ein Dichter fich ausdrüdte, mit einem Tröpfchen von demofra- 
tiichem Dele gefalbt werden, gegenwärtig wird ihm aber ein unbejcränkter 
Militariemus zur Seite geitellt; damals wurde an die Seite des Kaijers 
eine Verfaſſung geitellt, welche in einem organijchen und harmonijchen Ge- 
füge jowohl die Rechte der Gentralgewalt ald die Gleichberechtigung aller 
Staaten, wie endlidy aud) die Berechtigungen der Staatsangehörigen in ein 
richtiges Maß und Verhältniß ftellt. Gegenwärtig, meine Herren, ift von 
einer ſolchen Verfaſſung feine Rede jelbit troß aller ſchönen Phrafen; troß 
aller Schönrederei vermag der nüchterne VBerftand in dem, was und vorgelegt 
worden, alles Andere aber nur feine Verfaſſung eined wahren Bundes zu 
erbliden. Nidyts ald Verträge zwijchen Fürften und Regierungen, das joll 
der Kitt jein, welcher die deutſche Nation nicht etwa zu einem ganzen großen 
deutjchen Baterlande, nein auch nur wie damald 1849 zu einem Klein- 
deutjchland vereinigen joll, zu einem Kleindeutichland, deſſen Spiben und 
Träger in unnahbarem Abjolutismus und jchranfenlojem Bureaufratismus, 
deſſen Glieder in der Ungleichheit ihrer Rechte und Verbindlichkeiten, deſſen 
Angehörige in voller verfaffungslojer Rechtslofigfeit fich auszeichnen. (Bravo 
links.) Meine Herren, bei einer foldyen betrübenden Erſcheinung möchte es 
doh wohl an der Zeit jein, den großen faſt unerjchwinglichen Opfern an 
Gut und Blut gegenüber auch daran zu denfen, daß ed nicht bloß Fürften, 
nicht blos fürftliche Regierungen in Deutichland, jondern daß ed aud) eine 
deutiche Nation giebt, (Sehr wahr! links) aber von diejer deutichen Nation, 
von ihren Rechten, finden Sie in den vorgelegten Verträgen Nichte. Meine 

*) Drudi. Nr. 26, wojelbft die Formulirung nachzuſehen ift; vgl. dem Ähnlichen 
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mer, mit diefem meinen Antrage, welcher dahin gerichtet ift, wenigftens 
in Tröpfchen demofratijchen Deles in dieje Verträge bineinzubringen, will 
ih aber meinen Standpunft bezüglich der Nechtögültigfeit der Reichöver- 
faflung von 1849 auf feinen Fall aufgegeben, damit will ich auf die Grund: 
rechte nicht verzichtet haben, wie fie in jener Reichsverfaffung niedergelegt 
iind. Nach der Erklärung des Herm Präfidenten des Bundesfanzler-Amts 
kann ich das ganze Werk, um das es fich gegenwärtig handelt, für nichts 
anderes anſehen, als für den Kaufpreis einer Krone. Und diefer Kaufpreis, 
meine Herren, iſt mir doch viel zu hoch, viel zu hoch gegriffen, wenn er nicht 
einmal mit wenigen Grundftrichen auch die Nechte des Volkes enthält. Im 
dieiem Sinme habe ich diefe wenigen Grundrechte des Volkes Ihnen zur An— 
nahme vorgejchlagen und, meine Herren, den Cinwand kann man nicht 
machen, dat eine fünftige Legislaturperiode im Stande fein werde, die Ver- 
faffung des Norddeutichen Bundes jelbit zu verbeffern und etwa ſolche Be— 
fimmungen, wie ich fie vorichlage, noch hineinzubringen; denn es handelt 
fih nicht um die Ausbildung der Norddeutichen Verfaffung, es handelt fich, 
wie die Herren ja jelbit fortwährend uns jagen, um eine deutjche Verfaſſung. 
Wenn es fih um die handelt und wenn eö fich audy nur um die Verträge 
handelt, welche einjeitig die Fürsten über die Regierungsweiſe des Volkes ab- 
geihleffen haben, jo it es wahrlich an der Zeit, daß in dieſe deutjche Ber: 
faſſung, oder, wie ich fage, in dieſe Verträge der Fürften über das deutjche 
Volk auch ſolche Beftimmungen aufgenommen werden, weldye die Angehörigen 
deö Fleindeutjchen Verbandes fichern und jchügen in den Rechten, deren jedes 
politiſch mündige Volk außer Deutjchland jchon jet fich erfreut. Ich empfehle 
Ihnen daher dieje Anträge aus den oben erwähnten und bereits früher ent- 
widelten Gründen zur Annahme. (Bravo! links.) 


Präfident des Bundeöfanzler-Amts Staatöminiiter Delbrück““: Meine 
Herren, ich habe bereitd in meinem einleitenden Vortrag zu erwähnen die 
Ehre gehabt, daß die Regierungen bei den Verhandlungen über die Doku- 
mente, die Ihnen heute zur Berathung vorliegen, fid) wohl die Frage vor- 
gelegt haben, ob neben demjenigen Verabredungen, welche unmittelbar durch 
den Beitritt der Süddeutſchen Staaten veranlaßt und nothwendig wurden, 
aud in eine Revifion der Bundeöverfaffung jelbjt einzutreten ſei. Sch habe 
zu bemerken die Ehre gehabt, daß die Gründe, welche für die Bejahung die— 
jr Frage angeführt werden können, von den verhandelnden Regierungen in 
feiner Weije verfannt find, daß fie aber geglaubt haben, den gegenwärtigen 
Moment nicht für den geeigneten halten zu können, um zu den durch den 
Beitritt der Süddeutſchen Staaten gebotenen Fragen noch die großen Fragen 
binzuzufügen, welche ſich an eine Revifion der Verfaffung ſelbſt knüpfen. 
Ich kann verfichern, meine Herren, daß die verhandelnden Regierungen. 


N St. B. S. 110 r. g. u. 


236 Vertrag mit Baden und Heffen. 


wenn es fi) um eine joldhe Revifion handelte, auch ihrerſeits manche Wünfche 
auf dem Herzen haben würden; fie haben aber geglaubt, auf jeden diejer 
Wünſche für den gegenwärtigen Moment verzichten zu müffen, weil fie davon 
ausgingen, dab in einem Augenblid und in einer Lage, in welcher es vor 
allen Dingen darauf ankommt, auf Grumd der beftehenden Bundesverfaffung 
den Bund über ganz Deutſchland auszudehnen, es nicht richtig jet, diejenigen 
verfaſſungsmäßigen Organe, welche über die Vorlagen zu beichliefen haben, 
in die Lage zu jeßen, bejchliegen zu müfjen über $ragen, welcher dieſer Aus- 
dehnung des Bundes unmittelbar fremd find. Die Regierungen haben ge- 
hofft und hoffen auch heute noch, daß der Neichstag ſowohl als die ver- 
falfungsmäßigen Organe der Einzelftanten, weldyen die gegenwärtigen Vor— 
lagen noch vorzulegen fein werden, von einer gleichen Enthaltiamfeit aus- 
gehen werden, dab auch fie fich bewußt jein werden, daß der Moment jett 
nicht da iſt, um Wünſche, die fie für berechtigt halten mögen, in Beziehung 
auf die Nevifion der Bundesverfaffung jelbft, zur Geltung zu bringen. Ich 
fann meinerjeits nur erklären, dab für die Negierungen die Möglichkeit nicht 
da iſt, auf eine Nevifion der Bundeöverfaffung — und darauf zielen die 
Anträge ded Herrn Vorrednerd bin — jebt einzutreten, und ich habe Sie 
deshalb zu bitten, dieſe Anträge abzulehnen. 


Schr. v. Soverbek (Berlin II.)*): Meine Herren, die eben gehörte 
Erklärung des Herrn Präfidenten ded Bundesfanzler-Amtd drüdt das Siegel 
auf die Art und Weile, wie die fünftige Berfaffung des Deutjchen Bundes 
bier von und feitgeitellt werden jol. Wenn hier ausdrüdlich anerfannt wird, 
und zwar bei dem Cingang in die Spezialberathung, dat irgend eine Frucht 
für die freibeitlichen Beftrebungen deö deutichen Volkes, irgend eine Erfüllung 
einer Forderung der Nation von vornherein ausgejchloffen ift, daß aljo Alles, 
was der Neichstag bier beſchließen kann, nichts ald eine Vermehrung des 
jeparatijtijchen Elements im fünftigen Deutſchen Bunde ift, jo ift das in 
diefem Augenblid um jo gefährlicher, ald für alle Zufunft derartige Ver— 
beijerungen, wie fie die Norddeutjche Bundesverfaffung wenigſtens theilweije 
zuläßt, bedeutend erjchwert werden. Wenn die Vorlagen der vereinigten 
Regierungen Gejeß werden, jo wird fünftig eine verhältnigmäßig jehr ges 
ringe Zahl von Stimmen binreichen, um jede heilfame Veränderung nad 
dieſer Richtung hin zu erjchweren. Ob es in diefem Augenblid möglich ift, 
einzelne Amendementd noch zu ftellen und durchzubringen, während in ber 
Handlungsweiie der Regierungen Alles darauf hinzielt, und die ganze Sache 
en bloc annehmen zu machen, das Stelle ich anheim. Ich glaube, ed wird 
zweckmäßig fein, daß wir bis zum leßten Augenblid mit unjeren Amende- 
ments aushalten, und daß wir dem ganzen Lande gegenüber zeigen, wo der 
Entſchluß beitanden hat, jede Förderung des Werks unmöglicy zu machen; 
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wern aber das Merk in diefer Weije zu Stande kommen follte, dann wird 
man, glaube ich, überall veritehen, daß eine Anzahl von Mitgliedern, die 
fich nicht geſcheut haben, troß aller jchweren Bedenken in dieſe Arbeit ein- 
jutreten, unter ſolchen Umständen jchließlih dem Gejammtrejultat nur ihr 
Nein entgegenjeen können. (Bravo! linke.) 


Wiggers us Roftod (Berlin III.)*): Ic glaubte eigentlich, daß mein 
Antrag ſchon an die Reihe kommen würde, ich bin aber von dem Herm 
Träfidenten belehrt, dab das nicht der Fall iſt. Ich will indeß auf das, 
was der Herr Präfident des Bundesfanzleramts joeben mitgetheilt hat, doc) 
ewidern, dab mir ein gewiljer Widerſpruch darin zu liegen jcheint, wenn 
die Regierungen es ablehnen, auf eine Nevifion einzugehen, während fie doc) 
jelbit eine Nevifion der Bundesverfaffung gemadyt haben. Wenn man den 
Vertrag mit Baiern und auch die übrigen Verträge anfieht, meine Herren, 
io kann man doch nicht anders jagen, als daß bereits eine Nevifion der 
Norddeutichen Bundesverfaffung ftattgehabt hat. Soll nun die Nevifion blos 
in der Richtung fein, daß nur die Interefien der Regierungen wahrgenommen 
werden? Dann meine ich doch, auf der andern Seite hätten wir auch dafjelbe 
Recht, daß auch eine Nevifion im nationalen und freiheitlichen Sinne vor- 
genommen wird. Ich meine auch, das, was der Herr Präfident des Bun- 
desfanzler-Amts gejagt bat, ift doch immer jo zu verftehen, daß man nicht 
von vornherein jagen wird: jeder Antrag, der hier vorgelegt wird, wird ala 
ſolcher abgeworfen; eö joll nur eine Revifion nicht ftattfinden, was doch aber 
nicht bedeutet, daß jeder Antrag als joldyer nicht zuläffig it. Meine Herren, 
man verurtbeilt doch den Angeklagten erit nad) zuvorigem Gehör, man wird 
alio doch nicht von vornherein unjere Anträge abwerfen wollen, von vorn- 
berein, ehe fie begründet find. Ich gebe mich daher der Hoffnung bin, daß 
wir hier troß dem, was von Seiten des Bundesfanzlertiiches gejagt ift, rubig 
in der Berathung der geftellten Amendements fortfahren. 


Bei der Abjtimmung wurde der Antrag Wigard abgelehnt"). 


Antrag Wiggers***): hinter Artikel 3 folgenden neuen Artikel 
einzuſchalten: 
„Sn jedem Bundesſtaate muß eine aus Wahlen der Be— 
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völferung bervorgehende Vertretung beftehen, deren Zuftimmung 
bei jedem Bundeögejeße und bei der Feititellung des Staatshaus- 
halts erforderlich iſt“. 


Gegenantrag Hennig '): 

In Erwägung, dab es fich empfiehlt, die Aufgabe des Reichs— 
tags in jeiner gegenwärtigen Sejfion auf die Feititellung derjenigen 
Punkte der Bundeöverfaffung zu beichränfen, welche durdy den Hin- 
zutritt der Süddeutſchen Staaten eined Zuſatzes oder einer Abände- 
rung bedürfen : 

über den Antrag Wiggers zur Tagesordnung überzugehen. 


Albrecht“): Die zweite der beiden von mir vorhin erwähnten Peti- 
tionen it ausgegangen von dem Profefjor der Theologie Baumgarten und 
von 39 anderen Berjonen aus Roſtock, unter ihnen Advofaten, Gemeinde: 
beamten, Aerzte, und nach einer weiteren, dem Neichötage gejchehenen Mit: 
theilung hat eine zahlreich bejuchte öffentliche Verfammlung in Roitod am 
29. November diejes Jahres ihre Zuftimmung zu diejer Petition erflärt. 
Der Antrag der Petenten ift dem Sinne nad) und auch fait den Worten 
nad) derjelbe, den der Abgeordnete Wiggers geftellt hat und geht dahin, der 
Reichötag wolle beichließen: „daß in die Verfafjung des deutichen Reichs 
folgendes Geſetz aufgenommen werde: In jedem Bundesitaate wird die Ge 
jeßgebung und die Feltitellung ded Budgets unter bejchliegender Mitwirfung 
einer aus Wahlen bervorgehenden Volksvertretung geübt." Zur Motivirung 
ift Folgendes hervorgehoben: Die großen Creigniffe des laufenden Jahres 
hätten jeden Zweifel an der politijchen Lebensfähigfeit des Deutjchen Volkes 
beieitigt. Der Heldenruhm des deutichen Volkes habe fidy erneuert und die 
Thür einer weltgejchichtlichen Zukunft für das deutiche Vaterland geöffnet. 
Aber nicht dazu ſei deutiche Ihatkraft und deutiche Tapferkeit berufen, um 
Argwohn und Schreden zu verbreiten, jondern das deutſche Reich jolle im 
Herzen Europa's die itarfe Wacht des Weltfriedend werden. Was die Kriegö- 
aktion begonnen, das jolle die Friedensarbeit vollenden; der Bau der deutjchen 
Einheit und Sicherheit ſtehe aufgerichtet, nun jolle Freiheit und Selbſtver— 
waltung das Gebäude des neuen deutichen Reiches vwerherrlichen. Im diejer 
Ausficht auf die deutjche Zukunft gewinne auch das medlenburgiiche Volt 
die Hoffnung, daß feinem Verlangen nad) politijcher Gleichberechtigung mit 
den übrigen deutjchen Stämmen die endlidye Gewährung nicht länger fünne 
vorenthalten werden. Die vielen Mängel und Gebredyen ſeines öffentlichen 
Lebens jeien der Welt nicht unbekannt, die gegenwärtige Epoche der deutjchen 
Entwidelung jei geeignet, auf den politiichen Nothſtand in Mecklenburg ein 


6.8 ©. 112 1.9.0. 
*) St. B. S. 111 3. g. m. 





Berfafjung. Art.3. Antrag Wiggers. 239 


neues und grelles Licht zu werfen. Was jollen — fragen die Petenten — 
wir antworten, wenn unjere junge Mannjchaft, welche Leben und Gejundheit 
eingeieht, heimfehrt und fragt, warum fie, die neben den übrigen Deutjchen 
für das große Vaterland gekämpft habe, in ihrer engeren Heimath nicht 
gleicher ftaatsbürgerlichen Nechte ſich erfreuen dürfe wie ihre Waffenbrüder 
in den anderen deutſchen Staaten? Den jugendlichen Kriegern, welche auf 
der Höhe einer weltgeichichtlichen Aktion die freie, friiche Luft geathmet 
haben, könne nicht zugemuthet werden, in den dumpfen Räumen mittelalter- 
licher Zuftände ſich wohl zu fühlen. Andererjeits könne das deutſche Reich 
feine Miſſion nur dann erfüllen, wenn alle Glieder am deutichen Volkskörper 
ich frei bewegen und die geiftigen und fittlicdyen Kräfte, welche unjerer Na— 
tion anvertraut jeten, nirgends gehemmt und verfümmert werden. So lange 
alſo die unnatürlichen Feſſeln, welche in Mecklenburg die Freiheit des öffent- 
lihen Lebens unterbinden, nicht abgenommen jeien, fünne auch der gejunde 
und kräftige Volksſtamm, der in Mecklenburg wohne, für das Gedeihen des 
Ganzen unmöglich denjenigen Beitrag gewähren, deſſen er an fich fähig jet. 
Deshalb bitten die Petenten, in einem Augenblide, wo es ſich um die Neu- 
geftaltung des deutſchen Neiches handele, daß der Neichstag den Beſchluß 
falle, den ich im Eingange mir erlaubt habe vorzulejen. Der Antrag der 
Petitions-Rommilfion ift jchon vorher aud für dieje Petition angenommen. 


Wiggers aus Roftod (Berlin IIL.)*): Meine Herren, wie Ihnen be 
reits mitgetheilt, ftimmt der Antrag, der von mir und einer größeren Anzahl 
Reichötagsmitglieder geftellt ift, im Wejentlicyen überein mit dem Antrage 
einer Petition aus Medlenburg und auch mit einem Antrage, der jchon 
früher hier im Eonitituirenden Reichstage verhandelt ift**), und dahin lautet: 
„In jedem Bundesitaat wird die Geſetzgebung und die Feititellung des Bud— 
gets unter Mitwirkung einer aus Wahlen hervorgegangenen Bolfsvertretung 
geübt.“ Meine Herren, der Antrag wurde damals abgelehnt, nicht weil man 
ihn an fich für unzweckmäßig und unzuläfjig bielt, jondern aus dem Grunde, 
weil man befürchtete, er könnte dem Einigungswerk hinderlich in den Weg 
treten. In Folge einer Petition, die dem eriten gejeßgebenden Neichstage 
im Jahre 1867 zuging, wurde aufs Neue über die medlenburgiiche Frage 
im Reichötage verhandelt. Cs wurden verſchiedene Anträge geitellt, die aber 
lammtlich abgeworfen wurden. Der Antrag der Petitionskommiſſion, welche 
einen Antrag auf Wiederherftellung einer fonititutionellen Verfaſſung empfahl, 
wurde indeß nur mit der geringen Wlajorität von 106 gegen 102 Stimmen 
abgelehnt. Im NReichötage deö Iahres 1869 kam die medlenburgiiche Sache 
zum dritten Mal zur Verhandlung””*), und da wurde im Sinne der Betenten, 
die damals aus Mecklenburg ſich wiederum an den Reichstag gewandt hatten, 
ein Beichluß mit großer Majorität gefaßt, wonach dieje ganze Angelegenheit 
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nad) Artifel 76 der Bundeöverfaffung dem Bundeskanzler zur Prüfung 
übergeben wurde. Meine Herren, die medlenburgiihe Bevölkerung 
glaubte, dab nunmehr die Frage auf die richtige Bahn geleitet wäre 
und daß, nachdem der Reichstag ſich mit jo großer Majorität für den 
medlenburgijchen Antrag entichieden hatte, nunmehr die weiteren Ein— 
leitungen zur Reform unjerer Verfaſſung getroffen würden. Sie wur: 
den aber von ihren Hoffnungen wiederum zurüdgebradht, indem unter 
dem 5. Juli eine abjchlägige Antwort auf die Petition von Seiten des Bun 
desraths ertheilt wurde. Die Erwägungen diejer Antwort gingen dahin, 
daß, „Die in Folge des jchiedsrichterlichen Urtheild vom 11. September 1850 
wieder hergeitellte landſtändiſche Verfaffung zur Zeit der Einrichtung des 
Norddeutichen Bundes in anerfannter Wirfjamfeit beitand und daß deshalb 
dad auf dieſe Verfaſſung fich gründende Recht ald das gültige Verfafjungs- 
recht im Sinne des Eingangs der Bundesverfafjung angejehen werden muß.“ 
Meine Herren, dieſe Entſcheidung fam und wirfich unerwartet, weil wir 
davon ausgegangen waren, daß die Garantie, welche in der Einleitung der 
Bundesverfafjung gegeben wird, ſich nur auf die Berfajjungen bezieht, welche 
als rechtögültig anerfannt find, und dab das Wort „gültige Verfaſſung“ 
gerade den Gegenjaß bedeutet von „faktiſch beitehender Verfaſſung“. Außer: 
dem waren wir darauf nicht gefaßt, dab anerfannt wurde, da durch Ver— 
träge, welche zwijchen verjchiedenen Staaten abgejchloffen werden, auch die 
Verfaffungszuftände der verjchiedenen Staaten ald rechtliche anerkannt werden. 
Wie dem aud) ſei, meine Herren, es iſt bier nicht der Ort, weiter Rüdficht 
darauf zu nehmen. Wir wurden aber damald durdy die Entſcheidung des 
Bundesrathes in unjeren Hoffnungen auf das Aeußerſte getäufcht, denn da 
ein Verfahren nach Artifel 76 nur mit Genehmigung des Bundesraths oder 
unter defjen Zuftimmung eingeleitet werben fann, jo hatten wir damals alle 
Hoffnung auf eine Reform unjerer Verfafjungszuftände verloren. Seht aber 
ift der Zeitpunkt für eine Neform eingetreten, wo es fi) um eine Verfaſſung 
von ganz Deutjchland handelt, und da hoffen wir, daß Sie und mit unter: 
jtügen werden, um andere Zuftände für und zu jchaffen, nicht blos im Inter: 
eſſe unjered engeren Heimathlandes, jondern auch im Interejje ded zu konſti— 
tuirenden deutichen Bunded. Meine Herren, es fällt mir nicht ein, Ihnen 
die Nothftände, die in Medlenburg eriftiren, bier eingehend charafterifiren 
zu wollen. Sch jelbft habe mic, zu wiederholten Malen darüber geäußert, 
Sie jelbit haben auch ſchon theilweije die Unhaltbarfeit unſerer Zuftände 
durch Beſchlüſſe anerfannt, und ich will mid, daher einfach darauf beſchränken, 
diejenigen Verhältniffe darzulegen, welche meinem Antrage unmitlelbar zu 
Grunde liegen. Es wird Ihnen meiſtens befannt jein, dab wir überhaupt 
für die Vertretung feine Wahlen haben, jondern, daß die Landesvertretung 
aus denjenigen Herren befteht, welche zufällig Nittergutöbefiger find, und 
aus den Herrn Bürgermeiftern der verjchiedenen Städte. Das find, jo zu 
jagen, unjere geborenen Vertreter, und diefe haben nicht die Intereffen des 


Verfaffung. Art. 3. Antrag Wiggerd. Wiggere. 241 


ganzen Landes zu vertheidigen, jonden — wie ausdrüdlich der landesgrund- 
geſetzliche Erbvergleich von 1755 jagt — nur ihre eigenen Interefjen; die 
allgemeinen Intereſſen find für die Stände, die nur ihre eigenen Intereſſen 
zu vertreten haben, wie der landeögrundgejeßliche Erbvergleich jagt, „gleich- 
gültig“. Außerdem, meine Herren, haben wir, die Bevölferung, nicht das 
Geringite der Eimwirfung auf die Gejeßgebung und auf die Finanzen. Wir 
wiſſen nicht einmal, wie es mit unjeren Finanzen fteht; ed wird uns feine 
Ueberficht gegeben, und im Jahre 1850 ift zum leßten Male während unjerer 
fonftitutionellen Zeit ein Staatshaushalt erichienen. Meine Herren, Sie 
werden zugeben, daß dieſe Zuftände für und nicht länger zu ertragen find, 
und daß es auch im Intereſſe des deutichen Bundes liegt, joldhe Zuftände 
zu befeitigen. Denn, meine Herren, die Prinzipien, die in den einzelnen 
Verfaljungen niedergelegt find, müſſen doch mit den allgemeinen Prinzipien, 
weldhe ſich in der Bundeöverfaffung befinden, übereinitimmen. Es dürfen 
doh nicht in dem einen Staate Zuftände fein, welche fich der freien Ent: 
widlung des Bundes und der Gejeße deſſelben förmlich entgegenftellen? Wenn 
ein Glied des Bundes frank ift, dann ift auch der ganze Bund franf. Wir 
geben davon laus, dab das Deutſche Reich an der Spiße der Givilijation 
marichiren joll. Aber wie joll es an der Spibe der Civiliſation marſchiren 
können, wenn noch einzelne Staaten zu demjelben gehören, deren Zuftände 
noch tief im Mittelalter wurzeln? Und was werden wir gegenüber denen 
jagen, welche uns zurufen: Wie, Ihr wollt an der Spitze der Civilijation 
marſchiren, und die Zuftände der einzelnen Staaten find noch ſolche, daß fie 
im vollitändigen Widerftreit zu Eurem Vorhaben ftehen! Meine Herren, die 
medlenburgiiche Bevölkerung bat ebenjo wie alle übrigen deutjchen Volks— 
ſtämme im Kriege ihre Schuldigfeit gethan, und ebenfowohl Gut und Blut 
geopfert, wie die anderen Stämme Deutſchlands. Ich glaube nicht, daß wir 
in diefer Beziehung hinter irgend einem von den übrigen Stämmen zurüd: 
ftehen. Dann aber, meine Herren, jage ich, wenn wir die gleichen Opfer 
gebracht haben, warum jollen wir denn nicht gleichberechtigt jein in jtaat- 
licher Beziehung mit den übrigen Volksſtämmen? Unjere Soldaten haben 
ebenjowohl ihr Blut geopfert, als die Soldaten aus den übrigen Ländern, 
ud — es iſt ſchon in der Betition darauf aufmerfjam gemacht — was 
werden fie jagen, unjere Soldaten, wenn fie wieder zurüdfehren, und fie 
haben wohl die gleichen Pflichten, nicht aber die gleichen Rechte, wie ihre 
Kameraden. Sie haben aus den Zeitungen und telegrapbiichen Depefchen 
geiehen, dab gerade die medlenburgijcyen Soldaten ſich gegenwärtig in der 
gefährlichiten, erponirtejten Stellung befinden, dab Ströme ihres Blutes ge: 
floffen find. Wollen Sie, daß unſere tapferen Soldaten zurüctehren, wie 
anft ihre Vorfahren aus den Freiheitskriegen zurücgefehrt find, wo fie 
wiederum die Leibeigenjchaft vorfinden? Meine Herren, die Einwände, die man 
betreffs der medlenburgijchen Frage und der Anträge, die darin geitellt find, früher 
gemacht hat, treffen im diejem Augenblid meiner Anficht nad) nicht mehr 
Ratetialien DI- 16 
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zu. Es handelt fidy bier nicht um eine Verfafjungsfrage nach Artikel 76. 
Ic glaube audy, daß der Einwand der Infompetenz, der früher geltend 
gemacht worden ift, hier nicht wiederum erhoben werden fann, und daß 
fi aud) der Abgeordnete Windthorft, der ed ja immer für feine Aufgabe 
gehalten hat, aus Kompetenz-Gewifjensrüdlichten gegen unfere medlen- 
burgiichen Angelegenheiten zu fechten, daß jelbft diefer ſich überzeugt haben 
wird, daß die Kompetenz jebt vorhanden ift, denn gerade er war derjenige, 
der damals behauptete: weil feine Normativbeftimmungen über die Ber- 
fafjungen der einzelnen Staaten in der Bundesverfafjung wären, darım 
wären wir nicht Fompetent die medlenburgijche Verfaffung zu ändern. 
Meine Herren, im Gonftituirenden Neichötage war die Sorge für das Zu— 
ftandefommen des Norddeutichen Bundes der Grund weshalb unjer An— 
trag damals abgelehnt wurde. Diejer Grund kann uns doch auch nicht 
mehr entgegengeftellt werden. Wir haben jebt den Norddeutichen Bund 
in jeinem feiten Gefüge, der Norddeutſche Bund kann jede Berfafjungs- 
änderung beichließen mit zwei Drittel Majorität der Stimmen im Bundes- 
rat) und mit der gewöhnlichen Majorität des Neichötaged. Und num, 
meine Herren, fünnen Sie dody nicht erwarten, daß gerade die füddeut- 
ſchen Staaten gegen diejen Antrag opponiren follten, der doch jo mäßig 
gejtellt ift wie einer, der dody das für fich hat, daß die Zuftände, die wir 
erft herbeijehmen, fich im dem jüddeutichen Stanten jchon finden? Glauben 
Sie denn, daß die ſüddeutſchen Regierungen dagegen ſtimmen werden, daß 
die ſüddeutſchen Staaten, die dad jchon haben, wad wir erjehnen, und 
died mißgönnen werden? Haben Sie denn nicht audy Rüdficht zu nehmen 
auf die Abgeordnetenfammern im Süden, in Baiern, Würtemberg u. |. w.? 
Glauben Sie denn, daß dieſen Abgeordneten ed angenehm ift, dab fie in 
eine Gemeinjchaft treten jollen, im mweldyer ſich noch Staaten finden, die 
mitten im Mittelalter wurzeln? Wiſſen Sie nicht, daß unfere Zuftände 
weit über die Grenzen des Baterlandes hinaus ein öffentliched Aergerniß 
gegeben haben? Wollen Sie den jüddeutichen Abgeordnetenfammern dadurch 
die Verfaſſung jchmadhaft machen, daß Sie jetzt dasjenige, worauf wir 
eben jo gut ein Recht haben, ald jeder andere Volksſtamm in Deutichland, 
uns verjagen? Man macht audy ferner den Einwand, dab es fich hier 
nur um Medlenburg handele. An fich ift ed fein Einwand gegen unjern 
Antrag, denn wir haben ja doch jchon bejondere Beftimmungen für ein- 
zelne Staaten in unſerer Bundesverfafjung z. B. wegen der Hanjejtädte, 
die außerhalb des Zollvereind geblieben find. Und idy glaube, gegenüber 
der Thatjache, dab jo große Vorrechte einzelnen jüddeutichen Staaten be— 
willigt find, kann man nidyt mehr jagen: weil ed fih um einen einzelnen 
Staat handelt, darum kaun fein bejonderes Gejeß darüber gegeben werden. 
Im Mebrigen fommen außer den beiden Medlenburg nody in Betracht: 
Rabeburg, Lauenburg jelbjt und Lippe. Die Nabeburger Zuftände haben 
Sie ja auch ſchon mehrfach fennen gelernt. Sie wifjen, daß dort neuerdings 
eine Verfafjung gegeben ift, welche gewifjermaßen ald Karrifatur einer 
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Verfaſſung aufzufaffen ift. Ich nenne ed Karrifatur, wenn 21 Abgeord- 
nete find umd darunter befinden ſich drei Paftoren die von den zwölf 
oder fünfzehn Paftoren ded Landes gewählt werden, drei Dominialpächter 
und dann noch die drei Nittergutöbefitier, welche in dem Lande eriftiren. 
Meine Herren, die Verfaſſung ift jo wenig annehmbar für das Wolf ges 
weien, dab das Land lieber verfafjungslos bleiben will, als eine ſolche 
Verfaffung fich gefallen lafjen. Sie würden aljo durdy Annahme meines 
Antraged auch das erreichen, dab für Nabeburg etwas geichaffen wird. 
Dann, meine Herren, ift ed aber auch gar fein ſpecifiſch meclenburgijcher 
Antrag, und zwar aud dem Grunde, weil er zur gleicher Zeit bezwedt, das 
beftimmte Maß feitzufegen, welches unter allen Umftänden für die deut- 
ſchen Verfaffungen feitgehalten werden joll, dab aljo auch im einer Zeit 
der Reaktion gewifjermaßen ein Riegel vorgeichoben wird, damit die Ver: 
faffungen nicht weiter rückwärts revidirt werden fünnen als unter Feſt— 
haltung beftimmter Vorausſetzungen und beftimmter fonftitutioneller Prin- 
cipien. Schließlich, meine Herren, will ich mich für meinen Antrag auf 
die Autorität des Herrn Bundesfanzlerd jelbjt berufen. Der Herr Bundes: 
fanzler bat im Gonftituirenden Reichstag von 1867 ſich dahin geäußert: 
„Sie müffen doch die Regierungen nicht im Berdacht haben und feine der 
22 Bundesregierungen, dab fie ſich von der hiftoriichen Fonftitutionellen 
Entwidlung Deutichlands losſagen wollen.” Im bejonderer Anwendung 
auf Medlenburg ſprach der Herr Bundesfanzler im Reichötage von 1869 
fih auß*) und bemerkte damals: „dab er aufrichtig an der Eonftitutionellen 
Entwidelung und an ihrer Stetigfeit im gefammten Vaterlande hänge 
und nicht beftreite, daß die wünjchenswerthe Homogenität in Medlenburg 
noch nicht vollftändig hergeftellt jei." Er fuhr dann weiter fort und mo— 
fivirte die Ablehnung des damaligen Medlenburgijchen Antrages insbe- 
Iondere damit, „daß das dankbare Vertrauen, mit welchem er auf die 
Stellung des Großherzogs von Medlenburg- Schwerin blide, jowohl in 
Betreff der Entftehung der Verfafjung, als auch in Bezug auf ihre Fort: 
bildung, ihm zu der Hoffnung berechtigte, daß der heilende Einfluß der 
Zeit ein nicht ganz langſamer fein werde und daß wir nichts verlören, 
wenn wir ihm einen möglichit freien Spielraum ließen.” Meine Herren, 
ih bin erfreut geweſen über die Kobiprüche, welche Seiner königlichen 
Hoheit dem Großherzog von Medlenburg- Schwerin ertheilt worden find, 
und ftimme in diejer Beziehung mit der Anficyt des Herrn Bundeskanzlers 
vollftändig überein. Aber, meine Herren, ift denn der Großherzog von 
Medlenburg- Schwerin das Hinderniß für die Neform unjerer Zuftände? 
Meine Herren, erinnern Sie ſich doch, daß gerade der Großherzog von 
Medienburg- Schwerin ed war, der am längften in der Zeit der furdht- 
barften Reaktion bis zum Februar 1850 an der Fonftitutionellen Verfaffung 
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feftgehalten hat, und daß er nur dem Drude gewichen ift, den damals die 
beiden Großmächte Deiterreih und Preußen auf ihm ausgeübt haben. 
Erinnern Sie fich ferner, meine Herren, dab, ald er fih auf Drängen 
der Großmächte dazu entichloß, den jchiedärichterlichen Sprudy einzuholen, 
er es war, der jagte, wie auch der Spruch ausfallen würde, er würde doch 
an dem fonititutionellen Princip feithalten. Erinnern Sie ſich, daß ja 
der Großherzog von Medlenburg: Schwerin der Verflagte im jener Ange- 
legenheit war und die fonititutionelle Berfaffung von 1849 vertheidigt hat. 
Und als durdy den Schiedöiprudy die Verfaffung von 1849 aufgehoben 
wurde, da war eö der Großherzog, welcher jagte, er wolle deijenungeachtet ' 
nicht von dem fonjtitutionellen Princip zurücdweichen, und er hat dies 
jpäter noch wieder einmal ausgeſprochen. Alfo, meine Herren, der Groß— 
berzog iit nicht dad Hinderniß der Neform unjerer Berhältniffe; das Hin- 
. berniß liegt in unjerer Ritterſchaft, die unter feinen Umftänden ihre Zu— 
ftimmung dazu geben will, daß unfere Berhältniffe auch nur im Geringften 
fortgebildet werden. Und, meine Herren, wenn Sie und nicht dazu helfen, 
wenn Sie nicht die Einleitung dazu treffen, dann fünnen wir ed erleben, 
daß der Erbvergleich von 1755 noch jein zweihundertjähriges Jubiläum 
feiert. Es kommt hinzu, daß ed wünjchenswerth ift, wenn Sie und überall 
helfen wollen, daß Eie uns jebt zur Eeite ſtehen. Meine Herren, wir 
würden die medlenburgiiche Frage gegemüber den großen Fragen, die bier 
verhandelt werden, wahrjceinlich gar nicht berührt haben, wenn nicht die 
Vorlagen ſolche wären, daß wir für die Zukunft jegliched Vertrauen dar— 
auf, daß eine Aenderung unjerer Zuftände herbeigeführt werde, aufgeben 
müßten. Nach diejer Verfaſſung jol eine Stimmenanzahl von vierzehn 
jede DVerfafjungsveränderung verhindern können. Meine Herren, glauben 
Sie denn nicht, daß, wenn die Medlenburgiiche Ritterſchaft ed will, fie 
vierzehn Stimmen gewinnt, um eine Verfaflungdveränderung zu verhin- 
dern? ber die Sache fteht noch jchlimmer! Nach der betreffenden 
Nummer des Protofolld, welches in dem badijchen Vertrag enthalten ift, 
fönnen die Borjchriften der Verfaſſung in Bezug auf Rechte einzelner 
Staaten in ihrem Verhältniß zu der Gejammtheit nicht ohne Genehmigung 
des betreffenden Staates abgeändert werden. Meine Herren, Sie wifjen 
nun, wie der Bundesrath die Einleitung zu der Bundeöverfaljung ausge— 
legt hat, wonach die jegige mecklenburgiſche Verfaffung, wie fie faktiſch be— 
fteht, die rechtsgültige jein fol. Alſo, meine Herren, liegt doch der Schluß 
ſehr nahe, dat fie ein Recht ift, mas Medlenburg im Berhältniß zu der 
Geſammtheit zufteht, und daß die mecklenburgiſche Regierung jpäter jagen 
würde: ohne unjere Einwilligung fann audy nicht ein Titel im der alt= 
landitändiichen Verfafjung abgeändert werden. Eo, meine Herren, liegen 
die Sachen, und wenn Sie und heute nicht helfen, jo fünnen Sie uns in 
langer Zeit nicht wieder helfen. Meine Herren, ich glaube auch, dab ich 
für den Antrag an fich die Sympathien auf allen Seiten des Hauſes babe, 
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(Sehr richtig !) auch felbft auf der rechten Seite des Hauſes, welche doch 
ebenfo wie der Herr Bundeskanzler davon ausgehen wird, daß Deutjchland 
fi im fonftitut ionellen Sinne entwideln fol. Meine Herren, ich glaube 
auch, ich habe die Sympathien für meinen Antrag auf der nationalliberalen 
Seite. Zu meinem beften Dank haben diefe Herren fchon bei früheren 
Anträgen und geholfen. Bereits am 7. Dftober 1862 haben hervorragende 
Männer diefer Partei in der Nationalvereind-Verfammlung, die damald in 
Coburg abgehalten wurde, für einen Antrag aus Medlenburg in dieſem 
Einne geftimmt. Ich erinnere nur daran, daß die Herren von Bennigfen, 
Miquel, von Rochau, Fried, Dr. Pland, zugegen waren und damald be- 
reitd die Gerechtigkeit unjrer Sache anerkannten. Meine Herren, wer 
überhaupt konftitutionell fein will, der muß auch meiner Anficht nady für 
meinen Antrag ftimmen. Ich habe es bedauert, daf hier ein Antrag des 
Herrn von Hennig eingegangen ift, der auf Tagesordnung geht. Ich hätte 
do erwarten können, daß Herr von Hennig meine nähere Begründung 
dieier Angelegenheit vorher gehört hätte, ehe er diejen Antrag eingebracht 
hätte, der und die ganze medlenburgiiche Sache wiederum zunichte macht 
und und wiederum auf eine ganz unbeftimmte entfernte Zeit hinweiſt. 
Meine Herren, wenn Sie aber jelbft davon ausgehen werden, daß dieſer 
Antrag nicht eim folcher ift, der das ganze Verfaffungswerf hindern kann, 
dab diefer Antrag höchſtens eim folcher fein wird, der die Sache um einen 
Tag binausjegen Fonnte, dab ja die Benachrichtigung der füddeutjchen 
Staaten fofort ftattfinden kann, dann weiß ich nicht, meine Herren, warum 
wir Schon vorher unſern Rüdzug antreten, warım wir wenigftend heute 
nicht für umferen Antrag ftimmen wollen, wo doch nachher noch eine dritte 
Berathung ftattfindet. Judem ich hier meine Stimme für die medlen- 
burgiiche Bevölkerung erhebe, verfenne ich nicht die ganze Schwere des 
Momente. Meine Herren, nach meiner vollen Meberzeugung hängt es von 
Ihnen ab, ob unfere theuerften Wünjche, für welche ich perjönlich ein 
Vierteljahrhundert gefämpft und meine befte Lebenskraft eingejeßt habe, ob 
fi) diefe Hoffnungen und Wünſche jet erfüllen, oder wiederum auf ganz 
unbeftimmte Zeit vertagt werden ſollen. Meine Herren, nehmen Sie den 
Antrag an und geben Sie den einzelnen deutjchen Staaten oder vielmehr 
dem deutichen Volke die Garantie, daß feiner der deutichen Staaten 
wieder von der Fonftitutionellen Entwidelung ſich losmachen fann. Helfen 
Sie dadurch zugleich und Medlenburgern im Intereffe unſeres Heimath- 
landed und im Intereſſe Deutichlands! Vernichten Sie nicht wiederum 
die Hoffnungen, die aufs Neue die Medtenburgiiche Bevölkerung auf Sie 
geieht hat. Und, meine Herren, verbittern Sie und nicht die Freude über 
die Siege, die audy mit unferem Gut und Blut erfämpft find, durch den 
demüthigenden und niederichlagenden Gedanken, daß wir Medlenburger 
von den Wohlthaten und Segnungen des fonftitutionellen Lebens ausge: 
ſchloſſen jein jollen. (Lebhaftes Bravo, links.) 
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v. Hennig (GraudenzStraßburg)*): Meine Herren, ich muß zunächft 
auf den Vorwurf antworten, den der Abgeordnete Wiggerd mir gemacht 
hat, indem er äußerte, ich hätte doch wenigftens feine Begründung des 
Antraged abwarten müſſen. Meine Herren, es ift ja nicht zum erften 
Male, daß der Herr Abgeordnete Wiggers diefen Antrag bier begründet, 
und mir war daher ganz genau befannt, was er für denfelben anzuführen 
im Stande fei. Meine Herren, idy braudye doch nicht erit zu warten, was 
Herr Wiggerd jagen will, er kann doch nichts Anderes vorbringen, ald Die 
alten Klagen wiederholen. Meine Herren, wir theilen dieſe Klagen voll 
ftändig, wir find ganz feit überzeugt, dab dieſen Webelftänden in Mecklen— 
burg abgeholfen werden muß. Das ift der Grund, weshalb ich meinen 
Antrag eingebracht habe, weil ich nicht will, daß durdy eine einfache Ab- 
lehnung des Antrages Wiggers der Frage bier präjudizirt wird. Nur aus 
diefem Grunde habe idy meinen Antrag eingebracht und bitte Sie, für 
denfelben zu ftimmen. 


Hausmann (Lippe-Detmold)'); Meine Herren, um Gie nicht mit 
Wiederholungen zu ermüden, will ich mich im der Hauptjache den Aus— 
führungen des Abgeordneten Wiggerd anſchließen, in Bezug auf das Reich 
„Lippe“, dem ungzertrennlichen Bundesgenofjen Medlenburgs im Stillftande 
oder vielmehr im Nüdjchritt, da die Verhältniffe bei Beiden ganz ähnlidy 
liegen. Ich kann ed mir jedoch nicht verjagen, einige Kuriofitäten hervor- 
zubeben, welche ergeben dürften, daß die Vertretung des Volkes bei und 
noch viel mangelhafter ijt ald dort. Es find unter andern außer den 
Städten nur die Beſitzer adliger Güter und von Bauerftätten wahlbe- 
rechtigt; aber leßtere haben nur das Recht Wahlmänner zu wählen und 
dieſe Wahlmänner bedürfen zuvörderft der Beftätigung des Fürften. 
(Heiterfeit.) Der ſchließlich aus diejen mittelbaren Wahlen hervorgegangene 
Abgeordnete muß Befiter eines jchuldfreien Grundbefited im Werthe von 
mindeftens 3000 Thlen. fein, ſonſt kann er die Bevölkerung nicht vertreten. 
Ferner, meine Herren, muß ein ſolcher gewählter Grundbefiger im Stande 
jein, jchriftlicy jeine Gedanfen auszudrücken (ob auch orthographiich, bleibt 
unbejtimmt). Hat er dieje beiden Bedingungen erfüllt, jo muß er jchließ- 
lich noch von dem Landesherrn approbirt, aljo für aunehmlidy befunden 
werden. (Heiterkeit, hört! hört!) Meine Herren, Sie ſcheinen Zweifel im 
dieje Eigenthümlichfeit zu ſetzen, welche fich in dem großen deutichen Vater- 
lande vorfindet. Bei einer deöfallfigen Beichwerde der lippe'ſchen Bevöl- 
ferung beim Reichstage hat, wie die ftenographiichen Berichte ergeben, in 
der Sitzung vom 23. Dftober 1867 der damalige Kabinetsminifter v. Oheimb 
die Nichtigkeit diejer Angabe jowie der Bejchwerde beftritten. Geftatten 
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Sie mir deshalb den Wortlaut eines folchen Ufajes zu Ihrer Kenntniß zu 
bringen: „Da nad den mit dem Berichte vom 17ten d. M. von fürft: 
liher Regierung eingereichten Verhandlungen über die Landtagswahl in 
Horn in dem zur Vornahme einer anderweiten Wahl am 11. d. M. an: 
geftandenen Termine faft das ganze Wahlfollegium ſich geweigert hat, einen 
anderen Abgeordneten an Stelle des landeöherrlich nicht beitätigten Syn: 
difus Hausmann zu wählen, und eine gültige Wahl demnächſt nicht zu 
Stande gekommen ift, jo liegt feine Veranlafjung vor, einen nochmaligen 
Bahltermin anzufegen, und das Wahlfollegium hat es daher zu verant- 
worten, dab die Stadt Horn auf dem Landtage nicht vertreten ift. Fürſt— 
liches Kabinets-Miniſterium. (gez.) v. Oheimb.“ (Hört! hört! Heiterkeit.) 
Meine Herren, Sie werden mit mir einverftanden fein, dab mit jolchen 
Verfaffungsbeftimmungen ſich ein Landtag zu Stande bringen läßt, mit 
welchem unter allen Umftänden. eine Regierung zu regieren vermag. Die 
Regierung hat auch diejed veraltete Ständewejen, wonad die Unterthanen 
in Ritter, Bürger umd Bauern zerfallen, und welches durch landeöherr- 
lihen Machtſpruch im Jahre 1853 im Wege der Dftroyirung eingeführt 
wurde, im Laufe der Zeit jo lieb gewonnen, daß fie wahricheinlich in aller 
Ewigfeit fich nicht von ihm trennen wird, fofern nicht der Reichstag das 
wider Einſprache thut und dieſen beflagenswerthen Zuftänden ein Ende 
mabt. Dieſe Ständeverfammlung hat ſich allerdings zur Regierung immer 
jo liebenswürdig wie möglich geftellt. Sie ſchwieg, ald man die werth- 
volliten bürgerlichen Rechte und Geſetze mit einem Febderftriche von oben 
faffirte; fie jchwieg, ald man ſogar die der Bevölkerung feit mehr als 
einem Menichenalter liebgewordenen religiöfen Einrichtungen anzutaften 
fein Bedenken trug; fie ſchwieg jogar, ald man unerhörter Weiſe über den 
Iandeöherrlich beftätigten, über 8 Jahre in untadelhafter Amtsführung 
ftehenden Prediger Kühlmann zu Lemgo ein „Kebergericht” berief, und 
weil unter der Geiitlichfeit des Landes Feine geeignete Periönlichfeiten zu 
einem jolchen Dienfte ſich vorfanden, die ald Firchliche Gegner der freifin- 
nigen Richtung des Kühlmann und auch fonft als Eiferer befannten Kon 
ſiſtorialräthe Münchmeier und Reiche aus dem Osnabrück'ſchen und Büde- 
burgiihen herbeizog, weldye Procedur dann die Entfernung des Kühlmann 
vom Predigeramte zegen den Willen feiner Gemeinde zur Folge hatte. 
Der Landtag hat diejes Alles nicht allein mit Stillihweigen hingehen 
lafien, er bat ferner im feiner oftroyirten Zuſammenſetzung einem Vor» 
ſchlage zugeftimmt, welchen der fromme Minifter von Oheimb, kurz vor 
einem Abgange, dem Sande ald ein theures Andenfen hinterlaffen hat, 
Diefer Vorſchlag lautet im Wejentlihen dahin, dad Staatövermögen im 
Betrage von gegen 5 bis 7 Millionen für ein Fideikommiß des fürftlichen 
Hauſes zu erklären. Auf diefem fogenannten Landrentei-VBermögen hatte 
bis dahin die unbeftrittene Verpflichtung zur Beftreitung der gefammten 
Regierungslaften geruht; diefe Laſt ift jet auf das Land gewälzt. Mit 
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andern Morten: die Staatögüter find zeitweilig ihrem feitherigen Zwecke 
entzogen und werden ald Domänen des fürftlichen Hauſes behanbelt. 
Aber mit diejen Veräußerungen, die ganz verfaffungswidrig und von zahl 
reichen Gemeinden ded Landes mittelit jofortiger-Protefte und Beichwerden 
beim Reichdtage angefochten find, und welche nur mit einer Mehrheit von 
2 oder 3 Stimmen jenes Fünftlichen Abftimmungsapparat3, zu dem die 
Wahlen der fürftlidhen Beftätigung bedürfen, bejchloffen wurden, iſt die 
Ergebenheit der biederen Landſtände noch nicht erichöpft; aus der verichul- 
deten Landfafje, welche den Militäraufwand nicht aufzubringen vermag, 
ſchicken fie jährliche Apanagen zu 6 bis 7 Tauſend Thaler am verſchiedene 
Mitglieder des füritlichen Haufes, vorzugsweiſe zu einer prinzlichen Hof— 
haltung. Die zur Zeit noch nicht verwirklichten Hoffnungen der Erhaltung 
der Thronfolge jollen, wie man fagt, den Ständen zur Rechtfertigung 
diejer Freigebigfeit aus den erichöpften Kaffen eines verarmten Landes 
dienen. Alſo, meine Herren, obgleicy das fürftliche Haus das ganze Staats» 
vermögen auf dieje Weije für fich allein nubt, und die Regierungslaften 
der Bevölferung aufzubürden verftanden hat, erhalten dennoch Mitglieder 
bes fürftlichen Haufed jo bedeutende Apanagen jeit einer Reihe von Jahren. 
Zur Zeit der Berfafjungsoftroyirungen verjchrieb man ſich den großen 
Staatöfünftler Dr. Hannibal Fiſcher. Es muß ihm zum Lobe nachgeſagt 
werden, dab er mit derjelben Dienftbefliffenheit, mit welcher er die weiland 
Deutiche Flotte unter den Hammer brachte, auch mit dem feierlich verbrieften 
Nechten und Gerechtigfeiten des Landes aufgeräumt hat, nämlich mit allen 
denjenigen, welde dem Bolfe zum Vortheile gereichten; während nur die— 
jenigen Einrichtungen Gnade vor feinen Augen fanden, die im fürftlichen 
Intereffe lagen. Sie ſehen aljo, meine Herren, wohin die Staatöftreiche 
in Lippe geführt haben; es handelt fich nicht blos um einen theoretiichen 
Berfafjungsftreit, ſondern es ift ein Heiner Volksſtamm jeiner bedeutendften 
Stüße und Duelle feines Wohlſtandes, feiner Staatögüter beraubt. Ein 
Yändchen, von deſſen vierten Theile ſich der Yandeöherr gewiſſermaßen als 
Eigenthümer betrachtet, dad ericheint mehr als eine Domaine denn als 
ein lebensfähiger Staatsorganismus, zumal der Territorialherr den Schlüffel 
zu allen induftriellen Unternehmungen in Händen hat. Die verichiedenen 
Bejchwerden, weldye diejerhalb ſowohl beim Neichstage ald beim früheren 
Bundestage erhoben worden find, haben feinen Erfolg gehabt. Bis jett 
hat ſich der Bundesrath für infompetent erflärt und die Bejchwerden zue 
rüdgewiejen, weil er irrthümlich annimmt, daß diejer Zuftand im Jahre 
1866 bereitö vorgefunden worden jei und daß Alles diejed die Fürften fich 
gewilfermaßen einander verbürgt. Die Ausſicht, dab im Wege der Ber: 
fajjungsreform eine Abänderung erfolgen könne, iſt jehr trügerijch, weil 
von den 7 Mitgliedern der ritterjchaftlichen Kurie 4 die Majorität bilden 
und diefe 4 Mitglieder im Stande find, der ganzen verfaffungsmäßigen 
Entwidelung des Landes einen Niegel vorzuſchieben, aljo gewiſſermaßen 
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der Weltgeichichte in Lippe Stillftand zu gebieten. — Ein ähnliches Ver— 
bältniß wird jpäter möglicherweife im Bundedrathe eintreten fünnen, wenn 
14 Mitglieder genügen, die auf den Ausbau oder die nothmendige Er- 
weiterung der Verfaſſung gerichteten Beichlüffe des NReichötages lahm zu 
legen. Auf diefem Wege hat man 17 Fahre lang in Lippe fich mittelal- 
terlihe Zuftände zu erhalten gewußt, und man wird fie fi), wenn nicht 
ein fremder Faktor oder ein äußeres Ereigniß dazwiſchen tritt, auch noch 
bi$ auf die fernite Zufunft erhalten können, da man von der Ritterjchaft, 
ungeachtet ihrer früheren Verzichtleiftung auf ihre Vorrechte, fich eines 
Selbitmorded jchwerlich verjehen darf. Wenn über 100,000 Angehörige 
des Norddentichen Bundes unter einem unwürdigen Drude ftehen, jo fällt 
die Berantwortlichfeit dafür auf Die Gejammtheit zurüd, weil aus der Zu— 
lummengehörigfeit folgt, daß Alle für Einen und Einer für Alle einfteht. 
Das Eintreten der Gejammtheit erheifcht hier daher eine nationale Ver— 
pflihtung. Meine Herren, welcher Seite ded Haufed Sie audy angehören, 
Sie können dieje beflagenäwerthen Zuftände nicht gutheißen. Das ganze 
Haus hat mit gerechter Entrüftung ſich darüber geäußert, wie die perjön- 
lihe Freiheit de Dr. Jacoby und vieler anderer jchuldlofer Männer durch 
ihre Verhaftung gefährdet worden. Im ähnlicher Weiſe wird hier eine 
ganze Bevölkerung jeit 17 Jahren politiich mißhandelt, welche, ohne den 
Bundeöfrieden und die gejellichaftliche Ordnung zu ftören, fich nicht jelbft 
helfen darf, welche gleichwohl jowohl in dem frühern ald auch dem jetigen 
Kriege mit jchweren Opfern von Gut und Blut fidy an der Vertheidigung 
des Baterlandes freudig betheiligt hat. Deshalb hat fie auch Anſpruch 
auf Hülfe von der Gelammtheit. Meine Herren, ich bitte Sie dringend 
dem Wiggerd’ichen Antrage zuzuftimmen und der Bevölkerung nicht den 
Glauben zu rauben, daß der Neichötag immer ald ſchützender Hort von 
Recht und Berfafjung daftehe, zu welchem fie vertrauungsvoll ihre Zue 
fHucht nehmen könne. 


Miguel aus Osnabrück (Fürſtenau-Berſenbrück ꝛc.)): Meine Herren, 
der Herr Abgeordnete Wiggerd hat darauf hingedeutet, dab mehrere von 
meinen Freunden und ich jelbit in einer Verſammlung des Nationalvereind 
im Koburg feinen jeßigen Anträgen zugeftimmt hätten. Ic kann dem 
Herrn Kollegen Wiggers verfichern, daß ich auch noch heute bereit wäre, 
in einer Verſammlung ded Nationalvereind feinen Anträgen wieder zuzu— 
ſtimmen. (Aha! links) Ich bin in der Sache vollftändig mit ihm ein- 
verftanden, aber ich muß meine Abftimmung anders einrichten, wenn ich 
bier im Parlamente der deutichen Nation mich befinde und im Begriff 
bin, die große deutjche Frage zu löjen, der ich nicht noch mehr Schwierig- 
leiten bereiten darf, als fie leider Gottes ſchon hat. Das ift der einzige 
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Grund unjerer Abftimmung. Ich glaube übrigens, der Herr Abgeordnete 
Miggerd braucht die Zuftände in Mecklenburg nicht jo troftlos anzujehen, 
wie er fie thatjächlicy anzufehen jcheint. Er wird micht leugnen fünnen, 
daß die Gejeßgebung des Norddeutichen Bundes auch dem Lande Medlen- 
burg und vorzugsweife ihm im jehr hohem Grade zu Gute gefommen ift, 
er wird, glaube ich, zugeben müffen, daß die Grundlagen auch der Geleh- 
gebung in Medlenburg durd die Norddeutiche Bundesgejeßgebung gebildet 
worden find, — und daß dieje Grundlagen fortdauern, garantirt eben die 
deutſche Gejeßgebung, mit deren Kortdauer aber das Feudalſyſtem in Med- 
lenburg für die Dauer vollftändig unvereinbar ift. Wenn wir alſo Med: 
lenburg in jeiner traurigen Page, wie ich vollitändig anerfenne, in einer 
nadı den heutigen Kulturzuftänden in Deutichland wirklih unmürdigen 
Lage zur Zeit nicht helfen fünnen, jo find wir ficher, dat das Fortichreiten 
der deutjchen Geſetzgebung ſchließlich auch Mecklenburg erlöjen wird. 


Fries (MWeimar)*): Meine Herren! Ich bedaure, daß der Herr 
Abgeordnete von Hennig feine Anficht in einer motivirten Tagedordnung 
niedergelegt hat. Ich Lejorge, dab durch die Abftimmung ein nicht ganz 
forreftes Nejultat hervorgehen wird, daß durch das Nejultat der Abftim- 
mung fich nicht feftitellen laffen wird, welche Anficht die Majorität des 
Reichötages theilt. Es iſt nicht der erſte Fall, der im diejer Weiſe vor- 
fommt. Das Reſultat wird wahrjcheinlich folgendes jein: Die motivirte 
Tagesordnung wird fallen durd die Stimmen, die überhaupt gegen den 
Gedanken des Abgeordneten Wiggers find, und dur die Stimmen der- 
jenigen, weldye für den Miggers’ichen Antrag find. Dann werden Herr 
von Hennig und deſſen nächititehenden Freunde fich wieder gegen den 
Miggers’ichen Antrag vereinigen. Ganz dafjelbe Rejultat haben wir früher 
ſchon einmal gehabt, ald die Medlenburgiiche Frage hier verhandelt wurde. 
Ich halte ed für nöthig zu Eonftatiren, daß das nicht der wahre Ausdrud 
der Majorität der Verſammlung ift. (Unterbrechung durdy den Abgeord— 
neten Dr. Schweiter.) Ich unterhalte mich nicht mit dem Herrm Abgeord- 
neten Schweißer, jondern ic) jpreche zum Reichstag. (Sehr gut! Beifall.) 
Ich würde ed für wünjchenswerth gehalten haben, wenn der Abgeordnete 
von Hennig jeine Anficht in einer Rejolution niedergelegt hätte, die even- 
tuell nach Ablehnung des Wiggers'ſchen Antrages zur Abjtimmung ge: 
fommen wäre; dann würde fich herausgeftellt haben, daß die Majorität 
des Neichötaged allerdings dem Grundgedanken des Wiggers'ſchen Antrages 
ihre Zuftimmung giebt. Ic, für meinen Theil werde für den Wiggers- 
ſchen Antrag ftimmen und lafje mich da namentlich dadurch beftimmen, 
daß ich der Auſicht bin, wir jollen im gegenwärtigen Augenblid feine An- 
träge ftellen und annehmen, welche die Einigung gefährden. Aber in 
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dieier Beziehung ftimme ich vollfommen dem Antragfteller bei, da ed mir 
ganz umerfindlich ift, wie die freiheitlichen Beftimmungen, aufgenommen 
in die Bundesverfaffung, den Beitritt der füddeutichen Staaten hemmen 
fünnen. Wir wiſſen Alle, daf in den ſüdweſtdeutſchen Staaten die Wiege 
des Fonftitutionellen Lebens Deutichlands fteht, und die Kammern Würtem- 
bergs, Badens und Baierns werden wahrhaftig das, was fie feit mehr ale 
einem halben Jahrhundert als ein Heiligtum gewahrt haben, nicht der 
Gelammtheit Deutichlands vorenthalten wollen. (Zuftimmung links.) Des- 
halb glaube ich, daß irgend ein gerechtfertigter Widerſpruch von jener Seite 
gewiß nicht zu erwarten fein wird. Ich ftelle mich deshalb diefem Wiggerd- 
ſchen Antrage gegenüber wejentlidy anders ald andern Anträgen gegenüber, 
denen ih grumdjäglich auch vollflommen beiftimme. Zu meinem großen 
Bedauern habe ich mic, geftern genöthigt geſehen, gegen den Antrag 
Dunder zu ftimmen, welcher einen conftituirenden Reichstag verlangte, 
weil ih im diefem Antrage eine Gefährdung des Zuftandefommend des 
neuen deutichen Bundes erfenne; ich werde ‚mich ebenjo gegen die Anträge 
erflären, welche heute eingebracht find in Betreff der Aufnahme grund» 
rechtlicher Beitimmungen und in Betreff der Diätenfrage.e Ich bin der 
Anfiht, daß der gegemwärtige Augenblid nicht dazu geichaffen ift, einzelne 
Parteibeftrebungen zur Geltung zu bringen. Wenn es fidy aber darum 
handelt, ob wir den Grundgedanfen der Norddeutichen Verfafjung, den 
fonftitutionellen Gedanken auch durchführen ſollen in den Verfaſſungen 
der Einzelftaaten, dann, meine Herren, ift meines Grachtend bei und von 
Parteifragen gar nicht die Rede, das ift ein Verlangen, welches mit Recht 
jede Partei des Reichstages ftellen muß. 


v. Soverbek*): Meine Herren! Aus der kleinen häuslichen Zwiftig- 
keit, die fich bier zwifchen den Herten von Hennig und Fried entwidelt 
bat, können wir wenigſtens fo viel ſchließen, dab es ſich hier nur darum 
handelt, mit welcher Sauce die freiheitlichen Forderungen Medlenburg's, 
kippe's und anderer Yänder veripeift werden ſollen, — das Verſpeiſen ift 
außer aller Frage. Ich, meinerjeitö ziehe in diefem Falle aber doch vor, 
dab der Antrag des Abgeordneten von Hennig abgelehnt werde, damit die 
Sache jo far als möglich zur Enticheidung komme. Der Antrag deö Ab- 
geordneten von Hennig gewährt, wenn er angenommen werden jollte — 
und in diejer Beziehung bin id) allerdings vorläufig anderer Meinung ald 
der Abgeordnete Fried — eine gewiffe Dede, um hinterdrein jagen zu 
lönnen: wir find jehr wohl einverftanden gewejen mit allen diefen Forde— 
tungen, und wir haben fie vertheidigt und werden fie vertheidigen, notabene 
in ſolchen Augenbliden, wo bei und die Mittel nicht liegen, die Sache 
durchzuſetzen; im entſcheidenden Momente aber, wo es allein möglich ift, 
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einer joldhen Forderung zum Durchbruch zu verhelfen, nämlich wenn eine 
- neue Verfaſſung begründet werden foll, dann ftellen wir feinen Antrag. 
(Lebhafted Bravo, links.) 


v. Blankenburg (Naugard » Regenwalde)*): Meine Herren, id) 
wollte nur, um Mißverftändnifje zu verhüten, ausdrüdlich erklären, daß ich 
für den Antrag von Hennig ftimmen und nicht der Anforderung entiprechen 
werde, die der Abgeordnete Fried an meine Partei gerichtet hat. Ich 
glaube, wenn wir unfererjeit3 für den Antrag von Hennig ftimmen, fo 
liegt darin nicht implicite, daß wir aud) materiell für den Antrag Wiggers 
find, wie er ed im feinem Namen erflärt bat, jondern wir fünnen jehr 
wohl für den Antrag von Hennig auf motivirte Tagedordnung ftimmen 
ohne und überhaupt zur Sache zu äußern, oder auch jchon jeßt auszujprechen, 
daß wir gegen den Antrag Wiggerd find. Für fo ganz unbedenflid, 
übrigens wie bier ausgeführt worden ift, halte ich denn doch nicht die 
etwaige Annahme des Antrages ded Herren Wiggerd. Mir würden, glaube 
ich, ein jehr unangenehmes Präcedenz ftellen, wenn wir grade einen folchen 
Antrag in einem Momente annähmen, wo wir die jüddeutichen Staaten 
aufnehmen, die, zum Theil wenigitend, ausdrüdlich ficy rejerwirt haben, 
daß die Bundesgejeßgebung in die Verfafjungsbejtimmungen der einzelnen 
Staaten nicht eingreifen jol. 


Bei der Abftimmung wurde der Antrag Hennig (auf motivirte 
Tagesordnung über den Antrag Wiggers) durch die große Mehrheit ange- 
nommen **). 


Artikel A Ziff. 16. 


In dem Entwurf der neuen Verfaſſung war der Ziffer 15, womit der 
Artikel 4 in der Verfafjung von 1867 gejchloffen hatte, folgende neue Ziff. 16 
angereiht worden: 

„16) die Beitimmungen über die Preffe und das Vereinswejen.“ 


Antrag Duncker: diejer Ziffer folgendes beizufügen: 

„Hierbei find folgende Grundjäße maßgebend: 
Die Preßfreiheit darf durch keinerlei vorbeugende Mafregeln oder 
Hemmungen des Verkehrs bejchränft werden. 
Das Recht fich friedlich und ohne Waffen in gejchloffenen Räumen 
zu verjammeln, jowie das Recht Vereine zu bilden, darf von 
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einer vorgängigen Erlaubniß nicht abhängig gemacht 
werden *)". 


Duuker (Berlin V)*): Meine Herren, ich habe diejen Antrag, welcher 
jih auf die Freiheit der Preffe bezieht, nicht in Verbindung gebracht mit 
dem Antrage meines Freundes Wigard auf die Grundrechte, mit dem ic) 
jonft in jeder Beziehung jympatbifire, weil idy den Einwand, den der Herr 
Präfident ded Bundesfanzler-Amtd der Aufnahme diejer Grundrechte in Die 
Verfaffung entgegengeitellt bat, vorauögejehen habe. Der Herr Präfident 
des Bundesfanzler-Amts bat ſich dahin ausgejprochen, daß wir im gegen— 
wärtigen Augenblide nur uns mit joldyen Berfafjungsveränderungen beſchäf— 
tigen fönnten und jollten, welche durch den Gintritt der Südſtaaten unmit- 
telbar bedingt werden. Meine Herren, diejen Anforderungen, die der Herr 
Präfident des Bundesfanzler-Amts3 an zu Itellende Amendements gerichtet hat, 
meine ich, entjpricht aber mein Antrag in Bezug auf die Freiheit der Prefje 
und des Vereinsweſens vollitändig; denn, meine Herren, die verbündeten Re— 
gierungen jchlagen uns in der Nummer 16 zu Artikel 4 eine ganz neue 
Kompetenz des Neichstages und der Bundesgejeßgebung vor, jie fügen den 
übrigen Beitimmungen hinzu unter 16: „die Beitimmungen über die Preſſe 
und das Vereinsweſen.“ Es handelt jich aljo, wenn, wie wir vorjchlagen, 
dieſer Kompetenz zugleich die Normativbedingung hinzugefügt wird, daß 
die Preßfreiheit durch feinerlei vorbeugende Maßregel oder Hemmung des 
Verfehrö bejchränft werden darf, und dab das Nedht, ſich friedlich ohne 
Waffen in gejchlofjenen Räumen zu verjammeln, jowie das Recht, Vereine 
zu bilden, von feiner vorgängigen Erlaubniß abhängig gemacht werden darf, 
— nicht um eim neues Grundrecht, welches wir in die Verfafjung des 
deutichen Bundes einführen wollen, jondern, meine Herren, es handelt fich 
einfach um die Konjerwirung der Grundrechte und der thatjächlichen Verbält- 
niffe, welche fait in allen deutjchen Staaten beitehen, und welche namentlich 
in den ſüddeutſchen Staaten zur Zeit beitehen, die aber in dem Augenblide 
aufgehoben oder wenigitend in ihrem Fortbeitande gefährdet werden, wo Sie 
der Bundesgejeßgebung ohne weitere Einjchränfung die Gejeßgebung über 
das Vereinsrecht und die Prefje vindiciren; denn da nach dem Grundſatze 
unſter Bundesverfaffung Bundesgejege unbedingt den Landesgejeßen vor- 
geben, jo ift die Bundesgeſetzgebung in feiner Weiſe an die biöherigen ver: 
faflungsmäßigen Beitimmungen der Einzelitaaten gebunden; es kann 5. B. 
dem nächſten Neichötage ein Bundespreßgeſetz vorgelegt werden, das die Gen- 
jur einführt, und wenn die Majorität ded Neichätaged und die Majorität 
des Bundesrathes die Cenſur einführen will, jo beiteht fein Hinderniß mehr, 
und fie wird eingeführt. Aljo ift mein Bejtreben bei diefem Antrage ledig: 


*) Druckſ. Nr. 26 IV. 
3.836.117 1. o. 


254 Vertrag mit Baden und Hefien. 


lich, diejenigen Grundrechte zu garantiren, welche im Augenblide überall in 
Deutjchland, mit Ausnahme vielleicht von Mecklenburg, verfaffungd- und ge- 
ſetzmäßig beitehen, und ich hoffe, daß die Majorität dieſes Haufes diejem 
meinem Berbeiferungsantrage zuftimmen wird. Ja, ich will auch noch nicht 
verzweifeln, dab jelbit die Regierungen dieſem Zuſatzantrage zuftimmen wer: 
den, denn ich kann nicht glauben, dat man bei Gründung des neuen deutſchen 
Bundes felbjt hinter die, doc wahrlich jo mähigen Verjprechungen und Ver— 
heißungen des alten im Sahre 1866 veritorbenen Bundes zurücgreifen jollte; 
denn jelbit die Bundesafte vom Juni 1815 bat in ihren Artifel 18 die 
Verheitung aufgenommen, dat die Bundesverfammlung fich in ihrer eriten 
Situng mit gemeinjamen Verfügungen über die Preffreibeit beichäftigen 
werde. Alſo ſchon damals, im Sabre 1815, iſt das Princip der Preßfrei— 
beit als ein gemeinjames deutjches proflamirt worden, und mehr, meine 
Herren, verlange ich in dieſem Augenblide nicht. Es iſt aljo mein Antrag 
nicht darauf gerichtet, oder man kann ihm nicht den Einwand entgegenjeßen, 
daß er im irgend einer Weiſe das Zuſtandekommen des Ginigungswerfes ge— 
fährden würde; im Gegentheil, wenn die Regierungen dem Antrage zuſtim— 
men, jo werden fie damit dem gerechten Argwohn bejeitigen, der entitehen 
muß, wenn man fieht, daß bei allen partifulariftiichen Vorbehalten, die ſonſt 
den jüddeutichen Staaten zugeitanden find, man gerade die Gejehgebung 
über die Preſſe und das Vereinsweſen dem Bunde überwiejen bat. Ich jage, 
der Argwohn liegt ſehr nahe, daß man es dabei auf eine rücjdyreitende Ge— 
jeßgebung abgejehen hat, daß den ſüddeutſchen Regierungen die Prehfreibeit, 
die gegenwärtig verfaflungsmäßig und thatjächlich beiteht, unbequem gewor- 
den iſt, und dab fie eine Abhilfe von der Bundesgejeßgebung erwarten. 
(Links: Sehr wahr!) Meine Herren, wenn diejer Argwohn unbegründet 
ift, dann jprechen Sie doch offen vom Regierungstiſche aus: im der fünftigen 
Bundesgejeßgebung joll Preßfreiheit, joll Vereinsfreiheit berrihen! Damit 
werden Sie jeden beredytigten und jehr leicht möglichen Widerſpruch in Süd— 
deutjchland, der fich gegen dieje Beitimmung und damit — da Sie ja Die 
Verfaſſung für ein untrennbares Ganze erflärt haben — gegen die ganze Ver— 
faffung erheben würde, mit einem Schlage mundtodt machen. Ich möchte 
Sie daher dringend bitten, im diefer Weile im Intereife des Zuſtandekom— 
mens ded Einigungswerfes jelbit für meine Anträge zu ſtimmen. 


Präfident des Bundesfanzler-Amts Staatsminiſter Delbräk*’): Meine 
Herren, ich muß auch bier bitten, den Antrag des Herrn Vorredners abzu- 
lehnen. In jeiner Motivirung jcheint er mir vorzugsweiſe auszugeben von 
einem mir kaum erflärlichen Mißtrauen gegen den Fünftigen Reichstag. 
Einem Mißtrauen in die Regierungen fann er nicht abhelfen, denn wenn 
fie wirflidy die Abjicht haben jollten, eine Preigejeßgebung oder eine Ver— 
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einsgeſetzgebung in das Auge zu fallen, welche eine rücjchrittliche Bewegung 
bezeichnete, — wenn fie das wirklich wollten, jo würde ja auch durch einen 
Zuſatz zu der Verfaſſung einer foldyen Bewegung in der That nichts ent: 
gegengeitellt, wenn eben die überwiegende Mehrheit der Regierungen jo ge 
jonnen wäre. Für den Reichstag liegt aber die Frage der Verfaflungsver- 
änderung nicht anders, wie die Frage der Gejeßgebung: die einfache Majo— 
rität entjcheidet. Es wird aljo vom Standpunkte des Herm Vorredners 
aus auch immer darauf anfommen, ob in der Unterftellung, von der er 
überhaupt ausgeht: daß rücjchrittliche Tendenzen bei den Regierungen ob- 
walteten, — ob der nächſte Neichstag in feiner Mehrheit ſolchen Tendenzen 
beitreten wird oder nidyt. Der nächſte Reichstag ift noch nicht gewählt ; 
wenn ich mir indeifen von den Strömungen, die in Deutſchland herrſchen, 
ein richtiges Bild mache, jo möchte ich dem nächiten Neichstage vom Stand» 
punfte des Herrn Vorrednerd aus mit mehr Vertrauen entgegen jehen als 
er jelbit. Sit das aber der Fall, jo jcheint mir der Satz, den er vorjchlägt, 
in der That feine andere Bedeutung zu haben als eine theoretiſche, und id) 
fan aus diejem Grunde Sie nur wiederholt bitten, ihn abzulehnen. (Bravo!) 


Dr. Sitſch in Berlin (Plauen-Fauſa ıc.)*): Meine Herren, aud) ic) 
bin jehr bedenklich geweſen ſchon bei dem Lejen dieſes Zufaßes in den Vor— 
ſchlagen zur Verfaſſung, injofern es die einzige Kompetenzerweiterung ift, die 
fih darin befindet. Meine Bedenklichkeit it aber bedeutend erhöht worden 
durch die Auseinanderjegung, mit denen der Herr Bundesfanzleramts-Präfi- 
dent heute vor und getreten it, indem er jagte: es find nur diejenigen Ber: 
änderungen in die Verfaſſung aufgenommen worden, die abjolut nothwendig 
waren zum Gintritt der jüddeutichen Staaten. Meine Herren, da nun une 
ter den angenommenen Abänderungen ſich auch die Kompetenzerweiterung 
in Bezug auf das Vereinsrecht und das Preßweſen befindet, jo liegt die 
Annahme nahme, ja fie it notwendig, daß die jüddeutjchen Regierungen 
zum Behufe des Eintrittdö in den Norddeutichen Bund diefe Anforderungen 
geitellt haben. (Hört, hört! linke.) Nun aber, meine Herren, find gerade 
in Süddeutichland die Prei- und Vereinögejeße weit freifinniger und weit 
mehr auf dem wirklichen Nechtsboden, aber nidyt auf dem Polizeiboden be- 
findlich, als bei und in Norddeutichland, und es jcheint aljo, ald ob die jüd- 
deutihen Regierungen außer dem Kaufpreije des Partifularismus nody die 
ſen Kaufpreis der Reaktion für ſich verlangt haben, um in den Bund ein- 
zutreten. (Lebhafter Beifall links, Widerjpruch rechts.) Wenn aljo jett der 
Herr Bundesfanzleramts-Präfident meint, er begriffe nicht recht, wie der Ab- 
geordnete Dunder und Andere ſich von einem gewiſſen Argwohne gegen die 
Tendenzen der Regierungen bejeelt zeigten, jo begreife ich es wieder nicht, 
wie er das nicht begreift. Im feinem Augenblicke jcheint mir, hat der Arg— 
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wohn näher gelegen, als in diefem Augenblide, wo man von und, den Ver- 
treten des Volks Zugeftändniffe aller Art verlangt, um die Fürſtenmacht 
zu vergrößern und um die Einheit des Baterlandes zu zerjplittern, und wo 
man, wenn wir mit dem leijeiten Forderungen zur Vermehrung der Rechte 
unjerer Mandanten auftreten, man und mit einem Veto, mit einem quod 
non entgegentritt. (Lebhafte Bewegung, Beifall linke. Widerſpruch rechts.) 
Ich bin daher mit meinen Freunden feit entjchloffen, dieſe Verfaſſungsände— 
rung, die und vorgeichlagen wird, die Erweiterung der Kompetenz abzuleh- 
nen, wenn nicht gleichzeitig wenigitens Gewähr dafür gegeben wird, daß nur 
durdy Veränderung der Verfafjung eine Gejeßgebung durch den Fünftigen 
deutſchen Bund über Deutjchland verhängt werden fann, die mit den Grund: 
rechten, der Preffreiheit und der Vereinsfreiheit bricht. Der Herr Bundes- 
kanzleramts-Präſident hat uns zwar gejagt, daß ja gar fein jo großer Un— 
terjchied jei zwijchen der Beichlußfaffung über eine Gejeßgebung und über 
eine Berfaffungsänderung. Nun, meine Herren, auf Seiten des Bundes- 
raths wird ja, wenn die Aenderungen jo angenommen werden, allerdings 
eine wejentliche Aenderung jtattfinden, indem 14 Stimmen genügen werden, 
um derartige Vorſchläge abzulehnen. Aber abgejehen davon, jo it es doch 
ein anderes Ding in moralijcher Beziehung — und id) gehöre zu denen, die 
nody nicht ganz von dem Momente der moralijchen Einflüſſe zurüdgelommen 
find, — wenn man fid berufen fann auf einen Grundjaß, der erit vor 
Kurzem laut Bejchluß des Neichstages in die Berfallung aufgenommen wor: 
den ift, alö wenn man einfach tabula rasa hat und ein Gejeß machen kann, 
wie man Luft hat. Meine Herren, ich will mir erlaulen, Ihnen ungefähr 
darzulegen, wie ich mir die Sadye in der nächſten Seſſion denfe. Cs wird 
dad Geſetz ſchon in der allererften Situng des deutjchen Neichötages kom— 
men und dann, meine Herren, wird man vor allen Dingen mit etwas auf— 
treten, das jeine Zugkraft jchon mehrfach bewährt hat, man wird kommen 
mit dem rothen Geſpenſt, man wird binweijen auf die Fortichritte der So— 
zialdemofratie, auf den Mißbrauch, den diejelbe mit der Preßfreiheit, dem 
jammlungs- und Vereinsrecht getrieben hat, und man wird den Reichstag 
beichwören, im Namen des Gigenthums, im Namen aller Intereijen der 
Civiliſation fich für diefe Beſchränkung auszuſprechen, damit die So— 
zinldemofraten nicht Deutjchland überjchwenmen. Nun, meine Herren, 
ich stehe im fortwährendem Kampfe mit den Sozialdemofraten und id) 
wünjche wahrlich nicht, daß fie ihre Lehre über Deutſchland verbreiten; aber 
gerade zu diefem Zwede wünjche ich vor allen Dingen, da die Preßfreiheit 
und das Verfammlungsrecht beitehen bleiben, denn nur durch die freie Dis. 
fuffion iſt es möglich, Irrlehren aller Art auszurotten. Meine Herren, was 
mich aber vor allen Dingen bewegt, ganz entjchieden einzutreten für dieje 
Rechte, das it, daß Prehfreiheit und Verſammlungsrecht die nothwendige 
Grundlage des allgemeinen Wahlrechts find. Werden dieje untergraben, jo 
wird das allgemeine Wahlrecht zu einer Lüge und zwar zu einer verberb- 
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lichen. Das allgemeine Wahlrecht ift anerfannt worden ald das Fundament 
unjerer Verfaffung, und, meine Herren, wenn Sie gegenwärtig mit einem 
gewilfen Jubel das Gebäude der deutichen Verfaſſung durdy das Kaiſerthum 
erhöhen wollen, jo denfen Sie auch daran, dab Sie das Fundament breiter 
und feiter machen. (Bravo! links.) 


Wagener (Neuitettin)*): Meine Herren, ich habe lebhaft bedauert, 
dab die Herren, die biöher über die Preffreiheit geiprochen haben, von die— 
jem Gegenitande in der That jehr wenig zu verftehen jcheinen, (Heiterkeit 
linls) denn wenn fie die Sache genauer geprüft hätten, dann würden fie 
wilien, dab alle die von ihmen gerühmten freiheitlichen Einrichtungen der 
anzelnen Zandesverfaffungen ganz unverändert fortbeitehen bis dahin, daß 
fie durch eim rechtsgültig zu Stande gekommenes Bundeögejeh abgeändert 
werden und dab wir es im Reichstage vollftändig in der Hand haben, ein 
jeldyes, den freiheitlichen Injtitutionen der einzelnen Länder widerjprecyendes 
Bundesgefeß, nicht zu Stande fommen zu lafjen. Meine Herren, mein Herr 
Vorredner hat und allerdings einigermaßen graulicy zu machen verfucht, in 
dem er und dargelegt hat, wie ed im nächſten Reichstage jchauderbarer 
Weiſe wahricheinlich fommen würde: Man würde den Herren bange machen 
mit der Sozialdemokratie und dieje große Schaar aufgeflärter Männer hier 
im Reichötage würde in der Ihat bejchränft und furzfichtig gemug fein, um 
fih in jolcher Weiſe graulich machen zu laffen und in das reaftionäre Neb 
der Stantöregierungen einzulaufen. Meine Herren, er hat dabei auch) 
wahricheinlich den Gedanken gehabt, daß hier auf diefer Seite des Haufes 
derartige Graulichkeitsverſuche eine lebhafte Unteritügung finden würden. 
Ih kann ihm zu feiner Beruhigung jagen, daß ic) es lebhaft bedauern würde, 
wenn die Herren von der Sozialdemofratie irgendwie gemirt oder bejchränft 
würden, hinter den Herren von der Fortichrittöpartei das wünſchenswerthe 
deuer fortzuunterhalten. (Heiterkeit) Ich babe durchaus nichts dagegen und 
ih glaube, Sie werden eö auch hier bei den Verhandlungen bemerkt haben, 
ih habe mich in völliger Ruhe verhalten, als man hier außer ſich war über 
gewiſſe Ausichreitungen, denn ich erfenne diejelben ald nothwendige Konſe— 
quenzen gewiſſer Principien an, und ich freue mich jedesmal, wenn die 
Herren von der Fortjchrittäpartei einen recht handgreiflichen Beweis befom- 
men, daß auch hinter ihnen noch Leute jtehen, die den Wunſch haben, fie 
mit möglichiter Feierlichkeit zu Grabe zu geleiten. (Heiterfeit.) Nun aber, 
meine Herren, laffen Sie uns doch einmal näher die Sadye anjehen. Wenn 
die Herren bemängeln und beitreiten wollen, daß die Kompetenz des Neichs- 
tages überhaupt auf dieſe Dinge ausgedehnt werden jolle, dann würde id) 
ihre Argumentationen einigermaßen verftehen; aber was wollen fie denn 
eigentlich machen? Sie geben zu: wir wollen die Kompetenz des Reichstages 
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auf diefe Dinge ausdehnen, aber wir wollen gleichzeitig für die Fünftige Ge 
jeßgebung einen Riegel vorjchieben, damit fein Mißbrauch getrieben werden 
fann. Ic habe dem, was der Herr Präfident des Bundesfanzler-Amts nad) 
diefer Richtung hin gejagt hat, faum noch etwas hinzuzufügen, aber ic 
möchte Ihnen noch einen andern Grund geltend machen. Sie haben gar 
fein Recht zu einem ſolchen Zuſatz ih diefem Augenblid, meine Herren; wir 
beichließen erit darüber, dat diefe Dinge zur Kompetenz des Reichstages des 
erweiterten Deutjchen Bundes geftellt werden jollen, und erit wenn dies Ge 
jeß geworden ift, erſt wenn es durdy die verfaffungsmäßigen Inſtanzen ge 
laufen ift, (Widerſpruch) dann werden wir überhaupt in der Lage fein, ma- 
teriell über dieje Dinge zu beichließen. Denn, meine Herren, der Reichätag 
des Norddeutichen Bundes, der wir jeßt find, der hat gar feine Kompetenz, 
über diefe Dinge zu beichliegen. (Aha!) Ia, meine Herren, Sie jagen 
Aha! Wo fteht denn, daß der Norddeutiche Reichätag bis jebt befugt ift, 
Grundjäge auszuſprechen über Prefje, Vereins- und Verfammlungsrecht, was 
bis dahin gar nicht zu unjerer Kompetenz gehört? Sind wir denn wirflid 
befugt, jo ohne weiteres unjere Kompetenz auszudehnen, bevor wir einmal 
erfahren haben, ob die Yandesvertretung in Mürtemberg und Baiern über 
haupt ihre Zuftimmung zu diejer Kompetenzerweiterung geben? Und ich meine, 
Sie jollten fonititutionell genug jein, fich jelbit zu jagen, daß wir bis dahin 
nur ein Projeft vor und haben, auf Grund deijen wir nad) meiner Ueber: 
zeugung durchaus feine Kompetenz auszuüben befugt find. Sehen Sie doch 
die andere Beitimmung durch, mit demjelben Rechte hätte man zu jeder ein- 
zelnen Nummer der Norddeutichen Bundesverfaffung gleich in einer Fleinen 
Parentheſe jagen können: „bier darf das Gericht immer nur mit biejer 
Sauce gegeſſen werden”. Glauben Sie, dab dird irgend einen praftijchen 
Nuten gehabt hätte? Ich kann Ihnen verfichern, dab auch meine politi— 
ichen Freunde, wie ich, wenn dieje Dinge demnächit in einem neuen Deutjchen 
Reichötage vorkommen jollten, und wahrlich nicht geniren würden zu ſtimmen 
nad) unferer Ueberzeugung, Sie mögen diejen Zujag machen oder meglaffen. 
Und deßhalb möchte ich Sie dringend bitten, laſſen Sie dieje Zujäte, die 
doc) zu nichts führen, fort; verzögern Sie unjere Disfuffion nicht durch jolche 
Dinge, die wir alle jchon zu wiederholten Malen gehört haben. Und ich 
füge hinzu: Sie glauben jelbit nidyt, daß in Preußen, oder in den Nord— 
deutichen Bund jemald die Genfur eingeführt werden wird, und namentlich 
der Abgeordnete Dunder jollte wenigitund den zweiten Theil jeined Antrages 
unbedingt fortlafjen, denn ſonſt verſtehe ich wirklich nicht, wie er uns neulich, 
jeine große Rede halten konnte über die Beichränfung des Vereind- und 
Verſammlungsrechts, welche in den Norddeutichen Bundeögejeßen bereits ihre 
genügende Garantie finden. Warum immer wieder auf dieje zurücfommen 
und uns wie unmündige Kinder behandeln, warum immer den einen Reichötag 
dem folgenden ein Kleines Leitſeil anlegen laffen, damit er die Wege wan- 
delt, die ihm wünjchenswerth erjcheinen?! Deßhalb bitte ich Sie, laſſen 
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Sie und die Diskuffion nicht in die Länge ziehen, fondern lehnen Sie den 
Antrag einfach ab, und haben Sie das Vertrauen, ed wird auch ferner ge- 
ſchehen, was recht ift. 


Sasker (Meiningen II.) *): Der Herr Wagener giebt und hier eine Lektion, 
nicht fange Debatten zu führen und folgt ihr jelbft nicht. Er wird die Frei- 
beit der Diskuſſion geitatten müſſen in demjelben Maße, in welchem er 
jelbit von ihr Gebraudy gemacht hat. Und wenn ich auch nicht mit der 
neuen kulinariſchen Redeweiſe wetteifern will, welche heute bier jo oft wie- 
derfehrt, jo wird mir vielleicht geitattet fein, einige alte Wahrheiten zu wie- 
derholen. Dem Eifer des Herrn Abgeordneten Hirſch, daß wir durch die 
Ausdehnung der Kompetenz ohne die Schutmittel, welche der Herr Abgeord- 
nete Dunder vorjchlägt, der höchſten Gefahr und ausjegen, kann ich nicht 
beiftimmen, jondern idy wiederhole, was ich vorgeitern bereits gejagt habe, 
daß ich das volle Zutrauen zum Deutichen Reichstage der Zukunft und zur 
Bundesgeſetzgebung hege, daß fie nicht zurücdgeben wird hinter die Linie, 
welche bereits in Preußen und in den einzelnen Ländern neuerdings feitge: 
tellt it. Ich bitte den Herrn Abgeordireten Hirſch fich zu erinnern an einen 
Vorfall, bei welchem wir gemeinjam gewirft haben, er als Angeflagter und 
ih als Vertheidiger, in welchem die gegenwärtig in Preußen giltigen Be- 
ſtimmungen des Antrages Dunder durchaus nicht gejchüßt haben gegen die 
auffälligite Beſchränkung der Preßfreiheit. Nicht in wenigen allgemeinen 
Sägen liegt der Schuß der Prefifreiheit; läge er in den von Herm Dunder 
beantragten Vorjchriften, jo würden wir in Preußen wahre Preffreiheit bes 
fiten, während wir fie in Preußen neben den Grundrechten entbehren. Belle: 
rn Schuß für die vollftändige Ausführung der Prehfreiheit erwarten wir 
von einem Bundesgejet, welches wir hoffentlich in der nädyiten Zeit bekom— 
men werden, nämlich von der Strafprozekordnung. Für joldye feitere Ga— 
rantieen müſſen wir jett ſchon den Neichstag und Die Gejehgebung des 
Bundes anrufen, weil wir fie ficher in Preußen nicht erlangen wegen des 
Herrenhaufes, für welches der Herr Abgeordnete Windthorft jo jehr begeijtert 
it. (Heiterfeit.) Alſo, meine Herren, ich bin außer Sorgen; in allen Sra- 
gen der Freiheit it fir mich die Gejeßgebung des Bundes eine höhere Ap- 
vellationsinftanz, wenn ich im dem einzelnen Staaten auf unüberwindliche 
Hindernifie ſtoße, und deswegen nehme ich, ob der Zujaß des Herrn Dunder 
genehmigt wird oder nicht, auch im Interefje der Vereind- und Preßfreiheit 
die Ausdehnung der Kompetenz an. Ic will dem Herm Abgeordneten 
Hirſch zugeben, daß die Megierungen unter einander dieje Ausdehnung der 
Kompetenz vielleicht in ihrem Intereſſe beabfichtigen, joweit ihr Intereſſe 
entfernt ift von dem Intereſſe des Volkes und foweit fie die Preßfreiheit 
mehr eingejchränft wünjchen. Aber dann befinden wir uns in einem Yalle, 
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in welchem Seder Zufagendes zu erreichen ftrebt, — die Regierungen in der 
Hoffnung, daß fie in ihren Staaten ftrenger würden mit der Prefje und mit 
den Vereinen umgehen fönnen, idy in der ficheren Ueberzeugung, dab die 
Geſetzgebung des Bundes offenbar eine viel freiheitlichere Richtung dem 
Preß- und Vereinsweſen über ganz Deutjchland geben wird; und ic 
wünjchte, dab die Regierungen in der Reviſion diejer Verfaſſung mehrere 
jolhe Irrtümer gemacht hätten, ich würde fie alle dankbar acceptirt haben. 
(Heiterkeit) Ich werde für die Frweiterung der Kompetenz ftimmen und 
begrüße fie im höchſten Grade, nicht allein aus freiheitlichem Intereſſe, jon- 
dern jo oft Sie über eine Erweiterung der Bundeöfompetenz berathen wer 
den für foldye Dinge, die jtaatlicyer Natur find, bin ich dafür, geleitet von 
dem Streben, daß alle ftaatlichen Angelegenheiten, joweit nicht das land» 
wirthichaftliche Intereife vorwiegt, nach und nad in den Bund bineinge 
tragen werden. Die Ausdehnung der Bundesfompetenz auf das Vereins— 
und Preßweſen erfenne idy ald eine der wejentlichiten Verbeſſerungen der ges 
genwärtigen Berfaffung an. Diefer Zufat Nr. 16 ift für mid) ein Gewinn, 
den ich gern gegen manches Andere zur Kompenjation bringe. Die Furcht, 
daß in Zukunft das rothe Gejpenft und wird vorgeführt und wir in Folge 
deſſen reaftionäre Gejege erlafjen werden — wenn die Wolfövertreter bis 
zu dieſem Grade des kindiſchen Weſens heruntergelunfen find, dann werden 
wir gute Gejeße weder hier noch anderöwo erhalten, und aud) nicht ver- 
dienen. Die guten Gejeße entipringen nicdyt aus dem zufälligen Würfelipiel 
der Wahlen, jondern fie entipringen aus der inneren Natur des Volkes, aus 
jeiner Mannhaftigfeit, und werden gereift durdy die öffentliche Meinung, 
welche im Bolfe fich einlebt. Für das Vereind- und Preßweſen iſt die öf— 
fentliche Meinung Deutjchlands jchon jo vortrefflich durchgebildet, daß ich jelbit 
auf der andern Seite des Hauſes (rechts) große Reaktion nicht weiter befürchte. 
Die Mitglieder diejes Haufes, welche fi) zur Sozialdemofratie befennen, werden 
mir niemals ein Schredbild fein, jondern ich halte es für einen Vorzug des 
allgemeinen Wahlrechts, daß — wenn auch zuweilen in etwas entitellter Form 
— die Mahnungen des Arbeiteritandes und Derjenigen, welche an anderen Dr- 
ten nicht ſpeciell vertreten find, in diejer Verjammlung gebört werden. Aus 
jolchen Gründen wird Niemand fich zu reaktionären Mafregeln verleiten 
lafjen. Ich aljo werde unbedingt für die Kompetenzerweiterung itimmen, es 
mag der Antrag des Herrn Abgeordneten Dunder angenommen werden, oder 
nicht. Dagegen muß ich anerkennen, daß der Antrag fich ganz ſachgemäß 
innerhalb der Grenzen des Gejchäfts bewegt, welches wir zu vollziehen haben. 
Wir jollen das Preß- und Vereinsweſen in die Verfaſſung aufnehmen; 
Herr Dunder will dies thun unter gewiſſen Garantieen ald verfaſſungsmäßigen 
Bedingungen. Ic veranjchlage die verlangten Garantieen durchaus nicht 
gering. Der Herr Präfident des Bundesfanzler-Amtd meinte, wenn die Res 
gierungen einmal einig jein würden, jchlechte Vereins und Preßgeſetze zu 
geben, jo könnten fie ja leicht, ob die vorgeſchlagene Verfaſſungsbeſtimmung 
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aufgenommen werde oder nicht, ſolche Geſetze einbringen. Nein, meine 
Herren, vierzehn oder fünfzehn Stimmen, je nad) dem Ausfall des heutigen 
Beichlufjes, würden genügen, um ein die Verfaſſung abänderndes Geſetz zu 
verhindern, und es iſt gewiß die Meinung des Herm Abgeordneten Dunder, 
daß jelbit unter denjenigen Staaten, welche jonft ein Schwergewicht nicht 
in die Wagjchale werfen, dennoch fünfzehn Stimmen ſich finden werden, 
wenn verlangt wird, ein Schußmittel der Preß- und Bereinäfreiheit aufrecht 
zu halten, welche der überwiegenden Macht aller übrigen Regierungen wider: 
ftehen und, geſtützt auf die öffentliche Meinung, die Grundſätze der Ver: 
fafflung retten werden. Ic muß die Loyalität des Antrages anerkennen und 
fürchte nicht, bei dem heutigen Zuftande der Preßgeſetze in faft allen Ein- 
jelitaaten, daß der Zufaß des Herrn Abgeordneten Dunder bei den Regie 
rungen Anftoß finden werde, da er ſchon jetzt Geſetz aller Bundesitaaten ift. 
Deshalb werde ich für den Antrag des Herm Abgeordneten Dunder jtim: 
men, erfläre aber, abweichend von dem Herrn Abgeordneten Hirich, daß, wenn 
diefer Antrag nicht angenommen wird, idy dennoch die Erweiterung der Kom: 
petenz alö einen Fortichritt begrüße. 


Dr. Beker (Dortmund)*): Meine Herren, der Herr Präfident des 
Bundesfanzleramtd fürchtet feine Reaktion, der Herr Abgeordnete für Neu: 
itettin fürchtet feine Reaktion und der Herr Abgeordnete für Meiningen 
fürchtet auch feine Neaktion. Ich wollte nur, daß ich aus diejer Ueberein- 
ſtimmung irgend eine Garantie für die Zukunft jchöpfen könnte; ich glaube 
indeffen, daß die Gründe, aus welchen diefe Herren die Zukunft jo rofig auf- 
faffen, weſentlich verjchieden find; ich könnte es fonft nicht verftehen, wie 
gerade die Herren Abgeordneten Wagener und Lasker in diefem Punkte jo 
auffallend übereinitimmen. 

Ich will die Gründe, weshalb mein Freund Dunder den von ihm ent- 
worfenen Zujaß verlangt, nicht weiter ausführen als Durch einen einfachen 
Hinweis auf die TIhatjache, daß in Deutjchland und auch in anderen Län- 
den, wenn die Verfaſſungsgeſetzgebung zu einem gewifjen Abjchluß gekommen 
üt, die weitere Ausführung derjelben allemal einer reaftionären Strömung 
verfallen iſt. Es ift das in Deutichland am leichtejten nachweisbar an der 
Geſchichte des früheren Deutſchen Bundes; und ich will hier das Geſtändniß 
nicht zurüchalten, daß ich fürchte, der fünftige Bundesrath werde jehr viel 
Achnlichkeit mit der Verfammlung befommen, die bis zum Jahre 1866 zu 
Frankfurt a. M. in der Ejchenheimer Gaſſe getagt hat. (Hört! hört!) Ich 
wünjde alio, die Preßfreiheit und d 8 Vereinsweſen der Einwirkung des 
Bundesrathes möglichſt zu entziehen. Die öffentliche Meinung wird aller— 
dings ein Schugmittel gegen die Verſuche der Reaktion jein, aber doch nur 
biö zu einem gewiljen Grade. Die öffentliche Meinung hat und nicht ein- 
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mal in Preußen den Genuß der Prehfreiheit erhalten fünnen, obgleich er und 
durch die preußiſche Verfaffung garantirt war. Der bloße Sat: „Die Genfur 
darf nicht eingeführt werden“, hat uns in Preußen nicht einmal davor ge 
ſchützt, daß am 1. Juni 1863 durdy eine Dftroyirung der Verſuch gemacht 
werden fonnte, dad ganze Preßweſen wieder abhängig zu machen von dem 
adminiftrativen Belieben, von dem Konzeſſionsweſen. Meine Herren, die 
Gewerbeordnung enthält heute dafür allerdings feine Handhabe mehr, aber 
diefe Gewerbeordnung iſt ebenjo veränderlicy wie alle übrigen Geſetze, und 
die Möglichkeit, die Geſetzgebung künftig jo ichlecht zu geitalten, das man 
allerdings davor graulich werden fann, — um mich eines Ausdrudes zu be— 
dienen, der hier gefallen ift, — erfennen wir Alle an. Für einen jo aufer- 
ordentlich delifaten Gegenitand, wie die Preßfreiheit, kann es der Garantien 
nicht genug geben. Wenn ich midy nun frage, weshalb überhaupt Gejeße 
über die Prefje gegeben werden und wenn ich dann jehe, dab überall, wo 
die Gejeßgebung fid um die Preife befümmert bat, ftets und ausnahmslos 
— es jei denn in Zeiten der Staatsauflöfung und der großen Völferftürme 
— ihr Zwed die Reaktion geweſen ift, dergeitalt das Preigejeb und Preß— 
bejchränfungsgejeß allemal daſſelbe it, (Sehr richtig!) jo glaube ich, jollen 
wir auch nad; dem jchwachen Mittel — ich erfenne die Schwäche an, aber 
eö it doch ein Mittel — greifen, welches der Abgeordnete Dunder vor: 
ichlägt. Ich werde deshalb für den Antrag des Herm Abgeordneten Duncker 
ſtimmen, und fann, wenn diefer abgelehnt wird, für die Erweiterung der 
Kompetenz, die dann nad) meiner Auffaffung nur eine Kompetenz zur Be— 
ſchränkung der Freiheit ift, nicht ftimmen. (Beifall.) 


Bebel*): Meine Herren, ich erlaube mir nur noch einige wenige Worte 
zu dem Antrage des Herm Abgeordneten Dunder und Genofjen zu jagen. 
Meine Bedenken gegen die KRompetenzerweiterung habe ich bereits geftern in 
der Generaldebatte dargelegt; ich ging im Wejentlichen von dem Gedanken 
aus, den die Abgeordneten Dunder und Beder dargelegt haben. Nady meiner 
und nad) meiner Parteigenofjen Auffaffung it es eine Bejchränfung der bes 
ftehenden Prefj- und Vereinsgeſetze, die gemacht werden joll im veaftionären 
Sinne; dabei gebe ich den Herren Abgeordneten Dunder und Dr. Hiridy 
vollftändig Necht, daß diejelbe im Wejentlichen gegen unſere Partei gerichtet 
ift, und, meine Herren, die Thatfachen, die wir in der leßten Zeit erlebt 
haben, beitätigen nur diefe Auffaffung. Als unſere Parteigenofjen in Braun: 
ſchweig u. j. w. verhaftet wurden, hat die ganze liberale Preſſe in Deutſch— 
land von jo und jo viel hundert und taufend Zeitungen, mit Ausnahme von 
einigen wenigen, nicht einmal ein Wort des Bedauerns gehabt, obgleidy, wie 
am letten Sonnabend auch bier fonftatirt worden ift, dieje Verhaftungen 
ungerecht und ungejeßlich waren und durch feinen Paragraphen des betreffen- 
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den Geſetzes gerechtfertigt werden Fönnen. Ich muß zum dritten Male auf 
einen ſchon berührten Punkt fommen und hoffe heute feine Unterbrechungen 
zu erleiden, nämlidy auf das Verbot der Verſammlung jeitend der jächfiichen 
Regierung gegenüber unjerer Partei. Der jächfiiche Herr Minifter der Fi- 
nanzen bat mir entgegengehalten, die ſächſiſche Regierung jei auf Grund 
des ſächſiſchen Vereinsgeſetzes vom 3. Juni 1850 vollitändig berechtigt ge 
weien, dies Verbot auszuſprechen, und zwar nach einem Paragraphen diejes 
Gejeges, wonach die Regierung Berjammlungen verbieten fünne, wenn Ge— 
fahr für die öffentliche Ruhe und Sicherheit vorhanden fei. Ich will nicht 
unterfuchen, ob in den Verjammlungen, die von unjerer Seite in Ausficht 
ftanden, eine Gefahr für die öffentliche Ruhe und Sicherheit vorhanden war, 
das Eine will ich nur bemerfen, dab in einer Zeit, wo mehr ald eine Million 
Soldaten und Bajonette unter den Waffen ftehen, es für eine Partei eine 
ſeht ſchwere Sache iſt, die öffentliche Ruhe und Sicherheit zu ftören. Sie 
würde wahrhaftig höchſt unflug handeln, ſich dergleichen zu Schulden kom— 
men zu lafjen in einer Zeit, wo fie jo wenig Ausficht auf einen wirklichen 
Erfolg bat. Aber der angezogene Parrgraph, der von dem jächfiichen Mi- 
nifter des Innern mir entgegengehalten wurde, paßt nicht einmal auf diejen 
dall; der betreffende Paragraph war $ 12 des ſächſiſchen Vereins- und Ver: 
lummlungsrechted und handelt einzig und allein von Verfammlungen unter 
freiem Himmel. Verſammlungen unter freiem Himmel fönnen jederzeit ver- 
boten werden. Wie jet die jächfiiche Regierung dazu kommt, diejen Para- 
graphen auf alle Berfammlungen auszudehnen, ift mir wie Anderen unver: 
ſtändlich und unbegreiflich, und obgleich wir in unjerem Parteiorgan und 
auch anderwärts, jelbit bei den Regierungsbehörden, reflamirt und öffentlich 
dagegen proteftirt haben, hat fein einziges liberale Blatt in Sachſen unjere 
Partei ergriffen, ed hat fein einziges zu jagen fich veranlaßt gefühlt, daß das 
Verfahren der Regierung zu Unrecht beitehe, es hat fein einzigeö gegen dies 
Verfahren protejtirt, obgleich im gegebenen Falle die Anwendung jened Pa- 
tagraphen jowohl auf die liberale Bartei wie auf die unſere angewendet 
werden konnte. Das find zwei Thatjachen, die mid), allerdings in der Auf: 
faſſung, die von den Rednern der linken Seite vertreten worden iſt, beitärfen 
und mich beitimmen werden, unter allen Umjtänden gegen eine Kompetenz- 
erweiterung des Bundes zu ftimmen. 


v. Blankenburg‘): Meine Herren, ich wollte Sie aus einem ſehr ein- 
fachen Grunde bitten, doc; den Antrag ded Abgeordneten Dunder abzulehnen, 
und zwar aus dem Grunde, den eben der vorleßte Herr Redner mir nahe 
gelegt hat, der Herr Dr. Beder. Es jollen nach jeiner Abſicht gewiſſe Ga- 
tantien dafür ausgeſprochen werden, daß die fünftige Gejeßgebung in Be— 
hränfung der Freiheit der Preſſe u. ſ. w. nicht über ein gewiſſes Maaf 
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hinausgehe. Ia, meine Herren, wenn das für die fünftige Reichstags-Ver— 
ſammlung bier ausgejprochen werden joll, dann ift es doch gewiß; ganz über- 
flüffig. Der künftige Reichstag jelber wird fich doch durch diefen unjern 
Beſchluß wahrhaftig nicht binden laffen! Der einzige Garant, der aljo mög- 
lid) wäre für dieje Freiheit, wäre nach den Ausführungen des Herm Ab: 
geordneten Beder der Bundesrath. Dem hat er ja aber gerade das voll: 
ftändigfte Mißtrauensvotum bereits gegeben. Aus Furcht gegen die reaftio- 
nären Neigungen des Bundesraths jchlägt er und mun vor, daß wir die 
Garantie und durch denjelben Bundesrath geben laffen! (Heiterkeit) Ich 
möchte Sie daher bitten, diefen ganz wirfungslojen Antrag abzulehnen. 


Dr. Sirfd*): Meine Herren, ich antworte auf das Lebte nicht, da das 
Sophiftifche ded Gejagten Far auf der Hand liegt, jondern ich will mich 
nur mit ein Paar Worten mit meinem Freunde Lasker auseinanderjegen. 
Der Standpunkt des Herrn Abgeordneten Lasker unterjcheidet fich von dem 
meinigen dadurch, daß er zuviel Vertrauen hat, und ich dieſes Vertrauen 
nicht befite, und ich muß mir jchen geitatten, jetzt befonderd Zweifel in die 
Berechtigung des Vertrauens des Herrn Abgeordneten Lasker zu jegen, da er 
jelber vor Kurzem erflärt bat, dab er ein ganz anderd Vertrauen gehabt 
hätte zu den in Verſailles abgejchloffenen deutjchen Verträgen, und daß ihm 
dad Claborat mit Baiern, ald ed ihm zur Hand gefommen, eine jchlaflofe 
Nacht bereitet habe. Ich meine nun, daß der Herr Abgeordnete Laöfer, 
deſſen Verdienſte ich gern anerfenne und bewundere, jo gut wie er fich in 
diefem Vertrauen getäujcht hat, dab aus dem Zufammenwirfen der Regie 
rungen und der Diplomaten eine beifere Borlage und eine gröhere Förderung 
des Werkes hervorgehen würde, — ſich eben jo jehr und noch leichter täufchen 
fann, wenn er meint, der fünftige deutſche Neichötag würde eine Verſamm— 
fung jein, deren Majorität ſich niemals jchreden lafjen würde, deren Ma— 
jorität ſtets für die Preß- und Berfammlungsfreiheit eintreten würde. Nun, 
meine Herren, derartige Reden find auch meines Wiffend — ich war damals 
noch jehr jung — im Jahre 1849 geführt worden. Damald hat man auch 
gelagt: fürchtet euch doch nicht, macht uns doch nicht graulich, das Volk 
bat immer feine Vertretung — und darauf find die Landrathskammern 
gefommen und was die am freiheitlichen Gejeten gebracht haben, ift befannt 
genug. Ich glaube alfo nicht, daß wir Veranlafjung haben, bier jo ver: 
trauendvoll zu fein, und ich möchte meinen Freund Lasker fragen, ob die 
Vorgänge, die zur Interpellation Dunder geführt haben, und ob die Art 
und Weife, wie die Interpellation von dem Bundedfanzleramts-Präfidenten 
beantwortet worden ift**), im Stande waren, das Vertrauen in das freiheitliche 
und gejebliche Gebahren der Regierungen und ihrer Vertreter zu erhöhen. 
Meine Herren, als dieje Interpellation geftellt wurde, als jonnenflar darge 
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legt wurde, daf bier entichiebene Verfaffungsverlekungen Ttattgefunden haben, 
bemübte fich nicht einmal der Herr Vertreter des Bundesraths fein Bedauern 
über das Vorgefallene auszuiprechen, jondern erflärte einfach, wir haben 
Rechenschaft gegeben und von Verantwortlichkeit ann feine Nede mehr jein. 
Bern ih aud im Allgemeinen Herm Abgeordneten Lasfer zuftimme, daß 
Vieled in die Kompetenz des Bundes aufgenommen werden müßte, was bis 
jet noch bei den einzelnen Staaten ift, jo kann ich ed mur thun unter der 
Bedingung, daß wir die Verantwortlichkeit ald das erfte Fundament der 
Freiheit im Deutichen Bunde haben. So lange die Verantwortlichkeit fehlt, 
glaube ich als Liberaler nicht darein willigen zu können, daß die Kompetenz 
erweitert wird, denn diefe Frweiterung würde nichts weiter fein, als eine 
Eweiterung der Unfreiheit! (Bravo! linke.) 


Bundesrath3-Bevollmächtigter geb. Neg.-N Schmalz (Sachſen)“): Der 
Herr Abgeordnete Bebel hat Anlaß genommen, bei der heutigen Debatte 
zurückzukommen auf einen vor mehreren Tagen in diefem Haufe verhandelten 
Gegenitand, und hat insbejondere dabei die Behauptung aufgeftellt, daß der 
von dem föniglich jächfiichen Staatöminifter Freiherrn von Friejen damals ci= 
tirte Paragraph des Vereinsgeſetzes im Königreich Sachſen nur von Ver- 
ſammlungen unter freiem Himmel handle, daß aljo mit der darin enthaltenen 
Ermächtigung eine Verſammlung der Art, wie fie durch ein Verbot der 
ſächſiſchen Regierung vom 21. September d. I. getroffen worden ift, nicht 
babe getroffen werden können. Ic, kann mid) zur Widerlegung darauf be- 
Ihränfen, den entiprechenden Paragraphen des Gejehes zu verlejen; er lautet: 
„Dei dringender Gefahr für die öffentliche Ruhe, Ordnung und Sicherheit 
Innen Berfammlungen, jowie öffentliche Auf und Umzüge und Feftlichkeiten 
verboten werden.” Sie jehen, meine Herren, es ift hier zuerft von Ver: 
ſammlungen ganz generell geiprochen, und nur weiterhin ift dann von öffent: 
lichen Umzügen und Feitlichkeiten die Rede. Ich bin der Meinung, daß 
damit der Einwand des Herrn Abgeordneten Bebel widerlegt ſei. (Beifall 
von allen Seiten.) 


Schluß der Diskufftion wird angenommen **). 


Bei der Abftimmung***) wurde der Antrag Dunder der neuen Ziff. 16 
des Urt. 4 beizufügen: „die Preßfreiheit“ ıc. abgelehnt, und bierauf 
if. 16 in der Faffung der Vorlage durch die große Mehrheit angenommen. 
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Artikel 7. 


Im neuen Verfaſſungsentwurfe war von dem Art. 7 der Verfaſſung 
von 1867 und zwar aus der erften Alinea der Sat: „Iedes Mitglied des 
Bundes kann“ x. bis „abgegeben werden“ nody zu Art. 6 (in welchem die 
Zahl der Stimmen — in Summa 48 ftatt 43 — ſich änderte) hinaufge— 
zogen worden. Alinea 2 der Verfaſſung von 1867 hatte jodann gelautet: 

„Jedes Bundesglied ift befugt, Borjchläge zu machen und in Vortrag 
zu bringen, und das Präfidium ift verpflichtet, diejelben der Berattyung zu 
übergeben. Die Beichluhfafiung erfolgt mit einfacher Mehrheit. Bei Stim- 
mengleichheit giebt die Präfidialftimme den Ausichlag.“ 

Statt deſſen ift mun im der jebt vorgelegten Verfaffung ald Artikel 7 
geſetzt: 

„Der Bundesrath beſchließt: 

1) über die dem Reichstage zu machenden Vorlagen und die von dem— 

jelben gefaßten Beſchlüſſe; | 

2) über die zur Ausführung der Bundesgejeße erforderlichen allgemeinen 
Verwaltungsvorjchriften und Einrichtungen, jofern nicht durch Bun— 
deögeje etwas Anderes beitimmt ilt; 

3) über Mängel, welche bei der Ausführung der Bundeögejeße oder 
der voritehend erwähnten Vorſchriften oder Einrichtungen hervor- 
treten. „ 

Jedes Bundesglied iſt befugt, Vorjchläge zu machen und in Vortrag 
zu bringen, und das Präfidium ift verpflichtet, diejelben der Berathung zu 
übergeben. 

Die Beſchlußfaſſung erfolgt, vorbehaltlih der Beitimmungen in den 
Artikeln 5, 37 und 78 mit einfacher Mehrheit. Nicht vertretene oder nicht 
inftruirte Stimmen werden nicht gezählt”). Bei Stimmengleichheit giebt 
die Präfidial-Stimme den Ausichlag. 

Bei der Beſchlußfaſſung über eine Angelegenheit, welche nady den Be- 
ftimmungen diejer Verfalfung nicht dem ganzen Bunde gemeinſchaftlich ift, 
werden die Stimmen nur derjenigen Bundesitaaten gezählt, weldyen die An- 
gelegenheit gemeinjchaftlich it.“ 


Casker““): Meine Herren, idy bemube dieje Gelegenheit, um einem 
Mißverſtändniſſe zu widerjprechen, in welches geitern der Herr Abgeordnete 
Dr. Löwe in Beziehung auf eine meiner Aeußerungen verfallen ift, und fer- 


*) Diefer Satz: „Nicht vertretene x.” bis „gezählt“ ift der gu dem Art. 6 der 
nenen Verfafjung nicht binaufgezogenen Theil der Alinea 1 des Art. 7 der Berfafjung 
von 1867. 
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ner, um einige Anfragen an den Herm Vertreter ded Bundesraths zu rich- 
ter. In der neuen Beitimmung des Artifeld 7 wird eine Aufgabe des 
Bundesraths geſetzlich definirt, welche ihrem Weſen nach, jo viel ich über: 
iebe, zum Theil entnommen ift aus dem Zollvereinävertrag und zum Theil 
aus der Praris, welche ſich bereits beim Bundesrath gebildet hat. Diele 
neue Aufgabe beiteht in der Befugniß des Bundesraths, allgemeine Initruf- 
tionen und Verfügungen zu erlafjen in allen Fällen, in denen nicht durch 
Bundeögeje ein Anderes beitimmt ift, — wie wir died ab und zu gethan, in- 
dem wir den Bundeskanzler oder audy das Bundespräſidium mit der Aus- 
führung eines Gejeßes beauftragt haben. Die Bundesgefeßgebung wird nad) 
wie vor died thun fünnen. Ferner hat das Verordnungsrecht nicht Special: 
verordnungen im Sinne, jondern nur allgemeine Inftruktionen, weldye nad) 
der Anweifung des Geſetzes zu erlafien find. Den zweiten Theil, welcher 
die Abhilfe der Mängel dem Bundesrathe überweilt, veritehe ich dahin, daß 
die thatjächliche Exekutive allein durch das Bundesfanzler-Amt vermittelt 
wird, daß der Bundesrath irgend welche Mängel als vorhanden fonftatirt 
und Abhilfe bejchließt und daß diefe dann durch die Beamten des Bundes- 
fanzlerö oder durdy das Bundeöfanzler-Amt unter der Leitung des Bunded- 
fanzlerd erfolgen muß. Ich glaube die Beitimmungen der Verfaſſung nicht 
mitzuveritehen, und in dieſer Ginjchränfung begrüße ich fie ald eine vortheil- 
bafte Organtjation. Ich war weit entfernt davon zu behaupten, daß dieje 
erweiterten Befugniſſe des Bundesrathes lediglich der Büreaufratie zugute 
fommen; — dies war ein Mißverſtändniß des Herren Abgeordneten Löwe. 
Ih halte ein Kollegium, wie der Bundesrath erfahrungsmäßig zufammen- 
gelebt ift, für bejonderd geeignet, allgemeine Inftruftionen und Verordnungen 
zu erlaffen, welche wir ihm ftillichweigend übertragen, die in einem tüchtigen 
Kollegium befjer ald von einem einzelnen Beamten durchdacht und redigirt 
werden. Meine Bemerkungen über neue Vorſchriften der Bundesverfaffung, 
welche nur der Büreaufratie Bortheile gewähren, bezogen ſich lediglich auf 
den Vertrag zwiſchen Ba iern und dem Norddeutichen Bund, und hatten die 
Bedeutung, dab die baieriſchen Minifter, nicht um die Selbftitändigfeit des 
baieriſchen Staates beſſer zu wahren, jondern um ſich felbit mehr Befugniffe 
vorzubehalten und ihre Bürenufratie zu ftärfen, das äußere Ausjehen un= 
jerer Deutjchen Bundeöverfaffung verunftaltet haben. — Die Frage, welche ich 
von dem Herm Vertreter des Bundesraths gern beantwortet wünjche, bezieht 
fih auf die Worte: „eine Angelegenheit, welche nach den Beltimmungen 
diefer Verfaffung nicht dem ganzen Bunde gemeinjchaftlich ift.“ Mir ift 
zweifelhaft, ob darunter jolche Angelegenheiten gemeint find, für welche die 
Verfaffung ausdrüdlich die Gompetenz des Bundes für einzelne Bundes— 
itanten ausſchließt, jo daß beiipieläweife in dem DVertrage mit Baden und 
Heilen als einzige überjehbare Angelegenheit diejer Art die Bier- und Brannt- 
weiniteuer erjcheint, oder ob ſolche Punkte gemeint find, welche ihrer Natur 
nad) nicht jammtliche Bundesſtaaten berühren? Die Trage wird bejonders 
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wichtig wegen der Stellung der baterijchen Vertreter im Bundesrath und 
der baierijchen Abgeordneten im Neichötage in Betreff des Specialetatö des 
Militärbudgetd und in Betreff der Decharge über die Ausgaben des Militär- 
etatd. Die Specialetats für das Kriegsweſen find als joldye nicht den Baiern 
gemeinjam, ferner find die Ausgaben des Militäretats und die etwaigen 
Ueberſchüſſe des Bundes gleichfalls nicht den Baiern mit uns gemeinjam 
und dennoch iſt dieje Angelegenheit in einem gewiljen Sinne für Baiern 
und und von Intereffe. Man könnte die Bedeutung diejer und der jpäter 
beim Reichstage wiederkehrenden Beltimmung jo auslegen, daß, wo eine 
thatjächliche Gemeinjchaft fehlt, die Abgeordneten und die Mitglieder des 
Bundesraths nicht mititimmen. Ic; halte diefe zweite Auffaffung für eine 
ſchädigende und nicht zutreffende; und es liegt mir daran zu fonitatiren, daß 
die Baiern in Bezug auf das Budgetredyt mit uns gemeinjam thätig find 
und alle diejenigen Rechte ausüben, welche den übrigen Mitgliedern des 
Bundesraths und den übrigen Abgeordneten zuftehen. Sollte die zweite Auf- 
faffung maßgebend fein, jo fürdyte ich, daß gar nicht überfichtlich iſt, in 
weldyen Fällen die Mitglieder der Einzelitaaten mit und zujammen votiren 
und in welchen nicht Ich möchte deshalb bei diefer erften Gelegenheit feit- 
geitellt wiljen, ob der Herr Vertreter des Bundesraths vorbereitet ift, und 
eine Auskunft darüber zu geben, ob unter der näheren Bezeichnung einer 
„Angelegenheit, weldye nach den Beitimmungen diejer Verfaſſung nicht dem 
ganzen Bunde gemeinjchaftlich ift”, nur eine joldye Angelegenheit gemeint 
ift, in welcher die Verfaſſung ausdrüdlic) die Kompetenz des Bundes für 
einzelne Staaten ausjchlieht. 


Präfident des Bundesfanzleramts Staatöminiiter Delbrück“): Meine 
Herren, ich nehme feinen Anftand, die von dem Herm Abgeordneten für 
Meiningen jo eben aufgeworfene Frage in jeinem Sinne zu bejahen. Ich 
jehe — und ich jpreche dabei nicht für mich allein — durch die Beitim- 
mungen, weldye in dem Bertrage vom 23. November über den Militäretat 
getroffen worden find, feineöwegs den Militäretat ald einen Gegenitand an, 
welcher nicht dem ganzen Bunde gemeinfam wäre. (Hört, hört!) Ich jehe 
dad weder formell noch materiell; materiell nicht deshalb, weil aus den Be— 
ftimmungen, weldye der Militäretat für die übrigen Bundesitaaten außer 
Baiern enthält, ſich für Baiern dasjenige ergeben joll, was bei dem Milt- 
täretat im Großen und Ganzen genommen die Hauptjache iſt; nämlidy das 
gefammte Erfordemig an Geld für die baieriſchen Truppen; zweitens aber 
auch deshalb nicht, weil in dem Vertrage vom 23. November in einer meite- 
ren Beitimmung auch die bejonderen Gtatsjäge, die in dem Militäretat für 
die übrigen Bundesitaaten enthalten find, zur Norm dienen jollen für den 
baierijchen Landtag und die baieriſche Regierung bei Aufitellung ded Spe— 
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cialetats für die bateriichen Truppen. Aus diejen Gründen ijt materiell un- 
bedingt ein gemeinjchaftliches Intereffe vorhanden, es it aber auch formell 
in jofen vorhanden, ald nach meiner Anficht der künftige Bundesetat gar 
nicht anderd aufgeitellt werden fann als in der Weile, dab die Ausgaben 
für das baieriſche Kontingent ebenjo wie für alle übrigen Bundesfontingente 
auf unferem Etat ericheinen. Der Unterjchied it nur der: dieje Ausgabe 
ericheint für Baiern in einer Summe, während fie für die übrigen Staaten 
jubdividirt nach den Etatstiteln in verjchiedenen Summen ericheint, die ſich 
nachher erit in der Hauptjumme vereinigen. Damit forrejpondirt nach der 
andern Seite die Cinrichtung, die der Gtat in Beziehung auf die Einnah— 
men treffen muß. Es werden nach meiner Anficht auf dem Gtat in Ein- 
nabme zu erjcheinen haben — wie das aus den Beitimmungen der Ver: 
faffung von jelbit folgt — jämmtliche Einnahmen an gemeinjchaftlichen 
Steuern und es wird das, was nachher fehlt, allerdings dann nach einem 
durch die Verſchiedenheit der Gemeinichaftlichfeit der Steuern verjchieden be— 
dingten Mapitab erjcheinen müſſen als Matrikularbeitrag. Alſo aus diejen 
formellen und materiellen Gründen bin idy entſchieden der Anficht, daß dem— 
nächſt Sowohl die bateriichen Vertreter im Bundesrathe ald die baierijchen 
Abgeordneten im Neichötage über den Militäretat mitzuitimmen haben, und 
dub auf den Militäretat die Ausnahmebeitimmung am Schluß ded Artikel 7, 
ebenio wie die entiprechende Beitimmung am Scluß des Artikel 28 feine 
Anwendung findet. 


$£asker *): Die Herren wollen verzeihen; ed wird bei Diskuſſion der 
Verfaflung öfter vorkommen, daß Interpretationen bei der zweiten Leſung 
gefordert werden, weil für den Fall, dab feine zujagende Auskunft gegeben 
werden fann, entweder wir unjere Interpretation in der dritten Leſung aus— 
drüden oder eine authentijcdye Interpretation in der dritten Leſung herbei— 
übren, um mindeitend die Punkte aufzuflären, weldye einer Aufklärung fähig 
find. In diefem Sinne erlaube ich mir zu jagen, daß der Herr Miniiter 
Delbrüd meine Frage nicht vollitändig beantwortet hat und namentlich nicht 
in dem Sinne, weldyer mir bedeutungsvoll erſcheint. Ich habe abfichtlich 
ald Berfpiel gewählt, ob die Mitglieder für Baiern auch über die Decharge 
des Bundes-Militäretat3? mit abzuitimmen haben, weil die etwaigen Ueber 
Ihüffe, welche als Folge der zur Decharge geftellten Rechnung fich ergeben, 
ebenio die Zujchüfje, welche etwa zu leilten find, Baiern nicht berühren. 
Meine generelle Frage aber ging dahin: iſt die Bedeutung diejer Beſtim— 
mung, dab nur in den Fällen, in welchen die Verfaſſung ausdrüdlich die 
Kompetenz für einzelne Staaten ausſchließt, eine Theilnahme diejer Staaten 
nicht ftattfindet? Nur eine Antwort in diefem Sinne würde mid) beruhigen, 
weil ich ſonſt fürchte, daß wir wegen diejer ohnehin höcyit unangenehmen 
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Beltimmung einer itio in partes, vermöge welcher einzelne Mitglieder des 
Bundesrathd und einzelne Mitglieder dieſer Verſammlung ausgeſchloſſen 
werden, in Zweifel und verwideln fünnen. Aus dem Wortlaut: „welche 
nach den Beltimmungen diejer Verfaſſung nidyt dem ganzen Bunde gemein- 
ichaftlich it,“ glaube ich herauszulejen, daß wir einzelne Mitglieder nur dann 
von der Theilnahme an der Abitimmung ausjchliefen, wenn nad) der aus- 
drüdlichen Vorjchrift der Verfaffung der betreffende Staat in Bezug auf die 
verhandelte Angelegenheit von der Kompetenz des Bundes gar nicht ergriffen 
werden kann. Im diefem bejcyränften Umfange würde mid) die itio in par- 
tes wenigitend nicht wegen ihrer möglichen Ausdehnung beunruhigen. 


Präfident des Bundesfanzler-Amts Staatsminiſter Deſbrück“): Meine 
Herren, wenn ich mich richtig erinnere, habe ich meine vorige Bemerkung 
damit angefangen, dat ich generell mich mit der Auffaffung des Herrn Ab— 
geordneten für Meiningen einverjtanden erflärt habe; wenn idy nachher näher 
eingegangen bin auf den Miliäretat, jo habe ich das deshalb gethan, weil 
er jelbit diejen ganz bejonders hervorgehoben hatte und weil es daher — 
nicht nad) meiner Auffalfung, aber weil ed doch zuläffig it, die Sache an— 
derd zu verſtehen. Ich will gleich nody eins hinzufügen, wenn auch nur, 
um einer weiteren Anfrage über die Bedeutung dieſer Beitimmung vorzu= 
beugen. Es ift die Frage aufgeworfen worden — mehr fann ich nicht 
jagen — ob, weil in dem Artikel 34 der Verfaſſung beitimmt ift, daß die 
Hanfeitädte Bremen und Hamburg als Freihäfen außerhalb der gemein- 
ſchaftlichen Zollgrenze bleiben, dies eine von den Beitimmungen der Ver- 
fafjung wäre, aus weldyer hergeleitet werden fünnte, als jeien den beiden ge- 
nannten freien Städten die Zollangelegenheiten nicht gemeinjchaftlich mit den 
übrigen. Es iſt, wie gejagt, diejes Bedenken angeregt worden; ich erwähne 
ed hier nur, um es als ein joldyes zu bezeichnen, welches nad) meiner Ueber: 
zeugung jeder Grundlage entbehrt.**) 


Artikel 18. 


Art. 18 der Verfaſſung von 1867 hatte gelautet: 
Das Präfidium ernennt die Bundesbeamten, bat diejelben für den Bund 
zu vereidigen und erforderlichen Falles ihre Entlaſſung zu verfügen. 
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») Wir brauden gemäß unjerer allgemeineren Vorbemerkung (. oben ©. 232) 
nicht erft bejonders darauf aufmerfjan zu machen, daß zu Art.7 eine förmliche Ab- 
flimmung wegen Mangeld eines Antrages nicht ftattgefunden bat, vielmehr nady dem 
vom Präfidenten voraus angezeigten Berathungd: und Abftimmunysplan Zuftimmung 
des Reichstags zum unveränderten Entwurf anzunehmen war. 
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In der vorgelegten Berfaffung wurde dem ald Alinea 2 beigefügt: 

Den zu einem Bundesamte berufenen Beamten eined Bundesitantes 
ftehen, ſofern nicht vor ihrem Gintritt in den Bundesdienit im Wege der 
Bundeögefeßgebung etwas Anderes beftimmt ift, dem Bunde gegenüber die 
jenigen Rechte zu, welche ihnen in ihrem Heimathlande aus ihrer dienstlichen 
Stellung zugeitanden hatten. 


&gasker’): Meine Herren, beim eriten Lejen fam es mir vor, als ob 
in diefem neuen zweiten Abſatz des Artifel 18 über die Steuerpflicht der 
Bundesbeamten entichieden werden ſollte. Da dieje meine erite Auffafjung 
von Anderen getheilt worden ift, jo glaube ich erwähnen zu müſſen, daß, wie 
ih mich jpäter überzeugt, der Wortlaut nicht darauf hinführt, jondern daß 
der Zuſatz nur die Abficht hat, die Penfiond- und ähnliche Anſprüche der 
Bundesbeamten an den Bund zu beitimmen. 


Artikel 28. 


Art. 28 der Verfaffung von 1867 hatte gelautet: 

„Der Reichstag beichließt nach abjoluter Stimmenmehrheit. Zur Gül- 
tigkeit der Beſchlußfaſſung iſt die Anweſenheit der Mehrheit der gejeßlichen 
Anzahl der Mitglieder erforderlich.“ 


In der jet vorgelegten Berfaffung wurde dem ald Alinea 2 angefügt: 


„Bei der Beſchlußfaſſung über eine Angelegenheit, welche nad) den Be- 
ſtimmungen diejer Verfafjung nicht dem ganzen Bunde gemeinjchaftlich it, 
werden die Stimmen nur derjenigen Mitglieder gezählt, die in Bundes— 
taaten gewählt find, welchen die Angelegenheit gemeinjchaftlich iſt.“ 


Sreiherr v. Soverbeck“,: Ich beantrage das Neubinzugefügte wieder 
zu ftreichen. Es hängt das zujammen mit der von dem Abgeordneten Lasker 
bereitö erwähnten itio in partes, die ich für den Bundesrath nicht befämpft 
habe. Meine Herren, die Mitglieder des Bundesrathes vertreten eben die 
einzelnen Intereſſen ihrer bejonderen Staaten, und befommen von dieſen 
Staaten ihr Mandat, fie haben aljo nicht den mindeiten Anfpruch, einzu- 
reden in einer Sache, die nicht direft mit ihrem Staate in Verbindung 
ſteht. Ganz anders ift es mit den Abgeordneten; ich bitte Sie, nur etwas 
weiter zu lejen. Artikel 29 jagt: „Die Mitglieder des Reichstages find 
Vertreter deö ganzen Volkes“ — weldyes Volkes? — Giebt es ein lippejches 
oder mecklenburgſches Volk, oder giebt es — Gott jei Dank — heute nur nod) 





272 Vertrag mit Baden und Hefien. 


ein Deutiches Vol? Sie find aljo „Vertreter des deutjchen Volkes und an 
Aufträge und Inftruftionen nicht gebunden.“ Aus diefem Artikel ergiebt 
fi) mit Naturnothwendigfeit, dab alle Angelegenheiten, die in der Deutichen 
Gejetgebung zu erledigen find, auch gemeinjchaftlich jein müfjen. Wenn 
bier nun einzelne Intereffen bejonderd vorausgejeßt werden, jo muß man 
ſehr unterjcheiden, welche gemeint fein können. Es giebt finanzielle Unter: 
ichiede, in Beziehung auf die man zugeben könnte, daß gewiffe Staaten 
ein geringered Sntereife daran hätten. Trotzdem iſt eine Beitimmung, die 
fi) für ein Zollparlament redytfertigt, deötwegen noch keineswegs für unjer 
fünftiges Deutjches Bundesparlament gerechtfertigt. Denken Sie ſich das 
Scaufpiel, dab die bis dahin vollberechtigten Mitglieder um einer einzelnen 
Disfuffion willen ausgejchieden und möglicdyer Weiſe die unerquidlichiten 
Debatten über die Frage jelbit gepflogen werden, ob eine Angelegenheit einen 
einzelnen Staat nidyt betrifft. Dieje Einrichtung wird jo tief einjchneiden 
in die gemeinjchaftliche Wirfjamfeit, die für die Mitglieder ded Reichstags 
vorauögejeßt it, dab ihre Gefahr nur durch ihre, ich kann es nicht anders 
jagen, lächerliche Seite überwogen werden möchte. Ich glaube jogar, man 
hofft namentlidy auf die Lächerlichkeit, die eintreten würde, im Fall jeden 
Augenblid ein Theil der Verſammlung ausgeſchieden werden könnte, wer 
man ſich der Hoffnung hingiebt, daß eine joldye Beitimmung bald bejeitigt 
werden würde. Ich kann das nicht glauben, ich fann am allerwenigiten an— 
nehmen, daß ein joldyer Standpunft in einem Augenblide angenommen wer: 
den jollte, wo ed die Schaffung eines einigen deutichen Bertretungsförpers 
gilt. Deswegen, meine Herren, beantrage ich, troßdem ich weiß, dab ges 
wiſſe finanzielle Rückſichten bei einem Zollparlamente dafür ſprechen, eine 
ſolche Beftimmung beizubehalten, für das fünftige Deutiche Parlament die 
Streichung dieſes Sabes. 


Miguel’): Ic bedauere, für den Antrag des Abgeordneten Freiheren 
von Hoverbed nicht ftimmen zu fünnen. Ich glaube, wenn man einmal in 
die Verfafjung Angelegenheiten zuläßt, die nur einzelne Theile angehen, — 
wenn man einmal in die Verfalfung die Beitimmung aufnimmt, daß ges 
wille Gegenitände nicht von gemeinjchaftlichem Intereſſe feien, jo ift dieſe 
Beitimmung daraus die nothwendige Konjequenz. Allerdings wäre es viel 
richtiger, dab auch dieſe Gegenitände zur gemeinjchaftlicyen Aufgabe der 
Nation gezählt worden wären. Wenn man aber das nicht anfechtet, daß 
wir z. B. Bier und Branntwein davon ausgenommen haben, jo wird man 
auch unmöglich es zulafjen, dat Abgeordnete, die dabei fein Intereffe haben, 
ihre Wähler zu vertreten, — dab dieje darüber mit entjcheiden. Dann aber 
allerdings habe ich doch die leife Hoffnung, dab die Neigung der ſüddeutſchen 
Bolfövertreter und der jüddeutichen Staaten, ſolche bejondere Separatinterefjen 
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noch aufrecht erhalten zu wollen, jtärfer abgejchwächt wird, wenn fie bei 
der Berathung joldyer Gegenftände antichambriren, ald wenn fie dabei mit- 
ftimmen. Das iſt für mich der Grund, warum ich fie nicht zulaffen will. 


v. Kardorf (Dhlau-NRimptich-Strehlen)*): Ich kann die Auseinander- 
ſetungen des Herm Abgeordneten Miquel nicht als richtig anerkennen, ich 
mus im Gegentheil diejenigen, weldye der Freiherr von Hovrbeck gemacht 
bat, als die einzig richtigen und in nationalem Sinne zuläffigen meinerjeits 
erachten. Wenn ich gleichwohl dem Antrage des Freiheren von Hoverbed 
nicht zuftimme, jo geichieht das aus den von meinen Freunden in der Ge- 
neraldebatte bereits entwidelten Gründen, nämlich aus dem Grunde, weil 
die Annahme des Amendements, die Ablehnung der Verträge enthalten würde 
und weil wir nicht willen umd nicht überjehen fönnen, welche Folgen diefe 
Ablehnung der Verträge nad) fich ziehen fann. 


Dr. Sirfh (Plauen-Baufa x.)*): Da der lettere Geſichtspunkt für 
meine Freunde und mich nicht maßgebend ift, jo werden Sie mir erlauben, 
daß ich den Standpunkt, welchen wir eingenommen haben und noch heute 
vertreten, Ihnen darlege. Es handelt fich hier um eine Angelegenheit, die 
für die Würde der nationalen Vertretung von größter Wichtigkeit iſt. Meine 
Herren, Herr von Hoverbed hat ſchon auf den wunderbaren Widerſpruch 
bingewiejen, wenn im Artifel 28 die itio in partes in Bezug auf gemiffe 
Angelegenheiten angeordnet wird, umd der nächſtfolgende Artikel jagt: Die 
Mitglieder deö Reichstags find Vertreter des gefammten Volkes. Ich be 
haupte, diefer Widerſpruch ift jo groß, dab, werm der Zuſatz zum Artikel 28 
angenommen wird, eine Umänderung des Artifeld 29 eintreten muß, weil 
fihh Beide abjolut mit einander nicht vereinigen laffen. Nun hat der Herr 
Abgeordnete Miquel gelagt, ed find doch bejondere Angelegenheiten noch vor: 
handen, was er allerdings bedauere, und da können doc; Abgeordnete der 
nicht betheiligten Staaten nicht mitjtimmen. Aber, meine Herren, wie ift 
& denn in jedem einzelnen Landtage, 3. B. im preußijchen, wie oft werden 
da nicht gefeßliche Beitimmungen angenommen, die nur eine Provinz, ja 
oft nur einen Kreiö betreffen. Als z. B. die Dotation für die Provinz 
Hannover bejchlofjen wurde, fand da vielleicht eine itio in partes ftatt, in der 
nur die Hannoveraner mitjtimmten? (Sehr wahr! links.) Sch bitte ferner 
zu ermefjen, meine Herren, dat jedes Geſetz, auch wenn es allgemeiner Na— 
tür iſt, ſehr verichieden wirft auf die verjcjiedenen Staaten, dab z. B. die 
Gewerbeordnung für den Norddeutichen Bund, die wir in der vorigen Seffion 
angenommen haben, ein ganz anderes Geſetz iſt für Preußen, für Medlen- 
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burg und für Sachſen, und dab es fich ebenjo mit den Pofttarifen u. |. w. 
verhält. Wenn Sie aljo conjequent fein wollen, jo müffen Sie die itio in 
partes bei jedem einzelnen Geſetze, bei jedem einzelnen Gegenftande haben. 
Endlich aber, meine Herren, ift gefragt worden oder könnte gefragt werden: 
wos haben die Baiern für ein Intereſſe daran, mit zu berathen bei Gegen: 
ftänden, bei denen fie nicht betheiligt find. Meine Herren, ich jage gerade, 
fie haben ein Imterefje daran, fie haben das gemeinjchaftlich deutſche und 
das ſpezifiſch baieriſche Interefje, daß in den Theilen des Deutjchen Bundes 
jelbft, wozu fie nicht gehören, gute Gejeße und gute Zuftände einge 
führt werden, und wir wiederum, meine Herren, haben ebenfalld das 
Interefje daran, daß die Sadyen jo gemacht werden, dab fie den Baiern und 
MWürtembergern gefallen, damit fie jo bald wie möglich ihre Sonderitellung 
aufgeben. Aus allen diejen Gejichtöpunften, meine Herren, glaube ich, iſt 
es unmiberleglich, dab der Artifel 28 durch unjere ganze nationale Stellung 
einen Riß machen würde, und, meine Herren, ich bitte Sie zu bedenken, 
welches Scyaujpiel für und, welches Schaufpiel für Deutichland, welches 
Schaujpiel für Europa ed ift, wenn das endlidy gejchaffene deutiche Parla- 
ment plößlidy wie der polnische Reichätag unfeligen Andenfens ſich in ver- 
Ichiedene Theile theilt, die Einen gehen links, und die Andern gehen rechte. 
Ich bitte Sie, den Zuſatz abzulehnen. ⸗ 


Präſident des Bundesfanzler-Amts, Staatsminiſter Delbrück“): Meine 
Herren, ich möchte zunächſt daran erinnern, um was es ſich bei dieſer Be— 
ſtimmung eigentlich handelt. Es iſt mit vollkommenem Rechte hervorgehoben 
worden, daß ed hier im Reichstage wie in jedem Sonder-Landtage eines 
einzelnen Staated eine Menge Materien giebt, bei welchen jachlich nicht die 
Gejammtheit interejfirt ift, jondern nur ein einzelner Theil. Nicht ſowohl 
im Reichstage, als, wie richtig bemerkt, in den SondersLandtagen werden 
Gejeße erlaſſen, die ausdrüdlich nur für beftimmte Landeötheile gelten. Um 
ein ſolches Verhältnis handelt es ſich hier gar nicht, es handelt ſich bier 
nur um joldye Verhältniſſe, bei welchen nach der Verfaſſung jelbit die ganze 
Inititution nicht gemeinjchaftlid it. Nach der Berfafjung ift die ganze 
Inftitution der Bier- und Branntweinfteuer nicht gemeinjchaftlih. Der 
Reichstag wird vielleicht oft genug noch in die Lage fommen — jo ijt es 
ja 3. B. bei dem Einführungsgejeß zu dem Handelsgeſetzbuch und zu der 
Nechjelordnung gewejen — gewiſſe partifulare Beitimmungen in einzelnen 
Staaten als joldye ausdrüdlic aufrecht zu erhalten. Das wird auch fer- 
nerhin jein. Das find auch nicht Angelegenheiten, die nach der Verfaſſung 
nicht der Gejammtheit gemeinjchaftlich find; nad) der Verfaffung find dieſe 
Angelegenheiten unbedingt gemeinjchaftlih. Ich wiederhole, es handelt fich 
bier nur um joldye Gegenjtände, wo die ganze Inititution nach der Ber: 


) St. B. ©. 124 ru 


Berfaffung. Art. 28. Delbrüd. Braun-Wöb. 275 


faffung nicht gemeinjchaftlih if. Nun kann man auch in Beziehung auf 
dieje Gegenftände von dem idealen Standpunkte aus, den der Herr Abge- 
ordnete für Berlin eingenommen hat, jagen: ja, troßdem wenn auch nach 
der Verfaſſung die ganze Inftitution nicht gemeinjchaftlich ift, jo find doch 
die in den Reichötag berufenen DBertreter Vertreter der ganzen Nation, und 
& giebt in thesi gar feine Angelegenheit, welche auögejchlofjen werden könnte. 
Bon dem idealen Standpunkte aus kann ich dagegen nicht viel argumen- 
firen, aber von dem realen Standpunkte aus, von dem Standpunkte, der 
überhaupt dahin geführt hat, gewiſſe Imftitutionen nicht gemeinjchaftlich zu 
machen, muß ich die hier vorliegende Beitimmung als die naturnothwendige 
Konjequenz anjehen. Wie dieje Beitimmung nachher im Reichstage jelbit, 
wenn ich mich jo ausdrüden joll, dramatiſch ausgeführt wird, das ift hier 
gar nicht entſchieden; die Regierungen haben ſich jehr wohl gehütet, hier 
eine Beitimmung über die Gejchäftsordnung des Reichstages treffen zu wol- 
len; (Sehr richtig!) fie haben ſich lediglich darauf bejchränft, auszudrüden, 
was nach ihrer Anficht ausgedrücdt werden mußte: dab, wo eine Inſtitulion 
meht gemeinjchaftlich ift, die Abitimmung nicht gemeinjchaftlicy fein kann in 
dem Sinne, dab diejenigen Mitglieder, für deren Länder die Inftitution 
nicht gemeinjchaftlich ijt, mitſtimmen. 


Dr. Braun (Wiesbaden)*): Meine Herren, wenn wir und auf den 
idealen Standpunkt ftellen, jo müfjen wir daraus folgern, daß Bundesiniti- 
tutionen ſtets und unter allen Umjtänden gemeinfam jein muüfjen, dann 
müſſen wir aljo gegen alle dieje Rejervate für einzelne Bundeöterritorien 
ſtimmen und damit würde von jelbft der zweite Abſatz des Artikels 28 weg- 
fallen. Das können wir aber nicht, ohne das Zuftandefommen der Ver, 
träge und der neuen Verfaſſung zu gefährden. Wenn wir nun jagen, daß 
einzelne Suftitutionen gemeinſame nicht find, jo folgt daraus, daß in Betreff 
dieſer Inftitutionen eine gemeinjame Gejeßgebung des gejammten Bun- 
des des nicht eriftirt und daraus ergiebt ſich dann mit Nothwendigfeit die 
Vorſchrift im zweiten Abſatz des Artikels 28, — die ich auch gern bejeitigt 
jeben möchte, aber zujammen mit den Rejervaten, jo dab nur einheitliche 
Inftitutionen für das ganze Bundesgebiet bejtänden. Die Deduftion des 
Abgeordneten Hirſch beruht auf einer Verwechjelung des Einheitd- und des 
Bundesſtaats. Preußen ift ein Einheitöftaat; wenn aljo hier ein Geſetz ges 
geben wird, das nur für eine einzelne Provinz gilt, jo muß das Geſetz ge 
geben werden von der einheitlichen legislativen Gewalt diejes Ginheitäftants. 
Uebrigens ift das Beilpiel, dad er angezogen bat, auch in anderer Beziehung 
durchaus nicht zutreffend, denn wenn eine einzelne Provinz dotirt wird, jo 
wird fie dotirt aus den Mitteln des Gejammtjtaats und des Gejammtnolfs, 
und jchon diefer Grund reicht in dem von ihm angezogenen Falle aus, um 


St. B. ©. 125 I.m. 
18* 


276 Bertrag mit Baden und Heffen. 


die Ihätigfeit der gefammten Legiölation zu provogziren. Man joll alſo 
Dinge, die innerlich eine jachliche Aehnlichkeit, oder eine jachliche Gleichheit 
gar nicht haben, nicht in eine joldye Vergleichung jeten, woraus nothwendig 
unrichtige Schlußfolgerungen hervorgehen müſſen. Wenn wir die andere 
Beitimmung, die der Rejervate, acceptiren, dann müflen wir in nothmendi- 
ger Konjequenz fie auch ausführen, obgleich es ja, ich gebe ed zu, nicht 
ſchön iſt. Was nun inöbejondere die Bier- und Branntweinfteuer an— 
langt, jo hoffe ich, im Betreff diefer Stoffe werden wir bald aus dem Pro— 
viſorium dadurch herausfommen, dat wir den in den Verträgen und in der 
neuern Verfaſſung jelbit bezeichneten Weg einjchlagen und eine gemeinjame, 
auch unferem jetigen norddeutichen Zuftand gegenüber wejentlich verbeſſerte 
und vervollfommnete Bejtenerungsweile für die Gebiete des Biered und 
Branntweind herbeiführen, wogegen dann die Anwendung des zweiten Ab- 
ſatzes des Artifel 28, für diefen Fall wenigitend, von ſelbſt hinmwegfällt ; ich 
gebe mich aljo der Hoffnung hin, daß died früher oder ſpäter auch bezüglich 
aller anderen Fälle jo fein wird, und daß wir in dem gegenwärtigen Augen- 
blicke nichts jchaffen ald ein zwar an und für ſich bedauerliches, aber hof: 
fentlicy bald vorübergehendes Provijorium. 


Schr. v. Soverbeck*): Meine Herren, wenn der Präfident ded Bundes- 
fanzleramtö gejagt hat, daß die vereinigten Negierungen für die Geſchäfts— 
ordnung ded fünftigen Meichötages nicht zu forgen haben, jo ift das richtig; 
um jo dringender iſt es aber unjere Pflicht, dafür zu jorgen; und wenn wir 
anerkennen, dab dieſe itio in partes im Neichötage jelber die Geſchäfts— 
ordnung des neuen Reichstages verwidelt machen und bdenjelben jo dem 
Fluche der Lächerlichfeit ausjegen wird, (Bewegung) — wie das jchon 
von mehreren Seiten anerfannt worden ift, ich weiß nicht, ob in dieſem 
Hauje oder außerhalb deſſelben — dann glaube ich, ilt ed unjere Pflicht, 
dafür zu ſorgen, dab ſolche traurigen Fälle nicht vorfommen. Wenn man 
jagt, es wäre beſſer, daß überhaupt feine Reſervaten vorfämen, jo gebe id) 
zu, dab dieß der Fall ift; wenn aber troßdem die Rejerwate wieder und 
wieder in die Verfaſſung gebracht find, jo hat man zwiſchen zwei Beitim- 
mungen zu wählen. Man fann entweder jagen: es jollen die Bertreter aus 
allen Staaten, die mit diejem jpeziellen Falle gerade nicht befaßt find, den- 
noch mitreden, meil fie Vertreter des ganzen Deutichen Bundes find; oder 
man jeßt feit: fie jollen ausgejchloffen werden — nach vielleicht langen Debatten 
ausgejchloffen werden durch die Vertreter aller übrigen deutichen Gebiete. 
Nun, meine Herren, da jage ich, ich fürchte feine Gefahr davon, wenn z. B. 
die Vertreter von Baiern jelbit in einer Angelegenheit wie die Bier- und 
Branntweinjteuern mitzujprechen haben; fie werden in dem Augenblicke, wo 
fie in diejer Weile jtimmen, den anderen Bundeöftaaten feinen Schaden 
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thun; fie werden im Gegentheil dafür jorgen, daß die Beltimmungen jo ge 
troffen werden, dab wir um jo jchneller zur vollen Einheit gelangen. 


Lasker“): Der Umfang diefer Beltimmung ift nach der Grörterung, 
die wir eben gehört haben, für Baden beichränft auf die Bier- und Brannt- 
weinſteuer, und ed wird fich fin MWürtemberg noch ein anderer Punkt er- 
geben, für Baiern mehrere. Sch halte mich gem an das Weſen und nicht 
an den Schein. Wenn das deutiche Volk in Beziehung auf einzelne Punkte 
bier nicht ganz vertreten ift, jo giebt es für diefe Punkte feine Vertreter des 
ganzen Volkes. Was habe ich davon, dab ich mir einbilde, wir jeien 
Vertreter des ganzen Volkes, während wir für einen Theil des Volkes 
über die betreffende Angelegenheit feinerlei Anwalt befiten? Ich erinnere 
an den Unteritügungswohnfig, welcher nad) den Abfichten des baieri— 
ſchen Vertrages für Baiern nicht unter die Kompetenz des Bundes fallen 
jel. Die Abitimmungen über dieſes Geſetz haben oft um einige we- 
nige Stimmen geſchwankt. Wir würden ed nicht gern ertragen, wenn wir 
ein jchlechtes Geſetz durch das Uebergewicht der Abgeordneten eined Landes 
erhielten, welches nicht der Kompetenz ded Bundes unterworfen ift. Anders 
verhält es fich, werm es ſich um Theile defjelben Staated handelt; ein jchlechtes 
Geſetz berührt dann auch Diejenigen, welche nicht unmittelbar betheiligt find, 
nad dem Sprüchwort: „Heute mir, morgen Dir." Dagegen habe ich zu 
Beihlüfjen, bei denen man ganz und gar nicht betheiligt ift, fein großes 
Zutrauen. Ich wünfche vielmehr, daß der vorhandene Scyaden öffentlich aus- 
gedrüdt werde; deöhalb werde ich, da die getrennte Kompetenz einmal eriftirt, 
für die Beibehaltung der getrennten Abitimmung mid; erflären. Cine große 
Verwirrung wird nady der und gegebenen Auslegung nicht entitehen, weil 
immer wird ausdrücklich vorgeichrieben fein müfjen, für welche Fälle eine 
Kompetenz nicht ftattfindet, und wir werden das Kriterium ſtets leicht mahr- 
nehmen. Wird der Abgeordnete von Hoverbed wünjchen, daß wir in ber 
Geihäftsordnung die unbetheiligten Abgeordneten zur Diskuffion zulaffen, 
jo fann man in der Geſchäftsordnung ſich hierüber verjtändigen; bei der Ab- 
ſtimmung läßt fich dadurch helfen, daß in allen diejen Fällen eine nament- 
lihe erfolgt, jo daß die äußere Drdnung feinen Schaden erleidet. Ic kann 
wirklich feinen Gewinn darin ſehen, einen Schein von Einheit hervorzurufen, 
wo in der That eine Einheit nicht vorhanden ift. 


Schluß der Diskuſſion wurde angenommen**). 
Bei der Abftimmung wurde die (neue) Alinea 2 (entgegen bem 
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Antrag Hoverbef auf Streichung) dur die große Mehrheit ange 
nommen*). 


Artikel 32. 


Antrag Wigard: Den Beſchluß des Norddeutſchen Reichstages in der 
Vorberathung von 1867 wieder einzuftellen, wonach der Artikel zu lauten 
hätte: 

„Die Mitglieder des Neichdtags erhalten aus der Bundeskaſſe 
Reifetoften und Diäten nad) Maßgabe des Geſetzes. Bis zum 
Erlaß diejed Geſetzes ftellt das Bımdespräfidium die Höhe derjelben 
feft. Ein Verzicht anf die Reijefoften und Diäten ift unftatthaft. 


Der Antrag wurde abgelehnt.**) 


Artikel 35. 


Art. 35 der Verfafjung von 1867 hatte gelautet: 


„Der Bund ausſchließlich hat die Gefehgebung über das gefammte Zoll- 
wejen, über die Belteuerung bed Verbrauches von einheimiſchem Zucker, 
Branntwein, Salz, Bier und Tabak, ſowie über die Maßregeln, melde in 


den Zollausjchlüffen zur Sichernng der gemeinfchaftlichen Zollgrenze erfor: 
derlich find.“ 


In der vorgelegten Verfaffung wurde der Artikel geändert wie folgt: 


„Der Bund ausfchlieglich hat die Gejebgebung über das gejammte Zoll. 
wejen, über die Beiteuerung ded im Bundeögebiete gewonnenen Salzes und 
Tabaks, bereiteten Branntweind und Biered und aud Nüben oder anderen 
inländiichen Erzeugniffen dargeftellten Zuderd und Syrups, über den gegen: 
jeitigen Schuß der in den einzelnen Bundesſtaaten erhobenen Verbrauchsab⸗ 
gaben gegen Hinterziehungen, ſowie über die Mafregeln, welche in den Zoll- 
ausichlüffen zur Sicherung der gemeinfamen Zollgrenze erforderlicdy find.“ 

In Baden bleibt die Befteuerung ded inländiichen Branntweind und 
Bierd der Landeögefehgebung vorbehalten. Die Bundesftaaten werden jedoch 
ihr Beitreben darauf richten, eine Webereinftimmung der Geſetzgebung über 
die Beitenerung auch diefer Gegenftände herbeizuführen. 
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Graf zu Solms-Saubad, (Alöfeld - Lauterbach » Schotten) *): Zu dem 
Artikel 35 habe ich zu bemerfen, daß, wie Sie Alle willen, die Egaliſirung 
der Bierfteuer zwiſchen Hefien und dem Norddeutichen Bunde fchon lange 
auf dem heſſiſchen Wunfchzettel fteht; fie ftand auch diesmal darauf; wir 
haben fie aber davon abgejeht, weil wir die Erflärungen in der General- 
debatte von dem Herm Minifter Delbrüd gehört haben, die und in diefer 
Beziehung die Hoffmung geben, dab ein der Billigkeit angemeffener Zuftand 
bald eingeführt werden wird. Ich beſchränke mich darauf, Bloß zu äußern, 
dab ich die Hoffmung habe, daß dies recht bald gejchehen möge. 


Artikel 40. 


Art. 40 der Verfaſſung von 1867 hatte gelautet: 


„Die Beftimmungen in dem Zollvereinigungdvertrage vom 16. Mai 1865, 
in dem Vertrage über die gleiche Belteuerung innerer Erzeugniſſe vom 
28, Juni 1864, in dem Bertrage über den Verkehr mit Tabad und Wein 
von demfelben Tage und im Artikel 2 des Zoll- und Anjchlußvertrages vom 
11. Juli 1864, deögleichen in den Thüringiſchen Bereinäverträgen bleiben 
jwiichen den bei diejen Verträgen betheiligten Bundesitaaten in Kraft, ſo— 
weit fie nicht durch die Vorjchriften der gegenwärtigen Verfaſſung abgeändert 
find und jo lange fie nicht auf dem im Artikel 37 vworgezeichneten Wege ab- 
geändert werden. 

Mit diefen Beichränfungen finden die Beitimmungen des Zollvereini- 
gungövertraged vom 16. Mai 1865 auch auf diejenigen Bumdesftaaten und 
Gebietätheile Anwendung, welche dem deutſchen Zoll- und Hanbelövereine zur 
Zeit nicht angehören.“ 

Art. 40 der jetzt vorgelegten Verfaſſung lautet: 


„Die Beftimmungen in dem Zollvereinigungdvertrage vom 8. Juli 1867 
bleiben in Kraft, joweit fie nicht durch die Vorſchriften dieſer Verfaſſung ab- 
geändert find und jo lange fie nicht auf dem in Artikel 7, beziehungsweiſe 
78 bezeichneten Wege abgeändert werben.” 


$asker**): Ich wollte mir wiederum eine wichtige Frage an die Herren 
Vertreter des Bundesraths erlauben. Nach den Beftimmungen des Art. 40 
jollen die auf den Zollverein bezüglichen Verträge — und das muf ein 
bübicher Band fein — abgeändert werden fünnen, entweder im Wege deö 
Artifel 7 oder auf dem Wege ded Artikel 78. Nun geftehe ich, daß diejer 
Ausdrud mir völlig dumfel iſt. Es handelt fi darum, ob die Beitimmun- 
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gen der Zollvereindverträge mır mit drei Vierten Majorität oder gegen vier- 
zehn Stimmen des Bundesrathes abgeändert werden können, oder mit ein- 
facher Majorität. Da fcheint mir nothwendig, daß wir wenigſtens die lei- 
tenden Grundjäße erfahren, wann der Artikel 78 und wann der Artikel 7 
maßgebend jein fol. Lieber wäre mir freilich, wenn die Verfaffung dieje- 
nigen Vorjchriften aufzählte, welche unter den Schuß des Artikel 78 geftellt 
werden; denn mit einem jehr jchweren Hindernik haben die Abänderungen 
ſolcher Borjchriften zu kämpfen. Ich fürchte aber, dab eine Aufzählung 
nicht mehr möglich ift. Doch die Vertragsichlieger müffen darüber wenigitend 
Far gewejen fein, nach welchen Grundjäßen eine beftimmte Vorjchrift unter 
die Klaujel des Artikel 78 fallen fol; und da ich annehmen muß, daß die 
Herren Redaktoren fich dies zum Bewußtſein gebracht haben, jo wünjche ich 
eine authentiiche Interpretation hierüber. 


Präfident ded Bundedfanzler-Amts, Staatöminifter Delbrück“): Der 
Herr Vorredner geht mit Recht davon aus, daß er die Gejammtheit der- 
jenigen Berabredungen, welche hier bezeichnet find ald der Zollvereinäver- 
trag am 8. Suli 1867, für ſehr umfangreich halt. Es ift diefe Gejammt- 
beit von Verabredungen zum Theil abminiftrativer Natur, zum Theil legis— 
lativer Natur, und zum Theil verfaffungsmäßiger Natur. Ich glaube mit 
dem Snhalt dieſer verjchiedenen Verabredungen ziemlich genau befannt zu 
fein, — meine frühere Stellung hat mid dazu geführt; — ich würde aber 
glauben, daß ich jelbft, wenn ich num nach diejen Gefichtäpunften den In⸗ 
halt dieſer Berabredungeu gruppiren jollte, Icdiglich nach meiner perſön— 
lichen Auffaffung, dazu doch mehrere Tage ununterbrochenen Studiums 
brauchen würde. Ich glaube, dab alddann eine Verftändigung unter dem 
betheiligten Regierungen, ob dieje von mir entworfene Subjumption richtig 
jei oder nicht, einen noch viel größeren Zeitraum erfordern würde und 
namentlich dazu führen Fünnte, eine Menge von Fragen diskutabel zu 
machen, die von der Art find, daß fie eigentlich nur dadurch zu Fragen 
werden, wenn man darauf geftoßen wird, fie als foldhe zu behandeln. Bei 
der Nedaktion des Artifeld ift man davon ausgegangen, daß eine Erihöpfung 
der Materie, aljo eben eine ſolche Klaffififation der einzelnen Beftimmungen 
in der That mit den größeften Schwierigfeiten verbunden jei, mit Schwie— 
rigfeiten, .die mit dem davon zu erwartenden Nußen faum im Verhältniß 
ftehen würden. Wenn hier Artikel 78 mit in Bezug genommen ift, 
jo hat das darin feinen Grund, daß in der That in dem Zollvereinäver- 
trägen Beitimmungen enthalten find, welche fich ihrer ganzen Natur nach, 
und wenn man fie betradytet vom Standpunkte der Bundedverfafjung aus, 
unzweifelhaft als ſolche darftellen, die nicht im Wege der einfachen Gejeß- 
gebung werden abgeändert werden können. Um nur ein Beilpiel anzu= 
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führen: e8 enthält der Zollvereindvertrag die Beftimmung, daß, troßdem 
dab die Zollvereind-Finnahmen gemeinjchaftlich find, die Strafgefälle, die 
Erlöfe aus Konfisfaten den einzelnen Staaten verbleiben ald Früchte der 
Jurisdiftionen; ed ift ferner in diejen Zollvereinsverträgen dad Begnabdi- 
gungd- und Strafverwandlungsrecht in Fällen von Zollvergehen den Re— 
gierungen der einzelnen Staaten vorbehalten. Es find das Beitimmungen, 
welche, wenn man fie ändern wollte, wie ich glaube, unzweifelhaft als ver- 
faffungsmäßige zu behandeln jein würden. Ich führe bier ein paar Bei- 
ipiele an, um hierdurch amjchaulich zu machen, welcher Gedanfe bei der 
Redaktion des Artifeld obgewaltet hat. Alle die einzelnen Beftimmungen, 
die nach meiner Anficht unter den Artifel 78 fallen würden, aufzuführen, 
bin ich im Augenblid nicht im Stande, und ich glaube auch, daß es in- 
jofern nicht von enticheidendem Intereſſe für die Beichlußnahme fein würde, 
ald ich im dieſer Beziehung, und wenn ich auf Einzelnheiten diejer Art 
eingehen wollte, doch immer nur meine perfönliche Meinung jagen könnte, 


Miguel*): Meine Herren, die Erflärung des Herrn Präfidenten des 
Bundesfanzler- Amts kann und eigentlicdy dody nur jehr menig befriedigen. 
Wir haben bier aljo eine Beftimmung, nach welcher Aenderungen an dem 
Zollvereindverträgen theilmeile mit einfacher Mehrheit im Bundesrath und 
im Reichötage, theilweiſe mit einfacher Mehrheit im Neichdtage und aus 
Dreiviertel Stimmen im Bundesrath bejchloffen werden fünnen. Sebt 
‚giebt der Herr Präfident ded Bumdesfanzler-Amted zu, dab er jelbit im 
Augenblide nicht im Stande jei, vollftändig erſchöpfend diejenigen Beitim- 
mungen der Zollvereindverträge zu bezeichnen, welche ald verfaſſungsmäßig 
anzufehen, deren Aenderung daher unzuläffig wird gegen den Proteft von 
ein BViertheil der Stimmen. Wie wird fi nun died Ding in Zufunft 
entwideln, wenn heute ſchon die Frage jo zweifelhaft ift, daß der ausge: 
zeichnetfte Kenner des Zollvereind und der Zollvereinägejehe und Verträge 
nicht einmal ſich jelbit vollftändig Far ilt. Melde Maſſe von Streitig- 
keiten und Zweifeln werden in Zufunft über dieſe Frage entitehen? Meine 
Herren, ich gebe zu, daß ed momentan jehr jchwierig jein mag, und bei 
der in der Natur der Dinge liegenden großen Eile, womit diefe Berträge 
zu Stande gebracht find, jedenfalld durchaus erflärlich und entjchuldbar ift, 
wenn diefe Frage nicht gelöft wird. Ich meine aber, auf die Dauer kann 
die Frage, weldye Beitimmungen als verfafjungsmäßige anzujehen find 
und melde ald einfache Geſetze, nicht dunfel und zweifelhaft bleiben. Ich 
glaube, ed muß dem nächſten Deutjchen Reichstag darüber gewiſſermaßen 
ein Bervollftändigungsgeje vorgelegt werden, wonach Flargelegt wird, was 
ald Theil der Verfaſſung und was ald Geſetz angejehen wird. 
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Artikel 78. 


Artikel 78 der Verfaſſung von 1867 hatte gelautet: „Beränderungen 
der Berfafjung erfolgen im Wege der Gejegebung, jedoch ift zu demjelben 
im Bundesrathe eine Mehrheit von zwei Dritteln der vertretenen Stiumen 
erforderlich. 

In dem jet vorgelegten Berfafjungsentwurf wurde ftatt „zwei 
Dritteln" „drei Viertheilen“ geſetzt. 


Antrag Soverbek: Den Artitel 78 der Berfafjung von 1867 
wieberherzuftellen*). 


Freiherr v. Soverbeh*): Meine Herren, wir ftehen alfo bei einer 
der wichtigſten Aenderungen, die diefe neue Verfafjung gegen die Nord» 
deutihe Bundesverfaffung enthält: bei der Majorität, die in Bezug auf 
Berfaffungsänderungen von Seiten ded Bundesrathed nothwendig ift. Ich 
beantrage: In der beigefügten Verfaffung den Artikel 78 zu fafjen: „Ver— 
änderungen der Verfaffung erfolgen im Wege der Gejebgebung, jedoch ift 
zu denjelben im Bundesrathe eine Mehrheit von zwei Dritteln der ver: 
tretenen Stimmen erforderlich." Meine Herren, ich habe mir dabei feines» 
wegs dad Eine verborgen, dab das Verhältniß infofern etwas geändert 
wird, als jet ſchon durch dem Zutritt Badens, aber nody mehr Würtem- 
bergd, und noch mehr Baierns eine andere Gefammtzahl eintritt, ald vorher 
dagemeien if. Man könnte aljo in einer gewiffen Beziehung jagen, daß 
eine andere Zahl in Bezug auf etwaige leichtfinnige Verfafjungsänderungen 
gegriffen werden müffe, indem nämlich Preußen ald Bundespräfidial-Macht 
bei feinen 17 Stimmen verbleibt, und diefe 17 Stimmen, wenn bie alte 
Beftimmung beftehen bliebe, nicht hinreichen würden, eine Verfaſſungs— 
änderung unmöglich zu machen. Ich glaube, meine Herren, das ift das 
Weſentlichſte, was man vorbringen fann, um eine Erhöhung ded Stimmen: 
verhältnifjes auf drei Viertel der Mehrheit zu motiviren, wie fie hier vor- 
geichlagen ift. Ich glaube aber doch nicht jo bedenklich fein zu müſſen, 
daß ich mich davon abichreden ließe. Ich bin überzeugt, daß Verfaſſungs— 
änderungen vermöge der Wirkjamfeit des NReichötages bier überhaupt gegen 
den Willen Preußens, wenn in Preußen Regierung und Bolk einig ift, 
unmöglich find. Sollte das aber unglüdlicherweije anders fein, jollte die 
Vertretung der Preußiſchen Regierung, wie fie fih im Bundesrathe aus- 
ſpricht, gegen eine Verfafiungsänderung fein, dagegen das preußiiche Volk 
diefe Aenderung wünjchen, dann halte ich es allerdings jehr wohl für 
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möglih, dab der Neichötag bier eine ſolche Berfaffungsveränderung be- 
ſchließt. Sch würde es dann aber audy für einen Segen anjehen, wenn 
die Preußifche Regierung durch den Reichstag und das Preußiiche Volk zu 
einer ſolchen Aenderung gezwungen wird. Meine Herren, es ift aber noch 
ein anderer wichtiger Umftand, der hierbei zu bedenken if. Wo wollen 
Sie bei diefen Aenderungen Halt machen? Bei der Dreiviertelmajorität? 
Der wollen Sie zu der Beitimmung übergehen, wie fie im baierijchen 
Vertrage vorhanden ift, wonach 14 Stimmen enticheidend find für Beibe- 
haltung der alten Einrichtungen. Daß diefe 14 Stimmen gerade die drei 
Königreiche bedeuten, darüber macht fich hier wohl Niemand eine Sllufion. 
Denn bisher die Kleinftaaterei in Deutichland ein gefährliched Element 
geweien ift, jo wird es — Gott jei Dank — jebt nicht mehr jein. Hüten 
Sie ſich aber, meine Herren, daß jetzt nicht die Mittelitaaterei ein viel 
fefter begründeter, ein viel gefährlicherer Fluch für Deutichland werde, als 
ed die Kleinftaaterei jemald geweſen ift. Meine Herren, es iſt jcheinbar 
ein Opfer Preußens gegen die anderen Staaten, dad in Bezug auf die 
Vertretung Preußend in dem Antrage liegt, e& bei dem alten Verhältniß 
zu belaffen, wie es die Norddeutiche Bundeöverfafjung hat. Ich freue 
mid, daß ich Gelegenheit habe, gerade ald Bürger des Preußiſchen Staates 
Ihnen den Borichlag zu machen, darum unbefümmert fi an die alte und 
viel befjer bewährte Beftimmung der Norbdeutichen Bundeöverfaffung zu 
halten. 


Dr. Wehrenpfennig in Berlin (Fürftenthyum Walded)*); Meine 
Herren, wenn ich gewuht hätte, daß wenigjtend eine Anzahl von Mit- 
gliedern dieſes Hohen Hauſes ſich, wie es jeßt gejchehen ift, zu dem An- 
trage vereinigen würde, den Artikel 78 in jeiner alten Form der Zwei- 
drittel-Majorität zu belafjen, jo würde ich mid; jehr gern durch meine Un 
terihrift angejchloffen haben. Ich betrachte gerade dieje Aenderung unjerer 
alten Berfaffung für die allerbedenflichite troß der vielen Bedenklichkeiten, 
die wir heute jchon ruhig haben hindurchſchlüpfen laſſen müffen, weil ja 
auf den Meiften von und der Drud zweier großen Thatſachen liegt, ein- 
mal der, dat Verträge von folcher Bedeutung, fertig durch die Unterjchrift 
der Rathgeber der Präfidialgewalt, vor und liegen, und zweitens der Drud 
der anderen großen Thatſache, die und durch die mäeutijchen Künſte des 
Herrn Abgeordneten Dr. Friedenthal, (Heiterkeit) vorgeftern**) glüdlicy fund 
geworden ift. Meine Herren, ich bitte, Sie daran erinnern zu dürfen, 
dab diefe Beftimmung der Dreiviertelmajorität, obwohl fie fteht in dem 
Vertrage mit Baden und Hefjen und obwohl fie ferner fteht in dem Ver— 
trage mit Würtemberg, doch gar nichts zu thun hat mit Baden und 
Helen, und, wenn ich recht unterrichtet bin, auch an ſich gar nichts zu 
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thun bat mit dem Bertrage mit Würtemberg. Denn urfprünglich hat man, 
jo ift mir wenigſtens mitgetheilt, in Würtemberg jo wenig wie in ben 
beiden fleineren Ländern irgend einen Schaden für die Gelbitftändigfeit 
des Staated darin gefunden, wenn eö bei der alten Beftimmung der Nord- 
dentjchen Verfaſſung bliebe. Ald num aber der größere ſüddeutſche Staat, 
dem wir überhaupt die Lüden und Brejchen in unjerer fünftigen ſoge— 
nannten Deutichen Verfaſſung hauptſächlich verdanken, eine Aenderung des 
Artikel 78 forderte, da ift man jelbitverftändlich auch in Würtemberg da- 
binter gekommen, dab es freilich befer jein würde, wenn die drei König- 
reiche oder irgend eine andere Kombination von wenigen Stimmen der 
Regierungen in Zukunft jede Entwidelung des Deutichen Bundes über dic 
vorläufig aufgeftellten Kompetenzgrenzen hinaus verhindern könnten. 
Meine Herren, ich halte diefe Beitimmung gerade zu für letal und ich 
berufe mich ftatt jeder anderen Beweisführung auf die vielen beredten 
Stimmen, die feit vier Jahren in diefem Haufe in diejer Beziehung ſich 
haben hören laffen. Ich berufe mich darauf, daß im fonitituirenden Reichs— 
tag, wenn von den großen Mängeln und Unvolllommenbeiten der damaligen 
Verfaſſung die Nede war, gejagt wurde: ja, es ift eigentlich faft unmöglich, 
daß wir diefe Mängel und Unvolllommenbheiten alle hinnehmen, aber Eine 
ift und doch geblieben, die Bervolltommnungsfähigkeit des Bundes, — die 
Zufunft ift und doch geblieben: wir fünnen die mangelhafte Gegenwart 
allenfalls hinnehmen," weil wir diefe Möglichkeit der Entwidelung in Zu— 
funft in einer ſolchen Weiſe haben, wie fie die Zweidrittelmajorität uns 
geitattet. Nun, meine Herren, gegemüber allen diejen beredten und ein- 
dringlichen Stimmen wird ed mir doch jehr jchwer, die leichte Entwidelung, 
ja vielleicht überhaupt die Entwidelung des Bundes mit diejer Beitimmung 
zu begraben. Allerdings hat einer der Herren Abgeordneten neulich bei 
der Generaldebatte eine total andere Auffaffung gerade dieſes Artifeld uns 
gegeben, eine Auffaffung, wonach jet dieſer Artikel, — wenn wir nämlich die 
fonftigen Kompetenzerweiterungen, die im dieſer neuen Verfaſſung liegen, 
acceptiren, — nicht etwa die Entwidelung ded Bundes eindämmen, jondern 
vielmehr die volle Mediatifirung aller Staaten zur Folge haben würde. 
Der Herr Abgeordnete Windthorft war ed, der dieje Deduftion gab, der 
den füddeutichen Staaten diefed Scyredbild hinhielt. Wenn ich zu wählen 
babe zwiichen der Anficht, daß wir durch das Begraben dieſes alten Ar- 
tifel 78 die Entwidelung ded Bundes eindämmen, und zwijchen der An- 
ficht, daß wir vielmehr durdy dem jegigen Artikel die Einzelſtaaten mediati- 
firen, jo würde ich allerdings, obwohl id) fein Freund der völligen Ra— 
firung der Einzelitaaten bin, das Lebtere vorziehen. Leider aber muß ich 
annehmen, daß der Herr Abgeordnete Windthorjt mit feiner Theorie nur 
eine ſubjektive Anficht entwidelt, denn er jagte nur — ich will mich ganz 
furz darin halten — er fagte jo: Jede materielle Kompetenzerweiterung 
kann nur gejchehen, wenn wir auf den Grundvertrag aller Kontrahenten 
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zurückzreifen, d. b. fie fann nur geichehen durd eine Erneuerung des 
Örundvertraged unter Einftimmigfeit aller Kontrahenten. Das ift jeine 
Anficht, wie wir ja durch wiederholte Ausführungen willen. Allein in 
den vier Fahren, die der Norddeutihe Bund durchgemacht hat, ift viele 
feine Anficht nicht allein durch andere jubjective Anfichten anderer Mit— 
glieder beftritten, jondern fie ift thatjächlich widerlegt durch das Verfahren 
der Bundesfaktoren ſelbſt — ich erinnere 3. B. an den Bunded-Ober- 
bandelsgerichtöhof — fie iſt im Feiner Weiſe beitätigt, weder von dem 
Bundesrathe, noch von der Mehrheit des Reichstages, folglich ift auch 
feine Aenderung eingetreten dadurch, daß jetzt noch andere Kompetenzer 
weiterungen auf dem Wege des Artifeld 78 eintreten jollen. Leider aljo 
ift e8 nichts mit der Mediatifirung, nichts damit, daß nun alle Schranfen 
gefallen jeien und troß diejer Dreiviertelmajorität der Einheitsſtaat dem— 
ähft in Gang fommen werde. Ich glaube, der Herr Abgeordnete Windt- 
borft hat auch wohl felber Stunden, wo er die Sache anders auffaßt, 
(Heiterkeit) und zwar ebenjo, wie fie die größeren jüddeutichen Regierungen 
auffaffen, denn ich höre, dab jetzt auch von würtembergiicher Seite ein 
ganz beionderer Werth auf das Feithalten der Dreiviertelmajorität gelegt 
wird: man lernt eben durch das Beiipiel Baiernd. Meine Herren, ich 
weih nun wohl, dab joldye Schranfen, wie Sie fie hier jegen wollen, fich 
auch in anderen Bundeöftaatöverfaffungen finden. Nur die Schranfe, die 
der Herr Abgeordnete Windthorft ald das Weſen des Bundesjtaatd angiebt, 
da man nämlich auf die Einjtimmigfeit aller Kontrahenten zurüdgreifen 
müßte, eriltirt in der ganzen Welt nicht. Es giebt heute gar feinen 
Bundesftaat, der eine ſolche Schranfe hätte, fie iſt eine Doftrin, die nur 
in den Köpfen einiger deutichen Gelehrten eriftirt. ‘Ich weiß jehr wohl, 
dab ähnlihe Schranken, wie die Dreiviertelmajorität, auch in anderen 
Bundesstaaten ſich finden; ich behaupte aber fühn: es giebt feinen Bundes- 
ftaat, bat nie einem gegeben, in dem die Schranke jo verhängnißvoll, jo 
wirkungsvoll werden fonnte, ald fie bei und werden wird. Wenn zum 
Beilpiel in der Schweiz bei Revifion der Bundesverfaffung zugleich zurück— 
gegriffen wird — und das ijt ja etwas Analoged mit dem, was der Ab- 
geordnete Windthorft jagt — auf die inzeljtaaten und die Gejammt- 
bürgerfchaft, ohne deren Zuftimmung eine ſolche Revifion nicht ftatthaben 
kann — ja unter welchen Verhältniſſen wird denn zurüdgegriffen? Wenn 
die Mehrheit der Kantone und die Mehrheit der Gejammtbürgerjchaft der 
Schweiz eine vorgenommene Revifion der Bundesverfafjung beitätigt, dann 
it fie in Kraft geſetzt. Ich bin gern bereit, eine ähnliche SInftitution bei 
und zu acceptiren ftatt der Dreiviertelmajorität, die und bier oftroyirt 
werden jol. Im Amerika iſt es auch nöthig,) dab drei Viertel der Einzel- 
faaten zuftimmen zu einer Nevifion der Bundesverfaffung. Ja, meine 
Herren, wenn Sie in die Hand unjerer Gentralgewalt diejelben Befugnifje 
legen wollen, die die amerifanijche Gentralgewalt hat, wenn Sie die Grund- 
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züge eined wirklichen Bundesitaates in diejer Verfaſſung, die und vorliegt, 
jo fertig machen wollen, wie fie dort fertig find, dann bin ich vollkommen 
bereit, die Dreiviertelmajorität zu acceptiren. Ich habe mich num gefragt: 
woran liegt ed denn, dab jo viele meiner Kollegen, die ja diefe Bedenken 
jo wohl einjehen wie ich, fich doch leichter, al8 ich ed vermag, darüber 
binwegiegen? Und da ift mir bis jeßt nur Folgendes aufgeftoßen: Die 
Einen jagen nämlich, das find ja nur Formen, Stimmen, was fommt auf 
Stimmen an?; die Stimmen entjcheiden ja nicht, die Formen machen es 
ja nicht, die realen Berhältnifje werden ed machen, die überwiegende Macht 
der Präfidialgewalt zufammen mit dem Reichstage wird ed machen, die 
wird die Stimmen umzuftimmen wifjen. Meine Herren, wenn Sie damit 
jagen wollen, daß nothwendigerweije die Präfidialgemalt die innere, geiltig 
umbildende Macht ausüben werde auf den Widerſtand der größeren Einzel⸗ 
ftaaten, der Mittelftaaten, vor denen der Abgeordnete Freiherr von Hover: 
bed mit Redyt bei der Geitaltung diejer Verfaſſung gewarnt hat, jo be 
baupte ich, wir haben in Dentichland durchaus feinen Beweis dafür, daß 
dieje innere umbildende Gewalt wirklich eintreten werde, wohl aber haben 
wir den Beweis, daß fie nicht eintreten wird. Auf dem Frankfurter 
Bundedtage waren ed dieſe Formen, dieje jcheinbar ganz unmidhtigen 
Stimmverhältniffe, die wirklich) den Mittelftaaten eine Macht, einen Ein- 
fluß- gegeben haben, der durchaus nicht den natürlichen Verhältnifjen ent- 
ſprach. Dafjelbe wird ſich bei ums wiederholen fünnen. Dper ift vielleicht 
etwas Anderes damit gemeint geweſen, — dab eö ja auf die Stimmen, auf 
die Formen nicht anfomme? Ic habe auch wohl foldye Aeußerungen ges 
hört: man wird nöthigenfalld mit Aufbietung aller Machtmittel über dieje 
Stimmen binwegicreiten; wenn in einem nothwendigen, in einem natio⸗ 
nalen Gegenftande dauernder Widerftand geleiftet wird, der nicht anders 
gebrochen werden kann, jo wird die reale Macht hinwegfchreiten müſſen 
über die Form der Verfafjung. Sa, meine Herren, das ift ed eben, was 
ich tief beflage. Daß wir nicht die ideale Berfafjung heut gründen fonnten, 
dab in gewiſſem Sinne ein Proviforium gejchaffen werden würde, das 
wußte ic) freilich audy im Voraus; dab wir aber ein joldyed Proviforium 
ichaffen, von dem wir und fagen müfjen, wenn wir weiter in die Ferne 
denfen: überall liegen Keime zu Gegenfäßen, zur Bildung einer antinatio- 
nalen Oppofition, Keime, die vielleicht zu gewaltſamen Konfliften führen, 
und daß wir, während wir und das jagen, das einzige Ventil wegichaffen, 
was wir bis jet hatten, um ſolche Erplofionen zu verhüten, — das ift 
ed, was ich tief beflage. Bei jo großen Fragen, die einen jo weiten 
Ueberblick über die politiichen Gelammtverhältnijje fordern, wie die, bie 
und heute vorliegen, gebe ich ja gerne zu, daß der Einzelne vielleicht nicht 
jo Alles fieht, wie Andere dad mögen jehen fünnen. Ich will von Herzen 
wünjchen, daß ich ein falſcher Prophet bin in dem, was ich meine, — ich 
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fürchte aber, dieſe Verfaſſung wird nicht die Baſis einer geordneten umd 
friedlihen Entwidelung werden, fondern fie wird zu Konflikten und Er- 
plofionen führen. (Sehr wahr! links.) 


Präfident des Bundesfanzler-Amtd Staatöminifter Delbrück“): Meine 
Herren, die Uebertragung der Beitimmung der Norddeutichen Bundesver- 
faflung in die BVerfafjung des neuen Bundes ift zumächit nicht zuläffig 
nad meiner Weberzeugung mit Rüdficht auf die Stellung Preußens im 
Bunde. Preußen hat nach den Vorjchriften der Norddeutichen Verfaffung 
nicht ein ausdrücliches, aber ein durch die Zweidrittel-Majorität von jelbit 
gegebened Veto in Beziehung auf BVerfafjungsveränderungen. Es ift bier 
in diejem Haufe bei der Generaldebatte von — wenn id) nicht irre — mehreren 
Seiten darauf hingewieſen worden, daß es richtig gemejen jei, bei der Er- 
weiterung ded Bundes die Stimmenzahl Preußens im Bundesrathe zu 
verftärken. Dieſe Fragen haben nicht zur Berathung geftanden, wohl aber 
war zunächit von Preußen jelbit darauf Werth zu legen, dab ed in dem 
neuen Bunde in Beziehung auf Fragen von ſolcher Wichtigkeit, wie fie 
Verfoffungsänderungen find, nidyt ungünftiger geftellt würde, ald im Nords 
deutichen Bunde. Für Preußen bedurfte es daher feiner Anregung von 
einer anderen Seite für die Aenderung diejer Majorität. Sie wäre übri» 
gend nicht nöthig geweſen in der jet bier zur Berathung vorliegenden 
Verfaffung; denn wenn es fi bloß um den Anjchluß von Baden und 
Hefien gehandelt hätte, jo würden ruhig die Zweidrittel haben beibehalten 
werden können, — der Zuftänd wäre dadurdy nicht verändert. Indeſſen, wie 
ih ſcon in einer früheren Sitzung zu bemerfen die Ehre gehabt habe, 
die Berfaffung, wie fie Ihnen bier vorliegt, wenn auch zunächſt nur mit 
Baden und Heflen vereinbart, ift doch von Haus aus berechnet auf die 
Gejammtheit. Und da war es maturmothwendig geboten, dem größten 
Bundesſtaat — einem Bundeöftaat, der, wie ja unzweifelhaft richtig ift, 
durh die Stimmen im Bundesrathe nicht im Verhältniß feiner Größe 
vertreten ift — eine Garantie dafür zu geben, dab Verfaſſungsänderungen 
ohne feine Zuftimmung nicht beichlofjen werden können. Ich weiß nicht, 
wo der Herr Abgeordnete für Walde die Notiz erhalten hat, daß Würtem- 
berg Anfangs fein Interefje für diefe Beftimmung gezeigt umd fich nachher 
damit befreundet hätte; ich wüßte weder das erjte zu jagen, noch weiß ich 
dad zweite, man bat von allen Seiten eine Aenderung diejer Beftimmung 
gerade ald etwas angejehen, was durch die Natur der Dinge, was durd) 
die geſammte Sachlage geboten war. Ich bitte Sie daher, den Antrag des 
Herrn Abgeordneten für Berlin abzulehnen. 
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&Fasker‘): Meine Herren, diefe Abänderung ift allerdings jehr be 
deutungdvoll und mit Recht bezeichnet worden ald eine joldhe, welche und 
neue Bahnen anmweilt. Ich befenne aber, dab ich mit demjelben Augen- 
blide, in welchem ich daran dachte, dak Baiern und Würtemberg, dad ges 
fammte Deutichland fid) dem Bunde anfchließen joll, mit mir im Klaren 
war, died wird nur geichehen können, wenn größere Garantien gegeben 
werden gegen die Leichtigkeit von Berfafjungsänderungen. Denn, meine 
Herren, wir haben den Sübddeutichen das Bild entgegengehalten: der Nord- 
deutjche Bund, wie er gegenwärtig ift, wenn er fih mit fidy allein be 
friedigen ſoll, befindet fich in einem vortrefflicdyen Zuftande, er ift jo unge 
hindert, wie in einem Ginbeitöftaate; und wir haben ſeit dem Sahre 1867 
folgenden Gegenjaß aufgejtellt: entweder die Nation fann ihr Einheit: 
bedürfniß auch nicht äußerlich erfüllen; wir müſſen ald Norddeutichland 
getrennt bleiben, dafür aber Fräftigen wir uns innerlid und empfangen 
immer mehr und mehr die Natur und Tendenz eines dem Einheitöftaate 
nachzubildenden Bundesſtaates, — oder, die zweite Seite war, und darüber 
waren wir und auch Elar, daß, wenn das übrige Deutichland beitreten 
jollte, diejelbe Leichtigkeit der Verfafiungsänderung nicht wird aufrecht zu 
erhalten fein. Innerhalb diejer beiden Gegenjäte haben wir und jeit dem 
Fahre 1867 bis heute bewegt. Der Bund entwidelte fich zu unferer Zue 
friedenheit, aber immer durchgeflungen ift durch alle Verhandlungen: Was 
hilft ed, daß wir und vortreffliche Geſetze geben, daß mir unjere einheitliche 
Kraft entfalten, — ung fehlt ein Glied an unjerem Leibe, und wir find krank 
an unjerer Exiſtenz. Nun emdlidy ift der Gedanfe ein realer, Baiern und 
MWürtemberg und die übrigen deutichen Staaten anjchließen zu können, und 
num dürfen wir vernünftigerweije nicht erwarten, daß mit denfelben Regeln 
und Grundjäßen, weldye für den Norddeutichen Bund gegolten haben, audy 
der zufünftige Deutiche Bund ficy werde leiten laſſen. Deßhalb befenne 
ih von mir, der ich innerhalb des Norddeutſchen Bundes ftetö dahin ger 
ftrebt habe, die Befugniß der Kompetenzerweiterung völlig frei und unver— 
jehrt zu erhalten, der ich wenig Anftand genommen habe, im Norddeutichen 
Bunde, wie ich ed auch im Deutichen Bunde nicht thun werde, auf die 
Ausdehnung der Kompetenz hinzuarbeiten, — daß ich, den geichichtlich ge— 
bildeten Berhältnifjen meine Beitrebungen anpaffend, mir nie einen Zweifel 
darüber gemacht, daß ohme ein Opfer in Bezug auf die Kompetenzer- 
weiterung niemald Baiern zu gewinnen ift für den Deutſchen Bund. Noch 
heute fteht die Frage jo, ob wir uns wohl befinden wollen unter uns jelbft, 
und die Einigung mit Baiern gänzlich ablehnen, oder ob wir Baiern 
unter folhen DVerhältnifjen mit und verbinden wollen, welde die Einheit 
thatſächlich heritellen, obichon mit viel minder guten Wirkungen, ald wir 
unter und jelbft in Beziehung auf das engere Gebiet gelebt hätten. Mit 
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Baiern verhandeln, den Eintritt Baiernd anftreben, heißt von vornherein, 
— darüber machen wir und feinen Zweifel — die Kompetenzerweiterung 
an andere Bedingungen knüpfen als diejenigen, welche für den Norddeut« 
ihen Bund gegolten haben. Auch im Interefje Preußens würde ich nicht 
die Möglichkeit einer Berfaffungsveränderung wollen, ohne dab Preußen 
feine Zuftimmung giebt. Dabei denke ich nicht an Kompetenzerweiterungen; 
in diefer Beziehung würde ich wegen Preußens beruhigt fein. Aber ich 
denfe an die Grundlagen der Berfaffung, welche an Preußen ald Präfidium 
diejenige Machtftellung übertragen, welche allein dem Bunde Werth giebt; 
und da möchte ich auch nicht theoretifc die Möglichkeit feftitellen laffen, 
Preußen in einer diejer Grundbedingungen zu überftimmen, denn dies 
bieße, in der Verfaſſung jelbft die Möglichkeit zur Auflöfung des Bundes 
geben, und eine folche Verfaffung darf nimmermehr eriftiren. Darum, 
meine Herren, babe ich daran gedacht, die Stimmenzahl für die Abwehr 
von Verfaffungdänderungen auf 17 feftzuftellen und thatſächlich zu bes 
wirfen, dab Preußen das Veto erhält und daß eine gleiche Stimmenzahl 
anderer Staaten von gleicher Wirkung fei. Ich bin heute noch der Ueber- 
jeugung, da der Rüdgriff auf 17 Stimmen die Sache am Richtigften 
getroffen habe und alle Seiten befriedigen werde. Was und am meilten 
ängftigt, ift eine tendenziöſe Verſchwörung der drei Königreiche gegen die 
weitere Ausbildung der Verfaſſung. Wir werden Später Gelegenheit finden, 
dieje Frage zu diskutiren. Gedrängt zu der Unterfuchung, ob der Unter- 
Ihied zwiichen drei Viertel oder Siebzehn jo groß fei, daß er abjolut ver 
neint werden müfje, haben wir, die wir und entjchloffen haben, den Ver— 
frag mit Baden, Hefjen und Würtemberg in allen übrigen Punkten anzu- 
nehmen, gegen die höhere Zahl von drei Viertheilen feinen Widerftand er- 
hoben. Zur Beruhigung der Nation möchte idy aber die Frage aus ihrer 
abitraften Allgemeinheit in das Konkrete bringen. Iſt denn ein Bedürf- 
niß zu einer abjoluten Kompetenzerweiterung vorhanden? Wenn ich das 
gegenwärtige Bedürfniß erforjche, jo tritt mir vor Allem die Ausdehnung 
der Kompetenz auf das Civilrecht entgegen, ferner das Bedürfniß nad) ger 
wiſſen Organijationen, bei denen noch zweifelhaft ift, ob fie nicht Schon im 
Wege des Geſetzes, oder nur auf dem Wege der Verfafjungsverändernng 
eingeführt werden dürfen. Die Zahl aber, — wenn Seder feine eigenen 
Bünjche ſich vergegenwärtigen will, — die Zahl der Kompetenzerweiterungen 
it nicht von ſolchem Umfang und ihr Inhalt nicht von folder Art, daß 
ih nicht die Hoffnung hegen follte, eö werde auch bei dem Erfordernif 
einer größeren Mehrheit im Bundesrathe ihr Durchdringen zu bewirken 
kin. Aus diefem Grunde entjchließe ich mich dafür, die Dreiviertel- 
majerität anzunehmen in dem Bemußtjein, daß wir dadurch eine fchwere 
Arbeit übernehmen. Ic habe mir bereitd in der allgemeinen Rede zu dem 
Verträgen die Bemerkung erlaubt, daß nicht jo ſehr die einzelnen Beltim« 
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Baterialien II. 19 


290 Vertrag mit Baden und Heffen. 


gierungen in Zufunft darüber emtjcheiden wird, ob wir eine befinitive 
Deutſche Bundesverfaffung erhalten haben, die durch Neformen nach und 
nad ausgebildet werden joll, oder ob wir vor der Gefahr ftehen, daß Diele 
Verfaſſung benußt werde ald Zuflucht für den Partifularismus, um mit 
den Hilfämitteln der Verfaſſung gegen die Einheit zu wirfen. (Hört! 
Beifall.) Die Möglichkeit dazu ift allerdingd gegeben, und wenn diejer 
traurige Zuftand eintreten jollte, fo fürchte ich allerdings für die Nation, 
daß fie noch nicht angefommen ift bei dem Ziele, welches fie jo ſehnſüchtig 
eritrebt, bei dem Ziele wirfliher Einheit, jondern, daß fie auf demielben 
Mege, den fie biöher gewandelt, wird fortwandeln müffen, um ihre defi— 
nitive Verfaffung zu erhalten. Aber ich kann mir auch einen andern Geift 
denfen, in welchem die Regierungen, jo wie fie heute erfannt haben, daß 
fie in ihrer Abjonderung nicht mehr beitehen können, wirklich und ehrlich 
allen Bedürfniffen der Nation Rechnung tragen wollen, daß die Regierungen 
durchweg geneigt find, gerade auf dem Wege der Verfaſſung nady und nad 
die Bedürfniffe der Nation bis auf das letzte zu (befriedigen. Dazu fol 
die gegenwärtige Verfaffung die neue Bahn eröffnen. Frage ich mich nun, 
ob es ſich lohnt, diejen neuen Weg verjuchöweije zu betreten, welcher uns 
die Reform erjchwert, bei einem guten und ehrlichen Willen der Regierungen 
aber die Fortbildung der Berfaffung möglich macht, — frage ich mich 
nun, ob ich diefen Weg betreten will, jo halte ich dafür, es ift nicht nur 
unjer Recht, jondern ed ift auch unjere Pflicht den Verſuch zu machen. 
(Lebhafter Beifall rechts und im Gentrum.) Es liegt nicht bloß bei ung, 
daß wir unjere Kraftvermehrung anjtreben, nicht bloß um unjerer jelbft 
wollen wir den Verſuch machen, jondern von allen Seiten dieſes Hauſes 
find wir immer gemahnt worden, daß wir diefe Schuld abzuzahlen haben 
an jeden Theil des deutichen Volkes der gemeinſam mit uns jein will. 
Und nun verſuchen wir, indem wir nach unjerem beiten Vermögen die 
Entijtellungen entfernen wollen, an denen die Verabredungen mit Baiern 
leiden. — Andere wollen freilich auch hierauf nicht eingehen und find ent: 
ichloffen, unter allen Umftänden die Verträge anzunehmen — wir Alle 
aber verjuchen einen Weg anzubahnen, in welchem die wohlmollenden und 
in gutem Glauben handelnden Regierungen im Stande find, den Bundes» 
ftaat zu Schaffen, der nach und nad die Nation befriedigen jol. So ſehr 
id nun in vielen Punkten eine Verbeſſer ung wünſche, jo jehr ich fie 
namentlidy beidem baierifchen Vertrage anftrebe, jo möchte ich doch nicht 
die Nation getäujcht jehen über das, was ihr gegenwärtig geboten wird; 
ich wünfche nicht, daß diejed allerdings nicht volle Maaß von Einheit in 
Rüſtung wie in Gejetgebung ihr ganz und gar verfümmert werde. Mit 
allem Eifer und dem beiten Wollen wünjche ich Alles zu entfernen, was 
der Einheit ſich entgegenitellt; wenn aber einmal die Mehrheit dieſes 
Haufes beſchließen jollte, daß auf der Grundlage der vorgelegten Verträge 
mit allen Mängeln dieje beſtimmte Art der nicht ganz erfüllten jondern 
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in der Zukunft noch zu erfüllenden Einheit verfucht werde, fo geziemt es 
und nicht, die wir zu einfichtiger Verhandlung berufen find, durch eine 
bloße Rüge der Mängel dad Gute zu verkleinern, welches ſchon jeßt darge: 
boten wird und fo Gott will durch unſer redliches Mühen in Zukunft ver- 
mehrt werden fann. (Bravo!) 


Freiherr v. Hoverbeck*): Meine Herren, ich bin überrafcht bei ber 
Deduftion des Abgeordneten Lasker, daß er diefen ganzen Antrag immer 
nur von dem Gejichtöpunft der Kompetenzerweiterung behandelt hat. 
Dieſe Frage liegt allerdings darin, es ift aber nicht die einzige Frage; es 
handelt fih um BVerfaffungsänderungen irgend welcher Art und meine 
Herren, wenn ſchon die Verfaffung des Norddeutihen Bundes in ihrer 
damaligen Geftalt und in vielen Beziehungen nicht genügte, und in 
ernitefter Weiſe zu Verbeſſerungen aufforderte, jo wird diefe nach meiner 
Aufiht jegt verjchlechterte Verfaffung des künftigen Deutihen Bundes ein 
ſolches Korreftiv nod) viel mehr verlangen. Wir machen aber eine faft 
müberfteiglicye Barriere gegen alle diefe BVerbefferungen, wenn wir eine 
ſelche Beſtimmung annehmen, wie fie namentlid) in dem baierifchen Ver— 
frage, wie fie aber auch ſchon in der Dreiviertelmajorität des Bundesraths 
liegt. Meine Herren, der Abgeordnete Lasker fieht jeinen Feind immer 
nur in dem Separatißmus einzelner Staaten, — das ift ein Feind, den 
wir zu befämpfen haben; es ift aber noch ein anderer Feind da, der aud) 
in den Regierungen der Einzelftaaten ſehr ftarf vertreten jein kann und 
farf vertreten ift; und ich will mit diefem Feinde wenigftend nicht derart 
abihliehen, dab, wenn er fich jelbit in jtarfer Minorität im Bundesrathe 
befindet, doch fein Veto allein hinreichen foll, jede Verbefjerung im deut- 
hen Bunde unmöglic zu machen. Diejer Feind, meine Herren, ift die 
in den einzelnen Regierungen der deutjchen Yänder noch ehr ftarf vertretene 
Reaktion; fie dürfte leicht gefährlicher für das deutſche Volk fein, als aller 
Separatismus! 


Bei der Abftimmung**) wurde der Antrag Hoverbeck abgelehnt, 
worauf Artikel 78 der Verfaſſung in zweiter Lefung ald angenommen erflärt 
wurde. 


Artikel 79. 


Artikel 79 der Verfaffung von 1867 hatte gelautet: 


‚. „Die Beziehungen des Bundes zu den Süddeutſchen Staaten werden 
ſofort nach Feſtſtellung der Verfaffung des Norddeutjchen Bundes, durch be— 
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fondere dem Neichötage zur Genehmigung vorzulegende Verträge, geregelt 
werden. 

Der Eintritt der Süddeutichen Staaten oder eines derjelben in den 
Bund erfolgt auf den Vorfchlag des Bundespräfidiums im Wege der Bun 
deögejeßgebung.“ 

Nach dem vorgelegten Verfaffungdentwurfe lautet der Artikel: „Der 
Gintritt eines dem Bunde nicht angehörenden deutichen Staated in den 
Bund erfolgt auf den Vorſchlag des Bundespräfidiums im Wege der Bun- 
deögejeßgebung.“ 


XV. 


Vebergangs-Beitimmungen. 


Artikel 80. 


Dieje Ueberjchrift und der ganze Artifel 80 find in dem vorgelegten 
Berfaffungs-Entwurfe zur Berfaffung von 1867 neu hinzugefügt. Der pre 
ponirte Artikel 80 deö neuen Verfafjungsentwurfs lautete: 

„Die nachſtehend genannten, im Norddeutichen Bunde ergangenen Geſetze 
werden zu Gejeßen des Deutichen Bundes erflärt und als joldhe von den 
nadhitehend genannten Zeitpunkten an in das gefammte Bundesgebiet mit 
der Wirfung eingeführt, daß, wo in diefen Gejegen von dem Norddeutjchen 
Bunde, deſſen Verfaſſung, Gebiet, Mitgliedern oder Staaten, Indigenat, 
verfafjungsmäßigen Drganen, Angehörigen, Beamten Flagge u. ſ. w. bie 
Rede ilt, der Deutiche Bund und deſſen entjprechende Beziehungen zu ver- 
ſtehen * nämlich: 

vom Tage der Wirkſamkeit der gegenwärtigen Verfaſſung an: 

das Geſetz über das Paßweſen, vom 12. Oktober 1867, 

2) das Geſetz, betreffend die Nationalität der Kauffahrteiichiffe und 
ihre Befugniß zur Führung der Bundesflagge, vom 25. Oftober 
1867, 

3) das Geſetz über die Freizügigkeit, vom 1. November 1867, 

4) das Geſetz, betreffend die Organijation der Bundesfonjulate, ſowie 
die Amtsrechte und Pflichten der Bundestonjuln, vom 8. Novem- 
ber 1867, 

5) das Gejeß, betreffend die Verpflichtung zum Kriegsdienſte, vom 
9. November 1867, 

6) das Gejeß, betreffend die vertragämähigen Zinfen, vom 14. Novem— 
ber 1867, 


8) 


9 


— 


10) 
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das Geſetz über die Aufhebung der polizeilichen Beichränfungen der 
Eheſchließung, vom 4. Mai 1868, 

dad Geſetz, betreffend die Aufhebung der Schuldhaft, vom 29. Mai 
1868, | 

das Gejet, betreffend die Bewilligung von lebenslänglichen Pen- 
fionen und Unterftüßungen an Dffiziere und obere Militärbenmte 
der vormaligen Schleswig = Holiteinschen Armee, jowie an deren 
Wittwen und Waijen, vom 14. Mai 1868, 

das Geſetz, betreffend die privatrechtliche Stellung der Erwerbe- und 
Wirthſchafts⸗Genoſſenſchaften, vom 4. Juli 1868, 


11) die Maß- und Gewichtdordnung für den Norddeutichen Bund, vom 


12) 


16) 
17) 
18) 
19) 
20) 


21) 


22) 


23) 
24) 


17. Auguft 1868, 

das Geſetz, Mafregeln gegen die Rinderpeft betreffend, vom 7. April 
1869, 

das Wahlgejeh für den Neichötag des Norddeutichen Bundes, vom 
31. Mai 1869, 

dad Gele, betreffend die Kautionen der Bundeöbeamten, vom 
2. Suni 1869, 

das Geſetz, betreffend die Einführung der Allgemeinen Wedhjel- 
ordnung, der Nürnberger Wechjel-Novellen und des Allgemeinen 
Deutſchen Handelsgeſetzbuchs ald Bundeögejete, vom 5. Juni 1869, 
das Geſetz, betreffend die MWerhjelitempeljteuer im Norddeutichen 
Bunde, vom 10. Juni 1869, 

das Gejeß, betreffend die Grrichtung eines oberiten Gerichtähofes 
für Handelöjachen, vom 12. Juni 1869, 

das Gejeh, betreffend die Beichlagnahme des Arbeits- oder Dienft- 
Iohnes, vom 21. Juni 1869, 

das Gejeß, betreffend die Gewährung der Rechtähülfe, vom 21. Juni 
1869, 

das Geſetz, betreffend die Gleichberechtigung der Konzelfionen in 
bürgerlicher und jtaatsbürgerlicher Beziehung, vom 3. Juli 1869, 
das Geſetz, betreffend die Bewilligung von lebenslänglichen Penfionen 
und Unterftüungen an Militärperjonen der Unterflafjen der vor- 
maligen SchleöwigsHolfteinjchen Armee, jowie an deren Wittwen 
und Waiſen, vom 3. März 1870, 

das Geſetz wegen Bejeitigung der Doppelbeiteuerung, vom 13. Mai 
1870, 

das Geſetz über die Abgaben von der Flößerei, vom 1. Juni 1870, 
das Gejeg über die Erwerbung und den Verluſt der Bundes» und 
Staatdangehörigfeit, vom 1. Juni 1870, 

das Geſetz, betreffend das Urheberrecht an Schriftwerfen, Akbils 
dungen, mufifalijchen Kompofitionen und dramatijchen Werfen, vom 
11. uni 1870, 
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26) das Geſetz, betreffend die Kommandit-Gejellichaften auf Aftien und 
die Aftien-Gefellichaften, vom 11. Juni 1870, 

27) das Geſetz über die Ausgabe von Papiergeld, vom 16. Juni 1870, 

28) das Geje über die Befugniß der Bundesfonjuln zu Eheſchließungen 
u. ſ. w, vom 4. Mai 1870; 

II. vom 1. Januar 1872 an, jedoch unbeichadet der früheren Geltung 
im Gebite des Norddeutichen Bundes: 

1) das Geſetz über die Ausgabe von Banknoten, vom 27. März 1870, 

2) das Einführungsgeſetz zum Strafgejeßbucdh für den Norddeutichen 

Bund, vom 31. Mai 1870, 
3) das Strafgejehbuh für den Norddeutichen Bund vom 31. Mai 
1870 und, 
mit Ausichluß von Heflen füdlich des Main, 
4) die Geſetze über das Poſtweſen des Norddeutichen Bundes vom 
2. November 1867, über das Pofttarwefen im Gebiete des Nord: 
deutjchen Bundes vom 4. November 1867, betreffend die Einführung 
von ZTelegraphen = Freimarfen, vom 16. Mai 1869 und betreffend 
die Porto-Freiheiten im Gebiete des Norddeutichen Bundes, vom 
5. Suni 1869. 
In Helfen jüblih des Main werden ald Bundesgeſetze eingeführt und 
zwar: 
vom Tage der Wirkſamkeit diefer Berfaffung an: 
das Geſetz, betreffend die Schliefung und Beichränfung der öffent- 
lichen Spielbanfen, vom 1. Juli 1868, 
das Geſetz, betreffend die Einführung von Telegraphen-Freimarfen, 
vom 16. Mai 1869; 
vom 1. Zuli 1871 an: 
das Geſetz über den Unterſtützungs-Wohnſitz, vom 6. Suni 1870. 

In die Hohenzollernjchen Lande wird vom Tage der Wirfjamfeit diefer 
Verfaſſung an eingeführt das Geſetz, betreffend die Mechjelftempelftener im 
Norddeutichen Bunde, vom 10. Suni 1869. 

Die Erklärung der übrigen im Norddeutichen Bunde ergangenen Geſetze 
zu Bundesgeſetzen bleibt, joweit dieje Gejete fich auf Angelegenheiten be— 
ziehen, welche verfaflungsmäßig der Gejeßgebung des Deutichen Bundes 
unterliegen, der Bundeögejebgebung vorbehalten.“ 


Präfident des Bundeskanzleramt? Staatöminifter Delbrück‘): Ich 
erinnere von vornherein daran, daß das Strafgeſetzbuch und das Einfüh- 
rungögejeß zum Strafgejeßbudh in Baden am 1. Januar 1872 in Wirkſam— 
feit treten joll, dab Baden aber nicht jpeziell hier genannt werden kann, 
weil fi der Vertrag mit Würtemberg mit auf diejen Artifel bezieht, und 
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das, was bier von Baden gefagt wird, wenn man Baden nicht jpeziell nennt, 
von jelbit für MWürtemberg gelten würde. Ich würde alſo anheimftellen, es 
io zu faffen: „II. vom 1. Sanuar 1872 an, jedoch unbejchadet der früheren 
Geltung im Gebiete des Norddeutichen Bundes: 
Das Geſetz über die Ausgabe von Banknoten, und — mit Aus- 
ihluß von Heſſen jüdlich ded Main 
I. das Cinführungsgejeh zum Strafgeſetzbuch für den Norddeutichen 
Bund vom 31. Mai 1870, 
2. das Strafgejeßbuch für den Norddeutjchen Bund vom 31. Mai 
1870, und 
4. die Geſetze über das Poſtweſen“ u. j. w. 

Ich wiederhole, es fommt mir darauf an, durch die gewählte Faſſung 
erſtens klar zu Stellen, dab im Baden das Strafgejeßbud mit dem Ein: 
fübrungägejeß am 1. Januar 1872 in Kraft tritt, und zweitens dieſe Be— 
fimmung, die zunächſt mır Baden trifft, formell jo zu fallen, daß ohne eine 
Anderung ded Vertrages mit Würtemberg dieje jelbe Beitimmung auch für 
Bürtemberg gilt. 


Miguel’): Ic erlaube mir, an den Herm Präfidenten des Bundes— 
fanzleramts in Bezug auf den Artifel 80 einige Kragen zu richten. Zuerft 
die Frage: ob in dem Artifel 80 mit der Ginführung der betreffenden dort 
angeführten Geſetze als jelbitveritändlich angejehen worden iſt, daß die zu 
dieien Geſetzen vom Bundesrathe erlafjenen Einführungsverordnungen 
und allgemeinen Verwaltungsbeitimmungen aud ohne Weiteres 
wur Geltung fommen, oder ob der Bundesrath fich vorbehalten hat, nad) 
Eintritt der betreffenden VBertretungen von Baden und Helen in den Bun— 
desrath in diefer Beziehung die erlafienen Einführungsverordnungen zu revi- 
diren? Sodann möchte ich die Frage an den Herm Bundeöfanzleramts-Prä- 
fienten richten, ob die jeßigen Inſtitutionen des Norddeutſchen 
Bundes, welche unzweifelhaft in dem Norddeutichen Bunde beitehen bleiben, 
ala injonderheit ded Bund eskanzleramts jelbit, welche nicht auf Geſetzen 
beruhen, fondern lediglich bei Gelegenheit der Budgetberathung bier im Nord» 
deutichen Bunde beichlofien find, ohne weiteres Kraft behalten für die be- 
treffenden füdlichen Staaten rejp. für den zukünftigen Deutichen Bund? Ic 
muß diefe Frage um jo mehr ftellen, als darüber nichts ausdrüdlich gejagt 
ft. Ich nehme aljo an, daß alle dieje organijchen Inſtitutionen des Nord: 
deutichen Bundes, — mögen fie auf Gejegen beruhen oder bei Gelegenheit 
der erlaſſenen Etatsgeſetze entitanden jein, — ſofern fie nicht ausdrüclich 
beieitigt find, durch die neue Verfaſſung, auf den Deutichen Bund der Zu: 
funft mit übergehen. Endlich erlaube ich mir die Frage, was es für eine 
Bewandtniß hat mit der Beitimmung, daß dad Geſetz wegen der Ausgabe 
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von Banfnoten in den betreffenden Staaten erit in Wirkſamkeit fommen 
ſoll am 1. Januar 1872? Ic, kann mir wohl denfen, welche und daß die 
betreffenden Staaten Gründe gehabt haben, das betreffende Geſetz nicht ohne 
weitereö bei ſich einzuführen, aber ich glaube doch ausdrüdlich fonftatiren zu 
dürfen, daß, wenn wir dieſe Eritredung bis zum 1. Januar 1872 zulafien, 
das im Sinne des Neichötaged nicht jo gedeutet werden ſoll, ald wenn nun 
dadurch die betreffenden Staaten, wenn auch formell juriftiich berechtigt, auch 
moralijch berechtigt wären, in der Zwijchenzeit neue bisher nicht beabfichtigte 
Privilegien zu ertheilen in Bezug auf das Necht der Ausgabe von Bank: 
noten. Die bereits beftehenden zu ordnen, zweckmäßig zu regeln, — dagegen will 
ich nichts jagen, das wird nothwendig fein, aber wenn die Staaten die Ab— 
ficht haben, dieſe Frift nur zu benutzen, um eine allgemeine Ordnung der 
Banknoten zu erfchweren, — das würde gegen die bona fides jein, wenn nicht 
ausdrüdlic; in den betreffenden Verhandlungen es als jelbitveritändlich zu— 
läjfig bezeichnet worden ift. Auch hierüber bitte ih um gefällige Auskunft 
Seitens des Herrn Präfidenten des Bundesfanzleramts. 


Präfident des Bundesfanzler-Amtd Staatöminifter Delbrük*): Meine 
Herren, was die erite Frage anbelangt, ob nämlidy mit der Einführung der 
hier aufgezählten Gejege ohne Weitere auch die vom Bundesrath in Aus— 
führung diejer Gejeße erlaffenen allgemeinen Initruftionen und Verord- 
nungen unverändert eingeführt ſeien, jo ift diejelbe ganz allgemein nicht zu 
beantworten. In Beziehung auf eine Anzahl dieſer allgemeinen Berfügungen ift 
ihre Bejahung für mid) außer Zweifel. Indeſſen ohne weitered und ohne 
eine nochmalige Berathung werden nicht alle diefe Verordnungen ausgeführt 
werden fönnen. Ich erinnere nur z. B. daran, daf in dem Geſetz über die 
MWechjelitempelfteuer eine Beſtimmung enthalten ift, welche es dem Bundes— 
rathe überläßt, zu beftimmen, welche fommunal getrennte Orte in Beziehung 
auf die Stempelfreiheit der Platzanweiſungen ald Ein Ort angejehen werden 
jollen. Auf Grund diefer Vorfchrift haben im Norddeutichen Bunde Ermit- 
telungen ftattgefunden und durch die vom Bundesrat; erlafienen Inſtruk— 
tionen find einzelne Orte bezeichnet, die ald Ein Ort gelten jollen. Ob ſolche 
Drte in Baden, Würtemberg und Südheſſen vorhanden find, das kann ich 
im Augenbli nicht überjehen. Die Frage wird aufgeworfen werden müſſen, 
ob foldye Orte vorhanden find, und wenn fie vorhanden find, jo wird dem 
Bedürfniß ebenjo entſprochen werden müffen, wie es in den Staaten bes 
Norddeutichen Bundes gejchehen ift. Was die zweite Trage anlangt, jo 
nchme ich feinen Anstand, fie dahin zu bejahen, daß die im Nordbunde in Aus: 
führung der Bundesverfaffung beftehenden Inftitutionen auf den neuen 
Bund übergehen. Ob ed nody eines formellen Aktes bedürfen wird zur Kon— 

ftatirung defjen, — das im Augenblide zu beantworten bin ich außer Stande. 
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#8 fan fein, dab es für das Angemeffenite gehalten wird, in dem neuen 
Bundesgejeßblatt, welches wir befommen werden, darüber etwas zu jagen. 
Bas die Banfnotenfrage anbelangt, jo liegt die Sache thatjächlich jo: Die 
badiiche Regierung hat — im Laufe diejed Iahres glaube ich, es ift noch 
ziemlich neu — ein Banfnotenprivilegium ertheilt; das befteht zu Necht, es 
it aber injomeit noch nicht zur Ausführung gekommen, als, wenigſtens zu 
der Zeit, ald dad Protokoll vom 15. November unterzeichnet wurde, die No: 
ten, zu deren Emiſſion das neue badijche Inſtitut befugt ift, noch nicht 
emittirt find. Der Wortlaut des Bundesgeſetzes über die Ausgabe von 
Banknoten würde, wenn nicht etwa bis zum 31. Dezember die thatjächliche 
Ausgabe der Banknoten noch ermöglicht werden fönnte, dahin führen, daß 
diejed von der badijchen Regierung ertheilte Privilegium in Wegfall käme, 
indem dad Bundeögejeß den Accent auf die Ausgabe legt. Das war der 
Grund, aus dem die badiſche Megierung verlangt, daß die Geltung des Ge- 
fees über die Banknoten hinausgejchoben werde. In Würtemberg liegt die 
Sache jo: e8 tft, wie wohl Manchem von den Herren befannt fein wird, in 
Bürtemberg ſeit Iahren die Errichtung einer Bank Gegenftand der Ver: 
handlung. Es gehört in Würtemberg zur Errichtung einer Bank nicht wie 
in andern Ländern blos eine Genehmigung der Regierung, jondern ed gehört 
dazu ein Geſetz. Diejes Geſetz iſt aus Gründen, die in den politiichen Ver— 
hältuffen Würtembergs in diefem Jahre gelegen haben, dem Landtage nod) 
nicht vorgelegt, und es ift deßhalb noch nicht Geje geworden. Die wür- 
tembergijche Regierung iſt indeß der Ueberzeugung, dab fie nach der ganzen 
Lage der Verhandlungen nicht umhin fann, ihrem Landtage noch diejes Ge- 
"8 vorzulegen, über deſſen Inhalt die mejentlichen Beitimmungen mit den 
Interefienten vereinbart find, und fie hat fidy durch diefe Beſtimmung eben- 
falld das Recht wahren wollen, ein ſolches Geſetz noch zu erlaſſen. 


Miguel (Dsnabrüd)*): Die Erflärung des Herrn Minifter Delbrück befrie- 
digt mich vollftändig, indem ic) namentlid) aus den legten Erklärungen in Bezug 
auf den jpäteren Eintritt des Geſetzes wegen der Banknoten entnehme, daß dieje ' 
Erſtreckung des Termins auf den 1. Juli 1872 lediglich Folge der bejon- 
deren hier genannten Umitände if. Was die badiiche Banf betrifft, jo 
bin ich jogar — ich kenne die Verhältnifje genau — juriſtiſch der Mei- 
nung, dab das Großherzogthum Baden auch ohne ein Bedenken hätte jofort 
dad Geſetz in Kraft treten lafjen Fönnen, und es wäre doc, in feiner Wetje 
der Zweck verfehlt worden, den die badijche Regierung im Auge hat. Aber 
ich fonftatire, daß nach der Antwort, welche gegeben ift, es nicht die Mei- 
nung gewefen ilt, ald fünnte ed mit der bona fides vereinbar angejehen 
werden, wenn die betreffenden Staaten dieje, ihnen gegebene Friſt noch be- 
nußen, um in ihrem Gebiete überhaupt größere Privilegien zur Banfnoten- 
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ausgabe zu ertheilen. Ich bin aber auch verpflichtet — ich habe wohl er- 
wogen, ob es richtig ſei, dielen Punkt öffentlich zur Spradye zu bringen, 
ich halte mich aber für verpflichtet, hier einen Punkt, der fich auf den Kredit 
des Norddeutichen Bundes reipeftive des Deutichen Bundes der Zufunft be 
zieht, jeßt zu diskutiren — meine Herren, wir müffen und darüber klar fein: 
welches Rechtsverhältniß tritt ein durch die Erweiterung des Norddeutichen 
Bundes in einen Deutichen Bund? Ich für meinen Theil halte diefe Frage 
nad) meinem juriftijchen Veritande fir zweifellee. Da ich aber mehrfach 
darüber habe ſprechen hören, da Unflarheiten obwalten, jo halte ich es für 
das Beite, wenn der Punkt vollitändig Kar geftellt wird. Ich jehe die Sache 
jo an, daß das Rechtsſubjekt, welches Vermögen und Schulden hat, der 
Norddeutiche Bund, nicht untergeht, jondern beitehen bleibt, dat nur andere 
Staaten hinzutreten auf Grund der Bundeöverfaffung jelber, nämlicy auf 
Grund des befannten Artikel 79 der Bundesverfaffung und dab daher das 
Rechtsſubjekt dafielbe bleibt. Der Deutiche Bund hat an und für fich alles 
Vermögen, alle Laften, alle Schulden des Norddeutichen Bundes zu tragen; 
— es ift feine Veränderung in dem Nechtöjubjeft eingetreten. Sofern aljo 
nicht ausdrücklich in der neuen Verfaffung beftimmt worden ift, daß die 
hinzutretenden Staaten zu beftimmten einzelnen Zweden und Laſten des 
alten Bundes nicht zu kontribuiren brauchen, jofern haften die ſüddeutſchen 
Staaten für die Schulden des Norddeutichen Bundes eben jowohl, als ihnen 
das Vermögen des Norddeutichen Bundes zu Gute fommt. Wenn z. B. wir 
bereits eine Marineanleihe kontrahirt haben und nicht beitimmt worden tft, 
dab die Marineanleihe nicht mit zu Laften des Deutichen Bundes füme, jo 
find die Zinfen und die Amortifation diefer Marineanleihe zu leiten aus 
dem Gejammtvermögen dad Deutichen Bundes. Dagegen, wenn ausdrücklich 
beitimmt worden it, dab die jetzt kontrahirte Kriegsanleihe nicht mit zu 
Laſten der jüddeutichen Staaten fein jolle, jo heit das nicht: fie hören auf, 
Laſten ded Deutjchen Bundes zu fein; fie find und bleiben Laſten des 
Deutſchen Bundes, nur ift jeparat beitimmt, daß die ſüddeutſchen Staaten 
nicht herangezogen werden fönnen, die Zinfen und die Amortijation dieſer 
Schuld zu deden. Ich möchte bitten, daß uns eine authentiiche Erklärung 
jeitend des Herrn Vertreters des Bundesfanzler-Amts über die Anjchauungen 
der fontrahirenden Regierungen in diefem Punkt gegeben wird; eine bloß 
perjönlidye Meinung des Herm Minifterd würde im diejem Falle wohl nicht 
genügen. Ich kann mir aber nicht denfen, daß unter den fontrahirenden 
Regierungen diefer Punkt nicht zur Spradye gefommen jet, dab man darüber 
nicht vollitändig im Klaren jei. Ich halte es daher für um jo mehr notb- 
wendig, Klarheit zu verichaffen, als befanntlidy im Allgemeinen die Ausein- 
anderjeßung der Vermögensverhältniife zwildyen dem Norddeutichen Bunde 
und den einzelnen Staaten noch nicht ganz klar geworden tft. (Hört! Hört!) 
Aus den früheren Auseinanderjegungen über diejen Punkt geht aber jo viel 
hervor, dab nach Anficht der Bundeöregierungen der Bund als joldyer bereits 
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Vermögen beſitzt; namentlich befitt der Bund unzweifelhaft das gejammte 
mobile Militärvermögen, das gejammte Inventar des Bundeskriegsweſens 
gehört dem Bunde. Ich nehme mın an, daß die Grundläße, die man in 
diefer Beziehung befolgt hat im Norddeutjchen Bunde, auch Anwendung 
finden in Zukunft auf das Separatmilitär:, Telegraphen- und Poitvermögen 
der ſüddeutſchen Staaten pro futuro, daß im diefer Beziehung ferner aud) 
die Scheidung geltend gemacht wird zwiichen dem mobilen und dem unmo- 
bilen Eigenthum, und ganz jo verfahren wird, wie im Norddeutichen Bunde 
verfahren ift. Wollte man anders verfahren, jo würde man in unüberjeh- 
bare Rechtöftreitigfeiten und Dunfelheiten kommen. 


v. Sybel aus Düffeldorf (Saarbrüden)*): Meine Herren, ich möchte 
mir im Anſchluß an den Vortrag des Abgeordneten Herm Miquel eine 
Frage erlauben, zu der ich jpeciell veranlaft bin. In dem Anhange zu dem 
Schluhprotofoll des DVerfafjungsvertrages mit Heffen und Baden heift es 
unter Anderem, „daß das Geſetz vom 31. Mai diejed Jahres, betreffend die 
St. Gotthard-Eifenbahn, jedenfalls nicht ohne Veränderung feines Inhaltes 
zum Bundeögejee würde erflärt werden können.” Ich möchte mir die An— 
frage erlauben, ob, wenn eine Verwandlung diejes Gejehes in ein Bundes- 
geieh in Beitimmung diejes Vertrages nicht zu Stande fommt, es dennoch 
die Anficht der Regierungen ift, dab die biöher in dem Gejehe vom 31. Mai 
für den Norddeutichen Bund übernommene Verpflichtung, zu diefem Unter- 
nehmen beizufteuern, audy noch ferner auf den Staaten ded Norddeutjchen 
Bundes verbindlich haften bleibt. 


Prafident ded Bundesfanzler-Amts Staatöminifter Delbrück““): Meine 
Herren, auf die Anfrage des Herrn Abgeordneten für Osnabrück erwiedere 
ih, dab, was die von dem Norddeutichen Bunde fontrahirten Anleihen be- 
trifft, jeine Auffaffung volltommen richtig ift. Dies würde fich, wie ich 
glaube, allein jchon aus einer Deduftion e contrario ergeben, aus dem 
Protofolle vom 15. November, in welchem man es ganz mit Necht für nö- 
tbig gehalten hat, die Kriegsanleihe auszunehmen, weil man eben davon 
ausging, dab, wenn fie nicht ausgenommen wäre, fie gemeinichaftlich jein 
ſolle: es ift dies aber feine bloße deductio e contrario; man ift fid) über 
die Sachlage vollftändig flar gewejen. Was die Anfrage ded Herrn Abge- 
erneten für Saarbrüden anbelangt, jo glaube ich, kann ich mich darauf 
beihränfen, fie damit zu beantworten, daß ein Geſetz natürlich fo lange gilt, 
ald es micht aufgehoben ift, und wenn man fich in dem neuen Bund nicht 
über ein neues Gejeg hinfichtlich der St. Gotthard-Eijenbahn verftändigt, 
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jo bleibt das im Norddeutichen Bunde ergangene, rite publicirte Geſetz un- 
bedingt in Kraft. 


Sasker*): Der Herr Präfident des Bundestanzleramtd hat einen jehr 
wejentlichen Punkt, weldyen der Herr Abgeordnete Miquel berührte, noch nicht 
beitätigt, ob diejenigen Schulden, welche aufgenommen worden find, ohne 
daß die jüddeutichen Staaten dafür eintreten, dennoch den Gläubigern gegen— 
über Schulden des Bundes werden. Dieje Frage iſt wejentlich, bejonders 
wegen der jüngften 100 Millionen Anleihe. Es könnte bei der Ausgabe 
diejer Anleihe dieje Frage zur Grörterung fommen. Ich bin der Meinung, 
daß Dritten gegenüber der Deutiche Bund unbedingt verpflichtet bleibt, und 
dak ein Einwand jelbit aus diefem Gejeß nicht entgegengeltellt werden kann, 
welches anordnet, daß einzelne Staaten an gewiſſen Schulden feinen Antheil 
nehmen. Selbit in diejem Falle bleibt der ganze Bund Schuldner dem 
Gläubiger gegenüber. Das ift eine reine innere Angelegenheit, ob die jüd- 
deutjchen Staaten an der Tilgung und Verzinjung aus eigenen Mitteln bei- 
tragen müflen, dies ift ein Gegenitand der Abrechnung der Staaten unter- 
einander, während nad) Außen bin der Bund Schuldner ift; wäre ed nicht 
der jeßt beitehende Bund, jo würde jedes Mechtöfubjeft fehlen. Zur Klar— 
ftellung dieſes Punktes dürfte gerathen jein, zwifchen jeßt und ber dritten 
Lejung eine Uebergangäbeftimmung aufzunehmen. Cine foldye Uebergangs- 
beitimmung wird nody nothwendig darüber, in welcher Weije die Rechnung 
für die abgelaufenen Jahre gelegt werden joll. Indeſſen diefer Punkt, als 
eine innere Angelegenheit, würde fich weiter nachholen lafien. In Bezug 
auf den Bundesfredit aber ift es beſſer, feinen Zweifel zu lafien, von wmel- 
chem die Höhe des Kreditd und die Perſon des Schuldners abhängig gemacht 
fein. kann. Ich ſtimme übrigens unbedingt dem Herrn Abgeordneten 
Meiquel bei, daß für alle Schulden, welche bisher funtrahirt worden find, 
* geſammte Deutſche Bund als Schuldner den Gläubigern gegenüber er- 
cheint, 


Präfident des Bundesfanzleramts, Staatöminiiter Delbrück’): Meine 
Herren, diefe Frage iſt bei den Verhandlungen, auf denen die Verträge be- 
ruhen, nicht erörtert worden. Man iſt bei diefem Stillichweigen wohl 
davon ausgegangen, daß dem Glüubiger gegenüber das Rechtsſubjekt, welches 
fontrahirt hat, ſich nicht durch einen Aft jeines freien Willens auflöfen kann. 


SuM aus Giehen (Friedberg-Vilbel) ***): Meine Herren, ich möchte mir 
eine Anfrage bezüglich der Einführung des Strafgejeßbuchs für den Nord» 
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deufichen Bund in Südheffen erlauben. Nach dem Vorjchlage des Herrn 
praſidenten ſoll der Schlußſatz des Artikels 80 dahin gefaßt werden: „daß 
jenes Geſetz mit dem Tage des Eintritts der Wirkſamkeit dieſes Vertrags" 
in Heſſen ſüdlich des Mains Geltung haben jolle. Die heſſiſche Negierung 
bat dagegen, nach öffentlichen Blättern, den Ständen in Darmitadt eine 
nachträgliche Vereinbarung mit dem Nordbeutichen Bunde vorgelegt, worin 
ald Tag der Einführung des Strafgejegbuchs für den Norddeutichen Bund 
ausdrücklich der 1. Januar 1871 genannt ift. Dieſe Faſſung ſcheint mir 
richtiger zu fein, als die hier vorgeichlagene; es könnte ja möglicherweiſe 
dahin kommen, daß dieſer Vertrag zu einer andern Zeit in Wirkſamkeit 
trete, als mit dem 1. Januar 1871 und es liegt gewiß nicht in der Abſicht, 
daß das Strafgejehbucd etwa früher in Südheſſen Geltung haben joll, wie 
im Norddeutſchen Bunde, in welchem es befanntlic) erit mit jenem Tage in 
Kraft tritt. — Ueber diejen Punkt möchte daher eine Aufklärung am Orte 
erforderlich jein. 


Rräfident des Bundesfanzleramts, Staatöminifter Delbrück”): Ich 
glaube, die Einwendung des Herrn Abgeordneten erledigt ſich einfach durch 
den Inhalt des Protokolls vom 15. November 1870. Cs iſt in dieſem Pro— 
tololle ausdrücklich gejagt, daß die Verfaſſung mit dem 1. Januar 1871 in 
Wirkſamkeit treten joll, nicht früher. Es fallen aljo die beiden Tage, von 
denen er ſpricht, abjolut zuſammen. 


2) Berhandlungen d. d. Berjailles 
15. November 1870 **). 


Ziffer 8. 


Diejelbe lautet: 

„Zu Art. 8 der Verfaffung wurde alljeitig als jelbitverftändlich ange— 
jeben, daß diejenigen Vorichriften der Verfaſſung, durch welche beſtimmte 
Rechte einzelner Bundesftaaten in deren Verhältniß zur Gejammtheit feit- 
geitellt find, nur mit Zuftimmung des berechtigten Bundesſtaats abgeändert 
werden können.“ 


Sasker***): Ich möchte in Bezug auf diejen Artifel erſtens eine Er- 
Härung geben, mie ich den Wortlaut verjtehe, und dann eine Frage an dem 
Herrn Vertreter des Bundesraths richten. Es tft bier der allgemeine Aus: 
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druck gebraucht, daß diejenigen Vorfchriften der Verfaffung, durch welche be 
ftimmte Rechte einzelner Bundesitaaten in deren Verhältniß zur Geſammt— 
beit feitgeitellt werden, mur mit Zuftimmung des beredytigten Bundesitaats 
ubgeändert werden können. Meiner Meinung nady wird die Frage, was 
man unter diejen Rechten verjteht, noch jpäter zur Auslegung Beranlaffung 
geben müflen und ich will heute nicht verjuchen, dieſe Rechte einzeln auf: 
zuzählen. Im Allgemeinen werden wir fie, nad) der Natur der Ausnahmen, 
reftriftiv interpretiren müjfen. Dagegen müſſen wir uns heute jchon ver: 
ftändigen, im welcher Weile die Zujtimmung des berechtigten Bundesitaats 
gedacht wird. Ic habe bereit in den allgemeinen Worten zu den Ver— 
trägen meine Anſicht ausgedrüdt, daß unter diejer Zuftimmung nur veritan- 
den werden fann die Stimme des berechtigten Staates im Bundesrathe, jo 
daß ein Rüdgriff auf die legislativen Faktoren des befonderen Staates nicht 
mehr notwendig ilt. Die Sache ſcheint mir aber jo auferordentlidy wichtig, 
dab ich die Frage an den Herm Präfidenten des Bundesfanzleramts richte, 
ob er in der Lage it, und eine autbentijche Interpretation über den Willen 
der Vertragſchließer zu geben, oder ſich mindeſtens auszudrüden, was er jelber 
darunter veritanden hat. Wir werden faum umbin fönnen, in irgend einer 
Meije zu erflären, jofern das Hohe Haus damit einverftanden it, daß wir, 
als ein Theil derjenigen Faktoren, welche die Verfaffung zu Stande bringen, 
unter diejer Beitimmung verſtehen: „die Stimme des beredjtigten Staates im 
Bundesrathe." Dieje Interpretation wird unbeitrittene Geltung erlangen, 
wenn fein gleichberecdhtigter Faktor gegen fie Widerjpruch erhebt. Um aber 
zu willen, ob ein jolcyer Diſſens gegenwärtig vorliegen mag, erlaube ich 
mir den Herrn Präfidenten des Bundesfanzleramts um Ausfunft zu bitten. 


Präfident des Bundesfanzleramts, Staatöminifter Delbrück *): Meine 
Herren, eine authentiſche Interpretation kann ich hier nicht geben; ich kann 
nur jagen, daß ich unter diejer „Zuftimmung“ nichts anders veritanden habe, 
als die Zuftimmung im Bundesrathe und dab mir biäher eine entgegen- 
ſtehende Auffafjung nicht befannt geworden ift. 


Schr. v. Hoverbeck“): Meine Herren! Wenn ich auch ein ähnliches 
Bedenken gehabt habe, wie der Herr Abgeordnete Lasker, jo war es doch der 
geringere Theil des Anſtoßes, den ich am diefem Punkte genommen habe. 
Ic glaube, dat die Aufklärung des Herm Präfidenten des Bundesfanzler- 
amtes möglidyit vollftändig die Bedenken des Herrn Abgeordneten Lasker er- 
ledigt; dab aber auch die Sache jelbit jo auf der Hand liegt, daß dieſe Er- 
klärungen als eine natürliche und angemefjene wohl audy von den anderen 
Faktoren, die dabei mitzujprechen haben, wird anerfannt werden. Mein Be: 
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denken aber ift viel tiefer gehender Natur. Ich bin der Ueberzeugung, daß, 
nachdem die Zweidrittelmajorität bei Verfallungsänderungen bier im Haufe 
abgelehnt worden iſt, wir aljo hingedrängt find entweder auf die Dreiviertel- 
majorität, die in einem Amendement vorbehalten tft, oder gar auf die Mög- 
ichfeit des Widerjpruchd von 14 Stimmen, wie fie im baieriichen Vertrage 
ſtehen, ein weiterer Schuß für die Rechte der Ginzelitaaten überhaupt nicht 
nothwendig ift, injofern nicht vorausgeſetzt werden kann, daß jowohl der 
Reihötag wie der Bundesrath in großer Mehrheit fich verbinden würden, 
um die Rechte der Einzelftaaten zu unterdrüden. Man braucht aljo feine 
Vorſichtsmaßregeln dagegen. Andererjeits liegt die Gefahr außerordentlich nahe, 
dab aus jolcher Faſſung dieſer Beitimmung, ohne Aufzählung der Fälle, in 
welchen Rechte für die einzelnen Staaten vorbehalten werden, die größten 
Konflikte in den Schooß des Neichötages und Bundesrathö jelber geworfen 
werden, und genau genommen eine wirkliche Durchführung der Berfallung 
zu einer gedeihlichen Entwidelung nidyt anderd ald auf einem in der Ver: 
faffung nicht vorgejehenen, aljo auf revolutionärem Wege möglich it. Um 
aljo diefen Weg auszuſchließen, beantrage ich, jo lange mir nicht eine be— 
ſtimmte Erflärung gegeben wird, auf welche wenige einzelne Punkte dieſe 
Beſtimmungen ſich bejchränfen, den ganzen Paſſus zu ftreichen. 


Miguel’): Meine Herren, der Herr Abgeordnete von Hoverbeck be— 
fümpft die Konfequenzen, während er die Vorderjäße, aus denen die Kon- 
jequenzen folgen, nicht befämpft. Wenn man jura singulorum einmal zu= 
giebt, jo muß man fich auch jagen, man hat begriffsmäßig zugegeben, daß 
nicht ohne Zuftimmung der Inhaber der jura singulorum darüber verfügt 
werden kann. Der bloße Bejit eines Rechtes macht dafjelbe nicht zu einem 
jus singulorum, jondern die ausichließliche Dispofition über das Recht. 
Haben wir in der Verfaſſung bedauerlicher We.je joldhe jura singulorum, 
jo fünmen wir diejelben nicht durdy die Hinterthür wieder hinaus werfen 
dadurch, dab wir einer Mehrheit die Dispofition darüber geben. Es it 
far, wenn der Mantel fällt, muß wohl der Herzog nad). 


v. Soverbeck"*): Ich kann diefe Folgerung nicht zugeben. Sch kann 
allerdings anerkennen, daß, wenn jura singulorum und Privilegien in dieſem 
Fall identiſch wären, worüber fich ftreiten läßt, folche Argumente möglich 
wären; ich kann aber hoffen, daß die Staaten, die in ſeparatiſtiſchem Inter 
eſſe hier jura singulorum jtipuliren wollen, fich joweit in das fünftige 
Staatöleben einleben wollen, daß fie jagen: wir verlangen bei jolcher Firtrung 
die Sicherheit, die uns die Erichwerung der VBerfaffungsänderungen immer 
gewährt. Die Staaten haben in dieſem Falle durch die Stellung, die fie 
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im Bundesrathe einnehmen, durch die geringere Zahl der Stimmen, die eine 
Berfafjungsänderung unmöglich machen, eine viel größere Gewähr, bei diejer 
Einrichtung zu verharren, ald ſonſt. Ich glaube aljo, dab das nicht eine 
unmittelbare Konjequenz ift, daß, weil wir ein jus singulorum fonitituiren 
— der Ausdrud jteht nicht bier, ich will jagen: daß, — wenn wir gewiſſe 
Ausnahmen für einzelne Staaten fontituiren, es die einzelnen Regierungen 
in ihrem Willen haben, fie auf ewig zu behalten. 


Der Antrag Hoverbed, dieler Ziff. 8 der Verhandlung die ver: 
faflungsmäßige Genehmigung zu verjagen, wurde bei der Abjtimmung 
abgelehnt*). 

Hierauf wurde jowohl die ganze Verhandlung vom 15. November 
1870 als die einzelnen Artifel der derjelben beigefügten Verfaſſung ge 
nehmigt **). . 


| Bei der dritten Berathung wurde die mit dem badiſch-heſſiſchen 
Bertrage vorgelegte neue Verfaſſung in allen ihren einzelnen Artikeln mit 
denjelben Mebrheiten wie in der zweiten Berathung angenommen***) 
und hierauf die Verhandlung d. d. Verfailles 15. November 1870 
beinahe einjtimmig ebenjo wie in der zweiten Berathung angenommen. 


Beitrittsvertrag Mürtembergs. 


Der Vertrag vom 25. November 1570 wurde in der zweiten Berathung 
ohne Diskuſſion genehmigt. 
Bei der dritten Berathung erfolgte gleiche Annahme). 
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bis 136 1. g. u.) haben wir weggelafien, wie wir auch vom Abdrud ſammtlicher Mili: 
tärconventionen Umgang genommen haben. (vgl. Borrede Bd. J. ©. X.) 
” ©t.B. ©t. 136 1. u. 
+) St. B.5 .162 Lg. m. 


IIT. Beitrittsvertrag Baierns. 


1) Bertrag vom 23. November 1870. 
Ziff. I. Abänderungen der Berfajjung. 


m. 8.1. 
Sasker*): Zu dem $ 1 der Nr. II. wünjchte ich die Erklärung zu 
bören, dab darunter verftanden iſt, daß auch die Einleitung zur Norddeut- 


ſchen Bundeöverfaffung mit aufgenommen ijt und nicht blos der übrige Tert, 
der mit Artikel 1 beginnt. 


Prifident des Bundesfanzler- Amts Staatöminifter Delbräk**): Ich 
kam Eonftatiren, dab es die Abficht geweſen ift, unter der Verfafjung des 
Bundes, wie fie hier in Nr. II. im Gingang allegirt ift, nicht blos die ein- 
zelnen Berfafjungsartifel jondern auch den Eingang zu begreifen. 


I. 84. 

Dr. Wehrenpfennig'**): Meine Herren, bei der geftrigen Berathung 
des Artifeld 78 bemerkte der Herr Präfident des Bundesfanzler-Amts, daß 
die Zweibrittel-Majorität ſchon deshalb in der neuen Verfaſſung feinen rechten 
Platz finde, weil in dem verftärften Bundesrath Preußen die alte Stimmen: 
zahl, alfo nicht wie früher über ein Drittel der Stimmen habe. Ich erfenne 
die Richtigkeit dieſes Einwandes vollfommen an, habe fie auch früher bereits 
bemerft, und würde jehr gern in diejer Richtung irgend einen Antrag einge 
bracht haben, wenn unter den vorhandenen Verhältniffen dies nicht voll- 
ſtändig nutzlos wäre. Eines aber, meine Herren, glaube ich, darf doch hier 
bei dieſem Paragraphen den Partifulariften im Süden gegenüber hervorge- 
heben werden, daß nämlich Preußen, indem es ſich auf dieſes Stinnmenver- 
haͤltniß im Bundesrath einläht, ein großes Opfer bringt, meiner Meinung 
nach ein größeres, ald es jemals gebracht hat bei der Bildung und Ent— 
widelung des Zollvereind durch feine Uneigennüßigfeit gegenüber den privile- 
gum: und präcipuumfüchtigen Cinzelitaaten. 


) &.B.©.1401.9.m. Damit begann die 9. Sitzung vom 8. Dezember 1870. 
) St. B. ©. 140 I. m. 
*) St. B. ©. 140 I.m. 


Materialien III. 20 


306 Vertrag mit Baiern, 


I. $ 6. 
In diefem $ wird die neue Faſſung ded Artikels 7 der Verfaſſung 
(j. oben bei der Verhandhung über den heſſiſch-badiſchen Vertrag, vielmehr 
die demjelben beigefügte Berfafjungsredaction) formulirt”). 


Präfident des Bundeskanzler-Amts Staatöminifter Delbrück **): Meine 
Herren, erlauben Sie mir in Beziehung auf diefen Cab, in weldyem das 
Wort „Würtemberg“ vorfommt, zunächſt Etwas nachzutragen, was ich zu 
Nr. I diejed Vertrages bemerken wollte; ich wurde nicht rechtzeitig darauf 
aufmerfjam, daß er zur Berathung ftand. Es ift die Bemerkung die, daß 
ich zu Eonftatiren habe, daß die drei jüddeutichen Staaten Würtemberg, 
Baden und Heilen zu dem Ihnen zur Berathung heute vorliegenden Ver: 
trage nebſt Schlußprotofoll ausdrüdlid und urkundlich ihre Zuftimmung er: 
flärt haben. Ich bemerfe das, weil bei Gelegenheit der Generaldiskuſſion 
von dem Herrn Abgeordneten für Meppen darauf aufmerffjam gemacht war, 
daß im diejer Beziehung noch in dem Ringe, um den es fidy handelt, eine 
fleine Lüdfe vorhanden jei. Zur Sadye jelbjt glaube ich aus den Erörterungen, 
welche jpeciell über diejen jogenannten diplomatijchen Ausſchuß bereits in der 
Generaldisfuffion ftattgefunden haben, die Motive hinlänglid, entnehmen zu 
fönnen, aus welchen die Streichung der bezüglichen Beitimmung im $ 6 
Nr. II des Vertrages beantragt wird. Ich glaube, daß es nothwendig iſt, 
mit einigen Worten auf die Sache jelbjt hier zunächit einzugehen, und, um 
dieje Beitimmung klar zu machen, etwas ausführlicher das zu entwideln, was 
ich bei der Einleitung der vorliegenden Anträge nur furz andeutete. Es 
liegt in der Natur eined Bundesverhältnifjes, wie es der Norddeutiche Bund 
war, und wie eö der Deutiche Bund ſein wird, daß diejenige Macht, welcher 
die völferrechtlicye Vertretung des Bundes nad) Außen und die Leitung der 
allgemeinen Politif des Bundes verfaffungsmäßig zufteht, — dab diefe Macht 
in Beziehung auf die wichtigeren Fragen der allgemeinen Politik ſich in 
fortwährender Kühlung erhalte mit ihren Bundeögenoffen. Es ift das bisher 
im Norddentichen Bunde unmmterbrocdyen gejchehen. Die Herren, die bier 
vorn auf diefen Bänken fien, werden vielleicht gelegentlich gejehen haben, 
dab, wenn der Herr Bundeskanzler hier ſaß und der Herr Staateminifter 
von riefen neben ihm, und dann die Mappe vom Auswärtigen Minifterium 
fam, die Berichte und Depeichen von Hand zu Hand gingen. (Zuftimmung, 
Heiterkeit.) In diefer Weiſe war der Verkehr freilich nur möglid, wenn 
beide Herren bier neben einander im Bundesrathe ſaßen, — er iſt aber nicht 
bloß beichränft gewejen auf diejes zufällige Zufammenfigen, jondern er hat 
fortdauernd ftattgefunden durch das Organ des preußijchen Gefandten in 


) ©. oben ©. 266. 
»*St. B. ©. 140 r.0. 
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Dresden mit dem fächftjchen Hofe, und in ähnlicher Weife ergeht e3 mit 
den anderen Höfen der Norddeutichen Staaten. Daß ein gleiches Verhält- 
nis in dem neuen Bunde ftattfinden werde, das liegt in der Natur der 
Sache. Es ſchien num, daß der richtigite, einfachite und klarſte Weg zur 
Heritellung diejer Verbindung und Mittheilung die Schaffung eines jolchen 
diplomatijchen Ausjchuffes ſei; denn, meine Herren, es fommt dabei und 
fam auch bisher feineswegs darauf an, die Mittheilumgen blos als Mit- 
tbeilungen abzugeben, fondern es kam auch darauf an und ift Werth darauf 
gelegt worden, die Anficyt desjenigen Hofes über die Sache zu bören, welchem 
die Mittheilung gemacht wurde. Der Mittelpunkt diefer Mittheilungen foll 
in Zufunft der diplomatijche Ausichuß fein. Was aljo die gegenjeitigen 
Mittheilungen und was die darin liegende Aufforderung betrifft, eine Anficht 
auszujprechen, ift er in der That mur der Erſatz für einen andern unbedingt, 
wenn dieje Beitimmung nicht da wäre, gebotenen und wie mir jcheint, ent: 
ihieden weitläufigeren Weg. Man bat nun bei der Generaldisfuffion an 
dieſen Ausſchuß aber ferner die Befürchtung geknüpft, daß er der Punkt jein 
würde, an welchen fremde Mächte ihre — ich glaube, es iſt died Wort ge 
braucht worden — Intrigen gegen die deutjche Politit anknüpfen könnten. 
Ob ſolche Intriguen werden gejponnen werden, das weiß; ich nicht, ich will 
aber der Argumentation halber die Bejahung annehmen. Es ift, meine 
Herren, in den diplomatijchen Verhältniffen genau jo wie im Privatleben. 
Wenn man Intriguen jpinnen will, jo fängt man damit an, Mißtrauen zu 
erregen, man fängt damit an, Mißtrauen zu erregen gegen Abfidyten, man 
fliht auch wohl behauptete Thatjachen ein, die vielleicht nicht ganz jo find, 
wie fie behauptet werden. (Sehr wahr! Heiterkeit.) Ic glaube, meine 
Herren, im Verkehr der Staaten wie im Privatleben ift das allerficherite 
Mittel gegen ‚alle ſolche Intriguen: Offenheit. (Lebhafter Ruf: Ia wohl!) 
Das ficherfte Mittel, Unterftellungen vorzubeugen, der Verdrehung von Ab- 
fihten vorzubeugen, der Verdächtigung von Intentionen vorzubeugen, ift, daß 
man Diejenigen, an welche foldye Verſuche gerichtet werden, von der wahren 
Sadlage in Kenntniß erhält. Ich glaube, das ift der ficherite Weg, um 
allen joldyen Intriguen die Spitze von vornherein abzubrechen, allen Mißver— 
ftindniffen von vornherein vorzubeugen und dasjenige Einverſtändniß im 
Bunde über die Leitung der Politik zu erhalten, welches für ein gedeihliches 
Zufammenleben ver Bundesitaaten mit einander unerläßlich it. Ich babe 
diejes zur Nechtfertigung der Beitimmung jelbft anzuführen. Ich würde troß 
aller diejer Gründe das Gewicht nicht zu verfennen haben und nicht verfen- 
nen dürfen, welches darin läge, wenn der Reichstag, dem geitellten Amende— 
ment entiprechend, beichliegen jollte, dieſen Sat zu ftreichen. Indeſſen, meine 
Herren, ganz abgejehen von der materiellen Begründung, die ich eben die 
Ehre gehabt habe, Ihnen in Beziehung auf diefen Sat vorzutragen, jo bin 
ih in der Lage, beftimmt erflären zu können, daß nach den Rückſprachen, 
die ich wiederholt und nod heute mit dem bier anmwejenden föniglidy baieri- 
20° 
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ichen Bevollmächtigten genommen habe, ich vollfommen außer Stande jein 
würde, mit ihm über eine Abänderung diefer Beitimmung in eine Verhand— 
lung zu treten, weil er von vornherein die Abänderung diejer Beſtimmung 
ald Abänderung einer wejentlichen Beſtimmung des abgejchlofjenen Vertrages 
ablehnen würde. Ich glaube ed dem Reichstage jchuldig zu jein, dieſes bier 
offen als Thatſache zu Eonitatiren. 


Miguel’): Meine Herren, ich glaube gegen die Ausführungen des 
Herrn Ministers fachlich Gründe genug aufführen zu können; nachdem der: 
jelbe aber erflärt hat, da das Amendement unannehmbar jei und, daran die 
Einigung mit Baiern jcheitern würde, ziehe idy das Amendement zurüd, der 
ih, und wie ich glaube viele meiner Freunde, von vornherein entſchloſſen 
waren, durch Stellung dieſes Amendements die Löfung der großen Deutſchen 
Frage nicht jcheitern zu laffen und zu gefährden. (Bravo! rechts.) 


Freiherr v. Soverbeck“s): Meine Herren, das Amendement ift nicht 
allein von dem Abgeordneten Miquel jondern auch von vielen anderen Ab: 
geordneten geftellt, unter ihmen befindet fich auch mein Name. Um es kurz 
zu machen, erfläre ich, dat ich dad Amendement aufrecht erhalte und aljo 
die Abſtimmung darüber verlange. Was die Crflärungen des Herm Bere 
treterö des Bundesrathes in der Sache jelbit anbetrifft, jo leiden fie, glaube 
ich, an dem einen großen Mangel, dab bier die Offenheit, von der er mit 
Emphaje jprach, immer mur gegen die drei Königreiche vorausgeſetzt wird. 
Id, meine, wenn Offenheit deö Verfahrens in auswärtigen Angelegenheiten 
gegenüber dem Bundesrat nothwendig ift, jo iſt die Offenheit gegen den 
ganzen Bundesrath nothwendig, und ich jehe nicht im mindejten eine 
Urjache, weshalb die Vertreter der drei Königreiche gegen die Vertreter der 
übrigen Bundeöftaaten bevorzugt werden jollten. 


£asker**’*): Meine Herren, ich würde bei allen joldyen Anträgen, welche 
von Seiten des Herm Bertreterö des Bundesrathes für unannehmbar erflärt 
werden, meinerjeitd eine Disfuffion nicht weiter führen, welche doch feinen 
Erfolg verfpricht, da, wer gegen den Vertrag ſtimmen will, dies nicht auf 
Ummegen gegen eine einzelne Beitimmung zu thun braucht. Auch verfpüre 
ich feine Neigung, die Zufunft der Verfaſſung in einem ungünftigeren Lichte 
darzuftellen, als vielleicht der Fall jein wird, und Schlimmeres vorauszufagen, 
als die Dinge jpäter vielleicht fich geftalten werden. Dagegen verlange id) 
eine Auskunft von dem Herrn Vertreter des Bundesrathes über einen Punft, 
der nicht mit ausdrüdlichen Worten vorgejeben iſt. Diefer Ausſchuß fir 

) St. B. ©. 141 I. m. 

St. B. ©. 141 1. u. 

» St. B. S. 141 3. o. 
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auswärtige Angelegenheiten joll abweichend von allen übrigen Ausichüffen, 
unter dem Vorſitz Baierns durch die Mitglieder von Baiern, Sachſen und 
Würtemberg gebildet werden. Bei allen übrigen Ausichüffen haben wir die 
Sicherheit, obſchon es die Verfaffung im Wortlaut nicht erwähnt, daf der 
Sitz derjelben nur in Berlin fein wird, wohin der Vorfitende ihn beruft. 
Bei diefem Ausichuffe aber wäre die Möglichkeit, dab der Vorſitzende fich 
berechtigt hielte, ihn außerhalb Berlins zujammentreten zu laffen. Ich er: 
Iaube mir deshalb die Frage an den Herm DBertreter des Bundesrathes zu 
richten, ob nach dem Inhalt diefer Beitimmung vorausgejeßt ift, daß der 
Sitz des Ausſchuſſes immer in Berlin jein müffe. ine Beranlaffung zu 
diefer Annahme finde ich mittelbar in den Worten: „außerdem wird im 
Bundesrath aus den Bevollmächtigten der Königreiche Baiern u. ſ. w. ein 
ſolcher Ausichuß gebildet.” Indeſſen, unjer Berfafjungsrecht ift etwas in der 
Schwebe. Sie werden fid erinnern, daß man einmal jogar geglaubt hat, 
den Reichötag nach Berjailled berufen zu dürfen, ed ift aljo der Ort für 
den Zufammentritt der Körperichaften nicht ganz als feſtgeſtellt zu betrachten. 
Wenn nun Baiern den Vorſitz im Ausichuß führt, jo wäre es leicht möglich, 
dab ein baierifcher Staatsmann, gegen die Intention der Berfaffung, ſich 
berechtigt Hielte, den Ausſchuß nad) München zu verlegen und ihn dort tagen 
zu lafjen. 


Präfident des Bundesfanzler-Amtd Staatöminifter Delbrück *): Meine 
Herren, ich würde glauben, daß aus der Berfaffung jelbit unzweifelhaft folgt, 
dab der Ausichuß einer Körperjchaft, deren Berufung dem Präfidium zufteht, 
nur an dem Drte tagen fan, wo die Körperichaft jelbit tagt. 


Schulze*’): Ich muß nochmals auf die materiellen Bedenken zurüd- 
fommen, die flüchtig in der Generaldisfuffion vorgefommen find. — Gie 
werden allerdingd gewiß zugeben, das Mittheilungen des Präfidiumd an 
diejen Ausſchuß geichehen, die ja dann weiter verwerthet werden mögen für 
den Bundesrath jelbit; aber, meine Herren, Sie werden bei den Beltimmungen, 
die hier getroffen find, nicht hindern fünnen, daß auch der Ausſchuß ſich 
ſelbſtſtändig verjammelt, wenn er irgendwie die Dinge dazu angethan findet. 
Nun iſt es ja getade die nationale Strömung, die in den jeßigen großen 
Tagen fidy über umfer ganzes Vaterland, Gott jei Dank, ergoffen, und zu 
den großen Erfolgen geführt hat, die wird und mun gerade von Seiten der 
Herren, die für diefe Dinge find, ald eine foldye dargeitellt, die doch wieder 
im Laufe der Zeit jchwächer werden fann. Man hat weiter zugegeben, daß 
der Neid Europas über die vollftändige Veränderung des politiichen Schwer: 
punktes, die durch die Konftituirung des gefammten Deutjchlands entichieden 
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erfolgt, — daf der gewiß dem Auslande Anlaß giebt zu Intriguen und Ver— 
fuchen aller Art, hier einen Stein dazwilchen zu werfen. Ich will dieje 
durchaus noch nicht vollzogene, jondern nad) den eigenen Ausführungen der 
Herren erit fidy vollziehen jollende Einigung geſchützt wiffen, und ich wieder: 
hole, jo lange einem Mitglied diejes Ausichuffes die Möglichkeit gegeben ift, 
durch ganz ibejondere Gejandte auch ganz bejondere Beziehungen zum Aus- 
lande feitzuhalten, jo lange ift mir die Inftitution bedenflih. Ich will da- 
durch Feiner Regierung mit irgend einer Verdächtigung entgegentreten, aber 
wenn man eine Konftitution auf längere Zeit macht, jo bat man nicht 
jeweilige Regierungen, jondern man hat Zuftände der Dauer im Auge. Die 
Sache ift und bleibt materiell bedenklich, — fie mag anders gemeint jein —, fie 
fann gemißbraucht werden, und daß die Feinde Deutichlands jeden Verſuch 
machen werden, daraus Vortheile für fich zu ziehen, das bezweifle ich nadı 
den Erfahrungen unſerer traurigen Gejchichte gar nicht. 


v. DBlanchenburg*’): Meine Herren, ich bin natürlich ganz außer 
Stande Amendements zu disfutiren, die zurücgezogen find, die aljo jchon in 
der beſtimmten Bornahme geitellt worden find, daß, wenn fie etwa ange: 
nommen werden jollten, fie dennody in der dritten Leſung würden fallen ge— 
lafjen werden. Ich bejchränfe mich daher nur auf eine furze Bemerkung in 
Bezug auf das, was die Abgeordneten Scyulze und von Hoverbed gejagt 
haben. Ic) meinerjeits habe gar fein Miktrauen gegen diejen Ausichuß, im 
Gegentheil, id) begrüße denjelben als den Anfang zu einer Ausbildung des 
Bundesraths nach einer Richtung bin, die von unjerer Partei gewünſcht 
war. Woher fommen denn dieje Bedenken gegen den Ausſchuß? Es ift 
doc, weiter nichts ald Miftrauen gegen unjere Bundesgenofjen. Laffen wir 
das doch endlidy in diefem Haufe, wie man es gelaffen hat außerhalb des- 
jelben. (Sehr wahr.) Ich kann Sie verfichern, wenn Sie unſere Truppen, 
unjere Pommern und Märfer fragen, ob fie gute Kameraden haben an den 
Baiern, Würtembergern und Sachſen, dann werden fie Ihnen das aus vollem 
Herzen mit Ja beantworten, und binzu jeßen: es ift mur der eine Fehler bei 
unjeren neuen Kameraden, dab fie ein wenig mißtrauifch find, ob wir fie 
auch voll anerkennen. Meine Herren, dad Wort laffen Sie und auch hier 
gejagt jein; jeien wir nicht mißtrauiſch gegen unfere netten Bundesbrüder! 
Ein Miktrauen und nichts weiter liegt darin, wenn wir darauf beitehen 
wollten, daß dieſer Ausſchuß nicht zu Stande füme. Sachlich aber begrüße 
ich ihn auch als einen Fortichritt, und zwar als einen Fortjcyritt zur Stär- 
fung der diplomatijchen Madyt Preußens, denn Preußen wird gerade im 
Auslande an Anfehen gewinnen, werm das Ausland weiß, daß ed in den 
diplomatiichen Aktionen audy den verfaffungsmäßig feitftehenden Beirath der 
Bundesglieder eingeholt hat. Darum werde ic; ohne Bedenken diejen Paſſus 
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in dem betreffenden Paragraphen beibehalten und theile dieſe Schmerzen, die 
hier ausgeſprochen find, in feiner Weiſe. 


Freiherr v. Soverbeck*): Ic vermuthe, daß der Abgeordnete von 
Blandenburg die wenigen Worte, die idy mir erft erlaubt habe, nicht gehört 
hat, jonft würde er nicht von zurüdgezogenen Amendements jpredyen. Ic; 
weih bis jeßt bloß von einem Amendement, weldyes jehr viele Unterjchriften 
bat, und wovon ein einziger Unterzeichner erklärt hat, daß er es für fein 
Theil zurücziehen würde. Dem ift aber direct widerjprochen, und ich fann 
lagen, von einer ganzen Anzahl der Unterzeichner dieſes Amendements ift 
daffelbe ausdrüdlich aufrecht erhalten. Ich jchliefe um jo mehr, daß der 
Abgeordnete von Blandenburg das nicht gehört hat, was ich erit gejagt 
babe, als er abermals von Mifstrauen gegen die Vertreter von Süddeutſch— 
land geiprochen hat. Ich habe ſchon ausprüdlich erklärt, dat ich ein bejon- 
deres Mißtrauen gegen die Vertreter dieſer Staaten im Bundesrathe nicht 
babe, wenigitens nicht mehr, als ich gegen alle Vertreter in einem Rathe 
babe, deſſen Verhandlungen mit dem Schleier ded Geheimniffed bedeckt find. 
Im Uebrigen aber ift, wie ich meine, ein Miftrauen von meiner Seite um 
jo weniger anzunehmen, als id) ja alle dieſe Gröffmungen nicht blos den drei 
Vertretern von Baiern, Würtemberg und Sachſen, jondern den jämmtlicyen 
Bundesräthen gönme. Ich zeige aljo ein größeres Vertrauen, als der Ab- 
geordnete von Blandenburg. 


v. Kardorf**): Ich möchte nur meinerjeits Verwahrung dagegen ein- 
legen, dat, wenn ich gegen das Amendement, weldyes jeßt durdy den Ab- 
geordneten von Hoverbeck wieder aufgenommen it, ſtimme, ich mid) der 
Argumentation ded Abgeordneten von Blandenburg anfchliehe, derjenigen 
Argumentation nämlich, welche dahin ging, dab er in diefem Ausjchuffe eine 
beſonders glückliche Entwickelung des deutichen Verfaſſungslebens begrüße. 
Ich ſehe denſelben nicht mit dem Mißtrauen an, welches der Abgeordnete 
von Blandenburg bei einigen Mitgliedern diejes Hauſes hinfichtlich diefer 
Einrichtung vorausjeßt; aber mit bejonderem Vertrauen kann id) die Ein- 
richtung dieſes Bundesausichuffes auch nicht anſehen, und fie als ein be- 
ſonders glüclicyes Symptom für die fünftige Entwickelung der deutjchen 
Verhältniffe anzufehen, dazu bin ic; meinerjeits nidyt im Stande, 


Bei der Abftimmung wurde Alinea 4 des $ 6 beziehungsweile des 
4. 7 der neuen Verfaffungspropofition welche lautet: 

„Außerdem wird im Bundesrathe aus den Bevollmächtigten der 

Königreiche Batern, Sachſen und Würtemberg unter dem Vorſitze 
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Baiernd ein Ausfhuß für die auswärtigen Angelegen- 
beiten gebildet“ 
gegen den Antrag Hoverbed aufrecht erhalten”). 


II. $ 10. 

Der Art. 20 der Verfaffung von 1867 hatte gelautet: 
„Der Reichstag geht aus allgemeinen und direften Wahlen mit 
geheimer Abftimmung hervor, welche bis zum Erlaß eines Neiche- 
wahlgejetes nad) Maßgabe des Geſetzes zu erfolgen haben, auf 
Grund defjen der erite Reichdtag des Norddeutichen Bundes gewählt 
worden ift.“ 


8 10 des bairischen Vertrages zufolge jol nun der Art. 20 lauten: 
„Der Reichstag geht aus allgemeinen und direkten Wahlen mit ge 
heimer Abjtinmung hervor, weldhe nah Maßgabe des Wahl: 
gejeges für den Reichstag des Norddeutjhen Bundes 
vom 31. Mai 1869 zu erfolgen haben. 


Bid zu der geſetzlichen Regelung, welche in $ 5 des Geſetzes 
vom 31. Mai 1869 (Artikel 79 Nr. 13) vorbehalten ift, werden 
in Baiern 48, in Würtemberg 17, in Baden 14, in Helfen ſüdlich 
des Maind 6 Abgeordnete gewählt und beträgt demnach die Ge— 
fammtzahl der Abgeordneten 382." 


Präfident des Bundesfanzler-Amtd Staatdminifter Delbrück '*): Meine 
Herren, um jedem Mißverſtändniß vorzubeugen, möchte ich bei $ 10 aus: 
drücklich konſtatiren, daß die in diejen Paragraphen wiedergegebene Faſſung 
ded Artikel 20 unter den Vorbehalt am Schluffe des Schlußprotokolls fällt 
und der Faſſung entjpredhend geändert werden wird, welche fich in der mit 
Baden und Helfen vereinbarten Verfaffung vorfindet. 


F£asker**’*): Wir werden wohl am beften diejen Zweck erreichen, wenn 
der Schlußſatz: „welche nad Maßgabe u. ſ. w.“ hier geftrichen wird. Es 
ſoll verhütet werden, daß nicht das MWahlgefeb vom 31. Mai 1869 ein 
Theil der Verfaffung werde. Wegen diejes Bedenfens iſt der zweite Sab 
aus dem badiſch-heſſiſchen Texte entfernt worden. Wir werden vermuthlich 
auch bei dem baierifchen Vertrage ed jo machen müffen, dak wir aus dem 
$ 10 den erwähnten Cab entfernen und in der Uebergangsbejtimmung die 
Giltigfeit des Wahlgeſetzes auch für Baiern feititellen. Ich erlaube mir, den 
Herrn Präfidenten zu bitten, eine getrennte Abſtimmung ftattfinden zu laffen 
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über die Worte „melde nach Maßgabe des Wahlgeſetzes für den Reichätag 
des Norddeutichen Bundes vom 31. Mai 1869 zu erfolgen haben.“ 


Bei der Abftimmung wurden dem Antrage Lasker's gemäß die 
Worte in Alinea 1: 
„welche nach Maßgabe des Wahlgeſetzes für den Reichstag des 
Norddeutſchen Bundes vom 31 Mai 1869 zu erfolgen haben“ 
bier geſtrichen“), und hierauf der $ 10 ohne dieſe Worte durch die große 
Mehrheit angenommen. 


m.$1. 


Freiherr v. Koverbeck““): Meine Herren, ich hatte ſchon zu diefem 
Raragraphen beim badischen Vertrage eiu Amendement geftellt; es ift damals 
abgelehnt, und ich will dad Haus nicht wieder mit einer fruchtlojen Dis- 
kuffion behelligen. Ich bitte aber den Herrn Präfidenten, entweder eine 
beiondere Abftimmung zu veranlaffen, oder anzunehmen, daß wir bei unferem 
verneinenden Votum gegen diefen Paragraphen ftehen geblieben find. 


II. $ 25. 


825 ded Vertrages beitimmt: 
„Art. 78 lautet wie folgt: 
„Zeränderungen der Verfaſſung erfolgen im Wege der Geſetzgebung. 
„Sie gelten ald abgelehnt, wenn fie im Bundesrathe 14 Stimmen 
„gegen ſich haben.“ 


Antrag Lasker-Miquel““): 


den zweiten Sab dahin zu ändern: 

„Sedo ift zu denjelben im Bundesrathe eine Mehrheit 
von drei Viertheilen der vertretenen Stimmen erfor: 
derlich.“ 


Saskert): Meine Herren, wir haben über das Stimmrecht geitern 
bereitö eine längere Debatte geführt. Es ift mit Necht auf allen Seiten 
des Hauſes auf die Stimmzahl ein jehr großes Gewicht gelegt worden; ic) 
finde num, daß in den Verträgen mit Baden und Heſſen und mit Würtem— 
berg auf der einen Seite, und in dem Vertrage mit Baiern auf der andern 
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Seite eine Antinomie berriht. Baiern hat feinen Vorbehalt zu feinen 
Guniten, jondern eine von den Verträgen mit den andern Südſtaaten ab: 
weichende Stimmzahl ausbedungen. Der Unterjcyied befteht darin, daß 
nad) dem $ 25 des baierijchen Vertrages, wenn man von dem Hinderungs- 
recht Preußens abfieht, unter Umständen drei andere Regierungen gemügen, 
um Verfaffungsveränderungen ein Veto entgegenzujeßen, während nach dem 
Antrage, welchen wir jtellen, immer nur vier Regierungen died würden 
thun können. Formell berricht außerdem der Unterjchied, dab in dem $ 25 
des baieriſchen Vertrages ſtatt des Bruchtheiles von } die beitimmte Zahl 
14 geſetzt ift, welche eine Koalition der drei Königreiche ausdrüdt. Ic 
weiß nicht, ob ed die Abficht der Redaktoren gewejen it, einer joldyen Koa— 
lition in der Bundesverfaffung einen Ausdrudf zu geben; ich nehme es einft- 
weilen nicht an. Wenn idy nun zugebe, daß bei dem Greifen der höheren 
Zahl von drei Viertheilen die arithmetiſche Nüdficht notbwendig war, daß 
man von zwei Dritteln nur zu drei Vierteln bat übergehen können, wenn 
man nicht fünftliche Bruchverhältniſſe herſtellen wollte, jo liegt darin doch 
gar fein Grund, weshalb durch eine ausdrüdlicdy benannte Zahl die wirkjam 
widerjprechende Minderheit noch tiefer herabgedrücdt werde. Ich kann kaum 
annehmen, dab die von und beantragte Abänderung, weldye Vielen eine ge 
wilfe Beruhigung bringen würde, daß nicht an eine bejondere Stellung der 
drei Königreiche gedacht worden, — idy kann nicht annehmen, daß dieje kleine 
Abänderung zu dem Scheitern des Vertrags führen ſollte. Zu meiner großen 
Freude hat der Herr Vertreter des Bundesrathes eine ſolche Erfläruug nicht 
abgegeben, und, die auf derartige Crflärungen um deö ganzen Vertrages 
willen entjcheidenden Werth legen, find in der Lage, unjerem Antrage beizu: 
jtimmen und den verhandelnden Bevollmächtigten anheim zu geben, in wel- 
cher Weije fie fih mit dem Bejchluffe des Hauſes abzufinden gedenken. 


Präfident des Bundesfanzler-Amts Staatsminifter Delbrück’): Meine 
Herren, ich babe zu diefem Paragraphen deshalb nicht das Wort jofort er: 
griffen, weil in dem Augenblid, in weldyem ich das Wort ergreifen wollte, 
died bereitd von dem Herm Abgeordneten für Meiningen geſchehen war. 
In der Sadye jelbit habe ich zu erwähnen, daß die bier vorliegende Beitim- 
mung dad Ergebniß jehr langwieriger Verhandlungen ift. (Aha!) Es war 
von Seiten Baiernd gegen die Dreiviertel-Majorität in der Beichränfung 
auf gewiſſe Angelegenheiten feine Erinnerung erhoben. Es wurde dagegen 
in Bezug auf Verfaffungsänderungen, die eine gewiſſe Dualififation hatten, 
namentlich in Bezug auf den Artikel 4 von Baiern ein Veto in Anſpruch 
genommen. Es gehörte dieſer Punkt zu dem jchwierigiten Fragen, die über: 
haupt in der ganzen Verhandlung mit Batern zu erledigen waren. Daß 
man von der Dreiviertel-Majorität, die auf der einen Geite feftgehalten 
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wurde, fich berbeilieh zu einem Veto von 14 Stimmen, das wurde bewil- 
ligt, indem man auf der andern Seite das abjolute Veto Baierns für ge- 
wiſſe Verfaffungsänderungen aufgab. Es ift dies das Ergebniß eined Kom- 
promiffes, defjen Anfechtung ebenjo, wie ich dies in Bezug auf den $ 6 zu 
bemerfen gehabt habe, den ganzen Vertrag in Frage ftellen würde. (Bes 
wegung.) 


Freiherr v. Soverbeck’): Meine Herren, die Erklärung, die der Herr 
Präfident des Bundesfanzler-Amtd gegeben hat, macht mir jet die Zahl 14 
noch viel bedenflicyer, alö fie vorher geweſen ift. Sie hören aljo, daß nadı 
den letzten Verhandlungen im Mege des Kompromiſſes Baiern ſich damit 
einveritanden erflärt hat, ein Veto in gewiſſen Beziehungen aufzugeben gegen 
die Konzejlion, dab nicht etwa drei Viertel der Stimmen, jondern genau jo 
viel Stimmen eine Verfaffungsänderung unmöglidy machen können, als die 
drei Mittelftaaten, die drei Königreiche, zujammen haben. Ich kann nicht 
anders ald annehmen, daß Baiern danad) geglaubt hat, daß gewiſſe Inter: 
ten diefe drei Staaten zujammenichließen jollen, die bei allen anderen 
Staaten des Bundes nicht vorhanden find. Meine Herren, das iſt der Keim 
u einem Sonderbunde, in dem neuen Deutichen Bunde, und ich bitte Sie 
daber, dieſes Abjtimmungsverhältnii unter feinen Umftänden anzunehmen. 


$asker*’*): Nach der Erklärung des Herrn Präfidenten ded Bundes: 
fanzler-Amtö muß idy annehmen, daß die Frage, ob drei Viertel Stimmen 
an Stelle der 14 gejeßt werden fünnen, zwijchen den Bevollmächtigten noch 
nicht definitiv entjchieden it, und daß aljo noch zwifchen der zweiten und 
dritten Zejung Gelegenheit gegeben jein wird, über dieje Kragen eine Ver: 
ftändigung herbeizuführen. Aus diejem Grunde bitte ich Sie, für den An- 
trag zu ſtimmen. 


Präfident des Bundesfanzler-Amts, Staatsminiſter Delbrück ***): Meine 
Herren, ich muß um Verzeihung bitten, wenn idy mich vorher nicht deutlich 
ausgedrüct habe. Mit der Dffenheit, die ich dem Meichstag jchuldig bin, 
mug ich auch bier wiederholen, daß dieje Beltimmung eine Beltimmung 
des Vertrages ift, mit welcher der Vertrag fteht und fällt, und über welche 
ih — ich habe Bezug genommen auf meine Erklärung zu $.6 — eine Ber: 
bandlung für vollkommen ausfichtslos halten muß. 


Der Antrag Lasker murde bei der Abftimmung abgelehnt. +) 
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XV. Mebergangsbeitimmung. 


Artikel 79. 
Im. $1. 


Antrag Lasfer- Miquel’): 

Die erfte Alinea lautend: 

„Das Recht der Handhabung der Aufficht Seitens des Bundes über 
die Heimaths- und Niederlaffungsverhältniffe und deſſen Recht der Gejeh- 
gebung erſtreckt fi) nicht auf das Königreich Baiern.“ 
zu ftreiden. 


Präfident ded Bundesfanzler-Amts Staatöminifter Delbrück **): Meine 
Herren, wenn ich Sie bitten muß, das Amendement ded Herm Abgeord- 
neten für Meiningen zu diefem Paragraphen abzulehnen, und zwar abzu= 
lehnen aus denjelben Gründen, die ich in Bezug auf die beiden vorhergehen— 
den Amendements eben darzulegen die Ehre gehabt habe, jo glaube ich doch, 
noch einige Worte jachlich hinzufügen zu müſſen. Ich werde, glaube ich, 
die Verſicherung nidyt brauchen, daß von Seiten des Präfidiums der größte 
Werth) darauf gelegt worden ift, in Beziehung auf die hier in Rede ftehende, 
überaus wichtige Materie eine Ausnahme von der Gejeßgebung und Beauf— 
fichtigung des Bundes für Baiern nicht zuzugeftehen. Die Gründe, weldye 
es im hohen Grade wünſchenswerth machen, in diejem Theile der Gejeß- 
gebung eine Webereinftimmung im ganzen Bunde herbeizuführen, find bei 
der Generaldisfuffion jo ausführlich erörtert worden, dab ich bier nicht näher 
darauf einzugehen brauche. Ich möchte nur darauf aufmerfjam machen, daß 
es fich bei diefer Ausnahme nicht, wie bei der Generaldisfujfion angedeutet 
worden, um Rettung eines Stüdes von Mefjortliebhaberei handelt. Der 
große Werth, der von dem Präfidium auf die Fernhaltung diefer Ausnahme 
gelegt wurde, würde ftarf genug gemejen fein, einen Widerftand zu über: 
winden, welcher bloß aus Neffortliebhaberei entitanden wäre. Im der That 
ftanden aber hinter diefem Widerftande reale Mächte. Die neue Social 
gefeßgebung in Baiern hat in einem erheblichen Theile des Landes, unter 
der ländlichen Bevölkerung, jchon einen großen Widerftand gefunden. Man 
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fann der Meinung jein, daß diejer Widerſtand auf einer Verkennung der 
wahren Intereffen beruhe; ich meinerjeitö würde diejer Meimung nicht wider: 
ſprechen. Vorhanden ift er aber; die Thatjache ift da. Die Bevölkerung 
bat fi mit Widerftreben in den Bruch des bieherigen Zuſtandes gefügt, 
welcher durch dieſe neue Geſetzgebung herbeigeführt it; fie würde ſich nicht 
dazu entfchließen können, nun noch einen erheblichen Schritt weiter zu gehen 
und ſofort die Geſetzgebung fidy anzueignen, welche im Norddeutjdyen Bunde 
über den Gegenftand erlafjen iſt. Nun ift bei der Generaldisfutfion jchon 
darauf aufmerfjam gemacht worden, dab ja das Vertrauen wohl hätte ge- 
begt werden können zu dem Bundesrathe und dem Reichstage, da man ein 
je eingreifendes Geſetz, wie das über den Unterjtüßungswohnfig, nicht rück— 
fichtslos fofort auf Baiern übertragen hätte. Indeſſen, meine Herren, es 
liegt hier ein Verhältniß vor, wie ed ja von der anderen Seite auch bier 
im Haufe ſchon betont worden iſt: Wenn man in ein jo neues Verhältniß 
eintritt, . jo ift man ängitlih; man bat ja bier auch aus manchen Beſtim— 
mungen, die zu Gunften Baierns getroffen find, für den Bund direft nad)- 
theilige Wirkungen gefürdjtet. Umgekehrt war es auch jo; man glaubte, in 
Bezug auf einen jo wichtigen Punkt ſich fichern zu müſſen. Nun, meine 
Herren, babe ich die Ueberzeugung, daß die Entwidelung der Dinge in 
Baiern denjenigen Theil der Bevölkerung, welcher jet mit einer entſchiede— 
nen Abneigung eine ſolche Umwandlung der Verhältniffe aufnehmen witrde, 
eines Beſſeren belehren würde. Und iſt das der Fall, jo babe ich die fefte 
Ueberzeugung, daß die baierijche Regierung in der That nicht aus Reſſort— 
liebhaberei ſich alsdann einem Verzicht auf den bier gemachten Vorbehalt 
entziehen werde. Für den Augenblick iſt dies nicht möglid). 


Miguel’): Nach den Erklärungen des Herrn Präfidenten des Bundes: 
fanzler- Amts ift in Beziehung auf die Annahme oder Nichtannahme unjeres 
Amendements dasjenige für mid; maßgebend, welches ich bereits zu der eriten 
Erklärung erwiderte. Ich will nur, wenn bier verjucht wird, dieſes Reſer— 
vatredyt Baierns ſachlich zu rechtfertigen, darauf hinweiſen, daß der Herr 
Präfident ded Bundesfanzler-Amts, im jehr freundlicher Weiſe in die Seele 
der Herren Minifter aus Baiern hinein fich denfend, doch weiter nichts hat 
anführen können, als das Vorurtheil der baieriſchen Bauern. (Hört! hört! 
inte.) Es ift jehr jchlimm, wenn die Deutſche Verfafjung, die Frage, ob 
ein einheitliches deutſches Bürgerrecht gebildet werden ſolle oder nicht, von 
dent Vorurtheil der baierifchen Bauern abhängt, Vorurtheile, die wir hier 
in Norddeutichland ebenjo gut gehabt haben und noch haben, und die wir 
bier zu überwinden uns nicht geicheut haben, Vorurteile, die übrigens durch 
die eigene baieriſche Socialgejeßgebung im Wejentlichen längit überwunden 
find. Wenn wir aljo diejen Paragraphen annehmen, jo können wir das 
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nur wieder mit dem tiefen Bedauern thun, daf der Widerſtand Baierns 
und nöthigt, um unfer deutſches Einheitöwerf nicht fcheitern zu Iafien, eine 
derartige in feiner Weile gerechtfertigte Beitimmung anzunehmen. 


Grumbrecht (Harburg)*): Meine Herren, ich kann mich dody nicht ent- 
Ichließen, Angefichts diejer Erflärung von dem Antrage zurüdzuftehen. Ich 
habe bejondere Beranlaffung genommen, mid) mit der baierijchen jogenann- 
ten Socialgefeßgebung einigermaßen eingehend noch in den lebten Tagen zu 
bejcyäftigen, und daraus erjehe ich, daß diefelbe im Weſentlichen von der 
unjrigen gar nidyt abweicht, und daß, wenn die baieriſche Bevölferung — 
d. h. die nicht urtheilöfähige — damit unzufrieden ift, fie aus demſelben 
Grunde unzufrieden ift, aus dem die Bevölkerung der Provinz Hannover 
mit dem Gejeß über den Unterftügungswohnfig unzufrieden fein mag. 
Meine Herren, ich will nicht über die Frage jelbit disfutiren, denn für die 
Meiiten wird der Entſchluß feititehen, nadydem der Herr Präfjdent des 
Bundeskanzler-Amts die Gefahr hervorgehoben hat, die aus der Ablehnung 
diejer Beltimmung hervorgeht. Für mich ift diefe Gefahr nicht vorhanden, 
und ich kann mid, nicht bei allen Punkten entjchließen, darauf Rückſicht zu 
nehmen. Denn wir müfjen doch berücjichtigen, dak wir auch Mitpacis- 
centen find, (Sehr richtig! links) und wenn wir irgendwie eine Stimme gel- 
tend machen, dieje auch Berüdfichtigung verdienen muß. (Zuftimmung links.) 
Ic; gebe zu, dab der Herr Bundeskanzler nicht im Stande gewejen it, eine 
günftigere Entſcheidung der königlich baierischen Regierung herbeizuführen; 
aber folgt denn dann daraus, daß feine günftigere Entjcheidung berbeigeführt 
werden fann, wenn wir unjer Botum in die Waagſchale werfen, — wenn der 
Herr Bundeskanzler jagen kann: ich habe beim Reichstage dieſe Beltimmung 
nicht durchſetzen können —, und wenn dann an die baierijche Regierung die 
hochwichtige Frage berantritt, ob fie ji) nun zu dem Gintritt in’ den Bund 
entſchließen will oder nicht. Das iſt doch auch zu erwägen, jonft jehe id) 
überhaupt nicht ein, weshalb wir noch über den ganzen Vertrag verhandeln. 
(Sehr gut! links.) Wenn wir bei den billigiten Anfprüchen, bei Aniprüchen, 
die feineöwegs Empfindlichkeiten verlegen können, die nur reale Grundlagen 
haben, feine ideale, feine Ehrenrechte betreffen, jondern eben nur rein principiell 
erforderlich find, um den Bund würdig auszuftatten, — wenn wir bei jol- 
chen Beltimmungen joldye Gründe gelten lafjen jollen, dann kann man eine 
fady nur Ja jagen. Ic kann mid) dazu nicht entjchließen. (Bravo! links.) 


S$asker**): Ich möchte den baieriſchen Miniftern vor der Geſchichte 
nicht den Ruhm rauben, weldyen der Abſchluß des Vertrages ihnen ein- 
bringt; und jo muß ich denn hier einen fleinen Beitrag dazu geben, dab in 
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der That den Miniftern das Verdienst der auöbedungenen Beichränfung ge- 
bührt. Ich habe jelbit Rückſprache genommen mit mehreren Herren aus 
Batern, welche direft dazu hergefommen waren, um dafür zu wirken, daß 
jeder Vertrag, wie er auch in Verſailles vereinbart fein mag, bier unbe: 
dingt angenommen werde. Als fie aber den Vertrag felbit jahen, konnten 
fie fich doch nicht enthalten, einige ſchwere Bedenken zu äußern, und unter diejen 
war ed gerade der Ausichluß der Gejeßgebung für Heimaths- und Nieder- 
laffungsverhältniffe, den fie als unannehmbar auch im Intereſſe Baierns be— 
zeichneten. (Hört! hört! links.) Es iſt ja wohlwollend von dem Herrn 
Vertreter des Bundesraths, daß er, wie der Herr Abgeordnete Miquel ſich 
ausgedrückt hat, das Verdienſt dieſer Angelegenheit von den baieriſchen Mi— 
niſtern nehmen und es auf die Bauern werfen will; ich erlaube mir es 
wieder von den Bauern zu nehmen und es den Miniftern zuzuſchreiben. 
(Beifall links.) 


Der Antrag Lasfer-Miquel wurde bei der Abftimmung ab— 
gelehnt, jonady Alinea 1 des Vertrags aufrechterhalten. Gegen Alinea 2 
war feine Grinnerung erhoben, weßhalb fie als angenommen zu gelten hatte. 
Kine Abftimmung über den ganzen $ war für unnöthig erflärt."*) Im der 
dritten Berathung wurde jpezielle Abjtimmung über diejen $ 1 verlangt, 
diefelbe ergab jedoch die große Mehrheit für den $ 1.**). 


II. $.5. 


Schr. v. Soverbeck***): Meine Herren, wir fommen jetzt an die Aus, 
nahmen, die in Beziehung auf das Militärwejen Baiern zugeitanden find, 
Ich will die Debatte, die namentlich in der allgemeinen Diskuffion genügend 
geführt ift, nicht aufhalten; ich beantrage aber, um fenntlid, zu machen, daß 
ein Widerjtand gegen dieſen ganzen Artikel wenigjtens von einer Geite 
durchgeführt ift, eine bejondere Abitimmung über den folgenden Paſſus: 
„Der in dieſem Artifel bezeichneten Verpflichtung wird von Baiern in der 
Art entiprochen, dab, ed die Koften und Laſten feines Kriegswejens, den 
Unterhalt der auf jenem Gebiete belegenen feiten Pläße und jonftigen Forti— 
filationen einbegriffen, ausſchließlich und allein trägt” — ſowie über die 
Nr. II.: „Baiern verpflichtet fich, für fein Kontingent und die zu demjelben 
gehörigen Einrichtungen einen gleichen Geldbetrag zu verwenden, wie nad) 
Verhältniß der Kopfitärfe durch den Militäretat ded Deutjchen Bundes für 
De übrigen Theile des Bundesheered ausgeſetzt wird.“ 
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Casker“): Es wäre mir ſehr lieb, eine Darftellung zu hören, was 
unter den Worten diejes dunfeln Abſchnittes eigentlich gemeint iſt. Die Ver: 
hältniffe, nad) denen Baiern und der Norddeutiche Bund ſich auseinander 
jeßen, find meiner Meinung nad) jo dunfel, daß ich mich nicht zurechtzu— 
finden weiß. Da uns feine Motive vorgelegt find, jo dürfen wir an diejer 
beſonders dunfeln Stelle von demjenigen Herm, welcher die Vertragsjchließer 
vor und vertritt, eine ungefähre Auskunft erwarten, was eigentlich in den 
getroffenen Vereinbarungen beabfichtigt jei. Insbeſondere bin ich darüber 
im Unflaren, was in Nummer I unter dem Ausdrud „reipeftive bis zur 
freien Verftändigung” zu verftehen ift. Dieſe Nummer behandelt die Ein- 
führung der Bundeömilitärgefege in Baiern; diefe wird der Bundesgeſetz— 
gebung anheim gegeben, und dann folgen die Worte: „rejpeftive bis zur 
freien Verftändigung“. Mir ift der Sinn diefer Worte unflar, und id) 
wünſche durch den Herrn Vertreter des Bundesrathes belehrt zu werben. 
Sodann möchte id) von der Nummer II eine ungefähre Vorjtellung erhalten, 
in welcher Weile Baiern fid) mit dem Bunde jowohl beim Zuftandefonmen 
des Militäretats, ald auch bei der jpäteren Verwendung diefer Summen 
auseinanderjet, namentlich ob die Vertragſchließer bei Verhandlung diejes 
Paragraphen ſich audy darüber verftändigt haben, daß die Spezialetats in 
Baiern nicht allein von der dortigen Regierung, jondern auch von dem 
Zandtage feitgejeßt werden müſſen, oder ob die Meinung obgewaltet bat, 
daß die Verausgabung der fejtgejeßten Gejammtjumme in Baiern erfolgen 
müfje und dem dortigen Landtage eine Einwirkung auf die Höhe der Aus- 
gaben gar nicht zuitehe, oder ob über diefen Punkt nicht verhandelt worden 
ift. Die Aufklärung dieſer Zweifel ift wichtig für die Verhandlungen in 
der baierijchen Kammer, im welcher unzweifelhaft die Budgetrechte in irgend 
einer Weije Far geitellt werden müſſen, und ich möchte nicht, dat wir durd) 
die eimjeitige Verhandlung, weldye in Baiern geführt wird, Berpflichtungen 
für den Norddeutichen Bund übernehmen. Es wäre mir aljo von Wichtig: 
feit, von dem Herrn Vertreter des Bundesraths zu erfahren, ob beitimmte 
Verabredungen und DVerdeutlichungen über die von mir erwähnten Puntte 
jtattgefunden haben, oder ob mehr als der Tert des Vertrages nicht vorliegt, 
und der Herr Vertreter des Bundesrathes deshalb nur in der Lage wäre, 
jeine eigene Meinung über diejen Punkt abzugeben. 


Präfident ded Bundesfanzleramts, Staatsminiſter Delbrück **): Meine 
Herren, was die erite Frage betrifft, welche fidy auf Nummer I. bezieht, jo 
veritehe ich die bezügliche Verabredung folgendermaßen: es it im Cingang 
die Nede nicht blos von der Militärgejeßgebung, jondern aud) von der dazu 
gehörigen Vollzugsinftruftion, Verordnungen und Grläuterungen u. j. w., 


) St. B. S 145 r. g. u. 
) St. B. ©. 146 J. m. 


Ziff. IT. $5. Delbräd. Laster. 321 


alfo von dem gefammten reglementarifchen und abminiftrativen Material, 
was in den hier vorliegenden Rahmen fällt. In Beziehung auf die Geſetz⸗ 
gebung beftimmt die vorliegende Verabredung, daß bis zur bundesgeſetzlichen 
Regelung der Angelegenheiten Baiern jeine Gejeßgebung behält... Es wird 
durch eine jpätere Beitimmung dem Bunde freigeftellt, dad Kriegädienftgejet 
zu einem beliebigen Termin in Baiern einzuführen, das Gejeß über die 
Verpflegung im Frieden zu einem beliebigen Termin einzuführen mit der 
Naßgabe, — und id) bemerfe das zugleich mit Rüdficht auf eine Aeußerung, 
die bei der Generaldisfuffion fiel — dab der Einführung dieſes Geſetzes 
jedenfalls Ermittelungen vorhergehen müſſen. Es ift nicht möglich, das 
Geſetz über die Duartierleiftung im Frieden ſofort einzuführen, weil zu dieſem 
Geſetze gehört eine Klaffifikationstabelle, — fie bildet eine Anlage des Ge- 
ehes — welche Klaffififationstabelle nicht aufgeitellt werden kann, ohne vor- 
bergehende eingehende Ermittelungen über die Preisverhältniſſe der verſchie— 
denen Drte. Was ich hier von diejen beiden Geſetzen gejagt habe, gilt von 
den übrigen die Materie regelnden Gejegen. Cs ſteht ein Militär-Straf- 
geſetzbuch in Ausficht; es fteht ebenjo in Ausficht, wie ich jchon einleitend 
bemerkte, das Geje über die Rayonbeftimmungen und andere werden folgen. 
Das find die Geſetze. — Nun kommen die Bollzugs-Inftruftionen, Ver: 
erdnungen und Erläuterungen, wie gejagt, der adminiſtrative und reglemen- 
türe Theil der Materie. Der ift überhaupt nicht eine Materie der Gejeb- 
gebung, und im Beziehung auf dieſe Gegenftände ift die Beitimmung „bis 
zur freien BVerftändigung bezüglich der Einführung“ getroffen worden. Alſo 
was die Geſetze betrifft: Bundesgeſetzgebung; was die Neglementö- und ad» 
miniſtrativen Ginrichtungen betrifft, die hierunter fallen: Weg der Verſtän— 
digung. — Die zweite Frage beantworte id) dahin, daß weitere Verabredungen 
über den umter II behandelten Punkt, als fie Ihnen hier vorliegen, nicht 
getroffen find. 


$£asker*): Es jcheint noch nicht genügend feftgeftellt, was ich allerdings 
für unzweifelhaft halte, daß die Feſtſtellung des Militärbudgets in der Weiſe 
geſchieht, daß zunächſt von Baiern, wie geftern bereitd vom Herrn Präfi- 
denten des Bundeöfanzleramtd auseinandergefeßt worden ift, gemeinjchaftlic, 
das Budget in allen feinen einzelnen Theilen und im Ganzen mit und be 
tatben wird, dab jodann der Theil, welcher vechnungsmäßig für Baier ſich 
ergiebt, ald Ausgabe des Bundes aus Bundesmitteln an Baiern abgeführt 
wird und demgemäß als Ausgabe im Bundesetat ericheint. Ich glaube doch 
wohl über diejen Punkt nicht zu irren und möchte vom Herm Präfidenten 
des Bundeöfanzleramts darüber Auskunft erbitten. 





8.8 ©. 146 I. u. 
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Rräfident ded Bundesfanzleramtd, Staatöminifter Delbrück“): Ich würde 
mid; mit dem Abgeordneten für Meiningen ganz einverftanden erklären, wenn 
nicht ein Punkt in jeiner Frage gelegen hätte, von dem eö mir zweifelhaft 
it, wie er ihm veritanden hat. Ich habe geitern bereitö gejagt, daß nadı 
meiner Anficht — id) kann das nicht anders veritehen — das Militärbudget 
der deutjchen Bundesitaaten außer Baiern im Einzelnen bier berathen und 
feitgeitellt wird, und zwar unter Theilnahme der baierifchen Abgeordneten, 
dab alsdann aus dieſem Budget für die Bundesitaaten, außer Baiern, die 
jenige Summe hergeleitet wird, welche im Bundeöhaushaltsetat in einer 
Summte, als der Betrag der Sollausgabe für das baierijche Heer auszu- 
werfen iſt. Hat der Herr Abgeordnete für Meiningen jeine Frage jo ge: 
meint, jo beantworte ich jie mit „Ja“. 


£asker”*): Ich würde mır noch die Ergänzung mir erlauben: ich ver 
ſtehe aljo recht, dab die Ausgabe des baierijchen Milttäretats ald Ausgabe 
des Bundes in deſſen Budget erjcheint ? 


Präſident des Bundesfanzleramts, Staatsminiſter Defbrük ***): Ja! 


Bei der Abſtimmung wurde die Aufrechterhaltung der ange— 
fochtenen Beſtimmungen des baieriſchen Vertrages III. Ziff. 5 mit der 
großen Mehrheit angenommen). 


11.88. 
Derjelbe lautet: 


„Die unter Ziff. Il. $ 26 dieſes Vertrages aufgeführte Uebergangs- 
Beitimmung des nunmehrigen Artikels 79 der Verfaſſung findet auf Baiern 
in Anbetradyt der vorgerüdten Zeit und der Nothwendigfeit mannigfaltiger 
Umgeltaltung anderer mit dem Gegenſtande der Bundeögejeßgebung in Zu: 
ſammenhang jtehender Geſetze und Ginrichtungen feine Anwendung. 

Die Erklärung der im Norddeutichen Bunde ergangenen Gejeße zu 
Bundesgejeßen für das Königreich Baiern bleibt vielmehr, joweit dieſe Gejete 
ouf Angelegenheiten ſich beziehen, welche verfaſſungsmäßig der Gejeßgebung 
des Deutjchen Bundes unterliegen, der Bundesgejeßgebung vorbehalten.“ 


" ) St. B. 8.146 r. g. o. 
») St. B. S. 146 rg. m. 

) St. B. S. 146 r. m. 
) St. B. S. 146 ug. u. 
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Antrag Sarnier*): 


in Wlinea 1 am Sclujje jtatt der Worte: „feine Anwen- 

dung" zu jeßen: 
„Anwendung nur in Betreff des Wahlgejetes für 
den Reichſstag des Norddeutſchen Bundes vom 
31. Mai 1869." 

jowie Alinea 2 folgendermahen zu faljen: 
„Im Uebrigen bleibt die Erklärung der im Nord: 
deutjchen Bunde ergangenen Sejeße zu Bundesgejeßen 
für das Königreidy Baiern, joweit «. (u. ſ. w. wie im 
Vertrage.) 


Präſident des Bundeskanzleramts Staatsminiſter Delbrück““): Meine 
Herren, ich kann mich mit der Abſicht dieſes Amendements vollkommen ein— 
verſtanden erklären, es iſt die nothwendige Konſequenz des Beſchluſſes, wel- 
der zu Nr. II. $ 10 gefaßt iſt. Ich würde meinerſeits eine andere Faſſung 
vorziehen, weil bei der Veritändigung, welche über die Nedaftionsänderung, 
die in diefer Beziehung Itattfinden muß, mit Baiern getroffen worden iit, 
eine etwas andere Faſſnng gewählt ift. Die Faſſung, die da gewählt ift, 
darf ich vielleicht dem Neichötage mittheilen. Es würde danad) der $ 5 jo 
lauten (left); „Die unter Ziffer IL. des $ 26 dieſes Vertrages aufgeführte 
Beitimmung des nunmehrigen Artikel 79 der Verfaffung findet, vorbehaltlic, 
der auf das Mahlgejeß für den Reichstag des Norddeutichen Bundes vom 
31. Mai 1869 bezüglichen Vorſchrift auf Baiern in Anbetradyt der vorge: 
rücten Zeit u. |. w. feine Amwendung.“ Ich bemerfe übrigens ausdrüdlic, 
das ich auf die Wahl der einen und der anderen Faſſung einen entjcheidenden 
Werth irgendwie nicht zu legen habe. 


Migquel**"*): Ich erlaube mir an den Herrn Präfidenten des Bundes- 
tanzleramts im Beziehung auf den $8 eine Anfrage zu richten. Es it 
Menbar jehr bedauerlich, daß es die vorgerüdte Zeit, wie der Vertrag ſich 
ausdrückt, micht geitattet hat, wie das bei den anderen Staaten troß der 


8.8. S. 146 r.u. Vgl. die Verhandlung oben zu Il. $ 10 des baieriſchen 
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vorgerüdten Zeit doch möglich war, eine erhebliche Anzahl von Geſetzen ohne 
Weiteres auch in Baiern in Kraft treten zu laffen. Ich geitatte mir aber 
anzufragen, ob ſich aus den Verhandlungen ergiebt, daß überhaupt gegen 
die große Anzahl der doch von dem übrigen Staaten ohne Weitereö ange 
nommenen Bundeögejeße, Seitend Baierns materielle Bedenken vorliegen, 
oder ob der hier angegebene Grund wirflidy der aus den Berhandlungen 
fi) ergebende ift, jo daß wir die Hoffnung haben, daß jehr bald, nachdem 
einige Zeit verftrichen it, und die baierijche Regierung ſich die Sachlage 
nach allen Richtungen hin überlegen, auch in Beziehung auf die Konjequenzen 
der Einführung der Bundeögejege für die innern Zuftände Baiernd nod 
erwägen kann, — die Ausficht vorhanden ift, daß dem nächiten Reichötage eine 
große Anzahl dieſer Gejege chen zur Einführung in Baiern wird vorgelegt 
werden können. 


Präfident ded Bundeskanzleramts, Staatöminifter Delbrük*): Ich 
fann nach dem Gange der Verhandlungen die von dem Herrn Abgeordneten 
für Osnabrüd joeben auögedrüdte Hoffnung vollfommen beftätigen. 


Bei der Abftimmung**) wurde der Antrag Harnier durd die 
große Majorität angenommen. 


2. Schlußprotokoll vom gleichen Tage. 
(23. November 1870)***). 


Ziffer L 


Diefelbe lautet: 

„Es wurde auf Anregung der königlich baierijchen Bevollmächtigten 
von Seite des königlich preußiichen Bevollmächtigten anerkannt, daß 
nachdem ſich das Geſetzgebungsrecht des Bundes bezüglich der Hei- 
maths- und Niederlaffungsverhältniffe auf das Königreih Baiern 
nicht eritrecdt, die Bundeslegislative aud nicht zuftändig jei, das 
Verehelichungsweſen mit verbindlicher Kraft für Baiern zu regeln, 
und daß aljo das für den norddeutſchen Bund erlaffene Geſetz 
von 4. Mai 1868, die Aufhebung der polizeilichen Beſchränkungen 
der Eheſchließungen betreffend, jedenfalls nicht zu denjenigen Ge— 
jegen gehört, deren Wirkſamkeit auf Baiern ausgedehnt werden 
könnte.“ 


St. B. S. 147 l. g. u. 
*) St. B. ©. 147 I.n, 
»9) Druckſ. Nr. 12 ©. 16. 
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Antrag Sasker”): 
Diefe Ziffer I. zu ftreichen. 
Der Antrag wurde abgelchnt**). 


Ziffer I. 
Diejelbe lautet: 

„Bon Seite des königlich preußifchen Berollmächtigten wurde an- 
erfannt, dab unter der Geſetzgebungsbefugniß ded Bundes über 
Staatsbürgerrecht nur das Recht zu verftehen jei, die Bundes- und 
Staatsangehörigfeit zu regeln und den Grundſatz der politijchen 
Gleichberechtigung aller Confeffionen durchzuführen, dab ſich im 
Uebrigen diefe Legislative nicht auf die Frage eritrede, unter wel: 
chen Vorausſetzungen Iemand zur Ausübung politijcher Rechte in 
einem einzelnen Staate befugt ſei“. 


Sasker***): Meine Herren, Sie haben eben einen Antrag angenommen, 
in welchem Baiern für ſich allein eine Interpretation gemacht hat; in dem 
Aſchnitt II. aber finde ich, daß die baieriſche Regierung ein wenig über 
das Ziel hinausgeſchoſſen, indem fie nicht blos für ſich allein, jondern eine 
allgemeine Interpretation erwirft hat, welche rückwirkende Kraft haben joll 
über Rechtöverhältnifie, die bereits geordnet find. Es ift zuviel zugemuthet, 
daß wir im Norddeutichen Bunde eine Interpretation, wie fie Baiern 
wünſcht, uns gefallen laffen müffen, auch rüdwärts für eine Zeit, in welcher 
Baiern noch gar nicht Mitglied de Bundes war. Baiern hat das Kom: 
mando gehabt und hat neuerdings in einigen Fällen, jo weit es die Zukunft 
betraf, die eine oder die andere Auslegung befehlen können, obſchon fie der 
Logik nicht ganz entjprechend ift, wie z B. im Abſchnitt 1, in welchem bie 
Verehelihungsverhältniffe mit dem Heimathöredhte in Zufammenhang gebracht 
find, während fie unzweifelhaft mit der Freizügigkeit zufammen hängen. 
Aber, daß wir ums zwingen laffen follten, bereits gebildete Rechte und Ver— 
hältniſſe durch eine rüchwirfende Interpretation vertragsmäßig zu beeinfluffen, 
geht viel zu weit. Mag in Zukunft Baiern dieſe Interpretation für ſich 
geltend machen; dazu braucht es den Abſchnitt II nicht. Ich bitte um Ab— 
lchnung dieſes Abjchnittes. 


Präfident des Bundeskanzleramts, Staatsminiſter Delbrück ): Meine 
Herren, es hat nicht im Entfernteſten in der Abſicht dieſer Nummer ges 


Druckſ. Nr. 25 I. ©. 3. 
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legen, durch die darin enthaltene Interpretation eine rücwirfende Kraft aud- 
üben zu wollen auf bereits ergangene Bundesgejeße. Ich werde jebt zum 
eriten Mal durch den Herrn Abgeordneten fir Meiningen darauf aufmerfiam 
uud ich will im Augenblid anerfennen, dat der Paſſus jo veritanden werden 
fann. Wenn es darauf anfäme, darüber eine Beruhigung zu geben, dab 
das, was ich jage, in der That die Abficht geweſen jet, daß es fich aljo 
nicht um die Vergangenheit handeln fann, jondern nur um die Zufunft, dak 
es aljo ſtatt „nicht auf die Frage erſtrecke“ heißen joll „nicht auf die Frage 
eritreden ſoll“, jo würde ich in Beziehung auf diefen Punkt, auf den ich 
wie gejagt, eben aufmerfjam werde, nicht zweifeln, im Wege der Verſtändi— 
gung eine Abänderung in dem eben angedeuteten Sinne herbeizuführen. 


&asker’): Es wird wohl rathſam jein, daß wir in zweiter Leſung den 
Paragraphen ablehnen und zujehen, ob er in der dritten Leſung in einer 
und annehmbaren Faſſung wieder vorgelegt wird. 


Ziff. II. wurde bei der Abjtimmung abgelehnt”*”). 


Bei der dritten Berathung fam ein Antrag Blandenburg’**) 
ein, weldyer dahin ging: 
Die Ziffer II. in folgender Faſſung wieder herzuitellen: 
Bon Seite des k. Preußifchen Bevollmächtigten wurde anerkannt, 
daß unter der Gejeßgebungsbefugnit des Bundes über Staatsbür- 
gerrecht nur das Recht veritanden werden folle, die Bundes und 
Staatangehörigfeit zu regeln und den Grundſatz der politiichen 
BSleichberechtigung aller Konfejfionen durchzuführen, dab fid im 
Uebrigen dieje Legislative nicht auf die Frage erftreden ſolle, unter 
welchen Borausjeßungen Iemand zur Ausübung politiicher Rechte 
in einem einzelnen Staate befugt jei. 


Der Antrag wurde angenomment). 


Ziffer IV. 
Diefelbe lautet: 

„US vertragsmäßige Beitimmung wurde in Anbetradyt der in 
Baiern beftehenden bejonderen Verhältniffe bezüglid; des Immobi— 
liarverficyerungswejend und des engen Zuſammenhanges derjelben 
mit dem Hppothefar = Greditmejen feltgeitellt, dat, wenn fich die 
Gejebgebung des Bundes mit dem Immobiliar-Verſicherungsweſen 
befafjen jollte, die vom Bunde zu erlaffenden geſetzlichen Beſtim-⸗ 


St. B. ©. 147 r. u. 
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mungen in Baiern nur mit Zuftimmung der baieriichen Regierung 
Geltung erlangen können. 


Antrag Lasker- Miguel‘): 
Dieje Ziffer zu ftreichen. 


Präfident des Bundesfanzlerimts, Staatsminilter Delbräk""): Meine 
Herren, ich habe auch bei diefem Punkte aus den von mir wiederholt her: 
vorgehobenen Gründen zu bitten, das Amendement abzulehnen. Ich babe 
über diefen Punft mit dem königlich baieriſchen Herrn Bevollmächtigten ge: 
iprochen, und habe mic) überzeugt, daß er zu einer Abänderung diejes Punktes 
nicht erbötig ift. 


Miguel***): Nach diefer Erflärung würde mir und denjenigen meiner 
Freunde, die mit mir übereinftimmen, nur die Alternative bleiben, entweder 
dad Amendement jet abzulehnen oder es jpäter fallen zu lafjen, und da 
halte ich es für das Einfachſte, es jet abzulehnen, weil wir unfern Stand- 
punkt, — nachdem wir alles verjucht haben, was an diefen Verträgen zu 
ändern und zu befjern ift, nachdem alle Verfuche der Stellung von Amen: 
dementö gejcheitert find, — weil wir den höheren Zwed, die Einigung 
Deutichlands nicht zu verhindern, nicht aufgeben wollen. Von diefem Stand» 
punkt aus, ſage ich, müſſen wir auch diesmal zu unjerem Bedauern auf die 
Annahme des Amendementsd verzichten. Ich will nur noch jachlich, in der 
Hoffnung, - dab doch bald Baiern oder doch wenigftend die baterifche Volks— 
vertretung derartige, in feiner Weile vernünftig zu begründende Ausnahme— 
beitimmungen fallen lafjen wird, darauf hinweijen, daß der Grund, der bier 
angeführt wird für die Nichteinführung der Gejeße über dad Immobiliar— 
Verſicherungsweſen in Baiern — daß nämlidy das Immobiliar-Verſicherungs— 
weien zufammenhängt mit dem Nealfredit, — dab diejer Grund für Nord: 
deutichland eben jo gut zutrifft, wie für Baiern und ganz Süddeutichland. 
Jedermann weiß ja, wie jehr unzertrennlich das Verſicherungsweſen, der 
Verſicherungszwang, die Art der Kontrole darüber mit dem Nealfredit zus 
ſammenhängt. Dieje Nüdfichten würde eine Gejeßgebung für den Nord- 
deutichen Bund, wie für die übrigen Staaten natürlid eben jo gut zu 
nehmen haben, wie für Baiern, und ich begreife daher nicht, wie ein Baier 
behaupten kann, daß hier mur cine baieriſche Separat = Gejeßgebung zus 
läfig jei. 


Drucſ. Nr. 25 I. Ziff. 3. 
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Ziff. IV. wurde bei der Abftimmung, entgegen dem Antrage, auf» 
recht erhalten”). 


Ziffer VOL und VIII. 


Ziffer VII. lautet: 


„Der Königlich preußiſche Bevollmächtigte gab die Erklärung 
ab, daß Seine Majeftät der König von Preußen fraft der Aller: 
höchſtihnen zuftehenden Präfidialrechte mit Zuftimmung Seiner Ma: 
jeſtät des Könige von Baiern, den Föniglich bateriichen Geſandten 
an den Höfen, an welchen ſolche beglaubiget find, Vollmacht er- 
theilen werden, die Bundeögefandten in Werhinderungsfällen zu 
vertreten. | 

Indem dieje Erklärung von den königlich baierijchen Bevoll- 
mächtigten acceptirt wurde, fügten dieje bei, daf die baieriſchen Ge— 
jandten angewieſen jein würden, in allen Fällen, in welchen dies 
zur Geltendmachung allgemein deutſcher Intereffen erforderlich oder 
von Nußen fein wird, den Bundeögefandten ihre Beihülfe zu 
leiſten“. 

Ziffer VIII. lautet: 

„Der Bund übernimmt in Anbetracht der Leiſtungen der baieri— 
ſchen Regierung für den diplomatiſchen Dienſt deſſelben durch die 
unter Ziffer VII. erwähnte Bereitſtellung ihrer Geſandtſchaften und 
in Erwägung des Umſtandes, daß an denjenigen Orten, an welchen 
Baiern eigene Geſandtſchaften unterhalten wird, die Vertretung der 
baieriſchen Angelegenheiten dem Bundesgeſandten nicht obliegt, die 
Verpflichtung bei Feſtſtellung der Ausgaben für den diplomatiſchen 
Dienſt des Bundes der baieriſchen Regierung eine angemeſſene 
Vergütung in Anrechnung zu bringen. Ueber Feſtſetzung der Größe 
dieſer Vergütung bleibt weitere Vereinbarung vorbehalten.“ 


Präfident des Bundeskanzleramts, Staatsminiſter Delbrück““): Die 
hier vorliegenden Beſtimmungen bilden einen weſentlichen und entſcheidenden 
Theil der ganzen Verſtändigung, und ich habe hinſichtlich dieſer Beſtim— 
mungen nur das zu wiederholen, was ich rückſichtlich mehrerer anderer hier 
ſchon zu bemerken die Ehre gehabt habe. 


Grumbrecht“*“) Meine Herren, ich erkenne für mich vollkommen an, 
daß nach der Erklärung, wenn ich überhaupt das Verfaffungswerk zu Stande 
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bringen laffen will, die Nummer VII. von mir nicht abgelehnt werden kann, 
und da ich ein jehr großes Intereffe und eine jehr große Neigung dafür 
habe, das Verfaſſungswerk zu Stande zu bringen, jo jehe ich von manchen 
Bedenken ab, die mir fonft in ſchwerem Mafe auf dem Herzen gelegen 
haben. Aber mir, als vielleicht dem einzigen Nichtpreußen in diejer Ver— 
lummlung, der als guter eifriger Erbfaiferlicher an der Nationalverfammlung 
in Frankfurt teil genommen hat, dem mag es nicht verdacht werden, wenn 
er die Ausdehnung des Deutichen Bundes über Deutichland höher ſchätzt 
als viele Bedenken, die ihm ſchwer auf dem Herzen liegen, und jo erfläre 
ih denn, daß ich für die Nummer VII. ftimmen werde, nicht aber für 
Nummer VII. Meine Herren, idy erfenne ja an, daß man dem großen 
Mittelitante Baiern eine gewilfe Bevorzugung in Bezug auf das Gejandt- 
\haftsredht, welches die einzelnen Staaten ja behalten haben, gewähren kann. 
Ich halte e8, wenn audy für ein unbegründetes und mir nicht zufagendes, 
doch nicht ganz unbilliges Verlangen. Aber weshalb wir für ein Vorrecht, 
was wir unbedingt für jchädlich halten müfjen, wenn wir offen unſere 
Meinung jagen, noch Geld bezahlen follen, das jehe ich wahrlich nicht ein, 
und möchte dringend empfehlen, Nr. VIII. abzulehnen. Denn daß die 
baieriſche Regierung den Vertrag um deöwillen jcheitern lafjen jollte, weil 
wir nicht bezahlen wollen für ein ſchädliches Vorrecht, kann ich mir nicht 
denfen, und ich meines Theild fann mich unter feinen Umftänden entichließen, 
für eine Einrichtung, die ich nicht billige, noch Geld zu geben. Ich bitte 
alfo, Nr. VII. abzulehnen. 


Freiherr v. Soverbeck“): Der Abgeordnete Grumbrecht wünſcht aljo 
bei Nr. VII. das Verfaffungswerf zu Stande zu bringen — nad) jeiner 
figenen Argumentation — bei Nr. VII. nidyt. Ic meinerjeits wünſche 
ſewohl bei Nr. VII, als bei Nr. VIIL, als bei allen anderen Nummern 
das Verfaſſungswerk zu Stande zu bringen, aber auf die einzig würdige 
Reife, nämlich daß jeder berechtigte Faktor auch wirflich gehört wird, daß 
nicht von vorn herein dem Neichötag eine Stellung angewiefen wird, die 
meinem Gefühle nad) durchaus unwürdig ift, (Widerſpruch) nämlidy die des 
abſoluten Jaſagens. Uebrigens will ich in diefer Beziehung darauf vertrauen, 
dab weder der Staat Baiern, nody andere einzelne Staaten, noch auch die 
Vertreter der Bundeöregierungen im Bundedrathe ſich dem entgegenjegen 
werden, daß auch wir beftimmte Bedingungen für das Zuftandefommen des 
Einigungswerkes ausfprechen. Weil ich eben Vertrauen zu der Kraft des 
Prinzipes der Einigung Deutichlands habe, darum bitte ich Sie, lehnen Gie 
diele beiden Nummern ab. 
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Grumbreht‘): Das it ja eben der linterjchied in unferen An— 
ſchauungen, daß wir, wenn wir meinen, Etwas nicht durchſetzen zu können, 
dagegen ftimmen, um das Verfaſſungswerk nicht zu gefährden. Wenn aber 
Beitimmungen in Frage ftehen, von deren Annahme man nicht erwartet, 
dab fie das Verfaſſungswerk hindern, jo itimmen wir dafür. Das ift nichts 
Neues, das erleben wir alle Tage und ich fann nicht begreifen, daß der 
Abgeordnete von Hoverbedf das noch hervorgehoben hat. Ich gebe jeine Be- 
bauptungen als vollfommen wahr und richtig zu und werde morgen und 
übermorgen wieder ebenfo handeln. 


Graf v. Bafewis aus Schwerin (Gnoien » Goldberg x.)**): Ich 
möchte nur darauf aufmerfjam machen, dab amicheinend der Abgeordnete 
Grumbrecht bier von einem faftifchen Irrthum ausgeht, al& ob überhaupt 
die Haltung von Gejandtichaften ein Privilegium wäre für Baiern. Das 
fteht jedem einzelnen Bundesftaate zu. (Sehr richtig!) 


Dr. Friedenthal (Neifje)***): Ich will mich nur gegen die Bemer: 
fung des Abgeordneten von Hoverbe wenden, gegen die Behauptung, daß 
die Stellung, in welche der Norddeutiche Reichstag mit Beziehung auf Diele 
Verträge gebracht fer, eine jeiner midyt würdige jei. Ich muß dieſe Be— 
hauptung durchaus beitreiten. Die Bundesregierung legt dem Norddeutjchen 
Reichötage eine Gelammtheit von Verträgen vor, um im Großen und Ganzen 
Die eine Frage durdy den Neichstag zur Entſcheidung zu bringen, ob auf be- 
ſtimmten Grundlagen der Zutritt der füddeutichen Staaten erfolgen joll. 
Die Frage wird uns vorgelegt — denn jo liegt die Sache — ob unter ge 
wilfen, nach der Ueberzeuguug der Bundes-Präfidialregierung im gegen- 
wärtigen Augenblide allein möglidhen Borausjegungen dieſer 
Anſchluß Stattfinden joll. Der Norddeutiche Reichstag hat gewilienhaft zu 
erwägen und zu prüfen, ob das Für oder Wider ihn zu einem Ja oder 
Nein beitimmt. Gr bat allein das ſchwere Gewicht der Entjcheidung in der 
Hand und hiermit die entjcheidende Macht. Dadurch, daß man die Details 
einer Angelegenheit jo oder jo ordnet, dadurch iſt nicht die Würde oder 
Machtitellung einer gejeßgebenden Korporation bedingt. Die Frage, meine 
Herren, ob wir und zu dem Ja oder Nein entichließen wollen, haben wir 
zu entjcheiden, und dab wir dieſe Entſcheidung haben, darin liegt unſere 
Machtitellung, und deswegen ift die Pofition ded Neichötages, nach großen 
Geſichtspunkten, nach gewifienhafter Prüfung fich für Ja oder Nein ent- 
icheiden zu fünnen, eine vollkommen würdige. 
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Freiherr v. Soverbech *): Es ift allerdings Geſchmacksſache, ob man es 
für eine würdige Stellung für den Neichötag halt, daß er fich für die ge 
ſammten Vorlagen enticheiden joll, nadydem ihm vom Bundeötijche aus er: 
Märt worden ift, daß über die Haupt: nnd mejentlichiten Runfte eine Ab— 
änderung ausgeichlofien jei. Ich begreife übrigens, daß der Herr Dr. Frieden: 
tbal in der Beziehung ein etwas anderes Sentiment haben mag, als ich, 
weil ich meinerſeits möglicher Weiſe nicht jo gut befannt bin mit all den 
Schritten, die vorbergegangen find, ebe diefe Verträge bier vorgelegt wurden. 
Wenn ich die Ehre hätte, in jo genauer Beziehung zu dem Bundesrathe 
oder zu dem Herrn Präfidenten des Bundesfanzler-Amts zu ftehen, wie fie 
in den vorangehenden Tagen der Herr Abgeordnete Dr. Friedenthal zu 
meiner Freude dofumentirt hat, dann würde ich ibm vielleicht beiitimmen. 
(Heiterkeit. | 


Miquel’*): Meine Herren, bier handelt es ſich doch einfach um die 
Frage, ob wir die Bedingungen eines Staates, über den wir nicht zu ver: 
fügen haben, den wir nicht-vertreten, der uns gegenüber noch eine auswärtige 
Macht ift, annehmen, oder ob wir diefen Staat aus der deutſchen Gemein- 
beit binauswerfen wollen. Das it die einzige Frage. Es handelt fich micht 
um eine Verhandlung mit den Megterungen des Norddeutichen Bundes, es 
bandelt fich aljo nicht um einen Druck, den diejenigen Negierungen, die in 
einem verfaffungsmähigen Verhältniſſe zu uns ftchen, auf uns ausüben, 
ſondern es handelt fi) um die Bedingungen des Staates Baiern, der 
mit und in ein verfafjungsmäßiges Verhältniß treten will, wobei wir ab: 
wägen müffen, ob die Grringung der deutichen Gemeinichaft und des 
deutihen Verfaſſungsſtaates mehr werth ift, ald die Bedingungen unan- 
genehm find, die diefer Staat Stellt. Das kann fein unwürdiges Verhält— 
niß fein nach meiner Weberzeugung. Denn, meine Herren, wir find da 
ganz in derjelben Yage wie der Bundesrath; ed mögen auch im Bundes: 
tathe jehr viele Vertreter fein, denen einzelne Bedingungen, weldye Baiern 
geftellt hat, jehr unangenehm find; fie find aber in dieſer Beziehung ganz 
in derielben Situation, in weldyer der Reidystag fich befindet. 


Bei.der Abftimmung wurde Ziff. VIL und VIIL, entgegen 
dem Antrage, angenommen'**). 


Ziff. XIV. 
„Sn Erwägung der in Ziff. III. $ 5 enthaltenen Beftimmungen über 
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dad Kriegsweſen wurde — mit bejonderer Beziehung auf die Feftungen — 
noch Nachfolgendes vereinbart: 


S I. 

Baiern erhält die Feſtungen Ingolſtadt und Germersheim, ſowie die 
Fortifikationen von Neu-Ulm und die im bairiſchen Gebiete auf gemein- 
Jame Koften etwa künftig angelegt werdenden Befeftigungen in vollfommen 
vertheidigungsfähigem Stande.” 


Casker“): Es thut mir wirflicy leid, daß ich den Herrn Präfidenten 
des Bundeskanzler-Amts wieder mit einer Frage beläftigen muß. Es wird 
hier über das Feftungsvermögen ftipulirt. — 


Dräſident: Das ift erft der $ 2 


Casker: Ich rede von der Gejammtheit des Artifelö XIV. Es ift 
Idywer, einen von den andern Paragraphen zu trennen; der ganze Artikel 
XIV. handelt von der Auseinanderſetzung und. Verwaltung ded fünftigen 
Feftungsvermögend. Ich möchte nun die Zuficherung erhalten, daß diejer 
Abſchnitt fi) nur beichäftigt mit dem juriftifchen Eigenthumsverhältniſſe, 
nicht aber mit der Juſpektion und denjenigen Ginrichtungen, welche durch 
die jogenannte jüddeutiche Bundesfeftungs-Kommilfion geichaffen worden 
find. Dieje Kommilfion galt ehedem als eine Art von nationaler Initi- 
tution, und ich glaube, daß fie neben dem Bunde, der gegenwärtig ge: 
ichloffen wird, nicht ferner ihre Eriftenz behaupten kann; ich halte fie für 
ftillichweigend bejeitigt durdy das gegenwärtige Bundesverhältniß, möchte 
aber ein Mißverſtändniß darüber nicht auffommen lafjen. 


Präfident ded Bundeskanzler-Amtd Staatdminifter Delbrück **): Meine 
Herren, ich kann auf Grund des auddrüdlichen Einverftändnifjes ſämmt— 
licher Fontrahirenden Theile erklären, daß die Bezugnahme, weldye in 
Nr. XIV. des Schlufprotofolld auf die Uebereinkunft vom 6. Zuli 1869 
enthalten ift, lediglich die Eigenthumsverhältniffe an dem mobilen Feftungs- 
material regelt und nicht die am diejed Eigenthumsverhältniß angefnüpften 
Drgane, insbejondere aljo nicht dieje Feftungsfommiffion und Inipeftion 
aufrecht erhält. 


Mignel***. Meine Herren, mir ift diefe Beftimmung in $ 2, dab 
nämlich das immobile Material in das ausſchließliche Eigenthum Baierns 
übergehe, vorzugämweije um deiwillen etwas bedenklich geworden, weil man 
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a contrario auf das Gegentheil ſchließen fünnte in Bezug auf dad Im: 
mobiliar des Kriegsetats der andern Staaten. Nad) den Erklärungen, die 
in diefer Beziehung früher der Herr Präfivent des Bundeskanzler-Amts 
gegeben hat, ift das Eigenthumsverhältnig beim Militäretat ja jo geordnet, 
dab das Immobiliar, aljo die Feitungen, Kafernen, Erercierpläße u. ſ. w. 
Eigenthum der einzelnen Staaten geblieben ijt, während hiernach das 
Mobiliar Eigenthum des Bundes geworden iſt. Es jcheint mir nun, 
aid wenn bier auch diefem Grundja gemäß paftirt wäre, und ich hebe 
noch ausdrücklich hervor, daß wir nicht in diefem Sinne den Paragraphen 
annehmen, als wenn dadurch irgend eine jeparate Einrichtung für Batern 
fonftatirt worden wäre und un für die jämmtlichen übrigen Bundesre— 
gierungen, in specie für Preußen, das Gegentheil gewählt wäre. 


Bei der in dritter Berathung vorgenommenen Abitimmung über 
dad Ganze (bairiicher Vertrag und Schlußprotofoll) erfolgte in nament— 
liher Abftimmung die Annahme mit 195 gegen 32 Stimmen”). 
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Dritte Berathung. 


1) Generaldebaite") über den badiſch-heſſiſchen Vertrag. 


v. Malinckrodt (Lüdinghauſen-Beckum-Warendorf Miünfter)) **): Meine 
Herren, feiner von den Nednern, die im den vergangenen Tagen fich über 
die Vorlagen geäußert haben, bat eine Geſammtanſchauung auögejprochen, 
mit der ic) mich zu identifiziven vermöchte, — auch nicht durchweg der Herr 
Abgeordnete für Meppen. Ich fühle mid) deshalb gedrungen, wenigſtens in 
flüchtiger Skizze meine Auffaffung zur Motivirung meiner Abitimmung zu 
zeichnen. Ich wünjche gleich Ihnen von Herzen die deutſche Einigung und 
ich heite das „Deutjche Reich” und den „Deutſchen Kaiſer“ weit willfom- 
mener, als ich den „Norddeutſchen Bund“ und das „Bundespräfidium“ ges 
heißen babe. Allein diejer einen Seite gegenüber, der ich nody hinzufügen 
muß, dab manche, vielleicht die meilten von den vorgejdylagenen Werän- 
derungen der Bundeöverfalfung, weil fie nad) dem füderativen Prinzip gra« 
vitiren, mir als Verbeſſerungen erjcheinen — ſteht eine andere ernite Seite 
gegenüber. Ich babe im fonitituirenden Neichstage wejentlich aud) deshalb 
gegen die Norddeutſche Bundesverfaffung ſtimmen zu müffen geglaubt, weil 
die Verfaffung, joweit es ſich um das innere Staatsrecht handelt, große 
Mängel zeigte. Die Garantieen der bürgerlichen, politiichen und religiöfen 
Freiheit, die die Yandesverfalfungen, namentlich die preußiſche Landesver: 
faffung bieten, babe ich in der Bundesverfaffung vermißt und eben dadurch 
gefährdet gefunden. Die Gefahr ift audy jetzt nicht bejeitigt, jondern fie ift 
injofern verſtärkt, als der Artikel 4 der Bundesverfaffung durch die Hinzu: 
nahme des Vereinäwejens und der Prefangelegenheiten noch eine Erweiterung 
erfahren hat. Sodann erfenne ich in dem Gegenjaße des reichätägigen Ein: 
kammerſyſtems zu dem Zweikammerſyſtem in der Mehrzahl der deutichen 


) Die Spezial:Debatte in der dritten Berathung ift aleih an die be 
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Landeöverfafjungen und in dem Mangel irgend welcher organijcher Verbin— 
dung zwilchen der Neichövertretung und den Landeövertretungen einen Scha— 
den, den ich eimen Krebsſchaden nennen möchte. Berner gehöre ich zu der 
ziemlich zahlreichen Klaſſe, welche der Ueberzeugung lebt, dab das Militär: 
weien zu ſtarke Anforderungen an die Volköfraft, namentlid) was die per- 
jonliche Leiſtung betrifft, ſtellt. Nun weiß id) zwar jehr wohl, daß der 
jehige Moment am allerwenigjten geeignet jein würde, um in der Beziehung 
irgend eine Veränderung zu fordern, und das liegt mir auch fern. Allein, 
meine Herren, ich mag für die Zukunft die Situation auch nicht verjchlim- 
mern, und eine Verſchlimmerung jcheint mir darin zu liegen, dab die Ver— 
träge, namentlih mit Batern und Würtemberg, Beitimmungen enthalten, 
welche, ohne eine unmittelbare Wirkung auf die gegenwärtigen Bedürfnifje 
des Militärwejens äußern zu können, für die Folge eine DVerjtärfung der 
Leitungen diejer jüddeutjchen Staaten enthalten und damit einen ziemlid) 
wirfjamen Hebel bejeitigen, der auch für uns in der Folge eine Erleichterung 
der Laſten herbeiführen helfen könnte. Für die innere Organtjation, insbe: 
jondere für die Auseinanderjcheidung der Staats- und der Reichsgewalt ift 
durch die neue Verfaſſung nichts gewonnen, insbejondere in Preußen ver: 
ſchwimmen die Aufgaben der Staatsminifter und der Bundesfommijjare 
nach wie vor. Ich weile hin auf das Finangminifterium, auf das Kriegs— 
minifterium, auf das Handelöminiiterium. Wir haben eigentlich nur einen 
Angelpunft, um den ſich das ganze ſtaatliche Yeben im fünftigen Reiche und 
im preußijchen Staate bewegt; diejes eine Drgan, der Bundeskanzler, deckt 
mit feiner Autorität und mit feiner DBerantwortlichfeit, die doch der Un- 
verantwortlichfeit eigentlicy jo ähnlich fieht, wie ein Ei dem andern, Alles, 
und es gehört deshalb ein übergroßes Vertrauen jowohl auf die einzelne Per— 
ion an ſich wie auf die Zeitdauer, wo dieje Perſon nody in der Lage jein 
wird, das Amt zu führen, dazu, um eine joldye Organijation binzunehmen. 
Dan bat freilicy oft gejagt: zunächſt den Bund, nachher das Revidiren der 
Verfaffung. Allein an ein joldyes „Nachher“ vermag ich meinerjeits nicht 
zu glauben. Mir jcheint, der naturgemäßeite und günitige Zeitpunkt zu einer 
Kevifion und Verbejjerung der Verfaſſung auch hinfichtlich ihrer Principien 
mire gerade der Moment des Zutritts der Südjtanten zu dem Nordbund; 
ot diefer Moment einmal verjäunt, dann kann ich mid) nidyt von der Be: 
ſorgniß losſagen, daß wir tiefer und tiefer dem Militarismus und jelbjt dem 
Imperialismus entgegen getrieben werden. Dem gegenüber mögen freilid) 
Beitrebungen entgegengejeßter Richtung ſich geltend zu machen juchen, allein 
dann iſt die Folge eben die, daß wir zu einem Abjchluß, zu einem Frieden 
nicht gelangen, jondern daß nur innerer Kampf und Unfrieden auch die Zu— 
hunft erfüllt. Dazu mag idy meinerjeits nicht beitragen, ich lehne die Ver— 
antwortung dafür ab, und da ich nicht gewohnt bin, anders zu reden und 
anderö zu ftimmen, jo erübrigt mir auch nur, daß ich zu den Borlagen 
nicht Sa, jondern Nein ſage. Dem habe ich nur nody das eine Wort hin: 
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zuzufügen: nachdem durdy die Uebereinftimmung der deutjchen Fürſten und 
der Vertretung des Neichötages, jowie der intereffirenden ſüddeutſchen Länder 
die Reichöverfaffung, dad Neich, der Kaiſer gewonnen fein werden, da werde 
ich es alö meine Pflicht betrachten, ein loyaler, treuer Reichsbürger zu jein, 
wie ich ſolches auch von jedem Andern erwarte. 


Tiebknecht Leipzig (Stollberg-Hartenftein ꝛc.)“): Meine Herren, ich habe 
ebenfalls blos mein Votum zu motiviren. Es wird kurz gejchehen. Ich 
gehöre nicht zu Denjenigen, die dem parlamentarifchen Kampf eine große 
Bedeutung beilegen, ich und meine Freunde, wir find wejentlich außerparla- 
mentariſch, gegenparlamentariich. Wir wifjen, dab die politifchen Kämpfe, 
die Deutjchland jet bewegen, Madhtfragen find, wir wiſſen, daß diefe Macht: 
fragen äuf einem andern Gebiete gelöft werden, als auf dem parlamentari- 
ſchen, als in diefem Neichötage, der fich ja von anderen Parlamenten noch 
wejentlid, dadurch unterjcheidet, dab eine Macht nicht in ihm liegt. Wenn 
wir uns auf das Gebiet dieſes parlamentariichen Kampfes ald Parlamenta- 
vier begäben, würden wir den Boden, auf dem der Neichstag Iteht, aner: 
fennen, wir würden, indem wir ald Parlamentarier parlamentarijch verhan- 
deln, mit unjern Gegnern parlamentiren, und parlamentiren heißt paftiren. 
Mit diefer Erklärung ift zugleich unjer Standpunkt zu der Kompetenzfrage 
gegeben. Diejer ganze Reichstag ſammt dem Norddeutichen Bund, deſſen 
Verzierung der Reichstag blos ift, ift das Produft eines Rechtsbruchs, eines 
von einer abjoluten Macht ausgegangenen Rechtsbruchs. (Bemwegung.) 


Präfdent: Ich mache den Nedner darauf aufmerfjam, daß fidy das 
einer Verfammlung gegenüber nicht jagen läßt, ohne die parlamentarijche 
Ordnung zu verlegen, er wird mich gewiß nicht nody am Ausgang diejer 
Berathung in die Lage bringen wollen, auf ihn die Gejchäftsordnung anzu— 
wenden. 


Liebhneht (Fortf.): Nachdem ich diefes feitgeitellt habe, (Widerſpruch) 
ergiebt fich von jelbit, daß eine untergeordnete Frage, wie die der Kompetenz 
diejes Neichötages, für uns nicht eriftirt, und ich muß geftehen, die Männer, 
welche die Norddeutiche Reichsverfaſſung von Anfang nicht anerfannt haben, 
und weldye bier diejer Kompetenzfrage eine ernſthafte Bedeutung beilegen, 
erinnern mich blos an das Sprichwort von denjenigen, welche Kameele ver: 
ichlucen, und welche Mücken nicht herunter zu würgen vermögen. Nun 
fomme ich zur eigentlichen Sadye. Es handelt fid,, wie man jagt, darım, 
die Deutiche Einheit herzuftellen. — Was heißt denn Einheit? Dieſes Wort 
hat auch uns, wie gewiß einem Jeden von und, in der Jugend das Herz 
höher jchlagen laſſen; wir haben ‚darunter aber nicht die Einigung eines 
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Theild von Deutjchland verftanden, jondern die Einheit, die Ginigung 
des ganzen Deutjchland. Wenn die deutjche Einheit darin beiteht, daß nur 
ein Theil geeinigt wird, dann ift es gleichgültig, wie groß oder wie Klein 
diefer Theil ift; dann brauchen Sie bloß eine Kajerne zu errichten. Sie 
haben die Einheit darin und Sie fünnen jagen, das ift die deutjche Einheit. 
Wenn die deutiche Einheit nicht das ganze Deutjchland umfaßt, jo Tann 
es eine Einheit nidyt genannt werden. Das Hindernig einer Ginigung 
Deutjchlands liegt nun in der Machtitellung, welche unfere Fürften haben, 
und blos dadurch, dab das Volk durdy eine Aktion feine Souveränität zur 
Geltung bringt, daß es die Macht der Fürften bricht, mit anderen Worten 
dur eine Bewegung von unten herauf kann allein die Einigung des ge- 
ſammten Deutjchlands bewerfitelligt werden. Sie kann nicht bewerfitelligt 
werden durch die Kürten, jondern gegen die Fürften, denn die deutichen 
sürften find das Hinderni diefer Einheit. Es wurde von dem deutjchen 
Volfe vor jet 21 Jahren ein Verſuch gemacht, die deutjche Einheit von 
unten herauf zumwege zu bringen; das Parlament, gewählt von dem deutjchen 
Voll, fuchte eine Vermittelung anzubahnen zwijchen der fürftlichen Souve- 
tanität und der Volföjouveränität. Es kam die jogenannte Reichöverfaffung 
zu Stande. Wie diefelbe zu Grunde ging, das iſt Ihnen Allen befannt. 
Es war gerade diejenige Dynaftie, der damals die Kaijerfrone angeboten 
wurde und die aud) heute die Kaijerfrone aufjegen joll, welche ihre Soldaten 
nach Dresden und Baden ſchickte, um die Neichsverfaflung, um die deutſche 
Finheit und Freiheit, in deren Namen jeßt dieſes neue Werk errichtet wer: 
den joll, zujammenzujchiegen, und die Vorkämpfer deuticher Freiheit ‚und 
Einheit, die dem Scylachtfeld entronnen waren, durch das Standrecht nie- 
derzumeßeln.. Ich finde in dem damaligen Vorgehen der königlich preußi- 
ſchen Monarchie eine vollftändige Logif. Die Reichsverfaſſung von 1849 
mußte zu Grunde gehen an dem unlösbaren Widerſpruch zwiſchen Volks— 
jouveränität und Fürltenfouveränität. Cine Kaijerfrone aus der Hand des 
deutichen Bolfed wurde von dem König aus dem Haufe der Hohenzollern 
zurückgewieſen und von jeinem Standpunfte als abjoluter Monarch mußte cr 
fie zurückweiſen: es iſt eben zwijchen Volksſouveränität und Fürjtenjouverä- 
nität eine Harmonie nicht herzuitellen, und an diefer Unmöglichkeit ging die 
Keichöverfaffung zu Grunde. Kurz, eine Einigung des gefammten Deutjch- 
lands ift bloß möglich ohne die Fürften und gegen die Fürften, durch eine 
Aktion des Volkes von unten. Es giebt aber nody eine andere Einigung 
Deutjchlands, eine mechaniſche, möchte ich jagen, anftatt der organi= 
iben durch das Volk, d. h. eine Einigung von oben her, eine Einigung, 
welche bloß bewerfitelligt werden kann dadurch, daß einer der verjchiedenen 
Fürſten, weldye Deutjchland befißt, die übrigen ſich unterordnet, fie zu jeinen 
Vafallen herabdrüdt. in Anlauf hierzu wurde gemadyt im Jahre 1866. 
Ich babe die Politift von damals befämpft, ich habe fie — und das wird 
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mir wohl Niemand beitreiten — von meinem Standpunfte aus befämpfen 
müſſen. Aber durchaus logiſch ift die Handlung Preußens gewejen: es warf 
Deiterreich, welches ihm im Wege jtand, welches es binderte die preußiſche, 
mechantjche Einheit in Deutichland zu errichten, aus Deutjchland hinaus und 
machte ſich einen Theil der übrigen Fürften zu Bafallen. Der Anlauf reichte 
allerdings nur bis an den Main, nicht über den Main hinaus. Aber jo: 
weit der Norddeutiche Bund gejchaffen wurde, war allerdings in Wirflichfeit 
eine Einheit hergeſtellt. Wie neulich von meinem Gefinnungsgenofien Bebel 
hier ausgeſprochen ward, hat die Norddeutiche Reichsverfaſſung jedenfalls das 
Verdienit, daß fie aus einem Guſſe iſt; fie ijt nach der Perjon ded Staantömannes, 
der ihr Schöpfer ift, zugejchnitten; es waltet in ihr der Geilt dieſes Mannes 
und man kann ihr die Anerfenmung, daß fie ein durchaus logiſches Produkt 
der Machtverhältniffe ift, nicht verweigern. Aber, meine Herren, um dieje 
Berfafiung aus einem Guffe herzuftellen, war es nothwendig, daß die Fürften, 
welche den Beftrebungen Preußens fich widerjeßt hatten, befiegt wurden. 
Der einzige irgendwie bedeutende Monarch, den Sie in dem Rordbund haben, 
iſt bei Gitjchin befiegt worden, der König von Sachſen. Blos ein beftegter 
Fürft wird ſich zum Vaſallen eines andern herabwürdigen. Setzt aber ftehen 
die Sachen anderd. Als nothwendige Folge des Jahres 1866 ift das Jahr 
1870 gefommen. Sit e$ nun möglich heute das Werf von 1866 fortzu: 
jeßen? Damals hatten Sie befiegte Fürften, die Sie zu Vajallen machen 
konnten, heutzutage jtehen die übrigen deutjchen Fürften Ihnen nicht als 
Defiegte gegenüber, jondern fie ftehen als Mitfieger neben Ihnen. Die 
Fürſten, die auf der Seite der preußtichen Monarchie gefampft haben, die 
wejentlich zu dem Siege der preußiſchen Waffen beigetragen haben, dieſe 
Zürften fönnen unter feinen Umftänden zu Bafallen herabgedrängt werden; 
und das Produkt diefer einfachen Thatſache, die wohl Keiner bier wird ab- 
leugnen können, it die jogenannte neue Reichsverfalfung, welche und vorge 
legt worden iſt. Es ift das nicht eine Verfaffung, welche durch den eijernen 
Willen des Mannes der Politif von Blut und Eiſen den übrigen deufichen 
Fürften aufgezwungen worden it, nein, es ift ein Kompromiß der von der 
preußiichen Monarchie mit den übrigen deutichen Fürften vereinbart worden 
ift, um dem deutjchen Wolfe, dem fein wirflidyer Erfolg geboten wird, we 
nigitens einen Scheinerfolg zu bieten. Und da die Vereinbarung zwiſchen 
Gleichberechtigten und in gewiſſer Beziehung gleichmädhtigen Faktoren ftatt- 
gefunden hat, jo konnte eine einheitliche Verfaffung nicht daraus hervorgehen. 
Im Gegentheil, in die Cinheitlichkeit, welche Sie an der alten Nordbund- 
Verfaſſung haben, ift ein Keil hineingetrieben, fie ift gebrochen. Und Die: 
jenigen, welche hier das ftrenge Einheitöprinzip verfolgen, haben allerdings 
Recht gehabt zu erflären, daß dieſe Verfaffung ihnen jchlaflofe Nächte ver- 
urjadht bat. Sie haben durch dieje neue Verfaffung den Cinheitäftant in 
der Form, wie er in der Norddeutichen Verfaſſung gegeben war, vollftändig 
zeritört. Auf eine mähere Kritif der Verträge will ich mich hier nicht ein- 
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laſſen; ich glaube, diefe Kritik ift in der auögiebigiten Weije von den Red— 
nern, die mir vorhergegangen find, von diefer Nednertribüne aus gegeben 
worden. So viel ich weiß, bat nicht ein Einziger die Verfaſſungsentwürfe 
gelobt, alle haben fie getadelt, und troßdem werden wir wahrjcheinlich das 
eigenthümliche Schaufpiel erleben, das Werf mit faft vollftändiger Einſtim— 
migfeit von diefem Neichötage angenommen zu jehen. Es bringt mich dies 
zu einem anderen Punkte. Warum debattiren wir überhaupt dieſes Werk? 
Ih wurde vor einem halben Jahre ungefähr, in der eriten Seifion dieſes 
Jahres zur Ordnung gerufen, als ich jagte, daß bier nur Komödie gejpielt 
werde. Nun, meine Herren, wir Alle wiljen, Ieder von Ihnen eben jo gut 
wie ich, dat; die Debatten hier auf das Werk jelbit abjolut feinen Einfluß 
ausüben. Diejes Werk iſt in dem Heerlager von Verſailles gemacht und iſt 
Ihnen einfach vorgelegt mit der ftilljchweigenden Weifung: entweder ange- 
nommen ganz, jo wie es ijt, oder abgelehnt! Sie Alle wifjen aber, Sie jo 
gut wie ich, dab, wenn das Merk auch von Ihnen abgelehnt wird, ed damit 
doch nicht umgeftoßen ift. (Ob! Oh!) Dies Werk ift das Probuft der 
realen Verhältniſſe; es iſt aus den Machtverhältniffen hervorgegangen; die 
Macht liegt aber in Verjailles, nicht bier; das Nefultat wird daſſelbe fein, 
eb Sie Ia oder Nein jagen, und Sie werden Sa jagen, um nidyt durch das 
Nein Ihre Machtlofigkeit völlig zu enthüllen. (Schr gut! auf der äußerſten 
Yinfen) Nun, meine Herren, daß Sie jelbit das Gefühl haben, daß die 
Debatten bier auf das Schickſal diejer Verfaffung feinen Einfluß ausüben, 
dab Sie jelbit im jehr nüchterner Weiſe an dies Werk herangehen, das wird 
nicht allein durch die Reden, weldye bisher gehalten worden find, bewiejen, 
das wurde auch noch in der möglichit eflatanten Art und Weiſe bewiejen 
durch die Aufnahme des Fleinen „Iheatercoups”, der am Montag allerdings 
in wunderbar ungeſchickter Weiſe bier in Scene geſetzt worden ift, um die 
Krönung des Gebäudes zu illuftriven. Nun, meine Herren, Sie werden 
nicht läugnen fünnen: der Beifall war ein ſehr vereinzelter, dad Gelächter 
dagegen ein jehr lautes und allgemeines. Daß „Heiterkeit“ dieje Ankündi— 
gung begrüßt hat, ift eine hiftorijche Thatſache, und im dieſe Heiterkeit hat 
fih unzweifelhaft das bekannte Augurengelächter gemijcht. — Wir haben be- 
griffen, dab bier in der That bloß eine Komödie gejpielt wurde. (Glode 
des Präfidenten.) 


Präfident Dr. Himfon: Der Herr Redner will daffelbe von meiner 
Seite wieder erfahren, was er im Sommer jchen erfahren hat; meine 
Bitte ſcheint bei ihm feinen Anklang gefunden zu haben. 


Liebhneht (fortf.): Der Ausdrud, den ich gebraucht habe, ift audı 
von mandyen Mitgliedern der nationalliberalen Partei gebraudyt worden, 
— nicht öffentlich freilich, im Privatgeipräd). 


Präfident: Das macht eben den Unterſchied! 
22° 
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Liebkneht (Fortf.): Meine Herren, im Jahre 1849 ift das Eine 
bewiejen worden, daß eine Kaijerfrone, die von dem deutjchen Volke dar— 
geboten wird, von tem Haufe Hohenzollern nicht angenommen werden 
fann; es ift der Beweis geliefert worden, daß die Einheitöbeftrebungen 
Deutſchlands gerade in der preußiſchen Monardyie ihr Haupthindernif 
finden. Deutichland wäre 1849 einig gewejen, wenn von Geiten bed 
Haufe Hohenzollern nicht der Krieg gegen die Vorkämpfer der Reichsver— 
faffung geführt worden wäre. Died Hinderniß einer wirklichen Ginigung 
Deutichlands beiteht heute im vermehrter Stärke. Die Intereffen des 
Hauſes Hohenzollern, die wejentlich dynaſtiſch find, ftehen im diametralen 
Gegenfag mit dem Jutereſſe des deutichen Volkes. (Oho!) So lange 
dies Hinderniß nicht bejeitigt ift, werden wir nie und nimmermehr eine 
wirkliche Einigung Deutichlands haben! Sehen Sie ſich das Werf an, 
das jet gejchaffen worden iſt; Sie jelbit find nicht davon befriedigt; Sie 
wiffen, daß das Schickſal deffelben, daß der eigentliche Ausgang von 
Greigniffen abhängt, die noch nicht zum Abſchluß gelangt find. (Zur 
Rechten gewandt:) Wenn ed Ihnen gelingt, Frankreich nieder zu werfen, 
die Mepublif zu befiegen, num gut, dann tritt die eine Alternative ein, 
welche uns von dem Abgeordneten Windthorft in Ausficht geftellt worden 
ift, dann werden wir den kraſſeſten Abjolutismus haben, und der neue 
Rund wird dann in frafiefter Form das, wozu er beftimmt ift: eine fürft- 
lidye Berficherungsanftalt gegen die Demokratie. (Ruf der Socialdemo- 
fraten. Sehr gut!) Meine Herren, wenn dagegen der Krieg aufgegeben 
werden muß, wenn die freiheitlichen Strebungen, welche für den Augen- 
blid in Deutſchland niedergehalten find, in Frankreich zum Sieg gelangen, 
und wenn fie von dort auf Deutichland zurüdftrahlen, num dann wird 
diejer neue Bund im entgegengejeßter Richtung zufammenbredyen; jedenfalld 
ift er nur ein Webergang und nichts weiter. Die Krönung ded neuen 
Kaijerö, meine Herren, um ihr eine würdige ſymboliſche Bedeutung zu 
geben, fie wäre vorzunehmen da draußen, auf dem Genddarmenmarft; das 
ift der paffendfte Ort für die Krönung ded modernen Kaijerö, denn diejes 
Kaiſerthum kann in der That nur durdy den Genddarmen aufrecht erhalten 
werden. (Heiterfeit) Ich habe mein Votum nun begründet. Unfere 
Partei Steht, wie idy von Anfang an jagte, außerhalb diejes Parlaments, 
fie fteht Ihnen feindlicdy gegenüber. Das, was im umferer Macht liegt, 
wird gefchehen, um dieſen Bund zu befämpfen; wir erfüllen bloß unfere 
Pflicht, indem wir ihm den Krieg erflären. Freilich zwifchen der Partei 
bier (zu den Nationalliberalen fidy wendend) in der Mitte, zwiidhen Ihnen 
und und, ift der Kampf nicht; der Kampf, — und das ift der große Fort- 
Ichritt, den die Ereigniſſe geichaffen haben, — der Kampf ift zwiichen den 
beiden Extremen, zwiſchen uns und der äußerten Rechten. Lebtere hat 
vollfommen Necht, wenn fie ſich unter dad Haus Hohenzollern ſchaart, fie 
kämpft gegen die Demokratie. Es wurde neulich gelacht, ald mein Freund 
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Bebel jagte, der jebige Krieg ſei gegen die Demokratie gerichtet. Nun, 
meine Herren, die Kriege der Fürften find überhaupt ſtets gegen die De- 
mofratie gerichtet, ed braucht das nicht im Einzelnen bewiejen zu werden. 
Benn Robeöpierre bei jeder Nachricht von den Siegen, weldye die re— 
publikaniſchen Truppen Frankreichs davongetragen hatten, erzitterte, 
weil er aus dem Kriegsruhm für die Freiheit des Volkes fürdhtete, wie 
viel mehr muß es dem deutjchen Patrioten vor Siegen bangen, erfochten 
von Truppen, welde von Gegnern der Freiheit angeführt find. 
(Große Unruhe.) 


»Präfident: Ic rufe den Redner zur Ordnung und werde, wenn ich 
nody einmal in diejelbe Lage fomme, wiederum den Reichstag auffordern, 
ihm das Wort zu entziehen, nachdem das Haus, denfe ich, mit mir die 
letzten Grenzen von Nachſicht in feiner Anhörung an den Tag gelegt hat. 
(Lebhafte Zuftimmung.) 


Fiebkneht (fortf.): Meine Herren, eine unparlamentariihe Form 
bat mein Ausdrud jedenfalls nicht getragen. Ich wende mid an das 
Haus. Diejen legteren Drdnungsruf acceptire ich nicht. (Große Unruhe 
und Unterbrehung.) Ich fenne die Regeln der Geihäftsordnung in diejer 
Hinficht nicht gemau, ich glaube aber, daß mein lehter Ausdrud — (Un: 
terbrechung.) — es ift für mich feine Schande, in den parlamentarijchen 
Formen nicht bewandert zu jein — in diefem Ausdrud glaube ich aber 
entichieden die parlamentarijche Form nicht verlegt zu haben. Wenn id) 
erkläre, ed ift Iemand ein Gegner der Freiheit, der Demofratie, jo ift das 
feine Beleidigung und ich glaube, die Herren auf der Rechten werden 
diejen Ausdrud für fi gern in Anjprudy nehmen. Es handelt fid) um 
einen Kampf zwilchen Demokratie und Abjolutismus, das willen die Herren, 
jo gut wie wir ed wiſſen. Im Jahre 1849 haben wir und auf dem 
Schladhtfelde gegenübergeftanden; — (Dh! oh!) nicht in dieſem Neichstage 
wird die dentiche Frage gelöft, fie wird zwijchen uns auf dem Scyladht: 
felde gelöft werden! (Lärm.) 


Präfident: Ich bleibe bei meinem Ordnungsruf: obwohl die Ge: 
ſchäftsordnung eine Bejtätigung deſſelben durch den ‚Redner nicht kennt. 
(Lebhaftes Bravo). 


Fiebkneht: Ich beicheide mich dabei. Bei der geringen Bedeutung, 
die ich diejen Dingen beilege, ftehe ich von jedem weiten Wort ab. 


Präfident Dr. Himfon: Dieje geringe Bedeutung der Geichäfts- 
ordnung für den Herrn Redner hat für mich gar nichts Auffallendes, 
Die Geihäftsorduung ift für Männer gejchrieben, die ed für eine Ehre 
halten, diejer Verſammlung anzugehören, (Lebhaftes Bravo) und ihr nad 
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ihren Kräften Ehre zu machen. Wer dieje Intention nicht hat, für den 
ift die Geſchäftsordnung allerdings ein bloßes leeres Wort. (Sehr richtig!) 


Schulze (xc. Delibich)*): Meine Herren, ich nehme die mir von den 
beiden Herren Vorrednern überlieferte Idee, die ald ein jchwer wiegendes 
Moment in die Generaldebatte in diejen Tagen hineingeworfen ift, bier 
auf, um Fur; meine und meiner Freunde Stellung dazu zu dofumentiren. 
Es ift die Wahl des Präfidenten unſeres Bundes zum Kaijer. Meine 
Herren, gerade unjere Partei hat in dem Eonftituirenden Reichsſtag die 
Doppelitellung des Königs von Preußen ald Bundesoberfeldherr einerjeitd 
und ald Präſidialmacht andererjeitd angegriffen, fie hat eine einheitliche 
Zufammenfaffung diejer Stellung gewünjcht, und wenn dieje' einheitliche 
Zufammenfaffung jet in der altbefreundeten nationalen Fdee des deutichen 
Kaijerthums zur Verwirklichung kommt, jo werden wir wahrhaftig an fid, 
nicht dad Mindefte dagegen haben. Wir würden died vielmehr ebenio, 
wie andere Seiten ded Haujed, mit Freuden begrüßen fünnen, wenu ſich 
nicht andere jehr ernite reale Bedenken daran fnüpften, die jchwerer wiegen, 
als die titulare Bezeichnung. Ich geitehe ehrlich, mir hat auch aus unjerer 
alten Kaijergejchichte ein Inſtitut hierbei vorgeſchwebt, welches weſentlich 
darauf hinarbeitete, die Kaiſermacht und den mahren Katjerbegriff zu 
ſchwächen. Das find die altbeliebten Wahlkapitulationen. Sie fennen 
das Kapitel aus umjerer Geichichte, wo bei der Kaijerwahl Seitens der 
deutjchen Fürften Alles zur Förderung ihrer Sonderinterefjen aufgeboten 
wurde und als die Bedingung, die Stimme dem oder jenem Kandidaten 
zu geben, immer wieder eine Bejchränfung der Kaifermacht, ein Bejchneiden 
alter Reichöfompetenzen, ein Verwandeln alter Reichsrechte in Territorial: 
rechte, alter Reichsbeſitzungen und Einfünfte in Territorialeigenthum ange: 
ftrebt wurde. Und ich muß Ihnen jagen, die Vorlage diefer Verträge, fie 
bat auf mid) und gewiß auf viele Audere von Ihnen genau den Gindrud 
jener alten, gegen die wahre, einheitliche Kaiſermacht gerichteten Wahl- 
fapitulationen der deutichen Fürften gemacht, und dies ift es, was und 
durchaus nicht in die Lage jeßt, eine Sache, der wir an fich gern zu: 
ftimmten, die wir gern mit Ihnen freudig begrüßen möchten, mit be- 
jonderer Begeifterung aufzunehmen. Uns ift ed mehr um die Sade, als 
um den Titel zu thun, meine Herren! Wir haben, um auf das Wefent- 
liche zu fommen, nicht wieder Amendements, wie fie von und in den Vor— 
berathungen geftellt find, bier eingebradht. Nach dem ganzen Gange der 
Verhandlungen haben wir uns ja überzeugen müfjen, es komme jebt 
wejentlidy auf die Stellung zu den Verträgen im Ganzen an. Die 
Parteien müfjen ſich Far geworden jein, wie fie fich zu den Verträgen, 
wie fie find, an denen eben nicht? mehr zu verbefjern ift, ftellen wollen. 


) St. B. Sı54r m 
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Hier erlauben Sie mir nur, einen Eindrud geltend zu machen, der für 
mich dad Ergebniß der ganzen Debatte ift. Ich habe, wie jchon der Vor: 
redner mit Recht bemerkt hat, von allen Seiten große Bedenken gefunden; 
man hat fidy mit vielen der Dinge, die und hier geboten worden, nicht 
einverjtanden erklärt; man hat fie nicht für Aenderungen geachtet, die der 
nationalen Entwidelung des deutichen Volkes im Ganzen oder im Ein- 
zelnen irgendwie entiprechen. Und, meine Herren, in einer Mede, die ich 
von jeinem Standpunft aus für eine einer bedeutenditen parlamentarischen 
Leitungen halte, bat der Herr Abgeordnete Wagener, in meinen Augen 
wenigftens, die größten und jchwerften Bedenken gegen die Verfaſſung mit 
bejonderer Klarheit und Konjequenz zur Geltung gebracht. Es war, meine 
verehrten Herren, der Pafjus von der Autorität im Gegenjaß zu unjerem 
Verfaljungsparagraphben. „Der Aberglaube an ſolche papierne 
Verfaffungsbeftimmungen!" — Sie entfinuen ſich ja alles defien, 
was er in der größten Konjequenz ſeines und befannten Standpunftes 
und entwicelt bat — „der Aberglaube an die Kraft und Bedeutung jolcher 
Verfafjungsbeftimmungen“ folle und nicht einnehmen, dagegen zu ftimmen. 
Ich glaube, meine Herren, gründlicher konnte man die Verwerflichkeit diejer 
Verfaffungsbeftimmungen nicht fignalifiren, ald wenn man eben dad Da: 
gegenftimmen blos mit dem Aberglauben an ihre Bedeutung, das Da: 
fürftimmen blos mit der Weberzeugung von ihrer praftiichen Nichtigkeit 
zu motiviren ſucht. Die Autorität, die dahinter ftehende Macht des 
fünftigen Kaiſers, —jo hörten wir, — die würde jchon, wenn irgend wie nad) 
einer für unfere nationalen Intereffen gefährlichen Seite hin von dieſen 
Rejervaten Gebraucd gemacht werden follte, den nöthigen Nachdruck üben, 
um Alles in den rechten Weg zurüdzuführen. — Wir werden dem Herrn 
Abgeordneten in Bielem beiftimmen, was er von der Autorität jagte. Er 
führte die Worte unfered berühmten Gejchichtäjchreiberd an, und ich habe 
gegen dieſen Sab meinerjeitd nicht dad Geringfte einzuwenden. Autorität 
muß darnach immer begründet jein auf wahrem Berdienft; und, meine 
Herren, wie man auch denfen mag im Cinzelnen, ich glaube, die große 
Majorität diefer Verſammlung ftimmt mit ihm auch darin überein, daß 
das Berdienft der Präfidinlmacht Preußen um die gegenwärtige Lage, ganz 
beionderd dem Nationalfeinde gegenüber, wohl kaum zu bejtreiten fein 
möchte. Aler, meine Herren, da ftoßen wir gleich auf den Konflikt zwijchen 
Recht und Autorität, und hier erlauben Sie mir einmal, die Grenze 
der Sphäre, wo die Autorität in ftaatlihen wie in amderen Dingen ihre 
bere&tigte Wirkung bat, und den Punkt, wo fie mit dem Recht zuſammen— 
ſtöht und deshalb ihr berechtigter Einfluß aufhört, vor Ihnen klar zu 
legen. Gewiß hat auch im umjerer Bundeöverfafjung die Autorität, alfo 
ſpeciell der Präſidialmacht einen berechtigten Spielraum in allen Dingen, 
wo es ſich um eimen moraliichen Einfluß auf Anfichten und Ueberzeugungen 
handelt, wie ſich dieſe zum Beiſpiel bei Abftimmungen im Bundesrathe 
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geltend machen. Bei den Majoritäten innerhalb der Bevollmächtigten der 
verbündeten Negierungen, da muß und da wird im folder Weile bie 
Stimme Preußens, wenn fie audy nur mit 17 Voten geftüßt ift, vermöge 
ihrer Autorität einen berechtigten Einfluß üben, jo lange man eben in 
diefer Stimme Preußend, in der Stellung und Wirfjamfeit Preußens, 
in feinen Verdienften um die nationale Sache einen anzuerfennenden 
Stüßpunft findet. Aber im demjelben Moment, meine Herren, wo diele 
berechtigte Autorität fich nicht auf jenen moraliſchen Einfluß bejchränft, 
fondern mit den verbrieften heiligen Rechten der Berfaffung durdy Anwen: 
dung äußerer Machtmittel zufammenftößt, in demjelben Augenblid hört ihr 
berechtigter Spielraum auf. Hier ift nicht mehr die Rede von Autorität, 
nein, bier find Macht und Recht in Konflitt, und eine Berfammlung, 
die eine Verfaffung zu machen hat, die eben die Grenze zwiſchen Macht 
und Recht feitzujeßen und die Einflüffe der Autorität auf ihre eigentliche 
Sphäre zu befchränfen hat — denn darin liegt das Weſen einer Verfaſſung 
— eine ſolche Verfammlung wird fi) wahrhaftig nidyt damit beruhigen 
dürfen, dat die Mängel in diefen Feitjegungen durch die Autorität aufge: 
hoben werden follen. Denn in demjelben Moment, wo fie dies thut, jant- 
tionirt fie den Rechtsbruch durd) die Macht, und wie eine Verfammlung, 
die eine Verfaſſung feftftellen fol, dies vor ihrem Gewifjen verantworten 
fann — ja, meine Herren, darin liegt meine Grundabweidhung von dem 
geehrten Herrn Redner — das verftehe ich nicht. Wozu machen wir Ber: 
faffungen? Wenn die Yehre richtig iſt, daß die Autorität, wenu die äußere 
Macht hinter ihr fteht, alle Mängel einer Verfaffung aufzuheben berufen 
ift, dann brauchen wir feine Verfafjung, dann ift die Verfaſſung ein Spiel- 
zeug, welches jeden Augenblid bei Seite gejchoben werden fann. Das 
geht doch wirklich nicht. Im dieſer Beziehung glaube ich alfo, daß der 
geehrte Herr Redner ſich eine Wegrifföverwirrung, eine Vermiſchung der 
Grenzen, die der Rechtsſphäre und der Autoritätsiphäre in allen Ver: 
faffungen civilifirter Völker angewiefen find, hat zu Schulden kommen 
laffen. Nun, meine Herren, möchte id an dieje Materie noch wenige 
Worte anknüpfen. Der geehrte Herr Redner ift einer der begabteiten Ver— 
treter unferer ariftofratiichen Partei; das giebt ja jeiner Stellung ein be- 
ſonderes Relief; eine große, bedeutende und ſehr mächtige Partei wird von 
ihm meift auf der Tribüne vertreten. Yaffen Sie mid, in Folge feiner 
Deduktion, hier einige Worte auch den Herren, die ihr angehören, zurufen. 
Autorität fol beruhen auf Verdienft. Sa, meine Herren, das ift eben 
einer der Streitpunfte, wo wir überhaupt nicht blos bei Feititellung dieſer 
Berfaffung, nein, auch im unferem ganzen öffentlichen Leben, namentlid, 
in unferer preußiichen Yandesverfaffung fo leicht zufammenftoßen. Ich 
glaube — und geftatten Sie mir, died vor Ihnen auszufprechen — die 
wahre Ariftofratie, die überhaupt noch in unjeren Tagen möglich ift, joll 
eben auf Berdienft beruhen — foweit ftimme ich entſchieden bei. Aber 
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worin äußert fi dies? Sie ſoll fich nicht geltend machen in der Prä- 
tenfion von Vorrechten, von einem Mehr an Rechten gegen die übrigen 
Staatebürger; fondern fie ſoll ſich geltend machen und ind öffentliche 
Leben treten, in Anerkennung und Uebernahme eined höheren Maaßes von 
Pflichten, die ihr durch ihre thatſächlich bevorzugte jociale Stellung bei der 
Entwidelung unjerer politiichen und wirthichaftlichen Zuftände entjchieden 
obliegt. Ich fomme nun auf einen Punkt, von dem ich geglaubt hätte, 
nicht nöthig zu haben noch darüber zu reden; es ift die jchon in ber 
Generaldebatte aufgetretene Frage, die wieder in den Specialdebatten, na» 
mentlich in den geitrigen, aufgenommen ift: von der würdigen oder un— 
würdigen Gtellung, die ein jo großer parlamentarifcher Körper, wie 
der unfrige, den Borlagen der verbündeten Regierungen gegenüber einnimmt. 
#8 ift hervorgehoben worden, wir jeien geftellt vor die Verfaffung wie 
vor einen Handelövertrag: ja oder nein zu jagen und weiter Nichts! Da 
find vertragsmäßige Abmachungen, und rührt man die an dem Fleinften 
Titelhen, jo entbindet man den anderen Kontrahenten von feiner Pflicht, 
fi noch weiter an die Abmadyungen zu halten. Geftern ift nun nament: 
fih gegen diefe Auffafjung, die ich und meine politiichen Freunde marfirt 
haben, von jener Seite (rechts) geltend gemacht worden: das ſei nicht 
richtig, man könne ja nicht blos ein Ja, jondern man fünne auch ein 
Nein in diefer Sache abgeben. Das ift allerdings nicht zu beftreiten; 
freilich können wir dad, und ich denfe, Einige von und werden ed aud) 
thun. Aber, meine Herren, dieje Art, die Würde unſeres parlamentarijchen 
Körpers in der und zugetheilten Pofition zu retten, jcheint mir doch jehr 
bedenklich, und eine Verichiebung der großen Frage, die uns vorliegt. 
Dieſe Frage, mit der wir und zu beichäftigen haben, hat zwei Seiten, das 
bitte ich doch zu bedenken! Die eine Seite ift die Einigung Deutſch— 
lands, die will Sedermaun, die fordert unfer Wolf von der Beendigung 
diejed Krieges, darüber ift Jedermann einig. Die zweite Seite der Frage 
aber find die Modalitäten, unter denen ſich dieje Ginigung zu 
vollziehen bat. Das, was wir an der Stellung, die und angemiejen 
it, auszufeßen haben, formulirt fih aber dahin: Die Negierungen allein 
nehmen die Dinge in die Hand, bringen und das, was fie allein fertig 
gemacht haben, vor, und jagen nun: Hier die Einigung Deutichlands, 
aber nur unter den und den Bedingungen: vermwerft ihr von dieſen Mo: 
dalitäten nur ein Zitelhen, dann befommt Ihr gar Nicht, dann jollt Ihr 
auch die Einigung nicht haben! (Sehr wahr! linke.) Darin liegt die 
Schwierigkeit, darin liegt das Verwerfliche der Stellung, die und ange: 
wieien ift. Wir meinen, nadı dem beftehenden Verfaſſungsverhältniſſe in 
ganz Deutichland mußte audy über die Modalitäten den Boifövertretern 
eine mehr einflußreiche Stellung angewiejen werden. Wir haben und be- 
müht, in dem Präjudicialantrag den Weg dazu zu finden. Die Initiative 
gehörte ja auch jo dem Regierungen, fie haben die Vorlagen zu machen; 
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aber ehe fie ſich unter ſich jelbft enticheiden, was unbedingt annehmbar jei 
und was nicht, und ehe fie eine foldhe vertragsmäßige fefte Abmachung 
trafen, hatten fie die Volkövertretung zu hören, und Sie werden mich umd 
meine Freunde nimmer dahin bringen, daß wir von Haufe aus auf eine 
joldye Mitwirkung und auf den berechtigten Einfluß dabei verzichten. Wir 
glauben — jehen Sie, das ift ein Stüd unjered Bertrauend — die 
Regierungen, geftellt vor ein nationales Parlament, würden wohl auf dielen 
oder jenen Punkt, wenn er in gehöriger befonnener Weije von dieſem 
nationalen Parlament geltend gemacht wäre, Nüdficht genommen haben, 
ehe fie mit ihrem abjoluten Veto: nur Died und nichts Anderes! abge: 
Ihlofjen hätten. Das ift die Bedeutung unſeres Einwandes, der num und 
nimmermehr erledigt wird durch die Ausführung des Abgeordneten Frieden: 
thal, dab wir aud mein jagen fünnen. Freilich können wir da, aber 
wenn wir mein jagen zu den Modififationen der Einigung, die man und 
verbietet, jo muthet man uns zugleich zu, nein zu jagen zu dem Zuftande- 
fommen der Einigung unjeres Vaterlandes, und das ift dad Verwerfliche 
der uns aufgedrungenen Pofition. (Sehr richtig! links.) Ich habe weiter 
auf den Punkt einzugehen, dab wir doch, meine verehrte Herren — und 
es thut eine gewiffe Selbiterfenntnik im privaten und öffentlichen Leben, 
namentlich in jo verhängnißvollen Zeiten, recht noth — im diejer Verſamm— 
lung jelbjt vielleicht zu dieſer Praxis der Negierungen, die und im ber 
That nicht das erfte Mal entgegentritt, einige Veranlaffung gegeben haben, 
(Sehr gut! links) — daß wir die Schuld daran tragen. Große wichtige 
Fragen haben und oft vorgelegen, und man hat Seitens der Regierungen 
immer gefunden, wenn man dem Haufe jofort die Krage ftellt: wenn Ihr 
bier nicht umbedingt auf die Modalitäten, auf alle Einzelheiten eingeht, 
dann wird aus der ganzen Sache Nichts, — da man da vielleicht ein 
wenig zu eilig geweſen ift Seitens der Majoritäten, died zu acceptiren, 
um nur Etwas zu erhalten, — „damit nur Etwas zu Stande fomme!“ 
wie man jagt. Sie kennen ja das Motiv, was id) gar nicht weiter kriti— 
firen will von meiner Seite, was ich grade bei der heutigen Abftimmung 
verjtehe bei vielen meiner alten geehrten Mitfämpfer für die nationalen 
und liberalen Intereffen, was aber, wie Sie jehen, wenn wir und weiter 
und weiter in die Pofition hineindrängen laffen, die allerverhäugnißvolliten 
Folgen auf die Geftaltung unſerer öffentlichen Zuftände ausübt. Meine 
Herren, wir haben eine große geichichtliche Wahrheit dabei vergeflen: man 
ſoll, wenn es fich um Feitftellung des ftaatlichen Lebens nach der äußeren 
einheitlichen und nach der inneren freiheitlichen Seite hin handelt, damit 
etwas Befriedigended zu Stande fomme, die beiden Dinge nicht trennen. 
Man foll nicht auf der einen Seite die ftaatliche Einheit machen und das 
Fertigbringen der Freibeitögarantien auf eine ſpätere Zeit verjchieben. Es 
wird immer daranf ankommen, den Zeitpunkt zu ermefjen, wann die Re 
gierungen auch von ihren Standpunkte, auch vom Standpunkte ihrer Be— 
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dirfniſſe aus die Konzeffion und Zuftimmung des Volkes gebrauchen, um 
die Rechte des Volkes zu fichern. Ich habe noch immer, wenn ich die 
Geſchichte der freien Verfaſſungen gelefen habe, gefunden, daß die Völker, 
die zu Etwas gefommen find, dies vortrefflid) verftanden haben, und, in 
demjelben Augenblide, wo die Regierungen Konzejfionen von ihnen ver- 
langten, dieje nicht anders ertheilten, ald daß fie zugleich die Bedingungen 
aufftellten, welche ihre Rechte und ihre Intereffen den Regierungen ges 
genüber ficherten. (Hört! Hört! Sehr wahr! links.) Das ift verjehen 
werden bei und, und die gewiß von jehr patriotiichen Standpunfte aus 
von vielen alten Freiheitöfämpfern gemachten Konzelfionen ohne ein jolches 
Aequivalent haben die Regierungen in die Meinung verjegt: nur, wenn 
wir mit den Fragen jo, wie jet, an die Herren herantreten, da beißen fie 
doch an! Das ift jo; einige Schuld, glaube ich, liegt doch auf diejer 
Seite. Endlich fonıme ic auf die Bertrauensfrage. Ja, meine Herren, 
ih bin ja auch gar nicht ohne Vertrauen, — durchaus nicht ohne Vertrauen, 
auf das Volf, ohne Vertrauen auf das fünftige, aus ganz Deutichland zufammen- 
tretende Parlament, — an dem fehlt eö mir, bei Gort, nicht; ich gebe auch 
nicht Alles verloren; wer jollte denn das, — wenn wir auch jebt jo 
wenig zu Stande bringen? Aber, meine Herren, wenn wir auf das deutjche 
Parlament zu dem weiteren Ausbau unſerer Zuftände bin vermeijen und 
lagen: nun, was wir eben nicht haben, das wird ja kommen durch defjen 
Eingreifen, jo jage ich Ihnen doch: ift denn das der Weg dazu, wenn wir 
diejem künftigen deutichen Parlament eben durd) die Annahme der jeßigen 
Verfaffungsbedingung geradezu feine Wirkſamkeit in vielen Dingen ver- 
Ihließen? Wir müfjen doch dem fünftigen deutichen Parlament, joweit wir 
fönnen, dann die Sachen unbeengt und ungehemmt übergeben, die wir nicht 
ausmachen können oder nicht ausmachen wollen. Aber ein ſolches Parlament 
mit Hinderniffen Ihaffen, wie fie die jebigen Verfaſſungsänderungen be- 
Dingen, — ja, meine Herren, was heiftt denn das? Wir weijen die Sache 
auf ein fünftiges Parlament, und wir verjchränfen demjelben mit allen 
möglichen künſtlichen Berklaufulirungen überhaupt die Möglichkeit, etwas 
daraus zu machen!? (Sehr wahr! links.) Ia, meine Herren, ich vertraue 
weiter auf den Geiſt des Volkes und ich vertraue auf die Geltendmadjung 
der tiefen Bedürfniffe unſerer nationalen Entwidelung wie Einer unter 
Ihnen. Ich babe in Jahren hoffnungslojer Zuftände, ehe die großen Er— 
eigniffe unjerer Tage und die äußere Möglichkeit der nationalen Einigung 
jo nahe bradyten, auf diejen Geift vertraut, und mit vielen Freunden, die 
unter Ihnen figen, dahin gewirkt, das nationale Bewußtſein und dieſen na= 
tionalen Geift, die uns jeßt jehr zu ftatten kommen, zu heben. Aber, meine 
Herren, wenn dann das geichieht, wenn das endlich eintritt, daß die hem- 
menden Schranken vor diefen großen Impulfen fallen, dann fönnen wir, 
meine Herren, durdy das, was wir jet gejchaffen haben, uns, bei Gott, 
nicht das Verdienſt davon beimefjen. Im Gegentheil, unfere Arbeit in 
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diefem Augenblid wird dem nationalen Geiſt es erjchweren, daß er in vielen 
Reziehungen wird vorwärts fommen fünnen, — namentlich wenn fidh die 
Sadyen immer weiter auf der ſchiefen Fbene zum Föderalismus, das heikt 
zum alten Bundestag von 1815, bin bewegen. Wenn fi dann nodı 
einmal der Durchbruch vollzieht, jo find wir ganz unfchuldig daran. Denn 
wir haben wahrlidy dem nationalen Bedürfniß und dem nationalen Geiſte 
durch unfere Arbeit in feiner Weiſe die Wege üffnen helfen, er wird ſich 
die Bedingungen feines Durchbruchs jelbit jchaffen müſſen, und ich möchte 
— und ich glaube, das ift doch auch der Wille der Meiften von Ihnen — 
id möchte denn doch die Aufgabe eines großen PRarlamentes dahin fallen, 
diejer Entwidelung die friedlichen Mege zu fichern, und fie nicht von Neuem, 
wie jeit 1815 wieder und wieder geſchehen ift, auf große Kataftrophen ver— 
weilen. Von diefem Standpunkte aus, meine Herren, babe ich nur noch 
Ihnen zu dofumentiren, dab wir jelbit uns gar nicht frei von dem Drude 
fühlen, der durch die Art der Vorlagen auf diefes Haus dadurch geübt wird, 
dak, indem wir die Modalitäten der jetigen Verträge verwerfen, uns die 
Gejammteinigung Deutjchlands in die Ferne gerüct wird. Indem wir, wie 
id) jagte, uns jelber nicht frei von diefem Drud fühlen, habe ich Ihnen zu 
erklären, in meinem und vieler Freunde Namen: wir wollen, jo ſchwer es 
uns wird, bis zur Annahme der Verträge mit Baden, Südhejjen und 
MWirtemberg gehen; aber den baieriſchen Vertrag mit, jeinem Ge— 
genjaß: Hie Baiern bie Deutichland, den nehmen wir nicht an. 
(Bravo! Iinfs.) 


v. Dlandiendburg (Naugard-Negenwalde)*);: Meine Herren, ich hatte 
mich eigentlih nur zum Worte gemeldet, um ein paar ganz kurze Bemer: 
kungen zu machen, welche veranlaßt find durch die Motivirung, die wir bier 
von dem Herm Abgeordneten von Mallindrodt gehört haben. Da aber 
der geehrte Herr Redner, der jo eben die Tribüne verlaffen hat, einen be: 
jonderen Appell an meine Freunde gerichtet hat, jo möge er mir geftatten, 
nun auch im Allgemeinen zwei Bemerkungen bier zu madyen. Die beiden 
Herren Redner, die ich jo eben genannt habe, ftehen auf dem Standpunfte, 
daß fie Schwere Bedenken haben, die uns vorgelegten Verträge zu genehmi- 
gen, dat fie aljo ein Nein jagen müfjen zu der jeßigen neuen Konitituirung 
des Bundes. Ich erlaube mir die Bemerkung, daß, wenn man eine foldye 
oppofitionelle Stellung einnimmt in einem großen parlamentarischen Körper, 
dieje Stellung, wie ich aus meiner eigenen Erfahrung weiß, ganz außer 
ordentlich viel leichter ift, wenn man votirend ganz genau weiß, das Werk 
fommt dennody zu Stande; aber wenn man einer Partei angehört, die 
jo groß ift, dab das abweichende Votum das Zuftandefommen des neuen 
Bundes verhindert, dann dünkt mich, ift die Verantwortung auch ein wentg 
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größer. Der Herr Abgeordnete Schulze hat und appellirt auf dieſer Seite 
und hat gejagt: die Ariltofratie dürfe nicht in Vorrechten beitehen, jon- 
dem in VBorpflichten. Ich wollte mir nur die Bemerkung erlauben, daß 
es vielleicht der geehrte Herr Abgeordnete gar nidyt weiß, wie einig wir über 
diejen Punkt find, und dab ich deßhalb ihm gar feine Intgegnung darauf 
zu machen brauche. Sodann bat der Herr Abgeordnete ſich beflagt, dab 
diejed Haus, den Verträgen gegemüber, in eine ganz bejondere ſchlimme Lage 
gejeßt worden jei, daß dieſer Zwang, der durch die Verhältniſſe auf uns 
geübt würde, wenn ich mid; jo ausdrüden darf, eine Art Schändlichfeit jei, 
dem man parlamentarijcy widerjtehen müſſe — ja, meine- Herren, eine Art 
Schändlichkeit gegen das deutiche Volk, dag man mit joldyen Mafregeln und 
zwingen will, eine Art des Bundes anzunehmen, die doch nicht nady den 
freiheitlichen Begriffen des Herm Vorredners ganz zu rechtfertigen wäre. — 
Ja, meine Herren, find denn die deutjchen Regierungen und Landeövertre- 
tungen daran Schuld, daß die franzöfiiche Nation, geführt unter ihrem 
Kaijer, dem ganzen deutjchen Vaterland den Krieg gemacht hat, recht eigent- 
lih aus dem Grunde, damit es und nicht einfallen joll, uns diploma— 
tiſch und militärijch völlig zu einigen? Meine Herren, das war der rechte 
Grund des Krieges. Was Finnen wir nun dafür, daß wir um deßhalb 
gleihjam gezwungen find, den neuen Bund als Frucht des Krieges vor dem 
Frieden abzuichliegen? Der Herr Abgeordnete von Mallindrodt hat nun bier 
jeine jchweren Bedenfen vorgetragen, und ich möchte fie faſt ſämmtlich fon- 
jervative Bedenfen nennen, nicht alle, aber fait alle, die ihn verhindern, 
der jeßigen Bundeöverfaffung zuzuftimmen. Unter anderem bat er ange 
führt, daß durch das Hinzutreten der jüddeutichen Staaten viele von den 
Bedenken, die er auch jchon bei Formation des Norddeutichen Bundes gehabt 
bat, aufgehoben jeien, daß ſich die Verhältniffe nach diejer Richtung bin 
verbeifert haben. Deſſen ungeachtet hat er uns ausgeführt, jei cr außer 
Stande, für das Zuftandelommen des neuen Bundes zu ftimmen, weil unter 
anderm die ganz nothwendige Forderung eines zweiten Hauſes, eines 
Oberhauſes, nicht erfüllt jei! Meine Herren, in Bezug hierauf ftehe ic) 
mit ihm ganz auf demjelben Standpunkte, auch meine Partei hat dieje For: 
derung geftellt, und jo viel an uns gewejen it, habe ich für meine Perjon 
im Namen der Partei Alles gethan, den verehrten Bundesrath zu vervoll- 
ftändigen und das, was er ſchon im Keime ift, vollftändig aus ihm zu 
maden: ein Staatenhaus! Meine Herren, ed iſt mir das nicht ges 
lungen. Es bat fi die Partei aljo jeßt nur die Frage vorzulegen: will 
fie diefe Anforderung als eine conditio sine qua non hinftellen und danı, 
wenn es nicht gejchieht, gegen die Verträge ftimmen? Meine Herren, wir 
baben einftimmig dieſe Frage verneint. Wir fönnen das nicht, wir können 
die Verantwortung nicht tragen und zwar aus mehreren Gründen. Ginmal, 
bat der Herr Abgeordnete nicht in Abrede geftellt, daß durch das Hinzutreten 
der jüddeutichen Staaten das Erreichen diejer unſerer Fonjervativen For: 
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derungen für die Zukunft nicht erjchwert, ſondern erleichtert werde! Wir 
geben von diejen Forderungen Nichts auf. ine Frucht und Folge dieſer 
neuen Vereinigung, die heimjen wir jchon jet ein, ja wir haben fie jchon 
eingeheimft. Erinnern Sie ſich an die Rede des Herm Abgeordneten Ader- 
mann, er hat Ausdruck dafür gegeben, dah die neu binzutretenden Staaten 
und unjere alten Bundesgenoffen durch die Neuformation ded Bundes von 
einem vielleicht jelbftgeichaffenen Alpe befreit find, der auf ihnen ge 
legen hat, oder liegen fönnte, der ihren Eintritt erjchwert Hat oder den Neu— 
eintritt verhindern möchte, nämlich von dem Alpe, daß die Unififattondten- 
denzen diejed Hauſes fortan nicht mehr mit joldyer Ausficht auf Erfolg bier 
getrieben werden fünnten, wegen der loyalen Konzejfionen ded Königs von 
Preußen. Aber, meine Herren, idy habe einen viel jchwerer wiegenden Grund, 
warum ich nicht habe auf diefer Bedingung beitehen fünnen, und warum ich 
nicht meiner Partei habe den Rath geben können, es alö conditio sine qua 
non aufzuftellen. Ich bin einmal in meinem parlamentarijchen Leben genan 
in derjelben Lage geweſen, ed war das im Jahre 1860, ald ed von wenigen 
Stimmen, die mit mir zulammen votirten, abhing, ob wir dem föniglich 
preußijhen Minifterium die Mittel bewilligen wollten für die Reorganiſa— 
tion des Heeres im Grtraordinarium! Im Orbdinarium waren fie nicht 
zu haben. Meine Herren, ed war durchaus gegen die Grundjäße unjerer 
Partei, das Militärbudget zu bewilligen im Ertraordinarium; wir haben es 
dennoch gethan, wir haben, weil wir es gethan haben, von vielen Partet- 
genoffen bittere Vorwürfe bis auf den heutigen Tag gehört: diejed Votum 
hätte allein den nachher daraus folgenden Konflikt ermöglidt. Ja wohl, 
meine Herren, das hat ihn auch ermöglicht, aber wenn wir das Votum 
nicht abgegeben hätten, jo hätten wir wohl den Konflikt verhindert, aber 
ganz gewiß wäre die Neorganijation nicht zu Stande gekom— 
men. Und alle, denfe ich, die daran mitgewirkt haben, fünnen jeit 1866 
und 1870 beruhigt über ihr Votum jein! Ganz in demjelben Sinne ftim- 
men auch wir jeßt für Annahme der Verträge in der felten Zuverficht, daß 
wenn wir es nicht thäten, die Ginigung Deutjchlands nicht zu Stande 
fäme, und wie wir damals die Reorganijation durch unfer Votum ermög- 
licht haben, jo werden wir jeßt durdy unjer Votum den neuen Deutichen 
Bund mitichaffen. (Bravo! redht3.) 


Dr. Künzer aus Breslau (Glatz-Habelſchwerdt)“): Meine Herren, ge: 
itatten Sie auch mir mein Votum über dieje wichtige Vorlage, die wir in 
diefer dritten Leſung vor und haben, zu motiviren,; Sie haben jämmtliche 
Herren Nedner mit Geduld angehört, ich hoffe audy ich werde mich der: 
jelben Geduld erfreuen fünnen und um jo mehr, alö ich gar fein Be— 
denfen habe, midy frei und offen für die Norlage auch im dritter Leſung 
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auszusprechen. Ich begrüße die Verträge mit den Südſtaaten ald den leb- 
ten Stein des Baued, an dem das deutiche Volf, an dem die Vertretung 
der deutichen Völker und an dem gerade die Männer jener Partei auf jener 
Seite ded Haufes (links) rüftig, unermüdlich und mit großem Eifer gear: 
beitet haben. Die Einigung Deutſchlands it nicht blos ein Ideal geweſen. 
Wir haben gehört und gelejen, daß Deutichland durdy die ſogenannte Klein- 
itaateret, durch feine Zerrilfenheit unendliche Nachtheile in jeder Beziehung 
gehabt hat, und ed wird Keiner bier im Haufe fein, der dies irgendwie in 
Abrede zu ftellen wagt. Nun wird dieſe Zerrifienheit wenigitens zum Erſten— 
mal im großen Fluſſe und im großen Maßſtabe bejeitigt. Deutichland wird 
einig, wir jtehen jogar auf dem Punkte, daß vielleicht der Preis des Sieges 
unerer Truppen die Erwerbung neuer deuticher Theile des ehemaligen 
deutſchen Reiches jein wird. Meine Herren, man hat uns den Vorwurf 
gemacht, wir könnten gar feinen deutſchen Bund und daher audy kein deut: 
ſches Reich fonftituiren, weil die deutſchen Provinzen Oeſterreichs noch nicht 
zu und gehören. Wie wir den deutichen Süditaaten gern unjern Arm ge 
reicht, um fie für den Norddeutichen Bund zu gewinnen, jo bat niemals 
Jemand von und dem wideriprochen, dab ed unfer heißeſter Wunſch ift, es 
möge auch ein Ausweg gefunden werden, um unſere deutjchen Brüder in 
Deiterreich zu dem großen herrlichen Deutjchland zurücdzubringen. Aber un- 
jere Schuld iſt es nicht, und um den Preis, daß Ungarn, czechiſche und an- 
dere Flemente dei der Regierung des deutjchen Kaiſerreichs wieder im Vor— 
dergrunde ſtehen, wollen wir auch die deutjchen Brüder in Deiterreidy nicht 
baben. Ireten einft dieſe Provinzen zum deutjchen Verbande ohne einen jol- 
den nichtdeutjchen Einfluß, jo werden fie von und mit derjelben Freude be- 
grüßt werden, wie wir den Anſchluß Süddeutſchlands an unjern Bund be- 
grüken. Man bat uns gejagt, es werde über dem Deutjchen Bunde nicht 
Gott walten, man hat es mit einer gewillen Emphaſe gelagt, und es könnte 
wohl in Deutſchland wenigſtens in einigen Kreifen den Anjchein gewinnen, 
als ob es wirflidy jo wäre. Meine Herren, ich von meinem Standpunfte 
aus Sehe in der Neugeftaltung Deutſchlands allenthalben das wunderbare 
Walten Gottes. Wer follte übrigens die Spige, die monarchiſche Spitze 
des geeinigten Deutjchlands erwählen, wer jollte den Kaijer oder den 
König der Deutjchen füren? Wir befamen in jeder Reichstagsſeſſion Pe- 
titionen von inzelnen, die den Reichstag aufforderten, er möchte die 
Initiative ergreifen, und den Präfidenten des Norddeutichen Bundes zum 
Kaifer ausrufen. Wir haben jedesmal dieje Petitionen bei Seite gelegt. 
Ber jollte num die Smitiative ergreifen? Sollten ed unfere deutjchen 
Truppen, ſollte es das „Volk in Waffen”, wie man jagt, die 800,000 
Deutidye, die jet auf Frankreichs Boden ftehen, — Tollten die den deutichen 
Kaifer audrufen? Dann wäre die Klage erhoben werden: das Militär nur 
bat den Kaiſer gewählt, und man hätte am die alten Vorkommniſſe er— 
innert, wo Die Yegionen, wenn fie fiegreich waren, ihren Führer zum 
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Kaijer wählten. Das Volk in Waffen, das hat gefämpft, gerungen, ge 
duldet und gefiegt; aber um dem geeinigten Deutichland die monarchiſche 
Spiße zu geben, dazu fühlt ſich diejes Volk in Waffen nicht berufen. 
Sollte ed das Volk thun, was daheim ift, was jeine edelften Söhne, jeine 
Brüder, jeine Väter zu dem Bolfe in Waffen nad Frankreich geichidt, 
— jollte diejed Volf zu Haus den Kaifer audrufen? Auch das Fonnte ed 
nicht. Es blieb num nichts übrig, als daß die Vertreter ded Volks und 
zwar des deutſchen Volks im Reichstage die Initiative ergriffen. Nun, 
meine Herren, find in dieſer Initiative uns die Fürften Deutichlands vor: 
angegafigen, und idy halte died durchaus nicht für eine Schädigung der 
deutichen Freiheit und der deutſchen Bolfsthümlichkeit; denn das, meine 
Herren, lafjen Sie midy mit Stolz jagen, dab in feinem Lande wie in 
Deutichland das Band zwiſchen Fürften und Volk ein jo gejundes und 
ein To fräftiges ift, dab das Volk fidy niemals gefränft oder verlegt fühlt, 
wenn ein Fürft im einer guten Sache die Initiative ergreift, und noch 
niemals haben die Fürften ſich in ihrer Prärogative gekräukt gefühlt, 
wenn im einer gerechten und guten Sache das Wolf, oder die Vertreter des 
Volks die Initiative ergriffen. Nun find deun die Fürften mit dem Bei- 
jpiel vorangegangen, und fie haben, in Erftaunen gejeßt durch die Siege 
der deutichen Einigkeit, den Entichluß, gewiß theilweiſe nicht ohne eine 
gewifje Gelbitverläugnung, gefaßt, dem Schirmherrn des Norddeutichen 
Bundes durd) Bildung eines Deutſchen Bundes den Kaijertitel und natürs 
ih auch die Kaijerrechte anzubieten, und jo den Wunſch des Deutichen 
Volkes, dem Präfidium ded Deutichen Bundes einen beftimmten, einen 
greifbaren Namen, den Namen „Kaiſer“ zu geben, erfüllt. Der Reichs— 
tag aber tritt durch jein Votum bei. Meine Herren, das ift für mich von 
unendlicher Bedeutung, daß im diefer Frage nicht einjeitig zu Werke ge— 
gangen wurde. Nun beißt es aber: wir, der Reichstag, wir find über: 
vajcht worden. Ja, meine Herren, dad ijt wahr, aber wir wußten, daß 
im Bolfe diejer Gedanke ſchon längft populär geworden. ... 


Präfident: Ic muß den Nedner darauf aufmerfjam machen, daß er 
ſich mit der Sache bejchäftigt, die und erjt in der nächſten Sitzung be 
ſchäftigen wird, nidyt in der gegenwärtigen. 


Dr. Künzer (fortf.): Ich glaubte, ich müßte auf diefe Art mein 
Votum für die Vorlagen motiviren können. 


Präfident: Ic glaube das nicht nachlaffen zu fünnen. Wir haben 
dies zum Gegenftand einer bejonderen Berathung gemacht. 


Dr. Künzer (fortf.): Dies iſt für mid) wenigitens außerordentlich 
mahgebend, mich mit Freuden für die Vorlage zu entſcheiden. Wohl weiß 
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ih jehr gut, dab in den Verträgen manche Dinge find, die uns nidht 
Alen, und vielleicht Niemanden unter und bejonders entſprechen, aber was 
biö jetzt noch nicht geichehen, kann in der Zukunft gejchehen, und es ilt 
viel paflender, daß der große Reichstag, der demnächſt zufammentreten 
wird, die Reviſion der Bundesverfaffung vornimmt. Ich bitte alſo, meine 
Herren, lafjen Sie fi) durh das Wenn und Aber von feiner Seite be— 
fimmen und enticheiden Sie fich mit möglichit großer Majorität für die 
freudige Annahme der Vorlage, auf dab wir endlich zu einem einigen 
Deutichland gelangen. (Bravo!) 


Mende aus Leipzig (Freiberg- Frauenitein 2c.)*): Die ungeheure 
Zragweite, welche die heutige Tagedordnung für die deutiche Nation hat, 
fie bedingt mit Nothwendigkeit die unbedingt principielle Behandlung der: 
jelben. Die Diskuffion, joweit fie biöher ftattgefunden bat, ift im fehr 
hohem Grade ausſchließlich eingegangen auf die rein faktiſchen Gründe, 
von welchen aus man dieje Vorlage beurtheilen und von weldyen aud man 
über fie bejchließen fol. Aber, meine Herren, dieſe rein faktiſchen 
Gründe find nicht unähnlich jenen Studentenfimpfen „pro patria“, in 
welben eine Menge vortrefflicher Schläge geführt, Duarten und Zerzen, 
auch verfchiedene „Blutige” geichlagen werden, dennoch aber abjolut nichts 
bewiejen wird. Die Volksvertretung ift gegenüber jo hochwichtigen Fragen, 
wie die gegenwärtige, nicht unähnlich der Demofratie; fie hat diejelbe 
Baſis wie diefe. Denn, meine Herren, die ganze Kraft des Volkes und 
der Volksvertretung beruht gegenüber Kragen, wie die gegenwärtige, aus— 
ſchließlich auf der Energie, mit welcher fie an ihren Principien feftzuhalten 
verſteht. Die principielle Bafis ift die ausichliehliche Kraft der Volks— 
vertretung , und von dem principiellen Standpunft aus allein auch 
wird fih die gegenwärtige Vorlage behandeln lafjen. Che id) indefjen 
an die Vorlage jelbit gehe, muß ich von meinem Standpunfte ald abſo— 
Inter Demofrat aus eingehen auf eine andere Frage, welche weientlich oft 
im Bolfe angeregt ift: es ift die Frage nach der Kompetenz dieſes Hauſes. 
As Sie im Juli diefes Jahres das Gejeh beichloffen, auf Grund deſſen 
die Mandate der Mitglieder dieſes Haufe prolongirt wurden, und auf 
Grund defjen die gegenwärtige Seifion einberufen werden konnte; ald Sie 
dies thaten, verjuchte ich wiederholt, Ihnen zu demonftriren **), daß ich die 
abjolute Gejemäßigfeit dieſes Beſchluſſes nicht anerkennen könne. Ic) 
drang freilich damals nicht durch; ich wurde von dem Herrn Präfidenten 
darauf aufmerfjam gemacht, daß der Inhalt oder die Form deffen, was ich 
ſagte, nicht übereinftimme mit der Gejchäftsordnung, nicht zur Sache ge- 
böre, und daß ich darum von der Ausführung abftehen müſſe. Und id; 
ſchwieg, troß meiner Zweifel! Sie haben indefjen das Geſetz, ich glaube 


St. B. ©. 158 g.m. 
*) St. B. der I. außerordentilden Seſſion 1870. S. 20 I. m. und fgg. 
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vom 23. Suli, bejchloffen*). Die Berfafjung giebt Ihnen unftreitig das 
Necht, Gejeße zu defretiren; Sie haben auch unftreitig das Recht der Ver: 
faffungsänderung. Aber ob derlei Gejeße, wie das damald gegebene, auch 
principielle Berechtigung haben, und principiell im Rechte find, das ift 
eine ganz andere Frage. Unzmweifelhaft und unbeftritten jogar ift jenes 
Geſetz ein Monopol; ed ift gegeben ausjchlieglich für die gegenwärtige 
Verſammlung, es ijt gegeben ausjchlieglic für den gegenwärtigen Reichs— 
tag; und ed iſt weiter ein Gejet mit rüdwirkender Kraft; denn 
Sie haben ein Geſetz erlaſſen, welches ſich ausichließlich darauf bezieht, die 
Mandate des gegenwärtigen Haufes, weldye bereitd im Jahre 1867 
vom Volke gegeben worden find, zu prolongiren. Meine Herren, ed giebt 
einen Nechtögrundjag, welcher der Verfaſſung gegenüber ftehen wird, wenn 
dieje im Wolfe disfutirt und immer aufs Neue wieder erörtert werden 
wird. Db die Verfaffung, welde Sie auf Grund dieſes Ihres Geſetzes 
vom Suli beſchließen, zu Recht beſtehe oder nicht, ob die Verträge, über 
weldye Sie heut diöfutiren und beſchließen, zu Recht bejtehen oder nicht, 
das ift eine Frage, welche, wenn fie immer aufs Neue wieder im Volke 
erörtert wird, aucd; immer wieder von Neuem dem Satze gegenüberjtehen 
wird: quod ab initio nullum est, nullo lapsu temporis con- 
valescit. &8 wird die Zeit einer Berfajjung odereinem Ver— 
trage, welcher niht von vornherein mit rechtsgültiger Kom— 
petenz bejhlojjen worden iſt, niemald Rechtsgültigkeit ver: 
leihen fönnen. Darum, meine Herren, iſt ed von unendlicdyer Wichtig- 
feit, daß wir und der Kompetenz, mit weldyer dad Haus die Verträge und 
die Verfaſſung bejchließt, erinnern. Diele Kompetenz num, meine Herren, 
da Sie, wenngleich das Recht der Verfaffungsänderung Ihnen unbedingt 
zu eigen ift, durchaus nicht berechtigt find, Monopole für fich jelbit oder 
aber gar Gejete mit rückwirkender Kraft zu beichliehen; dieje Kompetenz, 
meine Herren, weldye Ihnen nur in einem alle beimohnt, diefe Kompe— 
tenz kaun nur eine durchaus revolutionäre jein. Sie haben, meine Herren, 
indem Sie dad Gejeß vom Juli, welches Ihre Mandate verlängerte, er= 
ließen, einen Akt vollzogen, weldyen ich nur ald einen Staatöjtreicy bes 
zeichnen kaun. Indeſſen, meine Herren, der Staatöjtreid ift für die 
Partei, der ich angehöre, ift für meine Gefinnungsgenofjen in der Nation 
durchaus nicht unter allen Umftänden und in jedem Fall etwas Unbe— 
rechtigtes. Ganz im Gegentheil! Die Rechtsbaſis eined Staats— 
ftreiche& wird von der Socialdemofratie, der id; angehöre, und von der 
Nation überhaupt beurtheilt nach den Nechtserfolgen, welche jie hat. 
Menn Sie, meine Herren, diefen Staatöftreichh machten gegen das Vol, 
dann freilich fehlt Ihnen die NRechtöbafis, dann wird immer aufs Neue 
der Verfaffung, welche Sie heute bejchließen jollen, und den Verträgen, 





*) und zwar mit der fehr großen Majorität jowohl in I. a. a. DO. ©. 22 1. als 
Ill. Berathung ©. 25 r. 0. 
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welhe fie heute berathen, immer aufs Neue jener citirte Rechtsgrundſatz 
entgegengehalten werden, dab nämlih: was nicht von Anfang zu 
Reht beiteht, niemals zu Recht beftehen oder durd die Zeit 
geheiligt werden fünne Wenn aber, meine Herren, Sie den Staatö- 
ftreih, von weldyem ich ſpreche, und welden Sie meiner Ueberzeugung 
nad im Juli diejes Jahres de jure wie de facto machten, ausnußen, 
nicht gegen die Rechte des Volkes und zur Unterdrüdung derjelben, jondern 
um die Rechte der Nation zu vertheidigen, die Volförechte zu wahren, das 
Recht der Nation, deren Vertreter Sie find, — dann, meine Herren, wenn 
Sie dad thun, befinden Sie fich im abjoluter Kompetenz. Man hat diejem 
Haufe den wiederholten Vorichlag gemacht, eine andere Kompetenz zu 
Ihaffen, ein anderes Haus wählen zu lafjen, welches, unmittelbar von der 
Nation ernannt, die Rechte einer Eonftituirenden Verſammlung habe, und 
meine Herren, man hat Ihnen damit einen üblen Nath gegeben. Wir 
ſtehen inmitten der Verhältniffe, welche nun einmal obwalten, unter dem 
Drud der gegenwärtig beftehenden Geſetze, bier insbejondere des Wahlge- 
ſetzes, welches die Militärd von der Wahlberechtigung ausſchließt; wir 
ftehen, meine Herren, unter dem Drude diejed Gejees vor der Unmög— 
lihkeit, die Majorität der Wahlberechtigten im Volke theilnehmen lafjen 
zu fünnen an der Wahl. Wir haben, meine Herren, vor Kurzem in einem 
officiöien Blatte geleien, eö befänden ſich etwa drei Millionen Männer 
unter den Waffen. Nun, meine Herren, nicht viel mehr ald drei Millionen 
Bihler hat Preußen. Wenigſtens nad den ftatiftiichen Nachweiiungen, 
welche mir zu Gefichte gefommen find und melche ich einzujehen Gelegen- 
beit hatte, hatte Preußen noc vor wenigen Sahren nicht viel mehr als 
eine Urwählerzahl von 3,500,000 oder genau 3,661,393 Urmwähler. Wie 
nun, meine Herren, wenn jemed officiöfe Blatt Necht hat, wenn eben 
nahezu drei Millionen deuticher Wähler unter den Waffen find, wie, 
meine Herren, joll man eine fonjtituivende Verſammlung wählen, weldye 
eine größere Kompetenz haben würde, ald die gegenwärtige; wie, meine 
Herten, joll man fie wählen, wenn von den Urmwählern jpeciell Preußens 
nur eine ganz geringe Minorität übrig geblieben und die Verhältnifje im 
ganzen übrigen Deutichland viejelben find; wie, meine Herren, joll man 
eine fonftituirende Verjammlung wählen, weldye mit höherem Recht als die 
gegenwärtige für fich in Auſpruch nehmen fanu, eine wahrhafte Verſamm— 
lung von Bolfövertretern zu jein? Denn lediglidy um eine Voksſache han- 
delt ſich's. Der Zwed, welchen diefe Verträge, dieje Verfaliungen haben, 
er fann ausichließlich fein ein nationaler, ein volföthümlicher, er kaun aus— 
ſchließlich und allein — und das lieat ſchon in dem Sinn ded Wortes, 
mit weſchem man dieſe Verfaffungen und Verträge bezeicdynet, — er fann 
ausſchließlich und allein ein volföthümlicher, er kann nur fein der Zweck, 
Deutſchlands Miffion zu erfüllen, Deutſchlands Mijfion in hiltorijchem 
Sinne, Deutſchlands Miſſion im Weltivftem. Und die erfte Kondition 
23° 
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diefer Erfüllung der nationalen Zwede Deutichlands, dieje erfte Bedingung 
— fie ift das Volksbewußtſein ald ſolches. Sch habe bei einem umierer 
größten, nationalften und unbeftritteniten Patrioten und Philofophen ge— 
lernt, daß das Volksſein, die Volkseinheit ausſchließlich be- 
ftehe in dem Umfaſſen und Ausichließen eines geihichtlidhen 
Selbſt. Wenn das, meine Herren, der Fall ift, dann geftehe ich auf- 
richtig, daß ich nicht weiß, im welcher Weije, und daß ich für unmöglich 
halte, daß überhaupt die gegenwärtig und vorliegenden Verträge und Die 
Verfafjung die Konitituirung der Volkseinheit in Deutichland er— 
füllen jollen. Bisher, meine Herren, haben wir die Konföderation im 
Deutchland, in allen Formen, unter allen Umftänden und Bedingungen 
erlebt, und wenn dieje Verträge endlich, meine Herren, nicht aufs Neue 
fortjegen jollen die Föderation im ſchlimmſten und eigentlichften Sinne 
des Wortes, dann müſſen diejelben im Stande fein, und zu führen — 
zur Bolfdeinheit! Aber, meine Herren, der Volkseinheit ftehen aller- 
dings entgegen die Hausinterefjen derjenigen Familien, derjenigen Häupter, 
welche „regierende” in Deutichland find. Die Haudintereffen der Fürften 
waren es, welche bis heute Deutichland zur Föderation verurtheilten. Die 
Hausinterefjen der Fürften, weldye niemals ihre Vortheile vermodten aufs 
zugeben, dieje Hausintereijen der Fürften haben es dahin gebracht, 
daß nicht mit Unrecht dem deutichen Volke das Necht, fi) eine Nation zu 
nennen, bejtritten werden fonnte. Und dennoch, meine Herren, jollen dieje 
Verträge und aufs Neue die Föderation geben. Wie die Bourgeoifie der 
Föderation gegenüber denkt, meine Herren, will ich nicht beurtheilen; aber 
wie die jociale und nationale Demokratie denkt gegenüber der Thatjache, 
dab man aufs Neue und in eine in der Föderation fonftituirte ſo— 
genannte „Volkseinheit“ führen will, das ift durchaus befannt und Far, 
dad hat die Demokratie auszusprechen nicht gezögert — die Demokratie, 
welche jehr wohl weiß, dab wir in der Föderation niemals zu 
einer Volfseinheit fommen föünnen, dab wir in der Föderation am 
legten Ende das Schickſal Griechenlands erleben werden, in welchem der 
ſchon zu feite Einzelitant die Einigung der Nation verhinderte und dem 
Untergang derjelben herbeiführte. Und wenn wir die Urjachen juchen, 
weldye der nationalen Einheit im Wege ftehen, fie in dieſen Verträgen 
juchen, und das auffallendfte der Beiſpiele herausgreifen, melde die Noth— 
wendigfeit der Föderation und beweijen, dann, meine Herren, finden wir 
in dem zwiſchen Norddeutichland und Bayern geichloffenen Vertrage am 
allerflarften ausgeiprocdhen die Bedingung. . . (Mährend der Rede berricht 
fortdauernde Unruhe.) Geſtatten Sie mir, meine Herren, Sie zu erinnern 
an den Artifel 24 der Verfaſſung, von welchem id, bereits neulich zu 
Iprechen die Gelegenheit hatte und welcher dahin lautet, daß jeder Ab- 
geordnete, jedes Mitglied dieſes Haufes, Vertreter ift „der 
gejammten Nation!" Ich weiß, meine Herren, daß ich biöher niemals 
zu Ihnen geiprodyen habe, ohne eine Demonftration gegen die Partei» 
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ftellung, welche ich einnehme, zu erleben. Heute fordere ich Sie auf, dieſe 
Demonftration Angefichts der hochwichtigen Frage, vor welcher wir ftehen, 
fallen zu lafien! | 


Präfident Dr. Simſon: Ich unterftüße den Herrn Redner mit der 
Bitte um etwas Ruhe. 


Mende (Fortj.): Baiern, in deſſen Vertrage mit dem Norddeutichen 
Bunde wir vorzugämeile die Merkmale der Föderation finden, Baiern ift 
es, welches mit hiſtoriſcher Nothwendigkeit gezwungen ift, auf die Föde— 
ration hinzuarbeiten. Baiern, jünger ald Staat neben allen andern, 
Baiern iſt — umd ich ftüße mich bier auf einen unjerer größten Denfer 
und Batrioten — Baiern it erpicht, fich eine nationale Exiſtenz zu jchaffen; es 
ift erpicht, fich jelbit den Charakter einer „Nation“ zu erwerben, und es 
will darım das fich erobern, was vor allen Dingen den Gharafter einer 
Nation bildet — eine Geſchichte; ed will fich den gemeinfamen Geilt der 
Geſchichte fchaffen, die einheitliche Vergangenheit, und darum will 
Baien abweichen von dem, was dad gejammte übrige Deutichland 
wil. Es ift, meine Herren, nicht der „baieriſche Adel“, auf welchen neulid) 
der Stein des Partifulariämus gemorfen wurde, es ilt der Adel, welchen 
Fichte im VII. Bande jeiner Schriften gelegentlich charakterifirt: es ift die 
in den Stamm ſyſtematiſch hineingeimpfte, jogenannte volfsthümliche Eitel— 
feit, es iſt die Eiferfüchtelei auf die anderen Stämme, welche in der baieri- 
ſchen Bevölferung lebt und genährt wird, und auf welche bin man es ver: 
jucht hat, in die Verfaſſung, über welche Sie gegenwärtig berathen, eine An- 
zahl von Ausnahmebeitimmungen zu ofuliren, welche nicht nur die Einheit: 
lichkeit der Nation jondern auc auf lange jeden gejunden Bund verhindern 
werde. Zwar, meine Herren, ed wird von vielen Seiten die gemeinjame 
Vergangenheit des Jahres 1870 diefen Einwänden entgegengehalten; fie 
werde, jo jagt man mir, die gemeinjame Gejchichte, auf welche die natio- 
nale Einheit bafirt werden joll, gejchaffen haben. Die gemeinfame Gefchichte 
des Jahres 1870 aber, worin beruht fie denn? Im der Gemeinjamfeit des 
Sieged. Nun denn, war ed die Tüchtigkeit der Generale, welche dieje Siege 
berbeiführte? Oder war es die gerechte Sache, für welche wir fochten, welche 
dieſe Siege ermöglichte? Wenn eö die erite war, jo ilt fie etwas rein Zu— 
fälliges, und dürfte faum einen nationalen Kitt abgeben. Die Gejchichte 
dei Jahres 1870, die Siege diefes Jahres, wenn fie ausſchließlich und allein 
en Ergebniß der Tüchtigfeit der preußischen Generale oder der preußiſchen 
Organijation find, haben für die Entwidelung der Nation nicht das letjeite In— 
tereffe, denn fie beruhen lediglich auf Zufall und können heute jo und mor- 
gen anderd jein. Wen fie aber bafırten auf der guten Sache, für welche 
wir fochten, auf der Gerechtigkeit der nationalen Vertheidigung, auf der na= 
finalen Idee, dann hatte Baiern partifulariftiich daſſelbe Recht der natio- 
nalen Vertheidigung jeiner Grenzen wie Preußen, und in diejem Falle wird 
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und entgegen gehalten werden fünnen: es iſt nicht immer die Verbindung 
mit Preußen, in welcher eine gerechte Sache mit Nothmendigfeit vertheidigt 
werden muß, es ift nicht die einheitliche Aktion, jondern ed fann auch fein 
ein ganz partikulariſtiſches und dennoch gerechtes Interefje, eine nicht- 
preußifche und dennoch gerechte Idee, welche und fiegen machte. Es fällt 
mir eben ein — um den Ginwand zu beantworten, welchen Sie erheben 
möchten — es fällt mir eben ein der Ausipruch eines recht alten aber jehr 
nationalen Dichters, des Gryphius: „Was jekund blüh't, kann noch vor 
Abend ganz zertreten werden!“ Und fo, meine Herren, was jet blüht, von 
diefer im Jahre 1870 errungenen Einheit, alles Das, meine Herren, es 
fann jehr bald ein Ende nehmen; ed kann jehr bald überwundener Stand- 
punkt jein, und wir ftehen dann wieder vor der Frage: wie jchafft ſich die 
Baſis für die Cinheitlichfeit der Nation? Man bat und Angeficytö der 
Verträge und der Ausnahmen, meldye fie fonftituiren, gejagt, dab die Aus- 
nahmögejete, die Zurücdhaltungen Baiernd jehr jchnell überwunden werben 
fönnen — durch die Bundesgejeßgebung; aber wenn die Verfaffung fr, 
wie fie beiteht, acceptirt wird, dann, meine Herren, wird ed mit der Ueber: 
windung des Widerſtrebens Baierns jeine Schwierigfeiten haben. Baiern 
hat bis jeßt durchgeſetzt, daß, wenn es fich um jpezifiich baieriſche Fragen 
handelt, nur die baieriſchen Mitglieder diejes Haujes votiren 
dürfen. Baiern bat bis jeßt durchgeſetzt, daß im Bundesrath eine nichts 
weniger als bedeutende Zahl von Mitgliedern das Recht des Veto's haben. 
(Vierzehn!) Batern hat bis jet auch durchgejeßt, meine Herren, die Freund- 
ſchaft mit der fünftigen deutichen Kaijerfrone. Und die deutiche Katjerfrone 
hat ein abjolutes Veto, fie wird, meine Herren, — mag ed jein auf Grund 
offizieller und geheimer Verträge, mag es jein auf Grund fonventioneller 
Bedenken, — fie wird, jo lange ed die Krone Baiern nidyt wünſcht, meiner 
Ueberzeugung nach wahrlich nicht jehr bereitwillig jein, die Ausnahmen, 
welche Baiern in dem uns vorliegenden Vertrage fonititwirt hat, aufzuheben. 
Und dennoch! Wir wollen heute eine Konftitution beratben; es liegt uns ein 
Entwurf der Verfaſſung vor und ich frage mich nach dem Begriff einer 
Verfaſſung, ich frage midy nach dem Konititutionäbegrif. (Große Unruhe.) 
Wenn ich, meine Herren, dieje Frage, welche eine Frage diefer Nation ift, 
die jo groß ſich bewiejen bat, in einer Weije beantworten joll, weldye der 
Sache, von welcher ich ſpreche, ebenbürtig iſt, wenn ich, meine Herren, dieje 
Frage im einer würdigen, in einer diefem großen und welthiftoriichen Mo: 
ment der definitiven Berathung der deutichen Verfaſſung entiprechenden 
Weiſe beantworten joll, jo geltatten Sie mir, daß ich midy der Worte eines 
Größeren, denn ich bin, bediene: ($ortdauernde Unruhe. Rufe: Schluß, 
Glocke des Präfidenten.) 


»räfident: Ic wiederhole meine Bitte um Ruhe. (Vielſeitige Rufe: 
Schluß!) 
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Mende (Fortf.): Ich definire mit den Worten Laffalle's den Begriff 
der Ronftitution dahin, daß fie it ein Zufammenfajien der be- 
Hebenden Machtverhältnijje! Und wenn die Politik nichts weiter tt, 
als die Abitraftion der focialen Lage, jo iſt auch die Zufammenfaffung der 
beftehenden Machtverhältniffe nichts weiter... (MWachiende Unruhe. Gr: 
neute Rufe: „Schluß!* Der Redner kann nicht weiter jprechen. Glocke des 
Präfidenten.) 

Geftatten Sie mir, meine Herren, daß id; Ihnen bemerfe: Ich, der 
Deputirte eines deutichen Wahlkreiſes, bin mit demjelben Recht befleidet, wie 
Sie, und ich werde mich durch Ihr Schlufrufen duraus nicht beirren 
laffen, bier aufzupflanzen die Fahne, für welde die Demofratie 
Deutihlands ftreitet! Der Konititutiondbegriff, meine Herren, er ver- 
langt die Zufammenfaffung der beitehenden Machtverhältniffe. Auch die Macht, 
welche heute bereits dem Volke beiwohnt, muß durdy die Verfaſſung in ein 
geießliches Verhältniß zu den übrigen Staatöfaftoren treten. Auch das Volf 
it heute fein zu überjehender Faktor mehr in der politijchen Rechnung; das 
Bolf, meine Herren, hat jeit einigen Jahren unendlich viel gelernt, unendlich 
viel begriffen und insbejondere die arbeitenden Klaffen; fie find, wenngleich 
auch, meiner Weberzeugung nach, beute noch nicht durchweg reif zur ftaat- 
lichen Herrichaft zu fommen, — fie find,Imeine Herren, dennoch immerhin, ob- 
gleich fie das Produft nicht ihrer jelbit, jondern wie jeder Menſch, ihrer 
Lage, und darum noch nicht durchweg reife Politiker find, darım nicht 
minder auögerüftet mit einem vollfommenen Anſpruch auf die Macht, weldye 
ihmen auf der Bafis der Gerechtigkeit zugeitanden werden muß. Es iſt ein 
Prinzip unjerer Periode: das gleiche Necht für Alle; aber, meine Herren, 
nicht nur das gleiche politijche Recht, welches Sie auf dem Papier feit- 
tellen, jondern ebenjojehr, wenn nicht mehr noch aud), meine Herren, das 
joziale Recht muß Allen gleich fein, wenn fie alle die auch formell be- 
rehtigten Faktoren der beitehenden Konititution fein jollen. Das deutjche 
Volt, meine Herren, ed hat diefelben Nechte, wie die Menjchheit überhaupt, 
und Sie wollen allgemein menſchliche Grundſätze verleugnen? (Große an— 
dauernde Heiterfeit.) 


»Präfident: Der Herr Redner jollte jelbit inne werden, daß er ſich von 
der Sache völlig entfernt; er ift in feiner Berührung mehr mit dem Thema, 
das und vorliegt. 


Mende (fortf.): Meine Herren, geitattern Sie mir — und ich werde 
Sie dann wohl nicht mehr lange beläftigen dürfen — (Bravo!) geftatten 
Sie mir zu bemerfen, daß es der Würde der deutichen Nation, melde hier 
vertreten wird, der großen Sache, über welche Sie berathen, und des großen 
Augenblids, in welchem wir uns befinden, durchaus nicht würdig iſt — 
das Benehmen, weldhes Sie jo eben zeigen. 
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»Präfdent: Es giebt fein Mittel, eine Verfammlung zur Aufmerfjam- 
feitt und zum Zubören zu zwingen; (Abgeordneter Mende: das Mittel it 
Ruhe) — das Mittel dazu hat allein der Redner, und wenn es ihm ab: 
gebt, jo muß er das nicht der Verfammlung entgelten laſſen! (Lebhaftes 
Bravo!) 


Mende (fortf.): Aber Sie haben Mittel zur Heritellung der Ruhe, und 
diefe darf man fordern! Die Sozialdemokratie, welche durch mich verjucht 
hat, bier zum Wort zu kommen, die Sozialdemokratie, welche, ein wejent: 
licher Faktor in den beitehenden Machtverhältniffen, bier verjucht hat, ihre 
Forderungen geltend zu machen, die Socialdemofratie, welche Sie nicht an— 
gehört haben, — fie wird dennoch ihre Rechte darım nicht fallen laſſen, fie 
wird dieje Verfafjung ebenjo wenig acceptiren, wie fie die ded Norddeutichen 
Bundes acceptirt hat; fie wird dieje Verfaſſung, welche man ihr an Stelle 
ihred guten Nechted binwirft, wie ein Räuber, weldyer mir meine edle 
Klinge itiehlt, und jeine ſchmutzige Keule zurüdläßt, — fie wird die Keule er- 
greifen und jenen Räuber verfolgen; fie wird auch dieje Berfaffung ergreifen 
und damit Denjenigen nacheilen, weldye dem Bolfe fein guted Recht geraubt, 
wird fie einholen und wird fie trafen und wird fie züchtigen! Diejed brave, 
deutiche Wolf wird, wenn ed nicht dahin fommen jollte, jene Räuber zu 
züchtigen, zu fämpfen veritehen für jeine Sache, entichloiien, zu fiegen, 
oder wenn es fein muß, auch zu fallen. — Deutichland wird fümpfen, weil 
man ihm nicht übrig gelafien hat, auf dem Wege der Geſetzgebung jeine 
Wünſche zur Geltung zu bringen, kämpfen, weil man ihm nicht übrig ge 
laffen bat, da, wo es berechtigt war, fein Recht zu üben, fämpfen, meine 
Herren, weil man es nicht anders gewollt hat! Und jo, meine Herren, 
verzichte ich auf das Necht, zu Ihnen zu ſprechen; ich denfe, die deutiche 
Nation wird einit an meiner Stelle reden! (Andauerndeö Gelächter.) 


2) Generaldebatte über den würtembergiſchen Bertrag. 


v. Mallinckrodt*): Meine Herren, ich benuße nur die Gelegenheit 
der zweiten Generaldisfulfion, um dem Herm Abgeordneten von Blanden- 
burg ein paar Worte zu erwidern, binfichtlich deren ich zweifelhaft bin, ob 
fie mehr den Charakter einer jachlichen Bemerfung oder einen perjönlichen 
GSharafter tragen. Herr von Blandenburg hat mid; wohl mißveritanden, 
wenn er meinte, ich hätte in dem Sinne wenigitend wie er ed auffaßt, aus- 
geiprochen: durdy den Beitritt der Südſtaaten jeien eine Reihe von Be— 
denfen geichwunden. Ich habe gejagt, der naturgemäße und günftige Zeit- 
punkt, um eine NRevifion der Verfaffungsprincipien herbeizuführen, der jei 
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gegeben in dem Momente des Beitrittö der Sübftaaten, und wenn der Mo- 
ment verjäumt werde, dann bejorgte ich, daß dad Ziel überhaupt nicht er- 
reicht werden könne. Gr hat dann bingewiejen auf den Unterjchied, ob ein 
Votant fait tfolirt fteht oder aber einer großen Partei angehört, aljo durch 
fein Votum ein mehr oder minder ftarfed Gewicht in die Wagſchale legt. 
Ich verfenne den Unterjchied nicht, ich fühle mich als alleinitehend, und in: 
ſofern hat meine Motivirung lediglich die Bedeutung eined perjönlichen Vo— 
tumd; allen wenn ich einer großen Partei angehörte, die auf demſelben 
Boden der Ueberzeugung ftände wie ich, dann bin ich feit überzeugt, daß ein 
ablehnended Botum uns dem Ziele, welches ich im Auge habe, näher 
bringen, nicht davon entfernen würde. Ich babe im Uebrigen mit Bezug 
auf dad, was Herr von Blandenburg von der Auffaſſung der fonjervativen 
Partei jagte, diefer Partei — das ſei mir geitattet — einen Vorwurf zu 
machen: ich habe oft gehört, daß fie von dem Boden ihrer Grundſätze aus 
gewiſſe Defiderien bingeitellt hat, aber dann habe ich auch recht oft erlebt, 
daß fie beim Handeln ganz munter im Schlepptau anderer Principien ge- 
fahren ift. 


3. Generaldebatte über den bairiſchen Vertrag. 


v. Bennigfen (Hannover)*): Meine Herren! Sie werden mir geitatten, 
zugleich im Namen meiner politijchen Freunde, und zwar faſt ausnahmslos, 
zu erflären und es furz zu begründen, daß wir troß der jchweren Bedenten, 
die wir gegen den baieriſchen Vertrag hatten, dem Vertrage jetzt, nachdem 
unjere Anträge auf Aenderung in der zweiten Leſung nad) den Erklärungen 
der Herren Vertreter der Bundesregierungen theild zurüdgezogen, theild ab- 
gelehnt worden find, im Ganzen unjere Zuftimmung nicht verjagen werden. 
(Bravo!) Meine Herren! wir willen jehr wohl, daß wir für die Weiter: 
entwidelung unjerer Norddeutichen Verfaffung eine gewilfe Gefahr laufen, 
wenn wir Elemente aufnehmen, die bislang jo homogen in vierjährigen in- 
neren Kämpfen mit und nicht verwachjen waren, wie das für die nord» 
deutichen und mitteldeutichen Staaten und deren Vertreter möglich war. Wir 
leugnen nicht, daß durch die Zugeftändniffe, welche der Krone Baiern ge- 
macht worden find, Gefahren auch für die MWeiterentwidelung in die Nord- 
deutiche Verfaffung, die fünftig zu einer Deutjchen Berfaffung werden fol, 
bineingetragen werden. Wir übernehmen aber die Gefahr, wir übernehmen 
fe aus dem nationalen und aus dem patriotifchen Gefühle, welches eine 
große Verfammlung bewegen muß, die, während fie bislang nur einen Theil 
Deutichlands vertreten hat, doch immer fchon den Beruf gefühlt hat, vor- 
zugsweiſe darauf hin zu wirken, dab in einer Verſammlung des gejamm- 
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ten Deutjchlands auch alle Vertreter künftig vereinigt werden. Wir über- 
nehmen dieſe Gefahr in dem vollen Vertrauen auf den patriotiſchen und 
nationalen Sinn unjerer Brüder in Siüddeutjchland, auch in Baiern, ſowie 
im Vertrauen zu der Einficht und dem national-patriotiichen Sinne der 
baieriſchen Regierung. Sehr wohl fann die baierifche Regierung, können 
die Vertreter aus Baiern, die künftig mit ung im deutjchen Parlamente ver 
eint jein werden, — ſehr wohl können fie die Rechte und Konzeſſionen dieſes 
Vertrages benußen zu einer mißbräuchlichen Hinderung derjenigen Entwide- 
bung der Deutjchen Verfaffung, die jetzt in großen Fragen noch vorbehalten 
bleibt. ber, meine Herren, wir wollen ed ruhig abwarten, ob das verjucht 
werden wird, und wenn es verjucht werden follte, ob demnächit der Verſuch 
nicht bald wieder aufgegeben wird. Wir nehmen feine Gegner in den Bund 
auf, jondern deutſche Genoſſen, — deutjche Genoffen, bewährt in einem uner- 
hörten glorreichen Kampfe für die unjerem Vaterlande gebührende Stellung, 
welche jetzt ihren Ausdruck finden wird in einer deutichen Gejammtverfafiung, 
die dem mißtrauijchen Europa und dem feindlichen Frankreich erſt abgewon- 
nen werden mußte. Nachdem die deutjche Nation aus diefem jchweren, wohl 
dem ſchwerſten und verhängnißvolliten Kanıpfe, der ihr jemals auferlegt war, 
fiegreich hervorgeht, wie wir doch ſchon für die nächſten Wochen in fichere 
Ausficht nehmen können, — weshalb jollte der deutjchen Nation eine geſunde 
und Fräftige innere Entwidelung nicht dann auch gegeben jein, wenn fie, 
Sieger in diefem Kampfe, an gemeinfamer innerer Arbeit, unter einheitlicher 
Regierung, in einem freien deutſchen Parlamente zufammenwirft? (Sehr 
wahr! Lebhafter Beifall.) Meine Herren, das Vertrauen können wir haben 
zu uns, wir fönnen es haben zu unjeren füddeutichen Genoſſen. Hinderniije 
und Scywierigfeiten find vorhanden, und bei der Verjchiedenheit der Auf: 
fafjung über wichtige organische Veränderungen, die und allerdingö vorbe- 
halten bleiben müſſen für die künftige Umgeitaltung unferer Berfaffung, — da 
fünnen allerdings Schwierigfeiten und Gegenjäße hervortreten, die ſolche or- 
ganijche Veränderungen um einige Iahre länger verzögern als wir fie hin- 
ausichieben müffen, wenn wir lediglich im Norden für und allein bleiben. 
Meine Herren, aber ein dauernder ernſthafter Widerftand dem gegenüber, 
was die Nation durch die Mehrheit ihrer Vertreter im Parlament verlangt, 
was der ganzen Nation nothwendig ift für eine wahrhaft große politijche 
innere Umgeftaltung — ein joldyer Widerftand wird unmöglich jein. Die: 
jenigen, die ed wagen würden, würden verloren gehen an den fraftvollen 
Elementen, die jetzt jchon in der Verfaffung enthalten find, und die durch 
dasjenige, was und in Ausſicht geftellt ift in der heutigen Vorlage des 
Bundesraths, bedeutend und gewichtig fünftig noch verftärft jein werden. 
(Bravo!) Wir haben eine einheitliche und monarchijche Regierung — bis lang 
der Sache nad, noch nicht dem Namen nad, Fünftig auch dem Namen 
nad, und dieſer Name ift mehr als ein bloßes Wort — wir haben eine 
monarchijche Regierung mit einer jo ftarfen, auf dem deutjchen Boden allein 
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wirzelnden Grundlage, daß Nichts in unferer früheren deutichen Gejchichte 
mit diefer Grundlage einer monardyiichen Gewalt in Deutſchland hat ver- 
glihen werden können. (Sehr wahr!) Glanzvoller ift vielleicht die Mon- 
archie des Hauſes Haböburg geweſen zur Zeit Karls V., aber das war eine 
Veltmonarchie, die ganz andere und vorzugsweiſe andere Aufgaben hatte als 
deutiche, deren praftiiche Zwecke weientlich außerhalb Deutichlands Tagen, die 
Deutichland verwicelte in die größten Gefahren, indem fie Deutſchlands 
Kräfte zu fremden Zweden verbrauchte, während fünftig die deutſche Mon- 
archie der Hohenzollern, herausgewachſen aus den Bedürfnilfen der deutichen 
Nation und lediglich auf deutſchem Grund und Boden ihre Stärke und ihre 
Kraft juchend, für deutiche Zwecke allein wird thätig fein können und wollen. 
(Bravo!) Meine Herren, ed iſt hier der Vorwurf gegen uns erhoben, daß 
mir in einer faum würdigen Stellung ja oder nein jagen jollen, zu einer 
ganzen Verfaffung, und daß wir dazu bereit wären in einer Lage, wo. wir nichts 
anders können als das Ja audzuiprechen. Meine Herren, haben wir dieje 
Situation gemacht? (Unruhe auf der Auferften Linken.) Haben diejenigen 
Herren in diefem Saal, die einen andern Weg für möglich hielten, ſich ver- 
bergen fönnen, daß auf diefem andern Wege noch weit größere Gefahren 
des Scheiternd der Verhandlungen herbeigeführt würden, und mit dem 
Scheitern nicht blos das Verlieren eined großen hiftorifchen Moments, der 
fo leicht für eine Nation nicht wiederfehrt, jondern jelbft die Grichütterung 
der alten Grundlage der Verfaffung herbeigeführt wird? Denn wenn der 
Norddeutiche Bund nicht dazu im Stande war, wenn er nicht die Mittel 
gewährte, in einer großen nationalen Zeit, in einem biftorijchen Aufichwung 
der ganzen Nation auch den Süden an uns anzujchließen, dann hat er einen 
weientlichen Theil jeiner Bedeutung eingebüßt; er verjagte in einem ent— 
Iheidenden Augenblide. (Sehr wahr!) Meine Herren, niemals werden 
Sie ernithaft behaupten können, daß, wenn wir — wo allerdings die Ent- 
widelung auf das Einzelne viel größer iſt — zu einer freien fonftituirenden 
Verjammlung berufen werden, diejenigen jüddeutichen Negierungen, die nicht 
von uns niedergeworfen jondern unjere Bundesgenofjen find, diejenigen jüd- 
deutichen Volfävertretungen, welche jehr werthvolle Mitwirfungsrechte in ihrer 
Verfaffung haben, — dem dunfeln Refultat der Abitimmung eines ſolchen Par: 
laments gegenüber ihre ganzen Rechte preisgegeben haben würden. Schwierig war 
ſchon jet das Reſultat der Verhandlungen. Sie jelber haben Stadien durch— 
laufen, in denen wohl aucd den Xeitern unferer Norddeutichen Bundes- 
verfalfung das Gefühl gefommen ift, daß man ſich auf den Verſuch werde 
beichränfen müffen, nur einzelne Staaten des Südens anzuſchließen. Aber 
niemals würde eö gelungen jein, die Verhandlungen auch mur joweit glücklich 
durchzuführen, wenn das auf der Grundlage hätte gejchehen jollen, daß die 
füddeutjchen Regierungen und Volfövertretungen auf einen andern Körper, 
in welchem fie alle zufammen genommen in der Minorität bleiben könnten, 
die Befugni übertragen, die künftige Verfaſſung für Deutſchland feftzuftellen. 
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Meine Herren, noch Eins bitte ich zu berüdfichtigen: daß wir in dem 
Moment, wo der Friede abgeichloffen werden foll, der Deutichland eine neue 
Macht in Europa verichafft, da wir in einem joldhen Augenblicke nicht die 
Verantwortung übernehmen wollen — meine Freunde und ich wollen fie 
wenigftend nicht übernehmen — hier audzujprechen durdy unjer Votum: es ift 
dem deutichen Volke, welches zwar fiegreich aus dem Kampfe hervorgegangen ift, 
doch nicht möglich geworden, die innere Verfaffung, die Einheit der Nation 
zum Abjchluß zu bringen. Auf die Stellung Deutichlands und jeiner Leiter 
gegenüber dem Auslande würde das nicht blos bei den Friedensverhandlungen, 
jondern audy nad; dem Frieden von ganz verhängnißvoller Bedeutung fein, 
wenn die deutjche Nation die Kraft, die Cinmüthigfeit und die Emtichlofjen- 
beit in fich nicht vorfand, diefen Moment zu benußen, um nach der erfämpften 
mächtigen Stellung nach Außen ſich auch den Boden einer freien Entwidelung 
im Innern für ganz Deutichland zu fichern. Meine Herren, wenn wir auch 
mit Bedenken in dieſe neue Entwidelung Deutjchlands hineingehen — das 
haben wir wenigjtend ficher hinter und: nationale Fragen, nationale Kämpfe 
derart, daß wir vielleicht in Außficht nehmen müßten, Diejenigen, die fidh 
nicht friedlich und anjchlöffen, noch einmal niederzuwerfen, haben wir hinter 
und. (Sehr wahr!) Wir gewinnen einen Boden, auf dem freilich die innere 
Entwidelung mit Schwierigfeiten zu kämpfen haben wird, wir gewinnen 
aber auch einen Boden, auf dem weder ein innerer Feind, noch ein äußerer 
ed jemald verjuchen, und wenn er eö verjucht, eö jemald erreichen wird, daß 
die gemeinjchaftliche Grundlage des ganzen deutſchen Volks in jeiner einheit- 
lichen Berfaffung, unter jeiner Fräftigen monarchiſchen Regierung, in jeinem 
frei gewählten Parlament erjchüttert wird. (Lebhaftes Bravo.) 


Die Spezialdebatte der dritten Berathung ift an dem betreffenden 
Drten der zweiten Berathung eingereiht worden. 


Anhang. 


Dufammenftellung 


der 
Abänderungs-Beihlüfie 
zu den Verträgen. | 


Abänderungen wurden nur bezüglich des baierijchen Vertrags 
beihlojjen und zwar 
zu II. 8 10 des Vertrag (vgl. Art. 20 der Berfaffung): 
dahin gehend: es jeien die Worte in Alinea 1: 
„welche nad) Maßgabe des Wahlgeſetzes für den Reichstag des 
Norddeutichen Bundes vom 31. Mai 1869 zu erfolgen haben“ 
zu ftreichen. 
zu II. 88: 
dahin gehend: 
eö ſei in Alinea 1. am Schluffe ftatt der Worte „feine An- 
wendung” zu ſetzen: „Anwendung nur in Betreff des 
Mahlgefehes für den Reichdtag des Norddeutſchen Bun- 
des vom 31. Mai 1869. 
und Alinea 2 zu faffen wie folgt: 
„Sm Webrigen bleibt die Erklärung der im Norddeutichen Bunde 
ergangenen Geſetze zu Bundeögejehen für dad Königreich Baiern 
ſoweit ꝛc. (mie in der DVertragäpropofition.) 


Ziffer II. des Schlußprotofolls war im der zweiten Berathung 
abgelehnt, bei der dritten Berathung jedoch angenommen worden. 


Verfaſſungs Aenderung: 
„KHaifer“ und „Reid“. 


Am Scyluffe der 9. Sigung vom 8. December 1870 hatte der Präfident 
des Bundesfanzleramtd Staatöminilter Delbrück folgende Eröffnung’) ge 
macht: 

Meine Herren, ich habe dem Neichötage mitzutheilen, daß heute in dem 
Norddentichen Bundesrath ein Antrag eingebracht it, welcher dahin geht, 
im Ginverftändnig mit den Bevollmächtigten der ſüddeutſchen Staaten in 
die Bundesverfaffung diejenigen Aenderungen einzutragen, welche in Folge 
der von Sr. Majeität dem Könige von Baiern an Se. Majeltät den König 
von Preußen geitellten, inzwijchen von der ganz überwiegenden Mehrzahl 
aller betheiligten Souveräne, — in diejem Augenblide vielleicht jchon von 
ſämmtlichen, — mit zuftimmenden Erklärungen begrüßten Aufforderung, in der 
äußern Bezeichnung der Präſidialmacht jowohl, ald des Bundes erforderlich 
find. Diejer Antrag wird morgen früh zur Berathung im Bundesrathe 
fommen, und wie ich vorausjeßen darf, wird die nothwendige Berhandlung 
mit den Vevollmächtigten der ſüddeutſchen Staaten ebenfalls morgen zu 
Ende geführt werden fönnen. Ich babe mir vorzubehalten, das Ergebniß 
diejer Berathung dem Hohen Haufe vorzulegen, ich habe aber nicht erman— 
geln wollen, jchon heute dieſe Mittheilung bier zu madyen. (Bravo!) 


Bei Beginn der 10. Situng vom 9. Dezember 1870 machte jodann 
der Präfident Dr. Simſon dem Reichstage folgende Eröffnung”): 
Ic) habe in diefem Augenblid folgende Zujchrift des Herm Bundes- 
fanzlers erhalten. 
„Berlin, den 9. Dezember 1870. 
Ew. beehre idy mic) die ganz ergebenjte Mittheilung zu machen, 
dab der Bundesrath des Norddeutichen Bundes im Einverjtändnik 
mit den Regierungen von Baiern, Würtemberg, Baden und Hefjen 
beichlojjen bat, dem Neichstage des Norddeutjchen Bundes folgende 
Abänderungen der Verfalfung des Deutijchen Bundes (Nr. 6 der 
Drudjachen) zur verfaffungsmäßigen Zuftimmung vorzulegen: 
J. Im Eingang der Bundeöverfafjung ift an Stelle der Worte: „Diefer 
Bund wird den Namen Deutſcher Bund führen“, zu jeßen: 
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Diejer Bund wird den Namen Deutſches Reich führen. 
(Lebhaftes Bravo.) 
2. Der erſte Abſatz des Artikel II. der Bundesverfaſſung erhält 
nachitehende Faſſung: 
Das Präfidium fteht dem Könige von Preußen zu, welcher 
den Namen Deutſcher Kaijer führt. (Brave!) 
Der Kaiſer hat das Neid) völferrechtlicy zu vertreten, 
im Namen des Reiches Krieg zu erflären und Frieden zu 
ichließen, Bündniſſe und andere Verträge mit fremden 
Staaten einzugehen, Gejandte zu beglaubigen und zu 
empfangen.“ 

Die Vorlage, meine Herren, ilt eine Geſetzesvorlage, die dreier Leſungen 
bedarf. Ich werde fie jeßt zum Drud geben und am Schluß der Situng 
die Enticheidung des Haujes darüber einholen, in welcher Situng die erfte, 
zweite, dritte Berathung derjelben jtatthaben joll. (Bravo!) 


Erfte Berathung. 


Präfident ded Bundesfanzleramts, Staatsminifter Deſbrück“): Meine 
Herren, zur Einleitung der Berathung über die geitern von dem Bundes- 
rathe eingebrachten Aenderungen zweier Beitimmungen der Bundesverfafjung 
glaube ich mich auf wenige Worte bejchränfen zu können. 

Der thatjächliche Hergang, welcher zu diejen Vorjchlägen geführt hat, 
it befannt. Gr nimmt feinen Urfprung in dem Schreiben Seiner Majeltät 
des Königs von Baiern an Seine Majeftät den König von Preußen, welches 
ich in einer früheren Situng bier zu verlejen die Ehre gehabt habe**). Dem 
darin von Seiner Majeftät dem Könige von Baiern ausgeſprochenen Wunfche 
üt jeitdem von jämmtlichen deutjchen Fürften und den Senaten der freien 
Städte zugeftimmt worden. Bei diejer Lage der Sache hielt es der Bun- 
desrath des Norddeutichen Bundes im Einverſtändniß mit den Regierungen 
der jüddeutichen Staaten für richtig, die beiden Punkte, auf welche das 
Schreiben Seiner Majeftät des Königs von Baiern abzielt, an den beiden 
Stellen der Verfaffung zum Ausdruck zu bringen, weldye dafür die präg- 
nanteften find: den Begriff „Deutiches Reich" da, wo zuerit von dem Namen 
des zwilchen den deutichen Staaten geichlofjenen Bundes die Rede it, und 
den Begriff „Deuticher Kaiſer“ an der Stelle der Bundeöverfaffung, welche 
die Präfidialftellung der Krone Preußen bezeichnet. Die verbündeten Ne- 
gierungen haben ſich keineswegs verhehlt, daß es bei diejen beiden Aende— 


*, St. B. ©. 167 I. u. Damit beginnt die 11. Sifung vom 10. Dezember 
1870. 


») Bd. III. S. 153 unten. 
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rungen der Berfaffung nicht bewenden kann; (Hört!) fie gingen aber davon 
aus, daß ed für jetzt genüge, an den beiden enticheidenden Stellen der Ver: 
fafjung das auszuſprechen, worüber fie ſich vereinigt hatten, und daß es vor- 
behalten bleiben müfje für den nächſten ordentlichen Reichstag, die weiteren 
an diefe beiden Aenderungen ſich anjchliegenden Aenderungen im Terte der 
Bumdeöverfaffung vorzunehmen. (Sehr richtig!) Dieſe Veränderungen jebt 
ſchon vorzunehmen war die Zeit entichieden zu kurz, denn es handelt fich bei 
diejen Veränderungen feineöwegd blos um die einfache Erſetzung des einen 
Wortes durch das andere, jondern um eine weitere jachliche Erwägung. 
(Sehr richtig!) » 


Die Generaldebatte wurde, da Niemand das Wort ergriff, ge: 
jchlofjen*) und jofort zur 


Zweiten Berathung 


übergegangen. Da aud in der Spezialdebatte dad Wort nicht ergriffen 
wurde, wurde zur Abjtimmung über den Borjchlag des Bundesrathä**) 
gejchritten und zunächſt der Vorſchlag des am Schluffe des Eingangs der 
Verfafjung von 1867, wo es hieß: „Diefer Bund wird den Namen des 
Norddeutjchen führen” zu jeßen: 
„Diejer Bund wird den Namen Deutjches Reich führen“ 
durch die jehr große Mehrheit angenommen und jodann ebenjo der weitere 
Vorſchlag den erjten Abjag des Art. 11 zu falfen wie folgt: 
„Das Präfidium des Bundes fteht dem Könige von Preußen zu, 
welcher den Namen Deutſcher Kaijer führt. Der Kaijer bat 
dad Reich völferrechtlicy zu vertreten, im Namen des Reichs 
Krieg zu erflären und Frieden zu jchliegen, Bündnifje und andere 
Berträge mit fremden Staaten einzugehen, Gejandte zu beglaubigen 
und zu empfangen. 
mit derjelben überwiegenden Mehrheit angenommen”**). 


Dritte Beratung. 


Die Generaldebatte wurde, da Niemand dad Wort ergriff, jofort wieder 
gejchloffen*) und wurden beide Vorjchläge zufammen in namentlicher Ab- 
ftimmung mit 188 gegen 6 Stimmen angenommen**). 


) St. B. ©. 167 r.m. 
») Drudi. Nr. 71. 
"8.8. ©. 167 r.m, 
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des Norddeutfhen Reichstages 
bon 1870. 


Adreſſe. 


Abgeordneter Lasker““): Meine Herren, die Form der Geſchäftsordnung 
verpflichtet den Antragiteller, jeinem Antrage einige einleitende Worte vor: 
anzuſchicken. Ohne dieje Vorjchrift wäre es ficher nicht nöthig gemejen, den 
Inhalt des Adreßvorſchlages noch zu befürworten. Geftatten Sie mir deö- 
balb furz auszusprechen, daß ich mich ald Organ des Neichstaged und auch 
als Organ des Wolfes betrachte, wenn ich die Punkte Ihrer Erwägung 
unterziehe, denen die gegenwärtige Adreffe Ausdrud giebt. Wir Alle find 
erfüllt von den ſchweren Opfern, weldye der verhängnißvolle Krieg mit 
Sranfreih vom Wolf erfordert, find aber ebenjo feit entichloffen, durch den 
Schmerz über dieje Opfer und nicht davon abhalten zu laffen, das Werf, 
welches wir in jeinem Abjchluffe für ein mahrbaftes Friedenswerf halten, 
indem wir auf fremdem Boden die Sicdyerheit des eigenen Yandes vertheidigen, 
bis zu Ende zu führen. Wir können uns nicht enthalten, Dank auszufprechen 
der gemeinfamen Waffenthat des gejammten Deutjchlands, weldyes, hin— 
ausgehend über die Folgen auf dem Schlachtfelde, audy im Frieden die 
Vollendung des Cinigungswerfes verjpricht, und geftüßt hierauf, ſowie auf 





St B. S.181r.g.m. 
*) St. B. S. 182 l. u. 12. Sitzung (Abendfitung vom 10. Dezember 
1870 (legte Sitzung.) 
St. B. S. 182 r. 0. 
Wateriafien LIL 24 
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bie Bejchlüffe, welche wir gefaßt haben, aber indem wir und nicht begnügen mit 
Paragraphesworten, jondern lebendig von Mund zu Munde jprechen wollen, 
richten wir an Seine Majeftät den König von Preußen die Bitte, dab es 
ihm gefallen möge, die Kaiferfrone anzunehmen und jo das Werk der 
Finigung zu weihen. Wir erwarten von diefer Wandlung nicht blos eine 
Veränderung der Form fondern auch eine Veränderung des Inhalte, Der 
Bund ſoll ein Reich werden, ein geeinigter und gejchloffener Staat, und wir 
erwarten von diefem Staat, daß er und Macht, Frieden, Wohlfahrt und 
den Schuß gewähren wird, der allein den Bürger im Frieden befriedigen 
fann, denn Schuß der Freiheit durch die Gejeße. Und dann, meine Herren, 
in dem letzten Abjate, doch keineswegs zulett, jondern voran in unferem 
Gefühle, danken wir den Ihaten der Armee und ihrer Führer, (Xebhaftes 
Bravo) welche den Feind vom Boden des Waterlandes fern gehalten haben, 
und nicht ermüden, das Leben freudig hinzugeben in dem Bewußtjein, daß 
fie einem edlen Volke nicht nur jeine Grenzen fichern, ſondern auch eine 
neue und jegendreiche Zufunft eröffnen. (Lebhaftes Bravo.) Meine Herren, 
begeiltert, wie wir im Kriege find, und jo, daß jeder deutiche Mann, wäh: 
rend noch irgend eine Gefahr vorhanden it, feinen anderen Gedanken begt, 
ald den Schub ded cigenen Landes und die Befiegung des Feindes, — 
mitten in diejer Arbeit drängt es und doch auszuſprechen, dat wir unjerer Natur 
nad fein friegeriiches Volk find, fein Wolf, welches den Krieg führt, jei es 
um ded Ruhmes oder um anderer Nebenabfichten willen. (Sehr gut!) Nur 
um uns jelbit zu jchüßen, zu retten gegen ungerechten Angriff, zu wahren 
gegen die Eiferſucht eines neidiichen Nachbarn, können wir dahin gedrängt 
werden, die Waffen in die Hand zu nehmen. Und bherausgefordert war 
diefer Nachbar nur durch die Zwielpältigfeit, welche in Deutjchland jelbft 
geherricht hat. Für die Zufunft aber hegen wir die Zuverficht, ſoll das 
Finigungswerf, welches wir jet vollziehen, dem ganzen Europa ankündigen, 
daß fortan auf die Schwäche Deutjchlands nicht mehr gerechnet werden darf. 
(Lebhaftese Bravo.) Und daran knuͤpfen wir die Hoffnung, dab unjere 
Ginigung nicht blos der eigenen Nation zu Gute fommt, jondern ohne 
Ueberhebung, als ob wir den Frieden diktirten, lediglich durch die moraliſche 
Macht, welche die Friedensliebe Deutichlands ausübt, hegen wir die Hoff: 
nung, daß fortan unfer Neidy der Anfang jein wird eines wahren und ges 
ficherten Friedens. (Lebhaftes Bravo.) Und dieje Gefühle wollten wir, ehe 
wir, der Norddeutjche Neichötag, jcheiden, nicht in einem Beſchluſſe nieder- 
legen, jondern in einer Anrede an Seine Majeftät den König von Preußen 
richten, der in wenigen Tagen der Träger und der Ausdruck des geſammten 
Deutichen Reiches jein wird. Dies ift der Sinn der Adreſſe, und ich brauche 
fie nicht mehr zu befürworten, denn fie ift aus dem Gefühl des ganzen 
Haujed, ja aus den Gefühlen des ganzes Volkes hervorgegangen. (Leb⸗ 
baftes Bravo.) 
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Die vorgejhlagene Mörefje*) lautete: 


Ulerdurchlauchtigiter, großmächtigiter König, 
Allergnädigiter König und Her! 


Auf den Ruf Ew. Majeität bat das Volt um jeine Führer fich 
geihaart und auf fremden Boden vertheidigt es mit Heldenfraft 
das frevelhaft herausgeforderte Baterland. Ungemeſſene Opfer 
fordert der Krieg, aber der tiefe Schmerz über den Verluſt der 
tapferen Söhne erjchüttert nicht den emtichlofjenen Willen der 
Nation, welche nicht eher die Waffen ablegen wird, bis der Friede 
durch geficherte Grenzen bejjer verbürgt iſt gegen wiederfehrende 
Angriffe des eiferfüchtigen Nachbarn. 

Dank den Siegen, zu denen Em. Majeität die Heere Deutich- 
lands in treuer Wafjengenofjenichaft geführt hat, fieht die Nation 
der dauernden Einigung entgegen. 

Bereint mit den Fürſten Deutjchlands naht der Norddeutiche 
Reichstag mit der Bitte, dat es Ew. Majeftät gefallen möge, durd) 
Annahme der deutichen Kaijerfrone das Einigungswerk zu weihen. 

Die deutjche Krone auf dem Haupte Ew. Majeltät wird dem 
wieder aufgerichteten Reiche deutjcher Nation Tage der Macht, des 
Friedens, der Wohlfahrt und der im Schuße der Gejeße geficherten 
Freiheit eröffnen. 

Das Vaterland danft dem Führer und dem ruhmreichen Heere, 
an deſſen Spite Ew. Majeltät heute noch auf dem erfämpften 
Siegeöfelde weilt. Unvergeſſen für immer werden der Nation die 
Hingebung und die Thaten ihrer Söhne bleiben. Möge dem Volfe 
bald beichieden jein, daß der ruhmgefrönte Kaijer der Nation den 
Frieden wiedergiebt. Mächtig und fiegreich hat fich das vereinte 
Deutichland im Kriege bewährt unter jeinem höchiten Feldherrn, 
mächtig und friedliebend wird das geeinigte Deutſche Reich unter 
jeinem Kaijer jein. 


Bei namentlidher Abftimmung wurde die Adrejje mit 191 gegen 6 
Stimmen angenommen**) worauf beichloffen ward, die Adrefje durch eine 
Iqutation von 30 durch das Loos beſtimmten Mitgliedern Sr. Majeität dem 
Könige im Hauptquartier zu Verſailles zu überreichen ***) 


Am 18. Dezember 1870 hatte die Audienzt) im großen Saale 


) Druckſ. Nr. 32. 
St. B. S. 184 1. g. o. 
* St. B. S. 134 3. m. 
+) Der offizielle Bericht der Deputation wurde als beſondere Beilage dem Stenogr. 
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bes Präfefturgebäuded in Verjailles Statt. Präfident Dr. Simjon an 
der Spite der Deputation, welcher fi) auch die in Verſailles anmwejenden 
Mitglieder des Norddeutihen Reichstages angeichloffen hatten, leitete Die 
Verlejung und Uebergabe der Adreffe mit folgenden Worten ein: 


„Allerdurchlauchtigſter König, 

Allergnädigiter König und Herr! 

Em. Königliche Majeität haben huldreich geitattet, daß die von dem 
Reichötage des Norddeutichen Bundes? am 10. dieſes Monats bes 
ſchloſſene Adreſſe Allerhöchitdenjelben in Ihrem Hauptquartier zu 
Berjailles überreicht wird. 

Dem Beichluffe der Adreffe war die Zuftimmung zu den Ver— 
trägen mit den deutſchen Südftaaten und zu zwei Verfaffungs- 
änderungen voraufgegangen, mitteljt deren dem fünftigen deutjchen 
Staat und jeinem Oberhaupte Benennungen gefichert werden, auf 
denen die Ehrfurcht langer Iahrhunderte geruht, auf deren Her— 
jtellung das Verlangen des deutichen Volkes fich zu richten niemals 
aufgehört hat. 

Und heute darf die Nation von eben diejer Stelle her ſich der 
Zuficherung getröften, dab Kaifer und Reich im Geift einer neuen 
lebenövollen Gegenwart wieder aufgerichtet und ihr, wenn Gott 
ferner hilft und Segen giebt, in Beidem die Gewißheit von Ein— 
heit und Madıt, von Recht und Gejeß, von Freiheit und Frieden 
zu Theil werde. 

Ew. Majeltät wollen geruhen, den Befehl zu ertheilen, daß der 
Mortlaut der Adreffe verlejen und die Urfunde in Em. Majeität 
Hände gelegt werden.” 


Nachdem die gejchehen, verlajen Se. Majeität folgende Antwort: 


„Seehrte Herren! Indem ich Sie hier auf fremdem Boden, 
fern von der deutichen Grenze, empfange, it es mir das erite Be- 
dürfnig Meiner Dankbarkeit gegen die göttliche Vorjehung Ausdrud 
zu geben, deren wunderbare Fügung und bier in der alten franzö— 
fiichen Königsitadt zufammenführt. Gott bat und Sieg verliehen 
in einem Maße, wie Ich ed faum zu bitten und zu hoffen wagte, 
ald Ih im Sommer diejed Jahres zuerit Ihre Unterjtügung für 
diefen ſchweren Krieg in Anſpruch nahm. Dieje Unterſtützung it 
Mir in vollem Maße zu Theil geworden, und Ich jpreche Ihnen 
den Dank dafür aus in Meinem Namen, im Namen des Heereg, 
im Namen des Vaterlandes. Die fiegreichen deutjchen Heere, in 


Berichte über die 12. (legte) Sitzung der II. außerordentlichen Seffion vom Jahre 1870 
beigegeben. 
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deren Mitte Sie Mich aufgefucht haben, fanden in der Opfer: 
willigfeit des Vaterlandes, in der treuen Theilnahme und Fürforge 
des Volkes und des Heered ihre Ermuthigung in jchweren Kämpfen 
und Entbehrungen. 

Die Gewährung der Mittel, welche die Regierungen des Nord» 
deutſchen Bundes noch in der eben geichloffenen Seffion des Reichs— 
taged für die Fortjeßung des Kriege verlangten, hat Mir einen 
neuen Beweis gegeben, dab die Nation entjchloffen iſt, ihre 
volle Kraft dafür einzujegen, daß die großen und jchmerzlichen 
Dpfer, welche Mein Herz wie das Ihrige tief bewegen, nicht um— 
ſonſt gebracht fein follen, und die Waffen nicht aus der Hand 
zu legen, bis Deutichlands Grenze gegen künftige Angriffe ficher 
geftellt iſt. 

Der Norddeutiche Reichstag, deſſen Grüße und Glüdwünjche 
Sie Mir überbringen, ift berufen gewejen, noch vor feinem 
Schluffe zu dem Werke der Cinigung Deutſchlands entjcheidend 
mitzuwirfen. Ich bin demjelben danfbar für die Bereitwillig- 
feit, mit welcher er faſt einmüthig jeine Zuftimmung zu den Ver: 
trägen ausgeſprochen hat, welche der inheit der Nation einen 
organifchen Ausdruck geben werden. Der Reichstag hat, gleich 
den verbündeten Regierungen, dieſen Verträgen in der Ueber— 
zeugung zugeftimmt, dab das gemeinfame jtaatliche Leben der 
Deutſchen ſich um fo fegensreicher entwideln werde, als die für 
dasfelbe gewonnenen Grundlagen von unferen jüddeutjchen Bun- 
deögenofjen aus freier Entſchließung, nad Maßgabe ihrer eigenen 
Würdigung ded nationalen Bedürfniffes, bemeijen und dargeboten 
worden find. Ich hoffe, daß die Vertretungen der Staaten, denen 
jene Verträge noch vorzulegen find, ihren Regierungen auf dem be— 
tretenen Wege folgen werden. 

Mit tiefer Bewegung hat Mich die durdy Se. Majeltät den 
König von Baiern an Mic gelangte Aufforderung zur Her: 
ftellung der Kaiferwürde des alten deutſchen Reichs erfüllt. Sie, 
meine Herren, bringen Mir im Namen des Norbdeutichen Reiche: 
tages die Bitte, daß Ich Mich dem an Mich ergehenden Rufe 
nicht entziehen möge. Ich nehme gern aus Ihren Worten den 
Ausdrud des DVertrauend und der Wünſche ded Norddeutichen 
Reichötaged entgegen. Aber Sie wiſſen, daß in dieſer jo hohen 
Interefjen und jo große Erinnerungen der deutjchen Nation berüh- 
renden Frage nicht Mein eigenes Gefühl, auch nicht Mein eigened 
Urtheil Meinen Entſchluß bejtimmen kann, nur in der einmüthigen 
Stimme der deutjchen Fürften und freien Städte und in bem 
damit übereinftimmenden Wunjche der deutjchen Nation und ihrer 
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Vertreter werde ich den Ruf der Vorjehung erfennen, dem ich mit 
Vertrauen auf Gotted Segen folgen darf. 

Es wird Ihnen wie Mir zur Genugthuung gereichen, daß Ich 
durch Seine Majeftät den König von Baiern die Nachricht er: 
halten habe, daß das Einverſtändniß aller deutichen Fürften und 
freien Städte gefichert ift und die amtliche Kundgebung derjelben 
bevoriteht. 


Verhandlungen der Füddentfhen Sandtage 


über 


die Genehmigung der Beitrifts- Verträge. 
l. Verhandlungen des badiſchen Landtages. 


A. Zweite Kammer. 


In der Vorbereitungsfigung des ankerorbentlichen Landtages von 
1870 — am 12. Dezember 1870 — ſprach Minifter Dr. Jolly*): 

Hochgeehrteſte Herren! Geftatten Sie mir vor Allem, Ihnen unfern 
berzlihen Gruß in meinem und meiner Kollegen Namen entgegen zu 
bringen bei Ihrem Zufammentritte zu gemeinfchaftlichen Arbeiten in einem 
Augenblid, wo wir Zeuge einer jo jchönen in diefer erhebenden Weiſe ge- 
wi nie mehr wiederkehrenden Zeit find. Ich falle alle meine Gedanken in diefer 
Beriehung in dem zufammen: Gebe Gott, daß die Früchte diejer Zeit für 
unfere Kinder und Kindeöfinder jo gedeihen, wie wir in diefem Augenblid 
wohl ermächtigt find, ed zu hoffen und zu erwarten. 


Vicealteröpräfident von Rotleck: Ic begrüße die Verſammlung in 
einer jchweren Zeit. Dieje Zeit hat ihren Abſchluß noch nicht gefunden. 
Bir haben, wenn wir die gemeinjamen Vortheile und Erfolge ins Auge 
aſſen dem Himmel aufrichtig zu danken für das viele Glück, das er Deutſch— 
land bereitet. Wir ſchauen aber auch mit Bewunderung auf den Königlichen 
Herführer und die Armee. Gbenjo gebührt unjer Dank den großen Ans 
frengungen, wodurch allein ed möglicy war, jo große Opfer zu bringen. R 


*) Verhandlungen des auferordentlichen Landtages der Ständererjammlung des 
Gtoßherzogthums Baden im Jahre 1870. Karlsruhe 1871. Protokolle der 
U. Kammer ©. 1. 
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In der zweiten öffentlichen Sitzung vom 16. Dezember 1870 wurde 
in folgender Weiſe über die vorgelegten Verträge mündlicher Bericht er- 
stattet: 


Ehihard*): Hohe Kammer! Mas feit einer längeren Reihe von 
Jahren, inöbejondere aber jeit dem Jahre 1866 Gegenftand großer bedeut- 
famer Vorbereitungen in diefem Haufe war, joll heute in Erfüllung geben; 
es ſoll die Frucht de3 gegenwärtigen Kampfes für unfer Land Baden ein- 
geheimft werden, es joll Baden wieder ein Beitandtheil des großen Deutfchen 
Reiches werden. Der Gegenjtand, der und heute beichäftigt, iſt wohl einer 
der wichtigiten, die jemals in diefem Haufe zur Verhandlung und Bejchlup- 
fafiung gefommen find. Das Vertragdwerf, das und von der Negierung 
vorgelegt worden ift, hat in der Kommiſſion — Sie dürfen ſich defjen über- 
zeugt halten — nach allen Theilen und Richtungen eine eingehende und forg- 
fältige Prüfung gefunden, man hat auch nicht verfäumt, an der Stelle, wo 
dies allein möglid war, Grfundigungen über den Gang dieſes Vertrags: 
werfes einzuziehen. Allein gerade durch dieſe Behandlung, durch dieje Aus- 
funftserhebung it die Zeit für Ihren Berichteritatter eine jo fnappe ge- 
worden, daß ich in der Lage bin, für meine heutige Arbeit Ihre Nachficht 
in hohem Grade in Anſpruch nehmen zu müffen, weil ich mich vollfommen 
überzeugt halte, daß eigentlidy die gründliche, umfichtige Durdyarbeitung 
eined ſolchen Stoffes eine größere Zeit, eine ruhigere Ueberlegung erfordert 
hätte. — Erlauben Sie mir, daß id), bevor ich in die materielle Frage der 
Sache eingebe, eine formale Frage berühre, die in unjerem Lande bei dem 
Herannahen des Landtages vieljeitig bejprochen worden it. Man bat fidı 
gefragt, ob es nicht angemefjen jei, daß zur Erledigung einer fo bedeutjamen 
Frage, zur Beratlung eines Vertrages, der auf die ſtaatsrechtliche Stellung 
unjered Landes einen jo tiefgreifenden Einfluß ausübt, die Berufung einer 
nach dem neuen Wahlgejege gewählten Kammer ftattfinde. Die Frage läßt 
ſich nach zwei Richtungen beantworten; man fann fie beantworten von einem 
rein rechtlichen Standpunkte und nad) einer politiichen Rückſicht, nach poli= 
tiſchen Erwägungen. Daß die Regierung rechtlich befugt war, den 
gegenwärtigen Landtag wieder zu verjammeln, halte ich für zweifellos; 
ed dauern die Mandate, nad; der Beitimmung der Verfaſſung, bis 
30. Juni 1871. Cine andere Frage ift ed allerdings, ob es nicht politiich 
rathjam gewejen wäre, in dieſer wichtigen Frage, und zwar nad) dem neuen 
MWahlgejege, an dad Land und Bolf zu appelliven und zu fragen, ob das 
badische Volk auch im gegenwärtigen Augenblid noch all’ dem zuitinme, 
was jeither, unter jeinen Augen und unter jeiner Mitwirfung bei den 
Wahlen, von der Kammer vorbereitet worden iſt. Sie willen, dieje Frage 
bat je nad der verſchiedenen Parteijchattirung eine verjchiedene Beant- 
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wertung gefunden. Mährend man in MWürtemberg cerflärt hat, daß ed mit 
der Aufregung eines jo heftigen Krieges abjolut umverträglich jei, das Land 
auch noch im eine Wahlagitation zu ſtürzen, hat man in unjerem Lande 
dieje Frage unter gleichen Verhältniffen anders beantwortet. Sie jehen alſo, 
daß diefe Frage nicht rein objektiv und unbefangen aufgefaßt worden: ift, 
iondern daß bei deren Beantwortung die verichtedenen Partei = Anjchauangen 
vorzugsweiſe maßgebend waren. Die Regierung wird ihrerjeits Veranlaſſung 
finden, über dieje Frage heute Ihnen gegenüber fich auszufprechen. Was 
die einzelnen Mitglieder der Kammer betrifft, jo war es ihnen troß allen 
Rathes, der da und dort ertheilt worden ift, nicht möglich, an der Sache 
weientlich etwas zu ändern; ed war nicht möglidy durch einen Austritt aus 
dem gegenwärtigen Haufe, weil auf dieſe Weije die Wirkſamkeit ded neuen 
Wablgeſetzes für die Erſatzwahl doch nicht eingetreten wäre, ed war noch 
del weniger durchführbar durdy einfaches Wegbleiben von den Berathungen. 
Es war vielmehr Pflicht des Haufes, fich zu verſammeln, wie dies aud in 
der That — und zwar in voller Zahl — geichehen iſt. Geſtatten Sie mir, 
bevor ich die Verträge jelbit prüfe, einige Blide zu werfen in die nächite 
Vergangenheit. Ich werde nicht weiter zurücigehen, als bis zu jenem Zeit 
punkt, in welchem der Grund gelegt worden it zu diefer ganzen ſtaatlichen 
Geitaltung, wie fie Ihnen jeßt im ihrem ganzen Umfange zur Berathung 
und Entſcheidung vorliegt. Es iſt das Jahr 1866, in welchem, allerdings 
in harter und rauber Weije, mit den früheren Zuftänden Deutſchlands 
gründlich gebrochen, in welchem durdy die ehernen Würfel des Krieges jener 
für Deutjchland jo verderbliche Dualismus der Verfaffung von 1815 be 
leitigt, und in welchem als eine Frucht des Krieges die Einigung des 
meitaus größeren Theiles von Deutjchland gepflücdt und eingeheimit wurde. 
Es iſt ſchon im folgenden Jahre die Verfaffung des Norddeutichen Bundes 
errichtet worden und dieje Verfalfung iſt es, die auch heute wejentlich 
unferer Betrachtung, Beurtheilung und Zuftimmung unterbreitet wird. Der 
Norddeutiche Bund ift, wie deſſen Verfafjung jelbit jagt, gegründet worden 
„um Schuß des Bundesgebietes und des innerhalb deijelben giltigen 
Rechtes, ſowie zur Pflege der Wohlfahrt des deutichen Volkes". Ich will 
Sie nicht in die Einzelheiten jener Bundesverfaffung einführen, ich werde 
mich darauf beichränfen, Sie in großen Zügen mit dem Inhalte derjelben 
bekannt zu machen. Sie wiljen, dab in jener Verfaffung zunächit von dem 
Gebiete die Rede iſt, dad ald territoriale Grundlage derjelben gelten joll; 
es it ferner die Rede von der Gejeßgebung und den Organen jenes Bundes, 
von dem Bundesrath, von dem Bundes-Präfidium und von dem Reichstage. 
Sodann handeln einzelne Abjchnitte von den bedeutenderen gemeinichaftlichen 
Angelegenheiten, von dem Zoll: und Handelsweſen, von dem Eiſenbahnweſen, 
von dem Roft- und Telegraphenwejen, von der Marine und Schifffahrt, 
von dem Konfulatwejen, von den Bundeskriegsweſen und von den Bundes— 
dinanzen. Sie jehen, dab eine ziemlich bedeutende Zahl von Angelegen- 
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beiten als gemeinſchaftlich erflärt worden ift und Sie jehen ferner, daß es 
zugleich die allerwichtigiten Angelegenheiten eines Staatöwejens find, über 
die bier die gemeinjchaftliche Beichlußfaflung im Bundesrath und Reichstag 
vorbehalten it. Es folgen dann Beltimmungen über die Schlichtung von 
Streitigfeiten und einzelne Strafbeftimmungen, ed enthält die Bundes— 
Verfafjung ferner eine Beitimmung über die Veränderung der Berfaffung, 
und fie enthält endlich noch einen Schlußparagraphen über das Verhältnik 
des Norddeutichen Bundes zu den jüddeutichen Staaten. Ueber dieje Ver: 
fafjung iſt jchen jo viel geiprochen und gejchrieben worden, daß etwas Neues 
über diejelbe wohl kaum noch zu jagen ift; am allerwenigiten werde ich mich 
unterfangen, Ihnen einen Vortrag über dieſe Verfaffung zu halten. Sie 
wiſſen, daf die idealen Züge in derjelben jehr dünn angelegt find, Sie 
wilten, dab die Bundeöverfaffung — und das iſt ihr Hauptwerth — fich 
an die realen Verhältniſſe in Deutjchland einfach angeichlofien hat. Sie 
willen aber auch, dab die früheren Verfaffungen, in denen dieſe idealen 
Züge theilweie größere Berüdfichtigung gefunden haben, an den realen 
Dingen in der Welt gefcheitert find. Wer deßhalb aufrichtig wünfcht, daß 
die deutjche Nation endlich zu dem fich geitalte, wozu fie ſchon ange fich 
hätte geitalten jollen, der wird ſich an die rauhe Mirflichkeit angewöhnen, 
und auf Manches verzichten müfjen, was ald Wunſch vielleicht feine große 
Berechtigung hätte. So und nicht anders it diefe Bundesverfaſſung ange 
legt und jo und nicht anderd wird auch die künftige Bundesverfaffung an— 
gelegt jein fönnen und müſſen. Zwiichen dem Nordbund und Süddeutſch— 
land it immerhin, troß des Itaatsrechtlichen Abjchluffes in dem Nordbund, 
ein gewiſſes näheres Verhältniß aufredit erhalten: geblieben. Es hat uns 
dieje Verfafjung gebracht den Zollvertrag von 1867 und- ihrer Gründung 
jogar vorangegangen find die Allianzverträge Preußens mit jämmtlichen 
ſüddeutſchen Staaten. Während durch dem eitten Vertrag ein früchtbringender 
Kreis um jämmtliche Staaten Deutſchlands anf wirthſchaftlichem Gebiete 
gezogen wurde, jo iſt durch die Alltanzverträge eine Garantie gejchaffen 
worden für die Sicherung des politijchen Beſtandes Deutichlands für 
alle Zukunft. Es iſt vielleicht bier der Ort, zu jagen, wie das Groß— 
herzogthum Baden, troßdem es jeiner Seits nur auf dieje zwei Verträge 
und deren Erfüllung angewieſen war, bisher thatſächlich zum Nordbund fich 
verhalten hat. Ich werde feinem Widerſpruch begegnet, wenn- id) - erkläre, 
dab das Großherzogthum Baden thatſächlich ſich als ein mirfliches Glied 
des verfallungsmäßig geeinigten Deutſchlands betrachtet hat: Mehr als 
einmal wurde der Gedanfe von- dem Landesherrn jelbit in feierlidher Weije 
ausgejprochen, daß er ſich und fein Land nicht anders betrachte als zu— 
jammengehörig und innig verbunden mit dem großen Staatd- Ganzen, 
gleichwiel ob das geiprochene oder gejchriebene Wort eines Vertrags dies’ 
jetzt jchon feftftelle oder erſt in jpäterer Zukunft. Doch’ nicht allein ſolche 
Aeußerungen des Landesherrn, - der Regierung und- des in der Stände 
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Verſammlung vertretenen badiichen Volkes haben wir zu verzeichnen, jondern 
wir haben zu verzeichnen eine Neibe jchwerwiegender Thatſachen, die von 
Manchem bis vor Kurzem als eine dem Lande grund» und nutzlos auf- 
gebürdete Laſt betrachtet worden find, während fie fich jet herausitellen 
als eine antizipirte Pflichterfüllung gegenüber der deutichen Nation, die nun 
die verfaffungsmäßige Sanftion erhalten fol. Baden hat in treuer Er— 
füllung des Allianzvertrages feine ganze militärtiche Geſetzgebung angepaßt 
an die des Norddeutichen Bundes als desjenigen Staats, der die geichlofjene 
Macht Deutichlands repräfentirt. Allein nicht blos auf dieſem Gebiete, 
ſondern auch anderwärts haben wir verjucht, eine gewiſſe Uebereinitimmung 
mit den Zuftänden des Norddeutſchen Bundes herzuitellen. Ich erinnere an 
viel Gefetze, denen Sie, zum Theil einjtimmig, zum Theil wenigitens mit 
großer Majorität, Ihre Zuſtimmung gegeben haben, und die eigentlicdy nur 
Nachbildungen waren deſſen, was der junge Norddeuriche Bund ald Geſetz 
feitgeftellt und verfündet hatte. So haben wir es gehalten bis zum vorigen 
Sandtage und auch der vorige Landtag hat und noch treu zufammenstehen 
eben im der Aufrechterhaltung des nationalen Bewußtſeins, er hat uns treu 
zuſammenſtehen jehen in der Kortentwidlung unferer inneren badiſchen Verhält- 
niſſe. Es war eine reiche Ausbeute, die uns der lebte Yandtag gebracht hat und wir 
bofften beim Scheiden wohl Alle, es werde eine gute Friedenszeit den von 
und gejchaffenen Gejeten einen ruhigen und jegensreichen Bollzug fichern. 
Es iſt anders gefommen. in furdytbarer, unſerem Lande und Volke geradezu 
Vernichtung drohender Krieg ift über uns hereingebrochen. Diejer Krieg 
wurde über und gebracht von der Nation, die es ald ihre hiſtoriſche Tradition 
anfieht, die Einigung Deutichlands mit allen möglichen Mitteln zu verhindern 
oder doch zu verzögern. Ich erinnere Sie daran, daß jene Nation bei jedem 
Finigungsverfuche Deutjchlands den eitlen und drehenden Anfpruch erhob, 
dab auch fie biebet ein Wort mitzureden habe. Seit dem Jahr 1866, in 
welhem Deutjchland ſich erlaubte, jeine eigenen Wege zu gehen, war des 
Drobens und Suchens nad) Kriegsvorwäandın fein Ende. Kein fchicklicher 
oder auch unſchicklicher Anlaß wurde verfäumt, und was war ſchließlich 
der lebte Grund, aus dem man ein friedliches Wolf mit einem fchredlichen 
Kriege überzog ? — Doch Schweigen wir von Allbefanntem, auch von jenen un— 
nadybarlichen Drohungen, die ganz jpeziell an unjre Adreffe über den Nhein 
berüber gerufen worden find. Es iſt anders gekommen, als das über- 
müthige Frankreich ficy ausgedacht, es wird nun eine große weltgejchichtliche 
Abrechnung mit jenem eitlen Volke gepflogen. Die Leiden und die 
Schreden, die über Frankreich ;efommen, wären vielleicht für das lette 
leichtfinnige und frivole Benehmen zu groß; allein Sie wilfen, es hat fid) 
eine große, Iahrhunderte alte Schuld aufgehäuft, die endlich in dieſem 
blutigen Kriege ihre gerechte Tilgung finden muß und finden wird, denn 
auch in der Weltgeſchichte mwaltet Gottes Strafgericht. Nicht der Sieg des 
einen Volkes über das andere iſt es allein, warum beide Kämpfer blutig 
ringen, die ganze Stellung der Staaten Europa's zu einander wird durch den 
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endlichen Sieg und die Einigung Deutjchlands eine wejentlich andere werden; 
Deutjchland wird wieder die ehrenvolle und machtgebietende Stelle einnehmen, 
die ed in früheren Jahrhunderten bejaht. Hier ift wielleicht der ſchickliche 
Drt zur kurzen Grörterung einer weiteren formellen Frage. Als der Krieg 
an Preußen erflärt war, wurden in Norddeutichland der Reichstag, in Baiern 
Mürtemberg und Helfen die Kammern berufen; eine Zufammenberufung 
unjerer Kammern hat damals nicht ftattgefunden. Won mandyer Seite it 
died gewünjcht worden, zunächſt mit Rückſicht auf die politiichen Zuftände 
in Süddeutſchland überhaupt und mit Rüdficht auf unfere Stellung zu den 
jüddeutichen Nachbaritaaten insbeſondere. Man hatte es gewünjcht auch 
wegen der Aufbringung und Verwendung der zur Kriegführung erforderlichen 
Geldmittel. Die lettere Rüdficht und der gewiß wohl begründete Wunſch, 
die heutige Verhandlung auf den eigentlichen Gegenftand der Tagesordnung 
zu beichränfen, beitimmen mich, mit der Anregung diejed Punktes mich zu 
begrrügen und Sie zu bitten, denjelben falls Sie dies überhaupt beabfichtigen, 
bei der Verhandlung über die finanziellen Vorlagen näher zu erörtern. Ich 
fehre zur Sache zurüd. Der Krieg war noch nicht ausgebrochen und ſchon 
war die Einigung Deutjchlands vollzogen. Baden insbejondere war — ich 
jage dies heute mit Stolz — der erite jüddeutjche Staat, welcher jeine ganze 
Kraft zur Bertheidigung des Vaterlandes ſtellte. Es erfüllte jeine ganze 
Pflicht als Reichsland treu und redlich, und es erfüllte fie, ich betone das 
gleichfalle, mit den größten Gefahren für fich und feinen Bejtand, mit den 
größten Gefahren für alle Bewohner des Landes. Während man in Baiern 
und MWürtemberg noch über den casus foederis diöfutirte, eilte Baden ohne 
allen Verzug dem bedrohten WVaterlande zu Hilfe und trat, unbefümmert um 
die Gefahr der Erponirung von Land und Leuten, entichloffen und muthig 
in die Brefche. Es war für unfer Land fein Kleines, in der eriten Auf- 
regung des Krieged, Angefichts eines jeden Augenblid drohenden Ueberfalls, 
die weit auseinander liegenden Streitfräfte zufammen zu raffen. Sie wiſſen, 
dat das mit der größten Rajchheit geichehen ift, und ich denfe, ed war das 
auch eine Frucht jener Laften, die wir freilic, in höherem Maße getragen 
haben, als die andern jüddeutjchen Staaten. Diejer Krieg, der vor und 
liegt in feiner ganzen Größe und mit allen feinen Scyreden, ift der blutige 
Ausgangspunkt unjerer heutigen Verhandlung. Gedenken wir heute deßhalb 
vor Allem in Ehren und danfbarer Anerfennung der Männer, welche das 
deutjche Heer vom Beginne des Krieges bis zur gegenwärtigen Stunde von 
Sieg zu Sieg führten. Und wie den Führern, jo wollen wir aus ganzem 
Herzen auch den jämmtlichen deutichen Truppen unſern Dank nnd unfere 
Anerkennung ausiprechen für ihre Tapferkeit und für die Hingebung, womit 
fie alle Leiden und Schreden des blutigen Krieges für unjer deutſches Vater: 
land ertragen haben und noch ertragen. (Bravo.) Es iſt eine Ehrenjchuld 
jeded in Deutichland fich verfammelnden Landtages, der Männer zu gedenfen, 
die mit Zurüdlafjung der Ihrigen todesmuthig hinauseilten auf das Schlacht: 
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feld. Ic erinnere Sie an die vielen Söhne, die ihre Eltern, an die 
Männer, die ihre Frauen und Kinder zurüdlafien mußten; ich erinnere Sie 
an den Sammer des Abjchiedes und an den Schmerz ded Verluſtes. Und 
doch hören wir, daß derjelbe Muth, diejelbe Ausdauer in der Pflichterfüllung 
und dafjelbe Bewußtjein, einer großen Sache zu dienen, die deutjchen Krieger 
noch ebenjo bejeelen, wie an jenem Tage, an dem fie fiegedmuthig über den 
Rhein nach Frankreich hinübergezogen find. Auch unſere Truppen haben 
einen reichen Antheil an diejen kriegerischen Ehren. Nicht beichieden war es 
ihnen, in großen Schladyten an der Seite ihrer deutjchen Brüder zu kämpfen, 
nicht ruhmgefrönt find fie genannt worden bei Meb und Sedan; aber fie 
halfen mwader mit, eine uralte deutiche Stadt dem deutjchen Reiche wieder 
zu erwerben. Im den Laufgräben von Straßburg troßten die badijchen 
Truppen an der Seite ihrer Mititreiter allen Gefahren des Krieges und des 
Wetters. Heute jtehen fie, vom großen Heere abgetrennt, ald treue Wacht 
im Süden Frankreichs und werden audy bier, auf früher deutichem Boden, 
dem deutjchen Namen Ehre machen. Alles, was wir von unjeren Truppen 
hören, it dazu angethan, das Vertrauen, das wir auf fie jeßten, in jeder 
Beziehung zu rechtfertigen. (Bravo.) Von diefem Kriege haben wir zwei 
große Früchte zu erwarten; die eine iſt die endliche Einigung Deutjchlands, 
die andere ift die Herftellung eines geficherten Zuftandes für unjer engeres 
badiſches und unfer großes deutjches Vaterland, und ich ſetze hinzu: die 
Heritellung eined dauernden Friedens für ganz Europa. Der größte Feld- 
berr Deutjchlands hat vor verfammeltem Neichötage ein Wort auögejprochen, 
das nun in Erfüllung zu gehen jcheint; er hat gejagt, Deutichland mülje 
nicht nur jo ſtark werden, daß ed einen Krieg mit jeinen Feinden mit Aude 
fiht auf Erfolg unternehmen könne, Deutichland ſei dazu berufen, jo ftarf 
zu werben, daß es jeden Krieg in Europa verbieten könne. in jolches 
Bolt ift für den Frieden Europa's auch in der That zur Nothwendigfeit 
geworden. Wenn Sie auf die klägliche Haltung der jogenannten „Neutralen“ 
beim Ausbruche deö Krieges bliden, dann werden Sie den Worten Moltke's 
ihren Beifall nicht verjagen können. Noch vor Beendigung des Krieged 
Ihritt man zu den Werfen des Friedend und das erite diefer Werfe iſt die 
Zufammenfaffung des jeither noch durch die Mainlinie getrennten Deutich- 
lands. Alle Berträge, die Ihnen vorgelegt wurden, geben mehr oder minder 
Kunde von dem aufrichtigen Beſtreben, dieſe Einigung zu einer dauerhaften 
und wohlthätigen zu machen. Es find Ihnen — idy will die Verträge ein- 
zein aufführen — vorgelegt worden: 

1) ein Vertrag des norddeutichen Bundes mit Baden und Heljen vom 

15. November 1870, 
2) eine MilitärsKonvention Preußend mit Baden vom 25. November 
1870, 
3) ein Schlußprotofoll vom gleichen Tage, 
4) ein Vertrag bed Norddeutichen Bundes, Baden’s und Hefjens mit 
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Würtemberg vom 25. November 1870 und ein Schlußprotokoll vom 
gleichen Tage, 

5) eine Militär-Konvention Preußens mit Würtemberg vom 21/25. No— 
vember 1870, mit einer Beilage über die Formation der Truppen 
für den Friedens- und Kriegsitand, 

. 6) ein Vertrag des Norddeutichen Bundes mit Batern vom 23. No: 
vember 1870, welcyer enthält einen Verfaſſungsentwurf und bejon- 
dere Beichränfungen zu Guniten Baierns, ſowie ein Schlußprotofoll 
vom gleichen Tage, 

7) ein Gejammtvertrag jämmtlicher Staaten vom 8. Dezember 1870, 
und endlich 

8) nachträglich vereinbarte Abänderungen. 

Nadı dem Beſchluſſe der Kommiſſion wird der Abgeordnete Kiefer 
über die zwijchen Baden und Preußen abgejchloilene Militärconvention Ihnen 
Bericht eritatten. Die Berichteritattung über ſämmtliche weiteren Berträge 
ift mir Übertragen worden. Ich werde im Interefje einer beijeren Weberlicht 
zunächſt von denjenigen Abänderungen jprechen, weldye die norddeutiche Bun— 
des-Verfaſſung bei der Errichtung des deutichen Neiches bezüglidy aller hieran 
theilnehmenden Staaten, auch der zum vormaligen Nordbund gehörigen, er: 
leiden joll. Sodann werde idy jprechen von einer gemeinfamen Abänderung 
für die Südſtaaten, Baiern, Würtemberg und Baden, und endlich von den 
bejonderen, für Baden, für Würtemberg und für Baiern getroffenen, Abände- 
rungen. Zur eriten Kategorie — allgemeine Abänderungen für jämmtliche 
Staaten — gehört ein Zufaß zu Art. 4 der Verfalfung. Der Artikel 4 
enthält die gemeinjcyaftlichen Angelegenheiten des Bundes. In der Nord: 
bundverfaliung finden Sie 15 Gegenitände als gemeinjchaftliche verzeichnet. 
Als weiteren Gegenitand bat nun der Entwurf der deutichen Bundes-Ver— 
faffung unter Ziffer 16 beigefügt: „Beltimmungen über die Prejje und das 
Vereinsweſen.“ Diejer Zula bat ſchon zu vielen Grörterungen in und 
außer diejem Lande Beranlaffung gegeben und ich finde dies am und für 
fich auch jehr begreiflih. Die Anficht Ihrer Kommiſſion ‚gebt dahin, daß, 
wenn überhaupt ein Gegenitand fidy zur bundesrechtlichen Negelung eignet, 
eö wohl diejer jein dürfte. Die durdy die Preſſe und das Vereinsweſen fich 
bildende öffentliche Meinung joll unter den Schuß und die Gontrole der ge 
meinjchaftlichen Gejeßgebung geitellt werden. Vom rechtlichen Standpunfte 
wurde diejer Sat meines Wiſſens auch nirgends ernitlicy beitritten. Die 
Angriffe gegen denjelben find weniger principieller, als, wenn idy jo jagen darf, 
territorialer Natur. In denjenigen Staaten, in denen die Preßgeſetzgebung 
uicht jo gut beitellt it, als man es gerade wünſcht — und das iſt vorzugs- 
weile in einigen norddeutſchen Staaten der Fall — billigt man volllommen, 
dat die Zimmer 16 aufgenommen wurde; andere Staaten dagegen, die be 
reits im Beſitze einer guten Preß- und Vereinsgeſetzgebung find, fürchten, 
daß eine derartige Beſtimmung der Bundesverrafjung zu einer Verjchlechterung 
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ihrer bisherigen Verhältniffe führen werde. Auch in unferm Lande find 
ſolche Befürchtungen aufgetaucht und ich habe mich dabei einer kleinen 
Schadenfreude nicht erwehren können, wenn ich mich daran erinnerte, wie 
ſeiner Zeit, als. in. unſerm Lande das Preß- und: Vereinsweſen neu geregelt 
wurde, von gewiſſen Seiten her der Klagen kein Ende war, daß wir ein 
ſchlechtes, den freiheitlichen Anforderungen des Rechtsſtaats keineswegs ent— 
ſprechendes, Geſetz gemacht, — und wenn ich nun ſehe, wie bange man von der 
gleichen Seite der Verſchlechterung unſeres, jetzt auf einmal zu Ehren ge— 
fommenen, Geſetzes auf dem Wege des Bundesgeſetzgebung entgegenſieht. 
Wir werden und eben bemühen müſſen, für die geſammte bundesitaatlic, 
geeinigte deutſche Nation ein gemeinſames gutes Preß- und Vereinsgeſetz zu 
wege zu bringen. Die Befürchtung, ed fönnten auf diefem Gebiete wieder 
Schöpfungen im Sinn und Geiite des alten Bundestages zu Tage kommen, 
it nach Lage der heutigen Verhältnifie nicht begründet. Der alte deutſche 
Bund und der neue deutjche Bund find nicht bloß dem Alter, ſondern aud) 
ihrer inneren Cinrichtung nach, zwei weſentlich werfchiedene Dinge. Der 
erſtere kannte feine Mitwirfung des Volkes bei der Gejeßgebung, in dem 
leteren dagegen hat das Volk hiebei, aljo auch bei der Schaffung eines 
Preß⸗ und Vereinsgeſetzes, einen jehr erheblichen Antheil. Auch wird es der 
Bundesregierung ſchon aus dem Grunde jchwer fallen, ein den Anforderun: 
gen der Neuzeit nicht entiprechendes Preß- und Wereinsgejeß beim Reichs— 
tage durchzufeßen, weil in einzelnen deutjchen Staaten ganz gute und braud)- 
bare Geſetze chen jeit längerer Zeit in Wirkſamkeit und Uebung find. 
Meine Herren, wenn die Mehrheit des deutjchen Volkes nad) etwas Gutem 
oder Beſſerem im diejer Richtung ernſtlich ſucht, jo wird auch dieje in ange 
meijener Weiſe fi) fundgebende öffentliche Meinung jchwer in die Wagjchale 
fallen, falls etwa wirklich der Verjuch gemacht werden follte, eine Verjchledy- 
terung der biöherigen Geſetze im Wege der Bundeögejehgebung herbeizu— 
führen. Eine zweite Aenderung ſoll der Artikel 11 der Verfaſſung erlei- 
den. Nach der norddeutjchen Bundesverfafjung fteht dem Bundesoberhaupte 
unbedingt das Recht zu, „Krieg zu erflären und Frieden zu ſchließen.“ 
Hier joll nun eine Aenderung in der Weije eintreten, daß die Kriegserflä- 
ung in der Negel nur unter Zuſtimmung des Bundesrathed erfolgen kann. 
Die betreffende Beſtimmung lautet: „Zur Erflärung des Krieges im Namen 
des Bundes ift die Zuſtimmung des Bundesrathes erforderlich, es ſei denn, 
dab ein Angriff auf das Bundesgebiet oder deſſen Küſten erfolgt." Won 
mancen Seiten wird dieje Beltimmung als eine Art Friedens-Bürgichaft 
Deutichlands gegenüber dem übrigen Europa angejeben. Ich will dieje Frage 
nicht weiter erörtern und bejchränfe mic auf die Bemerkung, daß nach dei 
Ihrer Kommiſſion ertheilten Aufichlüffen dieſe Menderung nicht auf Andrin= 
gen unferer Regierung aufgenommen worden it. Indeſſen iſt es immerhin befjer 
und zweckmäßiger, wenn fünftig die Frage der Kriegserflärung im deutſchen Bun- 
deörathe gemeinschaftlich, als wenn joldye, wie bisher der casus foederis, in den 
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Kammern der einzelnen Ränder befonderd verhandelt wird. Der Art. 18 der 
Verfaſſung enthält die dritte Menderung. Sie beiteht in einem Zuſatze fol- 
genden Inhalts: „Den zu einem Bundesamte berufenen Beamten eines 
Bundesſtaates ſtehen, ſofern nicht vor ihrem Cintritt in den Bundesdienſt 
im Mege der Bundeögejeßgebung etwas Anderes beitimmt ift, dem Bunde 
gegenüber diejenigen Nechte zu, welche ihnen in ihrem Heimathslande aus 
ihrer dienftlichen Stellung zugeftanden hatte.” Das Scylußprotofoll bemerkt 
biezu weiter, „daß zu Dielen Nechten der Beamten diejenigen Rechte nicht 
gehören, welche jeinen Hinterbliebenen in Beziehung auf Penfionen oder Unter: 
ftügungen zuftehen." Dieje Beftimmung, welch: an und für fich nicht von großer 
Bedeutung ift, wurde von allen jüddeutichen Staaten gebilligt und dem: 
gemäß in die neue Bundesverfaliung aufgenommen. Cine weitere Aenderung 
findet fid) dem Artikel 19 der Verfaſſung. Diejer Artikel joll lauten: „Wenn 
Bundesglieder ihre verfaſſungsmäßigen Bundespflichten nicht erfüllen, können 
fie dazu im Wege der Erecution angehalten werden. Dieje Crecution ift 
vom Bundesrathe zu beichließen und vom Bundespräfidium zu vollitreden.“ 
Grundſätzlich und regelmäßig hat dies früher ſchon gegolten; es iſt bloß die 
Ausnahmsbeitimmung in Wegfall gekommen, wornacd die Erecution in Be 
treff militäriicher Leiftungen, wenn Gefahr im Verzuge, von dem Bundes- 
feldherrn allein anzuordnen und zu vollziehen ift. Ganz in Wegfall kam 
die „Sequeitration des betreffenden Landes und feiner Negierungsgewalt”. 
Als legte gemeinfame, leider nur vorübergehende, Abänderung, bezeichne ich Die 
Beitimmung des Artifeldö 78 der Verfaifung, weldye für den Norddeutjchen 
Bund, Baden, Heffen und MWürtemberg feſtſetzt: „Veränderungen der Ver: 
faffung erfolgen im Wege der Geſetzgebung, jedoch ift zu denjelben im Bun— 
desrathe eine Mehrheit von drei Viertheilen (früher von zwei Dritteln) der 
vertretenen Stimmen erforderlich.” Dieje Beltimmung wurde jpäter — auf 
das entichiedene Verlangen Baiern’d — dahin abgeändert, dat Veränderungen 
der Verfafjuig als abgelehnt gelten, wenn fie im Bundesrathbe 14 Stimmen 
gegen ſich haben. Bon diejer leßten verhängnifvollen Abänderung werde 
ic, jpäter etwas eingehender zu jprechen Anlaß haben. Nachdem ich Ihnen 
die Aenderungen an der Bundeöverfafjung vorgeführt habe, die gemeinjchaft- 
lich für alle Bundeöglieder gelten, werde ich Ihnen nun in zweiter Reihe 
von einer Abändernug ſprechen, die bloß auf Baiern, Würtemberg und 
Baden, auf dieſe aber gemeinjam; Anwendung finden joll. Als einzige 
Aenderung diejer Art bezeichne ich die den Artikeln 35 und 30 der Bundes- 
verfaffung beigefügten Zuſätze. Diejelben lauten: Zu Artikel 35: In Baiern, 
Würtemberg und Baden bleibt die Beitenerung des inländiichen Brannt— 
weind und Bierd der Landesgeſetzgebung vorbehalten. Die Bundesitaaten 
werden jedody ihr Beitreben darauf richten, eine Uebereinitimmung der Gejeß- 
gebung über die Beſteuerung auch diejer Gegenftände herbeizuführen.“ Zu 
Artikel 38: „Batern, Würtemberg und Baden haben an dem in die Bundes: 
kaſſe fliegenden Ertrage der Steuern an Branntwein und Bier und an dem, 
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diejem Ertrage entiprechenden, Theile, des vorftehend ermähnten Averſums 
feinen Theil.” Ich will Ihnen nur im PVorübergehen mittheilen, dab in 
der Kommiſſion bezüglich diejer Aenderung anfänglich zweierlei Meinungen 
beitanden haben. Die eine Meinung ging dahin, es märe vielleicht zwed- 
mäßiger geweſen, überhaupt Feine andere Aenderungen in die Bundes-Ver— 
faſſung hineinzutragen, als diejenigen, die ich bereitd unter der Bezeichnung 
von allen Staaten gemeinjamen Aenderungen aufgeführt und näher erörtert 
babe; die andere Meinung gieng dahin, daß auch derartige Beftimmungen, 
die, ohne den Gang des Einigungswerks erheblich aufzuhalten, immerhin den 
betreffenden Staaten vorübergehend einige Grleichterung gewähren, recht wohl 
aufgenommen, ja ſogar befürwortet werden fönnen. Dieje gemeinjame 
Branntweinftener hätte vorausfichtlich unfere finanzielle Lage in dem Maaße 
verbefjert, alö fie die gemeinjame Bierjteuer verjchlechtert haben würde; allein 
jene Steuer hätte nach ihrer Einrichtung und Veranlagung in Norddeutich- 
land volföwirthichaftlich uns nicht unerheblich dadurch geichädigt, daß fie den 
bei uns jehr ausgedehnten Betrieb der Branntweinbrennereien fleinerer Land» 
wirthe geitört oder gar vernichtet haben würde. Die Nüdfichten, die allen 
drei Südſtaaten gemeinjchaftlich find, und die Ausficht, daß eine Fünftige 
gemeinfame Gejeßgebung denjelben befjer Rechnung tragen könne und werde, 
führten zu einer Einigung der Kommiffion im Sinne der Zuftimmung zu 
der fraglichen Aenderung. Ic gehe nun über zu den badifchen Vorbehalten 
und ſchicke hier zumächit die Bemerfung voraus, daß durch den Zutritt Ba— 
dend der Bundesrat) um 3 Stimmen und der Reichstag um 14 Mitglieder 
fih vermehren wird. Gin folder Vorbehalt ift in dem Paragraphen 57 oder 
eigentlich im Schlußprotokoll enthalten. Schon die bisherige Bundes-Ver— 
faffung hatte in dem gedachten Artikel für die einzelnen Bundesitaaten ein 
Uebergangsftadium auf die Dauer von 8 Jahren gefchaffen. Diejes Uebergangs- 
ſtadium foll mın auch Baden zu gute kommen. Daffelbe ift in dem Schluß: 
protofoll geregelt, indem man ſich beiderjeits dahin eimigte, „daß wenn im 
Saufe der Uebergangäperiode der nach dem Prozentverhältniß fich ergebende 
Antheil Baden’s an den im Bunde aufflommenden Poftüberjchüffen in einem 
Sabre die Summe von 100,000 Thalern nicht erreichen jollte, der an diejer 
Summe fehlende Betrag Baden auf feine Matrifular-Beiträge zu gute ge- 
rechnet werden joll; eine joldhe Anrechnung wird jedoch nicht ftatt- 
finden in einem Jahre, in welches Eriegeriiche Ereigniſſe fallen, an denen 
der Bund betheiligt iſt.“ Die Beitimmung ift hiernach weniger eine Be— 
verzugung, als vielmehr eine Nelegung des, allen Staaten eingeräumten, 
Proviforium für Baden. Für Baden gilt ferner die in Artikel 79 (früher 
80) der neuen Bundesverfaffung enthaltene UWebergangsbeitimmung. Dort 
find eine Reihe von Gejeßen aufgeführt, die in dem Nordbunde bereits ala 
Bundeögefeße eingeführt find und die nun audy in Baden ald künftigem 
Bundesſtaate Wirkſamkeit erhalten jollen. Wenn Sie das Verzeichniß diefer 
Geſetze anjehen, wie es ſchon in dem erften Vertrage mit Baiern und dann 
Baterialien IIL 35 
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wieder auf Seite 52 der Regierungsvorlage in der Schlußredaction, die 
Baiern veranlaßte, enthalten iſt, ſo finden Sie Bundesgeſetze, deren Wirkſam— 
keit der künftigen Bundesverfaſſung — 1. Januar 1871 — eintreten, und 
Bundesgeſetze, deren Wirkſamkeit erſt mit dem 1. Januar 1872 beginnen 
ſoll. — Man hat in der Kommiſſion die Frage aufgeworfen, ob es mit der 
Verantwortlichkeit einer geſetzgebenden Verſammlung verträglich ſei, eine ſo 
große Anzahl neuer zum Theil entſcheidender Geſetze geradezu anzunehmen, 
ohne ſich mit deren Detail auch nur oberflächlich zu befaſſen. Bei der Er— 
örterung dieſer Frage hat man vor Allem in Erwägung gezogen, daß der 
Hauptzweck des ganzen Vertragswerkes der ſei, ein gemeinſchaftliches Staats— 
weſen herzuſtellen, welches in gewiſſen allgemeinen Beziehungen auch durch 
gemeinſchaftliche Geſetze geregelt ſein müſſe. Man hat ſich geſagt, daß, wer 
die Vortheile eines gemeinſam großen Staatsweſens für ſich anſpricht, auch 
die Grundgeſetze und Normen, auf denen daſſelbe beruht, mehr oder weniger 
unbeſehen mit in den Kauf nehmen müſſe. So fremd ſind indeſſen dieſe 
Geſetze uns nicht. Wenn Sie zunächſt diejenigen näher anſehen, die ſofort 
mit der Wirkſamkeit der Bundesregierung in's Leben treten ſollen, ſo wer— 
den Sie darunter viele alte Bekannte finden, die nur in ihrer äußern Form 
vielleicht da und dort kleine Eigenthümlichkeiten an ſich tragen. Es ſind 
nur ganz wenige darunter, die außer der Form auch Neues in ihrem Inhalte 
uns bieten und gerade dieſe ſind die weniger bedeutenden und eingreifenden. 
Bezüglich derjenigen Geſetze, deren Einführung bis zum 1. Januar 1872 
verſchoben iſt, erlaube ich mir nur noch Ihnen kurz die Gründe anzu— 
geben, warum eine Verſchiebung eintrat. Die Geſetze unter den Ziffern J, 
2, 3 und 4 können vor dem 1. Januar 1872 nicht eingeführt werden, weil 
erit mit diefem Tage der Gegenftand jener Gejeße — die Bundes-Boft- 
und Zelegraphenverwaltung — bei und in's Leben tritt. Das Gejeß unter 
Ziff. 5, enthält eine Beitimmung, wodurdy für die Größe und Zahl der 
Banknoten, die eine Bank ausgiebt, der Zeitpunkt maßgebend jein wird, zu 
weldyem das Gejeß eingeführt wird. Nun befien wir zwar eine Notenbanf 
in Baden, aber es find zur Zeit nody feine Banfnoten emittirt und audy am 
1. Januar 1871 dürfte diefe Emiffion nur zu einem jehr Heinen Theil vollzogen 
jein; es würde hiernach, wenn man das Gejeß jofort bei uns einführen 
würde, die Noten-Emiſſion der badifchen Bank geradezu durch das Geſetz 
verhindert werden. Daf die Gejeße unter den Ziffern 6 und 7 nicht jofort 
eingeführt werden können, ift wohl ſelbſtverſtändlich. Die Einführung diejer 
Geſetze macht eingehende Vorarbeiten nothwendig und es wird demnach auch 
der Zeitpunft, den die Bundesverfaffung für deren Einführung bezeichnet, 
ald der richtige betrachtet werden fünnen. Ich habe hinfichtlich des badiſchen 
Vertrages nur nody auf einige Beitimmungen des Schlußprotofolld hinzu 
weilen; der übrigen habe ich gelegentlich der Beſprechung des Vertrags jelbft 
bereit erwähnt. Unter Ziffer 6 des Schlußprotofolld wurde von den Be- 
vollmächtigten ded Norddeutichen Bundes die Zufage gegeben, daß das Bun— 
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desPräfidium, nad) Vernehmung des zuftändigen Ausichuffes des Bundes- 
rathes, Bundeskonſulate errichten werde, wenn eine jolche Einrichtung an einem 
beitimmten Plate durch das Intereffe auch nur eines Bundesſtaats geboten 
ericheine. Unter Ziffer 7 ift der Zeitpunkt beftimmt, von welchem an die 
Zahlung der nach Artikel 62 von Baden aufzubringenden Beiträge zur Be: 
ftreitung des Militäraufwandes beginnen joll. Endlich ift noch zu erwähnen 
der Beitimmung unter Ziffer 9, die eine entiprechende Vermehrung der Mit- 
glieder des oberiten Gerichtöhofed für Handelsjachen in Ausficht nimmt. 
Zu den Würtembergiichen Vorbehalten übergebend, ſchicke ich die Be: 
merkung aus, dat durch den Zutritt Würtembergs ſich die Zahl der Stim— 
men im Bundesraths um 4 und die der Mitglieder des Neichötages um 17 
erhöht. Würtemberg ift bezüglich der Poſt- und Telegraphen-VBerwaltung 
weiter gegangen ald Baden. Während wir blos für eine furze Uebergangs- 
periode eine kleine Erleichterung und zufichern ließen, hat Würtemberg die Poft- 
und Zelegraphen-Verwaltung audy für die Zukunft in Händen behalten. Dieje 
Verwaltung ift zwar durch die Bundeögejeßgebung einigermaßen beichränft; 
allein dieje Beſchränkungen find, insbejondere Angefichts der Beftimmungen des 
Schlußprotofolls, von jehr geringer Bedeutung. Auch in Beziehung auf das 
Nilitärweien hat Würtemberg Einrichtungen getroffen, die nicht ganz einer 
bundeöftaatlichen Negelung entſprechen. Würtemberg erhält nad) jeiner mit 
dem Norddeutichen Bunde abgejchloffenen Militär-Gonvention ein eigenes für 
fich geſchloſſenes Armeekorps, das vierzehnte, das indeffen in Kriege- und 
Friedenszeiten unter den Oberbefehl des Bundesfeldherrn, des Königs von 
Preußen, geftellt if. Daneben beiteht ein meitgehendes Recht des Könige 
von Würtemberg zur Ernennung von Offizieren und damit im Zuſammen— 
bange ftehen andere Beftimmungen, nad) weldyen die Entjcheidung in ge- 
wiſſen Dingen auf ein invernehmen des Bundesfeldhern mit dem 
König von Würtemberg geftellt wird. Cs find dies Vorbehalte wenig er- 
freulicher Art. Zum Theil werden diejelben allerdings wieder audgeglichen 
durch einzelne andere Beftimmungen der Militär-Gonvention, welche dem 
Bundesfeldheren ein unbedingtes Inſpectionsrecht einräumen, und weldye be- 
ſagen, dab die gefammte Organifation des würtembergijchen Heerkörpers 
nady den allgemeinen für Deutjchland geltenden Normen herzuitellen jei. 
Bas die finanzielle Belaftung betrifft, jo findet der Artikel 62 der Bundes: 
verfaffung gleichmäßig auf Würtemberg, wie auf die übrigen Bundesftaaten 
Anvendung. Wir wollen hoffen, daß in der praftiichen Durchführung Man— 
des fich beſſer geftalte, ald die vertragsmäßigen Zeititellungen dies erwar: 
ten laſſen. Ich komme nun zu dem bedenflichiten Vertrage, der uns heute 
zur Genehmigung vorliegt, zu dem Vertrage mit Baiern. Auch bier fchide 
ih voraus, daß durch den Beitritt Baierns zum deutjchen Bunde, die Stim- 
menzahl im Bundesraty um 6 und die Mitgliederzahl des Reichstages um 
48 ſich erhöht. Meine Herren: Wenn Sie fidy vergegenwärtigen, wie Die 
Stellung Baiernd vor dem Kriege war, und wen Sie ſich insbeſondere die Ver: 
26° 
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handlungen in der baieriichen Kammer in Crinnerung rufen, die beim Aus- 
brud) des Krieges über den casus foederis und Aehnliches gepflogen wur: 
den, jo werden Sie im Allgemeinen nicht überrajcht fein, daß gerade diejer 
Staat fich fehr viel Bejonderes für fich bedungen hat. Schon damals wurden, 
für den Fall des nun eingetretenen Sieged der deutichen Waffen, weit: 
gehende partikulariftiiche Rechte in Ausficht genommen. Ich erinnere an 
die damald aus mahgebendem Munde gejprochenen Worte: „Erfüllen 
wir den Allianzvertrag treu und redlich, dann werden wir nad) einem 
glüdlich geführten Kriege mit der Behauptung gehört werden müſſen, daß 
ed hieran gemüge, daß die Sicherheit Deutjchlands durch die Allianzverträge 
vollftändig gewährleiftet jet". Im diefer Schärfe find nun die Dinge aller: 
dings nicht verlaufen, und auch in Baiern hat ſich nach und nad) die Ueber: 
zeugung Bahn gebrochen, daß es befjer jei, einem großen Staatsganzen als geadh- 
teter Theil anzugehören, ald iſolirt ein ftaatliches Schyeinleben zu führen. Ander— 
ſeits giebt's in Baiern freilich nad) wie vor Stimmen, die dem Lebtern in 
partifulariftiicher Verblendung das Wort reden und Leute, die ed, gern Jähen, 
wenn wir, ftatt zu einem einigen und mächtigen Deutichland zu eritarfen, in 
die Zeiten des alten Bundestags zurücfallen würden. Dieſer Kampf der 
Meinungen bat leider in dem baierifchen Vertragswerke einen nur zu deut: 
lich ſprechenden Ausdrud gefunden, während man doch wahrlich zu dem 
Glauben berechtigt war, diefe ungeheuer große Zeit mit ihren fruchtbaren 
Opfern für die Ginigung Deutjchlands werde auch in Baiern größere An- 
Ichauungen hervorrufen. Ich beginne nun mit der langen Reihe der baieri— 
Vorbehalte. Man hat zumächit eine neue Redaktion der künftigen Bundes- 
verfafjung mit Baiern vereinbart. Schon bei diefem Anlaffe iſt Manches 
in die Verfaffung bineingefommen, was nicht gerade als eine Verbeſſerung 
derjelben zu betrachten ift. Baiern hat bier nicht allein für fich, ſondern 
auch für die beiden weiteren Königreicye Vorrechte bedungen, die nach dem 
einitimmigen Dafürhalten Ihrer Commiſſion die dem jungen Deutichland jo 
nothwendige Kraft der Gentralgewalt und die naturgemäfe Beweglichkeit der 
Verfaſſung weſentlich zu gefährden geeignet find. So hat fi Baiern in 
Art. 8 der Berfalfung einen ftändigen Sit in dem Ausſchuſſe für das 
Landheer und die Feltungen vorbehalten. Außerdem joll in dem Bundes— 
rathe aus den Bevollmächtigten der Königreiche Baiern, Sachſen und Wür— 
temberg, unter dem Vorſitze Baiern, ein Ausſchuß für die auswärtigen An- 
gelegenheiten gebildet werden. Dieſer Ausſchuß ift der einzige, der bloh 
aus drei Mitgliedern beiteht; die jämmtlichen übrigen Ausſchüſſe befteben 
aus fünf, und es liegt die Frage nahe, warım gerade in diejem diplomatijchen 
Ausichuffe nur drei Mitglieder ſitzen. Ebenſo nahe liegt aber auch die Antwort, 
wenn man bedenkt, dab gerade Baiern, Würtemberg und Sachſen diejen 
Ausschuß bilden. Dieſes dDiplomatifche Organ Deutjchlands hat freilich, wenn 
man daran denkt, daß der Schwerpunft der eigentlichen Zeitung der deutſchen 
Geſchicke in jehr ficheren Händen ruht, nicht viel zu bedeuten; gerade deß— 
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balb aber wäre es beſſer ungeichaffen geblieben. ine der allerbedenflichiten 
änderungen der Verfaffung wurde in Art. 78 getroffen. Derjelbe lautet 
jet: „Veränderungen der Verfaffung erfolgen im Wege der Geſetzgebung. 
Sie gelten als abgelehnt, wenn fie im Bundesrathe 14 Stimmen gegen fich 
haben.” Im der Norddeutichen Bundesverfaffung waren zu Berfaffungs- 
Veränderungen zwei Drittel Stimmen erforderlih. Im der zwilchen dem 
Norddeutichen Bunde einerjeitd und Würtemberg, Baden und Heſſen ander: 
ſeits vereinbarten deutichen Verfaflung wurde dieſes Verhältniß, wie ich be- 
reitd früher erwähnte, auf drei Viertel erhöht. Die in der baierijchen 
Schlußredaktion nochmals eingetretene Verſchärfung findet die einfachite und 
fürzeite Erklärung durdy Verweiſung auf den jo eben erwähnten Ausſchuß 
für die auswärtigen Wirgelegenheiten, deſſen Mitglieder, Baiern, Wür- 
temberg und Sachſen, zujammen. die 14 Stimmen befien, mit denen 
jede Berfafjungsveränderung verhindert werden kann. Dieje Beitimmung 
räumt das von Baiern allein urſprünglich geforderte Veto den drei Künig- 
reihen zufammen ein, in deren ausſchließlichen Gewalt es hiernach liegt, jede 
Beiterentwidelung der deutichen Verfaffungsverhältniffe, aljo auch jede Ver: 
bejierung zu verhindern. Die Commiſſion hat fich Angefichtd diejer für ein 
bundesitaatliches Verhaͤltniß erorbitanten Beitimmung die Frage vorgelegt: 
ch ed überhaupt zuläffig jei, dem baierijchen Vertrage die Zuftimmung zu 
ertbeilen. So ſtellt ſich nämlich bei dem entjchiedenen Feithalten Baierns 
an diefer Beitimmung die Frage. Nun hört man zwar öfterd jagen, eine 
Zurückweiſung Baiernd habe nicht viel zu bedeuten, es werde jpäter wieder- 
fommen und die Bedingungen feines Cintrittd in den Bund würden dann 
für diefen fich günftiger geftalten. Es mag dies jein. Allein willen wir 
fo beitimmt, was Alles geichehen wird, während Baiern draußen ſteht? 
So wie die Dinge gegenwärtig in Guropa liegen, müfjen wir vor Allem 
wünjchen, daß Deutjchland raſch fich einige; wir haben ein großes und drin- 
gendes Intereſſe daran, dab auch Baiern ein Glied des deutjchen Reiches 
werde, dab es Theil nehme an den Verhandlungen des Bundesrathe, daß 
es jeine Abgeordneten in den Reichstags jende, daß es äußerlich und inner: 
lich mit den Intereſſen der deutichen Nation fich verwachſe. Je inniger das 
gegenjeitige Verhältniß fich geitaltet, um jo mehr dürfen wir und der Hoff: 
nung bingeben, daß jeiner Zeit audy das durch jene Verfaſſungsbeſtimmung 
fih ausdrüdende Mißtrauen jchwinden und daß der Entwickelung des 
deutichen Verfaſſungslebens, jei ed mit oder ohne Aufhebung jener 
Beitimmung, feine unnatürliche Schranfe mehr entgegenitehen werde. 
So fieht fih die Berfaffung an, wie jolche aus den Verhandlungen mit 
Baiern hervorgegangen ift. Nun folgt aber noch eine lange Reihe von Be— 
ſchränkungen, weldye die jo feitgeitellte Verfaſſung binfichtlic, ihrer Anwen— 
dung auf das Königreich Baiern erleidet. So eritredt fidy das Recht der 
Handhabung der Aufficht Seitens ded Bundes über die Heimaths- umd 
Niederlafjungsverhältniffe und deffen Recht der Gejeßgebung über dieſen Ge- 
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genstand nicht auf das Königreih Baiern. Im gleicher Weije finden wir 
Beſchränkungen bezüglich des Auffichtörechts über das Poſt- und Telegrapben- 
weſen. Die über das Eiſenbahnweſen handelnden 88 42 bis 46 der Ver: 
fafjung find auf das Königreidy Baiern nicht anwendbar; auf das was von 
diefer Materie noch gemeinjam bleibt, konnte der Bund, wenn er fidh nicht 
geradezu jchädigen wollte, nicht verzichten. Der bedenflichite Punkt iſt die 
Regelung der militäriichen Verhältniffe. Das baieriſche Heer bildet einen 
in ſich geichloffenen Bejtandtheil des deutichen Bundesheered mit jelbititän- 
diger Verwaltung unter der Militärhoheit des Königs von Baiern, im 
Kriege — und zwar mit Beginn der Mobilifirung — unter dem Befehl 
des Bundesfeldheren. Aus diefem Grundjage fließen jelbitverjtändlich viele 
mit einem bundesitaatlichen Verhältnifje fait unvereinbarliche Konjequenzen. 
Gerne verzeichnen wir audy einzelne Zugeftändnifje auf dieſem Gebiete an 
die Bundesgewalt. Die allgemein für Deutjchland bezüglich der perjönlichen 
und fachlichen Zeiltungen im Meilitärwejen geltenden Normen jollen auch für 
Baiern gelten; die Drganijation, Formation, Ausbildung und Mobilmahung 
der Truppen jollen nad) gleichen Grundjäßen erfolgen; die Inſpektion des 
baieriſchen Kontingents iſt ein Recht und eine Pflicht des Bundesfeldherrn; 
im Kriege find die bateriichen Truppen verpflichtet, dem Bundeöfeldheren 
unbedingten Gehorfam zu leiten; gemeinjame Beitimmungen in Beziehung 
auf die Feltungsanlagen und die Erflärung des Kriegäzujtandes find wenig- 
ftend in Ausficht genommen. Den Schluß diejer Bejchränfungen der deut: 
ſchen Verfaſſung zu Guniten Baierns bilden zwei allgemein jehr bezeichnende 
Beltimmungen. Nach der einen baben in allen Fällen, in welchen zwijchen 
jenen Bejchränfungen und dem XTerte der deutjchen Berfaffungsurfunde eine 
Verſchiedenheit beiteht, für Baiern lediglich die erjteren Geltung und Ver— 
bindlichkeit. Nach der anderen können jene Beichränfungen künftig nicht 
anders, ald mit Zuftimmung Baiernd abgeändert werden. Man jollte nun 
glauben, dab die Sonderbeitimmungen zu Gunften Baierns hinreichend ab- 
geſchloſſen jeien. Dieſes ift jedoch nicht richtig. Es folgt noch ein Schluß: 
protofoll und in diefem leßteren find nicht blos Erklärungen und Erläute— 
rungen enthalten, wie dies bei derartigen Protofollen meiſtens der Fall ift, 
nein, das Schlußprotokoll enthält zwijchenhinein neue Beſchränkungen, neue 
Vorbehalte zu Gunsten Baierns. Die Bundeslegislative ſoll nicht zuftändig 
fein, dad Verehelichungsredyt mit verbindlicher Kraft für Baiern zu regeln. 
Diejelbe joll ich nicht auf die Frage erftreden, unter welchen Borausjegungen 
Iemand zur Ausübung politischer Rechte in einem einzelnen Staate — will 
heihen in Baiern, — befugt jet. Die etwa vom Bunde über das Immobiltar- 
Verſicherungsweſen zu erlafjenden gejeßlichen Beftimmungen fünnen in Baiern 
nur mit Zuftimmung der baieriſchen Regierung Geltung erlangen. Sogar 
eine entiprechende Betheiligung bei der ferneren Ausarbeitung eines allge 
meinen deutjchen Givilprozehgejeßbuchs, die ficher nicht ausgeblieben wäre, 
hat Baiern vertragsmäßig ſich zufichern laffen. Ganz bejonders hervorzu- 
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beben iſt noch die Beitimmung, wonach der Bund, in Anbetracht der 
Leiſtungen der baieriſchen Regierung für feinen diplomatischen Dienit durd) 
die — von Baiern ald Vorrecht in Anfpruch genommene — 'Bereititellung 
ihrer Gejandtichaften und in Grwägung des Umiftandes, daß an denjenigen 
Orten, in welchen Baiern eigene Gejandtichaften unterhalten wird, die Ver: 
tretung der baterijchen Angelegenheiten dem Bundesgejandten nicht obliegt, 
die Verpflichtung übernimmt, bei Feititellung der Ausgaben für den diplo- 
matiichen Dienft des Bundes der baierijchen Regierung eine angemefjene 
Vergütung in Anrechnung zu bringen; über Feſtſetzung der Größe jolle 
weitere Vereinbarung vorbehalten bleiben. Ich will hoffen, dat dieje Ver— 
einbarung dem deutſchen Bunde nicht viel Kopfzerbrechens machen, und daß 
in nicht allzulanger Zeit die baierifchen Kammern mit einem Gejandtichafte- 
weien ganz aufräumen werden, das lediglich zur Unterbringung einer privis 
legirten Klafje von Perfonen dient und dem Allgemeinen nichts einträgt, 
als ein erhöhtes Budget. Es wird ficherlich die Zeit nicht mehr ferne fein, 
wo wir nur noch deutiche Gefandte kennen und ihres mächtigen Schutzes 
und erfreuen. Der ftellvertretende Vorſitz im Bundesrathe, den Sachſen 
bieher nach einer taftvollen Uebung Preußens führte und der im gleicher 
Reife an Baiern, ald den größten Bundesſtaat übergegangen jein würde, 
wurde von dieſem ald ein Recht in Anſpruch genommen und von Preußen 
zugeftanden. Hierher gehört ferner nody eine Reihe von Beltimmungen, 
welche die baieriſche Milttärverwaltung ketreffen und weitere Beſchränkungen 
der Verfaffung zu Gunſten Baiernd enthalten. So jehr wir beflagen, daß 
Baiern auf vielen wichtigen Gebieten über feine Größe und Machtitellung 
weithinausgehende Lömwenantheile fich vorbehielt, jo halten wir es dennoch 
— und darin war die Kommilfion einftimmig — für eine, wenn gleich 
ſchwer zu erfüllende, patriotifche Pflicht, auch zu dem baieriichen Vertrags: 
werte Ia zu Jagen. Die Alles heilende Zeit wird auch bier ihre beflernde 
Hand anlegen, und unjere Nachkommen haben vorausfichtlidy weniger, als 
ihre Borfahren an der Berfaffung ihres Vaterlandes auszufeen. — Doch aud) 
die Gegenwart hat ihre berechtigten Wünfche und ein folcher ift der Wunſch, 
es möge die deutſche Gentralgewalt in ihrer äußern Form die Geftaltung 
annehmen, welche jchon durch ihre Bezeichnung an die beiten Zeiten der 
deutichen Nation und erinnert. Es joll wieder eritehen das deutiche Kaiſer— 
tbum, deſſen Madıt nady Außen die Feinde im Schach hält und deſſen 
Kraft im Innern die Staatdordnung befeitigt. Der König von Preußen, 
unter deſſen fiegreicher Führung der Erbfeind Deutjchlands zu Boden ges 
worfen wurde, joll als erblicher Kaifer an die Spitze des deutjchen Neiches 
treten und ed mögen unjerer Nation wiederfehren die Tage der Größe und 
der Wohlfahrt. Ich bin mit meiner Berichterftattung über die Verträge zu 
Ende. — Ich habe Ihnen in großen Zügen die Aenderungen vorgeführt, die 
in Folge des Eintrittö der Südftaaten in das Deutjche Reich an der Ver— 
faffung des Norddeutjchen Bundes vorgenommen werden jollen. Erlauben 
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Sie mir zum Scinffe noch auf die Folgen hinzuweijen, welche die alljeitige 
Annahme dieſes Vertragswerkes für unſer Land Baden haben wird und 
haben muß. Unjer Staat wird eingeführt in den großen Bau des Deutjchen 
Reiches. Unfer Fürft gab — id) erwähne deijen hier mit danfbarer Aner- 
fennung — zur Grridytung eined einigen und mächtigen Deutjchlands eine 
Reihe wichtiger Hoheitörechte freudig an die künftige Gentralgewalt ab; audı 
wir werden, jeinem edlen Beilpiele folgend, Mandyes gerne dahingeben, was 
das Gejammtvaterland zu jeinem Wohle und Gedeihen uns abfordet. Aus 
diefem Saale verjchwinden alle größeren politifchen Fragen, aller politiſche 
Verkehr Badend mit dem Auslande. Mit diefen Fragen werden auch mandje 
Kämpfe aus diefem Hauje verjchwinden, jo namentlidy der jeit dem Beitehen 
unjrer Verfaſſung traditionell geführte Kampf über das Militärwejen, der 
von dieſem Haufe wohl nicht immer ganz richtig geführt wurde. Denken 
Sie in diefer Beziehung nur an die jüngfte Vergangenheit! Auch der Wehr: 
ftand hat jeine Berechtigung; ohne Aufere Unabhängigkeit giebt es feine ge- 
ficherte innere Entwidelung eines Staates. Es werden ferner aus diejem 
Haufe verjchwinden die großen volföwirtbichaftlichen Fragen; auch dieje wer- 
den fünftig an einer andern Stelle diöfutirt und entjchieden werden. Andere 
wichtige Theile unjerer Gejeßgebung, insbejondere der Juftizgejeßgebung, 
werden gleichfalld unjerem engeren Gefichtöfreife entrüdt werden. Alle dieje 
Fragen werden in Zukunft im Deutſchen Neichötage von der Regierung und 
den Abgeordneten des deutjchen Volfed zum Austrage gebracht werden. Eine 
Leere wird indeffen troßdem hier nicht eintreten; es bleibt auch noch für uns 
Mauches zu erörtern und zu regeln. Das badiiche Volk hat auch nach der 
Befriedigung jeines nationalen Bedürfnifjes noch manche Wünjche auf dem 
Herzen, deren Grfüllung es von feiner Regierung und von feinen Ständen 
erwartet. Fragen der Kultur und der materiellen Interejjen liegen noch in 
großer Zahl vor und; fie alle harren der Erledigung. Vergeſſen wir darum 
über dem Großen das Kleine nicht! Freilich wird die badiſche Staatöver- 
waltung nad) der Errichtung des Deutjchen Reiches ein andered Ausjehen er- 
halten ald bisher. Die Staatsmaſchinerie wird fi) in mancher Beziehung 
vereinfachen müſſen; fie wird nur noch auf die Leiftung der Arbeit berechnet 
jein dürfen, die nicht won dem Bunde aus mittelft jeiner Drgane bejorgt 
wird. Haben wir vorher herben Tadel gegen Baiern und theilweife auch 
gegen Würtemberg ausgejprochen, weil diefe Staaten in vielen, naturgemäß 
dem Bunde zufallenden, Dingen für fich fortwirthichaften wollen, wie bisher, 
jo dürfen wir unjererjeits nicht in den gleichen Fehler verfallen. Vieles 
wird bei und ſich vereinfachen Eönnen und müffen. Im allererjter Reihe er- 
wähne ich unjerer Landeöverfafjung, die in der bisherigen Form nicht mehr 
ſich erhalten lafjen wird. Das Zweikammerſyſtem wird für die fleinen und 
nun nod) Feiner werdenden Berhältniffe nicht wohl allzulange mehr beitehen 
fönnen, wenn der große deutjche Staatskörper an einem Bolfsvertretungs- 
förper fich genügen läßt. Unſer Truppenfontingent bildet künftig einen Be— 
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ſtandtheil der preußiſchen, ſpäter wohl der deutjchen Armee und unterjteht 
in diefer Eigenſchaft unmittelbar der preußiichen, bezw. der deutichen Heeres- 
leitung; das badijche Kriegäminifterium dürfte hiernach jelbitverftändlich in 
Begfall fommen. Wie die Führung im Kriege, jo wird audy die Führung 
im Frieden eine Aenderung erleiden müſſen. Wir werden fürder feine ba- 
diihe Diplomatie, feine badiſchen Geſandtſchaften mehr brauchen. Bedarf 
ein Badener in der Fremde Schuß oder Hilfe, jo wird er nach der Woh— 
nung des deutichen Gejandten fragen und hier wird ihm das Gewünſchte 
raicher und fräftiger gewährt werden, alö ein badiſcher Vertreter beim beiten 
Villen es zu leiften vermöchte. Mit dem Wegfall des politiichen und kom— 
merziellen Verkehrs nach Außen durch Geſandte und Konſuln wird auch das 
Schickſal des badischen Miniftertumd der auswärtigen Angelegenheiten, we— 
nigitend der Hauptjache nach, entichieden jein. Weldyen Einfluß die neue 
Geitaltung der Dinge auf die Thätigfeit und den Wirkungskreis des badi- 
ſchen Handeläminilteriumd äußern wird, dürfte gleichfalls ein Gegenitand 
der Aufmerfjamfeit der Großherzoglichen Regierung jein. Ueberhaupt wird 
gar Manches einen provinziellen Charakter annehmen. Ich kann dieſe 
Aeußerung nicht unterdrüden, jelbit auf die Gefahr hin, die Gefühle der 
Refidenz einigermaßen zu verlegen. Größtmögliche Bereinfahung in allen 
Zweigen der Staatöverwaltung ift der einmüthige Wunſch der Kommiſſion 
und werde ich mir erlauben im Namen der leßtern, wenn die Hauptfragen 
der heutigen Tagesordnung entjchieden jein werden, Ihnen eine hierauf be- 
zügliche Erklärung zu Protokoll vorzuichlagen. Wir bringen gerne und freudig 
die Opfer, die das deutiche Einigungswerk und und unjerem Volke auferlegt; 
allein gleichzeitig müfjen wir auch wünfchen, daß in unterer Staatöverwal- 
tung diejenige Vereinfachung und in unjerem Staatshaushalte diejenige Er- 
ſparniß eintreten, welche mit der Ehre und der Wohlfahrt unjeres Landes 
vereinbarlich find. Lafjen Sie mich jchließen. Die nationale Frage, die 
uns jo lange und jo oft in diefem Haufe beichäftigte und bewegte, ift — 
wir fünnen das heute mit einem gewiljen Stolze jagen — zur höchſten Be- 
friedigung von Fürft, Regierung und Kammern und ich darf wohl aud) 
jagen, deö ganzen badifchen Volkes, ihrer endlichen Löfung nahegerüdt. Ent- 
weihen wir den heutigen großen Tag nicht mit einer Kleinen Polemik überfdie Mo— 
dalitäten diejer Löſung. Jeder von und hat wohl im Einzelnen feine be- 
jonderen Anfichten über dieje große Frage; wir wollen heute hierüber nicht 
rehten. Der Gang der Gejchichte hat entjchieden. Nur das Eine will ich 
an diejer Stelle und bis auf Widerfpruch feithalten, dat wir Alle in dieſem 
Saale hocherfreut find über das neuerftandene Neich Deutjcher Nation. (Al- 
gemeined Bravo.) Wir wollen die und vorliegende Frage in patriotijcher 
Irene gegen unfer Vaterland zur Löſung bringen. Unjere Nachkommen 
mögen an dem großen Werfe weiter arbeiten und dem nun geeinigten Deutjch- 
land mit der Zeit erringen, was unjerem Einigungswerke die letzte und höchite 
Weihe erteilt — eine gejunde Entwidlung des gefammten Verfaſſungslebens 
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des deutſchen Staatd. Wie die deutjchen Krieger von Sieg zu Sieg eilten 
und jo und die Einigung Deutichlands ermöglichten, jo wird, bei gleicher 
Tapferfeit der politiichen Streiter, mit Gottes Hilfe auch die Freiheit in 
das neuerftandene Deutjche Reich ihren fiegreichen Einzug halten. (Bravo.) 


Am Schluffe der Debatte*) über diefen und einen zweiten Antrag auf 
Genehmigung der abgeſchloſſenen Militärfonvention wurden bei der Ab- 
ftimmung die Berträge einftimmig (die Mililitärfonvention gegen eine 
Stimme) angenommen; ebenjo wurde folgende Zuiaßerflärung: 
„Die Kammer fpricht die Erwartung aus, daß der Eintritt in den 
deutjchen Bund eine grundjätliche Nevifion der Staatöverfaffung 
und eine wejentliche Vereinfachung der Staatöverwaltung, insbe- 
jondere Wegfall des Kriegäminiiteriums, Bejeitigung des Minifte- 
riumd der auswärtigen Angelegenheiten umd der Gejandtichaften zur 
Folge habe“ 

ald Rejolution einftimmig angenommen”). 


B. Erfie Kammer. 


Die erfte Sitzung vom 13. Dezember 1870 eröffnete der Präfident, 
Geheimerath Dr. v. Mohl mit folgenden Worten ***): 

Wir find bier berufen, um an einem Werke mit Antheil zu nehmen, 
welches gewiß nicht wichtiger, nicht folgenreicher fein kann für Baden, 
Deutichland und wohl auch für ganz Europa. Es ift nicht nothwendig und 
nicht erlaubt, das auseinanderzufegen; Tauſende haben es ſchon gejagt und 
Millionen haben ed gedacht und denken es täglich. Es iſt endlich möglich 
geworden, daß wir eintreten in einen Bund nicht blos, jondern in ein ganzes, 
großes Deutichland, an deſſen Spite wieder ein Kaiſer fteht; es ift das 
möglich geworden durch Thaten, wie fie die Gefchichte faum aufzählt und 
die erlebt zu haben gewiß der alte Mann noch jeinem Schickſal dankbar ift, 
der junge Mann für jein ganzes Leben lang eine erhebende Erinnerung 
haben wird; es iſt möglich geworden durch eine Kriegführung und Tapfer— 
feit, die der deutichen Nation zum ewigen Ruhm gereichen wird; es ift mög: 
lich "geworden durch Opfer von allen Seiten und nicht blos Opfer von Gut 
und Blut, jondern audy von Rechten, und bier find wir ftol; darauf, daß 
unjer erhabener Landesherr vorangegangen ift vor allen Anderen. Freilich 
ift die Freude nicht ganz ungetrübt. Diejer furdytbare Krieg hat ja, man 
darf jagen, kaum eine Familie in Deutjchland gelaffen, wo nicht Vater, 
Gatte, Sohn, Bruder, Bräutigam auf dem Feld der Ehre gefallen oder 
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wenigitend ſchwer verwundet darniederlegt, und noch ift der Friede nicht er- 
ſtritten! Wir find ferner betrübt, — und es ift das doch ein berechtigter Grund zur 
Betrübnig, — daß die Verhältniffe im einzelnen Lande fich allerdings fimftig 
Heiner, beicheidener geftalten werden, namentlich auch die Ständeverjamm- 
lungen gegemüber dem großen Reichstag. Mir werden allerdings ald Badener 
an diefem Antheil nehmen fönnen, allein nur in kleiner Zahl, während auf 
der ambderen Seite die Rechte der Kammern nothwendig jehr zurücktreten 
werden. Es ift — das ilt wenigitend meine perjünliche Weberzeugung — 
audy noch zu bedauern, daß nicht Alles jo in den Verabredungen hat zu 
Stande gebracht werden fünnen, wie es wünjchenäwerth gewejen wäre. Nicht 
it das die Schuld unferer Regierung, fie liegt anderöwo; allein wir wollen 
hoffen, dab die Erfahrung, daß die Zeit und daß vielleicht auch die nöthi- 
gen Auseinanderiegungen und Klarmachungen das allmälig wieder gut machen 
werden, was jeßt noch nicht hat in's Reine gebracht werden fünnen. Dann 
wird wirflid) verbefjert werden fünnen, was der Werbejlerung bedürf- 
tig tt, dann wird auch weggeräumt werden fünnen, was unnüßer Weiſe 
bereingefommen iſt. Das ſteht der Zukunft anheim; es werden das jeiner 
Zeit wir jelbjt oder jedenfalld unfere Nachfolger zu beforgen und darauf hin- 
zuwirken haben. 


In der zweiten öffentlihen Sitzung vom 19. Dezember 1870 
wurde folgender mündlicher Bericht über die Vorlage erftattet: 

Dr. Bluntſchli“): Durchlauchtigſte, hochgeehrteite Herren! Da ed mir 
vergönnt iſt, als Berichteritatter der Commiſſion über die Bundes- beziehungs- 
weile Reichöverfaffung und die Staatöverträge Bericht zu erftatten, jo befinde 
ich mich heute in einer weit glüdlicheren Lage, als bei allen früheren Anläffen, in 
denen ich die Ehre hatte, ebenfalls die deutjche Frage zu beiprechen. Der Zwie- 
ipalt, der während eines vollen Jahrhunderts durch Deutjchland gegangen 
it, war auch in unjerem Haus früher jpürbar und in Folge deſſen waren die 
damaligen Meinungen mehr oder weniger getheilt. Heute haben wir die 
Freude, einig zu fein. Ebenjo war bei allen früheren Anläffen das Ziel ein 
entferntes, eim zum Theil umnficheres, heute iſt es gegenwärtig und Elar. 
Bir wiffen genau, was wir erhalten, wir haben und nidyt mehr mit unbe 
timmten Hoffnungen und Erwartungen zu beichäftigen. Sie willen Alle, wie 
in diefem Haufe, wie überhaupt in diefem Lande die entjchiedene Neigung 
M war, in den Nordbund einzutreten, und zuweilen bejchlich den Einen oder 
Anden von uns die Ungeduld, ald die Aufnahme jo lange verzögert ward. 
Wenn wir aber heute auf dieſe Periode zurückblicken, — und noch mehr wird 
dies der Fall fein, wenn jpäter die Gejchichte davon jprechen wird, — jo erjcheint 
dieſe Wandlung als eine unglaublich rajche. Wenn man erwägt, daß im 
Jahre 1866 noch die deutjche Nation in zwei feindlichen Lagern fich jelber 
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befämpfte, jo ift ed ein ungeheure Ereigniß, daf vier Jahre ſpäter dieſelbe Nation 
unter Einer Fahne einmüthig für das Vaterland ftreitet. Im diejer ganzfurzen Zeit 
haben ſich die Geſchicke erfüllt. In der That, Jeder von uns hatte wohl im Som: 
mer diejed Jahres das Gefühl, die größten Ereigniffe zu erleben, die je da waren in 
der deutſchen Nation. Die taufendjährige Geſchichte von Deutjchland ift reich an 
großen Momenten, aber ich glaube nicht, daß ein einziged aufgeführt wer- 
den kann aus früherer Zeit, dad den Vergleich aushält mit dem, was wir 
im Jahre 1870 erlebt haben. So lange es eine deutiche Nation giebt, war 
diejelbe niemals einig in dem Grade wie in diefem Sommer, niemals ging 
ein jo großartiger Geift der Erhebung durch die ganze Nation wie in diefem 
Fahre; in allen früheren Perioden war vielmehr Zwiejpalt, war mehr Ge- 
Ichiedenheit der Parteien, war Unficherheit ded Gedanfend. Es war in der 
That eine ganz wunderbare Erſcheinung, wie vom Fürſten an bis zum ge 
meiniten Taglöhner Ein großes Gefühl, Ein Geift die ganze Nation er: 
bob. Der freventlihe und anmaßliche Angriff unjered Nachbars hat auf 
einmal, ich möchte jagen, das Bewußtſein des deutichen Volkes in der Tiefe 
aufgeregt und ed ging damals ein Gefühl durdy die deutiche Nation, dab 
ihre Schickſalsſtunde geichlagen habe, dat das Schickſal die große Frage an 
Deutichland richte, ob die Deutjchen gegemwärtig fähig und gewillt jeten, den 
großen Beruf zu übernehmen, die ihnen zugedacht ift in Europa und für die 
Melt. Die Nation hat diefen Ruf des Schiejals verftanden. In der That, 
die kriegeriſchen Greignifje waren im legten Grunde doch nur eine Beitäti- 
gung der inneren Zuverficht, welche die deutiche Nation damals hatte, des 
großen heldenmäßigen Entichluffes, Alles daran zu jeßen, um diejegmal der 
großen Aufgabe gewachjen zu erjcheinen. Sie groß die Thaten des deutjchen 
Heeres find, jo wunderbar dieſe Erfolge, fie waren vorbereitet durch dieſes 
Gefühl der Einheit und Erhebung, das durch die Nation ging. Wir haben alle 
Urjache dankbar zu fein. Gerade in einem Grenzland waren wir ganz bejonders 
den Kriegögefahren ausgejeßt und dennoch war ed damals höchſt merkwürdig zu 
beachten, dab die ganz natürliche Beſorgniß jener Zeit eines Ueberfalles von 
franzöfijcher Seite her doch beitändig gewiljermaßen gehoben oder wenigitens 
bejchwichtigt wurde durch die Zuverficht auf die nationale Kraft Deutjchlands, 
durch das Vertrauen auf die Führung des gemeinjamen deutjchen Heeres 
und, id) füge hinzu, auch durch den Glauben an eine göttliche Gerechtigkeit, 
die in der Gejchichte maltet. Wenn der König von Preußen ald Bundes- 
feldherr in jeinen Berichten wiederholt ſich auf Gott beruft, jo bat er meines 
Erachtens einem tiefgefühlten Gedanken des deutichen Volkes nur Ausdrud 
gegeben. Im der That, dieje ganze großartige Bewegung war nicht blos 
ein Merk einzelner Menſchen, jondern etwas ſchickſalsmäßiges, es war eine 
Spur einer höheren Leitung darin wahrzunehmen, und ich glaube, wir dür- 
fen und nicht jchämen, dat das deutjche Volt den Glauben an Gott noch 
in feiner Seele trägt und offen ausſpricht. Wir verdienen unferen Sieg 
nur, wenn wir diejen Glauben bewährt haben. in joldyed Feuer war 
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übrigens nothwendig, um den ſpröden Stoff, um den harten Stoff auch des 
ſüddeutſchen Partikularismus, wie er in manchen Kreiſen und Staaten ge— 
ſchichtlich überliefert war, flüſſig zu machen. Nur bei einem ſo großen 
nationalen Feuer konnte die deutſche Einigung, konnte die deutſche Verfaſſung 
hergeſtellt werden, wie wir fie gegenwärtig haben oder auf dem Wege find 
fie zu befommen. Wir haben, durdhlauchtigite, hochgeehrteite Herren, jchon 
früher unfern wohl überlegten Entſchluß ausgeſprochen, bei der eriten Ge— 
legenheit in dieſe Verfaffung einzutreten, wie fie zunächit im Norddeutjchen 
Bund gegeben ift, obwohl wir niemals dieje Verfaffung discutirt haben, obwohl 
wir und recht wohl bewußt waren, daß wir nichts daran machen, daran nichts än⸗ 
dern, audy nichts verbeſſern können vorderhand, da wir fie einfad) nehmen müffen, 
wie fie ift, umd ich denke, daf wir auch heute die Verfaſſung nicht discutiren; es 
wäre dad ein ganz unfruchtbares Unternehmen. Aber es jei doch vergönnt, wenig: 
tens joweit dieſer Berfafjung zu gedenken, als, ich möchte jagen, es die Würde des 
Moments erheiicht und die Rüdficht auf die öffentliche Meinung. Ich möchte 
vorzugsweiſe nur einige Wirkungen dieſer Verfaſſung auf unjere Verhält— 
niſſe hervorheben: Die Verfaſſung jelbit ift befanntermaßen der Hauptſache 
nach — im Einzelnen hat fie wohl auch Verbeſſerungen erfahren durch den 
Reichstag — aber der Hauptjache nach ift dieſe Verfafjung offenbar das 
Verf eined genialen Staatsmannes, des Grafen Bismard. Es wäre leicht, 
diejed Werf der Kritif zu unterwerfen. Es ift wahr, dieje Verfaſſung iſt 
nicht wie viele andere, eine ſyſtematiſch korrektes Werk, fie ift vielmehr ein 
Compromiß von ganz verjchiedenen Syftemen. Ja noch mehr, die Ver— 
faffung macht nicht einmal bei näherer Erwägung den Eindruck eines har- 
moniſchen Organismus; fie it vielmehr ein Compromiß von verjchiedenen 
organischen Schöpfungen, von verjchiedenen organijchen Gebilden; es ift etwas 
daran von einem ziemlich lojen Staatenbund, etwas daran von einer Nach— 
bildung bundesftaatlicher Verfaffung, jodann wieder von einer Ginheit, wie 
fie ein Reich und jogar ein Einzelftant bat. Aus all’ dem ift fie in höchſt 
eigenthümlicyer Weije zufammen gebildet, ich möchte jagen, zuſammengeſchmie— 
det. Nur Ein Gedanke geht durch: es iſt der Gedanke, die gegebenen 
realer Momente troß aller ihrer dijparaten Tendenzen zujammenzufaffen zu 
einer im fich feften, Fräftigen Einheit. Die Verfaſſung ift in jofern bei 
Reitem weniger Werk des Gedankens ald Werk des eifernen Willend. Daß 
fie aber troßdem lebensfähig jei, — und darauf fommt es an —, das hat fie be- 
reits bewieſen, denn in der kurzen Zeit ihred Beſtandes ift fie erheblich ge 
wachſen, und wo Wachsthum ift, da iſt Leben. Gewiß iſt fie noch in vielen 
Stüdfen der Verbefjerung bedürftig, aber auch fähig, und wir dürfen dem 
guten Geift der Nation wohl vertrauen, daß mit der Zeit auch dieje wei- 
tere Entwickelung fich friedlich vollziehen werde. Die Wirkungen diefer Ber- 
faffung für uns find doppelte, einmal im großen Ganzen, in das wir nun ein- 
treten, und dann mit Bezug auf die bejonderen Verhältniſſe unjered Landes. 
Bas die Wirkungen im Großen und Ganzen betrifft, jo ſcheint mir das Erite 
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und auch das Allerbedeutendfte zu fein: wir erhalten von nun an das fichernde 
und zu gleicher Zeit erhebende ftolge Gefühl, Bürger zu fein eines großen 
Staats, das Gefühl einer großen Gemeinjchaft, wie fie bisher in der deutjchen 
Geſchichte niemals dageweien war. In demjelben Maße, wie fi in Folge 
defjen das deutiche Wolf erhebt und einen würdigen Plab einnimmt in 
Guropa, und in demjelben Maße, in weldyem das deutſche Reich an Achtung 
gewinnt unter den Völkern, eine hervorragende Stimme führt in dem Rath der 
Bölfer, in demfelben Maße fteigt jeder Deutſche eine Stufe höher in feinem 
Leben. Gr wird gehoben, empor gehoben durd; das Auffteigen feines Volkes 
und das ift in der That jchon an ſich ein ganz unſchätzbares Gut, zu dem ſich 
ganz von jelber ein zweites gejellt. Wir find nun ficher, dab die deutfche 
Nation alle die verborgenen Kräfte, die in ihr ruhen, und die Schäße 
diejer Kraft find unermeßlich, — jetzt ungehindert und ungehemmt entfalten 
fönne, daß fie ihre große Beitimmung erfüllen könne, die ihr von Gott ge 
jeßt ift. Diefer Eine Gewinn ift reichlich der Laften werth, die allerdings 
aud mit in den Kauf genommen werden mußten. Wir erhalten überbem, 
und das möchte ich noch hinzufügen, ein deutjches Reichdbürgerrecht mit allen 
den Anſprüchen auf Recht und Freiheit, die in diefem Gedanken liegen. 
Iened Wort, das man früher häufig gehört bat: von Preußen zweiter oder 
gar dritter Klaffe hat gar feinen Sinn mehr. Indem wir in dieſes Reich 
jeßt eintreten als vollberechtigte Bürger, find wir deutjche Reichsbürger erſten 
Nangs, nicht zweiten, nicht dritten. Wir haben ferner erhalten, was uns 
bisher immer gefehlt hat: Einheit des politiichen Willens, der politifchen 
Führung, daher audy der Diplomatie. Im dem Bundeshaupt und in dem 
Bundeskanzler ift dieje Einheit perjonificirt. Wir erhalten Einheit und volle 
Gemeinſchaft des Heeres und immer mehr wird ſich das preußifche Heer, das den 
Kern bildet des deutichen Heeres, zum deutjchen Heere fortbilden. Die geſammte 
deutjche Heeresmacht wird ſchließlich einen einheitlichen gemeinjfamen Charakter er: 
halten und damit wird die volle Stärke des deutjchen Staats erreicht fein. Zu: 
gleich hat dieſes Heer feiner ganzen Anlage nach nicht einen aggreifiven Gharafter, 
es iſt weſentlich ein Heer, dad eine friedliche, nicht eine erobernde Politik 
unterftüßen wird. Ebenſo haben wir erhalten die Gemeinichaft der großen 
internationalen wirtbichaftlicyen Intereſſen, ein einheitliches Zoll- ein einheit⸗ 
liches Handelsiyftem, und ich freue mich, daß bei diejer Gelegenheit das 
Zollparlament, das wir während drei Jahren bejaken, untergeht und in eine 
bejjere Form übergeht. Es gab im lebten Grunde, — und Jeder wird mir 
das zugeben, der die Verhältniffe etwas näher kennt, — nicht leicht eine un- 
glückjeligere Inftitution ald dieſes Zollparlament, lediglich mit der Befugnik 
ausgeftattet, Steuern zu erheben, aber ohne die Befugnik, zu fragen, wofür 
denn die Steuern nöthig jeien, ohne ein Wort mitſprechen zu fünnen bei 
Verwendung diejer Steuern. Im der That, die ganze Inftitution jenes Zoll- 
parlaments hatte nur einen Sinn alö Uebergangsinftitution, um wenigftens 
auf dem Gebiete des Zollwejend ganz Deutſchland daran zu gewöhnen, eine 
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gemeinſame Vertretung zu haben, und in dieſer Hinficht hat vielleicht das Zoll 
parlament dody Einiges genüßt, ed hat und den Uebergang erleichtert in das 
ſog. Vollparlament, in den Neichötag. Ferner haben wir in Folge dieſer 
Verfaffung eine entwidelte Marine. Wir dürfen freudig und erinnern, daß 
die deutjche Handelömarine weit bedeutender it, als die franzöſiſche, fie ift 
die dritte der Welt; aber wir find gleichzeitig auch in Folge deffen und wäh— 
rend ded gegenwärtigen Krieged doch jehr ded Mangeld und bewußt worden 
einer Kriegdmarine, die im Stande ift, die Handelömarine zu ſchützen. Auch 
dieje Hoffnung ift uns nun aufgegangen. Es wäre dieje Aufgabe niemals 
zu löjen gewejen von nur einem Theile von Deutjchland, aber ganz Deutjch- 
land bat die Kraft, auch die nöthige Kriegsmarine berzuftellen, und erjt von 
da am ift unfere Weltftellung vollflommen gefichert und erreicht. Sodann 
haben wir erhalten und erhalten eine Rechtsgemeinſchaft in den wichtigften 
Dingen: ein gleichmäßiges Strafrecht durdy ganz Deutjchland, ein gleiches 
Handelärecht, ein gleiches Obligationenrecht und ein gleiches Prozefrecht jo- 
wohl im Straf: als Civilprozeß. Es giebt jet wieder ein wirfliches gemeines 
Recht, während wir und lange mit dem Scheine eines joldhen getragen haben; 
auf den Umiverfitäten hat man von einem jolchen gemeinen echt jehr viel 
gelehrt, eö war aber in Wirklichkeit nicht da; jet befommen wir ein reales 
gemeined Recht für die gemeinjame deutjche Gejehgebung. Ebenjo im In— 
nem gewinnen wir die Freiheit des Verkehrs, die Freiheit der Bewegung 
nad) allen Richtungen des wirthichaftlichen Lebens. Das find im Wejen die 
Haupterrungenjchaften, die und die Verfaffung darbietet. Wir erhalten aber 
auch einen beftimmten Antheil an der Leitung diejer Dinge, an der Anord« 
nung, an der Feſtſetzung diejer VBerhältnifje und zwar einmal in der Reprä- 
jentation im Neichötag, wozu wir immerhin 14 Mitglieder zu jtellen haben 
werden. Die Bedeutung des Reichstags darf durchaus nicht gering ange— 
Ihlagen werden; der Reichstag hat auch mit Bezug auf die Verfaffung jelbft 
ganz erbeblihe Mopdificationen beziehungsweife Verbeſſerungen durdhgejeßt, 
und hat während der furzen. Dauer jeined Beſtandes auf eine ganze Reihe 
der wichtigften Geſetze und Inftitutionen wejentlicy eingewirtt. Er bat jehr 
bedeutend mitgeholfen an der Fortbildung der Verfalfung in diejer Furzen 
Zeit, und wenn heute ſchon es eine Diplomatie giebt des Norddeutjchen 
Bundes oder gejtern jchon gegeben hat, und nicht bloß von Preußen, wenn 
ferner es einen gemeinjamen Handelsgerichtshof giebt, jo verdankt man das 
ganz weſentlich der Ihätigfeit des Reichstags. Wir erhalten ferner einen 
Antheil am Bundesrath, wo dieſem Lande drei Stimmen zugemwiejen find. 
Auch da eröffnet fi) ein gewilier Spielraum eines volllommen berechtigten 
Einfluffes, einer beredytigten Mitwirkung; denn der Bundesrat) hat eine 
doppelte Stellung: auf der einen Seite ift er ein Faktor der Gejehgebung, 
ähnlich wie der Senat in Amerifa, und auf der andern Geite ift er 
zugleich Mitregierung, Mitverwaltung in einer Reihe von Dingen, ind- 
bejondere in allen innern Angelegenheiten. Endlich ift offenbar den Bür— 
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gern dieſes Landes jet der Meg geöffnet zu den verjchiedenen Reichdämtern, 
deren Zahl jelbitverftändlich zunehmen wird, aljo in der Diplomatie, im 
Heer:, Poſt- und Telegraphenmwejen, im Gerichtsweſen, in der Rechtäpflege 
und ficherlich noch in vielen andern Dingen, die ſich in der Zufunft ent: 
wideln werden. Wenn ich nun einen furzen Blick werfe auf die Wirkungen, 
welche dieje Veränderungen zur Folge haben werden für die hiefigen Landes— 
verhältniffe, jo iſt eö allgemein jelbitveritändlich, daß jehr Vieles wegfallen 
wird, woran wir bis heute einen lebendigen und in der That achtungswerthen 
Antheil genommen haben. Alle die Dinge, die in Zukunft Sache ded Reichs— 
tags find, — und es find viele und bedeutende, von der leitenden Politif an 
bis auf den weiteren Bereidy der Juftizgejeßgebung, — alle diefe Dinge fallen 
nun in Zufunft gänzlich weg, fie find nicht mehr Gegenitand der Crörterung 
weder im Landtag noch auf Seite der Negierung, fie find in Zufunft ledig: 
ih Sache der Neichsorgane. Dagegen bleiben folgende Dinge: vorerit 
allerdings die, die mehr, ich möchte jagen, ein provinzielled und örtliches 
Interefje haben. Da dauert natürlich die Autonomie fort. Ferner die 
Dinge der Juftizgefeßgebung, des Privatrechts, die nicht vom Bund, nicht 
vom Reich aus geordnet werden, und es find das noch ziemlich viel. Im 
diefen Dingen werden wir aljo noch immer jelbitftändig handeln; gewiſſe 
wirthichaftliche Verhältniffe, wie z. B. Straßenwejen und Aehnliches, end- 
lich zur Zeit audy noch gewiſſe höhere Kulturintereffen, und ic) meine, gerade 
in diejer leßteren Beziehung kann diejed Land noch viel Gutes leiften, wie 
eö ja bereitö viel geleiitet hat. Es kann bier noch immer feinen früheren 
Beruf bewähren, voranzugehen in Deutjchland. Das ift aber auch Alles was 
bleibt, und dieſer Hinficht macht fid) allerdings die Forderung geltend, daß 
gemäß diejer vollitändigen Umgejtaltung der Dinge auch eine Vereinfachung 
der Staatöverwaltung und Nevifion der Staatöverfaffung, — eine vollftändige 
Revifion eintreten müffe. Ich habe nicht den Auftrag, irgend welche Punkte hier 
hervorzuheben, aber im Allgemeinen diejen Gedanken anözufprechen. Die Commil- 
fion war darüber einig, daß das von ſelbſt fommen werde und fommen müſſe. 
Nachdem ich nun jo die Verfaffung und ihre Wirkungen beſprochen habe, erlau- 
ben Sie mir nody auf die Verträge joweit überzugehen, als diefelben gewiſſe 
Aenderungen und Modificationen der Berfaffung fordern. Es find drei: der 
Vertrag 1) des Norddeutjchen Bundes mit dem Großherzogthum Baden und 
Helen, 2) der Vertrag mit Würtemberg und 3) der Vertrag mit der Krone 
Baiern. Auch in diefer Hinficht habe ich hier nicht in's Detail diefer Ver- 
träge einzugehen, aus den nämlichen Gründen wie bei der Verfaffung. Die 
Sache liegt num einmal fo, daß man dieſe Verträge im Ganzen annehmen 
oder verwerfen muß, dab man aber nicht im Einzelnen an jedem etwas ändern 
fann. Nur dazu halte idy mich ebenfalls für verpflichtet, in einigen Haupt- 
zügen auf einige wejentliche Dinge aufmerffam zu machen. Bei Weiten 
am meilten Abänderungen enthält der Vertrag mit Baiern; er ift obne 
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Zweifel der wichtigſte und eingreifendſte. Da kommen vorerſt eine ganze 
Reihe von Beſtimmungen in Betracht, durch welche Artikel der Verfaſſung 
als auf Baiern nicht anwendbar bezeichnet werden, in denen ſich alſo Baiern 
noch ſeine beſondere Stellung, eine gemiſſe Iſolirung vorbehält. Wenn man 
übrigens näher zuſieht, jo iſt auch dieſer Gegenſatz nicht jo wichtig, als er 
auf den erften Blick jcheint. Im jehr vielen Fällen handelt es fich in der 
That nur darum, ein gewifjes Gefühl einer jelbititändigen Stellung möglichft 
zu ſchonen in der äußern Form. Das gilt jo in den wichtigen Dingen, namentlich 
vom Militärweien Wir müſſen bier immerhin in billigeBerüdfichtigung ziehen, daß 
Baiern ein Staat von 44 Millionen ift, der doch in höherem Grade ein gewiffes 
Gefühl einer ftaatlichen, ich möchte jagen, jogar einer relativ europätjchen 
Stellung bat ald irgend einer der andern deutjchen Staaten, aufer natürlich dem 
leitenden. Wir müljen ferner anerkennen, daß Batern, indem es in dieſe Ver- 
faſſung eintritt, in der That viel mehr gethan bat, alö wir nochvor 6 Monaten 
für möglich erachtet haben. Seit diefen 6 Monaten ift auch das Gefühl 
in Batern lebendig geworden, daß die Sicherheit dieſes Staatd und‘ jeine 
Zukunft nur in der allerengiten Verbindung mit dem übrigen Deutjchland 
gewährleiitet jet, nicht aber in einer tjolirten Stellung, dat die Stellung von 
Baiern eine höchſt gefährdete wäre ohne diefen innigen Verband. Wir 
wollen uns überdem der TIhatjache, der erfreulichen Ihatjache nicht verjchlie- 
ben, daß in Baiern die deutiche Geſinnung während der zwei letzten Gene— 
rationen im Laufe diejes Sahrhunderts außerordentlich zugenommen hat, jehr 
viel lebendiger geworden it ald in irgend einer früheren Periode der Geſchichte. 
Noch im vorigen Jahrhundert war in Altbatern hievon faſt gar nichts zu finden 
und heute geht durch die Hauptitadt München ein lebendiger Zug der nationalen 
deutichen Gemeinſchaft. Wir dürfen gar wohl vertrauen, daß diejer Zug auch in 
Baiern wachje und daß die Differenzen und Vorbehalte entweder praktiſch ſich von 
jelber löjen werden oder dody formal nach dem Wunſche Baierns jelbft wieder be— 
eitigt werden. Auch das baierijche Heer hat nun einmal eine gewiffe Be- 
deutung und wenn die Batern heute noch auf ihre blauen Uniformen ſtolz 
iind und ihrer Tapferkeit bewußt, jo können wir ihnen das nicht übel neh: 
men. Im letten Grund ift dies auch fein großer Schaden, wenn die einen 
eine etwas andere Uniform haben als die andern. Wenn einmal der große 
Heerführer, der unſere militärtfchen Dinge leitet, fich einverftanden erflärt 
mit dieſem Zugeltändniffe an Baiern und deſſen Selbitgefühl, jo haben wir 
entfernt feine Urſache, anders zu handeln und, ich möchte jagen, militäri- 
Iber zu jein als der Leiter des Militärweiens. Alſo diefe Dinge bewegen 
und nicht, irgend einen Vorbehalt zu machen. Im den Verträgen giebt es 
aber ein paar Punkte, die allerdings etwas Bedenkliches haben und die ich 
ſchon deßwegen nicht ebenjo mit Stilljehweigen übergeben kann. Es find 
das hauptſächlich drei: Es find diefe Dinge auch in der Commiſſion zur 
Sprachen gekommen. Das erfte bezieht fich auf den Ausſchuß für auswär- 
Naterialien III. 26 
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tige Angelegenheiten. Es ift ein ſonderbares Ding, wie diejer Ausſchuß hier 
im Protokoll jteht. Er unterjcheidet fich nämlich von allen andern Ausichüffen im 
Bundesrath jehr charakteriftiich dadurch, daß Preußen, der ftärfjtbetheiligte Staat, 
gar nicht darin erjcheint, die übrigen deutichen Staaten defgleichen nicht darin 
ericheinen, daf lediglich die drei Königreiche darin erjcheinen. Das hat etwas 
ſchon formell unläugbar Anftößiges, daß hier ein Privilegium gejchaffen wird für 
drei Königreiche. Man wei eigentlich nicht, was diejer Ausichuß zu thun 
hat, denn das ift meined Erachtens flar, dat eben deshalb, weil Preußen nicht 
darin ift und die andern audy nicht darin find, diefer Ausſchuß feine Com: 
petenz hat. Die andern Ausjchüffe im Bundesrat haben jedenfalld ihre 
bejonderen Competenzen, find gewiſſermaßen mitregierende Yractionen des 
Bundesraths; diefer Ausſchuß kann aber feine Gompetenz haben, denn es ift 
doch undenkbar, daß das gefammte deutjche Reich den Anordnungen der drei 
Königreiche ſich unterordnen werde; dad wäre ja an Abnormität kaum zu 
vergleichen mit dem früheren deutichen Bunde. Sodann eine zweite Be— 
ftimmung, nämlich die, welche ſich bezieht auf die baieriſche Gejandtichaft, 
auf die baieriſche Diplomatie. Nicht bloß wird hier diejelbe ald fortdauernd 
angenommen, jondern fie befommt jogar eine ganz neue Aufgabe, nämlich 
die, unter Umftänden die Reichögejandtichaft zu vertreten jefundär. Es ift das 
etwas ganz Neues und eigentlich etwas Unorganijches, das läßt fich nicht 
läugnen und man kann auch nicht beftreiten, daß mit dieſen beiden Dingen, 
diefem Ausſchuß und diejem bejonderen politiichen Gejandtichaftsrecht fich 
möglicher Weife von außen her. manchmal Anknüpfungspunfte ergeben wer: 
den, um einen Hebel anzujeßen, um gelegentlich Oppofition zu machen, einen 
Zwiejpalt herworzurufen in politiichen Dingen. Dennoch, obwohl wir und 
diejed Bedenken nicht haben verhehlen können, haben wir und beruhigt und 
zwar jchon aus einem, ich möchte jagen, pſychologiſchen Grund. Wie ich 
vorhin bemerkte, mit Bezug auf die Heereöverfaffung brauchen wir nicht 
ängftlicher zu jein in Erhaltung der Einheit, als es der Bundesfeldherr ift 
und der Kriegäminifter Roon und der General Moltke, und in dieſen diplo- 
matijchen Dingen brauchen wir nicht einheitlicher zu jein ald Graf Bis— 
mark ift. Es wäre in meinen Augen etwas Thörichtes. Wenn er meint, 
dat troßdem die Einheit, auch die diplomatifche und politijche, gefichert jei, jo 
haben wir durchaus feinen Grund ftrenger zu jein. Auch thatlächlich, meine 
ich, wird die Pflicht der baieriſchen Diplomatie, für das ganze Reich ein- 
zuftehen, in diejer Diplomatie das lebhafte Gefühl erweden und er: 
halten des Verbandes mit dem großen Reich, und um bdefmillen 
glaube ich, da darin eine gewiſſe Bejchränfung liegt der Gefahr einer par- 
tifulariftijchen zwiejpältigen Bolitif. Endlich ift noch ein Punkt, der auch 
einige Bedenken gemacht hat, nämlich die Beitimmung, die neu hinzuge— 
fommen ift, daß 14 Stimmen genügen, um eine VBerfaffungsänderung zu 
hindern. Dieje 14 Stimmen find zwar nicht ebenjo ausdrücklich auf be 
ſtimmte Länder vertheilt, jondern fie werden ganz allgemein angenommen, 
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aber immerhin, die drei Königreiche zuſammen haben die 14 Stimmen 
ſchon für ſich allein. Wenn man nun weiß, daß eine Fortbildung der Ver— 
faſſung wirklich nothwendig iſt, ſo ſieht man nicht gern, daß ein ſo ſtarkes 
Hinderniß in die Macht von ein paar Einzelſtaaten gelegt wird. Ueber 
dieſe Schwierigkeit kommt man, glaube ich, nur hinaus, wenn man auch 
bier das Vertrauen behält an die natürliche Macht der Dinge. Wenn ein— 
mal die große Majorität des Bundesrathes, wenn das Oberhaupt, wenn die 
grobe Majorität ded Reichstags eine Verfaffungsänderung für nothmwendig 
erachten, dann können wir doch vertrauen, daß das jchließlich auch den dreien 
far wird, daß man dem nicht entgehen kann. Wir wollen vertrauen, dab 
die Macht diejer anderen Factoren, ich möchte lagen, dat die moralifche 
Macht jo groß jei, um wenigitend nad) einiger Zeit das Hinderniß zu über⸗ 
winden. Eine gewiſſe Berechtigung hat aber die Beſtimmung in der That. 
Die Staaten, die in dieſem Reich ſind, haben ein Recht ihrer Exiſtenz, ein 
gewiſſes Recht, eine Garantie dafür zu verlangen, dab man nicht Teichtlyin, 
frivol, willfürlich fie befeitige, und in einen reinen Ginheitöftaat einführe. 
Mic gewiß: ein Mittel, um unter berechtigten Verhältniſſen auch Oppo— 
fition zu machen gegenüber von Verfaffungsänderungen iſt nöthig, it un— 
entbehrlich für die Eriftenz diefer Staaten. Etwas Wahres ift alſo auch 
bier daran und wenn ed mißbraucht werden jollte, jo glaube ich, find die 
anderen Factoren ftarf genug, um den Mißbrauch zu bewältigen. Die Ber: 
faffung hat aber durch die Verträge nicht blos Verſchlimmerungen erfahren, 
jondern meines Erachtens auch ein paar DVerbefferungen und zum Schluß 
geftatten Sie mir, auch diefer Verbefferungen zu erwähnen. Ich rechne da= 
bin in der That ſchon die Beftimmung, dab die Gompetenz des Bundes fich 
auch auf die Preffe und Vereine eritredt. Obwohl wir feinen Grund haben, 
in diefem Land eine Nenderung der Gejeßgebung zu wünjchen, jo ift es doch 
wichtig, daß die großen Dinge wirklich ein gemeinjames Intereffe der gan— 
zen deutjchen Nation find und nicht blos landesmähig regulirt werden dür- 
fen. Fa ich geitehe ganz offen, bei Gelegenheit der Preije habe ich nod) etwas 
Andered auf dem Herzen, wovon ich glaube, daß es ganz gut ift, daß die 
Preſſe erwähnt it. Wenn man nämlich die NReichöverfaffung ftudirt, jo 
wird man namentlich ald Deutjcher nicht ohne einige Verwunderung fich über: 
zeugen, dab die geiftigen Interefjen darin gar nicht erwähnt find. Es iſt 
doch ganz unläugbar, daß biöher in der Entwidelung der Welt die deutiche 
Nation auf dem Gebiet des Geiftes das Größte geleiftet hat. Die großen 
geiitigen Intereſſen der Gewiſſensfreiheit, der Befenntniffreiheit, der wifjen- 
Ichaftlichen Forſchungen und Thätigfeit, einer hohen und allgemeinen Bildung, 
einer Kunftentwidelung, — alle dieje Intereffen find wahrhaft feine Landes— 
intereffen, feine provinzialen, jondern in ganz ſpecifiſcher Weiſe deutjche 
Intereffen vom höchſten Belang, und es ift recht bedenklich, dab dieſe ganze 
geiitige Seite des beutichen Lebens bis jet im der Reichsverfaſſung auch 
nicht mit einer Silbe beachtet worden iſt. Es iſt das um jo bedenflicyer, 
Pro 
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ald die großen Fragen von Kirche und Staat ſchließlich doch nicht ausgetra- 
gen werden fönnen in den einzelnen Ländern, jondern nur in einem großen 
Reich. Ich habe es daher mit Freuden begrüßt — ald eine Anwarticyaft, 
möchte ich jagen, — daß wenigitend die Prefje in ihrer geiftigen Bedeu— 
tung erwähnt wird und ich hoffe, daß das wachſen werde und daß in 
ipäterer Zeit die Neichöverfafiung auch jene großen nationalen geiftigen 
Intereffen als deutjche nationale Sache behandeln wird. Fernere Ber: 
beiferungen hat meines Erachtens die Neichöverfaffung erfahren zunädhit 
nur jcheinbar durch ein paar Ausdrüde, die geändert worden find, durch 
die Ausdrüde „Deutſches Reich“ und „Deutjcher Kaiſer“ ftatt „Deuticher 
Bund“ und „Bundespräfidium”. Ich jage: zumächit find das nur ein paar 
Worte, die geändert worden find, aber man würde fich arg täujchen, wenn 
man meinte, das habe feine reale Bedeutung. Diefe jcheinbare Aenderung 
einiger Worte ift in Wahrheit die Anerfennung von zwei großen Ideen, und 
die Ideen, wenn fie richtig find, haben ed wie Samenförner, die man auge 
wirft. Sie wachſen, von der Zeit begünftigt, — fie wachſen, wenn fie auf frucht- 
bareö Erdreich fommen, und ich habe heute jchon die Ueberzeugung, dat wenn 
man genöthigt jein wird, die Verfaſſung auch nur formell für'd erite zu 
revidiren, blos diefer Veränderung wegen ein paar nicht unwichtige ſachliche 
Uenderungen eintreten werden und eintreten müſſen. Was das deutſche 
Reich betrifft, jo freue ich mich, daß dieſes neu organifirte Deutichland nicht 
den Namen „Deutjcher Bund” fortichleppen muß wie eine bleierne Kugel am 
Fuß, — einen Namen, der an eine der traurigiten Perioden der deutichen Ge- 
Ichichte erinnert, der gar feine große Vergangenheit hinter fich bat; ich freue mich, 
daß der viel bedeutendere Name „Deutjches Reich“ an jeine Stelle getreten und 
dad Andenken an den alten begrabenen deutjchen Bund verwilcht hat. Das 
deutſche Reich bedeutet, mas der deutiche Bund nicht bedeutet: dad Deutjche 
Reich bedeutet die Einheit des Ganzen und die Freiheit der Glieder, und 
das Deutſche Reich bedeutet gleichzeitig die Würde einer großen Weltmacht 
eriten Ranges. Das allein find große Dinge, die wir diefem Umstand ver- 
danken, daß das Wort geändert iſt. Und gerade jo iſt e$ mit dem Wort 
des Deutſchen Kaiſers. Auch das ift nicht ein bloßer Titel, daß iſt eine 
wirkliche Inftitution und eine Imftitution, deren Anerkennung wirkſam jein 
wird, Folgen haben wird. Ich erlaube mir nur auf Einiges ganz furz auf: 
merfjam zu machen. Es widerjpridyt aller Logif und daher auch dem natür- 
lichen Gefühl der Könige in Deutjchland, dab der eine König ohne Weiteres 
fid) dem andern Künig unterordren müſſe; es ift aber ganz naturgemäß, 
daß der König von Baiern, der von Würtemberg als deutjcher Fürſt unter: 
geordnet it dem Deutichen Kaijer, und wie das gegenüber den deutichen 
Fürſten eim erheblicher Fortjchritt it in der Ginheit und Machtentfaltung, 
jo it e& auch einer gegenüber dem Volk. Es würde niemald in den Kopf 
eined würtembergijchen oder baieriſchen Bauern eingegangen jein, dab der 
König von Würtemberg oder Baiern ſich dem König von Preußen, oder 
dab er alö Bauer, ald Würtemberger oder Baier, ſich diejem eher ald dem 
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König von Würtemberg oder Baiern zu unterordnen habe und es würde ihm 
das immer etwas Seltſames geweſen ſein und er wäre immer in dieſen Kon— 
lift gerathen. Das wird von dem Augenblicke an anders, wo der einfache, 
ſchlichte Bauer weiß, es ift der Deutjche Kaijer, der an der Spitze des gan: 
jen, großen, gemeinjamen Baterlandes ift, der Gehorſam fordert; in feiner 
Seele wird der Konflikt gelöft und das ift von der größten politiichen Im— 
portanz, denn die Volksgefühle find wichtig. Wichtig ift das ferner auch 
den auswärtigen Mächten gegenüber. In demjelben Moment, wo der Kaiſer— 
tel an der Spitze von Deutjchland erfcheint, ift es auch den Nufien, den 
anderen kaiſerlichen Völkern Flar, dat; Deutjchland nicht eine Macht zweiten Ran— 
ges it; denn dieſe Vorftellung befteht auch anderwärts, dab der Faiferliche 
Staat etwas vwornehmer, etwas höher fei, als der blos Fönigliche, und nicht 
mit Unrecht erflärt die Krone von England, daß fie eine faiferliche und 
feine blos fönigliche Krone jei. Es ift aber doch befier, den Namen deutlich 
auszuſprechen. Endlich liegt in diefem Kaijertitel immerhin auch eine gewiſſe 
Befriedigung, ich möchte ſagen, der Volksphantaſie, auch eine gewiſſe freu— 
dige Erinnerung an die große Zeit der deutſchen Geſchichte, und gewiß muß 
man das auch bei den Völkern reſpectiren, — ihre Phantaſie. Ein blos nüch— 
ternes Etaatöwejen würde wenigftend im Süden niemals jo recht Wurzel 
faſſen können. Süddeutſchland ift num einmal nicht jo; wir lieben eine ge: 
wiffe Poefie in den Dingen, wir haben Freude daran, wir wollen ein ges 
wifjes warmes Gefühl, einen gewiſſen Schwung aud) in Sprache und Ausdrud. 
Die bloße, Falte, nüchterne Logik allein befriedigt und nicht. Ich behaupte, daß 
diejed eine Wort „Kaijer” einen lebendigen Anklang heute jchon gefunden hat in 
den Herzen namentlich der Süddeutjchen, und daß das ſich fteigern, daß das fich 
fertbilden wird. Endlich wäre ed de eine jonderbare Sache, idy möchte 
lagen, eine prineipielle Disharmonie der Verfaffung, wenn an der Spike 
der einzelnen deutjchen Staaten Monarchen ftünden als foldhe und an der 
Spitze von ganz Deutichland ein bloßes Präfidium, d. h. eine republifanijche 
Magiftratur wäre. Das Bundespräfidium ift ohne Weiteres eine republi: 
laiſche, nicht monarchiſche Inſtitution. Indem das Bundespraſidium den 
Titel „Kaifer“ annimmt, verkörpert es ſich gleichſam in den Augen der 
deutſchen Nation als Macht, Würde, Einheit, Hoheit des ganzen Staats in einer 
Perion. Alfo wir gewinnen nur mit diefem Titel. Wenn ich mir erlaubt 
babe, diefe Sache etwas weiter audzuführen, jo möchte ich bei diejer Gelegen- 
beit das hohe Haus daran erinnern, daß es ſchon im Jahre 1866 den Ge- 
danken ausgeſprochen hat, der heute nun, wie wir hoffen, zu aller Freude 
verwirflicht wird. Unläugbar haben ja in diefem Lande alle politijchen Fae— 
toren zufammengewirft zu dem großen Werke der deutſchen Einigung: voraus 
der Landesfürſt jelbit, der allen andern deutſchen Fürften in Bereitheit, für 
das große Vaterland Alles zu thun, vorausgegangen ift, die Staatsregierung, 
— und ich glaube eine Wahrheit auszujprechen, wenn ich jage, dab auch ihr 
leitender Gedanke durchaus diefe politijche Einigung Deutſchlands war —, die 
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Rolfövertretung bei allen Anläffen, auch diejes hohe Haus. Ich habe daher nicht 
den geringften Zweifel über dad Endergebniß, denn es ijt das Alles vorgejehen, wir 
haben Alle dafür gearbeitet für das, was wir gegenwärtig ald Frucht eined großen 
furdhtbaren Krieges und als die wichtigite Frucht einheimfen. Aber bei diejer 
Gelegenheit möchte ich doch audy in Grinnerung bringen, dab in biejem 
Haufe im October 1866, als die nämliche Frage beſprochen wurde, bei Ge— 
legenheit des Friedensjchluffes mit Preußen, die Commiſſion, die über eine 
fünftige Neugeftaltung von Deutjchland ihre Anficht ausſprach, am Schluffe 
nod) Kolgendes äußerte: „Endlidy erlauben wir und 5. noch einen Gedanken 
zur Sprache zu bringen, deſſen Aufnahme uns für die Neugeftaltung Deutjch- 
lands nützlich erjcheint.“ „Je entjchiedener nun diefe Neugeftaltung anstatt 
in Form eined Bundesitaates in der eined durch Anjchlüffe von Nebenftaaten 
an ben leitenden Hauptitaat Preußen zum deutichen Reich erweiterten 
preußijchen Einheitsſtaates vor fich geht, um jo jorgfältiger ift das natür- 
liche Mißbehagen über dieje jcheinbare Ungleichheit, welche fich in der Be— 
zeichnung der Preußen zweiter oder dritter Claſſe fund giebt, zu be— 
achten. Das geſchieht am beiten dadurch, daß die wirflidhe Gleichheit, 
die dennoch vorhanden ift, (indem in den gemeinfamen Dingen eine gemein- 
jame Repräjentation, gleiches Geſetz und diejelbe Regierung für Alle beiteht,) 
einen Flaren Rechtsausdruck erhält, d. b. wenn neben dem Landes- und Staate- 
bürgerredht aller Einzelftaaten ein gemeinjames deutſches Staatsbür— 
gerrecht zur Anerfennung und meiterer Ausbildung gelangt —, in ähnlicher 
Weiſe, wie ed in Norbamerifa und in der Schweiz neben dem einzelnen 
Bürgerredyt von New-Vorf, Virginien, Pennſylvnaien, Bern und Zürich ein 
gemeinjamed amerifanifched und Schweizerbürgerredht gibt. Als Deutſche 
würden ſich dann Alle ald nationale Genoſſen erfennen und auf dieje Gemein- 
ichaft geitüßt auch der Uebergang von einem Staat in den andern, und die freie 
Niederlafjung geficyert werden. Es würden fich dann alle Deutjchen als gleich— 
berechtigte Bürger ded Einen großen Vaterlandes zufammenfinden, und 
wenn die Thüringer, die Sachſen und in Zukunft auch die Badener in dem 
Könige von Preußen ihr gemeinfames Bundes» und Reichs-Ober— 
haupt erfennen und verehren jollen, jo würde auch dieſe Umgeftaltung nicht 
mehr den Anjchein haben, ald ob fie einem fremden Fürſten unterworfen 
würden, jondern als deutiche Staatöbürger würden fie in Seiner Majeftät 
das deutjche Reichs-Oberhaupt, den deutſchen Kaifer erfennen.“ Das ift 
genau wörtlich alles in Erfüllung gegangen. Nur nody Eines dabei. Der 
Titel Iautet und mit Recht „Deutjcher Kaiſer“, und ift das nicht etwa ein 
Miederaufleben des mittelalterifchen Kaiſers, wenn gleich eine gewiſſe Erinne- 
rung an die gejchichtliche Bedeutung jenes Kaiſerthums darin liegt. Wir haben 
niemals einen deutjchen Kaijer gehabt im Mittelalter, wir haben einen deutjchen 
König gehabt, der zu gleicher Zeit römiſcher Kaiſer war, und ich meiner: 
jeitö bin recht froh, daß der deutſche Katjer lediglich deutſcher und nicht rö- 
milcher Kaifer ift. Das ift auch ein Gegenjag zu dem mittelalterijchen 
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Kaifertbum, der uns Flar bewußt werden fol. Der mittelalteriiche Kaiſer, 
weil er römiſcher Kaiſer war, bedrohte Rom, bedrohte Italien; er war etwas 
von einem Welteroberer unter Umftänden. Wir bedrohen Italien nicht 
mehr, wir wollen in Rom nicht mehr regieren. Der römiſche Kaijer war 
feiner ganzen Stellung nad) auf das Engſte verflochten mit der Kirche, dem 
Papftthum; der deutiche Kaifer der heutigen Zeit ift ein moderner Kaijer 
ohne kirchliche Beimiſchung, vollftändig frei und getrennt von diejen Dingen. 
Der moderne deutſche Kaiſer bedeutet nidyt Eroberer, jondern Schirmer 
des Friedens, er bedeutet nicht einen römiſchen Weltherricher, nicht einen 
Vertheidiger des ſpecifiſch römijchen Kirchenglaubens, er bedeutet die Ges 
wiffensfreiheit, er bedeutet den modernen Staat; er wird ſich nicht als 
ein Bedrücker erweilen irgend welcher Kirche oder religiöſen Berbindung, 
ſondern ald Schirmherr der Freiheit Aller, und das Alles und noch vieles 
Andere liegt dem Keime nad in dem großen Wort, das heute ſchon die 
“ Nation mit Jubel begrüßt hat, in dem Worte „Deuticher Kaiſer.“ Damit, 
durchlauchtigfte, hochgeehrteite Herren, will ich meine Berichterftattung ſchließen 
und zum Schluffe nur die freudige Erwartung audjprechen, daß wir in dieſem 
feierlichen Moment, wohl bewußt der Größe deffelben, wohl bewußt der uns 
geheuren Umgeftaltung, die das in allen Berhältnifjen hervorbringen wird, dennoch 
den Act einer Neubegründung einer großen deutjchen Nation, mit dem deutjchen 
Kaiſer an der Spihe, mit Freuden vollziehen helfen, mit Dankbarkeit gegen unjere 
Führer, voraus gegen Seine Königliche Hoheit den Großherzog, gegen unjer Heer, 
gegen dad ganze deutjche Volk, das fich der großen Zeit würdig erwiejen hat. 
Ich hoffe, Sie werden einitimmig der Verfafjung und den Verträgen Ihre 
Zuftimmung ertheilen und erlaube mir nur noch ald Auftrag der Commiſſion 
zu bemerken, daß diejelbe es für ſchicklich erachtet hat, im der Vorausſicht, 
dah dieſes Haus die Verträge einftimmig annimmt, eine Adreffe an Seine 
Königliche Hoheit den Großherzog zu erlaſſen. Es wird wohl diefer Grund- 
gedanfe einen Ausbrud erhalten. Ich habe daher die Ermächtigung von 
Ihnen nadhzufuchen, daß die Commiſſion beauftragt werde, für einen Ent 
wurf dieſer Adrefje beforgt zu jein. 


Graf von Berfidingen*): Er habe zwar ſchon in der Kommiffion 
feine Zuftimmung erflärt und feinen Standpunft klar Eonftatirt, finde fich 
doch aber zu einiger Motiwirung feiner Abjtimmung bier veranlaßt. Zus 
nächſt gefalle ihm nicht die Art, wie die Verträge zu Stande gefommen; 
es jcheine zu genügen, daß die Regierungen zugeitimmt haben, auf die 
Stimme der Nation jei dabei wenig Rüdficht genommen, denn troß aller 
Diekuffionen handle ed ſich einfach um Annehmen oder Ablehnen. Daß 
man inöbejondere den Süddeutichen wenig Rechnung trage, habe die nach 
Verjailled wegen Antraged der Kaiſerwürde entjendete Deputation dargethan, 
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wobei nicht einer Stimme Süddeutſchlands Ausdruck verliehen worden lei. 
Nedner war feiner Zeit gegen den Kintritt in den Norddeutichen Bund 
weil ihm die Unbedingte Hingabe an die preußiſche Hegemonie nicht im In— 
tereffe des Landes liegend gejchienen. Auch dürfte es nicht das Ziel Der- 
jenigen jein, die zugleich ein Deutfchland mit freiheitlichen Inititutionen er- 
ftreben. Er habe jeiner Zeit dem Nordbund gegenüber einen Sübbund ge 
winjcht, der aber, obgleich er möglich geweſen, an gänzlicher Theilnahms- 
Iofigfeit gefcheitert jei. Ein folcher Südbund, wie er ihn gewollt, hätte in 
Paris Feine Hoffnungen erweden können, jei weit entfernt von einem Rhein- 
bund jchmachvollen Andenfend. Wenn man audy fein unbedingter Bewun— 
derer der badijchen Regierung oder Anbeter der preußiichen Hegemonie jei, 
brauche man noch lange fein Freund der franzöfiichen Suprematie oder der 
jet vertriebenen Dimaltie zu fein. Er babe fich oft gemug empört über die 
verjchiedenen Wallfahrten nach Paris zu dem Manne, der die Schuld trage 
aller Kriege der Neuzeit. Er habe fidy fein Deutichland ohne Deiterreich 
denfen können, jchon unjerer Sicherheit wegen; denn die gentile Haltung 
Deiterreichd in dieſem Kriege jei, obgleich von ihm gehofft, doch nicht mit 
Beitimmtheit vorauszujehen geweſen. Warum nenne man Diejenigen Parti- 
fulariften, denen die Leute an der Donau fo lieb, wie die an der Spree? 
Seien fie nicht eher die Nationalen, als diejenigen, welche ſich jelbit jo 
nennen? So habe e8 ihm in der Seele wehe gethan, daß man nichtdeutjche 
Stämme in das deutjche Reich aufgenommen und fein Wort ded Bedauernd 
gehabt habe dafür, daß deutſche Stämme, Jahrhunderte lang mit uns in 
Freud und Leid verbunden, davon audgeichloffen worden. Das jei fein Par— 
tifularismus, und wie wenig er demjelben zugeneigt ſei, werde er beweijen. 
Man ftehe num gegemüber großen Thatſachen, nicht zu verwiichen aus der 
deutichen Gejchichte, denen man ſich nicht verichließen fünne.. Die Schlacht 
von Königgräß, nicht blod eine verlorene Schlacht jondern ein Stüd Ge— 
ſchichte, habe die leßte Hoffnung auf eine innige Verbindung mit Oeſter— 
reich vereitelt. Im öffentlihen Leben genüge bloßes Negiren nicht, 
fondern werde Pofitived mit beftimmtem Programme verlangt. Cr babe 
heute fein anderes, als dem deutjchen Bund beizutreten. Zu jenen, die 
blos zerjtören wollen, ohne aufzubauen, gehöre er nicht. Der Deutjchen 
Berfaffung jehe man ihr Zuftandefommen durch Gompromifje an; fein 
Staatenbund, fein Bundesftaat, fein Einheitsftaat, habe fie doch von Allem 
etwas und befriedige deßhalb nach Feiner Seite hin gunz, — ein Haupt: 
grund nad) feiner Anficht, warum ihr auf der andern Seite wieder Seder: 
mann zuftimmen könne. Und gerade für Diejenigen in Süddeutſchland, 
die freiheitlichen Inftitutionen huldigen, ſei es Pflicht, ſich nicht ſchmollend 
zurüdzuziehen, jondern fich vorauszuſtellen ald Die Pionniere zu Erringung 
jener Inftitutionen auf dem deutichen Neichötag. Er habe das förderative 
Syſtem in Deutjchland mit einer freien Bewezung aller Stämme, — 
ohne deßhalb für die Eriftenz diejes oder jenes Fleinen Landes zu ſchwärmen 
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— für das Befte gehalten; num es einmal unmöglich geworden, wünſche er, 
ein Feind jeder Halbheit, das, was fein folle, auch ganz. Und da befinde 
er fih mit feinem Herrn Nachbar, nad) welchem wir deutiche Reichöbürger 
eriter Klaffe würden, nicht im Einverſtändniß. Wir werden vielmehr ferner 
die Nachtheile des Kleinen Staates ohne die Vortheile des großen haben. 
Unſer Staat, ohne Militärhobeit, ohne Vertretung nach Außen, ohne eigene 
Verfehröanftalten und mit bejchränfter Legislation, sei fein Touveräner 
Staat mehr, werde rangiren etwa in der Meihe mediatifirter Standes: 
berridhaften von anno 1806. Unſere Wirkfamfeit auf dem Landtage werde 
in Zukunft faum größer fein, ale die einer Kreiöverfammlung, und heute 
Ihon nehme man gewiffermaßen Abichied von einem und dem andern Mi— 
nifterium. So jei Frankfurt, fo jehr es fich zu beſchweren Urſache gehabt, 
dann Hannover, Heſſen-Kaſſel ꝛc. meit beſſer daran, al& die thüringiſchen 
Staaten oder das kleine Fürſtenthum Walded mit feiner jeelenverfäuferiichen 
faatöverpachtenden Acceſſion. Darum ziehe er die Anneftirung vor und 
dieje Idee greife bei und immer weiter um fih; von zehn Perfonen ftimmen 
fünf öffentlich dazu und drei im Geheimen. Er betrachte den jeßigen Zu« 
fand ald Provilorium und werde fortan entichieden zum Ginheitöftaat 
neigen. Mur möge man vorher die Gijenbahnen möglichit vortheilhaft ver- 
kaufen und einen Provinzialfond daraus bilden, damit ed und nicht gehe, 
wie gewifjen andern Staaten. Daß die Kammern zu Anfang des Krieges 
einberufen worden wären, hätte er nur gewünfcht, damit einmüthig hätte 
fonftatirt werden fönnen, mie ein Angriff auf den Norddeutichen Bund 
ein Angriff auf Deutichland überhaupt jei. Im Uebrigen fönne er die 
Regierung deßhalb nicht tadeln, er hätte ed auch jo gemacht, gemäß dem 
Grundfag: „das öffentlihe Wohl ift das erfte Geſetz.“ Mehr Stoff zum 
Nachdenken könute geber, dab wir ein neued Wahlgeſetz haben und daß 
dennoch der alte Landtag einberufen wurde zu Berathung der wichtigften 
Frage, Die jeit Beftehen der Berfaffung vorgelegen. Das hätte er nicht 
gethan. Doch wolle er in jegiger Zeit feinen Staub hierwegen aufwirbeln, 
zumal die Frage mehr das andere Haus, die eigentlidyen Wolfävertreter 
berühre. Uns bleibe bier nur übrig, derjenigen zu gedenken, die in diefem 
ruhmreichften Kampfe, den die Gejchichte kennt, für und im Felde ftehend 
ihr Blut vergießen, fie unferer Gemerofität in Verforgung der Invaliden, 
Wittwen und Waiſen zu verfichern, — damit diefe mit Stolz und Genug- 
thuung einft jagen können: das Vaterland bat ſich dankbar erwieſen, — 
Jene, welche den Heldentod ftarben, ihr Leben in der That für das große 
deutiche Vaterland, nicht in dynaſtiſchem Intereſſe hingaben, in ehrenvollem 
Andenken zu behalten. Und eben auch die Nüdficht auf die Armee be— 
ftimme ihn, diefer Verfaffung zuzuftimmen. Wie, wenn die Söhne unfered 
Vaterlandes einft zurückehren und fragen: was habt Ihr gethan im Lande, 
während wir für Deutichlandse Größe und Einheit fiegreid fochten? — 
Sollen wir ihnen nicht? andered zu jagen haben, als: wir haben Gharpie 
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gezupft, Eure Geſundheit getrunfen, hinter dem warmen Dfen lebhaft an 
Euch gedacht, Euch wollene Soden in's Feld geſchickt, aber den Vertrag, 
den man und über die Berfafjung des durch Euch geeinigten Deutic- 
lands vorgelegt, haben wir wegen des oder jened Paragraphen nicht zu: 
geftimmt. inen ſolchen engherzigen Standpunkt könnte Redner nicht 
einnehmen, er bielte ihn für unpatriotiih und undeutſch. 


Staatöminifter Dr. Jolly: Im freudig gehobener Stimmung ergreife 
er heute dad Wort und jpreche zumächft feinen Danf aus dem Herrn Be 
richterftatter für deffen warme und beredten Worte, ſowie feine Freude 
darüber, daß die Kommiffion die Verträge einftimmig zur Annahme em- 
pfehle. Er hoffe, daß auch diefed Haus ihnen einftimmig beitreten merde 
und ftüße fich dabei auf die Aeußerungen des legten Herrm NRedners, der, 
bisher ein Gegner der Politik, die heute fich erfülle, den gewaltigen That- 
ſachen Rechnung tragend, auf die Seite des geeinigten Deutſchlands her— 
übergetreten jei. Nur das Lebtere in's Auge faffend, wolle er nichts Anderes 
gehört haben, im deffen verichiedene Zirkel daher nicht folgen. Seine Auf: 
gabe hinfichtlicy der Verträge jei, dem hiftorischen Verlauf derjelben darzu- 
legen, wenigitend, nachdem die Schilderung jchon im andern Haufe gemacht 
und wohl von der Mehrzahl der Mitglieder hier gehört worden jei, das 
Meientliche vom Gange der Verhandlungen mitzutheilen. Nach den erften 
glüdlichen Erfolgen des Krieges, am 2. September — aljo vor Kenntnif 
der Kapitulation von Sedan — habe ſich die Großherzogliche Regierung 
veranlaßt gefunden, fidy dem Bundeskanzler gegenüber darüber audzu- 
Iprechen, was mir als wünſchenswerthe Frucht diefer Erfolge betrachten. 
Dieſe Wünſche bezogen fidy auf zwei Punkte: Die Sicherung der deutichen 
Grenzen und die Gonftituirung der inneren deutichen Verhältniſſe. Im 
eriterer Beziehung hoben wir als dringendites Bedürfniß hervor: Befeitigung 
der umerträglichen Grenzen, die jeit Jahrhunderten wie ein Alp auf ung, 
insbejondere Süddeutichland, gelaftet haben. Alſo nicht Ehrgeiz, wicht 
preußiiche Pändergier habe den erften Anftoß hier gegeben, jondern die 
Regierung eined friedfertigen jüddeutichen Staates, um endlidy erlöft zu 
werden von der ſchmachvollen Abhängigkeit vom Auslande, unter defjen 
Kanonen unfer ganzes Land ummittelbar gelegen habe. Natürlich babe 
man dabei nicht verlangt, daß das zu gewinnende Gebiet getheilt und ein 
Etüd davon und zugemiejen werde, jondern gewünjcht, daß der Gebiets- 
zuwachs dem großen Ganzen zu Gute fomme, und nach Allem, mad jeit- 
ber befaunt geworden, werden die betreffenden Länder deutiche Reichsländer 
werden. Betreffend den zweiten Punft, die Konftituirung Deutſchlands, jo 
fonnte man jchon damals die Zuverficht und die Ueberzeugung audjprechen, 
dab diefe erfolgen könne und werde ohne die Einmiſchung irgend einer 
auswärtigen Macht, und dab der Drang dazu in den deutichen Staaten 
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zum erſten Male wirklich vorhanden ſei. Den naturgemäßeſten Weg zu 
dieſem Ziele habe man darin erblickt, daß eine Verſtändigung zwiſchen den 
Vertretern des Norddeutſchen Bundes, dem Bundespräſidium und den ein« 
jelnen Staaten ftattzufinden habe, — ein Weg, der auch in der Nord» 
deutihen Bundesverfaſſung vorgejehen —, und daß diefe Berftäudigung 
dann der Zuftimmung des Reichstags und der einzelnen Landtage zu unter 
werfen ſei. Das Verfahren ſei zwar, nicht zu verfennen, umftändlich, viel— 
leicht auch, wie Graf v. Berlichingen angedeutet, den Anfchein bietend, als 
jolle das Volk eigentlid, feine Stimme haben, allein die Form des Ber: 
trages jei einmal nad) Lage der Dinge, audy im Intereffe der Rechtöcon- 
finuität, die allein mögliche gewejen und wenn bei dem jo eingejchlagenen 
Wege, eben in Folge der Natur ded Vertrags, im Ginzelnen auch nichts 
mehr geändert werden fünne, jo habe doch die Abficht ferne gelegen, irgend- 
wie der freien Geltendmachung der Volkswünſche und Intereffen entgegen- 
zutreten. Zur Sache jelbit jei unjere politiſche Auffafjung dahin mite 
getheilt worden, dat die Gentralgewalt in diplomatiichen und militärischen 
Beziehungen noch zu ftärfen, auf der andern Seite die Selbitjtändigfeit 
der einzelnen Staaten in ihrer innern Angelegenheit prinzipiell jchärfer 
auszufprechen ſei. Es jcheine zu den Schwächen der Nordveutichen Bundes: 
verfafjung zu gehören, dab in leßterer Hinficht die Kompetenz nicht jo feit- 
geitellt jei, um die Verſuchung eined Hinüber: und Herübergreifend auszu— 
ſchließen. Wie wir einen politifhen Gewinn in jener Stärkung und diejer 
fefteren Grenzbeftimmung erblidt, jo hätte eine Sicherung der einzelnen 
Staaten vor Eingriffen in die Sphäre ihrer innern Angelegenheiten zu= 
gleich zu deren Beruhigung beigetragen. Uebrigens erklärten wir zugleidy, 
wie wir auch zum Cintritt in den Bund mit feiner befteheuden Verfafjung 
bereit jeien. Nach hieran fich Emüpfenden Verhandlungen waren wir am 
2. Dftober in der Yage, den fürmlichen Antrag auf einfahe Aufnahme in 
den Bund zu ftellen und jchon am 16. Dftober erfolgte die Einladung zu 
den Verhandlungen in Verſailles. Diefelben verliefen äußerft glatt und 
einfach, da nur in zwei Punkten abändernde Anträge, übrigens ohne den 
Charakter von Bedingungen, von und geftellt wurden. Der eine bezog ſich 
auf die Getränfefteuer, die Steuer auf Bier und Branntwein. Hier jei 
mit Nachdruck von und betont worden, daß, wenn fie für die andern ſüd—⸗ 
deutihen Staaten, wie man bereits wußte, als bejondere Landesſteuer vor: 
behalten werte, wir das Gleiche beanipruchen. Es habe dabei weniger der 
finanzielle als der volkswirthichaftliche Standpunkt die Enticheidung gegeben; 
denn mwährend die norddeutſche Beſteuerungsweiſe, was fie und am ber 
Vierftener entzogen, durch die Branntweinjteuer wieder eingebracht hätte, 
— würde fie für die eminente Mehrzahl, bejonderd umjerer kleineren 
Ürennereien geradezu zerftörend gewirkt haben. Diejem Antrag jei denn 
auch bei der hierin amerfannten Grundverſchiedenheit der Verhältniffe der 
füddentichen Staaten von denen Norbdeutjchlands ſchon bei der erften Bor: 
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beiprechung nachgegeben worden. Der zweite Punkt habe die Poft zum 
Gegenitand gehabt. Won vorneherein entichloffen, die Poft ald Bundes» 
beziehungsweije Reichdanftalt anzunehmen — und zwar ſowohl im Intereffe 
ded Ganzen, ald wohl auch unſrer jelbft, die wir fonft in ein mißliches 
Konfurrenzverhältnig der größeren Macht gezenüber gerathen wären — 
habe es fich für und nur darum gehandelt, die Höhe der Rente zu be 
ftimmen, die Baden für die Webergangäperiode gebühre. Nach den 
Reiultaten der letzten Sabre haben unjere Poſtüberſchüſſe durchſchnittlich 
130,000 Thaler betragen, nah den Beltimmungen ded Artifel 52 ver 
Bundesverfafjung würde auf unjern Antheil etwa treffen 60 70,000 Thaler, 
aljo ungefähr nur die Hälfte unferer biöherigen Nevenuen; ſo habe man 
ſich denn für die Dauer der acht Jahre auf 100,000 Thaler ald Minimum 
unſeres Antheiles vereinigt, worauf von und um jo mehr hätte eingegangen 
werden Fünnen, ald mit Aufhören umferer Eigenſchaft ald Grenzland Die 
Ginnahmen an Tranfitporto für und verloren gingen. Die übrigen an 
der Bundeöverfaffung bewirkten Aenderungen ſeien von und nicht veranlaßt, 
aljo audy nicht zu verantworten. Wir hätten nur die Wahl gehabt, den 
Vertrag überhaupt nicht abzuschließen oder mit den von den andern Kon- 
trahenten fejtzehaltenen Bedingungen. Daß von uns feine Vorbehalte in 
partifulariftiihem Sinne gemadyt wurden, dagegen jei bis jet von feiner 
Seite eine Ginwendung erfolgt; ebenfo wenig habe man aber den Weg 
einjchlagen fönnen und wollen, — wie Graf v. Berlidjingen meine —, 
jeden Unterichied zwifchen Gentral- und Partitulargewalt zu bejeitigen und 
jo den Einheitsſtaat herzuftellen. Und wenn der Herr Graf meine, daß 
unter 10 Badenern 5 offen und 4 im Geheimen aufhören möchten, Badener 
zu jein, jo jei er damit vollfommen im Irrthum, indem von 100 faum 
Einer diefe Auſchauung theile, vielmehr bei aller Geneigtbeit, vem gemein 
jamen großen Baterlande beizutreten, die Badener fich doch wohl bewußt feien, 
wie fie dem Partifularftant eine Reihe von Wohlthaten verdanfen, die fie 
im ftrengen Einheitsſtaat nicht genießen würden. Der Herr Berichterftatter 
habe die Veränderungen in der neuen Verfafjung hervorgehoben und einige, 
wie Nedner glaubt, mit Recht als Verbeflerungen, andere nicht alö ſolche, 
vielleicht ſogar als Verſchlechterungen bezeichnet, feinenfalld aber als jo 
erheblidhe, um deßhalb das Ganze verwerflich erjcheinen zu laffen. Lebteres 
fei in der That der enticheidende Gefichtspunft. Bei Prüfung eines Ber: 
trags und nad deffen Wejen, wonach die verjchiedenen einander wider: 
ftreitenden Anſchauungen und Beftrebungen der Kontrahenten ihre Aus- 
gleihung finden follen, fünne man nicht jede einzelne Klaujel als joldhe 
und iſolirt prüfen und je nach Gefallen annehmen oder verwerfen, jondern 
nur dad Ganze in’s Auge faffen. Und da fönne man nur mit der größten 
Freude „Fa“ jagen, denn es gewähre mehr, als noch faum vor einem 
halben Fahre die kühnfte Phantafie erwarten konnte. Freilich müſſe man 
dabei von Idealen abjehen: Sei ed auch nicht gelungen, einen ganz jchönen 
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Bau nah einem Syſtem herzuftellen, jo jei doch erreicht, was nach der 
harten Wirklichkeit möglich gewejen. Das Störendite jei vielleicht der aufs 
fallende Mangel an Symmetrie und Gleichartigfeit in den einzelnen Theilen; 
ed berühre Schon unangenehm, daß die Grundverfafjung in fünf verjchiedene 
Altenſtücke fich vertheile Vielleicht jei dieje ſcheinbare Schwäche doch aud) 
zugleich wieder eine Stärfe. Diefe Spitemlofigkeit habe die neue Ver— 
faſſung mit der norddeutſchen Bundesverfafjung gemein. Unter den zahl- 
reichen Verfaſſungen, welche die legten Sahrhunderte entjtehen jahen, jei 
wohl feine in dem Maße jvitemlos, wie diejenige des Norddeutjchen Bundes, 
und doch habe fie in der kurzen Zeit ihres Bejtehens an Energie und 
Korrektheit deö Wirkens fo ziemlich alle ihre Konfurrentinnen gejchlagen. 
Dar Grund diefer auf den erften Blid auffallenden Erjcheinung liege darin, 
daß mit dem wunderbaren Scharfblid, weldyer den Gründer der Norddeut- 
ihen Verfaffung audy zum Gründer des deutſchen Nationalſtaates gemacht, 
dieje Berfaffung berechnet jei auf die ganz bejtimmt gegebenen realen Ver— 
hältniffe, auf die Befriedigung beftimmter gerade vorhandener Bedürfniffe. 
Ebenjo verhalte es ſich mit der neuen Verfaſſung; die Verhältnifje der 
neu eingetretenen Staaten feien zum Theil wejentlich andere gewejen, als 
diejenigen der vorher im Bunde vereinigten, und diefen neuen Verhältnifjen 
habe Rüdficht getragen werden müfjen. So könne der weitere Ausbau 
der Zufunft und dem ſich geltend machenden Drud weiter hervortretender 
Berürfniffe anheim gegeben werden. Die etwas zu bunte Mannigfaltig— 
keit diefer Berfafjung habe nun im „Deutjchen Reid) und Kaiſer“ eine ein- 
heitlich zufammenfaffende Inftitution erhalten, deren Bedeutung mit dem 
Herrn Berichterftatter nicht hody genug angejchlagen werden könne. Ihrem 
Weſen nach abjolut einheitlich mwirfend, werde fie dazu beitragen, dab im 
Verlauf der weiteren Entwidelung auch die politiiche Einheit immer jtärfer 
fih entfalte. Redner faun nur ſchließen mit der Hoffnung, dab das Haus 
anftimmig dem Vertragswerk beitreten werde, und mit dem Ausdruck 
inniger Freude, daß es dem deutſchen Volke endlich gelungen iſt, auf diejen 
Punkt zu gelaugen, — zu einem Zuftand, der mehr bietet, als je in unjerer 
Geſchichte erreicht werden, der nicht blos politiſch befriedigt, der zu gleicher 
Zeit in einer wahrhaft wohlthuenden, herzerhebenden, geijtigen und morali- 
Ihen Gejundheit fi) kundgiebt, — in jener Gejundheit, die unjere braven, 
tapfern Truppen in jeder Gefahr, in allen Strapazen und Entbehrungen 
mit größtem Opfermuthe ausharren läßt, die alle Glieder der Nation durch— 
dringend, alle Stände, alle Gejchlechter mit dem höchiten Pflichtgefühl 
erfüllt und in dem großen, heiligen Zwede des Vaterlandes verſchwinden 
macht, was bisher Die Parteien im Baterlande entzweit hat. 


Dr. Weizel*) wird frohen Muths und rüdhaltslos für das ganze 
Vertragswerk jtimmen, in dem er die Erfüllung langjähriger Wünſche er» 
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blickt und zugleich die Bejeitigung der größten Mebelftände, namentlich der 
vom Ausland bis in die neuefte Zeit audgebeuteten Zerriffenheit des Vater: 
landes und der Unficherheit, in der ſich dabei ein Meiner Staat, wie be: 
fonderd nad der geographiichen Lage unjer Großherzogthum, befand. 
Redner will nur einige wenige Momente hervorheben: An dem Punkte ftehend, 
lang gehegte Wünſche erfüllt zu jehen, fei ed dem alten Manne wohl er- 
laubt, einen furzen Rüdblid auf die Geſchichte zu werfen. Alle Verſuche, 
Deutichland zu einigen, haben beim beften Willen bisher fcheitern müfjen, 
weil ihnen die Grundlage gefehlt habe. Es werde ſich nicht fo leicht 
wieder ereignen, daß ſich das gefammte Fürftentbum unter einander und 
mit ihren Bölfern hiezu die Hand reiche. Diesmal ruhe das Werk auf 
der vollfommenften legalen Grundlage. Gerade dieje volle Geſetzlichkeit 
verbürge die Dauer, entſpreche dem Grundcharakter des deutichen Volkes, 
das im Achtung vor dem Gejeg und der Eitte, in Treue gegen feine 
Fürften lebend, die Freiheit liebe, mit ihr aber ihre alleinige Schirmerin, 
die Ordnung. Das andere Moment, das für die Verträge in Betracht 
falle, jei, daß wir zum erften Male in voller freier Selbitbeftimmung, un- 
beeinflußt von Außen, ald Deutſche uns unjere Verfaflung geben. Dies 
jei mod) nie dagemejen, und eben weil wir Fremde ftetd in unfere Ange 
legeuheiten himeinreden ließen, jei ein großes, Fräftiges Deutjchland früher 
nicht erreicht worden. Reduer erinnert als Beleg für ſolchen fremden 
Einfluß an die Sahre 1866 und 1815. Das dritte Moment, die jebt 
gebetene Gelegenheit zu ergreifen, finde er in derjenigen Verpflichtung, die 
wir gegen das deutjche Heer haben. Es habe und diejed unjer Selbftbe- 
ftimmungsredyt erfämpft. Es werde heimfehren ruhmgefrönt und fiegreich, 
aber einen jchöneren Siegeöfranz könne man den Heimfehrenden nicht ent— 
gegen bringen, ald das einiggejchaffene Vaterland. 


Minifter v. Freydorf: Nachdem die Verträge befannt und vielfach, im 
Norddeutichen Reichätag, der Preffe, im andern und bereitö heute in dieſem 
Haufe jo ausführlich erörtert fein, auch mohl hier irgend einer Befür- 
wortung nicht mehr zu bebürfen ſcheinen, bleibe ihm kaum etwas Nöthiges 
oder Nützliches zu jagen übrig. Nur über drei Punkte, weldye dem Herrn 
Berichterftatter Anlaß zu Ausftellungen geboten, erlaube er fidy, furze Auf- 
klärung zu geben. Zunächſt jei die Bildung des politischen Ausſchuſſes 
aus den drei Königreidhen getadelt und nad deſſen Bedeutung gefragt 
worden. Die lehtere möge aus dem einen, aud) bereitö hervorgehobenen 
Umftande erwogen werden, dab die Präfidialmadjt darin fehlt. Der Ur: 
iprung dieſes Ausſchuſſes liege in dem Gedanken, dab Fünftig zu einer 
Kriegserklärung, von einem Angriff auf deutſches Bundesgebiet abgejehen, 
die Zuſtimmung des fünftigen Bundesraths erfordert werde. Daraus babe 
fih das Bedürfniß und der Wunſch entwidelt, über die politiiche Auges 
legenheit und diplomatiſchen Verhandlungen im Yaufenden erhalten zu 
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werden, umd zu diefem Zwecke jei der Ausſchuß bejchloffen worden. Es 
wurde alöbald darauf hingewieſen, dab es feiner Aenderung der Berfaffung 
bedürfe, um diefen Ausjchuß beliebig zu verftärfeun und aud) andere Staaten 
in denjelben einzuführen, daß jchon nach bisheriger Uebung der Bundes» 
rath die Befugniß gehabt babe, überhaupt alle gutfindenden Ausſchüſſe, 
nicht bloß die in der Verfaſſung aufgeführten, felbjt neu zu jchaffen, noch 
mehr aljo die vorhandenen zu ergänzen; zu aller Sicherheit jei ed und 
aber gelungen, die ausdrüdliche Beitimmung in den Vertrag aufnehmen 
zu lafien, daß noch zwei weitere Wahlftimmen hiezu fommen, und zwar 
jei dies gefchehen am Vorabend vor Redners Abreije von Berlin, jo daß 
die Einbringung des Amendementö in den Reichstag nicht mehr möglich 
geweien und dieſe Beitimmung mun in den neu umgearbeiteten Entwurf 
der Reichöverfaffung aufgenommen und dem erften Deutichen Reichstage 
vorgelegt werde, Ferner habe der Herr Berichterftatter Anftoß genommen 
an der Stellung, die der baierijchen Diplomatie zugemwiejen ſei. Was die 
vecuniäre Geite betreffe, habe er ſich Schon im andern Haufe ausgeiprodyen, 
wie ihr feine Bedeutung zufomme. Dieje Concejfion war eine Abjchlags- 
zahlung auf weitergehende, von Baiern bezüglicdy der Verwendung jeiner 
Diplomatie gemachte Auſprüche. Nun feien zwei Dinge möglich: entweder 
werde fich die baieriiche Diplomatie der deutjchen überall anjchliefen — 
dann werde gegen die Stellvertretung Nichts einzuwenden jein —, oder 
dieler Fall trete nicht ein — dann werde eben der deutiche Gejandte in 
einem wichtigen Moment nicht auf feinem Poften fehlen oder jonft Vor— 
fehrungen zu treffen willen. Große Gefahr für die deutiche Politik jei 
aus diefer Beitimmung nicht zu beforgen. Auch die weiter vom Herrn 
Berichterftatter beanftandete Beitimmung, wornach 14 Stimmen jede Ver— 
faffungsänderung verhindern können, ſei eine Goncejfion gegen abermals 
viel weiter gehende Anſprüche Baierns, das, ſoweit er unterrichtet fei, ein 
Veto gegen BVerfafjungsänderungen verlangt habe. Redner hat nad) den 
in jeinem Amte und erſt wieder jüngft in Verjailles und Berlin gemachten 
Erfahrungen feine große Bejorgniß, daß ſich die drei Königreiche, die 
allerdings diefe 14 Stimmen ausfüllen, zu irgend einer gemeinjamen 
Action vereinigen werden. Srgendwie eine Beſchränkung der Möglichkeit 
von Verfafjungsänderungen einzuführen, dieje zu erichweren, erfcheine übri= 
gend doch wohl nothwendig, wenn man fid) erinnere, daß im Reichstag 
jelbft die einfache Majorität dafür entjcheide, während jonft in den meiften 
deutichen Verfaſſungen eine Mehrheit von 3 oder $ der Stimmen dazu 
erfordert werde. Der Herr Graf von Berlidyingen habe dem Südbund 
eine Thräne nachgemweint. Redner faun verfichern, daß derjelbe wenigitend 
in diefer einen Beziehung mit den Wünſchen und der Politik der gefallenen 
Donaftie in Frankreich zufammentraf, der er doch feine Thräne nachweine, 
Redner freut fich übrigens, mit dem Herrn Grafen in Folge jeined Votums 
vorübergehend auf einem Boden zufammenzuftehen, wenn diefer auch durch 
eine andere Thüre hereingetreten. Leider gehen ihre Wege von da ab 
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wieder auseinander. Der Herr Graf ſei völliger Gentralift und Unitarier 
geworden, während er, Medner, angeſichts der mit der Gentralifation jenfeits 
des Rheind gemachten Erfahrungen, in verfchiedenen Dingen Particularift 
bleiben werde. 


Freiherr von Gemmingen*) ift gegen den Ginheitäftaat und da die 
Verträge, namentlich die Militärconvention, direct dahin führen, wird er 
gegen die Vorlage ftimmen. 


Dr. Serrmann**): Der Bortrag des Herrn Grafen von Berlichingen 
have ihn nach zwei Seiten erfreut; einmal, weil derjelbe offen erkläre, nun 
aud) jeinerjeitö jener durch die großen geichichtlichen Ereigniffe der leßten 
Monate erzeugten Entwidelung ſich anzuſchließen, daun aber auch, weil 
dies nicht ohme einige Klagen und Seufzer geichehen jei, und — nad 
einer gewiß richtigen Bemerfung — Alles Große und Gute der deutichen 
Nation nur uniec Seufzern und Klagen zu Theil werde, eine Erjdyeinung 
die übrigens einen guten allgemeinen Grund für fidy haben und daher zu 
feinem Vorwurfe gereicyen dürfe. Redner bat nur Eines zu bedauern, 
daß nicht ein einfacher Anſchluß an die Norddeutiche Verfaſſung ftattger 
funden, welche nach der jo richtigen Ausführung des Herrn Staatöminilters 
fid) practifch von ſolch' wunderbarer Nctionsfähigkeit bewährt habe. Es 
jei ein ungeheurer Verzicht, der durdy die zugejtandenen Verfafjungsän 
derungen von Seite Norddeutichlauds zu Begründung eimer deutſchen 
Reichseinheit gemacht worden. Der Herr Berichterftatter habe ſchon die 
Punkte hervorgehoben, die nicht gerade zur Werbejjerung der Bundeörer- 
fafjung beitragen. Er wolle nur uody auf einen Punkt hinweiſen, der 
ihm wenigitens höchſt bedenklich jcheine, die Verminderung des Gewichts 
von Preußen im Bundesrath, diefem fo wichtigen Organe; dadurd), daß 
dafjelbe, troß der bedeutenden Bermehrnug der Stimmen im Ganzen, nur 
feine 17 Stimmen behalten habe, ſei relativ jein Einfluß außerordentlich 
herabgejegt. Allerdings jei wohl zur Zeit fein Grund zur Bejorgniß hier: 
wegen vorhanden, allerdings vermöge das Gewicht einer jo großartigen 
ſtaatsmänniſchen Perjönlicykeit, wie fie in Graf Bismard hervortrete, viele 
Stimmen im Bundesrath zu überwiegen; aber ed werten auch andere 
Zeiten fommen, Zeiten, wo Leute vom Mitteljihlag, gewöhnliche Männer 
— denn nicht jedes Jahrhundert erzeuge ſolche Staatsmänner — an de 
Spige ald Bundeskanzler fungiren, und dann könnte der Nachteil der 
Veränderung des Schwergewicht allerdings ftark empfunden werden. Doch 
das feien curae posteriores, nicht zu berudfichtigen, wo es fidy, wie und 
aus der Berathung anderer Staatöverträge ſchon befannt, nicht um kritiſches 
Eingehen auf das Einzelne, jondern nur um Aunahme oder Abiehnen 
S. 10 1. g. u. 
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des durch die Natur der Verhältniffe gewordenen Ganzen handle, dem er 
nur mit Kreuden zuftimmen fünne Redner will dieje jeine Erklärung 
damit Ichließen , dab, wenn er jemals dankbar gewejen für das Vertrauen, 
das ihn hieher berufen, ed in diefem Augenblick fei, wo daſſelbe ihm die 
Möglichkeit gebe, ein lautes und vernehmliche® „Ja“ zu jagen, dem er 
gerne auch ein „Amen“ zufügen möchte, und gewiß werde die Entwicklung, 
wie fie die Vorjehung herbeigeführt, unjerem Bolfe dann zum Gegen ge- 
reichen, wenn ed im fittlicher Kraft und politiicher Finfiht im Stande jei, 
die Güter auch wirklich zu würdigen und gut zu verwalten, die ihm durch 
dieſe Verträge dargereicht werden. 


v. Sillern*) begrüßt ebenfalld mit erhobenem Herzen das vorliegende 
Vertragswerk, aber nur als eine Abichlagszahlung auf die große Schuld, 
die erit getilgt ericdheine, wenn die Reichögewalt mit den nöthigen Hoheits— 
rechten fich im gleicher Weiſe über alle einzelnen Staaten erftrede, um fo 
jede Sonderpolitif auszuichließen. Died wäre geichehen durdy einfachen 
Beitritt zur Norddeuticyen Bundesverfaffung. Vol und ganz, wie der 
Edle giebt, habe unjer erhabener Yandesfürft feine Opfer gebracht. Anders 
Würtemberg und vorzugsmweile Baiern. Das wichtige Bundes - In- 
digenat bleibe ftehen an dem Gremzpfählen Baiernd. ein geichlofje- 
ner Heerförper, jein geſondertes Verkehrsweſen, jeine eigene diplo— 
matiihe Wertretung ſeien lauter Dinge, die die Meichdeinheit zu ges 
führden drohen, zur Sonderpolitif führen können. Er wolle feinen Arg- 
wohn hegen für jest, allein Verfaffungen madye man nicht mit Rüdjicht 
auf beitimmte Perjonen, — es können verhängnikvolle Momente in der 
deutihen Geichichte mwiederfehren und für jolde wäre ed gut, wenn für 
die einzelnen Staaten feine Wahl mehr beftehe, — die Schiffe verbrannt 
jeien, die fie vom gemeinjamen Vaterland wegführen können. Alſo nur als 
Abihlagszahlung könne er die Verträge auffafjen, das zu erreichende Ziel 
lei, dab die Gentralgemalt mindeſtens mit der Stärke audgerüftet werde, 
wie die Norddeutſche Verfaffung fie biete. Diejes Ziel, das Ziel der na- 
tionalen Partei, werde erreicht werden; dafür bürge die nationale Bewe- 
gung, dafür der Staatsmann, defjen geniale Entwürfe nur durch die 
Sicherheit jeiner Mittel übertroffen werden, dafür endlid das erlauchte 
Geihleht, das dem Boden Süddeutichlands entiproffen, defjen Vorzüge 
mit den Tugenden der norddeutichen Stämme in wunderbarer Miſchung 
vereinigend, von der Vorjchung berufen jei, die Einheit Deutichlands zu 
gründen und den Glanz der alten Kailerfrone zu erneuern. Der wieder 
eritandene Deutiche Kailer werde, jo Gott will, vor feinem Reichsfürſten 
niederfnien. 
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Graf zu Leiningen-Bifigheim*): Nach der Art und Weile, wie 
die Vorlagen an das hohe Haus gefommen, jei ed in Bezug auf das Ne 
jultat einerlei, ob man mit Sa oder Nein ftimme, und das fei, was er be 
flage. Er beflage, daß To tief eingreifende Verfafjungsänderungen nicht 
entweder ſchon früher oder aber erft nah Schluß des Friedens zur Ber: 
handlung fommen fünnen. Wäre er gewählter Abgeordneter, würde er 
fein Mandat niederlegen und feinen Wählern überlafjen, jemand Andern zu 
ſuchen, der leichteren Herzend ald er über jo ernite Dinge hinweggehen 
fönne; genöthigt aber, von einem verfaſſungsmäßig ererbten Rechte Ger 
brauch zu maden und eingedenf jeines dem Land geleilteten Eided, gezieme 
ihm ein deutjches Befennen. Mit Ja zu ftimmen, bieße feiner Ueberzeu— 
gung entgeyenhandeln, in der letzten Stunde zu einer Partei ſich befennen, 
die in dem leiten Fahren die Gewalt bejeflen, aber nicht der Ausdrud des 
badijchen Landes, am wenigften des badijchen Volkes gewejen, einer Partei, 
die — troß der ungeheuren vom Land gebrachten Opfer — in Berjailled die 
Verträge nicht habe zu Stande bringen wollen, die unbedingt mit Baiern 
und Würtemberg hätten errungen werden müffen. Vermuthlich jei dabei 
der Gedanke maßgebend geweien, daß das badiiche Land unfähig jei, als 
jelbititändiger Staat fortzubeitehen. Er ftimme mit Nein und glaube 
died um jo mehr thun zu fünnen, als feinen Namen der Vorwurf man: 
gelnder deuticher Gefinnung nicht treffen fönne. Daß bei einem Angriff 
auf deutiched Gebiet die militärische Unterordnung unter die preußiiche 
Führung zum Schuß der deutichen Grenzen vollftändig genüge, beweijen 
die glorreichen Erfolge unjerer Waffen, die wir eben mit Stolz bewundern. 
Warum aljo unter dem Scheintitel eined deutichen Bundes Preußen gegen- 
über uns freiwillig in den Zuftand eines Helotenthums begeben? Dafür 
könne er nicht ftimmen, jo freudig er die Größe und Ginigung Deutſch— 
lands unter der Form eines wirklichen Föderativftaates® begrüßt hätte. 
Schließlich könne ihn auch der Vorwurf des Particularismus nicht treffen, 
denn der höre auf, wenn es ſich nicht mehr der Mühe lohne, für die Fort— 
erijtenz einer Dynaſtie aufzutreten, die ſich ohmmächtig jelbit aufgegeben 
und damit für unfähig erklärt habe, das Land jelbitjtändig fort zu 
regieren. 


Staatöminilter Dr. Jolly: Das jcheine ihm doch eine zu ftarfe Aeuße— 
rung zu jein, die in diefem Haufe nicht hingehen könne. 


Der Präfident ruft hierauf, und nachdem aud Stimmen aus dem 


Haufe den Ordnungsruf verlangt, den Grafen zu Leiningen-Üilligheim wegen 
diejer Acußerung zur Ordnung. 
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Staatäminifter Dr. Iolfy*) bedauert, daß diefer Mißton in die ſonſt ge- 

wir Alle mit innigfter Freude erfüllende Diskuffion hereingefommen, er hätte 
aber jeiner Pflicht abjolut entgegengehandelt, wenn er gegen die letzte Aeuße— 
mng nicht aufgetreten wäre. Die übrigen ungemein ftarfen Ausdrüde des 
Hem Vorredners wolle er nicht weiter berühren. Derjelbe fcheine vergefien 
mw haben, dab eine Partei und eine Negierung etwas verjchiedenes ſei; nicht 
eine Partei, jondern die Regierung ſei ed geweien, die in Verfailles gehandelt 
babe. Der Herr Graf jpreche von einem Helotenthum, ohne auszuführen, 
worin es beitehe. Deſſen Hauptgedanfe jcheine dabei gegen die Militärfon- 
vention - gerichtet; ihm, dem Redner, ericheine es viel eher als eine Ehre, 
dab unfere Truppen und unfer Offizterforps unmittelbarer Beitandtheil der- 
jenigen Armee werden, welche von der ganzen gebildeten Welt ald die erite 
anerfannt und bewundert jei. Der Herr Vorredner fpreche ferner von der 
Unfähigfeit unjeres Landes, jelbftitändig fortzmeriftiven; auch das jei feine 
Ipgielle Anficht, eine Folge jeiner früheren Parteianſchauungen, vielleicht auch 
jeiner Wünjche, aber die eminente Mehrheit unjeres Landes freue fid) unjerer 
Finrichtungen und ihres Profperirens, und allgemein jei der Wunſch, daß 
das Yand fin fich fortbeitehend fortfahre, die Kultur- und wirtbichaftlichen 
Aufgaben wie bisher zu verfolgen und zum Glücd einer immerhin anfehnlichen 
Menihenzahl zu erfüllen. 


Bei der Abſtimmung wurden die Verträge mit allen gegen zwei 
Stimmen angenommen**). 


Von beiden Kammern wurde zugleich folgende Adrejje an den Groß: 
berzog angenommen: 
Durchlauchtigſter Großherzog! 
Gnädigiter Fürjt und Herr! 

Euer Königlihe Hoheit haben die getreuen Stände zur ver- 
faffungdmäßigen Mitwirfung bei dem Bertragäwerfe berufen, das 
der deutichen Nation die lang erjehnte Einigung bringt. Inmitten 
eined gewaltigen Krieges, welchen die eitle Eiferjucht eines Nach— 
baritaates zur Erniedrigung Deutichlands begonnen bat, wurde von 
nationaler Begeiiternng und durch den mundergleichen Siegeslauf 
unjerer Heere das Deutjche Neich wieder aufgerichtet. Es wird ſich 
erheben ein fichtbares Zeugniß göttlichen Maltens zum Segen eines 
feiten und dauernden Friedens, das Unterpfand einer glüclichen Zu: 
funft des deutjchen Volks, wollwertbig jo vielen vergojjenen Blutes, 
jo jchwerer Heimfuchung der Familien, jo großer ungezählter Opfer 
der Nation. 


— — F 
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Mit danfbarem Stolz blidt Deutichland auf feine Söhne unter 
den Waffen; ihre heldenmüthigen Anitrengungen begründen das 
feite Vertrauen, daß fie den noch fortdauernden jchweren, aber jo 
glorreichen Kampf ald Sieger beendigen. Freudig hofft es, daß 
die wieder gefundene deutiche Katjerfrone auf dem Haupte dei 
greifen Fürften, deſſen Hand jeither ſchon das mächtige deutiche 
Reichsſchwert geführt, das weihevolle Sinnbild eines in den geficherten 
Grenzen jeines alten Rechtes neu erblühenden Reiches jein werke, 
das ftarf und wohlgeordnet, den Frieden nach Außen, und eine 
freie, fortjchreitende Entwidlung nach Innen verheikt. 

Eure Königliche Hoheit jelbit haben in drangvollen Tagen, 
als Frankreich mit überrajchender Schnelligkeit den ungerechten Krien 
heraufbejchwor, feinen Augenblick gezögert, die gefahrvolle Wacht 
der jüddeutjchen Grenzmark zu übernehmen. Wir können mit hober 
Befriedigung ausfprechen, dab das badijche Volk in patriotijcher 
Hingebung einmütbig zu diefem Entjchluffe geitanden iſt. Seine 
Söhne haben begeiftert die Waffen ergriffen, und im Wetteifer mit 
den Waffenbrüdern aus allen Iheilen deö großen VBaterlandes ihren 
vollen Ruhmesantheil und ihr volles Anrecht auf unjere Dankbarkeit 
eritritten. 

Und ald es galt, das Einigungswerk Deutjchlands zu vollenden, 
da war Euer Königliche Hoheit der Erite, um das Wort der 
Treue gegen Deutichland mit Verläugnung jedes Sonderinterejiet 
einzulöjen, in der Ueberzeugung, daß das, was Deutjchland ftart 
und frei zu machen berufen it, auch dem Theile deö Ganzen, dem 
geliebten Heimathlande, zum Segen und Heil gereicht. 

Fa, das badiſche Volk, das ganze deutjche Volt weiß es und 
wird es unvergefjen in danfbarem Gemüthe bezeugen, daß unter 
allen jeinen Batrioten feiner hochfinniger, feiner mehr von treuer 
Liebe zum Vaterlande bejeelt, feiner mit reinerem Herzen die Eini- 
gung Deutichlands erjtrebt und ihren Aufbau befördert und voll 
zogen hat, ald Badens Fürft. 

Mir, die getreuen Stände deö Landes, fühlen und aus tiefiter 
Scele gedrungen, Eurer Königlihen Hoheit den innigen Dant 
und die liebente Verehrung des Landes in diejem großen Augen: 
blicke auszuſprechen, in welchem eine neue glücverheißende Zeitepode 
für Deutjchland und Baden beginnt. Möge ein baldiger ehrenvoller 
Frieden Eurer Königlihen Hoheit vergönnen, ald Reichsfürſt 
die freie und friedliche Entwicklung ded großen Vaterlandes zu für: 
dern, alö geliebter Landesherr in gewohnter Treue die fortfchreitende 
Wohlfahrt unſeres Heimathlandes zu pflegen. 


Gott jegne Eure Königliche Hoheit! 
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In der vierten öffentlichen Situng der I. Kammer vom 21. December 
1870 begleitete Minifter Dr. Jolly die Verlefung des höchſten Vertagungs— 
rejfriptd mit folgenden Worten: 

Zunädhft bin ich von Seiner Königlichen Hoheit unferm gnädig- 
fen Fürften und Herrn beauftragt, Ihnen feinen Dank für Ihre 
Theilnahme an dem großen Werk der politiichen Einigung Deutſch— 
lands und feine aufrichtige herzliche Freude über das Gelingen deſſel— 
ben in dem einträcdhtigen Zufammenwirfen aller Parteien auszuſprechen. 
In dem furzen Zeitraum einer Woche: haben wir und in gemeinfamer Ar: 
beit über Beichlüfje geeinigt, wichtiger ald alle8 das, was jelbit die 
Aelteften unter und biöher in ihrem öffentlichen Leben gethan, woran 
felbft die Süngften unter und in ihrem fernern Leben Theil zu nehmen 
hoffen fünnen. Die Wiedererftehung des Deutichen Reiches unter einem 
erblihen Deutichen Kaijer, der in jeinen und feiner Ahnen und jeined 
Erben Thaten einen jo vollgiltigen Nechtötitel für die höchfte politiiche Ge- 
walt über alle deutichen Lande mit fich bringt, wie ihn wuchtiger feiner 
feiner Vorfahren im Reiche beſeſſen, ift ein Ereigniß, durdy melched die 
Geihife unſeres Baterlanded nah aller menſchlichen Vorausſicht 
auf Sahrhunderte hinaus beitimmt, durdy weldes die Verhältniſſe ganz 
Europa's nicht minder dauernd werben beeinflußt werden. Wir 
dürfen von diefem gewaltigen Creigniß, zu welchem an unjerm bes 
ſcheidenen Theil mitzuwirken und vergönnt war, für und und die Welt 
gute Früchte erwarten. Die Wiedergeburt des deutichen Neiched vollzieht 
fih freilich in einem furdhtbaren Krieg. Gerade in diejen letzten Tagen 
baben wir die zermalmende Härte deffelben tiefidhmerzlicy empfunden. Der 
Mann, der noch vor zwei Tagen über den einen Hauptvertrag hier Bes 
tiht erftattete, hatte jchon damals, ohne ed zu willen, dem einzigen Sohn 
auf dem Felde der Ehren verloren. Der ritterlihe Prinz, den mir jeit 
Jahren, fei ed ald Präfidenten, ſei es ald eifriged thätiged Mitglied im 
dieler Berfammlung verehren, und der, nur um die Waffen gegen bie 
Feinde des Baterlanded tragen zu können, mit feltener Gelbitverläugnung 
ein unter feinem militäriihen Rang ftehendes Commando übernommen und 
mit gewohnter Hingebung und Todesverachtung geführt hat, wird ver: 
wundet in der Heimath zurüderwartet. Für viele Hunderte von Familien 
miered Landes werden die bevorftehenden Feittage, die nach herzlicher 
deuticher Sitte Tage der Freude und ded Familienglücks fein jollten, ftatt 
deflen Tage tiefen Schmerzes und forgenvollen Kummerd fein. Und fo, 
durhlauchtigfte, hochgeehrtefte Herren, ift es weit und breit, bei Freund 
und Feind. Aber — und das ift unjer Troft bei allen Schreden dieſes 
Krieged — nicht wir haben in frevelhaftem Uebermuth ihn heraufbeichworen, 
er it und gegen unjern Willen ungerecht und gewaltthätig aufgedrungen. 
Bir haben und in diefem Kampf bereitd die freie Selbitbeftimmung für 
die politische Gonftituirung unſeres deutſchen Vaterlandes erkämpft, wir 
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wollen und wir werden in ihm noch das Weitere, einen dauerhaften 
Frieden, eine beſſer ald die biöherige geficherte Grenze erfämpfen. Durd- 
fauchtigite, hochgeehrteite Herren! Ald idy vor einigen Wochen wiederholt 
in Betradytung der Prachtbauten und all’ der Luruswerfe vertieft war, die 
vor bald zwei Sahrhunderten unter Ludwig XIV. in Verſailles eritanden, 
in einer Zeit, ald unjer armes Vaterland aus hundert Wunden blutete, die 
immer jchmerzlicher und tiefer zu geben der fräufiiche Nachbar nicht er: 
müdete, da drängte fich mir oft der Gedanke auf: die Art und Weije, mie 
heute unſer deutiches Volk fich zu einer der eriten Stellen in Europa auf- 
zuijchwingen im Begriff ſteht, ift eine weſentlich andere ald diejenige, welche 
das damals im der Fülle feiner geiftigen und materiellen Kräfte ftehende 
franzöfiiche Wolf befolgte, fie wird, das vertraue ich feit, für und und die 
Melt eine heilvollere jein. Welcher Unterichied zwijchen der beredynenden 
Herzlofinfeit des „brülez le Palatinat“ und dem Wort des Königs 
Wilhelm: „Die Unjeren haben Drleand genommen, Gottlob obne 
Sturm”, alto ohne neue Menichenopfer. Taujende von Müttern werden dem 
greilen Helden diejed Wert nie vergeffen. Und das jprechendite Zeugniß 
für den Geift der Mäßigung und Gerechtigkeit, der die Führer Deutjch- 
lands in Mitte beiipiellojer Erfolge bejeelt, find die Verträge jelbit, denen 
Sie Ihre Zuftimmung ertheilt haben, durch weldye die künftige politische 
Geſtalt unjeres Vaterlandes beitimmt werden fol. Was ihnen auf der 
einen Seite an ſyſtematiſcher Bollfommenheit fehlt, gereicht ihnen auf der 
anderen Seite zum höchſten Lob. Niemanden iſt es eingefallen, die wahr: 
haft betäubende Macht der wunderbaren Siege zu einem ungerechten 
Drud gegen rechtlich gleichgeitellte Bundeögenofjen zu mißbrauden. Die 
Deutiche Reichsverfaſſung beruht auf freiem Vertrag, — unter feinem anderen 
Einfluß, ald dem des freudig bewegten nationalen Bewußtjeind abge— 
ichloffen. Die ftrenge Achtung des Rechts, welche dem Staatömann, 
deflen allzu energiihe Kühnbeit zu anderen Zeiten wohl getadelt wurde, 
jebt im Stillen von Mancem zum Vorwurf gemacht wird, dieſe ftrenge 
Adıtung des Rechts hat unjerer neuen deutichen Verfaſſung allerdings ein 
recht unſymmetriſches, ungleichartiged Anjehen aufgeprägt, fie ruht aber 
dafür auf dem ungerftörten, naturwüchligen Felien ded Rechts. Die auf 
ehrlicher Anerkennung des gegenjeitigen Bedürfniſſes beruhende, aus freiem 
Vertrag hervorgegangene Deutſche Verfaſſung mag ſich zunädft auf eine 
engere, auf eine bejchränftere Einigung beziehen, als Mancher, ald auch ich 
ed gewünſcht hätte, aber darum, dei Dürfen wir vertrauen, ift fie nur 
um jo feiter und inniger, und der Ausdauer deutjcher Arbeit wird es ger 
lingen, das einmal in's Leben gerufene Werk zu höherer Bollfommenbeit 
zu führen. Wir werden an unjerem Theil der Arbeit nicht erlahmen und 
wir rechnen, durchlauchtigfte, hochgeehrtejte Herren, auch für die Zufunft 
dabei auf Ihre fernere Unterjtügung. Möge ed — die Vorbedingung für 
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alles Weitere — unſern tapfern Heeren bald gelingen, dem trotzigen Feind 
einen dauerhaften Frieden abzuzwingen! 


Präfident Dr. v. Mohl: Durchlauchtigſte, hochgeehrteſte Herren! Nur mit 
großer Echüchternheit ergreife ich nach der joeben von Shnen vernommenen be- 
redten Anjprache des Herrn Staatöminifterd das Wort zum Abſchied. Unfere 
Gefinnungen — ich ſpreche hier in Aller Namen, ohne die mindefte Furcht, 
einer abweichenden Meinung zu begegnen — unfere Gefinnungen drängen 
fih zufammen vor Allem in der aufrichtigen Verehrung gegen unjern 
edlen Laudesherrn und jein ganzes hohes Haus; — gegen den Negenten, 
welcher feinen Augenblid Anftand genommen hat, jelbit diejenigen Rechte 
aufzugeben, welche jonft den Regenten gerade ald die angenehmften, als 
Lieblingsbefchäftigungen gelten, der nicht blos für fich zu allen Opfern be- 
reitwillig ift, ſondern auch feinen ganzen perjönlicyen Einfluß einfegt, um 
Andere zu gleichen oder ähnlichen Opfern zu bewegen; — gegen die hohe Fa- 
milie, welche theild tapfer dem Feinde ſich entgegengeworfen hat und mit 
ihrem Blut bezahlt, theild die Wunden ded Kriegs und feine Leiden in 
unerihöpflicher Güte und umermüdlicher Sorge zu lindern bemüht: ift, 
Wir find fodann einftimmig in uufern Segenswünſchen für unfer Vater: 
land, für dad engere und für das weitere, dem wir jetzt anzugehören dad 
Glück haben werden. Das engere Vaterland ift, Dank der Tapferfeit der 
deutiben Armeen und ihrer glänzenden Führung, von der ihm gedrohten 
Vermüftung bewahrt geblieben; allein allerdings hat ed große Opfer zu 
bringen. Hunderte, vielleicht Tauſende feiner Söhne werden mit ihrem 
Leben, mit ihrer Gejundheit die Befiegung des Feindes bezahlen müſſen. Auch 
materielle Laſten müfjen natürlich in einem jo lang fortgejeßten Krieg nur in 
großem Maafe getragen werden. Doc, died Alles wird ficd) reichlich erſetzen, 
wenn wir die Angehörigen eines großen Dentichlands find, eines großen Neiches, 
gefrönt mit der Kaiferfrone. Es wird ſich ein höheres Gefühl, eine reich. 
lihere materielle Blüthe entwideln, melde ebenfalls unjerem Lande zu 
Theil wird, und je günftiger es von der Natur ausgeftattet ift, deito mehr 
wird fi) der Segen zeigen. Es wird noch manche Arbeit foften, ehe wir 
uns in die neuen Dinge einleben, ehe die neuen Gejete allgemein bekannt, 
bequem find, ehe fie unferen Verhältniffen angepaßt werden, allein es find dies 
dh nur vorübergehende — man fann faum jagen — Unannehmlichfeiten, 
e find nothmwendig zu ertragende Fleine Bemühungen. Wir find endlich 
einig im Dank, in der Bewunderung unfered tapfernen Heeres. Wie 
eben erwähnt wurde, auch in unferer eigenen Mitte find fchmerzliche Opfer 
in der neueften Zeit zu-beflagen und Keiner von und weiß, ob nicht in 
dieſem Augenblid, in welchem er daran denkt, in welchem er jpricht, ein 
naber Anvermandter ſchon den Heldentod geftorben if. Das ift nicht zu 
ändern, die Opfer müſſen gebracht werden. Unſer Danf und unjere Be 
mwunderung fteigt mit jedem Zage und zwar nicht blod wegen der Tapfer- 
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feit gegen ben Feind, fondern auch wegen der Ertragung von faum e— 
täglichen Beichwerden, die ein fo ſchrecklicher Winterfeldzug mit fih 
bringt. Doch laffen Sie mich zum Ende kommen. Unſere Gefinnungen 
find vollfommen far, wir find einig, lafjen Sie mich Alles zufamme: 
faffen in dem Ausruf, in dem Wunſche: Hoc lebe unfer gnädigſter 
Landesherr, Großherzog Friedrich! 

Die ganze Verfammlung erhebt fi zu einem bdreimaligen Ie- 
haften Hoch. 


I. Berhandlungen des heſſiſchen Uandtages, 


A. Dweite Kammer. 


Unter dem 5. Dezember 1870 wurden jeitend des großherzoglichen Mi— 
niſteriums des großherzoglichen Haujes und des Aeußern die Verträge, zu- 
nächft der zweiten Kammer, zur verfaflungsmäßigen Zuftimmung zugefertigt*). 


In dem vom Abgeordneten Hallwachs eritatteten Ausſchuß-Be— 
riht**) ift gelagt: 

Bei Prüfung der und vorgelegten Verträge kann es der berichtende 
Ausihuß nicht ald feine Aufgabe betrachten, die Beitimmungen der Nord» 
deutichen Bundesverfaflung, welche die Grundlage jener Berträge bilden, 
einer nochmaligen bequtachtenden Beiprechung und Kritif im Einzelnen zu 
unterziehen. Die Stände des Großherzogthums haben zu einer derartigen 
Behandlung der gegenwärtigen Vorlage um jo weniger Beranlaffung, als 
fie feiner Zeit die Verfaflung des Norddeutichen Bundes in ihrem Geſammt— 
inhalte für die nördlich des Maines gelegenen Gebietötheile bereitd ange— 
nommen haben. Es ift ebenjowenig von praftiichem Werthe, diejenigen 
Veränderungen, weldye die Bundeöverfaffung in Folge der Verträge mit den 
füddeutichen Staaten erleiden wird, einer fritifirenden Crörterung zu unter: 
werfen. Nachdem im Neichitage des Norddeuticyen Bundes die Bedenken, 
welhe gegen jene Veränderungen vorwiegend von unitariſchem Standpunfte 
aus vorgebracht werden können, in ausführlicher Weiſe diöfutirt worden find 
und diefe Diskuffion gleichwohl zu dem Ergebniffe geführt hat, daß die über- 
miegende Majorität des Norddeutſchen Neichätages die Verträge ohne Vor— 
behalt genehmigte — können die jüddeutjchen Landesvertretungen auf die 
Biederholung einer derartigen, bei der gegenwärtigen Sachlage rein theore- 
tiſchen Debatte verzichten. Doc iſt es dem Berichteritatter wohl geitattet, 
den von dem Ausichuffe zu itellenden Anträgen einige Erwägungen allge 
meineren Inhaltes vorauszuſchicken. Man iſt in Süddeutjchland vielfach ge— 
neigt, die Mängel der Verfaſſung des Norddeutichen Bundes in einem allzu 


*) Beilage Nr. 426 zum 84. Prototoll vom .5 Dezember 1870, 
‘*) Beitage Nr. 436 zum 84. Protokoll. 
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entjchiedenen Uebergewichte des unitarifchen Elements zu erblicken. Wer von 
diejer Anficht ausgeht, muß indeffen zugeben, daß die jüddeutichen Staaten, 
welche eö nach den Greigniffen des Jahres 1866 zum Theil ala eine Rettung 
vor der äußerſten Anmuthung betrachteten, dab es ihnen veritattet blieb, 
außerhalb der Grenzen des Norddeutichen Bundes zu verbleiben, ſich damit 
durch eigene Schuld fast jeden Einfluffes auf die Geftaltung der Verfafjung 
und Gejetgebung des Norddeutichen Bundes beraubten. Wenn man dem 
gegenüber von Seiten der Präfidialmacht fich jedes direkten Zwanges enthielt, 
jo hatte man gerade genug gethan, um einen bie und da doch vielleicht 
jtörenden Einfluß lahm zu legen und verdiente daneben noch die Anerfennung 
einer fait felbitlofen politifchen Mäßigung. Es wäre dann noch vielleicht 
jpäter die Möglichkeit geblieben, eine Uebereinftimmung der ſüddeutſchen 
Staaten auf Grund eines feiten Programms herbeizuführen und dieſes Pro- 
gramm in gejchloffener Vereinigung dem Norddeutſchen Bunde mit der 
Frage nady der Acceptation vorzulegen. Es hätte dann doch die Voraus— 
jegung Platz greifen können, daß für das Angebot des Gejammteintritts ein 
entſprechender Preis geboten worden wäre. Aber von alledem geſchah Nichte. 
Die Frage der Schuld mag unerörtert bleiben. Es lift ohnehin jchwer, von 
einer Schuld da zu reden, mo die zwingende Macht der realen Berhältnifje 
mehr Wirfung ausübt, als menfchlicher Wille zu überwinden vermag. Ge 
nug, über die Negation des Eintritts in den Norddeutichen Bund brachte 
man die Uebereinitimmung faum hinaus und auch da bildete ſich nur eine 
Majorität, jo daß es dem fogenannten jüddentichen Bunde an den eriten 
notwendigen Vorausjeßungen jeiner Bildung gebrach. Auch andermeite 
Verſuche, außerhalb des Programmes eines ſüddeutſchen Bundes, behufs Ei- 
nigung der jüddeutichen Staaten find gemacht worden — fie vermehrten nur 
das „ſchätzbare Material" und es iſt heute von feinem praftiichen Werthe 
mehr, zu unterfuchen, ob und welche wirkliche Verbeſſerung der Verfaffung 
des Norddeutichen Bundes dem deutjchen Wolfe damit vielleicht verloren ge— 
gangen ift. Zeigt doch auch die Art und Weile, wie jchlielich die Ver— 
fafjungäverträge zu Stande gefommen find, mehr ald zur Genüge, daß jelbit 
in der leßten Stunde die ſüddeutſchen Staaten nicht dazu gelangten, ihr 
etwaiges gemeinjames Intereffe gemeinjam zu wahren, und mie gerade der 
Staat, von weldhem man annahm, daß er nach Macht und Bedeutung am 
eriten berufen gemwejen wäre, dieje Gemeinjamfeit herbeizuführen und zu 
fördern, das gemeinjchaftliche Handeln mit den übrigen Staaten, wie man 
glauben fünnte, fait geflilfentlich vermied, um für fich dann um jo leichter 
eine privilegirte Ausnahmsitellung zu retten. Diejenigen, welche in der Ver- 
fafjung des Norddentichen Bundes überall nur die Gefahr einer allmählichen 
Unterdrüdung oder Aufjaugung der Einzelftaaten erbliden und der Meinung 
waren — vielleicht noch find —, daf die Beitimmungen jener Verfaſſung 
mit unabweisbarer Nothwendigfeit auf den Einheitsſtaat zudrängten, werden 
darum damit zufrieden jein müfjen, daß inöbejondere durch den mit Baiern 
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abgeſchloſſenen Vertrag wenigſtens einige föderaliſtiſche Keime gewahrt find, 
daß aber ein Mehreres, wie die Verhältnifje nun einmal fich entwickelt 
haben, nicht zu erreichen war und bei längerem Zuwarten in Zufunft vor- 
ausfichtlich noch weniger zu erreichen jein würde. Betrachtet man aber die 
Kebrjeite, jo zeigt fich, daß, abgeiehen von der Eonjervativen Partei, in Nords 
deutichland und bei einem nambaften Bruchtheile der jüddeutichen Bevölke— 
rung entichieden unitariiche Tendenzen vorherrichen. In Norddeutichland er- 
ſchalt — wie die Verhandlungen des Norddeutichen NReichätaged und die 
Kundgebungen der Tagespreife zeigen — vorwiegend die Klage, dab die Ver— 
faffung des Norddeutichen Bundes jo, wie fie durch die Verträge mit den 
jüddentichen Staaten, insbejondere mit Batern abgeändert werden jolle, dem 
fderaliftijchen Elemente viel zu weit gehende Konzeifionen made. Mar 
bat dabei namentlich die Beitimmungen über die bei Verfaſſungsänderungen 
in Zukunft erforderliche Stimmenzahl (Art. 78), das Grforderni der Zu— 
timmung des Bundesrathes bei Kriegserflärungen im Namen deö Bundes 
(Art. 13) und den Ausſchuß für auswärtige Angelegenheiten im Auge (Art. 8). 
Die Mehrzahl der Stimmen in Norddeutichland ift von Mißtrauen, Abnei- 
gung und unverhohlenem Widerwillen gegen die vereinbarteh Abänderungen 
der Bundesverfaffung erfüllt, man it kaum zweifelhaft darüber, daß Preußen 
zu jeinem offenbaren fünftigen eigenen Schaden und zum Schaden des neuen 
Bundes allzu entgegenfommend und nachgiebig gewejen fei, und man er- 
wartet es faum anders, ald daß die jüddeutichen Staaten, troß ihrer in dem 
Kriege mit Frankreich bewiejenen opferwilligen Bundestreue, die ihnen ges 
mwährten Zugeftändniffe zum Nachtheile des Bundes mißbrauchen würden. 
Daneben ift man geneigt, in der Separatitellung, die inöbejondere Baiern 
bewilligt worden ift, eine jo bedenkliche Verläugnung der Grundprinzipien 
der Bundeöverfaffung zu erbliden, da man ernſtlich die Frage aufwirft 
und nicht jelten auch bejaht: ob es nicht beiler gewejen wäre, wenn man 
jede Berhandlung mit Baiern abgebrochen und es, bis auf beſſeres Bejinnen, 
einitweilen jeinem „verdienten Schickſale der Iſolirung“ überlafjen hätte? 
Gleichwohl iſt die Verfafjung des neuen Bundes jo, wie fie nach den Der: 
frägen mit den jüddeutichen Staaten abgeändert werden ſoll, von unmejent- 
lihen redaktionellen Modifikationen abgejehen, von dem Neichötage des Nord- 
deutichen Bundes mit überwiegender Majorität angenommen worden, nad): 
dem zuvor jämmtlicdhe, vorwiegend in antiföderaliitiichem Sinne geitellte 
Amendements verworfen, beziehungsweije zurücgezogen worden waren. Wie 
& zu dieſem Ergebniſſe gekommen, das ilt befannt. Im voller Würdigung 
der Bedenken, welche gegen den Inhalt der einzelnen Verträge, insbejondere 
des baieriſchen Vertrages, erhoben worden find, hat die Majorität des Reichs— 
tages es gleichwohl für ihre unabweisbare Pflicht gehalten, ihrerjeitd dem 
Zuftandefommen der nationalen Einigung auf Grund jener Verträge fein 
Hinderniß zu bereiten. Der Berichteritatter glaubt nicht zu irren, wenn er 
annimmt, dab auch die heſſiſche Kammer fid, diefem Vorgange anſchließen 
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werde. Denn mas auch der Einzelne von feinem politiichen Standpunfte 
aus gegen dad neue DVerfafiungswerf einzuwenden haben mag, gleichviel ob 
es ihm ald allzu centraliftiich oder ald allzu föderaliftiich ericheine, jo muß 
doch überall die Erwägung obfiegen: daß es vor Allem gilt, dad gegenwärtig 
Erreichbare zu fihern und dem glorreichen Sieg über den äußeren Erbfeind 
der deutichen Nation den nicht minder glorreichen Sieg über den inneren 
Erbfeind, d. i. die Zwietracht der Meinungen, binzuzugefellen. Wenn es 
jet nicht gelänge, die verfaflungsmäßige Cinigung der deutichen Staaten 
zu vollziehen — welch' unabjehbare Folgen würden ſich daran fnüpfen!? 
Der ſchönſte Siegeöpreid für alle die ſchweren Opfer, welche in dem Kriege 
mit Franfreich gebracht werden, er wäre in dem Augenblide, da wir ihn 
mit Sicherheit zu erringen hofften, auf ungewilfe Zeiten abermals unjeren 
Händen entriffen. Der eine Theil der deutjchen Nation würde dem andern 
die Schuld und Verantwortung zumwälzen; an die Stelle des gerechten Stolzes 
und der nationalen Befriedigung ob der errungenen Siege würden tiefgehende 
Verbitterung und demüthigender Mißmuth treten; der erhebenden und 
begeifterten Eintracht der Nation auf dem &chlachtfelde würde der zer- 
freffende Hader im Lande ald widerwärtiged Gegenbild folgen, und 
Niemand würde fich ſeines Anblides mehr freuen ald das feindliche 
und das „neutrale” Ausland. In demjelben Zeitpunfte, in weldyem mir 
der Einigfeit und des feiten Zulammenhaltens mehr denn je bedür—. 
fen, wäre der Grund zu neuer, gefahrbringender Zwietradht gelegt. Es 
gilt — wiederholt ſei ed betont — ohne Zögern das gegenwärtig Er: 
reichbare zu fichern, in der feiten Ueberzeugung, daß ed der bildenden Kraft 
der geeinigten deutichen Nation in der Zukunft gelingen werde, das zur 
Zeit unvollfommene Werk der Verfaſſung zu höherer Vollendung binanzu- 
führen und wir dürfen — troß aller theoretiichen Bedenfen — zu jener 
Eicherung um fo bereitwilliger die Hand bieten, als das jet Erreichbare, mie 
jeder unbefangen Prüfende zugeben muß, doch immer noch die rafch ent- 
Ichlofjene Befitergreifung in hohem Mafe verdient. DVertretung der 
deutichen Nation im Neichötage; im Wejentlichen einheitliche völferrecht- 
liche Vertretung nady Außen; Webereinftimmung, wenn auch nicht überall 
unbedingte Einheit, im Militärweien; einheitliche Führung im Kriege; in 
den bedeutſamſten Beziehungen einheitliche Geſetzgebung, theild jofort er— 
reicht, theild angebahnt für die Zukunft; Einigung bezüglich der wichtigften 
Verkehrs- und volföwirthichaftlidhen Verhältniſſe; Vertretung der Interefjen 
der Cinzelftaaten im Bundesrathe; an der Spitze ded „Deutichen Neiches“ 
der „Kaijer“, dem wir nicht um mehr oder weniger romantischer Erinne- 
rungen willen, jondern gerade darum freudig begrüßen, weil chen jein 
Titel und die Gewähr giebt, dab es fich bei Gründung ded „Deutichen 
Reiches“ nicht um die Hegemonie eines einzelnen deutichen Staates, jondern um 
die Gründung eined Neiches handelt, dem ſich alle deutihe Staaten, der 
mächtigfte mit inbegriffen, ihre particulare Gelbftftändigfeit unterordnend, 
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einfügen — das find die Errungenſchaften, die der deutſchen Nation 
nad langen äußeren und inneren Kämpfen, nach viel geübter nationaler 
Entjagung, Demuth und Getuld entgegengebradht werden, und man muß 
darnach wohl fragen: Welche Nation dürfte jolched Angebot mit abmweh- 
tender Hand zurückweiſen, ohne fich dem gerechten Vorwurfe auszufeßen, 
daß fie für den Beruf, ald Nation zu gelten, ihren Platz als foldhe, allen 
Gegnern zum Trotz, zu behaupten, und die ihr gewordene Aufzabe zu er— 
füllen, — unfähig jei? Für das Großherzogthum Helfen hat die Annahme 
der Verträge überdies die bejondere Bedeutung, dab in Folge derjelben die 
jeıtherige ftaatsrechtlihe Doppelftellung jeiner Gebietötheile nördlic und 
jüdlich des Maines bejeitigt wird. Ueber die Frage: ob die Aufredhter- 
haltung diefer Doppelftellung im nationalen, wie im jpeciellen Landesin- 
tereffe wünſcheuswerth, ob fie, abgejehen hiervon, auf längere Dauer aud) 
nur möglich jein werde, waren die Anfichten im Großherzogthum, insbe— 
jondere auch in diefer Kammer, jeither verichieden.. Die Minorität der 
Kammer war der auf dem XIX. Landtage (cf. XIX. Yandtag Prot. 
Bd. III. S.3— 77) vertretenen Meinung, dab die Berfafjung des Nord: 
deutihen Bundes das bumdesftaatlihe Princip nicht hinreichend wahre 
und dab Verhandlungen mit Preußen zur Herbeiführung einer bundeöftaat: 
lihen Einigung unter allen Umftänden nur im Vereine mit ſämmtlichen 
ſüddeutſchen Staaten zu eröffnen oder doch vor dem Betreten anderweiter 
Wege zu verjuchen jeien. Die Majorität richtete dagegen an die Gr. Re— 
gierung das Griuchen: „wegen Ausdchnung des Norddeutichen Bundes 
auf alle jüddeutiche Staaten, jedenfalld aber wegen Eintrittd des gefammten 
Großherzogtbums in den Nordveutichen Bund, mit der Königlich 
Preugiichen Negierung ſofort in Verhandlung zu treten“. Auf dem XX. 
Landtage wurden Anträge in ähnlichem Sinne, auf den Eintritt des ge- 
Jammten Großherzogthums in den Norddeutichen Bund gerichtet, geitellt, 
und es hatte ſich die Majorität des berichtenden Ausjchufjes bezüglich ihrer 
zu dem von dem dermaligen Berichterftarter formulirten Antrage geeinigt: 
dad von der Majorität des XIX. Yandtags beichlofjene Erſuchen an die 
Ör. Regierung für jeden Zeitpunkt aufrecht zu erhalten, in weldem 
Verhandlungen wegen Eintrittö ded gejammten Großherzogthums in den 
Norddeutihen Bund mit Ausſicht auf Erfolg eröffnet werden fönnten. 
Diefer Antrag war jeither in der Kammer nicht zur Berathung gelangt, 
und zwar — wie der Berichterjtatter annehmen zu dürfen glaubt — 
vorwiegend aus dem Grunde, weil gerade die Anhänger der in dem An: 
frage vertretenen Anficyt unter den jeitherigen Verhältniffen eine Dis: 
euifion und Beichlubfafjung über denjelben der Cache nicht für fürderlid, 
erachteten, jo Daß wenigſtens gerade von diejer Seite ein Verlangen, den Antrag 
auf die Tagedorduung zu jeßen, nicht weiter Ausgejprochen wurde. Mie 
dem aber auch ſein möge — die zwieträchtige Frage: ob die Anhänger 
oder ob die Gegner der auf einen Eintritt des geſammten Großherzog— 
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thbums in den Norddeutihen Bund abzielenden Anträge und Beſchlüſſe 
feiner Zeit im Nechte geweien? — darf heute wohl unerörtert bleiben. 
Heute iſt ein mehr oder weniger felbitbemußtes Pochen auf die Richtigkeit 
der früheren verjchiedenen politiichen Anfichten nad unferer Meinung von 
der Tagesordnung ausgejchloffen. Es gilt, die durch glorreidhe Siege, mit 
ſchweren Opfern errungene Einigung ded gefammten deutichen Baterlandes 
zu befiegeln und in diejem lange erjehnten, erhebenden Augenblide joll die 
Freude über das im der Gegenwart erreichte Ziel durch eine retrojpective 
Kritif des in der Vergangenheit obgemwalteten Widerſtreits der einander 
gegenüberjtehenden Meinungen in feiner Weile getrübt werden. Cine der: 
artige verlöhnliche Behandlung det heutigen Berathbungsgegenftandes ift 
aber um jo mehr geboten, als im Grunde Fein Theil diefer Kammer den 
ausichließlichen Sieg jeiner Meinung für ſich allein in Aniprudy nehmen 
fann. Mögen beide Theile mit dem Anerfenntniffe nicht zurüdhalten, daß 
eine jede der entgegenitehenden Anfichten in der Abſicht ſich Geltung 
zu verichaffen juchte, das Wohl und Beite des deutſchen Gejammtvater: 
landes und des Großherzogthbums nach beiter Weberzeugung zu fördern, und 
fortan ihren Wetteifer nur in der rüdhaltlojen Entſchiedenheit bethätigen, 
mit weldyer fie ſich auf den gemeiniamen Boden der Berfafjung des 
Deutichen Neicheö jtellen! Nidyts wäre in Zukunft verwerflicher als der 
offene oder verdedte Widerftand, feine Politit bedenklicher als die Politif 
deö in Ffleinen Reibungen Genugthuung juchenden Verdruſſes; es giebt 
nur eine Politik, die Deutichland und dem Großherzogthume zu Heil und 
Segen gereihen kann: die Politif der aufrichtigen und — wenn ed jein 
muß — jelbitverläugnenden Bundestreue. 


Der Ausſchuß beantragte hiernach einitimmig Zuftimmung*). 
In der 84. Kalmmer-Situng vom 20. Dezember 1870 fand bierauf 
die folgende Berhandlung itatt*”): 


v. Biegeleben’**): Meine Herrn, die Angelegenheit, über die wir heute 
zu verhandeln haben, ijt eine zum Voraus entichiedene, denn über das Re 
jultat unjerer Abjtimmung wird faum ein Zweifel berrichen können. Ic 
könnte mich daher wohl der Nede enthalten; die Angelegenheit ift aber zu— 
gleich jo überaus wichtig, dab ich den größten Werth darauf legen muß, 
die Motive meiner Abitimmung, und zwar nad) verjchtedenen Richtungen 
bin, vor jeder Mißdeutung möglichit zu wahren. Meine Herren, ich bin 
fein Verehrer des Norddeutichen Bundes und jeiner Berfafjung, noch auch 
des daraus hervorgehenden neuen Deutjchen Reiches. Ich kann nicht den 
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Urprung diefer neuen Schöpfung vergeffen, ich kann nicht vergefien, daß fie 
aus einem traurigen Bruderfrieg hervorgegangen ift; ich kann nicht vergeſſen, 
daß und dadurch 4 Deutichlands entfremdet worden ilt, Z Deutichlands, das 
mit jeine jchöniten Länder umfaßt, die nahezu taufend Jahre mit und 
verbunden waren. Ich kann audy das Gefühl nicht unterdrüden, dab aus 
einem ſolch' ungefunden Boden eine gejunde Saat nicht eriprieen werde, 
und ich kann nur wünjchen, dat dieſes mein Vorgefühl fich nie bewahrheiten 
möge. Indeſſen find es nicht diefe Gefühle, die mich in meiner Hal- 
bung zur heutigen Frage beitimmen. Ich, bin nicht jo thöricht, zu glau— 
ben, da man den Strom der Gejchidyte ohne Weiteres rüdläufig machen 
fönne; ich bin auch fein jolcher Sclave meiner Gefühle, um mid) jedem 
Entwidelungsgang Deutichlands, der meinen perjönlichen Wünjchen nicht 
entipricht, mit hartnadiger Feindlichkeit entgegenzuitellen. Ich bin viel 
mehr der Anficht, daß jeder ernite Politifer mit den einmal gegebenen 
Verbältniffen rechnen müffe, dat; in jedem einzelnen Fall mit Zurücddrängung 
feiner wenn auch noch jo berechtigten perjünlichen Gefühle zu prüfen habe, 
was unter den realen VBerhältnifien für das Wohl des großen gemeinjamen 
wie deö engeren Vaterlandes das relativ Beite it. Mit diefen Gefinmungen 
bin ich von Anfang an an die Prüfung der Frage berangetreten, ob der Ein- 
ritt der Süddeutjchen Staaten in den Norddeutichen Bund dem Intereije Deutich- 
lands und unſeres Großherzogthbums entipreche, und ich habe mir dieje Frage 
verneinen müflen. Wenn wir daher heute darüber abzuſtimmen hätten, ob 
die vier Süddeutſchen Staaten in den Norddeutichen Bund eintreten jollen 
oder nicht, jo würde ich dieje Frage verneinen; oder wenn wir darüber ab» 
zuftimmen hätten, ob das Großherzogthum allein, ohne die anderen Süd— 
deutihen Staaten, dem Norddeutichen Bunde beitreten jolle, jo würde ich 
diefe Frage womöglich noch entichtedener verneinen. Aber jo liegt die Sache 
nicht. Baden, Würtemberg und Baiern find dem Norddeutichen Bunde be 
teitö beigetreten und nach Allem, was ich höre, fteht mit Sicherheit zu er: 
warten, dab die Stände diefer Länder die betreffenden Verträge genehmigen 
werden, wie das von Seiten der badijchen Stände bereitö gejchehen it. Damit 
it aber meines Grachtens die Frage für ung entjchieden, denn jelbit der verbiſſenſte 
Gegner des Norddeutichen Bundes wird zugeben müſſen, daß für ein kleines Land 
wie Hefjen oder vielmehr nur für 2 Provinzen dieſes Landes es geradezu 
eine Unmöglichkeit ift, inmitten des neuen Deutjchen Bundes allein demjelben 
fremd zu bleiben. Baiern, welches in diejer Sache die Initiative ergriffen 
bat, wird daher eine große Verantwortlichfeit für die fünftige Entwickelung 
Deutſchlands zu tragen haben. Ich wiederhole, meine Herren, wenn ich heute 
für die vorliegenden Verträge ftimme, jo geſchieht es alſo mur, weil ich mid) 
in das Unvermeidliche füge, weil ich nicht für die Fortdauer eined Zuftandes 
fimmen fann, den ich nach den vorhandenen Verhältniffen für geradezu un: 
möglich eracdyten muß. — Wenn id) mich mit jo großer Entſchiedenheit gegen 
den Norbdeutjchen Bund und jeine Berfaffung auögejprochen habe, jo glaube 
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ich ed Ihnen und namentlich mir jelbit jchuldig zu fein, die Gründe hierfür 
in aller Kürze darzulegen. Ic huldige wahrlich feinem engherzigen Parti- 
eularismus, der rückſichtslos das Sonderinterelie über das allgemeine deutjdye 
Intereſſe ſetzen möchte; ich habe im Gegentheil, jo oft ich dazu Gelegenheit 
hatte und jo weit es in meinen Kräften jtand, ſtets die Anficht vertreten, 
dab die einzelnen Staaten von ihrer Particular- Souveränität alles Das 
opfern möchten, was für die Machtitellung Deutjchlands nach Außen und 
für jeine gedeihlicye Entwidelung im Innern nöthig ericheint. Es kann mir 
daher auch nicht in den Sinn fommen, mid; gegen die Schöpfung eines 
neuen nationalen Bandes an und für fich zu erflären; im Gegentheil habe 
ih mit Sehnſucht dem Tage entgegengeharrt, an welchem ein nationales 
Band alle Stämme unjered großen Baterlandes von Neuem verbinden würde, 
Aber jelbitverjtändlich kann mic nicht jede Verfaſſung befriedigen, jondern 
nur eine jolche, von der id) mir Segen bringende Wirkungen veriprechen 
fann. Ich bin Föderalift,, ein Gegner des Unitarismus und des Gentrali- 
jationd-Syitems, das ich überhaupt und namentlich für unfer deutiches Vater: 
land für verderblid, halte. Gerade nad) diejer Nidytung hin befriedigt mid) 
aber die Norddeutiche und auch die nur wenig geänderte Reichsverfaſſung 
feineöwegd. Ich finde, daß dieſe Verfafiung in der Beſchränkung der Selbit- 
itändigfeit der Ginzelitaaten, namentlidy auch in Bezug auf die rein finan- 
zielle Verwaltung des Militärwefens, über das Maß des Grforderlichen 
weit hinausgreift. Ic erkenne darin einen Zug nad) dem reinen Gin: 
beitöftaate, der mir für die Zukunft die ernitelten Beforgniſſe einfloßt. 
Der ſtramme Einheitsſtaat gewährt meines Gradytens nicht einmal eine 
fichere Bürgichaft für die Macht nach Außen, wie viel weniger für die ge 
deihliche innere Entwidelung. Meine Herren, jchauen Sie nach Frankreich. 
Franfreich it gewiß das centralifirtefte Land Europas, jelbit Rußland nicht 
ausgenommen, und nichtödejtoweniger hat Deutjichland, das Itaatlich nicht 
einheitliche, an Reichthum und Zahl der Bevölkerung ihm nicht gleich 
jtehende Deutichland, über jenes centralifirte Frankreich Erfolge errungen, 
wte die Gejchidyte faum ein zweites Beiſpiel kennt. Und wie find die inne 
ren Zuftände in Frankreich? Schen Sie dort nicht eine Zerrilienheit aller 
Verhältniffe, jo dab man kaum weiß, wo nur die Negierung zu juchen iſt? 
Kurz eö treten und dort Zuftände entgegen, weldye für jenes ſchwer geprüfte 
Land vorausfichtlich verderblichere Folgen haben werden, als die äußere Nieder- 
lage und der Verluft von ein paar Provinzen. Vergleichen Sie nun damit 
Deutichland: Ueberall bat fich dort eine wahrhaft erhebende Einmüthigkeit 
der Gefinnung offenbart, und ich habe die feite Ueberzeugung, daß wir die— 
jelbe Erjcyeinung jedesmal wiederfinden werden, wenn es ſich um einen wahr: 
haft nationalen Kampf oder um jedes andere wahrbaft nationale Unter: 
nehmen handeln wird. Freilich wenn es ſich einmal um einen voffenfiven 
Eroberungäfrieg handeln jollte, wenn eine Politik bloßen Ehrgeizes in Frage 
ftünde, dann würde eö wohl anders fein, dann würde wohl nur der ſtramme Ein- 
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heitsſtaat im Stande jein, die Kräfte derNation in gleichem Maße flüffig zu machen 
wie diesmal, aber jchwerlich mit gleichem Erfolg. Daß dies aber jemals gejchehe, 
das kann ich nicht einmal wünjchen. Wenn Sie jodann auf die inneren Zuftände 
Deutichlands blicken, jo werden Sie bei unbefangener Beobadytung zugeben 
müflen, dab das eigentlich tremmende und zerjeßende Clement nicht jomohl 
in der Vielheit der Territorien und Landesgrenzen, ald in dem Kampf der 
Parteien zu juchen ift, die fich nicht um die Grenzpfähle kümmern. Alles 
dieß muß Ihnen zeigen, dab es nicht ſowohl auf die einheitliche Form, ala 
auf die einmüthige Gefinnung anfommt. Die Ginigfeit verhält fich eben 
zur einheitlichen Form, wie die Seele zum Körper. Bei der eigenthümlichen 
Geichichte Deutjchlands bejorge ich aber, dak in einem Körper, wie der 
Norddeutiche Bund, jenes belebende Princip eher erlahmen als eritarfen 
werde. — Ein zweited Moment, weldyes mid) gegen die neue deutjche Bundes- 
Verfaffung einnimmt, liegt in der Thatjache, dat fie das hiſtoriſche Verhält- 
nis Deutjchlands zu Deutich-Defterreich nicht allein ignorirt, jondern geradezu 
negirt. Ich gebe mich in diefer Beziehung feinen Illufionen bin. Ich 
weis jchr wohl, daß es zur Zeit unmöglich ift, dat Deutich-Defterreich unter 
denjelben Bedingungen wie die übrigen Yänder Deutjchlands in eine natio- 
nale Verbindung mit und eintrete. Damit ift aber nicht gejagt, daß gar feine 
nationale Werbindung mit unjern Brüdern in DeutjcdyDeiterreich möglich 
fei, und ich glaube, dat es die Pflicht und die Aufgabe jedes wahren Pa— 
trioten jei, eine jolche Verbindung, joweit immer möglidy, anzuftreben. Für 
ſolche Beftrebungen läßt aber die Verfaffung des norddeutichen Bundes, jo- 
wie die des neuen Neiches feinen Raum. Sie geht vielmehr von der mit 
der 1000jährigen Geſchichte unjerer Nation in Widerſpruch jtehenden Fiction 
aus, dat Deutjch-Deiterreih gar nicht zu Deutichland gehöre. Das 
it's, was ich tief beflage. Ich unterlafje es, auf diejen Punkt näher ein- 
zugehen, weil idy mich vielleicht veranlaft jehen werde, nad) dieſer Richtung 
bin einen jelbitändigen Antrag zu stellen. So jchwerwiegend die angedeu- 
teten Bedenfen für mich auch waren und find, jo lag hierin doc, nicht der 
enticheidende Grund, warum ich mich jeither gegen den Eintritt in den Nord» 
deutjchen Bund geiträubt habe. Ich hätte mid) mit der Hoffnung vertröften 
finnen, daß die berührten Mängel mit der Zeit und an der Hand der Er— 
fahrung geheilt oder doch gemildert werden könnten. Der enticheidende 
Grund lag und liegt vielmehr für mich in der dominirenden Stellung, die 
der Preußiſche Staat im Norddeutichen Bunde jeither eingenommen bat und 
in mır wenig gemindertem Maße auch in dem fünftigen Deutſchen Reiche 
einnehmen wird, eine Stellung, die mir mit einem gejunden Föderativſyſtem 
unvereinbar jcheint und wodurdy dem neuen Deutjchen Reiche eine der Ges 
ſchichte und Eigenthümlichkeit der Nation widerftrebende Grundlage gegeben 
wird. — Ich bitte mich nicht mißzuveritehen. Es liegt nicht in meinen Ges 
danken, die Machtvollfommenheit Seiner Majejtät des Königs von Preußen, 
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in feiner Eigenſchaft als Oberhaupt des Deutichen Bundes, aljo des fünftigen 
Deutjchen Kaiſers, in allen wejentlichen Beziehungen irgendwie bejchränfen zu 
wollen; id) eifere nur gegen die Präponderanz ded Preußiſchen Staates als jolchen, 
wodurch ein Zuftand gegründet wird, welcher meines Erachtens nothwendig ent- 
weder zum vollen Einheitöftaate oder zu dauernder und vorausfichtlich wachſender 
Unzufriedenheit der Bevölferungen der übrigen Deutjchen Länder führen muß. 
Dieje Präponderanz des Preußiſchen Staated Tann meines Erachtens nur gehoben 
werden durch Bejeitigung des Preußiſchen Landtags. Ich müßte mid jehr irren, 
oder man bat auch jchon in Berlin den Mißſtand gefühlt, der daraus hervor- 
geht, daf zwei große Volfövertretungen nebeneinander beitehen, von denen die 
eine das moderne Geſammt-Deutſchland, und die andere jeither $ und Fünf: 
tighin immer noch 3 diejed Deutichlands zu vertreten hat. Es liegt bei einer 
jolchen Organijation offenbar die Gefahr nahe, daß die eine diejer Ver— 
jammlungen durch die andere lahm gelegt werde. Es liegt weiter die Ge- 
fahr nahe, daß die wahre Meinung der Deutjcyen Nation gefäljcht oder 
hintangejett werde; denn der Fall ift jehr wohl denkbar, daß eine Anficht, 
die in dem Preußiſchen Landtage die Minorität hat, im Deutichen Reichstag 
nicht nur die Majorität, jondern jelbit eine jehr beträchtliche Majorität haben 
würde, und doch ift zu bejorgen, daß in einem folchen Falle nicht die Deutiche, 
ſondern die Preußiſche Majorität die Oberhand gewinnen werde. Man wird 
dann wieder die Phrafe hören, daß fich Preußen nicht majorifiren laſſen 
dürfe, ein Satz, der in gewiſſem Sinne jeine Berechtigung haben mag, aber 
im Allgemeinen gewiß unrichtig ift und mit dem nod fortwährend viel 
Mißbrauch getrieben worden ift und mit dem ſchon viel Mißbrauch getrie- 
ben worden ift und mit dem noch fortwährend viel Mißbrauch getrieben 
wird. Wird aber der Preufiiche Landtag bejeitigt, dann treten die Provin- 
zen Preußens zu dem Gejammtvaterland in ein ähnliches Verhältniß wie 
die übrigen Deutjchen Staaten, nur daß fie unter ſich durch einen und den- 
jelben Souverain verbunden find. Dann werden die Preußiſchen Provinzial: 
Iandtage diejelbe Stellung einnehmen, wie die Ständeverjammlungen der 
übrigen Staaten. Damm ift zu hoffen, daß der oft jo traurig hervor: 
tretende Gegenſatz zwiſchen ſpecifiſch preußiichen und allgemein deutſchen 
Intereffen immer mehr verjchwinden werde; dann wird man in Wahrheit 
von einem Deutichen Reiche reden können. So lange das aber nicht 
der Fall ift, kann ich im neuen Deutichen Reiche feinem inneriten Wejen 
nach nur ein großes Preußen mit einigen in's Schlepptau genommenen 
Staaten erfennen. Meine Herren, idy habe Ihnen die Gründe rückhaltslos 
dargelegt, weldye mich beſtimmt haben würden, gegen den Eintritt in den 
Porddeutichen Bund zu ftimmen, wenn und die Möglichfeit verblieben 
wäre, diefen Eintritt noch zu verjagen. Damit habe ich zugleich die Ziele 
bezeichnet, nad) welchen man meines Grachtend, namentlid) in Süddeutſch— 
land, in Zukunft wird hinftreben müfjen, obgleich idy mir nicht verhehle, 
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daß die Erreichung dieſer Ziele viel jchwieriger fein wird, nachdem wir einmal 
durch Verträge feit gebunden fein werden, deren getreue Erfüllung alsdann unfere 
Prlicht jein wird. Ich bin überzeugt, da ed mir in diefem Saale an Gefin- 
nungsgenoſſen nicht fehlen wird und hege ich die Hoffnung, daß man auch in 
Berlin, wenn man anderd auf das, was hier geſprochen wird, dort achtet, 
im der Verfolgung diejer Ziele nicht den Geift principieller Feindſeligkeit 
gegen den neuen Deutichen Bund erkennen werde, jondern nur das redliche 
Beſtreben, diejen Bund in einer größere Dauer und Befriedigung ver- 
ſprechenden Richtung zu entwiceln. 


Vacké“): Meine Herren, wir find heute als Vertreter des Großherzog: 
tbums Helfen anmwejend. Als joldye haben wir den Eid geleiftet, nach beitem 
Wiſſen und Gewifjen die Angelegenheiten unjeres Landes zu fürden. Es 
find und nun heute die Verträge vorgelegt worden, welche zwijchen dem Prä— 
fidium des Norddeutihen Bundes und Baiern, Würtemberg, Baden und 
Heſſen abgeichlofjen worden find. Wenn ich mid hier auf den Standpunkt 
ftelle, den wir als Heifijche Abgeordnete einnehmen müfjen, jo kann id) diejen 
Verträgen meine Zuftimmung nicht geben. Man wird mir nicht vorwerfen 
können, dab ich auf joldyem Standpunkte partifulariftiicher ſtehe als der 
König von Preußen und Graf Bismard. Diele haben die partifulariftiichen 
Intereffen Preußens in den Verträgen jo jorgjam gewahrt, daf für die übrigen 
Staaten nur eminente Nachtheile aus deren Annahme hervorgehen können. Cs 
wird nicht zweifelhaft jein — ich glaube auch Diejenigen, welche für dieje 
Verträge find, werden mir darin beiltimmen —, daß das Preußiſche Intereſſe 
ganz eminent prävalirt. Sie haben von meinem Herrn Borredner gehört, dat; 
und zum Theile in weldyer Weije diejes Interefje bejonders gewahrt worden ift. 
Wenn nun Preußen reſp. das Präfidium des Norddeutichen Bundes uns als 
Vertragichließender gegenüber fteht, jo haben wir ganz dafjelbe Recht und 
die Pflicht, die Bor: und Nachtheile unjererjeits ebenfalls gegen einander 
abzumwägen, wie eö Preußen gethan. Nach meiner jorgfältigen Prüfung 
wird aus dieſen Verträgen nicht ein Deutſches Reich entitehen. Wenn die 
einzelnen Staaten nidyt alö Gleichberecytigte in jolchen Verträgen einander 
gegenüberitehen, jo wird nur, ein vergrößertes Preußen aus diejen Verträgen 
um Vorſchein kommen, und es wird bei den Beitrebungen, unter welchen 
dieje Verträge abgejchloffen worden find, nicht geleugnet werden fünnen, daß 
fie nicht geeignet find, ein wirklich geeignetes und gegen einander gleichberedy- 
tigtes Deutjchland bervorzurufen. Nach diefer Prüfung kann ich den Ber: 
trägen meine Zuftimmung nicht geben. Ich werde gegen diejelben ſtimmen 
und ich glaube mich dazu verpflichtet durdy den Eid, den ich geleijtet, das 
Wohl des Landes, inöbejondere des Großherzogthums, mitfördern zu helfen. 
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Eurtman’): Meine Herren, der Augenblid it da, wo wir und über 
die Frage jhlüjlig machen müfjen, ob wir den leßten Reſt unjerer partifu- 
laren Selbjtändigfeit unwiderruflich aufgeben wollen. Angefichts der Wich— 
tigkeit einer joldyen Beſchlußnahme erachte ich es für die Pflicht eines Ab- 
geordneten des Heſſiſchen Volfes, nicht allein auf das Gewiljenhaftefte zu prü— 
fen, ob er diejer Vorlage zuftimmen fann, jondern aud) in jchärfiter Weije die 
Stellung zu kennzeichnen, die er einer ſolchen Vorlage gegenüber einnimmt. Ich 
befenne nun und erkenne an, da durch die jüngst abgejchlofjenen Bundesverträge 
die Einheit Deutſchlands, joweit es unter den gegenwärtigen Verhältniſſen 
möglich ift, hergejtellt wird. Ich bin auch nicht gleichgültig gegen die Ein- 
heit und daraus erfließende Macht meines VBaterlandes und bin nicht jo 
blind, um nicht einzujehen, daß wir blos unter der trefflichen Oberleitung 
Preußens dieje Einheit und Macht zu erringen im Stande waren und er- 
halten fünnen, dat aljo auch die übrigen Staaten an diejes oberleitende Gen- 
trum wejentliche Souveränitätörechte abtreten müfjen. Endlich erfenne ich 
Preußen den volljten Anſpruch auf die militärifche und diplomatijche Füh— 
rung Deutjchlands zu, da es ſich denjelben erſt neuerdings wieder durch die 
großartige Zuſammenfaſſung der nationalen Kräfte in dieſem Jahre, durch 
die intelligente und energijche Siriegführung und die Sicherheit jeiner diplo— 
matijchen Action unzweifelhaft erworben bat, und Ehre und Anerkennung 
zolle idy hierfür dem greifen König, dem künftigen Deutjchen Kaijer, und 
allen Denen, welcye ihm bei dem großen Werke, der Niederwerfung des Erz 
feindes, getreulicd) mitgeholfen haben. Allein, meine Herren, wir würden dod) 
jchweres Unrecht thun, wenn wir über diejen unbejtreitbaren Verdienjten 
eined Factors vergejjen wollten, der meines Erachtens den wejentlichen An— 
theil an den Erfolgen, ficherlid aber den Löwenantheil an den Drangjalen 
und Opfern diejed Krieges hat, eines Factor, deijen zu erwähnen einer 
deutichen Ständeverjammlung wohl ziemt: ich meine das Deutjche Bolf. Es 
bedarf wohl faum der Schilderung dejjen, was das Volk bei diejer großen 
Erhebung gethan hat. Oder muß ich an das erinnern, was wir erjt vor 
wenig Wochen und Monaten mit erlebt haben und alljtündlich miterleben ? 
Hat fid) das Volk nicht einmüthig bei der frevelhaften Herausforderung 
Frankreich erhoben, haben nicht die Eltern freudig ihre Kinder, die Frauen 
ihre Gatten, die Ernährer der Samilie, die Männer ihr Blut hingegeben, 
um das Vaterland zu retten? Oder hat Jemand mit Geld und Gut ge 
fargt, wo es galt die Laſten des Krieges tragen, wo es galt das Glend 
der Keidenden lindern, und hat je die Weligejcyidyte überhaupt eine jo verjtänd- 
nißeinige nationale Erhebung gejehen, wie die Deutjcylands im Jahre 1870? 
Treu und geredyt, tapfer und opferwillig ijt das Deutiche Volk in den Kampf 
eingetreten und bat ihn Ducchgefochten zur Ehre des Vaterlandes. Durch 
das Blut des Volkes iſt Elſaß und Lothringen wieder gewonnen, und der 
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gefunde Sinn des Volkes wird dieſes Bollwerk deuticher Nation nicht wieder 
aufgeben, troß Franzoſen und deutſchen Theoretifern. Wenn aber dem fo 
it, dann ift doch auch die Frage am Platz, meine Herren: Soll denn num, 
da der Tag gefommen, wo die Früchte des Sieges geerntet werden, dieſes 
Voll einfach für feine Hingebung und Treue, für das, was es gelitten, für 
das, was ed erftritten, michtd weiter haben ald der Welt Lohn? Kann 
man jet dieſem Wolfe zurufen: Der Mohr hat feine Schuldigfeit gethan, 
der Mohr kann gehen? Nun weiß ich recht wohl, meine Herren,’ed giebt 
ſeht befcheidene, um nicht zu jagen arme, Seelen, die da behaupten, wir 
hätten ja unferen Lohn dahin, indem wir jebt alle gewürdigt ſeien der Seg— 
nungen des Nordbundes. Ia, meine Herren, wer fich damit zufrieden giebt, 
der hat allerdings jeinen Lohn dahin. Ich aber glaube, dab jeßt der Zeit- 
punkt gefommen wäre, wo dem Volke derjenige Antheil an der Staatöver- 
waltung, der ibm von Gott und Nechtöwegen gebührt und der ihm ohne 
Gott und ohne Recht vorenthalten ift, hätte zurücgegeben werden müſſen 
und ohne Gefahr des Mifbrauchs hätte zurücdgegeben werden fünnen; idy 
halte den Augenblid für gefommen, wo Recht und Freiheit rüdhaltlos hätten 
anerfannt werden jollen. Damit Sie aber nicht glauben, meine Herren, 
ih habe mit den Worten Nedyt und Freiheit ein leeres Phrajengeflingel ge- 
trieben, jo will ich klar und fcharf die Forderungen präcifiren, welche jetzt 
dem Volke hätten erfüllt werden müſſen und welche nicht erfüllt worden 
find. — Zum Griten, glaube ich, hat das Deutiche Volt das Recht erkämpft, „ 
daß ihm diejenigen Rechte, welche überhaupt einem loyalen und gefitteten Wolf 

wie das Deutiche gebühren, grundgejeglich garantirt werden: “Freiheit der 
Terjon, des Cigenthums, freie Bewegung im Staate, daß ihm Garantie 
gegeben werde gegen jeden Cingriff in diefe Mechte jeitend des Staates, 
der Kirche und Gemeindeverwaltung, was man gewöhnlich Grundrechte nennt. 
Um aber Mikveritändniffe zu vermeiden, will ich bemerfen, daß ich unter 
Grundrechten nicht die Schablone von 1849 verftehe, die allzujehr den Stem— 
pel revolutionären Urſprungs an ſich trägt. Ich veritehe darunter das Recht, 
das mit und geboren, Und, meine Herren, ich glaube, jo gut wie man ein 
angathmiges Kapitel in die Bundesverfaffung zu Gunſten des Baierijchen 
vartikularismus hat einſchieben können, eben jo gut und mit mehr Recht 
bätte man ein ganz furzes Kapitel über die Rechte des Volks einjchie- 
ben fönnen, wenn man nur gewollt hätte. Zum Zweiten erflärt die gegen- 
wärtige Bundesverfafjung aller deutichen Bürger für nidyt fähig im 
Reichötage zu fißen, wenigitens factijch, indem fie die Vergütung der Aus— 
gaben, meldye dem Einzelnen durdy die Vertretung erwachſen, verweigert. 
Hier habe ich einfady die Frage: Hat es das deutiche Volk durch jein Be 
tragen im Jahre 1870 verdient, daß jeine tüchtigen Bürger von dem Sitz 
im Neichötage ausgefchloffen werden, weil fie nicht das Jahr 3000 Thaler 
Renten haben? Haben etwa blos Diejenigen, die eine ſolche Nente befiten, mit- 
gefämpft und mitgelitten? — Zum Dritten halte ich ed für ein entjchiedenes 
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Recht Desjenigen, der im Falle des Kriegd feine Haut zu Marfte tragen 
muß, und Deffen, der im Krieg wie im Frieden die militärtichen Laften zu 
tragen bat, dab er auch eim emticheidendes Wort über Krieg und Frieden 
mitzureden hat durdy die Volksvertretung — außerdem aber auch bei Abichluß 
aller Berträge mit auswärtigen Staaten ein enrjcheidendes Wort mitzureden 
hat, weil aus diefen Verträgen Verbindlichfeiten für das Volk entipingen, und 
Niemand eine Verbindlichkeit erfüllen foll, die er nicht jelbit 
miteingeben half. Damit im Zuſammenhang verlteht eö ſich aber weiter 
von jelbft, daß der Wolkövertretung die volle Finanzbewilligung eingeräumt 
wird, daf feine Einnahme oder Ausgabe, ſei fie ordentlich oder auferordent- 
lich, direct oder indirect, ohne ihre Einwilligung gemacht werden darf, Alles 
im ordnungsmäßigen Budget und nicht über daffelbe hinaus. — Damit aber 
auch dieſe Rechte des Volfes gehörig beobachtet und garantirt werden, ift es 
durchaus erforderlich, daß ein Reichsminiſterium, und zwar ein verantwort- 
liches beitellt werde, verantwortlich einem Neichögericht gegenüber, welches 
darüber zu wachen bat, daß die Verfaſſung nicht verletzt oder umgeftoßen 
wird, verantwortlich einem Reichsgerichte gegenüber, welches außerdem alle 
Streitigkeiten zwiſchen Bundesgliedern unter ſich und mit ihren Landftänden 
endgiltig zu enticheiden hat. Das, meine Herren, find die Forderungen ded 
deutjchen Wolfes, die hätten erfüllt werden müffen, welche aber nicht erfüllt 
worden find. Es wäre der großen Erhebung von 1870 würdig gewejen, wenn 
man freiwillig dies gewährt hätte; e& hätte von einem Verſtändniß einer großen 
Zeit gezeugt. Daß es nicht gejchehen, bedauere ich auf's Tieffte, ich be- 
dauere ed um jo mehr, weil idy nicht glaube, daß das in den Vordergrund— 
Schieben der Madytfrage und das Zurüddrängen des Rechts und der Frei— 
heiten des Volkes zu einem guten Ende führt. Der Herr Vorredner von 
Piegeleben hat dad bereits einigermaßen berührt. Ich aber jage noch jchär- 
fer: die Eihheit ift der Güter höchſtes nicht; fie iſt nur das Mittel 
zum Zwed und diejer höchfte Zweck heißt „vollftändige Herrichaft des Nech- 
teö und der Freiheit.” Es ift daher ein jchwerer Irrthum, dem jet Viele, 
trunfen vom Erfolge, verfallen, wenn fie das Mittel zum Zweck erheben. 
Das, meine Herren, ift derielbe Chauvinismus, den Frankreich jett jo ſchwer 
büßt. Und es ift ein nicht minder folgenjchwerer Irrthum, wenn eine ganze 
Partei glaubt, es werde und die Freiheit umd das’ Recht in den Schoof 
fallen, wenn wir mur einmal die Ginheit hätten, ohne zu bedenken, daß es 
eine Einheit ift, welche durch die Unterftügung der Gegner der Freiheit 
errungen worden, ein Irrthum, jo folgenjchwer, wie der des Feldherrn, der fich 
zur Eroberung einer Feftung einen Bundesgenoffen beigejellt, der ihm jchlieklich 
den Siegespreis entreißt. D, meine Herren, ed war jchon einmal eine joldy' große 
Zeit, als im Frühjahr 1813 das deutjche Volk fi wie ein Mann erhob 
und den fremden Zwingherrn nach blutigem Ringen auf den Feldern von 
Leipzig niederwarf. Da erflangen audy die Proclamationen von Einheit, 
Freiheit und Recht, und es fchien, ald wollten fi) die Träume der Dichter 
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verwirflichen, als wolle das goldene Zeitalter wiederfchren. Aber ſchon nach 
drei Jahren jangen die Dichter aus einem andern Ton, und ein großer echt 
deuticher Mann, Ludwig Uhland, dichtete zum 18. Dftober 1816 das jcharfe, 
Ihneidige Lied: „Wenn heut ein Geift daniederitiege!” — Und wie, meine 
Herren, wurden die verheißenen Freiheiten und Nechte in’s Werk geſetzt? Durch 
eigenthümliche Inftitute: den Bundestag, durch die Gongrefje zu Verona und 
Garlsbad, durch Unterdrüdung der Burfchenichaften, durch die ſchwarze Gom- 
milfion, durch die Feſſelung der Prefje und in den Dreißiger Iahren durdy Gon- 
ſewirung aller Patrioten binter Schloß und Niegel, jo dab am Schluſſe 
jener Periode ein Dichter und echter Patriot auf die Schladyt von Leipzig 
dad Trauerlied fang: 

Was fragt ihr, Todögenofjen, 

Die ihr dort unten ruht, 

Was half es, daß gefloſſen 

So viel vom rothen Blut? 

Wer fann euch Antwort jagen, 

Wer fünden folched Leid? 

Wohl euch, daß ihr erſchlagen, 

Daß ihr erſchlagen ſeid! 

So, meine Herren, wird es wiederum kommen, wenn nicht in Zeiten 
der Freiheit eine Gaſſe gebahnt wird und wenn das Recht des Volkes ver— 
geſſen bleibt, wie es Angeſichts der friſchen Gräber von Gravelotte und Sedan 
vergeſſen iſt! Aber auch die äußere Macht wird nicht von Dauer ſein, wenn 
fie nicht in dem Rechte eines freien Volkes ihre Stüße findet, und wir werden 
erleiden, was alle Völker alter und neuer Zeit erlitten haben, die einjeitig dem 
Gögen der Macht gehuldigt: Wir werden Schaden nehmen an unjeren höchiten 
Gütern, an dem moralijchen, an dem geiltigen Kapitale der Nation — inter 
arma silent leges, literae et artes — und eö wird die Macht zerichellen an 
der Klippe der Unfreiheit! Glauben Sie nicht, meine Herren, dab das 
Träumereien, dab das Gefühlöpolitif jei. Mögen aud) die Machthaber hohn— 
lachen hinter ihren Bajonetten über dergleichen Gejpenjterjeherei; ed wird 
mich nicht beirren; denn es ift die Weltgejchichte, auf der ich diejen Zu— 
funftsbli erbaut habe; es ift die MWeltgejchichte, die mich gelehrt hat, es 
walte eine Vorſehung über und, aus der das ewige Necht der Völker fließe 
und die jede Verlegung diejes Nechtes unerbittlich ftrafe. So ift ed gewejen 
und jo wird es jein. Einſtens war im alten Griechenland die Unterdrüdung 
der Individualität, das Aufgehen der Bürger im Staatözwed, die Mißach— 
tung des Rechtes des Einzelnen im Staate Sparta verkörpert; und mit der 
Hegemonie dieſes Staates war aud) der Verfall der Nation da: Wiljen- 
kbaften und Kiünfte janfen, die humanen Beftrebungen ftodten, und ſchon nad 
% Jahren brach die äußere Macht unter den Mauern von Leuftra zujam- 
men, und nach weiteren 30 Jahren erlag die griechiiche Freiheit dem Schwerte 
der Barbaren auf dem Feld von Chäronen. — Aber auch in neuerer Zeit 
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ift derjelbe Geift der Sühne und Gerechtigkeit durch die Gejchichte gegangen. 
Es find nody nicht 80 Iahre, ald Marat dem franzöfiichen Gonvent zurief: 
eö ſei feine Zeit, von Recht, Freiheit und Verfaſſung zu reden, wo es ſich um 
Kampf und Macht handle. Die Franzoſen überjeßten diejes Dietum in's Praf- 
tiiche und ernteten, was fie gejäet: finftere, blutige Tyrannei im Innern, endloje 
Kriege nad) Außen, die Militärdictatur Napoleons des Eriten und zum Schluß 
Einzug der Fremden in Parid. Das find Gründe, meine Herren, aus denen 
ich bedauere, daf; das neue Gebäude der Deutichen Verfaffung der Freiheit 
und des Rechts des Volkes entbehren joll. Das find die Grüude, warım 
ich gewünfcht hätte, daß nicht auf dem Boden des Bürgerfrieged von 
1866 weiter gebaut, jondern das neue Gebäude auf den reinen Boden von 
1870 geitellt werde. Dann, und nur dann, wird ſich auch eine andere 
Munde jchließen, deren Herr v. Biegeleben ſchon erwähnt hat: fie heißt 
Defterreih! Ich will hierüber aber feine Grörterung geben, jondern bios 
den Ausſpruch eined nationalliberalen Gejchichtöjchreiberd citiren. Heinich 
v. Sybel jagt nämlidy gelegentlidy des Zerfalld des öſterreich-preußiſchen 
Bindniffed in jeiner Gejchichte der franzöfiichen Revolution: „Die Wege 
Oeſterreichs und Preußens, durch Kaiſer Yeopolds Umficht und die Hingebung 
des Königs von Preußen einander genähert, jchieden fich fait auf ein Men— 
ichenalter, weldyeö durd dieje Trennung mit unermeßlidhen Lei— 
den, unerhörter Demüthigung und unabjehbaren Erſchütterun— 
gen erfüllt werden jollte. Sie wichen von einander, des Gefühls des 
Zufammengehörens gänzlich beraubt." Wenn idy nach alldem und troß alle: 
dem den Verträgen zuftimme, jo geichieht das nach dem, mas ich gejagt, 
nur in dem Sinne, dab ich diejelben als ein höchſt geringfügiges Refultat 
einer großen Zeit betrachte und nur jo acceptire. Ich habe es aber für 
meine Pflicht erachtet, die Bedenken, die ich dagegen habe, bier niederzulegen 
und mein Bedauern darüber auszudrüden, dab uns die beiten und edeliten 
Früchte, die aus dieſer großen Erhebung für uns hätten hervorgehen jollen, 
nicht gewährt werden. Es war dies feine danfbare Aufgabe in einer Zeit, 
wo jede von der Tagesmeinung abweichende Anficht fir Hoch und Landes- 
verrath gilt. Ich habe es aber troßdem für meine Pflicht gehalten, an 
diejer Stelle Zeugni abzulegen für das vergelfene Necht des Volkes und 
warnend auf die Gefahren hinzuweiſen, die eine eimjeitige Anbetung der 
Macht mit ſich führt. Mag meine Stimme wohl verhallen unter dem 
Siegeötaumel Derer, die nicht zu ermnüchtern find, und mag ed von Manchen 
für eitel Preußenhab und Particularismus oder noch Schlimmeres gehalten 
werden, daß ich mich jo ausgelprochen; es wird mich nicht beirren, weil idy 
der feiten Ueberzeugung lebe, daß eine ruhigere Zeit mir wird Gerech— 
tigfeit widerfahren lafjen, daß man einft anerkennen wird, es jeien Diejenigen 
bejjere Freunde Preußens und Deutjchlands geweſen, die auch mitten im 
Siegesjubel die einfache und ungejchminfte wenn auch bittere Wahrheit ge- 
jagt, — befjere als die, die alles, was von dort herkommt, loben und ſich vor 
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den Götzen des Frfolged beugen. Gerade deshalb, weil ich die Gejchice 
Deutichlands und Preußens für unauflöslich verfettet halte, habe ich mic, 
für verpflichtet gehalten, darauf hinzuweiſen, daß man den betretenen Weg 
verlaffen möge, damit unjer deutjches Vaterland nicht allein groß 
und einig werde, jondern aud in Recht und Freiheit erblühe. 
Quod Deus bene vertat! 


Dernburg*’): Meine Herren, es ift jelbftwerftändlich, daß ich die Lage, 
in die unjere Verhältniffe gerathen find, mit ganz anderen Augen betrachte, 
ald die Herm Redner, die vor mir geiprochen haben. Wenn die Partei, 
die jeit einer Reihe von Jahren ein Ziel erftrebt, es endlich erreicht, jo fieht 
fie die Dinge mit ganz anderen Augen an, ald Diejenigen, die es jeither 
befümpft haben. Ic kann aus dem, was die Herrn Worredner, namentlich 
der Herr Abgeordnete v. Biegeleben gejagt, nur die Lehre ziehen, daß die 
Logik der Gefchichte mächtiger it, ald die Beitrebungen, die fich ihr wider: 
een, da ed auch bier heißt, volentes duco, nolentes traho. Meine 
Herren, wenn es im Nusichußbericht heißt, wir jollten nicht im Geiſt der 
Ueberbebung des Finen gegen den Andern in dieſe Berathung eintreten, jo 
it diefe Ermahnung zur Mäßignng wohl nicht nothwendig gewejen; denn 
jeder wird es fühlen, dab das, was er zu dem Reſultate beigetragen, ein 
jo unendlich Kleines in dem Verhältniß zu den furdhtbaren Opfern, die 
dafür getragen worden ilt, dab das Gefühl der tiefiten Beicheidenheit Jeden er- 
greifen muß, der in die Berathung über diefen Gegenftand eintritt. Ich 
will deßhalb auch um jo weniger in die große Politik eintreten, ich glaube 
vielmehr, dab es einer der größten Segen für uns iſt, dab wir von der 
großen Politif erlölt worden find, die jeither in unjerem Lande getrieben 
worden ift, und dab wir in Zukunft nichts mehr von all’ den Fleinen, 
gern großen Betheiligungen an politijchen Ereigniſſen zu hören haben, für 
die die Macht unjeres Großherzogthums denn doc, einen jehr Fleinen und 
unbedeutenden Hintergrund bildete. Ich wenigſtens fühle mich wahrhaft er: 
löft, da wir von der großen Politik befreit find, und ich glaube jelbit, daß 
des Herrn Miniiterpräfidenten Excellenz, der ja, wie fein Heffiicher Minifter 
vor ihm und hoffentlich wie auch feiner nad) ihm, Antheil an der großen 
Politif genommen hat, fich auch gleichſam erlöft gefühlt hat, als er in Ver— 
ſailles in das hiſtoriſche Tintenfaß tauchte und mit der Feder den Bundes— 
vertrag unterjchrieb, der ihm für fünftighin diplomatiiche Ruhe fichert. Im 
jmem Augenblid fonnte Seine Excellenz jagen: inveni portum, spes et 
fortuna valete; von dem Moment an war von dem Großherzogthum Heilen 
die Gefahr entfernt worden, in der es jo lange jchwebte, nämlich in allerlei 
diplomatische Hängereien bineingezogen zu werden, mit denen es beijer nie 
etwas zu thun gehabt. Meine Herren, blos einen Punkt möchte ich hervor- 
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heben, und dieſes bezieht fich auf das, was Hr. v. Biegeleben gejagt bat. 
Es iſt Das, daß ich glaube, der Sache Defterreichs, jeinem Verhältniß zu 
Deutſchland, kann fein größerer Schaden gejchehen, als wenn diefe Sache 
von der Partei vertreten wird, zu der wir Herm v. Biegeleben rechnen. 
Die Vertretung durch diefe Partei bringt cin Mißtrauen herein, das für 
Defterreich zum größten Schaden gereicht, das aber nie für das Verhältniß 
Delterreich& zu Deutjchland etwas Gutes ftiften wird. Meine Herren, auch 
mit der inneren Politik, wie fie von Seiten ded Herrn Abgeordneten Gurt: 
man vorgebradht worden, will ich mid) weiter nicht befaffen, und wenn der 
Herr Abgeordnete Gurtman von Grundrechten gefprochen hat, jo fürchte ich, 
dab nach dem, was er über jeine Auffaflung der Grundredyte von 1849 er- 
flärte, dieje Grundrechte unter feiner Redaktion außerordentlid mager aus- 
fallen möchten. Ich glaube, dat, wenn der Herr Abgeordnete Gurtman die 
Abſicht bat, freiheitliche Beftrebungen zu unterftügen, ihm jeither im In— 
neren unjerer Kammer ſchon reichlidye Gelegenheit geboten war, das zu thun, 
und ich bedauere nur, daß diefe Gelegenheit nicht beffer benutst worden, als 
dies jeither von ihm gejchehen ift. Ich muß dagegen mit Erſtaunen heute 
von ihm eine Lobrede auf das allgemeine Stimmrecht vernehmen, nachdem 
er noch vor wenigen Monaten defjen Berechtigung beftritten und mit einer 
Maffe von Gelehrfamfeit mit Grimden dagegen zu Felde gezogen und aus— 
geführt, wie es im biftoriicher, philofophiicher und theologiicher Beziehung 
nicht8 tauge. Meine Herren, ich verlaſſe diejes Feld, ich wende mich zu 
Dingen, die das Großberzogthum Heſſen ſpeziell gegemüber diejen Verträgen 
betreffen, und da muß ich zum erften, zu meinem Bedauern ausipredhen, 
daß, obgleich die Werhältniffe, die in den Bundesverträgen berührt find, 
alle Minifterien auf das Tiefite angehen, doch Fein anderes bier vertreten 
ift, ald das Miniftertum des Aeußeren und des Innern, daß namentlich das 
Finanzminifterium fehlt, daß das Kriegäminifterium fehlt, die uns über eine 
Reihe von Berhältniffen, die fich auf die Verträge beziehen, Auskunft hätten 
geben können und, wie idy hinzufüge, Auskunft hätten geben müfjen. Meine 
Herren, es ift zum erften in diefem Bundesvertrag die Fortdauer der Bier— 
bejteuerung, wie fie bis jetzt gewejen it, feftgeftellt. Hierüber mich heute 
nod) weiter zu verbreiten, nachdem das Finanzminiftertum nicht gegenwärtig 
iſt, kann natürlich meine Aufgabe nicht fein. 


Miniſterialrath Neidhardt (unterbredyend): Es möchte gut fein, wenn 
der Herr Abgeordnete zunädyit jeine Frage Itellte und erſt dann tadelte, wenn 
feine Antwort ertheilt wird. 


Dernburg (fortfahrend): Ob und was ich tadeln will, das, glaube ich, 
ift mein Recht, und darüber werde ich mir vr. dem Herm Regierungs— 
Kommiſſär in Feiner Beziehung Vorjchriften mrachen laffen. Auf der anderen 
Seite ergreife ich) ed mit Dankbarkeit, wenn Auskunft in diejer Beziehung 
gegeben werden wird, und ich jage dann Folgendes: Es liegt eine be— 
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ftimmte unzweideutige Zufage von Seiten des Finanzminifte- 
riums vor, daß, wenn in der Situngsperiode ded Norddeutichen Reichs— 
tages, welche im Juni 1870 zu Ende gegangen ift, eine allgemeine Bier: 
beteuerung nicht zu Stande kommen würde, dann das Großherzogthum 
Helen die Cinführung der Malzftener veranlaffen werde. Diejer ganz bes 
fimmten Zuficherung gegenüber muß ich behaupten, daß fie nicht gehal— 
ten worden ift, dab im Gegentheil, während alle anderen Kaftoren darüber 
einftimmig waren, es folle diefe große Unbilligfeit verjchwinden, das Groß: 
herzogthum Heffen fein Veto entgegengeftellt und gejagt hat: nein, ich gebe 
meine Zuftimmung nicht. Ich bin begierig, ob von Seiten des Herrn Re— 
gierungd-Rommiffärd mir in diejer Beziehung Widerſpruch entgegengejett 
werden kann. Ich fage weiter Folgendes: Man wird vielleicht entgegnen, 
daß von Seiten Preußens, namentlich von Seiten des Bundesfanzleramtd 
eine ganz neue Bierbeiteuerung beabfichtigt werde. — 


Minifterialraty Meidhardt (dazwiſchen): Jawohl. 


Derndurg: — und dab von Seiten ded Staatsminiſters Delbrüd 
im Neichötag eine darauf bezügliche Aeußerung gemacht wurde. Allein, 
meine Herren, wenn ich auch nicht verfenne, daß die Meukerungen bed 
Herm Delbrück fidy darauf bezogen haben, warum man Baden, Baiern 
und Würtemberg nicht in die gemeinfame Bierbeftenerung bereinge- 
zogen hat, jo bezog fie fi doch nicht darauf, warum im einem Lande, 
welches ja mit Preußen, welches mit dem Nordbund eine gemeinjchaftliche 
Beftenerung bat, fortwährend diefe unbillige Prägravirung eriftirt. Diefen 
leteren Punkt bat der Staatöminifter Delbrüdf nicht berührt, und wahr: 
ſcheinlich war derfelbe von den Werhältniffen auch zu gut unterrichtet, als 
daß er eine folche offenbare Unbilligfeit, wie fie die Heſſiſche Regierung 
ihren eigenen Unterthbanen zumuthet, gewiß ſeinerſeits nicht ge 
billigt haben würde. 


Minifterialratyp Meidhardt : Ich Fenne den Wortlaut der in Rede 
ftehenden Erklärung des Finanzminifteriums nicht; ich will indeffen unter: 
tellen, daß derfelbe dem entipricht, was der Herr Abgeordnete Dernburg’ 
vorgetragen bat. Nun, meine Herren, eine derartige Erklärung muß man 
nicht ftreng nach den Worten, fondern nach dem Sinn beurtheilen und in 
diefer Beziehung habe ich Folgendes kurz zu bemerfen. Es iſt inzwiſchen 
außer Zweifel geftellt worden, da füryden Norddeutichen Bund, resp. für 
das fünftige Deutſche Neidy die Herftellung einer Bierftener auf anderer 
als der bisherigen Grundlaze in Ausficht genommen ift. Es wird daher 
Niemand der Regierung mit Grund einen Vorwurf machen können, wenn 
fie unter foldhen Umftänden eine Nenderung der dieffeitigen Bierbefteuerung 
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vorerſt nicht veranlaft hat, indem ſonſt der Kall eintreten fönnte, daf man 
jebt eine Bierſtener abjchaffte, die man vielleicht in einem halben Jahre 
oder in einem Jahre wieder einzuführen hätte. 


Dernburg: Ich würde diefe Gefahr, die der Herr Negierungäcom- 
mifjär in den letzten Worten betont hat, nicht jo hoch jchäßen, und zwar 
aus dem einfachen Grunde, weil id: darin blos eine Unbequemlichkeit für 
die Beamten jehen würde, die ich lebhaft bedauerte, aber in der Aufredt- 
erhaltung der Beftenerungdart einen Drud gegen eine lebensfähige 
und, wie man amerfennen muß, troß aller Maaßregeln emporitrebende 
Induftrie. 


Minifterialratb Neidhardt: Ich muß dem wideriprehen. Es ift 
durchaus nicht die Rücklicht auf die Bequemlichkeit der Beamten, ſondern 
lediglich die Nücdlicht auf die Sache, welche die Regierung von einer Aen— 
derung des biäher beftandenen Zuftandes abhält. 


Derndburg: Es ift das leicht möglich, ich will die Motive nicht 
unterjuchen, ich habe blos die Thatlachen, die vor mir liegen, zu prüfen, 
und dieje Prüfung babe ich begonnen. Ich fomme zu einem Andern. Es 
Icheint mir ganz Flar zu fein, daß, nachdem wir durch die Annahme der 
Verträge, wie fie uns heute vorliegen und die unjerer Staatöverfafjung 
eine ganz amdere Wendung geben, indem fie das Großherzogthum aus 
einem ganz fouveränen Staat in nur einen Theil eines fouveränen Staates 
umwandeln, wir feine Anerfenntnig dahin ausſprechen wollen, daß die 
Staatöverwaltuug in den bisherigen Normen fortgeführt werden fann, 
Ic glaube, daß der Apparat eines jouveränen und großen Staates, wie 
er bis jeßt beitanden hat, nothwendig jchwinden muß und erfläre hiermit 
ausdrüdlich, daß ich mit meiner Zuftimmung zu einer jo groken Ber: 
fafjungöveränderung, wie die bier von und verlangte, an die firen Etats, 
wie fie bis jeßt beftanden, nicht mehr gebunden fein kann und will. 
Meine Herren, wenn wir heute annehmen, dab wir einen allgemeinen 
oberften Gerichtshof, ein gemeinjames Minifterium der auswärtigen Ange: 
legenheiten und ein gemeinjamed Kriegsminiſterium haben, wenn Sie 
alles dies beichließen, dann können Sie unmöglich zu gleicher Zeit wollen, 
daß das, mas auch nody im Heſſen in diefer Beziehung befteht, dieje firen 
Etats für uns Fünftig rechtöverbindlich jeien. Ic weiß es, daß 
ed Schon zu Anfang der isBigen Legislaturperiode von dieſer 
Kammer unternommen wurde, bier eine Aenderung herbeizuführen, 
die ebenfolehr im Intereſſe der Verwaltung wie im Snterefle der 
ftenerzahlenden Bevölkerung liegt. Ich weiß ed, ed mangelte niht am 
Ihrem guten Willen, dab ed zu feinem Ergebniß in dieſer Beziehung 
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gefommen; ed lag dies nur in dem abioluten Widerftand, der von Seiten 
der Negierung diejen Beſchlüſſen entgegengejeßt wurde, ein Widerſtand, 
den die liberalen Parteien des Yandes bei den nächſten Wahlen entjchieden 
zu brechen juchen haben werden. Das ift der zweite Punkt. Der dritte 
Punkt, den ich berühren möchte, bezieht ſich auf die Militärconvention, 
Ich möchte in der heutigen Verhandlung den Wunſch ausdrüden, daß, 
nachdem wir jeßt ein gemeinjames Kriegsminifterium haben und ſich daher 
die Militärconvention nicht mehr haltbar erweift, wir in die Gemeinjame 
feit des deutichen Heered volljtändig eintreten, und zwar in einer Weije, 
wie es von Seiten ded Großherzogthums Baden geichehen, wo die ge- 
jammte Armee ganz in den Verband der preupiichen Armee eintritt. Hier: 
durch werden nicht nur im Intereſſe des Budgets unjered Landes eine 
Reihe von jonftigen Ausgaben wegfallen, jondern es wird auch im Ju— 
tereffe der Waffentüchtigkeit unſerer Divifion, die ich bis jeßt jehr hoch 
ihäße, es wird auch im Interefje des geſammten Dfficiercorps liegen, das 
dann nicht mehr in dem fleinen Rahmen unjerer Divifion, weniger Regi— 
menter, eingeichlofjen jein wird, und ich bin überzeugt, daß manche ver 
Herren, die bisher gegen die Militärconvention waren, doch den vollitän- 
digen Eintritt in das Norddeutſche Heer einem Zwitterzuftande, wie er bis 
jest beftanden, vorziehen werden. Das find die Erwägungen, die ich 
Ihnen ans Herz legen möchte, und wenn wir in dem gegenwärtigen Aus 
genblick auch nicht das Alles in bejtimmten Vorſchlägen formuliren, jo 
will ich es doch gejagt haben, um den Geilt damif zu motiviren, 
im dem ich meine freudige Zuftimmung zu dem vorliegenden Ver— 
trägen gebe. 


Minifterpräfident Frhr. v. Dalwigk, Exc.“): Der Herr Vorredner 
bat im Eingang jeiner Bemerkungen erwähnt, wie der Ausihuß mit Recht 
darauf aufmerfiam gemacht habe, dab man frühere Borgänge vergefjen und 
in ichonender Weije die Dinge nehmen möge, wie fie jeßt vorliegen. Es 
iheint mir indeß, als wenn der Herr Borredner diejen Grundjaß nicht 
überall befolgt habe. Er hat fid, einen Ausfall gegen die Partei erlaubt, 
welder der Herr Abg. v. Diegeleben, jeiner Meinung nad, angehört. Ich 
babe bis jet nody nie vernommen, daß der Hr. Aby. v. Biegeleben Mit: 
glied einer politiichen Partei jei. Aber joviel iſt, was die Frage einer 
näheren Berbindung Oeſterreichs mit Deutichland betrifft, unzweifelhaft, 
dab wenn der hervorragende Staatsmann, ver die Gejdide Deutichlandg 
in diejem Augenblide leitet, ven Moment zu einer ſolchen Verbindung für 
zekommen eradıtet, dann die Partei, welcher der Herr Abg. Dernburg an 
gebört, hierzu umbedingt ihre Zuftimmung geben wird. Dafür jpricht 
die Erfahrung. 
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Freiherr v. Gagern’): Es find uns Verträge vorgelegt worden, welche 
die zukünftige Verfaſſung des neuen Deutichen Bundes zum Gegenstand haben 
und dieje fejtjeßen. Dieje Verträge find von unjerer Seite einfach anzu— 
nehmen oder abzulehnen; zu amendiren find fie nicht. Das liegt in der 
Natur der Verfafjungsverträge, die von der Initiative der Regierung 
auögehen und in diejer Initiative der Stimmung ded Volkes vorzufühlen 
judyen. Ich werde mic für Annahme diejer Verträge ausiprechen, nicht ale 
ob ich nicht Manches in Betreff derjelben auf dem Herzen hätte, was mich 
drüdt. Dennod) bitte ich Sie, dieſe Aeußerung nicht jo zu verftehen, als ob 
ich in verbitterter Nefignation für Annahme diejer Verträge ftinnme, jondern 
ich thne es in der vollen Ueberzeugung, dab fie im Gefammt-Intereffe 
Deutjchlands und unſeres Landes Hefjen angenommen werden müfjen. Mit 
Dank gegen die Vorjehung, die die Geſchicke der Nationen leitet, erfenne 
id) an, daß mitteljt diejer Verträge Vieles von dem erfüllt wird, was jeit 
Decennien als die Sehnjucht der Nation ſich fund gegeben hat. Vor Allem 
werden dieje Verträge ein einheitliches Staatsweſen in Deutjchland begrün- 
den, ein volles Staatöwejen, welches wir bedürfen, wenn wir nicht auch 
fünftig wie in der Vergangenheit unter den Uebergriffen der einheitlich con» 
ftituirten Nachbarnationen zu kurz kommen wollen. Ich erkenne ferner an, 
daß dieje Verträge, in weiterem Umfange, als eö nad) dem Geifte der Nord: 
deutjchen Bundesverfaffung erwartet werden fonnte, die Autonomie den Gin: 
zelnftaaten zugeltehen. Und mit diejer Autonomie wird auch das Anjehen und 
der Einfluß der Dynaftien in den Einzelitaaten beitehen, die Glanz auf un— 
jere nationale Gejchichte werfen, und die wir nicht ohne Bruch mit unjerer 
ganzen geſchichtlichen VBergangenbeit herabwürdigen laffen dürfen. Neben der 
Beibehaltung der Autonomie, neben dem einheitlichen Staate haben wir 
ferner erreicht, was wir jo lange erſtrebten: ein Parlament deutjcher Na— 
tion. Und läßt diefes Parlament und laſſen die Bedingungen, unter wel: 
chen es thätig fein wird, Vieles zu wünjchen, deſſen Erfüllung wir von der 
Zukunft erwarten, — id) vertraue auf den Geilt der Nation, daß es ihm 
gelingen werde, dieje Zukunft beſſer zu geitalten. Und in Verbindung mit 
dieſer Zuverſicht fteht ein anderer Grund für die Annahme der Ber: 
träge, der und Bürgjchaft bietet für Fünftige Vervollkommnung der Ver: 
faffung: Es ift in dem Preußiſchen Neichstag von dem Bundesminiiter, 
der dort die Verträge zur Annahme vorgelegt hat, Folgendes gejagt worden: 
„Wenn ich mid) nun zu der Sache jelbjt wende, jo glaube idy vorausjchiden zu 
müffen, daß es bei den Verhandlungen nicht unerwogen geblieben ift, ob es ſich 
empfehle, in die neue Berfaffung Beitimmungen aufzunehmen, welche unabhängig 
von der in Ausficht genommenen Erweiterung des Bundesgebietö die eigentliche 
perfafjungsmäßige Ausbildung des Bundes zum Gegenjtande hätten. Ich 
glaube, die zwei Fragen. welche bier vorzugsweile in Betracht kommen 
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müßten, nicht bezeichnen zu jollen; fie liegen in Aller Munde. Man glaubte 
indeifen, daß, ahne die Bedeutung diefer Fragen zu unterjchäßen, ohne die 
Nothwendigkeit einer Ordnung diejer Fragen im Laufe der Zeit irgendwie 
vereinen zu wollen, daß der jeßige Augenblick nicht "Dazu geeignet ſei, um 
dieje an fich jchwierigen, zum Theil zwar vielbejprochenen aber noch wenig vor: 
bereiteten Fragen zum Abſchluß zu bringen. Man ging davon aus, daß es 
richtiger ſei, jeßt fich auf Das zu beichränfen, was unmittelbar durch den 
Veitritt der füddeutichen Staaten geboten jei, und den weiteren inneren 
Venfafjungsbau dem Zujammenwirfen des zufünftigen Deut: 
hen Bundes raths mit dem fünftigen Deutjchen Reichstag zu 
überlajjen. So bewegen ſich denn die vorliegenden Verträge auf der 
Grundlage der Verfaffung des Norddeutichen Bundes und bejchränfen 
fi darauf, im diefe Verfaſſung bineinzutragen, was durch die Erweiterung 
des Bundes unmittelbar geboten wurde.“ *) Meine Herren, Sie werden nicht 
verfennen, daß in dieſer Grflärung des Bundesminifters im Reichstag zu 
Berlin ein Anerfenntnii; der Unvollkommenheit der Berfafjung des Nord 
deutihen Bundes liegt, daß fie einer Entichuldigung dafür gleichfonmt, dat 
nicht bereits durch die Verfafjungsverträge, die heute Gegenſtand unjerer Ber 
atbung find, diejenigen Verbeſſerungen der Bundesverfaffungen vorgejchlagen 
wurden, deren dieje bedarf. Ob es nicht zweckmäßiger gewejen wäre, weiter 
zu gehen, will ich nicht erörtern, denn — und dies führt mid) zu einem wei— 
teren Grunde, warum ich den Verträgen, jo wie fie liegen, beijtimme — idj er: 
kenne vollfommen die unermehliche Schwierigkeit an, die zu überwinden war, um 
zu einem jolchen Rejultat zu fommen. Die Erkenntniß diefer Schwierigfeit muß 
geneigt zu machen, fich auch mit dem jo gewonnenen Unvollfommenen zu begnügen, 
im Vertrauen eben auf die Zukunft. Gewiß, Sie Alle werden von dieſer Schwie- 
rigleit durchdrungen jein. Das führt mic) zu der Kritik, weldye der Aus— 
Ihußbericht übt, indem er der Bairifchen Regierung den Vorwurf madht, 
dab fie abfichtlich dem Zuſammenwirken mit den anderen jüddeutichen Staaten, 
um zu einer befjeren Verfaſſung zu gelangen, fidy entzogen habe, lediglidy um 
ihre baierijchen "partifulariftiichen Zwede um jo ficherer zu erreichen. Ich 
will bezüglich diefer Klage Einiges bemerken, was mir Veranlafjung bieten 
wird, auf Diezenigen Punkte zu jprechen zu kommen, die ich an der Bundes- 
verfaſſung hauptſächlich auszuſetzen habe und deren Berbefferung nun für 
eine längere Zufunft die Aufgabe bleiben wird, welche die Nation mit Zähig- 
feit zu erftreben haben wird. Und wenn idy diejer Punkte heute in dieſem 
Kreife ausführlicher erwähne, wo ich ſchon öfters über die deutjche Frage zu 
ſprechen Gelegenheit hatte, jo werden Sie den alten Mann mit Nachficht 
beurtbeilen. Es ift jedody nicht meine Abficht, heute bier Neclame für meine 
Vergangenheit zu machen, die vielmehr bei diefem Anlaß von jelbit aus der 
Vergeſſenheit heraustritt, jondern ich will nur auf das Wejentlichite, was 
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noch zu eritreben iſt, hinweiſen. Es ift in dem Ausfchußberichte gejagt, es 
jei von dem jübdeutjchen Regierungen nichts gejchehen, um deren Weitritt 
zum Norddeutjchen Bunde zu bewerfitelligen oder vorzubereiten. Da ber 
Norddeutiche Bund nun glüdlicyer Weije zum Deutjchen Bund geworden ift, 
jo fällt die Kritil. Aber auch abgejehen davon — was geflagt wurde, daß 
nichts gejchehen jei, it nicht richtig und es ift auch nicht richtig, wenn ge 
jagt ift, daß die baierijche Regierung ſich gänzlid) dem Zuſammenwirken 
mit den anderen jüddeutichen Staaten entzogen habe. Ich begehe Feine Indiscre: 
tion, jondern bin heute berechtigt, mich bezüglich der Ginleitungen zur Gr- 
weiterung des bisherigen Norddeutichen Bundes zu äußern, für welche idy be 
rufen war amtlich thätig zu je. Nachdem der Friede zwiichen Preußen und 
den im Jahre 1866 zum Bunde gejtandenen deutſchen Staaten gejchlofien, 
nachdem die Norddeutiche Bundesverfaffung auf die nördlicye Provinz unjeres 
Landes ausgedehnt war, erfannten die Meiiten, daß es jo nicht bleiben fünne. 
Scyon bei der Beratlyung über den Friedensvertrag waren in der Kammer 
Anträge gejtellt worden, darauf gerichtet, mit dem Großherzogthum in den 
Norddeutichen Bund einzutreten. Die Gründe, warum dies nicht geſchehen 
iſt, find von der Regierung damals entwidelt worden, und id) habe diejen Grün: 
den aus voller Ueberzeugung meine Anerfennung gezollt. Es waren, wenn 
ich midy recht erinnere, der Gründe drei, Zunächſt der, daß es aud im 
deutſchen Gejammtinterefje nicht zweckmäßig jei, wenn von drei jüddeutchen 
Staaten einzelne in den Norddeutichen Bund eintreten würden, wodurch der 
Norddeutſche Bund vergrößert, ein Großpreußen gejchaffen worden wäre; 
iondern daß et patriotijcher gehandelt jein würde, dahinzumirfen, damit alle 
jüddeutjchen Staaten zugleidy in den Bund eintreten, wie es jetzt geſchieht, 
und daß jo ein Deutjcher Bund bergejtellt werde. Der zweite Grund war 
der, daß der Artikel 4 der Nicoldburger Friedenspräliminarien und des Pra- 
ger Friedens im Wege jtünden; indem auch von Heſſen in dem geſchloſſenen 
Friedensvertrage gewiſſe Verbindlichkeiten, die icy nicht näher zu bezeichnen 
brauche, da fie allgemein bekannt find, übernommen worden waren. D 

dritte Grund war der, daß man ja jchon damals wußte, dat das eifrige Drin- 
gen Badens, in den Norddeutihen Bund aufgenommen zu werden, von 
Preußen zurücgewiejen werde, worin für die Heſſiſche Regierung feine Ver 
ſuchung liegen konnte, fich einer ähnlichen Zurüdweilung auzujeßen, jo lange 
für Preußen die Dinge noch nicht gereift jchienen. Das waren die Gründe. 
Aber nichtsdeftoweniger hatte die Regierung, wie jeder Verjtändige, ſich 
ſchon damals gejagt, daß namentlich in dem durdy den Friedensvertrag zwi— 
ichen Nord und Süd zweigetheilten Heſſen die Zuftände jo nicht bleiben 
fönnten. Aber nicht blos in Baden und Helfen drängte ſich die Lage zu 
einem Widerzuſammenſchluß von Nord und Süd, zu einem gemeinjamen 
Deutichen Bunde; auch in Baiern und Würtemberg arbeitete fich die öffent- 
lidye Meinung in gleicher Richtung durdy, und Sie werden jidy erinnern, 
mit weldyem Enthuſiasmus zu Anfang des Jahres 1867 eim Programm, 


Gagern. 449 


welches der Baieriſche Minifter der auswärtigen Angelegenheiten”) vor den 
Baieriſchen Ständen entwidelte, damald aufgenommen worden war, und 
weldhe Anerkennung dafjelbe jenem Minifter von Seiten der Fortjchritts- 
partei, namentlich auch im Schooße diefer Verfammlung, eingetragen hat. 
Um jo größer war die Ueberrafchung, als ganz kurze Zeit nachher eine Ueberein- 
kunft zu Tage trat, weldye zwijchen Baiern und Wiürtemberg über ihre na- 
tienalen Beziehungen zum Norddeutichen Bunde abgejchloffen worden war 
und wozu von beiden Staaten der Beitritt Badens und Heſſens eritrebt 
wurde, eine Webereinfunft, die weit davon entfernt war, diejenigen Erwar— 
tungen zu befriedigen, weldye man nad) dem vorerwähnten Programme des 
Baieriſchen Minifters der auswärtigen Angelegenheiten hegen mußte. Dieſes 
projekt einer Verftändigung über die nationale Verbindung der Süddeutſchen 
Staaten mit dem Norddeutichen Bund trug das Gepräge eines mit demNorddeut- 
ſchen Bunde von den jüddeutjchen Staaten abzujchliegenden Stantenbundes auf 
derſelben wölferrechtlichen Grundlage, wie diejenige des alten Bundestages war, 
und eö kann der Geiſt diejer projectirten nationalen Einigung in dem Sabe 
harafterifirt werden: Es war von einem Organismus zu gemeinfamer Gejeb- 
gebung, von einem Gejammtparlamente abgejehen, jeder Schritt zur Einigung 
über geiftige und materielle Intereſſen jette einen neuen Vertrag zwifchen dem 
Norddeutichen Bunde und den einzelnen jüddeutichen Staaten, die in dieſes 
Verhältni treten wollten, voraus. Wie gejagt, dieje Uebereinkunft war da— 
mals auch der Heſſiſchen Negierung mit der Einladung zum Beitritt mit: 
getbeilt worden. Aber kurze Zeit, nachdem dieſes geichehen war und ehe 
noch die Heſſiſche Regierung über eine Rüdäußerung Ichlüjfig geworden war, 
trat ein neues Ereigniß ein, weldyes das Project begrub. Die Herren Mi- 
miter der jüddeutichen Staaten wurden nad) Berlin eingeladen, um dort die 
Grundbedingungen für den Abſchluß eines neuen Zollvereind von Seiten 
Freufens entgegenzunehmen. Jene Baieriſch-Würtembergiſche Vereinbarung, 
efficiell „Minifterial-Erflärung” genannt, von der ich geiprochen, war viel- 
leicht in der Vorausjeßung erfolgt, daß die Preußiſche Negierung damals durd) 
den Luxemburg'ſchen Conflict ſich in Verlegenheit befinde, dak Preußen nad) 
Allianzen juche. Unter joldyen Umftänden, bei jolcher unteritellter Verlegen: 
beit Preußens, glaubten vielleicht Baiern und Würtemberg wohlfeilen Kaufs 
über die Stipulation des Prager Friedens, welche eine nationale Verbindung 
zeiihen dem Norddeutjchen Bunde und den jüddeutjchen Staaten in Ausficht 
fell, hinwegkommen und, gegen Zufage ihres Bindniffes für den even: 
tuellen Kriegsfall, Preußen zu der Conceſſion bezüglidy der Grundlage jener 
lebereinkunft beitimmen zu können. Auch jcheint Preußen dazu einige Hoff: 
nung eröffnet zu haben. Es ergab ſich aus den Vorverhandlungen mit ihm 
die bekannte und vielbejprochene Miffion des Grafen Taufffirchen, der, mit 
den Örundzügen zu jener BaierijcyWürtembergijchen Uebereinfunft in dem 
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Portefeuille, fi) von Berlin nad) Wien begab, um dort, zunächft zwar im 
Auftrage Baierns, aber auch im gleichzeitigen Auftrage Preußens, weldyes 
den Preußiſchen Gejandten in Wien angewiejen hatte, die Beftrebungen 
des Grafen Qaufffirchen zu unteritüßen, für ein Bündniß zugleidy zwi— 
chen Preußen und Defterreid zu wirken. Die Verlegenheiten jedoch, 
die man Baieriſcher Seits bei Preußen unterftellte, wurden  bejeitigt 
und gerade die Vorſchläge über die Neconftruftion des Zollvereing, 
welche in Berlin gemacht wurden, zeigten, dab bezüglich der Grundlagen 
der nationalen Verbindung des norddeutjchen Bundes zu den füddeutjchen 
Staaten die Anſchauungen Preußens andere jeien, ald die von Baiern und 
Würtemberg während jener Phaje der Luremburgifchen Differenz bei ihm 
unterſtellten. Die Preußiſche Regierung — Sie willen dad — fündigte 
nunmehr an, dab die jüddeutichen Staaten, welche nicht die Vorichläge zur 
Reconitruction des Zollvereind und was damit inclusive des Zollparlaments 
in Berbindung jtehe, annehmen wollten, den Zollverein für ihnen gekündigt 
anjehen könnten. Baiern glaubte ficy nicht in der Lage, einem Ausſchluß 
aus dem Zollverein ſich ausſetzen zu dürfen. Indem es feine Zuftimmung 
zu den Propofitionen Preußens gab, änderte ſich die bisher von ihm und 
Würtemberg bezüglid) der nationalen Verbindung mit dem Norddeutjchen Bunde 
befolgte Politik. Schon bei jener Zufammenfunft der Minifter in Berlin, 
welche die Reconjtruction des Zollvereins zum Zwed hatte, gab — wenn id) 
redyt unterricdytet bin, — Fürſt Hohenlohe, der Minifter der auswärtigen Ange- 
legenheiten von Baiern, das Project als objolet, ald durdy neuere Thatſachen 
überwunden und unmöglich geworden auf, welches er kaum erit mit Würtemberg 
verabredet gehabt hatte. Damit war aber eine neue Forderung an Baiern 
geitellt, nämlidy die: mit fich ins Neine zu kommen, auf weldyer anderen 
Grundlage denn die nationale Verbindung mit dem Norddeutichen Bunde, 
welche durdy den Prager Frieden ftipulirt und in Ausficht geftellt war, zu 
Stande fommen jolle? Es verging über joldye Erwägungen das Jahr 1867, 
und im Beginn deö Jahres 1868, ald der Zeitpunft herannahte, mit wel- 
chem das erite Zollparlament zujammentreten jollte, von deſſen vermuthetem 
Geifte man in Bezug auf die nationale Cinigung weitgehende Vorichläge 
erwartete, damals jchien ed von dringender Erfordernit, fich über die Grund- 
ſätze zu einigen, auf weldyen das nationale Band zwijchen Süd: und Nord» 
deutjchland beruhen jolle. Die Großherzoglich Hejfiiche Negierung hat da— 
mals einen Anſtoß zu näherer Verabredung zunächſt mit Baiern gegeben; 
fie hat in officiellem Gedanfenaustaufc den Wunjch geäußert, daß Baiern 
die Initiative ergreifen möge, um eine nationale Ginigung mit dem Nord— 
bunde auf anderer Baſis zu Stande zu bringen, als diejenige, von weldyer 
die Baieriſch-Würtembergiſche Verabredung vom 6. Mai 1867 ausgegangen 
war. Sie beſchränkte fidy aber nicht darauf. Ich bin damald mit dem 
Vertrauen geehrt worden und habe in München über diefe Aufgabe mit dem 

Herrn Fürſten Hohenlohe Nücjpradye genommen. Ic, habe nicht das Nedht, 
zu jagen, im weldyer Weiſe meine Gröffnungen aufgenommen wurden, aber 
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ih fühlte mich, was die Zufunft der deutfchen Frage anlangte, nicht abge- 
Ihredt. Die Art aber, in der meine Gröffnungen damals aufgenommen 
wurden, bewies, daß die Schwierigkeiten, welche im Innern Baierns zu über: 
winden, außerordentlich groß waren, und der hochherzige Entſchluß und die 
Hingabe an das große Deutjchland, welche der König von Baiern jet be- 
thätigt, war damals nicht vorauszufchen. Der Minifter der auswärtigen 
Angelegenheiten Baierns gejann an mich, ich möge die Anfichten, welche ich 
im Auftrag Großherzoglicher Regierung ihm gegenüber entwidelt hatte, 
Ihriftlich ihm mittheilen und ich that das. Ich glaube der Anfichten, die 
Mmald im Namen der Regierung geäußert wurden, Erwähnung thun zu 
jellen; fie find die befte Rechtfertigung Großherzoglicher Negierung gegen den 
oft gehörten Vorwurf, daß fie den Wiederzufammenjchlug Deutjchlands nicht 
wolle und Alles thue, um ihn zu verhindern. — Ic fnüpfte bei der Eröff- 
nung, die ich zu machen hatte, an die bejprochene Baieriſch-Würtembergiſche 
Miniſterial-Erklärung“ an, deren zwei einleitende Sätze noch jet die volle 
zuſtimmung Großherzoglicher Regierung hätten. Der erfte Sat nämlid): 
„dab eine vorherige Einigung der Süd-Weft-Deutichen Staaten über die 
Baſis, auf welcher fie mit dem Norddeutichen Bund verhandelm wollen, 
durd) die Natur der Sache, durdy das gemeinfame Intereffe und durch den 
Geift der Verträge geboten ſei;“ meine Herren, dieje Erklärung hat zuerft 
Baiern der Hejfiichen Negierung gegemüber gemacht; die Baieriſche Regie 
rung iſt derjelben nicht treu geblieben; denn während der letten Phajen der 
Verhandlungen, nachdem der Herr Bundes-Minifter Delbrüf im October 
in München gewejen war, um fid) über die Baieriſchen Abfichten bezüglich 
des Wiederzufjammenfchluffes des Deutjchen Bundes zu orientiren, ift von 
Seiten Baierns fein Schritt gejchehen, um eine Ginverftändigung mit Heſſen 
berbeizuführen. Was zwiichen Baiern und Würtemberg und etwa aud) Baden 
verhandelt worden ift, weiß ich nicht. Ich will aber Baiern einen Vorwurf 
nicht gemacht wifjen, wie das in dem Ausjchußberichte geſchehen ift. Meine 
Herren, nody einmal, ich habe mic) überzeugt, mit welchen Schwierigfeiten 
und mit welcher Barteiung im Innern die Baieriſche Regierung zu kämpfen 
hatte, um zu einer fo entjcheidenden, jo die Frage löſenden Entichliefung zu 
fommen, wie dieſe jet vorliegt. Sie hing von Faktoren ab, deren Willensäuße- 
rungen von heute auf morgen nidyt zu berechnen waren. Unter joldyen Umſtänden 
ift es ſchwer, eine VBerftändigung mit anderen und jolchen Staaten zu juchen, 
die, in anderer Lage ald Baiern, bei geringem Angebote ſich nicht würden be— 
friedigt erflärt haben. Auch zu dem zweiten einleitenden Satze, von weldyem die 
1867er Baieriſch-Würtembergiſche Minifterial-Erflärung ausgegangen war, 
hatte ich die fortdauernde Heſſiſche Zuftimmung erklärt, zu dem Sabe nämlidy: 
„dah einem Bundesvertrage, welcher in der Ausdehmung der beitehenden Ver— 
faffung des Norddeutſchen Bundes auf die Südſtaaten beftehen würde, die Zuftim- 
mung zu verweigern jei“. Ich wiederhole ausdrüdlich: es war nicht die Abficht ' 
der Großherzoglichen Regierung, dab pure die Verfaffung des norddeutichen 
29° 
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Bundes angenommen werden jolle, und mit diefer Ablehnung war id) voll- 
ftändig einverftanden. Daß die Regierung bei diejer Ablehnung weder den 
unerläßlichen einheitlichen nody den freiheitlichen Poitulaten hat entgegen- 
treten wollen wird fich ergeben. Indem ich im Namen Großherzoglicher Regie 
rung damals die vorltehend beſprochenen beiden Sätze ald Ausgangspunft be 
zeichnete, bin idy einem dritten Satze jener Baieriſch-Würtembergiſchen „Minifte- 
rial-Erflärung“ entgegengetreten. Die Baierifche Regierung hatte nämlidy bei 
Mittheilung derjelben folgenden Sat aufgeitellt: „Wenn die Königliche Regie 
rung biernad) die Annahme der Verfaſſung des Norddeutjchen Bundes ablehnen 
muß, jo erachtete fie fich andererjeitö nicht für befugt, Aenderungen diejer Ver: 
faffung in Vorſchlag zu bringen, muß vielmehr diejelbe als eine feititehende That- 
ſache anerkennen, welche bei ihren Borjcylägen über Herftellung einesweiteren 
Bundes in Rechnung zu ftellen iſt.“ Meine Herren, mit dieſer bejcheidenen 
Enthaltung und Anerkennung eines angeblichen fait accompli war aber der 
Einheit Deutichlands nicht gedient; die aus diefer Anerkennung gezogene Con— 
jequenz war eben jener jtaatenbündliche Vorſchlag eines weiteren Bundes 
der einzelnen füddeutichen Staaten mit dem engeren, in ſich geſchloſſe— 
nen Norddeutichen Bunde, — jened dann aufgegebene Project, das ich 
vorhin harakterifirt habe. Ich führte daher im Gegenjate zu jener Aufitellung 
aus, dab Niemand mehr berufen jein könne ald Baiern, eine Initiative zu 
ergreifen und diejenigen Veränderungen an der norddeutichen Bundes-Ver— 
faffung in Vorſchlag zu bringen, welche Ausficht zur Annahme haben könn⸗ 
ten, damit aus der Verfaffung des Norddeutichen Bundes eine Berfafjung für 
das ganze außeröſterreichiſche Deutjchland fich geſtalte. Natürlich, je weiter 
man in ſolchen Vorſchlägen von den Grundlagen abwich, auf weldyen die 
Norddeutiche Bundesverfafjung beruht, je geringer war die Ausficht, zu einem 
erjprieglichen oder zu irgend einem Ziele zu gelangen. Ic, hatte daher 
meine Vorſchläge auf ganz wenige Abänderungen der Norddeutjchen Bundes- 
verfafjung, aber joldye zu beichränfen, von denen die Regierung glaubte, daß, 
wenn fie Geltung finden jollten, dieß zum Heile der Nation führen werde. — 
Solite bei dem Wiederzuſammenſchluß des auferöfterreichiichen Deutſchlands 
die Gleichberedhtigung der Stämme möglicyit gewahrt, die Präpotenz eines 
Groß Preußens einigermaßen abgewehrt werden, jo fann das nur auf dem 
Boden der freiheitlichen Entwidelung durdy Begründung eines aufricytigen 
Parlamentarismus gelingen. — Es war damals Friede und es galt die Ein- 
heit Deutjchlands zu begründen, den Wiederzufammenjchluß von Süd» und 
Norddeutichland einzuleiten, ohne diejen Frieden zu gefährden. Aber Die 
auswärtigen Mächte waren geneigt, in einem unter Preußijcher Spite ge— 
einigten Deutſchland ein den Frieden bedrohendes, deutſches Uebergewicht zu 
erbliden. Es ſchien aljo geboten Bürgſchaft friedlicher Gefinnung in dem 
Augenblid, in welchem Deutjchland ſich einigte, Europa gleichſam als cap- 
tatio benevolentiae zu bieten. Sie werden fidy erinnern, dab es als jehr 
allgemeine Ueberzeugung in Deutjchland ſich geltend machte: der Präſenz— 
ſtand der deutſchen Heere, wie er durd) die Norddeutiche Bundes-Verfaſſung 
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bis zum 31. December 1871 normirt ift, gefährde den materiellen Wohl— 
ftand und ſei micht aufrecht zu erhalten. Er konnte für den Norddeutichen 
Bund — diefe aus Krieg und Eroberung hervorgegangene gewaltthätige Schaf: 
fung — eine Nothwendigfeit und Griftenz-Bedingung fein, die Fortdauer ſolcher 
Rüftung aber im geeinigten Deutjchland mußte auch gegen dieſes Miftrauen 
und Feindſchaft erweden. Nicht um dem übrigen Europa in ſolcher Rüftung 
Iroß zu bieten erftrebt Deutichland die Einheit, — dem Geifte der Nation 
ift die Soldaten-Herrichaft zuwider. Das Aufgeben ded Art. 60 der Nord: 
deutichen Bundeöverfaffung und die Herabjetung der Friedend-Präfenzftärfe 
des Bundesheered auf ein halb Proceut der Bevölkerung mußte aljo die erfte 
gerderung und Bedingung fein, wenn Süd- und Norddeutichland freimwil- 
lig und ohne Gefährdung des Friedens fich wieder zufammenjchließen follten. 
Die Verhältniffe haben ſich inzwijchen geändert; wir find im Kriege und 
bedürfen gegenwärtig der Gejammtftreitfräfte der Nation; ich hoffe aber, 
dab wir fie nicht lange mehr in foldher Anſpannung bedürfen werden und 
daß ein günftiger, glorreichen Friede das Ziel des jeßigen Kampfes fein 
müffe. Dann aber wird mit der friebfertigen Geſinnung, von welcher die 
deutiche Nation durchdrungen ift, auch die Empfehlung der gefunden Politif 
wieder einfehren, dem mißtrauijchen Europa Bürgjchaften zu bieten, die der 
Vehrfähigfeit der Nation feinen Eintrag thun. Zwei andere Mopdificationen 
an der Norddeutichen Bundeöverfafjung wurden damals ald Bedingungen 
der Ginigung und Verftändigung bezeichnet. Die eine Bedingung war, daf 
das föderaliftiiche Element in Deutjchland beffer in der Verfaffung entwickelt 
werde, ald es im der norddeutichen Bundesverfaffung geichehen iſt. Das 
füberaliftijche Princip wird aber in der Bundesverfaffung nicht blos durch 
Garantien gewahrt, welche der autonomen Selbitbeitimmung der Bundes- 
ftaaten durch den Organismus der Grecutive eingeräumt find; das füdera- 
litijche Element kann auch durch das Wahl-Syftem, durdy den Organis— 
mus der Reichsvertretung für die Legislative gefördert werben. 
Eine falſch verftandene und dabei ihr Ziel verfehlende förderaliftiiche 
Kihtung würde ed fein, wollte man vor dem zu vervollitändigen 
den Organismus des Neichöparlaments ald vor einem dem Cinheits- 
ſtaate zu förderlichen zurücjchreden, und wollte man im Intereſſe des 
füberaliftifchen Prinzips auf die erweiterte Gompetenz ded Bundesraths 
das Hauptgewicht legen, während man den parlamentarischen Organismus 
in einer mit allen jonftigen Einrichtungen in den Bundesftanten außer 
Einflang ftehenden, auf der breiteften demofratiichen Bafis errichteten, aus 
allgemeinen und bdirecten Wahlen hervorgehenden Ginzellammer ver: 
fimmern laffen wollte. Das föderaliftiiche Prinzip mit den Anforderungen und 
Bedingungen der Freiheit in Conflict bringen, wird unzweifelhaft die Schmäle- 
rung des erfteren zur Folge haben. Der Geift der Nation ift durchſchnittlich 
ein frieblicher, confervativer und füderativer, wie fich um fo ficherer er- 
geben wird, wenn der Organismus des fünftigen Deutichen Parlaments 
alle berechtigten Interefjen in berfömmlicher Sichtung zur Vertretung ruft. 
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Bon ſolchen Anfichten ausgehend, habe ich denjelben Vorjchlag damals ge: 
macht, der heute defiderirt worden ift. Ich habe poftulirt, daß die 
Preußiſche Landesvertretung, wenn ein Deutſches Parlament zur Geltung 
fommen fol, fo nidyt fortbeftehen Fünne ; daß eine NRevifion der Preußiſchen 
Verfaſſung in der Richtung ftattfinden müſſe, daß der Schwerpunft der 
Regierung und Verwaltung in die Provinziallandtage gelegt würde und 
nicht mehr in dem Gejammt- oder Generallandtage liege. Es find vorhin 
von dem Herrn Abg. v. Biegeleben Bemerkungen über die Stellung ge 
macht worden, die unter Umjtänden ein Bundesminifter dadurch gewinnen 
fünne, daß er fich gegen die Majorität des deutichen Reichstages auf die 
Majorität ded Preußijchen Landtages ftüßt. Ich halte diefe Bemerkungen 
für ſehr richtige. Als vor etwa 30 Sahren, ald Defterreich dem deutſchen 
Bund thatſächlich preisgab und ſich auf ſich zurüdzog, die Anficht in Deutſch— 
land die berrichende wurde, daß Preußen der Beruf zufomme, an der Spibe 
Deutjchlands zu ftehen, waren ed zwei Gründe, die wejentlich dazu beftimmend 
ichienen. Der eine Grund war der, dab man glaubte, wenn ein Deutjchland 
hergeftellt würde, in welchem Preußen an der Spitze ftehe, dab dann aud) 
der preußifche Bürger mehr Deutjcher werden ald Preuße bleiben würde, daß 
die Prenßiſche fich in die Deutſche Nation verjenfen und vertiefen würde. 
Meine Herren, dieſe Erwartung ift in dem gehofften Maße nicht in Er- 
füllung gegangen. Die Beweile dafür, dab fie nicht in Erfüllung ge— 
gangen find, liefern unter Anderem wieder die letzten Verhandlungen des 
Norddeutichen Reichsſstags, der ja wejentlich durdy Preußen beſchickt wird, 
in welchem fie überwiegend die Majorität haben. Ein anderer Erwägungs— 
grund dazu, Preußen die Führerjchaft in Deutjchland zuzugeftehen, lag, 
außer in dem Schwergewicht der vorherrichenden Nationalität, wejent: 
ih in der Grundlage der Inftitutionen der Preußiſchen Monardhie: 
„in jener wohl abgewogenen Autonomie der acht Provinzen, jo lange 
die Provinzialverfaffung und Provinzialvertretung noch gepflegt wurde, 
wodurd den Berwaltungdintereffen und Rechtseigenthümlichfeiten der 
früher getrennten Stämme genügende Rechnung getragen und gleichſam 
dem Grundbau Fünftiger Neichseintheilung vorgearbeitet jchien, wenn Die 
mittleren deutſchen Staaten mit dieſen acht Provinzen parallel geſetzt 
würden." Wenn das vorübergehende Bedürfniß die Provinzialautonomie 
in Preußen zurüdgedrängt hat, um der einheitlichen Action größeren Nach— 
drud zu fihern, jo wird das nicht immer jo jein. Das, meine Herren, 
find die Gründe, warum ich glaubte und glaube, daß eine Modification 
der preußiſchen Verfaſſung in der Richtung nothwendig jei, um zu be 
wirken, daß der Schwerpunft der preußiichen Regierungsd-Action mehr in 
die Provinzialstandtage und weniger in die centrale Preußiſche Reiche- 
vertretung zu liegen fomme. Neben einem preußiſchen Gentral:Landtage 
von ſolcher politiicher Bedeutung, wie fich dieſe bisher geltend machte, 
wird ein Deutſches Parlament nimmermehr zum Athmen und Leben 
fommen können. Dieje Anjchauungen find jchon 1848 in der National: 
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verſammlung entmwidelt worden; ich habe alfo nichts Neues, und am 
wenigften etwas, was feindlich gegen Preußen ſich richtete, poftulirt. Ich 
habe bedingen zu müfjen geglaubt, was ich für nothwendig erachte, damit 
Preußen die wohlthätige Stellung in Deutichland einnehme, die wir im 
Intereffie Deutjchlands für dafjelbe in Aniprudy nehmen. Ferner habe ich 
für die Reichd-Vertretung dad Zwei-Kammer-Syſtem poftulirt. Das 
Finfammer-Syftem bei allgemeinem und direftem Wahlrecht ift, wie die 
Grfahrung lehrt, eine Majchinerie im Interefje des Abjolutismus. Der 
heutige Bundesrath im Norddeutichen Bunde, halb Erecutive, halb Legis- 
lative — und jo wird er auch in dem neuen Deutichen Bunde nad) der Ver- 
faflung jein, die und zur Genehmigung vorliegt — ift meines Erachtens eine 
Anomalie. Er bleibe, ald ein Hort der ftaatlichen Autonomie, ald ein Theil 
der Erefutive, ein Rath der Krone; aber daß er zugleich die Rolle eines Ober: 
hauſes jpiele, das ſtößt gegen die durch die Erfahrung erprobten Lehren 
von dem Organismus an, durd) welchen politiiche Freiheit zu begründen 
und zu erhalten ift — Lehren, die ungeftraft nicht mißkannt werden dürfen. 
Der in conftitutionellen Grundjägen aufgewachſen ift und darin lebt, kann 
fidh mit ſolchen Anomalien nicht verfühnen. Ein Oberhaus fann gebildet 
werden auf verjchiedene Art und ich will darin feine Meinung als eine 
jolhe bezeichnen, die auf unzweifelhafte Geltung Auſpruch habe. Es fann 
zum Theil aus den Kammern der einzelnen Staaten, zum Theil aber auch 
aus ſolchen, theild erblichen, theild gewählten Elementen gebildet werden, 
welhe das Vorhandenſein des Groß-Grumdbefites überall in Deutichland 
ald die bewährteften für die Reichövertretung der Berüdfichtigung em» 
pfiehlt. Den fürftlichen Dynaftien muß es wenigftend freigeftellt fein, ob 
fie in der Verfammlung der Reichs-Vertretung perjönlidy Pla nehmen 
wollen; denn je weniger in Zukunft berechtigtem Chrgeiz die Rolle Be: 
friedigung gewähren mag, weldye die Fürften-Gejchlechter in den vom Reid 
abhängigen Bunded-Staaten auf den Thronen jpielen werden, um jo mehr 
it es gerecht, billig und zu wünjchen, daß ihnen der Weg nicht verjperrt 
jet, jede perfönliche Geltung fich innerhalb des Organismus ded Deutjchen 
Reichs zu erwerben, zu der fie Beruf fühlen. Durch die Anneftationen 
\ind Elemente rechtlos geworden, die im Nechtöftant in dieſer Nechtlofigkeit 
nicht verbleiben fünnen. Gin Oberhaus wird die natürliche Brüde für 
manche Elemente jein, bezüglidy deren ed nicht gleichgültig ift, ob fie mit 
der neuen Drdnung verjöhnt werden, und bei denen es gilt, ihnen die 
Wege zu bahnen, um diejenigen öffentlichen Nechte auszuüben, deren Aus- 
übung die Staatöweisheit am beften von Solchen gewahrt fieht, welche 
mit bedeutendem Vermögens-Beſitz ausgeftattet find und weldye damit 
Bürgichaft für das vorzugsweiſe Intereffe an der Erhaltung der natio— 
nalen Inftitutionen künftig geben werden. — Meine Herren, ich bin weit- 
läufiger geworden, ald ich es beabfichtigte und doc, Fonnte ich Manches 
nur andenten. Haben Sie Nachſicht mit mir. Ich babe nachgewiejen, 
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daß ich im Auftrag Großherzoglicher Regierung thätig war, deren Bereit- 
willigfeit zum Wiederzufammenjchluß von Nord: und Süd-Deutſchland 
unter der Bedingung zu erklären, daß einige wenige, aber bedeutende Aen- 
derungen an der biöherigen Norddeutichen Bundeöverfafjung ftattfänden; 
und ich habe die Zuverficht, daß die Zukunft diefe Veränderungen ge— 
währen, daß der Geift der Nation mit der ihm geftellten Aufgabe, die 
Berfaffung zu verbeffern, durchdringen wird. Es find noch andere Gründe, 
die mich beftimmen, den Borlagen zuzuftimmen. Es find durdy die Er» 
eigniffe, weldye den Vorlagen vorausgegangen find, Zweifel geichwunden, 
welche bei Vielen beftanden haben, ob nach Austritt Defterreich8 Deutich- 
(and unter Preußens Führung ftarf genug fein werde um feine nationale 
Stellung zu wahren und jeine nationalen Aufgaben zu erfüllen. Man 
wird zugeftehen, daß die Greigniffe, durch welche jene Zweifel gelöft wurden, 
fo nicht vorzujehen waren. Ich darf als befannt vorausjeen, weldye 
Stellung ich zu der Frage von dem wünſchenswerthen Verband 
zwilchen Deutichland und Defterreicdy in meinem öffentlichen Leben einge- 
nommen habe. Nachdem die Verfuche fehlgeichlagen find, welche gemacht 
wurden, um einen ſtaatsrechtlichen Werband zwiſchen Defterreihh und dem 
übrigen Deutſchland zu erhalten, ift Defterreich jelbit in dem Prager 
Frieden aus dem deutichen Verband audgetreten. Wenn nad) dem Prager 
Frieden in Deiterreichiichen Kreifen die deutiche Tradition noch infoweit 
Anhänger fich erhielt, daß die Hoffnung genährt wurde, das eigne Bedürf— 
niß Deutſchlands werde eine Modifikation des Prager Friedens herbei— 
führen und das Band zwiſchen Oeſterreich und Deutſchland wiederherge— 
ſtellt werden, ſo glaube ich jetzt nach den Ereigniſſen dieſes Jahres be— 
haupten zu können, daß wenigſtens in den leitenden Kreiſen jene Hoffnung 
aufgegeben iſt; daß die heutigen Staatsmänner Oeſterreichs die Wieder— 
beritellung eines ftaatörechtlichen Verbandes mit Deutichland nicht mehr 
juchen, nicht im Interefje der Defterreichiich-Ungarifchen Gefammt-Monarchie 
erachten. Bleiben Allianzen. Schon früher aus Veranlafjung der Baie- 
riſchen Milfion des Grafen Taufflirchen, deren ich vorhin erwähnt habe, 
find durch das Defterreichiiche Rothbuch Nr. I. Aktenftüde befannt geworden, 
wonach die Defterreichiiche Negierung ſelbſt, bezüglich der Frage einer 
allgemeinen und dauernden Allianz zwiichen Deiterreih und 
Deutſchland eine jehr rejervirte Stellung genommen hatte. Sie hält eine 
ſolche Allianz nicht in ihrem Snterefje, weil fie vorausfieht, daß in einer 
ſolchen Allianz nicht an Defterreich der maßgebende Einfluß 
auf die Leitung einer gemeinjamen Politif fallen werde, noch ihm ein 
gleihberedtigter Einfluß geſichert werden fönnte, und weil fie 
ed unter jolchen Umftänden in ihrem entichiedenen Intereſſe eradytete, die 
Freiheit der Entichließung und Bewegung Defterreichd zu wahren. Cine 
andere Frage wird aber für Defterreich wie für Deutichland die fein: ob 
nicht beiden gewiſſe nationale und ftaatliche Interefjen gemeinfame find, 
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die eine freumdichaftliche Verftändigung dauernd vorausſetzen und deren 
Bedrohung eine concrete Allianz zwilchen beiden zum Schub diejer 
gemeinfamen Intereſſen hervorrufen könnte. Die nenefte Zeit hat die 
orientaliiche Frage aufs Neue in den Vordergrund geftellt und es ift be- 
kannt geworden, wie gerade, veranlaft durch das Rufliiche Vorgehen gegen 
die Neutralifation des Schwarzen Meered, Dejterreich fidh veranlakt ge: 
jehen bat, an Preußen-Deutichland die Frage zu ftellen, ob es den Beruf, 
in diefer Frage neben ihm und unter Umftänden gegen Rußland zu ftehen, 
erfenne oder nicht, ob in diefem Kalle Defterreich auf Preußen-Deutichland 
zählen fünne? Die neuefte Intervention Preußens im Jntereſſe des 
Ariedend, die Gonferenz, welche ed in Vorſchlag gebracht hat, mag als 
Beweis dafür gelten, daß Preußen dieſe Frage nicht von der Hand ge- 
wieſen hat, und mehr jetzt, als ich es früher gethan habe, hege ich die 
Hoffnung, daß Preußen an der Spitze Deutichlande, — daß der Fünftige 
deutiche Kaifer den deutichen Beruf bezüglih der orientaliichen und 
Dorau:Frage erfenne und in Gemeinjchaft mit Defterreich zu löſen ent— 
Ihloffen ſei. — Ich habe mich num noch bezüglich der Gonceifionen und 
Ipeciellen Vorrechte auszusprechen, welche an den Partifularismus Baiernd 
gemacht worden find, und bin der Meinung, fie follten uns nicht eifer- 
ſüchtig machen. Man könnte zwar fagen: wenn dieſe Goncejfionen der 
Einheit nichts fchaden, jo würden fie am beften allen Bundes-Staaten ge 
währt werden. Aber wir wollen darüber gegenwärtig feine Schwierigfeiten 
erheben. Diele diefer Gonceffionen find ohnehin meines Erachtens vor: 
übergehender Natur, und jo nehmen wir fie indgefammt hin im der 
Hoffnung, dab dadurch die Kinigkeit in Deutichland wenn auch auf 
Koften der Gleichberechtigung unter den einzelnen Bundes-Staaten, um 
io ficherer gegründet wird. Seien wir dabei der Geichichte Baierns und 
der Bedeutung des Vorgangs dieſes mächtigeren Staates eingedenf des 
um jo größeren Opfers, welches es der Einheit Deutichlands durch jeinen 
Beitritt zum Bunde unter folhen Bedingungen bringt! — Nun zum leßten 
Grund, der mich beftimmt, für die Verträge zu ſtimmen. Es ift un- 
zweifelhaft, dab diefe Verträge und die Bereitwilligfeit der beiden größeren 
Süd⸗Staaten, fie abzufchliegen, das Ergebnif der Waffenbrüderichaft in 
ſchwerem Kampfe und nationalem Kriege und der militärifchen Creignifje 
find, die im dem lebten Monaten fich zugetragen haben. Meine Herren, 
Zaufende und Taufende liegen unter Grabhügeln in Frankreich, denen die 
Hoffnnng den Tod verfühte, daß fie für die Größe und Einheit des Vater: 
Iandes gefallen und im fremder Erde gebettet find. Ich möchte nicht die 
Verantwortlichfeit mittragen und auf mein Gewiffen nehmen, daß diefe 
Hoffnung Sterbender unerfüllt bleibe, daß nach all’ diefem vergofjenen 
Blute und nad allen diefen Opfern, die gebracht worden find, Deutichland 
nicht einiger und dadurch mächtiger aus dem Kampfe hervorgehe — ohne ein 
fefteres dauerndes Band feiner Einheit, Bürgichaft feiner Zukunft. Wir 
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find es unſeren Söhnen und Brüdern jchuldig, daß das neue Band ge— 
Ichlofjen werde — eine Sühne der Vergangenheit. Dabei lafien Sie und 
die Hoffnung feitbalten, die Nation werde die neue Phaje der Entwide- 
lung mit dem jtarfen Geift, den fie neuerlich bethätigt, audy zum Ziele 
führen. Möge aus diejen Verträgen Deutichland groß, mächtig, einig, 
frei hervorgehen! 


Minifterpräfident Frhr. v. Dalwigk, Erc.*): Der Abg. Frhr. von 
Gagern hat in feinem intereffanten Vortrag einen Punft berührt, bezüg- 
lich defjen ich der verehrlichen Kammer einige Worte zu jagen habe. Es 
ift von Frhru. von Gagern erwähnt worden, daß die Bildung eined Ober- 
hauſes neben dem Neichötage im neuen Deutſchen Bundesftaate nothmwendig 
fei. Die Gr. Regierung theilt diefe Anficht und diefen Wunſch vollfom- 
men. Die Bevollmächtigten Sr. Königl. Hoheit des Großherzogd haben 
in Verjailles bereitd in diefem Sinne ihren Einfluß geltend zu machen 
geſucht. Es war denjelben natürlich im ihrer Lage nicht möglich, eine des— 
fallfige Bedingung zu ftellen. Wir haben aber nicht unterlaffen, unjere 
Anfihten und Wünſche dem Hm. Bundeskanzler ſchriftlich mitzutbeilen, 
und ic habe die Hoffnung, daß dieſer unſer Antrag nicht begraben 
fein wird, 


Dumont”*): Meine Herren, die drohende Gefahr von Außen und die 
glorreidhen Erfolge der Waffen haben die Deutiche Nation zur Einigkeit 
geführt. Die nationale Ginigung muß und wird zur weltgejcyichtlicyen 
Thatſache werden. Dem opfermütbigen Wolfe wurde von allerhödjiter 
Stelle ein Einigungswerk auf wahrhaft freiheitliher Grundlage 
verheißen. Mitten unter dem Douner der Kanonen wurden Verträge be= 
rathen und ein Werk geichaffen, welches dahin führen joll: Es ift unjere 
Aufgabe, zu prüfen, ob diefe Verträge den hohen Verheißungen irgendwie 
entiprechen. Prüfen wir dieje wichtigfte deutiche Frage ungeblendet von 
dem Glanze und Erfolge unjerer Waffen; prüfen wir fie eingedenf der 
ernten Verpflichtungen, welche wir Denen jchulden, die bereits als Helden: 
ſöhne für das Vaterland gefallen; prüfen wir, im Bemußtjein der vielen 
Dpfer, weldye bereitö gebradyt und welche ferner zu bringen das Voll bereit 
fein muß! Das Deutiche Verfaſſungswerk, wie foldyes heute und vorge 
legt worden, fol zu Stande fommen durch Staatöverträge, einerjeits 
zwiichen dem Norddeutſchen Bund ald Rechtsperſon für ſich, und anderer: 
jeitö zwilchen den Staaten Heffen, Baden, Würtemberg und Bayern, deren 
jeder einzelne dem Vertrage des anderen mit dem Norddeutſchen Bunde 
zuzuftimmen bat. Die verichiedenen gejeßgebenden Faktoren des Nordbundes 
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wie der genannten Einzelſtaaten müffen in Uebereinftimmung handeln, joll 
das Werf zu Stande fommen. Wir find daher nicht in der Lage, bejon- 
dere Anträge und Wünſche zur Geltung zu bringen, jondern wir müſſen 
und fünnen nur entweder annehmen oder abweijen. Und dod,, 
meine Herren, glaube ich, dab faum ein Einziger inmitten dieſes Hauſes 
fih befindet, der nicht nach vollfter Ueberzeugung ganz begründete Wünſche 
md Beanftandungen gegen das vorliegende Verfaſſungswerk zur Geltung 
zu bringen hätte; nicht ein Einziger, der nicht zugeftehen müßte: es ift 
Alem Rechnung getragen, nur nicht der freiheitlihen Grundlage 
und Entwidlung der Rechte des Volkes, welhe nad Maßgabe 
diejer Stantöverträge weder gewährleiftet find, noch in Zufunft zu erringen 
faum in Ausficht ftehen. Nicht die in ihrer Zufammenjegung und Ver: 
fafjungsverhältnifjen auseinandergehenden gejeßgebenden Faktoren des Nord: 
bundes und der einzelnen Südftaaten können berufen erjcheinen, die Stimme 
der gefammten Nation zur Geltung zu bringen. Solche Machtftellung könnte 
nur eine conftituirende Verſammlung einnehmen, weldye ald Nepräjentant 
des Geſammtvolkes berufen werden müßte, um ein jo folgejchwered Ver— 
faflungswerf im SIntereffe und im Namen ded Volkes jelbft zu prüfen. 
Wohl weiß ich, die Berufung einer ſolchen conftitwirenden Verſammlung 
unter den gegebenen Verhältniffen ift hoffnungslos. Sch kann diejerhalb 
nur verwahrend den Machthabern zurufen: Die Stimme ded Volkes iſt 
bei dieſem Verfaſſungswerke nicht gehört worden, fie fann nicht gehört 
werden; es ift gleichjam ein Gewiſſenszwang, der und zuruft: auf 
diefe gegebene Weije, oder nicht, werdet ihr einig! Um jo mehr fühle ich 
mich veranlaßt zu prüfen, welchem Geichide führt und das vorliegende 
Verfaffungswerf, die Macht der Höheren, die es beftimmt haben, entgegen? 
Wenn auch meine Worte nichts zu ändern vermögen, ich bin eö meinem 
früheren Wirken in diefem Saale, ich bin ed der großen Sache des Vater: 
Iandes, für die begeiftert mein Herz jchlägt, jchuldig die Gründe anzugeben, 
die mich beftimmen zu jagen: mein Gewiſſen verbietet mir diefem Ver: 
faſſungswerke zuguftimmen. Meine Herren, die Grundlage der ganzen 
Verfafjung bildet, wie fich nicht anders erwarten ließ, die Norddeutiche 
Bundesverfaffung jelbft. Meine Gedanken über lebtere, ich habe fie in 
dieſem Haufe wiederholt auögeiprochen. Sie fünnen und werden nicht er 
warten, dab meine aus voller Weberzeugung vertretene Anjchauung fich ges 
ändert habe. Die Norddeutiche Bundesverfaffung ift nach meiner Anficht 
feine jolche, welche auf einer wahren bundesſtaatlichen, föderativen 
Grundlage die Einigung deutiher Stämme und Völferfchaften fichert. 
Es joll dieſe Verfaſſung zwar durch die vorliegenden Verträge Aenderungen 
im Interefje der großen Einigung unterworfen werden. Soldye Aenderun- 
gen find theils allgemeiner Natur, für alle einzelnen Staaten, die 
beigetreten find, beftimmt, theild bejonderer Natur, ſofern fie einzelnen 
Staaten eine Sonderftellung einräumen. Wir müffen und hiernach Elar 
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machen, wie ſich das Weſen des Norddeutichen Bundes für die Gemein- 
jamfeit des Deutichen Reiches fortentwideln fol. — Die allgemeinen 
Venderungen wefentlicher Natur betreffen zunächſt die Organe ded Nord- 
deutichen Bundes jelbft. Hier begegnen wir einer Befürchtung, ausge— 
ſprochen von den fogenannten Gentraliften, die da behaupten: ed ſei in 
Folge der Vermehrung der Stimmen im Bundesrathe, wonach Preußen 
unter 58 Stimmen ſeinerſeits nur 17 führt, deſſen Majoriftrung möglich; 
ed werde die Gentralmadht dadurch beeinträchtigt, und fünne unter beftimm- 
ten Gonftellationen dem Auseinanderfalle der zum Theile — Baiern und 
Mürtemberg — nur loje gebundenen Staaten entgegengearbeitet werden. 
Meiner Anficht nad) eine eitle und Furzfichtige Befürchtung! Konnte denn 
bis jet auch nur der Gedanfe Pla greifen, dab Preußen unter den jeit- 
herigen Bundeöftaatsverhältniffen, wonach es ebenfalls nur eine Minder: 
heit der Stimmen hatte, majorifirt werden fünne? Iſt ed vorausfichtlich, 
daß, felbft bei 58 Stimmen, der Staat, welcher alle Machtverhältniffe in 
Händen hat, durch einen Bundesrat; majorifirt werden fünne, dem feiner: 
lei reelle Machtbefugniß zufteht? Man hat ald eine wejentliche, im Sinne 
des Förderativſyſtems ftattgefundene Aenderung hervorgehoben, daß inner: 
halb des Bundesrathes ein eigener Ausſchuß für äußere Angelegen- 
heiten gebildet werden jolle, im welchem die drei Königreiche, welche zu 
einer Sonderftellung Neigung fühlen könnten, die Stimmen und Bavern 
den Vorſitz führt. Aber auch diefer Ausschuß ändert, meiner Anficht nadı, 
nicht im Geringften die weſentliche Grundlage der Norddeutihen Bundes- 
verfaffung. Die völferrechtliche Vertretung verbleibt nad wie vor dem 
Bundespräfidium. Es wird, nach der Natur diplomatifcher Verhandlungen, 
ſicherlich dieſer Ausichuß für auswärtige Angelegenheiten nicht weiter in 
die Geſchicke des neuen Reichs eingreifen, ald ed gerade dem enticheidenden 
Staatömanne von Interefje erfcheint, deffen gleichſam moraliiche Unter: 
ftüßung zu gelegener Zeit in Anfpruch zu nehmen. Welche Nolle dürfte 
wohl ein joldyer Ausichuß bei dem diplomatischen Schadyipiele mit einem 
Herzog von Grammont gejpielt haben? Das find feine weientlichen Aen- 
derungen, meldye die Machtitellung des deutichen Präfidiums zu beeinträdh- 
tigen vermöchten. Es find dagegen jehr wejentliche Aenderungen eingetre- 
ten, welche einestheild allerdings die Centralmacht zu beeinträchtigen jcheinen, 
anderntheild nicht zur Förderung einer füderativen Grundlage der Bundes: 
verfafjung dienen dürften. Wir überfommen durch diejed Verfaſſungswerk, 
auch für joldhe Gegenjtände, welche nach der Natur ded Bundesſtaats Aus- 
fluß deſſen Geſetzgebung für jeden Einzelſtaat bilden jollten, gemeinjame 
und nicht gemeinjame Angelegenheiten der Bundesftanten. Soldye 
Sonderftellung bedingen ſich als jus singulare — d. i. ohne ihre Zu- 
ftimmung unabänderli — Baiern und MWürtemberg binfichtlih des 
Poft: Telegraphen- und Eifenbahnweiens, der Militärverhälmmiffe, der Ge- 
jeßgebung in einzelnen jehr wichtigen Materien, indbejondere des Heimaths- 
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und Niederlaſſungsrechtes. Auch für ſolche Materien, welche Gegenftand 
der gemeinſamen Geſetzgebung verbleiben, finden die bereits erlaſſenen 
Bundesgeſetze für Baiern nicht unbedingte jofortige Annahme Wir haben 
alio hier gemeinjame und nicht gemeinjame Interefjen, die fehr tief in das 
Weſen des füderativen Bundes eingreifen. Wir haben eine Scheidung 
innerhalb des neuen Bundes begründet, weldye wiedernm eine itio in partes 
im Bundesrathe wie Reichstage einführt — ein Nachklang der alten Wahl— 
fapitulationen! ine ganz bejondere Aufmerkjamfeit muß dagegen die 
Ausdehnung der Bundesgejetgebung auf das Preß- und Ver— 
einsredht, ald gemeinjame Angelegenheit finden, weil fie dem Bundes- 
Prafidium eine neue Handhabe mit Bedrohung der freiheitlichen Grund— 
rechte ded Volkes an Händen giebt. Meine Herren, das Pre: und Ber: 
einörecht, welches nad) Artifel 4 der feitherigen Bundesverfafjung nidyt zu 
den, der allgemeinen Gejeßgebung des Bundes unterliegenden Gegenftänden 
gebörte, ift im Folge diejer neuen Derabredungen Gegeuftand der allge 
meinen Gejeßgebung geworden. Man wird mid, vielleicht fragen: warum 
jellten nicht gerade dieje Rechte der gemeinfamen Geſetzgebung zufallen, 
welhe doch größere Gewähr der Trefflichkeit bietet, ald die der Einzeljtaaten ? 
Alein abgejehen davon, daß einzelne Staaten, inöbejondere Baiern, für 
die Preß- und Vereinöfreiheit eine jo freifinnige Gejeßgebung haben, daß 
die Bundes-Gejegebung insbejondere durch Einführung des Schwurge- 
rihtes für die Prefje ihr kaum gleichfommen wird, jo bietet die Bundes- 
verfafjung nicht gleich den Berfafjungen der Einzeljtaaten eine Gewähr 
diejer wichtigften politiichen Nechte.e Die Ueberweilung des Auffichtörechts 
über Prefje und Vereine an bie Gentralmadyt des Reiches it eine jehr be- 
deufliche, denn ed handelt ſich um die Wahrung gerade der Grundrechte, 
welche die einzige Möglichkeit der Fortentwidlung diejed Verfaſſungswerkes 
im volföfreumdlichen und freibeitlichen Sinne mit fidh führen. Sie werden 
der Gejeßgebung und dem Auffichtörechte einer Gentralmacht preiögegeben, 
welhe nidyt einmal eine für Uebergriffe verantwortliche Behörde zur 
Seite hat. Oder wollen Sie mir etwa die Verantwortlidykeit des Bundes- 
fanzlerd in das Gedächtniß rufen? Dann gedenken Sie aud) der Löbener 
Gefangenhaltung, dann gedenfen Sie, wie der Bundeskanzler in Berufung 
auf den Kriegäzuftand alle Verantwortlicykeit auf die Militärmacht abwälzte, 
wie lejtere fich für unverantwortlich erklärte, wie jchließlidy ein Gabinets- 
beiehl in der Sache noch wohlthätig wirken mußte! Die Unabänderlichfeit 
dieſer Verfaſſung, welche denn doc jo viel des Wünjchenswerthen zur 
Anderung darbietet, hat von Neuem eine Sicherung befommen, indem 
nur 14 Stimmen gegen eine beantragte Aenderung das Berfafjungswerf, 
jo wie eö gegeben ift, ein für allemal zu erhalten vermögen. Da bauen 
Cie weiter, geftüßt auf die Kraft der Neichöverfammlung, gegemüber foldyen 
Beitimmungen, welche fefte, ſtaatsrechtlich durch Vertrag geficherte Verhält- 
niffe an 14 unter 58 Stimmen binden, weldye die Sonderftellung Baiernd 
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nur mit deifen Einwilligung einer Nenderung zugänglich machen! 
Ih kann hiernach dieje allgemeinen und bejonderen Menderungen der 
Nordbunds-Verfaſſung als Reichöverfafjung keineswegs freudig begrüßen. 
Würdigen wir nunmehr die Sonderftellung, weldye fich inöbefondere Baiern 
gefichert hat! — Es ift äußerſt bedeutungsvoll zu entnehmen, wie die 
Baieriſchen Staatömänner, feft fuhend auf dem rein föderativen Grund- 
jage, dem fie ſich allein unterordnen wollten, alles das aus der Reichsver— 
fafjung.— wie ic) fie jet nennen darf — ausmerzten, was damit im Wider: 
ſpruche fteht, wie fie fich eine Autonomie zu fichern wußten, weldye bis an 
die Gränze des Möglichen in einem föderativen Bundesjtaate heramreicht. 
Soll ich died des Näheren darthbun? Baiern hat jeine volle Militärhoheit 
erhalten für die Zeiten des Friedens; es hat ſich freilich der Militäror: 
ganijation unterworfen und verpflichtet, eben jo viel für dag Militär 
zu verausgaben, wie alle anderen Staaten, je 225 Thaler per Kopf. 
Es hat zwar diefen Wermuthskelch mit hinnehmen müſſen und dies ift 
aud die Handhabe um ihm jeine füderativen Gelüfte demnächſt zu ver: 
fümmern. Es hat fi) aber in Bezug auf Poſt-, Eijenbahn- und Tele 
graphenwejen bis an die äußerſte Grenze eine jelbitftändige Gejeßgebung 
erhalten; ed bat fich das Heimaths- und Niederlafjungsrecht für die eigne 
Gejeßgebung ein für allemal vorbehalten. Baiern hat fi ſogar gegen 
Uebernahme jämmtlicher Gejeßgebungswerfe verwahrt, Die nad) Artikel 80, 
jeßt 79 der neuen Verfaſſung als früher erlafjene Bundeögejege, nunmehr 
auc auf den neuen Bund übernommen werden jollen. Es hat eine Re 
vifion im Wege der Bundeögejeßgebung vorbehalten und nur die Bundes: 
gejeßgebung fann von Neuem es zur Anfnahme diefer Geſetze zwingen. 
Es hat audy für die Zeiten des Friedens einen höchſt fatalen Artikel der 
Verfaſſung audgemerzt, auf dem ich beionderd aufmerfjam madyen will. 
Es ijt das der Artikel 68, welcher dem Prafidium des Bundes die Befug— 
niß an Händen giebt, jo oft es die öffentliche Sicherheit gebietet, deren 
Störung zu befürdten ift, den Kriegszuftand zu erklären. Es iſt 
in diefem Artifel zwar vorgejehen, es jolle demnächſt ein Bundesgeſetz er: 
laſſen werden, allein bis ein jolches erlaffen werden wird, ift einfach auf 
einige Artikel der Preußiſchen Verfaſſungsurkunde Nüdficht genommen, und 
wie auch dieje im Kriegszuftande gehandhabt werden, die jüngfte Erfahrung 
hat ed gezeigt! Hiergegen nun hat ſich Baiern gewehrt, indem ed einer 
ſolch' abnormen Befugniß nur unter der Bedingung untergeordnet werden 
fann, daß ein Bundesgejeß zu Stande fomme, weldyes die Bor: 
ausjegung der Erklärung in Kriegszuftand und die Art deſſen Handhabung 
von Bunded- und Geſetzeswegen regelt. Meine Herren, Sie ent- 
nehmen hieraus: Baiern hat für ſich in einer Art und Weiſe gejorgt, der 
wir von jeinem partifulariftiichen Standpunkte aus ſchon Anerfennung 
zollen fönnen. Es hat im Allgemeinen fid) das zu erhalfen gewußt, was 
eö glaubte in einem wahren füderativen Staatenbunde erhalten zu dürfen. 
Aber ich kaun vom allgemeinen Standpunkte aus das Verfahren dieſes 
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Staates in feiner Weife gerechtfertigt finden. Baiern glaubte lediglich für 
fich jorgen zu müfjen. Es lag in jeiner Hand, — ald der mächtigfte Bundes- 
genoffe, deffen Heere jo wuchtig mit in die Greigniffe eingegriffen, zum 
glorreichen Erfolg beigetragen und nody fortwährend beitragen, — fein Wort 
bei der Beftimmung des neuen Werts auch zu Gunften der übrigen 
Bundesgenoffen in deutich-wationalem Interefje in die Wagjchale zu legen. 
Es batte hierzu alle Veranlaffung, nach den diplomatiichen Verhandlungen 
über eine Einigung Deutichlands feit 1866; es hatte alle Veranlaſſung jelbft 
in Verjailles, in Feindesland, die übrigen Bundesglieder, feine jeitherigen 
Schickſalsgenoſſen, zu vereinigen, um gemeinfam das Werk zu fördern. 
Es hat dagegen nach dem Grundjate gehandelt: Chacun chez soi, 
chacun pour soi, et dieu pour tous. Ic fürchte, joldy Verhalten wird 
fd) rächen. Glaubt Baiern etwa, gegenüber der gewaltigen Drganifation 
deö mächtigen Staated, der das ganze Bundeöverhältniß zum Ginheitd- 
ante zu entwideln, zu entpuppen droht, gegenüber dem Staate, defjen 
Nilitärgewalt alle ftreitbaren Kräfte des Bundes umfaffet und wie ein 
rother Faden das Kabeltau durchwindet, welches Baiern und die anderen 
Staaten fämmtlih an das Staatsſchiff des norddeutichen Bundes feffelt, 
— glaubt Baiern der natürlichen Entwidlung der Dinge zum Trotz feine 
Sonderftellung behaupten, oder durdy dieſelbe eine wahrhaft föderative 
Grundlage für das Ganze erftreben und erringen zu können? Nimmermehr! 
Es giebt auch im der politiichen Welt gleichwie am Himmelszelte, wenn 
ih Kleines mit Großem vergleichen darf, Grundſätze des Schwergewichts, 
welche unabänderlich fich geltend machen. Auch in der politiichen Welt 
gilt der Grundſatz der Anziehungskraft des mächtigeren Körpers. in fo 
tarf organifirter, ftramm im Sinne des Einheitsſtaates entwidelter Staat 
wie Preußen mit dem Nordbunde wird als politifche Nothwendigfeit mit 
ch führen, daß auch Baiern demnächſt fich allen feinen Gejeten und 
Machtbeftrebungen gleichwie die anderen Vajallenftaaten fügen muß. Sa, 
das Symbol, welches Preußen jo geichidt an jeine Fahne zu fnüpfen 
wußte, dad Symbol der Einheit der Nation; wird der unüberwindlid)e 
Kämpe gegen die Sonderftellung auch Baierns werden. So rächt ſich der 
Grundſatz: Jeder für ſich und Gott für Alle! Meine Herren, wenn id) die 
richtige Würdigung der Stellung Baierns zum Ganzen gegeben habe, fo 
lann ich mid) nicht enthalten, mein Befremden darüber auszudrüden, wie 
gerade Baiern nad) der Stellung, die ed zum Verfaſſungswerke eingenom- 
men, die romantiiche Idee des Kaiſers hervorrufen mochte. Ich jage die 
tomantijche Idee, denn der Kaiſer des heiligen römischen Reiches kann 
nicht mehr aufleben, Barbaroffa wird aud fortan im Kyffhäuſer 
ruhen; alle Bedingungen des alten römiſch-germaniſchen Kaiſerthums find 
im Laufe der Zeit geſchwunden. Sollte die Kaijeridee eine wahrhaft 
lebensfräftige werden, jo müßte fie im Volke wurzeln, und foll fie im 
Volke wurzeln, was fie geradezu entbehrt, jo muß der Kater — es ift ein 
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altes Wort — mit einem Tropfen demofratiichen Oels gefalbt jein, ſonſt 
wird der Kaijer fein lebendiger werden, er wird fein, was er ift: Caesar 
et Imperator! Wenn id) hiernach das Verfafjungswerf im Allgemeinen 
wie in der Sonderjtellung, weldye es einzelnen Staaten einräumt, richtig 
beurtheilt habe, jo werfe auch idy einen Blid in die Zufunft umd frage 
mid), wie kann, wie wird fid) das Einigungswerk des großen Vaterlaudes 
entwideln? Ich hochachte die wahrhaft erhebenden und patriotiichen Worte, 
weldhe uns der ehrwürdige Herr von Gagern gleich Herrn von Biegeleben 
geäußert haben. Sie rufen uns zu: verzweifeln wir nicht an der Zukunft 
ded Vaterlandes, jelbit auf Grundlage diejes mangelhaften Verfaffungs- 
werfed muß das Beſſere erfämpft werden; es ijt die Grundlage der Eini— 
gung gelegt, wir haben jeßt jchon zum großen Theil errungen, was die 
Edelſten des Volkes jeit Jahrzehnten erjtrebten, der deutſche Geijt wird 
den Bau auf freiheitlicher Grundlage vollenden. — Ich, meine Herren, 
fann leider nicht mit derjelben Zuverficht auf die Tage bliden, die da 
kommen werden. Wenn audy ich nicht an der Zukunft unjered Baterlandes 
verzweifle, jo jehe ich doch die nächſte Zeit ald eine recht trübe an. Ich 
jehe vor mir für die Nechte des Volkes nur fruchtloſe parlamentarijche 
Verhandlungen. Verzeihen Sie mir, id) faun von dem Reichstage, auch 
wenn er aus 380 Mitgliedern bejtehen wird, nad) den Berhältnifjen der 
Berfafjung, nad) den Rechten, weldye ihm joldye einräumt, nad) der durch 
die Diätenlofigfeit bejchränften Wahl, Feine durchgreifende Wirfjamfeit ge- 
wärtigen. Thatſache ift, dab die Verfaſſung nad) wie vor der wahren 
bundesjtaatlihen Grundlagen entbehrt, dem Ginheitöftaate die 
Bahn eröffnet, dab feine verantwortliche Erecutive beiteht, dab ohne 
Einwilligung ded Bundespräfidiums eine Aenderung der Militäror- 
ganijation nicht möglih, daß fein Steuerbemwilligungsredt in 
wirfjamer, die ganze Stantöverwaltung umfafjender Weiſe befteht; daß wir 
dem eijernen Militär-&tat nidyt nur bis zum Jahre 1871 fondern, 
wenn bis dahin fein Bundeögejeß zu Stande kommt, welches eine Erleidy- 
terung beitimmt, bis zu dem Zuftandefommen eines ſolchen unterworfen 
find; bei Geſetzesvorſchlägen über Militärweien und Kriegsmarine giebt 
aber — bei Meinungsverjchiedenheit im Bundesrath — das Präfidium 
den Ausſchlag, wenn es ſich für die Aufrechterhaltung des Beftehenden 
ausipricht (Art. 5). — Welche Handhabe verbleibt gegenüber diejen That: 
facyen für die Fortentwidlung eined wahrhaft bundesftaatlidy geregelten 
Reiches auf freiheitlicher Grundlage? Ich jehe nur trübe in die Zukunft. 
Dem durch glänzende Erfolge gefefteten Militarismus gegenüber wird 
ein nußlojer Parlamentariömus verhallen; das Volk wird dumpf hinnehmen, 
was ed nicht Ändern faun, bis das Uebermaß jeme gewaltjamen Erſchütte— 
rungen zur Neife bringt, welche das Unhaltbare im Staate darniederwerfen. 
Meine Herren, id) würdige ed, wenn Sie die Gegenwart von dem Ge: 
danfen beherrſchen lafjen, daß wir immerhin die Einigung errungen, 
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dab wir jortan eine mächtige Stellung dem Auslande gegenüber wie nie 
zuvor einnehmen; dab dies Alled unter den gegebenen Berfaljungsverhält- 
niffen des Norddeuntihen Bundes und den Schutz- und Trußbündniffen 
ermöglicht worden, daher der Realpolitifer fidy nach den erzielten Erfolgen 
in Betreff des Einigungswerkes mit dem begnügen müfje, was erreicht 
werden könne. Allerdings auch ich unterjchäße nidyt, was auf dem Boden 
der Bundeöverfafjung bis jetzt erreicht worden; aber vergefjen wir nicht, 
dab das einmüthige, opferwillige Zuiammenftehen des ganzen 
Bolfes allein den Erfolg ſicherte. Darum begnüge ich mich nicht 
mit dem gebotenen Verfaſſungswerke. Noch mitten im Kampfe find vor 
Allem die Rechte des Volkes zu wahren. Ein Volk, weldyes zu Zeiten, 
wo ed die Opfer bringt, unterläßt, jein Recht zu wahren, giebt jein 
Recht und damit feine Zukunft auf, jedenfalls hat ed in Zufunft einen 
deito jchwereren, verhängnißvolleren und zweifelhafteren innern Kampf zu 
beiteben. Deshalb kann ich, als Volksvertreter, von meinen freiheitlichen 
Beitrebungen und Korderungen diejem Verfaſſungswerke gegenüber nicht 
abitehen. Wenn ich hinblide auf die vielen großen Opfer, weldye diejed 
treue deutiche Volk gebracht hat und fortan zu bringen genöthigt wie ge— 
willt ift, wenn ich der Worte gedenfe, welche der erhabene Heerführer ver: 
beißen: Treue um Treue wolle er halten, jo fühle ich mich zu Ehren ver- 
pflichtet, auf dem Begehren einer freiheitlihen Grundlage des Ver— 
faſſungswerkes entichieden zu beftehen. Ich rufe Ihnen mit dem ehrwür— 
digen Dichter aud dem Zeiten des Befreiungäfrieges zu: jorgen Sie, daß 
nicht die Zeit komme, wo dad Klagelied ertöne 

„zermalmt habt ihr die fremden Horden, 

Dod innen hat fidy nichts gehellt, 

Und Freie jeid ihr nicht geworden, 

Wenn ihr dad Nedyt nicht feitgeitellt.“ *) 


Minifterpräfident Sehr. v. Dalwigk**): Ich babe mur eine Bemerkung 
zu der Rede des Herm Abgeordneten Dumont zu machen. Derjelbe hat 
bervorgehoben, welchen Vorbehalt fi) Baiern in Bezug auf den Art. 68 der 
Bundesverfaffung gemacht hat. Diejer Artikel giebt dem Bundes-Oberfeld- 
bern das Recht, auch im Frieden unter gewifjen Vorausjegungen den Kriegs: 
zuſtand in einem einzelnen Bundesitaate zu erflären. Es ilt nun aber den 
Regierungen von Hefien und Baden zugeftanden worden, dat Alles, was in 
diefer Beziehung einem anderen deutjchen Staate werde gewährt werden, 
denjelben gleichmäßig zu Gute fommen jolle. 


Dumont: Nein, das ift nicht der Fall! 


®) Ubland „Am 18. Oftober 1816*. 
*) S. 63 u. 
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Miniiterpräfident Frhr. v. Dalwigk: Doch, Herr Dumont! 


Dumont: Herr Präfident, erlauben Sie, dah ich eine Berichtigung 
veranlafjen darf? Es joll mich jehr freuen, wenn ich widerlegt werden jollte; 
aber die Art. 61 bis 68 beitehen doch unverändert für Hellen zu Recht? 


Minifterpräfident Fehr. v. Dalwigk: Erlauben Sie mir, Herr Du: 
mont, Ihnen zu bemerken, dab damals, ald im Ausichuß die Sache zur Er- 
örterung fam, die Verträge mit Baiern und Würtemberg nody nicht perfekt, 
namentlich; vom Neichstage noch nicht genehmigt waren. Ic war nicht be 
rechtigt, auf den fraglichen Punkt im Ausſchuſſe anders, ald ganz vertraulich) 
aufmerfjam zu machen, da die Verabredung mit den Vertretern des Nord» 
deutichen Bundes aus nahe liegenden Gründen zunächſt eine geheime war. 
Heute bin ich in der Lage, die Erijtenz diejer Verabredung offen anzuer⸗ 
fennen. 


Dumont: Dann müßte die dehfallfige Beitimmung auch in unjerem 
Vertrage enthalten fein. Es heißt aber in der Vereinbarung: die Art. 61 
bis 68 find für Baiern aufgehoben; für die anderen Staaten find fie un- 
verändert. So jteht es im der Urkunde, die uns vorgelegt wurde. Es 
müßte aljo eine Aenderung nachträglicy eingetreten fein. 


Minifterpräfident Frhr. v. Dalwigk: Sie konnten das nicht willen. 

Dumont: Es iſt dies jedenfalls von jo außerordentlicher Wichtigkeit, 
daß es wünjchenäwerth wäre, von der Erklärung, welche der Herr Miniiter- 
präfident hier abgegeben, protofollarifch Kenntniß zu nehmen, dab aljo jpäter 
eine derartige Wenderung ftattgefunden hat. 


Abgeordneter Meh“): Als Mitglied einer Partei, die fich jeit Jahren 
beitrebt hat den unbedingten Eintritt des Großherzogthumd in den Nord: 
deutfchen Bund herbeizuführen, muß ich natürlich ein Ja abgeben und ich 
gebe troß der theilweife wohl begründeten Ausstellungen der Herrn Bor: 
redner gegen die neue deutjche Verfafjung meine Zuftimmung zu derjelben 
mit frendigem Ja. Man kann der Anficht jein, das Manches und jogar 
Vieles noch mehr hätte erreicht werden fünnen, ich bin aber außer Zweifel, 
daß das jeßt Erreichte viel beffer ift als das Bisherige, und dab auf 
dem neu geichaffenen Kampfboden mehr wie jet und auf dem bisherigen 
Kampfboden erreicht werden fann, auf welchem und über weldyen ein leider 
jet verftorbener Abgeordneter und feiner Zeit zurief, daß dieſe Kammer 
nicht einmal im Stande jet, einen Kanzleidiener zu ftürzen. Ich darf doch 
hoffen, daß der fünftige Deutjche Reichötag eine ganz andere Kraft und Ge- 
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walt entwickeln kann. Ich will heute in feiner Weiſe verlegen und, wenn 
mir in der Eile vielleicht eine oder die andere jcharfe und nad) diejer oder 
jener Seite verlegende Aeußerung entfallen jollte, jo will ich jchon im Voraus 
erflären: ich hate nicht die Abficht zu beleidigen oder nach irgend einer 
Seite bin zu verlegen. Die Abficht liegt mir um jo ferner, weil ich glaube, 
daß jeßt, nachdem die Frage der Einheit und Einigung und Schaffung eines 
deutjchen Baterlandes gelöft ift, ein wejentlicher Streitpunft verjchwunden iſt 
und dab neue Parteibildungen nicht werden ausbleiben fünnen. Ich will 
hoffen, dat Taufende und vielleicht Hunderttaufende, die bis jet gegen unjere 
Finheitöbejtrebungen ankämpften, für die Zukunft den gemeinjamen Weg 
mit unjerer Partei betreten und mit neuen Kräften dad begonnene Werf zu 
vollenden juchen werden. Ich meine nidyt Diejenigen, welche den theils an— 
geblihen, theils wirklichen Mangel an „Freiheit“ zum Vorwand 
nehmen, ich meine Diejenigen, die wenn auch meiner Anficht nach im 
vollitändigen Irrthum befangen jeither der Anficht waren, daß auf dem bis- 
berigen Weg unmöglid die für die Verfaſſung nöthigen Freiheiten erzielt 
werden fünnten. Wenn ich auch nicht die Abficht habe, nady irgend einer 
Seite bin, wie es im Ausſchußbericht jehr qut beißt, eine unnüße und auf- 
reizende Kritif zu üben, jo wird es doch geitattet jein, dat ich gewiſſe jach- 
liche Betrachtungen und Reminiszenzen in's Gedächtniß zurüdrufe, und zwar 
weil es gewiß umd namentlich auch für das Volk, für welches dieſe Ber: 
bandlungen beitimmt find, belehrend iſt, fich über die Nichtigkeit gewiſſer 
Dege und Mittel in der Vergangenheit und hiermit über die Nichtigkeit 
des für die Zukunft einzuhaltenden Weges flar zu werden. In diejer Be— 
ziehung iſt es eine jehr tröftliche Ericheinung und namentlich mir perjönlich 
jehr erfreulich, dab ein Minifterium, welches faum vor einem Jahrzehnt 
Beitrebungen, die nicht jo weit giengen wie fie die uns heute vorliegenden 
Verträge einjchließen, und die in dem jogenannten unitarijchen oder mili- 
täriihen Theil von der jetzigen Vorlage weit übertroffen werden, — Beitre- 
bungen, die weiter nichts ald eine deutſche Exekutive mit diplomatifcyer und 
militäriicher Führung Preußens und Schaffung eines deutſchen Parlamentes 
bezwedten, Friminell und disziplinär verfolgte, dab ein Miniſterium, mas 
damals ſelbſt Männer, die ihm zur treuen Stüße dienten, der Verletzung 
des Eides der Treue gegen den Großherzog durch Die Unterzeichnung einer 
derartigen Erklärung bejchuldigte, uns nun beute dieje Verträge vorgelegt 
bat, wobei ed gewiß nicht daran denkt, den Eid der Treue gegen den Lan— 
desherrn verlegt zu haben. Meine Herren, dieje Betrachtung ift wichtig, 
denn fie zeigt, wie die Parteileidenjchaft im Moment die Auffaffung trübt, 
und ich will hoffen, dab man bei fünftigen Kämpfen nicht mehr jo leicht 
mit Verfolgungen vorgeht. Es iſt ebenjo für mid) befriedigend, daß dieje 
Verträge jet von einer Kammer genehmigt werden müſſen, die jeiner Zeit 
in ihrer Mehrheit — ich will nicht tadeln, ich will nur einfach die That: 
ſache als höchſt belehrend Eonftatiren — unter dem Ruf „nicht preußiſch“, 
30* 
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ſondern „heifiich“ gewählt wurde. Meine Herren, man jagt weiter, der 
Mangel an „Freibeit* in der neuen Verfaſſung ift jo verlegend. Es iſt 
von verjchiedenen Seiten betont worden, dab „die Grundredte” fehlten, 
nicht zwar gerade die Grundrechte von 1849, aber „die Grundredte, 
die mit dem Menſchen geboren würden." Nun, meine Herren, ich 
frage einfach — es dient dies zur Aufklärung der Situation —: hat denn 
Eine der ſüddeutſchen Negierungen, die Baieriſche, Würtemberger oder unjere 
Heſſi sche ſich ereifert, damit diefe „Freiheiten“ in die Verfalfung kämen? 
Wie glüdlih würde ich fein, wenn die jüddeutjchen wideritrebenden Re: 
gierungen erflärt hätten: „Preußen, wir wünjchen auch noch die und die 
Freiheiten bineingejeßt." Es joll mich freuen, wenn Ge. Grzellenz 
bier gerade jo öffentlich Fonitatiren fann, daß er „die Grundrechte des 
deutichen Volkes,“ dieſe Garantien für die Freiheit des Volkes, in 
Verjailles verlangt hat, wie er bier nady der Herrn von Gagern 
gegebenen Erklärung das „Oberhaus“ verlangt bat. In dieſem Oberhaus 
finde ich, offen gejagt, wenn namentlich der Yundesrath noch daneben 
beitehen joll, gerade feine Garantie der Freibeit, am wenigiten dann, wenn 
die Ausficht eröffnet wird, dab im diefem Oberhaus fiten jollen die depoffe- 
dirten Negenten, welche jett theilweiſe wahrhaft landesverrätheriſch gegen die 
Befreiung und Rettung des VBaterlandes anfümpfen. Wenn ein Oberhaus 
geichaffen werden joll, wohlan es mag geichaffeu werden, aber audy mit 
neuen Freiheiten des Volfes und jo Gott will nicht in der angedeuteten Weiſe 
componirt. Alſo, warum wurde nicht von den Gegnern diejes Nordbundes, 
diejed Henkers aller Freiheiten und was ich alle für Ausdrüde gehört und 
gelejen habe, anders gehandelt? Hat denn etma der Heifiiche Bevollmächtigte, 
als ähnliche Fragen in Berlin discutirt wurden, erfärt, er perſönlich und 
jeine Regierung jeien für Freiheiten in diefem Sinn? Ich habe etwas 
Aehnliches nicht gehört, das aber weiß ich, dab die Vorbehalte, die Seitens 
unferer Negierung gemacht wurden, fein Nußen für unjer Land find. Daß 
die Militär-Gonvention in vieler Beziehung uns nicht nüßlich it iſt Klar, 
und dab die Bierbeitenerung eine beitimmte Claſſe von Staatöbürgern offen- 
bar härter trifft it fein Borzug, feine Freiheit, nicht einmal eine „berechtigte 
Eigenthümlichfeit“. Alto, meine Herren, man fomme nidyt und jage, wie vor— 
hin von Herrn Dumont gejagt wurde: die Preffreiheit wird gefährdet, in- 
dem fie dem Reichstag überwiejen wird. Meine Herren, will etwa Herr 
Dumont ernitliche Befürchtungen für die Heſſiſche Preßfreiheit haben?! 
Oder findet es Herr Dumont nidyt audy wunderbar, daß der Heſſiſche Bevoll- 
mächtigte, der Baierijche, der Würtemberger nicht ein Wort hatten bei dem 
Berfahren gegen Jakoby, was nady meiner Anficht allerdings unverantwort- 
lich war und wofür fein Rechtsgrund vorlag. Ich mihbillige die Anſchauungen 
Jakoby's bezüglich unferer Stellung zu Elſaß und Lothringen und bedauere 
fie tief; er hat aber nichts pofitiv Strafbareö gethan, und es lag feine Ver- 
anlaffung vor, gegen ihn mit Verhaftung vorzugehen. Weldyes Bundes- 
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rathömitglied trat übrigens vor und jagte: wir wollen in der Beziehung 
die Freiheit, haben Anträge geitellt, wir wollen nicht mehr, daß der. 
Milttarismus ich jo breit macht? Das geichah nicht. Ich ſage deßhalb, 
dieſe Redensarten von freiheit, die aus manchem Munde fommen, find 
mir vielfach verdächtig. Ich darf übrigens hoffen, daß die Creigniffe der 
letzten Jahre auch Manchen belehrt haben und daß die Zeit gefommen, wo 
gerade der Kampf für die Freiheit, für den inneren Ausbau der 
Verfaffung im Sinne des Volks Ffräftiger geführt werden fann, 
weil gewiſſe Ipaltende Tragen jebt gar feine Fragen mehr bleiben. Meine 
Herren, ich fomme zu dem Punkt, der mir jchon einmal jehr bitter befam 
und der mir vielleicht wieder bitter befommt. Ich bin nicht gebunden durch 
diplomatijche oder jonitige Rückſichten; ich ſpreche offen, obgleich ich vermuthe, 
dak man es in Berlin und Wien und an anderen Orten nicht gern hört. 
Es iſt die Frage des Verhältniffes zu Deutjch-Deiterreih. Meine 
Herren, in bin überzeugt, daß Deutichland zu voller Kraft, das deutjche 
Weſen zu voller Harmonie, Innigfeit und Entwickelung erit dann fommt, 
wenn auch die Deutſch-Oeſterreicher zu und gehören, während fie jebt, wie 
die Sache liegt, und entfremdet find und immer mehr entfremdet werden 
finnen. Wir, gerade die Männer, die biöher für die jeßt fiegreichen Ideen 
fochten, wir wollen au, daß Deutſch-Oeſterreich mit dem deutjchen 
Reich verbunden werde. Wir können nur und fonnten bisher, gegenüber 
den Beitrebungen Defterreichd und gegenüber den thatjächlichen Berhältniffen, 
die Staatöform nicht finden, die ohne die Einheit Deutjchlands zu zer- 
tören ed ermöglichte Oeſterreich hereinzuziehen. Es muß dody vor allen 
Dingen die deutjche Reichögewalt die oberſte Behörde, die wahre Gentral- 
gewalt auch für Deutjch-Deftereich jein, und es hat fich bis jetzt eine Form 
nicht gefunden, die das ermöglicht ohne Defterreich zu zerreißen. Ich jage 
ofen, meine Herren, Niemand von und hat vor 5 Monaten ahnen können, 
was mit Elſaß und Deutich-Lothringen geſchah, Niemand hat vor 5 
Jahren ahnen können, daß wir heute über dieſe Deutjche VBerfaffungsvorlage 
berathen und bejchliegen würden. Aehnlich kann ed mit Deutſch-Oeſterreich 
geben, woſelbſt der deutjch-franzöfiiche Krieg eine Acht deutiche Gefinnung in 
unverhofft jtarfer Form und in unerwartet weiten Kreijen zu Tage rief und 
in welhem das deutſche Bewußtſein plötzlich mit ungeahnter Kraft hervor: 
trat. Ich darf hoffen, daß diefe Bewegung mehr und mehr Plab greift. 
Auf der anderen Seite fürchte ich, dab Dinge eintreten, die den jebigen Be- 
tand des öfterreichiichen Gejammtftaates nicht fortdauern laffen. Für dieſe 
Möglichkeit ift — was auch der ehrliche Gegner zugeftehen muß — dag 
Deutichland, wie es jetst gefchaffen ift, eher in der Lage gegenüber den feind- 
lichen ſlaviſchen und fonftigen Beitrebungen einzutreten für die Rettung der 
deutichen Brüder in Defterreich als das frühere zerfahrene und zerriffene 
Deutſchland. Jedenfalls hoffe ich daß Deutjch-Defterreich, aber auch nur 
Deutjch-Defterreich diefem neuen Deutjchland nicht vorenthalten werben 
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kann und dab ed zwiſchen ihm und und auf dem einen oder anderen Meg 
zu einer innigen Einigung fommen wird. Es fann Niemand den Weg an- 
geben, wie gerade die Einigung erfolgen wird, aber ich weiß, daß Deutich- 
land in der That einen Anſpruch auf Deutſch-Oeſterreich hat. Meine 
Herren, der Herr Abgeordnete v. Biegeleben hat meined Ermeſſens Recht. 
Bon feinem Standpunft muß ic) unterjchreiben, was er ruhig und klar vorgetra- 
gen und gezeigt hat, wie fid) die Sadye für ihm Stellt. Aber ich glaube doch, 
dab er im verjchiedenen Beziehungen einen logijchen Irrthum (hervorgerufen 
durh die Geſammtanſchauung, von der er ausgeht) begangen bat. Wenn 
er 3.8. gegen den neuen Deutjchen Bund anführt, da der Sieg über Frank— 
reich auch ohne deſſen Beitehen gelungen wäre, dat der Enthuſiasmus in 
Deutjchland dazu geholfen, jo muß er mir zugeben dat diejer Enthufiasmus 
gerade durch das Beſtehen der Militärverträge und der Verträge in Bezug 
auf die auswärtigen Verhältniſſe gewedt wurde, die nur durch das Jahr 
1866 möglidy waren. Bei einer Vergleichung der Verhältniffe von 1866 
und 1870 werden Sie mir zugeitehen, dab mur die Verträge vom Jahre 
1866 die Leiltungen Süddeutſchlands im Jahre 1870 ermöglicht haben. 
Und was den Aufichwung der Begeiiterung für die nationale Sache betrifft, 
jo frage ich ganz offen, ob er etwa von der Herrn v. Biegeleben ſympathi— 
ſchen Richtung (da er nach Verficherung des Herrn Minifterpräfidenten feiner 
Partei angehören joll) oder nicht vielmehr von den Parteien der nationalen Rich- 
tung ausgegangen?! Schon lange wurde die Vertretung Deutichlands in einem 
Parlament angeftrebt und die unjerer Nation durch die Verhältniffe gewordene 
Freiheit und ftaatlih zu Fonitituiren iſt allein jchon das größte Opfer 
werth, und ich hoffe, die Opfer der Hunderte und Tauſende von Familien 
werden im Laufe der Jahre und jedenfalld Jahrzehnte mehr als reichlich belohnt 
werden. Der Herr Abgeordnete Bade hat von dem Heſſiſchen Standpunft 
ausgeiprochen und im Hinblid auf feinen Eid, welcher ihn verpflichte das Hej- 
fiiche Wohl zu wahren erflärt, daß er dem Vertrag nicht zuftimmen würde. Er 
bat es aber unterlafjen, Thatjachen anzugeben, was denn eigentlich das Hejftiche 
Volk benachtheilige, wodurch denn die Verträge unjer Heſſen ind Berderben bringen. 
Ic) hätte jehr gewünfcht derartige Thatjachen zu hören, um ihm antworten zu 
fünnen. Wie er ſich ausſpricht, muß er überhaupt jeder Deutjchen Eini— 
gung widerjprechen, weil dadurd) gewiſſe Reſte von Heſſens Selbitändigfeit 
aufgegeben werden. Sch will nur — ohne Beleidigung, aber allerdings in 
icharfer Hervorhebung des gegenfeitigen politiichen Standpunkts — den Herrn 
Abg. Bade fragen, ob er die nämlichen Bedenken haben würde, wenn es fich 
darım gehandelt hätte, diefe Deutiche Gentralgewalt ſtatt einem Mitglied 
des Haufed Hohenzollern dem Haufe Habsburg zu übertragen? 


Bade: (dazw.): Ia! 


Me: Ic, glaube, eine derartige perſönliche Frage kann nicht ab» 
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halten, ſo oder ſo zu ſtimmen, und glaube ferner, Herr Backé hätte auch 
von ſeinem Heſſiſchen Standpunkte aus recht wohl für den Vertrag ſtimmen 
können. Sch komme nun zu dem Herrn Abgeordneten Gurtman, der nur 
Find ſagte, was ich als richtig beitätigen fann, nämlich dab er, Gurtman, 
feine Gefühläpolitif treibe. Das gebe ich ihm zu. Im Uebrigen aber wider: 
Ipreche ich jedem jeiner Worte. Cr hat bier von „Örundrechten, wie fie an- 
geboren worden find“, geiprocdyen, ich habe mich darauf von dem Herm 
Gollegen Dernburg an die Rede des Herrn Abgeordneten Gurtman 
vom 18. März d. I. erinnern laffen und habe fie mir jelbit aufge 
ſucht. Ich kann die Herrn hier nicht weiter damit ermüden, aber das 
muß ich jagen: ich finde da ein Sätzchen, wo es heißt: „Ich behaupte, 
dad Princip der politiichen Gleichberechtigung, dieſes Princip ver— 
ſtößt gegen ein Princip der Natur." Hier hat der Herr Gollege Gurtman 
es ald ein Grundprincip der Natur aufgeltellt: von allen Menjchen ift fein 
einziger dem anderen gleich, jeder muß anders behandelt werden, und jebt 
tritt er plößlich mit diefen „Grundrechten“ auf, „die von der Natur ange: 
boren find." Ich jage ihm offen, daß ich — obgleich durch die Erfahrung 
bezüglich diefes oder jened Punftes etwas vorfichtiger gemadyt — im großen 
Ganzen heute noch Verehrer der Grundrechte des Deutichen Volkes von 1849 
bin und daß, wenn es von mir abhienge derartige Grundrechte in die Deutfche 
Verfaſſung zu bringen, ich Alles dafür thun würde. Iedenfalld verbitte ich mir aber 
die Grundrechte, die nach der Natur angeboren jein und die gleichzeitig dahin 
führen jollen, daß man fein allgemeines Wahlrecht, feine Gleicherechtigung, nichts 
der Art fennt. Meine Herren, ich komme mın zu der Rede des Abgeordneten, defjen 
politiiche Vergangenheit, deſſen Beginn feiner politiichen Laufbahn die höchite 
Rüdficht gebietet. Ich glaube aber doch, gerade ihm antworten zu müſſen; 
ich betrachte das ald eine Schuldigfeit gegenüber meinen zahlreichen Freun— 
den in Norddeutichland und im Preußen. Herr v. Gagern jagte bezüglich 
der Bolitif des Herrn v. Dalwigf, daß Herr v. Dalwigf den Anſchluß an den 
Norddeutichen Bund gewollt habe, daß ihm Diejenigen, die ihn ald Gegner 
des Norddeutichen Bundes betrachtet hätten, Unrecht gethan hätten. Nun, es wird 
mir jeder hier im Saale Anwejende zugeben, daß Herr v. Dalwigk fich hier 
wirflih ald Diplomat bewährt hat. Wenn Abgeordneter v. Gagern Recht 
bat, jo hat Herr v. Dalwigk jeine wahre Anficht bezüglich des Norddeutichen 
Bımdes uns Allen zu verbergen gewußt. Wir alle haben ihn bisher — und ic) 
glaube Herr v. Dalwigf ſelbſt wird dies zugeben — als Gegner des An— 
ſchluſſes des Großherzogthums an den Norddentichen Bund angejehen. Herr 
v. Gagern fährt aber fort und jagt: „die preußiſchen Bürger wären hinter 
der Erwartung zurüdgeblieben,“ oder „fie hätten die Grwartungen, mehr 
deutich zu fein als preußiſch, nicht vollffändig erfüllt, fie wären aljo zu jehr 
Preußen geblieben.“ Meine Herren, icy frage Sie: — ich es lege in die Hand 
jedes Einzelnen von Ihnen, zu entjcheiden — hat irgend eine Kammer, irgend 
eine Bevölferung, die heſſiſche oder did baierifche oder die würtemberger 
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weniger Neigung gezeigt, würtembergijch, baieriſch, heſſiſch im gemifler 
Beziehung zu jein, ald wie die preußifche, preußiſch zu fein? Hat nicht die 
preußijche Bevölkerung bei einer Reihe von Gelegenheiten, obgleich fie durch 
die größere Zahl der Seelen, obgleich fie durch ihre Geſchichte u. ſ. m. ver: 
anlaßt iſt ftolzer zu fein wie wir, hat fie nicht ſtets fich gebeugt unter den Willen 
der Nation? Ich erinnere nur an den Beginn der Bewegung. Welche 
Stadt war ed die zuerit voranging, indem fie aufrief die durch Durch— 
märjche der Truppen nach Frankreich gejchädigten jüdlichen Provinzen von 
Deutjchland zu unterjtüen, die dazu 1 p&t. ihrer Bruttoeinnahme gab? 
Es war der Magiitrat und die Stadtverordneten von Berlin. 
Und jo haben Sie die Sadye überall gefunden. Das preußiſche Abgeord- 
netenhaus hat fich ſtets unterworfen und obgleich in dem preußiichen Herren- 
haus gerade die früheren Parteigenofjen des jetzigen Bundeskanzlers ſitzen, 
obgleich da Männer fiten, die im der preußiichen Monarchie perjönlich den 
größten Einfluß haben und obgleich von.Seiten eines früher mächtigen Minifters 
der Verſuch gemacht wurde dort diefem jogenannten deutichen Weſen entge- 
genzutreten mit dem altpreußtichen Syitem, was zeigte ſich? Wer fragt heute noch 
nad) dem Herrenhaus? Iſt der Deutſche Reichstag nicht derjenige Körper, 
der bei jeder Gelegenheit von der preußiichen Regierung bevorzugt wird? 
Ich will nicht leugnen, meine Herren, daß im Preußiichen wir noch viel zu 
kämpfen haben. Es find dort Millionen und Millionen, namentlich meiner poli: 
tiichen Gegner, die wollen von dem neuen Deutichland auch nichts willen — 
von einem ganz anderen Gefichtöpunft aus. Dieje finden in diefer Ber: 
falfung zuviel ded demo fratijchen Dels, fie meinen, die ganze Sadhe, 
dad allgemeine Wahlrecht und alled Das jet Demokratie. Aber Sie müfjen 
ſich fragen: wie zeigt fich die Stimmung in der Preſſe, in Verſammlungen, 
gejeigebenden Körpern, Abgeordnetenhäujern und dergl.? Und da muß Jeder 
zugeben, daß dem preußiichen Wolfe wahrlidy fein Vorwurf gemacht werden 
fann eined übermäßigen Bartifularismus. Und wenn eine Volfövertretung 
einen Vertrag genehmigt hat, der in der That einem Drittel der Nation 
mehr Stimmen giebt, als den übrigen zwei Dritteln, der in der That 
den diplomatiſchen Ausichuß in einer Weije zuſammenſetzt, daß Preußen gar 
nicht vertreten ift, der in einer Reihe von Punkten die Macht der Gen- 
tralgewalt, aljo des künftigen deutichen Kaijers, ſchwächt, werm eine preußiſche 
Volfövertretung dazu ihre Zuftimmung giebt, dann, glaube ich, find Sie nicht 
berechtigt zu jagen, das ift übermäßiger Partikularismus. Ich glaube der Tadel 
deö Herrn v. Gagern in der Beziehung war nicht berechtigt. Wenn dann 
Herr v. Gagern davon jprady, er wünſche ein Zweisfiammer-Syitem, jo babe 
ich jchon angedeutet, darüber läßt fich ftreiten. Ich wünſche es eigentlich nicht; 
wenn ich ed wünſche, wünjche ich es aber jedenfalls, indem die Rechte des Volks 
und die Gewalt der Kammer in gehöriger Weiſe verftärft werden. Unter feinen 
Umitänden aber möchte ich das Dberhaus in der Weife zufammengejeßt jeben, 
wie Herr v. Gagern es andeutet. Deftn darüber werden Alle einverftanden jein — 
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auch Herr Dumont —: eine Garantie der Freiheit wäre das Ericheinen 
diejer depojjedirten Dynaftien gewik ganz und garnicht. Was den Herrn 
Abgeordneten Dumont betrifft, jo bin ich nicht Elar geworden ob er gegen 
den Vertrag Stimmt oder nicht. Hat er jeine Bemerkungen, welche er vor: 
getragen, ald Müniche, ald bloße Kritif gemacht, fo Tage ich: eine Reihe 
von Punkten unterichreibe ich vollitändig. Auch ich, meine Herren, glaube 
dab der demnächitige Kampf gegen den jogenannten Militarigmus in dem 
deutichen Reichskörper nicht leicht jein wird, was wohl in dem Bewußtſein 
der Männer liegen wird, die mit ihrer Gejundheit, ihrem Leben erfolgreich 
für die Sicherheit des Baterlandes eingetreten waren. Wenn Die nun zu: 
rüdfommen und jehen fich zufällig einer Anzahl von Federfuchiern gegen- 
über, die zu Haufe in ihren warmen Betten gelegen und nichts gethan, — 
und die Auffafjung ift bei ihnen natürlich — jo erleichtert das keineswegs 
den Kampf. Aber wir werden den Kampf doc fortführen und, joweit als 
es möglich ift dafür kämpfen, dab dad Volk nicht in Ariedenszeit durch 
übermäßige Anjprüche für einen zu befürchtenden Krieg ruinirt wird. Aber, 
meine Herren, ich glaube, bei einer neuen NRegulirung der Verhältniſſe 
wird mohl Jeder auch in fich zu erwägen haben, wie es gegangen wäre, 
wenn dieje militäriihe Kraft nicht da war. Melde Opfer das an Gut 
und Blut gefoftet haben würde, wird mir ewig unvergeßlich jein. Den 
demnächitigen Weg hat übrigens Herr Dumont jelbit angedeutet; er hat 
gelagt, wir fünnen den Vertrag nur annehmen oder ablehnen, wir haben 
fein Recht, ihm zu amendiren. Wenn Das aljo die Bedeutung jeiner 
Ausführung war, jo glaube ich, daß ich die deöfallfigen Bemerkungen bei- 
nahe alle oder wenigitens viele derjelben unterjchreiben fann, wenn dieſe 
Bemerfungen gerade nicht audy in dem jchroffen Ton hätten vorgetragen 
werden dürfen und an einen anderen Ort, uämlich dahin gehörten, wo die 
Möglichkeit vorliegt foldhe Aenderungen und Beflerungen eintreten zu lafjen. 
Dazu find wir nicht in der Lage Wir müſſen Ja jagen und die 
gegenwärtige Berathung benüßen, um gemifje Thatſachen zu Eonjtatiren, 
um dem Volke bezüglidy diejed oder jened Punktes die Augen zu öffnen, 
mehr aber nicht. Meine Herren, ich fomme num zum Schluß. Ich hoffe, 
dab die unendlichen Opfer, die alle Klafjen der Bevölkerung gebracht haben, 
die aber allerdingd wieder die ärmere Klafje im jtärferen Maß gebracht 
bat, dem deutſchen Volk demnächſt reichlich belohnt werden. Ich zweifle 
zwar nicht daß wir noch jchwere Kämpfe zu beftehen haben werden, aber 
der Kampf, den uns Frankreich plötzlich aufgezwungen, hat bereits ſchon 
feine eminenten Früchte gebradt. Denn er hat eine Idee verwirklicht, an 
der Jahrhunderte lang die beiten Söhne der Nation vergeblich gearbeitet, 
und Provinzen und Theile Deutichlandd und wiedergegeben, an deren 
Biedereroberung die gegenwärtige Generation gar nicht zu denfen wagte. 
Ich jage, diejer Kampf wird hoffentlich feine Früchte tragen und hoffentlich 
werden uniere Söhne und Brüder, die fih im Kampf der Waffen fo 
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wader bewährten, hoffentlich wird das deutiche Wolf auch im inneren 
Kampf für die Freiheit mit den Waffen des Geiftes auch die- 
jenigen Wege zu finden wiffen, die ed zu feinem Ziele führen. Darum 
ſtimme ich mit Herru Abgeordneten von Gagern ſchließlich überein in dem 
Munich, dab aus unjeren Bemühungen hervorgehen möge: das mächtige, 
große, einige und freie Deutichland! ! ! 


Minifterpräfident Ach. v. Dalwigk*): Ich babe dem Herrn Abge— 
ordneten Met nur Eins auf jeine Rede zu bemerfen. Der Herr Abgeord- 
nete hat darauf hingewieien, daß gewiſſe Beitrebungen früher gerichtlich 
verfolgt worden jeien, deren Berechtigung die Regierung jetzt, nothgedrun— 
gen durch die neuen Verträge, babe anerkennen müffen. Es verfteht ſich 
von jelbit dab Greignilfe von jo großer Tragweite, wie Diejenigen welche 
den Verſailler Verträgen vorausgegangen find, joweit fie die ſtaatsrecht— 
lichen Verhältniffe geändert haben, auch neue Grundlagen für das Ver— 
fahren der Gr. Negierung jchaffen mußten. Eine Regierung wie die Groß— 
herzogliche hat lediglich das beftehende Recht, die internationalen Verträge 
zur Nichtichnur ihrer Handlungen zu nehmen und ihre Ihätigfeit nicht 
der Verwirklichung politiicher Theorien zu widmen. Ein Beijpiel wird 
dieß erläutern. Menn im Jahre 1860 ein Untertban Er. Königlichen 
Hoheit des Großherzogs offenfundig dahin gearbeitet hätte, das Hinterland 
vom Großherzogthum lo&jureißen, jo würde derjelbe Hochverrath begangen 
haben. Seht, nachdem der Friede von 1866 abgeichloffen iſt, würde die 
Gr. Regierung Denjenigen, weldyer fid) eigenmädhtig bemühen wollte, das 
Hinterland von Preußen wieder zu trennen, ftrafrechtlich verfolgen müſſen. 


Met (dazwiſchen): Alſo jo frei war der Wille des Eintrittö in den 
Norddeutichen Bund, wie die Abreißımg des Hinterlands?! 


Minifterpräfident Frhr. v. Dalwigk*): Was die weitere Frage betrifft, 
ob der diefjeitige Negierungsbevollmädhtigte im Bundeörathe gegen einzelne 
Mafregeln, die gegen freilfinnige oder demofratiiche Abgeordnete von Seiten 
Preußens ergriffen worden find, proteltirt habe, jo erwidere ich: „Nein“, 
weil er nicht dad Recht dazu hatte. Ich habe meine perjönlichen Anfichten 
darüber natürlich feitgeftellt, ob ed gejchict war, oder nicht, die Sache ſo 
wie geichehen zu behandeln. Da aber, wo Belagerungszuftand befteht und 
der fommandirende General eine Mafregel befiehlt, fteht e8 dem Abgeord- 
neten eines einzelmen nicht jpeciell betheiligten Staates nicht zu Dagegen 
zu proteftiren. Gr würde ſich durch eine joldye Einſprache nur lächerlich 
machen. Was die Frage anlangt, ob wir in Verfailles und bemüht hätten, 
liberale Konceifionen in Bezug auf die Bundesverfafjung durdyzujegen, jo 


) S. 64 u. 


Dalmwigf. 475 


bitte ich zu glauben, daß die Verhandlungen dort nicht jo ganz einfach 
waren, wie man vielleicht vorausjeßt, dat ed aber für und unmöglich war, 
mehr zu erreichen, ald Das, was wir wirklich erreicht haben. Es hieß, 
wie Herr Meb richtig geiagt hat: annehmen oder ablehnen. Bon Modi— 
flationen von größerer Tragweite konnte feine Rede fein. Ich ſage das 
zur Rechtfertigung der Großherzoglichen Regierung”). — Ich möchte mid) 
übrigens gegen den mir von einigen Abgeordneten der Linfen gemachten 
Vorwurf verwahren, als ob ich infonjequent geworden fei, indem ich früher 
ein eifriger Gegner des Norddeutichen Bundes geweſen jei und jet doch 
die Feder in das Tintenfaß getaucht hätte um den Cintritt im dieſen 
Bund zu umterzeichnen. Ich bitte an das Jahr 1867 zu denfen. Ic) 
habe die betreffenden Verhandlungen nicht bei mir, aber ich glaube, es iſt 
Ihnen erinnerlich daß ich damals auf Anträge, die von den Hrn. Meb, 
Goldmann u. j. m. geftellt waren, erflärt habe, ich hätte gegen den ſofor— 
tigen Eintritt in den Norddeutichen Bund dreierlei zu erinnern: Gritend 
den Umftand, dab nicht der ganze Süden gemeinjam eintrete, zweitend 
den Art. 4 ded Prager Friedend und drittens die Geldfrage Nun, meine 
Herren, ich glaube, was das zuerit erwähnte Bedenfen betrifft, jo ift 
dafjelbe, wenn auch nicht ganz in der Weiſe, wie ich gewünjcht hätte, doc) 
wenigftens durch das gleichzeitige Auftreten der Deutjchen Süditaaten erle- 
digt worden. Was den Art. 4 ded Prager Friedens anlangt, jo hat der: 
jelbe durdy die Niederlage Frankreichs jeine Bedeutung verloren. Wir 
haben nicht mehr zu fürdten, dab ein auf die Ausdehnung des Nord» 
deutichen Bundes zum Deutjchen Bunde gerichteter Antrag einen euro» 
päiſchen oder deutichefrangöfiichen Krieg hervorrufen wird. Bezüglich der 
Beldfrage insbejondere habe ich die Hoffnung, daß durch den Beitritt des 
Deutihen Südens, und durch die, Kriegdentfchädigung, die Franfreich dem 
nächſt zu zahlen haben wird, unjere jo vortrefflich geleiteten Finanzen vor 
den Verlegenheiten bewahrt bleiben, die ich früher befürchtet habe. Im 
Jahre 1868 ift, wie Hr. Frhr. v. Gagern bemerkt hat, von Seiten der 
Großherzoglichen Regierung der erfte Schritt gejchehen, um ein gemein- 
James Auftreten der verjchiedenen Süddeutſchen Staaten behufs Herftellung 
eines, dad gefammte Waterland umfaffenden Deutichen Bundes herbeizu- 
führen. Wir befamen damals in München gerade feine ablehnende Ant- 
wort, aber man glaubte dort, daß man jelbit in Berlin jo großen Schwie- 
rigfeiten begegnen werde, daß es vielleicht befjer ei, die Sache vorerft auf 
fih beruhen zu lafjen. Dieje Anficht war damald auch feine ganz unbe- 
gründete. Ic, glaube durch dieſe Darlegung den Borwurf der Inkonſe— 
quenz genügend widerlegt zu haben”). 


) Kolgt eine Rede des Abg. Wernher ©.65, worauf v. Dalwigk weiter fort: 
führt, wie oben folgt. . 
») Folgt die Rede Hallwachs S. 68 u., deren Schluß wir nachftehend wiedergeben, 
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Hallwachs“): Es it von Seiten Sr. Frzellenz des Herm Miniſter 
präfidenten vorhin erwähnt worden, dak in Folge einer weiteren Wereinba- 
rung der Art. 68 der Verfaſſung eine weitere Modifikation erlitten hat, 
und es versteht ſich meines Erachtens von jelbit, dat fich der Zuitimmungs- 
antrag des Ausichuffes auch hierauf eritredt. 


3. K. Soffmanu**): Mit Rüdficht auf die Frageſtellung bei der Ab— 
ſtimmung wollte ich nur bitten, dat die Modifikation, injomeit fie den 
Art. 68 der Verfaffung angeht, noch einmal genau präzifirt wird. 


Miniſterialrath Meidhardt***) Meine Herren, die Sache it einfach die: 
durch ein bejonderes Protokoll it am 15. November d. J. in Verſailles fti- 
pulirt worden, daß, wenn in Bezug auf den Art. 68 der Verfaſſung, melcer 
die Erklärung des Kriegszuſtandes von Seiten des Bundesfeldherm in ein: 
zelnen Bundesitaaten betrifft, einem anderen deutichen Staate eine Nachgabe 
gemacht würde, diefe auch Baden und Helfen zu gut fommen jolle. Da 
nun inzwifchen Baiern die Zuficherung erhalten bat, auf welche zunächſt der 
Herr Abgeordnete Dumont aufmerffam machte, jo ift jelbitveritändlich, daß 
diefe Zuficherung auc für die gedachten beiden anderen Sübddeutichen 
Staaten gilt. 


Miniiterpräfident Frhr v. Dalwigk+): Es war damals unfer Wunſch 
dat der ganze erite Theil des Art. 68 — wir verhandelten gemeinjam mit 
Baden und MWürtemberg — wegfallen und blos die Beitimmung bleiben 
möchte, wonach die Frage von der Erklärung des Belagerungs- und Kriege 
zuftandes demnächſt durch ein eigenes Gefe geregelt werden joll. Der Strid 
war nicht zu erreichen, dagegen wurde und zugelagt, dab, wenn einem anderen 
Staate in der vorliegenden Frage eine Konzeffion gemadyt würde, dieje auch 
für und gelten ſolle. Da nun Baiern inzwiichen diefe Konzeifion erhalten 
bat, jo gilt diejelbe jelbitverjtändlich auch für uns. 


K. 3. Soffmann: Wir hören bier, dab noch Nebenitipulationen 
getroffen find, die uns nicht vorliegen. Ic, bitte darım, daß der Kammer 
auch noch die Frage beantwortet wird: find noch weitere Nebenftipulationen 
getroffen worden als dieje? 


Minifterpräfident Frhr. v. Dalwigk: Nein! Die fragliche Verabredung 
mußte damals als eine geheime behandelt werben, weil die Verhandlungen 
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mit Baiern noch nicht zu Ende geführt waren. Es wurde dieje Geheim— 
haltung von den Bevollmächtigten des Norddeutichen Bundes mit vollem 
Rechte verlangt. Da inzwiichen der Vertrag mit Baiern zum Abſchluß ge 
langt it, jo bin ich berechtigt, der verehrlichen Kammer gegenüber mich ohne 
Rückhalt auszujprechen. 


Derndurg: Wir fünnen, wenn wir ein praftiiches Reſultat erreichen 
wollen, die Verträge nur jo annehmen, wie fie auch von dem Reichstage 
angenommen worden find. Modifikationen, die nachträglich noch in geheimen 
Protokollen vorliegen, laſſe ich auf ihrem Wertbe einitweilen beruhen, ich 
glaube aber, dat wir einen Zujat zu den Verträgen, wie fie im Neichötage 
angenommen worden find, nicht ohne Weiteres beſchließen fünnen, wir 
möchten jonit damit einen Schritt thun, der zu allerlei Komplikationen 
führen könnte und den wir befjer unterlafjen. 


Minifterpräfident Frhr. v. Dalwigk: Es kommt übrigens auch gar 
nicht darauf an, ob die verehrliche Kammer dieſe Erklärung annehmen will 
oder nicht. Es wird eben von Seiten des Bundesoberfeldherrn im Frieden 
der Kriegszuftand in Helfen nicht erflärt werden. 


Dumont: Ic, muß dem Hrn. Abgeordneten Dernburg widerjprechen. 
der Beſchluß des Norddeutichen Reichötages kann für uns, die wir jelbit- 
tindig die Verträge zu prüfen haben, nicht maßgebend ſein. Wenn die 
Großh. Regierung mit dem Norddeutjchen Bunde und den anderen Staaten 
Verträge abgejchlofjen hat, jo liegen ſolche heute uns zur Genehmigung vor, 
wie fie mit dem Norddeutichen Bunde und den anderen Staaten urjprüng- 
lich abgeichloffen wurden. Wenn num in einem bejonderen Protofolle, wel 
bes heute und noch nicht vorgelegt iſt, am diejen Verträgen nachträglich 
etwas geändert wurde, jo find jelbitveritändlich diefe Menderungen bei unferer 
Abſtimmung zu erwähnen und zu berüdjichtigen. Wenn Baiern bezüglich 
des Art. 68 der Bundesverfafjung eine Modifikation erlangt hat, jo muß auch 
letztere Gegenstand unferer Beichlußfaffung werden gegenüber der Erklärung 
des Hrn. Minifterpräfidenten, daß diefe Modifikation laut einer nachträglich 
getroffenen Stipulation, jofern fie mit Baiern feitberedet bleibe, auch für 
uns Geltung finde. 


Minifterpräfident Frhr. v. Dafwigk: Ich überlaffe der verehrlichen 
Kammer, die Erklärung, die bezüglich diejes Punktes- hier von mir abgegeben 
worden iſt, ald einen Theil des Vertrages anjehen zu wollen. 


Met: Ich glaube, daß, wenn wir den ganzen Tag blos über die vorlie- 
genden gedrudten Verträge disfutirt haben, wir auch mur darüber abjtimmen 
Innen. Wenn weiter ein Vertrag, der als ein geheimer bezeichnet wird, 
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deifen Wortlaut wir nicht kennen, vorliegt, jo muß ich jagen: es iſt ganz 
unmöglich, daß wir darüber abitimmen fünnen. Grit dann, wenn Se. Exzl. 
der Herr Miniiterpräfident der Kammer darüber Vorlage gemadyt haben 
wird, können wir darüber beichliegen. Ich proteitire dagegen, daß die Sache 
bier jo ftillfchweigend, nachdem fie nur im Vorbeigehen mitgetheilt wurde, 
erledigt wird. 


Präfident Dr. Buff: Es wird nur die Frage geitellt: „Will die Kammer, 
nach dem Antrage des Ausjchuffes, den von Gr. Minifterum des Groß— 
berzoglichen Haufes und des Aeußern vorgelegten Vereinbarungen, ſammt 
deren nachträglichen Mopdififationen joweit erforderlich die verfaſſungmäßige 
Zuftimmung ertheilen ? 


Bei der hierauf erfolgten Ab jtimmung*) wurde die Srage mit 40 gegen 
3 Stimmen bejaht. 


Dumont: Ich möchte dod an den Herrn Minifterpräfidenten das Er— 
ſuchen richten, diejes Protokoll vom 15. November, weldyes eine jo wichtige 
Modifikation herbeigeführt hat, heute nody der Kammer zukommen zu lafjen, 
damit wir in der Yage find, darüber wenn nöthig zu berathen. 


Miniiterpräfident Frhr. v. Dalwigk: Der Inhalt des Protofolles ift 
ganz gleichgültig, wir haben die Zuficdyerung, von der ich Ihnen geſprochen 
babe, erhalten. Wenn Sie indejien Werth darauf legen, jo will id) jenes 
Protokoll, weldyes von und gemeinjchaftlih mit Baden und dem Preußi— 
ichen Bevollmächtigten aufgenommen worden ilt, verlejen laſſen. 


Miniſterialrath Meidhardt: Das Protokoll lautet: 


„BVerhandelt, Berjailles den 15. November 1870. 
Bei der Unterzeichnung des über die Verfaſſung des Deutichen 
Runde aufgenommenen Protofolld veritändigte man fidy dahin, 
dat, wenn Ausnahmen hinfichtlich des Artifeld 68 der Bundesver- 
fafjung mit einem einzeinen Deutichen Staate vereinbart werden 
jollten, diejelben aud) für Baden und Südheſſen gelten werden. 
gez. von Biömard. Solly. von Dalwigf. 
Delbrüd. von Freydorf. Hofmann." — 
Das iſt das ganze Protokoll. 


Uebrigens beſteht bereits die Abficht, dem nächſten Reichstage einen 
Entwurf ded inhaltlich der betreffenden Vereinbarungen mit Baiern vorbe- 
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baltenen Bundesgeſetzes vorzulegen; es dürfte hiernach nicht angezeigt fein, 
über diejen Gegenstand noch eine ausführliche Debatte zu pflegen”). 


Miniiterpräfident Schr. v. Dalwigk: Es iſt faum nöthig, daß eine 
frage darauf gejtellt wird, da wir und im Beſitze der fraglichen Zuficherung 
befinden. Ich Eonnte dem Ausihuß davon nur ganz vertraulich Notiz ge— 
ben, weil damals die Verhandlungen mit Baiern noch nicht zu Ende geführt 
waren und Preußen mit Necht Werth darauf legte daß die Sache nicht 
vorzeitig befannt werde. 


B. Erfie Kammer. 


In der Situng vom 29. Dezember 1870 wurde Namens des Aus— 
ſchuſſes mündlich Bericht eritattet wie folgt**): 


Dr. Krug: Der von mir ald Referent im Ausſchuß erftattete Be— 
richt konnte wegen Kürze der Zeit nicht mehr gedrudt werden, und erlaube 
ih mir deßhalb denjelben zu verlejen: 
„Die wejentlihen Abänderungen, weldie die Verfaſſung des nord» 
deutſchen Bundes in Folge der im rubro bezeichneten, den Ständen zur 
verfaffungömäßigen Zuftimmung mitgetheilten Vereinbarungen erleiden wird, 
find in dem Ausjchußbericht der zweiten Kammer Beilnge Nr. 435***) 
im Wejentlichen aufgeführt. Durch die Verträge wird unter den contra- 
birenden Staaten ein deuticher Bund gefchloffen, weldyer den Namen 
„Deutiches Reich” führen umd deſſen Präfidium dem König von Preußen 
anter dem Namen „Deuticher Kaijer” zuſtehen jol. 
Nah ftattgehabter Berathung ift die zweite Kammer in ihrer Sigung 
vom 20. d. M. dem einftimmigen Antrag ihres Ausſchuſſes: 
den von Großherzoglichem Minifterium des Großherzoglichen Hauſes 
und des Aeußeren den Ständen vorgelegten Bereinbarungen jammt 
deren nachträglichen Mopvififationen jo weit erforderlicdy die ver— 
fafjungsmäßige Zujtimmung zu ertheilen, 

nit 40 gegen 3 Stimmen beigetreten. 

Schon auf dem vorigen Landtage hatte die zweite Kanımer dem dort 
ven den Abgeordneten Herin Goldmann und Genofjen auf den Gintritt 
des Großherzogthums in den Norddeutichen Bund geftellten Antrag ent- 
rehend, den Beſchluß gefaßt: die Großherzogliche Regierung zu erjuchen, 
wegen Ausdehnung des Norddeutichen Bundes auf alle jüddeutichen Staaten 
Kenfalld wegen Cintritt des ganzen Großherzogthums in diefen Bund 
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mit der Königlich Preußifchen Regierung fofort in Verhandlung zu treten. 
Der Ausſchuß der hohen eriten Kammer hatte in einer jehr eingehenden 
Motivirung zwar nicht den Beitritt zu diefem Beſchluß der zweiten Kam— 
mer empfohlen, wohl aber den Antrag geitellt: „die Großherzogliche Re— 
gierung zu erfuchen, jofort mit den übrigen füddeutichen Staaten in Ver— 
handlung zu treten, um gemeinjchaftlich mit diejen eine Miedervereinigung 
von ganz Deutichland in einen Bund, möthigenfalld durdy Eintritt in den 
Norddeutihen Bund mit den geeigneten Modifikationen zu erftreben. Die 
hohe erjte Kammer trat jedody aud) diefem Antrag nicht bei, indem derjelbe 
mit 1] gegen 5 Stimmen verworfen wurde. (cf. Beilage Nr. 38 und 
Prot. Nr. 11 vom 27. Juni 1867.) Die Verhältnifje haben ſich indejjen 
wejentlich verändert. Denn es find auch die anderen füddentichen Staaten 
Baiern, Würtemberg und Baden dem Deutichen Bunde beigetreten. Den 
öffentlichen Blättern zufolge haben die Stände des Großherzogthums 
Baden bereits fait einftimmig ihre Zuftimmung ertheilt und es iſt faum 
zu bezweifeln daß aud die Kammern in Baiern und Würtemberg zus 
ftimmen werden. Die zweite Kammer in Würtemberg hat bereits ihre 
Zujtimmung ertheilt. Die einjchlägigen Beltimmungen des Prager Friedens 
laflen dermalen feinen drohenden Widerſpruch von Seiten Frankreichs be= 
fürchten, und von Seiten Defterreichs ift bis jeßt Feinerlei Proteft gegen 
die neu geichaffenen Zuftände erhoben worden, es jcheint vielmehr dafjelbe 
gegenwärtig nach jeiner ganzen Haltung fidy den beitehenden Zujtänden 
anzupafjen. Sobald das Deutiche Neid, ins Yeben getreten ift, dann wird 
auch die förmliche Anerkennung defjelben von Seiten Oeſterreichs nicht 
ausbleiben. Die engen geichichtlihen Bande, welche und mit Deutſch— 
Deiterreich vereinigen, wollen wir nicht gelöst jehen, wir halten im Gegen- 
theil das Bewußtſein und das Recht der nationalen Zujammengehörigfeit 
mit diefem alten deutſchen Erblande feit; der Zukunft bleibt es überlafjen, 
die geeignete Form für dieje Vereinigung zu finden und ein dauerndes 
Freundſchaftsbündniß herbeizuführen, geeignet einen dauernden Friedend- 
zuftand zu verbürgen. Es ift zwar nidyt zu verfennen, daß durdy dem 
Beitritt des Großherzogthums zu dem Deutſchen Bunde eine bedeutende 
Mehrbelaitung unſeres Budgets herbeigeführt werden wird, welche durdy 
die möglich gewordenen Eriparnifje nur in einem kleinen Theile paralyfirt 
und durch die von Frankreich zu boffenden Kriegsentichädigungsgelder nicht 
wohl gedeckt werden kann; es läßt fich ferner nicht verfennen, dat durch die Ge- 
ſammtheit der Bundesverträge ein complicirter Staatsorganismus gejchaffen 
wird, welcher der Idee der Gleichberechtigung der einzelnen Staaten nicht 
entipricht. Wir müſſen jedody bedenken, daß das Vorliegende das jeßt einzig 
Mögliche und Erreichbare iſt. 


Der Ausſchuß beantragt hiernach einitimmig: 
„Beitritt zu dem Beichluß der zweiten Kammer.“ 
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Präfident: Da ich in diefer hohen Kammer mid) feiner Zeit mit voll- 
ter Gntichiedenheit gegen den Eintritt der Provinzen Starfenburg und 
Rheinhejien in den Norddeutichen Bund ausgeiprochen habe, dagegen durch 
die Macht der Thatjachen gezwungen bin, heute für den Vertrag von Ber: 
hailles zu ftimmmen, jo glaube ich es mir jelbit jchuldig zu fein, meine Ab: 
fimmung mit einigen Worten zu motiviren. Ich werde mich jehr kurz 
fafen, da Manches, was ich jonft jagen möchte und auf dem Herzen habe, 
fih in einem Augenblide, in welchem die Söhne ded Vaterlandes im Felde 
eben, etwas gejchmadlos auönehmen würde. Ich habe meine Anfichten 
nicht geändert, aber die thatjächlichen Verhältniffe haben fich geändert. Als 
ih die Ehre hatte im diefer hoben Kammer gegen den Eintritt der ſüdlich 
des Mains gelegenen Provinzen des Großherzogthums in den Norddeutichen 
Bund mich ſehr entjchteden auszufprechen, gab es noch drei deutiche Staaten, 
welhe jelbitftändig waren und deren Selbititändigfeit damals nicht in Frage 
geitellt war. Heute ift das thatjächliche Verhältniß ein anderes. Daß der Nach— 
baarſtaat Baden in den Norddeutichen Bund eintreten wird, iſt bereits gar 
feinem Zweifel unterworfen, es ift auch feinem Zweifel unterworfen, dab 
Birtemberg demjelben beitreten wird und ift jedenfalld jehr möglich, daß 
das Königreich Baiern demjelben beitreten wird. Die Provinz Oberhejjen 
gehört dem Bunde bereits an, und ich muß es nady reiflicher innerer Ueberlegung 
für eine Unmöglichkeit halten, daf dann die Provinzen Starfenburg und Rhein— 
befien den jelbitftändigen rothen Fleck auf der Landkarte von Deutjchland 
bilden, welchen die Republik San Marino durdy viele Sahrzehnte auf der 
Karte von Italien gebildet hat. Ich werde deshalb, ohne meine Anfichten 
im Geringften verändert zu haben, gedrungen durch die Macht der That: 
haben, für den Vertrag von BVerfailles, für die Vorlage der Großherzoglichen 
Regierung ftimmen. 


Nachdem fich zwei Redner noch ausdrüdlich diefen Motiven angejchlofjen 
hatten, wurde bei der Abftimmung einjtimmig die Genehmigung zu 
den Verträgen ertheilt*). 


%) &.637 0. 


II. Berhandlungen des würtembergilchen 
Yandtages. 


A. Sammer der Abgeordneten. 


In der 1. Situng des Landtages 1870/71 am 19. Dezember 1870 
eröffnete der Alterspräfident Feber die Situng mit folgenden Worten’): 


Meine Herren, der zufällige Umstand, welcher mir den Vorſitz über: 
trägt, kann mich nicht als berufen erjcheinen laſſen, mich über die Aufgaben, 
welche diefem Landtage obliegen, auszujprechen. Dennody kann ich mir nicht 
verfagen, in den eriten Morten, welcdye von dieſer Stelle aus geiproden 
werden, hinzuweijen auf die große Zeit, an deren Neugeltaltung mitzuwirken 
auch wir an unjerem Theile berufen find; zu preijen die Herrlichteit des 
geliebten Deutſchen Baterlandes, zu der ed aus jeiner Crmiedrigung und 
Unmacht emporgeitiegen iſt und zu der es mit Gottes Beihülfe aus den 
Kämpfen der jüngjt vergangenen Zeit und den Wehen der Gegenwart ſich 
fernerhin erheben möge; zu erinnern an die jchmerzlichen Verluſte, melde 
dad gewaltige Ringen auch unjer theures Heimathland gefoftet hat; zu er- 
innern an die Ausdauer, Opferfreudigfeit und Todesverachtung unjrer braven 
Krieger im Felde, wie an die Liebethätigfeit und die einmütbhige in gegen: 
feitiger Unterftügung fich fundgebende fittlidye und patriotijche Erhebung des 
gejammten Deutjchen Volkes; zu erinnern endlid) daran, wie der entiprechende 
Lohn für alle Opfer und Mühen nur bejtehen fann in der Anerfenmung des 
Rechts auf volle perjönliche, bürgerliche und politiiche Freiheit und im der 
Heritellung verfaſſungsmäßiger und gejetlicher Zuftände, welche dem Volke 
die Entwidlung jeines reichen Lebensgehaltes auf allen Gebieten des Lebens 
verbürgen, jowie in der Sicherung der Zukunft unjeres theuren Waterlandes 
gegen einen frevelhaften Angriff, wie er und betroffen. 


*) Verhandlungen der würtembergiidhen Kammer der Abgeordneten vom 1870 bis 
1871. Gtuttgart. Böhm. ©. 5, 
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Hierauf legte Iuftizminifter v. Mittnacht die Verträge vor und hielt 
hierbei folgende Anjpradhe*): 

Seine Majeſtät der König haben nad) Vernehmung ded Geheimen 
Rathes durch höchſten Befehl vom geftrigen Tage die ſämmtlichen Miniiterien 
beauftragt, die über die deutjche Berfafjung abgejchloffenen Verträge bei den 
Ständen, zunächit bei der Kammer der Abgeordneten einzubringen. Die 
Kal. Regierung legt diejelben demgemäß zu Ihrer Berathung und Beſchluß— 
foflung vor. 

Abgejehen von der Militärfonvention hat man in dem vorliegenden 
Material zu unterjcheiden 


1) allgemein giltige Nenderungen der Norddeutſchen Bun- 
deöverfajjung bei Ummwandlung des Norddeutichen Bundes in 
einen Deutichen Bund. 


Die wejentlichiten dieſer Aenderungen betreffen nad) der Reihenfolge 
der Artikel: 

Zumweifung der Beitimmungen über Preſſe und Vereinsweſen an die 
Bundesgeſetzgebung. Art 4, 3. 16. 

Bildung eines Bundesraths-Ausjchuffes für die auswärtigen Angelegen- 
beiten. Art. 8, Abi. 4. 

Zuftimmung ded Bundesraths zur Kriegserflärung. Art. 11. 

Grefution gegen Bundeöglieder. Art. 19. 

Veränderungen der Verfaſſung. Art. 78 und Bertrag vom 15. No- 
vember, 3. 8. 


2) Ausnahmebejtimmungen für die jüddeutjchen Staaten. 


Vorbehalt der Beiteuerung des inländijcyen Branntweind und Bierd 
für die Landeögejebgebung in Baiern, Würtemberg und Baden. Art. 35, 
38 und Bertrag vom 15. Nov., 3.2. 

Vorbehalt der freien und jelbititändigen Verwaltung des Poſt- und 
Telegraphenweſens für Baiern und Würtemberg. Bairijcher Vertrag III, 
$4 und Schlußprotofoll XL, würtembergijcher Vertrag Art. 2, 3.4, Schluß: 
motofoll 3. 3. 

Wegfall der Art. 42 bis 46 im Abjchnitt: Eifenbahnwejen für Baiern. 
Bairiicher Vertrag IIL, $ 3. 

Wegfall des Geſetzgebungsrechts des Bundes über Heimaths- und Nie 
terlaffungsverhältniffe für Baiern. Bairifcher Vertrag IL, $1, Schluß— 
protofoll IL und III. 

Beichränfung des Gefehgebungsrechts ded Bundes über Immobiltar- 
Verfiherungöwejen für Baiern. Schlußprotokoll zum bairichen Vertrag IV. 

Endlich gehören hieher die Militärfonvention für Würtemberg und die 


S. 6. 
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Feſtſetzungen über das bairiſche Militärwejen im bairiſchen Vertrag III, 
S$ 5 und 6, Schlußprotokoll XIV. 


3) Iſt in Art. 79 Uebergangsbeitimmung getroffen wegen Ginführung 
einer größeren Zahl von Gejeßen, welche im norddeutichen Bunde 
ergangen find, in Würtemberg, Baden und Helfen; Baiern hat 
nach III, $ 8 jenes Vertrags jofort nur das Wahlgeſetz für den 
Reichstag des norddeutichen Bunde vom 31. Mai 1869 ange: 
nommen. 

Mo der Finführungstermin für gewiffe Gejege auf jpätere beitimmte 
Termine hinausgejchoben ward, ilt der Grund zu juchen in der Notbhwen- 
digfeit oder Räthlichkeit, vorher oder gleichzeitig die Gejeßgebung des einzel- 
nen Staates thätig werden zu laffen. Im Betreff insbejondere des Geſetzes 
über die Errichtung eined oberiten Gerichtshofes für Handelsjachen liegt für 
Würtemberg die Schwierigkeit vor, daß, abweichend vom Verhältniß anderer 
Staaten, die Appellationdgerichte haben, in Würtemberg das Oberhandels- 
gericht an die Stelle des Obertribunald ald zweite Inftanz treten würde, 
wodurd das Oberhandelägericht eine übergroße Kompetenz erhalten würde. 

Zu dem Geſetze, betreffend die vertragsmäßigen Zinjen, vom 14. Nov. 
1867 muß wohl in Würtemberg die Yandesgejeßgebung thätig werden Fraft 
des in $ 5 des Geſetzes ausgeſprochenen Worbehaltes. 

Das Geſetz, betreffend die Beichlagnahme des Arbeitd- oder Dienft- 
lohnes, vom 21. Suni 1869 wird zu $4 Ziff. 4 eine Nenderung des wür: 
tembergiichen Exekutionsgeſetzes bezüglich der Gehalte öffentlicher Diener noth- 
wendig machen. 

Bezüglich der Ausgabe von Papiergeld endlih war es für Würtemberg 
wünſchenswerth, für das nächte Jahr nody freie Hand zu behalten. 

Schließlich habe idy nur nody darauf. hinzumeijen, daß wie befannt die 
neue Deutſche VBerfaffung mit dem 1. Januar 1871 in Wirffamfeit treten 
fol, wonad bis zu diefem Tage nicht blos die Verträge, jondern auch 
jämmtliche in Witrtemberg ſofort einzuführende Bundesgeſetze publizirt wer: 
den müßten. 

In der 4. Situng vom 22. Dezember 1870 erftattete Hölder ald Re- 
ferent der Fünfzehner - Kommilfion folgenden (jchriftlihen) Kommiſſions- 
bericht”): 

8.1. 
Die Vorlagen zerfallen, entiprechend der Zeit ihrer Entftehung und 


dem Gange der Verhandlungen, in drei Gruppen: 
I. die Verträge über Gründung eined Deutichen Bundes zwiſchen dem 


*) Beilagen, Bd. I. ©. 39. 


Kommiſſionsbericht. 485 


bisherigen Norddeutſchen Bund, Würtemberg, Baden und Heſſen für ſeine 
jublih vom Maine gelegenen Landestheile, und zwar: 

A. Vertrag über die Gründung eines Deutichen Bundes zwijchen dem 
biöherigen Norddeutichen Bunde, Baden und Heflen für feine 
füdlih vom Maine gelegenen Landeötheile, d.d. Berjailles den 
15. November 1870; 

B. als Beilage zu diejem Vertrag: die Berfaffung des Deutichen 
Bundes; 

C. Vertrag zwijchen dem bisherigen Norddeutichen Bunde, Baden und 
Heflen einerjeitd, Würtemberg andererjeitd, d.d. Berlin den 25. No— 
vember 1870, betreffend den Beitritt Würtembergd zu der ad A, 
und B. getroffenen Vereinbarung ; 

D. Schlußprotofoll, d.d. Berlin den 25. November 1870, zwiſchen 
den eben genannten Staaten; 

E. Militärfonvention zwijchen dem Norddeutjchen Bunde und Wür— 
temberg, 

4.a. Verſailles den 21. November 1870, 
"Berlin den 25. November 1870, 
mit zwei Beilagen, die Kriegd- und Friedendformation des K. 
Würtembergiicdhen Armeeforps betreffend. 

Zu dieſer Militärfonvention gehört ein Schlußprotofoll vom 
gleichen Tage, welches von dem Juftizminifter v. Mittnacht im 
der Sißung vom 19. Dezember vorgetragen wurde und wörtlich 
dem Protokolle diefer Sitzung einverleibt ift. 


I. Die Verträge über den Abjchluß eines Berfaffungsbüudnifjes 
milhen den ad I. genannten Staaten und Baiern. 


Hieher gehören 

A, Vertrag zwiſchen dem Norddeutichen Bunde und Baiern über den 
Abichluß eines ewigen Bunde unter dem Namen „Deutjcher 
Bund“, d.d. Berjailled, 23. November 1870; 

B. Schlußprotofoll zwifchen den ad A. genannten Staaten, d.d. Ber: 
jailles 23. November 1870; 

C. Bertrag zwijchen dem Norddeuticdyen Bund, Baiern, Würtemberg, 
Baden und Heflen, d.d. Berlin den 8. Dezember 1870, betreffend 
den Beitritt von Würtemberg, Baden und Heflen zu dem Ber: 
trage unter Ziff. II. A., von Baiern zu der Berfafjung unter 
Ziff. I. B. und dem Bertrage unter Ziff. I. C. 





II. Yenderungen der Verfaffung des Deutichen Bundes, im Einver- 
ſtändniß mit den Regierungen von Würtemberg, Baiern, Baden und 
Helen vom Bundedrathe und Reichdtage ded norddeutſchen Bundes ange: 
nemmen, betreffend die Benennung des Deutichen Bundes ald „Deutſches 
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Reich" und die Führung ded Namens „Deuticher Kaiſer“ von Seiten des 
Königs von Preußen ald Präfidium des Bundes. 

Alle diefe Vorlagen, mit Ausnahme ded am 19. Dezember in der 
Kammerfitung verlejenen Schlußprotofolld zu der Militärfonvention — 
oben Ziff. I. E. — befinden ſich gedrudt in Ihren Händen, daher eine 
Wiederholung ihres Inhalts in diefem Berichte nicht ald geboten erjcheint; 
vielmehr dürfen wir den Inhalt der Vorlagen ald den Mitgliedern diejes 
hohen Hauſes befannt vorausjeßen. 


$. 2. 

Die drei Gruppen, weldye wir eben unter Ziff. I., Il. und III. auf» 
geführt haben, nehmen eine gewiſſe Selbftftändigfeit unter ſich in Anjprudh. 
Inöbejondere ift die Gruppe der Verträge unter Ziff. I. jelbftftändig von 
derjenigen unter Ziff. II. Sollte daher audy der definitive Abſchluß des 
Berfaflungsbündnifjes mit Baiern aus irgend einem Grunde auf Hinder- 
nifje ftoßen, jo können gleichwohl die Verträge unter Ziff. I. zum redjtö- 
giltigen Abjchluffe gelangen. Ebenſo bildet, wenigitend nad) der formellen 
Sadjlage, das Uebereinfommen unter Ziff. II. keineswegs die nothwendige 
Bedingung des Zuftandefommend der Verträge unter Ziff. I. und II. wo— 
gegen allerdings die Verträge unter Ziff. II. laut ihres Inhalts diejenigen 
unter Ziff. I. infofern zur Vorausießung haben, ald fie auf letztere wejent- 
lich Bezug nehmen. 

Demgemäß find die Anträge, welche wir am Schluffe unjered Be- 
richteö ftellen werden, ausdrüdlidy jo gemeint, dab die Zuftimmung zu den 
Verträgen unter Ziff. I. unabhängig ift von der Frage, ob die Vorlagen 
unter Ziff. II. und II. zur rechtlichen Kraft gelangen. Ebenjo jollen 
etwaige Anftände bezüglicy der Vorlage unter Ziff. III. die rechtliche Wirk: 
jamfeit der Zuftimmung der Ständeverfammlung zu den Verträgen unter 
Ziff. I. und II. nicht alteriren. 


$. 3. 


Durch diefe Verträge ſoll anftatt ded im Prager Frieden vorgejehenen 
Verhältniſſes der füddeutichen Staaten zum Norddeutichen Bund ein Deut: 
iches Reich geichaffen werden; die Schuß: und Trugbündniffe der ſüd— 
deutichen Staaten mit Norddeutichland, wie der deutjche Zollverein werden 
durch dieje neue Schöpfung abjorbirt. 

Indem wir an die materielle Würdigung der Vorlagen herantreten, 
find wir und der enticheidenden Wichtigkeit der und zur Begutachtung vor: 
liegenden Fragen vollfommen bewußt. Das Schidjal unferes Vaterlandes 
hängt für eine lange Zeit von der Entſcheidung ab, welche die Ständever- 
ſammlung zu treffen hat. Allein der Entſchluß wird jedem einzelnen Mit- 
gliede diejed hohen Hauſes dadurch erleichtert, daß es fi) um Fragen ban- 
beit, welche ſchon jeit Jahren und indbejondere in den legten Monaten, 
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nach allen Seiten hin erörtert worden find. Die bundeöftaatliche Einigung 
Deutſchlands ift längft von allen Seiten ald das nothwendige Ziel der 
nationalen Beftrebungen anerfannt. Die Frage ob diefe Einigung ſich 
auf Grundlage der norddeutichen Bundesverfafjung vollziehen joll, bildet 
jeit den Ereigniſſen des Jahres 1866 und dem zu Anfang des Jahres 1867 
erfolgten Abſchluß diefer Verfafjung den Gegenftand des Kampfes zwijchen 
den verjchiedenen politiichen Parteien. Nachdem die Regierung den Ent: 
ſchluß gefaßt hatte, auf Grundlage der Norddeutichen Bundesverfaſſung 
ihrerjeit8 die Hand zur bundesftaatlichen Einigung Deutjchlands zu bieten, 
bat fie die lebte Kammer ausdrüdlich zu dem Zwecke aufgelöst, um dem 
Bolfe Gelegenheit zu geben, feinen Wünjchen bezüglich diejer brennenden 
Frage durch die Neuwahl der Abgeordneten einen Ausdrud zu geben. Wir 
dürfen es als eine feftitehende Thatſache bezeichnen, daß bei den nur wenige 
Bohen hinter und liegenden Wahlfämpfen wohl ausnahmlos überall die 
Anfiht der Sandidaten über die von der Negierung angebahnte und noch 
vor den Wahlen zum Abſchluß gefommene bumbdesftaatlihe Einigung 
Deutihlands hauptiäkhlich zur Erörterung gekommen und in den meiften 
Bezirken für die Abftimmung der Wähler maßgebend geworden ift. 

In diefem Sinne ift ed richtig, daß die und vorliegenden Fragen 
ihrem wejentlicyen Inhalte nach vom Volke entjchieden find, und daß wohl 
jedes Mitglied dieſes hohen Haufed feine Stellung hiezu bereit8 ge— 
nommen bat. 

Wenn fidy hienach der Beichluß der hohen Kammer rechtfertigt, die 
Vorlagen der Regierung ſchon drei Tage, nachdem fie eingebracht find, in 
Berathung zu nehmen, und unjere Kommiffion nur mit einem jchriftlicyen 
Berichte hierüber zu beauftragen, jo ift andererſeits diejer Beichluß der 
Kammer für die Behandlung der Borlagen in Mitte Ihrer Kommilfion 
maßgebend gewejen. 


8. 4. 


Es war unter den gegebenen Umftänden weder möglich nody geboten, 
einen auf das Einzelne eingehenden materiellen Bericht zu erftatten. 
Die Kammer jelbft hat und von diefer Dbliegenheit entbunden, da binnen 
der und zugemefjenen Zeit eine joldye Berichterftattung unausführbar ge- 
weien wäre. Wenn aber dieje Bemerfung jchon für die vereinbarte Ver—⸗ 
faffung des Deutichen Reiches und die hierauf bezüglichen Verträge jelbft gilt, 
jo muß fie um jo gewiljer maßgebend jein für die Beurtheilung der in 
Art. 80 der Bundesverfaſſung aufgeführten Geſetze des Norddeutichen 
Bundes, welche theild fofort, theild von einem beftimmten jpäteren Zeit 
punkte an in nothwendiger Folge ded Eintrittd Würtembergs in den Deutjchen 
Bund auch bei und in Kraft treten jollen. 

Jede nähere Würdigung derjelben ift für und innerhalb der und zu= 
gemefjenen Friſt eine Sache der Unmöglichkeit. Allein eine ſolche Würdis 
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gung ift auch nicht geboten, weil die Entſcheidung nicht von dem Ergebniß 
derjelben abhängig fein fann. Die ſämmtlichen Geſetze find von den ges 
jeggebenden Faktoren des Norddeutſchen Bundes, vom Reichdtag und Bun- 
desraty auf Grund ihrer verfaffungsmäßigen Zuftändigkeit erlafjen oder 
gebilligt worden. Diefelben Angelegenheiten unterliegen auch der Gejeh- 
gebung des jeßt abgejchloffenen Deutſchen Bundes. Diejelben find bei 
Annahme der Bundeöverfaffung jedenfalls für die Zukunft der Zuftändig- 
feit der Landeögefehgebung entrüdt. Wenn wir aber für die Zufunft 
dem Neichötage und Bundesrathe die Gejeßgebung in dieſen Angelegen- 
heiten anvertrauen, jo dürfen wir auch für die Vergangenheit von ber 
Vorausſetzung ausgehen, daß diefe Organe, obgleich fie ihrer Zujammen- 
ſetzung nad) auf Norddeutichland bejchränft waren, ihr Geſetzgebungsrecht 
in zwedentiprechender und heiljamer Weiſe ausgeübt haben. Weberdieß ift 
die Tüchtigfeit der gejeßgeberiichen Arbeiten des Norddeutichen Bundes allen 
Denjenigen, welche diejen Arbeiten feit Errichtung des Bundes mit Auf- 
merfjamfeit gefolgt find, befannt und die öffentliche Anerkennung ift den» 
jelben nicht verfagt worden. Zum Beweiſe biefür fönnen wir und auf 
die Thatfache berufen, daß für eine Neihe von würtembergijchen Geſetzen 
und Gejehedentwürfen das entiprechende Norddeutiche Bundesgeſetz häufig 
bis auf den Wortlaut maßgebend geweſen ift. Sollten aber je in den ein- 
zuführenden Norddeutichen Bundesgeſetzen einzelne Beftimmungen ſich finden, 
welche erheblichere Mißſtände mit fich führen, jo ift den künftigen Vertretern 
Mürtembergd im Reichötag und Bundesrath die Möglichkeit eröffnet, eine 
Abhülfe auf dem Wege der Geſetzesreviſion in Anregung zu Bringen. 
Andererjeitd würde die Ginführung der in Frage ftehenden Geſetze auf dem 
Wege der Bundeögefeßgebung nicht lange auf fih warten lafjen, wenn 
deren Einführung audy nicht ſchon durch den Art. 80 der Bundesverfaffung 
vorgejehen wäre. Denn die Gejeßgebungsorgane ded neuen Deutichen 
Bundes würden jobald ald möglich darauf Bedacht nehmen, die für 30 
Millionen Einwohner des bisherigen Norddeutichen Bundes geltenden Ge— 
jege im Wege der Bundesgejeßgebung audy auf die jüddeutichen Staaten 
auszudehnen, und die Vertreter Mürtembergs im Neichtage und Bundes: 
rath würden jchließlich jelbft die Hand dazu bieten. 

Die Richtigkeit diefer Bemerfung wird ſich vorausfichtlih Baiern ge- 
genüber bald erweilen, welches die alöbaldige Cinführung der in Art. 80 
der Bundeöverfaffung aufgeführten Gejege mit Ausnahme des Reichswahl⸗ 
geſetzes abgelehnt hat. 


g. 5. 


Allein abgejehen von diefem Allem kann die Frage bed Beitritts 
Würtembergs zu dem ſich neu erhebenden Deutichen Reiche unmöglich davon 
abhängig jein, ob einzelne Beftimmungen der damit zur Einführung kom— 
menden Gejeßgebung des biöherigen Norddeutichen Bundes oder auch ein- 
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zeine Beſtimmungen der Bundesverfaſſung ſelbſt und der damit in Ver— 
bindung ſtehenden Verträge zu dieſem oder jenem Auſtande Veranlaſſung 
geben. 

Was insbeſondere die Bundesverfaffung betrifft, jo find wir weit ent- 
fernt zu beftreiten, daß ihr manchfache Mängel anfleben mögen, daß fie 
der Verbefjerung und Weiterentwidlung bedürftig ift. Allein fein menſch— 
liches Werk fann frei von Mängeln fein, zumal ein jo gemaltiges, mie die 
Biederherftellung des Deutſchen Reichs, welche nur aus der freien Zu— 
ſtimmung fo vieler relativ und formell jelbititändiger Gewalten hervorgehen 
faun. Ohne weit gehende Refignation von allen Seiten wäre ed unmög> 
lich, diejed Werk zu jchaffen. Wenn die früheren Verjuche zur Heritellung 
eines einigen Deutichlands troß der alljeitigen Wünjche biefür gejcheitert 
find, jo müfjen die Gründe diefer Miherfolge vorzugsweije in dem früheren 
Mangel diejer Refignation gejucht werden. Die Entwidlung der Dinge 
in Deutſchland jeit 4 Fahren, und zumal in den lebten Monaten, hat 
aber den Beweis geliefert, daß das deutſche Volk und Diejenigen, in deren 
Händen jein Schidjal ruht, die Nothwendigfeit begriffen haben, jene frühe- 
ren Fehler abzulegen. Iſt num eine hohe Kammer mit und von der Ueber: 
jeugung durchdrungen, dab die und vorliegende große Frage nur nad 
groben Gefichtöpunften beurtheilt und entichieden werden kann, jo wird fie 
gerne auf eime detaillirte, in dieſem Augenblick Eleinliche Ertörterung jener 
vielen einzelnen Beftimmungen verzichten. Sie wird mit uns anerfennen, 
dab ed nur darauf anfommt, ob der und vorliegende Entwurf einer 
Deutichen Bundesverfaffung in feinen Grundzügen den Anforderungen 
entipricht, welche die Nation zu ftellen berechtigt ift, ob die berechtigten 
fonftitutionellen Forderungen unjerer Zeit im Wejentlichen erfüllt, die 
nothwendigen Volksrechte gewahrt find, ob die Verfaſſung die Möglichkeit 
gewährt, aus fich jelbft heraus hervortretende Mebeljtände zu verbefjern und 
die einem gefunden nationalen Leben unumgängliche Weiterentwicdlung zu 
ermöglichen. 

Wenn dieſe Fragen zu bejahen find, dann wird eine hohe Kammer 
bereit jein, auch durch ihr Votum zur endlichen Erreihung der höchſten 
nationalen Ziele beizutragen. Und in der That fteht die Sache jo, daß 
es zwiichen Annehmen und Ablehnen fein Dritte giebt. Nach den Um— 
Händen würde jeder Aenderungsverſuch einer Ablehnung gleichfommen 
und das Einigungswerk jelbit gefährden. Wenn der Norddeutiche Reichs— 
tag, die Vertretung von 30 Millionen Einwohnern, nicht in der Lage 
war, irgend einen Abänderungsvorjchlag mit Ausficht auf Erfolg durchzus 
ſetzen, wenn dieje bedeutende Körperichaft jchließlich vor die Alternative der 
Annahme oder der Ablehnung geftellt war, jo muß ſich um jo gewiffer 
der würtembergiiche Landtag bei der gleichen Alternative zufrieden geben. 
Jeder Wunſch einer Abänderung im Einzelnen, wenn er auch noch fo be= 
rechtigt ſein mag, ift daher auf die fünftige Weiterentwidlung der Reichs— 
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verfafjung und der Reichsgeſetzgebung zu verweilen, fobald die oben hervor: 
gehobenen allgemeinen Gefichtspunfte zur Würdigung der Verfafjung des 
Deutſchen Neiches für deren Annahme den Ausichlag geben. 

In diefem Sinne und mit diefen Beichränfungen wenden wir und 
nunmehr zu dem Inhalte der Verfaffung und der Verträge. 


$. 6. 


Daß die Aufgabe des Bundes und jeine Zuftändigfeit im großen 
Ganzen richtig fejtgeftellt ift, wird faum beftritten werden wollen. 

Die ausgeiprochenen Bundeszwede: Schub des Bundeögebietd? und 
des innerhalb deffelben giltigen Nechts, fowie Pflege der Wohlfahrt des 
Volks find Anforderungen, welche von jeder Nation an ihre oberfte Ver— 
fafjung geftellt werden müffen. 

Ein gemeinfames Staatöbürgerredht ift die längft anerfannte Forde— 
rung des Deutichen Volks. 

Mas jodann die nähere Ausführung der Zuftändigfeit des Bundes 
in Art. 4 betrifft, jo ift die Nothwendigfeit gemeinjchaftlicher Beſtimmuu— 
gen und Einrichtungen für die meiften dieſer Gegenftände längft dadurd) 
erwiejen, dab die einzelnen Staaten in Ermanglung einer oberften Bundes- 
gewalt die Wohlthaten der Gemeinjamfeit fi), wenn auch in ungenügender 
Meile, Ichon bisher durch ein Spftem der verichiedenften Staatäverträge 
zu verichaffen juchten. In anderen Beziehungen wird durch die Beſtim— 
mungen dieſes Artikels eine Lücke wieder ausgefüllt, welche dad Aufhören 
des Deutſchen Bundes vom Jahre 1815 zurüdgelafien bat. Denn jo 
vielen Widerſpruch dieje Iuftitution beim deutichen Volke gefunden bat, 
waltete dody darüber niemals ein Zweifel ob, dat gemeinjame militärifche 
Einrichtungen für die Sicherheit der Nation geboten waren, und vom 
patriotiichen Gefichtöpunfte aus fonnte die Unfähigkeit des untergegangenen 
Bundestags zu einer fräftigen Entwidlung der deutichen Heereöverfafjung 
nur bedauert werden. Als eine relativ berechtigte Ausſtellung bezüglich 
der Kompetenz der Bundesgewalt wird die Thatfache bezeichnet, daß nicht 
auch die Freiheitärechte des Volks ihrem Schutze unterftellt find. Wir find 
indefjen der Ueberzeugung, dab der Werth, weldyer der Aufführung joge- 
uannter Grundrechte in den Verfaſſungen beigelegt zu werben pflegt, viel 
fady überfchäßt wird. Sm der Regel kommt ed auf die Ausführung an, 
welche dieſen Rechten im Konfreten durch die Gejeßgebung gegeben wird. 
In diejer Beziehung hat aber die Norddeutiche Bundeögejeßgebung in dem 
wenigen Jahren ihrer Thätigfeit Bedeutendes geleifte. Wir erinnern in 
diefer Beziehung nur an das geſetzlich verbürgte freie Aufenthaltes und 
Niederlafjungsrecht, an die Freiheit des Gewerbebetrieb und der Verehe— 
lihung, an die Befeitigung jedes Einfluffes der Religionsverſchiedenheit 
auf die bürgerlichen und politifhen Rechte, an die Aufhebung der Schuld» 
haft u. ſ. f. Zu geſetzlicher Feititelung anderer Freiheitsrechte, des 
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Schutzes gegen millfürliche Verhaftung und Hausfuchung, gegen Verlegung 
des Briefgeheimnifies, der Sicherung des geſetzlichen Gerichtsſtands ins— 
bejondere in Straffahen wird die Abfaffung der Prozebordnungen Die 
Veranlaffung bieten. Wenn endlidy durch die Verträge mit den ſüddeutſchen 
Staaten die Beftimmungen über die Preffe und das Vereinsweſen zur 
Bundesſache erklärt worden find, fo ift dem Deutſchen Reichstage die 
Möglichkeit eröffnet und die Aufgabe geftellt dafür zu forgen, daß aud) 
diefen wichtigen Freiheitörechten überall in Deutſchland der gleiche geſetz— 
liche Schu zu Theil werde. 


6.7, 


Was fodann die Organe der Bundeögewalt betrifft, jo ift das Volk 
durch den Reichstag vertreten, welcher in Gemeinjchaft mit dem Bundes» 
rath das Recht der Bundesgeſetzgebung ausübt. 

Der Reichötag geht aus allgemeinen und direften Wahlen mit geheimer 
Abftimmung hervor und genießt eine Reihe von Rechten, welche unferer 
Ständeverfammlung zur Zeit noch fehlen. Jusbeſondere fteht ihm das 
Recht der freien Wahl feiner Präfidenten und Schriftführer, fowie das 
Recht des Gejebeövorichlags zu; Beamte bedürfen feined Urlaubs zum 
Eintritt in denjelben; die Annahme eines bejoldeten Staatsamts von Seiten 
eines Mitglieds zieht den Verluſt des Sites nad fih. Das Recht der 
Bundeserefutive zur Vertagung des Reichstags ift beſchräukt. Die per 
fönlihe Sicherheit der NReichötagsmitglieder und deren Umverantwortlichkeit 
wegen ihrer Abftimmungen und in Ausübung ihres Berufs gethanen 
Aeußerungen ift gemährleiftet. Wahrheitsgetreue Berichte über Berhand- 
lungen des Reichstags bleiben von jeder Verantwortlichkeit frei. Daß die 
Mitglieder des Neichdtags als folche feine Befoldung oder Entihädigung 
beziehen, wird von vielen Seiten ald ein Mißſtand bezeichnet, während 
Andere hierin ein nothmwendiges Gegengewicht gegen das allgemeine Stimm: 
recht erbliden. Allein auch die Gegner diefer Beftimmung können nicht 
in Abrede ziehen, daß die Vertretung der Nation mit allen Befugniffen 
reichlich ausgeftattet ift, welche ihr eine freie Bewegung fichern können. 
Da num diefelbe bezüglich des Geſetzgebungsrechts dem Bundesrathe gleich— 
geftellt ift, jo mwäre es in der That die eigene Schuld ded Volks und 
jeiner Bertreter, wenn leßtere nicht im Stande wären, erforderlichen 
Falls die Volksrechte mit Erfolg zu vertheidigen und im Wege der all 
mäblihen Entwidlung diejenigen weiteren fonftitutionellen Ginrichtungen 
zu erlangen, welde in der Bundeöverfaffung zur Zeit noch vermißt 
werden mögen. 


$. 8. 


Im Bundesrathe findet der föderative Gharafter der Reichsver— 
faffung feinen Ausdruck. Derjelbe befteht aus den Vertretern der einzelnen 
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Bundesglieder; für die Zahl der von jedem zu führenden Stimmen 
find die Vorjchriften für das Plenum der vormaligen Bundesverfammlung 
zu Grunde gelegt. 

Der Bundesrath beſchließt über die dem Reichstag zu machenden Vor: 
lagen und die von demjelben gefaßten Beichlüffe; feine Zuftimmung zu den 
Bundesgeſetzen iſt erforderlich, und zwar müflen zu Abänderung der Bun- 
deöverfafjung nach den Verträgen zu Ziffer I. drei Viertheile der im Bun- 
desrathe vertretenen Stimmen ihr Cinverftändniß ausipredyen; nach den 
Verträgen mit Baiern (oben Ziffer IL.) gilt eine beantragte Verfaſſungs— 
änderung ſchon dann ald abgelehnt, wenn fie im Bundesrathe 14 Stimmen 
gegen ſich hat. 

Bezeichnend für dem föderativen Charakter der Reichsverfaſſung bezüg- 
lic) des Gejeßgebungsrechts ift inöbefondere Die Beitimmung, daß dem 
Neichöoberhaupt der Negel nach gegenüber von einem durch den Bunded- 
rath und Reichstag beichloffenen Gejeg Fein Veto zuiteht. Nur bei Ges 
ſetzesvorſchlägen über dad Militärweien, die Kriegdmarine und über die in 
Art. 35 der Verfafjung bezeichneten Abgaben giebt im Falle einer Mei- 
nungöverichiedenheit im Bundesrath die Stimme des Präfiviumd den Aus- 
Ihlag, wenn fie fich für die Aufrechterhaltung der beftehenden Einridy- 
tungen ausjpricht. 

Allein nicht nur bezüglich der Gejeßgebung, jondern auch binfichtlich 
der vollzichenden Gewalt des Bundes iſt durdy die dem Bundesrathe ein- 
geräumte Stellung den Regierungen der einzelnen Staaten ein weitgehen- 
der Einfluß eingeräumt. 

Die BVerfaffung giebt nämlich dem Bundedrath das Recht, über die 
zur Ausführung der Bundesgeſetze erforderlichen allgemeinen Bermaltungs- 
vorjchriften und Ginrichtungen fowie über Mängel, weldye bei der Aus- 
führung der Bundeögejeße oder der eben erwähnten Einrichtungen und 
Borjchriften hervortreten, Beichlüffe zu fallen. Der Bundesrath übt hienach 
Rechte aus und theilt foldhe mit dem Bundespräfidium, weldye nad 
jonftigen Tonftitutionellen Anjchauungen dem Staatsoberhaupt allein 
zufommen. 

Erweitert wurden die eben erwähnten Rechte ded Bundesraths ge— 
genüber der Verfaſſung des Norddeutichen Bundes durch die Verträge mit 
den jüddeutichen Staaten. Hienach ift zur Kriegserflärung, abgejehen von 
dem alle eined feindlihen Angriffs, die Zuftimmung des Bundesraths 
erforderlich, und die Erefution gegen Bundeöglieder wegen Nichterfüllung 
ihrer Bundespflichten kann nicht mehr vom Bundespräfidium allein ver- 
fügt, jondern nur vom Bundesrathe bejchloffen werden. 

Zur Erleichterung feiner Thätigfeit bildet der Bundesrath aus feiner 
Mitte dauernde Ausſchüſſe, zu welden nad den Verträgen mit Baiern 
auch ein Ausſchuß für die auswärtigen Angelegenheiten fommen fol; in 
legterem wird verfaſſungsmäßig Würtemberg Sit und Stimme haben. 
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Ebenſo ift Würtemberg durch die Militärkonvention zugeſichert, daß 
es jederzeit in dem Bundesausſchuß für das Landheer und die Feſtungen 
vertreten ſein werde. 

Der Beſtimmung, daß bei Verfaſſungsſtreitigkeiten in Ermanglung 
einer Behörde zu deren Entſcheidung auf Anurufen Eines Theils der Bun— 
detrath eine gütliche Ausgleichung zu verfuchen bat, erwähnen wir nur zu 
dem Zwede, um die Ungefährlichfeit diejer Beſtimmung für unſer landes- 
verfafjungdmäßiges Recht zu fonftatirn. Denn im Falle des Miklingend 
einer Ausgleichung durch den Bundesrath joll der betreffende Verfaſſungs— 
ftreit im Wege der Bundeögejeßgebung zur Erledigung gebradyt wer: 
den, und dem Reichstage muß doch jo viel Vertrauen geſchenkt werden, 
daß er eimem begründeten Anjprudye der Landeövertretung Nichts ver- 
geben werde. 

Durch die Anführung diejer Beitimmungen dürfte der Beweis geführt 
jein, dab den Gin,elftaaten derjenige Einfluß auf die Bundesangelegen- 
beiten in vollem Maße gewährt ift, weldyer ihmen ohne Gefährdung der 
notbwendigen Einheit überhaupt eingeräumt werden fann, — ein Einfluß, 
welher das Verhältniß ihrer Größe und Bedeutung gegenüber von dem 
größten deutichen Bundesſtaate, Preußen, weit überjchreitet. 


8.9. 


Andererjeitd kann unter den gegebenen Umftänden die oberfte Leitung 
der Bundesangelegenheiten nur dem Regenten von Preußen übertragen jein, 
welcher nach dem oben unter Ziff. III. erwähnten Aktenſtücke künftig den 
Namen „Deutjcher Kaiſer“ führen fol. 

Der Kaifer hat den Bund völferrechtlich zu vertreten, im Namen des 
Bundes je nach der Art des Falld unter Zuftimmung des Bundesraths 
‚Krieg zu erflären; er hat das Recht, Frieden zu ſchließen, Bündniffe und 
andere Verträge mit fremden Staaten einzugehen, Gejandte zu beglaubigen 
und zu empfangen. Dem Kaifer fteht e3 zu, den Bundesrath und den Reichs: 
tag zu berufen, zu eröffnen, zu vertagen und zu jchliefen. Der Vorſitz im 
Bundesrathy und die Leitung der Gejchäfte it dem vom Kaijer ernannten 
Bundesfanzler übertragen. Der Kaifer hat die Bundesgejehe auözufertigen 
und zu verfündigen, deren Ausführung zu überwachen; er ernennt die Bundes- 
beamten und verfügt deren Entlaffung; er vollftredt eine vom Bundesrathe 
gegen Bundesglieder bejchloffene Erefution. Alle dieje Rechte der vollziehenden 
Gewalt hat der Kaijer nach den bejonderen Beitimmungen der Bundeöver- 
faffung, insbeſondere auch in Zoll: und Handeldangelegenheiten, im Eijenbahnz, 
Pofte, und Telegraphenweſen, auszuüben, joweit diefelben als Bundesjache 
erflärt find. Die Bundeskonſuln ftehen unter jeiner Aufficht und werden 
von ihm nach Vernehmung des Bundesrathsausſchuſſes für Handel und 
Verkehr angeftellt. 

Die Bundeskriegsmarine ift eine einheitliche unter dem Oberbefehl des 
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Kaijerd, welchem deren Organijation und Zufammenfetung, ſowie die Emen- 
nung der Offiziere und Beamten der Marine obliegt. 

Die geſammte Landmacht des Bundes bildet ein einheitliches Heer, 
welches in Krieg und Frieden unter dem Befehle des Kaijerd ald Bundes- 
feldherrn ſteht. Der Kaijer hat die Pflicht und das Necht, für die Voll: 
zähligfeit und SKriegstüchtigfeit aller Deutichen Truppentheile, für die Einheit 
in der Sormation und Drganifation, in Bewaffnung und Kommando, in der 
Ausbildung der Mannſchaften, jowie in der Qualifikation der Dffiziere Sorge 
zu tragen; er hat das Necht der Inſpection; er beftimmt den Präſenzſtand, 
die Gliederumg und Eintheilung der Kontingente, die Drganijation der Land» 
wehr, eintretenden Falld die Friegäbereite Aufitellung eines jeden Theile der 
Bundesarmee. Alle Bundeötruppen find verpflichtet, den Befehlen des Katjers 
ald Bundesfeldherm unbedingte Folge zu leiften. Dieje Verpflichtung wird 
in den Fahneneid aufgenommen. Der Bundesfeldherr hat gewifje in ber 
Berfaffung und den Militairfonventionen näher bezeichnete Emennungsredhte ; 
ferner das Necht, Bundeöfeftungen anzulegen, joweit die dazu erforderlichen 
Mittel zur Verfügung geftellt werden. Endlich kann er wegen Bedrohung 
der öffenilicyen Sicyerheit unter den gejeglichen Vorausſetzungen, Formen 
und Wirkungen einen jeden Theil des Bundeögebietd in Kriegszuſtand 
erklären. 

Henn Deutſchland gegen außen gefichert fein fol, wenn die Wohlthaten 
einer Bundesverfaffung nach allen Seiten hin wirfjam werden follen, fo iſt 
unſeres Dafürhaltens eine ftarfe Gentralgewalt nothwendig. Die dem Reiche: 
oberhaupt eingeräumten Rechte find im MWejentlichen feine anderen als ſolche, 
weldye nad Eonftitutionellen Grundſätzen überall den Oberhaupte eined Staatd- 
weſens einzuräumen find. Im Gegentbheil wurden diejelben für das deutiche 
Reich durch die oben erwähnten Befugnifjfe des Bundesraths weſentlich be 
ichränft; um jo weniger ift aber die dem Kaiſer unter diejen Bejchränfungen 
eingeräumte Stellung im Princip zu beanftanden. 

Im großen Ganzen find hienach durch die Neichöverfafjung die Rechte 
der Volfövertretung, der einzelnen Staaten im Bundesrath und des Bundes- 
oberhauptes richtig abgewogen und fejtgeftellt. 


8. 10, 


Dagegen hat die Stellung des Bundeskanzlers, jowie der Mangel nähe 
rer Beitimmungen über deſſen Verantwortlichkeit vielfach zu Ausitellungen 
Deranlafjung gegeben. Wir find aud) weit entfernt in Abrede ziehen zu 
wollen, daß insbejondere bezüglich diejer Fragen Manched der weiteren Ent- 
widlung vorbehalten iſt. 

Indefjen ijt jenen Ausitellungen gegenüber doch geltend zu machen, daß 
laut der Verfaſſung die Anordnungen und Verfügungen des Bundespräfidiums 
zu ihrer Gültigkeit der Gegenzeichnung ded Bundeskanzlers bedürfen, welcher 
dadurch die Berantwortlichfeit übernimmt. Die Minifterverantwortlichkeit 
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it jomit wenigftend im Princip anerfannt. Der Forderung, daß daffelbe 
durch Schaffung von Bundesminifterien weiter entwidelt werden jolle, jteht 
von Seite Derjenigen, welche das fürderative Moment vorzugsweije betonen 
m müljen glauben, die Einwendung entgegen, dab durch Bundesminiſterien 
die Bedeutung des Bundesraths in den Hindergrund gedrängt werden würde. 
Wie man aljo die Forderung von Bundesminijterien und einer weiteren Aus- 
bildung des Princips der Verantwortlichfeit beurtheilen mag, jo ift doch an— 
zerfennen, daß fich hier verjchiedene relativ berechtigte Anjchauungen gegen- 
überfteben, welche in den Beitimmungen der Bundesverfajjung eine vorläufige 
Auögleihung gefunden haben. 

Zudem darf nicht überjehen werden, daß die jo eben erwähnte Stellung 
des Bundesraths nicht bloß in Angelegenheiten der Gejeßgebung, jondern auch 
in Angelegenheiten der Bundesregierung die verantwortliche Stellung des 
Bundesfanzlerd wejentlich beeinträchtigt. Im den wichtigjten Regierungsange- 
legenbeiten ift derjelbe durch die Beichlüffe des Bundesraths gebunden, er 
farm jomit höchſtens für deren Geſetzmäßigkeit verantwortlid; gemacht 
werden, während es im Recht der einzelnen Bundesitaaten liegt, durdy ihre 
Vertreter im Bundesrath ihre Anficht zur Geltung zu bringen. Dieje Ver: 
treter können aber vermöge des füderativen Charafterd des Bundes nicht den 
Bundesgewalten jelbjt jondern nur den betreffenden Staatöregierungen bes 
ziehungsweiſe Staaten verantwortlich jein. 

In diefer Beziehung muß das Staatörecht ded einzelnen Staates er- 
gänzend eintreten. Da die Mitglieder des Bundesraths Vertreter ihrer 
Staaten find, jo folgt mit Nothwendigfeit, dab fie der Regierung ihres 
Staats umd wiederum die Minifter der betreffenden Staaten für ihre den 
Vertretem im Bundesrathe ertheilten Weilungen den zuftändigen Organen 
diejes Staatö verantwortlidy find. 

Für Würtenberg beiteht diefe VBerantwortlichfeit insbejondere auch gegen- 
über der Volfsvertretung, und es finden die Beitimmungen der 88. 51 und 
52 der Verf.-Urfunde, fowie die damit zujammenhängenden Beitimmungen 
der Verfafjung bezüglich) der Nechte der Landitände ihre unmittetbare Anwen— 
dung. Es iſt auch zu Zeiten des Bundestags ſtets der Grundſatz feitgehal- 
ten und anerkannt worden, daß der zuftändige Minifter für die den Bundes— 
tagögefandten ertheilten Weifungen verantwortlich jei. Bei der hohen 
Vihtigfeit der Sache halten wir es für geboten, diejen Grundjaß auch be 
züglich der würtembergijchen Mitglieder des Bundesraths ſofort mit Annahme 
der Reichöverfaffung durch einen Beſchluß der Kammer auszuſprechen und 
feitzuftellen. 

. Bir erlauben uns daher am Schluffe unſeres Berichts Ihnen einen 
bierauf bezüglichen Antrag vorzulegen. 


g. 11. 
Daß die Beftimmung der Bundeöverfaffung über das Militärwejen 
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erhebliche pekuniäre Leiftungen zur Folge haben, liegt auf der Hand. Es 
haben fich aber hieran Vorwürfe geknüpft, welche und nicht ald begründet 
ericheinen. Insbeſondere ift die Feitjeßung der Friedenspräjenzitärfe des 
Bundesheers durdy die Berfaffung und Bundeögejeßgebung eine wohl 
begründete Mafregel. 

Auf der Friedenspräjenzftärfe des Heers beruht deſſen Formation und 
Drganijation. Wenn nun Deutjchland durch feine Heeresverfaſſung gegen 
außen gefichert jein joll, jo geht ed nicht an, die Sriedenspräjenzitärfe von den 
wecyjelnden Mehrbheiten des Reichstags abhängig zu machen und joldye von 
Fahr zu Sahr neu zu beitimmen. Die für die Sicherung des Zwecks un— 
bedingt nothweadige Stetigfeit in der Behandlung diejer Angelegenheit kann 
nur durch deren geſetzliche Regelung und Feititellung gewonnen werden. 
Zur Zeit des Bundestags wurde die Stärfe des Heered ohne Mitwirkung 
einer Volfövertretung einjeitig von der Bundeöverjammlung bejtimmt. Cs 
ift als ein Fortjchritt anzuerkennen, daß im neuen Bunde nur durd ein 
Geſetz, mithin nur unter Zuftimmung der Bolfövertretung, Aenderungen 
beziehungsweiſe Erhöhungen des Präjenzitandes vorgenommen werden können. 

Durch die neue Bundeöverfaflung it dieje Friedenspräjenzitärfe des 
Bundeöheereö bis zum 31 December 1871 proviforiih auf 1 Procent der 
Bevölkerung von 1867 normirt. Für die jpätere Zeit ift der Weg der Bundes» 
gejeßgebung ausdrücklich vorgeſeheu; ſchon nad) einem Jahre, von heute an, 
iſt jomit der Reichſtag berufen, jeine Stimme in dieler hochwichtigen An— 
gelegenheit abzugeben, und von da an kann die Höhe der Präjenz nicht ohne 
ausdrüdliche Zuftimmung der Volfövertretung feitgejeßt werden. Sollte aber 
aud) die Friedenöpräjenzitärfe, wie fie nad) dem zumächit in Ausficht genom- 
menen Gejeß normirt werden wird, in einer Fünftigen Zeit als zu hoch 
ericheiuen, jo halten wir an der zuverfichtlichen Weberzeugung feit, dab auf 
die Dauer von den Bundesgewalten eine als zu body erfannte Heereöjtärfe 
nicht aufredyt erhalten werden fann und wird. Denn die Regierungen haben 
ichließlich jowenig als das Volk ein Interefje dabei, auf einem das nöthige 

daß überjcjreitenden Militäraufwand zu beharren. Man müßte von der 
Macht des fonftitutionellen Geijted im Volke eine geringe Meinung haben, 
wenn man annehmen wollte, dab es in einem ſolchen Falle den vereinigten 
Beitrebungen des Volks und jeiner Vertretungen nicht gelingen follte, erfor- 
derlichen Falls auch widerſtrebende Regierungen zu Cinjchlagung des rich— 
tigen Wegs zu nöthigen. 

Mas aber die Einwendungen gegen die bis zum 1. Sanuar 1872 vor« 
gejehene Stärke des Deutichen Heeres betrifft, jo dürften die Erfahrungen 
deö gegenwärtigen ſchweren Kriegd den Beweis an die Hand gegeben haben, 
daß dieje proviforijche Beitimmung der Norddeutichen Bundeöverfafjung aus 
einer richtigen Beurtheilung der politijchen Verhältniſſe hervorgegangen ift. 
Für die jpätere Zeit hängt, wie ausgeführt wurde, alles von der Bunbeö- 
gejeßgebung ab. 
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$ 12. 


Der letzte Punkt, defien eingehender Grörterung in diefem Bericht wir 
für geboten erachten, betrifft die Beitimmungen über das Bundesfinanz 
weien. Hier tritt und ein weiterer Fonititutioneller Einwand gegen die 
Bundesverfaſſung entgegen. Der Art. 69 bejagt, dab alle Einnahmen und 
Ausgaben des Bundes für jedes Jahr veranschlagt und auf den Bundeöhaus- 
halts-Etat gebracht werden müſſen, welcher vor Beginn des Etatsjahres durch 
ein Geſetz feitzuitellen jei. Die dem Reichstag gebührende Stellung ift hie- 
sah im Allgemeinen gewahrt und ausdrücklich vorgeichrieben, dab ſowohl 
die Einnahmen ald die Ausgaben des Bundes der jährlichen Anerkennung 
durh den Reichſstag im Wege der Gejetgebung bedürfen. Allein es wird 
geltend gemacht, daß ed doch an der Eonjequenten Durchführung dieſes Grund- 
ſatzes und an einem über jeden Zweifel erhabenen Steuerverwilligungs- be- 
ziehungsweiſe Steuerverweigerungsrecht fehle. 

Wir haben nun diejem Vorwurf näher auf den Grund zu fehen. 

Was zunächſt die Bundes-Husgaben betrifft, jo kann darüber fein 
Zweifel obmwalten, dab jede Volfövertretung, inöbejondere aljo auch der 
Reichstag, die Verpflichtung bat, diejenigen Ausgaben zu verwilligen, und 
die Mittel zu deren Beitreitung herbeiznichaffen, deren Nothwendigfeit auf 
einem Gejege oder auf einem jonjtigen bleibenden Rechtstitel beruht. Wir 
vermögen daher in der Beitimmung, dat bei Feititellung des Militairausgabe— 
Etats die auf Grundlage der Verfafjung gejetlicy feſtſtehende Organifation 
des Bundesheered zu Grunde zu legen jei, nichts Anomales zu finden, und 
war um jo weniger, als ausdrücklich bemerft ift, dat die Verausgabung der 
Summe für das geſammte Bundesheer und für deffen Ginrichtungen durch 
das Etatsgeſetz feitgeitellt werden jolle. Nur bis zum 31. December 1871 
bat der Bundesfeldherr zur Beitreitung des Militatraufwands eine beitimmte 
Summe zur freien Verfügung. Für dieſe Zeit beiteht jomit eine Ausnahme 
von dem einer Volfövertretung zufommenden Ausgabeverwilligungsrecht. Won 
da an tritt auch bei den Militatrausgaben der oben erwähnte Eonftitutionelle 
Grundſatz der Feitjtellung und Verwilligung durch das Gtatögefeh in Kraft, 
welher an anderen Stellen wiederholt für alle gemeinjchaftlichen Ausgaben 
mit dem Anfügen ausgeſprochen ift, daß Diejelben in der Regel fir Ein 
Jahr bewilligt werden jollen. 

Bezüglich der Bundeseinnahmen verweist die Bundeöverfaffung zunächſt 
auf die Zölle, die gemeinjchaftlichen Berbrauchöitenern und die aus dem Bolt: 
und Telegraphenweſen fließenden gemeinjchaftlichen Einnahmen, wogegen jelbft- 
verftändlicher Weile nichts einzuwenden iſt. Inſoweit diefe Einnahmen nicht 
ausreichen und ſolange Bundesſteuern nicht eingeführt find, jollen von den 
ainzelnen Bundesftaaten Matrikularbeiträge erhoben werden, weldye bis zur 
Höhe des budgetmäßigen Betrages durch das Präfidium auszufchreiben jeien. 

Raerialien IIL 32 


498 Mürtemberg. Kammer der Abgeordneten. 


Da der budgetmähige Betrag der letteren nur aus dem Finanzgeſetz erſicht⸗ 
lich, nur durch dieſes Geſetz feſtgeſtellt ſein kann, ſo iſt es dem Bundes— 
präſidium nicht geſtattet, Matrikularumlagen einzuziehen, ohne daß dieſelben 
geſetzlich feſtgeſtellt, d. h. verwilligt wären. Kommt es aber einmal zur Ein— 
führung von Bundesſteuern, ſo wird der Reichstag ſich bezüglich derſelben 
aus Veranlaſſung der erſtmaligen Verabſchiedung ein periodiſch wiederfehren- 
des Verwilligungsrecht ſchon zu wahren wiſſen. 

Inſoweit wäre alſo die Sache in der richtigen konſtitutionellen Ordnung, 
obgleich eine deutlichere Hervorhebung der Nechte deö Reichstags bezüglich der 
Ausgaben und Ginnahmenverwilligung immerhin wünſchenswerth gemeien 
wäre. 

Nun kommt aber die eigenthümliche Beitimmung der Bundesverfaflung, 
daß die dem Bundesfeldherrn bis zum 31. December 1871 zur Verfügung 
geitellten 225 Thaler für jeden Kopf der Friedensftärfe des Heeres auch nad 
diejem Termin von den einzelnen Staaten des Bundes zur Bundeskaſſe fort: 
bezahlt werden jollen. Allerdings ift die oben erwähnte Beitimmung beige 
fügt, dab die Berausgabung diefer Summe für das gefammte Bundes 
heer und defjen Ginrichtungen durch das Etatsgeſetz feſtgeſtellt werden jolle. 
Wenn aber auch bienady die Berausgabung diefer Gelder von der gejeßlichen 
Berwilligung abhängt, jo iſt es doch außer Zweifel, daß für dem Betrag 
diejer 225 Thaler, multiplieirt mit der Sriedenspräfenzitärfe des Heeres, dem 
Reichstage ein periodiſch wiederfehrendes Einnahme- VBerwilligungsrecht nicht 
zuſteht. 

Auf dieſe Anomalie reduciren ſich bei näherer Prüfung im Weſentlichen 
die Beſchwerden über eine ungenügende Stellung des Reichstags im Finanz 
wejen. Allein die Weiterentwiclung der Bundeögejehgebung wird, wir hoffen 
es mit Zuverficht, über diejelbe im Sinne der Erweiterung der Volksrechte 
hinausgehen. Zudem vermöchten wir auch abgejehen von diejer Hoffnung 
und den jonitigen allgemeinen Gründen diefem Einwand deiwegen fein ent: 
icheidendes Gewicht beizulegen, weil die etwaigen Ueberſchüſſe an der betref- 
fenden Summe nad) volljtändiger Beitreitung der durd) das Etatsgeſetz feit- 
gejtellten Militairausgaben von der Bundesregierung feineswegs willkürlich 
verwendet werden dürfen, diejelben vielmehr nach der deutlichen Beſtimmung 
des Art. 70 für ſonſtige geſetzlich feitgeitellte Bundesausgaben in Gemäßbeit 
des Finanzgeſetzes verwendet werden müffen und darüber fein Zweifel 
beftehen kann, dab es umter den gegebenen Umftänden an Gelegenheit zu 
entjprechender Verwendung nicht fehlen wird. 

Hiemit glauben wir unfere Erörterung über die Bundesverfaffung jelbit 
ichlieen zu können, und erachten wir auf Grund des Ausgeführten den 
Antrag auf deren Annahme für gerechtfertigt. 


$. 13. 
Wir gehen nunmehr zu den bejonderen Cinräumungen über, welde den 
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ſüddeutſchen Staaten und insbejondere Würtemberg in den Verträgen gemacht 
worden find. 

Hieher gehört vor Allem die Beitimmung, daß die Bundesiteuern von 
Branntwein und Bier auf die drei jüddeutichen Staaten Baiern, Wiürtemberg 
und Baden Feine Anwendung finden jollen, wogegen jelbitverjtändlicher Weiſe 
dieje Staaten auch an den Erträgen diejer Steuern nidyt participiren. 

Wir finden in diefer Beitimmung eine billige Berüdjichtigung der bejon- 
deren ſüddeutſchen Verhältniffe. Letztere find allbefannt; es wird jomit einer 
beionderen Rechtfertigung dieſer Beſtimmung nicht bedürfen. 

Für Baiern und Würtemberg alleın beiteht jodann eine weitere Ausnahme 
bezüglich des Poſt- und Telegraphenweiens. Während dieje Anftalten für das 
gelammte Gebiet des Deutichen Bundes als einheitliche Staatsverfehrsanftalten 
eingerichtet und verwaltet werden jollen, ift für Würtemberg und Baiern die 
Einwirfung der Bundeögewalt hier auf die Geſetzgebung über die Vorrechte 
der Poſt und Telegraphie, über die rechtlichen Verhältniſſe beider Anitalten 
um Rublitum, über die Portofreiheiten und das Polttarwejen, über die Feit: 
tellung der Gebühren für die telegraphijche Korreſpondenz, — lettere beide Punkte 
jdch ausjchließlich der reglementarijchen und ZTarifbeitimmungen für den 
internen Verkehr innerhalb Würtembergs, — ferner ebenfulls mit einer gewiſſen 
Beſchränkung auf die Regelung des vum und Telegraphenverfehrö mit dem 
Auslande zurüdgeführt. 

Selbitveritändlich iſt, daß an den zur Bundesfaffe fließenden Ginnahmen 
des Poſt- und Telegraphenwejens Würtemberg und Baiern feinen Theil haben. 

Wir erfennen in diefen Ausmahmebeitimmungen ein richtiges Verſtänd— 
u für die Intereſſen Würtembergs gegenüber den derzeit im Gebiet des 
Rerddeutichen Bundes beitehenden Poſt- und Telegraphen-Einrichtungen, und 
haben daher nichts gegen diejelben zu erinnern. 


g. 14. 


Endlich find durch die Militärfonvention zwiſchen dem norddeut- 
Ihen Bımde und Würtemberg unjerem Staate gewilje Einräumungen gemacht 
werden, welche von den allgemeinen Grundjäßen abweichen und durch die, 
demgnahme der Bundesverfaffung auf dieſe Militärfonvention bundesrecht- 
ich gefichert find. Wir heben von diejen Beitimmungen hervor, daß die 
wirtembergifchen Truppen für fich ein gejcylofjenes Armeeforps bilden, daß 
Ne Ernennung, Beförderung, Verjegung ıc. der Offiziere und Beamten des 
würtembergijchen Armeeforps durch unferen König, die Ernennung des Höchſt— 
iommandirenden nach vorgängiger Zuſtimmung des Bundesfeldhern, erfolgt, 
daß für die Dauer friedlicher Verhältniſſe das würtembergiſche Armeekorps 
in ſeinem Verband und in ſeiner Gliederung erhalten bleibt und im eigenen 
Lande dislocirt ſein ſolle, daß bei gewiſſen Gegenſtänden der Militärgeſetz⸗ 
gebung und bei gewiſſen militäriſchen Einrichtungen das in Würtemberg 
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geltende Recht vorerft und bis zur Regelung im Wege der Bundesgejetgebung 
in Geltung bleibt. 

Von allen diefen Beltimmmmgen jchienen und mur diejenigen, welche 
fich auf die Finanzfragen und auf die Zahl der zu ftellenden Mannjchaften 
beziehen, einer bejonderen Frörterung zubedürfen. Nach genommener Rückſprache 
hierüber mit den Herrn Miniitern, welche die Verträge verhandelt und unter: 
zeichnet haben, dürfen wir auf Grund der abgejchloifenen Verträge folgende 
Punkte als feititebend anjeben: 

I) Dem mwürtembergiichen State liegt unter feinen Umiftänden eine 
höhere Yeiltung an Mannjchaft oder Geld ob, als diejenige iſt, welche fich aus 
der Neichöverfaffung und den Neichsgejegen als allgemeine Regel für die 
übrigen Bundesitaaten ergibt. Cs fann daher auch in’ dem Fall, wenn je 
einmal der auf das würtembergiiche Armeeforps zu verwendende Militäraufwand 
die von Würtemberg nach Ziff. 2 zu entrichtende Summe überiteigen jollte, 
diefer Mehraufwand nicht Würtemberg, jondern nur dem Bunde zur Laſt fallen. 

2) Würtemberg bat in Gemäßheit der Bundesverfaffung bis auf Weite- 
red 225 Ihaler für jeden Kopf der Friedenspräjenzitärfe (Art. 62 der Bun- 
desverfaſſung) der Neichögewalt zur Verfügung zu stellen. 

3) Der Gtat für den auf das wirtembergiiche Armeeforps zu machenden 
Aufwand, einjchließlicy der für das Armeeforps nöthigen Einrichtungen, wird 
von den zuftändigen Bundesorganen durch den Bundeshbaushaltsetat feitgeitellt. 

4) Die Beitreitung des Aufwands für das würtembergiiche Armeekorps 
nach Maßgabe diejes Etats wird unter Kontrole der zuftändigen Bundesorgane 
der würtembergijchen Regierung überlafien. 

5) Der geſammte Militäraufwand, einjchließlich der Koiten für das 
Kriegsminiſterium, der Militärpenfionen, Invalidengehalte u. |. f., tit nad 
Ablauf der Uebergengsperiode durchaus Bundesſache. 

6) Wenn nad Maßgabe des Bundeshaushbaltsetat® für das würtember- 
giſche Armeeforps oder nadı dem Ergebnifje der Vollziehung des leßteren unter 
voller Grfüllung der Bundespflichten gegenüber der von Würtemberg dem 
Bunde zur Verfügung zu ſtellenden Summe Erſpamiſſe fi) ergeben, jo ver- 
bleiben diejelben zur Verfügung Würtembergs. 

7) Die in Ziff. 6 erwähnten Ueberſchüſſe unterliegen der ftändiichen 
Kontrole und ihre Verwendung der ſtändiſchen Verwilligung. 

Wir bielten e8 im Intereſſe Würtembeigs und insbefondere im Intereſſe 
des Verhältmiifes der Ständeverfammlung zur Regierung für geboten, die 
voritehenden Punkte klar zu stellen. Weiter bat der Herr Kriegsminiiter die 
Hoffnung ausgeiprochen, dab es möglich fein werde, den vorübergehenden 
aufßerordentlichen Aufwand, welcher einmal zu machen ſei, um das würtem- 
bergiiche Armeeforps ſammt den entiprechenden militärischen Einrichtungen 
auf die Höhe des bumdesgejeßlichen Maßes zu bringen, aus den unter Ziff. 
6 erwähnten Erſparniſſen zu beitreiten. Gr fügte bei, daß mit Rüdficht hierauf 
die in Art. 2 der Militärfonvention worgejehene Uebergangszeit auf 3 Jahre 
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bemeſſen worden ſei. Sollte ſich dieſe Erwartung nicht erfüllen und früher 
oder jpäter an die Ständeverſammlnng eine Exigenz flir dieſen aufßerordent- 
lichen Aufwand gebracht werden, jo ilt die Beſchlußfaſſung über ſolche der 
Stindeverammlung vorbehalten. 

Im übrigen haben wir bezüglich des würtembergijchen Militärwejens 
mr noch die Eine Bemerkung beizufügen, daß unerachtet der neuen Beſtim— 
mungen das Kriegsminiiterium ein würtembergijches Kriegswiniiterium auch 
fünftig bleibt. Wenn daher einerſeits anzuerkennen iſt, dab die Bundesge— 
jeße über das Militärwejen und die bundesrechtlichen Befugniſſe der Bundes: 
ergane weitgehend find und die Verhältniſſe des würtembergijchen Militärs 
in weitem Maße umfaſſen, jo iſt andererjeitd doch injomweit der Kriegs: 
minifter auch fünftig den verfaffungsmäßigen Organen des würtembergijchen 
Staatö verantwortlich, ald die Bundesinititutionen für die jelbititändige 
Zhätigfeit Würtembergs einen Spielraum offen laſſen. 


$15. 


Diek find die Bemerkungen, welche wir aus Beranlaffung der Würtem- 
berg eingeräumten bejonderen Zugeftändniffe zu machen haben. Bezüglich 
derfelben ift indeſſen noch ein allgemeiner Gefichtspunft zu erwähnen. Es 
it nämlich durch die abgeichloffenen Verträge feitgeitellt, daß eine Beſeitigung 
diefer Cinräumungen auf dem Wege der Bundesgejeßgebung nur mit Zu— 
timmung Würtembergs erfolgen kann. Die Frage liegt daher nahe,sob es 
an der einfeitigen Zuftimmung der Regierung genügt, oder ob leßtere im 
gegebenen Falle die Einwilligung der Ständeverfammlung einzuholen hat. 
Mm den Verträgen ift eine Beftimmung bierüber nicht enthalten; es kann 
ung aber nicht zuitehen, denjelben einjeitig eine authentifche Auslegung zu 
geben. Da nun verjchtedene Anfichten hierüber möglich find, und da jolche 
im Sinne der eimjeitigen Befugniß der Negierung im norddeutſchen Neichs- 
tage ausgeiprochen wurden, jo wollten wir nicht unterlaffen, der Stände- 
derſammlung für den fünftigen praftijchen Fall das Necht der Auslegung 
ihterſeits hiemit ausdrüdlic, zu wahren. 


$ 16. 


In dem Bertrage zwifchen dem Norddeutichen Bunde und Baiern ift dem 
teren Staate in vielen weiteren und wichtigen Punkten eine Ausnahmeftellung 
eingeräumt worden. Wir hätten wünſchen mögen, da die Stellung Baierns 
derjenigen der andern Bundesftanten entjprechender geregelt worden wäre. 
Alein eine Aenderung an diefen Beitimmumgen liegt nicht in unferer Ge— 
walt, wie jelbit der Norddeutiche Reichstag, in deifen Mitte laute Beſchwer— 
den darüber erhoben wurden, der praftiichen Unmöglichkeit einer jofortigen, 
Abhülfe gegerüberitand. So wenig nun leßterer die Verantw ortlichkeit auf 
fih nehmen konnte, wegen diejer Mißſtände das Einigungswerk mit Baiern 
ſcheitern zu laſſen, jo wenig ijt die für und möglih. Die Zeit und die 
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fernere Entwicklung werben auch in diefer Richtung heilend einwirken. Wir 
nehmen daher feinen Anftand, auf die Genehmigung der mit Baiern abge 
ichlofjenen Verträge anzutragen. 


8 17. 


Da die Verträge noch im Laufe dieſes Monats ratifizirt werden und 
mit dem 1. Januar 1871 ins Leben treten follen, iſt die möglichite Be— 
ichleunigung der Berathungen und der Beichlußfafjung nothwendig. Dieje 
letztere kann aber nur mit zwei Drittheilen der Stimmen in beiden Kammern 
erfolgen, da durd die Verträge unſere Verfaffung in einer Reihe von Be— 
ftimmungen tief eingreifende Abänderungen erleidet. 

Damit glauben wir unfere Anträge zu den Vorlagen der Regierung, 
welche Anträge wir Ihnen am Schluffe vorlegen, hinreichend begründet zu 
haben. 


g18. 


Wir halten und aber für verpflichtet, jofort und anfnüpfend an den 
bevorjtehenden Eintritt Würtembergd in das Deutjche Reich noch einen an= 
dern Punkt in Anregung zu bringen. 

In der Thronrede ift es als die Aufgabe der Regierung und der Stände 
bezeichnet, die dem neuen Verhältniſſe entjprechenden Einrichtungen in Ver— 
waltung und Verfaffung des Landes durchzuführen. Wir find hiemit durch— 
aus einverftanden. Die in Ausficht genommenen Reformen mülfen indeſſen 
weſentlich darauf berechnet jein, die jo nothwendigen Vereinfachungen und 
Erſparniſſe herbeizuführen, welche theild jchon bisher möglich geweſen wären, 
theild mit dem Gintritt Würtembergs in den nationalen Bundesſtaat ſich 
als ausführbar darftellen. 

Die pefuniären Opfer, welche dieſes Bundeöverhältni mit ſich bringt, 
find ſchwer; das Land übernimmt fie willig im Hinblid auf das hohe Ziel, 
welches damit erreicht wird. Aber berechtigt iſt die Forderung, daß diejelben 
joweit möglich durch Erſparniſſe nad) anderer Seite hin ausgeglichen, jowie 
daß die Laſt jelbit durch eine gerechtere und zwedmäßigere Steuergejeßgebung 
erleichtert werden möge. Der auf dem letten Landtage eingebrachte Steuer: 
gejegentwurf blieb unerledigt; die Regierung dürfte um Wiedereinbringung 
eines entiprechenden Steuergejeßentwurfs anzugehen fein. 

Wir erlauben uns der Kammer eine an die Regierung zu richtende 
Bitte im Sinne ded eben Ausgeführten vorzufchlagen. 

Hiernady lauten die Anträge der Kommilfion, welche fich diejelbe ein- 
ftimmig zu ftellen erlaubt, folgendermaßen: 
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Anträge 
der Fünfzehner- Kommilfion: 


I. Die Kammer wolle mit Umgehung einer artifelweiien Berathung 
folgenden Verträgen und Aftenitüden im Ganzen und in dem Sinne ihre 
Zuftimmung geben, daß die Wirkſamkeit diejes Beſchluſſes von den defini— 
tiven Zuftandefommen der unter Ziff. II. und III. aufgeführten Verträge un- 
abhängig iſt, nämlich: 

1) dem Bertrag zwifchen dem bisherigen Norddeutichen Bunde, Baden 

und Helfen einerjeits, Würtemberg andererjeitd, d. d. Berlin den 
25. November 1870; 
2) dem Schlußprotofoll zwijchen den eben genannten Staaten, d. d. 
Berlin den 25. November 1870; 
3) der Militärfonvention zwifchen dem Norddeutihen Bunde und 
Würtemberg, 
Derfailled den 21. November 1870; 
Berlin den 25. November 1870; 
4) dem Bertrag zwijchen dem Norddeutjchen Bunde, Baden und Hefien 
für feine ſüdlich vom Maine gelegenen Landeötheile, d. d. Ver: 
faille8 den 15. November 1870; 
5) der diefem Bertrage beiliegenden Berfaffung ded Deutichen Bundes 


1. Die Kammer wolle mit Umgehung einer artifelweifen Berathung 
folgenden Verträgen im Ganzen ihre Zuftimmung ertheilen: 
1) dem Vertrag zwifchen dem Norddeutichen Bunde und Baiern, d.d. 
Derjailled den 23. November 1870; 
2) dem Schlußprotofoll zwijchen denjelben Staaten vom gleichen Tage; 
3) dem Vertrag zwilchen dem Norddeutichen Bunde, Baiern, Wür: 
temberg, Baden und Heflen, d.d. Berlin den 8. Dezember 1870. 
II. Die Kammer wolle den im Einverjtändni mit den Regierungen 
von Würtemberg, Baiern, Baden und Helfen vom Bundesrathe und Reichs— 
tage deö Norddeutichen Bundes angenommenen Aenderungen der Verfalfung 
des Deutjchen Bundes ihre Zuftimmung geben, wonach der Deutſche Bund 
den Namen „Deutiches Reich“, der König von Preußen, weldyem das Prä- 
fdium des Bundes zufteht, den Namen „Deuticher Kaifer“ führen wird. 
IV. Die Kammer wolle der K. Staatsregierung gegenüber die rechtliche 
leberzeugung und Vorausfeßung ausiprecyen, daß das Minifterium für die 
den Vertretern Würtembergd im Bundesrath zu ertheilenden Inftruftionen, 
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beziehungsweife für deren amtliche Thätigfeit, in Gemäßheit der 88 51 und 
52 der Verfaffung und der damit im Zujammenhang ftehenden weiteren 
Beitimmungen verantwortlich iſt. 

V. Die Kammer wolle an die K. Staatsregierung die Bitte richten, 
die in Folge ded Eintritts MWürtembergd in den Deutichen Bund und jonit- 
wie möglichen BVereinfachungen und Erſparniſſe im Staatshaushalte mit 
thunlichiter Beichleunigung einzuleiten; 

deögleichen einen Gejegentwurf über die längft ald nothwendig erfannte 
Steuerreform baldmöglichjt einbringen zu laſſen. 


Nachdem hierauf Iuftizminijter v. Mittnacht über den äußeren Her: 
gang der Verhandlungen in München und DBerjailled den oben in der 
Hiftoriihen Einleitung abgedrudten Bericht erftattet batte*), fuhr derjelbe 
zur Sache jelbft fort wie folgt**): 


Zum Kommiffiondbericht erlaube ich mir Folgendes zu bemerken: Daß 
das MWürtembergiiche Minifterium für die Art, wie die Stimme Würtem- 
bergs am Bundesrath abgegeben wird, verantwortlich ift, dab die Beftim- 
mungen der würtembergijchen Yandeöverfaffung über Vergntwortlichkeit der 
Miniiter Anwendung finden auf ihr Verhältni zum Bundesrath, auf ihre 
Wirkſamkeit in demjelben, darüber haben, entiprechend demjenigen, was in 
den Berhandlungen des Eonftituirenden Reichstags feiner Zeit dort bemerft 
wurde, meine Kollegen und id) feinen Zweifel, wir beftätigen deßhalb die 
rechtliche Weberzeugung und Vorausſetzung, welche in diejer Beziehung 
Ihre Kommilfion ausgeiprochen hat. Nicht minder entipricht dem Stand- 
punft des Minifteriums dasjenige, was über die Selbitändigfeit der im 
Kommiſſionsbericht aufgeführten Gruppen in $ 2 des Kommilfionsberichtes 
gelangt ift. Was den Artikel 8 des badijcheheifiichen Vertrags betrifft, von 
welchem gleichfalld im Kommijfionsbericht die Rede ift, jo lautet dieje 
Ziffer 8 jo: „Zu Artikel 78 der Verfaſſung wurde alljeitig als jelbitver- 
ſtändlich angejehen, daß diejenigen Vorjchriften der Verfaſſung, durch welche 
bejtimmte Rechte einzelner Bundesitaaten in deren Verhältniß zur Gejammt- 
heit feitgeitellt find, nur mit Zuftimmung des berechtigten Bundesftaates 
abgeändert werden fünnen.“ Im den in diefem Monat ftattgehabten Ber: 
handlungen ded Norddeutichen Neichdtages hat ein Neduer die Behauptung 
aufgeftellt, daß, was die Zuftimmung des berechtigten Bundesſtaates be- 
treffe, dieſe Zuftimmung rite erfolge durd die Erklärung des betreffenden 
Staates im Bundesrath, daß aljo eine Zuftimmung der betreffenden Lan— 
deövertretung nicht erforderlich jei. Im einer jpäteren Situng bat ein 
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zweiter Redner das beſtritten und hat die Behauptung aufgeſtellt, daß die 
Zuſtimmug der Landesvertretung allerdings erforderlich ſei. Das hat in 
einer dritten Sitzung den erſten Redner wieder veranlaßt, den Präſidenten 
des Bundeskanzleramtes zu einer Aeußerung über dieſen Punkt zu provo— 
citen, und dieſe Aeußerung wurde von Miniſter Delbrüd dahin abge: 
geben*), daß er zwar nicht in der Lage ſei, eine authentiſche Jnterpretation 
zu geben, daß aber nad) jeiner Auffaſſung die Zuftimmung der Landesvertre— 
tung nicht erforderlich jei, daß vielmehr der betreffende Bundesftaat jeine Zus 
ftimmung rite gebe durch die Erklärung feiner Bevollmächtigten im Bundesrath. 
Ihre Kommiſſion hat, foviel ich vernommen habe, lediglich das Necht der Aus— 
fegung der Ständeverfummlung gewahrt. Ich habe feinen Anlaß, einer 
joihen Wahrung entgegenzutreten. Es verjteht fich von jelbit, daß damit 
audy der Regierung dad Recht der Auslegung, wenn der Fall einmal prak— 
tiſch wird, vorbehalten ift. Wenn endlich die Kommijfion ded hohen Haufes 
demjelben vorjchlägt: einen Wunſch, einen dringenden Wunſch auszusprechen 
in Abficht auf Bereinfachung und Erſparniſſe im Staatshaushalt, fo kann 
ih in diefer Beziehung nur bemerfen, daß der betreffende Pafjus der 
Königlichen Thronrede unter den den neuen Berhältnifien entiprechenden 
Einrichtungen in Verfaffung und Verwaltung ded Landes gewiß nicht 
Komplikationen jondern allerdings Bereinfachungen auf diefen Gebieten 
im Auge gehabt hat. — Zur Sadje, meine Herren, glaubt die K. Regierung 
der Gejammtheit geboten zu haben, was die Geſammtheit nöthig hat, für 
das Land vorbehalten zu haben, was dem Lande dienlid iſt. Wichtige 
Rechte allerdings an die Gefammtheit wird in voller Erkenntniß die Krone 
und jollen die Stände des Landes abtreten, aber fie werden auch eintreten 
in die Gejammtheit und werden ald Erſatz wichtige Nechte erhalten im 
deutichen Staatöwejen. Unſere Stellung und Bewegung in diejem Staats— 
weien wird um jo beſſer und gedeihlicher jein, je unbefangener und freier 
wir in die neuen VBerhältniffe uns einleben, fie auffaffen. Deshalb, meine 
Herren, glaube ich, daß manche Befürchtung, die jebt noch die Gemüther 
bewegt, mit der Zeit auf ein viel geringeres Maß fich herabftimmen wird. 
Ih glaube ferner, die K. Staatsregierung fann dem Urtheile, welches 
fie in Ihren Beichlüffen, in Ihrer Abftimmung zu finden hat, ruhig ent- 
gegenjehen. Ganz richtig ift: die Verfaffung, wie fie jet Ihnen vorliegt, 
it der Vervollkommnung fähig, ja ich würde auch zugeben, fie ift der Ver— 
vollkommnung bedürftig; und wer wollte beftreiten, daß erhebliche materielle 
Laften jebt auf dad Land genommen werden jollen. Vertrauen wir aber, 
meine Herren, dab die deutichen Fürften, dab das deutiche Volk, wenn 
nur einmal für die Dauer geeinigt, in diefer Einigung fich auch zu helfen 
und einzurichten verftehen werden, befjer und vollfommener, als dieß in 
der Vereinzelung möglich! 
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Moriz Mohl’): Meine Herren! Die beiden Herren Vorredner haben 
ed ſich leicht gemacht, indem fie über die Schwierigkeiten und die Nach— 
theile der Sache mit Stilljchweigen weggegangen find. Sie haben zwar 
anerfannt, die Sache ſei audy mit Opfern verbunden, fie habe audy ihre 
Nachtheile, aber, meine Herren, fie find etwas leicht darüber weggegangen, 
und fie haben audy die Vortheile der Sache nicht fpezieller hervorgehoben. 
Um die Verhältniffe unbefangen zu würdigen, jcheint es mir nothwendig, 
einen Kleinen Blid rückwärts zu werfen. Ic glaube nicht, meine Herren, 
daß, ſeit e& eine deutiche Geſchichte giebt, eine Periode in Deutfchland war, 
wo Deutjchland gegenüber vom Auslande in größerer Sicherheit war, als 
die Periode vom Jahr 1815 bis zum Jahr 1866. Damals, meine Herren, 
ald Die beiden deutichen Großmächte noch im Bunde waren, damals hat 
nicht ein einziger europäticher Staat ed gewagt, mit Deutjchland anzubin= 
den, auch daun nicht, wenn eine Neigung dazu offenbar vorhanden gewejen 
wäre Meine Herren, wäre im Sahr 1859 Preußen ebenfo gerüftet wie 
die übrigen Bundesftaaten geweien, um dem Bruderftaat Defterreich zu 
Hilfe zu fommen, jo glaube ich, daß auch der Krieg von 1859, der aller- 
dings fein deuticher, wohl aber ein Krieg mit einem deutſchen Bundedge- 
nofjen war, nicht ausgebrochen wäre. Und hätte der Bund vom Sahr 1815 
im Jahr 1870 noch beitanden, jo bim ich überzeugt, daß der jchwere und 
blutige Krieg, in weldyem Deutichland jet befangen ift, nicht vorgefommen 
wäre Es fann Niemanden weniger als mir einfallen, die VBerfehlungen, 
— um mid gemäßigt auszudrüden, — die Berfehlungen des früheren 
Bundes gegen die Freiheit des deutichen Volfed vertheidigen oder audy nur 
entichuldigen zu wollen; aber, meine Herren, wenn der deutiche Bund ver- 
vollftändigt worden wäre durd) eine deutſche Volkövertretung, wozu befannt- 
lich Defterreich die Hand geboten hat vor einigen Jahren, dann, meine 
Herren, glaube idy, wäre der deutiche Bund eined der wohlthätigiten 
Staatöwejen geweien; ed hätte darin ein Gleichgewicht der Kräfte, es 
hätte die Selbitändigfeit der einzelnen Staaten neben einer gemeinjchaft« 
lichen VBolfevertretung in Beziehung auf ihr Bundesverhältniß jtattgefunden, 
ed wären alädann alle die großen Bedenken nicht vorgelegen, welche gegen 
die jet in Frage ftehenden Verträge ſprechen. Auch ohne die Herftellung 
eined jolchen deutſchen Verfaſſungsſtaates haben übrigend die deutichen 
Volksſtämme und vor allem die jüddeutichen ſich in Freiheit, Verfafjungs- 
weien und in Wohlftand emporgerungen. Die Theilnahme deö Volkes an 
der Gejetgebung durch jeine DVertreter, Steuerverwilligung, Verwilligung 
der Staatsausgaben durch diejelben, Preßfreiheit, Schwurgerichte, Gewähr- 
leiftung dafür dab Niemand feinem ordentlichen Richter entzogen werde, 
— genug alle Rechte freier Gemeinwejen haben die deutſchen Volksſtämme, 
vorzugsweiſe die füddeutichen fich errungen. Bei der großen Ausdehnung 


) S. 22 L g. u. 


Mohl. 507 


des Bundes war ed nicht nöthig, das Volk durch eine übermäßige Militär- 
laft zu drüden, eine vergleichungsweife mäßige Heeredeinrichtung genügte 
zur Sicherheit Deutichlands; die Steuern waren daher mäßige, und doch 
haben fie namentlich in Süddeutſchland immer reiche Mittel geliefert für 
Kultur und Wohlftandszwede, für öffentliche Unterrichtsanftalten und Ver: 
febröeinrichtungen. Für alle dieje Zwecke ift in diejer verhältnißmäßig 
furzen Perivde Außerordentliches geleiftet worden. Im diejem Zeitraum war 
es au, dab der Boden von den Zehnten und Keudallaften befreit, die 
Gewerbefreiheit eingeführt wurde, und die jüddeutichen Staaten in der 
Verfaffung des Zollvereind die Mittel fanden, durch erheblichen Zollichuß 
Induftrie und Handel emporzubringen. Insbeſondere waren es die 10 
Jahre vor 1866, in denen Deutichland in jeder Beziehung, ſowohl in jeinen 
ftaaterechtlichen als volfswirthichaftlichen und Kultur-Verhältniſſen jeder 
Art außerordentliche Fortichritte machte. Dieß Alles, meine Herren, ift 
tbeild gefallen, theild unficher geworden durch die Ereignifje des Jahres 1866. 
Deiterreich ift aus Deutichland hinausgeworfen, ein Theil der norddeut— 
hen Staaten ift von Prenßen erobert, der Reft derjelben in der Form 
des Norddentichen Bundes zu Vafallenländern gemacht worden. Die vier 
ſüddeutſchen Staaten blieben vorerſt jelbjtändig, wurden aber durd die 
Mianzverträge und durdy den Zollparlamentövertrag von Preußen abhängig. 
Die Unficherheit aller politiichen Verhältniffe, welche aus dem Kriege von 
1866 entftanden ift, hat dem Gewerbfleiß und Wohlftand die ttefften Wun- 
den geichlagen. Die Freihandelötendenzen Preußens haben demjelben gleiche 
talld geichadet. Endlich hat die hohenzollern’schhe Kandidatur in Spanien 
und den gegenwärtigen Krieg mit Frankreich gebradht. Es fällt mir ficher- 
lich nicht ein und ich bin jo weit davon entfernt, ald irgend ein Menich, 
die franzöfiiche Regierung wegen ihres Verhaltens dabei zu entichuldigen; 
Thatfache aber ift es, daß jene Kandidatur diefen jchweren und blutigen 
Krieg veranlaßt hat. Es konnte daher allerdings mit Recht die Frage fich 
erheben, ob die Siüditaaten zur Theilnahme an einem aus joldher Ber- 
anlaffung entftehenden Kriege verpflichtet waren. Diefe Frage ift bejaht 
werden, und ed ift anzuerkennen: es ift fein Deuticher, der es nicht mit 
der größten Freude anerkennt, dab der Krieg in vorzüglicher Weiſe geführt 
wurde; es iſt kein deutiches Herz, das nicht dem deutichen Waffen und 
der heldenmüthigen Qapferfeit der deutichen Heere aus innerftem Grunde 
zujubelt. Es iſt auch anzuerfennen, daß dieler Krieg eine neue Yage geichafs 
fen bat. Er hat injofern eine neue Lage gejchaffen ald wohl Niemand, 
welches auch jeine politiſche Auficht fein möge, fich verbergen fann, dab 
diejer Krieg eine große Erbitterung in Frankreich wegen der erlittenen 
Vemüthigung zurüdlaffen wird. Es liegt darin allerdings eine große Ge- 
fahr, daß weitere Kriege daraus entitehen fünnen, und es ift auch anzu= 
erkennen, daß jelbft die Annerion franzöfiichen, früher deutichen Gebietes 
an Deutſchland, mit der wohl die allermeiften Deutjchen einverftanden 
find, — ich gehöre auch zu diefen Deutſchen — möglicherweije Beranlaffung 
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zu weiteren Kriegen geben kann. Es ift daher anzuerkennen, daß dieſe 
Lage den Südftaaten in Zufunft viele Opfer militärischer Natur auferlegen 
fann. Auch ohne den Eintritt in einen fogenannten Deutichen Bund, wie 
der Nordbund und der vorliegende Bund find, würde, glaube ich, Niemand 
unverftändig genug fein, um diejer Thatjache nicht die entiprechende Rech— 
nung zu tragen. Allein, meine Herren, aus diefen Verhältniffen und aus 
der Thatjache, dab die jüddentichen Heere am Kriege mit derjelben Tapfer— 
feit wie die norddeutſchen theilgenommen haben, dab die Heere der ſüd— 
deutichen Staaten dem Norden von unendlihem Nuben waren und find, 
— aus diejen Verhältniffen und Ihatjachen folgt nicht, dab die Südftaaten 
ihre Unabhängigfeit, daß fie ihre ftaatlichen Rechte, ihre Freiheit und ihren 
Mohlftand nun durch den Eintritt in einen Bund aufopfern müſſen, im 
welhem ſchon aus dynamiſchen Gründen, wegen der übermältigenden 
Uebermacht eined Staates und wegen feiner Vorrechte, feine Rede davon 
fein kann, daß ihre berechtigten Anfprüche zur Geltung fommen und daß 
ihnen die großen Güter, deren ic) erwähnt habe, gewahrt werden. Man 
hat an einem andern Orte von hervorragender Stelle gejagt: auch wenn 
man großdeutich gefinnt jet, jo fünne man der MWittwe nicht nachahmen, 
die nach Verluft ihres Mannes ewig Wittwe bleiben will. Meine Herren, 
dieß ift zwar eine geiftreiche Bemerkung, aber ich halte fie nicht für richtig: 
die Wittwe, meine Herren, hat fich, meine ich, wohl vorzujehen, wenn von 
einer neuen Verbindung die Rede ift, ob ed eine glüdlihe Ehe werden 
könne. Meine Herren, ich habe mäßige Begriffe von dem Glüd in Diejer 
Ehe. Erlauben Sie mir nun, daß ich den günftigen Betrachtungen, weldye 
der Herr Berichterftatter (ohne ſich auf das Nähere einzulaffen) der neuen 
Verfafjung gewidmet hat, — daß ich denfelben etwas weniger befangene An= 
fichten gegemüberftelle. Meine Herren, die neue Verfafjung giebt den 
deutichen Fürften und Volksſtämmen einen Kaifer. Meine Herren, wenn 
man einen Kailer hat, jo ift man jein Unterthan. Das ift, glaube ich, 
eine logiiche Folgerung. Die Fürften, weldye, wie man fagt, aus eigener 
Bewegung (ich glaube, man kann dieß dahingeftellt jein laffen) die Kaijer- 
krone angeboten haben, dieje Fürften werden die Unterthanen des Kaijers. 
Die wäre am Ende Geſchmacksſache, und man fönnte jagen: volenti non 
fit injuria. Aber die Sache geht eben audy die Angehörigen der Yänder 
an, welde bis jett ihre Fürften ald Könige und Großherzoge jouveräner 
Staaten gehabt haben; diefe Staatdangehörigen werden zwar nicht unmittel= 
bare Untertanen des Kaiſers (vielleicht übrigens auch die) — fie werden 
aber jedenfalld die Hinterſaßen von Fürften, welche jetzt Unterthanen des 
Kaiſers werden. Man hat aus diefer Kaiferfrone in Berlin auch jogleich 
die entſprechende Folgerung gezogen; man hat fogleih den Bund in ein 
Reich umgetauft und ſich die weiteren Aenderungen in der Verfaſſung, 
welche ſich hieraus ergeben werden, mit der bezeichnenden Bemerkung des 
Herrn Präfidenten ded Bundeskanzler» Amtes vorbehalten, „ed handle fich 
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bei manchen diefer Veränderungen feineöwegs bloß um die einfache Er- 
fehung eines Wortes durch das andere, jondern um eine weitere ſach— 
lihe Erwägung“ Sch glaube, meine Herren, daß diejes Kaiſerthum 
nah und nadı viele Veränderungen nach fich ziehen kann. Es hat einer 
der Chefs der annerioniftiichen Partei im Reichdtage wohl mit Recht be- 
merkt: „Der Name Kaijer ift mehr, ald ein bloßes Wort; nie war Deutid)- 
land in einer jo fräftigen Monarchie geeinigt, wie dad neue Kaiſerreich 
ein wird." Meine Herren, man bat bis jest Monarchien gekannt; Kaijer 
über den Königen — das ift etwas Neues, außer etwa in Sapan; mit 
dem Kailer über den Daymios weiß ich feine gleicdye Einrichtung. Im 
deutichen Reiche waren die Fürsten Vaſallen, und ich glaube, das werden 
fie auch jet werden. Ich weiß nicht, meine Herren, ob für die Dynaftien, 
und ich zweifle jehr, ob für die Länder zweckmäßig gejorgt worden iſt durch 
dieſes Kaiferreib. Nach meiner Anficyt werden die Süddeutichen (von 
denen ich zunächſt ipreche, die Andern find es ja materiell ſchon) dadurch 
nicht nur materiell, nein, fie werden auch formell mediatifirt, und id) 
glaube, meine Herren, wenn man einmal formell mediatifirt ift, jo wird 
die Annerion nicht mehr lange auf ſich warten laſſen. Meine Herren, ich 
würde ein ſolches Ereigniß tief beflagen und ich werde für meinen Fleinen 
Theil nicht dazu beitragen; aber es wird Leute genug geben, welche diejen 
Schluß aus dem, was jet vorgeht, ziehen, ihm als eine nothwendige 
logiiche Folgerung betrachten werden, und, meine Herren, — Sie alle 
waren ja bei den Wahlen — Sie werden viele Stimmen aus dem Bolfe 
gehört haben, welche diefen Schluß ohne jede Initiative von unjerer Seite 
von fi) aus bereits zogen. Meine Herren, jehen wir num etwas näher, 
mie die NRechtöverhältniffe fich geftalten. Die Verfafjung jagt in dem 
amendirten Artikel, welcher in Berlin als Mufterfafjung für die Fünftigen 
Abinderungen angenommen wurde: „Das Präfidium fteht dem Könige 
von Preußen zu, welcher den Namen Kaijer führt. Der Kaifer hat das 
Reich völferrechtlich zu vertreten, Namens des Reichs Krieg zu erklären 
und Frieden zu Schließen, Bündniffe und andere Verträge mit fremden 
Staaten einzugehen, Gefandte zu beglaubigen und zu empfangen.“ Nun, 
meine Herren, gebe ih zu — und es freut mic, immer, wenn ich etwas 
anzuerkennen habe, was ich als eine wenn auch ungenügende Fürjorge 
betrachten fann — ich gebe zu, daß die Beftimmungen der Nordbundsver- 
fffung hierüber injofern eine Verbefjerung erfahren haben, als in dem 
vorliegenden Eutwurfe beftimmt worden ift: „Zur Erklärung des Krieges 
im Namen des Bundes ift die Zuftimmung des Bundesrathed erforderlich, 
es jei denn, dab ein Angriff auf das Bundesgebiet oder defjen Küjften 
erfolgt.“ Ich glaube aber, meine Herren, daß dieje Beitimmung eine mehr 
Iheinbare, als wirkliche Bedeutung hat; denn ehe der Krieg erklärt wird, 
find befanntlich immer diplomatijche Verhandlungen vorausgegangen, welche 
die Sache gewöhnlich bereitd in eine Lage gebracht haben, in welcher die 
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Kriegserflärung nur nocd eine Formalität ift. Und was die Zuftimmung 
des Bundesraths betrifft, jo wird dieſe dem Kaijer ohnehin nie fehlen 
fönnen. Es find befanntlid) 58 Stimmen im Bundesrathe; von diejen 
haben Baiern 6, MWürtemberg 4, Baden und Helen je 3, zufammen 16, 
und Sachſen 4, mithin diefe 5 Staaten zufammen 20. Bon diejen 
Staaten nehme ich au, daß diejelben möglicherweije geneigt jein fönnten, 
einer Kriegderklärung zu widerjtreben. Nun hat Preußen 17 Stimmen 
für fi) und 1 für Walded, zufammen 18; die übrigen gehören alle mehr 
oder weniger Fleinen norddeutichen Staaten, welche durchaus von Preußen 
abhängen, ihr Militär beinahe alle an Preußen abgetreten haben und großen 
tbeils auch finanziell von Preußen abhängen, von weldyen aljo nie anzu— 
nehmen ift, daß fie in einer wichtigen Frage gegen die Anträge Preußens 
ftimmen werden. Preußen faun daher einer eminenten Mehrheit im Bun— 
desrathe in jeder Frage, an der ihm gelegen iſt, ficher jein, jo daß, glaube 
ich, die Stimmen der übrigen Staaten faum in Betrachtung kommen. 
Es wird übrigens, wenn es fid) von einer Kriegderflärung handelt, die 
Sadye wohl in vielen Fällen jo weit gediehen jein, dab der Angriff eben- 
jowohl von Seiten des Gegnerd erfolgen könnte. Die Beitimmung, nad) 
weldyer zu einer Kriegserflärung die Zuftimmung des Bundesrathes erfore 
derlich ift, jcheint mir daher nicht von großer praftiicher Bedeutung zu jein. 
Keiner Zuftimmung aber bedarf der Kaijer bei dem Friedensichluffe, joferne 
nicht etwa dabei der Fall eintreten jollte, welchen die Bejtimmung im 
Auge hat: „Soweit die Verträge mit fremden Etaaten fi auf joldye 
Gegenjtände beziehen, weldye nady Art. 4 in den Bereidy der Bundesgejeß- 
gebung gehören, ijt zu ihrem Abſchluß die Zuftimmung des Bundesrathes 
und zu ihrer Giltigfeit die Genehmigung des Reichstages erforderlich.“ 
Dieje Fälle, bei weldyen die Zuftimmung ded Bundesrathes und des Reichs— 
tags erforderlich ift, fünnen aber faum bei etwas Anderem, alö bei Handels— 
verträgen vorfommen. Und daß Preußen auch bei diejen die Majorität 
ftetö für ſich hat, dieß hat die Erfahrung ſeit 1867 hinreichend gelehrt. 
Im Vertrag mit Baiern endlich wird beitinmt, daß „im Bundesrath aus 
den Bevollmächtigten von Baiern, Sachſen und Würtemberg unter dem 
Borfige von Baiern ein Ausſchuß für die auswärtigen Angelegenheiten 
gebildet werde.“ Ich erfenne dieß als eine Verbefjerung der Nordbunds- 
verfafjung an, weil eö eine formelle Gewähr dafür giebt, daß dieje drei 
größeren Staaten Aufllärungen verlangen fünnen, welche fie allerdings 
vielleicht nicht viel weiter nüßen werden, als die Aufflärungen, weldye man 
den Kammern der Stände giebt. Denn folange die Verhandlungen im 
Gange find, kann Niemand das kaiſerliche Kabinet zwingen joldye Auf: 
Härungen zu geben. Meine Herren, ich glaube, daß das Ergebniß der 
völferrechtlichen Vertretung durch den Kailer im Wejentlichen eben das ift, 
daß die jüddeutjchen Staaten gegenüber dem Ausland verichwinden; demn 
wer nad Außen durch einen Andern vertreten ift, der ift gewifjermaßen 
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völferrechtlich todt. Nun hat zwar Baiern ſich vorbehalten, noch feine 
eigenen Gejandten im Auslande zu haben, und es ift nicht gejagt, daß 
Würtemberg feine Gefandten dajelbit haben fünne; aber das Gegentheil 
ift auch nicht geiagt. Man könnte möglicherweie jo ſprechen: „Da der 
Kaifer die völferrechtliche Vertretung bat, To könnet Ihr fie nicht aud) 
haben.“ Ich will annehmen, daß es nicht jo gemeint jei; aber, meine 
Herren, die Vertretung der Einzelſtaaten würde jedenfallö feine politijche 
Vertretung von Bedeutung jein fönnen, da die völferrechtliche Vertretung 
des Bundes verfafjungdmäßig in der Hand ded Kaiſers ift. Nun, meine 
Herten, weiß ich wohl, daß es Mitglieder in diejer hohen Kammer 
giebt, welche der Anficht find, es jei ein großer Vortheil, daß die 
Vertretung der inzeljtanten an den Kaiſer übergehe, da vie kaiſer— 
lihen Gejandten mit mehr Gewicht auftreten werden. Es ift zuzu— 
geben, daß ein großer Körper mit mehr Macht auftritt als ein fleiner Staat. 
Aber, meine Herren, was wenigitens die Bertretung der Angehörigen der 
einzelnen Staaten betrifft, jo iſt ed mir jehr zweifelhaft, ob diefelben nicht 
da, wo ihre Staaten bisher Gejandte hatten, bis jetzt beijer vertreten waren, 
als ſie es vielleicht künftig durch Faiferliche Gejandte jein könnten; denn ein 
Gejandter, der eine jo große Mafje von Angehörigen der Nation zu ver 
treten hat, Fam fich unmöglich jo jpeziell jeinen Yandsleuten widmen, wie 
es bisher von den Gejandten der Ginzelitaaten mit beitem Grfolge geichehen 
if. Dem möchte übrigens, was die Sorge für die einzelnen Bundesange- 
börigen betrifft, jein wie ihm wolle, jo iſt ſoviel jedenfalls gewiß, daß die 
völferrechtliche Vertretung der Südſtaaten durdy den Kaijer dieje Staaten 
in ihren äußeren Lebensfunftionen mediatifirt. Ich möchte aber, meine 
Herren, zur Mediatifirungsfrage mir ein für allemal eine Bemerkung er: 
lauben. Man hat im Norddeutjchen Neichstage gejagt: es jei wahr, die 
füddeutichen Staaten werden mediatifirt und fie müfjen es werden, aber fie 
werden herrlich auferjtehen im Deutjchen Reiche. Ia, meine Herren, herrlich 
auferſtehen wird der König von Preußen als Kaiſer und das preufiiche Volf 
ald das berrichende, aber die übrigen, namentlich die jüddeutichen Fürjten 
und Volksſtämme werden nicht herrlich, fie werden als Vaſallen und Hinter: 
jagen von Vaſallen auferjtehen und ihre jeitherige Bedeutung verlieren; 
nicht mur die Fürſten, jondern auc die Länder werden ihre Bedeutung ver— 
lieren. Das, meine Herren, ergiebt fich in einem Bunde, welcher aus einer 
jo überwiegenden Großmacht und aus kleineren Staaten befteht, die alle 
miteinander nur zwei Fünftel des Ganzen betragen, allerdings jchen aus 
dem Mißverhältniſſe der Kräfte, welche in einem joldyen Bunde unnatürlicher- 
weile vereinigt werden. Schon aus dieſem Ueberwuchern der Macht und 
Stimmenzahl ded großen Theilhaberd erfolgt eine Mediatifirung. Vollendet 
aber wird diefe Mediatifirung durdy die bedungenen verfaljungsmäßigen Bor: 
rechte des großen Staates, welche zur Folge haben, daß die Fürſten und Die 
Volksftämmme der übrigen Bundesjtaaten die Untertanen des Kaiſers und 
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des großen Volksſtammes werden. Meine Herren, man ſpricht von einem 
DBundesitaate, in welchen wir eintreten jollen; aber was und geboten wird, 
iſt fein Bundesitaat; man bat es mit Unrecht jo genannt. Es ift nicht ein 
Bundesitaat, wie die Schweiz oder wie Nord-Amerifa; dort find allerdings 
gewilie Rechte dem Bunde vorbehalten und den einzelnen Staaten entzogen. 
Aber, meine Herren, dort ift nicht nur fein joldyes Mißverhältniß der Kräfte 
vorhanden, welches die Herrichaft eines einzigen Staates über die anderen 
durd) überwiegende Stimmenverhältnifje u. dgl. mit ſich bringen würde, jon- 
dern dort find auch verfalfungsmäßige Ginvichtungen, vermöge deren eine 
joldye Herrichaft ausgejchloffen it, indem z. B. der kleinſte Bundesjtaat im 
Staatenhauſe jo viele Stinnmen hat wie der größte. Dort find aljo die 
Rechte auch der Eleinen Staaten gewahrt. Dort gehört auch das Bundes- 
oberhaupt nicht verfafjungsmäßig dem größten Staate an und it nicht 
identijch mit einem Negenten eines alle anderen an Macht überragenden 
Staates, jondern der Bundespräfivent wird bald aus diejem, bald aus jenem 
Bundesitaate, oft aus einem kleinen Staate genommen. Dort aljo, meine 
Herren, dort kann von einem Bundesitaate die Nede jein; dort ijt ein ſol— 
cher; dort find den einzelnen Staaten und ihren Angehörigen Unabhängig: 
feit, Necht und Freiheit vorbehalten in einer großen Zahl von Fällen, wo 
fie uns genommen werden. Ich fomme nun, meine Herren, zu einem Punkte, 
der vielleicht im aller Augen noch mehr Gewicht bat, alö der vorige: es iſt 
die Militärfrage. Sie ilt unter vielen Gefichtöpunften eine ſolche, welche 
in dieſer Verfaffung das Deutjche Volt und namentlich das der untergeord- 
neten Staaten, der Hinterfaßenländer, aufs Höchite bejchwert, weil dieſen 
Ländern das Gejeßgebungs: und Selbitbeftimmungsrecht auf dieſem wichtig: 
jten Gebiete bes Staatlichen und menjchlicyen Lebens entzogen und diejelben 
mit ungeheueren Yaften, ohne die Mittel zu irgend weldyer Erleichterung, 
belegt werden. Die vorliegende Bundesverfaſſung und die abgefchlofjene 
Militärfonvention find in diejer Beziehung der Art, daß fie allein ſchon hin- 
reichen jollten, um die vorliegenden Verträge verwerfen zu lafjen. Der erite 
Punkt beiteht darin, daß die ganze Militärgejeßgebung und Verordnungs— 
gewalt auf militärifchem Gebiete unferem Lande entgeht. Die Militärgejeß- 
gebung joll den gejeßgebenden Gemwalten des Bundes und die Verordnungs— 
gewalt in Militärjachen joll dem Kaifer zuftehen. Die Gejeßgebungsgewalt 
in Militärjachen hängt aber infoferne auch von dem Kaijer ab, als er gegen 
jede Aenderung im Militärweien verfafiungsmäßig ein unbedingtes Ein- 
Ipracherecht bat, jo dab ohne jeine Genehmigung nichts abgeändert werden 
kann. Sodann iſt zweitens ausgeſprochen, daß die preußiſche Milttärgejeß- 
gebung, die preußiichen Verordnungen und Verfügungen aller Art im Mili- 
tärwejen, jeitherige und Fünftige, für den ganzen Bund gelten follten. Aus 
der preußijchen Militärgefeßgebung ergeben fidy aber ſolche Laſten, Laſten 
für den einzelnen Mann, wie z. B. dreijährige Präjenz bei allen Waffen- 
gattungen, und Laſten für die Länder durch Feitjegung einer jo großen Frie 
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densſtärke (von 1 pG&t. der Bevölkerung) und einer annähernd doppelt jo 
groben Kriegsitärfe, ferner jo hohe finanzielle Laften, welche als eijernes 
Inventar aufs Wolf gewälzt werden, dab das Vorgedachte fich daraus voll— 
fommen rechtfertigen dürfte. Man it in Preußen jeit Sahrhunderten an 
hohe Militärlaften gewöhnt, welcher diefer Staat ſich im Intereſſe feiner 
Vergrößerung auferlegt bat. ber anderen Ländern fallen joldhe Laſten 
ſchwer und fie müſſen wünjchen, fie in mäßigen Schranken zu halten und 
ihre Mittel für Kulturzwede nicht allzujehr gejchmälert zu jehen. Endlich 
it mit der vorliegenden Bundesverfallung und Militärfonvention auch für 
die Regenten der Süditaaten, weldye bisher Kriegsherren in ihrem Lande 
waren, im allen wejentlichen Iheilen der Verluſt dieſes Nechtes umd 
tie Schaffung eines anderen Kriegsherrn verbunden, für ihre Länder aber 
ein Verluſt der wichtigiten jtantlichen echte im Militärweſen, der ſehr weit 
gebt und fich bis in die Verwaltung hinein erſtreckt, die nach preußiſchen 
Normen gejchehen, aljo im wejentlichen den Ermefjen unjerer Regierung 
und Stände entzogen jein ſoll. Dieſer Verluft nahezu der ganzen Militär: 
bebeit unjered Staates iſt von jo ungeheuerer Wichtigkeit, meine Herren, 
dab es wohl der Mühe werth it, einige Punkte näher ins Auge zu faſſen. 
Solange aljo und joweit nicht auf dem Wege der Bundesgejeßgebung etwas 
anderes beitimmt wird, find die preußijchen Normen in dem Militärwejen 
maßgebend, namentlich dad Norddeutiche Geſetz über die Verpflichtung zum 
Kriegsdienit, die Griaßinitruftion und alle militärijchen Reglements für 
Krieg und Frieden über Aushebung, Dienitzeit, Servis-, Verpflegungs- und 
Iuvalidenweien, Mobilmadhung u. j. w., über den Erſatz des Offizierskorps 
und über das Militär-Erziehungs- und Bildungsweſen. Wie dieß gemeint 
it, dieß iſt noch näher erläutert durdy die Militärfonvention und namentlich 
auch durch die Beſtimmungen über die Friedens: und Kriegsformation, welche 
derfelben in einer Beilage angehängt find. Aus dieſen Beitimmungen, welche 
die Bundesverfaffung und das Kriegsdienſtgeſetz enthalten, ergiebt ſich nun 
namentlich auch, daß jeder militärfähige Württemberger 7 Jahre lang dem 
ftehenden Heer und zwar die erjten drei Jahre bei der Fahne und die leßten 
vier Jahre der Reſerve, und dann noch weitere fünf Jahre der Landwehr 
angehört. Meine Herren, dieß fteht jogar in der Bundesverfaffung und 
lann aljo nur mit bundesmäßiger Majorität von Dreiviertel der Stimmen, 
in feinem Falle aber ohne Genehmigung des Katjerd abgeändert werden. 
Ueberdie, meine Herren, joll außer der dreijährigen Präjenz der Soldat 
auch als Neferviit noch zu zweimaliger Theilnahme an den Uebungen, welche 
je acht Wochen nicht überiteigen dürfen, aljo zuſammen zu weiteren vier 
Monaten nad) dem Kriegsdienſtgeſetz verpflichtet fein. Bis jet, meine 
Herren, war in MWürtemberg durch das, wie Sie wiljen, im Allgemeinen 
dem preußiichen Kriegsdienſtgeſetz nachgeahmte aber doc) in vielfacher Be— 
ziehung gemilderte würtembergijche Kriegädienitgejeg vom Jahre 1868 bei 
den Fußwaffen eine Präjenz; von 2 Jahren ald Marimum feitgejeßt und, 
Waterialien UI. 33 
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meine Herren, es it anerfannt worden und zwar auf den Antrag des Herrn 
Abgeordneten Hölder, dem ich dafür in der Kammer meinen Dank bezeugt 
babe, durdy einen ausdrüdlichen Beſchluß der Abgeordnetenfammer, dem vom 
Miniftertiiche nicht widerjprodyen wurde, anerfannt worden, „daß durch die 
Verwilligung der Geldmittel für die Organijation des Heeres die Kortdauer 
der letzteren über die Etatsperiode 1867— TO nicht anerfannt jei, daß viel- 
mehr den folgenden Kammern die jelbitveritändlidye Befugniß ausdrüdlich 
gewahrt werde, ohne Rückſicht auf jene Organifation die Summe der Geld: 
mittel für das Departement des Kriegswejens nach ihrem Ermeſſen feitzu- 
jegen“, worin namentlich der Vorbehalt lag, daß das Maß der Präſenz auf 
jedem Landtage im Wege des Budgetbeſchluſſes berabgejettt werden Fünne. 
Und, meine Heeren, dieß it auch ſchon im Jahre 1568 geſchehen; denn nad) 
den Beichlüffen der Ständeverfammlung über die Geldvenwilligung war nur 
eine 21monatliche Präfenz bei den Fußwaffen möglich. Nun, meine Herren, 
it Ihnen befannt, dab im Frühjahr diejes Jahres eine lebhafte Bewegung 
durch unſer Yand ging in Kolge der gewonnenen Erfahrung über das Läſtige 
des Kriegsdienitgejeges vom Jahr 1868, läftig für den Mann wegen der 
langen Präſenz, läjtig für feine Familie wegen der langen Unteritüßung des 
Sohnes in der Rajerne, und läſtig für die Finanzen, indem die Steuern 
um 10 pCt. erhöht werden mußten. Es ift aljo — wie geſagt — eine leb- 
bafte Bemegung wegen dieſer Yalten durch das Land gegangen, wobei ich 
anerfennen will, daß diefe Bewegung durch eine Agitation weſentlich unter- 
ftüßt wurde. Aber es fann denn dody fein Zweifel darüber jein, daß auch 
ohne dieſe Agitation die in Folge des beitchenden Kriegsdienitgejeßes einge- 
tretene Präjenz als ungemein läftig empfunden wurde. Sie erinnern ſich 
auch, meine Herren, dab im der Ichten Kammer 45 Stimmen den Antrag 
geitellt haben, eine Erflärung an die Negierung zu richten, worin ausge 
iprochen werden jollte, dat; die Kammer eine wejentliche Herabſetzung der 
Präfenz, etwa auf ein Jahr, in Anſpruch nehmen müffe, und worin die 
Regierung erjudyt werden jollte, einen neuen Etat zum Zwede der Grleichte- 
rung der Militärlaiten einzubringen. Die ift denn befanntlidy aud von dem 
Herrn Siriegäminifter v. Sudow gejchehen in einer Vorlage, welche mit 
Note des Finanzminifteriums vom 9. Juli 1870 den Ständen mitgetheilt 
wurde. In dieſer Vorlage, meine Herren, bat der Herr Kriegäminiiter er— 
örtert, durch welche Maßregeln eine Grleichterung herbeigeführt werden fönnte, 
und er bat bei den Fußwaffen eine Präſenz von 174 Monaten, welche in 
zwei Abſchnitten zu leiiten jei, zu Grunde gelegt; er hat ſodann auch in der 
Formation einige Veränderungen vorgejchlagen, und er hat beredinet, dat 
der von Herm v. Wagner vorgelegte Militäretat um 592,000 Gulden oder 
rund um 600,000 Gulden fidy vermindern werde. Nun meine Herren, ans 
geſichts diejed Anerfenntniffes von Seiten der Regierung baben wir jeßt eine 
Borlage in den Verträgen, wonach für alle Waffengattungen eine 36monat= 
liche Präjenz feitgejeßt werden jol! Aber, meine Herren, dies ift micht die 
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einzige Erhöhung der Militärlaſten, welche ſich mit Annahme der Verträge 
ergeben wird, ſondern wenn Sie ſich die Rechnung angeſtellt haben, wie ſich 
künftig der Friedens- und der Kriegsſtand gegen jetzt berechnet, jo werden 
Sie gefunden haben, weldye ganz ungebeuere Erhöhung der Militärlaft auch 
dadurd) eintritt, da wir ſtatt eines halben Armeekorps ein ganzes Armee- 
forps im Frieden auszubilden und im Krieg zu ſtellen haben jollen. Das 
Verhältnig der Präjenz iſt allerdings nicht wie 1:2 im Friedens— 
ftand, wohl aber nähert es ſich dieſem Verhältniß im Kriegsitand jo ziem- 
lih*). Nun, meine Herm, jagt man uns zwar: es jei eine einfache Forderung 
des Rechts, daß wir die gleichen Kriegslaſten wie Preußen zu tragen haben. 
Es ift dies jedoch, was man eine petitio prineipii nennt. Ja wenn wir in 
den deutichen Bund unter Annahme eines jo drüdenden Militärſyſtems treten, 
dann it es allerdings eine natürliche Konjequenz diejes Cintritts, dab wir 
auch an den Yaiten deijelben uniern verhältnißmäßigen Theil tragen müſſen; 
aber eine andere Frage ift es, ob wir denn im einen ſolchen Bund 
treten und ob wir ebendamit das Joch eines ſolchen Militärjyitems auf 
uns nehmen wollen, an welchem nicht einmal die Mehrheit der Stim- 
wen im Bundesrathe irgend etwas Ändern kann obme die Genehmigung 
des Kaiſers, — ob wir in einen jolden Bund eintreten, uns einem 
Militärſyſtem unterwerfen jollen, weldyes die Bolköfräfte in einem jolchen 
Mate aufzehrt, dab die Kulturziwede, wie jid) dies an dem Beijpiele Preu- 
bens durch die überzeugenditen Belege nachweiſen läßt, in den allerwichtigiten 
Beziehungen nothleiden. Meine Herren, wir baben es nicht verjchuldet, daß 
der deutiche Bund im Jahre 1866 zerrilfen worden it; wir haben es nicht 
verjchuldet, wen im Folge der Jertrümmeruug ded Bundes Preußen in die 
Lage kommt, den Angriffen fremder Mächte ausgejegt zu jein; wir haben 
allerdings einen Allianzvertrag mit Preußen und find nad) diefem verpflichtet, 
alle unjere Wehrkräfte, wie fie jind, im Striegsfalle in die mit Preußen ges 
meinjchaftliche Aktion einzuwerfen; aber dazu, meine Herren, haben wir, nad) 
meiner Anficht, weder eine fittliche nody vechtliche Verpflichtung, uns einem 
Qundesverhältniffe, wie dem vorliegenden, und Beſtimmungen zu unterwerfen, 
durch welche ein ſolch übertriebener Kriegsaufwand von uns verlangt wird. 
Meine Herren! Ich glaube nicht einmal, daß auf die Dauer diejer unge: 
beure Kriegsaufwand die Madytverhältniife von Deutſchland gegenüber von 
dem Auslande verjtärfen wird. Sie jeben, dab jet ſchon die europätichen 
Staaten um die Wette das preußiſche Militärſyſtem einführen; dieſelben 
hgen: wenn ein Staat eine joldye ungeheure Kriegsmacht aufitellt, jo find 
wir zu unſerer Vertheidigung genöthigt das Gleiche zu thun. Sie jehen, 
meine Herren, dab Deiterreich bereits das preußiſche Militärſyſtem eingeführt 
bat, daß von einer bereits ausgebildeten Armee diejes Reiches von 8—900,0V0 
Mann in den Verhandlungen in Peſth die Nede it; daß Rußland diejes 
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Syſtem einführen will, Schweden und wenn idy nicht irre auch Italien im 
Begriff Stehen ed zu thun, und wenn wir einem glüdlidyen Ende des Kriegs 
mit Frankreich hoffentlich entgegenjeben dürfen, jo iſt vorauszuſehen, daß 
Frankreich jedenfalls bi8 an die Zähne waffnen wird. Dicjed Vorgehen ver: 
ichiedener Mächte wird die Nachfolge weiterer Staaten in Europa, welche 
noch zurück find, ganz ähnlich nad) ficy ziehen. So, meine Herren, wird 
Deutſchland mit den ungeheueriten Anftrengungen und damit, daß auch Süd— 
deutjchland in dieſes Militärſyſtem hineingepreßt wird, ſchließlich nur eine 
gleiche Steigerung aller Militärfräfte in Europa erreichen. Meine Herren, 
wir haben diejes Syſtem der Ueberanftrengung, das in ganz Guropa das 
Gleiche hervorruft, nicht verjchuldet und wir haben feine Verpflichtung, das 
Unfrige zu diefem Ergebnifje beizutragen. Wenn der Eintritt in den Nord: 
deutſchen oder den jett jo genannten Deutſchen Bund, wie ich glaube, wegen 
der ungeheueren Uebermacht Preußens und unſerer Mediatifirung, welche 
daraus erfolgen muß, überhaupt zu widerrathen tit, jo it ed auch nicht unjere 
Aufgabe, unjerem Lande ein jolches eifernes Hemd anlegen zu laffen. Meine 
Herren, id; komme zu einem andern Poſten, und das ilt die Marine.*) 

Nur jagt wan: man fünne einen gucken Theil diefer Mehrausgaben 
für Militär, Marine u. ſ. w, durch ein Tabaksmonopol deden. Ich 
gebe zu, daß, wenn die Bundesverträge genehmigt werden, die Ausgaben ſich 
in Zufunft jo fteigern werden, dab kaum etwas anderes übrig bleibt als ein 
Tabaksmonopol. Es iſt audy nidyt zu bezweifeln, das ein Tabaksmonopol 
eine jehr große Revenue geben würde, wenn man berüdfichtigt; daß im 
Sahre 1867 deſſen Neinertrag in Deiterreich zu netto 26,6'0,000 fl. öfterr. 
Währung veranichlagt war, und in Franfreich zu 82,366,000 fl. rhein. netto, 
jo daß das Tabafömonopol in Frankreich die Ausgaben der Marine dedte 
und noch ein paar Millionen Gulden Ueberichuß darüber lieferte. Der Rein: 
ertrag, welchen es im Defterreich gewährt, it aus dem Grunde jehr bedeutend 
geringer als der franzöfiiche Nettoertrag, weil die Regie in Oeſterreich viel 
geringere Berfaufspreife bat, als in Frankreich. Frankreich it eben ein 
reiches Land und die franzöfiiche Negie bat erorbitant hohe Tabakspreiſe, 
zu welchen man in Defterreich feine Käufer finden würde. Meine Herren, 
dem „Hat“, weldyes eine Tabaksregie des Deutjchen Bundes gewähren würde, 
würde aber auch ein beträchtliches „Soll“ gegenüberitehen. Wenn man das 
Tabafsmonopol einführt, jo muß man damit anfangen, die Tabafsfabrifation 
zu erproprüren und etwa ein Dubend großer Faijerlicher Tabafsfabrifen in 
Deutichland anzulegen, mithin jehr große Kapitalien aufzunehmen, deren 
Zinje vom Grtrage abgeben. Vorzüglich aber darf man fich darüber Feine 
Täufchung machen, daß das Tabaksmonopol ‘ehr große volfswirtbichaftliche 
Nachtheile hat, wicht allein für die Länder, weldye in einem erheblichen Um— 
fang Tabak bauen, — denn das Monopol bringt eine joldhe Kontrole mit 
fich, daf man den Bauern die Blätter auf dem Felde zählt, und die Ausfuhr 
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von rohem und zubereitetem Inbaf wird durch ein Tabaksmonopol in hohem 
Grade beeinträchtigt wo nicht vernichtet, — jondern der Erwerb durch Fabri- 
fation leidet auch nody mehr ald der Tabaksbau. Denn wie viele Zehntau- 
jende von Cigarrenarbeitern, wie viele Taufende von Fabrifanten von Gigarren, 
Schnupf und Rauchtabaken find über Deutichland verbreitet, jo daß z. B. in 
Würtemberg jährlich für 3,000,000 Fl. Iabafsfabrifate und namentlich 
Bigarren durch Unternehmer und Arbeiter gemadyt werden, welche über das 
ganze Land zeritreut find. Dieje ganze Induftrie, meine Herren, würde 
fonfiscirt zu Guniten von etwa 12 faijerlichen Fabriken in Deutjchland. Wir 
tauichen große Volkswirthſchaftliche Nachtheile ein gegen die finanzielle Aus- 
bülfe, die aber nur eine jehr theilweiſe für die jüddeutichen Staaten fein 
wird, verglichen mit den Mehrausgaben und Laſten, weldye ihnen für das 
Militär, die Marine und für andere Bundesausgaben zu wachen. Nun, 
meine Herren, wird man jagen: wohl, wir erfennen alle diefe Opfer und 
Nachtheile an, aber dafür haben wir auch die Sicherung durch eine große 
nationale Macht. Ja, meine Herren, wenn dem jo wäre! Aber in Süd— 
deutichland gewinnen wir durch dieſen Bund, der Theilnahme Deitereichs 
verluftig, nach meiner Anficht die allergrößte Unficherheit. So mächtig auch 
der Bund fein würde, jo find wir doch der großen Gefahr ausgeſetzt, daß 
frankreich die Kriege, die ed fünftig anzetteln wird, in Verbindung mit 
Deiterreich zu führen juchen wird und wir dann troß aller Madyt des deut— 
ſchen Bundes dem auesgeſetzt fein werden, wie das Korn zwiſchen zwei Mühl: 
einen zerrieben zu werden. (Unterbrechung) Meine Herren! Sie lachen? 
It es denn lächerlich, wenn zwei Mächte, welche miteinander 1,600,000 
Mann auf die Beine bringen fünnen, fihauf Süddeutjchland ſtürzen würden? 
Bern auch Deutichland als Steger aus einem joldyen Kriege hervorgehen 
würde, was würde das Loos von Süddeutichland als Schlachtfeld dieſes Kampfes 
fein? Meine Herren, Sie lachen jebt; es könnte aber eine Zeit fommen, 
wo fie weinen würden! Dief iſt eine Seite der Sache; eine andere Seite iſt der 
Verluft an Rechten und an Freiheit. Das Erſte, meine Herren, ift die 
Unterwerfung der Rreji e und des Vereinswejend unter die Gejeßgebung 
des Bundes. Ich vermag es in der That faum zu fafjen, wie die ſüddeut— 
ſchen Herren Minifter, welche die Unterhandlung geführt haben, dieß haben 
zugeben können, während der Norddeutiche Bund bis jet die Preſſe und das 
Vereinsweien nicht in feinen Bereich gezogen hat. Ich meine, der bloße 
Name „Bundesjache” hätte hier das vestigia terrent Soldyen, weldye einen 
Sinn für Freiheit haben, ins Gedächtniß rufen follen. Der Herr Bericht: 
ertatter hat und damit zu tröften gejucht, der deutjche Neichätag werde die 
Freiheit auch auf dieſem Gebiete wahren. Meine Herren, mir ift auf diejem 
Gebiete lieber, was wir haben, als das, was wir möglicherweije erhalten 
finnen. Die füddeutichen Staaten haben Preffreiheit, wir in 
Rürtemberg haben nicht nur Preffreiheit, jondern auch Verweiſung der 
amtlichen Preßprozeſſe vor die Gejchworenen und wir find in Bes 
jiehung auf die Preſſe eines der freieften Länder. Ich gebe zu, 
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meine Herren, daß e3 auf dem Gebiete einer jeden Freiheit auch Mißverhält— 
nilje gibt, die freiheit macht den Gebraud und den Mißbrauch möglich; aber 
ich frage einen jeden von Ihnen, ob er nicht der Anſicht iſt, daß, wenn 
man die Bilanz zieht zwiichen den Wortbeilen, welche die Prehfreiheit bat, 
und den Nachtbeilen, welche damit verbunden jein fünnen, das Weberwiegen 
der Vortbeile nicht die allergeringite Verkenmung zuläßt. Ebenſo ift ed mit 
dem Vereinsrecht, meldyes wir bis jeßt im volliten Umfange befiten. 
Gewiß wird Niemand behaupten wollen, daß die Preffreiheit und das Wer: 
einsrecht Würtemberg und die würtembergiiche Negierung in die geringite 
Gefahr gebracht haben oder bringen winden. Ganz anders, meine Herren, 
find die Geſetze in Preußen: dort jind die Preffreiheit und das Vereinsrecht 
bekanntlich jehr eingeengt, und wenn wir eine Gejeßgebung hierüber nad) 
dem Mufter der preußiſchen befommen, jo werden wir einen gewaligen Rückſchritt 
in der Freiheit machen. Sodann joll dad Strafredt und das Strafver 
fahren Sache der Bundesgejetgebung werden. Wenn es irgend etwas gibt 
was in eriter] Linie eine Frage der Freiheit ift, jo it ed das Strafredht und 
des Strafverfahren. Wir haben jeßt unjere jchüßenden Geſetze auf dieſem 
Gebiete. Wir haben das Schwurgericht namentlidy für alle polittichen Fälle. 
Welche Sicherheit geben und die Bundesgewalten und der Einfluß, den die 
Diätenlofigfeit auf die Zufammenjetung des Neichstages ausübt, daß uns Diele 
Gemwährichaften der Freiheit erhalten bleiben? Kerner der Art. 68 der Bundes- 
verfaffung! Nach diefenv „kann der Bundesfeldherr, wenn die öffentliche 
Sicyerheit in dem Bundeögebiete bedroht ift, einen jeden Theil deſſelben 
inKriegszuftand erflären. Bis zum Erlaß eines die Borausfeßungen, die Form 
der Verfündigung und die Wirkungen einer joldyen Erklärung regelnden Bun— 
desgeſetzes gelten dafür die Vorichriften des preußiichen Gejeßes vom 4. Juni 
1851." Meine Herrn! Ich habe diefes Geſetz über den Belagerungszuftand 
gelejen; es iſt ein Gejeß, der Zeiten ded Herzogs von Alba würdig. Eine 
Verfaſſung mit einem jolchen Gejeß anzunehmen, nady welchem der Negent, 
weil er die öffentliche Sicherheit für bedroht erfennt, jeden Theil des Bundes- 
gebiet3 in Belagerungszuftand ſetzen kann, unter weldyem die Leute jtandrecht- 
lid} erichoffen werden können, — eine joldye Verfaſſung anzunehmen, heißt doch 
wahrlidy nicht die bürgerliche Freiheit ſichern! Es ſoll zwar das vor: 
behaltem Fünftige Gejeß darüber dem eriten Reichstag vorgelegt werden; 
wie aber dieſes Geſetz beichaffen fein wird, das iſt eine Frage der Zufunft. 
Die Erfahrung lehrt, daß nach Siegen, deren mit Recht fich Jedermann 
freut, die Völfer mit ihrer bürgerlichen Freiheit ſehr freigebig find. Sodann, 
meine Herren, it noch ein bejonderer Artifel in der Verfaffung, welcher 
beitimmt, dab die Fälle von Hody= und Yandesverratb gegen den Bund, 
d. h. aljo gegen den Kaiſer und Neich, von dem Oberappellationsgeridyt zu 
Lübeck in eriter und letter Inſtanz abgeurtheilt werden follen und daß über 
deſſen Zuftändigfeit und Verfahren ein Bundesgefeß gegeben werden ſoll. 
Bon Gejchworenen it dabei mit feiner Silbe die Nede. Nun ift es aber 
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in Rürtemberg eine der großen Crrungenjchaften der Jahre 1848 und 1849, 
daß alle amtlichen Preßprozeſſe und alle politischen Prozeſſe jeder Art vor 
die Schwurgerichte verwiefen worden find. Es iſt dies ja auch der eigent- 
lihe Eck- und Grunditein der bürgerlichen Freibeit bei allen Wölfern, weldye 
ſich auf Freiheit verſtehen. So viel iſt aljo gewiß, meine Herren, daß die Frei— 
beit durch die vorliegende Berfaflung in hohem Grade blofgeitellt und bedroht 
it. Ich gebe im Hinblid auf manche der jogenannten Grundrechte zu, daß 
durch deren Aufnahme nicht durchgängig etwas gewonnen worden wäre; 
aber in den Beitimmungen, deren idy jo eben erwähnt babe, handelt es ſich 
von drohenden oder pofitiven Einbußen an den wichtigiten Bedingungen der 
sreibeit. Ich hätte noch Vieles über eine Neihe anderer Gejeßgebungsfragen 
zu lagen, welche in der vorliegenden Verfaſſung der Bundesgejeßgebung vor: 
behalten werden. Um jedoch die Geduld der hoben Kammer nicht zu jehr 
u ermüden, glaube ich mich darauf bejchränfen zu follen, einige wenige 
Funfte hervorzuheben. Da iſt 3. B. das Münzmwejen. Meine Herren, 
man wird jagen: das Münzwejen ſei in Nordamerifa und in der Schweiz 
auch Bundesjache und wenn irgend etwas To eigne ſich dieſer Gegenitand 
für die Bundesgefebgebung. An und für fich, meine Herren, beitreite id) 
Dieb nicht; aber es liegen bier befondere Verhältniffe vor, welche es ſehr bes 
denflich machen, das Münzweien in die Hände dieſes Bundes zu geben. 
Sie willen, meine Herren, daß ſchon lange eine Weltmünze verhandelt wird 
und dab als foldhe von verjchiedenen Seiten der Frankenfuß vorgejchlagen 
wurde. Derjelbe eignet ſich auch wohl ganz beionders für Deutichland, da der 
sranfenfußg im Franlreich, Italien, der Schweiz, Belgien, Griechenland ein- 
geführt ift, da er aljo feinen Weg ſchon durch halb Europa gemacht hat, 
und da fein anderee Münzfuß mehr Ausficht hat, Weltmünze zu werden. 
Man bat fich aber ſoweit mir befannt von preußiſcher Seite bis jetzt nicht 
bereit erklärt denjelben anzunehmen. Es ijt auch n Preußen und in Nord» 
deutichland überhaupt die Gewöhnung an Thaler wind Grojchen eine jo ein- 
‚ gewurzelte, daß man dajelbit bei jeder Gelegenheit für irgend einen Münz- 
fuß und eine Eintheilung plaidiren hört, welche wieder mit dem Thaler und 
jeinen Theilſtücken verträglich fein und die Beibehaltung diefer Münzen im 
Verkehr ermöglichen joll. Eine Entſcheidung über die Münzfrage für Deutich- 
land im Wege der Bundeögejeßgebung jetzt uns daher der Gefahr aus, ein 
Münzſyſtem zu befommen, weldyes dem Zuftandefommen einer Weltmünze 
binderlich und uns nicht paffend iſt. Es wäre, wenn die auf Annahme des 
franzöfiichen Münzſyſtems durdy alle Verhältniffe hingewieſenen ſüddeutſchen 
Staaten ihr Geſetzgebungsrecht behielten, viel wahrjcheinlicher, dat der Franken— 
fuh durch eine Uebereinfunft in Deutichland eingeführt würde als auf dem 
Wege der Bundeögejeßgebung. Was die Civilgeſetzgebung betrifft, fo 
wiederholt der vorliegende Verfaſſungsentwurf zwar nur die Beitimmung der 
Norddeutichen Bundesverfaffung: dab das Obligationenrecht, das Wechſel- und 
Handelsrecht Sache der Bundesgeſetzgebung fein follen; aber, meine Herren, 
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ich müßte mich täufchen (ich hatte feine Zeit, mich durch das Stenographiiche 
Protofoll des Neichdtaged darüber zu unterrichten), wenn nidjt der Norddeut- 
ſchen Reichstag beichloffen hätte, ein vollitändiges Givilgejekbuch ausarbeiten zu 
laſſen. Sollte died der Fall fein, jo würde die Bundesgejeßgebung ſich auch 
auf das Erbrecht, die Beitimmungen über Gütervertheilung x. eritreden, 
und ed würde darin nach meiner Anficht eine große Gefahr für Süddeutjch- 
land liegen. Bekanntlich herrſcht nämlich in Norddeutſchland bei einem 
großen Theil des Bublifums eine Tendenz für Zujammenlegung des Grund 
eigenthums und Konzentration deffelben, und es wirde daraus eine große 
Gefahr für das ſfüddeutſche Volk entiteben, welches fich der unendlichen Vor— 
theile und humanitären Wohltaten der gleichen Erbtbeilung und freien Ver: 
theilung des Grundeigenthums wenigitend landrechtlich erfreut, wovon die 
bürgerliche Gleichheit und die Möglichkeit des Gmporarbeitend für jeden 
Menſchen zu Grundbeſitz abhängt. Cine Givilgejeßgebung, welche uns die 
Wohlthaten diejer Gejetgebung entzöge oder ſchmälerte, müßte ich ald das 
größte Unglüc des Bolfes in Süddeutjchland anfehen. Ich erlaube mir die Bitte 
an den Herrn Iuftizminifter um Auskunft, was ihm darüber befannt iſt, ob die 
Givilgejeßgebung des Bundes fich auf alle Theile des Givilvechts ausdehnen joll. 


Auftizminifter v. Mittnaht*): Ich darf vielleicht ſogleich bemerken, 
daß der Reichstag einen Beichluß, dab ein Deutiches Civilgeſetzbuch ausge— 
arbeitet werden fol, wicht gefaßt hat. Es kann ein dahin gerichteter An- 
trag geftellt worden jein, aber ein Beichluß in diefer Beziehung wurde 
nicht gefaßt. Die Bundesgejehgebung ift nad) der damaligen Bundes— 
verfaffung zur Erlaſſung eined umfafjenden Civilgeſetzbuchs nicht zus 
ftändig. 


Mohl: Ic danfe dem Herrn Minifter für diefe Aufklärung; wir 
find freilich dagegen nicht gefichert, daß nicht im Wege der Kompetenzer: 
weiterung die Givilgejeßgebung ded Bundes doch noch auf alle Theile des 
bürgerlichen Rechtes ausgedehnt werden fünnte. Gin anderes Gele, das 
ded Norbdeutichen Bundes vom 6. Suli 1870, über den Unterſtützungs— 
wohnſitz ift in dem vorliegenden Verträgen allerdings nicht unter denje- 
nigen aufgeführt, welche auf Würtemberg ohne Weitered Anwendung finden 
jollen, jondern ed fällt unter diejenigen Gefeße, deren Erklärung zu Bun— 
deögefegen in dem neuen Bunde (und auch für und) der Bundesgeſetzge 
bung durch den vorliegenden Verfaſſungsentwurf vorbehalten if. Ich will 
daher dieſen Gegenftand nur flüchtig amdeuten und bemerken, daß dieſes 
Gejeß einen wahren Umfturz in unſerer Gefetgebung über Heimaths- und 
Armenverhältniffe bringen würde. Jenes Norddeutiche Bundesgeſetz über 
den Unterſtützungswohnſitz beftimmt nämlich, daß jeder Bundesangehörige 
nach zwei Jahren, welche er aus irgend welchem Grunde, jei es in einem 
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Geſchäft oder Vergnügungs halber, ſei es als Arbeiter, Dienſtbote u. ſ. w. 
m einem Orte zugebracht hat, in dieſem Orte den Unterſtützungswohnſitz 
und vermöge dieſes das Recht hat, daß derſelbe ihn und feine Familie im 
Verarmungsfalle unterftügen muß. Dieſes Geſetz bat zweierlei Schatten- 
\eiten. Einerſeits bedroht es die wohlhabenden Orte und indbejondere die 
Städte mit der Belaftung durch ein denjelben fremdes Proletariat; anderer- 
\eitd hat es in Norddeutichland bei feiner rüdwirkenden Kraft für die 
arbeitende Klaffe bereits die traurige Folge gehabt, daß auf Gütern Dienft- 
boten, Taglöhner u. |. w., mit denen man zufrieden war, vor Erfitung 
des Unterſtützungswohnſitzes mittelft Kündigung fortgeichiet werden. Es 
bat daher ebenjo harte Folgen für die arbeitende Klafje, wie es gefährlich 
für wohlhabende Gemeinden ift. Bei uns ift durch unfere beitehende Ge— 
jeßgebung vdiefen Nachtheilen Niemand ausgeſetzt. Ieder muß nad) unjerer 
Verfaſſung irgendwo Gemeindebürger fein; er kann aber bei gutem Prädikat, 
ih aufhalten wo er will. Wenn er verarmt, Tann er feiner Gemeinde 
wurüdgeichidt werden; er ift aber dem Fortgeſchicktwerden durch feinen 
Brodberrn wegen einer bloßen Möglichkeit der Werarmung nicht ausgeſetzt. 
Diefes Norddeutiche Geſetz über den Unterftüßungsmohnfiß, mit welchem 
wir immerhin auch bedroht find, ift ein Beleg dafür, wie zwedwidrig es 
it, wenn man den Cinzel’taaten (mad in Nordamerifz und der Schweiz 
nicht der Fall ift) das Geſetzgebungsrecht bis ind Innerſte der bürgerlichen 
Verhältniffe hinein entzieht und für einen fo großen Kompler von Staaten 
Dinge gefeglich regeln will, welche ſich im dem verichiedenen Yändern nad) 
örtlihen und hergebrachten Verhäliniffen ganz verjchieden geftaltet haben. 
Ih möchte zum Schluſſe nur noch zwei Hauptmißftände hervorheben, 
welche den Eintritt in diefen Bund für und beſonders unräthlid machen. 
Der eine beiteht in dem Stimmenverhältuiß im Reichstage. Es ift 
zwar ganz natürlich, daß für die Wahlbezirfe eine gleiche Bevölkerungszahl 
(100,000 Seelen) vorgefchrieben if. Da aber die Bevölkerung Preußens, 
abgefehen von den bevorftehenden Erwerbungen franzöfiicher Provinzen, 
62 Prozent ded Ganzen (Nord: und Süddeutſchland) beträgt, umd die 
Erfahrung lehrt, wie ſehr die preußiichen Abgeordneten und mit ihnen 
viele norddentjchen gegen die übrigen zufammenhalten, jo ift fchen mit 
dem Stimmenverhältnit die Beherrichung und Mediatifirung der jüddeut- 
ihen Staaten zum Voraus gegeben, wenn fie in einen joldhen Bund treten, 
Der zweite ift der Vorbehalt der Erweiterung der Bundeszuftän- 
digkeit. Eimer ſolchen ift durch ein Erfordernik von $ der Stimmen 
im Bundesrathe, oder auch durch ein Veto von 14 Stimmen in demjelben 
nur jehr ungenügend vorgebeugt. Das Allermindefte, was man hätte be 
dingen follen, wäre denn doch gewejen, daß die Zuftändigfeit des Bundes 
nur mit Zuftimmung der vertragenden Regierungen und ihrer Yandesgejeß- 
gebung erweitert werden dürfe. Meine Herren, um ed in ein paar Worte 
zulammenzufaffen: die ſüddeutſchen Staaten find bis jeht Fiſche geweien, 
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von denen jeder im feinem eigenen Waſſer ſchwammz; jebt werden fie ala 
Karpfen in den Teich des Hechtes geworfen. Meine Herren, in einem 
Bunde, in welchem ein ſolches Mebergewicht eines Staates und eine joldye 
Tendenz in diefem Staate berricht, da kann man mit Sicherheit jagen 
wird Diefe Tendenz immer weiter geben. Meine Herren, ſelbſt der Herr 
Präfident des Bundesfanzleramtes hat in der Rede zu Gröffnung des 
Neichötages gelagt, dieſe Verträge ſeien wieder ein weiterer Schritt; er hat 
damit jelbft angedeutet, daß die Zufunft weitere Fortichritte in der Unifi— 
Fatton bringen werde. Auch in Reichstage war man eigentlich darüber jehr 
ruhig; wäre man ed auch nicht geweien, jo läge es doch zu jehr in der 
Natur der Sadıe, als daß man fich darüber Illuſionen madyen fönnte. 
Meine Herren, ich möchte meine Zuftimmung nicht zu einem Vertrage 
geben, welcher die Mediatiſirung unſerer Dvnaftie und umiered Yandes zur 
Folge hat; ich werde alio gegen den Vertrag ftimmen! 


Elben*): Es ift und fo eben von dem Herrn Abgeordneten von 
Aalen ein wahrhaft düfteres Bild der Zukunft unferes Vaterlands entrollt 
worden, ein Bild, wie ed nur der Herr Abgeordnete von Aalen jchildern 
fann. Ein neuer Herzog von Alba wird durd) die Lande gehen; wir find 
die Karpfen in einem SHechtteich, ja wir jollen gar ein Korn jein, das 
zwiichen Frankreich und Defterreich wie zwiichen zwei Mühlfteinen zerrieben 
werden Tolle im nächſten Kriege — in diefem gräßlichen Bilde erjcheint 
dann alö eine friedliche Sövlle der Zuftand unter dem alten Bundestage. 
(v8 hat mich dieß erinnert an die Meinung, welche nody vor einem halben 
Jahre in jo vielen Kreiſen Süddeutichlands geltend gemacht wurde, die 
Meinung nämlich, daß bei einem Kriege Deutichlands mit Franfreich 
Preußen und nimmermehr ſchützen würde, daß Deutichland in einem jolchen 
Kriege der linfe Arm fehle. Der Herr Abgeordnete von Aalen jelbit war 
ed, welcher in einer früheren Sitzung dieſes Haufes, am 24. Dftober 1867, 
verfündigt Bat, „Preußen ſei unſer einziger Feind, umd im einen Kriege 
mit Franfreich fünne, wolle und werde Preußen und nicht ſchützen.“ Ueber 
ſolche Auſchauungen hat der Deutſche Krieg von 1870 fein Urtheil abge: 
geben; es iſt mit ſolchen Vorurtheilen gründlicy aufgeräumt worden. Es 
jollte denfe ih an der Zeit fein, auch mit einem andern Vorurtheile auf: 
zuräumen. Dieb ift das von derjelben Seite wiederholte Vorurtheil, als 
cb im Nordbund und fünftig unter der von der biöherigen nur wenig 
abgeänderten Verfaffung im Deutichen Reiche nichts ſei ald Knechtſchaft 
und Unfreiheit. Die letten Wahlen in unjerem Lande, und wie ich hoffe 
die Verhandlungen in diefem Haufe werden dazu beitragen, Diejed Vor— 
urtheil wegzuräumen und in das Gebiet der Märchen zu verweilen, ebenjo 
wie das andere von der Ohnmacht Deutichlands jein eigened Gebiet zu 
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ihügen. Was dann noch zu thun übrig bleibt, das wird durch die Er- 
richtung des Deutihen Reichs und mit dem Zuſammentritt des erften 
Deutihen Neichstage geichehen. Der Herr Abgeordnete vor Malen, von 
welchem man nadı dem, was er vorgetragen hat, freilich nicht erwarten 
faun, daß er je noch zu anderen Anfichten kommen werde, hat jo eben 
dieje behauptete Knechtichaft mit den grelliten Farben geſchildert. Wenn 
man von Freiheit und Nechten des Volkes redet, jo handelt es ſich vor 
Allem um die Vertretung des Deutichen Volkes. Das erite Recht des 
Volfes iſt, daß es eime richtige Vertretung feiner Regierung gegenüber 
erhalte Diefe wird Deutichland Fünftig in dem einen deutichen Reiche: 
tag haben, welcher ganz Deutichland mit Ausfchluß des einen Stammes, 
der noch nicht beitreten fan, umfaffen wird. Die dem Dentichen Reichs— 
tage eingeräumten Nedhte find große, umfafiende, wirfiame und übertreffen 
die Rechte der einzelnen Ständefammern, beionderd die Nechte dieſes 
Hauſes um Wieled. Ich erinnere außer den befannten Rechten in der 
Norddentichen Verfaffung nur am Eines. Unter die eriten echte einer 
Vertretung gehört doch das, daß fie auch die Macht habe, wirfiam einzu— 
greifen, ihre Anfichten durchzuführen. Mas haben wir in diefer Beziehung 
von dem deutichen Ständefammern, jo von unserer, zu jagen? Die beiden 
legten Kammern, die im Kebruar 1868 geichloffene und die im Sommer 
1868 gewählte, hatten in der großen Deutichen Frage eine ganz andere 
Anficht als die, welche heute zu ihrem Nechte gelangen wird. Cie haben 
ihre Anficht mit großer Majorität und wiederholt geltend gemacht, aber 
was iſt erfolgt? Ihre Beichlüffe zeritoben in den Wind, fte fonnten ihre 
Anfiht nicht zur Geltung bringen! Das ift die Umbedeutendheit der 
Bruchtheile eines Volkes, wenn dieje einzelnen Theile ihre eigene Vertretung 
baben wollen. Sehen Sie dagegen, was der Norddeutiche Reichstag ge 
leiftet hat: es ift fein Artifel der Verfaſſung, dem er nicht genehmigt hätte, 
faft feiner, wo er nicht geändert hätte; es find von Sitzung zu Sitzung 
die Spuren feiner beffernden Hand zu jehen. Die Geſetzgebung im Nord: 
deutichen Bunde ift es, welche dem beiten Beweis dafür giebt, dab ed an 
Freiheit im Nordbund nicht gefehlt hat. Man muß nur umbefangen 
urtheilen und man wird der Geſetzgebung des Norddeutichen Bundes das 
zeugniß ausstellen müffen, daß fie durchaus liberal und human, im Geifte 
der Freiheit und des Kortichrittö gearbeitet hat. Es ift eine große Reihe 
von Geſetzen erlafjen worden, melche einen ungeheuern Fortichritt des öffent— 
lichen Lebens nad) fich zogen, namentlich die, weldye ſich auf das materielle 
Wohl des Bürgers beziehen, ebenjo die Juſtizgeſetzgebung, alles was das 
Verfehröweien betrifft — doch will ich nicht nad) dent Vorbilde des Herrn 
Vorredners in das Einzelne gehen. Und felbit wenn man an Ginzelnem 
auszujegen hätte, — der Herr Vorredner bat über das fünftige Tabaks— 
monopol, die Givilgejeßgebung, das Münzweſen u dgl. abgeiprodyen — 
gegenüber der großen Aufgabe käme foldyes nicht in Betradht. Der Herr 
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Vorredner hat auch die Freiheiten ind Feld geführt, welche fich mehr als 
äußerliche Freiheiten daritellen: die Preßfreiheit umd das Vereinsweſen. 
Seine Darftellung ift auch bier nicht richtig. Die Partei, welcher der 
Herr Vorredner angehört, hat im dieſer Beziehung jeit vielen Jahren 
Klagen gegen die würtembergiiche Regierung geltend gemacht. Erſt jeit 
einigen Jahren ift fie bei und zufrieden. Das ift gerade eim Fehler, dab 
die Gejeßgebungen in den Ffleineren Staaten grogem Wechſel unterworfen 
find. Vergleichen Sie die Prekfreibeit, wie fie jeßt in Norddeutichlaud 
ausgeübt wird, lefen Sie gewiſſe in Preußen ericheinende Blätter regel 
mäßig und Sie müffen fagen: es fünnte bei uns feine größere Preffreibeit 
geben. Beichlagnahmen, wie fie erft im jüngfter Zeit bei und vorgefom: 
men find, 3. B. des Beobachterd wegen eineö Artifeld über Profeſſor 
Brund, wären in Preuken nicht vorgefommen. Wir dürfen mit größtem 
Vertrauen dem Norddeutichen Neichötag diefe Geſetzgebung amvertrauen, 
denn es ift unmöglich, daß aus diefer Körperichaft ein inhumanes Geſetz 
hervorgehen könnte, und durch den Beitritt der jüddeutichen Abgeordneten 
wird am biöherigen Verhältniß nichts verjchlechtert werden. Der Hen 
Vorredner hat das Militärweien einer ind Einzelne gehenden Kritik unter: 
worfen und zu zeigen gelucht, wie nicht mur größere Opfer und Laften 
entitehen, Sondern auch der Freiheit unſeres Staatsweſens Gefahren 
bereitet werden. Es ift richtig, dak über das Militärweien andere Anfid- 
ten als jet noch vor einem halben Sabre, Dank einer umfafjenden Agi- 
tation fi) der Majorität in unferem Lande erfreut haben. Aber jene be 
kannte Agitation, gegen das Kriegsdienftgefeß war ed vor Allem, melde 
die leitenden Kreile unjered Staatöweiend und die im beiten Sinn konſer— 
vativen Kreije überzeugte, daß auf diefe Art nicht länger in einem Staats 
wejen gelebt werden fünne. Das Volk aber in feinem gefunden Sinne 
bat erfannt und jpricht e8 aus, wie ed fich mit jener Agitation im Irre 
thum befunden hatte. Es ift der nationale Krieg, der dieſe Umftimmung 
hervorgebradyt hat; es find die furchtbaren Zuftände, die und drehten, 
welche dem Volk die Augen geöffnet haben. Im allen Kreifen des Bolfes 
fann man hören, dab es befjer jei, höhere Militärlaft auf fich zu nehmen, 
ftatt daß wir ſchwach dem Feinde gegemüberftehen und die hundertfad 
vergrößerten Leiden im Falle der Niederlage und auferlegt würden. Das 
Volk hat fich früher allerdings gegen den Zwang, das ftrenge Weſen der 
preußijchen Militäreinrichtungen geiträubt, weil es die Wirkung derjelben 
nicht kannte; aber in diefem Kriege hat es einſehen gelernt, was ein Volt 
leiften muß, um einem jo frechen Weberfalle gegenüber, wie er von Seite 
Frankreich gegen uns ausgeführt wurde, gewaffnet zu fein. Das Voll 
bat eingejehen, daß wenn man die preußijchen Einrichtungen wenigſtens 
im Norddeutichen Bunde nicht gehabt hätte, diejer Krieg unmöglich einem 
glüdlichen Ende entgegengehen könnte. Sch will nur am zwei Punfte 
erinnern. Es ift nicht allein die unangezweifelte Tapferfeit, im welcher bie 
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Sütdentihen dem gleichen Raug einhalten mit den Norddeutichen; es ift 
nicht allein die überlegene Führung, ſondern es ift vor allem die Einrich— 
tung des Norddeutichen Kriegsweſens, welche, abgejehen von allem Uebrigen, 
in zwei Punkten ed ermöglicht hat, daß dieſer Krieg jo glüdlicdy geführt 
werden fann: durch die Naichheit, mit welcher gleich in dem erften Tagen 
die genügenden Mafien an der rechten Stelle waren und wodurch erzielt 
murde, daß der Krieg nicht nach Deutichland fich herüberzog, und durch 
die Ausgiebigfeit der Mannjchaften, welche gleichſam feine Grenzen hat, 
und welde mitten im Winter, nachdem das ganze franzöfiiche Volk ſich in 
einen Volkskrieg gegen uns eingelaffen hat, die feindlichen Heere von 
Gegend zu Gegend, von Stadt zu Stadt niederzumerfen weiß, biö dem 
Feind endlich der Frieden diftirt werden wird. Das iſt der Vorzug, der 
ganz unbezweifelbare Vorzug des Norddeutichen Kriegsweſens, dad und 
erlaubt hat, einen jo ewig denfwürdigen Krieg zu führen. Natürlich kann 
eine joldhe Drganijation nicht anders ind Leben gerufen werden als mit 
vermehrten Opfern. Es war bei den lebten Wahlen gerade diefer Punkt 
der allerflarjte, weil er dem Kreile der Faſſung jedes Mannes aus dem 
Volle am allernächften lag; den Krieg und ſeine Laften hat Jeder begriffen, 
Jeder eingefehen, dab der Kriegsetat Fünftig vermehrte Laften bringen wird. 
Aber trogdem dieje Frage jo Mar vorlag, hat dafjelbe Volt doch jo ent: 
ihieden, wie wir es erlebt haben. Deßhalb find auch die Einwürfe, welche 
in diefer Beziehung und gemacht werden, gewiß folche, welche an diejer 
Kammer jpurlos abprallen werden. Wir wollen feine Vorrechte mehr vor 
den übrigen deutſchen Staaten, wir haben einfehen gelernt, dab in feinem 
Gebiete des öffentlichen Lebens jo jehr wie in dem der MWehrfraft des 
Volfes die Gemeinſamkeit der Einrichtungen, die Gemeinjamfeit der Laften 
das Allererfte ift, was ein zu feiner Einheit, zu jeiner Nationalfraft fich 
emporringendes Volk leiften muß, und es ift nicht zu bejorgen, daß die 
vermehrten Laften, die Niemand von unferer Seite, der Herr Berichteritatter 
am wenigiten, irgendwie abgeleugnet hat, dem Lande eine Urfache fein 
jollten, fich der deutichen Einigung zu entziehen. Es wird von jener 
Seite, welcher der Herr Abgeordnete von Aalen angehört, vor allem gegen 
die Berfaffung des Norddeutichen Bundes das geltend gemacht, daß in ihr 
die Ausbildung der Eonftitutionellen Rechte, wie fie jonft in Parlamenten 
üblich find, fehle; es ift das der leitende Grund, weldyer in der befannten 
motivirten Abftimmung eines Theiled dieſes Haufes im vergangenen Oktober 
ju lejen war. ber es ift bier auf den jeltfamen Widerfpruch vor allem 
binzumweifen, in welchen eben jene Partei gerade mit dieſem Verlangen ſich 
begiebt. Der Herr Abgeordnete von Aalen hat mit vielen Worten, mit 
einer langen Beweisführung nachzuweiien gejucht, wie wir und davor zu 
hüten haben, daß die Souveränität unjered Landes, dab die Selbftändig- 
feit des Einzelſtaates nicht angetaftet werde, und von derjelben Partei ver- 
langt man Einrichtungen, welche in ihren Wirkungen eine weitere Bes 


526 MWürtemberg. Kammer der Abgeordneten. 


ſchränkung der Selbjtändigfeit der deutichen Einzelftaaten zur Folge hätten. 
Je mehr Rechte man der Deutichen Gentralgemalt und dem Deutjchen 
Meichötage einräumt, je mehr man diejelben audftatten wollte mit Ober- 
haus und verantwortlichem Bundesminifterium und anderen Eonititutienellen 
Rechten, deito mehr jteuert man von dem föderativen Prinzip, auf welchem 
die Berfafjung jebt beruht und weldyed durch den Beitritt der Südftaaten 
bedeutend gefördert worden tft, dem Prinzipe des Einheitsſtaates zu. Es 
ift aljo ein Widerſpruch, auf der einen Seite dieje Nechte, dieje Ausftattung 
der Gentralgewalt zu verlangen und auf der anderen Seite nichts ablafjen 
zu wollen von der Selbſtherrlichkeit des Einzelſtaates. Ich will mit einer 
weiteren Aufzählung der Freiheiten, der Rechte die Kammer in dieſer 
ſpäten Stunde nidyt länger aufhalten. Ich fchließe mich vollftändig dem 
von dem Herrn Berichterftatter Gejagten an, da die Verfaffung des Nord» 
deutichen Bundes Feine vollfommene tft; fie ift der weiteren Ausbildung 
fähig und auch bebürftig nach verichiedenen Beziehungen hin, nur find 
dieje Beziehungen nicht bloß diejenigen, weldye von der andern Seite auf: 
gejtellt werden, jondern ed find auch joldye, weldye eben die neuen Verträge 
mit ſich bringen. Gewiß ftimmt Mancher nur mit jchwerem Herzen 
namentlich dem Vertrage mit Baiern zu umd es ift ein ſchmerzliches 
Gefühl, daß die deutiche Einigung, weldye im Uebrigen fidy auf jo erhebende 
Weiſe mitten im Kriege vollzieht, durch den Vertrag mit Baiern in einigen 
Punkten getrübt wird durdy die Sonderjtellung, weldye Baiern eingeräumt 
iſt. Ich glaube, es ift das vom hiftoriichen Standpunkte aus aufzufaſſen 
und dann auch zu erflären und binzunehmen; es hat fid) in der Entwick— 
lung des deutichen Staatöwejens eben einmal der Staat Baiern jeit Jahr— 
hunderten jelbjtändig und bedeutend und mit einer eigenwilligen Politik 
herauögebildet, und es iſt beinahe eine Sache der hiſtoriſchen Unmöglichkeit 
auf einmal ein ſolches Verhältniß zu löſen. Wir müffen es deßhalb hin— 
nehmen. Man bat von Norddeutichland aus ſeit der befaunten Depeiche 
vom 7. September 1867 jtreng und ehrlih am dem Satze feitzehalten, 
dat gegen die jüddeutichen Staaten in Feinerlei Weile ein Zwang audge- 
übt werden foll; ihr Beitritt ift jtets als ein freiwilliger gedadyt worden 
und er ift ed durchaus. Das ift der Grund, wehhalb man in feiner 
Weiſe verjucht hat, einen Zwang gegen den Staat Baiern auszuüben, und 
jo gut der Norddeutiche Reichßtag am Ende den Vertrag mit Baiern ges 
nehmigt hat, jo gut werden ed audy Diejenigen von uns thun, welcden 
dieſe Sonderftellung leid thut, fie werden diefer Sonderſtellung in der 
Hoffnung einer jpätern Neformirung ihre Zuftimmung nidyt verjagen. 
Wenn wir den glücklichen Gang der Dinge im Jahre 1870 betrachten und 
dad ungeheure Glüd ind Auge fallen, dab ed Deutſchland beichieden ift, 
aus diejem Kriege ald einiger Staat hervorzugehen, jo legt fidy eine Er- 
wägung nahe, welche im Zulammenhang mit der Reform der Berfafjung 
des Deutjchen Staates ſteht. Es ift ganz richtig, wie der Herr Vorredner 
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geſagt hat, daß leicht nach der ungeheuern Aufraffung eines jo großartigen 
Nationalkrieges die Kräfte des Volkes einigermaßen erſchlaffen, es tritt 
eine gewiſſe Indolenz ein, welche ſich leicht darin äußert, daß das Volk 
fih von den öffentlichen politiſchen Arbeiten abkehrt und ſich dem Ruhebe— 
dürfniß bingiebt. Sit es nicht vielleicht von dem Scidjal gerade mit 
Rüdfiht auf dieſe pſychologiſche Erfahrung dem deutſchen Bolfe beichieden, 
daß es nichts Vollkommenes, feine vollkommene Verfaffung am Ende diejes 
Krieged befommt; ift es nicht vielleihht vom Schickſal und beichieden, daß 
für die Zukunft die Nothmwendigfeit der Fortiehung der öffentlichen politiichen 
Arbeit dem Deutſchen Volke vorbehalten ift, um es nicht verfinfen zu laſſen 
in träger Ruhe und Grichlaffung nad) der Aufregung des Krieges? Wenn 
wir die Gewißheit ins Auge faffen, daß wir die Verfaflung, die Verträge, 
de Gejee entweder im Ganzen annehmen oder ablehnen müfjen; wenn 
wir die Gemibheit ins Auge faflen, dab überhaupt ein anderer Weg um 
jur Cinigung zu gelangen gar nicht möglich war, jo glaube ic), weist 
das überhaupt darauf bin, dat wir die ganze große und vorliegende Auf: 
gabe auch mit großem Einn und abjehend von allen Einzelheiten und 
Kleinigkeiten auffaſſen müfjen; wir müfjen ins Auge faſſen, wie fie ge- 
Ihichtlich geworden ift. Seit dem 30jährigen Kriege ift Deutjchland in 
immer tiefere Erjchlaffung verfunfen, und jede andere Nation, welche nicht 
diejen Kern der Volkskraft in fich getragen hätte, wäre unter den Schlägen 
zu Grunde gegangen. Deutichland hat eine Provinz um die andere in 
diefer Zeit verloren, und in jenen Jahren, in welchen es zum erften Male 
Deutſchlang beſchieden war, ſich wieder aufzuraffen, in den Freiheitäfriegen 
it den Deutichen das, Unglüd begegnet, daß fie den Krieg nicht allein 
jondern an der Seite eigennüßiger Verbündeter führen mußten, weldye 
Deutichland beim Friedensichluß die ſchönſten Früchte des Sieges vorent: 
halten haben. Es trat dann jene Zeit ein, welche der Herr Abgeordnete 
von Aalen und als jo friedlich, jo idylliih, jo glücklich geichildert bat. 
Ih glaube nicht, daß er mit diefer Schilderung irgend andächtige Herzen 
in diefem Haufe und noch weniger im ganzen Deutichen Volke gefunden 
bat; ja jelbjt Diejenigen, welche mit den neueften Zuftänden jeit 1866 nicht 
einverftanden find, waren ed mit der Auffaffung diejer Zeit des alten 
Bundestags ebenfo wenig. Herr Mohl hat und gejagt, dab es die fried, 
lichfte Zeit für Deutichland geweſen jet, in welder es fein auswärtiger 
Staat gewagt habe, und mit Krieg zu überziehen, und in welcher wir 
allen Künften des Friedens leben fonnten. Warum hat und aber feine 
auswärtige Macht bedroht? Einfach defhalb, weil in der erften Zeit das 
Friedensbedürfniß nad, 2Ojährigen Kriegen in Europa ein allgemeines ge- 
weien ijt, und ſpäter, weil das jchwache zerriffene jammervolle Deutjchland 
mit feiner politiihen Schwäche Franfreih, dem in Europa gebietenden 
Staate, feinen Anlaß gab und mit Krieg zu überziehen. Deutjchlands 
Schwäche war von jeher Frankreichs Stärke und Stolz und wenn Deutjch- 
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land einmal verjucht hat, jeine Schwäche abzuſchütteln, jo hatte es gleich 
den Erbfeind gegen ſich. Aber es ift bekanntlich nicht einmal richtig, wie 
es der Herr Abgeordnete von Aalen geſchildert hat; denn im jener Zeit 
nody war es ja ſogar, wo jener Feine Nachbar Deutichlands im Norden, 
der Däne, und auf die fredhite Weile Troß bieten, die deutſchen Handels- 
ftädte beichädigen und deutſche Handelsjchiffe wegnehmen konnte und wo 
Deutjchland in feiner Schwäche jelbit einem joldyen Nachbar gegenüber 
wehrlos daftand! Die Zeit deö Bundestages war ed, in welcher ein großes 
Volk ald höchſte Behörde einen Rath hatte, im weldyem vier bis fünf 
andere europäiſche Mächte außerhalb Deutſchlands ſaßen und bei welchem 
zwei europäiſche Großmächte am der Spiße ftanden, weldye von nichts 
anderem erfüllt waren als von geygemjeitiger Eiferfucht gegen einander, und 
in welcheu feiner gegenüber dem andern duldete, daß dad Deutjche Volk in 
irgend einer Beziehung ſich aufraffe, um endlich einmal Gin Volk zu 
werden. Das waren die Zuftände unter dem deutichen Bundestag, und 
fie waren weiß Gott nidyt die zlüdlichen, friedlichen und rühmenswertben, 
wie fie der Herr Abgeordnete Mohl gejchildert hat. Man fann fie nur 
dann als joldye auffallen, wenn Einem ganz der Begriff vom Vaterland, 
der Begriff defjen abgeht, was ein Volk jeiner Würde, feiner Macht und 
Ehre ald Nation jchuldig ift. Wenn ein Volk nichts anderes will, als 
dahinleben als eine Sammlung Ffleiner ohnmächtiger Staaten, beherricht 
von gegenjeitiger Eiferjucdht und bewacht von zwei Großmächten, die im 
nichts auderem einig waren, als in der Unterdrüdung, und wenn man 
dann einen ſolchen Zuftand für angemefjen und würdig findet, dann fann 
man die Zuftinde unter dem verblicyenen deutichen Bundestag ald ſolche 
ichildern, wie fie uns bier vorgeführt worden find. Und nicht jetzt erſt 
hat ſich in Deutichland eine ganz andere Bahn gebrochen; ich erinnere 
Sie daran, dab in diefem Haufe vor einem Menjchenalter der Mann feine 
gewaltige Stimme führte, der, ein Süddeuticher, zum erjtenmal die Idee 
ausgeſprochen hat, die heute ins Leben eingetreten ift, der Mann, weldyem 
es nody beichieden war, wenigſtens das Morgenleuchten diejer Zufunft zu 
ſchauen, dem eö aber leider nicht vergünnt war, das ganze Werk, wie er 
ed voraudgeahnt hatte, erbliden zu dürfen. Ich erinnere ferner daran, 
wie die Edeljten des deutſchen Volfes für die Einheitsidee unjerer Nation 
ihre beiten Kräfte eingejeßt haben, wie jchon in den PVierziger Jahren 
allgemein der Gedanke der deutichen Einheit die edeljten Geifter der ganzen 
Nation ergriffen hatte, wie die Bewegung des Jahres 1848 gipfelte nicht 
allein in der Freiheit, die eingeführt wurde, jondern in der Einheit des deutichen 
Volkes, die man anitrebte, die man aber damals nicht erreichen fonnte. Da— 
mald war audy in unjerem würtembergiichen Volk die Opferwilligfeit, die Luft 
Opfer und Laften auf ſich zu nehmen für die deutjche Einheit, eine allge— 
mein verbreitete. Ich erinnere daran, daß gerade die Lajten, Diejenigen 
Einrichtungen, weldye in der jegigen Reichöverfaffung am meijten befämpft 
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werden: die Militäreinrichtung, viele Steuern und anderes in der Reichs— 
verfaffung von 1849 mindeftens jo einheitlidy aufgefaßt waren als jet 
und für diefe Neichsverfaffung hat bekanntlich im April 1849 von dem 
würtembergijchem Volk eine Erhebung ftattgefunden, worauf heutzutage 
nod) das würtemibergiiche Volk ftolz ift. Es fam dann eine Zeit der Er— 
Ihlaffung, aber vergeblidy war dasjenige, was in jenen beiden Jahren ge— 
ſchehen it, im feiner Weile und ed waren die geiftigen und materiellen 
Kämpfe der früheren Sahre und namentlich diejer beiden Jahre nothwendig, 
wenn überhaupt einmal in Deutſchland Etwas befjer werden ſollte. Man 
bat ftets wieder an das Bewährte aus dem Sahre 1848 angefnüpft und 
ſeht viele Bejtimmungen der jetzigen Neichöverfafjung find gerade aus der: 
jenigen von 1349 entiprungen. Wir haben uns allerdings in Einen ge 
täujcht im Diejer Zeit, wir haben geglaubt, daß es von einem gütigen Ges 
hide dem deutichen Wolfe beſchieden jein jollte, im rieden zu feiner 
Vollendung, zu feiner Einheit zu gelangen. Das war leider nicht der 
Fall, der Dualismus, der das deutſche Volk darniederhielt, der Widerſtreit 
jweier europätichen Großmächte innerhalb. des alten Bundes war nicht 
dutch die Arbeit der Geifter allein zu löjen; es bedurfte fräftigerer Mittel 
dazu. Wir beflagen eö, aber wenn wir auf die Geſchichte aller Nationale 
taaten im der alten und neuen Zeit jchauen, jo können wir nicht leugnen, 
da nirgends Nationalftaaten ohne Gewalt, ohne Kampf gegründet worden 
ud, und jo ift es eben auch Deutjchland bejchieden gewejen. Es waren 
verhältnigmäßig Wenige in unjerem Süden, weldye nad) dem Kriege von 
18566 die ganze Bedeutung diejed Krieged aljogleich eingejehen und ſich 
dehhalb mit dieſem Kriege ausgelöhnt haben. Die Gewalt war eine zu 
große, namentlich für die weiteren Kreije des Volkes, weldyen die feineren 
Grwägungen der Geſchichte feruliegen, und es bedurfte vielleicht der Wen— 
dung, die uns die Geichichte gebracht hat, um eine Sühne eintreten zu 
laffen für die Gewalt des Jahres 1866. So ſchwer wir bie zum heutigen 
Zage die großen Opfer, weidye aud) unjer engeres Vaterland gebracht hat, 
nehmen müfjen, fo wehe fie und thun, jo müfjen wir dod) anerkennen, 
dab es für die nationale Geftaltung Deutſchlands ein Glüd war, daß diejer 
Nationalkrieg ausgebrochen ift. Und er ift ausgebrochen im einer Weile, 
wie es für Deutichland, für die deutiche Staatögejtaltung nicht günjtiger 
hätte jein können. Es ift vollitändig unrichtig, wenn der Herr Abgeordnete 
von Aalen meint, nur die Aufftellung der hohenzollern'ſchen Thronfandis 
datur habe im Grunde diefen Krieg hervorgerufen’), weldyen er, wie ic) 
anerfenne, im Uebrigen alö einen Deutichen behandelt hat. Wir wifjen ja 
jet ganz gemau, wie die Verhältnifje liegen: dab jeit dem Jahre 1866 
dieier Krieg geplant war; der Erbfeind hatte tejjer geſchaut, was mit dem 
Jahre 1866 geſchah, als viele in Deutichland jelbft; er hat eingejehen, daß 
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die Größe Deutſchlands, die Stärke eines geeinigten Deutichlands fih an 
jenen Krieg anjchließen werde, und er war nidyt gewillt, ein ſtarkes Deutjch- 
land neben fich dulden; er hat jeine Vorbereitungen getroffen, wie man 
jet aftenmäßig weiß, und er hat nur auf den eriten Vorwand gewartet, 
um diejen freveln Krieg mitten im Frieden gegen und zu entzünden. Man 
weiß, daß er jelbit über der Frage der Gotthardeijenbahn erwogen bat, 
ob er nicht die Kriegöfrage ftellen wolle, und es gab ihm ver zufällige 
Umjtand, daß ein deutjcher Prinz auf einen fremden Thron gelangen follte, 
den Vorwand zu diejem Krieg. Der Nationalfrieg hat Deutjdyland zus 
jammengeführt, wie ed im Frieden nicht möglich war, er hat raſch alle 
Differenzen, weldye vorher bejtanden haben, weggefegt; er hat die Parteien, 
welche fich jo erbittert in den leßten vier Jahren gegemüberftanden, einander 
genähert, wenigitens in den Kreilen des Volkes; er hat das Volf wieder 
fich jelbft fühlen gelehrt ald eine Nation; er hat vor allem in den Helden- 
thaten des vereinigten deutichen Heeres, wo der Süddeutſche Schulter an 
Schulter mit dem Norddeutichen fümpfte, jene Einheit bergeftellt, welche 
jet auf die ftaatlichen Verhältniffe fidy überträgt, und es ift das ſchönſte 
Geſchick, das und blühen Fonnte, daß wir eö über und vermocht haben, 
nod) mitten im Kriege die ftaatliche Einigung Deutichlands zu vollenden, 
um ald ein Nationalftaat dazuftehen und ald foldyer den Frieden abzu— 
Ichließen, wieder zu errichten die alte Herrlichkeit des Deutſchen Kailerreiche, 
aber befjer eingerichtet und glorreicher, ald je unter jenen Kaiſern, 
welche im Grunde nicht Deutſche Kaijer waren, jondern eine Europäiſche 
Weltitellung inne hatten. Er hat eine Deutjche Gentralgewalt im neuen 
Deutſchen Kaijerreid) gebracht, welche eine rein nur deulſche iſt; er hat eine 
Deutſche Negentenfamilie au die Spitze geführt, welche feine von Deutſch— 
land getrennte Hausmacht hat; er hat einen Kaiſer gebracht, der feine 
anderen Sntereflen hat, weil er fie nicht haben kann, als diefelben, welche 
auch die deutiche Volfövertretung in aller Zukunft hat, jo daß eine Ueber— 
einftimmuug der Gentralgewalt und des Reichstags gegeben ift. Und diefem 
neuen Deutjchland haben hochherzig die jüddeutichen Fürften, weldye bisher 
ſich nicht angeichloffen hatten, ihre Zuftimmung gegeben; fie find ed ge— 
wejen, den König von Baiern an der Spiße, den König desjenigen Lau— 
des an der Spiße, welches am meiſten widerjtrebte, die gerade dasjenige 
angetragen und erjtrebt haben, was der Herr Abgeordnete von Aalen als 
die Mebdiatifirung der deutjchen Dymaftien bezeichnet. Sch glaube, Die 
Hochherzigfeit der deutjchen Fürften fteht und höher, alö eine jolde Au— 
ſchauung. Man wird in Zufunft in der Gejdyichte vom Fahre 1570 als 
die größte Begebenheit des Jahrhunderts, ja mandyer Jahrhunderte ver: 
zeichnen: das Deutſche Volk hat in dieſem denfwürdigen Jahre nicht nur 
den alten Erbfeind niedergeworfen und ihm den alten Raub der Jahrhuu— 
derte wieder abgenommen, jondern ed hat es über ſich vermocht, von feiner 
alten Uneinigfeit, dem Grbübel der Deutjchen Nation, abzuftehen, mitten 
jm Krieg jeine Einigung zu finden, fein einheitliches Reich zu begründen, 
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den Deutihen Nationalftaat zu errichten und demjelben als Morgengabe 
das ſchon früher gewonnene Schleswig-Holſtein, das jet wieder erworbene 
Elſaß, Deutich= Lothringen und wohl auch Luxemburg beizufügen. Zu 
dieſem großen Werk in unjerem Theil mitzuwirken ift diejer Volksvertretung 
beibieden. Ic, glaube, wir werden begeiftert und ftolz darauf, daß uns 
dieſe Ichöne, große, erhebende Aufgabe geworden ift, unjer Fa zum Deutjchen 
Verfaffungswerf jagen. 


Deſterlen“): Meine Herren! Ich ftehe nicht auf dem partifulariftiichen 
Standpunft des Herrn Abgeordneten von Malen, aber auch nicht auf dem 
nationalliberalen des Herrn Abgeordneten von Böblingen; ich jehe die Zus 
kunft Deutjchlands nicht jo düſter wie der eritere, nicht jo rojenfarbig wie 
der leßtere Herr Abgeordnete. Ich begreife, dab wenn die politische Einheit 
Deutſchlands bergeitellt werden ſoll, der einzelne Staat große Opfer an par: 
tifularer Selbititändigfeit zu bringen bat, und bin, da ic) ſtets den natio— 
nalen Gedanken feitgebalten habe, gern bereit der Einheit Deutjchlands dieje 
Opfer zu bringen, wenn ich auch nicht die Ehre habe der Partei anzuge- 
bören, welche fich ald die vorzugsweife deutjche oder nationale bezeichnet. Ich 
glaube, Diejenigen, welche die großdeutiche Idee verfolgt haben, find in 
eminentem Sinne national gewejen, nationaler als die Anhänger der flein- 
deutſchen Parteirichtung; denn der großdeutjche Gedanke will, daß die politi- 
ſche Geitaltung Deutjchlands auf Grundlage der Zufammengehörigfeit der 
ganzen deutichen Nation erfolge; die Eleindeutiche Partei dagegen beruht auf 
der Irenmung der ganzen Nation, auf der Ausicheidung eines Theiles der: 
jelben vom Verbande der übrigen, und kann injofern nicht in dem Grade 
fih national nennen wie die großdeutſche. Meine Herren! Ich gehöre auch 
nicht zu Denen, weldye ihre Augen den Greignifjen der Gegenwart verjchließen 
und bartnädig einen Gedanken feithalten, über welchen die Gejchichte weg: 
gegangen iſt. Die großdeutiche Idee kann meines Erachtens nicht mehr 
als die politifcy mafgebende in Deutichland — wenigitens nicht jo, wie fie 
früber aufgefaßt wurde — feltgehalten werden. Die Greignilfe des Jahres 
1866 haben die Initiative Defterreich8 zu einer Neugeftaltung der deutjchen 
Bundesverhältniffe ausgejchloffen. Die jpäter folgenden Greigniffe, insbes 
iondere der Krieg des Iahres 1870 haben auch den Gedanken bejeitigt, in 
einer Verbindung der jüddeutichen Staaten unter fidh, im Zuſammenhang 
mit einem weiteren Bund, weldyer Preußen und Defterreich, alfo die drei 
deutichen Gruppen umfaßt hätte, Großdeutjchland in ſolcher Form zu ver: 
wirklichen. Soviel über den im Prager Friedendvertrag vorbehaltenen Süd— 
bund gejagt und ſoviel gegen ihn eingewendet wurde: das wird fich nicht 
beitreiten laſſen, dab er eine außerordentlich friedliche Bedeutung hatte und 
daß das Zuftandefommen deijelben und die im Zufammenbang damit ſtehende 
wenigitens internationale Verbindung Preußens, Oeſterreichs und Süddeutſch— 
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lands den gegenwärtigen Krieg verhindert und eine befriedigende nationale 
Ginigung bergeitellt hätte, wenn audy nicht diejenige Einheit, welche nun 
ald Siegespreis gezeigt wird ımd in der Unterordnung der jüddeutichen 
Staaten unter Preußen beiteht. Meine Herren! Meine politijchen Freunde 
und idy haben jchen auf dem leßten Landtage bei der Abitimmung über das 
Gejeß, betreffend die Bewilligung der Mittel zum Kriege, in unjerer moti= 
virten Abjtimmung anerkannt, da wir prinzipiell einer bundesftaatlichen 
Verbindung der Südſtaaten mit dem Nordbuñd nicht widerjtreben, aud) 
wenn Oeſterreich in jener Verbindung nicht mitinbegriffen it; wir haben 
ung damit prinzipiell unter Verzicht auf die Verfolgung des großdeutjchen 
Gedanfens dem Fleindeutjchen gemähert und uns wejentlicy auf den Boden 
der jegigen Mehrheit diejes Haufes geitellt. Ich glaube auch mit Nüdficht 
darauf für mid) und meine Freunde in Anjprud) nehmen zu können, daß 
wir dem mationalen Gedanfen weder vor nody während dieſes Krieges 
ungetreu wurden, und wenn wir gleidywohl große Bedenken gegen die An— 
nahme der Negierungsvorlage haben, jo fommen diejelben nicht daher, das 
wir Dunfelmänner oder Umiturzmänner find, gegen weldye das Blut der 
Gefallenen zum Himmel jcAjreien fol, wie wir es leider an einem Orte ges 
hört haben, wo joldye Worte nicht hätten gejprocdyen werden jollen, — unjer 
Dedenfen gegen die Annahme entipringt feiner nationalen Untreue jondern 
unjerer Treue im Dienjt der Freiheit. Meine Herren! Ich kann nicht um- 
bin, vor allem mein Bedauern darüber auszufprechen, daß eine jo wichtige 
Aufgabe, wie diejenige eines deutjchen Verfafjungswerfes, au uns mitten in 
einem jo großen Kriege herantritt. Ic kann es nicht, wie geftern der Herr 
Abgeordnete von Böblingen gethan hat, als ein herrliches Geſchick preijen, 
dag wir gerade im Kriege das deutjche Einheitswerk erridyen jollen, in 
einem Augenblick, wo der Boden, auf weldyem diejes Werk errichtet werden 
ſoll, unter unjern Füßen ſchwankt und während die ruhigſte, beſonnenſte, 
aber freieſte Berathung noththut, die durch den Krieg erregte Stimmung eine 
joldye erſchwert und wir in einem leider jehr gelejenen Blatte, z. B. erit 
fürzlicy in einer Korreſpondenz vom 18. d. M. aus Karlörube, leſen müſſen, 
dab Die Ablehnung der Verträge gleichbedeutend jei mit der Aufitachelung 
des franzöſiſchen Volkes zur Fortſetzung des Krieges und umverantwortlidy jet 
der deutſchen Kriegführung und ihren Zweden gegenüber. Durdy joldye Mit- 
theilungen, wie 5. B. auch durdy die befannten Feldpoftbriefe, wird die Frei— 
heit der Berathung in dieſem Haufe wejentlich erjchwert, und ich möchte den 
Herrn Abgeordneten von Böblingen, weldyer vielleicht von einigem Einfluß 
auf jenes Blatt ift, dringend erjuchen, im Intereſſe der Freiheit der Bera- 
tungen feiner Kammerfollegen dahin zu wirfen, das ſolche Mittheilungen 
künftig unterbleiben. Meine Herren! Meine Bedenken gegen die Vorlage 
der Regierung gründen ſich zunädyit auf die Behandlungsweife des Gegen: 
itandes. Der Herr Juſtizminiſter, defjen große Leitungen in feinem Des 
partement ich jtetö anerfannt habe und anerkennen werde, verfieht in dieſem 
Augenblid nebenher, wie es jcheint, die Geſchäfte des Minifters der aus- 
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wärtigen Angelegenheiten, und ich bedauere in hohem Grade, daß ich feine 
Leiſtungen auf diefem Gebiet nicht in dem Grade anerfennen kann, wie die- 
jenigen in feinem eigentlichen Neflort. Das Ergebniß der Verhandlungen 
in Verfailles, welches er uns vorgelegt hat, iſt ein jolches, weldyes ich als 
ein für unjer Land glücliches, unſerem Intereſſe entiprechendes nicht anzu— 
erfennen vermag. Es iſt vor allen Dingen — und jein Vortrag von geſtern 
bat darüber die nöthige Aufklärung nicht gegeben — nicht recht begreiflich, 
warum nun auf einmal der Gintritt in den Nordbund jo dringend geboten 
jet, der Fintritt, welchen er felbit früher als nachtheilig fir die Intereffen 
des Yandes bezeichnet hat. Die Verfaflung des Nordbundes, meine Herren, 
it durch die Greigniffe von 1870 nicht anders geworden, und die Modifi— 
fationen, welche durch die Verhandlungen erreicht worden find, find Feine 
jo wichtigen und wejentlichen, daß fie dazu beigetragen haben werden, das 
frühere Urtbeil des Herrn JIuftizminifterd zu ändern. Der Umitand, daß 
Virtemberg, treu feiner vertragsmäßigen und nationalen Pflicht, in einer 
gerechten Vertheidigung an die Seite Preußens getreten ift, bedingt nicht die 
Nothwendigfeit eines jofortigen Gintritts in den Nordbund, im Gegentheil, 
Diejenigen, welche im Hinblif auf die Nothwendigkeit, einmüthig für die 
Integrität Deutichlands einzutreten im Falle eines Angriffs, eine engere Ver- 
bindung mit dem Norden wollen, können zurücgewiejen werden mit dem 
Hinweis darauf, daß die ſüddeutſchen Staaten, auch ohne Glieder des Nord» 
bundes zu fein, ihre nationalen Pflichten freiwillig erfüllt haben. Warum, 
frage ich den Herm Juſtizminiſter, warum dieſer rajche Entichluß, warım 
diefe kurze Frift bis zum 1. Januar, in welcher die jüddeutichen Staaten 
den Anſchluß an den Norbbund vollzogen haben follen? Dieje Frift, meine 
Herren, geitattet und nicht, die Vorlage auch mır genauer fennen zu lernen, 
viel weniger, fie gründlich und reiflich, wie man fonft in diefem Haufe ge 
wöhnt iſt, zu beratben. Dieje kurze Friſt nöthigte die Mehrheit zu dem 
Antrag, ohne auch mur einen gedructen Bericht fich erftatten zu laffen, in 
de Berathung des Gegenitandes einzutreten, und machte ed der Kommilfion 
leicht, unter Berufung auf den gefahten Beſchluß eine eingehende Bericht: 
eritattung zu umnterlaffen und über die Gejete, welche wir im Zuſammenhang 
mit den Verträgen annehmen follen, auch gar nidyts zu jagen, ja fie und 
nicht einmal ihrem wejentlichen Inhalt auch nur kennen lernen zu laffen. 
Ih glaube nicht, meine Herren, daß eine foldye Behandlungsweije einer hoch— 
wichtigen Frage eine wünjchenswerthe ift, und nothmwendig wäre fie nicht ges 
weſen, wenn die Friſt etwas weiter bemefjen worden wäre ald es geichehen 
ft. Was ich ferner bedauere, it, dab die neue Verfaſſung Deutichlands 
nicht zum Gegenftand der Berathung eines zu dieſem Zweck einberuferen 
Reichötages gemacht worden ift, zu welchem auf Grund des Zollparlaments- 
Wahlgeſetzes die füddeutjchen Vertreter hätten zutreten fönnen, und welcher 
dann in Gemeinichaft mit dem durch Abgeordnete der jüddeutichen Regie 
rungen verftärften Bundesrathe über das neue Verfaſſungswerk fid, hätte 
vereinbaren können; die nöthige Zuftimmung der Volfövertretung der ſüd⸗ 
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deutichen Staaten zu dem Ergebnif diefer Vereinbarung wäre dann leichter zu 
erzielen gewejen, als jebt, namentlich in Baiern, der Fall ift. Wenn aber 
auch diefer Weg — vielleicht ift er von unſerer Regierung gar nicht angeftrebt, 
vielleicht von Preußen abgelehnt worden — nicht belicht wurde, jo hätte fich, 
meine Herren, dringend empfohlen, daß die jüddeutjchen Negierungen, we— 
nigftens diejenigen, bei welchen ein Zufammengehen möglich gewejen wäre, 
ſich zunächſt unter fich über die Haltung und die Grundlage veritändigt 
hätten, welche fie bei den Verhandlungen mit Preußen über den Anſchluß 
feſtzuhalten beabfichtigten. Wir haben geftern von dem Herrn Juſtizminiſter 
vernommen, daß derjelbe den Beiprechungen zwiſchen dem Stellvertreter des 
Bundesfanzlerd Herrn v. Delbrüd und den baieriſchen Miniitern in Mün— 
chen angewohnt habe, und es jcheint mir dieß ein ganz richtiger eriter Schritt 
gewejen zu fein, um gemeinjchaftlich wenigftend mit Baiern, an welden 
Staat wir zunächſt angewiejen find, ſich über die Grundlage einer Verein- 
barung mit Preußen in Betreff des neuen Bundeöverhältniffes zu verſtändi— 
gen. Allein es jcheint diefer Weg von unferer Regierung nicht weiter ver— 
folgt worden zu fein, und Gie haben, meine Herren, aus der Rede des 
baieriſchen Suftizminifters v. Lutz entnommen, dab eine gewiſſe Prejlion 
auf das Verhalten Baierns nicht durch Preußen ausgeübt worden jei, wohl 
aber durdy das einjeitige Vorgehen der übrigen jüddeutichen Regierungen, 
unter welchen auch ohne Zweifel die würtembergijche Regierung begriffen ift, 
indem dieſe unter Verlaffung eines weiteren gemeinjchaftlichen Schrittes mit 
Paiern für ſich eine Einladung nad) DVerfailles gejucht und gefunden und 
für fih und ohne dort in einer Kühlung und engern Berathung mit den 
baieriſchen Abgeordneten zu bleiben, fidy mit Herrn v. Bismard über ihren 
Eintritt in den Norddeutſchen Bund zu verftändigen gejucht haben. So, 
meine Herren, mußte es fommen, daß der neue Verfaſſungsbund in ber 
fonderbaren Form einer Reihe von Verträgen zwiſchen Norddeutichland und 
den jüddeutichen Staaten bergeltellt und daß für jeden diejer Verträge und 
für jeden diefer Staaten wieder bejondere Beitimmungen und bejondere Vor— 
behalte gemacht wurden, was nothwendig jpäter zu Werwidelungen und 
Schwierigfeiten führen und eine alöbaldige Nevifion des jo mofaifartig zu= 
fammengejeßten Verfaffungswerfes nothwendig machen wird, Das Schlimmſte 
aber bei diefer Behandlungsweiſe iſt das, meine Herren, daß diejelbe dahin 
geführt hat, daß und ein großes Verfaſſungs- und Gejeßgebungswerf vor: 
gelegt wird, zu weldyem wir bloß entweder Ia oder Nein jagen können, daß 
die ſtändiſche Zuftimmung, welche zu demjelben nun in den einzelnen ſüd— 
deutichen Staaten eingeholt wird, offenbar mehr nur den Charakter des 
Scheins hat, mehr nur dazu dient, zu verhüllen, was in Wirklichkeit vor: 
liegt, nämlidy die Dftroirung einer Verfaſſung für das deutiche Volt. 
Ic, glaube, meine Herren, es it von übler Bedeutung für die konſtitutio— 
nelle Zufunft des neuen Deutjchen Neiches, daß jeine Verfafjung auf folche 
Weiſe, in einer Weije beichafft worden iſt, welche faum behaupten läßt, daß 
fie mit der freien Zuftimmung der Vertreter des deutichen Volkes hergejtellt 
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worden jei. — Wenn idy nad) Grörterung der Bedenfen, weldye mir die for: 
melle Behandlungsweie der Vorlagen ſeitens der Regierung aufdringt, mid) 
in Kurzem nody auf den materiellen Inhalt der Verträge cinlafje, jo werde 
ih mid) wohl hüten, nach der umfafjenden Kritif, welche dieſelben von 
Seiten des Herrn Abgeordneten von Aalen gefunden haben, und nad) der 
unumjtöglichen Gewißheit, dat die Verträge im diefem Haufe mit großer 
Mehrheit werden angenommen werden, Sie zu lange aufzuhalten. Ich 
beanftande in Bezug auf das Materielle der abgefchloffenen Verträge vor 
allen Dingen, daß fie — der Natur der Sache nach iſt ed übrigens nicht 
anders möglih — in feiner Weile die Gefahr der allmählichen Abjorption 
der kleinen in jolcher Weije mit dem Großitaat Preußen verbundenen Staa- 
ten durch dieſen Großſtaat bejeitigen. Es find zwar in dieſer Hinficht Kon- 
zeſſionen — id) möchte jagen mehr partifulariftiicher als füderativer Natur 
— den ‚jübdeutichen Staaten gemacht worden, weldye geeignet find, den 
Aſſimilirungsprozeß vielleicht etwas hinauszuziehen, aber lange nicht dem 
neuen Zuftand die Garantie der Dauer gewähren, welche 3.8. in der Er: 
rihtung eines Staatenhaufes, jelbit neben einem verantwortlichen Reichs— 
miniſterium, gelegen wäre. Iene partifulariftiichen Vorbehalte, meine Herren, 
werden ihre Gegner finden nicht bloß in Preußen und in dem Reichstage 
jondern fic werden ihre Gegner auch finden in der Bevölkerung der Einzel- 
ftaaten jelbft, weldye viel weniger darauf einen Wertly gelegt wiſſen will, 
daß der König von Würtemberg z. B. das Recht behält, Gejandte zu ſchicken 
und die Uniform jeined Militärs zu beitimmen, als darauf, dab das neue 
Deutſche Reich auf einer wirklich füderativen und Eonjtitutionellen Grundlage 
mit Staatenhaus und mit einem mit allen fonftitutionellen Gerechtſamen 
ausgerüfteten Volkshaus hergeftellt werde. In der That, meine Herren, ges 
währt die durch die Verträge mit Preußen gegründete neue Berfaffung in 
fonititutioneller Beziehung nicht das Maß von Rechten, welches der Vertre— 
tung einer großen Nation würdig ift, ja nicht einmal dasjenige, welches jo- 
gar der kleinen würtembergijchen Kammer zufam. Es ijt Klar, meine Herren, 
dab wo ein Reichstag, wo ein Fonjtitutioneller Körper einer Regierung ges 
genüberfteht, welche fein verantwortliches Miniftertum hat, nur der Schein 
eines Parlamentarismus geichaffen ilt und daß das in erhöhtem Grade dann 
der Fall ift, wenn, wie im vorliegenden Falle, das Steuer, dad Budgetrecht 
des Neichstaged in einer ganz aufßerordentlichen Weile gerade auf dem 
Gebiet des Staatöwejend beichränft ift, wo daſſelbe vorzugäweije eine Be— 
deutung bat, nämlich in Bezug auf den Militäraufwand, auf die Ausgaben 
und die Einnahmen für dad Militär. Selbit dem Herrn Berichteritatter ift 
es nicht gelungen, über dieje beiden Mängel, über den Mangel eines verant- 
wortlichen Reichsminiſteriums und über das beichränfte Budgetrecht des 
Reichstages hinwegzukommen; er giebt fich, wie jeine politiichen Freunde 
überhaupt, der Hoffnung hin, dat diefe Mängel jpäter im Laufe der Zeit 
fid) werden Bbefeitigen laſſen; er überfieht aber jcheint mir hiebei und hat, 
wenn mich meine Erinnerung nicht trügt, es auch geftern nicht heruorgehoben, 
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daß der Art. 5 der Nordbundöverfaffung dem König von Preußen ein ab» 
jolutes Veto gegen jede Aenderung in Bezug auf das Milttärwejen und in 
Bezug auf den dazu nöthigen Aufwand einräumt, daß aljo nur in Bezug 
auf die fünftigen Erhöhungen und fünftigen Mebrausgaben die Fonititutio- 
nelle Mitwirkung des Reichstags Ttattfindet, keineswegs aber — und audy 
nad dem letzten Dezember 1871 nicht — in Bezug auf die Ausgaben für 
das Militär, joweit fie nach den beſtehenden Gejeten und Verordnungen in 
Preußen und dem Norddeutichen Bunde nothwendig find. Nun ift aber bei 
der Gründung des Norddeutichen Bundes im Sabre 1867 und bei dem da= 
mals ganz gewiß dem Grafen Bismard vorjchwebenden Gedanken, es könne 
dod; möglicherweiſe diefer Norddeutiche Bund noch einmal in friegerijche 
Verwiclungen gerathen, der Aufwand für das Militär jo hoch gegriffen, 
die Friedenspräſenz jo hoch feitgejettt worden, daß an eine noch itärfere Er— 
höhung auch der Friegsluftigite und joldatenfreudigite Monardy nicht denfen 
wird, dat aljo der Umstand, dat bei einer etwaigen Steigerung die Mit: 
wirfung des Reichstages einzutreten habe, faum in Betracht fommt, wohl 
aber die ernitlichite Beſorgniß für das materielle Interefje des Deutjchen 
Volkes plaßgreifen muß, es möchte der damals firirte Militäraufwand an 
Geld und Mannjchaft auf die Länge jchwer zu ertragen fein. Es iſt zwar 
in diejer Beziehung geitern von dem Herm Abgeordneten von Böblingen 
darauf hingewieſen worden, daß eben die jeigen Leiltungen des Heeres die 
lange Präſenz von drei Iahren vollftändig rechtfertigen. Es ilt dieß eine 
Anficht, welcher wir Alle in dem vorausgegangenen Wahlfampfe häufig genug 
begegnet find, es iſt ihr aber, meine Herren, entgegenzuhalten, daß weder 
die Deutjchen noch die Franzoſen in diefem Kriege gezeigt haben, daß drei— 
jährige oder noch längere Präjenz eine unumgängliche Bedingung zur Bil- 
dung und Heritellung eines tüchtigen Soldaten it, und es haben ganz furz 
eingeübte Eoldaten auf freundlicher und feindlicher Seite joviel und bei 
entjprechender Führung vielleidyt noch viel mehr geleiftet als diejenigen, welche 
drei und mehr Jahre unter der Fahne präfent gewejen find. Derjelbe Herr 
Abgeordnete hat geftern uns, die wir jeiner Zeit für die deutiche Neichöver- 
faſſung eingetreten jeien, vorgehalten, dab ja aus diefer doch mandyes bins 
übergefommen jet in die Norddeutiche Verfaſſung, jo dat wir aus diejem 
Grunde fonjequenter Weife auch für die Annahme der Verträge jein müſſen. 
Ic; glaube, meine Herren, eine unglüdlichere Berufung hätte nicht wohl 
ftattfinden, eine der Neichöverfaffung von 1849 weniger entiprechende Vor— 
lage hätte faum gemacht werden fünnen. Es ift wahr, die Verfaſſung des 
Norddeutichen Bundes hat bezüglich der Kompetenz der Reichsgewalt wejent- 
lich fi an die Verfaffung von 1849 angejchloffen; allein jene Verfaſſung 
zeichnet ſich vor der des Norddeutichen Bundes eben vor allen Dingen darin 
aus, was der Herr Abgeordnete von Böblingen vergeſſen zu haben jcheint, 
daß diejelbe auch gewiffe Grundredste der deutjchen Nation feitgejebt, dat 
fie ein verantwortliches Neichsminiiterium eingeführt hatte, daß fie dem 
Reichsſtag die vollen Eonjtitutionellen Gerechtſame einräumte, daß fie ein 
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Staatenbans hatte, welches den Einzelſtaat gegen das allmäbliche Aufgehen 
in dem mit ibm verbundenen Großſtaat ſchützte, umd daß fie ein Reichs— 
gericht einführte, welches die Norddentiche Verfaffung nicht fennt. Ich 
glaube, meine Herren, ed find die; doch einige Fleine Unterſchiede zwiſchen 
der Verfaffung von 1849 und der von 1867, und es wird nicht jo ohne 
mweitered behauptet werden können, daß nun die Anhänger jener für die un— 
bedingte Annahme diejer ſtimmen müffen. Ich möchte in dieſer Beziehung 
den Herrn Abgeordneten von Böblingen daran erimmern, dab die preußiſche 
sortichrittöpartei jelbit eben defihalb gegen die VBerfaffung von 1867 geitimmt 
bat und heute noch die Verfaſſung von 1849 als die richtige Grundlage der 
Vereinigung des Südens mit dem Norden bezeichnet. Meine Herren! Die 
Verhandlungen der ſüddeutſchen Negierungen mit Preußen haben fich nicht 
darauf bejchränft, die Norddeutiche Verfafiung mit dem Make von Kompe— 
tenz welche fie bisher hatte, bei und einzuführen, jondern fie haben zu einer 
Ausdehnung der Kompetenz der deutichen Neichögejeßgebung geführt, welche 
in formeller und materieller Beziehung zu beanftanden it. Ich möchte mir 
in der erfteren Beziehung erlauben darauf aufmerfjam zu machen, dal; nad) 
einer wenigitend in Preußen von einem der fonititutionellen Körper und — 
wenn midy mein Gedächtni nicht trügt — auch von Sachſen feitgehaltenen 
Anficht eine Ausdehnung der Kompetenz des Bundesrathes und des Meichs- 
tage nicht auf dem einfachen Wege der Verfafjungsänderung jondern nur 
unter Zuftimmung der fontrahirenden Staaten Itattfinden kann; die Aus— 
debnung der Kompetenz des Fünftigen Reichs auf die Preife und das Ver: 
einsweſen haben die Sanftion der KFinzelitaaten, welche dem Nordbunde an— 
gehören, nicht erhalten; unjere Regierung hat diefelbe nicht für nothwendig 
erfannt und ebendamit einer zum mindeften beitrittenen, von den Anhängern 
der unitarijchen Richtung feitgebaltenen, Auslegung zugeitimmt, daß eine 
KRompetenzausdehnung durd; den Bundesrat und den Neichötag in der für 
Abänderung der Verfalfung vorgejchriebenen Weile erfolgen fünne; fie hat 
damit einem Präjudiz, einem Vorgang fich unterworfen, welcher mir fir die 
Sclbititändigfeit der in dem neuen Deutjchen Neiche vereinigten füddeutichen 
Staaten im höchiten Grade bedenklich it, und ich möchte den Herrn Juſtiz— 
miniiter fragen, ob er in dieſer Beziehung denn gar fein Bedenken hatte, 
ald auch er jeine Zuftimmung zu der Kompetenzausdehmung der Reichsgewalt 
af die Preffe und das Vereinsweſen in der von mir bezeichneten Weiſe 
einer bloßen Verfaffungsänderung ertheilt hat? Ich bedauere aber nody mehr 
aus materiellen Gründen diefe Kompetenzausdehnung. Meine Herren! Wir 
hatten in unſerem Lande ein volles Maß an Freiheit der Preſſe und des 
Vvereinsweſens und wir haben und auf dieje Freiheit mit Necht etwas ein- 
gebildet. Es war eine der anerkennenswertheſten Handlungen des Minifte- 
rum: Barnbüler, die Freiheit der Preſſe und des Vereinsweſens min 
deitens thatjächlich jofort im Lande herzuitellen. Ich erinnere mich, daß 
ielbft der Herr Juſtizminiſter allen Grund hatte, ftolz zu jein auf die Frei: 
beit der Preſſe und des Vereinsweſens in Würtemberg, und daß er mit 
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außerordentlichem Erfolg diefe Freiheit in jener denkwürdigen Seſſion dei 
Zollparlament3 geltend machte, in welcher er von feinen jetigen Anhängern 
\o lebhaft angegriffen wurde. Wir alle, meine Herren, wir Abgeordnete 
aus Süddeutichland und aus MWürtemberg, freuten und damals jenes Er— 
folges; der Herr Juſtizminiſter aber jcheint der Anficht zu fein, daß ferner: 
hin diefe Eigenthümlichkeit Würtembergs ald eine berechtigte nidyt Fortbeitehen 
joll, daß fernerhin auch für uns die nivellirende und wahrjcheinlich reaftio: 
näre Richtung in Bezug auf Preß- und Vereinsweſen maßgebend jein joll, 
welche auf dem Wege der Bundesgeſetzgebung beliebt werden wird. Leber: 
haupt, meine Herren, erfüllt mich die Kompetenzausdehnung gerade auf 
diefem Gebiete im Zufammenhang mit der ganzen Behandlungsweiſe der 
Sadye und der ganzen politiichen Strömung des Augenblicks mit der ge 
heimen Befürchtung, daß, wie es ja im Jahre 1813 und folgenden auch der 
Hall war, der einmüthigen und fchönen Erhebung und Hingebung der Nation 
eine gewiſſe reaftionäre Nüditrömung folgen dürfte, und der Inhalt der 
Verträge, welche die Regierungen abgejchloffen haben, jcheint mir dieſe Be— 
fürchtung zu beitätigen. Meine Herren! Ich habe noch ein weiteres Be 
denfen, der Vorlage zuzuftimmen, jo gerne ich es thun möchte: es it die 
Frage von den Konjequenzen, weldye die Annahme der Werträge und der 
durch fie vermittelte Eintritt Würtembergs in den neuen Deutjchen Bund 
oder in das neue Deutiche Neich haben werden. Die Regierung bat uns 
mitgetheilt, daß eine Konfequenz diefes neuen ſtaatsrechtlichen Verhältiſſes 
die Vereinfachung unjeres Staatöhaushaltes, die Nevifion der würtembergi- 
ſchen Berfaffung fein werde. Wenn wir genauer unterrichtet wären, auf 
welcher Grundlage die längft verheifene Nevifion der würtembergijchen Ver: 
faſſung Itattfinden fol, und wie der unftreitig auf mehrere Millionen ſich 
berechnende Mehraufwand für das Militärweien, zu weldyem die Verzinſung 
der Eiſenbahnſchuld in einer Größe, wie wir fie bisher nicht gekannt haben, 
binzufommt, gedeckt werden foll, worüber vielleicht der Herr Finanzminiſter 
und berubigende BVerficherungen geben fünnte, fo würde wohl Manchem die 
Zuftimmung zu den vorliegenden Verträgen wejentlich erleichtert. Im Un: 
flaren aber darüber, wie der riefige Mehraufwand anders gededt werden 
joll als durch eine ganz Foloffale Steuererhöhung; im Unklaren darüber, wie 
die Regierung bei Gelegenheit der Verfaffungsrevifion e8 und möglich madıt, 
erhebliche Vereinfachungen und damit erhebliche Erſparniſſe zu erzielen; in 
der Befürchtung, daß wir zu den biöherigen Laiten unſeres Kleinftaates, 
welche freilich künftig in den Augen vieler mehr oder weniger als ein Zunus 
erjcheinen werden, noch die Laften des Großſtaats tragen ſollen, — in diefer 
Erwägung, meine Herren, finde ich ein weiteres Bedenken, jo ohne weiteres 
der Vorlage zuzuftimmen. Sie werden es thun, meine Herren, in Ihrer 
großen Mehrheit und wir werden bereit fein, wenn diejed geichehen ift, und 
auf den Boden der neuen Verfaffung zu ftellen, und wir wünſchen dann 
nichts fehnlicher als das, daß diejenige Partei, welche ftet3 ſich zur Lehre 
befannt: erſt die Einheit und dann die Freiheit, dann, wenn die Einheit 
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erreicht ift, aufrichtig uns die Hand reichen und zur Erlangung der Freiheit 
mihwirfen werde, 


Iuftizminifter v. Mittnaht:*) Ich muß mir erlauben auf die theilweife 
perfönlichen Bemerkungen des Herrn Abgeordneten von Hall ſofort einiges 
zu erwiedern. Der Herr Abg. Defterlen bat bemerkt, der Juſtizminiſter 
beiorge, wie es jcheine, nebenher die Gejchäfte des Minifters der auswärtigen 
Angelegenheiten. Ich muß das in Abrede ziehen; der Herr Kriegsminifter 
und ich find von Seiner Majeität dem König beauftragt worden mit 
der Führung der Unterhandlungen in der deutichen Frage und lediglich dieſem 
Auftrage find wir nadıgefommen, indem wir übrigens davon auögingen, daß 
dieje Frage nicht bloß 'eine Neffortfrage des Miniftertums der auswärtigen 
Angelegenheiten jondern vermöge ihrer großen Tragweite und Wichtigkeit 
eine von dem ganzen Miniftertum zu leitende Unterhandlung ſei. Wir haben 
auch wirklich nady den Inftructionen und unter fortwährender Zuftimmung 
unjerer Kollegen verhandelt. Daß der Abgeordnete von Hall mit dem Er— 
gebnik unjerer Unterbandlungen nicht zufrieden ift, das überrafcht mich jelbit- 
verftändlich nicht; e8 wird aber weniger darauf anfommen, ob der Herr Abg. 
Defterlen zufrieden ift, ald auf die Zufriedenheit der Mehrheit diejes Haus 
jeö, und wie diefe Mehrheit von dem Ergebniß denft, werden wir bei der 
Abftimmung finden. Der Herr Abg. Deiterlen hat daran erinnert, dafs 
ih jeiner Zeit den Eintritt Würtembergs ın den Norddentichen Bund als 
den Interejlen des Landes nicht förderlich erklärt habe. Das babe ich gethan, 
idh habe aber audy ſchon am 11. Dftober 1866 in dieſem Haufe, und ich 
habe in einem dem Herrn Abg. Defterlen wohlbefannten gedrucdten Wahl- 
programm vom Juli 1868 mid) ausgejprochen für die Verbindung Süddeutſch— 
lands mit Norddeutichland aucd ohne Deiterreich, aber allerdings unter Be— 
dingungen. Für eine bedingungöloje Uebergabe war ich niemals, und die 
jenigen Bedingungen, die in den vorliegenden Verträgen durchgejett wurden, 
ibeint auch die Mehrheit diejes Haufes zu billigen. Das geitehe ich offen, 
über das Maß der Bedingungen wären meine Anfichten nicht immer diejel- 
ben, fie waren etwas verjchieden, bevor die vereinigten Operationen einer be— 
kannten Partei und des Herrn Abg. Deiterlen und jeiner Freunde ihren 
Höhepunkt erreicht hatten, — und nachher; fie waren etwas verjchieden vor dem 
Kriege und — nad) dem Ausbrud) des Krieges. It nicht diefer Krieg ein Er: 
eigniß, welches wie die Geſchicke der Nation, jo auch die Anfichten der Ein: 
jenen ergreift? Und wenn ein Mann, anf defien Autorität der Herr Abg. 
Deiterlen bekanntlich viel gibt, wenn der frühere Abgeordnete von Bejig- 
beim es laut verfündigt hat, daß in den deutjchen Verhältniſſen durch den 
Krieg eine gründliche Nenderung eingetreten jei, und nun vom Südbunde, 
für den er und jeine Gefiunungsgenoffen vier Sabre lang gewirkt haben, 
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nicht mehr die Nede fein könne, jo wird e8 auch andern geftattet fein, ihre 
Anfichten über das Maß der Bedingungen, unter welchen die jüddeutichen 
Staaten in den Deutichen Bund eintreten können, in etwas zu modificiren. 
Der Herr Abgeordnete van Hall bat gefragt: warum ein fo rajcher Ent: 
ſchluß? Die Antwort lautet einfach: deßhalb, weil nur dann etwas erreicht 
werden Eonnte, wenn man fich raſch entichloß. Wenn der Herr Abgeordnete 
weiter gefragt bat: warum der Termin des 1. Januars? jo ift die Antwort 
zu geben, daß der Präfident des Norddeutichen Bundeskanzleramts diejen 
Termin vorgeichlagen bat, ſoviel ich weiß; deshalb, weil das Mandat des 
jetigen Reichstags mit dem Ende des Jahres erlijcht, und weil der Bundes: 
haushalt am 1. Januar feinen Anfang nimmt. Der Herr Abgeordnete hätte 
gewünſcht, daß einem Eonftituirenden Neichstag das deutſche Verfaſſungswerk 
überlaffen worden wäre. Sa, meine Herren, es konnte eigentlich niemand 
ernitlich daran denfen, daß Preußen und der Norddeutiche Reichstag zur Feier 
des Eintritts der füddentichen Staaten eine ganz neue Verfaſſung entweder 
jelbit ausarbeiten oder fie auszuarbeiten einem konſtituirenden Parlament über: 
laffen werden. Was einmal gezeigt hat, wie die Norddeutiche Bundesverfaffung, 
daß es leben, wachjen, wirken kann, das hat nach Vieler Anficht weit mehr 
Anſpruch darauf, eine Grundlage zu bilden, als die theoretisch jchönft ausge— 
arbeitete Verfaffungsurfunde. Allerdings, an Verbefferungen der Norddeutichen 
Bundesverfaffung konnte man denfen und man hat auch daran gedacht, man 
hat fich aber überzeugen mülfen, daß ſolche Verbefferungen, wenn fie einen 
Gegenstand von größerer Bedeutung betreffen, nicht bloß mit ein paar Para— 
graphen oder Artifeln in eine Verfaſſung, wie die des Norddeutichen Bundes, 
ſich einichalten laſſen; manhat fich überzeugt, dak das Eine mit dem Andern 
zufammenhängt, feine Konfequenzen bat, und daß z. B. ein Oberhaus oder 
Staatenhaus in die norddeutiche Verfaffung nicht eingeführt werden fünnte 
ohne weientliche Alterirung der Grundlagen einer anderen Inſtitution, des 
Bundesraths. So, meine Herren, bat man jchliehlich eben von allen Seiten 
Nelignation geübt und hat fich beichränft auf das, mas unmittelbar zufammen= 
hängt mit dem Eintritt der füddeutichen Staaten in den Deutjchen Bund. 
Der Herr Abgeordnete hat jodann gefprochen von mangelnder Verftändigung 
zwifchen Baiern und Würtemberg, er bat hingewiejen darauf, daß ein bai— 
rijcher Minifter von einer gewiſſen Preſſion geiprochen bat, die auf Baiern 
ausgeibt worden durch das Verhalten der andern füddeutichen Staaten, und 
eö hat der Herr Abgeordnete die Behauptung aufgeftellt, die würtembergiſche 
Regierung babe unter Verlaſſung der Gemeinfchaftlichfeit mit Baiern für 
ſich allein eine Einladung nach Verſailles gefucht und gefunden und dort 
nicht die gehörige Verbindung mit den baierijchen Bevollmächtigten unter- 
halten. Ich muß in diefer Beziehung indem ich mid natürlich mit einiger 
Vorficht auszuſprechen habe, bemerken, dat man nach der Münchner Konfe 
renz von allen Seiten davon ausgegangen ift, daß jobald die bairiſchen 
Vorichläge und die würtembergiichen Anſchauungen vom Bundeskanzler näher 
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eingeſehen ſein werden, die Verhandlungen als wirkliche Unterhandlungen in Ber: 
jailleg werden weitergeführt werden. Deßhalb hat die würtembergijche Regie- 
rung durchaus nichts, was die baieriſche Regierung verlegen oder auch nur 
überrajchen fonnte, gethan, wenn fie wie ich geitern jagte einen Anlaß er: 
grim, in Berfailles zu erklären, dat ihr die baldige Einleitung von wirklichen 
Unterhandlungen erwünjcht wäre. Es iſt aber auch unrichtig, wenn der Herr 
Abgerrdnete etwa glaubt, daß in Verſailles die würtembergijchen und die 
bateriichen Bevollmächtigten fich ganz fremd gegemübergeitanden jeien; es haben - 
inbejondere zwijchen meinem Kollegen, dem baieriſchen Iuftizminiiter und 
mir in Verſailles fortwährend gute Beziehungen ftattgefunden, welche dazu 
gedient haben, die nöthigen Aufflärungen gegenfeitig zu geben und das 
erforderliche Einverſtändniß joweit möglidy zu unterhalten. Im übrigen könnte 
der Herr Abgeordnete ſich jelbit jagen, dab, wenn zwei Staaten in jo ver 
ſchiedener Weile abgejchloffen haben, wie das in den Verträgen Würtembergs 
und Baiernd nach deren Inhalt zu Tage tritt, es für diefe Staaten nicht 
möglih war in allen Einzelheiten eine vollfonımene Verständigung unter jid) 
zumegezubringen. Was endlich die Nede des bairiſchen Miniiters betrifft, jo 
it vielleicht auch dem Herrn Abgeordneten von Hall nicht entgangen, daß 
neben der Erwähnung der Zwangslage, in welcher ſich Baiern befunden haben 
ioll, eine rühmende Erwähnung der Thatſache herläuft, daß Baiern die erite 
deutiche Regierung geweſeu jei, welche die Initiative ergriffen und verjucht 
babe, die deutſche Einigung vom theoretiichen Felde auf das praftijche Gebiet 
überzutragen. — Weil ich gerade das Wort habe, möchte ich mid) kurz aud) 
bei einigen Bemerkungen des Herm Abgeordneten von Aalen aufhalten. 
Der Herr Abg. Mohl hat geitern gejagt: wenn man einen Kaijer bat, jo 
it man jein Unterthan, aljo find die deutichen Fürften Unterthanen des 
Katjerd. Nach meiner Auffaffung werden die deutichen Fürjten nicht Unter: 
tbanen des Kaiſers, jondern fie find wollberechtigte Mitglieder eined Bundes, 
in welchem gewiſſe verfafjungsmäßig beitimmt abgegrenzte Präfidialredyte in der 
Hand des Königs von Preußen ruhen, welcher ald Inhaber diejer Rechte 
den Namen Deutſcher Kaijer führt. Das Vorbild einer joldyen Einrichtung 
bat man micht in Japan zu juchen, man fann ed finden in der Deutjchen 
Reichöverfaffung von 1849, — wenn der Herr Abgeordnete von Hall es 
erlaubt, dat man auf dieſe Neichöverfaffung fich beruft. Der Herr Abgeord: 
nete von Aalen bat mit großem Nachdruck wiederholt, die ſüddeutſchen 
Staaten jeien nicht bloß materiell, jondern auch formell mediatifirt. Auch 
bier fünnte man fragen, ob fie durch die Deutſche Neichöverfaffung von 1849 
etwa nicht mediatifirt worden wären. Ic) lege indeß mehr Gewicht darauf, 
dab es nach meiner Anficht gar feinen Bundesitaat geben kann, mag er fonit 
eingerichtet jein, wie er wolle, in welchem nicht die einzelnen Bundesglieder 
Iheile ihrer vollen Souveränität auf den Bundesftaat übertragen, um Erſatz 
zu erlangen in ihrer Stellung zur Geſammtheit, in ihrer Iheilnahme an der 
Geſammtheit. Bekanntlich war Würtemberg auch zur Zeit des Deutfchen 


542 Mürtemberz. Kammer der Abgeordneten, 


Bundes nicht voll jouverän; ed war einmal vollitändig ſouverän nad den Er- 
eignilfen des Jahres 1866, aber es find Manche vielleicht mit mir der An— 
ficht, dal die Grgebniffe diefer Periode in Abficht auf die Wahrung der 
Shuveränität nicht gerade glänzend gewejen find. Ich fonıme mın auf das 
Preß- und Vereinsweſen, in welcher Beziehung die beiden Herren Abgeord> 
neten von Aalen und von Hall ihre Unzufriedenheit ausgejprodyen haben. 
Der Herr Abgeordnete von Hall hat zunächit gefragt, ob mir nicht die Aus 
behmung der Kompetenz des Bundes auf diejem Gebiete jchon formell zweifel- 
haft gewejen jei wegen mangelnder Zujtimmung der einzelnen Landesvertre- 
tungen. Was bier die ſüddeutſchen Staaten betrifft, jo tft die Zuftimmung 
ihrer Landesvertretungen zu den Verträgen, aljo auch zu der fraglichen Kom: 
petenzausdehnung erfordert. Was die Norddeutichen Staaten betrifft, jo hatte 
man es diejen überlaffen, wie fie fi) in dieſer Beziehung unter Reichstag 
und Landesvertretungen auseinanderjeßen wollten. Im übrigen gehen nun 
mehr alle fontrahirenden Theile davon aus, daß unter den Veränderungen 
der Verfaſſung, die der jeßige Artifel 78 der Bundesverfafjung erwähnt, aud) 
Kompetenzerweiterungen zu veritehen find. Cine gegentheilige Anficht haben 
meines Willens nur nod, der Herr Abgeordnete Windthorſt und jeine 
Freunde und vielleicht das preußiiche Herrenhaus. Was aber das Materielle 
betrifft, jo nehme ich feinen Anſtand zu erklären, daß die würtembergiſche 
Regierung die Mitverantwortlicyfeit für die Aufnahme der Zuweifung der 
Beitimmungen über das Preß- und Vereinsweſen an die Bundesgejeßgebung 
in den badiſch-heſſiſchen Bertrag, wo fie fich zunächſt findet, unbedingt auf 
ficy nimmt; zwar die Ehre oder Bejchuldigung, die und anderwärts zugewiejen 
wurde, dab wir Die alleinigen Urheber jener Ausdehnung jeien, müfjen 
wir der Wahrheit gemäß ablehnen, aber zur Miturheberjchaft uns zu befennen, 
nehmen wir feinen Anſtand. Soviel idy weiß jollte das Bedürfniß einer 
neuen würtembergiſcheu Preigejeßgebung als ein unzweifelhaftes bezeichnet 
werden fönnen, wenigitend erinnere ich mich aus den Adreßberathungen vom 
Dezember 1868, dab es gerade Freunde des Herrn Abg. von Hall waren, 
weldye ein joldyes Bedürfniß bejonders betont haben. Ich bitte nachzulejen, 
ob nicht damals der Herr Abg. von Künzelsau das bejonders hervorgehoben 
hat. Was jodann das DVereinswejen betrifft, jo jcheint mir, daß wir in 
Würtemberg auch eined Vereinsgeſetzes bedürfen; dem unſer Strafgeſetzbuch 
mit der Beſtimmung des Art. 149 über unerlaubte Geſellſchaften und Ver— 
bindungen geben wir auf. Das Norddeutſche Strafgeſetzbuch aber — man 
vergleiche F. 2 des Einführungsgeſetzes — giebt keinen Erſatz für die land— 
desgeſetzlichen Strafbeſtimmungen über den Mißbrauch des Vereinsrechtes. 
Wenn nun aber in Würtemberg ein ſolches Bedürfniß vorliegt, wie kann 
man — möchte ich fragen — der Regierung es zum Vorwurf machen, wenn 
ſie ſolch große politiſche Lebensfragen der Geſammtvertretung der Nation zu— 
weiſen will? Iſt es nicht ein Gewinn, wenn ſolch große Fragen auch nach 
großen Anſchauungen gelöst werden, wenn auf dieſen Gebieten einheitliches 
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Recht in Deutichland befteht? Sit nicht eine Verjchiedenheit auf dieſen Ge— 
bieten eine mögliche Duelle von Irrungen und Zerwürfnilfen unter den ein- 
zelnen Bundesgliedern? Daß die Regierungen dabei von reaftionären Ten— 
denzen beitimmt worden wären, darf ich von meinem Standpunkte aus als 
eine durch nichts begründete bloße Vermuthung bezeichnen. Es Fünnen reaftio- 
näre Gejege ohne Zuftimmung des fünftigen Reichstags überhaupt nicht er— 
gehen, ed kann alfo nur Der einen Borwurf gegen die Regierung erheben, welcher 
im deutjchen Reichstag ein gefügiges Werkzeug reaftionärer Tendenzen der Regie— 
rungen im Voraus zu erblicten geneigt it. Der Herr Abg. Oeſterlen bat ſich 
nicht enthalten können, darauf hinzuweiſen, daß ich im Zollparlament in Berlin 
am 1, Mat 1868 der in Würtemberg beitehenden Preffreiheit rühmend ge- 
dacht habe. Ich habe das allerdings gethan. Ich fünnte vielleicht jetzt 
jagen, daß jeit dem Jahre 1868 bis zum Sahre 1870 man in diejen 
Dingen in Würtemberg Mandyes babe lernen fönnen, daß man gründlid) 
babe furirt werden fünnen von zu idealen Anſchauungen. Es iſt ja 
auch gewiß, daß man gemillen Preherzeugnifjen gegenüber parlamen= 
tariich ganz unqualifizirbare Gefühle haben mußte und hie und da nody 
baben muß; aber ich fann den Herren Abgeordneten verfichern, dat; 
ih jo gut wie der Herr Abg. Mohl längit gelernt habe, einzelne 
Ausjchreitungen zu unterjcheiden von der großen Bedeutung, von der 
nützlichen Wirfjamfeit der Breffe, und weil ich davon ganz durchdrungen bin, 
lebe ich auch des Glaubens, dab in jeßiger Zeit ein Deutſches Parlament in 
Beihränfung der Preffreiheit und des Vereinsrechtes gewiß; nicht zu weit 
gehen wird.*) 


Probfi’*): Meine Herren! Die Erwägungen, welche bei der vorlie- 
genden Frage von meinem Etandpunfte aus anzuftellen waren, find fo 
mannigfacher Art, daß ich nur wünſchen muß, ed möchte mir gelingen, in 
einen furzen Rahmen die Hauptgedanfen zufammenzudrängen, die mich in 
der Sache bewegen und nöthigen, zu den vorgelegten Verträgen Nein zu 
lagen. Laffen Sie mich zunächſt einen Blid auf die Situation werfen, 
in welcher ſich dieſe Kammer befindet. Man bat fi) ſchon wiederholt 
darauf berufen, das Volk habe jet geiprochen, die Mehrheit der Kammer 
habe zu enticheiden, die Anficht einzelner Abgeordneten aber habe nichts zu 
bedeuten. Demnach wäre ganz umſonſt, was jeßt von einem entgegenge- 
ſetzten Standpunfte aus gejagt werden wollte. Ich erinnere mich aber 
unwillfürlih an eine Zeit, die weit hinter uns liegt, die ich aber theils 
ſchon als Abgeorbneter theils wenigſtens als Theilnehmer an den öffent- 
lien Begebenheiten mitgemadyt habe. Es find jeßt 22 Jahre vorüber, 
jeit in diefem Saale eine Verſammlung tagte, zufammengeießt wie die 
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jeßige and einer groben Zahl Etaatsdiener, jehr vielen Gemeindebeamten, 
— einer großen Reyierungsmajorität, welcher nur eine fleine Oppofition ent: 
gegenftand; e5 war die Jeit, im welcher man eben dem Abgeordneten 
Jömer über den Maifrawall von 1847 ſich hatte ausiprechen hören; 
gegen denjelben hatte die große Majorität eine tellung eingenommen, 
die ihm zu veritehen gab, dab man ihm eigentlich den Hochverrathsprozeß 
hätte madyen fünnen. Es kam der 24. Februar 1848 und mit einem 
Schlage war die Scene veräudert; man bat denjelben Mann, er möchte 
das Minifterpräfidium diejes Landes übernehmen. Cs war ein Sturm in 
die Zeit gefahren — Sie erlauben, daß idy daran erinnere, weil man auch 
von der Gegenwart das Gleiche jagen kaun — es war aljo, wie Uhland 
jagte, ein Eturm in die Zeit gefahren und ed wirfte derjelbe auf die 
Abgeordnetenwahlen jo ein, dab alsbald in dieſem Saale eine große Mehr: 
heit von Männern der Außerjten freiheitlichen Nichtung ſaß. Im Jahre 
1851 trat abermald eine Wendung ein, die Stimmung für Ruhe und 
Drdnung machte ſich in überwältigender Weije geltend, und die Wahlen 
ergaben wieder eine große Mehrheit für die Negierung. Die Minderheit 
aber gewann in der Folge immer mehr Einfluß und trug redlidy dazu bei, 
dab es in Würtemberg gut ging, dab das Land blühte und die Freiheit 
gedieh. Wenn man das alles weiß, wenn man jo deutlic, fieht, wie er- 
regte Zeiten ihren augenblidlihen Einfluß auf die Wahlen äußern, ſo 
macht eö feinen Eindrud, wenn man fid) jeßt darauf beruft, daß das 
Yand geiprodyen habe; wenn man behauptet, was in dem jeßigen Augen 
blid die Aufregung mit fidy gebracht, jei allein das Richtige. Es läht 
ſich auch leicht ertragen, wenn man in der Minderheit ift und dafür ange 
jehen wird, ald wolle man den Verbhältnifjen feine Beachtung jchenfen und 
Unmögliches poftuliven. Wenn ich hievon Veranlaffung nehme, ein Wort 
weiter über meine und meiner freunde Stellung zu der Sache zu jagen, 
jo ift anderwärts ſchon geäußert worden: wir haben ed als Minorität 
leicht, Nein zu jagen, man müfje aber fragen, was wir thun würden, 
wenn wir und in der Mehrheit befünden! Ich antworte darauf: ed kann 
Fälle geben, wo man nad) feinen Grundjügen Nein jagen müßte die 
Folge davon aber ein großer materieller Echaden für das Land jein Fünnte. 
In diefem Falle muthet man aber einem Manne von Grundjägen nidt 
zu, Ia zu jagen, fondern dann wird derjelbe feine Stelle aufgeben und 
den Platz Soldyen überlaffen, die nad, ihren Grundjäßen Ja jagen Fönnen. 
Daß dieß bei uns nicht eintrat, fommt daher daß wir in der Minderheit 
find. Im Uebrigen aber liegt die Cache nicht jo, dab aus dem Nein der 
Mehrheit ein Schaden entjtehen müßte. Für und aber bleibt immer Die 
Ausficht, daß wir aud) unter den jeßigen Verhältniſſen noch manches Gute 
für das Land wirken können. Wenn daher die Wähler und nad) voller 
Kundgebung unferer Anfihten wieder gewählt haben, jo haben meine 
Freunde mit mir geglaubt ſich diefer Wahl wicht entziehen zu dürfen. 
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Meine Herren! Der Gegenſatz, in dem wir und befinden gegenüber der 
berrichenden Anficht, ift oft ſehr falich aufgefaßt worden; da war von 
Preußenhaß die Rede, von republifaniichen Tendenzen, ed war heute noch 
die Rede von der verderblichen Koalition, in welche die großdeutiche Partei 
mit der Volfäpartei eingetreten jei. Darüber, meine Herren, nur ein paar 
Dort. Wir haben im Fahre 1849 die Neichöverfafiung hochgehalten; ich 
erinnere mich, daß ich bei meiner eriten Wahlbewerbung dieje Reichsver— 
faffung, obwohl fie bereits befeitigt war, als ein Samenforn bezeidynete, 
das in die Erde niedergelegt wohl zu einer fünftigen Auferjtehung berufen 
ji. Wir waren es ftet3, die an der Einheit Deutichlands feithielten und 
ale Ziel einen wirklichen Bundesſtaat mit gemeinjamem Parlament be- 
zeichneten. Und was das Verhältniß zu Preußen betrifft, jo kann niemand 
der die Preußen and nächiter Nähe kennen gelernt hat, wie ich dazu Ge— 
legenheit hatte, leugnen, dab fie gewiſſe Vorzüge des Charakter haben, 
um welche wir fie beinahe bemeiden dürfen. Es ift eine gewilje Selbit- 
überwindung und Feftigfeit bei ihmen, eine Unterwerfung unter das Be— 
dürfniß des Staates, ein Zurüctreten des Individuums und des indivi- 
duellen Bedürfniſſes gegenüber dem, was man öffentlich zu leilten hat, — an 
welches unſere Beftrebungen noch nicht heranreichen. Das find Vorzüge, 
welche fie befähigt haben jo aufzutreten, wie ed im gegenwärtigen Augen- 
blid der Fall ift. Ic leugne nur, daß damit dad ganze berechtigte 
Streben eined Volksſtammes erfüllt fei, ich leugne, daß dieje Unterwerfung 
unter die Omnipotenz ded Staates für und Deutſche das Nichtige jei. 
Es gehört eine Ergänzung dazu, und diefe leiften wir, leiftet Süddeutſch— 
land in jeinen höheren Beftrebungen, in den idealen Zielen, die wir und 
geitedt haben. Im folcher Weije gehören wir zujammen, und es ſoll nie 
mald geleugnet fein, daß die Zufammengehörigfeit von Nord- und Süd: 
deutichland ein Bedürfniß war von jeher. Aber etwas anderes iſt es, 
meine Herren, was im jeßigen Augenblid geſchehen Fonnte und zu geſchehen 
hatte, und was wir dagegen zu thun im Begriff find. Seit dem Jahre 
1866 haben wir niemals daran gedacht, dab die jeparate Stellung, welche 
Süddeutſchland einnahm, etwas Bleibendes fein fünnte; ed mußte endlich 
zu einem Andern, zu einer Vereinigung mit Preußen fommen; aber das 
daten wir, daß, wenn der Moment gefommen, den wir nicht zu beichleu- 
nigen nothwendig hatten, wir die Bedingungen zu ftellen hätten, die uns 
eine befriedigende Verfaſſung für ganz Deutichland gewährten. Der Zeit- 
punkt ift gefommen, in welchem man handeln fonnte und mußte, aber die 
Bedingungen find nicht erreicht worden, welche wir hätten ftellen müfjen 
und welche hätten erreicht werden können. Wir jollen in den Norddeutichen 
Bund eintreten, ohne irgend mwejentliche Konzeffionen erhalten zu haben. 
Es wäre zu weit gegangen, wenn ich die einzelnen Ginräumungen, die 
und in dem Vertrag von Berfailled zugeftanden find, näher beleuchten 
Baterialien III. 35 
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wollte; es tft dieß ſchon gefchehen, und im jebigen Augenblid bat man 
wohl die Luft nicht, mehrere darüber zu bören. Meined Erachtens it 
aber dad, was man erreicht hat, nicht ausreichend, es ift nicht das, was 
man im Intereſſe ded Deutichen Volks, wenn ein dauernder Beftand des 
Deutichen Bundes in NAusficht genommen werden joll, hätte erreichen 
müffen. Meine Herren! Es fteht für mich feit, dab dieſer Norddeutſche 
Bund ein Einheitsftaat ift, ohne die Garantien der Freiheit; daß es fid 
handelt von einem Bundesftaat, weldyer den einzelnen Staaten nicht die 
Gelbitändigfeit läßt, welche ein Bund vorausjeßt; daß wir ed emdlich mit 
einem Staat zu thun haben, weldyer als Militärjtaat ſich mit der Wohl- 
fahrt des Volkes nicht verträgt. Es ift ein Einheitsſtaat ohme die weſent⸗ 
lichen bürgerlichen Rechte. Es befteht Fein Budgetredht der Volksver— 
tretung; es giebt wohl ein Recht, über die Ausgaben Beftimmungen zu 
treffen, dagegen fann eine Steuer, welche verwilligt ift, nur mit Eimwill- 
gung der Negierung wieder herabgejeßt werden, die 225 Thaler Militär: 
foften bejtehen unabänderlih. Das ift fein Budgetrecht, wenn man nicht 
die Einnahmen und Ausgaben für jeden Ctat neu beftimmen fann. — 
Es giebt im Norddeutichen Bunde feine verantwortliche Regierung. 
Es ift wohl von der Berantwortlichfeit des Höchitangejtellten im Nord- 
deutjchen Bunde die Rede, allein die Internirung von Löten hat gezeigt, 
daß für die größten Eingriffe in die perjönliche Freiheit ein verantwort- 
liched Minifterium nicht eriftir. — In Beziehung auf die Präfenzftärfe 
bei Militär und Marine befteht ein eijerner Etat nur bid 31. Dezem: 
ber 1871, alsdann ſoll ein Gejeß die Zahlen beftimmen. Der Herr Be 
richterftatter möge mir aber die Frage beantworten: wie iſt ed dann, wenn 
fein Gejeß zu Stande fommt? Dann beiteht dody wohl eine der befann- 
ten Lücken der Berfafjung und faktiich haben wir den eilernen Militäretat 
jo lange, bis e8 der Regierung gefällt, etwas anderes zu machen. — 
Meine Herren! Die Diätenlojigfeit ift mir fein jo unwichtiger Punkt, 
daß ich ihm hier nicht erwähnen ſollte. Wenn man ſich immer tröftet mit 
dem Gedanken, ed werde alles von jelbit befjer, wenn ganz Deutjchland 
einmal im Reichstag vertreten jei, der Neichötag werde alle Mängel befei- 
tigen, jo ſollte man diefem doc die Waffen nicht gleichzeitig aus der 
Hand reißen. Die beite Waffe ift, wenn man die befähigten Leute aus 
allen Klafjen in den Reichstag ſchicken kann. Sehen Sie ſich aber um 
in Berlin unter den Männern des Reichstags, welche jedes Jahr 3 bis 
4 Monate dort bleiben müffen, jo find ed eben die reichften Leute aus 
dem ganzen Lande; die reichiten Leute find aber gewöhnlich nicht auch die 
geichietejten, große Fortichritte im Sinne der Freiheit zu machen. — Man 
hat behauptet, die Grundrechte brauche man nidyt. Der Herr Bericht: 
eritatter hat geiagt, ed komme weniger auf die gejeßliche Sanftion von 
Grundrechten, ald auf die Ausführung der Gejehe an. Meine Herren! 
Im Jahre 1868 konnte unſer Herr Suftizminifter in preiswürdiger Rede 
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in Berlin jagen, wir haben feine Prebprozefje, man lieöt ſolche Aus- 
ihreitungen der Prefreiheit, theild um fid) zu amüfiren, theild gar nicht, 
aber man fährt bei und nicht gleich mit dem Schwerte drein. In Preußen 
aber, wo die Geſetze ungefähr die gleichen find, ift die Ausführnng der 
Art, dab der Preßprozeß chroniſch geworden ift. Andere Grundrechte jtehen 
in der preußiſchen Verfaſſung, aber in der Reichsverfaſſung nicht, bier 
findet fi nur ein einziged Grundrecht, das der Militärpflichtigkeit! Meine 
Herren! Das heiße ich einen Einheitöftaat ohue Freiheit. Einen Einheitd- 
ſtaat ohne die Garantien der Freiheit aber kann man wohlfeil haben, ein 
ſolcher Einheitsftaat war Frankreich, das eben zujammengebrochen ijt, und 
wenn Sie Rußland hieher zählen wollen, jo werden Sie audy nicht fehl- 
gehen. Ein Einheitsjtaat ohne die Garantien der Freiheit ift es nicht, 
was wir gewünjcht, worauf wir gerechnet haben. Die Bedingungen hätten 
au nach der andern Seite bejjere jein müfjen, als fie in dieſem Bundes» 
ſtaat find, der den einzelnen Staaten das Recht von Bundesgenoſſen nicht 
giebt. Sch weiß wohl, daß man in Betreff des Bundesrathed und in 
Beziehung auf die Frage des Staatenhauſes jehr verjchiedener Anficht fein 
laun: man jagt, die einzelnen Staaten hätten durch den Bundesrath mehr 
Recht ald durch ein Staatenhaus; allein ed fommt nur darauf an, wie 
die Sache ausgeführt wird. Im Bundesrath find doch nur die Regierun— 
gen vertreten, und was hat denn damit der Bundesratly für einen Vorzug 
vor dem früheren Bundestag? Iſt das aber eine Bertretung der Regie: 
rungen und nicht des Volks, jo fönnen wir von unjerem Standpunft 
doch unmöglidy zugeben, dab der Bundesrath eine richtige Vertretung der 
einzelnen Länder jei. Wenn ich ftatt dejien ein Staatenhaus wünjche, jo 
müßte diejeö freilich eine Einrichtung haben, welche über alle die gegen- 
wärtig herrſchenden Ideen weit hinausgeht. So wenig ich für meinen Ge— 
danfen jegt auf Beiltimmung rechnen fann, will icy ihm dody nicht unter: 
drüden, er fönnte doc) vielleicht audy ald Samenforn wirken. Was ijt 
denn eigentlich der große Anftand bei diefem Bundesſtaat, das große 
Hemmniß, durch welches er niemald zum eigentlichen Bunde werden zu 
fünnen jcheint? Nidytd anderes als der Umftand, daß ein einziger großer 
Staat neben mehreren Kleinen Staaten von jo immenjer Einwirkung auf 
alle übrigen ift, dab dieje andern nothwendig an ihren Nechten einbüßen. 
Meine Herren! Hier muß man eben, wenn man daran gebt, Deutſchlands 
Größe zu gründen, dem Gefichtöfreis erweitern, man muß daran denfen, 
dab ſich in Preußen jelbjt eine Aenderung in diejer Richtung vollziehen 
'olte. Wenn in einem Staatenhaus die Abgeordneten der preußiichen 
Provinzen ebenfo je in gleicher Zahl eingereiht würden, wie diejenigen ber 
daneben ftehenden Bundesftaaten, jo daß Preußen jelbft in gleichmäßiger 
Gliederung neben die übrigen Staaten ſich ftellte, die einzelnen Provinzen 
fich den übrigen Bundesftaaten näherten, würde nicht dadurch erft ein rich— 
figer Bundesftaat gegründet? Bon dergleichen darf man freilich in jegigem 
35* 
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Augenblid kaum Sprechen, ohne ſich möglicher Weiſe eined Hochverraths 
gegen Preußen jchuldig zu machen. Der Norddeutihe Bund ift ein Mi— 
litärftaat, der fich mit der Wohlfahrt des Volkes nicht verträgt. Meine 
Herren! Man hat über die Agitation, welche fih in Würtemberg gegen 
das Kriegödienftgejeß erhoben hat, bier ſchon vieled geſprochen. Der Herr 
AJuftizminifter hat darauf hingewieſen, daß die Koalition, welche hierüber 
zwijchen zwei verjchiedenen Parteien entitanden jei, mitgewirkt habe, dem 
Minifterinm eine andere Stellung zu geben. Ich mühte jehr bedauern, 
wenn dieß wirklich ein Grund zu einer andern Auffafjung der Verhältniffe 
im Miniftertum geweſen wäre. Die damalige Koalition war der entichie- 
dene Ausdruck der Mehrheit des ganzen Volfed, und wenn man im jeßigen 
Augenblid natürlich anerfennt, daß man dad Militär in großer Zahl 
braucht, jo bleibe ich dody dabei, dak die Höhe der Militäraudgaben, wie 
fie jeßt befteht, für die Dauer nicht beftehen fann, wenn das Volk jelbit 
nicht in feinen tiefften Interefjen beichädigt werden fol. Es iſt nicht mög: 
lich, daß man im folder Weije das Volk mit Militärausgaben belaftet, 
daß alle übrigen Bedürfnifje des Volkes, die doch wahrhaftig weit wichtiger 
find, darunter nothleiden. Wohin joll ed kommen mit dem Staate, der 
fidy auf die Intelligenz, auf die hohe Stufe der Wiffenichaft und Kunft 
wie auf den Charakter jeiner Bürger joviel beruft, wenn Alles für das 
Militär verwendet wird! Wir dürfen die jeßigen Zuftände nur ald vor— 
übergehende, nicht ald dauernde gelten laffen und ich weiß, daß es auch 
früher von unjern Miniftern jo angejehen worden ift. Im jebigem Augen- 
blid jagt man und, daß ein umgeheurer Fehler begangen worden jei mit 
jener Agitation, daß das Volk diejen Fehler jelbit eingejehen habe und 
daß jeine Wahlen Zeugniß davon geben. Sa, meine Herren, dad Bolf 
wird in dem jegigen Augenblid eine Verminderung des Militärd ganz ges 
wiß nicht wünſchen, wo wir mitten im Kriege find umd vielleicht, wenn 
ed gut geht, am Ende eined Krieges, der gleichwohl einen zweiten Krieg 
in nicht zu großer Ferne zur Folge haben wird. In diefem Augenblid 
eine Verminderung des Militärs zu wünjchen, fällt dem Bolf nicht ein. 
Aber daß hierin mit dem Frieden geholfen werden muß und jene Agitation 
eine völlig gegründete war, das fann niemand leugnen, der ed mit dem 
Volk gut meint. Anſchließend hieran über den Krieg zu Iprechen, fällt 
mir nicht ein. Im Bezug auf alle fi hier aufdringenden Fragen, auf 
die Zuftände, in denen wir und befinden, auf den Frieden und was durch 
denjelben erreicht werden joll, über alles diejed wollen wir und nicht aus» 
jprechen, weil wir es ohne die Verlegung gewiffer Pflichten nicht thun 
fünnen. Ic, glaube, es ift wohl befannt, daß ich mir vor nicht langer 
Zeit Mühe gegeben habe, und meine Mühe audy mit Erfolg gefrönt war, 
daß in diefem Saale jede Diskuffion über die Kriegözuftände, über unjer 
Militär, über die allgemeine Lage vermieden wurde. Ich that ed jchon 
darum, weil wir mitten im Krieg find, und wir ed unjern Soldaten nicht 
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zuleidthun dürfen, bier auch nur ein Wort fallen zu laſſen, das irgendwie 
beirrend auf fie einwirken fünnte. Grlauben Sie mir darum nur eine 
Reflerion anderer Art anzufnüpfen. Meine Herren! Als im Jahre 1866 
der Deutiche Bund aufgelöst wurde, geichah ed aus dem einfachen Grunde, 
weil Preußen in diefem Bunde nicht mehr die richtige Form erblidte, in 
weldher es jeine Interefjen in Deutichland verfolgen konnte; darum jagte 
es fidh von dem Bunde lod. Im jebigen Augenblid ift man darauf gefaßt, 
daß, möge auch ein Frieden geichlofjen werden wie er wolle, derjelbe von 
Frankreich nur jo lange gehalten wird, als ihm micht die Mittel zu Gebote 
ftehen, einen Nachefrieg gegen Deutichland zu führen. Das Beiſpiel wirft 
anftedend, Rußland hat jo eben gejagt: die Verträge des Jahres 1856 ge- 
fallen ihm nicht mehr, darum jeien fie nicht mehr verbindlich; der König 
von Italien jagt ebenjo: die September-Konvention paßt mir nidyt mehr, 
und feine Truppen überjchreiten die päpftlichen Staaten. Die Lage, in 
welcher ſich die Welt befindet, ift eine eigenthümliche. WBölferrechtliche 
Verträge gelten nicht mehr. Man fann jagen, auch früher hat man Ber: 
träge, welche eine Yaft waren, nur jo lange gehalten, bis die Möglichkeit 
gegeben war, fie aufzuheben; aber ein durchaus weſentlicher Unterichied 
befteht darin, ob der Bruch eines Vertrags in einzelnen Fällen ftattfindet, 
oder ob man jagt, es giebt gar Fein öffentlicyes Recht mehr zwiichen den 
Staaten, und das Lebtere ift jett der Ausdrud des Taged. Man hat 
früher die Verträge geichloffen auf ewige Zeiten, das war nur ein Wort, 
aber man hat fie auch geichloffen unter der Garantie anderer Staaten, 
welche für die Erhaltung des durch fie begründeten Rechts einzuftehen 
hatten. Gegen eine foldye Garantie hat man fidy kürzlich ausgeſprochen 
von höchſter Seite und der Philifter hat getreulich nachgeiprochen: „feine 
Einmiihung der fremden Mächte!“ — ohne zu bedenten, mas darin liegt. 
Meine Herren! Das find troftloje Ausfichten, aber ich jpreche bloß davon, 
um zu zeigen, was davon zu halten ift, wenn man und behauptet, unjere 
Militärlaften und alle die mit ihnen verbundenen Zuftände feien vorüber- 
gehend. Sie find nicht vorübergehend, die Militärlaften find nicht zu be— 
jeitigen, weil immer neue Kriege drohen werden, und wir wiſſen nicht, in 
wie ferner Zeit fie bejeitigt werden fünnen; ebenjo lange werden aber aud) 
andere große Laften darum nicht bejeitigt, weil der Militärftaat feine Ein- 
wirfungen auf alle andern Verhältnifje üben muß. Der Militärftant aber 
fteht der Wohlfahrt des Volkes entgegen, weil er die Gelder in übergroßem 
Maße zu militärischen Zwecken verwendet. Meine Herren! Ich bin der 
Anihauung, daß nicht auf dem Wege der Entwidlung dieſer Zuftände 
jondern nur auf dem Wege der Reaktion gegen diejelben die Veränderung 
zum Befjern eintritt. Wir können nicht wiffen, was unjer Herrgott über 
die Welt verhängt, und Prophezeiungen werden oft zu Schanden, aber 
ih bin der Anficht, dab nicht durch das Fortwachſen und Gedeihen der 
jebigen Anftalten jondern nur dadurch, dab das Volk fie nicht mehr er- 
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trägt, daß ſolche Zuftände nicht mehr fortgeführt werden können, das 
Beſſere fommen wird. Sch bin aber auch der Anſicht, daß eben daraus, 
daß man im diejen friedlofen Zuftand eingetreten ift, wo Niemand weih, 
wann der nächite Krieg entitehen wird, daß eben daraus ſich eine Stärke 
Süddeutichlands ergeben hat, weldye man weit mehr hätte ausnützen müfjen 
in den Verträgen, als die geichehen ift. Wenn Preußen fich jagen muß, 
da es wohl im wenigen Jahren wieder angegriffen werde, jo muhte 
Preußen auch Bedenken tragen, allein diefer Zukunft entgegenzugeben; 
Preußen ift eben ftarf genug, jedem andern Staate zu begegnen, wenn e 
Süddeutjchland zur Seite hat, und darin beruht die Stärfe von Süd— 
deutichland, welche ihm ein freies Wort an Preußen gejtattet hätte. Wer 
fann jagen, ob die Preußen jet vor Paris ftehen würden, wenn bie 
Baiern nicht mit ihnen gewejen wären? Meine Herren! Es ift nun um 
jonft, zu erörtern, was wir hätten thun jollen; es ift nicht gethan worden, 
und was heute Ihnen vorgelegt ift, wird in ein paar Stunden von Ihnen 
angenommen jein. Aber erlauben Sie mir doc ſchließlich anzuführen, 
was nach meiner Ueberzeugung hätte geichehen jollen und können; es iſt 
ein jehr einfacher Gedanke. Im Krieg find wir nad) außen groß geworden, 
und glauben Sie, daß dieje Siege, wie fie vom Auguft an in Rranfreid 
erfochten worden find, mir im innerften Herzen wohlgethan haben; ich bin 
auch mit fortgerifjen worden von dem Gedanken, daß Deutichland als der 
größte und mäÄchtigfte Staat Europa’d aufgetreten ift. Aber wir erftreben 
nicht allein die Größe eines Gewaltitaates, — das hatte Franfreich auch. 
Wenn wir ald Kulturftaat unfere Stellung einnehmen wollen, jo müſſen 
wir auch in den inneren Verhältnifien ebenjo groß und hervorragend unter 
den Völkern Europa’s daftehen. Ich bielt ed für unfere Aufgabe, dak mir 
unjern heimfehrenden Soldaten nicht den Eintritt in den Nordbund böten, 
jondern fie eintreten liefen in einen Bund, der den Bedürfniffen der Frei: 
heit und der Wohlfahrt des Volkes entipräche, der ein Muſter bildete für 
alle Staaten Europa’d. Darnady zu ftreben und darum zu ringen mit 
der ganzen Kraft, weldye auch einem feinen Staate zufommt, wenn er für 
große Ideen eintritt, das wäre unfere Aufgabe geweien, und diejer Auf: 
gabe ift nicht entiprochen worden. Mir aber iſt ed Pflicht, bier auszu— 
iprechen, daß fie hätte erreicht werden follen und können. Wenn ih num 
gleich hoffe und wünſche, daß denn doch im nicht gar zu ferner Zufunft 
diefe Aufgabe nody werde gelößt werden, jo jehen Sie doch mohl, daß id 
mit diejen Anſchauungen Nein zu den Vorlagen jagen muß*). 


Hölder. Meine Herren! Der Hinweihung auf die öffentliche Meinung 
auf den Volföwillen, der fidy bei den Wahlen geltend gemacht, bat der Herr 
Abgeordnete von Biberach eine hiſtoriſche Rüderinnerung entgegengebalten. 
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Gr hat nachzuweiſen gefucht, wie die Mehrheit und die Minderheit ſchwanken, 
wie der, welcher heute von einer kleinen Zahl bier jeine Anficht vertreten finde, 
in furzer Zeit die Mehrheit für ſich haben fünne; er hat daraus abgeleitet, 
dab dieſe Mehrheit, wie fie fich jeßt bei uns in jo gewaltiger Weije geltend 
gemacht hat, für einen Politiker nicht beftimmend jein könne. Meine Herren! 
Sc gebe dem Abgeordneten von Biberacdy im Princip diejen Gedanken zu, 
und ich meine auch meinerjeits jchon gezeigt zu haben, daß ich meine politijche 
Anficht zu vertreten und zu vertheidigen weiß, ob idy bei der Minderheit 
oder bei der Mehrheit bin. Aber, meine Herren, wenn dieje Erwägung einen 
Grund für das Verhalten jelbit abgeben foll, jo darf ein Gefichtspunft nicht 
überjehen werden, nämlich der, ob die Anfichten, welche man vertritt, in der 
Richtung derjenigen politiſchen Entwicklung liegen, die fich eben weltgeſchicht— 
lich vollzieht, oder ob man fich einem notwendigen hiftorischen Proceß durch 
Geltendmachung der eigenen abweichenden Anficht entgegenitemmen will. 
Sch weije deshalb die Parallele mit den Fünfziger Iahren zurüd. Damals 
war die Mehrheit, welche ſich gegen die Partei des Herrn Abgeordneten von 
Biberach geltend machte, diejenige, mit deren Zuftimmung die deutich-einheit- 
lihen Beftrebungen niedergeworfen worden waren. Heute find wir dahin 
gefommen, daß über eine beherrichende Mehrheit, welche fich ſeit Iahren bei 
uns geltend gemacht hat, endlich die gejunde Anficht des Volkes zum Durch— 
brucy gefommen ift. Das ift der ganz wefentliche Unterfchied. Wir, die 
wir für die deutjche Einheit eintreten, find von der Minderheit zur Mehrheit 
berangewachfen; damals aber war in Folge der Abipannung des Volfes die 
antinationale Partei zur Mehrheit gelangt. Der Herr Abgeordnete von 
Biberach hat uns, wie mir fcheint, einen Beweis für die Kommiffionsanträge 
an die Hand gegeben, der und jeder weiteren Diskuffion überheben fünnte; 
er hat gejagt, er müfje bei jeiner Anficht bleiben und deshalb Nein jagen; 
frage man ihn aber, wie er fich verhalten würde, wenn er in der Mehrheit 
wäre, ob er es dann auf jein Gewiljen nehmen könnte, auf jede Gefahr hin 
Nein zu jagen, jo erwiederte er: dann würde er ed vorziehen, fich zurüd- 
zuziehen. Ja, meine Herren, darin liegt ein Zugeſtändniß der unbedingten 
Nothwendigkeit, Ia zu jagen; denn wenn die Herren, welche Nein jagen, 
zugeben, daß fie ald Mehrheit fich zurüdziehen müßten, jo erfenmen fie die 
Rothwendigfeit an, daß im Interefje des Staats jo gehandelt werden muß, 
wie wir ed vorichlagen. Und, meine Herren, wenn das feititeht umd zuge: 
geben wird, dab das Wohl des Staates die Annahme der Berträge erfordert, 
dann ift es Pflicht ded Politikers, jeine abweichende Anſicht zu überwinden 
umd jolche dem Wohle ded Staates, welches ſtets ausichlaggebend fein muß, 
unterzugrdnen. Von der andern Seite wurde wiederholt Bejchwerde darüber 
erhoben, dab man jo rajch vorwärts gehe; es wurde von Seiten deö Herrn 
Abgeordneten von Waldjee die überrafchende Behauptung aufgeftellt, dab das 
Volk fich in weiten Kreijen an den Wahlen nicht betheiligt habe, daß eine 
gewiſſe politifche Richtung ed im Hinblid auf den Frieden, der während des 
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Krieged zwilchen den Parteien gehalten werden jollte, vorgezogen habe, ſich 
rubig zu verhalten. Meine Herren, ich meine, die weit überwiegende Mehr— 
zahl derjenigen, welche in diefem Saale fiten, wird aus eigener Erfahrung 
diefer Behauptung widerjprechen und fie widerlegen fünnen. Soweit wenigftens 
meine Crfahrungen gehen, habe ich nicht bemerkt, daß die Herren von der 
Gegenfeite eingejchüchtert gewejen wären und es fich zur Aufgabe gemadıt 
hätten, wegen ded Kriegs ſich ruhig zu verhalten. Es ift ein recht erfreu⸗ 
licher lebhafter Kampf im ganzen Lande gewejen und wir dürfen wohl be 
haupten, daß wir in ehrlichem und offenem Kampfe den Sieg davongetragen 
haben. Am wenigften aber glaube ich, daß die Partei, welcher der Herr 
Abgeordnete von Waldjee angehört, berechtigt ift, über Einjchüchterungen zu 
flagen; denn, meine Herren, feine Freunde find gerade diejenigen, welde, 
wenn fie Meifter zu jein glauben, jede unabhängige Meinungsäußerung durd 
Terrorismus zu unterdrüden geneigt find. Die Gegner unjerer Anträge find 
wejentlich nach zwei Gruppen zu unterjcheiden: einmal die ganz unummun: 
denen und entjchiedenen Bartifulariften, welche fich nicht entſchließen können 
und wie es jcheint nach ihrer ganzen Anſchauung aud) gar nicht dazu befähigt 
find, die nationale Bedeutung der vorliegenden Frage bei ihrem politijchen 
Handeln irgend in Betradyt zu ziehen, derjelben irgend einen Werth beizu- 
legen. Zu diefer Gruppe werde ich wohl berechtigt jein den Herm Abgeord- 
netenivon Aalen zu zählen. Er hat uns in weitläufiger Zahlenberechnung nad) 
zuweilen gejucht, weldye Nachtheile unjer Land durch den Beitritt zum deut: 
ichen Bund haben würde; er hat mit einer ruhigen fühlen Statiftif, wie 
wenn es fih um einen Handelövertrag mit Japan handeln würde, auögered- 
net, daß wir mehr leiften müßten ald vorher, wenn wir auf die Verträge 
eingiengen. Daß der Beitritt zum Deutjchen Bunde Opfer koſte, das weih 
Iedermann, das hat audy unjer Volk im Auge gehabt, ald es jeine Wahlen 
vollzogen hat. Wenn aber auf die Unerjchwinglichkeit dieſer Laſten binge 
wiejen wird, jo erwiedere ich ganz einfach: was ganz Deutjchland leiten 
fann und nach der Anficht feiner Vertreter im Reichstage und feiner Regie 
rungen im Bundesrath Teiften muß, um gefichert gegen außen dazuftehen, 
das, meine Herren, kann auch Wiürtemberg leiften. Den Standpunkt aber 
möchte idy wenigitend nicht vertheidigen, daß MWürtemberg den Schuß des gro: 
Ben Ganzen zwar genießen, dagegen darauf Bedacht nehmen joll, ſeinerſeits 
jo wenig wie möglich zu leiften. Hierauf läuft jene Anficht am Ende hinaus; 
denn den Schuß des ganzen hat, glaube ich der Herr Abgeordnete von Aalen 
jelbit nicht zurückweiſen wollen. Meine Herren! Co ift es zur Zeit des 
alten Bundestags gehalten worden; da hat man in einem gewiffen Komplott 
zwijchen Regierung und Ständen durdy gejchidte Manipulationen bei dem 
Militäretat den Bund zu überlilten gejucht; man hat fid) gefreut, wenn man 
ein paar hundert Mann weniger halten fonnte ald andere, welche ehrlich 
dem betreffenden Bundesbeſchluß nachgefommen find. Und, meine Herren, 
diefe Auffaffung in Verbindung mit der biäherigen politijchen Lage und den 
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biäherigen Inſtitutionen Würtembergs haben und nun dahin gebracht, daß 
unſer würtembergijcher Staat bei Führung diefed Kriegs wohl von allen 
deutihen Staaten am allerwenigiten leiltet. Im diefer Sachlage liegt aber 
etwad Beichämended, und zur Ehre unjered Volkes kann ich jagen, daß ich 
aus der Mitte der Wahlverfammlungen, aus der Mitte unjerer Bauern heraus 
viele Stimmen darüber gehört habe, welche es für einen Mafel bezeichneten, daß 
wir ſowenig Truppen hätten in das Feld ftellen können. Aus der Mitte des Volkes 
heraus habe ich oft den Wunſch vernommen, man jollte ſoviel wie möglich Truppen 
nachichicken, damit Würtemberg in Ehren das gleiche Kontingent itelle wie die an— 
deren Staaten. Der Umitand aljo und der Einwand, daß wir künftig gleichviel 
leiften müfjen als die andern, wird und nicht abhalten dürfen, dem Bunde 
beizutreten. Unter einen ähnlichen partifulariftiichen Geſichtspunkt muß ich 
die Einwendungen rangiren, welche darauf beruhen, dat man dem Deutjchen 
Reichötage die Rechte des Volfes nicht anvertrauen könne, dat; behauptet und 
der Meinung Geltung zu verjchaffen gejucht wird, es fei eine ungemein ge= 
fährliche Reform, wenn die Geſetzgebung über Prefie und das Vereinsweſen 
— fogar das Strafrecht wurde hervorgehoben — den Händen einer Deut- 
Ihen Bolfövertretung übergeben würde. Ja, meine Herren, glaubt man denn 
wirklich, unſer Landtag jei ein beiferer Schuß für die Volförechte, ald die 
Vertretung des ganzen deutjchen Volkes? Haben wir denn nicht auch jchon oft 
genug erlebt, daß durch die Wahlen zu diefem Landtag Majoritäten gejchaffen 
wurden, welche recht weit gingen in Unterftüßungen von reaftionären Beltre- 
bungen! Ganz gewik wird die Vertretung der ganzen Nation Ausjchreitungen 
gegen die Freiheitörechte viel weniger zugeben und erfolgreicher zurückweiſen 
fönmen, ald die Vertretung eine® Kleinen Landes, wo die Majoritäten nicht 
jelten von großen Zufälligfeiten abhängen. Der Herr Abgeordnete von 
Biberach ſteht auf einem andern Standpunfte; er erfennt die Bedeutung der 
Deutichen Einheit an, und er verfichert und, daß auch er bereit fei, die Hand 
zu bieten zum Deutjchen Einigungswerke, daß diejed Ziel auch zu feinen 
realen gehöre. Meine Herren! Gr hat heute gewiffe Einwendungen gegen 
die jetzt fich vwollziehende Einigung nicht vorgebracht, welche wir in früheren 
Situngen aus jeinem Munde gehört haben; wir haben heute nichts mehr 
davon gehört, daß Deiterreich auch dabei jein jollte; wir haben auch nichts 
mehr davon gehört, dab es befier märe, einen Südbund zu gründen. 


Prob: Das habe ich nie gejagt. 


Hölder: Wenn man die letten Adreſſeentwürfe und die Reden des 
Herm Abgeordneten über diejelben nachlieöt, jo wird der Südbund mit ziem- 
licher Deutlichfeit darin ftehen. 


Probft: Nein! 
Hölder: Cine andere Ginwendung, welche von gewiffen Führern unjerer 


554 MWürtemberg. Kammer der Abgeordneten. 


Gegner, mit denen der Herr Abgeordnete von Biberach feit Sahren in treuer 
Allianz ſtund, ſonſt geltend gemacht wurde, ift neuerdings nicht mehr gehört 
worden, nämich die Einwendung, daß, wenn die Deutiche Einheit gefchaffen 
werden jolle, Preußen vorher in Stüde zerjchlagen werden müffe. In diejer 
Beziehung jcheint die Macht der Thatſachen auch für unjere Gegner über: 
wältigend gewejen zu jein. Der Herr Abgeordnete von Biberady macht heute, 
wie ed ſcheinen Könnte, äußerſt billige Anforderungen. Gr ift bereit, die 
Hand auch jeinerfeits zur Einigung zu bieten, nur wünſcht er, daß die Ge- 
legenheit jetzt benützt würde, um gute Bedingungen zu erlangen, und er glaubt, 
dak Süddeutichland feinen Eintritt im Sinne einer befferen Sicherung der 
Volksrechte verwerthen könnte. Mit diefem Verlangen fteht in Verbindung 
die Forderung, welche von anderer Seite erhoben wurde, es jolle das Deut: 
iche Verfaſſungswerk einem konſtituirenden Reichstag vorgelegt werden. Ja, 
meine Herren, wenn wir uns auf diejen Eonitituirenden Reichstag einlaffen 
würden, da müßte ich fürdhten, daß vor lauter Bedingungen und Vorjchlägen, 
die von allen Seiten, und zwar von den verjchiedenften Seiten gemacht würden, 
Ichliehlich gar nichts herausfime. Cine ſolche Verjchleppung, mit weldyer der 
Herr Abgeordnete von Waldſee wahrjcheinlich auch einveritanden fein würde, 
fönnte gar leicht dazu führen, da wir am Ende, wenn wir redyt lange Be: 
rathungen und Situngen diejes fonitituirenden Reichötags durchgemacht hätten, 
mit einem großen Nichts denjelben jchließen müßten. Soldye Grfahrungen 
haben wir eben leider jchon früher gemadyt, und glüdlicherweije iſt das 
deutiche Wolf durch dieſe Erfahrungen gewißigt worden. Könnte man ans 
nehmen, daß auf diefem Fonftituirenden Neichötage nur joldye Parteien er- 
Icheinen würden, welche es wirflich ehrlich mit der Deutichen Einheit meinten, 
dann ließe fi) die Sache am Ende noch probiren, obgleich Erperimente auf 
dem Gebiete der Politit immer bedenklich find. Aber der Eonitituirende 
Reichötag würde von den Parteien zur Verhinderung des beabfichtigten 
Werks benützt werden, welche die Deutjche Einheit auf den Lippen tragen, 
fie aber im Innern baffen, weil fie die Form und die Grundlage, welche 
allein möglich ift für die Deutiche Einheit, verwerfen. Im ähnlicher Weije 
fönnte ed auch mit den Bedingungen gehen. Meine Herren! Wir hätten 
Gelegenheit gehabt, an einem jolchen konftituirenden Neichötage theilzunehmen ; 
wir waren eingeladen dazu im Herbit 1866. Meine Freunde und ich haben 
verlangt, man jolle die Einladung annehmen. Dort, auf dem damaligen 
fonftituirenden Reichstag des Norddeutichen Bundes, zu dem auch wir ein— 
geladen waren, dort wäre der Pla gemwejen, wo auch wir unjere Wünſche 
bezüglich der Reichsverfaſſung bätten hören laſſen können, wo auch unjere 
Anſchauungen, joweit fie von den norddeutichen abweichen, fich hätten ver: 
werthen lafien fünnen. Aber, meine Herren, gerade die Herren, weldye jet 
einen fonftituirenden Richtung verlangen, welche jetst von Bedingungenreden, waren 
diejenigen, welche die Annahme des Vorſchlags und der Finladung vorzugs- 
weile verhindert haben; es waren Diejenigen, welche damals jagten, unter 
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feiner Bedingung dürfe man fi mit Norddeutichland einlaffen. Wenn 
man vorichlägt, man ſollte Bedingungen machen im Intereffe der Freiheit, 
jo nimmt ſich das jehr jchön aus; jehen wir aber diefem Vorſchlage etwas 
näber auf den Grund, jo müſſen wir jehr bedenflich werden, auf denjelben 
einzugeben. Meine Herren! Die Bedingungen, welche der Herr Abgeord- 
nete von Biberach angedeutet hat, find, wie mir jcheint, nicht von der Art, 
dah fie zu einer Einigung führen könnten. Gr bat in jeinem Vortrag als 
ein Haupthinderniß der Einigung mit Preußen und Norddeutichland den 
militäriichen Grundcharafter des Staates hervorgehoben. Glaubt nun der 
Abgeordnete von Biberach wirklich, ed würde möglich fein, diejen militäriſchen 
Grundcharafter, wenn er je vorhanden ift, im Mege von Bedingungen zu 
befeitigen? Glaubt er, eine Einigung könne erreicht werden, wenn unſerer— 
jeitö verlangt wird, der preußijche Staat jolle das aufgeben, was der Herr 
Abgeordnete von Biberach ald fein innerſtes Weſen bezeidinet? Es iſt mit 
diefem militärijchen Charakter viel Mißbrauch getrieben worden; ich meine, 
die Erfahrungen der legten paar Monate haben denn doch den Beweis ge- 
führt, daß es jo übel nicht ift, wenn ein Staat, wenn der Deutiche Staat 
bis auf einen gewilfen Grad wenigitend auch einen militäriichen Charafter hat. 
Der Herr Abgeordnete von Biberady hat eine weitere Andeutung darüber gegeben, 
welche Bedingungen er etwa zu ftellen gemeint wäre. Er hat von einem Staaten- 
haus geſprochen — eine Idee, die ich ganz vortrefflich finde; fie entjpricht 
auch meinen Anfichten; er hat dann aber bemerkt, dieſes Staatenhans müffe 
eigentlich jo zufammengejett fein, daß die Vertretungen der einzelnen preufi- 
ſchen Provinzen daſſelbe bejchiden. Meine Herren! Das wäre wiederum 
eine recht jchöne Idee; aber wenn man glaubt, Preußen würde in diefem 
Augenblid darauf eingehen, jo würde man fidy ganz gewiß täufchen. Das 
find eben Forderungen, weldye das ganze Weſen, die Grundnatur diejes 
Staates, wie fie gegenwärtig vorliegt und wie fie fich nur im Laufe der Zeit 
modifiziren kann, betreffen, welche aber eben deßwegen Preußen jett unmög- 
lih erfüllen fann. Mit Recht könnte von diejer Seite dem Herrn Abge- 
ordneten von Biberady eingewendet werden, daß, wenn er jein Staatenhaus 
aus preußiichen Provinzen und anderen Deutichen Ländern zufammengejetzt 
wünjche, er eben doch wieder auf jenes volfsparteilicye Wort zurückkomme, 
daß Preußen zeritört umd in jeine Stüde zerichlagen werden müſſe, wenn 
ein einiges Deutſchland eritehen jol. Schließlich hat der Herr Abgeordnete 
von Biberach ganz unummunden befannt, daß er die vorliegende Reichsver— 
faffung gar nicht für entwicdlungsfähig halte. Wenn man nun aber ande: 
rerieitd von Bedingungen redet, jo könnte dieß doch wohl nur jo gemeint 
fein, daß diefer oder jener Punkt eine Verbeiferung im Sinne der Volkls— 
rechte erfahren jolle. Iſt man aber der Anficht, daß diefe Verfaſſung über: 
haupt entwiclungsunfähig jei, daß nicht durch eine Entwicklung derjelben jon- 
dern nach der Hoffnung des Herrn Abgeordneten von Biberady nur durch eine 
große Reaktion gegen die Berfaffung im Ganzen geholfen werden könne, ja 
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dann, meine Herren, begreife ich doch nicht, wie man und zumuthen will, 
wir jollen Hand in Hand mit den Herren, melde diefe Behauptung aufs 
ftellen, Bedingungen verlangen für den Eintritt in den Norddeutichen Bund. 
Denn ihre eigene Anficht jchließt ja die Möglichkeit einer Verbeſſerung auf 
diefem Wege aus. Ic hoffe indeffen, daß die lehtere Prophezeiung des 
Herm Abgeordneten von Biberadh nicht in Erfüllung geben werde — wie jo 
viele andere Prophezeiungen, welche von jener Seite in den lebten Sahren 
aufgeitellt worden, nicht in Erfüllung gegangen find. Ich würde ed wahr: 
haftig ald ein Unglüd betrachten, wenn die Deutjche Verfafjung nicht im 
Mege der Entwidlung ihre Verbefferung finden würde, fondern wenn durch 
eine große Reaktion das Werk, das jetzi gejchaffen ift, bejeitigt würde. Meine 
Herren! Bei diejer Reaktion würde wahrjcheinlich auch Deiterreich jeine 
Rolle jpielen jollen, und dafür würde idy danfen. Sollten wir noch eines 
Beweiſes bedürfen für die Nichtigfeit des Weges, welchen wir gegangen find, 
jo finden wir ihn im Hinblid auf die unmiderftehliche Gewalt, mit welcher 
ſich der nationale Gedanke in den letzten Jahren Bahn gebrochen hat. Wie 
ungünftig lag die Frage nody vor vier Jahren, mit welchen Scywierigfeiten 
hatie die nationale Idee, fofern fie auf dem Wege realifirt werden jollte, 
der jetzt fich vollzieht, zu fümpfen! Es hatten die Anhänger der nationalen 
Richtung mit dem verleiten Rechtsgefühle, mit einer gewiſſen Abneigung 
gegen den Norden, mit ultramontanen, mit ertrem radifalen Tendenzen zu käm— 
pfen! Wie leicht war es, das Volk zu bearbeiten mit Berufung auf den 
Geldbeutel. Und troß aller diejer Hinterniffe, troß aller diefer Schwierigfeiten 
bat fich von Jahr zu Jahr die Ueberzeugung breitere Bahn gebrochen, dat 
nur auf dem Wege, der 1866 von Preußen betreten worden ift, die Deut- 
che Einheit ſich vollziehen Fünne. Meine Herren! Es hat mir ftetd zur 
unendlichen Freude gereicht, zu jehen, wie eö jo mandyen waderen Männern, 
welche nach ihrer innerjten Meberzeugung anfänglich Gegner meiner Anjchau- 
ungen gewejen find, allmählich durch den Gang der Greigniffe, durch näheres 
Nachdenken gelungen ift, ſich jelbit zu überwinden, wie fie jet vedlich bei 
der Schaffung eines Deutſchen Staated auf der gegebenen Grundlage mit- 
arbeiten. Meine Herren! Ic, freue mic) diejer fortjchreitenden Ueberzeu— 
gung vor allem defhalb, weil idy auf ein gejundes politisches Leben nimmer: 
mehr hoffen könnte, wenn nicht endlidy dieſe Deutiche Einigungsfrage zum 
Abſchluß gebradyt würde. Wohin würden wir fommen in Würtemberg, wenn 
auch fernerhin über diefe Grundlage ded Staats ein leidenjchaftlicyer und 
giftiger Streit fortdauern würde? Lange genug hat das wiürtembergijche 
Staatöwejen ftagnirt und nothgelitten unter diejen Kämpfen der Parteien. 
Meine Herren! Gewiß muß es einen Gegenjaß, einen Kampf im politijchen 
Leben geben. Wenn er aber zum Heile des Staated dienen joll, jo ift es 
nothwendig, daß die fich gegenüberftehenden Parteien eine gemeinjchaftliche 
Bafis haben, weldye von allen anerkannt wird nicht bloß als nothwendiges 
Uebel jondern als eine wichtige und nothwendige Inftitution für die ganze 
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Nation, für deren ganze politiiche Exiſtenz. Wenn die Staatöform, die 
Staatöverfaffung im großen Ganzen von allen Parteien ald für das Volf 
und die Nation heilſam erkannt ift, wenn auf einer folchen anerfannten 
breiten Grundlage die Gegenjähe fich bewegen, dann werden die politifchen 
Parteien zu einem gefunden Staatöleben beitragen, während, wenn dieſe 
Grundlagen in Frage geftellt find, werm fich die Parteien in heftigem Kampfe 
zerfleiichen, der Staat zu Grunde geht. Meine Herren! Ic wünſche, dab 
die Vorlagen der Regierung mit recht großer Mehrheit angenommen werden 
möchten; ich wünſche die; aber nicht ſowohl deßwegen, nm ein paar Stim— 
men mehr oder weniger zu befommen (die Annahme ſelbſt it ja ohnedem 
gefichert), ich wiünjche es vielmehr vor allem im Intereſſe der Männer jelbit, 
welche und bisher als politiiche Gegner in dieſer Frage gegenüberftanden. 
Ich weiß, dab viele bewährte Waterlandsfreunde darunter find, daß viele 
diefer Männer von früher Jugend auf das Ideal der Deutichen Einheit in 
fih getragen haben, und daß viele dafür Opfer gebracht, dafür gelitten haben. 
65 war für mid) in den letzten Monaten oft ein wehmüthiger Gedanke, 
wenn ich mir jagen mußte, daß diefe Männer deö erhebenden Genufjes, des 
tolzen Vewußtſeins entbehren mußten, weldye der Gedanfe gewährt, daß jetzt 
endlich die Deutjche Einheit ſich vollende, daß zu gleicher Zeit die Deutjche 
Nation, das Deutjche Reich ſich wieder zu einer europätjchen Großmacht er 
bebe, daß Deutjchland wieder groß und mächtig in der Welt daſtehe. Es 
muß jenen Männern peinlicy fein, fich jagen zu müffen, daß fie, die früher 
ftets für die Deutſche Einheit geftritten haben, jet in dem Augenblide, in 
welchem dieje Einheit durch glänzende Greigniffe ſich ‚vollzieht, jelbit alles 
gethan haben, um das Zuftandefommen derjelben zu verhindern. Ich möchte 
aud für die künftige politijche Ihätigkeit diefer Männer den Stachel eines 
jelchen Bewußtſeins ihnen ausziehen können, idy wünſche um ihrer jelbit 
willen eine innerlich verjühnte Stimmung zu den bisherigen Gegnern hervor: 
gerufen zu jehen. Ic wünfche vor allem aus diefen Erwägungen, meine Her- 
ven, dab im jeßigen großen Augenblid ſich womöglich Alle dem bedeutungs- 
vollen Votum anſchließen möchten, das wir heute noch abgeben werden 
für die Einheit Deutſchlands, für die Wiederherftellung des Deutjchen 
Reiches *). 


Dömer: Meine Herren! Mein Herz ift von Freuden voll, daß wir 
an dem Ziel ftehen, für das ich jo lange gefämpft habe. Es ift natürlidy, 
wern ich den Wunſch habe, diefer Freude Ausdruck zu geben. Dennody hätte 
id lieber gejchwiegen. Aber ich bin zum Reden gezwungen worden durd) 
den lebhaften Widerjpruch, der von einer Seite diejes Haufes gegen die Vor- 
lagen der Regierung erhoben worden it. Wir find gezwungen zum Neben 
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— jo jei 8. Meine Herren! Ich will unſere Gegner widerlegen, vor allen 
Dingen aus ihrer Vergangenheit. Ich beginne zunächit mit einer Perjon, 
und zwar mit demjenigen unjerer Herm Kollegen, der zuerſt und wohl aufs 
heftigite das Wort ergriff gegen die Verträge, mit Herm Mohl. Ich will 
— es iſt nicht das erite Mal in diefem Haufe — ich will ihm nachweilen, 
daß er in flagranten Widerſpruch gefommen ift mit dem, was er früher in 
diefem Haufe — allerdings find es beinahe 20 Jahre her — in einigen 
der wichtigiten Punkte, die bier zur Spradye gefommen find, gejagt bat. 
Herr Mohl bat uns den Bundestag vorgeführt. Herr Mohl konnte uns 
von den bundestäglichen Zuftänden nicht genug Gutes jagen... . 


Moriz Mohl: Das ift nicht wahr! 


Bömer: Gr bat jein Bedauern ausgeſprochen, daß der alte Zuitand, 
der durdy die Greignifje des Jahres 1866 glüdlidy bejeitigt worden iſt, nicht 
noch beiteht. Nun bat Herr Mohl im Jahre 1851 über den Bundestag 
Folgendes gejagt: — es iſt ganz furz, aber jehr deutlich; — „Meine Herren, 
dieje dreifigjährige Bundeswirthichaft, diejes jtarre Feithalten der Ariſtokratie 
an dem Feudalweſen, diejed Niederhalten der Preßfreiheit und der öffent: 
lichen Stimme, diejes Verfolgen aller und jeder freiheitlichen Negung, dieß 
war es, was am allerichwerften auf der Nation laftete, die Nation war ſich 
nur noch nicht Mar bewußt, daß der Grund, der Urjprung von alle dem der 
Mangel an Einheit ſei; erit im Verlaufe der Bewegung iſt der großen 
Maſſe der Nation das Cinheitöbedürfnig vecht Kar geworden." An einer 
andern Stelle jagt Herr Mohl: „Ich glaube, der Deutſche Bund hat aller- 
dings in den wenigen Monaten, jeit er wieder bejteht, viel gethan, und ich 
muß mir erlauben auch eine Eleine Lilte von demjenigen aufzuitellen, was 
er gethan bat. Er iſt befanntlih in Kurheſſen eingejchritten, und wie er 
dort eingejchritten iſt, weiß die ganze Welt; er iſt ferner in Medlenburg 
eingejchritten, hat die zwilchen Fürft und Volk vereinbarte Verfaſſung ab- 
geichafft und die alten ariſtokratiſchen Zuftände wiederhergeitellt. Er iſt in 
Hannover eingejchritten und der Ritterjchaft dajelbit in ihrem Widerſtreben 
gegen Fürſt und Volk und gegen die auf rechtmäßigem Wege im Lande er: 
lafienen Gejeße beigeltanden. Er iſt in Bremen eingejchritten und bat die 
Verfafjung, die ſich die Stadt gegeben und die, joviel ich weiß, zu irgend 
einer Infonvenienz nicht geführt hat, wieder abgeſchafft. Er it in den 
übrigen Hanſeſtädten und in Frankfurt eingejchritten, oder es iſt wenigitend 
der Finfluß, welcher von dem Bundestage ausging, der dort dem Zuſtande— 
fommen einer freien Verfalfung entgegengetreten ift. Ebenſo jehen wir, daß 
in allen fleineren Staaten Verfaſſungen theils zurüdgenommen theils ab- 
geändert werden mußten, und zwar alle im Sinne des Rüdjchritts, und der 
Bund bat diejen Werfen vollends die Krone aufgejeßt, indem er die Grund» 
rechte proſtribirt hat. Er bat allerdings in kurzer Zeit genug getban, um 
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die Nation wiffen zu laffen, was fie von feinem Wirken zu denken hat.“ 
Dann, meine Herren, hat der Herr Abgeordnete Mohl im Jahre 1851 fich 
über die deutjche Flotte ganz anders ausgejprochen als geitern. Er hat fich 
jehr lebhaft und im micht genug anzuerfennender Weije für die Erhaltung 
der deutichen Flotte auögejprodyen, jogar auf Privatfoften, wenn es jein 
müßte. Ic will den Paſſus, der die deutiche Flotte betrifft, nicht wörtlich — 
verlejen, er wird jelbit nicht leugnen, dab er im Sahre 1851 ausgejprocdyen 
bat: der Zollverein muß durchaus zum Schutz ſeines Handels eine deutjche 
Flotte haben, und wenn fie von den einzelnen Staaten nicht forterhalten 
wird, jo muß fie auf Koften von Privaten erhalten werden. 


Wohl: Lejen Sie es, lejen Sie es! 


Bömer: Sie fünnen es jelbit lejen, wenn Sie einen Widerſpruch darin 
finden. — Grimmen Site ſich, meine Herren, an das, was Her Mohl 
geitern gejagt hat, und jagen Sie dann, ob das eben Gehörte im Wider- 
ſpruch fteht mit dem, was Herr Mohl geitern gejagt hat. 


Mohl: Es ſteht gar nicht im Widerſpruch. 


Aömer: Meine Herren! Ich komme nun zur Vergangenheit der ganzen 
Partei, die und gegenüberfteht. Unjere Gegner haben feiner Zeit die Allianz 
und Zollvereinäverträge einftimmig befämpft; fie haben bei jeder Gelegenheit, 
nachdem der Allianzvertrag angenommen war, jeine rechtliche Verbindlichkeit 
beitritten; fie haben auf das heftigite gekämpft gegen das neue Kriegädient- 
geſetz und gegen das Militärbudget, und durch eine großartig angelegte Agi— 
tation unjere neue Heeredorganijation über den Haufen zu werfen verjucht. 
Sie haben den Südbund gehegt und gepflegt; er ijt freilich nicht einmal 
auch mur zu einem embryoniichen Dafein gelangt. Sie haben endlich, als 
der Krieg, den jebt die Deutiche Nation jo glorreicy führt, dem Ausbruch 
nabe war, auf das heftigite die Neutralität gepredigt; Herr Mayer, der 
jest nicht mehr in dieſem Haufe fitt, hat, als die zweite Kammer über 
Krieg und Frieden ihrerjeitd zu enticheiden hatte, gejagt: noch am Abend 
vorher habe die vereinigte großdentiche und Volkspartei beſchloſſen, die Neu: 
tralität durchzufeßen; und, meine Herren, nur deßhalb, weil die Herten 
Patrioten in Baiern, ihre Gefinnungsgenoffen, welche in ihren Preßorganen 
mit ſchamloſer Frechheit die Franzoſen ind Land gerufen hatten, — weil die 
Patrioten in Baiern die Neutralität nicht durchjeßen fonnten, deßhalb ift 
ihnen der Muth entfallen und fie haben den Antrag in diejem Haufe nicht 
geitellt. Was wäre die Zolge für Würtemberg gewejen, wenn die Politik, 
die ich eben gefennzeichnet habe, — wenn dieje Politik gefiegt hätte? Wo ftünde 
Vürtemberg jeßt? Es wäre durch den Ausſchluß aus dem Zollverein wirth- 
ſchaftlich ruinirt, es wäre unfähig geworden, an der Seite der übrigen 
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Deutjchen jenen frevelhafteften aller Angriffe auf deutichen Boden abzu— 
wehren; es hätte die heilige Berpflichtung, die es mit den Allianzverträgen 
übernommen hat, gebrochen, des Verraths an Deutjchland fich ſchuldig ge- 
madyt, und es hätte ficher die wohlverdiente Strafe, die darauf geſetzt ift, 
erlitten, ed hätte fie um jo gewifjer erlitten, als der mächtige Bundeögenofje, 
den man treulos zu verlafjen und zumutbhete, gejiegt hat. Würtemberg hätte 
aufgehört zu eriftiren. Meine Herren! So unheilvoll ed gewejen wäre, wenn 
damals unjere Gegner die Mehrheit erlangt hätten, wenn ihre Politik durdh- 
gedrungen wäre, jo unheilvoll wäre ed, wenn das, was fie jeßt wollen, 
durchdränge. Meine Herren! Was vermögen fie und zu bieten? Nichts, 
gar Nichte. Sie wagen jelbit nicht einmal zu behaupten, daß die Neichs- 
verfafjung, die fie wollen, durch das Yernbleiben Würtembergd von dem 
deutjcdyen Einigungswerf zu erreichen wäre Kein Menſch glaubt, daß der 
König von Preußen, daß der Norddeutjcye Neichötag, dab Baden ſich die 
Geſetze des nationalen Daſeins von den jüddeutichen Ultramontanen und 
Radikalen diktiren lafjen, am wenigften jet nad) den unerhörten Siegen, 
die unter Preußens Führung erfochten worden find. Meine Herren! Was 
ift e3, das unjere Gegner uns vorjchlagen? Die vollftändige Ijolirung Wür- 
tembergd. Denn wie ſchon mehrfach erwähnt, Hefjen und Baden find ſchon 
beigetreten, find jchon Mitglieder des Deutichen Reichs. Iſolirung ift es, 
welches die Gegner wollen; und was, frage ich, was wäre die Folge der 
vollftändigen Iſolirung Würtembergs? Würtemberg wäre äußerlich jcheinbar 
ein vollfommen jouveräner Staat wie die erite Großmacht, in Wirklichkeit 
wäre es aber abjolut abhängig und unjelbitftändig; in allen der Deutjchen 
Nation gemeinfamen Angelegenheiten müßte es, ohne daß die Regierung 
oder die Volfövertretung mitwirkten, annehmen, was dad Deutjcye Reich 
beichließt. Ic) brauche nur an befannte Borgänge zu erinnern. Noch als 
der Norddeutjche Bund für fich allein beitand, ald in Würtemberg das Wi- 
deritreben gegen den Eintritt in demjelben jehr groß war, mußten wir eine 
Reihe von Gejeßen, die der Nordbund beſchloſſen hatte, einfach annehmen. 
Denken Sie an die Einführung des metrijchen Syitems, an das Gejeß über 
die wirthichaftlichen Genoſſenſchaften, an die literarijche Konvention mit der 
Schweiz; denfen Sie daran, daß in den Motiven zu leßterer offen ausge— 
iprochen wurde, die würtembergiiche Nachdrucksgeſetzgebung bedürfe einer 
vollitändigen Nevifion, aber man müfje warten, bis der Nordbund jein Nach— 
drucksgeſetz fertig gebradyt habe. Dann, meine Herren, über Krieg und 
Frieden hätten wir in allen Fällen, in welchen der Allianzvertrag und ver- 
pflichtet, in feiner Weiſe mitzureden; gerade jo, wie eö ein Bruch des 
Allianzvertragd wäre, wenn die Regierung da, wo die Integrität Preußens 
bedroht ift, ſich weigern wollte, die Truppen unter den Befehl Preußens zu 
ftellen, wäre ed, wenn die Kammer die Mittel zum Kriege verweigern 
wollte, ein Bruch des Allianzvertragd. Beinahe in jedem Kriege wird die 
Integrität Preußens bedroht jein. Daraus folgt, daß wir beinahe in jedem 
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Kriege, den Preußen führt, gezwungen find, mitzufämpfen, und daraus 
folgt, dab das Verwilligungsrecht der Stände in den meiiten Fällen eines 
Kriegs vollfommen illuforiich it. Und dann, wenn in diefem Haufe, in der 
erften Kammer etwa die Negierungsvorlagen abgelehnt würden, was wäre 
die Folge im Innern des Yandes? Der alte Kampf der Parteien würde mit 
neuer Heftigfeit entbrennen,; Würtemberg würde in den tiefiten Tiefen aufs 
gewühlt; es „wäre nody weniger als jet möglich, die dringend nöthigen in— 
neren Sortjchritte zu machen; das innere Leben würde ins Stoden gerathen 
und die Folge würde der Zerfall unjeres Gemeinwejens und Staates jein. 
Rettung wäre nur durdy den Eintritt in das Deutiche Reich möglich; in 
verhältnißmäßig kurzer Zeit wäre darüber nur Kine Stimme, daß wir ein— 
treten müßten, wir würden um die Aufnahme flehen, und würden aufge 
nommen, aber ohne die Konzejlionen, die nad) den jeßigen Verträgen uns 
gemadyt worden find. Das, meine Herren, iſt die Yage, in der wir und 
befinden. Wir müſſen, wie der Herr Berichteritatter gejagt hat, — wir müſſen 
die Verträge annehmen, wir haben gar feine Wahl. Ja, meine Herren, 
wenn man der Seite des Hauſes, weldyer A angehöre, gefolgt hätte, da 
wäre die Sache anders zu machen gewejen. Wenn man vor dem Kriege, 
ehe der Nordbund, ehe Preußen dieſe Erfolge errungen bat, Unterhandlungen 
eingeleitet hätte wegen des Deutichen Neicyes, da wäre es möglich gewejen, 
‚beſſere Bedingungen zu erlangen“, wie man ſich ausdrüdt; jet müſſen wir 
die Lage annehmen, wie fie iſt und die Gegner fie jelbit haben jchaffen 
belfen. Uebrigens iſt die Neichöverfaffung, die wir annehmen jollen, nicht 
ſo jchlimm, wie fie dargejtellt wurde. Es fällt mir nidyt ein, weitläufig 
auf dieſe Angriffe einzugehen; nur zwei Punkte erlaube ich mir herauszu— 
greifen. Cs iſt mehrfady ſchon von gegnerijcher Seite Wehe gejchrieen 
worden, dat die Zujtändigfeit des Deutjchen Neichd auf die Preffe und das 
Vereinswejen ausgedehnt werden jolle, geſchrieen darüber, dab dadurch unfere 
grobe Preß- und Wereinsfreiheit aufs jchwerjte bedroht jei. Man flagt 
über den Verluſt eineö Gutes, das man in Virklichteit nicht befißt. Be- 
lanntlich herrſcht bei uns, was die Prejje betrifft, das Gejeß von 1817. 
Dieſes Gejeß ift für die Zeit, in der es gegeben wurde, jehr freifinnig, für 
unjere Zeit ift es die durchaus nicht. Meine Herren! Das Preigejeg von 
1817 geitattet nicht nur, ſondern verpflichtet die Polizeibehörde zur Bejdylag- 
nahme von Echriften wegen jedeö Vergehens, das in denjelben begangen 
wird, jelbjt wegen der allerunbedeutenditen Injurien; dieſes Geſetz geitattet 
unter Umftänden, namentlidy im Kriege, die Einführung der Genjur; dieſes 
Geſetz nimmt nicht einmal Kammerverhandlungen aus von krimineller Ver 
felgung. Sie jehen daraus, meine Herren, dab die Prehfreiheit, wie fie ge— 
jeglich im Würtemberg beiteht, manches zu wünſchen übrig läßt, daß unſere 
Preßgeſetzgebung durchaus nicht auf der Höhe der Zeit jteht. Schlimmer 
noch it es mit dem Vereinsweſen. Man fonnte von den Gegnern hören, 
dab es auf's befte damit bei uns beftellt jei, aber, meine Herren, wir haben 
Waterialien IL 36 
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fein Geſetz, das das Vereinsrecht garantirt. Es gilt heute noch das Straf: 
geje und das Polizeiftrafgejebuch von 1839. Nach der beitehenden Gejeb- 
gebung kann die Staatsregierung jeden politiichen Verein, welcher Statuten 
bat, nad) ihrem Ermeſſen verbieten; wird er dennoch fortgefett, jo treffen 
Diejenigen, welche den Verein fortjegen, ziemlich hohe Kriminalitrafen. Das 
ift unfere Vereinöfreiheit! Wir können Preß- und Vereinsfreiheit nur dadurd) 
gewinnen, daß die Zuftändigfeit des Deutichen Neiches darauf auögedehnt 
wird, verlieren fönnen wir nichts. Sodann ift die Reichsverfaſſung ange- 
fochten worden, weil, was das Militärbudget angeht, der Reichstag jo gut 
wie gar nichts zu jagen babe, weil, wenn für 1872 und die folgenden 
Jahre eime Vereinbarung über die Friedensſtärke nicht zu Stande fomme, der 
biöherige Zuftand fortgelte. Das it durchaus unrichtig und im Art. 60 der 
Verfaſſung ſteht, daß von 1872 ab die Friedensſtärke durdy die Gefeßgebung ge- 
regelt werden jolle und dieß nur mit Zuftimmung des Neichötags geſchehen 
fünne. Es wurde darüber auch geklagt, daß gewiſſe Einnahmen des Reiches 
firirt jeien, daß dieje der Zuftimmung des Reichdtages nicht unterliegen, dat 
eine gewilfe Ausgabe, nämlich 225 Thaler für den Kopf der Friedensprä- 
jenzitärfe, ebenfalls firirt jei. Das ift richtig, aber meine Herren, das ift 
durchaus fein Grund zur Bejchwerde. In dem Staat, der für alle andern 
von jeher das Muſter des Konititutionalismus war, in England, find große 
Summen der Einnahme und Ausgabe des Staats ein für allemal gejeßlich 
firrt — Summen, über die dad Parlament nicht mehr zu verfügen bat: 
60,000 Pfd. der Einnahmen und 30,000 Pfd. der Ausgaben find in dieſer 
Weiſe geſetzlich ein- für allemal feitgeitellt. Meine Herren! Ich denfe, eine 
Ginrichtung, wobei England beitehen fann, wird auch und das Leben nicht 
unerträglich machen. Wir mögen an der Reichöverfaflung ausitellen, was 
wir wollen, dennoch bleibt ums, wie ich gezeigt habe, abjolnt nichts anderes 
übrig, als anzunehmen: wir müfjen fie annehmen, auch wenn wir und le- 
diglicy auf den würtembergiichen und nicht auf den deutichen Standpunkt 
itellen; wir müffen fie annehmen, weil die Griftenz Würtembergs davon ab- 
hängt, und das würtembergiiche Bolt will, daß man fie annimmt; das 
würtembergiſche Volk bat jeine Vertreter gerade zu dem Zweck gewählt, daß 
fie dieje Berfaffung zur Wirklichkeit machen. Wenn man jagt, diefe Ver— 
faffung jei zu kurz vor den Wahlen befannt geworden, jo iſt zu entgegnen, 
dab die Verfaffung des Nordbundes, im wejentlichen die NReichöverfaffung 
ift, und jene iſt gut bekannt im Lande, jeit fie eriftirt; — unjere Gegner 
haben jo viel geichimpft darüber in der Preſſe und in Verſammlungen, dat 
dad würtembergijche Volk zum Weberdruffe davon gehört hat. Das würtem- 
bergijche Volk verlangt aber die Annahme gottlob nicht von uns, weil «8 
auf den würtembergijchen Standpunkt fich stellt, jondern weil es deutſch 
fühlt. Das würtembergijche Volk hat ſich jelbit wiedergefunden. Wie es den 
Appell an die Furcht zurückgewieſen hat, jo weift es jeßt den Appell an den 
beichränfteiten Gigennuß zurüd; das würtembergijche Volk will mit feinem 
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König, daß die Vorlagen der Regierung, über die wir heute zu beſchließen 
baben, nad) großen Gefichtspunften geprüft werden; das würtembergiiche 
Volk fteht auf der Höhe unſerer großen Zeit, ed hat jet erfannt, daß die 
Entwickelung der Geſchicke Deutſchlands bis auf den heutigen Tag eine ab- 
jolnte gejchichtliche Nothwendigfeit war, es hat erfannt, daß die Lage, in 
der wir und heute befinden, das notwendige Ergebnit der Gejchichte Deutjch- 
lands jeit der Neformation ift. Meine Herren! Es ift fein Zufall — an 
Zufall auch nur zu denfen, wäre Frevel — es iſt eine höhere Fügung, daß 
Preußens ruhmreicher König an der Spite des Deutichen Volks in Waffen 
in unzähligen Schlachten den Erbfeind der Deutichen Nation befiegt hat, 
daß diefer Feind, der jo frech und übermüthig den Krieg vom Zaune ge 
btochen bat, darmiederliegt und daß Preußens ruhmreicher König von den 
deutichen Fürften und vom deutichen Volke einmüthig zum Kaiſer gekürt 
worden iſt, er, der Wiederheriteller und Mehrer des Neiches zugleich! Meine 
Herren! Das find die Gefichtöpunfte, von denen das würtembergiiche Volt 
die Vorlagen beurtheilt wiffen will. Um in diejem Geilte unjere Stimme 
abzugeben, jendet es uns hieher und wir werden diefe Sendung hoffe ich 
erfüllen, wir werden unjern Theil zur Löſung der glorreichen Aufgabe bei- 
fragen, wir werden das Deutjche Reich wieder aufrichten und damit wird 
aud für Mürtemberg ein neues Yeben beginnen. Das unverbrüdyliche Gejeß 
dieſes neuen Lebens wird jein die Neichsverfaffung, weldye vorliegt, und der 
Vertrag, der mit Würtemberg über dieje Neichsverfaffung abgeſchloſſen it. 
Beide werden wir wahren furchtlos und treu! Meine Herren! Würtemberg 
wird in reicher Fülle Theil haben an der Herrlichkeit und Macht des Deutjchen 
Reiche, es wird fein ein hochgeachtetes Glied defjelben. Wenn das Ziel, 
dem wir ſo nahe jtehen, erreicht ift, dann werden wir und wieder ald Wir: 
temberger mit Ehren jeben laſſen können, erit dann wird wieder mit Ehren 
eflingen das alte würtembergijche Wort: „Hie gut Würtemberg allweg“!*) 


Der beantragte Schluß der Debatte wurde angenommen ”*). 


Bei der Abftimmung”"*) wurde in namentlicher Abjtimmung An— 
trag 1. der Fünfzehnersfommilfiont) mit 74 gegen 14 Stimmen angenommen, 
&enjo Antrag II. mit 76 gegen 12 Stimmen, Antrag III. mit 81 gegen 
T Stimmen angenommen. In einfacher Abitimmung wurde ſodann An- 
tag IV. einftimmig angenommen. Von Antrag V. wurde jodann der erite 
Theil (Bid zu den Worten: „Erſparniſſe im Staatöhaushalte mit thunlichiter 
Veſchleunigung einzuleiten” einftimmig angenommen, hierauf der Antrag Mohl 
auf motivirte Tagesordnung abgelehnt, bingegegen der zweite Theil des An— 
tags V. der Kommiſſion angenommen. 

) Folgt M. Mohl ©. 65 r.u. und eine Reihe perjönlicher Bemerkungen ©. 69 1. o. 

S. 70 J. m. 

*) S. 70 l. u. 

+) ©. oben ©. 508, 
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B. Kammer der Htandesherren. 


Staatöminifter Freiherr v. Linden ald Neferent*): Dem biftoriichen 
Gange der Verhandlungen folgend, beehrt ſich Ihre Kommilfion, die Auf: 
merfjamfeit des hoben Haujed zunächſt auf das Protofoll d.d. Verjailles, 
15. November d. J., zu lenfen, wornady, nachdem Seine Majeftät der 
König von Preußen, im Namen des Norddentidhen Bundes, Seine König: 
liche Hoheit der Großherzog von Baden und Eeine Königliche Hoheit der 
Großherzog von Helfen und bei Rhein übereingefommen waren, über die 
Gründung eines deutſchen Bundes in Verhandlung zu treten, 
Bevollmädhtigte diefer Negierungen ſich zufammenfanden und fidy über die 
Berfaffung diejes neuen Deutichen Bundes dahin verftändigten, wie ſolches 
aus der Anlage des Protofolld erſichtlich ald alljeitig befannt vorauszu— 
jeßen ift, auch fich darüber einverltanden erflärten, daß dieſe Verfaſſung, 
vorbehältlich der ipäter erwähnten Maßgaben, mit dem 1. Sanuar 1871 
in Wirkfamfeit treten jol. Unter den einzelnen Punkten, welche in dem 
bezeichneten Protofoll noch bejonders berührt find, verdient hier hervorge— 
hoben zu werden die Ziffer 8, wornady zu Art. 78 der Verfaſſung alljeitig 
„als jelbitverftändlidh angejehen wurde, daß Diejenigen Vorjchriften der 
Verfafjung, durdy welche beftimmte Rechte einzelner Bundesftanten in deren 
Verhältniß zur Gejammtheit feitgeftellt find, nur mit Zuftimmmung des 
berechtigten Bundesſtaates abgeändert werden fünnen.“ Nadı Erwähnung 
diejes Protofollde, wodurch aljo das Verhältni der Großherzogthümer 
Baden und Hefjen zum neuen Deutihen Bunde feitgeitellt erichien, bat 
Ihre Kommilfion auf das Protofoll d.d. Verſailles, 23. November d. 3., 
überzugehen, wodurch das Verhältniß des Königreich Baiern geregelt wird. 
Yaut dejjelben haben Seine Majeftät der König von Preußen, im Namen 
des Norddeutichen Bundes, und Seine Majeftät der König von Baiern 
„in der Abficht, die Eicherheit ded Deutichen Gebietes zu gewährleijten, 
dem Deutſchen Rechte eine gedeihliche Entwidlung zu fichern und die 
Wohlfahrt des Deutſchen Volkes zu pflegen,“ beichloffen, über Gründung 
eines Deutichen Bundes Verhandlungen zu eröffnen, und zu diefem Behufe 
Bevollmäctigte ernannt, welche fidy über die aus den vorgelegten Aften- 
ftüden erfichtlichen Bertragöbeftimmungen geeinigt haben. Unter den Ab» 
änderungen find meben jonjtigen Modifikationen theils ſolche enthalten, 
weldye auch jchen von Baden und Heſſen gutgeheißen worden find, theils 
joldye, welche fi auf Baiern indbejondere beziehen. Unter den letteren 


*, 2. Eikung vom 29. Dezember 1870, Verhandlungen diefer Kammer im Dezem— 
ber 1870 und Januar 1871, Stuttgart, Hallberger, Prot. Bd. 1. ©. 13. 
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find zu betonen: Zu Art. 8 der Norddeutſchen Bundesverfaſſung, $. 6 
a linea 3 und 4 betreffend: 
a) die Zufammenfegung ded Ausichuffes für das Pandheer und die 
Feftungen, 
b) die Bildung der übrigen Ausſchüſſe, 
e) die Konitituirung eines beionderen Ausjchuffes für die auswärtigen 
Angelegenheiten. 

Der in dieler Weile feitgeftellten Berfafjung des Deutichen Bundes 
wurden aber binfichtlich ihrer Anwendung auf das Königreich Baiern die 
auf Seite 18 ff. der Vorlagen aufgeführten Bejchränfungen beigefügt und 
zwar im Weſentlichen: SS 1—4 in Betreff der Heimaths- und Nieder- 
Iaffungsverhältniffe, jowie des Eiſenbahn-, Poſt- und Telegraphenweſens; 
5, 6 und 7 in Betreff des Militärweſens; $ 8, im Betreff einiger 
lebergangsbeitimmungen. Im einem Schlußprotofoll von demielben Tage 
und Drte wurde fodann zwilchen den Königl. Preubiichen und Königl. 
Bairiſchen Bevollmächtigten noch über verjchiedene vertragsmäßige Zufagen 
und Erklärungen übereingefommen, aus welchen hervorzuheben find: Ziff 
VIL, VIIL, betreffend das Verhältniß der Baieriichen Gejandten zu dem 
Bundesgefandten und den Aufwand der Königl. Baieriichen Negierung für 
ihre Gelandtichaften; Ziffer IX., betreffend die Vertretung ded Bundes: 
präfidialgefandten in Berhinderungsfällen durch den Baieriichen Vertreter 
im Bundesrath; Ziffer XIL., betreffend das Bundesfonjulatweien. 

Nunmehr geht Ihre Kommilfion zu dem Protokoll d. d. Berlin 
25. Npvember 1870 über, welches die Verhältnifje unjeres engeren Vater: 
landes regelt. Laut defjelben haben Seine Majeftät der König von Preu— 
ben, im Namen des Norddeutſchen Bundes, Seine Königliche Hoheit der 
Großherzog von Baden und Seine Königliche Hoheit der Großherzog von 
Helen und bei Rhein einerjeit? und Seine Majeftät der König von Wür- 
temberg andererfeits, „von dem Wunſche geleitet, die Geltung der, zwijchen 
dem Norddeutichen Bunde, Baden und Heflen vereinbarten Verfaffung des 
Deutichen Bundes, den über diejelbe gepflogenen Verhandlungen entiprechend 
auf Würtemberg auszudehnen,“ zu diefem Zweck Bevollmächtigte ernannt, 
von welchen der Vertrag verabredet und geichloffen wurde. Ihre Kom— 
miffion bemerkt biezu, dab über die Militär-Gonvention bejonderer 
Bericht eritattet werden wird. 

Ein Protofoll von demjelben Tage bezeichnet die in dem Protokoll 
d. d. Verſailles, 15. November d. 3. gegebenen Erklärungen über die auf 
Seite 25 näher angegebenen Punkte aud) als auf Würtemberg anwendbar 
und giebt noch Erläuterungen über einige Beziehungen der Poſt- und 
Eiſenbahnverwaltung. — Schließlich traten am 8. Dezember d. I. nochmals 
Bevollmächtigte zufammen, und zwar des Norddeutichen Bundes, der 
Königreihe Baiern und Würtemberg und der Großherzogthümer Baden 
und Heffen, um die Zuftimmung MWürtembergd, Badend und Hefjend zu 
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dem im Eingange erwähnten Vertrage zwijchen dem Nordbeutichen Bunde 
und Baiern, und joweit die noch erforderlich, die Zuftimmung Baiernd 
zu der, zwijchen dem Norddeutichen Bunde, Baden und Helfen vereinbarten 
Verfaffung und dem über den Beitritt zu diefer Verfaffung mit Würtem— 
berg abgeichloffenen Vertrage feftzuitellen, was denn auch in dem Protokoll 
von diefem Tage feinen angemeflenen Ausdrud fand. — Das lebte Aften- 
ftücd bildet dasjenige, wornad an die Stelle der Worte „Deuticher Bund“ 
die Worte „Deutiches Reich“ geiett, und dem Oberhaupte des Bundes der 
Name „Deuticher Kaiſer“ beigelegt werden joll. 

Im Anſchluß an diefe Aftenftücde, welche im Drange der Zeit und 
Umftände aufgenommen, nad Erklärung des Herrn Juſtizminiſters in der 
Eitung der Kammer der Abgeordneten vom 19. d. M. eine geeignete 
Sndredaction unter Vereinbarung mit dem nächſten Reichstag erhalten 
jollen, erlaubt fi Ihre Kommilfion noch an die Worte zu erinnern, wo— 
mit die Königliche Thronrede des Stadiums der Geichichte gedenft, in das 
wir eingetreten find: „Die Waffengemeinichaft, in welcher Deutſchlands 
Stämme verbunden find, hat in der Nation den Drang audy nach poli« 
tifcher Einigung mächtig angefacht. Wird diejed Ziel, um welches Deutſch— 
land fo lange gerungen, jet nicht erreicht, jo fehlt den meltgeichichtlichen 
Greigniffen dieſes Jahres die höchfte Weihe. Die von Meiner Negierung 
mit dem Norddeutichen Bunde und den Regierungen von Baiern, Baden 
und Heſſen abgeichlofienen Verträge über Bildung eined Deutfchen Bun: 
desſtaates unter MWiederherftellung der geicyichtlichen Namen Kaifer und 
Reich werden Ihnen, den geſetzlichen Vertretern Meines Volkes, zu Er: 
theilung Shrer verfafjungsmäßigen Zuftimmung al&bald vorgelegt werden. 
Sie werden, Ich vertraue darauf, die Vorlagen prüfen in patriotijcher 
Hingebung nad großen Gefichtöpunften im Hinblid auf das hohe Ziel 
und den Naum, der gedeihlicher Entwidlung gegeben ift“. 

Die Beſchlüſſe, welhe die Kammer der Abgeordneten mit 
überwiegender Stimmenmehrheit gefaßt hat, find bereit? im Drud er: 
ſchienen. 

Indem nun Ihre Kommiſſion zu Beleuchtung des vorliegenden hoch— 
wichtigen Gegenſtandes übergeht, iſt ſie von der Anſchauung geleitet, daß 
ed ſich nur um Ja oder Nein handeln kann. Einzelne Abänderungen 
können nach der ganzen Sachlage nicht beabſichtigt ſein, wenn nicht der 
Möglichkeit Raum gegeben werden will, die Verhandlungen in's Unend— 
liche zu verzögern und das Deutſche Verfafſungswerk möglicherweiſe dem 
öffentlichen Spott audzufeßen. Denn mas dem Einen redyt, wäre dem 
Andern billig; wenn von Seite Würtembergd amendirt werden will, jo 
fönnen natürlich die Regierungen des Norddeutihen Bundes, Baiernd, 
Badens, Heſſens ebenjowenig daran gehindert werden, und dem Neichötage, 
ſowie den Landtagen der drei benannten Staaten fiele das gleiche Recht 
zu; ein Amendement würde das andere hervorrufen, und das Zugeftändniß 
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gegen die Eine Seite würde das Zeichen für einen: neuen Anjpruch auf 
der anderen. Die der Einigung Deutichlands feindlichen Glemente, nieder: 
gehalten gegenwärtig durdy die impojante Strömung gegen das lang er- 
jehnte Ziel, würden ihr bedenflicdyes Werk wieder aufnehmen und in gleichem 
Mate würden die Feinde Deutichlamds fich dabei, betheiligen, auf einen 
ihren Wünſchen entiprechenden, Deutſchlands Kraft abermald brechenden 
Ausgang hoffend. Im die Alternative zwiichen Sa und Nein geftellt, kann 
aber Ihre Kommijfion im ihrer Majorität (von 6 gegen 1 Stimme) nicht 
Ihwanfen, weldyer Antrag zu ftellen jei. Der frühere Deutſche Bund ift 
zu Grabe getragen; welche Verhältniſſe und Umftände jeinen Sturz berbei- 
geführt, die zu erörtern ift unpraftiih. Mögen die Einen behaupten, daß 
er den Keim feiner Auflöjung im fich getragen und nur einer Naturnoth- 
wendigfeit unterlegen: jei, oder mögen Diejenigen, welche in ihm eine an- 
gemefjene Staatäform für Deutichland fanden, der Anficht fein, daß eine 
aufrichtige, den Verhältuniſſen billige Rechnung tragende Handhabung feiner 
Prineipien und Gejeße, eine patriotiiche Unterordnung aller politiichen 
Parteien umter diejelben, eine richtige Werthſchätzung der durch feinen Be- 
fand allen Angehörigen des Deutichen Volkes gewährten Vortheile umd 
eine maßvolle Haltung gegenüber jeinen Unvollkommenheiten und einem 
jeiner Natur nady minder beweglichen Organismus ganz geeignet geweſen 
wäre, die Deutiche Nation in ihrer Gelammtheit dem ihr geftecten Ziel 
entgegenzuführen; — mit all’ diejem ift eö vorüber! Ob unmiederbring- 
lich vermag feines Menſchen Geift zu ermeflen; aber für jegt und in der 
Weiſe jedenfalls, daß eine neue Schöpfung an die Stelle der alten treten 
muß, wenn nicht eime unheilvolle Zukunft ſich fir Deutichland eröffnen 
joll, Wer dieß beftagt, dem möchte man veriucht fein zu jagen, er möge 
vor Allem prüfen, ob er, welcher politiichen Stellung, Klaffe oder Partei 
er auch angehörte, nicht jelbft dazu mitgewirkt, dab ed jo gekommen ift; 
ob er nicht jelbft in eimer oder der anderen Weile dazu geholfen, das Ans 
ſehen des frühern Deutjchen Bundes zu jchmälern, feine Macht zu unter 
graben, ihn zu einem Scheinwejen zu geftalten, nur geeignet, pautifula- 
nitiihem Egoismus ſei es der Negierung oder des Volkes in diejer oder 
jener Geftalt zu dienen oder gar die Aufdedung feiner Blößen zum Ge- 
genitand wohlfeilen Patriotismus zu machen. Die TIhatfachen ftehen nun 
einmal entjcheidend, mächtig und, Danf dem Himmel, auch glorreich der 
Vergangenheit gegenüber. Das geeinigte Deutjchland hat Erfolge errungen, 
wie fie kaum irgend Jemand erwartet hatte; fein thätiges, kraftvolles Ein« 
greifen und Zujammenmwirfen hat uns vor Gefahren bewahrt, die man fid) 
mit groß gemug zu denfen vermag. Diefe Einigung muß jebt ihre Be— 
feglung erhalten. Der erhebende Aufichwung, welchen Deutichland genom- 
men, muß zu einem bleibenden Nejultate führen, zu einer Bürg— 
haft für die Zukunft. Nicht mehr darf es im Ungewiſſen bleiben, 
ob in ähnlichen Berhältnifjen Deutjchland wieder einheitlich auftrete, handle 
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kämpfe, fiege; nicht mehr darf ed von dem Cinzelermefjen einer Deutichen 
Negierung abhängen, ob fie wohl den Fall dazu angethan finde, das 
Schwert zu ziehen; nidyt länger darf Raum gegeben fein den Einflüfte- 
rungen fremdländiicher Staatöfunft bei diefem oder jenem Kabinet, wenn 
ed fih um die Frage der Wahrung Deutjcher Interefjen handelt, ſondern 
die Nation in ihren verfafjungmäßigen Organen, nad) deren durdy das 
Grundgefe geordneten Gliederung und Berechtigung fol von nım an 
darüber entjcheiden umd der Ausipruch, dem fie gegeben, muß Geſetz fein 
für jedes einzelne Bundesland. Alddann und nur alddann ift einheitliches, 
den Anforderungen der politiichen Lage genügended Handeln gefichert, nur 
alddann ift den Gefahren vorgebeugt, welche aus der von der Geſchichte 
geſetzten Mannigfaltigkeit des Deuticyen Lebens hervorgehen. Sollte nun 
diejer Mannigfaltigfeit, follte dem berechtigten Einzelleben der Glieder des 
großen Ganzen durch die neue Schöpfung wirklich Gefahr drohen? Shre 
Komiſſion im ihrer Majorität zaudert feinen Augenblid, diefe Frage zu 
verneinen. Iſt denn das „Neid; der vergangenen Zeiten” — fo möchte 
man fragen — nicht auch eine geichichtlich beftehende Zujammenfaflung 
aller Deutichen Stämme in ihrem Einzelleben geweſen? Hat ſich letzteres 
nicht gerade in diefer Zufammengebörigfeit zu demjenigen entwidelt, was 
es mit der Zeit geworden? War die Eouveränität der Einzel-Regierungen 
nicht mit Ausnahme furzer Zeiträume ſtets eine beichränfte? Worin jollte 
alio jet die aroße Gefahr fir die Einzelſtämme liegen? Das Deutſche Reich 
zerfiel aus Mangel an einheitlicher Kraft, ed wurde zum Gefpött wegen des 
Elends feiner Militärverfaffung. Dem früheren Deutichen Bunde wurden 
diejelben Gebrechen oft und allieitig genug vorgeworfen, und das Jahr 
1866 hat einen peinlihen Kommentar zu diefen Vorwürfen geliefert. Die 
neue Schöpfung vermeidet dieſe Fehler. Ob fie überall das Nichtige getroffen, 
läßt fidy jo wenig jagen, ald es bei irgend einer amdern Schöpfung mög: 
(ich ift. Eines aber wiffen wir bereitö, nämlich daß die militärischen Ein— 
richtungen fidy bewährt haben. Mehr als genügend hat fich herausgeftellt 
die Hohlheit der Ginwendungen, die man gegen ein kaum gejchaffenes 
Spitem auftaudıen ſah, und als ein Glüd hat man ed auzujehen, daß, 
wenn der Krieg ausbrechen follte, er ausbrach, ehe ed den zerftörenden Gle- 
menten gelungen war, unjere Mehrfraft zu untergraben oder die füddeut- 
ſchen Regierungen in Bahnen zu drängen, deren Ende nicht abzujehen ge- 
wejen wäre. Daß das Leben des Norddeuticdhen Bundes biöher ein unge- 
jundes geweſen, läßt fich in der That nicht behaupten; unfruchtbar war es 
ficherlicy nicht. Ausſchreitungen, welche bei jedem Syſtem möglich, werden 
durch ihr gegenſeitiges Einwirken auf einander am zwedmäßigften gemin- 
dert und verbefjert. Norddeutiche und ſüddeutſche Art des politiichen und 
ftaatsgejchäftlichen Lebens werden ſich gegenjeitig Forrigiren; der Einfluß 
eined von der ganzen Nation beſchickten Neichötages wird etwaigen Schroff: 
heiten der Verwaltung begegnen. Wenn erft die Gefammtverfafjung errungen, 
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beginnt die Arbeit im Einzelnen, und Aufgabe der Beften der Nation wird 
es jein, diefelbe in umfichtigem, gemäßigtem Kortichreiten zu vollziehen. 
Daß ein Staat an der Spihe fteht, der ſich durch innere Kraft und lang- 
jährige Anftrengung emporgerungen, und der biedurd; allein die neue 
Schöpfung möglidy gemacht, kann zu ſolcher Befürchtung nicht berechtigen; 
fein Wirfen und das natürliche Eingreifen feiner Macht wäre weit mehr 
dann zu fürchten, wenn ihm feine berechtigte Bahn zu Geltendmachung 
leiner Kraft eröffnet wäre. Allerdings, um Gefahren vorzubeugen, welche 
aus der unentſchiedenen Stellung anderer politiicher Körper hervorgienge, 
könnte die Kraft zur Abjorbirung audy die Thatiache dieler Abjorbirung 
zur Kolge haben, und es fann daher mit vollem Grunde behauptet werden, 
daß die Zurückweiſung des Anichluffes an den neuen Deutihen Bund viel 
größere Gefahren für die Selbftändigfeit der ifolirten Staaten mit ſich 
bringe, ald der Anſchluß jelbit. Es ift einleuchtend, dab im dem beredy: 
figten Ningen nad) einem neugeftalteten Deutichland jede Stellung mit 
Mißtrauen betrachtet wird, welche nicht organisch mit der neuen Schöpfung 
verbunden ift. Anfichten und Entichlüffe wechſeln; Zeiten und Menjdyen 
ändern fich, der Schwung des menschlichen Geiftes ift nicht immer derjelbe; 
Garantien, welche feine reellen Grundlagen haben, Fünnen bei dem nun 
einmal entbrannten Kampfe erbitterter Nationalitäten faum in Betracht 
fommen; daher fann ed zum Gebote der Selbiterhaltung werden, ſolchen 
Gefahren ein für allemal zu begegnen, d. b. der bisherigen politiichen 
Eelbitändigfeit gefährlich jcheinender ftaatlicher Eriitenzen, jobald die Um— 
fände es ermöglichen, ein Ende zu maden. Ganz anders ift es aber 
offenbar, wo gemeinjchaftliches Wirken organiſch verbürgt ift, wo die ver 
ſchiedenen Kräfte in verhältnißmähßiger Gliederung zuſammenwirken, wo 
das Wohl und Wehe des Ginen von dem Wohl und Wehe des Andern 
abhängt, und wo gegen etwaige Mebergriffe nicht auf die phyſiſche Macht, 
jondern auf verfafjungsmäßig verbürgte politiiche Nechte refurrirt wird. 
Bei Ausübung der letteren hat jeder Angehörige deffelben Staatsweſens 
Zaufende von Bundeögenoffen, denn die einmal beftehende Verfafjung ift 
Jedem heilig, der auch feine Rechte dadurch geſchützt findet; und daß Ge: 
walthandlungen nicht gerade da ftehen bleiben, wo man es nach feinem 
eigenen Standpunkt wünſchen möchte, ift eine befaunte Erfahrung. Ob 
Einrichtungen, wie z. B. ein Staatenhaus, gerade nothwendig, um die 
Erhaltung der Ginzelftaaten zu vwerbürgen, ob ein foldyes die Einzel: 
Regierung nicht in manchen Beziehungen weit mehr beengen würde, als 
es jeßt bei ihrer Wirkjamfeit im Bundesrath der Fall ift, ob darin nicht 
eine Komplikation zu finden wäre, welche die Schwierigkeit des Zufammen- 
wirfend der Glieder mit dem Ganzen vermehren und dur die Schwer- 
Fälligkeit des Ganges der Mafchine deren geregelten Gang nur erjchweren 
würde, dies find jo problematiiche Fragen, dab es nimmermehr gerathen 
jein fan, den Eintritt in den neuen Deutichen Bund von ihrer Yöjung 
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abhängig zu machen. Die Erſahrung bat gelehrt, das der Norddeutiche 
Bund eine fichere und ergiebige Thätigkeit entfaltet hat; die Erfahrung 
deö Zollparlaments hat ferner gelehrt, dab ed auch jehr wohl gelungen ift, 
Beichlüffe, welche für den Süden bedenklich zu jein jchienen, zu verhindern. 
Hiebei wird man wohl fidy beruhigen können, überdies von der zunerficht- 
lichen, durdy die Verhältnifje vollkommen begründeten Hoffnung getragen, 
daß der Hinzutritt jo kräftig füderativer Elemente, wie die Staaten Süd— 
deutichlands, gerade die befte Garantie für Erhaltung des föderativen Cha- 
rafterd ded neuen Staatsweſens bilden wird. Das Deutidye Reich zerfiel 
aus Mangel an einheitlicher Kraft, fein Gang erlahmte unter der Menge 
jeiner Räder; dem früheren Deutichen Bunde - wurden dieſe Gebredyen 
oft und alljeitig genug vorgeworfen. Erſchrecke man num nicht wieder an 
der größern Einfachheit eined Organismus, der, was ja ſtets die Haupt: 
jache, jeine Lebenskraft bewährt hat. Warte man dody nicht immer auf 
ein Ideal, das niemald fommt, und verfäume dadurd) die Gelegenheit, das 
Grreichbare zu gewinnen und dad Gemwonnene zu verbeſſern. Iſt ed aber 
vielleicht wahr, daß berechtigte Freiheit ihren Hort und Schuß in 
dem neuen Bunde nicht finde? Auch biefür jcheinen die Thatjachen 
nicht zu ſprechen. Gin geringerer Grad von Freiheit im Norden Deutich- | 
lands ald im Süden wird fid) wohl nicht nachweiien laffen. Man wird 
mit Wahrheit fagen fünnen, dab man fi) in ganz Deutichland des ridy- 
tigen Maßes von Freiheit erfreut, und wenn im Norden der Autorität 
noch etwas mehr Geltung geblieben ald im Süden, fo ift died fürwahr nicht 
zu beflagen. Die Verfaſſung des Norddeutichen Bundes enthält aber über- 
died Beftimmungen, welche am freiheitlicher Natur nichtd zu wünjchen übrig 
zu laffen fcheinen; es möge hier mur an die unbeichränfteite Redefreiheit 
erinnert werden, wie fie den Neichstagsabgeordneten in Art. 30 garantirt 
ift, an die vollfte Freiheit der Berichterftattung über die Verhandlungen 
des Reichötags, wie fie der Art. 22 fichert, an die Beitimmung des Art. 21, 
wornach Beamte zum Gintritt in den Neichdtag Feines Urlaubd bedürfen 
und bei Annahme eines Amtes mit höherem Rang oder Gehalt Sit uud 
Stimme im Neichötag verlieren. Allerdings hat die Verantwortlichfeit der 
oberften Regierungsgewalt den ſonſt gewöhnlichen Ausdruck nody nidyt ge 
funden; allein es ift jehr fraglich, ob die Schaffung von förmlichen NReidys- 
minifterien für die Erhaltung der bundesftaatlichen Natur ded Reiche nicht 
eher gefährlich, als förderlich wäre. Und follte denn die in Art. 17 der 
Bundeöverfaffung ausgeiprodene Berantwortlichfeit des Hauptorgand der 
Regierung und die moraliiche Verantwortlichkeit der leßteren vor den Ber: 
tretern der Deutjchen Nation jo gar gering anzujchlagen jein? Bor einer jo 
großen, an Kräften aller Art reichen Verſammlung verſchwindet weit 
Ichneller, was nur Schein ift, falſche Staatöfunft wird früher zu Schanden 
und das Urtheil der gebildeten politifchen Welt vollzieht ſich ſchließlich auch 
ohne äußere Mittel. Daß fid) hieran etwas Wejentliches ändern follte, 
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weil in den Reichötag nur ſolche Mitglieder gewählt werden können, welche 
awf eigene Koften am Sitze des Reichstags zu leben im Stande find, 
follte im Ernſt nicht behauptet werden. Ob Diätenlofigfeit an fid) ein 
Vorzug oder Nachtheil ſei, mag dahingeftellt bleiben; aber diejer Frage bei 
Neugeftaltung Deutjchlands den Werth beizulegen, wie es vielfach geſchieht, 
bieße der Deutſchen Nation doch in mehr als einer Beziehung ein Armuths— 
zeuguik ausſtellen. Wenn die Bundesverfaflung Feine Aufzählung von ſo— 
genannten Grumdrechten enthält, jo fanm man wohl mit aller Ruhe entge- 
genhalten, dab, was an denjelben nicht bloße bedenkliche Theorie oder gar 
Phrafe ift, in dem Staatsrechte der Neuzeit ald eingebürgert betrachtet 
werden darf und im Mefentlichen feine Gewährleiftung in der öffentlichen 
Meinung ebenjo gewiß findet, ald wenn es in dad geichriebene Recht auf: 
genommen worden wäre. Daß endlich das Budgetrecht eine Beichränfung 
binfichtlich der Ausgaben für das Heer erleidet, beruht auf einer Art von 
Nothwendigfeit. Das neue Deutichland braucht fein Heer, und wird es 
noch lange brauchen; feine Tüchtigkeit muß nach allen Beziehungen außer 
Zweifel fein. Nicht darf ed daher in Frage ftehen und ein Agitationd- 
mittel für die Parteien bilden, ob die Mittel zu feiner gemügenden Ausrüftung 
fermerhin verwilligt werden, ob eine alö bewährt erfundene Formation bei— 
behalten werden könne umd dergleichen. Auf all’ dies würden nur Die 
Feinde Deutichlands lauern, um ihre verderblichen Plane wieder aufzu— 
nehmen. Sind erft diefe nicht mehr zu fürchten, jo läßt ſich doch in der 
That nicht einjehen, warum das Bundesoberhaupt auf einem unnöthig ge: 
wordenen Aufwand gegen den Willen des Reichstags beharren jollte; es 
it vielmehr gewiß die Annahme erlaubt, daß die Einwirkung eines fonfti- 
tutiomellen Körpers, wie der Neichötag, ftarf genug jeim werde, um mit 
der Zeit die ertreme Anwendung eined Präfidialredytes in eine heilfame 
Grenze zurüczuführen. Lehrt doch jeden Mann des öffenslichen Lebens 
die Erfahrung, wie ſchwer das Negieren wird, wenn über jolche Kardinal: 
fragen Meinungsdverjchiedenheit zwiſchen Staatsoberhaupt und Volksvertre— 
tung obwaltet, und wenn der Mangel an bereitwilligem Entgegenfommen 
auf der einen Seite ftets die gleiche Wirkung auf der andern Seite in 
denjenigen Sphären hervorruft, wo die Thätigfeit auf dem freien Willen 
beruht, und diefe Sphäre ift im Staatöleben Feine Fleine; warum jollte 
Ah nun diefe Erfahrung gerade in dem neuen Deutſchen Bunde jo ganz 
nidyt bewähren? Auch die Beſorgniß vor finanzieller Meberbürdung kann 
fein Grund zu Ablehnung des Gintrittd im den neuen Deutichen Bund 
werden. Dieſe Neberbürdung joll hauptſächlich durch den Militäretat ber: 
beigeführt werden. Nun vermißt man bei den Gegnern des Eintritt vor 
Allem eine Aeußerung darüber, was denn die Mittelftaanten, was insbe— 
jondere Würtemberg aufzumwenden hätte, wenn es micht einträte? Die 
Beltlage ift num einmal fo, daf die militärifche Kraft in allen Staaten 
aufs Höchfte angelpannt wird, und ed wird dieß um fo gewiſſer der Fall 
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fein, je weniger konſolidirt die politiſchen Verbältniife erichei- 
nen. Se mehr die Feinde Deutichlands hoffen fünnen, deflen definitive 
Finigung doch noch zu hindern, um jo mehr werden fie alle ihre Kräfte 
zu diefem Zwede aufbieten. Wollen die Mittelftaaten nicht mit ihnen 
geben, jo müllen fie in gleihem Make ihre Widerftandsfraft fteigern. 
Ob fie die leichter thun, wenn fie allein ftehen, ald wenn fie einem 
großen Ganzen angehören, ilt eine Frage, die fich von felbft beantwortet. 
Es iſt alfo, wenn Deutichland nicht vereinigt ift, die Gefahr der Steige: 
rung des Militäraufwandes im Allgemeinen wahricheinliher und im 
Einzelnen empfindlicher. Wo fann da ein finanzieller Gewinn ericheinen? 
Ganz abgeſehen wird hiebei von den Verluſten, welche aus der ſtets fort- 
wuchernden Beunruhigung der europäiichen Welt an fich bervorgebt und 
welche wohl zu nicht geringen Summen angeſchlagen werden fönnte. So— 
dann ſollte doch die Erfahrung der letten Zeit gelehrt haben, daß aller 
Aufwand für das Militär ſehr gering erjcheint im Vergleich zu dem 
Schaden, melden der Keind auch bei nur vorübergehenden Erfolgen zufügt. 
Millionen jehen wir in wenigen Tagen auf's Spiel geſetzt, neben Gefähr: 
dung von Leben, Ehre, Integrität der Perſon! Vorwürfe in der That 
wären jeder Megierung zu macen, die nidyt, foweit es von ihr abbienge, 
den ficherften Weg aeht, unbefümmert um erperimentirende Theorieen, bis 
und wann die äußere Meltlage eine andere geworden fein wird. Dieß ift 
einfach ein Gebot der Nothwendizkeit, und mer fich ihm entzieht, bat die 
Folgen zu tragen. Als ein Glüd ift ed wahrlich anzuſehen, daß der Krieg, 
wenn er einmal ausbreden follte, zum Ausbruch fam, ehe eö gelungen 
war, die Militär-Drganilation des Eüdens zu zerftören! — Eine Prüfung 
aller zu erwartenden Aenderungen unſeres Nechtölebens im Ginzelnen in 
der gegebenen Zeit ift unmöglich, dazır würden Monate gehören, und das 
Ergebniß, jollte eö auch wider Erwarten minder günftig ausfallen, fönnte 
doch faum etwas ändern, da die allgemeine Frage von enticheidender Be: 
deutung iſt. Berubigend aber ift wohl der Gedanfe, daß tüchtige Kräfte 
bei den Geſetzen mitgewirkt, die ihrer Natur nady auch für uns nun gelten 
müſſen, — die Frinnerung ferner daran, wie oft in den Räumen jüddeutjcher 
Ständehäufer das Bedauern Ausdruck fand, dak jedes Deutiche Bundes: 
land fidy eigene Gejebe gebe. Weiche man num nicht zurüd vor dem, was 
jo oft als wünſchenswerth erfannt wurde, weil ſich durch umjere Theil: 
nahme an der Berathung vielleicht dieß oder jenes anders geftaltet hätte; 
dazu ift jet die Zeit nicht angethban; wo die Eigenthümlichkeit des Yandes 
allaufehr berührt ift, find ja Ausnahmen für dafjelbe erwirft und zugeitans 
den. Meitere jogenannte Bedingungen für den Gintritt in den Bund zu 
ftellen als abjolut geboten, Fonnte in der That nicht ald Aufgabe der 
Föniglichen Regierung betrachtet werden. Daß dieß bei Baiern in größerem 
Umfange ftattgefunden, kann verjchiedener Beurtheilung unterliegen. Mandyes 
wird in der praftiichen Bedeutung fidy als ziemlich geringfügig darftellen; 
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manches mag als eine zweifelhafte Errungenſchaft angeſehen werden; jeden— 
falls ſchien es Ihrer Kommiſſion nicht gerathen, in einem Augenblicke, 
wo ſo große Fragen zur Berathung vorliegen, in kleinliche Vergleichung 
der eignen Stellung mit derjenigen eines immerhin nach Gebietsumfang 
bedeuten deren und in ſeinem Eigenleben mannigfaltigeren Nachbarlandes 
einzugehen. Friſch und freudig ſoll die Zuſtimmung zu einem Werke ſein, 
welches die Einheit der Nation zu verbürgen beſtimmt iſt, ſoweit ſolches 
jetzt möglich erſcheint, und welches dem Wunſche ſo vieler treuen Söhne 
des Vaterlandes nicht präjudicirt, es möge baldigſt zwiſchen dem früheren 
Träger der alt-germanijchen Kaiſerkrone und demjenigen der neu aufs 
ftrablenden ein Bund geſchloſſen werden, der alle Stämme Deuticher 
Nation zu ihrem Wohl und zum Segen der Weit wenigitens im ihren 
Hauptlebendzweden wieder vereinigt. Da die Namen „Kaiſer und Reich“ 
mit der neuen Schöpfung aus der Vergangenheit auftaucen, kann nur 
jedes Deuticdye Herz erfreuen und wird zugleich ald ein willfommenes 
äußeres Zeichen dafür betrachtet werden, daß es Deutſchland gelungen ift, 
fih zum vollen, freien Herrn feines Gefchides zu machen und als ſolcher 
vor die Mit: und Nachwelt zu treten. Dem von manch” achtbarer Seite 
vernommenen Wunjche gegenüber, daß dad neue Verfafjungswerf aus der 
Arbeit einer Eonjtituirenden Berfammlung hervorgegangen und ohne das, 
was man „Halt und Eile“ nennen will, in's Leben getreten fein jollte, 
fann man nur auf den Ernit der Yage hinweiſen, welcher in feiner Weile 
erlaubt, jid) auf den Boden der Theorieen zu begeben. Eich anjchließen an 
einen feiten Kern, ein bereits begründeted Staatsweſen erweitern und ver: 
größern, aber dafjelbe fräftigend auch jeiner bewährten Kraft jid) 
jelbft theilhaftig madyen, das allein kaun von einer geſunden Politif 
gutgeheißen werden. Wie könnte man dem Norddeutichen Bunde anmutben, 
ten feiten Boden, worauf er fteht, lodern zu lafjen ohne irgend eine 
Garantie dafür, daß unter allen Umftänden etwas Beſſeres an die Stelle 
des Gegebenen tritt? Wie vollends gar das bisher Vereinigte auflöjen, 
um dem unficheren Gang parlamentariicher Verhandlungen zu überlaffen, 
welches Gebilde aud dem Kampfe der politiichen Parteien hervorgehen 
würde? Man müßte den Geift der Menſchen und, jagen wir ed geradezu, 
unjeren eigenen deutichen Geift wenig fennen, wollte mau fich verbergen, 
dab nach Bejeitung der nächſten Gefahr die untadelige, abjtrafte Theorie, 
die redliche aber unpraktiſche Parteianjchauung wieder das Nuder ergreifen 
und hinauszuftenern juchen würde in das weite, uferloje Meer, und daß 
man noch erhitzt über diejen und jenen für unentbehrlicd erachteten Para— 
grapben des neuen Grundgejeßes jtreiten möchte, wenn ſchon die fernen 
Donner drohend rollen. Wer weiß aber, ob zum zweitenmal aller Hader 
Ihmeigen würde, wenn der Sturm losbriht? Wer wollte die Verant- 
wertung dafür übernehmen, daß nicht feindlidyes Wühlen die bis dahin 
geihlofjenen Reihen lichtete und durch die einmal gebildete Lücke das Ver: 
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derben der Nation hereinbräche? Es ift leider Fein Zweifel, daß ſolche 
Stürme uns drohen; der Symptome hiefür find es nur zu viele; Stamm 
an Stamm gereiht kann die Nation einen Damm bilden, vor welchem die 
aufgeregten Wogen in machtloſem Grolle ich brechen; ohne diefen Damm 
aber jehen wir fie vielleicht in bis dahin mühſam verhaltener, daher nur 
um jo heftiger ausbrediender Wuth den Bau zerftören, deſſen Gefüge durd) 
den edeliten Kitt, dad Blut von Tauſenden und aber Tauſenden unjerer 
Mitbrüder, für alle Zeiten gefichert zu fein ſchien. Dieb find die Erwä— 
gungen, aus weldyen Ihre Kommilfion in der bereitö näher bezeichneten 
Majerität (von 6 gegen 1 Stimme) zu dem Antrag gelangt, dem Beſchluß 
ded andern Hauſes unter Ziffer I., II., IH. unbedingt beizuftimmen. Mag 
auch noch dahinftehen, was in dem Nachbarlande, das allein fich noch nicht 
ausgeiprochen, geichehen wird, Würtemberg joll dem neuen Deutjchen Reiche 
nicht fehlen, nicht weil alle andern Mittelftaaten eingetreten find oder ein: 
treten, joll es fidy ihm einverleiben, jondern weil es jeine Pflicht gegen 
Deutichland erfüllen und auf politiichem Felde befiegeln will, wofür jeine 
Eöhne auf blutigem Schlachtfeld ftritten, wofür ihrer jo viele ihr Leben 
geopfert haben. So allein wird auch der ebenjo begründeten als erheben: 
den Aufforderung der Königlichen Thronrede entiprechen, nad großen 
Geſichtspunkten und im Hinblid auf das hohe Ziel die Berträge zu 
prüfen! Mürtemberg ald ein Glied des zum größten Theil geeinigten 
Deutichlands wird indefjen audy ökonomiſch auf die Dauer nicht leiden, 
während beinahe undenkbar ift, daß unſer baieriſches Nachbarland ſich der 
Vereinigung entziehen wolle und auf die Dauer fid) entziehen könne. 


Staatöminifter Freiherr v. Menrath ald Neferent der Minderheit der 
Kommiſſion“): Zwei Hauptrichtungen treten hervor, in welchen man aus 
dem durch die Annahme der Verträge zu begründenden neuen Redytözuftand 
Vortheil erwarten zu dürfen glaubt: Vermehrung der Nechtöficherheit nad 
innen und außen und Beförderung der Voltswohlfahrt in fonftigen Be 
ziehungen durch gemeinjchaftliche Gejeße und Ginrichtungen. Der frühere 
Deutſche Bund hatte weientlich nur dem erften Zwed in's Auge gefabt, 
die jonftige Beförderung der Volkswohlfahrt hatte er der Gejeßgebung und 
Verwaltung der einzelnen Bundesftaaten oder der freien Wereinbarung der 
einzelnen Staaten unter fidy überlaffen. Seit 1866 wurden in leßterer 
Beziehung andere Wege betreten. Die Unterwerfung der Minorität unter 
die Majorität wurde auch den jüddeutichen Staaten durch den Zollvereind: 
vertrag von 1867 für eine Reihe von Gegenftänden zur Norm gemadt ; 
was diejer Vertrag hierin nur für beftimmte Zeit vorjchrieb, joll nun auf 
immer, und eö foll auch für eine Zahl weiterer Gegenftände ihnen zur 
Prlidyt werden. in ſolches Majorifiren, welches den Widerſpruch der 
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Minorität im durchgreifender Meile wirfungslos macht und welches dadurd) 
den Wünfchen der Mehrheit raſch und furz zur Realifirung verhilft, mag 
etwa da gerechtfertigt ericheinen, wo eine wejentlihe Gleichheit ber 
Intereſſen zmwilchen den zur Abftimmung Berufenen voraudgejeßt werden 
darf, wo ed ſich deähalb mehr nur darum handelt, dem auf die gleichen 
Vorausfegungen zu bauenden Urtheil der Mehrheit ein Uebergewicht über 
dad Urtheil der Minderheit beizulegen.. Wo aber erhebliche Berjchiedenheit 
der Intereſſen befteht, läuft bei jolchem Verfahren die Minderheit noth- 
wendig Gefahr, im ihren SIuterefjen auf's Tiefſte gejchädigt zu werden. 
Bezüglich einer Mehrzahl der Gegenftände num, weldye nadı den Verträgen 
auf immer der gemeiniamen Geſetzgebung des neuen Deutichen Reiches 
jugewieien werden jollen, beſteht zwiichen unjerem engeren Vaterlaud und 
einem großen Theile des übrigen Neiches eine Verſchiedenheit dev Intereſſen; 
jo namentlidy in Kragen, weldye die Verbrauchsſteuern, die Zölle, den Handel, 
die Seeichifffahrt betreffen. Schon die geographiiche Yage begründet dieje 
Verichiedenheit. Während ein Haupttheil der Yändermafje des biöherigen 
Norddentichen Bundes längs der Dftjee und Nordjee fich hinſtreckt, ragen 
die jüddeutichen Königreihe und Baden weit nach dem Süden hervor. 
Daraus ergeben ſich für beiderlei Theile neben mancherlei Verſchiedenheit 
des Klimas, der Produkte, der gewerblichen Verhältniſſe, der Yebensweiie, 
namentlich auch verichtedene Nachbaritaaten und jehr verichiedene Handels: 
beziehbungen. Es find ferner in dem einzelnen Staaten die inneren Ver: 
faflungsverhältniffe, die DOrganifation der Behörden, die Sitten und Ge- 
wohnheiten des Volkes vielfach verichieden.. Was in dem einen Staate 
nur als Beftätigung des längſt Beftandenen fidy darftellt, macht in dem 
andern umfafjende Aenderungen nöthig. Solche Berichiedenheiten hätten 
weniger zu bedeuten, wenn die fich entgegenftehenden Staaten oder Bevöl- 
ferumgen mit ungefähr gleichem Gewichte auf die Enticheidungen des Fünf: 
tigen Deutjchen Reiches über die betreffenden Fragen einzuwirfen hätten, 
wenn dadurch für die Einzelnen Ausficht entitände, im Wege gegenjeitiger 
Konzeſſionen billige Ausgleichung zu erlangen. ber eines ſolchen Ber: 
hältniſſes hat ſich Süddeutichland nicht zu erfreuen. Preußen kann durd) 
die ihm unmittelbar zuftehenden Stimmen und durch die Gewalt jeines 
Einfluffes auf eine Mehrzahl der im Norddeutſchen Bunde begriffenen 
fleineren Staaten überall, wo ihm daran liegt, faft unbedingt ficher fein, 
feinen ®illen im Bundesrathe durdizufeßen. Die Geſetze über Zölle und 
Berbrauchdabgaben können jogar verfaffungsmähig (Art. 35) ohne feine 
Zuftimmung nidyt geändert werden. Wo aljo die Intereffen des Südens 
und des Nordens nicht harmoniren, wird es immer jehr jchwer fein, jenen 
zur Geltung zu verhelfen. Dieje Ecywierigfeit wird noch durch einen 
weiteren Grund vermehrt. Nach der vorgeicdhlagenen Bundesverfaflung 
bleibt jowohl den jüddeutichen Staaten ald Preußen je ihre eigene Staats— 
verwaltung; neben oder über beiden aber jteht die Bundesverwaltung, derem 
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Beamte der Kaijer ernennt. Aus dem Fortbeftehen der einzelnen Bundes— 
ſtaaten ald getrennter Staaten folgt von ſelbſt, daß der Kaijer die höchſten 
Spitzen der’ preußifchen Beamtenwelt ftets mehr fennen wird, ald die 
oberften Beamten der übrigen Staaten; ebenjo, dab den hohen preußiichen 
Beamten je ihre Landöleute beffer befaunt jein werden, als die Beamten: 
welt der übrigen Länder. Auch wenn daher bei dem Kaijer und feinen 
Näthen durchaus nicht die Abficht vorauszuiegen ift, bei der Berufung in 
den Neichödienft die preußifchen Beamten vor den Beamten der übrigen 
Staaten in unbilliger Weije zu bevorzugen, jo wird dod) eine Bevorzugung 
der Erſteren im ganz natürlicher Weile aus dem Umftande fid; ergeben, 
daß jene an mahgebender Stelle befjer befannt find ald diefe. Der grobe 
Einfluß der Bureuufratie auf die ganze Verwaltung und Gejeßgebung 
führt aber ohne irgend welche jchlimme Abficdyt der Beamten von jelbft 
auf vorzugsweiſe Beachtung der Interefjen derjenigen Länder, welche jene 
Beamten am beiten fennen. Angeſichts aller diejer Verhältniſſe hätte es 
für unfer engere Vaterland weitaus den Vorzug verdient, das Prinzip 
der freien Vereinbarung möglichit beibehalten zu jehen. Zahlreiche Beiſpiele 
haben dargethau, dab auc auf diefen Wege zum Ziele zu gelangen ift. 
Umjtändlicher, jchwieriger — ja; aber diefer Nachtheil wird namentlidy für 
die Staaten, weldye im Bundesrathe und Reichstage auf häufiges Majo- 
rifirtwerden gefaßt fein müfjen, weit mehr als aufgewogen durdy die Mög: 
lichkeit, bei freien Verhandlungen ihren Iutereffen die gebührende Geltung 
zu verichaffen. Soviel von demjenigen Theile der Verträge, welcher die 
Wohlfahrtsfragen im engeren Sinne betrifft. — Aber auch der andere Theil 
derjelben, weldier auf den Schutz der Rechte nach innen und nadı außen 
fidy bezieht, giebt zu den ernfteften Bedenken Anlaß. Im den bieher ge 
hörigen Befimmungen haben wir wohl den wichtigiten Theil der ganzen 
Vorlage und denjenigen zu erfeumen, welcher zu der Eutjtehung der vor— 
liegenden Uebereinfunft hauptſächlich Aulaß gab. Wohl ift es begreiflich, 
daß die Ereigniſſe des Jahres 1870 dem alten Wunſche nad) Deutſcher 
Einigkeit den fräftigiten Aufſchwung verliehen. Aber jo geredyt dieſer 
Wunſch auch fein mag und jo laut er fich geltend macht, er entbindet Fein 
Mitglied der Ständeverfammlung feiner Pflicht, die Mittel, wodurd) die 
Erfüllung jenes Wunſches erzielt werden joll, auf's Genauefte zu prüfen, 
und die dadurd) im ihm enftandene Ueberzeugung über die Verträglichkeit 
diefer Mittel mit dem Wohle von König und Vaterland offen auszuſprechen. 
Bei jener Prüfung wird man freilich Umgang nehmen müffen von einer 
Vergleichung der jeßt zu Ichaffenden Verhältniſſe mit jenem Zuftande, 
welchen wir hatten, ehe das Jahr 1866 Deiterreih von dem übrigen 
Deuticyland lodtrennte, — von jeder näheren Ausführung, wie damals die 
wejentlid; defenfive Verbindung einer Bevoölkerung von mehr ald 70 Mil: 
lionen Menichen im Herzen Europa's den einzelnen Staaten nur geringe 
Opfer für militärijche Zwede auferlegte, und doch die Äußere Sicyerheit 
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Deutſchlands und Oeſterreichs beinahe ein halbes Jahrhundert hindurch be— 
wahrte und bei einigem Zuſammenhalten auch noch länger in Frieden be— 
wahrt haben möchte. Aber vergleicht man die jehigen Vorjchläge auch nur 
mit dem, was jeit 1866 für uns beftand, jo müfjen fich ſchwere Bedenken 
gegen jene erheben. Der Allianzvertrag von 1866 hat für und ein Bünd- 
niß begründet, bei welchem dad Maß der militäriichen Leiftungen, weldye 
von Würtemberg zu gewähren feien, nicht bejonders feftgejeßt war, mithin 
zunächft von dieſem jelbft zu beftimmen blieb, oder doch auf feinen Fall eine 
höhere ald die Anforderung au den würtembergiichen Staat begründet er- 
ſchienen wäre, daß er feine militärischen Leiftungen nicht unter das zur 
Zeit des Abjchluffes des Bündniffes normirte Maß, d. h. nicht unter die 
Anforderungen der früheren Bundeskriegsverfaſſung herabjegen folle.. Ganz 
anderd die neuen Vorjchläge. Sie fteigern das Heer, welches wir zu ftellen 
haben, von den etwa 27,000 Mann der alten Bundeöfriegäverfafjung auf 
etwa 42— 45,000 Mann, oder — wenn man die Landwehr mit 30— 32,000 
Mann binzurechnet — auf nahezu das Dreifache, den Stand der präfent zu 
hultenden Mannſchaft von etwa 7—8000 Mann auf 17,783, und den 
ordentlichen Aufwand für Militär, der vor 1866 auf weniger ald 4 Mil: 
lionen Gulden jährlich veranſchlagt war, auf mehr ald 7 Millionen. Weit 
höher noch ftellt fich diefe Summe, wenn man den vorausfichtlichen außer: 
ordentlichen Aufwand hinzurechnet. Es wäre nun entichieden unrecht, wenn 
man dieje ganze Steigerung nur dem Eintritt Würtembergs in den Nord- 
deutichen Bund zu Laſten legen wollte. Man konnte bis zur Mitte diejes 
Jahres fich der Hoffnung bingeben, daß der Friede für Deutichland noch 
lange währen dürfte Das übrige Europa hatte die 1866 in Deutichland 
erfolgten Aenderungen nicht beanftandet, von Deutjchland war fonft fein 
Anlaß zu Unfrieden gegeben worden, und in der jedenfalls ftarfen Kriegs— 
rültung des verbündeten Deutſchlands hätte eine bedeutende Abwehrung 
gegen jeden frevelhaften feindlichen Angriff liegen ſollen. Wenn aber ein 
jelher doch erfolgte, konnte man hoffen, daß jene Kriegsrüftung ausreichend 
ein werde. Auch die K. Staatöregierung ftand dieſen Anfichten ficher 
nicht fern, als fie im verflofjenen Frühjahr einige Verminderung der jeit 
1867 verabjchiedeten Ausgaben für militäriiche Zwede in Ausſicht nahm. 
Aber die Ereigniſſe der lebten 6 Monate haben ſolche Hoffnungen gründlich 
zerftört. Wir ftehen in dem erbittertiten Kriege gegen Frankreich — und wenn 
auch der Himmel und bald zu einem und glüdlicdyen Ende diejed Krieges verhel- 
fen follte, jo müffen wir nothwendig noch lange darauf gefaßt fein, daß das be- 
fiegte Frankreich von Haß durchglüht troß aller Niederlagen und Verlufte, troß 
aller Edywächung feiner Hilfsmittel nur nach dem Augenblide lechzt, wo es für 
die erlittene Demüthigung an Deutichland ſich rächen fünne. Wir müſſen 
daher jedenfalld nody lange Zeit in möglichſt ftarfer Kriegsrüftung vers 
barren, um Deutſchlands Gaue vor den civilifatoriichen Horden Frankreichs 
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bewahren zu fünnen. Es nöthigt und alfo nicht blos die etwaige Annahme 
der vorliegenden Verträge — ed nöthigen und jchon die eigenften Iutereflen 
MWürtembergd wie ded gefammten Deutichlands zu fräftigfter Ausbildung 
und möglidyfter Bereithaltung unferer Heeresmacht. Es ſoll deshalb au 
in dem Folgenden nicht gegen deren Vermehrung im Ganzen eine Gin 
Iprache erhoben, nur einzelne der mwichtigften Punfte in den vorgeſchlagenen 
Verträgen jollen als ſolche bezeichnet werden, welche, ohne für die Sicher: 
beit des ganzen Deutjchlands und damit auch Würtembergd nothmwendig zu 
fein, unjeren Intereſſen entichieden zumiderlaufen. Dahin gehört: 1) e 
darf wohl ald befannt vorausgefeßt werden, daß nach den preußijchen Be 
ftimmungen über die Dienftzeit alle Militärs mit Ausnahme der jogenann: 
ten Einjährigen drei Sahre bei der Fahne präfent gehalten werden jollen. 
Nur ald eine Art von Gnadenſache fann dad Kriegsminifterium eine Ab: 
fürzung diefer 3 Jahre Einzelnen gewähren. Daß jede Verlängerung der 
Dienftzeit ded Einzelnen eine Steigerung der Ausgaben ded Staats für 
das Heer im Ganzen veranlaßt, ijt eben jo unzweifelhaft als die ungemeine 
Beläftigung, welche für den Einzelnen daraus hervorgeht, wenn er in einer 
Zeit, da die Ausbildung für feinen Beruf meiftend noch nicht als vollendet 
betrachtet werden kann, diefer Ausbildung, wenn er ferner der Möglichkeit 
des eigenen Erwerbs auf 3 Jahre entjagen fol. Daß aber bei jämmtlichen 
Militärs eine FZjährige Präjenz nothwendig wäre, um fie zu brauchbaren 
Streitern zu bilden, daß namentlich ein Heer, das zur Vertheidigung dei 
eigenen Landes in’d Feld rüden foll, auf gute Erfolge nur dann hoffen 
laffe, wenn jeder Einzelne vorher einer Zjährigen Präfenz unterworfen 
war, dad wird von vielen erfahrenen Militärs beftritten, und durch die 
Wahrnehmungen im Kriege von 1870 gewiß nicht beftätigt. Und doch 
müffen unumftöhlicdye Beweiſe einer ſolchen Nothwendigkeit vorliegen, um 
eine jo drüdende Laft auf das Land übernehmen zu Fönnen. 

2) Es muß ferner ald dem Intereſſe ded Landes entſchieden zuwider— 
laufend bezeichnet werden, wenn durdy den Art. 5 der Verfaflung beftimmt 
werden will, daß fein Gefet über militäriiche Gegenftände, Feine militäriice 
Einrihtung ohne Zuftimmung des Königs von Preußen abgeändert 
werden könne. Daß die politiiche Lage ded Augenblicks gebietet, unlere 
militärifche Rüftung auf ein möglichft hohes Maß zu fteigern, wurde oben 
unumwunden anerkannt. Uber eine für die Staatöfaffe und für die Ein- 
zelnen und ihre Familien jo überaus drüdende Laſt darf nicht länger auf- 
erlegt bleiben als eben die politiiche Lage fie gebieteriich fordert. Es mag 
vielleicht noch eine längere Zeit währen, bevor dad Bewußtſein von der 
Nothwendigkeit Europa wieder zu dauerndem Frieden zu verhelfen, und 
die Militärlaft von ihrer unerträglichen Höhe herabzuſchrauben im allen 
für den Frieden Europas enticheidenden Kreifen zum Durchbruch gelangt. 
Aber jobald der Augenblic gegeben ift, wo eine Herabjegung diefer Mili- 
tärlaft möglidy wird, müſſen wir auch die Möglichkeit haben, anf diele 
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Herablegung zu dringen. Der Bolfövertretung ihrerieitd kann wohl nicht 
zugemuthet werden, auf jede Einwirkung auf dieje Frage zu‘ verzichten, 
nody weniger follte die Enticheidung darüber in die Hand eines einzelnen 
Fürften gelegt werden. Bei dem höchſten Vertrauen in die Weiöheit des 
Königs von Preußen und in die väterlichen Gefinnungen defjelben für die 
jeiner Leitung untergebenen Völker dürfen doch bleibende Verfafjungäbe- 
fimmungen nicht blos nad) den perjönlichen Eigenichaften des jeweiligen 
Herricherd bemefjen werden. Sie dürfen ed um jo weniger, wenn nicht 
dauernde Gewißheit gegeben ift, dab für alle Zeiten der Kailer dad In— 
tereffe der Beherrichten auch ganz ald das feinige betrachten werde. Darf 
man aber das Gegentheil hier ald unmöglich bezeichnen? Man überjehe 
nit, welch” hochherzige Entjagung man fordert, wenn der Kaijer eine 
Verminderung der feinen Befehlen unterworfenen Heeresmacht zugeftehen 
ſoll, während er fid) jagen muß, daß es fünftig keineswegs von ihm allein 
abhängen würde, fie wieder auf die bisherige Höhe hinauf zu fteigern. 
Man vergefje nicht, welch” hohen Kriegsruhm die Herricher aus dem Haufe 
Hohenzollern jeit Sahrhunderten fi) errungen, wie ſchwer es daher 
jedem ihrer Nachlommen fallen wird, durdy einen Verzicht jener Art für 
fih die Bedingungen der Erlangung gleichen Ruhmes zu jchmälern. Um 
jo weniger dürfte die Zuftimmung zu jenem Art. 5 mit der Rüdficht auf 
das Wohl des würtembergiichen Volkes vereinbar fein. 

3) Gehen wir jodann über auf die wirkliche Verwendung der militä- ° 
riihen Macht zu Eriegeriichen Aktionen, jo ift ed gewiß ald eine erhebliche 
Verbefjerung der bisherigen Verfaſſung des Norddeutichen Bundes anzuer- 
fennen, wenn das biöher dem Könige von Preußen allein zufommende 
Recht des Kriegs und Friedens fünftig von den jämmtlichen im Bundes— 
tathe vertretenen Fürften gemeinfam geübt werden ſoll (Bundesverfafjung 
Art. 11). Indeſſen muß auch bier auf das große Uebergewicht, welches 
Preußen im Bundeörathe hat, und ed muß ferner darauf hingewieſen 
werden, dab dem Könige von Preußen für jeine Perjon dad Recht der 
Bündniffe eingeräumt ift (Bundesverfaffung Art. 11), aus abgefchlofjfenen 
Bündniffen aber leicht Verwidelungen entftehen, welche dann den Bundes— 
frieg unvermeidlich machen. Meberhaupt aber darf bei diefem Theile des 
Inhalts der neuen Verträge nicht gefragt werden, ob er Beſſeres biete, ald 
die biöherige Verfaſſung des Norddeutichen Bundes, jondern ob er uns 
Vortheilhafteres biete ald unſer feitheriged Bundeöverhältniß zu Preußen, 
welches wir durch ihm erjeßen jollen. Soweit es fidy nım hier um Ber- 
theidigungskriege handelt, liegt eine mejentliche Verjchiedenheit beider 
Verträge faum vor. Auch nad) dem älteren Vertrage trat der casus 
foederis für die füddeutichen Staaten unzweifelhaft ein, jobald ein feind:- 
licher Angriff auf Norddeutichland erfolgte. Mag auch nad) dem Obigen 
das Berlangen begründet fein, daß das Maß der von ihnen zu leitenden 
Hilfe beftimmter, daß es vielleicht für Würtemberg höher als biöher feſt— 
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gelegt werde — ihre Berpflichtung zum Beijtande im Allgemeinen war 
feft anerfannt, und daß fie ihr ehrlich nacdyfommen würden, jollte nament- 
lich Angefichts des jeßigen Krieges nicht in Zweifel geitellt werben wollen. 
Anders für den Fall eined von Deuticher Seite zu beginnenden Angriffe: 
friegesd. Baiern hat ftetö behauptet, dab auf Augrifföfriege das bejtehende 
Bündniß fi nicht beziehe; in der würtembergiichen Ständeverfammlung 
verficherte dafjelbe im Fahre 1867 der damalige Minifter der auswärtigen 
Angelegenheiten, und nur nad) diejer Verficherung ftimmten die Kammern 
dem Allianzvertrage zu. Danady läßt ſich füglidy behaupten, daß die beiden 
jüddeutichen Königreicye es biöher ald ihr Nedyt gewahrt haben, ihrerjeits 
in jedem einzelnen Falle zu prüfen und zu entjcheiden, ob die Pflicht zu 
Abwehr eines feindlichen Angriffd oder andere dringende Interefjen ihnen 
Anlaß geben, an dem Kriege fidy zu betheiligen oder nicht. Und wie dieß 
als ihr Recht ſich darftellt, jo hätten fie wohl auch, jobald fie unter ſich 
übereinftimmten, bei dem wirklidyen Eintreten der Kriegsfrage meiftend die 
Macht bejeffen, nad ihrer eigenen Entſchließung am Kriege Theil zu 
nehmen oder nicht. Künftig aber joll died nidyt mehr von ihrer eigenen 
Rechtsanſchauung, nicht mehr von ihrem eigenen Urtheil über das Interefje 
ihrer Länder und beziehungsweiſe Deutjchlands, jondern es ſoll nun von 
dem Beichluffe des Bundesraths abhängen, auf welchen Preußen jo über- 
mächtig einzuwirfen vermag. Se weniger anzunehmen ift, daß einer der 
jüddeutichen Staaten jeinerjeitö einen Angrifföfrieg gegen ein Nachbarland 
zu beginnen jemals die Idee haben werde, je jorgfältiger jene Staaten vor jeder 
Provokation anderer Staaten ficher ftetö fid hüten werden, deſto weniger wird 
man behaupten fünnen, da ed ihrem Wohle entipreche, wenn in joldyer Weije 
ihre Verwidelung in Angrifföfriege erleichtert wird. Einen Vortheil für 
das gejammte Deutichland könnte man im der neuen Beltimmung darum 
finden wollen, weil jo unter den Deutichen jede Meinungsverjchiedenheit 
darüber, was Angriff, was Bertheidigungöfrieg jei, im einfacher und 
raſcher Weiſe ihrer Entjheidung zugeführt werde. Allein hierauf wäre 
neben der Hinweilung auf dad Handeln der jüddeutichen Staaten im 
Sommer 1870 zu entgegnen, daß jobald Anlaß zu ernſtem Zweifel über 
dieje Frage vorhanden ift, einige Schwierigkeit in der Löſung des Zweifels 
die heiljame Folge haben wird, Angrifföfriege um jo eher zu verhüten, die 
Bemühungen zur Erhaltung des Friedens um jo eher erfolgreicy zu machen. 
Die neue Beftimmung erjcheint daher gegenüber von den bisherigen Ber: 
trägen höchftens für Preußen oder den biöherigen Norddeutichen Bund als 
vortheilhaft, nämlich injofern al dieje, falls Preußen einmal einen Angriffs: 
frieg beginnen wollte, den Beiftand Süddeutſchlands leicht erzwingen könnte. 
Sb Preußen ſelbſt die ſem Zwede bei der vorliegenden Bertragsbeitimmung 
ein erhebliches Gewicht beigelegt habe, darf wohl als zweifelhaft betrachtet 
werden, da jeinem jeßigen Herrſcher die Abficht, Angrifföfriege zu beginnen, 
gewiß ferne liegt. Im jpäteren Generationen freilich wird für feine Nad)- 
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folger in dem Bewußtſein ſo großer Kriegsmacht, ſowie auch in dem kriege— 
riſchen Ruhm der Vorfahren ſtets eine gewiſſe Verſuchung liegen, nach 
ähnlichem Ruhme zu ſtreben. Jedenfalls ſollte Ein Moment nicht unbe— 
achtet bleiben, durch welches die neue Beſtimmung, eben weil ſie es erleich— 
tert, die gefammte Deutſche Heeresmacht auch zu Angriffskriegen zu einigen, 
das Intereffe ded gefammten Deutichlands zu Ichädigen droht. Die Sicher: 
beit eined Neiches, namentlid, eines Neiches, welches von mächtigen Staaten 
umlagert ift, berubt nicht allein auf jeiner Kriegsmacht, jondern auch auf 
den freundlichen Beziehungen, welche e8 mit andern Staaten fi erhält. 
Die Beziehungen Preußen? zu dem übrigen Europa aber werden erjchwert 
dur die Beſorgniß, Preußen möchte auf Groberungen denfen. Dieje Be- 
ſorgniß bat ihren Grund gerade in der großen Macht Preußens, welche 
die Möglichfeit ſolcher Eroberungen gewährt; fie bat ihren Grund ferner 
in den WVergrößerungen, welche Preußen 1866 durd feine Siege fich ver: 
Ihaffte; fie wird neue Nahrung erhalten durch die Wiedervereinigung des 
Elſaßes und Lothringens mit Deutichland, jo gerechtfertigt auch im allen 
Beziehungen dieſe Wiedervereinigung ift; fie erhält weitere Nahrung durd) 
die von fo mancher Seite her ſtets erfolgende Betonung der Nationalität, 
fraft deren noch mandye im neuen Deutjchen Neiche bis jet nicht begriffe- 
nen Stämme für dieſes ſich gleichfall& aniprechen ließen, und zujammen- 
bängend hiermit felbft durdy die Benennung Deuticheö Reid) und Deuticher 
Kailer, da ed wohl faum Sedermann von jelbit bewußt ift ſondern der 
Belt erft Flar gemacht werden muß, daß nicht die Abficht befteht, mit 
diefen Namen jet wieder den gleichen Begriff zu verbinden, den fie früher 
hatten. Je mehr nun ſolche Bejorgniß freundliche und innige Beziehungen 
des neuen Kaiferreiched zu den übrigen Staaten Europas, namentlic das 
für den Frieden Europas jo überaus wichtige gute Verhältniß zu Defter: 
reich zu erſchweren geeignet ift, um jo mehr hätte in den neuen Verträgen 
jede Beitimmung vermieden bleiben jollen, welche jene Beſorgniß auf's 
Neue anzufachen geeignet if. So wird denn die Ablehnung der obigen 
Beſtimmung, welche Angrifföfriege zu begünftigen geeignet erjcheint, für 
den Frieden Europas, und ſomit auch für die Sicherheit Deutichlands 
beffere Früchte verheifen, als ihre Annahme. Bieten doch die Tafeln der 
Geſchichte mehr ald genügende Belege dafür, daß auch das mächtigfte Reich, 
daß auch die tapferften Heere den vereinten Kräften einer großen Mehrzahl 
von ihmen bedrohter oder ſich bedroht glaubender Staaten am Ende zu 
unterliegen Gefahr laufen. Nach allem dieſem ericheint auch im Hinblid 
auf die militäriichen Beftimmungen der vorliegenden Verträge deren Ab— 
lehnung begründet. — Es möge geftattet jein, noch einiger weiterer Punfte 
kurz zu ermähnen, welche gleichfalls für dieſe Ablehnung ſprechen. 

1) Nach Art. 78 der Verfafjung können Aenderungen der Berfafjung 
beihloffen werden, wenn im Bundesrathe $ der Stimmen dafür find. 
Wenn alſo auch der eine oder der andere Staat, ja wenn die drei König: 
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reiche Baiern, Sachſen und MWürtemberg vereint ſich dagegen erflären, fo ſchützt 
fie ihr Widerfpruch nicht; ihr Recht auf Fefthaltung des gegenwärtigen Ber- 
trags muß fid) beugen vor dem Willen der Mehrheit. Nur Preußen ift 
gegen jede Majvrifirung gefichert. Cine derartige Verbindung von minder 
mächtigen Staaten mit einer Großmacht, wobei der Bundesvertrag jelbit 
das Mittel gewährt, ohne formelle NRechtöverlegung Jenen auch den Reſt 
der Hoheitärechte, der ihnen vorerft noch belafjen ift, vollends zu entziehen, 

- eine derartige Verbindung bildet nicht mehr einen völferrechtlichen Ver— 
trag, im ihr ift die ftaatliche Selbftändigfeit der kleineren Bundesgenofjen 
nicht mehr vorhanden, fie ift nur eine etwas verjchleierte Form des Ein- 
heitsſtaates. 

2) Art. 32 verbietet den Mitgliedern des Reichstages als ſolche eine 
Entichädigung zu beziehen. Wohl mag ſich gegen die Bildung ded Reichs— 
taged durch allgemeine und directe Wahlen mittelft geheimer Abftimmung 
der Einwand hören lafien, dab damit den ungebildeten Elementen des 
Volkes ein ungebührlicher Einfluß auf die Gejebgebung verjchafft wird. 
Aber wenn auch im großen Ganzen die Bildung ohne einiges Vermögen 
jelten und aus diefem Grunde eine Bevorzugung der Befitenden ald Wählen- 
der gerechtfertigt fein mag, jo ift doch Reichthum keineswegs die abjolute 
Bedingung hervorragender Bildung und Befähigung, und jollten daher die 
Abgeordneten nicht blos aus den reicheren Klaffen entnommen werden 
fönnen. Dieje Klaffen werden jchwerlid ein zahlreiches Gontingent von 
Männern liefern, die mit der wünjchenswerthen Befähigung zugleich die 
Möglichkeit und die Luft befien, ihre Zeit und ihr Geld, unter Hintau— 
jegung ihrer eigenen Angelegenheiten, für lange dauernde Reichätagsfigun. 
gen zu opfern. Jene Beitimmung droht daher, wenn fie nicht etwa durch 
geheime Subvention umgangen wird, dem Neichötag Elemente zuzuführen, 
weldye durch Beförderung im Staatödienfte oder ſonſtige Privatvortheile 
eine Entihädigung für ihre Mühemaltung ald Abgeordnete zu erlangen 
traten. Je entfernter ein Land von dem Sitze des Reichstags gelegen 
ift, je bejchwerlicher daher die Theilmahme an deſſen Situngen für die 
Angehörigen jenes Landes wird, defto mehr ift es berechtigt, jene Schatten- 
jeite hervorzuheben. 

3) Abgejehen von allem Andern laffen ſchon die großen Gelbmittel, 
welche den Bundesbehörden zur Verwaltung gegeben find, nähere Be- 
ftimmungen über die Verantwortlichkeit der Neichäminifter wünjchenswerth 
erſcheinen. 

4) Bezüglid) der nach Art. 80 einzuführenden Geſetze möge nur die 
Bemerkung geftattet fein, daß die furze Zeit eine eingehende Prüfung der- 
jelben nicht zuließ. 

In dem Biöherigen wurden die Hauptbedenfen hervorgehoben, 
welhe aus NRüdfiht auf das Wohl des Baterlanded dem Beitritt zu 
dem Bertrage entgegenftehen. Ihr Gewicht würde fi) mur noch ver» 
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ftärfen, wenn, was noch unficher ift, Baiern feinen Eintritt in den neuen 
Bımd ablehnt. Celbft Diejenigen, weldye geneigt wären, dem Verträge 
beizuftimmen, follten wenigftend ihre Zuftimmung mur unter der 
Bedingung ertheilen, dab auch Baiern dem Bertrage definitiv beitritt. 
Nah den Beftimmungen unſerer Verfaſſung haben die Ständemit- 
glieder bei ihren Berathungen ald ungertrennlid; von dem Wohl des 
Vaterlandes auch das Wohl des Königs zu beachten. — Es könnte 
ſcheinen, als ſei ed unftatthaft, in dem vorliegenden Falle den Einfluß der 
Verträge auf die Intereffen ded Königs noch beionderd hervorzuheben, da 
Seine Königliche Majeftät Höchftielbft die Zuftimmung zu den Berträgen 
den Ständen haben anfinnen laffen. Allein es liegt aller Grumd vor zu 
glauben, daß Seine Königliche Majeftät, indem Sie dieß ıhaten, Sich nur 
von der edelmüthigen Abficht leiten ließen, durdy ein Opfer an Ihren 
Rechten, welches Höchſt Sie bringen, dad Wohl des Landes zu fördern. 
Je mehr man nun durch die obem bezeichneten Gründe zu der Anficht ge- 
langt, da diefe Opfer nicht zum wahren Wohle ded Vaterlandes gereichen 
würden, defto mehr wird man aud) beachten müſſen, wie erheblich die 
Annahme der Verträge die Stellung des Königs und feine dereinftigen 
Regierugönachfolger zu beeinträchtigen droht. Gin höchſt bedeutender Theil 
der unferem durchlauchtigften Landesherrn biöher zugeftandenen Hoheitsrechte 
würde auf den König von Preußen übertragen werden theild unmittelbar 
tbeild imdireft, da Preußen in dem Bundesrathe den überwiegendften Ein- 
fluß befitzt. Wer möchte verbürgen, daß nicht joldye einem andern Monar- 
hen eingeräumte Einwirkung einen ftörenden Einfluß auf manche wohl 
berechtigte Wünsche und Anterefjen Seiner Majeftät des Königs üben 
könnte? Wer verbürgt, daß nicht der verwidelte und zugleich Eoftjpielige 
Drganiömusd zweier neben einander beftehender Staatögewalten, die hoch— 
gefteigerte Militärlaft verbunden mit wirflidher oder vermeintlicher Hintan- 
fegung der Intereffen MWürtembergd gegenüber von denjenigen preußiſcher 
Provinzen und Anderes bald eine Mihftimmung mit den jet zu jchaffen- 
den Einrichtungen und ein noch ftärfered Drängen nad) vollftändiger Aus: 
bildung des Einheitsſtaates hervorrufen, diefe aber dann in einer ben 
Intereffen des Königl. Hauſes wenig zufagenden Weiſe ihre Durchführung 
erlangen könnte? 


Auf alles Vorftehende ſtützt fich denn der Antrag: 


„Die Zuftimmung zu den vorliegenden Verträgen abzulehnen; 
eventuell aber, denjelben jedenfall nur unter der Bedingung 
zuzuftimmen, dab diejelben aud für Baiern definitiv rechts: 
verbindlich werden.” *) 





*) Folgt die Rede von Prof. Dr. v. Kuhn S. 26 I.m., Frhr. v. Holzſchuher ©. 27 
r. 0. und Frhr. v. Linden ©. 29 I. m. 
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Juſtizminiſter v. Mittnaht‘): Das von Sr. Excellenz dem Herm 
Staatöminifter Freiberen von Neurath vorgetragene Gutachten der Minder: 
heit der Kommiſſion nötbigt auch mic zu einigen Bemerkungen — nidyt als 
ob ich ed für erforderlich oder nothwendig bielte, den Ausführungen des 
Herrn Berichterftatterd der Kommiffions- Mehrheit zu Hilfe zu kommen oder 
noch etwas beizufügen, jondern lediglidy deshalb weil das Schweigen der 
Vertreter der Megierung zu Mifdeutungen Anlaß geben könnte. Se. 
Excellenz der Herr Staatsminister Freiherr v. Neurath findet die Bejorgnik 
nabheliegend, daß das Deutſche Kaiſerreich Croberungsfriegen ſich zuwenden 
und inöbejondere bleibend geftörte Beziehungen zu dem öfterreichiichen Kai- 
jeritant haben werde. Ich habe dahingeftellt zu lafjen, ob die allerdings im 
Ausdruck vollkommen forreft und objektiv gehaltenen Ausführungen Sr. Er: 
cellenz ded Herrn Staatsminifters und ob die erläuternden Bemerkungen des 
Herrn Profeſſors Dr. v. Kuhn über den eigentlichen Charakter des fünftigen 
Deutichen Kaijerreiches nicht in dem Augenblicke, in welchem Deutjchlands 
Vormacht an der Spite des Deutjchen Heeres Deutſchland vertheidigt, 
in einem Sinne mifdeutet werden fünnten, weldyer gewiß beiden Herren 
Nednern jelbit gänzlich unerwünjcht wäre; idy habe aber Namens der k. 
Staatsregierung zu erflären, daß diejelbe des Glaubens ift, und daß fie in 
dem Sinne in dad Deutjche Neich eintritt, daß woferne nur das Selbſtbe— 
ftimmungsrecht Deutichlands geachtet wird, das Deutjche Kaiſerreich nicht 
eine Gefährdung jondern eine Bürgichaft des Friedens jein wird und daß 
jeine Gründung es erleichtern wird, diejenigen freundjchaftlichen und guten 
Beziehungen zu dem öfterreichichen Kaiſerſtaate herzuftellen, weldye mit 
Oeſterreich erhalten zu jehen die würtembergiiche Staatsregierung aufrichtig 
und berzlichit wünjcht. Se. Ereellenz der Herr Staatsminijter Freiherr von 
Neurath hat jodann weiter ausgeführt, dab die vorgelegten Verträge die 
Intereffen der Krone, die Intereffen der Dynaſtie beeinträchtigen werden. 
Es hat immer etwas VBerfängliches, wenn Sntereffen von Jemand gewahrt 
werden, der nicht unmittelbar bei denjelben betheiligt ift; ed hat etwas Be— 
denfliches, wenn öffentlich) Vermuthungen über Triebfedern ausgejprodyen 
werden von welchen Seine Majejtät der König bei Seinen Entichliegungen 
geleitet worden, insbejondere, wenn der natürlich nicht beabfichtigte Eindruck 
bleiben fönnte, als jeien Seine Majeftät der König nicht vollftändig infor: 
mirt worden. Ic bin indeljen weit entfernt, einem Mitgliede des hohen 
Haujes die Berechtigung beftreiten zu wollen, auch Ausführungen in diejer 
Richtung bier vorzutragen, ich muß aber ausdrüdlich erklären, von den 
Räthen der Krone, welchen nad) den unmittelbar Betheiligten in erfter Linie 
die Wahrung der Intereffen der Krone und der Dynaitie obliegt, welche in erfter Linie 
hiezu verpflichtet find, ift auch diefe Seite der Frage gewiffenhaft geprüft 
worden und die Näthe der Krone find zu der Ueberzeugung gelangt, daß 
woferne man nur die Dinge fo wie fie geworden find und liegen, unbe: 


°) 8.31 Lu. 
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fangen beurtheilt, woferne man den Blick nicht auf Gemwöhntes und vielfach 
mehr Aeußerliches jondern auf die Zukunft richtet, das wohlverftandene In— 
tereffe der Dynaſtie jogar eine Betheiligung derjelben bei der Initiative zu 
Gründung eined Deutichen Neiches gefordert hat. Die Räthe der Krone 
glauben, daß das Deutjche Volt den Deutichen Fürſten ihr VBorangehen 
nicht blos als einen Aft der Selbitverläugnung, der NRefignation, jondern 
als einen Akt politiſcher Weisheit verdanft und wir vertrauen feit 
darauf, dak das Intereffe der deutichen Fürften und das Intereſſe der wür— 
tembergiichen Dynaſtie in&befondere durdy die Annahme der Verträge feine 
Schädigung jondern eine Stärkung erhalten wird. Se. Excellenz der Herr 
Staatöminifter Freiherr v. Neurath hat eventuell den Antrag geitellt, daß 
wenigitens injolange die Zuftimmung zu den vorgelegten Verträgen nict er 
theilt werden möge, bis ihre Annahme auch in Baiern definitiv gefichert 
ji. Ih muß mir erlauben biezu nur ein paar Worte zu jagen. Wenn 
nach dem Gange der Unterhandlung und nach dem Inhalte des baierijchen 
Vertrages Würtemberg auch ferner jeine Entſchließung binden wollte an die 
Beichlüffe der Majorität der baieriichen Abgeordneten-Kammer, jo fürchte 
ih, e& möchte — um einen im Kommiffionsbericht gebrauchten Ausdrud in 
ganz objeftiver Weiſe zu wiederholen — Würtemberg ein Gegenitand des 
öffentlichen Spottes werden, ganz abgejehen davon, dab wir Gefahr liefen 
Bedingungen zu verlieren, die man uns jetzt zugeitanden hat, die uns aber 
nicht für alle Zukunft zugefichert bleiben möchten. *) 


Bei der Abſtimmung““) wurden Beichluß I., II. und ILL der Ab» 
geordnnetenfammer mit 26 gegen 3 Stimmen angenommen. 


Frhr. v. Linden ald Neferent***): Der Beichluß der Kammer der Ab: 
geordneten unter Ziffer IV. geht dahin: „Die Kammer wolle der K. Staats— 
regierung gegenüber die rechtliche Ueberzeugung und Vorausjeßung ausiprechen, 
daß das Minifterium für die den Vertretern Würtemberzs im Bundesrath 
zu ertheilenden Inftruftionen, beziehungsweije für deren amtlidye Ihätigfeit, 
in Gemäßheit der 88 51 und 52 der Verfaffung und der damit im Zu: 
ſammenhang stehenden weiteren Beltimmungen verantwortlich ift“. Im 
Ihrer Kommiſſion wurden verſchiedene Anfichten hierüber laut, die jedoch in 
der größeren Mehrheit ſich dahin Fonjolidirten, daß man gegen diefen Be— 
ſchluß in jeiner Allgemeinheit und im Prinzip nichts zu erinnern finde, da— 
gegen wurde bemerft, dab diefer Gegenftand, der wohl von bejonderer Trag— 
weite jei, doch nicht diejenige Entwickelung und Klarstellung gefunden habe, 





*) Kolgen Reden von v. Kuhn ©. 32 l. g. o., Frhr. v. Yinden ©. 32 r.m., Frhr. 
v. Neuratb S. 33 I. m. 
*) S. 351.9. 0. 
* 5.36 r. u. 
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welche ermwünjcht gewejen wäre, und injofern bat fich in der Kommiſſion 
einiged Schwanken fund gegeben, ob man nicht lieber von der Ziffer IV. 
Umgang nehmen joll, da ja der Zufunft dadurch nicht präjudizirt würde. 
Demungeachtet hat die Kommilfion bejchloffen, den Antrag zu ftellen, auch 
diefem Beichluffe der Kammer der Abgeordneten beizutreten, jedoch in dem 
Protofolle und gegenüber der Kammer der Abgeordneten zu bemerfen, daß 
die hohe Kammer mit der hier ausgejprochenen Vorausſetzung jedenfalld nicht 
den Sinn verbinde, ald ob die K. Regierung ſchlechthin gehindert jein 
jolle, auch ohne bejondere Zuftimmung der würtembergijchen Stände inner: 
halb der der Reichsgeſetzgebung überhanpt zufommenden Zuftändigfeit joldyen 
Reichsgeſetzen im Bundesrathe zuftimmen zu lafien, welche ein in Würtem— 
berg beitehended Geſetz abändern. In diejer Weile trägt die Kommilfion 
darauf an, der Ziffer IV. des andern Hauſes beizuftimmen. 


Die Abftimmung ergab Zuftimmung zum Kommiffionsantrag*). 


Schr. v. Linden ald Neferent**): Im Ziffer V. find verjchiedene 
Wünſche nach Erſparniſſen ausgeſprochen. Der Beſchluß des anderen Haujes 
lautet: 


Die Kammer wolle an die K. Staatöregierung die Bitte richten, 
die in Folge des GAntritts Wiürtembergd in den Deutjchen Bund 
und ſonſtwie möglichen Bereinfachungen und Griparnilfe im Staats- 
haushalte mit thunlichiter Bejchleunigung einzuleiten ; 


deögleichen einen Gejegentwurf über die längft ald nothwendig 
erfannte Steuerreform baldmöglichit einbringen zu laffen. 


In diefer Beziehung ift die Kommiſſion davon ausgegangen, daß man 
der K. Staatöregierung wohl anheimitellen könne und dürfe, Alles das, was 
zu thun möglich ſei, in Bälde auszuführen und dab es deßwegen räthlic 
wäre, von diejem Punkte Umgang zu nehmen; fie ftellt daher den Antrag, 
den Beitritt zu Ziffer V. abzulehnen. 


Die Abftimmung ergab die von der Kommilfion beantragte Ab: 
lehnung des Bejchluffes der Kammer der Abgeordneten***). 


) S. 371. m. Die weitere Verhandlung bierüber in der Kammer der Ab— 
geordneten j. jogleid, * C. 
S. 37 l. g. 
m S. 37 I. u. 
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C. Nochmals in der Kammer der Abgeordneten. 


SHölder ald Referent”). Unjerem Beichluffe unter IV. ift die Kammer 
der Standeöherren unter der Bemerkung beigetreten: 

„dab die Kammer der Standeöherren mit der bier audgeiprochenen 
Vorausſetzung jedenfalld nicht den Sinn verbinde, als job die K. 
Regierung jchlechthin gehindert fein folle, auch ohne bejondere Zu- 
ſtimmung der würt. Stände innerhalb der der Reichögejehgebung 
überhaupt zufommenden Zuftändigfeit joldyen Reichsgeſetzen im 
Bındesrathe zuftimmen zu laffen, welche ein in Würtemberg be- 
ſtehendes Geſetz abändern.“ 

Meine Herren! Was dieſe Bemerkung betrifft, ſo iſt Ihre Kommiſſion 
der Anſicht, daß auch wir die Vorausſetzung, welche unter Ziffer IV. Gegen— 
ſtand Ihres Beſchluſſes geworden iſt, in keiner anderen Weiſe verſtanden 
haben. Bei dir Bundesgeſetzgebung iſt das Deutſche Volk durch den Reichs— 
tag vertreten; die einzelnen Staaten, beziehungsweife die Regierungen diejer 
Staaten, find durch den Bundesrat) bei der Reichögejeßgebung betheiligt. 
Es liegt daher in der Natur der Sadye, daß die Zuftimmung einer Negie- 
rung im Bundesrathe zu einem Neichrgejeße, nicht wiederum davon abhängig 
gemacht werden kann, daß vorher eie Ständeverjammlung des betreffenden 
Staats die Regierung ermächtigt hat, ihre Zuftimmung zu einem jolchen 
neuen Reichögejee zu ertheilen, jofern dadurch die Geſetze dieſes Staates 
abgeändert würden. Im anderen Falle wäre die Stellung, welche den Regie: 
rungen bei der Reichögejeßgebung angewieſen werden wollte, entſchieden alte: 
rirt. Wir fönnen daher feinen Miderjpruch zwilchen der Bemerfung der 
Kammer der Standeöherren und den betreffenden Ausführungen und Vorbe— 
halten in unferem Kommiffionsberichte, beziehungsweile in dem auf Grund 
des letzteren gefaßten Kammerbejchluffe, finden und tragen darauf an: 

jener Bemerfung aud) jeitend der Kammer der Abgeordneten bei- 
äutreten. 


Deſterſen““): Sch glaube, der Beichluß der Kammer der Standeöherren 
bejagt denn doch etwas Weitered, ald was der Herr Berichterftatter und die 
Kommiffion in demjelben gefunden haben. Wenn nur derjenige Sinn mit 
der beichloffenen Vorausſetzung zu verbinden wäre, welchen die Kommilfion 
in dem Wortlaute defjelben gefunden hat, jo wäre er in feiner Weife zu 
beanftanden, er wäre etwas vollfommen Selbitverftändliches; denn es ift 
volllommen richtig von dem Herrn Berichterftatter bemerft worden, daß ein 





) Sigung vom 29. Dezember 1870, Prot. Ubg. Bd. I. ©. 82 I. m. 
) S. 82 r. g. o. 
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innerhalb der Kompetenz der Neichögewalt erlaffenes Bundesgeſetz in Wür— 
temberg Geltung hat, ohne daß dieſes Gefeh der Zuftimmung der Landes- 
vertretung bedarf. Ich glaube aber,, es ift auf die Worte des Bejchluffes 
der Kammer der Standesherren ein Gewicht zu legen: „innerhalb der der 
Reichsgeſetzgebung überhaupt zukommenden Zuftändigfeit"; es wollte damit 
vermutblich ausgedrüct werden, daß mo es ſich um den Erlaß eines Gejetzes 
handelt, weldyes nicht innerhalb der nach den Verträgen der Neichögejetsge- 
bung zukommenden Zuftändigfeit erlaffen wird fondern eine Ausdehnung 
der vertragsmäßigen Kompentenz der Reichsgeſetzgebung involvirt, allerdings 
die Zuſtimmung der Organe der Landesgejeßgebung des Einzelſtaates noth— 
wendig ift. Es wäre die, wenn dieſe meine Auffaffung die richtige ift, 
jene Anficht, welche icdy mir erlaubt babe auch dem Herrn Juſtizminiſter 
gegenüber in der Berathung über die Verträge geltend zu machen, nämlid) 
die von verjchiedinen Seiten feitgehaltene, von anderen beitrittene Anficht, 
dab eine Ausdehnung der Kompentenz der Neichögewalt nicht auf dem Wege 
einer Abänderung derNeichsverfaffung, jondern nur auf dem vertragsmäßigen Wege 
der Zuftimmung der einzelnen miteinander das Reich bildenden Staaten möglich 
it, dab alſo eine Ausdehnung ohne jpecielle Zuftimmung nicht nur Der 
Negierungen im Bundesrath jondern auch der betreffendeit Yandesvertretungen 
nicht ftatthaben könne. Jedenfalls ſcheint es mir in hohem Grade wünſchens— 
wert) zu fein, daß wir über einen Punkt, weldyer von jo außerordentlicyer 
Tragweite ift, nicht im Dunkeln bleiben. 


Iuftizminifter v. Mittnaht*): Ich habe als Vertreter der K. Staats— 
regierung der heutigen Situng des anderen Hauſes angewohnt und habe den 
betreffenden Beichluß der erften Kammer allerdings dahin aufgefaßt, daß er 
etwas gewiffermaßen Selbitverftändliches ausipricht und den Sinn keineswegs 
enthält, weldyen der Herr Abgeordnete von Hall in dem Beſchluſſe zu fin- 
den geneigt iſt. Ic fonnte auch nad) der ganzen Art und Weiſe, wie die 
Sache vorgetragen worden, nidyts anderes annehmen. Ich veritehe den Be- 
Ihluß jo. Das andere Haus wollte jagen: Die Minifter find verfaſſungs— 
mäßig verantwortlich für ihre Ihätigfeit, für ihre Wirfjamfeit im Bundes- 
vathe, aber es trifft fie ſelbſtverſtändlich feine geſetzliche Verantwortlichkeit, 
wenn fie die würtembergiichen Bevollmächtigten im Bundesrathe anweiſen, 
der Abänderung würtembergijcher Landesgeſetze durch die Reichsgeſetzgebung 
zuzuftinnmen, vorausgejeßt natürlich, daß die Neichsgejeßgebung in der betref- 
fenden Materie überhaupt zuftändig ift. Das jcheint mir der einfachſte Sinn 
der Bemerkung zu fein. 


sSölder als Meferent"*): Es kann wohl feinem Zweifel unterliegen, daß 
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zu der Neichögefetsgebung auch die Reichsgeſetze gehören, welche Fünftig etwa 
eine Abänderung der Bundesverfaffung zum Gegenftand haben würden. 
Denn daher die Regierung durch ihren Bevollmächtigten im Bundesrath zu 
einer Abänderung der Neichöverfaffung ihre Zuftimmung geben wollte, jo 
finnte fie nicht gehalten fein, vorher die Zuftimmung der würtembergijchen 
Ständeverfammlung einzuholen, um eine ſolche Abitimmung abgeben zu 
laſſen. Das ift mir wenigitend ganz außer Zweifel und ich kann nicht an— 
nehmen, dab der Beichluß der Kammer der Standeöherren in einem ande— 
ren Sinne gemeint ift. Keinenfalld hat Ihre Kommiſſion diejen Beichluß 
in einem andern Sinne aufgefaßt. Cine weitere Frage ift aber die, ob 
wenn es ſich um die Verzichtleiltung auf ein ſpecielles Zugeſtändniß handelt, 
welches Würtemberg in den Verträgen gemacht worden it, ein jolcher Ver: 
zicht von der Regierung einjeitig ausgelprochen werden fan und darf. Im 
diejer Beziehung haben wir in unjerem Bericht ausgeſprochen, daß die Frage 
für den praftiichen Fall offen gehalten werden müſſe, daß wir der Auslegung, 
welche bis dahin die Ständeverfammlung in diejer Frage für geboten hält, 
nicht vorgreifen wollen. Diejen Vorbehalt find wir nicht gemeint damit zurüd- 
zunehmen, dab wir Ihnen empfehlen der Bemerfung beizutreten, weldye die 
Kammer der Standeöherren zu unjerem Beſchluß Ziff. IV. gemacht hat. 


Bei der Abjtimmung wurde der Beſchluß der Standesherren 
zu Ziff. IV. der Beichlüffe der Abgeordneten mit großer Mehrheit ange: 
nommen”). 


Hölder ald Neferent**): Zu Ziff. V. der von uns gefaften Bejchlüffe: 
„Die Kammer wolle an die K. Staatöregierung die Bitte richten, die in 
solge des Eintritts Würtembergs in den Deutjchen Bund und ſonſtwie mög- 
lichen Vereinfachungen und Erſparniſſe im Staatshaushalte mit thunlichſter 
Beichleunigung einzuleiten; deßgleichen einen Gefegentwurf über die längit 
als nothwendig erkannte Steuerreform baldmöglidytt einzubringen; bat die 
Kammer der Standesherren ihren Beitritt abgelehnt. Der einitimmige 
Antrag Ihrer Kommilfion geht dahin: „die eben verlejene Bitte nunmehr 
einfeitig von Seite der Kammer der Abgeordneten an die K. Staatsregierung 
gelangen zu laſſen.“ 


Dei der Abjtimmung murde diefer Antrag der Kommilfion auf ein- 
jeitiges Beharren mit großer Mehrheit angenommen***). 


Hölder ald Referent}). Die Kammer der Standesherren hat jodann in 
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ihr Protokoll folgende Erklärung niedergelegt: „man vertraue Königlicher 
Regierung, dab fie in Beziehung auf den Frieden, welcher gegenwärtigen 
Krieg zu beendigen bejtimmt ift, das Geeignete vorgefehrt habe und fernhin 
vorfehren werde, um die Intereffen und Anſprüche Würtembergs beim 
Friedensſchluß unmittelbar wahrzunehmen.“ Die unmittelbare Wahrung 
der Intereffen und Anſprüche Würtembergd beim Friedensichluß können wir 
ald Vertreter des Landes jelbitweritändlicher Weife nur willtommen heißen. 
Es erjcheint hiebei Ihrer Kommiſſion als jelbitverjtändlich, daß durch diejen 
Beſchluß der Kammer der Standeöherren die reichsverfaſſungsmäßige Zus 
ſtändigkeit des Neichöoberhaupte® bezüglich des Friedensfchluffes in feiner 
Weiſe habe alterirt werden wollen. Ihre Kommilfion nimmt daher feinen 
Anftand zu beantragen: „dah die Kammer der Abgeordneten die gleiche 
Erklärung zu Protokoll niederlege.“ 


Bei der Abftimmung wurde diefer Antrag der Kommiffion mit großer 
Mehrheit angenommen *). 


Im Anſchluß an diefe Berathung und Beichlußfafjung wurde jodann 
in derfelben Situng der Kammer der Abgeordneten (7. Situng vom 29. 
December 1870) mit großer Mehrheit folgende 


ANorefie an Se. Miajeftät den König von Würtemberg 


mit großer Mehrheit bejchlofjen **). 

„Suer Majeftät haben und verjammelt in einer großen Zeit und zu 
einem großen Werf. 

Niemals hat Deutjchland einen gevechteren Kampf gefämpft, niemals 
find Deutichlands Heere jo ruhmvoll geführt worden und niemals haben fie 
ſolche Erfolge errungen, wie in diefem und frevelhaft aufgezwungenen 
Kriege. 

MWürtembergd Truppen haben ihren Theil an den glorreicdhen Kämpfen 
und Siegen ded Deutſchen Heeres, fie haben fich würdig gezeigt des Ruhms 
der Väter. 

Mit freudigem Stolz folgt das Land den Thaten feiner Söhne. Wohl 
ift die Freude gemiſcht mit berbem Scymerze, aber mit Faſſung tragen ihn 
die Daheimgebliebenen, denn fie wilfen, daß die gefallenen und verwundeten 
Krieger geblutet haben für Deutichlands Freiheit und nationale Wiedergeburt. 


83 r. m. 


— 
) 
*) S. 84. An der Spitze der Unterzeichner des Adreßeutwurfs ſteht Römer. 
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Das Deutſche Volk, das Volk in Waffen wie das Volk in friedlicher 
Arbeit, will als Preis des Kampfes und Sieges, als ſicherſte Bürgſchaft 
eines dauernden Friedens die ſo lange erſtrebte, ſo oft mißlungene Einigung. 

So denkt und fühlt auch Würtemberg. In gehobener Stimmung hat 
es Euer Majeſtät hochherzigen Entſchluß vernommen, die Herſtellung eines 
Deutſchen Bundesſtaates anzubahnen, dankbar begrüßte das Land die von 
(Fuer Majeſtät Regierung abgeſchloſſenen Verträge und hat in unzweideutiger 
Weiſe jeine Zuftimmung fundgethan; die freudigiten Hoffnungen fnüpft es an 
die Wiederaufrichtung der altehrwürdigen Namen Kaijer und Reid). 

Ganz in dem Geifte, der Euer Majeftät und das würtembergijche 
Volk bejeelt, haben wir ohne Zaubern den und auf höchiten Befehl vorgeleg- 
ten Verträgen über die Bildung des Deutſchen Bundesitaats unjere Zuftim- 
mung ertheilt, überzeugt damit unfererjeits eine in der Gejchichte der Deut- 
ihen Nation tief begründete Nothwendigkeit anerfannt und das Beſte für 
Würtemberg, wie für Deutichland gethan zu haben. 

Ferne Geſchlechter werden Euer Majeſtät noch jegnen für Höchft-Ihren 
ruhmvollen Antheil an diejem großen Werke. 

Würtembergs Volk weiß ſich einig mit jenem Fürften in diejer großen 
Stunde. 

Darım dürfen wir auch vertrauen auf dad Gelingen der inneren 
Reformen, welche Euer Majeſtät ald Folge der Neugeftaltung Deutjchlands 
uns in Ausficht Stellen. 

In dieſem Geifte treten wir an unjere weiteren Aufgaben heran. 

Das Würtembergiiche Volk wird treu ausharren, bis ein dauerhafter 
srieden, bis die Herftellung der das Deutjche Gebiet fichernden Grenzen er- 
rungen ift, eöweiß, dab die hiefür jetzt noch zu bringende Opfer gering find 
im Verhältniß zu denjenigen, welche eine baldige Erneuerung des Krieges 
beiichen würde. 

Mit unjerem erhabenen Fürſten flehen wir zum Himmel, daß er dem ge— 
einigten mächtigen Deutjchland und den im ihm verbundenen Staaten eine 
zeit des Friedens, der Wohlfahrt, der Freiheit und Ordnung jchenfen möge! 

Gott jegne und erhalte Euer Majeftät!” 


IV. Berhandlungen des baieriichen Yandtages. 


A. Kammer der Abgeordneten. 


Bei der in der Abgeordneten-Sigung des wiedereinberufenen Landtages 
vom 14. Dezember 1870 erfolgten Vorlage der Verträge hatten die beiden 
bei dem Abjchluffe zunächit betheiligten Minifter Folgendes geſprochen: 


Staatöminifter Graf v. Bray- Steinburg’): Meine Herren! Im 
Allerhöchſten Auftrage Seiner Majeftät des Königs habe ich die Ehre, 
Ihnen die Verträge, weldhe im vorigen Monate über das Deutjche Ver: 
faſſungsbündniß gejchloffen worden find, zu übergeben. Dieje Berträge be- 
ftehen aus dem Hauptvertrage ſelbſt, dem Scylußprotofoll zu demjelben, ferner 
aus verjchiedenen Schriftitüden, weldye in Berlin nody angefügt wurden und 
welche den Zwed haben, verjchiedene Berichtigungen im Texte vorzunehmen 
und den Beitritt der übrigen ſüddeutſchen Staaten zu dem Vertrage Baierns 
und umgefehrt den Beitritt Baternd zu den Verträgen der anderen ſüddeut— 
ſchen Staaten feitzuftellen. Es find bei der nämlichen Gelegenheit nod) 
einige andere Feltiegungen getroffen worden, welche jedoch nicht wejentlich zu 
dem Vertrage gehören und aus weldyen idy mir mur erlaube eine Beſtim— 
mung, ein Zugeftändnii Preußens anzuführen, weldes die Düffeldorfer 
(Wallerie betrifft, bezüglich weldyer im Friedensvertrage vom Jahre 1866 im 
Art. XIII. von deſſen Seite Anſprüche erhoben werden waren, auf weldye 
von Preußen jet endgiltig verzichtet worden ift. Die Verträge, weldye wir 
die Ehre haben, Ihnen vorzulegen, find wo nicht hervorgerufen doch be— 
jchleunigt worden durch welthiftorijche Ereigniffe, welche über die Vorausficht 
und Beredinung menfjchlicher Weisheit weit hinausgehen und durch die Rück— 
wirkung, weldye dieje Ereigniffe auf die deutſchen Bewölferungen geübt ha— 
ben. Ich bitte aber, nicht zu glauben, dat die enthufiaitiiche Stimmung, 
weldye die deutjchen Siege überall hervorgerufen haben, die Grundlage ift, 
auf weldyer dieje Verträge beruhen. Dergleichen Stimmungen und Gindrüde 
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find ihrer Natur nach vorübergehend, und es galt Dauerndes zu jchaffen. 
Um in ein Berfalfungsbündniß zu treten, wie dad welches und geboten war, 
war es nothwendig bedeutende Zugeltändniffe zu machen, Zugeftändniffe jo- 
wohl der Krone ald des Landes an die Gemeinichaft. — Laſſen Sie mich 
es offen ausiprechen. Ich gehöre zu jener älteren Generation, weldye an 
dem Gewohnten und Hergebrachten hängt, bejonders wenn ſich damit der 
tbeuere Name des baieriichen Waterlandes verbindet. Es iſt mir daher der 
Entſchluß jchwer geworden. Die Opfer, die wir zu bringen haben, erhei- 
ſchen, dab die Landesvertretung einen Theil ihrer Mechte auf eine andere 
Verfammlung übertrage, daß die Krone einzelne ihrer Rechte in die gemein: 
ame Hand des Präfidiums lege, endlich dat dad Land eine bedeutende pe- 
funiäre Laſt auf fich nehme, freilich nur fürs Erſte, aber vielleicht doch auf 
eine Neibe von Jahren. Diejen Thatſachen glaube ich, meine Herren, müfjen 
wir mit Gntichloffenheit in's Angeficht jehen, wenn wir und nicht Täu— 
Ihungen bingeben und Enttäujchungen bereiten wollen. Aber auf der an- 
deren Seite begründen wir, indem wir den Verträgen unjere Zuftimmung 
geben, ein Deutjches föderatives Bündniß, eine mächtige Gemeinichaft, aus— 
geitattet mit allen Attributen einer Großmacht eriten Ranges. Im diejem 
Deutichland aber erhält Baiern durdy die Verträge eine bevorzugte Stellung, 
welche jeiner hiſtoriſchen und jeiner geographiichen Bedeutung entipricht und 
welche ihm die Möglichkeit giebt Cinfluß zn üben auf den Bund und durd) 
den Bund auch auf weitere Kreije feine Wirkſamkeit zu erftreden. Wir be: 
gründen damit das, was fortan heiten wird „das Deutiche Reich“. Das 
find die Nachtheile und die Vortheile, welche beim erſten Anblide von den 
geichloffenen Verträgen für und zu erwarten find. Möge ed Ihnen gefallen, 
meine Herren, denjelben Ihre Aufmerfjamfeit und Würdigung zuzumwenden. 
In diefer hochwichtigen Frage it die baieriſche Landesvertretung berufen, 
ihren Antheil zu nehmen wie an der Entſcheidung jo auch an der Verant- 
wortlichkeit. Dieje wenigen Worte hatte ich von meinem Standpunkte aus 
an Sie zu richten, und überlafje eö dem Herrin Staatöminifter der 
Suftiz, von weldyem die jdhliefliche Faffung der Verträge herrührt, auf 
deren Inhalt näher einzugehen. 


Minifter v. £n&*): Die Verträge, welche von und abgejchloifen worden 
find, find folgende. Der weſentlichſte Inhalt unjerer Abmachungen ift in 
dem Hauptvertrage enthalten. Daran jchliet ſich ein Schluhprotofoll mit 
einigen interpretativen und ergänzenden Beftimmungen an und endlidy ein 
Beitrittöprotofoll d. d. Berlin den 8. Dezember. Nachdem die Verträge 
mit den verjchieden Staaten einzeln abgejchloffen waren, konnte natürlich ein 
Ganzes nur dadurch erzielt werden, dab der Norddeutſche Bund und die 
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übrigen jüd- und ſüdweſtdeutſchen Staaten unjerem Vertrage und umgekehrt 
wir dem mit diejen abgejchloifenen Verträgen beitraten. Lediglich das ent- 
hält das Beitrittö-Brotofoll, von dem idy eben geſprochen habe. Sie erinnern 
ſich aber vielleiht aus Mittheilungen in den öffentlichen Blättern, daß in 
dem Schlußprotofoll fid) die Bemerkung findet, es jei die Berichtigung von 
Irrthümern vorbehalten. Ic bin Ihnen eine Aufklärung über dieje auf: 
fallende Beitimmung jchuldig und werde fie jpäter bei Beiprechung der Ein— 
zelnheiten geben. Endlich fommt noch in Betradyt ein Amendement, wel 
ches zur Saffung des Hauptvertrags bezüglich der Beltimmung über die 
Einführung der im Norddeutichen Bunde bereits erlaffenen Geſetze in den 
neuen Bundeögebieten mit Zuftimmung der baierijchen Regierung von Seite 
deö Reichſstages beliebt wurde, und ein zweites Amendement über die Faſſung 
unſeres Vorbehaltes wegen der Sozialgejeßgebung im Schlußprotofoll, und 
endlich kommen in Betradyt diejenigen Modifikationen, welche die Bundes 
verfafjung an zwei Stellen zu erleiden hat, nachdem auf Anregung unſeres 
allergnädigften Königs und Herm der Beichluß gefaßt wurde, daß der König 
von Preußen als Präfident des Bundes den Titel „Deutjcher Kaiſer“ zu 
führen habe, und das Bundeögebiet den Namen „Deutjches Reich“ erhalten 
jol. Wenn Sie e8 mir geftatten, daß ich von den Ginzelnbeiten noch etwas 
jage, jo weije icy darauf bin, daß in dem Hauptvertrage, der in ſechs Ab— 
theilungen zerfällt, unter Ziffer I. der Abichluß des Bundes erwähnt ift, und 
unter Ziffer IL. ausgeſprochen wird, daß die bisherige Norddeutjche Bundei- 
verfaffung mit einer Mehrzahl von Aenderungen auch die Verfaſſung des 
mit Baiern abgejchloffenen Bundes jein fol. Im diejer Ziffer I. find 
nun diejenigen Modifikationen aufgenommen worden, welche für alle Staaten 
gleihhmäßig Geltung haben werden, bezüglich deren es aljo ganz am Plat 
iit, daß fie in dem allen Staaten gemeinjchaftlichen Theile der Verfaffungs 
Urkunde ihre Stelle finden. Die Modifikationen der Bundesverfaflung, 
welche hier aufgenommen find, find zum Theil Konjequenzen von der That: 
jadye, dab das Bundesgebiet erweitert wird, theild auch Konjequenzen der 
Ihatjache, daß der Zollverein nunmehr aufhört, ein fir fich jelbit beitehen- 
des verfafjungsmäßiges Gebilde zu fein, und fich in das übrige VBerfafjungs 
gebiet einreiht, theils auch find es Modifikationen der Berfaffung, auf denen 
die den Bertrag ſchließenden Staaten beitehen zu müfjen glaubten. Rechnen 
Sie dahin die veränderte Faſſung, die man dem Art. 7 gegeben hat, und 
welche die Aufgabe hat, die Stellung des Bundesrathes in präzijerer Weile 
zu firiven als dies bisher in der Norddeutichen Bundesverfaffung gejchehen 
it; dahin gehört ferner die Nenderung des Art. 8, injofern ein neuer Aus- 
ihuß für die Diplomatie gejchaffen worden ift. Meine Herren! Dieſer Aus 
ſchuß bat vielfady Anfechtung gefunden, und ich befenne Ihnen, ich habe 
eigentlich nicht begriffen, weshalb man ſich diefem Imftitute gegenüber ie 
feindlicdy verhalten zu müſſen glaubt. Iſt es wirklich etwas Unberedhtigtes, 
dab die Deutichen Staaten, die in einem Bunde zufammengefaßt find, aud) 
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mindeſtens Kenntniß davon haben wollen, wie ſich die Politik geſtaltet, 
welche ſie ſchließlich in ihren Konſequenzen mittragen müſſen, die Politik, 
die zu Kriegen führen kann, welche wir mit unſerem Gut und Blut mit— 
zuführen berufen ſind? Sicherlich nicht! Es handelt ſich hier nicht um 
eine Maſchine zum Intriguiren, ſondern lediglich darum daß die Bundes— 
tegierung den Bundesgliedern in Aufrichtigkeit Rechenſchaft gebe über ihre 
Beziehungen zum Ausland und daß diejenigen Bundesglieder, welche nicht 
in der Lage ſein können aktiv theilzunehmen an der Handhabung der 
Politik, doch auch in die Lage verjett werden, ihren Empfindungen recht— 
zeitig Ausdrud zu verleihen. Daß der erfte Deutiche Staat nicht im Aus— 
ſhuſſe vertreten ift, das ift lediglich eine Konfequenz der Aufgabe, welche 
man dem Ausichuffe gejeßt hat. Der Ausichuß joll Mittheilungen entge- 
gen nehmen. Bon wem? Gerade von der Bundeöregierung. Er joll 
Anfihten mittheilen. Zu welchem Zwed? Damit die Bundesregierung 
fie fennen lernt. Gr joll aber nicht ftörend eingreifen, und Beichlüfje zu 
faſſen hat der Ausſchuß nad) unferem Vertrage nicht. Ob diefer Ausſchuß 
eine Bedeutung erlangt, wird davon abhängen, ob wir in der Lage fein 
werden, die entiprechenden Männer in diefen Ausſchuß abzuordnen. Sind 
die Mitglieder dieſes Ausschuffes jo, dab ihre Anfichten Werth haben, dab 
der Träger der Deutjchen Politik ed nicht leichten Kaufe wagen darf über 
die geäußerten Anfichten hinwegzugehen, dann, meine Herren, wird diejer 
Ausſchuß eine wejentliche Bedeutung haben. Wenn nicht, dann mag das 
eintreten, was der Abg. Windhorft in Berlin geſagt hat, daß der Aus- 
ſchuß die Depejchen um einige Tage früher zu leſen befommt, als fie dem 
ganzen Publitum in den Zeitungen vorgelegt werden. — Die veränderte 
Kaffung des Art. 11, wornach zur Kriegderflärung die Zuftimmung des 
Bundesrathes nothwendig ift, bedarf in diefem Haufe einer Rechtfertigung 
nicht. Im III. Abjchnitte des Vertrags find Diejenigen Beftimmungen 
enthalten, welche zunächit für das Verhältniß zwilchen dem Bunde und 
Baiern allein maßgebend find. Hier finden Sie zuerft, daß wir die 
Kompetenz ded Bundes bezüglich der Geſetzgebung über das Heimats- und 
Niederlaffungsweien für Baiern nicht anerfannt haben. Auch dieſer Vor- 
behalt, von dem idy glaube, daß er hier recht verftanden wird, hat man- 
nigfache Anfechtung erfahren. Ich denfe mir, wir find hier auf einem be- 
techtigten partifulariftiichen Standpunfte, und zwar um jo mehr ald id) 
gewiß nichtö Unberechtigtes ausipreche und Niemanden verlege, wenn ich 
jage, daß man darüber, ob die Norddeutiche Sozialgejeßgebung wirklich 
gelungen ift, noch vielerwärtö ſehr verjchiedener Meinung if. Ebenſo 
baben wir das Aufſichtsrecht und die Gejeßgebung des Bundes über das 
Eiſenbahnweſen nur in bejchränfter Weiſe anerfannt, desgleichen über das 
Poſt- und Telegraphenwejen. In diefem Punkte find wir einerjeits nicht 
zu weit gegangen und amdrerjeitö denfe ich mir haben wir doch der Ge- 
meinjamfeit mit unjerem Zugeftändnifje reichlich genügt; denn die Grund» 
38° 
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lagen für die entiprechende Ausbeutung der betreffenden Verkehrsinſtitute 
haben wir mit dem übrigen Deutichland fortan gemein. Daß das Bunbdes- 
wahlgejeß jofort audy) auf uns ausgedehnt wird, ift glaube ich eine jelbit- 
verjtändliche Bejtimmung, und desgleichen unjer Vorbehalt bezüglidy einer 
jelbftitändigen Verwaltung des Poſt- und Telegraphenwejens, jelbitverjtänd- 
lich injofern als dieſe Beitimmungen bier feiner weiteren Rechtfertigung 
bedürfen. Ic, fomme zu einigen Bemerkungen über das Bundesfriegs- 
weien. Meine Herren! Man hat dem Bertrage den Borwurf gemacht, 
es jeien bei Abſchluß der DBerjailler Berhandlungen die Rechte der Krone 
jo weit als irgend thunlicy gewahrt, die Rechte des Volkes aber bei Seite 
gejeßt worden. Meine Herren! Ich fühle es jehr wohl, wie viel am dieſen 
Vorwürfen in Beziehung auf das Kapitel, von dem idy eben zu jpredyen 
begonnen habe, begründet ift. Allerdings find mandye beredytigte Wünſche 
in Beziehung auf diejen Punkt beim Abſchluß des Vertrages nidyt berück— 
fichtigt worden. Aber, meine Herren, folgende Gründe find es, die uns 
troß Allem und Allem zum Abjchlufje der hierauf bezüglichen Vertragsbe— 
ftimmungen veranlaßt haben. Das Eine ift: wir haben uns überzeugt, 
für den Norddeutihen Bund und mehr noch aud für den durch Hefjen, 
Baden und Würtemberg erweiterten Bund ift ed für die nächſte Zukunft 
abjolut unmöglich, eine Abminderung der Militärlaft zu erreichen. Wenn 
wir aljo feine Steigerung der Militärlaft wollten, jo blieb und nur das 
Eine übrig, Nein zu jagen zu dem ganzen Vertrag und das glaubten wir 
— gedenfen Sie gütigft meiner Grörterung über die geographiiche und 
politiiche Stellung Baierns — nicht thun zu dürfen; das jchien uns un- 
möglich. Das Zweite ift: In einem Bunde kann nidyt ein Theil in Be— 
ziehung auf die Zaft, die man mit Aufopferung von Gut und Blut be— 
zeichnet, befjer geftellt werden als ein auderer Theil, eö müſſen alle Theile 
die gleiche Lajt auf den Schultern tragen. Es ift ein abjolut unzuläffiger 
Standpunkt, dab Baiern den Uebrigen gegenüber geſagt hätte: wir find 
ein bedeutender Staat, ihr müßt frob jein, uns in eure Mitte zu befommen, 
aber wenn es zum Zahlen und zum Tragen von Laſten fommt, dann wollen 
wir ein Privilegium. Den Standpunkt fonnten wir nidyt vertreten, und 
hätten wir es verſucht, jo hätte es zu feinem Mejultate geführt. Die 
Steigerung diejer Laſt, die übrigens — idy darf Ihnen das, meine Herren, 
nicht verſchweigen — umjoweniger abzumenden war als die Etellung, die 
diejes Haus zum Militärbudget bei umjeren Berathungen im Sommer ein- 
genommen hatte, unjere Lage außerordentlich erichwert hat, — dieje Steigerung 
der Laſt ift nur eine vorübergehende. Es ift nicht davon die Rede, daß 
dem Volke das Recht genommen ijt, über die Beitimmung der Militärlaft 
mitzujprechen, mitzuratben und mitzubeichließen. Nein, meine Herren, im 
Gegentheile, die Belirebungen, welche Ihren wie ich glaube zu weit ge- 
henden Anträgen zu Grunde liegen, dieje Beltrebungen werden an einem 
andern Orte im Vereine mit den Abgeordneten des ganzen übrigen Deutſchen 
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Volles mie ich nicht zweifle neu aufgenommen werden, und dort wird es 
am Platze fein, dab auch die baieriihe Stimme dieſen Laſten gegenüber 
ſich erhebe. Damit das Recht biezu dem baieriihen Wolfe nicht verfürzt 
werde, war ed abjolut unumgänglich, mindeftend die Feftitellung des Ge— 
iammtbudgets dem Neichötag zu übertragen, denn natürlich nur unter diejer 
Vorausſetzung allein ift es zu erreichen, daß die baieriichen Abgeordneten 
ihr Wort und ihre Stimme in dem Reichsrath auch bezüglidy des Militär: 
budgetö in die Wagichale werfen. Wer weiß, ob es nicht möglich gewejen 
wäre — ich glaube es nicht — aber wer weiß, ob es nicht möglich gewejen 
wäre, mit gewiſſen Borbehalten die Feftitellung des Budgets überhaupt 
dem baieriichen Landtage zu vindiziren. Aber ald natürliche Kolge davon 
hätte das anerfannt werden müffen, daß die baierifchen Abgeordneten bei 
der Feſtſetzung des Budgets im Neichötage dann micht mitzujprechen haben. 
Gleichwohl aber hätten wir die Grundlage für unjer Budget von der Reichs— 
geſetzgebung ber empfangen und es wäre jomit die Stimme, die dem 
baieriichen Wolfe bei Feftiegung des Milttärbudget gebührt, vollftändig 
ungehört verhallt. Im Uebrigen glaube ich von den Beltimmungen über 
dad Kriegsweſen nur jagen zu dürfen, daß fie in gebührender Weile der 
Stellung Rechnung tragen, welche Baiern einmal hat. Wir haben nicht 
Urſache zu beflagen, wie ed an einer andern Stelle geichehen ift, daß ſich 
ein Staat von der Größe und Bedeutung Baierns in Deutichland entwidelt 
bat, und ich denfe mir, es wird auf Grund der Beitimmungen, die bier 
getrofren worden find, möglich werden, das fortzuerhalten, was gejchaffen 
it und mas fich in glänzendfter Weile bewährt bat, nämlich daß die 
baieriiche Armee ebenbürtig neben unſeren Deutſchen Waffenbrüdern ſteht. 
Die weiteren Abjchnitte enthalten Webergangsbeftimmungen in dem Sinne, 
dab das neue Budget erft im Jahre 1872 beginnt, in dem Sinne, daß 
die Separatftellung, die man den einzelnen Staaten zugeftanden hat, nur 
mit deren Zuftimmung abgeändert werden darf, u. 1. w. Das Schluß— 
protofoll enthält, wie ich bereitö zu bemerfen die Ehre gehabt habe, inter: 
pretative Beſtimmungen bezüglidy der Geſetzgebung über Heimats- und 
Niederlaffungsweien und über das Staatöbürgerrecht und die zur Aufrecht- 
erbaltung unſerer Geſetzgebung auf diefem Gebiete nothwendigen Staats— 
veriräge, ferner einen Vorbehalt bezüglich des Immobiliarverficherungswejens, 
weiter einen Vorbehalt über die Betheiligung an dem Zuftandefommen 
eines allgemeinen Deutichen Civilprozeßgeſetzbuches — ein Vorbehalt, von 
tem ich geitehe, daß er ſich wahricheinlich von jelbft verjtanden hätte, — 
und endlich mehrere andere interpretative Beftimmungen, welche das richtige 
Veritändni der Verfaffung betreffen, und fchließlidy noch einige Beftim- 
mungen, welche über die diplomatiiche Stellung Baierns zu den übrigen 
Staaten das Nöthige ordnen. Auch in Bezug auf das Militär und auf 
die Keftungen find einige Zufäge aufgenommen worden. — Ic habe nun, 
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indem id) vom Hauptvertrage und vom Schlußprotofoll Abſchied nehme, 
nur noch eine Interpretation zu beiprechen, die man unjerem Bertrage 
gegeben hat. Es ift aufgefallen, daß der Vertrag mit Würtemberg die 
Beltimmung enthält, ed jollten Eriparungen auf dem Gebiete des Militär: 
etats der Staatöfaffe anheimfallen, und daß fidy in dem baieriichen Ber: 
trage eine joldhe Beftimmung nicht findet. Ich habe Ihnen diejes aufzu— 
flären. Die Beftimmung wurde nicht aufgenommen, weil fie fi ganz von 
jelbft verfteht, für uns ganz von ſelbſt verfteht, und vielleicht nicht in dem: 
jelben Maße für MWürtemberg. Sch bin auch ganz überzeugt, dab wenn 
der erfte Zorn darüber verraucht ift, daß Baiern eine jelbftftändigere Stel- 
lung bat ald den anderen Staaten eingeräumt ift, auch von den anderen 
Staaten die Interpretation nicht wird feitgehalten werden wollen, welche 
man unferem Vertrage in diefer Beziehung biöher an manchen Orten ge 
geben hat. Sind wir erft einmal wirflicdy in dem Bunde vereint, jo wird 
auch eine vernünftige Auslegung unjeres Vertrages Plab greifen und dieje 
fann gar feine andere jein ald daß die Würtemberg ausdrüdlicy zugeitan- 
dene Beitimmung bei und jelbftverftändlidy ift. Wie das, meine Herren? 
Wenn ein Budget feitgefeßt ift und man eine gewiſſe Summe für ein 
Nefjort bewilligt hat, jo hat das den Sinn, dab abgejehen vielleicht von 
einzelnen Ausgaben, die gejelicd; gemacht werden müfjen, die Regierung 
hiemit dad Recht erhält die Summe auszugeben; ed iſt aber glaube ich 
nod; Niemand eingefallen zu jagen, daß die Regierung audy die verfluchte 
Sculdigfeit hat, den lebten Heller der für dieſes Reſſort beftimmten 
Summe zu verwenden. Eine ſolche Auslegung wäre geradezu unvernünf- 
tig und wenn man Baiern zumuthen wollte, den letten Heller jeines 
Militäretats auszugeben, jo würde dad nichtö anderes jein, ald wenn man mit 
einer Art von Ranfüne zu Baiern ſagte: weil du eine eigene Stellung eingenom- 
men haft, jo wirft du dadurch geitraft, dab du Außerften Falls ganz unmöthige 
und widerfinnige Ausgaben machen mußt, um dein Geld an den Mann zu 
bringen. So haben die Paziszenten den Vertrag nicht gedacht. Auch in 
der Norddeutichen Bundeöverfaffung iſt mit feiner Silbe gejagt, daß Gr: 
iparungen gemacht werden dürfen, vielmehr hat man das als ganz jelbit- 
verftändlich vorausgejeßt, dab es bei einer jparfamen Verwaltung recht wohl 
möglicy jein wird, troß der Erfüllung des Bundeözwedes Erſparungen zu 
erzielen. Aber man hat ed dort für nothwendig erachtet zu jagen, wo die 
Griparungen hinkommen, wenn ſolche ficy ergeben. Man hat die Gentral- 
faffe dazu beftimmt, weil man nicht dazu verführen wollte, daß in den ein- 
zelnen Staaten am Militäretat abgezwict würde umd die militäriichen Ins 
tereffen durch Vernachläffigung der Ausbildung oder Ausrüftung der Trup— 
pen x. gejchädigt werden, nur um ein Paar Tanjend Gulden für andere 
Zwecke dabei zu erjparen. Uns gegenüber wird man diejelbe vernünftige 
Auslegung gelten lafjen wie jedem anderen Staate gegemüber, nämlid dab 
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wir nicht gezwungen ſind, widerſinnige Ausgaben zu machen und daß bei 
uns Erſparungen in thesi ſo gut möglich ſind als in anderen Staaten des 
Bundes. Und wenn man und fragt: dieſe Erſparungen, wo kommen fie 
bin? jo jage ich ganz einfach: fie bleiben da, wo fie find, weil bei uns der 
Sat fehlt, dak das, was das Militär weniger foftet als veranjchlagt ift, 
eingeliefert werden muß in die Centralkaſſe. Diejer Sat ift ausdrücklich 
unter denen aufgeführt, welche auf Baiern feine Anwendung zu finden haben. 
Es hat ein Abgeordneter gejagt, es wäre fremdes Geld, worüber wir ver: 
fügen. Darauf jage ich: mit Nichten, was wir auf die Armee: vernkinden, 
it nicht mehr fremdes Geld als in Sachſen, Wiürtemberg und überall — ja 
jogar nicht einmal in dem Maße fremdes Geld, wie dort, denn in unferem 
Vertrage ſteht geichrieben, dat Baiern jeiner Pflicht genügt dadurch), daß es 
die Koften feiner Armee jelbft aufbringt und beftreitet. Ich bin aljo gar nicht 
bange über die Auslegung unjered Bertrages in diejer Beziehung, wenn wir 
nur erſt Erjparungen haben. Darüber aber bitte ich, fich feine allzu großen 
Iluſionen zu machen. Wenn wir, wie feftiteht, unferen Bundeöpflichten ge- 
nügen müffen, ſo wird es fich immerhin nur um minder relevante Beträge 
handeln, Millionen einzujparen wird nicht gelingen. Das Beitrittäprotofoll 
um Verjailler Vertrag habe ich bereitd erwähnt und es liegt mir nur noch 
ob, von dem Artikel über die Berichtigung der Irrthümer zu fprechen. 
Meine Herren! Die Verhandlung mit den übrigen Deutichen Staaten hat 
preußifcherjeitd der Staatöminifter Delbrück geführt; ihm rief aber, noch 
ehe unfere Beiprechungen zum Schluffe gediehen waren, die Verpflichtung, 
fih mit dem Reichstage zu beichäftigen, von Verſailles ab. Seine Errellenz 
der Herr Bundeskanzler übernahm es, mit und zu trandigiren. Wir kannten 
num wohl alle Beitimmungen, welche mit den übrigen Staaten vereinbart 
waren, ihrem Inhalte nach, aber ald wir daran gingen, die Vertragsbe— 
ftimmungen zn Eonzipiren, zeigte es fich, dab die MWortfaffung der mit den 
anderen Staaten abgejchlofjenen Berträge in Berjnilles nicht zu haben war. 
Nur die Gefälligkeit unjerer Herren Kollegen aus Baden bat mid in die 
Lage verjeßt, den Vertrag in Bezug auf die Ziff. II. annähernd vollftändig 
niederzufchreiben. Wir fonnten uns aber dody nicht verhehlen, dab voraus- 
fihtlich die Faſſung einzelner Artikel jchließlih mit den anderen Staaten 
anderd feftgeftellt worden fein fünnte ale uns befannt geweſen. Diejer Um— 
ſtand hat zu dem erwähnten Vorbehalte geführt, da einer nochmaligen Re— 
vifion der Nedaktion in Berlin die Berichtigung von Irethümern vorbehalten 
werde, und in der That, zu ſolchen Berichtigungen ift Anlaß vorhanden ge- 
mweien. Es iſt dem Haufe audy die Zufammenftellung diefer Berichtigungen 
übergeben worden; fie find nicht von Grheblichkeit und ich will das hohe 
Haus nicht mit Aufzählung derjelben aufhalten. Es find dann noch zwei 
Aenderungen des Wortlautes der Verfaffung zu erwähnen. In dem Xrtifel, 
weldher von Zufammenjeung ded Deutjchen Parlamentes handelt, war nad) 
der urfprünglichen Abrede mit den ſüddeutſchen Staaten ausgeſprochen ges 
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wejen, dab dad für den Norddeutichen Bund erlaffene Wahlgeſetz mit der - 
GSinführung der neuen Berfaffung auf das ganze Bundesgebiet Anwendung 
finden jolle, — eine Beitimmung, die meines Erachtens ganz unentbehrlich ift. 
Später hielt man es für richtigex*), in dem betreffenden Artikel der Bun- 
deöverfafjung davon nicht zu Sprechen, jondern in dem Schlußartifel über 
die Cinführung von Bundesgejegen in dem neuen Bundeögebiete zu jagen, 
daß unter den Gejeßen, die jofort eingeführt werden, auch das Wahlgeſetz 
fich befinde. Davon haben wir erit jpäter Kenntniß befommen und es 
mußte deshalb die Faſſung etwas geändert werden. Injoweit ift die Aen- 
derung, von der ich ſprach, in den berichtigten Irrthümern bereits aufgezählt, 
der Reichstag hat aber für gut befunden, für die jchließliche Geitaltung des 
Artifeld 79, wie fie jebt für und nothwendig wird, eine Nedaftiondänderung 
vorzujchlagen”*) und dieje ift jo ummejentlich, daß es in der That allen Be- 
theiligten gejchienen hat, daß ein Widerftreit dagegen nicht der Mühe lobnt. 
Die zweite NRedaktionsänderung betrifft die Ziffer I. des Schlußproto— 
folls über die Geſetzgebungsbefugniß des Bundes über das Staatsbürgerrecht. 
Es hatten ſich nämlich jchon bier Zweifel darüber erhoben, was mit der 
Geſetzgebungsbefugniß ded Bundes über diejen Gegenftand gemeint fei. Wir 
unfererjeitö hielten dafür, daß das Gejetgebungsrecht des Bundes ſich nicht 
auf eine fürmliche Korreftur der Einzelverfafjungen erftreden dürfe und wir 
wollten mit der Ablehnung des Ausdrudes „Staatöbürgerrecht“ eine ſoweit 
gehende Kompetenz; bejeitigt willen. Die hierauf gegebenen Aufflärungen 
hatten wir nun dahin verjtanden, daß auch im Norddeutichen Bunde etwas 
Aehnliches gar nicht beabfichtigt jei, und jo entitand die Faſſung des Schluß: 
protofolld, wie fie in dem urjprünglichen Abdrud vorgelegen ift. Im Reichs— 
tage hat man daran Anftand genommen. Man;wollte dort allerdings dieje 
weit gehende Kompetenz für die übrigen Staaten des Deutichen Bundes 
aufrecht erhalten oder doch der Aufrechterhaltung diejer Kompetenz nicht prä: 
judizirt willen, und bat deßhalb eine Faſſung vorgejchlagen, welche dem ent: 
Ipricht und zugleich unjeren Standpunft volltommen wahrt***). Auch diefen 
Mopififationen glaubte ich in keiner Weiſe mid; widerfegen zu jollen. 

Endlich habe ich nody zwei Modifikationen zu erwähnen, welche an der 
Bundesverfaffung vorzunehmen find. Davon betrifft die eine den Eingang; die 
andere den Art. 11 der Bundesverfaffung. Es handelt fich bier darum, 
dem Vorſchlage unſeres allergnädigiten Königs und Herrn Ausdrud zu ge: 
ben, und auszuiprechen, dab der Bund, nicht wie urſprünglich in Ausficht 
genommen war, „Deutjcher Bund“, jondern „Deutiches Reich“ heit und 
daß dem König von Preußen in feiner Cigenjchaft als Bundespräfident der 
Titel „Deutjcher Kaiſer“ zukommt. 


) ©. oben ©. 312. 
”) ©. oben ©. 294 fgg. zu Art. 80 der Verfafjung, welcher im baierijhen Ber: 
trag als Art. 79 gezählt war. 
"*) ©. oben ©. 326. 
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Nun noch einige perſönliche Bemerkungen. Man hat unſere Ab— 
machungen ſehr herbe kritifirt. Wir haben fein Recht, und darüber zu 
beflagen.. Das Merk gehört der Deffentlichfeit an und muß fich alle 
Kritif gefallen laffen, aber man hat feinen Verdruß über den Partiku— 
larismus, dem wir uns nody bingegeben haben und von dem ich glaube, 
dak er durdy den Partikularismus anderer Deuticher Volksſtämme noch um 
ein Beträchtliches übertroffen werden wird, — vielleidyt überzeugen wir und 
bald davon, meine Herren, — man hat dem Unmuth darüber, daß mancher 
rechtgläubige Nationalpolitifer an der Erfüllung feiner Wünſche noch etwas 
entbehren muß, wenn die Verträge angenommen werden, durch Angriffe auf 
die Perſonen der Unterhändler Luft gemacht; es hat ein Nedner gejagt: der 
Geiſt, der ein großes Prinzip dem andern gegenüber ftellt, der etwa eine 
grobe Idee des Partifularismus formulirt, der fehle unjeren Abmachungen, 
die Minifter hätten überall nur für ihre bejonderen Departements gejorgt, 
um zu Haufe jelbititandig zu fein. Meine Herren, was der Herr Redner 
gelagt bat, muß wohl jehr wahr fein, denn der Herr Redner hat es nicht 
allein gejagt. Abgejehen von feinem Kollegen, der fich in ähnlicher Weije 
über die Herrſchſucht und Vorurtheile der baieriſchen Minifter, der baieriſchen 
Militär: und Givilbureaufratie erging, hat Aehnliches, wenn ich in Ver— 
ſailles richtig bedient worden bin, ein anderer bedeutender Mann gejagt, 
aber freilich in einer viel früheren Zeit, in einer Zeit, wo ein jolch berbes 
Urtbeil vielleicht mehr thatjächliche Unterlagen hatte, in dem eriten Stadium 
der Verhandlung. ine jolche Uebereinftimmung der Meinungen, meine 
Herren, müſſen wir vielleicht als Beleg für die Nichtigkeit des abgegebenen 
Urtheild anſehen. Denn das wird doch Niemand glauben, was man ſich 
mitunter erzählt, daß Parteien oder Einzelne aus den Parteien irgend woher 
Ordred darüber befommen, wie fie ſprechen jollen; daran glau.e ich nicht. 
Und dennoch, meine Herren, muß ich den®Vorwurf, den man und gemacht 
bat, ablehnen — er trifft uns nicht. Wo iſt denn die Selbititändigfeit, die 
fih der Minifter des Aeuberen gewahrt hat? Die Deutſche Politik wird auch 
nach unjerem Vertrage von Deutichland gemacht und nur darauf haben wir 
beitanden, worauf wir wie ich glaube das Recht haben zu beitehen, daf 
man die Deutjche Politik nicht immer und ewig einfach uns über den Kopf 
hinweg macht. Wo ift denn die Selbitjtändigfeit des Herm Kriegsminiſters? 
Sein Budget wird ibm im der Hauptfache von der Neichöregierung zuge: 
ſendet. Wenn er erfüllt gewejen wäre von dem Streben jelbititändig und 
möglichit wenig bebelligt zu fein, dann — verzeihen Sie meine Aufrichtig- 
feit — würde er aud die Detailberathungen nicht in diefes Haus jondern 
in den NReichötag verlegt haben. Denn daß es dort leichter geht als hier 
gewöhnlich, willen Sie alle recht gut. Endlich wo iſt denn meine Selbſt— 
ändigfeit, die Selbititändigfeit des Juſtizminiſters? Ich habe nicht einen 
öederftrich vor den Quftizminiftern des übrigen Deutjchen Neiches mir vor- 
behalten, meine Herren, nicht aus Zwang jondern weil idy fühle und weiß, 
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was ed um ein Gemeines Deutiches Recht ift und weil ich es nicht wagen 
mag, mit den Kräften, die dem einzelnen Staate zu Gebote ftehen, auf dem 
Gebiete der Gejeßgebung Konkurrenz zu machen der ganzen Wifjenjchaft des 
Deutichen Baterlandes. (Bravo.) Ich denke, ed wäre billig geweſen, mit 
jolchen Vorwürfen uns, die wir ſchon manches ertragen haben, zu verjchonen. 
Meine Herren, man bat und die Qualität von Staatsmännern abgeftritten. 
Id, vermag die Härte diejes Urtheild zu tragen, einmal weil ich nie gegeizt 
babe nad) diefem mir nicht gebührenden Titel, und dann weil dieſes Urtbeil 
nicht aus fompetentem Munde kommt. Aber ich erwähne dieß lediglich dei 
halb, um daran die Bemerkung zu knüpfen, dab unſer Streben in Ver: 
jailles nidyt dahin ging, ruhmredige Prädifate uns zu erwerben, ſondern 
dahin, feit zu unferer Ueberzeugung zu ftehen und ein gutes Gewiſſen da- 
vonzutragen, und das, meine Herren — id) jage ed mit Stolz — ift uns 
gelungen. Biele Vorwürfe hat ſich die Negierung dadurdy zugezogen, weil 
wir nicht gefprochen hätten. Wir hatten ja geiprochen! In der Thronvede 
war deutlicdy zu leſen, daß die Regierung einer nationalen Ginigung nicht 
abhold ift, und auch ein Zweites ift deutlich zu leſen, daß wir eine nationale 
Einigung nicht um jeden Preid machen. Etwas Anderes hätten wir trotz 
aller Sollizitationen nicht zu erfläven vermocht, und jelbit, meine Herren, 
wenn wir mit der Abficht nach Verfailles gegangen wären — und aud) die 
Thatjache, daß wir nach Verjailles gingen, ift ein Sprechen — jelbit wenn 
wir mit der Abficht bingegangen wären, um jeden Preis ein Deutſches 
Reich zu erreichen, würde man uns nicht haben zumutbhen können, daß wir 
im vornehinein dies jagen. Wer wird denn, wenn er ein Haus zu kaufen 
gedenkt, aller Welt jagen, daß er dieſes Haus haben muß und wenn der 
legte Heller darauf ginge! In einem anderen Staate hat man geſprochen und 
wenn ic) nicht ganz ſchlecht unterrichtet bin, jo hat man in dem anderen Staate 
eingejehen, daft man mindeftens®ebenfo flug gethan hätte, wenn man nicht 
gefprochen hätte. Aus dem betreffenden Artikel hat Ieder das Seine und 
Jeder zu viel für den Gegner herausgeleſen. Bisher war die Entjcheidung 
bei und und wir waren im Nechte, wenn wir die Entjcheidung und biöber 
vorbehielten. Ich meines Theils erfläre, daß ich mir die Handhabung diejes 
Rechtes — nein! diefer Pflicht: — nicht durch Adreffen und Ähnliche Dinge 
verfiimmern laffe. Weberhaupt ift eö mit den Adreifen und Demonftrationen 
bei und nachgerade dahingefommen, dat mir jcheint, das Mittel it ver: 
braudyt. Man kann die Politif nun einmal nicht von der Gaffe machen. 
Sie fünnen vor feiner Regierung Achtung haben, die heute der morgen 
jener Adreffe nachgiebt. Mas ſoll es beißen, wenn die Regierung heute auf 
eine Adreffe ein Schulgejet vorlegen, morgen auf eine andere Adreſſe es wie 
der zurückziehen, heute den Präfidenten eines hoben Kollegiums abſetzen, 
morgen wieder für Nom eintreten fol? Dieje Stellung können Sie feiner 
Negierung zumuthen und ich denke, eö darf feine Negierung eine jolde 
Stellung fid) aufbringen lafjen. Setzt, jetzt fteht die Entjcheidung bei Ihnen, — 
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die Entſcheidung jage ich, meine Herren, — aber id} füge bei, nicht die 
WVahl. Glauben Sie nicht, daß ich mit diefem Ausdrude einen Eingriff 
in die Kompetenz der Kammer machen will. D nein! Sie fünnen „Ja“ 
lagen, Sie fünnen „Nein“ jagen. Democh jage ich: Sie haben die Ent— 
Iheidung, nicht die Wahl. Sie haben die Enticheidung in dem Sinne, 
wie der Richter die Entjcheidung in einem MNechtöfalle hat. Das was Sie 
für Necht erkannt haben, müſſen Sie auöiprechen, es bleibt Ihnen feine 
Bahl und ich habe die Meberzeugung: prüfen Sie die Lage Baierns, 
prüfen Sie die Verträge ruhig, — und Sie werden zu dem Sate fommen, 
den ich hiemit ausſpreche: — ich mwiederhole, nicht in der Abficht um irgend 
ein Recht zu beeinträchtigen — Sie müjjen die Verträge annehmen! 


Dr. Jörg als Referent der Ausichußmajorität”): Meine Herren! Seitdem 
der von Ihnen erwählte bejondere Ausſchuß mich mit der jchweren Bürde 
betraut hat, der ich nun gerecht werden joll, habe ich mit Anftrengung aller 
meiner freilich jchwachen Kräfte gearbeitet, um durch meine Schuld eine Ver: 
jögerung der Berathung über den hochwichtigen Gegenftand nicht zu veran- 
laſſen. Ich will audy jet, meine Herren, jo viel es mir möglich ift, zur 
Verlängerung der Debatte nicht beitragen und fofort unmittelbar auf die 
Sache jelbjt eingehen. Als ich an dem unvergehlichen 19. Juli zum leßten- 
male auf diefem Plate ftand, da habe ich mich nicht darin getäujcht, daß 
die Anfichten in diefem Haufe in mehr ald einem Punkte ſehr weit aus: 
einander gehen, ich habe mich nicht darüber getäufcht, — erlauben Sie mir 
das gleich zu bemerken, — dab auf der linfen Seite dieſes Hauſes man mit 
dem Kriege gegen Frankreich nicht blos einerlei Zwed verfolgte. Es ift 
nachher in zahlreichen Organen offen gejagt worden, daß es ſich dabei nicht 
blos um die Niederwerfung des franzöfiichen Grbfeindes handle jondern auch 
um die Niederwerfung eined anderen Feindes, nämlid um die Nieder: 
werfung der Gegner der nationalliberalen Politif bei und. Nun, meine 
Herren, durch die vorliegenden Verträge ift diefer Zwed erreicht worden 
— bis an die Pforten dieſes Hauſes. Sie fünnen das auch leſen 
in dem Ihnen gedrucdt vorliegenden Minoritätögutachten. Sie können 
dort ferner vernehmen, meine Herren, daß wenn an dem vollendeten Werke 
noch einige Kleinigkeiten fehlten, man ſich darüber fein graues Haar wachſen 
zu laſſen brauche, denn die liberale Majorität des fFünftigen Neichötages 


*) 72. Sitzung vom 11. Januar 1871. St. B. Über die Verhandlungen der baieri: 
ſchen Kammer der Abgeordneten. St. B. 1870/71 Bd. IV. ©. 108 r.g. u. 
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werde das baldigit ändern. Auf der andern Seite des Hauſes dagegen, der 
ich angehöre, hat am 19. Juli wohl Niemand geglaubt, dab der Krieg mit 
Zuthun der f. Stantöregierung eine Wendung nehmen würde, Folgen haben 
würde, wie fie in dem Wertragäwerfe uns vorliegen. Ich glaube, meine 
Herren, fe behaupten zu dürfen, daß Niemand auf diefer Seite des Haufes 
es für möglich gehalten hat, daß es dahin fommen würde, daß der Krieg 
die Folge haben würde, die Selbititändigfeit unſeres Landes wegzuwiſchen, 
unfer Land mit Einwilligung unjerer f. Staatsregierung der Mediatifirung 
Preis zu geben. Im Ausſchuſſe, der in den letzten Tagen jeine Sitzungen 
gehalten bat, hat man und auch aus competentem Munde gejagt: „allerdings 
habe man fich die Sache ganz anders gedacht." Im den Ausjchußfigungen 
vom 18. nnd 19. Juli vor. Is. hat der Vertreter der !f. Staatöregierung 
erflärt, da Baiern nur unter gewilfen VBorausjeßungen und nicht ohne Be 
dingung in den ſchweren Kampf eintreten werde. Als joldhe Bedingungen 
wurde neben der vollen Entſchädigung für die Kriegsfoften, ausdrüdlic be 
nannt: es müſſe der Zollverein unfindbar gemacht werden und es mühten 
die Allianzverträge eine authentifche Interpretation befommen; denn es zeige 
ſich nun allerdings, daß diefe Verträge deutungsfähig fein Natürlich wurden 
diefe Vedingungen nicht verftanden auf Grund einer verminderten Selbſt— 
ftändigfeit jondern auf Grund ſogar einer vermehrten Selbitjtändigfeit 
unjeres Yandes. Freilich bat ſich damals aus der Mitte des Ausſchuſſes 
heraus eine Stimme erhoben, dahin gehend: ja, wenn es ſich jeßt danım 
handelte, eine Allianz zwiſchen Baiern und Preußen gegen Frankreich zu 
Ichließen, wenn es fich jeßt darum handelte, einen freien Allianzfrieg an 
der Seite Preußens zu führen, dann dürften ſolche Bedingungen jelbitver- 
fändlih und wohl am Plate fein. Anders dürfte die Frage aber dann 
ftehen, wenn wir jett casus foederis anerfennen müßten oder amerfennen 
wollten; denn in diefem Kalle erjcheine es einfach als unſere Pflicht und 
Schuldigfeit an der Seite Preußens ohne weitere Bedingung in den Krieg 
einzutreten, und dann audy unter den Oberbefehle Sr. Majeftät des Könige 
von Preußen mern ich jo fagen darf durch die und dünn zu geben bis 
ans Ende. Und das, meine Herren, thun wir jeßt, wir thun es, mie Sie 
im Ausichußprotofolle lejen können, nach meiner Meinung von Nechtöwegen. 
Aber wie dem auch ei, ed mußte ſich uns die ſchwere Frage nahe legen: 
woher es denn käme, welche Nöthigungen denn eingetreten feien, um die 
f. Stantöregierung zu bewegen, daß fie von der in den Julitagen und id 
darf jagen noch tief in den Mooat September hinein eingenommenen Ste: 
lung abgewichen ift und den Niejenjchritt gethan bat von jener Stellung bis 
zu dem und vorliegenden Vertragswerfe? wie es fam, daß die k. Saats 
vegterung bei dem entjchiedenen Gegentheile ihrer urjprünglichen Abficht ange 
fommen ift, und und nun Verträge vorliegen, von denen ich mir noch ein— 
mal zu jagen erlaube, meine Herren! ihr Inhalt und ihre unausbleiblicen 
Folgen bedeuten die Mediatifirung unferes Landes? Nun, meine Hemen, 
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will ich nicht einmal einen Fleinen Theil meines gedructen Berichtes Ihnen 
mündlich bierwiederholen ; aber in ein paar Punkten werden Sie mir gütigit 
geftatten mich ausgiebiger darauf zurücdzubeziehen. Als erſtes Motiv der 
Zwangslage, welche die Annahme dieſer Berträge von Ceite der f. Staatö- 
regierung zur unausbleiblichen Nothwendigkeit gemacht haben joll, ift genannt 
und wird jo viel genannt, die politiiche ISfolirung umferes Landes. Nun, meine 
Herren, habe ich in meinem Berichte auseinandergejeßt, dat wenn wir die Verträge 
auch nicht annehmen, eine Gefahr, ein Zwang von außen uns nicht droht. Das ift 
auch im Ausſchuße von competenter Seite zugeitanden worden. Sie lejen aber 
weiter in meinem Berichte, daß ich glaube, gerade die Annahme der Ver— 
träge würde uns ifoliven gegenüber einer Nachbarſchaft, die fi auf 135 
Stunden unjerer Grenzen erjtredt. Sie leſen in meinem Berichte, dab nad) 
meiner Meinung jeder ruhigen und, meine Herren idy erlaube mir zu jagen, 
nicht überreizten Bolitif unjerer Staatsregierung fid) dringend hätte anrathen 
jollen, auf dieſer unferer hiſtoriſchen Grenze, mitten durch die und nächſt 
verwandten deutjchen Völkerſchaften nicht eine chinefiiche Mauer errichten zu 
laften, nicht, wenn fie mir den Ausdrud erlauben,uns hier die Welt mit 
Brettern verjchlagen zu laffen. Ic habe mir eben darum erlaubt in mei- 
nem Berichte zu jagen, dat nach meiner Meinung die Frage bezüglid) der 
Annahme diejer Berträge für Baiern von vornherein himmelweit anders ge 
ftanden habe als für die drei andern ehemaligen jüddeutichen Staaten. Ich 
fonıme, meine Herren, auf ein weiteres Motiv, welches die Zwangslage ge: 
ſchaffen haben fjoll für die Annahme der Verträge oder um mid, beitimmt 
auszudrücen, für dad Eingehen auf das und vorliegende Verfaſſungswerk. 
Das ift, meine Herren, die Rüdficht auf den „Zollverein.“ Ich will auch 
hier wiederholen, was Ihnen des Weitern hierüber gedruct vorliegt. Ic, will 
es dahin geftellt jein Iafjen, meine Herren, ob wenn bei Preußen die 
Abficht wirflidy beitünde, uns den Zollverein zu künden, — ich habe gejagt 
und babe es drucken lafjen, ich bringe es nicht über mein moralijches Gefühl, 
das zu glauben, — wenn aber die Abficht wirklich beitünde, dann will ich 
es dahingejtellt fein lafjen, ob die Ausführung jet, nachdem nicht nur Baden, 
Vondern auch Heffen und Würtemberg in den Nordbund oder in den Deut: 
hen Bund eingetreten find, — ob die Ausführung jet möglicher wäre, 
als wenn Baden allein eingetreten wäre. Daß im leßteren Falle die Kim- 
digung deö Zollvertrages eine abjolute Unmöglichkeit gewejen wäre (weil die- 
jelbe identisch gewejen wäre mit dem augenblidlicyen wirthichaftlichen Ruin 
Badens) das hat Graf Bismarck jelbft in der befannten Reichstagsſitzung 
vom 24. Februar v. Is. mit den jchlagenditen Gründen bewiejen. Jeden— 
falle, meine Herren, wenn die Abficht beftehen follte, — ich jage nody ein: 
mal; wenn, — dann bin ich ficher, daß unjere ſchwäbiſchen Nachbaren drü- 
ben fich ihrer Haut zu wehren wiffen würden und daß man ihr Gejchrei 
wenn ich jo jagen darf in Berlin faum überhören wird. Unter allen Um: 
Händen aber, meine Herren, begreife ich Eines nicht: ich begreife das nicht, 
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weöhalb denn Baiern wegen einer möglicherweife Ende Dezember 1877 dro— 
henden Gefahr jetzt jchen feine politiiche Griftenz wegwerfen und ein Ber- 
tragsverhältniß eingeben joll, welches gleichbedeutend ift mit unſerer Media: 
tifirung. Nun, meine Herren, mache ich mir aber jelbit einen Einwurf. Ih 
habe den Ausdrud „Mediatifirung" gebraudyt. Habe ich vielleicht zu 
viel damit gejagt, wenn ich gejagt habe, dieſe Verträge nach ihrem In- 
halte, nach ihren unvermeidlichen Gonjequenzen wären identijch mit unjerer 
Mediatifirung? Bis in die Zeit vor dem Kriege und auch noch bis in den 
Monat September hinein war eö ein von der f. Staatsregierung feitgehal- 
tened Prinzip der baieriſchen Politif, ja war es ein jelbjt vom Fürſten von 
Hohenlohe Durchlaucht acceptirtes und bier wiederholt feierlich verkün- 
detes Ariom der baierijchen Politif, daß der Nordbund „eine jo enticyiedene 
Hinmeigung zum Einheitsſtaat“ befunde,. daß ein Zutritt Baierns ohne 
weſentliche Aendernng an der Verfaſſung diejed Bundes, d. h. ohne Aende— 
rungen, welche geeignet wären, die Hinneigung zum Einheitsſtaat, die un 
tarijche Tendenz abzuftumpfen — jchlechterdings unmöglidy wäre. Nun meine 
Herren, ein großer Theil meines Neferates ift dem Nachweiſe gewidmet, dah 
ſolche Aenderungen an der Nordbundverfaffung durdy die vorliegenden Ber: 
träge nicht erreicht find. Man bat uns audy im Ausjchuffe wejentliche Aende— 
rungen dieſer Art nirgend zu zeigen vermodt. Das Minoritätsgutachten 
bejagt auch nichts davon. Das Minoritätsgutachten müßte ja ſonſt, wenn 
man gewiſſen Organen trauen darf, ſolche prinzipielle Aenderungen jogar 
auf das Tiefite beflagen. Das Minoritätögutachten hat einen anderen Ver: 
judy gemacht; ed hat einen Verſuch gemacht, von dem ich bei aller meiner 
Bejcheidenheit jagen zu dürfen glaube, daß er ein unglüdlicher geweſen jet. 
Das Minoritätsgutachten hat die Behauptung zu widerlegen verjucht, daß 
die Opfer, welche und durch die vorliegenden Verträge zugemuthet werden an 
Kronrechten, an Landesrechten, an Freiheiten unſeres Volkes, nicht mur ge 
bradyt werden müßten zu Gunften eines mit Naturgewalt werdenden Ein- 
heitsſtaates jondern auch zu Gunften der abjoluten Militärmonardyie Preufen. 
Meine Herren, erwägen Sie, was ich in meinem gedrudten Berichte gelagt 
habe, und jagen Sie dann: babe id) denn wirflidy blos gedichtet, wenn 
ic) in meinem Neferate gejagt habe: daß durch die vorliegende Verfaſſung 
„nach zwei Seiten bin Zuftände der Nordbundverfaffung in die Deutſche 
Bundesverfaffung berübergenommen jeien, in weldyen der Ausflug des abſo— 
Iutiftiichen Geiftes und das charakteriftiiche Merkmal des Militärftaates nicht 
zu verfennen ſeien.“ Oder hat der jehr verehrte Herr Neferent ver 1. 
Kammer”) gedichtet und hat er die Unwahrheit gejagt, wenn er im ähnlicher 
Weiſe erklärt: „in den betreffenden Beitimmungen der Bundeöverfaffung, durch 
welche die von den einzelnen Negierungen aufzugebenden Rechte nicht auf 
den Bundesratly und auf den Neichstag fjondern zum größten und wichtig: 
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ften Theile auf die Krone Preußens übertragen würden, müſſe eine effektive 
Herabminderung des Maßes bürgerlicher Freiheit, deffen fich dermalen die 
füddeutichen Staaten erfreuen, müſſe — um ed offen auszuſprechen — die 
Grundlage einer abjolutiftijch-militäriichen Hegemonie erblictt werden”. Nun, 
meine Herren, nach alledem frage ich mid) zum drittenmal, was hat die 
Zwangslage geichaffen, von der die f. Staatsregierung gefprochen hat umd 
was hat die k. Staatsregierung genöthigt, den gewaltigen Schritt zu thun 
bis zur Annahme dieſer Verträge, vor deren Inhalt auch Manchem von denen 
auf der rechten Seite des Haufed innerlich graut, der etwa ſonſt fich bewo- 
gen fühlen möchte, ein notbgedrungenes Ia zu jagen. Sie begreifen, daß es 
uns im Ausjchuffe darum zu thun it, auf die eben angeregte Frage eine 
beitimmte Antwort zu erhalten, und wir haben fie erhalten. Alles aber, 
was wir darüber im Ausſchuſſe aus competentem Munde gehört haben, Alles 
— ich darf das wohl jagen, was ich unter vier Augen von der verehrungäwitr- 
digften Seite vernommen habe — Alles das läuft darauf hinaus: ja, es fei 
wahr, eine Gefahr von außen habe uns nicht gezwungen, habe die f. Staatö- 
regierung nicht gezwungen auf das Vertragswerk einzugehen, jondern dieje 
Zwangslage jei geichaffen worden durch die „inmere Agitation“, fie jei ge- 
Ihaffen worden, durch die innere Zerjegung, die in unſerm unglüclichen 
Yande maßlos um ſich gegriffen habe, und die es unmöglich mache, daß 
unjer Land Son nun an eine jelbititändige Stellung behalte. Nun, meine 
Herren, bin ich der Xebte, der das läugnen wollte, ich darf wohl jagen, bin 
id) der Letzte, der Urjache hätte zu läugnen, daß allerdings die vorliegenden 
Verträge der pafjende Schlußpunft find fir die Entwidluag, in die man jeit 
20 Iahren unjer Land hineingezwungen und hineingedrungen hat. Es hat 
in diefem langen Laufe der Jahre an warnenden Stimmen nicht gefehlt, 
man bat diefe warnenden Stimmen als verbitterte Schwarzjeher bei 
Seite geftoßen, man hat fie ald boöhafte Ultramontane behandelt; 
fie find zuleßt faſt wie Staatsverbrecher angejehen worden mit oder 
ohne Schwurgericht, mit oder ohne Feitung. Das Rejultat, das liegt uns 
vor. Die Männer haben Recht gehabt. Das Reſultat liegt vor in dem 
Dante, den die privilegirten Schichten der Gejellichaft zu einem großen Theil, 
den gewiſſe gehätjchelte Klaſſen jetst der f. Staatöregierung dargebracht haben; 
das Reſultat liegt vor, entjchuldigen Sie, meine Herren, wenn ich ein ber: 
vorstechendeö Beijpiel nenne, in dem Danke, den dieje Haupt: und Nefidenz- 
ſtadt München durch ihre Vertretung den vier bairiſchen Königen dargebradyt 
hat, ihren Schöpfern und ihren Grhaltern bis zu diefem Augenblide. Meine 
Herren, fürchten Sie nicht, dab ich weiter fahre, ich verſchließe ſelbſt mein 
Auge vor diefem jchwarzen Bilde. Aber Ein Wort mögen Sie mir nod) er: 
lauben, — denn ich habe wahrlidy unter den bitterften Schmerzen dieje lange 
Zeit mitdurchlebt — Ein Wort habe ich noch zu ſagen, es wird bald ge— 
ſprochen ſein. Wenn ich jemals zu den vertrauten geheimen Rathgebern des 
letztverſtorbenen regierenden Königs Majeſtät gehört hätte, ich hätte meiner 
Lebtage lang nicht mehr den Muth, vor der Kirche zu den Theatinern vor 
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beizugehen, denn ich müßte fürdhten, es möchte aus einem Steinjarge heraus 
von unfichtbarer Hand geitoßen ein Mauerſtück vom Dache fliegen und mid) 
zermalmen — zum Lohne für die jo gut gerathene „dritte Großmacht in 
Deutſchland.“ Aber, meine Herren, die „inmere Agitation“ hat die Zwangs— 
lage gejchaffen, welcher die f. Staatsregierung nad) ‚ihrem Geitändniffe unter: 
legen iſt. Nun, Sins muß ich jofort bemerfen über das Motiv diefer inne 
ren Agitation. Es ift dody wohl ein eigenthümliches Motiv gegewüber den 
Herren, die auf der rechten Seite dieſes Haufes fißen, denn dieje Herren 
find ja vom Bolfe gewählt und in die Kammer hineingejchidt worden, um 
diefer inneren Agitation zu widerftehen, um dieſe innere Agitation nicht 
weiter überwuchern zu laſſen. Ja wohl, meine Herren, nicht Einer von uns 
hat am 3. Januar vor. Is. jeinen Siß auf diejer Seite des Hauſes einge 
nommen, der nicht vor dem Bolfe die Verpflichtung übernommen hätte, der 
inneren Agitation fi) nie und nimmermehr zu beugen, jondern derjelben 
jeden Zollbreit Bodens ftreitig zu machen mit aller Kraft. Ich erwähne ja 
allbefannte Thatjachen. Es fommt aber nody ein Umstand von ſchwer wies 
gendem Gewicht hinzu. Die Herren auf der rechten Seite des Haujes find 
als Majorität in dies Haus gejchicft worden. Troßdem daß bei zwei Wahlen 
die damalige k. Staatsregierung ihren offiziellen Einfluß wahrlich nicht zu 
Gunjten verwendet hat, troßdem daß die f. Staatöregierung damals das 
ganze Gewicht der Negierungs-Madytmittel in die MWagfchale* unjerer Geg- 
ner geworfen bat, troßdem find wir als Majorität hier eingezogen, und es 
kann Niemand jagen, wie ed erjt dann gegangen wäre, wenn wir wirflid, 
freie Wahl gehabt hätten. Eben aber wenn dem jo ilt, was wäre es 
denn gewejen, wenn die f. Staatöregierung die Zumuthungen der immeren 
Agitation zurückweiſend auf die legitime Mehrheit diejer VBolfövertretung 
fich geitügt hätte, amftatt fid) das Programm der Minvrität oftroyiren zu 
lafjen? Was wäre eö denn gewejen? Ic, denfe, es wäre das eben recht 
conftitutionell gewejen. Und hätte die f. Staatöregierung jo gehandelt, 
dann, meine Herren, — es ift dies meine feite Ueberzeugung, — hätte es 
fid) gezeigt, welche Bewandtniß ed mit diejer inneren Agitation bat, es 
hätte ſich gezeigt, wo die Urſachen der jo beflagenöwerthen inneren Zer: 
jeßung liegen. Im dem regierten Volfe meine Herren, liegen fie nicht, 
Ich kann mir, meine Herren, wohl denfen, daß in mandyen Herzen Derjeni: 
gen, die mir bier zuhören, fid) der Gedanfe erhebt: wie faun diefer Refe— 
rent jet über dieſe hochwichtige und enticheidende Frage jprechen, ohne 
nur ein Wort zu jagen von dem „nationalen Seite”, von der „nationalen 
Idee“, von einem den Bedürfnifjen der Einigung entipredyenden Deutſch— 
land! Nun, meine Herren, id) fomme jeßt darauf zu jprechen, und knüpfe 
an die Erläuterungen an, die Seine Ercellenz der Herr Staatöminifter 
v. Yuß in der Sißung vom 14. Dezember bier gegeben hat”). Seine 
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Greellenz hat die Lehre von den Sibylliniſchen Büchern auf den vorliegenden 
Caſus angewendet, und dabei folgende Worte geiprochen: „Darf ich Sie 
denn nicht daran zurüderinnern, dab Preußen im Sabre 1866 bei Löſung 
des alten Bundes Vorſchläge gemadyt bat, die den Eigenthümlichkeiten der 
einzelnen Staaten noch ein wejentlich freiered Feld ließen als jpäter die 
Norddeutiche Bundesverfaffung? Jene Propofitionen hat man zurüd- 
gewieſen. Eie gingen ja viel zu weit!" Meine Herren! Seine Ercellenz 
der Herr Staatsdminifter bat vollflommen Recht. Der preußijche 
Bundesreform-Borichlag vom 16. Suni 1866 — denn das ift dad genaue 
Datum — ift für mid immer ein jehr merfwürdiged Dokument geweſen. 
Sehen Sie, meine Herren, ich habe die Zeitungdnummer, im der ich vor 
fünfthalb Fahren diejen preußiichen Bundesreform-VBorjchlag zum erftenmale 
lag, mir aufgeboben und habe fie jeßt in der Hand. Ich rede nie gerne 
von dem, was ich außerhalb diejes Hauſes etwa gejagt oder gethan habe. 
Somit, meine Herren, könnte ich Sie verfichern, daß ich damals vielleicht 
der einzige Mann im ganz Baieın geweien bin, der für vielen Bundes- 
reform = Ontwurf eingetreten ift umd ihn der Beachtung der Deutichen 
Kabinete dringend empfohlen bat. Aber Eines, meine Herren, darf ich 
jagen: Als ich ein Jahr ungefähr vorher zum erftenmal die Ehre hatte, im 
dieiem Haufe meine Stimme zu erheben, — es war das in der jchredlichen 
Zeit der jchleswigrholfteinifchen Ideenverwirrung — damals, meine Herren, 
ging das Ziel meiner Rede dahin, man möchte doch um Gotteö und des 
Volkes willen den mehr und mehr verbitternden Zankapfel, den Erbprinzen 
Friedrich von Auguftenburg, — ich weiß nicht, wohin er jet gefommen 
ft, — man möchte ihn bei Seite jeßen, und dieſes Haus möchte die f. 
Stanferegierung bitten, mit dem Aufgebote aller Mittel dahin zu ftreben, 
dab eine friedliche Einigung zu Stande fomme zwiichen den Kürften und 
den Völkern Deutichlandse. Sehen Zie, meine Herren, der Neferent, der 
damals auf dieſem Plabe ſtand, hat hierauf geſagt, was man mir jebt 
wieder fagt: der Abg. Jörg müſſe doch ein fonderlicher Liebhaber von 
Guriofitäten fein, jedenfalls ftehe er mit feiner Meinung ganz vereinzelt im 
Lande. Umd im der That, meine Herren, es ift fait fo geweſen. ber, 
meine Herren, wenn Se. Ercellenz der Herr Etaateminifter v. Lutz fagt: 
„Sene Propofitionen hat man zurückgewieſen, fie gingen ja viel zu weit“, 
\o babe ich ein beitimmtes Sntereffe dabei, zu fragen: Wer waren denn 
dieie „man“. Nun, meine Herren, ed war die Majorität des damaligen 
Haujes in ihrer Gejammtheit und es war die Minorität des damaligen 
Haules in ihrer Gelammtheit. Erinnern Sie ſich denn nidyt mehr, ed war 
ja damals die Zeit, mo die Wände dieſes Hauſes bei jeder Gelegenheit 
widerhallten von Verwünſchungen gegen die Politif von Blut und Eiſen, 
es war damals die Zeit, wo feine mehr oder minder feierliche Anſprache in 
dieſem Haufe gehalten werden Fonnte ohne einen feierlichen Bannfluch gegen 
die Politif: „Gewalt geht vor Recht.“ rinnern Sie fid denn nicht, 
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meine Herren, ed war damald die Zeit, wo jelbft auf diefer linfen Seite 
des Hauſes das große Mort gelaffen audgeiprodyen werden fonnte: „man 
muß diejes Preußen zertrümmern”; und wo derjelbe Redner von einem 
Manne ſprach, „mit deifen Namen er jeinen Mund nicht beſchmutzen wolle.“ 
Und diefer Mann war Graf Bismard. Nebenbei bemerft, meim Urtbeil 
über diefen Mann ift fidy während der langen Dauer der Jahre gleichge— 
blieben und ic; erlaube mir auch daſſelbe bier vorzutragen. Sch babe 
diejen Staatsmann ftetö für einen verwegenen, aber glüdlichen Spieler au 
geiehen, es ift ihm ein Mal gelungen und ein halb Mal. Möge der All: 
mächtige geben, daß es ihm bis zum Ende gelinge, denn Eines iſt jeht 
bereitö eingetreten, die Erfüllung des befannten Lehnin'ſchen Verſes: Et 
flebit populus tristis temporibus istis. Allein es ift mir darum zu thun, 
Ihnen menigitens eine blafje Idee zu geben von den Propofitionen, die 
Preußen am 10. Juni 1866 zur Neorganijation des Deutidyen Bundes 
gemacht hat. Fch glaube, es dürften dieje merfwürdigen, über Alles merk 
würdigen Propofitionen aus dem Gedädhtuiffe der Menſchen bereitö ver: 
ſchwunden jein. Ich leje da einen Artikel, meine Herren: „Die Landmacht 
ded Bundes wird in zwei Bundesarmeen eingetheilt, die Nordarmee und 
die Südarmee. Im Krieg und Frieden iſt Seine Majeität der König von 
Preußen Bundes-Dberfeldherr der Nordarmee, Se. Majeltät der König von 
Baiern Bundes » Oberfeldherr der Südarmee." Ferner: „Für jedes der 
Bundeöheere wird ein gemeinjchaftliched mit der Nationalvertretung zu 
vereinbarendes Miliärbudget für die Feldarmee und das Feſtungsweſen aus 
Matricularbeiträgen der zu den betreffenden Heeren ihre Truppen jtellenden 
Regierungen gebildet.“ Endlich, meine Herren, der legte Artikel, bören 
Sie ihn wohl! „Die Beziehungen ded Bundes zu den Deutjchen Landes 
theilen des öfterreichiihen Kailerftaates werden nach erfolgter Vereinbarung 
über diejelben mit dem zunächſt einzuberufenden Parlamente durch beſon— 
dere Verträge geregelt werden!" Meine Herren! Was ziehe ich daraus für 
einen Schluß? Ich ziehe daraus nur einen einzigen Schluß. Ich lage 
nämlich: wenn Preußen damals eine Föderation auf der von Ihnen jet 
theilweije gehörten Grundlage vorgejchlagen hat, jo mußte Preußen die 
Ueberzeugung haben, daß mit einer joldhen Föderation dem „nationalen 
Geiſte“ genügt, die „nationale Idee“ beſtens erfüllt und ein dem Bedürf— 
niffe der Einigung entiprechendes Deuticyland geichaffen würde Warum 
damals jo, meine Herren, und jeßt nidyt mehr? Warum jet gerade das 
Gegentheil? Ich fahre fort, meine Herren, dieje loyale Bafis einer wirklich 
Deutichen Föderation hat Preußen jelbit zerftört durch die Art und Weile, 
wie es jeinen traurigen Sieg von 1866 auögebeutet hat. Indem Preufen 
sofort jede Rückſicht auf die bisherige erfte Deutiche Großmacht und auf 
die vielen Millionen Deutſchen in diefem Reiche bei Seite jeßte, bat ei 
fonftatirt jeine Verirrung in den Geift der faljchen Nationalitätenpolitif, 
und indem Preußen vier oder fünf deutiche Gebiete gewaltſam unterjechte, 
indem Preußen die befannten widerrechtlichen Aunerionen vornahm, bat 
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Preußen konſtatirt ſeine Verirrung in den Geiſt der Eroberungspolitik. 
Darum, meine Herren, konnte denn auch der darauf begründete Norddeutſche 
Bund nichts anderes jein, ald was er war: die Erweiterung deö preußijchen 
Militärſtaates über einige andere deutiche Gebiete. Aber, meine Herren, 
ih gehe num einen Schritt weiter. Se. Grcellenz der Herr Staats: 
minifter hat ferner erflärt, und aud) das Minoritätögutadhten hat behaup- 
tet, dab wir vor dem Kriege mod) viel ausgiebigere Konditionen hätten 
erreihen fünnen, dab vor dem Kriege der Cintritt in den Nordbund für 
und mit wejentlich anderen Erleichterungen verbunden geweien wäre Nun, 
meine Herren, lafjen Sie mich offen geitehen, diefe Nede — man muß fie 
jeßt jo oft hören — hat für mich immer etwas moraliſch Nevoltirended. Denn 
ſehen Sie, ich bin beim beiten Willen außer Stande zu begreifen, wenn man 
jagt: ehe Baiern mit Aufgebot aller Opfer, die Land und Leute in jo 
reihem Maße gebracht haben, in den Krieg am der Seite Preußens ein- 
getreten war, ehe Baiern in jo vielen glorreichen Schlachten durch jeine 
tapferen Krieger ald rettender Schußengel den preußiichen Heeren zur Seite 
geftanden, — ehedem hätten wir bejjere Bedingungen erreicyen können, jeht 
müſſen es die jchlechteren jein! Meine Herren, ich fann das nicht begrei- 
ten. Sch gehe aber jofort weiter und nehme mir die Freiheit, Ihnen die 
ftragliche Aeußerung Sr. Excellenz des Herrn Staatsminiſters v. Yuß 
zleichfalls vorzulegen: „Wenn wir vor der großen Kriſis das Anerbieten 
zemacht hätten, und mit dem Norddeutſchen Bunde abzufinden, die Bedin— 
gungen, welche damals zu erlangen gemwejen wären, würden noch ein ganz 
anderes Bild geboten haben, ald der Vertrag, den wir Ihnen heute vor- 
legen.“ Nun, meine Herren, ziehe ich aus diejer Meußerung — ich muß 
natürlich vorausjegen, daß fie vollfommen begründet ift — nidyt abermals 
mit allem Rechte den Schluß: wenn Preußen uns vor dem Kriege ein noch 
ein ganz anderes Bild bietendes Vertragsverhältniß hätte zulaffen oder an- 
bieten können, hätte Danı nidyt Preußen notwendig aud von diefem an— 
dern Bilde einer deutjchen Einigung die Heberzeugung haben müfjen, daß 
durch diefes Bild dem „nationalen Geijte” entſprochen, die „nationale Idee“ 
erfüllt und ein allen Bedürfnifjen und Bedingungen eined geeinigten 
Deuticylands entiprechendes Bundesverhältniß hergejtellt werde? Ich glaube, 
es wird aud Dielen meinen Scluß Niemand widerlegen fünnen. Sc) 
age aljo abermals: warum denn jeßt ganz anders, ja warum das Gegen: 
tbeil? Wenn man nun, meine Herren, uns jagt, daß die nationale Idee 
uns zwingen joll, auf die Verträge wie fie liegen einzugehen, dann jage 
ih meinerjeits: die nationale Idee zwingt und — die vorangegangenen 
Beiipiele bemeijen dies ja — dazu nicht; jondern es zwingt und dazu nur 
dad Bedürfniß des preußiidyen Militäritantes. Und wenn Preußen wirklid) 
die k. Staatöregierung Baiernd vor die Alternative geitellt hat, entweder 
in dieien Bund einzutreten oder draußen zu bleiben, dann ſage ich: wir 
bleiben mit gutem Gewifjen draußen. Ja, meine Herren, ich jage nod) 
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etwas Anderes, ich jage: dann bleiben wir fogar mit dem beifern Ge- 
wiflen draußen, und idy bin in der Yage mich audy biefür auf eine für 
mich jehr merkwürdige Aeußerung Sr. Ereellenz ded Herrn Staatöminifters 
v. Zuß zu berufen. Se Ercellenz erwähnt den Schmerz der Großdeutichen, 
den er bis zu einem gewiljen Grade theile, nicht blos aus Sympathie, 
jondern „aus jehr realen Erwägungen”. „Sch fühle jehr wohl,“ jagt Se. 
Excellenz, „was es heißt, Deutichland mit einer Mehrzahl kleinerer Staaten 
und einer Großmacht zu refonftruiren. Ic, erkenne jehr wohl die Gefahren, 
die für die einzelnen Staaten in diejer Verbindung liegen fünnten. Aber 
mit der Politif der Großdeutichen hat meined Erachtens dad Jahr 1866 
aufgeräumt." Nun aler fügt Se. Ercellenz hinzu: „Das Gebiet der That: 
jachen, auf dem man ſich bei Handhabung der Politif bewegen muß, ſchließt 
die Politif der Großdeutichen, meiner Anfiht nach, für’d erite, und bis 
vielleiht auch für dieſe wieder glüdlicyere Zeiten fommen, aus.“ Nun, 
meine Herren, ich babe dieje Stellen vielleicht zehnmal gelejen, ich babe 
mir dabei immer gedadyt: Du ftehjt da wieder vor einem Entweder — 
Oder. Entweder ift ed richtig, daß die uns vorliegenden Verträge der 
hiftorifchen und geographiichen Lage, der biftoriichen und geographiichen 
Bedeutung Baiernd wirklich entiprechen, oder es ift das nicht richtig. Im 
eriten Falle ift es mir nicht recht veritändlic, wie Se. Ercellenz der Herr 
Staatsminister „aus jehr realen Erwägungen" (mie er jagt, und wie 
mir jcheint fait unmwillführlic) und doch noch die Erlaubniß geben fann, 
aus dem neuen Vertragsverhältniffe heraus in der Hoffnung auf beſſere 
Zeiten nach Oeſterreich — ed möge mir Niemand den Ausdrud übel neh: 
men — hinüber zu jchielen. Darauf, meine Herren, lafje ich für meine 
Perion mid nicht ein. Wenn idy entichloffen wäre, die Verträge anzu: 
nehmen, "jo wäre ich der Meinung, daß ich für meine Perjon dann mit 
allen Hoffnungen auf Deiterreich abgejcyloflen hätte. Und eben aus diejem 
Grunde, meine Herren, habe ich dieje Rückſicht in meinem Referate aud) 
ganz bejonders betont. Der jehr geehrte Herr Berfajier des Minoritätd- 
gutachtens hat es als Hauptvortheil der Verträge bezeichnet, dab der casus 
foederis mit jeinen Gefahren für die Sicherheit des jedesmaligen Zuſammen— 
gehens (mit Preußen nämlich) aus der Welt geichafft werde. Ich habe 
gerade hierin, meine Herren, ein jehr jchwered Bedenken geſehen. Ich habe 
darum im meinem gedrudten Referate gejagt, wer nicht jo glücklich jei, an 
einen ewigen Frieden in Folge des gegenwärtigen Kriegd glauben zu 
fönnen, für den liege der Gedanfe außerordentlidy nahe, dab die Verträge 
im Yaufe weniger Jahre uns zwingen würden, an Seite Preußend und 
Nublands gegen die 10 Millionen Deutjcher Brüder in Deiterreich zu 
fecyten. Sehen Lie, meine Herren, einer joldyen Möglichkeit gegenüber 
find die Troſtgründe, die Se. Excellenz uns in jeinen Erläuterungen gege— 
ben bat, für miw von irgend Ausjchlag gebenden Gewichte nicht. Ich 
fanı mid) dabei nicht beruhigen; und — ich wiederhule eö nochmal — 
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unter den vorliegenden Umftänden bleiben wir mit dem beiferen Gewiſſen 
außer dem Bunde, wenn man und wirklich vor die Alternative geltellt hat 
und ftellen will, dab mir feine andere Wahl haben, als fie anzunehmen 
oder draußen zu bleiben. Ich babe Sie mit meinem gedrudten Referate 
gewiß nicht in Ueberfluß behelligt, aber das bitte ich mir zu erlauben, daß 
ib Shnen in der Richtung, die für mich jo fchwerwiegend ift, nur eine 
einzige Stelle vorlefe: „Nachdem der Art. IV ded Prager Friedend von 
Preußen munmehr thatſächlich aufgehoben und förmlich gefündet it, er: 
iheint audy die Ausſchließung Defterreichd aus Deutjchland thatjächlich 
ale widerrufen. Somit hat Baiern freie Hand, freundichaftliche Beziehungen 
ſewohl zu Preußen ald zu Defterreich zu pflegen, und zwar von ſich aus 
und unmittelbar, ohne Profurator. Dies allein entipricht auch jeiner Ge— 
ſchichte und jeiner natürlichen Lage mit einer über 135 Stunden fich er- 
ftredenden Grenze gegen Defterreich. Um aber offen zu ſprechen, Fünnte 
man denn, ohne von einem voreingenommenen Parteiltandpunfte auszus 
geben, in Wahrheit jagen, dab das Deutichland fein Deutichland wäre, 
wenn innerhalb der Deuticyen Nation, die dereinit jo lebhaft ventilirte 
Triasidee in der angedeuteten Weile ind Leben träte: Ein Deuticher Kaijer 
mit einer Suite mediatifirter Fürften, ein wirklicher König in Deutichland 
nnd der Erzherzog der Deutichen Oſtmark?“ Sehen ie, meine Herren, 
bis zu diefem Grade, glaube ich, ift das Großdeutichthum auch heute noch 
möglih. Uber, meine Herren, — ich eile num zum Schluffe. Sie finden 
in meinem Referate den Sat, daß nad) meiner Meinung alle Parteien 
darin innerlich einig feien, dab die Annahme der vorliegenden Verträge 
uns in einen Zwitterzuftand hineinbringen würde, der von allen Zus 
finden der für und unerträglichfte wäre. Und, meine Herren, was dad 
Ninoritätsgutachten betrifft, was aljo die linfe Seite des Haufes betrifft, 
je bedarf dieſer mein Sat feines Beweiſes. Das Minoritätsgutachten 
nimmt die Verträge als ausgiebige Abichlagszahlung an. Das Minoritätd- 
gutachten macht uns den Vorwurf, wir hätten durdy unjere Umpolitif ed 
bin gebracht, daß Baiern auögiebigere Konditionen nicht hat bejtellen 
innen. Das Minoritätögutachten madıt und auc den Vorwurf, wenn wir 
nicht insbejondere dem Herrn Fürften von Hohenlohe jein Portefeuille 
entleidet hätten, dann hätte Baiern viel befjere Konzeifionen bei den Ver: 
handlungen, vor dem Kriege natürlich, erlangen fünnen. Nun, meine 
Herren, muß ed doch auf den erften Blick auffallen, daß es etwas jeltfam 
it, wenn in demjelben Athem dad Minoritätögutachten fi) in eine ziemlich 
eingehende Kritit der und durch die Verträge gewährten und noch belafienen 
Konzeifionen einläßt, und wenn ed, indem es die Verträge mit der einen 
Hand annimmt, mit der andern — wenn ich fo jagen darf — allen diefen 
Ausnahmen, Konzejfionen, Sonder» und Ehrenrechten Baiernd den Krieg 
erklärt — ich möchte faft jagen, natürlic auf parlamentarijdhem Boden, den 
Krieg bis auf's Mefjer. Eben darım, meine Herren, macht es auf mid 
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auch immer einen eigenthümlichen Findrud, wenn ich jo oft die Drobung 
hören muß: Wenn wir jett nicht annehmen, jo werden wir ein anderdmal 
ohne alle Bedingung, ohne alle Konzellion annehmen müfjen, wir werden 
auf Gnade und Ungnade in den Nordbund oder jeßt den jogenannten 
Deutſchen Bund eintreten müffen. Ja, meine Herren), Sie jagen ja jelbft, 
da dieſer Fall eintreten werde fo wie fo, daß, wenn wir überhaupt in den 
Bund eintreteten müffen, Sie dann aus allen Kräften bemüht jein werden, 
und um alle dieie Konzeifionen, Sonder: und Ehrenrechte wieder zu bringen. 
Alſo, meine Herren, dieſe Drohung ift mir immer im allerhöchſten Grade 
nichtig erichienen. Aber ich komme noch einmal auf ein paar Stellen der 
Rede Er. Ercellenz des Herrn Staatöminifterd v. Lutz zurüd, weil mir 
dieſe Stellen zu beweiſen icheinen, dab eigentlid auch Se. Ercellenz der 
richtigen Erfenntniß von dem wahren Stande der Dinge nidıyt entfernt 
fteht. Se. Ercellenz hat als „vorläufige Aeußerungen des Unmuths über 
die für Manche gewiß peinliche Lage“ bezeichnet, wenn man jet bisweilen 
höre: „Wenn denn doch Baiern zu Grunde gehen joll, jo wollen wir mit 
Ehren zu Grunde gehen; wir wollen diefe Bedingungen nicht!“ Se. Excel— 
lenz ruft uns zu: „Sagen Sie mir nicht, wir wollen lieber anneftirt ſein.“ 
Nun, meine Herren, es it gewiß umendlidy traurig, wenn ed dahin gefom- 
men ift, dab ein Mitglied der k. Staatsregierung und zwar mit allem 
Grunde, mit vollem Rechte in diefem Haufe ſolche Aeußerungen thun fan, 
ja — ich geitehe es zu — da er der Wahrheit die Ehre geben wollte, thun 
mußte. Allein, meine Herren, für das Volk ift es nicht fo leicht gejagt: 
„Sagen Sie mir nicht, wir wollen lieber anneftirt jein.” Denn jehen Sie, 
meine Herren, es fommt dabei ein außerordentlich jchwerwiegender Umſtand 
in Betracht, jchwerwiegend für das Volf und jdywerwiegend ohne allen 
Zweifel für die fünftige Volfövertretung. Denn das läßt ſich doch nicht 
läugnen, daß die Annerion ohne Vergleich viel — wohlfeiler zu ſtehen käme 
als die Mediatifirung. Und, meine Herren, in unjerer Zeit der materiellen 
Interefjen ift das ein Motiv, vor deffen Tragweite mir innerlich graut. 
Ich babe in meinem Berichte erwähnt, daß man von der \innahme der 
Verträge auch vom fonjervativen und firdlicyen Standpunkte aus fich mit- 
unter gewiſſe Vortheile erhoffe. Ic will darauf jeßt wicht weiter eingehen; 
ich babe mid) gegen diefen Standpunft im Ausichuffe und in meinem 
Referate entichieden genug ausgeiprochen. Ich ſtelle midy auf diejen uti- 
litariichen Standpunkt gerade in diejer Beziehung, gerade da, wo es fidh 
um die auch für mid; höchſten Interefjen handelt, erjt recht und ganz und 
gar nidyt. Aber, meine Herren, das muß ich bemerfen: die Herren, die 
fi) folhe Hoffnungen machen, ſcheinen mir in einem Irrthume befangen 
zu ſein. Sch will zugeben, meine Herren, dak von der Annerion die 
gedachten Vortheile zu erwarten wären, aber ganz gewiß nicht von 
einem Berhältniffe, in das die Verträge uns jebt zu Preußen oder zu 
dem Deutſchen Bunde bringen wollen, ganz gewiß nicht von unierer 
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Mediatifirung. Denn wenn auch unjere Mediatifirung immerhin nur fehr 
ipärliche Nefte unſerer innern Selbitändigfeit belafjen würde, jo würden 
doch auch dieſe Ipärlichen Reſte noch übergenug Spielraum bieten, 


um — verzeihen Sie mir den Ausdruck, meine Herren — die liberale 
Tyrannis nach wie vor walten zu laffen. (Heiterfeit linfd.) Aber, meine 
Herren, Annerion — joweit find wir noch nicht und vor diefer Frage 


ttehen wir nicht! Was mid) betrifft, jo fühle ich mich nicht gewählt und 
nicht bevollmächtigt, in irgend einer Weije zu einer über die ganze Zufunft 
des Yandes enticheidenden Sadye ohne weiteres Ja zu jagen. Sch fühle 
mich, meine Herren, mit Einem Worte nicht bevollmächtigt, in irgend einer 
Reife unſer liebed alted Baierland aus unferen Händen zu geben und an 
Preußen auszuliefern. Meine Herren, es hat in Preußen vor dem Kriege 
im Jahre 1866 ein vierjähriger Verfafjungsftreit gemüthet. Man hat die 
Kammer in Preußen viermal oder, ich glaube mich nicht zu irren, gar 
fünfmal aufgelöft; und diejer ganze Konflikt, dieſer ganze große Streit hat 
fih nur gedreht um die neue Armeereorganijation. Und wir, meine Herren, 
jollten eine Kammerauflöjung, unter Umftänden jelbit einen Konflikt fürch— 
ten, wo es ſich handelt um die Eriltenz unjered Yandeö, wo ed um den 
legten Verſuch ſich handelt, die berechtigte Selbitftändigfeit unjered Landes 
noch zu retten, wenn ed möglich it? Und ed wird, mit Gotted Beiſtand 
hoffe ich es zuverfichtlich, ed wird möglich fein. Wie dem aber immer jei, 
ih weiß fein anderes Mittel ald: Kragen Sie das Volf, ob ed will oder 
wicht will. Ich weil; feinen anderen Rath, ich ftehe hier und fann nicht 
anders. 


Dr. MW. Barth (Referent der Ausſchußminorität): Meine 
Henn! Es klang ein bitterer Ton durch die Rede des Herrn Referenten 
der Ausichußmajorität, welche wir vorhin gehört haben. Ich muß Ihnen 
geitehen, auch mein Gemüth erfüllt eine gewiſſe Bitterfeit. Es erregt ein 
ihmerzliches Gefühl in mir, daß gerade das Land, dem ich zugehöre, das 
baieriiche Land als das einzige im großen Deutichland in joldyer Weile, 
wie hier gejchieht, die Deutjche Idee behandelt, und daß in diefem Lande 
gerade dieſes hohe Haus, dem ich ald Mitglied jeit langen Jahren ange 
höre, der Faktor ift, — der einzige, weldyer dem neu gejchaffenen Deutjchen 
Reiche widerftrebt. Indeß, meine Herren, werde ich mich bemühen, die 
Gefühle, die mich beherrichen, niederzudrüden und werde mit der Objeftivi- 
tät jprechen, welche die Wichtigkeit des Gegenftandes und die Stellung eines 
Referenten, jei es aud der Neferent der Minorität, erheifcht. Ich will zu— 
vorderft und ehe ich mich auf eine Widerlegung des Nachtraged zum Nefe- 
tate des Herrn Kammerjefretärs, der den Hauptgegenitand meiner Aus— 
führungen bilden wird, übergehe, einige Punkte beiprecyen, welche im heutigen 
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Portrage ded Herrn Majoritätö-NReferenten vorgefommen find, welche 
ipeziell Vorwürfe gegen diejenige Seite diejes hohen Haufes und gegen Die 
Partei, der ich angehöre und immer angehört babe, enthalten. Es wurde 
und vorgeworfen, wir hätten mit dem Kriege gegen frankreich vom Anfange 
an den Zwed verfolgt, die Gegner der nationalliberalen Politik bei und nieder- 
zumwerfen. Ich glaube, meine Herren, darüber ſollten wir Alle einig fein, 
dat Niemand weder in Batern nody in Deutjchland diejen Krieg gewollt hat, daß 
wir nicht dieſen Krieg gejucht haben, daß man ihn auch nicht in Berlin gefucht hat, 
daf er und aufgedrungen wurde von unſerem Erbfeinde; dagegen ift nichts natür- 
licher, ald daß, nachdem der Krieg ausgebrochen, und nachdem esmit Gottes Hülfe 
gelungen war, jo herrliche Siege zu erringen, dab da die nationale Idee 
ftärfer wie zuvor fich erbob, daß Iedermann fidy jagte, jet müſſen wir für die 
Dpfer an Gut und Blut, die gebracht werden mußten, auch einen nadhhal- 
tigen Gewinn haben, einen Gewinn nady außen und nad) innen; nad außen 
den Gewinn, daß wir unſere Grenzen gelichert jehen für alle Zeiten, nad) 
innen den Gewinn, daß Deutjchland ſich enger aneinanderichlieft. — Daß 
dann von unjerer Partei diejer Gedanfe genährt wurde, iſt midyt minder 
natürlih und wir hätten unjern Charakter verläugnen müffen, wenn wir 
ihn nicht getragen hätten. Ferner hat der Herr Referent der Majorität 
und vorgeworfen, wir verfielen in einen fraudulojen MWiderjprudy mit uns 
jelbft, indem wir einerjeitS daraus Kapital machten, dat Baiern vor dem 
Kriege, wenn es Unterhandlungen hätte einleiten wollen, beſſere Bedingungen 
hätte erlangen fünnen, und indem mir andererjeitö zu erfennen gäben, daß 
in dem, was für Baiern im der jeßt dargebotenen Verfaffung an Sonder: 
rechten enthalten ift, und bereits zu viel jei. Meine Herren! Diejer Wider: 
ſpruch läßt ſich jehr leicht löfen. Ich muß nur bitten, zu beachten, daß von 
zwei verjchiedenen Dingen die Nede tft, die auseinander gehalten werden 
müfjen, einmal nämlicdy von den Abänderungen in der Werfaffung, und jo: 
dann von den Baiern zugeftandenen Sonderrechten. Was die Abänderungen 
in der Verfaſſung betrifft, meine Herren, jo find uns diefer zu wenig, und 
es ilt im Minoritätögutachten angegeben, was wir in dieſer Beziehung ver- 
mifjen; wir hätten namentlich gewünjcht die Necipirung eines verantwort- 
lichen Bundesminifteriums und die Abänderung deö Art. 62 (nicht Art. 72 
wie ed durch einen Drudfehler in dem Minoritätsgutachten heißt). Wir 
baben die Aeußerung des Herrn Staatsminiſters jo aufgefaft, daß vor dem 
Kriege ſolche Abänderungen vielleicht noch zu erreichen gewejen wären, und 
darauf bezieht ſich die fragliche Bemerkung. Was die Sonderrechte betrifft, 
jo muß ich Ihnen geitehen. eines oder das andere, was wir nicht haben, 
hätte ich wenigitens won meinem perjönlichen Standpuntt aus vielleicht ge: 
wünjcht, aber im Ganzen und Großen finde ich eine ſolche Maſſe von 
Sonderrechten, wie fie jeßt jchon bewilligt find, nicht für ein Glüd; ich 
finde eher zu viele ald zu wenig, und jo babe idy jene Bemerkung nicht ges 
meint, als ob in diejer Richtung etwas verjäumt worden jei; daraus habe 
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ih wahrlich der Staatöregierung feinen Vorwurf machen wollen, dab fie 
nicht noch mehr Sonderrecdhte für Baiern herausgeſchlagen hat. Der Herr 
Referent der Majorität hat und ferner vorgeworfen, wir betrachteten die 
Bundesverfaffung, wie fie gegemwärtig vorliegt, nur als eine Abſchlags— 
zablung und hätten und dahin auägejprochen, als jei es Aufgabe der liberalen 
Majorität des Neichstages, die baieriſchen Sonderrechte jobald als möglich 
aus diefer Verfaſſung wieder hinanszubringen. Auch das ift ein Mihver- 
ſtändniß, meine Herren! Der Reichstag kann die Sonderrechte nicht aus der 
Verfaſſung binausbringen, denn in Bezug auf die Sonderrechte hat Baiern 
ein abjolutes Veto. Wenn wir von der Thätigfeit der liberalen Majorität 
des Neichstages zur Erlangung von Verbeflerungen geſprochen haben, haben 
wir dabei wieder nur die Abaͤnderungen der Bundesverfaffung ſelbſt gemeint, 
die wir bezielen, und bier find es vorzüglich zwei, diefelben von welchen jchon 
eben die Nede war, nämlich die Finführung eines verantwortlichen Bundes— 
miniftertums und die Abänderung des Art. 62, der ja audy dem Herrn Re 
ferenten der NAusichußmajorität jo viel Bedenfen verurjacht bat. Ich will 
damit nicht jagen, meine Herren, dab nicht auch eine Thätigfeit gegen eines 
oder dad amdere der Baiern bewilligten Sonderrechte in Zufunft von der 
Kartei entwidelt werden könnte. D ja! Das kann fchen vorfommen, aber 
nicht, weil es baieriſche Sonderrechte find, fondern weil es ſolche Sonder: 
rechte find, von denen wir überzeugt find, daß fie Batern nicht nützen jons 
dern ſchaden. Cine Thätigkeit zur Bejeitigung diefer Sonderrechte wird und 
fann fich aber nicht entwideln im Deutſchen Neichötage, jondern nur im 
baieriſchen Landtage. Wir werden bier das Mikliche diefer Privilegien dar: 
ftellen, wir werden juchen, bier die Majorität für das freiwillige Aufgeben 
derjelben zu gewinnen, wir werden Nuchen, eine Webereinitimmung der 
drei Gejeßgebungsfaftoren zu einem foldyen freiwilligen Aufgeben herbeizu= 
führen, aber, meine Herren, Sie werden es immer in der Hand haben, ob Sie 
auf unjere Beitrebungen eingehen wollen ; denn wenn nicht Krone und Landtag 
in Baiern zuſammenwirken, um joldye Sonderrechte zu bejeitigen, dann werden 
fie auch micht bejeitigt werden fünnen. Meine Herren! Ic glaube damit 
eine ehrliche Erklärung abgegeben und die Bedenken gehoben zu haben, die 
von Seite des Herrn Rejferenten in diejer Beziehung aufgeitellt worden 
find. Wir verzichten nicht und können nicht verzichten auf alle Thätigfeit 
jur Verbeſſerung der Verfaſſung, aber wir acceptiren die Berfaflung als 
Ganzes ehrlich, und wenn wir Ginzelnes daran ſpäter verbeffert wünjchen, 
je foll das mur auf legalem Wege gejchehen, und joll namentlich Baiern 
nicht8 von dem Veto genommen werden, welches eö hat, wenn es fih um 
eines feiner Sonderrechte handelt. Ich gebe num über zu dem Nachtrage, 
welhen der Herr Neferent der Ausihußmajorität zu feinem urjprünglichen 
Lortrage gemacht bat, und muß Sie bitten, mir zu erlauben, dab ich mid) 
dabei etwas länger aufhalte, nachdem die Ausſchußminorität feine Gelegen- 
beit gehabt hat, gegen dieſe Neplif noch eine jchriftliche Duplik abzugeben. 
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Der Herr Referent jpricht in diefem Nachtrage jehr wenig oder eigentlich 
gar nichts von den Vortheilen, welche für Deutichland ſich daraus ergeben, 
daß es endlich feine politiiche Einigung vollbracht hat; er jpricht aber ſehr 
viel von verjchiedenen Bedenken, weldye von dem jpeziftich baieriſchen Stand: 
punfte aus gegen den vorliegenden Vertrag beitehen jollen, und in diejer 
Beziehung ift es nun meine Aufgabe, ihm zu entgegnen. Der Punft, der 
dem Herrn Referenten am meilten Bedenken macht, it die jogenannte 
eiferne Militärlaft. Der Herr Referent iſt nody immer der Meinung, es 
könne ohne den guten Willen der Krone Preußens an der gegenwärtigen 
Militärlaft, weder was die Friedenspräjenzitärfe noch was den Frieden 
präjenzitand betrifft, irgend etwas geändert werden, der Reichstag habe dar: 
auf feinen Einfluß, und auch die übrigen Mitglieder des Bundesrathes 
hätten feinen, weil ja Preußen im Bundesrathe ein Veto zuftehe, jobald es 
fid) um Aenderung der Militäreinrichtungen handelt, und der Herr Refe— 
rent behauptet, unjere aufgeltellte entgegengejeßte Interpretation der betreffen: 
den Berfafjungsartifel widerjpreche jchnurgerade jowohl dem Wortlaute der 
einjchlägigen Beitimmungen, als der Entſtehungsgeſchichte derjelben. Ich er: 
laube mir dem entgegen, Sie vor Allem darauf aufmerfiam zu machen, daß 
die Artifel 5, 37 und 78, auf die der Herr Referent Bezug nimmt, auf 
die Sriedenspräfenzitärfe und den Friedenspräfenzitand, d. b. die Formations— 
größe der aktiven Armee und den jeweiligen Präfenzitand gar nicht anwend— 
bar find, denn unter den Militär-Einrichtungen, von welchen in Art. 5 und 
37 die Nede ilt, find mur- die jtabilen Einrichtungen zu veritehen. Die 
Sriedenspräjenzftärfe und der Friedenäpräfenzitand aber find nad) dem Wort: 
laute, wie nach dem Sinne und Geilte der Verfaffung variable Größen, die 
nur auf eine beſtimmte Periode zwijchen dem Bundesrathe und dem Reid 
tage feitgejeßt werden. Schon der Wortlaut ded Art. 60 wird gemügen, 
um darzulegen, daß die Friedenspräjenzitärfe nicht, wie der Herr Referent 
glaubt, im jtetiger Weiſe durch die Verfaffung feitgeftellt jei. Der Art. 60 
lautet: „Die Friedenspräjenzitärfe des Bundesheeres wird bis zum 31. De 
zember 1871 auf ein Prozent der Bevölkerung von 1867 normirt und wird 
pro rata derjelben von den einzelnen Bundesitaaten geitellt. Für die ſpä— 
tere Zeit wird die Friedenspräfenzitärfe des Heeres im Wege der Bundes 
gejeßgebung feitgeitellt." Nun frage ich jeden Juriſten: Wenn bei einem 
Gejege der Termin, bis zu welchem das Geje Geltung haben ſoll, im Ge 
fee jelbit beitimmt iſt, gilt dann nidyt der Sat, daß die Wirkſamkeit dieſes 
Geſetzes mit dieſem Termine ipsa lege aufhört? Hier it aber deutlich ge 
jagt: „Für die Zeit nach dem 31. Dezember 1871 wird die Friedenspräſenz 
jtärfe im Wege der Bundeögejebgebung im Gegenjaße zu dieſem Berfaljung‘ 
paragraphen feſtgeſtellt“. Es it alſo flar, daß entweder vor dem 31. Dezem: 
ber 1871 ein Bundeögejeß gemacht werden muß, durch weldyes für die Folge 
zeit die Friedenspräfenzitärte feitgejeßt wird, oder daß wenn ein joldyes Ge 
jeg bis dahin nicht zu Stande käme, vom 1. Sanuar 1872 an ein geief 
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loſer Zuftand im dieſer Beziehung beitände, der und auf feinen Fall in 
Baiern verpflichten würde, die außer Kraft getretene Beitimmung des Art. 60 
nach dem 31. Dezember 1871 in Baiern auf unjer Militärweſen anzumen- 
den. Wenn Sie fidy noch beijer überzeugen wollen, dab dies der wahre 
Sinn des Art. 60, wie er gegenwärtig in der Verfaſſung fteht, jei, jo bitte 
id Sie mit demijelben die urjprüngliche Faſſung ded Entwurfes der Nord: 
deutichen Bundeöverfalfung in Art. 56, der mit dem jeßigen Art. 60 for: 
teſpondirt, zu vergleichen. Sie werden dann jehen, wie jehr der Entwurf 
anderd lautete als gegenwärtig die Verfaſſung. Mit diejer Abweichung 
vom Entwurfe hat man doch ficher etwas erreichen und den Entwurf modi— 
fziren wollen. Urſprünglich it der Artikel 56, jett 60, in folgender Faſſung 
vorgelegt worden: „Die Friedenspräjenzitärfe ded Bundesheeres wird auf 
ein Prozent der Bevölferung von 1867 normirt und pro rata derjelben von 
den einzelnen Bundesitaaten geftellt; bei wachjender Bevölkerung wird nach 
je 10 Jahren ein anderweitiger Prozentjaß feftgejeßt werden." Nach diejer 
Faſſung wäre ed allerdings richtig geweſen, daß die gegenwärtige Friedens— 
präienzitärfe fortbeitanden hätte, bis in Folge der wachjenden Bevölkerung 
durdy ein Bundesgeſetz eine andere Friedenspräſenzſtärke normirt worden 
wäre. Das war die eijerne Militärlaft, von der der Herr Neferent jpricht, 
aber dieje eijerne Militärlaft wollte eben der fonitituirende Reichstag in 
Berlin auch nicht und defhalb it dieſe Fallung gefallen und wurde 
fih auf diejenige vereinbart, die jeht in der Verfaffung fteht, und welche 
ganz deutlich den gegenwärtigen Friedenspräfenzftand nur bis zum 31. Des 
jember 1871 gelten läßt. Der Herr Neferent hat in feinem Nachtrage 
verſchiedene Aeußerungen aus den Verhandlungen des fonftituirenden Reichs— 
tages allegirt, um aus der Gntitehungsgeichichte der Verfaſſung nachzu— 
weilen, daß jeine Anfchauung die richtige jei. Allein alle diefe Stellen be- 
zieben fich gar nicht auf die gegenwärtige Faſſung ded Art. 60 der Ver: 
faflung, jondern auf die urjprünglicdy proponirte Faſſung des Art. 56 des 
Entwurfes derjelben wie ich fie eben verlejen habe, oder auf Amendements, 
weldye hinter der jegigen Faſſung des Art. 60 zurücgeblieben und gleich dem 
Entwurfe nicht zur Annahme gelangt find. All das beftärft alſo nur meine 
Behauptung, weldye ſchon durch den Wortlaut des Art. 60 gerechtfertigt 
wird, daß von einer eijernen Friedenöpräjenzitärfe nun und nimmermehr die 
Rede jein fan. Der Herr Kammerjefretär (Jörg) macht nun allerdings das 
Bedenken geltend, ob denn der Neichätag, wenn er auch die Befugniß haben 
jollte, bei der Berathung des Geſetzes, welches durch den Art. 60 über die 
künftige Friedenspräſenzſtärke vorgejehen iſt, einen limitirenden Einfluß zu 
üben, von dieſem Einfluſſe auch wirklich Gebraud) madyen werde, und er be- 
zweifelt insbejondere meine Behauptung oder erflärt diejelbe vielmehr für 
eine jonderbare, da auch die preußtichen Konjervativen zu einer joldyen Ab- 
minderung der Militärlaft, jobald es nur die Umstände erlauben, jobald die 
Beltlage darnach angethan jein wird, bereit jein werden. Meine Herren, 
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ich habe meine Mittheilungen hierüber aus einer guten Duelle, von einem 
Manne, der jelbft im diefen Kreijen Iebt, und die Sache ift mir auch jo 
natürlich, daß ich nicht daran zweifle (demm Niemand zahlt gern Steuern, 
und die preußiſchen Konfervativen haben befanntlich die gröhten Grundbeſitzer 
in ihrer Mitte, die in Folge deſſen auch die größten Steuern zahlen müſſen). 
Wenn trotz dieſes Umſtandes die preußiſchen Konſervativen zu der Zeit als 
der Konflikt in Preußen beſtand, lieber Steuern bezahlten, als zugegeben 
haben, daß die Stärke der Armee geſchwächt werde, dann, meine Herren, 
haben fie ſehr gut gewußt, warum fie diefes thaten, umd ich glaube, man 
it ihnen Darck dafür fchuldig, daß fie die Armeeformation nicht zur Unzeit 
haben herunterſetzen lafien; aber es bat Alles feine Zeit, und wenn die Zeit 
des Friedens, des geficherten Friedens kommt, dann wird ſich auch die 
Herab ſetzung der Militärlaft auf dem von mir angedeuteten Wege ergeben. 
Der Herr Kammerjefretär hat auch nod) eine Aeußerung ded Herm Grafen 
Bid mard angeführt, wonach derjelbe fich dagegen ausiprach, daß die Beitim- 
mungen über Zufammenfeßung und Ausdehnung der Armee durch ein jähr- 
liches Votum in Frage geftellt werden. Auch dieſe Aeußerung gehört der 
Debatte vor Seftitellung des jeßigen Art. 60 der Bundesverfaſſung an. 
Aber, meine Herren, ich glaube, der Herr Referent hat auch aus diefer 
Aeugerung des Herrn Grafen Bismard zu viel gefolgert. Bismarck kann 
ſich gegen ein jährliches Votum über die Friedenspräjenzitärfe ausgeſprochen 
haben, ohne daf er deshalb eine eiſerne Militärlaft will. Man kann jehr 
dagegen fein, daß die Militärorganifation alle Jahre auf's Neue in Frage 
geitellt werde, und ich bin fo ehrlich zu geftehen: ich bin auch dagegen; aber 
man braucht deshalb nicht eine Formation für alle Zeiten zu machen. Ich 
denfe mir die Sache jo: Wenn im Reichstage das Geſetz zur Berathung 
fommt, deſſen Feftftellung der Artikel 66 vorichreibt, jo wird man fich die 
Weltlage anjehen, Wenn die Weltlage darnach ift, daß man die Friedens 
präjenzftärfe herunterſetzen kann, jo wird man diejelbe herunterjetjen und zwar 
auf längere Zeit, man wird das Geſetz auf längere Zeit machen. Wenn 
aber die Verhältnifje jo find, dak wir ohne Gefahr für die Landesvertheidie 
gung von der alten Friedenspräjenzftärfe zur Zeit nicht abgehen können, dann 
wird man zwar die alte Friedenspräſenzſtärke in das neue Gejeß wieder aufneh— 
men, man wird aber dann das Geje wieder auf furze Zeit madyen, damit 
man in Bälde wieder Gelegenheit hat zu prüfen, ob nicht inzwijchen die 
Zeit gefommen jei, daß fich eine Abminderung vornehmen läßt. Wenigitend 
glaube ich, wenn der Reichstag jo verfährt, wird er das richtige Verfahren 
eingeichlagen haben. Der Herr Referent meint nun weiter, wenn auch die 
. Interpretation des Art. 60, die ich gegeben habe, richtig wäre, wer würde die 
preußiſche Bundeserecutivgewalt irgendwie hindern fönnen, wenn fie ſich über 
die Beltimmungen des Artikel 60 binwegießen will. Nun, meine Herren, 
in der Beziehung babe ich doch eine beffere Meinung von der Bundeserecu: 
fivgewalt, nicht blos von ihrem guten Willen, fondern auch von ihrem poli- 
tiſchen Verftande. Wenn man foeben erft ein neues Reid), einen Bundes 
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ftaat gegründet hat, indem jo mächtige Faktoren fich befinden, wie die 
Königreiche Baiern, Würtemberg und Sachſen, die Großherzogthümer Baden 
und Helfen, dann wird man ſich wohl hüten, gleich in den eriten Monaten 
einen Geſetzesbruch zu begehen und dadurch die ganze junge Schöpfung in 
stage zu ftellen. Und dann, meine Herren, wer zwänge denn dann ung, 
die alte Friedenspräfenzitärfe ohne Gejetz feitzubalten? Dann fönnte allenfalls 
Preußen durch Mißbrauch jeiner Gewalt da, wo es die Militärverwaltung 
jelbit in der Hand hat, die alte Friedenspräjenzitärfe aufrecht erhalten, wir 
aber, die wir jelbit die Verwaltung unjerer Armee haben, würden nicht gegen 
uns ein Geje vollziehen, das nicht mehr beitünde. Nun jagt der Herr 
Referent weiter: „Sa, aber dann droht uns eben die Bundeserecution!” 
Aber, meine Herren, gerade die Bundeserecution ift nicht in der Hand Preu- 
bens oder des Präſidiums, jondern fie tit in den Händen des Bundesrathes. 
Preußen fann feine Execution verfügen, ohne daß der Bundesrath fie be- 
Ihlieht, das iſt eine der Abänderungen, welche durch die Verträge erreicht 
wurden. Es müßte ſich aljo Preußen auch über dieje Beitimmungen hin— 
wegießen, d. h. es müßte und einfach mit Gewalt todt ſchlagen. Ja, wenn 
Sie einen foldyen Glauben von Preußen haben, dann finde ich eö natürlich, 
dab Sie nicht blos nicht dieſen, jondern überhaupt feinen Bertrag mit dem 
jelben eingehen wollen; dann ift aber auch jede Detailerörterung überflüffig. 
Ganz ähnlich, um das gleich hereinzuziehen, wie mit der Friedenäpräjenz- 
ftärfe, ift e8 mit dem Sriedenspräjenzitande, mit der Frage, wie lang der 
einzelne Mann präjent zu halten jei. Dieſe Frage hängt natürlicy mit den 
Mitteln zufammen, die der Kriegäverwaltung zu diefem Zwecke gegeben find. 
Hier enthält nun Art. 62 der Verfaſſung die Beitimmung: „Zur Beitreitung 
des Aufwandes für das gefammte Bundesheer und die zu demjelben gehöri- 
gen Einrichtungen find bis zum 31. Dezember „871 dem Bundeöfeldherrn 
jährlich jovielmal 225 Thaler, in Worten zweihundert fünf und zwanzig 
Thaler, alö die Kopfzahl der Friedensſtärke des Heeres nach Art. 60 beträgt, 
zur Verfügung zu ftellen. Nach dem 31. Dezember 1871 müljen die Bei- 
träge von den einzelnen Staaten ded Bundes zur Bundescaſſa fortgezahlt 
werden. Zur Berechnung derjelben wird die im Art. 6U interimiſtiſch feſt— 
geitellte Friedenspräjenzitärfe jo lange feitgehalten, bis fie durch ein Bundes- 
geje abgeändert ift. Die Verausgabung diejer Summe für das gefammte 
Bundesheer und deſſen Einrichtungen wırd durch das Etats-Geſetz feitgeftellt“. 
Sie jehen alfo, hier iſt einmal ein Unterſchied zwiſchen der Zeit bis zum 31. 
Dezember 1871 und der Zeit nad) dem 31. Dezember 1871 gemacht; ferner 
ein Unterjchied zwiſchen Einzahlung und Berausgabung der betreffenden 
Matrifularbeiträge. Bis zum 31. Dezember 1871 hat das Bundespräfidium 
die freie, volle Verwendung der gefammten von den Ginzelitaaten aufzubrin: 
genden Beiträge. Nach dem 31. Dezember bleibt zwar die Ginbezahlung 
tehen, bis das in Art. 60 vorgejehene, von mir vorhin bejprochene Geſetz 
vereinbart iſt; aber die Verausgabung hat ſich nach dem Etatsgeſetze, alſo 
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nach dem Budget zu richten, und wenn ein Budget nicht zu Stande fommt, 
fo ilt auch bier wieder ein Zuftand der Gejetlofigfeit. Mit andern Morten, 
da in einem vepräjentaliven Staatöwejen ein joldyer Zuftand nicht beitehen 
fann und darf, hat das Bundespräfidium die Notbwendigfeit vor fich, ſich 
auch über dad Etatsgeſetz rechtzeitig mit dem Reichstage zu vereinbaren, und 
der Neichötag bat audy bier wieder die volle Möglichkeit, eine Abminderung 
des Gtatö herbeizuführen. Much bier bitte ich Sie, um ſich von der Rich— 
tigkeit meiner Interpretation zu überzeugen, die urjprüngliche Faſſung Des 
betreffenden Artikels mit der jeßigen zu vergleichen. Die urjprüngliche Faſſung 
im Entwurfe lautete: „Zur Beltreitung des Aufwandes für das gejammte 
Bundesheer und die zu demjelben gehörigen Ginrichtungen find dem Bundes- 
feldheren jährlich jovielmal 225 Thaler, als die Kopfzahl der Friedensitärfe 
des Heered nach Art. 56 beträgt, zur Verfügung zu ſtellen“. Meine Herren! 
Hierin ift nichts vom 31. Dezember 1871 enthalten, bier ift nichts enthals 
ten von der Feititellung der Verausgabung durch die Etats; bier ift ganz 
fategorijch und für alle Zeiten gejagt: „Für jeden Kopf ſtnd 225 Thaler zu 
bezahlen und dieje itehen dem Bundespräfidium zur Verfügung“. Glauben 
Sie denn, meine Herren, die Wenderung, der wir im Art. 62 der Verfaſſung 
dieſem Entwurfe gegenüber begegnen, jei eine zufällige, eine nichts bedeutenbe? 
D nein! Leſen Sie doch die weitläufigen Verhandlungen, die gerade über 
diefen Artikel in dem conftituirenden Neichstage gepflogen worden find, und 
Sie werden jehen, daß der Art. 62, wie er am Schlufje angenommen wurde, 
gegenüber diejen Art. 58 des Entwurfs, der allerdings audy bier den eijernen 
Militär-Etat enthielt, weſentlich abgeſchwächt it, und daß durch die jeßige 
Faffung dem Reichstage Rechte, wejentliche und bedeutende Rechte gegeben 
werden wollten und wirklich gegeben worden find. Wenn der Herr Referent 
meint, es ſtehe nichts davon in dem Art. 62 wie er jet lautet, dab Die 
einzuzablenden Beträge nicht verausgabt werden dürften, jo muß ich doch 
bitten, den Artikel nody einmal anzujehen. Es liegt ja ganz deutlich in den 
Morten: „Die Verausgabung diejer Summe für das gejammte Bundesheer 
und deſſen Einrichtungen wird durch das Etatsgeſetz feitgeitellt“. Was Fonnte 
denn namentlich gegenüber dem uriprünglichen Gntwurfe mit diefem Safe 
anders gejagt werden wollen, als daß eben die Verausgabung nur erfolgen 
dürfe nach Maßgabe der Gtatögejege, dab aljo das Bundespräfidium an 
diefe Etatögejeße gebunden jei und dab die Verausgabung ohne diejelben 
oder gegen diejelben ein Gejegesbrudy jei? Ich glaube nun das Nötbige vor: 
gebracht zu haben, um endlidy das Schredgejpenit der eijernen Meilitärlait 
aus den Köpfen zu vertreiben. Ich muß übrigens leider befennen, es ſcheint 
dieje Furcht nicht blos innerhalb der Mauern diejes Saales zu beiteben, ic 
muß jogar dem Herrn Referenten einräumen, dab der Herr Neferent 
des anderen Haujes in einem ähnlidyen Irrthume befangen gemejen zu jein 
icheint, allein ich kann demungeadytet nidyt zugeben, daß die Anficht der 
beiden Herren begründet ilt. Die Interpretation, wie fie das Minoritäts— 
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Gutachten aufgeſtellt hat, iſt die richtige, die allein zuläſſige und im ganzen 
Norden allein anerkannte. Ich fomme nun zu dem zweiten Bedenken, mwel- 
des jowohl der urſprüngliche Vortrag als auch der Nachtrag des Herrn 
Referenten bejonders betont, es iſt das die Schwierigfeit, die ihm die Be- 
ſtimmungen über die Verfaffungsänderungen machen. Der Herr Referent 
meint nämlich, es hätte in der Verfaſſung beitimmt werden follen, daß Ver— 
faflungsänderungen nur gemacht werden fünnten mit Zultimmung der ſämmt— 
lien Geſetzgebungs-Faktoren in allen einzelnen Ländern. Meine Herren, 
& ift nicht üblich in Füderativitaaten mit Nepräjentativ-Berfallung, wenn 
man einmal die Möglichkeit von Verfaffungsänderungen, wie ed hier in 
Art. 78 gejchieht, überhaupt zugiebt, eine joldye Formalität den einzelnen 
Bevollmächtigten zum Bundesratly aufzulegen, ja es ift das auch eine Sache 
der Unmöglichfeit. Damit aber, meine Herren, ift durchaus nicht gejagt, 
daß Sie nicht die baierijche Negierung binden fünnen, ihre Bevollmächtigten 
zum Bundesrathe der Art zu injtruiren, daß dabei die Rechte des Landtags 
gewahrt bleiben. Denn das erfenne ich an: ein Recht hat der baieriſche Land— 
tag, darıım gefragt zu werden, wenn es ſich um eine Verfafjungsänderung 
bandelt, wenigſtens wenn eine Ausdehnung der Kompetenz des Bundes ftatuirt 
werden will. Aber, meine Herren, die Herren Miniſter haben ausdrücklich 
bei den Ausſchußverhandlungen erflärt, daß fie ſich für die desfallfigen Hand- 
lungen der baierijchen Bevollmächtigten zum Bundesrathe dem Landtage 
gegenüber verantwortlich erflären, und ich für meine Perſon habe das jo 
veritanden, daß fie ſich auch verpflichtet halten, ehe fie die Bevollmächtigten 
zu einem zuftimmenden Votum ermächtigen, den Landtag zuvor zu hören. 
zur alle Fälle habe ich bereits im Ausjchuffe darauf aufmerffam gemacht, 
daß ed ja dem baierijchen Landtage frei jteht, dahin zu wirken, daß Dieje 
ganze Materie durdy ein Landesgeſetz der f. Staatsregierung gegenüber näher 
geregelt werde, und die Erklärung, welche der Herr Staatsminifter der 
Iuftiz im Ausichuffe auf jene meine Aeußerung abgegeben bat, berechtigt mic) 
wohl zu der Annahme, die Regierung werde fidy der Mitwirkung zu einem 
jelhen Geſetze nicht entziehen. Der Herr Staatsminiiter bat nämlich 
ausdrüdlicy erflärt, das innere Staatsrecht gejtatte allerdings eine geſetzliche 
Regelung der Inſtruktion. Der Herr Kammerjefretär bat zu dem Bedenfen, 
wovon ich eben jpreche, noch eine Aeußerung des Neichdtags = Abgeordneten 
Tweſten angeführt, im welcher diejer eine allerdings nicht unmejentliche 
Unteriheidung machte, nämlich zwiſchen Verfaflungsänderungen, die nur die 
Organifation betreffen und joldyen, welche die Kompetenz des Bundes betreffen, 
und in welcher er, wohlveritanden zur Zeit des fonitituirenden Neichötages, 
als es fih noch de lege ferenda handelte, die Meinung aufitellte, es jei 
mwedmäßig, dab zu einer jolchen Aenderung alle Gejeßgebungsfaktoren in den 
Einzelſtaaten des Bundes mitwirken müfjen. Ich gebe num zu, meine Herren, 
dieſe Meinung ift nicht ohne Berechtigung, aber das läßt fich jett nicht mehr 
erreichen. Ginmal it die Praxis im Norddeutjchen Bunde bisher jchon eine 
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andere gewejen, indem verjchiedene Kompetenz.Erweiterungen durch Majoritäts- 
beidhlüffe getroffen worden find. Sodann folgt audy aus der Erklärung, 
weldye die baieriſche Regierung in dem baieriſchen Vertrage hat aufnehmen 
lafjen, nämlich, daß in Bezug auf die baieriſchen Sonderrechte ohne ihre 
Mitwirfung und ohne ihre Zuftimmung eine Aenderung nicht getroffen werden 
fönne, e contrario, dab das nicht auf andere Kompetenzänderung Anwendung 
finde. Allein, meine Herren, mein Troft bei der Sache liegt darin, daß durch 
Art. 78 bejtimmz ift, daß nur mit 45 Stimmen im Bundesrathe eine Berfaffungs- 
änderung überhaupt ängenommen werden fünne. Der Herr Kammerjefretär mein 
zwar, es jei die Konzelfion, die hierdurdy Baiern gemacht worden jet, nicht 
hoch anzujchlagen. Ich bin aber der entgegengejeßten Anficht. Ich halte 
dieje Konzejfion für eine jehr große und im Norddeutichen Reichstage bat 
man fie audy für eine ſehr bedeutende gehalten; denn gar nichts hat den 
Norddeutichen Neichötag mehr geſchmerzt, als diefe Erhöhung der zu Ver: 
fafjungsänderungen und Kompetenzerweiterungen nothwendigen Stimmenzahl. 
Alles andere hätte man und gerne zugejtanden, wenn nur ‚das nicht verlangt 
worden wäre, und jelbjt die einzige Stimme Unterjcyied zwijchen Dreiviertel: 
Majorität und 45 Stimmen hätte man jchen hoch angejchlagen. Ich weit 
das aus dem perjönlichen Verkehre, den ich mit vielen hervorragenden Mit: 
gliedern des Norddeutſchen Reichötages in der legten Zeit gehabt habe. Ich 
glaube auch, die baierijche Regierung hat gerade dieje 45 Stimmen wohl 
mit Abficht verlangt und iſt mit Abficht auf eine Dreiviertel-Majorität nicht 
eingegangen. Sie hat gewußt, dab es jet in Die Hände der drei König: 
reiche gegeben ift, wenn fie fidy mit einander verjtändigen, ein Veto gegen 
jede VBerfafjungsänderung einzuligen, und fie hat gewußt, dab dieje König: 
reiche ein wohlveritandenes gemeinjames Interefje gegen unitartjche Beitre: 
bungen haben. Nun meint zwar der Herr Referent, ed werde nicht jo 
leicht jein, dieſe drei Königreiche unter einen Hut zu bringen, jedenfalls 
müßte erit der erjte Zorn über die uns bewilligten Sonderredhte verraudht 
jein und das werde nicht jo bald gejchehen. Meine Herren, ich weiß nicht, 
ob der Zorn über die Sonderrechte jo lange anhalten wird als der Verdruf, 
der in ganz Deutjchland über und Baiern beitehen wird über die Art und 
Weiſe, wie wir die Verträge hier behandelt haben. Allein wie audy dieſer 
doppelte Zorn aufbraujen mag in der eriten Zeit, er wird verrauchen und, 
jeien Sie ficher, die Staatömänner in diefen drei Königreichen werden Ein 

ficht genug haben, um fid) zu verbinden, wo das natürliche Intereſſe fie 
zujanmenführt. So lange nody von der Trias die Rede war, die der Herr 
Kammerjekretär auch jeßt noch nicht vergeſſen kann und auf die ich daher 
jpäter noch zu jprechen kommen werde, da legte man immer ganz beionderes 
Gewicht auf die Bedeutung, die Baiern, Würtemberg und Sachſen hätten, 

wenn fie gemeinjam operirten, und bier, wo einmal zu joldyer gemeinjamen Opera: 

tion Gelegenheit fi) gibt, wo die Verfaſſung jelbit darauf hinweiſt, joll nun 
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diefed Zufammenwirfen der drei Königreidhe nicht zu erreichen fein. Das 
it doc wohl nicht zu glauben. Ich fomme nun auf die Finanzfrage Es 
it natürlich, daß man hier, wenn man einmal gegen die Einigung einge- 
nommen ift, die zu bringenden Opfer unmillfürlich zu hoch anſchlägt. Ich 
bin nicht Fachmann und will mid) in Ziffern bier nicht einlaffen. Es wird 
dad auf unjerer Seite, wenn ed nothwendig werden jollte und jo meit es 
nicht Schon vom Miniftertiiche aus geichieht, ein anderer Mann thun, der 
fih in Ziffern befier ausfennt als ich. Aber einige allgemeine Bemerfungen 
will ich mir auch bier erlauben. Der Herr Neferent jagt und: fein Minifter 
wird die Garantie dafür übernehmen wollen und fünnen, daß der Mehr- 
bedarf nicht höher und zwar viel höher fteizt. Meine Herren, das kann 
ich zugeben, ich jage aber ganz einfach: fein Miniiter in der Welt fann 
überhaupt eine Garantie übernehmen, daß in irgend einem Staatsweſen 
der Bedarf nicht in einer Periode höher fteigt, als in der andern. Dad 
hängt eben von den Umftänden ab. Er kann eben jo gut fallen ald fteigen, 
aber Eines weiß ich, meine Herren, wenn Sie aus dem Deutichen Reiche 
draußen bleiben, jo ift es eine Illufion, wenn Sie glauben, daß Sie deö- 
wegen in Bezug auf die Militärlaften heruntergehen fünnen. Sie werden 
immer mit dem Deutichen Reiche gleichen Schritt halten müfjen. Sie 
werden dad um jo mehr thun müſſen, je mehr Sie ijolirt bleiben. Die 
ganze Mehrausgabe, welche dem baieriichen Staate durdy den Eintritt in 
das Reich zugeht, theilt fich in zwei Theile, nämlich in den Mehraufwand 
für das Militär und in Laften für die übrigen Bundeseinrichtungen. Su 
Beziehung auf die leßteren habe idy nun, und wie id) glaube mit Recht, 
im Minoritätsgutachten bemerkt, dab wenn man auf der einen Seite er- 
höhte Ausgaben hat, dafür, daß verichtedene Inititutionen gemeinjchaftlich 
werden, man auf der andern Eeite auch im Yandesbudget gewiſſe Er: 
Iparungen anftreben müfje. Dieje Erſparungen werden vom Hrn. Refe— 
tenten jehr gering angejchlagen, allein ich meine, eö wird von Ihnen 
abhängen, wieweit Sie in diejen Griparungen gehen wollen. Sie fünnen 
natürlidy nicht weiter gehen, alö der Zwed ver Staatsverwaltung es ver: 
trägt, allein Erſparungen werden olme Veeinträchtigung der leßteren in 
in vielen Beziehungen möglich fein, wenn Sie nur mit der erforderlichen 
Energie eingreifen. Bejonders in Beziehung auf das Gejandtichaftömejen 
fann geipart werden. Nur in einer Beziehung ift feine Erſparniß zuläffig, 
nämlich in der Beziehung, welde der Hr. Neferent zwar nur fehr zart, 
aber doch verftändlich angedeutet hat, indem er von Erſparungen ſprach 
die in die höchften Regionen hinaufgehen jollten. Meine Herren, id) will 
auf dieſe delifate Sache nicht näher eingeben, aber ich bitte Cie, nicht 
zu vergefjen, daß ed Staaten gibt, in denen der Nezent neben jeiner Civil: 
lite noch Domänen befit und daß diefe Domänen im Baiern in das 
Staatövermögen übergegangen find; mehr jage ich über dieje Frage nicht. 
Im Nachtrage zu dem Neferate des Herrn Kammerjefretärs ift aud die 
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Rede von dem ‚mittelbaren Folgen des Cintrittes in das Deutiche Reich. 
Er jagt und, man habe vor dem Kriege in Baiern die Abficht gehabt, 
ſelbſt an dem bisherigen Militiretat weiß Gott welche Eriparungen vorzu: 
nehmen; dieje Abficht könne man nun um fo weniger erreichen. Sa mit 
den Abfichten ift ed ein eigened Ding, die Abficht war wohl da, aber in 
dem Augenblide, wo fie erreicht werden follte, find unvorhergejehene Ereig- 
nifje gefommen und haben einen Stridy durch die Rechnung gemadyt. Sie 
werden, aud) wenn Eie nicht in das Neich eintreten, weitere Erſparungen 
ald im Reichstage gemacht werden, in Baiern nidyt machen fönnen. Das, 
was geleiftet wird im Reiche, wird, auch wenn wir ijolirt bleiben, der 
Maßſtab bleiben müſſen für das, was wir leiften. Der Herr Kammer: 
fefretär will jelbft die Allianzverträge nicht aufgeben, er will, daß Baiern, 
wenn wieder Krieg kommen jollte, mwenigitend wenn der casus foederis 
gegeben ift, mit dem Reiche in den Krieg eintritt. Allein, meine Herren, 
müffen wir denn da nicht eben daffelbe leiften, was das Reich leiitet, gerade 
ebenjo gut, ald wenn wir mit darin wären? Alles, was Sie ändern da— 
durch, dab Sie draußen bleiben, befteht aljo darin, daß feine baieriſchen 
Abgeordneten im Neichötage und Feine baierifchen Bevollmächtigten im 
Bundesrathe mitthun fünnen, wenn der Militäretat feftgeftellt wird, daß 
das Gewicht, welches die liberalen baieriichen Abgeordneten im Neichötage 
in die MWagichale legen Fünnten, damit der Militäretat herabgemindert 
werde, wegfällt und Diejenigen, welche den jogenannten eijernen Militär 
aufwand erhalten wollen, um jo ficherer zum Ziele fommen; das ift der 
Gewinn, den Sie haben. Der Herr Kammerjefretär hat ed getabdelt, 
daß im Minoritätögutachten von neuen indireften Auflagen, audy jogar von 
dem Tabaksmonopol die Rede ift. Ich bitte Sie dody nur, meine Herren, 
zu lejen, was wir ja ausdrüdlich gelagt haben: wir wollten ganz abjehen 
von diejen in der würtembergiichen Kammer zur Sprade gekommenen 
Dingen, weil ed noch offene Fragen find. Wir haben aljo feine Lanze 
eingelegt für das Tabaksmonopol und dürfte deßhalb der Vorwurf des 
Herrn Referenten nicht zu rechtfertigen fein. Diele Frage lafjen wir 
für jeßt jeitwärts liegen. Sodann hat der Herr Kammerjefretär Bezug 
genommen auf die jegigen Kriegsanlehen, auf die unvermeidlichen Ausgaben, 
weldye für Militärpenfionen und Unterftüßungen an Imvaliden, Witt 
wen und Waiſen erwachſen. Ia, meine Herren, haben Sie dieje Laiten 
nicht ebenfogut, wenn Sie nicht in das Meich treten, ald wenn Gie 
eintreten? Bleibt das nicht dafjelbe und haben wir nicht beftimmte 
Hoffnung, dab diefe Ausgaben menigitend gededt werben durch die 
Kriegsentihädigung, die wir zu verlangen berechtigt find, und die, jo 
Gott und einen ehrenunllen Frieden gibt, und gewiß zu Theil werden 
wird? Ich fomwe nun auf den fetten Punkt, welchen der Herr Kammer: 
jefretär im feinem Nadytrage behandelt hat, nämlich auf die jogenannte 
Zwangdlage. Hier wundert fich der Herr Neferent der Ausſchuß-Majorität 
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zunächſt, dab ich jo abichäßig über das Zollparlament alö ein verbrauchtes 
Mittel zum Zwecke gejprocdhen habe, und meint ferner, dat der Zollverein 
lange Iahre hindurch auch ohne Zollparlament ein jegensreiches Beſtehen 
gehabt habe. Meine Herren! Daß das Zollparlament nur eine vorüber: 
gehende Maßregel jein jollte, dab ein Parlament, das über nichts Anderes 
als Zollſachen zu jprechen bat und nur alle Sahre einmal auf 8 oder 14 Tage 
wiammenfommt, feine gejunde politijche Einrichtung jei, darüber find wir 
ja doch wohl von vornherein Alle einig gewejen. Das Mittel iſt verbraucht, 
hagt der Herr Referent. Ja, ich gebe zu, es ift verbraucht und eben darum 
fan weiter davon nicht mehr die Nede ſein. Ohne das Zollparlament hat 
der Zollverein lange Jahre beitanden, aber jo lange er beitand, war eben der 
zöllverein etwas ganz Anderes als er jeit dem Jahre 1857 gewejen ift. Er 
it bis zum Jahre 1867 ohne alle Organijation gewejen; eö war ein reined 
Vertragsverhältnig, in weldyem ein liberum veto omnium contra omnes 
beitand. Jeder einzelne Staat konnte widerjprechen, und dann fonnte eine 
Tarife-Veränderung nicht vorgenommen werden, wenn fie aud) von einer noch 
jo großen Majorität der übrigen Staaten beantragt worden war. Darum 
mußte jedesmal mit allen DBeränderungen 12 Jahre gewartet werben bis 
zum Ablaufe einer Zollvereinöperiode und dann trat eine große Krifis, eine 
große Agitation, ein großer Kampf ein über die Nenderungen im Tarife, die 
mit der Verlängerung des Zollvereins verbunden werden jollten. Meine 
Herren! Das bat man ſchon im Jahre 1867 unerträglidy gefunden und hat 
deshalb lieber das Expediens des Zollparlaments gewählt, als daß man fich 
langer in der freien Entwicklung des Tarifes hätte aufhalten laſſen. Nun, 
meine Herren, wenn Sie heute den Zollverein ohne Zollparlament und ohne 
doh wir im Reiche find, fortbeitehen laſſen wollen, was wäre das für ein 
VLerhältniß? Wir hätten dann zwei Faktoren im Zollvereine, dad Reich auf 
der einen und Baiern auf der andern Seite; 35 Millionen auf der einen 
und 5 Millionen auf der andern und die 5 Millionen hätten die nämlichen 
Kechte wie die 35 Millionen. Das wäre ein Verhältniß, wie eö vor 1867 
gewejen it und wie es aud) ohne Organiſation gar nidyt anders jein Fönnte, 
wenn der eine Theil nicht vollitändig rechtlos geitellt jein ſollte. Aber ich 
denke, Sie werden ed dem Neiche nicht verübeln, wenn eö ſich dafür be= 
dankt, daß darüber, ob von den 35 Millionen eine Tarif-Aenderung vorge 
nommen werden dürfe oder nicht, die 5 Millionen Baiern entjcheiden Jollen. 
Man muß doch, wenn man eine Ginrichtung verlangt, auch überlegen, ob fie 
unter den gegenwärtigen Verhältniſſen noch möglid) jei, geſetzt daß fie auch 
früher unter ganz anderen Verhältniſſen möglich gewejen if. Der Herr 
Referent meint ferner, wir hätten nicht zu bejorgen, daß Preußen und den 
Zollvertrag fünden werde, weil ja der gefammte füdliche Verkehr auch für 
Freugen ſelbſt täglich größere Wichtigkeit befomme. Ich zweifle gar nicht 
an diejer Ihatjache, meine Herren, aber ich weiß auch, daß man im Norden 
abe iſt. Wenn man eine nod) jo wertvolle wirthichaftliche Verbinduug 
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mit und nur erhalten kann auf Koften des gejammten deutjchen Staats- 
weſens, jeiner Einheit und feiner gejunden Organijation, jo wird man lieber 
jene wirthichaftlichen Vortheile einige Zeit entbehren als fich die andere Kalt 
auflegen lafien. Ich fomme nun auf einen wunden led zu jpredyen. Das 
Minoritätsgutachten berührt das Schickſal der Pfalz; und wir haben gefragt, 
was denn aus der Pfalz werden follte, wenn fie rings von dem Reiche um- 
geben wäre, in welchem Bayern ficy nicht befände. Der Herr Referent 
meint, man fünnte im jchlimmiten Falle beiondere Vorfehr für dieje Provinz 
treffen. Meine Herren! Dieje Provinz will aber feine beiondere Vorkehr, 
fie will behandelt jein wie alle anderen Glieder des baierijchen Staatöwejens 
und wie ich glaube mit Recht. Der Herr Neferent bat und audy nicht 
geiagt, wie denn die befondere Borfehr beichaffen fein jolle. Ich fünnte mir 
nur einen doppelten Modus denfen, vorausgejeßt daß man die Pfalz nicht 
ganz wegichenfen will, was doch nicht die Meinung des Herrn Referenten 
jein wid. Man fünnte ein Verhältniß ſchaffen ähnlich wie dasjenige, 
welches zuleßt in Heſſen beitanden hat, die Pfalz mühte in's Neid) und die 
andern 7 Provinzen müßten draußen bleiben. Wir würden dann auch im 
Landtage alle diejenigen Erſcheinungen haben, weldye man in Helfen in kurzer 
Zeit jo überjatt befommen hat. Der andere Modus wäre, die Pfalz tritt in 
Zollfahhen zum Reiche in ein ähnliches Verein, wie bisher im Zollverein 
Luremberg zu Preußen. Sie würde dann gewifjermaßen in Beziehung auf 
das Zollmejen ein Annerum von Preußen, fie hätte zwar nichts darein zu 
reden, fie hätte auch nicht das Necht, einen Abgeordneten in den Deutjchen 
Neichötag zu jenden, aber fie hätte fid) dasjenige gefallen zu lafjen, was in 
Bezug auf die wirthichaftlichen Verhältniſſe dort bejchlojfen wird. Meine 
Herren! Ich glaube, dag weder die eine nody die andere Einrichtung räthlich 
wäre. Es wäre das der Würde unferes Landes nicht angemefjen. Nun jagt 
ferner der Herr Referent, es ericheine als eine eigentbümliche Zumuthung, 
dat ein Yand von der Größe und Bedeutung Baierns aus Nüdficht für eine 
einzige Provinz jeine ganze übrige Eriftenz aufgeben jolle. Meine Herren! 
Hier muß ich) an mid) halten, um die Bitterfeit, von der ich Eingangs Er— 
wähnung gethan habe, nicht hervortreten zu laſſen. Aber ich möchte Sie 
doch bitten, fich recht ernithaft zu fragen, ob Sie denn wirklich glauben, daß 
die Pfalz die einzige Provinz in Baiern ilt, die deutjch fühlt. Meine Herren! 
Ic, bin in Mittelfranken gewählt und jo weit ich die Verhältniſſe nicht blos 
meined Wahlkreiſes jondern des ganzen mittelfränfiichen Negierungsbezirfes, 
niit jehr geringen Ausnahmen vielleicht, fenne, kann ich Ihnen beitätigen, 
daß man dort ebenjo durdydrungen ilt von dem Verlangen, in das Reich zu 
fonımen, alö das in der Pfalz der Fall ift. Meine Herren! Sie halten es 
für jo fürchterlich, da wir im das Neid treten jollen. Nun ich will Den 
jenigen, denen das gegen alle ihre Anjchauungen und Wünſche geht, das nicht 
verdenken; aber ich darf fie doch wohl fragen, ob denn wirklich das etwas jo 
ganz Fürchterliches ſein kann, nachdem doch alle anderen Staaten jammt und 
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ſonders dieſe Furcht nicht getheilt haben und diejelbe nur in Baiern befteht. 
Ich denfe, wenn ed wirflich jo etwas Gräßliches wäre, würde man doch auch 
in Würtemberg, man [würde in Baden, man würde in Heſſen denjelben 
Horror empfinden, wie er bier in diefem Haufe ausgeſprochen wird. Ich 
fomme nun auf die politiiche Sioltrung zu ſprechen. Der Herr Neferent 
hat bier betont: daß der casus foederis durch den Vertrag aus der Melt 
geichafft werde, das jei nicht, wie das Minoritätsgutachten meint, etwas 
Gutes, jondern das ſei gerade jehr gefährlich, denn wir liefen damit Gefahr, 
dab wir an der Seite Preußens und Rußlands in wenigen Sahren gegen 
die 10 Millionen unjerer Deutichen Brüder in Delterreicdh fämpfen müßten. 
Es würde mir ein Vergnügen machen, wenn ich dem Herrn Neferenten aus 
dieſer Bejorgnii helfen könnte. Ich theile fie nicht. Wir haben feinen Grund 
zu jolbem Kampfe. Deutſchland hat das, was es braudyt. Es iſt mit feinen 
nahezu 46 Millionen Einwohnern und ftraffen Verfaſſung die erſte Conti— 
nentalmacht in Guropa vielleicht, jedenfalld nah Nukland. Was gewinnt 
aber Deutjchland dabei, wenn es die deutichsötterreichiichen Provinzen an fich 
zieht? Seine Aufgabe ift jetzt, die innere Entwidlung in dem neugejchaffenen 
Reiche zu fördern; die ganze Aufgabe des Deutichen Staates würde ſich aber 
in dem Augenklide total ändern, wo wir die Gzechen und Südjlaven in un: 
jere Grenzen hereinnehmen würden. Dann hätten wir itatt der friedlichen 
Entwicklung unjeres Staates und der Förderung unferer National-Intereſſen 
einen Nacenfampf zu führen, und jo flug it man in Berlin gewiß, daß 
man diejen Racenkampf zu führen lieber Deiterreich überläßt als ihn jelbit 
übernimmt. Ueberhaupt, meine Herren, wenn die Gefahr eines fünftigen 
Krieges beiteht, jo geht fie nadı einer ganz anderen Nichtung, dann werden 
Deiterreich und das Reich gegen den andern Faktor zujammenitehen müſſen, 
welchen der Herr Referent genannt bat. Gegenwärtig iſt unler Verhältniß 
zu Rubland gut, aber es it fein Geheimniß, daß dabei viel auf der Perſön— 
lichfeit deö gegenwärtig regierenden ruſſiſchen Kaijers rubt. Laſſen Sie den 
Kater Alerander die Augen zutbun, jo ändert ſich die Situation. Sie 
wien, welche Gefinnung die Altruſſen gegen Deutjchland haben. Es ilt 
auch fein Geheimniß, wie der Großfürit:Nachfolger denkt. Ich will auf dieje 
Dinge nicht näher eingehen, aber wir müſſen gefaßt fein, dat; einmal in der 
ruſſiſchen Politit gegen Deutichland eine ähnliche plötzliche Aenderung eintritt, 
wie fie jeinerzeit im fiebenjährigen Kriege in umgefebrter Richtung eingetreten 
it, und dann haben wir auf dem Kontinente feinen anderen Verbündeten, 
als Deiterreicdh. Ueberhaupt Delterreidy und das Neich find die natürlichen 
Verbündeten. Das war meine Meinung von je, und wenn erit in Deiter: 
reich der Schmerz über die nothwendige politische Irenmung überwunden it, 
werden Deiterreich und das Reich auf dem Gebiete der Allianz und des 
herzlichen Ginverjtändniffes zuſammenkommen. Meine Herren! Ich babe nur 
das Eine zu wünſchen, dab, wenn einmal die Greignilfe und mit Deiterreid) 
zugleich in’d Feld rufen, daß dann Oeſterreich im Innern jo fonjolidirt und 
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fein Heerweſen jo geordnet jein möge, daß es auch wirflich ein Alliirter ift, 
der und etwas hilft. Der Herr Neferent iſt nebenher auch der, um mid 
eines von ihm gegen mich beliebten Ausdruckes zu bedienen, jonderbaren An— 
Ihauung, daß dur die neuelten Ereigniſſe die Ausichliefung Deiterreiche 
aus Deutjchland thatjächlich als widerrufen zu betrachten jei. Ich muß ge: 
ftehen, ich bin entgegengeletster Anjchauung bisher geweſen und habe geglaubt, 
wenn diefe Ausichliefung nicht durch das Jahr 1866 jchen fertig geworden 
wäre, jo hätte fie das Jahr 1870 erit recht feitgeitellt. Der Nadıtrag zu 
dent Referate für die Ausichußmajorität beruft ſich ferner auf unjere lang» 
geitredtte Grenze gegen Deiterreich und meint, dieſe Grenze nöthige uns aus 
dem Weiche zu bleiben, um ein gutes Verhältniß mit Deiterreich zu unter: 
halten. Aber, meine Herren, dad Reich wird diejes aute Verhältnis auch 
erhalten, und wir fönnen daher im Reiche jein ohne die mindelte Gefahr 
eined Konfliftes mit unjerem öftlichen Nachbar, mag die Grenze, die wir mit 
ihm gemein haben, auch noch jo langgeſtreckt jein. Es ift auch nicht richtig, 
daß die anderen jüddeutjchen Staaten, indem fie in das Reich eintraten, in 
einem anderen Verhältniffe gemejen jeien als wir, weil fie diefe lange Grenze 
gegen Defterreich nicht haben. Wenn MWürtemberg eine Grenze gegen Delter- 
reich nicht hat, jo hat es doch eine lange Grenze gegen uns und Würtemberg 
hätte alfo auch jagen fünnen: wir fünnen in das Reich nicht eintreten, Baiern 
ift nicht darin, es ift noch nicht gewiß, ob es eintreten wird, und wir haben 
eine lange Grenze gegen Baiern. Sie jehen, das Argument jchlägt nicht 
ſonderlich ein. Ic fomme auf die Trias Idee. Der Herr Kammer: 
Sefretär zieht aud) dieſe Idee herein und meint, ein Deuticher Kaiſer 
mit einer Suite mebiatifirter Fürften, ein wirflicher König und der Erzherzog 
der Deutjchen Oftmarf, das wäre die rechte Verfaſſung fir Deutichland. 
Das Ding lieſt fi) pompös, aber es klingt auch nur jo. Ich habe niemals 
etwas von der Trias-Idee gehalten, ich habe mich nicht einmal ftarf für ihre 
Miderlegung in’d Zeug gelegt. Ic habe Denen, die jeit 22 Jahren die 
Trias-Idee ausfpielten, gefagt: verfüchen Sie das Ding; wenn Sie es fertig 
haben, jagen Sie es mir, ich will mid) nicht bemühen, ich weiß, Sie bringen 
eö nicht zu Stande. Aber, 'meine Herrin, dieſe Trias-Idee zu der Zeit, ale 
man fie ſich jo dachte, daß das eine Glied Deiterreich, das zweite Preußen, 
das dritte die übrigen damaligen Staaten Deutchlands fein jollten, bat doch 
noch; einigermaßen eine Bafis gehabt. Da waren die drei Glieder in Bezug 
auf die Seelenzahl noch fo ziemlich gleich ‚die Schwäche der Mittel- und 
Klein-Staaten lag nur darin, dab ihre Kräfte nicht jo zufammengejeßt werden 
fonnten wie in den beiden Großftaaten. Jetzt aber hätten wir 35 Millionen 
im Deutjchen Neiche, 35 Millionen in Defterreih und der britte 
Faktor, das Zünglen in der Wage, das im Nothfall entjcheiden ſollte, wäre 
Baiern mit 5 Millionen. Sehen Sie, meine Herren, einen ſolchen dritten 
Faktor laſſen fich die "beiden Großmächte mın und nimmer ‘gefallen. Der 
Gang der gegnerischen Replik führt mich auf die Aeußerung des Herrn 
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Kammerfefretärd in Bezug auf Kaijer und Reich. Er legt mir da etwas 
in die Schuhe, wogegen ich mich verwahren muß. Er jagt, das Minoritätd- 
Gutachten wolle die Kammer der Abgeordneten auch dadurdy in eine Zwangs— 
lage bringen, daß es ſich auf den Echritt beruft, den Se. Majeſtät der König 
geiban bat zum Behufe der Wiederheritellung des Titels von Kaiſer und 
Reich. Meine Herren, wir wollen die Kammer überhaupt nicht in eine 
Zwangälage verjegen. Wir haben aud) den fraglichen Punkt gar nicht ala 
eine hervorragende Rückſicht geltend gemadt. Wir haben vielmehr in einer 
beiheidenen Weiſe gejagt: auch das Tigenthümliche der Erſcheinung müßten 
wir andeuten, das darin läge, wenn Kaijer und Reich für Baiern nicht 
beitünden, nachdem doch gerade Baiernd hochherziger Fürſt es war, der die 
Initiative zu ihrer Wiederhertellung ergriffen hat. Nun, meine Herren, 
erſtens ilt eine Andeutung noch fein Zwang, und zweitens, dab die erwähnte 
Erſcheinung eine eigenthümliche wäre, werden Sie mir Alle zugeben, 
jowie daß man in Situationen, wie die, in welcher wir und befinden, auch 
die Rückſichten der Delikateſſe nicht ganz bei Seite jegen darf. Wenn außer: 
dem noch jo viele andere dringende Umitände für die Verträge jprechen, wird 
ed erlaubt jein, auch diefen Umftand mit in Erwägung zu nehmen Bei 
diefer Gelegenheit führt der Nachtrag zum Referate, eine Aeußerung des 
Herm Profeſſor Dr. v. Sybel im Norddeutichen Reichötage darüber an, 
ob es beijer jei, einen Kaiſer oder cinen Präfidenten zu haben. Meine 
Herren, ich muß geitehen, für mid) hat der Schritt, den Se. Majeſtät, unjer 
allergnädigiter König gethan hat, weniger Bedeutung gehabt wegen des 
Titeld, den er dem Könige von Preußen ald Oberhaupt des Deutichen Reiches 
angeboten hat, als deßhalb, weil der König von Baiern ald der zweitmäch— 
tigite Deutjche Fürft den richtigen Moment ergriffen hat, um dem Könige 
von Preußen im Wereine mit den übrigen Fürften zu erfennen zu geben, 
daß er die Lage jebt jo geartet finde, um in prägnanter Weiſe auözudrüden, 
daß Deutichland durdy den Lauf der Geſchichte — ich ſage durch den Lauf 
der Gejchichte, meine Herren — wieder ein Dberhaupt hat. Was übrigens 
den Katjertitel jelbit betrifft, jo hat eben Herr Dr. v. Sybel wie andere 
Gelehrte auch mandymal eigenthümliche Anfichten. Herr v. Sybel hat ein 
Buch gejchrieben, worin er darlegt, welch großer Nachtheil eö für Deutjch- 
land gemejen jei, dab Die abendländijche Kaijerfrone mit der Deutjchen 
Königöfrone verbunden wurde. Er iſt darin der Meinung — und gewiß 
nicht ohne Grund — daß Deutjchland fich einheitlicher und feiter entwicfelt 
hätte, wenn jeine Könige den Deutichen Angelegenheiten ausichließlich fich 
hätten widmen können. Er iſt aber in der Literatur befämpft worden, indem 
man darauf aufmerfjam gemacht hat und ebenfalld mit vollem Grunde, daB 
eben im Mittelalter, wo die jtaatlichen Verhältniſſe nicht in der Weiſe geordnet 
waren, wie jeßt, die Kaiſerwürde eine Nothwendigfeit war, um überhaupt 
Europa einigermaßen zuſammen zu halten. Aber er hat fich einmal in die 
Sache verbiffen und jo kann er den Kaifertitel nicht gut leiden. Mir wäre 
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ed gleich, ob das Oberhaupt des Bundes Kaiſer oder König hieße, aber ich 
jage mir, wenn man ſchon verichiedene Könige im Reiche hat, jo fann man 
dem Neichöoberhaupte ald ſolchem doch nicht wieder den Namen König geben, 
ohne Verwirrung zu erzeugen, und dieß allein ift aud; wohl verbunden mit 
der hiſtoriſchen Erinnerung der Grund, warum der Kaijertitel gewählt worden 
ift: denn an eine ſolche Stellung des Königs von Preußen als Oberhaupt 
des Deutichen Reiches, wie fie früher die Deutichen Kaiſer ald Oberhaupt 
der abendländijchen Chriftenheit inne gehabt haben, daran, meine Herren, 
denft wohl Niemand. Und wenn ich jemals eine aufrichtige Verſicherung 
gegeben habe, jo iſt eö die: glauben Sie ja nicht, daß wir das Deutiche 
Reich zu einem Kriegäftaate machen wollen, daf wir die Abficht haben, unjere 
Grenzen immer weiter und weiter auszudehnen; unfere ganze Partei, ich bin 
ed überzeugt, iſt zufrieden mit den Grenzen, die wir haben, oder vielmehr 
jet zu befommen hoffen, und verlangt nichts anderes, als daß diefe Grenzen 
für alle Zeit feftgebalten werden und daß wir in diefen Grenzen für unjer 
Recht, für unjere Freiheit, für unjer Glück und für unjere Wohlfahrt jorgen. 
Ic, fomme nun auf die Kammerauflöjung, welche bevoriteht, wenn in dieſen 
Tagen das Haus ein verhängnißvolles Votum abgeben jolltee Der Herr 
Kammerjefretär gibt jelbit zu, dab die Agitation, die in diefem Falle ein- 
treten würde, eben fein Glüd für das ohnedem ſchon jo lange nicht zur Ruhe 
gefommene Land fein würde; er meint aber, ohne Agitation ginge ed nun 
einmal nicht ab, man habe die Agitation vor den Verträgen gehabt, man 
werde fie auch nachher haben, und zwar ſowohl nach innen ald in der Rich- 
tung auf dad Neid. Hier muß ich nun vor Allem erflären: wenn für die 
Deutihe Einigung während des Kriegs agitirt worden ift, jo haben nicht jo 
faft die Parteien agitirt, ald es haben die Siege dafiir agitirt, welche unjere 
Truppen im Felde erfochten haben. Durdy diefe Siege ift die Deutjche Idee 
jo mächtig geworden in allen Gebildeten der Nation, dat ſich das Verlangen 
in der Preſſe und durch Adreffen ausiprady, ed möchte jet der Moment er- 
griffen werden, um Deutjchland im Innern zu einigen. Wenn wir in diejer 
Beziehung gewiß in mäßiger Weije unjeren Gefühlen Ausdrud gegeben haben, 
jo glaube ich, fann man das Niemanden zum Vorwurfe machen, und es iſt 
nicht unjere Sache, wenn die Herren von der Gegenpartei im gedachten 
Momente ed für beſſer gehalten haben, ihrerſeits feine Agitation zu machen. 
Mas aber die fünftige Agitation betrifft, meine Herren, jo meint der Herr 
Kammerjefretär, die Agitation nach innen würde ſich in finanzieller 
Beziehung vorzüglich äußern. Nun, meine Herren, dagegen ift ja nichts zu 
erinnern. Dieje Agitation ift gefund, wenn fie nicht zu weit gebt, wenn fie 
nicht übertrieben wird. Dieje Agitation fürchte ich nicht. Nach außen, meint 
der Herr Referent, würden wir jo lange nicht ruben, bis wir jämmtliche 
Sonder: und Ehrenrechte Baierns mit Hilfe des Norddeutichen Reichstages 
aufgehoben hätten. In diejer Beziehung habe ich bereits im Eingange meines 
heutigen Vertrages anfnüpfend an das, was heute mündlidy von dem Herm 
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Referenten der Ausichußmajorität gejagt murde, dad Nöthige entgegnet, 
und beziehe midy darauf. Wir werden nicht unterlaffen, diejenigen Sonder: 
rechte, wenn ed und möglich it, zu befeitigen, welche wir wirklich als unge— 
fund betrachten; wir werden aber gejunde beitchen laſſen und jedenfalld feine 
illoyalen Mittel gebrauchen, um irgend ein Sonderrecht zu bejeitigen; wir 
werden inäbejondere niemald gegen ein Sonderredht im Deutjchen Reichötage 
auftreten, jondern wenn dort ein bairiſches Sonderredht befämpft werden 
jollte, werden wir umjerer Pflicht gemäß jagen: das haben wir in dem 
bateriichen Landtage auszumachen, das gehört nicht hierher. Der Herr Re— 
ferent beanftandet nun unjer Urtheil über die einzelnen Baiern zugeftandenen 
Sonderrechte, und Sie erlauben mir wohl in diefer Beziehung einige Bemer- 
fingen. Wir haben bemängelt den Vorbehalt bezüglidy der Sozialgejeßgebung, 
bezüglich der Heimath- und Niederlafiungsverhältniffe. Meine Herren! Ich 
bitte Sie zu berüdfichtigen, wir find nicht dagegen geweien, dat die Gejee 
über den Unterſtützungs-Wohnſitz, wie fie im Norddeutichen Bunde gegolten 
haben, nicht ſofort in Baiern eingeführt werden follten, wir haben nur gejagt, 
man jolle nicht für ewige Zeiten hindern, dab das Reichsbürgerthum auch 
auf Baiern angewendet werde, und da muß ich jagen, daß, wenn man ein- 
mal im Reiche beifammen ift, ift es doch gewiß das Erſte und Wichtigſte, 
dab auch der Staatdangehörige dieſes Reiches ſich als Neichsbürger fühlt. 
Das kann aber der Baier nicht, wenigftens nicht vollftändig, wenn er, ſowie 
er über die Schranfen des baiertichen Staates, die weißblauen Pfähle hinaus- 
fommt, in Bezug auf Niederlaffung und Heimath nicht gehalten ift wie ein 
anderer Deuticher. Es jcheint mir, man jtellt fich bei uns in Baiern vor, 
dab wenn dieſes jogenannte Sonderrecht nicht beitünde, jofort aus 
allen Theilen von Deutichland Leute am Main und an der Donau 
zujammenftrömen würden, um das baieriiche Eldorado audzubeuten. Nun, 
meine Herren, Sie thun gegenwärtig etwas dazu, um biete Furcht zu ver- 
mindern. Ich glaube, wen diefe Verhandlung zu Ende it, könnte es fom- 
men, dab mehr Leute Luft befümen, aus Baiern binauszugehen als aus 
andern Ländern hinein. Bezüglich der auswärtigen Angelegenheiten joll in 
dem Minoritätögutachten gefagt jein, dat wir die Prärogativen Baierns ver- 
werfen für den Fall, daß diefelben jemals eine jachliche Bedeutung erlangen. 
Meine Herren, das ſteht gar nicht in unferem Gutachten. Wir haben gejagt: 
wir betrachten diefe Prärogativen als feine jolche fachlichen Zugejtändniffe, — 
und ich bitte das „jolche” wohl zu beachten — welche der einheitlichen Leitung, 
der auswärtigen Angelegenheiten im Reiche binderlich jein könnten und des— 
wegen hätten wir nichts dagegen. Das tit aber dody etwas ganz Anderes, 
als wern man jagt, wir proteitiren dagegen für den Fall, dat fie jemals 
ſachliche Bedeutung erlangen. Hier iſt mir aljo auch etwas in die Schuhe 
geichoben, was ich nicht gejagt habe. Ebenſo haben wir nichtd eingewendet 
gegen die felbititändige Verwaltung des baieriſchen Poſt- und Telegraphen: 
weiens; wir haben diejes Baiern eingeräumte Sonderrecht nicht bemängelt, 
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wie der Herr Kammerjefretär meint, jondern wir haben ausdrüdlic 
geſagt, wir haben nichts dagegen, weil ſich der bairiſche Staat wenigitens in 
diejer Beziehung der gemeinjamen Gejeßgebung unterworfen hat, und wir 
haben nur dagegen ein Bedenfen erhoben, dab das Necht der gemeinjamen 
Geſetzgebung nidyt auch in Beziehung auf das Eiſenbahnweſen anerkannt 
worden it. Wenn wir endlich den Paſſus über das Militärbudget anders 
gewünjcht hätten, jo haben wir das mohl motivirt und der Herr Referent 
hat unjere Motivirung nicht widerlegt. Im weiteren Verlaufe jeiner Replil 
meint der Herr Kammerfefretär, wir hätten die Mitglieder diejes hoben 
Hauſes, welche entichlofien find, gegen die Verträge zu ftimmen, verantwortlid 
gemadht für den Eindruck, welchen die Nichtannahme auf den Feind machen Fönnte 
und für die Verlängerung des Krieges, die dadurch entiteht. Auch hier bat 
der Herr Kammerjefretär zu viel aus dem Minoritätögutachten heraus 
geleſen. Wir haben nur gefagt, wir wollen feine Verantwortung für diee 
Verlängerung und fünnten auch aus diefem Grunde und nicht entſchließen, 
gegen die Verträge zu ftimmen. Uebrigens, meine Herren, wenn der Her 
Kammerjefretär glaubt, man werde fich in Frankreich damit begnügen, 
daß unſere Baiern nad) wie vor im Felde ftehen, und werde feine Noti; 
davon nehmen, daß bier die Verträge verworfen worden find, jo irrt er ſich 
groß und kennt Frankreich nicht. Die Franzoſen halten ſich — wir haben 
ed ja geſehen — an jedem Strolshalme, der ihnen nützlich jcheint und jeben 
den Wald nicht, wo es fich um Dinge handelt, die ihmen micht gefallen. Ge 
mag wohl richtig fein, was der Herr Kammerjefretär jagt, daß uniere 
im Felde ftehenden Krieger über die Einzelheiten der Verfaſſung, um die es 
ſich handelt, nicht genau unterrichtet find, aber, meine Herren, Eines willen, 
wenn nicht Alles trügt, unſere Soldaten alle recht gut, fie willen, dab die 
Preußen, Baiern, Sadyjen, Würtemberger und wie die Stämme alle heißen, 
zufammen ihr Blut geopfert haben, dab fie zufammen gefämpft haben alt 
treue Brüder, und es ift ihr Verlangen, daß wenn fie nad) Haufe kommen, 
fie auch in einem Staatöwejen beifammen find und alle Deutichen Stämme 
in einem Parlamente vereinigt fein follen, in welches fie jelbit mitmwählen 
fönnen. Meine Herren! Laſſen Sie nur erit unjere Krieger aus dem Felde 
zurückkommen, dann, denfe ich, wird man fich überzeugen, nicht blos daß ſie 
einen wahrhaft Deutjchen Geift mitbringen, jondern daß diefer Deutjche Geilt 
auch ftarf genug jein wird, um bald das ganze baieriiche Volk zu durch— 
Aringen. Das, meine Herren, ift meine fefte Ueberzeugung. Ueber die Bitte 
an'die Krone, welche der Ausichuß in feiner Majorität Ihnen neben der 
Verwerfung der Verträge vorjchlägt, will ich mich heute nicht verbreiten; ic 
glaube, meine Herren, der Vorjchlag wird in feiner Weije praftiich werden. 
Grlauben Sie mir aber noch ein paar Worte zum Ganzen. Der Her 
Kammerjefretär hat heute betont, jeit 20 Jahren ſei Schritt für Schritt 
von Seite der nationalen Partei darauf hingearbeitet worden, um den Moment 
herbeizuführen, der jetzt eingetreten it. Meine Herren! Seit mehr als ZU 
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uhren, von denen ich 16 Zahre in diefem Haufe fie, ift hier von einer 
Minorität für die Deutſche Idee gekämpft worden, das ift wahr, aber, meine 
Herren, jedesmal, wenn wir dafür gefämpft haben, find wir unterlegen, find 
wir überftimmt worden; nicht ein einziger Schritt iſt in diefem Haufe durch 
unſere Ihätigkeit geichehen, der die Deutiche Sache unmittelbar vorwärts 
gebracht hätte, aber die Majorität des Hauſes — und es gilt dies nicht blos 
von der Partei, welcher der Herr Kammerjefretär angehört, ſondern 
(der Gejchichte mu man gerecht werden) das hohe Haus in feiner Majo- 
ntät je nach den verjchtedenen Geitaltungen, die es zu verjchtedenen Zeiten 
hatte, hat immer auch den mindeiten Konzeffionen an die Deutiche Sache 
wideritrebt und hat eö auf dieſe Weiſe jelbit dahin gebracht, daß die Dinge 
je ftehen, wie fie jet ftehen — ich jage aber nicht zum Unglüde, jondern zum 
Glücke. — Und nun, meine Herren, bitte ich, überlegen Sie zwei Dinge wohl. 
Zum Eriten: wenn Sie „Nein” jagen, wie wird die Stellung des baieriſchen 
Voltes zu dem gefammten Deutichen Volke fein? Glauben Sie denn etwa, 
wenn wir in einer joldhen Weije in diefen Tagen die Deutiche Gefinnung 
verläugnen oder wenigitens zu verläugnen fcheinen, glauben Sie, wir dürfen 
uns außerhalb unſerer Grenzpfähle in Deutjchland noch jehen laſſen ohne 
mit Hohn und Spott von der ganzen Nation behandelt zu werden? Daß 
wir ed nicht dürfen, das wird unfer Schiefal jein. Zum Andern: es ilt 
möglich, dab Sie die Verträge abwerfen, nicht mit einer Majorität, fondern 
mit einer Minorität, weil eben die Zwei-Drittheil-Majorität für die Verträge 
nicht zu Stande fommt. Das Höchſte, was Sie dann erreichen — durch eine 
alsdann erfolgende Appellation an das Volk erreichen fünnen, ift, daß die 
Verträge das zweite Mal auch wieder von einer Minorität abgeworfen werden. 
Meine Herren! Was haben Sie aber dann gewonnen? Glauben Sie denn, 
Sie fünnen die Gejchichte rückläufig machen? Nimmermehr! Sie fönnen 
Baiern in einen fait umerträglichen intermediären Zuftand verjeßen. Sie 
fnnen die Parteifämpfe bis auf's Aeußerſte fteigern. Endlich aber wird der 
Moment fommen, in welchem Sie jelbit in diefem Haufe „Ja“ fagen werden 
zu eimem Wertrage, der feine Sonderrechte mehr für Baiern enthält, — „Ja“ 
jagen werden, jo gut wie Ihre Vorfahrer „Sa“ gejagt haben im lebten 
Momente zum franzöfiichen Handelövertrage, gegen welchen fie vorher jahre 
Img auf das Entſchiedenſte gefämpft hatten. Sehen Sie, meine Herren, 
das ift die Macht der inneren Nothmwendigfeit, die in den Dingen liegt, und 
darum bitte ich Sie, fügen Sie fich lieber jegt den Umftänden, ftreben Sir 
nicht das Unmögliche an! 


Minifter der Finanzen v. Pfrekfdiner*): Meine Herren! Ich habe mir 
das Mort jofort zu Anfang der Diskuſſion erbeten, weil ich ein Verſprechen 
zu löfen habe, mweldyes ich im Ausichuffe gab, und ich jehe mich zur Löſung 
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dieſes Verſprechens um fo raſcher veranlakt, als der geehrte Herr Vor— 
redner bereitö die Grwartung audgelprochen hat, daß über die jo wichtige 
und einflußreiche Finanzfrage in vorliegender Angelegenheit eine Ausein- 
anderießung von Seite ded Miniitertijcyes erfolgen werde. Wie Sie aus 
dem vorliegenden Neferate und jeinen Beilagen entnehmen, hat auf Requi— 
fitton Ihres bejonderen Ausſchuſſes die Staatsregierung ihre Anjchauungen 
über die finanzielle Srage in einem Schreiben vom 19. vorigen Monats 
niedergelegt. Gegen die hierin ausgeführten Grörterungen hat der geehrte 
Herr Abgeordnete Kolb ein Promemoria, „Bedenken“ überjchrieben, dem 
Ausichuffe überreicht und der Ausſchuß beſchloß auch, daffelbe dem Referate 
einzuverleiben. Um jede Verzögerung zu vermeiden, habe ich mir vorbe- 
halten, meine Gegenerinnerungen gegen dieſes Promemoria bei einer |päteren 
Gelegenheit vorzutragen und komme wie bemerft diejer Zufage heute nach. 
Ic komme ihr um jo mehr nad), als meine Gegenerinnerung offenbar eine 
mündliche VBervollitändigung des Neferated und des Ausichußprotofolles bilden 
wird und daher ihr Pla wohl am Eingange der Diskuſſion am geeignetiten 
jein wird. Worausjchidend muß ich bemerfen, dab in den Beilagen des 
Ausſchußprotokolles auch eine frühere Denfichrift des Herm Abgeordneten 
Kolb abgedrudt iſt, welche mir allerdings durch öffentliche Blätter befannt 
war, aber im Ausjchuffe nicht vorgelegt gewejen ift und dort aljo auch eine 
Beipfehung und Widerlegung nicht finden konnte. Nachdem dieje Denf- 
ichrift nun abgedrudt und als Beilage des Protofolles in Ihr Haus gelangt 
it, werde ich nicht umhin können, bei meinen Grörterungen auch auf ver- 
jchiedene in jener früheren Denkjchrift berührte Punkte zurüdzufommen. An 
der Hand des miniiteriellen Schreibens und der beiden Denkichriften werde 
ih nun die Frage nach drei Gefichtspunkten beleuchten. Ich werde einmal 
den Militäraufwand ins Auge faſſen, jodann die übrigen gemeinjcyaftlichen 
Bundesauögaben, und an dritter Stelle jene jogenannten mittelbaren Folgen, 
von welchen der jehr geehrte Herr Abgeordnete Kolb gleichfalls am Schluffe 
Ipricht, erörtern. Zunächſt aljo über den Militäraufwand. Bezüglich deſſen 
haben wir in dem minilteriellen Schreiben betont, dat bei einem richtigen 
Vergleiche des bisherigen und fünftigen Militäraufwandes nicht nur der bie- 
herige laufende Militäretat jondern auch die jeither aus dem Reichsreſerve— 
fond vergüteten Getreidepreiödifferenzen jowie eine Neihe von außerordentli— 
hen Militärbedürfniſſen in Anja gebracht werden müfjen, für welche bei 
der Unzulänglichfeit der laufenden Militärdotation ſeit Jahren jpezielle Mi— 
utärfredite bewilligt werden. Nach den Willigungen der IX. Finanzperiode, 
heißt es in unjerem Schreiben, ergebe ſich hienach pro 1868—69 ein durch⸗ 
Ichnittlicher Iahresaufwand von 17,426,910 fl. und würde fich daher im 
Vergleiche diefer Willigung mit dem fünftigen Armeebudget bei dem 225 Thlr. 
Sat ein Mehraufwand von 1,569,165 fl. ergeben. Dieſe unjere Aufitellung 
bemängelt nun die Denfichrift in mehrfacher Weiſe. Zunächſt werden Be 
denfen erhoben gegen unjeren Anjat der Getreidepreid-Differenzen nach dem 
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Durchſchnitte der beiden Jahre 1868—69 mit 1,178,916 fl. und der geehrte 
Herr Verfaſſer der Denkjchrift behauptet, man müfje wenigitens einen jeche- 
jährigen Durchichnitt zu Grunde legen, welcher fich mur auf 840,938 fl. be 
rechne. Meine Herren! Wir fonnten doch bei einer fonjequenten Durch: 
führung eines Gedanfens von nichts anderem ausgehen, als dat; wir eine 
beitimmte Reihe von Jahren zu Grunde legten und dieſe mit der Zufunft 
verglichen. Die natürlichen Vergleichsjahre waren aber die beiden Sahre 
der IX. Finanzperiode als die eriten Jahre nach Ginführung der neuen 
Wehrverfaſſung und der neuen Heeresorganifation. Dieje allein konnten ent: 
Iheiden. Als Herr Abgeordnete Kolb in feinem Vortrage vom März heu— 
rigen Jahres über ‚die auferordentlichen Milttärbedürfniife Ihnen ein ziem: 
lich deutliches Bild vor Augen führte über die Größe der bisherigen 
Militärausgaben, fand ſich auch der jehr geehrte Herr Berichteritatter 
damald veranlaft, den Betrag der Getreidepreis-Differenzen als einen der 
einflußreichiten Momente vor Augen gu führen und gerade damals hat der: 
jelbe die Ziffer des Jahres 1868, welche in der That die allerhöchite jeit 
jeher war, nämlich 1,300,000 und einige Gulden in jeinem Neferate ganz 
beſonders betont. Im demjelben VBortrage, den ich bier zur Hand habe, hat 
der Herr Abgeordnete die fteten außerordentlichen Militärfredite und die da- 
durdy veranlaßten Anlehenszinjen hervorgehoben; in dem vorliegenden Bro: 
memoria aber bemängelt der Herr Abgeordnete, dab wir den Durchichnitt 
der beiden Jahre 1868 —69 bezüglich der aufßerordentlichen Militärfredite 
in Anja bringen, weil darunter Ausgaben für Meberzählige und für Aus- 
rüftungsgegenftände enthalten jeien. Ia, wenn man vergleicht muß man 
chen jene außerordentlichen Ausgaben nehmen, die zufällig in die betreffenden 
beiden Jahre hineinfielen. Hätte ich anders rechnen wollen und den Weg 
betreten, den der Verfafjer der Denkſchrift bezüglich der Getreidepreis-Diffe- 
venzen eingejchlagen bat, hätte ich gleichfalls einen mehrjährigen Durchſchnitt 
genommen, jo wäre ich auf ein Nejultat gekommen, weldyes die Sache zu 
Gunſten unjerer Anjchauungen in einem weit belleren Lichte dargeftellt hätte! 
sh habe aber den Weg nicht eingeſchlagen und halte ihn nicht für richtig. 
Beil man aber auf der andern Seite doch von einem mehrjährigen Durch: 
ſhnitte jprach, jo will ich eine Heine Exkurſion nicht unterlaffen. Ich habe 
bier einichlägige Zufammenftellungen zur Hand. Hienady betrugen die außer: 
erdentlichen Militäretats für die Jahre 1860/61 bis 1866/1867 (abzüg- 
ih des Aufwandes für den Krieg von 1866, der fi) auf ungefähr 
26,000,000 fl. belief) 3:,000,000 fl., johin für ein Jahr nahezu 5,000,000 fl. 
und wenn man die Jahre 1860/61 bis 1869 zujammenwirft ergiebt der 
außerordentliche Etat, — auch wieder abzüglich) des Krieges 1866 —, 
83,700,000 fl., jehin im Durdyjchnitt per Sahr nahezu 3,300,000 fl. Wir 
aber, meine Herren, haben lediglich den Durchſchnitt des außerordentlichen 
Ktedits der IX. Finanzperiode mit 1,290,170 fl. per Jahr in Anſatz ge: 
bracht. Sie jehen aljo, dab wir nur fonjequent und keineswegs aus dem 
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Standpunkte der Schönfärberei bei unjerer Aufitellung zu Werke gegangen 
find. Trotz der angeführten Bemängelungen unjerer Aufitellung geiteht num 
die Denfichrift jelbit zu, daß ſich mit der geringeren Veranſchlagung der 
Getreidepreis-Differenzen ein Mehraufwand für das Militär fünftighin von 
nicht vier Jondern von drei Millionen ergeben werde. In einem Nachſatze aber 
jucht die Denfjchrift diejen Eindrucd wieder zu verwijcyen, indem fie eine Aus— 
einanderjeßung giebt, daß Eriparungen nicht gemacht werden fünnten, welche 
ohngefähr dem Betrage der Differenz von 3 zu 4 Millionen entſprächen. 
Ich habe bereits im Ausſchuſſe vorübergehend erklärt, daß mir dieje Aus- 
einanderjeßung vollitändig unklar jei, und ich bin audy durdy das Studium 
derjelben in der Zwijchenzeit zu einer Klarheit offen geltanden nicht gelangt. 
Es handelt ſich ja überhaupt nur darum, zu vergleichen: was haben wir 
bisher für das Militär ausgegeben, und was werden wir fünftig dafür aus- 
geben? Bon GEriparungen, von wirflicyen, oder wie der Herr Abgeordnete 
fie nennt, von problematiicyen Griparungen kann hier gar feine Rede jein. 
Die ganze Ausführung, weldye der F Abgeordnete Kolb in dieſem Ab— 
ſatze ſeiner Denkſchrift giebt, würde meines Erachtens nur anſchlagen und 
einen Werth haben unter der Vorausſetzung, daß die dort bezeichneten Aus— 
gaben — die höheren Gebühren für die Offiziere, die Mehrausgaben in 
Folge der längeren Präſenzdauer, die Ausgaben für Kaſernen — vom baie— 
riſchen Aerar über den 225 Thalerſatz hinaus noch bezahlt werden müßten. 
Das ijt aber num eine Annahme, die, Sie mögen die Verträge anjchauen, 
wie Sie wollen, in feiner Beziehung anjchlägt. Die eben angeführten Aus: 
gaben find joldye, welche ohne allen Zweifel aus dem Safe der 225 Xhlr. 
pro Mann bezahlt werden; eine Weberjcyreitung der daraus rejultirenden 
Gejammtjumme ift mir daher nicht erflärlich. Ich glaube die Bedenken, 
welche man gegen unjere Aufitellung bezüglich des Militäraufwandes gemacht 
bat, mit diefen Gegenerinnerungen, joviel in meinen Kräften jteht, widerlegt 
zu haben. Ich komme nun auf das von mir bezeichnete zweite Kapitel zu 
Iprechen, nämlidy auf die weiteren gemeinjchaftlichen Bundesauögaben. Es 
ift ſehr jchwer jet jchon hierüber ganz beitimmte Ziffern anzugeben, und id) 
babe das audy in dem miniſteriellen Scyreiben bereits bemerkt, indem ja die 
Beitimmung diejer Bundesausgaben von dem Bundesbudget für das Jahr 
1872 und die folgenden Jahre abhängen wird. Wir haben vdiejelben für 
den laufenden Marine-Aufwand und die jonftigen zweifellojen gemeinjchaft- 
lichen Ausgaben auf Grund des Gtats pro 1871 mit einem jährlichen Be 
trag von 1,149,845 fl. angejchlagen. Hiegegen wird nun in der Denkichrift 
zunädyit angeführt, daß mit der Ausdehnung des Bundes auch eine Ver: 
größerung des Bedarfs für die gemeinjchaftlichen Ausgaben eintreten werde. 
Es mag das in dem einen oder andern Bolten vielleicht der Fall jein. 
Bedeutend kann ich mir aber die durdy die Ausdehnung deö Bundes hervor: 
gerufenen Mehrausgaben in feinem Falle voritellen. Namentlich ift nicht 
abzujehen, warum der geehrte Herr Verfaſſer der früheren, jetzt auch abge: 
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druckten Denkſchrift für die Zukunft ein ſo bedeutendes Steigen des Bedarfs 
für die Marine in Ausſicht nimmt, welches ſich nach der Denkſchrift auf 
jährlih 2,314,025 Thaler berechnen fol. Ich kann mir das nicht anders 
voritellen als daß vielleicht aus einer nicht richtigen Auffaſſung der Matri- 
fularbeitrags-Verhältnifje der Herr Verfaſſer auf dieje hohe Ziffer ge 
fommen ift. Anders würde e& mir wenigitens nicht erflärlich fein, warum die 
Ausgaben der Bundeömarine defiwegen erorbitant iteigen jollten, weil der 
Bund fünftighin eine größere Anzahl von Seelen und mehr Areal umfaſſen 
wird. Mit mehr Grund hebt Herr Abgeordneter Kolb hervor, daß das 
miniſterielle Schreiben von dem Beitrage zur Verzinfung der älteren Bundes— 
Ihuld abgejehen hat, und diefer nidyt in Nechnung geitellt it. Ich habe in 
dem miniiteriellen Schreiben ausdrücklich erwähnt, ich glaubte, daß über 
diefe Frage noch Auseinanderjeßungen nothwendig würden und deßwegen 
hätte ich diejelben nicht in Anja bringen zu follen geglaubt. Wollen wir 
jedoch Ddiejelben in Anja bringen, jo wird fich unſer Antheil nach 
dem dermaligen Etat vielleicht in maximo auf 130,000 fl. berechnen. Nun 
made ich aber dem gegenüber das hohe Haus darauf aufmerfjam, daß die 
Staatsregierung im ihrer Denfichrift auch gewilje gemeinjchaftliche Bundes- 
einnahmen gar nicht in Anſatz gebradyt bat, woran wir, wenn wir Mit: 
glieder ded Bundes find, Theil haben werden. Ich nenne darunter vor 
Allem die Wechjelitempeliteuer, dann einige weniger bedeutende gemeinjchaft- 
liche Bundeseinnahmen, und ich ſehe ganz ab von der Vergütung, welche 
nah den Verträgen für unjeren diplomatischen Dienit in Ausficht geitellt 
üt; aber die Wechjelitempelitener allein beläuft fich jchon jo hoch, daß unjer 
Antheil daran in minimo auf 200,000 fl. fidy berechnet, ja Herr Abgeord- 
neter Kolb beredjnet ihn jelbjt noch etwas höher. Dieje von mir nicht in 
Anja gebrachte Einnahme würde alfo unjern Beitrag zur Verzinjung der 
Bundesichuld nicht mur vollitändig ausgleichen, jondern es würde, wenn ich 
fie in Anja gebracht hätte, jogar noch ein Saldo zu Guniten unjerer Aufs 
tellung daraus refultiren. Einen weiteren Punkt, den das Promemoria be— 
rührt, bildet das Bedenken, dab das miniiterielle Schreiben den Aufwand 
für die auferordentlichen Bedürfniſſe des Kriegs- und Marinewejens, für 
die außerordentlichen Bedürfnilfe jage ich, unberückſichtigt läßt, weil die- 
jelben vielleicht nicht vorfommen dürften, oder durch die zu hoffenden Kriegs— 
entihädigungsgelder etwa würden gededt werden. Hier, meine Herren, jteht 
allerdings Anficht gegen Anficht; bier kann der Verfaſſer der Denkichrift 
feinen beftimmten Beweis liefern, und ich kann auch den Gegenbeweis nicht 
führen. Das iſt der Natur der Sache nad) eine Frage der Zufunft. Aber 
daß unjere Annahme, man werde beftrebt fein, den auferordentlichen Marine: 
bedarf fünftighin auf eine andere Weije als durch laufende Einnahmen zu 
decken, eine nicht allzugewagte it, das jchliee ich daraus, weil, wenn auch 
nicht ganz daſſelbe, doch ein ziemlich ähnliches Gefühl jelbit den Herrn Ab- 
geordneten Kolb bei Aufitellung feiner eriten Denkſchrift geleitet haben muß; 
denn der Herr Abgeordnete werfen dort den ordentlichen und außer: 
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ordentlichen Bedarf der Marine zufammen und halbiren dann den ganzen 
Betrag. Sie bringen jelbit ihn nicht in jeinen vollen Summen in Anja. 
Es jcheint aljo dody, daß die Annahme der Negierung nicht auf jo ganz 
ſchwachen Füßen fteht, weil jchon vorher und zwar von einem offenen Gegner 
unferer Anſchauung diejelbe bis zu einem gewiljen Grade acceptirt worden 
war. Id komme nun auf den dritten Theil meiner Beſprechung, nämlich 
auf die vom Herrn Abgeordneten Kolb jo bezeichneten mittelbaren Folgen 
des Kriegeö und des Bundesverhältniffes für unſere Finanzen, wonach der- 
jelbe als Gejammtergebniß eine Ausgabenmehrung von 90 pGt., im un 
günjtigiten Falle von 146 pCt. annimmt, die er in feiner jüngiten Denk— 
ichrift jogar auf 150 pGt. gefteigert hat. Man jpricht hier in der Ihat 
von großen Ziffern, und ich war geſtern wirklich eritaunt, auch in einem hie: 
figen Blatte eine Berechnung zu lejen, die nody viel erorbitantere Ziffern 
bat. Betrachten wir uns die betreffenden Paragraphen der Ihrem Ausjchub- 
gutachten beigedrudten älteren Denfichrift etwas näher, jo find eö die Para: 
graphen 2, 3 und 4, die bier zunächſt zur Spradye fommen jollen. Ic 
glaube, icy kann mich über dieje Seite der Frage ohnehin etwas Fürzer 
fafjen, weil bereits der Herr Referent des Minoritätdgutachtens diejen Ge: 
genitand ſchon in einigen Hauptzügen ind Auge gefabt bat. Die Denk— 
jchrift führt in $ 2 zunächſt die Kriegskoſten an und berechnet die Berzin- 
jung und Tilgung der Sculömehrung mit 3,000,000 Gulden, den Aufwand 
für Imvaliden u. j. w. mit 13 Millionen, zufammen 44 Millionen. Gegen 
die Ziffer dieſer Berechnung babe idy nichts zu erinnern, aber dagegen habe 
ich jehr viel zu erinnern, dab man dieje Ausgaben mit den Verjailler Ber: 
trägen in irgend einen Zuſammenhang bringt. Meine Herren! Die Kriege 
foiten find erlaufen ohne Rückſicht, ob Deutjchland die jeßt angebahnte Ei— 
nigung erlangt oder nicht, fie fünnen aljo mit dem Gegenitande unjerer 
heutigen Berathung nur in jehr entfernter Weiſe in Zuſammenhang gebracht 
werden. Allein wenn aud, und wenn Herr Abg. Kolb dieſes deswegen 
thut, weil er überhaupt unjere Finanzlage im Allgemeinen beleuchten wollte, 
jo frage ich Sie dody: iſt die Yage, im welcher fidy die deutjchen Armeen in 
Frankreich dermalen befinden, iſt der Siegeslauf unſerer Waffen denn ein 
Argument, um daraus den Schluß zu ziehen, eö werde diejer Krieg zu einem 
Ende führen, bei welchem den deutidyen Heeren nicht einmal die Kriegsfoften 
wieder vergütet werden? (Brave!) Der Gedante liegt Ihnen doch Allen jo 
jo ferne als wie mir. Ich geitehe Ihnen, ich vermag über diejen Punkt 
nicht mehr zu jagen, ed widerjpricht meinem Gefühle Wir kommen mın 
auf einen Punkt, der mid; etwas müchterner läßt. Es iſt das der $3: 
„Mehrbedarf für die Givilverwaltung.” Hier wirft der Herr Abgeordnete 
einen Blid auf den Budgetentwurf für die X. Finanzperiode und entziffert 
eine Steuermehrung von 3,300,000 fl. Sie iſt jogar noch etwas höber, fie 
beträgt nad) unjeren Aufitellungen 3,400,000 fl. und nody etwas dazu. Diejer 
Mehrbedarf ift aber ſelbſt in dem Budgetentwurf der X. Sinanzperiode fat: 
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tiſch nichts Neues. Es war der größte Theil der veranlaſſenden Ausgaben 
ihen in der IX. Finanzperiode vorhanden, konnte aber damals durch zu— 
fällig vorhandene Mebhreinnahmen der vorausgegangenen VIII. Finanzperiode 
jeine Dedung finden. Iedenfalld ift übrigens das zu beachten, daß unter 
dieſen 3,300,000 fl. der erhöhte Anjat, welchen die Regierung für dad Ar— 
meebudget der X. Finanzperiode machen zu jollen glaubte, bereit3 enthalten 
it. Es iſt das eine Differenz von der IX. zur X. Zinanzperiode von 
742,176 fl. Nachdem nun Herr Abg. Kolb in dem erjten Theile jeiner 
Denkſchrift bei dem Vergleiche des bisherigen und des Fünftigen Mehrauf: 
wandes für das Militär von dem alten Sabe der IX. Finanzperiode aus- 
gieng mit nicht ganz 15 Millionen, jo darf er hier ganz gewiß nicht ben 
von ung poltulirten höheren Bedarf der X. Finanzperiode mit 15,700,000 fl. 
in Anja bringen, weil eine derartige Weiſe der Berechnung ganz einfach) 
den Erfolg hätte, daß eben ein und derjelbe Poſten zweimal gerechnet würde 
und dadurch ein ganz anderes Bild vor Augen träte, als es ſich in Wirk— 
lichfeit verhält. Allerdings haben der Herr Abgeordnete hier einen wei- 
teren Satz in jeiner Denkſchrift angefügt, der auch von Ihrem Minoritätd- 
teferenten hervorgehoben wurde, und der da jagt: „Diefer Mehrbedarf für 
die Givilverwaltung fönnte und jollte gededt werden durch Abjtriche vom 
früheren Militäretat. Bei Annahme des Berjailler Vertrages ijt diejes 
Hlfamittel für immer wollitändig befeitigt." Von diefem Gefichtöpunfte aus 
finde ich es begreiflich, daß Herr Abg. Kolb dielen ganzen Paragraphen 
jener Denfichrift in Verbindung mit den vorliegenden Verträgen bringt. 
Alein gegenüber der von mir eben verlejenen Stelle der Denkichrift möchte 
ih doch zwei Sragen jtellen. Die eine ift die: glauben Sie in der That, 
dab es bei einer warmen Sorge für die Erhaltung der Selbititändigfeit 
Baierns im vorigen Sommer in der Ihat möglich gewejen wäre, ſchließlich 
diejenigen Abitriche im Militäretat zu votiven, welche der Herr Abgeordnete 
Kolb Ihnen vorgejchlagen hatte? Meine Herren, wir ftunden erit am An— 
fange der Verhandlungen; ed hatte erit der Ausſchuß eines Hauſes ge 
prochen. Sind Sie in der That überzeugt, — ich war nämlidy nie ängftlich 
in diefem Punkte — find Sie überzeugt, daf, werm auch diefer Krieg nicht 
in Mitte gefommen wäre, der Landtag gejchloffen worden fein würde mit 
einem Militär-Etat, welcher nicht höher gewejen wäre, als ihn der Herr 
Abgeordnete Kolb und der Ausſchuß diefem hohen Haufe vorgeichlagen 
haben? Aber jetzt ift die Scene ganz verändert. Wer wird jet noch glauben, 
dab es möglich wäre, abgejehen davon ob Sie den Verträgen beiftimmen 
oder nicht, dab Baiern in der Zukunft mit einem Militäretat ertitiven könnte, 
welcher ſich nicht höher beliefe, ald Ihr Ausſchuß im vergangenen Sommer 
im fejtgejeßt hatte? Der vierte Paragraph der Denkſchrift endlich betrifft 
die angebliche Verminderung der Staatö-Cinnahme. Im Folge des Krieges 
befürchtet der Herr Abgeordnete Kolb für die nächſten Jahre ein Zurüd: 


geben unferer laufenden Einnahmen, namentlidy was die indirekten Auflagen 
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und gewiſſe Staatdanftalten betrifft, ein Zurückgehen, welches er beiläufig 
auf eine Million Gulden per Jahr anſchlägt. Mir find die Gründe für 
diefe Annahme nicht ganz erflärlich; ich glaube der Herr Verfaſſer der 
Denkjchrift wird es mir nicht verübeln, wenn ich jage, ich halte feine An— 
nahme für eine willfürliche. Es it richtig: bei unjerem Tax- und Stempel: 
gefälle, welches in der Denkſchrift erwähnt it, it allerdings ſchon in den 
legten Iahren ein nicht unerhebliches Zurücdgehen bemerfbar. Die Staatö- 
regierung hat Ihnen auch den Entwurf eines Geſetzes vorgelegt, um dieſes 
Zurückgehen für die Folge wieder auszugleichen. Warum aber nady Been- 
digung des Krieges unjere Eiſenbahnen im Ertrage zurückgehen jollten, dafür 
fehlen mir alle Gründe, ich kann mir gar fein Motiv denken, aus welchem 
man dieſen Schluß zu ziehen verſucht fein fünnte. Unſere Koritrente, von 
der die Denkſchrift nicht jpricht, hat ich jogar im vergangenen Jahre viel 
höher belaufen ald im vorhergehenden Jahre. Und wenn man denn doch 
von den allgemeinen traurigen Folgen des Kriegs für den Verkehr iprechen 
will, dann bitte ich Sie, gar nicht auf die Zukunft zu jehen, jondern auf 
die augenblidlihe Gegenwart: nehmen Sie den Courszettel zur Hand, zeigt 
fih da nicht die ganz merkwürdige Thatſache, dab troß des Krieges und 
troß der verjchiedeniten Staatsanlehen in allen Ländern die Kurje aller Pa- 
piere, jelbit der jogenannten Spefulationspapiere, nur jo wenig zurüdgegan: 
gen find, ald es im Friedengzeiten bei einigermaßen ungünitigen Handels: 
fonitellationen ebenfalld vorfommt? Man bat aus der Gejchichte anderer 
Staaten Schlüffe gezogen und gejagt, diejelben Erſcheinungen müßten aud 
bei und eintreten. Ia, um das zu jagen, müßte auch erit bewieſen jein, 
daß jene früheren Erſcheinungen wirklich Folgen des Krieges waren und 
nicht in anderen Verhältniffen ihren Grund hatten. Ich bin aljo wegen der 
Verminderung der Staatdeinnahmen feineswegs jo bejorgt, als es die Denk: 
jchrift zu ſein jcheint. Wie Sie jehen, gehen die von mir beleuchteten 
Denfichriften — und ich muß fie ja beleudyten, da fie Gegenerinnerungen 
gegen unfere minifteriellen Anjchauungen waren — von einem ftarfen Peſſi— 
miömud aus, dem wir unjererfeits und nicht bingeben fünnen, dem wir uns 
nicht bingeben dürfen, und dem auch Sie, meine Herren, bei Beurtheilung 
der Ihnen vorliegenden Frage ſich meines Erachtens nicht bingeben jollen. 
Ich glaube vielmehr auf den Schlußſatz aufmerfjam madyen zu dürfen, 
welchen ich unjerem miniiteriellen Schreiben beigefügt babe. Ich habe dort 
zwei Bunfte hervorgehoben: einmal habe ich betont, daß der Bund jelbit fich 
wohl wird veranlaßt jehen, für die Zukunft dahin zu tradyten, daß joviel 
ald möglich Ausgabenermäßigungen eintreten und die Einnahmsquellen mög: 
lichit erhöht oder aucdy neue Einnahmsquellen geichaffen werden, was dann 
naturgemäß auch die Matrifularbeiträge, weldye Baiern zu leiften bat, auf 
ein geringeres Maß zurücdführen würde. Daß bei einer joldyen Vermehrung 
der Einnahmsquellen nicht eine Mebrbelajtung des Grundbefies ind Auge 
gefaßt werden fann, liegt in der Natur der Sache; eö werden Gonjumtions 
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Finnahmen gejchaffen werden müſſen, welche wohl die Gejammtheit treffen, 
aber namentlich dem Grumdbefiger nicht befonders jchwer fallen. Ich habe 
dann noch einen zweiten Punkt betont, welchen ich nur mit denjelben Worten 
wiedergeben will, wie fie in unjerem miniiteriellen Schreiben enthalten find. 
Ih habe nämlich einen Blid geworfen auf jene günftigen Einwirkungen, 
welche für den baieriſchen Staatöhaushalt im Allgemeinen eintreten müßten, 
wenn eine Kriegsentichädigung in dem Maße flüſſig würde, wie fie nad 
den gegebenen Verhältniſſen zu erwarten ſteht. Meine Herren, ich bejchränfe 
mich im diefer Beziehung, obwohl idy die Sache für bochwichtig erachte, 
auch heute blos auf eine Andeutung. Der Friede ijt noch nicht gejchlofjen, 
und wir wollen abwarten, was er bringt. Meine Herren, ich jchreite num 
zum Schluffe. Aber bier möchte ich einen Punkt recht eindringlich hervor: 
heben. Wenn man überhaupt von mittelbaren Folgen der Berträge für 
unjere wirthichaftlichen Verhältniffe jpricht, dann muß man nicht einfeitig 
zu Werfe geben und nicht blos von den finanziellen Nachtheilen reden, 
welche die Folge der Verträge jein Fünnen. Man muß aud, die finanziellen 
und wirthichaftlichen Vortheile ins Auge fallen, und das ilt bisher micht 
geicheben. Ich könnte hier eine Stunde lang zu Ihnen jprechen, wenn ich 
den Gegenftand vollitändig beleuchten wollte; ich will ihn aber nur mit we- 
nig Worten andeuten. Sind Sie nidyt mit mir überzeugt, daß die ver- 
tragsmäßige Unfündbarfeit des Zollvereins auf unjere Induftrie und unjern 
Handel einen Cinfluß üben werde, der jich jeßt gar nicht berechnen läht? 
Meine Herren, das Gejpenit der Kündung des Zollvereind war für unfere 
Induſtrie ein Hemmniß, welches man nicht zu gering anfchlagen darf. Seien 
Cie überzeugt, mandye Kapitalien würden ſich der Induftrie zugemwendet 
haben, wenn nicht jene Furcht im Hintergrunde geftanden hätte. Und glau- 
ben Sie, daß die Zujammengehörigfeit mit einem jo großen Ganzen nicht 
auch auf Handel und Induftrie, auf die ganze Wirthichaft des Landes eine 
Rüdwirfung üben wird, die man nicht hoch genug ſchätzen kann? Meine 
Herren, eine joldye Wechſelwirkung läßt fich nicht ignoriren, es läßt fich nicht 
ignoriren, dab ein Land, deſſen Handel durdy eine mächtige Flotte geſchützt 
üt, in jeinen überjeeifchen Beziehungen ganz andere Nejultate erreichen kann, 
und jeien Sie überzeugt, ein Konjulat, das Kriegsſchiffe hinter fich hat, 
wird in Zukunft unjeren Handel ganz anders zu jchüßen wiſſen ald ein noch 
jo pflichttreuer Konjul, der diefe Macht nicht hinter fich hatte. Wenn man 
wirthichaftliche Fragen erwägt, darf man nicht bloß in Ziffern jprechen. 
Ziffern beweiſen jehr viel, aber Ziffern erichöpfen nicht immer. Man muß 
nicht bloß auf die Berechnung von Steuerprozenten ſich bejchränfen, jondern 
man muß ſich fragen: jind die ſtaatlichen Verhältniſſe geeignet, unfere 
Wohlfahrt zu heben, oder ſchädigen fie diejelbe? Und wenn Sie die Frage 
bejahen, daß die Wohlfahrt gehoben wird durdy die politijchen Verhältniſſe, 
dann müſſen Sie aud) zugeitehen, daß darin ein finanzieller Vortheil liege. 
Denn durdy die Wohlfahrt wird aud) die Steuerfraft des Landes gehoben, 
41" 
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und dann fühlt der Einzelne jeine Steuer nidyt mehr in dem Mate, als 
wenn joldye günftige Verhältniſſe nicht vorhanden find. Und ftellen wir nun, 
meine Herren, dem gegenüber jene mittelbaren Folgen, — um dody das Kapitel 
diejer mittelbaren Folgen ganz zu erichöpfen — welche für unjer wirtbichaft 
liches und finanzielles Gebahren zu erwarten ftehen, wenn wir dem Bunde 
nicht beitreten, und wenn wir in tjolirter Stellung verharren. Meine Herren, 
täujchen Sie fidy nicht! Der Mehraufwand für das Militär wird uns dann 
doch erwachſen, und ich glaube, ich darf mit Sicherheit annehmen, daß 
unter jener Vorausjeßung derjelbe jogar bedeutend höher fich geitalten wird. 
Ic, nehme hier Bezug auf jene Auseinanderjeßung, welche der Herr Refe— 
rent der hohen Neichsrathsfammer in der öffentlichen Situng, in weldyer 
die Verträge bejprochen wurden, gemacht bat. Ich babe die Ueberzeugung, 
daß bei einer von den übrigen Nord: und Süddeutichen Staaten ijolirten 
Stellung Baiernd ganz gewiß der Milttäraufwand fein geringerer jondern 
ein höherer fein wird. Aber dem gegenüber giengen uns alle jene finanziellen 
und wirtbhichaftlichen VBortheile verloren, welche wir als Mitglieder der großen 
Gejammtheit zu erwarten haben. Mit gebundenen Händen würden wir 
zwiſchen dem blühenden Handel, dem regen Verfehre, der wachienden In— 
dujtrie unjerer Nachbarn itehen, und dann, meine Herren, dann würde ſich 
eine wirthichaftliche und finanzielle Bilanz herausitellen, deren Bild vielleicht 
viel trüber jein würde ald dasjenige, welches Ihnen heute die Gegner der 
Verträge auszumalen beftrebt find *). 


Dr. Bölk*’*): „Unverändert“, meine Herren, „unverändert“, bat 
man und von jener Seite zugerufen, „babt Ihr den Deutjchen Gedanken 
verfolgt, auch da Ihr in der Minderheit waret. Unverändert habt Ihr 
auf das hingearbeitet, was nun gekommen ift und was wir im Interefje 
unſeres Landes befämpfen müfjen.“ Ja, meine Herren, das haben wir 
gethan. Wir find unverändert zu dem Gedanfen geitanden, dab ein 
Deutſcher Staat zu jchaffen jei, damit im diefem Staate die Deutjche 
Nation ihren Leib und ihre Seele erhalte, die Organe ihrer Lebensfraft und 
ihres Willens. Unverändert find wir zu dem Gedanfen geitanden, daß 
ein würdiges, ein mächtiges Glied Diejes großen Deutſchen Staated gerade 
unjer engered Vaterland fein fole. Und unverändert baben wir behauptet, 
dab gerade die rechte Sicherung dieſes Yandes, die redyte Sicherung feiner 
Dynaitie im Anjchluffe an das große deutjche Ganze fei. Aber, wenn wir den 
Gedanken fortwährend feitgehalten haben, wenn wir ausgedrüdt haben, dat 
wir glauben würden, wir wären Feinde des Landes und der Dynaſtie, 
wenn wir nicht in der Politik, die wir für die beite hielten, unverdrofien 
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vergingen, und wenn ed dahin gekommen iſt, daß heute die zweifellofe Mehr- 
beit diefes Haufes zu und Steht, jo find wir nicht jo unbeicheiden, zu 
glauben, da diejes das Ergebniß unjerer Kraft, dab das die Wirfung unferer 
Bemühungen gewejen jet. O nein, das glaubt Keiner von und! Mas wir 
für und in Anjpruch nehmen, iſt nichts Anderes, ald daß wir vielleicht etwas 
früher, dat; wir vielleicht etwas klarer erfannt haben, wohin die Ereig- 
niffe und naturnothwendig führen, wohin die Entwicklung der Gejchichte un— 
jere Nation zu führen hat. Aber gerade, dat das jo gefommen iſt und daß 
dies nach und nach immer mehr durch die Geichichte in weitere Kreije der 
Erkenntniß gelangt iſt, — es iſt auch die Probe dafür, daß wir damals im 
Rechte waren. Wenn wir mın daraus Etwas für und in Anſpruch nehmen 
wollen, jo wäre ed nur das, daß Sie wenigitend, wenn wir heute wiederum 
an Sie treten, und Ihnen unjern Rath zu ertheilen uns unterfangen, und 
geduldig und ruhig anhören, daß Sie die Gründe, weldhe wir anführen, 
nicht deswegen ſchon für nichtige halten, weil fie von unjerer Geite 
fommen. Wenn ich auf das, was wir getban haben, zurücblide, jo möchte 
ich nichts Anderes für mich und meine Kreunde daraus erhalten als eine 
fleine Yegitimation dafür, daß weil wir jenesmal nicht Unrecht hatten, wir 
vielleicht auch diesmal nicht das Umrechte treffen werden. Man muß fich 
und joll fich nicht mit Prophezeiungen abgeben. Der Herr Neferent weiß 
jo gut wie ich und viele Andere, welch fataled Ding ed um Prophezeiungen 
it; aber man darf doch aus den gegebenen TIhatjachen Schlüjje ziehen auf 
die Zufunft und das, meine Herren, möchte ich thun. Ich wiederhole alio, 
mr Gründe, welche wir Ihnen geben, und welche ich Ihnen zu geben mir 
erlaube, jollen es jein, welche Sie überzeugen jollen. Und eben deöwegen 
babe ich mir vorgenommen, alle Bitterfeit in meine Bruft zurüczudrängen. 
Es ift im diefen Tagen des großen Ermites, es ilt in den großen Stunden, 
in den enticheidungsvollen, die wir leben, die ganze Schwere der Wahrheit 
auf mich gefallen: „Du thuft nicht vecht, wenn Du audy nur bezüglich einer 
einzigen Perjon die Perjon über die Sache ſetzeſt.“ Die hochheilige 
Stunde, in der wir berathen, ſteht zu body über allem Perfönlichen, als daß 
ih mich auf ſolches einlaffen wollte. Sie wilfen, e& liegt ein gewiſſer Neiz 
in meiner Natur, ein Neiz zum Kampfe und zur Gtreitbarfeit, ich habe 
meinen Herrgott gebeten, daß er mir heute dieje Figenjchaft benehme und mich 
befähige, nur ruhig, falt und mit Gründen Ihnen gegenüber zu jprechen, 
denn ich fünnte es in Ewigkeit nicht verantworten, wenn ich durch ein ges 
teiztes Mort auch nur irgend Iemand zu entfremden Gefahr liefe. Dies ift 
au der Grund, warum ich auf Necriminationen über frühere Aeußerungen 
von mir, welche mir nun zum dritten Male heute in diefem Saale gemacht 
werden, und welche ich jchon zwei Mal ald unrichtig widerlegt habe, nicht 
eingehen will. Das Material dazu läge vor mir. Gründe, jage ich, meine 
Herren, will ich geben, und dabei ſtoße ich zunächit auf jene Ausführungen, 
von denen man jagt, daß fie die Verträge unannehmbar machen. Dan jagt, 
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es werden Rechte der baieriichen Krone und Rechte des baieriichen Volles 
aufgegeben, ohne dat fie einen Erſatz fänden in den Rechten des Bundes- 
ratheö und in den Rechten der Bertretung des Deutichen Reiches; und ala 
vorzüglichites Recht diefer Gattung hat man bezeichnet das angeblidye Mecht 
der preußiichen Krone, in Bezug auf die Militärausgaben und die Kriegs: 
laften jo lange Alles beim Alten zu lajien, ald es der preußiſchen 
Krone beliebe. Schon der Herr Referent der Kammer der Neichöräthe 
hat in diefer Richtung Ausführungen gemacht, und der Herr Referent der 
Kammer der Abgeordneten ift demjelben gefolgt. Der Herr Referent bat 
ausgerufen: „Hat vielleicht Herr Neichöraty von Neumayr geirt, als er 
dieje Sätze aufitellte? und babe ich vielleicht — hat unjer Herr Referent 
gelagt — Unwahres gejagt, indem ich behauptet habe, bei der Krone 
Preußen allein ſteht das ewige, das „eiferne Budget“? Darauf, meine Herren, 
muß ich mit aller Enticyiedenheit antworten: Jawohl! Es hat der Herr Re: 
ferent der Kammer der Reichsräthe fich geirrt und es iſt nicht richtig, 
was in unjerem Referate über diejen Punkt ſteht. Ich babe von verichiede- 
nen Seiten, namentlich von gegnerijcher Seite gehört, dat; der Punkt des 
„eifernen Budgets” und der damit zufammenhängenden Belaftung, deö abjo- 
lutiſtiſchen Militärjtaated, wie man es geheilten bat, des Militarismus, wie 
das Schlagwort lautet, der Punkt es jei, der in Bezug auf die Nordbunds- 
verfaffung diejelbe unannehmbar mache. „Würde mir (jo iſt mir von gegne- 
riſcher Seite gejagt worden) nachgewiejen, dab die Sache nicht jo jei, jo ließe 
fich wohl ein Wort mit mir jprechen und ich würde nicht Gegner des Vertrages 
fein.” Ich kann mın aber das nachweijen und werde es nachweijen nicht 
lediglich mit juriftiichen Deduftionen, jondern ich glaube, ich fann und werde 
es nachweiſen aus den Verhandlungen des Norddeutichen Neichötages mit 
ſolcher Evidenz, daß jelbit die Feinde und Gegner, wenn fie der Wahrheit 
die Ehre geben wollen, werden jagen müſſen: ja wir haben und geirrt, und 
eö liegt ein großer Irrthum vor. Die Sache, das werden Sie mir zu: 
geben, ilt von entjcheidender Wichtigkeit, und nachdem ich von Ihnen 
nicht verlange und verlangen kann, daß Sie den Behauptungen, die idy Ihnen 
gebe, folgen müjjen, jo müſſen Sie mir erlauben, daß ich, was man jagt, 
einen diplomatifchen, mit Urkunden belegten Nachweis, bezüglich meiner Be 
hauptung bringe. Der Herr Referent bemerkt in feinem Referate, es habe 
bei Schaffung der Nordbundsverfaflung in der Abjicht gelegen, die joge 
nannten Berfafjungslüden in Bezug auf das Budgetrecht auszufüllen. Der 
Herr Referent jpricht von dem Minoritätsgutachten, welches diejelbe Inter: 
pretation der betreffenden Verträge enthält, und jagt dann: „Dieje Inter: 
pretation widerjpricht jchnurgerade jowohl dem Wortlaute der einjchlägigen 
Beitimmungen, als der Entitehungsgeicdjichte derjelben. Die einſchlägigen 
Beitimmungen der Nordbundsverfaliung hatten den Zwed, den voraus 
gegangenen vierjährigen Verfaſſungsſtreit definitiv abzufchließen, und die be 
fannte „VBerfafjungslüde” zu Gunſten deö unbejchränften Nechtes der Krone 
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Preußens auszufüllen.“ Ja, meine Herren, den Satz unterſchreibe ich, das 
iſt wahr, den Zweck hatten die Beltimmmngen des Entwurfes, allerdings, 
aber gerade den Zweck haben ſie nicht erreicht. Wenn der Herr Referent 
die Berathungen des Norddeutſchen Neichötages vollends zu Ende geleſen 
bätte, jo müßte er wiffen, was Graf Bismard gerade über diejen Punft in 
der Schlußverhandlung gejagt hat, er müßte wilfen, daß gerade, weil der 
fragliche Zwed nicht erreicht wurde, die Möglichkeit des Konfliktes offen ge- 
laffen wurde, Graf Bismard in der letzten Sitzung erklärte: „jet muß ich 
erft an meinen allergnädigiten König und Herin neuerdings die Anfrage 
tellen und ebenjo an die verbündeten Regierungen ob, nachdem der Zwed 
nicht erreicht ift, dennoch die Nordbundsverfaflung in's Leben treten ſoll.“ 
Sie iſt dennoch in's Leben getreten, nidt mit den Beitimmungen, 
die den Zweck batten, die Berfafiungslüde zu Ichließen, um den Konflikt zu 
enden, jondern mit den Beitimmungen wie fie, wie ich ſogleich ausführen 
werde, von den Männern der nationalliberalen Partei, die das Budget- 
teht des Hauſes au frecht erhalten wollten, in die Verfaſſung ge 
bradyt wurden. Ich gehe nun an den Beweis diejer meiner Behauptungen. 
Art. 62 (58 des Entwurfes) der Verfaffung, der erit geitern hier verlejen worden 
it, batze die Abficht zur Beitreitung des Aufwandes für das gejammte 
Bundesheer dem Bundesfeldherrn jährlich jo und jo vielmal 225 Thlr. zur 
Verfügung zu ftellen, als die Kopfzabl der Friedenäftärfe des Heeres nad 
Art. 60, nämlicy nach 1 Prrzent der Bevölkerung, beträgt. Diejes, meine 
Herren, wurde aber nicht angenommen, jondern ed wurde hinzugefügt durch 
ein Amendement, das geitellt wurde von Herm von Sordenbed: „bis 
sum 31. Dezember 1871" und zugleich wurde folgender Pafjus ange 
nommen: „Nach dem 31. Dezember 1871 müſſen dieje Beträge von den ein- 
jelnen Staaten des Bundes zur Bundesfafla fortbezahlt werden. Zur Berech— 
aung derjelben wird die im Art. 60 interimiltiich feitgeftellte Sriedenspräjenz- 
tärfe jo lange feitgehalten, bis fie durdy ein Bundeögejeß abgeändert ift. 
Die Lerausgabung diefer Summe für das gefammte Bundesheer und deffen 
Ginrichtungen wird durch das Etatgeſetz feitgeitellt.“ Und hier kommt ein 
weiterer Bafjus, der nicht unmejentlich ift, und welcher beit: „Bei der Felt 
tellung des Militärausgabeetatsd wird die auf Grundlage dieſer Verfaſſung 
geſetzlich feſtſtehende Organijation des Bundeöheered zu Grunde gelegt." Sie 
haben hier in dieſem Paragraphen nicht das jogenannte eijerne Budget, jon- 
dern Sie haben das eijerne Budget nur bis zum 31. Dezember 1871, 
Sie haben nicht ein Gtatgejeh, das über den 31. Dezember 1871 hinaus: 
richt, jondern mur cin joldyes, das bis zum 31. Dezember 1871 reicht. 
Sie haben aber die Verfaffungsbeitimmung, dab bis dahin nad) dem frühes 
un Maßitabe einbezahlt werden joll, und bier will ich auf den bedeut- 
lamen Unterjchied aufmerfjam machen, welchen der Art. 62 enthält. Die 
einbezahlten Gelder werden hiernach nicht dem Bundesfeldheren zur Verfü— 
gung geitellt, jondern fie werden nur in die Bundesfaffa einbezahlt, 
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die Verausgabung aber wird durch ein Etatgeſetz feitgeltellt und bei Diejer 
Feftitellung hat die Militärorganifation Maß zu geben. Nun muß ich auf 
einen Runft fommen, der auf Seite des Herm Referenten der Neidhe- 
rathöfammer hauptjächlich den Irrthum berbeigeführt zu haben jcheint, wonach 
er glaubt, daß der Militäretat "ein eiferner jei. Der Herr Referent ber 
Reichsrathskammer beruft fih nämlich auf Art. 5 alinea 2, woſelbſt 
eö heißt: Bei Geſetzesvorſchlägen über das Militärwejen, die Kriegs— 
marine gibt, wenn im Bundesrathe eine Meinungsverichiedenheit ftattfindet, 
die Stimme des Präfidiums den Ausichlag, wenn fie ſich für die Aufrecht- 
haltung der beitehenden Finrichtungen ausipricht." Man hat dieje alinea 2 
des Art. 5 audy anwenden wollen auf das Geſetz über die Feititellung der 
Friedenöpräjenzitärfe. Ich könnte aus den Verhandlungen audy das beitrei- 
ten, ich könnte jagen, ed hat, wenn es ſich bier um ein bejonderes Geſetz 
handelt, die jpezielle Worfchrift der allgemeinen vorzugehen. Ic; brauche aber 
das nicht, ich will vorläufig zugeben, daß das bisherige Friedenspräſenzgeſetz 
unter alinea 2 des Art. 5 falle und daß das jo lange fortbeitehe, bis es 
abgeändert wird. Aber ed kann doc, in einer andern Weile nicht fortbe- 
ftehen alö zur Berehnung deſſen, was zur Bundeskaſſa einzuzahlen it. 
Es kann aber dieje alinea 2 des Art. 5 namentlich nidyt bezüglich eines 
Gtatögejeted gelten, das erit zu maden ilt. Bei Gefeßesvorichlägen hat 
die Krone Preußen in dem beſchränkten Kreife jagt man ein Veto. Ja 
wenn nun ein Etatgeſetz erſt gemacht werden ſoll nad) dem Jahre 1871, 
was hilft dann der Krone Preußen das Veto, wonach allenfalld gar fein 
Gtatgejeß zu Stande fommen fann? Ich gebe nun audy zu, ih muß es 
nicht, aber id) will es vorläufig zugeben, es jolle der Krone Preußen ein 
Veto zuftehen. Aber die Krone Preußen braucht ein Gtatgejeß, denn nur 
auf Grund des fraglichen Etatgeſetzes können die fraglichen Ausgaben bewil- 
ligt werden. Bis jeßt find diefe Behauptungen von mir gemacht, ich muß 
nun aber zum Nachweile deſſen, daß ich dem richtigen Sinn getroffen babe, 
auf die Verhandlungen des Norddeutichen Neichötags zurückkommen. Ic 
habe vorhin angeführt, daß Herr von Sordenbed das fragliche Amende- 
ment geftellt hat, wonach nur bis zum 31. Dezember 1871 die betreffenden 
Geldbeträge für das Militär fortzubezahlen jeien. Sie werden mir wohl zu 
geben müſſen, daß der Herr Antragiteller jelbit bezüglich der Interpretation 
jeines Amendements einiges Gewicht hat. ©. 571 der Berbandlungen des ver- 
faffungägebenden Neichstuges (ſ. oben Bd. II. S. 363) — idy zitire Die Seiten, 
damit der Herr Referent, wenn er allenfalls das betreffende Eremplar der Nord» 
deutichen Verhandlungen zur Hand hat, jogleich auf dem Kaufenden it, — jagt 
nun Herr von Forckenbeck: „Zur Motivirung diefer Anficyt erlaube ich mir 
zunächſt die Frage, welches denn die Friedenspräfenzitärfe it, Die im dem 
Art. 56 der Verfaſſung für alle Zeiten alö Grundgejeß der Verfaſſung felt- 
geitellt werden ſoll.“ Nun jagt er weiter: „Ich halte nun überhaupt eine 
grumdgejeßliche Beitimmung der Friedensziffer der Armee für alle Zeiten nicht 
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für zuläffig. Ich bin überhaupt der Anficht, daß die Kontingentirung der 
Friedendarmee nach der Friedensziffer nicht ein glüclicher Verſuch der Löſung 
des Widerſtreites zwijchen den finanziellen, volfswirthichaftlichen und auf der 
anderen Seite militärijchen —— iſt. Wenn der Herr Kriegs— 
miniſter betont hat, daß im Laufe der Verhandlungen über die Reorgani— 
ſation im Abgeordnetenhauſe die Kontingentirung der Friedensarmee von ihm 
verlangt ſei, ſo glaube ich, daß er mir einen derartigen Verſuch nicht nach— 
weiſen wird. Ich habe vielmehr den Kompromiß, der immer geſchloſſen 
werden muß zwiſchen den Kriegsbedürfniſſen und zwiſchen den Bedürfniſſen 
der Volkswirthſchaft und der Finanzen, gefunden einmal in der Zahl und 
Eriſtenz der Kadres, dann in der geſetzlich feſtſtehenden Präſenzzeit und end— 
lich in der Fixirung der Jahreskontingents der durch die Muſterungsbehörden 
Ausgehobenen und der dreijährigen Freiwilligen, und habe geglaubt, daß in 
dieſen drei Faktoren ſich vernünftig der Kompromiß zwiſchen den verſchiedenen 
Intereſſen finden läßt. Eine grundgeſetzliche Beſtimmung aber der Friedens— 
ziffer für immer halte ich weder für möglich noch für politiſch.“ Er ſagt 
femer: „Mählen Sie eine ſehr hohe Ziffer nach den vorwiegenden Bedürf— 
niffen der militärischen Sicherheit und ſtellen Sie diefe hohe Ziffer für alle 
Zukunft feit, jo bedeutet das meiner Ueberzeugung nad) Unabhängigkeit der 
militäriichen Grefutive von dem Landtage und von dem Neichötage für immer 
und daher zweitens in Bezug auf die Militärverwaltung Vernichtung des 
Budgetrechts, welches das Volf verfaffungsmäßig in den Staaten Norddeutſch— 
lands bat.” Er jagt endlich: „Dieje Ziffer für alle Zukunft daher feitgeftellt, hieße 
nah dem, mas ich gejagt habe, für alle Zukunft die Militärerefutive von 
allen Bedürfniffen, von allen Anforderungen dem Landtage gegenüber befreien, 
es hieße — ich wiederhole ed nochmals — die Vernichtung des Budgetrechts, 
wie wir ed in der preußiichen Verfaffung haben, für alle Zukunft bin in 
jeinen wejentlichiten Beziehungen." Sie jehen daraus, — und die Stellen 
geben weiter — was Herr von Forfenbed in dem Entwurfe der Nord: 
deutichen Bundeöverfaflung gejehen hat: die Vernichtung deö Budgetrechts, 
und dagegen it das Amendement gerichtet, welches er geitellt hat und 
welches er in feiner Bedeutung jofort in folgender Weiſe charafterifirt: „Ich 
bin bereit zur Konftitwirung des Norddeutjchen Bundes von den Volksrechten 
und dem Budgetrechte für vorübergehende Zeiten das zu opfern, was zur 
Grreichung des Zwecks nothwendig it." Deswegen bat man damals den 
Endtermin bis zu Ende Dezember 1871 gefeßt. „Vorübergehend“ hat 
Her v. Forckenbeck gejagt, „bin ich bereit zu opfern, aber,“ fährt. er fort, 
„ich bitte Sie, jorgen Sie dafür, daß nicht einft die Nachwelt ſage: „In dem- 
jelben Augenblide, wo durch die einmüthige, treue und energiſche Anftrengung 
des preußifchen Volkes ſolche Erfolge errungen find, wo wir dieſe Anftrengung 
des Volfes in jeiner Armee und in allen feinen Schichten es lediglich und 
allein zu verdanfen haben, daß wir bier über die Geſchicke des Norddeutichen 
Bundes beichließen, in diefem Augenblide ift von den Vertretern des Volkes 
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dem Volke mehr an freiheitlichen Rechten genommen worden, ald für die Er— 
reichung des Norddeutichen Bundes nothwendig war.“ Diele Rechte wollte 
man bejchränfen, meine Herren, aber erreicht bat man ed nit! Um in 
jenem Sinne vorzugehen, wie er im Entwurfe ftand, hat denn auch Freiherr 
v. Moltfe ein Amendement geftellt, von dem er jagt, daß es bejwedt, einer 
jo dauernden Inititution, wie das Heer ift, auch eine feite Grundlage in 
einer ficheren Einnahme zu verjchaffen. Moltke jagt vom Regierungsvor- 
ſchlage wörtlich: „Es ift richtig, dak dabei ein Theil der Militär-Cinnahmen 
und Ausgaben der Bewilligung der Volfövertretung entzogen wird. Aber, 
meine Herren (fährt Herr v. Moltfe fort) jeßen Sie Ihrer unbeitritte- 
nen Befugnih eine freiwillige Schranfe.“ Aber hören Sie, was 
hat nun die Volfövertretung, der Eonftitwirende Reichötag darauf gethan? 
Er bat das Amendement des Herrn v. Fordenbed angenommen 
und das Amendement des Herrn v. Moltfe verworfen. Co ift ein 
Theil der Faffung geworden, wie er in der That in die Nordbundsverfaffung 
aufgenommen worden ift. Die Verhandlungen find weiter gegangen. Es 
hat auch über denjelben Gegenitand Freiherr v. Binde und Wagner und 
Baron Blandenburg geiprodhen. Ic könnte Ihnen Aeußerungen dieſer 
Herren über die Gefährlichkeit mitteilen, weldye in dem Forckenbeck'ſchen 
Amendement lägen. Namentlich it von den drei Herren bemerft worden, 
dab dadurd, daß das Forckenbeck'ſche Amendement angenommen und das 
Moltke'ſche verworfen wurde, die Norddeutiche Bundesverfaſſung den Regie 
rungen geradezu als unannehmbar hingeftellt wurde. Es ijt auch behauptet 
worden, meine Herren, dab dadurch, daß das Forckenbeck'ſche Amendement 
angenommen wurde, ein fogenanntes Vakuum entitehe, dab die Armee in 
das Ungewiſſe geitellt werde, daß dadurdy ein Konflift hervorgerufen werden 
könne. Das Alles ift entgegengehalten worden. Später, meine Herren, find 
dann neue Amendementö geitellt worden: das eine von Graf Bethuſy, das 
andere von Graf v. Stolberg, welches ebenfalld im Sinne hatte, daß, 
jolange bis auf Seite der preußiſchen Krone nicht die Einwilligung gegeben 
wäre, — daß jolange die Sriedenspräfenzitärfe feitgehalten und 225 Thlr. fort: 
bezahlt und für die Armee verwendet werden müſſen. Allein auch 
dieje Amendements find bei der zweiten Berathbung verworfen worden. 
In dieſer Beziehung bat der Abg. Binde gejagt. „Ich made darauf auf: 
merfjam, dab zwilchen Art. 62 u. ſ. w. der Unterjchied it: (wie ich ihn 
bereitd angeführt babe) daß ed das einemal heißt „zur Bundesfajja 
eingezahlt“ und das anderemal „dem Bundesfeldhern zur Verfügung 
gestellt“. Man bat alfo diefen Unterſchied damals nicht überjehen, jondern 
bat ihm abfichtlich in das Geſetz gebracht. Der Abg. Winde jagt: „Das 
Amendement könnte in dieſer Beziehung noch immer höchſt unſchuldig Icheinen 
und es mürde ziemlich auf Eins binausfommen, wenn man nicht den 
ganzen Zufammenhang vergleicht. Nun beißt ed aber in dem Amendement: 
„zur Berechnung derjelben wird die im Art. 60 interimiſtiſch feitgeitellte 


Volk. 651 


Friedenspräſenzſtärke jo lange feſtgehalten, bis fie durch ein Bundesgeſetz ab— 
geändert ift,“ es jollen aljo jolange, bis ein ausdrüdliches Bundesgeſetz aus— 
prüdlich disertis verbis fagt: „die Bundespräjenzitärfe joll nicht mehr 
300,000 Köpfe, jondern joll vielleicht 200,000 Köpfe jein“, — bis ein ſolches 
Geich von den legislativen Faktoren vereinbart ift, jo lange ſollen 225mal 
300,100 Thaler in die Bundeskaſſa eingezahlt werden, mit einem Worte, 
diefer Theil der Einnahmen der Bundesfafia wird durch das Amendement 
bis zu dem eben in Ausficht genommenen Zeitpunfte gefichert. Ia, meine 
Herren, in diejer Weije jtellt dies Amendement fich geuau auf den Stand» 
punft der preußiichen Verfaſſung mit allen daraus hervorgegangenen Kon— 
fliften. In der preußiichen Verfaffung iſt die Einnahme auch vollitändig 
fihergeitellt, die Einnahme — wiljen Sie — geht immer fort, daran fann 
die Zandeövertretung nichts ändern. Wie verhält es ſich aber mit der Aus— 
gabe? Die Auögabe hat allein alle Streitigfeiten der letzten Jahre veran— 
laht; in der preußijchen Verfaſſung ſteht befanntlich, dat die Ausgabe aus- 
drüdlih von der Landesvertretung bewilligt jein muß. Daffelbe will dies 
Amendement, es jagt nämlich: „Die Berausgabung diefer Summe für das 
gefammte Bundesheer und deſſen Ginrichtung wird durch das Etatsgeſetz 
feitgeftellt.“ Auch gegen dieje Beftimmung habe ich nichts, jo lange aus— 
drüdlich durch die Annahme des Stolberg’jchen Amendements und gefichert 
it, dab Die Ausgabe für 300,000 Köpfe gemacht werden muß. Das ilt in 
diejem Amendement aber nicht gejagt; Sie haben nur für die Berechnung 
der Einnahmen die fraglichen 225 Thaler gefichert“. Und er jagt ferner: 
„Ras hilft es im Wejentlihen, dab wir eine Ginnahme von 225 Mal 
300,000 Thaler haben, wen fie nicht verausgabt werden follen, wenn die 
sriedenspräfenzftärfe der Armee nach 1871 bei Befeitigung des Stol- 
berg'ſchen Amendements rein in die Willfür des Neichstages geftellt 
werden joll; wenn der Reichstag defretiren fann: wir wollen eine Friedend- 
präjenzitärfe von nur 200,000 Köpfen bewilligen, und im Einklange damit 
ferner jagt: wir wollen nur die Berausgabungsmittel für 200,000 Mann 
bewilligen, jo ift es eine rein leere Bhraje, wenn für 300,000 Mann das Geld 
in der Bundeskaſſa liegt, wenn es aber nur für 200,000 Mann verausgabt 
werden ſoll.“ Es ift jodann, meine Herren, diejelbe Sache weiter ausgeführt 
worden von Blandenburg. Gr jagt: „Sie haben ganz deutlich gehört 
aus dem Munde ded Herrn Abgeordneten Lasker, er will nicht verzichten 
auf das Ausgabebudgetrecht, er will das Recht haben, oder, wie er 
ſich ausdrüdt, behalten, daß durch einen Budgetſtrich auch über die Kopf: 
zablitärfe des fünftigen Bundesheeres verfügt werden fann." Und Laster 
jelbit hat bemerkt: „Der Abgeordnete für Hagen, nämlicy Binde, habe den 
Sinn des Amendements Ujeit-Benningien über Finzahlung und Berausgabung, 
wie es im Abſ. 3, 4 und 5 des Art. 62 Geſetz geworden und um das ed 
fih damals handelte, vollkommen richtig veritanden." Es war aljo damals 
weder auf Seite der nationalliberalen Partei noch auf Seite der fonjerva- 
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tiven Partei der mindeite Zweifel vorhanden, dab mit dieſem Amendement 
das volle Budgetreht des Haujes nach dem Jahre 1871 audı be 
züglich des Militäretats gewahrt jei. Das it auch von Bismarck anerkannt 
worden, und Bis marck hat gejagt und zwar in der Sitzung vom 16. April, Reiche— 
tags-Verhandlungen ©. 719 (f. oben Bd. IL. ©. 702): „Ich babe mir geltern 
vorbehalten, im Laufe der Diskujfion bei dern betreffenden Artifeln diejenigen 
Amendements zu bezeichnen, welche den von den verbündeten Regierungen 
gefahten Bejchlüffen entiprechen. In diefem Sinne erfläre ich, dab das 
Amendement des Grafen zu Stolberg mit diefen Beſchlüſſen übereinjtimmt, 
und die Vertreter der Regierungen daher verpflichtet find, an demſelben feit- 
zubalten. Das Amendement des Herzogs von Ujelt läßt die Möglichkeit, 
auf dem Mege, melden der Herr Abgeordnete für Hagen angedeutet bat, 
im Sahre 1872 einen Budgetfonflitt, einen Militärfonflift zu erneuern 
defien Folgen ſich in diefem Augenblicke nicht überjehen laffen. Wer daher 
entichloffen it, diefen Konflikt zu verhüten, der muß mit uns in diefer Frage 
für das Amendement des Grafen zu Stolberg ſtimmen.“ Graf Stolberg 
hatte aber gewollt, daß das jogenannte „eiferne Budget“ feitgeitellt werde. 
Alſo der Vertreter der Negierung, Graf Bismarck, billigt bezüglich der 
Vorſchlags Ujeſt-Bennigſen „die Möglichkeit, weldye der Abgeordnete für 
Hagen angedeutet hat." Bismard aljo billigt die Interpretation des Ab— 
geordneten für Hagen, die diefer dem Amendement Ujeit gegeben hat. Es 
wolle aljo die Möglichkeit der Erneuerung des Konfliftes für das Jahr 1872 
offen behalten werden, und deshalb räth Bismard dem Reichstag, für 
das Amendement Stolberg zu ftimmen. Was hat aber das Haus getban? 
Das Haus hat das Amendement Stolberg verworfen und bat aljo nicht 
für die Schlihtung des Konfliftes durch das eiferne Budget, jondern 
: für die Dffenhaltung des ſog. Konfliktes, d. b. für das Budgetredt 
des Hauſes ſich entjchieden. Man fam aber auch noch bei der Schluß— 
beratyung, man fam wiederholt auf den betreffenden Punkt zurüd. Es 
ift behauptet worden, man dürfe einen derartigen Konflikt nicht offen laſſen 
Aber in dieſer Beziehung und was die Konflikte überhaupt anlangt, wurde 
allgemein anerfannt, daß, wenn man überhaupt vom fonftitutionellen 
Leben nody jprechen wolle man die Möglichkeit von Konflikten niemals werde 
vermeiden fönnen; es liege das jo in der Natur der Sache, daß, wenn 
Zwei mit einander dasjelbe Recht ausüben, die Möglichkeit eines Kon 
flites gegeben iſt. Schulze bat in diefer Beziehung Bismarck gegenüber 
folgendermaßen fich ausgedrückt: „Aber ſehen Sie doch die Konſequenz 
diejes Satzes! Ia, mein Gott, dann müffen Sie jo überhaupt alles konfti- 
tutionelle Leben abichaffen, wenn Sie joldye Konflitte von vornherein un 
möglich machen wollen, dann darf eben nur ein einziger Faktor der 
Gejeßgebung fein, dann nur Einer jein, der einen mafgebenden Willen in 
Staatöfachen hat, wenn ein Konflikt überhaupt nicht möglich fein ſoll. Die 
Möglichkeit eines Konfliktes liegt alfo in dem Prinzipe des Fonftitutionellen 
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Lebens überhaupt.“ Das hat noch niemals ein Miniſter, das hat noch nie— 
mals ein Staatsmann, das hat noch kein Menſch mit geſunden Sinnen be— 
ſtriten, dab ohne die Möglichkeit von Konflikten ein konſtitutionelles 
Leben, die Ausübung gemeinichaftlicher Rechte überhaupt möglich ift. — Die 
Vorihläge der Regierung find nicht angenommen, fondern verworfen wor: 
den. Bor der Endabitimmung über das Amendement Stolberg hat nun 
Bismard noch gejagt: „Ich erlaube mir an die hohe Verſammlung bei 
diefem Artifel von Neuem die dringende Bitte zu richten, ſich wenigitens in 
dieſem Falle für das Amendement deö Grafen Stolberg Wernigerode, welches 
tatt der Worte „bis zum 31. Dezember 1871" jegen will „bis zum Erlaß 
eines Bundesgejeßes“, und für das zu dem Hohenlohe'ſchen Amendement ge 
tellte Sous-Amendement deö Grafen Otto von Stolberg-Wernigerode erflären 
u wollen. Geſchieht dies nicht, meine Herren, jo laufen wir Gefahr — 
ih überlafie eö Iedem, die Berechmung anzuftellen — daß, nachdem alle 
übrigen Aenderungs-Anträge, welche den verbündeten Regierungen die Vor— 
lage annehmbar machen würden, verworfen find, die Vorlage nicht annehmbar 
wird, und jeßt im letzten Augenblide das Ziel der Berathung, meldyes wir 
glauben jchon mit der Hand fallen zu können, entrollt und nidyt erreicht 
wird. Dieje Gefahr bitte ich, fich zu vergegenmwärtigen, ehe Sie dieſes ver: 
werfen.” Sie ſehen aljo, meine Herren — und das ijt aus den Verland- 
lungen mit Evidenz zu entnehmen — gerade der Art. 62 und der fragliche 
Punkt war es, der nody im legten Augenblide das Zujtandefommen 
der Norddeutjhen Bundesverfajjung in Frage ftellte. Bismard 
hat erflärt, er könne nicht jagen, und er jei nicht ermächtigt zu jagen, ob 
nicht gerade an dem Feſthalten diejes Artikels das ganze Werk jcheitern 
werde. War das aber der Fall, jo wird auch von meiner Seite der Rück— 
ſchluß zuläffig fein, daß es fich nicht um eine unwejentlidye Differenz, 
jondern dab es fi) um das höchite Eonftitutionelle Necht handelte, welches 
von der preußijchen Verfaflung in die Norddeutſche Reichsverfaſſung herüber— 
zunehmen war; wie denn auch einer der Norddeutichen Abgeordneten gejagt 
bat: „Wir wollen Alles thun, damit der Norddeutiche Bund zu Stande 
fomme, aber wir fünnen und dürfen nun und nimmermehr zugeben, daß 
auf dem Wege vom Abgeordnetenhaus zum Reichstag das Bud— 
getrecht des Volkes (und jei ed auch nur im beſchränkter Geftalt) ver- 
loren gehe.” Die Reichsverfaſſung iſt nichts deito weniger und troß der 
Bedenken Bismards fanktionirt worden, weil man den Ernit der Volks— 
vertretung erkannt hatte, lieber feine Berfafjung zu Stande zu bringen, als 
das Budgetrecht des Reichstags aufzugeben. Dies, meine Herren, 
it die Entitehungsgeichichte des betreffenden Artifels, und wenn von 
Seite ded Herrn Neferenten die Aeußerung des Herrn Abgeordneten 
Scherer angeführt wird, jo fann ich kaum begreifen, wie es möglich iſt, 
dab er aus dieſer Aeußerung jeine Schlüſſe hat ziehen Fönnen, weldye er 
in der That daraus gezogen hat. Der Herr Referent jagt in jeinem 
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Vortrage, da wo er die Aeußerung des Abg. Scherer citirt, derjelbe babe 
die Debatten über die Bundesfriegäverfallung refumirt und da habe er die 
ausgejprochene Meinung jelbit joldyer Mitglieder, welche früher zu den Geg— 
nern der neuen Armeeorganijation gehörten, mit den Morten fonitatirt: 
„Wenn aud der Etat fir die Bundesfriegäverfaffung jährlih feitgeitellt 
werde, jo dürfe doch jelbit in dem Falle, daß eine Uebereinkunft zwijchen 
den Bundeöregierungen und dem Neichätage nicht zu Stande fomme, 
fein Vakuum entitehen, jondern, indem die fämmtlichen Geſetze, auf 
Denen die Heeredorganijation berube, in Kraft bleiben, fünne es fich Doch 
immer nur um eine wejentliche Differenz handeln.“ Nach der Stellung, 
meine Herren, welche hier und in der Einleitung diefer Stelle gegeben tft, 
jollte man meinen, der Abg. Scherer habe ebenfalls offiziell etwas zu „re— 
jumiren“ gehabt, er sei allenfalls Referent und deshalb in einer gewifjen 
Stellung geweien, um vie Debatte zuſammenzufaſſen. O nein! Darin aber 
gerade, dab diejem Abg. Scherer diefe Stellung im Referate gegeben wird, 
liegt das Täuſchende in der ganzen Zufammenitellung. Der Abg. Scherer 
hat, nachdem in Folge der Amendements Forkenbeck und Ujeit, weldye ich 
bereitö angeführt babe, das Vakuum geſchaffen war, bei einem darauf- 
folgenden Artikel, bei einem darauffolgenden, jage ich, nicht bei 
dem Artikel, bei dem es ſich um das Kriegsbudget gehandelt bat, in 
der Situng vom 8. April 1867 fidy einem Amendement Bethuſy-Huc ange: 
ichloffen, weil nach dieſem bewirkt werde, daß dieſe Küde im allgemeinen 
Budget nicht entitehen fünne; dieſes jein Votum bat er damit motivirt, 
weil fein Vakuum entitehen dürfe. Nun, meine Herren, am 8. April 1867 
ift troßdem, was von Seite der Negierung Alles noch gejagt worden ift, 
und troßdem, was der Herr Scherer dafür gejagt bat, das Amendement 
Bethuſy-Huc verworfen worden. Aus der Motivirung aber, welde Ein 
Herr einem Amendement gegeben bat, das nachher verworfen worden ift, 
wollen Sie nun den Sinn derjenigen Beitimmungen ableiten, welche Gejeß 
geworden find, Ja nody mehr, der Abg. Scherer hat gejproden am 
8. April 1867, die Verhandlungen find aber nody fortgegangen und jpäter 
wollte man nody durch das Amendement Stolberg:Wernigerode die Sache 
wiederholt repariren. Es find am 8. April die definitiven Beſchlüſſe gar 
nicht einmal zu Stande gefommen, es kann aljo nicht die Verhandlung vom 
8. April, jondern es fünnen erit die Schlukabitimmung vom 16. April mit 
verjchiedenen anderen und langen Verhandlungen, welche inzwijchen noch über 
diefen Gegenitand gepflogen worden find, maßgebend für die Interpretation 
der Norddentjchen Reichsverfaſſung jein. Es gebt num aber doch ganz eut- 
ichieden nicht an, dat; aus den Aeußerungen, weldye ein Abgeordneter für ein 
Amendement, welches am 8. April verworfen worden it, geiprochen bat, der 
Sinn von Bundesgejegen entnommen wird, welche erit am 15. April vor: 
geichlagen und angenommen worden find, und bezüglidy deren ein Amende- 
ment jenes Abgeordneten oder ein gleichbedeutendes (Stolberg) von ihm 


Völk. 655 


unterſtütztes gleichfalls verworfen wurde. Es iſt auch durchaus nicht krichtig, 
meine Herren, daß jemals allgemein anerkannt ſei, es dürfe fein Vakuum 
entſtehen. Man hat nichts anders geſagt, als: es wird kein Vakuum ent— 
ſtehen, und damit fein Vakuum entſteht, iſt der Abſatz 3 Artikel 62 gemacht 
worden, wo es heißt: „Bei der Feſtſtellung des Militär-Ausgabeetats wird 
die auf Grundlage dieſer Verfaſſung geſetzlich feſtſtehende Organiſation des 
Bundesheeres zu Grunde gelegt." Das heißt mit anderen Worten: es hat 
der Reichstag anerfennen müſſen, daß, wenn er aud) die Friedenspräſenz— 
ftärfe durch ein bejonderes Gejeß feitzuitellen hat, und wenn er auch das 
Recht bat, alijährlich im Etatgeſetz' zu bejchließen, was zu verausgaben jei, 
er nichts deitoweniger die Verpflichtung hat, den organijatoriichen Stand des 
Heeres aufrecht zu erhalten. Man dürfe nicht — bat es geheißen — das 
Heer der Willtür preisgeben. Wir haben in Baiern, meine Herren, aud) 
das Budgetrecht, aber wir in Baiern werden ebenjowenig, wie die im Norden, 
wenn wir auch an Ziffern nicht gebunden find, jemals das Recht haben, 
das f. baierijche Heer aus dem Budget auszuftreichen. Wir haben die 
Verpflichtung, das Heer organijationsmähig zu erhalten. Die Ziffer aber 
it variabel nach Umjtänden und deswegen jedesmal in vem bejonderen 
Etatsgeſetz feſtzuſtellen. Wollte ich Sie weiter ermüden mit Verhandlungen, 
jo fünnte ich Ihnen, daß das der Sinn des betreffenden Paragraphen war, 
aus diejen Verhandlungen noch weiter aus-inanderjegen; doch id) jehe davon 
ab. Zur Zeit aljo, meine Herren, beiteht im Norden nur die Verpflichtung, 
nady der Ziffer der Sriedenspräjenzitärfe vom Sabre 1871 die betreffenden 
Beträge in die Bundesfaffe einzuzahlen. Das Recht der Verausga— 
bung bat der Bundespräfident oder der Kaiſer nicht. Die VBerausgabung 
it nur durch ein Gtatgejeß feitzuitellen. Diejes Etatgeſetz hat der Neidyg- 
tag feitzuitellen und er it dabei an feine andere Scyranfe g.,unden, als 
daß er nicht zeritörend in die Organijation des Heeres eingreiten darf. Man 
jagt nun freilich: Ia, wir wiljen ſchon, wenn einmal der Bundeskanzler oder 
der Kaiſer das Geld in jeiner Kaffe haben wird, jo wird er eg auch aus: 
geben. Würde ich, meine Herren, von Thatſachen jpredyen, jo würde id) 
vielleicht jagen: darin liegt einige Wahrſcheinlichkeit. Aber wir haben es 
bier nicht mit Ihatfachen zu thun, die allenfalls fommen könnten, jondern 
ſolange man mir behauptet, eö jei rechtlich das eiſerne Militärbudget auf 
ale zeiten fejtgeitellt, jo geht ed mich nichts an, was der Kaijer und der 
Kanzler in feiner Macht allenfalls thut, jondern ich babe zu unterjuchen, 
wozu fie das Recht haben. Ein Recht aber bat der Kaiſer nicht und der 
Kanzler nicht über den 31. Dezember 1871 hinaus. Wenn Sie im Hinblid 
auf Preußen von Ihatjachen jprechen, dab man die Gelder ausgebe, welche 
eanmal im der Kriegskaſſe find — ei! wie lange iſt eö denn ber, daß wir 
einen baierijchen Minijter, der einit uns gegemüber ſaß, einen Kriegsminiiter, 
gehabt haben, der auch von der Thatſache des Geldausgebens jo erfledlichen 
Gebrauch gemacht bat, daß der Mann 10,000 Jahre und mehr hätte alt 
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werden müffen, und man hätte ihm doch von jeinem Gehalte nicht abziehen * 
fönnen, was er verausgabt bat. Gehen wir aljo in diefer Beziehung nicht 
hinaus über das, was Rechtens ift, und vermiſchen wir nicht die That— 
ſache, die vielleicht fommen Fann, mit dem Rechte. Ie nachdem dic 
Zeitverhältniffe fich geitalten, je nachdem die Volksrechte fich entwideln, wird 
eö auch fein Minifter wagen, ohne daß er vorher mit der Volfövertretung 
in Uebereinftimmung gefommen ift, über die Gejege himwegzufchreiten. — So 
it die Auffaffung, wie fie die Gejeße geben und jo it fie geworden im 
Norddeutſchen Reichstage, weil man das Budgetrecht nicht aufgeben wollte. 
So aber ift eö aud) anerfannt worden, jpäter vom Grafen Bismark jelbit 
im Iahre 1868. In der Situng vom 6. April des Norddeutichen Reichs— 
taged bat der Abgeordnete Walde die Diätenfrage in Anregung gebracht. 
Das war ein Jahr, nachdem der conftituirende Neichstag die VBerfaffung 
feftgeftellt hatte. Bei dieſer Gelegenheit nun bat der Bundesfanzler Graf 
Bismard folgende Aeußerung getban: „Was für einen Eindrudf würde es 
Ihnen machen, wenn die Regierungen jet Anträge auf Verfaſſungsänderung, 
Anträge im Sinne einer Verftärfung der NRegierungsmadht jtellen würden 
und (— merfen Eie —) wenn wir (jagt Bismard) jegt etwa den An— 
trag jtellen wollten, die Zahl der Jahre zu vergrößern, für die 
das eijerne Militärbudget bewilligt worden tft.“ Ei, das, dächte 
ich, ift doch deutlich die Anerfennung des Bundesfanzlers, daß das eijerne 
Militärbudget nicht für ewige Zeiten, jondern nur für jene Jahre bewilligt 
worden iſt, einjchlieglich des Jahres 1871, für welche es in der Verfaſſung 
vorgejehen ift, — „wenn wir (jagt er) die Zahl der Sabre vergrößern woll 
ten, für welche Sie das eijerne Militärbudget anerkannt haben“. Das ift 
doch die deutlicyite Anerkennung, die der Bundeskanzler jelbit ein Jahr nad) 
dem Gntitehen der Verfajfung der Kammer gegenüber gemadyt bat, dab 
nicht für ewige Zeiten und nicht für immer jondern nur für die frag— 
lichen Jahre das eijerne Militärbudget bewilligt worden it. Wenn wir, 
meine Herren, nicht in Süddeutſchland wären, jo hätte es aller diefer Aus- 
führungen nicht gebraucht. Im Norden weiß man die Sache nidyt anders. 
Man bat dort die Kämpfe mit einander durdygelebt und hat, wie Lasker 
jagt, wie Fordenbed jagt, wie Schulze jagt und Alle mit einander, — man hat 
lieber die ganze Nordbundsverfaffung mit dem Norbbunde in die Schanze 
ichlagen wollen, ald dab man ſich das Recht der Beltimmung der Ausgaben 
für das Militärbudget für ewige Zeiten hätte nehmen lajjen wollen. Das 
it ja der Hauptfampf gewejen, und diejer wird bei uns fort und fort igno— 
rirt, ignorirt in einer Weiſe, dab es kaum begreiflich ift, wie man Dinge, 
über die man doch ſich jo wejentlich jchledyt informirt hat, mit jo großer 
Sicherheit — doch idy habe mir ja vorgenommen, nicht zu reizen. Das 
Alles gilt von der Nord bundsverfafjung. Aber für uns in Baiern — und 
jelbft wenn Sie jagen würden, mit Alinea 2 Artifel 5, dab das Friedens: 
präjenzgejeß nad) dem Veto der Krone Preußen fortwirken müſſe, und wenn 
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Sie ſelbſt ſagen würden, daß ein Etatgeſetz kommen müſſe, weil man ja 
organiſationsgemãäß die Ausgaben im Norden doch fortbezahlen müßte — 
für uns in Baiern tritt dann ein weſentlicher Umſtand ein. Man ſagt: 
„a, einbezahlen müſſen die Staaten, einbezahlen muß Würtemberg, 
Baden, Heſſen, einbezahlen muß Sachſen, was hilft es denn?; wenn das Geld 
einmal fort iſt, ſo wird es verbraucht werden.“ Aber jetzt gerade kommt 
die Hauptſache, die Artikel, wonach in die Deutſche Reichskaſſe die 
Beträge vom 31. Dezember 1871 an einbezahlt werden müſſen, gelten für 
uns gar nicht, wir brauchen gar nicht einzubezahlen. Man kann bei uns 
gar nicht jagen, daß irgend ein Kreuzer nach Norden einzubezahlen jei! Was 
gilt denn aber dann bei und? Der Vertrag jagt: „Baiern verpflichtet fich, 
für jein Contingent und die zu demjelben gehörigen Einrichtungen einen 
gleichen Geldbetrag zu verwenden, wie nach Berhältni der Kopfitärfe durch 
den Militäretat des Deuticyen Bundes für die übrigen Theile des Bundes: 
beereö audgejeßt wird. Diejer Geldbetrag wird im Bundesbudget für das 
königlich baieriſche Contingent in Einer Summe auögeworfen. Seine Ver— 
ausgabung wird durch Spezialetats geregelt, deren Aufitellung Baiern über: 
lafien bleibt. Hiefür werden im Allgemeinen diejenigen Etatsanſätze nad) 
Verhältniß zur Richtſchnur dienen, welche für das übrige Bundesheer in den 
anzelnen Titeln ausgeworfen find.“ So der Vertrag. Was jet num diefer 
„Geldbetrag“ voraus, worin wird der Geldbetrag feitgeitellt? Im: dem 
Etats-Geſetz. Nun, meine Herren, das Gtatögejeß geht aber aus dem 
Reihstage hervor, das Gtatögejeh kann die Krone Preußen deswegen 
nicht allein machen, weil fie es höchſtens allein durch ihr Veto verhindern 
finnte! Sie fünnten nun jagen, eö jei wohl möglich, daß ein Etatsgeſetz 
nicht zu Stande kommt, — dann, wenn einmal im Norden ein Etatsgeſetz mit 
Io geringen Summen gemacht werde, daß der Kaiſer glaubt, er kann damit 
nicht haufen; er werde dann fein Veto einlegen. Aber was ift dann die 
Solge für uns? — Daß fein Etatögejeh zu Stande gefommen, daß aljo Feine 
Ziffer eriftirt, welche nad unferen Verträgen uns bindet und daß für dieje 
Säle das vollitändige Budgetrecht für das Militär frei unferer Kam— 
mer zufteht, jo frei eö eben wirklich it. Der Herr Kriegsminifter 
wird das amerfennen, jo unangenehm am Ende ihm die Folgerungen fein 
mögen, die vielleicht daraus gezogen werden Fünnen. Alſo wenn fein Etats— 
ge durch den Neichätag ergeht, eriftirt auch Feine bejtimmte bindende 
und uns verpflidhtende Summe. Sie jehen aljo daraus, was es für 
eine Bewandtniß mit dem jogenannten eifernen Militäretat hat, was es für 
eine Bewandtniß hat mit den Neden vom unbeweglichen, unveränderlichen 
Militärdeſpotismus und was Alles damit zufammenhängt. Es ift gerade 
in der Nordbundverfaffung, in der rechtlichen Entwidlung derjelben das Bud- 
getrecht jo gut — ich werde wohl jpäter nachweifen — noch beijer, es find 
die Nechte des Volkes ſchützender enthalten ald in irgend einem baieriſchen 
Miltärbudget und baieriſchen Gtatögejehe. Wenn man nun freilich jagt, die 
Raterialien III. 42 
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Beichlüffe werden eben anderwärts, werden im Nordbunde da droben gefaßt, 
dort oben würden die Gelder bewilligt, und wir majorifirt, — damit fomme 
ih nun freilich auf einen anderen Theil meined Vortraged, den ich möglichſt 
kurz einrichten will, weil id) — ich glaube, eö war nothwendig, um den 
vollen Beweis zu führen — um jo länger bei den gegenwärtigen Ausfüh- 
rungen fein mußte. Ich ſage aber, glauben Sie denn, dab, wenn 48 aus 
Baiern kommen, (und in Abminderung des Militärbudgets find ja wir 
auf diefer Selte mit Ihnen auf jener Seite einverjtanden), wenn wir nad) 
Berlin kämen — vollitändig einig, wenn noch dazu die Vertreter der 
übrigen Süddeutſchen Staaten fommen, dazu ferner fommen Sadyjen, Han: 
nover, jo würden wir, wir Alle, und jelbft wenn jeder Preuße ein ein- 
gefleifchter Zahlteufel wäre, was fie doch nicht alle find, — glauben Sie es 
nicht? jo würden die Webrigen im Reichstage, joweit es die Verhältniſſe 
erlauben würden, joweit es die Zeit mit fich brächte, wohl wenigitens gerade 
jo gut im Stande jein, das Militärbudget herabzumindern, es würde und 
dies ebenjo gut gelingen, oder wenn Sie wollen nady den biöherigen Erfah: 
rungen, ed würde und eben jo gut nicht gelingen, den Militäretat berabzu- 
mindern, ald es uns im Baiern dem Tiſche dort gegenüber gelungen iſt. 
Aber ic) hege die feſte Ueberzeugung und bin der Zuverficht, daß der Reichs— 
tag in Beziehung auf Militärausgaben ein ganz anderes größeres Gewicht 
haben würde, als jemals eine baierifche Kammer hatte. Es ift das auch 
im Norden ſchon anerfannt worden. Die Macht des Wunſches nad) Erleidy 
terung von der Militärlaft ift eine jo Fräftige, fie ift eine jo Itarfe, jo un 
widerjtehlich ſich von unten hinauf ringende, dab bald Niemand derjelben 
wird wideritehen fünnen. Wenn aber die vergangenen gefchichtlichen Ent: 
widelungen die preußijche Regierung dahin gedrängt haben, minder gut 
unterrichteten Faktoren nicht nachzugeben und wenn dieje Negierung darauf 
beitanden ift, dab ein ftarfes, fräftigeö Heer erhalten werde, wenn 
fie darauf beftanden ift, auch uns im ihren Kreis zu ziehen und joweit es 
möglidy war, ebenjo wehrfähig zu machen, wie die Shrigen: wer will ihr 
das verargen, und wenn ed auch ohne Kürzung eines Paragraphen am Ende 
nicht ganz abgegangen wäre? Ich meine, der Beſtand der Griftenz eines 
Landes, der Beitand eines Heereö, dad dem Feinde gegenüberzuftehen bat, 
wenn es ſich um die Wohlfahrt, wenn es fid) um das Beftehen eines ganzen 
Landes handelt, ift höher anzufchlagen, als ein zweifelhafter Paragraph. Aber 
ich will deswegen Niemanden aufreizen, irgend eine Detroirung zu begehen. 
Ic jage nur Eined. Wenn in der Vergangenheit die preußiſche Regierung 
jo vorgegangen ift und auf dad Heer mehr verwendet hat, als die Kammern 
eö wollten, jo fünnen wir auch jagen, daß dies in Vorausſicht der Gefahren 
geichehen ift, die etwa fommen könnten und die der Mann, der an der 
Spitze des Nordbundes jteht, der eine Kopflänge geiftig über die Uebrigen 
vagt, vorausgejehen hat. Ich darf bier wohl ein Wort, welches er einmal 
in Berlin in meiner Gegenwart geäußert bat, anführen. Als wir ihm 
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lagten, daß nothwendig einmal eine freiheitlichere Entwidlung in Deutjch- 
land fommen müſſe, dab die Militärlaften geringer werden müßten, ſagte 
er: „Sa, zu wünſchen wäre ed. Wenn man fort und fort gegen mich mit 
diefer Forderung losgeht, jo kann man mich vielleicht veranlafjen, daß ich 
von meinem Plate abtrete, aber (jagte er) ich werde mich widerjeßen jo lange 
ich kann, und ich will mich lieber von einer Revolution in den Strafen 
Berlins in Stüde reifen lafjen, als daß ich einmal mein Land in die Ge— 
fahr bringen wollte, die Franzoſen in Berlin einziehen zu ſehen.“ Das ift 
auch ein Bismardijches Wort. Nun jeien wir dankbar dafür, daß der Nor— 
den mit Aufopferung und Anſpannung jeiner Kräfte mehr gethan bat, als 
wir im Verhältniſſe geleiftet haben. Was find denn 30 Millionen Schul: 
den, die wir machen, — was find fie, oder was find 50, was find 150 
Procent Steuern, wenn Sie fich vergegenwärtigen, dab es den deutſchen 
Heeren nicht gelungen wäre, die franzöfiichen Horden von den Grenzen un— 
ſeres Landes abzudämmen: — denken Sie, o! 30 Millionen, 300 Millionen! 
o denken Sie ſich 150 Brocent Steuer! — Der Ruin des Landes, die Knecht: 
ſchaft Deutjchlands, der Mord unjerer Söhne und die Schändung unjerer 
Fauen und Töchter, das wäre gekommen, wenn ed nicht gelungen wäre, 
daß von den Grenzen Deutichlands die fremden Horden wären abgehalten 
worden. Angeſichts ſolcher Thatjachen, dächte ich, ftünde ed dem deutichen 
Manne mehr an, mit Dankbarkeit derjenigen zu gedenken, welde 
Ihon die fühle Erde dedt, alö jetzt gerade in diefem Augenblide es 
zum Gegenftande von Mäfeleien zu machen, wie viel oder wie wenig für 
unjer Heer auözugeben jei. Man hat nun in dem weiteren Berlaufe der 
Discuſſion davon gefprochen, was wir an Freiheiten einbüßen. Ja, die 
Freiheit jet nicht gewahrt, die Freiheit! die Freiheit! — Nun, daß das 
Wort Freiheit immer etwas zauberifch Klingendes auf jener äußerſten linfen 
Seite. hatte, auf der Gin Vertreter derjelben fitt, dad weiß; ich, o das weiß 
ich jchon lange. Aber es ift eine neue Erſcheinung, es iſt eine ganz neue 
Gricheinung, daß auf der entgegengejeßten Seite diejer Zauber auf einmal 
eben jo ſtark da iſt. Früher hat man von dorther vor nichts mehr ald vor 
der „falichen Sucht nady Freiheit“ warnen hören, und ich möchte in diefer 
Beziehung ein Wort wiederholen, was der Herr Iuftizminifter einem 
Herrn Reichsrath auf deffen brennendes Verlangen nach Freiheit gefagt hat. 
Er hat gejagt: „Seien Sie überzeugt, den Bedarf von Freiheit, den Sie 
nothwendig haben, wird Ihnen der Deutiche Neichötag auch Tiefern.“ Allein 
es it damit, daß man lediglich vom Worte Freiheit fpricht, gar nichts 
gethan. Wir wollen einmal die einzelnen Gejeße, wir wollen den Inhalt 
der Geſetze anjehen, und den Zuftand, wie er wird, wenn wir in den Deut: 
ſchen Bund eintreten, und wie er jebt ift. Ich knüpfe zumächft an das Bud— 
getrecht an. Wenn man davon fpricht, daß im Norden die freie Dispofition 
über die Gelder des Staated den Abgeordneten entzogen jei, und wenn man 
das als Grund anführt, warum wir nicht eintreten jollen, jo würde idy das 
42 * 
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begreifen, wenn wir nicht die Erfahrungen gemacht hätten, die wir in 
Baiern wirflich gemacht haben. Cs iſt vielleicht nur der etwas furzen Lauf: 
bahn des Herrn Referenten in diefer Kammer zuzujchreiben, daf er nicht 
weis, was es eigentlih um das Budgetrecht des baierijchen Abgeordneten- 
hauſes it. Man muß zwar jeine ſchwarze Waͤſche nicht vor den Fremden 
wajchen, aber Eines — das iſt ja öffentlich geichehen — muß doch anerfannt 
werden. Wir auf diefer Seite waren jeiner Zeit einmal der Anficht, daß 
Baron v. d. Pfordten ungerecdhtfertigter Weiſe 40,000 fl. zu einem ge 
willen Zwede ausgegeben hatte, der wahrhaftig mit den baierijchen Staats- 
zweden nichtd zu thun hatte Wir waren einmal der Anficht, daß der Herr 
Kriegäminifter v. Lüder jo und jo viel Millionen verauögabt hatte, wozu 
ihm abjolut ein Recht nicht zugeitanden it. Wir haben nun, wir auf 
diejer Seite, jorgfältig nachgejucht, welche Mittel es gäbe, um einen Minifter 
wegen Verlegung jeiner VBerantwortlichfeit zur Rechenſchaft zu ziehen und zur 
Strafe und zum Er ſatze zu bringen. Aber wir haben gefunden, dat unjere Ver: 
faſſung ein derartiges Mittel nicht enthält, auögenommen die Minifterankflage. 
Mir haben Anträge geitellt bei Gelegenheit der Nachweilungen, wir haben 
Berwahrungen eingelegt, wir haben zum Erjaße defretirt: das Alles iſt für nichts 
gewejen, und wir älteren Leute, die wir das mitgemacht haben, find dann zu 
einer Erflärung veranlaßt worden, daß wenn noch jo viel ungerechtfertigt 
ausgegeben werde, wir niemals mehr eine Verwahrung einlegen, daß wir 
niemald mehr einen derartigen Antrag ſtellen; denn fie führten ja alle zu 
Nichts. Das find praftiiche Erfahrungen. Nun jagen Sie: die Mintiter- 
anflage! Die Minifteranflage verlangt aber die erjchwerte Form und ver: 
langt namentlidy die Zujtimmung beider Kammern; eine Kammer allein, 
welche die Gelder bewilligt, kann hienady nicht behaupten, dab eine Aus— 
gabe und wenn fie noch jo evident ungerechtfertigt ift, ungejeßlich gemacht 
worden jei. So, meine Herren, ſteht es bei und mit dem Budgetrecht. Ich 
glaube, dat ich den Herren Minijtern fein Geheimniß verratben habe, 
und wenn fie auch bis jeßt davon feinen Gebraudy gemacht haben, jo iſt das 
tbatjächlich lobenswerth und ich will hoffen, daß fie niemals in die Lage 
fommen werden, davon Gebrauch zu machen. Das ift eben der Zuftand eines 
Kompromijjes zur Vermeidung eines Konflikte. Wenn man und nun 
weiter jagt, in anderer Beziehung hätten wir Baiern jo viel Rechte und 
Sreibeiten, viel mehr ald die im Nordbunde, — nun, wir haben und bie 
Sozialgeſetzgebung ald unfere jpezielle Sparte vorbehalten, wir find gewifler- 
maßen damit befriedigt, dah man das gethan hat, — wir find damit von 
dem Reichsbürgerrechte glücklich ausgeichloffen worden —; das iſt eine Freiheit 
mehr, die wir in Baiern haben! Man hat davon geiprochen, daß die Re 
gelung der Gejeße über das Vereins- und Preßweſen nun zur Kompetenz des 
Reichs gehöre, und hat geglaubt, wir würden in Baiern dadurch unendliche 
Einbuße erleiden. Ich will zuerft vom Vereinsgeſetze ſprechen. O, das 
Vereinögejeß, meine Herren! „Jeder Baier hat das Recht, ſich ruhig und 
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ohne Waffen zu verfammeln." Das Vereinsgeſetz geht ſoweit, daß nicht 
einmal Einer, der von Alt-Ulm nad Neu-Ulm kommt, einer baieriſchen 
Vereindverfammlung beimohnen oder gar ſprechen darf. Ja, wie frei das 
Vereinsweſen ift in Baiern, das habe ich an meinem eigenen Leibe erfahren. 
Es war zur Zeit, ald die Wogen der Schleswig-Holftein’schen Sache hoch— 
gingen. An einem Abende hatten in Augsburg etliche fünfzig der notabeliten 
und reichiten Leute ihre gejammte Jahresſteuer ald Beitrag für Schleswig- 
Holftein’sche Zwecke gezeichnet, am andern Tage wurden mir 18,000 fl. einge: 
liefert und weil wir fie in Augsburg n’cht verwenden fonnten, wurde das Geld 
an jened Drgan geſchickt, welches unterdefjen die deutiche Abgeordneten: 
verjammlung in Frankfurt eingejeßt hatte, den Sechsunddreifiger- 
Ausſchuß. Das ift die Thatſache. Willen Sie, was nun geſchah? Nach— 
dem befannt war, daf wir unjere 18,000 fl. dem Sechsunddreißiger-Ausſchuſſe 
überfchictt hatten mit der Zwedbeitimmung für die Schleswig - Holftein’iche 
Sache, ift uns ein Reſkript inſinuirt worden, daß unſer Verein, weil er das 
Geſetz über Affıliation, das Verbot der Affiliation mit anderen Vereinen, 
übertreten habe, aufgelöft ſei. Ich habe dagegen Beſchwerde erhoben beim 
Miniftertum, ich habe die Gutachten von Staatsrechtsprofeſſoren verjchiedener 
dafultäten vorgelegt, wornach es beinahe lächerlich genannt wurde, einen Aft 
der Affiliation darin zu jehen, daß man dem Organe des Deutichen Abgeord: 
netentages einfach das Geld überjendet habe. Was hat das geholfen? Der 
Verein wurde auch vom Minifterium aufgelöft und der baieriſche Staatsrath 
bat das Defret beitätigt. Wo foldye Dinge möglich find, meine Herren, und 
wo man dann noch zaudert, Anträgen auf Erweiterung der Vereinsfreiheit 
zuzuſtimmen, muß man nicht davon Iprechen, dab man in Baiern mehr 
Freiheiten habe als anderswo. Das wäre im Nordbunde nicht pajfirt. Die 
Preife, meine Herren! Es befteht aber heute noch daſſelbe Preßgeſetz, 
welches es feiner Zeit dem Herrn Grafen v. Reigersberg möglich gemacht 
bat, den „Nürnberger Kurier“ zu Tode zu Eonfisziren, und wenn gewiffe Blätter, 
welhe von Herm Dr. Sepp bezeichnet worden find, nidyt auch zu Tode 
fonfiszirt worden find, danken fie ed nicht dem baieriſchen Preßgeſetze, nein, 
danfen fie eö der milden Auffafjung von Seite der Staatöregierung. Die- 
jenigen Herren, welche einer freieren Entwicelung der Prefgejebgebung, wenn 
ein Antrag geftellt wird, entgegentreten, haben jie denn ein Necht, fich 
darauf zu berufen, dab wir in Baiern Freiheiten aufgeben, die wir anderswo 
nicht wieder erhalten? Wenn die Vertreter der gefammten Deutjchen Nation 
im Deutfchen Reichötage eine Aenderung des Preßgeſetzes beantragen, haben 
Sie dann einen Zweifel daran, daß ein anderes Preßgeſetz nicht kommen 
wird als ein foldyes, in welchem die Gejchworenen die Grundlage der Judi— 
fatur bilden? Hätten Sie den Zweifel, dab die Deutſche Nation einmal 
einen Reichstag ſchicken könne, welcher das nicht will, jo würden Sie die 
Deutiche Nation dadurch für unwerth erachten, jemals in den Reichstag zu 
wählen. Doc Sie zweifeln jelbit nicht daran und was die Gewalt und 
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die Kraft anlangt, welche eine jüddeutjche Vertretung im Norden üben fünnte, 
davon, dächte ich, haben wir wohl auch feiner Zeit jchlagende Beweiſe gehabt. 
Man jagt, man werde und in Berlin majorifiren. Ja, wer joll und denn 
majorifiren? Wir aus dem Süden find zu ungefähr achtzig im Zollparla- 
ment gejeffen. Wir haben leider nicht immer gerade diejelben Ziele und Zwecke 
verfolgt. Ich kann mir aber einbilden, daß, wenn wir wieder zu adhtzig 
einmal nach Berlin zögen, wir nicht mehr auf den Bahnhöfen, auf denen 
wir und treffen, jchen einander ausweichen würden, weil der eine da, der 
andere dorthin zieht, ich könnte mir wohl ein Verhältniß einbilden, wie wir 
im Intereſſe des berechtigten Partifularismus, im Intereſſe der freibeitlichen 
Entwidelung, im Intereffe der Volksrechſe alle miteinander Hand in Hand 
gehen könnten, Sie auf dieſer Seite und wir auf der andern Seite, und wo 
wir mit Würtemberg, Baden, Helfen, Sadyjen und noch vielen andern Hand 
in Hand gehen würden, — da glauben Sie dennoch, daß dabei Gefahr jet, 
der großen Vertretung, hervorgegangen aus allgemeinen Wahlen, — dab es 
Gefahr jei, dieſer Vertretung Volksrechte anvertrauen zu fünnen? Wahr: 
lich, das kann Ihr Ernſt nidyt fein, das fann man im Ernſte nicht befürch— 
ten. Wir (die Mainbrüde) haben, wie die Parteiverhältniffe dort bejchaffen 
waren, mit 20, 24 Stimmen nad) Umftänden die Entſcheidung gegeben. 
Wenn erit ganz Süddeutjchland zufammenhält, jo wird es ein Gewicht im 
Deutjchen Bunde haben, das wahrlidy nicht zu unterjchäßen wäre. Man 
jagt nun, — und das jcheint der Hauptgrund zu fen, warım die Verträge 
verworfen werden jollen, — dat Baiern, daß fein Königshaus dadurd) media— 
tifirt werde, daß das verloren ginge, was eine berechtigte Selbititändigfeit 
anzujprechen habe. Ich berufe mich in diejer Beziehung auf die Ausführun- 
gen, welche der Herr Referent in der Reichsrathskammer gemacht hat. Die 
Souveränität in dem Sinne, wie fie jet angeſprochen wird, bat Baiern 
niemald gehabt, niemals! Die Souveränität Baiernd, wie fie unterm 
Deutjchen Reich war — doch ich will darauf nicht zurückkommen. Wenn 
die einzelnen baierijchen Herzöge und Churfürften dad Reich verlaffen haben 
und dem Neiche gegenübergejtanden find, jo glaube ich, hat man das im 
Intereffe des Vaterlandes immer nur zu bedauern gehabt. Dann fam der 
Nheinbund. Wie oft joll ich nody darauf aufmerfjam machen, meine Herren, 
welche Souveränität der Rheinbundsfürit, der König von Baiern, dem Pro— 
teftor des Rheinbundes gegenüber hatte? Es find leider viele unjerer Söhne, 
Brüder und Väter auf frangöfiicher Erde gefallen. Aber der Kampf für die 
Grenzen des eigenen Landes, der Kampf für die Erijtenz des eigenen Landes, 
der jo ſchwere Opfer gefoftet bat, iſt doch ganz gewiß lange nicht zu ver 
gleichen mit der Heerfolge, welche jeinerzeit dem franzöfiichen Kaiſer ge- 
leiftet werden mußfe und welche zur Folge gehabt hat, dat 30,000 baierifche 
Zünglinge in Rußland erfroren find. Wo war denn da die berechtigte 
Eigenthümlichkeit Baiernd, wo war denn da die berechtigte Souveränität 
Baiernd? Und wahrlidy, durch die Ironie, dab man diefe 30,000 für die 
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Freiheit Deutſchlands erfrieren ließ, hat man das nicht gut gemacht, 
was man verjündigt hatte! Wir kommen nun an den Deutichen Bund. 
Nun, hat man denn zur Zeit ded Bundes das Recht gehabt, über Krieg 
und Frieden zu enticheiden, hat man denn dad Recht gehabt, jelbit eine 
eigene Kriegäführung als eine jelbititändige zu halten? Nein! Auch gewiſſe 
Legiälationdrechte und gerade in Bezug auf die Preſſe und die Vereindrechte 
bat die Bundeslegislation in Anjpruch genommen und wir haben ed nur der 
Unbotmäßigfeit Baiernd gegen den Bund zu verdanken, daf die Bundes- 
preßgeſetze ıc. xc. nicht auch bei und eingeführt worden find. In Baden und 
anderwärtd jind fie eingeführt worden. Dann fam das Fahr 1866 und 
auch in diejem Jahre hat man gefunden, daß eine Selbititändigfeit, die in's 
Unbegrenzte geht, dab eine joldye Selbititändigfeit aufrecht zu erhalten ein 
Ding der Unmöglidyfeit ſei. Dieje Selbitftändigfeit, fie kann nur dahin 
führen, daß das Land ein Tummelplaß, dab ed ein Ort der Intriguen 
für alle Nachbaren werde, dab es hin- und hergezerrt und hin- und ber: 
gezogen werde zwijchen den verjchiedenen Kräften, weldye nach ihm ſelbſt 
trachten, dab es in die Wagſchale deö einen oder des andern gelegt werde, 
um je nachdem wieder hinausgejchleudert zu werden und um jchließlich ein 
Objekt zu werden für den, der ed am theuerſten erfaufen fann. Ich bin 
heute noch der Anficht, der ich einmal vor nahezu 3 Iahren in Berlin Aus- 
drud gegeben habe, daß ich glaube, am fonjervativften für das bateriiche Land 
und für die baierijche Dynaſtie jei Derjenige, welcher räth, da man unter 
das Schirmdach der Deutichen Nation eintrete. Dem Bundesgenoffen, ſagte 
ih, wird fein Wort gehalten und die Ehre wird eö verbieten, daß man den 
Bundesgenofjen vernichte; während, wenn Baiern draußen fteht, man 
der Selbititändigfeit nur jo viel Rechnung trägt, ald die Gelbititändigfeit 
Macht hat, und welche Macht dann am allerwenigften bei Baiern vorhanden 
jein wird, mern Sie dem Rezept des Herrn Kolb folgen. (Bravo links.) 
Ich will auch annehmen, ein Staat, wie der baieriſche, von fünfeinhalb 
Millionen — er it gewiß ein wichtiger Staat und es ift eine große Bolks— 
kaft in demjelben vorhanden — ein joldyer Staat würde noch auf längere 
zeit fich himüberretten können in eine vielleicht ferne Zufunft, — wenn dieſer 
Staat homogen zujammengejegt wäre, wenn ein Volksſtamm dieſen Staat 
bilden würde, wenn die Anjchaunngen und Auffaffungen dieſes ganzen ge 
lammten Landes einheitlich nach derjelben Richtung hingiengen. Sit das der 
Fall? Nein. Schon ift der Herr Referent in der Berlegenheit gar nicht 
einmal zu willen, wad man mit einer Provinz, wad man mit der Pfalz an- 
fangen ſoll!? Die Pfalz jcheint Denjenigen, die die Selbititändigfeit Baierns 
aufrecht halten wollen, beinghe eine Laft zu fein und das Erſte, was die 
Selbftftändigfeitsmänner in dem Sinne des Majoritätögutachtens thun müſſen, 
üt, dab fie eine der fchönfte. Provinzen weggeben, weil fie mit der 
Selbititändigkeit im Lande nicht zu halten ift. Das iſt ein Anfang der 
Wirkungen der baierifchen Selbitftändigfeit! Eine Provinz wegzugeben, welche 
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gerade in der letzteren Zeit bewiejen hat, daß fie mit Leib und Seele, mit 
Gut und Blut an unferem Lande hängt! Mit der Perſpektive werden Sie 
unmöglich beginnen können. Und was ſoll e8 im übrigen Baiern werden? 
Glauben Sie, daß der Zuftand, wie er in den beiden letten Jahren geworden 
ift bet den Parteien, die ſich gegenüber itehen, auf die Länge dauern könne? 
Es ift nachgerade zur Zeit fein Geheimnig, dab die Majorität dieſer 
Kammer für die Verträge ift. Ich weil nicht, ob eö wahr ift, aber man 
jagt ed; daß aber die Majorität des baierifchen Volkes, namentlich iu jei- 
nem ftädtiichen Theile, daß die Majorität in den verjchiedenen Kreijen ent: 
ichieden für die Annahme der Verträge ift, dad werden Sie nicht läugnen 
fönnen. Nun, man hat dort drüben dad Recht, mit einer Stimme über 
ein Dritttheil die Verträge zu verwerfen. Ja, das Recht hat man jo gut, 
wie Shylof auf jeinen Schein hin auf ein Pfund Fleiſch von dem 
Herzen ded Antonius weg dad Recht gehabt hat. Werden Sie, jollen Sie 
von dem Rechte Gebraud; machen? Ich bitte Sie, thun Sie ed nicht. Wie 
jehr Sie es auch wünjchen jollten, ich bitte, thun Sie ed nidt. 
Glauben Sie denn, daß in den Kreifen, welche mit Leib und Seele, welche 
mit ihrer ganzen Sehnſucht nach dem Deutjchen Volke hinftreben, glauben 
Sie denn, daß, wenn Sie zu Einem Mann mehr ald ein Dritttheil des 
Haujes die Verträge verwerfen, damit den Ginheitödrang und das Einheits— 
gefühl von mehr ald drei Wiertheilen der baierijchen Bevölferung werden 
auögelöicht haben? Glauben Sie denn, daß der Kampf um den Eintritt in 
dad Deutjche Reich jemald bei und in Baiern werde aufhören können? 
Glauben Sie denn, dab das Deutiche Neich an den blauweißen Grenzpfählen 
ftehen bleiben werde, während es alle und weltbefannt ift, dab in ganzen 
Kreijen die großen Majoritäten am Ende über dieje Grenzen hinausfluthen 
werden, um da zu fein, wo die übrige Deutjche Welt ift, um da zu fein, 
wo dad Deutjche Reich in jeiner Herrlichkeit tagt? Glauben Sie denn, 
fünfzig und ein Mann werden diejen Zuftand in Baiern dem baierijchen 
Bolfe gegenüber aufrecht zu halten vermögen? Und wenn Sie das nicht 
glauben können, ift e8 dann gut daran gethan, daß man jet den Kampf, 
die Agonie um die Eriftenz noch weiter treibe und nody weiter führe? An— 
geſichts der Kämpfe, angeſichts der Anftrengungen, angefichts des Blutes, das 
Diejenigen, die und beſchützt haben, vergießen müffen? Sagen Sie nicht, 
das find „Soldaten“, die jollen und die Feinde, fie jollen uns die Fran- 
zoſen vom Halje halten, fie jollen aber und dürfen nichts in die Geftaltung 
der Deutſchen Verhältniffe darein reden. Sagen Sie das nicht! Würden 
Sie died Ihnen jagen, Sie würden ein taufendftimmiges&cho erhalten: „Wir, die 
wir unjer Herzblut für die Deutſchen Grenzen gegeben haben, wir glauben auch 
berechtigt zu jein, daß wir wenigſtens ebenjo jtarf für Deutjchland fühlen und und 
ausſprechen dürfen, wie diejenigen, die zu Haufe geblieben find. Wem von 
Ihnen ift aus Zufchriften, ift aus dem Umgange nicht die Stimmung be 
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fannt, welche fi im unſerm Heere entwidelt hat? Ich will Ihnen nur 
eine einzige Zufchrift und nur zwei Zeilen daraus anführen, weil es gewiß 
der Mühe werth ift bei dem Votum, das wir heute oder morgen abgeben 
werden, auch auf unjere Heldenväter und Brüder NRüdficht zu nehmen. 
„Der Deutjche Sinn“, jchreibt ein Soldat, „kann jedo cd nirgends mehr in 
dleiſch und Blut eingedrungen und allgemeiner fein, als hier auf franzöfticher 
Erde unter den baieriſchen Soldaten und Offizieren. Die Wichtigkeit gemein- 
ſamen Zufammenwirfens fühlt Der am meiften, der täglich den verjchiedenften 
Gefahren auögejeßt ift, und das Gefühl nationaler Ehre jchwingt fid am 
böchften in Demjenigen auf, welcher zu deſſen MWiederheritellung mit jeinen 
böchiten Gütern beigetragen. Wie der Soldat die Herzlichfeit und Tüchtig- 
feit jeined Norddeutichen Kameraden hat fernen und jchäben lernen, jo find 
alle Dffiziere ob der Disziplin, Bildung und Tapferkeit der preußiichen Armee 
der Bewunderung bei jeder Gelegenheit voll. Won jenen jchmählichen Vor— 
urtheilen gegen Norddeutiche Elemente hat und die eigenite Erfahrung im 
Zufammenleben damit gründlich geheilt. Mit Befremden und Bedauern 
entnehmen wir aus heimiſchen Zeitungen“ — —. Das Uebrige unterdrüde ich 
dem Vorſatze gemäß, den ich vorhin Ihnen gegemüber ausgeſprochen habe. 
Ich glaube, daß wenn man hienach davon ſpricht, daß wir einen jchlechten 
Dank geerntet hätten für das, was wir geleiftet haben, daß wir doch zu— 
nächit bei Denjenigen anfragen jollten, weldye etwas geleiltet haben, und 
fragen Sie bei ihnen, dem Heere, jo werden Sie zur taujenditimmigen Ant- 
wert erhalten: „zum Dank dafür, daß wir treu zum Norden, daß wir zum 
Vaterlande geftanden find im Krieg, wollen wir nicht ausgejchlojjen 
werden aus dem Neiche Deuticher Nation, welches fich neu aufbaut“. Ia, 
der jchlechteite Dank, den Sie ihnen geben fünnten, wäre ed, wenn Sie die 
ſen Ausſchluß befiegeln würden. Seien Sie überzeugt, ich glaube das, und 
ih glaube, ih fann im Namen unſeres Heeres, das im Felde ſteht, 
die heiligite Verficherung dafür geben. Was heit es, wenn man jagt: 
um „Dank“ dafür, dab wir etwas geleiftet haben, zum Danf dafür, daß 
wir dem Norden beigeitanden find, jollen wir ihm unterworfen werden? 
Ver fo jprechen fann, der geht jchen davon aus, daß wir einander fremd 
fein, dab es fich überhaupt um ein Unterwerfungsverhältnig handelt, der 
fteht überhaupt auf dem Standpunkte, auf welchem man ftehen muß, wie 
der Herr Abg. Kolb, wenn man jagt, wir hätten und bei Preußen auf 
jeden Fall den Kriegöfoftenerjag paktiren jollen, das heift, wir hätten und 
als Miethheer dem Norden gegenüber verfaufen jollen. (Rufe: Sehr 
gut!) Wir werden die Kriegöbente redlich mit einander theilen, wenn wir 
fie errungen haben. Dafür fteht uns unfer Verbündeter. Aber ich würde 
mich geſcheut haben, zu jagen: „ich ziehe nur mit dir, wenn du mich be- 
zahlſt, wenn wir auch vom Feinde nichts erſetzt befommen”; denn darin 
liegt der Charakter eines Miethheeres. So ſteht's aber bei uns nicht. 
Ich jage, man kann von Dank hier gar nicht jprechen. In der Erreichung 
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unjered gemeinjamen Zieles, in der Vereinigung liegt der Dank. Ein 
Fremder, wenn er einer Familie einen Dienft geleitet bat, läßt ſich ab- 
lohnen; der entfremdete Sohn, der vom Vaterhauſe vielleicht einmal im 
Unfrieden weggegangen ift, der Sohn, wenn er Gelegenheit hat, dem Vater 
und den Gejchwiltern unter die Arme zu greifen und ihnen in der Noth zu 
helfen, — wenn er fie gerettet bat der zurüdfehrende Sohn, findet er 
jeine Belohnung nicht darin, dab man ihn abgelohnt wieder fortſchickt und 
ihn draußen läßt, jondern daß man ihn aufnimmt an den Heerd, dab er 
fortlebt amı Herzen der Eltern und Gejchwifter fortan im Vaterhauſe, das 
it jein Lohn. Oder, meine Herren, eine Braut, fie ift aufopferungsfähig, 
fie thut Alles für das Ideal, das im Herzen liegt, es gelingt ihr auch, 
durch eine aufopfernde Ihat das Schickſal ihres Bräutigams auf das 
Beſte zu Stellen, — ei! meine Herren, was glauben Sie denn, was bie 
Braut, welche fid) mit ihren Herzen nad) Vereinigung jehnt, von ihrem 
Bräutigam denken würde, wenn er jagen würde: „Die Liebe fann id 
Dir nicht geben, aber die Freibeit jchenfe ih Dir." Ich glaube 
aljo, daß das, was man von Belohnung ſpricht, an und für fi) von der 
Vorausjegung ausgeht, daß wir und nidyt gegenjeitig angehören, daß wir 
und einander nicht näher angehören wollen. Und das gerade foll nicht fein! 
Ich habe nun vielleicht zu lange in dem trodenen Tone der Gründe ge 
Iprochen, warum es für uns wortbeilhafter fein werde, in das allgemeine 
Deutſche Vaterhaus wieder einzutreten. Nur noch ein paar Gefühlsworte. 
Sind es denn und können es denn blos abwiegende Gründe fein, welche Sie, 
weldye uns Alle binzieben, das Werk zu vollbringen, das wir jo lange er- 
jehnt babe? Ich bitte Sie, wenn der Yauf, wenn die Zeit, wenn der Beruf, 
dem Sie ſich bingegeben haben, wenn die Gejchäfte, wenn die Studien alle 
wenn die Pflidyten die Ihnen obgelegen haben, wenn ein fturm: und ein 
drangvolles Leben über Sie hinweggegangen ift und ſtarke Furchen zurückge— 
lafjen hat, ich bitte Sie, meine Herren, greifen Sie doch noch einmal zurüd 
in Ihre Schöne Jugendzeit und fragen Sie ſich, — fragen Sie fi, ob in Ihrem, 
Herzen nicht noch eine Stelle ift, nicht noch eine Saite, welche beim Namen 
des Vaterlandes wiederflingt! ragen Sie fih, ob das Alles teoden, ob 
Alles eingetrodnet it! Ich kann es nicht glauben, ich darf es und ich 
will es nicht glauben, denn ich kann mid) in einen derartigen Zuftand nicht 
verjegen. Laſſen Sie neben dem Intereſſe auch das Gefühl für die Kraft 
und die Größe der Deutichen Nation in Ihnen wirfen! Sehen Sie hinweg über 
Alles das, was Fein it, jehen Sie die Aufgabe diejer großen Nation an, 
die Humanität immer weiter und weiter zu tragen, die wahre Kultur, die 
ächte Kultur auf den Thron zu jeßen. Stellen Sie diejer Aufgabe, ftellen 
Sie ihr nicht irgend ein Hinderniß in den Weg! Nicht, ald ob ich glauben 
würde, es fünme diejer Abgeordnetenfammer gelingen, die Gefchichte zum 
Rückwärtsgehen zu zwingen, nein, meine Herren, das glaube ich nicht, 
die Gejchichte wird fich vollenden. Sie joll aber audy nicht ein dunkles 
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Blatt in der baieriſchen Geſchichte jchreiben! Wenige Tage noch, meine Herren, 
und ihre Tafeln werden die Namen derjenigen bezeichnen, weldye für und gegen 
den Abſchluß des Neichövertragd geltimmt haben. Wahrhaftig, meine Herren, 
ih möchte den Namen, den ih meinen Kindern binterlajje, nicht 
auf jener Tafel jeben! Wir werden — fallen nun die Gefchide, wie 
fie wollen — wir werden fortfämpfen, bis das Ziel erreicht ift; und wie 
wir biöher unverändert am Deutichen Gedanken, an der Deutjchen Treue 
und an der Liebe zum Deutjchen VBaterlande feitgehalten haben, jo werden 
wir das auch fürderhin thun, und wie dieſe bis jeßt uns zum Ziele geführt, 
werden fie auch hinfüro und zum Ziele führen; dei find wir, meine Herren, 
gewiß und uns bewußt, und treu, feſt in der Liebe zum Baterlande, 
unverändert in der Treue für immer und unveränderlid, das 
joll uns Wahlſpruch und Richtſchnur fein! (Bravo!)*) 


Staatöminifter Graf v. Bray-Steinburg:““) Meine Herren! Im 
Laufe der Debatte find einige Aeußerungen vorgefommen, welche mid 
zur Entgegnung nöthigen. Der Herr Referent bat in feinem Bortrage 
eine Aeußerung erwähnt, welche im Ausſchuſſe von mir gemacht worden ift. 
Diefelbe lautet nad) dem Ausichußprotofolle: „Durch fremde Soldaten werden 
wir nicht zur Annahme gedrängt werden ſondern durdy den Drud der in- 
neren Verhältnifje; durch diejen wird die Stellung jeder Regierung im Falle 
der Nichtannahme eine jehr jchwierige." Wenn ich den Ausdrud „Agitation“ 
bei diejer Gelegenheit gebraucht habe, jo lege ich nicht auf den Ausdrud 
Gewicht jondern ich betrachte ihn blos ald die Bezeichnung einer Art der 
Manifeftation des Volkswillens. Es kommt aber darauf an, von welchem 
Theile des Volkes die Agitation ausgeht. Ciner Agitation, veranlaft durd) 
eine Schwache Fraktion, wird leicht entgegenzutreten ſein; ift fie aber der 
Ausdrud des Willend eines bedeutenden Theiles, ja vielleicht der Majorität 
des Volfes, dann allerdings wird bei unjern freiheitlichen Injtitutionen eine 
Regierung derjelben gegenüber nicht länger fid) behaupten können, jondern es 
wird der Forderung nachgegeben werden müfjen, weil fie dann legitim und 
berechtigt if. Was nun die Zwangslage anbelangt, in weldyer wir uns be— 
funden haben jollen, jo babe ich zu erflären, daß eine joldye in materieller 
Hinſicht in der That nicht vorhanden war. Wir haben die Verträge nad 
teiflicher Meberlegung unterzeichnet, weil wir fie für das Befte hielten, was 
unter den gegebenen Berhältnifjen zu erreichen war. Wir konnten allerdings 
Berjailles verlaffen, ohne zum Abjchluffe zu gelangen. Dann wäre zwar nicht 
ganz aber doc im Allgemeinen der gleiche Zuftand eingetreten, wie er auch 
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eintreten wird, wenn die Verträge von Ihnen abgelehnt werden. Ich halte 
diefe Lage für feine günftige und deshalb unterzeichneten wir, aber nicht ohne 
Vorbehalt der Genehmigung und der freien Selbitbeitimmung der Krone und 
der Landeövertretung. Herr Graf Bugger hat Ihnen auch von einer 
Zwangslage gejprochen, er hat behauptet, die Kammer wäre in einer Zwangö- 
lage. Ich kann diefe Zwangslage nicht für die Regierung, ich farm fie auch 
für die Kammer nicht anerkennen. Ic; glaube, der einzige Zwang, der für 
die Regierung und die Kammer beiteht, liegt in der Nöthigung, welche in 
der eigenen, wohl erwogenen Ueberzeugung ihren Grund hat. Ich gehe nun 
auf einige Einwürfe über, die gegen die Verträge erhoben worden find. Die 
Verträge find nach zwei Richtungen bin angegriffen worden. Von der einen 
Seite hat man ihnen vorgeworfen, dat durd fie dem Lande zu große Opfer, 
zu große Laften aufgebürdet würden; von der andern hat man getabelt, daß 
Borbehalte gemacht wurden, welche doch nur das Intereſſe deö Landes be- 
zwecten. Für die Beurtheilung der Verträge ſcheint mir in diejem doppelten 
Tadel nichts Ungünftiges zu liegen. Denn offenbar wird der Tadel der 
Einen im Sinne der Andern zum Lobe. So follte man wenigftend meinen. 
Vom Lobe habe ich freilich hier nichts vernommen; ich bin aud) ganz be 
reit, den Tadel als berechtigt anzuerfennen, aber unter der Bedingung, daß 
man fic) den Standpunkt Har macht, auf welchem man fteht. Will man 
die Einigung Deutjchlande, jo muß man aud die Zugeftändniffe wollen, 
ohne welche fie nicht zu erreichen ift; will man die Stellung Baierns in 
Deutichland gewahrt wilfen, jo muß man anerfennen, dab die Vorbehalte 
ihre Berechtigung haben, dab fie müßlich, ja nothwendig jeien. Meine 
Herren, wir find jehr weit entfernt, die Verträge, wie fie find, als Ideal 
unjerer Wünſche zu betrachten; wir hätten fie in mandyen Punkten anders, 
den Intereſſen Baierns entſprechender, gewünjcht. Allein es handelt ſich ja nicht 
um einen neuen Vertrag, um einen neuen Bund, jondern vielmehr um den 
Anſchluß an einen jchon beitehenden mächtigen Bund, welchem wir mit nicht 
ganz 5 Millionen gegenüber ftanden, während der Bund weit über 30 Mil- 
lionen umfaßt, — um den Anſchluß an eine Verfaffung, welche jeit 4 Iahren 
in Wirfjamfeit beitand. Dennody find an der Verfaſſung Aenderungen vor: 
genommen worden, deren Wichtigkeit nicht zu unterfchäßen ift. Es wird 
darauf anfommen, fie praftiich durchzuführen. Was wir wollten, meine 
Herren, war die Einigung Deutjchlands auf füderativer Grundlage; was 
wir zu vermeiden wünſchten, war der Deutiche Finheitsitaat. Zwiſchen einer 
Föderation und dem Einheitsſtaate in feiner Anwendung auf Deutjchland 
beiteht nach; meiner Ueberzeugung der nämliche Unterjchied, wie zwiſchen Re 
form und Revolution. Das Eine ift der berechtigte und heilfame Fortſchritt 
und Aufbau, das Andere iſt Ummälzung und Zeritörung, Zerftörung jedes 
Herkommens, jeder Gewohnheit und berechtigten Autonomie, und endlich 
Verläugnung der ganzen Geſchichte Deutjchlands und der Deutichen. 
Durdy den Beitritt Süddeutjchlands ift das füderative Clement geftärft 
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worden, und wird dem Einheitöftaate entgegengemwirft. Daher, meine Herren, 
rühren vielfache Anfechtungen, welche leicht vorauszuſehen waren, welche aber 
auf unfen Entſchluß nicht maßgebend einwirken durften. Auch die wenig: 
ſtens temporäre Erhöhung des Koftenaufwandes ftand und far vor Augen; 
allein fie war nicht zu vermeiden, und am Ende, meine Herren, läßt ſich 
diefe große Angelegenheit doch auch nicht behandeln wie ein Mechenerempel. 
(Bravo.) Der Drang nad Einigung ift in Deutjchland nun einmal vor: 
handen, unbejchadet der Anhänglichkeit jedes Deutſchen an ſein engeres 
Baterland, ganz bejonders unbejchadet unjeres baterijchen Bewußtſeins, welches 
wir immer treu bewahren wollen. Diejer Wunjch, dieſes Bedürfniß der 
Ginigung iſt nach dem Zerfallen deö Neiches zuerit wieder erwacht in den 
Kimpfen und den Siegen der Befreiungöfriege. Im Jahre 1848 hatte es 
revolutionäre Formen angenommen und deihalb die Regierungen und die 
fonjervativen Glemente im Volke gegen ſich gewaffnet. Die jegige Bewegung, 
meine Herren, ilt eine davon ganz verjchiedene. Sie will nicht nur Neues 
Ihaffen, fie will auch Beitehendes erhalten. Die Regierungen haben fidy ihr 
angeichloffen, und die Füriten find an ihre Spitze getreten. Wir mußten 
dieſem deutjchen und nationalen Gedanken Rechnung tragen, und auch diejes 
hohe Haus, in allen Theilen, davon bin ich überzeugt, wird fid) ihm auf 
die Dauer nicht entziehen fünnen, nicht entziehen wollen. (Bravo.)*) 


Greif **): Meine Herren! Die Aufgabe, die mir heute gejtellt it, ift, 
ich verfenne es nicht, eine ziemlich ſchwierige, nicht zwar deßhalb, weil ich 
im den Gründen, die von Seite der Herren Vorredner für die Annahme der 
Verträge aufgeführt worden find, ein ganz bejonderes Gewicht, eine ganz 
beiondere Beweisfraft gefunden hätte, jondern mehr aus dem Grunde, weil 
ih durdy das Auftreten von zehn Nednern, die ſämmtlich einen dem meini- 
gen entgegengejegten Standpunft eingenommen haben, in die Lage verjebt 
bin, ein Material vor mir zu haben, das zu bewältigen große Anjtrengungen 
von meiner Seite foften muß. Ich muß nämlich mehr oder minder auf die 
lümmtlichen vorhergehenden Redner Nüdficht nehmen, muß mehr oder minder 
auf die Ausführungen derjelben von meinem Standpunkte aus eingehen, um 
in die Sache die erforderliche Klarheit zu bringen. Auf Alles kann ich 
natürlich nicht eingehen, oder ich müßte wohl fünf bis ſechs Stunden reden; 
au gibt es Einzelnes, was übergangen werden fan, jo 5. B. hätte es für 
mich einen bejonderen Reiz, die geſchichtlichen Darftellungen meines Herrn 
Gollegen, Dr. Sepp, etwas zu unterfuchen, allein die Sache hätte mehr 
einen hiſtoriſchen Wert) und weniger Bedeutung für und in der Kammer, 
weshalb ich über diejen Punft hinweggehen kann. Auch die Aufitellung des 
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Herrn Dr. Gerftner hetreffs der jebt geltenden Syfteme im Handelsweſen, 
fordert mich einigermaßen heraus, diefen Punkt zu beiprechen. Allein auch 
das laffe ich bei Seite, mir jcheint die Sache jo großwichtig nicht zu fein. 
Aber Herr Dr. Sepp hat neulicdy namentlich, eine Aeußerung gethan, mit 
der er wenigſtens die katholiſchen Geiftlichen auf diejer Seite zur Annahme 
der Verträge bewegen zu können meint. Herr Dr. Sepp hat aufmerfjam 
gemacht, dab, wenn wir die Verträge ablehnen, ein fortjchrittliches Miniſte— 
rium eintreten wird, und dab in Folge deſſen es jofort darangehe, eine Reihe 
von Gejeßen zu bringen, die dem Fatholifchen Klerus nicht wohl befommen 
möchten. Gr hat namentlidy erwähnt, daß eines der Gejeße, die dann kom— 
men würden, die Wegnahme des Pfarrwiddums, aljo des Befited von Grund 
und Boden der Pfarrer bezielen werde. Das hat Herr Dr. Sepp dem 
katholiſchen Klerus bejonders ans Herz gelegt und gefragt, ob denn das jchon 
gehörig beberzigt worden jei oder nicht. Meine Herren! Ich glaube, daß 
mit diefem Sabe, daß mit der Aufforderung zur Beherzigung eines ſolchen 
Punktes nicht das erreicht worden ift und erreicht werden kann, was der 
Herr Redner erreichen wollte, jondern eher das Gegentheil. Meine Herren! 
Ic, habe eine viel zu hohe Meinung von den katholischen Pfarrern, als daß 
ich glauben fünnte, daß einer von den Herren, die bier in der Kammer fiben, 
durch ein ſolches Schredfmittel fi in der Abftimmung nur im Geringiten 
beirren laſſen könnte. (Bravo!) Wenn aus Rückſicht auf einige Gulden, 
welche ein fatholijcher Pfarrer aus feinem Pfarrwiddum bezieht, er in ber 
wichtigften Frage, die jeit dem Beſtande der Verfaſſung der Kammer vor: 
liegt, jeine Abftimmung modifictren würde, dann wäre dad nicht ein katho— 
liicher Pfarrer, ed wäre Einer, der von feiner Seite audy nur im geringiten 
Maße auf irgend eine Achtung Anfpruch machen könnte. (Bravo!) Aljo diejer 
Grund kann nicht ziehen. Es gibt noch etwas Anderes, was auch jchon 
vielfach berührt worden ift, und womit man vielfach) auf die katholiſchen 
Geiftlichen einzumirfen ſich bemüht hat, was zwar nody nicht ausführlich in 
diefer Kammer beſprochen worden ift, aber namentlich in einer Reihe von 
Blättern, und died Andere ift: man jagt fortwährend, wir jeien genötbigt, 
die Verträge anzunehmen aus dem Grunde, weil dadurd die Stellung der 
fatholifchen Kirche in Deutjchland eine beffere würde. Meine Herren! Diejer 
Punkt ift allerdings von Bedeutung. Aber wenn ein katholiſcher Abgeordneter 
gewiffenhaft prüft, was bei den fraglichen Verträgen nach dem Rechtögefühle 
annehmbar oder unannehmbar ift, dann kann dieſer Nebengrund auf feine 
Abftimmung auch nicht eimwirfen; denn wenn auch der vermeintliche Zweck 
ein guter wäre, fein Katholit kann fich zu jenem Grundjaße befennen, den 
man fäljchlich den Jeſuiten in die Schuhe fehiebt, zu dem Grundſatze: „Der 
Zwed heiligt die Mittel.” Aber es iſt auch nicht aljo, es ift micht richtig, 
daß die Stellung der katholifchen Kirche irgend weldye Vortheile gemänne 
durch die Annahme der Verträge von unferer Seite. Dieje Verträge haben 
mit der katholiſchen Kirche Deutjchlands lediglich, Nichts zu thun, umd des— 
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wegen haben wir uns auch mit dieſer Frage nicht weiter zu beſchäftigen. 
Uns beſchäftigt die politiſche Geſtaltung Baierns für die Zukunft, uns be— 
ſchäftigt und muß beſchäftigen ein Blick auf die Geſtaltung, welche der baie— 
riſche Staat im Vergleich mit jetzt und im Vergleich mit früher einzunehmen 
bat, je nachdem die Verträge von Verſailles angenommen oder verworfen 
werden. Aber da ftoße ich auf eine ganz jeltjame Erſcheinung, ich ſtoße auf 
eine Erſcheinung, welche ich im einer baierifchen Kammer nie und nimmer 
wahrnehmen zu müſſen geglaubt hätte. Faſt ſämmtliche Redner, weldye jen- 
jeitö aufgetreten find, und diefen Gegenftand überhaupt berührt haben, haben 
in auffallender Weiſe geringichäßig von Baierns Bedeutung und dazu theil- 
weile auch noch geringichäßig von Baierns Verfaſſung geiprodyen. Damit 
Sie nicht glauben, ich phantafire etwa, will ich Ihnen einige Ausdrüde der 
Herren reproduciren. Herr Louis hat ſich im Ausſchuſſe ausgejprochen: die 
Selbitändigfeit Baiernd jei eine eingebildete und Baiern habe überhaupt 
nichts geleiftet; Herr Dr. Völk hat ſchon früher über die Selbitändigfeit 
Baiernd in einer Weije geiprochen, dat man ganz deutlich daraus abnehmen 
fonnte, er habe einen äußerſt geringen Begriff von der früheren Selbitändig- 
feit Baiernd gehabt, und er hat in feiner jüngiten Nede gejagt: Die Sou- 
veränität wie jet hat Baiern im Reiche nie gehabt; Herr v. Hörmann 
bat geitern gejagt: Eingefeilt zwijchen zwei Großftaaten iſt Baiern unhalt— 
bar; Herr Stenglein hat gejagt: Die Souveränität Baiernd ift beichränft 
durch die beftehenden Partifularredyte.e Dazu kommt nody eine Aeußerung 
des Herm Staatöminifterd v. Lutz. Sie finden diejelbe in der erſten Rede, 
welche jeine Excellenz bei der Vorlage der Verträge gehalten hat: „Viele 
Jahrhunderte hindurch hatte Baiern — von der Zeit an, da man jeinen 
Namen zum Erftenmale genannt hat — einen Theil des Deutichen Reiches 
gebildet; von je hat es Freud und Leid mit Deutjchland getheilt; jeine 
Geichichte war jo eng ald die irgend eined anderen deutjchen Gebiete mit 
der des deutichen Volkes verbunden, und ald das Deutiche Reich zerfallen, 
ald die Zeit des eriten Napoleon vorüber war, in welcher Baiern zum König- 
teiche erhoben worden ift, — jene Zeit, die gleichwohl Niemand eine Zeit der 
freien Selbitbeftimmung für Baiern nennen wird, wenn ed auch nicht mehr 
dem Kaijer untergeben und nicht mehr Einem Reiche eingefügt geweſen iſt, 
— als jene Zeit vorüber war, und man an die Neugeitaltung Deutjchlands 
ging, da dachte Niemand daran, aus Baiern einen international ganz unab- 
bängigen Staat zu machen, Niemand dadjte daran, bei der Geftaltung des 
projectirten Deutjchen Bundes einfach von Baiern abzujehen. Auch nad) 
diejer Zeit war Baiern troß unbezweifelter Souveränität den Dispofitionen 
untergeben, welche nad) der damals beitehenden Verfaſſung die Gemeinſam— 
feit über Deutjchland zu treffen berufen gemejen iſt.“ Dazu kommt noch, 
meine Herren, daß der Herr Minifter in der erjten Kammer einen Aus— 
pruch gethan hat, der mir jehr aufgefallen if. Er hat gejagt: „Was heißt 
8 denn, meine Herren, Gonfuln zu ernennen? Iſt ed denn damit gethan, 
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dab man irgend einem orbenädurftigen Kaufmanne in irgend einem über: 
jeeiichen Hafen den Titel „baterifcher Conſul“ verleiht? Daß er ein Bureau 
hält und vielleicht großmüthig genug ift, von Zeit zu Zeit irgend einem 
baieriichen Bettler einen Dollar zu jchenfen?" Nun, meine Herren, das 
Gonjulatörecht ift bisher von Baiern hochgehalten worden. Die Aeußerung 
des Herrn Staatöminiiters hat das Conſulatsrecht jo ziemlich in jeiner 
Bedeutung für Baiern auf Null reducirt. Nun frage ich, wie fommt es 
denn, dab dieſes Gonjulatsreht noch in unjerm letztvorgelegten Budget jo 
hochgehalten worden ift, daß man ſich von Seite der f. Staatöregierung für 
bemüßigt fand, für die baieriſchen Gonjuln eigens 10,000 Fl. jährlich zu 
verlangen, und dab man die Sache damit begründet, daß die materiellen 
Intereffen Baierns in den Händen der Gonfuln gelegen jein? Wenn die 
Conſuln lediglich nichtö bedeuten, wie der Herr Staatöminijter neulich 
- in der hohen Kammer oben gejagt hat, dann jehe ich nicht ein, wozu Die 
auf Seite 321 deö Budgets gegebene Begründung der Forderung von 10,000 
Gulden. Aber, meine Herren, auch das Andere, was ich eben vorgelcien 
habe, in dem Sie gar nichts Auffallendes gefunden haben, bejteht vor der 
Kritif nicht. Meine Herren, der Herr Staatöminiiter hat gejagt, Baiern 
habe, ſo lange man feinen Namen nennt, einen Beitandtheil des Deutjchen 
Reiches gebildet. Wo ift denn das Deutjche Neich gewejen, deſſen Beſtand— 
theil Baiern war, zur Zeit, ald die Agilolfinger den Titel „König" — nach— 
her „Herzog" — führten, zur Zeit, als der mädhtigfte Fürft der damaligen 
germanijchen Welt, Autharis, eine baieriſche Prinzejfin heimführte, zum Glüd 
jeined in Italien gegründeten Reiches? Damals hat ein kräftiges Baiern 
beitanden, aber ed war nicht ein Beltandtheil des Deutſchen Reiches, und 
wenn ed auch wahr ift, dab ‚im Laufe der weiteren Gejchichte Baiern ein 
Beitandtheil des Reiches war und im imnigen Zujammenhange mit dem 
Reiche geitanden hat, jo iſt gleichwohl die Stellung Baierns von jeher eine 
jolchye gewejen, mit wenigen Ausnahmen durch die ganze Gejchichte hindurch 
eine jolche gewejen, daß man jagen darf, Batern ift das bevorzugteite Land 
ded gejammten Deutjchen Reiches gewejen, auf die Dauer gewejen. Und 
was Baiern von Anfang an gewejen it, das iſt ed nody mehr geworden in 
der jpäteren Entwidelung. Denn, meine Herren, es ſteht mit der jpäteren 
Entwidelung und wirflihen Sachlage in Widerjprudy, was Herr Dr. Völk 
gelagt hat, daß Baiern nicht die Selbjtändigfeit im Neiche gehabt hat mie 
jetzt. Baiern hat mehr gehabt, als es jeit dem Jahre 1866 hat. Nie war 
Baiern, jeit ed eine jelbitändige Militärmadht hat, ich darf jagen, jeit der 
goldenen Bulle und auch früher nicht — nie war Baiern verpflichtet, feine 
ganze Kriegsmacht dem Reiche zur Verfügung zu ftellen. Es hatte mur 
einen Theil zu jtellen, über das Uebrige verfügte der Herzog, der Churfürit 
Baierns jelbitändig, und, meine Herren, wenn Sie vielleicht glauben, die Zu— 
gehörigfeit zum Reiche jei eine bejondere Herabdrüdung der Selbitändigfeit 
Baiernd gewejen, jo muß ich doch aufmerfjam machen, daß Baiern in den 
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legten Sahrhunderten auch das Bündnißrecht hatte, das Beſteuerungsrecht 
hatte, jo ziemlich Alles, was zur Souveränität gehört, nur den Namen nicht. 
Den Namen aber hat ed befommen in der Zeit, ald das Deutſche Reich fich 
löſte, ſich Löfte durch die Schuld eines Fürften und eined Landes, das die 
Herren wohl fernen, das ich aber jetzt nicht jpeziell nennen will. Als das 
Reich fich Löfte, da meine Herren, war Baiern jouverän, und ald jouveräner 
Staat ift Baiern dem Deutjchen Bunde beigetreten. Wenn ed auch nicht 
berechtigt war, Verträge zu jchließen gegen den Deutjchen Bund, wenn es 
auch nicht berechtigt war, einen Krieg anzufangen gegen einen deutſchen 
Bruderftamm, gegen ein deutſches Bruderland, wozu nad) der Bundesafte 
Art. 11 Fein deutjcher Staat berechtigt war, jo war ed dagegen unbe: 
Ihränft im Bunde troß der Zugehörigkeit zum Bunde durch Art. 7, welcher 
ausdrüdlicy anordnet, daß der Bundestag für Abänderung von Grundgejeßen, 
organiſchen Bundeseinrichtungen, jura singulorum und Religiondverhältniffen 
incompetent jei. Meine Herren! Wie man ein Land mit joldyen Nechten, 
wie fie Baiern geichichtlich geübt hat und wie fie ihm in der Bundesafte 
ausdrücklich zugeſprochen worden find, jo geringichäßig beurtheilen fann, wie 
in dem Urtheile, dad ich vorgelejen habe, gejchehen ift — wie man das 
kann, meine Herren, das kann ich wahrhaft nicht begreifen. Recht auffallend 
aber, meine Herren, mir redyt auffallend iſt, wie einer der genannten Redner 
jelbjt darin eine Beſchränkung der Selbitändigfeit, der Souveränität Baierns 
ſehen fonnte, daß Partikularrechte in Baiern eriftiren. Weil alſo Baiern 
fein Staat geweſen ift, der mit dejpotijcher Gewalt durchgegriffen und alle 
Sonderrechte mit einem Federitriche bejeitigt hat, weil Baiern das faktiſch 
geichichtlich nicht gethan hat, deßhalb joll jeine Souveränität beeinträchtigt 
geweien jein? Wie fann man denn eine ſolche Behauptung ausſprechen? 
Baiern war berechtigt dazu, die Sonderrechte zu bejeitigen, ed hat dies nicht 
gethan, weil ed gejehen hat, dat; das Intereffe, das Wohl der Landesange- 
börigen dies nicht verlange, dab das Wohl der Landesangehörigen vielmehr 
Schonung, zeitgemäße Schomung verlange. Eine Beeinträchtigung der Sou— 
veränität it hierin auch nicht im ntfernteiten enthalten. Man hat auch 
geſagt, Baiern habe Nichts geleitet. Nun, meine Herren, ich frage Sie, 
wo find denn die Staaten Deutſchlands, welche mehr ald Baiern im Laufe 
der Gejchichte geleitet haben? Iſt denn nicht Baiern bei allen großen Vor— 
gängen der Deutichen Gejchichte mitbetheiligt geweien? Und wenn, wie fann 
man dann jagen, Baiern hat Nichts geleiftet? Oder wenn vielleicht dieſe 
Aeußerung blos auf unjer Jahrhundert Bezug hat, jeit Batern den Titel 
„ſouverän“ hat, jo frage ich: find denn die Dinge, die wir um und jehen, 
feine Zeitungen? Wer ift ed denn gewejen, der jened Inſtitut einleitete, auf 
das die Herren jebt jo gerne ein übergroßes Gewicht legen, das Injtitut des 
Zollvereined? Iſt ed nicht Baierns Fürft gewejen, der dieſes Inſtitut zuerft 
ind Auge gefaßt und für Deutjchland zuerit angeftrebt hat? Und wenn das 
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nicht geläugnet werden kann, wie fann man dann jagen, dab Batern Nichte 
geleiitet hat? Oder, meine Herren, wenn Sie die Verfehrömittel betrachten, 
wir haben in Baiern eine Reihe von Gijenbahnen, und die erite war die 
Bahn zwifchen Nürnberg und Fürth alten Angedentens, vom Ludwigs-Donau— 
Mainkanal nicht zu reden. Ia, meine Herren, find denn das feine Leiftungen? 
(Heiterkeit) Meine Herren! Der Ludwige-Donau-Mainfanal figurirt ſeit 
Langem in unjerem Budget, er figurirt darin, weil man in ihm ein wid) 
tiged Clement des Verkehrs für Baiern jeiner Zeit gejehen bat. Daß er 
jet jeinen Zweck nicht mehr erfüllt, nachdem die Eijenbahnen den Verkehr 
aufgenommen haben, das ändert an der Sache nichts, das Unternehmen: ift 
groß und bleibt groß, es ift ein Gedanke damit ausgeführt, der ſchon vor 
taujend Jahren zur Ausführung beakfichtigt war, und ich finde nicht, daß 
ed einen Spott verdient, wenn ich diejen Gegenftand als wichtig betrachte. 
(Widerſpruch.) Wenn man mich ausladyt, wenn ich jo etwas jprecdye, dann 
halte ich das für eine Art von Spott; mir fommt das jo ver und ich be 
dauere es, jagen zu müljen: ich babe und, wir haben jeßt drei Tage lang 
den Herren ftilljchweigend zugebört; ich bitte aljo, die gehörige Rückſicht zu 
nehmen und mid, auch wenn Ihnen etwas nicht ganz mundgerecht ift, rubig 
anzuhören und nicht, wie das jchon wiederholt geichehen tft, durch irgend 
welche mid; unangenehm berührende Auslaffungen zu ftören. Wenn man 
ferner auf Kunft und Wiſſenſchaft Rüdficht nimmt: wo in Deutichland, 
meine Herren, ift denn für Kunſt mehr gejcheben, als gerade in neuefter 
Zeit in Baiern? Und wenn das der Fall it, wie kann man dann jagen, 
dat Baiern Nichts geleiftet hat? Cine ſolche Behauptung ift eine Herab- 
würdigung Baiernd, die ed in feiner Weile verdient, die in feiner Weile 
gerechtfertigt ift. Noch mehr! Man hat audy die baieriiche Verfaſſung und 
die baieriſche Geſetzgebung von jener Seite in einer etwas eigenthümlich un: 
janften Weije berührt, in einer Weife, die mid) gerade von jener Seite ganz 
bejonderd wundert. Sie, meine Herren, find ja gerade bei Abfafjung der 
Geſetze, die neulich berührt worden find, jelbit mitbetheiligt gewejen; das 
Vereinsgeſetz, das Preßgeſetz haben ja Sie mitmadyen helfen; ja wie fommt 
es denn, daß dieje Gejete jet auf einmal jo ganz und gar nichts nutz find, 
jo ganz und gar nicht3 taugen? Das, meine Herren, ift für mid) nicht recht 
begreiflich. Ich meine, dieje Gejeße, wenn fie bisher einen Werth gehabt haben, 
haben diefen Werth auch jet in diefem Augenblide noch nicht verloren. Ic, 
will nicht läugnen, dab fie einzelne Mängel enthalten, aber dieje Mängel 
find nicht jo groß, wie neuerlich dargeltellt worden ift. Noch mehr, meine 
Herren! Gin Herr Redner hat die jeltiame Aeußerung gethan, unjere Ber: 
faffung jchüße uns eigentlich gegen Willlür von Seite der Regierung nicht, 
unjere Verfaſſung jei ein Ding, bei dem die Regierung dann doch thun 
fünne, was fie wolle. Gr hat auf Beijpiele hingewiejen, wo Ausgaben ge 
macht worden find, die nady feiner Anficht nicht gemacht werden jollten, und 
die eben doch gemacht worden jeien, und hat bemerkt: es gibt Fein Mittel 
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in Baiern, um den Rückerſatz dieſer Koſten zu erwirken; das einzige Mittel 
wäre die Miniſteranklage, und daß dies Mittel nicht zum Zwecke führt, be— 
greife wohl Jeder. Meine Herren, ich wundere mich, wie ein Mann, der 
ſeit 20 Fahren in der Kammer fitt, eine joldhe Behauptung aufitellen mag. 
Ih bin erft ein Jahr da, und doch weiß ich aus meiner eigenen Praris, 
daß die Sache nicht jo iſt. Es gibt einen Rückerſatz, er iſt vorgefommen, 
erſt im Ietten Landtage hat man den Nüderfaß von circa 10,000 fl. — 
ih weiß die Summe nicht mehr genau — verlangt, welche Ihrer Majeität 
der Königin-Wittwe von Griedyenland über die erforderlichen Summen aus- 
bezahlt worden find, und der Nüderjat ift erfolgt. Und außerdem wiljen 
Sie ja Alle, dab zur Zeit ald König Otto in Griechenland noch auf dem 
Throne war, eine Differenz fich ergab und auch damals ift der Rückerſatz 
gegeben worden. Es ift aljo nicht richtig, daß die baierifche Landesvertretung 
fein Mittel habe, um Rüderjat zu erlangen, fie hat wirklich ein Mittel, fie 
bat e8 ſchon angewendet, und wenn fie eö in Zukunft kräftig ammwendet, wird 
es zum Ziele führen. Gegenüber der vorhin vorgelejenen Aeußerung Sr. 
Greellenz ded Herrn Staatsminiſters v. Luß, die offenbar die baterijche 
Selbitändigfeit auch nicht übermäßig hoch anjchlägt, muß ich doc) ein Aften- 
tüf verlefen, das mir vor etlichen Tagen in einer Zeitung in die Hand ge 
kommen iſt. Es iſt ein Allerhöchiter Erla Seiner Majeität des Königs 
Mar HI. vom 12. Jänner 1851, und darin heißt die weſentliche Stelle wie 
tolgt: „Der Baier kann ftolz fein auf feine Gefchichte, fie geht zurüd in 
das graueite Alterthum und verfündet auf allen ihren Blättern, wie das Volf 
treu an jeinem angeſtammten Fürftenhauje gehangen, wie dies für jein Beſtes 
gelorgt, wie beide vereint ihre Selbjtändigfeit behauptet und damit 
niht nur die eigene Wohlfahrt, jondern auch die der übrigen 
deutichen Völker und ded Deutjchen Reiches mit Fräftiger Hand ge 
ſchützt haben.“ Und jo geht es fort. Es gemügt dieje Stelle, um zu zeigen, 
dah man vor 19 Jahren in den mahgebenditen Kreifen Baiernd eine jehr 
hohe Anjchauung von der Bedeutung und Selbitändigfeit Baierns gehabt 
bat. Sch, meine Herren, muß jagen, daß diefe Anjchauung vom 12. Iänner 
1851 nach meiner Ueberzeugung die allein richtige ift, und daß die An— 
ſchauung von der Bedeutungslofigkeit, welche jebt jo vielfach ſich geltend 
macht, in der eigenthümlichen Phafe, in der wir jet find, feine berechtigte 
ſondern nur eine aus der Lage gezogene ilt. Wenn man die baierijche Ver— 
faſſung jo gering anfjchlägt, wenn man in der baterifchen Verfafjung nicht 
das gehörige Mittel findet, um ſich, um die Volförechte nach allen Seiten 
bin zu jchüßen und zu jchirmen, dann wundert mich Eines noch mehr als 
dag, was ich eben gejagt habe, und dieſes Eine, was mich noch mehr wun— 
dert, ift Die Hochachtung, die Hochſchätzung der Deutichen Bundesverfafjung, 
in welcher Deutſchen Bundesverfaffung die Herren Redner ein Palladium 
gegen jede übermäßige Belaftung auch für Baiern jehen zu müfjen glauben. 
Ja, meine Herren, wenn die baierijche Verfafjung, welche wir jeßt jeit dem 
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Fahre 1818 jegensreich wirken fehen, wenn diefe Verfaffung, die fo vielfuh 
ſchon Dinge zurücdgewiejen hat, die dem baieriſchen Volke nicht entipraden, 
in diefer ihrer Entwidlung eine jo geringe Bedeutung in Ihren Augen bat, 
wie fommt es denn, daß eine Berfafjung auf einmal eine jo hohe Bedeutung 
gewinnt, welche in den Händen eines Mannes fidy befindet, der den Ausſpruch 
gethan hat, daß er am juriftiichen Zwirnfäden nicht ftolpere? Wenn die 
baierijche Berfaffung uns nicht Schuß bietet, dann bietet und die morddeutice 
Verfaſſung diefen Schutz erſt gar nicht, im Gegentheile, wir haben in dem 
ganzen Gange der Geſchichte jenes Staates, der die Verfaffung gemacht und 
eingeführt hat, in der Entwidlung diejes Staates haben wir nicht die geringite 
Bürgſchaft dafür, daß er diefe VBerfaffung ald Mittel gelten läßt, um in 
Dingen, wo man etwas Anderes durchjeßen will, etwa einen zweifelhaften 
Buchſtaben der Verfaffung gegen die NRegierungsgewalt entjcheiden zu laſſen. 
Aber man hat gemeint — das hat der Herr Referent der Minderheit ge 
than — wir Baiern fünnten dody wenigitens darin ficher jein, daß ums unfere 
Sonderrecdhte, wenn wir fie überhaupt behalten wollen, nicht entzogen werden 
fünnen ohne unfere Zuftimmung; denn Baiern, hat es gebeißen, die baie 
riſche Regierung hat hierin ein abjolutes Veto. Es ift allerdings jchon vor: 
ber bemerft worden, daß dieſes Veto der baieriſchen Regierung nicht jchüft, 
denn die baierijche Regierung iſt in der Lage, daß fie einfach ihren Bundei- 
gejandten, ihren Bundesrath injtruiren kann in dem Sinne, wie fie für gut 
findet, und dann ift fie gegen jede Verantwortlichkeit gededt. Da bat mın 
der Herr Referent der Minorität gemeint, das ginge nicht jo; im dielem 
Falle müßte die Regierung, auch die baieriſche Regierung den baieriſchen 
Landtag fragen, und die Thätigfeit für Aufhebung der Sonderrechte Baternä, 
dieje Thätigkeit würde nicht in Berlin im Reichstage ftattfinden, ſondem 
das ſei Sache, fei die Aufgabe der baterifchen Landesvertretung. Nun, meine 
Herren, da wundert mich wieder Eines: Wenn der baierijche Landtag ſchon 
den eigenen Miniftern gegenüber jo unfräftig ift, wie man meint, wie jel 
denn diejer baterijche Landtag der Regierung, dem Minifterium gegenüber, 
dem Norddeutſchen Neichötage gegenüber jene Kraft haben, dab er die Er 
weiterung der Gompetenz des Norddeutjchen Neichötages verhindert und jomit 
eine Beleitigung der Sonderrechte unmöglich macht? Wenn der baierijde 
Landtag jene geringe Kraft hat, die man ihm beimefjen zu müffen glaubt, 
dann kann er auf eine ſolche Wirkſamkeit nicht im Geringiten rechnen; aber 
auch dann nicht, wenn er noch jo fräftig wäre. Nichts ſchützt und, meine 
Herren, gegen die Erweiterung der Gompetenz des Reichſstages. Sie haben 
ja audy ſchon zum Theil jene Verhandlungen gelejen, die neulich in Berlin 
ftattgefunden haben, die wiederholten Ausiprüche eines Delbrüd, der es alt 
Sache der Zukunft erklärt, daß der Reichstag allmälig auch diejenigen Dinge 
vereinige, die man jet nicht vereinbaren konnte; Sie haben ja geſehen, wie 
fein Zweifel obwaltet, daß der Reichstag jeine Competenz erweitern könne; 
und daß er es thun wolle, meine Herren, dafür haben wir doch einen mehr 
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als eflatanten Beweis in der in Deutjchland einzigen Erſcheinung, daß der 
Reichstag jetzt ſchon feine Gompetenz erweitert hat, indem er, anftatt daß 
neue Bablen vorgenommen wurden, fich jelbit prolongirt, fich jelbft verlängert 
bat. Nun, meine Herren, man hat jo viel auf den Neichstag gehalten, 
aber wie fommt es denn dann, daß man anderjeits den Norddeutichen Bund 
jo fürchtet, dak man anderjeitd vor Preußen jo Angft hat? Sa, wenn der 
Norddeutiche Neichötag, bei dem wir doch mit, den 48 Männern, die hinge- 
Ihicft werden könnten, einen Ausjchlag nicht geben können, wenn der Nord- 
deutiche Reichötag ein für und jo erfreuliches Mittel ift, wenn es uns fo 
ſehr hilft und fchütt gegen jede Vergewaltigung: wie fommt e3 denn, daß 
jo vielfach Furcht rege wird gegenüber dem Norddeutichen Bunde, gegenüber 
dem Deutjchen Reiche, wie man es jet nennt, oder Preußen gegenüber? Ich 
will hier wieder einige Aeuferungen anführen, um zu conftatiren, daß dieje 
Furcht wirklich geherricht hat und herricht. Der Herr Referent der Mino- 
rität jagt: der Norden jei zähe; die wirtbichaftlichen Bortheile wird man 
eine Zeit lang entbehren, um das Staatöwejen aufrecht zu erhalten. — Es 
war das gejagt im Hinblid auf die Gefahr, dat Norddeutichland den Zoll: 
vertrag und Zollverein fünden möchte, und in Bezug auf diefen Punkt num 
fürchtet der Herr Neferent der Minorität, ed möchte Preußen lieber eine 
Zeit lang fich volfswirthichaftlich jchädigen lafjen, als daß es fein GStaatö- 
weien nicht aufrecht erhielte, mit anderen richtigeren Worten, ald daß es feine 
politifchen Zwecke, nämlich die Einverleibung Baiernd in das Reich, je auf: 
geben möchte. Ich meine, meine Herren, wenn man im Norddeutichen Reichs— 
tage wirflich eine jolche Garantie hat für die Erhaltung der Selbitändigfeit, 
wie man angibt, jo jei eine ſolche Furcht nicht gerechtfertigt. Ein anderer 
Herr Redner hat bemerft: es mwundere ihn, wie man zweifeln fünne, daß 
Preußen den Zollverein kündigen wird; auf Preußens Großmuth dürfe man 
nicht rechnen, denn die Ablehnung der Verträge verlegt, die Ablehnung der 
Verträge mindert überdied die Kriegäbeute. Nun, meine Herren, fällt mir 
etwas Anderes auf. Man kann nicht zweifeln, jagt Here Dr. Gerftner, 
man kann nicht zweifeln, daß Preußen den Zollverein fünden wird. Sa, 
meine Herren, ich frage, woher weiß er denn das? Ic, zweifle jehr daran. 
Aber weiter: Man dürfe auf Preußens Großmuth nicht rechnen. Ja, meine 
Herren, ift denn das ein Rechnen auf Großmuth, wenn ich bedenfe, dab in 
einem der blutigften Kriege 110 bis 120,000 Baiern an der Geite 
Preußens Schlacht für Schlacht kämpfen, alle Mühen ded Krieges ausitehen, 
in Schaaren das Leben verlieren — ift denn das ein Rechnen auf Grogmuth, 
wenn ich von einem joldyen Staat erwarte, daß er nicht einen Akt vollziehe, 
der nichts weniger ald brüderlich genannt werden fünnte? Aber die Ableh— 
nung, bat der Herr Redner gemeint, mindere die Kriegäbeute. Diejer 
Sat hat mich unangenehm berührt; bei Kriegen, wie fie unter chriftlichen 
Voöllern geführt werden, ift mir der Ausdruck „Kriegsbeute“ unverftändlid). 
Ich kann eine Kriegs-Entjhädigung verftehen, ich kann eine Giegeö-Trophäg 
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verstehen, aber Kriegöbeute im Sinne von Beute ift mir nicht anders ala 
bei einem Naubfriege denkbar. Noch bat fich in diefem Betreff ausgeipre: 
chen Herr Stenglein: wir haben fein Recht, nach Ablehnung der Ver- 
träge Preußens Dankbarkeit in Anſpruch zu nehmen; ebenio hat fich Her 
v. Hörmann geäußert: die Freundeshand zurückweiſen heißt den Freund 
verlegen. Sonderbar, meine Herren, die Freundeshand zurückweiſen heikt 
den Freund verlegen, und deshalb jollen wir jeßt die Verträge annehmen! 
Meine Herren, wie find denn die Verträge entitanden? Weiß denn der Her 
Redner nicht, daß nach wiederholten Erklärungen die Initiative von Batern 
ausgegangen tft, hat denn Preußen und die Freundeshand aufgedrängt und 
von und verlangt, daß wir fie annehmen? Ic babe in Allem und Allem 
das Gegentheil gehört. Batern hat die Initiative ergriffen, Preußen bat 
nicht gedrängt; und, meine Herren, Preußen drängt auch jet nicht. Um 
das zu beweifen, fteht mir eine Nachricht zu Gebote, die geftern im meine 
Hände gefommen ift aus Verfailled den 6. Januar, und da heikt ee: 
„Staatsminister Delbrüd führt die Beichliefungen über die neuen Dr: 
ganifationen, welche ald eine Folge der Umwandlung Norddeutichlands in 
ein Deutſches Neich ind Leben zu treten haben, mit gewohnter Energie zu 
gutem Ende Man ift übrigens entichloffen, auch im Falle eines verneinen- 
den Votums der baieriſchen Kammern unbeirrt in diefem Reconitnuktions- 
werfe fortzufahren und Baiern es eventuell jpäter jelbit zu überlaffen, jeinen 
näheren Anſchluß an das Deutiche Neich zu juchen und herbeizuführen! 
Sie jehen, meine Herren, Preußen übt gar feinen Drud, Preußen bat das 
Verlangen nicht ausgefprochen, daß wir in das Reich fofort eintreten, Preu: 
ben läßt uns die freie Wahl, ob wir jeßt oder nad) einem Jahre oder im 
Laufe des Jahres eintreten wollen. Und wenn es und die freie Wahl läßt, 
wie fann man jagen, die Zurückweiſung der Freundeshand ſei eine Verlegung 
ded Freundes? Preußen jelbit ſpricht aus, es fühle fich nicht verletzt, und 
wenn Preußen fidy nicht verlett fühlt, dann kann ein baierijcher Abgeordneter 
nicht zehnfach preußiſcher denfen ald Preußen. Uebrigens muß ich denn doch, 
weil vom Reichstag jo viel gefprodyen worden ift, und weil man auf den 
Reichstag jo großes Gewicht legt, noch eine Seite hervorfehren, welche biäher 
ziemlich ſchweigſam übergangen worden ift. Meine Herren! Sie legen ein 
Gewicht darauf, daß wir Mitglieder des Deutichen Reichstages jenden können, 
dab wir 48 baieriſche Abgeordnete in den Reichstag ſchicken dürfen. Lie 
legen ein Gewicht darauf und glauben, das fünnte und, wenn wir in dus 
Reich eintreteu würden, die größten Vortheile bieten, weil wir in Berlin 
mitrathen fünnen und nicht blos mitthaten dürfen. Nun, meine Herren, 
48 baierijche Abgeordnete, darunter vielleicht 24 won der Seite, welche dabin 
itrebt, die baierifchen Sonderechte zu bejeitigen, und 24 von ber amdem 
Seite: was werden die in Berlin ausrichten? 382 ift die Zahl umd 24 
könnten vielleicht gegen die 382 ftimmen und vielleicht von Würtemberg 
noch 3, von Baden noch 2, von Hefjen noch 3, — D, meine Herren, wit 
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hätten eine Zahl wunderbar; wie die einwirken könnten, das begreife ich. 
Aber, meine Herren, Spaß bei Seite, wie fteht es im Ernite mit der Ver— 

tretung im Deutichen Reichötage? Iſt denn, meine Herren, die Vertretung ° 
von der Art, dak man von ihr ein Fräftiges MWirfen für das Wohl Deutjch: 
lands erwarten kann, und namentlidy, wie unjere Verfaſſung gebietet, für das 
gelammte Wohl, das gefammte Beite des gefammten Landes. Iſt die Ver: 
tretung jo, dat man dies erwarten fann? Wenn ich die Sache etwas näher 
anſchaue, jo kann ich das nicht finden. Cine bejondere Seite der Vertretung, 
auf die man im Berlin alles Gewicht legt, gegen deren Aenderung man fich 
mit allen Kräften, ich möchte jagen, frampfhaft gewehrt hat und mit Erfolg 
gewehrt hat: dieſe Seite ift die Diätenlofigfeit der Neichötags-Abgeordneten. 
Ras, meine Herren, will damit gejagt fein: Glauben Sie denn, daß ein 
Mann, der ein Einkommen von 600 oder 700 fl., von 1000 oder 1200 fl. 
befitt, glauben Sie denn, daß der im Stande ift, nach Berlin zu gehen, 
um dort während eines Aufenthaltes von etwa drei Monaten feine 6—800 fl. 
einichliehlich der Neijefoiten zu verzehren. Wenn aber dad nicht ber Fall 
it, und wenn die Diätenlofigfeit dazu führt und dazu führen muß, daß nur 
ein Theil des Volkes vertreten ift, nämlich der Reichthum, wenn fie dazu 
führt, was geht dann aus einer folchen Erſcheinung hervor? Sie willen ja, 
daß jelbft wenn ein Mann optima fide handelt, doch das eigene Intereſſe 
immer da und dort fich einzuichleichen fucht. Das eigene Intereſſe aber 
macht ſich am ftärfiten geltend gerade da, wo der Geldjad maßgebend ift. 
Aber nun, meine Herren, wenn nur mehr Neiche im Reichstage ſitzen Fünnen, 
dann bleiben zwei Kategorien des gefammten Volkes ohne Wortführer, fie 
bleiben unvertreten, und die Einrichtungen, Beftimmungen und Gejete, welche 
aus einem folchen Reichstage hervorgehen, werden nicht blos Lücken laffen, 
iendern fie werden nach manchen Seiten bin entjchieden ſchädigen, entſchieden 
verlegen. Soll ich, meine Herren, das vielleicht mit Beijpielen beweiſen? 
Ih brauche nicht zurückzugreifen auf das Alterthum, um dort zu zeigen, wie 
. 8. in Rom die reiche Ariftofratie ihre Stellung in einer Weiſe ausge— 
beutet hat, dab fie einer Räuberhorde verglichen werden Fonnte. Aber, meine 
Herren, auf das weiſe ich Sie hin, was in Norddeutjchland namentlich im 
vorigen Jahrhundert gejchehen ift. Als in den Landtagen, ſoweit fie noch 
beftanden, die Prälatenfammer weggefallen war, und als nur mehr die da— 
maligen höchften Schichten in den Landtagen vertreten waren — lejen Sie 
nah in Döllingers „Kirche und Kirchen”, Sie werden die Angaben finden, 
wie dort in dem einen und anderen Lande das niedere Volk nicht blos um 
ſein Hab und Gut gebracht worden ift, jondern geradezu zur Sklaverei herab: 
gedrüctt wurde, im Zeitalter ‘der Aufklärung, im Jahrhundert der Philojophie! 
Nun, meine Herren, wenn der Neichstag, wie gejagt, blos aus diefen Schich— 
ten beitehen wird, können Sie hoffen, daß eine Vertretung entjtanden ift, 
welhe allen Parteien, allen Scyichten der Gefellichaft die gebührende Rech— 
nung tragen wird? Ich muß das von meinem Standpunkte aus als eine 
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Unmöglichkeit betrachten. Nur dann, meine Herren, wenn der dhriftlichfte 
Sinn, der Sinn einer durdydringenden Liebe Alle bejeelte, wäre eine Aus— 
gleihung möglich, aber auch noch feine vollfommene Daß died der Fall 
jein wird, dat die jämmtlichen Reichstagsabgeordneten auf dem Standpunfte 
des vollfommeniten Chriſtenthums ftehen, das, meine Herren, wird doch Nie: 
mand glauben. Nun hat man aber, um und zur Annahme der Berträge 
zu drängen, nody ein paar andere Punkte bejonderd hervorgehoben. Der eine 
ift: wenn wir die Verträge ablehnen, ermuntern und ermuthigen wir unjere 
Feinde, die Franzoſen. Meine Herren, diefe Phrafe habe ich oft in Zeitun- 
gen gelejen, mich bat das jedesmal indignirt, und ich wundere mich, wie 
man denn eine ſolche Behauptung in diefes Haus hereinbringen kann. Ich 
wundere mich, meine Herren, fragen Sie doch nad), wer war ed denn, der 
die Franzoſen ermuthigte, als die Schlacht bei Sedan gejchlagen und ihr 
ganzes Heer vernichtet war, — mar es da etwa unjer Wideritand gegen den 
Nordbund, gegen die Bundeöverfaffung, der die Franzoſen ermuthigte, dab 
fie Hunderttaufende von Soldaten ich möchte jagen aus dem Boden ftampf- 
ten? Und nad diejen Vorgängen wagt man nody die Behauptung auszu— 
Iprechen, wenn wir die Verträge ablehnen, ermuthigen wir die Franzojen! 
Meine Herren, wenn diefe Behauptung wahr wäre, — fie ift aber nicht 
wahr — dann würde ich jagen: Sie und die f. Staatöregierung find Schuld 
an der Ermuthigung der Franzofen, weil Sie und Verträge vorbereitet und 
vorgelegt haben, die wir nidyt annehmen fünnen. Sie mußten das wiljen 
und und nicht in die Lage bringen, fo zu handeln. Allein die Sache ift 
nicht wahr und deswegen kann ich einfady darüber hinweggehen. Man hat 
fid) mit dem nody nicht begnügt. Der letzte Redner von geitern, wenn ic) 
mich recht erinnere, hat ſogar den Ausſpruch in das Haus gebracht: wir, 
die Sübddeutjchen, feien am Kriege Schuld gewejen — natürlid) wir durch 
unjere Abneigung gegen die Preußen Auch das habe ich oft und oft mit 
Indignation in den Zeitungen gelefen. Es ift nicht wahr. Fragen Sie Herrn 
Dr. Marquard Barth, der jagt Ihnen, daß Preußen deöwegen im Jahre 
1867 jein Militärbudget jo hoch geitellt hat, weil ed den Krieg vorauöges 
jehen hat. Anno 1867 hat es den Krieg mit Frankreich vorausgeſetzt, und 
am 19. Juli 1870 follten wir Schuld daran gewejen jein, daß der Krieg 
ausgebrochen ift! Noch mehr — ich muß überhaupt ftaunen, wie man eine 
jolhe Behauptung in die Kammer werfen kann — man hat jogar behauptet, 
und das iſt auch geitern gejchehen von dem eriten Redner meines Wifjens: 
wenn wir an die entente cordiale zwiſchen Preußen und Oeſterreich nicht 
glauben, wenn wir nicht daran glauben, daß zwilchen Preußen und Deiter- 
reich jeßt ein inniges Einverſtändniß vorhanden ſei, dann find wir Schuld 
daran, wenn zwiſchen Preußen und Defterreich Krieg entitehe. Ja, meine 
Herren, ich habe meinen Ohren kaum getraut, eine joldhe, eine ähnliche Be— 
hauptung bier ausfprechen zu hören. Da find wir am Ende nody Schuld, 
wenn ed morgen regnet. Meine Herren! Es ift vom Kriege zwijchen Oeſter⸗ 
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reich und Preußen die Rede gewejen, man hat den Krieg zwilchen Defter- 
reich und Preußen auch jenjeits für möglich erklärt, und ich mar bereits im 
Ausſchuſſe in der Lage, auf diefe Eventualität hinzumeifen, wie auch unjer 
Herr Referent darauf hingewiejen hat. Wer den Gang der Dinge ver: 
folgt, wer namentlich dad Prinzip betrachtet, welches man jeit beinahe zwei 
Jahrzehnten zur Geltung bringt, das Prinzip der nationalen Abjonderung 
der Staaten, wer dieſes Prinzip betrachtet, braucht nicht erit lange herum: 
zufragen nad) außenhin, ob denn ein Krieg mit Defterreich möglich oder 
wahrjcheinlich ſei oder nicht. Eben in diefem Prinzipe der nationalen Ab— 
geichloffenheit der Staaten liegt der Keim eined künftigen Krieges gegen 
Defterreich, eined Krieges, den wir dann, wenn wir ins Neich eingetreten 
find, an der Seite Preußens zu kämpfen haben, vielleicht an der Seite Ruf: 
lands. Eben darin liegt der Keim des Krieges, wenn wir eintreten. Treten 
wir nicht ein, halten wir und fern, und ſuchen wir etwa nach Jahr und 
Tag oder auch früher ein Mittel, ein freundliches Verhältniß mit Preußen 
zu erhalten — denn wir haben es ja biöher noch erhalten — ohne uns in’s 
Reich einverleiben zu lafjen, dann, meine Herren, machen wir dem Prinzipe 
der Nationalität einen Strich durch die Rechnung, das Prinzip laſſen wir 
nicht wirfen, und dann haben wir Hoffnung, daß dieſer Krieg nicht aus— 
brechen werde. Aber noch mehr! Weil wir einmal vom Kriege jprechen, muß 
ih noch etwas anderes jagen. Haben Sie nicht gejehen, meine Herren, 
welchen Erfolg das Prinzip der Nationalitäten bereits gehabt hat? Napoleon 
bat es zuerjt verfündet, verfündet mit Graf Gavour in Turin. Die Folge 
ift gewejen eine Reihe von Kriegen zur Heritellung einer jogenannten Italia 
una, aber auch zur Heritellung eined maßlojen Elends in Italien jelbit. 
Denn, meine Herren, Sie mögen die finanzielle Seite anjchauen oder die 
volföwirthichaftliche oder die religiöje oder die wiljenjchaftlicye, auf allen Ge— 
bieten jehen Sie in Italien nur ein Niederfinfen, ich möchte jagen, einen 
Untergang alles desjenigen, was einem Volfe heilig und ehrwürdig iſt. Und 
wie dad Prinzip damals den Krieg hervorgerufen hat, jo wird ed aud) ander= 
wärts das thun, und mein Wunſch ift, ed möge diefem Prinzipe von unjerer 
Ceite jo jehr ald möglidy entgegengetreten werden. Dadurch erwerben wir 
und ein Verdienit nicht blos um Baiern, jondern um Deutjdyland, um die 
ganze civilifirte Welt. (Bravo rechts.) Ein Entgegenwirken gegen dieſes Prinzip 
ift ein Entgegenwirfen gegen die allgemeine europäiſche Nechtslofigfeit. Denn, 
meine Herren, im großen Staatöleben find wir jet in Europa da ange 
langt, wo man im fleinen Leben im Jahre 1256 u. f. angelangt war,. näme 
li da find wir angelangt, wo eö fein Recht mehr gibt, wo, wie ed förmlich 
auögejprochen worden ift, Gewalt vor Recht geht. Und, meine Herren, ein 
Zuftand, wo Gewalt vor Recht geht, das ift ein entjeßlicher Zuftand, und 
einen ſolchen Zuſtand ferne zu halten, muß jeder aufbieten, was er fann. 
Daß aber ein Krieg mit Dejterreich in der Atmojphäre ſchon zu liegen jcheint, 
läßt ſich ſelbſt aus Aeußerungen im Norddeutichen Reichstage in der letzten 
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Seſſion ziemlich klar erkennen. Dort bat ein Nedner fich ausgeſprochen: 
„ie wir den ſüddeutſchen Staaten gern unfern Arm gereicht haben, jo wird 
niemald Jemand dem widerjpredyen, daß es unfer heißefter Wunſch ift, es 
möge auch ein Ausweg gefunden werden, um unjere deutjchen Brüder in 
Defterreich zum großen herrlichen Neicy heranzuziehen.” Das, meine Herren, 
fönnte auch noch ganz friedlid, ausgelegt werden, allein andere Aeußerungen, 
welche ebenfalls gemacht worden find, deuten auf etwas ganz Anderes bin. 
In der 7. Sitzung hat ein Nedner geiprochen: „Die Berhältniffe in Europa, 
weit entfernt den Srieden im Schooße zu tragen, gehen vielmehr einer wad- 
jenden Verwidelung und einer fteigenden Gluth des Kampfes entgegen.“ Und 
ein anderer Redner, den ich nicht mehr citiren will, bat einen ähnlichen Aus— 
ſpruch gethan, woraus erfichtlich ift, daß man nicht an eine friedliche Weiter: 
entwidelung denft, eine joldye nicht erwartet, jondern vielmehr jett ſchon 
voraus ahnt, daß die weitere Entwidelung auch wieder eine Entwidelung 
mit Eiſen und Blut fein werde. Nun, meine Herren, habe ich im Welent- 
lichen die Punkte bejprochen, welche in den drei Tagen von jener Seite ind 
Feld geführt worden find. Nur Eines habe ich noch zu erwähnen. Die Herren 
haben fich immer den Anjchein gegeben, ald wenn wir mit Preußen auf 
dem Fuße nidyt der Wertrautheit, nicht der Freundichaft, nicht des Bind- 
niffes jondern auf dem gefpannteiten Fuße ftünden, ald ob wir 
fortwährend als Feinde Preußens handelten. Site haben immer die Sade 
jo Dargeftellt, als ob wir nichts anderes wollten, als die Feindjchaft mit 
Preußen, und haben uns vor diefer Feindichaft gewarnt. Ich kann mir 
faum anders erflären, warum diefe eigenthümliche Auffaſſung ftattgefunden 
hat, ald: weil die Gründe jo wenige find, welche wirklich für die Annahme 
der Verfailler Verträge jprechen Fönnten, jo ift man dahin gekommen, ſich 
ein Bild vorzumalen, dad in Wirklichkeit nicht eriftirt, und an das man 
jeine Beweisführung anfnüpft. Wir ftehen nicht auf dem geſpannteſten Fuße 
zu Preußen. Unſer Neferat jagt ausdrüdlich, das Freundichaftöwerbältnik 
joll erhalten werden, und es fell nad) Ablehnung der Verträge die f. Staats 
vegierung erjucht werden, Mittel zu finden, um annehmbare Verträge mit 
Preußen auf dem Freundichaftäfuße herbeizuführen, und daß ſolche Mittel 
zu finden find, das wilfen Sie, meine Herren, aus dem, was ich Ihnen 
joeben aus einem Schreiben aus Verſailles vorgelefen habe. Nun, nadıdem 
ich dieſe Punkte beiprochen habe, muß ich doch noch Eines erwähnen, was 
mit bejonderer Betonung hervorgehoben wurde, und was auch mit einer 
gewiffen Kunftfertigfeit jo durchgeführt worden ift, daß felbft geftern noch 
ein Herr Nedner diefe Kunftfertigfeit zu loben fidy berufen fühlte, Ich meine 
jenen Ginwand, der gegen und betreff der Militärbelaftung vorgebradt 
worden ift, und die Argumentation, weldye Herr Dr. Völk hieran geknüpft 
hat. Meine Herren! die Argumentation war wirflich künſtlich, die Durk- 
führung war ſchön, ich läugne ed nicht — aber fie hat einen Fehler, und 
diejer ijt, dab fich meines Erachtens die Argumentation nad) dem Wortlaute 
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der vorliegenden Geſetze nicht bewährt. Ich muß demnach den Wortlaut” 
diefer Gefeße und etwa ein Paar Erklärungen näher in's Auge fallen. Der 
Art. 62, jagt der Herr Redner, ift für und nicht maßgebend, weil er nidht 
angenommen ilt. Nun im Art. 62, wie er bei und angenommen ift, heit 
ed: „Baiern verpflichtet fich, für fein Kontingent und die zu demjelben ge- 
börigen Einrichtungen einen gleichen Geldbetrag zu verwenden, wie nach 
Verhältnis der Kopfitärfe durch den Militäretat des Deutichen Bundes für 
die übrigen Theile des Bundesheeres ausgejet wird." Abi. 2: „Diejer 
Geldbetrag wird im Bundesbudget für das königl. baterifche Kontingent in 
Finer Summe audgeworfen. Seine Verausgabung wird durch Spezialetatd 
geregelt, deren Aufitellung Baiern überlaffen bleibt." Abſ. 3: „Htefür 
werden im Allgemeinen diejenigen Etats-Anſätze nad) Verhältniß zur Richt: 
ſchnur dienen, weldye für das übrige Bundesheer in den einzelnen Titeln 
ausgeworfen find." Dazu kommt noch der Abi. 3 im urjprünglichen Terte, 
welcher heißt: „Nach dem 31. Dezember 1871 müſſen diefe Beiträge von 
den einzelnen Staaten des Buudes zur Bundeskaſſe fortgezahlt werden. Zur 
Berechnung derjelben wird die im Art. 60 interimiſtiſch feitgeftellte Friedens— 
präſenzſtärke jo lange feitgehalten, bis fie durch ein Bundesgefeß abgeändert 
ft.“ Nun, meine Herren, die Bundesverfaffung verpflichtet und, unfere 
Armee genau nad) der Formation des Norddeutichen Heeres einzurichten, fie 
verpflichtet und aljo für jo viele Mann jährlich je 225 Ihaler zu bewilligen, 
als nach Ausweis der Norddeutichen Bundesverfaffung, der Norddeutichen 
Gejege geitellt werden müſſen. Das unterliegt feinem Zweifel. Nun ift 
aber in Art. 5 ausgeſprochen, dab das Präfidium mit feiner Stimme den 
Ausihlag gibt, mit feiner Stimme ein abjolutes Veto ausipricht, wenn fie 
fh für die Aufrehterhaltung der beſtehenden Einrichtungen 
ausſpricht. Meine Herren! Ich könnte noch, um die Sache etwas anjchau- 
licher zu machen, auf etwas Anderes übergehen, nämlich auf ein Amendement, 
dad Kratz und Genofjen bei Art. 62 geitellt haben, dann auf eine Aeuße— 
rung Laskers hierüber, wie das zu verftehen jei, dal man mitteld eines 
Bundesgeſetzes den Etat regeln könne. Aber ich halte es nicht für nöthig, 
ich blicke lediglich da ber. Hier heißt es, daß die Bundespräfidiumäftimme 
den Ausichlag gibt, wenn fie fich für die beftehenden Einrichtungen ausipricht, 
und da ift die Sache jo erflärt und motivirt, daß dieſer Ausdruck „Einrich- 
tungen” abjichtlicdy gewählt worden ift, weil man nicht blos da ein Veto 
haben will, wo es ſich um ein Geje handelt, jondern auch da, wo es ſich 
um thatjächlich hergebrachte VBerhältniffe handelt. Nun, meine Herren, das 
wird doch Niemand in Abrede ftellen wollen, dab jetzt im Norddeutjchen 
Bunde ein Etat für das Militärmefen befteht; mag er mın ein Geſetz ge— 
beißen werden oder etwas thatjächlich Hergebrachtes, jo gilt das Veto auch 
biefür, und wir Baiern find demnach troß aller gegentheiliger Ausführungen 
verpflichtet, aud) nad; dem 31. Dezember 1871 die 225 Thaler per Mann 
fortzubezahlen und zu verwenden, denn Baiern muß fie nad; dem Wort- 
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laute verwenden. Wir haben ja das ausgefprochen im Ausfchuffe und die 
Herren Staatöminiiter haben meines Wiſſens feinen Zweifel gehabt, 
daß die Sache wirflih jo iſt. Wäre fie nicht jo, jo hätte man beftimmt 
dortmals ſchon Aufklärung befommen. Sie jehen alfo, meine Herren, daß 
uns troß der fünitlichen Auslegung, die gemacht wurde, dennoch der Wortlaut 
gegen eine joldye Belaftung, wie wir fie fürchten, nicht ſchützt. Wenn nun 
aber die Sache jo it, dann muß ich weiter die Frage Stellen: Wie kommt 
es denn, dab unfere Staatöregierung ſich bemüßigt fand, Verträge abzu= 
ichließen, betreffö deren in den autographirten Mittheilungen folgende Stellen 
vorfommen: Im Hauptprotofoll Seite 33 heißt ed: „Die unter Ziff. II $ 26 
dieſes Vertrages aufgeführte Uebergangsbeftimmung des nunmehrigen Art. 79 
der Verfaſſung findet auf Batern in Anbetracht der vorgerüdten Zeit 
und der Nothwendigfeit mannigfaltiger Umgeitaltung u. j. w. 
feine Anwendung.” Im Anbetracht der vorgerüdten Zeit! Der Nothwendig— 
feit mehrfaltiger Umgeftaltung! Und Seite 34 heit ed: „Da in Anbetracht 
der großen Schwierigkeiten, welche theild die vorgerüdte Zeit, theild Die 
Fortdauer des Kriegs der Aufitellung eines Etats für die Militämwer: 
waltung des Deutjchen Bundes für das Sahr 1871 u. ſ. w. entgegenitellen.“ 
Und was bier vorfommt, fommt nod) weiter dreimal vor. Noch dreimal 
beruft fich die Regierung jelbit auf die vorgerüdte Zeit und den Mangel 
an Material oder eines von Beiden. Ja wie fommt es denn, daß fie 
Verträge abſchließt, bei denen fie jelbft fünfmal eingefteht, dak man wegen 
Mangel an Zeit und wegen Mangel an Material die Sache nicht gehörig 
prüfen fonnte? Wie fommt jo etwas? Iſt denn der Vertrag, um den ed 
ſich handelt, eine Bagatelljache? Iſt es eine Bagatellfache, wenn man einen 
Vertrag macht, welcher nach dem MWortlaute des Geſetzes ſelbſt, ded Vertrages 
jelbft, auf ewige Zeiten geichlofjen ift? Iſt e8 eine Bagatelljache, wenn 
man einen Vertrag abjchlieht, eine Verfaſſung entwirft, welche über die künf— 
tige Geftaltung eines Neiches entjcheiden ſoll, das Sie ja jelbft, meine 
Herren, ald das erite Reich Europa's zu betrachten gewohnt find, und das 
wirklich, ich jpreche ed mit Freude und mit Hochgefühl aus, eine lange Reihe 
von Jahrhunderten hindurch das erite Neich der Welt gemejen iſt? Wäre 
denn das eine Bagatellfache, über die man fo weggeht, da man auf die 
Kürze der Zeit und den Mangel an Material fich beruft, eine Verfaffung 
zu entwerfen von foldyer enormer Tragweite? Ich jehe mich vergebens um 
in der Gejchichte, ich jehe hin auf die alten Gejegeber, auf die Gefegeber 
des Mittelalters, auf die Gejeßgeber der Neuzeit, auf die engliiche Verfafjung, 
auf die baieriſche Verfaffung; nirgends, meine Herren, finde ich ein Beifpiel, 
das dem gleich Fäme, weldyes und hier geboten ift. Das Einzige, was mög: 
lich ift, ift, da man zwiſchen den Feinden während der Dauer des 
Kriegs paftirt, um den Frieden herbeizuführen. Aber dab friedliche 
Mächte mit einander eine VBerfafjung unter dem Getöje der Waffen ab- 
ihliegen, daß man ſich da auf den Mangel an Zeit und auf den Mangel 
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an Material ausredet, das, meine Herren, ift meined Wiſſens nie vorgekom— 
men in der MWeltgeichichte! Und nun, meine Herren, wenn die Sadye jo ift, 
dann muß man doch neuerdings fragen: Sind denn die Punkte, um die ed 
fi) hier handelt, die vereinbart und nicht vereinbart worden find, wirklich 
von jo geringer Bedeutung, daß man mit Rüdficht darauf etwa ein Auge 
zudrüden und die Sadye hinnehmen fünnte? Meine Herren, mir jcheint, 
ed ijt ein Ausspruch gethan worden, weldyer das Gegentheil von dem jagt, 
was hier angenommen werden müßte, um dieje Eile zu rechtfertigen. Der 
Ausſpruch ift gethan worden von Sr. Ereellenz; dem Herm Staats— 
miniiter von Zub, er fteht Seite 26 des ſtenographiſchen Berichts der 
66. Sigung und lautet: „Wo ift denn die Selbititändigfeit, die fich der 
Minifter des Aeußern gewahrt hat? Die Deutjche Politif wird auch 
nad) unjerem Vertrag von Deutichland gemacht, und nur darauf haben wir 
beitanden, worauf wir, wie ich glaube, das Recht haben zu beitehen, daß 
man die Deutiche Politik nicht immer und ewig einfach und über den Kopf 
hinweg macht. Wo iſt denn die Selbititändigfeit ded Herrn Kriegs» 
minijter8? Sein Budget wird ihm in der Hauptjache von der Reichs— 
regierung zugejendet. Wenn er erfüllt gewejen wäre von dem Streben, jelbit- 
ftändig und möglichjt wenig behelligt zu fein, dann — verzeihen Sie meine 
Aufrichtigfeit — würde er aud) die Detailberathungen nicht in dieſes Haus, 
jondern in den Neichötag verlegt haben. Denn dab ed dort leichter geht, 
als hier gewöhnlich, wifjen Sie Alle recht gut. Endlich, wo iſt denn meine 
Gelbititändigfeit, die Selbjtitändigfeit des Iuftizminijters? Ich habe nicht 
einen Federſtrich vor den Iuftizminiftern des übrigen Deutjchen Neicyes mir vors 
behalten.” Sie jehen, meine Herren, es handelt ſich hier um Rechte, die für ein 
Land in erjter Linie ftehen. Der Herr Juſtizmini ſter Excellenz hat zwar in 
der Sitzung des Ausſchuſſes die Sache dahin abgejchwächt, daß er jagt, es 
ſeien nicht eigentliche Thronrechte, es jei blos die bureaukratiſche Selbititän- 
digfeit bingeopfert worden. Nun, meine Herren, prüfen wir die Sache, 
faffen wir fie einfach und vorurtheilslos in’s Auge. Ich fomme zum Schluffe, 
daß nicht Se. Ereellenz, jondern der Herr Lasker in Berlin redyt gejprochen 
hat, wenn er hier etwas Anderes fieht als die Hinopferung der bureaufra- 
tiichen Selbititändigfeit. Denn, meine Herren, wenn dem Staatsminifter 
des Aeußern jeine Politif von vornherein gemacht wird, wenn fie ihm 
diktirt wird, it denn da die bureaufratijche Selbititändigfeit verloren? 
Die bleibt; der Staatsminifter hat jein Bureau zu regieren, jo wie jo; 
aber dad Thronrecht, meine Herren, ift preiögegeben. Oder wenn der 
Kriegsminifter fein Budget und die Vorfchriften über die Formation 
feines Heeres von Berlin zugefendet befommt, ift dann die bureaufratijche 
Selbititändigfeit geopfert? Nein, die bleibt. Er organifirt fein Bureau 
jo wie jo, aber das höhere Necht ift geopfert, die Selbititändigfeit der Be— 
ftimmung der Krone über das Heer. Und wenn der Suftizminifter, 
meine Herren, die Gejeße in Berlin fid) machen lafjen muß, wenn ihm dort 
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das Strafrecht, Civilprozeß, Obligationenrecdyt und dergleichen gemacht und 
zur Annahme zugejchict wird, it da Etwas beeinträchtigt in der bureaufra- 
tijchen Selbitjtändigfeit? Die bleibt; aber das Recht der Minifter und der 
Krone, die Gelege dem Landtage jelbit vorzulegen und nach Prüfung des 
Landtagsbeſchluſſes zu enticheiden, ob fie angenommen werden dürfen oder 
nicht, das Necht ift preisgegeben. Nicht die bureaufratiiche Selbititändigfeit 
jondern die ſtaatliche Selbititändigfeit it durch dieſe Verträge hingeopfert. 
Aber was wird dann die Folge jein, wenn wir auf die Verträge wirklich 
eingiengen und wenn wir die jo gelagerte Verfaſſung annähmen — was wird 
die Folge fein? Meine Herren, Sie haben gejehen aus dem, was ich eben 
dargetellt habe, dab; die Folge ſein würde, die Preiögebung der wichtigften 
Rechte unferer baierijchen Krone, der baterijchen Selbititändigfeit, und was 
noch übrig bleibt, das ijt in der Gefahr, in einem oder in zwei Jahren 
ebenfallö weg zu jein. Und wenn Sie das aus meinem Munde nicht glauben, 
jo glauben Sie ed aus einem andern Munde. Sch will nicht von Windt- 
horſt jprechen, der ausdrüdlid) die Zerreibungsfraft der Norbdeutichen Majchine 
den Ginzelnitaaten gegemüber betont hat; aber Delbrüd muß doch wiſſen, 
was die Sache für eine Bedeutunng bat. In der 6. Situng jagt er: „Man 
ging davon aus, dab es wichtiger jei, ſich jetzt auf das zu bejchränfen, was 
unmittelbar durdy den Beitritt der Süddeutſchen Staaten geboten jei, und 
den weiteren, inneren Berfafjungsbau dem Zujammemwirfen des Fünftigen 
Deutjchen Bundesrathes und dem fünftigen Deutjchen NReichötage zu über 
lafjen.“ Und betreffend den Oberbefchl unjeres Königs im Frieden jagt 
er, eö jei das eine Abweichung, die durch die im übrigen dem Bundesfeld- 
herrn zuftehenden Rechte ihre Begränzung und ihre Korrektiv finde. Im 
der 11. Situng jagt er dann: „Meine Herren, die verbündeten Regierungen 
haben ſich feineswegs verhehlt, dat es bei diefen Aenderungen der Verfafjung 
nicht jein Bewenden haben fann; fie gingen aber davon aus, dab es für 
jet genüge, an den beiden entſcheidenden Stellen der Verfaſſung das auszu— 
ipredyen, worüber fie ſich vereinigt haben und daß ed vorbehalten bleiben 
müfje für den nächiten ordentlichen Reichstag, die weiteren fich diejen beiden 
anjchliegenden Aenderungen im Terte berzuftellen." Sie jehen, meine Herren, 
der Norddeutiche Neichötag und der Norddeutiche Bund zufammen find nicht 
blos in der Lage, jondern fie haben auch die Abficht, das gehörige Korreftiv 
demnächſt eintreten zu laſſen, d. h. jene Rechte, welche noch Baiern gelafjen 
worden find, die aber nad) meinem Dafürhalten jehr gering anzujchlagen 
find, auch jene Rechte noch einzuziehen und jo ein allgemeines Ganze zu 
machen. Sch bin, meine Herren, aud) aus andern Gründen zu diejer Ans 
ichauung beredytigt. Sie willen ja jo gut, wie ich, daß unſere Zeit eine 
Erſcheinung an fidy trägt, die ich als eine Hauptkrankheit betrachte — viel- 
leicht Sie nicht. Dieje Hauptkranfheit geht dahin, Alles zuerft zu pulveri- 
jiren, dann in einem Topfe zufammen zu jtoßen und endlich von einem 
Sentralpunfte aus dieſes pulverifirte Wejen nach Belieben zu verarbeiten. 
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Diefer Zug, meine Herren, der bei und in Deutſchland jetzt von Preußen 
vertreten iſt, dieſer Zug iſt ed, der nicht den germanijchen Zuftänden, jondern 
dem römischen Rechte entitammt; diefer Zug iſt es, der ummwillfürlich dabin 
führt, audy im unjeren Staaten das noch Verjchiedenartige zu zerreiben und 
jo eine gemeinjame Mafje zu machen, mit der man von oben herab thun 
fann, was man will. Das ift der Zug der Zeit und zugleich die Ausbildung 
eined Gewächſes, dad auf fremdem Boden gewachſen ift. Wir müſſen ger- 
maniſches Weſen dem entgegenjtellen, Deutjcyes Weſen und dieſe Ausartung 
micht zur vollen Reife gelangen laſſen; denn, meine Herren, germantjches 
Weſen it etwas ganz Anderes, etwas gejchichtlich total Verſchiedenes, germa— 
niſches Weſen iſt 1) Angehörigfeit an die Sippe, 2) übergenordnet Angehö- 
rigfeit an den Stamm und 3) wieder übergeordnet Angehörigfeit an das 
Voll. Bon unten auf hat ſich bei den germanijchen Völkern dieſe Zuſammen— 
gehörigfeit entwidelt, nicdyt von oben herab, nidyt durdy Zerreibung, jondern 
durch organiſche Entwidlung. Diejes Syſtem, diejes Prinzip, das im ger- 
manchen Bolkscharafter gelegen it, hat fidy bewährt und veredelt durch das 
ganze Mittelalter bis auf die neueite Zeit, und ich könnte ed nur beflagen 
als Unglüd für Deutjchland, ja ald den Vorabend des Untergangs jeder 
Deutſchen Größe, wenn man dieſem urdeutichen Zuge Hemmung geböte und 
nicht mehr die Mittel ließe, daß Diefem Triebe audy in Zukunft Wachstum 
zu Theil werden könnte. Aber, meine Herren, ed kommt etwas Anderes, was 
dem bateriichen Herzen bejonders nahe liegen muß. Ste wiljen, dab ſich 
Graf Bismard mit Vorliebe auf Friedrich den Rothbart bezieht, Sie willen 
aber auch, was Friedrich der Nothbart für Baiern gethan hat. Allerdings 
für und jet ift es eine Freude, was er gethan hat; denn er hat uns das 
Haus Wittelsbach nad) Baiern gejeßt, aber er hat zupor einen baieri- 
hen Herzog abgejeßt. Und nun bat Bismard ſchon vor einiger Zeit 
geäußert: das Norddeutſche Reich befie Süddeutjchland gegenüber eine größere 
Kraft, alö je das Reich jeit Nothbart bejejjen hat. Auf NRothbart bezieht fich 
aljo Bismard gern. Wer fteht denn dafür gut, daß nicht dafjelbe von dem 
Norddeutichen Kaiſer aus gejchehen könnte mit Baiern, was durch Friedrid) 
den Nothbart geichehen iſt, bevor das Haus Wittelöbach eingejeßt wurde? 
Ver bürgt dafür, daß nicht eines Tages der baierijdye König vom Kaijer 
des Reichs entſetzt wird? (Heiterkeit links.) Man lacht, nun ich will Sie 
vorläufig auf Etwas aufmerfjam machen. Ich habe den Gedanken im Aus- 
ſchuſſe ausgejprochen und habe ihn begründet und gejagt, wenn die fgl. Staats- 
regierung nicht irgend welche Bürgicyaften bieten könne aus den Berhand- 
lungen in Verjailles, daß dies in Zufunft unmöglid) jei, jo muß zugeltanden 
werden, daß ed möglich jet — und das Staatsminifterium hat feine 
Bürgſchaft geboten. Nun auf was führt das? (Große Heiterfeit Tinte.) 
In Art. 19 der Bundeöverfaffung ift ausgeſprochen, wie und wann die Ere- 
kution eintritt. Im diefem Art. 19 bat in der urfprünglichen Faſſung ein 
Schlußſatz geftanden, welcher heißt: „Die Erefution kann bis zur Sequeſtra— 
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tion des betreffenden Landes und feiner Regierungsgewalt ausgedehnt werben.” 
Die Erefution konnte ausgedehnt werden nach der urjprünglichen Verfaffung 
bis zur Sequeitration des Yandes! Der Schlußſatz ift weggeblieben, jet ift 
vereinbart, dak die Grefution nach Anhörung des Bundesraths, nach dem 
Beſchluſſe des Bundesraths vom Bundesoberhaupt zu vollführen ift, und weiter 
nichts. Nun, wenn der Deutſche Kaiſer der Zukunft ſich vom Bundesrathe 
mit Stinnmenmajorität bevollmächtigen läßt, die Crefution gegen Baiern zu 
vollitreden, wo it dann die Grenze, bei der die Grefution aufhört? Sie 
war gejeßt, fie ift nicht mehr gejeßt. Wir haben eine Erefution zu erwarten, 
die jo weit gehen kann, wie fie will, und wenn die Erefution dahin geben will, 
einen Fürften abzujegen, jo iſt fie nach diefem Wortlaute dazu berechtigt. 
Das find feine Traumgebilde, wir haben leider die Erfahrung gemacht, daß 
joldye Akte vielfach vollzogen worden find, und ich muß eö beflagen und mit 
tiefem Schmerze ausſprechen, dab das Haus Wittelöbach bei diefen Akten in 
hohem Maße betheiligt it, und das gibt der Sache eine jehr ernite Wendung. 
Sie willen, ein Sproffe von Wittelöbacdh war Königin von Neapel: der Thron 
von Neapel ijt verloren; ein Sproffe aus dem Haufe Wittelöbadh war in 
Modena: Modena ift verloren; ein Sproffe aus dem Hauje Wittelöbach war 
in Darmftadt: Darmitadt's Selbititändigfeit wenigitens ift dahin; ein Sproſſe 
von Wittelöbady ift in Oeſterreich: es wurde tief heimgejucht diejes Land, 
diefe Dynaſtie hat einen großen Theil ihrer Länder verloren. Bon Griechen- 
land will ich nicht veden; aber, meine Herren, wenn 3. B. in Neapel ein 
Miniiter, Liborio Nomano, ed gewejen ift, der jeinen König damit verrathen 
bat, dab er Garibaldi nach Neapel rief, ald man den König durdy Vorſpie— 
gelungen fortgebradyt hatte: jollen dann wir etwa uns dazu herbeilafjen, einer 
Verfaſſung zuzuftimmen, weldye es möglidy macht, daß auch unjer König 
abgejett werde? Nein, nie und nimmermehr! Und in einem joldyen 
Falle und bei ſolcher Sadjlage glaube ich berechtigt zu fein, an einen Mann, 
der bier anmwejend ift, ein Wort zu richten, ed iſt das Se. Ereellenz der Herr 
Kriegsminijter. Am 19. Juli jprachen Se. Ereellenz das ernite Wort: 
„Sch bin Baier von der Sohle bis zum Scheitel, und wenn man nach dem 
Kriege, namentlidy nad) einem fiegreichen Kriege die Selbititändigfeit Baierns 
verlegen will, dann, wenn ich nicht mehr da bin, dann rufen Sie mid), ich 
werde Front dahin machen, wo man unjere Gelbititändigfeit verleßen will.“ 
Jetzt, meine Herren, ift die Zeit dazu da. Ich glaube, Se. Greellenz hat 
den Widerftand aufgegeben, weil er geglaubt hat, er habe feine Truppen 
mehr, die ihm gehordyen. Meine Herren, zeigen Sie, dab er Truppen bat, 
bier find wir, wir jtehen ihm zur Seite, er joll unjer Führer jein auf dieſem 
Gebiete, wir werden Fräftig, wir werden mannhaft für Baiernd König, für 
Baierns Selbititändigfeit einftehen, und ich glaube nach dem ritterlichen 
Charakter, den ich bei Sr. Ercellenz bemerft babe, er wird nicht ermangeln, 
für Baierns Selbititändigfeit einzuftehen. Meine Herren! Man bat von 
Zwangslage geſprochen. Ob man einer joldyen Eventualität gegenüber eine 
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Zwangslage anerkennen kann, das muß ich bezweifeln. Einer ſolchen Even— 
tualität gegenüber gibt es meines Erachtens für einen Mann überhaupt keine 
Zwangslage. Aber, abgeſehen hievon, man hat von Zwangslage geſprochen, und 
hat ſich auf die Parteiungen in Baiern berufen. Ja, geſtern erſt wurde von 
Sr. Excellenz dem Herrn Staatsminiſter des Aeußern ausgeſprochen: 
„Wenn eine Partei an Macht beſonders gewonnen hat, jo muß die Regierung 
ihr nachgeben." Meine Herren! Dieje Worte waren mir jehr auffallend, 
denn wie fteht ed denn mit den baierijchen Verhältniſſen? Man hat aller: 
dings behauptet, % der Baiern wollen den Eintritt in den Norddeutſchen 
Bund; allein den Beweis hiefür hat man noch nicht geliefert, und ich hoffe, 
man wird ihm nicht liefern. Aber wie ſteht es, und wie ſtand es denn 
thatjächlich nach den gemachten Erfahrungen mit den Parteiverhältnifjen in 
Baiern? Sie wiljen, bis zu dem Jahre 1868 und 69 hat die Partei, die 
bier unter Ihnen vertreten ift. faſt ausſchließlich dominirt, die Fortichrittö- 
partei und, mit ihr vereinigt, die Mittelpartei waren allein maßgebend in 
der Kammer (Rufe: „Sie waren nicht geeinigt.") Das baieriiche Volk hat 
bis dorthin fich nicht geregt, aber in den Wahlicylachten, die gefämpft worden 
find erit für das Zollparlament in Berlin, dann im Mat für die baierifche 
Kammer, endlich im November wieder für die baterijche Kammer, bat im 
Volke eine Partei, wenn Sie es jo nennen wollen, fich geltend gemacht, die, 
offenkundig weitaus das Uebergewicht in Baiern gehabt hat; und troßdem 
dab man die jchärfiten Mittel anwendete, um diejer Partei das Feld auf 
allen Punkten zu bejchränfen, trogdem hat dieje Partei glänzend gefiegt, und, 
meine Herren, die Partei eriltirt noch, und wenn unjere Staatöregierung 
dejer Partei biöher zu wenig Rechnung getragen hat, was ich nicht billigen 
fann, jo glaube ich, iſt fie verpflichtet nach dem Ausſpruche des Minifters 
jelbit, diejer Partei jetzt Rechnung zu tragen. Thut aber die Regierung das, 
dann iſt Baierns Selbitjtändigfeit gerettet, umjomehr ald von allen Geiten 
anerkannt ijt, amerfannt von Verſailles und von bier, daß ein Bruch nicht 
ftattfindet. Aber man jpricht von blauen Mijfionären, die fommen werden, 
und die dann nicht blos bitter fidy beklagen werden darüber, daß wir une 
deuticher Gefinnung gemejen jeien. Meine Herren, von diejen blauen Miſſio— 
nären fürdhte icy nichts. Wenn ich auch feinen Brief aufzuweijen habe von 
einem jolchen Milficnär, jo find mir doch Yeußerungen zu Ohren gekommen, 
die auf nichtd weniger hindeuten, als auf das Verlangen, dat Baiern in 
Zukunft eine Provinz eines andern Staates jei. Und, meine Herren, wenn 
man gar die Aeußerung gethan hat, daß das Militär, dab die Soldaten, die 
im Felde jet mit joldyer Selbitaufopferung, mit joldher Mannhaftigfeit und 
bewunderungöwürbdiger Ausdauer für Deutichlands Ehre kämpfen, berechtigt 
jeien, ein enticheidendes Wort zu reden über die fünftige Geftaltung Deutjch- 
lands, dann muß ich auf etwas Anderes aufmerkſam machen. Wenn ich auch 
alle Verdienjte unſeres Militärs vom Unterjten bis zum Oberjten anzuerfen- 
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daß das Militär auf die Geftaltung Deutſchlands einwirken fol. 
Einmal, meine Herren, ilt das geichehen in der Gejchichte in der Zeit dei 
römiſchen ISmperatorenthums, und ich wünjche, daß ein ſolcher Fall in der 
Gejchichte nie mehr vorfomme. Das wäre der Untergang nicht blos aller 
Freiheit, jondern von noch viel mehr. Unſere Soldaten würden etwa unfere 
Deutjche Gefinnung bezweifeln? Warum denn, meine Herren? Sind wir dem 
nicht Deutſch, wenn wir mit Preußen in freundjchaftlicher Beziehung ſtehen, 
aber nicht in's Reich eintreten? Oder umgefehrt! Iſt etwa Preuhen 
deuticher ald wir? Meine Herren, in der Marf Brandenburg und Sachſen, 
da ſaßen die Rhedarine, Stodoraner, Haveller und dgl. Das find lauter 
Slaven! Das jetige Preußen, das heißt das Neich zulammengenommen, 
das öftliche Neich von der Elbe an, das find lauter nicht urſprünglich Deutſche, 
es find theild Deutjche Elemente hinverjeßt, theils find es germanifirte Slaven. 
Wir find gewiß jo gute, wir find befjere Deutiche als unfere Brüder im 
Norden. Aber Deutiche Gefinnung haben wir nidyt? Nun, meine Heren, 
die Deutſche Gefinnung fünnte auch wiederum eigenthümlich aufgefaßt werden. 
Ich will nicht aufmerfjam machen auf die Deutiche Gefinnung beim zweiten 
Ichlefiichen Kriege; wenn die Herren wollen, fünnen Sie darüber lejen in den 
nachgelafienen Schriften Friedrichs II., da finden Sie ganz etwas Anderes 
als Deutiche Gefinnung auf Seite eben diejed Königs; ich will nicht auf 
merfjam machen auf den „Stoß ind Herz", aber, meine Herren, wenn es ſich 
um Deutjche Gefinnung handelt, dann frage ich vor Allem: Was bat dem 
der Deutiche von den älteiten Zeiten an feinem Lande gegenüber für eine 
Gefinnung gehabt? Ich habe es ſchon angedeutet, meine Herren!: Sipm, 
Stamm und Volf. Aber jet kommt ein Anderes hinzu: Der Deutjche bat 
auch ein ganz beitimmtes Gefühl gehabt für jeinen Führer, für 
jeinen Fürften im engeren Sinn. Und was war das für ein Gefühl? 
Der einmal zu einem Führer fich befannt hatte, hieß er nun Graf oder 
Herzog oder König, wer einmal zu einem Führer ſich befannt hatte, der war 
zur Treue gebunden an jeinen Führer und zur Hinopferung des 
Lebens für jeinen Führer, und wenn Einer diefe Treue verlegte, abge 
jehen von der freien Kündigung in einer freien, gefahrlojen Zeit, wenn Einer 
diefe Treue verlefte, dann war er ein Verfluchter im Heiligtbume, 
er galt gleich einem Vatermörder, er hatte jeine Stellung ver: 
Ioren in Sippe, Stamm und Bolf; er war mit dem Kainzeidhen 
gebrandmarft, hinausgeworfen auß der Welt. Meine Herrn! 
Das iſt Deutiche Gefinnung, und dieje Deutſche Gefinnung gebietet ung, 
feitzuhalten an unjerm freien, jelbititändigen König, an ihm feſtzuhalten mit 
Aufopferung alles deſſen, was ein treues Volk aufopfern muß. Das iſt um 
jere Pflicht, meine Herren, und dieje Pflicht gebietet und, die Verträge ab- 
zulehnen, welche und hindern würden, dieſes Dpfer zu bringen, und darum, 
meine Herren, rufe ich Ihnen zu, wie gejtern ein Redner: Iebt, meine Herren, 
erwägen Sie die Sache und entjcheiden Sie ſich! 
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Kriegsminiſter von Prandih*): Meine Herren! Ich bin vom Herrn 
Abgeordneten Greil auf die Worte hingewiejen worden, die ich die Ehre 
hatte, hier am 19. Juli zu fprechen. Sch bin der Worte wohl heute noch 
eingedenf und war ihrer der ganzen Zeit eingedenf. Ic) werde noch Gele- 
genheit haben, es Ihnen zu beweiſen, daß ich noch jet derjelbe baierijche 
Patriot bin, der ich damals war. Für jet gejtatten Sie mir nur auf einige 
Auslaffungen des Herrn Profeſſor Greil zurüdzulommen. Wenn ed wahr 
wäre, dab wirklich eine Kundgebung der Armee mich zum Abjchlufje der 
Berjailler Verträge veranlaft hätte, dann müßte ich geitehen, daß ich ebenjo 
ſehr den Zuſtand der Armee bedauern müßte ald meine Schwäche. Die 
Armee, meine Herren, ich brauche Sie nidyt zu verfichern, thut ihre Schul: 
digfeit in der Art, wie fie von ihr verlangt wird. Jede politiiche Erwägung 
jteht ihr ferne. Wären aber ſolche politijche Elemente in der Armee thätig, 
dann würde fie in der That das zu leijten nicht im Stande gewefen jein, 
was ſie wirflicy leiſtet. Wenn aljo irgend etwas an den Berträgen bean- 
itandet oder verdächtigt werden Fann, wenden Sie jid an mid), nicht an die 
Armee. Dieje trägt hieran feine Schuld. Es iſt von Herrn Profeſſor Greil 
die Frage aufgeworfen worden: „Wer bürgt uns dafür, wenn die Verträge 
angenommen werden, dab unjer Wittelsbacher Stamm erhalten wird ? Meine 
Herren! Im dieſer Frage liegt eine Anklage von joldyer Schwere, wie fie 
noch in feiner Weiſe, weder in diefem Haufe, noch in der Preſſe, noch in 
einem Privatgejpräche erhoben wurde. Eine Antwort habe ich darauf: „Das 
baieriiche Volk, wird dafür forgen, und das ift die ficherite Bürgjchaft!“ 
Meine Herren! Die Erefution! Was iſt die Erefution, wenn fie auf Baiern 
ausgedehnt werden jollte? Ganz frei jage ich meine Meinung: Das ift der 
Krieg mit Baiern, das ift die Zerreifung der Verträge — nichts Anderes 
wäre die Erefution! Es iſt von Herm Abgeordneten Greil die Haltung 
der Minifter in irgend einen Zujammenhang gebracht worden, ben ic) 
noch nicht verftehe, oder nicht fallen fann, mit dem Rufe Garibaldi’s nad) 
Neapel, als es ſich um die Abjegung ded Königs handelte Ich bitte um 
Aufklärung. 


Greif: Ich habe gejagt: „In Neapel war ed ein Minifter, der den 
König verrathen hat, der Schuld war, daß der König verrathen wurde. 
Was dort ein Minifter gethan hat, das dürfen hier nicht die Kammern in 
gleicher Weije thun, indem fie die Verträge annehmen, nad) welchen der 
König abgejeßt werden Fann.” 


Kriegäminifter v. Prankh: Ich habe die Bemerkung des Herrn Greil 
nad meinem Dafürhalten nicht mißverftanden; denn, meine Herren, wenn 
in Neapel der Verrath eines Minifterd die Entjegung des Königs zur Folge 
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haben konnte und es bei und die Kammern fein follter, welche durch die 
Annahme der Verträge Verräther wären, was müßte dann Anderes voraud- 
gehen, ald daß nur Verräther am Baterlande dieje Verträge abjchließen 
fonnten und das wären die Minifter in Verſailles geweſen. Meine Herren! 
Es wird noch die Geſchichte entjcheiden darüber, ob diefe Verträge gut find 
oder nicht, ed wird noch die Gefchichte enticheiden, ob wir Verräther ge 
wejen find oder nicht; jeßt aber jchon ſage ich, — mir das Wort für jpäter 
vorbehaltend, — daß es meine innigſte und tiefite Ueberzeugung ift, daß 
das Eingehen auf dieſe Verträge dad einzige Mittel it, Baiern in feiner 
Gejanmtheit, Baiern in feiner Geltung, Baiern in der Achtung zu erhalten, 
die ed verdient. Wenn es aber anders kommen follte, — es wird aber nicht 
anderd fommen, — dann hat hierüber der Herr Profeſſor Sepp geitern das 
Richtige ausgeſprochen. Meine Herren! Die Mainlinie beiteht nicht mehr, 
man mag jagen, wad man will. Aber die Donaulinie würde fommen, und 
dann, meine Herren, wird diejed fchöne Land Baiern, diejed ftarfe, Fräftige 
Volk, diejes Volf, welches allen Grund hat, ftolz auf feine Gejchichte, auf 
feine Vergangenheit zu fein, — zerrilien fein, und das Schickſal des Reſtes 
Baiernd — dad wünſche ich garnicht zu denfen. (Bravo.)*) 


v. Schlör**): As ich vor einigen Tagen mich zum Worte meldete, 
fonnte ich den Gang der Debatte unmöglich vorausjehen. Ic hatte mir 
vorgenommen, von diejem Plate aus, den ich jeit 16 Jahren einnehme, ohne 
mic, jemald an einer Debatte über die deutiche Frage betbeiligt zu haben, 
gerade bei diejer Gelegenheit meine Anſchauung auszufprechen, da ich mic) 
in derjelben Lage befinde, wie der jehr verehrte Herr Abgeordnete Dr. Ruland. 
Ic, glaubte, ed Fönnte vielleicht von Seite der hohen Verfammlung mir zu= 
geitanden werden, daf ich beim Abjchiede von diefem Plate Ihnen ganz kurz 
darlege den Weg, auf dem idy dazu gekommen bin, den vorliegenden Ber: 
trägen zuzuftimmen; ich könnte dieſe Abficht nicht ausführen, ohne viel von 
dem zu wiederholen, was in den legten drei Tagen in dieſem Saale ge: 
Iprochen worden iſt; ja ich könnte vielleicht nur in weniger geeigneter Weiſe 
die Gründe daritellen, welche aus beredterem Munde für die Annahme diejer 
Verträge in diefem Haufe bereitö geltend gemacht worden find; und ich würde 
deöwegen auf das Wort verzichtet haben, wenn nidyt der jehr geehrte Herr 
Vorredner gewilfermahen mid; moralijdy gezwungen hätte, den einmal mir 
errungenen Platz in der Reihe der Redner zu behaupten. Es wird natürlich 
nicht möglich jein, dem geehrten Herrn durchweg zu folgen, indem er weniger 
vom allgemeinen Gefichtöpunfte aus die vorliegende Frage beiprochen bat, als 
vielmehr einzelne Aeußerungen zum Gegenjtande der Kritif machte, die er 
geübt hat an den Verträgen und an der Art ihrer Vertheidigung. Ich bitte 
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alſo zum Boraus um BVerzeihung, wenn ich im Verlaufe der Entgegnung 
auf die Vorrede, auf manche Dinge zurüdgreifen muß, die ſchon beiprochen 
worden find. Ich hoffe, Sie werden mid, von einem Vorwurfe der Wieder: 
bolung deshalb freijprechen. Meine Herren! Im Verlaufe von faum ſechs 
Monaten wird zum zweiten Male in diefem Haufe über eine Frage discutirt, 
deren Tragweite weit über deſſen Räume, weit über die Grenzen unſeres 
engeren Vaterlandes hinausreicht. Als durch den Beichluß dieſes Haufes vor 
ſechs Monaten feftgejtellt war, daß Baiern in den Krieg gegen den Erbfeind 
eintritt, damals, meine Herren, erſcholl ein Jubel durch ganz Deutjchland, 
und die Stimmung wurde gehoben im Palaſte wie in der niedrigften Hütte. 
Man hat damals gerathen, daß wir eine bewaffnete Neutralität beobachten 
jollten. Meine Herren! Ich werde trachten in meinen Aeußerungen nie per- 
ſönlich zu werden. Ic) achte gerade jo, wie Herr Dr. Ruland, jede Ueberzeugung 
und ich achte auf die Ueberzeugung Derjenigen, die damals glaubten, durch eine be— 
waffnete Neutralität werde die Stellung Baierns für die Zufunft gefichert. Meine 
Herren! Warum hat ſich denn eine gehobene Stimmung fund gegeben nad} jenem 
Beichluffe? Weil es einerjeit3 ganz unmöglich gewejen wäre, den Krieg gegen 
Frankreich zu führen mit der Beachtung der bewaffneten Neutralität Baierns, 
und weil auf der andern Seite in dem Auseinanderfallen der deutjchen 
Stämme bei Vertheidigung ihrer Grenzen ganz gewiß die Feinde in diefem 
Zwiefpalte eine Ermuthigung gefunden haben würden. Ic, jage, ed war un- 
möglich, dat Baiern eine bewaffnete Neutralität hätte aufrecht erhalten kön— 
nen. Denn, meine Herren, wenn Sie — und ich crlaube mir einen Aus- 
drud zu gebrauchen, der ja fo.oft gegen mic) angewendet wurde — wenn Gie 
einen Blid auf die Karte werfen, jo werden Sie finden, daß Preußen nur 
eine jehr eng bemefjene Grenze gegen Frankreich hat. Sie werden begreifen, 
dab ed ganz unmöglich gewejen wäre, die deutſche Armee, ganz abgejehen 
von den baieriſchen Truppen, Frankreich gegenüber aufzuftellen, unmöglich ges 
wejen wäre ohne die Mithilfe Baierns, ohne die Dispofitionsftellung derjenigen 
BVerfehröwege, welche der Norddeutſchen Armee es möglich gemacht haben, 
im Berlaufe von faum 14 Tagen nad) der SKriegserflärung dem Feinde 
gegenüber gerüftet an der Grenze zu ftehen. Und, meine Herren, als nad 
wenigen Tagen die Schlachten bei Weitenburg und Wörth gejchlagen waren, 
da erhob fich eine Stimme des Lobes und der Anerfennung der baieriſchen 
Bertragätreue vom Süden bis zum Norden. Crinnern Sie fich nicht näher 
der Yeuberungen, die darauf hinwiejen, daß vor Allem es Pflicht Deutjch- 
lands wäre, die Treue Baiernd zu belohnen? Nun, meine Herren, ic) glaube, 
damals hat ed ſich um die politiiche Stellung Baierns für die Zufunft ge 
handelt gerade jo, wie heute. Der Herr Abgeordnete Greil hat getabelt, 
dat fait alle Redner von diejer Seite des Haufes, einjchlieglic einer Stimme 
vom Miniftertiiche, fich geringichägig über die Verfafjung Baierns, über die 
politijche Stellung Baierns geäußert haben. Ich habe eine geringjchäßige 
Aeuberung gehört, aber nicht in diefem Haufe, fondern im Ausſchuſſe. Sie 
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wurde damals ald ein Mifverftändni bezeichnet, und ich will nicht darauf 
zurüdgreifen. Aber, meine Herren, ich erlaube mir dem geehrten Herm 
Redner zu erwiedern: ich bin mir bewußt, daß ich von demjelben Hochge- 
fühle für die Verfaſſung Baiernd und die politiiche Stellung Baierns er- 
füllt bin wie er. Aber diejes Hochgefühl hindert mich nicht, den Thatſachen 
Rechnung zu tragen, die idy nun einmal nicht aus der Welt jchaffen kann. 
Ta, es ift wahr, Baiern war im Deutjchen Reiche ein bevorzugted Glied, 
und das foll ed auch nad) den Verträgen jein, die und vorliegen. Ober joll 
ih Ihnen den Beweis dafür liefern? Es iſt von anderer Seite ſchon be- 
merkt worden, dab die Gtellung, welche Baiern durdy diefe Verträge er- 
halten hat, auf einigen Seiten Neid erregt hat, und Sie wiljen Alle, dab 
diefe Stellung im Norddeutſchen Reichstag vielfach beiprochen und ald unbe- 
rechtigt bezeichnet worden if. Meine Herren, die Vorzugsrechte und die 
Ausnahmsitellung, welche Baiern eingeräumt tft, beruht auf zweifachen Grund- 
lagen. Ein Theil dieſer Vorrechte gründet fich auf den Umſtand, daß Baiern 
die zweitgrößte Macht in dem zu jchaffenden Bunde ilt, und dieſe Vorrechte 
haben aus dieſem Gefichtöpunfte gewiß ihre volle Begründung; ein anderer 
Theil der Vorrechte, die Baiern eingeräumt find, beruht auf thatjächlichen 
Berhältniffen, die man ohne die tiefite Schädigung der eigenen Interefjen 
Baierns nicht ignoriren darf. Sie werden mir wohl zugeben, daß auch 
diefe Vorrechte ihre Berechtigung haben. Daß diefe Vorrechte und gefichert 
bleiben, dafür hat die Verfaffung Vorſorge getroffen. Einmal können bie 
in der Stellung Baiernd liegenden Vorrechte nicht ohne deſſen Zuftimmung 
befeitigt werden, und die aus der Natur der Verhältniffe begründeten Vor: 
rechte unterliegen, wenn fie aufgegeben werden jollen, den erſchwerenden Bes 
ftimmungen der Berfaffungsurfunde über Verfaffungsänderungen. Es iſt 
wahr, meine Herren, Baiern hat Großes geleiftet, und es bat mir jehr wehe 
gethan, als im Ausfchuffe die Aeuferung fiel, Baiern habe noch nie etwas 
Großes hervorgebracht. Baiern allein in ganz Deutjchland hat ein unge 
ſtörtes Verfaffungdleben von mehr ald 50 Jahren hinter ſich, in welchem 
nicht ein ſchwarzes Blatt enthalten it, nicht eine Dctroirung, nicht eine Ge 
jeßeöverlegung, die von irgend einer Bedeutung wäre. Darin, meine Herren, 
finden wir unfern Stolz und darum finde ich, daß Baiern wirflid etwas 
geleiftet hat. Der Herr Abgeordnete Greil hat darauf hingewiejen, dab 
Baiern auch durch einen hochherzigen König die Initiative zum Zollverein 
gegeben, dat es großartige Verfehrömittel ins Leben gerufen, daß es Kunit 
und Wiſſenſchaft gefördert hat. Ja, meine Herren, es ift wahr, daß Baiern 
zur Schaffung des Zollvereind wejentlicy beigetragen bat, aber daß der ge 
ehrte Herr Vorredner darin ein beſonderes Verdienſt findet, das begreife 
ich nicht. Wiſſen Sie denn, meine Herren, warım wir heute da jtehen wo 
wir ftehen? Wiffen Sie dem, welches der Ausgangspunft ijt für die Ge 
ftaltung Deutſchlands im Sinne der vorliegenden Verträge? Der Zollverein, 
meine Herren, ift der Boden, auf dem Deutichlands Neugejtaltung aufge 
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wachen ift in einer Weiſe, wie fie fich heute im diejen Verträgen barftellt, 
Und wilfen Sie, meine Herren, warum Defterreich außer Deutfchland fteht: 
Weil man dort für die Tragweite der Institutionen, die man im Jahre 
1834 in Deutichland durch den Zollverein hervorgerufen hat, feinen Sinn 
und fein Verſtändniß hatte. Das feiteite Band, meine Herren, das Sie 
ichlingen können um die Stämme eines großen Volkes, ift die Gemeinjchaft- 
lichfeit der materiellen Intereffen, und wenn der Herr Abgeordnete Greil 
dem höchitjeligen König Ludwig I. darin ‚ein Verdienft zuerfennt, daß er 
den Zollverein mitgeichaffen hat, jo bezeichnet er ihn in demjelben Momente 
ald den Miturheber der Bewegung, deren Reſultat wir heute vor uns haben. 
Dieſes Verdienſt wird auch dadurch nicht gemindert, daß diejer hochherzige 
König einen Gedanken wieder aufgefaßt hat, den man vor Tauſend Jahren 
angeregt hatte; es iſt nur Eines zu bedauern, da die Ausführung um 
Zaufend Jahre zu jpät fam, und daß fie in einer Zeit erfolgte, in welcher 
dieſes Verkehrsmittel durch bereits anderwärts beſtehende beſſere und zweck— 
mäßigere Einrichtungen hätte erſetzt werden können. Nun fragt der Herr 
Redner, warım man denn bei einer Vergleichung zwiichen der baieriſchen Ber: 
fafjung und der norddeutichen immer der norddeutichen den Vorzug gebe, und 
die Vortheile überjehe, die die baieriſche Verfaſſung hätte? Meine Herren, 
es ilt ein Unterjchied zwiſchen einer Verfafjung, die fünfzig Sahre lang in 
Wirkſamkeit war, die von den edeliten Geiftern eined Volksſtammes oder 
einer Anzahl von Bolksitämmen gepflegt ward, und zwiſchen einer Verfaſ— 
jung, die erſt in den Grundprincipien, ich möchte jagen in der Skizze vor- 
liegt. Es iſt vielfach behauptet worden, dab die Verfaffung des Norddeut- 
Ichen Bundes Rechte, unzweifelhafte Nechte des baierijchen Volkes alterire, 
dab es die Rechte, welche das baierijche Volf in Folge diefer Verfafjung ab- 
zutreten hat, nicht der Volksrepräſentation im Centrum, jondern der einheit- 
lichen Erefutivgewalt in diefem neuen Bunde zum Opfer zu bringen habe, 
und daraus hat man gejchlojfen, daß unſere alte, bewährte, und lieb gewor- 
dene Berfaffung mit dem Zuftandefommen der DVerjailler Verträge bejeitigt, 
aufgehoben, und das Volk in feinem Rechte gejchmälert werde. Nun, meine 
Herren, ich weiß nicht, ob ich noch nothwendig habe, nad) den Debuctionen, 
die von anderer Seite mit Gewiljenhaftigfeit und Genauigfeit gegeben wor: 
den find, über diejen Bunft nody ein Wort zu reden. Herr Profeffor Greil 
hat zwar verjucht, die Deductionen des Herrn Abgeordneten Dr. Völk über 
die Tragweite der Beitimmungen über die Militärorganifation im Nord» 
deutjchen Bunde zu bezweifeln. Ich würde wirklich fürchten, Waſſer in das 
Meer zu tragen, wollte ich jener an der Gejchichte dieſer Beitimmungen auf 
gebauten Argumentation irgend ein Wort beifügen. Ic kann nur beftätigen, 
daß ich bei meiner Anmwejenheit in Berlin von all den Mitgliedern des Neiche- 
tages, mit welchen ic) über diejen Punkt gejprochen habe, derjelben Auffaffung 
begegnet bin, die Herr Dr. Völk Ihnen mit volllommener Sicherheit als 
die berechtigte bier nachgewiejen hat. Ic will davon abjehen, daß Herr 
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Profeffor Greil felber worgelefen hat, daß die Größe der Leiftung, welche 
wir in Zukunft für das Militär zu machen haben, durch das Gtatgeje des 
Norddeutichen Bundes feitgeitellt wird. Er jagt nun: Ia aber gegen bad 
Geſetz hat ja der Kaiſer das Veto, und wenn in Folge des Veto dad Gtat- 
gejet nicht zu Stande fommt, jo bleibt das alte Mir fcheint diefe Argu- 
mentatton an einem jehr wejentlichen Mangel zu leiden. Der Norddeutſche 
Bund hat ein Gtatgejeß, aber nur bis zum Ende des Jahres 1871, für das 
Jahr 1872 beiteht fein Etatgejeß, und Sie werden mir doch zugeben, daß 
fih nicht das negative Veto nun auf einmal in eine affirmative Gewalt ver- 
wandelt, vermöge deren der König von Preußen ein nur auf dieje Zeit be 
jchränftes Gefeß durch jein Veto fortleben laſſen kann auf eine für dieſes 
Geſetz gar nicht berechnete Zeit? Ich bin der Ueberzeugung, daß Baiern nur 
dad zu leiiten hat in Bezug auf das Militärwejen, mas das Gejeh für das 
Fahr 1872 vorjchreiben wird und weiter nichts. Der Streit, ob das eijerne 
Budget auch noch über das Jahr 1872 hinaus dauert oder nicht, iſt für 
und jedenfall® ganz gleichgiltig. Meine Herren! Wir verehren unjere baie— 
riiche Verfaſſung, und ich darf mich vielleicht zu den aufrichtigiten und wärm— 
ften Berehrern derjelben zählen. Aber, wenn man jagt, daß diefe Verfaſſung 
jo weitgehende Rechte gewähre wie feine andere, inäbejondere nicht die 
deutjche Verfaſſung, dann, glaube ich, it man dody im Irthum. Meine 
Herren! Zweifellos gewährt die Verfaffung vom Jahre 1818 das Steuer- 
willigungdrecht der Kammern. Es iſt auch feit dem Beftande diefer Verfaj- 
fung an dieſem Steuerwilligungsrecht nie gezweifelt worden und es iſt, jo 
lange die Verfaſſung beiteht, nicht ein Grojchen Steuer erhoben worden, es 
jei denn, daß er durdy die Willigung der beiden Häufer zur Erhebung be 
ftimmt wurde. Aber auf einen Unterjchied habe ich von jeher einigen Werth 
gelegt, und das ift der Unterjchied zwiſchen Steuerwilligungsrecht und Bud— 
getrecht. Meine Herren! Bid zum Jahre 1843 wurden blos die Steuern 
erhoben, welche bewilligt waren; aber Sie willen, meine Herren, daß bis zu 
jenem Jahre die Staatöregierung über das, mas dieje Steuer ergeben hat, 
verfügt hat ohne Mitbetheiligung der Kammern des Landtages, und daß erit 
das BVerfafiungsverftändniß vom Jahre 1843 das Budgetrecht des baterijchen 
Landtages in vollem Umfange feitgeitellt hat. Nun, meine Herren, wir haben 
es mit einer Verfaſſung zu thun, von der ich gejagt habe, daß fie nur erit 
die Grundlinien einer folchen enthalte, und in diefer Verfaſſung ift das 
Budgetrecht Flar und deutlich anerfannt. Wenn es uns in diefem Saale und 
Denen, die vor und hier waren, gelungen ift, im 5Ojährigen geiltigen Ringen 
aus der Verfaſſung vom Jahre 1818 zu machen, was fie heute ift, glauben 
Sie denn, meine Herren, dab ed den Vertretern der großen deutjchen Nation, 
die ja von Ihnen allen hoch verehrt wird, nicht gelingen wird, auf der 
Grundlage, die heute geboten ift, im Verlaufe von 50 Jahren einen Bau 
aufzuführen, der ftarf und mächtig genug ift, micht nur die Nation im Großen 
und Ganzen jondern auch alle einzelnen Glieder derjelben in ihren Rechten 
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zu ſchützen? Ich habe das Vertrauen, daß dieſe Nation noch nicht am 
Niedergehen iſt, ich habe das Vertrauen, daß ſie die Kraft, die ſich erſt jetzt 
ſo glänzend bewährt hat, dazu verwerthen wird, einen Zuſtand zu ſchaffen, 
der nicht etwa bemitleidenswerth, der vielleicht beneidenswerth für alle Völker 
des Erdballes werden wird. Es iſt wahr, daß der Miniſter Delbrück im 
Norddeutſchen Reichſtag dad Wort geſprochen hat: „der Ausbau dieſer Ver— 
faſſung müſſe der Zukunft überlaſſen bleiben”; aber 'aus dieſen Worten zu 
ſchließen, daß die Zuſicherungen, die unter Mitwirkung Delbrück's den ein— 
zelnen Regierungen gegeben worden find für die Aufrechthaltung ihrer Son- 
derinterefjen, zur Aufrechthaltung derjenigen Zuftände, die Ihnen bejonders 
werth find, — blos deshalb gegeben worden jeien, um fie demnächſt wieder über 
den Haufen zu werfen, das iſt eine Interpretation, gegen die ich ganz ent- 
Ichieden Verwahrung einlege. Worin liegt der Unterfchied zwijchen der Ver: 
faffung, die heute vorliegt, und der, die hinter und liegt, nämlich der Ver— 
faffung des Norddeutichen Bundes? Cr liegt nady meiner Weberzeugung 
hauptjächlidh in zwei Punkten. Einmal in dem Umftande, daß nicht mehr 
wie vor dem Jahre 1870 Gompetenzerweiterungen durch einfache Majorität 
des Reichötages beftimmt werden, fondern da hiezu eine überwiegende Stim— 
menzahl im Bundesrathe erforderlich ilt; und für's Zweite in dem Umſtande, 
daß den eintretenden Regierungen auf Grund der Uebereinfunft von Berjailles 
die ihnen jpeziell zufommenden Vorrechte garantirt find, jo lange als fie nicht 
jelber zu deren Befeitigung zuftimmen. Freilich jagte Herr Greil: mas helfen 
diefe Garantien? die Volfävertretung wird nie mehr gefragt werden, wenn 
es fich um eine Gompetenzerweiterung handelt; die Regierungen der betreffen- 
den Ränder haben es allein in der Hand, zu einer joldyen Gompetenzerwei- 
terung ihre Zuftimmung zu geben und damit ift fie gegeben. Nun, ich weiß 
nicht, welche Entwiclung unjere verfaffungsmäßigen Zuitände im Innern des 
Landes in Zukunft nehmen werden; ich glaube aber nicht an einen Rückſchritt, 
und deshalb glaube ich auch nicht, daß irgend eine Regierung, welchen Namen 
fie haben möge, jemals in Baiern den Muth; haben könnte, gegen den Willen 
des Landes, gegen die Intentionen der Landesvertretung in eine Gompetenz- 
erweiterung des Deutichen Bundes zu willigen und gewifjermaßen hiedurch 
den offenfundigen Wünſchen des Landes Troß zu bieten. Aber wenn Gie 
das befürchten, meine Herren, dann liegt ein Weg zur Berhütung deffen ganz 
außerordentlich nahe. Es ift wahr, dat die Gejammtheit — der Bund — 
nicht um die Legitimation zu fragen hat für den einzelnen Minifter, der 
eine Stimme abgibt für eine Gompetenzerweiterung. Sie werden begreifen, 
daß eine foldhe Einrichtung mit Weitwendigfeiten und Schwerfälligfeiten ver- 
bunden wäre, welche jede geichäftsmäßige Behandlung einer Angelegenheit 
ausichließen würden. Aber was hindert Sie denn, wenn Sic Furcht haben, 
eine künftige baieriiche Regierung könnte weiter gehen, ald Sie wollen, hier 
auf dem Wege der Initiative eine Gejeßvorlage einzubringen, die die baieriſche 
Regierung hindert, ihre Zuftimmung zu einer Abänderung der Deutſchen Bun- 
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deöverfaffung zu geben, ohne daß fie die Landesvertretung gehört hat? Ich wäre 
begierig, zu erfahren, wo das Hindernif liegt, das einer ſolchen Geſetzesvor— 
lage entgegenitünde? Ich zweifle, ob Herr Greil in der Lage ſein wirt, 
ein ſolches Hindernit zu nennen. Wenn das nidyt der Fall ift, jo haben Sie 
es in der Hand, und dann wird Fünftig die Volfövertretung Baierns im eriter 
Reihe entjcheiden, ob eine Gompetenzerweiterung und in welchem Sinne ein: 
treten wird. Man hat gejagt, man habe Angft vor dem Neichätage; die 
Norddeutichen jeien zähe, und fie würden vielleicht vorübergehend auf Bor: 
theile verzichten, um und deito ficherer in den Machtbereich des Deuticen 
Bundes zu ziehen. Hier ftehe ich wieder an einem Punkte, bei weldyem ic 
die Deductionen ded Herm Greil nicht begreife. Ich weit; nicht, will er 
den Zollverein unter allen Umftänden feitgehalten haben oder nicht. Ich will 
Ihnen offen über diefe Frage meine Meinung jagen. Bei den Gründen, die 
mic) bewogen haben, zu den Berfailler Abmachungen „Ja“ zu jagen, war 
die Nückficht auf den Zollverein der lebte. Und warum? Denfen Sie, wir 
fämen zu feiner Vereinbarung mit dem Deutichen Bunde, — dad werden Sie 
mir zugeben, daß die preußijche Regierung mit dem beiten Willen ohne Mit: 
wirfung des Neichstags und Feine Zuficherung darüber zu geben vermöchte, 
daß der Zollverein bis über das Jahr 1877 hinaus fortdauern wird. Was 
würde dann die Folge jein? Ic, erinnere Sie doch Alle an die Vorgänge 
im Jahre 1867. Ich erinnere Sie daran, daß die Furcht vor dem Zerfalle 
des Zollvereines einen Sturm im Lande hervorgerufen bat, der Altes vor fh 
niederwarf. Glauben Sie denn, dab man die Unficherheit der wirthſchaft 
lichen Zukunft in Baiern ſechs oder fieben Jahre lang zu ertragen verwöchte? 
Glauben Sie denn, dab alle wirthichaftlichen Interefjen fieben Jahre lang in 
der Schwebe gehalten werden können? Reden Sie doch nidyt, meine Herren, 
wenn Sie von dem Zollverein reden, lediglich von den induftriellen Iuterefien; 
das ift ja der weitaus untergeordnete Gefichtöpunft. Der Hauptichwerpunft, 
meine Herren, im Zollvereine liegt für und in den landwirthſchaftlichen 
Interefjen. Wenn Sie die Güte haben wollen, fich zu fragen, was dem 
Baiern erportirt, jo werden Sie finden, daß ed Produkte der Landwirthichaft 
find, und wenn Sie wiffen wollen, weldye Bedeutung der Zollverein für die 
Landwirthichaft in Baiern hat, dann rechnen Sie, welche Summen bie baie 
riſchen Producenten an Zöllen ausgeben müßten, um ihre Produkte über die 
baieriſche Grenze hinaus in den Zollverein zu erportiren, wenn wir demſelben 
nicht mehr angehören würden. Dieje ganze Summe würde der baierijden 
Landwirthichaft entgehen, und nicht ein einjeitig imduftrielles Intereſſe, nicht 
ein gewerbliches Intereſſe iſt es, welches im Zollverein repräjentirt ift, ſondern 
ed find in erſter Reihe die landwirtbichaftlichen Intereſſen, welche die Auf 
rechterhaltung des Zollvereind verlangen. Ic habe nie Sorge gehabt um ven 
Zollverein. Dann wäre ich beiorgt, wenn der Herr Abgeordnete Greil mir 
einen Fall nennen könnte, in weldyem man niedergerifjene Zollichranfen wieder 
aufgebaut hat. Ic; weiß nur Fälle, wo man fie niedergerifjen hat, aber von 
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einem Wiederaufbau ſolcher Zollſchranken, von der Trennung zuſammengewor⸗ 
fener wirthſchaftlicher Kapitale mehrerer Staaten und Völker habe ich nie 
gehört, wohl aber von der Vereinigung. Meine Herren! Es iſt ſchon neulich 
davon die Rede geweſen, und es iſt heute mit verſtärktem Nachdrucke darauf 
hingewieſen worden, daß dieſe Verträge die. Selbſtändigkeit Baierns vernichten, 
daß ſie Baiern mediatiſiren. Es hat mich gewundert, daß der erſte Redner 
in dieſer Debatte, der mit jo großer Gewiſſenhaftigkeit ſonſt ſeine Worte ab- 
wägt, gerade weniger ſorgſam war bei der Wahl feines Ausdrudes, ald er 
das Verhältniß Baiernd bezeichnet, wie es fich nach den Verträgen geftalten 
wird. Mas heit denn Mebdiatifirung? Man darf doch nicht jedes beliebige 
Wort auf ein Verhältnig ammwenden, auf das ed gar nicht paßt. „Mediati- 
firen“ heißt die Unterordnung eines Neichdunmittelbaren unter die Landeshoheit. 
Nun, meine Herren, Baiern wird doch wahrhaftig nicht einer neuen Randes- 
hoheit untergeordnet, und aus diefem einfachen Grunde muß ich das Wort 
„Mediatifiren” für das Verhältniß, in welches Baiern durch die Verträge 
tritt, abjolut und jchlechthin desanouiren, ed hat feinen Sinn und feine Be- 
deutung. Was ift denn in Wirklichkeit das Verhältniß, in welches Baiern 
tritt? Baiern überträgt einen Theil der Befugniffe, die ed bisher für ſich 
ausgeübt hat, an eine für ganz Deutichland conftituirte Gewalt. Es ift nicht 
eine Entäußerung dieſer Rechte, nicht ein Verzicht auf dieje Rechte, jondern 
nur eine Modalität der Ausübung diejer Rechte. Darin liegt auch der Unter- 
ſchied zwijchen dem neuen Deutjchen Reiche und dem alten. Es wird feine 
Oberhoheit gefchaffen über die einzelnen Staaten, jondern die Oberho- 
beit bilden die einzelnen Staaten jelber, die einen Theil ihrer Macht- 
befugniffe vereinigen zu dem Zwede, um fie gemeinfam beſſer auszuüben, 
befjer zur Geltung zu bringen, als fie fie allein zur Geltung zu bringen im 
Stande waren. Und nun jagt man: was hat denn die baieriiche Regierung 
dazu bewogen, die Initiative in diefer Frage zu ergreifen, wo iſt denn bie 
Zwangdlage, in weldyer fich die baierijche Negierung befunden hat? Meine 
Herren, mir jcheint, daß über diefe Dinge noch jehr viel Unklarheit bericht. 
Nicht in der Agitation, die man im Sinne hat, — id) kann Gie verfichern, 
diefe Agitation hat nicht dazu beigetragen, unjere Stellung zu veritärfen, und 
ich wenigitend muß eö offen befennen, daß ich feinen Grund habe, biejer 
Agitation dankbar zu jein — aber worin lag denn der Grund? Meine 
Herren! Ein doppelter Gefichtöpunft muß hier feitgehalten werden. Nach: 
dem nur ein paarmal 24 Stunden die franzöfiichen Truppen auf deutichem 
Gebiete waren, hat ji) eine Empfindung geltend gemacht, nicht in einer 
einzelnen Parteirichtung, nicht in diefem Haufe, jondern in dem ganzen 
großen Volke, eine Empfindung, entiprungen aus den Erwägungen, was wohl 
aus Deutjchland geworden wäre, wenn die Franzoſen den Krieg nach Deutich- 
land hätten tragen fünnen? Und welche Gewalt hat diefe Empfindung ges 
wonnen, ald ein Theil jener wilden Horden, die man in den Wülten Afrika’s 
zujammengetrieben und gegen Deutichland gehetzt hat, gefejjelt in unjer Land 
eingeführt wurde? Meine Herren, glauben Sie denn, daß dieſes Gefühl 
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feine Beachtung verdiente? Diefes Gefühl hat die Ueberzeugung : begründet, 
nicht in einer Partei, jondern im deutfchen Volke, dab unjere Sicherheit 
nur im einmüthigen Zufammenftehen gegenüber dem Feinde zu 
juchen jei! (Bravo) Und, meine Herren, ald die Schlachten bei Sedan 
geichlagen waren, melde Empfindung bat fich damals der deutjchen Nation 
bemächtigt? Die Empfindung des Stolzed, die Empfindung des Selbitbe- 
wuhtjeind, was die deutjche Nation zu leiften vermag, wenn fie einig ift, und 
die Furcht, daß jemald der Zeitpunft wieder fommen fünnte, in dem die 
deutjche Nation durch ihre Zwietracht eine Beute der Feinde werden könnte. 
Dieje Furcht, meine Herren, hat nicht eine Partei, fie hat die ganze Nation 
dahin getrieben, zu empfinden und es zum Ausdrud zu bringen: wir wollen 
die Einheit! (Bravo.) Das war die Zwangslage, dad war die Agitation; 
die Abwehr des Feindes vom vaterländiichen Boden und die Niederwerfung 
eines Gegnerd, der in der Mitte von Europa einen Richterſtuhl aufgebaut 
hatte, um über die Gejchide der europätichen Nationen zu enticheiden, einen 
Thron, der jeine Cinflüffe in allen Lebensbeziehungen, in allen europäiſchen 
Verhältniffen geltend gemacht hat, der fich ftühte auf ein Stimmenverhält- 
niß, wie ed die Melt nie ſah, und der fich ftüßte auf eine Armee, die man 
bis dahin für unüberwindlich gehalten hat. Die deutjche Nation hat es zu: 
wege gebracht, dab diefe Macht im Berlaufe weniger Wochen in den Staub 
hinab gejunfen ift, zertrümmert vor die Füße der deutichen Sieger fiel. Und 
nun, meine Herren, Sie verlangen, daß die baterijche Regierung allein für 
dieje Dinge feine Empfindung habe, daß fie diefe Dinge jpurlos an fich vor: 
über gehen lafjen jollte, ohne auch nur den geringiten Gedanken in ihr ans 
zuregen, wie denn diefer Drang nach Einheit zu befriedigen, wie denn dieje 
Sicherheit für die Zufunft der großen deutichen Nation zu erlangen wäre? 
Ich weiß, meine Herren, und man bat ed und oft genng gejagt, daß man 
feine jehr großen Erwartungen von den einen oder anderen derjenigen Män— 
ner hegt, die in der baierifchen Regierung zur Zeit einen Plat einnehmen. 
Aber, meine Herren, dafür dürfen Sie doch diefe Männer nicht anjehen, daß 
fie ſolche weltgejchichtliche Ereigniſſe, wie fie noch gar nie dageweſen find, 
ſpurlos an fich vorüber gehen lafjen, daf fie jo pflichtvergeffen find, mit ver: 
bundenen Augen die Weltgeichichte fich abwideln zu laffen, ohne auch nur 
die Hand zu rühren! Wir haben die Initiative ergriffen, und wenn ich 
auf irgend Etwas in meinem Leben ftolz bin, jo it es das, daß ich die 
Initiative mitergriffen habe. Wir haben es gethan im vollen Bewußtſein, 
dab wir jchließlich nicht die Mafsgebenden jein werden. Cine Grenze war 
es, meine Herren, die wir und gezogen haben, und diefe Grenze ift gewefen 
die Bewahrung der Selbitändigfeit Baternd, die Bewahrung der Beitimmung 
unjerer eigenen Geſchicke, auch troß des Eintritts in den Deutfchen Bund. 
Und ich glaube, es iſt das geichehen, fomeit e8 nach den Verhältniſſen mög— 
lid war. Ich will nicht jagen, daß alles Wünjchenswerthe erreicht worden; 
im Gegentheile, ich jage es offen, es ift nicht Alles erreicht worden, was wir 
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erreichen wollten. Allein wenn Herr Abgeordneter Greil und ich und über 
irgeud einen Punkt vertragen wollten und müßten, und Seder von und würde auf 
jeinem Standpunfte ſtehen bleiben, der ja nicht gerade identijch it, dann 
würden wir wahrjcheinlich nie zu einem Ende fommen. Für die baierijche 
Regierung war die Bofition die: fie mußte ihrerjeitS zugeben, wad man 
andererjeitö für unerläßlich hielt für die Einheit, oder fie mußte auf die Ein- 
heit verzichten, und diefen Verzicht muthet man Ihnen zu. Man jagt Ihnen: 
„Wenn wir in den Norddeutichen Bund eintreten, jo wird unjere Berfafjung 
vernichtet." Ich würde den geehrten Herren Rednern jehr danfbar fein, wenn 
fie fi die Mühe nehmen wollten, diejenigen Paragraphen unjerer Verfaſſung 
ausdrücklich zu bezeichnen, welche durch die Bundesverfaffung hinfällig werden. 
Wir find nun ziemlich lang in diefem Saale und in der Zufammenjegung 
bei einander, wie wir eö heute find, und ich bitte doch den Herrn Abgeord⸗ 
neten Greil zu rechnen, wie viele Situngen ausgefallen wären, wenn wir 
Ihon unter der Herrichaft dieſes neuen Bundeövertraged getagt hätten. Gr 
wird jehr wenig herausfinden und jo wird ed aud) in Zufunft werden. Gin 
großer Theil der Gegenitände, die heute in der Bundeöverfaffung enthalten 
find, war ja jchon bisher unferer Einwirkung entzogen. Es iſt jchen von 
anderer Seite darauf hingewiejen worden, und ich will mit Wiederholungen 
möglichit jparfam zu Werfe gehen. Man jagt, es wird Baiern finanziell 
ruinirt. Der jehr geehrte Herr Abgeordnete Kolb bat Ihnen eine Zuſam— 
menjtellung gegeben, die, ich wei nicht 100 oder 147 Steuerprozent-Zujchlag 
in Ausficht ſtellt. Der geehrte Herr Abgeordnete wird es mir nicht übel 
nehmen, wenn ich etwas erftaunt war, als ich jeine Zufammenftellung das 
Eritemal in die Hand bekam. Er ift gewohnt, ich babe wenigitens bisher 
die Gewohnheit an ihm wahrgenommen, nur auf pofitiv feititehende Ihat- 
jachen jeine Argumentationen zu gründen und von diefen Thatjachen aus zu 
argumentiren. Bei der Zuſammenſtellung die er jeßt vorgelegt bat, hat er 
die Thatjachen, die er jeiner Argumentation zu Grunde legt, gewiſſermaßen 
anticipirt, fich diejelben jelbit gejchaffen und von dieſen aus argumentirt. 
Ic will dem Herrn Abgeordneten Kolb nur ein paar Zahlen — es iſt un. 
möglidy, in einer joldyen Verſammlung mit Ziffern jehr viel zu argumentiren 
— in's Gedäaͤchtniß rufen, die er mir faum abjtreiten wird, und die für ihn 
als Statiftifer erſten Ranges jedenfalls den allerhöchiten Werth haben. Wir 
haben in Baiern von 1860/61 bis 1866/67 für Militär ausgegeben im 
Ganzen 147,176,000 fl., davon find auf den Krieg von 1866 erwachſen 
26,715,000 fl., rebuzirt fich die Gejammtausgabe während diejer Periode, 
die 74 Jahre umfaßt, auf 120,460,000 fl., das heißt pro Jahr 16,615,000 fl. 
Wir haben ausgegeben für Militär 1868 18,123,000 fl., im Jahre 1869 
17,558,000 fl. Dieje Ziffern wird der jehr geehrte Herr Abgeordnete Kolb 
betätigt finden in den Nachweiſungen, die er jelbit in Händen hat, und die 
find nicht wegzuläugnen. Wenn id nun einen Schluß auf die Zukunft zu 
machen habe, jo halte ich mich doch an das, was in der Vergangenheit pofi- 
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tiv dor mir liegt. Und da finde ich, dab won 1860/61 bis Schluß 1869 
auf 94 Iahre die Gejammtausgabe für das Militär, abgerechnet die Krieg 
foiten für 1866, betragen habe: 156,000,000 oder per Jahr 16,880,000 fl. 
Id) will mun annehmen, dag das Kriegsbudget des Fünftigen Deutjchen 
Bundes 19 Millionen betvage, wir werden aljo mehr audzugeben haben als 
bisher, aber nicht joviel, ald Herr Kolb uns vorrechnet. Der jehr geebrte 
Herr Abgeordnete war, wenn idy ihm daran erinnern darf, ja einige Zeit 
mit mir im Il. Ausſchuſſe geſeſſen. Er weiß aljo jo gut wie ich, daß das 
Delizit in Baiern vom Jahre 1566 fich herichreibt. Nun, meine Herren, kann 
ich mir denfen, — ich will ed nur ganz obenhin berühren, — daß der Erfolg 
deö.Krieges von 1870 fein werde, das Defizit deö Jahres 1866 verjchwinden zu laj- 
jen. Und wenn das gejcyieht und wenn zu gleicher Zeit in unjerm baterijchen Haus: 
halte man darauf verzichtet, gewiffe Summen zu Fapitalifiren, die ich dem jehr ge 
ehrten Herrn Abgeordneten nicht zu benennen brauche, jo habe ich die Hoffnung — 
ich will nicht prophezeien, das jei ferne von mir — jo habe ich die Hof: 
nung, dab wir troß des Cintrittes in den Deutjcyen Bund dann nicht mehr 
mit einem Defizit abjchließen, jondern dab ſich unfere Finanzrechnung mög: 
licherweije auögleicyt. Wenn aber auch dieje Hoffnung fich nicht erfüllt, und 
wenn hohe Leiſtungen an uns bherantreten jollten in Folge des Eintritts in 
den Deutjchen Bund, jo bitte ich den jehr geehrten Herrn Abg. Kolb, mir 
zu jagen, ob er ganz beſtimmt weiß, daß, wenn wir aus dem Bunde wey- 
bleiben, wir dann feine höheren Leiltungen zu machen haben? Er jagt ung, 
unjere innere Verwaltung würde 24 Millionen oder wie viel in Zukunft 
mehr fojten. Ic, war jehr erjtaunt über dieje Ziffer — aus einem einfachen 
Grunde. Der jehr geehrte Herr Abg. Kolb hat uns jo oft in diejem hoben 
Haufe und in dem Ausſchuſſe den Nachweis geliefert, dab die Verwaltung 
der Pfalz, jeiner Heimatprovinz, viel wohlfeiler ift alö bei und. Wir haben 
nun in den leßten Sahren die Inftitutionen, die dieſe wohlfeilere Verwaltung 
in der Pfalz hervorgerufen haben, einzuführen getrachtet, und mun ſoll der 
Erfolg fein, daß wir auf einmal dritthalb Millionen mehr ausgeben als bie 
her? Sie ſehen, meine Herren, es ift etwas nicht ganz in der Drdmung in 
diejer Argumentation, und ich möchte den Herrn Abg. Kolb bitten, in Dielen 
Dingen ganz objektiv zu verfahren. Ic kann mir die Empfindung recht 
gut erflären, mit der der jehr geehrte Herr Kolb diejes Verfafjungswert 
betrachtet, — ich finde es menſchlich und entjchuldbar, wenn man nad 
langem Ringen und Kämpfen, wie dies im heurigen Sommer der Fall war, 
an einem gewifjen hohen Ziele, das man ſich geitedt hat, angelangt zu fein 
glaubt, und nun plötzlich dieſe Hoffnung durch die Uebereinkunft zu Verjailles 
zertrümmert fieht — aber das, glaube ich, darf ich von dem jehr geebrien 
Herrn Abgeordneten ſicher hoffen, daß er diefe Empfindungen nicht bei 
jeinen finanziellen Aufftellungen zum Durchbruche kommen laſſen kann, jow 
dern daß er fich hier lediglich an die TIhatjachen halten wird, wie fie vor- 
Jiegen, wie er als Statiftifer nicht anders kann. Einen Vorwurf, meine 
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Herren, hat der Herr Abg. Greil der neuen Verfaffung gemacht, der ſchwer 
zu widerlegen ift. Ich will auch darauf verzichten, ihn zu widerlegen. Nur 
glaube ich, nicht alle Gonjequenzen anerkennen zu dürfen, die an dieſen Bor: 
wurf gefnüpft worden find. Der Herr Abg. Greil meint, die 48 baierijchen 
Abgeordneten werden unter der großen Zahl von 382 im Norbdeutjchen 
Reichötage jehr wenig zu bewirfen vermögen; denn fie würden ja doch in 
zwei Hälften zu je 24 dort aufmarichiren. Meine Herren, das glaube ich 
nicht. Ich glaube nicht, dab die Abgeordneten zum Deutjchen Reichstag 
feiner Zeit gerade nach diejer Proportion fich ausjcheiden werden, und zwar 
glaube ich das aus dem Grunde nidyt, — idy fomme vielleicht Ipäter darauf 
zu reden, — weil ich ed als das größte Unglüd eines Landes anjehe, wenn 
feine Bertretung in zwei gleiche Hälften gejpalten it. Wahr ift, dab die 
Diätenlofigfeit große Bedenken hat, und ich geitehe Ihnen offen, wäre ed an 
mir gemejen, fie zu bejeitigen, fie würde nicht in der Deutichen Berfaffung 
ftehen; aber ſie jtand dort vor unjerem Zutritt, und der Herr Abg. Greil 
hat es richtig bezeichnet, wenn er jagt, daß fie eineö der mejentlichiten Fun— 
damente die ſer Verfaſſung iſt. Aber den Schluß Fann ich nicht anerkennen, 
den Herr Abg. Greil aus diejem Umſtande gezogen hat. Er hat gefagt, 
ohne fie näher zu bezeichnen, zwei Kategorien der Bevölferung würden durch 
diejen hohen Cenſus vom Reichötage immer ausgejchloffen jein. Ich könnte 
dem Herm Redner mit einer Thatjache entgegentreten und ihm bemeijen, 
daß mehrere Arbeiter beute ſchon Mitglieder des Norddeutichen Reichstages 
find, und wenn das bet 2 oder 3 der Fall ift, jo wühte ich nicht, warum nicht 
ebenjogut 20 oder 30 Arbeiter Mitglieder des Neichötages jein könnten. Ich 
fenne die zwei Kategorien nicht, die der Herr Redner ald unvertreten be 
zeichnete. Ich meine, er hat im Sinne „die Arbeiter” und „die Intelligenz“ 
nicht wahr? 


Greif: Nein, den Mittelitand und die Arbeiter. 


v. Schlör: Ia, davon bin ich überrafcht. Da kann ich Ihren jagen, 
der Mittelitand wird im diefem Reichstage vertreten fein in Zukunft, wie 
er bisher vertreten ijt. Ich wüßte nicht, welches Hinderniß beftünde, dem 
Mittelitande den Eintritt in den Reichstag unmöglich zu machen. Nicht 
darauf fommt ed an, wie viel man gerade dort zu verauägaben hat, wahr: 
baftig nicht; man kann mit geringen Opfern audy die Aufgabe erfüllen, die 
man im Norddeutichen Reichötage zu erfüllen hat. Allen Sie wiffen, alle 
Vertretung nach Ständen hat fich überlebt und aus einem jehr einfachen 
Grunde. Es iſt micht möglich, heute bei der vorgejchrittenen Entwicklung 
aller unjerer wirthichaftlichen, politifchen und ſocialen Verhältniffe eine ſolche 
Ausfcheidung irgendwie greifbar feitzuhalten. Das ift der Grund, warım 
die ftändiiche Verfaſſung nothwendig zu Grunde gehen mußte, und man hat 
ihr, vielleicht mit einem etwas zu kühnen Griff, die allgemeine Wahl gegen- 
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über geitellt, die ich heute nody als ein Experiment betrachte. Ich wünfche, 
dab fie zum Heile Deutjchlands ausſchlägt. Wenn das aber nicht der Fall 
it, glauben Sie denn nicht, daß die Deutjche Nation aus ſich jelber heraus die 
Mittel fände, diejen Uebelitand zu befeitigen? Glauben Sie denn nicht, wenn 
ganz Deutjchland der Anficyt ift, hierin liege eine Schädigung jeiner Inter: 
ejien, dat es die Mittel finden werde, diejen faulen Fleck aus dem eigenen 
Sleijche herauszujchneiden? Ich bin überzeugt, die Deutſche Nation wird fich 
das nicht nehmen lajjen und wird thun, was ihren Intereſſen angemefjen 
it. Vom Nationalitätenprinzipe war die Nede. Wer hat denn diejes Prinzip 
aufgeftellt? Unjer Feind! Und wer will es realifiren? — Etwa wir, indem 
wir dem Deutjchen Bunde beitreten? O meine Herren, dem geehrten Herm 
Vorredner gegenüber brauche ich nicht zu jagen, daß, wenn wir Alles, was 
Deutſch ift, in ein Reich vereinigen wollten, wir nicht etwa am Ende der 
Entwidlung ftünden, jondern der ganzen Welt den Krieg erflären müßten. 
Das ift nicht der Sinn der jegigen Vereinigung; ihr Sinn — und das iſt 
vielleicht ihre größte Schwäche — iſt nicht ein Idealismus, nicht das Stre— 
ben, etwas in ſich Vollendetes hinzuftellen, jondern die Verträge, wie fie 
liegen, find das Produft der gegebenen Berhältnifje, die Manchen unange— 
nehm berühren können, die aber dejjen ungeachtet erijtiren und ihre Grijtenz 
zur Geltung bringen in diefen Verträgen. Zu wenig Idealismus ift in 
dem neuen Verfaſſungswerke, dad gebe ich dem Herm Redner mir gegenüber 
zu, aber auf das Prinzip der Nationalität ift dieſer Vertrag nie und nimmer 
gegründet. Man hat und, um und vor den Folgen diejed Syitems zu wars 
nen, die Zuftände in Italien entgegengehalten. Ia, meine Herren, eö wird 
doc; Niemanden entgehen, daß wir bei, der Neconitituirung Deutjchlands 
gerade den entgegengejeßten Weg eingeichlagen haben, den Stalien einjchlug. 
Was thun wir? Jagen wir die Fürften fort, machen wir Revolution, werfen 
wir die Throne über den Haufen? Nein, im Gegentheile, wir lafjen das Be— 
Itehende, wir vereinigen nur die Macht ded Beitehenden da, wo es nöthig 
ift, um das Ziel der Nation zu erreichen, zu einem gemeinjamen Handeln. 
Wir laffen das Beitehende aufrecht, aber es fällt und nicht ein, einen Ein— 
heitöftant gründen zu wollen, wie ihn Italien gegründet bat. Und wenn 
man Ihnen immer jagt, ed werde der Einheitsitaat aus diejen DBerträgen, 
jo möchte ich doch Eines Ihnen Allen ind Gedächtniß rufen. Woran hat 
denn die Deutjche Nation bisher gefranft? Etwa an ihrer zu großen Gentri- 
petalneigung? Nein, im Gegentheile, das Unglück Deutſchlands war die 
überwiegende Gentrifugalkraft, und weil dieſe Gentrifugalfraft die Bande 
auseinandergerifjen bat, die Deutjchland für ein Jahrtauſend verbunden haben, 
und weil wir einjehen, daß wir unter diefen Umſtänden unfer Ziel nicht er- 
reichen, deshalb jtreben wir wieder ein Band zu juchen, das diejer nationalen 
Gentrifugalfraft einigermaßen Stand hält. Glauben Sie denn, meine Her 
ren, dab einige Verfafjungsparagraphe die Natur eines Volkes, ihre inmeriten 
Zebensbedingungen vernichten können? Oder glauben Sie, daß heute auf dem 
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Stande der Bildung, auf dem wir ftehen, auf dem Stande der Einwirkung der 
öffentlichen Meinung auf die Geſchicke der Nation, ein Herricher, ein Despot, hei- 
hen Sie ihn, wie Sie wollen, Macht genug hätte, dieje innerite Natur der Deut- 
Ichen Nation mit einem Federftriche oder Schwertitreiche zu vernichten? Ich glaube 
ed nicht. „Es gibt fein Necht mehr.“ Sie jollen ein Recht jchaffen, Sie follen 
die Gefeße mit machen, die die Deutſche Nation ſich gibt für die Beforgung 
ihrer gemeinjchaftlichen Angelegenheiten. Sie jollen, ich gebe ja das zu, auf 
einen Theil Ihrer Befugnifie verzichten, nicht zu Gunften eined Andern, nein, 
Sie jollen nur die Art und Weije der Ausübung modifiziren — und zu welchem 
Zwede? Zu dem Zwecke, um dad zu erreichen, was Sie für ſich allein nun 
und nimmermehr erreichen fünnen. Wenn man jagt, Baiern iſt jouverän, 
und Baiern ift groß gemug, um eine jelbjtändige Politik zu verfolgen; wir 
haben ja Belgien, die Niederlande, die Schweiz, jollen wir das nicht können, 
was die können: jo muß ich „Nein“ jagen, und zwar aus einem jehr 
einfachen Grunde. Es ijt wahr, was Herr Dr. Ruland gejagt hat: Die 
Deutjchen find ein Volf von Völkern; — aber, meine Herren, erlauben 
Sie mir, daß ich ein Beijpiel wähle, um Ihnen meine Gedanken über die 
Selbitändigfeit und Souveränität Baierns, wie Sie diejelbe wünjchen, klar 
zu machen. Wenn aus einem Stamme, — aus einem Volke — viele Aeite 
ſich entwidelt haben — die Völker deö Herm Dr. Ruland — und wenn 
nun der Gärtner für einen dieſer Aeſte eine jo bejondere Liebe hat, daß er 
ihn eigens pflegen will, was wird er thun? Wird er den Alt vom Stamme 
trennen und ihn nebenan in ein wohl hergerichtetes Gartenbeet ſetzen, um 
ihn bejonders pflegen zu können? Dann wird der Wind bald die dürren 
Blätter und Blüthen von diejem abgetrennten Alte fortjagen, er wird ein 
dürred und unnützes Reis fein. Nicht die Macht it das Entjcheidende, nicht 
die Bevölkerungszahl iſt das Entjcheidende. Entjcheidend ift, daß die in 
Baiern vereinigten Volksſtämme zum großen Theil der Deutjchen Nation 
gehören, und daß fie nur in der Vereinigung mit diejer großen Nation die 
Ziele erreichen können, die fie ald nothwendig fich gejet haben und die jie 
erreichen müſſen, wenn fie nicht ihre eigene Eriftenz aufgeben wollen. Meine 
Herren! Die Zeit ift jo weit vorgejchritten, daß ich darauf verzichten muß, 
alles das Weitere, was der geehrte Herr Vorredner gejagt hat, bier näher 
in Betracht zu ziehen, nur einen Punft muß ich noch hervorheben. Der 
geehrte Herr Vorredner hat der baierijchen Regierung den Vorwurf gemacht, 
daß fie den Art. 19 der Norddeutichen Verfaſſung modifizirt habe, und er 
ſchließt aus diefer Modifikation, dab die Erefutionsbefugnii des Deutjchen 
Bundesoberhauptes bis zur Abſetzung eined Fürften gehen könne. Ich hätte 
vom Herm Borredner erwartet, dab er, ehe er eine joldye Kritik ausjpradh, 
ih zweimal die Beſtimmung anjah. Weil die urjprüngliche Beitimmung 
der Norddeutichen Verfaſſung eine zu weit gehende Befugniß dem Reichs— 
oberhaupte einräumte, hat die Abänderung dahin getrachtet, eine Sicherung 
dafür zu jchaffen, dab nur der Bundesrath die Erefution beichliegen und die 
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Art ihrer Ausführung feſtſetzen kann. Wie diefe Erefution ausgeführt wird, 
3. DB. gegen Baiern, hat Ihnen klar bereits der Herr Kriegdminifter gefagt, 
und ic) brauche deshalb nicht darauf zurüczufommen. Die Sicyerung gegen 
Uebergriffe liegt nicht in den Paragraphen einer Verfaffung, jondern fie liegt 
in der Vertragstreue, und wenn Baiern die Stellung, welche es in letter 
Zeit eingenommen bat, auch fernerhin eimmimmt, feien Sie ficher, Niemand 
wird die Stellung, welche Baiern vollberechtigt einnimmt, audy nur im Aller: 
geringiten anzutaften wagen. Ich bin durch die Natur der Verhältniſſe 
darauf hingewieſen gewejen, die Aeußerungen ded Herm Vorredners zu wider: 
legen; ich will mich auch darauf bejchränfen; ich will auf Niemandes 
Ueberzeugung irgend einen Einfluß zu üben verjuchen, weil ich jowie Gie 
die Ihrer Entjcheidung unterftellte Frage ald die wichtigſte, folgenſchwerſte 
anjehe, die je in dieſem Haufe zur Löſung gefommen ift. Grlauben Sie 
mir, daß ich noch einer Empfindung Worte verleihe, die mich in dieſem 
Augenblide ergreift. Wir find im Verlaufe eined Jahres ziemlich oft in 
diejen Räumen verfammelt gewejen. Ich weiß nicht, ob Ieder von Ihnen 
volle Befriedigung empfindet, wenn er fid) an die Vergangenheit erinnert. 
Ic habe Grund anzunehmen, dab es nicht der Fall ift. Der geehrte Herr 
Vorredner hat gemeint, es wäre Alles gut gegangen, wenn die Staatöregie- 
rung fich hätte entſchließen können, auf die Majorität dieſes Haufes fich zu 
ftügen. Meine Herren! Wenn das möglidy gewejen wäre, jo will idy Ihnen 
jagen, was nach meiner individuellen Anjchauung, die ja nicht maßgebend 
fein kann, die Regierung gethan hätte. Sie würde Ihnen es überlaljen 
haben, die Geſchicke des Landes zu leiten. Ich für meinen Theil würde 
dazu gerathen haben, wenn die Majorität dieſes Hauſes jo gewejen wäre, 
daß daraufhin eine Regierung unbedingt Ihre Prinzipien zur Entwidlung 
hätte bringen können. Das war nicht der Fall, eine Majorität von 6 oder 
8 Stimmen, meine Herren, bringt jedes Land in eine jehr große Verlegen: 
heit, und deshalb hat vielleicht die Regierung eine Pflicht erfüllt, wenn fie 
bei ihren Handlungen fich lediglich auf das ftüßte, was fie von ihrem Stand» 
punfte aus ald das Beite des Landes erfannte. Nun, meine Herren, was 
iſt denn in dieſer abgelaufenen Zeit gejchehen? Mir hat es oft den Eindrud 
gemadht, als ob zwei Frauen fich itritten um das Recht auf ein Kind. Jede 
behauptet, fie jei die rechte Mutter, und unter dem Streite, — wer, glauben 
Sie, meine Herren, daß unter dem Streite leidet? Das Kleinod, das beide 
Streitenden retten wollen. Glauben Sie, daß die rechte Mutter die Theis 
lung des Kindes verlange, um ihren Antheil zu befommen? Gewiß nicht! 
Hier, meine Herren, iſt Gelegenheit geboten, mit der Vergangenheit abzu- 
ſchließen. Es hat mir wehe gethan, und es thut mir jedesmal wehe — 
nehmen Sie mir das offene Geſtändniß nicht übel —, wenn man in dieſem 
Saale ſich bezieht auf das, was außerhalb dieſes Saales vorfommt. Es 
widerſpricht der Stellung, die dieſes Haus einnimmt, wenn der Kampf, der 
draußen geführt wird, er mag geführt werden, wie er wolle, hier zum Aus-⸗ 
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trage fommen ſoll. Jetzt bietet fich eine Gelegenheit, diejen Streit zu enden. 
Vertrauen Sie das Kleinod, um dad Gie ſich jtreiten, der hohen Macht an, 
der Deutſchen Nation, der gemeinjamen Mutter, fie wird Kraft und Stärfe 
genug haben, diejes Kleinod zu bewahren, und Sie nicht hindern, meine Herren, 
Ihre volle Zärtlichkeit demjelben zuzumwenden und durch Ihre Sorge dad Ge- 
deihen dieſes Kleinods auch für die Zukunft ficher zu ftellen. Sie werden 
diejen Streit löjen, werden mit der Vergangenheit abjchliegen; Sie werden dem 
tiefgejchädigten Baterlande eine fichere Zukunft bereiten, wenn Sie bei der 
heutigen Abjtimmung ohne alle Rüdficht auf die Vergangenheit, nur die 
Zukunft im Auge, Ihr Votum abgeben. Sie können dem Lande feinen 
größeren Dienit leijten, ald wenn Sie „Ja“ jagen zu einer Sadye, zu ber 
Sie „Ja“ jagen müjjen. Ic; jage nicht deshalb, weil Sie phyſiſch gezwungen 
find, jondern weil es ganz unmöglid) ift, irgend eine andere Politif zu trei- 
ben. Ich hätte erwartet, — der Herr Referent wird eö mir nicht verübeln, — 
dab der Herr Referent uns gejagt hätte, was gejchehen jolle. Die Kammer: 
auflöjfung? Bon der jpricht man ja jo viel, dab auch ich davon reden darf. 
Es wird neu gewählt. Cs ilt möglidy, meine Herren, dab diejelbe Anzahl 
Stimmen wiederfommt mit „Nein“, die heute da ift, ja es iſt jogar möglidy, 
daß diejelbe Majorität wiederfommt — unter einer Vorausſetzung: wenn eine 
Macht, die — ic) erfenne es an — eine gewaltige Macht ift, dafür einftimmig 
einiteht, dah lauter Gegner.der Verträge in diejed Haus kommen. Ic) glaube 
nicht, daß dieſe Macht ungetheilt dafür einjtehen wird. Aber, wenn mun 
dafjelbe Reſultat fidy wiederholt, wenn die Majorität, vejp. wenn 5, 6, 8, 
10 Stimmen mit „Nein“ über das Scidjal der Zukunft des WVaterlandes 
zu entjcyeiden haben, wer vermag die Verantwortlichfeit hiefür zu tragen? 
Dder glauben Sie, dat fid) eine Regierung finden werde, welche ſich auf eine 
Minprität in diefem Haufe ftüßt, die, man jage was man wolle, die größere 
Hälfte des Landes gegen ſich hat. Wer jollte den Muth; haben, unter ſolchen 
Umftänden die Regierung in die Hand zu nehmen? Denfen Sie bei der 
Abjtimmung nicht an die Männer, die Ihnen die Verträge vorgelegt haben. 
Hier verſchwinden Berjonen, die Sadye allein enticheivet. Und wenn Sie, 
meine Herren, über Ihre Erinnerungen an die Vergangenheit den Sieg davon 
tragen, wenn Sie über fich jelbjt Herr werden und die perjönliche Anſchauung 
auf dem Altare zum Opfer bringen, dann werden Sie die Zukunft Baierns 
fihern und die Pflicht erfüllen, die Sie übernommen haben — nicht Ihren 
Wählern gegenüber, jondern damals, ald Sie hier in diejem Saale den Eid 
ablegten, in allen Fällen für das allgemeine Wohl Baierns zu ftimmen! 


Greif: Ic habe blos zu fragen, ob id) gleich antworten joll. 
I. Präfident: Will Herr Abg. Greil das Wort? 


Hreif: Ercellenz hat eine Frage gejtellt. Soll idy antworten darauf? 
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v. Schlör: Ic habe das nicht zu beftimmen. (Zum Präfidenten ge 
wendet.) Herr Greil wünjcht zu willen, ob er auf eine Frage, die ich an 
ihn geftellt habe, Antwort geben joll. Ich habe mehrere Fragen geftellt und 
weiß nicht, auf welche Herr Greil antworten will. Es veriteht fidy von 
jelbit, dab ich ihm jehr dankbar fein werde, wenn er antwortet. 


Greil: Die Frage hat geheißen, ob ich angeben könne, was und hindere, 
ein Imitiativgeje einzubringen dafür, dab die Staatöregierung gezwungen 
jei, für die Inftruirung der Bundesgefandten den Volköwillen in der Kammer 
einzuholen. Darauf gebe ich im Kurzen die Antwort: Daran hindert uns 
der Art. 2 der Bundesverfaffung, durch welchen Art. 2 ein ſolches von und 
initiative gegebenes Geſetz durch die Bundesgeſetzgebung in jedem Augenblide 
außer Kraft gejeßt werden fann. 


». Schlör: Ic, bitte um's Wort. 
J. Präfident: Das Wort hat der Herr Abgeordnete Kolb. 


Kolb, G. F.: Es würde vielleicht befjer fein, diejen Gegenftand zu er: 
ledigen, da ich ein ganz andered Thema habe. 


1. Präfident: Dann gebe ich das Wort dem Herm Abg. v. Schlör. 


v. Schlör: Meine Herren! Wir haben jchon jehr oft bewundert, in 
welch' verjchiedenen Sparten der Herr Vorredner bewandert ift. Aber die 
Auslegungsfunit der Gejeße, die jcheint bei ihm noch einigermaßen mangel- 
haft zu fein. Ich weiß nicht, wie er dazu fommt, den Art. 2 ald ein Hinder- 
niß für ein jolches Gejeß anzujehen. Ich kann Ihnen, ohne mich auf nähere 
Definitionen einzulaffen, mit gutem Gewiſſen verfidyern, daß mein geringes 
juridijched Verſtändniß ein joldyes Hindernig nicht aufzufinden vermöchte; 
im Gegentheile, ein ſolches Geſetz läge vollfommen in der Befugniß diejes 
hohen Haufed, und ed wäre unbehindert durd; den Art. 2 der Bundeöver- 
fafjung.”) 


Freiherr v. Stauffenberg **): Meine jehr geehrten Herren! Als ich heute 
und in den legten Tagen diejed Haus betrat, habe ich mehrfach eine Aeuße— 
rung hören müfjen, welche mir nicht nur bier, jondern auch außerhalb des 
Hauſes häufig entgegengetreten iſt: Zu was joll die lange, vielleicht über: 
lange Debatte nüßen, welche wir bier über die Bündnißverträge eröffnet 
haben, zu was joll es nüßen, noch für Annahme diejer Verträge zu jprechen? 
Es iſt ja Alles umſonſt! Die Mehrheit, oder vielmehr richtiger, die Minder- 


*, Folgt nun die Rede von ©. F. Kolb ©. 205 u.Dr. Schleich ©. 206. 
») St. DB. ©. 209, 76, Sitzung vom 16. Januar 1871, 
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beit, welche nothwendig ift zur Abwerfung diefer Verträge, fteht ja im BVor- 
hinein vollftändig feit und es iſt ja jebed Wort verloren, welches in dieſer 
Richtung geiprocdhen wird. Man hat mir von Abmachungen, von unter 
ichriebenen Urkunden erzählt, welche geeignet wären, diejed Rejultat im Vor— 
hinein ziffermäßig feitzuftellen. Allein, meine Herren, ich kann, ich vermag 
jo etwas nicht zu glauben. Ich halte ed nicht für möglich, dab jo etwas 
geichehen it. Denn, meine Herren, wir find nicht bier, um und im Vor— 
hinein vollftändig binden zu laffen, wir find hier, um nach freier, aus den 
Verhandlungen gemonnener Ueberzeugung unſere Vota abzugeben. Wenn 
dad wahr wäre, was man mir gefagt, dann wären allerdings die Reben, die 
in den letzten Tagen gehalten worden find und die vielleicht noch in einer 
Reihe von Tagen gehalten werden, leere Schauftüde, für welche ed wirf- 
ih nicht der Mühe Iohnte, jo große Zeit aufzubieten. Allein ich ſpreche 
meine feite Ueberzeugung aus, daß dem nicht jo fein fann. Wenn ich die 
Meinung hätte, lediglich eine oratorifche Uebung vor Ihnen zu machen oder 
einfach mein Votum vor Ihnen zu rechtfertigen — glauben Sie, ich würde 
ed nicht der Mühe werth halten, Sie auch nur fünf Minuten aufzuhalten! 
Aber, meine Herren, es ift etwas Anderes nothwendig, es ift abjolut noth- 
wendig, die Gründe wegzuräumen, welche Ihnen gegen Annahme der Ber- 
träge vorgebracdht werden, und die Gründe, und wenn ed auch wiederholt und 
immer wiederholt gefchieht, vorzuführen, welche für diefe Annahme fprechen 
und welche und nach meiner feiten Ueberzeugung zu diefer Annahme zwin— 
gen. Ic weiß nicht, meine Herren, ob ed mir im Laufe meiner Ausein— 
anderjeßungen gelingen wird, in diejer Beziehung die Ueberzeugung auch nur 
eined einzigen Mitglieded diejed hohen Hauſes zu erjchüttern; aber ich gebe 
mich wenigſtens der Hoffnung hin, daß das möglich fein wird. Wenn ich 
diefe Hoffnung nicht hätte, würde ich ſchweigen. Ein Punkt ift e8, der im 
Laufe der Debatten von verjchiedenen Rednern aufgegriffen und wieder aufs 
gegriffen und auf die verjchiedenartigite Weiſe behandelt worden ift und der 
mir wie wenige den Kernpunft jener Gründe zu bilden jcheint, — ganz ab» 
gejehen von den hochpolitiichen Erwägungen des Herrn Referenten — welche 
gegen die Annahme der Verträge vorgebracht worden find: ed ift dad — 
mir fällt fein, beſſerer Ausdrud dafür ein, obwohl der Herr Referent ihn 
perhorrescirt hat — es iſt die Frage über den „eijernen Militär- 
etat“. Beim Anhören der Debatten diejed hohen Haufes über diejen Punkt 
ift mir ein Gedanke ich kann jagen geradezu unerträglidy geworden — das 
ift der Gedanke, dab das Votum auch nur eines einzigen Mitglieded durch 
einen Rechtsirrthum veranlaßt fein könnte. Nach meiner vollen Ueber: 
jeugung, einer Weberzeugung, die ich durch langes Studium der einjchlägigen 
Gejeesbeitimmungen gewonnen habe, ftehen das Minoritätögutachten, Die 
Ausführungen, welche Herr Dr. Mary. Barth zu demfelben gemacht hat, 
und die Auseinanderfeßungen des Herrn Dr. Völk auf dem vollftändig 
richtigen Standpunkte, fie legen diejen Artikel jo aus, wie er ausgelegt wers 


710 Baiern. Kammer der Abgeordneten. 


den muß, und wie er auch in Norddeutichland ganz zweifellos überall aus— 
gelegt wird. Ich würde mich jchämen, Ihnen in diefer Nichtung, wenn ich 
jo jagen darf, einen Schwindel vorzumachen, ich würde mich jchämen, Ihnen 
gegen meine beflere Ueberzeugung eine Auslegung diejed Artifeld deswegen 
aufzudrängen, weil die Annahme der Verträge dadurch etwa plaufibler werden 
fönnte. Meine Herren! das würde ſich an Denjenigen, die mit joldyen Grün: 
den haufiren giengen, jpäter ſehr ſchwer rächen. Der Herr Staatöminiiter 
v. Schlör hat bereits in feiner wortrefflichen Rede in der legten Sitzung 
darauf aufmerfjam gemacht, dat; die Auslegung einer Berfaffung ein keines— 
wegs jo leichted Stüd Arbeit jei, er bat auf den Unterſchied aufmerfjam 
gemacht, der in diefer Beziehung zwiſchen unſerer Verfaffung, welche eine 
fo reiche Entwidlung in einer Reihe von Jahren durchgemacht hat, und 
zwiſchen der Verfaſſung des Norddeutichen Bundes oder jeßt des Deutſchen 
Neiches, welche erit jeit einer jo kurzen Reihe von Jahren in Kraft ift, 
befteht. Wenn man unjere baieriſche Berfalfung nehmen und einem Nord- 
deutichen, der das baierijche Verfaſſungsleben nicht Fennt, in die Hand geben 
und ihn veranlaffen wollte, etwa aus der Lektüre deö Titels VII ſich ein 
Bild von den Budgetrechten des Landtags gegenüber der Regierung zu ent= 
werfen, meine Herren, ed würde eine Auslegung zu Tage kommen, welche 
ſich nicht weit von jener Auslegung unterjcheidet, die verichiedene andere 
Herren aus der bloßen Leftüre der Norddeutichen Verfaſſung uns im Laufe 
der Debatte gegeben haben. Man jagt nun, meine Herren, — und id) 
glaube den Stand der Debatte im gegenwärtigen Augenblide richtig jo prä- 
cifiren zu fönnen, — man jagt: es ift allerdings richtig, der Art. 60 der 
Norddeutichen Bundesverfaffung beitimmt, dab die Präfenzitärfe des Bundes— 
heeres auf 1$ der Benölferung lediglich bis zum 31. Dezember 1871 feit- 
gejett jei, und es ift im demſelben Artikel weiter gejagt: Für die jpätere 
Zeit wird die Friedenspräjenzitärfe des Heeres im Wege der Bundesgejeh- 
gebung beftimmt — aber (das ift der Haupteinwurf, den Diejenigen machen, 
welche eine andere Auslegung dieſer Gejeßesbeftimmung vertreten als id) — 
das ift Alles recht jchön und gut, aber in diefer Norddeutjchen Bundesver— 
fafjung oder in diefer Verfaſſung ded Deutſchen Reiches fteht noch ein anderer 
Artikel, der Artikel 5, und diefer räumt der Krone Preußen ein Veto ein, 
und wenn diejelbe dieſes Veto einlegt, jo fommt nicht nur ein Geſetz über 
die Präjenzitärfe des Bundesheeres nicht zu Stande, jondern — und daß, 
meine Herren, ift der Hauptpunft — es bleibt beim Alten, die bis zum 
31. Dezember 1871 beftehenden gejetlichen Einrichtungen bleiben audy fortan 
weiter beitehen. Es ijt deshalb nothwendig, da der Art. 5 ed ift, um den 
eö ſich hauptjächlich handelt, daß man ſich mit diefem Art. 5 noch etwas 
näher beichäftigt. Vor allem, meine Herren — e8 ift vielleicht zufällig, aber 
nicht unmejentlich — ſteht im ganzen Art. 5 das Wort Veto gar nicht, jon- 
dern der Art. 5 jagt lediglich, daß bei Geſetzesvorſchlägen über das 
Militärweien und die Kriegämarine, wenn im Bundesrathe eine Meinungs: 
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verichiedenheit ftattfindet, die Stimme des Präfidiumd dann den Ausichlag 
gibt, wenn fie fich für die Aufrechthaltung der beitehenden Cinrichtungen 
ausipricht. Es ift mit anderen Worten nichts weiter gejagt, ald: Wenn im 
Bundesrathe ein Geſetzesvorſchlag fommt, jo gilt derjelbe ald abgelehnt, wenn 
die 17 Stimmen, welde der Krone Preußen im Bundesrathe 
äuftehen, dagegen ftimmen. Nun, meine Herren, müſſen wir und mit 
der Entitehungsgeichichte dieſes Art. 5 etwas genauer bejchäftigen. Es ift 
ganz unmöglich, den Art. 5 richtig zu veritehen, wenn wir nicht willen, auf 
welche Weiſe derjelbe entitanden iſt. Der urjprüngliche Entwurf der Bundes- 
verfaffung hatte im Art. 4, der die Gompetenz des Parlamentes regelt, die 
Gejeßgebung über Militärwejen des Bundes und der Kriegs— 
marine nicht inbegriffen, mit andern Worten, die Gejeßgebung über Mili- 
tärwejen und Kriegämarine war nidyt dem Bunde übertragen fondern ber 
Krone Preußen vorbehalten, Nun, meine Herren, bat man im Neichötage 
argumentirt, daf es nicht angehe, dab eine Bundesmacht allein dieſe Geſetz— 
gebung für fich vorbehalte, jondern daß ed im Gharafter des Bundes liegen 
müſſe, auch dem Bunde die Gejebgebung über das Militärwejen und die 
Kriegsmarine zu vindiziren. Das, meine Herren, lag im Charakter einer 
mehr füderaliftiichen Entwicklung des Bundes. Denn wenn dieje Gejeßgebung 
nicht unter die Competenz des Parlamente aufgenommen worden wäre, jo 
wäre die Folge gewejen, dab die Krone Preußen dieje Gejeßgebung einjeitig 
für ſich geregelt und in dem bis jett beitehenden Norddeutichen Bunde durd) 
den Drud der Verhältniffe den übrigen Regierungen einfach aufgenöthigt 
hätte, Diejen Zuftänden wollte man entgegenwirken und hat johin die Com— 
petenz des Bundes in diefem Punfte erweitert. Aber, meine Herren, der 
Abgeordnete Tweften, der den Antrag geftellt hat, diefe Gompetenzerweite- 
rung des Bundes und diefe Competenzbejchränfung Preußens und feines 
Landtages in die Bundeöverfaffung aufzunehmen, hat weiter noch argumen- 
tirt und zwar — erlauben Sie mir, Ihnen den Paſſus feiner Nede wörtlid) 
vorzulejen, — mit folgenden Worten: „Ich habe nichts dagegen einzuwenden, 
ich acceptire ed, dab die Geſetzgebung über das Militär: und Marinewejen 
aus dem preußiſchen Landtage auf den Neichötag übertragen werde; ich meine 
aber, daß auch die Beftimmung der preufijchen Berfafjung, nad 
der der Krone Preußen unbedingtes Veto zufteht, hier zugleid 
übertragen werden muß.” Nun iſt ed aljo ganz ſonnenklar: Man 
wollte nicht? Anderes übertragen als jene Beitimmung der preußiichen Ber: 
fafjung, welche der Krone Preußen bei der Gejeßgebung ein unbedingtes Veto 
einräumt. Da kann nun im eriten Augenblide der etwas ungewohnte Aus- 
drud „unbedingtes Veto” verwirren, aber jehen Sie die Sache genau an: 
ed iſt mit dieſem Ausdrude nichts Anderes gemeint — das kann gewiß Nies 
mand widerjprechen — ald daß die Krone Preußen ihrem Landtage gegen- 
über dasjelbe Necht habe, was die baieriſche Regierung ihrem Landtage 
gegenüber bat, d. h. ein Gejeb kann blos dann zu Stande kommen, wenn 
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die Geſetzgebungs-Faktoren übereinitimmen; und wenn auch z. B. bei ums 
und in Preußen das Herrenhaus und das Abgeordnetenhaus, Neichörath und 
Landtag übereinftimmen über ein Gejet, jo kann dasſelbe doch nicht Gejehes- 
fraft erhalten, wenn nicht der dritte Faktor, nämlich die Staats: 
regierung auch ihre Einwilligung dazu gibt. Die Staatöregierung 
hat deshalb in jeder fonftitutionellen Monarchie den Geſetzesvorſchlägen ihres 
Landtages gegenüber das Recht des abjoluten Veto, wenigitens hat fie 
es unzweifelhaft in Preußen, und fie hat es auch in Baiern. Und dieſes 
Recht, meine Herren, wollte man in die Bundesverfaffung übertragen, d. h. 
man wollte nicht Anderes beitimmen, ald: Es kann ein Geſetz über 
die Kriegämarine und dad Militärwefen, das eine Beränderung 
bes bisherigen Zuftandes involvirt, blo8 dann zu Stande kom— 
men, wenn die Krone Preußen die Zuftimmung gibt, und wenn 
fie fie nicht gibt, dann fommt eben ein jolches Gejet einfach nicht zu Stande. 
Das ift der Charakter des jogen. Veto, wie es der Art. 5 der Bundesver- 
fafjung der Krone Preußen in Militärfachen zufchreibt. Es wäre eigentlich 
nicht einmal nothmwendig, meinem Gefühle nad, daß man dieſe ganze Aus- 
einanderjeßung acceptirt, denn jchon aus der Natur des Veto jelbit geht 
meine ganze Argumentation mit logiicher Notbwendigfeit hervor. Mit dem 
Veto nemlich iſt ed abjolut ganz unmöglidh, einen nicht beitehenden 
Zuftand zu jhaffen, etwas Vergangenes zu reproduziren, man kann — das 
liegt jchon im Begriffe ded Veto — nur den Eintritt eines anderen Zuftandes 
unmöglich machen. Sie können mit dem Veto nicht bewirken, daß das, was 
nicht Geſetz iſt, Geje wird, jondern nur verhindern, daß Etwas zum Gejeße 
gemadyt werde, was Derjenige, der das Veto einlegt, nicht haben will. Nun, 
meine Herren, beitimmt der Artikel 60 der Verfaſſung des Norddeutichen 
Bundes: die Friedenspräfenzitärfe des Bundesheered wird bis zum 31. Des 
zember 1871 auf 1 Prozent der Bevölferung normirt, für jpätere Zeit wird 
die Friedenspräjenzitärfe ded Bundeöheeres im Wege der Bundeögejeßgebung 
feftgeftellt. Ich kann mir nicht denfen, meine Herren, daß unter Juriſten 
Streit darüber beitehen kann, daß mit dem 31. Dezember 1871 dieje geieß- 
liche Beitimmung ex lege hinfällig wird, d. h. die gejekliche Beitim- 
mung hört von jelbit auf und fann blos dann weiter fortgejeßt 
werden, wenn ein ausdrückliches Gejeß fie weiter fortjegt. Wir 
haben in einem unferer Geſetze eine ganz ähnlidye Beitimmung, wir haben 
die Beltimmung in unjerem Wehrgejete, dat der Formationäftand der Armee 
auf einen beftimmten Prozentjaß bid zu dem und dem Tage fejtgejegt werde. 
Die baieriiche Negierung kann es durdy Einlegung ihres Veto nicht möglich 
machen, daß diefer Zuftand, der nach unjerem baierijchen Wehrgejeße am 
31. Dezember 1871 ex lege jein Ende erreicht, fortdauere. Sie könnte es 
nur unmöglid) machen, dab das neue Gejeß über diejen Gegenitand zu 
Stande fommt, und gerade das iſt die Rolle, welche der preußijchen Regie— 
rung im Bundesrathe zugetheilt ift. Denlen Sie fid einmal die Verhält— 
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niffe, wenn das Budget 1872 feftgeitellt und jenes Geſetz über die Friedens— 
präjenzitärfe des Heeres berathen werden fol. Ich will, meine Herren, eine 
andere Streitfrage jebt gar nicht unterjuchen, nämlich die Streitfrage, ob 
überhaupt der Art. 5 auf den Art. 60 Anwendung finden kann; ich bin der 
Meinung, dab er überhaupt nicht angewendet werden kann, dab er auf ein 
ganz anderes Verhältniß fich bezieht, nämlich auf die Gejeßgebung über die 
Militäreinrihtungen, zu denen die Frage der Finanzgejetgebung 
nicht gehört; aber ich nehme an, dat es der Fall jei. Zwei Dinge find 
num möglich, entweder es fommt eine Uebereinitimmung zwiſchen Reichstag 
und Bundesrath zu Stande, und wir befommen vom 1. Januar 1872 an 
ein Geſetz, welches die Friedenspräſenzſtärke auf eine weitere Anzahl von 
Jahren feitießt; oder es iſt auch der andere Fall möglich: es fommt ein 
derartiges Geje nicht zu Stande, und zwar fommt ed nicht zu Stande 
deswegen, weil die preußiiche Regierung — ich will das einmal annehmen 
— ihr Veto eingelegt hat (ich glaube nicht, daß fie rechtlich dazu befugt ift, 
aber ich will einmal den Fall annehmen) — Nun mache ich ver Allem auf 
Etwas aufmerfjam: ed wird diejes Einlegen des Veto gar nicht in die 
Yeuferlichkeit treten; wir werden nur erfahren, daß der Bundesrath feine 
Zuftimmung dazu nicht gegeben habe; über dad Stimmenverhältniß 
im Bundeörathe werden Sie zunächſt nad) außen gar nichts erfahren. 
Das Rechtöverhältnii, welches nach außen hervortritt, wird einfach das fein: 
es ilt eine Uebereinftimmung zwijchen den geießgebenden Faftoren, dem Reichs— 
tage und dem Bundesrathe, nicht zu erzielen geweſen, aljo ein Geſetz nicht 
zu Stande gefommen. Nun, meine Herren, diefe Möglichkeit hat man in 
der Norddeutichen Bundeöverfafiung jeiner Zeit vorausgejehen und bat auch 
eine Beitimmung getroffen, weldye die Regierung wenigitend in einer Rich— 
tung ficher Stellen joll. Ich komme jpäter darauf zurüd. Die preußijche 
Regierung kann aljo vielleicht durd, Einlegung ihres Veto das Gejet über 
die Friedenäpräjenzitärfe ded Heeres verhindern, aber fie fann mit ihrem 
Veto die pojitive Wirkung nicht hervorbringen, daß ein Gejet, welches 
an einem beitimmten gejeglihen Termin aufgehört hat, weiter 
gelten joll. Damm, meine Herren, nehmen Sie — der Punkt ift zu wichtig, 
und Sie werden daher verzeihen, wenn ic; vielleicht chwas zu breit bin — 
nehmen Sie jedes .Gejeß, in welchem jteht: das Geſetz ſoll blos bis zum jo 
und fovielten diejes Jahres gelten, jo tritt eben das Gejeß am jo und jo 
vielten des Jahres außer Wirkjamfeit und wenn es weiter gelten joll, jo kann 
nicht Die Regierung allein ed weiter geltend machen, jondern es bedarf des 
übereintimmenden Votums aller gejeßgebenden Faktoren. Das, meine Herren, 
iheint mir fo fonnenflar, dab ich eigentlich nicht begreife, wie man über 
dieſen Punft bei einigem Nachdenfen zweifelhaft jein kann. Ich werde 
gerade auf ein und nahe liegendes Beiſpiel aufmerkfjam gemacht, welches mir 
entgangen ift, auf unfer provijoriihes Targejeß, welches auch nur bis 
zu einem gewiljen Zeitpunfte Geltung hat. Es wäre vielleicht dem Herrn 
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Finanzminifter angenehm — ich weiß; nicht, ob es der Fall ift — wen 
er es verlängern fünnte, aber er fann es unzweifelhaft nicht; er kann alle 
Veto's von der Welt einlegen, aber er ift nicht im Stande, dieſes Gejeb zu 
verlängern, obme das Sie Ihre Zuftimmung geben. Und ganz genau das— 
jelbe Nechtöverhältnig wollte man in der Norddeutichn Bundesverfafjung 
feititellen und hat es auch unzweifelhaft feitgeftellt. Es ift, meine Herren, 
nod) ein Beijpiel zu gebrauchen, welches und hier jehr nahe liegt. Diejes 
Recht Preußens, ein Gele zunächſt nicht zu Stande kommen zu laffen durch 
Einlegung jeiner 17 Stimmen, iſt vollftändig analog demjenigen Rechte, 
weldyeö heute 51 oder 52 Mitglieder dieſes Haufes haben, die Verträge nicht 
zu Stande fommen zu laſſen. Sie fünnen auch, meine Herren, etwas Po— 
jitives nicht erwirken, jondern nur einfach das, was vorgelegt wird, ab» 
Ichnen; Sie fünnen verhindern, daß die Verträge zu Stande fommen, ed 
ift das aud) ein Veto, welches Sie gegen diefen Geſetzesvorſchlag ausüben 
fönnen, und gerade diejes Recht und fein anderes liegt im Begriff gined 
Veto. Ich habe vorhin von einer Beftimmung geſprochen, welche in der 
Norddeutichen Bundeöverfaffung für den Fall getroffen ift, dab ein Geſetz 
über die Sriedenspräfenzitärfe nicht zu Stande fommt. Es heißt da näm— 
lich in Art. 62: „Nach dem 31. Dezember 1871 müſſen dieje Beträge von 
den einzelnen Staaten fortgezahlt werden. Zur Berechnung derjelben wird 
die in Art. 60 interimiftiich feitgeftellte Friedenspräfenzitärfe jo lange feit- 
gehalten, bis fie durdy ein Bundesgeſetz abgeändert ift. Die Verausgabung 
diefer Summe für das gefammte Bundesheer und deffen Einrichtungen wird 
durch das Etatsgeſetz feitgeftellt." Nun bezüglich dieſes Artifeld habe ich vor 
Allem einen Unterjchied zu machen zwiſchen allen übrigen Staaten, die zum 
Deutſchen Reiche gehören, und zwijchen Baiern. Nad Ziff. II.$5 Nr. U. 
des baieriſchen Vertrages findet diejer Artikel auf Baiern Feine 
Anwendung. Herr Profeffor Greil hat ſich vorgeftern, glaube id), eines 
Heinen faftiichen Irrthums jchuldig gemacht. Er bat und die Beftimmungen 
des baieriichen Vertrags [vorgelejen und hinzugefügt: Hiezu fommt noch: 
„Nach dem 31. Dezember müfjen dieje Beträge fortbezahlt werden x." Das 
fommt aber eben nicht hinzu, jondern gerade dieje Beitimmung findet für 
Baiern feine Anwendung. Ich will nun diefe Beitimmung jebt noch des 
Nähern erläutern. Ich halte fie nicht für eine gute, jondern, ich will es 
gleich binzufeßen, für eine jchlechte Beitimmung; id) glaube, dab mit diejer 
Beitimmung die Saat zu künftigen Gonflicten gelegt ift. Aber das geht 
und Baiern aus dem einfachen Grunde wenig an, weil eben der ganze Ar—⸗ 
tifel für uns feine Anwendung findet. Wenn aljo das Geje über die Frie— 
denspräjenzitärfe nicht zu Stande kommt, haben die jämmtlichen übrigen 
Staaten deö Deutjchen Reiches ihre 225 Thaler für ein Prozent der Bevöl- 
ferung fortzubezahlen (Baiern hat aber eine derartige Fortzahlung nicht zu 
leiften; für Baiern gilt diefe Ausnahmsbeitimmung nad) den ganz ausdrüd- 
lichen Worten des Vertrags eben nicht). Dieje Beitimmung der Norddeut- 
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ſchen Verfaſſung involvirt aber nur die Befugniß der Regierung, fich dieſe 
225 Thaler fortzahlen zu laffen, nicht aber die Befugniß des Bundesprä- 
fidiums, dieſe 225 Thaler auszugeben. Ic kann Ihnen das nidyt deut- 
licher machen, alö wenn ich Ihnen vorlefe, was ein Hauptgegner diejer Be- 
ftimmung, der Abgeordnete von Binde damals, als diefe Beitimmung be— 
rathen wurde, im Norddeutjchen Neichötage gejagt hat. Er jagt: „Sie 
haben nur für die Berehnung der Einnahmen die fraglichen 225 
Thaler gefichert, Sie haben nur gefichert, daß die verbündeten Regie— 
rungen genötbigt find, 225mal 300,100 Thaler alljährlich audy nad) 1871 
in die Bundesfaffe einzubezahlen. ber der NReichötag wird dann nad) 
ber darüber entjcheiden, ob dieſe Summe verausgabt werden joll, und 
wenn der Reichstag jagt, ed joll nicht für 300,000 Mann ‚jondern nur für 
200,000 Mann diefe Ausgabe gemacht werden, jo bleibt etwa ein Drittel 
unbenußt in der Bundesfaffe liegen, ed wird über dieſes Drittel eben jo 
wenig dispenirt, wie nach dem flaren Wortlaut der preußijchen Verfaſſung 
über die Einnahmen disponirt werden fann, wenn die Landed-Vertretung 
nicht in Uebereinftimmung mit der Regierung dazu die Zuftimmung gegeben 
bat.” Das ift — darüber beiteht in ganz Norddeutichland nicht der Schein 
eined Zweifeld — der Sinn diefer Beitimmung der Bundesverfaffung, aber 
für Baiern, id) wiederhole ed nody einmal, gilt jie nicht. Wie geitalten 
ſich nun die Rechtöverhältniffe für Baiern? „Baiern verpflichtet fich, für fein 
Gontingent und die zu demjelben gehörigen Einrichtungen einen gleichen 
Geldbetrag zu verwenden, wie nad) Verhältnig der Kopfitärfe durch den 
Militär-Etat des Deutjchen Bundes für die übrigen Theile des Bundeöheeres 
auögejegt wird.“ Ich mühte lügen, wenn ich Ihnen jagen wollte, daß mir 
dieje Beftimmung des bateriichen Vertrags gerade bejonders gefällt. Dieje 
Beitimmung des baierischen Vertrags, wenn fie nach dem MWortlaute ausge 
legt und vollzogen werden würde, würde — nehmen Sie mir ed nicht übel, 
weun ich das ſage — zu einem baren Unfinn führen; fie würde uns (man 
fönnte das wenigitend daraus folgen) auch verpflichten, gar feine Erſpa— 
rungen zu machen jondern etwas, was wir bei uns billiger machen könnten 
wie im Norden, eben jo theuer zu machen. Allein das fann gar nicht der 
Sinn diejer etwas unglücklich abgefaßten Vertragsbejtimmung fein. Vor 
Allem, meine Herren, bitte idy Sie, den einen Punkt in’s Auge zu fafjen: 
Baiern verpflichtet fi) nur, für fein Gontingent vom 1. Januar 1872 an 
die Summe zu verwenden, welche für das Gontingent des Norddeutichen 
Bundes oder vielmehr des Deutjchen Reiches per Kopf der Bevölkerung aus- 
gejegt wird, Man hat nun gejagt und zwar ift z. B. die ganze Berechnung 
des Herrn Abgeordneten Kolb darauf bafirt und heißt es im deflen Denk— 
ſchrift: „Nach der Convention hat dagegen Baiern 48,244 Mann im Frieden 
zu unterhalten, und 225 Thlr. per Kopf zu verwenden.“ Es fteht nun in 
dem Bertrage niſchts davon, dab Baiern 48,000 Mann im Frieden zu er- 
halten hat, und es jteht nichts davon darin, daß es gerade 225 Thaler zu 
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verwenden hat, fondern es hat nur jo viel Mann aufzuftellen, ald das Geſetz, 
welches im Deutichen Neichötage mit dem Bundesrathe vereinbart werden 
joll, feititellen wird, und es hat nur jene Beträge aufzuwenden, welche der 
ordentliche Etat des Deutichen Reiches in diefer Beziehung auswerfen wird. 
Denn es ift nicht ganz richtig, wenn man glaubt, daß dieje 225 Thaler ald 
Pauſchalſumme auch für das Jahr 1872 vom Deutſchen Reichstage bewilligt 
werden mühten. Wis zum 31. Dezember 1871 hat der Norddeutſche Reiche- 
tag auf fein Budgetrecht verzichtet; bis zu diefem Tage ift im Militär-Etat 
alles in Spezialtitel ausgeichteden, aber nur zur Kenntnisnahme vorge 
legt worden, und bis zu diefem Tage und nur bis zu diefem Tage hat er 
die Paufchaljumme von 225 Thaler per Kopf der Friedensftärfe des Heered 
bewilligt. Für das Budget, das im Sahre 1872 ins Leben treten wird, wird 
nicht eine Paufchallumme bewilligt werden, ſondern es ift, wie alle andern 
Budget3 fir das Bundesfanzler-Amt: für die auswärtige Vertretung, die 
Marineverwaltung, gerade jo wie unjerm Landtage aud) dem Deutjchen Reiche: 
tage ein Budget nad) den Spezialtitelm vorzulegen, und der Deutjche 
Reichstag wird für diefes Budget nicht eine Paufchalfumme feſtſetzen, jondern 
er wird die Spezialtitel durdhberathen, und gerade wie bei ung, 
wird ſich aus der Summirung der einzelnen Spezialetatd ergeben, wie viel 
der Gejammtaufwand für das ordentliche Militärbudget beträgt; und dann, 
meine Herren, kann man ein Rechen-Exempel machen, man fann mit ber 
Ziffer der Friedenspräfenzitärfe in diefe Geſammtſumme hineindividiren, und 
ob ſich dann die 225 Thaler ergeben werden, fteht dahin. Ich erlaube mir 
darauf hinzumeiien, daß nach den von dem Herm Abgeordneten Tweiten 
bei den Verhandlungen des conftituirenden Reichstags gemachten Mittheiluns 
gen auch die früheren preufifchen Aufwendungen nach der Reorganijation 
ſich nie jo hoch belaufen haben jondern die Summe von 208 oder 210 Thlr. 
audmachten. Ich habe dies mur nebenbei bemerken wollen. Baiern ver- 
pflichtet ſich alſo, diefe Gefammtjunme für das ordentliche Militärbudget 
jeinem fünftigen Militärbudget zu Grunde zu legen. Ich jage: für das 
ordentliche Militärbudget, d. h. für jene Summen, meldye, um ein andered 
gleichbedeutended Wort zu gebrauchen, gewiſſermaßen wiederfehrend find, 
nicht für das fogenannte einmalige Budget, die fogenannten einmaligen 
Ausgaben. Das außerordentliche Budget wird nach meiner feiten 
Ueberzeugung — und ich kann den Wortlaut und den Sinn des Vertrags 
gar nicht anders auffaffen — nicht im Norddeutichen Reichdtage, ſondern 
im baieriſchen Yandtage feitgeftellt, denn, meine Herren, es ift ja ganz 
unmöglich, daß wir und auch verpflichten, im Allgemeinen eine gleiche Summe 
für das außerordentliche Budget aufzuwenden, wie das in Norbdeutjchland 
gejchieht. Wenn es im Norddeutichland nöthig wird, in Düffeldorf z. B. 
mit einem Aufwande von 600,000 Thlr. eine Kaferne zu bauen, jo haben 
wir nicht nothwendig, in Würzburg z. B. eine Kaſerne mit einem Aufwande 
von 100,000 Thaler zu bauen. Bezüglich diefer Ausgaben kann nicht bes 
ftimmt werden, daß wir verhältnißmäßig diejelbe Summe aufzuwenden haben, 
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welche dort oben aufgewendet wird, jondern dieje einmaligen Ausgaben werden 
nach unferen individuellen Bedürfnijjen beitimmt und nad dem 
klaren Wortlaute des Vertrags wird im Norddeutjchen Neichdtage nur feit- 
gejetzt, welche Summe im Allgemeinen Baiern für das ordentliche Militär 
budget aufzumwenden hat, aber dieje außerordentlichen Militärausgaben müſſen 
beit uns im baierischen Landtage verlangt und von und im baierijchen 
Landtage verwilligt werden. Wir haben nad) dem deutlichen Wortlaute 
diefer Bertrags = Beitimmungen zu den gemeinjdhaftliden Aus— 
gaben des Deutichen Bundesheered Nichts beizutragen. Cine einzige 
Ausnahme ift gemacht bezüglich der neu zu erbauenden Bundesfeftungen — 
gleichgiltig, ob fie auf umjerem Gebiete oder jonit auf dem Gebiete des 
Bundes angelegt werden. — Nun beiteht, meine Herren, eine derartige Beitimmung 
allerdings im gegenwärtigen Augenblide nicht, fie hat aber unzweifelhaft zur 
Zeit des Deutichen Bundes beitanden, und in diejer Beziehung iſt eine 
größere Auflage nicht gemacht worden, ald damals beitand. Dieje gemein- 
ſamen Militär-Anftalten, zu denen Baiern Nichts beizutragen hat, find am 
Zwedmäßigiten zujammengeftellt auf Seite 44, die Zujammenftellung, die 
Sie in Ihren Händen haben, und zwar in Art. 12 der mit Wiürtemberg 
abgeichloffenen MilitärsKonvention*). Diejer Artikel enthält alle jene gemein- 
Ichaftlichen Einrichtungen, für die beizutragen Würtemberg ausdrüdlich ver- 
pffichtet wurde, für die aber Baiern feinen Beitrag leiltet. Cine weitere 
Aufgabe des baierijchen Landtages iſt die Spezialijirung diejes 
Budgetd. Der Norddeutiche Reichstag, meine Herren, jet nur im Allge— 
meinen die Budgetjumme feit, die Spezialifirung des baieriſchen Budgets 
aber erfolgt nicht im Norddeutichen Neichstage und kann gunz unzweifelhafter 
Weiſe audy nicht von dem Kriegsminiſterium aus eigener Machtvollfommen- 
heit vorgenommen werden (denn dann würde das Kriegdminiitertum die 
glüdliche Aufgabe gelöft haben, fich jowohl von der Kontrole des Norddeutjchen 
Reichstages, ald von der Kontrole des baterijchen Yandtags frei gemacht zu 
haben) die Spezialifirung dieſes Budgets, die nicht im Norddeutichen Reichs— 
tage erfolgt, muß im baterifchen Landtage erfolgen, und wenn aud) diejer 
nad) dem Wortlaute des Vertrags jene Etatanſätze nach Verhältniß zur Richt: 
ſchnur zu nehmen hat, die für das übrige Bundesheer in den einzelnen Titeln 
ausgeſetzt worden find, jo ift doch feine Aufgabe noch eine jehr große und 
bedeutende. Schließlich, meine Herren, fomme idy noch zu den Eriparungen. 
Wenn man dieje Ziffer III, $5, Nr. II. ganz wörtlidy auffafien wollte, fo 
würde daraus die Verpflichtung Baierns folgen, gar feine Erſparniſſe zu 
machen, ed würde daraus folgen, dat Baiern auf den letzten Silbergrojchen 
fo viel auögeben muß, ald da droben ausgegeben wird. Das wäre barer 
Unfinn und das kann aus der Beftimmung nidyt gefolgert werden, und es 
ift auch aus unſerm Vertrage ein divefter Gegenbeweis zu entnehmen; dem 
die Beitimmung des Art. 67 der Norddeutichen Bundesverfaffung lautet; 


) Siehe den Zuſatz zu diefem Bande, 
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„Erſparniſſe an dem Militäretat fallen unter feinen Umftänden einer einzelnen 
Regierung, jondern jederzeit der Bundesfafja zu." Dieje Beitimmung ift 
aber ausdrüdlich für Batern nicht ammwendbar erflärt worden, und es iit aljo 
offenbar nach dem Vertrage vorausgejeßt, daß in Baiern Erſparniſſe gemacht 
werden fönnen und bejtimmt, daß dieje Erjpamifie auch und in Baiern zus 
fallen, und dab aljo wir, d. h. der Landtag, über dieje Erſparniſſe verfügen 
fönnen. Nun, meine Herren, wenn ich Ihnen diefe Rechtsverhältniſſe nad) 
meinem Dafürhalten auseinander gejett habe, jo iſt dabei etwas vorausgeſetzt; 
es iſt nämlich vorausgejeßt, dat das Gtatögejeß für den Deutjchen Bund zu 
Stande fommt. Das Etatsgeſetz iſt — ich kann es mit nichts beſſer vergleichen — 
im wejentlichen, was bei uns das Finanzgeſetz iſt. Auch das Finanzgeſetz 
bedarf bei und der Uebereinitimmung der ſämmtlichen Gejeßes-Faftoren. Nun, 
wenn, was zwar allerdings faum denkbar ift, was aber wenigitend in dem 
Gebiete der abjtraften Möglichleit liegt, wenn ein derartiges Etatsgeſetz nicht 
zu Stande fommt, wenn, meine Herren, die Beitimmungen, die gejeßlichen, 
über den Haushalt des Deutjcdyen Reiches nicht zu Stande kommen, jo tritt 
allerdings für das übrige Deutjche Reich ein jehr unangenehmer Zuftand ein, für 
und aber tritt, — das wird Niemand widerjprechen, — für uns tritt, da Baiern 
jeiner Verpflichtung vollitändig enthoben it, lediglich der alte Zuſtand ein, 
nämlich das Beitimmungsredt des baierijhen Landtages. Wir 
haben, meine Herren, und nur jener Nedyte begeben, welche ausdrüdlid in 
diejer Ziffer 111. $5 Nr. II. enthalten find, und dieje Ziffer II. verpflichtet uns 
nur, die Gejammtjumme zu Grunde zu legen für unſer fünftiges Budget, 
weldyes im Haushalte des Norddeutichen Bundes enthalten iſt. Iſt aber 
diejer Haushalt, das geſetzmäßige Zuftandefommen derjelben, nicht eingetreten, 
jo ceifirt auch unjere neue für dieſen beitimmten Fall eingegangene Verpflich— 
tung. — Das, meine Herren, jcheinen mir die Rechtsverhältniſſe zu fein, welche 
bezüglich des baieriſchen Militärbudgets beitehen. Sie werden aus denjelben 
entnehmen, dab es doch eine Uebertreibung iſt, wenn man jagt, der baieriſche 
Zandtag habe für jpäter weiter gar nichts zu thun als das Geld herbeizu: 
ſchaffen, um die Militärlaſt zu beſtreiten. Es bleiben ihm jehr wichtige, 
wejentliche Rechte, und er bat die echte, weldye er gerade in diejem Punkte 
abzutreten hat, gerade in diefem Punkte an eine Volfsvertretung abgetreten, 
welche in Bezug auf baierifcye Verhältniſſe bezüglich) der Verausgabung der 
Gelder genau diejelben Rechte hat, welche der baierijche Yandtag befit. — Es 
hängt damit nody eine andere Austellung zuſammen, welche man mehrfad) 
an der Bundesverfafjung gemacht hat. Es ijt dies der Mangel einer Be— 
ſtimmung über die Minifterverantwortlidyfeit. Die Minijterverantwort- 
lichkeit, meine Herren, — hat, das darf id) vorausjeßen, — ihre wejentliche Bes 
deutung nur in der Berwaltung, und nur in joweit dem Bundeörathe 
Berwaltungen eingeräumt find, hat die Minifterwerantwortlichkeit eine recht: 
liche faktiiche Bedeutung. Ich will mid; mit der theovetijchen Seite diejer 
Frage nicht aufhalten ich will nicht unterfuchen, ob nicht, wenn die Miniſter— 
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verantwortlichfeit in die Bundesverfaflung eingeführt wird, darin mehr eine 
Himeigung zum Einheitsſtaate gefunden würde, ald zu einem freien füdera= 
tiven Staatöwejen; ich will auf dieje Frage nicht eingehen, ich will nur etwas 
betonen, was mir aus dem folgt, was ich bisher vorgetragen habe. Der be 
trächtlichite Theil der Verwaltung, welcher der Bundesregierung überwiejen 
ift, ift eben gerade die Militärverwaltung und hauptjächlich und gerade 
wegen der Militärverwaltung hat man auch die Notwendigkeit der Verant— 
wortlichfeit deö betreffenden Bundesminifterd gefordert. Nun find wir im 
diejer Beziehung in Baiern beträchtlich bejjer daran als alle andern Staaten 
des Deutichen Neiches. Denn wir behalten unjer gejondertes Militärbudget 
und behalten unjeren Kriegsminifter, welcher und für die gefammte Verwal- 
tung des Militärweiens, die er in eigener Kompetenz fortführt, auch verant- 
wortlich bleibt. Wir haben aljo in dem Hauptibeile der Bundesverwaltung 
die Minifterverantwortlichfeit praftiich durchgeführt und die Bedenfen, welche 
bei Vielen wegen des Fehlens dieſes Prinzipes beitehen, find für uns in 
Baiern beträchtlich abgejhwächt. — Ich will noch auf einen weitern Punkt 
aufmerfjam machen, der mir im Zujammenhange mit dem eben Grörterten 
zu ftehen ſcheint. Ich weiß nicht, welcher Vorredner ed war, der Sie ſchon 
darauf aufmerkſam gemacht hat, dat die Verzögerung unjeres Gintrittes durd) 
die Beichlüffe, welche der Reichstag ohne uns faljen würde, Zuftände berbei- 
führen könnte, welche für uns jehr unangenehm find. Hier haben Sie einen 
praftiichen Beweis dafür. Der nächte Deutjche Reichstag wird für die Ent- 
widelung des Deutjchen Volkes jchon aus dem Grunde eine ganz fundamen- 
tale Bedeutung haben, weil diejer Reichstag die in der Bundesverfallung 
vorgejehene Feititellung der Präjenzitärfe des Heeres für eine beftimmte Dauer 
vornehmen wird. Meine Herren! Ich betrachte es nicht ald etwas Gleich— 
giltiges, ob wir bei diejer Feſtſetzung mit anmwejend find oder nicht. Wenn 
Sie die jtenographiichen Berichte über den konſtituirenden Reichstag nur 
durchblättern und ſich ein wenig die Abitimmungsrejultate anjchauen, jo 
werden Sie finden, daß ein großer Theil der Beſchlüſſe, die in der Bundes: 
verfaffung enthalten find und die uns nicht gefallen, mit einer ganz fleinen 
Majorität, mit einer Majorität, weldye die Minorität mehrmal nur um zehn, 
ja um fünf Stimmen überjchritten hat, gefaßt worden iſt. Meine Herren, 
ich jchlage die Anweſenheit oder Nichtanweſenheit von 48 baterijchen Abgeord— 
neten für dieſe Frage durchaus nicht gering an, ich glaube, ich kann fie nicht 
hoch genug anjchlagen, und bitte Sie, diejen Gefichtspunft jcharf in's Auge 
zu faſſen. Sch weiß nicht, auf wie lange eö gelingen wird, unferen Beitritt 
zu verzögern, aber eö fann unzweifelhaft gelingen, ihn über jenen Zeitpunft 
hinaus zu verzögern, in welchem der Deutiche Reichstag dieje Beltimmungen 
treffen muß, und, meine Herren, die VBerantwortlichfeit für das, was dann 
ohne die baterischen Stimmen gejchehen ift, und für das Nichtzuftandefommen 
deiien, was mit unjeren Stimmen vielleicht hätte gejchehen können, trifft nicht 
und, die „Ja“ jagen, jondern Diejenigen, die das, was fie nicht hindern 
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können, wenigitens über dieſen Eritijchen Zeitpunkt hinaus verzögern. Man 
bat, meine Herren, im Laufe der Debatte jo viel von der Selbititändig- 
feit Baierns, von der Mediatifirung Baierns, von der unbejchränft auf- 
recht zu erhaltenden Souveränität Baiernd gejprochen, man hat dieje Selbit- 
ftändigfeit mehrfach als einen abjoluten Begriff aufgefaßt, der gar feine 
Minderung ertrüge, und doch anderjeitd wieder von einer erhöhten Selbit 
jtändigfeit gejprochen, weldye für Baiern aus diefem Kriege hätte hervorgehen 
jollen. Mögen dieje Widerfprüche Diejenigen verantworten, die fie gemacht 
haben, aber das jcheint mir denn doch ganz unzweifelhaft zu jein, daß dieſe 
Redensarten von unjerer bedrohten Selbititändigleit nur dann aufrecht erhalten 
werden können, wenn fie ganz im Allgemeinen gemacht werden, und wenn 
man die Bundesverträge und die Ansnahmsbeitimmungen, die fie enthalten, 
gar nicht anfieht. Es ift ſchon mehrfady auf die Ausführungen des Herrn 
Referenten der Reichsrathskammer Bezug genommen worden, und 
unjer Herr Referent jelbit bat dies mit Vorliebe gethanz; ich möchte 
audy im Diefer Frage auf fie zurüdfommen. Der Herr Referent der 
Reichörathöfammer hat nie ein wahreres Wort geſprochen, ald wenn er 
jagte: „So lange Baiern beiteht, gehörte es jeder Zeit — ich rede hier nicht 
von den Zeiten der Agilolfinger, ich jage dies, damit ich nicht darüber eine 
Reprimande befomme — einer größeren jtaatlichen Verbindung in der einen 
oder anderen Weile an und mußte fich der Unterordnung fügen, Die mit 
jolher Angehörigfeit nothwendig verbunden it. Insbeſondere aud) zur Zeit 
des Deutjchen Bundes, um nur auf die leßte Geſchichtsperiode zurüdzugreifen, 
beitand ein jolches Unterordnungsverhältnig. Auch damald war Baiern zur 
unbedingten Heerfolge in jedem Bundeskriege verpflichtet, auch damals war 
das baierijche Heer ein Beitandtheil des Bundesheeres und dem Oberbefehle 
des Bundesfeldheren im Kriege unterftellt. Aucd damals war die Präjenz- 
jtärle des baierijchen Kontingents durdy Bundesgejeß geregelt u. j. w.* Der 
Hauptunterjchied war nur,der, daß ein großer Theil diefer Beitimmungen, 
wie der Herr Dr. Völk jehr richtig ausgeführt hat, früher auf dem Papier 
jtehen geblieben und gar nicht ausgeführt worden ift, und zwar hauptjächlic) 
durdy die Nenitenz der Einzelitaaten — ob zum Heile Deutjchlands, überlaffe 
ih Ihnen zu entjcheiden. — Der Herr Abgeordnete Dr. Ruland war es 
hauptjächlich, der diefen Begriff „Selbitjtändigfeit“ nad) allen Richtungen 
hin beleuchtet hat, aber auch er hat ſich nur in Allgemeinheiten bewegt. Er 
und andere Redner haben mehrfach gefragt: „Ia, was bleibt denn dem 
baierijchen Landtage noch übrig, wenn wir dieje Verträge annehmen? Der 
baierijche Landtag wird nur zu einer Majchine herabgedrüdt, um die Steuern, 
die nothwendig find, aufzubringen; in eigener Kompetenz wird er nur bie 
untergeordnetjten Dinge zu enticheiden haben, er wird zu einem Provinzial» 
landtage herabgedrüdt, ungefähr jo wie unjere Landräthe.“ — Wenn das 
vielleicht auch nicht der Wortlaut ift, jo ijt eö doc) der Sinn der Aeußerun— 
gen. Meine Herren! Betrachten Sie einmal den Artikel 4 der Bundes- 
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verfafjung, und jene Kompetenz, weldye bienach dem Parlamente eingeräumt 
ift, umd die, welche dem baieriſchen Landtage verbleibt. Es find allerdings 
fünfzehn einzelne Gegenjtände, weldye hier der Kompetenz deö Parlamentes 
vindizirt find, allein wenn man bezüglich der dem baterijchen Landtage ver- 
bleibenden Gegenftände eben jo jpezialifiren wollte, wie es bier gejchehen iſt, 
jo würde man gewiß fünfhundert Gegenjtände, ja noch viel mehr aufzählen 
fönnen, welche den Bund Nichts angehen. Mas die Ziffer 1 betrifft, jo iſt 
bier, wie jchon mehrfach erörtert wurde, und die ganze Sozialgejeßgebung zur 
eigenen Kompetenz überlaffen. Ziffer 2. „Die Zoll- und Hanbdelögejeb- 
gebung“ — dieje haben wir bis zum gegenwärtigen Augenblicke auch nicht ges 
habt, jondern wir haben hier die Kompetenz des Zollparlaments gehabt. Ziffer 3. 
„Die Ordnung des Maß-, Münz und Gewicht: Syitems.” — Dieje hatten 
wir allerdings bisher in eigener Kompetenz, wir haben aber die Güte gehabt, 
jene Gejeße, weldye im Norddeutjchen Neichstage gemacht wurden, mit nur 
ganz unmejentlichen Wenderungen zu acceptiren. Das gehört ja zum Weſen 
diefer Dinge, dab fie ein einzelner Staat wie Baiern, wenn man auch über 
jeine Gelbititändigfeit die ercejlivften Gedanken hat, gar nicht für ſich allein 
ordnen kann, — das gehört zum Weſen diejer Dinge, daß man ficy hierin dem 
großen Ganzen unterordnen muß. Ich frage mun, und jagen Sie mir auf: 
richtig: Halten Sie es für windiger, diefe Gegenftände in einem Gejammt- 
parlamente durch Ihre Abgeordneten mitzuberathen, oder halten Sie es für 
würdiger, dieſe Gejeße in einem fremden Parlamente zu Stande bringen 
zu lajjen und dann einfady durch den baieriichen Kandtag vielleicht mit eini= 
gen fleinen wumwejentlichen Abänderungen zu acceptiven? „Weltitellung der 
Grundjäße über die Emiſſion von fundirtem und unfundirtem Papier-Gelde.“ 
Daß diejer Gegenjtand mur gemeinfam für ganz Deutjchland geordnet werden 
fan, daß diejer Gegenitand in einem Gebiete, welches gemeinjchaftlicye Zoll: 
grenzen hat, nicht von dem einen Staate jo und von dem andern anders 
geordnet werden fann, Scheint mir jo jelbitwerftändlich zu jein, daß ich darüber 
fein Wort zu verlieren braudye. Eben dahin gehören: „Die allgemeinen 
Beitimmungen über das Banfwejen und die Grfindungspatente.” Nun 
glaube ich, meine Herren, Niemand von uns in Baiern wird eine wejent- 
liche Beeinträchtigung der baieriichen Selbititändigfeit empfinden, wenn 
wir diefe Gejeßgebung dem Bunde überlaffen. „Schuß deö geiftigen Eigen— 
thums!“ Hier haben wir ein mit dem Norddeutichen Nechte im MWejentlichen 
übereinftinmmendes Gejeß gemacht, und ich habe jchon im vorigen Landtage 
Geſuche und Petitionen von baierijchen Buchhändlern und Schriftitellern 
erhalten, weldye dringend gebeten haben, unjer Geje außer Kraft zu 
jegen und das Norddeutiche Gejch anzunehmen, weil es abjolut unthun— 
lidy jei, daß dieſe beiden Gejeßgebungen nebeneinander beftehen. „Drga= 
nifation eines gemeinjamen Schutzes des deutichen Handeld im Aus— 
lande, der deutjchen Schifffahrt und ihrer Flagge zur See und Anordnung 
gemeinjamer conjularijcher Vertretung.“ Auch hierüber wird fich nichts wei- 
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tereö bemerfen, laſſen. „Eiſenbahnweſen und die Heritellung von Land⸗ und 
Mafferftraßen im Intereffe der Landesvertheidigung und des allgemeinen 
Verkehrs!“ Hier haben die baieriſchen Verträge jene Beichränfungen gemacht, 
welche im Interefle geſunder Selbitändigfeit verlangt werden jollen, und welche 
vielleicht ein wenig über dieſes Maß hinausgegangen, aber jedenfall nicht 
unter dem Maß geblieben find, welches Sie für diefe Dinge verlangen kön— 
nen. Ich übergehe ein paar untergeordnete Punkte, und komme auf die ge 
meine Geſetzgebung über das Obligationenrecht, Strafredyt, Handeld- und 
Wechſelrecht und das gerichtliche Verfahren. Auch in dieſer Beziehung wird 
fidy bei feinem der Punkte läugnen laſſen, dab eine gemeinfame Deutjche 
Geſetzgebung jo viele Vortheile bietet, daß alle partifulariftifchen Einſprüche 
vollftändig dagegen verjchwinden. Man hat ja diejen Drang ſchon lange ge 
fühlt. Wie viele Kommilfionen haben wir in Deutichland jchon gehabt, um 
ein gemeinfames Obligationenredht, um einen gemeinfamen Givilprozeß, um 
ein gemeinfames Handels- und Wechſelrecht zu machen! Und das Handels- 
und Wechjelredht ift das einzige, weldyes wirklich gemacht worden iſt. Nun 
lagen Sie: Ia, aber es Fonnte nicht ohne Zuftimmung des baieriſchen Land: 
tages zu Stande fommen. Das ift allerdings richtig, aber was der baie- 
riiche Landtag von dieſer Zuftimmung gehabt hat, weiß ich wirklich nicht. 
Es gehört in der That ein großes Vergnügen an jo formalen, inhaltsleeren 
Rechten dazu, um fich darüber zu freuen. Der baierijche Yandtag hat feine 
Abänderung vornehmen fünnen, jondern es einfach acceptiren müſſen, wie es 
liegt. Daß der gemeinfame Civilprozeß fommt, nun darüber habe ich jpeziell 
ein bejondered Vergnügen, aber ich unterlaffe ed aus nahe liegenden Grün— 
den, über dafjelbe mid; weiter auözulaffen. Außer diefen in der Bundesver- 
faſſung aufgeltellten Beziehungen aber ift das ganze Gebiet der Geſetzgebung 
und Verwaltung der Kompetenz des baierijdhen Landtages nicht entrüdt, 
jondern ift der Kompetenz desjelben erhalten. Ich würde fürchten, Sie zu 
beleidigen, wenn ich Ihnen da irgend eine Aufzählung machte. Nehmen Sie 
ein beliebiged Bud, über Verwaltungsrecht 3. B. das Bud von Pözl oder 
irgend ein andered Kompendium ber, und jehen Sie die einzelnen Aufjchrif- 
ten durdy, jo werden Sie äußerſt jelten auf Punkte kommen, die der Kompe— 
tenz des Reichſstages zugewichen find, Sie werden falt nur Dinge finden, die 
der Kompetenz des baieriichen Landtags bleiben. Nun nehmen Sie ge 
fälligit auch das Heftcyen her, welches man Ihnen übergeben bat, nnd wel- 
ched die Sammlung der Norddeutichen Bundeögefete enthält, welche in Baiern 
eingeführt werden follen; ich werde Ihnen die Gelee nicht vorlejen, aber Sie 
werden finden, dab ed entweder lauter Punkte find, über die wir bis jeßt 
einer gejeßlichen Regelung entbehrt hatten, und die durch die Gejebgebung 
des Norddentichen Bundes zwedmäßig geregelt werden, oder dab es lauter 
joldye find, weldye wir ſchon eingeführt haben, wie die Geſetze über die 
Erwerbs⸗ und Wirthichafts-Genoffenichaften, über die Aktiengejellichaften u. j. w. 
Das aljo, daß unjeren gejeßgebenden Faktoren durch diefe Norddeutiche Bun- 
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deöverfaffung alle und jede Selbitändigfeit entzogen fein ſolle, daß wir zur 
untergeordneten Rolle herabgedrüdt jein werden, ift vollſtändig unrichtig, im 

Gegentheile, wenn idy Ihnen meine wahre Meinung jagen darf, ich glaube, 
dab der Schwerpunft der Entwidlung für und zunächſt nicht im Norddeut- 
ſchen Reichstage, fondern im baierifchen Landtage liegen wird. Da, im baie- 
riichen Landtage werden wir eine Reihe von großen Fragen auszutragen 
haben, die durchaus nicht in die Kompetenz der Norddeutichen Bundesver⸗ 
faffung fallen. Damit, meine Herren, erledigen ſich auch alle jene Redens— 
arten, welche man aus einem Bergleiche der franzöftichen Gentralijation mit 
dem neuen deutjchen Staatöwejen herleite. Wer, meine Herren, in Deutjch- 
land will denn um Gotteswillen die franzöfiiche Gentralifation, die franzöfijche 
Gentralifation, welche fich hauptjächlich darin ausjpricht, daß das jelbitändige 
Gemeindewejen vollftändig unterdrüdt ift, daß die Imitiative der einzelnen 
Gemeinden vollftändig auf Null herabgedrücdt ift: wir jehen jett die trauri- 
gen Folgen dieſes Syſtems und haben fie noch ftärfer im erften Verlaufe des 
Krieged gefehen — wer will denn das in Deutjchland? Wo fteht in der 
ganzen Norddeutihen Bundesverfaffung, in der ganzen Verfaſſung des 
Deutjchen Reiches auch nur ein Sterbenäwörtlein, welcyes auf jene franzöfiiche 
Sentralifation im Entfernteiten bindentet, ein Sterbenswörtlein, welches und 
Zuftänden entgegenführte, aus denen wir im jene franzöfiiche Gentralijation 
hineingerathen fünnten? Das ganze Gemeindewejen — gerade das iſt ber 
Haupt: und Kernpunkt diejer Frage der Gentraliation und Nichteentralijation 
— das ganze Gemeindewejen ift und ja in Baiern zur jelbjtändigen Ord— 
mung überlaffen worden, und an uns wird es liegen, ob wir dad nad) cen- 
traliftiichen oder anderen gefunderen Richtungen ausbilden; aber die Nord— 
deutjche, die Verfaſſung des Deutjchen Reiches hat darin gar nichts geändert. 
Nun, meine Herren, man jagt: das ift Alles recht, jo wie die Dinge liegen, 
ift und der Vertrag am Ende acceptabel, aber im Bertrage findet fich eine 
Beſtimmung, die macht Alles illujoriich, und das ift der berühmte, berüdy- 
tigte, vielbejprochene und viellommentirte, nach allen Richtungen viel gedeu- 
tete und ausgelegte Artifel 78. Man jagt nun, der Artikel 78 ift gewij- 
jermaßen die geheimnißvolle Mafdyine, mit welcher der Schlußſtein des gan- 
zen Gemwölbes herausgenommen und das ganze Gebäude zum Cinfallen ge 
bracht werden kann. Mir jcheint immer ein gewiljer Widerjpruch darin zu 
liegen, wenn man auf der einen Geite betont, dab dieje Verfaffung deß— 
wegen jchon jchlecht jein müffe, weil fie ohne die Zuftimmung des Volkes 
zu Stande gefommen, und dab man einerjeitd die ercejfive Furcht vor dem 
Artikel 78 hat. Worin befteht die Furcht vor dem Artikel 782% Sie befteht 
eben darin, daß das im Deutjchen Parlamente vertretene Volk an der Bundes- 
verfaffung Veränderungen vornehmen werde, welche uns nicht gefallen. Meine 
Herren, denjelben Einwand hätte man einer conftituirenden Berfammlung 
entgegenhalten können. Ich nad) meinen Grundſätzen hätte ed allerdings für 
viel richtiger und beſſer gehalten, man hätte den ganzen Verfaſſungsentwurf 
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einer 'conftituirenden — veritehen Sie mich aber mohl, einer wirflicdhen 
con ftituirenden — Verſammlung vorbehalten, allein war denn das im gegen- 
wärtigen Laufe der Dinge möglih? Ich ſpreche nicht davon, ob während 
deö Krieges eine Verfammlung hätte zu Stande fommen fönnen oder nicht. 
Die preußifche Negierung, die Vundesregierungen hatten es jeiner Zeit vor: 
gehabt, die frühere Norddeutſche Bundesverfalfung einem conitituirenden 
Neichötage vorzulegen, allein jchon der preußiſche Landtag iſt darauf nicht 
eingegangen jondern hat den conjtituirenden Reichstag in einen lediglidy be 
rathenden verwandelt. Und Sie, meine Herren, würden Sie Ihre Zuſtim— 
mung zu einem Reichstagswahlgejeße gegeben baben, welches Ihnen im vorne: 
herein die Hände gebunden hätte, welches einen wirklichen conjtituirenden 
Reichstag hergeitellt hätte, an deſſen Beichlüffe Sie dann auch ohne Ihre 
nachträgliche Zuftimmung gebunden gewejen wären? Ganz gewiß nicht! Es 
it das Etwas, was weder die Negierung uoch die Volfsvertretung in Baiern 
gethan haben würde. Das iſt meine Auffaffung in der Sade. Nun ift 
aber der Artikel 78, den man von der andern Seite jo jehr fürchtet, auch 
für mid) ein Gegenitand des ſchwerſten Bedenkens geworden und ich ſage 
Ihnen aufrichtig, mir ift c8 gerade jo wie manchen Abgeordneten ded Nord: 
deutichen Neichötaged ergangen — gerade der Artifel 78 im feiner Abände- 
rung durdy den baierijchen Vertrag läßt mir eigentlich die Beltimmung der 
Bundesverfaffung und hat mir fie im eriten Augenblie als ſolche erjcheinen 
laffen, welche ſchwer zu acceptiren iſt. Den früher bat es einer Minorität 
von blos 4 Stimmen im Bundesrathe bedurft, um jeden Beichluß des Reiche: 
tages auf Grund des Artikel 78 zu verhindern; das iſt aber jet weſentlich 
anderd geworden. Durch den baierijchen Vertrag ift feitgejeßt worden, daß - 
ein Beichlug auf Grumd des Artikel 78 nur dann gefaßt werden kann, wenn 
alle Stimmen über 14 im Bundesrathe dafür ftimmen, oder mit andern 
Worten, daß 14 Stimmen im Bundesrathe jedes Zuftandefom- 
men eines Beichlujjes auf Grund des Artifel 78 hindern kön— 
nen. Das, meine Herren, it auch ein Veto, welches diefen 14 Stimmen 
eingeräumt worden ift. Ich halte num dafür, daß durch dieſe Beitimmung es, 
— ich will nicht Jagen nahezu unmöglich — aber doch außerordentlich ſchwer ge— 
macht wird, eine Weiterbildung der Bundeöverfaffung in dem Sinne, in 
welchem der Reichötag, das Parlament fie wünjchen würde, vorzunehmen. 
Ich beruhige mich über diefe Beftimmung nur mit einer Erwägung, und das 
ift die, dab wenn wirflid, die geſammte Deutjche Nation die Erweiterung 
der Kompetenz der Bundeöverfaffung wollen wird, wenn in dem einen Punkte 
das Bedürfniß unmwideritehlidy empfunden werden wird, dab auch dann 
diefe 14 Stimmen fein Hinderniß jein fönnen; fie werden eine große Er— 
ſchwerung jein, aber fie werden einem ſolch allgemeinen Drange der Nation gegen- 
über fein abjolutes Hinderniß jein. Man bat gerade aus diefem Artikel 78 und 
verwandten Beitimmungen die Befürdytung geäußert, daß wir uns nur in 
einem Uebergange zum Cinheitsitaate befinden, daß die gefammte Norddeutſche 
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Bundesverfafiung nur eine Brüde fei, um uns früher oder jpäter in den 
Finheitöftaat hiueinzubringen. Nun weiß ich nicht, ob das vollftändig rich: 
fig ift. Es mag, wenn Sie die Gntwidlung der Bundeöverfaffung bis jett 
ins Auge fallen,, einen Schein von Wahrheit für fi haben. Aber das 
wird fein Menich beitreiten können, daß die Bundesverfaffung durch die 
Verträge in jehr weientlichen Punkten umgeftaltet worden ift. Gin Redner 
des Norddeutichen Neichötages, der auch auf Ihrer Seite ein großes Gewicht 
hat, und dem id, jelbit ein großes Gewicht beilege, Windthorft, ift ſogar 
im Norddeutichen Neichötage ſoweit gegangen zu jagen: „Das ift gar nicht 
mehr die Norddeutſche Neichöverfaffung, über die wir jet abftimmen; es 
it eine ganz neue Verfaffung, die uns jet vorgelegt ift!" Das ift fie aud) 
in jehr vielen Puukten. Und zu diefen Punkten rechne ich ganz; bejonders 
den Artikel 78, denn das können Sie feit glauben, daß durch die jetzige Ge— 
ſtalt des Artikel 78, durch die Beitimmung, daß den 14 Stimmen das Veto beigelegt 
wird, — daß dadurch der bisherigen Entwidlung ein Riegel und zwar ein fefter 
Riegel vorgeſchoben ift. Und mun, meine Herren, wenn das wirklich wahr 
wäre, wenn die Deutjche Bundesverfaflung zum Ginheitöftaat drängte, wird 
dann dad weniger der Fall fein, wird unſere Lage in Baiern beijer jein, 
wenn wir draußen bleiben? Das glaube ich ganz gewiß nicht. Wer war 
es denn, der im Norddeutjchen Neicystage das Hineinfommen der jüddentjchen 
Bevölkerung gewünjcht hat? Wer war ed, der vor Allem in NRefolutionen 
und in jeder Beziehung darauf hingewirft hat? Es waren nidyt die Anhän— 
ger des preußiichen Ginheitöftaates und der preußiſchen Spite a tout prix, 
jondern es waren vor Allem die ſächſiſchen Particulariften. Gerade die ſäch— 
fiichen Particulariften waren es, welche auf ihren Berfammlungen das Be- 
dürfni auf das Hereinfommen des Südens in der energifcheiten Weiſe aus— 
geiprochen haben. Und wenn Sie fi), meine Herren, über diefen Punkt 
näher unterrichten wollen, jo haben Sie nur die Güte, und lejen Sie jene 
Rede, welche bei der lebten Neichdtagsverfammlung der Führer der ſäch— 
ſiſchen Partei, Hofrath Adermann aus Dresden, gehalten hat. Das Ger 
wicht Baiernd im Deutjchen Reiche wird ein großed und wird ein nachhal— 
tiges fein. Es wird jo groß fein, daß, wie einer der geiftwolliten aber ſtarr— 
ſten Bertreter des preußiichen Ginheitöftaates, Profeffor Dr. Treitſchke, 
ſchon vor beinahe zwei Iahren ausgejprochen hat, wenn in Baiern ein ener- 
gijcher, genialer, partifulariftiicher Minifter, wie Montgelas, an der Spibe 
des Staates ftünde, er gerade jeht den Eintritt in den Nordbund befünvor: 
ten würde, um auf Grund der Beitimmungen der Norddeutichen Bundes- 
verfaffung die Norddeutiche Bundesverfaffung in die Luft zu fprengen. Das, 
meine Herren, iſt eine Anficht, welche ganz gewiß in vielen Punfen über: 
trieben iſt, welche aber ganz ficher einen richtigen Kern bat, und der richtige 
Kem ift der, dat das Gewicht Baierns in diefem Bunde ein auberordentlid) 
großes fein wird. Man wird ed, meine Herren, in den deutſchen Staa— 
ten, welche jetzt beigetreten find, in Würtemberg, in Baden, in Hejjen, man 
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wird ed in Sachſen auf das Schwerfte empfinden, wenn Baiern nicht in den 
Bund eintritt, wenn Baiern feine gewichtige Stimme nicht zu den Stimmen, 
welche dieje Staaten ſchon im Bunde haben, binzuwirft, und das freundliche 
Berhältni der baieriſchen Negierung und des baierijchen Volkes zu dieſen 
Staaten, auf deren natürliche Bundeögenoffenjchaft wir von jeber und wir 
auch künftig angewiejen jein werden, — diejes freundliche Verhältniß wird da— 
durch in feinem Kalle verbefjert werden, es wird immer mehr gelodert wer: 
den, und Sie werden ſehen — ich fürchte nicht in diejer Richtung ein 
faljher Prophet zu fein — dab wenn Baiern draußen bleibt und man 
fünftig jei e8 mit dem Zollvereine oder etwas Anderem Baiern Daumen: 
ichrauben anlegen wird, es nicht zunächit die preußiiche Regierung jondern 
gerade jene Staaten thun werden, welche wir jeßt mit dem Cintritte in den 
Bund allein laffen. Meine Herren! Ic kenne die Verhältniffe in einem 
Theile diejer Staaten ziemlich genau, ich habe mit Politifern diefer Staaten, 
die nicht unſerer oder vielmehr meiner Richtung angehören, gejprochen und 
weiß ziemlich genau, was man in diefem Punkte denft. Man hat, meine 
Herren, die Finanzfrage auch zu einer jener Fragen gemacht, welche einen 
wejentlichen Grund geben, jett nicht in den Bund einzutreten; allein mit 
diejer Finanzfrage ift es eine ganz eigenthümliche Sache. Faſt jeder der 
Redner, der geiprochen hat, jagt: „Ich ſtehe auf der Höhe des idealen Stand» 
punftes, die Finanzfrage fommt für mich erft im zweiter Richtung, auf die 
Finanzfrage reflectire ich nicht jo ehr, wenn nicht die andern Umſtände 
wären, wenn nicht die Selbitändigfeit weggelöjcht würde, wenn nicht die 
Freiheit dahin wäre, — die Finanzfrage würde mid) nicht beirren.” Bei dieſem 
hohen, idealen Standpunkte ift es doch fonderbar, daß fait allgemein bei 
allen Mitgliedern diefes Haufes die Ueberzeugung verbreitet ijt, dab gerade 
die Finanzfrage es ift, welche im tiefiten Herzenskämmerlein Jeder, der zu 
dem Vertrage Nein jagt, ald Ausſchlag gebend anfieht. Ich habe allen 
Reſpekt, meine Herren, vor Ihrer Freiheitsſehnſucht, ich habe allen Reſpekt 
vor Ihrem Enthufiasmus für die baierijche Selbftändigfeit, allein ich babe 
jehr große Zweifel, ob dieſer Enthufiasmus jo außerordentlich groß wäre, 
wenn nicht auf der andern Seite der Wage dieſe hundert oder jo viele Pro- 
zent Steuererhöhung — 200% oder 2508, es find ja mehrere Zahlen da — 
wenn dieje nicht auf der andern Seite in der Wagfchale wäre. Die Aus- 
einanderjeßungen des Herrn Kolb beruhen auf einem Boden, den ich als 
vollftändig ricytig nicht anerkennen kann. Es ift allerdings möglidy, meine 
Herren, daß jene Grundlagen, welche Herr Kolb angenommen hat, dem 
künftigen Militärbudget zu Grunde gelegt werden, — es fanır in diejer Be- 
ziehung Fein Menſch eine Garantie übernehmen. Allein mir ſcheint ein 
Irrthum darin zu liegen, daß er fie ald unabänderlich feftitehende angenom- 
men hat, daß er argumentirt hat, die Sache ift jo und muß jo fommen. 
Es ift, meine Herren, ein großer Unterjcdyied darin: Es fann jo fommen 
und ed joll und muß jo fommen! Es muß nit jo fommen, meine 
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Herren! es fann auch anders fommen. Ich will anf eine Berechnung 
der einzelnen Ziffern in dieſer Beziehung nicht eingehen, es ſcheint mir, ber 
Here Finanzminifter hat das Weſentliche ſchon beigebracht, und es hieße wirf- 
ih Eulen nad) Athen tragen, immer denfelben Gegenitand mit ähnlichen 
Argumenten vor Ihnen zu behandeln. Ic möchte nur auf ein paar Punkte 
aufmerfjam machen, welche vielleicht untergeordnet feinen können, welche 
aber doch zu einem großen und bedeutenden Mifverftändniffe Anlaß gegeben 
haben. Im Laufe der Auseinanderjeßung des Neferates — ich weils ticht, 
it ed in dem Kolb'ſchen oder in dem Jörg'ſchen Theile — findet ſich auch 
einmal die Behauptung: „Evident ift übrigens nach der minifteriellen Mit- 
theilung, dab Baiern gegen die Herbeiziehung zur früheren Norddeutſchen 
Bundesjhuld nicht gefichert ift.* Meine Herren! Dieje Bemerkung bat 
nad) außen und in diejem Haufe ſchon zu großem Mißverftändniffe Anlaß 
gegeben. Es wurde nemlich ald möglich dargeitellt, dab wir nicht nur unjere 
eigene Kriegslaſt zu zahlen haben, jendern daß wir auch an den 175 Millio- 
nen mitzahlen müßten, weldye der Norddeutſche Bund zum Behufe des 
Krieged aufgenommen hat. Ich weiß nicht beftimmt, ob das die Anficht des 
Herrn Kolb war und ob er auf dieje Schuld anſpielen wollte, allein jeine 
desfallfige Aeußerung kann jo ausgelegt werden, und fie ift auch wirklich jo 
auögelegt worden. Das iſt nun doch ganz offenbar ein Irrthum und ich 
brauche ihn in diefem hohen Haufe blos zu erwähnen, brauche ihm aber nicht 
zu widerlegen. Cine weitere Ziffer, die mir außer den vom Herrn Finanz⸗ 
minifter bereitö gerügten in diejem Referate aufgefallen ift, iſt die Annahnte, 
dab die Staatdeinnahme um eine Million ſich vermindern werde. Ich weiß 
nicht, welche Anhaltöpımfte der Verfaſſer der Denkjchrift zu diefer Annahme 
gehabt hat, mir jcheint aber diefe Arinahme — ich geitehe es — vollitändig 
unbegründet zu fein. Es ift fein Anhaltspunkt vorhanden, daß unſere Eijen- 
bahnen gerade nächſtens einen geringeren Ertrag, es iſt fein Anhaltspunkt 
vorhanden, dab unjere Zölle einen geringeren Ertrag liefern werden, im 
Gegentheile, wenn ich vecht unterrichtet bin, hat ſogar bei den letzten Ab⸗ 
rechnungen ein Steigen derſelben fonftatirt werden können. Warum gerade 
eine Million angenommen worden ift, warum nicht zwei, warum nicht fünf, 
warum nicht eine halbe Million, warum überhaupt nicht gerade jede andere 
Summe, dafür geht mir jedes Verſtändniß ab. Der Berfafjer der Denf- 
ichrift hat fich in einer Anmerkung, welche er zu derfelben gemacht hat, darauf 
berufen, daß in England ähnliche Zuftände eingetreten jeien, und er führt 
eine Neihe von Zahlen an, welche ich wenigitend mit ein paar Worten zu 
beleuchten nicht umbin Kann. Denn, meine Herren, werm wit die Verläffig- 
feit einer derartigen Denkichrift, wo Alles auf die höchite Ziffergehauigfeit 
ankommt, prüfen wollen, können wir auch nicht die kleinſte Ziffer ohne Be— 
merfung durchichlüpfen laſſen. Der Herr Abgeordrtete Kolb jagt: „Der 
Geldwerth der erportirten Waaren Englands im letzten Kriegsjahre 1815 
5l,sd Millionen Pfund Sterling betragend, ſank von nun am ſtufenweiſe, 
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lichfte Grund dieſes Fallend des Conſums ſei. Er jagt und, der Gonjum 
ift gefallen, und daraus fchlieht er, dah der Nationalwohlitand, der Wohl: 
ſtand des inzelnen gefallen fei, der Ginzelne babe weniger conjumirt. 
Allein, meine Herren, wenn ich bier die vergleichende Ueberſicht der Zollſätze 
fir die wichtigften Artifel von 1787 bis in die neueſte Zeit einjehe, jo finde 
ich 3. B., daß der braune brittiiche Zucker, d. h. gerade jene Zucerart, welche 
in England von den ärmeren Klafien hervorragend confumirt wird, dat; der 
braune brittiiche Zucker im Jahre 1798 einen Zoll von 1 Schilling 10 Pen- 
ced, im Sabre 1816 1 & st. 5 Schilling, im Jahre 1823/25 2 &£ st. be 
zahlt hat. Und wenn ich eine weitere Ziffer nehme, welche der Herr Abge— 
ordnete Kolb über den Theeconfum angibt, indem er jagte, daß im Jahre 
180! per Kopf 1 Pfund und 8 Unzen verbraucht wurden, und 14 Jahre 
Ipäter 1 Pfund und 6 Unzen, jo bat er unterlaffen, uns mitzutbeilen, daß 
der Theezoll, der im Jahre 1801 noch 20—25 Prozent ad valorem betrug, 
im Sabre 1806 auf 96 Prozent, im Iahre 1819 bis 10 Prozent ad valorem 
betrug, im Jahre 1834 auf 1 Schilling 6 Pences bis 3 Schilling per Pfund 
erhöht wurde, jo daß gerade die von den niedern Klaffen confumirten Thee— 
jorten mehr ald den Verkaufswerth des Thees an Zoll getragen haben, und 
dat erit in den lebten Iahren, in den 186('er Jahren derjelbe wieder herab- 
gejettt worden ift. Meine Herren, wenn man ftatiltiiche Ziffern mittheilt, 
und aus diejen Folgerungen zieht, jo jollte man auch das gefammte Material 
mittheilen, um richtige Folgerungen zu ermöglichen; das jcheint mir zweifel- 
108: wenn der Zolljat, die Steuer auf einen Gegenitand, der dem täglichen 
Verzehre angehört, jo außerordentlich jteigt, daß auch der Conſum dieſes 
Gegenftandes dann notbwendiger Weiſe gerade bei den ärmeren Volksklaſſen 
fallen mußte. Allein aus den Ziffern, die bier mitgetheilt find, it dieſer 
richtige Schluß nicht zu ziehen, ſondern es liegt die Gefahr wenigitens nahe, 
dat ein ganz falſcher Schluß aus denjelben gezogen wird. Nun, meine Her: 
ren, hat, Herr Kolb berechnet, daß wir möglicher Weiſe eine Stenervermeh- 
rung von 145 Prozent und einen ganz genauen Bruchtheil durch den Cintritt 
in den Norddeutichen Bund haben würden. Ich hätte gewünjcht, daß er 
jeine betreffende Aufftellung im diefer Richtung etwas mehr auseinander ge- 
halten hätte, denn jo wie fie jet gemacht it, Fann fie nicht nur zu Miß— 
verltändnifjen Anlaß geben, jondern hat auch jchon zu einer großen Reihe 
von Mikverftändniffen Anla gegeben, und ift auch bereitö in der Preſſe 
tendenztös in dieſer Richtung ausgebeutet worden. Herr Kolb jagt, die 
Steuervermehrung beträgt 1462; Prozent; er hat in jeiner Detailrechnung 
ausgeſchieden was die Ausgabevermehrung durch den Eintritt in den Nord: 
deutjchen Bund ift, und jene, die außerdem eintreten wird. Das, was aufer- 
dem eintritt, beträgt nach der Ichten Zufammenftellung 80 Prozent. Dies 
jenigen, welche dieje Ziffer nicht ftatiftiich, jondern agitatoriich verwenden, 
befünmern fich jehr wenig um die Detailberechnung des Herm Kolb, ſon— 
dern jagen: Wenn Ihr in den Norddeutichen Bund eintretet, zahlt Ihr 146 
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Prozent, d.h. — wie Herr Kolb es auch gethan hat, um das argumentum 
ad hominem zu machen —: Ihr habt bisher einen Gulden bezahlt, Fünftig 
zahlt Ihr jo viel Gulden mehr und dann kann Ieder in feinen Sad ober 
vielmehr aus jeinem Sad die Redinung machen, und ed wird nun jo argu- 
mentirt: Wenn wir nicht in den Norddeutichen Bund eintreten, brauchen wir 
dies nicht zu zahlen. Von den SO Prozent, die ohnedem kommen würden 
nad) Der Rechnung des Herrn Kolb, davon fpridyt Niemand bei der 
Agitation, fie werden mit einem gewiſſen myſteriöſen Stilljchweigen beban- 
delt, und verichwinden in der mehr agitatorischen als ftatiftiichen Rechnung 
vollftändig. Ich habe nun, meine Herren, ein Blatt befommen — id) würde 
Sie nicht damit aufhalten, wenn nicht dieſes Blatt — es ift das baieriſche 
Volksblatt von Stadtamhof — wenn nicht diejes Blatt, in welchem die Be 
rechnung ſteht, ausdrücklich die Bemerkung machte, daß ihm dieje Berechnung 
durh Mittheilugg eines Abgeordneten aus München zugefommen jei. Nun, 
meine Herren, wenn id) diefe Berechnung durchgehe, jo ſehe ich, wie notb- 
wendig es it, über die einfachiten und klarſten Punkte diefer Verhältniſſe 
nody ausführlich zu jprechen. Denn eritens kann ich nicht annehmen, daß 
das Blatt feine Leer angelogen hat, dab ihm diefe Mittheilung nicht von 
einem Abgeordneten zugefommen wäre, andererſeits kann ich noch viel weni- 
ger annehmen, daß diefer Herr Abgeordnete die Leſer dieſes Blattes binters 
Licht führen wollte mit diefer Berechnung; das verbietet mir der Reſpekt vor 
den Mitgliedern dieſes Haufes. Ic kann daher nur annehmen, daß diejer 
Herr Abgeordnete fid) in einem faftifchen Irrthum befindet, und ich führe 
nun jeine Ziffern an, um ihm Gelegenheit zu geben, fich zu belehren. Der 
jehr verehrte Herr Abgeordnete jagt unter Anderm — er legt die nähere Be 
rechnung des Herrn Kolb nicht zu Grunde, ſondern madjt eine ganz eigene: 
„Ebenjo hat es — (das Minifterium) — von den Mehrausgaben auf 
Seftungen feine Erwähnung getban, während doch Baiern an außerordent— 
lichen Seltungsanlagen mitbezahlen muß und ebenjo an dem Bau etwa noth— 
wendig werdender Feltungen in Baiern.“ Dieje jchlägt der Herr Abgeord— 
nete auf 1 Million jährlich an umd fügt hinzu, daß das noch viel zu ge 
ring ſei; er jagt und ferner bezüglich der Bundesanlehen, — und da 
bringe ich gleich den Beweis, wie jehr die etwas wagen Anführungen des 
Herrn Abgeordneten Kolb zu Mifverjtändniffen Anlaß geben, — ex glaube 
nicht blos, daß es möglich ſei, daß wir an 175 Millionen mitzahlen müj- 
jen, jondern nimmt es gleich für gewiß an, und rechnet fie in feine Rech— 
nung ein. (Heiterkeit) Gr jagt: „Es iſt für die Verzinjung des bereits 
beftehenden Bundesanlehens zu 753 und 100 Millionen Thaler nichts 
in Anfaß gebracht. Baiern wird davon mindeftend 14 Millionen Gulden 
zu bezahlen haben.“ Sie jehen, wenn die Steuererhöhungen wirklich je 
wohlfeil wären, ald fie dem Herm Abgeordneten jcheinen — fie koſten ihm 
materiell nichts — jo gingen fie in's Unglaublie. Damit iſt aber der 
Herr Abgeordnete des Volksblattes noch nicht einmal fertig, jondern hat noch 
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eine neue Entdeckung gemacht; er jagt nämlich: „Der Malzaufichlag betrug 
im legten Iahre der Finanzperiode 8,823,201 fl. und ift für ein Jahr der 
X. Finanzperiode auf 9,351,150 fl. veranſchlagt. Wenn an deſſen Stelle 
eine allgemeine in die Bundesfafle fließende Bierfteuer treten wird, werden 
wir ficher nochmal 504 Steuererhöhung bedürfen,” und diefe 50% rechnet 
der Herr Abgeordnete jchlieflich auch dazu und kommt auf eine erorbitante 
Summe. Er bringt 192° Steuererhöhung heraus, und das bei einer ganz 
friedlichen Entwicklung. Warum der Herr Abgeordnete die runde Summe 
nicht voll gemacht hat, weiß ich nicht. (Heiterkeit) Es kommt Ihnen jeßt 
das etwas heiter vor, aber es hat auch feine ernite Seite. Man follte doch 
meinen, daß wenn man fo viel Gewicht auf die Stimme des Volfed legt, 
man denn doch eine richtig informirte Volköftimme vorausfegen muß. Ich habe, 
ich weiß nicht bei welcher Gelegenheit, gehört oder im Neferate gelefen, man 
jolle von einem weniger gut unterrichteten König an einen beffer unterrichte- 
ten appelliren. Nun, meine Herren, von einem derartig unterrichteten 
Bolfe müfjen wir doch auch an ein beffer unterrichtetes appelliren! Ich habe 
diefen Punkt nur erwähnt, um Gelegenheit zu geben, derartige Monitrofitäten 
zu verbefjern und, wie ich hoffe, nicht mehr in Scene zu jegen. Wenn man, 
meine Herren, eine derartige Steuervermehrungäberechnung anftellen wollte, 
ja dann wäre es jehr leicht und zwar auf ganz einfachem und jehr ficherem 
Mege zu einem ganz ähnlichen Nefultate für den Fall der Ablehnung der 
Verträge zn fommen. Ich könnte Ihnen, meine Herren, mit Ziffern, welche 
im Einzelnen ebenjo wenig angreifbar find, wie die Ziffern des Herm Kolb, 
eine Steuerlifte zufammenjegen, weldye Sie zahlen müffen, wenn Sie nicht 
in den Deutichen Bund eintreten. Ich wei nicht, meine Herren, ob das, 
was ic) in diejer Zahlenlifte vorausjeße, auch wirklich eintritt, aber es kann 
wenigitens eintreten, es iſt ebenjo eime hypothetiſche Zahlenberechnung, wie 
die des Herm Kolb wenigftend in einem großen Theile feiner Ausführung 
it. Ich rede hier, Sie werden das Alle jchon errathen haben, von dem 
Zollvereine Man jagt: der Zollverein kann nicht gekündigt werden, der 
Herr Referent fieht jogar eine Verlegung ſeines moralijchen Gefühles da— 
rin, wenn man überhanpt nur davon redet, daß es möglich jei, daß der Zoll: 
verein gefündet werde. Allein ich bitte Sie, die Verhältniffe rechtlich und 
thatjächlich doch in’d Auge zu fallen, wie fie gegenwärtig beftehen. Der Zoll: 
vereindvertrag ift bi8 zum Jahre 1877 geichlofien. Wenn man den Artifel 1 
des DVertraged allein lefen würde, jo würde man glauben, er trete 
von jelbit außer Wirkfamfeit, wenn man aber den Artikel 27 lieſt, jo fieht 
man, daß er einer Kündigung bedarf, die wenigftens ein Iahr vorher eintreten 
muß. Nun jagt man, Preußen fann den Bollverein nicht künden, es ift eine 
moraliſche Unmöglichkeit, dat ed ihn fünde! Wie jchon ein Redner vorher 
bemerkt bat, geht dieje Annahme von der Vorausſetzung aus, daß ed ganz 
allen im Ponvoir Preußens, d. h. der preußiichen Regierung, d. h. Bis: 
mard’3 legen würde, ob ber Zollverein gefümdigt wird oder nicht. Schon 
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das iſt nicht ganz richtig. Haben Sie einmal die Güte und vergleichen Sie 
die Zullwereinsverfaffung mit der Verfaſſung des Deutichen Neiches, die nun 
Ihrer Beichlukfaffung unterbreitet iſt. Sie werden ſchon bei einer oberfläch— 
lichen Vergleichung jeben können, daß diefe beiden Verfaſſungen, "jo wie fie 
liegen, nebeneinander gar nicht mehr bejtehen Fünnen. Früher war es der 
Norddeutiche Bund, der Baiern, Wiürtemberg, Baden und dem jüdlichen 
Hellen entgegengetreten it, nun iſt von der einen Gruppe Würtemberg, 
Baden, das jüdliche Helfen weg, und Baiern ift allein geblieben. Der Nord» 
deutjche Bund, der früher diefen Staaten entgegengetreten ift und jeine Ver: 
tretung im Bundesrathe und der Bundesverfammlung gehabt bat, eriftirt 
nicht mehr, und an deifen Stelle iſt ein Deutiches Neich getreten. Dieſes 
Deutjche Reich ift num, täuſchen ir und darüber nicht, perfekt, ob wir heute, mor— 
gen oder übermorgen Ja oder Nein jagen. Daran kann fein Menjch etwas 
ändern; wir jehen das jchon aus den Zuſammenſtelluugen, die und gemacht 
worden find: wir haben einen Vertrag Baiernd mit dem Deutſchen Reiche. 
Das Deutſche Neicy als jolches wird proflamirt werden, es wird mit oder 
ohne uns in’d Leben treten. Nun, meine Herren, wird es abfolut nothwen— 
dig jein, einen neuen Zollvereinsvertrag abzujchließen. Es ift gar micht 
anderd möglich, denn mit dem bisherigen Zollvereinsvertrage kann man ſchon 
ftantörechtlich gar nicht mehr forthaufen, das Zollparlament eriftirt einfach 
nicht mehr, — das ift meine Meinung; dem Zollvereine mangelt ein jehr 
wejentlicyes Glied jeiner Organijation, und wenn Sie die Verträge nicht 
annehmen, jo kann ich mir im gegenwärtigen Momente jchon ſehr ſchwer 
denfen, wie die Gejcyichte überhaupt auch nur bis zum Jahre 1877 ſich ges 
ftalten joll. Es it höchſt wahrjcheinlich, da, da Niemand daran denfen 
fann, das nicht mehr rechtlich beitehende Zollparlament einzuberufen, daß 
diefer ganze Faftor binausfallen wird, und daß die ganze Legislation eben 
weil der vorausgeſetzte Faktor weggefallen it, vollitändig ftille fteht. Das 
würde in Allgemeinen ein jo enormes Unglüc allerdings nicht jein, allein 
es beweift, dab die Kündigung der Verträge jchon aus dem Grunde folgen 
muß, weil ein neuer Vertrag abgejchlofien werden muß, da man mit dem 
alten nicht mehr forthauſen kann. Nun bin ic) allerdings der Meinung des 
Hern v. Schlör, daß es gar nicht möglidy fein wird, den Zollverein zu 
ſprengen. Es wird nicht möglidy fein, jene Bande — denn es find nicht 
blo8 materielle, jondern auch geiftige Bande, welche Baiern mit dem übrigen 
Deutſchland verbunden haben und zur Zeit noch verbinden — zu zerreißen 
und zu zerichneiden. Aber, meine Herren, Sie fünnen aus diefer Unmöglich- 
feit, wie mir wenigitens jcheint, gewiß feinen Schluß in Ihrem Sinne ziehen; 
denn dieſe Unmöglichkeit involvirt eben das, was id) beweiſen will, daß nem: 
lih Sie dann jene Bedingungen annehmen müſſen, weldye man Ihnen ftellt, 
wenn die ganze Zollvereinäsfrage in's Gleiten fümmt, und — nody einmal be— 
tont — nicht die preußiſche Regierung, jondern der Deutjche Reichs— 
tag ift ed, mit dem dann die Bedingungen verhandelt werden und Sie kön— 
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nen ſich ungefähr ein Bild davon machen aus dem, was gerade die Abge- 
ordneten der Fleinern deutichen Staaten letzthin im Neichstage geäußert haben, 
— wie diefe Bedingungen ausfallen. Ich halte es alfo in meinem Sinne 
allerdings für unmöglich, daß der Zollverein gefündigt wird; aber ich halte 
es nicht in abstracto für unmöglich. Ich halte ed allerdings für möglich, 
daß fih im diefem Haufe eine Drittele-Minorität, vielleicht aucdy eine Majo- 
rität finden wird, welche die ganze Zollvereinsfrage außerordentlich leicht 
nimmt und die ganze materielle Entwidlung unjeres Landes auf die Karte 
eines Programms ſetzt; aber ich halte es für unmöglidy, daß dieſe Partei 
oder Fraktion einen Miniiter findet, der feinen Namen unter Verfügungen 
jet, weldye dieſer Politif Ausorucd geben. Das ift unmöglih! Denkbar 
meine Herren, denfbar iſt Alles, denkbar it auch. daß wir jenem Abgrunde 
zutreiben, wohin die Kündigung der Zollvereinsverträge führt und daß wir 
dann dem Zuftande, der dann eintreten wird, nicht ausweichen Fünnen. Sch 
fann da nicht mit ſtatiſtiſchen Ziffern fommen, und wenn ic) es könnte, würde 
ich es nicht thun; denn ich würde da ein jehr trügertjches Material haben. 
Wir wiſſen aber Alle das, und wir willen das ganz bejtimmt, dab im 
Rahmen des Zollvereind unfere Industrie groß geworden ift, dat fie fich jo 
entwidelt bat, daß fie in einer Reihe von Branchen jelbjt der übermächtigen 
engliichen Induſtrie entgegentreten könnte, dab fie der durdy enorme Zölle 
geichüßten franzöfiichen Induſtrie entgegengetreten ift, daß auch die Entwick— 
lung der Landwirtbichaft im Nahmen des Zollvereins im Großen und Ganzen 
eine glücliche gewejen it. Wir wiſſen aber nidyt, welcher Zuftand dann 
eintreten wird, aber wir können uns annähernd ein Bild davon machen. 
Baiern bezieht gegenwärtig aus dem Zollvereine eine Brutto-Cinnahme von 
11,324,480 fl. Diejer Ginnahme jteht eine Ausgabe von 1,894,500 fl. ent- 
gegen — ich entnehme dieje Ziffern dem letten Budget, vielmehr dem Budget— 
Entwurfe — jo daß eine Einnahme von 9,429,920 fl. und aus dem Zollver- 
eine zufließt. Um, meine Herren, diefe Berechnung in Prozentſätzen der Steuern 
auszudrüden, find eö 94) unjerer gegenwärtigen Steuer. Täuſchen wir ung feinen 
Augenblif! In dem Momente, in dem wir aus dem Zollverein draußen find, 
machen wir unter dieje Ziffer einen Strich und jchreiben ftatt jo und jo viel 
benannten Ziffern lauter Nullen, d. b. mit andern Worten wir verzichten auf 
dieje Finnahme von 9,430,000 fl., wir verzichten auf eine Einnahme, welche 
94 Steuerprogent repräjentirt. Man jagt: „Baiern kann ja jelbit ein Zoll 
gebiet bilden, eö kann wenigſtens theilweije diefe Einnahmen ſich verjchaffen.” 
Meine Herren, es wäre dies vielleicht möglich gewejen, wenn Wiürtemberg 
nicht im Deutichen Neiche wäre, mit Würtemberg ein derartiges Gebiet zu 
bilden, obgleich es im hödyiten Grade unzwedmäßig geweien wäre; denn die 
Erfahrung bat gezeigt — es bat ja jchen einmal ein baierijch-würtembers 
giicher Zollverein beitanden — dat die Zollbewachungefoften jo enorm find, 
dab ein ungeheurer Theil der Einnahmen davon verichlungen wurde, und 
daß finanziell ein ſolches Erperiment jehr jchlecht wäre. Aber nachdem Wür- 


— —— up. Bar — — 


a — 


— 


734 Baiern. Kammer der Abgeordneten. 


temberg draußen ift, iſt es für Baiern vollftändig unmöglich, fich an den Gren- 
zen des Zollvereins als bejonderes Zollgebiet zu Fonftitwiren. Das brauche 
ich nicht weiter auseinander zu jeßen. Es wäre blos Etwas möglich: dafı 
wir uns, wie die Schweiz im Großen und Ganzen jet thut, alö ein bejon- 
dered Freihandels gebiet zwiſchen zwei große Länder jegen. Das würde 
für unfere Induftrie im gegenwärtigen Augenblicke allerdings die entjeßlichiten 
Folgen haben. Unjere Baummwollinduftrie in Augsburg und Schwaben würde 
von der würtembergijchen Induftrie — denfen Sie, nur wie nahe die Zoll- 
grenze ift — im Verlaufe vielleicht weniger Iahre vollitändig überflügelt 
und niedergeworfen — ein für die Aktionäre vielleicht viel weniger jchäd- 
liches Ereigniß, ald für die Arbeiter; denn die Aktionäre haben jo ziemlich, 
was zu gewinnen tft, mwenigftend zum großen Theil, im Trocknen. Welchen 
Einfluß das auf die Kandwirthichaft haben wird, das brauche ich Ihnen nicht 
weiter auseinander zu jeßen, es kann ſich Ieder dies jehr einfach an den 
Fingern abrechnen. Aber ich gebe zu, es kann diefer jchlechte Zuftand ein 
vorübergehender jein; in 20 oder vielleicht 25 Jahren, ich weiß das nicht, 
kann es vielleicht bejjer werden. Aber dad weiß ich ficher, daß wir auf 
unjere Staatdeinnahmen in dem Betrage, wie wir fie bis jeßt vom Zollver- 
eine bezogen, verzichten würden; und wenn man rechnet, daß wenn wir in 
das Deutjche Reid) eintreten, wir 146%, Prozent Steuererhöhung Befommen, 
jo rechne ich Ihnen mit den 80 Prozent ded Herrn Kolb, daß wir dann 
174 Prozent, ohne das „I; Prozent Steuererhöhung befommen. Das iſt auch) 
eine Rechnung, die jehr einfady ift. Es wäre mir nicht eingefallen dieje Be- 
rechnung aufzuitellen, das jage ich aufrichtig, aber wenn auf der einen Seite 
ſolche hypothetiſche Berechnungen gemacht werden, jo muß ed auch auf der 
andern Seite geftattet jein zu zeigen was kommen kann. Es fommt dann 
noch etwas dazu, und das wiegt, ich geitehe ed aufrichtig, viel jchwerer, ala 
die Auflöjung des Zollvereind. Im einem Punkte gebe ich dem Herm 
Referenten Recht; er jagte einmal, wenn ed unjere politijche Ehre erfor- 
dert, jo fommen dieje materiellen Rüdfichten in zweiter Neihe. Ich fee auch 
den Zollverein daran, wenn unjere politiiche Ehre es erfordern würde, auch 
mir ftehen dieje materiellen Erwägungen in zweiter Reihe; aber ich mache 
Sie auf etwas aufmerkſam, was auch theilweije und zwar jehr jchwer, im 
dad materielle Gebiet überſchlägt. Ich bin der feiten Meinung, dab 
die politiiche Unficherheit in Europa nicht eher geändert wird, als bis 
in der Mitte diejes Welttheild jene geficherte und ftarfe Macht entiteht, welche 
dad Deutjche Reich jeiner Zeit bilden wird, und diefe geficherte und jtarfe 
Macht wird nicht vollftändig fein, wenn Baiern nicht derjelben beigetreten 
ift. Die Erfahrung bat ed uns, glaube ich, und zwar mit blutiger und 
feuriger Schrift gezeigt, dab das jelbitändige Beſtehen diejer jüddeutichen 
Staaten über furz oder lang nothwendig zum Kriege treiben muß, und wenn 
dad Deutſche Reid) nicht entitanden ift, wenn Baiern daraus bleibt, wird 
dieſe unfichere age immer nod) fortbeftehen. Man hat, wie ed inöbejondere 
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von der Seite ded Herrn Abgeordneten Greil gejchehen ift, die gewiſſer— 
maßen ald cine Art verjönlichen Vorwurfs aufgefaßt, als einen perjönlichen 
Vorwurf, der von Seite eines Redners irgend einem Mitgliede auf der an— 
dern Seite des Haufed gemacht werden wollte, ald conjpirire er mit dem Aus— 
lande, als ſei er Schuld daran, daß die Franzoſen noch Hoffnungen auf ung 
ſetzen. Meine Herren, ich glaube, es kann das feinem Menjchen einfallen, 
und mir fällt das am wenigiten ein. Die Gefahr liegt nicht in dem, was 
ein einzelnes Mitglied dieſes hohen Hauſes will oder nicht will; die Gefahr 
liegt in der ganzen Situation, und wenn ich mid) auf die Situation berufe, 
jo habe ich da feine befjere Autorität ald den Herrn Referenten jelbit. 
Es war bei Gelegenheit der Berathung der Zollvereinäverträge, ald der Herr 
Referent, der hiltoriich gewiß ganz richtige und unanfechtbare Bemerkungen 
über die Allianzverträge machte, dat er den Verzicht Baiernd auf eine Son- 
derbimdelei nicht gering anjchlage jondern denjelben für viel, jehr viel, für 
jo viel halte, dab ein folcher Verzicht in der ganzen baieriſchen Gefchichte 
noch) gar nie dagewejen iſt. Er hat dann wörtlich fortgefahren: „In jeder 
großen Krifid war Baiern vordem der Verbündete des Auslandes insbeſon— 
dere Frankreichs.“ Er bat an einer andern Stelle jeiner Rede, ald er die 
Gejdyichte feiner Wiederwahl erzählt, die mir damals außerordentlich auffal- 
lende, aber ganz unwiderjprechlich richtige Bemerkung gemacht, daß er, als 
jein Mandat einer Wiederwahl unterlag, den Wahlmännern jeines Kreijes 
einen Brief gejchrieben habe, in weldyem er jagt: „Allem Anjcheine nach 
werde ed in Baiern demnächſt nur zwei Parteien geben; nämlich eine 
franzöfifche und eine deutjche, und ich wollte Niemand im Zweifel 
darüber lafjen, welcher diefer Partei ich angehöre." Daß der Herr Referent 
damals und auch jpäter ganz unzweifelhaft der leßteren angehören Partei wollte, 
ift etwas, was ich ihm damals zur großen Ehre anrechnete. Allein, meine 
Herren, die TIhatfachen die er fonftatirt hatte, beitehen, und wir würden 
wirflich wie der Vogel Strauß handeln, der etwas Unangenehmes nicht jehen 
will und den Kopf in den Sand verjtedt, wenn wir unjere Augen dieſer 
Thatfache gegenüber verjchlöffen. Wenn Sie unſere Prefje flüchtig durch— 
lejen wollen — ed wird mur ein paar Schritte in unjer Zejezimmer bedürfen 
— jo können Sie darüber, daß die Aeußerung ded Referenten nicht blos 
damals, jondern auch heute noch richtig ift, feinen Augenblid in Zweifel fein. 
68 ift von mehreren Seiten diejed hohen Haujes betont werden, daß unjere 
Beichlüffe auf die Fortdauer diejed Krieges, auf das framgöfiiche Volk von 
feinem influffe jein werben. Das franzöfiiche Volt habe fich ſchon von 
jelbft aufgerafft und unſerer Beichlüffe nicht bedurft. Das ift in einem ge- 
wiljen Sinne richtig, und derjenige Herr, welcher das gejagt hat, hat volk 
fändig Recht gehabt, wenn er jede perjönlidye Infinuation in diejer Beziehung 
zurüdgewiejen hat. Allein, meine Herren, daß man in dieler Beziehung 
außerordentlih vorjichtig jein muß, das haben die Thatjachen ge- 
lehrt, von denen ich ſogleich jprechen werde. Meine Herren, der Herr 
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Referent hat im derjelben Rede, in welcher er über die Annahme oder 
die Nichtannahme der Zollvereinsverträge geiprochen hat, damals die Bemer— 
fung gemacht: wenn der baieriſche Kandtag, insbejondere diejes hohe Haus „Nein“ 
zu diejen Verträgen jagt, jo wird das ein Schlag fein, der durch ganz Europa 
nachzittert. Damals, meine Herren, war ich nicht ganz der Meinung des Herrn 
Referenten, ich habe damals nicht die Anfidyt gehabt, dab unjerm Votum 
jene außerordentlidye Bedeutung zukommt, allein das, meine Herren, weiß id) 
beitimmt und ich glaube, der Herr Neferent wird mir dad nicht wider: 
Iprechen, daß, wenn wir heute „Nein” jagen würden, dann das ein Schlag 
jein würde, der durch ganz Guropa nadhzittert, am Allermeijten aber in 
Sranfreidy. Das franzöfiiche Volk hat allerdings nicht auf und und unjere 
Ermuthigung gewartet, ald es fidy erhob, aber es beginnt jeit geraumer Zeit 
müde zu werden, und die Madythaber, welche jebt diktatorijch den Krieg 
a outrance fortjegen, juchen nad) jedem Strohhalm, den fie dem Volke hin- 
reichen, um dafjelbe zur weiteren Fortjeßung des Krieges zu veranlafjen. Es 
ift jetzt nicht ganz leicht, mit einer großen Anzahl Beweijen zu fommen, die 
Beweiſe liegen aber, glaube ich, in den Thatjachen jelbit und in dem, was 
wir täglich in allen Zeitungen leſen. Daß es jo ift, daß man auf das, was 
in Baiern gejchieht, immer in Frankreich noch große Hoffnungen jeßt, dab 
man den Sranzojen immer nody vorjchwindelt: Mit Baiern ift ed nicht voll- 
jtändig in Drdnung, die Baiern gehen nädyitens zurüd, — dafür babe idy 
z. B. einen Beweis in der amtlichen Korrejpondenz Havas, von der mir ein 
Blatt vorliegt vom 18. Dezember 1870, das mit der Ballonpojt aus Paris 
gekommen ift, und in dem ausdrüdlich zur Ermuthigung der Franzojen ge 
jagt wird, daß die Baiern in ihre Heimath zurüdfchren wollen. Es find 
mir über diejen Punft eine ganze Reihe Briefe von Soldaten und Offizieren 
zu Handen gefommen; ich babe fie theils anonym theils nicht anonym zus 
geichict befommen. Ic, hätte auch in der Beziehung ein reichlicdyes Material. 
Ich habe da einen Brief von einem Landwehroffizier vor mir, in dem es 
wörtlich heißt: „In Orleans haben wir ein franzöfiiches Journal erwiſcht, 
in welchem die franzöfiiche Nation zum Ausharren aufgefordert wird, indem 
die baierijche Kammer bereits die Zurüdziehung der baterijchen Truppen vers 
langt, und dadurdy die Preußen jehr gejchwächt würden.“ Das ift nun 
allerdings nicht richtig, und ich führe das nur zum Beweiſe der Thatſache 
auf, wie vorfichtig man in joldyen Dingen jein muß. Ginen weiteren Be: 
weis habe ich exit geitern befommen. Das Journal, weldyes gegenwärtig die 
Beziehungen Frankreichs zum Ausland am meiften und intenfiviten vermittelt, 
it unzweifelhaft die Independance belge, ein in Brüffel erjcheinendes 
Sournal, welches aber volljtändig im Sinne der franzöfiichen Republif ges 
ichrieben ift. Tie Nummer vom 13. Januar 1871 bringt nun über die 
Verhandlungen unjerer Kammer über unjeren letzten Militärfredit nichts 
Anderes, alö die Nede des Herrn Kolb, und zwar jo getreu, daß jie nur 
aus einem jtenographijchen Protofolle entnommen jein fanın; ſie bringt dieſe 
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Rede eben jo genau, wie fie in dem ftenographiichen Berichte jteht. Es 
beiit da: „Parmi les discours prononces: à la seconde Chambre de 
Baviere par les orateurs de l’opposition, dans la discussion des eré— 
dits militaires, un des plus remarquables a &t& celui de M. Kolb.“ 
Ich führe dieſe Thatjache nur zum Beweiſe deſſen an, wie vorfichtig man 
in diejen Dingen jein muß, und wie ein Beſchluß diejes hohen Hauſes aud) 
auf die Fortſetzung des Kriegs, auf die Ermuthigung des Feindes wirfen 
fann. Ich würde es nicht über mid, bringen, irgend einem Mitgliede diejes 
Hauſes auch nur den indireften Vorwurf zn machen, daß es dies gewollt 
babe, aber daß es durch die Thatjache geichieht, das jcheint mir unwider— 
ſprechlich. Herr v. Hörmann bat in jeiner Nede ſehr richtig bemerft: 
Yallen Sie Baiern aus dem Deutſchen Neiche, laſſen Sie Baiern zwijchen 
Preußen und Oeſterreich, jo wird es nicht ein Verbindungsglied zwiſchen 
diejen beiden Staaten werden, jondern eö wird der Tummelplatz auf der 
einen Seite der preußiichen, auf der andern Seite der öfterreichijchen Intri— 
guen jein, und das jcheint mir ganz zweifellos: es wird die Itändige latente 
Kriegsurjache werden, die wir ins alte Europa bineinjegen], und wenn Sie 
jagen, dat; Baiern zwijchen diejen beiden Staaten jeine precäre Griften; 
fmiten kann, jo fann ich nidyt annehmen, dat Jemand in dieſem Haufe das 
für möglich halten würde. Baiern winde im Frieden zwijchen diejen beiden 
Staaten zerrieben werden, wie ich diejes Papier zerreibe, und eö würde im 
Kriege zwiſchen den wuchtigen Mächten, wenn dieje aufeinanderplaßen, einfadı 
jermalmt werden. (Bravo!) Ich kann nicht die Garantie dafür übernehmen, 
wenn Baiern in den Bund eintritt, daß wir dem golden Zeitalter entgegen- 
geben, dab wir einen ewigen Frieden haben, aber das glaube ich mit 
Sicherheit jagen zu fünnen, dab die Interefjen nicht nur, jondern aud) der 
Wille der Deutſchen Nation einem derartigen friedlichen Zuftande mit aller 
Macht entgegenitrebt. Man bat joviel von der dyauviniftiichen Gefinnung 
der Deutjchen Nation gejprochen, daß vielleicht auch in dieſer Beziehung ein 
Wort der Entgegnung nothwendig ilt. Wenn id aufrichtig jein darf, jo jage 
ih: Wenn der Krieg, den wir jeßt führen, nad) der Schlacht bei Sedan 
jein Ende genommen hätte, wenn der Krieg wirklich nichts anderes gewejen 
wäre, alö ein jogenannter militärticher Spaziergang nad) Frankreich, von dem 
man oft geiprochen hat, jo geitehe icy Ihnen, ich würde die Befürchtung 
gehabt haben, daß in Deutichland jener Geilt aufgefonmen wäre und daß 
wenn jener Geilt in den oberen Regionen geherricht hätte, die Nation ihm 
nicht den gehörigen Widerjtand entgegengejett hätte; allein, wer nad) den 
Ergebniſſen diejes Krieges, nad) der Wendung, die diefer Krieg genommen 
bat, jet noch eine chauviniitiiche Luft am Kriege an und für fich hat, um 
den Preis einer Öloire, wie es Frankreich gethan, um den Preis des bloßen 
Ruhms der Deutſchen Nation jett einen neuen Krieg auf den Hals laden 
würde: der würde in meinen und ich kann jagen in den Augen des ganzen 
Deutichen Volks ein Verbrecher an der ganzen Deutſchen Nation. Die 
Materialien LI. 47 
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Deutiche Nation will den Krieg nicht, ımd wenn die gefammte Deutſche 
Nation den Krieg nicht will, wird fie ihm auch nicht haben. Ich wüßte 
nicht, in weldyer Nichtung diejer Krieg kommen jollte. Man bat Ihnen das 
Schreckgeſpenſt dieſes Krieges mit Defterreich vorgeftellt. Nım, meine Herren, 
iſt diefem Scyredigeipenft zu ſehr ungelegener Zeit jener Depeſchenwechſel 
entgegengetreten, der in den letten Tagen ftattgefunden hat, und der, wie 
ich aus einem flüchtigen Blicke in den heutigen Zeitungen vorhin gejehen 
babe, auch beute in den beten Tagen noch jeine freumdichaftliche Betätigung 
gefunden bat. Nun jagt man: aus dieſem Depeſchenwechſel folgt nichts, 
das ift blos leered Papier. Ich wäre begierig, wie man argumentirt bätte, 
wenn diefer Depejchenwechjel nicht jtattgefunden hätte. Man wirde gejagt 
haben, Preußen bat nicht einmal nothwendig gefunden, Deiterreidy den 
geringiten entgegenfommenden Schritt zu thun, Defterreich mußte dadurd) 
verlettt werden und es müſſen Zuftände eintreten, die notbwendig zum Kriege 
führen. Setzt ift das Gegentheil gejcheben, jett ift diefer entgegenfommende 
Schritt gethan, ed bat die öſterreichiſche Negierung, — nidyt Herr v. Beuſt, 
jondern der Kaijer hat diefen entgegenfommenden Schritt in eben jo entgegen: 
fommender Weije beantwortet, — und jeßt jagt man: „Die ganze Gejchichte it 
blos leeres Papier, nur ein Austaufch von Redensarten.“ Diejer Argumen: 
tation kann ich nicht folgen, das iſt eine Argumentation, weldye mag fonımen 
was da will zuleßt à tout prix Recht behalten will. Die Deutjche Nation, 
in ihrem Parlament geeinigt, wird umd muß, wie fie es bis jeßt gethan hat, 
ehe ihr diejer Krieg aufgenötbigt und aufgezwungen wurde, eine friedliche 
Entwicklung anitreben. — 63 war ein Mann, defjen nattonal= öfonomijche 
Kenntniffe ich jeher body achte, Profeſſor Schäffle, der vor nicht langer 
Zeit den Deutjchen Wolfövertretern den Rath gegeben hat, fie möchten doch, 
ftatt fich im abftrufen politischen Diskuffionen zu bewegen, einmal mit den 
materiellen Gejeßgebungen, die bei uns jo furchtbar im Argen liegen, fid) 
bejchäftigen. Diejen Rath, meine Herren, hat der Norddeutſche Neichstag 
bis jetzt in bervorragendem Mahe befolgt. Die größten Feinde der dort 
beitehenden Zuſtände müſſen jagen: Was die materielle Entwidlung der 
Gejeßgebung betrifft, iſt ſie muſterhaft, — und ich, meine Herren, fürdyte nicht, 
daß fie weniger muiterhaft werden wird, wenn wir Baiern noch dazu 
fommen. — Man fürchtet die Majorifirung im Norddeutichen Reichstag, als 
ob dort die einzelnen Fragen nad) Staaten und nach den Angehörigen in 
den Staaten entjchieden würden. Die Intereflen, die Sie bier vertreten, 
find im Norddentichen Reichstage ebenjo vertreten, ja theilweiſe noch itärfer. 
Für jeden Induftriellen, für jeden Fabrifheren, den Sie bier in der Kammer 
haben, jißen dort 20, 30 und 40, für jeden Grumdbefiter, den Sie bier in 
der Kammer baben, fit eime viel größere Anzahl dort. Wenn man der 
Zufammenjeßung des Norddentichen Reichstages bis jeßt einen Vorwurf hat 
machen können, jo war e8 der, daß das grundbeſitzende Intereſſe viel zu 
jehr in demfelben überwogen hat gegenüber den anderen Faktoren des Staates. 
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Ich ergreife dieſe Gelegenheit, um mit ein paar Worten auf Idie Anträge 
zurücdzufommen, die ich mir angeeignet, für die ich aber einen ausdrüdlichen 
Antrag in dieſer Kammer nicht geitellt habe. Die landwirtbichaftlichen 
Vereine in Baiern, wenigitend ein großer Theil derielben, haben bereits 
gefühlt, daß die Entwidlung der Landwirthichaft in dem großen und ganzen 
Deutichen Neiche viel ficherer vor fich gehen könne, als in dem kleinen 
Bezirke bei und, und fie haben den Antrag an die baierijche Regierung 
geitellt, — einen Antrag, der mit den Norddeutichen Landwirthen vereinbart 
und bereits vor längerer Zeit dort ſchon bejchloffen worden ift, dahin gehend: 
„Die baierijche Regierung möge dahin wirfen, daß zu den ftändigen Aus- 
ichüffen des Bundesrathd auch ein Ausſchuß für die Landwirthſchaft komme.“ 
Ich finde es jedody nicht für angemefjen, jeßt in dem Stadium der Debatte, 
wo es ſich um Ablehnung oder Nidytablehnung der Verträge handelt, mit 
jolchen Ausführungsbeitimmungen zu fommen. Es genügt, wenn die fönig- 
liche Staatsregierung von diefem in Baiern lebhaft herworgetretenen Wunſche 
Kenntniß nimmt. — Ich komme, meine Herren, zum Schluſſe. Ich erlaube 
mir, Ihre Aufmerfjamfeit nur noch auf verhältnißmäßig jehr wenige Minuten 
in Anſpruch zu nehmen. Ic habe mir gedacht: Welchen Zweck, weldye Ab- 
ficht Fann man jet in der gegenwärtigen Situation dabei haben, wenn man 
die Verträge ablehnt und zum Falle bringt? Es find dabei mur zwei 
Dinge möglidy: Entweder will man die Entwidlung blos aufhalten, oder 
man will den Eintritt Baiernd in das Deutjche Reich vereiteln. Nehmen 
wir einmal das Erſte an. Daß Iemand in diefem Haufe, lediglic um ſich 
das findifche Vergnügen zu maden, das Seinige dazu gethan zu haben, 
dat die Sache jet nicht, Sondern in zwei Monaten zu Stande fommt, 
gegen die Verträge ftinnme, das bin ich nicht berechtigt anzunehmen und 
dieje Zumuthung weije ich gleich) von vorheherein zurüd. Allein man jagt 
und zwur von vielen Seiten: Dieje Verträge wideriprechen unjerem Programme, 
und wir find nicht berechtigt, zu diejen Verträgen „Ja“ zu jagen. Nun, 
meine Herren, es iſt mit jolchen Programmen eine eigenthümliche Sache. 
Das Papier ift außerordentlich geduldig und man hat jchon alles Mögliche 
von Programmen gejehen, allein die Ihatjachen find nicht blos über Ihr 
Programm — Sie braudyen nicht zu glauben, dab Sie darin ein bejonderes 
Unglüd haben — jondern über jo viel andere Programme, die in Deutjch- 
land aufgeitellt worden find, hinweggegangen, dab darüber gar nicht mehr 
zu jprechen ift. Meine Herren! Wir können die thatjäcdhlichen Creigniffe 
nicht anderd machen, als fie find. Das Ausjchußprotofoll läßt zwar den 
Herm Juftizminifter fagen: „Das Minifterrum habe die Ereigniffe ge 
regelt;” allein es ift, glaube ich, ein Druck- oder Schreibfehler. Es wäre 
in manchen Punkten jehr angenehm geweſen, ein Minifterium zu haben, 
welches die Greigniffe jo in der Hand hat. Im Ganzen ift aber dieje Ent: 
deckung noch nicht gemacht, und wir müſſen die Greignifje nehmen wie fie 
find. Nun ift mir allerdings eine Logik verftändlich, welche aus den Prä— 
47° 
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miffen, die ich gegeben habe, die Folgerung zieht, fortzugehen und das 
Mandat niederzulegen, allein nicht eine Logik, welche dazufommt, zu den 
Verträgen „Nein“ zu jagen. Meine Herren, was würde die Folge diejes 
„Nein“ jein? Es it Keiner in diefem Haufe, der jagen fünnte, auf meine 
Stimme allein fommt es nicht an. Es war z. B. in Würtemberg ganz an— 
derd. In Würtemberg konnte die Minorität, die „Nein“ gejagt bat, mit 
der berubigenden Ueberzeugung „Nein” jagen, dab es auf ihr „Nein“ gar 
nicht anfonıme, fie hat ſich im der außerordentlich bevorzugten Lage jeder 
Minorität gefunden, welche im Stande ift, ihre außerordentliche Prinzipiens 
treue zu wahren mit dem Bewußtjein, es Ichadet ja nicht. Allein bei uns 
it die Sache ganz anders. Es it fein Mitglied diefes hoben Haujes, das 
nicht jagen fann und jagen muß: Auf meine Stimme kommt es gerade an, 
und wenn id) anders geitimmt hätte, wäre Alles vermieden worden, was 
hernach fam. Das iſt das Ernſthafte unferer Situation und deshalb ſprechen 
wir jo lange und eindringlich über diefen Gegenstand, — viel länger und ein: 
dringlicher, ald man im Mürtemberg geiprochen bat. Nun, meine Herren, 
jagt man: „Wir wollen die Verträge nicht, und die nächſte Wahl wird 
ſchon zeigen, daß das baieriſche Volf fie auch nicht will.“ Ich hoffe vor 
Allen, dat das baieriſche Wolf, wenn e8 in die Lage fommt, diejes Votum 
abzugeben, ein gut unterricdhtetes jein wird und nicht ein jo unterrichtetes, 
wie wir vorhin aus dem Stadtambofer Volksblatt geieben haben. Allein das 
Reſultat einer Wahl läßt ſich nicht mit abjoluter Sicherheit vorausſehen. 
Wir haben ein lebhaftes Veiipiel davon in Würtemberg. Kein Yand in 
Deutichland it politiich jo von Parteien durchgearbeitet wie Würtemberg. 
In MWürtemberg bat man, wenn man jo jagen darf, einen Wahlfatafter 
gehabt, hat man im jedem Bezirfe auf 100 und eine halbe Stimme vor: 
auszufagen fich getraut: der Kandidat wird; jo viel Stimmen haben und 
der jo viel, und troßdem iſt die Gejchichte vollitändig anders gegangen, ald 
man fidy erwartet bat. Sie ift weit über Erwarten zu Gunften der Ver: 
träge ausgefallen, weit über das Erwarten Derjenigeg, welche für die Annahme 
der Verträge waren, und fie ift weit unter der Erwartung Derjenigen ge 
blieben, welche die Ablehnung der Verträge angeftrebt haben. Gerade jo 
fann es audy bei uns gehen. Niemand wei mit Sicherheit zu jagen, wie 
die nächſten Wahlen ausfallen werden, aber Etwas weiß ich mit Sicherheit 
zu jagen: dat wir einen Wahlkampf haben werden, vor dem mir, ich jage es 
ganz offen, vor dem mir jchaudert. Wir lejen es bereits in einer Anzahl 
von Blättern angekündigt, der nächſte Kampf werde ein Kampf aufs Mef- 
jer jein. Das ijt blos eine bildlicdye Nedensart, allein das Bild überjeht 
ih mandymal im Drange des Augenblides in der jchredenerregenditen 
Weiſe in die Wirklichkeit. Ich will, meine Herren, — ich jage das ohne 
Rüdficht auf die Partei, der ich angehöre, und weldye vielleicht, Niemand 
weit das ganz gewiß, vielleicht durch die Neuwahl gewinnen kann, jogar 
nad) Wahrjcheinlichfeitöberechnung gewinnen wird, ich ſage das ohne Rück— 
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ficht auf irgend eine Partei — ich will dem Wolfe den Wahlfampf 
erjparen. Man jpricht davon, dab unjere Deutjchen Krieger aus dieſem 
Kriege verwildert hervorgehen würden. Ich weiß nicht, ob das der Fall jein 
wird, aber das weih ich beitimmt, dab wenn das bairiſche Volk noch einen 
oder zwei joldye Wahlkämpfe durchzumachen hat wie den letzten — und fie 
werden noch ärger — dab es dann aus diefen Wahlkämpfen verwildert und 
anderö hervorgehen wird ala in diejelben eingetreten it, umd das, meine 
Herren, wollen wir dem Volke erjparen. Wir reden bier in diefem Saale 
außerordentlidy leicht über diefen Gegenftand; man jagt und: „Ia Ihr jeid 
die Herren, macht das anders, haltet die Agitation zurüd!" Meine Herren, 
der Herr Referent und viele von Denjenigen, die auf jeinem Standpunfte 
itehen, wiſſen das jo gut wie id), daß in diefem Saale Wenige find, viel 
leidyt Niemand, der dies in der Hand hat. Ich mache Niemanden in die: 
jem Saale für die Ausjchreitung der Preffe der Parteien verantwortlich. 
Sch weiß, es liegt nicht in unjerer Macht, die Dinge anders zu machen, — e8 
liegt nicht in der Macht irgend Eines und liegt auch ganz gewiß nicht, troß 
allen Scharffinnes, den er bei Beurtheilung dieſer Dinge angewendet hat, 
in der Macht des Herrn Referenten. Ich erinnere mic) noch jehr wohl, 
dab die Zeiten nody nicht lange vorbei find, daß die Drgane feiner eigenen 
Partei, diejelben Drgane die ihm jonit „Hoſianna“ zuriefen, das „Sreuzige 
ihn“ über ihn gejprochen haben. Halten Sie aber, meine Herren, für möglich, 
durch eine Neuwahl und die jetige Ablehnung der Verträge die ganze Si— 
tuation zurüdzujcrauben und die Annahme unmöglich zu machen? Denfen 
Sie daran, wie ſich die Situation geändert hat! Mit weldyem Getite find 
wir am Eingange des Jahres 1870 in diejen Saal getreten, welche Reden 
find damals gehalten worden und wie find die Ereigniſſe über diejen Reden 
hinweg gegangen! Wenn, meine Herren, zu der Zeit, als die Zollvereins- 
Verträge berathen worden find, wenn damals, als jo viel Böjes über die 
Allianzverträge gejagt worden ilt, Iemand gejagt hätte: Es werben Feine 
drei Jahre über das Land hingehen, jo werde in diefer Kammer ein Aus— 
ſchuß fein, deffen Neferent, derjelbe, der jeßt vor und fteht, und den Vor- 
ſchlag machen werde, mit Preußen Unterhandlungen zu pflegen, die auf 
die innere Ausbildung des Allianzvertrages und Erweiteruns 
gen der Competenz des Zollparlaments gehen: — würde man einen 
Solchen, der das damals prophezeit hätte, nicht für einen ausbündigen Narren 
gehalten haben? Und doch, meine Herren, ift es jo geichehen, und warum 
it e8 jo geichehen? Sie mögen jagen was Sie wollen: weil der nationale 
Geift im Volfe erwacht ift, ein guter, ein geſunder Geift, und weil fein ein- 
ziger Menfch in dieſem Haufe ift, der fich nicht — willig oder widerwillig — 
diefem nationalen Geiſte unterwerfen müßte; er kann nidyt anders und die 
Anträge, welche der Ausſchuß vorichlägt, diefe Anträge find, wenn auch eine 
ungenügende, jo doch eine Frucht diejes nationalen Geiſtes. Als wir die 
Zollvereinöverträge beriethen, war die Situation in vielen Punkten eine ans 
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dere; der Herr Neferent hatte damald mit manchen feiner Ausführungen 
ganz gewiß mehr vecht als jett; damals war der ganze Nordbund gährend, 
die Unzufriedenheit in den ammectirten Provinzen eine große; der Graf 
Münster Fonnte fie im Jahre 1868 noch als eine wachjende bezeichnen, — der 
Graf Münfter, der zu den treueiten Anhängern der preußiſchen Regierung 
in Hannover gehörte! Jetzt haben fich die Verhältniffe im Verlaufe weni- 
ger Jahre fundamental geändert, und die letzten Wahlen in Hannover z. B. 
haben, wenn ich vecht unterrichtet bin, nur einen oder höchſtens zwei Anhän— 
ger der partifulariftiichen Richtung in die Volkövertretung gebracht, in Heffen, 
in Naffau gar feinen. Damals, meine Herren, war eine jolche Politik wenn 
nicht faktiſch jo doch rechtlich möglid), damals war noch Baden da, es war 
noch Helen da, ed war noch Würtemberg da. Jetzt ift Baden fort, Hefjen 
ift fort, Würtemberg ift fort — wir ftehen allein. Damals haben alle 
Mächte, Deiterreich voran, die innere Gntwidelung der Deutſchen Zuftände 
mit den mißgünftigiten Augen angejehen. Das it jebt ganz anders. Alle 
Mächte, Defterreich voran, England voran, erfennen rückhaltlos den Gang 
der Greigniffe an, wie er die Deutiche Einheit zu Wege gebracht bat. Wir 
haben von jener Seite feinen Einſpruch und, merken Sie wohl, auch feine 
Hülfe zu erwarten, wie man fie damals erwarten fonnte. Meine Herren! 
Der Peſſimismus, der mancher Orten jpuft, der Peifimismus, dem man 
mehrfach in Privatgefprächen begegnet, der Peſſimismus, mit dem man jagt: 
„Wenn einmal die Gefchichte durchgehen joll, wenn wir einmal in den Bund 
eintreten jollen, dann wollen wir lieber gleich ganz amnectirt fein, dann 
wollen wir lieber unſere Sondereriftenz gleich ganz aufgeben“, diejer Peifi- 
mismus, — er eritirt, das wird man nicht läugnen — diefer Peſſimismus iſt 
höchſt gefährlich. Der Einzelne mag ſich ihm an und für fid) hingeben, 
wenn auf feine Stimme nichts ankommt; aber, meine Herren, es ift, glaube 
ich, feiner Partei erlaubt, dieſen Peſſimismus zu treiben, weil fie dadurd) 
das Vaterland ſchädigt. Es war Gato erlaubt, fich jelbit umzubringen, aber 
es war ihm nicht erlaubt, die römiſche Nepublif zu morden. Der jetjige 
Zuftand bei ung — es wird Niemand in diefem Haufe jein, der das zu 
widerjprechen wagt — iſt ein abjolut unerträglicher; die Parteiverhältniffe 
haben fich in einer Weiſe ausgebildet, dab auf lange — ich weiß; nicht welche 
Zuftände des Staated dadurdy nicht gejchädigt würden; es ift ein abjolut 
unerträglicher Zuftand, dat alle Fragen, gar alle Fragen, welche in dieſes 
Haus kommen, nach der nationalen Frage gemefien werden. Es iſt ein Zus 
ftand, der zu den merfwirdigiten Beichlüffen geführt bat, ein Zuftand, der 
für die inmere Entwicklung nidyt nur die höchſte Gefahr bringt, jondern fie 
unmöglich macht, und welcher auch — ich jage das ohne Nücficht auf meinen 
Barteiftandpunft, — der wahren Freiheit im höchiten Grade jchädlich ift. 
Wir haben uns daran gewöhnt, — es tft das eine Wahrheit, die man nicht 
verjchweigen fann — dab wir in diejer Erbitterung des Partei: Kampfes 
Alles blind verwerfen, was von der andern Seite fommt, weil ed von diejer 
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fommt, wir haben den Sat: „ich tue das, von dem ich weiß, daß es 
meinem Gegner unangenehm iſt“ zur Negel unſeres politiichen Verhaltens 
gemacht, und darin liegt die Gefahr für die innere Enwwicklung unferer 
Zuftände, darin liegt die höchſte Gefahr für die Freiheit. Werfen Sie 
doch gefälligft einen Rückblick auf das, was unter der Herrichaft dieſer Zus 
ftände bei uns zu Stande gekommen ift, jehen Sie dody einmal die Pro: 
dukte diejed langen Landtags an, wie fie in unſerem Geſetzblatte vorliegen — 
ich mache dabei feinem Menjchen einen individuellen Vorwurf, denn wenn 
ein Engel vom Himmel geftiegen wäre, er hätte unter den jeßigen Verhält— 
niffen auch nicht mehr zu Stande gebracht — jehen Sie einmal das Gejeß: 
blatt an, was haben wir gemacht? Zwei proviforiiche Steuergejetze, zwei 
Vicinaleiſenbahn-Geſetze und ein proviſoriſches Taxgeſetz. Sehen Sie, meine 
Herren, das kann auf die Länge nicht 'gehen, es kann nicht gehen 
und es kann noch weniger gehen, daß dieje Zuftände immer Ärger wer: 
den. Mir madıt die Sache den Eindruck eined verjchlungenen Kno— 
tend, an welchem von beiden Seiten dieſes Haufed gezogen wird. Der 
Knoten kann jet noch gelölt werden, aber laffen Sie von beiden Seiten 
immer ftärfer an demjelben ziehen, jo wird zuleßt ein gordiſcher Knoten da— 
raus, und wenn er dann einmal durch einen Aleranderhieb mit dem Schwerte 
„gelöit wird, jo wird Niemand in diefem Haufe fein, der nicht frob darüber 
wäre — umd diejen Zuftaud will ich vermeiden! Mein Botum über die Bünd— 
niß-Verträge ift einfach: „Nicht loben kann ich, nicht verdammen“, aber id) 
jehe, daß; es mit ihnen möglich ift, jenen Zuftand der Freiheit zu erringen, 
welcher dem Dentjchen Volke gebührt. Ich glaube wenn wir ein frei ge 
wähltes Parlament mit oder ohne Diäten — denn ich denfe nicht fo gering 
von dem Deutichen Volke, daß ed wegen diefer miferablen Diätenfrage ein 
Parlament von Jaſagern wählte, — ich glaube werm wir ein Parlament 
haben, in dem fich die Stimmen der gefammten Deutjchen Nation frei und 
offen ausfprechen können, werden wir jene Rechte erringen, die ung gebühren — 
wenn wir jelbit etwas taugen. Jedes Volk wird jo regiert, wie es ſchließlich 
ed verdient. Sie fagen, dab Sie zu den Verträgen „Nein“ jagen, und 
zwar, wie Herr Greil jagt, aus Deutichem Gefühle und Deutſchem In— 
tereffe und aus Deutjchem Herzen. Ich beftreite dem Herm Redner nicht, 
daß er dieſer Meinung ift, aber Etwas fage ich ihm: Es wird im ganz 
Deutfchland, in ganz Europa feine hundert Menſchen geben, welche Ihnen 
glauben, dab Sie aus Deutjchem Gefühle und Deutichem Intereffe zu dies 
jem Entſchluſſe gekommen find. Wifjen Sie, welche Gefühle diejes „Nein“ 
hervorrufen wird? Diefes Nein wird in den uns wohlwollenden Staaten 
außer Deutjchland ein allgemeines Staunen hervorrufen. Es wird in den 
benachbarten Fleineren Staaten, welche wir jo verlaffen haben, die allgemeine 
Entrüftung hervorrufen. Dieſe Entrüftung wird in ganz Deutjchland ge 
theilt werden. Es wird den Schmerz eines Ieden hervorrufen, der an der 
wahren, gefunden Entwicklung ſeines engern und weitern Vaterlandes In— 
terefje hat, eö wird nur die Freude Iener erregen, welche den Zutritt Baierns 


744 Baiern. Kammer der Abgeordneten. 


nicht wollen, weil fie den Einheitsſtaat wollen, und die Kreude Jener, welche 
ein geſpaltenes, zerriſſenes Deutichland als ein Objeft ihrer Intriguen win: 
ichen. Meine Herren ich bleibe ein guter Baier und ich jage Ia! (In: 
haltender Beifall.) 


Dr. Jörg (Referent) *): Meine Herren, ich werde auf die ftundenlange 
Rede meines Herrn Borredners, wenigitens auf einzelne Theile derjelben, 
natürlich erit am Schluffe zurücdfommen. Kür jett erlaube ich mir nur 
fürzere Bemerkungen, zunächſt in Bezug auf die Adreſſen, die an mich per: 
ſönlich gerichtet worden find. Sie haben von Herrn Baron von Stauffen: 
berg verjchiedene Stellen -verlefen hören, die ich bei der Berathung über 
den Zollverein im Jahre 1867 geäußert habe. Ja, meine Herren, ich habe 
das gejagt, und alles das, was ich damals gelagt habe in Bezug auf meine 
Stellung zur „Deutichen Partei” gegenüber einer etwa auftaudhenden fran— 
zöftichen, alles das, was ich geäußert habe über meine entſchiedene Abneigung 
gegenüber jeder „Sonderbündelet mit dem Auslande* — wozu ich übrigens 
Deiterreich damals ſchon nicht gerechnet habe — alles das kann ich heute 
noch mit gutem Gewiflen wiederholen. Und weil ich das kann, je finde 
ich darin auch den ftärfiten Troit bei dem Standpunkte, auf dem ich bier 
ftehe, und eben darum, meine Herren, rührten mich auch Shre Grhortationen 
nicht, daß die „Deutjche Pflicht” es gebiete, zu den Verträgen, wie fie uns 
jeßt vorliegen, und gerade zu diejen Verträgen „Ja“ zu jagen. Das iſt 
dad Eine. Herr Baron von Stauffenberg hat gejagt, ich hätte damals 
im Jahre 1867 mich geäußert, unfer „Nein“ zu dem uns vorgelegten Zoll: 
vereinövertrage würde ein Schlag durch ganz Guropa jein. Auch das habe 
ich gejagt. Jetzt glaube ich nicht mehr und würde ich nicht mehr glauben, 
von unferm „Nein“ das jagen zu fünnen; und zwar aus dem jehr einfachen 
Grunde, weil ed nady dem Ausipruche eines ja bier jchon öfter citirten 
Staatömanned zur Zeit fein Guropa mehr gibt. (Heiterfeit.) Nun, meine 
Herren, idy weiß wahrhaftig nicht, warum Sie lachen. Ic; denfe, Sie ver- 
itehen den Sinn meiner Worte. Wir haben ein völferrechtlich geordnetes 
Europa, in dem es vertragsmähige Nechtszuftände gibt, nicht mehr. Im 
diefem Sinne bat der Staatsmann geiprocdhen und in diefem Sinne habe 
ich geiprochen. Wenn man aber gleichwohl daher fommt und jagt: Unſer 
„Rein“ wäre eine Ermutbigung der Franzoſen, jo wiederhole ich, was ich 
an einem andern Orte ſchon gejagt habe: ich erfenne in dieſen immer 
wiederholten Aeußerungen die ftärfite aller Preifionen, die man gegen uns 
ausführt, eine Preifion, bei der ſich mir das Herz im Leibe umkehren möchte. 
(Heiterkeit) — Darf ich fortreden, meine Herren, oder nidyt? — das Herz 
im Leibe umfehren mödyte, babe idy gejagt; und eben darum werde ic) 
über diejen Punkt bier gar nichts mehr äußern. Wer darüber meine An— 
ſchauung fennen lernen will, der möge die Ausfchußprotofolle leſen; ich babe 


) St. B. ©. 224 I. m. 


Jürg. 745 


mich dort deutlich genug ausgeſprochen. Endlich, meine Herren, was den 
Depeſchenwechſel“ betriffe! Nun über den Depejchenmechjel zwiichen Deiterreich 
und Preußen wie cr feit einiger Zeit ftattfindet, hatte ich ſchon die Ehre, 
gegenüber dein Herm Abg. von Schau Einiges zu äußern. Ich wieder: 
hole: Bis jetzt iſt der Depeſchenwechſel wirflich das Papier nicht werth, das 
u demfelben verbraucht wurde. Es müßten, wenn die Hoffmingen, die Sie 
darauf gründen, fich verwirflichen follten, auf das Papier noch ganz andere 
Dinge geichrieben werden. Ich habe bereits erflärt. ich fünne es nur der 
Zufunft überlaffen, ob das geichehen wird. Aber Eines möchte ich Ihnen 
Jagen: Wenn von dem „Depeſchenwechſel“ die Nede ift, — ich kann ja nichts 
dafür — ummillfürlich erinnere ich mich an einen andern Depejchenwechiel, 
der wahrlich auch freundichaftlich genug war, und wir willen und haben 
erfahren, wohin er geführt hat. — Aber, meine Herren, ich habe eigentlich 
Ihre Geduld zu einem andern Zwede in Anfprud; genommen ald um per: 
\önlihe Bemerkungen zu machen, wie ich es jett gethan habe, und ich muß 
bitten, mir zu erlauben, nur noch Einiges zu äußern über die jet jo viel 
ventilirte Frage nach dem Verhältniffe zwijchen Art. 60, 62 und 5 der 
Bundesverfaffung, wie fie vorgelegt worden ift. Ich glaube, meine Herren, 
Keiner, der die Verhandlungen genauer fennt, wird mir widerjprechen, wenn 
ich jage: Im diefen Artikeln, namentlich 5 und 62 zeigt fi, um ein be 
fanntes Wort zu gebrauchen, der breite Stempel des Urjprungs diejer Ver: 
raflung. Sehen Sie, meine Herren, die Sache iſt ja ganz einfach jo: Bei 
der Beratung der Bundesverfaffung und in dem vorgelegten Entwurfe war 
die Krone Preußen beitrebt, fich eine möglichit abjolute Machtbefugnik auf 
dem militäriichen Gebiete zu fichern. Im Neichötage war eine Mehrheit 
beitrebt, auch den parlamentarifchen Einfluß geltend zu machen. Und zwijchen 
diefen beiden Nichtungen iſt jchließlich ein Kompromif zu Stande gefommen, 
welches eben in den beiden genannten Artikeln uns vorliegt. Das, glaube 
ic, wird die ziemlich richtige Auffaffung fein. Nun ift in den leßten Tagen 
verjucht worden, den Artikeln eine Dentung zu geben, welche für uns eine 
unmittelbar praftiiche Seite haben fol. Man hat gejagt: „Wenn ein gewilfer 
Fall eintritt, d. h. wenn das Gtatögefeh nach Art. 62 nicht zu Stande 
fommt, dann brauchen wir in Baiern gar nichts zu bezahlen.” Nun, meine 
Herren, das iſt auch eine Neukerung, die jehr angenehm in die Ohren Elingt. 
Sch glaube aber, dafs es dazu gar nie fommen wird. Der Fall wird nicht 
eintreten: Pons non ruit, wie ein alter Gafuilt gejagt hat. Die Brüde 
bricht nicht, umd zwar aus zwei Gründen. Ich glaube, daß für die Zeit 
nad dem 31. Dezember 1871, zu welchem Zeitpunfte der jogenannte „eijerne 
Militäretat” aufhört, ed gar feinen Anftand haben wird, daß das Etatsgeſetz 
u Stande fommt rejp. bereits vorliegen wird, und zwar ein Etatsgeſetz 
ganz nad) dem Herzen des Königs von Preußen und jeines Kriegäminifters. 
Ich brauche Ihnen wohl nicht zu jagen, auf welche Gründe ich mich hiebei 
füge. Sie haben ja das oft genug jelbit gejagt. Es find die gegenwärtigen 
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Zeitumftände, welche diefe Folge nach fich ziehen werden. Es iſt gar nicht 
daran zu denfen, daß ein Gtatögeje im dieſer Zeit irgend einen Anitand 
haben joll. Aber, meine Herren, auch für jpätere Zeiten jcheint mir die 
Frage von jo großer praftijcher Wichtigkeit gar nicht zu fein, und zwar aus 
dem Grunde, weil es fich ja doch immer für Preußen um die Erhaltung 
einer Wehrorganijation handelt, welche in Bezug auf das Etatsgeſetz mur 
einen verhältnißmäßig geringen Spielraum gibt. Ich habe in meinem Re— 
ferate eine längere Stelle abgedruct, welche von dem Herm Grafen v. Bis- 
marc herrührt. Man bat auf dieſe Stelle biöher feine Nüdficht genommen. 
Der Herr Graf v. Bismard fagt in dieſer Stelle mit funzen Worten: 
„Run, meine Herren! Es tt Ihmen ja geftattet, Ihre parlamentarijchen 
Rechte auf verjchiedenen Gebieten geltend zu machen, aber hüten Sie ſich, 
an dem Militäretat viel herum zu yparlamenteln.“ Das fteht eigentlich 
drinnen und der Herr Graf Bismard hat ohne allen Zweifel ganz recht. 
Ich habe hier einen Gommentar des Verfaffungsrechtes des Norddeutichen 
Bundes und des Zollvereind von Thudichum in der Hand. In diefem Com— 
mentare finde id) eine Stelle von dem Herrn Abg. Gneiit. Derjelbe hat 
gefagt: „Wer die allgemeine Wehrpflicht bochhält, der muß verzichten ohne 
Rüdhalt, ohne Vorbehalt auf die Möglichkeit, durch vartable Jahresbeſchlüſſe 
in diejes Gejammtgebilde einzugreifen.“ Der Herr Thudichum hat auch 
jelbit bezeugt, daß im verfafjungägebenden Neichötage „von einem Theile der 
liberalen Partei jelbit geltend gemacht ward, daß ein folcher Fall, nämlich 
dad Nichtzuftandefommen des Etatsgeſetzes, wohl ficher nicht eintreten werde; 
denn jei die Präfenzitärfe und die Organifation durdy ein Gejeß feitgeitellt, 
jo bleibt dem Reichstage binfichtlich der Bewilligung der Militärausgaben 
fein jo großer Spielraum, daß durdy etwaige Abjtriche das Heeresweſen des 
Bundes Schaden leiden fünnte." Darum, meine Herren, jage ich in dem 
jelben Sinne: die Frage wird für jet und gar nicht unwahrjcheinlich auch 
für längere Jahre gar nicht praftijch werden. Im Bezug auf die rechtlichen 
Auseinanderjeßungen aber find mir doch immer nod) einige Zweifel geblie- 
ben, und die möchte ich bier in Kürze vortragen. Ich habe mich gegenüber 
geitellt der Behauptung des Minoritätögutachtens, welches beweijen will, daß 
eine Grleichterung der Militärlaft allerdings in der Macht des Reichstags 
liege. „Denn vom 31. Dezember 1871 an wird die Stärfe der aktiven Armee 
durch Bundesgeſetz feitgeitellt, und wenn auch nad), Art. 62 die 225 Thlr. 
per Kopf von den Einzelſtaaten inzwijchen fortbezahlt werden müfjen, jo 
gehört doc; zur Verausgabung der Gelder ein Etatögejeß, und hat daher der 
Reichstag jowohl in Bezug auf die Friedenspräfenzitärfe des Heeres, als auf 
die Leiltungen hiezu, es in der Hand, wie weit er gehen will.” Sie jehen, 
meine Herren, dieje Aufitellung theilt fich in zwei Theile. Im Bezug auf 
die Friedensjtärfe, jagt Herr Dr. Mar q. Barth, habe der Reichstag die 
bejagte Befugniß in der Hand. Nun ift es ganz unzweifelhaft, daß der 
Art. 60 ein Militärgejeß vom 31. Dezember 1871 an vorjcjreibt. Es han— 
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delt ſich hier nur um das Verhältniß, in dem dieſe Beſtimmung des Art. 60 
«u Art. 5 alinea 2 ſteht. Herr Baron v. Stauffenberg hat es, ich glaube 
ihn nicht unrecht verftanden zu haben, als eine „Streitfrage” bezeichnet, ob 
der Artikel 60 der Beitimmung des Art. 5 alinea 2 unterliege. Ich babe 
einen anderen Gommentar: die Norddeutiche Bundesverfaffung, erläutert von 
Hierfemenzel, — in der Hand, und da lejen Sie auf Seite 160 die ganz Furze 
und apodiftiiche Bemerkung: „Das Gefet über die Friedenspräfenzitärfe fällt 
unter die Worfchrift des Art. 5 alinea 2." Das iſt die eine Seite der 
Behauptung. Nun, meine Herren, fomme ich glei auf die andere. Ich 
habe bereit3 gejagt, mit dem 31. Dezember 1871 hört der „eiſerne Militär: 
etat“ unfraglidy auf, und es tritt für die Bundesregierung die Verpflichtung 
zur Vorlage eined Etatsgeſetzes cin. Allein erſtens müſſen die 225 Thaler 
bis dahin zur Bundeskaſſa fortbezahlt werden, bis das Geſetz über die Frie— 
denspräfenzitärfe zu Stande gekommen iſt und hierin etwa eine Aenderung 
hervorbringt; das ift Eined. Ic) glaube wohl mich nicht zu irren, wenn id) 
eine Aeußerung des Herrn Dr. Marg. Barth im Ausſchuſſe auf den 
zweiten jet folgenden Punkt beziehe. Herr Dr. M. Barth bat nämlid) 
im Ausichuffe gejagt, er müſſe allerdings geftehen, dat; er dem Art. 62 eine 
andere Faſſung wünſche. Sch habe ihm wohl nicht mißverſtanden. Zweitens 
bejagt nun der Art. 62 alinea 4: „Die VBerausgabung wird durch ein Etats: 
geſetz feitgeitellt." Was unter diefem Etatsgeſetze verftanden werben müſſe, 
das ift in Art. 71 alinea 2 näher gejagt, und audy Herr Baron v. Stauf— 
fenberg hat Ihnen das auseinandergejeßt. Aber es ijt in alinea 4 nicht 
gelagt, was denn mit dem angejammelten Gelde gejchehen joll, wenn das 
Gtatögejeß nicht zu Stande kommt. 


Dr. Bölk: Nichts! 


Dr. Jörg (Referent): Num der Herr Dr. Völk ruft „Nichts“! Das 
dürfte aber doch jeine Schwierigkeit haben. Was thut man denn inzwilchen 
mit der Armee? Es handelt fich denn doch bei der Armee um eine lebendige 
Finrichtung. Sie muß bejoldet werden, fie muß ernährt werden, fie muß 
überhaupt erhalten werden. Was joll denn gejchehen, wenn das Geld im 
Kaften liegen bleibt? Ueberdied, meine Herren, wird auch nicht zu läugnen 
jein, daß der Friedenspräfenzitand fich nach der Friedenspräſenzſtärke zu 
richten habe. Ich denke nun, meine Herren, der Herr Referent der eriten 
Kammer, der fich ja verhältnigmäpig ausführlich über diefen Punkt ausgeſprochen 
hat, hat auf die Beitimmung in alinea 4 bezüglich des Etatsgeſetzes des- 
wegen feine Rücdfjicht genommen, weil es ihm geradezu abſurd erſchien, an— 
zunehmen, dab das angelammelte Geld in der Bundesfaffa liegen bleiben 
jolle, und inzwijchen die Armee leiden müſſe. Ic kann mir das nicht anders 
vorstellen, und deswegen hat er ebenjo wie idy angenommen, daß aud in 
diejer Beziehung, wie in Bezug auf den Art. 60 der Art. 5 alinea 2 maß» 
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gebend ſei. Das, meine Herren, iſt meine Meinung, und deshalb habe ich 
aud die Stelle von dem Abg. Scherer angeführt, weil in derjelben aus, 
drüdlich conitatirt it als die Anficht einer ganzen Reihe von Nednern, die 
da aufgetreten find, daß jedenfalls „kein Vacuum“ entitehen dürfe Nun, 
meine Herren, Fönnte ich Ihnen aus demjelben Thudichum Seite 419 eine 
jehr lange Stelle vorlejen, welche mit meiner Anficyt jo ziemlich übereinstimmt, 
obwohl fie nicht gerade das ausſpricht, was Hierjemenzel in Bezug auf Art. 60 
getban hat, daß das alinea 4 des Art. 62 ebenfalls unter Art. 5 alinea 2 
falle. Aber, meine Herren, ich will Sie damit nicht behelligen, ich will 
damit blos wiederholen, was ich jchon das Letztemal in aller Kürze geäußert 
habe. Es jcheint mir nicht zuläflig, den Art. 62 jo zu interpretiren, daß 
der Art. 5 alinea 2 hinter diefer Interpretation ſoviel wie vollftändig ver: 
Ichwindet. Diejer Interpretation des Herrn Dr. Völk bat ficy unter anderm 
auch der Herr Abg. v. Hörmann angejchloifen. Der Herr Abg. v. Hör: 
mann bat in Folge deſſen erklärt, daß das jog. Veto ein reiner „Popanz“ 
jei, und es würde eben dann, wenn ein Gtatögejeß nach Art. 62 nicht zu 
Stande käme, ein „ungejeßlicher Zuſtand“ eintreten. Meine Herren, dad 
glaube ich nicht. Ic glaube ed eben deswegen nicht, weil fir mich, wie 
für den Herrn Referenten der I. Kammer, die Art. 5 und 62 in einem 
untrennbaren Zuſammenhange ftehen, und weil ich, wenn ich die Trennung 
diejes Zufammenbhanges annehme, gar nicht im Stande bin zu jagen, was 
der Art. 5 in Bezug auf das Militärwefen eigentlich bedeuten jol. Endlich 
hat auch der Herr Abg. v. Schlör ſich der Interpretation des Herrn 
Dr. Völk angeichloffen, und er bat geäußert, er habe jelbit in Berlin — 
ed wird wohl bei Gelegenheit einer Zollparlamentsverjammlung gewejen jein 
— mit mehreren Mitgliedern des Neichätags geiprochen, und die verjtänden 
das Sachverhältniß geradefo. Nun muß ich aufrichtig geitehen, daß es mid) 
etwas frappirt hat, den Herm Abg. v. Schlör, von dem dody der Herr 
Staatöminiiter v. Schlör nicht zu trennen ift, auf einige norddeutjche Mit: 
glieder des Berliner Reichstags fich berufen zu hören. Ich hätte mir ges 
dadıt — nehmen Sie mir den Gedanfen nicht übel! — der Herr Abg. 
v. Schlör müfte aus einer viel beijeren Duelle wifjen, wie es denn eigent- 
lich mit diefer Interpretation Steht. Thatſache iſt es meined Wiſſens, daß 
dem Herrn Referenten der erſten Kammer weder im dortigen Ausſchuſſe 
noch in öffentlicher Sitzung ſelbſt von officieller Seite eine Berichtigung ſeiner 
Aufſtellung zugekommen iſt. Und das kann ich Ihnen ſagen, meine Herren, 
in unſerem Ausſchuſſe iſt eine ſolche Berichtigung auch nicht erfolgt. Dieſes, 
meine Herren, wollte ich noch äußern, weil ich hoffen zu dürfen glaube, daß 
dieſe Frage in breiterer Weiſe in den künftigen Vorträgen, die wir da noch 
hören werden, nicht mehr vorkommt. 


I. Präfident: Herr Kolb bat das Wort zu einer faktiſchen Berich— 
tigung. 
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Kolb Sg. Fr.: Meine Herren! Ich hatte beabfichtigt die Bemerkungen, 
zu denen ich etwa durdy die Discuffion veranlaßt würde, zu verichieben bis 
zu dem Augenblide, in welchem ich der Reihe nach zum Worte fonıme. 
Einige Bemerkungen des Herrn Baron Stauffenberg veranlaffen mid) 
aber, ſofort um's Wort zu bitten, da ich wünjchen muß, mic) jofort darüber 
auszujprechen. Was eritens die „Indépendance“ betrifft, jo itelle ich in gar 
feiner Weiſe in Abrede, daß ich wünjchen mußte, dat meine Worte, die ich 
bier geiprocdhen, in der Geitalt, wie ich fie geiprochen habe, in Deutichland 
befannt würden, um jo mehr, als ich gewiß jein fonnte, dab dieſe Worte 
entitellt gegeben würden, wenn nicht auf dieſe Weile VBorjorge getroffen 
wäre. Was die Independance betrifft oder irgend ein anderes franzöſiſches 
Sournal, jo gebe ich die Verficherung, daß ich weder in die Independance, 
noch in irgend ein anderes franzöfiiches Sournal ein Mort weder gejchrieben 
babe, noch habe jchreiben jaffen. Die Sache iſt jo jehr ohne mein Vor— 
wiſſen in die Independance gekommen, dab ich jett zu meinem Eritaunen 
und zum eriten Male höre, daß dort dieje Nede abgedrudt iſt. Dies das 
Eine. Herr Baron Stauffenberg hat jodann einige Ziffern, die fich in 
einer Note zu meinem Elaborat befinden, angegriffen, und man möchte glau— 
ben, dieje Ziffern jeien blos für diefen Fall zufammengejtellt oder ausgezogen. 
Meine Herren! Diefe Ziffern find von mir entnommen den amtlichen Zu: 
Jammenftellungen des englijcyen Handelsamtes, wie dieſe Zufammenitellungen, 
außer den jährlichen Qabellen jenes Amtes für größere Perioden von Zeit 
zu Zeit publicirt werden. Daß ich die Sadje nicht jeßt erit aufgejucht habe, 
fönnen Sie daraus entnehmen, daß diefe nemlichen Ziffern, wie fie da ab» 
gedrudt find, ſchon vor länger als einem Jahrzehnt in den früheren Auflagen 
meined Handbuches der Statiltif abgedrudt find, ebenjo in den neueren Auf- 
lagen. Ich müßte mich jehr täufchen, oder der englijche „Keconomist‘, der 
befanntlich auch unter den Aufpicien eines hervorragenden Mannes im Han- 
delsamte publicirt wird, bat die Hauptrefultate diejer officiellen Aufitellungen 
ebenfalld und zwar jchon vor 12 bis 15 Jahren veröffentlicht — ich werde 
eben erinnert: im Jahre 1859 —; aljo von der Abficht, unrichtige Zahlen 
zu geben, glaube ich, dürfte bier feine Rede jein können. Ich glaube auch, 
mid) zu erinnern, da Porter im jeinem „Progress of the nation‘ die 
Ziffern, jo weit fie bis zum Gricheinen feines Buches publicirt waren, gleich 
falls aufgeführt hat. Es wurde bei diejer Gelegenheit Bezug genonmen 
auf den jogenannten „officiellen” und „reellen“ Werth der Ausfuhr. Meine 
Herren, ich habe mich an die „reellen“ Werthe gehalten; die j. g. „offis 
ciellen“ Werthe wurden in England in früherer Zeit nad) einem Tarif auf- 
geftellt, der, wenn ich nicht jehr irre, aus dem Jahre 1694 ſtammte und unver— 
änderlidy war, daher dieje „officiellen Werthe“ im Bezug auf den wirflicyen 
Werth — und auf diejen kommt ed an — ohne alle Bedeutung find. Im 
Folge deſſen hat man auch von Seite des engliichen Handelsamtes dieje 
Aufftellung nach dem „officiellen Werthe“ ganz aufgegeben und verzeichnet 
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nur noch den reellen Werth. Man hatte früher beide Werthe: den reellen 
und jogenannten officiellen amtlich nebeneinander geitellt. Ich habe jodann 
von Verminderung der Gonjumtion in England nad) dem Kriege geredet. 
Man hat mir entgegengehalten, daß verjchiedene der bezeichneten Artikel durd) 
höhere Abgaben vertheuert worden jeien. Das tft richtig. Die Erſcheinung 
bat ſich aber bei allen Lebensbedürfniſſen, joweit fie nicht zu den umentbehr- 
lichen wie Brod gehören, wiederholt; bei allen Gonjumtionsartifeln hat 
man geiehen, dab eine auf lange Zeit hinaus fortdauernde Verminderung 
der Sonjumtion eintrat. Das war die Folge des Krieges, und daß Diele 
Folge auch anderwärts eintreten wird — leider eintreten wird — darüber 
bin ich jo ziemlich außer Zweifel. Hinfichtlic der alten Bundesjchuld in 
Norddeutichland kann ein ſolches Mißverſtändniß, wie ed der Herr Baron 
Stauffenberg angegeben bat, mir nicht imputirt werden. Ich habe ganz 
ausdrücklich — belieben Ste nachzuſehen Seite 94 — angegeben, um welchen 
Betrag es ſich für die Gefammtheit des Bundes handelt. Es iſt dort an- 
geführt, dak in dem Budget für 1871 ein Aufwand von 612,000 Thalern 
biefür poftulixt jei. Ich habe den betreffenden Antheil in meine Rechnung 
nicht aufgenommen, weil ich zweifelte, ob Baiern mit einer Betheiligung 
belaftet werde. Nach den Erklärungen aber, die im Ausjchuffe gegeben wur— 
den, unterliegt es feinem Zweifel, dab wir daran theilzunehmen haben. 


Frhr. v. Stauffenberg: Meine Herren! Nur jehr wenige Worte zur 
faktiichen Berichtigung. Herr Kolb wird mir zugeftehen, daß ich auch nicht 
mit einem Worte den leifeiten Verdacht ausgeſprochen, ald ob diejer be 
treffende Artikel von ihm in die Independance gebracht worden fei. Ich habe 
lediglich auf die Thatſache hingewieſen. Was die Ziffernbemängelung be— 
trifft, bezüglich deren Herr Kolb geantwortet hat, jo babe ich auch mit feinem 
Worte behauptet, daß das gewiſſermaßen erfundene Zahlen jeien zu dem 
Zwede, um jett Beliebiges zu beweijen, jondern ich kann Herrn Kolb die 
Berficherung geben, ich habe jogar vermutbet, daß dieje Ziffern dem „Economist“ 
des Jahres 1859 entnommen find. Allein die Duelle war bier nicht ange 
geben, ich fonnte es daher nicht verifiziren, ich konnte nur Eonftatiren, daß 
mit meinen Quellen die Ziffern nicht übereinftimmen. Was aber die 
Frage betrifft, ob die Ausfuhr aus England damals gejunfen ift, jo wird 
mir Herr Kolb erlauben nochmals zu behaupten: es iſt nicht der Geldwerth 
des Augenblids, der entjcheidet über die Größe der Ausfuhr, jondern bie 
Duantität. Wenn 3. B. in dem einen Jahre 600,000, in dem andern 
800,000 Ton. Eijen ausgeführt werden, jo find in dem letzten Jahre eben mehr 
angeführt worden, wenn dieſe Ausfuhr auch damals geringeren Geldwerth 
hatte. Und weil wir gerade beim Gijen find, möchte ich die Frage des 
Geldwerthes mit einem einzigen Kalle erweilen. Nämlich das Fallen des 
Preijed vom Jahre 1819 bis 1823 in Folge des Steigens deö Geldwerthes 
war jo ftarf, dab die Tonne Gijen von 12 Pfd. Sterl. 10 Schill. auf 8 Pfd. 
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10 Schill. gefallen it: Daraus können Sie entnehmen, daß man auf die 
Werthziffer ein enticheidendes Gewicht nicht legen kan. Was die Ausfüb- 
rung des Herrn Referenten betrifft, jo habe ich das Gefühl, dab ich das 
hohe Haus mit juriftiichen Auseinanderjegungen über diejen Artikel gar nicht 
mehr bebhelligen darf. Ich habe mid; bemüht, dem Gedantengang des Herrn 
Referenten zu folgen, ich geitehe, ich war es nicht im Stande. Ich babe 
den Kommentar von Thudichum, den ich in Händen hatte, von der exiten 
Zeile bis zur leßten durchgelejen, idy glaube, es giebt Fein Auslegungsbehelfs: 
mittel, welches ich nicht benutzt und nicht blos zum Behufe diefer Debatten, 
jondern jeit langer Zeit ſtudirt habe, aber ich /geſtehe, auf die Auslegung 
des Herin Referenten wäre ich nicht gekommen, und dieſe Auslegung bat 
auch in Wahrheit feiner der Ausleger gebracht. Der Herr Referent legt 
ein gewiſſes Gewidyt darauf, daß auf die Meuferungen, die er vom Grafen 
Bismard allegirt bat, nicht geantwortet worden ilt, und bat uns heute 
eine Aeußerung vom Abgeordneten Gneiſt vorgelejen. Dieje Neuerungen 
Bismarcks und Gneifts beziehen fich ja auf einen Standpunft der Des 
batte, der ganz verjchieden war. Gneiſt bat für den Negierungsvorjchlag 
geiprochen und Bismard natürlidy ebenfalls, und wenn der Herr Refe— 
rent jagte, die Artikel 62 und 5 find Kompromifje, die mit der Regierung 
geſchloſſen worden find, jo ift dies bezüglich des Art. 62 richtig, aber nicht 
bezüglich deö Art. 5, denn diejer Artifel 5 ijt im früheren Stadium der 
Debatte bejchloifen worden. Was im Art. 62 beſchloſſen worden ift, bes 
zieht fi) bloß auf das Fortzahlen der 225 Thaler und gerade 
diefe Beitimmung gilt für Baiern laut des Bertrages chen 


nicht. 


Dr. Jörg (Referent): Herr Baron von Stauffenberg bat mid) 
vollftändig mißveritanden. Ich habe mich auf die Stelle Gneiſt's gar 
nidyt bezogen, um aus jeinen Auseinanderjegungen das Verhältniß der zwei 
Artikel zu beweijen, jondern ich habe auf dieje Stelle des Abgeordneten 
Gneiſt mich bezogen für meine Behauptung, daß nicht nur für die nächiten 
paar Jahre, jondern auch jpäter dieſe Frage nicht wohl praktiſch wird werden 
fönnen, aus dem Grunde, den Gneiſt angeführt hat, weil nämlich das 
Prinzip der preußiichen und der Bundesmilitäwerwaltung einen weitern 
Spielraum nicht mehr zuläßt. Da iſt es mir aber ganz gleich, ob Gneift 
und auch Bismard vorher oder in der Mitte oder hintennach gejprodyen, 
weil alle beide nur allgemeine Gefichtöpunfte hervorgehoben haben. Was 
das Bezahlen oder Nichtbezahlen von Seite Baierns betrifft, jo babe ich 
ausdrücklich gejagt: Die Frage iſt deshalb von einem praftiichen Werthe in 
meinen Augen gar nicht, weil ohne allen Zweifel fir das Jahr 1872 ein 
Gtatögeje zu Stande fommen wird und zu Stande fommen muß aus Nüd: 
fiht auf die Zeitumitände, und zwar ein Gtatögejeß, wie die preußijche Mi: 
litärregierung es wünſchen wird. 
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Dr. Bölk: Ich werde, meine Herren, auf die juriltijchen Erörterungen 
des Herrn Referenten, jo ſehr ich eigentlich dazu provozirt wäre, nicht 
eingehen, weil damit das Feld der thatjächlichen Berichtigungen überjchritten 
würde. Ich werde mich aljo lediglich an die thatjächlichen Anführungen 
halten. Als Ihatfache wird nunmehr zu fonitativen fein, daß der Herr 
Referent das, was im „eijernen Militärbudget“ gegen den Vertrag jprechen 
joll, eigentlih nicht mehr als die Hauptſache binitellt, jondern geltend 
macht, daß der Ujus, der nichts deito weniger audy nad) dem Jahre 1871 
füme, das Entjcheidende jei; das find nun aber ganz verjchiedene Stand- 
punkte. Der Rechtsſtandpunkt, nämlich das Verhältniß des Art. 5 und 
62, it ip der That über allen Zweifel erhaben, gerade jo wie ic) ihn ausgelegt. 
Der Herr Referent jagt, dab das Etatsgeſetz ebenfalld der Alinea 2 Art. 5 
und ebenjo das Gejeß über die Friedenspräjenzitärfe — 


Dr. Jörg (Referent): Das ift nicht jo, ich habe die Stelle zitirt, 
wo er jagt, „das Gejeß über die Friedenspräſenzſtärke“ vom Jahre 1872 an. 


Dr. Bölk: Was heißt denn das? Das Gejeß über die Friedensprä- 
jenzitärfe der Armee kann gegen den Willen des Königs von Preußen nicht 
gemacht werden. Vollkommen einverftanden! Das tit es, aber nicht mehr. 
Da aber nad) den bezüglicyen Stellen des Art. 60 ein Gejeß über die Frie— 
denspräfenzitärfe der Armee nach) dem 31. Dezember 1871 nicht mehr vor: 
handen ift, jo hat man dann feines, und der König von Preußen braucht 
fi) durch den Bundesrath bezüglich eines neuen Gejeges nicht majorifiren 
zu laffen. Das iſt der Sinn, den Hierfemenzel jelbit mit der fraglichen Be— 
jtimmung verbindet. Um das Ihnen nachzuweifen, muß idy Ihnen eine 
Stelle aus Hierjemenzel vorlejen, er jagt: — (zu Herrn Jörg: Kontroliven 
Sie, Seite 176) — „Es eriitirt jomit, falls das im Art. 60 worgejehene 
Gejeß über die Friedenspräjenzftärfe vor dem mehrbezeichneten Zeitpunfte 
nicht vereinbart wird, von dem 31. Dezember 1871 an weder eine „ver: 
faffungsmäßige interimiftijche" noch eine „geſetzliche“ Drganijation, denn 
wollte man dann etwa eine Organijation, welche zwar auf Art. 57 
(allgemeine Wehrpflicht) und Art. 59 (Dauer der Dienit- rejp. Präjenz- und 
Rejervgzeit) ſich ſtützt, aber einer geſetzlichen Grundlage für die Friedens: 
präjenzitärfe entbehrt, als die gejeßliche Organijation betrachten, jo hieße 
died entweder: das abgelehnte Stolberg’jche Amendement durd) eine Hinter: 
thüre in die Verfaſſung hineinbringen: oder das Gutbefinden des Bundes- 
präfidiums vüdfichtlid) der Friedenspräſenzſtärke für ein (die Stelle des Bun- 
desgeſetzes vertretendes) gejehliches Moment der Drganijation erklären." Der 
jelbe Hierjemenzel, welcyer jagt: daß Abſatz 2 Art. 5 bezüglidy des Veto des 
Königs von Preußen auch auf das Zuftandefommen des Geſetzes über die 
Sriedenspräjenzitärte pafje, jagt: „Aber es giebt fein Gejeß über die Frie— 
denspräjenzitärfe mehr vom 31. Dezember 1871 ab und ein meues fan 
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gegen den Willen des Königs von Preußen nad) Abſatz 2 Art 5 nicht zu 
Stande kommen." Alſo jagt Hierfemenzel, von diefem Zeitpunfte an giebt 
es gar fein Gejeß über die Friedenspräjenzitärfe, weder verfallungsmähig 
noch interimiltiih. Was geichieht aber, wenn ein ſolches nicht da it? 
Werden wir die Soldaten verhungern lafjen oder werden wir fie einfalzen 
oder was werden wir machen? Das will ic; Ihnen auch jagen. In Preußen 
wird gerade das gejchehen, was in Baiern gejchehen würde, wenn wir und 
herausnehmen würden, dem Herrn Kriegsminiſter gar nichts mehr 
für das Militär zu geben, wozu wir verfafjungsmäßig in unjerem Steuer: 
bewilligungsrecht nad) dem Wortlaute auch formell dad Recht haben. 
Gerade dafjelbe wird da auch gejchehen, d. bh. man wird einen Kompremiß 
-auf vernünftiger Grumdlage miteinander jchließen, denn ich glaube, daß weder 
dem Deutjchen Neichötag noch der baierischen Kammer noch den Vertretern 
der Regierung die Vernunft wird abhanden fommen. Das glaube ich nicht. 
Aber eine Norm ift gegeben in der Organijation ded Heeres, welche nicht 
aufgehoben werden darf, welche Organijation forterhalten werden muß, mit 
und ohne Etat, mit und ohne Finanzgejeß, mit und ohne Budget, weil und 
jolange das Wohl des Landes eine ſolche Drganijation erheifcht. Darin 
liegt das Korreftiv. Und wenn es fi) um Summen handelt, wird niemals 
im Norden und niemals hier eine Volfävertretung eriltiren, welche Nichts 
geben wird. Man wird eben, wenn man eine Summe vereinbart, wie es 
auch bei und ift, die niedere Summe als die vereinbarte anjehen müſſen. 
So wird es gehen, wenn es nicht zur Gewalt fommt. Käme ed aber zur 
Gewalt, jei ed im Norden oder bei uns, wenn man unvernünftig und un— 
finnig, d. b. das Verhungern der Armee defretiren würde, jo vertraue ich 
unjerem Herm Kriegsminifter, wenn er aud) nicht Graf Bismard ift, 
daß er ebenjo wenig jeine Soldaten verhungern lafjen wird ald Graf Bis- 
mard und Freiherr von Roon. ber, meine Hohen Herren, zurüdgefehrt 
auf den Rechtsſtandpunkt, meine ich, dab man diejen Punkt doch einmal 
einjehen ſollte, daß man wenigitens die Autorität, die man im nämlichen 
Augenblid jelbit zitirt hat, nicht im nächſten Augenblid wieder über ben 
Haufen werfen joll.*) 


Dr. Snttler**): Meine Herren! Ald wir und in der jchweren Stunde 
deö 19. Juli hier verfammelten, um unjere folgenjchwere Abitimmung zu 
geben, da hat auch gewiß fein Mitglied diejes hohen Hauſes daran gedacht, 
ob er der Fortichrittspartei oder diejer Partei des Hauſes angehöre. 
Alle, meine Herren, waren in diefem Augenblide nur von dem Wunjche bes " 


*) Die folgenden Reden: Goljen ©. 228 r., Louis ©. 231 r. u., Mafowiczfa 
©. 237 (77. Sitzung vom 17. Januar 1871), Dr. A. Edimid ©. 241, Schüttinger 
©. 244, Krätzer ©. 47. 

*) St. B. ©. 265 I. u. (78. Sitzung vom 18. Januar 1871.) 
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jeelt, und haben nach oben gewiß ein Herzensgebet gerichtet, diejenige Ent— 
Icheidung treffen zu können, die dem Lande einzig und allein frommt. Und, 
meine Herren, dieje Enticheidung it getroffen worden. Sch glaube, eine 
höhere Hand hat über unfere Abitimmung damals gewacht, und fie hat es 
recht gemacht. Im ähnlicher Zage, meine Herren, befinden wir uns aud) 
jeßt. Die Frage, die und vorliegt, iſt jo hochwichtig, dat abermals die 
Parteiunterſchiede weit hinter diejelbe zurüdtreten. Sehen Sie, meine Herren, 
wenn man auf jener Seite ded Haufes in der und vorliegenden Frage vom 
Parteiftandpunfte ausginge, was mühte geichehen? Mit einigen fühlen Be- 
merfungen müßte man fich abfinden, man würde fich nicht die Mühe geben, 
alle Gründe darzulegen bis ins Kleinfte hinein, die zur Annahme der Ver— 
träge führen müljen. Denn wenn man vom Barteiftandpunfte ausginge, 
jo würde ja gerade die VBerwerfung der Verträge den Parteizwed der 
Fortichrittöpartei fördern. Und, meine Herren, was geſchieht auf unjerer 
Seite? Es iſt fein Geheimniß mehr, dab eine große Zahl von uns in diejer 
Frage, jo jchwer ed fie anfommen mag, von ihren bisherigen Gefinnungs: 
genoffen fid) trennen, von ihrem Standpunkte aus für diefe Verträge ſtimmen 
und jprechen muß. Meine Herren! Ich Eonitatire diefe Thatſache nur zu 
dem Zwede, um die Bitte daran zu fnüpfen, daß dieſe Frage dody fortan 
wie bisher nicht vom Parteiſtandpunkte aus aufgefaßt werden möge, dab man 
nur die Sache jelbit, nicht die Perion des Nedners ind Auge faſſe, nur die 
Gründe, die vorgebracdht werden, abwäge, und daß mur auf das gejeben 
werden möge, was gejagt wird, und nicht, wer es jagt. Daran, meine 
Herren, muß ich aber zugleich eine andere Bitte fnüpfen. Wenn auch ich 
in die Sache eintrete, jo fühlt Niemand mehr, wie jchwer es ift, nach jo 
ausgezeichneten Rednern und Reden die Aufmerkjamfeit diejes hohen Hauſes 
auch noch einigermaßen in Anſpruch zu nehmen, und da Wiederholungen 
faum zu vermeiden find, jo muß ich doppelt um Ihre Nachficht bitten. Nun, 
meine Herren, eö wurde gejtern, im Verlaufe diejer Tage jchen öfter, von 
jenem übermäcdtigen Zuge geiprochen, der die ganze Völkergeſchichte des 
neueren Guropa beberridht, von einem Zuge, große Staatengruppen, große 
Staateneinheiten zu bilden. Meine Herren! Diejer übermädjtige und un— 
überwindliche Zug it durdy taujenderlei Gewichte zufammengefügt. Die 
Hauptgewichte find aber gewiß die WVerallgemeinerung der geiftigen wie ber 
materiellen Intereffen und vor allem die Verkürzung von Raum und Zeit 
durch die befannten großen Erfindungen unjerer Zeit. Schon der alte Nie- 
bubr, meine Herren, ein feiner Kenner alter Eulturgejchichtlicher Berhältniffe, 
prophezeite von der Einführung der Eilmagen und der Diligencen eine voll: 
ftändige Ummwandlung aller materiellen und joctalspolitiichen Verhältniſſe. 
Mas würde diejer Mann gejagt haben über die nothwendige Wirfung un: 
jerer Eifenbahnen und Telegraphen ? Nach diefer Richtung hin — würde er den 
fleinen Staaten auch mur eine derartige Lebensfähigfeit zugeiprochen haben, 
welcher fie biäher noch fich erfreut haben? Meine Herren! Diejer Zug nad) 
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Einheit, nach einem einheitlichen Staatäleben ging aber in denjenigen Völ— 
fergruppen, die die ganze moderne europätjche Entwidlung tragen, in ſehr 
verjchiedener Weije vor fih. Er machte ſich verhältnißmäßig jehr leicht bei 
den romaniſchen Völkern, deren Charakteranlage überhaupt zur Unterordnung, 
zur Gentralifation ſich hinneigt; er ſtieß aber auf die größte Schwierigkeit 
bei den Völkern germaniſcher Race. Denn der Trieb nad) Bejonderung, der 
Trieb nad) Vereinzelung, ift ein Charakterzug unſeres deutjchen Volksweſens. 
Aus diefem Gentrifugaltriebe unjeres Charakterzuges geben aber unjere ſchön— 
jten Tugenden und unfere größten Fehler hervor, er beherricht unfere ganze 
Geſchichte, er it die Veranlaffung der glänzendjten Perioden unferer Ge- 
ichichte aber auch der größten Schmach, der größten Erniedrigung, die über 
Deutjchland kommen konnte, weil er Deutſchland in taufend Theile zu zer: 
reißen vermochte. Nachdem mur der Trieb nad) Belonderung, dieje centri- 
fugale Kraft das äußerſte Ziel erreicht hatte, da iſt allerdings eine rüd= » 
läufige Bewegung in der deutjchen Nation eingetreten, und es lieh fich 
ichon damals vorausjehen, daß es nur dann gelingen werde, eine Wiederver— 
einigung der getrennten Stämme zu jchaffen, wenn man im Stande iſt, 
diejen übermächtigen Trieb des Auseinandergehens durch eine Itarfe Gentral= 
gemalt zu bejcyränfen, und dab mur dann die nationale Einheit gefunden 
und gewonnen werden könne. Meine Herren! Das beweift auch die Ge— 
ichichte der Wiedervereinigungs-Verſuche der Deutjchen Nation. Eine Menge 
von Berjuchen find nicht geglücdt und mußten mißglüden, weil dieje ftarfe 
Centralgewalt nicht geichaffen werden fonnte, die dieſen übermächtigen Trieb - 
der Bejonderung zu bejchränfen oder aufzuheben vermochte. Cs liegt auch 
in der gejchichtlichen Entwicklung des deutichen Volkes noch ein anderer 
merfwürdiger Zug, dab wir im Frieden am allerwenigiten zu joldyen Werfen 
der Einigung zu kommen vermögen. Je mehr wir Frieden haben, deſto 
mehr gehen unjere Anjcyauungen auseinander, deito mehr jondern wir uns 
von einander ab; jeit den Zeiten deö Tacitus führt nur der Krieg uns unter 
Einen Hut. Und jo geichah es auch jet wieder. Mit dem Kriege von 
1866, der ganz Deutjchland in jeinen Grumdtiefen aufwühlte, iſt plötzlich 
ein mächtiger Anja zu ‚Staatlicher Wiedervereinigung Deutjchlands zu Tage 
getreten. Aber, meine Herren, diejes ftantliche Gebilde, das uns Damals in 
dem Norddeutichen Bunde entgegen trat, dieſes Gebilde enthielt die 
centrale Madyt beijer, die centrale Uebermadyt in einer jo ſtark hervortreten— 
den Weiſe, dab wir darin abermals Fein Heil für Deutjchland erbliden 
konnten. Denn aufgehoben, gänzlidy aufgehoben, vernichtet und unterdrückt 
darf diefer Grund und Gharakterzug des deutichen Weſens, das Recht der 
freien Selbitbeitimmung, nicht werden; beſchränkt muß er werden, aber 
aufgehoben werden darf er nicht. Dieje übermächtige Gentralgemalt be= 
drohte alle noch in einer gewiljen Selbitändigfeit beitehenden Einzelnſtaaten, 
joweit fie noch nicht von ihren eijernen Klammern erfaßt waren, mit der 
Gefährdung ihrer Eriftenz, und es bildete fich zur Abwehr diejer Gefahr eine 
48* 
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ganz geſunde Parteirichtung, die ſich negativ allerdings dahin ausſprach: 
Keinen Eintritt in den Norddeutihen Bund, der unſere Eigen- 
thümlichfeit, unfere berechtigte Staatliche Selbitändigfeit zu abjorbiren droht. 
Aber, meine Herren, die Parteirichtung, die ſich negativ im dieſer Weiſe 
ausdrüdte, fie hatte auch eine jehr pofitive Seite. Wir gingen von dem 
Gedanken aus, daß, um dieſer übermächtigen Gentralgewalt entgegentreten 
zu können, wir auch in dem Befite einer Macht jein müßten, und zwar im 
Befite einer geiitigen Macht. Wir wollten der äußern Gewalt eine geiltige 
Gewalt, eine Idee entgegenjegen. Wir wollten Anſchluß und Pflege aller 
jener Beitrebungen, die freiheitlicher Natur waren; ernit und aufrichtig haben 
wir dad gewollt. Wir wollten in diejer Idee eine Widerſtands-, eine Er- 
panfivsKraft jchaffen, die der Uebermacht der blos äußeren Gewalt die Spibe 
zu bieten vermöchte. Wir hofften died in unferem eigenen Lande zu Stande 
zu bringen, wir hofften, dab die Funken diefer Idee auf ganz Deutjchland 
überjpringen würden, und dann wäre nach unjerem Dafürbalten auf diejer 
freiheitlichen Baſis ftaatliche Einigung von jelbit entitanden. Die Gentral- 
gemalt wäre nicht in ihrem Weſen angegriffen jondern nur in ihrem Ueber: 
maße bejchränft worden, jo dab fie in ihren Wirkungen nicht mehr hätte 
gefährlich werden fünnen. Daß das Ziel ein einiged Deutjchland, eine Wie— 
dervereinigung der deutjchen Stämme auch unter einer itarfen Gentralgemalt 
fein müßte, haben wir dabei nie aus dem Auge verloren; nur der Weg, 
den wir einjchlugen, war ein anderer, als der, den Sie gehen wollten; aber 
unter günftigen Umſtänden hätte auch unſer Weg zum Ziele geführt. Doc) 
es ift nicht jo gefommen. Wir waren und von jeher bewußt, daß wenn 
auch die höchiten nationalen Ziele, die Einheit und Freiheit des gefammten 
Deutichlands, von und in harter Arbeit errungen wären, wir dann immer 
noch dieſen höchiten Preis dem alten Erbfeinde, der diejenige Stellung in 
Europa jeit Iahrhunderten durch Schuld unjerer Zerriffenheit eingenonmen 
bat, die und gebührt, zulegt nody in einem nationalen Kriege abringen 
müßten. Wir hatten aber geglaubt, daß dieje Kataftrophe weiter hinaus: 
geichoben werden würde, wir hatten geglaubt, das Haus noch unter 
Dady bringen zu können, und dann erſt in diefen Kampf eintreten zu müſſen. 
Die Vorſehnug hat audy das anderd gewendet; diejer Kampf iſt früher ge 
fommen, ald wir geglaubt. Aus den Erichütterungen, die diejer nationale 
Krieg mit ſich gebracht, ift aber wie mit einem Zauberſchlage das Haus der 
deutichen Einheit, wonach wir alle und gejehnt, in erweiterter Geftalt ent- 
ftanden, wofür die vorliegenden Verträge die Grundzüge und Fundamente 
enthalten. Meine Herren! Wenn wir mun dieje Verträge allein ind Auge 
fafien, jo entiprecdhen fie vielfach unjeren Wünjchen nicht. Sie find zwar in 
vielen und nicht unbedeutenden Punkten von der Nordbundverfalfung ver 
ſchieden, aber gerade der wejentliche Charakterzug, den wir in der Nordbund- 
verfafjung perhorresciren, findet fich, wenn auch in etwas abgeichwächter 
Weiſe, doch wieder in diejen Verträgen. Es ift immer noch der Gentral- 
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gewalt eine wahr Uebermacht eingeräumt, und jchon durch die enorme Ver: 
Ichiedenheit der Größe wie der Machtverhältnifje der einzelnen zu einem 
Bunde zufammengefaßten Staaten it einem wahren förderativen Verhältniffe, 
das eben auf dem Grundcharakter des germanijchen Weſens, der Selbitbe- 
ftimmung, der individuellen Freiheit fid) gründet, Abbruch gethan. Dazu 
fommt noch, dab die Gentralgewalt noch immer eine wahrhaft übermäßige 
Stärfe befitzt, welche die berechtigte Selbitbeitimmung, die berechtigte Selbit- 
jtändigfeit der einzelnen Staaten, die in Verbindung gebracht werden jollen, 
jeden Augenbli gefährden und beſchädigen kann. Wir haben ferner dar: 
nach geitrebt, die Laſten des Volkes zu erleichtern; in diejen Verträgen ift 
aber von einer Erleichterung der Laften, der Militärlaften vorzugsweiſe, gewiß 
nichts zu verjpüren, fondern wohl recht empfindlich und drüdend vom Gegen- 
theile. Was die conftitutionelle Entwicklung betrifft, jo machen wir in diejen 
Verträgen geradewegs einen Nüdjchritt. Manche Rechte der Krone und des 
Landes gehen nicht wieder an einen conftitutionellen Körper über, fondern 
gehen mehr oder minder an ein perjönliched Regiment verloren. Bon - den 
Rechten des Volkes ift in dieſer Verfaffung überhaupt nicht die Rede, con- 
ftitutionelle Garantien, die für die Entwicklung der bürgerlichen Freiheit jonft 
überall gefordert werden, treten nur in jehr verfümmerter Geftalt hervor. 
Der hohe Genjus kei den Wahlen zum Neichötage, der Mangel eines ver— 
antwortlichen Bundeöminilteriums find doch wahrhaftig Feine Garantien für 
eine gedeihliche Entwidlung der bürgerlichen Freiheit. Nun, meine Herren, 
wenn wir ed mit den Berträgen allein zu thun hätten, da würden wir 
wohl jehr vieles daran auszufeßen haben. Aber die Verträge find gar nicht 
zu trennen von der Lage, in der wir und befinden, wir können fie nicht aus 
der Lage herausjchneiden und fie allein und für fich behandeln, und diefe 
ganze Lage ift nun eine derartige, daß wir dieſen Verträgen unjere Zuftim- 
mung geben müſſen. Wir fönnten an der Berantwortung für den Zuftand, 
der da fommen müßte, wenn wir die Verträge abwerfen, unmöglich Theil 
nehmen. Ich und meine politifchen Freunde werden auch das in einer prä= 
cijen Erklärung ausſprechen, womit wir unjere Abſtimmung motiviren, die 
wir jeiner Zeit auf den Tiſch des Hauſes niederlegen werden. Geltatten 
Sie mir nur, meine Herren, daf ich mich über diefe und beitimmende Lage 
des Näheren ausjpreche. Ich muß allerdings dabei ein im diefem Haufe 
jetzt jchon oft Gehörtes wieder vorbringen. Auch muß ich von der Iſoli— 
rung ſprechen, die dann eintreten muß, wenn wir die Verträge abwürfen. 
Meine Herren, dieje Iſolirung Baiernd ift mir durchaus fein jo blutlojes 
Geſpenſt, wie fie und dargeltellt werden wollte, fie ift eine jehr jchredhafte 
Wirklichkeit und Leibhaftigkeit. Ich ſpreche aber nicht blos von der Iolirt- 
heit nach Außen, jondern auch von der Sfolirung, die im eigenen Lande ein- 
treten müßte. Meine Herren, die Verträge abwerfen, gegen die Verträge 
ftimmen, das wäre noch ungefähr denkbar, wenn ganz Baiern, wenn das 
Volk und fein Fürft einmüthig diefe Verträge nicht wollten. Aber, meine 
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Herren, dem iſt ja durchaus nicht jo; die eine Hälfte des Landes, die Sie 
zu ihren Vertretern gewählt, ift von vornherein für die Verträge, aber auch 
das Volk, das hinter uns fteht, iſt — ich wage es heute ſchon zu jagen — 
nur zum allerfleiniten Theil hinter denjenigen Herren, die den Verträgen ein 
„Nein“ entgegenjeten, (Bravo!) und jeder Tag wird die Anhänger derjelben 
mindern, jeder Tag, der mehr ind Land gebt, wird eine Stimmung hervor— 
rufen, jo daß wir in wenigen Tagen ſchon werden jagen müſſen, das ganze 
Land it für die Annahme der Verträge. Meine Herren, ich jtehe in einer 
ziemlich ausgebreiteten gejchäftlichen Verbindung mit der Provinz Schwaben. 
Nicht eine einzige Zufchrift im entgegengefeten Sinne ift mir zuge 
fommen, aber eine Unmafje von Briefen und Telegrammen, die und Ver: 
treter Schwabens alle dringendit bitten, „um des Himmeldwillen” bitten, 
diefen Verträgen zuzuftimmen. Aehnliche Briefe kenne ich aus Oberbaiern, 
aus der Oberpfalz, aus Oberfranfen und Unterfranfen — aus Niederbaiern, 
das geftehe ich, babe ich nod) nichts gehört —. (Heiterkeit.) Nun, meine Herren, 
jede gejunde Partei muß doch wünjchen, daß fie gleichjam wie ein Ferment 
im Volke wirft, daß fie es allmählig mit ihren Anjchauungen, mit ihren 
Ideen durchdringt. Ja, meine Herren, würden wir das Volf mit der An— 
ſchauung, daß wir die Verträge verwerfen müßten, durchdringen fünnen? O 
nein, meine Herren! wir würden immer mehr in einen Winkel zurücdgedrängt, 
und aus unjerer Partei würde eine erbärmliche Sekte werden. Meine Herren, 
ich glaube, es iſt überhaupt in der Parteientzweiung weit genug jchon gefommen. 
Das Volf jehnt fich wirklich nicht nur nach dem äußern, es jehnt ſich auch nadı 
dem innern Frieden. Meine Herren, die Parteien können ſich gegenwärtig 
nicht entbehren, und wie bei großen politischen Greigniffen Amneſtien von 
oben eintreten, jo müfjen auch zeitweife Ammeitien von dem Volke jelbit ein: 
treten; nachdem dieſe Frage, die alles Parteileben vergiftet, worin fich alle 
einzelnen Fragen zu Barteifragen zufpiten, aus dem Wege geräumt ift, 
müfjen wir und wieder die Hände reichen zu gemeinfamer Arbeit in der 
Gemeinde, in der Provinz, im Lande. Sehen Sie doch die Unfruchtbarkeit 
unſeres Beiſammenſeins im Landtage, weil fich die Kräfte am fich jelbit zer- 
reiben. (Allgemeines Bravo.) Kann das fortdauern? darf das fortdauern, 
darf man dazu mitwirken, diejen Zuftand noch zu steigen? Bedenken Sie 
doch, wenn eine Neuwahl nothwendig würde, wie würde ſich da erit der 
Parteifampf fteigern und verbittern! Meine Herren, wir find aber nidyt blos 
nad) innen ijolirt, wir find ed auch nach außen. Wiffen Sie, was der 
Erfolg ift, wenn in der entjcheidenden Stunde aus diefem Haufe das „Nein 
ertönt? In dem Augenblide ijt Baiern das Ausland von Deutjdy: 
land; das Deutjche Reich liegt für und im Auslande, und wir find für das- 
jelbe im Auslande! Das wäre doch ein unerhörter und unerträglicher Zuftand, 
meine Herren. Wir fommen mit diejem enticheidenden „Nein“ genau in 
diejelbe Lage, wie wenn man ein lebendiges Glied von einem lebendigen 
Leibe abſchnürt; diejelben Erfolge, die hier im Organismus eintreten, müß- 
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ten auch bei und in ftaatlicher Beziehung eintreten, wenn und die Lebensader 
der geiftigen und materiellen Verbindung abgebunden und abgejcynürt wäre 
— dad Verdorren, das Hinfiechen, der Tod des Staates, dad müßte unfer 
2008 jein. Und diefem Ende würden wir entgegen gehen, jelbit wenn es 
Frieden bliebe; was würde aber erit aus diejer Lage entitehen, wenn noch— 
mals ein Krieg entiteht? Wilfen Sie was? Man würde den Frieden auf 
unjerm Rüden machen. Man fpricht von den großen Laſten, die uns die 
neuen Verträge aufladen. Ja würden denn die Opfer — das it Ihnen ja 
von Fachmännern ausführlich dargelegt worden — nidyt eben jo groß, viel 
leicht noch größer werden, wenn wir dieſe Anftrengung zur Erhaltung unjerer 
Selbitändigfeit allein machen mühten? Nicht ein Heller würde uns davon 
auögejchenft werden! Meine Herren, eine ſolche Lostrennung vom deutſchen 
Sejammtförper ift auch rein unmöglich durchzuführen. Im Parteileben 
fürchte ich nichts mehr ald zwei Dinge, daß nämlich die Parteien für ihre 
politijchen Zwede einen religiöjen oder confejfionellen Aushängejchild vorzu— 
hängen verjuchen; ebenjo, meine Herren, fürchte ich aber auch eine geogra- 
phiſche Scheidung unter den Parteien. Meine Herren, das Wort, dad Ge. 
Ereellenz der Herr Kriegäminifter gejprochen bat, ift nur zu wahr. Es 
würde bei uns die geographiiche Scheidung eintreten. Von der Mainlinie 
wäre allerdings nicht mehr die Rede, wohl aber von der Donaulinie! Die 
Schwaben übrigens, meine Herren, die wollen unter allen Umftänden beim 
Reiche fein! (Völk: Fa wohl!) Auch die Kündigung des Zollvereind 
fann ich durchaus nicht für einen bloßen Popanz anjehen, als welcher fie 
angejehen und ausgegeben wird. Meine Herren, die Nachtheile, die und eine 
Kündigung des Zollvereind bringt, find und jo Far dargelegt worden, daß 
darüber fein Wort mehr zu verlieren ift. Nur einen Gedanken möchte ich 
bei diefem Anlaffe noch ausiprechen: Ich glaube der Zollverein ift fac— 
tiſch Schon gekündigt; wenn er auch formell bis zum Jahre 1877 fort— 
befteht, jeinem Weſen nach ift er jet jchon nicht mehr beitehend. Der Zoll: 
verein ift im Deutjchen Neiche aufgegangen und mit uns wird man feinen 
neuen jchliegen, und, meine Herren, dieje fieben Jahre, während meldyer der 
Zollverein vielleicht bis zur formellen Kündigung noch fortbejteht, ja dieſe 
fieben Sabre werden die fieben magerften Jahre des Zollvereind jein, der in 
ficherer Erwartung feiner Todesſtunde nur ein ſieches Dajein fortführen kann. 
Und wifjen Sie warım? Weil das Kapital uns fliehen wird! Meine 
Herren! Ich muß wirklich geftehen, ich habe fein Verſtändniß dafür, wie 
man gegenüber diejen Verträgen, die durch unfer „Nein“ doch nicht aus der 
Welt gejchafft werden fünnen, deren Abwerfung und in eine wahre Iammer- 
Lage verjegen würde, in der beabfichtigten Weife vorgehen kann. Ich geitehe 
eö offen, ed hat für mich das feinen Sinn; idy würde ed unter einer Vor— 
ausfeßung begreifen, aber ich muß hier gleich die feierliche Verwahrung ein- 
legen, daß ich nicht einem einzigen Mitglied in dieſem hohen Haufe diejen 
Sinn unterjchieben möchte. Wiffen Sie, meine Herren, unter weldyer Vor: 
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ausſetzung das Abwerfen der Verträge wirflich einen Sinn hätte? Dann, 
wenn wir auf fommende Freigniffe, auf eine europätiche Goalition jpeculiren 
würden zur Zertrümmerung dieſes Deutſchlands. Aber dagegen 
empört und entrüftet fich jedes deutjche Herz und ich wiederhole es noch 
einmal, dab ich feinem Mitgliede diefes hohen Haufes auch nicht entfernt 
einen ſolchen Hintergedanfen zumuthe. Im Gegentheile, meine Herren, wir 
wollen und recht treu umd feit an das gefammte Deutjchland anfchliehen, 
damit dem Feinde im Auslande feine Nite und Spalte mehr geboten wird, 
wo er feine Hebel zur neuen Zerflüftung und Zertrennung einjeten, oder 
worauf er Hoffnungen zur Verlängerung dieſes nationalen Krieges bauen 
fönnte. Meine Herren, man hat gejagt: „Sa, das ift noch nicht das rechte 
Deutichland, an das wir und anſchließen können, ein Deutichland ohne 
Deiterreich ift nicht das wahre und ächte Deutjchland." Nun, meine Herren, 
Sie haben geftern ausführlich über dieſen Punkt fprechen hören. Wir haben 
und lange an den Gedanken eines Deutjchland ohne Defterreich nicht gemöh- 
nen können, aber wir müſſen es jett doch thun. Meine Herren, Oeſterreich 
hätte diejelbe Miifion gehabt gegenüber Gejammtdeutjchland wie Preußen, 
Deiterreich hat aber dieje feine Miffion nicht erfüllt; weder die diplomatijche 
noch die militäriiche Führung Defterreichd berechtigt es zu der Stellung, bie 
jet in der That wirklich Preußen einnimmt. Und wenn wir und aud) be- 
icheiden müfjen, Defterreich als einen integrirenden Beftandtheil Deutjchlands 
jebt im Meiche zu vermifien, fann das doch erjeßt werden durch eine 
möglichſt innige und freundliche Verbindung mit Oeſterreich und mid) 
berechtigt nichts dazu, nicht anzunehmen, daß dieſe erfreuliche Verbindung 
jetzt bereits wirflich angebahnt ift. Meine Herren! Auch ich habe zu viel 
Reſpekt vor der politijchen Weitficht desjenigen Mannes, der die Gejchide 
Deutichlands bisher mit fo viel Glüc gelenkt hat, als daß ich glauben fünnte, 
daß er nicht einfähe, die Freundichaft mit Defterreich bedeutet den europäiſchen 
Frieden. Den Krieg um ded Krieged willen will auch diefer Mann nicht! 
Allerdings, meine Herren, muß Defterreich dies möglich machen, das ift 
richtig. Nachdem jett die Geftaltung jo ift, wie fie ift, muß Defterreich 
auf jeine frühere Stellung in Deutjchland verzichten, deswegen kann es aber 
doch in der lebendigiten Verbindung mit Deutjchland fein und bleiben, und 
fann gerade in jeine eigentlichite Stellung, der kräftige Hüter der deutſcheu 
Oſtmark zu fein, einrüden, wie audy Preußen, nadydem es das nationale 
Ziel erreicht hat, wieder in jeine Stellung einrüden kann, Hüter und Wäch— 
ter der Deutjchen Nordmarf zu fein. Meine Herren, ich geftehe, daß mir, 
nichts im Wege fteht anzunehmen, daß aus diefem mächtigen Deutjchland, 
das fich jetzt bildet, durdy die innige Freundſchaft mit Defterreich jene Itarfe 
Centralmacht in Mitte Europa’8 fich herausbilden kann, die den Frieden 
unferes Welttheiled zu diftiren, zu wahren und zu geben vermag. Nun 
jagt man aber: „Ja meine Principientreue, meine Gonfequenz verbieten mir, 
mein Programm, unter dem ich gewählt worden bin, erlaubt ed mir nicht, 
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jebt dieſen Verträgen zuzuftimmen.“ Meine Herren, ich weiß wohl dieje 
Zierde des Manneswerths zu ſchätzen; aber Gonjequenz und Principientreue 
jfann fich ja doch in Gottesnamen nur auf das Weſen beziehen, nie aber auf 
die Formen erftreden, die mit der Zeit wechſeln. Ja, meine Herren, id) 
glaube gerade meinen Principien und meinem Programme treu zu bleiben, 
wenn ich den Verträgen zuftimme, weil das der einzige Weg it, auf dem 
Baiern „erhalten“ werden kann. Es ift ganz richtig, daß dieler Con— 
traft mit der ſtarken Gentralgewalt die Selbititändigfeit Baiernd gefährden 
fann. Aber auf dem andern Wege der Trennung von Deutichland muß 
die Gelbititändigfeit Baiernd zu Grunde geben. Alſo ich glaube gerade 
meinem Programm zu entjprechen, wenn ich für die Verträge ftinme. 
Meine Herren! Ich dächte, der Umftand wäre doch auch im Stande, bei 
dem Abwägen des Fir und Wider irgend einen berechtigten Cindrud zu 
üben, dab von den gejehlichen Faktoren, die zum Zuftandefommen dieſes 
großen Verfaffungswerfed nothwendig find, die beiden amdern und bereits 
hierin vorausgegangen find. Ja, meine Herren, es fiten ja doch in dem 
andern hohen Haufe Männer von unzweifelbarer WVaterlandsliebe und Ge- 
wiſſenhaftigkeit, und gerade fie haben fait einitimmig den Verträgen ihre Zu— 
ftimmung gegeben, warum wollen wir uns hierin übertreffen laffen? Meine 
Herren, gerade vom partriotiihen Standpunkte aus, meine ich, 
müßte ed doch von größtem Gewichte fein, daß unſer König zum Wieder: 
aufbau des deutichen Reiches in jo hochherziger Weiſe die Initiative ergrif- 
fen bat. Meine Herren, Sie wifjen, was für Gerüchte in diefem Haufe in 
diefer Beziehung fait jeden Tag aufs Neue verbreitet werden. Ich glaube 
im Gegentheile: der König fann von der Baterlandäliebe, von dem 
Patriotismus aller wahren Patrioten nichts anderes erwarten, 
als daß jie den Verträgen zuftimmen, weil nur auf diefem Wege 
das wahre Mohl Baiernd erreicht werden fann. Meine Herren, wo der 
König ift, da gehören die wahren Patrioten hin; und wenn 
der König in Gefahr ift, dann ift ed erit reht Ihre Pflicht, zu 
ibm zu fteben und ihn wie eine Mauer zu umgeben und vor 
ler Gefahr zu ſchützen! Meine Herren! Man jagt auch: „Ia wir haben 
ſchon unjer Wort gegeben, wir haben und gebunden!” Das ift nicht jo, 
weil ed jo nicht jein kann, nicht fein darf! Daß man fich in Fragen von 
jo großer Tragweite beipricht, daß die Gleichgefinnten zujammentreten, das 
ift ganz natürlich, Wir auf unjerer Seite haben das auch gethan, wir haben 
auch eine Erklärung vereinbart — unterfchrieben hat Keiner von une. 
Das wird, das kann audy nach der Abitimmung gejchehen. Und es wird 
bei Ihnen auch nicht anders fein; denn bevor des letzten Redners Wort ges 
bört und erwogen it, darf ſich Niemand von und binden. Meine Herren! 
Man ſpricht auch immer mur von der Schattenjeite der Verträge. Die 
Gründung eined großen, einigen und mächtigen Deutjchlands hat ja aber 
doch auc ihre Lichtjeiten, und dies ſowohl in materieller wie in geiftiger 
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Beziehung. Meine Herren, wir befommen durch den Eintritt in ein großes 
und einiges Deutichland eine Stellung, wie wir und an eine ſolche nicht er- 
innern fünnen, — jeder Ginzelne von und gewinnt eine total veränderte 
Weltitellung. Glauben Sie nicht, daß die Handelöbeziehungen des geſamm— 
ten Deutſchlands ganz anders fich geitalten werden, wenn binter dem ein- 
zelnen ſtrebſamen Manne die ganze Macht Deutjchlands jteht? Das war 
bis jeßt nicht jo. Oder fünnen wir eine Stellung aud) von einem ijolirten 
Baiern hoffen? Wird nicht die transmarine Verbindung einen mächtigen 
Rückſchlag üben auf Handel, Gewerbe und Induſtrie durdy ganz Deutjchland 
bin, und wenn in diefer Weiſe der Wohlitand fidy hebt, hebt ſich denn nicht 
auch die geiltige ganze Gultur? Meine Herren! Es liegen in der Entwidlung 
Deutjchlands in der nächlten Zeit auch große innere Fragen, die zum Austrag 
fommen müſſen, z. B. die Frage über das Verhältniß von Staat und Kirche, 
von Staat, Kirche und Schule. Ja, meine Herren, dieje Fragen werden in 
einem jolchen Stätchen, wie das unfere ift, nicht mehr zum Austrag gebracht, 
fie fünnen nur in großem Style behandelt und gelöft werden, und dazu 
müffen wir auch ein großes Vaterland haben. Könnten Sie die Verant— 
wortung auf fich nehmen, Baiern abzujchneiden von diefer Entwicklung, dat 
ed feinen jelbftändigen lebendigen Antheil daran nehmen fünnte? Und. noch 
Eines! Darf denn auf dieſer Seite ded Haufes nicht auch ein Laut der 
Sehnſucht fid) vernehmen lafjen, daß auch wir nach dem großen, mächtigen 
Deutichen Vaterlande verlangen, da auch wir die Gelegenheit, die jet ge 
geben ift, nicht mit Füßen von uns ftoßen ſondern fie freudig ergreifen 
wollen? Dürfen wir nicht auch ftatt des ewigen Mißtrauens, ftatt der Falten 
Berechnung Glaube und Vertrauen an deſſen Stelle jegen, dürfen die Gefühle 
der Verjöhnlichkeit feinen Platz bet und greifen? Ja, es ift wahr, wir haben 
viel zu vergefien, aber, meine Herren, darf denn die Verjöhnung nicht darüber 
den Sieg erlangen, dürfen nicht auch wir die Hand hinſtrecken und jagen, 
eö ſoll vergeben und vergeffen jein? Meine Herren! Es ift richtig, die 
Verträge find die Grundlagen eines Baues, der und noch nicht recht behagt, 
der audy in feinen einzelnen Theilen noch jehr unvollkommen ift. Ia, meine 
Herren, wir find berechtigt, uns an die f. Staatöregierung zu wenden 
und die Erwartung auszusprechen, daß fie ihre Thätigkeit und ihren Einfluß 
im Bundesrathe dahin anmwende, daß die füderativen Keime, die doch vor— 
handen find, forgfältig gepflegt werden. Auch wir wollen Theil nehmen an 
der Arbeit des ganzen deutfchen Volkes in feiner Vertretung, um und das 
Haus jo wohnlich als möglich zu geftalten. Meine Herren! 3 ift wahr, 
die Freiheit unfere® Vaterlandes hat feinen Werth, fie kann nicht zur Gel 
tung gelangen, wenn ihr die Einheit mangelt und umgefehrt. Es ift das- 
jelbe Verhältniß, wie zwiſchen rechtlojer Macht und machtlofem Recht. Nun, 
meine Herren, Thatjache ift es, da und der Norden, dab uns die nordilchen 
Brüder die Einheit gebracht haben. Pflanzen wir auf dieſen Fräftigen 
Schößling das Edelreis der Freiheit, dann wird der ganze Baum veredelt 
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werden. Es ift richtig, daß unjere baieriſche Verfaffung gleichham ein Schaß- 
fäftlein it, in dem das Föftliche Juwel der bürgerlichen Freiheit über ein 
halbes Jahrhundert bewahrt worden ift, unverſehrt und unverlegt. Meine 
Herren! Nehmen wir diejes Juwel aus dem Schreine der Verfaffung und 
fügen wir ed der Krone unfered großen deutſchen Vaterlandes ein! Die ein- 
zelnen Blätter einer Pflanze, die dem reifen Samen der Zukunft aus fich 
berausgeltaltet hat‘, mögen vergilben, die Pflanze jelbit ift darum nicht todt, 
fie lebt fort in verjüngter Geftalt, fie it nicht ganz umtergegangen, in er: 
nenter Geſtalt Iteht fie wieder auf. Die baierijche Verfaffung hat nicht um— 
ſonſt gelebt, wenn fie das geleiftet hat, dal das ihr entnommene Edelreis 
die freiheit auf den mächtigen Schöhling der Einheit eingepflanzt worden 
it. Aber hoffen wir, dab dann ein fräftiger Baum erwachie, ein Baum 
der Einheit und Stärke, unter deffen mächtigen Schirm und Schutz fich alle 
deutihen Stämme in Freiheit und Gintracht zufammenfinden mögen. 
(Brave!) *) 


Staatsminiſter Graf Bray**): Meine Herren! Im Laufe der Debatte 
it zu verfchiedenen Malen des Verhältniffes Deutidylands zur öfterreichiich- 
ungariichen Monarchie gedacht worden. Die Meinungen der Herren gehen 
weit auseinander; es ftehen fich günftige und ungünstige Anjchauungen ges 
genüber. Meine Herren! Ich theile die Hoffnungen der Einen und nicht 
die Befürchtungen der Anderen. Schon im Laufe des vorigen Sommers, 
vor dem Beginn der VBerfaffungsverhandlungen, war bei den leitenden preußi— 
Ihen Staatsmännern die Abficht vorhanden fich Defterreich zu nähern; id) 
babe darüber in DVerjailles die beftimmteiten Zuficherungen und Aufjchlüffe 
erhalten. Es erfolgten einleitende Schritte und endlich der bekannte De- 
peſchenwechſel. Ich konſtatire hiemit, und es ift erfreulich das zu Eonftatiren, 
daß die erſte politiiche Aktion des neuen Deutichen Neiches einer Annäherung 
an Deiterreich gegolten hat. Für mich insbejondere ald Theilnehmer an den 
Verhandlungen und für das Zuftandefommen der Verträge ſelbſt war die 
Wahrnehmung diefer güntigen Stimmung von hohem Werthe. Wäre die- 
jelbe nicht vorhanden gewejen, wäre im Gegentheile an den Abichluß der 
Verträge die Befürchtung geknüpft geweſen, daß er zu einem Zerwürfniffe 
zeichen Defterreidh und Preußen führen würde, jo wäre nach meinem Er— 
achten die Sache jehr erjchwert gewejen. Ich wenigſtens hätte, jo lange 
dieſes Hinderniß beitanden hätte, die Hand zum Abſchluß der Verträge nicht 
geboten. Denn, meine Herren, was iſt ein Krieg gegen Defterreih? Es ift, 
aller Wahrjcheinlichfeit nach, zugleich ein neuer Krieg mit Frankreich, das 
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ift: ein europäiſcher Krieg, ein allgemeiner Krieg, und in eriter Reihe der 
Ruin Baierns. Mas ein ſolcher Krieg für die öfterreichiichrungariiche Mon: 
archie jein wirde, das wird man dort am beiten zu ermeffen wiffen. Ich 
bin der Ueberzeugung, daß beide große ftaatliche Gemeinjchaften das höchite 
Intereſſe haben, eine ſolche Fventualität zu vermeiden. Man hat ung, und 
mitunter in ziemlich draftiicher Weiſe, gejagt, dab der Depeichenmechiel, der 
fürzlich Stattgefunden bat, feine Bedeutung habe; es jeien eben nur Worte, 
und dieſen jei ein großes Gemicht nicht beizulegen. Meine Herren, wenn 
binter den Ausiprüchen der Regierungen die wejentlichiten Intereffen der Na— 
tionen jtehen, dann folgen auf die Worte die TIhaten, und dann werden die 
Worte jelbit zu Thaten. Vergegenwärtigen Sie fid) nur, was in der De 
peiche des Grafen v. Beust vom 26. v. Mts. von der Auffaffung Sr. Ma- 
jeität des Kaiſers von Defterreich jelbit über die Neugeitaltung Deutſch— 
lands gejagt it. Ich habe das Blatt hier und werde ed Ihnen verlejen. 
Es heißt darin: „Der Kaifer wird, freien und hohen Sinnes, die erhebenden 
Erinnerungen, die jeine Dynaftie in der glanzvollen Gejchichte von Jahr— 
hunderten mit den Geſchicken des deutſchen Volkes verbanden, nicht anders 
auffaffen als mit den wärmſten Sympathien für die fernere Entwidelung 
dieſes Volkes und dem rüdhaltlofen Wunſche, daß es in den neuen Formen 
des Staatlichen Dajeind die wahren Bürgjchaften einer glüdlichen, für feine 
eigene, wie für die Wohlfahrt des ihm in gejchichtlicher Tradition, in Sprache, 
Eitte und Recht jo vielfady verwandten Kaiſerſtaates gleich jegensreichen 
Zufunft finden möge." Meine Herren, find ſolche Worte aus ſolchem Munde 
nicht jchon an ſich ein Ereigniß, eine politifche That zu nennen? — Es ift 
der Einwurf gemacht worden, daß, wenn wir und auch zu Deiterreich 
freundlich stellen, Dies nicht in gleichem Maße mit Ungarn der Fall jein 
wird. Meine Herren, innerhalb der Grenzen Ungarns hat längere Zeit hin- 
durch allerdings Antagonismus zwilchen Deutichthum und Magyariemus be- 
ftanden; allein der Standpunft ift überwunden, dieje Gegenſätze find ver- 
wicht; und jet wird die mit einem jehr richtigen politiichen Takte begabte 
ungarijche Nation jehr wohl erfennen, dab ihr politijches und ihr volkswirth— 
ſchaftliches Intereffe fie auf Deutjchland hinweift. Unſere Hoffnung auf 
Heritellung eines Freundſchaft- und Allianzverhältniffes zu Defterreich beruht 
aljo auf einer guten Grundlage, auf der Bafis der Intereffenpolitif mit 
Deiterreih! Meine Herren, es it dies der einzige Meg, das einzige Mittel 
zur jet noch möglichen Verwirklichung deſſen, was Viele von uns auf ihr 
Banner gejchrieben hatten: der großdeutjchen Idee. Allerdings müffen wir, 
um fie verwirflichen zu fünnen, um zu ihrer Verwirklichung beizutragen, im 
Deutichen Bunde fein, wie Ihnen bereits ein jehr geehrter Nedner, Herr 
Profeffor Edel, mit beredten Worten gejagt hat. Innerhalb des Bundes 
fönnen wir Das erwirfen; ftehen wir außerhalb des Bundes, jo find wir 
fein Mittelglied, fein vermittelndes Clement zwijchen Deutjchland und 
Deiterreich-Ungarn; wir kommen in Gefahr, zum Streitobjefte zwijchen den 
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beiden großen Nachbarn zu werden. Meine Herren! Der ſehr geehrte Herr 
Vorredner hat mit voller Berechtigung darauf hingewieſen, daß auch ſeine 
Partei den nationalen Gedanken für ſich in Anſpruch nehme. Man ſpricht 
von den Nationalliberalen und ihrer Einwirkung auf die Neugeſtaltung 
Deutſchlands. Von Ihnen, meine Herren, hängt es ab, dafür zu wirken, 
daß der national-konſervative und gewiſſermaßen auch der großdeutſche Ge— 
danke Geltung erhalte, daß auch dieſer Richtung Rechnung getragen werde. 
Durch Ihren Beitritt werden Sie dazu beitragen, daß dem Frieden, der 
friedlichen Entwickelung und dadurch der Entlaſtung der Völker eine neue 
und ſichere Garantie geſchaffen werde. ”) 


Fisher von Augsburg **): Meine Herren! Wenn ich in den eriten Ta— 
gen der Disfuffion zum Worte gekommen wäre, jo würde ich vielleicht der 
Verſuchung nicht haben widerftehen fünnen, den Gefühlen Ausdrud zu geben, 
die mich beherrichten, als ich den Tag angebrochen jah, an dem die Ver— 
wirflihung einer lange gebegten und gepflegten großen Idee in Ausficht 
ftand. Ich hätte damals nody glauben können, dab ein Appell an die Be- 
geifterung, welche nach meiner Meinung Jeden in der heutigen großen Zeit 
ergreifen muß, auch in den Herzen aller Derjenigen Widerhall finden werde, 
die heute als Gegner vor und ftehen. Meine Herren! Ich hätte mir viel- 
leicht erlaubt, hinzuweiſen auf das, was auf dem Kriegsichauplage ſich ab» 
geipielt hat; ich hätte mir vielleicht erlaubt, Sie zu erinnern an die wirkliche 
herzliche Ginigfeit, welche jo raſch unter den verjchiedenen Theilen der 
deutjchen Armee ſich eingeftellt hat. Meine Herren! Der Verlauf der mehr 
als achttägigen Diskuffion hat mich weſentlich abgekühlt; er hat mir die 
Hoffnung genommen, daß durch einen ſolchen Appell an die nationale Be— 
geilterung dad Eis in jenen Herzen geſchmolzen werden könne, in welchen eö 
bis heute noch hart geblieben ift. Alle Diejenigen, welche zwar im Uebrigen 
unſere politijchen Gegner aber der nationalen Begeiiterung zugänglich find, 
find längft aufgetreten und haben diejer Begeilterung warmen Ausdruck ge- 
geben; fie ‚famen von jelbit, und haben, ohne zu warten, bis wir fie auf- 
forderten, erflärt und geftanden: „Wir erkennen dieſe große Zeit, wir be- 
greifen den Umſchwung, der eingetreten ift, und wir haben nunmehr einen 
gemeinjamen Meg zu gehen!" Auf Seite der Gegner der vorliegenden Ver: 
träge habe id; allerdings auch einigemal Etwas entdedt, das wenigitens der 
äußeren Form und dem äußeren Tone nad) der Begeilterung ähnlich war. 
Aber, meine Herren, wozu wurde dieje Begeilterung verwendet? Das Eine 
Mal führte dieje Begeifterung dazu, daß ein Redner ſich zur Aufopferung 
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des Inhaltes eined ganzen Fremdwörterbuchs entichloß, um auseinanderzu- 
jeßen: „Daß er wegen der furjorijhen Form der Vorlage und 
bei jeiner diametralen Stellung ed nit über jidy gewinnen 
fönne, ſchon jett auf den Granitunterbau der Deutſchen Einig— 
feit zu klettern;,“ — und ein andered Mal, als nämlich heute die Be 
geifterung einen Gegner erfaßte, da geichah es, um eine Rede zu produgiten, 
die Angefichtd der wiederholten Hinweijung, daß Europa auf uns jebe, mir 
den Wunſch aufdrängte, Europa möchte wenigitens in gewilfen Momenten 
zu jehen umd zu hören vergefjen. Meine Herren! Es ift, wenn man in 
joldyen Fragen jeinen Gefühlen gewiſſermaßen Zwang anthut und ſich darauf 
bejchränfen muß, einen Rückblick zu werfen auf die vorübergegangene Die 
fuffion, jchwer, nody am 8. und 9. Tage irgend etwas zu jagen, was nict 
ſchon wiederholt gejagt worden wäre. Und wenn ed mir möglich fein wir. 
troßden noch einige vielleicht nicht vollftändig langweilige Bemerkungen zu 
machen, jo verdanfe ich dies eines Theils dem Umitande, dat beinabe alle 
gegen die Verträge vorgebrachten Bedenken und Befürchtungen, nachdem ſie 
widerlegt waren, dod) wieder vorgebradyt wurden , und ich verdanfe es weiter 
der Güte meine unmittelbaren Herrn WVorrednerd, Dr. Pfahler. Meine 
Herren! Wenn man fich auch nicht verhehlen kann, daß es einen traurigen 
Eindruck macht, jehen und hören zu müſſen, wie von manchen Gegnem der 
und vorliegende Gegenftand behandelt wird, jo darf man dody nicht vergellen, 
dab die Vorgänge, wie fie feit 8 Tagen vor uns fich abipielen, audy ibre 
gute Seite haben. Sie erinnern ſich vielleicht, dak im Verlaufe der Ver- 
handlungen zu Berjailled und unmittelbar nad) dem Bekanntwerden der dort 
erzielten Nejultate von manchen Herren im Norden Deutjchlands eine nicht 
gerade jehr freundliche Kritik geübt worden tft an dem, was Baiern für ſich 
erjtrebte und jchließlich an Sonderftellung auch erreichte. Man war da umd 
dort geneigt, ed als eine ganz willführliche, unmotivirte und nicht gemügend 
erflärte eigenfinnige Liebhaberei darzuitellen, daß man fich bemüht hatte, für 
Baiern das oder jenes zu rejerwiren und zu retten, was für Andere nicht re 
jervirt und gerettet wurde. Ich habe damals jchon mir gedacht, daß die 
Herren, weldye jo ftreng find in ihrer Kritik, doc) gar zu wenig über unler 
inneren baieriſchen Verhältniffe ſich orientirt haben; und das, was wir in 
diefem Haufe jeit 8 Tagen durchmachen müfjen, um die Billigung der Ver: 
träge zu erreichen, wird vielleicht manchen Kritifer in Berlin und anderwärts 
belehren, daß denn doch die Verhältniffe in Baiern etwas anders liegen als 
man dort glaubte oder zu glauben fich den Anfchein gegeben hat. In dieſer 
Belehrung liegt die gute Seite der Sache. Es kann der Vorgang vielleicht 
jpäter, wenn wir längjt im Deutſchen Reichstage vertreten find, und wenn 
wiederum ſchiefe Urtheile über unfere innere Lage laut werden, uns nützlich 
jein. Wir find dann in der Lage, und auf das Grlebte berufen zu können, 
und man wird und dann vielleicht eher glauben, dat wir in unferem eigenen 
Haufe uns doch bejjer auöfennen als die außerhalb dejjelben Stehenden. 
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Nun, meine Herren, erlauben Sie mir noch eine allgemeine Bemerkung. 
Wenn ich die Gefammtheit der gegen die Vorlage geltend gemachten Gründe 
betrachte, und wenn ich zurücblide auf die eigenthümliche Art und Weiſe, 
wie dieje Gründe, jo oft jie widerlegt und niedergedrüct waren, jofort wieder 
aufiprangen, gleich gewiſſen Figürchen, jo muß ich einem unjerer Herrn 
Kollegen das Zeugniß geben, daß er ed war, der in furzer, bündiger und 
gemeinveritändlicher Weiſe den beiten Grund, der gegen die Verträge über: 
haupt geltend gemacht wurde, ausgeſprochen hat. Es war der Herr Abo. 
Bayer. Dieſer Herr bat feine lange Rede gehalten; er bat nicht gejagt, 
daß dieſe und jene Artikel des Vertrages ihn geniren; er hat fich nicht ein- 
gelafien auf das Detail deijen, was zu befürchten jei und was nicht. Gr 
hat uns einfach erflärt: „Sch traue Preußen nicht, ich will mit ihm 
nichts zu ſchaffen haben und deßhalb bin ich gegen die Ver— 
träge." Diejed Motiv, weldyes Herr Bayer ausgeſprochen hat, iſt höchſt 
generell gefaßt; er bat fich nicht abgemüht, uns weitläufige Erläuterungen 
zu geben, und troßdem oder vielleicht eben deßhalb jage ich, daß von Allem, 
was gegen die Verträge gejagt wurde, nach meiner Meinung das, was Herr 
Bayer gejagt hat, das Beite und Treffendite iſt. Nun entjchuldigen Sie, 
wenn ich einer Anekdote Erwähnung thue, die mir ganz unwillkührlich im 
Laufe Ihrer Verhandlungen eingefallen it. Es fuhr einmal ein Mann von 
Ditende nach London; ald er noch nicht halbwegs war, jpürte er den An— 
fang der Seefranfheit. Er ging zum Kapitän und erflärte ihm: „Das 
balte ich nicht aus!” Der Kapitän zudte die Achſel. Der Mann zog fich 
zurüd; die Seefranfheit nahm zu. Gr fam zum zweiten, zum dritten und 
vierten Male und erflärte jchlieglich in höchit erregtem Zone dem Kapitän: 
„Nun ſage ich's Ihnen zum leiten Mal, ich halt's nicht aus.” Der Kapitän 
blieb ziemlich ruhig und erwiederte nur: „Ja, wenn Sie's nicht aushalten, 
lieber Freund, jo fteigen Sie aus!" Der Mann ift nicht ausgeitiegen; er 
fam an’s Land, ed wurde ihm wieder wohl. Wenn er heute noch lebt, 
wird er finden, daß er damals eine ganz richtige Wahl getroffen hat. Ich 
weiß ganz gut, daß mir die Herren jagen werden: „Ia, wir fteigen gar 
nicht ein, dann fommen wir nicht in die fatale Situation, in 
der jener Bajjagier war.“ Hiemit aber babe ich die Gegner auf dem 
. Kapital-Irrthume ertappt, in dem fie fich befinden. Meine Herren! Sie 
figen jchon auf dem Schiffe, Sie haben es nur nicht bemerkt, daß Sie hin- 
auf gekommen find. (Heiterkeit) Der Sturm der Zeit hat Sie hinauf ge 
weht, und Sie müjjen mitfahren! Aber allerdings in dem Sinne, in wel: 
chem jener Pafjagier freie Wahl hatte, auszufteigen oder nicht, in dem 
Sinne konnte auch der Herr Abg. Greil jagen: „Ich jehe keine Zwangslage, 
wir haben vollitändig freie Wahl.“ Ja, meine Herren, die haben Sie. 
Steigen Sie aus! (Heiterkeit) Vollſtändig freie Wahl haben Sie. Man 
giebt fich immer den Anfchein — ich jage abſichtlich „Anjchein“, denn die 
Herren glauben ja jelbft nicht daran — als habe ſich eigentlidy an ber 


168 Baiern. Kammer der Abgeordneten. 


Sachlage zwilchen dem Januar 1870 und dem Januar 1871 gar nichts 
geändert, und als beitehe noch ebenjo gut wie damals die Möglichkeit, es jo 
oder anders zu machen. Meine Herren, mir iſt dad immer ganz unerflärlid) 
gewejen und ich bin diefem Irrtum in der leiten Diskuffion jo häufig be 
gegnet, dab ich mir jagen mußte, es liege bier mehr ald Irrthum eines 
Einzelnen, mehr ald die Vergeßlichkeit einer Perjon, e8 liege dad Symptom 
einer weit verbreiteten politifchen Krankheit vor. — Freie Wahl und freie 
Wahl — ift je nad) Umitänden etwas ganz Verjchiedened. Meine Herren, 
die freie Wahl, zu den Verträgen „Ja“ oder „Nein” zu jagen, haben Sie 
itaatörechtlich zweifellos. Es hat meines Wiſſens auch noch Niemand be: 
hauptet, daß eine rechtliche Zwangslage für irgend Jemanden beftehe und 
es iſt daher ganz überflüffig, daß wiederholt von Ihnen dagegen proteftirt 
wird. Sie haben redtlidh vollitändig freie Wahl! Ob dieje voll: 
ftändige Freiheit der Wahl auch moralijdy gegeben ift, das, meine Herren, 
it eine andere Frage, deren Beantwortung Ihnen jelbit zufteht. Denken 
Sie ſich einen Fall aus dem gewöhnlichen Leben! Es hat jeder Menjch freie 
Wahl — abgejehen von der Moral — die rechtliche und thatjächliche freie 
Mahl, ob er am Leben bleiben oder ſich jelbit umbringen will. Dieje freie 
Wahl kann Niemandem entzogen werden. Es iſt aber klar, dat einiger 
Unterjchied beiteht zwiſchen der freien Wahl, weldye das Individuum bat, 
infoweit e8 über fich jelbit zu verfügen ſich anſchickt, und zwiſchen der freien 
Mahl, welche daljelbe Individuum hat, injoweit ed nicht kraft eigenen Rechtes 
ſondern kraft Mandats handelt und über den Mandanten verfügt. Sid) 
jelbit umzubringen, dazu hat Ieder das Necht; aber jeinen Mandanten oder 
ein ganzes Volt umzubringen, dazu berechtigt fein Programm und fein 
Mandat. Es kann übrigens auch Niemand Demjenigen, der ein Programm 
ſich angeeignet hat und davon wieder abgeht, weil deſſen Durchführung un— 
möglich wurde, den Vorwurf machen, dap er jein Wort nicht gehalten 
babe. Es iſt Niemand zum Unmöglichen verpflichtet! Wenn wir Ihr Pro: 
gramm vergleichen mit der heutigen thatjächlichen Lage, jo können und 
müffen wir Ihnen das Zeugniß geben, dab Ihr uriprüngliche Programm 
nicht mehr ausgeführt werden kann. Sie find dafür nicht verantwortlid. 
Die Greignifje haben entjchieden, nicht Sie! Der Herr Abg. Dr. Pfahler 
hat freilich vorhin wieder angedeutet, daß eigentlich gar fein Grund da jei 
zu der Annahme, es babe ſich jeit der Aufitellung Ihres Programms der 
Boden geändert, auf dem es aufgebaut worden ift. Ich kann nicht dafür 
einfteben, ob ed mir oder irgend Iemanden gelingen werde, dem Herrn 
Dr. Pfahler klar zu machen, daß er hiebei in einem großen thatjächlichen 
Irrthume ſei; aber Sie werden mir geitatten, dab ich Ihnen erzähle, was 
mir einmal im Verkehre mit einem andern Manne, der auch ein großer 
Bolitifer in feiner Art war, begegnet it. Bor dem Jahre 1866 verkehrte 
ich häufig mit einem Manne, der jich damit beichäftigte, die Grundzüge der 
künftigen Geftaltung des Deutjchen Reiches nach jeiner Idee aufzuftellen. 
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Zu dieſen Grundzügen gehörte unter Anderem auch die Auflöſung des König— 
reiches Preußen in jechö oder fieben jelbititändige Staaten, von welchen jeder 
annähernd die Größe von Würtemberg haben jollte. Da kam das Jahr 

1866. Ich ſah den Mann längere Zeit nicht mehr. Nachdem aber der 
Krieg von 1866 längit beendet war, ftellte ic, der Mann wieder ein und 
glaubte, da der Frieden hergeitellt jei, könnte man wieder an feine Neuge- 
ſtaltung Deutichlands denfen. Zu meiner Ueberrajchung proponirte er wieder 
die fieben Neichskreije, die man aus Preußen herauszufchneiden habe, damit 
man möglichit gleichheitlich getbheilte Elemente für den fünftigen Deutjchen 
Söderativftaat erhalte. Als ich dem Manne bemerkte, daß ed doch etwas 
ſchwierig Sein werde, jeßt, nad) der Schlacht von Königgräß, nody in der 
Richtung fortzuarbeiten, im der er vorher gearbeitet habe, da zog fich der 
Mann auf eine höchſt einfache Weiſe aus der Berlegenheit. Er antwortete 
namlih: „Hören Sie, die Schlaht von Königgräß ignoriren 
wir!” Der Herr Abgeordnete Bfahler bat unter Anderm ſich auch ver- 
glihen mit den Männern auf dem Nütli, welche die Freiheit der Schweiz 
begründet haben. Wenn ich nicht ohnehin jeßt zum Worte gefommen wäre, 
jo würde ich mich im Interefje der Männer vom Rütli veranlaßt gejehen 
haben, mir das Wort zu einer bejonderen Grflärung zu erbitten. Meine 
Herren, die Männer vom Rütli find zwar etwas fabelhafte Männer, fie 
haben aber einen jo jchönen Ruf in der Geſchichte der Freiheit, daß ich mid) 
verpflichtet fühle, der Ueberzeugung Ausdruck zu geben, es jei wenig rüd- 
fichtsvoll gegen jene Männer, wenn der Herr Abgeordnete Pfahler ſich 
ihnen gleichitellt! Dem gegenüber, was Herr Pfahler weiter erflärt hat, 
kann ich mich vorerjt wohl darauf bejchränfen, ihm einen Sat in das Ge- 
dächtniß zurüdzurufen, den er eben jelbit ausgeiprodyen hat. Der Sat 
lautete: „Die Ihatjachen find logiſcher als mandyer Menſch“. Meine Herren! 
Gejtatten Sie mir, daß ich nody auf einige Details eingebe, die immer und 
immer wieder vorgebracht werden, obwohl fie jchon genügend widerlegt find. 
Da iſt zuerit das Bedenken, das aus dem Mortlaute der Art. 5 und 62 
der Bundesverfafjung abgeleitet wird. Anfänglich, bei Beginn der Diskuffion, 
war eigentlich die Gefährlichkeit der Art. 5 und 62 das Hauptmotiv, welches 
zur Ablehnung der Verträge führen ſollte. Nach und nad) find die Herren 
in der Schäßung dieſes Motives etwas zurüdgegangen, und geftern fam 
ſchließlich der Herr Abgeordnete Wieönet zu dem Geltändniffe, daß die 
früher geltend gemachten Bedenfen gegen die Art. 5 und 62 nicht begründet 
jeien, da vielmehr die Interpretation ded Herrn Dr. Völk die richtige jet. 
Auch der Herr Referent, wenn ich mid) recht erinnere, hat bei irgend einer 
Gelegenheit gejagt und bei einer jpäteren Gelegenheit wiederholt, daß er 
diejen Artifeln vorerit eine große praftijche Bedeutung nicht beilege. Da 
der Inhalt jener Artikel urſprünglich ald Hauptmotiv für die Ablehnung der 
Berträge geltend gemacht wurde, jo liegt mir daran, hiemit ausdrüdlich zu 
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hat, daß nämlich die Bedenken, melde er jelbit früher hegte, als nicht be 
gründet fich erwieſen haben, und daß die gegentheilige Interpretation jeßt 
ald die richtige audy; von ihm anerfannt werde. Nun hat allerdings im 
Laufe der Disfujfion der eine und andere Redner gejagt, es tröfte fie nicht, 
wenn auch die urjprünglich vermuthete Gefährlichkeit dieſer Artikel nicht vor: 
handen und wenn in der Verfaffung noch jo gute Vorforge getroffen ſei 
gegen etwaige Webergriffe der Regierung des Deutichen Reiches; denn die 
preußiiche Regierung befümmere ſich jehr wenig darum, ob fie durch die 
Verfaſſung berechtigt jei oder nicht, Gelder für Militärzwede zu nehmen, 
fie nehme das Geld eben. Ja, meine Herren, wenn man die Sache auf 
diefen Boden hinüberjpielt, jo befindet man fich nicht mehr in einem Streite 
über die Interpretation der Bundesverfaljung, jondern man fteht auf dem 
Standpunkte, den der Herr Abgeordnete Bayer eingenommen bat. Gs 
it möglich, meine Herren, dab die preußiiche Regierung eines jchönen 
Tages fi) an die Verfafjung nicht halt; ich bin ehrlich genug, das Ge- 
ſtändniß abzulegen, dab ich an diefe Möglichkeit glaube; aber es wird 
ſehr jchwer eine Verfaſſung zu enideden jein, die eine joldhe Möglichkeit 
ausjchließt. Meine Herren! Wer jteht Ihmen denn gut, daß nicht eines 
Tages das Dach dieſes Haujed einfällt? Und das wäre nicht einmal eine 
Berfaffungsverlegung; denn in unjerer Verfaſſung ift das Ausbleiben diejes 
Greignifjes nicht ansdrüdlicy verheigen! Möglich find derartige Dinge. 
Henn man Etwas thun wollte, um der Regierung die Möglichkeit einer 
Verfaſſungsverletzung zu erjcdyweren, jo käme man zunächſt darauf zurüd, dat 
man dem Reichstage das jus curporis ei arınorum verjichaffen und die 
Aufitellung eines Parlamentbheeres geitatten müßte. ber jelbit in diejem 
Falle käme es bei einem ſolchen Konflikte noch darauf an, welches von den 
beiden ſich gegemüberjtehenden Heeren Sieger bleibt; und auch hiefür wühte id) 
eine verfaſſungsmäßige Garantie nicht zu bieten. Nachdem man mit den Be: 
denken gegen die Artikel 5 und 62 den Rüdzug angetreten hatte, kam im 
Laufe der Diskuffion eine ganze Maſſe von Gründen und Bedenken zweiter 
Klaffe zum Vorſcheine. Der Herr Referent hat unter Anderem und einen 
aus Hamburg an ihm eingetroffenen Brief vorgelefen, wonach verjchiedene 
anonyme Einwohner von Hamburg, Medlenburg, Hannover u. j. w. auf dem 
Standpunkte, den die Mehrheit des Ausſchuſſes einnimmt, ſtehen Yollen. 
Meine Herren! Micy hat es eigentlicdy gewundert, daß der Herr Referent, 
wenn er auf Briefe ähnlichen Inhaltes fid) berufen wollte, nicht lieber Briefe 
ſich verjchafft hat, die unterjchrieben find. Ich bin z. DB. feit überzeugt, daß 
die Herren Bebel und Liebknecht, denen allerdings die Korrejpondenz gegen- 
wärtig etwas erſchwert jein dürfte, gerne bereit gewejen wären, daſſelbe zu 
jchreiben, was in dem Hamburger anonymen Briefe iteht. Ich bin ferner 
überzeugt, dab auch Herr Mori Mohl in Stuttgart mit größtem Vergnügen 
fid) herbeigelafjen haben würde, einen Brief gleichen Inhaltes an Herm Dr. 
Jörg zu ſchicken, wenn er es nicht ſchon gethan hat. Ich, meine Herren, möchte 
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mich nicht in erſter Reihe auf anonyme Briefe berufen; ich würde fie 
wenigitend in die zweite Linie Itellen. Man hat uns wiederholt davor ge= 
warnt, wir follen es nidyt durch Annahme der Verträge möglich machen, daß 
der Einheitsſtaat herbeigeführt werde. Meine Herren! Ich glaube jagen 
zu dürfen, daß die Furcht vor dem Einheitsſtaate und demjelben jchon ein 
wenig näher gebradyt hat, ala es eigentlich nothwendig war, und id) glaube 
jagen zu dürfen, dab die Ablehnung der Verträge und dem Einheitsſtaate 
nicht nur um mehr näher bringen werde als nothwendig it, jondern 
jogar um mehr ald gut ift. Soviel Einheit ald man brauchte, um über- 
haupt von einem deutichen Staate reden zu fünnen, mußte gejichaffen 
werden. Ich glaube, daß das im diejer Beziehung Nothwendige durd) die 
vorliegenden Werträge gejchehen it. Man hätte vielleicht ein biöcen 
weniger bieten können, ohne hinter der Grenze des abjolut Nothwendigen 
zurüczubleiben, viel weniger fonnte man nicht bieten, wern man überhaupt 
haben wollte, dab man in Zukunft von einem deutichen Staate follte jprechen 
fönnen. Ich für meine Perſon war auch ſtets bereit und bin ed noch, jene 
Opfer zu bringen, die biezu nothwendig find, ich wünſche aber jehr, daß 
man durdy rechtzeitige Gewährung des Nothwendigen es verhindere, 
jpäter mehr geben zu müfjen. Wenn Sie, meine Herren, den Berträgen 
Ihre Zuftimmung verjagen, jo mag vielleicht der Herr Abgeordnete Kräßer 
den Troft haben, daß bald einem Mangel abgeholfen wird, den er in ber 
Rundesverfaflung findet, nämlich dem Mangel verantwortlicher Bundesminifter; 
wenn die Verträge abgelehnt werden, jo wird die Entwidlung vorausſichtlich 
einen Jolchen Gang nehmen, dab wir verantwortliche Reichsminifter, d. i. ein 
ſtramm centralifirte3 Meich befommen! Der Herr Abgeordnete Dr. Ruland 
hat jchwere Bedenken ausgeiprochen gegen die Inftitution des Erbfaiferthums, 
die befanntlih auf Anregung Seiner Majeltät des Königs von 
Baiern nah Abſchluß der Verjailler Verträge gejchaffen worden it. Sch 
weiß nichy, welcher von den Herren Nednern vor mir gejagt hat, daß er feinen 
enticheidenden Werth darauf lege, ob das Neichsoberhaupt dieſen oder jenen 
Titel führe. Mir geht es ebenjo. Aber ich muß doc; dem Herm Dr. Ruland 
bemerfen, dab die Gründe, welche er gegen die Näthlichfeit eines Erb— 
kaiſerthums vorgebracht bat, eben jo ſtark gegen die Näthlichfeit jeder 
Frbmonardie jprechen würden, und dab das, was Herr Dr. Ruland 
gegen die neue deutjche Reichsverfaſſung überhaupt gejprochen hat, in der 
letzten Konjequenz zur Wiederheritelluug des ſouveränen Hodjitiftes Würzburg 
führen müßte. (Heiterfeit.) Meine Herren! Als die Zahl der Gründe, 
welche nody etwas Sreifbares enthielten, erichöpft war, fam man in das Ge: 
biet der gejchichtlichen VBorlefungen und der Propbezeiungen. In diefer Bes 
ztehung bat namentlich Herr Abgeordneter Greil und jehr viel zu bören ge— 
geben. Gr bat Sich nicht weiter eingelafjfen auf die Artikel 5 und 62 der 
Verfaſſung; er ließ ſich auch nicht ein auf die Nenderungen, welche das Jahr 
1870 berbeiführte, und welche doch auch einigermaßen berüdfichtigt werden 
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iollten, wenn man praftiiche Politif treiben will. Aber er erzählte und in 
jeiner bekannten Weiſe, daß an der preußijchen Oſtſeeküſte früher die Wenden, 
Kaffuben, Obotriten u. |. w. ihr Unweſen trieben; er jchilderte und, nachdem 
er diefen Erfurd in die Gejchichte der älteren Zeit verlafjen hatte, in jehr 
intereffantem Vortrage den Gegenſatz zwilchen „pulverifirtem Wejen und 
germaniſchem Weſen“ und ſtellte ſich und vor als den Repräſentanten 
des ächten — Germanismus. Nach dieſem Ausfluge in das Gebiet der 
allerneueſten Geſchichte wurden wir in das Mittelalter geführt und erinnert, 
daß einſt ein deutſcher Kaiſer einen baieriſchen Herzog abgeſetzt und dafür 
die Dynaſtie Wittelsbach in Baiern eingeführt hat. Man gab dabei zu ver— 
ſtehen, wie dieſer Vorgang den ſicherſten Anhaltspunkt für die Vermuthung 
gebe, daß die Dynaſtie Wittelsbach durch einen neuen Deutſchen Kaiſer wie— 
der werde beſeitigt werden. Es wurde mir freilich nicht ganz klar, inwie— 
weit die Thatſache, daß die Dynaſtie Wittelsbach durch einen Kaiſer in 
Baiern eingeſetzt wurde, die Vermuthung ſollte begründen helfen, daß der 
neue Deutſche Kaiſer die Dynaſtie Wittelsbach abſetzen werde. Man hat 
uns prophezeit, daß wir nach dem Eintritte in das neue Deutſche Reich bald 
in die Lage kommen werden, an der Seite Preußens und Rußlands gegen 
Deſterreich Krieg führen zu müſſen. Es hat das der Herr Refkerent ſelbſt 
propbezeit. Ic habe mid) darüber gewundert, weil er vor Jahr und Tag 
uns einmal das Geſtändniß abgelegt bat, dab er fein Glücd mit jeinen Prophe— 
zeiungen habe; er hat damals jogar gelobt, er wolle das Prophezeien ganz 
aufgeben. (Heiterfeit) Man hat uns verfchiedene Säße mitgetheilt, welche 
diejer oder jener Abgeordnete zum Norddeutichen Neichötage bei dieſer oder 
jener Gelegenheit geſprochen habe. Unglüclicher Weiſe citirte man aber jtets 
Aeußerungen, die bei Gelegenheiten gemacht wurden, welche mıt dem Gegen- 
itande, auf welchen fie jeßt bezogen werden wollten, gar nicht im Zuſam— 
menhange ftehen. Man hat Säte aus Hierjemenzel und Thudichum ange 
zogen, aber mau hat fich dabei ſtets vergriffen; man hat mit einem Worte 
den Eindruck hervorgebracht, als ob man im großer Verlegenheit jei, Gründe 
zu finden, die man mit einiger Ausficht auf Erfolg in das Gefecht führen 
fann. Mich bat das jehr unangenehm berührt, weil der Gegenftand ein jo 
erniter it, daß ich mir nicht erflären fonnte, wie man ſich eutichließen mochte, 
mit jo Eleinlichen Augriffsmittelchen vorzugehen, mit kleinlichen Mittelchen, 
die den Gedanken nicht auffommen laffen, dab man Geſchichte lehren oder 
dat man praftijche Politik treiben wolle, jondern die den Eindrud machten, 
dak man hiſtoriſch-politiſche Seiltänzerkunſtſtückchen produzire, die um jo be 
denflicher find, weil dabei nidyt nur Derjenige, weldyer fie produzirt, feinen 
Hals zu Markte trägt, jondern auch Derjenige, der gläubig lange zujchaut. 
(Heiterkeit) Der Herr Abgeordnete Wiesnet hat uns geftern gejagt, es 
werde durd die Annahme der Verträge eine Scheinmonardyie in Baiern ge- 
ſchaffen, dieſe Scheinmonarchie zu erhalten, fühle er feinen Beruf, und wenn 
man die Verträge nicht abwenden fünne, dann jei es ihm lieber, Baiern gehe 
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gleich in dem Einheitsſtaate auf; das koſte weniger. Meine Herren! Mir 
hat der Herr Abgeordnete Wiesnet geſtern den Eindruck gemacht, daß er 
aus voller Ueberzeugung und aus ſchmerzbewegtem Herzen heraus ſeinen Ge— 
fühlen Ausdruck gab. Aber, meine Herren, er hat mir auch den Eindruck 
gemacht, als wenn der Standpunkt, den er einnahm, weit eher der Stand— 
punkt der Verzweiflung als ein baieriſch-patriotiſcher ſei; denn vom Stand— 
punkt des baieriſchen Patriotismus aus wird man nach meinem Gefühle 
niemals zu der Erklärung kommen können: „Weil nicht Alles jo blei— 
ben fann, wie ich e& wünjce, jo joll lieber Alles zu Grunde 
gehen!" (Sehr gut.) Diejen Standpunft fönnen und dieſen Standpunft 
dürfen wir nicht einnehmen! Der Herr Abgeordnete Kolb und mehrere 
Andere der Herren Gegner vermiffen in der neuen Deutichen Bundesver— 
falfung die Elemente der Freiheit. Der Herr Abgeordnete Kolb jagt: „Die 
Freiheit hat feine Gewähr in diefem Verfaſſungswerke. Wir haben jo lange 
um Freiheit gefämpft, und jebt wird ein Zuftand geichaffen, der ed neuer: 
dingd der ungewiſſen Zukunft überläßt, ob und die Freiheit in dem erwünſch— 
ten Mae wird gewährt werden!" Meine Herren! Ich gebe es zu, es läßt 
die und vorliegende Verfaſſung, es läßt der Zultand, wie er in dem biöheri- 
gen Norddeutichen Bunde war, in freiheitlicher Beziehung Manches zu wün— 
Ihen übrig. Wenn der Herr Abgeordnete Kolb in der Lage wäre, eine 
Verfaſſung ded Deutjchen Reiches mir vorzulegen, die — ebenjo wie die hier 
vorliegende — eine beitimmte Ausficht auf praftiiche Wirkſamkeit gäbe, und 
wenn ich fände, daß die Verfafiung die er mir vorlegt, beſſer ald die hier 
vorliegende ſei, ſo würde ich die von ihm ftammende Verfafjung annehmen. 
Aber, meine Herren, jolange die Sache jo liegt, wie fie heute liegt, daß 
nämlich Herr Kolb und nur jagen kann: „Wählt zwilchen dem, was Euch 
geboten wird, und zwijchen Nichts!" jolange, meine Herren, nehme id) das, 
was zu haben iſt; denn das Nichts iſt mir zu wenig. Man hat ſich auch 
bemüht, darüber klar zu werden, was wohl der veritorbene Dichter Uhland 
thun würde, wenn er heute Mitglied der baierifchen Kammer wäre. Meine 
Herren! Zu einer definitiven Entſcheidung dieſes Streited werden wir wahr: 
ſcheinlich ebenjowenig kommen, als die Herren Gervinus und Braun zur 
Entjcheidung des in der „Allgemeinen Zeitung“ entitandenen Streites fommen 
werden, was Dahlmann und Grimm thun würden, wenn fie heute nody am 
Leben wären. An die Geifterflopferei glaube ich nicht, und deshalb weiß 
ich abjolut feinen Weg, auf weldyem man die Meimungsäußerung der genann- 
ten veritorbenen Herren erholen fünnte. Wenn ich allerdings eine Wahr: 
icheinlichfeitöberechnung anitelle, und wenn ich mich umfehe, welche von den 
noch lebenden politijchen Gefinnungsgenofjen des Herrn Kolb und Uhland 
aus dem Jahre 1848 und 1849 auf unjerer, und welche auf der entgegen: 
gejeßten Seite ftehen, jo finde ih, dab die Mehrzahl von ihnen auf den 
praftiichen Boden fich ftellt und jagt: „Nehmen wir das, was wir haben 
können, und wollen wir nicht ein neues Vierteljahrhundert mit der Jagd nad) 
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dem Unerreichbaren verlieren!” Meine Herren! Es ift heute wiederholt 
eine Befürchtung ausgeſprochen worden, die jchon in den eriten Tagen der 
Diskuſſion jehr lauten Ausdrud fand, die Befürchtung nämlidy, daß die 
naturgemäße Entwidlung des neuen Deutſchen Reiches, das wir Ichaffen 
wollen, die Mediatifirung Baierns, die Mediatifirung der baterijchen Dynaltie 
jei. Meine Herren! Ich laſſe mich bier nicht ein auf das, was ſchon 
früher gejagt worden ift über die ganz mißbräudhliche Anwendung des Wor- 
tes „Mediatifirung” auf den politiichen Vorgang, mit dem wir es bier zu 
thun haben. Aber anbindend an das, was der Herr Kriegsminiſter ge 
ſagt hat, daß nämlich die baieriſche Dynaftie vor der Mediatifirung am 
allerbeiten werde gejchüßt werden durch das baieriſche Volk, glaube ich nod) 
einen Schritt weiter gehen und jagen zu dürfen: „Die baierijche Dynaſtie 
ift vor der Mediatifirung gejchüßt durch die Danfbarfeit des ganzen deut— 
ſchen Wolfes, nicht nur des baierifchen Volkes." Denn, meine Herren, das 
deutſche Volf, dem man Undankbarkeit als Charaktergrundzug gewiß nicht 
wird nachreden können, das deutjche Volt wird ficherlicy niemals vergelien, 
dab dad Haupt der Dynaſtie Wittelöbach im Juli 1870 den Ausjchlag gab, 
als es ſich darum handelte, ganz Deutichland in Waffen einig dem Auslande 
entgegenzuftellen, und das deutiche Wolf wird auch niemals vergeifen, daß 
der König von Baiern am Schluffe des Jahres 1870 wieder den Ausichlag 
gab, alö es ſich darum handelte, das neue Deutjcye Reich zu ichaffen und 
ihm die Geftalt zu geben, die ihm nad Außen den Charakter des einigen 
Reiches aufprägt. (Bravo) Meine Herren! Der Wideritand, der bier in 
diefem Haufe gegen die Neugeltaltung Deutjchlands geübt wird, fann viel: 
leicht uns, das baieriſche Volf, um einen Theil des Danfgefühles bringen, 
das Deutjchland uns entgegenträgt, aber unſerm Könige wird von dem Dante, 
den ihm Deutjchland zollt, durch die Vorgänge in diefem Haufe nichts ent: 
zogen werden; denn Deutichland weiß: dafür fann Gr nichts! (Brave.) 
Meine Herren! Cs ijt weiter gejagt worden, wenn einmal Batern dem 
Deutſchen Reiche angehört, und wenn die baieriichen Abgeordneten im Deut: 
chen Neichätage fiten, jo werde von uns, von den Vertretern der liberalen 
Richtung bald daran gegangen werden, die zu Guniten Baierns im Ver: 
trage enthaltenen Rejervate Stud für Stüd abzubröckeln und dem Einheits— 
ftaate zum Opfer zu bringen. Meine Herren, glauben Sie das nicht! Ich 
und viele Andere, die der liberalen Partei im Lande und in diefem Saale 
angehören, haben aud) etwas von Partifularismus in uns, Wir waren zwar 
ſtets gerne bereit und find noch bereit, Alles Das zu opfern, was nothwen: 
dig war und ift, um ein geachteted, einiges und ſtarkes Deutichland zu 
ſchaffen; aber, meine Herren, wir werden uns auch wehren, wenn und Zus 
muthungen gemacht werden, die nicht nothwendig find zur Erreichung des 
großen Zweckes. Wir werden, ich zweifle gar nicht daran, wenn wir eine 
mal im deutjchen Reichstage fiten, und hie und da unferer partikulariftiichen 
Haut wehren müjjen. Meine Herren, wir werden Das aud) thun. Sie 
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werden mir aber zuſtimmen, wenn ich ſage, die Nothwendigkeit, uns unſerer 
Haut zu wehren, könne in verſchiedener Lage an uns treten. Wir können 
uns unſerer Haut wehren müſſen unter Umſtänden, unter denen es leicht iſt, 
es mit Ausſicht auf Erfolg zu thun; es kann aber auch ſein, daß dieſe Noth— 
wendigkeit eintritt unter Umſtänden, unter denen es ſchwer iſt, es zu thun. 
Glauben Sie denn nicht, daß die 48 Reichstagsabgeordneten aus Baiern mit 
ganz anderer Ausficht auf Erfolg im deutichen Reichstage auftreten und reden 
können, wenn fie rechtzeitig und unverbächtig in Beziehung auf ihre nationale 
Gefinnung hinfommen? Wenn dort bei jeder Gelegenheit, bei der ed ſich darum 
handelt, ein jpeziftich baieriſches Intereſſe zu vertheidigen, der durch die Umftände 
erzeugte Verdacht auftauchen kann, wir wollten durdy eine Hinterthüre ein 
Stüd der dem Reiche gebrachten nothwendigen Opfer zurücdholen und dem 
Reiche wieder entziehen, dann, meine Herren, werden wir geringe Ausficht 
auf Erfolg haben auch in den Fällen, in denen wir zweifellos im Rechte 
find. Aber, meine Herren, wenn wir hinfommen unter Umftänden, unter 
denen man geitehen muß, die Baiern haben, wenn fie auch in diejer oder jener 
Beziehung verjchiedener Anficht find und verjchiedenen politiichen Parteien an— 
gehören, doch in der Stunde der Gefahr, und dann, als ed fih um bie 
Schaffung des Reiches handelte, alle Kar bewieſen, daß fie ald Deutjche 
fühlen und handeln, wenn wir jo hinfommen, dann haben wir Ausficht, daß 
man auf unſere Worte hört, und dann haben wir Ausficht, daß man Reſpekt 
begt vor dem einmüthigen Auftreten der baierijchen Vertreter im Deutjchen 
Reichstage. Wenn wir aber, nachdem die übrigen Vertreter des beutjchen 
Bolkes vorher Monate lang getagt haben, wenn wir nach einer Kammer- 
auflöjung oder vielleicht nach zwei Kammerauflöfungen mit Ach und Krach 
in den Deutjchen Neichötag kommen, dann, meine Herren, werden wir aller» 
dings einige Zeit braudyen, bis man uns dort ald vollftändig auf gleichem 
Boden ſtehende Vertreter der deutichen Nation anfieht. Wenn wir recht: 
zeitig am Plate find, dann wird man und, wie ed auch unjeren Soldaten 
im $elde begegnete, mit einem freudigen: „Hurrah, die Baiern find da!“ 
begrüßen, dann, meine Herren, it die Stimmung eine ganz andere, dann 
begegnen wir uns unter Umjtänden, unter denen wir mit voller Zuverficht 
hoffen dürfen, da wir für das Land behaupten können, was des Landes ift, 
weil man zu uns das Vertrauen haben wird, dab wir auch dem Reiche 
geben, was des Reiches ift! — Meine Herren, über die nachtheiligen Folgen, 
welhe die Annahme der Verträge haben joll, wurde und Vieles, auberor- 
dentlich Vieles, gejagt, wenn auch an dem Vielen nicht viel war. Aber 
troß aller Aufforderungen, die wiederholt geftellt wurden, wollten die Gegner 
fich nicht herbeilafjen, uns einmal Klar zu jagen, was die Folge der Ableh- 
nung der Verträge jein fol. Dft und ftarf genug fam die Provofation an 
die Gegner, aber fie wichen ihr aus, fie wollten eben nicht mit dürren Worten 
befennen, daß fie eigentlich im Dunkeln berumtappen, daß fie jelbjt nicht 
wiffen, mas werden joll, da fie Alſes dem Zufalle überlafjen und va banque 
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Ipielen. Die Iſolirung wird fommen, das geben die Gegner jelbft zu. Sie 
glauben nur, diefe Iſolirung werde erträglich fein. Man verwies und auf 
Defterreich, das ſich des iſolirten Baierns annehmen werde; überjah aber 
vollitändig, daß diefelben Gründe, aus welchen der Herr Referent eine 
preußiſch⸗ruſſiſche Allianz gegen Deiterreicdy fommen fieht, Preußen und Oe— 
fterreicy fich näher bringen werden. Meine Herren, ich babe mich für die 
öfterreichtichen Verhältniſſe auch längit intereffirt. Wenn man in Oeſterreich 
und aus Deiterreich etwas machen will, dann müſſen nach meiner Anficht 
dort die Deutichen und die Magyaren Hand in Hand gehen und fich je 
abfinden, daß man ed den Magyaren überläßt, alle anderen Nationalitäten 
jenjeitö der Leitha, und daß man es den Deutjchen überläßt, alle anderen 
Nationalitäten diefjeitö der Leitha in Drdnung zu halten. Dieje Anficht 
gewinnt in Defterreich-Ungarn täglich an Berbreitung, und bei joldyem Ber: 
fahren werden die deutſchen Intereffen in Oeſterreich am beiten gewahrt. 
Meil Lebtered der Fall ift, und weil auch Preußen das Ueberwuchern des 
Slavismus nicht zugeben fann, wird und muß die Gemeinjchaftlichfeit der 
Intereffen Defterreicy und Preußen zufammenführen. Nicht nur der Noten: 
wechjel, der in den letzten Tagen jtattgefunden hat, bringt Oeſterreich Deutjch- 
land näher, jondern das wohlveritandene Intereffe der deutichen und der 
magyariſchen Bevölferung in Defterreih. Defterreich braucht die Allianz 
mit Deutſchland, eine Allianz mit dem tjolirten Baiern wäre ihm daher 
ſchädlich umd nicht nüßlich! Die Pfalz müſſe eine Sonderftellung befommen, 
das gab man und von allen Seiten zu. Wie diefe Sonderftellung ausſehen 
joll, das zu jagen, ift man uns jchuldig geblieben. Ein Hauptgrund, der 
von unjerer Seite immer geltend gemacht wurde, um die Gefährlichkeit 
des Zuftandes, der nach Ablehnung der Verträge eintreten wird, zu kenn— 
zeichnen, will von den Gegnern der Verträge nicht anerkannt werden. Wir 
jagen: „Die Ablehnung der Verträge hat im Gefolge die Sprengung des 
Zollverein und die Sprengung des Zollvereind halten wir nicht aus!“ Dem 
gegenüber erflärte der Herr Abg. Kolb, die Drohung einer Sprengung des 
Zollvereind jei ein Geipenit, dem man nur feit ind Auge zu jeben brauche, 
damit es verjchwinde. Meine Herren! Felter, ald man im Jahre 1863 in 
Baiern diefem Gejpenite ind Auge geleben hat, fann man ihm auch jetzt 
nicht ind Auge jehen. Es ift damals doch nicht verichwunden! Baiern hat 
ichließlich nachgegeben; ich will deshalb Niemanden einen Vorwurf machen, 
denn — der Gejcheidtere gibt immer nad! Meine Herren! Seltiam hat es 
mich berührt, als ich wiederholt von den Gegnern der Verträge erflären börte, 
das dürfe man Preußen doch nicht zutrauen, daß es deöhalb, weil wir die 
Berträge nicht annehmen, den Zollverein jprengen werde. Es haben einige 
Herren und jogar jcharf getadelt, daß wir, die wir ald Freunde Preußens gelten 
wollen, Preußen jo jchlimme Abfichten unterjchieben. Die Gegner jagen und 
war, wenn wir in das Deutiche Neich eintreten, jo werde Preußen die ver 
tragämäßigen, die verfaffungsmäßigen Verpflichtungen uns gegenüber nicht 
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erfüllen. Das größte Mißtrauen herrſcht auf Seite der Herren Gegner. Wir 
ſollen Preußen zutrauen, daß es die feierlichen Verſprechungen bricht, daß es 
ſich durch die klarſten Verfaſſungsbeſtimmungen nicht als gebunden erachtet, 
daß es ſich über alle Rückſichten hinwegſetzt. So wird geſprochen, wenn 
man zur Ablehnung der Verträge räth! Wenn wir dann aber warnen, daß 
Preußen am Ende den Zollverein künden und uns dadurch große materielle 
Opfer auferlegen werde, dann ſagt man uns, das könne Preußen nicht thun, 
und das werde Preußen nicht thun, denn Preußen ſei gar rückſichtsvoll und 
freundlich gegen uns! Nun, meine Herren! Entweder — oder! Entweder 
glauben Sie, daß Preußen wirklich ſo rückſichtsvoll iſt, als Sie es ſchildern, 
wenn wir von der Sprengung des Zollvereins reden — dann haben Sie 
auch keine Urſache, Mißtrauen zu hegen bezüglich des Zuſtandes, der nach 
Annahme der Verträge eintreten wird. Oder Sie glauben wirklich, Preußen 
ſei jo rüdfichtölos, wie Sie ed ſchildern, wenn Sie gegen die Verträge 
Iprechen — dann haben Sie audy feine Urjache, daran zu zweifeln, daß 
Preußen den Muth haben wird, von feinem Nedyte Gebrauch zu machen und 
und den Zollverein zu fünden. Allerdings hat und der Herr Abg. Kolb 
und hat und nod ein anderer Herr Nedner gejagt, wenn der Zollverein 
geiprengt werde, jo würden wir es auch aushalten fönnen, und der Nachtheil, 
der dadurd) Norddeutichland zugebe, ſei mindeitens ein eben jo großer, ala 
derjenige, der und zugeht. Es it dem gegenüber jchon von dem Herrn 
Handelsminijter darauf aufmerfjam gemacht worden, daf doch ein großer 
Unterjcyied beitelt zwijchen beiden Theilen. Baiern hat 5 Millionen, die 
übrigen Gebiete haben 35 Millionen Einwohner. Der Verluſt vertheilt fich 
bei uns auf eine geringere Anzahl von Köpfen als dort, und nach allgemei- 
nem menjchlichen Ermeſſen darf man annehmen, daß die 35 Millionen das 
Zumarten länger aushalten als die 5 Millionen. Aber, meine Herren, es 
it noch ein anderer Umftand hier zu berüdfichtigen, der ſchwer ins Gewicht 
fällt. Wenn wegen unferer Abjonderung vom Deutjchen Reiche ſich das 
Reich veranlaft fieht, einen Drud auf und zu üben, einen materiellen Drud 
durdy die Sprengung des Zollvereins, weil man durch diejen Drud einen 
politiichen Erfolg erzielen fann, dann, meine Herren, fünnen Sie überzeugt 
jein, daß die verhältnißmäßig geringen Verlufte vom Reiche gerne ertragen 
werden, weil die Bewohner des Neiched die politiiche Nothwendigfeit und 
Nüslichkeit einjehen; aber bei und werden die weil größeren materiellen Be- 
ſchädigungen nicht willig ertragen werden, weil die große Mehrzahl des 
baieriſchen Volkes die Nothwendigfeit nicht einjehen wird, daß eö wegen ber 
politiichen Liebhabereien von fünfzig und nody einigen baieriſchen Abgeord- 
neten den Zollverein und jeine Segnungen entbehren joll! Hierin liegt der 
große Unterjchied. Ich Neiche würde das Volf fidy fügen, weil es den Ueber: 
gangszuftand als zweckmäßig erfennt; bei und würde das Volk ſich nicht 
fügen, weil eö diefen Uebergangszuftand als nicht zweckmäßig erfennt. Wenn 
der Herr Abg. Wieönet diejes MWiderftreben, das fi) in unjerem Volke 
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geltend machen würde, mit einiger Geringſchätzung behandeln zu dürfen 
glaubte — er hat von Käsſchwaben geſprochen — fo ift das feine Sadıe; 
bie Räsichwaben mögen ihre Schrullen haben, im Ganzen find fie aber 
praftijche Leute Nun noch Etwas! Ich ftimme dem bei, was der Herr 
Abg. Wülfe ſchon geſagt hat: Wenn Sie die Verträge ablehnen, jo dür— 
ren Sie ſich ja nicht voritellen, daß Deutjchland in Ruhe und Gemüthlichfeit 
Ihrer Abfonderung vom Reiche zufehen wird. Cs läßt fi) nun einmal nicht 
wiberftreiten, dab Baiern jo gut wie irgend ein anderer Theil des deutjchen 
Gebietö zu Deutichland gehört, und ed läßt ſich nicht widerftreiten, daß das 
deutſche Volk ein Recht darauf hat, Baiern bei Deutichland zu jehen. Meine 
Herren! Das deutjche Volk wird auf dieſes Mecht nicht verzichten; es wird 
und zwar nicht mit Krieg überziehen, aber ed wird einen Drud ausüben, 
dem auch Sie auf die Daner nicht werden wideritehen können. Und weiter: 
wir, die Vertreter der nationalen Partei im Lande, wir find audy nicht jo 
gutmütbig, ald Sie jeßt plößlich zu glauben ſcheinen. Menn Sie jelbit nur 
an den zehmten Theil desjenigen glauben, was Sie und jeit Iahren nachge— 
jagt haben, dann müſſen Sie uns zutrauen, dab wir uns bei einem ab» 
lehnenden Votum nicht berubigen. Wir werden fortfämpfen für die nationale 
Idee und ich bin nicht einen Moment in Zweifel darüber, wie diefer Kampf 
enden wird. Sie fünnen, wenn Sie die Verträge zum Falle bringen, jchein- 
bar und momentan Ihr Spiel gewinnen, aber in Wahrheit haben Sie in 
demjelben Augenblide, in dem Sie zu gewinnen glauben, mehr verloren, als 
jogar wir verloren wiſſen möchten. Ich kann mir nody immer nicht einreden, 
dab Sie bis zum leßten Momente bei dem Vorſatze beharren werden, ein 
jo gewagtes Spiel zu jpielen. Meine Herren! Es tft für Sie ein gemagtes 
Spiel! Wenn ich mic) nicht verpflichtet fühlen würde, Nücficht zu nehmen 
auf die Wohlfahrt des Landes, die ganz ficherlich ſehr geichädigt werden 
wird, wenn wir nicht auf geradem und anftändigem Wege an das Ziel 
fommen, an das wir fommen müffen, jo möchte ich wohl jagen: „Wir 
wollen das Spiel mit Ihnen jpielen, um einmal zu zeigen, weldyes Element 
heute jtärfer im Lande ift, ob das der nationalen Begeifterung oder das der 
falten und dem nationalen Gefühle unzugänglicyen Abwägung Fleinlicyer 
Sonderinterefjen.” Aus Liebe zu Baierns Volk wünſche ich, daß wir nicht 
genöthigt werden, dieje praftiiche Probe zu machen! Ich wünjche im Gegen- 
theile, dab mir jobald als möglich zur definitiven Entſcheidung kommen, um 
die mir jeßt jeit mehr als acht Tagen ringen, und daß wir uns bald, ob- 
wohl Manches vorgegangen iſt, was auf diefer oder jener Seite verleßt hat, 
doch jagen können: „In der Hauptjache haben wir uns wieder zufammenge- 
funden.“ Sie haben die freie Wahl; Sie können „Ja“ jagen oder „Nein.“ 
Aber gejtatten Sie mir noch die warnende Bemerkung: Sie haben die freic 
Wahl zwijchen dem zeithalten an einem Programme und dem Zeithalten am 
BVaterlande! Wählen Sie! 
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Dr. Zörg als Referent *): Meine Herren! Ich erlaube mir nur ein paar 
furze Sätze in Peziehung auf einige Aeußerungen des Herrn Vorredners, 
die ich zu meinem Bedauern in meiner übrigen Sammlung nicht unterbrin⸗ 
gen fann. Der Herr Abg. Fiſcher bat zunächſt meine Befürchtung wegen 
des werdenden Ginheitsftantes angefochten. Es ſcheint mir ein neckiſcher 
Zufall gewejen zu fein, daß der Herr Abg. Fiſcher fich durch ferne eigenen 
Morte widerlegt hat. Er hat zweimal gejagt, die Verträge hätten blos jo 
viel an Momenten der Einheit gefordert, als zu einem „Deutichen Staate” 
nothwendig jei. Ia, meine Herren, da muß ich mich nun für die Verträge 
annehmen. Dieje reden noch nicht von einem „Deutjcyen Staate," jondern 
blos von einem „Deutichen Reiche.” Das ift jehr wohl zu bemerfen. Der 
Unterjchied zwifchen „Reich“ und „Staat“ ift ein großer. Daß aber der 
Herr Abg. Fiſcher fich zweimal in der Weiſe veriprochen hat, das — er 
möge ed mir nicht übel nehmen — icheint mir jchon etwas ominös zu fein. 
Sodann hat der Herr Abg. Fiſcher ſich als Partifularift entpuppt. Gr 
bat gejagt, er fünne ſich wohl denfen, daß die baieriſchen Neichstagsabgeord- 
neten fidy dort würden ihrer Haut zu wehren haben. Es jcheint mir dem— 
nad), dab der Herr Abg. Fiſcher von dem Heren Kollega Bayer einiger: 
maßen angeſteckt worden iſt; er jcheint doch „den Preußen auch nicht ganz 
zu trauen." Uebrigens möchte ich zu diejen Aeußerungen Eines bemerfen. Das, 
was der Herr Abg. Fiſcher gejagt hat darüber, wie er jeinerzeit den baie- 
rijchen Partikularismus, die und da noch zugeitandenen Sonder: und Ehren- 
rechte vertreten werde, jcheint mir nicht ganz zu ſtimmen mit dem Minori- 
tätdgutachten, und ich betrachte ed als ein wahres Glüd für den Herrn Abg. 
Fiſcher, daß er dasjelbe wenigitens nicht offen mit unterjchrieben hat. Ich 
will darauf nicht weiter eingehen. Der Widerjpruch liegt ziemlich offen da. 
Nun, meine Herren, noch Etwas. Es iſt wiederholt die Nede gewejen von 
dem fünftigen Verhältniſſe zwiichen Preußen und Rußland einerjeitd und 
Deiterreich andererfeits. Der Herr Abg. Fiſcher bat gejagt, ich habe mid) 
da wieder einmal auf das gefährliche Gebiet der Prophezeiung gewagt. Nein, 
meine Herren, das habe ich nicht gethan. Es iſt wahr, ich habe in den 
Debatten der letzten Tage ſolche Prophezeiungen gebört. Ich rechne z. B. 
dazu die Norftellung, die der Herr Dr. Edel und gemacht hat über das 
künftige Verhältniß zwiſchen Deiterreih und Preußen. Ich muß geitehen, 
aud) die Hoffnungen, die Seine Ereellenz der Herr Graf von Bray uns 
geitern vorgetragen hat über das Fünftige Allianzverhältni zwiichen dem 
fünftigen Deutjchen Reiche und der öfterreich-ungarijchen Monardyie, die 
Hoffnung, die Seine Excellenz ausgeiprodyen hat, dak aus Gründen der 
Interefjenpolitif auch die magyariſche Hälfte jener Monarchie fid) dazu ber- 
beilafjen würde — von der Slavenwelt Dejterreihd war feine Rede — ilt 
mir einigermaßen als „Prophezeiung“ erſchienen. Wenigſtens habe ich den 
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feiten Boden, den in ſolchen Dingen der Politifer immer verlangen muß, 
nicht gefunden. Aber, meine Herren, was ich gelagt habe, — yprophezeien 
zu wollen in der Sache ift mir nicht eingefallen, und ed wäre mir aud) 
gar nicht möglich gewelen — was ich gejagt habe, iſt feine Prophezeiung 
gewejen, jondern eine politifche Abitraftion. Es wird den Herren ohne 
Zweifel der große Unterjchied jogleich bemerkbar werden. Ich habe dieje 
Aeußerung mir abftrahirt aus langjährigen Studien gerade über das Ver: 
hältniß Preußens und Rußlands. Um Sie, meine Herren, in dieſer Be 
ziehung nicht aufzuhalten, möchte ich blos noch Eines jagen. Dieje meine 
Studien babe ich angefangen zur Zeit des orientalijchen Krieges. Und da— 
mald, um Ihnen gleich einen redyt greifbaren Merkitein zu geben in Be 
ziehung auf diefe Anjchauung, damals ift befanntlich im Preußiſchen Yand- 
tage eine große Berhandlung vor fich gegangen über das Verhältnis Preußens 
zu Rußland einerjeits, zu den Weltmächten andererjeitt. Damald aber, meine 
Herren, hat der Führer einer großen Partei gejagt: Jede Entgegenitellung 
Preußens gegen Rußland wäre ein „Vatermord“. Meine Herren! Dieje 
Anjchauung von der Sadye ift nicht abgejchwächt worden durch den Lauf der 
Jahre, fie it am allerwenigiten abgejchwächt worden durch die Ereigniſſe 
des vorigen Jahres und des jeht noch fortdauernden Krieges. Sehen Sie, 
meine Herren, dad macht mich bejorgt, nicht eine unbeitimmte Vermuthung, 
jondern eine genaue politijche Kenntniß von diefer Sache. Und ich jage 
Ihnen, meine Herren, die Partei, in deren Namen der genannte Führer da- 
mals gejprochen hat, it nicht verſchwunden, fie ift nicht fleiner geworden, 
fie ijt größer geworden, ich nenne fie die herrſchende in Preußen*). 


Kriegsminifter Freiherr v. Praukh**): Meine Herren! Bevor 
id) auf einige Punkte der Verträge und ihre Beurtheilung übergehe, ge 
ftatten Sie mir einen kurzen gejchichtlichen Nücdblid auf den Gang der Ver- 
handlungen und zwar mit Bezugnahme auf das Referat Ihres jehr verehrten 
Hern Majoritätöreferenten. Ich will dem Herm Neferenten von 
meiner Seite aus darüber Aufklärung geben, wie die Staatsregierung dazu 
gefommen ijt, in ihren politifchen Handlungen zweimal eine Wandlung durdy- 
zumadyen. Wir find in den Krieg von 1870 eingetreten, weil wir es für 
eine Ehrenſache gehalten haben, weil wir es alö eine Pflichttreue in Folge 
der Verträge gehalten haben, und weil wir glaubten, dab es in unjerem 
Intereffe gelegen jei. Die Enthüllungen, die feit jener Zeit ftattgefunden, 
haben die Nichtigkeit unferer Politif dargethan. Wären wir nicht in den 
Krieg eingetreten, jo würden wir wahrjcheinlich heute ſchon nicht mehr eri- 
ftiren. Unfer Eintritt in den Krieg und der der andern Süditaaten hat für 
diejen Krieg, wenn ich mich jo ausdrüden darf, die politifche und militärifche 
®) Folgt nun die Rede von Karl Schmidt, ſ. a. a. O. ©. 339 r., Föckerer ©. 346, 
Burger ©. 349 I, Mahr ©. 349 r. 
») &. B. S 353 1. 
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Finheit unter Preußens Führung hervorgerufen. Gleich der Beginn des 
Krieges hat gezeigt, welche Kraft, welche Wucht die vereinigten deutjchen 
Kräfte zu äußern im Stande find. Es zeigten died die Siege von Weißen— 
burg und Wörth, und jchon nach diejem glorreichen Anfang wurde ed Jedem 
klar, wie groß die Kraft des deutichen Volkes it, wenn ed geeinigt jein 
wird. Es Stiegen jchon damals die Wogen ziemlidy body hinfichtlich des 
Wunjches einer dauernden Einigung. Diejes Verlangen war nicht mur 
in fortichrittlichen und nationalliberalen Kreijen, jondern auch in den patrio- 
tichen und allerpartifulariftiichiten Kreiſen rege. Diejer Drang erreichte 
feinen Höhepunkt in der Kataftrophe von Sedan, als die eine Hälfte des 
franzöfiichen Heereö vernichtet war, die andere Hälfte in Meß eingejchlofjen 
ihrer Vernichtung harrte. Die Staatöregierung durfte ſich nun wohl diejer 
Bewegung nicht verichließen, und fie hatte in Erwägung zu ziehen, wie jie 
ji diejer Bewegung gegenüber verhalten wolle. Wenn ſich die jehr geehrten 
Herren meiner Aeußerung am 19. Juli erinnern wollen, jo jagte ich jchon 
damals, dat die nationale Idee vorhanden, daß fie mächtig vorhanden jei, 
dab man nicht vor ihr die Augen verichliegen dürfe, man müſſe fie beherr- 
hen und dürfe ſich nicht von ihr überftürzen lajjen. Die Staatsregierung 
trat nun darüber in Berathung: joll fie dieſe Bewegung beherridyen, um: 
faljen, oder joll fie ganz einfady abwarten, was nun kommen werde? Ich 
glaube, die Staatsregierung hätte ihre Pflicht verlegt, fie hätte ſich weder 
der großen Zeit, nody ihrer Pflichten geredyt gezeigt, wenn fie nicht gejucht 
hätte, dieje Bewegung in ein richtiges Geleije zu bringen. Präcis gefaßt 
befand fich die Staatöregierung den Fragen gegenüber: Sollen wir entweder 
abjolut auf unjerer vollen, unabhängigen Selbitändigfeit verharren, oder jollen 
wir dem Verlangen nad) einer dauernden Cinigung auf einer Grundlage, 
wobei noch die Eriftenz des baierijchen Staats und ein großes Necht von 
Selbitändigkeit überhaupt möglich iſt, entjprechen? Die Regierung entichloß 
ſich zur leßteren Alternative. Nachdem die Regierung die Grundlage hiefür 
geihaffen hatte, ergriff fie conjequent mit ihrem Beſchluſſe aud) die Initia- 
tive, und es fanden die Berathungen im Beijein des preußiichen Staats- 
miniſters Delbrüd bierjelbit jtatt. Dieje Berathung hatte wenig Aenderung 
in der vom Gejammtminijterium gejchaffenen Grundlage zur Folge gehabt, 
nur dad Cine wurde mit Entſchiedenheit Elar, dab der Nordbund in feinem 
Halle zu mejentlichen Aenderungen der Verfaſſung ſich herbeilaſſe. Die Folge 
war, dab die Stantöregierung glaubte, ein weiteres nationales Bündniß 
anftreben zu jollen. Dieje Grundlage fand auch die Beftätigung unjeres 
allergnädigiten Königs. Es iſt das, glaube ich, was id) bier joeben 
dargelegt habe, die erite Wandlung. Es famen die Berathungen zu Ver— 
ſailles. Man hat uns zum Votwurfe gemacht, daß die Stantöregierung in 
dieſe Berathung eingetreten jei während des Krieges, daß fie in Verhandlung 
eingetreten jei in Frankreich, und nicht den Frieden abgewartet und hier im 
Heimatlande verhandelt habe. Es hat diefer Vorwurf etwas für jich; aber 
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ed find nicht die baieriſchen Minifter, die baieriſche Staatsregierung geweſen, 
welche die Verhandlung in Werjailles verlangt haben, gewiß nicht. Es haben 
in Berjailles Verhandlungen ftattgefunden zwijchen dem Nordbund und den 
übrigen Südſtaaten. Wir erhielten Kenntniß von diefen Berhandlungen. 
68 war uns freigeitellt, Theil zu nehmen oder wegzubleiben und zu warten. 
Nun frage ich: Konnte das zweifelhaft fein, ob wir an den Verhandlungen 
in Verjailles Theil nehmen, oder ob wir dieje Verhandlungen ihren Gang 
geben lafjen und dann bier für uns verhandeln follten? Ich jage: Wir haben 
das Richtige gethan, da wir in Verſailles verbandelten. Nun, meine Herren, 
fomme id) zur zweiten Wandlung. Wenn idy den Herm Majoritäte- 
Referenten vedyt veritehe, babe ich diejelbe dabin aufzufalien: Die Staats— 
vegierung it mit der Abſicht eines weiteren Bundes hingegangen, fie fommt 
zurüd mit dem Gintritte in den Bund überhaupt. Nun, meine Herren, wir 
haben aljo in Verjailles auf der Grundlage, wie wir fie in München feit- 
geitellt hatten, verhandelt. Anfänglidy war das Ergebniß unjerer Verband: 
lungen ein jehr zweifelhaftes. Die Feſtigkeit des Nordbundes wollte nicht 
verlafjen werden auf der einen Seite, auf der andern Seite jahen wir, wir 
fönnen nicht ganz außerhalb des Bundes bleiben, wenn wir nicht unjere In— 
terefjen jchädigen wollen. Es wurde auch an die Möglicyfeit gedacht, ein 
internationales Bündniß abzuſchließen. Auch das hielten wir unjeren Ber- 
hältnijjen nicht angemeljen. Wir juchten daher Boden zu gewinnen, ſolche 
Aenderungen in die Nordbundsverfalfung einzuführen, welche unjern Eintritt 
ermöglichen, und gleidyzeitig diejenigen Necyte uns vorzubebalten und vor: 
ausgeben zu laffen, auf welche wir vermöge unſerer Yeiltungen Anjprudy 
haben. Dieſe Grundlage und dieje Art und Weife der Verhandlungen führte 
zum Ziele, und, meine Herren, um namentlich das hervorzuheben, dat wir 
in diejer ganzen Sadye feinem Drude unterlagen, daß wir volitändig frei 
verhandelt haben, ijt Ihnen biefür das Wort des Grafen Bismarck ein Ber 
weis, welches zugleich feine eigene Stellung in diejen Verhandlungen bezeicy- 
net. Er fagte zu und bei Beginn der Verhandlungen im zweiten Stadium: 
„Wir wollen fein verftimmtes Baiern im Bunde, ein freiwilliges, Fein ver 
ftimmtes." Das war die Grundlage, der rothe Faden, wenn ich mid) jo 
ausdrüden darf, welcher durdy unfere Verhandlungen ging Das iſt unjere 
zweite Wandlung gewejen. Meine Herren, das Ergebniß unjerer Ver 
bandlungen liegt Ihnen nun vor. Wollen Sie den Bund, jo müſſen Opfer 
gebracht werden. Können Sie ſich zu den Opfern nicht entichließen, jo muß 
jedes Bundesverhältnik abgelehnt werden. Das Eine oder das Andere, aber 
je nadıdem die Wahl gitroffen wird, alle Gonjequenzen getragen! Meine 
Herren! Wenn der $ ! unjerer Verfaſſung, welcher von der Souveränität 
Baierns jpridyt, in der Zeit des früheren Deutjchen Bundes eine Wahrbeit 
war, jo ift er es auch jet noch; es kommt nicht darauf an, wie der frühere 
Deutiche Bund praktiſch zur Geliung gebracht wurde, jondern wie er nad) 
der Verfafjung gelten jollte. Es gibt feinen Bund, wo nicht die einzelnen 
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Staaten irgend welche Redyte an die Gejammtheit abtreten müfjen. Ich 
lage an die Gejammtheit; denn wenn auch der Bund eine Spite, eine ftarfe 
Spite hat, jo ift das doch immer nur die Mittelperjon der Gefammtheit; 
anderd vermag ich die Sache nicht aufzufaffen. Unter den Opfern, welche 
unfere Zandeövertretung zu bringen bat, ftehen wohl in eriter Reihe die viel 
bejprochenen Leijtungen für die Armee. Meine Herren, glauben Sie mir, 
ob wir dieſe Bündiifverträge, wie fie jegt vorliegen, ob wir einen früher 
beabfichtigten weiteren Bund, ob wir ein internationales Bündniß eingehen 
oder ob wir endlich jelbitändig bleiben wollen: ganz einerlei — dieſe Xeilt- 
ungen werden Ihnen niemals eripart werden fünnen. Es wird, — ich ge: 
ſtehe es Ihnen ganz offen (und dies it ja das Hauptergebnit diejes Krieges) — 
wenn man von der Geſinnung der Armee jprechen will, dieje Geſinnung fich 
dahin auöjpredyen: Die baterijche Armee kann mun und nimmermehr auch 
nur um ein Haar weniger gut jein als die übrige deutjdye Armee. Ich be: 
haupte ferner: Sie werden niemals einen Kriegsmintiter aus der Armee 
finden, der etwas anderes wollen dürfte und fünnte. Das tft es, was bie 
Gefinnung der Armee ausdrüdt, nidyt aber das, dab fich die Armee in irgend 
welche politiiche Meinungsäußerungen einlaffen wollte. Dazu ift die Armee 
— darf ich jagen — zu gut, zu feit und zu korrekt; aber jene Gefinnung, 
von der ich geiprochen habe, iſt ihr geblieben und bleibt ihr. Auch bei einem 
internationalen Bündniß, babe ich gejagt, würden Ihnen dieje Leitungen 
nicht eripart. Wir haben auch diejes Stadium in Verjailles durchlaufen, 
und die erite Grundlage für ein joldyes Bündniß wäre geweſen: die Gleich- 
beit der Armee in Bezug auf Größe und Güte; ohne diejes wäre eine Ver- 
einbarung nicht möglich gewejen. Es ift viel geſprochen worden über die 
ordentlichen Leiltungen, über das jogenannte eijerne Budget mit 225 Ihalern 
per Kopf der Friedenspräjenzitärfe, und es iſt auch viel geiprochen worden 
über die auferordentlichen Leiltungen. Meine Herren! Dieje fünftigen regel- 
mäßigen Zeiftungen, diejes Pauſchale von 225 Ihalern hinnehmen zu müfjen, 
ohne darüber berathen zu fönnen, das iſt — ich geitehe ed — das Härteite, 
was diefed Haus hinnehmen wird; denn darüber ift, joferne ein Bundes- 
etatögejeß zu Stande kommt, durdy die Bundeöverfafjung entſchieden. Doch 
muß man berücdfichtigen, daß in diejes Paujchale von 225 Thalern mandye 
bisherigen Leitungen, welche durch außerordentliche Credite bewilligt waren, 
eingerechnet find; jo 3. B. die Koften für überzählige Gadres, die ſogenann— 
ten Getreidepreije-Differenzgen und Ausrüftungsbedürfniffe. Meine Herren, 
die Berechnung, die der Herr Finanzminiiter Namens def f. Staats- 
miniſteriums Ihnen vorgelegt hat, ift richtig. Glauben Sie, daß wir im 
Stande wären, Ihnen eine Scheinrechhnung vorzulegen, fo daß man und 
jeinerzeit jagen könnte: Ihr habt und düpirt? Das können Sie feinem von 
und zumuthen! Was aber die außerordentlicdyen Leitungen betrifft, jo fann 
ich Ihnen nidyt jagen, es wird künftig in feiner Weije eine außerordentliche 
Greditforderung an Sie gebracht werden; ich kann bier nur zweierlei bemer- 
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fen: für's Erſte, daß im Norddeutichen Bunde jeit der Geltung dieſer ge— 
jeglichen Beitimmung Fein außerordentlicher Credit bewilligt wurde; daß 
der preußijche Kriegäminiiter oder der norddeutiche Kriegäminijter mit diejem 
Pauſchale alle Ausgaben deden und gleichwohl die Armee auf fompletem 
Stande erhalten mußte, mochte er ſich noch jo ſchwer thun. Ich glaube, ich 
fann mit Beitimmtheit verfichern, dab noch feine außerordentliche Bewilligung 
itattgefunden hat. Gleichwohl it es denfbar, dab außerordentlicye Gredite 
verlangt werden müſſen, z. B. wenn wir in die Lage kämen, in der wir 
Gottlob nicht mehr find, die ganze Armee mit einer neuen Bewaffnung ver: 
jeben zu müſſen. Cine joldye neue Bewaffnung kömmt, wie Sie willen, für 
Baiern auf rund 5 Millionen, und müßte man die Nothwendigkeit einer 
joldyen neuen Ausrüftung anerkennen, jo müßte man einen außerordentlichen 
Credit bewilligen, denn man fünnte dem Kriegsminifter nicht zumutben, dieje 
Koſten innerhalb des Ordinariums zu beitreiten. Es hat der Herr Abg. 
Greil einen praftiichen Fall ähnlicher Art aus Hefjen angeführt. Das kann 
aber deshalb für die Ablehnung der Verträge nicht durdyichlagend jein, weil 
ja die Verfaſſung dafür bürgt, daß niemals eine derartige Forderung über 
den ordentlichen Etat an Sie gelangen kann, welche nicht Sie zu bewilligen 
oder abzulehnen das Recht hätten. Ich muß ferner nody auf andere Koiten 
fommen, denen wir und wohl nicht entichlagen können. Es find die Koften 
für die Bundesverwaltung, fünftighin für die Neichsverwaltung, woran wir 
Theil zu nehmen haben; es find ferner die Kojten, weldye wir zu tragen 
haben für die deutſche Marine. Ich glaube, dieje beiden Leiſtungen ſprechen 
ganz für ſich jelbit. Sind wir Bundesmitglieder, jo it nicht mehr als 
natürlih, daß wir auch unjern Antheil an der Bundesverwaltung, nachdem 
wir ja auch mit ausüben und mit thätig find, tragen. Bon der Marine, 
meine Herren, geniegen wir alle jene Vortheile, welche eine Deutjche Marine 
jeinerzeit bieten wird; folglich ift es vollitändige Gonjequenz, dab wir uns 
auch der und treffenden Geldleiftungen nicht weigern. Die Bundeöfeitungen 
endlich! Ja, meine Herren, glauben Sie nur das nicht, daß jeßt der Deutjche 
Bund jedes Iahr eine neue Feitung baut. Auch diejes Verhältnig it um 
fein Haar anders, ald jenes im früheren Deutjchen Bunde. Die Feltungen 
Um und Raſtatt find vollitändig in derjelben Weije gebaut, wie jetzt vor- 
gejehen ift, nämlich durdy Matrikularbeiträge der Bundesitaaten. Es handelt 
ſich jedody um joldye Feſtungen, welche im Interefje des Bundes nothwendig 
find, für die Gejammtvertheidigung abſolut beitehen müfjen, deren Vortheil 
und Nußen auch uns zu Theil wird, weshalb auch wir, gleich) wie jeder 
andere Bundesitaat, zu den Koften beitragen müſſen. Glauben Sie ja nicht, 
meine Herren, da dieſe Beitimmung irgend etwas Anderes iſt, ald was 
icon bejtanden hat, und daß man ihr eine größere Tragweite geben wird. 
Aber num die ganze Frage der Mehrleiitung zuſammengefaßt — man mag fie 
bedauern, und idy bedauere fie auch — aber Einen Gefichtöpunft bitte ich nicht 
aus dem Auge zu verlieren: Sind wir Mitglieder diejes Bundes, dann 
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fönnen wir num und nimmermehr verlangen, allein weniger als alle Anderen zu 
bezahlen. Mit. dem Eintritt in den Bund müſſen wir eben auch dieje 
Conſequenz auf und nehmen. Und, meine Herren, fönnten wir denn ein . 
ſolches Verlangen überhaupt jtellen? Iſt denn unjer Land weniger im 

Stande, dieje Laften zu tragen ald irgend eines der andern Bundesländer? 
Ganz gewiß nicht. Das ift nach meinem Dafürhalten das Entjcheidende in 
der Frage, dad Durdhichlagende, dab wir das Gleiche leiften wie unjere 
Bundeögenofjen. Meine Herren! Ich fomme auf den vielbeiprocyenen 
Artikel 60 in Verbindung mit dem Artifel 5. Ich muß verfichern, meine 
Herren, daß ich an der Faſſung dieſes ftreitigen Artifeld eigentlich jchuld bin, 
und willen Sie, meine Herren, was meine Abficht dabei war? Gerade durch 
dieſe Faſſung die Rechte diejes Haujed zu wahren. Ich jagte mir: wenig- 
ftend das muß ich diefem Haufe wahren, wenn überhaupt dieje 
Verträge follten Cingang finden können. Ic bin nit im Stande, 
und wenn ich im Stande wäre, jo wäre es überflüjlig, auf die Aus- 
führungen, welche bereitö in dieſer Beziehung gegeben worden find, zurüd- 
zufommen; aber ich wundere mich, daß man dieje Artifel jo befämpfte, worin 
doch Ihre Rechte auf das Wejentlichite gewahrt worden find. Gin Wort, 
meine Herren, über den Fahneneid! Nicht allein hier in dieſem Haufe, jon- 
dern auch außerhalb deijelben ift dieſe Beitimmung einer jehr jchweren Kritif 
ungerworfen worden. Und ich geitehe, daß ich darüber jehr erjtaunt bin. 
Ih bitte, bier bei diefer Frage zwei Dinge auseinander zu halten: die 
Beitimmung der Verpflichtung zum Gehorjam gegen den Oberfeldherm im 
Kriege an und für fih, und ihre Aufnahme in den Zahneneid. Die Be- 
ſtimmung an und für ſich liegt in der Natur der Sache, ift jo nothmwendig, 
dab ich jelbit einem Laien gegenüber fein Wort darüber zu verlieren brauche. 
Der Gehorjam gegen den Oberfeldheren ijt eine Sache für ſich. Der Schwer: 
punft des Fahneneides liegt in dem Schwur der Treue gegen den Monarchen, 
darüber kann ja fein Zweifel jein. Treue dem Könige von Baiern! Golli- 
dirt denn nun die Verpflichtung zum Gehorfame gegen den Bundesfeldhern 
mit der Pflicht der Treue gegen den Monardyen? Ich glaube ganz gewiß 
mt. Wenn nun bier eine Gollifion ganz undenkbar ift — was will denn 
gegen die Aufnahme eingemwendet werden, nachdem das Eine nicht beeinträch- 
figet, dad Andere eine Nothwendigfeit an fich ift? Meine Herren! Muß 
ih denn darauf hinweiſen, daß wir dafjelbe Verhältniß im alten Deutjchen 
Bunde auch hatten? Aber das entjcheidet doch gewiß; nicht, ob der Soldat 
ſchen im Momente der Leiftung des Fahnencides dauernd für feine ganze 
Dienftpflicht oder erſt im Momente des Ausbruchs des Krieges jene Ver— 
pflichtung des Gehorſams gegen den Dberfeldhern übernimmt! Finden Sie 
bier, meine Herren, einen efjentiellen Unterſchied? Dffenbar feinen. Dieje 
legte Art und Weije der Verpflichtung beitand unter dem früheren Deutjchen 
Bunde. Meine Herren! Ich will auch nicht auf die Schwüre hinweiſen, 
die im Fahre 1849 zu leiften waren. Ic, bin gewiß eiferfüchtig auf untere 
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Sonderrehhte! Sie fennen mich Alle, namentlicd) was derlei Nedhte meines 
Sowveräns betrifft. Ic konnte aber hierin eine Beeinträchtigung derjelben 
nicht finden, Hätte ich dies gefunden,» jo würde ich verſucht haben es zu 
hindern. Wenn es ſich darum gehandelt hätte, überhaupt eine neue Grund: 
lage, eine neue Verfafjung zu jchaffen, hätte man darüber hinweggeben 
fönnen; wir hatten aber über die Annahme oder die Nichtannahme einer 
Ihon für die andern Bundesſtaaten geltenden Beltimmung zu verhandeln; 
das ändert die Sachlage. Meine Herren, wir haben auf unjferm Banner 
Ehrlichkeit und Treue gejchrieben und wir wollen jelbit nicht den Schein 
eines Zweifels auffommen lafjen, und darım haben wir dieje Beltimmung 
nicht abgelehnt. — Nun, meine Herren, erlauben Sie mir, daß ich meine 
perjönliche Stellung etwas näher kennzeichne, weldye ich zu den Verträgen 
einnehme und namentlid in Bezug auf meine Meußerung vom 19. Juli 
vorigen Jahres. Ich habe damals gejagt: „Wenn man unjerer Selbitändig- 
feit zu nahe treten will, und ich bin nicht bier am Plage, jo rufen Sie 
nich.“ Meine Herren! Ich fann mit voller Wahrheit jagen, ich babe die 
jes Wort eingelöft. Aber da müſſen Sie diejenigen fragen, mit weldyen ich 
verhandelt habe, die geben Ihnen die richtige Antwort. Meine Herren! Ic) 
will Ihnen noch weiter jagen, dab als ich von Verſailles zurüdfam, das 
erſte Wort, welches ich von Sr. Majeltät meinem allergnädigiten Könige und 
Kriegsherrn empfangen babe, der Danf war für meine Vertretung Baierns. 
(Bravo.) Ic, fünnte auch noch andere Aeußerungen anführen von volljtän- 
dig unabhängigen Männern, die mir wiederholt verfichert haben: „Sie haben 
Ihr Wort eingelöft.” Das Andere überlafje ich der Zeit! Daß id) recht ge- 
handelt, wird fie zur Evidenz beweilen. Wenn man überhaupt Aeuferungen 
anführt, ift es nicht mehr als gerecht und billig, fie ganz anzuführen. Ic) 
habe damals auch die Aeußerung, die ich jchon vorhin erwähnt habe, ge 
macht: „Man darf die nationale Bewegung nicht überjeben, man muß fie be- 
herrſchen.“ Auch das habe ich damals gejagt. Nun, meine Herren, ſtehen 
Sie hier vor einem ſehr enticheidenden Votum. Die Frage heißt: Bleiben 
wir jelbitändig? Treten wir in's Neich? Anlangend unjere Selbjtändigfeit, 
jo jage ich: Was die Gröhe des Landes betrifft, was die Kraft des Landes, 
was die Leiltungen, die Stärfe des Volfes, was die geographiſche Lage be 
trifft, — alle diefe Bedingungen find vorhanden, um jelbitändig bleiben zu kön— 
nen. Aber Eines iſt nicht vorhanden, was abjolut vorhanden fein muß, und 
das ift der einitimmige Wille des Volfes. Meine Herren! Wenn 
diefer vorhanden wäre, dann wäre es uns ganz unmöglidy gewejen, etwas 
Anderes zu wollen und anzujtreben ald die Grhaltung unjerer vollen Selb- 
ftändigfeit. Was wird nun die Kolge jein, wenn Sie die Verträge heute 
ablehnen? Ich bin und will fein Prophet jein; aber eö macht ſich jo Jeder 
jeine eigenen Gedanken und VBorftellungen bei diejem Gegenftande, und jo 
babe ich darüber ebenfalls mir meine Gedanfen gemadyt, wie fid) die Sache 
praftiich gejtalten werde, wenn Gie die Verträge abgelehnt haben, wie es 
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dann mit uns ſtehe, und da kam ich zu folgender Betrachtung. Geſetzt den 
Fall, Sie lehnen heute ab. Die Regierung hält es für ihre Pflicht, in 
dieſer ſo hochwichtigen und entſcheidenden Sache an das Volk zu appelliren, 
d. h. die Regierung Sr. Majeſtät wird die Kammer auflöſen, wir werden 
neue Wahlen haben, und nach einem Zeitraum von vielleicht ſechs Wochen 
werden wir Miniſter hier einem neuen Hauſe gegenüberſtehen. Die Verträge 
werden unverändert wieder zur Vorlage gebracht, und es ſind dann zweierlei 
Möglichkeiten gegeben: Entweder das Haus lehnt wieder ab, oder es nimmt 
die Verträge an. In dem letzteren, nach meinem Dafürhalten günſtigeren 
Falle wird nach Verlauf von zwei Monaten dasjenige geſchehen, mas mit 
Erfolg jebt geichehen ſollte. Es wird eine Zeit verloren jein, die unwieder— 
bringlich verloren bleibt; namentlidy wenn inzwijchen der Neichötag vielleicht 
Beichlüffe von immenjer Tragweite gefaßt haben wird, an denen wir nicht be 
theiligt waren. Die zweite Möglichkeit it, die Verträge werden wiederholt 
abgelehnt. Ic kann allerdings nicht mit Sicherheit jagen, was dann jein 
wird; aber id) glaube, dab das jebige Minifterium abtreten wird. Das 
Minijterium wird aus jener Seite gebildet werden, welche dad Maß gegeben 
bat, weldye die Verträge verworfen hat. Mas wird dieſes Miniſterium thun, 
meine Herren? Angenommen, ed nimmt den Borjchlag unjeres verehrten 
Majoritätöreferenten an: Sie juchen eine andere Vereinbarung. Sie 
werden aljo bis dahin nicht mehr nad) Verjailles, ſondern wahrjcheinlich nad 
Berlin gehen. Man wird Sie unzweifelhaft dort mit jener Achtung em— 
Pfangen, wie ed dem baieriichen Volke und Lande gebührt, man wird Sie 
willfommen heißen. Wenn idy den Ausjchußantrag recht veritehe, jo wird 
Ihr erſtes Verlangen jein: wir wollen ein nationales Bündniß, mit andern 
Worten, wir wollen ein Verfaſſungsbündniß. Da wird man Ihnen die 
Antwort geben: das thut uns jehr leid, jetzt ift es zu ſpät dafür! Gie 
fönnen eintreten, jehr gerne, aber jo, wie wir uns jett conftituirt haben, 
etwas andered find wir nicht im Stande durch unjere Gejeßgebungsfaf- 
toren überhaupt praftijch werden zu laffen. Die Folge wird jein, daß auch 
Sie jened Stadium durchmachen, das wir durchgemacht haben, Sie werden 
nämlich zu einer internationalen Verſtändigung fommen. Sie werden von 
diejer Verftändigung, wenn Sie fie zu Stande gebradyt haben, bier Vorlage 
machen. Habe ich Unredyt, wenn ich annehme, daß dieje internationale Ber: 
ſtändigung abjolut verworfen werdeu wird, hier (auf die linfe Seite weijend) 
ganz gewiß, bier, bier (auf die rechte Seite weijend) jehr wahrjcheinlich. 
Dort ganz gewiß, weil es von jeher die Abficht jener Seite des Haufes war, 
zu einem verfafjungsmäßigen Bundesverhältnig zu gelangen; auf der rechten 
Seite, weil das internationale Bündniß diejelben Koften enthalten wird, die 
das verfafjungsmäßige Bindni enthält, über das fommen Sie nun und 
nimmer hinweg, das kann ich mit voller Beltimmtheit jagen. Nun wird 
das Minijterium, von dem ic) ſpreche, in derjelben Lage fein, wie das jeßige, 
ed wird jagen: jeßt können wir nicht mehr bleiben. Dann kann ed viel- 
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leicht der Fall fein, dab Sie jagen: Hätten wir unfere früheren Miniiter 
wieder! Ich glaube aber, jo wie ich die Ehre habe meine Kollegen zu ken— 
nen, Keiner von und wird wollen. Meine Herren, wo werden Sie dann 
das Minifterrum finden? Keinen Zweifel: bier (auf die linfe Seite des 
Haujed weiſend). Das Minijterium aus diefer Seite wird die Frage etwas 
anders anfallen, das wird nicht mehr unjern Weg gehen. Das wird feinen: 
falld (zur rechten Seite gewendet) Ihren Weg gehen, jondern dad nimmt den 
Meg des unbedingten Eintritted, mag es jein wie ed wolle. Das iſt fo 
meine Beurtheilung, wie gejagt, ich prophezeie nicht, ich kann es nicht, ich 
will ed nicht; aber das iſt das Bild, das ich mir gemadht habe. Meine 
Herren! Ich bin noch heute derjelbe wie früher, und wenn ich heute ala 
Abgeordneter in diefem Haufe figen würde, jo würden Sie mid) auf diejer 
(der rechten) Seite des Haufe ſitzen ſehen; Sie würden mich ftimmen hören 
für die Verträge. Sie würden mich jtimmen hören für die Verträge, weil 
ich der feiten Ueberzeugung bin, dab das allein das Mittel ift, um unjer 
Baiern feit zulammen zu halten und und geachtet zu erhalten, weil ich in 
Annahme der Verträge die feite Bürgichaft jehe, dab wir Baiern nicht blos 
ald Land und Volk jondern aud in Verbindung mit unjerm geliebten 
Monarchen bleiben. 


Dr. Jörg”) ald Referent: Ja, meine Herren, — noch eine furze 
Spanne Zeit, und Sie werden über jehr Großes abgeltimmt haben, Sie 
werden, meine Herren, inöbejondere abgeitimmt haben über jich ſelbſt. Je 
nachdem die Würfel fallen, habe ich die traurige Aufgabe, eine fünfzigjährige 
Periode des baieriſchen Staatslebens in diefem Haufe abzujchließen; ich habe 
die traurige Aufgabe, der lebte Redner in diefem Haufe zu jein, welcher 
vollberechtigt nach Maßgabe unferer baieriichen Berfaffung fein Wort erhebt ; 
denn, meine Herren, wir begraben dann einen großen Todten, zu dem wir 
jelber gehören, und meine armen Worte, die ich jetzt jpreche, werden fich in 
eine Leichenrede verwandelt haben. Die baierijche Zandeövertretung, vollbe- 
rechtigt nach Maßgabe der Berfaffung, wird binabiteigen in die Gruft, und 
eine baierijche Provinzialvertretung wird an ihre Stelle treten. Nehmen 
Sie mir es nicht übel, meine Herren, wenn ich mid) gedrungen ſah, dieje 
Worte aus einem bewegten Herzen voranzujchiden, und wenn id gleich daran 
die Frage fnüpfe: warum jollen wir denn das thun? Crlauben Sie mir 
eine Nebenbemerkung, meine Herren. Man hat nun in den zehn Tagen 
mein Referat gewiß bis auf den Grund eraminirt; aber eine Stelle meines 
Referates, worauf ich ein großes Gewicht zu legen Urjache hatte, ift von 
feiner Seite auch nur mit einer Silbe berührt worden: die Stelle meines 
Referates auf Seite 92. Ich habe mid; da bezogen auf eine Rede, die Graf 
Bismarck in der Reichötagsfigung vom 24. Februar 1870 gehalten hat, und 
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in dieſer Rede, damals am 24. Februar 1870*), als wir nur durch den 
Alltanzvertrag und durch den Zollvereinsvertrag mit Preußen näher verknüpft 
waren, hat Graf Bismarck gelagt: „Das Präfidium ded Norddeutichen Bun- 
des übe in Süddeutſchland ein Stück Faiferlicher Gewalt, wie ed im Be— 
fie der deutjchen Kaifer jeit 500 Jahren nicht geweſen“; und „das Haupt 
des Norbbundes habe in Süddeutjchland eine Stellung, wie fie ſeit dem 
Kaiſer Rothbart ein deutjcher Katjer nicht gehabt hat, und diejer doch auch nur, 
wenn fein Schwert gerade fiegreich war, vertragsmäßig und allgemein aner= 
kannt nicht.” Nun. meine Herren, wohin find wir vorgejchritten? Herr 
Dr. Schüttinger hat Ihnen legthin eine Stelle citirt aus einer Rede des 
befannten nationalliberalen Parteiführerd Miquel aus Hannover, welche lautet: 
„Diejes Kaiferthum ift Hohenzollern, es ift Preußen." Meine Herren! Ich 
fann Ihnen noch eine größere Autorität anführen, und ich habe fie vor ein 
paar Jahren in diefem Haufe jchon angeführt. Nach dem unjeligen Kriege 
auf den böhmiſchen Schlachtfeldern wurde in Berlin die Kommilfion zufam- 
menberufen zur WVorberathung des Entwurfs einer Berfaffung für den Nord- 
bund. Damals haben fich einige Stimmen erhoben, dahin gehend, man jollte 
den Entwurf diefer Verfaffung nad) einem etwas weiteren Rahmen anlegen 
aus Rückſicht auf den Beitritt der füddeutichen Staaten. Damald, meine 
Herren, hat Graf Bismarck gejagt: er warne vor ſolch' einem Vorgehen; 
denn die ſüddeutſchen Staaten — er nenne nur Baiern — fünne man doch 
nicht gerade behandeln wie die Fleineren norddeutichen Staaten; jebt komme 
ed vor Allem darauf an, „die Macht des leitenden Staated zu verſtärken“; — 
und jeitdem, meine Herren, iſt dad Wort „Veritärfung der hohenzollernjchen 
Hausmacht“ fprichwörtlicdy geworden. Nun, meine Herren, die Ereigniſſe des 
legten Jahres jcheinen inäbejondere noch dad Siegel der Vollendung auf 
diefe Verftärfungspolitif gedrückt zu haben. Und jet, meine Herren, jollen 
wir — nehmen Sie mir dad Wort nicht übel, ich will nie ein draſtiſches 
Wort abſichtlich gebrauchen — jetst, meine Herren, jollen wir unterfriehen? 
Ich habe in meinem mündlichen Vortrage ftark betont, warum denn gerabe 
der Vertrag? warum joll ed denn unfere Schuldigfeit fein, gerade einen 
ſolchen Vertrag anzunehmen, und warım joll ed nicht vielmehr, weil wir 
mit gutem Gewiffen das nicht thun zu können glauben, die Schuld Preußens 
fein, daß ed nad) allen unjeren ungeheuren Dienften und nicht einen beſſeren 
Vertrag vorgelegt hat? Sehen Sie, meine Herren, ich habe mich abfichtlich 
nicht auf den Frankfurter Fürftentag berufen; davon habe ich vollkommen ab— 
gejehen; ich habe mich ganz ausdrüdlich nur auf den preußiichen Bundes- 
vorſchlag vom 10. Juni 1866 berufen. Ich habe gejagt: ja, das wäre eine 
wirflich föderative Grumdlage, eine loyale Baſis gewejen. Ich habe mich 
auf das Minoritätsgutachten, ich habe mich auf die Erklärung der f. Staatö- 
regierung berufen, daß noch vor dem Kriege für und beffere Bedingungen zu 
erlangen geweſen wären. Und, meine Herren, die Frage verfolgt mid) Tag 
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und Nacht: Warum denn nach dem Kriege, warum denn nady allen dieſen 
furdhtbaren Opfern die fchlimmeren Bedingungen, die Bedingungen, von denen 
wir — oder jage ich beifer „ich“ — Itehen mit einem „non possumus“, 
über das ich nicht hinaus fan. Nun, meine Herren, auf diefe meine Haupt: 
frage hat man mir feine Antwort gegeben. Ja doch, der Herr Dr. Fran: 
fenburger hat fich darauf einigermaßen eingelaffen, und wenn ich jeine 
Auseinanderjeßungen kurz zufammenfaffen will, jo darf ich wohl jagen, er 
bat gejagt: „Ia, meine Herren, der Appetit fommt eben im Effen.” Man 
bat wohl meine Charafteriftif der uns vorgelegten Bundeöverträge anzufechten 
geſucht. Es iſt insbejondere von verjchiedenen Seiten gejagt worden, ber 
Ausdrud „Mediatijirung“ der pafje gar nicht hieher. Der Herr Staatö- 
minilter v. Schlör hat gejagt: Mebdiatifirung heiße die Unterordnung eines 
Reichdunmittelbaren unter eine Landeshoheit. Ia, meine Herren, jo war es. 
Seit der Zeit ift aber das Wort Mediatifirung aus unjerm Sprachgebrauche nicht 
verjchwun den; man hat fortwährend noch von Mediatifirung geiprochen. Das 
Wort Mediatifirung bat darnady in unſerm deutjchen Staatögebraudye eine 
analoge Bedeutung erhalten, und dad Wort Mediatifirung bedeutet jebt: 
die Unterordnung eines jouveränen Landes unter die erblidhe 
Gentralgewalt einer fremden oder jage ich lieber einer andern 
Dynaftie. Sehen Sie, meine Herren, das heit Mediatifirung. Das ift 
der conerete Begriff, den man jet mit dem Ausdrude Mediatifirung verbin- 
det. So oft man ihm gebraucht, bedeutet er „die Unterordnung eines 
fouveränen Landes unter die erblicdye Gentralgewalt einer andern Dynaſtie“. 
Das ift mit dem befiegten Sachen gejchehen im Sabre 1866, und jetzt joll 
ed geichehen mit dem fiegreichen Baiern durch die Annahme diejer Verträge. 
Ja meine Herren, ed war von jächliichen Partifulariiten die Rede. Man 
hätte auch nody machen von anderen Bartikulariften im Norddeutichen Reichstage 
reden fünnen und daffelbe jagen können: fie wünfchten jehr unjeren Eintritt. Es 
iſt wahr, meine Herren, und jehr begreiflih. Aber warum wünjchen fie unjeren 
Eintritt? Geftatten Sie, daß ich Ihnen ganz offen jage: fie fühlen, daß fie ineinen 
Sumpf gerathen find und glauben, wir fünnten ihnen behilflich fein, ihnen 
daraus herauszuhelfen. Ic glaube das nicht, jondern idy glaube, wir mwer- 
den nur dafjelbe Schickſal theilen. Herr v. Schlör hat auch gejagt: das 
Verhältniß, welches durch die Verträge bedingt jei, wäre feine Oberhoheit, 
wäre feine Benehmung unjerer Landesrechte, jondern nur eine Modalität 
der Ausübung derjelben. Nun, meine Herren, ich fünnte mich auf eine be 
reitd von Herrn Abgeordneten Greil angezogene Stelle aus der Rede ©r. 
Excellenz des Herrn Staatsminifters v. Lutz berufen; ich könnte mich auch 
auf die offenen und ehrlichen Worte berufen, die wir joeben von Sr. Excellenz 
dem Herrn Kriegsminiiter gehört haben. Allein man bat jo viel von 
Gleichniffen gejprochen, erlauben Sie mir, daß ich auch eines anführe, und 
zwar aus dem ganz gewöhnlichen Xeben, jo ungefähr, wie ed Herm Profeſſor 
Gerſtner gefallen dürfte. Sehen Sie, ich bin im glüdlichen Befige einer 
Taſchenuhr. Sehen Sie nun den Fall, ed ergehe ein Machtſpruch über mich: 
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der Abgeordnete Jörg ſolle zwar im Befite feiner Uhr bleiben, aber diejelbe 
joll finftig aufgezogen, gerichtet und an die Wand gehängt werden von ges 
wiſſen Berfonen in Berlin. Ja, meine Herren, das ift auch blos eine Moda= 
Iität in der Ausübung meines Rechts auf bejagte Uhr; aber das werden Sie 
mir zugeftehen, ich habe fie jedenfalls nicht mehr in meiner Taſche. Auch 
in anderer Richtung hat man meine principielle Behauptung zu widerlegen 
gelucht. Namentlich bat fich Herr Stenglein, Herr Wülfert und aud) 
Har Hohenadel Mühe gegeben mir nachzuweiſen, das, was der Referent 
gelagt habe, — daß nämlich an der Nordbundverfaffung wejentliche Aenderungen, 
geeignet die militärtiche Tendenz dieſer Verfaſſung abzuftumpfen, nicht er 
reicht worden ſeien, — jet nicht richtig. Sie erinnern fich Alle, meine Herren, 
auf welche Beitimmung der vorliegenden Verträge die Herren, namentlich 
Herr Stenglein, fich berufen haben, um ihre Behauptung zu beweilen. 
Auch bier wieder fünnte ich mich auf ein eben gejprochenes Wort von Seite 
Sr. Excellenz des Herrn Kriegsminifterd berufen. Denn er hat gejagt, 
es jei von Preußen alsbald fonftatirt worden, daß weſentliche Aenderungen 
der Norddeutichen Bundesverfaſſung nicht zu erwarten jeien. Allein, meine 
Herren, ich erlaube mir eine Bemerkung des Herm Abgeordneten Steng- 
lein in's Auge zu fallen. Zum Beweis, daß wir eigentlich doch immer noch 
im hohen Grade Herren in unjerm Haufe bleiben würden, hat Herr Steng- 
lein gejagt: „Ein Mann wie Graf Bismard kann nicht den Einheitsftaat 
anftreben”; Herr Louis hat gemeint, Preußen wüßte jonft feinen Verſtand 
haben, was ohne Zweifel auf dafjelbe hinausgeht. Nun, meine Herren, ic) 
bin in diejer Beziehung einer ganz anderen Meimung; ich bin der Meinung, 
daß jelbit der Herr Graf Bismard nicht im Stande iſt, jo wie es ihm 
gerade gut dünkt, die Entwicklung dieſer Verfaſſung zu beherrichen. Ia, Graf 
Bismarck bat jchon Manches nicht beherrichen fünnen, was er beberrichen 
wollte. Glauben Sie mur, meine Herren, dab wenn Graf Biömard es 
hätte verhindern können, auch der gegenwärtige Krieg nicht jo audgenrtet 
wäre, wie er auögeartet ift. Ich kann mid) auf die eigenen Worte des Herrn 
Grafen Bismard berufen, welche die Meinung des Herrn Abgeordneten 
Stenglein direft widerlegen. Ich erinnere die Herren an den befannten 
Brief des Grafen Biömard an den Fürften Puttbus. Der Brief wurde da= 
mals gejchrieben, ald im preußiichen Herrenhaus der Antrag des Grafen 
Lippe ſchwebte, welcher Antrag befanntlic gerichtet war gegen die eigen- 
mächtige Gompetenzerweiterung von Seite der Bundedvertretung. Damals 
hat Graf Bismard an den Fürſten Puttbus gejchrieben, um durd ihn zu 
verhindern, daß die conjervative Partei im preußiſchen Herrenhaufe dieſes 
Antrages ſich annehme. Ich habe den Brief nicht da, aber ich habe ihn fo 
oft gelejen, daf ich ihn dem Wejentlichen nach auswendig weit. Graf Bis- 
mar bat gejagt: die Geleife der Deutichen Politif Preußens ſeien jo tief 
eingefahren, dab es feiner Macht möglich fei, den Wagen aus dieſem Ges 
leife heraus zu bringen." Gr hat gejagt, fein Staatsmann könne das ver 


792 Batern. Kammer der Abgeorbneten. 


fuchen, und jeder Minifter würde beim Verſuch ſich an die Wand gedrängt 
jeben. Herr Stenglein bat noch eine Garantie unjerer Selbititändigfeit 
genannt, indem er gejagt hat, der Vertrag verbürge und das verfaflungs- 
mäßige Necht des Widerſtandes, und ich denfe wohl, das wird gemeint fein, 
wie die Worte, die ich aus competentem Munde gerade jo gut wie Sie ge— 
hört habe: „Die Bundeserefution wäre der Krieg." Nun, meine Herren, 
ich will nicht betonen, daß dieſe Eventualität mir meine Skrupel über den 
Fahneneid nicht benommen, jondern noch vermehrt hat. Aber das jage ich 
Ihnen, meine Herren: Unter all den Dingen, die id nicht will, ift ein 
Krieg mit Preußen das Allererite; und wenn eine ſolche Möglichkeit offen 
gelaffen ift bei der Annahme diejer Verträge, wenn in dem Haufe, in das 
man und einlädt, ein jolcher Unfriede droht, — dann wähle ich für meine Per— 
fon den gejcheidteren Theil und bleibe vorerft wenigftens draußen. Ich fomme 
jet auf etwas Anderes, meine Herren, und da muß ich mir geradezu jelbit 
das Lob geben, daß Sie mir einen großen Triumph bereitet haben. Wiſſen 
Sie, wodurd, meine Herren? Dadurch, daß Sie durch zahlreiche Stimmen 
bewiejen haben, dat meine Meimung von Preußen und von der preußiſchen 
Politik eine beffere ilt ald die Ihre. Ja wahrlich, meine Herren, es ift das 
wahr. Sie haben die Moralität der preußiichen Politit fo angejchwärzt, 
daß ich glaube, das Herz des giftigften Preußenfeindes fann fich dadurch nur 
befriedigt finden. Was hat man und alles gejagt, dat von Preußen und 
widerfahren werde, wenn wir von unjerm conititutionellen Rechte Gebrauch 
machen und die Verträge nicht annehmen wollten! Gleich Herr Dr. Gerit- 
ner, einer der eriten Redner, hat gejagt, unjere Opfer an Gut und Blut 
wären dann umjonft vergeudet; ja er hat fogar gefagt, auch den und ges 
bührenden Theil an der Siegesbeute würden wir dann nicht befommen; Herr 
Dr. Marquard Barth hat gemeint, Preußen werde und zwingen, denn im 
Norden jei man zähe; Herr Dr. Franfenburger, wenn ich nicht irre, 
hat die fragliche „Operation“ noch ‚etwas draftiicher ausgeführt; Herr 
Stenglein vollends findet meine Appellation an die „Großmuth Preußens” 
— Großmuth habe ich freilich nicht gejagt. ſondern ich habe nur von danf- 
barer Erinnerung geſprochen — naiv; es iſt mir faft vorgefommen, als finde 
er fie lächerlih. Die Herren waren nicht im Zweifel darüber, daß wir mit 
einem verneinenden Votum den Bruch mit Preußen herbeiführen mürden; 
fie waren nur darüber im Zweifel, ob Preußen den Zollvereindvertrag gleich 
brechen würde, oder ob ed nod) warten würde bis zur Kündigungsfrift. Herr 
Abgeordneter Hafenmair hat uns jogar in Ausſicht geitellt, daß der Zoll- 
verein vielleicht nicht mehr fieben Monate lang dauere. Nun, meine Herren, 
ich fomme nachher darauf zurüd. Nur eine Aeußerung ded Herm Abgeord- 
neten Stenglein möchte idy nebenbei noch betrachten. Der Herr Abgeordnete 
Stenglein hat gejagt, jedenfalls könnten doch an die Großmuth Preußens 
Diejenigen nicht appelliren, die am 19. Juli für die „Neutralität” geſtimmt 
hätten. Nun jage ich jeßt — bier und außerhalb des Haufes vielleicht zum 
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bundertiten Mal: Es hat am 19. Juli Niemand, gar Niemand für die 
Neutralität geftimmt, fondern die befannten 47 haben für bewaffnete Neu- 
tralität geſtimmt und es der f. Staatöregierung ausdrücklich überlaffen, je 
nach den Intereffen des baieriichen Staates in diefen Krieg einzutreten. Nun 
jehen Sie aber, meine Herren, wenn eö mit der Moralität der preußiichen 
Politik fteht wie Sie jagen, — ich habe ja blos Ihre Worte angeführt — 
wäre ed dann nicht jehr Flug geweſen von Seite der Leiter der baterijchen 
Politif, wenn fie in der That in dem Krieg nur eingetreten wären auf 
Grund eined bindenden Vertraged, und wenn fie fich vorher Garantien für 
die freie und berechtigte Staatsexiſtenz Baierns innerhalb der Deutjchen 
Nation hätten in die Hand geben laffen? Ich fahre aber weiter, meine 
Herren! Es ift jogar das Wort „Donaulinie“ gebraucht worden. Es 
ift hier gejchehen, und es ift im Ausfchuffe gefchehen, und wir haben hier ge— 
hört: „mit der Mainlinie jei es für immer aus, aber die Donaulinie fönnte 
fommen." Nun, meine Herren, damit ift gejagt, ed könnte fommen, daß 
Preußen und Defterreich fi) nach der Linie der Donau in unfern baierijchen 
Staatöleib theilen. Lafjen Sie mich darüber ganz offen fprechen, meine 
Herren! Ich halte die Donaulinie nur in einem Falle nicht für ein hohles 
Gejpenft. Den Fall will ich Ihnfn jet nennen. Wenn wir durch das 
Eingehen auf diefe Verträge heute oder morgen gezwungen werden fönnten, 
an der Seite Preußens gegen Defterreich zu fämpfen, und wenn Preußen 
in diejem Kriege unglüdlich wäre — jehen Sie, meine Herren, dann wäre 
es möglich — aber gewiß nur im Falle diefer äuferften Nöthigung für Preußen — 
dann wäre ed möglich, daß fich Preußen dazu herbei ließe, das baieriſche Gebiet ſüd⸗ 
lich von der Donau, aber, meine Herren, auch das würtembergijche Gebiet ſüdlich 
von der Donau und auch ein badiſches Gebiet jüdlih von der Donau an 
Oeſterreich abzutreten. Aber im Laufe der gewöhnlichen Politik Preußens kann 
doch, glaube ich, Fein unbefangener Mann ſolch' eine That Preußen 
zutrauen. Preußen fönnte es jchon deswegen nicht, weil es ja dann 
aufhören würbe, das alleinige Deutiche Kaiferreich zu fein. Es würde 
ja fofort wieder eine andere Deutiche Großmacht an jeine Geite treten, 
und was dad namentlich bei den Magyaren und Glaven in Oeſter— 
reich bedeuten würde, brauche ich Ihnen nicht zu jagen. Sie fennen 
ja die Wendung, welche mitunter merfwürdiger Weife im Allgemeinen die 
Politik im öfterreichiichen Kaijeritaate genommen hat. — Ich gedenfe Sie nun 
nicht allzulange mehr aufzuhalten. Aber auf einen Hauptpunft müffen Sie 
mir doch erlauben, etwas näher einzugehen. Es ift gar feine Einwendung 
häufiger gegen mich erhoben worden als die: ich habe eigentlich nicht gejagt, 
was dann gejchehen jolle, wenn die Werträge nicht angenommen würden. 
Nun meine ich, meine Herren, ich hätte das eigentlich doch gejagt, wenn 
auch nicht mit vielen Worten, und wäre das in meinem Referate für alle 
die, welche leſen wollen, und in meinem mimblichen Vortrage für alle, 
welche hören wollen, ziemlich deutlich geäußert worden. Im Allgemeinen, 
meine Herren, ftehe ich bezüglich diefer Frage fo ziemlich auf demſelben 
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Standpunkte wie Seine reellen; Herr Staatsminifter v. Lutz. Er bat uns 
gejagt: mir ſollen eintreten in der Hoffnung auf bejfere Zeiten, und 
ich fage: wir wollen draußen bleiben in der Hoffnung auf beffere 
Zeiten. ber, meine Herren, man hat namentlich einen Sat meines Ne 
ferates hervorgehoben, der jagt: „wir ftehen nicht am Ende einer großen 
Entwicklung jondern am Anfang einer großen Entwicklung“ — und man 
hat mich gefragt, was ich damit jagen wolle. Nun, meine Herren, man 
verlangt vielleicht mit Redyt von mir Auskunft darüber, und ich ftehe nicht 
an biejelbe zu geben. Vor allem muß ich mich abwehrend verhalten, wenn 
man diejen Worten die Deutung etwa unterlegen wollte, — wenn ich nicht 
irre, ift dies wirklich gejcheben, wenigitens anommm — daß ich darauf warte, 
es könnte vom Auslande her das Deutjche Reich wieder zertrümmert werden, 
oder es könnte jo fommen, daß in dem großen Krieg endlich wir allein die 
Befiegten fein und die Zeche bezahlen würden. Diejer Gedanfe liegt mir 
außerordentlich ferne! Es it ein ganz anderer Gedanfe, meine Herren, der 
mich auch bier wieder vor ein „Entweder oder” stellt. Ich jage, meine 
Herren, entweder befommt die europäiiche Menſchheit wieder eine neue Ord— 
nung der internationalen Verhältniife, entweder befommt fie wieder völker— 
rechtliche Rechtszuitände — oder nicht. Im eriten Falle, meine Herren, würbe 
das Baiern, dad ich meine, ohne allen Zweifel von diefer Rechtswohlthat 
auch profitiren; es würde dann, wie es ja lange geweſen ift, unter dem 
Schuße des internationalen europäifchen Rechtes ftehen. Der Gedanke, meine 
Herren, tritt bei mir nicht zum erſten Male in den Vordergrund. Ich 
glaube mich nicht zu irren, wenn ich jage, ich habe in diejem hohen Haufe 
nie in einer großen politijchen Frage das Wort ergriffen, ohne daß ich nicht 
am Ende auf die unbedingte Nothwendigfeit hingewieſen habe, daß die zer- 
trümmterten, zeritörten Rechtözuftände unjeres Welttheild einer neuen Ordnung 
dringend bebürftig jeien. Novus naseitur saeclorum ordo! Das war ber 
Schluß meines eriten Vortrages, den ich vor Ihnen gehalten habe. Meine 
Herren! Es fann am Ende Niemand läugnen, daß das menjchheitliche In- 
terefje nach einer ſolchen Neubildung laut aufichreit. Nicht nur der Einzel» 
menſch ift für die Gefellichaft geſchaffen, auch die Nationen find für die Ge- 
jellichaft geichaffen, und, meine Herren, gerade der ältere Xiberalismus, der 
feinere, der geiſtigere Liberalismus hat das jehr wohl gewußt, uud es iſt in 
diefer Richtung erſt anders geworden, nachdem die materialiftiiche Weltan- 
ſchauung leider auf dic liberale Richtung vielfach vergröbernd eingewirft bat. 
Ich wiederhole, meine Herren, das Intereffe der europäiſchen Menjchheit 
ſchreit nach einer ſolchen Neubildung und ich glaube mich nicht zu irren, 
das Ohr Preußens iſt dieſem Aufjchrei auch nicht verichloffen, wenigitens 
nicht mehr verichloffen, wenn es auch wirklich eine Zeit lang verichlofjen 
geweſen jein ſollte. Bekommen wir eine joldhe europätiche Rechtswohlthat 
nicht, was wird die Folge fein? Soll ich Ihnen das jagen: die Völker Eu- 
ropa's muͤſſen dann Jahr aus Jahr ein bis an die Zähne bewaffnet Ge- 
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wehr bei Fuß gegen einander ſtehen zum Sprung bereit. Der Militaris— 
mus mühte die höchiten Intereffen der Nationen und Völker überfluthen, 
und fragen Sie ſich jelbit, meine Herren: wie fann man die Fortdauer 
eined joldyen Zuftandes verträglich finden mit dem Sahrbundert der Huma— 
nität und Givilifation? Aber, meine Herren, der Gegenſatz einer ſolchen in: 
ternationalen Rechtdordnung in Europa ift die Kortdauer des unfeligen Prin— 
zips, dad der unjelige Mann in den Tuilerien in unſere Welt hineinge— 
jchleudert hat. Es iſt die Fortdauer der unbejchränkten Herrichaft der Na- 
tionalitäten-Bolitit Ic muß wieder zurückkommen auf eine Aeußerung, 
welche der Herr Staatäminifter v. Schlör gethan hat. Er hat gejagt, das 
Prinzip der Nationalität jei ed nicht, worauf die Verträge fich gründen. 
Nun, meine Herren, iſt das richtig, dann weiß ich Eines nicht, ich weiß 
dann nämlich nicht, wie man es und zur „nationalen Pflicht” machen kann, 
bei Strafe des Ausjchluffes aus der deutichen Nation auf die Verträge ein- 
zugehen. Sit das nicht der Fall, jo weiß ich nicht, auf welched Prinzip das 
neue Reich gegründet jein joll. Aber das weil ich, meine Herren, daß dann 
Niemand den Eintritt in dafjelbe uns zur nationalen Pflicht machen fann. 
Doch das im Vorbeigehen. Herr v. Schlör hat weiter gejagt: „Mären 
die Verträge auf das Prinzip der Nationalität gegriimdet, jo würden wir 
nicht am Ende der Entwidlung ftehen, jondern mit der ganzen Welt Krieg 
anfangen müſſen.“ Darin hat Herr v. Schlör jehr recht: das wäre dann 
eben der Gegeniat von jener internationalen Rechtsordnung unſeres Welt: 
theild, wovon ich geiprodhen habe. Aber dann, meine Herren, jegen Sie 
diefen Fall, jegen Sie den Fall, daß das furdhtbare Wort in Erfüllung 
gehen würde, mit meldyem der König von Preußen den leiten Reichstag er- 
öffnet hat: in wenig Jahren würden wir wieder einen Krieg haben, den 
Rachefrieg mit Frankreich, das dann nicht mehr ohne Alliirte fein wird — 
jeben Sie den Fall, dann, meine Herren, find wir auch ficher bei der be- 
rechtigten Selbititändigkeit Baiernd innerhalb der Deutichen Nation. Preußen 
wird dann auf und jehen müſſen, eö wird uns jchonen mülfen, und es wird 
und den Zollverein nicht nur nicht kündigen, jondern jogar garantiren. 
Denn Sie wiljen ja — nicht nur Herr Dr. Kranfenburger hat es Ihnen 
vorgelejen, auch der Miniſter v. VBarnbühler hat feiner Zeit in der Stutt- 
garter Kammer eine Depeiche des Grafen Bismard darüber vorgelegt — 
mit dem Zollvereinövertrage hängt der Allianzvertrag jo untrennbar zuſam— 
men, daß der eine mit dem andern fällt. So, meine Herren, bin ich der 
Meinung, die Stellung Baterns wäre heute nody jo „unangreifbar“ wie da= 
mals, ald Se. Ercellen; der Herr Staatöminifter v. Bray diefen Ausdrud 
gebraucht hat. Se. Ercellenz Herr Graf v. Bray wird nicht daran gedacht 
haben, dab dieje Unangreifbarfeit daher fomme, weil das damals nod) 
mächtige Frankreich feinen Schild über uns halte, und ich habe jeden Augen- 
blick meines Lebend einen ſolchen Gedanfen perhorreszirt und perhorreszire 
ihn noch. Und dennoch jage ich: unfere Stellung ift unangreifbar, wenn 
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wir und unferer Stellung nicht — jelbft begeben wollen. Meine Herren! 
Ich komme jet auf einen andern Punkt. Man hat und dad Volk gegen- 
über gehalten. Man hat gefagt: „die baieriichen Zuftände würden uner- 
träglicy werden durch die Ablehnung der Verträge." Man hat gejagt: nur 
„zum allerfleiniten Theil“ hätten die MWeigerer auf diejer Seite des Hauſes 
dad bateriiche Wolf hinter fih. „Drei Viertel der Bevölferung, hat Herr 
Dr.. Völk gejagt, wünſcht die Annahme”; ein Anderer: „fünf Sechſtel“. 
Herr Graf Fug ger aber hat gejagt: „Die Verträge haben Schreden erregt 
im ganzen baierijchen Bolfe." Nun, meine Herren, die Meinungen gehen 
offenbar auseinander. Und was wollen wir denn? Was verlangen wir denn 
diefem Zwielpalt der Meinungen gegenüber? Nun, meine Herren, wir ver: 
langen das Loyalfte, was man verlangen kann; wir verlangen: — wenn je 
eine Berufung an das Land am Plabe war, fo ift dich jebt der Fall. 
Fragen Sie: ob das Volf will oder nicht! Allerdings hat man entgegenge- 
halten, eine Kammerauflöjung würde „eine Agitation herbeiführen bis auf's 
Meſſer“, während die Annahme der Verträge den lange entbehrten Frieden 
zurüdführen würde in unſer Land. Ich erlaube mir in Bezug auf den 
legteren Punkt meine abjolute Hoffnungslofigfeit darzuthun. In meinen 
Augen, und ich glaube mich nicht zu täufchen, liegt der Diſſens zwifchen 
und viel tiefer, er liegt noch Flaftertief weiter unten ald die Deutjche Frage. 
Ich habe mir in meinem mündlichen Vortrage bereitd erlaubt, das traurige 
Geftändnii zu machen, daß ich glaube, wenn die Verträge angenonmen 
werden, dann gehe innerhalb ded und noch gewährten Fleineu Spielraumes 
der Herenjabbath, der furchtbare Streit der Parteien gerade über die empfind- 
lichiten Prinzipien erft recht an. Aber, meine Herren, eine Agitation bis 
auf's Meffer ſei zu fürchten! Nun diefe Agitation — wir haben fie bereits, 
und ich fürchte, wollen wir das jeßt vermeiden, jo befommen wir fie ftatt 
einmal — zweimal. Sehen Sie, meine Herren, ich darf mir das Zeugnik 
geben, daß ich vor Ihnen nie hinter dem Berge gehalten habe. Ich will 
Ihnen jet jagen, was ich glaube und dafür halte in Bezug auf die Fort 
dauer der jegigen Kammer, wenn wir die Verträge annehmen. Ich glaube, 
meine Herren, ed wird eine joldhe Deroute entitehen auf der Seite bed 
Haufes, eine foldhe innere Auflöjung auf der Seite ded Haufes, eine folche 
moralijche Zerrüttung auf der Geite des Hauſes, daß, ob die Miniiter 
wollen oder nicht, fie dieſer Auflöfung die gejeßliche Auflöfung früher oder 
ipäter werden nachfolgen lafjen müffen. Für und ift der Unterjchieb in 
meinen Augen blos der: jeßt fünnten wir und wehren, nachher werben wir 
ed nicht mehr können. Ich betrachte die Annahme der Verträge von unjerer 
Seite für die baierifche Kapitulation von Sedan. Nur noch ein Wort. 
Man hat in diefem Haufe wiederholt in den lebten Tagen gejagt, ich jei 
das einzige Hinderniß, daß die Verträge nicht angenommen würden ober 
nicht ſchon angenommen feien. Ich habe mich dagegen bereitd verwahrt. 
Ic weiß auch nicht, wie man auf ſolche Meinung kommen kann. Ich war 
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me ein ‚Führer“, ich bin fein „Führer“ und werde nie einer fein. Darauf 
gebe ic, Ihnen mein Wort. Wenn ich noch einmal proteftire gegen jene 
Zumuthung, jo thue ich ed deßhalb, weil diejer Ausipruch zugleich eine 
Kränkung derjenigen jehr ehrenwerthen Männer enthält, die ihre Stimme 
mit der meinigen nachher vielleicht vereinigen werden. Diejen Männern 
gegenüber war gerade ein Einfluß von außen gar nicht möglich. Diele 
Männer haben von der DVerberblichfeit des Vertragswerkes ihre jelbiteigene 
Ueberzeugung geichöpft, fie find unerjchüttert dabei jtehen geblieben, uner- 
ſchüttert durch alle außerhalb der Vorlage und außerhalb der Sache liegen- 
den Rüdfichten. Sehen Sie, das ift der Unterſchied. Es war das ohne 
Zweifel eine Eigenthümlichfeit des Charakters, aber gerade Charaftereigen- 
tbümlichkeit, das willen Sie ja Alle, läßt fich am menigiten beeinfluffen. 
Wenn aber je eine Preffion von außen hätte anjchlagen können bei 
diejen ehrenwerthen Männern, glauben Sie denn, ed hätte dann meiner Per- 
jon bedurft? D, dann wäre ich längft zu jpät gefommen. Sage ich denn 
etwas, wad man mir widerjprechen wird, wenn ich jage: es ift jeit den 
Wochen, die ich nun hier bin, doc gewiß; fein Mittel der Ueberredung, fein 
Mittel der Lockung, ja fein Mittel der Drohung gejpart geblieben, um dieſe 
Männer in ihrer Ueberzeugung wanfen zu machen? Sie haben ja jelbit 
gehört hier in diefem Haufe, was man Ihnen vorgeredet hat. Sie haben 
jelbft gehört, wie man einerjeitö gejagt hat: ftimmt ihr für die Verträge, 
dann iſt euere Majorität gerettet, die Staatöregierung wird dann ruhig 
fortregieren, gejtüßt auf diefe Majorität, und fie wird bei Gelegenheit die 
Sortjchrittler auf ihre unruhigen Köpfe jchlagen. Das hat man gejagt. 
Sie haben auch in diefer Kammer gehört, was man dieſen ehremwerthen 
Männern andernfalld vorgeredet hat. Man hat ihnen gejagt: Wenn ihr 
gegen die Verträge ftimmt, dann werdet ihr aufgelöft, eine Majorität be 
fommt ihr nicht mehr, die Fortjchrittler befommen diefe Majorität und ihr 
jeid verloren mit all’ euren theuerften Intereffen auf dem Gebiete der Kirche 
und der Schule u. ſ. w. Sehen Sie, das wären ſchon jehr jtarfe Motive 
gewejen; aber es iſt noch ärger gefommen. Man hat unjern Firchlichen 
Oberhirten gegen und in's Feuer geführt. Ic, habe, wenn nicht zweimal, 
jo doch einmal gehört, daß jelbjt von der linken Seite dieſes Haujes aus 
— es dürfte das zum erften und wahrfjcheinlich zum lebten Mal gejchehen 
fein — dad Beifpiel unjerer Bijchöfe und vorgeführt wurde. So eben, vor 
ungefähr einer Stunde, hörte ich, es jei auf diplomatiichem Wege der von 
der römijchen Kurie ausgeſprochene Wunjch hieher gelangt, dab wir, die fa- 
tboliichen Patrioten, für dieſe Verträge ſtimmen jollen. Nun jehen Sie, 
meine Herren, man hat und ja oft genug nachgejagt, dab wir unſere Ab- 
ftimmungen bier in diefem Haufe nad) den kirchlichen Intereffen einrichten, 
dab wir ald Abgeordnete in politiichen Dingen, in Angelegenheiten unjeres 
Vaterlanded abhängig feien von den kirchlichen Oberen. Nun, meine Herren, 
ih und die mit mir gehen werben, wir wollen Ihnen nun beweijen, daß 
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das Alles nicht wahr gemejen iſt. Ich hätte noch viel zu jagen, Speztali- 
täten anzuführen: das liegt mir aber ferne. Nur ein Wort noch wollen 
Sie mir erlauben und ed mir nicht in Uebel nehmen. Meine Meinung 
von der Güte dieſer Sache ift in dem Maße gejunfen, ald ich die Mittel 
gejehen habe, die man zu ihrer Durdyjeßung angewendet hat. Ja wahrlich, 
meine Herren, man bat und unſere Stellung jchwer gemadht, bitter fchwer, 
und Sie dürfen glauben, wir wären gefallen wie die Andern, wenn und die 
Sache nicht tief, jehr tief im Herzen läge. Herr Dr. Völk hat auch an bie 
Herzen Derjenigen in diejem Haufe appellirt, welche Kamilienväter find. Ich 
weiß nicht, an wen Herr Dr. Völk jeine Adreſſe amı direftejten gerichtet 
hat; aber das weiß ich, daß id) vielleicht mehr als ein Anderer in dieſem 
Hauje Gründe habe, um den guten Namen bejorgt zu fein, den ich dereinft 
meinen Kindern binterlaffen werde, in dem Moment, wo id) dann an den 
Richterftuhl bintreten werde, vor den wir einit Alle bintreten. Herr Dr. 
Völk hat und ermahnt, wir möchten bedacht fein, daß wir nicht unfern 
Kindern — nad) den Erfahrungen, die ich jeit dem 19. Juli gemacht habe, 
darf ich wohl jeine Worte kurz zujammenfaffen — dab wir unfern Kindern 
nicht einen jchmachbededten Namen hinterlafjen. 


Dr. Völk: Das habe id) nicht gejagt. 


Dr. Jörg: Ich habe gejagt: Nach den Erfahrungen, die id) jeit dem 
19. Juli gemadyt babe, glaube ich perſönlich, es werde ungefähr jo ge 
meint jein. 


Dr. Bölk: Ich proteftire hiegegen. 


Dr. Jörg (fortfahrend): Auch hierin bin ich vollfommen ruhig. Wie 
immer die Würfel fallen mögen, das Wolf, um dejjen Urtbeil es mir zu 
thun ift, und das mich in dieſes Haus geſchickt bat, (jeitvem ich da bin) das 
Bolt wird den Männern, die ich meine, gerecht werden, es wird fie in 
Ehren halten. Gelingt es und, meine Herren, gelingt es uns, im lebten 
Augenblide noch das Unheil abzuwenden und die freie, berechtigte Staats— 
eriitenz Baierns innerhalb der Deutſchen Nation zu retten, dann, meine 
Herren, haben wir ein Werf gethan, von dem ich offen geftehe, durch unſere 
biöherige Haltung haben wir eö nicht verdient. Gelingt es uns aber nicht, 
muß die freie, berechtigte Selbititändigfeit und Staatseriftenz Baiernd inner: 
halb der Deutichen Nation untergehen, nun dann wird nur allzubald und 
allzureichlidy das Volk, das id) meine, Gelegenheit haben, derjenigen Männer 
in Ehren zu gedenken, die bis auf den legten Punkt ſich geiträubt haben, 
diefem Volk neue Laſten und neue Leiden aufzuladen. Ja diejes unjer 
baieriſches Volk und das ganze ſüddeutſche Volk hat nicht eine militärijche 
Vergangenheit hinter fi, wie das norddeutſche, das preußijche ſchon jeit 
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hundert Jahren. Dieſes Volk iſt für den Frieden geboren, es iſt den Frie— 
den gewohnt, und es wird unendlich bitter fühlen, was es heißt, das dienende 
Glied eines großen Militärnationalſtaats zu ſein. Aber ich will Sie nicht 
länger aufhalten. Ich wiederhole: „Wir können nicht, was Sie von uns 
verlangen.“ Berufen Sie ſich an das Volk, es möge andere Hände ſchicken; 
die unfrigen beben zurüd, fie werden das Grab nicht graben, wie man es 
von uns verlangt. Stimmen Sie gegen die Verträge, ich bitte Sie darum, 
(Bravo!) 


Miniiter v. LCutz“): Meine Herren! Vieles haben Sie gehört für und 
wider die Verträge, die Ihrer Zultimmung harten. Ein reiches Material 
liegt zur Sichtung, zur Abwägung vor Ihnen, Ihre Aufgabe iſt es jeßt, 
den richtigen Schluß zu ziehen. Auch jet nody bin ich der Meinung, dab 
diefer Schluß Fein anderer jein fan ald der, dab die Annahme der Ber: 
träge das Nechte, das einzig Nichtige für unſer Vaterland it. Schenfen 
Sie mir, ich bitte Sie, aud) troß der vielen Zeit, die der Sache bereits ge— 
widmet ift, und obwohl Ihre Geduld jchon jo jehr in Anjpruch genommen 
worden, uoch einige Nacyjicht, wenn ich einen Blid auf die Verhandlungen 
werfen und den Verſuch machen werde, meine Anficht des Näheren zu be= 
gründen. Sie werden eö begreiflicdy finden, wenn ich midy bei meinen Gr: 
örterungen zunächit gegen den Herrn Referenten wende, gegen jein jchrift- 
liche Referat und die Grgänzungen defjelben in mündlicher Rede. Im Ein- 
gange ſeines jchriftlichen Vortrages bat der Herr Referent einen Rückblick 
auf die Stellung geworfen, weldye die Regierung in der Sache eingenommen 
bat. Während ich bei meinen Mittheilungen gelegentlidy der Vorlage der 
Verträge, in der Vorausſetzung, daß es mir nicht obliegt, auf längſt Be— 
fanntes zurüdzufommen, nur zwei Stadien der Verhandlungen unterjchied, 
zuerft nämlich die Zeit während der Verhandlungen mit dem Mintiter Del- 
brüd in München zu Ende September und dann die Zeit der Verhandlungen 
in Berjailles jowie des Abjchluffes der Verträge, hat der Herr Neferent 
auf ein drittes Stadium Bezug genommen: auf die Zeit des Beginnes des 
Krieges. Der Herr Referent führt aus, daß die Negierung zu jedem 
diejer Zeitpunkte anders gedacht und geſprochen babe, und forſcht mit Eifer 
nad) den Motiven, welche die Regierung dabei geleitet haben fünnen. Was 
der Herr Referent eigentlid) damit will, weiß ich nicht; ob er vermuthet, 
eö jei troß unjerer Verficherungen dody ein ganz bejonderer Zwang an uns 
geübt worden oder ob er gar andere unausſprechliche Motive argwöhnt — 
ich fomme darüber nicht ind Klare. Freilich, wenn wir uns jagen, daß bei 
Betrachtung der Verträge, die wir abgeichlofien haben, dem Herrn Abgeord: 
neten Greil jener Minifter eingefallen ift, der jeinen König verrathen hat, 
— freilid wenn dem Herm Abgeordneten Ruland das Citat jenes Schrift: 
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ftellerö eingefallen ift, der da von jenen abjcheulichen Gejchäften jpricht, 
welche unter dem Namen von Verträgen den Boden, worauf lange Zeit der 
Ruhm einer Nation lebte, den Fremden überliefern, — läht fich ahnen, welche 
Art von Motiven auch der Herr Referent im Auge hat, wenn er bes 
Näheren den inneren Hergang der Dinge fenmen zu lernen wünfcht. Wie 
dem aber auch ſei, jo viel ift flar: was der Herr Referent in jenem 
Vortrag ausführt, iſt eine abfällige Kritif der Haltung, welche die Regie- 
rung beobachtet hat. Er jucht den Beweis zu führen, daß die Regierung 
in einer biöher nicht gevechtfertigten, ja nicht einmal aufgeflärten Weiſe ihre 
Meinung gewechſelt habe. Wenn ich den Herrn Referenten redyt verftebe, 
will er jagen, die Regierung habe dreifach anderd gedacht, anders ge— 
Iprodyen und anders gehandelt und zuleßt jo, wie fie nicht Iprechen, denfen 
und handeln durfte Der Herr Referent nimmt Bezug auf cine Erflä- 
rung, die vor der Verhandlung des 19. Juli abgegeben worden ift, und jagt 
Ihnen: „dort hat die Regierung noch die Stellung Baiernd ald unantaftbar 
erklärt; dort hat die Regierung noch davon gejprochen, man müßte die Be- 
dingungen oder (wie dann berichtigt worden ift) die Vorausſetzungen feitzu- 
ftellen verjuchen, unter welchen Baiern allein dem verbündeten Preußen jeine 
militäriſche Hülfe leihen fönne, und man müffe diefe Gelegenheit benußen, 
um die Allianzverträge des Näheren zu erflären, nachdem fich gezeigt, dab 
fie der Erklärung bedürftig find. Meine Herren, mir jcheint, der Sinn, den 
der Herr Referent diejer feiner Erflänung beimißt, ift fein anderer als 
daß die Regierung damald eigentlich fich beveit erflärt habe, die Stellung 
Baiernd zu wahren und durch weitere Verhandlungen zu fichern, wie fie ba= 
mald war, aljo mit Ausfchluß eines nationalen Verfaſſungsbündniſſes. Dann 
geht der Herr Referent zu einem zweiten Standpunkte über und bemerft, 
dab die Regierung fih von da an zwar ber Einficht nicht mehr ver- 
ichloffen habe, dab ein Verfafjungsbündnig nothmwendig jei, daß fie aber 
damals noch entichiedem den Eintritt in den Norbbund abgelehnt und ſich 
nur dazu bereit erflärt habe, dasjenige abzutreten, was abjolut nothwendig 
ift, um ein Verfaſſungsbündniß herzuftellen, und dab fie erflärt habe, etwas 
Weiteres ald das abjolut Nothwendige weder abtreten zu können noch ab» 
treten zu mollen. Was das dritte Stadium anbelangt, jo jcheint der Herr 
Referent die Auffaffung zu haben, daß die Regierung in voller Infon- 
jequenz nun doch in den Nordbund ohne alle wejentlichen Aenderungen des— 
jelben eingetreten jei, in den Nordbund mit feiner mehrfach hervorgehobenen 
Hinneigung zum Ginheitöftaate, zum abjoluten, militärdespotijchen Einheitö- 
ſtaate. Wenn nod ein Zweifel gemwejen wäre darüber, daß der Herr Re— 
ferent in dem eben dargelegten Sinne dad Verfahren der Regierung beur- 
theile, jo haben dieſen Zweifel meined Erachtens jeine mündlichen Erörte: 
rungen am erjten Tage der Debatte vollftändig bejeitigt, denn er jagte da— 
mals, am Tage des 19. Juli habe es Niemand auf der rechten Seite des 
Haujes für möglic gehalten, dab ed mit Hilfe und Zuthun der Regierung 
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dahin käme, daß durch die Verträge die Selbſtſtändigkeit des Landes auf- 
gegeben und das Land mediatifirt werde. Meine Herren, die Kritif des 
Herm Referenten, die er bezüglich der Haltung der Regierung übt, iſt 
bitter und berbe. Aber was bedeutet denn jet eine ſolche Kritif, was be— 
bedeutet fie Ihnen gegenüber, der Aufgabe gegenüber, die Ihnen nunmehr 
gejeßt ift? Cine ſolche Kritif, wenn begründet, mag ihre Stelle in einer 
Adreßdebatte finden; dort ift fie am Platz. Jetzt handelt es ſich um der— 
gleichen Dinge für's Erfte nicht, jeßt handelt es fich darum, ob die Ver— 
träge im Intereſſe ded Landes angenommen oder verworfen werden jollen, 
jetzt handelt ed fi) um eine Enticheidung über das Wohl und Wehe des 
Landes, — ja! ich gebe es Allen zu, die ed ausgeſprochen haben, ed handelt fich 
um die Entſcheidung über die Eriftenz ded Landes. Wenn die Lage jo iſt, 
da man die Verträge annehmen muß im Intereſſe des Landes, dann, 
meine Herren, iſt es einerlei, von wem fie Ihnen geboten werden, ob von 
einer Regierung, die von der eriten Stunde ihres Handelns an ein und 
daffelbe Prinzip aufgejtellt und bis zum leßten Momente feitgehalten hat, 
oder von einer Megierung, die früher von anderen Prinzipien ausgieng und 
erit im Laufe der Zeit zu der Ueberzeugung gelangte, dab die Verträge, wie 
fie jeßt vorliegen, abzujchliegen eine eijerne Nothwendigkeit beſtehe. Die 
Perjonen, meine Herren, treten jeßt in den Hintergrund. Die Sache allein 
ift das Entſcheidende, und ed wäre in der That unverantwortlich, wenn über 
das Wohl und Wehe des Landes lediglich oder auch nur vorbherrichend aus 
Rüdfichten auf die Qualität und den Charakter von Perſonen entichieden 
würde Wenn die Sachlage jo it, wie wir Ihnen gejagt haben, wenn die 
Schlußfolgerung, die „wir aus den Zeitverhältnifjfen ziehen, unabweislich ift, 
dann werden fie nicht umbin können, die Verträge anzunehmen, — das, was 
Sie gegen und auf dem Herzen haben, für andere Zeiten vorbehaltend. Das 
ift der objektive und darum allein richtige Standpunft in der Sadıe. Mit 
einem hiſtoriſchen Rüdblid auf den Verlauf der Ereigniffe, mit einer Kritif 
der Perjonen, mit einer NReflerion darüber, was Ihnen an den Perjonen ge- 
fallen kann und was nicht, wird für die Sache jelbft gar nichts erwieſen; 
es ijt im dem Stadium, in welchem wir uns bejinden, ohne den geringiten 
Werth. Oder jollte ich in diefer Auffaffung Unrecht haben? Denken Sie fid) 
meine Herren, in die Lage, dab durch ein verneinendes Botum die Verträge 
fallen, und. dab im Laufe der Zeit fich ein joldhes Votum als ein Unglüd 
für das Land erweilt. Glauben Sie, daß einer von Ihnen der Verant— 
wortung, die er auf fich geladen hat, dadurdy ledig werden fan, daß er 
jagt: unjere Minifter hatten im Juli noch nicht die Meberzeugung gewonnen, 
die fih ihnen im Dftober und November aufgedrängt hat? Gewiß nicht! 
Ich wiederhole deshalb, meine Herren, daß mit dem gejchichtlichen Rückblick 
auf den Verlauf der Dinge für die Sache jelbit, um die es fich handelt, 
gar nichts erwieſen iſt. Aber das gebe ich Ihnen zu, dab Ihre Aufgabe 
zur rechten Meberzeugung zu gelangen, jchwieriger wird, wenn Sie einer Re— 
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gierung gegenüberiteben, die nicht vom Anfang bis zum Ende dafjelbe Wort 
geführt bat; dat die Empfindungen, mit denen Sie an die Sache gehen, in 
einem ſolchen Salle weniger günftig für die Sache find, ald wenn die Re— 
gierung von Anfang bis zum Ende mur einerlei Rede geführt hätte, umd 
deshalb bitte ich Sie, mir zu geitatten, daß auch ich etwas näher auf die 
Entwidlung der Verhältnifje eingebe. Ich kann nun nicht zugeitehen, meine 
Herren, dab es gerecht it, der Regierung einen Mechjel in den Prinzipien 
vorzuwerfen. Wann, meine Herren, wäre ein joldher Vorwurf gerechtfertigt? 
Wann fann man davon jprechen, dat Jemand jeinen politiichen Standpunft 
gegen einen andern vertaujcht hat? Doch nicht dann ſchon, wenn unter Feſt— 
haltung des leitenden Grundgedanfens mit Rückſicht auf eingetretene faktiſche 
Aenderungen in der Sachlage und Angefichtd der Unmöglichkeit in allem 
Ginzelnen das bisher als wünſchenswerth Bezeichnete zu erreichen, in Ein: 
zelnheiten ein Nachgeben erfolgt? Meine Herren, ich fünnte jogar jagen, daß 
unter Umständen in der Politif ein Wechſel des Prinzips nicht allein ent- 
ſchuldigt jondern nothwendig ift, und idy habe biefür einen Zeugen in diejer 
Verfammlung, von dem ich nur mit der größten Anerkennung bisher habe 
iprechen hören. Der Herr Abg. Dr. Edel hat Ihnen ein Beijpiel vorge- 
führt, daß es unter Umitänden ganz abjolut notwendig und unvermeidlid) 
jei, den einmal lieb gewonnenen und lange feitgehaltenen Standpunft auf: 
zugeben. Aber, meine Herren, ich jpredye nicht davon und nehme nicht das 
Recht für uns in Anjpruch in ähnlicher Weije zu jagen: die Verhältniſſe 
haben ſich jo entwickelt, daß wir und überzeugt haben, wir könnten an 
unjerem früheren Standpunkte nidyt mehr feithalten und müßten ihn darum 
aufgeben. Nein, meine Herren, halten Sie und beim Wort mit dem Prinzip, 
das wir aufgeftellt haben. Wenn Sie uns aber gerecht beurtheilen wollen, 
jo muß wenigitens nody ein vierted Stadium in Betracht gezogen werden 
und das ift die Zeit der Thronrede, die Zeit der Adreßdebatte. Wenn Sie 
auch jene Vorgänge in Betracht ziehen, jo müfjen Sie und zugeben, das 
Prinzip, weldyes die Regierung aufgeltellt hat, war fein anderes, als 
eritend das, daß auch fie eine nationale Einigung in einem Berfafjungs- 
bündniß nicht ablehnt, daß jie unter Bedingungen ein jolches Bündniß jogar 
anjtrebt, daß fie aber zweitens diejed Bündniß nur unter der VBorausjegung 
der Wahrung der Selbititändigfeit deö Landes anftreben zu dürfen glaubt. 
Daran, meine Herren, müfjen wir feitgehalten haben, wenn wir ohne Bor: 
wurf jein wollen; Einzelnheiten, bei denen ein Mehr oder Weniger möglid,, 
fönnen Sie nicht in die Wagjchale legen. Eines noch, meine Herren! Wenn wir 
von der Wahrung der Selbititändigfeit des Landes geiprochen haben, jo kann das 
offenbar nicht heißen, daß überhaupt aus den Hoheitörechten des Landes gar 
nichtd abgetreten werden dürfte, oder etwa nur jo viel als zur Heritellung 
einer Scheinerijtenz deö Bundes tauglid wäre. Ich kann deshalb mit meinem 
jehr verehrten Herrn Landmann Nuland gar nicht rechten, der jein „Wir 
können nicht“ oder (wie wir es jonjt genannt zu hören gewohnt find) jein 
„non possumus“ entgegenjeßt einem jeden Vertrag, wodurch im Min- 
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deften die Selbititändigfert Baierns angetaftet wird — jo lauten die ſteno— 
graphijchen Berichte. — Dat; die Selbititändigfeit Baierns in gar feinem Punfte 
gefährdet und angetaftet werde, das it nur aufredyt zu halten unter Negation 
jedes Bundes. Und wenn es Leute in diefem Haufe gibt, die diejen Standpunft 
tbeilen, dann, meine Herren, war e& nicht gerechtfertigt zu jagen, es gäbe Nie: 
mand in dieſem Haufe, der die Einheit Deutſchlands ausgeſchloſſen wiljen 
wollte. Niemand, meine Herren. fann in Zweifel jein, daß zur Heritellung 
einer nationalen Ginigung ſehr werthvolle Nechte abgetreten werden müljen. 
Nehmen Sie diefen Maßſtab zur Hand und ziehen Sie das vierte Stadium, 
von dem ich gejprochen habe, in Betracht, dann glaube ich wiederholt be: 
baupten zu dürfen, die Regierung babe ihren Standpunft gewahrt. Die 
Regierung bat, um von dem eriten Stadium zu jprechen, damals die natio- 
nale Einigung in Ausficht genommen. Was wir damals jagten, war der 
linfen Seite des Hauſes zu wenig, — jo wenig, daß ich glaube, es ift von jener 
Seite auferordentlidy geringes Gewicht auf die betreffende Stelle der Thron— 
rede *) gelegt worden, und hätte ich noch einen Zweifel darüber gehabt, jo hätte 
das Lächeln, welchem meine Augen von diefem Plate aus bei der Vorlage 
der Verträge und bei der entiprechenden Stelle meiner Erörterung begegneten, 
mich darüber vollitändig aufklären müſſen. Es war darum doch Feine bloße 
Redensart, was damald ausgejprocyen wurde, denn den Herren auf diejer 
Seite ded Haujed (der Nechten) war das, was wir damals gejagt haben, zu 
viel, wenn wir anderö über die Aufnahme, weldye die Ihronrede gefunden 
hatte, vecht berichtet gewejen find. Das läßt ſich nicht wegdisputiren: im der 
Thronrede ijt die nationale Einigung als etwas, was unter Bedingungen 
zugelaffen ja jogar angeitrebt werden joll, in Ausficht genommen. Wenn 
Sie unjern Ausjprud von damals redyt würdigen wollen, jo dürfen Sie aud) 
nicht vergejjen, dat Baiern damals nicht allein geitanden it, daß wie da— 
mald Baiern und jeine Regierung ſprach, auch noch die anderen Südjtaaten 
geſprochen haben, ja dat dieje vielleicht noch enticyiedener, als dies bei und 
der Fall war, die Wahrung der Selbitändigfeit betont haben. — Gehen wir 
nunmehr zum zweiten Stadium über, jo werden Sie mit mir darin einver- 
ftanden jein, daß mit der Erklärung, die Stellung Baierns jei unantajtbar, 
nicht gemeint gewejen jein kann, daß das Anjtreben oder das Eingehen auf 
die nationale Einigung ausgeſchloſſen werden jolle. Mit der Grflärung 
ferner, dab man eine Interpretation der Allianzverträge anftreben werde, 
fann nidyt gemeint ſein, daß man unter allen Umitänden an den Allianz 
verträgen feithalten und nichts Anderes an ihre Stelle jeßen werde. Mit 
der Erklärung, daß man die Garantie des Zollvereins für alle Zeiten an: 
itreben wird, kann nicht gemeint jein, daß man dies nur mit einem lediglich) 
den Zollverein ınd Auge fafjenden Staatövertrag zu erreichen ſuchen werde. 
Es kann damit nicht die nationale Einigung abgelehnt gewejen jein. Jene 
Erklärung kann vielmehr nur veritanden werden: vorbehaltlid) des principiellen 
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Standpunfted der Regierung in Bezug auf die Anbahnung einer nationalen 
Einigung. Sie fann nur den Sinn haben, daß, wenn fi) die Verhältnifie 
nidyt Ändern und man nicht zu einem nationalen Bündniſſe gelangt, jene 
Maßregeln ind Werk geſetzt werden jollen, dat der Zollverein, auch wenn 
an jeine Stelle eine verfajjungsmägige wirtbichaftliche Gemeinichaftlidy- 
feit zwijchen dem Süden und Norden tritt, doch als etwas Beſonderes er: 
halten werden jolle, daß die Allianz aufrecht erhalten werden jolle, obwohl 
wir dann die Glieder eined und deöjelben Bundes find. Das, meine Herren, 
kann Niemand jagen wollen, und das kann meines Grachtend auch der Herr 
Referent in der Erflärung nicht finden wollen (menn ich ihn recht ver- 
itanden habe, hat er es auch nicht darin gefunden) — er, der fich jelbit im 
September zur Unterzeichnung der Erklärung veranlaßt fand, daß die An— 
jtrebung einer nationalen Ginigung wünſchenswerth jei, zumal derjelbe im 
Weſentlichen nody den Standpunlt, den die Regierung im September bei 
den Verhandlungen mit dem Miniſter Delbrüd eingehalten bat, ale einen 
forreften betrachtet. Ich behaupte aljo, wie ich glaube mit Nedyt: im den 
beiden eriten Stadien liegt eine Schwenkung der Regierung nicht. — Wenn 
wir zum dritten Stadium übergehen, jo fann ich mich auf den Herrn Re— 
ferenten jelbit, wie ich bereits angedeutet, berufen, wenn ich jage, daß auch 
da die Negierung ihrem Standpunfte nody immer treu geblieben ift. Der 
Herr Referent gebraucht nämlidy da, wo er von der Haltung der Regie: 
rung zur Zeit der Septemberverhandlungen jpricht, einen ähnlichen Ausdrud, 
— er der, wie wir aus jeinem Referate willen, in der Eingehung eines jeden 
Bundes mit einer einzigen Großmacht ein jehr erheblidyed Bedenken findet. 
Der Herr Referent hat bei Vorlage der Verträge umd zur Zeit, ald er 
jeinen jchriftlichen Vortrag ausgearbeitet hat, noch manche Aufflärung darüber 
vermißt, mweldye Haltung die Regierung im September gegenüber dem Minifter 
Delbrüd eingenommen hat. Nun, meine Herren, dem Herrn Referenten 
it im Ausichuffe die Aufzeichnung über die Berhandlungen vom September 
mitgetheilt worden und ich thue gewiß; nichts Unrechtes, wenn ich Ihnen aus 
dem Ausſchuſſe mistheile, daß der Herr Neferent uns dort das Zeugniß 
gegeben bat, die Regierung habe ihren Standpunkt auf das Aeußerſte zu 
wahren gejucht. Alſo auch da iſt eine Schwenkung nicht vorgefommen. Der 
Herr Referent hebt nody hervor, die Regierung jei ihrer eigenen Erflärung 
gemäß im September von der VBorausjeßung ausgegangen, daß der berechtigte 
PBartikularismus im Nordbunde nody nicht gewahrt jei und dab die Er- 
reichung diejed Zieles durch weſentliche Aenderungen an der Nordbundäver: 
fafjung anzuftreben jein werde. — Mit dem Satze nun, den der Herr Refe— 
rent diefer Bemerkung binzufügt, beginnt die Differenz zwijchen ihm und 
und. Gr jagt: „was ſonach eingeftandenermaßen in den jet vorliegenden 
Verträgen nicht geichehen it.“ Der Herr Referent behauptet aljo, es jei 
durch meine Grörterungen bei Vorlage der Verträge von der Regierung jelbit 
eingeftanden worden, dab mwejentlidye Aenderungen an der Norbbundöver: 
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faſſung nicht erzielt worden ſeien. Meine Herren, etwas Aehnliches haben 
wir niemals zugeſtanden. Ich habe wohl geſagt, wir hätten vorausgeſetzt, 
daß Aenderungen an der Bundesverfaſſung erzielt werden könnten, aber — wir 
haben auch an dieſer Vorausſetzung feſtgehalten und wir glauben ſie in ſehr 
weitgehendem Maße erreicht zu haben wenn auch allerdings nicht in dem 
Maße, welches wir zu Ende September für wünſchenswerth gehalten haben. 
Wenn wir aber in der That in den Verhandlungen vom Oktober und No— 
vember weiter gegangen ſind, als die Beſprechungen im September vermuthen 
ließen, ſo glaube ich auch jetzt noch behaupten zu dürfen, daß hier immer 
noch kein Wechſel des prinzipiellen Standpunktes in Mitte liegt. Das iſt 
doch nicht zu läugnen, daß bei der Ueberführung eines Prinzipes ins Leben 
in Bezug auf die Einzelnheiten ein Mehr und Minder möglich iſt. Das 
Mehr und Minder fann man von verjcyiedenen Ausgangspunften ab beitim- 
men. So iſt ed, wenn wir einerjeitd das Wünſchenswerthe einer nationalen 
Einigung ind Auge faſſen andererjeitdö als ein imdispenjables Prinzip die 
Wahrung der Selbftändigfeit betrachten, — doch jehr wohl möglich, dab man 
bei dem Ausmaß der Zugeitändniffe an's Prinzip der Nationalität von dem 
Minimum des Bedürfniffes ausgeht und beim Prinzipe der Wahrung der 
Selbitjtändigfeit dad Marimum wählt. Man kann davon ausgehen, daß 
man um ein Verfaſſungsbedürfniß zu jchließen, eben nur dasjenige zugeiteht, 
was ganz unerläßlich ift, um mit Ernſt von einer nationalen Cinigung 
Iprechen zu fünnen; man fann andererjeits bei Wahrung der Selbititändigfeit 
auch Dinge zurüdbehalten, welche recht gut dem Gemeinmwejen abgetreten 
werden fünnten, ohne daß man darum von Gefährdung der Selbftändigfeit 
der Einzelnitaaten zu jprechen berechtigt wäre. Es gebietet jogar die Klug: 
heit in ähnlicher Weije jich zu verhalten. Denn die Unterhandlungen brin— 
gen ihrer Natur nad) ein gegenjeitiged Ab- und Zugeben mit ſich. Das 
was ich hier ald den möglichen Standpunft bezeichnet habe, war der wirfliche 
Standpunkt, den wir einnahmen. Wir haben demzufolge im September noch 
eine Reihe von Dingen vorzubehalten geſucht aber damit nicht zugeitanden 
oder behauptet, dah wir nur diefe Dinge und gar feine anderen zugeftehen 
fönnen. Und damit fällt der wejentlickite Theil der Schlußfolgerung, die 
der Herr Referent in jeinem Referate aufgeftellt hat, meines Grachtens 
in fich zufammen. Ich glaube auch nicht gejagt zu haben, da wir im 
September davon ausgegangen jeien, es fönnte nur das, was wir damals 
abzutreten und bereit erflärt hatten, zugejtanden werden, jondern daß id) mich 
umgefehrt dahin ausgejprochen habe, es könnte unjerer Meinung nad) eine 
Mehrzahl von Rechten der einzelnen Souveränität belafien werden. Geſtatten 
Sie mir den Standpunft, den wir hierbei eingenommen haben, an einem 
Beiſpiel des Näheren zu beleuchten. Ich wähle das Beijpiel, das mir am 
allernaͤchſten liegt, das Zugeftändnii bezüglicdy der Iuftizgejeßgebung. Meine 
Herren! Ich wußte, im Jahre 1866 in den befannten Propofitionen vom 
16. Juni, von denen auch der Herr Referent gejprochen hat, hat die preu= 
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Bilche Regierung in Bezug auf die Juſtizgeſetzgebung nicht ſoviel zur Her— 
jtellung einer nationalen Einigung für nothwendig erachtet, als jeßt in der 
Bundesverfaffung dem Gemeinwejen abgetreten wird. Damals begnügte man 
fich, abgejehen vom Handels: und Wechjelredyt wenn ich midy recht erinnere, 
mit dem Givilprozeh, und ich war berechtigt, aus dieſem Minderverlangen 
zu jchließen, wie auch der Herr Referent argumentirt bat, dab zur Her: 
jtellung einer nationalen Ginigung auch jeßt noch weitere Zugeſtändniſſe in 
Bezug auf die Quftisgefeßgebung nicht abjolut erforderlich find. Meine 
Herren! Was ich bereits einmal angeführt habe, ich konnte auch noch für 
mich das Betjpiel der großen Unionen in Amerifa und in der Schweiz an- 
ziehen. Auch dort iſt man in Bezug auf die Unififation der Juſtizgeſetz— 
gebung nicht joweit gegangen als im Norddeutjchen Bunde. Aber das war 
auch Alles, was ich für mich bei meiner ablehnenden Haltung geltend zu 
machen vermochte. Ich weiß und wußte damals, dab alle anderen Erwä— 
gungen gegen den Vorbehalt, den ich damals zu machen vorichlug, ſprachen. 
Sch will nicht des Näheren ausführen, wie es ſich mit unſerem deutſchen 
Rechte jeit langen Jahrhunderten verhielt. Ich bitte Sie, erinnern Sie fid) 
zurücd an die beredten Worte, die Herr Dr. Edel über diejen Punft ge 
iprochen. Ich will nidyt davon jprechen, daß die jungen Juriften auf den 
Univerfitäten, wenn fie fich für die Rechtswiſſenſchaft begeiitern, dieje Be— 
geifterung nicht etwa aus der Daritellung von Partifularredyten jondern aus 
dem gemeinen Rechte jchöpfen. Aber auf einen Standpunft, der ſich außer: 
ordentlich nüchtern und praktiſch repräjentirt, darf ich hinweiſen. Seitdem 
das gemeine Necht als joldyes zu gelten aufgehört hat, iſt über die Juſtiz 
viel Spott und Hohn ergoffen worden, und vielen Berdruß bat und die 
Zerrifjenheit unjered Rechtes gebracht. Ich erinnere nur an die Klagen, die 
aus den Reihen der Kaufleute in diefer Richtung von jeher ertönt find, auf 
die Klagen, welche hervorgerufen wurden darüber, daß wenn in dem einen 
Zande ein Mechtäftreit durchgeführt wird, in dem andern eine Vollſtreckung 
des Erkenntniſſes nicht zu erlangen jei. Meine Herren! Das Bedürfniß der 
Rechtseinbeit bat fich jo lebendig und wirkſam geltend gemacht, daß zu einer 
Zeit, in weldyer fi) die Regierungen in der jorgjamiten Eiferjucht auf ihre 
Rechte zu einem politiichen Zugeſtändniſſe an die Nationalität in feiner 
Weiſe berbeilaffen zu fünnen glaubten, — daß die Negierungen, jage ich, die 
Anbahnung der Rechtseinheit in die Hand zu nehmen ſich nicht mehr ent: 
ichlagen Fonnten. Die Regierungen, die im Deutjchen Bunde geeinigt waren, 
haben noch vor dem Jahre 1848 auf dem Gebiete des Handelörechteö die 
Einigung angebahnt, — das Wechjelredyt iſt abgejchloffen im Jahre 1847 
— die Regierungen haben jpäter ein gemeinjames Handelsrecht mit großen 
Anitrengungen bervorgerufen, haben nach Abſchluß des Handelörechtes Com— 
milfionen zur Berathung eines Givilrechtes nady Dresden und eines Givil- 
prozeljed nach Hannover berufen. Meine Herren! Das haben die Negierun- 
gen gethan, wie ich einflechten will, um dem Herm Dr. Anton Schmid 
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zu begegnen, ohne die Beſorgniß, daß damit ihrer Juſtizhoheit irgendwie zu 
nahe getreten werde. Won der Juſtizhoheit wird auch jetzt, wie ich per Pa— 
renthefin einjchalte, dem Bunde Nichts abgetreten ald etwa das unbedeutende 
und für und gänzlich unpraftiiche Recht der Beichwerde wegen Nechtöver: 
weigerung. Ich kann nun dem Herrn Referenten jagen, dab ich den 
Werth ded Zugeitändnifjes bezüglich der Juſtizgeſetzgebung lebhaft fühle und 
empfinde, ja dab ed Augenblicde gegeben hat, in welchen mic) die Nothwen— 
digfeit diefed Zugeſtändniſſes mit Schmerz erfüllte, und Sie werden begreifen, 
was ich damit jage, wenn ich an den Givilprozei zurüderinnere. Aber nichts 
weniger ald Zuverficht war es, was mich bei dem Verſuche erfüllt hat, den 
Art. 4 in Bezug auf die Juftizgefeßgebung zu modifictren. Ich konnte mir 
auch nicht vorenthalten, daß es eine Rückſicht auf Sie ift, welche mir gebietet, 
mit dem Zugeftändniffe nicht allzu zähe zu jein. Denn darüber war ich mir 
im Klaren, daß wir und der Gemeinjchaftlichkeit der Gefeßgebung auch ohne 
den Bund wicht für immer und nicht auf allen Gebieten würden entziehen 
fünmen. Schon jet waren wir in der Lage, eine Anzahl von Gejegen von 
dem Bunde zu übernehmen, und wer weiß, wie lange ed möglich gewejen 
wäre, jelbit größere Gejeßbücher von unjeren Grenzen zurüdzubalten. Sebt, 
wenn die Juſtizgeſetzgebung im Reichstage berathen wird, berathen auch Sie 
mit. Ic habe gejagt: auf die Einzelnheiten fünnen Sie ſich nicht bewerfen, 
wenn Sie den Standpunkt prüfen wollen, den wir feitgehalten haben; aber 
dad muß ich zugeben, wern die Cinzelnheiten, in Bezug auf welche ein Zu— 
geſtändniß gemacht worden ift, ſolche Punkte betreffen, welche mit dem Prin- 
jipe im innigſten Zuſammenhange jtehen, und wenn jchließlich feine jolchen 
Sinzelnheiten ausbedungen worden wären, deren es bedurfte, um den Vor— 
wurf eines allzu großen Drängens der Verfaſſung zum Unitariömus zu be- 
jeitigen, — dann wäre ed gerechtfertigt, von einem MWechjel unjered prinzipiellen 
Standpunfted zu jprechen und dann wäre es erflärlich, wenn Sie nad) den 
Motiven fragten, die uns geleitet haben. Aber auch in dieſer Richtung, 
meine Herren, ift ein Vorwurf in der That nicht begründet. Wie vermag 
man denn, — wollen wir und das einen Augenblid vergegenwärtigen, — 
dem unitariichen Drängen, das ſich in ciner Verfaſſung ausjpricht, zu bes 
gegnen? Ic; denke, die Antwort liegt nahe. Die Abhilfe muß auf dem 
Punkte getroffen werden, wo fich dad Drängen nach Unitarismus geltend 
macht. Hier fommen mejentlic zwei Punkte in Betracht; erftend, wenn zu 
viel Gegenstände in dad Bereich der Bundeöcompetenz gezogen find, und 
meitend, wenn das, was mit Necht und umbeitritten in das Bereich der 
Bundescompetenz fällt, dort zu wenig mit Betheiligung der Verbündeten 
und zu viel nad) den Intentionen der Spite erereirt wird. Was mın den 
eriten Punkt betrifft, jo wäre nichts natürlicher und nichts wünſchenswerther 
gewejen als daß wenn und joweit man von einer zu weit gehenden Gom- 
petenz des Bundes jprechen kann, die Gompetenz des Bundes für das ganze 
Bundesgebiet und für alle betheiligten Staaten reduzirt worden wäre. Das, 
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meine Herren, hätte die wünſchenswerthe Ginigung herbeigeführt und das 
Mißliche einer verſchiedenartig geftalteten Gompetenz ferne gehalten. Das 
aber war nicht zu erreichen. Mir jcheint jedoch, daß dem Bedürfniſſe nad) 
Verengerung einer zu weit gehenden Gompetenz auch dann genügt wird, wenn 
nur für die einzelnen hieran interejfirten Staaten diefe Neduftion erfolgt, 
freilich unter einer Vorausſetzung, dab nämlich dieje Ginzelnitaaten das ent: 
Iprechende Gebiet in angemeſſener Weije zu kultiviren ftarf und Fräftig genug 
find, mas zweifellos bezüglich Baierns der Fall ift, wie nach den Grörterun- 
gen, die Sie gehört haben, faum mehr bezweifelt werden fann. Nun er 
wägen Sie, meine Herren, was man Ihnen in Bezug auf die Behauptung, 
dab die Norddeutjche Bundesverfalfung einem allzu großen Unitartsmus 
buldige, hervorgehoben hat. Wenn ich recht unterrichtet bin, ift die Gom- 
petenzfrage jehr vielfach hiebei ventilirt worden. Man hat ed ald etwas jehr 
Schmerzliches betrachtet, daß die Bundeöverfaffung jo viele Anhaltäpunfte 
bietet, um in die Verwaltung der Eijenbahnen der Einzelnftaaten einzugreifen, 
dag man den Einzelnſtaaten über das Tarifweſen, über die Anordnung der 
Züge von Bundeswegen Vorjchriften machen fann. Es hat außerordentlichen 
Eindruck gemacht, daß die Verwaltung des Telegraphenweſens an die Ge 
fammtheit hat abgetreten werden müſſen, dab es bezüglich der Verwaltung 
ded Poſtweſens in ähnlicher Weije gehalten wurde, und id; erinnere mich 
jehr wohl, wie es als etwas ſehr Schmerzliches bezeichnet wurde, daß die 
Fürften der Cinzelnftaaten fi) die Beamten für das Telegraphen- und Poſt— 
weien in den einflußreichen Stellen von einem anderen Souverän müffen 
ernenmen laſſen. Man bat eö als jehr empfindlich angejehen, daß die Er: 
nenmung der Gommandeure und Offiziere in jo weit gehenden Maße der 
Zuftändigfeit des Yandesherrn entzogen worden ift; man hat es ald etwas 
Bedenkliches angejehen, dab die Landtage der Cinzelnitaaten über das Mili— 
tärbudget überhaupt nicht mehr mitzujprechen haben; es ift, wenn auch viel- 
leicht nicht in diefem Haufe, als etwas jehr Empfindliches betrachtet worden, 
dab das Gejandtichaftörecht in jo weit gehendem Mae reitringirt worden 
it; man bat es als etwas jehr Bedenfliches und Weitgehendes betrachtet, 
dab beim Beftenerungswejen der Einzelnſtaaten tiefe Eingriffe durch die 
Bundesverfaffung gemacht worden find; man hat es als etwas jehr Empfind⸗ 
liched betrachtet, daß das Heimatswejen und ähnliche Dinge audy nicht mehr 
nach dem Bedürfniffe der Finzelnftaaten jondern nach den Intentionen der 
Geſammtheit geregelt werden jollen. Sehen Sie, meine Herren, in diejem 
ganzen langen Regiiter ift die Competenz ded Bundes für Baiern bejeitigt, 
und die Sonderftellung, die Baiern in allen diejen Richtungen einnimmt, 
ift durch ein Veto gewahrt, deſſen Wirfjamfeit nur nach unjerem eigenen 
Willen binmwegfallen kann. Für uns liegt die Sache demnach jo, ald wäre 
der Art. 4 in allen diejen Punkten geändert worden. Was zweitens die 
Frage betrifft, ob das füderative Element in entiprechender Meije gewahrt 
worden jei, jo geftehe ich Ihnen ſehr gerne zu, unjere Wünjche find in der 
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Richtung weiter gegangen, als jetzt die Verträge lauten. Aber wenn wir 
auch nicht Alles erreicht haben, was wir wünſchten, ſo darf ich doch wohl 
ſagen, es ſind auch hier weſentliche Aenderungen herbeigeführt worden. Ich 
erinnere Sie an die weſentliche Aenderung des Stimmenverhältniſſes, dem 
ſich Preußen gefügt hat, an die anderweitige Regelung der Competenz des 
Bundesrathes, an die Beſchränkungen, die bezüglich des Rechtes Krieg zu 
erllären durch Betheiligung des Bundesrathes eingetreten ſind, an den Aus— 
ſchuß für die auswärtigen Angelegenheiten, mit welchem uns mindeſtens die 
Möglichkeit geboten wird, anzuregen und zu dämpfen, an die Beſtimmung 
über die Bundeserekution, und vor Allem an die Beſtimmung über die Ver: 
fafjungsänderungen, in weldyer einer verhältnißmäßig Heinen Zahl von Stim: 
men ein Veto zugeftanden worden it. Diefer leßte Punkt iſt meines Er: 
achtens der erheblichite unter allen. Der Herr Referent jcheint zwar aud) 
dieſem Punkte ein beionderes Gewicht nicht beizulegen, indem er ſich auf 
meine Aeußerung bezieht, daß „erit der erite Zorn verraucht jein müſſe“. 
Nun, meine Herren, id) glaube der Zum wird jehr bald verraucht fein, denn 
es werden wohl auch die anderen Staaten feine Ihoren jein und im ihrem 
eigenen Fleiſche wüthen; ihr eigenes Intereife wird fie nöthigen, mit und 
Hand in Hand zu gehen. Nad dem, was aud) in diefer Nichtung erreicht 
it, darf man meiner Ueberzeugung nad) nicht mehr jagen, daß die Bundes- 
verfaffung die Selbititändigfeit des Landes gefährde, — vor Allem dann nicht, 
wenn man dad Gewicht Baierns jo hoch anfchlägt, wie dies in dieſer Ver— 
ſammlung gefchehen ift; denn dieſes Gewicht wird fich auch in Beziehung 
auf die Wirkſamkeit deö füderativen Prinziped ganz gewaltig geltend machen, 
und diejed Gewicht wird unterſtützt jein durch den Partifularismus, den es 
auch anderswo gibt, und von dem meines Grachtens der Herr Abgeordnete 
Neumair mit Recht gejprochen hat wenn auch in anderem Sinne. Der 
Herr Abgeordnete Greil hat auf die Bedeutung Baierns Fein jo großes 
Gewicht legen zu müſſen geglaubt, wie ich es thue; er meint, die 24 Pa- 
trioten aus Baiern, die etwa im Neichätag fiten würden, und die 3 oder 
4 aus Württemberg, die 3 aus Baden und Hefjen würden nicht viel Einfluß 
zu üben vermögen. Meine Herren! Es find vielfach Aeuferungen Bismarcks 
citirt worden, ich vermöchte auch eine zu citiren, wonach er das Gewicht der 
baierijchen Patrioten im Reichötage viel höher anjchlägt als Sie. Meine 
Herren! Im Norddeutichen Reichstage und im Verkehre mit den Miniftern 
aus anderen Staaten ift uns vorgeworjen worden, daß wir für Baiern viel zu 
viel in Anſpruch genommen, daß wir dem Partikularismus viel zu weitgehende 
Goncejfionen errungen hätten. Sie kennen die Angriffe, welche gegen uns 
erhoben worden find; auch von der linfen Seite des Hauſes find ähnliche 
Bedenken laut geworden, und fagen Sie nicht, daß das mur vorgeblendet jei. 
Nein, meine Herren! Der Herr Referent hat zu wiederholten Malen be- 
tont, daß er jelbit glaube, es jet den Nationalliberalen auch in diefem Haufe 
mit der Beanftandung der Verträge bitter Ernft. Und doch jagt man hier, 
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wir hätten zu wenig fir das füderative Prinzip und für die Selbitändigfeit 
Baierns erreicht! Ich glaube, die Wahrheit liegt in der Mitte: die Anfech— 
tung der Verträge von beiden Seiten ift für mich ein triftiger Berubigungs- 
grund, ift fiir mid) ein Grund mehr für die Anficht, daß das, was der Herr 
Neferent von einer Mediatifirung Baierns geſprochen hat, lediglich ein 
Ausflug einer höchſt peſſimiſtiſchen Auffaffung it. Geſetzt aber, meine 
Herren, wir hätten uns bei der Frage, ob und wie viel an die Gefammtheit 
abgetreten werden müſſe und durch welche Beitimmungen wir und bezüglid) 
der Selbititändigfeit für beruhigt halten dürfen, von der nationalen Idee 
ungebührlidy weit beitimmen laffen: dann, meine Herren, glaube ich, ift uns 
das begegnet, wovon Niemand in diefem Haufe und außerhalb deijelben voll- 
ſtändig frei geblieben tft. Selbit der Herr Neferent bat ſich davon nicht 
freigehalten; nicht jowohl der Inhalt ded Programmes, das im September 
von ihm unterzeichnet wurde, und das den immerhin werthuollen Saß ent- 
hält, „es jei eine nationale Einigung wünſchenswerth“, ald vielmehr die That- 
jache an ſich, dab man fich zur Beſprechung der Frage verfammelt hat, die 
Ihatjache jchon, daß man ein joldyes Programm aufitellen zu müffen glaubte, 
ift meines Erachtens ein überzeugender Beleg dafiir, daß jelbit diefe Herren 
von dem nationalen Gedanfen nicht unbeherricht geblieben find. Dieje That: 
jacdye gewinnt an Bedeutung, wenn ich auf die Meußerung ded Herrn Re— 
ferenten binweife, in weldyer er von der Gefährlichkeit eined Bundes der 
fleinen Staaten mit einer einzigen größeren Macht ſpricht. Was und geichah 
in einem joldyen Falle, das ift, glaube ich, dem Waterlande zum Heile ge 
ichehen, es iſt dadurch der rechte Augenblid zur Vornahme deſſen wahrge- 
nommen worden, was und die nationale Bewegung im Verlaufe der Dinge 
wahrjcheinlich, ja gewiß unter viel ungünftigeren Bedingungen zu thun in 
Bälde gezwungen haben würde. Würden wir und nicht in dem Maße von 
dem nationalen Gedanken haben leiten laffen, — die baieriſche Gefchichte würde 
bald von einer verfäumten Gelegenheit mehr Akt genommen haben. Wir 
waren im echte, wenn wir das bis dahin vielleicht gerechtfertigte Verfahren 
der Großdeutſchen nicht ferner fortgejet haben. Auch die Großdeutichen haben 
eine deutiche Einigung gewollt, aber nicht ohne Deiterreih. Die Ereigniſſe 
haben das unmöglich gemacht. Jetzt wollen wir nicht wieder jagen: wir 
wollen eine deutſche Cinigung, aber nicht jo, wie fie uns jet geboten wird. 
Denn bald wird fie und nicht mehr unter diefen Bedingungen geboten werden. 
Mir find, meine Herren, — wir, die wir von dem nationalen Gedanken beein- 
flußt waren, von dem betroffen worden, wovon jelbit Diejenigen nicht frei 
geblieben find, welche gegen die Verträge ftimmen zu müffen glauben. Denn, 
meine Herren, es tft eine auffallende Thatſache, daß Niemand es über's Her; 
bringt zu jagen, er wolle die deutiche Finigung nicht. Geſetzt aber, ed märe 
immer noch etwas unerflärlich in unjerer Haltung —: Iſt e8 wirflich jo Schwer, 
das ridytige Motiv zu finden? Sch jollte meinen, Alles in Allem betrachtet 
können Sie höchſtens jagen, daß die Regierung noch im September die wahre 
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Sachlage nicht durchſchaut bat, daß fie noch im September der Meinung 
war, die auch ihr als wünjchenswerth fid, daritellende Einigung ſei noch 
unter anderen Bedingungen zu erreichen, während fie nad) wenigen Wochen 
zur Ucherzeugung gebracht wurde, dab das nicht der Fall jei. Wenn dem 
nun jo iſt, was folgt daraus? Doch nichts anderes, als daß wir uns höchitene 
zu lange über das, was möglidy it, geirrt haben! Es folgt aber nicht, daß 
wir von nun an berechtigt gewejen wären anders zu handeln, als die Zeit: 
verhältnifje und zur Pflicdyt machen. Wenn wir zu der Leberzeugung gelangt 
find, daß die deutſche Einigung unter feinen anderen Bedingungen als unter 
den jet vorliegenden zu erreichen jei, und — daß Die deutjche Einigung und 
unentbehrlich jei: mußten wir auch die Verträge abjchliegen. Dagegen hätten 
wir und jo wenig wie Sie mit der Ausflucht retten fönnen, dab wir bis 
vor Kurzem der Meinung waren, die Sache jei auf einem andern Wege zu 
machen. Meine Herren, nicht anders ald mit dem hiſtoriſchen Rückblick des 
Herm Referenten verhält es ſich mit den Gitaten aus meinem VBortrage 
bei Gelegenheit der Uebergabe der Verträge. Die Lage ift meines Erachtens 
viel zu ernit als daß eö gerechtfertigt wäre, Folgerungen daran zu knüpfen. 
Denn ich wirklich in dem einen oder andern Falle ungeeigneter Ausdrücke, 
ungeeigneter Behauptungen mid) jchuldig gemacht haben würde, aud) dann 
würden Sie, falld durdy ein ablehnendes Botum Unglüd über das Baterland 
kommt, ſich damit nicht zu rechtfertigen vermögen, daß Sie behaupten: „der 
Minifter hat bei Vorlage der Verträge fid) nicht in den rechten Schranfen 
gehalten.“ Ich komme da zuerjt auf das von verichiedenen Seiten accufirte: 
„Sie müfjen die Verträge annehmen.” Meine Herren, ich habe das nicht 
gejagt. Ich habe nicht gejagt, daß Sie die Berträge annehmen müjjen, 
jondern ich habe gejagt, dab Sie meiner Anficht nady zu der Ueberzeu— 
gung fommen werden, dat Sie die Verträge annehmen müſſen, umd 
das darf man auch in einem Parlamente jagen. Wenn mir Jemand gejagt 
hätte, daß mein Schluß zu irgend einer Beanftandung führt, dann, meine 
Herren, wäre ich wahrhaftig nicht auf den Gedanken gefommen, daß die 
Beanftandung von dorther fommt, von woher fie gefommen it. Wenn man 
gejagt hätte, ich hätte jo viele Klaujeln beigefügt, da dem Haufe dadurch 
gewiſſermaßen der Stempel aufgedrüdt worden wäre, als fünnte e8 Geſpro— 
chenes nicht richtig veritehen, jo wäre mir died begreiflicher gewejen. Denn 
dreimal, in drei Sätzen habe ich erflärt, daß ich der Freiheit des Entſchluſſes 
mit dem gebrauchten Ausdrud nicht zu nahe treten will. Dieſe Säte, die 
im ftenographiichen Berichte zu lejen find, find nicht etwa Korrekturen, o 
nein! das Manujffript, wie ed von dem Stenographen ausgegangen iſt, Iteht 
zur Verfügung; nicht Ein Wort habe idy daran geändert. Man hat hervor- 
gehoben, ich hätte jelbit zugeitanden, daß wir die Selbititändigfeit Yes Landes 
aufgegeben hätten; man hat audy) den Ruf accufirt: „wo iſt meine Selbit- 
itändigfeit, wo ift die des Miniſters des Aeußern, wo die des Kriege: 
miniſters?“ Nun, meine Herren, ich könnte faſt jagen: es ift richtig, die 
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Celbititändigfeit diefer Minifter ift dahin; ich würde damit nichts anderes 
zugeben, als daß wir, was wir thun mußten, in wejentlichen Punkten Zus 
geitändniffe an das Gemeinwejen gemacht haben, und dab dieſe Zugeſtänd— 
niſſe gerade die drei Miniſter treffen, welche die Verträge abgeichloffen haben. 
Denn die andern Minifter treffen dieje Zugeſtändniſſe jo gut wie gar nicht. 
Heute rufe ich Ihnen zu: Wo ift die Beichränfung der Selbitändigfeit des 
Miniiters des Innern, wo ilt die Beichränfung der Selbititändigfeit des 

tinifterö der Finanzen, wo die des Handelöminiiters, wo die des Kultus: 
minifterö? Aber, meine Herren, ich denke, auch außerdem vermag ich ben 
Ruf: „wo it meine Selbititändigfeit” ? zu rechtfertigen. Ic habe es im 
Ausſchuß getban, und um fein Mißverſtandniß aufkommen zu laſſen, bitte 
ich Sie, geftatten Sie mir, das dort Geſagte zu wiederholen. Man bat 
und — nicht hier fondern anderwärtd — den Vorwurf Eleinlicher Motive gemacht, 
als wir für Baiern verſchiedene Sonderbeftimmungen und ausbedungen haben. 
Man bat gejagt, es ſei nicht die Nüdficht für das Vaterland, nicht eine 
große ſtaatsmänniſche Erwägung, fondern die fleinliche Rückſicht auf unjere 
bureaukratiſche Selbititändigfeit gewejen, die und dabei geleitet habe. Dem 
glaubte ic) begegnen zu müffen. Es find nicht ſolche Motive geweien, welche 
und zu der Stipulation von verjchiedenen Ausnahmsbeſtimmungen veranlapt 
haben, und es war gewiß berechtigt, darauf hinzuweiſen, daß, wenn ſolche 
Motive auf Seite der verhandelnden Minifter vorgelegen hätten, dann 
die vorbehaltene Selbititändigfeit jedenfalls ihre Reſſorts hätte treffen 
müffen, und nicht die der anderen Miniſter. Es bat fi demnach nur 
um Abwehr des Vorwurfs eines Verlangens nach bureaufratiicher Selbit- 
ftändigfeit gehandelt. Die Wendung, weldye der Herr Abgeordnete Greil 
der Sache in der öffentlichen Sigung gegeben hat, hat mich faſt verblüfft. 
Ich geftehe, ich babe bis zu jemer Stunde unter bureaufratijcher Tendenz 
andere Dinge verftanden als die, daß der Chef eines Bureaus jeine Schreiber 
fommandiren darf. Mit diefer meiner Aeußerung hat es Feine andere 
Bewandtni ale mit der von einer andern Seite citirten Neuerung des 
Grafen Bismard, dab der König von Preußen in Süddeutjchland ein 
größeres Necht als je ein Kaiſer in Deutichland ausübe. Man hat gejagt: 
Es hat ſchon einmal einen Kaiſer gegeben, weldyer einen baieriſchen Herzog 
abgejet hat; Bismard jagt, der König von Preußen bat jet eine 
größere Herrichaft in Süddeutjchland als je ein Kaiſer; folglich hat er auch 
gejagt und jagen wollen, der König von Preußen fünne den König von 
Baiern abjeen. Meine Herren, genau joviel ald Graf Bismard daran 
gedacht hat jo etwas zu behaupten, genau jo viel als er ſich wirklich träumte, 
es könnte von Preußen aus der König von Baiern abgejeßt werden, genau 
joviel ift an dem Angriff gegen mich, daß ich jelbit zugeitanden hätte, die 
Selbitftändigfeit des Landes jei dahin. Ich habe in der andern Kammer 
von dem Conſulatsweſen gejprochen, der Herr Abgeordnete Greil hat meine 
Aeußerung von dort reproduzirt. Meine Herren, wenn das, was ich dort 
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gelagt habe, wirklich jo veritanden werden fünnte, wie e8 mir jcheint daß es 
der Herr Abgeordnete Greil veritanden hat, dann wäre ich im Herzen tief 
betrübt, denn dann müßte ich mich anflagen eines jchnöden Undankes gegen 
die Conſuln, die dem Lande Baiern die wejentlichiten Dienſte geleiftet haben, 
ih müßte mich anflagen eines jchnöden Undankes gegen diejenigen Gonjuln, 
die noch in der leßten Krifis und während des Krieges dem Vaterlande die 
ausgiebigſte Hülfe geleiftet. Meine Herren, ich habe aber etwas Aehnliches 
weder gejagt, noch jagen mollen. Ich weile Sie darauf bin, daß ich nur 
von einem Conſul in einem überjeeiichen Hafen geiprochen habe jomit alle 
anderen Gonjuln gar nicht gemeint haben fan, dat ich jomit gar nicht habe 
ausiprechen fönnen, es hätten auch die Conſuln an anderen Orten als an 
überjeeiichen Häfen dem Waterlande nichts geleitet. Ic babe aud 
nicht gejagt, dat fein Gonjul in einem überjeeiichen Hafen wejentliche Dinge 
geleiftet hätte. Im was ed mir zu thun war, das iſt eine Gegenüberitellung 
der äußeriten Gegenjäße, die in Beziehung auf das Conſulatsweſen denkbar find 
und vorkommen, (denn das was ich in der erjten Kammer gejagt habe, iſt vorge 
fommen, wenn man auch deshalb gar feine Berechtigung hat dem Gonfulatwejen 
überhaupt einen Vorwurf zu machen). Damit erledigt fich aber meines Erach— 
tens aud) vollitändig der Ausruf, wozu es noch eines Poſtulates von 10,000 fi. 
für das Gonjulatswejen bedurft habe. Ja, meine Herren, wenn wir nicht 
in den Bund treten würden, jo würden wir diejes Poitulates allerdings und 
dringend bedürfen, weil wir unjern Staatsangehörigen wenigitens die Hülfe 
fihern müßten, die das Gonjulatswejen bisher in Baiern geleiftet hat, wenn 
wir auch nicht im Stande wären, jene mächtigere Hülfe zu leiften, welche 
die Conſuln mit der Kanonenjpradye zu leijten im Stande jind. — Meine 
biftorifche Bemerkung bei der Vorlage der Verträge wurde in Betracht ge- 
zogen. Der Herr Geſchichtsprofeſſor Greil hat es nicht unterlaſſen können 
mir einen Bock anzuitreichen. Ic, gönne ihm diejes Vergnügen von Herzen, 
lage aber, daß mir die Sache, über die wir verhandeln, viel zu ernit iſt als 
daß ich noch einmal auf joldye untergeordnete Dinge des Näheren einzugehen 
vermöchte. Es genügt mir, dab der Gedanke, den ich ausjprechen wollte, 
dab und nämlich unjere ganze hiſtoriſche Vergangenheit auf Deutſchland hin- 
weilt, troß diejer Rüge begründet war. Ich babe bei der Vorlage der Ver: 
träge von einer Zwangslage geiprodyen. Ic fomme nidyt im Einzelnen 
darauf zurück, diejen Ausſpruch zu motiviren. Ich will nur einzelne Bunte, 
die bejonders in Betracht kommen, näher betonen. Ich jpreche biebei zuerit 
vom Zollverein und behaupte wiederholt, was ich bei der Vorlage ver 
Verträge jagte: weil wir deö Zollvereines nicht gerathen können, und weil 
der Zollverein, unter welchem unjere ganze dermalige wirthichaftliche Exiſtenz 
verſtehe, in Gefahr fommt, jo ift mindeitens und jpäteitens die Zeit des 
Ablaufes der Zollvereinöverträge diejenige, in welcher wir in den Bund ein- 
treten müfjen. Meine Herren, ich wiederhole dieje Bemerkung jelbjt mit dem 
„mindeitens und jpäteftend”, denn das, was bereits von einem Herrn Abgeord- 
neten gejagt worden ift, dag wir aud für Die Zeit vor dem Jahre 1877 
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nicht über alle Berge hinweg find, wenn die Verträge nicht angenommen 
werden, — das, meine Herren, iſt meiner innigen Ueberzeugung nach jehr wohl 
begründet. Die Verträge find gejchloffen mit Gontrabenten, welche aufgehört 
haben als jolche zu. eriftiren. Die Nechtöperjönlichfeiten mit denen der Zoll: 
verein im Sahre 1857 geichloffen worden ift, eriltiren in ihrer früheren 
Eigenſchaft nicht mehr. Würtemberg, Baden, Helfen find in diejem Augen- 
blide nicht mehr in der Lage einen ähnlichen Vertrag abzuichliegen, und 
meine Herren, ich weiß nicht, ob es großer juriftiicher Debuftionen bedürfte, 
um Ihnen zu jagen, dab hiemit audy die Korteriitenz der Verträge aus 
juriftijchen Gründen gefährdet it. Ich getraue mir nicht zu behaupten, daß 
es unmöglid; wäre, eine Gontroverje an dieje Erwägungen anzufnüpfen. So, 
meine Herren, läßt es fich meines Erachtens jehr wohl hören, wenn man im 
Sabre 1870 und 1871 jchon auf das Jahr 1877 hinblidt, und jchon nad) 
dem, was im Jahre 1877 gejcheben kann und wird, jet bie Politik einrichtet, 
ganz abgeſehen davon, daß in der Politik jehr häufig der Vorwurf der Kurz: 
fichtigfeit erhoben wird und daß diejer Borwurf da begründet ift, wo man 
nur die allernäcdyite Zufunft vor Augen bat, und den Blid in die fernere 
Zukunft ſcheut. Man hat gejagt: weder im Jahre 1877 und noch weniger 
jeßt wird man daran denfen dürfen, daß Preußen jo undanfbar tit, und den 
Zollverein zu fünden. Meine Herren! Meiner Ueberzeugung nach bedarf 
ed gar feiner Undanfbarfeit Preußens. Es gibt da nod andere Motoren, 
die die Kugel in’s Rollen bringen könnten, den Reichstag, und, meine Herren, 
— wir mögen ed gerne hören oder nicht — auch die deutjchen Brüder in den 
anderen Staaten werden, glaube ich, die Sache übel anjehen, wenn wir und 
von der Gemeinjchaft mit ihnen ausjchließen. Ich glaube, die preußiſche 
Negierung wird nicht aus eigenem Entſchluſſe undanfbar zu jein brauchen, 
ed könnte ſehr leicht fommen, daß fie zur Undankbarkeit genöthigt wird. Gie 
braucht jedenfalld nur gefchehen zu laffen, was gejchehen will! Man wendet 
nun ein, 0! ſchon aus wirthichaftlichen Gründen kann der Zollverein nicht 
geiprengt werden, ein jehr großer Mann hat das gejagt. Ia, er hat es 
gejagt, aber unter ganz anderen Zeitverhältniffen. Meine Herren, daß wenn 
Baden allein in den Bund tritt, dann der Zollverein nicht gejprengt werden 
fann, liegt auf der Hand. Das braucht Herr Graf v. Bismard allerdings 
nur zu jagen, und es wird es ihm Jedermann glauben. Denn wenn es 
dann zur Sprengung des Zollvereins gefommen wäre, jo wäre bad Land 
mit feiner befannten langgeitredten Gonfiguration mitten in anderen wirth- 
ichaftlichen Bezirken gelegen. Cine Fortſetzung des Zollvereind über die 
zwijchen! dem norbdeutichen Bunde und Baden liegenden Länder weg, nadı- 
dem Baden noch dazu nad) Süden und Welten aud) an andere wirthſchaft⸗ 
liche Gebiete anftößt, — das war freilich unmöglich. Aber von diejen Gründen 
gilt jetzt auch nicht ein einziger mehr. Setzen Sie den Fall, Baiern würde 
dem Bund nicht beitreten, dann würde das Reich und jomit das Zollvereind- 
gebiet doch ein wohlgejchlofjenes und für ſich recht wohl beſtehendes Gebiet 
bilden und in der That von einer Gefährdung Badens, von einer Pflicht 
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Baden durch Fernhaltung der Kündigung des Zollvereins zu jchonen, kann 
jegt im Ernſte Niemand mehr jprechen. Dann wäre nur ein Gebiet in einer 
bittern Lage und das iſt unjere Pfalz. Man bat audı gejagt, aus politiichen 
Gründen fönne der Zollverein nicht gefündet werden. Man bat fich wieder 
auf die Aeußerung eines Mannes berufen, der da jagt, Zollverein und Allianz: 
verträge hängen zufammen. Ia aber die Sache verhält fich umgekehrt. Als 
man dieje Aeußerung machte, hieß ed: wenn ihr den Zollverein wollt, müßt 
ihr die Allianzverträge binzunehmen und wenn ihr die Allianzverträge micht 
wollt, befommt ihr den Zollverein nicht! Der Herr Abgeordnete Kolb bat 
gejagt, aus politiſchen Gründen fchen könne Preußen Baiern nicht loslaſſen, 
nachdem Baiern jebt ihm mit jeinem ganzen Gewichte zur Seite fteht, und 
Preußen auch in der Kolge noch in eine joldye Lage fommen könnte, in welcher 
es Baiernd werthuolle Hilfe nicht entbehren kann. Meine Herren! Das wäre 
wohl begründet, wenn es fich um eine Trennung auf ewige Zeiten handelte; 
aber an eine wirtbichaftliche und politiiche Trennung auf ewige Zeiten, 
glaube ich, denft Preußen nicht, wenn ed mit einer Kündigung des Zollver: 
eined Ernſt madyt, wohl aber an eine Kündigung bis dahın, daß wir mürbe 
und flug geworden find. Es iſt vielfach von einem andern Thatumſtande, 
die Rede gewejen, der und in eine Nothlage verjett habe, das ift der Vor: 
gang der andern Staaten in Bezng auf die Bildung des Deutichen Reiches. 
Nachdem die Angelegenheiten einmal in's Rollen gebracht waren, in's Rollen 
gebracht werden mußten, — wie gejagt, meine Herren, weil, wenn wir es nicht 
gethan hätten, es eben die anderen gethan haben würden, — jtand joviel feit, 
da die übrigen Staaten nicht mehr eingehalten haben würden mit Ab: 
ſchließung der Verträge. Ich weiß nicht, ob die Aeußerung des Herrn 
Referenten, daß wenn Mürtemberg fidy feine Selbititändigfeit mehr zu= 
traue, es fich eben aufgeben möge, — dort einen großen Eindrud machen wird; 
ich glaube es aufrichtig gejagt nicht. Ich glaube, dat man dort richtig ges 
handelt und gerade jeine Eriftenz gefichert zu haben glaubt. Aber ich meine, 
meine Herren, wir jollten den Nachbarn und namentlich) die Nachbarn im 
Vereine nicht jo unterfchäßen, wie died meiner Empfindung nach in der 
Aeußerung ded Herm Neferenten, von der ich eben geiprochen, der Fall 
geweſen it. Ich meine, wir jollten Batern nicht jo überheben, daß wir 
jagen: wir bedürfen der Gemeinjchaft mit den übrigen deutichen Stämmen 
nicht, fie mögen ſich aufgeben, wir jtehen auf eigenen Küken. O meine 
Herren, wir haben das Gewicht Baiernd bei den Verhandlungen jehr hoch 
angejchlagen, viel höher ald es unjern Mitcontrahenten lieb gewejen it, viel 
höher als zuläßig war um unter allen Umftänden freundlidyen Blicken zu be: 
gegnen. Aber jo body haben wir das Gewicht Baierns nicht angejchlagen, 
daß wir geglaubt hätten ohne die deutichen Brüder auch fortan leben zu 
fönnen. Meine Herren! Wenn wir von einer eigenen, gänzlich abgeichloj- 
jenen Exiſtenz reden, jo fann ich nicht umhin, noch einen Blid auf die 
neutralen Staaten zu werfen und dabei zunächit das uns freundliche Belgien 
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in Betracht zu ziehen. Belgien, meine Herren, hat eine durch die europätichen 
Mächte geficherte Eriftenz. Seine Neutralität ift durch europäiſche Verträge 
garantirt, und doch! wie oft ſchon war Belgien in Gefahr, jeiner Selbit- 
jtändigfeit und jeiner Griftenz beraubt zu werden; es ift noch kaum die 
Druderichwärze von den Zeitungen troden, die und von der legten Gefähr- 
dung Belgiens durch den von und jet befriegten Feind erzählt haben. Das 
alles, meine Herren, — troß der europätjchen Garantie! Wer wird denn und 
garantiren? Niemand, meine Herren! Weil Niemand ein Intereffe daran 
hat, uns zu garantiren! Auch nicht um der jchönen Augen Belgiens willen 
haben die europäiſchen Mächte jeine Selbitjtändigfeit garantitt fondern um 
des eigenen Intereſſes willen und ein jolches Intereffe an der Eriftenz eines 
jelbftitändigen Baierns hat Niemand, wenigitens habe ich bis zur Stunde 
Niemand von einem joldhen Intereſſe jprechen hören! Und wenn ich Sie 
an das Jahr 1866 zurüderinnern darf — damals hat man nur das 
Gegentheil von jolchen Interefien wahrgenommen. Ich erinnere an die 
Aeußerung, welche der Herr Staatöminifter Baron v. d. Pfordten ge 
macht hat: „Uns it es beim Friedensſchluſſe jo übel ergangen, weil ſich Nie- 
mand unjer angenommen hat.“ (Bravo) Meine Herren! Unjere Lage 
wäre aber jchlechter umd weniger ficher, ald die Belgiend noch aus einem 
anderen Grund ald dem eben genannten. Ind wiſſen Sie, meine Herren, 
warum? Weil Belgien, wenn es für ſich allein befteht Feine nationale Sünde bes 
geht, — aber wir würden eine begeben! (Bravo!) Der Herr Referent 
erfennt jelbft das Mifliche der Ifolirtheit, in der wir uns befinden würden, 
und verweift und deshalb auf ein anderweitiges Anlehnen. Wenn ich ihn 
recht veritanden habe, hat er jogar von einer Iſolirtheit gegenüber Defterreich 
geiprochen, audy wenn wir im Deutjchen Reiche wären, um unjerer langen 
Grenze willen gegen Deiterreih. Nun, mich will bevünfen, daß man da 
eigentlich nicht von einer Iſolirtheit ſprechen könnte, jondern nur davon, daß 
wir zwar mit anderen, aber nicht mit Deiterreich allüirt und verbunden 
jeien. Aber wie dem auch jei jo kann idy mir nicht denfen, wie ein jolches 
Anlebnen zum Heil führen jollte. Hat der Herr Referent bier eine groß: 
deutjche Politik im Auge, d. b. die Heritellung eines Deutſchlands mit den 
jämmtlichen deutichen Staaten, mit Preußen und mit Deiterreih, nun fo 
habe ih ihm darauf zu erwidern, mas andere gewichtige Männer gejagt 
haben: die Politik ift faktiich unmöglidy geworden. Soll es ſich aber um 
ein Anlehnen an Defterreih ohne Preußen handeln, ja dann weiß ich nicht, 
ob nicht die Vorwürfe von anderer Seite genau diejelbe Begründung hätten, 
wie die Vorwürfe Derjenigen, die Deiterreich freundlich gefinmt find! Und 
wenn Sie das Intereffe unjered Landes in Betracht ziehen, jo weit ich nicht, 
ob das dann ein Gewinn wäre. Geſetzt, Oeſterreich wäre fein jehr mächtiger 
Staat, — dann ift das Anlehnen an ihn auch von wenig Werth; und ift 
Defterreich ein jehr mächtiger Staat, — dann ift ed wohl erlaubt, zu fragen, 
ob wir von dem mächtigen Oeſterreich mehr zu erwarten und weniger zu be- 
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fürchten haben ald von dem mächtigen Preußen! (Bravo!) Der? Herr 
Referent hat, indem er von den Motiven jprach, welche die Regierung 
geleitet haben, fid, dahin geäubert, dab die Zwangslage eigentlicy gar nicht 
auf dem Gebiete zu juchen jei, auf welchem fie in den Neben der verſchie— 
denen Mitglieder ded Haufes gejucht worden, jondern in den inneren Wer: 
hällnifjen des Landes, und er will die ihm gegenüber gemachte vertrauliche 
Aeußerung dahin verjtanden haben, daß die innere Agitation, gerade heraus- 
gejagt, das Ueberwuchern der fortichrittlichen Tendenz uns veranlaßt habe, 
Unterkunft in einem größeren Reiche zu ſuchen. Er hat daran die Betrady 
tung gefnüpft, dab die Regierung eigentlich nur ernte, was jie gejäet habe, 
weil fie nicht von langer Hand ber ſich auf die Katholifen und deren polis 
tiiche Richtung geftüßt habe. Er iſt auf unjere baieriſchen Verhältniſſe des 
Nähern eingegangen und hat geichlojjen mit einer Erflamation darüber, daß 
die Rathgeber Maximilians II. ſich gar wohl hüten dürften, an der Thea— 
tinerfircye vorüber zu geben, um nicht dort einen bedenflicyen Kohn für die 
jo wohlgerathene dritte Großmacht in Empfang zu nehmen. Nun, meine 
Herren! Ic werde auf diefe Dinge nicht näher eingehen. ° Was der 
Herr Referent da vorgebracht bat, jind alte Klagen, und wenn er 
Recht hätte damit, daß der Rathgeber eines Königs nicht an jeiner Grab- 
jtätte vorübergehen dürfe, jo wäre ich aud in der Xage von Rath: 
gebern viel älterer bairijcher Fürſten zu erzählen, die es fich auch wohl ge- 
jagt jein lajjen dürften, daß es gefährlidy it, an der Grabitätte ihrer Fürften 
vorüber zu gehen. Ich will nur Namen nennen, wie Ickſtadt und Lori. Da 
waren die Verhältnifje ungefähr ebenjo, wie in neuer Zeit. Aber, meine 
Herren, idy glaube, ich bin berechtigt auszujprechen, dab die Rathgeber des 
höchitjeligen Königs Marimilians Il., von weldyen der Herr Referent ge 
ſprochen bat, es getroft wagen dürften, an der Theatinerkirche worüber zu 
gehen. Und in wie ferne ich dazu berechtigt bin, das will ich Ihnen jagen. 
Sie wiffen, meine Herren, die deutjche Frage Ipielt ſchon einige Zeit. Gie 
bat 1863 auch gejpielt. Scyon damals war in aller Leute Mund, dab die 
beitehenden Bundeseinrichtungen zu nichts gut find, daß der Deutiche Bund 
Niemand befriedige, daß es mit dem Deutſchen Bunde nicht in der Länge 
gehe, und etwas Anderes, Kräftigered und Xebensfähigeres an jeine Stelle 
gejegt werden müfje. Sie wiljen, dab die Dinge nady und nad) bis zum 
Fürftenkongreß in Frankfurt gediehen find. Meine Herren, als die Ein- 
ladung nad) Frankfurt an Seine Majejtät den König Marimilian LI. ge 
langte, hatte ich die unverdiente Ehre, im perjönlichen Dienſt des höchitjeligen 
Monarchen zu ftehen, ich hatte die unverdiente Ehre, den eingehenden jorg- 
fältigen Beratungen dieſes Monarchen darüber, ob er nad Frankfurt gehen 
jolle und wie er fich dort zu verhalten hätte, anzumwohnen. Es war in 
Nymphenburg, meine Herren, wo und längere Zeit hindurch — verzeihen 
Sie, dab ich „und“ gejagt habe — wo Seine Majejtät den König und jeine 
Materialien II. 62 
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Diener die Frage, ob nach Frankfurt gehen und wie fich dort verhalten, viele 
Stunden lang beichäftigt hat. Ich hatte Gelegenheit die Gefinnungen Seiner 
Majeſtät ded Königs Mar kennen zu lernen, und auf Grund deffen, was idy dort 
zu jehen und zu hören Gelegenheit hatte, kann idy jagen: Die Rathgeber des 
Königs Mar mögen es wagen, fie mögen vorbeigehen an der Theatinerfirche! 
Menn Er heute hier wäre, (ed würde vielleicht Manches ihm nicht gefallen 
an den Verträgen, jo wenig wie und) — wenn Er heute da wäre, Gr 
würde handeln wie jein Allerdurchlauchtigiter Sohn gehandelt hat. (Brave.) 
Aber meo voto ift an dem, was von der inneren Agitation gejagt warde, 
nichtö wahr. Ich für meinen Theil habe nicht verzweifelt an unjerem inneren 
Leben; das waren wenigitend nicht die Motive, die mid zu dem Entſchluſſe 
brachten, meinen Namen unter die Verträge zu jegen. Ich wiederhole es 
kurz: unjer Motiv war, obwohl wir von Preußen nicht gezwungen waren, 
die Erfenntniß, daß wir in einer Zwangslage find, erſtens weil wir allein 
ohne die anderen deutichen Staaten nicht eriftiren können, weder politiſch 
noch wirtbichaftlich, daß wir allo einen Bund mit dem übrigen Deutjchland 
für die Dauer nicht entbehren fünnen; ſodann weil wir wußten, dab die 
andern Staaten diefen Bund jet machen würden, nöthigenfalld ohne uns, 
und weil wir wußten, dab, wenn diejer Bund erjt gemacht jei, und ſchließ— 
lich nichts übrig bleibt als der Eintritt in denfelben, auch wenn er und nod) 
weniger gefällt als die Verträge, die man uns in Ausficht ftellte. Das find 
unjere Motive; fo veritehen Sie es gütigjt, wenn wir von einer Zwangslage 
geiprochen haben! Meine Weußerungen über die ſibylliniſchen Bücher bat 
der Herr Neferent aufgegriffen und zu meiner Genugthuung bis zu einem 
gewiſſen Grade als berechtigt erflärt, injofern er zugab, man hätte eigentlich 
richtiger gehandelt, die Vorichläge Preußend vom 16. Juni 1866 fich des 
Näheren zu bejehen und zu verjuchen, ob man auf deren Grundlage zur 
Einigung hätte gelangen können. Mid) freut dieje Beitätigung, aber id) 
geitehe, daß ich auch jet noch das angezogene Beijpiel für richtig halte, auch 
wenn der Herr Referent eö ded Weiteren nicht gelten lafjen will. Er bes 
jtreitet dad Zutreffen dieſes Beiſpieles um deöwillen, weil Preußen jeiner 
Auffaſſung nad) eigentlich feine Urjache hätte, uns wie die Sibylle zu be 
handeln und jo mit und zu verfahren, wie jened Weib gethan. Gi! fragt 
er, warum jollen wir jeßt jo unter Preußen unterfriechen, wenn man früher 
dem nationalen Bedürfniß mit weniger genügen zu können glaubte? Hier 
liegt eine Verwechslung in Mitte. Es ift nicht daffelbe, ob wir jagen: Preußen 
hätte eigentlich Feine Urjache jo oder jo zu haudeln, und ob wir jagen: 
Preußen wird jo handeln. Gejegt Preußen hätte auch Feine Urjache, weitere 
Forderungen zu jtellen, jo ift darum nicht weniger wahr: fie werden geitellt 
werden. Der Herr Referent jagt: Wenn Preußen im Jahre 1866 Die 
mehrbejprochenen Borjchläge gemacht hat, jo mußte eö doc damals die Au- 
Ichauung haben, dab das dort Verlangte dem nationalen Bedürfniß genügt; 
warum verlangt Preußen jet mehr? Und weiter geht der Herr Referent 
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und jagt: Wenn es wahr ift, was ich mir ald meine perjönliche Meinung 
auszufprechen erlaubt habe, dat vor dem Kriege günstigere Bedingungen zu 
erlangen gewejen wären, jo fünnte das auch nur unter der Vorausjegung 
der Fall fein, daß Preußen das dort verlangte Maß an Zugeltändnifjen 
als genügend erachtet für die Befriediguug des nationalen Bedürfniljes; 
warum geht Preußen jett weiter? Meine Herren! Ich habe darauf zu er 
widern, dab diefe Erwägungen nicht treffen, weil die Sibylle nicht Preußen, 
iondern die Gejchichte jein wird. Nicht Preußen, fondern die Gejchichte wird 
und zwingen. Preußen braucht fich nur zurüdzubalten, und der Zwang wird 
von jelber fommen. Aber gejett, es wäre auch jo, Preußen hätte lediglid) 
aus eigenem Willen von Schritt zu Schritt weitergehende Forderungen gemacht, 
dann, meine Herren, vermag ich wahrhaftig damit feinen Vorwurf zu be 
"gründen. Ic, jage nicht wie der Herr Abg. Dr. Pfahler: in der Politik 
gibt es feine Verföhnung, alio feine verjöhnlichen Gefühle, jondern nur die 
Unterjohung. Nein, meine Herren, jo jehe ich die Sache nicht an, aber ich 
meine doch, dab es zu viel verlangt ift, wenn man Preußen zumutbet, daß 
ed das, was ed mit großen Opfern, ald Frucht angeltrengter Thätigfeit, als 
Frucht feiner errungenen Siege envworben hat, was ed im Verein mit den 
Bundeögenoffen mit jchwerer Mühe aufgebaut hat, jederzeit bereitwillig auf 
den Altar der Freundſchaft mit uns niederlegen joll, jobald ed und einmal 
gefällt, gemeinjchaftliche Sache mit ihm zu machen, um dann von vorne 
anzufangen. Ic jage, das ift zuviel verlangt, und dann, meine Herren, 
weiß ich auch nicht einmal, ob Preußen, wenn es jo handeln wollte, jo 
handeln könnte. Sie unterichäßen, wie dies mitunter bei uns geſchieht, 
meiner Meberzeugung nad den Neichstag bei Weitem und ſprechen gar nicht 
von dem Ginfluffe, den die übrigen deutjchen Staaten und die deutjchen 
Regierungen auf Preußen üben würden. Ich weiß nicht, ob man auf Preußen 
nicht den Sat anwenden fünnte, wenn es ſich darum handelt, das jauer 
Errungene auf den Altar der Freundichaft niederzulegen, dat; es die Getiter, 
die ed rief, nicht zu bannen vermag. So jehr man die Kraft des Neichötages 
unterjchätt, jo jehr überjchäßt man nach meiner Ueberzeugung die Kraft der 
Regierung. Mit diefer Aeußerung werde ich von der mächtigen Stellung 
des Leiterd der preußiichen Politik nicht das Geringite wegnehmen, aber gerade 
nach dem, was ich gejeben und gehört habe, bin ich feit überzeugt, daß der 
Mann jehr wohl weiß, was für ihn das Volk und der Reichötag bedeutet. 
Der Herr Referent gibt übrigens ſelber zu, dab der Vortritt der deutjchen 
Staaten für uns eine jehr erhebliche Schwierigkeit ift, aber er jagt: Schwierig- 
feiten muß man beftehen, nicht ſich jelber aufgeben. Nun für’d erſte ift in 
den Bund eintreten noch lange nicht fich jelbit aufgeben. Ic, glaube im 
Gegentbeil, das Eintreten in den Bund iſt — erinnern Sie fich deſſen, was 
Herr Dr. Edel über den Zug der Zeit gegen fleine Staaten geiprocdyen hat — 
meined Erachtens das einzige Mittel, um diefem Zug der Zeit wirfjam ent— 
gegen zu treten und den einzelnen Eleineren Staat zu erhalten. Uber abge- 
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jehen davon — was heißt den Schwierigfeiten beitehen? Das heißt: verjuchen, 
ob man der Schwierigfeit Herr wird, oder untergehen! Das kann nun der 
Ginzelne für fid) wagen, und wenn er dies thut, erwirbt er fidy vielleicht da- 
mit das wohlverdiente Prädikat eines überzeugungstreuen Helden. Aber Re: 
gierungen jtehen nicht auf demjelben Boden; die Regierung darf Aehnlicyes 
nur wagen, wenn — id) jage ed unverhohlen — die Krone und wenn das 
Volk es will. Daß die Krone es nicht will, wiffen Sie. Will ed das Volk? 
Sie jagen: Ia; ic) jage: Nein. Reden wir doch aufrichtig: Für die Ver: 
träge wird nicht blos die liberale Seite diejes Haujes, jondern, das wiljen 
wir, auch ein guter Theil von der rechten Seite des Hauſes ftimmen; die 
Ariftofratie des Landes und diejenigen Clemente der Intelligenz des Landes, 
die in der eriten Kammer außerdem noch vertreten find, find dafür. Wer, 
iſt für die DVerwerfung der‘ Verträge? Wenn es hoch kommt, vielleicht 
nur eine Stimme mehr als ein Drittheil des Haujes und jonft Niemand. 
Doch ja noch Einer, der Anonymus des Herrn Referenten. Ich habe 
manche Anfechtung erlitten wegen meiner abjchäßigen Neuerung über die 
Agitationen in der Preſſe, aber das wird mir dody Niemand beanſtanden, 
wenn ich jage, daß die Anonymi die allerbedenflichiten und verzweifeltiten 
Politiker find, auf die man fi am Allerwenigiten berufen fann. Unter 
joldyen Umftänden fann Niemand jagen: das Volk in Baiern will die Ver: 
träge nicht; das Volk in Baiern will es wagen, die Schwierigfeiten zu be 
jtehen, und wenn es fie nicht beſteht, will es lieber untergehen. Will es die 
Pfalz? Iedenfalls nicht, und da jagen Sie mir nidyt, man müfje aber für 
die Pfalz etwas Anderes finden und einrichten. Mir fommt das vor, als 
wenn die Pfalz etwas wäre, was Baiern befigt. Nein, die Pfalz ift nicht 
ein Objeft des Eigenthums von Baiern, fie ift ein Stüd von und. (Bravo!) 
Und jo wenig wir für unſern Kopf, oder für Arme und Beine etwas Be 
ſonderes einrichten fünnen, was nicht den ganzen Körper betrifft, jo wenig 
für die Pfalz. Der Herr Referent verfennt auch feinesfalld die Schwierig: 
feiten, die fid) noch aus andern Erwägungen ergeben, er lehnt es deshalb 
jelbit ab, fich lediglich negativ zu verhalten und geht auf pofitive Vorjchläge 
ein. Er will ja neue Verhandlungen über die Anbahnung eines Weiteren 
Bundes. Aber ich glaube, der Herr Neferent jagt fich jelbit, daß mit 
joldyen Verhandlungen in diefem Moment nichts mehr erreicht werden wird. 
Derzeihen Sie mir, daß ich das jage, aber jeht hat ein weiterer Bund mit 
dem Weiche wahrhaftig feinen Sinn mehr. Won einem weiteren Bund 
könnte nur die Rede jein, wenn Baiern gemeinjchaftlich vorginge mit Heflen, 
Baden und Würtemberg. Anders war es audy nicht gemeint mit dem Weiteren 
Bund im Prager Frieden, anders bat es auch ſonſt der Herr Referent 
nicht gemeint. Leſen Sie nur, im Programm vom September ift ganz 
ausdrüdlich zu leſen von einem weitern Bund zwilchen dem Norddeutichen 
Bund und den ſüddeutſchen Staaten u. |. w. ber jetzt, da Baiern 
für fi) allein fteht, da kann doc Niemand mehr an die Möglichkeit eines 
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ſolchen weiteren Bündniſſes denken. Und wie ſtellt ſich der Herr Referent 
die Sache vor? Wenn ich ihn recht verſtehe, meint er, man ſolle etwa die 
Kompetenz des Zollparlaments erweitern. Eine ſolche Erweiterung der 
Kompetenz des Zollparlaments befriedigt Niemanden, gar Niemanden! Ich 
ſehe darin gar nichts Anderes, als eine weitere Etappe zum verſpäteten Ein— 
tritt in den Bund. Aber ſetzen Sie die Möglichkeit, wir kämen zu einem 
ſolchen weiteren Bündniß, ſo kommen Sie über die größten Schwierigkeiten, 
die uns die Verträge gemacht haben, doch nicht hinweg. Was würde der 
Gegenſtand einer ſolchen Vereinbarung ſein? Ich denke mir doch offenbar 
nicht weniger, als was die Allianzverträge uns geboten haben. Man wird 
bei einem ſolchen weiteren Bund nicht daran denken, von einer Garantie der 
Gebiete Umgang zu nehmen. Und wenn Sie die Garantie des baieriſchen 
Gebiets in Betracht ziehen, täuſchen Sie ſich nicht, dann hätten wir die 
ganze Geſchichte mit dem Militärbudget in dem weitern Bunde ſo gut wie 
in dem engern. Die Triasidee hat auch eine Rolle geſpielt. Es iſt lange 
darum gekämpft worden. Die Verwirklichung der Idee war nicht zu erreichen 
unter viel günſtigeren Umſtänden, als Oeſterreich noch im Bunde und das 
übrige Deutſchland noch nicht ſo eng an Preußen angeſchloſſen war als jetzt. 
Es ſollte jetzt möglich ſein, etwas der Art zu erreichen? Gewiß nicht. Das 
ſind praktiſch undurchführbare und deshalb ganz außer Betracht bleibende 
Projekte; das iſt das, was ich mir früher als ein Nachhängen nach verlorenen 
Spealen zu bezeichnen erlaubte. Außerdem proponirt der Herr Referent 
etwas Pofitived nicht. Sein Troft geht dahin, daß man dann abwarten 
möge, was das Iahr 1877 und die Creignilie bis dahin bringen; dann 
jei ed noch immer Zeit, einen Eutſchluß zu falfen. Nun, meine Herren, 
wenn ed dann noch dazu fommt, daß man in den Bund eintritt, dann 
werden Sie feine Bedingungen mehr zu machen haben, und dann werden Sie 
nicht eintreten in den Bund, der Ihnen jett nicht gefällt, jondern in den 
Bund, wie er ohne und fi) entwicelt haben wird, wie er dann fein wird, 
und wie er Ihnen, glaube ic), noch viel weniger gefallen wird. Ich Fann 
ed nicht genug betonen, daß die Darlegungen des Herm Referenten ihrem 
Weſen nach negativ find und Pofitives nicht bringen. Meine Herren! Man 
hat fich vielfach dafür, dak man auf dem rechten Wege jei, wenn man die 
Verträge ablehnt, auf Autoritäten berufen, und da iſt insbejondere Seine 
Excellenz der Präfident des oberiten Gerichtähofes derjenige geweſen, deſſen 
Meinung man ald muitergiltig gepriefen hat. Ja, es ift im diefem Haufe 
Niemand, der von grökerer Verehrung für diefen Mann erfüllt wäre ald ich. 
Aber mit um jo mehr Recht bitte ich, laffen Sie mir den Herm ganz, 
zerreißen Sie mir ihn nicht. Sollte denn der Mann wirklich nur ein ein- 
fichtövoller Politiker und ein Sachkundiger gemejen fein, da er die Schatten- 
feiten der Verträge herworhebt, und nicht auch dann, wenn er jagt, daß troß 
allem und allem unfere Lage uns nöthigt, die Verträge anzunehmen? Wenn Sie 
fi auf jein ungünſtiges Urtheil über das neue Deutjche Reid) berufen, dann ver— 
geffen Sie ja nicht, daß derjelbe Mann auch gejagt hat: „Wenn wir jet nicht in 
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den Bund treten, werden wir unter dem Hohngelächter Deutichlands died in 
wenigen Jahren thun.“ (Bravo!) Es find gegen die Verträge auch Agitationd: 
mittel angewendet worden, von denen eigentlidy hier, glaube ich, beſſer nicht ge- 
ſprochen würde. Ich bin aber genötisigt, ed zu thun. Das erite, was in diejer 
Richtung in Betracht fommt, ift die Auflöfung der Kammer. Meine Herren, 
ich übe gewiß; feine unftatthafte Drohung, wenn ich ausſpreche, was jchon 
oft ausgeſprochen worden ift, und in aller Munde gemejen it, daß wenn ein 
abfälliges Votum fallen jollte, die Auflöfung der Kammer erfolgt. Wenn 
Sie die Verhältniffe ruhig abwägen, jo werden Sie zugeben, wir find es 
unjerer und eines Andern Ehre jchuldig, die Appellation an das Land vor 
zunehmen, und dürfen und nicht damit begrrügen, daß wir von diefem Plate 
abtreten. Aber man bat gelagt, ich habe es in einem hiefigen Blatte gelefen, 
daß von einem Abgeordneten dieſes Hauſes ausgelprochen worden jei, es 
nüße Alles nichts, auch wenn die Verträge angenommen würden, würde die 
Auflöfung der Kammer doch erfolgen, und die Herren, die geneigt wären, 
„Ja“ zu jagen, möchten deshalb bedenfen, daß der Zwed der Forteriftenz 
der Kammer doch nicht erreicht werde, und möchten wenigftend ihre Grund» 
ſätze wahren. Dem gegenüber erfläre ih: „Es ift nicht wahr, daß wir daran 
denfen, die Kammer aufzulöjen, wenn ein zuftimmendes Botum erfolgt." 
Ic, jage das nicht, um Sie zu ermuthigen, „Ja“ zu jagen, jondern um 
abzuwehren, was an ungerechten Agitationsmitteln in's Werk gejebt worden 
ift. Ich füge bei, wenn wir die Abficht gehabt hätten, die Kammer aufzu= 
löjen, wäre es in der That thöricht gewejen, hätten wir es nicht im Oftober 
gethan. Gin Anderes, wovon ich mır mit beflommenem Herzen ſpreche! Es 
ift inconftitutionell, hier in diefem Haufe und von diejem Plate aus vom 
Könige zu reden; ich darf gleichwohl nicht andere, nachdem ein Abgeordneter 
einem Schritte gegenüber, den unſer allergnädigiter König gethan hat, in 
feinem Entlaſſungsgeſuche die Aeuferung gemacht, es jei die Freiheit der 
Abftimmung gefährdet. Meine Herren, ich weiß nicht, ob das wirklich eine 
gerechte Korderung des Achten Konſtitutionalismus ift, dat der Monardy aud) 
in den Angelegenheiten, die ihn und das Land bis in das innerite Marf 
berühren, jchweigen muß; aber das wei ich, daß die Nothwehr mandye 
Dinge erlaubt, die jonft verboten find, und in Nothwehr iſt das betreffende 
Handjchreiben erfolgt. Es iſt ein öffentliches Geheimnii, meine Herren, 
daß man in diefem Haufe und außerhalb defjelben die Nachricht verbreitet 
bat, troß allem und alledem, was Seine Majeftät gethan hat, wollte 
Seine Majeftät die Verträge nicht. Manche Demonftration, die inzwijchen 
erfolgt ift, hat es nicht dahin gebracht, daß diejed Gerücht zum Schweigen 
kam. Können Sie verlangen, meine Herren, daß Seine Majeſtät Miß— 
brauch; mit Seinem Namen treiben läßt? Gewiß nicht; die einfachite, die 
ſchonendſte Art, dieſem Mißbrauche vorzubeugen, war die Berufung an ben 
geiftlichen Oberhirten der hiefigen Kirche. — Bon dem Kriege gegen Deiterreid) 
war die Rede. Ja wahrlich, meine Herren, es wäre jchredlich, wenn wir in 
einen Krieg an der Seite Preußens mit Defterreich verwidelt würden. Aber, 
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meine Herren, werm es zum Kriege fommt, und wir mitthun müſſen, dann 
fommt es dazu mit der Allianz jo gut, wie mit dem nationalen Bündniß. 
Das wird jelbft der Herr Referent zugeben, der, wie ich gerne anerfenne, 
zu wiederholten Malen gejagt hat, er ftehe und bleibe ftehen auf dem Boden 
des Rechts, denn Necht ift für und der Staatsvertrag, der und zum Allürten 
Preubend gemacht hat. Wenn ed Ihnen aber paffen fönnte, den Vertrag 
zu brechen, wenn Sie dies ſonſt mit Ihren Gefinnungen vereinbaren könnten, 
ich weiß nicht, ob es fchwerer it, den einen oder dem andern zu brechen. — 
Meine Herren! Das Militärwejen hat eine große Rolle gejpielt. Ich fürchte, 
Sie zu lange aufzuhalten, wenn ich eingehender mic über diefe Materie ver- 
breiten wollte; aber kurz die rechtliche Anjchauung der Regierung in diejer 
Frage zu kennzeichnen, halte ich für meine Pflicht. Ich betone: die vechtliche 
Anſchauung, denn was fich Alles thatjächlid in Zukunft entwiceln wird, 
darüber kann ich und wohl auch Niemand von und Aufſchluß geben; wir 
werden dabei unjere Schuldigfeit thun, aber wir haben nur ein gewiſſes Maß 
von Stimmen zu verwerthen. Was aljo die rechtliche Seite der Sache be- 
trifft, jo hat die Megierung feinen Zweifel darüber: das Geſetz, welches das 
jo vielfach genannte eiferne Militärbudget gejchaffen, hat rechtlich zu eriftiven 
aufgehört mit dem letzten Tage diejes Jahres, und das Veto in Art. 5 der 
Bundeöverfafjung iſt fein Mittel, um diejem Gejege eine längere Griftenz 
zu verichaffen. Mit dem Veto fann man das erhalten, was ift, nichts 
Neues ſchaffen. Erhalten, was ift, heißt aber bier: das Gejeß erhalten vom 
eriten bis zum letzten Artikel, aljo noch mit dem Artikel, der beitimmt, daß es 
nur bis zum 31. Dez. 1871 gilt und mit dem 31. Dez. 1871 zu eriftiren aufhört. 
Ich muß aber ferner auch den Satz betonen, daß im der baierijchen Abmachung 
die Verpflichtung im Falle des Nichtzuftandefommend eines Etatsgeſetzes jährlich 
225 Ihaler per Mann der Friedenspräfenzitärfe und jo viel Mal als Ein 
Prozent der Bevölkerung ausmacht zu bezahlen, nirgends enthalten ift. Ich 
glaube, die Folgerungen, die daraus gezogen werden müſſen, begründen, wenn 
wirklich, was ich nicht glaube, ein Etatögejeß nicht zu Stande fommt, für 
diejen Fall das Eintreten ded vollen Budgetrechtes der baierijchen Kammer. 
Vom Bahneneide hat der Herr Kriegsminifter bereitd geiprocdhen, nur 
eine Bemerkung darf ich vielleicht beifügen. Man hat gejagt, es fei ein 
unerträgliches Mibtrauen gegen Baiernd König, dab man die Pflicht des 
Gehoriams für den Bundesfeldheren jchon im Frieden in den Fahneneid 
aufnimmt. Der Herr Kriegsminifter hat Ihnen bereits gejagt: würde 
es fidh darum gehandelt haben, dieje Beitimmung neu zu jchaffen, fo würde 
Niemand darauf verfallen jein, ed wäre wenigftend Niemand von und daranf 
eingegangen. Aber es was anderd. Nachdem die betreffende Beitimmung 
in den Verträgen mit den andern Staaten ſchon enthalten war, handelte es 
fh um die Befeitigung derjelben. Haben Sie demt, meine Herren, daran 
gedacht, dab, indem man das Mißtrauen gegen den König von Baiern jo 
arg betont, man ſich damit zugleich in eine ganz jchiefe Stellung zu den 
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Dberhäuptern der andern deutichen Staaten fett, und haben Sie denn nicht 
daran gedacht, daß man mit der Ängitlichen Abwehr einer jolchen ganz jelbit- 
veritändlichen Verpflichtung Mißtrauen darüber erweckt, ob wir denn wirflich 
im Falle der Noth zu unjern Pflichten ftehen wollen? Man hat und vor: 
geworfen, daß wir mit ungerechtfertigter Eile die Verträge abgeichloffen hätten, 
und man bat gejagt, wir hätten nicht umbin gekonnt, dies zu wiederholten- 
malen in den Verträgen jelbit zu betonen. Die betreffende Stelle ift mehr- 
fach verlefen worden. „Hat's jo preifirt?* fragt der Herr Profeffor Greil, 
„macht man eine Berfaffung wie Bagatellen?" Nein, meine Herren, wahr: 
baftig nicht! Es wäre unerbört, in diefer Weiſe vorzugehen; aber ich meine, 
die ganze Srflamation bedeutet nichts, wenn Sie die Stelle, um die es ſich 
handelt, in Betracht zieben. Die Verfaſſung it mit genügender Muße ge 
macht worden: alle wejentlichen Theile find nach eingehenden wochen: und 
monatelangen MUeberlegungen und Beiprechungen zu Stande gefommen. 
Das „in Anbetracht der vorgerücten Zeit“ bezieht fich nur auf Dinge, die 
man, je höher Sie die Verfaſſung anjchlagen, mit um jo mehr Necht als 
Bagatellen bezeichnen darf. Es handelt fi nur um die Wortfaffung von 
ein paar Sätzen, deren Inhalt übrigens gar nicht zweifelbaft war, und um 
die Beitimmung über die Aufnahme der Geſetze des Nordbundes in Baiern. 
MWahrhaftig gegenüber der Gründung eined Reiches kann die Frage, ob ein 
Spezialgejeß in diefer oder jener Geſtalt auch auf einen neu erworbenen 
Theil des Reichs ausgedehnt werden joll, mit Recht eine Bagatelle genannt 
werden. — Man hat gejagt, ich hätte in der Stelle, wo ich von der groß— 
deutjchen Politik ſprach, doch eigentlich die Erlaubniß gegeben, daß man jo 
bei guter Zeit noch nach Deiterreich binjchielt. Sch will mich dabei nicht 
aufhalten, jondern nur erflären: ich habe mit diejer Stelle nicht im 
Geringiten an die Möglichkeit einer Losfagung vom Deutjchen Reich und 
an die Abſchließung einer Allianz mit Oeſterreich ohne das Deutjche Reid) 
gedacht. — Bedenken wurden auch geltend gemacht wegen der Zeit, in der die 
Verträge abgeichloffen worden find; man fragt und, warım man die Ver: 
träge mitten im Kriege und auf feindlichem Boden ſchloß? Meine Herren, 
umgefehrt möchte ich fragen, wenn wir gewartet hätten, bis der Frieden ge- 
ichloffen, bis alles wieder auf deutjchem Boden verfammelt gewejen wäre, 
hätten wir dann micht gegen unfer Interefie gehandelt? Man wird die Frage 
bejahen müſſen. Wenn wir und denn dody in die Lage denken, dab Preußen 
fi) aus weniger großen Motiven in feinem Verhalten beitimmen ließ, jo 
werden Sie mir doc) zugeben, dat ed etwas Anderes war mit Preußen in 
einem Augenblide zu unterbandeln, wo der Bund noch nicht fertig war, 
jondern nach möglicher Weije verhindert werden fonnte, und wo Preußen 
und auch noch dem äußeren Feinde gegenüber brauchte, ald zu einer Zeit, 
wo die Verträge mit den andern Staaten bereits fertig waren, wo ber 
Frieden geſchloſſen geweſen und alle Beichwerden vorerit überjtanden waren, 
da Preußen aljo nur zu warten brauchte, bis ihm die reifen Früchte in den 
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Schooß fallen. — Eine Erwägung ift viel beiprochen worden, die nämlich, ob 
es wahr ift, daß, wenn die Verträge abgelehnt werden, darin die Gefahr 
einer Verlängerung des Krieges begründet jei. Der Herr Neferent bat 
im Ausichuffe — ich begreife jeine Empfindungen, als er dies that — gejagt, 
er müſſe fich gegen diefe Erwägung mit allen Kräften des Yeibes und der 
Seele wehren, umd bier in öffentlicher Situng hat er gelagt, daß die Be- 
rufung auf die Verlängerung des Krieges das allergewaltigite Preſſionsmittel 
lei, das angewendet werden fünne. Grlauben Sie mir, daß id) einen Augen: 
blick dieſe Erwägung noch näher in Betradyt ziehe. Man fönnte jagen: 
wenn das Interefje des Yandes verlangt, dat die Verträge abgelehnt werden, 
dann muß nöthigenfalls zur Wahrung unjerer Stellung das Opfer von ein 
par Hundert unjerer Söhne gebracht werden. Ich jage damit nichts Un- 
geheuerliched. Wenn man, um das Lebeneintereije eines Staates wahren zu 
fönnen, einen Krieg anfängt und Tauſende feiner Söhne wagt, warum follte 
man denn nicht aus demjelben Motive ihn fortjegen dürfen, fortſetzen müfjen ? 
Es wäre aljo nicht ungereimt zu jagen, das Allererfte, was in Betracht zu 
ziehen ift, jei die Frage, ob die Selbitändigfeit des Landes wirklidy die Ver: 
werfung der Verträge verlangt, und die Rückſicht auf die vermehrten Gefahren 
des Krieges könne nicht enticheiden. Wenn Sie fidy aber zu diejer An— 
ſchauung nicht befennen fünnen, wenn Sie wirflid) der Gefühläpolitif 
nachgeben zu müſſen glauben, dann, meine Herren, kann ich Ihnen 
zwar nicht jagen, was wirklich gejchehen wird, aber ich kann Ihnen jagen, 
was ich glaube, daß geichehen wird, und warum ich es glaube. Ic) weiß 
nicht, ob die Geichichten wirklich wahr find, die man davon erzählt hat, daß 
ein Pariſer Parlamentair zu unſern Truppen gekommen jei, und fie- einge: 
laden habe, zu den Franzoſen überzugehen, aber das weiß ich, daß, als wir 
in Verfailles waren, die ganze Stadt voll von ſolchen Gejchichten war, und 
daß die Franzoſen bis in die unteriten Schichten die Erzählungen von dem 
bevoritehenden Uebergang der Baiern geglaubt haben. Und nody etwas fann 
ih Ihnen jagen. Sie erinnern fid) wohl, nachdem wir und einige Wochen 
in Frankreich befunden hatten und die Verhandlungen noch immer zu feinem 
Ziele gediehen waren, iſt zuerit in deutjchen Zeitungen das Gerücht verbreitet 
worden, das dann auch zu einer weitgreifenden Agitation Veranlaſſung gab, 
daß mit Baiern ein Vertrag nicht zu Stande fommen werde. Wir hatten 
faum nody die eriten Zeitungsartifel diejes Inhalts gelefen, als uns daſſelbe 
u unjerm Gritaunen überall erzählt wurde, wo wir uns haben jehen laſſen. 
Und mehr noch, meine Herren! Zu meinem wahrhaftigen Schreden ift am 
zweiten oder dritten Tage mein Bedienter jchon aus dem Speijehaufe ge: 
fommen und bat erzählt, daß die dort befindlichen Franzoſen voll Freude 
lien darüber, dag mit Baiern ein Vertrag nicht zu Stande komme, und 
dak nunmehr der Bruch der Allianz in nächiter Zeit zu erwarten ſei, dab 
dann die Baiern entweder nad) Haufe geben oder auf die Seite der Fran- 
zoſen fich jchlagen werden. Das, meine Herren, bat aber nicht blos mein 
Bedienter den Franzoſen nacherzählt, jondern auch die Domeftiquen im Hau fe, 
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jo oft fie mich ſahen, — fie waren deſſen einzige Bewohner, — fingen an 
davon zu ſprechen. Bis in die unterften Schichten der Bevölkerung in Ver— 
jaille& war der Glaube, daß demnächft der Brudy zwifchen Preußen und 
Baiern bevorftehe, verbreitet, troßdem daß auch die hellblauen Uniformen, 
von denen im Ausſchuſſe die Rede war, an der Seite der Preußen ftanden. 
Wenn Sie erwägen, welche Lügen das franzöfische Volk geglaubt hat, welche 
aufgelegten Zügen, jobald fie nur zu feinem VBortheile langen, wenn Sie 
erwägen, mit welchen Mitteln es gelungen ift, Frankreich fortwährend zu 
neuen Anftrengungen aufzurufen, dann frage ich Sie: Iſt ed wirklich fo un- 
geredytfertigt zu erwarten, daß, wenn die Verträge nicht angenommen werden, 
und unfehlbar ein Riß zwijchen die Verbündeten fommen wird, daß man 
dann neue Hoffnungen jchöpft? Man mag darüber denfen, was man will, 
ic, für meinen Theil glaube e&&. Meine Herren! Die Stunde der Ent- 
ſcheidung naht; jedes Votum bringt eine große Berantwortung mit fidh. 
Aud) auf und, meine Herren, liegt eine auferordentlicy große, eine furcht⸗ 
bare Verantwortung. Wir waren und deijen von allem Anfange an wohl 
bewußt; wir alle, die wir beim Vertragsabſchluſſe betheiligt gewejen find, 
haben ſchwer gefämpft im Innern, jo ſchwer, als irgend einer von Ihnen, 
der fi) über das „Sa“ oder „Nein“ ſchlüſſig macht. Könnte der Kamin 
im Hötel Petit Vatel, wo der Herr Kriegsminifter einlogirt war, ſprechen, 
meine Herren, er könnte Ihnen von vielen, vielen jorgenvollen, angiterfüllten 
Stunden erzählen, die dem Abjchluffe der Verträge vorangegangen find. 
Mande Bitte um Rath, manches forgenbejchwerte Briefchen habe ich an 
bewährte Baterlandöfreumde gejchrieben, um mich ihred Rathes zu verfichern. 
Meine Herren, wir find nad) langem Ringen zum Schluffe gefommen, dab 
die Verträge Baiern nicht eripart werden können, daß fie wegen jeiner ganzen 
Geftaltung, und wegen feiner ganzen Gejchichte unvermeidlich find. Unſere 
Verantwortung wird groß jein; aber glauben Sie mir, die Verantwortung, 
die Diejenigen tragen, welche „Nein“ fagen, ift nicht um ein Duentchen 
geringer. Sie müſſen dody den Fall ſetzen, daß nicht Ihre Anjchauungen über 
die Entwicklung der Dinge zur Geltung gelangen, jondern die unſrigen, und 
wenn dad eintritt, jo werden Sie nicht verfennen können, daß Sie mit 
Ihrem „Nein Unglück über das Vaterland gebracht haben. Umgekehrt 
könnte es ſich jo entwideln, daß man berechtigt wäre zu jagen: „Nein, 
Ihr, Ihre mit Eurem zuftimmenden Votum habt das Unglüd über das 
Vaterland hervorgerufen." Nun, meine Herren, in einer jo furchtbaren Lage 
ſieht man fid) nach einem Troft um. Wir haben den Troft in reichem 
Maße; wir wiſſen uns in Uebereinftimmung mit ber Mehrzahl aller Be- 
theiligten. Sagen Sie nicht: es ift ein fchlechter Troft, wenn man fich 
mit dem großen Haufen in MWebereinftimmung weiß, die Meinung des 
Haufens mwechjelt, heute dahin, morgen dorthin. Nein, das ift es nicht! Das 
was wir für uns haben, ift etwas von der Uebereinitimmung mit der allge 
meinen Logik und den Gejegen des Denkens. Wir wiſſen und Eins mit ber 
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bei weitem größten Mehrzahl aller intelligenten und urtheilsfähigen Männer, 
und das ift ein großer Troit für und. Ich rede dabei nicht von den deutichen 
Brüdern in den andern deuticdyen Yändern, die ungeduldig harren, ob wir 
in ihre offenen Arme eilen; ich rede nicht von den deutichen Brüdern über 
den fernen Meeren, die bei dem Unheil, das und drohte, in tauſend und 
aber taufend Anläffen ihre innige Theilnahme am Looſe des Baterlandes 
dofumentirt haben; ich ſpreche nicht von den Feinden, von denen wir lernen 
jollen, und deren Spannung uns beitätiget, daß das Nichtige für und die 
Einigung Deutichlands und der Anſchluß Baiernd an das Reich iſt; id) 
rede nicht von dem Zeugniffe, das in der Erwartung aller Nationen liegt, 
die da harren, ob ein einiges mächtiges Deutjchland werden wird; nein, ic) 
rede nur von den zunächſt Betheiligten, und komme wieder darauf zurüd: 
„Cs it die größte Mehrzahl des Haufes, es ift das Votum der eriten 
Kammer, ed ift die Uebereinitimmung mit der Krone, die und tröftet.“ 
Noch einen Troſt haben wir: Auch manche Reden, die gegen die Verträge 
gehalten worden find, find ein wahrer Herzenstroft für und. Meine Herren, 
das beruhigt umd ftärft, wenn man mit der bangen Sorge, ob man das 
Rechte getroffen hat, bier vor diejen Areopag tritt, und wenn es ſolcher 
Mittel bedarf, um dem Volke die Annahme der Verträge zu verleiden! 
(Bravo!) Und welchen Troft, meine Herren, welchen Troft haben Sie (zur 
rechten Seite des Hauſes gewendet)? Einen Troft, den wir micht body genug 
ſchätzen können, Sie haben dad Bewußtjein für fi, das gebe ich zu, das 
Rechte gewollt zu haben! Uber die Freubigfeit der Ueberzeugung wird nad) 
laffen mit dem Wachſen des Beweijes, daß dieje Ueberzeugung doch nicht die 
richtige gemwejen ift. Wahrlich ungeheuer ift die Verantwortung, die den 
Einen trifft, durch defjen Stimme etwa die Verträge verworfen werben! 
Bei dem wahrhaftigen Gotte! Ich möchte diefer Einzige nicht jein! (Bravo!) 
Und wer ift der Eine? Ieder von Ihnen, der Nein jagt. Denn jeder 
muß fich jagen, hätte er jein Votum anders abgegeben, jo wäre das Unheil 
von dem Vaterlande ferne geblieben. Das, meine Herren, halten Sie fid) 
vor Augen, wenn der Herr Bräjident Sie aufruft, Ihr Votum abzugeben! 
(Bravo!) 


Minifter Graf v. Bray-Hteinburg:*) Meine Herren! Ich habe den aus- 
führlichen Vorträgen meiner beiden Herren Gollegen nichts mehr beizufügen, 
und verzichte darauf, die vorliegende Angelegenheit nach langer Arbeit in 
diefem Haufe nochmals zu bejprechen. Diefe Frage ift behandelt worden in 
einer Reihe von Situngen mit aller Schärfe des Verftandes, mit aller 
Wärme des Gefühlee. Es find der Worte jet genug. An Sie tritt jetzt 
die Pflicht heran, mit einer That vorzugehen, mit der That der Abftimmung 
und der Entſcheidung. Möge der Geift der Wahrheit, der Geift des echten 
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Patriotismus Ihre Ueberzeugung und Ihr Votum beftimmen! Im Namen 
des Geſammtminiſteriums babe ich die Erklärung abzugeben, daß, nachdem 
fich eine Verjcyiedenheit ergeben hat zwijchen der Vorlage der Verträge in 
ihrer Gejammtheit, wie fie vom Minifterium gejchehen iſt, und der Spezia- 
liſirung, welche andererſeits belieht wurde, wir und der Art der Vorlage an— 
ichließen, welche durch das Minoritätsgutachten erfelgt ift, — nemlich der Vor: 
lage durdy Anführung der einzelnen Beſtandtheile derjelben. 


Bei der Abftimmung*) lagen zwei Anträge vor. Der Antrag 
der Ausihuk-Majorität war darauf gerichtet: 


„den vorgelegten Bündnifverträgen die Zuftimmung zu verjagen“. 


Der, geſchäftsordnungsmäßig zuerft zur Abftimmung zu bringende, An: 
trag der Ausſchuß-Minorität ging dahin: 


„Hohe Kammer wolle beichließen, es jei zum Bollzug: 

I) des Bündnikvertrages zwilchen Baien und dem Norddeutichen 
Bunde d. d. Verſailles 23. November 1870 und der darin ent 
haltenen Verfaſſung; 

2) des Schlufprotofolles zu diefem Vertrage vom nämlichen Tage; 

3) der Vereinbarung zwiſchen Baiern, dem Norddeutjchen Bunde, 
Miürtemberg, Baden und Helfen d. d. Berlin den 8. Dezem- 
ber 1870; 

4) der mit Zuftimmung der betheiligten Regierungen im III $ 8 
des Hauptvertrageö laut der Note des f. Staatöminifterium des 
Aeußern vom 13. Dezember 1870 getroffenen Aenderung ; 

5) der nach derjelben in II des Schlußprotofolles getroffenen Aende- 
rung, und 

6) den im Betreff von Kaifer und Reich im Cingange der Bundes- 
verfaffung und im Artikel 11 Abjat 1 nach derjelben Note ge 
getroffenen Aenderungen, 

joweit dadurch der verfaſſungsmäßige Wirfungäfreid des Landtages 

berührt wird, die Zuftimmung zu ertheilen * 


) St. B. S. 374. 81. Sikung vom 21. Januar 1871. 
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Beim Namensaufruf wurde (unter Beobachtung der Verfaſſungsvorſchrift 
daß bei dieſem die baieriſche Verfaſſung abändernden Beſchluſſe mehr als 
drei Viertheile der Kammermitglieder anweſend waren) der Antrag der 
Ausſchuß⸗Minorität, ſonach die Vorlage der Regierung mit 102 gegen 
48 Stimmen angenommen. *) 


I. Bräfident Dr. v. Weis: Meine Herren! Durch diefen Beſchluß 
it das deutjche Einigungswerk vollendet und auch Baiern in das neugegrün- 
dete deutſche Reich eingetreten. Geloben wir uns im diejer erniten Stunde, 
mit treuer Hingebung und mit Vaterlandsliebe im beiten Sinne des Wortes 
an all’ dem mitzuarbeiten, was für des geſammten Waterlandes Wohl gefor- 
dert wird! Thun wir diejes, dann wird uns auch der Segen des Himmels 
nicht fehlen und wir fünnen und dem Vertrauen hingeben, daß der Baum, 
der jeßt gapflanzt it, im furzer Zeit feſte Wurzeln ſchlagen und reiche Früchte 
bringen wird. Zu den Früchten, die diefer Baum und gewiß bald bringen 
wird, rechne id; vor Allem einen für die deutſche Nation ehrenvollen Frieden 
und die Heritellung der Eintracht nicht nur unter den deutjchen Regierungen, 
jonden auch unter den deutichen Stämmen und innerhalb der deutichen 
Stämme unter den bis jeßt fich befümpfenden Parteien. (Bravo!) Ver: 
geifen wir aber bei dem, was wir dem Gejammtvaterlande jchuldig find, 
auch nicht unjer engeres Vaterland Baiern. Ihm bleibt immer nody eine 
große Aufgabe und indem Sie dieje fördern, fördern Sie zugleich dad Wohl 
Deutjchlands, denn vom Wohlergehen der einzelnen Staaten, aus denen das 
deutiche Reich jetzt beiteht, hängt die Wohlfahrt auch des Ganzen ab. Nur 
wenn die einzelnen Staaten blühen, nur dann fünnen fie der Geſammtheit 
das leiften, was im Interefje des Ganzen nöthig ift. Um tiefen Gefühlen, 
dem Gefühle für unfer engeres Vaterland, jowie dem Gefühle der Zuſam— 
mengehörigfeit aller deutjchen Staaten in diejer wichtigen Stunde Ausdrud 
zu geben, fordere ich Sie auf, dem erlauchten Fürften, der an der Spiße 
unjered Landes Steht, ein Hoch auszubringen: 


Seine Majeität der König Ludwig LU. lebe hoch! — und aber- 
mals hoch! — und nochmald Hody! 


(Die Kammer jtimmt begeiftert in den dreimaligen Hochruf ein.) 
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B. Sammer der Reihsräthe. 


In der Kammer der Reichsräthe hatte die hier folgende Debatte 
und Abitimmumg bereit3 am 30. Dezember 1870 Statt gefunden”). 


v. Yenmayr alö Referent **): Meine Hohen Herren! Noch niemals, 
jo lange die baieriſche Verfaſſung beiteht, ift ein Gegenftand von höherer 
Wichtigfeit, von erniterer Bedeutung der Verathung des Landtages 
unteritellt gemwejen, als derjenige, der heute auf der Tagesordnung diejes 
Hohen Hauſes ſich befindet. Es handelt fid) um eine Umgeftaltung unjeres 
ganzen bisherigen Verfaſſungslebens, um eine Aenderung der Angelpunfte 
unjerer dermaligen politijchen Griftenz, es handelt ſich um die Verzicht 
leiftung auf wichtige Rechte der Krone wie der Volfövertretung, um die 
Uebernabyme jchwerer Lalten. Es handelt fi) aber audy um die enbdlidye 
Löſung einer großen Frage: um die Cinigung der deutihen Staaten 
zu einem dauernden Berfafjungsbündniffe, — der deutjchen Staaten jage ich, 
joweit dies überhaupt dermalen noch möglidy ift, nachdem leider der Aus— 
ſchluß von Deutſch-Oeſterreich nun einmal als eine vollendete und nicht mehr 
abzumwendende Thatjache feititeht. Die königliche Staatsregierung hat dem 
Hohen Haufe die zu Verjailles abgejchloffenen Staatöverträge vorgelegt, nad) 
denen der bisherige Norddeutihe Bund in einen Deutichen Bund erweitert 
und der Eintritt Baierns jowie der übrigen ſüddeutſchen Staaten in diejen 
Bund herbeigeführt werden fol. Der Inhalt der Verträge ift durch die 
Vorlage jelbjt bekannt, und die aus diejer Vorlage bergeftellte und dem 
Hohen Haufe vertheilte Zujammenitellung, weldye die Beitimmungen der 
einzelnen VBertragsurfunden in tabellarijcher Ueberficht neben einander reiht, 
wird, wie id) hoffe, genügen, den Hohen Herren den erforderlichen Gejammt- 
überblid deijen zu geben, was Fünftig, wenn die Verträge angenommen 
werden, dad für Baiern mafgebende Bundes-Verfaſſungsrecht bilden joll. 
An der Hohen Kammer ift ed nunmehr fich zu entjcheiden, ob diejen Ver— 
trägen die verfaflungsmäßige erforderliche Zuftimmuug zu ertheilen jei. Der 
Ausichuß, weldyer mit der Borprüfung diefer Frage von dem Hohen Hauje 
beauftragt wurde, ift zu dem Bejchlufje gelangt, demſelben die Annahme der 
Verträge in umveränderter Faſſung zu empfehlen. Die Gründe, welche den 
Ausihuß zu diefem mit überwiegender Majorität gefaßten Bejchluffe beftimmt 
haben, find in dem Referate niedergelegt, weldyes die Hohen Herren gedrudt 
in Händen haben und welches jeinem wejentlichen Inhalte nach die Billigung 
des Hohen Ausichufjes gefunden bat. Ich erlaube mir darauf Bezug zu 
nehmen und noch Einiges erläuternd anzufügen. Bor Allem mußte fich der 


) 18. Sigung, Prot. Bd. II. S. 37. 
“)o.a.0D. Der jhriftlihe Vortrag, auf welchen wir nur verweilen können, 
findet fid in WBeilagen-Band IL S. 113 
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Ausſchuß die Frage vorlegen, ob überhaupt an die Möglichkeit gedacht werden 
könne, die Verträge in irgend einer Weile noch zu modifiziren. Wäre dieſe 
Möglichkeit ald gegeben angenommen worden, es würde wohl nicht eine 
Stimme im Ausſchuſſe geweſen fein, die nicht für eine joldye Modifikation 
fich ausgeſprochen hätte; allein der Ausihuß mußte fich gleich von vorn 
herein dieje Frage in unzweifelhafter Weiſe verneinen. Die Unmöglichkeit, 
im gegenwärtigen Stadium der Sache noch irgendwie eine Modififation der 
Verträge zu erwirken, liegt im Hinblicke auf den Gang der Verhandlungen 
und im Hinblicke auf den inzwijchen bereits definitiv erfolgten Anjchluß von 
Seite der anderen Staaten jo evident auf platter Hand, daß es überflüſſig 
wäre, darüber weiter zu jprechen, und dab wohl ohne weitere Erörterung als 
unbeftritten vorausgejegt werden darf: eö habe das Hohe Haus nur zwijchen 
Annahme und Ablehnung der Verträge ſich zu enticheiden. Es iſt daber 
geboten, in möglichit objeftiver Würdigung die Vortheile wie die Nachtheile 
ind Auge zu fallen, welche ſich mit der Annahme der Verträge für unfer 
Baterland verknüpfen. 

Zuerſt die Vortheile. Sie lafjen fid) in einem Worte zufammenfafjen, 
aber es ift ein gewichtiges Wort: die Einigung der deutſchen Staa— 
ten zu einem felten Bunde. Gie wird erzielt, wenn die Verträge an: 
genommen werden. Die Einigung der deutjchen Staaten zu einem Bunde, 
der — ed wird dad Niemand läugnen können — jtarf und achtunggebietend 
nach Außen dafteht, mächtig genug, dem Ganzen wie jedem einzelnen Mit- 
gliede ficheren Schirm zu gewähren und den deutjchen Namen bochzuftellen 
in Europa, zu einem Bunde, dejjen innere Drganijation — es läßt ſich aud) 
das nicht im Abrede jtellen — ihren allgemeinen Grundrijjen nach auf einer 
richtigen Baſis beruht, injoferne fie der Gejammtheit der Bundesregierungen 
im Bumdesrathe, der Gejammtheit der Bundesbevölferung im Reichstage 
Vertretung gewährt und die Leitung des Ganzen, wie billig, in die Hände 
des naturgemäß biezu berufenen mächtigjten Bundesitaates legt. Es wird 
dadurch ein Ziel erreicht, das alle Parteien ohne Ausnahme als wünſchens— 
werth, als nothwendig anerfannt und in ihren Programmen als joldyes pro- 
famirt haben; — alle Parteien ohne Unterjchied, wenn auch über die concrete 
Form, in der die Einigung erfolgen jollte, natürlich; bei den Einzelnen jehr 
verichiedene BVorftellungen, mitunter wohl auch gar feine Vorftellungen ſich 
gebildet haben mögen. Es werden neben der Grreichung dieſes Zieles noch 
zwei weitere gewichtige Vortheile erreicht auf politiichem wie auf volkswirth— 
ſchaftlichem Gebiete. Auf politiichem Gebiete durch den endlichen Abſchluß 
der Agitation, die im Kampfe um die Finigung Deutjchlands das Volk nun 
ſchon jo lange in Parteihader zerreißt und die nicht endigen wird, bis dieje 
Einigung in irgend einer Weije herbeigeführt ift; auf national-öfonomijchen 
Gebiete durch das emdliche Aufhören jener periodiſch wiederkehrenden Beun— 
ruhigungen und Spannungen, die jedesmal alö verderbliche Krijen das ganze 
vollöwirthichaftliche Leben des Landes durchzudten, jo oft der Moment der 
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Erneuerung der Zollvereinöverträge berantrat und mit ihm die Frage, ob 
dieje Erneuerung erfolgen werde. Dieje Krifen werden aufhören, wenn die 
Zollverträge aufgegangen find in den Bundesverträgen. Das, meine Hohen 
Herren, find die Vortheile, die fich an die Annahme der Verträge fnüpfen; 
es find große, jchwer wiegende, hoch anzuſchlagende Voriheile, und Ihr Auss 
ſchuß anerfennt diejelben nach ihrem vollen Werthe. — Auf der anderen Seite 
it es nun aber auch Pflicht der baieriſchen Bolfövertretung, mit gleich jorg: 
fältiger Prüfung dasjenige ind Auge zu faffen, was Baiern hingeben muß, 
um jene Bortheile zu erreichen. Es ift eine möglicyit genaue Ueberficht zu ge 
winnen über die Rechte, auf meldye die baieriiche Krone wie die baieriſche 
Volfsvertretung zu verzichten, über die Laſten, welche Baiern zu übernehmen 
hat, wenn die Verträge Geltung befommen. Das Referat, welches ſich in 
den Händen der Hohen Herren befindet, gibt eine möglichſt vollitändige, wenn 
auch nur ſummariſche Ueberficht diejer Berzichtleiftung, dieſer Laſten. Ich 
erlaube mir darauf Bezug zu nehmen und babe nur in einem Punfte eine 
Berichtigung beizufügen. Unter den Laiten, welche auf Baiern fallen, wenn 
die Verträge angenommen werden, führt das Referat auch die Erhöhung des 
baieriſchen Militärbudgets auf und jchlägt dieſe Erhöhung auf die runde 
Summe von vier Millionen an. Im der Zwiſchenzeit ift nun von Seite 
der Staatsregierung an den betreffenden Ausſchuß des anderen Hauſes eine 
Mittheilung gebradyt worden und Seine Ereellenz der Herr Kriegsminiſter 
haben diejelbe Mittheilung aud) in der legten Sigung des Ausjchufjes diejes 
Hohen Haufed gemacht, dahin gehend, daß die Staatsregierung die fragliche 
— allerdings notwendig werdende — Erhöhung, im Gegenhalte zu unjeren 
dermaligen Bupdgetpofitionen nur auf den Betrag von anderthalb Millionen 
ungefähr veranichlagen zu jollen glaubt, wenn nämlidy zu den gegenwärtigen 
ordentlicdyen Budgetſätzen auch noch in Anrechnung gebradyt werden jene 
weiteren Poftulate, welche bisher periodijch, aber allerdings in ziemlidy regel- 
mäßigen Perioden, wiederzufehren pflegten, unter dem wohlbefannten Titel: 
„für außerordentliche Militärbedürfnifie,“ ſowie diejenige Mehrausgabe, welche 
jet neben dem jtändigen Budget aus dem Neichörejervefonde für Vergütung 
der Getreidepreid-Differenzen geleiftet werden muß. Ich acceptire mit Ver— 
gnügen dieje Erflärung, gebe mid; gerne der Hoffnung bin, daß es der 
Staatsregierung gelingen werde, die fraglicdye Budgeterhöhung innerhalb der 
bezeichneten Grenzen zu erhalten und bitte die Hohen Herren, das Referat 
in diefem Punkte in der angegebenen Weiſe berichtigen zu wollen. Auch 
mit diefer Berichtigung, meine Hohen Herren, it das Verzeichniß der Ver: 
zichtleiftungen und Laſten, um die es fich handelt, noch immer jehr umfang- 
reich. Demungeadytet hat der Ausſchuß hierin noch fein überwiegendes Be— 
denken gegen die Annahme der Bundesverträge finden zu jollen geglaubt. 
Er erfennt dieje Opfer an ald nothwendiges Mittel zum Zwede. Ich babe 
ichon erwähnt, daß alle Parteien übereinftimmen in der Anerfenmung der 
Nothwendigfeit der endlichen Herbeiführung eines einigenden Bundes zwiſchen 
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den deutſchen Staaten. Ein ſolcher Bund, man mag ſeine concrete Form 
ſich denken wie man will, iſt aber unmöglich, wenn nicht die Regierungen 
wie die Volksvertretungen, die einzelnen Bundesſtaaten von ihren Rechten 
ſo viel an das Ganze abtreten, als eben zur Lebensfähigkeit des Bundes 
erforderlich iſt. Dieſe Verzichtleiſtungen, dieſe Laſten dürfen alſo nicht 
ſchlechthin als Opfer auf den Verluſt-Conto der einzelnen Staaten geſtellt 
werden, ſondern ſie müſſen als Kaufpreis betrachtet werden, für den die 
Einigung erlangt wird und erlangt werden kann. Auch gegen die Bedenken, 
welche allenfalls gegen die Größe dieſes Kaufpreiſes erhoben werden möchten, 
ſtehen gewichtige Erwägungen gegenüber, welche geeignet find, dieſe Größe 
in einem minder erjcredenden Lichte erjcheinen zu laſſen. Wenn Souveräni- 
tätörechte abgetreten werden, jo darf nicht unerwogen bleiben, dat Baiern 
nie ein vollftändig ſouveräner Staat im eigentlichen und eminenten Sinn 
des Wortes gewejen ift. So lange Baiern bejteht, gehörte es jederzeit einer 
größeren jtaatlichen Verbindung in der einen oder anderen Weije an und 
mußte fich der Unterordnung fügen, die mit joldyer Angebörigfeit nothwendig 
verbunden iſt. Insbeſondere auch zur Zeit des Deutichen Bundes, um nur 
auf die letzte Gejchichtäperiode zurücdzugreifen, beitand ein joldyes Unterord- 
nungsverhältnig. Auch damals war Baiern zur unbedingten Heerfolge in 
jedem Bundesfriege verpflichtet, auch damals war das baierifche Heer ein 
Beitandtheil des Bundesheeres und dem Oberbefehle des Bundesfeldhern im 
Kriege unteritellt. Auch damals war die Präjenzitärfe des baierijchen Con— 
tingents durch Bundesgejet geregelt und zwar in derjelben Weile, wie es 
jeßt jein joll, nad) einem Prozent der Bevölkerung; aucd damals gab es 
Schiedögerichte, Austrägalgerichte, Bundes-Erecutionen, denen der einzelne 
Bundesftaat ſich zu unterwerfen hatte. Wenn ferner die Verzichtleiftung auf 
Gejeßgebungsrechte in Frage fteht, jo kommt zu erwägen, daß uuter den Ans 
gelegenheiten, welche die Bundeöverfaflung auf das Gebiet der Bundesgeſetz— 
gebung hinweift, feine ift, von der fid) behaupten ließe, ihre Behandlung im 
gemeinſamen Wege der Bundesgejeßgebung bedrohe Baiern mit einer Be— 
Ihädigung, es jeien die Interefjen Baierns hier jpezifijch verichieden von 
denen der anderen Staaten. Dagegen muß anerfannt werden, dab unter 
jenen Angelegenheiten viele find, die wirklicy unbedingt den Charakter allge: 
meiner Angelegenheiten an ſich tragen, wirklich die Interefjen aller deutjchen 
Staaten völlig gleichmäßig berühren und daher ihre Behandlung zwedmäßiger 
im Wege der Bundeögejeßgebung, als in dem der Gejeßgebung der einzelnen 
Staaten finden. Wenn endlich Laften übernommen werden müſſen, jo 
liegt hierin nur wieder die nothwendige Gonjequenz eines jeden Bundesver— 
hältniffes. Im jedem Bunde müſſen eben gemeinfame Laften gemeinfam 
getragen werden; in feinem Bunde fann ein Mitglied verlangen, daß ihm 
ein geringerer Antheil an den Bundeslaften zugewiejen werde, als allen 
übrigen. Auch darf nicht außer Erwägung bleiben, daß gerade die jchwerfte 
der hier in Frage ſtehenden Laſten — der Aufwand für das Heer — für 
Materialien IIL 63 


834 Baiern. Kammer der Reichöräthe. 


Baiern id) nicht in geringerem Maße geitalten würde, wenn es außerhalb 
des Bundes bleiben wollte; vielmehr wäre Baiern offenbar gerade dann ge 
nöthigt, wenigitend für die nächite Zeit einen größeren Aufwand auf jein 
Heerweien zu macen ald denjenigen, den die Bundeöverfafjung ihm vor: 
ichreibt. Das find die Crwägungen, meine Hohen Herren, welche den Ausſchuß 
zu der Ueberzeugung geführt haben, daß wenn es ſich wirflih nur darum 
handeln würde, die in Frage ftehenden Laſten zu übernehmen und die in 
Frage Itehenden Rechte an die Gejammtheit abzutreten, dab dann den 
Verträgen jofort zuzuſtimmen märe nicht blos mit Nüdfidyt auf äußere 
zwingende Verhältniſſe, jondern aus inneren Gründen, weil nämlich die Vor: 
theile der Einigung Deutjchlands immer nody überwiegend wären gegen dieſe 
Opfer, und weil die Betradytung Platz greifen fünnte, daß die Nedyte, weldye 
die baierifche Regierung und die baieriſche Volfsvertretung abgibt an die 
betreffenden Drgane der Gejammtheit, den Bundesrat) und den Reichstag 
übergehen und daß dort auch die baierijche Negierung, auch das baierijche 
Volk jeine Vertretung findet. Aber, meine Hohen Herren, damit war der 
Ausihup dann an ein Bedenken gefommen, über welches ihn die einfache 
Erwägung der Vortheile, die Deutſchlands Einigung bietet, nicht mehr hin— 
wegzuführen vermochte. Es iſt eben nicht an dem, dab die abzu— 
tretenden Rechte an die Gejammtheit abgetreten werden. Die Souverä- 
nitätd- und Negierungsrechte, auf welche die einzelnen Bundesitaaten, aljo 
auch Baiern, verzichten müſſen — fie fallen nicht an die im Bundesrathe veprä- 
jentirte Gejammtheit der Bundesregierungen, ſondern fie fallen an Eine 
Regierung: an die Präfidialmacht, die Krone Preußen, und die Gejeßgebungs- 
und Verwilligungsrechte, welche von den Volksvertretungen der einzelnen 
Staaten, aljo audy von der baierijchen Volkövertretung abgetreten werden, 
fie fallen nicht unverfümmert und unverfürzt an die im Reichstage repräjen- 
tirte Gejammtvolfsvertretung des Bundes, jondern fie gehen zu einem be- 
trädhtlichen Theile verloren, theild abjorbirt durch die Vorrechte der Präfidial- 
macht theild beeinträchtigt durch die Stellung, die überhaupt der Reichstag 
in der Bundesverfaffung einnimmt. Es iſt nicht ſchwer dies nachzuweiſen 
aus den betreffenden Verfaffungsbeitimmungen. Die Bundesverfaffung über: 
weilt die Fülle der Souveränitätsrechte, das Recht über Krieg und Frieden, 
über Bündniffe und Staatöverträge falt ausjchließlich nicht an den Bundes- 
rat) jondern an die Krone Preußen. Eine einzige Ausnahme ift gegeben: 
die dab zur Erklärung eines Offenfiv-Krieged die Zuftimmnng des Bundes- 
rathes erforderlich it. CS muß zugegeben werden, daß mit diefer Beſtim— 
mung eine wejentliche Verbeſſerung im Sinne des füderativen Prinzipes ge 
wonnen worden ift im Gegenhalte zu der früheren betreffenden Beitimmung 
der Norddeutichen Bundesverfaffung. Aber ein übergroßes Gewicht vermochte 
der Ausſchuß auf dieſe Verbefjerung nicht zu legen, indem er in Erwägung zog, 
wie leicht die äußere Form des Beginnens eined Krieges ald Dffenfiv- oder 
Defenfivfrieg fich beſtimme oder bejtimmt werden fan, und indem er abge- 
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ſehen davon in Erwägung zog, daß diejenige Macht, welche allein die Frie— 
densſchlüſſe mit ihren Bedingungen, die Allianzen mit ihren Verpflichtungen, 
die Staatsverträge mit ihren Folgen in Händen hat, auch über die Herbei— 
führung oder Fernehaltung kriegeriſcher Verwickelungen eigentlich allein ent— 
ſcheidet. Dazu kommen nun noch die außerordentlichen Vorrechte, welche der 
Artikel 5 der Bundesverfaſſung der Präſidialmacht einräumt, in dem dort 
ftatuirten Veto. Gerade in Bezug auf die wichtigiten Attribute der Macht: 
ftellung: in Bezug auf das Heerwejen und auf die Kriegsmarine, ift der 
Stimme Preußens allein ein entjcheidendes Gewicht eingeräumt, ſoferne es 
fi) um Aufrechthaltung des dermaligen Beitandes handelt, — ein allein ent- 
ſcheidendes Gewicht gegen jede Majorität des Bundesrathes und des Reichs— 
taged. Das, meine Hohen Herren, wird genügen, um die Nichtigkeit des 
vorhin aufgeftellten Satzes nachzuweijen, daß die Souveränitätsrechte, weldye 
die einzelnen Staaten abtreten, nicht der Gejammtheit zufallen, jondern zum 
größten Theile der Präfidialmadht. Was den zweiten Sab betrifft, daß auch 
die Rechte, die die Volfövertretung abtritt, nicht im vollen Maße an die 
Volkövertretung des Bundes übergehen, jo bat diefer Sat jeinen Nachweis 
ſchon gefunden in dem biöher Angeführten. Wo der Präfidialmadıt die Be— 
fugniß zufteht, gerade in Bezug auf die wichtigite und ſchwerſte Belaftung 
des Volkes durdy ein Veto jelbit den einhelligen Beichlüffen der Volksver— 
tretung hemmend entgegen zu treten, da kann wohl von einer Bollberechti- 
gung der Volfövertretung nicht die Rede jein und es iſt fait unnöthig, noch 
auf zwei weitere jchwerwiegende Umstände binzuweijen, die für ſich allein 
ſchon jenen Sat begründen Fönnten: daß nämlidy der Bundeövertretung ein 
verantwortliche Miniſterium nicht gegemüber iteht, und daß die Wahl zum 
Reichstage durdy die Diätenlofigkeit defjelben einem jehr erheblichen Genjus 
unterjtellt if. Das, meine Hohen Herren, find die Bedenken, weldye Ihr 
Ausſchuß für überwiegend erachtet hat und nothwendig erachten mußte. Denn 
in den bier angeführten Thatjadyen erblidt er einerjeits eine effektive Min— 
derung desjenigen Maßes bürgerlicher Freiheit, welcher dermalen Baiern und 
die übrigen jüddeutichen Staaten in ihren conititutionellen Verfaſſungen ſich 
erfreuen; er erblidt darin andrerjeits — und id) glaube, die Nichtigkeit dieſer 
Anſchauung wird fein Unbefangener bejtreiten können, mag er einen Partei= 
ftandpunft haben, welchen er will — er erblidt darin ein das füderative 
Prinzip gefährdendes UWebergewicht der Präſidialmacht und eben deshalb 
wenigitens den Keim und die Grundlage, aus deren Entwidlung ſich eine 
abjolutiftijchemilitäriiche Hegemonie und jchließlicy ein abſolutiſtiſch-militäri— 
ſcher Einheitöftaat ich will nicht jagen heranbilden muß, — aber unter ges 
gebenen Verhältniffen und fördernden äußeren Umjtänden beranbilden kann. 
Aus diefen Erwägungen, meine Hohen Herren, hat Ihr Ausſchuß Die 
Anſchauung gewonnen, daß, wenn die Lage der Äußeren Verhält— 
nifje eine andere, eine weniger zwingende wäre, dem Beitritte zu ben Ber: 
trägen troß der anerkannten VBortheile die Zujtimmung jo lange zu verjagen 
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wäre, jo lange bis dieje Bedenken gehoben find. Allein, meine Hohen Herren, 
die Lage der äußeren Verhältniſſe iſt eben eine zwingende und mit diefen 
Verhältniſſen muß geredinet werden. Im Hinblide auf fie ift der Ausſchuß 
in feiner Majorität zu der felten Ueberzeugung gekommen, daf bei der der- 
maligen innern und äußern politiichen Lage Baiernd und Deutichlands die 
Annahme der Verträge der einzige Weg ift, den Baiern einjchlagen kann, 
wenn es nicht in eine völlig unhaltbare Stellung fommen will. Der Krieg, 
den jet die Heere der verbündeten deutjchen Staaten in Frankreich jo ruhm— 
reich und mit jo außerordentlicher Tapferkeit und Hingebung führen, das 
edle Blut, das dort in je ungeheuren Strömen vergoffen worden ift — 
vergoffen im gemeinjamen Kampfe von allen Landesangehörigen der 
deutjchen Staaten, — bat eine Solidarität diefer Staaten gejchaffen, die 
nicht aufhört, wenn der Krieg aufhört. Es ift diefer Sat nicht blos der 
Ausdrud eines Gefühls, er ift der Ausdruck einer jehr realen Nothwendigfeit. 
Die Siege, die jebt in Frankreich erfochten werden, und was ſich daran 
fnüpft, die Demütbigung Frankreichs, die Eiferfucht der übrigen Mächte über 
die heranwachſende deutjche Macht — das Alles wird nach meiner inmigen 
Ueberzeugung über furz oder lang einen Rückſchlag herbeiführen und es wird 
Die Zeit kommen, wo alle die Staaten, deren Heere jetzt gemeinfam in Frauk— 
reich kämpfen, gedrängt fein werden, fich Felt zufammen zu ſchaaren im feiten 
Bunde und mit Aufbietung aller ihrer Kräfte, um jenem Rückſchlage zu be 
gegnen. Wenn dieſe Zeit herantritt, dann kann, dann darf Baiern jenem 
Bunde fich nicht entziehen; es kann nicht iſolirt ftehen bleiben — das wäre das 
offenbar Verderblidyite für einen Staat von dem Umfange und den Madht- 
verhältniffen Baierns; es kann aber audy feine andere Allianz ſuchen, ale 
die feiner jegigen Kampf und Bundeögenoffen — das ift eine moralifche Un- 
möglichkeit. Baiern wird alfo immer zu dem Bunde hingedrängt werden, 
der ſich ihm jeßt darbietet. Es wäre aber höchit beflagenswerth, wenn es ſich 
diefem Bunde erjt Itellen würde in der Stunde der Gefahr, wenn es fidh 
durch jeine iſolirte Stellung in der Zwijchenzeit den Bundesgenoffen entfrem: 
det, die Füblung mit ihnen verloren und dem Auslande wenigitend die Mög: 
lichkeit zu dem Glauben und zum Handeln in dieſem Glauben gegeben hätte: 
es könnte Baiern von der Seite feiner jeßigen Bundesgenoffen auf Die andere 
Eeite fid) wenden. Aber auch abgejehen davon, meine Hohen Herren, auch 
abgejehen von diejer Betrachtung, die man vielleicht ald vage Gonjeftural: 
politif bei Seite ſchieben mag, — auch bei dem ganz gewöhnlichen Gange der 
Verhältniſſe läßt fich ja die Zeit und die Stunde berechnen, wann die Noth— 
wendigfeit an Baiern herangetreten fein wird, dem Bunde ſich anzuſchließen. 
Wenn Baiern heute die Bündniſſe ablehnt, jo werden fie eben abgejchloffen 
zwiſchen den anderen Staaten — fie find vielmehr ſchon abgeſchloſſen; Baiern 
ſteht ale in dem Momente feiner Ablehnung vollftändig ifolirt da. In dem 
nämlicyen Momente ift eine unferer blühendften Provinzen abgefchnitten und 
injelartig ausgejdyieden durch das rings fie umgebende Bundesgebiet, — durch 
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ein Bundesgebiet, deſſen Bevölkerung durch die Abſonderung Baierns in eine 
ſehr erklärliche Spannung und Erbitterung verſetzt ſein wird. In dieſem 
Momente ſchon wird die Lage jener Provinz eine kaum erträgliche ſein. Sie 
wird aber völlig unhaltbar und mit ihr auch die Lage des übrigen Landes, 
ſobald der Zeitpunkt der Erneuerung der Zollvereinsverträge heranrückt. 
Meine Hohen Herren! Baiern hat das Gewicht und den Druck dieſes Zeit— 
punktes zu wiederholtenmalen gefühlt und dieſe Wirkung wird auch dieſesmal 
nicht ausbleiben. In jenem Augenblicke wird Baiern jedenfalls gezwungen 
ſein dem Bunde beizutreten. Der Beitritt wird aber dann erfolgen unter 
viel ſchlimmeren Bedingungen als es jetzt ſich darbietet, er wird erfolgen — 
wir dürfen uns das nicht verhehlen — unter dem Hohne des übrigen Deutſch— 
lands, und er wird erfolgen bedingungslos, während jetzt noch ſehr namhafte 
und wahrlich nicht zu unterſchätzende Vortheile Baiern zugehen. Ich will 
dieſe Vortheile nicht näher aufzählen, ſie ſind am Schluſſe des Referates 
überſichtlich dargeſtellt und auf ihren Werth weiſt ſchon die Schwierigkeit 
hin, die es koſtete, ſie beim Vertragsabſchluſſe zu erlangen und in den 
weiteren Verhandlungen feſtzuhalten. Das ſind die Gründe, meine Hohen 
Herren, welche den Ausſchuß zu ſeinem Antrage beſtimmt haben. Und nun 
möge das Hohe Haus mir noch zum Schluſſe eine Bemerkung erlauben. 
Wenn aus dem bisher Erörterten hervorgeht, daß der letzte und durchſchlagende 
Grund, der den Ausſchuß bewogen hat, dem Hohen Hauſe die Annahme der 
Verträge vorzuſchlagen, fein innerer Grund iſt, ſondern in der Berückſichti— 
gung der zwingenden Macht der äußern Verhältniſſe beruht, ſo will damit 
nichts weniger ausgeſprochen werden als der Gedanke, daß nunmehr Baiern 
mit der ſtumpfen Verdroſſenheit und Erbitterung eines Gezwungenen in den 
Bund treten ſoll, — eines Gezwungenen, der nur grollend die ihm aufge— 
drungene Feſſel ſtets im Auge hat und wohl gar im Stillen hinterliſtige 
Pläne ſchmiedet, um fie bei der nächſten Gelegenheit wieder abzuſtreifen. Nein, 
meine Hohen Herren, das fann, das darf die Meinung nicht fein! Iſt ein- 
mal der Bund gejchloffen, ift Baiern einmal — jei es aus was immer für 
Motiven — eingetreten in die Gejammtheit, dann müſſen die Bedenken und 
Befürchtungen, deren offene Darlegung und gewiljenhafte Prüfung jet unfere 
Pflicht ift, — fie müſſen, joweit fie eine feindjelige, verbitterte Stimmung gegen 
das Bundesverhältnii zu nähren geeignet fein möchten, abgethan und be- 
graben jein. Als ein treuer, rüchaltlofer, verläffiger Genoffe muß Batern 
in den Bund treten und nicht retrojpeftive Klagen und Gelüfte jondern ein 
friiches Ergreifen ded einmal Gegebenen und Angenommenen muß die Lofung 
fein! Iene Mängel, jene Befürchtungen — fie find nur infoferne im Gedächtniffe 
feftzuhalten, als fich die Aufgabe daran fnüpft, fie auf verfaffungsmäßigem 
Wege zu bejeitigen, und dazu, meine Hohen Herren, gibt die Fortbildungs- 
fähigkeit der Bundeöverfaffung das Mittel an die Hand. Der Bundesrath, 
der Reichötag find die Arena, auf der von der Regierung wie von der Volks— 
vertretung Baiernd in den Kampf zu treten ift, um eine VBerbefjerung der 
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Verfaffung des Bundes in den angeregten Beziehungen herbeizuführen. 
Meine Hohe Herren! die Bedenken, die der Ausſchuß ald überwiegend gegen 
die Annahme der Verträge bezeichnet hat, — fie find feineswegs blos partifula- 
riftiicher Natur, fie wurzeln nicht in einem ausſchließlich baieriſchen Intereffe, 
jondern das allgemeine deutjche Intereffe wird von ihnen ebenjo weſentlich be- 
rührt, wie das unjerd engeren Vaterlandes. Baiern wird daher im Kampfe 
um die Bejeitigung der Mängel der Bundesverfaffung, auf welche ſich jene 
Bedenken gründen, nicht allein itehen! Ich vertraue auf den gefunden Sinn 
des Deutichen Volfed und die Kraft feines Willens, daß diefer Kampf Fräftig 
und mit Erfolg geführt werden wird. Möge in diefem Vertrauen der baie— 
riiche Landtag feine Beichlüffe fallen und möge der Himmel feinen Segen 
dazu geben, daß das neugegründete Verfaſſungswerk feinen Ausbau finde 
in einer Weile, die zum Segen Deutjchlands, die zum Segen Baierns 
gereicht! 
Im Namen ded Ausichuffes bringe idy an das Hohe Haus den 
Antrag: 
„Es wolle demjelben gefallen, den von der königlichen Staate- 
„regierung vorgelegten Verträgen ihrem vollen Inhalte nach die Zu= 
„Stimmung zu ertheilen.” *) 


Schr. zu Irankenftein"’*): Meine Hohen Herren! Da id) das einzige 
Mitglied der vereinigten Ausichüffe war, weldyes nicht für den Antrag des 
Herrn Neferenten ftimmte, glaube ich ed Ihnen und mir jchuldig zu fein 
die Gründe zu entwideln, welche mein negative Votum veranlaßt haben. 
Mit der Beurtheilung der Verträge, wie Sie ſolche in dem Vortrage unſeres 
geehrten Herrn Neferenten finden, bin ich großentheild einverftanden. 
Auch ich finde, daß der größte Theil der baieriſchen Souveränitatärechte durch 
die Verträge verloren gebt, namentlich dadurch, daß der neue Deutiche Kaiſer 
das Recht der völferrechtlicdyen Vertretung, das Recht über Krieg und Frieden 
für das neue Deutjche Neich erwirbt. (Ich weiß, ich habe in den Verträgen 
gelefen, dab, um einen Dffenfivfrieg zu erflären, der Deutſche Kaijer die 
Mehrheit ded Bundesrathes für fich haben muß. Ich weiß, daß der Krone 
Baiern das Gelandtichaftsrecht auch ferner verbleibt; auf diejed Recht lege 
idy aber wenig Werth.) Das Stimmenverhältnig im Bundesrathe tft der: 
artig, dab Preußen wohl in allen Fragen, an weldyen ihm wirklich etwas 
gelegen iſt, ficher auf die Mehrheit ded Bundesrathes rechnen kann. Das 
Gelandtichaftsrecht, diejes foftipielige Necht, ift uns allerdings geblieben; aber 
wozu? Dasjenige, was unjere Gefandten uns berichten können, werden wir 
durch den Ausſchuß für auswärtige Angelegenheiten, der in Berlin etablirt 
werden joll, erfahren und das halte ich doch für unmöglich daß, wenn die 
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Verträge angenommen find, die baierifchen Gejandten andere Instruktionen 
erhalten werden als die Meichögefandten. Auch ift mir aufgefallen, daß, 
während das Geſandtſchaftsrecht belaſſen wurde, das Recht Konſuln zu er— 
nennen genommen worden iſt; und gerade darauf hätte ich Werth gelegt, 
daß durch baieriſche Konſuln die baieriſche Induſtrie im Auslande hätte ge— 
ſchützt werden können. Soviel von der Schädigung der Souveränitätsrechte! 
Nicht minder ſollen die baieriſchen Volksrechte geſchädiget werden. Vor Allem 
muß ich hervorheben, daß das Geldbewilligungsrecht weſentlich dadurch ge— 
mindert wird, daß wir durch den Vertrag die Verpflichtung übernehmen, ein 
Prozent der Bevölkerung in Friedenszeiten bei den Fahnen zu haben und 
per Mann jährlich 225 Thaler für Kriegszwecke auszugeben. Meine Hohen 
Herren! Dieſe Beitimmung des Vertrags iſt nicht wie viele andere durch 
ein Bundesgeſetz abänderbar, jondern dieſe Bejtimmung kann erft modifizirt 
werden, wenn Preußen, die Präfidialmadht, der Aenderung zuftimmt, und 
daß das in nächſter und naher Zeit gejchehen wird, glaube ich nie und 
nimmermehr. Wir haben und Alle gefreut, aus den Verträgen zu ent: 
nehmen, dab der Malzauficylag unferem Lande vorerit erhalten bleibt und 
mit ihm die Bafis der Tilgung und der Verzinſung der älteren Staatö- 
ſchuld. Aber, meine Hohen Herren, lejen Sie den zweiten Abſatz des Artikels 
35 und Sie werden finden, daß Baiern, Würtemberg und Baden beftrebt 
zu fein verjprechen eine übereinjtimmende Beitenerung auch dieſes Gegen: 
ftandes zu erlangen; aljo der Weg iſt ſchon quasi angedeutet, auf welchem 
diefe für und jo wichtige Steuer für und verloren gehen wird. Aehnliche 
Berlufte hat auch das baieriſche Volk an dem Rechte erlitten an der Geſetz— 
gebung Theil zu nehmen. Cs ift vielleicht nicht anders ausführbar geweſen, 
aber ed ift Thatjache, dab die Bundeögejee den Landeögefeßen vorgehen. 
Nun wollen die Hohen Herren aber die große Mafje von Geſetzen gefälligit 
lejen, weldye im Artikel 79 ſtehen. Es iſt mir befannt: vorerit find diefe 
jämmtlichen Gejee mit Ausnahme des Reichstagswahlgejeßes für uns nicht 
bindend, es genügt aber ein einfaches Bundesgeſetz, um und diefe ganze 
Flut) von Gejeßen zu geben. Meine Hohen Herren, ich frage: Findet ſich 
bier in dieſem Saale ein Einziger, weldyer alle dieje Gejete, die der Ar- 
tifel 79 aufführt, kennt? ift Einer unter und, welcher weiß, ob eines oder 
das andere diejer Geſetze nicht Beitimmungen enthält, die für unjere Ver: 
hältniffe, für unfer Volk gar nicht pafjen? Ich glaube, ich werde eine ver: 
neinende Antwort erhalten! Wie gejagt, darin war der ganze Ausſchuß mit 
dem Herrn Referenten einveritanden, daß die Baiern durch die Verträge 
auferlegten Opfer ald jedes billige Maß überfteigend dargethan werden 
müffen. Es frägt fi nun, warum, wenn Alle die Opfer jo erorbitant 
finden, wenn Alle einjehen, dat die Rechte der Krone, die Nechte des Volkes 
jo wejentlich gejchmälert werden, warum drängt man, die Verträge anzu= 
nchinen? Man jagt, durdy die Annahme der Verträge wird die Deutjche 
Einhcit befiegelt, man jagt: nachdem Baden und Würtemberg in den 
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Deutichen Bund eingetreten find, können wir Baiern nicht außerhalb des 
Bundes bleiben, wir befinden uns ſonſt in einer ijolirten Stellung. Ja man 
jagt weiter: wenn Baiern aud) vorerft wie bisher beitehen Fann, wenn man 
diefe Möglichkeit auch zugeben will, es fommt bald das Jahr 1877; dann 
hört der jetzige Zollvereinsvertrag auf, dann werden wir mit Hohn gezwungen 
werden ohne alle Bedingung in den Bund einzutreten. Meine Hohen 
Herren, auch idy babe von Jugend auf warm für die deutſche Einheit ge 
fühlt, ich dachte mir aber die deutjche Einheit anders, als jo wie wir fie 
durch diefe Verträge aufbauen jollen. Ich dachte nicht die deutſche Einheit, 
mit der einzigen Baſis eines unermeßlich großen Heeres ſondern ich dachte 
mir fie allerdings ſtark nach Außen aber frei nady Innen. Das iſt meine 
innigfte Ueberzeugung: ein Staat, eine Föderation, der ed an der freiheit, 
an der Möglichkeit freibeitlicher Entwidelung fehlt, hat feine Zukunft. Ic) 
weit jehr wohl, daß die Partei, weldye jeit 1848 dem Ziele zuitenert, vor 
dem wir zur Zeit Stehen, auf ihre Sahne gejcyrieben hat: „Durch die Ein- 
heit zur Freiheit." Ja, meine Hohen Herren, das ift mir wohl befannt! 
Dieje Freiheit aber und die Wege, die zu diejer Freiheit führen, find nicht 
die meinigen und wohl auch nicht die Ihrigen! Was die Anficht betrifft, 
daß Baiern, nachdem Würteniberg und Baden in den Deutjchen Bund ein: 
getreten find, ſich im jeiner ijolirten Stellung nidyt halten fünne, kann ich 
verfichern, daß fie mir abjolut unverſtändlich it. Baiern, ein Yand mit einer 
Bevölferung von nabezu 5 Millionen Seelen, ein Land durch jeinen Reid): 
thum berühmt, ein Yand mit geſchonter Steuerfraft wie nicht leicht ein an— 
dered, ein Land mit vollftändig geordneten Finanzen, — das ſoll unfähig jein, 
für ſich fortzubeitehen? Ich glaube, wenn ein Land, weldyes Gigenjchaften 
wie Baiern hat, nur das Selbitbewußtjein hegt, das nothwendig ift, — dann 
braucht fich daſſelbe nicht zu fürchten. Allerdings fehlt das Selbitbewußtjein, 
dann fteht es jchlimm um das arme Land! Was die Befürchtung betrifft, 
daß wir im Sahre 1877 gezwungen werden, unter dem jchallenden Gelächter 
der Bundesgenofjen ohne alle Bedingung in den Bund einzutreten, bin id) 
ganz anderer Anficht. Ich glaube nicht und werde es nimmermehr glauben, 
dab unjer mächtiger norddeuticher Allürter, an deſſen Seite wir unſere Fahnen 
fiegreidd an die Ufer der Loire und Seine getragen haben, und je zwingen 
wird, unjere Unabhängigkeit aufzugeben; ich halte dies zu jagen für eine 
Beleidigung Preußens, weldye auäzufprechen ich mid) nie unterftehen würde! 
Zum Schluſſe geitatten Sie mir, an eine Sitzung dieſes Jahres zu erinnern, 
und zwar an die Sitzung vom 28. Januar und erlauben Sie mir, Ihnen 
den Satz vorzulefen, den Sie in der damals mit großer Majorität angenom: 
menen Adrefie der Thronrede*) entnommen haben. Diejer Sat lautet: „Wenn 
die deutjchen Stämme ſich nicht jelbjt aufgeben, fichern fie die Möglichkeit 
einer gedeihlichen Entwickelung Gejammtdeutichlands auf dem Boden des 
Rechts." Nun, meine Hohen Herren, was Sie damals gejagt haben, — be 
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thätigen Sie es mın! Ich für meinen Theil bin nicht im Stande für die 
Verträge zu ftimmen, durch welche die Nechte der Krone, die Rechte des 
baieriſchen Volkes untergehen werden. 


Fürst v. Hohenlohe *): Ich ftimme für die Annahme des Vertrages. 
Wenn ich mir erlaube, mein Votum mit einigen Worten zu begründen, jo 
gefchieht es nicht in der Abficht Ihnen zu beweiſen, daß dieje Verträge die 
Selbititändigfeit Baierns unbeeinträchtigt laſſen. Ich geftehe dem Herrn 
Vorredner zu, daß die baieriſche Selbititändigfeit oder beifer gejagt die 
Sonderftellung Baierns in Deutjchland durch diefen Vertrag mehr und tiefer 
erjchüttert wird, als dies durch irgend eine ftantörechtliche oder internationale 
Verbindung gefchehen ift, in der fic) Baiern ſeit Abſchluß des weitphäliichen 
Friedens befunden hat. Allein, meine Hohen Herren, mir jcheint die Frage 
nicht jo zu liegen, ob durdy diefen Vertrag die baieriſche Selbitjtändigfeit 
gefährdet jei und wir ihn deshalb ablehnen müßten, — jondern wir müfjen die 
Frage jo Stellen: Sollen wir troß der Beichränfung der Selbititändigfeit, 
welche dieſer Vertrag mit ſich bringt, ihn dennod) annehmen? Und auf dieje 
Frage muß ich entichieden mit Ja antworten. Ich ftüe mich nicht auf die 
Gründe, weldje der Herr VBorredner für die Annahme vorgebradht hat ſon— 
dern auf die und vorliegenden Thatjachen. Wollen Sie mid) aber nicht mißver— 
ftehen. Ich bin fein blinder Anbeter des Erfolges. Ich glaube, meine poli- 
tiiche Vergangenheit gibt dafür Zeugniß. Wenn ich alfo von der bejtimmenden 
Macht hiftorifcher Ihatfachen rede, jo meine ic) nicht die großen Creignifje 
dieſes Jahres allein, ſondern ich gebe auf die ganze deutſche Entwicklung 
zurück. Und da ſcheint es mir nun, daß zwei Thatſachen vor Allem einge— 
wirkt haben, die baieriſche Politik in neue Bahnen zu leiten und die Stellung 
Baierns, wie fie ſich in den letzten Jahrhunderten entwickelt hat, zu modi— 
fiziren und Baiern feſter an Deutſchland anzuſchließen. Die eine dieſer 
Thatſachen iſt: das erwachte Nationalgefühl des deutſchen Volkes, die andere 
Thatſache iſt: die veränderte Machtſtellung der deutſchen Großmächte. Mit 
der Königswürde hatte Baiern im Jahre 1806 den Höhepunkt der Politik 
erreicht, die ich als die Sonderſtellung bezeichnet habe und die in der allge— 
meinen Lage des Deutſchen Reiches und in der Abweſenheit jeden National— 
gefühls ihre Erklärung, wenn nicht ihre Berechtigung fand. Der deutſche 
Reichsverband, ſeit dem weſtphäliſchen Frieden mehr und mehr zerbröckelnd, 
war endlich ganz zuſammengebrochen. Baiern hatte wenigſtens in formeller 
Beziehung die volle Souveränität erlangt. Allein ſchon wenige Jahre darauf 
verzichtete es auf weſentliche Rechte zu Gunſten des Deutſchen Bundes, und 
was hier vor Allem beſtimmend eingewirkt hat, war die Achtung vor dem 
erwachten Nationalgefühl des deutſchen Volkes. Nach der Erhebung der 
Freiheitskriege war eine Fortſetzung der Rheinbundpolitik nicht möglich. Und 
als im Jahre 1866 Baiern nach Auflöſung des Deutſchen Bundes zum 
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zweitenmale jene zweifelhafte Freiheit der Entſchließung zu Theil wurde, be: 
eilte es fidy jofort, die gewonnene Selbitbeftimmung im Allianzvertrage vom 
22. Auguft zum Opfer zu bringen augenjcheinlich geleitet von dem Gedanken, 
daß das Nationalgefühl des Deutjchen Volkes eine andere Politif als die, 
weldye im Allianzvertrage Ausdrud gefunden hatte, nicht möglich machen 
werde. Auch Sie, meine Hohen Herren, ftanden im Herbite 1867 vor einem 
joldyen Wendepunfte der baieriſchen Gefchichte, ald es fich um die Erneuerung 
des Zollvereind und um Annahme oder Ablehnung der darauf bezüglichen 
Verträge handelte. Sie haben fid) im Ihrer Majorität damals nicht dazu 
entjchließen können, die Sonderftellung Baiernd in wirtbichaftlicher Beziehung 
zu verjuchen, die folgerichtig zur politijchen Iſolirung geführt hätte. Sie 
haben nad) erniten Zweifeln Ihren Entichluß gefaßt und Sie haben zuge— 
ftimmt, weil eine undeutſche Politik in einem deutſchen Staate nicht mehr 
möglich war. Und ald im Sommer diejed Jahres der entjcheidende Augen- 
blif an Sie herantrat, wo es zum leßtenmale möglich jchien, den Weg zu 
betreten, der Baiern die Stellung ded Jahres 1806 hätte zurückgeben fünnen, 
da haben Sie den Lockungen wideritanden, die eine Partei dem baierijchen 
Volke vormalte, die man mit Necht die vaterlandslofe nennt. Sie haben die 
Neutralität zurücgewiejen, die zur franzöfiichen Allianz geführt haben würde, 
und haben mit einitimmigem Bejchluffe den Weg betreten, der für uns nicht 
allein der Weg der Ehre war jondern der audy für unjere Armee zum Wege 
der Ehre und umvergänglichen Ruhmes geworden ift. Damals rief mir ein 
politijcher Gegner zu: „Nun ift dad Deutſche Reich fertig!" Und nicht des— 
halb it jene Voransjagung Wahrheit geworden, weil, wie ein Herr Vor— 
redner gejagt bat, die Waffenbrüderſchaft auch mit Notbwendigfeit die Unter: 
ordnung unter den mächtigeren Allürten zur Folge haben mußte, jondern 
deswegen ift jenes Wort zur Wahrheit geworden, — weil das deutiche National- 
gefühl in diefem Kriege eine Madyt geworden iſt und eine Gewalt erlangt 
hat, vor welcher ſich auch die Vorliebe für altgemohnte Verhäftniffe beugen 
muß, und vor weldyer die Antipathie der deutichen Stämme gegen einander 
verfchwunden ift. Dieſes Selbftbewußtjein der Nation ijt aber feine bloße 
Abitraction geblieben; es hat eine thatjädzliche Grundlage gewonnen in der 
emporfteigenden Macht des Hauſes Hohenzollern. Wie die Machtitellung 
Baierns im Deutichen Reiche hervorgewachſen ift aus dem Zerfalle der 
Reichsmacht, jo war die Stellung Baierns im Deutjchen Bunde das Er: 
gebnif des Dualismus. In der Rivalität der beiden deutſchen Großmächte 
lag das Lebensprinzip der baierifchen Selbitjtändigfeit während der leßten 
50 Sabre. Als nun im Jahre 1866 der Erfolg der preußiichen Waffen den 
Bund geiprengt und Oeſterreich aus Deutjchland ausgeſchloſſen hatte, konnte 
dad Uebergewicht Preußens in Deutjchland nicht länger zweifelhaft jein. Für 
Baiern blieb feit jener Zeit nur die Wahl, ficy entweder den Bemühungen 
Derjenigen anzufchließen, weldye die Ergebniffe des Jahres 1866 durch erneute 
Kämpfe vernichten wollten, oder zu verjuchen eine den thatjäcdhlichen Ver— 
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hältniffen Rechnung tragende für die baieriſche Selbititändigfeit möglichit 
günftige Stellung zu erlangen. Sie wiffen, meine Hoben Herren, daß id) 
mic) der letzteren Meinung angejchloffen habe und Sie kennen die Bemühun- 
gen, welche die baierijche Regierung während meiner Amtöführung aufge 
wendet hat, um zu diejem Ziele zu gelangen. Wenn diefe Bemühungen 
ohne Erfolg geblieben find, jo kann idy meine politijchen Gegner des In— 
und Audlandes nicht von aller Schuld freiſprechen. Das geringe Maß von 
Dpfern, mit weldyen damals noch die Verbindung mit dem Norden von 
Deutjchland zu erreichen gewejen wäre, erjchien meinen politiichen Gegnern 
des Inlandes ald übergroße Beichränfung der Selbititändigfeit; das Ausland, 
deifen Einfluß ſich geltend machte, erblickte darin eine Verlegung ded Prager 
Friedend. Das Lofungswort jener Zeit war Aufrechthaltung des status quo, 
wohl nicht ohne die geheime Hoffnung auf Wiederheritellung des status quo 
ante, das heißt auf MWiederherftellung eines dem ehemaligen Deutjchen Bunde 
ähnlichen Zuſtandes unter gleichzeitiger Niederwerfung Preußens. Dieje 
Pläne und Hoffnungen hat die von den Gegnern unterjchätte Macht des 
preußiichen Volkes und Heeres, hat die deutjche Gefinnung Süddeutichlands, 
bat endlich und vor Allem der männliche Entichluß unſeres Königs im Juli 
diejed Jahres zu Nichte gemacht, und jene Hoffnungen find begraben worden 
in den Schlachten des deutichen Krieges und in den Verträgen von Verſailles. 
Diele Verträge find aber nicht das Reſultat norddeutjcher Ueberliſtung oder 
ſüddeutſcher Schwäche, fie find — und ich glaube ed nachgewiejen zu haben, 
— das naturnothwendige Ergebniß einer hiſtoriſchen Entwidlung, in welche 
einzugreifen nicht dem einzelnen Individuum und nicht Staaten von der 
Größe Baiernd vergönnt ift. — Was nun den Vertrag in feinen Theilen be— 
trifft, jo will ich nicht näher darauf eingehen, um jo mehr ald ich nicht die 
Abficht habe, Abänderungen in Vorjchlag zu bringen oder denjelben, wenn 
fie gemacht werden jollten, zuzuftimmen. Ich geftehe übrigens offen, daß 
mir der Werth mancher der in dem Bertrage enthaltenen Rejervatrechte für 
Baiern jelbit mehr als zweifelhaft erjcheint. Ich hätte gewünjcht, daß weniger 
Gewicht auf die Sicherung des Partikularismus, auf Erhaltung einzelner 
Inftitutionen und Gejeßgebungsbruchtheile für die ſpecifiſch-baieriſche Regie— 
rungsthätigfeit, ald darauf gelegt worden wäre, daß in der deutichen Gemein— 
jamfeit nad) föderativem Brinzipe überall die Theilnahme Baternd an der 
Berwaltung der gemeinjamen Angelegenheiten gewahrt geblieben wäre. Ic; 
will aber, wie gejagt, feine Kritif üben, ich will vielmehr nicht verjäumen, 
auszujpredyen, dat die Männer, welche diejen Vertrag unter ſchwierigen Ver: 
hältniffen zu Stande gebracht, ſich ein großes Verdienſt erworben haben; 
denn. ber Vertrag in jeinen einzelnen Theilen tritt zurüd vor der großen 
Thatjache des neugegründeten Deutjchen Reiches. Hier it der Keim einer 
großen Zukunft für Deutichland gelegt, und die hochherzige Initiative unjeres 
Königd und die unverzögerte Zuftimmung der deutichen Fürften gibt die 
Bürgichaft, dab das neue Deutjche Reich auch wirklich Weſen und Inhalt 
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gewinnen wird. Wenn unſer heutiges Votum dazu beiträgt, daß ein Deutſches 
Reich geſchaffen wird mit ſtarker Centralgewalt und freigewählter Volksver— 
tretung, wenn von nun an an die Stelle ruheloſer und unfruchtbarer Sonder— 
beſtrebungen eine Deutſche Politik tritt, an der wir loyal und ehrlich mit— 
arbeiten, wenn, wie Seine Königliche Hoheit mit Recht bemerkt haben, 
eine feſte Geſtaltung des Deutſchen Reiches die Möglichkeit gewährt, mit 
dem öſterreich-ungariſchen Nachbarreiche dauernde freundſchaftliche Beziehungen 
anzuknüpfen, welche die einzige Garantie für den europäiſchen Frieden ſind, 
wenn ferner von nun an jeder Deutſche ſtolz darauf ſein wird, in allen 
Ländern des Erdballs ſich Bürger des Deutſchen Reiches zu nennen, — des 
Reiches, das ihn ſchützt und in ſeinen Intereſſen fördert, — wenn dieſe Ziele 
erreicht werden, — dann, meine Hohen Herren, können wir wahrhaftig ſagen, 
daß wir Theil haben an einer großen That, indem wir dieſem Vertrage zu— 
ſtimmen, und daß die Ströme von Blut und Thränen, die dieſer Krieg koſtet, 
nicht umſonſt gefloſſen find! 


Schluß der Diskuſſion“). 


Staatsminiſter der Juſtitz von Cutz.“'' Der Herr Referent jagt: 
Mit freudigem Herzen, wenn ich ihn recht verſtanden habe, würde er den 
Verträgen zugeſtimmt haben, wenn die Rechte, die die Krone abzutreten hat, 
in der That an die Geſammtheit abgetreten würden und wenn die Rechte, 
welche die Volksvertretung aufgeben muß, nicht untergingen, — untergingen 
um deswillen, weil jene Rechte in der Bundesverfaſſung dem Reichstage nur 
in unvollkommener Weiſe zugeſtanden ſeien, welche bisher bei uns die Volks— 
vertretung in vollfommerter Weiſe zu üben in der Lage geweſen iſt. Meine 
Hohen Herren! Ich bin in der That nicht in der Lage zu behaupten, daß 
die Aeußerungen des Herrn Referenten in diefem Punkte gar feinen 
Widerhall in unferen Herzen gefunden hätten. Ich bin nicht in der Lage 
zu behaupten, daß alles das, was der Herr Referent angedeutet hat, aller 
und jeder Begründung entbehre, und ich darf wohl beifügen, daß die Mängel, 
die an dem DVertragäwerfe in diefer Beziehung gerügt werden, und lebhaft 
vor Augen geftanden find. Die Empfindungen, um die ed fich jet handelt, 
haben uns wiederholt den Verſuch abgenöthigt zu einer entiprechenderen Ge- 
ftaltung der Bundeöverfaffung zu gelangen. Dieje Verſuche find nicht ge- 
lungen und wir mußten die Empfindungen, von denen jet die Rede ift, 
unterdrüden dem Gedanken gegenüber, daß fie immer nody von geringerer 
Bedeutung und von geringerem Gewichte find als das unabweisbare Be— 
dürfniß nad) einer Einigung Baiernd mit den übrigen deutſchen Staaten. 
Aber ich kann auch nicht zugeben, daß die Bedenken, welche der Herr Referent 
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in diejer Beziehung geltend gemacht, in gar feiner Weife übertrieben worden 
wären. Meine Hohen Herren! Mir jcheint in der That, ald wenn dem 
Umftande, daß ein Theil der Kronrechte an eine andere Krone übertragen 
wird, ein allzugroßes Gewicht beigelegt worden wäre. Das kann doch in 
feiner Weije beanftandet werden wie mir dünft, daß dem Weide, das wir 
gründen, dab dem Bunde, dem wir uns anjchliehen, eine Spite gegeben 
werde. Daß diefe Spite eine Krone und nur eine beſtimmte Krone ift, das, 
meine hohen Herren, ift die natürliche Folge des Umitandes, deijen Bedeutung 
ich gewiß nicht unterjchäße, dab Die größeren und Fleineren Staaten in den 
Bund treten mit einer einzigen Großmacht; das ift die Folge des Umftandes, 
den wir beflagen, deſſen Aenderung wir wünjchen fönnten, deſſen Aenderung 
aber herbeizuführen Niemand von ung ſtark genug ift! Aber — deijen ungeachtet 
ift die Krönung des Gebäude mit einer Spite ganz unumgänglich noth- 
wendig. Meine hohen Herren! Niemand denke idy mir wird ſich wünjchen, 
dab Deutjchland reconftruirt werde auf dem Boden des alten untergegangenen 
Deutichen Bundes. Weil er das, was man von ihm erwarten zu fönnen 
glaubte, nicht geleiitet bat, deshalb haben ſich alle Blicdde von ihm abgewendet, 
und deshalb fonnte er dem Untergange nidyt entgehen. Ich behaupte nicht 
zu viel von dem alten Deutjchen Bunde mit den Worten, die idy eben zu 
ſprechen mir erlaubt habe; nicht zuviel, wenn Sie audy annehmen, daß er 
uns einen fünfzigjährigen Frieden geichaffen hat — obwohl die Nicytigfeit diejer 
Behauptung meines Erachtens wohl angezweifelt werden kann; ich weiß nicht, 
ob ich nicht recht hätte, wenn ich jagte, dat wir nicht, weil wir jenen Bund 
hatten, jondern obſchon wir nur diefen Bund und feinen andern hatten, 
50 Fahre Frieden behalten haben. — Diejer fünfzigjährige Friede ift das Pro: 
duft ganz anderer Glemente als des Umftandes, daß eine glücklich organifirte 
Föderation Deutjchland bejchirmt und bewacht hätte; wie ich mir denke, ift 
eö die allgemeine Schwäche, die ald Folge der großen Stürme beim Beginne 
dieſes Jahrhunderts allen Völkern eigen gewejen ift, die uns den Frieden 
aufgedrängt hat, — jenen fünfzigjährigen Frieden, der zu verjchiedenen Malen 
in der dringendften Gefahr gewejen ift gebrochen zu werden. Einen joldyen 
Bund zu gründen haben wir allerdings nicht beabjichtigt! Was wir mitzu- 
bilden und vorgenommen hatten, war ein Fräftiges, wirfjames Staatengebilde, 
und ein foldyes, meine Hohen Herren, wäre ſicherlich nicht denkbar geweſen, 
wenn die Ausübung der Negierungsrechte ausſchließlich in die Hand eines 
Kollegiums nad Art des Bundesrates gelegt worden wäre. Mit einer 
ſolchen Drganifation wäre die Schwäche, die Uneinigfeit und der Mangel 
einer kräftigen NRepräjentation nach Außen auch für die nächite Zukunft von 
Neuem befiegelt worden! Für das Oberhaupt des Bundes gilt ed alle Matt- 
herzigfeit ferne zu halten, es gilt zu handeln und dazu bedarf dieſe Spitze 
meined Erachtens unumgänglich der Einheit! Indeſſen auch das, glaube id), 
hat der Herr Referent in feinem Vortrage überjchäßt, dab die Spite zu 
jehr nach Einheit, nach Unififation dränge und mit zu viel Gewalt für die 
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Einzelnftaaten audgerüftet worden fei. Ich weiß wohl, man ift in Süd— 
deutjchland geneigt, ſich die Vorgänge beim Bundesrathe in Ausübung der 
Negierungärechte des Bundes jo zu denken, als wenn feindjelige Gewalten 
zujammen in einen Saal gejperrt wären. So wie fic nach dieſer Auffaſſung 
die Sache darftellt, ijt fie dem nach, mas ich gejehen habe, aber nicht, und 
wenn der Krone Preußen das Recht gegeben ift, Krieg zu erflären und 
Frieden zu ſchließen, und das Recht, Verträge. zu jchließen für den Deutjcyen 
Bund, jo jpredye ich das Vertrauen, — das fichere Vertrauen aus: daß die 
preußijche Regierung died nie thun wird, ohne ſich im Einverjtändnilje mit 
dem größten Theile Deutſchlands zu wiſſen. Daß aus der deutichen Föderation 
nicht der Einheitsſtaat hervorgeht, dafür jehe ich die ficherfte Bürgſchaft im 
Charakter des deutichen Volkes, in demjenigen, was ihm an PBartifularismus 
— an Bartikulariömus im Sinne des Herrn Referenten — ald umver- 
äußerliche Eigenjchaft angeboren iſt, — an jenem Partifularismus, der nicht 
etwa ein patrimonium für die Baiern allein ift, jondern an dem alle 
deutjchen Stämme ihren gebührenden Antheil haben. Weil ich weiß, dab 
dad Wort wahr ift: „die deutichen Stämme werden ſich nicht felbit auf: 
geben,“ deshalb ſprach ich das Vertrauen aus: eö wird aus dem Deutjchen 
Bunde nie und nimmer ein Einheitsſtaat werden! Daß ed nicht dahin 
fommt, meine Hohen Herren, daran wird Baiern das Beite zu thun ver- 
mögen. Man rechnet in der Beziehung auf und, man weiß, was im dieler 
Richtung Baiern zu leiften im Stande iſt und man hofft, daß ein Zuſammen— 
gehen Baierns mit den übrigen Staaten den Bedenken, welchen die Bundes— 
verfaffung bisher in Bezug auf Unififation Raum gegeben bat, ein definitives 
Ende jeßen wird. Wenn man endlid davon gejprodyen hat, daß der Reichs— 
tag nur in verfümmerter Gejtalt diejenigen Rechte habe, welche den Landes: 
vertretungen biöher zugemefjen waren, jo glaube ich jagen zu dürfen, daß 
man fich in diejer Beziehung irrt. Ic glaube, die nächſte Zukunft wird 
lehren, dab der Reichstag Feine ohnmächtige Berfammlung von Bolköver- 
tretern fein wird. Im einem Punkte, meine Hohen Herm, babe ich das 
Bedürfnii, dem Herrn Referenten mit vollem Herzen beizuftimmen: das 
ift der Sa, den er auögejprochen hat, dab, wenn Baiern nicht dermalen 
dem Bunde beiträte, dann in dem Moment, wo der Zollverein die nächte 
Krifis zu beftehen hat, diejer Beitritt erfolgen müßte unter dem Hohngelächter 
Deutſchlands und ohne Bedingungen. Nur Eined noch, meine Hohen Herren, 
füge ich hinzu dab wir nicht in den Bund eintreten wie er iſt jondern 
wie er fein wird — und ohne unjer Zuthun fid) geftalten wird, und ich fürchte, 
jener Bund — gefällt uns noch viel weniger als der Bund, den wir jeßt abzu- 
Ichliefen im Begriffe find und den wir mit den übrigen Völkern auözubilden 
die Kraft und die Gelegenheit haben werben. Gejtatten Sie mir endlich, 
gegen den einzigen Redner mid; zu wenden, der ſich für diejen Augenblid 
endgiltig gegen die Verträge auögejprochen hat. Meine Hohen Herren! Der 
Abſchluß der Verträge ijt meinen hochverehrten Collegen und mir nicht leicht 
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geworden, und wenn in dieſer Hohen Berjammlung das Wort fiel, dab es 
einen Kampf im Herzen foftete, ein zuſtimmendes Votum zu demjelben abzu= 
geben, — nun, meine Hohen Herren, dann darf ich jagen: es it auch und ein 
ſchwerer Entſchluß gewejen, die Verträge abzuſchließen; aber dieſen Empfind- 
ungen gegenüber war mir die Rede des Herrn Reichsraths, der ſich bisher 
gegen die Verträge geäußert hat, eine wahre Herzitärfung. Ich war auf * 
viel größere, viel wichtigere Einwände gefaht. Daß feine anderen gefommen 
find, ift mir ein Beleg daß wir fchließlidy doch nicht das Unrechte getroffen 
haben. Was find, meine Hohen Herren, die Bedenken, die man hervorge- 
hoben hat? Ich will fie kurz näher bezeichnen. Man empfindet jchwer, dab 
Baiern nicht das Recht vorbehalten worden it Konjuln zu ernennen. Sch 
könnte Ihnen aus den Verhandlungen mit dem Herm Minijter von Del- 
brück mittbeilen, dat wir demjelben Wunjdy hatten, wie der Herr Reichs— 
rath. Auch wir wollten Baiern dad Recht Konfuln zu ernennen für alle 
Zukunft wahren. Wir ließen dieſes Berlangen fallen gegenüber der über: 
wältigenden Ueberzeugung, dab wir dem Lande damit nicht den geringften 
Vortheil verjchaffen wohl aber einen großen Nachtheil zufügen würden. Was 
beißt eö denn, meine Hohen Herren, Konſuln zu ernennen? Iſt eö denn 
damit gethan, daß man irgend einem ordensdurftigen Kaufmann in irgend 
einem überjeeijchen Hafen den Titel „baierijcher Konſul“ verleiht? daß er 
ein Bureau hält und vielleicht großmüthig genug ift, von Zeit zu Zeit irgend 
einem baierijchen Bettler einen Dollar zu jchenfen? O nein! meine Herren, 
dad Konjulatwejen bedeutet meiner Anficht nach Nichte, wenn nicht hinter 
dem Gonful eine jehr reale Macht, die die deutliche Kanonenjprache Ipricht, 
jteht, wenn nicht eine Flotte hinterher gebt und aller Schuß den Angehörigen 
eined Landes gewährt wird, von dem wir ed gewohnt find zu jehen, daß 
ihn England und Franfreicd ihren Landesangehörigen gewähren. Ginen 
ſolchen Schuß konnten unjere Konjuln mit dem beiten Willen, welchen viele 
derjelben in unbezweifelter Weije in hohem Maße bethätiget haben, den 
Baiern nicht gewähren. Um aljo die Baiern im Auslande nicht jchlechter 
zu Stellen als jeden andern Deutjchen, mußten wir anerkennen, daß es richtiger 
ift, auf die baieriſchen Konſuln zu verzichten und darnach hinzuftreben, daß 
die Deutichen Heere und die Deutjche Flotte auch den Baiern ihren Schuß 
gewähren! Daß ich hier nicht von Dingen träume, die nie gejchehen find, 
dafür jprechen die Erfahrungen, die in den wenigen Jahren, welche jeit 
1866 abgelaufen find — fragen Sie die Deutichen, welche im fernen Aus: 
lande lebten — das deutjche Konſulatweſen bereitd zu Tage gefördert hat. 
Man hat gejagt, es jei zwar für den Augenblid der Malzaufjchlag gerettet, 
aber wie der zweite Abſatz des betreffenden Artifeld deutlich zeige, mur für 
furze Zeit. Nun, meine Hohen Herren, diejen Werth lege ich dem zweiten 
Abſatze nicht bei. Wir dürfen vertrauen, daß, jo lange die Gründe obwalten, 
welche ed dahin brachten, dak man uns den Vorbehalt zugeitand, aud) der 
Vorbehalt aufrecht erhalten werde. Aber, meine Hohen Herren, ic) prätendire 
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gar nicht, daß Sie der Vertrauensfeligfeit fich hingeben, von der Sie jehen, 
daß fie mich bis zu einem gewilfen Grade erfüllt. Nein! Man wird uns 
den Malzaufichlag nicht nehmen bis — ihn Baiern nicht ſelbſt aufgiebt, dafür 
bat der Vertrag gejorgt! Endlich ſagt man: wir müfjer eine ganz unüber- 
jehbare Maffe von Gejeen übernehmen. Nun, meine Hohen Herren, wir 
"werden prüfen, ob und wie weit und die Gejeße taugen und bei dem Spruche, 
den der Reichstag zu fällen hat darüber, ob die Gejehe, die gegeben worden 
find, bei und eingeführt werden follen, werden wir mitjprechen nud ich bin 
feft überzeugt ein ſehr gemichtiges und ernſtes Wort mitjprechen. Aber, 
meine Hohen Herren, jeßen Sie den Fall, daß der Reichötag in dem Drange 
nach Unifizirung jagt, man muß in Baiern aud) diefe Gejeße alle über: 
nehmen, — dann, meine Hohen Herren, erfläre ich meinestheils, dann iſt es 
auch fein Unglüd; denn joweit ich die Gejeße kenne — und es war meine 
Pflicht, fie näher zu bejehen — wird es für Baiern fein Unglüd fein, wenn 
wir diejelben auch bei und in Wirkſamkeit treten jehen. Der Herr Reiche: 
rath, gegen den idy mich gewendet, jagt, es ſei doch zu beflagen, daß die 
Einheit, nach der wir und jehnen, die das Ideal unjerer Jugend gewejen 
it, fich eigentlich mur verförpere in einer großen Armee. Nun, meine Hohen 
Herren, auch dieje Auffaffung vermag ich nicht zu theilen. Die große Armee 
wird ein Mittel fein, — ein wirkſames Mittel, die deutſche Einheit, von der 
wir in der Jugend geſchwärmt haben, praktiſch und wirkſam werden zu lafjen. 
Sie wird aber nicht das Weſen jener Einheit fein. Das Weſen der Einheit 
wird fein, daß die deutiche Nation nady Außen im Kriege und im Frieden 
mächtig und gewaltig dafteht, wie Ein Mann! Und daß das jo wird, 
dafür ift mir die Qualität des deutjchen Volkes Bürge, jowie dafür daß fich 
dad nöthige Maß von Freiheit entwidelt; — wenn ſich mur nicht ein Maß 
von Freiheit entwicelt, dad über das Bedürfniß des mehr gedachten Herrn 
Borredners hinausgeht! 


Staatöminifter des Königlichen Hauſes und des Aeußern Graf v. Bray- 
Steinburg: *) Meine Hohen Herren! Der Gegenſtand, der uns vorliegt, ift 
jo vielfach erörtert worden und hat indbejondere in einer jo eingehenden aus- 
gezeichneten Weije durch das Referat feine Beurtheilung erfahren, dab id) 
nr wenig mehr hinzuzuſetzen und namentlich in hiſtoriſcher Hinficht kaum 
mehr irgend eine Bemerkung zu machen habe. Ich will nur bemerfen, dat 
wenn in neuerer Zeit von einem Weiteren Bunde die Nede war, diejer Ge- 
danke und auch jchon früher vorgejchwebt hat, dab es jogar der erſte war, 
der zur Spradye Fam, und dab, als die Beſprechungen mit dem Herr Staats: 
minifter v. Delbrück hier ftattfanden, diejer Gedanfe es war, weldyem wir 
und zugewendet hatten. Erſt jpäter in Verſailles zeigte fich, daß der ſchwer— 
fällige Mechanismus eines joldyen doppelten Bundes nicht anwendbar und 
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ganz bejonderd ein Definitivum auf diefem Wege nicht zu erreichen war. 
Mir gingen darum, unter Feithaltung der Grundlage, welche und in München 
gedient hatte, zu dem Beitritte zu einem Allgemeinen Deutjcyen Bund mit 
einem gemeinfamen Reichötage über. Es fand hiebei, wie dem Hohen Haufe 
befannt ift, feine Ueberftürzung ftatt, jondern die Verhandlungen wurden 
mit Zeit und Ruhe geführt. Wir waren die lebten, die an die Reihe famen, 
und ich glaube wir hatten es nicht zu bedauern, denn ed wurden und Zuges 
ſtändniſſe gemacht, welche anderen Staaten verjagt worden waren. Die Zu: 
geitändniffe, welche Baiern bejonderd zu Theil geworden find, wurden diejem 
Hohen Haufe von einem Herrn Redner ald geringfügig bingeitellt. Ich muß 
ed jagen, dab es mich betrübt hat, in diejen Räumen eine Anficht äußern zu 
bören, weldye das Aufgeben des entjchiedenften Merkmale der Souveränität 
der baierijchen Krone verlangt, — eine Anficht, welche, wenn ihr entiprochen 
wird, unjere jchöne Hauptitadt zu einer Provinzialitadt herabwürdigen würde. 
Da bier von Vertretung nad Außen die Rede ift, will ich nur erwähnen, 
dat das Ehrenrecht, vermöge welches Baiern berufen ift ganz Deutjchland jubfidiär 
zu vertreten, doch gewiß nicht gering zu jchäßen ift. Was uns bei den Ver- 
bandlungen geleiftet hat, war der Wunſch, eine Einigung Deutjchlands her: 
beizuführen, aber eine Einigung auf füderativer Grundlage. Es ift durch die 
Abänderung der früheren Norddeutichen Verfaſſung, durch die Zuſätze ber: 
jelben und durch die Zugeitändnifje, welche den einzelnen deutjchen Staaten 
gemacht worden find, Etwas in diefem Sinne erreicht worden. Ich will den 
Werth deöjenigen, was erreicht worden, nicht zu body anjchlagen; aber Das 
will ich jagen, daß es gerade die Thatjache des Eintritt der ſüddeutſchen 
Staaten und inäbejondere Baiernd in den Bund ift, weldye am meiſten da= 
hin zu wirfen geeignet ift, daß die füderative Richtung gefördert und gefräf- 
tigt werde. Der Eintritt diefer Staaten hat namentlich dazu beigetragen, 
diejenigen föderativen Elemente, welche jchon im Norddeutichen Bunde vor: 
handen waren, neu zu beleben, zu jtärfen und wirffam zu machen. Ich darf 
hier nur auf das Königreich Sachſen hinweiſen. Ich hoffe, daß dasjenige, 
was man Bartifularismus nennt, ſich auch ferner im neuen Deutichen Bunde 
geltend machen wird, aber in dem Sinne, daß er der füderativen Strömung 
zu Gute fomme. Das ilt der erite Punkt, auf welchen ich bei Abjchluß der 
Verträge Gewicht gelegt habe, und noch jet Gewicht lege, vorzugsweiſe des— 
halb, weil mir dadurch auch der zweite Punkt, welcher mir von Bedeutung 
ift, am beiten gefichert zu jein jcheint, nämlich die Wahrung des europätjchen 
Friedend. Im einer großen deutjchen Föderation — mag ihr Name „Bund“ 
fein oder „Reich“ — liegen alle Elemente der Kraft und der Mähigung, 
welche den Frieden fichern, weil durch die Mäßigung, welche einer ſolchen 
Föderation naturgemäß inne wohnt, jede kriegeriſche Uebereilung ausgeſchloſſen 
wird, und weil durch ihre Macht alle Wahricheinlichkeit eines Angriffes auf 
das deutjche Gebiet auögejchloffen oder wenigitens die Gefahr befeitigt wird, 
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welche die Vereinzelung der deutichen Staaten hervorrufen würde. Der dritte 
Punft endlich, der mir eine wejentliche Bedingung für die gebeihlicye Ent- 
widelung Deutſchland zu ſein jcheint, ift, meine Hohen Herren, die Erhaltung 
und Pflege der freundichaftlichiten und imnigiten Beziehungen zu unjerem 
mächtigen Nachbarftaate, der öſterreichiſch-ungariſchen Monarchie. Baiern it 
hiebei ganz bejonders interejfirt und betheiligt. Ich habe nicht verJäumt, mit 
den herworragenditen Staatsmännern in Verſailles dieſen Gegenitand ein: 
gehend und wiederholt zur Sprache zu bringen, und ich muß eö beftimmt 
ausiprechen, daß ich dort im diefer Beziehung den entgegenfommendften Ans 
fichten und Wünfchen begegnet bin. Sa noch mehr, es wurde daſelbſt der 
Wunſch ausgeſprochen, daß es gelingen möge, durdy internationale Verträge 
das beitehende freumdichaftliche Verhältniß noch feiter zu knüpfen. Die ſeit— 
her der Deffentlichfeit übergebene Depejche des Grafen Bismard aus 
Berjailles vom 14. d. M. ſpricht fich in diefer Hinficht jehr beitimmt aus. 
Sie äußert den lebhaften Wunſch, mit dem mächtigen und befreundeten Nad)- 
barreiche Beziehungen zu pflegen, welche der gemeinfamen Vergangenheit 
ebenjo wie der Gefinnung und den Bedürfniffen der beiderjeitigen Bevölfe- 
rung entſprechen; und an einer andern Stelle wird von dem Verlangen 
geſprochen, „die freundichaftlichen Beziehungen Dentjchlands zu dem öfter: 
reicheungarischen Nachbarreiche zu erhalten und zu fördern, auf welche beide 
durch die ihnen gemeinfamen Intereffen und die Wechſelwirkung ihres geiftigen 
wie ihres materiellen Verkehrslebens angewiejen find.” 


v. Nenmayr als Neferent*): Was die Befürchtung vor der rüdfichte- 
lofen Einführung der bereits beitehenden Norddeutjchen Bundeögejege in 
Baiern betrifft, jo ift diefe Befürchtung auch im Ausjchußreferate jchon an— 
gedeutet. Aber jo ſchlimm jcheint mir die Sache dody nicht zu liegen. Die 
Geſetze des Norbdeutichen Bundes können durch die Bundeögejeßgebung auf 
Baiern nur inſoweit anwendbar erflärt werden, alö der Gegenitand des be- 
treffenden Geſetzes ein ſolcher ift, welchen die Bundesverfaffung dem Gebiete 
der Bundeögejeßgebung zuweiſt. Ich babe jchen zu erwähnen die Ehre ge- 
habt, daß diefem Gebiete nur ſolche Gegenftände zugewieſen find, von denen 
fihy in feiner Weiſe behaupten läßt, es jeien in Bezug auf den einen oder 
den anderen die jpezifiichen Intereſſen Baiernd weſentlich anders gelagert 
als die Intereffen der übrigen Bundesitaaten. Es darf aljo jchon im Voraus 
angenommen werden, — und in der That findet ſich diefe Annahme bei 
näherem Fingehen auf den Inhalt der hier in Frage ftehenden Gejeße be: 
ftätiget — daß durdy feines derjelben, wenn es auch wirflid unverändert kei 
und eingeführt werden jollte, eine Schädigung Baierns in Ausficht geftellt 
ift. Anbelangend endli den Malzaufichlag, jo glaube ich, daß in diejer 
Beziehung durch die Beitimmungen der Bundeöverfaffung volltommene 
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Sicherheit gewährt iſt. Nicht die Schlußworte des zweiten Abſatzes des Ar- 
tikels 35 der Bundesverfaſſung ſcheinen mir in dieſer Richtung das Wejent- 
liche zu enthalten, ſondern die Beitimmung, welche der baieriiche Vertrag in 
Nummer V. aufführt, welche lautet: „Diejenigen VBorjchriften der Verfaſſung, 
durdy welche beitimmte Nechte einzelner Bundesitaaten in deren Verhältniß 
zur Geſammtheit feitgeitellt find, insbejondere ſoviel Baiern angeht, die unter 
Ziffer II. diejes Vertrages aufgeführten Beitimmungen fünnen nur mit Zu= 
ſtimmung des berechtigten Bundesitanted abgeändert werden.“ Es dürfte 
hieraus die Nichtigkeit deſſen hervorgehen, was Seine Greellenz der Herr 
Staatsminifter der Juftiz angeführt hat, daß nämlidy eine Aenderung 
bezüglidy des Malzaufichlages durch die Bundesgejeßgebung nur dann erfolgen 
fann, wenn Baiern jelbit einwilligt. — Gegen diejenigen Gründe, weldye der 
Ausſchuß ald die zuletzt überwiegenden erachtet bat und welche ihn allein 
bewogen haben, die Annahme der Verträge troß diejer Bedenken zu begut- 
achten, haben der Herr Neichsratly Freiherr zu Srandenitein zwei Ein- 
wände erhoben. Injoferne nämlich, als ein ſolcher durchſchlagender Grund 
vom Ausjchuffe angeführt wurde, daß eine ijolirte Stellung Baierns nicht 
baltbar jein würde, wenn größere europätiche Verwickelungen bhereinbrechen 
jollten, baben der Herr Reichsrath angeführt, das ein Staat von der 
Größe, der guten Finanzlage und den jonjtigen günftigen Berhältnifjen 
Baiernd immerhin jelbititändig bleiben könne, es komme, was da wolle. 
Meine Hohen Herren! Ich glaube nicht, daß dieje Behauptung vereinbar ift 
mit der dermalen maßgebenden Lage der europäiſchen Staaten. Jedenfalls 
würde fie aber nur dann zutreffen fönnen, wenn ein jolcher Staat in jeiner 
ganzen Bevölferung von einer politiichen Gefinnung durchdrungen wäre, 
wenn alle Staatsbürger für die Aufrechthaltung der Selbititändigfeit ihres 
Gemeinweſens mit jedem Opfer einzuftehen bereit wären, und wenn die 
Macht diejer Gefinnung auch nicht durdy die leijefte gegentheilige Partei: 
ſtrömung abgeſchwächt wäre. Id frage, meine Hohen Herren, ob jo die 
Verhältniſſe Baierns geitaltet find? Sie werden das verneinen müfjen! Wenn 
ferner der Ausſchuß ald Motiv jeined Antrages angeführt bat, daß jedenfalls 
bei Erneuerung der Zollverträge Baiern gezwungen jein werde, in den Bund 
einzutreten, jo haben der Herr Reichsrath dem nur entgegengejeßt: fie 
fönnten nidyt annehmen, dab Preußen mit einem treuen Bundeögenoffen jo 
gröblich verfahren werde, ihm die Zollvereinsverträge zu fünden. Meine 
Hohen Herren! Ic) nehme das allerdings an und erlauben Sie mir beizufügen: 
ich finde in diefer Annahme durchaus feine Beleidigung Preußens, wie der 
jehr geehrte Herr Vorredner. Im politiichen eben gilt der Grundjat, 
doß die Gemüthlichfeit aufhört. Jeder Staat wird in jedem einzelnen Falle 
des internationalen Verkehrs dasjenige thun, was er jeinen Intereffen ange: 
meſſen hält, jei es auch gegen einen gewejenen Berbündeten, und das wird 
auch in diefem Falle geichehen. Was ſchließlich die Aeußerung Seiner 
Ereellenz des Herrn Staatsminifters der Juftiz betrifft, jo erlaube ich 
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mir darüber nur wenige Bemerkungen. Ich habe durchaus nicht gejagt, dab 
eö unpafjend jei, daß der Bund in einer fräftigen Spitze gipfl. Im Ge 
gentheile, ich habe es jogar ausdrüdlich ald einen der Vorzüge der Bundes: 
verfafjung und als ein Merfmal ihrer im Allgemeinen richtigen Drganijation 
bezeichnet, daß die oberite Leitung des Bundes in die Hände des mächtigften 
Bundesftaates gelegt jei. Cine andere Frage aber ift die, ob dieje Spiße 
nothwendig in jo übermäßiger Schärfe zugejpißt, ob fie mit jo erorbitanten 
Vorrechten audgerüftet werden mußte, wie dies in der Bundesverfaffung ge— 
ichehen, und dieje Nothwendigfeit jcheint mir durch die Aeußerung des Herm 
Staatöminifterd nicht dargethan zu jein. Im Gegentheile, wenn der 
Herr Staatöminijter das Vertrauen ausgejprochen hat, welches ich gerne 
theilen will, daß die Krone Preußen von den Vorrechten, weldye ihr einge— 
räumt find, feinen jo ſchroffeu Gebrauch machen, vielmehr ftet3 nur im Be- 
nehmen mit den Bundeögenofjen vorgehen werde, jo liegt hierin, wie mir 
jcheint, gerade die Anerkennung, dab diejer Krone Vorrechte eingeräumt find, 
von weldyen ein jchroffer Gebraud) gemacht werden fann. Was den Reichstag 
betrifft, jo ift von Seite des Herm Staat sminiſters betont worden, es 
fei zu weit gegangen, wenn man ben Neichötag geradezu als ohnmächtige 
Korporation hinftelle. Meine Hohen Herren, das habe ich auch nicht gethan, 
Der Reichstag hat allerdings aud in der ihm von der Bundesverfaffung 
gegebenen Stellung noch immer erhebliche Rechte; ich habe das anerkannt 
und jogar ausdrüdlid die Hoffnung daran gefnüpft, da er von diefen 
Rechten zur Ausbildung der Berfafjung im föderativen Sinne Gebraud 
madyen werde. Aber das wird doch nicht geleugnet werden können, daß 
feineswegs alle Rechte, die jetzt die baierijche Volksvertretung hat, unverfürzt 
auf den Neichötag übergehen; es erhellt das ummwiderleglich aus den ange 
führten Beitimmungen der Bundesverfalfung. Zur Freude aber gereicht es 
mir, mit dem Herm Staatsminifter in dem Vertrauen zuſammenzu— 
treffen, dab es dem verjtändigen Sinne und kräftigen Willen des Deutjchen 
Bolfs gelingen werde, im allmäligen Ausbau der Bundesverfaffung die Ge 
brechen zu bejeitigen, die wir dermalen nod) in vielen Beſtimmungen der- 
jelben erblicken müſſen. Möge der Himmel geben, daß dieſes Vertrauen und 
nicht täuſche! 


Bei der namentlichen Abjtimmung wurde mit allen gegen drei 
Stimmen den Verträgen die Zuftimmung ertheilt*). 


S. 91. 
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Beiſat 


zu oben ©. 598 und 717. 


Artikel 12 der Würtembergifhen Militärfonvention vom 21. 
bis 25. November 1870 lautet: 


Artikel 12. Aus der von Mürtemberg nad; Artikel 62 der Bundeöver- 
faffung zur Verfügung zu ftellenden Summe beitreitet die fgl. würtembergijche 
Regierung, nach Mafgabe des Bundeshaushaltsetats, den Aufwand für 
die Unterhaltung des fgl. würtembergiihen Armeeforp3, ein- 
ſchließlich Neuanſchaffungen, Bauten, Einrichtungen u. ſ. w. in jelbitftändiger 
Verwaltung, ſowie den Antheil Würtembergs an den Koften für die ge— 
meinihaftliden Ginrihtungen des Geſammtheers: Gentral-Ad- 
miniftration, Feſtungen, Unterhaltung der Militär-Bildungs-Anftalten, ein- 
ſchließlich der Kriegsichulen und miltärärztlichen Bildungsanitalten, der 
Eaminationskomm. ſſionen, der militärwiffenichaftlichen und techniſchen Inſti⸗— 
tute, des Lehrbataillons, der Militär-⸗ und Artillerie-Schießſchule, der, Militär- 
reitſchule, der Centralturnanſtalt und des großen Generalſtabs. Erſpar— 
niſſe, welche unter voller Erfüllung der Bundespflichten als Ergebniſſe der 
obwaltenden beſonderen Verhältniſſe möglich werden, verbleiben zur Ver— 
fügung Würtembergs. 

Das kgl. würtembergiſche Armeekorps participirt an den gemeinjchaft- 
lichen Einrichtungen und wird im großen Generalſtab verhältnißmäßig ver⸗ 
treten jein. (Bundesgejeßbl. 1870 ©. 661.) 


Beiſatz 


zu S. 757. 


Die fragliche Erklürung wurde in der That in der Schluß-⸗Sitzung 
über die Verträge am 21. Ianuar 1871 übergeben*). Der Eingang ber: 
ſelben lautet: 

„Dir unterzeichnete Mitglieder der patriotiſchen Fraktion 
der (baierijhen) Kammer der Abgeordneten halten eine 
bundesftaatliche Einigung Deutjchlands für dringend nothwendig. 

Dieje bundesſtaatliche Einigung jollte aber nach unjerer Ueber: 
zeugung in Wirklichkeit auf dem Föderativprinzip beruhen, wobei 
die Selbitjtändigfeit der einzelnen Staaten möglichſt gewahrt zu 
bleiben vermöchte.“ 

Nachdem ſodann eine ausführliche Motivirung einerjeit8 der gegen die 


) St. 8. Bd. IV. ©. 373, 
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Reichöverfalfung obwaltenden Bedenken, andererjeitd der in der Lage der 
Gegenwart gegebenen zwingenden Nothwendigkeit eingeichaltet ift, wird am 
Schluſſe gejagt: 

„Die berechtigte Sehnſucht des ganzen Deutichen Volkes nad) 
feiner geſammtſtaatlichen Einigung theilend, jchließen wir feit und 
treu an dafjelbe und an. Wir wollen dem Feinde des Waterlandes 
feine Rite und Spalte bieten, um feine Hebel zu neuer Trennung 
und Zerflüftung einzujeßen, durch innere Zerriffenheit nicht Anlaß 
zur Verlängerung des nationalen Krieges geben, an die Stelle des 
zerjeßenden PBarteifampfes im Innern Baierns, jo viel an uns liegt, 
die jegensvolle bürgerliche Eintracht zurücführen. 

„Wir erwarten aber von der königlich baieriichen Staatsregierung, 
daß fie ihre fünftige Stellung und Ihätigfeit im Bundesrathe des 
Deutſchen Reiches dazu bemußen werde, um im Berein mit der 
Deutſchen VBolfövertretung denjenigen Keim einer wahrhaft füdera- 
tiven Bundeöverfafjung zu pflegen und vor jchädlichen Einflüffen 
zu jchügen, von dem wir wünjchen, dab er von Neuem tiefe Wurzeln 
im Deutichen Volksleben fafje und zu einem mächtigen Baume 
Deutjcher Stärke und Einheit heranwachſe, unter deſſen Schirm 
und Schuß die Deutjchen Stämme in Freiheit und Eintracht ſich 
zu ſammeln vermögen. 


Münden, den 21. Januar 1871." 
(Folgen 25 Unterjchriften.) 


Beiſath 


zu oben S. 789. 


Dem Norddeutſchen Reichötage in feiner vorausgegangenen ordentlichen 
Seſſion des nämlichen Iahres 1870 war noch ein Vertrag zwijchen 
dem Norddeutjhen Bunde und dem Großberzogthbum Baden 
wegen der wecjjeljeitigen Gewährung der Rechtshülfe zur Erthei- 
lung der verfaffungsmäßigen Genehmigung vorgelegt worden.*) Bei der 
dritten, in der neunten Situng vom 24. Februar 1870 ftattgefundenen Be- 
rathung*”) Fam ein Antrag Laskers““) zur Disfujfion, welcher dahin 
lautete: 


*, Druckſ. Nr. 9. 
*) St. B. S. 68. Die erfte Berathung befindet fih S. 20, die zweite ©. 40 
ebenda. 
») Drudi. Nr. 20. 
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Der Reichötag wolle bei Annahme des Vertrags beſchließen zu erflären: 

„Der Reichötag Ipricht: 

1. den unabläjfigen nationalen Beitrebungen, in denen Regierung 
und Volf des Großherzogthums Baden vereinigt find, 
jeine danfende Anerfennung aus; 

2. der Reichötag erfennt in diejen Beftrebungen den lebhaften Aus- 
drud der nationalen Zufammengehörigfeit und nimmt mit freu- 
diger Genugthuung den möglihft ungeſäumten Anſchluß 
an den beitehenden Bund als Ziel defjelben wahr.“ 

Ueber den eriten Theil des Antrags herrichte das vollfte Einverſtändniß 
bezüglidy des zweiten, die Anjchlußfrage betreffenden Theiles erhob fich eine 
ſehr erregte Debatte, bei welcher ſich insbeſondere Bundesfanzler Graf 
Bismard entſchieden dagegen ausſprach, jelbit für den Fall, daß demnächſt 
von der badiſchen Regierung (beziehungsweile allein) der Beitrittdantrag 
offiziell geftellt werden follte. Unter anderem betonte derjelbe hiebei das im 
Antrage liegende Drängen nach Vollendung des deutjchen Einigungswerfes 
und die Unterjchägung des wirklich Erreichten, und fuhr hierauf wörtlich fort 
wie folgt: 

„Denken Sie zurüd, meine Herren, in die Sahre von 1848, in bie 
Jahre vor 1864. Mit wie Wenigem wäre man damals zufrieden gewejen! 
AS welche glänzende Errungenſchaft wäre beijpielöweije diejenige Einigung 
für ganz Deutichland, in welcher wir heute mit Sübdeutjchland ftehen, der 
gefammten Nation erjchienen! Nämlich ein Zollparlament, welches das 
liberum veto aus der Zollverfaffung befeitigte, welches dem Ganzen eine 
organiiche verfaſſungsmäßige Geitalt verlieh), — und ein geficherter Ober 
befehl der gefammten Heeresmacht! Der geficherte Oberbefehl war 
eine große Schwierigkeit für einen Krieg des alten Bundes; er war ſchwer⸗ 
lich zu erreichen und die Verhandlungen darüber hätten, wenn nicht außer: 
halb des Bundes Vorforge getroffen wäre, länger dauern können als der Krieg. 
Haben wir nicht in Bezug auf Sübdeutichland ein koſtbares Stüd nationaler 
Ginheit erreicht? Ich kann dreilt behaupten: — Uebt nicht das Präfidium 
des Norddeutichen Bundes im Süddeutjchland ein Stüd kaiſerlicher Gewalt, 
wie ed im Befie der deutjchen Kaijer jeit 500 Jahren nicht gewejen ift? 
(Hört! Sehr wahr!) Wo ift denn — jeit der Zeit der eriten Hohen- 
ftaufen — ein unbeftrittener Oberbefehl im Kriege, eine unbeitittene 
Sicherheit der Gemeinjchaft, denjelben Feind und denjelben Freund im Kriege 
zu haben, in bdeutichen Landen vorhanden gewejen? Wo ilt denn eine 
wirthſchaftliche Einheit vorhanden geweſen, an deren Spite der deutjche 
Kaiſer geftanden hätte? Der Name macht ed nicht! Aber wenn das 
Präfidium, wenn der König, mein Allergnädigiter Herr, im Norbbunde 
eine Macht übt, die zu erweitern im nationalen Intereffe, im Intereſſe des 
Gewichtes und Schußes von Deutſchland fein Bedürfniß vorhanden ift, jo 
fann ich behaupten: Das Haupt des Norbbundes hat in Sübdeutjchland eine . 
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Stellung, wie fie feit dem Kaiſer Rothbart ein deutjcher Kaijer nicht ge— 
habt hat, und diefer doch auch nur, wenn jein Schwert gerade fiegreich war, 
— vertragsmäßig und allgemein anerfannt, nicht. Alſo unterjchäßen wir 
died nicht und drängen Sie nicht jo auf neue Etappen; genießen Sie body 
einen Augenblid froh, was Ihnen bejchieden, und begehren Sie nicht, was 
Sie nicht haben! (Sehr gut! Große anhaltende Heiterkeit.) *) 


Am Schluffe der umfangreichen Debatte erflärte Lasker: auf Grund 
mehrerer Motive, u. a. auch, weil jeitend des Bundesfanzlerd die] Ver: 
trauend- und Mißtrauensfrage — wenigitens impliciet — geftellt worden 
war, jeinen Antrag vollftändig zurüdzuziehen. Hierdurch fam ſodann auch 
der von Frhr. v. Blandenburg geitellt gewejene Unterantrag auf Weg: 
lafjung des zweiten Theils des Antrags,**) und der von v. Kardorff 
während der Debatte geitellte***) in Wegfall famen. +) 


Beifat 
zu Seite 803. 


Am Montag 17. Ianuar 1870 hatte Se. Majeftät der Honig von 
Baiern die Seffion ded im Jahre 1869 neugewählten Landtags mit einer 


) St. B. S. 68. 
) Druckſ. Nr. 21. 
- St. B. S. 76 1. g. u. 
+) St. B. ©. 77 1. g. o. Derſelbe war dahin gegangen, den zweiten Theil des 
Antrags dahin zu faflen: 
„und erkennt in diefen Beftrebungen mit freudiger Genugthuung den ftetigen 
und unaufhaltſamen Fortichritt der ftaatlichen Einigung des gefammten Deutſch- 
lands*, 

Im Berlaufe der vorerwähnten Debatte hatte Bundestanzler Graf Bismarck 
in der nämlidhen Rede, aus welcher wir oben den einen Pafjus wiedergegeben haben, 
au folgende zur Anführung in der Rede des baieriihen Kriegsminifterd Frhr. von 
Prankh (S. 782) zu vergleichenden Worte gejproden (St. B. ©. 66 r. g. u.): 

„Wenn man den Beitritt Badens in den Norddeutſchen Bund wünſcht, jo fann 
doch unmöglidy Einer von und dies ald ein Definitivum, ald einen definitiven Ab: 
ſchluß der Deutihen Frage betraditen wollen, jondern wir werden darüber einig 
jeten, daß ed nur dad Mittel jein kann, für das gefammte Deutichland zwiſchen 
Norpdeutihland und dem gejammten Süden Deutſchlands diejenige engere Verbindung 
herbeizuführen, die wir alle erftreben, mag es jein im welcher Form ed will, und die 
ih dabin definiren möchte, daß wir die intimften gemeinfamen Inftitutionen, über die 
wir und beiderfeitig in voller Freiwilligkeit einigen fönnen, herbeiführen — aber in 
voller Freiwilligkeit, ohne Drohung, obne Preifton, ohne Drud! Der verftimmte, 
gezwungene Baier oder MWürtemberger in der engften Genofjenihaft kann mir nichts 
helfen, und ich würde immer vorziehen, noch ein Menjchenalter zu warten ald Zwang 
nad) der Richtung hin zu üben.“ 
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Thronrede eröffnet, deren erfte, auf die Deutſche Frage in ihrer damaligen 
Phaſe bezügliche Hälfte wörtlich lautet wie folgt:*) 


Meine Herren Reichsräthe und Abgeordneten! 


„Es gereicht Mir zu hoher Befriedigung, die Kammern des Land: 
tages wieder um Mich verfammelt zu jehen, und mit Freude ent- 
biete Ich Ihnen Meinen Königlichen Gruß.“ 

„Die Schwierigfeiten, welche ſich der Gonftituirung der für den 
21. September ded vergangenen Jahres einberufenen Kammer der 
Abgeordneten entgegengeitellt haben, waren der Anlaß zur Aufhebung 
derjelben und zur Anordnung von Neuwahlen.” 

„Der Widerftreit entgegenitehender Meinungen hat in der lebten 
Zeit einen Grad ungewöhnlicher Heftigfeit erreicht. Im Folge deſſen 
haben fich vielfach irrthümliche und beunruhigende Vorſtellungen 
verbreitet. Im Vertrauen auf Ihrer Aller Baterlandöliebe und 
Einficht gebe Ich Mich der Hoffnung hin, dab das Vorbild maf- 
voller Haltung, welched Sie dem Lande geben werden, wejentlich zu 
feiner Beruhigung beitragen wird.” 

„Ich weiß, daß manche Gemüther die Sorge erfüllt, es ſei die 
wohlberechtigte Selbititändigfeit Baiernd bedroht. Dieje Befürchtung 
ift unbegründet. Alle Verträge, welche Ich mit Preußen und dem 
Norddeutſchen Bunde gejchloffen habe, find dem Lande befannt. 
Treu dem Allianzvertrage, für welchen Ich Mein Königliche Wort 
verpfändet habe, werde Ich mit Meinem mächtigen Bundesgenofjen 
für die Ehre Deutfchland und damit für die Ehre Baiernd ein- 
ftehen, wenn e8 unjere Pflicht gebietet.” 

„Sp jehr Ich die Wiederherftellung einer nationalen Verbindung 
der deutſchen Staaten wünſche und hoffe, jo werde Ich doch nur 
in eine ſolche Geftaltung Deutjchlands willigen, welche die Selbit- 
ftändigfeit Baierns nicht gefährdet.“ 

„Indem Ic, der Krone und dem Lande die freie Selbftbeftimmung 
wahre, erfülle Ich eine Pflicht nicht allein gegen Baiern fondern 
auch gegen Deutjchland. Nur wenn die deutichen Stämme fich 
nicht jelbit aufgeben, fichern fie die Möglichkeit einer gebeihlichen 
Entwidlung Gejammt-Deutjchlands auf dem Boden des Rechtes.” 

„Ich hege die zuverfichtliche Erwartung, daß Sie Mein Beftreben, 
an dem Wohle Meines Volkes im Geiſte der neuen Gejeßgebung 
fortzubauen, fräftig unterftüßen werden.“ 


*) Amtlihe Protokolle ded Landtags 1870/1871 ©. 9 1. 
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zu ©. 828. 


A. 


Die unter Ziffer 3 aufgeführte Vereinbarung d. d. Berlin, 
8. Dezember 1870 *) lautet: 


Berhandelt, 
Berlin, den 8. Dezember 1870. 


Nachdem zwiſchen Seiner Majeftät dem Könige von Preußen, im 
Namen ded Norddeutihen Bundes, Sr. königl. Hoheit dem Groß— 
herzog von Baden und Sr. fünigl. Hoheit dem Großberzoge von 
Helfen und bei Rhein eine Verfaſſung ded Deutichen Bundes vereinbart 
worden und Se. Majeftät der König von Würtemberg diefer Berfaflung 
beigetreten ift, und nachdem Se. Majeftät der König von Preußen, im Namen 
des Norddeutichen Bundes und Se. Majeltät der König von Baiern 
einen Vertrag über den Abſchluß eines Verfaſſungsbündniſſes gejchloffen 
haben, find die unterzeichneten Bevollmächtigten, nämlid;: 

für den Norddeutichen Bund: der königlich Sächſiſche Staatöminifter der 
Finanzen umd der auswärtigen Angelegenheiten Richard Freiherr 
von Friefen und der Präfident des Bundesfanzleramts, königlich 
Preußiſcher Staatöminifter Martin Friedrich Rudolph Delbrüd; 

für Baiern: der Königlich Baieriſche Staatsminifter der Juſtiz Iohann 
von Lutz; 

für Würtemberg: der königlich Würtembergifche Iuftigminifter Herrmann 

von Mittnadt; 
für Baden: der Großherzoglich Badiſche Präfident des Miniftertums des 
Großherzoglichen Haufes und der aitwärtigen Artgelegenheiten Ru- 
dolph von Freydorf und der Grofiherzoglich Badiſche außerordent- 
lihe Gejandte und bevollmächtigte Minifter Hand Freiherr von 
Türckheim; 
für Heſſen: der Großherzoglich Heſſiſche außerordentliche Geſandte und 
bevollmächtigte Miniſter, Geheimer Legationsrath Karl Hofmann 
in Berlin zuſammengetreten, um die Zuſtimmung Würtembergs, Badens und 
Heſſens zu dem im Eingange erwähnten Vertrage zwiſchen dem Norddeutſchen 
Bunde und Baiern und, ſoweit die noch erforderlich iſt, die Zuſtimmung 
Baiernd zu der zwilchen dem Norddeutſchen Bunde, Baden und Heffen ver: 
einbarten Berfaffung und dem, über den Beitritt zu dieſer Verfaffung mit 
Würtemberg abgejchloffenen Bertrage feitzuftellen. 
Die unterzeichneten Bevollmächtigten haben nad) gegenjeitiger Vorlegung 


*) Dgl. aud) ©. 593 unten. 
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und Anerkennung ihrer Vollmachten konſtatirt, daß MWürtemberg, Baden und 
Heilen dem, zwifchen dem Norddeutichen Bunde und Baiern über den Ab- 
ſchluß eines Verfaſſungsbündniſſes am 23. November d. I8. zu Berjailles 
abgejchlofjenen Vertrage nebit dem dazu gehörigen Schlußprotofolle von dem: 
jelben Tage zuftimmen, und daß Baiern, joweit diek in Betracht der Ver: 
abredung unter I. des eben gedachten Vertrages noch erforderlich iſt, 
der zwijchen dem Norddeutſchen Bunde, Baden und Heſſen vereinbarten, 
dem Protokolle d. d. Verjailles, den 15. November d. Is. angeichloffenen 
Verfaſſung des Deutjchen Bunde und der in diefem Protofolle getroffenen 
BVerabredungen, jowie dem zu Berlin am 25. November d. 33. unterzeichneten 
Vertrage zwiichen dem Norddeutichen Bunde, Baden und Heffen einerjerts 
und MWürtemberg andererjeitd? über den Beitritt des leßteren zu der vorer— 
wähnten Verfaſſung, den im Schlußprotofolle zu dieſem Vertrage getroffenen 
Berabredungen und der Militärfonvention zwiſchen dem Norddeutichen Bunde 
und MWürtemberg vom 21./25. November d. I. zuftimmt. 

Die Unterzeichneten waren darüber einverſtanden, dab der Inhalt der 
gegenwärtigen Verhandlung als durdy die Ratififation derjenigen Urkunden 
genehmigt angefehen werden joll, auf welche ſich die gegenwärtige Verband: 
lung bezieht. 


(Folgen die Unterjchriften.) 


B. 


Die dafelbjt unter Ziffer 4 aufgeführte Note des f. Staatsmi- 
nifteriumö des Aeußern vom 13. Dezember 1870 (inöbejodere 
auch „Kaiſer und Reich“ betreffend) lautet: 


J. 


Mit Zuſtimmung der ſämmtlichen betheiligten Regierungen 
wurde der Artikel III. $.8 des Hauptvertrags zwiſchen Baiern und dem 
Norddeutichen Bunde vom Reichdtage in nachfolgender Faffung angenommen: 

(Folgt nun der $. 8 in feiner jeßigen Geftalt — ſ. oben ©. 64 
— nur find die Schlukworte der Alinea 1 „nur in Betreff des 
Wahlgejeßes für den Reichstag des Norddeutidhen 
Bundes vom 31. Mai 1869" durch gejperrten Drud bervorge- 
hoben.) *) 


I. 
Für $. 11. des Schlußprotofolld ift in gleicher Weife vom Reichstage 
folgende Faſſung angenommen: 


*) Bergl. hiezu oben ©. 322 fgg. 
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(Folgt nun Ziffer II. des Schlußprotokolls in ſeiner jetzigen 
Faſſung — ©. 66.)**) 


II. 


Am Eingange der Bundedverfaflung ift an Stelle der Worte: 
„diefer Bund wird den Namen „Deutijher Bund“ führen“ 
zu jeßen: 
„diefer Bund wird den Namen „Deutjches Reich“ führen“. 


IV. 


Der erite Abſatz des Artifeld 11 der Bundeöverfaffung bat nachftende 
Faſſung erhalten: 
(folgt Artikel 11 Abjag 1 im feiner jebigen Geftalt — ſ. ©. 5)***). 


®) Bergl. hiezu ©. 325 fg. 
Bgl. hiezu ©. 366 fag. 


I. Seſſion 


des 


Erſten Deutſchen Reichstages. 
Revifion der Verfaſſung. 


Eröffnungsſitzung im Weißen Saale am 21. März 1871*). 


Se. Majeftät der Kaiſer und König verlejen folgende Thronrede: 


Wenn Ich nach dem glorreichen, aber jchweren Kampfe, den Deutſch— 
land für feine Unabhängigkeit fiegreich geführt hat, zum eriten Male den 
Deutſchen Reichstag um Mich verfammelt jehe, jo drängt es Mich vor Allem, 
Meinem demüthigen Danfe gegen Gott Ausdrud zu geben für die weltge- 
ſchichtlichen Erfolge, mit denen feine Gnade die treue Eintracht der deutjchen 
Bundeögenoffen, den Heldenmuth und die Manndzucht unſerer Heere und die 
opferfreudige Hingebung des deutſchen Volkes gejegnet hat. 

Wir haben erreicht, was jeit der Zeit unferer Väter für Deutjchland 
erftrebt wurde: die Einheit und deren organijche Geftaltung, die Sicherung 
unferer Grenzen, die Unabhängigkeit unjerer nationalen Rechtöentwidelung. 

Das Bewußtjein feiner Einheit war in dem deutjchen Volke, wenn auch 
verhüllt, doch ftetö lebendig; es hat jeine Hülle gejprengt in der Begeifterung, 
mit welcher die gejammte Nation fi) zur Bertheidigung deö bedrohten 
Baterlanded erhob und in umvertilgbarer Schrift auf den Schlachtfeldern 
Frankreichs ihren Willen verzeichnete, ein einiged Volt zu jein und zu 
bleiben. 


) &t. 8. 1. Sefffon, 1871, Bd. I. ©. 1. 
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Der Geift, welcher in dem deutichen Wolfe lebt und jeine Bildung und 
Gefittung durdydringt, nicht minder die Verfaſſung des Meiches und jeine 
Heereseinrichtungen bewahren Deutjchland in Mitten feiner Erfolge vor jeder 
Verſuchung zum Mißbrauche feiner durch jeine Einigung gewonnenen Kraft. 
Die Achtung, weldye Deutjchland für feine eigene Selbititändigfeit in Aniprud 
nimmt, zollt eö bereitwillig der Unabbängigfeit aller anderen Staaten und 
Völfer, der ſchwachen, wie der ftarfen. Das neue Deutſchland, wie es aus 
der Feuerprobe des gegenwärtigen Krieges hervorgegangen ift, wird ein zu: 
verläffiger Bürge des europäiſchen Friedens fein, weil es ftarf und jelbitbe 
wußt genug ift, um fich die Ordnung jeiner eigenen Angelegenheiten als 
jein ausjchließliches, aber audy ausreichendes und zufriedenitellendes Erbtbeil 
zu bewahren. 

Es hat Mir zur bejonderen Genugthuung gereicht, in diejem Geifte des 
Sriedend inmitten des jchweren Krieges, den wir führten, die Stimme 
Deutjchlands bei den Verhandlungen geltend zu machen, welche auf der 
durch Die vermittelnden Beitrebungen Meines auswärtigen Amtes ber: 
beigeführten Konferenz in Yondon ihren befriedigenden Abſchluß gefanden haben. 

Der ehremvolle Beruf des eriten deutjchen Neichstages wird es zumädhit 
jein, die Wunden nad) Möglicyfeit zu heilen, welche der Krieg gejchlagen 
bat, und den Dank des Baterlandes denen zu bethätigen, welche den Sieg 
mit ihrem Blut und Leben bezahlt haben; gleichzeitig werden Sie, geehrte 
Herren, die Arbeiten beginnen, durch weldye die Organe des Deutjchen Reiches 
zur Grfüllung der Aufgabe zujammenwirfen, weldye die Verfaſſung Ihnen 
jtellt: „zum Schutze des in Deutjchland giltigen Rechtes und zur Pflege der 
Wohlfahrt des deutjchen Volkes.“ 

Die Vorarbeiten für die regelmäßige Gejeßgebung haben leider durch 
den Krieg Verzögerungen und Unterbrechungen erlitten; Die Vorlagen, 
welche Ihnen zugehen werden, leiten ſich daher unmittelbar aus der neuen 
Geſtaltung Deutichlands ab. 

Die in den einzelnen Verträgen vom November vorigen Jahres zer 
ftreuten Verfaffungsbeitimmungen jollen in einer neuen Nedaftion der Reiche 
verfaffung ihre geordnete Zufammenftellung und ihren gleichmäßigen Ausdrud 
finden. Die Betheiligung der "einzelnen Bundesftaaten an den laufenden 
Ausgaben des Reiches bedarf der gejeglichen Negelung. Für die von ber 
föniglichen baieriſchen Regierung beabfichtigte Cinführung norddeutjcher Ge 
jeße in Baiern wird Ihre Mitwirkung in Anſpruch genommen werden. Die 
Verfügung über die von Frankreich zu leiftende Kriegsentjchädigung wir 
nad) Mafigabe der Bedürfniffe des Reiches und der berechtigten Anſprüche 
jeiner Mitglieder mit Ihrer Zuftimmung getroffen, und die Rechenſchaft über 
die zur Kriegführung verwendeten Mittel Ihnen jo ſchleunig vorgelegt werden, 
als es die Umſtaͤnde gejtatten. 

Die Lage der für Deutjchland rüderworbenen Gebiete wird eine Reihe 
von Mafregeln erheiichen; für welche durch die Neichögejeßgebung die Grund 
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lagen zu ſchaffen find. Ein Geje über die Penfionen der Offiziere und 
Soldaten und über die Unterftügung ihrer Hinterbliebenen joll für das ge- 
jammte deutiche Heer die Aniprüche gleichmäßig regeln, welche der gleichen 
Hingebung für das Baterland an den Danf der Nation zuitehen. 

Geehrte Herren, möge die Wiederheritellung des Deutjchen Reiches Für 
die deutiche Nation auch nach Innen das Wahrzeichen neuer Größe jein; 
möge dem deutjchen Reichöfriege, den wir jo ruhmreich geführt, ein micht 
minder glorreicher Reichöfrieden folgen, und möge die Aufgabe des deutjchen 
Volkes fortan darin beichloijen jein, fich in dem Wettkampfe um die Güter 
des Friedens ald Sieger zu erweilen. Das walte Gott! 


Die hierauf vom Reichstage in der 7. Situng vom 30. März 1871 
bejchloffene Adrejje*) an Seine Majeſtät den Kaiſer und König lautete: 


Allerdurchlauchtigiter, Großmächtigſter Kaifer, 
Alergnädigiter Kaijer und Herr! 


Durdy Gotted gnädige Fügung ift es Eurer Majeftät und der 
einmüthigen Nation gelungen, die Sehnſucht der Vorfahren und 
die Hoffnung der Mitlebenden zu erfüllen. Auf feiteren Grundlagen 
ald je iſt das Deutjche Reich wieder aufgerichtet, und die Nation 
it entichloffen, ed zu erhalten in der Fülle feiner Kraft, es fortzu— 
entwideln auf den Balmen der Freiheit und des Friedens. 

Wollen Eure Majeität den Danf entgegennehmen, welchen die 
gejammte Nation dem erhabenen Feldherern, dem Heldenmuth und 
der Hingebung des deutſchen Heeres jchuldet, den Dank für die ge 
waltigen Thaten, denen es bejchieden war, nicht allein die gegen- 
wärtige Gefahr abzumenden, jondern auch die Zukunft vor der 
MWiederfehr gleicher Gefahren zu jchüßen. Denn mehr nod) als die 
erlittenen Niederlagen wird die jetzt ſtarke Befeftigung unjerer Gren— 
zen den Nachbar zur Vorſicht mäßigen. 

Die fchweren Drangjale, welche über die Noth des Kriege hin⸗ 
aus Frankreich heute erduldet, bekräftigen die oft, doch niemals 
ſtraflos verkannte Wahrheit, daß in dem Verbande der civilifirten 
Bölfer jelbit die mächtigite Nation nur in der weiſen Beſchränkung 
auf die volle Entfaltung ihres inneren Wejens vor ſchweren Ver: 
wirrungen gejichert bleibt. 

Auch Deutjchland hat einft, indem die Herricher den Weberliefe- 
rungen eines fremdländifchen Urjprunges folgten, durch Einmiſchung 
in das Leben anderer Nationen die Keime des Verfalles empfangen. 


# 


*) Druckſ. Nr. 11 und 17, St.B. S. 40. Abftimmung über die zwei Adreßent— 
würfe v. Bennigjen und Reichenfperger ©. 70, 
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Das neue Reich ift dem felbfteigenen Geiſte des Volkes entiprungen, 
welches, nur zur Abwehr gerüftet, unwandelbar den Werfen bed 
Friedens ergeben ift. In dem Verfehr mit fremden Völkern fordert 
Deutjchland für feine Bürger nicht mehr, ald die Achtung, welche 
Recht und Sitte gewährleiften, und gönnt, unbeirrt durch Ab— 
neigung oder Zuneigung, jeder Nation die Wege zur Einheit, jedem 
Staate die befte Form jeiner Geftaltung nach eigener Weije zu 
finden. Die Tage der Einmiſchung in das innere Leben anderer 
Völker werden, jo hoffen wir, unter feinem Vorwande und in feiner 
Form wiederfehren. 

Eurer Majeftät folgen wir mit freudiger Zuftimmung zu den 
dringenden Aufgaben, welche der beendete Krieg, und zu den bauern- 
den Aufgaben, welche die Verfaffung des Reiches uns ftellt. Alle 
unjere Kräfte werden zuerjt dem hohen Berufe gewidmet fein, die 
Wunden zu heilen, welche der Krieg gejchlagen hat, und die Pflicht 
des Vaterlandes zu erfüllen gegen Diejenigen, welche Leben oder Ge- 
jundheit für jeinen Schuß geopfert haben. 

Allen Vorlagen werden wir unjere aufmerfjame Mitthätigfeit zu- 
wenden. Es überrajcht nicht, dab der Krieg die Vorarbeiten der 
regelmäßigen Gejeßgebung verzögert hat, und vermindert nicht unjere 
Hoffnung, daß die Gejeßgebung des Reiches fich eben jo frudytbar 
erweijen wird, wie die Gejeßgebung des Norddeutichen Bundes. Die 
umfangreiche Einführung Norddeuticher Gejege in den Südſtaaten 
erhöht unfer Vertrauen zu dem harmonischen Zufammenwirfen aller 
Glieder des Reiches, auch der Organe, welche berufen find, die ein- 
zelnen Staaten zu vertreten. 

Mit Genugtbuung vernehmen wir, dab aus der Kriegdentichädi- 
gung zunächſt das Bedürfniß des Neiches, jodann die beredjtigten 
Anjprüche jeiner Mitglieder befriedigt werden jollen. 

Für das Wohl der für Deutichland zurüderworbenen Gebiete ift 
das Deutjche Volf mit den wärmften Gefühlen brüderlicher Theil- 
nahme erfüllt. Die jchöniten Denkmäler deuticher Kultur und 
deutjchen Volkslebens erinnern an deutiche Vergangenheit in Eljah 
und Lothringen. Lange Entfremdung bat mande Spuren eines 
reihen Jahrtauſends deuticher Gejchichte verwiſcht, doch unfere 
Spradye und Sitte find der Mehrzahl des Volkes noch unverloren. 
Mögen Gejeßgebung und Berwaltung zufammenwirfen, an dieſe 
Beziehungen überall anzufnüpfen, das Wiedererwachen des deutjchen 
Geiſtes zu unterftügen und in der Verſöhnung der Gemüther die 
Bande zu ftärfen, welche die herrlichen Provinzen mit dem übrigen 
Deutjchland wieder vereinigen. Im diejem Geifte werden wir und 
den Arbeiten widmen, welche die Grundlagen der neuen Drdnung 
Ihaffen oder vorbereiten jollen. 
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Kaiſerliche Majeftät! Der Zufriedenheit Deutjchlands, der Sicher: 
heit Europas hat die Einheit des Deutjchen Neiches gefehlt. Sekt 
ift die Einheit errungen, und das Neich unter dem Schube feines 
Kaiſers, unter der Herrichaft jeiner Verfaſſung und der Geſetze ficher 
geitellt. Jetzt kennt Deutjchland feinen höheren Wunſch, als im 
Wettfampf um die Güter der Freiheit und des Friedens den Sieg 
zu erringen. 


Eurer Kaiſerlichen Majeftät 
allerunterthänigfte treugehorjamfte 


Der Deutſche Reichstag. 


Dem Berichte des I. Präfidenten Dr. Simjon in der 10. Sitzung 
(vom 3. April 1871 nach den Diterferien) zufolge lautete die Antwort”) 
Sr. Majejtät des Kaiſers und Königs wie folgt: 


Ich habe die verlefene Adrefje mit herzlichem Danf entgegenge: 
nommen. Ic; freue Mic; der Gefinnungen, weldyen der Reichstag 
in bderjelben Ausdruck gegeben hat; fie beweilt, da die Worte 
Meiner Thronrede durchaus richtig ergriffen worden find. (Hört! 
hört! Bravo!) 

Wohl ift dem Heldenmuthe der deutſchen Heere, die Mir zu 
zu führen vergönnt war, und ihren unvergleichlichen Thaten Danf 
zu zollen, vor Allem aber der göttlichen Vorſehung, deren Finger 
man bei jedem Schritt jo deutlich erfennen konnte. Wir wollen 
uns beftreben, ftets jo zu handeln, daß ihr Schutz aud) ferner und 
nicht fehle. 

Der Reichstag bat der Niederlage Frankreichs gedacht, das auch 
jetst noch, nachdem es mit uns Frieden gejchlofien, in Konvulfionen 
liegt. Darin zeigt ſich die Folge der jeit achtzig Jahren immer- 
währenden Revolution, die Alles bis auf die Dynaſtie entwurzelt 
hat, und auf deren Wegen es fein Ende giebt. Das joll audy uns 
eine Warnung fein, deren ed aber bei den von dem Neichötage kund— 
gegebenen Gefinnungen nicht bedarf. 

Wohl ift in den dem Deutſchen Reiche zurüdigewonnenen Ländern 
die deutjche Volksthümlichkeit nicht zeritört, aber doch in der That 
jehr verwilcht; wir dürfen darum feine zu raſche Wandlung er- 
warten, jondern müſſen Geduld und Nachſicht üben. Es wäre ja 
nicht einmal wünſchenswerth und gut, wenn Völker bei einem jolchen 
Scyeiden aus dem bisherigen Zujammenbange gleichgültig blieben. 
Durch Milde werden wir die deutjche Gefinnung in den in Rede 
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jtehenden Ländern allmählich wieder erweden; erfreuliche Spuren 
davon beginnen ſchon jet ſich zu zeigen. 

Mögen denn die Vertreter des Deutjcdyen Reiches im treuer 
Pflichterfüllung fortarbeiten, damit das neue Deutiche Reich den 
Erwartungen entipreche, die die Welt davon hegt! Mir bei Meinen 
vorgerücten Jahren wird es nur nod) vergönnt fein, an dem Grund— 
bau thätig zu jein; aber idy vertraue, daß Meine Nachfolger in 
gleichem Sinne und mit gleicher Innigkeit und Herzlichkeit daran 
fortbauen werden. 

Sch Bitte Sie, Meine Worte und Meinen Dank dem Deutjchen 
Reichstage mitzutheilen. (Lebhaftes Bravo.) 


Mit Schreiben vom 21. März 1871 hatte der Bundestanzler Kürft von 
Bismarck im Namen Sr. Majeltät des Kaiſers dem Reicystage den Ent— 
wurf eines Gejeßes, betreffend die Berfajjung des Deutſchen 
Reiches nebit Motiven übermittelt*). 

Die Motive lauteten: 

„Der Gang der Verhandlungen, welche zur Grimdung des Deut- 
jchen Reiches geführt haben, hat zur Folge gehabt, daß das Verfaſſungs— 
redyt des leßteren in drei verfchiedenen Urkunden enthalten iſt, in der 
zwilchen dem Norddeutichen Bunde, Baden und Helfen am 15. Novem: 
ber v. 3. vereinbarten Verfaſſung, in dem Vertrage zwilchen dem Norddeut- 
ſchen Bunde und Baiern vom 23. November v. I. und in dem Vertrage 
zwilchen dem Norddeutichen Bunde, Baden und Helfen einerjeits und Wür— 
temberg andererjeits vom 25. November v. 3. 

Dieje Zerftreuung der Grundlagen, auf welchen der politiicye Zuftand 
Deutichlands beruht, iſt ein Mebelitand, welcher dadurch noch fühlbarer wird, 
daß der Vertrag vom 23. November v. 3. mehrere Beitimmungen der am 
15. defjelben Monats vereinbarten Berfaffung nur ungenau wiedergeben 
fonnte und daß die dadurch herbeigeführte Infongruenz wichtiger Vorſchriften, 
ungeachtet der vorjorglichen Verabredung unter Nr. XV. des Schlußprotofolls 
vom 23. November v. 3. zu Mißverftändniffen führen fann. Die Zufam: 
menfaflung der in dieſen vier Urkunden enthaltenen Berfaffungsbeftimmungen 
in einem einzigen Dokument ijt daher ein nicht zu verfennendes Bedürfnih. 

Es kommt hinzu, da dieje drei Urkunden bereits unterzeichnet waren 
ald die deutjchen Fürften und freien Städte auf die Imitiative Sr. Majeftät 
des Königs von Baiern fich zu dem Wunſche vereinigten, daß der erweiterte 
Bund den Namen des Deutjchen Reichs wieder aufnehmen und Se. Majeftät 
der König von Preußen die Präfidialrechte unter dem Namen des Deutjchen 
Kaiſers ausüben möge. Dieje Yage gejtattete es nicht, die einzelnen Be: 
ftimmungen der Verfaſſung entiprechend zu ändern, man mußte ſich begnü- 
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gen, die Namen „Kaifer und Reich“ an den beiden prägnanten Stellen der 
Berfaffung — im Artikel 11 und im Eingange — einzuführen. Dem Tert 
der Verfaffung fehlt daher die Konfequenz der Terminologie und die Kon— 
gruenz mit der jeit ihrer Unterzeichnung eingetretenen Entwidelung. 

Die vorliegende Verfajjung des Deutichen Reiches hat den Zweck 
diejen formellen Mißſtänden abzuhelfen. Materille Aenderungen des 
beitehenden Verfaſſungsrechts beabjichtigt ſie nicht. Sie enthält 
nur eine Bejtimmung, weldye in den im Eingange erwähnten Dofu- 
menten nicht vorkommt, nämlidy die Beitimmung im Artikel 8, nad) welcher 
der durdy den Vertrag vom 23. November v. J. Nr. II. $ 6 geichaffene Aus— 
ſchuß des Bundesraths für die auswärtigen Angelegenheiten, 
außer den Bevollmächtigten von Baiern, Sadyjen und Wiürtemberg, aus 
zwei vom Bundesrath alljährlid zu wählenden Bevollmädtig- 
ten anderer Bundesjtaaten, beitehen joll. Dieje Beitimmung ift auf 
den Wunſch mehrerer Bundesftaaten unter voller Zuftimmung der beiden 
Kontrahenten des Vertrags vom 23. November v. I. getroffen worden. 

Nicht aufgenommen find die, auf die Einführung Norddeutjcher Geſetze 
ald Bundesgejeße bezüglichen transitoriichen Beltimmungen, welde der 
Artifel 80 der mit Baden und Helen vereinbarten VBerfafjung, der Ber: 
trag vom 27. November v. 3. unter IH. $ 8 und der Artifel 2 Nr. 6 
des Vertrages vom 25. November v. S. enthält. Dieje Beitimmungen ge: 
hören nicht zum Verfaflungsredyt des Reichs und finden daher die richtige 
Stelle in dem Gefeße, durch welches die Verfaſſung verkündet wird. Dieſes 
Geſetz ift zugleich der Ort um die rechtlichen Wirkungen ein für allemal feit- 
zuftellen, welche mit der Einführung eines Norddeutichen Geſetzes als Reichs— 
gejeß verbunden find. 

Auch die Verabredungen, welche in den Schlußprotofolfen vom 15., 23. 
und 25. November v. I und unter Nr. 6 des Vertrags von 23. November v. J. 
getroffen find, haben wegen ihres theild vorübergehenden, theils erläuternden, theils 
adminiftrativen Charakters feine Aufnahme in die VBerfafjung gefunden. Ihre 
fortdauernde Geltung ift durch $3 des Einführungsgeſetzes außer Zweifel geſtellt.“ 


In der vierten Sitzung vom 27. März 1871 fand die 


Erſte Verathung 


Präfident des Bundeskanzleramts Staatsminiſter Delbrüäk **): Meine 
Herren, zur Einleitung der zu Ihrer Berathung jtehenden Borlage kann id) 


itatt*) 
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mich auf wenige Worte bejchränfen. Der materielle Inhalt der Vorlage ift 
Ihnen Allen aus früheren eingehenden Berathungen befannt, er bat den 
Gegenitand eingehender Grörterungen im Neichötage des Norddeutichen Bundes 
und in den Landtagen der jüddeutichen Staaten gebildet. Das, was Ihnen 
jet gebracht wird, nimmt nichts weiter in Anſpruch ald Beſtimmungen in 
eine Redaktion zujammenzufaffen, welche in einer Anzahl einzelner Dokumente 
zerftreut waren, und deren Weberfichtlichfeit durch dieje Zerjtreutheit verloren 
ging. Er nimmt ferner in Anſpruch die Durchführung der mur in zwei 
Stellen der früher genehmigten Bundesverfaſſung eingeführten Begriffe von 
Kaijer und Reich. ine einzige Beftimmung, welche fidy in diejer Vorlage 
findet, ift, wenigitens im Norddeutſchen Reichstage, noch nicht zur Erörterung 
gelangt; es ift das diejenige, nad welcher der durdy den Vertrag mit Baiern 
vom 23. November vorigen Jahres geſchaffene Ausſchuß des Bundesraths 
für auswärtige Angelegenheiten um zwei von dem Bundesrath zu mählende 
Mitglieder verjtärkt werden joll. Ich Schooße des Norddeutichen Neichstages 
jelbjt war auf eine joldye Verſtärkung hingewiejen, man hat fidy darüber in 
Berlin noch im Laufe des vorigen Jahres verftändigt; die Berftändigung 
erfolgte zu jpät, um noch dem dem Norddeutſchen Reichstage vorgelegten 
Dofumente einverleibt zu werden. 


General-Debatte. 


Schulze (Berlin VI. einſt Delitjch) *): Meine Herren, wir fünnen über 
die Bedeutung dieſer Vorlage von feiner Seite in Zweifel fein. Gewiß that 
dieje Redaktion in hohem Grade noth, denn es handelte fich ja darım, in 
diejer Vorlage den Rechtsboden, von dem allein wir bei der ganzen weiteren 
Entwidelung der Verhältniſſe in unjerem Baterlande ausgehen können, flar 
feitzuitellen. Cine Bemängelung in diejer Hinficht möchte wohl von feiner 
Seite erfolgen. Die Redaktion jtüßt fi) auf Beſchlüſſe von denjenigen Or— 
ganen, die zu diejen Beichlüffen befugt waren, und wenn eine einzige Aen- 
derung, die Verhältniſſe innerhalb des Bundesraths in Bezug auf den Aus: 
ſchuß für auswärtige Angelegenheiten betreffend, hinzugefügt ift, jo wird dies 
faum, wie id) glaube, in den Reihen diejes Haufes zu einer Debatte eine Veran- 
lafjung geben. ber, meine Herren, einen Gefichtöpunft dabei haben meine 
Sreunde und ic, für nothwendig gehalten zur Kennzeichnung ihrer Stellung bei dem 
ganzen Werk, weldyes und hier zufammenführt, zu betonen. Gerade dieje Fleine, 
vielleicht nad) einer Hinficht bedeutungsvolle Aenderung — ein Punkt, über den ich 
mich hier nicht auszuſprechen habe — ermahnt und doch, dab wir auch innerhalb 
deö Neichötages daran zu denfen haben werden, das, was in den Rechten und 
in der Stellung des Reichstages jelbjt zu den übrigen Gewalten nody man: 
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gelhaft fein mag — und was dies ift, haben wir ja Gelegenheit gehabt 
in den verfchiedenen parlamentariichen Körperichaften, die fich mit der Frage 
beichäftigt haben, hinlänglich auszujprechen — denn doch auch zur Sprache 
zu bringen. Wenn dazu bier bei einer mehr redaktionellen Aufgabe vielleicht 
weniger der Plab zu fein jcheint, jo meinten wir, dab in dem Nugenblid, 
wo das erfte Deutiche Parlament zufammentritt, in dem Augenblid, wo es 
dieje erite wichtige Vorlage zu feiner Kenntniß nimmt und darüber von feiner 
Stellung aus mit zu befinden haben wird, wir wenigſtens auszufprechen 
haben: wenn wir bier zur Nedaftion des entichieden beitehenden Nechtes 
nicht3 zu jagen haben, wenn wir diejes beitehende Verfaſſungsrecht abjolut 
ald den Punkt anerfennen, von dem wir bei umferen ganzen Arbeiten aus- 
gehen müſſen, jo geben wir damit die Stellung nicht auf, jo behalten wir 
ung vor, in dem weiteren Verlauf der Arbeiten des Hauſes auch unjererjeits 
mit denjenigen Anträgen bervorzutreten, die wir für nöthig halten, um die 
Verfaffung nach der. Richtung bin, die in der Thronrede Sr. Majeltät des 
Kaiferd jo treffend ausgedrückt ift, nach der freiheitlichen Richtung hin, zu 
vervollftändigen. 


Am Schluß der Generaldebatte fahte der Reichstag den gejchäftsord- 
nungsmäßigen Beichluß und zwar einftimmig, die Vorlage nicht an eine 
Kommilfion zu verweijen*). 


weite und beziehungsweije dritte Berathung. 


Der Reichstag erklärte fich, was die Reihenfolge der Berathung betraf, 
auf Vorſchlag feines Präfidenten Dr. Simſon damit einverftanden, mit der 
Verfaffung den Anfang zu machen und nad) deren artifelweifer Durchbe— 
rathung zur Berathung über das Promulgationsgeſetz überzugehen *). 


Borbemerfung. 


Wie im Reichstage vom Präfidenten geichäftsordnungsmäßig Zuftim- 
mung zu dem Gntwurf immer dann angenommen wurde, wenn fein Gegen: 
antrag gegen Inhalt oder Faflung des betreffenden Artifeld im Momente der 
Abftimmung vorlag, jo werden auch wir unfererfeitd auch bier wieder jede 
Bemerkung diekbezüglich weglaffen, und jelbit die in der Reihenfolge treffende 
Ziffer des unangefochtenen Artikel einzufeßen unterlaſſen. Vgl. St. 8. 
©. 156 1. oben. Auch haben wir bier ebenfalls die Spezielle Diskuffion der 
dritten Berathung jogleih an dem betreffenden Drte der zweiten Be— 
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rathung angefügt. Es hatte übrigens eine ſolche nur ein einziges Mal, 
nämlid) bei Art. 8 Statt. 


Verſaſſung. 


Titel und Eingang der Verfafſungsurkunde, ſodann 
die darauf folgende Ueberſchrift: 


I. 
Bundesgebiet. 


Antrag Duunder: ‚ 
ftatt dieſer Weberjchrift zu ſetzen „Neichögebiet“. 


Dunder (Berlin V.)*): Meine Herren, ich will an diefer Stelle, da 
ich zufällig der erfte Nedner bin umd der erite Antragiteller, der eine Redak— 
tionsänderung vorichlägt, allerdings mein Bedauern ausſprechen, daß dieſe 
Redaktion im Plenum vorgenommen wird. Id) habe ed nicht verfucht, einen 
dem entgegentretenden Antrag zu ftellen, da ich die Abneigung des Haufes 
fenne, auf Kommiffionsberathungen einzugehen; ich glaube aber faum, daß 
wir zu einem alljeitig befriedigenden MRejultate in dem Plenum fommen 
werden, daß wir wirflich einen Forreft vedigirten Text heritellen werden, denn 
dazu ift in der That eine jo große Verſammlung (wie das mir jeder Sad): 
verftändige wohl bejtätigen wird) Faum in der Lage, und jeder VBerbefferungs- 
antrag wird daher auch an fich gewiß manche Unvollfommenheiten bieten. Mas 
nun den von mir geitellten Spezialantrag betrifft, jo rechtfertigt er ſich, glaube 
ich, durch die einfache logiſche Schlußfolge. Es ift in der Einleitung gelagt, 
dab der gejchloffene Bund den Namen Deutſches Reich führen joll, und ich 
meine alſo, daß an all den Stellen, wo fernerhin in der Berfafjung vom 
Bunde die Rede ift, in conjequenter Weiſe diefer Ausdrud Bund dur den 
Ausdruck Reich erjett werden muß. Wenn wir ein Reich jchaffen wollen, jo 
muß natürlich das Yändergebiet, weldyes dieſes Neich umfaßt, als das Reichs: 
gebiet bezeichnet werden. Deshalb iſt der Zwed meines Antrages, gleich 
hier an der eriten Stelle ftatt Bundesgebiet zu jeßen Reichsgebiet und 
dann Fonjequent die Verfaſſung in dieſer Hinſicht durchzuforrigiren. Es 
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würde mir intereffant fein, vielleicht von Seiten des Bundesraths-Tiſches zu 
erfahren, weldye Gründe denn etwa mahgebend gewejen find, den Ausdruck 
Bundesgebiet beizubehalten jowie die ähnlichen entſprechenden Ausdrücke, die 
in der Berfaffung fich finden, wie Bundesrat und andere. 


Wiggers aus Roſtock (Parhim-Ludwigsluft) *): Meine Herren, der 
Paſſus in dem Eingang ded Geſetzes, wonach das gültige Necht innerhalb 
des Bundeögebieted gejchüßt werden joll, ſtimmt ganz genau mit den betref- 
fenden Worten der Verfaffung des Norddeutichen Bundes überein. Diefe 
Worte haben aber innerhalb des Bundesraths und innerhalb des Neichötags 
eine verjchiedene Auslegung gefunden. Es war nämlidy im Jahre 1869, 
dab Petitionen aus Medlenburg an den Reichstag eingingen, und zwar da— 
hin, den Bundesrath zu veranlaffen, das das Verfaffungärecht in Mecklen— 
burgeSchwerin und zunächit die Kompetenz des jogenannten Freienwalder 
Schiedsſpruchs zur Fällung des Urtheilsipruchs einer Prüfung unterzogen 
werde, und demgemäß weiter zu procediren. Dieje Petitionen wurden auf 
den Vorjchlag der damaligen Petitionsfommiffion von dem Reichstage mit 
großer Majorität dem Bundesrath zur Prüfung überwielen, und hat erfterer 
damit anerkannt, daß, wenngleidy das gültige Verfaffungsrecht gewährleiftet 
iſt, es dennoch möglich ift, auf Grund des Artifelö 76 der Bundesverfaffung 
die Nechtöbeftändigfeit einer Verfaffung anzufechten**). Im Widerſpruch damit 
hat der Bundesrath eine andere Entjcheidung gefällt und die Petenten jofort 
abgewiefen, und zwar mit der wörtlidy lautenden Erwägung: „dab die in 
Folge des ſchiedsrichterlichen Urtheild vom 11. September 1850 wiederher- 
geitellte landſtändiſche Verfaffung zur Zeit der Einrichtung des Norddeutichen . 
Bundes in anerfannter Wirffamfeit beitand, und daß deshalb das in diejer 
Verfaffung fid) gründende Necht ald das gültige Verfaſſungsrecht im Sinne 
ded Eingangs der Bundesverfaffung angejehen werden muß.“ Meine Herren, 
auch ich kann mit diefer Auslegung midy nicht einveritanden erflären und 
jehe midy daher veranlaßt, gegen dieſe Auffaffung Berwahrung einzulegen, 
damit nicht aus einer ftilljchweigenden Annahme diejer Worte die Richtigkeit 
der Interpretation des Bundesraths gefolgert werde. Es iſt bier nicht die 
Stelle und jett nicht der Augenblid, auf die medlenburgijche Sache weiter 
einzugehen. Ic will nur furz bemerfen, dab die Verwahrung weiter nichts 
bezweckt, als zu jagen: die Worte im Eingang find beftritten — und den status 
quo aufrecht zu erhalten. Diefe Verwahrung will ich nur mit zwei Worten 
motiviren. Das „gültige” Recht ift offenbar gejagt im Gegenſatz zu dem 
„faktiſch beſtehenden“ Recht. Die rechtlich beitehenden Verfaſſungen und Ge- 
jeße jollen im Gegenjat zu den faktiſch beitehenden gejchütt werden. Wenn 
zwifchen verjchiedenen Staaten Verträge abgeichloffen werden, kann die Gül— 
tigfeit diefer Verträge dadurd nicht in Frage geftellt werden, daß gejagt 
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wird: die Staatögewalten, die diefen Vertrag abgejchloffen haben, haben nicht 
zu Necht beftanden — und umgekehrt wird durch den Abſchluß eines ſolchen 
Vertrages nicht anerfannt, daß die faktiſch beftehenden Staatögewalten recht: 
lich beitehende find. Das ift meiner Anficht nach ein anerkannter ſtaats— 
rechtlicher Sat. Cine entgegengeleßte Auslegung würde zu den widerfinnig- 
jten Konfequenzen führen. Es würde dann z. B. mit Grumd vielleicht gejagt 
werden fünnen oder wenigitens würden große Bedenken erhoben werden fünnen, 
ob die Friedenspräliminarien mit Franfreich gültig abgefchloffen find. Meine Her: 
ren, bei Vertsägen hat man nicht zu forjchen, ob die Stantögewalten redht- 
lich beitehen oder nicht, jondern mit den faktiſch beitehenden Staatögewalten 
ſchließt man rechtögültig einen Vertrag ab. Ich ſehe mich zu diejer Ver— 
wahrung um jo mehr veranlaft, als die medlenburgifche Bevölkerung durd) 
die Wahlen hinlänglich ihren Willen dofumentirt und ausſchließlich joldye 
Abgeordnete gewählt hat, welde ſich ausdrüdlid verpflichtet 
haben, im Reichstage nady Kräften für Wiedereinführung einer 
fonftitutionellen Verfaffung iu Medlenburg zu ftreben. Ich 
beabfichtige übrigens mit diefer Verwahrung nicht zu jagen, daß gerade auf 
dieſem Wege, auf Grund des Artikels 76, die Verfaffungsfrage in Mecklen— 
burg wiederum in Anregung gebracht werde. Ich hoffe auch im dringenden 
Intereffe des Deutſchen Neiches und der medlenburgijchen Bevölkerung, daß 
der Bundesrath und der Neichstag ſich über einen Weg verftändigen werden, 
der zum Ziele führt und Medlenburg aus einer Lage befreit, weldye, wie 
der Herr Abgeordnete Miquel in der Situng vom 7. Dezember vorigen 
Jahres richtig bemerkte, den heutigen Kulturzuftänden in Deutjchland nicht 


entſpricht. 


Bundeskanzler Fürft v. Bismard *): Ich erlaube mir nur, der vielleicht 
beftehenden Vorausſetzung entgegenzutreten, als ob die Wahl zwilchen den 
Worten „Neich” und „Bund“ in der Ihnen vorgelegten Redaktion eine will- 
fürliche oder zufällige gewejen wäre. Daß beide Ausdrüde nad) wie vor 
zuläffig find, ‚geht meines Grachtens aus dem Gingange der Verfaſſung her- 
vor, aus den Worten: „Diejer Bund wird den Namen Deutjdyes Reich 
führen”; — es ift aljo eine Kortdauer des Bundesverhältnifjes ale Grund» 
lage gedacht. Die Fragen haben meines Erachtens eine wejentliche, prinzi- 
pielle Bedeutung nicht, jondern nur eine ſprachliche, und uns hat das Be— 
ftreben geleitet, für den rechtlichen Begriff den angemeſſenen jpradylichen Aus- 
druc zu finden. Wir find davon ausgegangen, den Ausdrud „Reich“ nur 
da zu gebrauchen, wo von einem Inbegriff der Staatlichen und hobeitlichen 
Attribute die Nede ift, weldye auf die Geſammtheit übertragen worden find; 
dem Ausdrud „Bund“ dort feine Anwendung zu belafjen, wo mehr die 
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Rechte der einzelnen Staaten, der Bundesglieder in den Vordergrund treten. 
Bei den Worten „Neichögebiet” und „Bundesgebiet“ gebe ich gern zu, daß 
der Unterjchted fich nicht nothwendig und jcharf fühlbar macht. Es fommt 
aber auf den fpradhlichen Begriff an, den man mit „Neich“ und „Gebiet“ 
verbindet. Wir haben geglaubt, daß auch da, weil die Somveränität, Die 
Landeshoheit, die Territortalhoheit bei den einzelnen Staaten verblieben ift, 
bei Bezeichnung ded Gejammtgebieted der Begriff des Bundesverhältnifjes in 
den Vordergrumd zu ftellen ſei. Schärfer ftellt es fich meines Erachtens 
heraus bei dem Ausdruck „Bundesrath“ oder „Reichsrath“. Das Wort 
„Neichsrath” nach feinem bisherigen Gebrauch in Baiern und in Oeſterreich 
führt leicht auf ein Mißverſtändniß bezüglich des Begriffd und der Attribu— 
tionen — ein Mißverſtändniß was durch Nachlefung der Berfaffung leicht auf: 
geflärt werden kann, — indeſſen es fragt fich, ob es ein jprachlich berechtigter 
Ausdrud für die Sache ſei. Die Reichsräthe in Baiern und in Defterreich 
find befanntlich parlamentarische Körper. Ich halte auch dort die ſprachliche 
Anwendbarkeit bed Wortes nicht für ganz unbeftreitbar. Ich würde unter 
dem Reichsrath eher nady Analogie des Wortes „Staatsrath” die Behörde 
veritehen, die in einem Meich diejenigen Funktionen ausübt, meldhe in 
einem einzelnen Staate der Staatöratly ausübt. Der Bundesrath iſt nicht 
eigentlich eine Neichöbehörde, er vertritt das Reich als jolches nicht; das Neid) 
wird nach außen durch Seine Majeltät den Katjer vertreten, das gelammte 
Volk wird dur) den Reichstag vertreten, der Bundesrath ift nad) 
unferer Auffaffung recht eigentlidy eine Körperjchaft, in welcher die einzelnen 
Staaten zur Vertretung gelangen, die ich nicht als centrifugales Element 
aber als die Vertretung berechtigter Sonderintereffen bezeichnen möchte, und 
wir halten diefem Berufe des Bundesrathes gerade das Wort „Bundesrath“ 
für entjprechend, während wir befürchtet haben, durch das Wort „Reichsrath“ 
die ſtaatsrechtliche Stellung diefer Korporation zu verdunfeln und nicht mit 
dem richtigen Namen zu bezeichnen; und ohne diefer Frage eine jehr weſent— 
liche principielle Bedeutung beizulegen, würde es den verbündeten Regierungen 
doch willfommen fein, wenn der Neichätag die entgegenftehenden Bedenken 
überwinden und ſich die Auffaffung der Regierung aneignen wollte. 


Sasker (Sonneberg: Saalfeld (Meiningen) *): Meine Herren, meine 
Worte jollen nicht eine Kritik fein gegen das, was der Abgeordnete Wiggerd 
gejagt hat. Er ficher weiß am Beten, weldye Erklärungen ihm beim Gin: 
gange der Berfaffung nothwendig waren; aber feinem Beifpiele folgend, muß 
ich für mich die Erklärung abgeben, die vermuthlich auf vielen Seiten des 
Hauſes getheilt wird, daß es unſere Abficht nicht ift, gegenwärtig mit etwas 
Anderem uns zu beichäftigen, ald was ftrifte Redaktion der Verfaſſung iſt, 
(jehr richtig!) und daß wir am Eingange diefer Berathung Alle vorausjeßen, 
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daß durch diefe Redaktion in feinem Theile das bereits abgejchlofjene, be— 
ftehende Necht verändert werden kann. Selbſt wenn ein Irrthum in dieſe 
Nedaftion ſich mitunter einjchleichen follte, jelbft wenn irgend ein Sat viel: 
leicht durdy diefe Nedaktion nicht die paſſende Stelle befommt, jo wird man 
doch in Zukunft bei jedem durch die Worte nicht ausgetragenen Zweifel das 
Necht haben, zurücdzugehen auf die Verträge, die wir genehmigt haben, als 
auf ein gewiſſes Aufflärungämaterial; während aus dem Umftande, daf wir 
die Nedaftion jo oder anders heute gefaßt haben, nicht ohne Weiteres ber: 
vorgehen wird, daß wir das beitehende Nedyt haben ändern wollen. Meine 
Herren, idy habe noch einen anderen Grund, weshalb ich für mich von jeder 
materiellen Behandlung der Verfaffung an diefem Tag abjehen möchte, und 
aus dem ich gewünjcht hätte, daß von anderen Seiten Gleiches gejcheben 
wäre, weshalb ich an einer materiellen Debatte über den Inhalt der Ver: 
fafjung in feiner Weiſe Antheil zu nehmen gedenfe. Ich meine, daß jede 
Nation einmal eines Ruhepunktes bedarf, in dem fie fich freut der Dinge, 
die fie vollendet hat (Sehr wahr!) — bejonders Deutjchland, das fo lange ge 
rungen bat, um überhaupt eine Verfaffung zu erhalten (wenn auch eine 
Verfaffung mit den Mängeln, wie fie jedem menschlichen Werk eigenthümlich 
find, alſo weit mehr noch dem Berfafjungswerf der Nation, welche mit jo vielen 
geichichtlichen Hemmniffen und Hinderniffen hat kämpfen müffen). Dat dieje 
Hinderniffe nicht ohne Mängel und auf ein Mal volllommen werden befei: 
tigt werden, haben wir Alle gewußt. Während wir gegenwärtig an die 
Frucht der großen IThaten der Nation, an die Frucht der Staatsweisheit, 
welche gewuht hat dieje Ihaten zu Gunften der Nation zu verwerthen, den 
Maßſtab anlegen, da geziemt e8 der Nation, einige wenige Tage wenigitend 
ſich zu erholen, den Streit ruhen zu laffen und fich deifen zu freuen, was 
fie kraft ihres inmeren Geiftes troß der Äußeren Hinderniſſe zu erreichen ges 
wußt hat durch Feſtigkeit und Befcheidenheit. Dies, meine Herren, ift mein 
Standpunkt, weshalb ich wenigitens für meine Perſon mic enthalten werde, 
in jede materielle Debatte mid) zu miſchen, und irre ich nicht, jo darf id) 
auch wohl im Namen der politifchen Freunde jagen, daß died es iſt, was 
fie bewegt, an feiner Stelle und an feinem Drte darauf einzugehen irgend 
eine materielle Aenderung in der Verfaſſung vorzunehmen, weldye zu einem 
Streite in diefem Haufe Veranlaſſung geben könnte. (Lebhaftes Bravo.) 


Bundesfanzler Fürſt v. Bismard*): Ic kann mich der joeben ge: 
äußerten Anficht nur aus voller Ueberzeugung anjchließen, nicht nur im eige- 
nen Namen jondern aud) im Namen des Bundesraths, der diejelbe Anſicht 
in jeinen Motiven bereits angedeutet hat, und idy habe nicht nöthig, nad) 
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den, beredten Morten, mit denen dies foeben befürwortet worden ift, meiner: 
hits noch ehvas hinzuzufügen. 


Dr. Hänel (Kiel-Rendöburg-Plön) *): Ich gehe zurüd auf die redaktio— 
nellen Anträge, welche geftellt find, und werde meinerjeits natürlich) an dieſer 
Stelle ebenfall3 Feine materielle Kritif üben. Ic, fnüpfe an an den eriten 
Theil der vorletzten Nede des Herm Bundesfanzlers, worin derjelbe einige 
Bedenken gegen das Amendement Dunder vorbradjte. Der Herr Bundes- 
fanzler jagte, daß es die Abficht der Bundesregierungen geweſen jei, das 
Wort „Reich“ überall da einzuführen, wo es fid) um Gegenitände handelte, 
welche bisher den partifularen Gewalten zugeltanden und nunmehr centralifirt 
worden jeien. Mir jcheint, daß das gerade auf das Wort „Bundeögebiet” 
paßt. Dies geht auf das Deutlichite aus dem Artifel 1 hervor; bier heißt 
es nämlich: „das Bundesgebiet befteht aus den Staaten Preußen“ — nun 
folgen die einzelnen Staaten. Wir ſehen aljo bier einen Gegenjaß: Die 
Summe der einzelnen Staaten wird aufgeführt, eö werden die einzelnen 
Theile des Gebiets bezeichnet, und an der Spite muß nunmehr meiner 
Ueberzeugung nad) logiſch und jprachlich oder, wie joll ich jagen, dem jprad)= 
lichen Rhythmus nad) diejenige Bezeichnung ftehen, weldye eben die Gejammt- 
beit ausdrückt. Alfo, meine Herren, nicht darf es heißen „Bundesgebiet“, 
jondern es muß heißen Reichs gebiet“. Daß darin irgend welche Tendenz 
nicht gefunden zu werden braucht, das, meine Herren, geht gerade aus dieſem 
Artikel 1 hervor. Aus den Gründen, die ich entwickelt habe, und die wie 
mir jchien auch der Herr Bundeskanzler theilt, — gerade aus diefen Gründen 
würde ich plaidiren für die Griegung des Wortes „Bundesgebiet“ durch das 
Wort „Reichsgebiet“. 


Bundeskanzler Fürſt v. Bismard **): Ich appellire an beſſere Kenner 
unſererer ſprachlichen Quellen und Zuſammenhänge, wenn id) die Frage ſtelle: 
it das Wort „Neichögebiet“ überhaupt ſprachlich hergebracht, iſt es nicht eine 
Art von Tautologie, liegt nicht in dem Worte „Reich“ ſchon die Bezeich— 
nung deö Bereichs und des Gebiets? Ich will e8 nur anregen, weil meinem 
Iprachlichen Ohr das Wort „Neichögebiet” widerjtrebt, während das Wort 
„Bundesgebiet“ gebräuchlicher ift. Ich würde dann lieber vorfchlagen, an 
jolhen Stellen, wo das Bedürfniß dazu vorhanden ift, das Wort „Deutich- 
land” oder „Reich“ zu gebrauchen, obſchon man dann möglicherweife in Un- 
verftändlichkeiten verfallen kann. Ich überjehe im Augenblid die einzelnen 
Terte nicht, ich habe nur das Bedürfniß wiederholt zu fonftatiren, daß uns 
feine principiellen Anfichten jcheiden jondern nur ſprachliche. 
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Freiherr v. Hoverbeck (Senzburg:Ortelöburg) *): Meine Herren, ich 
mache darauf aufmerffam, daß hier ausdrücklich vom Schutze des Gebietes 
die Rede iſt, vom Schutze des Bundes- oder Neichögebiets, je nachdem Ihrer 
Nuffaffung das Eine oder das Andere richtig erfcheint. Nun ift aber doch 
der Schuß dieſes Gebiete, der Schuß unferer Grenzen entichieden Sache des 
Reichs und nicht der einzelnen Staaten, und aus diefem Grunde mußte 
mindeſtens an dieſer Stelle gewiß „Neichsgebiet“ gejagt werben. 


Miguel (Fürſtenthum Waldef)**): Nur um fpätere Mißdeutungen 
und Mißverſtändniſſe zu vermeiden, will ich doch zu dem, was mein Freund 
Lasker in Uebereinitimmung mit dem Herm Yundesfanzler bemerkt hat, eine 
Reſerve hinzufügen. Wenn er jagte es it in Zufunft der Sinn und Inhalt 
der Reichsverfaſſung nur zu interpretiren dadurd daß man auf die Verträge 
zurückgeht und gewiſſermaßen aljo den fachlichen und wörtlichen Inhalt der 
Reichsverfaffung als jelbititändiges Material zur Interpretation bejeitigt, ſo, 
glaube ich, geht das doch viel zu weit. Wir beſchließen die Verfaffung als 
ein Ganzes. Welches Gewicht bei der Frflärung von Zweifeln, die der 
Wortlaut der Berfaffung etwa erregt, auf die der Verfaffung zu Grunde 
liegenden Verträge zu legen ift, darüber fann heute von und Niemand ab» 
iprechen, das müſſen wir nach den einzelnen Fällen beurtheilen. Die Ber: 
fafjung, die wir bier bejchließen, geht aus dem übereinftimmenden Willen 
des Bundesraths und des Reichstages hervor, fie ift Material zur Inter 
pretation. Inwiefern anderes Material, aus dem die VBerfaffung hervorgegangen 
ift, auch noch zur Benußung kommt, darüber kann man feinen Grundjaß 
aufftellen. Ich glaube und vermuthe, daß mein Freund Lasker auch nicht in 
anderem Sinne feine Worte gemeint bat; ich halte aber doch um deswillen 
diefe Erklärung für nöthig, weil er glaubte, daß er mit feinen Worten in 
voller Webereinftimmung mit allen feinen politifchen Freunden jei. 


Dr. Saenel***): Ich knüpfe wiederum nicht an die leßten Bemerkungen 
des Herm Abgeordneten Miquel, jondern an die Bemerkungen ded Herren 
Bundeskanzlers an. Selbftverftändlidy präfentire ich mich nicht ald einen 
befieren Sprachkenner. Ich darf mich aber feiner Bemerkung gegenüber auf 
die jpäteren Artikel der Neichöverfaffung berufen. Der Herr Bundesfanzler 
meinte, dab dad Wort „Neichögebiet" darum nicht gut fei, weil in dem 
Worte „Neich“ bereits eine lokale Beziehung läge. So verftand ich ihn. 
Allein, meine Herren, in dem Artikel 48 befolgt der Sprachgebraudy der 
vorliegenden Verfaffung doc) diefes Sentiment nicht, jondern hier heißt es: 
„Das Poſtweſen und das Telegraphenwejen werden für dad Gebiet des 
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Deutſchen Reiches x." Died widerjpridht. Es ift hier ausprüdlidy ein 
„Gebiet” des Deutichen „Reiches“ anerkannt. Es müßte nad) der Meinung 
des Herrn Bundesfanzlerd lauten: „werden fir das Deutiche Neid) ꝛc.“ Aller: 
dings hat er jelbit auch dieſen Sprachgebraud) eben befürwortet, aber id) 
glaube doch jo viel jagen zu dürfen, daß der Einwand des Herrn Bundes: 
fanzlerd aus der jpäteren Terminologie der Neichöverfaffung wenigitens nicht 
gerechtfertigt ift. 


Sasher*): Meine Herren, ich jehe mic) durdy die Worte des Herrn 
Abgeordneten Miquel zu einer Interpretation meiner eigenen orte veranlaft, 
während ich fie früher gar nicht für zweifelhaft gehalten hatte. Meine Er: 
flärung ging dahin, daß überall, wo in der Redaktion nicht die Abficht an- 
gedeutet ift die Verfaſſung abzuändern, da auch die Abficht einer Abänderung 
nicht vorausgeſetzt werden darf — nicht mehr und nicht weniger. Daß natür: 
lid der Wortlaut der Berfaflung zunächſt ald das Geſetz jelbit maßgebend ift, 
das glaube ich kann von feiner Seite bejtritten werden, und in diefem Sinne 
glaube ich mich in gar feinem Widerjprucdhe mit dem Herrn Abgeordneten 
Miquel zu befinden, wenn er meine Worte nicht etwa in irgend einer anderen 
Weiſe aufgefabt hat, als ich fie habe jagen wollen. 


Dr. Windthorft"*): Gegenüber der Erklärung des Abgeordneten Miquel 
muß ich erflären, daß ich die Angelegenheit ganz jo, wie der Bundesrath 
und die Sache vorgelegt hat, auch meines Theild auffaffe Ich meine, 
dab wir gegenwärtig nur darüber urtheilen, ob das Beitehende, das Abge- 
machte richtig redigirt ift. Wir jehen in Beziehung auf das Abgemachte 
heute nichts Neues und nichts Anderes: dabei. muß ich meines Theild be— 
barren. In diefem Sinne werde idy rüdfichtlich der Punkte, die auf das Ab- 
gemachte ſich beziehen, mic, verhalten. Es ift in dem VBorgelegten nur ein 
Punft neu. Das ift der Punkt wegen ded auswärtigen Ausichuffes. Nur 
in Beziehung darauf tritt eine Abftimmung zur Sache und nicht blos über 
die Redaktion ein. 


Bei der Abjtimmung wurde der Antrag Dunder abgelehnt***"). 


Artikel 1. 


Autrag Soltowsky: +) 
hinter den Worten „Preußen mit Lauenburg“ einzujcyalten: 
„mit Ausſchluß der unter preußifcher Herrichaft jtehenden 
polnijchen Landestheile.“ 


) St. B. S. 96 rm. 
*) St. B. S. 86 r. g. u. 
**) St. B. S. 97 l. o. 
+ Druchſ. Nr. 20. vgl. St. B. S 97 l1. g. o. 
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Dr. von Soltowski (Beck-Koſten (Bojen)*): Grlauben Sie, meine 
Herren, daß, bevor ich zur Motivirung meines Antrages ſelbſt komme, id) 
ein paar Worte dem Standpunfte widmen darf, weldyen wir, meine politifchen 
Sreunde und id, dem gejammten Gejeßentwurfe gegenüber einnehmen. Es 
ift nicht unjere Abficht, meine Herren, an und für fich gegen die demjelben 
zu Grunde liegenden Anjchauungen und Grundjäge Wideripruch zu erheben; 
im Gegentheil, wir willen recht wohl — ich und diejenigen Herren, welche 
nit mir die Interejfen der unter preußijcher Herrichaft ſtehenden polniſchen 
Landestheile in diefem hohen Haufe zu vertreten haben — wir wiſſen recht 
wohl das großartige Werf der Vereinigung Deutjchlands zu würdigen, welches 
darin jeinen praftijchen Ausdrud findet. Wir begreifen, wie groß die Freude 
jein muß, welche eines jeden Deutſchen Herz erfüllt, bei dem Gedanken an 
die glänzenden Greignilje des jüngiten Krieges und an die Reſultate, welche 
er durch das Zuftandefommen der deutjchen Einheit mit ſich gebracht hat. 
Dieje Freude, wir theilen fie jogar mit Ihnen von unferem Standpunkte 
aus. Denn wir finden in dem gedachten Einigungswerke Deutichlands die 
fräftigite Beſtätigung eined Principe, für deſſen Aufrechthaltung wir von 
jeher jtetö aufgetreten find, und aus dem wir unjere unverjährbaren Rechte 
berleiten; idy meine das Nationalitätsprincip. Beinahe 200 Jahre find 
verfloffen, jeitdem durch den Nyswider Traftat das Elſaß an Frankreich ab- 
getreten wurde; Metz hatte ſchon lange vorher aufgehört deutjche Neicheitadt 
zu jein. Es ſchien, daß niemals dieje Länder von Frankreich wieder losge- 
trennt werden jollten, und doch war das Streben des deutichen National: 
gefühls und der deutſchen Bolitif ſtets darauf gerichtet, die verlorenen Ge- 
biete für Deutjdyland wieder zu erwerben. Diejed Ziel ift nun in Folge des 
letzten Krieges endlich erreicht: Elſaß und Deutſch-Lothringen werden wieder 
zu deutichen Provinzen, ſie werden es jelbjt gegen den Willen eines 
bedeutenden Theils ihrer Bevölferung, welder mit Sranfreid 
vereinigt zu bleiben wünſcht; fie werden ed, weil fie von Alters ber 
zum deutjchen Reiche gehört haben; fie werden es ſchließlich, weil das biftorijche 
Nedyt und das Nationalitätäprinzip hier den Sieg über faktiſch und rechtlich 
jahrhundertelang beftehende Verhältniffe davon getragen hat. Diejen Sieg 
des Nationalitätöprinzips, meine Herren, ich begrüße ihn freudigit. Durch 
denjelben wird nämlich die Thatjache ausdrücklich beftätigt, daß der durch die 
Vorſehung den Völkern aufgedrüdte Stempel der Nationalität ein jo unver: 
tilgbares Merkmal ift, dab ed weder durdy Jahrhunderte fremder 
Herrjhaft verjähren noch durch den Willen des einzelnen 
Menſchen jelbit verleugnet werden fann. Wir werden offenbar die 
Xebten jein, meine Herren, weldye einer joldyen Auffaſſung entgegentreten. 
Sit diejelbe aber einmal als ricdytig anerkannt, jo muß man, der Logik der 
Thatjache folgend, aud) den Muth haben, die aus derjelben ſich ergebenden 
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Konjequenzen anzunehmen. Meine Herren, in der Thronrede find folgende 
Worte ausdrüdlid, aufgenommen: „Die Achtung, welche Deutjchland für 
jeine eigene Selbititändigfeit in Anſpruch nimmt, zollt es bereitwillig der 
Unabhängigkeit aller anderen Staaten und Völker, der jchwachen wie der 
ſtarken“. In diefem erhabenen Worte erbliden wir nun, meine Herren, eine 
fichere Bürgſchaft dafür, dab gleichzeitig mit der Neugeftaltung des Deutjchen 
Meiches auf nationalem Gebiete auch unjere gerechten nationalen Forderungen, 
namentlid) die und Deutjchland gegenüber durch die Wiener Kongrehafte 
feierlich gewährleiitete nationale Sonderitellung wieder zur Geltung gelangen 
werden. Das Bewußtſein dieſer unjerer nationalen Sonderftellung den 
deutjchen Stämmen gegenüber hat fich übrigens auch in diefem hohen Haufe 
neulich fund gegeben, indem Sie nämlidy bei der lebten Adreßdebatte fein 
Mitglied der polnijchen Fraktion weder zur Vorberatbung des Adreßentwurfs 
in der Seniorenverfammlung binzugezogen nody in der Adreßdebatte jelbit 
fidy haben betheiligen laffen; dadurdy haben Sie, meine Herren, mit uns 
anerfannt, daß es für Polen zu einem deutjchen Parlamente, wo jpecifiich 
deutſche Interefjen zur Sprache gebracht werden, feinen geeigneten Plat 
giebt. Wir hegen daher die Hoffnung, dab bei der jeßt vorgenommenen 
Regulirung der deutjchen Berhältniffe die Proteite endlich berückſichtigt werden 
(welche jeit dem Jahre 1848 unſrerſeits bei jedem Verſuche einer Gebiets- 
erweiterung ded Deutjchen Bundes erhoben worden find) gegen die Einver— 
leibung der unter preußijcher Herrichaft ſtehenden polnijchen Landestheile in 
den Norddeutichen, vejpeftive in den Deutichen Bund. Wir hätten zwar 
gewünjcht, meine Herren, im Intereſſe Ihres eigenen Gerechtigfeitsgefühls, 
dak die Initiative zur Berüdfichtigung unjerer Proteſte deuticherjeits ergriffen 
worden wäre; wir hätten gewünſcht, daß deutjcherjeitd Ihre Inkompetenz 
anerkannt worden wäre, über die Aufhebung der und durdy internationale 
Verträge gewährleifteten nationalen Rechte eimfeitig zu ftatuiren. Dieſer 
Wunſch ift indeflen nicht in Erfüllung gegangen; bei der Redaktion des 
Geſetzentwurfes ijt vielmehr unſer nationaler Standpunkt ganz und gar aufer 
Acht gelafjen worden und wir im Verhältniß zum Deutchen Neid) den 
preußiichen Unterthanen deutjcher Nationalität gleichgeitellt. Wir aber, meine 
Herren, jo ſchwach wir audy der Zahl nad) Ihnen gegenüber jein mögen, wir haben 
doch das Recht und die Pflicht, für die Aufrechterhaltung der uns garan- 
tirten nationalen Sonderftelluug Sorge zu tragen, und wir können uns 
daher unmöglich mit einem Verfaſſungsentwurf zufrieden erflären, weldyer 
dad Werk der nationalen Konftituirung Deutjchlands damit beginnt, daß er 
den Polen die ihnen auf Grund internationaler Verträge unbeftritten zu= 
ftehenden Rechte verfennt. Meine Herren, diefe Verſammlung ift nicht die 
erite, der die wichtige Aufgabe zugefallen ift, über die Geſchicke Deutſchlands 
zu berathen. Wir erinnern und ja Alle, wie vor kaum 20 Jahren eine andere 
Berjammlung zu demfelben Zwede in Frankfurt zufammentrat. Mit enthu- 
fiaftifchem Jubel wurde fie bei ihrer Entftehung in ganz Deutjchland begrüßt; 
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aber wie kläglich hat fie geendet! Und wiffen Sie warım, meine Herren? — 
Weil diejelbe fi) nicht zu der Höhe ihrer Aufgaben heraufzuſchwingen ver 
mochte, weil fie im Norden und Süden, im Weiten und Oſten, in Schles- 
wig und Tirol, in Limburg und Poſen diejenigen Prinzipien der Nationalität 
nicht anerfennen wollte, zu deren Venwirflihung in Deutichland fie jelber 
berufen worden war. Ich will nun, meine Herren, für Sie und für und 
hoffen, daß dieje zweite deutjche Verſammlung einen ganz verjchiedenen Weg 
einichlagen wird und daß fie das für fich ſelbſt einmal anerfannte Prinzip 
auch anderen Nationalitäten gegenüber nicht verleugnen wird. Meine Herren, 
e3 haben fi) in diefen Näumen bei der letzten Adrefdebatte mehrere Stimmen 
erhoben, um die Weisheit des erhabenen Ausiprudys: justitia fundamentum 
regnorum est zu preijen. Wohlan denn, meine Herren, mein Verbejjerungs- 
antrag bietet Ihnen Gelegenheit, dieſen Ausſpruch praftiich in Anwendung 
zu bringen! Auch giebt Ihnen die Annahme diejes Verbejjerungsantrags 
für die Zukunft eine viel beijere Gewähr der deutichen Einheit, ald es irgend 
eine materielle Macht je zu thun im Stande wäre. Deshalb glaube id), 
meine Herren, daß Sie in Ihrem eignen Interefje jelbjt Motive genug finden 
werden, um für denjelben zu jtimmen. 


Bundeskanzler Fürlt von Bismark*): Wir find nicht zum erften Male 
damit beichäftigt, die Prinzipienfragen zu erörtern, die der Herr Vorredner 
hier angeregt hat. Ich darf mich deshalb wohl auf eine furze Erwiderung 
und auf die Stenographifchen Berichte früherer Situngen des Reichstages 
jowohl wie des preußiichen Landtages in Betreff des Nachweiſes der Unrich— 
tigfeit in dem vorliegenden Berbejferungsantrag und in den Worten des 
Herrn Redners bejchränfen und midy hier damit begnügen, die einzelnen diejer 
Unrichtigfeiten hervorzuheben und in Bezug auf die Motivirung meiner Ans 
ficht auf die früher geltend gemachten Argumente zu verweilen. Ic, beftreite 
dem Herm Vorredner und feinen Mitantragftellern zunächſt das Recht, ſich 
hier auf die Worte der Thronrede zu berufen. Im der Thronvede iſt die 
Rede von anderen Völkern und Staaten, deren Gelbititändigfeit gejchont 
werden joll. Die Herren gehören zu feinem anderen Staate und zu feinem 
anderen Volke als zu dem der Preußen, zu dem ich jelbft mid, zähle, und 
fönnen Poſen und Weitpreußen, langjährige Beltandtheile der preußiſchen 
Monarchie, nicht zu denjenigen anderen Völkern und Staaten zählen, weldye 
in der Thronrede gemeint find. Es ift das eine der Fiftionen, die den Bid 
trüben und das Urtheil fälſchen. Ich beitreite den Herren ferner das Nedht, 
im Namen der Bevölkerung irgend eines preußijchen Yandeötheiles zu ſprechen, 
welches auch die Sprache diejer Bevölkerung jein mag. Ich will nicht daran 
erinnern, dab Sie gejebmäßig hier nur die Gejammtheit des Volks und 
nicht einen einzelnen Landeötheil vertreten und Feine Spezialmandate haben 


St. B. S. 97 r.u 


Art. ı. Bismard. 881 


können; ich will nur daran erinnern, was ich Ihnen bei einer früheren Ge— 
legenheit gründlicher nachgewiejen habe, dat Ihre Wähler mit dem, was 
Sie hier angeblid) im Namen Ihrer Wähler erklären, nicht einverftanden 
find, und daß die Sadye von foldyer Notorietät ift, daß ich mich darüber 
jedes Beweiſes überhoben halten fann. Ihre Landsleute haben mit demjelben 
Mutbe und mit derjelben Hingebung für die Sadye, weldye und hier vereint, 
geftritten wie die Bewohner jedes anderen Theild von Preußen, und Ihre 
Zandöleute, die Sie hier vertreten, find für die Segnungen der preußiichen 
Kultur gerade jo dankbar wie die Bewohner Schlefiend und anderer Pro- 
vinzen. (Lebhafte Zuftimmung.) Ich beitreite Ihnen ferner — und id) 
glaube, es geichieht von diefer Stelle jchon zum zehnten Male — das Nedht 
ſich auf einen Vertrag für Sonderftellung einzelner Provinzen im preußijchen 
Staat zu berufen. Sie haben es ftets jorgfältig vermieden, dieſe Verträge 
ihrem vollen Wortlaute nach anzuführen. Sch habe im preußiichen Land— 
tage an diejer Stelle Gelegenheit gehabt, Died wörtlich nachzuweiſen, und 
nur weil Sie hier unrichtige Behauptungen wiederholen, muß ich auch 
meinen Widerſpruch dagegen wiederholen. Es märe die Griftenz des Groß— 
herzogthums Pojen und Meftpreußen im preußiichen Staat, wie fie jeit einem 
halben Jahrhundert ift, nicht möglich gewejen, wenn etwas Derartiges, wie 
Sie ſtets wiederholt anführen, in den Verträgen ftipulirt wäre. Ich möchte 
Sie dann aud) daran erinnern, und mehr durch das Beifpiel der Duldſamkeit 
als durdy Ihre Worte zu belehren. Wie bat fid) denn die polniſche Nation 
zu der Zeit, wo fie jelbitftändig war, gegen die von ihr mit dem Schwert 
Unterworfenen verhalten? Wollen Sie und das Benehmen, welches Sie 
gegen die Ruthenen, gegen die unter Ihrem Scepter lebenden Ruſſen, gegen 
die Litthauer, ja gegen die Deutjchen beobachtet haben, zum Mufter empfehlen ? 
Dann, meine Herren, würde Ihre Griftenz in diefem Lande vollftändig 
unerträglidy werden, wenn wir Sie jo behandeln wollten, wie Sie die durch 
Groberung unterworfenen Deutjchen behandelt haben! Die Herren, die ſich 
mit der Spezialgejchichte von Weſtpreußen vertraut gemacht haben, werden 
fich erinnern, daß wir in diefen Tagen einen Gedächtniktag für die Stadt 
Thorn haben feiern können, wo die polnischen Herricher e8 den Deutjchen 
mit blutiger Schrift bewiejen haben, wie fie nationale Sonderbeitrebungen 
zu behandeln entjchlofien waren. Fürchten Sie nicht, meine Herren, daß 
wir aus diejen hiftorifchen Meminiscenzen, zu denen Sie mid) wider meinen 
Willen zwingen, irgend ein Beijpiel oder eine Empfindlichkeit übernehmen. 
Die verbündeten Regierungen und insbejondere Ihre Landesregierung, die 
föniglidy preußiſche, wird fortfahren in den Beftrebungen, die Segnungen 
des Nechtöjchußes und der Gefittung unter den Danfbaren und unter den 
Undanfbaren zu verbreiten, und glüclicherweife find die ‘Danfbaren in der 
Mehrheit aud) bei Ihnen. (Lebhaftes Bravo.) 
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v. Arzyzanowski (Krotoſchinſ-Poſen])):“) Meine Herren, ed wird und 
das Recht beitritten, im Namen der polniſchen Bevölferung für die Abände- 
rung deö Artifelö 1 der Verfaffung zu ſprechen. Wir haben dieje Worte 
von hoher Stimme bereits im Jahre 1867 gehört. Die allgemeinen Wahlen, 
die in den polnijchen Yandestheilen jet geicheben find, baben die Antwort 
darauf gegeben: wir jind in einer Mehrzahl vor Ihnen erichienen, wie es 
noch nie gewejen it. Dort, wo wir gefiegt haben, baben wir ſtarke Majo- 
ritäten errungen; dort, wo wir unterlegen find, find die Minoritäten ziemlich) 
impojant. Die Wahlaften werden die Nichtigkeit meiner Behauptung ergeben. 
Meswegen find nun die Wahlen jo ausgefallen? — Das Loſungswort war 
dad, was wir jetzt verlangen: wir wollen, meine Herren, bis Gott anders 
über uns beitimmt bat, unter preußifdyer Herrſchaft bleiben, aber dem 
Deutihen Reiche wollen wir nicht eimverleibt jein. Sie haben, meine 
Herren, ein großes, homogenes Neidy gebildet, das ſich vielleicht einit zu 
einem noc größeren Umfange entwideln wird. Es liegt, weine Herren, 
glaube ich, in der Natur der Sache, daß ein fremder Beitandtheil nicht 
hierher gehört. Ich muß nun, meine Herren, aus diejem Standpunkte an 
mich die Frage richten: gehöre ich denn wirklich zu einem deutſchen Volks— 
Itamme? Nein, meine Herren, meiner Geburt, meinen Ueberzeugungen, 
meinen Ueberlieferungen nad) gehöre ich midıt dazu. Und was nun den 
Sinn und die Ueberzeugung der Bevölkerung, die ich vertrete, anlangt, jo 
will idy Ihnen nur anführen: ich hätte wahrlic ein Mandat zum Reichs— 
tage nicht angenommen, ich bin dazu veranlaft worden durdy den Wunſch 
unjerer ehrlichen polnijchen Bauern, welche von mir verlangt haben, hierher 
zu gehen und in ihrem Namen gegen die Eimverleibung in das Deutjche 
Reich zu proteitiren. Nun, meine Herren, wir haben das ſchon im Jahre 
1867 gehört: daß wir feine glorreicye Vergangenheit haben und fein hiſto— 
riiches Recht auf Eritenz Es it uns vorgehalten worden, wir jeien nur 
eine Minderheit in dem polnijchen Volke. Ja, meine Herren, es it wirk— 
lich jchwer, unparteiiih im der Gejdyichte zu ſein. Ich will nur folgende 
Thatjachen fonitatiren. Unter den uns verbrüderten Stämmen in der pol- 
nijchen Gejchichte, den Ruthenen und Litthauern, iſt Fein Stamm verſchwun— 
den, die Stämme beſtehen noch in ihrer ganzen Fülle; dagegen könnte ic) 
anführen, dab zu Zeiten des alten Deutjdyen Neicyes Millionen von Slaven 
abjorbirt worden find. Ich will, meine Herren, nidyt weiter geben .d jagen 
wie fie abjorbirt worden find, wie fie verjchwunden find — das würde Bitter- 
feit in dieſe Disfujfion bringen, und wahrlich, ich möchte dieje Bitterfeit 
nicht hineinbringen, ich meinestheils nicht. — Nun, meine Herren, was das 
hiſtoriſche Recht auf Exiſtenz anbetrifft, jo will idy Ihnen nur zwei Belege 
aus unjerer Vergangenheit bringen; der eine it, dab wir Jahrhunderte die 
Vormaner gegen barbarijcdye Horden geweſen find, zum Schuß von ganz 
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Furopa, und das andere ilt die Befreiung Wiend, wo wir Wien und das 
Deutjche Reich gerettet haben. Den Dank dafür ift und Deutichland bis 
zum heutigen Tage jchuldig geblieben, der Schuldbrief iſt noch nicht ausge— 
löft. Meine Herren, wir find allen Fraktionen im Reich fremd, und troß- 
dem, ich könnte mich bier an alle Fraktionen wenden und fie um Berück— 
fichtigung dieſes Antrages bitten: an Sie, meine Herren von der Rechten, — 
ich verlange daſſelbe hiltoriiche Recht, welches Sie in Anſpruch nehmen, 
welches Sie bei der Neubildung Deutjchlands ebenfalld angerufen 
haben, an Sie, meine Herren von der Linken, wende ich mich — und 
bitte um Anwendung derjelben Freiheitöprinzipien, welche Sie ſtets anrufen. 
Mollen Sie, meine Herren, das Nationalitätsprinzip dort, wo es fih um 
deifen Anwendung gegen uns handelt, verleugnen, wenn Sie es jogar in 
Italien, wo ed in eine gewiſſe Kollifion mit dem hiſtoriſchen Rechte der 
Päpite fonımt, anerfennen, wollen Sie eö wirflicy verläugnen, — dann, meine 
Herren, bört alle Konjequenz auf! 


Schr. v. Auruhe-Bomſt (Meſeritz-Bomſt [Bojen]):*) Meine Herren, ich 
will nicht näher auf die Vorträge der beiden Herren, die vor mir von der 
Iribüne geſprochen haben, eingehen, und zwar deshalb nicht, weil ja wieder: 
bolt dasjenige gejagt worden ift, mas geeignet ift, die Anführungen der 
Herren zu widerlegen, und id; meines Theils gewiß nicht dazu beitragen will, 
die ſchon oft gehörte polnifche Debatte bier zu verlängern. Ich halte mich 
aber für verpflichtet, meines Iheilö, da ich ebenſo wie die beiden Herren, 
die geiprochen, zur Mitgliedjchaft dieſer Verſammlung berufen worden bin 
durch die Wahl in einem Kreije, der ebenfalld wie die Kreife, die die Herren 
biehergejandt haben, den ehemals polnijchen Yandestheilen angehört hat, zu 
erflären — und ich glaube es mit voller Zuverficht Tagen zu können, daß 
ich mich im diejer Erklärung jedenfalls des Einverſtändniſſes der zahlreichen 
Deutichen, welche jene ehemals polnijchen Yandestheile bewohnen, erfreue — 
aljo ich halte mich verpflichtet zu erklären, daß wir die Frage, die die Herren 
heute durch ihren Antrag unter Nr. 20 der Drudjachen wiederum anregen, 
für entjchieden und abgethan anjehen, und zwar entjchieden und abgethan 
durch die Entſcheidung des Reichsſtages des Norddeutichen Bundes vom 
18. März vorigen Jahres, durdy die Annahme der Verfaſſung des Nord- 
deutjchen Bundes, an deren Stelle jeht die Verfafjung des Deutſchen Reiches 
tritt, und welche zu Stande gefommen ift nicht allein unter der Zuftimmung 
des Reichötages, der Vertretung aljo deö gejammten Volfes, des Bundesrathes, 
der Vertretung aljo der Bundesfüriten und Seiner Majeität des Kaijers, 
jondern die auch ihre Zuftimmung gefunden bat in allen Landesvertretungen 
der dabei betheiligten Staaten. Wir halten dafür, daß dieje Verfafjung 
ded Deutjchen Reiches ebenjo wie die Verfafjung des preußiichen Staates 
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Grundgejeße find, welche unjere, der deutſchen wie der polnischen Angehörigen 
der ehemals polnijchen Yandestheile, ftaatsbürgerlichen Nechte regeln, und diejen 
Grundgejeßen gegenüber fünnen wir feine anderen völferrechtlichen Verträge, 
auch nicht die Wiener Kongrehafte für mahgebend erachten; für uns find 
die gedachten Grundgejeße maßgebend, und damit ift aud) die Frage, die die 
Herren heute wieder anregen, abgethan. 


v. Hennig (Graudenz:Strahburg):*) Meine Herren, die Herren, weldye 
den Antrag geftellt haben, verlangen ziemlidy viel; fie ſprechen ſich ſogar gar 
nicht einmal beitimmt aus, wieviel fie verlangen; denn es heißt: hinter den 
Morten „Preupen mit Lauenburg“ joll hinzugefügt werden: „mit Ausſchluß 
der unter preußiſcher Herrichaft ſtehenden polniſchen Landestheile". Was 
verftehen die Herren darunter? Nach der gewöhnlichen Auffaffung veritehen 
fie darunter Weftpreußen und Pojen; es gibt aber polniſche Schriftiteller, die 
auch Oberjchlefien darunter verjtehen und jogar einen großen Theil des übrigens 
Schleſiens, weil da früher einmal die Piaften geberrfcht Haben — das joll 
nämlich eine polnijche Fürſtenfamilie gewejen fein. — Nun, meine Herren, es 
ift jehr jchlimm, wenn man in eine Verfaſſung, die dody überall klare und 
beftimmte Forderungen verlangt, joldye allgemeinen Nedensarten bineinfügen 
will, wie das hier von den Herren beabfichtigt wird. Sie wollen augenblid- 
lich gar nicht jagen, wie viel Land fie fordern, jondern fie wollen nur etwas 
Beliebiges hineinjchreiben, um nachher jo viel daraus madyen zu können, wie 
ed ihnen paßt. Aber, meine Herren, wie kommen die Herren dazu? Auf 
Grund der Nationalität doch wahrhaftig nicht; denn im der Provinz Weit 
preußen ift der überwiegende Theil der Nationalität deutjch, in Poſen it es 
beinahe die Hälfte. Alſo wie fommen die Herren darauf, eine entſchiedene 
Nationalität für fid) in Anjpruch nehmen zu wollen? Sind denn die 
Deutjchen, die dort wohnen, nicht ebenſoviel werth wie die Polen? Und, 
meine Herren, id) frage, wie it er überhaupt gefommen, dab die Herren 
gewählt find? wie find fie hier im dieſes Haus gelangt? Nicht durd) die 
polnische Agitation — damit können fie Niemanden hervorloden —, jondern 
nur dadurch, daß fie fich der Elerifalen Partei angeichloffen haben; (hört! 
hört!) mit Hülfe dieſer allein find fie in diejes Haus gelangt! Meine Herren, 
fie haben dadurdy ihre eigene Schwäche und den Mangel an natio— 
nalem Sinn auf Seiten der Flerifalen Partei deutlid) gezeigt. 
(Bravo! Sehr richtig!) Im diejer Meberzeugung — idy will mid) hier nicht 
länger in die Debatte einlaffen — ſchließe ich und fage nir: die Herren 
haben fein Recht irgend einen Anjpruch zu erheben. (Bravo!) 


Dr. Niegolewski (Bojen):**) Meine Herren, ich will vor Allem um 
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meme Stellung im Haufe perjönlich zu fennzeichnen, dem Abgeordneten 
Hennig, da er und nicht ald Vertreter des Volkes, jondern des Fatholifchen 
Klerud anerfennen will, antworten. Ich bin aber gerade in Pofen gewählt 
worden, aljo in einer Stadt, die der Abgeordnete Hennig bejonders als eine 
deutiche Stadt in Anſpruch nimmt, und zwar mit mehr als 2000 Stimmen 
gegen den deutjchen Kandidaten. Ferner will ich ihm zum Troſte bemerken, 
daß ich gerade derjenige war, gegen den die ultramontane Partei aufgetreten 
it und geftimmt hat, und ich bin doch gewählt worden mit einer jo großen 
Majerität. Alfo find die desfalfigen Behauptungen abgedrojchene, abgethane 
befannte Verjuchsmittel, um gegen und Miftrauen zu erweden und uns 
gleihjam jede Berechtigung zur Wahrung unjerer politifchenationalen Rechte 
zu nehmen. Andererjeits iſt es eigenthümlich, daß uns, wenn wir an unferer 
Religion ftrenge halten, diejes zum Vorwurfe gemadjt wird, — und doch, 
meine Herren, haben Sie fich Alle in dem Haufe bei der Adreßdebatte da— 
gegen verwahrt, dat der Religionsfinn in Deutjchland nicht ſtark wäre. Erlauben 
Sie uns alfo auch, an unferer Religion, an der Religion unferer Väter feftzubalten 
und mit Wärme für ihre Berechtigung und ihre Rechte aufzutreten. Ferner hat 
Herr dv. Hennig gefagt, daß wir in unſerem Antrage nicht jagen, mas wir 
verlangen, ‘wie weit ſich unſere Anjprüche auf Ländergebiete eritreden. Wir 
fangen bier ja aber gar nicht den Grenzitreit an. Dazu find wir nicht be- 
rechtigt, einen Grenzitreit bier aufzuitellen, das iſt Sache der Zukunft, in 
weldyer die Vorjehung auch uns dafjelbe Loos und daſſelbe Schickſal beichei- 
den wird, dad Sie jeßt mit folchen Erfolgen, wie ed geichehen ift, erreicht 
haben. Die Grenzfrage bejchäftigt uns jett nicht. Wenn ferner der Herr 
Abgeordnete gejagt bat, daß in den ehemaligen polnischen Landeätheilen 
Deutiche wohnen und deutjche Intereffen gewahrt werden müffen, fo ftimme 
ih ihm bei und gehe vielleicht nody weiter: auch wir verlangen, daß die 
deutichen Intereſſen überall gewahrt werden — nicht blos unter preußijcher 
Herrichaft, denn ed gibt auch Provinzen unter Fremdherrſchaft, wo die deut- 
Ihen Intereffen jehr jchlecht gewahrt werden, obgleich dort die deutiche Zunge 
fingt. Ich will darauf nicht zurücdgehen in diefem Augenblicke. — Anderer: 
ſeits haben Sie ja in Lothringen und Elſaß ebenfalls Franzoſen mit aufge 
nommen, obgleich Sie jagen, dab Sie blos deutſches Land genommen haben. 
Die urjprünglichen Bewohner und nicht die eingewanderten haben alfo 
darnach über das Schidjal des Landes zu enticheiden. Ich wende mich nun 
zur Beantwortung der gegen unjeren Antrag vorgebradhten Bonvürfe und 
Behauptungen. Es wird von dem Herrn Bundeskanzler und das Necht zu 
ſolchen Anträgen überhaupt nicht zuerfannt, und zwar aud dem Gefichtspunfte, 
weil wir fein Volf wären. Nun, meine Herren, das, was Gottes 
Verf ift, wird feine menſchliche Kraft vernichten können, und jo 
Gott will werden wir auch zu der Durchfämpfung und Erlangung unferer 
Rechte mit Gotted Waltung gelangen müſſen. Denn wahrlich, auch wir 
danken Gott, dat wir, troßdem wir fortwährend nur Leiden zu beftehen 
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haben, troß der großen Opfer, die wir fortwährend gern und willig tragen, 
unferer Idee treu geblieben find, daf wir troß aller menfchlichen gegen und 
gerichteten Machinationen durch Gottes Waltung und durch Gottes Fügung 
Polen geblieben find und um feinen Preis der Welt aufhören werden Polen 
zu ſein. Alſo diejes göttliche Recht farm und Niemand abjprechen und wir 
haben leider nicht geglaubt, dab uns in dem Augenblid, wo Deutjchland mit 
Stolz auf das Nationalgefühl fich berufen kann — wir haben aber insbe: 
jondere nicht geglaubt, daß in dem Augenblid, wo die ganze Welt, jo lange 
fie beitehen wird, bewundern wird die TIhaten, die Deutjchland verübt bat, 
— dab in demjelben Augenblick einem augenblidlih durch die Theilungs- 
mächte geichwächten Volke von dem Neichsfanzler des deutichen Reichs vor: 
. gehalten werden fünnte, dat Polen fein Volf wäre. Ia, Macht haben wir 
gegenwärtig nicht, um diejes mit Nachdrud zu dofumentiren; aber nicht in 
dem succès allein liegt das Recht, und ed wird die Zeit fommen müſſen, 
wenn überhaupt Friede und Glüf in Europa auftreten joll, daß unjer Recht 
anerfannt wird werden müſſen. Denn auch mit der Zeit wird Europa des 
friegeriichen Zuftandes müde werden, und jo lange dem polnichen Bolf das 
Recht auf Selbititändigfeit nicht zuerfannt wird, ift auch weder an ein Auf- 
hören des friegerijchen Zuitandes — noch an die Freiheit zu denfen, denn wer 
unterdrüdt kann nicht frei fein. So oft es ſich um unjere Verfolgung han— 
delte, haben die Theilungsmächte jelbit bemiejen, daß wir ein Volk und 
dazu ein lebensfräftiges Wolf fein müffen, denn wozu hätten fie fich 
gegenjeitig bewacht, daß feine Konzejlionen den Polen gemadyt werden; und 
wenn irgend ein Staat der polniſchen Nationalität wohlbegründete Konzej- 
fionen gewährte, alddann fanden jofort Remonitrationen und Interventionen 
der anderen Theilungsmächte, insbejondere preußiſcherſeits, ſtatt. Ich erinnere 
aus der letzten Zeit blos an die letzte Note, die der öſterreichiſche Reichskanzler 
Graf Beuft vor wenigen Monaten an den Grafen Apponyi, öfterreichijchen 
Gejandten in London, geſchickt, in welcher Note Graf Beuft in edlem Tone 
fi) darüber bejchwerend äußert, daß preußiſcher- und ruffticherjeits Anſtoß 
an dem Verfahren Defterreichs den Polen gegenüber genommen und Berab- 
redungen in diefer Beziehung ftattgefunden haben follen, wegegen Graf Beuft 
remonftrirte. Ich erinnere ferner an die Interventionen und Boritellungen 
die jogar prußiſcherſeits Rußland gegenüber gemacht worden find, und zwar 
immer, jo oft Rußland geneigt war den Polen Konzejfionen zu machen. Meine 
Herren, ich habe geglaubt, daß dieje Art uns zu behandeln jet in Deutſch— 
land auf immer begraben jei. Früher haben wir e8 am Ende aus vielen 
Rüdfichten erflärlich finden fönnen. Aber wozu ift denn die Macht? Wenn 
ſiejauch nicht die Schwachen ſchützen joll, jo iſt fie doch nicht etwa dazu da, 
um den Schwadyen noch abzunehmen den Reit ihrer Rechte! Wir haben 
eine andere Behandlung von Deutichland erwartet und glaubten zu unjerer 
Hoffnung berechtigt zu fein. Seit 1848, wo wir gegen unjeren Willen und 
trotz unjerer Protefte berufen waren, mit Deutjchen zufammen in Repräjen: 
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tativverfammlungen zu tagen, baben wir immer ohne Rückſicht darauf, ob 
ed Anträge der Majorität oder der Minorität waren, jo oft fie die deutſche 
Frage, die Ginigung Deutſchlands auf Grund des Nationalitätsprinzips bezwedk- 
ten, unterftüht und dafür geſtimmt. Sämmtliche Herren Abgeordneten aus den 
preußifchen Zandtagen müſſen uns diejed Zeugniß zugeitehen: wir haben uns 
immer gejcheut, irgend einen Mißton in den deutichen Sinn bimeinzubringen, 
weil wir, jo wie wir wünjchen, uns jelbit zu vegieren, es auch nicht gewagt haben, 
und hinein zu mijchen in Deutichlands innere Angelegenheiten, bethätigen 
aber überall unſere Theilnahme für die ftaatliche Einigung deuticher Stämme. 
Zur MWiderlegung der Behauptung des Herrn Bundesfanzlers, daß unjer 
Antrag auf Fiktion der Antragiteller beruhe und dab wir Rechte beanjpruchen, 
die unjere Wähler nicht wünjchen, werden wenige Worte genügen. Der 
Herr Bundeskanzler wird mir verzeihen, daß ich ihm in Grinnerung zurüd- 
rufe, daß ich von der Tribüne geantwortet habe auf jeine Rede, auf die er 
verwiejen hat, nämlich die bei de Berathung der Verfaſſung des Norddeutſchen 
Bundes. Dieje meine Beantwortung in meiner damaligen Rede ift meinen 
Wählern wohl befannt, und ich bin eben wohl deshalb ſofort wiedergewählt 
worden — umd jeßt wiederum gewählt, ungeadytet id) es nicht gewinjcht 
habe. Wenn aljo meine Wähler meine Anficht nicht theilten, jondern die des 
Herrn Bundesfanzlers, dann hätten fie mich nicht gewählt. Endlich mußten 
aus unſerer Gejcyichte wiederum Vorwürfe gegen uns herangezogen werden. 
Nun, wenn ich Luſt und Muth hätte, Sie mit einer längeren Rede zu be- 
läftigen, dann würde ich Ihnen allerdings einen Gejchichtövortrag halten, wie 
die deutſchen Zuftände waren beim Auflöſen des Deutjchen Reiches, Ich 
würde Ihnen auch ein Kapitel lejen Fönnen über die damalige Fremdherr- 
ſchaft. Ich würde Ihnen aber aus ganz anderen Gefichtäpunften, als es der 
Herr Bundeskanzler gethan hat, Dofumente vorlefen fönnen, daß unjere 
Herrichaft über andere Gebietötheile nicht jchlecht war, daß man fich nad) 
derjelben gejehnt hat. (Widerſpruch.) Ich verweile Sie, meine Herren, auf 
die Werke von Hartfnoch, Lengnich, Voigt. Stenzel und Droyjen. Meine 
Herren, wenn Sie ed wünjchen und wenn Sie mir widerjprechen, dann 
werde ich mir erlauben müſſen, Ihnen in Bezug z. B. auf Ditpreußen, 
wofür ich zufällig bei der Hand manche Bewetje habe, jolche zur Unter: 
ſtützung meiner Behauptung vorzubringen. (Widerſpruch. Nein! nein!) Ja, 
meine Herren, wenn Sie ungerechtfertigte Vorwürfe unjerer ruhmreichen Ge- 
ichichte machen und wir einmal bier find, dann iſt es auch unſere Pflicht, 
Sie zu widerlegen. Id) glaube, dat Sie wie von allen Anderen jo auch 
von uns beanjpruchen, daß wir mach unjerem beiten Wilfen und Gewiſſen 
unjere Pflicht erfüllen, dem nur mit Männern, die jo verfahren, fann man 
mit Behagen in denjelben Räumen tagen. Nach dem Wehlauer Traftate 1657 
— ich greife aljo nach der älteiten Gejchichte Preußens, (Widerjprüch) um 
dem Herm Bundeskanzler gegenüber anzuführen, daß jelbit nach dem Traftate 
von Wehlau im Jahre 1657, Eraft welches Traftates dem Kurfürften der 
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jouveräne Beſitz Ditpreußend garantirt worden ift von der Republik Polen, 
ſämmtliche Einwohner ſich nad) der Herrichaft Polens jehnten, und Alles, 
was damals das Volf repräfentirte, Kirche, Städte und Adel, machten Oppo- 
fition gegen den Kurfüriten und erflärten, daß Se. Majeltät der König von 
Polen fein Recht gehabt habe, ſich der Souveränetät über fie zu entichlagen. 
Die Stadt Königsberg offerirte dem polnischen Thronſchatzmeiſter Ney fogar 
ein Gehalt von 10,000 Thalern, damit er für ihre Wiederverbindung mit 
Polen arbeite. Die lutheriſchen Geiftlichen nannten den reformirten Glauben 
des Kurfürften ein Werk des Teufeld und donnerten von allen Kanzeln für 
die Wiederheritelluug von Polen, und Droyſen jagt, Band L, Seite 530: 
„Die Paftoren der Iutherijchen Orthodorie waren dem Kurfürften ebenjo ab- 
geneigt wie die Fatholijche Geiftlichfeit mit den Jeſuiten an der Spibe; es 
gab in Preußen Feine brandenburgiiche Partei, jelbit die Regierung des 
Landes war eher preußiſch als kurfüritlich, und alle Stände einigten fich in 
der Oppofition gegen die Macht und Herrichaft des Kurfürften.“ Hieroni— 
mus Roth, Bürgermeifter von Königsberg, erwidert im Auguſt 1661 dem 
furfürftlichen Kommiffarius: „Der König von Polen hat fein Recht, und wie 
Bimen oder Aepfel zu verjchenfen; bat der Kurfürft nicht genug, wenn er 
und unfer Gut genommen hat, will er und unjere Freiheit nehmen — mir 
laffen und nicht verfaufen.” Nach den ferneren Berichten des Stattlalters 
an den Kurfüriten heißt es in Bezug auf die Stadt Elbing, dab die Nach— 
richt, dat Polen die Uebergabe Elbingd an den Kurfürjten verweigert hat, 
em wahres Volksfeſt geweſen. Meine Herren, ich könnte weiter gehen, aber 
auch idy fenne die Grenzen, imvieweit eö der Anftand erlaubt, Sie mit ge 
ichichtlichen Notizen zu beläftigen. Ich könnte Ihnen aus Stenzel, aus Voigt 
die Charakterifirung vorlefen, wie das Regiment der Hochmeilter war, wie 
das Regiment der Deutjchen war in den Theilen, die von Polen abgefallen 
find, und wie fich die Bewohner in den von der Republif Polen abgefal- 
lenen Ländern nach polniſcher Herrichaft zurücjehnten. Damit ich mid, jedoch 
meiner Pflicht entledige, jo verweile ich auf die im Jahre 1867 in Berlin 
bei Herrmann gedrudte Brochüre, die vom geichichtlichen Standpunkte die 
Nede des Grafen Bismard beleuchtet hat. In derjelben werden Sie hin: 
reichende Zufammenftellung finden, inwiefern wir das Necht haben, auf unjere 
Geſchichte einen ftolzen Rückblick zu thun. Was nun ferner den Antrag jelbit 
anbetrifft, meine Herren, jo muß ich aufrichtig geitehen, dat ich nicht erwartet 
habe, dak ich auf die Wiener Verträge werde zurüdfommen müffen. Ic 
babe geglaubt, daß von nun an Deutjchland andere Grundjäge den Völkern 
gegenüber wird gelten lafien. Ic; gehe nämlich von dem Standpunkte aus, 
daß die Völker nicht gegen einander, nicht neben einander, jondern 
für einander jein jollen, und, meine Herren, Deutjchland gegenüber 
fönnen wir die Anerfenmung beanjpruchen, daß wir wenigftend nie 
gegen Deutjchlands Cinigung und nationale Intereffen aufgetreten 
find; jelbjt nach umjerer Niederwerfung haben wir immer mit der 
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deutichen Givilifation, mit Deutjchland gehalten, ja ſelbſt mit Aufopferung 
unjerer jlaviichen Lande, die und mit dem übrigen Slaventhum vereinigen, 
und wir haben und deshalb temporäre Abneigung deifelben zugezogen — ja 
eine temporäre vielleicht, denn wir können trotzdem, daß wir dafür 
mit unferer ganzen Energie einftehen, dab Polen treu bleibe feinen Traditionen 
und mit den Kulturwölfern zufammengehe, doch dahin fommen, daß die 
anderen ſlaviſchen Wölfer und überfluthen, und die Nepräfentanten der 
Slaven werden andere Gebiete vwindieiren ald wir. Denn, meine Herren, 
ich könnte Ihnen eine Karte vorlegen, aus der Sie erjehen könnten, wie weit 
Rußland als jlavifches Gebiet in Europa zurücdvindieirt. Ich will aber auch dar- 
über in diejem Nugenblide hinweggehen und begnüge mich mit der Andeutung 
der nothwendigen Konjequenzen. Da und aber geradezu das Necht wider- 
iprochen worden ift, mit unſeren Anträgen aufzutreten, jo halte ich mid) 
dafür jedenfalld berufen, auf unjere Berechtigung dazu zurüczugehen. Den 
Polen wird ja immer vorgeworfen, fie wären geborene Hochverräther, und 
daß fie fortwährend revolutioniren. Ja, meine Herren, wenn wir in dieſem 
Augenblide einen Antrag auf unjere pofitiven Nechte ſtützen, dann follen wir 
dazu auch nicht berechtigt jein. Wo ift der revolutionäre Sinn? Wo ift 
gerade das, was und fonft vorgeworfen wird? Gewiß auf Seite Derjenigen, 
die und unfere garantirten Nechte nicht gewähren wollen. Meine Herren, 
die Polen find ſämmtlich ihrerſeits gewiß nicht gemeint, fidy auf die Wiener 
Traktate ald eine ausjchlieliche Baſis ihrer unveräußerlichen Rechte zu bes 
rufen, da fie ohne ihre Zuftimmung und Mitwirkung geichloffen 
find und nur eine neue Theilung ftatuirten, alfo die unveräußerlichen 
Rechte auf Selbitftändigfeit verlegten; allein gewiß fteht Keinem, 
welcher dadurch Verpflichtungen gegen die Polen übernommen hat, das 
Hecht zu, Diejelben einjeitig zum Nachtheil der Polen zu verfümmern oder 
gar aufzuheben, insbefondere da die Verträge nicht mehr politifche jondern 
auch Privatrechte garantiren. Sabungen des Völkerrecht aber können, 
joll nicht in dem Völker- und Staatenrechte eine allgemeine Anardyie ent- 
jtehen, nur durch Kongreffe geändert werden. So lange aber eine Aende— 
rung des pofitiven Völkerrechts durdy einen Kongreß nicht erfolgt, müſſen 
die völferrechtlichen Stipulationen ald zu Recht beitehend anerkannt werden, 
und wenn fie aud) von den Regierungen nicht ausgeführt werden, dann ſteht 
dody gewiß denjenigen, denen fie die Kardinalvechte ald das Recht der 
Nationalität zufichern, die Berechtigung zu, ſich auf diefelben zu berufen, 
und dieſes Recht kann uns nicht genommen werden. Wir ftehen ald Bolt 
da. Unjere politijhe Stellung in der europäiſchen Völker— 
familie iſt ausdrüdlih anerfannt in den Wiener Verträgen. 
Ic, verweije Sie auf die einzelnen Satungen, dort find die Grenzen gezogen, 
innerhalb weldyer das polniiche Volk eine territoriale Einheit bildet, dort ift 
ausdrüdlich dad Jahr 1772 nicht einmal, nicht zweimal, jondern ich glaube 
wenigitend zehnmal ausdrücklich gedrucdt. (Unterbredjung.) Ia wohl, meine 
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Herren! Es handelt fich jetzt nicht darum, daß wir verlangen jollten von 
Ihnen die Wiederheritellung Polens; das ift eine andere Frage, weldye 
Grenzen Polen baben wird, diefen Antrag bringen wir in dieſes Haus nicht 
ein, denn ich ſehe, wir periflitiren jogar, mit unferem Antrage, der ſich auf 
pofitives Necht ſtützt, nicht durdisufommen. Alſo dieſe Anträge überlafjen 
wir dem Yaufe der Gejchichte, und die Macht der Logik der Greigniffe it 
mächtiger und größer als die größte menfchliche materielle Madyt ſowohl 
einzelner Männer als aller Etaaten zuſammen. Ich fahre fort mit der Be- 
leuchtung der Satzungen des Wiener Vertrages, auf den wir uns berufen 
baben. Als im Jahre 1815 auf dem Wiener Kongreife neue Territorial- 
beitimmungen getroffen wurden, bat man jchon damals die Notlswendigfeit 
der Wiederheritellung Polens anerkannt. Obgleich aber Motive des Eigen: 
nußes oder der Mißgunſt den Gedanken der Wiederberitellung eines freien, 
jelbititändigen Rolens zurückdrängten, baben dody audy dort die paciseirenden 
Mächte zur Erhaltung des Nechtes und Kriedens Europas die polnische Na- 
ttonalität, die ihre Lebenskraft eben auf unzähligen Wahlſtätten 
bewährt hat, in der europäiſchen Völferfamilie anerfannt, fie 
ichufen im Interejje Europas und in der Anerfennung der Bered- 
tigung des polniichen Volkes bei der neuen europätichen Staatenord: 
nung für daffelbe einen bejonderen eigentbümlihen ſtaats- und 
völferredhtlihen Zuſtand — gleichjam den Polen zum Troſte, dab fie 
nicht ganz vergebens für ihr Vaterland gefämpft haben. Man ftellte näm— 
lich das Yand unter drei Fürſten, ohne das Land als vollftändig getheilt an— 
zujehen, vielmehr erfannte man zwiſchen den einzelnen Theilen eine Integrität, 
eine territoriale Ginbeit, indem innerhalb der Grenzen des alten Polens 
von 1772 troß der drei verjcdhiedenen Scepter nicht nur im Grenz— 
verfehr jondern auch in allen merfantiliihen Beziehungen die größten gegen- 
jeitigen Crleichterungen ausbedungen wurden, jo daß das Land binfichtlich 
der Schifffahrt, der Kultur, der Induftrie und des Handels als ein zufammen- 
hängendes nationales Ganze anerfannt worden iſt mit der dem polniſchen 
Volfe gegebenen Zuficherung nationaler Inftitutionen und Repräjentationen. 
Uebereinitinmmend mit dem Offupationspatent, in dem preußticherjeitd auf 
Grund der Wiener Verträge den Polen ibre Nationalität und ihr Bater- 
land zugefichert worden tft, bat auch die preußiſche Negierung jelbit, geſtützt 
auf diefe Grundjäße, fich damit übereinftimmend ausgejprocdhen. Ich berufe 
mich blos auf den Erlaß des Dberpräfidenten Zerboni di Spojetti, de dato 
Poſen den 6. September 1815. Derfelbe lautet: „Die Monarchen, welche 
das Schickſal Polens beitimmten, find bei dieſer Beitimmung überall von 
dem Grundjate geleitet worden, dah eine große Familie durch den Drang 
politijcher Begebenheiten unter mehrere Souveränetäten getheilt worden iſt. 
Es iſt der Wille diejer erbabenen Monarchen, daß das Familienband 
der Nation unter ihren verjchiedenen Regierungen fortdauere. Sie haben 
zu dem Ende aus ihren Adminiftrationen Alles zu entfernen befohlen, 
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was diefen hechberzigen Abfichten entgegen fein und jener Theilung einen 
ſchädlichen Finfluk auf den Wohlſtand der Individuen geben könnte.“ 
Ic, ſchließe mit der Motivirung, daß und ja ſogar nach preußiichen pofitiven 
Geſetzen das Recht zuſteht, ung als polnifches Volk zu betrachten, und auf Grund 
dieſes pofitiven politiichen internationalen Nechtes werden wir in allen Nepräjen- 
tativverfammlungen, mögen fie heiten wie fie wollen, immer als joldye, Die zur 
Theilnahme an denjelben auch nur gegen unjeren Willen und ohngeachtet 
unferer Proteite berufen find, desfallfige Anträge ftellen. Bevor ich die 
Tribüne verlaffe, muß ich noch der Worte gedenken, in denen der Herr 
Bundeskanzler bat unjere Landsleute gedacht, indem daraus, dab unter 
Preußens Befehlen unjerer Yandsleute für Deutichland gefämpft, eim Beweis 
gegen und hergeleitet wird. Allerdings haben die Polen, treu den Tra— 
ditionen der polniſchen Gejchichte, ihren Mutb bewährt. Dadurch haben fie 
aber nicht aufgehört Polen zu jein. Ich brauche midy nur auf den Hinweis 
zu bejchränfen, daß unter den Soldaten und Offizieren, die auf den Schlacht: 
feldern gefallen, oder die mit dem eifernen Kreuze deforirt worden find, id) 
jolche befinden, die mit mir in Moabit umd auf den preußiichen Feltungen 
ihre polniſche Vaterlandsliebe bewährt haben, und finden fich darumter auch 
ſolche Männer, die mit mir zuſammen auf den Schlachtfeldern im Aufftande 
1863 freiwillig gefämpft haben. Woher entnehmen Sie daher die Berechtigung 
zu der Behauptung, daß diefe Männer durch ihre auf Befehl erfolgte 
Theilnahme am Kanıpfe aufgehört baben Polen zu jein? Meine Herren, 
ald Sohn eines Stabsoffizierd unter Napoleon I., babe ich öfters von meinem 
Bater gehört, daß Deutjche, insbejondere Preußen, die damals unter dem 
Dberbefehl Napoleons 1. gedient, fich tüchtig bewährt und auch brav mitge- 
fämpft haben, aber troßdem haben Deutiche und Preußen damals nicht auf: 
gehört Deutjche zu fein, und find wahrlich nicht Sranzojen geworden, und 
es fiel auch Niemandem ein, fie für Franzofen zu halten. Eben darum 
glaube ich, werden Sie und audy dafür, daß wir unjere Pflichten der Re— 
gierung gegenüber auf Befehl erfüllten, nidyt an unjeren Rechten zum Lohne 
ded vergofjenen Blutes verfümmern "wollen. Meine Herren! Jeder Pole 
halt, jo lange er lebt, mit jeinem Volke feit an dem Evangelium unjerer 
Zufunft, und wir find der feiten Zuverficht, dab wir mit der von Gott 
und gegebenen Liebe zu unjerem VBaterlande des Sieges uns erfreuen werden 
durch Gottes Fügung! 


Bundeskanzler Fürit von Bismark’): Meine Herren, ich fühle, dak 
ic) den Erwartungen der VBerfammlung mehr entiprechen wiürde, wenn ic, 
jet nicht das Wort ergriffe. Ich thue es nur darum, um zu verhüten, daß 
eines jener Schlagwörter mehr in die Welt gejeßt werde, von denen id) an 
meiner Stelle nicht jelten durch das Wohlwollen meiner parlamentarijchen 
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Gegner zu leiden gehabt babe, und jo nody bis in die Tage, des jetzigen 
franzöfiichen Krieges bin an dem Worte des Grafen Schwerin: „La force 
prime le droit, Gewalt gebt vor Necht,“ was ich befanntlich niemals ge- 
braucht babe. Nun babe ich aus der Betonung des letzten Herrn Redners 
vermutbet, daß auch er fich ei neues Scylagwort vorbereitet: „Wir find 
fein Volk.“ Ja, damit fann man viel Mißbrauch treiben; es fommt darauf 
an, was man unter dem „wir“ veriteht. In meinem Sinn verftehe ich 
unter dem „wir“ — und damit unterichreibe ich vollftändig den Say — 
die etwa 20 Herren Abgeordneten, die ſich hier ald Wolf geriren, und zwar 
als polniſches Volk. Sie, meine Herren, Sie find wirflich fein Volk, auch 
vertreten Sie fein Volk, Sie haben fein Volk hinter fi), Sie haben nichts 
hinter fich als Ihre Fiktionen und Ihre Ilufionen), und zu denen gehört 
unter anderm, da Sie vom polnischen Volfe hierher in den Neichstag gewählt 
jeien, um die polniſche Nationalität zu vertreten. Ich wei auch Etwas 
davon, wozu Sie gewählt worden find. Ich habe es Ihnen ſchon bei früheren 
Gelegenheiten auseinandergejeht und kann Ihnen darüber auch jeht nähere 
Spezialitäten geben. Sie find gewählt, um die Intereffen der katholiſchen 
Kirche zu vertreten, und wenn Sie das thun, jobald dieſe Intereffen in 
Frage fommen, jo werden Sie ihre Schuldigfeit gegen Ihre Wähler erfüllen. 
Denn dazu find Sie ehrlich gewählt, dazu haben Sie das volle Recht. Aber 
bier das polniſche Volk oder die polniſche Nationalität zu vertreten, dazu 
haben Sie das Mandat nicht; ein ſolches Mandat hat Ihnen fein Menſch 
gegeben, und das Bolf im Großherzogthum Pojen und in Wejtpreußen am 
allerwenigiten; es theilt nicht die Fiktionen, die Sie vertheidigen, daß die 
polniſche Herrichaft gut gewejen wäre — oder nidyt ſchlecht, wie der Herr 
Vorredner ſich ausdrüdte. Bei aller Unparteilichkeit und bei aller Neigung 
geredyt zu fein, kann ich Ihnen verfichern, fie war ganz herzlich jchlecht, und 
darum wird fie niemald wieder kommen! 


v. Mallindirodt (Abhaus- Steinfurt» Tedlenburg)*): Ich danfe dem 
Herrn Neichöfanzler, dat er die Güte gehabt hat, eben hervorzuheben, daß die 
Herren aus dem Großberzogthum die volle Berechtigung haben würden, die Inte: 
reffen der katholiſchen Kirche zu vertreten. Damit wird ſich der Vorwurf, den der 
Herr Abgeordnete von Hennig erhoben hat, — über die Verbindung mit den 
Klerifalen — vollftändig erledigen. Ueberhaupt hört ein derartiger Vorwurf 
doc allmählich auf geſchmackvoll zu fein, und was den „Mangel an natio- 
naler Gefinnung” der Klerifalen betrifft, jo möchte ich empfehlen, lieber den 
Ausdruck „nationalliberaler Gefinnung” zu gebrauchen; dann würde er voll- 
ftändig zutreffend fein. (Bravo aus der Linken) Ich brauche nicht die 
Gründe auszuführen, weshalb meine Freunde jo wenig wie ich in der Lage 
jein werden, dem Antrage des Herrn Dr. von Zoltowsfi beizuftimmen. In 
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den Erwägungen, die zu jeiner Unterftüßung angeführt werden, finde ich 
eine Miſchung von richtigen und unrichtigen Süßen. Den Antrag jelbit 
betrachte ich auch nur als eine Nechtsverwahrung von dem Standpunkte aus, 
den die geehrten Herren einnehmen. Ich mag aber nicht ſchroffe Abweiſungen 
derartiger Anträge in diefem Haufe hören, ohne doch Gelegenheit zu nehmen, 
meinerjeitd der Theilnahme Ausdruck zu geben, die mit mir gewiß Viele 
über das tragiiche Gejchie einer edlen Nation empfinden, der auch die weit: 
licher wohnenden Nationen Guropas zu dauerndem Danfe verpflichtet bleiben. 
(Bravo!) Ic will nicht unterfuchen, wie die Schuld ſich vertheilt auf 
die unterdrücdte Nation der Polen oder auf ihre Unterdrüder; ich werfe 
audy feinen Blick in die Zukunft. Meinerjeits itehe ich auf dem Boden des 
Rechts, wie er durdy die europäiſchen Traktate gegeben iſt, und idy bin nur 
in der Lage, die Erwartung und die Hoffnung auszuſprechen, daß die der 
polnischen Nationalität traftatmäßig zugeficherten Rechte auch ſtets mit pein- 
licher Gewilenhaftigfeit gewährt werden mögen. Diejenigen Herren aber, 
die jo laut das nadte Prinzig der Nationalitäten proflamiren, die weije id) 
darauf bin, dab es ihnen anftehen würde, aud) Anderen dasjenige Nedyt zu 
gewähren, was fie für ſich jelbit in Anspruch nehmen; wo nicht, jo jündigen 
fie gegen die erften Grundjäße der Gerechtigkeit. 


Schraps (Zwidausgrimmitichau ꝛxc.)“): Es iſt mir, der ich mid) als 
Redner gegen beide Adreßentwürfe zeitig gemeldet, bei der Adreßdebatte troß 
der ausreichenden Fülle von Neden derer, die für beide Adreſſen geſprochen 
haben, durch die Schluabitimmung das Wort abgejchnitten worden, und 
bei den Anfeindungen, die ich deshalb erfahren habe, halte ich es um jo 
mehr für nothwendig, wenigitens furz meine Abjtimmung zu motiviren. Der 
Verdienſte der Polen in früherer Zeit, die der Herr Vorredner aud) aner— 
fannt bat, ift vor Allem auch die europätiche Demokratie eingedenf; wir 
finden, daß fie die Vormauer gewejen find gegen die Türfengefahr und daß 
fie die Vormauer gewejen find, wenigjtens eine Zeitlang, gegen die Ruſſen— 
gefahr, die nody nicht bejeitigt ift. Wir meinen, dab alles dasjenige Unrecht, 
was jet in den Ditieeprovinzen gejchieht gegen Deutſche und theilweije auch 
in Kongrebpolen, nicht gejchehen wäre unter den Polen, und wenn der Herr 
Bundeskanzler hingewieſen hat auf dasjenige, was von Seiten der Polen 
geichehen ift vor 200 Jahren, jo jage ich, das iſt fein zutreffender Vergleich, 
denn dann müßte man vergleichen dasjenige, was damals unter den Polen 
geichehen ift, mit demjenigen, was damals in anderen Ländern fid) ereignete, 
und das ift nicht gejcheben. Die Gefahr, die ich zuleßt angedeutet, bejteht 
jet noch und darum wird den Polen immer nody die Sympathie aller der: 
jenigen Völker, die noch Werth legen auf die europäijche Givilifation, erhalten 
bleiben. Wenn nun bei der Adreidebatte die Hoffnung ausgejprochen worden 
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iſt, daß dieſes Neich auf feiten Grundlagen gebaut worden wäre, jo iſt das 
eine Anficht, die wohl nicht von Allen getbeilt wird, und dieje Hoffnung it 
auch durchaus nicht meine Sache. Ich glaube audy nicht, dab das Deutiche 
Reich, welches jetzt wieder aufgerichtet worden ift, taujend Jahre beitehen 
wird wie das frühere; ich glaube vielmehr, ehe zwanzig Jahre vorüberge- 
gangen find, wird die Lage eine andere geworden fein nady der Geitaltung 
der Dinge, die ſich jet im Weiten vorbereiten. (Große Heiterfeit und 
Unrube.) Meine Herren, ich kann mur wiederholen, es ift died meine An- 
licht, und es wird ſich zeigen, wem die Gejchichte Recht giebt. Ich jage, 
das Unvecht, das feiner Zeit Maria Iberefia fühlte, als fie ihre Unterjchrift 
und Zuſtimmung zur Iheilung Polens gab, wird möglicyerweie in wenigen 
Jahren an Deiterreich gerächt werden, und Jedermann wird anerfennen, dab der 
öfterreichiiche Staatsbau jeßt ſchon in allen Fugen Fracht, und es wird jeine Sühne 
zahlen zum Theil für das Unrecht, was es damals an Polen begangen hat. Ich 
habe blos das Wort ergriffen, um im Namen meiner Parteigenofjen bier zu 
proteitiren gegen das Unrecht und zu erflären, daß wir feinen Theil haben 
wollen an dem Unrecht, was geſchieht an der polnifchen Nation. Ich babe 
geſprochen! (Heiterfeit.) 


Dei der — jedody nur über den Antrag Zoltowsfi vorgenommenen 
Abitimmung wurde dieſer Antrag abgelehnt"). 


Dr. Ewald aus Göttingen (Hannover)**’): Meine Herren, die Worte 
in Artikel 1 „Das Bundesgebiet beitebt aus den Staaten Preußen mit 
Kauenburg, Baiern, Sachſen, Würtemberg“ u. j. w. empfangen ibr voll» 
fommenes Yicht erit durch die Worte im jechiten Artifel, wonach Preußen 
aud die „ebemaligen Stimmen von Hannover, Kurheſſen, Holitein, Naſſau 
und Frankfurt“ nach diefer Berfafjung haben jol. Ehemalige — das 
find die nach der Deutichen Bundesverfaffung rechtmäßigen Stimmen. Da 
nun dieſe Ginrichtung wie nach meiner Meinung Jeder, weldyer die Sache 
jorgfältig überlegt, fid) überzeugen fann, nur auf der einjeitigen Anmaßung 
eines Nechtes beruht, weldyes von der anderen berbeiligten Seite nie anerkannt 
ift und auch heute nody nicht anerkannt wird, jo muß ich gegen dieje beiden 
Artifel der vorgelegten Verfaflung itimmen, weil, um die Gründe in aller 
Kürze dody im Einzelnen etwas genauer zu bezeidinen, zuerit Fürſt Bismard, 
welcher uns doch als der zumädyit verantwortliche Minifter gelten muß, im 
Sabre 1866 den nach meiner und nach vieler anderen Deutichen Anficht 
noch beute rechtmäßig nicht aufgelöften Deutjchen Bund durch bloße Gemalt- 
that zerriß, (große Heiterkeit) dann einen nicht geredytfertigten Krieg Deutjcher 
Bundesgenofien gegen Deutjche Bundesgenofien begann und um dieſen Krieg 
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fiegreich beenden zu können, fich mit fremden Füriten und Wölferu verband; 
weil zweitens in Folge dieſer Thaten deutiche Fürlten aus ihren recht: 
mäbigen Beſitzthümern vertrieben, deutſche Völker unterjocht und ihrer Nechte 
und Freiheiten bis heute beraubt, dagegen aber, was allem deutichen Weſen, 
aller beſſeren deutichen Wilfenjchaft und — ich füge die Hauptjache hinzu — 
am Ende auch aller wahren Religion zuwider tt, Die Grundjäße der franzö— 
fiichen und italienijchen Nevolution jogar von oben herab und ganz offen im 
Deutichland befördert wurden; und weil endlich drittens zwiſchen der Krone 
Preußen und insbejordere zwiſchen den rechtmäßigen Fürſten und Könige 
Georg V. bis jeßt fein Friede geichloifen it. (Erneute Heiterkeit.) Meine 
Herren, Sie mögen darüber ladyen; ich babe, glaube ich, das Recht, im 
Namen nicht blos meiner jondern aller meiner Wähler bier zu jagen, was 
die Sache jelbit verurtbeilt. (Sehr richtig!) Weiter darüber zu reden, wird 
fih wohl jpäter noch eine andere Veranlaffung finden. (D weh! rechts.) 
Jetzt begnüge ich mich, nur noch zwei Bemerkungen hinzuzufügen. Die erite 
Bemerkung it die: Fürſt Bismarck bat uns heute und joviel ich gehört 
babe jchon früher ein oder zweimal wiederholt, da er mie geſagt babe, 
Gewalt gehe vor Necht; aber, meine Herren, auf das, was Kiner jagt, — 
darauf fommt es nidyt an; (große Heiterkeit) ich behaupte, die Sache iſt 
geichehen, Gewalt it vor Recht gegangen, und ich füge hinzu, wenn man 
etwas thut nach einem gewilien Grundjate, obne den Grundſatz vorher 
auszufprechen, jo jcheint mir das noch jchlimmer, ale wenn man nad) 
einem Grundjaße handelt, den man ausgeſprochen. Das ift meine 
erite Bemerfung. Meine zweite ift diefe. Meine werthen Herren Kollegen 
vom Norddeutichen Reichstage her werden ſich vielleicht nody erinnern, daß 
ih fie am 22. Februar des vorigen Jahres an den Wahlſpruch des lebten 
römiſch⸗deutſchen Kaijers erinnerte: justitia est fundamentum regn»rum. 
Nun, meine Herren, wenn der Herr Biichof von Mainz unter und vorgeitern 
aufs Neue an diejen Kernſpruch erinnerte, jo bin ich ihm dafür zwar dank: 
bar und freue mid, dab er eö gethan bat, aber ich wünjchte, er hätte das 
nicht blos im Allgemeinen behauptet, derm allgemeine Behauptungen pflegen 
gewöhnlich jelten etwas zu nüßen, (Heiterfeit) ich wünjchte, er hätte weiter 
im Einzelnen ganz genau und beſtimmt gejagt, wie er meine, dab das König: 
reich Preußen, weldyes er doch vorzüglich dabei im Auge batte, gegen diejen 
Kernſpruch und Wahlſpruch gehandelt habe, und dann hätte er audı vielleicht 
den bejonderen Fall vorzüglich hervorgehoben, von dem ich bier rede. Und 
wenn dann der Herr Graf Bethuſy-Huc in derjelben Berathung weiter auf 
denjelben Grundipruch zurückkam und dabei, joviel ich mich erinnere oder 
joviel ich dort in jener Ede hören fonnte, behauptete, daß vielleicht jchon in 
den nädyiten Tagen von dem Königreid Preußen ein großes Zeichen aus- 
geben werde, dab es diejen Kernſpruch für eine Wahrheit halte, nun, jo will 
ih hoffen, daß fi) das in eben diejer Sache bewahrheiten werde. Von 
Ihnen aber, meine Herren aus Sübdweftdeutichland, die ich nun zum erſten 
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Male nicht ald Mitglieder des, wie ed Died verdient hat, ſchon jeinem 
Untergange anbeimgegebenen Zollparlamentd3 zu begrüßen babe, — von 
Ihnen will id) hoffen, dab Sie, je näher Sie unferen Norddeutſchen und 
daher vorzüglich aud) den preußiſchen Angelegenheiten treten, deito unver 
jchleierter und richtiger das große, unſägliche Unrecht, Unheil und Elend 
erfennen, von dem id) bier rede. 


Bei der Abftimmung wurde Art. 1 im der Faſſung des Entwurfs 
durch die faſt ausnahmsloſe Mehrheit angenommen”). 


II. 


Bundesgejchgebung. 
Artikel 2. (Grundredte). 


1) Antrag Reichensperger (Olpe)““), folgende Abänderungen vorzu— 
nehmen: 


im Art. 2 ftatt des zweiten Satzes zu ſetzen: 

„Die Preffreibeit darf unter feinen Umftänden und in 
feiner Weiſe durch vorbeugende Mafregeln, namentlich Genjur, 
Konzeſſionen, Sicherheitsbeitellungen, Staatsauflagen, Beſchrän— 
fungea der Drudereien oder des Buchhandels, Poftverbot, oder 
andere Hemmungen des freien Verkehrs bejchränft, juspendirt, 
oder aufgehoben werden.“ 

jodann folgende weitere Art. 3 bis 7 folgen zu lafjen: 

„Art. 3. Vergehen, weldye durch Wort, Schrift, Drud oder bild- 
liche Daritellung begangen werden, find nad) den allgemeinen 
Strafgejegen zu beitrafen. 

Art. 4. Alle Deutjchen find beredytigt, ſich ohne vorgängige Er— 
laubniß friedlich und ohne Waffen in gejchloffenen Räumen zu 
verjammeln. 

Dieje Beitimmung bezieht fidy nicht auf Verjammlungen unter 
freiem Himmel, weldye aud) in Bezug auf vorgängige obrigfeit- 
liche Erlaubniß der Verfügung des Gejeßed unterworfen find. 

Art. 5. Ale Deutichen haben das Recht fich zu ſolchen Zweden, 
welche den Strafgejeßen nicht zuwiderlaufen, in Gejellichaften zu 
vereinigen. 

Das Geſetz regelt, insbejondere zur Aufrechterbaltung der 
öffentlichen Sicherheit, die Ausübung des in diefem und dem vor: 
jtehenden Artikel (4) gewährleiſteten Rechts. 
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Politiſche Vereine können Beichränfungen und vorübergehenden 
Verboten im Wege der Gejeßgebung unterworfen werden. 

Art. 6. Die Freiheit des religiöjen Bekenntniſſes, der Vereinigung 
zu Religionögejellichaften und der gemeinjamen häuslichen und 
öffentlichen Religionsübung wird gewährleifte. Der Genuß der 
bürgerlichen und jtaatsbürgerlichen Rechte ift unabhängig von 
dem religiöjen Befenntniffe. Den bürgerlichen und ftaatsbürger- 
lidyen Pflichten darf durdy die Ausübung der Religionsübung der 
Religionsfreiheit fein Abbruch geichehen. 

Art. 7. Die evangeliiche und die römijch-fatholifche Kirche ſowie 
jede andere Neligionsgejellichaft ordnet und verwaltet ihre Ange: 
legenheiten jelbitändig und bleibt im Beſitz und Genuß der für 
ihre Kultus-, Unterricht: und Wohlthätigfeitäzwede beftimmten 
Anitalten, Stiftungen und Fonds. 


2) Anterantrag Sonnemann zu dem eben aufgeführten Antrage 
Reichenöperger:*) 


Zum Art. 2. Den zweiten Satz diejes Artifeld durch folgenden Paſſus 
zu erießen: 

Die Preßfreiheit darf unter feinen Umſtänden und in feiner 
Weile durch vorbeugende Mahregeln, namentlicdy Genjur, Kon— 
zeſſionen, Sicherheitöbeitellungen, Staatsauflagen, Beichränfungen 
der Drudereien oder des Buchhandels, Poſtverbote oder andere 
Hemmungen des freien Verkehrs bejchränft, juspendirt oder aufge 

hoben werden. 


Zum Art. 3. Diefen Sat durch folgenden Paſſus zu erjeben: 

Ueber Prefvergehen, welche von Amtöwegen verfolgt werden, 
wird durch Schwurgerichte geurtheilt. 

Zum Art. 4. Derjelbe joll folgende Faſſung erhalten: 

Die Deutichen haben das Recht, fich friedlich und ohne Waffen 
zu verſammeln; einer bejonderen Erlaubniß hiezu bedarf es 
nicht. 

Bolköverfammlungen unter freiem Himmel können bei dringender 
Gefahr für die öffentliche Drdnung und Sicherheit verboten 
werden. 

Zum Art. 5. Diejen Artikel folgendermaßen zu faffen: 

Die Deutſchen haben das Recht, Vereine zu bilden. Dieſes 

Recht joll durch feine vorbeugende Maßregel beichränft werden. 


3) Antrag Denard**) auf folgende motivirte Tagesordnung: 
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„Sn Erwägung: 


daß dem Neichötage zur Zeit nur der Entwurf einer Redaktion 
der Verfaſſungs-Urkunde auf Grund der Verträge vorgelegt it, 
die jüngſt zur Gründung ded Neicyes in feiner dermaligen Ge- 
staltung geführt haben; 

in Erwägung: 
dak der Antrag Neichensperger zur Berfaffung tiefgreifende Zu: 
ſätze vorichlägt, welche den Gegenitand einer materiellen Ver— 
falfungs-Revifion bilden und jomit die formelle Feititellung des 
Verfaſſungsrechtes gefährden; 

in fernerer Erwägung: 
dak eine reichöverfaffungsmäßige Gemährleiftung des Vereins— 
rechted, des Rechtes der freien Meinungsäußerung durch die 
Preſſe jowie der Unabhängigfeit und der Freiheit des religiöjen 
Befenntniffed zwar von hervorragender ftaatlicher und nationaler 
Bedeutung find, dak jedoch die beantragten Verfaffungs-Beltim- 
mungen in ihrer Allgemeinheit ungenügend erjcheinen, das ange- 
Itrebte Ziel zu fichern; 

in endlicher Erwägung: 
dat dem weiteren Ausbau der Reichöverfaffung vorbehalten bleibt, 
eine befriedigende Regelung der Beziehungen zwilchen Staat und 
Kirche herbeizuführen 

beſchließt der Neichätag, über den Antrag Neichensperger zur Tages- 

ordnung überzugehen. 


4. Antrag Schulze*) deögleichen : 
„Sn Erwägung: 


dab ed erit nach redaftioneller Feftitellung des geltenden Ver— 
faſſungsrechtes Aufgabe des Neichötages fein Fan, aber aud) 
fein wird, den Ausbau der Neichöverfaffung in freiheitlicher 
Richtung in Angriff zu nehmen; 
dab die in dem bezeichneten Verbeſſerungsantrage aufgeftellten 
Grundrechte in ihrer Unvollitändigfeit weder dem Necht:bemußt- 
jein noch den Bedürfniſſen des Deutichen Volks entiprechen 
bejchliegt der Reichdtag über den Werbeflerungsantrag Neichensperger zur 
Tagesordnung überzugehen. 


9 a. a. II. S. 2. 
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Allgemeine Diskuffon über die Grundrechte. 


Beihensperger (Arnsberg Mefchede-Dlpe):*) Meine Herren! Es hat 
Einer der geehrten Abgeordneten bereits zum Voraus unter zahlreichem Bei- 
fall des Neichstages die Entichliefung ausgeiprochen, feinem Zufagantrage 
die Zuftimmung zu geben, und zwar darum, weil man nach langen Mühen 
und Nöthen, nad) langem Ringen endlich die Einheit erreicht habe und nun 
wohl auch einmal ruhen dürfe. Ja, meine Herren, dieſes Ruhebedürfnif 
tbeile ich vollftändig; idy würde nichts jo jehr wünjchen, ald mid) diejer An- 
ſchauung anjchließen zu können, allein ich dachte, Sie hätten ſich bereits durd) 
die Motivirung meined Antrags davon überzeugt, und Sie werden fich, wenn 
Sie mir einige Aufmerkjamfeit jchenfen wollen, nody weiter überzeugen, daß 
dieſe Ruhe bier nicht möglich iſt ohne Gefährdung der allerwejentlichiten, 
fundamentaliten Rechte und Interefjen des Deutichen Volkes. Und ich meine 
doch, dab wie das preußiiche Volk im feiner ganzen Vergangenheit jo auch 
diefer Reichstag entichloffen jein wird, die Ruhe erit nach gethaner Arbeit 
zu juchen. Es ift jeit dem Sabre 1867 mit einer gewiflen Konjequenz zum 
patriotifchen Grundiat erhoben worden, daß man erit die Einheitsbeitrebun- 
gen verfolgen und verwirklichen, alle Freiheitöforderungen dagegen einjtweilen 
zurückſtellen müfje, weil nach erlangter Einheit die Freiheit uns von jelbit 
erwachſen, uns in den Schoß fallen werde. Nun, meine Herren, man 
fonnte ja jchen damald — und es bat nicht an Stimmen von mehr als 
einer Seite desfalls gefehlt — an der Nichtigfeit diejer Anjchauung zweifeln ; 
denn es iſt micht immer wahr gewejen, daß mit der territorialen Ausdehnung 
der Staaten auch deren Freiheit gewachſen ift, vielfady hat fich jogar das 
umgefehrte Verhältniß herausgeftellt. Ich meineötheild habe mir darım die 
sreiheit genommen, damals ſchon die Weberzeugung auszuiprechen, daß es 
nur des Willend des Neichötages bedürfe, um ſofort alle berechtigten Frei— 
beitöforderungen zur Geltung zu bringen. Doch, meine Herren, das ift mın 
beute Gottlob ein müjfiger Streit geworden. Wir haben hinter uns die 
unermehlich große Thatſache einer über alles Erwarten erreichten Einheit, 
einer jo vellfommenen Einheit wenigitens, wie fie nad) den thatjächlichen 
Verhältniffen möglich ift. Denn daß die öſterreichiſch-deutſchen Provinzen 
nicht umter und vertreten find, das ift eben eine große weltgejchichtliche That— 
Jade, an der Niemand etwas ändern kann; die Miffionen der beiden großen 
Deutichen Staaten find einmal nach verjchiedenen Richtungen hingemwiefen. 
Unjere Einheit iſt aljo, abgejehen von diejen unjerem Bereiche entzogenen 
Verhältniffen, vollfommen, und wir haben fie gekrönt gejehen durch die 
Wiederherftellung der Deutjchen Kaiſerwürde, und zwar wird ed dem Deut- 
ſchen Wolfe nicht auögeredet werden fönnen, dat dieje Kaijerwürde fich an- 


St. B. S. 104 r. g. 0 
67° 


900 I. Seſſion des deutſchen Reichstages. 1871. 


ichließen ſoll an die alte große Kaiferzeit, an Karl den Großen, am die 
Dttone, an Barbarofia und nicht etwa an Franz II. oder Xeopold II. oder 
Joſeph II. und wie diefe Zweiten alle heißen jondern an die wahre große 
Deutiche Kaiferzeit, über die vor einigen Tagen meiner Meinung nad) doch 
etwas zu abfällig abgeurtheilt worden iſt. Meine Herren, dieſer neue 
Deutiche Kaifer ift dem neuen Reiche gegenübergetreten mit der laut aus— 
geiprochenen Zufage: er wolle allzeit ein Mehrer des Neiches fein, nicht in 
Ihaten des Krieges und der Eroberung, jondern in den Merken des Friedens 
und alles bürgerlichen Gedeibens. Nun, meine Herren, ſchon dieje Be— 
zeichnung der Aufgabe des Deutichen Neiches follte doch, meine ich, den 
eriten Deutichen Neichstag darauf hinführen, daß es nicht gut wäre, ſich 
mit einer rein formalen Revifion zu beichäftigen, da einmal durch die eben 
bezeichnete große Thatſache eine Nevifion notwendig geworden iſt. Es it 
aber auch nicht wahr, daß es fich hier mur um eine formale Reviſion handelt. 
Es find verjchiedene erhebliche materielle Menderungen proponirt, und darım 
meine ich ift die Veranlaſſung doppelt gegeben, auch nach anderen Seiten 
bin aljo erwünſchte oder gar für nothwendig zu erachtende Verbeflerungen 
eintreten zu lalfen. Meine Herren, der Standpunkt, den mein Antrag der 
jetzigen Verfaffung gegemüber einnimmt, it prinzipiell genau derjelbe, den 
die Bundesregierungen und das MNorddeutiche Parlament feiner Zeit der 
Norddeutichen Verfaſſung gegenüber eingenommen haben. Damals hat man 
eö nicht für angemeffen oder für ermünjcht erachtet, Grundrechte in abstraeto 
zu machen und aufzunehmen. Man bat aber bei der einzigen Materie, 
welche durch die Bundeöverfaflung der Norddeutichen Gejeßgebung über: 
wiejen war, und welche einer grundrechtlichen Beichränfung für die fünftige 
Geſetzgebung überhaupt empfänglih it, in der Wirklichkeit Grundrechte 
etablirt. Im der alten Norddeutichen Bundeöverfaffung hat der Artikel 3 
alle erforderlichen Dispofitionen zum Scube gegen etwaige unfreibeitliche 
Richtungen derjenigen Gejeßgebung aufgeitellt, wobei allein von ſolchen 
Grundrechten die Nede jein fonnte, nämlich auf dem Gebiete des Heimats- 
rechts und des Indigenatd, indem er den Hauptinhalt der Fünftigen Gejeß- 
gebung über diefe Materie durch ftreng verzeichnete Normen, welche die 
Geſetzgebung nicht follte überjchreiten dürfen, firirt. Nun, meine Herren, 
iſt jeitdem die neue Thatfache ind eben getreten, daß zwei andere hoch— 
wichtige Gejehgebungsmaterien in den Bereich des Neiches gezogen worden 
find, welche bisheran immerdar und allzeit, namentlich auch in der großen 
Mehrheit der deutichen Staaten, grumdredhtlich regulirt find: ich meine die 
Geſetzgebung über die Preſſe und das Vereinsweſen. Dieje Gebiete find 
auch im die Bundeögefeßgebung hereingezogen, und es kann doch nicht be 
ftritten werden, dat, wenn dieje Geſetzgebungsgebiete dem Reiche überwiejen 
bleiben ohne Hinzufügung von Grundrechten, die rechtliche Möglichkeit vor: 
liegt, dieſer Gejeßgebung einen Charakter, eine Signatur aufzudrüden, die 
nicht im Einklange ſteht mit denjenigen Grundrechten, weldye in den Einzel— 
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taten, ganz beſonders im Staate Preußen, durch die Verfaſſungsurkunde 
gewährleiftet find. Nun, meine Herren, wird man mir wohl eimwenden, 
dab es doch eine ungeredhtfertigte Beſorgniß jei, dab jemals ein Deutjcyer 
Neichätag jollte freiheitsfeindlichen Gejeßen über Preſſe und Bereinswejen 
jeine Zuftimmung geben; man wird vielleicht nody hinzufügen, daß jelbit 
wenn man dieſe Grundrechte aufnähme, eine abjolute Garantie doch nicht 
gegeben ſei, daß diejelben nicht fünftig wieder geändert würden, weil ja aud) 
Verfalfungsänderungen durch einfache Majorität hier votirt werden können 
und nur eine größere Majorität im Bundesrathe erforderten. Allein, meine 
Herren, Sie werden mir doch Ihrerſeits nicht bejtreiten, daß der Stand- 
punft der Vertrauensfeligfeit, des Findlichen Vertrauens in Die Zukunft, 
nicht der richtige ift, wenn es fid) darum handelt, Eonititutionelle, verfaffungs- 
mäßige Angelegenheiten zu reguliren, — dab namentlidy eine Volksvertre— 
tung die Pflicht hat, die deöfallfigen Rechte des Volkes möglichit formell 
ficherzuftellen. Allein, meine Herren, ich muß bier leider auch aus einer 
mehr als zwanzigjährigen Grfahrung ausſprechen, daß das Vertrauen nad) 
jener Seite hin auch thatſächlich nicht berechtigt ift. Im diefen Räumen, 
wo wir fiten, haben verhältnißmäßig ſchwache konſtitutionelle Minoritäten 
lange Jahre hindurch zu fämpfen gehabt für die Aufrechthaltung von Prin— 
zipien unſeres preußiichen Rechtes. Und wenn wir damals es durchgeſetzt 
haben, im Wejentlichen die alten Prinzipien zu erhalten, dann verdanfen 
wir dies nur dem Umftande, dab diefe Prinzipien wejentlich und fundamental 
durch die Verfafjungsurfunde jelbit firirt waren. Es iſt Thatjache, daß jede 
auch ſonſt nicht allzurücfichtsvolle Majorität immerhin Reſpekt hat vor Dem: 
jenigen, was einmal verfaffungsmäßig feltgeitellt it; und darum lege ich 
großen Werth; darauf, daß man nicht derartige Nechte und Intereffen im 
Blauen ftehen läßt, ftatt fie formell nach beiten Kräften zu firiren. Allein, 
meine Herren), der Deutiche Reichstag jelbit hat bereits Gelegenheit gehabt, 
die praftiiche Erfahrung zu machen, was es heißt, Kompetenzen und Ins 
fitutionen auf eine andere Behörde, auf den Bund, zu übertragen, ohne 
gleichzeitig die desfallfigen Garantien und Beichränfungen mit übergehen zu 
lafjen. Im Dezember vorigen Jahres hat der Abgeordnete Dunder Be— 
Ihwerde im Reichötage darüber geführt, daß durch die Proflamirung des Kriegszu— 
ftandes preußiſche Grundrechte verletzt worden ſeien; und was ijt ihm darauf 
geantwortet worden? Der Abgeordnete Wagener (Neuitettin) hat gejagt, dieje 
Beichwerde gehöre gar nicht zur Kompetenz des Norddeutichen NReichstages, 
darum, weil die preußiſchen Grundrechte nicht in der Norddeutjchen Bundes: 
verfafjung Ständen; man follte fich desfalls an den preußiichen Landtag und 
an das preußiſche Minifterium mit feinen Bejchwerden wenden. Das hat 
der Abgeordnete Wagener gejagt mit demjelben Athem, mit welchen er ans 
erfennen mußte, daß die ganze Angelegenheit des Kriegszuftandes lediglich 
eine Bundesangelegenheit jei, und daß die fommandirenden Generale, weldye 
den Kriegäzuftand zu erflären haben, mit dem preußijchen Miniſterium in 
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gar feiner Verbindung ſtehen. Nun, meine Herren, ich dächte, ein derarti- 
ger Präzedenzfall müßte ſich doch warnend dagegen erheben, daß man wid) 
tige Nechtömaterien auf andere Behörden übergehen laſſe, ohne die betreffen- 
den Schranfen und Garantien mit überzuführen. Ich weiß in der That 
mir auch feinen denfbaren Grund vorzuführen, weshalb nicht die große 
Mehrheit des Neichötages geneigt jein follte, die Grundrechte zum Schuß 
der Preffreibeit und des Vereinsrecht im Allgemeinen aufzunehmen. Sie 
find ja im Preußen erprobt durch eine zwanzigjährige Erfahrung; fie haben 
fich verträglich gezeigt jowohl mit den Intereffen des Landes ald mit denen 
der Regierung. Es handelt ſich auch nicht darıım, fie erft neu zu formuliren. 
Ic jollte aljo meinen, dah gar fein Bedenken obwalten könne, dab man 
jofort darauf beftände, diefe Grundrechte in die Neichsverfalfung mit herüber 
zu nehmen. Einen Zweifel kann ich mir in der That nur erflärlicdy machen 
hinſichtlich der zwei letzten grundrechtlichen Artikel, die ich ebenfallö gefordert 
habe, nämlich binfichtlich der Art. 12 und 15 der preußiichen Berfaljungs- 
urfunde, welche die Garantie der firchlichen und religiöfen Freiheit betreffen. 
Ja meine Herren, nad) diejer einen Seite hin begreife ich die Möglichkeit 
von Bedenken und von Nichtwollen jeitens der Majorität. Es ift ja eine 
Wahrnehmung, der man fich micht verſchließen kann, daß diejen freiheit 
lichen Rechten nicht jo allgemeim die Sympathien gewifjer Kreije zur Seite 
jtehen, wie died meines Grachtens erwartet werden ſollte. Man Fonnte ja 
ſchon jeit geraumer Zeit Stimmen von der jogenannten liberalen Seite her 
vernehmen, die es auf dem Gebiete des Kirchenweſens gar nicht jo übel 
finden, zu den Grundjäßen des omnipotenten Staates zurüdzufehren und 
die vwormärzlidhe Abhängigkeit und Umfreiheit der Religiondgejellichaften 
wieder herzuftellen. Allein wenn der Grund für diefe Tendenz des Liberalis- 
mus in dem liegt, worin ic) ihm juche, dann ift er unbedingt falſch. Ich, 
glaube nämlidy den Grund darin erbliden zu jollen, daß man ſich jagt: die 
Intereſſen der Diffidenten und Juden, die früber das preußiſche Abgeordneten- 
haus jo viel beichäftigt haben, jeien ja ficher geftellt; die bürgerliche und 
ſtaatsrechtliche Gleichberechtigung ohne Rückficht auf das religiöfe Befennt- 
niß jet ja durch das Bundesgefeg vom 3. Juli 1869 ausgeſprochen; und 
was die evangeliiche Kirche anlangt, jo ſeien die Meinungen ja verſchieden 
hinfichtlich der Nützlichkeit und Nothwendigfeit desjenigen Maßes von Auto— 
numie, welches die preußiichen Grundrechte gewährten; eö blieben alſo nur 
übrig die Intereſſen der fatholiichen Reichsangehörigen und der fatholijchen 
Kirche in Deutichland u. ſ. w. Ich halte es aber für einen folgenreichen 
und jehr unglücjeligen Irrthum, werm man ſich auf einen joldyen Stand» 
punft wirklich Stellen wollte. Ich gebe im meiner Auffafjung von der 
Ueberzeugung aus, dab alle Freiheiten mit Nothwendigkeit ſolidariſch ver- 
bunden find, und daß man feine fallen laffen kann, ohne daß fie alle in 
Gefahr fommen. Umd ich füge dem Ausdrude meiner Ueberzeugung binzu, 
daß wenn einmal die größte Korporation der Welt, die katholiſche Kirche 


Art. 2. Grundrechte. Reichensperger. 903 


nicht mehr verfaffungdmäßig gejchüßt ift, wie es bisheran ald nothwendig 
anerfannt worden, alles andere desfallfige Freiheit: und Vereinsrecht nur 
noch auf thönernen Füßen fteht. Allein, meine Herren, wenn es fich denn 
wirflih mr um das Intereffe der fatholiichen Neichsangehörigen handeln 
möchte, jo würden Sie ed mir doch vielleicht nicht beitreiten fünnen, daß die 
ſehr anjehnliche Zahl von Millionen, mit welchen diefe Bevölkerung auftritt, 
ed denn doch nützlich ericheinen laſſen könnte, auch zwei fie beruhigende Ar: 
tifel in die Neichöverfaffung aufzunehmen, nadydem dem Einpfennig-Tarife 
eine Stelle in derjelben vergönnt worden ift — und zwar aus ganz guten, 
von mir anerfannten Gründen. Ich mache Sie aber vor Allem darauf auf: 
merfjam, daß man ſich in dem allergrößten Irrthume befinden würde, wenn 
man annähme, es handelte ſich überhaupt bei diefer Frage nur um das 
Intereffe der katholiſchen Kirche oder um kirchliches Intereffe überhaupt. 
Meiner Ueberzeugung nad) handelt es fih um ganz etwas Anderes; es 
handelt ſich in Wirklichkeit um eine eminent politiiche Frage, um eine 
Frage eriten Ranges), und das ift der Hauptgrund, der mich zur Stellung 
des Antrages veranlaft hat. uch ich theile das allgemeine Vertrauen, daß 
wir reaktionäre Maßregeln gegenüber den Nechtszuftänden, die jeit zwanzig 
Jahren fich eingelebt, nicht jo leicht zu bejorgen haben. Wenn ich troßdem 
den Antrag geftellt, die betreffenden Artikel in die Reichöverfaffung aufzu= 
nehmen, jo geſchieht es wor Allem im Interefje der Eritarfung und der Bes 
feitigung des Deutſchen Neiches; es geichieht im dem Intereffe, diejenigen 
Gegenſätze und Gefahren nicht wieder auffommen zu laffen, die in den 
Berhältniffen liegen. Die Frage nad) der Stellung zwijchen Staat und 
Kirche ift ja durch alle Sahrhunderte hindurch eine Frage eriten Ranges 
gewejen, und die Formen, unter welchen fie nebeneinander beitehen können, 
find ja längjt erprobt und gerichtet. Die Ueberorbnung der Kirche über 
den Staat, die jo oft in auffallend feindfeliger Weile in unſeren Volksver— 
tretungen angegriffen wird, war im Mittelalter naturnothwendig und berech— 
tigt, weil die Kirche der einzige Träger der alten Kultur und der Wiſſen— 
Ichaft geweien iſt. Als ſodann diefe Thatſache gerade durch die Ihätigfeit 
der Kirche umd ihrer Organe nicht mehr vorhanden war, — als die Kultur 
und die Wiljenichaft immer mehr Gemeingut der Nation geworden war, 
und in demjelben Verhältniffe, als fie es wurde, ift das frühere Verhältnik 
ein unmögliches geworden. Die Ueberführung aus dem einen Verhältnik in 
das andere ift dann freilich nicht olme Ningen und Kämpfen vor ſich ges 
gangen. Das zeigt ja die Gefchichte auf jeder Seite, daß alle derartigen 
großen, fundamentalen, ich kann jagen jozialen Umwälzungen nicht durch 
einen Federzug auf dem Papier vollzogen werden, — fie gehen ſtets durch 
mächtige Konvulfionen hindurch und zum Abſchluß. Allein diefe Weber 
ordnung der Kirche hat aus den Gründen, die ich angedeutet, nicht blos ihr 
Ende genommen, jondern fie ift kraft der Macht der Gegenjäße mit einer 
ähnlichen Naturnothwendigkeit in ihr Gegentheil umgejchlagen: die Kirche 
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ift vielfach zur Dienerin des Staats, ja zur Polizeianftalt geworden, indem 
der Staat ſich für omnipotent erflärte, und dieje feine Omnipotenz ſich in 
den Abjolutismus verkehrt hat. Nun, diefer Abjolutismus hat fich jelbit ge- 
richtet und vernichtet, er ift auf der einen Seite in Stagnation überge- 
gangen im Gäjaropapismus unjeres öftlichen Nachbarlandes und bat ander: 
jeits in Franfreicdy zur Revolution führen müſſen, weil der Menjch und die 
menjchliche Geſellſchaft ſich einem abjoluten Staatsgötzen nicht anheimgeben 
fann, ohne damit die freiheitlicyhe Entwickelung des Menſchengeſchlechts un— 
möglich zu machen. Nun, meine Herren, dem neunzehnten Sahrhundert 
ift es vorbehalten gemejen, die wie mir jcheint einzig mögliche Löſung der 
Frage zu geben: die Nebeneinanderordnung diejer beiden großen Inftitutionen, 
von Staat und Kirche — die Hinverweifung beider auf das ihnen eigene 
Rechts- und Lebenögebie. Ob man hierbei die Löfung der Frage auf den 
einzelnen »Bunften des Grenzgebieted richtig trifft, iſt eine verhältnißmäßig 
untergeordnete Frage, — im Großen und Ganzen ift ed doch unbeftreitbar 
die einzig mögliche Löſung, und der Staat Preußen, behaupte ich, hat das 
große, weltgejchichtliche Verdienſt, diefe Löſung zuerſt am umfaffenditen zu 
einer hohen praftijchen Bedeutung erhoben zu haben. (Bravo!) Daß aber 
der Staat Preußen dies gethan hat, das ift ihm zu hohem Segen ausge— 
ſchlagen. Meine Herren, der Staat Preußen bat dieje Lölung unternommen 
und vollzogen nicht aus eigener Spontanität, jondern weil er mußte, und 
das eben ijt die Bedeutung jeiner gejchichtlichen Miſſion. Aus demjelben 
Grunde, aus welchem der Staat Preußen die wirtbjchaftliche Einheit des 
Deutſchen Volkes hat herbeiführen müſſen, in Folge der Erwerbung der von 
jeinem Hauptförper getrennten Weltprovinzen, aus demjelben Grunde hat er 
auch die Frage des Verhältniffes zwiichen Staat und Kirche in die Hand 
nehmen müfjen, — nämlich kraft derjelben Erwerbung der überwiegend katho— 
lichen Weitprovinzen in Folge der fiegreichen Befreiungskriege. Er bat die 
Frage gelöft, und daß er fie und wie er fie gelöft hat, hat wejentlich dazu 
beigetragen, das Zuſammenwachſen aller Provinzen zu einem ganzen, ein 
heitlichen Stantöwejen in eminentefter Weife zu fördern. (Bravo!) Es 
find durch dieſe Löjung eine Reihe von Gegenſätzen und Schwierigfeiten be— 
feitigt worden, die in allen Staaten und zu allen Zeiten ſchwere, tiefe Kon: 
flifte hervorgerufen haben. Nun, meine Herren, diejelben Gründe die 
Preußen beftimmt haben, damals in jener Weiſe vorzugehen, diejelben 
Gründe beftehen heute für Preußen kraft der Stellung, die ed einnimmt, 
dem neuen Deutjchen Reiche gegenüber. Das alte Deutjche Reich, meine 
Herren, ift nicht, wie bier gejagt worden, an den Kreuzzügen oder an den 
italienijchen Kriegen oder an dem Kriege mit einem König Harald unterge: 
gangen, dad Deutjche Reich ift untergegangen an den Folgen der Religions: 
Ipaltung im jechözehnten Jahrhundert. (Sehr wahr! im Gentrum.) Meine 
Herten, es war ja die nothwendige Folge diejer Thatſache, — die mın 
einmal ebenjo unabänderlich feititeht, wie jo viele andere große Ereigniffe, 
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vor denen wir und beugen müffen — die unmittelbare und unabwendbare 
Folge dieſer Spaltung der früheren einheitlichen Neligionsgemeinjchaft it 
eben die gewejen, daß fich in Deutjchland zwei Macht-Schwerpunfte bildeten, 
nach denen die einzelnen Territorien und Stämme, je nach ihrer vecichiedenen 
fonfejfionellen Geſtaltung, bin gravitirten. Dieje Thatſache iſt ed, Die 
Deutjchland erit zur Schwächung, dann zur Lähmung, jchlieglich zur Auf: 
löfung geführt hat. Aus dieſer Thatjache find die zahlreichen Gegenfäte 
und Antipathien erwachlen, die, genährt vurch vielfache Mißverſtändniſſe 
und Vorurtheile auf beiden Seiten, jchließlich bi8 zur Entfremdung geführt 
und jelbit das Bewußtſein nationaler Zufammgehörigfeit jo weit gelähmt 
haben, daß unjere neuen Hiftorifer gar feinen Anflagepunft mehr darin 
finden, dab zu Ende des vorigen Jahrhunderts Deutiche Fürften und Deutſche 
Stämme gegen einander Itanden, ald wäre eine Deutiche Nation und ein 
Deutjhes Neich gar nicht mehr vorhanden! Ja, meine Herren, die That: 
jache iſt wahr, es ilt durch diefe Verhältniffe allmählich eine Entfremdung 
in die Deutjchen Stämme jelbit eingedrungen, und es wird ſich und muß 
fih darum handeln, diefe Entfremdung zu löfen und diejenige volle, bewußte 
Ginheit überall zurücdzuführen, wie es in Preußen meiner Weberzeugung 
nad) — ich glaube darüber beffer ald viele Andere Zeugnik geben zu 
fönnen — in der That der Fall iſt. Und, meine Herren, wenn das nun 
wirflich eine richtige Anſchauung der Dinge tft, und wenn Sie eö nicht be 
ftreiten werden, daß die von mir beantragten Artifel einen erheblichen und 
entjcheidenden Einfluß auf die Löjung diefer Frage üben müffen, dann 
werden Sie ſich doch auch jagen, dab nichts jo geeignet ift, die preußiſche 
Führerichaft, die Hegemonie Preußens innerhalb des neuen Deutjchen Neiches 
raſch und ficher zur allgemein befriedigenden Anerfennung zu bringen als 
die Annahme diejer Verfalfungsartifel. Die TIhatjache der Glaubensjpaltung 
fönnen wir nicht ungefchehen machen; wir fünnen aber die politijchen 
Scäpdlichkeiten, die daraus erwachjen, überwinden! (Bravo!) Das iſt der 
Zweck meined Antrages. Ich Itelle Ihrem Ermefjen anheim, ob Sie den 
Zwed für gerechtfertigt und das Mittel zur Erreichung des Zwedes für ges 
eignet halten. (Bravo!) 


Dr. v. Treitſchke aus Heidelberg (Kreuznach-Simmern):“) Meine Herren, 
ich denfe die Aufmerfjamfeit des bereits ermüdeten hohen Haufes nur auf 
kurze Zeit in Anjpruch zu nehmen. Ic glaube einer großen Zahl der neu 
in das Haus eingetretenen Mitglieder aus der Seele zu jprechen, wenn ich 
jage, wir find nicht gefaßt gewejen auf joldhe Debatten, wie wir fie vorgeftern 
und heute im Haufe erlebt haben. Sie mußten und Neulingen im parlamen- 
tarifchen Leben wohl einige jugendliche Gefühle zu Gute halten, und ging 
noch durch Herz und Sinn die Erinnerung an die gewaltigen Kämpfe der 
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letzten Monate, uns lebte in Gedanken, was uns Deutſche eint, nicht die 
Erinnerung an die alten Parteikämpfe, die uns trennten; wir kamen hierher 
in der beſcheidenen Hoffnung, in dem hohen Hauſe hier durch einige Wochen 
mindeſtens etwas nachklingen zu hören von dem ſchönen Geiſte des Ein— 
muths, der in den letzten Monaten unſer Vaterland erhoben hat über alle 
anderen Völker. Dieſe Hoffnung, meine Herren, iſt getäuſcht worden für 
mich wenigitens durch die Debatte von vorgeitern. Gin Theil des deutjchen 
Volkes bier im Haufe hat es vorgezogen, eine secessio in montem sacrum 
einen Auszug auf den heiligen Berg zu halten gleich beim Beginn unjerer 
Verhandlungen bei der Antwort auf die Anrede unferes Kaiſers eine Sonder: 
ftellung einzunehmen. Und nun find wir beichäftigt worden durch Streit- 
fragen über Staaten, deren Tage — gewejen find. Wir haben bier im Beginne 
des Deutjchen Parlaments geredet von dem Neiche deö Papitfönigs, heut von 
dem Reich der Nepublif Polen und von dem Neid des Welfenkönigs, wäh— 
rend ich gehofft hatte, wir würden, da wir jet felten Boden unter unjeren 
Füßen fühlen, vorwärts jchreiten umd freudig in die Zukunft bliden. Ich 
kann nicht läugnen, — jo liberal und freifinnig der Antrag des Herrn Abgeord- 
neten Reichensperger und jeiner Freunde Elingt, — auch diejer Antrag gemahnt 
mic mehr an die Vergangenheit, die hinter und liegt, als an die großen 
Tage, die fir Deutichland fommen jollen; er gemahnt mid) um es kurz 
zu jagen, an die Epoche vor 23 Jahren, an das Jahr 1848, da wir in der 
Politit noch die Kinderjchuhe trugen. Damald, meine Herren, war ed an 
der Zeit fidy darüber zu ftreiten, ob ed möglich ei, die welthiftoriichen Fragen 
über dad Verhältni von Staat und Kirche, an denen die Jahrhunderte fich 
abgerungen haben, zu löfen mit einem Sabe von 4 Zeilen. Wenn man da= 
mals in der preußifchen Nationalverfjammlung glaubte, jo hochwichtige, ernfte 
Dinge jo leichtfertig, jo kurzerhand löſen zu fünnen, jo kann ich das hiſtoriſch 
verstehen. Dat uns heut diejer jelbe Verſuch wieder geboten wird, das über- 
traf meine fühnften Erwartungen. Es bat, meine Herren, zwiſchen allen 
Parteien falt im Haufe ein ſtilles Einverſtändniß beftanden, wie ed Herr 
Lasker vorhin jo treffend ausdrückte, endlich einmal Deutichland zur Ruhe 
fommen zu lafjen, endlich einmal die Verträge, die gejchloffen worden find 
unter jo jchwerer Selbitüberwindung aller Parteien, ald eine gegebene That: 
jache gelten zu laffen. Wir haben Alle, meine Herren, ein ſchweres Opfer 
bringen müffen. Ich perfönlich kann nicht bergen, es iſt mir jehr jchwer ge: 
worden, mid zu entichließen, den Artikel 78 diejer Bundesverfalfung, der die 
Entwicklung unjerer Zukunft jo jehr erjchwert, als eine Thatjache hinzunehmen. 
Aehnliche Opfer der Ueberzeugnng bat fait Jeder hier im Haufe bringen 
müſſen, und ich kann nur den Herren von der Fortichrittäpartei, namentlich 
dem Herrn Schulze den Danf meiner Freunde ausiprechen für die offene 
Erklärung, daß auch fie ſich jet begnügen wollten mit einer rein formellen 
Berathung. Jetzt aber ift von bderjelben Seite ber, welche vorgeitern ſich 
vom Haufe abjonderte, und diejer Grundrechtsantrag geftellt worden. Die 
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Herren dort im Centrum pflegen fich zu beſchweren, fie jeien eine gedrüdte 
Minderheit. Nun, meine Herren, wenn dies wahr iſt, jo muß ich wenigitens 
“jagen, daß die Herren ihre gedrücte Stellung mit einem jehr geringen Maße 
von chriftlicher Geduld ertragen. (Große Heiterkeit.) Schen zum zweiten 
Male verjuchen fie eine Sonderitellung hier im Haufe einzunehmen. Laſſen 
Sie mid, meine Herren, joweit es die Kürze der Zeit erlaubt, auf den Inhalt 
des Antrages der Herren Neichenöperger und Genofjen eingehen. Da bin ich, 
obgleich ich micht zu den Verehrern der Grundrechte gehöre, doch vollitändig 
der Meinung des Herrn Schulze. Wenn Herr Neicyenöperger und jeine 
Freunde und dieje armen 6 Artikel ald die Grundrechte der Deutichen Nation 
auögeben, dann bieten fie der Nation einen Stein anftatt des Brodes. (Leb- 
hafte Zuftimmung.) Iſt das, meine Herren, die magna charta der deufjchen 
Nation, find das die „Nechte der Deutjchheit”, von denen der Frhr. v. Stein 
auf dem Wiener Kongreffe geſprochen hat? Selbit in der Frankfurter Bun- 
desverfafjung war von den wirklichen Grundrechten der deutichen Nation nod) 
etwas mehr die Rede, ald in diefen & Artikeln. Warum haben Sie aus den 
Grundrechten der preußiichen Verfaſſung gerade dieſe wenigen herausgejucht ? 
Warum fehlt in Ihren Grundredyten ein Artifel, der mir mindeltens jehr 
am Herzen liegt? warum haben Sie nicht beantragt: Die Wiffenjchaft und 
ihre Lehre iſt freit? — (Lebbafter Beifall.) Ein Grundfaß, der namentlich) 
in die Fakultäten der katholiſchen Theologie eingeführt von großem Segen 
jein würde. (Zuftimmung.) Warum haben Sie nicht beantragt jenen Artifel 
der preußiſchen VBerfaffung, welcher beitimmt, dat die Givilche beitehen joll? 
— (Lebhafter Beifall.) Es ift das eine ganz willfürliche, nach einem Syſtem, 
deffen Gründe ich nicht kenne, getroffene Auswahl aus den Grundrechten der 
preußijchen Berfaffung. Nun freilich haben die Herren in den Motiven ihres An- 
trages die Gründe angegeben, welche fie gerade zur Auswahl dieſer Grundreckte be— 
wogen haben. Sie jagen: da Nr. 16 deö Artikels 4 der Neichöverfaffung 
die Angelegenheiten der Prefje und der Vereine der Bundesgefeßgebung unter: 
itellt, jo liegt die Gefahr vor, daß die Prefje und die Vereine| bedingungslos 
der Reichögewalt hingegeben werden. Nun, meine Herren, ich glaube, jo 
Ihwarzfichtig werden wenige bier im Haufe jein. Ich meine, es gibt jehr 
handgreifliche Bürgichaften dafür, dab Kaiſer und Reich ihre Gewalt gegen 
Prefje und Vereine nicht mißbrauchen. Muftern Sie dod), meine Herren, die 
Vertreter ded hohen Bundesraths und hier gegenüber. Sie finden da von 
dem Bertreter des Großherzogthums Baden bis herüber zu dem Vertreter des 
Fürftenthums Reuß — id) weiß; nicht, welcher Linie — jo ziemlich jede Schattirung 
des Liberalismus und des Nichtliberalismus vertreten. Sollte es jo leicht fein, eine 
jo vielföpfige Verſammlung von 25 verfchiedenen Staaten zu Gewaltſtreichen gegen 
die Rechte der deutſchen Nation zu mißbrauchen? Es iſt ja fein Fürſt Met: 
ternich mehr unter uns, der und jagen fünnte, eine im Dunkeln jdyleichende 
Partei bedrohe die Sicherheit der Throne. Wir haben in diefem Kriege, 
Fürften und Stämme, einträchtig zufammengeftanden. Iede deutjche Dynajtie 
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bat wie jeder Finzelne unter und ein Intereffe daran, die Erinnerung an 
diefen Krieg beilig zu halten. Es wird feiner Macht der Melt gelingen, 
wieder ein Mißtrauen der Throne gegen die Völfer Deutſchlands zu erregen. 
(Zuftimmung.) Und wenn Ihnen die Bürgjchaft, die in der mannigfaltigen 
Zufammenjetung des Bundesrathes liegt, nicht genügt, jo kenne ich eine 
andere —, die liegt, meine Herren, in und jelber, fie liegt in dem Daſein des 
deutjchen Reichstages (Sehr richtig!) Es iſt und namentlich von den Ab- 
geordneten v. Ketteler*) vorgeworfen worden, wir jeien allzu ftolz, wir jprächen 
allzu zuverfichtlih von der Zukunft des deutſchen Neiches. Ich aber er- 
laube mir ihm zu antworten, warum wir ohne Weberhebung glauben, daß 
beute das Deutiche Neicdy auf feiterer Grundlage fteht als je zuwer in der 
Geſchichte. Der Grund liegt nicht blos in der Macht des neuen deutichen 
Neiches — obgleich ich auch diefe nicht geringſchätzen möchte; es ift doch Fein 
Kleines, daß der Diutiche heut in allen Welttheilen fein Haupt ftolz und 
fühn empor heben fann unter den anderen Völfern. — Aber nicht auf dieje 
Macht gründet fich unfere Zuverficht, jondern auf die Thatſache, daß der 
Kaifer des deutjchen Meiched umgeben ift von einer Wertretung der Nation. 
Mann bat diefe jemals in der gefammten deutichen Worzeit beitanden ? 
Denken Sie der vergangenen Jahrhunderte! Die deutiche Nation war voll: 
ſtändig medtatifirt: mur den Ummittelbaren des Neiches, den Fürften und 
den Magiftraten der freien Reichsſtädte war es geftattet mitzureden über die 
Angelegenheiten unjeres Volfes! In der guten alten Zeit würde allerdings 
der Bilcdyof von Mainz auch auf einem Neichötage Deutjchlands vertreten 
gemejen fein, er würde erichienen jein jelber oder vertreten durch einen jeiner 
Minifter — jetzt find andere und, wie id) meine, beſſere Tage gekommen! 
wir haben die Freude, den Biſchof von Mainz unter uns zu jehen als den 
erwählten Wertreter der deutichen Nation, und darin, meine ich, liegt ein 
ungeheurer Fortſchritt! (Heiterkeit und Bravo.) In dem Deutjchen Neidys- 
tage, in dem Dafein einer populären Kraft, deren Beichlüffe Kaijer und 
Reich gar nicht im den Wind fchlagen fünnen, liegt die Sicherheit joweit 
Menjchenmacht reicht, daß eine Knebelung und Mißhandlung der Vereine 
und der Breife auf deutichem Boden niemals ftattfinden fann. Und, meine 
Herren, wenn Sie alle dieje Bürgſchaften noch für zu ſchwach halten, welche 
Garantien gewähren Ihnen denn die von den Herren Abgeordneten Reichens— 
perger und Genofjen aufgeitellten Grundrechte?! Ich kann in diefen Grund» 
rechten, jomeit fie Preije und Verein angehen,, durdyaus nichts Anderes finden 
ald Dafjelbe, was in der Neichsverfaffung bereits enthalten iſt. Was fteht 
denn im Artifel 4 Nr. 16 der Berfaffung? Es fteht darin: Der Beauf- 
fichtigung jeitens des Neichd und der Gejeßgebung deffelben unterliegen die 
Beitimmungen über die Preſſe und das Vereinsweien. Das will jagen: Die 
Preßfreiheit und ihre gejeßlichen Schranfen werden jpäter durch Reichsgeſetze 
geordnet werden desgleichen wie die Vereinsfreiheit und deren gejeßliche 
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Schranken. Alſo genau daffelbe, was in den Grundrechten der Herren 
Reichensperger und Genoſſen enthalten iſt. Nur einen einzigen pofitiven Sat haben 
diefe Herren hinzugefügt, und diefe große, tieffinnige Wahrheit, die man im 
Sahre des Heild 1871 uns als etwas Neues zu bieten wagt, fie lautet, daß 
die Cenſur im deutichen Reiche niemals wieder eingeführt werden jolle! Nun, 
meine Herren, mit demjelben Rechte und demjelben Aufwand von Tieffinn fünnten 
Sie den Sat aufitellen, daß die Folt er im deutjchen Neiche niemals wieder einges 
führt werden dürfe. Ich glaube, es lohnt der Mühe nicht, daß man über 
ſolche Trivialitäten noch Worte verliert. Ich will das für den Politifer be 
fanntlich nicht zuläjfige Wort „unmöglich“, bier gebrauchen und ſage: 
ein Wiedereinführung der Genjur in dem deutjchen Reiche it unmöglich! 
Außer diefem Satze haben aber die Herren Neichensperger und Genofjen in 
ihren Grundrechten für Preſſe und Bereine gar nichts gelagt, als eine Anweiſung 
auf die Zufunft gegeben, worin erflärt wird, die Reichsgeſetzgebung werde 
fich damit befaffen. Nach alledem glaube ich den Herren Antragitellern nicht 
Unrecht zu thun, wenn ich meine, dab Preſſe und Vereine nur ein an- 
genehmes Beiwerk bei ihrem Antrage find, die eigentliche Abficht aber auf 
die Kirche und deren Selbititändigfeit gerichtet ift. Ich erlaube mir zunächit 
die Frage an die Vertreter der alten Machtitellung der katholiſchen Kirche 
zu richten, nad) welcher Logik man die fatholiiche Kircye unter den einfachen 
Begriff der Vereine in unſerm heutigen Staate bringen kann? Wollten die 
Herren offen und konſequent verfahren, jo mußten fie beanivagen, man ſolle 
in dem Artikel 4 der Berfaffung nody eine Nr. 17 binzujeßen, dahin lautend, 
dab auch die Angelegenheiten der Kirche vor das Forum des Neichd unter 
die Kompetenz feiner gejeßßgebenden Gewalt gehören! Die Herren haben 
jedoch vorgezogen diejen jo einfachen Weg nicht zu gehen, fie juchen eine 
Kompetenzerweiterung der Neichögewalt (wofür nach meiner Meimung die 
Dinge noch nicht reif find) einzuführen — ich kann nicht anderd jagen — 
durd) eine Hinterthür. Dies jchon, meine Herren, ftimmt mid) bedenklich; 
und betrachte ich weiter den Inhalt jener firchlichen Grundredyte, jo muß ic) 
Jagen, wenn jene Grundrechte für die Preſſe und die Vereine überflüffig und 
unnüg waren, jo erjcheinen mir die allgemeinen Beſtimmungen über die 
Selbititändigfeit der Kirche hoch bedenklich als eine Gefahr für den fonfeifio- 
nellen Frieden, namentlich in den Hleineren deutichen Staaten. (Sehr richtig! 
linke.) Ich kann nicht leugnen, meine Herren, ich weidhe in diefer Frage 
etwas ab von meinen nächiten politiichen Freunden, ich ftehe in diefem Punkte 
den Anfichten der Herren vom Centrum näher als Mancher meiner Genofjen. 
Ic jehe in dem Maße der Freiheit, weldye der katholiſchen Kirche in Preußen 
thatjächlich zufteht, durchaus feine Gefahr; wohl aber eine Gefahr, und eine 
jehr große, in der Unficherheit ded Staats-Kirchenrechtes in Preußen. Wir 
haben jeßt jeit zwanzig Jahren Tag für Tag und Monat für Monat ge 
jehen, mas es heißt, die wichtige Grenzfrage zwifchen Staat und Kirche durch 
die unbeitimmte Erklärung: die Kirche ordnet ihre Angelegenheiten jelbititän- 
dig — jchlichten zu wollen. Dies hat dahin geführt, daß es in Preußen zahl: 
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Ioje Kontroverfen des Staats-Kirchenrechts gibt, über deren rechtliche Löfung 
noch heute die kundigiten Männer im Dunfeln tappen. Und meinen Sie 
nun, wir ‚jollen dieſe ganz unklaren Verhältniffe der Fatholiichen Kirche in 
Preußen einführen in das übrige Deutſchland — fie einführen in einem Augen: 
blick, wo durd) die katholiſche Kirche jelber eine Bewegung gebt, deren letztes 
Ende Niemand von uns abzujehen vermag? Ich wenigitens denke zu hoch 
von dem Werth und der Bedeutung der römijchen Kirche, ich habe einen zu 
ftolzen Begriff von dem Einfluß, den fie ausübt auf einen großen und guten 
Theil unjerer Volfes, als daß id) es verantworten möchte, jo große und 
folgenreiche Dinge bier jo nebenbei in einer beiläufigen Berathung eines 
Paragraphen von einigen Zeilen abzuthun. Für Preußen, jagen die Herren 
ja jelbit, joll vadurd; Nichts geändert werden, es joll aljo mır in den Eleine- 
ren deutſchen Staaten*eine Aenderung entitehen. Ich frage, welche Aende— 
rung? In dem Artikel der Reichsverfaſſung fteht: den Landesgeſetzen geben 
die Neichögejege vor. Führen Sie mun die Grundrechte ein, worin furz und 
kahl gejchrieben fteht: die fatholifche Kirche ordnet ihre Angelegenheiten ſelbſt— 
ſtändig — jo kann in jedem der fleineren deutjchen Staaten mit einem Schein 
des Rechtes der Biſchof auftreten und behaupten, wenn er das beitehende 
Landesgejeg mit Füßen tritt und fid) nicht daran bindet, jo jei er fraft des 
Neichögejeßes in jeinem Rechte. Das iſt eine Gefahr, deren Eintreten durd) 
jehr harte Erfahrungen, namentlih im Großberzogthum Baden, jehr nahe 
gelegt ift. Denken Sie daran, meine Herren, dab eine ganze Reihe von 
Verfaffungen Eleinerer deutſcher Yänder in einem einjeitigen ‚proteftantijchen 
Geifte gejchrieben find. Es gibt Yandeöverfafjungen, weldye die Gründung von 
Klöftern und von geiftlichen Drden verbieten oder aufs Aeußerſte erjchweren. 
Ich bin ganz der Meinung, dab joldye Berfaffungsbeitimmungen früher oder 
jpäter bei freien Völkern fallen müffen; ich bin aber nicht der Meinung, dab 
nun morgen jeder beliebige Biſchof auftreten kann und, geftügt auf dieſen 
allgemeinen Satz der Neichsverfafjung, Klöfter bauen kann gegen die Ber- 
faffjung jeines Landes. So ernſte und jchwierige Fragen jollen geordnet 
werden durch eine wohldurchdachte, ſorgſam überlegte Gejeßgebung, nicht 
durch Schläge gleichlam aus dem Dunkel heraus. Es wird gewih die Zeit 
fommen, wo die Kompetenz des Neiches ſich erweitert, und auch die Kirchen: 
angelegenheiten unter die Aufficht des Reiches gejtellt werden. Dann aber 
werden Katjer und Reich rubig und ſorgſam zu Rathe geben und die Er- 
fahrungen in Preußen und anderen deutjchen Staaten weiſe benußen. Sie 
willen, meine Herren, ed ijt mir immer eine $reude, wenn ich von den Ver: 
dienften Preußens jprechen farm; diesmal bin ich aber leider nicht in der 
Lage, das Lob, das der Herr Abgeordnete Reichenäperger ausgeſprochen hat, 
nachzuſprechen. Ic, kann ein welthiſtoriſches Verdienſt in der preußiichen 
Gejeßgebung von 1848 nicht jehen; ich jehe darin — nur ein Zeichen 
der damals herrſchenden dilettantiſchen politiichen Bildung. Ganz ver: 
jchiedene Elemente wirkten zufammen: auf der einen Seite der Nadifalismus 
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der da glaubt, daß man nach amerikanischer Weife die Kirche wie einen 
Schachklub, wie einen Privatverein behandeln fünne, anf der andern Seite 
jene Flerifalen Beſtrebungen, weldye nach belgijcher Art, die Kirche zugleid) 
privilegiren und vollfommen gleichberechtigt neben den Staat Itellen wollen. 
Sp ganz verjchiedene unklare Tendenzen wirften zufammen und haben jo 
jenen fahlen Artifel 15 der preußiichen Verfaſſung gejchaffen. Ich. glaube 
aber, wir haben jett zwei Jahrzehnte politiicher Erfahrung jeit dem Erlaß 
der Verfalfung und wollen beherzigen, was wir in jener Zeit gelernt haben. 
Ich bitte Sie, meine Herren, um des fonfejfionellen Friedens willen, geben 
Sie nicht einem beliebigen deutichen Landesbiſchof die Möglichkeit gegen 
jeine Landesregierung den Nebellen zu ſpielen. (Murren im Gentrum.) Ic) 
ſag mit Abficht diefes ftarfe Wort. Denn ed würden Kontroverjen entitehen, 
die fich gar nicht löſen laffen; jeder Biſchof fönnte, auf den Artikel von 
der Selbititändigfeit der Kirche geitüßt, den beitehenden Landesgejeßen ge 
radezu ins Geficht jchlagen. Auf ſolche Erperimente foll es Niemand an- 
fommen lafjen, der ein Herz hat für die Hoheit und den großen Gefittungs- 
beruf der Fatholifchen, wie der evangeliſchen Kirche. Ich jage Ihnen, meine 
Herren, ich fomme aus dem Süden Deutjchlands und weiß, wie eö gewirkt 
bat, daß die herrichfüchtigen Beltrebungen eines Theild der katholiſchen Geiſt— 
lichkeit von der Maſſe des Volle mit dem Wejen der katholiſchen Kirche 
jelber verwechfelt wurden. (Sehr wahr!) Es gibt unter den jüddeutjchen 
Katholiken nur zu viele wadere Leute, weldye meinen, dab der Kirchenhaß 
eine politijche Gefinnung ausmacht. Laflen wir es nicht dahin fommen, daß 
diefe Gefinnungen, die jet im Belgien vorherrichen, auch auf deutjchem 
Boden allgemein werden. Geben Sie nicht der katholiſchen Kirche gefährliche 
Rechte, welche ihr jchließlich felbit zum Verderben ausjchlagen müſſen! (Sehr 
richtig!) Und nun, meine Herren, nody ein leted Wort über die Weiſe, 
wie wir diejen Antrag bejeitigen wollen. Ic, jege als jelbitverftändlich vor— 
aus, daß mit Ausnahme der Herren Antragiteller und ihrer nächſten Freunde 
alle Parteien des Hauſes in der Verwerfung des Antrages einig jein werden. 
Es fommt mir bier nicht auf die Form an; ich werde für jede Weiſe der 
Ablehnung ftimmen, von der man voransjehen kann, daß fie das gefammte 
Haus für ſich gewinnt; ed iſt jeßt jchon motivirt worden und wird jpäter 
noch motivirt werden, warum wir dieje Grundrechte jo nicht annehmen wollen; 
wir haben aljo nicht nöthig, durch eine motivirte Tagesordnung dies der 
Nation noch einmal zu verfünden. Bor Allem Sie, meine Herren von der 
Fortichrittspartet, bitte ich dringend bei dem Entſchluß zu bleiben, den der 
Herr Abgeordnote Schulze früher ausgeſprochen hat; fürchten Sie nicht, daß 
Ihre demofratifchen Wähler diefen Ihren Entſchluß je verfennen fünnten. 
Die deutiche Nation ift Far und rechtichaffen genug, um zu begreifen, daß 
dieje jechd armen Artikel nicht Grundrechte find, ſondern ein Verſuch, auf 
einem Seitenwege der katholiſchen Kirche eine jelbititändige Stellung dem 
Staate gegenüber zu verfchaffen, und darum werden Ihre demofratiichen 
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Wähler Ihnen nicht mißtrauen, wenn Sie mit und zufammenftimmen zu der 
gänzlichen Verwerfung des Antrages. Nach weiner Meinung jollten wir 
einfad) den Antrag ablehnen ohne Motivirung und die Begründung den An— 
deren überlaffen. Wie aber auch die Motivirungen ausfallen, materiell oder 
formell, oder ob wir eine einfache Tagesordnung bejchließen, laſſen Sie uns 
einig jein, laffen Sie uns der Nation zeigen, daß wir nicht nach der Weije 
der Herren im Centrum das erite Deutjdye Parlament bejchäftigen wollen mit 
Fragen, die vor 23 Jahren jchon abgethan find, jondern lafjen Sie uns an 
die ernite Arbeit gehen. Bliden wir nicht in die Vergangenheit jondern in 
die Zukunft, auf die Aufgaben pofitiver Gejeßgebung, welche jet mit ihren 
trodenen, ernften Detaild an uns berantreten und für Deutſche Männer ein 
würdigerer Gegenitand der Arbeit jein werden, als die im Allgemeinen nie— 
mals lösbaren Streitfragen über die Grenzen von Staat und Kirche. (Xeb- 
haftes Bravo von allen Seiten.) 


Freiherr v. Ketteler aus Mainz (Buchen: Walldürn ıc. (Baden) *): Ich 
werde nicht auf den Ton eingehen, meine Herren, und in benjelben ein- 
itimmen, den der Herr Abgeordnete Treitichfe bei Beginn diejer Debatte 
angeltimmt hat. Er hat Sie gebeten, feinen Gejeßen Ihre Zujtimmung zu 
geben, die den Bilchöfen Veranlaffung jein könnten Rebellen an den Landes— 
gejegen zu werden. Ich will Ihnen, meine Herren, ein Mittel angeben, 
wodurch Sie diefe Gefahr ein für alle Mal vermeiden werden — obwohl dies 
bei Ihrem Billigfeitögefühl überhaupt nicht zu befürchten iſt —: Geben 
Sie niemals Zujtimmung zu Gejegen, weldye Rebellen gegen Gottes Gejeß 
find, — dann werden auch wir gewiß niemals Rebellen gegen Landesgeſetze 
jein, GRuf: Sie wollen es aljo doch!) jondern und bemühen, mit allen 
treuen Söhnen des Vaterlandes zu wetteifern in treuer Erfüllung der Landes— 
gejee. Er hat Sie ferner gebeten, der Selbititändigfeit und Selbſtver— 
waltung der chrütlidyen Konfeſſionen deshalb Ihre Beiltimmung nidyt zu 
geben, damit nicht etwa die Selbititändigfeit von den Bijchöfen als Borwand 
benutzt werden fünnte ſich über Landesgeſetze hinauszujegen. Aber, meine 
Herren, diefer Vorwand, der trifft ja eigentlich alle Gejee, welche die Frei— 
heit garantiren. Möglich ift überall der Mißbrauch der Freiheit, Sie müßten 
denn von dem Gedanken ausgehen, der Ihnen gewiß fern liegt, dab die 
Bilchöfe allein in der Gefahr oder in der Möglichkeit fich befinden reis 
beiten zu mißbrauchen. Derjelbe Grund läßt fidy ja gegen alle anderen 
Freiheiten anwenden: die Preffreibeit, die Vereinsfreiheit, — alle Freiheiten 
laffen fi) mißbraudyen. Deshalb halte ich auch diejen Einwand für gänzlich 
unbegründet. Ich nehme bei diejer Debatte vielmehr einen höheren Stand: 
punft ein, einen Standpunft, von dem idy glaube, daß Alle ihm zujtinnmen 
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müffen, die Gerechtigkeit und Freiheit lieben und die aufrichtig darauf ver- 
jihten, durch Staatögejeße nur ihre Meinungen zur Durchführung zu bringen. 
Wenn ich nicht diefe Ueberzeugung hätte, daß ed einen jolchen Standpunkt 
der Gerechtigfeit giebt, der und vereinigen fann, würde idy nicht das Wort 
vor Ihnen ergreifen; wenn idy nidyt die Ueberzeugung hätte, daß auch die 
Fraktion, der ich angehöre, diefen Standpunkt der höheren Gerechtigkeit gegen 
Ale einnimmt, würde ich nicht zu diejer Fraftion gehören. Sch werde fein 
Wort ausfprechen, weldyes ich nicht grade jo in vollem Maße auch für die 
Proteftanten und für alle Konfeffionen, welche zu Recht bejtehen, gelten lafje. 
Von diefem Standpunft aus, meine Herren, gehe ich nunmehr zu dem 
Ginzelnen über und, wie Sie wahrſcheinlich erwarten werden, namentlich 
zu dem Antrage, den Art. 15 der preußiichen Verfaſſung in die Reichöge- 
jebgebung aufzunehen. Wir wollen, meine Herren, das Werk vollenden, das 
unjere Kriegäheere auf den Schlachtfeldern begonnen haben. Früher gab es 
auh im Endziel eigentlich in Deutichland Feine Parteien, nämlich in dem 
Verlangen nad) einer großen nationalen Einheit — nur über die Wege zu 
diejem Ziele gab es verjcyiedene Parteien. Sie find alle jet verjchwunden. 
Wir wollen Alle wetteifern in der Treue gegen unjeren Kaiſer und und be- 
mühen, an dem Aufbau eines einigen, großen, mächtigen, herrlichen Deutjch- 
lands mitzuwirken. Das ift auch insbejondere die Aufgabe des Reichstages. 
Denn aber diejer Aufbau gelingen fol, jo muß er vor Allem fortgeführt 
werden in demjelben Geifte, in dem ihm unjer Kaifer und unjer Heer be: 
gonnen haben. Der Kaijer jelbit hat bei jeder Gelegenheit Gott die Ehre 
gegeben, uud audy noch in den eben verlejenen Morten, mit denen er die 
Adreife des NReichötages entgegen genommen hat, jpricht ſich jo ſchön wieder 
dieje Gefinnung aus. Ebenſo war unjer ganze Heer ein von gotted- 
fürchtiger Gefinnung durdydrungened und erfüllted Heer, gewiß im Gegen: 
ſatz zu dem franzöfifchen Heere. (Vereinzelter Widerſpruch.) Ic, rede nicht 
von den Finzelnen, über die richte ich nicht; aber der ganze Geiſt des 
franzöfijchen Heeres ift nicht in dem Maße ein Geiſt der Gottesfurdht und 
der chriftlichen Gefinnung, wie ed im deutjchen Heere der Fall ift, welches 
unmittelbar aus dem Volke hervorgegangen ift, während das franzöſiſche 
Heer ja eigentlich vom Volke fait ganz getrennt ift. Diejer Geift muß nun 
auch im irgend einer Weiſe, jo jcheint ed mir, einen Ausdrud in unjerem 
Verfaffungswerfe finden. Auch die Verfaffung muß der Adytung vor der 
Religion und vor der religiöfen Ueberzeugung des deutjchen Volkes in irgend 
einer Weife Ausdrud geben. Dazu bietet Ihnen die Annahme unjered An— 
trages eine Gelegenheit. Wenn jener Aufbau gelingen joll, dann müfjen 
wir zweitens joviel an und liegt — und das ift der Gedanke, den auch 
Ihon der Abgeordnete Reichensperger neulich ausgeiprochen hat — die religiöjen 
Kämpfe von dem politiichen Boden ausjchliefen und für das öffentlicdye und 
politiiche Treiben die religiöfe Verjöhnung anbahnen. (Hört! hört!) Ich 
betrachte deshalb auch in dieſer Hinficht unjeren Antrag als eine magna 
Materialien II. 58 
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charta des Religionsfriedens in Deutſchland, ſoweit er in unſeren Händen 
liegt. Damit ſind die Gegenſätze nicht verwiſcht auf dogmatiſchem Gebiete, 
aber damit find dieſe Gegenſätze ausgewieſen aus den politiſchen Verſamm— 
lungen. Dieſer Religionsfriede iſt nicht dadurch zu erzielen, wie manche 
glauben, daß wir die bürgerliche Geſellſchaft von der Religion trennen, auch 
nicht dadurch, wie es Andere glauben, daß man Die bekämpft, welche an 
einem chriſtlichen Bekenntniß treu feſthalten. Dieſer wahre, feſtbegründete 
Religionsfrieden iſt vielmehr nur dadurch zu erlangen, daß wir den ver— 
ſchiedenen religiöſen Anſichten und den berechtigten Bekenntniſſen volle Parität 
gewähren — dem einen Bekenntniß wie dem anderen. (Hört! hört! links.) 
Dieſer Rarität aber giebt unſer Antrag den redyten Ausdrud. Diejer Stand: 
punkt, den ich eben entwicelt habe, meine Herren, ift allein der Standpunft 
der vollen Gerechtigkeit. Zur Gerechtigkeit gehört, dab wir Jedem fein Recht 
geben — das thut unfer Antrag. Er ift gerecht Denen, die das Chriftenthum 
in den alten Bekenntniſſen befennen; er gewährt Toleranz Denen, die glauben 
— was id) freilich für unmöglich halte — einem Chriftenthbum ohne alles 
Befenntnii anhängen zu können; er iſt gerecht auch den nichtchriftlichen 
Konfejfionen. Unſere Forderung ift die Forderung der Gerechtigkeit gegen 
Alle, ohne Nebengedanten und ohne Hintergedanfen. Unjer Standpunkt ift 
ferner wie ich glaube auch zugleich allein der Standpunkt der wahren 
Religionöfreiheit vor den bürgerlichen Gejegen, wie fie uns durch diejelben 
gewährt ift. Es iſt eine gar große Täufchung, auf der einen Seite von 
Religionöfreiheit zu reden, wie und die Verfaffungen fie gewähren, und auf 
der andern Seite fie lediglich auf die Gefinnung des Individuums bejchränfen 
zu wollen. Das iſt mehr Gedanfenfreibeit alö Religionsfreiheit. (Sehr 
wahr! im Centrum.) Zur Religion gehört nothwendig eine Genofjenichaft; 
wir nennen fie Kirche; aber das Weſen der Kirche ift ja wieder das Genofjen- 
ichaftliche. Zur Religionsfreiheit gehört das Recht und die Freiheit mit den 
Geſinnungs- und Glaubensgenoffen in einem Bekenntniß zufammen zu fein, 
ſich nach demjelben frei zu bewegen und die eigenen Angelegenheiten jelbit 
zu verwalten. Dieje wahre Gewiſſensfreiheit fordern wir auch für die chrilt- 
lichen Befenntniffe, die gewiß die allerberechtigtiten dazu find. Darum for 
dern wir für fie das Recht der Selbitbewegung, der Selbitbeitimmung, der 
Selbjtverwaltung — immer jelbitveritändlicdy in dem Rahmen der allgemeinen 
Gejeße, nicht außer diefem Rahmen der allgemeinen Geſetze. Wir behaupten 
mit diejer Selbitjtändigfeit in feiner Weile, daß wir uns über die Geſetze 
hinausjegen dürften, wir beitreiten nicht, daß wir ihnen Gehorjam jchuldig 
find, wir maßen uns nicht das Recht an, nun alles und Beliebige willfürlich 
in den Kreis der Selbitverwaltung und Selbititändigfeit hineinziehen zu 
dürfen. Es kommt eben für eine bejonnene und fluge Gejeßgebung darauf 
an, bier an der Hand der realen Verhältniffe die rechten Grenzen zu finden. 
Es ijt aber, um unjeren Antrag richtig aufzufaffen, vor allem nothwendig 
Died im Auge zu behalten, dab wir nämlich die Selbitjtändigfeit nur fordern 
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im Rahmen der allgemeinen Gejeßgebung, und daß wir nur die Spezial- 
gejeßgebung, die vorbeugende Gejeßgebung, die Ausnahmsgeſetzgebung für 
Religion und religiöje Genofjenjchaften befämpfen. (Sehr gut! Bravo! von 
den Bänfen der baierijchen Abgeordneten rechts.) Die Einwendungen gegen 
unferen Antrag jcheinen mir dagegen alle unbhaltbar zu jein und das Prinzip 
der wahren Selbitftändigfeit, der wahren “Freiheit, wie ed auf allen andern 
Gebieten anerfannt wird, zu verlegen. Darauf bitte ich Sie, meine Herren, 
bei der Disfujfion bejonderd zu merken. Allee, was man gegen unjere 
Forderung jagen kann, widerjpricht der wahren Freiheit, der wahren Selbit- 
ftändigfeit, wie fie auf allen andern Gebieten des Staatölebend anerfannt 
wird. Der Abgeordnete Dr. Treitjchke hat Ihnen namentlich gejagt, — und 
darin bin ich nun abjolut der entgegengejegten Meinung — daß dieſe Ber- 
faſſungsbeſtimmungen der preußiſchen Verfaſſung gewiflermaßen der Kinder: 
zeit des freiheitlichen Lebens angehörten, und daß die Anficht, zu der er ſich 
befennt, eim Fortjchritt zu einer richtigeren und bejjeren Freiheitserkenntniß 
jei. Dagegen muß ich mich aber dody im Namen aller der Männer, die im 
Jahre 1848 und im Jahre 1850 und jpäter jo lange in dem preußtichen 
Landtage dieje Grundjäße ald ein überaus werthvolled Gut vertreten haben, 
verwahren. Mir jcheint das Gegentheil der Fall zu jein, mir jcheinen die 
Anfichten des Abgeordneten von Treitſchke nicht ein Forjchritt in der Ent- 
widelung der Freiheit zu jein, jondern geradezu ein Rückſchritt zu den alten 
Grundſätzen deö Staatö-flirchenrechteö, denen wir entgehen müfjen, wenn wir 
den religiöjen Frieden im politifchen Leben haben wollen. (Sehr richtig! 
Bravo! von den baieriſchen Abgeordneten rechts.) Um diejen Gegenjat 
far zu machen, meine Herren, erlaube ich mir auf einen merfwürdigen Vor— 
fall binzudeuten, der in diefen Tagen in Berlin ftattgefunden hat, und der 
mir eigentlich die Seele jener Richtung zu jein jcheint, joweit ich fie richtig 
aufzufaſſen im Stande bin. In einer Verſammlung ded Protejtantenvereins 
hat der Abgeordnete Prediger Müller in längerer Ausführung zu vechtfertigen 
geſucht die Ablehnung der hejfichen Kirchenverfafjung und jeine Gründe dafür 
vorgebracht. Bei diejer Gelegenheit hat er nach dem Bericht der Berliner 
Zeitungen unter Anderem gejagt, die Regierung habe die hejfiiche Kirchen- 
vorlage gemacht mit abjoluter Anerkennung des landeöherrlichen SKirchen- 
regiments. Zu einer joldyen dürfte man fich jedoch nicht hergeben. Der 
Unionsverein müffe nad) wie vor die Bejeitigung des landeöherrlichen Kirchen- 
regiments dringend verlangen. Dagegen ijt nun der Herr Profeſſor Bluntjchli, 
der Kollege jo viel ich weiß unſeres Herrn Abgeordneten Dr. Treitſchke, 
aufgeftanden und die Worte, die er da gejprocyen hat, bezeichnen ganz genau 
den Gegenfaß, welchen wir vor Augen haben müfjen, wenn wir die Kontro— 
verfe, welche uns beichäftigt, recht auf ihre Grundgedanken zurüdführen 
wollen. Der Profeſſor Bluntjdli war nicht der Meinung, er tadelte das 
Borgeben der Gefinmungsgenofjen des Abgeordneten Prediger Müller in Ab: 
lehnung der heifiichen Kirchenverfafjung. Weldye Gründe hatte er dafür? 
58* 
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folgende: das landesherrliche Kirchenregiment zu befeitigen, ſei eine politijche 
Unmöglichkeit — ich wiederhole: eine politiiche Unmöglicyfeit —, femer: von 
ihm jeien alle Neformen, wie die Kirchengejchichte lehre, ausgegangen (ich 
hüte mich wohl, zu unterfuchen, im wie weit dad behauptet werden darf; 
Herr Profeſſor Bluntichli bat es aber gejagt) in Baden zumal habe 
der Großherzog jehr viel für die Kirchenreform gethan; die Konſiſtorien 
jeien ein Generalitab, dem ed an einem guten Generalitabö-Chef mangele, 
fie brauchen einen Fürſt Bismard oder einen Graf Moltke; die Prinzipien: 
reitereien in Betreff der Ausführung ded Artifeld 15 gehören in die Schule, 
aber nicht in das politiiche Zeben; man mülje nehmen, was man befommen 
könne. So weit Herr Bluntjchli. Das find gefährliche Grundjäte. Ich 
glaube nicht, daß Männer der wahren Freiheit diejen Grundjäßen buldigen 
fünnen. Ic glaube, daß das das Gegentheil von dem it, was man im 
Jahre 1848 und im Jahre 1850 in den vorgelegten Verfaſſungsbeſtimmungen 
anerfannt bat. Ic, glaube, daß dieſe Grundjäße ein Aufgeben, eine Art 
Verzweiflung an der wahren Freiheit find. Sie geben von dem Beſtreben 
aus, von oben herab die Spiteme, weldye man fidy nun einmal entworfen 
hat, einzuführen, weil man fie durdy die wahre Freiheit nicht verwirklichen 
fann. Das bedeutet diefe Zuſammenſtellung der Konfiitorien mit einem 
Generalitab in Verbindung mit der Nennung joldher Namen, die dazu noth— 
wendig wären, um die Ideen des Herrn Profeſſor Bluntjchli zur Ausführung 
zu bringen. Wollen Sie dies Syitem annehmen oder es verwerfen? — das 
it die Frage! Ich bitte Sie, wohl darauf zu achten. Hierüber müſſen Sie 
ſich enticheiden! (Sehr wahr!) Wer glaubt, daß von jet an Deutjchland 
bezüglich der Religion von Konfiitorien geleitet werden müſſe in der Art, 
wie die Generalftäbe die Armee befehligen, und dab das im Intereſſe der 
Freiheit jei — habeat sibi! Meine Meinung ift ed wahrlich nicht! Und wer 
dagegen glaubt, daß auch dieje Freiheit eine Freiheit des deutſchen Bolfes 
jein müſſe, dab die Religion nidyt von Staats wegen regulirt werden dürfe, 
und dak namentlidy auch das Volk, welches dem chriftlichen Bekenntniſſe ans 
hängt, das Recht hat, von diejer Freiheit Gebraudy zu machen, der muß, 
wie mir jcheint, wenn er fonjequent fein will, für unjern Antrag ſtimmen. 
Dad, was der Herr Abgeordnete Treitſchke aljo für einen Fortſchritt betrachtet 
auf dem Wege der Freiheit, das halte ich für den allerfolofjaliten Nüdjchritt 
auf dem Wege der Freiheit, ich balte es für einen Akt der Dejperation an 
den Grundjäßen der Freiheit. (Sehr wahr! rechts.) Der Herr Abgeordnete 
Treitjchke hat ferner gelagt, die Erfahrung habe ja gelehrt, daß jeit Erlaß 
diefer Berfafjungsbeitimmungen unzählige Streitigkeiten entitanden jeien. 
Nichts iſt unrichtiger wie das. Es find jeitdem vielmehr — und dadurd) 
haben ſich die Verfafjungsbeitimmungen bewährt, dadurch hat jich bewährt, 
dab alle Die echt gehabt haben, die jeit zwanzig Iahren im preußijchen 
Abgeordnnetenhaufe von der einen wie von der anderen Seite — von der katho— 
lichen wie von der proteftantijchen Seite — für dieje Verfaſſungsbeſtimmungen 
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eingetreten find — es find ja jeitdem die religiöjen Streitigkeiten in Preußen 
faft ganz aus dem politifchen Leben verjchwunden. Die Kontroverjen bleiben 
beitehen, meine Herren, fie werden auch in Zukunft beftehen bleiben, fie dürfen 
aber nicht in unjerem Reichstage vorfommen, fie dürfen nicht in unſerem 
öffentlichen Leben vorfommen, da müſſen wir zufammen arbeiten auf den 
Grundlagen derjelben Freiheit und derjelben Gerechtigkeit. (Zuftimmung im 
Gentrum.) Darum erinnere ich mich nody immer mit Freuden, wie vor 
Fahren in einer Debatte ein früherer Jugendbefannter von mir, 
Georg von PVinde, ald man eine religiöfe Kontroverje einmijchen wollte, mit 
großem Nachdrud dem Grundjah Ausdruck gab, daß religiöfe Debatten nicht 
in den Landtag gehörten. Ich glaube nidyt, daß der Geift, aus dem dieje 
Auffaffung hervorgegangen iſt, der Kinderzeit der Freiheit angehörte, jondern 
dak ed MWeisheitögrundiäße rechten echten Mannesalterd waren, und ich glaube, 
dak ed fich jetzt darım handle, ob diefe alten, bewährten und darum jeit 
20 Fahren die religiöje Freiheit garantirenden Grundjäge auch auf Deutjch- 
land ausgedehnt werden follen, oder ob man ſogar in Preußen Rückſchritte 
machen und auf ganz andere Syſteme übergehen will, die und in bodenlofe 
Zerwürfniffe bringen. (Bravo! rechtd und im Gentrum.) Ich bitte Sie daher, 
meine verehrten Herrn, nehmen Sie unjere Anträge an! Sie werden dadurch, 
wie ich glaube, Deutjchland ein großes Gut darbringen: den wahren religiöjen 
Frieden, joweit er in unjern Händen liegt. Ich bitte auch — wenn Sie mir 
das noch geftatten wollen — in die Debatte dody nicht allerlei Nebendinge 
hineinzuziehen, jondern auf dieſe Hauptgrundjäße einzugehen. Der Reichstag 
hat nicht die Kompetenz, über religiöje Anſchauungen zu enticheiden. Mag 
unfer fonfeffioneller Standpunft Ihnen unangenehm fein oder nicht, darauf 
fommt es ja gar nicht an. Wir wollen zufammenleben in Frieden nach den 
Grundſätzen der Gerechtigkeit und wollen dann jeder auf jeinem Gebiete 
fmpfen für das, was wir für wahr annehmen. Wir erheben ja auch nicht 
den Anſpruch, dab alle Ihre Grundjäße in religiöfer Hinficht und gefallen 
müſſen. Das ift ja gerade die Freiheit, dah man auch feinen Gegnern 
Freiheit läßt. (Bravo!) Wenn Sie, was ich nicht hoffe, in diefe Debatte 
alle möglichen Dinge hineinziehen würden, worüber ed verjchiedene Anfichten 
giebt, welche von dem Einen jo von dem Andern jo gebeutet werden, wenn 
Sie auf allerlei Gefahren hindeuten und durch willfürliche Interpretation 
fatholijcher Prinzipien Schrecken zu verbreiten verfuchen follten, jo ziehen Sie 
bier in die Debatte Dinge hinein, die nicht vor Ihr Forum gehören. Ich 
werde auf feinen, auch nicht auf einen einzigen dogmatijchen Angriff 
Antwort geben, weil idy hier Niemanden zu einem ſolchen Angriff für fom- 
petent halte. Ich verzichte gänzlich darauf, diefen Weg auch Ihnen gegen- 
über einzujchlagen. Ic, könnte Ihnen auch, wenn ich mir Mühe gebe, bald 
aus diefem bald aus jenem Buche von diefem oder von jenem Verfaſſer 
verlegende Dinge jagen — ich werde mich wohl davor hüten. Mit Jubel 
würde von vielen Deutjchen ein Beſchluß in unferem Sinne aufgenommen 
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werben. Sch habe noch nie daran verzweifelt, daß dieſes Prinzip der Gerech— 
tigfeit auch uns Katholiken gegenüber zum Durchbruch fommen wird in 
Deutichland, und daß Sie, meine Herren, zulett doch Ihres Gerechtigfeits- 
gefühld wegen gezwungen jein werden, troß mancher Borurtheile und dieje 
Stellung zuzuerfennen in Deutjchland. Sie können nicht verfennen, daß wir 
berechtigt find in Deutichland zu eriltiren, nach unjerm Glauben zu 
eriftiren, nach diejen Prinzipien unjerer Kirche zu eriltiren — inner: 
halb der allgemeinen wahren Prinzipien im Staate. Und diefe Grundjäße 
müffen Sie anerfennen — und gegenüber wie allen Anderen gegenüber, eö mag 
Ihnen lieb fein oder nicht. Auch darüber bitte ich noch um einige Worte, 
und ich bitte, fie mit dem Wohlwollen aufzunehmen, wie ich fie mit der 
redlichiten Abficht ausſpreche. Es wird gewiß dieſe Debatte auch mit unend» 
licher Aufmerfjamfeit verfolgt werden im Eljah! Verlegen Sie nicht die 
religiöfen Gefühle im Elſaß! (Ob! linke.) Ja, man kann doch religiöje 
Gefühle verlegen! 


Freiherr zur Rabenau: Sie verlehen fie durd; das, mas Sie fagen 
wollen. 


Freiherr v. Ketteler: Ich? 


Präfident: Darf ich bitten, ſich mit der Rebe an das Haus zu menden, 
nicht an ein einzelnes Mitglied ! 


Freiherr v. Ketteler: Ich weiß nicht, wie ich die religiöfen Gefühle 
der Elſäſſer verlett haben jollte. 


Freiherr zur Babenan: Das werde ich Ihnen nachher nachweiſen, — 
wenn ich zum Morte komme. 


»Präfdent: Ich bitte, den Redner nicht zu unterbrechen. 


Freiherr v. Ketteler (fortf.): Ich denfe, meine Herren, darauf follten 
Sie in wohlwollender, gerechter Weiſe Nücficht nehmen. Die Eljäffer 
find ihrer großen Majorität nady ein ihrer Kirche und ihrem Glauben treu 
anhängendes Voll. Treten Sie diejem unberecjtigten Urtheil entgegen, daß 
man nicht mit Deutjchland verbunden werden fann, ohne in religiöjer Hin- 
ficht in irgend einer Beziehung, wenn man Katholif ift, beeinträchtigt zu 
werden, — treten Sie dem dadurd; entgegen, daß Sie innerhalb der allgemeinen 
Geſetze die Selbititändigfeit und Freiheit der firchlichen Bekenntniſſe profla- 
miren, — und Sie thun dies, wenn Sie unjern Antrag annehmen! (Bravo! 
im Gentrum.) 
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Graf Renard (Grob-Strehlit-Cofel)*): Meine Herren, ed hat der Herr 
Biihof von Mainz von dem höheren Standpunfte aus, den er fo eben in 
jeiner Rede für fich in Anſpruch genommen hat, ebenfowenig wie der Herr 
Abgeordnete Reichensperger von dem niederen Standpunfte aus, mit dem er 
fih neulich begnügte, den Widerſpruch in irgend einer Weiſe zu erläutern 
oder zu bejeitigen vermocht, der darin liegt, daß gerade jene Herren, die in 
firchlicher Beziehung einer Partei angehören, die vor kurzer Zeit die faft 
zweitaufendjährige biichöfliche Verfaſſung der katholiſchen Kirche zu Gunſten 
eined abjoluten Regiments geftürzt hat, — (Sehr wahr!) wie gerade dieje 
Herren dazu kommen, die Grundrechte, aljo liberale Institutionen, hier zu 
befürworten. Ich will den Herren getroft es überlaffen mit der Logik und 
der Konjequenz dieſes Verfahrens ſich ſelbſt abzufinden. Mit beredten Worten 
hat der Herr Abgeordnete von Treitſchke neulich die Gründe entwickelt, welche 
beitimmen müßten den Antrag Neichenöperger und Genoffen abzulehnen, 
und ich kann mich deshalb auf einige wenige Worte beichränfen, um den 
Standpunkt zu Fennzeichnen, den viele meiner politifchen Freunde und ich zu 
der Sadje einnehmen. In einer Beziehung allerdings ſehe ich hoffnungs— 
reicher auf das Zufunftsleben deutjcher Nation als der Herr Abgeordnete von 
Zreitichfe; ich glaube, dab es nicht allzu lang währen wird, und ed wird 
dem deutſchen Geiſte auch gelingen, die Aufgabe zu löfen der freien Kirche 
im freien Staat. (Bravo!) Im Uebrigen find wir der Anficht, daß es 
nicht recht und auch nicht einmal zweckmäßig it, den Antrag Reichendperger 
bier todt zu jchmweigen durch Uebergang zur einfachen Tagedordnung oder 
todt zu machen durch pure Ablehnung. Die Materien, von denen der An: 
trag handelt, find ja von weittragender Bedeutung, fie verdienen auch mehr 
ald bloße Rüdfichtenahme, fie erheifchen eine durch und durch erjchöpfende 
Behandlung. Es werden auch Fragen darin geltend gemacht, weldye zweifellos 
über furz oder lang im Reiche beantwortet werden müfjen. Nur über das 
Wann find wir mit den Antragftellen verſchiedener Anficht, das Wie will 
ich zur Zeit in feiner Weiſe präfudiziren. Was die Kormulirung der Motive 
betrifft, die und beftimmt haben, uns hier diffentirend zu verhalten, jo finden 
Sie diefelben in der von uns vorgejchlagenen Tagesordnung angegeben, und 
da meine ich auch mit dem Herm Abgeordneten von Treitjchfe, daß ed eines 
jo hochwichtigen Gegenftandes unwerth ift, ihn bei Gelegenheit einer rein 
redaktionellen Verfaffungsänderung und jo nebenbei abzumadyen. Wir wollen 
eine viel gründlichere Erledigung deijelben. Die Neduftionstabelle, die die 
Antragiteller und geboten haben, erjcheint und umvollftändig, unklar und 
unfertig. Wir wollen eine ernte, treue und gewilfenhafte Prüfung, und daß 
eine ſolche zur Zeit nicht zu erwarten ift, darüber wird im Haufe wohl fein 
Zweifel eriftiren. (Zuftimmung.) Was und aber vor Allem bewegt und 
beftimmt, und diefem Antrage gegenüber ablehnend zu verhalten, find Die 
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eben geichloffenen Verträge. Meine Freunde und ich, wir wollen diefe Ver: 
träge nicht durchlöchern und durchfeßen, wir wollen die Zeit abwarten, bis 
die Ginzelitaaten durch ihre berechtigten Vertreter die Löſung dieſer Fragen 
im Reiche beantragen und anitreben werden. Hüten wir und, in den Beginn 
des Neiched den Hader hineinzutragen, der ſtets zur Schwächung und Zer: 
Iplitterung deffelben geführt hat! Hegen und pflegen wir, was und eint, 
was und trennt, wird dann nimmermehr von langer Dauer jein fönnen ! 
Durdy die Freiheit, durch die Treue fommen wir zur Einheit, das ift der 
beite und rechte Weg. Im jeltener Vertragdtreue haben nun unfere ſüd— 
deutichen Brüder mit und neben und gerungen und geitritten in dem heißen, 
gewaltigen Kampfe, der faum vorüber ift; fie haben uns geholfen die Früchte 
zu pflüden und einzuheimjen, an denen wir uns Alle lange zu erquiden ge 
denken. Ebenjo muß nun aud das Mort, das wir ihnen verpfändet in 
feterlicher Uebereinfunft, unverbrüdlich gehalten werden, damit der Nord: 
deutjche ſich würdig erweile und ebenbürtig dem Stammesgenoffen an Ehre 
und Treue; (Bravo!) und um diefer Treue allein willen müfjen wir den 
Antrag ablehnen und ed dem ganzen Lande jagen, warum wir es thun — 
offen, ehrlich, Elar. Ich bitte Sie, für die von und vorgejchlagene Tages— 
ordnung zu ftimmen. (Xebhaftes Bravo.) 


Greil aus Paſſau (Baffau)*): Meine Herren! Die Mahnung, weldye 
der erfte Herr Nedner im Laufe jeiner Rede ausgeſprochen hat, nämlich feine 
fremdartigen Dinge in die Debatte hineinzuziehen, hat, wie Sie eben gejehen 
haben, nicht ganz Erfolg gehabt. Ic finde es ald etwas Fremdartiges, 
audzufprechen, daß Diejenigen Männer, welche „dafür gewirkt oder geitimmt 
haben, daß dic alte bijchöfliche Verfaffung dem Abjolutismus Platz machen 
müffe”, hierher gezogen werden. Ich betrachte das ald etwas Fremdartiges 
und ſpreche mich deöwegen auch nicht näher aus und beweiſe nicht, dab es 
unrichtig ift, (Bewegung links) jondern laffe einfach die Sache bei Seite. 
Den Beweid, meine Herren, zu liefern, it bier nicht die Aufgabe, (Wider— 
ſpruch links) wenn e3 die Aufgabe wäre, würde ich feinen Augenblick anftehen 
ihn zu liefern. Wenn ferner der geehrte Herr Vorredner die Bemerkung 
gemacht hat, ed könne die Schwierigfeit, welche und im Deutjchen Reiche 
bevoritehe, wohl damit am beiten gelöft werden, daß auch bei und jenes 
Wort wahr werde: „Die freie Kirche in dem freien Staate”, dann, meine 
Herren, muß ich Sie hinmweijen, woher denn dieſes Wort ftammt, und muß 
Sie hinweiſen auf die Erſcheinungen, welche an diejes Wort fid) gefnüpft 
haben. Sie wiffen, metne Herren, das Wort: „Die freie Kirche im freien 
Staat” ftammt von Gavour, ftammt aus dem Reiche Italien. Cs bat 
feiner Zeit jo beſtechend gewirkt, daß felbit ein Graf Montalembert gemeint 
bat diefem Worte ſich fügen zu jollen. Aber die wirkliche Geftalt, welche 
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in Italien jet die Kirche einnimmt, ift nicht von der Art, daß ſich ein 
Freund der Freiheit in irgend einer Weiſe für dieſes Wort in diefer Aus: 
legung begeiltert könnte. Auf diefem Wege, meine Herren, kann nad) 
meiner Anficht die Frage, die uns vorliegt, nicht gelöft werden. Die Löfung 
wird wohl, wenn fie überhanpt in nächiter Zeit erfolgen ſoll, nicht leicht 
auf einem andern Wege erfolgen können als auf eben dem, der Ihnen im 
unferem Antrage vorgelegt ift. Freilich fürchtet man und meint man, es 
ſei diefer Antrag eine Verlegung der beftehenden Verträge. Anch wir, meine 
Herren, haben und dieje Frage vorgelegt unb haben und gefragt, ob denn 
nicht vielleicht durch diejen Antrag eine Kompetenzerweiterung des Reichs: 
taged eintrete; und wenn wir uns hätten jagen müffen, es fünne der An— 
trag ohne Kompetenzerweiterung nicht geftellt werden, fo würden wir und 
faum entjchloffen haben — ich mich jedenfalls nicht entjchloffen haben —, meiner 
Namen zur Ginbringung diejes Antrages herzugeben. Aber, meine Herren, 
nachdem in die Verträge ſelbſt das Recht aufgenommen iſt über Wereins- 
weſen Gejeße zu geben, ift das Bedenfen von einer Grweiterung der Kom— 
petenz entſchwunden. Auch wir, meine Herren, in Baiern find in dieſer Be— 
ziehung in einer ähnlichen Lage, wir haben cin Bereinsgejch, und dieſes 
Vereinsgeſetz beichäftigt fich ebenfalls: mit Firchlichen Dingen. Allerdings iſt 
das gefammte Kirchenweien mit dem Namen „Berein” feineswegs erichöpft, 
aber wir find auch nicht der Abficht, das gefammte Kirchenweſen etwa auf 
dem Wege ftaatlicher Gejeßgebung regeln laffen zu wollen, wir find blos 
der Abficht, joweit es überhaupt im Gebiete diefer Gewalt liegt, Geſetze zu 
geben. Auf folhem Wege, meine Herren, glauben wir eine Kompetenz: 
erweiterung in feiner Weiſe anzubahnen, und deshalb konnte auch ich 
meinen Namen für diefen Antrag unterzeichnen. Aber, meine Herren, ich 
begreife, daß je nachdem der Standpunkt ift, den einer der Herren einnimt, 
er dann diejen Antrag bedenklicher findet. Ich jelbit, ich kann es nicht ver: 
hehlen, meine Herren, habe eine Zeit lang gejchwanft, ob ich ald Baier, 
abgejehen von einer Kompetenzerweiterung, dennoch zu dem Antrage vollends 
zuftimmen fönnte. Wir, meine Herren, haben bereits ein Preßgeſetz, haben ein 
Vereinsgeſetz, welche, wenn fie auch Einzelnes zu tadeln übrig laffen, dennoch 
im Ganzen genommen ficy bewährt haben. Aber abgejehen hiervon ftehen 
mir in Baiern nicht mehr auf dem nämlidyen Standpunkte, wie mandye 
unferer Deutſchen Genoſſen; bei uns in Baiern ift das ftaatäfirchenrechtliche 
Gebiet bereits vertragsmäßig geregelt, und ich, meine Herren, hätte nicht 
zuftimmen fönnen, daß dieje vertragsmäßige Negelung durdy unjeren Antrag 
bejeitigt würde. (Hörf! Hört!) Aber, meine Herren, weil der Antrag ein 
jo allgemeiner ift, daß dieſes Gebiet in Baiern dadurch nicht beirrt wird, 
daß das vertragsmäßige Gebiet aufrecht erhalten bleibt troß diejed Antrages, 
eben deswegen habe ich zugeltimmt. Uebrigens, meine Herren, mid) be= 
jtimmen noch andere Dinge, noch andere Gründe, Ihnen recht dringend 
unjeren Antrag zu empfehlen. Ein Grund, meine Herren, ift der Eindrud, 
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den die Debatte neulich auf mich gemacht hat; es find, meine Herren, neu: 
lih Meußerungen gefallen, die mich im höchſten Grade befremdet haben. 
(Hört! Hört!) Ich will Ihnen jagen warım. Ich bin bierhergegangen 
in der Abſicht redlich mitzuarbeiten an einem gejunden ortbau des 
Deutjchen Reiches; es ift nicht unbekannt, daß ich perjönlich bis zum lebten 
Augenblid mich dem Zuftandefommen des Neiches, jomweit es Baiern anbe- 
langte, miderjett habe — (Hört! Hört!) aber nachdem das Reich zu 
Stande gefommen ift, auch mit Einſchluß Baierns, habe ich es ald meine 
Aufgabe betrachtet, wenn ich irgendwie hierbei etwas zu jagen oder zu 
mirfen habe, meinerjeitö redlich für den weiteren Bau des Reiches mitzu- 
wirken. Aber, meine Herren, wenn dad möglich jein joll, dann muß ein 
Grundſatz feitgehalten werden, und das ift der Grundjaß der gegenjeitigen 
Achtung, namentli der gegenjeitigen Achtung der verſchiedenen 
Konfeffionen. (Bravo!) Ich, meine Herren, ehe ich von Paſſau abging, 
babe nach der Wahl an meine eigenen Wähler eine Erklärung gegeben, 
welche in diefer Beziehung, glaube ich, an Deutlichfeit nicht? zu wünſchen 
übrig läßt (vor der Wahl hatte ich fein öffentliched Programm aufgeitellt, 
weil ich den Wählern freilaffen wollte, mid; zu wählen oder auch nicht zu 
wählen. (Heiterkeit) Ich weiß; nicht recht, was hierin etwa Lächerliches 
jein follte, übrigens genirt es mid) auch nicht, den Herren durch eine Er— 
heiterung die Sache etwas angenehm zu machen.) Nun, meine Herren, nad 
der Wahl habe ich mich verpflichtet erachtet, meinen Wählern zu jagen, wie 
ich meine Stellung auszufüllen gedenfe, und ich habe unter den Sätzen, 
die ich ausgeiprochen habe, auch den folgenden formulirt, ich habe gejagt: 
„ch werde ald Reichötagämitglied entfchieden für die Rechte der katho— 
liſchen Kirche eintreten, aber ich werde auch mit gleicher Entſchieden— 
heit auftreten, wenn es ſich darım handelt, Unredht gegen andere 
Konfejfionen abzuwehren, wenn der Fall eintreten jollte, daß man auf 
ungerechte Weiſe andere Konfeffionen beeinträchtigen wollte". Das, meine 
Herren, habe ich öffentlich erklärt in meiner Anſprache an die Wähler, und 
dafjelbe habe ich auch bereit im baicrijchen Landtage erflärt, und danach 
werde ich handeln! Deshalb, meine Herren, hat es mid unangenehm 
berührt, daß neulich in einer allerdings nicht erfreulichen Weile von Katlyo: 
lifen in Deutichland gejprochen worden ift. (Widerſpruch.) Ich will, meine 
Herren, ein paar Aeußerungen anführen, jo weit fie mir noch im Gedächt- 
niß find. Die eine Aeußerung war von dem Abgeordneten Miquel, der in 
Beziehung auf die Nichtintervention fich dahin ausgeſprochen“): es jei nicht 
zu erwarten, dat Deutjchland für Rom intervenire, was blos die Intereſſen 
einer Partei berührte, es jei das nicht zu erwarten bei einem Reiche, das 
aus beinahe 3 Proteftanten beſtehe. Meine Herren! Dieje Hervorhebung 
von 3 Proteftanten in einer Frage, weldye die Katholifen jo innig 
berührt, wie die römische Frage it, hat mich ſehr verlegt, und wenn 
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auch dieſes Hervorheben vielleicht jo übel nicht gemeint gewejen ift, ich hätte 
gewünjcht, daß bei der Gelegenheit der Gegenſatz gar nicht ausge: 
Iprohen worden war, wie wir ihn auch biöher nicht ausgeſprochen 
haben, und, meine Herren, ich gebe Ihnen die Verficherung — und ich 
glaube, ich fpreche hier im Sinne meiner jämmtlichen Gefinnungsgenoffen — 
ih gebe Ihnen die Verficherung, ich werde nie, jo lange ich hier ein Wort 
Ipreche, je einen Gegenfaß gegen eine andere Konfeſſion in der Weile betonen, 
wie derjelbe bier betont worden iſt, nie, nie! Uebrigens, meine Herren, 
war das nicht der einzige Ausdrud, der in diejer Beziehung gefallen, ift, 
und der mir weh getban hat; cin anderer Ausdrud hat geheißen: der 
Kampf, der und bevoriteht, jei der Kampf ded Germanenthums, des 
germanitchen Geiftes gegen röm iſche Herrichaft, gegen römiſche Gewalt. 
(Ia wohl! Schr richtig!) Nun, meine Herren, wenn man diejen Ausdrud 
zum eriten Male erft hörte, dann könnte man meinen, darin liege nichts 
Verdächtiged, darin liege nichtd, was einen entjchiedenen Katholiken kränken 
könne; allein wenn man diefen Ausdruck bereitd dußende Male in den 
Zeitungen gelejen hat und die Deutung zugleich gelejen hat, daß hiermit 
die Unterdrüdung des Katholizismus gemeint jei, — (lebhafter Widerfpruch) 
meine Herren, die Zeitungen können beigebracht werden, wenn es nothwendig 
jein follte, für den Augenbli habe ich fie nicht, — (Ah! Heiterkeit) wenn 
fi nun zeigt, daß die Zeitungen die Sache jo auögelegt haben, dann ift 
Grund genug vorhanden die Sache bedenklich zu finden, und ich hätte jehr 
gewünjcht, daf ein Norddeutichland angehöriges Mitglied unjered Reichstages 
diefen Ausdruck abgejchwächt oder in einer Weile gedeutet hätte, daß er und 
nicht verlegen könnte. Nun, meine Herren, einem ſolchen Wirken eines 
germanijchen Geiftes in dem Sinne, wie ich die Sache jet eben dargeſtellt 
und auch aufgefaht habe, fünnen Sie in feiner Weije befjer entgegentreten, 
ald wenn Sie den hriftlichen Konfejfionen, den Konfejfionen, den Religiond- 
genoffenjchaften diejenige Freiheit geben, in welcher fie fich innerhalb ihres 
Gebieted unbeirrt durch unberechtigte Gewalten bewegen fönnen, unbeirrt 
durch Eingriffe, weldye doch zuletst zu nichts Anderem führen als zur Ver— 
gewaltigung eines großen Theils derjenigen Bürger Deutjchland, weldye gleich 
den übrigen den Anjprudy haben, daß fie in ihren heiligiten Intereſſen nicht 
beeinträchtigt werden. Das, meine Herren, führt mic, auf einen andern 
Punkt, der ebenfalld in den Debatten bereits ausgeiprochen worden iſt. Es 
bat geheißen: „ein Gegenjat zwijchen Staat und Kirche ilt vorhanden, ein 
Gegenſatz, deſſen Ausgleichung wohl nicht leicht möglich iſt; aber er kann 
ausgeglichen werden, wenn der Papſt !diejenigen Sätze ftreicht, welche fich 
mit dem Staate nicht vereinbaren lafjen, wie wir ihn brauchen.” Meine 
Herren, diejer Ausſpruch, den Sie fait wörtlich jo in den ftenographijchen 
Berichten leſen können — ich habe ihn erjt heute Morgen gelefen — ent- 
halt für uns außerodentlich viel, enthält für und eine Gefahr, gegen die wir 
und im neuen Reiche nicht entichieden genug wehren zu können glauben — 
eine Gefahr nämlich, dab das Kirchenmwejen jeden Augenblid durch die 
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Staatögewalt nach eigenem Gutdünken, nach eigener Willführ neu geregelt, 
und dab das Kirchenwejen Veränderungen unterworfen werde, welche dem: 
jelben durchaus fremd find, und welche daſſelbe gar nicht ertragen Fan. 
Denn, meine Herren, was will denn der Nedner fagen mit dem „Staat, 
wie wir ihm brauchen?“ Gr meint wohl ohne Zweifel einen Staat, wie er 
jeßt von gewiffen Staatsrechtslehrern wertheidigt wird. Ich will Sie auf- 
merfjam machen, meine Herren, auf ein Staatsrechts-Handbuch, das in 
Süddeutjchland ſehr bekannt und verbreitet ift, vielleicht auch in Nord- 
deutjchland, we direft der Sat ausgeſprochen ift: vor der Staatsgemwalt 
gilt das Wort „man muß Gott mehr als den Menſchen gehorden,“ 
nit! — wo direft der Sat ausgeſprochen worden it, dat die Staatäge: 
walt auf irgend eine höhere Autorität jchlechterdings feine Rückſicht zu 
nehmen habe. Wenn das richtig ift, wenn der Sat, wie mir erflärt worden 
iſt, richtig ift, dann folgt daraus, daß das ganze Gebiet der Moral jeden 
Augenblid durd die Staatögewalt verändert werden fann, (große Unruhe) 
und gegen eine folche Veränderung, gegen ſolche Eingriffe der Staatögemalt 
muß ich mich entjchieden verwahren. Das, meine Herren, aber kann nicht 
amderd vermieden werden, als wenn Sie die Neligionsgejellichaften Frei- 
ftellen. Sie erreichen aber dadurch noch etwas Anderes, was nicht minder 
von Bedeutung iſt. Es iſt bereit? vorhin bemerkt worden, daß die Frei— 
ftellung der Religionsgeſellſchaften ein Schritt zur Freiheit ſei. Ja, meine 
Herren, es iſt ein Schritt, und nicht blos ein Schritt jondern ich ſage es 
it die einzige dauernde, Fräftige Bürgichaft gegen Vergewaltigung der Frei— 
heiten überhaupt. Denn, meine Herren, wer einigermaßen den Gang der 
Dinge, die Entwidelung der einzelnen Reiche und Länder fennt, der wird 
willen, dab zu allen Zeiten da, wo die Neligiondfreiheit von den Staats— 
gewalten vernichtet worden ift, zugleich die Freiheit überhaupt auf das 
Tiefite geichädigt worden iſt. (Ruf: Und der Kirchenitaat?) Das hat ſich 
durch das ganze Alterthum durchgezogen, das ift der Grundzug des biyzanti- 
nijchen Reiches, das iſt der Grundzug des achtzehnten Jahrhunderts — umd, 
meine Herren, wer die Zuftände des achtzehnten Jahrhunderts einigermaßen 
fennt, der wird jagen: um feinen Preid mehr joldye Zuftände! jedes Mittel, 
jedes erlaubte Mittel ift gerecht, dad und vor ſolchen Zuftänden jchütt! — Und, 
meine Herren, das Hauptmittel, was wir haben, was das Alterthum nicht 
hatte und weshalb ſich diejes der Vergewaltigung des inzelnen nicht 
entziehen konnte, — das Hauptmittel ift: Freiftellung der Konfejfion, Frei: 
ftellung der Religion, Freiftellung gegenüber einer in der Ausbildung begriffenen 
ftantlichen Omnipotenz, die unter allen Umjtänden unerträglich ift, fie mag 
von einem Fürften oder von einer Partei, von einem Neichötage oder wie 
das Clement immer heißen mag geübt werden; fie ift jedesmal unerträg: 
lich, jedesmal eine Beeinträchtigung der heiligften Rechte und Interefjen jedes 
einzelnen Menjchen! Das, meine Herren, find die Gründe, mweldye mich be 
ftimmt haben, für den Antrag Neichenöperger meine Stimme zu geben, 
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welche mich beitimmen, Ihnen dringend zu empfehlen, diejen Antrag, der 
Gefährliches Nichts, aber nur höchſt Vortheilhaftes enthält, anzunehmen. 
Wenn Sie ihn annehmen, meine Herren, dann leisten Sie Deutjchland einen 
doppelten Dienjt: Sie werden das Element der VBerbitterung in konfeſſionellem 
Gegenja entfernen, und Sie werden zugleidy der Freiheit, der freiheit- 
lihen Entwickelung die fräftigfte Unterlage bereitet haben! Und aus diejen 
Gründen, meine Herren, bitte ich Sie, jtimmen Sie feit und entſchieden dem 
Antrage bei! 


Dr. £öwe (Bodhum):*) Meine Herren, ich bedaure, daß die Herren 
Antragfteller ihren Antrag in einem Moment gebradyt haben, in welchem 
aus formellen Gründen die Annahme und aud) eigentlich die Behandlung 
von vornherein zurückgewieſen werden muß. Ueber die formellen Gründe, 
die entgegenjtehen, haben wir, meine Freunde umd ich, jchon früher uns 
ausgejprochen und unjeren Standpunkt von neuem in der von und einge 
brachten motivirten Tagesordnung dargelegt. Ich gehe um jo weniger noch 
darauf ein, als die Herren jo tief in die Materie eingetreten find. Ich 
trete deshalb jogleid) auf das Gebiet, das die Herren VBorredner eingenommen 
haben und begrüße vor Allem mit Sreuden, daß fie bei der Darftellung 
der Berhältnifje zwilchen Staat und Kirche in allen ihren Erklärungen — 
und id) nehme Aft davon — von der früher behaupteten Grundlage der 
Glaubenseinheit, auf der der Staat erbaut werden jollte, vollkommen abge 
jehen haben. Die Herrn haben gejagt, daß fie nur auf dem Wege der 
Freiheit und mit der Freiheit die neuen Verhältniſſe regeln wollen, und ich 
ttehe mit dem Herren Biſchof von Mainz volllommen auf dem Boden, daf 
auch ich nur durch die Freiheit dad Reich der Gerechtigkeit, für das Deutſch— 
land beitimmt ift, gründen will. Dabei, meine Herren, muß ich doch ge- 
ftehen, daß die Herren, die den Antrag geftellt haben, das Gebiet jehr knapp 
begrenzt haben. Denn wir haben es dabei dody nicht blos mit der Kirche 
und dem Staat im Allgemeinen zu thun, jondern wir haben, indem wir 
die Trennung zwifchen Kirche und Staat feititellen, und indem wir fie in 
den einzelnen Theilen ausführen, zwei große Gebiete mit ins Auge zu faljen, 
die wir nicht überjehen dürfen, wenn wir zu einem Neiche der Gerechtigkeit 
fommen wollen. Staat und Kirche treffen fich auf verjchiedenen Gebieten. 
Der Staat hat eine Reihe von Funktionen ſchon der Kirche und ihren Or- 
ganen überlaffen, wie die Che und die Führung der Standesregifter, und 
die Kirche tritt in eine andere Reihe von Funktionen ein, für die der Staat 
in eriter Linie die Pflicht hat zu jorgen, wie das Unterrichtöwejen. Da ijt 
zuerft die Schule. In die Schule ift bei uns in Preußen jeit Sahren der konfeſſio— 
nelle Gegenjaß hineingetragen — ich behaupte, gegen den Geiſt unferer Verfaſſung, 
wenn auch aus Zwedmäßigfeitsgründen die preußiiche Verfaffung jagt, daß wo- 
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möglich die fonfejfionelle Schule genommen werden ſoll. Der eigentliche Geift 
der Berfafjung ift aber doch der, dat der Staat das Unterrichtäwejen jelbftftändig 
zu ordnen und zu überwachen hat, und daß nur der Religionsunterricht von Geift: 
lichen in der Schule zu geben oder zu überwachen ift. — Meine Herren, diejes 
Gebiet ift nun von Ihnen immer ein beitrittened gewejen, und wir fünnen 
Ihrem Eifer, für die Freiheit in diefer Beziehung zu wirfen, um jo weniger 
Bertrauen jchenfen, ald Sie gleichzeitig einen bejonderen Eifer zeigen, wenn 
Sie bei und in Preußen eine Verwaltung auf das Lebhafteſte unterjtügt 
haben, die wejentlich dazu beigetragen hat, den konfeſſionellen Gegenjag aus: 
zubilden und zu ſtärken, (Lebhaftes Bravo linfs und Ruf: Sehr wahr!) die 
ganz bejonders weſentlich dazu beigetragen bat, die proteftantifche Kirche nicht 
aus der Konfiftorialverfaffung herauszulafien, die proteftantiiche Kirche der 
Regierung gegenüber rechtlos in dem krankhaften Zuftand des Gäfaropapismus 
zu erhalten, — während Sie dabei der vollen Freiheit fich erfreuen! Dieje Ver: 
waltung haben Sie unterjtüßt und mit vollem Rechte, denn Sie haben den 
Vortheil davon gehabt. (Sehr richtig!) Wenn dieje Thatſachen aber feit 
jtehen, jo wird ed uns doch jchwer, daran zu glauben, dab Sie immer mit 
gleichem Maß und gleicher Gerechtigkeit überall mefjen werden. Meine 
Herren, was nun jpeziell die Trennung des Staats und der Kirche betrifft, 
verlangen wir in erſter Linie, daß dabei die Seldftitändigfeit der Schule, 
Selbititändigfeit des Unterrichtöwejend der Kirche gegenüber feitgeftellt wird; 
und dann verlangen wir auch, daß das Individuum rechtlich ficher geftellt 
wird gegen alle VBerfümmerungen und Beherrichungsverfuche der Freiheit, 
welche die einzelnen Konfejfionen machen. (Hört! Hört!) Warum haben 
Sie ſich nicht an die Grundrechte der Frankfurter Neichöverfaffung gewandt, 
wenn Sie einmal Grundrechte in diefem Augenblid aufitellen wollen, warum 
haben Sie ſich nicht an dieje gewandt, ftatt an die Grundrechte der preußi— 
chen Verfaſſung? (Sehr wahr!) In den Frankfurter Grundrechten ift felt- 
geftellt die Freiheit des Individuums, feine Sicherftellung gegen jeden Angriff, 
den die Kirche direft oder indireft durdy den Staat auf dafjelbe machen kann. 
In den Frankfurter Grundrediten ift zur Sicyeritellung der perſönlichen Frei- 
heit, jogleich hinter dem Satze: „Jeder Deutjche hat volle Glaubend- und 
Gewiſſensfreiheit“, zur Interpretation diejes Satzes noch hinzugefügt: „Nies 
mand ift verpflichtet, jeine vreligiöfe Weberzeugung zu offenbaren“. Damit 
it erit die Freiheit des Individuums Eonfejfionellen Anjprüchen gegen- 
über, die der Staat bis jet immer noch zu Geltung gebradyt hat, ficher ge- 
ftellt. Es gibt aber nody andere Gebiete, auf denen wir fordern müſſen, 
dab wenn die Audeinanderjegung zwilchen Staat und Kirche vor fich gebt, 
dieje Auseinanderjeßung auch vollzogen wird. Das ift das Gebiet der Ehe 
geleßgebung. Die preußiſche Verfaſſung bat in ihren Grundredyten den 
Artikel über die Givilebe. Wie fommt ed, daß, wenn Sie die Paragraphen 
über die Rechte der Kircye herausnehmen, Sie gerade diejen Artikel, dejjen 
Beſtimmungen nothwendig zur Ausführung der Trermung von Kirche und 
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Staat gehören, fortlaſſen? Meine Herren, die Frankfurter Verfaſſung hat 
noch den weiteren Satz: „Niemand ſoll zu einer kirchlichen Handlung oder 
Feierlichkeit gezzwungen werden,“ durch welchen die Freiheit des Individuums 
ſicher geſtellt wird. Sie ſehen alſo, gerade dieſe Verfaſſung hat die Grund— 
züge der Freiheit feſtgeſtellt, die nothwendig dem Individuum geſichert wer— 
den müſſen, wenn ſie nicht in Gefahr ſein ſoll, durch die einzelnen Korpo— 
rationen unterdrückt zu werden. Nun komme ich zu einem andern Punkte, 
den der Herr Biſchof von Mainz hier in den Vordergrund geſtellt hat. Er 
hat geſagt: „Sie fürchten ganz ohne allen Grund, daß die Kirche“ — ich 
füge hinzu, dieſe mächtigſte und größte aller Korporationen, wie ſie von 
dieſer Seite erſt kürzlich genannt iſt — „dem Staat in ſeinen Rechten ge— 
fährlich werden könnte; und wenn Sie es fürchten“, führt er weiter aus, 
„ſo gebe ich Ihnen ein ganz ſicheres Mittel an, jede Gefahr zu verhüten. 
Das ſichere Mittel beſteht darin, daß Sie keine Geſetze geben ſollen, welche 
die Menſchen zu Rebellen gegen Gottes Geſetze machen, dann würde auch 
niemals der Biſchof ein Rebell gegen ſeine Regierung werden.“ Meine 
Herren, ſagen Sie nicht, daß ich ein fremdartiges Gebiet betrete, wenn ich 
bier ſage: Wer entſcheidet denn, welches Gottes Geſetze find? (Sehr wahr! 
Sehr richtig!) Darüber ift eben der größte Widerſpruch vorhanden und Sie 
meine Herren, berufen fic gerade heute auf die Geſetze Gottes als etwas 
Feſtſtehendes, wo Sie eben den Streit wegen der Infallibilität in Ihrer 
eigenen Kirche haben. (Sehr gut! Sehr wa hr!)! Kann irgend ein Staat, 
wenn Sie diejen Grundjaß feithalten, Vertrauen haben zu einem friedlichen 
Beilammenleben, wenn Ihnen von einem Haupte ohne Ihr Zuthun, ohne 
Ihre Kritik, ohne daß Sie einen Widerſpruch erheben dürfen, ein Geſetz ge- 
geben wird, das Sie von den Geſetzen des bürgerlichen Lebens wie des Staats 
emanzipirt? Wenn wir nuu aber eine Gejeßgebung machen, jo müffen wir 
gegenjeitig mit dem vollen Vertrauen einander gegenüber ftehen, daß nicht 
der Eine einen Gedanken, eine Beitimmung im Hintergrunde hat, die der 
Andere nicht theilt und nicht kennt. Gerade wenn wir friedlich mit einander 
leben wollen, wenn wir eine friedliche Entwidlung auf dem gemeinjamen 
Boden, den wir erfämpft haben, haben wollen, dann müſſen wir ohne alle 
Hintergedanfen allerjeitö auf diejen Boden treten. Wir haben bereits jchöne 
Entwidelungen in der Gejeßgebung auf dem freiheitlichem Gebiete im Nord— 
deutſchen Bunde gemacht. Wodurdy, meine Herren? Daß auf beiden Seiten 
das Mißtrauen gegen die Intentionen verjchwunden war. Wir haben fie ge 
macht, weil wir und gegenfeitig jagten! hier iſt feine Herrichaftöfrage des 
Staates oder der Parteien vorhanden; — weil dieſen gegenfeitigen Erklärungen 
geglaubt wurde, deshalb Fonnten wir Geſetze geben, die unter anderen Um: 
ftänden bei gegenjeitigem Mißtrauen niemald zu Stande gekommen jein 
würden. Laſſen fie uns den großen Vortheil fefthalten, den diejes gegen: 
jeitige Vertrauen gewährt, jo da wir mit dem Abgeordneten von Treitjchfe 
Jagen fünnen: Einführung der Genfur eine ſolche Reaktion ift eine Unmög- 
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lichkeit, daran kann Niemand denfen! Wenn wir, getragen von diefem Ver- 
trauen, unjere Arbeiten führen, jo fönnen wir troß aller Meinungsverjchiebenbeit, 
die unter uns beteht, doch hoffen das alte preußijche Wort wahr zu machen: 
die Srüchte der Revolution zu ernten auf dem Wege der regelmäßigen Reform: 
arbeit, ohne dab wir zu einer Revolution zu greifen nöthig haben. Wenn 
wir mit Diejer Arbeit rüftig vorgehen, jo können wir wir boffen, daß wir die 
Epoche der europäiſchen Nevolutionen abgejchloffen haben. Das können wir 
aber nur, wenn wir gegenfeitig unjere Freiheit achten, aber audy nur, wenn 
wir gegenjeitig dad Vertrauen haben fünnen, dab feine Hintergedanfen da 
find, dab Feine Befehle, Feine Herrſchaftsanſprüche geltend gemacht werden 
von einer Seite, die nicht von uns Fontrolirt werden fann. Wenn Sie Ihre 
Kirchenangelegenheiten zanz ausjchlieflich jelbit verwalten wollen, dann müffen 
wir dad Gebiet, auf dem Staat und Kirche miteinander in Beziehung Itehen, 
uno actu löjen und nidyt, daß Sie erjt Ihren Theil befommen, dab wir 
die Schule Ihnen überlafjen, wie das biöher der Fall in Preußen gewejen 
ift, und dab Sie mit den verjchiedenen Parteien dann paftiren über die 
Givilehe. Nein, meine Herren, dad geht nicht; wenn wir ein ſolches Gejeß 
geben, wollen wir es ganz geben, nidyt halb. (Bravo! links.) Meine Herren, 
das ift der Standpunkt, den wir gegen Ihre Forderungen einnehmen. Des— 
halb jagen wir in unjerer Tagesordnung: was Sie verlangen, ift unvoll: 
fommen, garantirt nicht |den Frieden, den auch Sie im Reiche verlangen, 
jondern was Sie verlangen, führt zur Herrichaft einer Partei über die andere! 
Meine Herren, was Sie in Bezug auf die Preffe verlangen, darüber haben 
Sie Alle eigentlidy fein Wort mehr verloren, das ift wohl nur Alles Ein: 
leitung gewejen, um zu Ihrem weiteren Verlangen zu kommen. (Heiterfeit.) 
Fedenfalls find die Punkte, die fie dort feititellen, von der Zeit volljtändig 
überholt. Wir fürdyten und in der That nicht mehr, daß wir die Genjur 
wieder befommen. Was wir verlangen bei einer Prozeßgejeßgebunng, die ja 
bier in diefem Haufe wahrjcyeinlich vorgenommen werden wird, ift das, daß 
wir die Reſte der Genjur, die in der vorläufigen Bejchlagnahme nody vor: 
handen find, los werden, daß wir die legten Reſte der Vermögenskonfiskation 
aus der Gejeßgebung los werden, die darin liegen, daß ein Blatt, das 
mehrere Male verurtbeilt ift, aufhören muß zu eriftiren, daß aljo das Kapı- 
tal, das hineingefteckt, vernichtet wird; daß wir ferner ein Verfahren ver: 
langen, wonach die Meinung der Mitbürger über ein ſolches Vergehen ihren 
Ausdrud finden fann: nämlidy das Gejchworenenverfahren. Wenn fich die 
Herren an die Grundrechte der Frankfurter Reichsverfaſſung gewendet hätten, 
jo hätten Sie wenigftens einen Theil diefer Verlangen gejtellt. Wir werden 
uns bei der jpäteren Berathung auf diefem Boden wiederfinden; denn wenn 
Sie auch nicht diejen freiheitlichen Ausbau unjerer Verfaffung verlangen 
jollten, — und id) glaube, nach Ihrer Stellung werden Sie wenigitens für 
die Kirche immer wieder darauf zurüdfommen — wir werden immer bereit 
fein, an dem Ausbau der Freiheit in unſerer Verfafjung Theil zu nehmen. 
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Ich zweifle auch nicht daran, dab es eine ganz faljche Interpretation ift, die 
man den Worten des verehrten Abgeordneten Lasker gegeben hat, ald er eine 
furze Zeit Ruhe verlangt bat, als ob er jagen wollte, er und feine Freunde 
jeten jet befriedigt und nicht mehr mitbereit jeden Augenblid in die Arbeit 
für die freiheitliche Entwidlung der Verfaſſung einzutreten. Wir zweifeln 
nicht daran, dab fie mit und Hand anlegen werden. Meine Herren, wie 
mein Freund Schulze Ihnen im Gingang der Debatte gejagt bat, wir wollen 
in diefem Augenblick erft das Verfaffungswerf formell zum Abjchluß bringen, 
— ein Werk, das nicht unfere Zuftimmung in allen Beziehungen gehabt hat, 
das wir vielfach anders gewünſcht hatten. Es ijt aber bejchloffen, und nun 
wollen wir den Nechtöboden erft unter den Füßen haben. Damit wollen 
wir aber nicht unjere Arbeiten aufgeben, denn wir find überzeugt, dab wir 
das neue Reich erjt wahrhaft begründen, wenn wir die Freiheit unjeres 
Volfes fefthalten und erweitern, und zwar vor allen Dingen die perjün- 
liche Freiheit der Bürger, und nicht blos in großen Verfaſſungsfragen — jo 
wichtig auch eine weitere Ausbildung der Verfaffung ift. Was nun unjere 
Tagesordnung betrifft, jo glauben Sie und wohl, daß wir nicht nöthig haben 
fie aus Rückſicht auf unjere Wähler zu ftellen — denn in der That, Sie 
glauben es und als einer alten Partei wohl Alle, dat wir mit unjern Wählern, 
wenn ed fi) um die freiheitliche Entwidelung der Berfaffung, um die 
Grundrechte handelt, nicht fürchten müſſen, ihnen in einem faljchen Lichte zu 
ericheinen. — Wir haben in der That unjere motivirte Tagedordnung nicht 
vorgejchlagen, nur um den Intereſſen unferer Partei zu dienen, jondern wir 
haben fie vorgejchlagen im Intereffe des ganzen Haufes, weil wir vorausjahen, 
dab peinliche, verwirrende Debatten bier bei diejer Gelegenheit jtattfinden 
werden. Wir wünjchen, dab das Haus fich darüber ausjpreche und damit jede 
Verdächtigung von vornherein zurückweiſe, dab es die Freiheit des Volkes 
nicht blos zu ſchützen, jo weit fie beiteht, jondern daß es auch die Entwide- 
lung einer freiheitlichen Gejeßgebung zu fürdern bereit ift. Ich rathe Ihnen 
umjomehr das zu thun, meine Herren, als der Antrag von einer Auferft 
einflußreichen Stelle gekommen ift, von einer Stelle, deren Mitglieder viele 
Mittel in Händen haben, die öffentliche Meinung zu beitimmen, und die 
auch auf die Bildungsitätten unjeres Volkes einen großen Einfluß ausüben. 
Meine Herren, aljo nicht in unjerem Parteiintereffe, jondern im Snterefje 
des ganzen Hauſes, um jede Verdächtigung unmöglich zu machen, bitte ic) 
Sie, für unjere motivirte Tagesordnung zu ftimmen. (Bravo!) 


Dr. Windthorft aus Gelle (Aicyendorf-Hümmling- Meppen): Meine 
Herren, die Angelegenheit, welche uns bier bejchäftigt — das zeigt wohl der 
Verlauf der Diskuffion — ift von großer, eminenter Bedeutung, und des— 
halb ift es, daß ich, obwohl ich nicht im Stande fein werde, viel Neues zu 
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jagen, doch Einiges refapitulirend beiprechen muß. Der Herr Abgeordnete 
Graf Renard hat zunächſt gewiſſermaßen unfere Legitimation beftritten. Ich 
erwibdere dem Herrn Grafen, daß, wenn wir die volle Religionsfreiheit für 
Alle verlangen, wir fie aud für Die verlangen, welche etwa nach den Grund» 
ſätzen, die er aufgeitellt hat, eine neue Kirche zu gründen beabfichtigen jollten. 
Mas dann den Vorwurf betrifft, dat wir in gewiſſer Weiſe unjeren Antrag 
zu jehr eingeengt hätten, — diejer Vorwurf ift hervorgehoben worden von 
dem Herrn Abgeordneten Treitichfe und von dem Herm Löwe und auch von 
anderen Seiten, die hier Anträge geitellt haben zur Erweiterung der von 
und beantragten Grumdredyte — jo bebe ich hier jehr beftimmt hervor, daß 
die Anträge, die von und geitellt worden find in Beziehung auf die freiheit: 
liche Entwiclung, genau haben bejhränft werden müfjen auf den Rahmen, 
den wir mit Nüdficht auf die beitehende Verfaffung gezogen haben. Ich 
für meine Perſon würde jonft jehr bereit gewejen fein, viel weitergehende 
freiheitliche Säbe in der Verfaffung aufzuftellen. Aber wir mußten wie 
gejagt uns beichränfen auf den Rahmen, der in der Bundesverfaflung ge: 
geben iſt. Diejer Rahmen bezieht fi nur auf das Preß- und Vereind- 
weien, und nur infoweit ald dieje Gegenftände in Frage, könnten wir in 
den Fall fommen, an die Aufnahme von Grundrediten für die Legislative 
in diefen Materien zu denfen. Wenn wir dabei die Nedaftion der preußi— 
hen VBerfaffung der Redaktion der Franffurter Verfaffung vorzogen, jo liegt 
das einfach darin, daß die Redaktion der preußiichen Verfaſſung aktuelles 
Necht ift in dem größten deutſchen Staate, und dort ſich nad) meinem Er: 
meſſen die betreffenden Beitimmungen, joweit es die firchlichen Fragen be 
trifft, im wejentlichen bewährt haben, rüdjichtlich der andern Punkte, Preß— 
und Vereinsweſen, aber bewähren würden, wenn die Ausführungsgejee richtig 
gemacht wären. Der Herr Abgeordnete Löwe bat gemeint, wir hätten von 
dem Preß- und Bereinswejen hier nicht bejonders viel geiprochen, es jei uns 
darum wohl nicht jo jehr zu thun gemejen. Dieſe Annahme aber ift abjolut 
irrig. Wir legen das größte Gewicht auf die Beitimmungen wegen des 
Preß-⸗ und Vereinsweſens. Freilich meint der Herr Dr. Löwe mit dem Ab- 
geordneten Treitichke, die Cenſur jei eine längjt abgethane Sache, das Vereins- 
wejen jet vollfommen gefichert, der Staat jei jo verltändig, dab er Preß— 
und Vereindfreiheit ohne weiteres und immer gewähren werde. Es ift interej- 
jant genug, dieje Yehre von den Männern des Fortſchritts predigen zu hören. 
Der Meifter des Fortichritts, der alte Walde, würde jchwerlich jo argumen- 
tirt haben. — Es wird mir bier gejagt, Waldeck jei todt. Leider iſt er todt! — 
Meine politijchen Freunde und ich, wir müſſen einen jehr großen Werth darauf 
legen, daß umter allen Umſtänden die Preffreibeit gejichert jei und die Ver— 
einöfreiheit. Wir müſſen gefichert jein gegen die Miederfehr von Zuftänden, 
wie wir fie in den fraglichen Beziehungen in Hannover nun bereits mehr 
als zwei Jahre gehabt haben. Während diejer Zeit war die Preſſe wahrlich 
nicht frei, war ebenfalls das Vereinsweſen nicht frei, deshalb babe ich mit 
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vollem Bedacht auch diefe beiden Punkte hervorgehoben. Zudem, meine 
Herren, bedenken Sie, dab der Art. 4 Nr. 16 auf diefe Prei- und Vereins- 
geleßgebung binweift, bdiefelben zur Kompetenz des Reichs zieht, ohne die 
Grundſätze aufzuftellen, auf melchen dieſe Gejeßgebung beruben joll. Ich 
habe bei der Berathung der Verträge im Dezember v. I. jchon gejagt, — 
damald unter der Zuftimmung der Herren vom Fortichritt — es jei wunder: 
bar, daß man und die Aufnahme diefer Kompetenzerweiterung zumuthe, ohne 
und die Garantien zu geben, welche in den Einzelverfaffungen und insbeſon— 
dere in der preußiichen Verfaſſung für diefe Dinge gegeben jeien. Ich finde 
deshalb, daß es keineswegs ein unzuläffiges Beginnen ift, dieſe Grundlage, 
die Sie doch materiell nicht beanitanden, nunmehr wenigitens bier aufzu- 
nehmen. Sie werden vielleicht jagen, es ſeien die Paragraphen über die 
firhliche Freiheit mit den Beitimmungen über Preß- und Vereinsfreiheit 
nicht im Zuſammenhange. Wenigitend habe ich mehrere Neußerungen jo 
aufgefaßt. Aber ſchon die jchriftliche Motiwirung unjered Antrages hat Ihnen 
gejagt, daf dieſe Beftimmungen unzertrennlich jeien von der Ordnung des 
Vereinsweiend. Wir betrachten — das erwidere ich dem Herrn Abgeordneten 
von Treitſchke — die Kirche jelbft nicht ald einen Verein, aber wir betrach— 
ten die Kirche ald eine Korporation, welche Vereine jchafft, und alle Geſetz— 
gebungen in Deutjchland, welche mit dem Vereinsweſen fich beichäftigt haben, 
haben fich auch mit den Bereinen bejchäftigt, welche die Kirche ſchafft, und 
injofern war es allein jchon wegen des Vereinsweſens nothwendig, auch den 
Grundſatz der Selbititändigfeit der Kirche auszuſprechen, weil wir jonft in 
der Hinficht der Grundlagen für die Vereinsgeſetzgebung entbehren würden. 
gerner war diejed nothwendig mit Rückſicht darauf, dab den von der Kirche 
geichloffenen Vereinen ihr Vermögen und ihre Bonds verbleiben müfjen. 
Alles das iſt bei der Vereinägejeßgebung abjolut notwendig zu berückich- 
tigen, und deshalb mußte der Paragraph 15 der preuhiichen Verfaſſung jeßt, 
nachdem die Beitimmung des Art. 4 Nr. 16 aufgenommen, unter den in der 
Verfaffung audzufprechenden Landrechten aufgezählt werden. Es ift das feine 
Willkür, es war eine dringende Nothwendigkeit. Wollten Sie dieje Ange: 
legenheit nicht vor den Reichstag bringen, wollten Sie diefe Berhandlung 
vermeiden, dann hätten Sie gefälligit den Art. 4 Nr. 6 nicht jchaffen jollen. 
Damit, daß Sie ihn fchufen, haben Sie uns in die Nothwendigfeit verjett, 
das zu beantragen, was jeßt zu Ihrer Beichlußnahme vorgelegt iſt. Damit 
erledigt fich auc der Einwand des Herrn Abgeordneten Dr. Loewe, wir 
hätten nichtö von der Schule gejagt, wir hätten nichts von der Givilehe ge= 
ſagt, wir hätten, was auch der Abgeordnete Herr von Treitichfe rügte, nichts 
von dem Satze gejagt: „Die Wiſſenſchaft und ihre Lehre ift frei“. Ich 
fann darauf nur erwidern: meineötbeild werde ich, wenn die Kompetenz 
des Bundes das erheiſcht, wenn dieje Kompetenz darauf ausgedehnt ift, gar 
nichts zu erinnern finden, die meilten dieſer Säbe aufzunehmen. Auch für 
mic, ift die Wifjenjchaft und ihre Lehre frei. Auch ich habe fein Bedenken, 
59* 
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wenn ed darauf ankommt, die Schulfrage auch bier zu erörtern und trage 
fein Bedenken, zu erflären: die Schulfrage ift mur zu löſen auf dem Boden 
der Freiheit — wie denn alle Gegenſätze nur gelöft werden fünnen auf dem 
Boden der Freiheit. — Geben Sie und die volle Unterridytöfreiheit, und wir 
werden über die Schulfrage einig jein! (Unruhe links.) — Ich weit jehr wohl, 
daß, jo oft ich von der Unterrichtsfreiheit ſpreche, ſich Widerſpruch erhebt. 
Sie (nad) links) wollen Freiheit und Macht für ſich, und für die Anderen 
die Knechtſchaft! — 


Präfdent: Wenn damit der Herr Redner fid) an Mitglieder des 
Hauſes adreffirt, jo it er ficherlich über die Grenze der parlamentarijchen 
Drdnung gegangen! 


Windthorft (fortf.): Ich gebe aber zu bedenken, daß diefe Angelegen- 
heiten, auf welche fich die vermißten Grundrechte bezogen, jetzt noch nicht zur 
Kompetenz des Neichötaged gehören, deshalb konnten auch die darauf bezüg- 
lichen Grundrechte nicht aufgenommen werden. Wollen Sie die Ausdehnung 
der Bundesfompetenz auch auf dieje Angelegenheiten, wollen Sie die Ge- 
nehmigung des Bundesrathed in jo weit herbeiführen, daß in der Bundes- 
verfaſſung die Grundjäße feitgeitellt werden, wonach dieje Angelegenheiten 
zu regeln, dann werden Sie von mir gegen die Aufnahme weiterer Grund: 
rechte Keinen Widerſpruch finden. Ich habe zu einer anderen Zeit jeder Kom— 
petenzerweiterung mich widerfeßt, weil ich der Anficht war, daß man feit 
den Boden aufrecht erhalten müſſe, auf dem die Dinge in Deutjchland 
damals ftanden, weil, wenn wir den jüddeutichen Staaten mit einem rafirten 
Norddeutichland kämen, fie in Beziehung auf den Beitritt viel bedenflicher 
jein mußten, als fie ed jeßt gewejen find. Jetzt ſind die jüddeutichen 
Staaten da. Ich will ihnen die Verträge vollitändig halten, aber dadınd) 
ift gar nicht auögejchloffen, dat wir mit Zuftimmung des Bundesrathes für 
die Gejeßgebung des Reichs wie für die Gejeßgebung der einzelnen Landtage 
feite, allgemeine Prinzipien hinitellen, die ein für alle Mal zur Norm 
dienen und damit zur Beruhigung Aller. — Es it jodann von dem Herm 
Abgeordneten Löwe gejagt worden, wir hätten in Preußen ein Regiment 
unterftüßt, welches die Verhältniffe für die evangeliiche Kirche nicht babe jo 
ordnen wollen, wie er geglaubt habe, daß fie geordnet werden müßten. Meine 
Herren, wir, d. h. meine politijchen Freunde und ich, die im Abgeordneten: 
hauſe find, haben überhaupt nidyt irgend welches Regiment geftüßt; wir 
haben immer einfach gefragt: was iſt in dem einzelnen Falle recht und 
zwedmäßig? — und danach haben wir geſtimmt. Ic glaube auch, daß 
der Minifter, der an der Spiße des betreffenden Nefforts ſteht, nicht das 
beitätigen wird, was der Herr Abgeordnete Löwe gejagt bat, nämlidy daß 
wir ihn unterftüßt hätten. Denn wir baben ihn nicht unterftüßt in der 
hannoverjchen Schulfrage und auch in der heſſiſchen Frage nicht — und zu 
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meinem Bedauern nicht unterftügen können, weil er nad) meiner Meinung 
da auf jehr verfehrtem Mege war. (Heiterkeit auf der Linken.) Der Herr 
Abgeordnete Miquel findet das jehr lächerlich, und es ift gewiß jehr parla- 
mentariich, wenn er das einem Redner gegenüber durdy Lachen zu erfennen 
giebt. (Dh! linke.) Ic, jage ja gerade, daß das recht parlamentariſch fei, 
(Heiterfeit.) Aber ich ſage auch, wir haben in der beifiichen Frage jo ge- 
ftimmt, wie wir geltimmt haben, weil wir gerade das eben erreichen wollten, 
was hier von dem Herren Abgeordneten von Ketteler (Baden) ald wünſchens— 
werth hervorgehoben worden tft, nämlich) daß man in politijchen Ver: 
jammlungen ſich nicht beigehen laſſe, in das Gebiet der Fatholifchen Kirche 
einzugreifen oder irgend wie die evangelijche Kirche von Staatöwegen zu or— 
ganifiren. Diefe Organijation ift Sache der evangelifchen Kirche allein, 
und ich werde mit aller Kraft und aller Sicherheit jederzeit allen Werfuchen 
entgegentreten, die von der Staatsomnipotenz aus fid) der Organijation der 
evangelijchen Kirche annehmen. (Bewegung link.) Ob Herr Miquel mir 
das dankt, das weiß id) nicht, aber Andere haben ed mir gedankt und 
werden mir hoffentlich nocd; mehr und noch öfter dafür-zu danken Gelegen- 
heit geben. 


(Abgeordneter Miguel: Ich habe nichts gejagt, ic) zeige ja blos —) 


Es ift mir aber in aller Maßen erwünfcht gewejen, daß meine politijchen 
Freunde und ich grade zunächft und vor Allem in einer Materie der evangeli: 
ſchen Kirche unjere Grundfäße in Beziehung auf die Selbititändigfeit der Kirche 
haben bethätigen Fönnen. Das mag ein Beweis dafür jein, dat wir wahrlich nicht 
blos für uns allein ſorgen wollen, jondern daß wir daffelbe Recht, diejelbe 
Sreiheit, diejelbe Gerechtigfeit für Alle und Jedermann wollen. Nun ift von 
dem Herrn Abgeordneten Lasker gejagt, ed müſſe einftweilen ein Ruhepunft 
jein, man müffe nicht Dinge wieder anführen, die augenblidlicd unangenehm 
berühren, weil man nad) den erreichten Erfolgen eine Sielta halten wolle. 
(Unruhe links.) Gr hat uns gelagt, daß das Gejchäft, welches er mit Herrn 
Miquel im Norddeutichen Neichitage gemeinjam verrichtet, nämlich dad Ge- 
ſchäft, die einzelnen Staaten allmählicy wegzunivelliren, (Widerſpruch und 
Murren links. Abgeordneter Sasker! Das habe ich nicht gejagt.) für jebt 
ruhen jolle, und daß er deshalb auch in diefe Debatte ſich nicht mijchen 
wolle. Ich begreife meines Theils vollfommen, daß diejenigen Herren, 
welche ihre fpeziellen Wünſche erreicht haben, nunmehr gern ſich auf das 
Ruhekiſſen niederlegen möchten. ber wir, meine Sreunde und ich, finden 
nicht, dab das, was erreicht ift, den berechtigten Erwartungen und Wün— 
ſchen in Beziehung auf diejenigen Gegenitände, die uns bejondees interefliren, 
entjpräche. Sie müfjen deshalb es fidy chen gefallen laffen, dab wir jofort 
und immediat, ganz nad) dem Beiſpiel der Politik, die anderweit befolgt ift, 
raſch zu nehmen juchen, was wir für nothwendig erachten. Das ift auch 
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durchaus allem Gebrauche entiprechend und wir können dabei feine Rückficht 
darauf nehmen, ob unjer Vorgehen gerade Ihrem Ruhebedürfniſſe entſpricht. 
Wenn hiernächit der Herr Abgeordnete von Treitjchfe meint, ed jeı von ihm 
und jeinen Freunden nicht erwartet worden, das Diskujfionen, wie fie bei 
der Adreſſe waren, und Diskujfionen, wie wir fie heute haben, ftattfinden 
würden, — jo muß ich geitehen, daß ich das kaum begreife. Es war dies gar 
nicht zu vermeiden. Uebrigens haben wir die Diskuſſionen nicht veranlaßt. 
Was die Adrejfe betrifft, meine Herren, jo haben wir jehr gern über die 
trennenden Punkte. jchweigen wollen, um in den einigenden Punkten zujam: 
menzugehen. Sie haben aber für nothwendig erachtet — um, wie der Herr 
Abgeordnete Miquel jagte, und den Standpunkt klar zu machen — das 
auszufprechen, was Sie auögejprochen haben. Dagegen mußten wir uns 
wehren. Wenn es jeßt heißt, wir hätten angefangen, dann ift das eine Er- 
innerung an die Fabel von dem Wolf und dem Lamm. (Heiterfeit.) — Ich 
jage nicht, daß Einer von Ihnen der Wolf it, (große Heiterkeit) ic) jage 
nur, dab ed an die Fabel erinnert. — Auch in Beziehung auf den Antrag, 
den wir in diefem Augenblide debattiren, baben wir die Veranlajjung nicht 
gegeben. Die Beranlaffung iſt uns aufgezwungen, indem man — nad) 
meiner Anficht ohne Noth und wider alle Zwedmäßigfeit — den Art. 4 
Nr. 16 geichaffen hat. Darin lag die Nothwendigfeit für dieje neue Kom: 
petenz ded Bundes die nöthigen grundjäglichen Unterlagen zu jchaffen. Dann 
it, was die kirchlichen Fragen betrifft, allerdings für die grundjägliche Er— 
ledigung auch jonft eine Nothwendigfeit vorhanden. Denn wenn es un- 
zweifelhaft ift, dab die richtige und verftändige Handhabung der in 88 12 
und 15 der preußiichen Verfaſſung enthaltenen Beſtimmung in Preußen 
große Befriedigung herbeigeführt hat, jo ift doch nicht zu verfennen, daß 
in neuelter Zeit in Preußen und in den Köpfen preußijcher Staatsmänner 
fi) eine Reaktion gegen diefe Beitimmung geltend macht. Wir haben bei 
der Vorlage in der heſſiſchen Kirdyenjache, wir haben in den Grörterungen 
des Herrn Kultusminifterd und jeiner Räthe Grundfäge entwideln gehört, 
welche den Artikel 15 geradezu annulliren. Wir haben außerdem in der 
Wiſſenſchaft und auf den Tribünen der Mahlagitation Gründe und Sätze 
gehört, welche jagten, der $ 15 könne nicht aufrecht erhalten werden. 
Ein Mann, der von feinen Parteigenofjen der berühmteite Kanonift des 
proteitantijchen Deutjchlands genannt worden ift, hat auf der Tribüne, wo 
eö ſich um jeine Wahl handelte, ausdrüdlich erflärt, daß eö nothwendig jei, 
in Beziehung auf die Fatholijche Kirche Beichränfungen vis-a-vis der Be 
ftimmungen des $ 15 herbeizuführen. Wir haben aus den Reden, die 
wir heute und vorgeitern vernommen, Ddiejelben Akkorde Flingen gehört. 
Meine Herren, der Herr Abgeordnete von Treitſchke hat Ihnen zwar gejagt, 
wie er jelbit zugiebt, abweichend von vielen jeiner politiichen Freunde, — 
und das erfenne ich an dem Herrn Abgeordneten von Treitichfe an, dab 
er wirklich zuweilen den Muth hat, von jeinen Freunden abweichende 
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Meinungen öffentlich audzufprechen — daß es in verſchiedenen deutjchen 
Gejeßgebungen Beitimmungen gebe, die nicht mit der Freiheit, die man der 
Kirche gewähren müſſe, übereinftimmen. Gr bat aber leider ebenjo deutlich 
den Kardinalpunft angegeben, auf den es bei Löſung der vorliegenden 
Fragen ankommt; er hat gejagt — und darin iſt eben der diametrale Ge: 
genjaß zwilchen ihm und mir belegen —: „der Staat joll die einjchlagen- 
den Verhältniſſe ordnen, der joll es auch in größerer Billigfeit ordnen, als 
ed jet geordnet it, und alö meine politiichen Freunde ihrer Mehrzahl nach 
es ordnen wollen; aber der Staat allein joll es ordnen, der Staat ift die 
alleinige Duelle alles Rechts, ohne die Emanation des Staats giebt es fein 
Recht.“ Das, meine Herren, ilt eine Staatörechtölehre, die ich ganz ent- 
ſchieden zurücweile. Der Staat ift der Schub bes beftehenden Rechts, er 
ift nicht der alleinige Schöpfer ded Rechts. Diefen Sat müfjen wir durch— 
aus feithalten, wenn wir nicht in die unglüdlichite Lage fommen wollen, 
wenn wir nicht dahin fommen wollen, dab der Staat Alles abjorbirt, das 
Individuum, alle Bedingungen individueller Bewegung und individueller Frei- 
beit, ja aud das Eigenthum; denn im jchließlichen Reſultate wurzelt die 
Lehre des Sozialiömus und Kommunismus in diejer behaupteten Omnipotenz 
ded Staates. Ich werde mun und nimmer diejem Sat beiftimmen, am 
wenigften auf firchlichem Gebiet, jelbit wenn er geübt werben jollte in der 
freundlichen Weife, in der der Herr Abgeordnete von Treitjchfe ihn in Be— 
ziehung auf die Fatholiiche Kirche üben zu wollen erflärt hat. Meine 
Herren, es ilt dad, was wir beantragen, nicht neu. Es iſt bereitd in der 
preußiſchen Verfaſſung gelegen. Der Herr Abgeordnete von Treitſchke hat 
freilich; gemeint, man fönne dieje Frage in vier Zeilen nicht löfen. Ich 
werde meinestheild gar nichts dagegen haben, wenn der Herr Abgeordnete 
von Treitſchke ed verjucht, fie in acht oder mehr Zeilen zu löfen. Das aber 
muß ich dod) bemerflich machen, daß wenn es auch nicht die Abficht jein 
fann, in einem gewijjen Augenblide die ganze Arbeit von Jahrhunderten 
durch vier Zeilen zu vollenden, es doch möglich und zutreffend jein kann, nad 
der Arbeit von Jahrhunderten endlich dahin zu fommen, den richtigen Sat 
und die richtige Formel für die Rejultate der Arbeit von Jahrhunderten zu 
finden, und dies ift eben in dem $ 15 der preußiichen Verfafjung in 
Beziehung auf dad Verhältuiß der Kirche zum Staate gejchehen, und darım 
wollen wir denjelben auch in die Reichöverfaffung übertragen. Meine 
Herren, es iſt auch nicht neu, daß diefe Fragen im Reichstage vorfommen. 
Im fonjtituirenden NReichötage wurde diefer jelbe Antrag gemacht, damals 
von einem lutherijchen Pfarrer, dem Paſtor Schrader aus Holitein. Heute 
bringen wir ihn. Damals wurde er ald inopportun zurüdgewiejen. Eini— 
gen Schein für die Zurüdweilung fonnte man haben, indem man 
nicht das hatte, was wir heute leider haben, nämlidy den Art. 4 
Nr. 16. Verkehrt aber war die Zurückweiſung dennoch. Wir können und 
der Thatjache nicht verichließen, daß es in Deutjchland ſich um zwei große 
firchliche Gemeinichaften handelt, um die proteftantijche und um die katho— 
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liiche Gemeinſchaft. Dieſe Thatſache kann man beflagen oder nicht be 
flagen, — fie ift eben vorhanden und politifche Männer müſſen mit diejer 
TIhatjadye rechnen. Daß man darüber jchweigt, daß man wie die geehrten 
Abgeordneten Graf Nenard und Genoffen in Uebereinitimmung mit dem 
Sortjchritt Die dadurdy gegebenen Fragen hinauszuſchieben jucht, das löſt 
die Frage nicht und beffert die Lage nicht. Das Deutiche Reich ift un— 
zweifelhaft äußerlich wohl begründet. Diefe äußerliche Begründung 
genügt aber nicht, es iſt auch eine innere Begründung nöthig, und diele 
innere Begründung wird nicht eher da fein, ald bis man das erreicht hat, 
daß alle Konfejfionen und insbejondere auch die Fatholiiche Kirche ihre be— 
friedigende Situation in diefem Reiche gefunden hat. Wenn fie das nicht 
haben, jo iſt innerlich das Deutjche Neich nicht von der Kraft, die man 
für deſſen Beftand notwendig wünjchen muß. Mit Ueberfleifterung kann 
man die beitehenden Gegenſätze nicht furiren. Was mar deshalb natür- 
licher, ald dak wir Ihnen vorſchlugen, ganz auf diejelbe Weiſe, wie es im 
größten Deutjchen Staat mit Erfolg verfucht ift, im Deutjchen Reiche all- 
gemein die Sache zu ordnen! Der Herr Abgeordnete von Treitjchfe hat ge 
meint, damit würde man die Bilchöfe in die Lage bringen fünnen, Rebellen 
gegen die Gejeße ihres Landes zu werden. Damit hat er zunächſt fonftatirt, 
daß eö in Deutichland ſolche Geſetze giebt, welche den von und proponirten 
Grundjäßen Firchlicher Freiheit zuwider find. Wenn es wirflicd wahr ift, 
daß es in Deutichland ſolche Gejeße giebt — und aud) ich glaube das —, 
dann iſt es hohe Zeit, daß fie bejeitigt werden. Wenn ed wahr ift, — und 
ich behaupte dad — daß in vielen Deutichen Staaten noch heute nicht das 
Recht freier Religionsübung eriltirt, jo ift eö hohe Zeit, daß einem jolchen 
unerträglichen Zuſtande endlich ein Ziel gejettt werde, und zwar durch eine 
Beltimmung ein Ziel gejtellt werde, die aftuell und unmittelbar zur Ans 
wendung gelangte. Wenn Sie den Grundſatz auöjprechen, jo müfjen und 
werden die Dinge in den Staaten, wo derartiges eriftirt, von jelbit ge- 
ordnet werden dem ausgeſprochenen Grundſatze entſprechend. Das wird 
ohne Zweifel auch geichehen, ſoweit jelbit der Grundja ohne weitere Auf: 
führung nicht zur Geltung fommen konnte. Daß der Grundfaß aber in 
vielen, in den meiften und widhtigiten Punkten ohne Weitered zur Aus- 
führung kommen fann, das bat Preußen und gezeigt; denn innerhalb des 
preußijchen Staates waren zur Zeit der Grlaffung dieſes Paragraphen eben 
jo viele verjchiedenartig geitaltete Firchenrechtliche Verhältniſſe, wie fie in 
dem gejammten Deutichland ſich finden, und doch ift ed der preußiichen Re- 
gierung gelungen, ohne große Schwierigkeiten die Sache durdyzuführen und 
— bis zu der neuerlich eingetretenen Reaktion — zur Zufriedenheit durch— 
zuführen. Das find im Wejentlichen diejenigen Gefichtöpunfte, auf die es, 
nad) meiner Anficht, bier anfommt; die Einwendungen, die erhoben find, 
Icheinen mir darnach ſämmtlich hinfällig. Es ift nicht gut, mit der Frage 
ih zu erhitzen, aber es ift nothwendig, fie bald zu erledigen, es ift das 
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nothwendig im Intereffe der Konfolidirung des Reiches. Ic, hätte dringend 
gewünscht, daß es nicht nothwendig gewejen wäre, aus dem Haufe heraus 
einen derartigen Antrag zu machen, ich hätte gewiünjcht, derjelbe wäre ge= 
macht aud der Initiative der Megierungen. Es hat den Regierungen dazu 
nicht an Anregung gefehlt. Von den äußeren Anregungen will ic nicht 
reden, die inneren waren durch den Artikel 4 Nr. 16 und die dabei ſtatt— 
gehabten Crörterungen vollftändig gegeben. Die Regierungen haben es nicht 
für zweckmäßig erachtet, die Initiative zu ergreifen, nunmehr ift und nichts 
übrig geblieben als die Art und Weije, wie wir die Sache Ihnen vorge: 
Ihlagen haben. Etwas Ungeheuerliches ift es nicht, denn es iſt im der 
That nichts, als die Nebertragung der Grundfäte Preußens auf das ganze 
Deutſche Reich. Was kann darin Verletzendes nach der einen oder anderen 
Seite belegen jein? Ic erwarte und vertraue, daß die Präfidialregierung 
dad, was fie zum Heile ihres Staates Preußen für zweckmäßig erachtet 
hat, auch für das gefammte Deutiche Neid, für zweckmäßig erachten und da— 
mit wejentlich beitragen wird, den Frieden zwiſchen dem Staate und den 
Kirchen und den Frieden zwiſchen allen Konfeifionen berzuftellen, einen 
srieden, der die notwendige und abjolut nothwendige Vorbedingung eines 
befriedigenden Zuftandes im Deutjchen Neiche ift. (Bravo! im Gentrum.) 


v. Blankenburg (Naugard-Regenmwalde) *): Meine Herren, die Stellung 
meiner politijchen Freunde zu der Berfaffungsvorlage, die und die verbündeten 
Regierungen gemacht haben, ift genau diejelbe, wie fie vorgeitern hier von 
jener Seite (links) bezeichnet worden iſt. Auch wir unfrerjeits wollen 
und auf den Boden jtellen, daß wir den Segen, den Deutichland von den 
geichlofjenen Verträgen bat, verfajfungsmäßig einheimjen wollen. 
Aud) wir, meine Herren, wollen, da wir zu einem verfaffungsgejebgeberiichen 
Ruhepunkt kommen, und ſchon allein aus diefem Grunde würden wir die 
geitellten Anträge ablehnen können. Denn ift es wohl denkbar, meine Herren, 
daß es tiefer, materieller einjchneidende Kompetenzerweiterungen geben fann, 
als die, die uns hier von den Herren aus der Mitte geboten werden? Der 
Herr Abgeordnete Windthorft hat joeben gejagt, er fei gezwungen, die Ans 
träge zu ftellen, denn durch den Zuſatz im Art. 4 Nr. 16 fei es geboten, die 
Gejeßgebung über Preſſe und Vereine zu ordnen. Nun, meine Herren, id) 
denke, er ift ein zu altes und zu gewiegtes parlamentarijches Mitglied, daß 
er ſich nicht jelbit jagen wird, daß mit diefen Monologen, die er und vor 
geſchlagen hat, nach der Nichtung bin eben gar nichts geboten wird. 
Der Schwerpunkt der Anträge liegt daher nicht in dieſem kümmerlichen Anz 
gebot von Grundrechten, jondern der Schwerpunkt, meine Herren, liegt darin, 
dab Sie auf die Neichögejeßgebung die 88 12 und 15 der preußiſchen 
Verfaffung übertragen wollen. Und dazu, meine Herren, müſſen wir ein 
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Jeder von feinem Parteiftandpunfte aus unjere Stellung nehmen. Wir find 
heute mit warmen Morten ermalnt worden, unjere katholiſchen Mitbrüder 
zu achten und ihre Rechte nicht zu kränken; es it und zugerufen worden, 
wir jollten auch unfererfeits dafür jorgen, daß die magna charta des Religiond- 
friedend auf das politijche Gebiet des Neiches übertragen würde; wir find 
ermahnt worden, eine jede Ausnahmögefeßgebung in firchlichen Dingen zu 
befämpfen, und wir find daran erinnert worden, dab die Religionöfreiheit 
nicht identilch jei mit Gedanfenfreibeit. Und aus einem anderen Munde 
haben wir gehört, daß wir fämpfen jollten gegen die Staatdomnipotenz, wir 
jollten warnen mit ihnen vor der Staatdallgewalt in Kirchenfachen, wir jollten 
dem Grundſatze die Ehre geben: man muß Gott mehr gehorden ala 
dem Staate. Wir find dazu bereit. Nun, meine Herren, der Herr Ab: 
geordnete Windthorit hat uns in der geftrigen Situng, glaube ih — oder 
war ed bei der Adreidebatte? — gejagt, wir, d. b. jeine Gegner, wir wollten 
erklären, daß ın dem neuen Reiche die beredhtigten Interejjen der 
fatholifhen Mitbürger unberüdjichtigt bleiben jollten. Meine 
Herren, ich lehne im Namen meiner Parteigenoffen, und ich glaube, im 
Namen vieler anderen Mitglieder diejed Haufe, (Zuftimmung) diejen 
Vorwurf auf das Allerentichiedenfte ab; (jehr gut! jehr wahr!) ich 
beflage mit ſehr vielen die unglüdliche Art und Weiſe, wie man dieje An: 
träge jchon bei den Wahlen gleihjam ald Parteiprogramm aufgeftellt bat. 
(Lebhafte Zuftimmung.) Meine Herren, wenn der Herr Biſchof von Mainz 
ung ermahnt hat... . 


Präfident: Darf ich mir eine Zwijchenbemerkung erlauben? Ich babe 
die Bezeichnung eines Mitglieded nach jeiner jonitigen Stellung — zu 
meinem eigenen Vorwurf — ſchon einige Male in dieſer Situng pajfiren 
lafjen. Ich glaube aber, ich darf dem Haufe dringend empfehlen, von jeder 
anderen Bezeichnung eines Mitgliedes abzujehen, ald diejenige tft, die in 
jeinem Namen oder in feinem Wahlkreiſe liegt! (Bravo!) 


v. Blankenburg (fortf.);: Meine Herren, wir haben das früher immer 
gethan, aber der Uſus iſt allerdings in diejer Beziehung in leßter Zeit etwas 
lar gewejen; ich werde mid) bemühen, es zu vermeiden. — Wir find aljo von 
jener Seite aufgefordert, die religiöjen Kämpfe vom politijchen 
Gebiete auszuſchließen. Wir find bereit! (Zu den Mitgliedern des 
Gentrums gewandt): Sie ſitzen mir bier nicht zum erften Male gegenüber; Viele 
von Ihnen babe ich ſchon die Ehre gehabt 1854 zu jehen. Auch damals, meine 
Herren, führte das Intereffe der katholiſchen Kirche, welches Sie gefährdet 
glaubten, Sie in ftarfer Anzahl in dieje jelben Räume; auch damals wurde 
von Ihnen meines Grachtens bei dem Wahlprogramm und in den Wahl: 
umtrieben gegen den Grundjat verstoßen, die religiöjen Kämpfe aus: 
zujchließen vom politijchen Boden. Ich habe jetzt wicht gehört, daß 
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bei den jetzigen Wahlfämpfen den proteftantiichen Geiftlichen diefe Vorwürfe 
gemacht worden find; ich habe nur das Umgefehrte gehört. Meine Herren, 
gehen Sie und darin mit gutem Beifpiele voran! Schon damals haben 
unſere Freunde Sie dringend gebeten, meine Herren, fich bier im dem Haufe 
zu gruppiren nach Ihren Parteieigenjchaften und nidyt nach diejem einen 
katholiſchen Programm, mit dem Sie die religiofen Kämpfe auf die 
politiiche Arena bringen. Vermeiden Sie den böſen Schein, als follten 
gerade erft recht in diefem eriten Deutſchen Reichstage die alten religiöfen 
Kämpfe wieder hervorgejucht werden, (Xebhafter Beifall) die jo lange den 
Konfejfionsfrieden geftört haben. (Sehr richtig!) Ic bedaure, dal Sie auf 
diefe Weiſe fich wieder organifirt haben, und, meine Herren, es wird Ihnen 
nichtö helfen, dab Sie ſich Gentrumpartei nennen: Sie werden genannt, 
wie die Welt Sie nennt: (Bravo!) Sie werden nidyt Centrum heißen, jondern 
Klerifale. (Sehr wahr!) Ich bin nun aber der Meinung, daß ich die Pflicht 
babe, Ihnen darüber feinen Zweifel zu laſſen und auch nicht im Lande, daß 
wir nicht zu Denjenigen gehörem, die den meilten Grundjäßen, die heute 
von Ihnen audgeiprochen find, überall widerjprechen! Meine Herren, Sie 
haben und aufgefordert gegen die Omnipotenz des Stanted, wir antworten 
Ihnen: wir haffen nichts jo jehr als die büreaukratiſche, unbefugte 
Einmiſchung des Staates in die firdlichen Dinge! Wir werden 
ftetö dafür eintreten, wenn ed darauf ankommt, die Gelege und die Rechte 
der Kirchengenofjenjchaften zu jchüten gegen Willfür von jeder Seite, von 
wo fie auch kommen mag, wir werden niemals in das wüjte Gejchrei 
einftimmen, das erhoben wird gegen Rechte der Kirche und 
Schule und gegen die Befenntnijje! Nicht von diefer Seite her, 
meine Herren, machen wir Ihnen Oppofition. Aber wie liegen die Sachen, 
was wollen Sie mit Ihren Anträgen erreichen? Die geehrten Mitglieder 
haben heute ununterbrochen plaidirt, als wenn es ſich darum handelte, daß 
wir eine Rüdwärtöbewegung machen wollten, ald wenn wir der Meinung 
wären, daß die Freiheiten, die die Kirche hat, aufgehoben werden 
jollen. Sie haben heute plaidirt, als wenn es ſich in diefem Augenblic 
darum handelte, den Artikel 15 der preußiichen Verfaſſung aufzuheben. 
Meine Herren, wo ift denn davon irgend wie die Rede? Wer will denn den 
$ 15 in Preußen aufheben? Ihre Anträge gehen ja nur dahin, daß 
Sie ohne weitere Prüfung, ohne alle weiteren VBorausiegungen und VBorb.- 
dingungen diefen Artikel übertragen wollen in das neue Deutjche Reich. Ein 
Mitglied aud Baiern hat uns heute auseinandergeießt, dab er nie die An— 
träge unterjchrieben haben würde, wenn er darin hätte eine Kompetenzer— 
weiterung erfennen können, und daß die Verhältniffe zwiſchen Staat und 
Kirche in jeinem Vaterlande Baiern vertragsmäßig zu jeiner Zu: 
friedenheit — wie ich verftand — regulirt wären. Nun, meine 
Herren, wozu dann die Anträge? Darin jollte feine Kompetenzerweiterung 
jein, darin follte für die Herren jelbft feine Gefahr liegen, den $ 15 jo 
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ohne weiteres der Geſetzgebung des Bundes anheimzugeben? Sollte es 
vielleicht darin liegen, meine Herren, daß ich heute in der Zeitung geleſen 
habe, daß Seine Majeſtät der König von Baiern das Placet verweigert 
hat zu der Verkündigung des Unfehlbarkeitsbeſchluſſes? (Hört! 
hört!) Sollte es vielleicht die Abficyt fein, dak man ohne Weiteres, ohne 
Verträge und Garantien die Rechte, die die Kirche in Preußen hat, — und 
ich will fie ihr gewiß nicht nehmen — hat übertragen wollen auf den 
ganzen Süden? Meine Herren, idy bin nicht dagegen, aber ohne Negulirung 
der Verhältniſſe zwilchen Staat und Kirche verlangen Sie nicht von uns, 
daß wir unfer Votum jo ohne weiteres dafiir geben jollen, daß ohne dieje 
jchwerwiegenden politijchen Intereffen, die zwiſchen Kirche und Staat getheilt 
find und getbeilt bleiben werden, jo lange die Welt fteht, unbejehens übertragen 
werden auf die ganze Deutjcye Gejetgebung, und ohne vorher die nötbhigen 
Verhandlungen und Verträge zu ſchließen! — Meines Erachtens liegt nun 
aber in dieſer Erweiterung, die Sie beantragen, ein Widerjprud mit 
Demjenigen und denjenigen Zielen und Plänen, die Sie ſonſt 
verfolgt haben, der ganz erftaunlich ift! (Sehr wahr!) Der Herr Abgeordnete 
Windthorſt hat, jo lange ich die Ehre habe ihn zu kennen, — bitte um Ent: 
Ihuldigung, der Herr Abgeordnete für Meppen (Heiterkeit) — ununterbrodyen 
die Kompetenzerweiterung des Norddeutichen Bundes befämpft; er bat 
ununterbrochen mit und hingewieſen auf die Gefahr, die in der Zuſammen— 
jeßung der Gejehgebungs-Faktoren des Deutichen Reiches liege; er bat 
ununterbrodyen mit uns darauf bingemiejen, welche Gefahr liege in einer 
einheitlichen, auf dem allgemeinen Wahlreht bajirten Ber: 
jammlung und in einer Vertretung der einzelnen Regierungen durdy ins 
ftruirte Räthe, — weldye Gefahr darin liege, auf liberale Bahnen zu kommen! 
Darin iſt er immer mit und einig gewejen, und heute, meine Herren, jagt 
er und: es iſt das Grite, was gejchehen muß, dab die hodhheiligen 
Rechte der Kirche übertragen werden auf die Bundesgejeß: 
gehung! Meine Herren, wo bleibt denn für den Herm Abgeordneten der 
Schub des Herrenhaufed im preußiichen Staate? (Heiterkeit) Hat er jeßt 
mit Einem Male mehr Vertrauen zu den inftruirten Räthen des Bundes: 
raths als zu dem Herrenhaufe? Woher kommt es denn, daß jeßt mit 
Einem Male jein Vertrauen ein größeres ift auf die Gejeßgebung, die doch 
aus diefem Haufe wejentlich influenzirt werden wird? Meine Herren, ich 
muß geitehen, mir it diejer Schritt zu gefährlich, und ich denfe, wir befinnen 
und noch und warten erſt ab, wie wir uns weiter bier entwideln, ehe wir 
gleich mit dem eriten Sprung ind neue Reich hinein die Gejeßgebung aus— 
dehnen für das neue Neid) auf dieſe wichtigiten, tiefgreifenditen 
politifchen Rechte, die ja, wie die Herren im Gentrum jagen, im preußijchen 
Staate zu Jedes Danf geordnet wären! Sie in erfter Linie haben das 
Anerkenntniß ausgeſprochen, dab der Kirche ihr Nedyt im preußijchen Staate 
gegeben wird, und nun beantragen Sie — und gehen damit meines Er- 
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achtend einer großen Gefahr entgegen — nun beantragen Sie, über dieje 
preußilche Berfaffung, die Ihnen garantirt ift im $ 15, die Reichs— 
verfajjung zu feßen, die Reichsgeſetzgebung, zu der Sie doch bis 
jetzt wenigſtens nicht allzuviel Vertrauen gehabt haben, von der das geehrte 
Mitglied für Meppen geftern noch gejagt hat, es jei jehr fraglich, — und 
jo deutete er den Sat, der aus anderem Munde gefprocdyen war — ob dem 
neuen Neiche audy der Sat: justitia fundamentum regnorum 
zu Grunde liege. Das iſt ihm zweifelhaft, das ift ihm fraglich, ob die 
Gerechtigkeit zumeift in dem Reiche gewahrt werden wird, und dennod) 
will er die heiligen Nechte feiner Kirche diefem Reiche und dieſer Geſetz— 
gebung anvertrauen! Ich glaube aber auch noch auf einen anderen Wider: 
ſpruch aufmerfjam machen zu follen. Was Sie mit diefem Ihrem Antrage 
verfolgen, das hat in der Adreidebatte auf das Allerdeutlichite wenigſtens 
dad verehrte Mitglied, welches joeben geſprochen hat, beanjprucht, nämlich, 
daß das Meich in Italien für die weltlihe Herrihaft des Papites 
interveniren folle. Heute, meine Herren, ftellen Sie den Grundjaß auf, 
den ich ja gar nicht beftreite, daß die Kirche vollftändig frei fein 
jolle in ihren inneren Angelegenheiten, dab dem Staat auch in 
anderen Bundesitaaten, ald wie es jchen im Preußen gejchehen it, feine 
Handhaben bleiben jollen, jeine Rechte zu wahren, — dab die Kirche in 
inneren Angelegenheiten völlig frei jein jol. Nun frage ich Sie, meine 
Herren, iſt der Papit feine innere Angelegenheit Ihrer Kirdhe? Ich 
denke, er ilt ed im eminenteiten Sinne. Und wären Sie nicht der Mei: 
nung, bielten Sie ihn für eine auswärtige Macht, nun, wie kommt 
denn die katholiſche Fraktion dazu, bei und den Antrag zu ftellen, den 
wir befürworten jollten, daß die verbündeten Negierungen für dieje auswär- 
tige Macht interveniren follen? Meine Herren, das find MWiderjprücdhe der 
ftärkiten Art, und ich bim neugierig, wie Sie diejelben löjen werden. Sc) 
jollte meinen, wir hätten alle Urjache, die Gegenjäße, die jetzt zu Tage ge- 
treten find, nicht unnöthigerweije durdy gegenjeitige Anjchuldi- 
gungen zu verfhärfen. Grfennen Sie an, dab bier Niemand im Haufe 
der fatholiichen Kirche als ſolcher zu nahe treten will! (Sehr wahr! links.) 
Wir wenigſteus, meine Freunde und ic), find jehr weit Davon entfernt. Wir, 
meine Herren, werden und ſtets freuen, wenn die Herren aus dem Gentrum 
bereit jind, mit und die Grundpfeiler ded neuen Deutjchen Reiches auszu— 
bauen! — Sie haben ja ein jo hervorragendes Mitglied unter ſich, das den 
chriitlich-germaniichen Styl aus dem Grunde fennt. (Bravo! SHeiterfeit.) — 
Nun, meine Herren, jo lange Sie uns helfen wollen, in chriſtlich-ger— 
manijchem Style dieje Pfeiler aufzuführen, ſoweit werden wir mit 
Ihnen geben, aber wir werden helle und Flare Angen haben, meine 
Herren, wenn Sie anfangen, am diefe Grundpfeiler, an diefe chriftlich-ger- 
manijchen Grundpfeiler uns antiksheidnijcye Blumen und Blätter anzu: 
jegen, (Heiterkeit) und wir werden auf das Entſchiedenſte aufhören, mit 
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Ihnen zu gehen, wenn Sie fidy gar einfallen laſſen follten, auf dieſe chriſt— 
lich-germaniſchen Pfeiler römische Kapitäler zu jeßen! — (Lebhaftes Brave.) 


Dr. Matqu. Barth aus München (Rothenburg a. d. Tauber):*) Meine 
Herren! Die Herren Graf Nenard und Genoffen und die Herren Schulze 
und Genoffen haben Anträge eingebracht auf motivirte Tagesordnung gegen 
über den Berbeiferungsantrage der Herren Abgeordneten Reichensperger und 
Genoſſen. Die Partei, weldyer ich angehöre, und welche mich beauftragt bat, 
ihre Anjchanungen bier im Haufe zu entwideln, ift mit den Herren Graf 
Renard und Schulze infoweit einveritanden, daß auch wir den Anträgen dei 
Herrn Abgeordneten Neichensperger (Dipe) feine Folge geben wollen, wir 
gehen nur darin von den geehrten Antragitellern ab, daß wir feine motivirte 
Tagesordnung, jondern einfache Ablehnung des Antrages wünſchen. Meine 
Herren! Die Gründe, warum auf die Vorjchläge des Herm Reichensperget 
(Dlpe) nicht eingegangen werden kann, hat Ihnen meines Erachtens das 
verehrte Mitglied für Kreuznach-Simmern vorgeftern in fo eingehender Weite 
entwidelt, daß es meinerjeits unbejcheiden wäre, wenn id) dieſe gründliche 
und ausreichende Entwidelung wiederholen wollte. Grlauben Sie mir vie: 
mehr, diejelbe durch ein praftiiches Beijpiel aus meinem Heimatlande Baiem 
zu illuftriren. Herr Dr. Treitſchke hat vollkommen richtig darauf anfmerhſam 
gemacht: wie einerjeitö der Reichenspergerſche Vorſchlag jchlieflich nur darauf 
hinausgehe, die katholiſche Kirche im geſammten Reiche jelbititändig zu madıen 
und von den Staatögewalten möglichſt abzulöfen, jo jet auch die unmittelbar 
Folge der Anahme diefes Antrages die, daß in den übrigen Staaten aufer 
Preußen jofort der Kirche Gelegenheit gegeben werde, den Kampf mit den 
Regierungen der Ginzelitaaten unter Bezugnahme auf die Reichögemalt zu 
beginnen. Das ift der Kern der Sadye, meine Herren, und da muß ich nun 
als Baier Ihnen erflären, ein jchlimmeres Gejchent fönnen Sie uris im erften 
Reichstage nicht machen, ald wenn Sie in joldyer Weije in unſere Gele: 
gebung eingreifen. Wir find eingetreten mit dem Glauben, das Verhältnif 
zwiſchen Staat und Kirche gehöre nicht in die Zuitändigfeit der Reichsgewalt, 
gehöre wenigitens zur Zeit nicht hinein. Wir find eingetreten mit dem 
Vertrauen, wir werden unjer geordnetes Staatöfirchenrecht behalten und dus 
Recht haben, danach unjern Kampf mit dem Ultramontanismus fortzuführen 
und zu beendigen, Der Herr Abgeordnete von Blandenburg hat bereits er 
wähnt, daß die baieriſche Staatsregierung dem Herrn Erzbiſchof vom Bame 
berg, dem einzigen, welcher um das placetum regium nachgejucht bat, um 
die Beichlüffe des Konzils zu verfündigen, daſſelbe verweigert bat. Meine 
Herren, das placetum regium ift ein Necht des Königs von Baiern, weldes 
gegründet iſt auf das mit dem Papite abgeichloffene Konfordat, und dieles 
Konfordat gehört mit zu unſerem Stantsfirchenredyt. Wir baben dieſes 
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placetum regium jederzeit behauptet und wir können es und nicht nehmen 
laffen, ohne eben der Willfür der Hierarchie zu verfallen. Die fatholijche 
Kirche hat bei und große Rechte: die Bifchöfe fiten in der eriten Kammer 
des Landtags, die Getftlichen find geachtet als öffentliche Beamte, die Kirchen: 
gemeinden als öffentliche Korporationen, die Stiftungen der Kirche als juri- 
ftiiche Perjonen. Für alles das, was wir der Kirche gewährt haben, haben 
wir auch das Recht die Kirche zu Eontroliren, daß fie nicht zum Schaden 
des Staates vorgehe. In Folge der unglüdlichen Störungen, weldye durd) 
das Konzilium vom vorigen Jahre eingetreten find, haben wir bereits Kirchen- 
gemeinden, wenn auch nur wenige, in welchen die Pfarrer ſich geweigert haben, 
den Beichlüffen des Konziliums nadyzufommen, und in welcyen der Pfarrer, 
obwohl er a sacris von feinem Biſchofe juspendirt worden iſt, im Einver: 
ſtändniß mit der Gemeinde fortfährt feine Funktionen auszuüben. Die 
Regierung hat ſich geweigert, die betreffenden Pfarrer von den Temporalien 
zu juöpendiren, und Jagt, fie fümmere fid) nidyt um den Streit zwijchen 
dem Biſchofe und feinen Pfarrern, weil eben der Bilchof, ohne das placetum 
regium zu haben, die Bejchlüffe des vatifanijchen Konzild in Anwendung 
habe bringen wollen. Einen weiteren Streit, der erit in der Entwidelung 
begriffen ift, der fich aber vorausfichtlich nächſtens jchärfen wird, haben wir 
an unfern Univerfitäten. Zwei unjerer verdienteiten theologijchen Profefjoren 
an der Univerfität in München, darunter der gelehrte und fromme alte Döl- 
linger, weigern fid), das Konzilium vom vorigen Jahre und feine Bejchlüffe 
anzuerkennen und den deöfälligen Aufforderungen des Erzbiſchofs nachzufom- 
men. Es wird nicht lange dauern, jo wird das Verlangen an die Regierung 
geitellt werden, dieſen Profejjoren das Recht zu lejen zu entziehen. Die 
Regierung wird auch hier ihr Recht aufrecht erhalten und aufrecht erhalten 
müſſen. Wenn Sie mın aber unjer geſammtes Staatöfirchenrecht und ent= 
ziehen, und und nichts dafür geben als den nadten Sat: „Die fatholiiche 
Kirche it jelbititändig,“ dann weiß ich wirklich nicht, wie man fich gegen 
das ſchützen joll, was bier vorgeſtern die Bijchofärevolution genannt worden 
ift. Und, meine Herren, das Neidy wird auch nicht in der angenehmften 
Zage jein, wenn es dann auf der Grundlage diejes einzigen Satzes alle die 
Streitigfeiten joll entjcheiden, weldye nothwendig in einem ſolchen Falle 
zwijchen Kirche und Staat in Baiern hervortreten werden. Ich bitte Sie alſo 
dringend, meine Herren, laffen Sie uns bei unjern alten Gejeßen bleiben 
und lafjen Sie uns den Streit mit der Hierarchie, wenn wir einen folchen 
haben müfjen, jelbit ausftreiten. Es ift gejagt worden, — der Herr Abge- 
ordnete für Tauberbiſchofsheim hat es gejagt — man jolle feine Gejeße 
geben, die gegen Gottes Gejeße jeien, dann werde ein Streit zwijchen Staat 
und Kirche überhaupt nicht entitehen. Meine Herren, von einer andern Seite 
it Schon geltend gemacht worden: ja, wer werde denn darüber entjcheiden, 
weldye Geſetze gegen Gotted Gejeße jeien? Nun, meine Herren, ich denke, 
Diejenigen, die den unfehlbaren Papit anerkennen, müfjen auch den unfehl: 
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baren Papft darüber entjcheiden laffen, ob ein Gejeß gegen Gottes Gejeße 
jei, und da muß ich aufrichtig geitehen will mir faft ſcheinen, ald ob die 
Herren Neichenöperger und Genofjen mit ihrem eigenen Antrage in Konflikt 
kämen mit dem, was der unfehlbare Papſt lehrt. (Hört! Hört!) Die Herren 
Abgeordneten Reichensperger und Genofjen verlangen allgemein unbedingte 
Preßfreibeit. Ich habe nody feinen päpftlichen Erlaß gelejen, der fidy für 
die Preßfreiheit ausgejprochen hätte, (Heiterkeit) aber, meine Herren, id) habe 
viele Allofutionen und Encykliken gelejen, worin die Preffreiheit als ein 
Werk deö Teufel und der Hölle hingeftellt iſt. Wenn die Preffreiheit ein 
Werk des Teufels und der Hölle ift, dann muß fie nothwendig gegen Gottes 
Geſetze jein, und wenn fie gegen Gottes Geſetze it, dann begreife ich nicht, 
wie die Herren und vorjchlagen können, wir jollen einen Sat über die Preß— 
freiheit in die Neichöverfaffung aufnehmen. (Bravo!) Der Herr Abgeordnete 
für Tauberbijchofsheim hat ferner betont den Standpunkt der Gerechtigkeit gegen 
alle Konfejjionen. Ja, meine Herren, das iſt etwas jehr Schönes, allein 
aud) bier möchte er mit den Grumdjäßen der römijchen Kurie einigermaßen 
in Konflift kommen, ich muß das wenigitend annehmen, jo lange nody alle 
Jahre am grünen Donnerſtag die Bulle „In coena domini* verlejen wird. 
(Ruf: Wird nicht mehr verlejen.) Wenn fie nicht mehr verlefen wird, jo it 
mir das jehr lieb, aber fie iſt wenigſtens nicht aufgehoben, und id) habe auch 
noch nicht gehört, daß die Grundjäße, weldye früher in Nom bezüglich der Ketzerei 
beitanden haben, in neuerer Zeit verändert worden find. Der Herr Abgeord: 
nete für Qauberbijchofsheim hat jodann gejagt, eö müſſe eine bejonnene und 
kluge Gejeßgebung die rechte Grenze finden zwijchen Staat und Kirdye und 
zwijchen den einzelnen Religionögefellichaften. Darin bin ich mit dem geehr: 
ten Abgeordneten vollfommen einveritanden; aber eben weil dieje Grenze exit 
gefunden werden muß und weil fie nicht in einem allgemeinen Sabe liegen kann, 
eben deswegen müffen wir es zurüchweilen, das Verhältniß zwijchen Staat 
und Kirche durch einen joldyen allgemeinen Sat zu regeln und müfjen uns 
vorbehalten, wenn überhaupt angenommen werden follte, daß das Reichsſache 
jein jolle, in einem ganz beftimmten, deutlichen und jpezificirten Gejeße auf 
alle bier zu berücfichtigenden Umſtände Nüdficht zu nehmen und durdy ein 
ſolches Geje das neue Staatsfirchenredyt zu begründen. (Sehr wahr!) Um 
die Kompetenz des Neiches nachzuweiſen, hat man ſich auf Artikel 4 Nr. 14 
berufen, wonad) das Vereinsweſen mit in den Kreis der Neichögejeßgebung 
gehört, und hat dadurch gewiffermaßen die Kirche jelbit zu einem Vereine 
degradirt. Meine Herren, wir find bisher nicht gewohnt gewejen, daß man 
die katholische Kirche oder auch eine andere anerkannte Kirchengejellichaft nur 
wie einen gewöhnlichen Konjumtions oder ähnlicyen Verein behandele, und 
die Kircyen werden fid) das wohl auch nicht gefallen laffen; wir haben von 
der Kirche in Süddeutjchland noch eine beſſere Auffaffung, und wir haben, 
als wir den Verträgen zuftimmten, auch nicht gedadyt, daß unter der 
Geſetzgebung über das Vereinswejen und ihrer Aufnahme in die Kompetenz 
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der Neichögewalt das Verhältniß zwiſchen Staat und Kirche gemeint fei. 
Das verehrte Mitglied für Afchendorf-Meppen hat bemerft: ja, die Kirche 
jei allerdings Fein Verein, aber fie jei eine Korporation, die Vereine Ichafft, 
und daher müfje man wenigitens die Vereine, welche die Kirche jchafft, aljo 
die einzelnen Kirchengemeinden, in den Kreis der Bereinsgejeßgebung ziehen, 
und deshalb jei ed nothwendig, hier eine gewilfe Garantie zu geben. Aber 
die Kirche ald Ganzes und die Gemeinden, die fie jchafft, gehören jo innig 
zulammen, daß ſich die Gejeßgebung für die eine und die Gejeßgebung für 
die andere gar nicht trennen läßt; man kann die Gejeßgebung für die Kirche 
als Ganzes nicht an die Landeögejeßgebung weijen und die Gejeßgebung für 
die Kirchengemeinden an die Neichsgejebgebung, das iſt meines Erachtens 
ſchlechterdings unthunlich. Alſo, meine Herren, aus diefen Gründen fönnen 
wir und nicht dafür ausiprechen, daß den Anträgen des Herrn NReichenäperger 
(Olpe) und Genofjen Statt gegeben werde. Wir fünnen aber auch nicht für 
eine der beiden vorliegenden motivirten Tagesordnungen jprechen und nicht 
dafür ftimmen, obwohl wir anerkennen, daß in jeder derjelben vieles liegt, 
was wir alö begründet betrachten ; jede enthält aber auch einzelne Sätze, die 
die mit unjern Anſchauungen nicht übereinftimmen. In dem Antrage des 
Abgeordneten Grafen Renard und Genofjen iſt es namentlich der Sat: in 
Emwägung, „dab dem weitern Ausbau der Reichöverfaffung vorbehalten bleibt, 
eine befriedigende Regelung der Beziehung zwilchen Staat und Kirche herbei: 
zuführen.“ Meine Herren, ich komme bier auf etwas zurüd, was der Ab: 
geordnete von Blandenburg jchon gejagt: — wenn man eben zu jpät zum 
Worte fommt, ift ed nicht möglidy immer ganz neue Dinge zu jagen — 
es ift ift ein Glück, dab das junge Neid) nicht nöthig hat, ſich mit dem 
Verhältniß zwilchen Staat und Kirche und den damit zujammenhängenden 
Streitigkeiten zu befaſſen, jondern dab es dieſe Streitigkeiten vorläufig den 
einzelnen Staaten überlaffen fann. Wir werden viel jchneller mit unjeren 
übrigen Aufgaben zu Stande fommen, wenn wir durdy dieje Streitigfeiten 
nicht immer und ewig gehemmt werden. Wir wollen aljo ſchon aus diejem 
Grunde zur Zeit keineswegs die Ausdehnung der Kompetenz der Neichögewalt 
auf das Verhältniß zwilchen Staat und Kirche. Wir getrauen uns aber aud) 
nicht zu jagen, dat wir niemald dazu fommen werden, dieſe Kompetenzer: 
weiterung vorzunehmen. Wenn es fich zeigen jollte, daß die Einzelitaaten 
der Bewältigung diejer Aufgabe nicht gewachſen find, dann, meine Herren, 
müßte das Neich mit jeiner ganzen Kraft eintreten, um den religiöjen Frieden 
wieder herzuftellen quovis modo wie ed eben geht! Dann müßte eben 
audy die Sache zur Kompetenz der Reichsgewalt gezogen werden. Zunächit 
aber wollen wir noch nicht einmal ausgejprodyen oder angedeutet willen, daf 
wir jemals eine jolche Kompetenzerweiterung vornehmen, und unjere Neigung 
ift, womöglidy diejen Gegenjtand für immer aus den Grenzen der Reichsge- 
walt herauszulaffen. (Sehr richtig!) Den andern Antrag betreffend nämlich 
Materialien 111. 60 
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den Antrag der Abgeordneten Schulze und Genoffen, jo genirt und in dieſem 
ein Punkt: es find uns die Grundredyte zu jehr betont. Ich erlaube mir, 
Ihnen noch mit wenigen Worten unſere Anficht hierüber klar zu machen. 
Wir glauben, wir müffen bei den Grundrechten unterjcheiden zwiſcheu der 
Materie und der Form. Infofern es ſich um die Materie handelt, nämlich 
darum, die perjönliche, bürgerliche, politijche, religiöje Freiheit innerhalb der 
Kompetenz der Reichöverfafjung zu begründen, zu erweitern, zu fördern, find 
wir dafür jo gut wie Einer von Ihnen. Aber, meine Herren, wenn eö fich 
darum handelt, diefes in der Form von Grundrechten zu thun, d. h. in der 
Form, dab allgemeine Sätze in die Neichöverfaffung gejeßt werden, jo find 
wir gegen die Anwendung diejer Form. Wir wollen, daß die Freiheiten ge- 
geben werden durd die Schaffung von Spezialgejeßen, welche es einerjeits 
möglich machen, das dem Gejeße zu Grunde liegende Prinzip, das eigentliche 
Grundredyt in den einzelnen Fällen richtig anzuwenden, und welche auf der 
andern Seite auch gegen den Mißbrauch des Grundrechtes jchügen. Denn 
ein allgemeiner Sab, meine Herren, bat die Gefahr des Mißbrauchs viel 
mehr in fich als ein jpezielles, detaillirtes Gejeß, und in jehr vielen Fällen 
hat die Erfahrung gelehrt, daß man bimwiederum mit einem allgemeinen 
Safe, wenn man ihn anruft, gar nichts machen fan, weil die Richter und 
die Beamten, die ihn anwenden fellen, die nöthigen Details nicht haben, um 
ihn wirklich zur praftijchen Geltung zu bringen. Darum, meine Herren, find 
wir gegen die Form der Grundrechte, und darım wollen wir nicht heute 
etwas verjprechen, was wir jpäter vielleicht nicht halten können. Crlauben 
Sie mir ſchließlich noch eine Bemerkung. Es ift gewiß auch mein Wunſch, 
daß der religiöje Friede erhalten oder wenn er ſchon geitört fein jollte, neu 
begründet werde. Aber meine Herren, für eine jo leicyte Aufgabe, wie man 
died von der andern Seite anfieht, kann ich es wahrlich nicht betrachten. 
Im Gegentheil, nad) dem, was vorausgegangen it, iſt das die Aufgabe einer 
langen und ſchweren Arbeit, und im innern Leben der katholiſchen Kirche 
zunächſt muß vorher Manches geſchehen, wenn die Aufgabe gelöft werden joll. 
Wenn die katholiſche Kirche in ihrem inneren Leben abitrahiren will von der 
Geltendmachung jener Sätze, weldye durch die römischen Päpfte im Laufe der 
Jahrhunderte ausgebildet worden find über die Macht des Papſtes über alle 
Staaten und Füriten, wenn fie fid) der Duldſamkeit befleigigen will, wenn 
fie unjere jozialen Einrichtungen und unſern fozialen Frieden nicht ftören will 
durch die Behinderung der gemiſchten Chen, und ähnlicdye Dinge find, Kurz 
wenn fie fid) daran gewöhnt, den Geiſt der Neuzeit in ſich hinein zu tragen 
und die Deutſche Willenjchaft höher zu ſchätzen ald die römiſche Scholaitif, 
dan, meine Herren, wenn ihr das gelingt, wird auch der Zeitpunkt fommen, 
wo wir ohne viele Scywierigfeiten eine Ginigung zwiſchen Staat und 
Kirche werden heritellen fünnen, die dann alle Theile befriedigt! (Lebhaftes 
Bravo.) 
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Kiefer aud Mannheim (Keuzingen-Ettenheim):*) Meine Herren, der 
Herr Abgeordnete für Tauberbifchofsheim hat uns zu Beginn feines Vor: 
trages aufgefordert, von einem hohen Standpunkte diefe Dinge zu betrachten. 
Ich ftimme darin vollitändig mit ihm überein, daß es unjerer unwürdig 
wäre, nad) den großen Greignifjen, welche dieſes Reich neu geichaffen haben 
und welche und die Ausficht auf eine große Zukunft eröffneten, in eine Flein- 
liche, ängitliche oder furchtfame und ſcheue innere Politif zu verfallen. Meine 
Herren, idy gehöre auch nicht zu Denen, weldye glauben, daß ed an ſich ein 
Bedürfniß der deutjchen Staaten jei, die Beziehungen ded Staates zur 
Kirche forthin oder auch nur auf längere Zeit ausſchließlich als einen Vor: 
behalt der Partifular = Gejeßgebung zu behandeln. Ich bin vielmehr 
der MUeberzeugung, daß der Tag fommen wird, — und ich wünjche 
dab er bald komme — an dem die Deutiche Reichögewalt der Nation 
eine fundamentale Gejeßgebung über diefe Dinge und dieſe Berhält- 
nilje verleihen wird. Die Deutiche Neichögewalt allein wird die Macht be 
ſitzen, nach allen Richtungen hin das Gefühl der Nechtsficherheit zu verleihen 
und jenen ftarfen Willen zur Geltung zu, bringen, der gegenüber den Er— 
innerungen an die Kämpfe früherer Jahrhunderte, ‚welche ihre Wirkungen 
noch bis in unjere Zeit hinein erftreden, nothwendig it. Allein, meine 
Herren, wenn wir mit einem vollen Herzen und von einem hohen Stand- 
punfte diefe Dinge betrachten, dann dürfen wir und hier in feiner Weije 
entgehen lafjen jenen nüchternen Sinn der Thatfraft und des politiichen 
Verftandes, welcher allein Deutſchland wieder geſchaffen hat im diejer Zeit. 
Meine Herren, ich bin auch darin vollftändig mit dem Herrn Abgeordneten 
für Tauberbiſchofsheim der Anficht, dab das tiefe Gefühl der Achtung vor 
der Religion, jene Herzenswärme und Ehrfurdyt vor dem Hohen und Heiligen, 
welche unjerer Nation in ihrem innerften Wejen eigen iſt, dab das ein 
wichtiged und tief bedeutjames Unterpfand jei für unjere politiiche Zukunft. 
Allein, meine Herren, das fann und nicht dazu veranlafjen, daß wir die 
neue deutjche Reichögewalt damit inauguriren, eine Gejeßgebung zu ſchaffen, 
welche gefährlicher wäre als alle Konfordate, welche die römiſche Kirche in 
den leßten Decennien irgend einer europäiſchen Regierung angeboten hat. 
Man hat und hier gejagt, die Kirche jei nur eine bürgerliche Gejellichaft, 
fie trete bier im diejer einfachen Vereinögeftalt vor den Staat und jeine 
Rechtsordnung. Es hat zwar der Abgeordnete Dr. Windthorft vorſichtig 
hiezu bemerkt, jo ganz wahr umd richtig jei das eigentlich nicht; das Funda— 
ment diejer Begründung ift aber doch auch unangefochten geblieben, wie eö 
und von den Vertretern deö Neichenspergerjchen Antrages bier vorgetragen 
wurde. Nun, meine Herren, die Kirche ift Fein Verein, fie ift eine mächtige 
Gorporation, eine Großmacht, welche dem Staate in jeinem wichtigiten und 
tiefiten Lebensgebiete auch heute noch Konkurrenz machen will. Wir dürfen 
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und werden nicht vergeſſen, daß jene Bullen und fundamentalen Auslaſſungen 
der römiſchen Politik, welche dieſe Großmacht ſchufen, auch in der heutigen 
Zeit noch ihre volle nicht nur formelle ſondern auch materielle Bedeutung 
beſitzen, von der aus man entſchloſſen iſt, bis zu den letzten Folgeſätzen die 
Dinge dem Staat gegenüber zu regeln, wenn man die Macht dazu 
hat. Es iſt eine ſeltſame Erſcheinung, daß uns heute die preußiſche 
VPartikular-Geſetzgebung, der $ 15 der preußiſchen Verfaſſung, als das 
Höchite gepriejen wird, was die ganze moderne Zeit in diejer Hinficht ges 
ſchaffen hat. Ich habe nie wahrgenommen, dat Diejenigen, welche geleitet 
von ihren ultramontanen Inftinften bis jett aufs Aeußerſte Preußen und 
jeinen Neformbeftrebungen in Deutichland den Krieg gemacht haben, ſich 
hierin irgendwie beirren ließen durch ihre Bewunderung für den $ 15. 
Meine Herren, ich babe vielmehr ftet3 im Süden wahrgenommen, dab die 
agitatorijche Gewalt in der Bolfsmaffe, namentlidy jene agitatorifdye Gewalt, 
welche der nationalen Idee jeit den Entjcheidungen des Jahres 1866 den 
Krieg machte, bis in unjere Tage, bis zum Ausbruch des letzten Krieges und 
theilweije bis zu dem erjten Eindrude der deutjchen Erfolge von der ultra- 
montanen Partei getheikt, gebilligt und mit der Wucht ihres Einfluffes auf 
die Maffe ausgejtattet worden ijt. Nun, meine Herren, jo wenig man mit 
Italien und der nationalen Einheit Italiens Frieden gemacht bat, nachdem 
der Graf Cavour entichlofjen war, die freie Kirche im freien Staate zu 
gewähren, ebenjo wenig würde man mit Preußen Frieden gemacht haben 
lediglidh auf Grund der Thatjache, daß wir geneigt wären, den $ 15 
der preußiichen Verfaſſung in die Reichsgejeßgebung zu übertragen. Wenn 
die Herren uns heute im allgemeinen billigere Bedingungen machen ald nad) 
1866, jo ift hiervon die einzige Urjacye, daß die Kraft und Größe, die 
mächtige und deutiche Geſtalt Preußens, jeine Gejchichte, — daß der die beiten 
Kräfte zuſammenfaſſende Trieb, welcher in dem preußifchen Wolfe lebte und 
waltete, in den jüngiten Tagen endlich den entjcylojjenen Willen und die 
Ihatkraft fand, ganz Deutjchland mit ſich fortzureigen und eine jo ſtarke 
Gentralgewalt zu ſchaffen, wie fie Deutjchland nie beſaß, und bei deren An: 
blif die Herren uns nun ein freundlicheres Geſicht entgegenbringen, als dies 
der Fall jein würde, wenn diefe Macht und dieje Kraft der That für die 
Sache Deutſchlands nicht beitünde. (Zuftimmung.) Ich wiederhole, die 
Herren haben die nationale Idee, ungeachtet des preußiſchen Berfaffungspara- 
graphen 15 befämpft bis auf den heutigen Tag und mit allen ihren Mitteln, 
und fie würden died heute nody thun, wenn ihnen nicht durdy den Gang 
der Dinge eine andere Idee aufgedrungen worden wäre. (Große Unruhe im 
Gentrum, lebhafter Beifall links und rechts.) Meine Herren! Ich babe 
vorhin den Ausdrud gebraucht, eö werde uns bier ein Ding als Verfaſſungs— 
gejeß angeboten, was ich fiir jchledyter halte als ein Konfordat. Wenn man 
ein Konfordat abjcylieht, jo bat man dod) einen Vertrag mit einer Macht, 
welche ſich verpflichtet dDiefen Vertrag zu erfüllen; hier aber würden wir in 
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Wahrheit einen demüthigen Vertrag zu Gunften der römischen Kirche ab» 
ichließen, als deren Unterhändler fi) der Abgeordnete Windthorſt und jeine 
Freunde daritellen. Der Herr Abgeordnete MWindthorft bat und eine 
große Meihe freifinniger Dinge ald die Grundlage und Grundrichtung jeiner 
Anerbietungen ausgeführt, aber — werden denn jeine Sätze auch von jeinen 
angeblichen Mandatgebern, den Inhabern der Autorität des römijchen Stuhles 
anerfannt? Der Herr Abgeordnete Bart) hat ed ſchon ausgejprochen, und 
ed bedarf das feiner Verficherung, dieje Theorie wird nicht anerfannt werden, 
fie fteht im Miderfpruch mit der Grundrichtung gerade der neuſten Bejtre- 
bungen der römischen Kirche. Jenes abjolutiftiiche Regiment, welches eine 
neue verfaffungsmäßige Weihe empfangen hat durch das neueite Konzil, 
würde fich, und zwar mit Necht, jehr wenig befümmern um das, was der 
Herr Abgeordnete Windthorit und hier mit jo großer Freigebigfeit verjpricht. 
(Heiterfeit.\ Herr von Ketteler bat ald die höchſte humane Errungenſchaft 
diejer ftaatöfirchenrechtlichen Beitrebungen die rechtliche Parität der Kon- 
fejfionen bezeichnet. Meine Herren, dieſe Anficht lobe ich, aber ich frage 
zugleich: wer hat und die Parität ald ein modernes Staatsprinzip erfochten ? 
Ich antworte: der Geburtätag des neuen Deutjchlands ift nicht die Zeit, in 
der dad Schwert der Hohenftaufen über Deutichland maltete, und noch viel 
weniger die Tage, in denen die Haböburger mit der Kirche ſpaniſch-roma— 
nifche Politik in Deutjchland trieben und ſich dadurch zu Grunde richteten; — 
die Geburtöftunde deö neuen Deutjchlands ift die Zeit, in der Friedrich der 
Große mit feiner neuen Bolitif und mit jeinem Degen eintrat für das moderne 
Staatöbewußtjein, indem er aus der Erbichaft feiner Väter und mit den 
Mitteln ihrer Politif eine neue Großmacht fchuf, welche entichloffen war, 
fich dadurd) den Weg zu einer glänzenden Zukunft zu eröffnen, daß fie fich 
an die Spitze aller großen, fid) von dem Mittelalter und feinen Traditionen 
abwendenden und dem Fortjchritte der Neuzeit huldigenden Staatöideen ſetzte. 
Meine Herren, Friedricdy der Große und jeine PBolitif und das, was von 
ihr fortwirft in unfere Tage hinein, hat allein den Grundſatz der Parität 
fin den Beziehungen der Konfeffionen unter ſich und zur Staatögemwalt ge 
chaffen, und die römiſche Kirchengewalt, von der man uns jagt, daß fie nur- 
einen einfachen Verein repräjentire, hat diefen Grundfaß nie anerkannt, hat 
vielmehr in feierlichen Kundgebungen, in Syllabus und Encyflifa, ausdrüdlich 
den Grundfaß der Parität verdammt! (Oho! im Gentrum. Lebhafte 
Zuftimmung links.) Alſo in Allem, was uns der Herr Abgeordnete 
Windthorſt ſeinerſeits gleichlam als eine große Errungenſchaft der Zeit 
anpreift und was der Herr Abgeordnete für Tauberbijchofsheim hier gleicy- 
ſam jegnet, würden wir gar nichts erlangen, wenn wir in gutem Glauben 
zugriffen, als eine grobe Täuſchung, die allerdings Iedermann in die Lage 
jegen wide und vorzuwerfen: „Ihr habt bier nicht wie politiiche Männer, 
nicht wie reife und erfahrene Volfövertreter gehandelt, fondern wie Kinder; 
ihr habt euch etwas vormachen lafjen, ihr habt furzfichtig etwas hingenommen, 
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was das nicht ift, wofür man es ausgiebt!“ (Lebhafte Zuftimmung links. 
Murren im Gentrum.) Meine Herren, ich meinerjeitö verabſcheue jede Flein- 
lidy büreaukratiſche Einmiſchung in das Weſen der Kirche. Der Herr Ab: 
geordnete fir Tauberbiichofsheim hat wohl nach einem ultramontanen Blatte 
bier über einen Berliner Vorgang berichtet, über die Aeußerung eines Ab: 
wejenden, des Herrn Profeffors Bluntjchli in Heidelberg. Ich weit nicht, 
ob die Anfichten diejed Mannes in der hier fraglichen Sache mit den meinigen 
ganz übereinitimmen; wenn er wörtlich das gejagt hätte, was ihm von 
Herrn von Ketteler nach einem Zeitungäberichte in den Mund gelegt wird, 
dann ftimmen fie nicht mit den meinigen überein. Nady meinen Anjchaus 
ungen — id) bin Proteftant — beruht gerade die Natur, das tiefſte Wejen 
diejer Firchlichen Gemeinjchaft in der Lebenskraft der Gemeinde, in dem inner: 
lichen religiöjen Wejen der Mitglieder der Gemeinde. Ich habe nie das 
StaatssKirchenregiment des fürftlichen Biſchofs, das landesherrliche Episkopat, 
wenn es auch hiſtoriſch nothwendig war, als eine hohe Zierde, nody weniger 
ald eine unentbehrliche Lebensquelle des Proteftantismus erachtet. Ich ſtimme 
dem Herrn Abgeordneten für Tauberbiſchofsheim aljo völlig zu, wenn er 
jagt, wir dürfen die Kirche nicht erniedrigen, wir dürfen fie nicht herabjeßen 
unter die birreaufratiiche Bevormundung des Staates, dad wäre mit Necht 
geeignet, das gejunde Selbitgefühl jedes Angehörigen der Kirche zu verlehen. 
Allein ich rufe Ihren zu, den Vertretern des deutjchen Volkes, jehen wir 
auf die Geſchichte der Kirche, auf ihre Stellung zum Staat, und fragen 
wir und, ob nicht unjer deutſches Selbitgefühl noch tiefer verwundet würde, 
wenn wir den Tag erleben müßten, an welchem ſich der Staat unjerer 
Nation unter die Bevormundung der Könige und ihrer mittelalterlichen 
Politik niederbeugen müßte! Laſſen Sie uns diefe Zukunft nicht künſtlich 
herbeiführen, laffen Sie uns ihr Erſcheinen nicht künſtlich erleichtern! Ich 
ſcheue mich nicht, zu behaupten, dat man in den ultramontanen Lagern, in 
denen man bis jeßt den Krieg geführt hat gegen die nationale Bolitif Preußens, 
nur eine Äufßerliche Menderung vollzog, indem man erflärte: „wir geben 
zum Kaiſer“, — innerlich aber behielt man fidy vor, den Geiſt und die 
Grundanjchauungen diejer antinationalen Partei hineinzutragen in die Geſetz— 
gebung und das innere Leben des Reichs. Diefe meine Behauptung ift 
identijch mit dem, was alle ultramontanen Kandidaten des Südens als ihr 
Wahlprogramm für den Eintritt in dieſes Haus der Geſetzgebung Deutſch— 
lands verkündet haben. (Sehr richtig!) Wenn Herr Windthorft uns 
verfichert, der Staat jei nicht die einzige Duelle der Geſetzgebung, er ſei nur 
zum Schub der Produfte der Gejetgebung, zum Schuße des pofitiven Rechts 
berufen, jo ift das eine Argumentation aus dem Geifte einer mittelalterlid) 
feudalen Zeit, in welcher der Staat fein Leben theilte mit der Kirche. Diejer 
Satz ift nach den Ideen der modernen Zeit durch und durch unmwahr. Der 
Staat ift die einzige Macht, weldyer das Recht der Gefeßgebung und damit 
die Regelung der öffentlichen Rechtsordnung zukommt. (Widerſpruch.) Aber 
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damit ift nicht gejagt, daf der Staat das Geſetzgebungsrecht dazu mißbrauchen 
dürfe, um die Individuen feiner Bürger unter Bevormundung zu verjeßen, 
noch viel weniger beredytigte Korporationen, denen eine tiefgehende Wirkſam— 
feit zufommt. Allein, meine Herren, wenn man Ihnen von Seiten der 
Antragfteller verfichert, daß diefe Wahrheit des modernen Staatsrechts nicht 
begründet jei, jo veriteht man darunter einfach, daß der Staat audy heute 
noch jeinen Beruf zur Gejeßgebung zu theilen habe mit der Kirche. Die 
Kirche ihrerſeits — dad willen Sie Alle — hat jederzeit das ausſchließ— 
liche Recht in Anſpruch genommen, Geſetze zu jchaffen über die Ehe; fie hat 
auch bi8 auf diejen Tag nie das Nedyt aufgegeben, die Ordnung ded Schul: 
wejend und des Wolfsunterrichtes, eine der mächtigften Quellen der Kraft des 
deutjchen Staates, ihrerjeitö zu beherrichen und nicht blos die Oberaufficht 
zu führen, jondern auch die Gejeßgebung des Staates in einer Weiſe materiell 
zu influiren, wie fie ihrem und ausjchließlicdy nur ihrem geiftlichen Intereſſe 
entiprechen würde. Nun, meine Herren, wäre ein joldyer Zuftand noch eine 
Staatsordiuung, kann man bier nody von einem Gegenjaß zur Staatdomni- 
potenz ſprechen? Nein, das wäre das Chaes, das wäre ein Rüdfall in 
diejenigen Zeiten, in denen der erſte Repräſentant der deutichen Nation ge— 
zwungen war, fich zu theilen in der Herrichaft mit dem Papſt. Das wäre 
ja gerade der Rückfall in den Geift jener mittelalterlich=feudalen Zuftände, 
welche feit den Tagen Friedrichd des Großen nichts mehr find ald trübe Er- 
innerungen an Zeiten des VBerfalled, dem und in umjeren Tagen die Kraft 
jeines Staates entriffen bat. Meine Herren, wir Süddeutichen haben in 
dem franzöfifchen Kriege eine alte Scyuld ausgetilgt — gerade, weil ich ein 
Süddeutſcher bin, will idy dies bier offen ausjprechen. — Wir machen feinen 
Anſpruch auf Lohn dafür, daß wir Alle bis aufs Acußerfte eingejtanden find 
für die Unabhängigkeit der Nation. Wir haben in den tapferen Kämpfen 
der jüddentjchen Krieger jene jchmerzliche Erinnerung an die Schmach der 
Rheinbunds-Epifode ausgetilgt bis auf den Grund, getilgt in franzöſiſchem 
Blute! (Bravo!) Wir haben für die einheitliche Fahne gefämpft, um welche 
unter der Führung Preußens die Nation geſchaart war, für unſere Selbt- 
ftändigfeit und Sicherheit, welche begründet it in der Unabhängigfeit Deutſch— 
lands. Allein einen gerechten Anſpruch an unſere norddeutjchen Freunde 
haben wir zu erheben: laffen Sie und nicht einen partifulariftiichen 
Sat, der nicht allen Intereffen genügt, den $ 15 der preußiſchen 
Verfaffung, jet in der erften Stunde des neuen Reiches als eine unvoll- 
fommene Gabe auf den Tiſch diefes Hauſes niederlegen! Auch ich bin der 
Meinung, die neulich hier ausgejprodyen wurde, daß diefer Sag nicht ein 
Produkt hoher Staatöweisheit ſei, jondern das Produkt eines Kompromifjes 
zwilchen der von der Revolution eingejchüchterten preußiichen Regierung und 
einem doftrinären Radikalismus. (Widerſpruch.) Es ift alſo in Wahrheit 
begründet, wenn man Ihnen zuruft, wir wollen unjere Gejchäfte machen, 
wir wollen übergehen zu den Aufgaben deutſcher Gejeßgebung, in der Weiſe 


952 I. Sejfion des deutſchen Reichstages. 1871. 


praftiicher Gejchäftsmänner, welche genau erwägen und willen, was fie zu 
thun haben, welche fich nicht den unflaren Allgemeinheiten überliefern, aus 
welchen unjere Gegner etwas ganz Anderes jchöpfen ald das von uns Gemollte 
und Beichloffene. Wir wollen und hüten, einer Macht Nechte zu verleihen, 
welche ihrerjeitd gar nicht gewillt it, diefe Herren hier ald ihre Vertrauens— 
männer anzuerkennen, welche auch über alle diefe Herren ohne Rückſicht zur 
Tagesordnung übergehen würde; denn fie müßte nad) ihrer Natur dieje Nechte 
in dem Sinne interpretiven, in dem fie der Ultramontanismus zu allen 
Zeiten interpretirt hat, und in dem wir fie ihm nicht einzuräumen gedenfen. 
Wir find in diefen Tagen einen großen Schritt vorwärts gefommen. Die 
partifulariftiiche Gewalt ift in ihre Schranfen zurüdgemiejen, die Reichs— 
gewalt und das Neichsoberhaupt bedeuten vor dem ganzen deutſchen Wolfe 
die Stärfe und die Macht. Das ift der höchſte Segen unferer Zeit — er 
birgt im ſich das Gefühl, daß Deutichland ein Staat geworden ift! Laffen 
Sie und aber unter dem Jubel dieſer Siegedtage nicht vergeſſen, dab die 
Niederlagen Preußens im fiebenjährigen Kriege, die Tage von Gollin und 
Kunersdorf einft wie hohe Freuden- und Feſttage am römiſchen Hofe gefeiert 
wurden, und daß, wenn es heute anderd gefommen, diefe Erjcheinung mur 
darin begründet ift, daß man nun die Früchte erntet von dem Heldenmuth, 
der Energie und der ſtaatsmänniſchen Größe, in welcher damals Preußen — 
im Gegenjate zu mandyer jpäteren Epoche — gelenft worden ift. Meine 
Herren, ein geiftwoller Parteigänger welfiich-ultramontaner Richtung, Herr 
Dnno Klopp, hat gejagt, Graf Bigmard babe die Politif Friedrichd des 
Großen wieder herausgegraben. Das wollen wir ihm glauben und wir 
wollen diefen Glauben dadurch bewähren, daß wir nie mehr zurüdfehren in 
die Tage der Zeit, in der Deutſchland fid) vor dem Ultramontanismus fürchten 
und die innere Politif mit ihm tbeilen mußte! Laſſen Sie und im Geijte 
der neuen Zeit unfere Aufgabe erfüllen, dann allein werden wir würdig jein, 
die Erben Derer zu heißen, welche in den Tagen der Schlachten und Ent 
Icheidungen gegen den auswärtigen Feind dad Größte geleitet haben, dann 
werden wir die Mohlthaten eines mächtigen und freien Staatöwejend in die 
Zufunft überliefern, wofür unfere Krieger und mit ihnen das ganze deutjche 
Bolf jo gewaltige Opfer gebracht haben! (Lebhafted Bravo.) 


v. Mallinckrodt*‘): Meine Herren, gegen die Herren aus Baden ift 
ſehr jchwer aufzukommen. Die haben nicht nur aus großen Geſchützen auf 
und gefeuert, jondern das war ein fürmlidyes Mitrailleufenfeuer, (Heiterkeit) 
ed hat auch ungefähr jo gefnarrt; indefjen unter den vielen Kugeln, die ver: 
ichoffen find, waren wenig oder gar feine Treffer. Ich beichränfe mich jenen 
Ausführungen gegenüber auf wenige Bemerkungen. Der Herr VBorredner 
behauptet, der Grundjaß der Parität jei ſeitens unſeres Firchlichen Ober 
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hauptes „verdammt”, — ich jage: nein, das tft nicht fo, und erwarte die 
Beweiſe, (Abgeordneter Kiefer: Ich werde fie bringen!) ed genügt mir 
nicht die Anklage. Der Herr Vorredner jagt weiter, es ſei unſererſeits ſtets 
die deutjche Idee befämpft, — ich beitreite die Wahrheit diefer Behauptung 
und bitte nur das Wort „deutſch“ nicht zu migbrauden. Die deutiche 
Idee erjchöpft fich mit nichten in dem Gedanken und in den Tendenzen, 
welche die Herren verfolgen; ich erinnere an den Unterjchied von Groß= und 
Kleindeutih. Deutſch wäre wohl Beides, dad Großdeutſch aber noch in 
vollerenn Maße wie das Kleindeutih. Laſſen Sie und darüber jet nicht 
weiter rechten. Wir haben ein Deutjcyed Neich, wir haben eine Deutiche Ver: 
fafjung, und wir unjererjeitö find vollftändig bereit uns loyal und treu auf 
diejen Boden zu Stellen. Es it von dem Herrn Vorredner bemerkt, der 
$ 15 jet ein Kompromiß der eingeichüchterten preußiſchen Regierung, 
— mit wem ijt denn das Kompromik gejchloffen, von wen war die preußis 
ſche Regierung eingejchüchtert? Bon dem Ultramontanismus im Jahre 48? 
Meine Herren, ich erinnere Ste an die Jahre 48 und 49 in Baden. Da 
waren es nicht die Ultramontanen, die der preußiichen Regierung gegertüberitanden, 
— nein, nachdem das preußiſche Heer in Baden eingezogen war, da lieh die 
preubijche Regierung jogar den Iefuiten freie Hand im Lande Baden; das 
waren nicht die Gegner, mit denen fompromittirt zu werden brauchte, die 
Gegnerin war die Revolution. Der Herr Abgeordnete aus Baiern, der 
vorhin jprach, hat fich etwas weniger heftig geäußert, aber er war doch auch 
jehr reich an allerlei unrichtigen Bemerkungen: fie alle bier zu refapituliren, 
würde jehr weit führen. Ich begnüge mich wiederum mit Wenigem. Gr 
verſprach und am Schluß jeiner Nede die volle Freiheit, volle Parität, aber 
unter einer Bedingung, meine Herren, unter der Bedingung, daß wir und 
erſt befehrten; wir jollten erſt alle die Verſchiedenheiten fallen laſſen, die 
unjere Anfichten von den feinigen unterjcheiden, und dann wäre er vollitändig 
bereit, und zu rezipiren als gleichberechtigte Bürger. Er ſprach im Uebrigen 
von dem erhabenen Standpunkte des fouveränen Landes Baiern aus in einer 
Weije, die mir die Frage nahe legt, ob denn wohl der Staat Baiern von 
älterem Datum jei ald die Kirche, von der er redete. Ich glaube, der Staat 
Baiern wird, jo wenig er älter ift, ebenjo wenig die Kirche überleben! 
Marten wir ruhig, was die Gejchichte bringt! (Bewegung.) Was die Aus- 
führungen des Herm Abgeordneten von DBlandenburg anbelangt, jo brachte 
er ein paar Argumente, die der Lage meines Erachtens nicht entiprechen, 
indem er verficherte, er jeinerjeits und jeine Partei jeien vollitändig bereit, 
den Kirchengejellichaften gegen unberechtigte Eingriffe Scyuß zu bieten. Ja, 
meine Herren, die Beſorgniß vor diefer Partei (nach rechts) iſt ed nun auch 
wirflidy nicht, die unjerem Antrage zu Grunde liegt; wir find wenigitens der 
Weberzeugung, daß, wenn die Partei diejenigen Grundjäße feithält, die allein 
fie zu ihrem Namen berechtigen, dann von der Seite nichts zu fürchten ift. 
Freilich habe ich jeit einigen Jahren wohl Gelegenheit gehabt, zu beobachten, 
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wie mehr und mehr auf jener Seite die fonfervativen Prinzipien verduniten ; 
(Sehr gut! im Gentrum) ich babe noch vor wenigen Tagen mein großes 
Wunder darüber gehabt, daß gegenüber der feineswegd nationalen, ſondern 
internationalen europäifchen Nevolultionspartei, die ſich doch wahrlich maufig 
genug in diefem Augenblid macht, die fonjervative Partei jelbit die Mög: 
lichfeit einer Intervention und Einmiſchung in anderer Leute Händel vollitän- 
dig von ſich abwied. (Bewegung) Der Herr Abgeordnete hat dann fid) 
darauf berufen, daß ſeine Geiftlichen ja gar nicht agitirt hätten. Ia, meine 
Herren, die hatten ed auch gar nicht nöthig. Wem ftanden wir denn gegen: 
über? Feinde ringsum (große Unruhe) heute und bei den Wahlen, auf allen 
Seiten Gegner und alle wirkten zuſammen. Aljo, wern wir da unjere Kräfte 
möglichit angejpannt haben, dann bitte ich uns das nicht zu verübeln. Der 
Herr Abgeordnete von Blandenburg fragt, ob wir denn etwa meinten, daß 
es ihre Abficht jet, den Artifel 15 der preußiichen Berfaffung aufzuheben. 
Nein, meine Herren, das meine ich zwar nicht, allein die Garantien, die 
diefer $ 15 der preußiichen Verfaffungsurfunde bietet, find zum Theil 
ſchon aufgehoben, denn fie find eben in Frage geftellt durch die Nummer 16 
des Artifeld 4 der Neichöverfaffung, durch das Hineinziehen der Vereinsgeſetz- 
gebung in die Neichöfompetenz; und weil hierdurch die Garantien, auf die 
wir und in Preußen jo gerne ftüßen, im Reiche mehr oder minder gefährdet 
ericheinen, deshalb wünjchen wir, daß auch im Neiche die gleichen Garantien zur 
Geltung fommen. Es ift und dann von demjelben Abgeordneten vorgeworfen, wir 
befänden und im Widerjpruch mit uns jelbit: wir hätten früher jede Kompeten;- 
erweiterung zu Gunften der Neichöverfaffung eifrig befämpft, und jet gäben 
wir mit einem Male diefen Standpunft auf. Da liegt wohl ein Fleiner 
Irrthum zu Grunde Wir haben nicht die Abſicht, die Kompetenz zu er: 
weitern, jondern nachdem die Kompetenz erweitert ift, juchen wir auf dieſem 
erweiterten Boden die alten Garantien. Endlich hat er und vorgeworfen 
wir hätten die Forderung geftellt, das Reich jolle interweniren gegen Italien, 
und doch fei der Papft ja nur eine rein innere Angelegenheit der Katholiken. 
Nein, meine Herren, jo eine blos innere Angelegenheit ift der Papit denn 
dody nicht. Wenn das legitimfte und älteſte Recht in Europa in ber 
ruchlojeiten Weije (Aufjehen) angegriffen und beeinträchtigt wird, dann ift 
das feine ausjchlieglich innere fatholijche Frage mehr, — freilich ift es das 
auch, aber es reicht die Bedeutung weit darüber hinaus — es ift eine allge— 
meine Frage der Nedhtsjolidarität in Europa. (Sehr richtig! im 
Gentrum.) Ich erlaube mir dann, indem idy auf die Reden der Herren 
Graf Nenard und von Treitjchke nicht zurückkommen zu müſſen glaube, nur 
noch ein paar Worte aus Anlaß der Rede des Herrn Abgeordneten Dr. Löwe. 
Ich wende mich unter allen Ausführungen, die wir gehört haben, am liebiten 
zu diefer; denn ich fühlte in dem Eingange deifen, was der Herr Abgeord: 
nete jagte, und audy gegen den Schluß feiner Rede midy mit ihm auf gleichem 
oder verwandtem Boden. Auf gleichem Boden ftehe ich mit ihm, wenn er 
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ſagt, es handle fich bier nicht um den Boden der Glaubenseinheit, ſondern 
um den der Freiheit. Ich nehme das in vollem Maße, im vollen Sinne 
des Worted an; ich nehme es nicht nur an für mich, ich nehme es an für 
alle meine politifchen Freunde. Wir wollen die Freiheit, die Sreiheit für jede 
Klaffe, für jeden Stand und jeden Stamm, wir wollen die Freiheit für die 
Entwidelung geiftiger und materieller Intereffen und Beitrebungen: — mit 
einem Worte, wir wollen — ohne Prävention — auf dem Boden einer von 
ftarfer Hand gehaltenen und geficherten, gerechten, fittlichen Gejeßgebung die 
Freiheit des Guten und des Böſen. (Bewegung.) In Einem, aber in einem 
Kardinalpunkte finde ich mich mit dem Herm Abgeordneten im Widerſpruch. Er 
betont vor Allem die Trennung des Staates von der Kirche; auf dem 
Gedankenwege folge ich ihm nicht. Ich halte die Trenmung ded Staates von 
der Kirche nicht für das wünjchenäwerthe, ſelbſt nicht einmal für ein mög: 
liches Ziel, wohl aber das jelbititändige Nebeneinanderitehen auf 
dei einander fremden Gebieten eines Jeden — und das wohlwollende, vertrauende 
Zujammenwirfen auf den Gebieten, wo beide ſich einander berühren und 
in einander greifen. Bon diefem Standpunft würden auch in weiterer Aus— 
dehnung die Differenzpunkte zu erörtern fein, die in Bezug auf die Schule, 
die in Bezug auf die Ehe und was dergleichen mehr iſt von den geehrten 
Herren bevorgehoben wurden. Ich fomme zu der letzten Bemerkung, die er 
machte. Er betonte als das Wünſchenswertheſte die Befeitigung des Miß— 
trauend. Ja, meine Herren, die Beleitigung des Miftrauend — wenn wir 
das erreichen könnten, jo wäre das für uns das größte Geſchenk, was Gie 
und machen könnten! (Bravo!) Wir begegnen tagtäglic) dem Mißtrauen 
in Hülle und Fülle, und wie wir und audy bemühen das Mißtrauen zu 
zerftreuen, die Bemühungen jcheitern immer von neuem an dem ftet3 fich 
neu aufthürmenden und neugeitaltenden Vorurtheil. Glauben Sie nur, 
wir find es wahrlich nicht, die eine Störung des konfeſſionellen Friedens 
im Schilde führen. Halten Sie und denn für jo wahnwitig, dab wir 
in der Stellung, die wir im Deutjchen Reiche haben, in dem Stärfeverhält- 
niß der Kopfzahlen, in dem Verhältniß gegenüber den Regierungen, in dem 
Verhältniß der Vertheilung der Güter und des Kapitals, der Vertheilung 
der Aemter und was dergleichen Dinge mehr find — daß wir da jo thöricht 
jein jollten, Zwiejpalt zu jäen, wo wir den Frieden haben fünnten? Etwas 
gejunden Menjchenverftand ſollten Sie und wirflicdy doch zutrauen. Meine 
Herren, Sie haben neulidy einen Rückblick in die Gejchichte geworfen und ed 
ift hingewiejen worden auf einen Keim der Zerrüttung des Deutſchen Neiches, 
der gelegt jei mit der Einmiſchung des Reichs in auswärtige, namentlich in 
italienijche Verhältniffe. Meine Herren, ich gebe Ihnen zu, daß der Vor: 
wurf feineswegs unbegründet it. Man braudyt ja nur hinzuweiſen auf die 
Hohenftaufenzeit, insbejondere Kaiſer Friedrich II. um das ganz Mar zu 
legen. Allein derartige Einwirkungen find doc auch jeit 3 bis 400 Jahren 
von dem Deutjchen Reiche aus nicht mehr verjucht worden. Kaifer Karl V., 
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in deſſen Reiche die Sonne nicht unterging, ſtand wahrlich noch auf einer 
hoben Stufe der Macht. Woher fam ed nun, daß von da ab nicht volle 
anderthalb Jahrhunderte hinreichten, um das Deutjche Reich bis in den tief: 
ften Abgrund des Verderbens hinabzuftürzen, in dem es fich zur Zeit des 
dreitigjährigen Krieges befand? Das lag wahrlich nicht an der Einmiſchung 
in fremde Angelegenheiten, jondern an dem Zwiejpalt der Meinungen im 
eigenen Lande und an den erfolglofen Verjuchen den Zwiejpalt der Mei: 
nungen mit der Schärfe des Schwertes zu befeitigen! Das iſt es, was und 
in das Verderben gebracht bat. Machen wir und jeßt feine Vorwürfe von 
der einen oder der andern Seite — die Xilten würden lang werden, wenn 
Feder aufzählen wollte, was von anderer Seite gefündigt iſt im Beziehung 
auf diejen Punkt. — Darauf fommt es auch gar nicht an bei meiner Betrach— 
tung. Die Thatſache ift, daß der geiftige, der religiöfe Zwieſpalt das Land 
bis zur vollen Tiefe des Verderbens gebracht hat. Und wenn jeitdem Deutſch— 
land langjam und ganz allmählig fich wieder erhoben hat bis zu der Höhe, 
auf der wir in diefem Augenblide Gott jei Dank ftehen, worin liegt denn, 
nicht zum Kleinften auch eine Urjache? Sehen Sie auf den Frieden von 
Münfter und Osnabrück. Die Gewiffensfreiheit, die damald ausgeſprochen 
wurde, war freilidy nody eine äußerſt bejchränfte und es war nur ein Heiner 
Anfang; und doc ift diefer Keim im Laufe der Zeit zu einem mächtigen 
Baum herangewachien. Zunächſt reichte zwar die Parität der Konfejfionen 
faum weiter als bis zu den Zandeöherren, denn die Einwohner der "einzelnen 
Länder ftanden noch lange unter dem Druck des jus reformandi der Yandes- 
herren, allein das Prinzip der Parität brach mehr und mehr durdy und hat 
ſchließlich ſowohl durch den Reichödeputations-Hauptichluß wie in der Wiener 
Kongrekakte als ein Fundamentalgejeß des Deutjchen Volkes Ausdrud ge 
funden, welches zumal bei der neuen Gntwidelung der Verhältniffe, wo die 
Konfeffionen in den ihnen angehörigen Individuen in immer neue Miſchung 
mit einander getreten find, fich bewährt und gezeigt hat, melde Bedeutung 
es bat. Und an der Hand joldyer Lehren der Gefchichte meine ich iſt es 
wahrlich gut gethan, wenn wir in dem Augenblid, wo wir einen neuen 
Boden betreten haben und einer glänzenderen Zukunft entgegen geben wollen, 
diefen Boden nidyt von Haufe aus unterminiren lafjen durdy die Gefahren 
des Zwiejpaltes in der Feindfeligfeit auf geiltigem und religiöfem Boden. 
Die Einheit können wir in diefem Momente nicht haben, wir fünnen fie 
nicht erzwingen und nicht erzwingen wollen. Was ſteht der Einheit am 
nädhiten, wenn es ſich um den Frieden handelt? Die Freiheit und abermals 
die Freiheit und die Anerkennung des gegnerijchen Rechtes! (Lebhaftes 
Bravo im Gentrum.) 


Schr. zu Rabenan (Gießen ı.):*) Meine Herren! Ich bin der Anficht, 
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daß wenn die Grundjäße einmal auf dem Punkt angelangt find, auf welchen 
fie leider durdy dad Hineintragen religiöfer Angelegenheiten in dieje Debatte 
gefommen find, dieie Gegenläße dann möglichft jcharf geitellt werden müfjen, 
damit Jeder wiſſe, woran er it. Ich werde verjuchen das zu thun. Der 
Kommentar zu dem Antrage Neichenöperger und Genofjen und über die 
Stellung der päpftlichen Kurie zu diejer Frage ift gegeben in der „Civilta“ vom 
18. März 1871 — bekanntlich das offizielle Organ der römischen Kurie —: 
„Der Papit ijt oberjter Richter der bürgerlichen Gejeße; in ihm laufen die 
beiden Gewalten, die geiltliche und die weltliche, wie im ihrer Spitze zuſam— 
men, denn er iſt der Stellvertreter Chrifti, welcher nicht nur ewiger Prieſter 
fondern auc König der Könige und Herr der Herrichenden ift“, und gleidy 
nachher heit es weiter: „Der Papſt ijt kraft feiner hohen Würde auf dem 
Gipfel beider Gewalten.“ Meine Herren, das find dieſelben Grundſätze, 
weldye die religiöjen und bürgerlichen Zerwürfniffe und den Zerfall Deutſch— 
lands im Mittelalter herbeigeführt haben, die Grundjäge der Kurie find 
heute nod) diefelben und werden ewig diejelben bleiben. Sch nun, und id) 
glaube mit mir der größte Theil des Haufes, ftehe auf einem anderen, 
diametral entgegengejegten Standpunkt. Uns ift der Staat die einzige Duelle 
der Geſetzgebung, und dieje beiden Gegenjäße halte ich für unvereinbar. 
Hiermit ift die Situation ganz klar gegeben. — Dem Herrn Abgeordneten 
für Tauberbiſchofsheim bin ich eine Antwort ſchuldig. Er rief und vorher 
zu: „verlegen Sie nicht das religiöje Gefühl des Elſaß;“ ich unterbrady ihn 
— allerdings nicht in ganz parlamentarifcher Weile ich geitehe ed — 
mit dem Zurufe: „nicht wir, ſondern Sie verlegen das Gefühl des Elſaß 
durch die Grundjäße, die Sie verfechten.” Meine Herren, ich bin Ihnen 
ichuldig, Dielen Sat zu "motiviren. Die Herren aus dem Gentrum find 
in dem Antrage, jo wie fie ihn geitellt haben, nicht mit ihren leßten Zielen 
hervorgerückt. Mit viel größerer Präzifion und Schärfe geht das hervor 
aus einem Aktenſtück, das — idy weiß nicht, ob audy anderwärtd, — aber 
heſſiſchen Abgeordneten bei den Reichötagäwahlen als conditiv sine qua non 
der Unterftüßung durdy die Katholiken zur Anerkennung ald Direftive für ihr 
Verhalten im Neichötage vorgelegt wurde. Unterzeichnet it daſſelbe unter 
andern von zwei Mitgliedern des Domfapiteld in Elbing, dem Domfapitular 
Dr. Moufang und Domfapitular Dr. Hafner. Die weiteren Unterjchriften 
find: Karl Fürft zu Iſenburg-Birſtein, Franz Schr. v. Wambolt, Oberrech- 
nungsrath Bade. Datirt iſt das Aktenftüd: Mainz, den 12, Januar 1871. 
Meine Herren, in diejem höcyit merkwürdigen Kommentar zu dem, was die Herren 
hier beantragt haben, werden Sie audy dte Erklärung finden zu dem, was das fleri= 
fale Sentrum bei der Adreßberathung unter dem Worte „Intervention” verstanden. 
Das ilt bier vollitändig klar geitellt durdy die Ausführungen des Kommentars 
unter 4. Das geht auf die Wiederheritellung der weltlichen Macht des Papſtes. 
Das Aktenſtück lautet, — wünſchen Sie, daß ich ed ganz verlefe? (Sa!) 
„Sunächiter Zeit werden die Wahlen zum Reichötag in dem Großherzogthum 
jtattfinden. Der Ausfall diejer Wahlen wird nicht blos für die bürgerlichen 
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und politiichen Interefien von großer Wichtigkeit fein, jondern auch auf die 
fünftige Geitaltung unjerer religiöfen Verhältniſſe Einfluß üben. Ein be 
ſonderes Wahlprogramm für die Katholiken des Großherzogthums aufzuftellen, 
icyeint in diefem Augenblid um fo weniger angezeigt, als die Verhältniſſe 
und nur in wenigen Wahlbezirken einen enticyeidenden Erfolg verjprechen. 
Unter allen Umſtänden aber werden es die Katholiken als ihre Pflicht er- 
fennen, ihre Stimme feinem Kandidaten zu geben, von welchem fie eine 
Schädigung ihrer religiöfen Intereffen zm fürchten haben, und nur zu der 
Wahl joldyer Männer mitzuwirken, welche in diefer Beziehung Bürgichaft 
geben. Inöbejondere haben wir von unjeren Neichötageabgeordneten zu 
fordeın: 1. daß fie für Uebertragung der die Stellung der Kirche regelnden 
Paragraphen aus der preußiſchen Landesverfaſſung in die Reichöverfaflung 
jtimmen wollen;" — Meine Herren, bier muß idy die Verlefung im Zu: 
ſammenhang für einen Augenblid unterbrechen und zu dem am Schluß 
des Aktenſtückes abgedrudten Auszug diejenigen 88 der preußilchen Ver— 
fafjung einfügen, weldye die Unterzeichner des Mainzer Aktenſtücks in die 
Neichöverfaffung übertragen haben wollen. Es ift das etwas wejentlid) 
Anderes ald was die Herren in diefem Haufe beantragt haben. Die 
Unterzeichner der Mainzer Punkte wollen die $$ 12, 13, 14, 15, 16, 
17, 18 der preußischen VBerfaffung in die Neichöverfaffung übertragen haben. 
Dieſe Artifel lauten: „$ 12. Die Freiheit des religiöfen Bekenntniſſes, 
der Vereinigung zu Neligionögejellichaften ($$ 31 und 32) und der ge 
meinjamen bäuslicyen und öffentlichen Neligionsübung wird gewährleiftet. 
Der Genuß der bürgerlichen und ſtaatsbürgerlichen Rechte it unabhängig 
von dem religiöjen Bekenntniſſe. Den bürgerlichen und ftaatsbürgerlidyen 
Pflichten darf durch die Ausübung der Religionsfreiheit fein Abbruch ges 
ſchehen. $ 13. Die Meligionögejellichaften, jo wie die geijtlichen Ge— 
jellichaften, welcdye feine Korporationsrechte haben, können dieje Rechte nur 
durch bejondere Gejeße erlangen. $ 14. Die chriſtliche Religion wird 
bei denjenigen Einrichtungen des Staats, welche mit der Neligionsübung 
im Zujammenhange ſtehen, unbejcdyadet der im $ 12 gemährleiiteten 
Neligionsfreiheit, zum Grunde gelegt. $ 15. Die ewangeliiche und 
die römiſch-katholiſche, jowie jede andere NReligionsgejellichaft, ordnet und 
verwaltet ihre Angelegenheiten jelbititändig und bleibt im Beſitz und Genuß 
der für ihre Kultus-, Unterrichts: und Wohlthätigkeitözwede beftimmten Ans 
ftalten, Stiftungen und Sonde. $ 16. Der Verfehr der Religiond- 
gejellichaften mit ihren Oberen ift unbehindert. Die Bekanntmachung kirch— 
licher Anordnungen iſt nur denjenigen Beſchränkungen untenvorfen , welcyen 
alle übrigen Beröffentlichungen unterliegen.“ Meine Herren, das würde be 
fanntlich die Aufhebung des placetum regium imvolviren. — „$ 17. 
Weber das Kirchenpatronat und die Bedingungen, unter welchen daſſelbe 
aufgehoben werden fann, wird ein bejonderes Gejeß ergehen. $ 18. 
Das Ernennungs-, Vorſchlags-,, Wahl: und Beftätigungärecht bei Beſetzung 
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firchlicher Stellen ift, ſoweit e8 dem Staate zuiteht und nicht auf dem 
Patronat oder befonderen Rechtötiteln beruht, aufgehoben. Auf die Anitel- 
lung von Geiftlichen beim Militär und an öffentlichen Anitalten findet dieje 
Beitimmung feine Anwendung.“ Die drei letzten Pofitionen des Mainzer 
Programmd lauten: 2. „daß fie gegen alle bejchränfenden Beitimmungen 
anfämpfen werden, die bei Aufitellung des Reichs-Vereinsgeſetzes bezüglid) 
der Klöfter in Vorſchlag gebradyt werden fünnten; 3. daß fie ſich bemühen 
wollen, der Kirche den ihr gebührenden Einfluß auf Ehe und Schule zu 
wahren, und daß fie auf alle Fälle gegen Einführung der Givilehe, ſowie 
auch von Kommunale und Miſchſchulen ftimmen werden; 4. daß ſie bei 
etwaiger Berathung der römijchen Frage für die Aufrechterhaltung der 
weltlichen Souveränetät des Papites ſich ausjprechen werden.” — Und dann 
Ihliegt das Aktenſtück: „In diefen vier Punkten it das Minimum der 
orderungen enthalten, die von den Katholifen aufgeitellt werden müſſen, 
und auf volle Gewährleiftung derjelben zu bejtehen find.jie um jo mehr be- 
rechtigt, als einerjeits alle Verfafjungen und verjchiedene völferrechtliche Ver— 
träge ihnen freie Religionsübung zuerfennen, und alö andererjeitö die Frei- 
beit der Kirche ein aus ihrer göttlidyen Ginjegung direft und unbedingt her- 
vorragended Grundrecht ift. Indem wir Ihre Zuftimmung zu diefen Grund- 
lügen vorausjegen, erſuchen wir Sie ganz ergebenft, in Durchführung der- 
jelben mitzuwirken. Hierzu ift vor Allem erforderlich, daß Iemand aus 
Ihrem Kreife fich bereit finde, die entſprechenden Mittheilungen über die 
daſelbſt aufgeitellten Wahlprogramme und Wahlkandidaturen jchleunigit an 
und gelangen zu laſſen. Dieje Mittheilungen können nad) Belieben an 
einen der Unterzeichneten gerichtet werden und wird jeder derjelben die etwa 
erbetenen Auskünfte zu ertheilen fich zur Pflicht machen.” — Meine Herren, ' 
eö jcheint mir, dab derjenige unjerer Herren Kollegen, weldyer an der 
Spite ded Mainzer Domfapitels fteht, nicht die rechte Perſon fein kann 
die und zuruft: „verlegen Sie nicht die religiöjen Gefühle des Elſaß!“ 
Werden die Grundſätze des Mainzer Programms und was damit zuſammen— 
bangt im Elſaß praktiſch, jo werden wir nicht nur im Elſaß Wirren ohne 
Ende befommen jondern aud) in ganz Deutjchland. Deshalb möchte ich 
den Herrn Bundeskanzler bitten, daß er den Herm Abgeordneten für 
Zauberbijchofsheim bei demjenigen, was er für nöthig hält, um die religiöſen 
Gefühle des Elſaß nicht zu verlegen, nicht zu Nathe zieht, — er wird es wohl 
auch ohne dieſe Bitte nicht thun. 


Bebel aus Leipzig (Glaudyau-Waldenburg)*): Meine Herren! Ich muß 
zunächſt das Geſtändniß ablegen, daß mir die Debatte einen ganz eigen- 
thümlichen Eindruck gemadyt hat. Ich habe geglaubt, es würde fid) um 
eine prinzipielle Grörterung, ob Grundrechte oder nicht Grundrechte, handeln; 
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ftatt defjen befommen wir zwei lange Sitzungen hindurch nichts weiter ald 
Streitigfeiten über religiöje Dinge zu hören. Es ſcheint mir überhaupt, als 
wenn die Neligionsinterelfen im neuen Deutjchen Reich alles Andere aus: 
merzen jollten; denn in zwei Sitzungen, die ich die Ehre habe bier an- 
wejend zu jein, habe ich außer Neligiöjem faum etwas Anderes zu hören 
befommen, jo dal einem Manne, der mit den religiöjen Dogmen vollitändig 
gebrochen hat, eö eine gewilje Selbitüberwindung foftet, einer jolden Ver— 
handlung länger zuzuhören! (Heiterkeit) Meine Herren! Es iſt von einer 
Seite in der Sommabendfigung behauptet worden, daß Grundrechte in einer 
Verfaſſung zu verlangen eigentlidy ein längit überwundener Standpunkt jei, 
ein Standpunft, der der Kinderzeit unferes politiſchen Lebens angehöre. Ich 
werde auf diejen Einwand noch jpäter ausführlich zurücdfommen. (Unrube.) 
Ic will bier zunächſt nur bemerken, dab als vor circa 8 Monaten der 
König von Preußen Berlin verließ und nad) dem Kriegsjchauplag abreiſte, 
er in einer Proflamation ausdrüdlich ausiprach, daß aus diefem Kriege die 
freiheitliche und einheitliche Entwickelung Deutſchlands hervorgehen jolle. 
Nun, meine Herren, ich hätte denn doch geglaubt, dab, wenn man von 
böchiter Stelle dieſes Berjprechen nidyt erfüllt hat, nach meiner Weberzeugung 
es wenigitens Aufgabe und Pflicht des Neichötages geweſen jei, an dieſes 
Veriprechen zu erinnern und Alles aufzubieten, um diejes Verſprechen zur 
Verwirflidung zu bringen. Statt deijen aber höre und jehe ic; aus den 
ganzen Verhandlungen, dat nicht nur diejenige Partei, die Herren von der 
Rechten, die von jeher von freiheitlichen Rechten gar nichts haben willen 
wollen, — das bringt ja ihre Natur mit ſich — (große Heiterfeit) jondern 
daß auch die Herren hier von der Linken, die feit 3, 4, 5 Jahren uns be 
jtändig damit vertröftet haben: haben wir erjt die Einheit, dann befommen 
wir auch die Freiheit, — dab die Herren heute, nachdem wir die Cinbeit, 
wenn aud in etwas unvollftändiger ald im alten Bundestage haben, — 
dab fie heute erfläreu, es it nicht opportun, die Freiheitsfrage . - - - 
(Unterbrechung. Ruf: geradeaus!) — Meine Herren, id) jpreche vorzugäweile 
bier zu den Herren auf der Yinfen, da meine Worte fie angeben. (Unter: 
brechung rechts: Wir hören nichts!) Meine Herren, ich hoffe, Sie werden 
es hören, Sie jollen auch Ihr Theil ganz beitimmt befommen. (Grobe 
Heiterfeit.) — Aljo die Herren haben uns jeit dieſer Zeit beftändig damit ver: 
tröftet, die Freiheit würde fommen, und jeßt, wo mit der Freiheit nad 
ihren früheren eigenen Aeußerungen der Anfang joll gemacht werden, jagen 
fie, eö ift imopportun, und zu meinem größten Erſtaunen tritt diejenige 
Partei (die Fortjchrittspartei), die in dem vergangenen Jahre, wo dieſe 
Herren (auf die Nationalliberalen weifend) die Parole der Inopportumtät 
ausgaben, dieje Parole befänpft hat, jet auf und erflärt ebenfalls, es it 
inopporhin, die Grundrechte in die Verfaffung aufzunehmen. Sie erflätt 
das angeſichts der Thatſache, daß jelbit die verbündeten Negierungen ſich 
um die Inoppertunität einer Verfaſſungsänderung gar nidyt jcheren, jondern 
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beantragen, daß der Artikel 8 der Verfaſſung geändert werde, injoweit als 
der Ausſchuß für die auswärtigen Angelegenheiten außer den Mitgliedern 
von Baiern, Sachſen und Wirtemberg auch noch zwei vom Bundesrath ge- 
wählte Mitglieder in jeiner Mitte zähle. Meine Herren, wenn die Herren 
von der Regierung feine Veranlaffung genommen haben, jich an das, was 
fie vor einigen Monaten beſchloſſen haben, zu ehren, jondern hier jelbit eine 
Aenderung der Verfaſſung beantragen, dann follte ich meinen dürfte eine 
Partei, die bisher vorgab, den entjchiedenen Fortichritt auf ihre Sahne ge— 
jchrieben zu haben, doch wahrbaftig nicht hinter der Regierung zurücbleiben. 
Indeß dieje eigenthümliche Erjcheinung läßt ſich jehr wohl erflären, und bier 
fomme ich auf das Wort zurüd, was der Abgeordnete Treitſchke am 
Sonnabend ausgeſprochen hat, nämlich, dab es in die Zeit der politijchen 
Kinderjahre gehöre, wo man Grundrechte und dergleichen Dinge in eine 
Verfaſſung aufgenommen bat. Ich gebe diefem Sate allerdings eine andere 
Interpretation, wie er fie gegeben bat. Der Abgeordnete von Treitſchke hat 
vollitändig Recht, von politiicher Kindheit zu reden, wenn er die Zeit von 
1848 erwähnt. Denn, meine Herren, politiſche Kinder fünnen eö allerdings 
nur gewejen jein, die in einer Neichöverfaflung, an deren Spiße der König von 
Preußen ald Deutjcher Kaiſer ſtehen joll, abjolute Preßfreiheit, abjolutes 
Vereins: und Verſammlungsrecht, Trennung der Schule von der Kirche, der 
Kirche vom Staat, die Gewährleiftung der perjönlichen Freiheit und noch 
eine Menge anderer Dinge verlangen. Das von dem König von Preußen, 
überhaupt von einem Fürften zu verlangen, it allerdings kindiſch. (Heiter— 
keit.) Denn, meine Herren, wir dürfen nie vergefien, daß die Interefjen 
des Volkes und die Interefjen der Fürften entgegengejeßte find, (Wider: 
ſpruch und Gelächter) daß der Fürſt das Intereſſe hat, möglichit abjolut zu 
regieren, und dab er diejes Intereffe nur injoweit wird fahren lafjen, als er 
durch die öffentliche Meinung und nöthigenfalls durdy die phufiiche Gewalt 
des Volkes dazu gezwungen wird. Aber in einer Zeit, wo die preußijche 
Staatsmacht und die geſammte Deutjche Macht dem König von Preußen 
als Kaiſer von Deutichland zur Verfügung iteht, wo er über eine Million 
Bajonette zu verfügen hat, im Parlament darüber zu debattiren, ob man 
abjolute Vereinöfreiheit u. j. w. vom Könige von Preußen verlangen fünne, 
ja, meine Herren, das fönnen allerdings ernithafte politische Männer nicht 
thun, die da wiſſen, daß alle politiichen Fragen, alle Nechtöfragen zugleich 
Machtfragen find. Wenn Sie ein Necht fordern, meine Herren, dann 
haben Sie zwar die tbeoretijche Begründung, das theoretiſche Recht jeden- 
falls auf Ihrer Seite, aber die Gewalt, das Recht in der Praris durchzu— 
führen, die haben Sie nicht. Und, meine Herren, eine Negierung, und 
namentlich eine jtarfe Regierung — und um jo mehr, je itärfer fie iſt — 
wird an ihrem Rechte, am Rechte der Krone feithalten, fie hat gar feine 
Luft, tbeoretijche Gelüfte, die ihre Machtvollkommenheit bejchränfen, ohne 
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Meimıng, dab ed bier allerdings im Großen und Ganzen nach Rage der 
Dinge ziemlich überflüffig it, über die Grundrechte zu disfutiren, jo lange 
man nicht entſchloſſen iſt, nöthigenfalld die Grundrechte um jeden Preid auch 
mit Gewalt durchzuführen. (Gelächter) Meine Herren, itellen Sie an die 
Krone Preußen hundert und taujend Mal das Verlangen und halten Sie 
in jeder Seſſion achtzig und neunzig Ellen lange Reden über die Noth- 
wendigfeit und Nützlichkeit der Grundrechte, Sie werden nicht eher die Grund» 
rechte erlangen, bis Sie Klar und deutlich auöjprechen: Wenn das, was wir 
für unjer Recht, für das Recht des Volkes halten, und nicht bewilligt wird, 
jo werden wir ed gegen euren Willen und nehmen! Aljo diejen Standpunkt 
muß meined Erachtens eine politiiche Partei, wenn fie eine vernünftige 
Partei jein will, feithalten. Auf der andern Seite mag fie verzichten 
freibeitliche Forderungen, namentlidy radikale Forderungen irgendwie zu 
itellen. Es fommt aber nody ein anderer Grund hinzu, der namentlidy in 
der gegenwärtigen Zeitperiode wejentlicy dazu beiträgt, die Herren von der 
liberalen Partei davon fernzuhalten, auf Durchführung politiicher Freiheiten 
einzugeben. Das läßt fich nicht leugnen, daß wir in einer bewegungs- 
ſchwangeren Zeit und befinden, und einer meiner WVorredner, der Herr Ab- 
geordnete von Mallindrodt, hat ja darauf angejpielt, indem er jagte: „Die 
Europäiſche Revolutionäre Bartei mache fidy in diefem Augenblid eben etwas 
jehr maufig." Ich habe feine Urjache, dieje Bezeichnung bier zurückzuweiſen, 
ich jelbit gehöre zu diefer Partei. (Große Unruhe und Gelächter.) Meine 
Herren, der Liberalismus muß ſich eingeitehen, daß er, wenn er mit frei- 
beitlichen Forderungen fommt und wenn er dieje freiheitlichen Forderungen 
ernsthaft verficht, auf alle Fälle auf unjere Unterftügung rechnen fan. Er 
weiß aber auch, daß die Durchjeßung der freiheitlichen Forderungen wejent- 
li und, der revolutionären Partei, zu Gute fommt, und weil er das eben 
weiß, darum werden wir in Deutjchland, im neuen Deuticyen Reiche genau 
das erleben, was wir in Frankreich und in anderen Zändern, wo die revolutionäre 
Partei in gewiljer Stärfe vorhanden war, ſtets erlebt haben, dat nämlich dieſe 
Herren ſich lieber in die Arme der reaftionäriten Regierung werfen, als jid) 
in eine noch jo ſchwache Verbindung mit der Nevolutionspartei einzulafjen. 
(Von allen Seiten: Sehr richtig!) Ia, gewiß, ſehr richtig! ich jage es ja 
auch. Meine Herren, ald zu Anfang der jechziger Jahre der Konflikt im 
Preußen ausgebrochen war und zu der höchſten Blüthe fich entwidelt hatte, 
jo bat, wie mir erzählt worden ift, irgend Iemand damald den Herrn von 
Bismard gefragt, ob er denn nicht fürchte, daß diejer Konflikt zu gefähr- 
lichen Kollifionen, ja womöglich zu einer Revolution führen könne. Darauf 
joll Herr von Bismard — gewiß treffend — geantwortet haben: „Ab ba, 
weit mehr wie der Kortjchritt mich haft fürchtet er die Revolution! * Sehr 
richtig, meine Herren, es it das eben nur die Illuftration zu dem, was ich 
kurz vorher jagte. Wir werden in den heutigen Berhältnifjen bei der Stellung, 
die unjere liberale Partei jeit Jahren eingenommen hat, wo fie ein Freiheits— 
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recht nach dem anderen preißgegeben in jchmählichiter Weiſe, in Deutichland 
darauf ganz verzichten müſſen, die Freiheit des Volks auf parlamentarijchen 
Wege zu erreichen, und infofern werde ich und wird meine Partei ſich aller- 
dings feine große Mühe geben, einen jo vergeblidyen Kampf zu führen. Wir 
hoffen, daß ehe das neunzehnte Jahrhundert zu Ende gegangen tft, die Zeit 
berbeigefommen jein wird, wo wir auf die eine oder auf die andere Weiſe 
nicht nur die Grundrechte jondern alle unjere Forderungen werden verwirf- 
lichen können! (Große Unruhe.) 


Miguel (Fürſtenthum Waldeck)“): Meine Herren, erwarten Sie nicht, 
dab ich auf die Deduftionen des Worredners Herrn Bebel eingebe! In den 
Köpfen diefer Herren giebt es nur einen Gegenjat, nämlich: Bonapartis- 
mus oder Kommunalismus, der beute im Paris herrſcht. Irgend etwas 
Drittes fünnen die Herren ſich nidyt denken, und daher fommen die jozialen 
und politiichen Verwirrungen, die wir auf der Tribüne von ihnen ſchon je 
oft haben vertheidigen hören. Da vorerit dieſe Herren noch wenig gefährlich 
find — wenigitenö in Deutjchland, — da es alio noch Zeit hat, ſpäter ſich mit 
ihnen zu bejchäftigen, jo fomme ich auf die Herren da vor mir zurück (auf 
die fatholiiche Fraktion deutend), indem idy allerdings glaube, daß fie zur 
zeit bedeutungsvoller find für unjere politijche Entwickelung. Meine Herren, 
die Herren die vor mir haben ſich auf das Allerbitterite beklagt und nament— 
lich der lebte Nedner Herr von Mallindrodt, daß man von allen Seiten 
ihnen mit dem größten Mißtrauen entgegen fomme, dab man fein Vertrauen 
in ihre gute umd namentlich deutſche Geſinnung jegen wolle, und er findet 
anjcyeinend, dak man damit ibm und jeiner Partei das größte Unrecht 
thue. Ic möchte mın die Herren einladen, mal auch an fich jelber zu denfen 
und zu fragen, ob fie zu diefem Mißtrauen dody nicht einige Veranlaſſung 
gegeben haben, (Stimme aus dem Gentrum: Nein, nidyt im Mlindeiten!) ob 
es wohl jo ganz zufällig it, daß alle Parteien im Haufe — die Kedhte, 
die Linke, alle Barteien — gleid) weit heute von ihnen entfernt find. Meine 
Herren, wir können wohl jagen — und ich glaube, ich darf auf die Zu: 
ſtimmung der öffentlichen Meimung in Deutjchland und der großen Mehrheit 
bier im Haufe rechnen, wenn ich das ſage — das Deutjchland von heute iſt 
gegen Sie zu Stande gebradyt, Sie haben es verhindert mit allen Mitteln, 
Sie find heute die Geſchlagenen. (Xebhafte Zuftimmung von beiden Seiten.) 
Meine Herren, haben wir denn je von Ihnen und Ihrer Bartei in diejem 
großen Kampfe, in diefem Ringen der deutjchen Nation ein zuitinmendes 
Wort gehört?! Sehen wir Ihre Preſſe, Ihre Reden dur, — nirgendwo 
ein ſympathiſches Wort für den großen Kampf und das Ningen der Deutjdyen 
Nation! (Sehr richtig!) Ueberall hingegen, wo es möglidy war, in allen 
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Formen, der entichiedenfte Kampf gegen und und gegen die deutiche Ent— 
wicklung; nirgendwo Hilfe und Beiltand! Ja, meine Herren, diejenigen 
unter Ihnen, welche aus Baiern hierher gefommen find — und ich wende 
mich vorzugäweije an den Herrn Abgeordneten Greil, — der wird mir zugeben, 
dab die Partei, mit der er und jeine Anjchauungen mindeitens ſehr nabe 
verwandt find, wenigitens nody in den leiten Tagen vor dem Ausbruch des 
deutjchen Krieges den Verrath an Deutichland offen gepredigt hat. (Große 
Unruhe. Hört! Hört!) Meine Herren, vor mir liegt hier eine Sammlung 
von baierifchen Organen der Fatholiichen Kirche, der „Wolfäbote”, das 
„Vaterland“, die „Poitzeitung“, und die „Süddeutiche Prefie“. Die Num- 
mern, die ich hier habe, datiren vom 11. und 12. Juli, von einer Zeit, wo 
der Kampf Schon an unſere Thüren flopfte, wo Jeder wußte, ed gelte für 
ganz Deutjchland fich zufammen zu jchaaren, um und gegen diejen jo frivolen 
Ueberfall des Imperialiömus und des Franzoſenthums zu ſchützen. Nun, 
was jagen denn damals dieje Blätter einftimmig? „Wir gehen nicht mit 
Preußen; wenn wir gezwungen werden durch unjere eigene Narrheit, mit 
den Preußen zu geben, jo wird ed nur fein bis zur erjten Niederlage, dann 
wenden wir uns um und jchlagen mit den Franzoſen auf die Preußen; dann 
wird endlich die Zeit fommen, wo der gottverfluchte Staat der Hohenzollern 
zu Grunde geht." (Hört, hört!) Meine Herren, damit ich nicht zu viel 
behaupte, geitatten Sie mir, eine Stelle aus dem mir vorliegenden „Vater: 
land“ vorzuleſen; ich werde nachher im Haufe das Konvolut cirfuliren lafjen, 
damit die Herren Gelegenheit haben, audy die anderen Blätter anzujehen. 
Es heit da alfo in der Nummer vom 12. Juli: „Sei ed drum! Mag der 
enticheidende Streit, der ſchon jo oft aufgejhoben worden, endlich ausge— 
fochten werden; anderd fommen wir zu feinem wahren Frieden. Auf 
weſſen Seite aber wir und ftelleu? Ei ja! Natürlic auf die Seite der 
Berjpielenden. Preußen muß endlich jeine wohlverdienten Prügel haben: 
das Blut der Opfer von 1866, das zertretene Recht, "die beleidigte 
Gerehtigfeit, das empörte Europa will ed; da gehen wir natürlidı 
mit den „deutjchen Brüdern“ im Norden, wenigitend bis zur erſten ver: 
lorenen Schladt. Dann fonımen wir vermuthlich zu Verftand und dann 
Ichlagen wir mit den Andern auf die Preußen, je fräftiger, deſto bejjer. 
In Europa wird fichd nur wieder leben laſſen, wenn der preußiſche Raub: 
ftaat gedemüthigt und für den Frieden Europas unſchädlich gemacht jein 
wird.“ (Große Unruhe; bört, hört! Pfui, pfui!) Meine Herren, wenn wir 
in Norddeutjchland diefen Dingen gegenüber, die wir im Süden erlebt haben, 
eine deutjchgelinnte katholische Partei jähen, wenn wir von diejer Seite die 
fräftigite Unterftügung unjerer Angelegenheiten und die entichiedenite Ver— 
werfung jener Grundſätze ihrer Parteigenoffen im Süden gejehen hätten, 
dann allerdings würde ich dies bier nicht erwähnen; aber ich habe das Ver: 
fahren diejer Partei jeit Iahren genau beobadytet, ich erinnere midy aber 
auch nicht eines einzigen joldyen Zeugnifjes der Elerifalen Partei aus dem 
Norden, welches diefe Dinge verwürfe und verdammte. (Hört!) Meine 


Art. 2. Grundrechte. Miquel. 965 


Herren, ſolchen Dingen gegenüber werden Sie ed und doch nicht verargen, 
wenn wir ein wenig Mißtrauen gegen Ste haben. Meine Herren, Sie 
fommen hierher mit großen Forderungen; vorgeitern*) wollten Sie die aus- 
wärtige Politif des Deutjchen Reiches im klerikalen Intereſſe beitimmen, 
beute wollen Sie für die Fatholiiche Kirche Nechte und Privilegien, — id) 
werde das noch näher ausführen — weldye fi) in Preußen nicht bewährt 
haben, und welche Ihnen in Süddeutjchland nad) meiner Ueberzeügung nie 
zugeitanden werden fönnen. Meine Herren, das allerdings muß einige 
Verwunderung erregen. Wenn Sie mitgewirkt hätten an der Heritellung 
diejes Deutjchen Kaiſerreichs, wenn Ihre Kräfte und Ihre Intelligenz mit- 
gewirft hätten, die Verfaffung zu begründen, dann allerdings würde es natür- 
licher jein, daß Sie heute ſchon mit joldyen Forderungen an uns herantreten. 
So aber werden Sie ed natürlich finden, dab wir diefe Forderungen zurück— 
weiſen, bis Sie durdy Thatjachen bewiejen haben, und nicht durch Worte, 
da Sie ſich ehrlich auf den Boden des heutigen Deutjchen Reiches ftellen. 
(Zuftimmung links.) Aber auch auf der andern Seite — ich habe mir vorge: 
nommen, heute mit volliter Offenheit zu reden — (Heiterkeit) aber auch auf 
der anderen Seite müfjen wir mißtrauijch jein. Meine Herren, wenn wir 
bier von Glaubensfreiheit und Freiheit predigen hören, und wenn die fatho- 
liſche Kirche, die doch eine ecclesia una et universalis ift, deren Grund- 
jäße überall gleich find, in Tirol die Glaubendeinheit predigt, wenn wir noch 
bis vor Kurzem in Spanien die Proteftanten wegen ihres Glaubenöbefennt- 
niſſes eingeferfert jahen, und wenn in dem Mufterjtaat der katholiſchen Kirche, 
im Kirchenftaat jelber bis heute noch feine Glaubensfreiheit eriftirt, wenn 
die katholiſche Kirche überall ein verjchiedenes Geficht zeigt, — dann ift ed an 
uns, mißtrauiſch zu jein! (Sehr wahr! links.) Ich will fein Vertrauen 
haben, ehe ich nicht Beweije habe — die Geichichte flößt mir fein Vertrauen 
ein. Nun will ich zurüdgehen auf die meiner Meinung nach die eigent- 
liche Grundlage diejer ganzen Diskuffion bildenden Ausführungen des Herrn 
Freiherrn von Ketteler. Er hat allerdings hier einen Gegenjaß in die Debatte 
gebracht, der mit der größten Offenheit aufgeklärt und beantwortet werden 
muß; er hat gejagt, wir wollen nur Freiheit, Feine Ausnahmeftellung, wir 
wollen diejenigen Rechte, die die Andern haben, wir wollen feine Vorzüge, 
feine Privilegien, weder privilegia odiosa noch beneficia. Gut! Diefen 
Standpunkt werde ich auch ucceptiren, und von diefem Standpunft werde 
ich ein wenig näher auf die Bedeutung des $ 15 der preußiichen Ver— 
faffung eingehen. Meine Herren, die meilten Dinge in der Gejchichte ver- 
ſteht man nur dann, wenn man auf ihren Urjprung zurüdgebht, und es tft 
died von mehreren Seiten hier im Haufe und in diejer Diskujfion bereits 
geichehen. Es hat der Herr Abgeordnete von Treitjchfe darauf hingewieſen, 
daß diejer Artikel entitanden jet in der Kindheit des Liberalismus, und es 
ift Dieje Aeußerung ihm von den verjchiedeniten Seiten jehr unangenehm 
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gedeutet worden. Nun, ich glaube allerdings, mit dem einen Worte ift die 
Sache nicht abgethan. Wir müſſen uns erinnern an die Zuftände in Preußen 
vor 1848: wir müffen uns erinnern an die Konflikte des Polizei- und abſo— 
Iutiftijchen Staats mit der fatholifchen Kirche in der Kölner Erzbiſchofsfrage; 
wir müſſen uns erinnern, daß damals alle liberalen und wohldenkenden 
Männer die größte Scheu davor hatten, daß jolche Dinge zurückkehren fünnten. 
Der Rolizeiftaat, der Staat der Willkür, der abjolutiftiiche Staat war der 
fatholifchen Kirche gegenüber, der öffentlichen Meinung in Deutjchland gegen: 
über unterlegen. Nun fam das Jahr 1848, und ich glaube allerdings, es 
it fein Verrath an der liberalen Sadye, wenn ich offen befenne, daß die 
damals allerdings noch jehr unerfahrene liberale Partei glaubte, den ort: 
jchritt darin zu erbliden, wenn fie die Mechte des Staates verminderte; ſie 
ſah im Staat vorzugsweiſe den abjolutiitiichen Polizeiftaat, und jede Ver: 
ringerung der Rechte des Staats hielt die liberale Partet in viel zu hohem 
Maße damals für eine Vermehrung der bürgerlichen Freiheiten. Dieje beiden 
Anſchauungen und die Wirkjamfeit des politifchen Schlagworte: „Trennung 
der Kirche vom Staat“, jowie die Hoffnung — im Simme der liberalen 
Partei rede ich heute —, dag dann auch die Trennung der Schule von der 
Kirche und die übrigen Freiheiten, die Garantieredhte des Einzelne. der Kirche 
gegenüber von jelbit folgen würde, — dieje Dinge brachten damals, geführt 
und geleitet von den ganz Faltblütigen Vertretern der Fatholifchen Kirche, den 
$ 15 ber preußiſchen Berfaffung hervor. Wer die damaligen Debatten 
genau lieſt, wer die inhaltreicyen Morte des Herrn Abgeordneten Reichens— 
perger im diefen ‘Debatten mit den unflaren und ich möchte jagen idealen 
und ideologijchen Auseinanderjegungen der liberalen Partei vergleicht, der 
allerdinge wird den Echlüffel für $ 15 unierer Verfaſſung , gefunden 
haben. Meine Herren, nun haben wir glüdlicherweije die Erfahrung, die 
Gejchichte der Wirfjamkeit diejes Artikels 15 gejehen, — was ift nun aus 
diefem $ 15 der Verfaſſung bervorgegangen? Nicht ein einfaches Recht 
der fatholiichen Kirche, nicht die Gleichheit der Rechte der anderen Kon- 
feſſionen jondern eine privilegirte Ausnabmeitellung der katholiſchen Kirche 
in Preußen, wie fie geradezu unerbört ift, und von der man allerdings 
Jagen fann mit dem Herrn Abgeordneten aus Baden: dieſer Artifel giebt 
der fatholiichen Kirche im Verhältmi zu den übrigen Konfejlionen Nechte, 
wie jie niemals von der Fatholiichen Kirche bei Gelegenheit von Konkordats— 
verhandlungen gefordert find. Meine Herren, hat denn die evangelijche Kirche 
aus diefem Artikel irgend einen Nuten ziehen können, ift fie micht noch heute 
in derjelben Yage wie 1848? haben denn die übrigen Konfeffionen oder 
religiöjen Anſchauungen und Gemeinjchaften daraus irgend einen Nutzen 
ziehen können? it den heute die Givilehe, die nothwendige Ergänzung, um 
die wahre fonfejlionelle und menjchliche Kreibeit berzuitellen, in Preußen ein- 
geführt? it in Bezug auf dad Schulvejen irgend eine Veränderung einge: 
treten? Wer allein hat aus dem $ 15 die volle Unabhängigkeit herleiten 
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fönnen, als die fatholiiche Kirche? Iſt das Gleichheit der Nechte, ift dad der 
Sat „volle Glaubenseinheit“, oder iſt das vielmehr nichts weiter, ald unter 
dem Scheine der Freiheit eine Privilegirung und Eximirung der katholiſchen 
Kirche? (Abgeordneter Windthorit: Nein!) Das Wort „nein“ beweift nichts, 
ich verlange Widerlegung. Ich gehe nody weiter und werde vielleicht den 
Zorn der Herren da unten noch jchwerer erregen, wenn idy jage: wenn man 
einmal unterjcheiden wollte, jo wäre es jehr berechtigt zu untericheiden 
zwiſchen der fatholifchen Kirche und den übrigen Konfejfionsgenofjen. Diejer 
Sat flingt jehr feßeriich hart, er ſtößt gegen alle allgemeinen Prinzipien, 
und doch glaube ich, wenn ich näher auf die Sache eingebe, werde ich Manchen 
überzeugen. Meine Herren, diejenigen Gejebe find im wahren Sinne Gejeße 
der Gleichheit, welche gleichmäßig wirfen, — nicht die, die gleiche Worte 
iprechen, jondern die, die eine gleiche thatjächliche Wirfung haben. Meine 
Herren, fern liegt es mir, irgendwie in dogmatiſche und theologijche Streitig- 
feiten hinein zu gerathen, fern jei ed von mir, das religiöje Gefühl der 
deutichen Katholiken irgendwie unangenehm berühren zu wollen, aber Sie 
werden mir zugeitehen, daß die Organifation einer Weltfirche von vorn 
herein naturgemäß zu einer andern Behandlung auffordert ald eine nationale 
Kirche. Daß die evangelijche Kirche eine nationale Kirche jei, wird Niemand 
beitreiten, ebenjowenig, daß die Fatholifche Kirche mit ihrer Geſchichte und 
inneren Weſenheit eine antinationale, eine univerjelle Kirche je. Meine 
Herren, der Grundirrthum, der immer verbreitet wird durch die unrichtige 
Frageitellung, ift der, dab wenn man von einer Behandlung der katholiſchen 
Kirche ipricht, man glaubt eine Eonfeifionelle Genofjenjchaft zu behandeln, 
— nein, die fatholifche Kirche iſt auch eine große politiiche Macht, und fein 
Staat kann die Bedeutung diejer politijchen Macht ignoriren, ed wäre dies 
geradezu jelbitmörderiich. Sollten Sie dies leugnen, dann weile ich bin auf 
die Worte des Herm Abgeordneten Windthorit. Er jagt: die weltliche Macht 
des Papites ift das nothmendigite Fundament der Fatholijchen Kirche; wer 
nicht für die weltliche Herrichaft des Papites interveniren will, der verletzt 
und verräth die Lebensintereſſen der deutichen Katholifen. Meine Herren, 
hat denn die katholiſche Kirche in den lebten Jahren einen andern Kampf 
in Deutichland geführt als einen politiichen? was war denn ihre Stellung, 
die Stellung, die die Kirche als ſolche im den deutjchen Verfaſſungs— 
fampfen eingenommen bat, anderes als eine politiiche? Wollen Sie denn 
heute Jemand glauben machen, daß es fich in Deutichland, in irgend einem 
deutichen Staat um die Frage, ob Glaubens und Gewiſſensfreiheit, handle? 
wird denn irgend Jemand dieje längit in Deutichland entſchiedenen Dinge 
wieder in Frage ſtellen können und wollen? und wenn es fi) um die 
Stellung der Kirche zum Staat handelt, handelt es ſich dann um Fatholijche 
Blaubens- und Gewiljensfreibeit? Nicht im Allerentfernteften! Meine Herren, 
wenn wir dieje Erfahrungen des 23jährigen Wirfens des $ 15 der Ber: 
fafjung vor uns haben, jo kommt nun allerdings audy innerhalb der katho— 
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lichen Kirche eine jehr erhebliche Veränderung jeit dem Jahre 1848 hin. 
Meine Herren, ich redyte nicht darüber, habe feine Meinung darüber, tadele 
die Meinung Niemandes, wenn ich von dem Glaubensjat der Unfehlbarfeit 
ſpreche; daß aber doch nadı der Meinung großer fatholiicher Gelehrten die 
Verfaſſung der Kirche in ihren Grundfeiten verwandelt, das Auftreten der 
Kirche, ihr Verhältniß zum Staat mwejentlich ein anderes geworden iſt durch 
diejed Prinzip, dafür kann ich mich berufen auf die täglich hervortretenden 
Differenzen und Streitigkeiten, ich kann mich berufen auch neuerdings auf 
einen der größten fatholiichen Theologen, auf den Profeſſor Döllinger, der 
died Dogma verwirft ald Chriſt, ald Bürger, ald Gelehrter, der jagt, dies 
Dogma müffe in das neue Reich den gefährlichen Keim des Unfriedene 
werfen. Meine Herren, wenn große fatholiiche Theologen jo jprechen, wenn 
die Herrichaft dieſes Dogmas erſt neuerdings zur Herrichaft in der fatholtichen 
Kirche gelangt ift, jo jage ich, find wir berechtigt, aud) aus diefem Grunde 
beute anderd zu enticheiden ald im Jahre 1548. Sie jeben aljo, meine 
Herren, ich mache Ihnen feine dilatoriichen Einreden, ich freue mich darüber, 
daß Sie die Kompetenz des Reiches in diefen Dingen zu enticheiden, aner— 
fannt haben, ich freue mich darüber, daß Sie, indem Sie das Verhältniß 
von Kirche und Staat bineintragen in das Deutjche Neich, indem Sie be- 
haupten, es könne das Verhältnig von Kirche und Staat — denn darum 
handelt es ſich doch hier allein — durdy die einfache Geſetzgebung bier ge 
regelt werden, damit anerfennen: wenn das Reich an die Erledigung dieler 
Sadye im Wege der organiichen Gejegebung gebt, jo handelt es innerhalb 
jeiner Kompetenz! Mit vollem Herzen bin ich mit dem Abgeordneten aus 
Baden, Herm Kiefer, eimverftanden, wenn er jagt: lediglich im Deutſchen 
Reiche können dieje Kragen voll erledigt werden! Wie die Zeriplitterung 
des Deutichen Reiches die traurigen Zuftände hervorgehoben hat, von denen 
der Herr Abgeordnete von Mallindrodt mit Recht geiprochen bat, jo fann 
die wiederhergeitellte Deutjche Einheit audy nur dieſe Frage löjen, — die ge 
jammte Kraft der gefammten Nation gehört dazu. Allerdings müſſen fie aus 
dem engen und engherzigen Nahmen der Einzelitaaten heraus. Die Zeit 
wird fommen, wo wir fie vor unjer Forum ziehen, aber nicht durdy allge- 
meine Sätze, jondern durd gründliche organiiche Geſetze. Dann wird ſich 
zeigen, dab es eim anderes heit dem Polizeiſtaat gegemüberitehen als dem 
parlamentariichen Staat der Gejeße, dann wird es fich zeigen, daß die Diffe: 
renzen und Gtreitigfeiten und Gegenjäte, welche nothwendig die Willtür des 
Staates hervorrufen mußte, verjchwinden unter der Alle gleidy treffenden und 
alle Gegenjäße gleichmäßig niederhaltenden Autorität der von dem Deutjchen 
Parlament in Webereinitimmung mit den Deutichen Regierungen votirten 
Geſetze. Meine Herren! Wir jchenen aljo nicht die materielle Behandlung 
der Sadye, der ragen, die bier angeregt find; wir beftreiten — mwenigitens 
ih — auch nicht Die Kompetenz des Reichs; wir find bereit, die Kragen 
gründlidy zu erörtern und in organiſche Gejege zu votiren, weldye Sie hier 
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angeregt haben; wir danken Ihnen jogar, dak Sie fie angeregt haben, daß 
Sie ſich damit auf einen Boden gejeßgeberifcher Kompetenz mit und geitellt 
haben! Mas und allein trennt, ift die einjeitige Forderung, die Sie ſtellen 
zu Gunſten der katholiſchen Kirche, — einjeitig nicht dem Scheine nach, jondern 
dem Weſen nad; was ums trennt, iſt die Unmöglichkeit einer jolchen Geſetz— 
gebung fopfüber möchte ich jagen — einer Gejeßgebung, die die beitehen- 
den Thatjachen und rechtlichen Zuftände nicht berüdfichtigt; einer Gejeß- 
gebung, die jogar nach den Ausführungen des Herm Abgeordneten Greil 
dahin führt, daß, während ein Sat proflamirt wird, der jeder Möglich: 
feit des Konfordats entgegeniteht, die katholiſchen Abgeordneten aus Baiern 
doch glauben, daß fie mit dieſem Satze die Konkordatärechte und das Konfordat 
jelbit erhalten fünnen; — einer Gejegebung jage ich von der Niemand von 
und die Wirfungen im Ginzelnen auf die füddeutichen Staaten ermefien 
kann; — einer Gejeßgebung, bezüglich welcher wir nicht einmal einig jein wür— 
den in Beziehung auf ihre Grundlage. — Denn während ich in dem, mas die 
Herrn Abgeordneten NReichensperger und Genofjen fordern, die Korderung der 
Löſung der Frage wegen des Verhältniffes von Staat und Kirche erblide, 
bejchränft merfwürdigerweile der Abgeordnete Windthorft die ganze Frage 
auf die Regelung derjenigen Vereine, weldye von der Fatholijchen Kirche ge— 
ihaffen find. Während in einem Athemzuge die völlige Unabhängigkeit 
der katholiſchen Kirche gefordert wird, jagt er auf der anderen Seite: die 
fatholiiche Kirche ift Fein Verein, fie jelbit fällt nicht unter den Kompetenz- 
artikel jondern mur diejenigen Vereine, die aus ihr hervorgehen. Da fieht 
man aljo, über die Grundlagen, über die Kolgen find wir im Dunfeln und 
Unflaren. Mit einer ſolchen Gejeßgebung wollen wir das Deutiche Reich 
und jeine parlamentarische Wirfjamfeit nicht einleiten. Es wird die Zeit 
fommen, wo wir mit mehr Ruhe und mıt mehr Gründlichfeit hoffentlich 
dann zur Befriedigung wenn auch nicht Aller jo doch weniſtens der Pro- 
teitanten und der deutjchen Katholiken dieje Fragen erledigen. Schließlich, 
meine Herren, will ich die Gelegenheit benußen, einen Vorwurf des Herrn 
Abgeordneten Greil zu berichtigen. Der Herr Abgeordnete Windthorit hat 
legtbin jchon in einer ganz eigenthümlichen Weile meine Worte mißverjtanden, 
und ed wurde mir ſchwer bei Gelegenheit der perjönlichen Bemerkung mid) 
vor Mißdeutung zu jchüßen. Der Herr Abgeordnete Greil hat mir heute 
vorgeworfen, ich hätte gejagt: wie fünne man an eine Intervention für den 
Papſt denfen in einem Staate, der drei Fünftel Proteitanten habe; er bat 
aber — wahrjcheinlich unabfichtlidd — vergefien hinzuzufügen, daß ich, indem 
ich die Unmöglichkeit der kriegeriſchen Intervention für den Papit auszu— 
führen juchte, mich darauf nicht bejchränfte, jondern daß ich ausdrücklich den 
Sat, den er in den Stenographijchen Berichten finden wird, hinzujeßte, den 
Sag nämlich: „und in Deutjchland, wo auch die große Mehrheit der deutjchen 
Katholiken eine jolche Intervention verwirft.“ (Hört! hört!) Alled, was der 
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Herr Abgeordnete daher an diefen Sat fnüpfte, ift falſch. — Meine Herren. 
begegnen wir und womöglich offen und ehrlich, nidyt mit Mißtrauen; da, 
wo nicht die Thatjachen Mißtrauen gebieten, da, wo wir und jelbit einander 
gegenüberiteben, da wenigitens jollten wir unjeren Worten Gerechtigfeit wider: 
fahren laffen und uns nicht in einer ſolchen Weiſe mißverſtehen oder miß— 
deuten! Meine Herren, das it gerade die Hoffnung, mit der id) jchlieke: 
wenn wir einmal längere Zeit bier im Deutichen Parlament zujammen- 
gearbeitet haben, wenn wir jehen von Angeficht zu Angelicht, hören von 
Mund zu Mund, mas der Einzelne will und was er nicht will, — dann wird 
ſich das natürliche Mißtrauen, welches aus den Kämpfen der Vergangenheit 
hervorgegangen iſt, allmählig legen, die Gegenjäße werden von jelbit geringer 
werden; dann erjt wird es möglich jein, zur Befriedigung aller Theile dieje 
und jet trennenden Kragen zu ordnen! Bis dahin, meine Herren, fann ich 
nur raten Geduld zu haben. (Bravo!) 


Prof aus Stuttgart (Mavensburg Riedlingen ı.):*) Meine Herren! 
Ic habe in früherer Zeit in meinem Heimatlande Veranlaffung gehabt, mid) 
mit dem Berhältniffe der Kirchen zum Staate zu beichäftigen. Ich habe die 
Ueberzeugung auögeiprochen und geltend zu machen gejucht, daß die Unab- 
bängigfeit und Selbitftändigfeit der Firchlichen Genoffenjchaften auf Grundlage 
der Grundrechte, wie fie in Frankfurt gegeben worden find, und ein Bedürf— 
niß jei. Meine Herren, ich ftehe heute auf demfelben Standpunkt, nämlich 
auf dem Standpunft der Anerfenmung der Selbftitändigfeit der Kirchen, wie 
fie jchon in den Bewegungsjahren ausgeiprochen worden iſt. Man hat hier 
davon gejagt, daß die Grundrechte in der fraglichen Beziehung auf Kom— 
promiß beruhen. Das mag immerhin bergründet jein. Allein ich erlaube 
mir Sie daran zu erinnern, — und die Herren, die dem Frankfurter Parla— 
mente angehört haben, werden fich wohl jelbit darauf befinnen können — 
dab damals im MWefentlichen die Grundrechte, foweit fie fih mit dem Ver- 
hältniffe der Kirche zum Staate bejchäftigten, vertheidigt worden find auch 
von der proteitantichen Kirche aus. Das geichah insbeſondere von dem da— 
maligen Parlamentsabgeordneten Zittel aus Baden, der audführte, dat 
nicht blos die perfönliche Freiheit an fich als ein Grundrecht aufgeftellt werden 
müſſe jondern insbejondere die Freiheit des Individuums fidy in den reli- 
giöſen Genoſſenſchaften zu bewegen, und das Necht diefer Genoflenichaften, 
jelbititändig alle ihre Verhältniſſe zu ordnen, ein wejentlicyer und integrivender 
Theil der perjönlichen Freiheit jein müffe: Er bat insbejondere herausgehoben, 
daß der Glauben und die Glaubensfreiheit nicht gedacht werden können, ohne 
dat man neben der Freiheit des Individuums zu gleicher Zeit die Freiheit 
der Gensflenichaften anerfenne. Auf diefe Grundlage, meine Herren, babe 
ich jchon früher mid; mit der Sache beichäftigt und die Selbititändigfeit der 
kirchlichen Genoſſenſchaften zu vertbeidigen gefucht. Ich habe aber damals 
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ichon die Erfahrung gemacht, meine Herren, daß ich bei meinem freifinnigen 
Freunden eine Anerfennung für dieje Gefichtspunfte nur ſchwer erlangen 
fonnte; ich babe gefunden, daß das Gebiet der Freiheit nur eben bis zu der 
(Srenze vertheidigt wurde, wo es ſich von der Freiheit der kirchlichen Genoſſen— 
ſchaften handelte. Nun, meine Herren, als dieje Frage bier wieder an mid) 
berantrat, jo mußte im leider diefelben Erfahrungen audy hier madyen. Ich 
bin der Anficht, daß es fich bier um eine der wichtigiten Kragen der Gegen: 
wart, um eine der wichtigiten Fragen für das neue Deutjche Reich, um die 
Einheit und um den Frieden des neuen Deutſchen Neiches handelt. Ich habe 
mich gefragt, wo ich für meine Ideen Anklang fände. und wenn Sie mid) 
auf diefer Seite des Haujes (im Gentrum) jehen, jo mögen Sie ſich aus 
dem Gejagten die Antwort entnehmen. Meine Herren, es iſt eigenthümlich, 
dat alle Fraktionen diefes Hauſes der einen Fraktion des Centrums entgegen- 
itchen, wenn im jeßigen Augenblide die Grundrechte zur Sprache gebracht 
werden. Ich glaube, meine Herren, daß das einen eigentbümlichen Eindrud 
auch im Deutichen Volke machen wird. Wir im Süden, meine Herren, find 
gewohnt, an den Frankfurter Grundrechten (Hört! hört! linke) ald an etwas 
feit Beitehendem, das fich immer wieder geltend machen werde, zu hängen; 
in unjeren Bauernftuben können Sie dieje Grundredite aus Frankfurt noch 
beute an den Thüren angeichlagen finden; noch heute denfen die Leute daran 
und warten darauf, daß wieder von denjelben die Rede werde, und nicht 
nur in der einen oder der anderen Beziehung, jondern in allen Beziehungen, 
die damals für wejentlich angefehen worden find. Meine Herren, alle Fraktionen 
dieſes Hauſes treten der einen Fraktion entgegen, aber aus verjcyiedenen 
Gründen, und auch das wird im Deutjchen Wolfe gefühlt werden. Dieje 
Gründe heben ſich gegenjeitig auf und begründen unjeren Antrag mit. Da 
jagt man von der einen Seite, die große jtaatliche und nationale Bedeutung 
der Grundrechte müßte ganz gewik anerfannt werden, nur möchte man eine 
Zeit abwarten, die eine beijere Gelegenheit dazu biete. Bon der andern Seite 
jagt man, die Grundrechte, wie wir fie vorjchlagen, jeien eine Unvollitändig- 
feit, die zu nichts dienen könne; wir müſſen fie vollftändig und ganz haben 
und fie in einer größeren Gejeßgebung miederlegen. Von einer andern Seite 
aber — und das tit von einzelnen Rednern geltend gemacht worden — wird 
von den Grundrechten überhaupt, joweit fie wenigitens die Stellung der 
firchlichen Genojienjchaften betreffen, ganz; abzujehen gerathen; dieje Grund: 
rechte gerade nad) dieſer Richtung glauben fie überhaupt nicht brauchen zu 
fönnen. Damals, jagt man, ald man ſich in Frankfurt befand, befand man 
fich einem gewiſſen Dilettantismus der Politik; jet brauchen wir etwas ganz 
Anderes; die Stellung der Kirche muß eine ganz andere Geftaltung erhalten, ' 
ald man fie ihr damald zu geben verſuchte. Meine Herren! Menn ich die 
Gründe, melde von den eriten zwei Parteien angeführt worden find, näher 
erwäge, jo kann ich zu feiner anderen Anſchauung gelangen, als daß im 
Grunde genommen die eigentliche und wahre Urjache, warum unſerer An- 
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ſchauung entgegengetreten wird, nichts Anderes ift, ald daß man der fathe- 
liichen Kirche die Grundrechte, wie fie bis jeßt ihr gegeben worden find, zu 
geben fich weigert; und chen weil das gejchieht, und weil ich das von je 
großer Wichtigkeit halte, daß fie ihr gegeben werden, weil ich das für die 
Zukunft ded Deutichen Neiches für überaus wichtig balte, darum babe ich 
mir erlaubt, heute um das Wort zu bitten. Laffen Sie mich nun zunächſt, 
meine Herren, auf einige jpezielle Gründe, die und vorgetragen find, ein- 
gehen. Ich fann nicht umbin, mich gegen den Herm Abgeordneten Miquel 
zu menden, der und da zunächſt mit dem „Vaterland“ aus Baiern entgegen: 
getreten iſt. Es it jchen darüber geſprochen worden, und ich bedaure, noch 
einmal davon jprechen zu müffen. Ich war jelbit Zeuge — und Herr Miquel 
muß ed auch gewejen jein, — als im Zollparlament der Zuſammenhang, den 
man ſchon damals zwilchen dem „Vaterland“ und der jüddeutjchen Fraktion 
finden wollte, geradezu und ausdrücklich desavouirt worden ift; und daswieder her- 
vorzubeben, in dieſem Augenblicke hervorzuheben, was feinem Einzigen nicht einmal 
zu denfen viel weniger auszusprechen inden Sinn gefommen ift, — dieſe Säbe jet 
wieder hervorzubeben, wozu foll das führen? Was ift für eine Abficht darın, 
unjerer Fraktion eine ſolche Gefinnung vorzuhalten, als würden wir daran 
betheiligt jein? Meine Herren, wenn man von joldyen Mitteln Gebraud) 
machen will, was wide und hindern, Iournalartifel aus der Taſche zu ziehen, 
mit denen man uns bei unjeren Wahlen im Süden entgegengetreten iſt? Ich 
fünnte Ihnen nachweiſen, dat man Waterlandelofigfeit, Heimatlofigfeit, Zelo- 
tentbum, daß man alle möglichen Dinge und Perjönlichleiten gegen und ge 
braudyt bat; jollte icy etwa Sie dafür verantwortlidd machen? Und in an- 
deren Artikeln ift, das willen Sie wohl, ausführlich hervorgehoben worden, 
daß diejed neue Deutiche Katjerreich der Hort des Proteitantismus jein werde, 
dad jei nun einmal das Reich, dad den Katholizismus in jeine Schranfen 
zurückführen würde, und der Katholizismus jelbit müſſe zu einer nationalen 
Kirche werden, losgetrennt von jeinem Oberhaupte, denn anders würde Deutjch- 
land nie ein einiges Reich werden! Hat das nicht im ſolchen Artikeln ge- 
ftanden? Und wenn id; Ihnen das vorhielte und fagte, dafür find Sie ver- 
antwortlich, würde das ein richtiges Verfahren jein? Meine Herren, derjelbe 
Herr Redner hat und gejagt, die Grundrechte an fich wären jchon gut, aber 
dak man die katholiſche Kirche als eine Weltkirche gleichitellte der proteitan- 
tiichen und ihr diefe Nechte gebe, das jei micht in der Ordnung, denn die 
katholiſche Kirche werde einen ganz anderen Gebraudy vermöge ihrer feiten 
Organiſation davon machen, ald ed andere Kirchen vermögen. Das ilt richtig, 
das ift ganz gut denfbar. Ic möchte aber fragen, warım Sie, wenn es 
ſich darım handelt, ein Recht zu geben, dies Demjenigen vorenthalten wollen, 
der nicht dafür fan, dab ein Anderer einen Gebraudy nicht davon machen 
fann. Sind wir denn dafür verantwortlich, dab der Proteitantismus davon 
den Gebrauch nicht machen kann wie der Katholizismus? (Sehr gut! rechts.) 
Meine Herren, man bat von derjelben Seite von der weltlichen Herrichaft 
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des Papftes geiprochen; ich will Ihnen darüber meine Anficht ganz offen 
mittheilen und ich bitte Sie, uns auf diejer Seite des Haufes zuzugeitehen, 
daß wir mit volliter Offenheit über alle dieje Kragen ſprechen. Was die 
weltliche Herrichaft des Papites betrifft, jo balte ich fie audy für eine poli- 
tiiche Nothwenigkeit, aber für eine Wejentlichkeit der katholiſchen Kirche halte 
ich fie nicht. Ich ſtehe wenn ich jo jagen darf auf dem Standpunft Dante's: 
das Innere diefer Kirche, das Weſen dicjer Kirche muß beitehen bleiben, 
aber die weltliche Herrichaft an fich gehört nicht zu diejen Weſenheiten. Da- 
gegen, meine Herren, bitte ich Sie zu bedenken, ob denn das ein blos jfatho- 
liches Intereffe it, dab die Millionen von Katholifen möglicherweife unter 
einem Papit ftehen, der einem anderen Yandesherrn untergeben ift; it das 
wohl ein blos fatholijches Intereffe, wenn dieſe zwei Fünftheile der Bewohner 
Deutichlands einem Papſte untergeben jind, der dem König von Italien als 
Unterthan unterworfen iſt? Sie jagen ja immer, daß die Katholiken jelbit 
vom Papſte beeinflußt werden; und wenn nun ein joldyer Einfluß geübt iſt, 
und der Papit fteht unter einer andern Herrichaft, glauben Sie, daß das im 
Interefie des Friedens diejed Neiches jein fünnte? Meine Herren, es iſt bier 
ein Abgeordneter aufgetreten, - es hat mich gemahnt wie aus alten ver- 
ichollenen Zeiten — der das Placet des Königs einmal wieder zu Ehren ge— 
bracht wiſſen wollte. Ic habe geglaubt, daß man darüber längft hinweg— 
gefommen jei, Herr Barth aber hat Ihnen gejagt, daß man ohne das Placet 
ded Königs nicht wohl regieren fönne. Das Placet aber war das Erite, 
was man in den Bewegungsjahren bejeitigte, was fein Menjch mehr in An- 
ipruch nehmen wollte, alle Welt war einverftanden, daß man für die Ver— 
fügungen, weldye von Seiten der Kirchenobrigfeit ergangen, nicht mehr die 
Genehmigung von Seiten des Königs ald Staatsoberhaupt nachzujuchen habe. 
Hier wird es nun wieder ald etwas Nothwendiges dargeitellt! Ich bemerfe 
dazu mun, dab das Placet in Baiern nicht in dem Konfordat fteht, wie ge- 
jagt worden ift, jondern in dem bekannten Religionsedift, das gleichzeitig mit 
dem Konfordat einjeitig von der Staatsgewalt ausging. Meine Herren, dem 
Abgeordneten Kiefer beitreite ich ganz gewiß nicht, dab er mit voller Weber: 
zeugung in diejer Sache Bartei genommen hat, aber ich bitte Sie ſich daran 
zu erinnern, — und ich denfe, jein ganzes Auftreten hat Ihnen die Gewiß— 
beit gegeben — daß er mitten aus dem Ötreite von Baden ald Barteimann 
hierher gefommen ift, mitten aus allen Aufregungen diejed Streites feine 
Ueberzeugung gejchöpft und und dargelegt hat; und wenn das iſt, — id) 
anerfenne, dab er das thun konnte, und anerfenne überhaupt jede Ueberzeu- 
gung, — aber geben Sie mir die Grlaubnik, in die Objektivität jeiner An— 
ſchauungen Zweifel zu jeßen. Meine Herren, derjelbe Redner hat und von 
dem Zeitalter Friedrichs des Großen und von der durch ihn begründeten Aera 
gejprochen. Ich habe nur Eines vermißt, daß er dem Sab feine Gerechtig— 
feit widerfahren ließ, der auch von Friedrich dem Großen berrührt: daß Jeder 
nach jeiner Saxon jolle jelig werden dürfen ! Meine Herren, Herr von 
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Blandenburg bat und gejagt, wir juchen die alten Firchlichen und religiöfen 
Kämpfe wieder hervor. Ich werde dagegen nur das jagen : wenn man etwas 
aus der Welt jchaffen will, jo mu man es in die Hand nehmen, und id 
glaube, die religiöfen Kämpfe, die wollen wir aus der Welt jchaffen, und 
darum muß man aud in diefem Augenblic die veligiöjen Fragen in die 
Hand nehmen. Das ift überhaupt die Grundlage, auf der wir und in Diejer 
Sache bewegen. Meine Herren, ed geht ein tiefer Zwiejpalt durch die Welt, 
insbejondere aber durch unjere Nation. Es iſt der Zwiejpalt des Glaubens 
und des Widerjpruchd gegen den Glauben. Unter den Gebildeten, meine 
Herren, it die Erfahrung nur gar zu oft zu machen, ja beinahe an der 
Mehrheit zu macen, daß nadydem man zu den Unterjcheidungsjahren ges 
fommen ift, man das, was von Religion aus der Jugendzeit hängen geblieben 
war, von ſich wirft und ſich auf den Standpunkt ſtellt, wonach Glauben 
und Kirche ein überwundener Standpunkt find. Meine Herren, diefe Erfab- 
rung mache ich an meinen eigenen freunden, die ich im Webrigen achte und 
liebe wie mich jelbit, aber ich mache die Erfahrung, daß ſeltſamerweiſe man 
wohl den Kindern jagt, dab fie der Religion bedürfen, dak man ihnen ge 
itattet, fi) bis zur Konfirmation als Chriſten zu betrachten und zu bewegen, 
dann aber, nachdem diejer Zeitpunkt herangefommen it, Neligion und Kon: 
fejfion aus ihrer Geſinnung zu tilgen und ihnen das Bewußtjein beizubringen 
jucht, die Konfejfion jei ein überwundener Standpunft. Was folgt daraus, 
meine Herren? Glauben Sie nidyt, daß ich von irgend Jemand verlange, 
er jolle zum Glauben zurüdfehren. Das kommt mir nicht in den Sinn. 
Ich erfenne an, daß audy der Charakter ganz gut beiteben kann, ohne von 
einer beitimmten Glaubensrichtung abzubhängen. Aber Eines folgt daraus, 
meine Herren, und das iſt eö eben, was wir niemals genug beberzigen kön— 
nen, dab man nämlich den Glauben Anderer zu achten bat, daß auch der 
Konfejlionsloje es achten muß, wenn ein Anderer ficy zu einem beitimmten 
Glauben, zu einer beitimmten Konfejjion befennt. Das find wir nicht blos 
und, das find wir vor Allem unjerem Volke jchuldig. Unſer Volk, meine 
Herren, — das iſt jchen oft gejagt worden — ijt ein gläubiges, tjt ein 
gotteöfürdytiges Volk. Ich babe die Sache immer jo aufgefaßt, daß ein Ver— 
treter deö Volkes, ein Volksmann im eigentlichen Sinne, jeinem Volke aud) 
in jeiner Religion nahe jtehen und es in jeinen religiöjen Bedürfnijjen ver: 
theidigen müſſe, dat aber jeder Andere, der im Gegenjaß zu jeinem eigenen 
Volke jteht, jid) doppelt in Adyt nehmen müjje, den Glaubensbedürfnifjen 
des Volkes entgegenzutreten. Aber, meine Herren, ed iſt ungeheuer ſchwer, 
auf dem Standpunkte der Glaubenslofigfeit den Gläubigen gerecht zu werden! 
Schon das Glauben daran, daß ein Anderer mit voller Ueberzeugung einer 
Konfejfion anbänge, wird ungemein jchwer. Diejer Gegenjag gebt durd) 
unjer Volk, und dieſen Gegenjag dürfen wir nicht begen und pflegen, jon- 
dern diejer Gegenjag muß aus der Welt gejchafft werden durch die Gleich 
beredytigung jedes Glaubens. Gin zweiter Gegenjaß, meine Herren, liegt bei 
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und ganz bejonderd darin, daß hier. zwei beinahe gleich große Konfeifionen 
ſich gegenüber ftehen, — ed wird oft gejagt in dem Verhältniß von zmei 
Fünftel zu drei Fünftel. — Noch ſchwerer beinahe it ed, daß die fich jo ent- 
gegenitehenden Konfeifionen in ihrem Rechte und in ihrer Befugnik ſich 
jelbititändig zu geitalten und zu verwalten, fich ertragen lernen, daß fie ſich 
nicht gegenfeitig Hindernifje bereiten, jondern ſich gegenjeitig berücfichtigen 
und von aller Anfechtuug ausfchliegen, was den Glauben angeht. Meine 
Herren, diejer Gegenjat befteht; ich brauche es ja nicht weiter auszurühren. 
Es ift etwas Allbefanntes, wo vom Glauben die Rede ift, da treten die 
Konfeffionen einander gegenüber, und die heftigiten Kämpfe haben auf dem 
Gebiete des Glaubens Itattgefunden; fie geben aber auch bei und bis in’s 
Detail, bis in's Innerſte und Einzelnſte hinein. Ich will ein fleineö Beijpiel 
anführen, das wohl auf dieſen Boden gehört — einzelnen der Herren wird es 
vielleicht jchon befannt jein. — Es war im Beginn der neuen Aera in Preußen. 
Waldeck war in Berlin zum Abgeordneten vorgeichlagen; als er als Kandidat 
auftrat, jchien auch Alles für ihm zu fein; er hatte damals feine Märtyrer: 
probe jchon lange hinter fih. Im dem Augenblide aber, wo es fid) darıım 
bandelte, die Mehrheit für ihn zu gewinnen, da trat ein Berliner Kind auf 
und jagte: den Walde können wir nidyt wählen, er geht jeden Sonntag 
in die Mefje. Meine Herren, idy babe einige Jahre nachher Walde auf: 
geſucht und da hat er mir diefe Thatjache beitätigt; er it nicht gewählt 
worden. (Stimmen links: er ift gewählt worden.) Ja, viel jpäter, damals 
nicht; Sie werden mir das Beiſpiel gelten laſſen müfjen. (Widerſpruch links.) 
Meine Herren (nach links), es fteht Ihmen frei, mid) jpäter zu widerlegen. 
Ich fann Ihnen nur wiederholen: ich weiß dieje Ihatiache beitimmt, fie iſt 
mir von Waldeck jelbit beftätigt worden. Meine Herren, in dieſer Weije ift 
der Gegenjaß zwilchen Katboliten und Proteftanten in unjerm Baterlande 
jpeziell vorhanden, und zwar in unferem Lande mit viel größerer Bedeutung 
ald in irgend einem anderen Lande, eben darum, weil ſich die großen Maijen 
ded ganzen Meiches hier in verjchiedenen Konfejfionen gegenüber ſtehen. 
Meine Herren, es ilt das nun die Grundlage, von der aus ich meine Kon— 
flufionen ziehe. In einer jolchen Lage befindet fich fein Staat. Für und 
aber ift diefe Frage der Konfeffions- und der Glaubenöfreiheit eine Frage 
der inneren Einheit und eine Frage des Friedens innerhalb des Neiches, um 
auf Grund derjelben den möglichit vollfommenen Ausbau zu vollziehen. Für 
meine Gefinnungsgenoffen und mich iſt es eine Frage von eriter Bedeutung, 
weil wir die Abſicht haben, mit Ihnen Hand in Hand diejed Neich zu einer 
gedeihlichen Entwidelung zu bringen, weil wir die Abficht haben, mit Ihnen 
diejed Neich, wie es nach außen das mächtigite ift, jo auch nach innen zu 
einem Mufter der Staaten Europas zu machen. Das kann aber nicht ge 
ichehen, jo lange der Friede im Innern nicht gefichert ift, jo lange wir durch 
eine Grenzlinie getrennt find, welche das Gebiet der Konfeffionen jcheidet. 
Der Streit über die Konfejjionen, ic) jage ed nochmals, muß aus der Welt 
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geihafft werden! Sie meinen, es könnte dies damit gejchehen, daß man vom 
Staate aus Gejeße gibt, weldye die Einen zwingen das anzunehmen, was 
den Andern redyt iſt. Wozu führt das aber? Der Zwed fann mur dadurd) 
erreicht werden, dab Sie die Grundrechte annehmen. Wenn Sie uns gerecht 
werden wollen, jo gibt es fein anderes Mittel als die volle Freiheit für 
jede Konfejfion, fidy jelbit ihre Gejeße zu geben und mur den allgemeinen 
Gejeten des Staates unterworfen zu jein. Ich kann Ihnen die Verficherung 
geben, meine Herren, dab es Niemand unter uns eingefallen wäre, dieſe 
Stage bier zur Spradye zu bringen, hätten wir fie nicht von diefem Stand- 
punft als eine fundamentale Frage für das Gedeihen des Deutſchen Reiches 
betrachtet. Wei dem einmal beftehenden Verhältniſſe fühle ich mich in meinem 
Gewiſſen gedrungen dahin mitzuwirken, dab fein Hinderni beitehen bleibe, 
weldyes dem Gedeihen des Reiches entgegentreten könnte. Ich habe das Ber- 
langen, mit Ihnen Hand in Hand diejes Reich zu einem großen, berrlichen 
zu madyen, aber dazu gehört, — und darauf beruht unjer Antrag, und darum 
babe ich mich dafür erflärt — daß wir die volle Freiheit der Kirchengejellichaf- 
ten bejchließen. Ich bitte Sie, meine Herren, wenn Sie mit meinen Grund: 
jägen einverftanden find, fich meinem Antrage anzufchließen, die Grundrechte 
in die Deutjche Reichsverfaſſung als eine der eriten Beitimmungen derjelben 
aufzunehmen. 


Schenk von Stauffenberg (München):*) Meine Herren, in dem, was 
der Herr Vorredner eben geiagt bat, und in einer Reihe von Reden, weldye 
wir gejtern gehört haben, ijt gewiffermaßen der Grundgedanfe durchgegangen, 
als ob mit Ablehnung der Anträge, weldye die Fraktion des Eentrums ge: 
ftellt bat, eine Unterdrüdung, eine Vergewaltigung der katholiſchen Kirche 
beabfichtigt würde. Ich glaube, meine Herren, am Gingange deijen, was 
ic) Ihnen zu jagen habe, beitimmt ausjprechen zu dürfen, und ich glaube, 
eö it dies die Meinung dev weitaus überwiegenden Mehrheit diejes Haufes: 
wir werden gegen diefe Anträge ſtimmen aus dem einfachen Grunde, weil 
wir die Ordnung des Verbältniffes zwiſchen Staat und Kirche nicht in 
diejem Augenblid und nicht in diejer Form wollen, wie Sie uns 
vorgeichlagen haben. Der Frage, im welder Weile dies geordnet werden 
ſolle, kann unſer heutiges oder morgiges Votum in feiner Weile präjudiziren. 
Der Herr Vorredner bat dann weiter einen Gedanken, der auch von 
mehreren Rednern und bejonders von dem Herrn Abgeordneten Freiherrn 
von Ketteler ausgeſprochen worden it, wiederholt, nämlidy jeine feite Weber: 
zeugung, daß mit der Annahme diejes Antrages die Eonfejfionelle Frage 
aufhören würde, ein Streitpunft unter uns zu ſein, daß fie „aus der Welt 
geſchafft würde“, wie er ſich ausdrüdt. Nun, meine Herren, wir find in 
diefer Beziehung der entgegengejeßten Meinung, dab wenn Sic einen jo 
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allgemein gefaßten und jo vielen Mifverftändniffen ausgeſetzten Sab jest in 
die Verfafjung des Deutjchen Reiches hineintragen, damit die Eonfejlionelle 
Frage und der Eonfeffionelle Streit nicht aus der Welt gejchafft würde, 
jondern dab dadurch in eine Neihe der Staaten, in denen bis jeßt Friede 
geberricht, die Keime der Zwietradht erit hineingetvagen würde, und aus 
diejem Grunde werden ganz gewiß eine große Anzahl von Mitgliedern gegen 
die Vorſchläge der Gentrumsfraftion jtimmen. Grlauben Sie mir, meine 
Herren, dab ich Ihnen ganz kurz jene Bedenken vortrage, welche in dem 
Staate, der mich hierher gejandt hat, dagegen auftauchen, welche bezüglich 
unjerer heimiſchen Rechtöverhältnijje entitehen. Wenn ich die Auslegungen, 
die die Herren ihren Vorichlägen gegeben haben, mit einander vergleiche, 
jo fomme ich in eine gewilje Verlegenheit. Ich bin nicht vollitändig ficher 
darüber, ob fie der Meinung find, dab die Artikel 6 und 7, welche fie uns 
als Grundrechte des Deutichen Volkes vorichlagen, jogleih in Wirkjamfeit 
treten jollen, d. h. daß fie jogleich Wirkung auf die Yandesverfafjungen 
haben jollen und jene Beitimmungen, welche nach ihrer Meinung oder nad) 
der Meinung Anderer, die jpäter an dieje VBorjchläge anknüpfen könnten, 
damit in Widerſpruch jtehen, abrogiren. Ginige der Herren Redner haben 
dies allerdings mit einiger Beſtimmtheit auögejprochen; andere jchienen auf 
den entgegengejeßten Standpunfte zu jtehen. Insbeſondere habe ich bezüg- 
lich Baierns die Meinung äußern hören, daß damit an den faktiichen 
Nechtözuftänden unjerer Heimat nichts geändert werden ſolle. Nun, meine 
Herren, wie würden ſich dann die Verhältnijje ‚bei uns geltalten? Wir 
haben z. B. in Baiern eine Unterjcheidung zwiſchen rein geiitlihen Ge 
genitänden, zwilchen weltlichen und zwilchen gemijchten Gegenitänden, 
und das Geſetzgebungs- und Auffichtörecht des Staates iſt nach diejer Unter— 
iheidung abgejtuft. Nun jagen Sie in Ihrem Artikel 7: Die Kirche ordnet 
und verwaltet ihre Angelegenheiten jelbitjtändig Was, meine 
Herren, find dieje Angelegenheiten? Darüber entiteht die erite Unklarheit, 
und feiner von Ihnen fann mir heute mit voller Beitimmtheit den Kreis 
diejer Angelegenheiten bejchreiben. Man bat das, ald man die baierijche 
Verfaffung machte, jehr wohl gefühlt und deshalb die ganz ausdrüdliche 
Ausichetdung je nad) den einzelnen Gegenftänden in der VBerfafjungsurfunde 
getroffen, und meines Wiſſens ift in diefer Beziehung bis jet ein wejent- 
licher Streitpunft nicht hervorgetreten; Sie würden aber den Streit in 
unjere heimiſchen Verfaſſungsverhältniſſe ſogleich hineintragen, jobald wir 
dieſen Artikel ald Grundgejch des Deutichen Reiches audy in Baiern zur 
Geltung gebradyt haben würden. Wie jtehen z. B. die Verhältnifje bezüg- 
li der Klöſter? Im der baierijchen Verfaſſung heißt es im $ 76 der 
Beilage Il: „Unter Gegenftänden gemijchter Natur werden diejenigen ver— 
itanden, welche zwar geiltlic find, aber die Religion nicht wejentlic) 
betreffen, und zugleich irgend eine Beziehung auf den Staat und das 
weltlihe Wohl der Einwohner haben. Dahin gehören: — c) die Er— 
Materialien ILL 62 
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richtung geiftlicher Gejellichaften und ſonſtiger Imftitute und Beſtimmung 
ihrer Gelübde." Auf Grund diefes $ 76 im Zufammenhange mit den ein- 
ſchlägigen Beitimmungen des Konfordats bat man in Batern bis jet da— 
rauf beitimmt gehalten, dat die Errichtung geiftlicher Genoſſenſchaften und 
Klöfter der landesherrlichen Zultimmung bedürfe. Soll das, meine Herren, 
anders jein oder nicht? Gehört das zu den Angelegenheiten, welche die 
Kirche jelbititändig verwaltet, oder gehört das nicht dazu? Ein weiterer 
Punft: Es iſt jchon wiederholt darauf hingewieſen und von einem Herrn 
Nedner angeführt worden, daß jener Artikel der preußiſchen Verfaſſung, 
der die Aufhebung des placetum regium ausipricht, von Ihnen nicht in 
die Grundrechte mit aufgenommen worden ilt, — idy weit; nicht, aus welchem 
Grunde das nicht geicheben iſt — aber zugleich entiteht für uns die Zweifel— 
frage: joll das in Baiern gegenwärtig beitehende placetum regium aufge- 
hoben werden oder nicht? Es iſt jehr leicht], diefe Frage jetzt mit Ja oder 
Nein zu beantworten; aber Sie werden nicht verbüten fönnen, dat über 
dieſe Gegenftände die weitgreifenditen Streitigkeiten entiteben. Cs iſt das 
placetum regium zum Beijpiel einer jener Punkte, über die man ver 
ſchiedener Meinung jein kann. Man kann der Meinung fein, dab jest, wo 
allgemeine Preffreiheit berricht, dieſes Recht ein vollitändig veraltetes jei. 
Es giebt aber auch nocd einen anderen Gefichtspunft. Es ift vielleicht 
gerade in der jeßigen Zeit nicht ganz unwichtig, durch das placetum re- 
gium einem Theil, und zwar einem jehr großen Bruchtheil der Fatholijchen 
Kirche die Möglichkeit des rechtlichen Beitchens weiter zu gewähren. Es tt 
durch das placetum regium jeßt die Möglichkeit, Denjenigen, welche ihr 
Gewiſſen nicht vergewaltigen laffen wollen, einen rechtlichen Boden, auf 
welchem fie jtehen fünnen, zu gewähren. (Miderjprucd und Bravo!) Sind 
jene Beitimmungen, meine Herren, welche die bateriiche Verfaſſungsurkunde 
bezüglich der Religion der Kinder aus gemifchten Ehren trifft, durch dieſen 
Artifel der Grundrechte aufgehoben oder find fie nicht aufgehoben? Sit 
der Nefurd ab abusn, den die baieriiche Verfaſſung zuläßt, aufgehoben 
oder nicht? Jene Beltimmungen über den Gebrauch von Simultanfirchen, 
find fie aufgehoben oder nicht? Sind jene Beitimmungen, weldye die 
baieriiche Berfaffungsurfunde über den Gebrauch der fatholichen Friedhöfe 
durch akatholiſche Neligionstbheile trifft, aufgehoben oder nicht? Sie find 
nicht aufgehoben, jagen Sie. Nun, meine Herren, Sie werden fich wohl 
daran erinnern, daß ed noch nicht gar jo lange ber ift, daß als die öfter: 
reichiſchen Staatägrundgejege erlaffen wurden, als der Artikel 12 des Ge 
jees vom 25. Mat 1868 über die interfonfejfionellen Verhältniſſe der 
Staatöbürger erlaffen wurde, welcher bejtimmt: daß feine Religionsgemeinde 
der Leiche eines ihr nicht Angebörigen die anjtändige Beltattung auf ihrem 
Sriedhofe verweigern Fan, wenn es ſich um die Beitattung in einem Fa— 
miliengrabe handelt, oder wenn da, wo der Todesfall eintrat, oder wo die 
Leiche gefunden wurde, für die Neligionsgenofjenjchaft des Beritorbenen 
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ein Friedhof ſich nicht befindet — alſo ich jage, daß gerade bezüglich dieſes 
Artikels der päpftliche Nuntius Faleinelli in einem Proteft, welchen er der 
öfterreichiichen Megierung einreichte, denjelben ald einen ſolchen bezeichnete, 
welcher jedes katholiſche Gefühl beleidigen müßte, (Hört! Hört!) und daß 
die päpitliche Allofution, welche über diejes Gejeh vom 25. Mai 1868 er- 
lafien wurde, gerade diejen Artikel 12 als einen verwerflichen bezeichnete, 
weil er geitattet, dab; die Keßer auf den katholiſchen Sriedböfen beerdigt 
werden. (Aeußerungen des Unwillens.) Das, meine Herren, find jehr ernit- 
bafte Dinge, die mit einem Kopfichütteln nicht bejeitigt werden fünnen. 
(Sehr richtig!) Sie können die beitimmteiten Verſicherungen geben, wir 
wilfen aber nicht, in welcher Weije eine joldye allgemeine Redensart — 
nehmen Sie mir das nicht übel, denn der Artifel enthält im Ganzen nichts 
weiter als eine allgemeine Nedensart — ausgelegt werden kann. Nun, 
meine Herren, wie joll es denn mit dem Vollzug diejer Beitimmungen 
weiter gehalten werden, wer joll fompetent jein, die Ausführungsgejeße, 
welche ganz abjolut nothwendig find, zu erlaſſen? joll die Neichsgewalt dazu 
fompetent jein oder die einzelnen Landesgejegebungen? Auch darüber, 
meine Herren, babe ich eine befriedigende Aufklärung durdyaus nicht ver 
nommen; Sie baben in dem Artifel 4 der Deutjchen Bundesverfaffung bis 
jeßt eine Aenderung nicht beantragt, Sie haben nicht beantragt, das Be— 
aufficytigungsredyt und das Gejeßgebungsvecht der Meichägewalt auch über 
diefe Dinge zu eritreden, jondern Sie haben fich begnügt, diejen Punkt in 
die Grundrechte mit aufzunehmen. Wir baben feine Behörde, welche es 
überwacht, daß die zum Vollzug nothwendigen Gejete erlaſſen werden, wir 
baben feine Neichöbehörde, weldye dafür jorgt, dat die nothwendige Kon— 
formität in den einzelnen Ländern herrſcht, und noch weniger, dab die 
dieje Konformität berbeiführenden Geſetze erlafjen werden. Es ift von dem 
Herm Abgeordneten Dr. Windtborit gelagt worden, Sie jeien zu dieſen 
Srundrechten genöthigt worden durch die Kompetenzerweiterungen, welche 
mit den Berfaflungsverträgen verbunden wären, in specie durch die Num— 
mer 16 des Artifeld 4. Nun ſpricht dDiefe Nummer 16 des Artifelö 4 von 
dem Brei und Vereinsweſen, und ich will dem Herrn Redner vollitändig 
Recht geben, dab er bierdurdy zu dem Grundrechten Veranlaſſung hatte, 
welche das Preß- und Vereinsweſen betreffen; aber wie er dazu kommt, in 
diefe Nummer 16 des Artikels 4 die gejammte Kultusgejeggebung 
hineinzuziehen — das ift mir vollitändig unfaßlich! Es geht den fremden 
Abgeordneten, welche noch nicht am die Sprechweiſe des genannten Redners 
gewöhnt jind, im diefer Beziehung etwas eigenthümlich, wir willen mandy: 
mal wicht was Ernſt oder Scherz iſt in dem, was er jagt, (Heiterfeit) und 
ih habe, nachdem er geiprochen, midy wirklich etwas verwundert, diejelben 
Ausführungen, welche er gemacht bat, wenigitens in furzen Worten von dem 
Herrn Abgeordneten von Mallindrodt ganz ernithaft wiederholt zu hören. — 
Das ift mir ganz unfahlich! Mit demielben Rechte, mit welchem Sie da= 
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raus, dab die Vereind- und Prefgejebgebung der Reichögewalt unterliegt, 
die geſammte Kultuögejeßgebung bineinziehen wollen, mit demjelben Rechte 
können Sie audy die Gemeindegejeßgebung bineinziehen; denn man fann 
noch mit mehr Recht die Gemeinden ald Vereine bezeichnen, welche unter 
die Herrichaft dieſes Artifeld fallen können. (Sehr wahr!) Meine Herren, 
wir würden, bad ilt meine beftinmte Weberzeugung, mit der Annahme 
dieſes Artifeld der Grundrechte in einer Reihe von Staaten in ein fürm- 
liches Chaos der Gejeßgebung hineinfommen, wir würden, wie jchon er- 
wähnt, das, was Sie in Ihrer Abficht bejeitigen wollen, erſt hervorrufen. 
Nun jagt man, — und bejonderö der Herr Abgeordnete Probit, der diejem 
Einwande zu begegnen ſuchte — es ilt der. Einwand gemacht worden, 
gerade im jeßigen Augenblid wären dieſe Gejeße nicht zeitgemäß; allein, 
meine Herren, mir ijt ed jchwer erflärlich, wie man diefem Einwande ent: 
gegen treten kann. Der Herr Abgeordnete Probit hat in beredten Worten 
gejagt, es gehe jet ein Zwieſpalt durch die Welt, der Zwiejpalt des Glau- 
bend und der des Unglaubens. Das, meine Herren, mag in einer ge 
wiſſen Richtung wahr fein, — es iſt noch wahrer, wenn wir ed auf eine jüngjt 
vergangene Zeit anwenden — aber meine Herren, eö geht ein weiterer Zwie— 
jpalt durdy die Welt, und der läßt fich nicht vertufchen und jchlägt durch 
Alles, wad Sie um ihn legen, durch, und das iſt nicht der Zwieſpalt 
zwiſchen Glauben und Unglauben, jondern der Zwiejpalt im Glauben. Die 
belgijchen Berhältniffe, meine Herren, welche man uns jo oft ald Muſter 
voritellt, wollen wir in Deutichland nicht haben, wir wollen dort jenen Ge: 
genſatz, mie ihn die unrichtige Anwendung ded Prinzips der Freiheit auf 
die Kirche mit Nothwendigkeit hervorgerufen hat, in Deutjchland nicht haben. 
Ic, hätte nicht gewünſcht, meine Herren, bier eine Frage, die ich auch für eine 
rein innerliche halte, hincinzuziehen, ich bin vollitändig damit einveritanden, 
was der Herr Biſchof von Ketteler im Eingange der Disfuffion gejagt hat: 
derartige Dinge, die das religiöje Gewiſſen nur berühren, gehören nicht 
vor das Forum einer öffentlichen Verſammlung; allein ich bin nicht daran 
ſchuld, daß dieſe Diökuffion in den Reichstag hineingeworfen ift, und es 
icheint mir nicht anzugehen, beim Beginn der Diskuffion den Haupteinwanbd, 
der gemacht werden kann, dadurdy abzujchneiden, daß man fich deijen Vor— 
bringen von dem Gegner verbittet. (Sehr gut!) Und im Süden, meine 
Herren, die wir ald Katholifen unter einer fatholiichen Bevölkerung leben, 
ift dieſe Frage die wichtigite; fie tritt und in allen Beziehungen entgegen: 
in der Staatögewalt, in den Kammern, in der Schule, in der Familie, 
in der Erziehung unferer Kinder; meine Herren, wir leben in der Athmo- 
Iphäre diefer Frage, und deshalb dürfen Sie ed und nicht verdenfen, wenn 
wir und mit einer Betonung, welche vielleicht deu Norddeutichen nicht ganz 
erflärlich it, in diefer Richtung ausjprechen. Der Kampf zwilchen Kirche 
und Staat ift jet aus der Theorie in die Wirklichkeit herausgetreten — er iſt 
ed durch die jüngiten Vorkommniſſe in erneuter Heftigfeit; wir fünnen das 
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nicht leugnen, Ihre Anträge ſelbſt ſind ein Symptom dieſes Kampfes. Im 
gegenwärtigen Augenblick vollzieht ſich in der katholiſchen Kirche ein Schei— 
dungsprozeß; wir wiſſen, meine Herren, nicht, wie er verlaufen wird, wir 
ſtehen erſt an dem Anfange einer Bewegung, welche nach meiner vollen 
Ueberzeugung eben ſo eine weltgeſchichtliche ſein kann, wie es die Revo— 
lution geweſen iſt. (Bravo!) Der richtige Mann iſt noch nicht aufgeſtan— 
den, allein, meine Herren, die Vorſehung wird ihn ſchicken, und der Vor— 
ausſetzungen ſeines Kommens ſind übergenug vorhanden. Darf ich mich 
auf eine Erklärung berufen, welche einer der größten katholiſchen Theologen 
der Jetztzeit in den jüngſten Tagen veröffentlichte — ſie iſt zu Ihrer Aller 
Kenntniß gekommen, und ich berufe mich nur in der Richtung darauf, daß 
er in derſelben ausdrücklich ſagt, daß ſeine Meinung und Ueberzeugung von 
einem großen Theile, von Hunderttauſenden von katholiſchen Laien und von 
vielen Prieſtern getheilt wird, welche es nur im gegenwärtigen Augenblicke 
nicht wagen, mit ihrer vollen Ueberzeugung hervorzutreten. (Hört! Hört!) 
Dieſer Zwieſpalt, meine Herren, iſt ein ſo großer, daß es nicht unmöglich 
iſt, daß über kurz oder lang die Frage herantritt: welches iſt die katho— 
liſche Kirche, für welche dieſe Grundrechte gemacht ſind? (Große Unruhe. 
Gelächter.) Meine Herren, ich hoffe, daß ich durch die rückſichtsloſe Aus— 
ſprechung deifen, was Ihnen jetzt außerordentlich lächerlich ericheint, Nieman- 
den verleße, es liegt das ganz gewiß nicht im meiner Abficht, aber dieje 
Dinge müffen gejagt werden, fie dürfen nicht verjchwiegen werden. Wollen 
Sie nun, meine Herren, einen fleinen Beweis dieſes Zwiefpalts, — jo liefern 
Sie ihn jelbit. Sie itellen und Anträge, gegen welche in ihrem erjten Theile 
ganz gewiß nichts zu erinnern ijt, und welchen, wenn man fie blos vom 
theoretiichen Standpunft betrachtet, jedermann ganz gern zuftimmt. Gie 
jagen in Ihrem Artifel 6, dab die Freiheit des religiöfen Befenntniffes, die 
Vereinigung zu Religiondgejellichaften und zu gemeinjamen häuslichen und 
öffentlichen MReligionsübungen gewährleiftet wird, Sie verlangen Preb- 
freiheit und alle dieje Dinge in Ihren Grundrechten. Nun, meine Herren, 
haben wir — es iſt noch nicht jehr lange ber — in einem Nachbarftaate 
ein Beijpiel gehabt, daß alle diefe Dinge nicht blos verlangt worden jondern 
der Gejeßgebuug wirklich einverleibt worden find; ich Ipreche von Defter- 
reih. Das Staatd-Grundgejeß vom 21. Dezember 1867 führt die Preß— 
freiheit, führt die Vereinäfreiheit in einem vielleicht bejchränfteren Umfange 
ein, als Sie eö hier gethan haben. Es jagt in feinem Artifel 15: „Jede 
gejeglich anerfannte Kirche und Religionsgejellichaft hat das Recht der gemein- 
jawen öffentlichen WReligionsübung.“ Es ſetzt aljo voraus, daß die Aner- 
fennung einer Religionögejellichaft durch das Geſetz eigens erfolgen müſſe, 
während Sie jeder Religionägefellichaft eo ipso ſchon dad Recht der öffent: 
lichen Religionsübung einräumen wollen. Und nun, meine Herren, it es 
in unſerer Aller Gedächtniß, daß dieſer öfterreichiichen Geſetzgebung gegenüber 
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der Papft in feiner Allofution vom 22. Juni 1868 fich vollftändig ver- 
urtheilend verhalten bat. (Hört! hört!) Er jagt wörtlich: „Am 21. Dezem— 
ber verfloffenen Jahres ift von der öfterreichifchen Regierung ein ımerbörtes 
Geſetz (infanda lex) als Staats-Grundgeſetz erlaffen worden, welches in 
allen, auch den einzig der fatholiichen Religion zugehörigen Reichstheilen 
gelten und beitehen joll. Durch diejes Geſetz wird die volle Meinungsfrei— 
heit, die Preßfreiheit, die volle Glaubens, Gewiljend: und Freiheit der 
Wiffenichaft, allen Staatsbürgern das Recht gegeben, Grziehungs- und 
Unterrichtsanitalten zu gründen, werden alle Religionsgejellichaften einander 
gleichgeitellt und vom Staate anerfannt.“ (Hört! hört!) Und nun, meine 
Herren, heißt e&8 zum Schluß: „Deshalb, vermöge der und von Chrifto dem 
Herrn jelbit über alle Kirchen anvertrauten Dbforge, erheben wir die apoſto— 
liche Stimme in diefer Eurer bochanjehnlichen Verſammlung und verwerfen, 
verdammen kraft unjerer apoftolijchen Autorität die erwähnten Geſetze und 
Alles und jedes Cinzelne, was entweder in dieſen oder in anderen ſich auf 
dad Recht der Kirche beziehenden Dingen von der öfterreichiichen Regierung 
oder von welchen untergeordneten Behörden immer verfügt, gethan und 
irgendwie verfucht it, erklären kraft derjelben unjerer Autorität, daß dieje 
Defrete mit allen Folgen gänzlich nichtig, (Hört! hört!) ohne jegliche Kraft 
gewejen find und fein werden.“ Und jchließlich werden alle Diejenigen, „die 
fidy Katholiken zu jein rühmen, welche ſolche Gejeße und Akte proponirt, 
geichaffen oder gebilligt haben,“ beichworen, „ſich der Kirchenitrafen und der 
geiſtlichen Strafen zu erinnern.” — (Hört! hört! Gelächter. Große Auf 
regung.) Nun, meine Herren, erlauben Sie mir, diefe Dinge find mir 
aufßerordentlih ernft und ich habe fie durchaus nicht worgebradyt, um die 
Heiterfeit der hohen Verfammlung zu erregen. — Dieje Dinge, meine Herren, 
find eben ein Symptom des tiefen Riffes, der durch die ganze Kirche gebt, 
des Nilfes, unter dem wir Alle miteinander leiden. Ich fenne Alles, meine 
Herren, wad man gejagt bat, um den Standpunkt, den Sie einnehmen, 
mit dem, was bier gejagt it, zu verjühnen; ich Fenne ſogar — id) glaube 
ed jagen zu können — im voraus jede Einwendung, weldye Sie dagegen 
machen werden; allein, meine Herren, e& ift mir abjolut unmöglich, dieſen 
GFinwendungen zu folgen. Ich bin der Meinung, meine Herren, dab Sie 
eher die Duadratur des Zirfeld finden, als daß Sie die Gefinnungen, die 
dort berrichen, mit dem, was Sie fordern und was Sie mit jo beredten 
Morten im Geiſte der Freiheit vertreten haben, miteinander vereinigen 
können. (Lebhafter Beifall.) Ic halte das für jo unmöglich und für 
einen jo umvereinbaren Standpunft, daß eigentlidy über dieſe Dinge nicht 
mehr geiprochen werden fann. Ic werde, meine Herren, im Intereſſe des 
Friedens unter den Konfeſſionen in Süddeutichland, im Intereffe des Frie— 
dend zwiſchen Kirche und Staat gegen Ihre Anträge itimmen. (Lebhaftes 
Bravo.) 
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Graf von Frankenberg (Falfenberg-Grottfau):*) Meine Herren ! 
Wenn id) das erſte Mal in diefer hoben Verſammlung das Wort ergreife, 
jo it es mit Trauer und Befangenheit, weil icdy mich wenden muß gegen 
eine Partei, mit welcher zu kämpfen und mit weldyer zu gehen mein Ge- 
fühl und mein Herz mich treibt, weil mit dieſer Partei das, was dem 
Menſchen das Höchite iſt, mich verbindet: die Religion. Meine Herren, id) 
bin gewählt in einem fatholiichen Wahlkreiſe, hierher gejandt zur Vertretung 
der fatholiichen Intereſſen, und gerade weil id) dieje Interejlen vertreten 
will, muß ich midy heute gegen dieje Anträge erklären, welche die Gentrnme- 
partei geitellt bat. (Hört! hört!) Ic muß, meine Herren, mid in Schuß 
nehmen gegen Angriffe, die bier im Haufe erfolgt find, ich muß meine 
Freunde, die glei mir gegen die Anträge des Herrn Abgeordneten 
Reichensperger jtimmen wollen, in Schuß nehmen, und ich muß auch die 
jenigen meiner Freunde, welche in katholiſchen Wahlkreiſen gewählt find, 
nicht aber jelbit Katholiken find, dagegen in Schuß nehmen, daß und die 
fatholifchen Intereſſen vielleicht weniger am Herzen lägen, dab wir weniger 
bereit wären, für fie immmerdar einzutreten, als Sie, meine Herren (zum 
Gentrum gewandt). Ich hätte es nicht unternommen, in jo jpäter Stunde 
in dieſer angreifenden und umjeligen Debatte noch das Wort zu ergreifen, 
wenn ich eben diejen meinen Standpunkt nidyt wahren müßte, und, meine 
Herren, wenn ich mich nicht vertheidigen mühte gegen Angriffe, die gegen 
uns außer diefem hoben Hauſe erfolgten. Meine Herren, ich babe bier ein 
Blatt, weldyes diejen Herren jehr nahe fteht, die Berliner „Germania“ vom 
Sonntag in der Hand; darin iſt abgedrudt die motivirte Tagesordnung, 
welche von Graf Nenard und meinen politijchen Freunden unterzeichnet ilt. 
Die einzige Bemerkung, welche das Blatt zu diefem Antrage macht, ift 
folgende: „Wir willen, daß unter den Unterzeichnern ſich Männer finden, 
die pofitiv beitimmte Garantien gegeben haben mit Bezug auf die Inten- 
tionen des Reichenspergerſchen Antrags; eine eigenthümliche Stellung nahmen 
dieje Herren ſchon bei der Adreßdebatte ein, wo ed — wenigitens indireft — 
fih um das Wohl des heiligen Vaters handelte, indeh in diejer Beziehung 
haben fie wenigitens feine Garantien gegeben, oder doch nicht in jo — 
wir wiederholen — in jo pofitiver Weile, ald in Bezug auf die Hinüber— 
führung beftimmter Paragraphen aus der Landeöverfafjung in die Reiches 
verfafjung. Wenn nichts, jo wird das eine Lehre für die nächiten Wahlen 
jein, und wir glauben heute ſchon verfichern zu fünnen, dab die Herren, 
welche jchon nad) jo kurzer Zeit ihr Wort nicht gehalten haben, 
nicht mehr als „gewählte Vertreter des Volkes" hier in Berlin ein- 
ziehen werden." Meine Herren, ehe einer von und zum Worte gefommen 
war, um unjere Anträge zu vertheidigen, iteht das in einer fatholijchen 
Zeitung in Berlin, (Hört! hört!) und ich fordere den Herrn Abgeordneten 
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Freiherrn von Ketteler auf, welcher auf diefe Preffe einen hoben Einfluß 
übt, (Widerſpruch) im Namen der Freiheit der Diskuſſion, die er geitern 
mit warmen Worten für jeine Partei wie für Alle in Anjpruch genommen 
bat, und zu ſchützen gegen ſolche ungerechte Angriffe! Meine Herren, ich 
babe die Gründe darzulegen, welche mich beftimmen, für die Tagesordnung 
zu ftimmen, die wir proponirt haben. Ic, erfläre hiermit, daß ich mich 
einveritanden erflärt habe meinen Wählern gegenüber — es ift dies ganz 
richtig — damit, daß die 88 12—16 aus der preußiichen Verfaſſung in 
die NReichöverfaffung herüberfommen. Ich habe damit den Gedanken ver- 
folgt, dab die Freiheiten, welche wir in Preußen geniehen, deren wir Ka— 
tholifen und in Preußen erfreuen, audy zu Theil werden im Reidye unjeren 
füddeutjchen Brüdern, welche in diefer Beziehung vielleicht nicht jo glücklich 
geitellt find wie wir. Meine Herren, ich erkenne das vollfommen an, aber 
der Zeitpunkt, den Sie gewählt haben, die Art und Weije, wie Sie diele 
Anträge gebracht haben, — ich fann nicht mit Ihnen übereinftimmen, dab 
er jo gewählt war, dab es dem Intereſſe der fatholichen Kirche, daß es 
den Intereſſen, welche Sie bier vertreten, entipricht und fie fürdert. Meine 
Herren, ich war während der Wahlagitationen nicht im Lande jondern, wie 
ich vorübergehend erwähne, ald katholischer Malthejer im Dienfte der chrift: 
lichen Garitad in Franfreih. Bon Breslauer fatholifchen Blättern it in 
diefer Zeit gegen mich agitirt worden ald gegen einen liberalen, jchlechten 
Katholiten. Meine Herren, ein geiftlicher Herr aus meinem Wahlkreiſe bat 
ſich meiner angenommen, und er hat mir nach Berjailles die Anfrage ges 
ftellt, ob ich ftimmen würde für die Ginführung der $$ 12—16 aus der 
preußijchen Berfafjung in die Reichöverfafjung. Ich habe dem Herm ge 
antwortet: „Sie verlangen pofitive Garantien, dab ich diefe Anträge unter: 
ftüßen werde; als Gegenleiftung verlange ich die Garantie, dab dieſe Para- 
graphen unbeichädigt in der Reichöverfaffung ftehen werden, und daß nicht 
aud der Stellung der bezüglichen Anträge in der hohen Verſammlung eine 
Schädigung derjelben durch gegenüberftehende Parteien erfolgen werde, daß 
wir in Preußen der Rechte, die wir genießen, nicht etwa verluftig gehen, 
ohne den Süddeutſchen irgend etwas gemußt zu haben.“ Meine Herren, id) 
glaube, daß ich die Situation von dort aus und damals ganz richtig auf- 
gefaßt habe, und dab ich die Situation beffer aufgefaft habe ald die Herren, 
die heute dieje Anträge in das Haus gebracht haben, und deshalb bin ich 
auch nicht im Stande, heute für Ihre Anträge zu jtimmen. Meine Herren! 
Sie haben diefe parlamentariiche Kampagne damit eröffnet, daß Sie pofitiv 
nur ein fatholiiches Programm aufgeftellt haben, — einige Herren haben 
das ableugnen wollen, aber ich fünnte Ihnen Beweije liefern, daß gerade 
im Schoße der katholiſchen Partei die Bildung einer geichloffenen katho— 
lichen Phalanx im Reichstage — jo war der Ausdrud — gefordert worden 
ift. — Sie haben die parlamentarijche Kampagne unglüdlidy eröffnet, Ste 
haben leider eine unglüdliche Zeit gewählt, Sie haben bedauerliche Debatten 
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und Diffonanzen mit diefem Antrage in dieſes hobe Haus gebracht. Sie 
haben die Freiheiten, die wir genießen, aufs Spiel geltellt, Sie haben den 
Reichätag unbedachtiam angereist wegzuvotiren, was wir bisher geniehen, 
und auf dieje Wege fann ich Ihmen nicht folgen. Im der Adreßdebatte, 
meine Herren, haben Sie uns einen wejentlichen Schaden damit gethan, 
daß — mie geltern der Herr Abgeordnete von Blandenburg jchon bemerfte — 
Sie ſich jo heftig gegen den Sat gewendet haben, daß das neue Deutjche 
Reich fich in das innere Leben anderer Völker nicht einmischen ſolle. Meine 
Herren, Sie haben damit implicite zugegeben, was Sie durchaus nicht 
wollten, daß die römiſche Frage eine innere Frage Italiens jei; Sie haben 
fih dadurdy den Standpunkt jehr erjchwert und den Standpunft der Katho- 
lifen überhaupt zweifelhaft gemadyt. Ich nehme daher Veranlaffung, Proteft 
zu erheben dagegen, daß die römiſche Frage eine innere italtenijche Frage 
jei; gerade im Intereſſe der Katholiken faſſe ich fie als eine internationale 
Frage, zu deren Lölung wir Deutichen Katholifen beizutragen jehr nöthig 
haben werden. Meine Herren, aber dieje Löjung werden Sie nicht finden, 
indem Sie ftumm und jchmollend zur Seite ftehen, wenn das ganze Deutiche 
Volf und außer Ihnen das ganze übrige Haus warme und begeiiterte Worte 
findet, um zum eriten Male den Kaijer anzureden. Wären Sie mit Auf: 
gabe Ihrer Fleinlichen Bedenken mit uns gegangen, ich glaube, die jpätere 
Löſung würde ſich im Verein mit diejen Herren viel leichter haben finden 
laffen. Im Deutjchen Geifte und durch Deutjche Kraft muß diefe Frage 
gelöit werden, und, meine Herren, ich bitte Sie, vergeſſen Sie nic das 
Wort ded Dichters: 


And Baterland, ans theure, ſchließ' dich an, 
Das halte feit mit deinem ganzen Herzen; 
Hier find die ftarfen Wurzeln deiner Kraft, 
Dort in der röm'ſchen Welt ftehit du allein. (Lebhaftes Bravo.) 


Wenn ich Ihnen, meine Herren, meinen leßten Gedanken mittbeilen ſoll, 
wie dieje Frage am beiten zum Austrage fommen fann, jo iſt es der, daß 
ih Sie bitte: wenden Sie Ihren ganzen, großen Einfluß in Nom darauf 
bin, daß auf den Stuhl des heiligen Petrus ein Deuticher fomme! Wenn 
Deutjcher Geilt und Deutjche Frömmigkeit in den Vatikan einziehen, 
werden wir die Löſung der römiſchen Srage haben. Ich jchließe, meine 
Herren, mit einer Bitte an Sie. Sie müſſen erfannt haben, daß mit Ein- 
bringung der Anträge Sie ſich wiederum in die unglüdliche Lage gebracht 
haben, dab das ganze Haus gegen Sie ftimmen wird; Sie haben nur Eine 
Bundeögenofjenjchaft gewonnen, die des Herm Sonnemann und Genoffen. 
(Widerſpruch. Ruf: Nein! Bebel und Schraps, die Polen!) Für eine 
Gentrumspartei iſt das ein jehr bedenflicher Zuftand, für eine Partei, die 
fih Eonjerwativ nennt — (MWiderjpruch aus dem Gentrum) ja, meine Herren, 
der Ausdrud iſt bier von dem Abgeordneten Dr. Windthorft gefallen, der 
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die abjolut fonfervativen Interefien zu vertreten meint — daß Sie mit 
diejen Herren allein gegen das ganze übrige Haus ftimmen werden. Diejen 
Standpunft kann ich nicht glüdlidy für Sie finden. Meine Herren, Sie 
itehen ebenjo in der Oppofition mit der Negierung. (Widerſpruch aus dem 
Gentrum. Abgeordneter Dr. Windthorkt: Das iit ja jchredlich!) Ich glaube, 
Sie haben doch von der Regierung vom Miniftertiich vernommen, dab man 
irgend eine materielle Aenderung jetzt bei Berathung der redaktionellen 
Faflung nicht zulafien könne. Dieje Aeußerung it vom Miniftertijch gethan 
worden. Deshalb bitte ich Sie, meine Herren, nodymald im Intereſſe der 
katholiſchen Sache: bewahren Sie ſich vor diejer allgemeinen DOppofition 
und denfen Sie nicht, daß männlidye Konjequenz Ihnen wohl anſtehe, und 
daß Sie dieje über die katholiſchen Intereifen jtellen jollen. Meine Herren, 
ich jchließe mit der Bitte: Ziehen Sie Ihre Anträge zurüd. (Widerſpruch 
im Gentrumt.) 


Dr. Reichensperger aus Köln (Grefeld)*): Meine Herren, meine Freunde 
und ich befinden und gewiffermaßen in einer belagerten Zeitung. Bon allen 
Seiten wird ein foncentriiches Feuer auf uns gegeben, aber ich Fann Sie 
verfichern, wir haben das Alles vorhergeſehen, umd es erjchüttert ung nicht 
im Mindeften,; es läßt uns auch gar nicht Reue darüber empfinden, daß 
wir die in Mede Itehenden ragen in das Haus gebradyt haben. Wenn wir 
feinen anderen Vortheil daraus jchöpften, meine Herren, als den, daß die 
Situation fich geflärt und die Parteien fid) gezeichnet haben, jo iſt diejer 
Vortbeil für uns ſchon volllommen hinreichend um wie gejagt Feine Reue 
über das Ginbringen des Antrages zu empfinden. Der Stoff, um weldyen 
es ſich hier handelt, it in Folge der Debatte ein jo reichhaltiger und viel- 
jeitiger geworden, daß es dem einzelnen Nedner natürlich unmöglich it, ihn 
irgendwie zu erjchöpfen. Idy werde mich darum auch meinerjeits darauf 
beichränfen, nur einzelne aphoriſtiſche Bemerkungen zu madyen, meldye ich 
den Neuerungen der verehrten früheren Redner, namentlidy der legten Meder, 
anjchließen werden. Ic beginne mit dem Herrn Redner, weldyer von ber 
Tribüne aus das Wort geführt hat. Cs hat mich gefreut in diejer Rebe 
wenigitend nichts perjönlich Verleßendes gefunden zu haben, wenn auch 
Manches, was wie mir jcheint ungehörig war, das heißt durchaus micht 
bierhin gehört. Dahin zähle ich unter Anderem dasjenige mas der Herr 
Redner über die innere Bewegung der fatholiichen Kirche gejagt hat. Ich 
will es Ihnen deswegen nicht verübeln . . . (Unrube.) Es wird hier eben gerufen: 
„zur Sache“. Ich muß geitehen, das befrembdet mid) im höchſten Grade. 


(Dr. Weigel: Es wurde nicht gerufen „zur Sadye!” jondern „alſo doch!“ 
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Dr. Beihensperger (fortf.): Ah! das ift etwas Anderes, dann bitte 
ich um Werzeihbung. Herr von Stauffenberg hat jein abmeijendes Votum 
dadurch zu motiviren gejucht, daß er die Befürchtung ausſprach, in andere 
Staaten würde der konfeſſionelle Streit getragen; weit entfernt eine Be— 
ruhigung bervorzubringen, würde das gerade Gegentheil eintreten; namentlich 
glaubt das der Herr Redner von feinem engeren Vaterlande jagen zu jollen. 
Ic; begreife das jehr gut, und zwar aus dem einfachen Grunde, weil der 
Herr Redner wahrjcheinlich bis jeßt noch nicht in der Lage geweſen ift, Die 
Verhältnilje in Preußen etwas näher anzujehen. Wenn er das thun wollte, 
jo würden, davon bin ich überzeugt, die meilten der Bedenfen, welche er hier 
erhoben bat, von jelbit ſchwinden; ich will nur einige diefer Bedenken etwas 
näher ind Auge fallen. Er bat z. ®. geglaubt, daß ein Streit entitehen 
würde über die jogenannten gemijchten Angelegenheiten was man auch wohl 
das jus circa sacra nennt. Seit der Zeit, in welder der $ 15 in 
Preußen publizirt ift, it diejer Streit jo zu jagen verfchwunden, während er 
vorher ein wahrhaft brennender gewejen iſt. Ich bin überzeugt, daß bei 
gutem Willen auf beiden Seiten, auf Seiten der Staatsregierung und auf 
Seiten der Nepräjentanten der Kirche, alle die Nebel, alle die Schreckbilder, 
die der Herr Abgeordnete ſich zur Zeit nody vorbält, ſchwinden werden. Ihat- 
ſächlich in Wirklichkeit find fie in Preußen gejchwunden. Die Streitigkeiten 
über innere Firchliche Verhältniſſe, über die Abtheilungen und Grenzberichti- 
gungen zwiſchen Kirche und Staat find bei uns zu Lande meilt in durchaus 
berubigender und befriedigender Weiſe abgemadht worden. Man bat jeitens 
der, Firchlichen Behörden Manches nachgegeben, was man nad $ 15 
wohl hätte in Anjpruch nehmen können. Wenn es z. B. in $ 15 beißt, 
daß dic Kirche jelbititändig ihre inneren Angelegenheiten verwalte, jo liegt 
dody — das fann man mit allem Fug jagen — die Garantie der freien 
Biſchofswahl auch in dieſem $ 15; man hat aber von firdylicher Seite 
darauf verzichtet; man wählt nur persunas gratas, man jeßt fich kirchlicher— 
jeits mit der Regierung ins Vernehmen, und bis jetzt find alle dieſe Wahlen 
noch zur beiderjeitigen Zufriedenheit ausgefallen. Ich glaube, dies iſt jchon 
ein Kardinalpunft, welchen der Herr Redner füglich hätte ins Auge faljen 
fönnen. Sodann jchredt der Herr Redner audy davor zurüd, dab das 
baierijche placetum regium gefährdet werde. Ich muß geitehen, als ich das 
gehört habe, iſt mir die Meußerung des Herrn von Treitſchke in Bezug auf 
die Folter eingefallen. Ich glaube, das placetum regium ijt innerlich, wenn 
es auch äußerlich nody erijtirt, ebenjo veraltet wie die Folter, und ich bin 
überzeugt, dab in Preußen die Staatöregierung niemals bedauert hat das 
placetum regium aufgegeben zu haben; daſſelbe ift, wohlgemerkt, nicht auf: 
gegeben worden in Folge der Berfaffung jondern Danf der Großherzigfeit 
des Königs Friedrich Wilhelm IV. Weder durch Einjchüchterung nody in 
Folge eined Drudes irgend einer parlamentarijchen Verſammlung, hat diejer 
König darauf verzichtet, und das katholiſche Volk weiß demjelben noch bis 
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heute lebhafteſten Dank, wie e8 überhaupt diefem Monarchen, dem ed wahr: 
haft um den Frieden mit der Kirche zu thun war, das danfbarite Andenken 
zollt und gewiß ſtets zollen wird. Soldyen Beiipielen jollte man in anderen 
Staaten nachahmen, dann, bin ich überzeugt, würden alle die Bedenklich— 
feiten jofort ſchwinden, weldye den Herrn Abgeordneten angeblich bis jeht 
noch abhalten für diefen Antrag zu ftimmen. Der Herr Abgeordnete hat 
dann weiter die Materien von den Kirchhöfen und die von den Simultan- 
firchen angeführt, die, jo meint er, eben fo viele Zanfäpfel abgeben würden, 
wenn wir den $ 15 annähmen. Meine Herren, über dieje Materien 
werden bei und noch fortwährend Prozeſſe geführt, fie gehören eben in Das 
Gebiet des Privatrecht; die Prozeſſe werden allmählich zu Ende fommen — 
mit wechjelndem Geſchick wurden fie bis jet geführt — ſolche Prozeſſe werden 
ganz bald ſchon ein Ende nehmen, und dann ift Alles in Ordnung. Aljo 
auch in diefer Beziehung könnte der Herr Abgeordnete fich füglicy beruhigen. 
Ganz bejonders aber jcheint ihn die Materie von den Kirchhöfen zu beun- 
rubigen; er hat und ein Schriftſtück vorgelefen, welches auf diejer (der linken) 
Seite des Haufes einen jehr tiefen Eindruck hervorgerufen zu baben jcheint. 
Meine Herren, darauf erwidere ich nur ganz einfach, daf die erite franzöſiſche 
Republik, die jo wenig ultramontan war, daß fie ſogar einen konfeſſionsloſen 
Kalender eingeführt hat, in den 1790er Sahren, im Jahre III der Republik 
glaube ich, ein Dekret erlaffen hat, welches verordnet, daß die Kirchhöfe nach 
den Konfejlionen getrennt fein jollen. Es it das, wie gejagt, ein repus 
blikaniſches Dekret, welches noch in der Nheinprovinz Geltung bat. Sie jehen 
alio, daß es etwas jo Ungehenerliches keineswegs ift, wenn man den Katho— 
lifen, — für welche der Kirchhof eine res sacra, eine geweihte Stätte ift, ein 
Zubehör zur Kirche ift, wie es ja auch der Name jchon zu erfennen giebt — 
wenn man den Katholiken geftattet, oder wenn diejelben fordern, auf eigenen 
Kirchhöfen ihre Todten zu begraben, und den Anderen es überläßt, ſich 
ihrerjeitd auch einen Kirchhof herzuridyten. (Unterbredyung.) Es werden bier 
allerhand Interjeftionen, wie gewöhnlich, laut. Ich will aljo noch, um ja 
nicht mißveritanden zu werden, jagen, dab ich für meine Perjon keineswegs 
irgend ein Bedenken dabei babe einmal neben einem nichtkatholiſchen Mit 
menjchen begraben zu werden. Auc das Gejeß jagt, wo ed nöthig jet, habe 
die bürgerliche Obrigkeit dafür zu ſorgen, daß das Begräbniß in würdiger 
Weiſe ftattfindet. Machen Sie e8 aljo mit der franzöfiichen Republif aus, 
wenn Sie etwas gegen getrennte Kirchhöfe zu erinnern haben. Das find jo 
im Weſentlichen die Hauptbedenten, welche den Herren Abgeordneten einge: 
ichüchtert haben. Dann hat derjelbe weiter gejagt: was jollen wir mit dem 
alleinitehenden $ 15? Es iſt ja doch mur eine allgemeine Redensart. Das 
erinnert mich an ein Wort, welches ich früher, als ich hier im Haufe als 
Abgeordneter ſaß, jehr häufig von der äußerſten Rechten ber gebört habe, — an 
das Wort eined Mannes, den ich übrigens in hohem Grade ſchätze, an das 
Wort ded Herm von Gerladh, der von allen Berfafjungsartifeln, nicht blos 
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von dieſem fondern von gar manchem andern noch, die den Herm von der 
Linken mit und jehr werth waren, einfach jagte, es jeien das nur Monologe, 
die feine praftiiche Bedeutung hätten. Bon den anderen Artikeln haben die 
Herren niemals geglaubt, daß es politiiche Monologe jeien. Ich traue Ihnen 
aud nicht zu, dab Sie ed von dem $ 15 meinen; ich vertraue, daß 
Sie nicht der Anficht des Herm von Stauffenberg find, daß Sie vielmehr 
in dieſem Arkikel ein Fundamentalprinzip, einen oberiten Grundjat 
erfennen von unmittelbariter praftiicher Wirkung, und dab das 
Weitere Sache friedlicher Auseinanderjegung it zwijchen den Regierungen 
und der Kirche jet ed auch unter Mitwirkung der Gejchgebung. Nach dem 
Gejagten wird der Herr Abgeordnete hoffentlich weiter nicht an dem Gedanken 
feithalten, dab er und jeine Landsleute fi) in ein Chaos begeben, wie er 
wörtlidy gejagt hat, wenn Sie für den $ 15 ftimmen. Gott jet Lob 
und Danf: in Preußen ift von einem Chaos bis jeßt noch nichts wahrzu- 
nehmen, im Gegentheil geftalten fich bier die Verhältniffe immer gejunder, 
immer normaler: (Heiterkeit) ich bitte den Herrn Abgeordneten, das feinen 
Landsleuten, die mit ihm beunruhigt find, doch ja redyt eindringlich vor— 
ftellen zu wollen! Der Herr Abgeordnete hat dann nody auf den inneren 
Zwiejpalt in der Fatholijchen Kirche hingewieſen; er hat und einen Mann 
prophezeit, der fommen und das große Wort ausjprechen werde, zufolge 
welches eine Scheidung innerhalb der Kirche eintrete, eine Scheidung 
zwilchen den jogenannten reaftionären Ultramontanen und den ſtark— 
geiitigen Katholiken, die hoch erhaben über dem Ultramontanismus 
ftehen. Nun, wir wollen jehen, ob der Zauberftab wirklich gefunden 
wird; -einitweilen find wir, meine Freunde und ich, noch durchaus nicht be— 
unrubigt in diejer Beziehung. Stürme hat es von jeher in der Kirche 
gegeben während der zwei Jahrtaufende, während welcher fie beiteht. Bis 
jetst ift das Schifflein Petri noch immer troß derjelben oben auf den Wellen 
geblieben und ich denfe es wird auch jobald nicht jcheitern. Auch in diejer 
Beziehung glaube ich könnte der Herr Abgeordnete ſich vollitändig beruhigen. 
Was übrigens diejen inneren Zwiejpalt anbetrifft, der von allen Seiten mit der 
größten Selbitgefälligfeit ausgebeutet wird, jo geitehe ich, daß ich mich nicht 
in der Lage der Herren befinde. Ich bin nicht Hiftorifer und nicht Theologe 
genug, um dieje Frage jo zu erforjchen, wie fie erforjcht werden muß, wenn 
man darüber ein jachveritändiges Gutachten abgeben will. Der Herr Graf 
Nenard, der jeinerjeits geitern jagte, der Abgeordnete für Dipe habe den 
Antrag von einem niedrigen Standpunfte vertheidigt, hat allerdings ſich jelbit 
auf einen jehr erhabenen Standpunft geftellt; er hat fich nämlich über den 
gejammten Episkopat der katholiſchen Kirche gejtelll; er fennt die Materie 
befjer als unjer Epiöfopat. Ic, gratulire ihm von Herzen dazu und bedaure 
nur, daß er nicht gegenwärtig ift, um dieſen Glückwunſch in Empfang zu 
nehmen. Dann aber, meine Herren, will ich Ihnen nody Einiges zu Ihrer 
Beruhigung jagen. Ich erinnere mid), daß jedes Mal, wenn früher bier in 
diejen Räumen, die damals ald Abgeordnetenhaus dienten, vom Papfte die 
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Rede war oder wenn er irgendwie in die Debatte hereingezogen ward, man 
und immer entgegenrief: „der unfeblbare Papſt!“ Schon damals haben 
Sie, (Heiterkeit links) — ich meine Sie, meine Herren, nicht alle perfönlich, 
ſondern Ihre Gefinmungsgenofien, Ihre Stellung für den unfehlbaren Papft 
genommen. — Wir haben damals unjrerjeits gejagt, es jei dies noch fein 
Dogma jondern nur eine allerdings jehr weit verbreitete und von ſehr vielen 
gelehrten Theologen vertbeidigte Anficht. Das haben wir damals gejagt. 
Ießt, wo wir mit Ihnen einverstanden find und jagen: ja, der Papſt ift 
unfehlbar (Heiterkeit) — jetzt wird es durchaus ein jchwerer Anklagepunft gegen 
ihn und und. Aber, meine Herren, Sie fennen das Weſen der päpftlichen 
Unfeblbarfeit nicht, das babe ich aus all Ihren Neden entnommen; Sie 
beurtheilen die Materie nur nad) den Zeitungen oder höchſtens vielleicht auch 
nody nad) einigen Brojchüren, mancher von Ihnen vielleicht jogar nur aus 
einer Zeitung, aus derjenigen, die er gerade zu lejen pflegt. Wenn Eie 
nur etwas tiefer in der Sache blicken wollen, jo werden Sie ſich überzeugen, 
dab nach außen hin, dem Staate und den anderen Konfejlionen gegenüber 
nicht das Mindejte durch das Unfehlbarfeitsdogma geändert ift. (Wider— 
jprudy.) Ic behaupte das und werde es auch mit Gründen belegen. Es 
it nämlich von jeher, meine Herren, — dab Sie das nidyt wiſſen, nehme 
ich Ihnen nicht übel joweit Sie nicht Katholiken jind — es iſt von jeher 
allgemeine, jelbjt von den ertremiten Gallifanern angenommene firdyliche 
Lehre gewejen, dat der Papit die höchſte Autorität in allen ragen der kirch— 
lichen Lehre und der Sitte bildet. Daß es jo war, dafür mill ich Ihnen 
privatim die Belege liefern, hier würde es zu weit führen. Die äußere 
Wirkung feiner Ausſprüche ex cathedra iſt aljo ganz diejelbe, mag er num 
unfehlbar oder nicht unfehlbar jein: die Katholifen mußten ihm in diejen 
Materien der kirchlichen Kehren, mindeitens vorläufig, folgen; wollten fie ihm 
nicht folgen, jo traten fie eben einfach aus der Kirche aus, wie ed z. B. die 
Janſeniſten gethan haben. So lange man fatholijdy bleiben wollte, mußte 
man jage ich den Ausjprüchen des Papites zufolge jeiner Autorität Folge 
leiſten. Ganz dafjelbe findet auch jeßt jtatt, nur daß den Katholiken jet 
gelehrt wird, fie müßten auch in ihrem Inneren glauben, nidyt blos 
äußerlich gehorchen — ſie hätten innerlich zu glauben, daß ein Ausſpruch der 
gedachten Art ein in fid) wahrer it, daß es nicht bloß die Autorität des 
Bapites, in jeiner Eigenjchaft ald Oberhaupt der Kirche ift, welcher wir zu 
folgen haben, jondern daß wir im Innern den Glauben begen müljen: was 
der Bapit ex cuthedra jagt, ilt an fit wahr — (Unterbrechung) links) in 
Glaubensſachen, meine Herren. Sie jeben aljo, meine Herren, nach außen 
bin, in Beziebung auf den Staat und andere Konfeifionen ift in der Sadıe 
jelbit abjolut nichts geändert. Nun, meine Herren, werden allerlei päpitliche 
Bullen und Gott weiß was Alles aus den vorigen Jahrhunderten auögegraben. 
(Ruf: aus dem Jahre 1868!) Nun ja, ich fomme auch auf das Jahr 1868; 
ich fange nur mit den älteften an. (Heiterkeit) Es werden aljo alle mög: 
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lichen Antiquitäten und Kuriofitäten hervorgeſucht, um zu zeigen, was bie 
Papſte alles Ungeheuerliches gejagt und gethan hätten. Alle dieje Dinge 
Ipeziell biftoriich zu beleuchten würden Ste mir wahrjcheinlich gar nicht 
geitatten. Ich verweije nur ganz einfach auf dasjenige, was der Abgeord- 
nete für Olpe gejagt bat gleich am Eingang diefer Debatte. Er hat Ihnen 
gejagt, daß die ganze Weltitellung des Papſtthums durch die Natur der 
Sadye im Mittelalter und in der Zeit vor dem Mittelalter nothwendig 
eine ganz andere war, als fie jet it und fein fann. Ich will dafür nur 
einen protejtantijchen Gejchichtsjchreiber, der zugleich einer der größten Staats- 
männer unſerer Zeit iſt, anführen, Guizot nämlich, der in einer Drudjchrift 
gejagt hat: daß im Mittelalter die Päpſte auch über das firchliche Gebiet 
hinaus den größten, mafgebenditen Einfluß übten, liege jo in der Natur 
der Sache, dab das Gegentheil kaum denkbar erſcheine. Die Geiftlichfeit 
repräjentirte damals die Intelligenz, und die Intelligenz iſt es, die durchweg 
in der Welt herrſcht. Weil ich mun gerade den Namen Guizot genannt 
habe, jo will ich auch nody eben eine andere Aeußerung, die er in Beziehung 
auf die weltliche Stellung des Papſtes gemacht hat, anführen. Ich thue dies 
um jo mehr, als ev nicht allein jteht, jondern einen Gejellichafter hat in der 
Perjon eines gewiſſen Ihnen allen befannten anderen Staatsmannes, und 
zwar eines höchſt liberalen Staatsniannes, id) meine Odilon Barrot. Beide 
haben öffentlich erklärt, daß die weltliche Herricdyaft des Papites nöthig jei, 
der Papit müſſe jouverän, feined Anderen Untertban jein, damit die Kirche 
frei jein fönne Dieje Männer fünnen Sie nidyt in den Verdacht des 
Klerifalismus bringen; das iſt jelbit Ihnen unmöglich. Ic) glaube, nunmehr 
die Rede deö Herrn Abgeordneten von Stauffenberg verlafjen zu fönnen. 
(Ruf: 1868!) Ah! 1868. Ich danfe Ihnen, daß Ste mid, daran erinnern, 
Der Herr Abgeordnete hat uns auch noc eine Meußerung, eine amtliche 
Aeußerung ded Papites gegenüber der öjterreichiichen Staatsregierung vorge: 
leſen. Fürs Grite, meine Herren, bemerfe idy Ihnen, daß dieje Aeußerung 
nichtö weniger als eine dogmatiſche ift; Niemand von uns denft daran, der- 
gleichen Schreiben des Papſtes, — an deren Stil Sie, meine Herren, übrigens 
nicht gewohnt find, es iſt eben päpitlicher Kanzleiftil, (große Heiterkeit) 
der einen anderen Charakter nicht am ſich trägt; nun, meine Herren, id) 
glaube, Sie müßten dann nody mehr über den engliichen Kanzleijtil, lachen, 
wenn Sie den fennten,; (Sehr wahr!) es ift ein Kanzleiftil, der durch 
Jahrhunderte gegangen ijt, der einen feiten Typus hat, wie die Kirchenjprache 
überhaupt, und über den bis jeßt nody Niemand gelacht hat; ich glaube, es 
geſchieht hier zum eriten Male — — idy jage aljo, fürs Erite jchlägt das von 
Herrn von Stauffenberg Berlejene durchaus nicht in die Lehre von der 
päpitlichen Infallibilität ein, und zweitens iſt ed nichts weiter als ein Proteft 
gegen die Verlegung des Konkordats — das Konfordat, meine Herren, ift 
ein Vertrag — oder gegen die Verlegung eines hiſtoriſchen Herfommens, 
einer biltorijcy gewordenen Situation, die’ meiner Anſicht nad — die Jurijten 
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werden darin mit mir einveritanden jein — auf dem Grunde der unvordenf- 
lichen Verjährung gerade jo unanfechtbar ift wie ein Vertrag. Wenn aljo 
der Papit ein Herkommen, das vielleicht ein Jahrtauſend oder auch nur ein 
halbes Jahrtauſend alt ift, in Schub nimmt, wenn er in ftarfen Ausdrüden 
proteftirt gegen die Verlegung dieſes status quo, dann finde ich darin 
durchaus nichts Ungeheuerliches. Freilich mag es für Viele ungeheuerlid, 
jein, dab der Papſt fic einfallen läßt, gegen eine mächtige Regierung, wie 
die öfterreicyiiche, Protefte ergehen zu lafjen; aber das wird er fich niemals 
nehmen lafjen, jelbit wenn er in der Verbannung in Canada leben jollte; 
er wird dann diejelbe feierliche Sprache ald Haupt der Chriſtenheit führen, 
wie er fie jet nody ald Souverän vom Vatikan aus geführt hat. (Hört! 
hört! linke.) Jetzt darf ich mich wohl zu dem Herm Grafen von Franken: 
berg wenden. Der Herr Graf von Frankenberg hat und zunächſt wieder 
einen Zeitungsartifel vorgelejen und für diefen jeinen Zeitungsartikel indirekt 
den Herrn Freiherr von Ketteler verantwortlich gemacht. (Ruf: indirekt?) 
Allerdings nur indireft; er hat gejagt, Herr von Ketteler übe Einfluß auf 
diejed Blatt; aber er hat nicht gejagt, derjelbe habe den Artikel geichrieben 
oder in jeinem Auftrage jchreiben laſſen, aljo nur indireft hat er ihn dafür 
verantwortlich gemadyt. Im diefer Beziehung wird der eben genannte Abge— 
ordnete zweifeläohne in einer perſönlichen Bemerkung jchon jelbit das Nöthige 
jagen. Ich habe nicht den Beruf als fein Organ bier aufzutreten, wohl 
aber habe ich meinerjeits zu jagen, daß wir, die Fraktion des Gentrums, 
wirflid; genöthigt wären die Cenſur wieder einzuführen, wenn wir für 
Alles verantwortlich gemacht werden jollen, was in Blättern, die ſich für 
fatholifche auögeben oder für Fatholijcdye gehalten werden, gejagt wird; Sie 
laden und damit eine Verantwortung auf, unter der wir erliegen würden. 
Die Blätter 5. B., die Herr Miquel uns geftern vorgeführt hat — einzelne 
Aeußerungen daraus haben mid; mit wahrer Indignation erfüllt — uns ent 
gegenzubalten, — ich wußte nicht einmal von der Eriftenz diefer Blätter — 
das jcheint mir mit der Loyalität kaum verträglich zu jein mit der Zoyalität 
namentlich, die vor Allem in diefem Haufe berrichen müßte. (Sehr richtig! 
im Gentrum.) Dann aber, meine Herren, möchte ich dody auch noch an 
ein altes Sprüchwort erinnern: Diejenigen jollen nicht mit Steinen werfen, 
die in einem gläjernen Hauje wohnen. Wenn wir Ihnen, meine Herren, 
Alles vorhalten wollten, was in Ihren Zeitungen geitanden bat und täglid 
fteht, dieje fortwährende giftige Klerifalenheßerei, die fort und fort gegen und 
getrieben wird mit allen Mitteln erlaubten und unerlaubten, dann hätten 
wir außerordentlich viel zu thun; es ift aber unter unjerer Würde, jowie es 
geftern unter der Würde des Abgeordneten Miquel war, jeinerjeitd auf die 
Anjchuldigung des Herrn Abgeordneten Bebel zu antworten. (Heiterfeit.) 
Wir halten vieled Derartige unter unſerer Würde; namentlid aber, meine 
Herren, möchte ich Ihnen doch noch bemerfen, daß ſchon das Wort „Klerikale“, 
weldyed immer mit jo bejonderer Vorliebe von diejer Seite (links) gebraucht 
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wird, parlamentariſch eigentlich nicht zuläffig ericheint. Wir find Feine 
Klerikalen, wir find einfach Katholiken. (Widerſpruch.) Wollen Sie uns 
irgend ein Stichwort anhängen, das fönnten wir Ihnen gegenüber nicht 
minder; joldye eriftiren jogar jchon, nur gebrauchen wir fie nicht in diejem 
Haufe. Ich glaube, im Parlament jollte man von uns ald Katholifen reden. 
(Widerjprudy.) Wenn Sie glauben, meine Herren, dab unſer Katholiziöämus 
fih von dem Katholizismus anderer Herren unterjcheidet, was ich nicht be— 
zweifle, jo heben Sie dieje Unterjchiede nur hervor, wie Sie dad ja in reich: 
lihem Maße thun; aber bedienen Sie ſich feiner Spignamen. Hier find wir 
ald Partei die Fraktion des Gentrums. 


»Präfident: Ich möchte mid; gern gegen den Vorwurf deden, der in 
den Morten des Redners auch für mich zu liegen jcheint. 


Deihensperger: Soweit ed ein Vorwurf gegen dad Präfidium fein 
fönnte, nehme ich Alles zurüd. (Große Heiterkeit.) 


"räfident: Ich bin dafür zwar jehr danfbar, aber ich halte mich doch 
für verpflichtet, zu bemerfen, daß ed meinerjeitd eine Anmahung wäre, wenn 
ich mir herausnehmen wollte, einen Ausdrud, wie das Wort „flerifal”, an 
dem nach meinem Gedanken auch nidyt die Spur eines Borwurfs haftet oder 
haften fann — da es doch bedeutet „bezüglich auf den Klerus” — alö einen 
unparlamentarijchen zu ſtigmatiſiren. 


Reichensperger (Erefeld) fortf.:, Die Leſer der ftenographiichen Berichte 
meine Herren, werden darüber urtheilen, und ich erwarte dieſes Urtheil, 
ebenfjo werden dieje Leſer draußen darüber urtheilen, was an allen ben 
Widerſprüchen ift, die und immer vorgeworfen werden. Alle Redner bringen 
uns hintereinander in Widerſpruch mit uns jelbit, und wir unjererjeitö wiſſen 
nichtö davon. Der Herr Abgeordnete Graf von Sranfenburg hat darauf im 
Wejentlichen ausgeführt, die Artifel, welche wir vorjchlügen, und nament- 
ih der $ 15, wären gut und jchön, jogar jo gut und jchön, dab er 
es jchriftlich gegeben habe, dafür ftimmen zu wollen; er hat nur ver- 
gefjen zu antworten, — vielleicht ift er danach aber auch nicht gefragt 
worden, wann er dafür ftimmen werde; — und jo bin ich denn jehr auf den 
zZeitpunft gejpannt, wann der Herr Abgeordnete jein Verjprechen löjen wird; 
ich darf natürlid) in Betreff der Opportunität ihm feine Zumuthung madyen. 
Indeß bin ich dody nad) wie vor der Anficht, dab der jeßige ein ganz oppor— 
tuner Zeitpunkt ift, und zwar ſchon aus dem einen Grunde, den ich im 
Anfang angab, daß ed nämlich jehr gut ift, wenn wir von vornherein unfere 
Stellungen charakterifiren, wenn wir alljeitig flar erfennen, wie wir dieſen 
Kardinalfreiheiten gegenüber ſtehen, — und das wilfen wir jet. — Der Herr 
Abgeordnete hat dann auch noch weiter abermals von einer katholiſchen Frak— 
tion gejprochen, zum Anjchluffe an welche ausdrüdlich vor den Wahlen auf: 
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gerufen worden jei. Meine Herren, es ift ein Aufruf erjchienen von bier 
and — ich fenne denjelben ganz genau, meine Name jteht jogar darunter, — 
darin aber ift audy nicht mit einem Worte von einer fatholijchen Fraktion 
die Nede, und fann idy nur die Verficherung wiederholen, die jchon der Herr 
Abgeordnete für Meppen in unjer Aller Namen gegeben hat, daß wir weit 
entfernt find uns erflufiv in fonfejfioneller Beziehung zu verhalten. Ich jpreche 
nicht aus der Fraftionsjchule, wenn idy hinzufüge, daß wir jogar einen fürm- 
lichen Beichluß dahin gefaßt haben, dat auch Nichtfatholifen in unjere Frak— 
tion aufgenommen werden jollen und zwar bedingungslos — bedingungslos. 
(Widerſpruch.) Sie find uns willfommen, meine Herren, wir würden uns 
fogar freuen, wenn Proteftanten zu und fümen. Denn id bin überzeugt, eine 
Menge von Vorurtheilen, die ich zu meinem Bedauern bei Ihnen finde, 
würde jchwinden, wenn Sie unferen Privatberathungen beimohnen wollten. 
Der Herr Abgeordnete Graf von Frankenberg begnügt ſich übrigens nicht 
damit, dab er und wieder gewaltjam dieje Erflufivität angehängt hat, welche 
wir immer vergebens abjchütteln, er hat geglaubt, auch noch Rüdblide in 
die Adreßdebatte thun zu follen. — Das ift ſchon mehrfach vorgefommien; 
id) weiß wirflich nicht, wie es gerechtfertigt werden will, da man das thut, 
ich meineötheild würde ed nicht getlian haben. — Ic) erlaube mir gegen jeine 
Heußerungen die Bemerkung, dat wir feineöwegs, wie der Herr Abgeordnete 
gejagt hat, „ftumm und jchmollend“" uns zu der Adrefje der Majorität ver- 
halten haben; vielmehr haben wir eine Adrejfe eingebracht, die, was den 
Ausdrud des Patriotiömus, der Verehrung ded Staatsoberhauptes, der 
Verherrlichung der deutichen Kriegsthaten, der Hoffnung auf die Zufunft ans 
belangt, an Feuer und Wärme hinter der Ihrigen durchaus micht zurückge— 
ftanden hat. (Sehr richtig! rechts.) Meine Herren! wenn Sie einen Zanf- 
apfel hineinwerfen wollten durch Ihr Prinzip von der Nichtintervention, — ein 
Prinzip, welches in Ihrer Formulirung defjelben, meiner vollen Weberzeu- 
gung nah eine Negation ded gejammten Völkerrechts in jid 
ſchließt, — und wenn wir dann in diefen Zankapfel nicht einbeißen wollten, 
haben wir dann die Einigkeit geitört? Gewiß doch der, der den Zanf- 
apfel in diefed Haus geworfen hat! Während der ganzen Adreßdebatte — 
ich habe jehr gut aufgemerft — ift auch nicht eine einzige Ausitellung an unjerem 
Adrekentwurf gemacht worden — nidyt eine einzige, nichts deito weniger 
wollte man den nicht annehmen. Niemand hatte etwas daran zu tadeln, 
alle Barteienwaren damit einverftanden: nichts deſtoweniger find wir es wieder, 
welche die Ginigfeit, den Frieden gebrochen haben! Ia, meine Herren, wenn 
ich nicht jchon jo lange auf ſolchen Bänfen gejefien hätte, dann würde mir 
Manches geradezu unbegreiflich vorfommen, jo aber begreife ich doch Allee. 
(Heiterfeit.) Meine Herren! Da wir nod in der Generaldisfujfion find, 
jo kann idy auch nicht umhin, noch einige Bemerkungen an die Adrejje des 
Herrn Abgeordneten Miquel zu richten. Ich jehe mich um jo jehr dazu ver- 
anlaßt, ald diefer Herr etwas jehr Imponirended in jeinen Reden zu haben 
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pflegt. Ich geitehe offen, daß ich vor mir ſelbſt auf der Hut jein muß, 
wenn er jo energiſch einjchneidend jeine Behauptungen aufitellt, ich muß es 
mir immer erjt etwas überlegen, ob denn das, was er vorbringt, fidy wirf- 
lic jo verhält. Im der Regel fomme idy dann dazu, dab das, was er, jagt 
— wenigitend was er gegen uns jagt, ſonſt jagt er manches Schöne und 
Wahre — (Heiterkeit) in der Hegel entweder micht richtig, oder in einem 
falichen Lichte dargeitellt oder nur halb wahr iſt, und glaube ich, daß ſeine 
Aeußerungen, wie er fie geitern gethan hat, unter dieſe verichiedenen Kate- 
gorien zu jubjumiren find. Ich habe mir jo viel notirt, daß ich nothwendig 
eine Ausleje halten muß, um Sie nicht gar zu jehr zu ermüden und Die 
Debatte nicht allzu jehr in die Länge zu ziehen. Unter Anderem hat der 
Herr Abgeordnete unjeren Patriotismus in Zweifel ftellen zu können geglaubt, 
er bat auf die Vergangenheit unjerer Fraktion oder vieler ihrer Mitglieder 
bingewiejen und hat namentlich geglaubt, in Worten hätten wir unjern 
Patriotismus wohl bethätigt, nicht aber in Thaten. Gr bat nur vergeljen 
anzuführen — vielleicht holt er eö bei einer andern Gelegenheit nach — die 
Thaten zu bezeichnen, durch weldye er jeinen Patriotismus bewiejen hat, 
fie jind mir bis jet noch nicht bekannt geworden; die Muje der Gejchichte 
wird fie mwahrjcheinlich noch notiren. (Heiterfeit.) Was den lebten Krieg 
anbelangt, jo glaube idy dem Herrn Abgeordneten jagen zu können, daß ver 
hältnißmäßig eben jo viel fatholijches, oder wenn Sie dann lieber jo wollen, 
flerifales Blut gefloſſen ift mie liberales, und dab in der Nähe der Schlacht: 
felder — ich weiß nicht, es jcheint, daß der Herr Abgeordnete Miquel ſich 
nicht im jolcher Nähe befunden hat, denn ſonſt würde er wahrgenommen 
haben, dat in der Nähe der Schladytfelder die Katholifen, die Laien jowohl 
als die Priejter und Drdendleute, redlich in Opferwilligfeit gewetteifert haben 
mit den Repräfentanten anderer Konfeſſionen. (Bravo!); wenn das bezweifelt 
wird, meine Herren — (Nein! Nein!) — wird es nicht bezweifelt, meine Herren, 
nun dann, glaube ich, hat der Abgeordnete Miquel ein unbemwachtes Wort 
ausgeſprochen. (Nein! nein! Widerſpruch.) Sodann hat der Herr Abgeord- 
nete Miquel uns auch auf unfere Vergangenheit in Bezug auf die deutiche 
Frage hingewieſen. Ic kann nur auf das Sprüchwort zurücweijen, 
was ich zuvor angeführt habe. Ich glaube, die Herren, — viele von Ihnen 
wenigitend oder von Ihrer Partei, — Jollten ſich möglichſt vor retrojpektiven 
Bemerkungen hüten; ich fönnte Ihnen Aeußerungen anführen, die ich hier 
im Abgeordnetenhaufe gehört habe, Aeußerungen von Mitgliedern, weldye 
diefer Seite (nady links) angehörten, über das damals aufgehende Geſtirn 
unſeres bervorragenditen Staatsmannes. Ueber dieſes Geftirn find damals 
Aeußerungen gefallen — ſehr jignififative Neuerungen — von Denen, die 
jet ald Sonnenanbeter vor ihm im Staube liegen; — (große Unruhe) weiter 
will ich aus Diskretion michts Jagen, meine Herren! Ich jollte meinen, wir 
lafjen einen Vorhang fallen vor alles das, was der Eine oder der Andere 
früher gejagt bat; (Widerſpruch) Sie (nad) links) thun jedenfalls am Elügiten 
63° 
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daran! (Lebhafter Widerſpruch. Unruhe) Meine Herren, wir find Groß— 
deutjche gewejen, ich bin ein Großdeutſcher gewejen; aber Sie, meine Herren, 
Sie vormalige Kleindeutjche find ja zu und übergegangen. (Widerjprud.) 
Gewiß! Die Kleindeutjchen wollten ein Deutjchland bis an die Mainlinie; 
dad war uns nicht groß genug. (Anhaltender Widerſpruch.) Nun, ich ver 
weile Sie einfach, wenn Sie das verneinen, was notoriſch ift, auf die Be 
zeichnung kleindeutſch und großdeutich, die ſchon für ſich allein Alles bejagt. 
Widerſpruch. Unterbrechung.) 


Präfident: Was hilft dad Zurufen während der Rebe! 


Deihensperger (Grefeld) fortf.: Es find auch noch Aeußerungen ge 
fallen ähnlichen Sinnes, und fie fallen jehr häufig, deren Zielpunft in der 
Regel der verehrte Abgeordnete ift, der mir joeben den Rüden fehrt (auf 
den Abgeordneten Dr. Windthorft deutend). Ich glaube, meine Herren, Sie 
follten ſich deſſen doch aud) enthalten und der wahrhaft faijerlichen Worte 
eingedenf jein, welche unjer erhabener Monarch bei der Ueberreichung der 
Adrefje geiprodyen hat — Worte, die Alle fich zu Herzen nehmen jollen, die 
urtheilen wollen über Soldye, welche aus der Herrichaft eines Landesherrn in 
die Herrichaft eines andern Landesherrn übergegangen find. (Bravo! im 
Gentrum.) Der Herr Abgeordnete Miquel hat dann auch noch weiter gejagt — 
ich überjpringe mancherlei —, der $ 15 habe der Ffatholiichen Kirche 
eine privilegirte Stellung gegeben, und er hat das zu tadeln gefunden. Der 
Ausdrud „privilegirt“ ift nicht richtig gegriffen, wenn er, wie ich mid) deſſen 
beitimmt erinnere, gebraucht worden iſt; die katholiſche Kirche hat fein Privi- 
legium, fie erfreut fi) mur des gemeinen Rechtes, des Rechts des $ 15. 
Aber das ift richtig: vermöge ihrer fertigen Drganifation hat fie thatſächlich 
von diejem ihr ebenjo wie der evangeliichen Kirche gegebenen Rechte eınen 
ausgiebigeren und bejjeren Gebraud; machen können und aud) biöher wirklich 
gemacht. Wir aber, meine Herren, gönnen Ihnen, — und glauben Sie mir 
dad — von ganzem Herzen gönnen wir Ihnen, und zwar ſchon in unjerem 
eigenen Interejje, ſchon aus Klugheit gönnen wir eine gleiche Selbititändig- 
feit, eine gleiche Unabhängigkeit der evangelichen Kirche, wie wir fie für bie 
fatholijche bejigen. Denn wenn fie diejelbe haben, dann gewinnen wir ja 
ſchon dadurch, daß der Neid, die Eiferfucht oder wie ich es jonit nennen 
joll, worunter wir jo viel zu leiden haben, endlich aufhört. Auch der Herr 
Abgeordnete Miquel hat wieder auf den Zwiejpalt im Fatholifchen Lager bine 
gewiejen. Er hat früher einmal im Abgeordnetenhauſe gejagt, ed war am 
16. Januar 1871, er jei überzeugt — doch ich will es lieber wörtlidy ver- 
lejen, um ja feine Irrthümer zu begehen —; er jagte jo: „Wir haben das Ber: 
trauen, da dieje jchädlichen Beitrebungen, die nad) meiner Meinung ebenjo- 
wohl der fatholijchen Kirche — für die er natürlich jehr bejorgt it — 
„als dem Deutſchen Staate ſchädlich find — dab dieje ultramontanen und 


Art. 2. Grundrechte. Reichensperger. 997 


nationalfeindlichen Beftrebungen, die Herrichaftögelüfte der katholiſchen Hierarchie, 
durch nichts anderes, aber auch jchlieflich ficher, niedergefämpft werden müffen 
ald durch die katholiſchen Konfeſſionsgenoſſen jelber“. Unter großem Beifall 
jeitend feiner Parteigenofien hat er das gejagt. Es fcheint, daf der Herr 
Abgeordnete Miquel mittlerweile anderen Sinned geworden ift, denn er über- 
läßt es den Katholifen nit mehr, ihre immeren Streitigfeiten unter fich aus- 
zufechten; er gewährt ihnen vielmehr eine jehr Fräftige Nachhülfe. (Heiter- 
feit.) Ich glaube, der Herr Abgeordnete jollte auf dem Standpunfte ftehen 
bleiben, den er damals ald den jeinigei bezeichnet hat, daf er nämlich ruhig 
abwarten wolle, daß der Katholizismus in fich jelber zufammenftürzt. Aller: 
dings kann er darauf noch lange warten. (Heiterfeit) Man hat auch noch 
auf den Zwiejpalt hingewiefen, der jelbit in diefem Haufe fich fundgebe. 
Nun deito beifer für Sie! Um jo ruhiger können Sie darum zufehen‘, was 
fich weiter unter und Katholifen begeben wird. (Heiterfeit.) Deswegen be— 
greife ich denm auch nicht, wie Sie gegenüber dem $ 15 jo ängftlich 
fein fünnen. Wenn die Vorausjegungen und Prophezeiungen richtig find, - 
wie wir fie von verjchiedenen Seiten ber gehört haben, daß nämlich durch 
den $ 15 eine maßloſe Berwirrung in die fatholifche Kirche fommen 
werde, ja ein Chaos jogar fi, ergeben werde — wenn das richtig ift, dann geben 
Sie und doc den $ 15, meine Herren, dann find Sie ja fertig mit 
den Ultramontanen, mit diejer „nationalfeindlichen" Partei! (Heiterfeit.) 
Das, was Sie unjerem Antrage entgegenhalten, jcheint ſich mir in der That 
inmerlich nicht recht zu reimen. Der Abgeordnete Miguel hat dann ferner 
geglaubt, dat fein Staat mit einer ſolchen Entwidlung der fatholifchen Kirche 
beitehen könne, wie der $ 15 fie ermögliche, ja jogar in fichere Ausficht 
itelle, namentlich in Anbetracht des neueiten Vorkommniſſes in derfatholi= 
ihen Kirche. Ueber dieſes neueite Vorkommniß in der fatholitchen Kirche 
glaube ich jchon das Nöthige gejagt zu haben und möchte deshalb den Herrn 
Abgeordneten nur noch auf Amerifa und Holland — auf England komme 
ih nody — hinweiſen. Meine Herren, ich habe von ziemlich früher Jugend 
an die Bewegungen in England, die gewiß höchſt intereffant find, mit größter 
Aufmerkjamteit verfolgt. Als dort die Katholifenemanzipation ausgeſprochen 
werden jollte, ald O'Connel das Königreich durchreilte und jeine welterjchüt- 
ternden Reden hielt, da find im engliichen Parlament ganz diejelben Be- 
fürchtungert laut geworden, wie wir fie hier von Ihnen gehört haben. Man 
glaubte die Staatäfirche, ja den Staat jelbft, alle Traditionen des Landes 
gefährdet, wenn man die Katholifen emanzipire, wenn man den Teiteid auf- 
höbe. Das hat man Alles in England gefürchtet. Meine Herren, die Ver- 
treter ded Landes aber waren großherzig und ich füge hinzu politijch genug, 
die Katholiken zu emanzipiren; fie laſſen die fatholijche Kirche in England 
frei walten und jchalten. Hier und da tritt wohl mal eine fleine Kolliftion 
hervor; diejelbe verjchwindet aber bald wieder. Fragen Sie die Engländer, 
fragen Sie die engliichen Staatömänner, ob England dadurch franf geworden 
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jei, ob es vielleicht jogar feinem Untergang entgegengehe, dab man die Kirche 
in England in Betreff ihrer Angelegenheit frei jchalten und walten läßt. 
Gehen Sie nady Holland, das Land der Dranier. Ich glaube, diejes Wort 
allein jchließt ſchon Alles in fih. Holland läßt die fatholifche Kirche eben- 
ſowohl frei jchalten nady dem Infallibilttätsdogma wie vor der Proflamirung 
dieſes Dogmas. Meine Herren, nehmen Sie fidMboch ein Erempel an den 
Staatömännern folcher Yänder! Diefe letzteren finden fich nicht ſchlecht da— 
bei, und damit, glaube ich, füllt denn audy alles das zujammen, was man 
immer von der Ungebeuerlichkeit unjerer Pläne und Beitrebungen jagt. Ich 
muß Ihnen geitehen, wenn ich die Neden höre, welche gegen die Klerifalen 
losgelafien werden, jo bin ich mitunter in Verſuchung mich jelbit zu befühlen, 
ob id) denn der Mann bin, von dem die Herren jprechen, ob ich ein io 
Itaatögefährliches Individuum bin, das den Staat Preußen auf Gott weit; 
welche Klippe treibt oder treiben hilft. (Heiterfeit.) Ich verfichere Sie, die 
Sache hat falt einen komiſchen Beigejchmad für mid. Der Herr Abgeord- 
nete — leider muß ich zum Schluß eilen — bat uns dann endlich noch ge 
jagt: „wir jollten den $ 15 haben, aber nicht jo für fich allein, jondern 
umgeben von organijchen Geſetzen“. Meine Herren, timeo Danaos et donu 
ferentes! (Heiterfeit. Bravo! Sehr richtig!) Das Wort „organifche 
Geſetze“ hat einen jehr unheimlichen Anklang an die organischen Artikel, wie 
fie Napoleon I. auf der Höhe jeines Despotismus gegemüber dem Konfordat 
einfeitig defretirt hat. Mir jcheint, Sie denfen auch an etwas Aehnliches, 
(Heiterkeit) obgleich Sie jonft doch den Napoleonismus in Frankreich als 
etwas Berabjchenungswürdiges betrachten. Aber, meine Herren, glauben Sie 
mir, der napoleonijche Despotismus gipfelte gerade in der Religionsverfol 
gung Mb Ginkerferung des Papftes; was aber für Früchte daraus erwachjen 
find, das weiß die Weltgejchichte. Mit organischen Artikeln a la Napoleon 1. 
und mit Religionsediften, wie man fie auch in Baiern gemacht hat, um 
dod) wenigitens der Kirche jo viel Handjchellen und Fußblöcke anzubängen, 
ald nur immer die Umitände geftatteten, -- mit joldyen Sachen fommen Sie 
uns nicht, fonit find Sie jedenfalls nicht Männer der Freiheit! (Beifall im 
Gentrum.) Ueberhaupt, meine Herren, glaube ich Ihnen jagen zu dürfen, 
wie idy bemerfe, dat; wie jehr auch das Beifpiel Frankreichs als ein warnen: 
ded vor Ihnen Steht, Sie doch unbewuht jehr geneigt find, diefem Beijpiel 
zu folgen in der Gentralifirung, in der Gejeßgebung, in der Negulitung aller 
Berhältnifie von oben herab, in Ihren Anfchauungen über den modernen 
Staat und die modernen Ideen, über die civilijatortiche Höhe des Iahr- 
hunderts und was des alles mehr iſt. Meine Herren, jo oft jchlagen 
Aeußerungen an mein Ohr, die mich ganz an dasjenige erinnern, was id) 
in den liberalen Iournalen Frankreichs von jeher gelejen babe und was Frank⸗ 
reich in den Abgrund geführt hat. (Bravo im Gentrum.) 
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Erämer (Nürnberg):*) Meine Herren, der Herr Vorredner hat jeine 
Nede damit begonnen, daß er jagte, er und jeine Freunde fämen ſich vor, 
als jeien Sie in eine Feltung eingejchloffen und würden von allen Seiten 
bombardirt. Es bat wirflih den Anjchein, ald wenn die Herren in einer 
Feſtung wären, allein ich muß mir vor Allem die Frage vorlegen: wie find 
Sie denn in die Feſtung gefommen, was hat Sie denn in die Lage verjebt, 
in der Sie ſich jet befinden, und die Ihnen eben doch jet etwas unange- 
nehm zu werden droht, (Widerſpruch im Centrum) weil Sie von allen Seiten 
ber fi bemühen müfjen nachzuweiſen, dab das, was fie und zur Annahme 
vorschlagen, an fich nicht nur nichts Gefährliches jondern etwas außerordent- 
lich Wohlthätiges für den ganzen Staat fei? Ich bin weit entfernt, an der 
offenen Darlegung Ihrer Anfchauung zu zweifeln, aber, meine Herren, und 
werden Sie doch nicht zumutben wollen, daß wir jo ohne Weiteres hier unter 
dem Aushängeichild von Grundrechten Sätze annehmen, die nad) Ihrer eigenen 
Darftellung eine außerordentlich wichtige Frage jebt zum Abſchluß bringen 
jollen. Sie haben — und das ilt jchon wiederholt bemerft worden — die 
Prefreiheit, die Vereinöfreiheit auch aufgenommen, aber jet zeigt ſichs, daß 
davon ſehr wenig mehr die Rede iſt; jebt fommen Sie mehr und mehr auf 
den eigentlichen Kernpunft der Frage, und der gipfelt denn doch darin, daß 
Sie bejondere Freiheiten außer denen, die Sie ſchon befiten, für ſich, für 
die fatholifche Kirche in Anfprucdy nehmen. (Ruf im Gentrum: Nein!) 
Ia, meine Herren, Sie jagen Nein! Sie wollen auch für die ewangelijche 
Kirche dafjelbe. Ich bin Ihnen jehr danfbar dafür; ich bin Proteftant, und 
ih freue mich wirflih, dab es dahin gefommen ift, daß Sie nicht mehr 
jagen, wir find Ketzer; jondern dab Sie jelber, anders als Ihre Vorfahren, 
bier ausſprechen müfjen: wir wollen die Gleichberechtigung. Sehen Sie, 
meine Herren, Sie mußten in vielen Dingen nachgeben, und Sie werden 
noch in manchen Dingen nachgeben müjjen; es wird Ihnen nichts helfen, 
Sie mögen ſich noch jo feit in Ihre Feitungen verjchanzen! (Bravo!) Sie 
drüden mit Ihrem Antrage dem eriten Deutjchen Reichstage eine eigenthüm— 
liche Signatur auf, es ift eine eigenthümliche Ericheinung, dab, während wir 
faum aus dem großen Kampfe herausgetreten find, die Nation ſchon wieder 
die Kraft hat jolche Fragen in jo langen Disfuffionen in Angriff zu nehmen, 
und dab — das geitehe ich Ihnen zu — aud Ihre Feſtung noch in der 
Beichaffenheit ift (weil es doch nur ein geiftiger Kampf it) daß wir nod) 
lange nicht daran denfen fünnen Sie auszuhungern; Sie find noch mit 
reichlichem Proviant verjehen, das geitehe ich Ihnen gern zu. Allein wohin 
fommen wir mit ſolchem Kampfe? Wir fommen dahin, dat wir vielleicht in 
noch einigen Situngen eine große Frage — ich nenne fie jelbjt jo — in 
einer Weiſe behandeln, daß wir uns gegenjeitig nachweiſen, wie wir mit 
unferen Neden Necht und Unrecht haben. Damit wird aber die Frage nicht 
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gelöft. Der Herr Norredner hat 3. B. gelagt: ja, es ift die Gejchichte an— 
geführt worden von den Kirchhöfen, das iſt ja eine Privatjache, das gehört gar 
nicht hierher. Nun, ich will etwas Anderes jagen, das vielleicht hierher ge- 
hört. Wir find bereit, Ihnen Alles zu bewilligen, ‚was Sie wollen; aber 
wir jagen nicht, wir nehmen dann Ihnen die Schule, fondern wir nehmen 
unfere Schulen für und, und die Erziehung unſerer Kinder in unſere 
Hand; wir find bereit, Ihnen Zuftände zu geben, wie fie in Amerika find; 
aber vergeffen Sie nicht, meine Herren, in Amerifa wählt fein Geiftlicher 
und darf fein Geiftlicher im Parlament fiten! (Lebhaftes Bravo.) Sehen 
Sie, meine Herren, dad wird Mandyem von Ihnen gar nicht jo angenehm 
fein; denn es gefällt Ihnen jehr, ſich bier ausiprechen zu können und jo 
Ihren Anfichten einen weiteren MWirfungsfreid zu verichaffen. Wir fchlagen 
dem Haufe wiederholt vor, eine motivirte Tagesordnung anzunehmen; wir 
thun das auch auf die Gefahr hin, daß man nunmehr uns zuruft: jeht, jo 
ift’8 mit der Freifinnigfeit diejer Leute; fie ftellen ſich hin und jagen: jetzt 
ift der rechte Zeitpunft nicht, der muß erit fommen. Meine Herren, wir 
find eine Partei, die eine praftiiche Rolitif treiben muß; wir fünnen uns eben 
jo wenig zu Demonftrationen hergeben, ald daß wir auf der anderen Seite 
und durch jchöne Reden beitimmen laſſen würden, etwas für ungefährlich 
anzufehen, was nach unferer Anſchauung jehr gefährlich ift. Wir laſſen dieje 
Vorwürfe über uns ergehen. Wir möchten Sie aber dringend bitten, die 
Tagesordnung in der Form anzunehmen, wie wir fie Ihnen vorgejchlagen 
haben, weil fie auch eine beitimmte Signatur an der Spibe trägt. Man 
bat joviel davon geſprochen, daß es ja gar nicht möglich jei, daß die An— 
nahme diejes Artifeld im Deutichen Reiche Beichädigungen hervorrufen könne. 
Nun gut, meine Herren, wir wollen und die Sadye noch einmal bejehen ; 
wir werden Ihnen eine Reihe von wirklichen Grundrechten’vorlegen, und wir 
freuen und, daß Sie wenigſtens in einigen Punkten und verftärfen werben. 
In anderen Dingen, dad wollen wir und gleich jet jagen, wird eine Eini— 
gung zwijchen und nicht zu Stande fommen, ed wird das nicht möglich fein, 
Sie gehen Ihre Wege, und wenn der Herr Abgeordnete Neichenäperger gejagt 
hat, der Bapft wird ebenjo defretiren, wenn er in der Verbannung in Ganada 
fit, jo glaube ich das und halte e8 für wahr. Aber Gined, meine Herren, 
vergellen Sie doch nicht: troßdem Sie an dieje Gewalt, an das Fortdauern 
derjelben glauben, troßdem ſuchen Sie jebt jo viele andere weltliche Hülfe, 
troßdem ſuchen Sie durdy Gejeßesartifel fich noch nebenher ein bischen Boden 
mehr zu verjchaffen. Wie kommen Sie denn dazu? Das geiftige Neich, wenn 
es wirklich geiltig ift, wird fortbeitehen; laffen Sie die weltlichen Dinge von 
fich, laſſen Sie fich lieber etwas unterdrüden, (Heiterkeit) dadurch werden 
Sie kräftiger! Aber nicht wahr, von Unterdrüden hört man nicht gem? Ich 
weiß recht wohl, was ich bier gejagt habe, ich denfe mich in Ihren eigenen 
Gedanfengang binein, Sie jtellen fich ja aber immer dem Volke dar als die 
Unterdrüdten, Sie jpielen fich aus als diejenigen, die von anderen, glaubens- 
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fojen Leuten beichimpft und herabgemwürdigt werden! (Große Unruhe.) Ja, 
es ift jo! Meine Herren, wollen Sie den Reichstag zu einem Schiebögericht, 
zu einem Imquifitionögericht machen, wollen Sie haben, daß wir gegenſeitig 
und erft ausfragen, was wir glauben jollen? (Ruf: nein!) Das wollen 
Sie nicht! — Gut, dann muthen Sie und aber auch nicht zu, gerade Ihre 
Sache für die wahre anzuerkennen, dann laffen Sie audy und freie Ent 
jcheidung und Meinungsauddrud, denn die Gefchichte aller Zeiten hat gelehrt, 
daß wenn man auf diejer Seite einen Finger gibt, man bald die Hand, den 
Arm und jelbit den ganzen Körper verliert Deswegen find wir entichiedene 
Gegner Ihrer Anſchauungen. (Bravo!) 


Der wiederholte Antrag auf Schluß wurde jeßt angenommen”). 


Spezielle Diskuffion über die einzelnen Grundrehts-Artikel. 


Sonnemann (Frankfurt a. M.:)**) Meine Herren, der Abgeordnete 
Graf Frankenberg hat weine Freunde und mich, die wir diefe Amendements 
unterzeichnet haben, bereitö ald Bundeögenofien des Gentrums oder — id) 
weiß micht, wie ich eigentlich jagen ſoll, — der Fatholifchen Partei reflamirt. 
Ich; hoffe, Ihnen gleich zu zeigen, wenn das überhaupt nothwendig wäre, 
daß eine ſolche Bundesgenoffenjchaft nicht beitelt. Meine Herren, wir 
haben dieje Amendementd an die Anträge der Herren vom Gentrum anges 
fnüpft, weil und als einer Heinen Minorität fein anderer Ausweg geblieben 
it, um fie in das Haus zu bringen, und ich will gleich damit beginnen, 
das zu jagen, mas ich eigentlich hätte am Schlufje jagen follen, daß wir 
mit den Anträgen, joweit fie die Firchlichen Fragen betreffen, nichts zu 
thun haben, und wir jelbitverftändli gegen dieje Anträge ftimmen 
werden. Es war und, wie gejagt, der Weg des Unteramendements — 
und Sie werden died finden, wenn Sie die Gejchäftsordnung prüfen — die 
einzige Möglichkeit, um unjere Anträge überhaupt an das Haus zu bringen, 
wenn wir nur drei Unterzeichner hatten. (Unterbrechung.) — Ich böre hier: 
Rein! Es heißt in der Geichäftdordnung: „Die Amendements müſſen mit 
der Hauptfrage in wejentlicher Verbindung stehen." Wir haben die Ge- 
ſchaäftsordnung genau geprüft, ehe wir dieſe Amendements unterzeichnet 
baben. — Es bleibt mir nun übrig, Ihnen zu jagen, warum wir dieje 
Amendementd eingebracht und warum wir fie jet eingebracht haben. Wir 
haben diefe Amendements eingebracht aus folgendem Grunde. Es tritt an 
und die Frage heran, über die Verfaſſung abzuftinmmen, und zwar mit Ja 
oder Nein. Wer mit Nein ftimmt, ohne feine Abjtimmung zu motiviren 
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und ohne zu jagen, warum er mit Nein ftimmt, von dem wird gelagt, er 
verharre lediglich in der Negation. (Heiterkeit) Wir aber, meine Herren, 
wir find nicht bierher gefommen, um uns verneinend bier zu verhalten, 
jondern wir find hierher gefommen, um im entjchieden freiheitlichen Sinne 
mitzuarbeiten jo viel in unjern Kräften ſteht an der Entwidelung des 
Deutjchen Reiches, und deshalb mußten wir bei der Verfaffung die Amende: 
ments itellen, da wir ſonſt unjere Abitimmung am Schluß nicht motiviren 
könnten. — Ich komme nun zur Beantwortung der Frage, warum wir dieje 
Amendements ſchon jeßt eingebracht haben? Es ift in die neue Verfaſſung 
zum eriten Male aufgenommen die Preſſe und das Vereinsweſen. Bezüg- 
licy vieler der übrigen Punkte, die in der Verfaſſung ftehen, enthält diejelbe 
bereitd Grundrechte. Der ganze Artikel 3 ift eine Sammlung von Grund: 
rechten und fie ſtehen vor dem Artikel 4, der eigentlich die Kompetenz des 
Bundes ausführt. Nur bezüglich der neu aufgenommen Sätze über Prefie 
und Vereinsweſen ftehen feine Grundrechte in der Verfaffung, und wir haben 
die Gelegenheit benußen zu müffen geglaubt, wo von der andern Seite joldye 
Grundredyte vorgefchlagen wurden, — verftümmelte Grundrechte, wie id) 
gerne zugebe —, um Ihnen dafür die wahren Grundredyte ded Deutjchen 
Volkes zu bringen die Grundrechte, die am 28. Dezember 1848 in der 
Paulsfirche zu Frankfurt angenommen und verfündigt wurden und bie 
rechtögültig waren im ganzen Deutjchen Neiche. Wir hätten gern die ganzen 
Grundrechte unverändert hier zum Antrage gebracht, nicht blos einzelne Be— 
ftimmungen derjelben; aber, meine Herren, ed ging eben nicht, weil wir als 
eine kleine Minderzahl nicht das Recht des Antrages hatten; wir werden 
jelbitweritändlich feine Gelegenheit unbenußt laffen, um audy die Widerein- 
führung der andern Theile der Deutichen Grundrechte zu beantragen. Und 
gerade in der Beziehung, was die Anträge über die kirchliche Einrichtung 
und die kirchliche Freiheit betrifft, find, wie Ihmen jchon mein verehrter 
Freund Herr Dr. Löwe gejagt bat, die Frankfurter Grundrechte ganz anders 
als die preußijchen, und wir würden, wenn wir es überhaupt für angemefjen 
erachtet hätten, jetzt in dieſe Kompetenzerweiterung deö Bundes einzutreten, 
vorgejchlagen haben die Frankfurter Grundrechte über Glaubens: und Ge: 
willensfreiheit an die Stelle der Anträge zu jeßen. Nun aber, meine 
Herren, um auf die Preſſe und das Vereinsweſen zurüdzufommen, jo glauben 
wir allerdings, daß es gut jein würde, wenn jo lange wir in den beitehen- 
den Gejeßen der einzelnen Staaten noch gewilje wenn auch zum Theil 
(worauf ich gleich kommen werde) jehr beſchränkte Nechte haben, — wenn wir 
dieje nicht ohne Weiteres in die Reichsverfaſſung aufnehmen, ohne wenigitens 
die Grundlagen zu kennen, welche der neuen Geießgebung zu Grunde liegen 
müfjen. Ich bin im diefer Beziehung nicht jo vertrauensvoll ald wie der 
Herr Abgeordnete Dr. von Treitichke, dem es ganz unzweifelhaft jcheint, daß 
wir hier ein entſchieden freifinniges Prefgeje befommen werden. Die Säge 
der Frankfurter Grundrechte in Beziehung auf die Prefje enthalten Alles, 
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was irgend eine Partei an Freiheit für die Prefje fordern fann. Es ilt 
zwar bier an dieler Stelle von dem Herm Dr. Kiefer geitern gejagt worden, 
daß der neue Deutiche Staat in dem Geiſte Friedrichd des Großen jet 
ausgebaut werde. Nun, meine Herren, in Beziehung auf die Prefje iſt in 
Preußen gewiß fein Zuftand, der in dem Geilte Friedrichs des Großen ilt. 
Ih brauche nicht an das befannte Wort zu erinnern, was Friedrich II. in 
Beziebung auf die Preffe gejagt bat. Seben Sie ſich um in den Staaten, 
die und umgeben! Mit Ausnahme von Rußland weiß ich feinen, in 
welchem die Preſſe rechtlich in ſolchem unfreien Zuftande wäre wie in 
Preußen. Sehen Sie ſich um in ganz Deutichland: Sie finden feinen 
andern Staat. — (Stimmen rechts: „Frankfurter Zeitung“!) Ich werde 
gleich davon jprechen, da ich in diefer Beziehung Gelegenheit hatte einige 
Erfahrungen zu jammeln. Wir haben in Preußen Kautionen und zwar 
ſehr bedeutende Kautionen. Wir haben Beichlagnahmen durdy die Verwal: 
tung, die nichts anderes find ald — wie es geltern bereit3 ausgejprodyen 
worden ift — partielle Vermögenskonfiskationen, die jo bedeutend zum Theil 
find, dab fie meinem Platte jelbit im Laufe diefes Winters einen Werluit 
von etwa 2000 Thalern zugefügt haben. Bei einer einzigen Nummer der 
„Voſſiſchen Zeitung”, welche Fonfiszirt worden tft, betrug der Berluft 
1000 Thaler. Diefe Summen find ſtets ganz verloren, wenn auch die 
Blätter ald Mafulatur 4 bis 6 Wochen nachher wieder hereingebracht werden. 
Und in welder Weiſe verfahren die Verwaltungsbehörden bei diejer Kon- 
fisfation? Won den 12 Konfisfationen, die mein Blatt im Laufe des 
Krieges erfuhr, konnte von dem Staatsanwalt auch nicht in einem einzigen 
Falle Anklage erhoben werden, nicht in einem einzigen Kalle, der auf 
den Krieg Bezug hat. Und wie geht es bei ſolchen Konfisfationen her? 
Ein untergeordneter Polizeibeamter, der oft nicht einmal veriteht, was er 
lieft, nimmt das Blatt zur Hand und läuft zum Polizeipräfidenten: das 
muß fonfiszirt werden! und in 5 Minuten ift es konfiszirt. Wie es dabei 
bergeht, dafür will ich Ihnen ein Betjpiel erzählen. Wegen einer Heinen 
Notiz aus einem belgiſchen Blatte wurde die „Frankfurter Zeitung” im 
Laufe des letzten Herbites plöglich fonfiszirt. Es ſtand darin, ed habe ein 
Borpoitengefecht ſtattgefunden zwijchen 30 Franzoſen und 10 Preußen, bei 
welchem die Franzojen die Oberhand behalten hätten. Das war der ganze 
Inhalt der Notiz. Das wurde ausgelegt ald Verbreitung ungünftiger Kriegö- 
nachrichten und das Blatt wurde fonfiözirt. Ich begab mid) darauf anderen 
Tages zum Bolizeipräfidenten mit der „Norddeutjchen Allgemeinen Zeitung“ 
und der „Kreuzzeitung“, weldye beide diejelbe Notiz hatten, und zeigte die— 
jelben vor: — „ja das ilt ein Irrthum“. (Hört, hört! links.) Ja, meine 
Herren, aber der Irrthum wurde nicht wieder gut gemacht durch die jo- 
fortige Freigebung des Blattes, jondern erit nach Wochen erhielten wir dies 
Blatt wieder zurüd. (Hört! Hört!) So, meine Herren, geht ed mit den 
Beihhlagnahmen in Bezug auf die Preſſe. Wie es bier in Berlin herge- 


1004 I. Seffion des deutſchen Reichötaged. 1871. 


gangen ift, willen Sie! Bekanntlich ift einem hiefigen Blatte gedroht 
worden, — allerdings bat man fein Aktenſtück darüber audgefertigt — daß, wenn 
nicht ein anderer Ton in dem betreffenden Blatte angeichlagen werden 
würde, man es vierzehn Iage lang jeden anderen Tag konfisziren würde. 
(Hört!) Es iſt das eime befannte Thatfache und fie ift auch bis jet nicht 
in Abrede geitellt worden. Unter joldhen Umftänden muß man fich doch 
fragen: ift ed nicht Zeit dafür zu jorgen, dab die Preſſe in einen ficheren 
Hafen gebracht wird? Ich habe jebt von den Kautionen geiprochen, ge 
ftatten Sie mir noch ein Wort über den Zeitungsftempel hinzuzufügen. Der 
Zeitungsitempel ift außer in Preußen in den Ländern, die und umgeben, 
nur noch in Defterreich; in Ungarn ift er jchon aufgehoben, in den übrigen 
Theilen Oeſterreichs foll er demnädft aufgehoben werden. Hier denft man 
bis jet wie es jcheint nicht an die Aufhebung. Und wie trifft diejer 
Stempel die Prefie? In Baiern, auch einem Lande, das zu dem neuen 
Deutichen Reiche gehört, eriftirt ein Blatt, das verbreitetite Blatt in dieſem 
Lande, die „Neueften Nachrichten” in München. Diejes Blatt hat nächſt 
der biefigen „Volkszeitung“ die meiften Leſer unter den täglich erjcheinen- 
den Blättern. Dieſes Blatt koſtet im Abonnement für das ganze Iahr 
nicht halb jo viel, ald ein großes preußijches Blatt an Stempel bezahlt. 
Das find die Geſetze, auf deren Grund man für die Bildung und Auf 
flärung der Nation wirken fol. Der Herr Abgeordnete von Treitſchke hat 
in jeiner Vertrauensſeligkeit geftern gejagt: ja, man hat jogar in den Ans 
trägen den Sat ſtehen lafjen, daß die Genfur nicht wieder eingeführt werden 
dürfe, etwas was jo abgethan jei ald die Folter. Der Herr Abgeordnete 
von Treitſchke hat wahrſcheinlich nicht oder jeit langer Zeit nicht in der 
Tagespreſſe gewirkt; würde es ihm — id) jehe bier von jedem Parteiltandpunfte 
ab — einmal begegnen darin thätig wirfen zu müffen, jo, glaube id, würde 
feine Anficht über unjere Preßzuſtände ſich doch bald etwas ändern. Wir 
haben zwar auch in unferem Antrag das Wort „Cenſur“ ftehen laſſen aus 
Pietät gegen diejed Denkmal Deuticher Kultur und Deutichen Geiſtes, gegen 
die Frankfurter Grundrechte. Wir haben gewiß nidyt daran gedacht, daß 
man die Genfur geſetzlich wieder einführen wird, aber find denn die fort- 
mwährenden Beichlagnahmen nicht eine eben jo große Gefahr für die Frei— 
beit der Prefje ald die Cenſur? Uebrigend fann ich Ihnen einen Fall an- 
führen, aus dem Gie erjehen werden, daß die Genfur noch nicht ganz auf: 
gehört hat zu eriltiren. Man bat mir perjönlich zugemuthet, ald ich mid) 
über die vielen Konfisfationen beſchwerte, unfere Artikel vor dem Drud der 
Polizei vorzulegen! Ich bin bereit, das zu bemeilen, jobald es verlangt 
wird. Laſſen Sie mih nun zum Schluß, da ich gerade über die Preſſe 
ipreche, nody ein Wort über die Art und Weiſe jagen, wie man in dem 
Kriege, der jet hinter uns liegt, die Korrefpondenten der Deutichen Blätter 
behandelt hat, und zwar ohne Unterjchied der Partei. Es it dem Korreipon- 
denten der „Schlefildyen Zeitung”, die gewiß jehr national ift, ebenjo ge 
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gangen, wie dem Korrejpondenten der „Srankfurter Zeitung”; und der 
Korreipondent der „Augäburger Allgemeinen Zeitung”, die gewiß in nationaler 
Beziehung während diejes Krieges ihr Möglichites gethan hat; iſt im Folge 
der Auöweilung, wie Ihnen befannt it, zum Selbjtmord getrieben worden, 
weil er jeine Ehre beichädigt glaubte. Iſt man den Korrejpondenten der 
auswärtigen Blätter in ſolcher Weije begegnet? Nein! Man bat fie bei 
jeder Gelegenheit bevorzugt, man hat ihnen Alles eingeräumt. Aber der 
Deutichen Prefie, die während des Krieges die größten Opfer gebradyt hat, 
was auch ich von meinem Barteijtandpunft aus jagen darf, ift man in 
einer Weile begegnet, wie ed in Zukunft hoffentlich nicht mehr gejchehen 
wird, wenn der Deutjche Reichstag ein Preßgeſetz erlaffen haben wird! Nun, 
meine Herren, ich glaube, daß dieje Ihatjachen, die ich Ihnen vorgeführt 
habe, im Allgemeinen wohl berechtigen, nicht darauf zu warten, biö der 
Reichstag ein Preßgeſetz beſchließt; nachdem dieje Angelegenheit jeiner Kom: 
petenz überwiejen worden iſt, meine Herren, — Sie werden einräumen, 
wenigitens werden Sie den Standpunkt alö berechtigt anerfennen, dab es gut 
wäre, wenn wir den Regierungen gleicy einen Singerzeig geben würden, wie 
wir und das neue Preigejeb denfen. Sie werden zwar einwenden, was wir 
vorſchlagen gehöre nicht hierher, es handle ſich jetzt blos um eine formelle 
Redaktion. Nun, wenn dem jo tft, meine Herren, dann gehört eö erit recht 
bierher! Ic gehöre zum eriten Mal dem Reichötage an, hatte aljo im 
Winter, ald die Verträge berathen wurden, feine Gelegenheit Anträge zu 
ftellen; aber wenn damals ein derartiger Antrag gekommen wäre, hätte man 
mit Recht gejagt: die Verträge find angenommen, die verjchiedenen Volks— 
vertretungen jollen fie annehmen, und wenn ihr jet etwas Neues hinein: 
bringt, dann haltet Ihr die Sache nur auf. Jetzt aber jteht Alles feit, und 
ed muß jogar, wie der Herr Abgeordnete Lasfer ausgeführt hat, bei der 
Beurtheilung einzelner Fragen auf die Driginalverträge refurrirt werden. 
Durdy eine etwaige Annahme unſeres Antrages kann aljo Nichts in Frage 
geitellt werden; er ift einfacdy ein Amendement, welches wir den Regierungen 
vorlegen. Wenn Sie die Säbe der Frankfurter Grundrechte über die Preſſe 
und das Vereinsweſen annehmen, ſo wird dadurch den Negierungen nur 
eine Direftive gegeben, wie wir und das Preigejeß denfen, dad dem Reichs: 
tage vorgelegt werden joll. Es iſt darin auch gejagt, dab Schwurgerichte 
über die Preſſe urtheilen jollen. Diefe Einrichtung beiteht bereits in Baiern 
und fie beiteht zum Segen des Landes. Sie wird vielleicht in Frage ge- 
ftellt jein, wenn Sie ohne Weiteres, ohne Grundrechte in die Verfafjung 
aufgenommen zu haben, die Preſſe und das Vereinsrecht der Reichsverfaſſung 
überweijen, wenn Sie feine Gejchmorenengerichte feitjeßen, die ja jelbit in 
Deiterreicy für Prefvergehen eingeführt find; dabei ijt gewiß feine Gefahr 
für den Staat. Es hat ſich in Baiern gezeigt, dab obwohl joldye Preßer— 
zeugniffe, wie fie uns geſtern von Herm Miquel vorgelejen find, Dort ge 
drudt und verbreitet worden find, man dort doch während des Krieges wie 
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jeder andere Volköftamm feine volle Schuldigfeit gethan hat. Cs ift nicht 
nöthig gewejen zu verfahren, wie man in Hannover verfahren ift, wo man 
zu den Fleineren Eigenthumsbeſchädigungen noch die größere hinzugefügt bat, 
die Zeitungen zu unterdrüden und die Nedakteure zu interniren, wovon der 
Eine, den jo Viele bier gekannt, geehrt und geachtet haben, in Folge diejer 
Internirung den Tod gefunden hat. Um aber audy die baterijchen Zuftände 
nidyt allzu roſig ericheinen zu laſſen, füge ich bei, daß es nody beiler ge- 
wejen wäre, wenn man dort auch nicht konfiszirt hätte, wie es nach den 
Grundrechten nicht möglich gewejen wäre. Ich glaube, die Folge würde 
nur die gewejen jein, daß einige Patrioten weniger hier ſitzen würden, werm 
man gar feine Zeitungen Eonfiszirt hätte. Meine Herren, ich glaube Ihnen 
aljo dargethan zu haben, da dieje Anträge auch vwollftändig formell be 
rechtigt find, daß fie dem Zuftandefommen der Verfalfung in feiner Wetje 
ichaden, ed nicht aufhalten, und ich bitte Sie daher, für dieſe Anträge zu 
ftimmen. Meine Herren, der Abgeordnete Treitſchke hat jo viel von der 
Kinderzeit gejprochen, der wir jeßt entwachien find, und er hat und Die 
Unterjcyiede der jeßigen Verfaſſung Gejeßgebung gegen 1848 und auf jo vor: 
theilhafte Weiſe gejchildert. Ich kann darüber nicht jo abipredyen. Wenn 
Sie dieſe Verfaſſung vom Jahre 1549 und die Grundrechte, die einen Be— 
ftandtheil derjelben bilden, vergleichen, jo werden Sie finden, dat die Männer, 
welche dieje Verfaſſung machten (die ja auch aus Kompromifjen hervorge— 
gangen ilt), ganz richtig dasjenige erfannt hatten, was dem Deutſchen Bolfe 
noth that, daß es nicht an ihnen war, wenn das Merk damals nicht zu 
Stande gekommen ift, und dag man wieder an daſſelbe Werk anfnüpfen 
mußte mit dem, was jet von oben herab geichehen iſt. Die Urfache, 
warum es nicht zu Stande gefommen it, lag ganz anderdöwo, und wenn es 
damals von Seiten der Regierung anders bejchloffen worden wäre, jo würden 
wir heute wahrjcheinlich nicht über die Verfaffung berathen, jondern wir 
würden bereit3 die Krüchte einer freien Deutjchen Reichsverfaſſung genießen! 
Meine Herren, ich glaube, dab wir das Andenken an dieſe Männer, die 
vor 23 Iahren — geitern waren ed 23 Jahre, dab in der Paulskirche die 
Zufammenberufung des eriten Deutjchen Parlaments beſchloſſen wurde — 
nicht befjer ehren fönnen, als dab wir und ihre Grundrechte über Prefje 
und Vereinsrecht aneignen! 


Schuſze:) Meine Herren, meine und meiner politijchen Freunde 
Stellung ift ja bereitö bei Gelegenheit der Berathung der gegenwärtigen 
Vorlage gekennzeichnet; fie it aber von einigen Seiten Mißdeutungen 
unterworfen, und ed werden wenige Worte genügen, uns dagegen zu jchügen. 
Mir haben den Vorwurf über und ergehen laſſen müfjen, wir gejellten uns 
jet im Gegenſatz zu unferer früheren Stellung im Norddeutjchen Reidystage 





) St. B. S. 152 L m. 


Art. 2. Grundrechte. Schulze. 1007 


zu Denen, welche über die Sachen hinmweggehen wollten unter dem Vorwande, 
fie jeten nicht opportun. Meine Herren, wir find nur der Anficht und 
haben dies jehr deutlich ausgeſprochen jowohl bei der Erklärung im Be- 
ginne der Berathung als aucd in der gegenwärtig von und beantragten 
Tagesordnung: ed jei nicht müßlich, es ſei jogar abjolut jchädlich und ver- 
werflich, wenn man bei der Berathung der gegenwärtigen Vorlage Amende- 
ments jo tiefgreifender Bedeutung vorbringt. Die Aufgabe liegt flar vor 
und. Es handelt ſich in diefer Vorlage ja gar nicht darum und kann fich 
nicht darum handeln, die Verfaſſung zu revidiren, fie materiell zu ver: 
befjern, — jo jehr died auch noth thut und gerade an gewilfen Punkten, die 
der Herr Vorredner hervorhob, — jondern wir haben in dieſem Augenblick nur 
dasjenige zu redigiren, welches früher durch Bejchlüffe und Verträge der 
fompetenten Organe bereitö feitgeitellt worden it. Wir geben unjer Votum 
nur darüber, ob die Redaktion, die die Regierung uns vorlegt, richtig iſt 
und mit den früheren Beichlüffen und Berträgen jtimmt, und ob die 
Faffung, in welche fie gebracht find, etwa zu ändern wäre, ob jie recht ge— 
wählt it oder nicht. Aber dieſe Reſerve beſchränkt ſich auf dieſe Vorlage. 
In anderer Hinficyt, im weiteren DBerlaufe der Sejfton find wir weit davon 
entfernt den Zujammentritt des eriten Deutichen Neichstages vorübergehen 
zu lafjen, ohne unjere Stellung durch ganz beitimmte pofitive Anträge nad) 
der Richtung der Verfaſſungsverbeſſerung hin flar zu bezeichnen. Ic, würde 
bedauern, meine Herren, wenn das nicht gejchähe, wenn der erite Deutjche 
Neichötag, auch wenn die Dinge nicht gleich zu erledigen find, dem Volke 
die Ziele feiner nationalen Entwidelung nicht wenigitens in einigen Haupt: 
punkten zum Bemußtjein bringen wollte. Man erwartet das und mit Recht. 
Denken Sie, welch ein gewaltiger Zug durch unjer Wolf geht, was es nicht 
Alles erwartet von einem Deutjchen Parlament! Daß diefe Erwartungen 
nicht alle erfüllt werden können, iſt gewiß; ed wird Manches zurüctreten 
müfjen vor den nächiten, dringenditen Aufgaben. Aber, ob auch Vieles fich 
nicht gleich erledigen laffen wird, iſt es doch die Pflicht der liberalen Partei, 
ihre Zielpunfte hinzuftellen; und daß das gerade bei den Grundrechten 
der Deutjchen Reichöverfaffung von 1849, die damals jo gewaltig gewirkt 
haben, geſchehen kann, das ift die Ueberzeugung meiner politijchen Freunde 
und meine eigene! Was man auch gegen die Bedeutung von Grundrechten 
im Allgemeinen geſprochen hat, jo iſt dies ein Standpunkt, welchen wir 
niemals theilen. Einmal denken Sie doch, daß wir nicht mit einem Ein- 
beitö- jondern mit einem Föderativſtaate zu thun haben. Ich dächte, die 
Frage hätte und manchmal beſchäftigt, was im dieſem oder jenem der 
einzelnen Bundesländer noch in diefem Augenblide für Zuftände beitehen, 
wo die Feititellung Deutjcher Grundrechte zur Abhülfe jehr noth thäte! Ich 
gehe darauf nicht näher ein, und füge nur hinzu: es giebt feinen trefflicheren 
Weg als ſolche Grundrechte, um ein allgemeines Deutſches Bürger- und 
Nationalbewußtjein zu erweden in den Angehörigen der einzelnen Bunded- 
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ftaaten. Deshalb werden wir an gehöriger Stelle darauf zurüdfommen! Nun, 
meine Herren, den jetigen Antragftellern gegenüber, Herrn Sonnemann und 
Genofjen, habe ich Eins zu bemerfen. Cine parlamentarijche Minorität 
hat gewiß die Aufgabe, jelbit wenn fie feine Ausficht bat durchzudringen, 
dennoch mit ihren Anträgen bervorzutreten, dennoch ihre Anfichten geltend 
zu machen, um fie in dad Volk hineinzuwerfen und zu verjuchen aus der 
Minorität in die Majorität hineinzuwachien. Aber die Verpflichtung bat 
eine joldhe Minorität mehr als jede andere Partei, die nämlich: nicht an 
ungeeigneter Stelle ihre Anträge einzubringen. Und ed gehört ſehr wenig 
politiiche Erfahrung dazu, daß ſich der Antragiteller, der wenn auch nicht 
in Parlamenten doch in mandyen politiichen Agitationen mit und zujanmen- 
geitanden hat, hätte jagen müljen, dab er biergegen gefehlt habe. Der 
Grund davon liegt nahe. Meine Herren, für die Grundredite hat fich 
Mancher in jeinem parlamentarischen Leben engagirt, der vielleicht jeßt 
anderer Anficht geworden ift und gern los möchte. Wer wird denn nun 
diejelben bei einer jolchen Gelegenheit, wo wir mit einer blos redaktionellen 
Aufgabe beichäftigt find, hier bringen? Heißt denn das nicht ſolchen Gegnern 
die Verwerfung leicht madyen? Das iſt unflug, das iſt ganz gewiß parla= 
mentariſch taftwidrig, jo muß man nicht verfahren, und eine Minorität 
wird in dem Augenblide phrajenhaft ericheinen, wenn fie nicht den rechten 
Zeitpunft wahrzunehmen verjteht, wo fie vorgehen muß. Gin zweiter Nach: 
theil, der davon herfommt, it: find die Anträge einmal wenn auch nur 
aus formalen Gründen verworfen, jo liegt darin ein jehr nachtheiliges 
Präjudiz für ihre Wiedereinbringung auch an geeigneter Stelle. Das hätten 
die Herren auch bedenken jollen, ehe fie vorgingen! Da wir vielleicht in 
diefer Debatte nicht wieder das Wort ergreifen, jo bemerfe ich im Allge- 
meinen noch, dab von den übrigen Amendementd dafjelbe gilt, was ich ent: 
widelt habe bei diefem eriten der Sonnemannjchen Anträge. Ich fomme 
nun zu dem Angriffe eined andern Nedners in der geitrigen Sigung. Der 
Vertreter der europätjchen Nevolutiondpartei, wie er fich jelbit genannt hat, 
bat von der Furchtbarkeit derjelben geiprochen, wie ich ihn veritanden habe. 
Sch will darüber, ob und wie weit died wahr jei, fein Wort reden, und 
mache nur auf eine andere Partei im Haufe aufmerfjam — die Flerifale 
— die fidy im Gegenja dazu für abjolut harmlos auögiebt! Ob ſich dies 
mit beiden Parteien nicht gerade umgefehrt verhält, darüber will ich bier 
in feiner Weiſe abiprechen. Aber eine kleine Bemerkung will id) doch 
machen: furchtbar find die Herren von der Nevolutionspartei bauptjächlich 
immer gewejen für die Dinge, die fie vertreten, die fie in die Hände 
nahmen. (Heiterfeit.) Das haben wir aus vielfachen Erfahrungen in der 
Gejchichte dieſer Tage und jetzt wieder im ranfreich erlebt. Auf diele 
Weiſe, wie ed dort gejchieht, die Idee des Nepublifanismus provoziren, der 
man jehr wohl die Zukunft des Welttheils vindiziren fann, — auf die 
Weiſe dieje Dinge anfafjen und in Beltrebungen, um die es Jemanden 
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ernftlich zu thun ift, eintreten, damit glaube ich, fommt man zu Allem 
eher, als zur Verwirklichung diejer Idee. Ueberhaupt eine Partei, die fich 
offen — es ift ja das jehr anerkennenswerth — ald revolutionär befennt, — 
aljo mit der Tendenz Revolutionen herbeizuführen, die verfennt nach meiner 
Anficht den ganzen großartigen gejcjichtlichen Begriff, ja die geichichtliche 
Berechtigung, welche einer Revolution unter Umſtänden beimohnt. Was 
ift denn eine Revolution? ine joldye Krifis im Völkerleben, wie wir ihr 
nicht ſelten große weltgejchichtliche Erfolge verdanten! Das ift ein Durch— 
bruch des Volksgeiſtes gegen äußerlich aufgedrungene Hemmungen, das iſt 
ein elementareö Ereigniß, eine allgemeine Geifterbewegung, die alle Schranfen 
durchbricht, die man ihr künſtlich zu ziehen gedenft! Nun, meine Herren, 
fi) als Partei die Tendenz ftellen, jo Etwas zu machen, das ift ein Unter: 
nehmen, welches den gejchichtlichen Gejeben zuwiderläuft. Mag fein, daß 
eine Partei die Revolution benußt, wenn fie da ift, daß fie Geftaltungen, 
wie fie ihren Anfichten entiprechen, daraus hervorzurufen jucht, — das ift 
etwas volllommen Berechtigtes und Mögliches. Aber ſich einbilden, meine 
Herren, mittelft eines ſolchen Parteigetriebed Revolutionen zu machen, das 
ift für den, der nur einen Blid in die Gejchichte gethan hat, eine Lächer- 
lichkeit. Auf dieſe Weiſe macht man wohl Gmeuten und Putſche, aber 
wahrhaftig feine Revolution in dem großen gejchichtlichen Sinne mit einer 
neuen Aera für ein ganzes Volksleben! (Bravo! linke.) Wenn denn aber 
ja eine Partei und mit einigem Recht fich jo nennen wollte, dann müßte 
fie doch wenigſtens den gejammten Bolfögeift repräjentiren. Nun, meine 
Herren, ich glaube zum Heil unjerd Vaterlandes, die Herren Bebel 
und Genofjen repräjentiren den Deutſchen Volksgeiſt nicht! (Lebhafter 
Beifall.) 


(Bebef: Borläufig nicht!) 


Freiherr von Soverbeck:“) Meine Herren, indem ich mic) zu der ganzen 
Denkweiſe, die mein verehrter Freund Schulze hier entwicelt hat, bekenne, 
möchte ich doch, damit das nicht mißverftanden wird, ausdrüdlidy in Be: 
ziehung auf die Frage, die wir zu beantworten haben, das hervorheben, dal 
aus jeinen Ausführungen feineswegs folgt, daß wir die Frage des Herrn 
Präfidenten, ob wir den Antrag Sonnemann eventuell dem Antrage 
Reichensperger vorziehen würden — mit Nein beantworten müßten. Wir 
werden natürlich zuerſt nach unferer beiten UWeberzeugung zwijchen diefen 
beiden Formen zu wählen und erjt jpäter dann in der Endabltimmung uns 
zu enticheiden haben, ob wir formell diefen Augenblid für den geeigneten, 
ja für den zuläffigen halten, dieje Neform in diefer Weiſe durchzufeßen. 


) St. B. ©. 153 I. m. 
Materialien I. 64 
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Dr. Brokhans aus Leipzig (Ehrenfriederödorf:Wolkenftein):*) Ich 
habe um das Wort gebeten, meine Herren, blos um einige Worte auf die 
Rede des Herrn Sonnemann zu erwidern, zumal auch ich in näherer Be— 
ziehung zu der Prefje ſtehe. Wieled von dem, was Herr Sonnemann her 
vorhob, hatte feine volle Richtigkeit und Begründung, aber gerade deshalb 
halte ich mich für verpflichtet, Sie zu bitten, troßdem feine Anträge nicht 
anzunehmen. Alles, was er anführte gegen die jetige Preßgeſetzgebung und 
ipeziell gegen die Prefzuftände in Preußen, jpricht nad) meiner Anficht mur 
dafür, daß möglichſt bald dieſe Zuftände auf dem allein richtigen Mege, 
durch ein Gejeß geregelt werden, aber nidyt durch Nejolutionen, nicht durch 
Grundrechte, die eben in feiner Weile ein Schuß der Preife find! Gerade 
im Sabre 1848 iſt dieſer falſche Weg eingeſchlagen worden, und jpäter in 
Preußen find ähnliche Grundrechte aufgenommen worden unter die Ver: 
fafjungsbeitimmungen, aber die Zeit hat fie jpäterhin nicht beachtet, die Ge— 
jeße haben in feiner Weile dann diejen Grundrechten entiprochen. Meine 
Herren, ed ijt überhaupt die Tendenz der Mehrheit dieſes Haufes, weniger 
durch jchöne Worte ald durh Thaten zu wirken, nicht durch Grundrechte, 
jondern durch tüchtige freifinnige Geſetze. Auch in Bezug auf die Prefie 
rathe ich entjchieden dazu, diefen Weg einzujchlagen. Ich hoffe allerdings, 
dab dem Deutichen Neichstage bald ein Preigejeß vorgelegt werden wird, 
und idy glaube, auch für die preußiſchen Preßzuſtände wird daljelbe jehr 
jegensreich wirken. Aber meine Herren, ein Geſetz wollen wir haben, nicht 
dieje jchönen Worte! Ich bin überzeugt, daß auch das Deutiche Volk in 
diefer wie in allen übrigen Hinfichten richtig veritehen wird, was hier von 
der Mehrheit des Hauſes gewünicht wird! (Bravo!) 


Bei der Abitimmung**) wurden jämmtliche Grundrechts-Artikel zu: 
nädyit in der von Sonnemann beantragten Faſſung einzeln abgelehnt; 
ebenjo wurde jede der beiden beantragten motivirten Tagesordnungen 
abgelehnt; ebenjo wurden jodann die Grundrechtsartikel in der Reichens— 
pergerihen Fallung abgelehnt und zwar leßtered bei namentlicher Ab: 
ftimmung mit 223 gegen 59 Stimmen. Hierauf wurde Art. 2 im der 
Fafjung des Entwurfs für angenommen erflärt””*). 


) 8.82. ©. 153 I. u. 

59.885.154 l. m. 

»9) St. B. S. 165 r. g. u. Es würde und zu weit fübren, wenn wir die auf dem 
Wege der einfachen (nicht Verfafſungs-) Geſetzgebung feftgeftellten einzelnen Grundrechte 
verfolgen wollten. Vergl. beijpielöweije das jhon am 1. November 1867 erlafjene Geſetz 
über die Freizügigkeit. 


Anmerkung zu Art. 3. 1011: 


Anmerkung 
zu Artikel 3*). 


A. Aus der ordentlihen Seſſion von 1867. 


Bei dem eriten ordentlichen Norddeutichen NReichötage von 1867 waren 
eine größere Zahl von Petitionen aus Medlenburg eingegangen, welche 
den Reichsſtag um die nöthigen Schritte baten, damit Mecklenburg in die 
Reihe der Fonftitutionellen Staaten unverzüglidy eintrete. Dieſe Petitionen 
trugen die Nummern 55, 56, 75, 76, 87, 91 und 92. Hierüber wurde 
von dem Neferenten Dr. Wiggerd (Önoien-Goldberg x.) unter Ziffer XI. des 
III. Berichtes der Petitiondfommilfion d. d. 20. Dftober 1867 Vortrag er: 
itattet (Anlagen ©. 215) und gieng der Kommijjiondantrag dahin: 

der Reichstag wolle beſchließen: 

Die ebengenannten Petitionen dem Bundesfanzler mit 
der Aufforderung zu überweijen, die geeigneten 
Schritte zu einer Reform der Medlenburgiichen Landeöver- 
fafjung im Sinne der Petenten baldmöglichit einleiten zu 
wollen **). 


In der 27. Sigung vom 27. Dftober 1867 kam diejer Bericht im 
Norddeutichen Reichötage zur Verhandlung (St. B. ©. 597 r.) Es war 
bier der Verbejjerungdantrag Aegidi eingegangen, weldyer lautete: 

der Reichötag wolle beichließen: 
„Sn Erwägung, daß die in den beiden Medlenburg annoch 
beitehende altlanditändiiche Verfaſſung ihrem innerften Wejen 
nad mit den der Verfaſſung des Norddeutichen Bundes zum 


*) Hier im vorliegenden Kalle handelt es fjih zwar nur un Verhandlungen des 
Neichötages über eingelommene Petitionen und zwar in zwei Sejfionen, in der or: 
dentlihhen von 1867 und in der von 1869 Allein — abgeichen von der wenigftend 
reipeftiven Identität, melde mit dem Berfaffungsantrage von 1867 (Konftituirender 
Reichstag) mit Ipezieller Ridytung auf Medlienburg befteht, wiederholte Moriz Wiggers 
(Berlin) gelegentiih der Neihstans-Verhandlungen über die ſüddeutſchen Beitrittöver: 
träge und vie biebei vorgelegte Verfafſung im Jahre 1870 den allgemeinen Verfaſſungs— 
antrag, welchen er jhon am Kouſt. Nordd. Reichstage geftellt hatte (Bp. I. S. 408 
Ziff. 14, vgl. mit ©. 444 ag.) aufs Neue (j. oben Band Ill. ©. 237) und bei deu 
darüber gepflogenen Debatten war ed, daß auf die mittlerweile über jene Petitionen 
gepflogenen Debatten und gefaßten Reichstags- und beziehungsweile Bundesrathe: Be: 
Ihlüfje ausdrüdlid) Bezug genommen murde. Vergl. befonders die Rede von Wiggers 
(Berlin) (Bd. III. S. 239 und 240), Wir haben unter diefen Umftänden ausnahms— 
weile aud jene Peritions: Verhandlungen in den Bereich unſerer Darftellung ziehen 


zu müflen geglaubt. 
64° 
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Grunde liegenden Prinzipien und den darauf begründeten Infti- 
tutionen unvereinbar iſt und durch den längeren Fortbeftand 
diefer Inkongruenz die nationalen Intereſſen in vielfacher Be— 
ziehung gejchädigt werden müßten, daß aber eben darum aud) 
der Erwartung Raum zu geben tft, es werden die Großherzog: 
lichen Regierungen zur Vermeidung eines direften Cinjchreitens 
der Bundeögewalt auf eine jenen Prinzipien und Inftitutionen 
entſprechende Umgeftaltung und Drdnung der inneren Verfaſſungs⸗ 
zuftände des Landes in fürzefter Friſt Bedacht zu nehmen nicht 
ermangeln, über die Petitionen zur Tagesordnung über: 
zugehen“. 


Nachdem der Berichterftatter Dr. Wiggers den Kommilfionsantrag ein- 
läßlich begründet hatte”), ftellte von Mallindrodt den Gegenantrag, unter 
Ablehnung beider Anträge aus Gründen der Infompetenz, einfadhe Ta— 
gesordnung anzunehmen**), und wurde hierin von Windthorjt unter- 
ftüßt ***), während Wiggerd (Berlin) den Kommiffiondantrag befünworteter). 
Graf von Bafjewig ſprach ſodann wieder für einfache Tagesordnung FF), 
Dr. Meyer (Thorn) für den Kommijfionsantragrrr) worauf Dr. Aegidi 
(Hamburg) feinen Antrag motivirte."+) Nachdem Schluß der Debatte be- 
ſchloſſen war und der Berichterftatter nody einmal das Wort ergriffen hatte, 
jtellte von Mallindrodt den neuen Antrag: 

der Reichstag wolle beichließen: 
über die Petitionen wegen mangelnder Zujtändigfeit zur 
Tagesordnung überzugehen, ) 
wogegen nun Graf Baſſewitz den Antrag auf einfache Tagesordnung 
als feinen Antrag aufrecht erhielt.*44F) 


Bei der Abftimmung$) wurde die einfache Tagesordnung abgelehnt, 
cbenjo der Antrag Aegidi abgelehnt. Der Kommijjiondantrag wurde 
jodann bei namentlicyer Abftimmung mit 106 gegen 102 Stimmen — gleidy- 
falls abgelehnts$$). 


) St. B. ©. 597 r. m. bie 599 I. g. u. 
*) St. B. ©. 59 I. u. 
51.8. S. 699 r. m. 

+) St. B. ©. 600 1. g. u. 


++) &t. B. ©. 601 I m 
+44) St. 8. ©. 602 I. u 
4) ©. B. ©. 603 I. u 
244) St. B. ©. 607 I. m 
*rh St. B. ©. 608 L m 
$) St. B. S. 608 I. m. 
88) St. B. S 609 r. o. An diefe Verhandlung ſchloß ſich eine ähnliche über 


eine Bejhwerdevorftellung von Gemeindevertretern und Einwohnern des Fürftenthums 


Anmerkung zu Art. 3. 1013 


B. Aus der Sefjion von 1869. 


Bei dem Norddeutichen Reichdtag von 1869 Fam eine noch größere 
Zahl von Petitionen ein (mit den Nummern: 294 bis 300, 313 bie 316, 
342, 547 bis 586), welche auf Reform der Medlenburger Verfaffungszuftände 
gerichtet waren. Dieje Bejchwerden nahmen, wie der V. Kommiſſions— 
beriht vom 1. Mai 1869 (Anlagen ©. 515) unter Litt. A. Eonftatirte, 
Bezug auf die Kataftrophe von 1850. Es ſei nämlidy 1849 zwilchen dem 
Großherzoge und einer ad hoc gewählten Volfövertretung ein Staatögrund- 
gejeb für Mecklenburg. Schwerin vereinbart worden und in Wirfjamfeit ge- 
treten. Allein einzelne Mitglieder der früheren NRitterjchaft hätten die 
Rechtögültigfeit deſſelben angefochten und es durchgeſetzt, daß ein Schieds— 
gericht — das Freienwalder Schiedsgericht — berufen worden jei, 
um hierüber zu entjcheiden. Der von demielben erlaſſene Schiedsiprudy nun 
aber, welcher gegen die neue Staatöverfaffung ausfiel, jei rechtsungültig, 
weßhalb gebeten werde, troß demjelben eine Fonftitutionelle Verfaffung anzu: 
bahnen. Die Kommilfion ging davon aus, daß, die Richtigkeit der Schilde 
rung in den ®etitionen voraudgefett, allerdings die Mecklenburger Ber- 
faffungszuftände krankhafte fein würden. „Der Bundesſtaat aber, der nad) 
Kräftigung ringt, würde Hein Intereffe verfennen, wollte er diefe Zuftände 
durch halbe Mafregeln in der Schwebe erhalten. Denn fie würden dennoch 
immer und immer wieder zum Vorſchein fommen und die Kraft und Ent- 
widelung des Bundes jchwächen und hemmen.“ Die Kommilfion halte es 
daher für nothmwendig, die Aufmerkjamkeit des Bundesraths auf die Peti- 
tionen hinzulenfen und vereinigte ſich per majora zu dem Antrage: 

der Reichötag wolle beichließen: 
die Petitionen dem Bundesrath nad Art. 76 Alinea 2 
der Bundeöverfafjung zur Prüfung zu überreichen. 

(Der Korreferent der Kommilfion, Graf von Pleſſen (Buchow = Gade- 
bujch x. [Medlenburg-Schwerin]) ging jedody von der Anficht aus, daß die 
alte, eine Zeit lang juspendirte, Verfaffung jeit Ende des Jahres 1850 
wieder in rechtäbeitändiger Gültigkeit beftehe und es daher gemäß dem Ein— 
gange der Verfaſſung des Norddeutichen Bundes vom 25. Juni 1867 („ewigen 
Bund zum Scube ded Bundesgebiet und des innerhalb dejjelben 
gültigen Rechts“) diefer alle Theile bindenden Verfaſſung lediglich ent— 
Ipredye, den Antrag zu Stellen, 

über die Petitionen zur Tagesordnung überzugehen.) 


Lippe»-Detmold (Petition 82; Kommifftondberiht Anlagen S. 216.) Bei dieler 
Verhandlung (St. B. ©. 609 r. 9. o. fag.) vertrat Bundesbevollmädhtigter, Kabinets: 
Minifter von Oheimb (Lippe-Detmold) den Standpunkt jeiner Regierung. Die Be- 
ſchwerde wurde an die Kommilfion zurädgewiefen (St. B. ©. 615 r. o.) und fand bei 
dem nahen Schluffe des Reichstages Feine Erledigung mehr. 
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Diefer Kommiſſionsbericht Fam in der 40. Sitzung ded Norddeutfchen 
Reichätags vom 12. Mai 1869 zur Verhandlung. Nachdem Berichteritatter 
Wagner (Altenburg) die Verhandlung eingeleitet hatte*) ſetzte der Groß— 
herzogl. Medlenburgiiche Bundesrathöbevollmächtigte, außerordl. Gejandter, 
Staatöminifter von Bülomw**) die Lage der großherzoglichen Regierung und 
beziehungsweife den Zuſammenhang aller einjchlagenden hiftorifchen und recht: 
lichen Hauptvorgänge in einläßlicher Nede auseinander und empfahl an deren 
Schluß den Uebergang zur Tagesordnung. 


Ihm erwiderte inöbejondere Dr. Prof; (Boitenburg-Brüel x. Schwerin 
xc.)***) aufs Ausführlichite und unteritügte den Kommiffionsantrag, wohin: 
gegen fi; Graf von Baſſewitz (Gmoien-Goldberg x. [Schwerin]+) für 
Uebergang zur Tagedordnung wegen Mangeldö der Kompetenz erklärte. 


Der nächſte Redner v. Bernuth (Dicheröleben-Halberitadt-Wernigerode) 
ſprach hingegen wieder für die Kompetenz und gegen die Tagesordnung. 
Nachdem hierauf Windthorft (Ajchendorf ꝛc. Meppen.) Fr) den entgegengejebten 
Standpunft aufs Einlählichite vertreten hatte, ſprach 


Bundeskanzler Minifterpräfident Graf von su. +r+): Ich halte 
mid nicht für berechtigt, den Grörterungen, welde dem Bundes- 
rathe vorausſichtlich bevoritehen, dadurch vorzugreifen, daß ich meine 
eigene Anficht bier öffentlich feitlegee Ich würde glauben es an 
der Achtung gegen die anderen Regierungen und gegen die Gollegen 
im Bundedrathe fehlen zu laffen, wenn ich nidt ihre Anfichten, 
die fie zur Sache haben, in einer Diöfuffion im Schooße des Bundesrathes 
auf mich wirfen ließe. Wenn ich dennody das Wort ergreife, jo geichieht 
es weder um mich über die Kompetenzfrage, noch um mid) jachlich über die 
Rechtöfrage auszuſprechen, höchitend um mid, zu verwahren, dab aus dem 
Stillichweigen der Regierungen und des Bundesrathes ſchon eine Ent: 
Icheidung über die Kompetenzfrage gefolgert werden könnte, indem ja der 
Beſchluß, wie er muthmaßlich gefaßt wird, wie ihn der Ausichuß beantragt, 
in fi eine Anerkennung der Anmwendbarfeit des Artifeld 76 implizirt. 
Hauptjächlich habe ich aber nur das Bedürfniß gehabt, — und mein 
Interejfe für unjere fonititutionelle Entwidlung im Bunde, 
wie in den einzelnen Staaten nöthigt mic) dazu — Zeugnik abzulegen von 
einigen mehr perjönlichen Eindrüden, die fi) mir aufdrängen, wenn ich die 





*) 40. Sitzung vom 12. Mai 1869. St. B. 1869 Bd. II. ©. 940 r. u. 
»*) St. B. S. 941 I. g. m. 
" St. B. ©. 92 r. u. 
+) St. B. S 
+r) St. B. S. 947 l. g. u. 
189 St. B. ©. 
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Gründe in Erwägung ziehe, mit denen heute die Petition unterftüßt worden 
it. Einmal erfüllt es mich, weil ich aufrichtig an der fonititutionellen Ent- 
widlung und an ihrer Stätigfeit im geſammten Vaterlande hänge, ſtets mit 
einem gewillen Unbehagen, wenn über eine faktiſch beitehende Verfaffung 
eine Unterjuchung in Betreff der Legitimität ihrer Geburt angeftellt wird. 
(Hört! hört!) Wie viele Verfaſſungen giebt eö denn in unjerem VBaterlande, 
weldye in diejer Beziehung, — ich will nicht jagen ganz vorwurföfrei daftehen, 
(Sehr wahr!) aber — gegen deren rechtliche Entjtehung nicht proteftirt 
worden wäre, entweder ausdrüdlidy oder dody durdy dauernde Wahlenthaltung 
oder auf anderem Wege? Wenn wir da hineinfteigen wollen, jo erſchüttern 
wir die Fundamente unjerer Nechtözuftände in einer Weiſe, welche unjerer 
Entwidlung nicht förderlich ift, und ich glaube nicht, daß es den praftijchen 
Gngländern jemals einfallen würde zurüdzugehen auf eine Unterfuchung der 
Puternität und Legitimität der Geburt ihrer Verfaſſung. Sie begnügen ſich 
damit, daß fie in Wirffamfeit fteht. Zweitens find es diejenigen Argumente, 
welche die Petition befürworteten, weil die gegenwärtigen Zuftände in Meclen- 
burg noch nicht vollitändig homogen mit denen des Gejammtbundes in ihrer 
Entwidlung find. Ja, meine Herren, ich glaube, die Medlenburger von 
allen Seiten werden es nicht bejtreiten, und auch die Medlenburgijche Ne 
gierung nicht, daß die wünjchenswerthe Homogenität noch nicht durchgängig 
bergeitellt it. Im diejer Beziehung möchte ich Sie aber bitten, laffen Sie 
doc) dem heilenden Einfluß der Zeit einigen Spielraum, beſonders wenn Sie jehen, 
daß der gute Wille da iſt und dab die Schwierigkeiten ganz bejonders große 
find. Eine jeit einem Jahrhundert und länger in die Zultände deö Landes 
eingewachjene Verfaſſung Itreift man nicht ab wie ein abgelegtes Kleidungs— 
ftüc; fie ift jo zu jagen eine Haut geworden, welche mit ärztlicher Worficht 
gelöft werden muß, wenn Krankheiten verhindert werden jollen. Und damit 
fomme ich zu dem zweiten Punkte, für den es meine Abſicht war bier 
Zeugniß abzulegen, das ijt zu dem danfbaren Vertrauen, mit weldyem ich 
auf die Stellung Seiner Königlihen Hoheit des Großherzogs von 
Medlenburg- Schwerin zu den Bundesverhältnifjen blide, — ſowohl 
in Betreff der Entitehung der Verfaſſung als audy in Bezug auf ihre Forts 
bildung. — Diejeö Vertrauen berechtigt mich zu der Hoffnung, daß der heilende 
Einfluß der Zeit ein nicht ganz langjamer jein wird und daß wir nichts 
verlieren, wenn wir ihm einen möglichit freien Spielraum laffen und wenn 
wir einen jo guten Willen, wie er uns von jener Seite entgegenfommt, 
nicht dadurch abjdyreden, dab wir auf jede Bereitwilligfeit nur mit einer rajchen 
Mehrforderung antworten. Eines gewilfen Grades von Anerkennung bedarf 
audy das prinzipiellite und reinjte Streben — möchte ich jagen — zu jeiner 
Aufmunterung. Diejer Dankbarkeit Ausdrud zu geben, fühle ich midy um 
jo mehr berufen, als ich vermöge meiner Stellung von Anfang an in ber 
Lage gemwejen bin, die patriotijche Bereitwilligfeit, mit weldyer Seine Könige 
liche Hoheit der Großherzog von Medlenburg- Schwerin die nationale Ent- 
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wicklung aufgenommen bat, zu beobachten und zu befunden. Es wurde heute 
geäußert, Medlenburg wäre ganz bejonders in der Rage gewejen der Herftellung 
der Bundesverfaffung Schwierigkeiten zu bereiten, — mit Nüdficht auf die 
geographiiche Lage Mecklenburgs. Ich kann mir nicht denfen, daß irgend 
ein noch jo Fonjervativer Mecklenburger ſich mit dem Gedanken vertraut 
gemacht haben jollte, jein Gejchic von dem des Deutſchen Vaterlande, geſtützt 
auf die Dftjee, trennen zu wollen. Die Stärfe Medlenburgs lag in einem 
andern Motiv. Sie lag in der rüdhaltslofen Bereitwilligfeit mit weldyer 
Seine Königliche Hoheit der Großherzog von Haufe aus die Sache Preufend 
und Deutjchlands unterftügt hatte. (Hört! hört!) Wir waren mit einigen 
unjerer Norddeutichen Bundeögenoffen im Kriege, und die Entwidlung der 
Bundesverfafjung ergab ſich ganz natürlich ald Gegenstand der Friedenäver: 
handlung. Vonanderen waren wir nicht mit der Bereitwilligfeit unterſtützt worden, 
daß eine bejondere moralifche Pflicht, ein beſonders Iebhaftes Gefühl der Danfbar- 
feit ald Reſultat der zum Theil ziemlich lauen — Zurücdhaltung geweſen wäre, 
mit welcher unjere Bundesgenofjen die Entwiclung begleiteten. Ganz anders 
aber lag die Sache mit Medlenburg. Unter denjenigen Bundesgenofien, 
welche fid) von Haufe aus rüchaltölos der neuen Entwicklung bingaben, 
welche mit eigener Gefahr die Möglichkeit dazu erft eritritten haben, fteht 
Medlenburg- Schwerin in feiner Bedeutung und in der Activität, mit 
der e8 zu Werfe ging, oben an. Der Großherzog hat nicht gemartet, bis 
die Würfel ſich zu Gunften Preußens entichieden, er ift von Haufe aus mit 
feiner ganzen Macht — und das Beifpiel jeined Vorfahren zu den Zeiten 
des Herzogd von Friedland hat ihn daber nicht geichredt — mit feiner 
ganzen Macht für und eingetreten, und hat fich thatjächlih am Kampfe be 
theiligt. Wie ftand es nun, wenn ein foldyer treuer, mit und zugleich fieg- 
reicher Bundesgenoffe gejagt hätte: Nein, ich will nicht; thut was ihr wollt, 
aber — das fann ich nicht!? Konnten wir gegen das treu verbündete 
Medlenburg Gewalt brauchen? War die Verfuchung, waren die Gründe, die 
der Großherzog anführen und ableiten fonnte aus dem inneren Zuftand feines 
Landes, aus dem möglichen Widerftreben der verfaffungsmäßigen Organe, 
aus den Nechten der Stände dort, aud dem Beftande der Verfaffung, die 
jedenfalld mit feiner Unterjchrift, mit jeiner perfönlichen Verpflichtung wieder mit 
eingeführt worden war, — wären ſolche Gründe nicht faft unanfechtbar gewejen, 
jobald der Großherzog fie ald Vorwand benutzen wollte? Jeder Verſuch dazu 
hat aber dem Herrn fern gelegen; mit einer dankenswerthen Bereitwilligkeit 
ift er damals auf die Intentionen ded Bundes eingegangn! Warum follte 
er es ferner nicht in einer Zeit, wo feine Aufgabe viel weniger gefahrvoll 
und viel leichter ift, wo viele Hinderniffe überwunden find, wo die Barrifaden, 
die eine alterthüimliche Verfaffung und langjährige Anfammlung des Schuttes 
der Aufräumung und dem Durchbruche neuer Straßen entgegenjeßte, Bejeitigt 
find? Warum follte unjer Vertrauen jet ein minderes fein? Und wenn id) 
von diefem Vertrauen ausdrücklich Zeugniß ablege, jo gejchieht ed, damit nicht 


1869. Anmerkung zu Art. 4. Ziffer 9. Grumbredt. 1017 


etwa durch Ihren Bejchluß ein der nationalen Sache von Herzen ergebener 
Fürft in feinem Strebeu entmuthigt wird. (Bravo! rechts.) 


Schließlich trat noch Ziegler (Breslau)“) und der Berichteritatter 
Wagner**) für den Kommiffionsantrag ein, worauf die Debatte gejchlofjen 
wurde. 


Bei der hierauf vorgenommenen Abitimmung***) wurde mit der großen 
Mehrheit dem Antrage der Kommilfion entjprechend bejchloffen, die Peti— 
tionen dem Bundesrathe nach Art. 76 Alinea 2 der Bundeöverfaffung zur 
Prüfung zu überreichen. 


At. 4*). 
) Erfte Anmerfung zu Artikel 4 
und zwar zu Ziffer 9 deffelben. 


Auf dem Norddeutichen Reichdtage von 1869 war zu Art. 4 der 
Verfajjung ein Antrag von Grumbredt}) eingefommen, dahingehend, 
dem Art. 4 Ziff. 9 welcher lautet: „Der Beauffichtigung jeitend des Bundes 
und der Gejetgebung desjelben unterliegen die nachitehenden Angelegen- 
beiten: 

9) der Flößerei- und Schifffahrtäbetrieb auf den mehreren Staaten ge: 

meinjamen Wafjerftraßen und der Zuftand der letsteren, ſowie die 
Fluß- und ſonſtigen Waſſerzölle;“ 
folgenden Zuſatz zu geben: 
„desgleichen die Anſtalten für die Seeſchifffahrt 
(Leuchtthürme, Leuchtſchiffe, Seetonnen, das Lootſen— 
weſen u. ſ. w.) 


Grumbrecht (Harburg):*4) Meine Herren! Der Antrag der ſich ſchon 
lange in ihren Händen befindet, geht darauf hinaus, die Anftalten für die 
Seeichifffahrt in gleicher Weije wie jchon fir die Flußſchifffahrt der Beauf- 
fichtigung feitend des Bundes und feiner Geſetzgebung zu unterftellen. Er 
will dies erreichen, indem er dem Artikel 4 in Nr. 9 einen deöfallfigen Zuſatz 
gibt, welcher im Anſchluß an frühere ähnliche Anträge dahin lautet: „des— 


) 8.8. ©. 91 l. u. 
+) St. B. S. 92? r m. 

. 8.8. ©. 953 r. u. 
+) Druckſ. Nr. 35. 

+} St. 3. ©. 210 r. m. 
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gleichen die Anftalten für die Seefchifffahrt (Leuchtthürme, Leuchtfchiffe, See 
tonnen, des Lootſenweſen u. j. w.)“ Es ift mir mın zu Obren gefommen, 
da die Hinzufeßung des „u. j. w.“ bei Manchen Bedenken erregt hat, indem 
man meint, ed fönne darınter Manches begriffen werden, was eigentlich der 
Antrag nicht treffen follte, und ich habe meinerſeits gar nichts dagegen zu 
erinnern, wenn man um dieſes Bedenken zu befeitigen, eine Aenderung in 
der Faſſung vornimmt. Im diefem Augenblide kann cine Abänderung noch 
nicht beantragt werden, da diefelbe erft in der zweiten Berathung zuläffig 
ift. Ich würde fonft meinerfeit? zwar fein Bedenken haben, den Antrag 
etwa jo zu formuliren: „deögleichen die Anftalten für die Seefhifffahrt als 
Schifffahrtszeichen“ — das ift der allgemeine Ausdrud, und jodann in 
Klammern „(Leuchtthürme, Leuchtichiffe” oder „Feuerſchiffe“, wie eigentlich der 
technijche Ausdruc lautet — „Baaken und Seetonnen) und „das Lootſenweſen“ 
folgen laffen. Damit würde man den Zwed vollfommen erreichen und ich 
glaube, jedem ängitlichen Gemüthe die Sorge nehmen, daß der Antrag zu 
weit ausgedehnt werden könne. Ich habe bei meiner Begründung foeben 
ausdrüclich hervorgehoben, dak nad; dem Eingange der Nr. 9 durch meinen 
Antrag die Anftalten für die Seefchifffahrt der Beauffichtigung feitend des 
Bundes und feiner Gefeßgebung unterftellt werden. Welche von diefen Gegen- 
ftänden lediglich der Beauffichtigung zu unterftellen find und welche der Ge- 
jeßgebung anheim fallen müſſen, läßt fich natürlich zur Zeit nicht beftimmen. 
Es muß im Wejentlichen auch der Bundesgewalt überlaffen werden, welche 
davon fie durch Geſetz der Verwaltung, welche fie zweckmäßig ihrer jonitigen 
Kompetenz anheimgegeben haben will. Es ift nun von mandyen Seiten wohl 
das Bedenken hervorgehoben, dat man überhaupt neue Geſetze und bejonders 
neue Verfaſſungsgeſetze nicht nach einer furzen Zeit ihrer Geltung ändern 
folle. Ich gebe den Grundſatz als richtig zu. Man ſoll jomohl neue Gejehe 
ald namentlich neue Verfaſſungsgeſetze nicht eher ändern, als bis eine längere 
Crfahrung über die Zweckmäßigkeit der betreffenden Vorjchriften entjchieden 
bat. Wir aber befinden uns in einem anderen bejonderen Falle, welcher uns 
die Anwendung diejes Grundſatzes wohl unmöglich macht. Wir haben vor 
faum zweit Jahren eine Verfaſſung begründet, die ganz neu ift, einem bisher 
nody gar nicht dagewejenen Staatsweſen Form verleiht und daher feineswegs 
nach den biöherigen Erfahrungen ſchon feitgeftellt werden fonnte. Es iſt daher 
jehr erflärlich, wenn der eine oder der andere Mangel jchon nach furzer Zeit 
bervortritt, und glaube ich daher auf das Bedenfen, dab man bier nad) 
Artikel 783 von der Befugnik die Verfaffung zu ändern Gebraudy macht, 
fein Gewicht legen zu dürfen. Gin andered Bedenken würde für mid) ſchwerer 
wiegen, wenn ich es micht zu bejeitigen vermöchte. Das ift nämlich: daß 
der Antrag in ähnlicher Faſſung bei Gründung der Verfaſſung abgelehnt 
ift von einer Majorität, wenn auch nicht gerade einer jehr großen. Das 
würde mich beitimmt haben auf den Antrag nicht wieder zurüdzufommen, 
wenn nicht bejondere Umftände mich dazu veranlat hätten. Einmal nämlid 
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glaube ich, — und dad fcheint die Meberzeugung zu jein, die fich im 
weiteren Kreijen verbreitet hat — daß bei der Berathung der Verfaſſung 
der Antrag abgelehnt wurde, weil man feine Tragweite nicht vollftändig er- 
kannte, weil man allgemeine Grundſätze auf denjelben vielleicht in unrichtiger 
Weiſe anwandte, namentlich auch ſolche allgemeine Grundfäße, die auf dieje 
Berhältniffe gar nicht anwendbar find. Es war damals eine entichiedene 
DOppofition von Seiten der Vertreter der Seeftädte gegen den Antrag, und 
man ſetzte natürlich voraus, daß die Stimmung in den Seejtädten eine ähn- 
liche wäre. Das, meine Herren, iſt jedoch nicht mehr der Fall. Ic, glaube, 
ich darf mit Recht behaupten, daß die Stimmung über die Frage in den 
Seeſtädten fich wejentlich ſeit jener Zeit geändert hat. Hinſichtlich Lübecks 
können Sie dies jchon daraus entnehmen, dak der Vertreter diejer Hanſeſtadt 
den Antrag mit unterftüßt hat. Im Betreff Bremens ergibt die Preſſe faft 
* einftimmig, daß man dort in weiten Kreifen dem Antrage und jeiner An— 
nahme günftig it. Im Hamburg endlich ift die Zahl der Stimmen nicht 
gering, die fich für den Antrag ald für einen zmedmäßigen er— 
flären. Namentlich kann ich jetzt ſchon auf den Beichluß eines Vereins hin— 
weijen, der in dieſer Hinficht ein jachverftändiges Gutachten abgegeben bat: 
auf den Beſchluß des Norddeutichen Nautiſchen Vereins, der in der Mitte 
des Februar am 18. und 19. in Hamburg getagt bat und von Vertretern 
aller größeren Seeftädte und natürlich auch von jehr vielen Bewohnern Ham: 
burgs befucht war. Diefer Verein hat in Bezug auf das Lootſenweſen, 
welched ich zuerit erwähnen will, folgenden Antrag zum Beſchluß erhoben: 
„Es iſt vom Verein zu erflären: die Organifation des Lootſenweſens iſt den 
Verwaltungsbehörden der einzelnen Flußgebiete“ — zuerit lautete der Antrag 
etwas anders, er iſt aber jchlieflich auf diefen Wortlaut abgeändert — „nad 
Maßgabe der örtlichen Bedürfniffe den Letzteren zu überlaffen; wünjchens- 
werth ift jedoh, dab der Bund für die Einrichtung einer jachveritändigen 
Kommilfion jorgt, weldye fich über das Maaß des Bedürfnilfes der einzelnen 
Häfen, insbejondere, ob Zwangslootjen jein jollen oder nicht, mit den Behör- 
den der leßteren veritändigt, eventuell bei mangelnder Ginigung zu beitimmen 
hat, was gejchehen ſoll.“ Im dieſer Weije hat fidy der Verein ausgejprochen, 
und wenn ich nicht irre auch ein desfallfiged Geſuch an das Bundeskanzler 
amt in neuerer Zeit gerichtet, um dem Beichluffe zur Ausführung zu ver 
helfen. Ueber das Leuchtweſen it in ähnlicher Weiſe beichloffen und zwar 
ift namentlicdy folgender Antrag angenommen worden: „Die Beleuchtung 
der Küften des Norddeutichen Bundesitaates, jowie die Beleuchtung 
der Bundesgewäſſer und Reviere, mit Ausnahme der Hafenlichter, über- 
nimmt der Norddeutjche Bund.” Die weitere Ausführung diejer Bejchlüfie 
glaube ich nicht anführen zu jollen, weil dies ja der Spezialdebatte vorbe- 
halten bleiben muß. Es lag mir nur daran, nachzuweiſen, daß in der That 
die Stimmung über die Frage ſich in den Seeltädten geändert und dab man 
erfannt habe, dab diejenigen Gegenitände, welche in meinem Antrage enthalten 


1020 1. Seſſion des Deutſchen Reichstages. 1871. 


find, mit Recht der Einwirkung der Bundesgewalt unterftellt werden jollen. 
Es find ja aber audy nicht geringe innere Gründe, die dafür jprechen. Natür- 
lich liegt ja auf der Hand, daß, wenn der Artikel 54 der Bunderverfaflung 
die Handelömarine für eine einheitliche erflärt, doch jedenfalld die Folge da- 
von fein muß, daß diejenigen Einrichtungen, die diefer einheitlichen Handels— 
marine ganz im allgemeinen dienen, auch der Bundesgewalt unterftellt und 
nach einem allgemeinen Syſteme und in einer gewilfen Gleichmäßigkeit ein- 
gerichtet werden müfjen. Es jpricht dafür auch die Natur der Sadye, wenn 
man annimmt, daß man der Leuchtthürme bei der Fahrt nach verjchiedenen 
Häfen bedarf. Wenn man ferner berücfichtigt, daß ein Schiff heut in den 
Hafen, und nad vier Wochen in den andern Hafen einläuft, jo muß man 
anerkennen, dab das Beleuchtungsſyſtem, wenn ed nicht einheitlich eingerichtet 
ift, zu großen Irrthümern führen muß, und ich glaube, meine Herren, wir 
können mit Recht jagen, daß wir eine große Zahl — wenigitend in den 
Zeitungen hat man genug davon gelejen — daß wir eine große Zahl der 
Schiffbrüche an der Küfte von Norddeutichland eben einer Verwechslung der 
verjchiedenen Leuchtthürme verdanken. So ift die Verwechslung des Leucht: 
thurms in Borkum mit dem Leuchtthurm auf Helgoland jchen oft vorge: 
fommen. Auch ein Holländijcher Leuchtthurm auf Ter-Schelling gibt oft zu 
Verwechlelungen Anlaß. Indeß handelt es ſich bier wejentlich um diejenigen 
Leuchtthürme, welche der Verwaltung der Bundesftaaten unterftellt find. Ich 
glaube, daß wir mit Recht jagen können, dab ein verſchiedenes Verfahren 
ſchon in Bezug auf die Seetonnen — die find ja verjchiedenfarbig, und 
liegen für den einen Hafen recht vom Fahrwaſſer, für den andern Hafen 
linf8 von demjelben, hier find fie auf der Seite weiß, wo das Fahrwaſſer 
eingegrenzt werden joll, in dem andern Hafen auf der andern Seite — id) 
ſage, dab diefe Verjchiedenheit jchon in Bezug auf die Seetonnen unzwed: 
mäßig ift und man recht thut darin ein gemeinjchaftliches Syſtem und eine 
gleichmäßige Einrichtung anzunehmen. Im Betreff des Lootſenweſens iſt 
vielleicht die Gentralifirung nicht jo allgemein nothwendig; aber eine gewiſſe 
Gentralifirung auf die Slußgebiete, wie fie auch in den Bejchlüffen des 
Nautiſchen Vereins enthalten ift, fcheint durchaus nothwendig. Wenigftens 
ift dagegen von Seiten der Beiucher des Nautiſchen Vereins feine Stimme 
erhoben. Man muß auch amerfennen, daß, wenn für die einzelnen 
Flußgebiete bejondere Behörden zur Negelung des Lootſenweſens eingerichtet 
werden jollen, dann die Bundesgewalt jedenfalls mitwirken muß; ohne dieſe 
werden die aus den Uferitaaten zu refrutirenden Behörden ſchwerlich zu 
Stande fommen. Es iſt nun biernady an fidy wohl zweifellos, daß prinzis 
piell gegen den Antrag fich nichts ſagen läßt, und mur das Prinzip haben 
wir hier zu erörtern. Wie man den Antrag ausführen foll, wie die Behör- 
den einzurichten jeien, welche Gegenftände nur zu beauffichtigen fein jollen 
und weldye zu verwalten, das läßt fich ja mur erft im jpäteren Stadio er- 
örtern. Ich darf nur — und muß kraft der Pflicht den Antrag zu be 
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gründen, der ja vielleicht manchen der Mitglieder des Hauſes fremd ift, weil 
er eben Gegenjtände betrifft, die fie aus unmittelbarer Anſchauung nicht 
fennen — ih muß nur ein Paar allgemeine Worte hinzufügen: einmal 
über die Einrichtung dieſer Angelegenheiten in den anderen Staaten, und da 
ergibt ficy denn, daß fie überall einer centralifirten Behörde unteritellt find 
und daß namentlicdy eine ganz genaue und richtige Ordnung getroffen ift in 
Frankreich. Im Frankreich iſt jedenfalls in Bezug auf die Küſtenbeleuchtung 
dad meilte gejchehen, und wenn, wie die Erfahrung zeigt, an den Küften 
Frankreichs viel weniger Schiffbrüche ftattfinden ald an anderen Küjten, jo 
mag zum Theil der Grund mit darin liegen, daß eben die Küjtenbeleuchtung 
an der Franzöffichen Küfte außerordentlich gut ift. Der Hauptprund liegt 
natürlich in anderen Verhältniſſen, die hier nicht weiter zu erörtern find. 
Es ift nur in England eine Gentralleitung in dem Mahe nicht vorhanden. 
Wenn in einzelnen Staaten die Gentralleitung von verſchiedenen Oberbehör— 
den geführt wird, jo wird ed nicht darauf anfommen, darüber jchon jetzt für 
und zu bejtimmen. Etwa in der Hälfte der Seejtaaten hat das Finanz- 
minifterium die Sache zu verwalten, in der anderen Hälfte ift die Verwal— 
tung dem Marineminijterium anvertraut. In England hat das Handelsamt 
eine Oberaufficht, indeß nur eine jehr jchwache, weil dort noch Gentralver- 
waltungen bejtehen, die man aber in England längit ald unzwedmäßig er- 
fannt hat. Es ift ja in England — was überhaupt in Bezug auf manche 
Einrichtungen fein Mufterftaat ift und in Bezug auf die Berwaltung 
mancher Angelegenheiten wenig Beifall und wenig Nachfolge verdient — es 
it in Bezug auf England zweifellos, daß durch mehrere Kommiſſionen feft- 
geitellt ift, daß man dort diefe Einrichtungen ald mangelhaft beflagt und 
andere zu treffen beabfichtigt. — Bei der erjten Berathung der Antrages, 
der jetzt etwas weniger auögedehnt ift als früher, wurde auf den Koftenpunft 
ein ſtarkes Gewicht gelegt. Darüber will ich mir erlauben zur Zeit eine 
einzige Thatſache anzuführen, die mir befonderd und ganz genau zugänglid) 
gewejen ift. Ich glaube, daß Hamburg gewiß vielleicht am meiſten für dieje 
Angelegenheit ausgibt. Nach dem Hamburger Budget koſtet aber das ge- 
ſammte Beleuchtungswejen mit der Betonnung, mitſammt der Zootjeneinricy- 
tung, den Galliotenjchiffen, die da gehalten werden müfjen, ungefähr — 
natürlich in dem einen Jahr mehr, im andern weniger — 150,000 Marf 
Ert., und die Einnahme aus dem Lootjengelde, welches der Staat Hamburg 
fid) von den Schiffen, die dort hineinfommen, zahlen läßt, woran die Lootjen 
feinen Antheil haben, hat in manchem Jahre‘jchon über 100,000 Mark be- 
tragen; es find aljo die laufenden Ausgaben für diejen Zweck keineswegs be- 
deutend, und wenn der Bund ſich der Sache annimmt, wenn er vielleicht 
die ganze Verwaltung übernimmt, jo würde er fich jchwerlich eine Laft auf: 
legen, die jeine Schultern nicht zu tragen vermöchten. Was jodann die Art 
der Behandlung diejer Angelegenheit anlangt, über die ich nun nady der Be- 
gründung meines Antrages nody ein paar Worte zu jagen habe, jo halte ich 
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eine Kommijlionsberathung nicht gerade für abjolut nothwendig; ich glaube, 
man fönnte ſich über eine Faſſung verftändigen, wenn von allen Seiten an- 
erfannt würde, dab eine Aenderung in diejer Beziehung nicht unzweckmäßig 
jei, wenn namentlich vielleicht von Seiten der Bundesregierung geäußert würde, 
dad man einem ſolchen Antrage nicht ganz abgeneigt jei. Ich glaube nament- 
lich annehmen zu dürfen, daß unſere Marineverwaltung ſchon vielfach gefun- 
den hat, daß ihr eine Einwirkung auf diefe Gegenftände jehr erwünſcht fei; 
da fie in Kriegszeiten darauf einwirken muß, das verfteht fich von jelbit 
man würde dazu vielleicht Feines Gejeßes bedürfen, denn der Krien fennt Fein 
Gebot, und man würde dody tun, was man für zwedmäßig hält. Es ijt 
indeljen wünjchenswertb, daß die Marineverwaltung auch in Friedengzeiten 
genaue Kenntniß von diejen Angelegenheiten hat, damit jie in Kriegszeiten 
im Stande iſt zu beitimmen: der und der Leuchtthurm, das und das Feuer 
jo ausgelöicht, die und die Tonnen weggenommen werden, — furz alle Vor— 
ichriften und Mafregeln zu treffen, die erforderlidy find, um den Feind irre 
zu führen. Ich glaube, das würde befjer gejchehen fünnen, wenn die Marine: 
verwaltung von Haufe aus dabei betheiligt wäre. Hiernach glaube ich, daß 
man die Sache bei der zweiten Berathung erledigen könnte, indefjen will ich 
einer Kommijfionsberathung, wenn fie gewünjdyt werden jollte, nicht entgegen: 
treten; ed mag das um jo mehr zu empfehlen jein, weil der Gegenftand, 
wie idy befenne, fein allgemein interejfirender ift; ed können eine Menge von 
Mitgliedern dafür fein großes Intereffe haben, weil fie die Sache unmittelbar 
und aus eigener Anjchauung nicht kennen. Ich glaube, daß ſchon ein anderer 
Vorgang auch ein Zeichen jein kann, daß bier eine Bundesangelegenheit vor: 
liegt, das ijt die Gründung der Deutſchen Gejellichaft zur Rettung Sdhiff: 
brüchiger. Dieje hat man auch nicht beſonders nach Hamburg oder Bremen 
verlegt, jondern fie zu einer Deutjchen Angelegenheit gemadyt wenn auch in 
Privatvereinigung, und man bat damit gewiljermaßen anerfannt, dat die 
jebt in Frage jtehenden Angelegenheiten den Bunde vindicirt werden müſſen. 
Ic, glaube auch, daß wir durchaus alle Urſache haben, dasjenige zu thun, 
was nothwendig ift, um der Verfaſſung nach allen Seiten Geltung zu ver: 
ichaffen und fie wirfjam zu machen in Angelegenheiten, in denen die Be 
theiligten ihre Wirkſamkeit wünjchen. Wir haben uns ja im Jahre 1867 
eifrig bemüht, die Berfaffung — wie vielfad, der Ausdrud gebraucht wurde 
— unter Dady zu bringen; auf den Einzelbau iſt dieje Sorgfalt nicht 
verwendet, und jo ijt es erflärlich, daß fich manche Züde findet. Wenn man 
aber joldye Lüce gefunden hat, dann ift man verpflichtet fie auszufüllen, 
und da bier nad) einem in dem Kreife der Betheiligten berworgetretenen 
Bedürfniß joldye Lücke zu erkennen ilt, jo glaube id), meine Herren, daß der 
Antrag, den ich geitellt habe, wenn er auch vielleicht eine veränderte Faſſung 
erhalten muß, fich zu Ihrer Annahme empfiehlt. 
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Meier (Bremen):*) Meine Herren! Das geehrte Mitglied für Har- 
burg hat in freundnadybarlicher Gefinnung für die Hanſeſtädte den Antrag 
wieder aufgenommen, mit dem es im fonftituirenden Reichstage durchgefallen 
ift. Ich meine nun, es geziemt ſich Gründe vorzubringen, wenn man dem 
Hohen Haufe zumuthet von einem gefaßten Bejchluffe zurüdzutreten, es ge— 
ztemt fich, jehr gute Gründe vorzubringen, wenn man beantragt eine Ber: 
fafjungsänderung vorzunehmen. Ich geitehe, daß ich mich, als ich den Antrag 
jah und die jchriftlichen Motive dabei, vergebens nady Gründen umgejehen 
habe, denn nad) meinem Dafürhalten it die Motivirung diejed Antrages 
eigentlich Feine. Allerdings hat nun der geehrte Herr Vorredner in der 
weiteren mündlichen Begründung, der ich mit großer Aufmerfjamfeit gefolgt 
bin, verjchiedene Gründe entwidelt, von denen man vielleicht zugeben kann, 
dat fie gerechtfertigt find. Vor allen Dingen hat er, wie theilweije in den 
jchriftlichen Motiven jchon angedeutet ift, in der mündlichen Begründung 
ausgeführt, dab die Betheiligten, namentlidy der Nautijche Verein in Ham: 
burg jich in einer Generalverjammlung für verjchiedene Punkte in diejer 
Hinficht ausgejprocdyen habe und daß derjelbe — wie idy das auch weiß, und 
wie ich jchon zum Theil die Eingabe gejehen habe — ſich als joldyer an den 
Bundeskanzler wenden will, um die Wünſche und Forderungen der Betheilig- 
ten Elar zu machen. Ic habe nun in der Begründung Eins hervorzuheben 
und zwar mehr eine perjönlicye Sache, weil id) jeiner Zeit den Antrag des 
Abgeordneten für Harburg befämpft habe. Wenn der Herr Abgeordnete nun 
jeßt darauf hinweiſt, daß man in meiner Vateritadt die Anficht geändert 
habe, jr ift das ein Irrthum. Im meiner Baterjtadt war man mit meinem 
Vorgehen damals nicht zufrieden, weil man ſich dem Glauben hingab, der 
Bund wolle nun dad ganze Beleuchtungäwejen übernehmen und daß man in 
Zufunft dafür nicht zu zahlen habe. Ic halte dieſe Wünjche bei der aller: 
dings jehr bedeutenden Belaftung, die durch die Bundeseinrichtungen unjerem 
Budget zufommt, bei der direkten und indirekten Entziehung von mancdherlei 
Einnahmen, die durdy die Bundeseinrichtungen hervorgerufen werden, gewiſ— 
jermaßen für geredytfertigt; indei fam doch, worauf aud) hier in der Moti— 
virung Bezug genommen iſt, die Sache in Betreff eines beitimmten Gegen- 
jtandes, der mit diefem Antrage genauer in Verbindung jteht, vor. Man 
wollte nämlidy an der äußeriten Tonne der Wejer ein Leuchtichiff legen, und 
man meinte, dad müßte von Bundeöwegen gejchehen, während eö nach meiner 
Auffaffung entſchieden bejjer und zweckmäßiger ift, wenn die Reviere eines 
Fluſſes von den Betheiligten verwaltet und die Kolten dafür von den Be— 
theiligten aufgebracht werden. Der Gegemantrag, dab diefe Sache an den 
Bund überwiejen werde, erhielt in unferer gejeggebenden Berfammlung nicht 
die Majorität, nämlidy dat es Bundesjache jein und der Bund ed bezahlen 
jolle, jondern daß es der Selbitverwaltung, wenn auch in geeigneter Weile 
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nad; Vereinbarung mit den betheiligten Uferftanten, überlaffen werden jolle. 
Daß diejed Mißverſtändniß aber auch entſchuldbar war, glaube ich, gebt 
aud der Motivirung des Herm Abgeordneten für Harburg gleichfalls her- 
vor. Er jpricht jelbft in jeiner Begründung aus, die Sache jolle vom Bunde 
verwaltet werden. Ja in dem Artikel 4 joweit ich es veritehe iſt nur von 
der Oberaufficht und won der Gejehgebung die Rede, aber nicht von der Ver- 
waltung, und in dem vorlegten Alinea der Begründung jagt das Mitglied 
für Harburg, die Gentralverwaltung jolle es adminijtriven, allenfalls unter 
Konkurrenz der Uferitaaten. Alſo, wenn ein ſolches Motiv gedrudt vorliegt, 
da iſt ed gewiß entjchuldbar, wenn Andere, die der Sadye nicht jo nahe ftehen, es 
jo mißverftehen. Aber nod) weiter, da der Nautijche Verein und feine Ver: 
jammlung angezogen ift, will ich auf Eins aufmerfjam machen. Im diejen 
Verhandlungen ftellten die Abgeordneten für Bremen den Antrag, dab nad) 
Artikel 54 der Bundesverfaffung für ſolche Anftalten eine Abgabe erhoben 
werden jollte, die natürlich feine Nevenue ſei und nicht mehr betragen dürfe, 
als für die Anftalten erforderlich it. Die Majoritit — und Die große 
Majorität — diefer Verfammlung, die allerdings aus Sachverftändigen be— 
ſtand, jagte: nein, alle dieſe Anftalten müfjen Bundesjache jein, müfjen un- 
entgeltlicy hergeftellt werden und es darf feine Abgabe dafür erhoben werden. 
Ja, meine Herren, das ift jehr angenehm und ganz nett für die Betheiligten; 
aber bei unjeren ganzen Zuftänden halte ich es — ganz abgejehen von der Finanz: 
lage des Bundes — für ungerecht, wenn für ein Revier, wo die betheiligten Ufer- 
ſtaaten den Hauptnußen davon haben, daß das Revier gut beleuchtet, gut betonnt 
it, dab Handel und Schifffahrt fich dahin zieht, — wenn für ein joldyes 
Revier vielleicht die Leute im Innern Deutſchlands mit bejteuert werden 
jollten. Dagegen muß ich mic) gerade vom Standpunkte der Uferjtaaten 
auf dad Allerentichiedenite wehren. Berner würde auch, wenn eine Gentral- 
regierung das Maaß beftimmen joll, wieviel für jeden Fluß aufgewandt 
werden joll, diejelbe nothwendigerweije in Berlegenheit fommen das richtige 
Maaß für jeden auözufinden. Da mögen die Betheiligten ſich anftrengen, 
da mögen fie jelbit verwalten und jehen, was Ihnen nußt und frommt; 
allenfalls, wernman ed will — idy habe joviel nicht dagegen — mag dann 
eine Handhabe geboten werden die Widerftrebenden zu vereinigen. Nun 
muß ic) jagen: wie der Antrag bier fteht, halte ich es gerade für eine 
Unmöglichkeit, daß er angenommen werden kann. Denn was jagt er? Cr 
jagt: die Schifffahrtsanitalten — in Klammern jo und jo u. ſ. w. — Meine 
Herren, das iſt alles Möglicye, was Sie da hinein ſich denfen jollen, das 
find Helgen, ITrodendods, Krähne, Bugfirböte, Tonnen, Baken und was 
Sie Alles wollen! Alſo das geht nicht. Der Herr Antragiteller hat das 
auch jchon jelbit eingejehen, wahrjcheinlich da es viel durch die Prefje bear: 
beitet iſt; ev ift jelbit zu der Ueberzeugung gefommen, daß der Antrag, wie 
er bier fteht, nicht angenommen werden kann, und hat ihn gewiljermaßen 
ſchon jelbft modifizirt. Aber wenn, wie er vorhat, doch das Eine oder Andere 
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wirklich dem Bundeskanzler oder der Marine oder ſonſt überwiejen werden 
joll, dann muß ein Amendement auch zu Art. 53 und 54 geſtellt werben; 
denn da fteht in der Verfafjung, was der Verwaltung überwiejen werben 
joll; die Oberaufficht und Geſetzgebung gehört nur zu Art. 4. Will man über- 
baupt auf die Sache eingehen, jo wird ed ganz unerläßlich fein, daß man 
fie an eine Kommiſſion verweijet und die betreffenden Paragraphen anıendirt; 
aber meiner Anficht nach würde es auch unvernünftig fein, wenn man mır 
jo ind Vage hinein gewiffe allgemeine Sätze darin aufnähme, ohne fich 
vorher beitimmt far gemacht zu haben, was man will und wie man die 
Sache organifiren will, indem man etwa gewiffe Grundzüge hinftellt, nad 
welchen verfahren werden joll. Hat man fich diefes flar gemacht, dann kann 
man jagen: gut, um diejes Ziel zu erreichen, wollen wir zum Art. 4 einen 
ſolchen Zuſatz machen und zu Art. 54 einen andern. Der Herr Antragiteller 
hat in jeinem Antrage das Wort „Häfen“ weggelaffen, weil er jagt: im 
Art. 54 wäre dem eigentlich jchon genügt. Im Art. 54 fteht in Betreff der 
andern Anftalten ganz genau daſſelbe, was in Betreff der Häfen angeführt 
it. Im Alinea 2 von 54 glaube idy fteht in Betreff der Häfen, daß dafür 
nicht mehr erhoben werden joll, als die Koften u. j. w. betragen, und daß 
Alles gleich behandelt werden foll. Genau dafjelbe wie im 3. Alinea des 
Art. 54 im Betreff der Waſſerſtraßen u. ſ. w. Der Herr Antragiteller hat 
auch das Lootjenwejen herangezogen, weil nad) feiner Anficht dieſes nicht zur 
Kompetenz des Bundes gehört. Nun muß ich allerdings jagen, ich bin nicht 
der Anficht, ich glaube, es gehört jchon zur Kompetenz des Bundes, und eö 
it daher überflüffig etwas nody einmal zu jagen, denn jonft würden im 
Gewerbegejeß, (ich glaube im $ 31) nicht ausdrüdlich Beitimmungen über 
die Lootjen aufgenommen fein. Von meinem Standpunfte bin ich der An- 
ficht, und werde vielleicht auch noch Anträge bei der Berathung des Gewerke 
gejeßes dahin ftellen, daß das Lootjenwejen ganz frei gegeben werden fol. 
Es ift ein Gewerbe, was der Lootje betreibt, und man kann allerdings jagen, 
es jolle regulirt werden. Ich weiß aus meiner Erfahrung, daß man auf 
dieſe Weiſe viel weiter mit den Lootſen fommt, daß die Klagen, die wir 
fortwährend bei uns haben, dat; die Lootjen nicht weit genug hinausgehen, 
daß wir Schiffe vor den Strömen haben, die zwei bis drei Tage umher— 
‚kreuzen und feinen Pootjen finden können, — daß ſage ich dieje Uebelftände 
nur daraus entitehen, dab die Konkurrenz fehlt, dab das Gewerbe nicht frei⸗— 
gegeben ift. Ich will für die Lootjen weiter nichts als eine Prüfung darüber, 
dat; fie das Fahrwaſſer und Revier kennen, und dann mag Jeder Lootſe 
werden, der Luft und Neigung dazu bat. Ich glaube, dazu giebt dad Ge- 
werbegejet vollfommen das Recht, und eö bedarf feiner Annahme eined Zus 
latartifeld zur Verfaſſung. Wenn idy mir die ganze Sache vergegenmärtige, 
jo wird mir das Hohe Haus geftatten, wenn man der Sache nahe treten 
will, dab ich im furzen Zügen meine Anfichten darüber mittheile, worin 
vielleicht der Herr Abgeordnete für Harburg jeine Ideen weiter finden wird, 
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obgleich ed nicht im feinem Antrage audgedrüdt ift. Ich bin nämlich der 
Anficht, dab die Beleuchtung und die Seezeichen an offener See recht gut 
und zwedmäßiger Weile Sache des Bundes jeien, weil bei diejen Sachen 
ein einzelned Flußrevier oder Küftenrevier vielleicht nicht in der Weiſe inter 
eſſirt iſt. Es ift gewiſſermaßen eine internationale Pflicht, die eine große 
Nation hat, daß fie ihre Küften am Meere, welches doch die große Land— 
ftraße ift, in einen joldyen Zuftand beritelle, dab fie für Alle paffirbar iſt, 
— ich wiederhole am offenen Meere damit man es nicht damit verwechsle 
(die Herren, die, nicht mit der Sache jo vertraut find, möchten eö vielleicht 
verwechjeln): mit den Nevieren, wo am Auögange der Flüſſe gewiljermaßen 
ichon für den Laien dad Meer ift, wo aber das Flußrevier ſich immer bis 
zur erften Tonne, wo die Schiffer jagen: jett find wir im Fluſſe, eritredt, 
wo eigentlicd; überhaupt eine Betonnung nur jtattzufinden pflegt, während 
die großen Leuchtfeuer mehr am offenen Meere find, und eine Betonnung 
davon eigentlich erit bei dem Eingange zu den Flußmündungen u. j. w. 
ftattfindet. — Darum bitte ich aljo die Herren das nicht zu verwechſeln, und 
ic) wiederhole, an den offenen Meeren würde ich es wohl gefügt balten, daß 
es Sache des Bundes würde, die Verwaltung und nähere Beitimmung über 
diefe Sache auf fid) zu nehmen, indem er gewijjermaßen eine internationale 
Pflicht it. Ich würde demnach, wenn man fi) dahin emtjcheiden jollte, 
dringend empfehlen, daß man mit anderen Nationen im Wege des Vertrages 
feftitelle, dab für die Beleuchtung am offenen Meere feine Abgabe erhoben 
wird. Das läßt ſich hören, und wenn auf der einen Seite Frankreich und 
England dieje Abgaben, die fie erheben, aufheben, jo fünnte Deutſchland es 
auch thun. Sodann aber, abgejehen von dem offenen Meere, wo es Revier 
ift, muß es ſtets Verwaltung der betreffenden Nevier- Behörden fein, eine 
Vereinigung darüber zu treffen, wie fie ed am beten machen, wie fie in 
jeder Beziehung alle Einzelheiten feitftellen wollen, die fie vielleicht viel beifer 
feititellen können als eine Gentralvegierung bier in Berlin, dann muß für 
diefe Sachen eine entiprechende Abgabe erhoben werden, wodurch dieje An- 
jtalten fich jelbit erhalten und nicht dem Bundesbudget irgendwie zur Laſt 
fallen. Das würde im Allgemeinen furz meine Anficht von der Sache jein, 
und um diejed feitzuftellen, müßte es an eine Kommijfion verwiejen werden. 
Ich will midy nun nody über einige andere Punkte ausiprechen. Der Herr 
Vorredner hat motivirt, die Schiffbrüche an der Franzöfiichen Küfte wären 
nicht jo ftart wie an den Deutichen Küften. Mir fteht zufälligermweije als 
Vorſitzendem der Deutjchen Gejellichaft zur Rettung Schiffbrüchiger an der 
Franzöfiihen Küfte das nöthige Material zu Gebote, und nach meinen 
ftatiftiichen Daten ift die Zahl der Verunglüdten an der Franzöſiſchen Küſte 
größer ald an umjerer Küfte, wie überhaupt, Gott ſei Dank, der Verluſt an 
Menjchenleben an unjerer Deutjchen Küfte noch bei Weitem nidyt diejenige 
Höhe erreicht ald in anderen Staaten, wo ſich die Gejellichaft beitrebt, mög- 
lichſt Abhülfe zu ſchaffen. Der Herr Vorredner deutete nody an, in Helgoland 
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hätten wir die Surisdiftion über die Leuchtfeuer und die Beltimmung über 
die beiden von ihm erwähnten Leuchtfeuer. Dies ift aber nicht der Fall, 
denn über Helgoland haben wir nichts zu jagen, im Gegentheil, ich könnte 
Ihnen nachweiſen, wie man jchon verjudyt hat, eine Einigung in Betreff 
der Leudhtfeuer von Helgoland, Wangerow, Borfum u, j. w. herbeizuführen, 
was aber daran jcheiterte, dak man von Helgoland aus erklärte, man wolle es 
nicht ändern. Genug, meine Herren, id) glaube, dab es nicht unmittelbar 
ein Bedürfniß it in die Verfafjungs-Beränderung einzutreten, — will man 
aber in diejelbe eintreten, jo läßt es ſich meines Erachtens nur auf die Weife 
machen, daß man fidy genau vergegemwärtigt, was man eigentlid, will, und 
jich klar bewußt ift, was man will, nicht in der wagen Weile des Antrages 
und dab man dann ed dem Beſchluß des Hohen Hauſes vorlegt. 


Dr. Waldehi Bielefeld-Wiedenbrück)“, Meine Herren! Der Herr 
Vorredner hat damit begonnen, er glaube, es müſſen Gründe beigebracht 
werden gegen den Beſchluß des Fonitituivenden Reichſtags. Ic meine aber, 
die Sache ſtehe gerade umgefehrt, es müſſen Gründe beigebradyt werden, 
wenn behauptet wird, joldye Anstalten, wie diejenigen, wovon hier die Rede 
ift, ind partikulariftiich; denn fie find allgemein nothwendig, fie find An— 
ſtalten des Norddeutichen Staates; wenn irgend etwas Dazu gehört, jo iſt eö 
eben die allgemeine Schifffahrt. Und darum kann idy nicht jagen, dab die— 
jenigen Gründe, welche — nicht in der gegenwärtigen Berfammlung — 
jondern im fonitituivenden NWeichötag gegen den damaligen Antrag des 
Abgeordneten Grumbrecht vorgebradyt find, mich aud) nur irgendiwie überzeugt 
hätten. Meine Herren, eines Theils wurde auf den finanziellen Punkt 
Gewicht gelegt und das war im Grund der einzige, der damals hervorgehoben 
wurde. Cs wird gejagt: wenn jene Staaten das bezahlen, warum joll es 
der Bund übernehmen? Auch das hat der Herr Vorredner wenigitend ange: 
deutet. Es wurde damals namentlich gejagt: jolche Anjtalten jtehen auf dem 
Budget von Hamburg mit 500,000 Thaler. — Ja wohl, meine Herren, das 
hätte einige Berechtigung, wenn dieje Staaten das nur jelbjt bezahlten und eö 
nicht den Betheiligten abnähmen, wie e& doch allerdings gejchieht. Daraus 
aber jehen wir, dab hier von einer Allgemeinheit die Rede it. Wenn z. BD. 
ein Rheder ficher dabei betheiligt it, dab er zu den Keuchtfeuern nicht bezahlt, 
wie gegenwärtig audy in England diejed Verlangen allgemein geitellt wird, 
jo handelt es ſich hier keineswegs um das Intereſſe etwa der Befradhter, 
etwa der Ladung des Schiffes, jondern es handelt ſich bier um das Menjchen- 
leben; — das Menjchenleben wird nicht verfichert. Das ift aber eben eine 
allgemeine Angelegenheit und es iſt jedes Staated würdig, ſolche Sadyen 
unter jeine allgemeine Gejeßgebung — damı natürlidy auch unter eine allge- 
meine Beſteuerung — zu bringen, wovon nicht ausgeſchloſſen ift, daß — wie 
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der Herr Vorredner angedeutet hat und ich zugebe — noch bejondere Schiff: 
fahrts-Abgaben eriftiren, die man durchaus entbehren wohl nicht fann, die 
man aber nicht in dem Maaße fordern muß, wie es jeßt geichieht. Dagegen 
bat ficy ja der Ausſpruch aller jener Berfammlungen gerichtet, von welchen 
der Herr Antragfteller ung bier berichtet. Der Herr VBorredner ſagte in dem 
fonftituirenden Reichötage, wir mödjten und an dad Beilpiel von England 
halten, da wäre dad auch nur eine partifulariitiiche Angelegenheit, der Staat 
befümmere fid) nicyt darum, eö wäre die Trinity-Houſe-Geſellſchaft, die das 
Alles unter ihrer Verwaltung .hätte. Ja meine Herren, fie hat zwar die 
Anftalten und die Einnahmen dafür unter ſich, aber fie ift doch jchon jeit 
1854 und jchen früher unter Wilhelm IV. unter allgemeine Regeln geitellt. 
Es ift im Jahre 1854 eine allgemeine Scifffahrtsafte in England erlafien 
worden, wodurd die Grundjäge feitgeitellt worden find, und wenn Ddieje 
jeßige Verſammlung noch in der Weije eriftirt, wie fie eritirte, jo geſchieht 
das nur unter großem Widerſpruch, der gerade audy in unjern Zeiten jehr 
laut geworden it. Es wird behauptet, dab da bedeutende Mißbräuche 
eriftirten und dab die Verwaltung nicht ganz jo jei, wie fie jein jollte. 
Fedenfalld, meine Herren, jehen Sie daraus, dat England wie jeder andere 
Staat doch wohl dergleichen Dinge nicht als partifulare Anftalten betrachtet 
und nicht ald Sadyen, die dem Privatverfehr allein würden überlaffen werden, 
jondern daß es fie zu den Gegenftänden jeiner Gejeßgebung zieht und durch ein 
Reglement, durdy die Schifffahrtsafte gezogen hat. Weiter, meine Herren, 
beabfichtigt der Antrag des Abgeordneten Grumbredyt, wie ich ihm auffaſſe, 
durchaus nichts. Der Artikel 4 unſerer Reichöverfaffung fängt ja damit 
an: Der Gejeßgebung des Bundes und feiner Beauffichtigung unterliegen — 
und nun werden die einzelnen Punkte aufgeführt. Wenn wir nun dieje 
Leuchtthürme und Tonnen und was dazu gehört, mit unter dieje Punkte 
einreihen, was wäre die Folge davon? Daß eine allgemeine Gejeßgebung, 
eine allgemeine Aufficht exiſtiren muß. Wie fie eingerichtet wird — in 
welcher Beziehung ja der Herr Vorredner gewiß Material anzugeben bat — 
wie fie eingerichtet wird, das ift davon ganz verſchieden; aber ehe eine jolche 
Einrichtung überhaupt gemadyt werden fann vom Reichstag und vom Bun- 
desrath, ehe man berechtigt it fie zu machen, gehört dazu, daß diejer Ar— 
tifel in die Bundesverfajfung eingereiht werde. Es mag dann bei der 
fünftigen Verwaltung den Seeitädten Vieles überlaffen werden können, aber 
die allgemeine Gejeßgebung muß dody da jein, die Prinzipien müffen klar 
ausgejprochen werden. Meine Herren, id; babe auch aus den neueren 
Zeitungen erjehen, dab in diejen Städten, namentlic, aber in Bremen — 
und darüber ift mir noch bejondere Kunde geworden — die Anficht fich in 
diejer Beziehung geändert hat, und zwar glaube ich wohl nicht ganz aus 
dem Gefichtöpunft, den der Herr Vorredner andeutete, wohl nicht ganz des— 
halb, weil man geneigt wäre, das, was man felbft getragen hat, auf den 
Bund zu werfen, jondern eben weil der allgemeinere, meiner Meinung nad) 


1869. Art. 4. Ziff. 9. Walded. Roß. 1029 


allein richtige Gefichtäpunft durchgedrungen ift, weil man fich überzeugt hat, 
dab das eine Angelegenheit ded Norbdeutichen Bundes ift und als eine An- 
gelegenheit des Norddeutichen Bundes behandelt werden muß, weil man fich 
überzeugt bat, daß bier eim allgemeinered Intereije vorliegt, als das der 
Uferftaaten, weil man fich überzeugt hat, daß ed hierenicht darauf anfommt, 
dab etwa d’ejenigen Staaten, wie der Herr VBorredner ed andeutete, denen 
ein Flußgebiet gehört, durdy Verträge fich verbinden. Nein, meine Herren, 
diejen weitläufigen Weg der Verträge der Cinzelitaaten wollen wir ja gerade 
durch die Neichöverfaifung vermeiden, den wollen wir dadurdy vermeiden daß 
dieſe Gegenitände in den Bereich unjerer Gejeßgebung gezogen werden. 
Schwierig in den Maaße, wie der Herr Vorredner ed gefunden hat, — wenn 
auch vielleicht feine Detailfenntniß in dieſer Beziehung der Kenntnis Mancher 
von und und gewiß der meinigen vorgeht — jchwierig in dem Maaße ift 
ed durchaus nicht; denn was man damit gemeint hat, das dächte ich wäre hier 
deutlich genug ausgeſprochen; und dab es nicht zu ſchwierig tft, das zeigt fich 
auch in der biöherigen Prarid unferer Seeſtädte ebenjowohl ald aller anderen 
Länder, die mit Hafenangelegenheiten, mit Tonnen, mit LZeuchtthürmen und 
dergleichen zu thun haben. Ich meine aljo, ed wäre durchaus feine Gefähr- 
lichfeit dabei, diejen allgemeinen Antrag, ‚möge er nun jo formulirt bleiben, 
oder möge er anderd formulirt werden, anzunehmen und dadurch erit das 
Gebiet zu gewinnen, auf welchem in diejer für Handel, für Verkehr, für 
Menjchenleben hochwichtigen Materie vorwärts gejchritten werden kann. Ich 
ftelle ganz anheim, ob es nothwendig ift, eine Kommiſſion dazu zu ernennen, 
oder nicht. 


Voß (Hamburg)*): Meine Herren! Ich ergreife vornehmlich, das Wort, 
weil das verehrte Mitglied für Harburg ſich dahin ausgeſprochen hat, es 
babe ein großer Umſchwung der Meinungen in Hamburg ftattgefunden. Das 
ilt in jo fern begründet, meine Herren, als ein jehr großer Theil der Leute 
dort die Motive zu dem Antrag gelejen haben, nicht aber den Antrag jelbit. 
Nach den Motiven, wo von den verjchiedenen Einrichtungen u. j. w. die 
Rede ift, für welche die Gemeinjamfeit der Ausgaben eintreten joll, hat man 
bei und zu Hauje angenommen, es handle fi) um eine Entlajtung des Bud» 
getö von nahezu 500,000 Thalern. Das, meine Herren, iſt aber durchaus 
das Reſultat ded Antrages jelbjt nicht, jondern ed handelt fi) darin um 
eine Beauffichtigung, und wie man dem Präfidium des Bundes eine Beauf- 
fihtigung zumuthen will ohne irgend welche Mittel, in das Innere der 
Sache einzugreifen, das verftehe ich nicht ganz. Würde die Sache an eine 
Kommilfion verwiejen, meine Herren, wie dad Mitglied für Bremen hervor: 
gehoben hat, jo würde möglicher Weiſe für mich ein recht praftiicher und 
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durchführbarer Antrag herausfommen; jo wie er ift, jcheint er mir zwecklos. 
Wenn dad geehrte Mitglied für Bielefeld gejagt hat, dat die Hanfeftädte die 
Deutſchen für ſich bezahlen ließen, ſo ift mir das allerdings eine jehr große 
Neuigkeit, eine recht angenehme Neuigfeit für meine Mitbürger. Wir haben 
bisher immer geglaubt” daß wir cine Unterbilanz haben von 300,000 Thalern 
aus den Stromeinrichtungen. Ich glaube, wenn etwas mit dem Alntrage 
geichehen joll, meine Herren, müßte es auf feinem anderen Wege geichehen, 
ald dem einer Kommilfion. 


Präfident des Bundeskanzler-Amts Delbrük:’) Die verbündeten Re— 
gierungen werden ftetö gern bereit fein, Anträge auf Wbänderung der Ver— 
faffung, die fih auf ein Bedürfniß großer Verkehrsintereſſen gründen, wie 
jolche hier angerufen werden, in jorgjame Erwägung zu nehmen. Zu dem 
jet vorliegenden Antrage haben fie indeffen eine beftimmte Stellung noch 
nicht einnehmen können und zwar deshalb, weil — wie dies auch ſchon von 
zweien der Herren Vorredner, den Herren Abgeordneten fir Bremen und 
für Hamburg, hervorgehoben iſt — nicht Far erfichtlich ift, worauf eigent: 
lich der Antrag gebt. Es ift — und ih muß darin dem Herm Vor— 
rebner beitreten — zwiſchen der Formulirung des Geſetzes, wie fie vorge: 
ſchlagen wird, und der Motivirung dieſes Vorjchlaged ein Widerſpruch. Die 
Formulirung des Geſetzes gebt Iediglich darauf hin, gewille Verkehrsein— 
richtungen der Gejegebung und der Oberaufficht des Bundes zu unterwerfen. 
Der Herr Abgeordnete für Bremen hat bereits darauf hingewieſen, daß 
hieraus in Beziehung auf die Verwaltung diefer Anftalten von Seiten des 
Bundes unmittelbar Nichts folgte. Wenn es die Anficht des Antrages iſt, 
dem Bunde, jei ed für alle die bier in Nede ftehenden Anftalten, jei es für 
gewiſſe diejer Anftalten, die Verwaltung zu übertragen, aljo in dem Sinne, 
wie der Bund in Beziehung auf beifpielöweile das Poſt- und Telegraphen: 
wejen die Verwaltung hat, jo muß das präzid und beftimmt ausgedrüdt 
werden. Grit wenn in diefer Weife der Antrag eine beitimmte, unzwei— 
deutige Geftalt gewonnen hat, werden die verbündeten Regierungen in der 
Möglichkeit jein, zu dem Antrage Stellung zu nehmen. Es ift heute und 
zwar von dem Herrn Abgeordneten für Bremen ein wenn ich jo jagen joll 
gemijchtes Syſtem angedeutet, ein Syitem, das in der Mitte liegt zwiſchen 
der bloßen Gejeßgebung und der Oberaufficht und der vollitändigen Ueber: 
nahme der Verwaltung. Der Herr Abgeordnete für Bremen hat es für 
zuläffig bezeichnet, daß ein Iheil diefer Anftalten dem Verwaltungsmege 
übergeben werden joll. Wie gejagt, alle diefe Fragen würden erft eine be 
ftimmte Geftalt, jei es hier durch die Berathung im Plenum, jei es durd 
Kommiffionsberathung, gewonnen haben müſſen, bevor die verbündeten Re— 
gierungen in der Lage find, fich für das Eine oder das Andere auözufprecen. 
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Dr. Waldek:*) Ich will nur mit zwei Worten dem Herrn Abge- 
ordneten Rob ein Mißverſtändniß berichtigen. Im fonftituirenden Neichs- 
tage ſagte ein anderer Abgeordneter für Hamburg , dab für diefe Sache: 
Leuchtthürme, Tonnen u. ſ. w. auf ihrem Budget 500,000 Thaler ftänden ; 
der jeßige Herr Abgeordnete jagt, die Stromregulirung überhaupt 
gebe ihnen eine Unterbilanz von 300,000 Thalern. Das kann ja immer jo 
jein, dad widerlegt aber nicht, was ich gejagt habe, nämlich daß jene 
500,000 Thaler doch keineswegs durch Hamburgs Abgaben allein jondern 
auch durch die Abgaben, die fie von den Schiffen — und ja ganz mit 
Recht — erheben, beitritten werden: die Abgaben zum Zwede der Leucht- 
thürme, Tonnen u. ſ. w. Ich will das nur zur Berichtigung deifen jagen, 
was der Herr Abgeordnete Rob zu meiner Neuerung angeführt hat. 


DBoß:’’) Meine Herren, ich wollte nur das eine Wort erwidern auf das 
was das verehrte Mitglied für Bielefeld gejagt hat, daß nämlich die Unter: 
bilanz der ganzen Gtromregulirungsverbältniffe, nicht des Erleuchtungs- 
weſens allein, jondern alles deifen, was zu den Anitalten der Schifffahrt 
gehört, etwa eine Summe von 300,000 Thaler beträgt. Ich würde das 
jehr leicht nachweiſen, und glaube aljo, daß fich das verehrte Mitglied 
geirrt hat. 


Schluß der Diskuffion. 


Grtumbrecht (als Antragöfteller):***) Die Zahl, die der Abgeordnete Roß 
angezeben hat, ift richtig; indeflen dieje Zahlen beweilen gar nichte. Das 
it eben das Streben der Herren bier, Zahlen zu fombiniren, die gar nicht 
zujammengehören. Dieje großen Summen haben mit dem Beleuchtungs—-, 
dem Fahrzeichen- und dem Lootjenwejen gar nichts zu thun. Die großen 
Summen find für die Fahrbarmachung der Elbe berechnet; die koſtet pptr. 
500,000 Mark Banko. Nur pptr. 150,000 Mark Courant werden von 
Hamburg für die in meinem Antrage bezeichneten Anftalten auögegeben 
und dafür nimmt es ſchon 106,000 Marf an Lootjengeldern ein. Dieje 
Gelder zieht es in dem Hafen von den Kapitänen ein und erhält dafür die 
Lootſenſachen. Das Lootjenwejen foftet aber nur 40,000 Mark und können 
daher auch von dem Weberichuffe noch andere Anftalten erhalten werben. 
Alſo mit den finanziellen Bedenken hat es gar nichts auf fi, und wenn 
der Abgeordnete für Bremen meint, dab jeine Gegner in Bremen ſich ledig- 
li) durdy finanzielle Rüdfichten beitimmen laffen, jo it der Borwurf hart 
und jedenfalld ungerecht. Ich möchte aber in Zweifel ziehen, ob der Ab- 
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geordnete für Bremen jo wenig Intereffe für die finanzielle Lage jener 
Vaterftadt hätte, daß er von einem Antrage, der dem Bunde Koften machte 
und jeiner Vaterftadt Koften jparte, jo dringend abrathen würde. Solche 
Erwägungen find gewiß nicht geeignet, den Neichätag zu überzeugen, daß 
eben die Anfichten richtig find, die die beiden Herren, Roß jo gut wie 
Meier (Bremen), vertreten in ihrer Vaterſtadt, ohne damit erheblid)_ viel 
Zuftimmung zu finden. Was den Schluß der Rede des Abgeordneten 
Meier betrifft, jo muß ich geftehen, daß ich jehr überrafcht war. Ich hatte 
bei dem Gingange derjelben erwartet, daß er meinen Antrag für ganz 
jchlecht erflären würde und für ganz unausführbar. Am Schlufje feiner 
Rede hat er aber nur eine Modifikation verlangt und anerkannt, daß im 
MWejentlichen der Bundeögewalt dieje Dinge überwicjen werden müſſen. Gr 
bat aljo in der That für meinen Antrag gejprodhen. Ich habe ihn 
wenigitend nicht anders verftehen fünnen. Denn wenn er meint, daß die 
Bundeögewalt in der Uebernahme diejer Angelegenheit zu weit gehen könne, 
jo bat er Recht; ich jeße aber voraus, daß fie vernünftig handelt, daß fie 
nur die allgemeine Leitung übernimmt. Cr hat aber anerfannt, dab ber 
Bundeögewalt die allgemeine Leitung nicht allein zufommen könne jondern 
zufommen müſſe, wern die Verwaltung eine zwedmäßige fein ſolle. Im 
nationalen Intereffe hat er anerkannt, dab ebenjo wie die Deutjche Geſell— 
Ihaft zur Rettung von Schiffbrüchigen eine Deutiche fein müfje, jo auch 
bier, wo es fih um Menjchenleben und große Güter, die an der Küfte zu 
Grunde gehen können, handelt, auch Einrichtungen auf Koften der Bundes: 
gewalt getroffen werden müſſen, wenigitend unter ihrer Leitung. Die Höhe 
der Koften zu bejtimmen, gehört in die Spezialdebatte. Nun muß ich ge- 
ftehen, dab ich auch den Ginwand, der von dem Herrn Präfidenten des 
Bundesfanzler-Amted gemacht ift, micht recht verftehe. Im unjerer Der: 
faflung find alle Angelegenheiten, die der Kompetenz des Bundes überwiejen 
find, in dieſer Form der Kompetenz des Bundes überwielen. Es find dann, 
ich gebe zu, über Zoll-, Poſt-, Telegrapbenwejen und Marine fpezielle Be- 
ftimmungen getroffen, die das genauer formuliren: aber im Großen und 
Ganzen ift die Kompetenz des Bundes bedingt durch die Vorjchriften im 
Eingange des Artifelö, der da jagt: „Der Beauffichtigung jeitens des Bundes 
und der Gejeßgebung deſſelben unterliegen die nachitehenden Angelegen- 
beiten x." Nun kann ich zwar das Poſt- und Telegraphenmwejen nicht ala 
Beijpiel benußen, weil bejondere Beltimmungen darüber beitehen. Ich fann 
aber ald Beijpiel die Nr. 3 bemuben: „die Ordnung des Maaß-, Miünz- 
und Gewichts-Syſtems nebit Feſtſtellung der Grundfäte über die Emiſſion 
von fundirtem und unfundirtem Papiergelde.“ Wir haben ein Geſetz er- 
laffen, weldyes die Angelegenheit ordnet, und die Verwaltung der ganzen 
Angelegenheit haben wir ohne alles Bedenken dem Bunde übergeben; die 
Bundes-Nichungs-Kommilfion ift fogar ſchon. in Thätigkeit getreten. Nun 
frage ich: warum joll der Bund nicht eben jo gut bei der Nr. 9 des Ar: 
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titel 4 in Leuchtangelegenheiten und in dem Lootſenweſen ähnliche Ein- 
richtungen treffen? Warum ſoll nicht ebenjo eine Kommilfion ernannt 
werden für die Beleuchtung an ber Seefüfte und für das Lootſenweſen auf 
jedem Feſtgebiete? Ueber die Frage, wie eingegriffen werben joll, muß natür- 
lich dad Geſetz enticheiden. Wenn aber dad Bundesgeſetz jagt: Das Be 
leuchtungsweſen ſoll auf Koften des Bundes geführt werden, jo muß biefed 
geichehen und es kann auch geichehen ohne Nüdficht auf befondere Be- 
ftimmungen. Ich begreife nicht, wie gegen die Souveränität der Gejehge- 
bung ſolche Zweifel erhoben merden fönnen und gelagt werden Tann, baf 
man bejondere Beitimmungen in Bezug auf die Verwaltung in der Ver: 
faffung treffen müffe. UWeberhaupt jcheinen mir alle Bedenfen mit den „be 
fonderen Beſtimmungen“ jehr wenig zu beweifen. Daß der Kern des An- 
traged gejund ift, haben im Allgemeinen alle Herren fanerfannt. Es ift 
nicht jchwer, wenn man durchaus Fritifiren will, an jeder Faſſung Mängel 
nachzuweijen. Dem Einen gehen die Worte nicht weit genug, dem Anderen 
gehen fie zu weit. Man muß fich doch an die natürliche Auslegung der 
Ausdrüde halten. Da jchon in einer anderen Verfaffung ähnliche Aus- 
drüde geitanden haben, war es doch jehr natürlich, fich daran anzulehnen. 
Es ift mir nicht eingefallen, jchon jet jagen zu wollen, in welcher Weije 
die Bundeögewalt eingreifen fol. Durch die Allgemeinheit des Ausdrucks 
babe ich andeuten wollen, dab der Bundeögewalt freies Ermefjen bleiben 
jol. Ich babe hei der Begründung gejagt, dab die Bundeögewalt die Be- 
auffichtigung und die Verwaltung übernehmen jolle, ganz ebenjo wie der 
Herr Meier (Bremen); ich wünjche aber nicht eine jolche Präzifirung der 
Verfaffung, daß die Regierung bei jeder Gelegenheit an einen Stein ſtoßen 
muß. Der Herr Abgeordnete Meier ſcheint davon audzugehen, daß nun 
die Bundeögemwalt mit einem Male alle Ginwirfung der Einzelitaaten auf: 
heben und die Koften auf den Bund übernehmen jolle. Dieje find übrigens 
nicht jo groß — man kann ed aber in Bezug auf die Koften auch bei 
dem früheren Zuftande belafjen. Daß die Herren von der Schifffahrt am 
liebiten wünjchen gar nichts zu bezahlen, weiß ich auch; daß fie aber ihre 
Stellung bei diefer Frage nur nach ihrem eigenen finanziellen Intereſſe be- 
rechnen, das kann ich ihnen, die doch ein verftändiged Urtheil haben, nicht 
zutrauen. (Heiterkeit) Die Herren aus Bremen und Hamburg haben jchon 
bei der Berathung der Verfaffung mit ähnlicher Einwendung das Fallen 
des Antrags veranlaßt, bei der zweiten werde ich mich Dagegen verwahren, 
daß fie nicht wieder den Herren, welche feine Kenntniß von der Sache haben, 
viel vorreden fünnen von großen Koften und von dem Zufammenhang diejer 
Sache mit der Negulirung des Fahrwaffers u. j. w. Wir werden wahr: 
icheinlich die Ernennung einer Kommiffion bejchliegen. Das muß idy nach 
der Erklärung des Herm Präfidenten des Bundesfanzler-Amted jelbit als 
zwedmäßig anerfennen. Dann werden wir eine Faffung finden, welche allen 
Wünſchen entſpricht und auch dem heiklichften Kritifer nicht Gelegenheit 
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giebt, fich zu bejchweren. Ich bitte, die Wahl einer Kommiſſion zu be: 
ichließen, da hierdurch die Sache ſich am beiten erledigen wird. 


Dei der Abftimmung murde zunächft beichloffen, eine Kommijlion 
von 17 Mitgliedern behufs vorbereitender Berathung des Antrags Grumb— 


redyt niederzufeßen. *) 


Die Kommiſſion erftattete durch ihren Berichterjtatter Meier 
(Bremen)**) in der 40. Sikung vom 12. Mai 1869 Bericht wie folgt: 

Meine Herren, wenn Sie fid) die Mühe gegeben haben, den kurzen 
Bericht der Kommiffion durrchzulejen, jo werden Sie finden, daß die Diffe- 
renzen in der Kommiſſion fich eigentlich auf zwei Punkte beichränften. Zu— 
nächft darauf, ob das Lootjenweien in einer joldhen Beitimmung, wie fie 
entweder in dem Antrage des Abgeordneten für Harburg, oder auch in der 
Nejolution, die Ihnen die Kommiffion vorjchlägt, enthalten iſt, — aurgenom: 
men werben jolle. Die große Mehrheit der Kommiſſion war der Anficht, 
daß durch die Disfuffion bei Gelegenheit der Gewerbeordnung durch den 
Beſchluß des Hauſes, wonach fich daffelbe die Annahme eines Gejehes in 
Betreff des Lootjenweiens zum $ 34 der Gewerbeordnung vorbehalten hat, die 
Kompetenz der Verſammlung und des Bundes unbedings feititehe, über das 
Lootſenweſen zu befinden. Der zweite Punkt der Differenz war der, daß 
von Seiten des Herm Antragſtellers zunächft die Kompetenz des Bundes 
durdy einen Zuſatz zu Artikel 4 sub 9 feititehe und dann es fich finden 
werde, was daraus werde, immwiefern dieſe Beitimmung Folgen haben jolle 
oder nicht, während von der Majorität der Kommilfion ganz entjchieden die 
Anficht vertheidigt wurde, dab ed nicht geeignet jei, nur einfach joldye Be 
ftimmungen zur Verfaffung hinzuzufügen, ohne daß man fich klar mache, 
was man damit wolle, und daraus ift dann entitanden, daß die Majorität 
eine Rejolution annahm, wonad; dem Herrn Bundesfanzler und dem Bun— 
desrath empfohlen wird, die Sache zu überlegen, inwiefern die Leudhtfeuer 
die Tonnen und das Bakenweſen am offenen Meere in die Verwaltung bes 
Bundes direft übergehen und inwiefern diefelben in den eigentlichen Nevieren 
den anliegenden Betheiligten überlaffen werden jollen, und zwar unter ber 
Aufficht des Bundes. Sobald wie dies gehörig überlegt wird, man fich die 
Ausführung der Sache klar macht umd genau weiß, nady welchem Ziel man 
hinftreben will, dann wird fich auch jehr leicht ermefjen laffen, in wie weit 
eine Verfafjungsveränderung nötbig ift, um, wenn fie fehlen jollte, die Kom: 
peten; des Bundes feitzujtellen. Aber die Kompetenz ohne Weiteres feſtzu— 
ftellen, ohne daß man fi flar macht, was man da will, ift gewiß etwas 
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Verfehrtes. Wir haben es in den letzten Wochen in verichiedenen Debatten 
gejeben, dat man auf dem Felde der Gejetgebung damit vorangegangen iſt, 
die Kompetenz des Bundes zu erweitern. Ich glaube, daß da Gründe vor 
liegen, weil man bei der einen und der anderen Rechtsmaterie immer auf 
Bedenken ftieh, ob die Kompetenz vorhanden jei oder nicht, und darum ift 
nad) meinem Dafürhalten auch der Beſchluß in Betreff des Antrages Miquel- 
Lasker durchaus richtig. Aber dennoch, meine Herren, hat ed wohl feine 
Bedenken, auch jelbft im Rechtswege jo vorzugehen. Ich will darauf auf- 
merffam machen, daß die einzelnen Staaten in der Förderung ihrer Gejeße 
gelähmt werden. Beifpieläweije find wir in meiner Vaterſtadt in der Lage 
gewejen, unjer Strafgejeß zu ändern, wir hatten eine jehr gute Vorlage, 
und auf einmal fteht und die Bundesgejeßgebung im Wege. Ich will dar- 
auf hinmeijen, daß man hier bei Gelegenheit ded Auslieferungsverfahrend hervor: 
gehoben hat: ja man fünne doch unmöglich das hier feftjeßen, denn man 
riöfire, wenn man in Bremen Zauberei triebe, daß eine Requifition käme, 
man jolle ausgeliefert und verbrannt werden. Meine Herren, dies ift ein 
Beijpiel. Gin anderes Beiipiel: Man hat dem Staate Sachſen einen Vor: 
wurf daraus gemacht, in feiner Geſetzgebung vorangegangen zu fein, obgleic) 
die Bundesgejeßgebung unmittelbar in Ausficht ſtand. Wenn dies, meine 
Herren, auf dem Wege der Gejegebung jchon feine Bedenken hat, mie ein 
Jeder mir hier zugeben muß, dak man mur allgemein die Kompetenz hin: 
ftellt, ohne fich far zu machen, was man da will, jo hat es auf dieſem 
materiellen Gebiete jeine viel größeren Bedenken. Wenn auf diefem mates 
riellen Gebiete eine allgemeine Kompetenz der Verwaltung erft feitgeitellt 
wird, ohne daß man weiß, was man will, jo müſſen die Spezialverwaltun- 
gen fortwährend befürdyten, daß alle Mafregeln, die fie nehmen, am nächſten 
Tage bejeitigt werden. Bei allen Anjchaffungen die gemadyt werden jollen, 
fteht vielleicht in Ausſicht, daß man in Furzer Zeit Alles hinnimmt. Das wird 
einen folchen lähmenden Einfluß auf die Entwidelung unferer ganzen Ber: 
hältniffe ausüben, daß ich es in der That für höchſt unrecht und nicht zu 
verantworten halten würde, wenn wir jo einfady bier die Bundesfompetenz 
ausdehnen. Wenn man es fich dagegen Klar macht, wie man die Verwal: 
tung geftalten will, wenn man 3. B. nach dem Antrage der Rejolution jagt, 
dak am offenen Meere, da wo feine unmittelbar Betheiligten find, es der 
Verwaltung des Bundes ganz überlaffen fein joll, dab man dagegen da, wo 
verichiedene Regierungen eingreifen, es den Betheiligten überlaffen will, und 
wenn es danach erforderlich jein wird, Verfaffungsänderung vorzunehmen, 
jo werde ich mit Vergnügen und bereitwilligft dazu Ja jagen und Ihnen 
das empfehlen fünnen. Aber ohne das halte ich es nicht für richtig, und 
bitte Sie daher, ſich auf die Rejolution zu bejchränfen, nicht aber den Antrag 
des urfprünglichen Herm Antragſtellers, den er jet hier wieder eingebracht 
hat, anzunehmen. 
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Grumbrecht:“) Meine Herem! Trotz meines Mechtes, am Schluffe 
der Debatte noch einmal das Wort zu nehmen, muß ich mir auch zum An- 
fange der Debatte ein paar Worte erlauben, weil ich dem jchriftlichen Bericht, 
wie er vorliegt, eine Bernellitändigung hinzuzufügen und Einiges darin zu bes 
richtigen habe. Was die Vervollitändigung anlangt, jo it in dem Bericht 
nicht angegeben — was in bem lebten Protofoll konſtatirt iſt — daß ber 
Herr Kommilfär ded Bundedfanzleramtd fich nicht gegen meinen Antrag, 
wohl aber gegen den Antrag der Kommiſſion erklärt hat, indem er ge 
radezu ausſprach, dat nach feiner Ueberzeugung derjelbe dem Bundeskanzler⸗ 
amt weniger genehm fein werde. Das ift in dem Bericht nicht enthalten, 
und ich muß das noch hinzufügen. Sodann, meine Herren, habe ich zwei 
Thatjachen zu berichtigen, zwei Ausführungen des Berichts zu widerlegen, und 
ich thue das bier jchon um dem Herm Referenten Gelegenheit zu geben, fich 
darüber zu erflären, was nicht der Fall fein würde, wenn ich es erit bei 
dem Schlußworte thäte. Alfo in dem Bericht, meine Herren, wird pagina 4 
gejagt — und das iſt der Grund, weshalb man das Rootjenmwejen bei der 
ganzen Sache wegfallen läßt — es wird pagina 4 gejagt, daß das Rootjen- 
wejen jchon von jelbit zur Bundeöfompetenz gehöre, das jei durch den Zuſatz 
zu $ 31, früher 34, der Gewerbeordnung beitimmt. Nun, meine Herren, 
iſt diefer Zuſatz beichloffen nach dem Antrage des Herm Abgeordneten 
von Hennig, und Herr von Hennig hat ausdrüdlich dabei gejagt, daß er den 
Antrag nur jo Stelle mit Rüdficht auf meinen Antrag, der dem Bunde die 
Kompetenz über dieje Angelegenheit vindiziren wolle, er jei jelbit vollitändig 
überzeugt, dab der Bund die fragliche Kompetenz zur Zeit noch nicht habe. 
Der Bund hat natürlich die Kompetenz über das Lootjengewerbe zu ent 
jcheiden, nicht aber über das Zootjeninititut, und namentlich, meine Herren, 
auch nicht über dem Zootjenzwang, der etwas ganz anderes iſt ald die Kon- 
zeſſionspflicht. Dieje beiden Berhältniffe werden zum Theil von den 
Herren, die die Sache nicht genau fennen, verwechſelt. Die Konzeſſions— 
pflicht ift nach dem gewerblichen Beitimmungen und Ausdrüden die Pflicht, 
dab Jemand vom Staat die bejondere Genehmigung zum Lootjengewerbe 
haben muß; der Zootjenzwang aber beiteht darin, daß die Schiffe ver- 
pflichtet werden, an beitimmten Stellen Zootjen zu nehmen, und wenn 
fie jolche nicht nehmen, dies wejentlich nachtheilige Folgen für die Aſſeku— 
ranzverhältnijfe und jonftige Umſtände bat. Dat alle Betheiligten die Be- 
jeitigung dieſes Lootſenzwanges wünjchen, daß derjelbe aber nach der jeßigen 
Kompetenz des Norddeutichen Bundes vom Norddeutichen Bunde nicht auf- 
gehoben werden fann, das liegt auf der Hand; ein Einzelitaat kann ihn aber 
auch nicht aufheben, und jo ift es jchon um deöwillen geboten — es gibt 
auch noch andere Gründe — das Lootjenwejen hier nicht auszulaſſen ſondern 
in den Antrag mit aufzunehmen, und zwar müßten auch diejenigen Herren, 
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welche in der Kommijfion nicht dafür waren, nach diefer Ausführung mir 
zuftimmen, weil fie fich jagen müſſen, dab der in dem Bericht angegebene 
Grund, daß das Lootjenwejen ſchon zur Kompetenz des Bundes gehöre, nicht 
richtig iſt; und wenn der Herr Berichterftatter meinen Worten feinen Glauben 
Ichenfen follte, jo werde ich ibm bier den betreffenden Bogen des ftenogra- 
phiſchen Berichtes überreichen, worin er das Erforderliche lejen fann. (Ueber- 
reicht denjelben.) Meine Herren, die zweite Berichtigung, die ich vorzunehmen 
babe, iſt die, daß der Bericht behauptet, nach der Nejolution, die von der 
Kommiſſion vorgejchlagen wird, jei die Initiative des Reichstags gewahrt. 
Meine Herren, ich babe einen andern Begriff von dem Ausdrud „Initiative“ 
als wie er bier im Berichte gebraucht ift. IN demm das Initiative, wenn 
der Reichötag beim Bundesfanzler beantragt, er möge eine Vorlage machen ? 
Das kann ja jeder Bürger des Norddeutichen Bundes, ja jeder Fremde, das 
it wahrlid feine Initiative der Gejeßgebung im ftaatörechtlichen Sinne. 
Die Initiative des Neichötages wird hier nur gewahrt, wenn wir dem Bun- 
deörath ein Geſetz mittheilen und jagen, nun genehmige es oder genehmige 
es nicht, umd der Bundesrath nachher weiter nichts ald die Genehmigung - 
auszufprechen bat, um das Gejeß wirfjam zu machen. Sonft nennt man 
dieſe Art Anträge feine Initiative. Ich glaube, der Bericht hat in fofern 
zweifellos Unrecht, und ich boffe, der Herr Berichteritatter wird mir darin 
beiftinnmen. Im übrigen muß ich anerkennen, wenn id) nody ein Wort hin— 
zufügen joll, dab ich mit großer Genugthuung die Anträge des 
Herm Meferenten und aucd die angenommenen gehört und gelejen 
habe, denn in der That geht daraus eine volle Uebereinitimmung 
deö Herrn Referenten mit mir hervor. Gr bat bei der eriten Verathung 
meinen Antrag auf das Aeußerſte bekämpft, er bat gejagt, eö liege feine 
Veranlaffung zu demjelben vor. Jetzt werden die Herren aus dem Bericht 
erjehen haben, dab er als Korreferent einen bis auf das Lootſenweſen ganz 
gleichlautenden Antrag geitellt hat, er bat beantragt, in Artikel 4 sub Nume 
mer 9 zu jagen: „deögleichen die Schifffahrtszeichen fir die Seejchifffahrt 
(Leuchtfeuer, Tonnen, Bafen und jonitige Tagesmarfen) an den Küften und 
in den Mündungen diefer Gewäſſer.“ Das ilt jo ziemlich gleichlautend mit 
dem, was mein Antrag beabfichtigt, mit einer geringen Beichränfung, die 
man als ſich von jelbit veritehend annehmen kann und die man nur hinzu— 
fügt, wenn man annimmt, daß die Bundesbehörden nicht auf eine zweck— 
mäßige Weije die Sache reguliren würden. Noch wichtiger find mir aber die 
Grwägungsgründe, die in der Nejolution hinzugefügt find, in denert ausdrück— 
fich mein Antrag als begründet anerkannt wird, ausdrüdlich gejagt wird, es 
jei durchaus im Intereffe der Sache, wenn diefe Angelegenheit der Bundes- 
behörde vindizirt werde, und was endlich die Auslaffung des Lootjenwejens 
anlangt, jo iſt der Referent ja auch der Meinung, dat das Lootſenweſen der 
Oberaufficht des Bundes unterftellt werden muß, er meint nur, das ſei nicht 
nöthig, weil wir es in der Gewerbeordnung ſchon gethan hätten. Ia, in 
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der Gewerbeordnung können wir, wie ich jchon fagte, die Konzeffionspflicht 
bejeitigen, aber nicht die andern Einrichtungen, und id, folgere jomit aus 
dem Bericht und aus der Ausführung, daß eben nur der Weg der zweck— 
mäßige ift, den ich in meinem jeßigen Verbeiferungsantrage und in meinem 
urjprünglicyen Antrage vorgejchlagen babe. Ich habe den Werbeijerungsan- 
trag jet jo formulirt, dab irgend vage Deutungen nidyt mehr möglidy find, 
inden er geradezu mur jagt: es joll die Kompetenz des Bundes bejchränft 
werden auf die Schifffahrtszeichen und auf das Lootjenwejen, auf andere 
Anftalten, Häfen, Fahrwaſſer u. ſ. w. ſoll fie ſich nicht erjtreden. Es war 
das notwendig, um Mißdeutungen entgegenzutreten, die ausgeſprochen wur- 
den. Sodann aber, meine Herren, iſt diefer Weg der Initiative des Neichs- 
tags — einer wirklichen Initiative und nicht bloß einer jogenannten — 
offenbar für den Neidhstag der allein würdige und zweckmäßige. Es iſt aber 
auch meiner Ueberzeugung nach für den Bundesrat) der angenehmite, denn 
den Bundesrat) aufzufordern: mache uns Anträge über Wenderung der Ver- 
faffung, it gewiß nicht zweckmäßig. Ich glaube daher, auch alle die Herren, 
die jonit Bedenfen haben können, müſſen ſich, da der Zwed ja derjelbe ift, 
der Form anjchliegen, die ich Ihnen vorjchlage, um die Sache zu realifiren. 
Daß dieje Kompetenzerweiterung im Sinne vieler Sadyveritändigen und im 
Sinne der Betheiligten liegt, it den Herren ja durch die Mittheilung eines 
Gutachtens des Nautiſchen Vereins wohl befannt geworden, das wenigftens 
vielen Mitgliedern zugegangen ift. Außerdem it aber auch nicht zu verfen- 
nen, dag — wenn im irgend einem — gerade im vorliegenden Falle eine 
Kompetenzerweiterung, oder vielmehr Berichtigung möchte ich jagen der Bun- 
deöverfaffung nothwendig it, weil ich nicht einjebe, wie der Artikel 54, der 
die Kauffahrteiſchiffe aller Bundesſtaaten für eine einheitliche Handelömarine 
erflärt, joll zwedmäßig ausgeführt werden können, wenn man nicht zu gleicher 
zeit dieje für alle Kauffahrteijchiffe gleich wichtigen Einrichtungen der Schiff: 
fahrtözeichen und des Lootjeninftitutö der Oberaufficht der Bundesverfafjung 
vindizirt. Daß von der Oberaufficht zur Verwaltung ein weiter Schritt iſt, 
veriteht fid; von jelbit. Es mag jein, daß früher oder jpäter die Verwaltung 
von Seiten des Bunde übernommen wird. Das ift einer weiteren Ent— 
widelung vorbehalten. Für den Augenblid wird die Oberaufficht genügen, 
um dem dringenden Bedürfniß zu begegnen; und jollte in diefer Beziehung 
ein Bedenten auftaudyen, jo werde ich mir erlauben, es zu bejeitigen. Das 
aber bitte idy, den Antrag der Kommilfion nicht anzunehmen, der fich außer: 
dem auch nad) jeinem Inhalte nicht empfiehlt, indem er die Bundesgewalt 
auf der einen Seite zu jehr beichränft, und auf der andern Seite ihr zu viel 
anmutbhet. Gr bejchränft fie zu viel, indem er jagt: das jollit Du allein 
thun, und er mutbet ihr wieder zu viel zu, weil er die Verwaltung fordert, 
weil er jagt: Du jollft das und das verwalten. Im Großen und Ganzen jagt der 
Antrag weiter nichts, als: fei jo gut, Bundesgewalt, und baue uns einige 
Leuchtthürme und Feuerjchiffe, die kannſt Du verwalten; die übrige Verwal: 
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tung aber wollen wir jelbjt übernehmen. Meine Herren, dieje detaillirte 
Vorfchrift für den Herrn Bundeskanzler und den Bundesrath in Bezug auf 
das, was fie thun jollen, it jchon deshalb durchaus unzweckmäßig. Mein 
Antrag jchlägt dagegen den richtigen Weg ein, dieje Angelegenheiten, die 
nothwendigermeije unter die Bundesgewalt gehören, unter Artikel 4 zu jub- 
itituiren. Er beichränft die Bundesgewalt in feiner Weiſe; fie kann nad 
jeder Richtung bin frei thätig jein nnd ich glaube vollfommen Recht zu haben, 
wenn ich Sie nad) diejen Erläuterungen bitte, den Kommiſſionsantrag abzu- 
lehnen und meinen Berbefjerungsantrag anzunehmen. 


Roß:“) Meine Herren! Ich kann nicht umbin, meiner Ueberraichung 
Ausdrud zu geben, daß daß Mitglied für Harburg jeine Ausstellungen gegen 
die Richtigkeit des Berichts nicht im Schoße der Kommiſſion bei der Felt: 
jegung deijelben vorgebradyt hat. Ich meine, dat dort der Blaß war, wo 
man etwaige Irrthümer vorzubringen hatte, die idy übrigens nicht anerfenne. 
Ich glaube nicht, day die Auslaffungen des Herrn Bundeskommiſſars jo gewejen 
find, wie das Mitglied für Harburg vorbringt. Aber darüber bin ich Flar, 
daß der geeignete Pla zu Ausitellungen eines Mitgliedes bei der Berichter- 
ftattung war. Meine Herren, in Betreff der weiteren Folgerungen, die ge: 
zogen waren aus dem Kommiſſions- oder dem einen oder andern Bericht, 
fann id) nur dahin mid) ausjprecyen, daß ich glaube, früher durdy den Kom- 
milfionsantrag weiter zu fommen als durd; den Antrag des Herrn Antrag: 
ſtellers. Die wirklichen Bedürfniſſe, meine Herren, find Ihnen zum Theil 
befannt; fie find: ein Leuchtfeuer auf Norderney, und ein Feuerſchiff auf dem 
Borkum-Riff und diverfe andere Dinge. Dazu fünnen wir nur gelangen 
durdy eine Gejetesvorlage, welche Jemanden auch verpflichtet die für jolche 
Einrichtungen notwendigen Koften berzugeben. Und eine derartige Vorlage 
fommt am richtigiten vom Bundesratbe, und deshalb babe ich und die 
Majorität der Kommiſſion dafür geftimmt, es möge die Sadye an den Bun: 
desratly gegeben werden, um fie zu einem Geſetze auszuarbeiten. 


Grumbrecht:““) Ich will mir nur erlauben, dem Abgeordneten Roß 
einige Worte zu erwidern. Es ift nicht richtig, dab ich die Einwendungen, 
die ich heute hier vorgebradht habe, nicht auch in der Kommilfion geltend ge: 
macht hätte. Ich glaube, der Herr Referent, der gegenwärtig iſt, wird im 
Stande jein, mir zu bezeugen, daß, jo weit ich fie nicht vorgebradht habe, 
diejelben von ihm vorgebradht find. Da wir nicht Ieder daffelbe bejonders 
gejagt haben, daraus wird uns doch fein Vorwurf gemacht werden dürfen. 
Kir haben ausdrücklich darauf bingewiejen, dab der $ 31 der Gewerbeord: 
mung nur die gewerblichen Verhältniſſe des Lootſenweſens berührt, nicht aber 
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den Zootjenzwang und was dazu gehört. Das fteht auch im Bericht. 
Dann werden mir die Herren aus der Kommiffion bezeugen, daß ich fogar 
vergebliche Verſuche gemacht habe, die allerdings mangelhafte Faffung des 
Berichts zu ändern. — Ich habe endlich ausdrüdlich beantragt, die Gr: 
flärung deö Herrn Kommiffard des Bundeskanzleramtes in den Bericht auf: 
zunehmen. Es wurde mir aber erflärt, died jei nicht zweckmäßig, da die 
Majorität der Kommijfion meinem Antrage nicht günftig war, und da Die- 
jenigen, weldye ihm feindlich, bei dem Beichluffe der Kommilfion den Aus- 
ſchlag gaben, jo bin ich doch nicht dafür verantwortlich, da ich den Bericht nicht 
gemacht habe, jondern der jetzige Herr Referent, der Korreferent für die 
Kommilfion, welcher befanntermaßen ein Gegner meined Antrages iſt. Ich 
glaube aljo, die Vorwürfe zurücweilen zu können, welche mir der Herr Ab- 
geordnete Rob gemacht hat. Im Uebrigen muß idy erwarten, was der Herr 
Referent jagt. Es wäre mir lieb gewejen, wenn ich noch nach ihm hätte 
jprechen dürfen, um ihm erwidern zu fünnen. 


Meier als Berichterjtatter:*) Zuerit, meine Herren, muß ich wohl den 
Bericht gegen den Borwurf in Schuß nehmen, daß er die Sadje nicht richtig 
daritelle. Der Herr Kommiſſar des Bundesfanzleramted war verbindert, in 
der Kommilfionsfigung, wo der Bericht vorgelegt wurde, gegenwärtig zu fein, 
Ich hatte ihm den Bericht mitgetheilt, worin jeine Aeußerung enthalten war, 
welche im MWejentlichen mit der Aeußerung, weldye im Bericht aufgenommen 
ift, zufammenfiel. Er bat erklärt, dat; er wünjche, diefe Erklärung möge in 
den Bericht nicht aufgenommen werden, da er feine offizielle Erklärung bier: 
auf bejichränfen wolle. Ich glaube, bei Feititellung des Berichtes hat er uns 
zweifelhaft das Recht, genau und offiziell jeine Erklärung zu formuliren; 
denn wenn fie etwas weſentlich Anderes enthalten hätte als jeine erite, jo 
hätte die Kommiſſion ja das Recht gehabt auf ihre Berathung zurüdzus 
gehen und wieder aufzunehmen. Der Bericht enthält aljo die genaue und 
offizielle Erklärung des Herm Kommiljars des Bundesfanzleramtes. Ich 
will ferner berichten, dab nachdem ich dem Herrn Antragiteller gezeigt hatte, 
daf ich dies noch in den Bericht aufgenommen hätte, und nachdem ich ihm 
dieſe Erklärung des Herm Kommiſſars, welcher verhindert war gegenwärtig 
zu jein, mitgetheilt hatte, derſelbe — jo viel mir erinnerlich ift (und ich 
glaube, meine Kollegen in der Kommiſſion werden dem beiitimmen) — das 
mit einveritanden war, dab der Bericht jo abgefaßt werde, ſich aber worbe- 
hielt, nody hier in der Verfammlung die Sache zu erwähnen. Ich glaube, 
io iſt ed ganz genau der Wahrheit gemäß und mein Gedächtniß pflegt mid) 
bei ſolchen Gelegenheiten nidyt zu täufchen. Sch babe nun noch einige Bemer- 
kungen in Betreff des Lootſenweſens zu machen. Der Antrag, welcher zu 
$ 34 der Megierungsvorlage angenommen iſt, it von dem Herrn Abge- 
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ordneten für Hanau geftelt und nicht von dem Abgeordneten von Hennig, 
welcher bei einer Gelegenheit, wo er über das Dispacheurmwejen meinen Be— 
fämpfungen entgegentrat, auf das Lootjenwejen zurückkam. Meine Herren, 
das Lootjenwejen ift ein einfaches Gewerbe. Der Herr Antragiteller hat 
freilich ſich jchon vielfach hier ald ein jehr erfahrener Mann in Seejachen 
gezeigt. Aber ich muß ihm dies doch einigermaßen beitreiten, wenn er be 
bauptet, daß der Xootjenzwang irgend etwas Anderes ift ald jeder andere 
Zunftzwang, das Lootjengewerbe etwas Anderes ift, ald jedes andere Gewerbe. 
Und deshalb, wenn, wie eö beijpieldweile auf der Elbe der Fall ift, — damit 
ich dem Herrn Antragiteller das vergegenwärtige, wie es ift, — wo die Elb— 
lootjen von Hamburg bejoldet werden und Einnahmen für den Staat nehmen, — 
daß, wenn die Lootjen hinaufgehen nach Harburg, ohne einen Lootjen zu 
nehmen, das nicht ald ein Lootjenzwang in dem Sinne aufzufafjen ift, wie 
er es gedeutet hat, daß man ihm allerdings das nächte Mal, wenn er nach 
Hamburg kommt, jagt: jet mußt Du das Lootjengeld von damald noch be- 
zahlen. Das beweilt, meine Herren, daß es einfach ein Zunftzwang ilt. So 
das Lootjengewerbe. Mit dem Lootjenmonopol ift es ebenjo, wenn für eine 
beitimmte Strede nur gewifje Lootſen angeitellt find. Alſo beziehen ſich 
Monopol und Zwang einfach auf das Gewerbe der Zootjen, wie es ftattfinden 
fann in Beziehung auf jedes andere Gewerbe. Da der Herr Antragiteller 
fi auf die Schrift des Nautijchen Vereins berufen hat, kann ich nur jagen: 
der Nautijche Verein hat fich ganz genau in diefem Sinne, wie ich ihn bier 
bezeichnet habe, ausgeiprochen. Nun jagt der Herr Antragiteller: unſere 
Rejolution bejchränfe die Bundesgewalt. Meines Crachtend wird der Bun- 
desrath dadurdy weiter nicht anders geitellt, ald daß der Bundesrat 
und die Grefutive uns vorlegen joll, wie es jpäter gehalten werden 
jol, und daß wir dann dem Gejeße unjere Zuftimmung geben. 
Allerdings liegt in jofern eine Beichränfung darin; das iſt aber eine 
Beichränfung, die gewiß von allen Seiten ald richtig anerfannt werden wird, 
damit nicht unbedingt und willkürlich von der Erefutive darin verfahren 
werden könne. Ich glaube, dieje Beſchränkung würde der Bundesrath ſich 
auch jehr gerne gefallen lafjen. Durdy die Annahme unjerer Rejolution wird 
die Sache einer reiflichen, jorgfältigen Prüfung unterworfen werden. Man 
wird fi) klar machen, was man beitimmen will, und danad) die Gejeßes- 
vorlage und wenn ed erforderlich ift auch eine Verfafjungsänderungsvorlage 
machen. Es kann aber audy fein, dab dieſes nicht nothwendig ift, und des— 
halb glaube ich ganz entſchieden, daß Sie im Intereſſe der beſſeren Erledi- 
gung der Sache nur die Nejolution und nicht eine Verfaffungsänderung an: 
nehmen dürfen. 

Bei der Abjtimmung wurde der — modificirte — Antrag Grum: 
bredt*): 
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der Ziffer 9 des Artifeld 4 beizufügen: 
„deögleichen folgende Anitalten für die Seeichifffahrt: „Schiff: 
fahrtszeichen (Leuchtfeuer, Tonnen, Bafen und jonftigen Tages- 
werfen) und das Lootſenweſen“ 
angenommen, wodurdy der Antrag der Kommilfion als erledigt erklärt 
wurde *). 
Bei der in der 42. Sitzung vom 20. Mai 1369 gepflogenen dritten 
Berathung über den Antrag Grumbrecht**) 
wurde derjelbe ebenfalls wie in der zweiten Berathung ange- 
nommen. 


Zweite Anmerkung zu Art. A 
und zwar zu Ziff. 13 defjelben. 


Zu Ziff. 13 des Art. 4 war in der Nordd. Reichstagsjejlion 
von 1869 folgender Antrag Miquel-Lasker geitellt worden ***): 
die Ziff. 13 dahin zu ändern: 
„13) die gemeinjame Gejetgebung über das gejammte bürger: 
lihe Recht, das Strafrecht und das gerichtliche Verfahren ein: 
Ihließlich der Gerichtsorganijation.“ 


Miguel (Dsnabrüd)+): Unfer Antrag betrifft eine Berfaffungsänderung. 
Der Artifel 4 Nr. 13 der Verfaffung des Norddeutichen Bundes jtellt in 
die Kompetenz des Reichstages die gemeiniame Gejeßgebung über das Obli- 
gationenrecht, Strafredyt, Handelsrecht, Wechjelrecht und das gerichtliche Ver: 
fahren; wir wollen den Artikel nun jo fallen: „die gemeinjame Gejeßgebung 
über das gejammte bürgerliche Nedyt, das Strafredyt und das gerichtliche 
Berfahren, einſchließlich der Gerichtsorganiſation“. Es würde alfo, wenn dieje 
beantragte Berfaffungsbeitimmung angenommen würde, die Kompetenz erweitert 
jein, injofern als an die Stelle des Obligationenrecht3 das bürgerliche Recht tritt, 
und als nicht bloß das gerichtliche Verfahren, jondern aud) die Gerichtsor— 
ganiſation ausdrüdlich der Gejeßgebung des Bundes unterworfen wird. Gin 
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ähnlicher Antrag ift bei Berathung der Verfaſſung des Norddeutichen Bundes 
bereitö von und eingebradyt und damald mit geringer Majorität abgelehnt. 
Wir haben troßdem geglaubt, die Hoffnung zu haben, daß diesmal der An- 
trag die Billigung des Haufes finden wird, weil die Lage der Dinge in der 
Zwijchenzeit ſich erheblich verändert hat und geradezu ein praftiiches Bedürf- 
niß jchon mehrfady an und heramgetreten it dem Antrage zu entſprechen. 
Es iſt bei Gelegenheit ded Antraged der Herren Abgeordneten Tweſten und 
Müniter von einigen Mitgliedern des Bundesraths darauf hingewieſen, es 
jei doch nicht rathjam, fortwährend an der Verfaffung zu rütteln, namentlich 
nicht rathſam, die Kompetenz des Reichätages fortwährend audzudehnen, es 
bringe das einen Zuftand von Unficherheit, Unbehaglichfeit und Mißtrauen 
in die Cinzelitaaten, weldyer den Zweden des Bundes in feiner Weiſe fürder- 
lic jei. Imjofern diefer Einwand bedeutet, da man nidyt unnöthig an 
der Verfaſſung ändern joll, daß man allerdings, wo nicht eine dringende 
Nothwendigkeit einer Berfafjungsänderung vorliegt, die Verfaffung unange— 
taftet lafjen joll, — injofern der Einwand dies bedeutet, jtimme ich ihm 
bei. Wenn aber der Einwand bedeutet, da man lediglidy mit Rückſicht auf 
vermeintliche, übrigens nicht einmal wahre, Interefjen der Einzelitaaten wirf- 
liche Bedürfniffe der Nation unbefriedigt laſſen joll, weil die Berfaffung, 
die im Jahre 1867 berathen ilt, die Kompetenz dazu nicht gewähre, jo 
müſſen wir einen jolchen Einwand zurückweiſen. Uns jteht als Reichstag zu, 
die Gejammtintereffen zu vertreten, und wir glauben, daß, was namentlic) 
den vorliegenden Antrag betrifft, die Gefammtinterefjen in volljtändiger Har- 
monie mit den inzelinterefjen ſtehen; — ich werde das nachher noch näher 
ausführen. Daß der Reichstag jeinerjeitd fompetent ift, eine Erweiterung 
jeiner eigenen Kompetenz zu bejchließen, und daß wir darauf die Initiative 
haben uneingejchränft, das werde ich vorläufig als feititehend annehmen, jo 
lange bis in diejer Beziehung ein Widerjpruch erfolgt. Ich kann das umfo- 
mehr thun, als bis jeßt, wie die Erfahrung und gezeigt hat, der Bundesrath 
jeinerjeitö diejen Standpunkt auch eingenommen hat. Nirgends giebt die 
Bundesverfaffung, welche allerdings eine wahre Berfafjung ift — infofern 
weiche ich ab von der Anficht, die hier ausgejprochen wurde jeitens des Herrn 
Grafen Münfter — weldye zwar aus einem Vertrag urjprünglich hervorge- 
gegangen, jetzt aber eine wahre Verfaljung ift, und die aljo aus fich jelbft 
erflärt werden muß — nirgends giebt die Verfaffung irgend eine Schranfe 
in Beziehung auf das Recht des Bundesrat und des Neichötages, ohne 
Rekurs zu nehmen auf die Einzelitaaten die Kompetenz ganz beliebig aus— 
zudehnen; vielmehr bejtimmt der Artifel 5 ganz ausdrüdlich allgemein, daß 
die Bundesgejeßgebung in der Hand des Bundesraths und des Reichstags 
liegt, und es wird im Artikel 78 beitimmt, dab Verfalfungsänderungen im 
Wege der Bundesgejeßgebung, nur in der Weile erfolgen, dab dazu eine 
Zweidrittel-Majorität im Bundesrath nothwendig ſei. Irgend eine Schranfe, 
wieweit ſich die Verfafjungsänderungen und die Gejeßgebung behufs der 
66° 
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Perfaffungsänderungen ausdehnen dürfen, ift in der Verfaſſung nirgends gegeben. 
Mo aber das Gejeß nicht unterjcheidet, joll ruch der Interpret nicht unter 
icheiden; das ift einer der erften Grundſätze der Auslegungsfunft, welchen 
jelbft der Kollege Windthorft nicht beftreiten wird. Aber auch ganz abge 
jehen von diefen ganz flaren Worten der Berfaflung ergiebt fi aus den 
Berathungen und den Anträgen, die bei Gelegenheit der Berathung der 
Verfaſſung geftellt find, ganz unwiderleglich, dat dies der Sinn der Ver— 
faffung ift. Ich jelbit habe bei der Berathung der Verſaſſung in der General- 
disfuffion ed unwiderſprochen als einen Hauptvorzug dieſer Berfaffung be- 
zeichnet, daß fie ſich aus ſich jelber entwideln könne; ich habe hervorgehoben, 
dab dadurch die Norddeutiche Bundesverfaffung einen wejentlichen Vorzug 
habe vor den Verfaſſungen fait aller anderen Bundesftaaten, daß wir nicht 
nöthig haben, in Zukunft, wenn dad Bedürfniß der Nation eine Erweiterung 
dringend erfordere, an einen Gewaltſtreich zu appelliven, dab wir auf fried- 
lichem, gejeßlichem Wege nunmehr, und ohne eine Schranfe zu finden an 
der Souverainetät der Einzelitaaten, die Berfaffung ausdehnen können. Mein 
Freund Lasker hat den Antrag geitellt, (da in dem uriprünglicyen Entwurf 
der Verfaſſung des Norddeutichen Bundes gejagt war, dab Verfaſſungs— 
änderungen durch den Bundesrath mit Zweidrittel-Majorität bejchloffen wer: 
den fünnten, — um den Zweifel auszuſchließen, daß bei Berfafjungsände- 
rungen nicht der Bundesraty allein fompetent jein joll) der jet mun im 
Artikel 78 ein Theil der Norddeutichen Bundesverfafjung geworden ift, nadı 
welchem die Veränderungen der Berfallung im Wege der Gejeßgebung er: 
folgen jollten. Es ijt bei diejer Gelegenheit die hier in Betracht kommende 
Frage ausdrüdlich behandelt. Der Herr Antragiteller hat den Antrag gerade 
in dem Sinne geftellt, daß flar geitellt werden jolle, ed könne die Verfaſſung 
des Norddeutichen Bundes aus ſich jelbit erweitert werden durdy Beichluß von 
Reichstag und Bundesrath, und zweitens, daß dem Reichötage die Initiative 
in Berfaljungsänderungen zuftehe, wie die Initiative dem Reichsſtage ganz 
allgemein bei allen Geſetzesvorſchlägen eingeräumt ift. Gerade in Diejem 
Sinne hat der Antragfteller den Antrag motivirt, und in diefem Sinne iſt 
der Antrag vom Neichötage angenommen. Ia, nody mehr: ich hatte bei 
Gelegenheit der Berathung der Bundes - Verfaflung meinerjeitd den Antrag 
geitellt, dat ohne Aenderung der Verfaſſung beitimmte einzelne Einrichtungen 
im Wege der Gejehgebung getroffen werden fönnten, audy dann, wenn fie 
nicht ausdrüdlich unter die allgemeinen Normativfäge der Verfaſſungskom— 
petenz der Norddeutjchen Bundes-Verfaffung fielen. Der Antrag ift damals 
abgelehnt, und zwar, wie jämmtliche Nedner, auch der damalige Vertreter 
des Bundesraths, Legationsraty Hofmann, ausdrüdlich erflärten, weil es 
nicht erforderlich jei, weil man ja im Wege der Geſetzgebung alle diejenigen 
Einrichtungen, auch wenn fie nicht ausdrüdlic unter den Artikel 4 der 
Bundesverfaſſung fielen, treffen könne. Es kann hiernady gar feinem Zwei: 
fel unterliegen, daß Wort und Sinn der Verfafjung vollkommen Elar find, 
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und daß wir berechtigt find, wie auch der Bundesrath bisher in feinem eig— 
nen Verhalten eö angenommen bat — id) erinnere nur nody jeßt neuerdings 
an den Antrag wegen Einrichtung eines Dber-Handelögerichtähofes — berechtigt 
find, die Kompetenz auszudehnen mitteld Zweidrittel-Majorität des Bundes- 
raths und einfacher Majorität des Reichstags. ine Gefahr für die einzel- 
nen Staaten fann darin auch gar nicht liegen, die einzelnen Staaten finden 
ja ihren Schuß an der Zweidrittel-Majorität des Bundesraths. Das ift die 
Garantie, die den einzelnen Staaten gegeben ift, dab auch ihre Intereffen 
in Betracht fommen, während allerdings vorzugäweije die Aufgabe des Reichs— 
tages fein wird, die Intereſſen ausjchließlich der Gejammtheit zu vertreten. 
Formelle Bedenken aljo werden dem Antrage nicht entgegenftehen. — Es liegt 
mir num ob, den Antrag materiell zu rechtfertigen, ich muß aber zuvor, ehe 
ich auf die materielle Rechtfertigung ded Antrages eingehe, ein Bedenken, 
welches mir in Privatgejprächen vielfach aufgeftoßen ift, hinwegräumen. 
Vielfach hat ed mir geichienen aus Privatgejprächen verjchiedener Kollegen, 
als wenn fie glaubten, durch Uebertragung der Kompetenz auf die Nord— 
deutiche Bundeöverfaffung werde die Gejeßgebung der Einzelſtaaten in Be- 
ziehbung auf das bürgerliche Recht vollitändig lahm gelegt, es werden die 
Einzelſtaaten nicht mehr im Stande jein, einzelne Materien des bürgerlichen 
Rechts oder gar eine Gejammtkodififation vorzunehmen. Cs ift das nun 
offenbar irrig, denn Alles, mas zur Kompetenz des Norddeutjchen Bundes 
fteht, joll nicht der Kompetenz der Einzeljtaaten entzogen werden, jondern 
die Einzelſtaaten bleiben berechtigt, auch diejenigen Materien der bürgerlichen 
Geſetzgebung zu behandeln, weldye zugleich behandelt werden fünnen im Wege 
der Gefebgebung von den verfafjungsmäßigen Organen des Norddeutichen 
Bundes. Es wird aljo durch die Annahme meines Antrages die Gejebge- 
bung der Einzelftaaten in feiner Weiſe lahm gelegt. Man hat zweitens ge— 
jagt, wenn das bürgerliche Recht einheitlich geordnet wird, jo ift damit der 
Einheitsſtaat proflamirt und es widerjpricht das offenbar doch dem Geifte 
der Berfaffung. Meine Herren, Preußen ift unzweifelhaft ein Einheitöftaat, 
und zwar kann man wohl jagen, der jchärfiten Art, centralifirter vielleicht 
als nöthig wäre; Preußen hat aber drei verſchiedene Rechtöjyiteme, das ge- 
meine Recht, dad Allgemeine Landrecht und den code Napol&on. Hannover 
war unzweifelhaft ein Einheitsſtaat und wie jeder Fleine Staat ein bureau- 
kratiſch centralifirter, in Hannover gilt in einigen Theilen und zwar in 
einigen jehr erheblichen, das Landrecht, in andern Theilen das gemeine Recht. 
Daß aljo die Verjchiedenartigfeit ded bürgerlichen Rechts verträglich 
ift mit dem Einheitöftaat, wird Niemand beftreiten können. Andererſeits 
aber, meine Herren, das heilige Römijche Reich Deuticher Nation, welches 
im Jahre 1806 zu Grunde ging, war gewiß fein Einheitsitaat, es hatte aber 
ein einheitliches Givilrecht, wenn auch nur ein auf Gewohnheit und Wiffenjchaft 
beruhended. Man fteht deutlich, die Frage wegen der Einheitlichfeit des Pri- 
vatrechts hängt mit der Trage nad) der Souveränetät, mit dem Staatörecht, 
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mit dem Kirchenrecht und der einheitlichen Ordnung diefer Materien durch— 
aus nicht nothwendig zujammen. Das allerdings gebe ich zu und bierin 
liegt die wejentliche Begründung meines Antrags: ein Einzelſtaat kann ohne 
nationales Recht auf die Dauer nicht beitehen. Meine Herren, das nationale 
Leben, das Gefühl der nationalen Zuſammengehörigkeit jet voraus, daß die 
Nation begriffen hat, dat das Privatrecht untheilbar ift, dab man nicht ein 
einzelnes Stüd der Gejammtheit einräumen fann und dem Grundſatze nadı 
ſehr wejentliche und das wichtigite Stüd des Nechtölebens ausſchließlich den 
Gliedern überlaffen darf; das werde idy Ihnen näher zeigen und ich glaube, 
es wird ſich dann finden, daß die Uebertragung ded Geſetzgebungsrechtes in 
Beziehung auf dieſes ungetheilte bürgerliche Recht nicht bloß im Intereſſe 
der Geſammtheit der Nation jondern ebenjowohl im Intereſſe der einzelnen 
Staaten liegt. Werfen wir einen Blid auf den heutigen Zuftand der Dinge 
in Deutichland in Beziehung auf das Privatrecht. Wir können in dieſer 
Beziehung drei große Rechtsgruppen unterjcheiden, diejenige Gruppe, in welcher 
dad gemeine Recht gilt, diejenige Gruppe, in der das Landrecht gilt, und 
diejenige Gruppe, in der das Franzöſiſche Necht gilt. Ich wende mich zuerft 
kurz zu der Lage des Nechted und jeiner wiljenichaftlichen Behandlung in 
denjenigen Theilen Deutſchlands, in denen das gemeine Recht gilt. Wir jehen 
da, dab der Wiljenjchaft und der Entwidelung der Inſtitutionen es gelungen 
ift, den bis dahin unvermittelten Gegenſatz zwiſchen dem Römiſchen Redyt 
und den Neften des Deutichen Nechtölebens, dem Deutichen Privatrecht mehr 
und mehr auszugleichen, daß ed der Rechtswiſſenſchaft gelungen it, beide 
Rechtsſyſteme harmoniſch in einander zu verjcdymelzen, dat; dadurd die Mög- 
lichkeit jeßt gegeben iſt, ein einheitliches Recht, wiljenjchaftlich dargeitellt, im 
Bewußtſein des Volkes ruhend, zu Fodifiziren. Wir jehen, daß das ge- 
meine Recht, bis dahin unkodifizirt, lediglich auf Gewohnheit beruhend, den 
unaufbörlichen Einflüffen der Entwidelung des bürgerlichen Lebens ausgejekt, 
viel mehr als das Eodifizirte Recht des Yandrechtd und des Code Napoleon 
fich entwidelt hat mit den Fortichritten und den Veränderungen, die das 
bürgerliche Leben jelbit erlitten, daß es der Wiſſenſchaft gelungen ift, bier 
viel mehr den neuen Entwidelungen, die Handel und Induftrie hervorriefen, 
gerecht zu werden. Wir werden aljo nady meiner Meimıng auf der Grund: 
lage des wiljenjchaftlich am meilten audgebildeten und den Bedürfnifien des 
gegenwärtigen Lebens am meiſten entjprecyenden gemeinen Rechts am eriten 
zur Kodififation fommen. Was das Landrecht betrifft, jo wird Jeder zugeben, 
dab die Kodififation des Landrechts zu der Größe Preußens außerordentlich) 
beigetragen hat (Hört!), Ieder wird zugeben, daß das Landrecht damals ein 
außerordentlicher Fortichritt war, Niemand aber wird verfennen, dab das Yand- 
recht in feiner — wenn ich mich jo ausdrüden darf ohne die Preußiſchen 
Juriſten zu choquiren — Gritarrung hinter den Fortjchritten der Wifjenjchaft, 
binter den Bebürfniffen des bürgerlichen Lebens zurüdgeblieben iſt, Jeder 
wird zugeben, dab das Landrecht einen fardinalen Fehler (der vorzugsweiſe 
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dem Preußiſchen Rechtöleben und der Preußiſchen Bureaufratie eigen ift) 
eines bürgerlichen Geſetzbuchs hat, den Kardinalfehler einer viel zu großen 
Spezialifirung, Jeder wird zugeben, dab mit dem Landrecht kaum eine wilfen- 
\dhaftliche Behandlung und ein wilfenjchaftlicher Aufſchwung in dem Rechts— 
leben möglidy iſt — das hat auch die Erfahrung bewiejen. — Daß aljo das 
Yandrecht, hervorgegangen aus den damaligen Rechtsanſchauungen, heut nicht 
mehr genügt, einer wejentlichen Umgeftaltung bedarf, dab das Landrecht bei 
einer Kodififation zwar als jehr nüßlidyes Material aber nicht als einzige 
und enticheidende Grundlage behandelt werden darf und kann, das glaube 
ih muß Jeder zugeben. Was nun das Sranzöfiiche Nedyt betrifft, jo bin 
ich zwar durchdrungen davon, daß der Code Napoleon, namentlich was die 
Form betrifft, aufßerordentlidye Borzüge bat, ich enthalte mich aber einer 
weiteren Ausführung darüber, dat jehr wejentlicdye Grundlagen des Code 
Napuleon, jei es durdy die heutige Entwidelung längit überwunden, ſei es 
niemals für unjer Deutjches Nechtögefühl und unjer Rechtöleben gepaßt haben. 
Unjere Aufgabe iſt aljo unter den gegenwärtigen Verhältniſſen noch mehr als 
bei irgend einer anderen Nation, dieje verjchiedenen Nechtöiyiteme zu ver: 
ſchmelzen und fie in einem gemeinjamen Nechtsbuch, einem Deutjchen Rechts: 
bucdy der Nation zugänglich zu machen. Meine Herren, ich denke gar nicht 
daran, dab dies von heute auf morgen ſtatthaben könnte, ich denfe gar nicht 
daran, daß es unſere Aufgabe wäre, praftiic ohne Weiteres an die Kodi- 
fifation zu geben. Ic, bin davon durddrungen, daß das jchließliche Ziel 
vielleicht nocdy 10 bis 20 Jahre auf fich warten läßt; ich verlange nur, daß 
die Gejammtvertretung der Nation fich die Aufgabe jtellen joll, dab fie 
fich berechtigt erflärt, nad diefem hohen Ziele der Nechtöeinheit zu ſtreben. 
Ich verlange eine Vollmadıt für den Bundesrath und den Reichstag die 
Rechtseinheit zu ſchaffen. Ob wir das Ziel jchließlich durdy eine große Ko— 
dififation erreichen, oder ob wir dem Ziel wie bisher allmälig näher zu 
fonımen juchen dadurch, daß wir nah und mad einzelne heile 
des Nechtslebens Eodifiziren, das wird die Zufunft lehren. Beides iſt aber 
nur möglich, wenn wir die Kompetenz dazu in Händen haben. Die kleinen 
Staaten in Deutichland, meine Herren, werden ſich das doch jagen müljen, 
daß fie außer Stande find, diefe große Aufgabe zu löfen. Daß man in 
einem fleinen Staate das bürgerliche Recht nicht Fodifiziren fann, und daß, 
wenn es geichähe, ed das größte Unglüd wäre für die Bevölkerung der Ein- 
zelftaaten und für Deutjchland, das brauche ich nicht auszuführen. Die Einzel: 
itaaten verlieren nichts durch meinen Antrag, fie fünnen durch ihn nur ges 
winnen; er allein giebt ihnen die Möglichkeit, auf die Geftaltung des Deut- 
ichen Rechtsbuches der Zukunft auch ihrerjeits einzuwirken. Der PBartifularis- 
mus der Einzelſtaaten aljo wird, vernünftig betradytet, durch unjern Antrag 
gar micht berührt. Eher könnte ſich der Preußiſche Partikularismus jträuben, 
meine Herren. Daß wir in Preußen werden — wenn der Norddeutiche Bund 
die Aufgabe fich nicht ftellt — die Aufgabe erfafjen müſſen, daß die verjchie- 
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denen Rechtsſyſteme in Preußen nicht bleiben Fünnen, das ift, glaube ich, 
eine allen _ denfenden Politikern und Iuriften unzweifelhafte Frage. Wenn 
aljo der Bund die Aufgabe von fich ablehnt, was wird geichehen? Preußen 
wird die Aufgabe in die Hand nehmen, wir werden ein Rechtsbuch für das 
Preußiſche Volk ſchaffen, und was wird ſchließlich der Erfolg fein? Die 
Kleinitaaten Deutjchlands werden gezwungen werden, das Preußiſche Nechte- 
buch zu acceptiren, ohne daß fie bei jeiner Berathung haben mitwirken 
können. (Sehr richtig!) Ich frage daher, ob ein partifulariftijches Intereſſe 
meinem Antrage entgegenitehen fann. Wenn die Herren es nur unbefangen 
auffaffen wollen, jo kann ich das unmöglich glauben. Ia, Diejenigen unter 
und, die Mißtrauen gegen den Norddeutjchen Bund haben, die feine Gejeß- 
gebung für eine ungeordnete halten, die aljo ſchon aus diefen Gründen jedes 
Geſetz, welches der Norddeutiche Bund erläft, mit Miftrauen anjehen, Die- 
jenigen unter und, die die Entwidelung des Deutjchen Rechtslebens überhaupt 
nicht wollen, — die allerdings fünnen meinen Antrag befämpfen, aber nur 
die allein. (Widerſpruch und Zuftimmung.) Meine Herren, abgejehen von 
diefer hohen Aufgabe der Zufunft, für welche wir uns den Boden jchaffen 
wollen, — abgejehen davon ift auch aus anderen Gründen die Annahme meines 
Antrages eine Nothwendigfeit. Ich habe ſchon vorhin gejagt: das bürgerlidye 
Recht iſt umtheilbar. Jedes Mal, wo man ein einzelnes Stüd zu fodifiziren 
in Angriff nimmt, wird man dies fühlen; man wird genöthigt fein, bei der 
Behandlung jeder einzelnen Spezialmaterie in die anderen auögejchloffenen 
Materien überzugreifen und fich jo fortwährend in Kompetenzjchwierigfeiten 
zu verwideln, allerhand Streitigkeiten hervorzurufen über die Berechtigung 
der Bundeögejeßgebung, überall in Fußangeln zu gerathen. Das Obliga- 
tionenrecht iſt bereits durchberathen und Fodifizirt und jogar durch eine Kom— 
mijfion, welche der jelige Deutſche Bundestag eingejett hatte. Ich habe den 
Entwurf in der Hand, der damals berathen ift, ich jchäße ihn als ein ganz 
außerordentliche Werk und glaube, er wird und in Zukunft unjere eigene 
Aufgabe außerordentlich erleichtern. Diejenigen aber unter Ihnen, meine 
Herren, die den Entwurf einmal angejeben haben, werden mir zugeben 
müffen, daß er überall über jeine Begrenzung hinausgreift. Wenn der Entwurf 
des Deutjchen Obligationenrechts fich genöthigt fieht, die Frage nach der Perjön- 
lichkeit, die Frage nad) der Bildung von Gejellichaften, nach den Rechtsſubjekten 
zu behandeln, wenn der Entwurf die Lehre vom Irrthum, vom Betruge, von der 
Unzweifelhaftigfeit des Willens in das Obligationenrecht bineinziehen muß, 
greift er da nicht in das bürgerliche Recht hinüber? gehören nach dem 
herrſchenden Syſtem alle diefe Fragen in das Obligationenrecht? Was werden 
wir aljo thun müffen? Denjelben Weg bejchreiten? Aendern Sie die Ver- 
faffung nicht im Grundjaße, jo werden Sie fortwährend genöthigt fein, die 
Verfaffung in facto zu ändern. Ich will aber lieber eine deutliche Wende: 
rung im Grundjaß, ald ein fortwährendes Hinübergreifen im einzelnen Falle. 
Das thut feiner Berfafjung wohl. Ich erinnere ferner, um ein anderes 
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Beijpiel zu nehmen, an den Antrag des Abgeordneten von Hagfe, den man 
von allen Seiten mit Freuden begrüßt hat, wo man von allen Seiten ein 
Bedürfniß anerkannt hat, daß die Volljährigkeit nach gleichen Grundjäßen 
in ein und derjelben Nation müfje behandelt werden. Meine Herren, wenn 
ich offen meine MWeberzeugung ausſprechen joll, jo gehört der Antrag des 
Abgeordneten von Hagfe nicht in die jeßige Kompetenz der Bundeöverfaflung. 
Die Frage gehört nicht in das Obligationenrecht, nicht in das Strafrecht, 
nicht in das Handelsrecht, jondern fie gehört unzweifelhaft in das Kamilien- 
recht. Es ift aljo Har, wir hätten den Antrag zurückweiſen müſſen, oder 
wenn wir ihn annehmen, und der Bundesrath ihn mit Zweidrittel-Mehrheit 
annimmt, jo ändern wir die Verfaffung bezüglich diejed einzelnen Zweckes. 
Kann das aber wohl gethan fein? Unmöglih! Der Herr Abgeordnete 
Schulze hat im Preußiſchen Abgeordnetenhaufe einen Antrag geftellt, welcher 
bezweckt, diejenigen Vortheile, welche den Erwerbögenofjenichaften durch das 
Genoſſenſchaftsgeſetz, welches wir bier berathen haben, zu Theil geworden 
find, auch auf Gefellichaften anderer Art, auf Wohlthätigkeitögejellichaften, 
auf Gejellichaften zur wiſſenſchaftlichen Ausbildung u. j. w. auszudehnen. 
Es ift dies ein Antrag, den ich mit auferordentlicher Freude begrüßt babe, 
ein Antrag, der einem ganz dringenden Bedürfniſſe entjpricht, ein Antrag, 
der zurücdführt auf die alte Entwidelung des Deutichen Rechtslebens in Ge- 
noffenichaften, ein Antrag, der und hinweghilft über die großen Schäden, 
die dem Leben der Nation zugefügt find durch die Theorie der Römiſchen 
Korporationen und der Römiſchen Sozietäten. Meine Herren! Der Antrag 
gehört hier in den Norbdeutichen Bund, er bezielt Deutichland gleichmäßig, 
er joll nicht bloß für Preußen fein, er joll ganz Deutjchland zu gute fommen. 
Wir können den Antrag bier aber vielleicht nicht berathen, — ich will da— 
rüber noch nicht urtheilen, jedenfalld fommen wir in die größten Meinungs- 
verjchiedenheiten und Differenzen, wenn wir einen joldhen Antrag hier zur 
Berathung nehmen. — So werden tagtäglich immer mehr einzelne Fälle an 
und herantreten, wo das Bedürfniß der Nation eine gleicharttge geſetzge— 
berijche Behandlung erfordert, und in jedem einzelnen Falle werden wir vor 
der Kompetenz ftehen, in jedem einzelnen Falle werden wir die Kompetenz, 
wenn wir fie nicht ſchon in der Verfaffung gegeben erachten, durch ein 
Spezialgefe feititellen müffen in der Hoffnung, daß der Bundesrath mit 
Zweidrittel-Mebrheit zuftimmt und der Reichstag mit einfacher Mehrheit. 
Was wird jchlieflic) wohl die Verfaffung des Norddeutichen Bundes für 
ein wunderbares Geficht Eriegen, wenn wir ohne die Grundjäße und Grund» 
lagen der Kompetenz in der Verfaſſung feftzuitellen, jo verfahren, wie hier 
der Bundesrath beim Ober-Handelögericht verfahren ift, und jo verfahren, 
wie wir bei Gelegenheit diefer anderen eben -angeführten Beijpiele verfahren 
müfjen! Ich kann unmöglich glauben, daß dies etwas Zweckmäßiges jei. 
Meine Herren! Ald der Iuftigminifter in Preußen im vorigen Jahre das 
Geje wegen der Auflafjung dinglicher Nechte vorlegte, da hat glaube ich 
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jeder Juriſt im Haufe fich gejagt: das Geje gehört eigentlicy in den Nord- 
deutichen Bund; mit ihm hängt die Verwerthung deö Grundbefites, mit 
ihm hängt der Kredit, mit ihm hängt das Verhältniß des unbeweglichen 
zum mobilen Eigenthum zufammen; unmittelbar jtößt der Antrag in das 
Handelsrecht, in das Wedhjelrecht, in alle die Fragen des Handels und 
Wandels und Verkehrs. Wenn das eine dem Norddeutichen Bunde über: 
laffen wird, jo muß auch das andere naturgemäß vom Norddeutichen Bunde 
behandelt werden. Aber wir haben feine Kompetenz, wir müffen den An— 
trag, wenn er bierher fommt, zurücdweijen. Meine Herren, Einige unter 
Ihnen haben mir gejagt: wir fürchten die Gentralifation in Deutichland, 
wir wollen nicht das geſammte bürgerliche Nechtöleben dem Norddeutichen 
Bunde übertragen; denn warum joll alles nivellirt werden? warum jollen 
die DVerjchiedenheiten in den einzelnen Provinzen und Kreiſen, die die 
Iofalen Verhältniffe erzeugt haben, und die dem gejammten Leben der Na- 
tion feinen Schaden thun, nicht beitchen bleiben? warum alles nivelliren? 
Ja, meine Herren, Diejenigen unter Ihnen, namentlich die Herren aus Preußen, 
die mir den Einwand gemacht haben, bitte ich ſich einmal far zu machen, 
wo wahrjcheinlicd mehr nivellirt werden wird, in einem Einheitsſtaat oder 
in emem Bundesitaat, wo die Kräfte, die das Partifulare auch lieben und 
vertreten, zu denen ich auch gehöre, Itärfer find: im Norddeutichen Bunde 
oder in den einzelnen Einheitöftaaten Deutjchlandse? Meine Herren, daß 
fie in den Einzelſtaaten nicht Stark find, das lehrt uns die Erfahrung; 
nirgends ift das Beſondere mehr zerichlagen, als in den Heinen und fleineren 
Deutichen Einheitsitaaten. Wenn es fich um die Frage handelt: welche all- 
gemeinen Sätze jollen gleidy jein für die ganze Nation in Beziehung auf 
das bürgerliche Necytsleben und was joll der partifularen Nechtsentwidelung 
überlafjen bleiben ? — jo bin ich überzeugt, das Maaß für leteres wird größer 
bemefjen werden hier im Norddeutichen Bund, als in jedem Deutjchen Ein- 
heitsſtaate, ald auch in Preußen. (Sehr wahr!) Und das iſt der Haupt: 
grund jogar, der mid) bewegt dieſen Antrag bier einzubringen. Ich begreife 
daher nicht eine Aeußerung eines Vertreterd aus Mecklenburg, der jedesmal, 
wenn es ſich um eine Erweiterung der Kompeten; handelt, uns vorwirft, 
wir fämen immer mit dem Ginheitsitaat und würfen daher Miktrauen 
in die Negierungen und Bevölferungen. Dem Scheine nady mag das der 
Fall jein, wer aber wirflidy tiefer nachdenft, wird die Gründe die ich eben 
angeführt habe, nicht ohne weiteres wegwerfen können. Ich behaupte, wenn 
wir bier in Preußen das gelammte bürgerliche Recht Fodifizirten, jo wird 
es Ipäter ohne Weiteres auf Medlenburg ausgedehnt werden und ed werden 
die Vertreter von Medlenburg feine Gelegenheit gehabt haben, um Schonung 
anzubalten für bejondere und berechtigte Einrichtungen und Eigenthümlich— 
feiten in Mecklenburg, und jo wird es jedem einzelnen Deutjchen Staate 
gehen. Ich glaube überhaupt, dab die Gefahr der Gentralijation, des 
Nivellivens um jo Heiner iſt — wenn ich dies jage, jo bin ich auf itarfen 
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Widerſpruch gefaßt — je weniger allein entjcheidend die altpreußiſche Tra- 
dition ift. Ja, meine Herren, Preußen ift und mußte werden, und ich 
lage Gott Dank, dab es jo geworden ift, fonit hätte es feine großen Auf- 
gaben nicht löſen können — ein ftarfer centralifirter Staat und der Staat 
hat natürlich eingewirft auf das ganze Fühlen und Denken der Bevölkerung. — 
Wir, die wir aus fleinen Staaten fommen und daher unſere Anjchauungen 
noch in vielen Beziehungen haben‘, haben viel mehr Neigung für das Be— 
jondere, viel mehr Abneigung gegen das ausſchließliche Gentralifiren, ald die 
Iuriften in Preußen. So ift mir das Gefühl entgegengetreten und ich 
glaube daher: je mehr die gefammte Deutjche Volkskraft und die gelammte 
Deutiche wilfenfchaftliche Befähigung, je mehr die Traditionen aus Sachſen 
und den übrigen Heinen Ländern mitwirken, um jo geringer ift audy die 
Gefahr der Gentralifation und des Nivellirens, des übermäßigen Verallge: 
meinernd hier im Neichötage. Ich glaube aber gar nicht an die Gefahr. 
Ich bin feft überzeugt, daß wenn die Gefahr vorhanden wäre, wenn wir 
in die Richtung des franzöfiichen Einheitsſtaates kämen, was allen Deutſchen 
Traditionen und der Gefinnung des Deutjchen Volkes völlig zuwider ift, 
— wenn dieje Gefahr wirflich vorhanden wäre, jo kann fie gewiß nicht abge- 
wendet werden durch künſtliche Mittel, nicht dadurch, daß formell hier für 
einen Augenblid die Kompetenz des Neichötags beichränft wird! Sit die 
Gefahr da, jo liegt fie in der Beichaffenheit des Volkes jelber und dann ift 
fie überhaupt nicht abzuwenden; dann müffen wir und einfach unterwerfen. — 
Der zweite Theil meined Antrages betrifft die Ausdehnung der Kompetenz 
ded Bundes auf die Gerichtöorganijation. Wir haben die Civilordnungs— 
Prozefgebung jebt ſchon in der Kompetenz ded Bundes. Ich glanbe, es 
fann gar nicht zweifelhaft jein, dab es unmöglich ift ein Gejeß für den 
Givilprogeß oder Kriminalprozeß zu emaniren ohne zugleich in die Geital- 
tung derjenigen Behörden einzugreifen, welche fungiren jollen. -Ieder Givil- 
prozeß muß nothwendig in die beitehende Gerichtdorganijation eingreifen. 
Die Gerichte find ja aber nichts weiter ald die Handhaben, mit denen die 
Vorichriften des Civilprozeffed zur Anwendung gebracht werden. Bei der 
Berathung der Civilprozeßordnung muß man far darüber jein, inwiefern 
dad Syſtem der Gingelrichter oder der Kollegialrichter, immwiefern die 
zweite oder dritte Berufung zuläffig it oder nicht, weldye Behörden dafür 
zu jchaffen find. Ich behaupte, die niedergeleßte Civilprozeßordnungs-Kom— 
milfion fann ihre Aufgabe nicht löjen, wenn fie nicht ganz flar über die 
Drganifation der Gerichtöhöfe iſt, welche auf Grund der neuen Givilprozeh- 
ordnung arbeiten werden. Iſt das aber richtig, jo muß man audy die Ge— 
richtäorganifation in die Kompetenz des Bundes mit bineinbringen. Zwar 
könnte man möglicherweife jagen (und vielleicht hat man es gelagt): was 
naturgemäß und nothwendig in Bezug auf die Gerichtsorgantjation durch 
die Givilprozefordnung an Aenderungen hervorgerufen wird, gehört jelbit- 
verſtändlich auch ſchon zur Kompetenz der Verfaſſung des Norddeutichen 
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Bundes. Ich meine aber doch: den möglichen Zweifel beitimmt abzu— 
jchneiden ift nimmer wohlgethan in fo wichtigen Verfaffungsfragen, und es 
fann in jedem einzelnen Falle beitritten und zweifelhaft werden und zu 
allen möglichen Weiterungen führen, wie weit denn nun unmittelbar die 
Konſequenz einer einzelnen Beitimmung der Givilprozegordnung in Bezug 
auf die Geftalt der Gerichtähöfe geht. Es kann zweifelhaft werden, ob es 
uns möglich fein wird, eine volle Garantie dafür zu jchaffen, daß die Ge- 
richtöhöfe in den einzelnen Staaten auch wirklich dem Gedanfen entjprechen, 
der in der Givilprozekordnung vorausgefeßt iſt. Wenn wir der Nation ein 
Verfahren geben, jo müfjen wir das Recht haben auch zu garantiren, daß 
dad Verfahren von den richligen Perjonen und den richtigen organifirten 
Behörden gehandhabt wird. Sonft fünnen wir nicht dafür einftehen, daß 
das für wohlthätig erachtete Verfahren nicht in fein grades Gegentheil um- 
ſchlage. Ich Mür mein Theil halte allerdings ein praktiſch dringendes Be- 
dürfniß in Bezug auf die Gericytöorganifation nicht weiter vorliegend als 
bezüglich derjenigen Menderungen, — jet oder in Zukunft — weldye ſich aus den 
Aenderungen des Givilprozeiverfahrens oder des Kriminalprozeffed von jelbft 
ergeben; und ich glaube freilicy, daß wir feinen Grund haben zu anderen 
Zweden in die Gerichtöorganijation der Einzel-Staaten einzugreifen, und noch 
viel weniger, daß dies geichehen werde. Ich will nur Far ftellen daß jo 
weit ed nothwendig fit aus dem angeführten Grunde, injoweit auch un- 
zweifelhaft die Kompetenz und zufteht. Nach allem diejem glaube ich die 
Bedenken, weldye gegen meinen Antrag auffommen fönnen, zeritreut zu 
haben. Ic; bin überzeugt, wer für den Antrag ftimmt, erweilt dem Rechts: 
leben der Nation und unjerer nationalen Entwidelung eine große Wohl- 
that. Gr wird, wenn es gelungen fein wird, auf Grund unjeres Antrages 
das hohe Ziel der Rechtseinheit einer Nation zu jchaffen, einen Eckſtein der 
Zufammengehörigfeit und Ungertrenmlichfeit aller Glieder der Deutichen Na: 
tion binftellen, der mächtiger und ftärfer ift als alle Heere und Flotten, die 
wir bier bewilligt haben. Er wird die Gefeßgebung des Deutichen Bundes 
erleichtern, täglich auftauchende Schwierigfeiten vermindern; und vom Stand- 
punfte der Ginzelitaaten (indem er bereitwillig der Gejammtheit giebt, mas 
die Gejammtheit braucht) umſomehr auf ein Entgegenkommen rechnen dürfen, 
wenn er für den Einzelſtaat erhalten will, was der Einzelitaat behalten 
fann und ſoll. Ich empfehle Ihnen meinen Antrag. (Bravo!) 


Wagener (Neuftettin):*) Meine Herren, innerhalb des Norddeutichen 
Bundes find befammtlid alle Monopole abgejchafft, und idy möchte deshalb 
auch bitten, daß Sie (nady links) auf den immer wiederfehrenden Mißbrauch 
Verzicht leiten, fich ftets als die Monopoliften des Patriotismus und der 
nationalen Gefinnung zu produziren und alle Die, die das Unglüd haben 
in ſolchen Dingen von Ihnen abzuweichen, jo zu jagen der Deutichen Nation 
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zu denunziren als folche, die böswilliger Weiſe die nationale Entwidelung 
hemmen wollen. Meine Herren, es iſt das wirklich nicht mehr angebracht; 
wir find mindeftend ebenjo patriotiich und national, wie Sie, und ich be- 
haupte, wir find ed zu Zeiten vielmehr gewejen. Aljo dies ein für alle Mal 
abgeniacht! (Heiterkeit) Nun, meine Herren, der Herr Antragiteller hat 
an die Spibe jeiner Auseinanderjegung die Bemerkung geftellt, daß er 
jeinerjeitö die Kompetenz des Neichötages zu dem nnd beichäftigenden An— 
trage für jo unzweifelhaft hielte, daß er erft dann auf die Kompetenzfrage 
eingehen wolle, wenn diejelbe von irgend einer Seite beftritten würde. Sch 
habe nun meinerjeitö recht eigentlich zu dem Zwecke die Tribüne betreten, 
um diefe Kompetenz nad allen Richtungen zu beitreiten, und zwar, meine 
Herren, befinde ich mich zunächſt in der glüdlichen Lage, dies thun zu können, 
wie der Lateiner jagt, auetore Twesten, Ic, glaube zwar, meine Herren, 
daß dieſe damalige Deduftion des Herrn Abgeordneten Tweſten, die ich 
Shnen bier mittheilen will, jeinen politiichen Freunden heute etwas unbequem 
it. Wir gehen aber von dem Gab aus, daß in der nationalen Fraftion 
Herr Tweſten nicht der jchlechtefte, jondern — natürlidy immer Herr Lasfer 
auögenommen — der beſte Iurift iſt. (Heiterfeit.) Nun, meine Herren, 
Herr Tweſten hat damald über ‚die und bejchäftigende Frage Folgendes ge— 
jagt: *) „Es ift ein allgemeiner rechtlicher Grundjat, geltend im Privatrecht, 
wie im Staatörecht: Niemand kann ſich jelbit jeine Kompetenz erweitern. 
Eine Kompetenz, die nicht durdy die Verfalfung dem Bundesrat) und dem 
Neichötage beigelegt wird, können ſich diefe Körperjchaften niemals jpäter 
jelbjt beilegen, wenn es nicht ausdrüdlich vorbehalten wird. Daß dies im 
Wege der Verfaffungsänderung gejchehen kann, das würde ich doch für höchft 
bedenklich halten, denn das wäre allerdings der Weg, durch welchen im 
Mege Nechtend geradezu die Fleineren Staaten mediatifirt werden könnten.“ 
Meine Herren, das iſt ungefähr der Grundjaß, den ich heute verfuchen will 
an der Hand der Verfaffungsurfunde mit einigen näheren Gitaten Ihnen 
auszuführen. Ic made Sie dabei zunächſt auf den Artikel 23 der Ber: 
fafjungsurfunde aufmerfjam, worin ausdrüdlicd die Beitimmung enthalten 
ilt: „Der Neichötag hat das Recht, innerhalb der Kompetenz des Bundes 
Gejeße vorzujchlagen" — meine Herren, innerhalb der Kompetenz 
ded Bundes. Ich will dann zugleich darauf aufmerffam machen‘, daß 
der Artikel 78 der Verfafjungsurfunde, der von Berfafjungsänderungen 
jpricht, damals angenommen worden ift in feiner jetzigen Faffung auf Grund 
eines Amendementd des Herm Abgeordneten Lasker, der damals ausdrüd- 
lich deduzirte, daß die vom Bundesrath vorgelegte Faſſung zu gewiſſen Be- 
denfen und Zweifeln Veranlaffung geben fünne, und daß er die Abficht 
habe, dieſe Zweifel durch die Faſſung jeines Amendementd zu bejeitigen. 
Er jagte damals“): „Es herricht bei Vielen ein zweites Bedenken, welches bis— 
ber noch nicht widerlegt worden ift, ein Bedenfen aus dem Artikel 23, 
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welches mich gleichfalld zu einer redaktionellen Aenderung bewegen möchte". 
Gr citirt mın den bereits vorgelejenen Artifel 23 und fährt dann fort: „Auch 
bier fann es wiederum zweifelhaft werden, ob dem Reichstage die Initiative 
bei Verfaffungsänderungen zufteht. Der Zufaß: „innerhalb der Kompetenz 
des Bundes” kann zu verichiedenen Deutungen Anlaß geben. Man könnte 
von der einen Seite ausführen: zur Kompetenz des Bundes gehören mır 
diejenigen Gegenftände, welche der Gejeßgebung ausdrüdlidy überwiejen find; 
eö gehören aber Berfafjungsänderungen im jtriften Sinne nicht zur Kom: 
petenz des Bundes. Ja, ich geitehe, dieje Worte ſcheinen jogar überflüffig 
zu fein, wenn fie nicht eine einjchränfende Bedeutung haben jollen. Nichts— 
deitoweniger aber bin ich der Meinung, daß die Abfaſſer des Verfaſſungs— 
entwurfd eine jo weit tragende Bedeutung bei den erwähnten Worten des 
Artikels ficy nicht gedacht haben. Ich glaube deshalb, dab Sie es für mehr 
ald eine redaktionelle Verbeſſerung erachten werden, wenn ausdrücklich be- 
ftimmt wird, dab im Wege der Gejeßgebung VBerfaffungsänderungen bewirkt 
werden fünnen, dat aljo auch hierin dem Reichstage die Initiative zuſtehe“. 
Meine Herren, Herr Lasker wird nicht beanjpruchen, daß ich ihn für mid) 
ald unbedingte Autorität citire. Ich babe ihn nur citirt, um zu beweiſen, 
daß jelbit ibm damals die Sache doch nicht jo ganz unzweifelhaft worge- 
fommen ijt, daß er jelbit dody gewilje Bedenken gehabt hat, es könnte einer 
oder der amdere böswillige Patriot die Sache vielleicht auch etwas anders 
auffaljen, und daß er deshalb die veränderte Faſſung vorgejchlagen bat, um 
dieſe Vedenken zu bejeitigen. Aber, meine Herren, nady der Meinung jeiner 
eigenen Parteigenofjen — ich verweije ihn da auf die Auseinanderjeßung 
eines jehr freifinnigen Schriftitellers über diefen Gegenitand — iſt jeine 
Aenderung, wie der ſich ausdrüdt, feine jehr glüdliche gewejen, weil fie das 
nicht getroffen bat, was fie hat treffen jollen und weil er namentlich ver: 
gefien hat aus dem Art. 23 diefe Worte herauszujchaffen, die, wie er jehr 
richtig bemerkt, fid) bei der Kompetenz des Bundesraths in der Bundeöver- 
faffung nicht befinden. Nun aber, meine Herren, möchte ich — und das 
ſcheint mir für dieje Frage eigentlidy der hauptenticheidende Grund zu jein 
— id) möchte darauf aufmerkfjam machen, meine Herren: bier ift auch in 
den fonitituirenden Reichſtage die Sache immer jo gefaßt, ald ob Ver— 
fajjungsänderungen und Veränderungen der Kompetenz des Bundes 
ganz gleichbedeutende Dinge wären. Meine Herren, der tiefite Unterjcyied 
liegt ja gerade darin: in den Berfajjungsänderungen,*joweit fie ſich 
innerhalb der Kompetenz des Bundes bewegen, und in Berfafjungs- 
änderungen, joweit fie eine Veränderung und Erweiterung der Kom: 
petenz des Bundes find. Meine Herren, befamntlich it der Norddeutiche 
Bund vor allen Dingen auch ein vertragsmäßiges Opus; er beruht auf 
ganz beitimmten Vereinbarungen zwijchen den Regierungen; er berubt da— 
rauf, daß zu diejen Vereinbarungen ausdrüdlidy auch die Zuftimmung der 
Landeövertretungen der betheiligten Yänder erfordert und nothwendig gewejen 
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it. Deshalb, meine Herren, bin ich der Meinung, dab man allerdings da= 
rüber zweifelhaft jein kann, ob durch die veränderte Faſſung, die damals 
auf den Antrag des Herrn Lasker in die Verfaffungs-Urfunde hineingebracht 
ift, die gewöhnlichen Anträge auf Verfaſſungsänderung auch fortan zur 
Kompetenz deö Meichstaged gehören. Daß aber formulirte Gejegent- 
würfe, die fih außerhalb der Kompetenz des Bundes bewegen, 
nicht zu der Kompetenz des Neichötages gehören, meine Herren, dazu brauchen 
Sie ja bloß ganz einfach den Artikel 23 noch einmal durchzulejen. Denn 
wenn es auch richtig it, was Herr Miquel gejagt bat: „wo das Gele 
nicht unterjcheidet, joll der Interpret auch nicht unterjcyeiden,“ jo ift es doch 
viel unzweifelhafter, dab man feinesfalld einen Berfafjungsartifel dahin 
interpretiren darf, daß das, worauf bier ein wejentlicher Nachdruck 
gelegt iſt, hier gar nicht zu feinem Rechte kommt. Es heißt ausdrüdlidy: 
der Reichstag hat das Recht, innerhalb der Kompetenz des Bundes 
Geiete vorzujchlagen. Wenn Sie daraus ohne Weiteres, ohne irgend welche 
Begründung und ohne jede Rechtfertigung deduziren wollen: das fteht zwar 
in der Verfaſſung, aber da wir Verfafjungsänderungen machen fönnen, 
fönnen wir und aud) ohne Weiteres über dieſe Beitimmungen des Artifelö 
23 binfortfeßen, — jo ilt das allerdings eine jehr fühne Interpretation, 
meine Herren, aber ich glaube nicht, daß fie mit den gewöhnlichen Bor: 
ichriften von Interpretation nach dem allergewöhnlichiten Sinne und nad) 
irgend einer Richtung gerechtfertigt werden fann. Ich bin deshalb der Mei- 
nung — und das iſt ed ja, worauf jchon vor einigen Tagen von unfrer 
Seite der Hauptnachdruck gelegt iſt — dab diefe Beltimmung des Ar: 
tifeld 23 den jehr guten Sinn bat: feitjegen zu wollen, daß eben Anträge, 
und namentlich in Gejeßesform formulirte Anträge auf Veränderung der 
Kompetenz ded Bundes niemals von diefem Haufe ausgehen follen, jondern 
daß fie mur von diejem Tiſche (auf den Tiſch der Bundesbevollmädytigten 
deutend) gebracht werden dürfen, und zwar ift es jehr zweifelhaft, — id) 
habe fein Recht, darüber zu dijudiziren — ob innerhalb der verbündeten 
Regierungen (wie das jelbit demofratijche Schriftiteller ausgejprochen haben) 
in dieſem Falle nicht bloß Einſtimmigkeit der Regierungen nothwendig fein 
würde jondern auch wiederholte Zuftimmung der betreffenden Landesver: 
tretungen. Denn es könnte und ja einmal einfallen, wenn Alles erlaubt ift, 
unjere Kompetenz zu erweitern, den Bejchluß zu faſſen: fortan werden wir 
in diefem Haufe das Budget des Preußiſchen Staates feititellen. Glauben 
Sie, meine Herren, dab wir das könnten? Und wenn wir das nidyt dürfen, 
worin liegt der Unterjcdyied? Dürfen wir blo& die Regierungen vergewaltt- 
gen, oder find wir auch befugt die Yandesvertretungen zu wergewaltigen? 
Alle diefe Dinge haben zwei Seiten und ich hoffe nicht, daß mir von jener 
Seite (links) der Einwurf gemacht werden wird, daß Verfaljungsänderungen 
und KRompetenzerweiterungen nothwendig identiſch find; denn, meine Herren, 
die Kompetenz des Bundes ift jo weit, und die Verfaſſungsbeſtimmungen 
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etwad mehr die Widerlegung überlaffen, ich will nur noch auf zwei Dinge 
hinweifen. Herr Miquel hat jelbft gejagt: wir wollen ja nur den Grund: 
laß, es veriteht fich ja von jelbit, leiften werden wir vor 20 Sahren in 
diefer Sache nichts. Nun, meine Herren, dann lafjen Sie und doch noch 
ein bischen warten, in 20 Jahren kann Mancherlei paffiren, und es wäre 
möglich, dab ſchon nad 5 Jahren ſelbſt Herr Miquel auf diefem Gebiete 
ganz andere Anjchauungen hat ald jet. Mir jcheint aljo in der That 
periculum in mora nody nidyt vorhanden zu jein. Wir find deshalb auch 
nicht der Meinung, Ihren Antrag deshalb zu befämpfen, weil er uns in 
der nächſten Zeit ganz bejonderen Schaden thun würde, jondern weil Sie 
durch Ihre eigene Deduktion ſelbſt den Beweis führen, daß es Ihnen zu- 
nächſt gar nicht um die praftijche Seite der Sache zu thun iſt jondern nur 
darım, einen Grundſatz zu etabliren, den ich dahin bezeichnen möchte: wir 
wollen bei Zeiten die Souveränetät ded Reichstages feititellen, jo daß wenn 
wir und einmal gewillt oder geneigt finden davon Gebrauch zu machen, 
Niemand eriftirt, der und in der eraften Ausübung diefer Souveränetät ge 
niren oder hindern kann. Das tft die eigentliche Bedeutung dieſes Antrages, 
er ift nicht national, nicht patriotiſch — das wollen wir Alles auch, aber wir 
wollen nicht einen unpraftijchen Grundſatz etabliren, der notwendig die ganze 
Bafis der Norddeutichen Bundesverfaffung nicht blo& in Frage ftellt jondern 
erichüttert und untergräbt. Zum Schluß will id) den Herrn Miquel noch 
darauf aufmerfjam machen, daß er gejagt hat, eigentlich fünnten wir unjerer- 
ſeits wohl von der Auffaffung ausgehen, dab Alles, was nad) den von und 
angenommenen Gejeßen, nad) der Organijation der Gerichte ıc. nothwendig 
und vernünftig ift, ohne weiteres auch zu unferer Kompetenz gehört. Meine 
Herren, es ilt das allerdings eine mehr philojophiiche, wie ich glaube, als 
eine juriftiiche Deduftion. Ich möchte dem Herrn Miquel die Kehrjeite der 
Medaille zeigen. Wir gehen von der Vorausjegung aus, indem wir darauf 
verzichten, die Kleinen Negierungen grundfäßlich zu mediatifiren, — id) jage 
— wir gehen von der Vorausfeßung aus, dab die Regierungen der Einzel: 
länder auch aus vernünftigen Leuten beftehen und daß fie deßhalb aud) 
jelbit jo einfichtig und verftändig fein werden, das, was nad) den giltig be- 
ichloffenen Gejeßen des Norddeutichen Bundes vernünftig und nothwendig 
ift, auch ihrerjeits ins Leben zu führen. Meine Herren, Mofer jagt: feine 
größere Gefahr für die gemeine Freiheit ald die allgemeine fodifizirte Geſetz— 
gebung! — Ich würde jehr viel von meinem Vergnügen innerhalb des 
Norddeutichen Bundes verlieren, wenn ich immer jollte in dem Bewußtſein 
herumgehen, mit meiner ganzen bürgerlichen Exiſtenz auf nichts weiter mehr 
als auf die Beichlüffe des Norddeutichen Reichstages angewiefen zu fein. 
(Heiterkeit) Wir haben befanntlich jchon eine recht große — idy möchte 
jagen fait eine zu große Portion von Kompetenz, und wenn Sie id) 
erfundigen werden, meine Herren, was von den Dingen, die biäher unierer 
Kompetenz überwiejen find auf dem Gebiete des Rechts, biöher fertig ges 
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worden ilt, dann werden Sie vielleicht weniger hitig fein, und noch mit 
neuen Aufgaben zu belaften. Laflen Sie uns erit das fertig madjen, meine 
Herren, und ic) bezweifle nicht, daß auch die Regierungen jo patriotijch jein 
werden, dann demnächſt auch zu dem ihre Zuftimmung zu geben, was als 
nothwendige Konjequenz der Vorjchritte ſich als geboten und unvermeidlich 
erweilt. (Bravo! recht3.) 


Dr. Friedenthal (Neihe)*): Meine Herren, der Herr Vorredner hat 
in dem Haupttheile jeiner Deduktion ausgeführt, dab der Reichstag nicht 
fompetent jei, den vorliegenden Antrag anzunehmen. Ich will mich in dieſe 
Ausführungen nicht allzujehr vertiefen; eö wird wohl im Verlauf der De- 
batte ſich von der Seite, von der der Antrag zunächſt ausgegangen ift, noch 
Gelegenheit finden, darauf näher einzugehen, und da der Herr Vorredner 
von vornherein die Polemik in diejer Beziehung gegen die Mitglieder, die 
ſich mit der Materie früher bereits hier beichäftigten, gerichtet hat, jo glaube ich 
ſchon deßhalb mid, über diejen Punkt kurz fafjen zu dürfen. Der Herr 
Borredner hat gejagt: es giebt verichiedene Arten von Verfaffungsänderungen, 
eritend VBerfaffungsänderungen innerhalb der Kompetenz des Bundes, und 
Verfaffungsänderungen außerhalb der Kompetenz des Bundes; dann giebt 
ed Derfaflungsänderungen, die in der Form beitimmt formulirter Geſetzes— 
anträge aus dem Schooße ded Reichstages hervorgehen, und Berfafjungs- 
änderungen, welche in diejer Form aus dem Schooße des Bundesraths 
hervorgehen. Er hat dann weiter gejagt: diejenigen Berfaffungsänderungen, 
welche innerhalb der Kompetenz des Bundes liegen, anzuregen ijt der 
Neichötag berechtigt in der Form von Rejolutionen, dagegen nicht in der 
Form, in welcher man Gejete im Wege der Initiative einbringt — (Wider- 
ſpruch), jo habe ich das wenigitend verftanden. Was dieje Unterjcheidungen 
betrifft, jo kann ich mir ſehr wohl denken, daß irgend eine ideale Bey 
fafjung der Welt diejelben enthalte, und ich fann mir audy denfen, dab ich 
jelbit zu denjenigen gehören könnte, die ſolche Unterjcheidungen machen und 
annehmen; in der und vorliegenden Verfafjung aber vermag ich dieje 
Unterjcheidung nicht zu finden, und deshalb, weil ich diefe Unterjcheidungen 
darin nicht zu finden vermag, fann ich, wenn ich unbefangen und ohne auf 
eine gewiſſe feine und inquifitorijche Manier den einzelnen Artikeln zu Leibe 
zu geben, mir die Artikel anjehe — es find die Artikel 23 und 78 — nur 
zu dem Refultate fommen: Berfaffungsänderungen find zuläſſig, jobald der 
Reichstag mit einfacher Majorität und der Bundesrath mit Zweidrittel-Ma- 
jorität denjelben zuftimmt. (Sehr richtig!) Was die weiter gehende Frage 
betrifft, die unabhängig ift von diejen erften Unterjcheidungen, ob wir über: 
haupt eine Berfajjung haben, ob wir einen Bundesvertrag haben: 
dieje Frage, meine Herren, möchte ich ebenfalls nicht beurtheilen und hier 
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nicht erörtern, weil fie mir zweifellos entjchieden ift, jo zweifellos ent- 
ichieden, dab ich ed im der That für eine Infrageltellung der Grundlagen 
unfred ganzen verfaſſungsmäßigen und aktuellen Zuftandes halte, wenn dieſe 
Frage überhaupt erörtert wird (Sehr richtig); ed würde mir gewifjermaßen 
repolutionär erjcheinen (Sehr gut! jehr richtig), dieſe Frage bier zu erörtern, 
und deshalb thue ich ed nicht. Der Herr Vorredner hat demnächſt gejagt, 
dab er von dem Standpunkte des Preußiſchen Partikularismus aus es für 
wünſchenswerth halte, fich nicht durch eine ind Unbegrenzte gehende Erwei— 
terung der Kompetenz des Bundes diejenigen Grrungenjchaften des Preußi- 
ſchen Staats zerichlagen zu lafien, die das Mejen des Preußijchen Staats 
begründen. Ich glaube faum, daß Einer unter Ihnen ift, der in diejer Vor: 
ausjegung jo vollfommen mit dem Herm Vorredner übereinitimmt wie ich; 
ich kann wohl von mir jagen, daß id) ein großes Theil Preußiſchen Parti— 
Eularismus in mir habe, und dab vielleicht Gelegenheiten fommen werden, 
wo ich abweichend von Ihnen mit dem Herrn Vorredner in diefem Punfte 
jehr ſtramm zufammengehe. Hier aber, meine Herren, handelt ed fi) um 
einen Punft — materiell — ich gehe jebt von der Kompetenzfrage ab — 
wo ich in der That nicht wünjche die Preußischen Errungenſchaften zu er: 
halten, wo ich nicht wünjche die Anſchauungen, die man in der Gejegebung, 
in der Wiljenjchaft und in der Praris über privatrechtliche Dinge ge 
wonnen hat, beizubehalten. Ich frage den Herrn Vorredner, ob diejenige 
Art und Weiſe Rechtöverhältniffe aufzufaflen, privatrechtliche Dinge und 
Dinge des öffentlichen Rechts mit einander zu vermifchen, die in der Preußi— 
ſchen Jurisprudenz durch die Sfolirung von der Deutſchen Nechtöwilfenichaft 
üblich geworden ift und die, wie ich glaube, mit Necht von diejer Seite 
des Hauſes (rechts) oft jehr lebhaft befämpft ift, ob gerade dieje Errungen- 
ichaft beizubehalten ein jonderlicher Gewinn für den Preußiſchen Staat wäre. 
Nein, meine Herren, das Wiedereintreten des Preußiſchen Suriftenftandes auf 
den Boden der Deutjchen Rechtswiſſenſchaft, das wird der Weg jein, auf 
dem es möglich ift, den Preußiichen Iuriftenftand von gewifjen Einſeitig— 
feiten, die in politiichen Dingen unendlich viel Nachtheil geftiftet haben, 
zurüdzuführen, und deshalb, weil ich in vielen Dingen mit der Partei des 
Herrn Borrednerd übereinſtimme, möchte ich die bezeichnete üble Errungen— 
ſchaft des Preußiichen Partifularismus jo rajch wie möglich los werden. 
Mas einen ferneren Gegengrund betrifft, den der Herr Vorredner angeführt 
bat, daß die ganze Sache eigentlich nur die Bedeutung habe, hier präjudiziell 
feftzuitellen, daß man eben Berfafjungsänderungen vornehmen fönne, jo farm 
ich ja natürlich nicht in die Herzen der anderen Herren jehen, das aber kann 
ich Ihnen verfichern, dat meine politiichen Freunde und ich, welche in dieſem 
Punkte vollfonmen einverjtanden find und ganz auf dem mämlichen 
Boden jtehen, diefem Antrage aus voller Seele zujtimmen, daß meine 
Freunde und ich auch nicht im Allerentfernteiten daran gedacht haben, bei 
diejer Gelegenheit ein Präjudiz feitzuftellen, jondern daß wir lediglich aus 
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materiellen Gründen den Antrag mit Freuden begrüßt haben und ihm 
mit Freuden zuftimmen werden. Geltatten Sie mir, furz unjere mate— 
riellen Gründe zu bezeichnen. Was zunächſt die juriftiiche Seite der 
Sache betrifft, meine Herren, jo gehe ich von dem Gefichtöpunfte aus, — 
und der Herr Antragiteller, der den Antrag befürwortet hat, hat das ja aud) 
erwähnt, aber wie ich meine doch jo kurz, daß idy nicht wiederhole, wenn 
ich noch einmal darauf zurückkomme, — id) halte, und ich habe das bereits 
in einer der erjten Situngen diejes Hauſes erflärt, eine Zerreißung des pri= 
vatrechtlichen Organismus im Obligationenrecht und übrigen Recht für ein 
Ding der Unmöglichkeit; es würde das beruhen auf einer jo oberflächlichen 
Anſchauung, daß Männer, die fich bemühen in die Tiefen des Rechtslebens 
einzudringen, fie überhaupt nicht gut billigen fünnen. Denn, meine Herren, 
was heit denn Obligationenrecht, was heißt denn Sachenrecht, was heißt 
denn Perſonenrecht? Es find nur Phajen, in welche diejelbe Sache in ver- 
ſchiedenen Stadien ihrer Entwidelung eintritt. Die erite Phaſe der Beziehung 
der Perſon zum Objekt ift gewöhnlich die der Obligation. Diejelbe Be- 
ziehung der Perfon zu dem Objekte bereitet fich vor in dem Obligationen: 
rechte, fie ftabilirt fich in dem Sachenredhte, in dem dinglichen Nedhte, fie 
tritt in die Phaje des Erbrechts, wo fie ſich überträgt auf die juriftiich fort- 
geſetzte Perjönlichkeit; das Familienrecht ordnet die Beziehungen der Per- 
jonen nur joweit fie auf privatrechtliche Verhältniſſe fich erftreden; unter 
Samilienrecht begreifen wir nicht Ordnung der Bamilienverhältnifje überhaupt, 
jondern wir begreifen nur die Ordnung der Familienverhältniſſe privat- 
rechtlicher Natur. Meine Herren, ich will auf dieſe juriftiichen Auseinander- 
jegungen nicht tiefer eingehen, ich bin überzeugt, daß alle die verehrten Mit- 
glieder, die fich mit juriftiichen Dingen lebhaft und warm bejcyäftigt haben, 
in diejem Punkte vollfommen mit mir einveritanden find: die Zerreißung 
der Gejeßgebung nady ihren Titeln, die man der Bequemlichkeit halber wählt, 
um auf Akademien und Univerfitäten die Lehre dogmatiſch darzuftellen, kann 
man nicht auf Die Gejeßgebung übertragen, das wirde eine Herabjegung 
heißen. Wenn das aber richtig ift, und es iſt richtig, jo wird es thatjächlich 
dofumentirt dadurch, wie ebenfalld der Herr Antragiteller erwähnte, daß wir 
faftijch nicht im Stande find die Zerreißung durdyzuführen, wir kommen bei 
jeder Gelegenheit auf die Nothwendigfeit zurüd, in verjchiedene Nechtögebiete 
einzugreifen. Gejtatten Sie mir nur an eine Materie zu erinnern, die kürzlich 
hier zur Verhandlung gekommen tft, — ich will nicht auf den von Hagfe 
hen Antrag zurückkommen, das hat der Herr Abgeordnete für Osnabrüd 
bereitö gethan, — wir haben uud mit einem Antrage bejchäftigt wegen Er- 
propriations-Bejtimmungen in Feftungsrayons und es ift bei diefer Gelegen- 
heit vom Bundestijche erklärt worden, der Gegenjtand gehöre unzweifelhaft 
zur Kompetenz des Bundes. Nun gebe id) zu, die causa der Grpropriation 
um die es ſich handelt, das find militärijche Zweckmäßigkeits-Gründe. Wenn 
wir aber in der Lage find mit Nüdjicht auf die causa, auf den Grund, 
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auf die militäriſchen Verhältniſſe das Eigenthum zu beſchränken, ſo iſt doch 
der nächſte Geſichtspunkt, nach dem wir eine ſolche Frage entſcheiden, der 
Geſichtspunkt der Eigenthumsrechte, wie weit wir das Eigenthum beſchränken, 
und wenn wir es beſchränken, wie wir den Eigenthümer entſchädigen müſſen, 
— ein rein ſachenrechtlicher Geſichtspunkt. Das beweiſt, daß man die Ge— 
ſetzgebung nach Titeln nicht zerreißen kann. Was die Kodifikationsfrage be— 
“trifft, jo weiche ich in dieſer Beziehung von dem Herrn Antragſteller ab, 
daß ich bei der gegemmwärtigen Lage der Sache feine Kodififation wünſche. 
Ich jehe aber auch feine Gefahr der Kobififation, denn eine Kodififation 
fann nur von den Regierungen ausgehen, — der fleihigfte Reichstag, ein 
Reichstag, der noch mehr arbeiten mürde, ald wir, würde nicht in der Lage 
jein, ein deutſches Bürgerliches Gefeßbuch jelbit bei dem heftigften Drange, 
von ſich zu geben. — (Heiterfeit.) Es wird der Zeitpunkt einer ſolchen Kodi- 
fifation lediglich in das Belieben der Regierungen geftellt fein, wir können 
dad nie übereilen. Für mich, meine Herren, liegt der Ernſt des Antrags 
— und unter Emit veritehe ich die Nothwendigfeit ihn bald anzunehmen 
und nicht etwa nach 5 Iahren — darin, daß ich für die Deutſche Wiſſen— 
ſchaft wieder Boden gewinnen will. Meine Herren, wir haben diefen Boden 
verloren, wir mußten dieſen Boden verlieren, weil die Rechtswiſſenſchaft nur 
dann fi) warm und ernft mit ihren Objekten bejchäftigen kann, wenn fie 
ein legislatorijched Ziel vor Augen hat, wenn fie nicht bloß zur Belehrung 
für die Schüler arbeitet, jondern vorbereitet für das Leben. Und 
das haben wir verloren mit der Aufgabe ded gemeinen Rechts, und in dem 
Augenblide, wo wir diejen Antrag annehmen, wird auf unſeren Afademieen 
und Univerfitäten ſich wieder Deutiches Nechtöleben in der vollften Bedeutung 
des Wortes entwideln. (Sehr richtig!) Das wird der praftiiche Gewinn 
fein, den wir von dem Antrage haben, nicht aber der, daß wir ein Präjudiz 
für künftige Verfaffungsänderungen geben. Meine Herren, darüber, wie die 
Sadye liegt, und dafür, daß es fich bier nicht um einen ftaatögefährlichen 
Angriff auf die Verfaffung und um Vergewaltigung der Einzelitaaten han— 
delt, freue ich mich Ihnen ein Beweisftüd vorlegen zu fünnen. Ich habe 
bier eine Zeitung vor mir liegen, worin die Mittheilung ſteht, daß im Hohen 
Bundesrathe der Staat Hamburg den Antrag geftellt habe, wenn jchen 
einmal ein oberfter Handelsgerichtshof geichaffen werden follte, einen oberften 
Gerichtöhof für alle privatrechtlichen Streitigkeiten einzujeßen. Der 
Antrag wird folgendermaßen motivirt und ich nehme an, daß bei einer joldyen 
ausführlichen Mittheilung, die offenbar auf offiziellen Aktenitücden beruht, 
die betreffende Zeitung nicht die Unwahrheit geredet hat. Die Motivirung 
lautet folgendermaßen, nachdem vorausgeſchickt ift, daß wir die Einjeßung 
eined Handelögerichtöbofed angenommen haben: „Unter diejen Umitänden 
wird der Wunſch gerechtfertigt erjcheinen, dic drohenden Webelitände durch 
eine möglichit vollftändige Erreichung der mit der Errichtung eined Bunded- 
gerichtähofes bezweckten Wohlthat übereinftimmenden Rechtöpraris im ganzen 
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Pundeögebiete aufgerwogen zu ſehen. Dieje ift aber nach bdieffeitiger Anficht 
erft dann zu erreichen, wenn von einer Trennung gewiller, ald „Handels— 
jachen“ bezeichneter Prozeffe von den übrigen im Gejchäftöverfehr fich er- 
gebenden Nechtöftreitigfeiten gänzlich abgejehen (Sehr richtig!) und ein ge— 
meinfamer Gerichtähof für alle Sadyen, jowohl des Kriminal- ald des bür- 
gerlichen Rechts, mindeſtens aber des le&teren, errichtet wird.“ Meine 
Herren, ed wird das jpäter mit eben jo jchlagenden Worten noch weiter aus— 
geführt, und betont (mas ich mir auszuführen bereits erlaubt habe) daß eine 
Trennung im Rechtsſyſtem unmöglich ift, daß fie mır zum Schaden der Ges 
ſetzgebung gereicht, daß fie die Rechtöjprechung zerreißt. Wenn nun weiter 
gejagt wird: durch den Antrag werde maßlos in die Verhältnifje der Einzel- 
ftaateneingegriffen, jo beitreite idy das ebenfalls volllommen und mindeitend müſſen 
Sie mir zugeben, daß viel weniger eingegriffen wird, als dies unfere Verfaſſung 
bereits in demjelben Artikel, um den es fich hier handelt, gethan hat, indem fie das 
Strafrecht und die Strafrechtäpflege ausdrüdlich in die Kompetenz der Bundes— 
gejeßgebung ftellte. Meine Herren, das Strafrecht und der Strafprozeß hängen 
untrennbar mit dem öffentlichen Recht zufammen. Man kann fidy ein Straf: 
recht nicht denfen, meldyes auf anderen Fundamenten ruht ald das öffentliche 
Recht eines Landes. Ich theile in diefer Beziehung vollkommen die Anficht, 
die der Abgeordnete für Thorn bei einer andern Gelegenheit in diejem Haufe 
ausſprach und wobei er die einjchlagenden Gefichtöpunfte jcharf betonte. Das 
Privatrecht greift an fich nicht ein im die öffentlichen Verhältniffe; wir haben 
verjchtedene Staaten, jelbit verjchiedene Nationen, die daſſelbe Necht haben, 
das gemeine Recht, ohne daß das irgend einen Einfluß auf die öffentlichen 
Beziehungen diefer Länder zu einander hatte. Was die Frage nad) der 
Gerihtsorganifation betrifft, jo ftimme ich mit dem Antragfteller darin 
überein, dab die Gerichtsorganifation in ihren großen Grundzügen dem: 
jelben Faktor anbeim gegeben werden muß, ber das gerichtliche Ver— 
fahren zu beitimmen bat, und ich berufe mich in diejer Beziehung auf das, 
was für und in Preußen zunächit gilt. Sehen wir und unjer Prozeßgeſetz an, 
d. h. die allgemeine Gerichtdordnung! Man kann ſich eine Geſetzgebung über 
das gerichtliche Verfahren nicht denken, die nicht zugleich über die Gerichts- 
höfe allgemeine Beitimmungen giebt, denn jede Kodiftkation des Prozekrechts 
bewegt fich im drei großen Nichtungen: wer richtet, über was wird gerichtet 
und wie wird gerichtet? Nur wenn bdieje drei Kragen beantwortet werben, 
find die allgemeinen Grundſätze gegeben, auf welchen das gerichtliche Ver— 
fahren eined Landes beruhen kann. Weil died aber der Fall ift, meine 
Herren, jo jehe ich feinen Nachtheil darin, dies ausdrüdlich auszuſprechen, 
denn ich theile auch darin die Anficht des Herm Antragitellerd, und ich 
glaube, daß diejenigen Herren, die man hier par excellence die Vertreter 
der Kleinftanten nennt, in diefem Punkte gewiß mit mir übereinftimmen 
werden: es iſt befier jelbit eine erweiterte Kompetenz jcharf zu begrenzen 
und ehrlich einzuhalten, ald daß man bei jeder Gelegenheit, wenn man 
in der Unmöglichkeit ift, innerhalb der formellen Schranken zu bleiben, mit 
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gewiffen fünftlichen Deduftionen die Grenze in einzelnen Fällen erweitern 
muß, jo daß allmälig aus Meinen Grenzerweiterungen eine vollftändige 
Grenzverrüdung wird. Ein jolches Verfahren, meine Herren, beruht auf 
Schein, und ich halte für das Allergefährlichite im Staatöleben immer den 
Schein. Man kann ſich mit allen Dingen abfinden, wenn fie ehrlich und 
feit gehalten werden, und das gerade nenne ich konſervativ. Meine Herren, 
"wenn ich num davon ausgehe, dab zunächſt der Bund formell vollfommen 
fompetent ift, diejen Antrag anzunehmen, und wenn ich zweitens mir erlaubte, 
Ihnen aud) einige Motive dafür anzuführen, daß ed für den Bund noth- 
wendig ift, und dab es die Wohlfahrt des Bundes hebt, diejen Antrag an- 
zu nehmen, jo fomme ich auf einen dritten und lebten Punkt: daß wir hier: 
bei innerhalb des Rahmens der Bundeöverfaffung bleiben, daß wir dem Ge- 
danfen dienen, aus dem die Bundesverfafjung hervorgegangen ift. Die 
Bundesverfaffung will Deutſchland im Norddentjchen Bunde jchüben, die 
Wehrkraft organifirend, fie will die Deutſche Wohlfahrt dadurch begründen, 
daß fie die materiellen Hilfäquellen eröffnet und befreit, indem fie unnatür— 
liche Schranfen niederreißt; fie will aber auch ein einheitliches Rechtsleben 
begründen. Hätte fie das nidyt gewollt, dann hätte fie nimmermehr das 
Obligationenrecht, dad Strafredit, das Handeldrecht, das Mechjelrecht auf: 
nehmen fünnen, dann hätte nimmermehr die Königlich Sächſiſche Regierung, 
der wir alle den größten Danf dafür jchuldig find, einen oberften Gerichts- 
hof beantragen fünnen, wie fie dad in unferm Sinne und von unjerm Bei- 
fall begrüßt gethan hat. Wollen Sie aber die Einheit des Deutichen Rechts- 
lebens wiederheritellen, die wir jeit Iahrhunderten verloren haben und die 
wir Alle erjehnt haben, die ein Traum unjerer Univerfitätsjahre war, wenn 
wir und dem Chaos der Partifularrecdhte gegenüber befanden, — dann wollen 
wir diejen Antrag annehmen, und wir werden und dabei auf dem Boden 
befinden, den unjere Bundeöverfafjung im Cingange ausdrüdlich anerfennt, 
da, wo es heißt: Die Deutichen Fürften find zufammengetreten und 
„Ihließen einen ewigen Bund zum Schutze des Bundeögebietes und 
des innerhalb desjelben gültigen Rechtes, ſowie zur Pflege der 
Wohlfahrt des Deutichen Volkes;“ diejer Vertrag, meine Herren, hat die 
dreifältige Natur der Bundeszwecke ausdrücklich audgejprochen, und in dem 
Sinne bitte ich Sie, meine Herren, laffen Sie uns dafür jorgen, daß bald 
ein Deutſches einheitliches Recht gilt, dad unſere Deutjchen Fürften im Bunde 
ſchützen wollen! (Lebhaftes Bravo!) 


v. Zehmen (Meißen ıc.):*) Meine Herren! Es ift doch eine eigen- 
thümliche Erjcheinung, daß kurz hintereinander zwei Anträge von derjelben 
Partei eingebracht werden, die unverfennbar jehr tief in die ganzen Wer: 
hältniffe ded Norddeutichen Bundes eingreifen, ja die eine Tragweite haben, 
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welche jelbft über diefe Verhältniffe hinaus reicht, und daß die Herren An- 
tragiteller ftets damit begonnen haben, die Tragweite diejer Anträge abzu- 
ichwächen, fie als möglichit unbedeutend und wenig weittragend darzuftellen, 
und und diefe Anträge durch einen Fleinen Beiſatz von Zuckerwaſſer noch 
etwas annehmbarer zu machen. Der Herr Antragiteller, der den heutigen 
Antrag uns eingeführt hat, hat ganz daffelbe gethan, was Herr Tweſten am 
Freitag gethan hat. Herr Miquel jchlug vor, wir follten doch nur das- 
Prinzip in die Bundeöverfafjung aufnehmen, daß die bürgerliche Gejeßgebung 
und die Gerichtsorganijation Bundesjache ſei; es brauche fich ja deswegen 
noch gar nicht zu darum zu handeln, das Prinzip jo ohne Weiteres durch— 
zuführen. Nun, meine Herren, man nimmt nicht deswegen Verfaſſungsän— 
derungen vor, um ganz zweifelhaft zu laſſen, was man eigentlich damit be- 
abfichtigt. Ich möchte dem Herrn Antragiteller doch auch, was dieſen Ge: 
fichtspunft betrifft, den er vorhin vorführte, bemerken, daß ich da auf feine 
Deduftionen nicht3 geben fan; denn ed wird darauf anfommen, wie ber 
Antrag lautet und wie die Verfaffung lauten wird, wenn derjelbe eingefügt wird. 
Denn er wird mir zugeben, daß, er mag feinem Antrag eine Deutung ge 
geben haben, welche er wolle, Jeder jpäter das Recht hat, auf den Buchſtaben 
der Verfaffung zu pochen und zu jagen: das fteht drin, und ich kümmere 

mich nicht darum, ob der Antragfteller dem Antrage eine weitere Bedeutung 

bat geben wollen oder nicht. Meine Herren, er führte namentlidy dabei an, 
eö würde ja ganz zuläffig fein und er wünſche ja gar nichts weiter ala 
aus dem bürgerlichen Recht und der Geridytöorganifation, die er zur Bundes 

jache madyen will, bier und da ein Veilchen bherauszupflücden und in die 
Bundeögejebgebung einzuflechten. Ich möchte doch bemerken, dab das ein 
Verfahren fein dürfte, welches in alle Wege unzuläffig jein würde. Es ift 
doch unmöglich, aus den einzelnen Theilen des bürgerlichen Rechts bier und 
da abgerifjen ein Stüd herauszunehmen und es zur Bundesgejeßgebung zu 
machen. Wir müffen bedenfen, (wie der Herr Antragfteller ung jelbit vorge— 
führt hat) dab wir e& in der Hauptjache mit vier verjchiedenen Rechtöiyitemen 
innerhalb des Norddeutichen Bundes zu thun haben, und daß wenn aus den 
bürgerlichen Rechtsſphären, die bis jet noch nicht zur Bundesgeleßgebung 
gemacht worden find, irgend ein Stüd herausgenommen wird, dies natürlich 
in Kollifion treten muß mit den verjchiedenen Grundlagen der verjchiedenen 
Rechtsſyſteme, die im Norddeutichen Bunde gegenwärtig gelten, und dab es 
unmöglich it, diejes einzelne Stüd der bürgerlichen Gejeßgebung dann jo zu 
faffen, daß es in alle die verjchiedenen Rechtsſyſteme hineingeht. Die Willen: 
ichaft ift und vorgeführt worden, der Drang, daß wieder für Deutiche Wii: 

jenichaft und Deutſches Rechtögefühl eine Grundlage geichaffen wird. Meine 
Herren, fahren wir auf dem von dem Antragiteller vorgezeichneten Wege 

fort, jo würde in Deutichland bald Niemand mehr wiſſen, was Rechtens ift. 

Ic befenne überhaupt, meine Herren, daß ich — ich glaube doch auch an 

dem öffentlichen Leben ſchon ein Weilchen theilgenommen zu haben — immer 
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etwas ängſtlich geweſen bin, in die Verhältniffe des Bürgerlichen Rechtes 
durch die Gejeßgebung eingreifen zu wollen. Kein Menſch kann beurtheilen, 
wie weit ein jolcher Eingriff die Rechtöverhältniffe der Einzelnen trifft, 
wie tief er die Vermögens - Verhältniffe der Ginzelnen berührt, und 
ich möchte glauben, daß audy die Herren Unterzeichner des heute und vor— 
liegenden Antraged durchaus nicht die Pflicht übernehmen werden, Erſatz 
zu leilten für die Vermögendverleßungen, die fie vielleicht durch demjelben 
herbeiführen werden. Wenn wir tabula rasa hätten, wie ungefähr am 
Rhein nach der Franzöfiichen Revolution, ja meine Herren, dann wäre es 
jehr leicht, ein gemeinfames Deutiches Necht herzuftellen; und es wäre eine 
ganz jelbftverftändliche Sache, daß ein jolches für das ganze Gebiet, um das es 
fih handeln würde, eingeführt werde, und ebenfo eine gleichmäßige Gerichts- 
organijation. Im biftorifch gewordenen und gewachſenen Staate macht ſich 
die Sache nicht jo leicht; dort ift man genöthigt, den Nod nah dem Mann 
zu fchneiden und nicht den Mann nady dem Rode, und die Herren Antrag- 
fteller jcheinen mir doch auch mit ihrem Antrage eigentlich etwas den Mann 
nach dem Rode jchneiden zu wollen ohne Rüdficht auf die gegebenen Ber: 
hältniffe. Soll ich mich überhaupt für ein gemeinfames Deutſches Recht 
erwärmen, meine Herren, jo geitehe ich ganz aufrichtig: ich will nicht ein 
gemeinjamed Deutjches Recht bloß bis am die Waffer- und Koblenftation auf 
dem Thüringer Walde, wie ed der Abgeordnete Miquel einmal nannte; joll 
ich mich für ein gemeinfames Deutjches Recht erwärmen, jo will ich fein 
Deutjches Recht bis an die Mainlinie. Es liegt ja auf der Hand, meine 
Herren, daß wir durd Schaffung eines Deutichen bürgerlichen Rechts für den 
Norddeutichen Bund diefe Mainlinie gegenüber den ſüddeutſchen Staaten nur 
noch jchärfer marfiren, daß wir fie jogar fait in die Unmöglichkeit verjeßen 
würden, auf friedlichem Wege fich Fünftig mit und zu vereinigen, weil durch 
ihren Eintritt in den Bund, wenn fie ihn wünfchen follten, fie gleichzeitig 
genöthigt ſein würden, ihre jämmtlichen häuslichen Verhältniffe umzuftürzen, 
fie würden fi) dann, wenn das bürgerliche Recht Bundesgeſetzgebungsſache ges 
worden ift, auch den in bürgerlichen Nechtöbeziehungen erlaffenen Gejeten ohne 
weiteres zu fügen haben und bei der jehr bedeutenden Verſchiedenheit des 
bürgerlichen Rechts gerade in den jübdeutichen Staaten und dem bürgerlichen 
Recht, wie ed ſich in den Norddeutichen Staaten auögebildet bat, würde 
ihnen ein Webertritt in den Norddeutichen Bund unter allen Unitänden da- 
durch wejentlich erichwert, keinesfalls erleichtert. Jetzt ſteht mun überhaupt 
im Norddeutichen Bunde — ich will mich allein auf diejen bejchränfen — 
die Sache jo: im preußtichen Staate gilt aljo zunächit der Code Napoleon 
am Rhein, eö gilt dad gemeine Deutjche Recht in jehr zurücdgedrängtem Verhält- 
niffe, ed gilt das Preußiſche Landrecht, außerdem auch noch im Norddeutichen 
Bunde das hinzugefommene Sächſiſche Recht. Der Preußiſche Staat hat jeit 
50 Sahren nicht gewollt oder nicht gekonnt, die verjchiedenen bürgerlichen 
Mechte, die in feinem eigenen Staate vorhanden find, auszugleihen. Wie 
ich gehört habe find verjchiedene Verjuche gemacht worden, aber ftetd an dem 
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Wideritand der Benölferung gejcheitert. Ich weiß nicht, ob die Herren 
Rheinländer, die heute hier anmejend find, viel Neigung haben den Code 
Napoleon aufzugeben, bis jet habe ich immer nur gehört, daß fie eine 
große Vorliebe für denjelben haben. So viel ich aus meinem Heimatlande 
gehört habe, haben wir eben jo wenig Neigung, unſer neues Bürgerliches 
Geſetzbuch wieder aufzugeben, welches erſt vor wenigen Iahren eingeführt ift 
und den neuen Forderungen der Rechtöwiffenichaft vollfommen entiprict. 
Der preußiſche Herr Iuftizminifter wird wohl eben jo wenig geneigt jein, 
über Nacht das preußiiche Landrecht in die Spree zu werfen, er könnte es 
auch nicht. Was wird aljo die Folge des Antrages fein, der und heute vor: 
liegt ? — Eine Kodififation von vielerlei verschiedenen Nechtöiyftemen in ein Ge 
ſetzbuch ift eine Unmöglichkeit. — Die einfache Folge wird aljo die jein, daß 
und ald neues bürgerliche Geſetzbuch der Abguß einer Bearbeitung des 
preußijchen Landrechts vorgelegt wird. (Miderjprudh.) Viel mehr, meine 
Herren, fann der Preußiſche Staat nicht thun und ich muß Ihnen aufrichtig 
geitehen, ich halte das preußiſche Landrecht mit feiner Kaſuiſtik durchaus nicht 
für muftergiltig und geeignet die Grundlage einer Fünftigen gemeinjamen bür- 
gerlichen Gejeßgebung abzugeben. Ueberhaupt find wir bier doch, meine Herren, 
— und das dürfen wir nicht vergeffen — zunächit eine politiiche Bereini- 
gung. Soweit der Norddeutiche Bund zu gleicher Zeit volfswirthichaftliche 
Zwecke verfolgt, find ihm bereitd aus dem Gebiete des bürgerlichen Rechtes 
diejenigen Materien überwiejen, die vorzugsweiſe für den allgemeinen Ber- 
fehr von Intereſſe find: dad Handels- und Wechjelredht, das Obligationdredht. 
Darüber hinaus leugne ich überhaupt, für jett wenigitend, irgend ein Be 
dürfniß, weitere Materien der bürgerlichen Gejeßgebung der Yundesgejeh: 
gebung zu überweijen. Ic möchte aber auch, meine Herren, noch etwas 
weiter gehen und Ihnen das offene Bekenntniß ablegen, daß auch, wenn ich 
die Zufammenjeßung des Norddeutichen Bundes in feinen Verhältniffen über- 
ichaue, ich uns überhaupt faum für befähigt erachten möchte eine bürgerliche 
Gejeßgebung, ein neues bürgerliches Gejeßbud) zu machen. Es ift das nicht 
der Gegenitand der IThätigfeit einer vorzugsweife aus politijchen Rückſichten 
zufammengejeßten großen Verfammlung. — Nody tiefer aber ald das bürger- 
liche Geſetz würde jedenfalld die Gerichtäorganijation und deren Ueberweifung 
auf den Bund in die Berhältniffe der einzelnen Staaten eingreifen. Meine 
Herren, die Gerichtsorganifation und deren vollftändige Ueberweilung an den 
Rund würde nichts anderes jein als die Ueberweiſung der gejammten Iuftiz- 
boheit an den Bund und Entnahme derjelben von den Finzeljtaaten. Sobald 
die bürgerliche Gejeßgebung zur Bundesfache erflärt wird, wird auch die 
Auffichtsführung und die weitere VBerwaltungsorganilation Sache der Bundes- 
gemalt werden. Hierauf führt Artifel 4 im Cingange unjerer Bundesverfal- 
jung. Dies jchließt ein: die Behördenorganifation, die Anftellung der Beam: 
ten, jowie alle Einrichtungen, welche fich auf die nichtitreitige Gerichtäbarfeit 
beziehen, Hypothekenweſen, Bormundichaftswejen u. ſ. w. — Sie werden be 
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fennen, daß dann ein jo umfaflendes Gebiet der Juftizpflege dem Bunde 
überwiejen ift, daß wohl kaum irgend etwas für die Einzelſtaaten übrig 
bleiben möchte, und namentlich möchte ich dann auch der Aeußerung des Ab: 
geordneten Miquel widerjprechen, dat jo lange die Geſetzgebung des Bundes 
nicht auf das bürgerliche Recht ausgedehnt wird, die einzelnen Staaten Be— 
ftimmungen für das bürgerliche Necht zu treffen vermögen. Wie joll das 
möglich fein? Wenn das bürgerliche Necht Bundesjache ift, jo ift die Ge- 
ſetzgebung der einzelnen Staaten auf diefem Felde lahm gelegt. Dieſe können 
ſich nicht anmaßen ein dahin einjchlagendes Geſetz für fich allein zu erlaffen, 
weil fie nie willen, ob der Bund nicht nächitend von feiner Kompetenz Ge— 
brauch machen will. Es ließe fich der Fall denken, dab die Ausführung der 
Idee des Antragftellerd Miquel noch 20 Jahre auf fich warten ließe; dann 
würden fir dieje ganze Zeit die Ginzelftaaten lahm gelegt fein. Den Fleinen 
Staaten würde ed dabei nicht um ein Haar beifer gehen als dem Gtaate 
Preußen. Da nebenbei von den Herren Antragftellem und die "erfreuliche 
Ausficht gemacht worden ift, daß wir mit unter das Berliner Obertribunal 
geftellt werden würden, jo will ich nur nebenbei erwähnen, daß wir — bei 
aller Hochachtung vor diefem höchften Gerichtöhofe — nicht gerade Urjache zu 
haben glauben uns hiernach zu jehnen. Die Herren Antragiteller haben ja 
jelbft vor einiger Zeit recht viele Schattenjeiten an dem Obertribunal hervor: 
gehoben und Sie fünnen e8 uns nicht verdenfen, daß wir und nicht jo jehr 
dafür begeiftern können, unter das Berliner Obertribunal geftellt zu werden. 
Schon aus diefen Gründen würde ich nicht für den Antrag der Herren Ab: 
geordneten Miquel und Lasker ftimmen. Jedenfalls werden Sie mir zus 
geben müſſen, daß derſelbe viel weittragender ift, als die Herren Antragfteller 
vorher darzuftellen fich bemühten, und daß er entichieden darauf hinausgeht, 
die gefammte Juſtizgeſetzgebung den Einzelftaaten zu entreißen, um diejelbe auf den 
Bund zu übertragen. — Was die Kompetenzfrage betrifft, jo würde es von meiner 
Seite unbejcheiden fein, dem was der Abgeordnete Magener gejagt hat, viel hinzuzu⸗ 
fügen. Ich möchte aber doch die Herren noch auf zweierlei aufmerffam machen. 
Nach Artikel 6 unferer Bundesverfaffung kann es vorfommen, daß bei der 
Abftimmung im Bundesrathe Preußen in der Minorität bleibt und ich glaube 
nicht, dafs Preußen dann noch würde jagen können: ich laffe mich nicht 
majorifiren. Dann würde dody das Bundeöverhältnik aufhören. Das Bei- 
ſpiel, welched gewählt worden ift — daß bereitd durdy das in Auöficht ge 
nommene Oberhandelägericht des Bundes die Kompetenzfrage überjprungen 
wäre — kann ich nicht als zutreffend erachten. Denn wie damals bei der 
Verhandlung über diefen Gegenſtand mitgetheilt worden ift, hat über die 
Einführung eines ſolchen Einftimmigfeit im Bundesrat; geherricht. (Wider: 
ſpruch.) Es war erwähnt, daß erft mehr ald zwei Drittel dafür gewejen 
und dann die anderen Stimmen ſich gefügt hätten. Ich glaube gar nicht 
prinzipiell widerjprechen zu brauchen, daß nicht jehr müßliche Gründe für die 
Kompetenzerweiterung nach Befinden für gewiſſe Gegenftände eintreten könn— 
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ten. Aber, meine Herren, dem möchte ich doch noch entgegentreten, daß der 
Reichstag rejp. der Bundesrat nicht ohne Meitered per majora berechtigt 
jein kann, den Bundesftaat zum Cinheitöftaat zu machen; dad würde wohl 
mit Recht jener Anficht entgegengejeßt werden können. Der befte Meg, 
glaube ich, liegt in der Mitte, und da meine ich allerdings, dak die Grund: 
jäße, die der Herr Abgeordnete Wagener vorhin entwicelt hat, den richtigen 
Yeitfaden bilden werden. Es bat dem Herrn Antragfteller unmöglich ent- 
gehen können, wie tief diefe Anträge in die Griftenz der Einzelſtaaten ein- 
greifen und zwar allerdings weniger in das öffentliche Recht, aber deito mehr 
in das Samilienredht, das Erbrecht und das Güterrecht und dergleichen; noch 
tiefer greift aber die Drganijation ein. Nun, meine Herren, auf diejem 
Reichötage haben wir eine Neihe von Anträgen gehadt, die alle dafjelbe Ziel 
verfolgen, ich muß fie alfo in einen gewiſſen innern Zuſammenhang bringen. 
Zuerst der von Hagke'ſche Antrag, der entſchieden über die Bundesfompeten; 
binausging. Daran reibten fich die Interpretations-Grundjäte ded Abgeord- 
neten Friedenthal und Abgeordneten Walde, die jchliehlich ungefähr darauf 
hinausliefen: „wenn das in der Bundeöverfaffung fteht, was wir wünſchen, 
jo ift und das angenehm; fteht ed nicht darin, jo thut es auch weiter nichts, 
dann werden wir und nicht groß geniren;“ — damit fann man freie 
lich weit gehen, auf dem Wege der interpretation; aber damit geht 
auch die Bundesverfaffung zu Ende An diefen Vorgang ſchloß fidh 
der Antrag über die Medefreibeit in den einzelnen Staaten des 
Norddeutihen Bundes. Meine Herren, diejer Antrag jpißte fih in 
dem Prinzip zu: „wir halten uns beredytigt, in die Verfaffungen der einzelnen 
Staaten das Eine hinein zu oftroyiren oder nach Befinden aus denjelben 
etwas Anderes heraus zu oftroyiren; ich kann dem Neichötage dieje Befugniß 
nicht zugeitehen. Hierauf folgte der Antrag Münfter-Tweiten*), den wir am 
Freitag disfutirt haben, heut der Antrag MiquelsLaöfer, der ungefähr dafjelbe 
Ziel verfolgt; und wie ich höre, jollen noch verſchiedene andere Anträge, die 
die gleiche Tendenz verfolgen, nämlidy die Bundesverfaffung auszubauen, wie 
Sie es nennen, oder vielmehr die Kompetenz ded Bundes über jeine bis- 
herigen Grenzen zu erweitern, wie id) ed nenne, in Auöficht Stehen. Aber, 
meine Herren, Sie werden mir zugeben, daß, wenn Sie nun noch Verwal- 
tung und Polizei auch in die Bundesfompetenz bineinziehen, der Zirfel ge 
ichlofjen ift und dann weder von Einzelſtaaten noch von einem Bunde mehr 
die Rede ift; Sie haben Alles, nur feinen Bund, der ift weg eöfamotirt. 
Diefen Beitrebungen gegenüber, meine Herren, die ich als eine fonjequente 
Tendenzpolitif bezeichnen möchte, muß ich ganz aufrichtig als Sächſiſcher Ab: 
geordneter erklären: davon will die weit überwiegende Mehrheit in meinem 
Lande nichts willen. Ich kann darin nur beftätigen, was neulich jchon in 
diefer Hinficht von anderen anmwejenden Sächſiſchen Mitgliedern dieſes Haujes 
gejagt worden ift: — und daß ich darin wahr ſpreche, davon kann fidy Jeder 


*) Siehe unten Anmerkung zu Artikel 17. 
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überzeugen, der nur einige Wochen bei und lebt — in dem, was für das 
Ganze nothwendig ift — Gemeinjamfeit und Einheit, im Uebrigen — Be: 
jonderheit und Freiheit! In dieſem leßteren Punkte wünjchen wir aber nad) 
unjerer Sacon jelig zu werden und nicht nach den Rezepten der Herren 
Lafer, Miquel, Tweiten. Wir können uns nun einmal nicht dafür begeiftern, 
daß ein Theil diejer Herren die Hälfte von Deutjchland, Alles miternander 
aus demjelben Dintenfafje anjtreichen wil. Wir wollen darin unjere De: 
jonderheit jo gut gewahrt wiljen, als die Preußiichen Herrn uns auch immer 
beglüden durch Mittheilungen über ihre Preußiichen Interefjen. Wir find 
bereit, unſere Pflichten gegen den Norddeutichen Bund loyal zu erfüllen, und 
haben es aud) bisher gethban glaube ich. ber, meine Herren, wir 
verlangen auch, daß Sie den Bund ehrlich halten, und das thun Sie nicht! 
Ihnen ift der Norddeutiche Bund ein Dom im Auge und Sie möchten ihn 
am Liebſten bejeitigen. (Ob! Oh! links.) Ja, meine Herren, die Tenden;, 
die Sie verfolgen, führt dahin (Widerſpruch). Daß Sie damit nicht einver- 
ftanden jeien von Ihrem Standpunft aus, bin idy überzeugt; aber nad) 
meiner Ueberzeugung ift es jo, — und, meine Herren, idy glaube, wir haben 
ganz guten Grund, diejer Tendenz zu widerftveiten. Sie iſt nach meiner 
feiten Ueberzeugung weder im Interefje der einzelnen Staaten, noch im In— 
tereſſe des Norddeutjchen Bundes, noch im Interefle der Zukunft der gefamm- 
ten Deutjchen Nation. Natürlid) muß durch dieſes Verfahren, welches die 
Herren fonjequent fortgeführt haben, — und fie haben uns jogar noch Einiges 
in Ausficht geitellt — eine gewifje Unzufriedenheit und Unficherheit in den 
Bevölferungen der einzelnen Staaten entitehen, fie wiljen nicht, wohin das 
führen joll, und dieje Bevölferungen werden daher geneigt gemacht, noch 
mehr dahinter zu juchen, und werden jelbit ungerecht gegen das Gute, welches 
der Bund mit fidy bringt. Die Gejeßgebung wird eben lahm gelegt; eö be- 
jchleicht denn Alle ein gewiljes Gefühl, wie Jemandem zu Muth ift, dem jo 
langjam die Kehle zugeichnürt wird. (Ob! Oh! links.) Die Herren werden 
mir zugeben, dat das fein angenehmes Gefühl ift, dab man dafür nicht 
auch noch dankbar jein Fan. (Unruhe) Herr Lasker mag mit dem Kopfe 
Ichütteln, aber jeine Politik führt dahin. Wenn Sie meinen, dat dadurch 
Vertrauen und Zuneigung erwedt werde, dann verlangen Sie etwas, meine 
Herren, was gegen die Natur der Sache ift. Und wenn die Neigung zum 
Bunde abnimmt, jo find gerade die Herren — ich muß fie deſſen öffentlich 
bejchuldigen — die Haupturfache davon. Durdy diefe Tendenz, auf dieje 
Weiſe können wir dem Bunde unmöglid nützen und ihn fördern. ber, 
meine Herren, ich wei auch recht gut, was Sie jagen werden — ich habe der- 
gleichen Aeußerungen bereits häufig gehört — Sie jagen ganz einfach: ach! 
das ift uns jo ganz gleichgiltig, was in einzelnen Kleinftaaten des Bundes 
für eine Stimmung oder Meinung ift; wenn fie nidyt wollen, dann 
müjjen fie! Ia, meine Herren, das hat doch noch einen gewiſſen Hafen. 
Erſtlich iſt für jeßt wohl noch wenig Ausficht vorhanden, daß die Exekutive 
in die Hände derjenigen Herren fällt, die joldye Aeußerungen thun. Ic) 
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glaube, ein Bundeöminifterium Graf Münfter, Lasker, Tweſten x. ift noch 
in ferner Ausficht. (Heiterkeit) Dann, meine Herren, geltatten Sie mir 
nody ein Paar andere Bemerkungen. Sie werden mir zugeben, es iſt doch 
ein Unterjchied, ob Bundeögenofjen, wenn eö einmal zu einer Krifis fommt 
— (Unruhe links) und das kann doch einmal gejchehen; ja, beiprechen wir 
die Sache ganz aufrichtig — wenn ed einmal zu einer Kriſis fommt, ob 
dann die Bundeögenoffen mit aller Kraft und Energie für die gemeinjame 
Sache eintreten, mit Freuden bei der Sache find, oder nur gerade verdrießlich 
das thun, was eben gejchehen muß. Meine Herren, jchauen Sie fich doch 
einmal um in der Welt, wie die Konitellationen jetzt ſtehen! Haben Sie 
jopiel Bundesgenofjen, daß Sie Urjache haben, diejenigen Bundeögenofjen, 
welche Sie haben, in Mißſtimmung zu verjegen und zu verlegen? Nun, 
meine Herren, wir verlangen von Ihnen eben weiter Nichts, ald dab Sie 
und ruhig in unjerem durch die Bundesverfaffung überwiejenen Gebiete in 
Frieden laſſen. Wir wollen zu Ihnen jtehen; aber wir wollen nicht, daß 
Sie ewig unjere Eriftenz gefährden und in Frage ftellen. Ich halte die 
ganze Tendenz ver Politik, die die Herren jeither befolgt und durch viele An- 
träge bethätigt haben, aber auch für gefährlich für die Zukunft der Deutjchen 
Nation, und diefen Punkt muß ich noch etwas berühren. Meine Herren, 
wie jollen wir hoffen, daß die Südſtaaten ſich ung friedlich anſchließen, welche 
Garantieen Fünnen wir ihnen bieten für ihren Eintritt, wenn Sie ewig mit 
der Kompetenz deö Bundes jo umjpringen, wie Sie es bis jetzt gethan haben ? 
Ic weiß; zwar nicht, ob überhaupt noch in dem Programm der national- 
liberalen Partei eine engere Bereinigung mit den Süddeutichen Staaten 
jteht. Der Herr Abgeordnete Miquel 309 zwar neulich jchen einen Wechſel 
auf den Geldbeutel der Süddeutichen Staaten, damit fie an unſeren Mehr: 
ausgaben theilnehmen jollten, aber ich glaube nicht, daß fie den Wechſel 
acceptiren werden. Herr Graf Bethujy erflärte ſich am Freitag für einen 
Dertreter der Deutjchen Nation, Herr Miquel auh. Mir jcheint doch noch 
ein jehr bedeutender Theil von Deutjchland im Norddeutjchen Bunde zu fehlen. 
Herr Tweſten ſprach ſich neulich ganz einfacd) dahin aus, daß er um den 
Preis verantwortlicher Minifterien jelbit die nähere Verbindung mit den 
Süddeutſchen Staaten aufzugeben bereit jei. (Widerſpruch linfs.) Ja, meine 
Herren, ich habe die Worte hier, ich kann fie Ihnen vorlefen, die Sache it 
jeßt gedrudt, fie ftehen aljo überall. Das war aljo das Linjengericht, meine 
Herren, um welches die Verbindung mit den Süddeutſchen Staaten preis: 
gegeben werden jollte. Ich habe aus Ihrer Partei, meine Herren von der 
nationalsliberalen Seite, feinen Laut der Widerlegung gegen Herrn Tweſten 
gehört, feinen Laut, nicht einmal ein leijes Gewimmer über den Abfall eines 
Freundes. (Große Heiterkeit.) So jteht die Sadye, und ich muß Sie geradezu 
bezüchtigen, dab Sie fahnenflüchtig geworden find an Ihrem Brogramm, 
an der Vereinigung mit den Süddeutſchen Staaten. (Widerſpruch links.) 
Nun, meine Herren, ich muß geitehen, ich weiß nicht, wie weit Ihr Pro: 
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gramm noch in diejer Hinficht geht. Aber die eine Heine Bemerkung möchte 
ih mir noch geitatten. Die Herren jcheinen Unglück mit ihrer Politik zu 
haben, fie wählen immer Mittel, die nach einigen vorübergehenden Erfolgen 
Ihließlich in das Gegentheil von dem überichlagen, was fie wollen. Ihr 
Wahlſpruch war durch die Einheit zur Freiheit! Nun, wie fteht es damit? 
Wie ed mit der Einheit fteht, und was Sie darunter veritehen, dad habe 
ich dargelegt. Wie fteht eö mit der Freiheit? Sie treiben ohne weiteres 
in den centralifirenden Cinheitöftaat hinein, in den abjoluten, ab— 
ftraften Staat, das iſt Ihr Ideal, aber, meine Herren, das ift der Todfeind 
aller Freiheit. Es ift gar Fein echtes inneres Volföleben möglich, wenn der 
abſolute, abitrafte Staat zur Herrichaft fommt. Sie haben den Rechtäftaat 
gründen wollen, meine Herren, und Sie werfen die Rechtöjphären, die Rechtö- 
verhältnifjfe und die NRechteinrichtungen jo durcheinander, dab ſich das Recht 
nie fonjolidiren fann, und ohne Konjolidation des Rechts kann es überhaupt 
fein Recht geben. Sie haben endlich, was ich Schon erwähnt habe, auf Ihre 
dahne gejchrieben: Bereinigung Deutjchlands zur großen Nation! und Sie 
legen einen Stein nad) dent andern in den Weg zur friedlichen Vereinigung 
mit den Süddeutjchen Staaten! Der Antrag auf ein gemeinjames bürger: 
liches Recht, der heute diskutirt wird, iſt ein eben joldyer Stein, wie die 
Rufe nad) verantwortlichen Minifterin. Auf dieſe Weife, meine Herren, 
glaube ich, iſt ed unmöglich, zu einer friedlichen Beritändigung mit den 
Süddeutſchen Staaten zu fommen, und den anderen Weg — ich habe aud) 
Ihon bier und da ganz einfach jenes Wort auöjprechen hören — den andern 
Weg will ich Ihnen weder vorführen noch ausmalen. Aber geltatten Sie 
mir nod) die Bemerkung. Wenn es Ihnen jelbit gelingen jollte, eine gewalt- 
ſame Vereinigung Deutjchlands, feiner taufendjährigen Geſchichte und feinem 
inneren nationalen Charafter entgegen, zu Stande zu bringen, jo läßt es ſich 
nur zujammenhalten durdy eine abjolute Militärgewalt, — dann, meine 
Herren, überrajcht es mich, dab jo viele Mitglieder der liberalen Partei gerade 
durch ihre Gentralijations- Tendenzen eigentlich auf diefen Ausgang binaus- 
treiben. Laſſen Sie und doch licher als Bundeögenofjen friedlich nebenein- 
ander ſtehen, ſtatt wiederholt ähnliche Anträge unter dem Schein nationaler 
Ideen zu verfolgen, die in Wirklichkeit in Widerfpruch mit den größten In— 
terefjen der Nation ftehen und die immer nur darauf hinauslaufen, Ihre 
Ihwächeren Bundeögenofjen womöglich zu unterdrüden und in Unfrieden 
mit einander zu gerathen. Bleiben Sie und lieber mit joldyen Anträgen 
vom Halje! 


Schulze (Berlin VI. früher Deligjch)*): Meine Herren! Wenn man 
zunächit in der Vorfrage in Bezug auf die Kompetenz des Neichötaged im 
den gegenwärtigen Antrag einzugehen hat, jo glaube ich, außer dem, was 
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ichon von dem letzten Herm Redner, der für den Antrag jprach, erwähnt, 
nur nody kurz auf ein Moment, welches bei der fonitituirenden Verſammlung 
wejentlich hervorgehoben worden ift, hindeuten zu jollen. Es wird nur darauf 
anfommen, wie man fi) zu der ganzen Verfaffung ftellt. Freilich wird 
man zu den Deduktionen des geehrteu Herrn Abgeordneten Wagener gelangen, 
wenn man unjere Norddeutiche Organijation mehr als einen bloßen inter: 
nationalen Bund betrachtet — wie die Verfaffung etwa in der Einleitung 
formell den Anlauf nimmt — wenn man es von dieſem Standpunfte be— 
trachtet, wo eigentlich die Regierungen allein unter fich hätten paftiren müſſen, 
dann allerdings darf Feine einzige irgendwie durch die andere majorifirt 
werden bei Aenderung eines joldyen bloßen Bundeövertrags, und dann find 
wir nicht kompetent. Wer aber in dem ganzen Werk, dad wir gejchaffen 
haben, ein wirklicdyes bundesitantliches Staatswejen mit Volksvertretung und 
allen dem anhängenden Rechten fieht, der kann ſich unmöglich auf Dielen 
Standpunft jtellen, wenn nicht wirflid, wörtliche Beitimmungen der Verfaſſung 
ihn dazu berechtigen. Nun ift doch die Sache jehr einfach. Im der Ver: 
faffung ijt beftimmt, daß fich bei der Geſetzgebung der Reichstag innerhalb 
jeiner Kompetenz zu bewegen bat. Das tt ja jelbitwerjtändlich, wenn es 
auch nicht in der Verfafjung jtünde. Allein die Kompetenzgrenzen, ald ein 
Theil der Verfaffung, fönnen ja doch geändert werden, da nach der Ber 
jtimmung in der Verfafjung eine VBerfafjungsänderung überhaupt zugelaffen 
und genau beftimmt it, wie man bei einer Verfaffungsänderung zu ver 
fahren hat gegenüber der bloßen Gejeßgebung. Alſo, meine Herren, nad) 
dieſem Artikel fan ja eben die Beitimmung wegen der Bundeöfompeten; 
alö ein Theil der Verfaſſung geändert werden, da fid) feine Ausnahme in 
diefer Beziehung vorfindet. Ich finde dieje Interpretation unendlidy einfad) 
und nur dann zu beitreiten, wenn man, wie gejagt, den Norddeutichen Bund 
mehr als internationales Bündniß und nicht als eigentlichen Bundesſtaat bes 
trachtet. Ich glaube, darauf bafirt die ganze Differenz, die in dieſer Be 
ziehung geltend gemacht worden ift. Weiter, meine Herren, hat nun der 
Abgeordnete Wagener uns vorgeführt, zu weldyen Dingen das führen könne, 
wie man dadurch auf das Allerumverantwortlicyite in das Verfaſſungsrecht 
der Einzeljtaaten eingreifen könne; andererjeits hat er uns aber aud) deduzirt, 
man fönne ja zu der Vernünftigfeit der verbündeten Regierungen jelbit wohl 
das Vertrauen haben, dab, wo das alljeitige Bedürfniß vorliege, ſeitens der 
Einzelftaaten mit Spezialgejegen vorgegangen werden würde. Ja, meine 
Herren, jollen wir denn dieſes Moment nicht auch für und im NReichötage 
in Anſpruch nehmen, joll man nicht ebenjogut, wie wir aufgefordert werben, 
zur Vernünftigfeit der einzelnen Regierungen bei der Ordnung joldher Ans 
gelegenbeiten Vertrauen zu haben, uns diejelbe VBernünftigfeit zutrauen, daß 
wir wirklich nicht über die gebotenen Grenzen hinausdrängen werden? Ich 
denke, wir fünnen diejelbe VBorausjegung für uns in Anjprudy nehmen, das 
wir innerhalb des Bedürfnifjes die Grenzen der Kompetenz jelbit in dieſer 
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Hinficht, auch bei joldhen Gejegen finden werden. Es iſt von beiden Red— 
nern, die für den Antrag geſprochen haben, fo ausführlich nicht bloß über 
die Zwecmäßigfeit fondern auch über die Notbwendigfeit einer Erweiterung 
der Bundeöfompetenz in der fraglichen Materie geſprochen worden, daß id, 
nur einige Beijpiele noch vorführen will, wie ſehr diejenigen Punkte, in 
Betreff deren wir unzweifelhaft kompetent find, weil fie uns ausdrüdlich in 
der Verfaſſung überwiejen find, mit dem Givilredyt zufammenftoßen und von 
dem letzten Redner ift namentlich auf Dinge hingewiejen worden, die bei 
der Militärgefeßgebung vorfommen, namentlich 3. B. Erpropriationen bei 
Feſtungsbauten. Alle diefe Dinge greifen ein und müffen eingreifen in das 
Givilredht. Ic will noch einen empfindlichen Punkt hinzufügen. Wir find 
mit dem Gijenbahmwejen betraut; dabei haben wir wieder mit Erpropria- 
tionen zu thun, aljo wieder mit Dingen, die in das Eigenthumsrecht, ein 
Hauptpunft des Civilrechts im Allgemeinen, eingreifen. Denken Sie fid,, 
es wird die Konzejlion einer Eiſenbahn durch mehrere verjdyiedene Bundes: 
Staatögebiete ertheilt, in dem einen diejer Staaten gilt die Beitimmung 
über Erpropriationen, in dem andern eine andere, — wohin joll eine folche 
Rechtöverjchiedenheit führen! Sie jehen, in jeder Hinficht find wir darauf 
hingewiejen, uns die Möglichkeit des Eingreifens in allgemeine civilrechtliche 
Anordnungen zu fichern. Aber, meine Herren, der große Widerftand aud) 
des leßten Herrn Redners und einiger Anderen beruht wohl bauptjächlich 
auf einer faljchen Auffaffung der ganzen Meinung, die bei den Antragftellern 
dabei obgewaltet hat. Man bat dem Herrn Abgeordneten Miquel vorge: 
worfen, er hätte ja jelbit gejagt, die ganze Sache mit der Kodifizirung des 
Civilrechts jei eine Sache, die mehrere Decennien in Anſpruch nehme, aljo 
jei ed nicht jo eilig damit. Ja, ich meine, dab dies auf einem ſehr großen 
Mißverſtändniß beruht. Freilich — und darin wird wohl jeder Juriſt ihm 
beiltimmen — wenn wir abjolut ein Givilgejeßbuch ſchaffen wollen, welches 
das ganze Givilredyt in allen jeinen Materien fodifizirt, ja, mein Himmel, 
da brauchen wir eine große Zeit dazu, das ift eine Arbeit von Decennien. 
Darauf fam es aber dem Antragiteller gar nicht an; der Antrag bat eine 
jehr praftiche Seite und eben die Eremplifizirung einzelner Materien, wo 
es jehr noth thut einzugreifen wegen ihres Konnered mit anderen unzweifel- 
haft unferer Kompetenz unterliegenden Punkten, die weilt darauf hin. Die 
Bundesgewalt joll eben nur im Stande jein in Fällen des Bedürfniffes aud) 
innerhalb des Civilrechtes im ganzen Gebiet des Norddeutjchen Bundes ein- 
heitliche Mafregeln durchzuführen. Das wird wahrhaftig nicht nur dem Reichs— 
tag allein, das wird den Bundesregierungen jelbit zu Statten fommen, die 
wohl mit joldyen Gejeßen, wenn überhaupt mit der Maßregel durchgedrungen 
werden jollte, ebenjo ſehr die Imitiative ergreifen würden wie der Reichstag 
ſelbſt. Das ift die praftiiche Seite: nicht das plößliche Vorgehen mit 
einem großen Code civil jondern die Möglichkeit einzelne Materien, 
wann ein dringended Bedürfniß vorhanden iſt, and wenn fie in die 
Materialien III. 63 
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Theile des Givilrechtd einjchlagen, die und noch nicht überwiefen jind, 
gleich dem Obligationenredht zu ordnen ſeitens der Bundesgewalt. 
Der Herr Abgeordnete Wagener hat dann nody an und, an und Preußiſche 
Juriſten namentlich, einen ſehr verftändlichen Appell gerichtet, daß ihn jein 
Bewußtſein jowohl als Preußiicher Staatsbürger wie ald Preußiſcher Juriſt 
gewiß; jehr wenig geneigt machen würde, große und bedeutende Prinzipien 
des Preußiichen Rechts aufzugeben, für deren Nichtigfeit und Zwedmäßigfeit 
er abjolut eintreten möchte. Ja, meine Herren, das mag ja bei recht Vielen 
der Fall jein, und mit diefem Bewußtjein will ich gar feinen Krieg an- 
fangen; aber ich meine, das it ein ſchwaches Bewußtjein, meine Herren, 
wenn man überzeugt it von der Tüchtigfeit der Sache, die man zu ver: 
treten bat, und man will nicht in der allgemeinen Diskuſſion dafür ein- 
treten. Sit nicht Preußen vorzugöweije ftarf hier repräjentirt, wenn die 
Dinge vor den Reichötag kommen? ift Preußen nicht im Bundesrathe vor 
zugsweiſe ſtark repräjentirt? joll man denn aljo da nicht dieſes Preußiſche 
Bewußtſein bei tüchtigen, guten Prinzipien, die man retten möchte, in der 
allgemeinen Gejeßgebung hinlänglich fünnen zur Geltung bringen? Mein 
Dewußtjein, joweit eö fi) bei mir um joldye Prinzipien handelt, auf deren 
Darlegung im Ginzelnen ed bier nidyt ankommt, treibt mid) gerade im 
Gefühle der Nichtigfeit ſolcher Dinge einzutreten und wo möglich dieje 
guten, gefunden Grundjäße zu einem gemeiniamen Eigenthum ſämmtlicher 
Bundesitaaten zu machen. Ic fomme nun noch mit wenigen Worten auf 
einzelnes von dem Herrn Vorredner Gejagte zurüd. Ja, meine Herren, 
wie man bei jo einfachen Sachen jo weit gehen kann, gewilfe Andeutungen 
zu machen, die die ganze Einigung des Bundes nad Außen in Frage 
itellten, das begreife ich von meinem Standpunkt aus nicht. Gr bat jpeziell 
darauf bingewiejen, er wünjche den Weg der hiltorijchen Entwidelung für 
das Necht, weil er eben jowohl in dem Irrthum fteht, dab nun im Augen: 
blif mit dem ganzen Code civil bier vorgetreten werden fol. Dagegen 
ſchützt uns, wie id) jchon andeutete, die einfache Unmöglichkeit, meine Herren; 
denn ohne große Worberathung, ohne Kommijfionen von Fachmännern 
friegen Sie doch joldyes Ding überhaupt nicht ind Werk gejeßt; und melde 
Zeit die brauchen zu einem gemeinjamen Code civil, das jehen wir bei den 
jeßigen Arbeiten, die ſich bloß auf einzelne Materien aus der allgemeinen 
Gejeßgebung bejchränfen.: Er iſt jo weit gegangen, uns zu jagen, wir ver- 
ließen mit dem ganzen Antrage die hiſtoriſche Nechtsentwidelung und das 
gehe nur, wenn man tabula rasa vorfinde, und plöglidy mit etwas Neuem 
eintreten müfle. Ja, meine Herren, ich jehe in jeiner ganzen Nede cine 
volljtändige Verfennung des hiſtoriſchen Prinzips. ine hiftoriiche Entwicke— 
lung kenne ich mm — nicht in den einzelnen Staaten, wenn eö denn eine 
nationale jein joll, — jondern die muß eben gerettet werden für das Allgemeine, 
und wenn wir in dieſem Augenblid nody nidyt ganz Deutſchland umfaſſen, 
jo werden wir durch gehörige Wahrung der nationalen Bedürfnifje der 
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jpäteren Einigung wahrhaftig feine Hinderniffe jondern eine Förderung 
bieten, je nachdem wir in den bereitd geeinigten größten Theilen von 
Deutjchland es veritehen auch wirflidy den nationalen Weg unjered Nechtö- 
lebend zu entwideln. Daß es der einzige Weg ift, der und jett zu Gebote 
itehet, in eine nationale Entwidelung des Nechtögedanfens und des NRechtd- 
lebens einzulenfen, wenn wir e8 zur gemeinjamen Arbeit des ganzen Bundes 
machen, jcheint mir unzweifelhaft feſtzuſtehen. Denn wie die hiltorijche 
Entwidelung in den Fleinen Staaten gefördert werden joll, wenn man fie 
einjeitig weiter und weiter in dieſe oder jene Richtung hinein treiben läßt, 
it mir unflar. Nie ift die Gejchichte unjeres DBaterlandes gefördert worden 
in diefer Bahn, und ich meine, auch fünftig werden wir in dieſer Hinficht 
dur das Bedürfniß jelbit mehr und mehr dahin getrieben werden, etwas 
mehr von dem Partikularismus abzulaffen, den wir in Preußen jo gut ha— 
ben ald anderdwo, und dem ich in Preußen jo wenig förderlich jein mag — 
auch als ein früherer Anneftirter Preußens — als in den fleinen Staaten, und 
id) meine, gerade den Preußiſchen Juriſten und den Preußen überhaupt 
wird die Mitarbeit für die weitere Entwidelung mit jo vielen bedeutenden 
Männern aus den anderen Staaten, namentlich aus Sachſen, demjenigen 
Lande in Deutjchland, welches vielleicht am allerfrüheiten auf die wiljen- 
ichaftliche Entwidelung des Rechts überhaupt hingewirkt hat, recht willkommen 
jein müfjen. Ich meine denn auch in Bezug auf die weiteren Hindeutun— 
gen des Herm Vorrednerd auf die Zuverläffigfeit unjerer Bundesgenojjen 
bei großen Krijen, die möglicherweije unjerm Vaterlande bevorftehen können: 
die wird von diejen Fleinen Dingen nicht abhängen! Ich denfe, der nationale 
Gedanfe iſt doch jo weit überall erftarkt, daß eine Einmiſchung des Aus— 
landes auch ohne Diejes und Jenes einjtimmig von allen Stämmen, die 
bier geeinigt find zu dem Bunde, und von allen Regierungen abgewiejen 
werden würde. Ich hoffe, dab auch Die Regierungen wie die einzelnen 
Volksſtämme joweit in der Erkenntniß vorgeichritten find, daß, wie auch die 
Konjunfturen liegen, eö der Ruin — gleich der Defretur des eignen Unter: 
gangs, dem Verdikt, daß man aufgehört habe, zu jein — jein wird für 
jeden Einzelitaat und jede Regierung, weldye die Nation in joldyer Be- 
drängnig im Stidye laſſen könnten. Und wenn Motive jo Fleinlicher Art 
eintreten jollten, wie fie der Herr Vorredner entwidelt hat, und wie id) 
nicht glaube, daß fie überhaupt in Sachſen und ſonſt wo obwalten, — 
meine Herren, jo würde eine Gegenwirkung durch Eingehen auf derartige 
Vorbehalte und wahrlich zu feiner Bundesgenoſſenſchaft führen, welche der 
Opfer wert) wäre! (Sehr gut!) 


Dr. Windthorft aus Gelle (Aichendorf-HimmlingMteppen:’) Meine 
Herren! Ich werde dieſe Angelegenheit nicht aus großem, nationalem Ge— 
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fichtspunfte behandeln. Ich wünſchte überhaupt, wir jprächen nicht immer 
von „national”, da man doch nicht recht weiß, was für ein Begriff damit 
verbunden iſt. Dem Einen it national dies, dem Anderen das. Cs 
handelt fich bier einfach darum, ob man die Kompetenz ded Bundes aud- 
dehnen will auf dad gejammte bürgerlihe Recht und auch auf die 
Gerichtöorganijation. Meine Herren, ich bin fein Gegner gemeinjamer 
Rechtsbildung und auch nicht Feind gemeinjamer Gerichtsorganijation, jo 
weit jie in den Verhältnijjen begründet und wirflid ſachlich 
zwedmäßig ift und joweit fie auf legalem Boden erreicht werden 
fann. Im der Sade alſo itt — id glaube auch die anderen Herren 
Redner, die geiprochen haben, find nicht weit von diejer Anficht entfernt — 
das Einverſtändniß nicht jo weit auseinander als dad Einverſtändniß in 
Beziehung auf die Wege zum Ziele. Der Antrag, der bier geftellt iſt, 
führt und dem Ziele nicht näher, er führt und davon ab. Meine Herren, 
gegen den Antrag, wie er geitellt iſt, jprechen zunächſt, ich muß darauf zu= 
rückkommen, Kompetenzbedenfen, und zwar in doppelter Richtung. Zus 
nächſt ijt die Frage, ob in Beziehung auf Verfaffungsveränderungen Ange: 
ſichts des Artifeld 23 dem Neichötage die Initiative zufteht, denn es beißt 
in diefem Art. 23 ausdrüdlich, daß die Initiative dem Reichätage nur zufteht, 
joweit er in feiner Kompetenz bleibt. Der Herr Abgeordnete 
Lasker hat im konſtituirenden Neichstage allerdings ald Zweck ſeines An— 
trages erflärt, dab; Verfaflungsänderungen auf dem im Artikel 78 bezeichne: 
ten Wege in Folge einer Initiative des Reichstages jollten gemacht 
werden können. Ob ibm das vollflommen gelungen ift, das iſt allerdings 
zweifelhaft, wie der Herr Abgeordnete Wagener bereitd dargelegt hat. In— 
zwijchen will ich auf dieſen Gefichtöpunft nicht weiter eingehen. Iedenfalls 
wird ed ja möglidy jein, das man im Mege der Rejolution oder wie jonft 
Fragen diejer Art bei den Negierungen anregt. Und weiteres als eine 
joldye Anregung wird auch durch den vorliegenden Antrag, mögen Sie nun 
ihren Beſchluß faſſen in welcher Form Sie wollen, nicht erreicht werden. 
Ic habe aber ein Kompetenzbedenfen nad) einer anderen Richtung, welches 
mir jehr wejentlich erſcheint, ohne daß ich das andere unterjchäge. Soll 
durch den Antrag gejagt werden: wenn derjelbe hier angenommen ijt und 
zwei Drittheile der Regierungen ſtimmen zu, jo fann die Verfaffung feinem 
Inhalte gemäß ohne Weiteres geändert werden, — dann ift der Antrag 
gegen das BVerfafjungsrecht, wie eö in Norddeutjchland eriftirt. (Senfation.) 
Ich behmupte diejed auf die Gefahr hin, von dem Abgeordneten Friedenthal 
für einen Revolutionair erflärt zu werden. (Heiterfeit.) Meine Herren, es 
hat nach meinem Dafürhalten gar feine Zweifel, daß zur Ausdehnung 
der Bundesfompetenz notwendig derjelbe Weg genommen werden muß, 
auf welchem die Verfaffung überhaupt zu Stande gefommen iſt. Nichts iſt 
natürlicher, ald dab Dinge in der Weife und auf dem Wege aufgehoben 
oder abgeändert werden, auf dem fie entitanden find. Es ift die Bundes— 
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verfaffung weſentlich entftanden auf dem Wege ded Vertrages, der Vertrag 
hat die Baſis und die Grenzen derjelben bezeichnet. Sowohl in der Vor: 
lage Preußens vom 14. Juni 1866 an den damaligen Bundestag ala in 
den nachherigen Verträgen ift ausdrüdlic die beitimmte Grenze angegeben; 
diefe in den Kompetenzbeftimmungen ſich ausiprechende Grenze ift nachher 
in einzelnen Punkten ausgedehnt auf Antrag der Berfammlung, die man 
in der Regel als die Fonitituirende bezeichnet, — was unrichtig ift: fie 
war lediglid eine berathende; — fie ilt aber audgedehnt im Einver— 
ftändnik aller Regierungen und unter Zuftimmung aller Landesvertre— 
tungen. Nun fagt man: ja, jo lange es ſich um diefe Konftituwirung han— 
delte, war es ein Vertrag, der Vertrag hörte auf, ald die Verfaffung begann. 
Nein, meine Herren, die Verfaſſung it gegeben zur Handhabung deffen, 
mas ala Objekt der Thätigfeit ded Bundes, als feine Kompetenz paftirt 
war, und bewegt und bejcjränft fich auf diefen und nur auf dieſen Boden. 
Analog — nicht vollftändig gleich — aber analog im entjcheidenden Punkte ift 
ed 3. B. bei einer Aktiengeſellſchaft. Wenn für eine Aftiengefellichaft ein 
beftimmt begrenzter Zwed hingeſtellt und für diejelbe eine Verfaſſung ge- 
geben wird, jo kann ohne Zweifel die Gejellichaft diefe Berfaffung auf dem 
Mege ordnen, auf dem die Statuten es beitimmen, aber die Grundlage der 
Gejellichaft jelbit kann nicht geändert werden, ohne den Weg zu beichreiten, 
auf dem die Gejellichaft jelbit konſtituirt worden ift. Meine Herren, die 
Vertragsnatur bleibt immer und wejentlicy die Grundlage der Verfaffung 
des Norddeutichen Bundes. Es iſt diejelbe nicht eine Verfaſſung eines all- 
gemeinen über die einzelnen dazu gehörenden Staaten hingeftellten 
Staated, jondern ed ift die Verfalfung des Bundes, aljo deö Vertrages 
und des ftreng begrenzten Inhalts, welcher in der Berfaffung niedergelegt 
it. Es heit in der Urkunde ausdrüdlich: „Diefer Bund wird den Namen 
des Norddeutichen Bundes führen und wird nachitchende Berfafjung haben.“ 
Mas ift der Inhalt des Bundes anderes ald die Summe derjenigen Rechte, 
welche die inzel-Souverainetäten an das Ganze abgegeben haben? Zur 
Handhabung diefer von den einzelnen Souverainetäten abgegebenen Theile, 
zur Handhabung diejer abgegebenen Souverainetätötheile auf dem Wege der 
Geſetzgebung und der Erefutive ift dieje Verfaffung gemacht und, injofern 
Sie auf dem Boden bleiben, kann fie abgeändert werden auf dem 
Mege von Artikel 78. Wollen Sie aber weitere Rechte von den einzelnen 
fontrabirenden Souverainetäten heranholen, dann müffen Sie dieje erft 
fragen; und dazu gehören die Negierungen und die einzelnen Landtage. 
Anders kann auch die Abficht der Fontrahirenden Negierungen nicht geweſen 
jein. Die im Nordbund vereinigten ſouveränen Fürften und freien Städte 
haben — durdy die Greigniffe gezwungen oder freiwillig — einen Theil 
ihrer Souveränetätärechte an den Bund übertragen, damit fie die andern 
behielten, dieje ficherten. Wie in aller Welt ift es denfbar, daß fie den 
Drganen für die abgetretenen Souveränetätörechte das Recht hätten geben 
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fönnen oder wollen, die vorbehaltenen, die zu fichernden nun auch ohne 
weitered in ſich zu abſorbiren? Das wäre ja Unfinn gewejen. Meine 
Herren, jo itand es bei der Konitituirung des Bundes und es ift bier auch 
niemals etwas Anderes beſchloſſen worden. Ge find allerdings im berathen- 
den Meichstage einzelne Stimmen gewejen, die andere Anjchauungen zur 
Geltung gebradyt wiſſen wollten, aber eö find feine Anträge formulirt, die- 
jelben find auch formell nicht zur Diskuffion gejtellt, es waren beiläufige 
Heußerungen und die Gejammtbeit des Reichstags hat fie in Feiner 
Weiſe auögejprochen. Außerdem fommt es bei einem zu Stande gelommenen 
Geſetze nach meinem Dafürhalten niemals darauf an, was diejer oder jener 
einzelne Kopf in der berathendem oder genehmigenden Verfammlung jagt, 
jondern darauf, was die Majoritäten in den formulirten Beichlüffen jagen. 
Aus den Vowerhandlungen, aus den jogenannten Motiven für die Inter: 
pretation eines Gejeßed zu deduziren, ift und bleibt immer mißlich. Das 
weiß Jeder, der fich mit diefen Dingen bejchäftigt hat. Im dem von mir 
bezeichneten Sinne ift auch die Sache angejehen worden, als die hier be- 
vathene und von den Negierungen genehmigte Verfaffung den Einzelland— 
tagen vorgelegt worden ift. Ic kann in diejer Beziehung nicht umbin — 
auf die übrigen Landtage will ich mich nicht einlafjen, weil mir theild das 
Material nicht ſämmtlich bier zur Hand iſt und weil ich auch die Herren 
nicht ermüden darf — auf die Verhandlungen der Preußijchen Häuſer des 
Landtags näher nody einzugehen, alö dies bereits jchon von dem Kollegen 
Wagener gejchehen it. Meine Herren, ed wurde die hier berathene Ber: 
faffung den beiden Häufern des Preußiſchen Landtags vorgelegt. Allen wird 
in Grinnerung jein, wie groß die Erregung in Preußen war über die Frage, 
ob die Verfaffung angenommen werden fönne oder nicht. Insbeſondere die 
Herren von der linken Seite des Hauſes hatten die größten und jchwerften 
Bedenken, und die Preife war jo energijch in Bekämpfung derjelben, daß 
allerdings damald wohl in Frage fommen konnte, wie die Sache im Land: 
tage fich geftalten werde. Und wenn die Prefje und die Herren, die damals 
beriethen, das Material gehabt hätten, dad hier am Freitag voriger Woche 
angehäuft it, jo hätte es wahrjcheinlich noch anders geitanden. Meine 
Herren, das Abgeordnetenhaus beitellte den Abgeordneten Tweſten zum Be: 
richterjtatter. Ich ftelle die Perjon des Abgeordneten Tweſten in Beurtbei- 
fung diefer Dinge body, indeß in diefem Falle kommt die Perſon mir dod) 
in der bier fraglichen Richtung wenig in Betradht, fie fommt mir dagegen 
jehr stark in Betracht in der offiziellen Eigenſchaft, die fie hatte, nämlich 
als Berichteritatter, ald welcher er verpflichtet war, dem Preußiſchen Ab- 
geordnetenhaus die Lage der Dinge und die von ihm daraus gezogenen 
Folgerungen vorzulegen; denn es waren dem Preußiſchen Abgeordnnetenhaufe 
die Verhandlungen, die bier gehalten worden waren, die Reden, die in der 
Richtung Itattgefunden hatten — ich könnte einzelne Abgeordnete nennen, die 
allerdings Aeußerungen machten, die heute vielleicht gegen mid; gewendet 


Dr. Windthorſt. 1081 


werden Fönnten, — es waren dieje nicht mitgetheilt, und es find diejelben 
alſo auf die Beichlüffe des Abgeordnnetenhaufes offiziell und erfennbar nicht 
von Einfluß geweien, jondern nur der Bericht des Referenten. Diefer be- 
ſtellte Berichteritatter hat nun — ich referive wörtlich, weil ich glaube, dat 
das nothwendig ift, um die Dinge Kar zu ftellen — Folgendes über die 
bier in Frage befindliche Seite der Sache gelagt: „Zweifelhaft kann die 
frage jein, ob die Bundeögemwalt berechtigt iſt, ihre Kompetenz über die 
gegenwärtigen Beitimmungen der Bundeöverfaflung zu erweitern. Im Reichs— 
tage hat feine eingehende Erörterung diejer Frage ftattgefunden.“ Das re: 
ferirte der Berichterjtatter des Abgeordnetenhaufes: es hat im Reichstage 
feine eingehende Grörterung diejer Frage Itattgefunden! „Hin und wieder 
find Aeußerungen gefallen, als ob diejes zuläjfig wäre. Meines Grachtens, 
meine Herren, — jagt er weiter — iſt das ſtaatsrechtlich nicht zuläflig; 
Niemand kann ſich jelbft die Grenzen jeiner Kompetenz; erweitern. Soweit 
die beitehenden Verfaffungen der Einzelitaaten und darunter vornehmlich auch 
unjre Verfaffung nicht geändert find, joweit fünnen fie nicht ohne Zuftim- 
mung der Ginzelftaaten weiter geändert werden. Will aljo der Bund jeine 
Kompetenz erweitern, jo würde meines Erachtens auf legalem Wege nichts 
anderes übrig bleiben, als zu ſolchen Kompetenzerweiterungen abermals, jei 
ed vorher oder nachher, die Zuftimmung der gejeßgebenden Gewalten der 
einzelnen Staaten einzuholen. Wollte man das nicht annehmen, jo Fünnten 
durch Akte der Bundeögewalt die einzelnen Staaten mediatifirt werden, den 
einzelnen Staaten jede weitere Kompetenz entzogen werden. Soldye Kom— 
petenzerweiterungen fönnen meines Erachtens auch nidyt damit gerechtfertigt 
werden, dab der Bundeögewalt eine gewiſſe Kompetenz in Betreff der Ver: 
faffungen der Ginzelftaaten beigelegt ift, nämlich im Artikel 76. Aber ich 
meine, eine Beitimmung, weldye die Entſcheidung von Verfaffungsitreitig- 
feiten in die Hände der Bundeögewalt, d. h. des Bundesrathes und des 
Reichstages, legt, kann unter feinen Umftänden dahin ausgelegt werden, daß 
der Bund berechtigt wäre, Aenderungen in den Verfaſſungen der Ginzel- 
ſtaaten vorzunehmen. Streitigkeiten enticheiden gibt nicht das Recht, un- 
zweifelhafte Berfafjungsbeitimmungen zu ändern, und eine Ausdehnung 
der Kompetenz kann dadurch nicht gerechtfertigt werden.” Meine Herren, dieje 
Aeußerung deö Herrn Referenten ift im Abgeordnnetenhaufe wohl veritanden, denn 
die Abgeordneten Walde und Virchow haben darauf Bezug genommen und haben 
wejentlicy nur geglaubt, daß vielleicht, wie der Abgeordnete Virchow meinte, 
Einer oder der Andere wohl einmal eine andere Anficht bethätigen könnte, 
und der Abgeordnete Walded, indem er meinte, das möge ganz denkbar jein, man 
babe nur fein Mittel in der Verfaſſung gegen mögliche, zu weit greifende 
Tendenzen des Reichstages ſich zu ſchützen; — aber ein Bedenken gegen die 
Richtigfeit der von dem Berichteritatter Tweſten aufgeitellten Säbe iſt von 
feinem Abgeordneten, indbejondere auch nicht von dem Abgeordneten Lasker, 
der am weitelten in dieſer Kompetenzfrage geht, ungeachtet der glänzenden 
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Nede, mit der er damals die Bedenken gegen die Verfaſſung zurücgemiejen 
bat, hervorgehoben worden. Meine Herren! Auf died Votum und diejen 
Bericht feines Berichteritatterd hat das Abgeordnetenhaus die Verfaſſung an- 
genommen. Ic frage Sie: Kann man glauben, dab das Abgeordneten 
haus nach ſolchem Bericht meinte etwas mehr abzutreten von jeinen Kom: 
petenzen als das, was in der Verfafjung fteht? Im Herrenhaufe war der Bericht: 
erftatter der berühmte Völker- und Staatsrechtölehrer Kroniyndifus Dr. Heffter. 
Auch der bradyte neben vielerlei Bedenken in Beziehung auf die Verfaſſung 
die Frage zur Erörterung, wie fich denn die einzelnen Berfafjungen zur 
Bundesverfaffung verhalten. Der geehrte Herr jagte im Wejentlichen: „Eine 
Aenderung der Bundesverfaffung, jelbit wenn die Bundesgejeßgebung ſich 
dazu herbeilafien wollte, fann immer nur unter Zuftimmung beider Häuſer 
des preufiichen Landtags wie der Verfammlungen aller andern Staaten 
möglich fein. Ohne dieje Zuftimmnng würde der wejentlichite Widerſtand ent- 
ftehen." Meine Herren! fann man wohl glauben, dab das preußiſche Herren- 
hans bei jeinem Votum von einer andern Anjchauung ausgegangen wäre ale der- 
jenigen, welche jein Berichterftatter ihm angab? Es müßte — id) will gar 
nicht von Einſicht jprechen — ed müßte den Inſtinkt der Selbiterhaltung 
nicht mehr befiten, wenn es amderd hätte votiren wollen. Meine 
Herren! So ilt es in den preußiichen Häufern bergegangen. Das ift, 
glaube ich, ein ſtarkes Moment für meine Anficht, und ich bin nicht zweifel- 
haft, daß aus den andern Staaten weitere Momente ähnlicher Art herbeige- 
ichafft werden fünnen. Sollten Sie aber dennoch glauben, meine Deduftion 
ſehr fehlerhaft, fie jei zu beftreiten, — ich halte mich niemals für unfehlbar 
und bin jeder befjeren Belehrung zugänglich, wei auch jehr wohl, daß dieje 
Frage in der Wiffenichaft erit anfängt zu tagen, und hier, zuerft von mir 
ausgejprochen, dem heftigiten Murren von verjchiedenen Seiten begegnet iſt, — 
jo jage ich Ihnen doch, meine Herren, wenn die Anficht jo viel wenigitens 
für fich bat, wie fie nad) meinen Gründen — nicht nach meinem Dafürhal- 
ten — hat, dann ift ed nicht gut „den Leu zu weden“. An diefem Sabe 
hängt viel von der Entwidelung des Bundes. Und das glauben Sie mir, 
jelbft der Wurm krümmt ſich, wenn er getödtet werden fol. Wenn man 
fortfährt nach und nach den einzelnen Staaten zu Leibe zu geben, wie das 
jebt hier geichieht, dann könnte eine vecht unangenehme Krümmung eintreten, 
und diefe würde ihren Fuß, ihre Berechtigung hier finden! Laffen wir die 
Frage deshalb wenigitens in der Schwebe, in der alle Fragen zwiſchen dem 
fonftitutionellen und dem abjoluten Prinzip, um es einmal jo auszudrüden, 
bleiben müſſen, um beide Seiten zu ftetem Ausgleich bereit zu erhalten. Auf 
die Spitze getrieben, gerathen wir mit denjelben zu verderblichen Konflikten. 
Laſſen wir fie auf der Schwebe des Bewußtſeins, daß man fich über die 
Dinge vertragen und die Sache nicht auf die Spite treiben joll, dann wer: 
den wir wohlthun und weiſe handeln. Freilich hat der Abgeordnete Schulze 
gejagt, wir könnten doch, wenn wir die beantragte Beftimmung aufnehmen, 
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vorausjeßen, dak man bier einen weijen Gebrauch davon machen würde. 
Meine Herren! Ich bezweifle nicht, daß Alle weiſer find ale id), aber darum 
fann ich nicht umbin mich mitjchuldig zu befennen. Wenn man ein Stück 
von Macht hat, jo wünſcht man fie gar leicht ein wenig auszudehnen, und 
es fünnte doch fein, wenn das heute bei der Weisheit der Herren ficher aud) 
nicht der Fall ift, dak einmal der Moment der Verſuchung eintritt. Deshalb 
ift es befjer, die Verſuchung nicht aufzuftellen. Das iſt dasjenige, was ic) 
in Beziehung auf die Kompetenz zunächſt jagen wollte. Ich komme mu 
darauf, dab, wenn jelbit diefe meine Meinung, die Frage nicht auf der 
Spiße zu Stellen, nicht berüdfichtigt werden foll, ich Sie wenigſtens an du 
mahne, was der Bundeöfanzler am Freitag fagte*), reipeftiren Sie mindeltens 
den Geift der Verfaſſung, der Geilt der Verfaſſung aber nad) den erflärten 
Anichauungen des Herrn Bundesfanzlers, der am meiiten wiſſen muß, was 
man beabjidytigt bat, war unzweifelhaft, den einzelnen Stanten nicht mehr 
zu entziehen, als abjolut nothwendig iſt. Wenn man jeßt denjelben mehr 
entziehen will, jo find fie zum Neagiren gezwungen und wie weit das gehen 
fann, willen wir nicht. Denken Sie dabei nicht allein an die fünf Millionen 
in den Fleinern Staaten. Nein, es kann die Reaktion auch aus dem großen 
Staate, aus Preußen fommen, und in der That jcheinen mir allerlei Anu— 
zeichen vorzulegen, daß diejelbe jehr Itark chen im Werden ift. (Widerſpruch,) 
Meine Herren, id; habe vorhin gejagt, wenn man Macht hat, kommt man 
leicht in die Gefahr zu glauben, man jei allmächtig, und Die eben gehörte 
Unterbrehung jcheint mir anzudeuten, daß man bier anfängt fich für mäch— 
tiger zu halten als man ift! — Jetzt fomme ich zum Materiellen der Frage. 
Meine Herren, was wollen die Antragfteller? Sie wollen das gejammie 
bürgerliche Recht gemeinfam gemacht wiſſen. Nach der Begründung des 
Herrn Antragitellerd iſt e& zweifelhaft, ob er jofort eine ganze Kodifi- 
fation haben will, ein corpus juris in das Deutiche überjeßt, oder das 
Deutjche Recht in ein corpus juris überjeßt, oder ob er einzelne Matericii, 
jo wie fie ihm vorfommen, durch gemeinſame Bundesgejetsgebung geordnet 
haben will? Ich glaube, man muß fidy über diefe Sache einigermaßen klar 
jein, wenn man dasjenige beſchließen will, was bier beantragt ift. Dieſe 
Dunfelheit des Antrages iſt nicht erwünſcht. Dann aber muß ich Sie fragen 
was fann nicht Alles unter dem gejammten bürgerlichen Necht veritanden 
werden? Ich muß jagen, ich getraue mir, bejonders wenn ich die Auslegungs- 
funit zu Hilfe nehme, die bier gebraucht ift, um die Medefreibeit als zum 
Kriminalrecht gehörig binzuitellen, nachzuweiſen, daß, wenn wir das gefamnıte 
bürgerliche Recht und Strafrecht der Bundesgeießgebung vindiziven, für pie 
übrigen Staaten nichts übrig bleibt, dan werden fie einem ausgeblaſenen 
Sie gleichen. (Heiterkeit) Dann, meine Herren, meint man, anjcheinend 
jet es jo leicht, eine gemeinjame Givilgefeßgebung zu machen. Die Hein, 
die das jo leicht finden, müſſen diefen Winter nicht bier gewejen fein. Wir 
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haben im Abgeordnetenhaufe angefangen, Stüde von der Givilgejeßgebung 
zu machen und ich will aur an das eine Beijpiel erinnern, welches beſonders 
hervorgehoben ift, an dem Entwurf über Erwerb des Grundeigentbums und 
die Belaftung deifelben, dies berühmte Geſetz, — ja wie weit find wir denn 
gefommen und was wird darauf fommen? Zur Zeit vedigirt man es im 
Iuftizminifterium von Neuem. Ich gehe auf diefe Materie nicht näher ein. 
Ic würde ed dann thun, wenn unſer bedeutenditer Jurift hier wäre — der 
Abgeordnete Walde, — der mir zu Hülfe fommen würde gegen etwaige 
Angriffe meiner desfallfigen etwaigen Ausführung. Ich glaube der eben 
vernommenen Unterbrechung gegenüber, dab der Abgeordnete Waldeck id) 
bier nicht im Kortichritt der gewöhnlichen Art befindet jondern in einem 
rubigen Erwägen deffen, was nothwendig und was wirklich zweckmäßig iſt. 
Außerdem will der Antrag, daß die ganze Gerichtiorganifation zur Bundes— 
ſache gemacht werden fol. Meine Herren, bei jeder Oper jet die Partitur 
gewiffe Inftrumente voraus. Ebenſo iſt es bei einer Prozeßordnung noth— 
wendig vorausgejeßt, daß die Inftrumente da find, auf welchen fie abgejpielt 
werden fann. Aber jeder Menich weiß doch wohl, dat man die Inftrumente 
jehr verjchieden organifiren kann troß der Partitur, und die Herren, welche 
diefen Antrag jo leicht hinwerfen, bedenfen wahrlich nicht, wie weit dies 
greifen Fan. Der Abgeordnete Miquel hat feinen Antrag nur geredjtfertigt 
in Analogie der Inftrumente zur Partitur. Im diefer Hinficht it Nichts 
nöthig, denn das iſt bereits in Nr. 13 der Verfaflung beitimmt. Wenn 
man etwas Neues beitimmt, will man mehr beitimmen und dies würde 
dahin führen, die Zahl der Gerichtöhöfe, die Bejoldungs- und Ascenfions- 
verhältnifie bei denjelben, jo wie die Prüfungen — furz Alles, was zur 
DOrganijation gehört, gemeinjam fertig zu machen. Könnte das wohl zwed- 
mäßig fein? Ich glaube es ift in der That in der Sache zu weit gegriffen, 
und id kann mic; des Bedenkens nicht erwehren, daß man eine an fich po- 
puläre Sache hat benußen wollen, um zu Guniten der Bundeöverfafjung 
den Kinzelitaaten wieder ein Schnippchen zu jchlagen. Dann, meine Herren, 
frage ich: haben wir die Aufgaben, welche uns in der Bundeöverfafjung ge— 
jtellt find, bereits gelöft, oder haben wir fie jchon in dem Umfange und in 
der Weiſe gelöft, dab wir vom Deutkhen Volfe aus weitere Aufgaben er: 
bitten müfjen? Wir haben den größten Theil der Dinge, welche mit dem 
Inhalte des gegenwärtigen Antrags zufammenhängen, kaum angefangen. Es 
ift davon noch gar nichts an den Neichstag gefommen und von den Gegen: 
ftänden, welche an uns gefommen find, it Vieles nur theilweiſe erledigt. 
Und ob die Berathungen der Gewerbeordnung uns als die eriten Legisla- 
toren des neunzehnten Jahrhunderts, befähigt einen Givilcoder zu machen, 
dofumentiren, will ich, da ich jelbit dabei bin, bejcheiden ‘der Beurtheilung 
Anderer überlaffen. Ich glaube, es ift redyt zweckmäßig, wenn wir die Auf: 
gaben, weldye bier bereits in der Bundesverfaffung liegen, erſt vollitändig 
ausführen, daran unjere und Anderer Kräfte, weldye daran mitwirken, üben. 
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Und wenn wir dann auf diejen Gebieten etwas Gutes zu Stande gebracht 
haben, wollen wir jehen was weiter geſchehen farm. Bis dahin aber laſſen 
Sie und warten. Bis dahin wird die Wiffenfchaft — um dem Abgeord- 
neten Friedenthal eine Beruhigung zu geben — vollauf zu thun haben. ©ie 
ift in voller Arbeit nach den Nicytungen hin, die er wünſcht, und bedarf in 
der That des Paragraphen nicht, daß wir uns, ich weiß; nicht in welcher 
zeit, auch einmal mit diejen Dingen beichäftigen fünnen. Das aber kann 
ich allerdings zum Schluß nicht umbin zu jagen: Ich glaube es tit jeden- 
falls nicht wohl gethan, ohne die dringendite Noth irgendwie an den Ver: 
faffungsbeftimmungen zu ändern. In einem Haufe, in welchem alle Tage 
geflopft und gehämmert wird, wohnt man nicht gern, und Andere bringt 
man nicht hinein. Wenn ich in Norddeutichland etwas zu jagen hätte — 
ich habe gar feine Autorität — ich würde die Neichözimmerleute bitten, num 
einmal ein wenig Ruhe zu halten, zu warten und ein anderes Objekt der 
Thätigfeit zu wählen. 


Dr. Braun (Wicsbaden)*): Meine Herren! Ic, bitte mir Ihr Gehör 
zu jchenfen zu einigen Bemerkungen, die hervorgerufen find durch die Aus- 
führungen der Herren Abgeordneten von Zehmen und Dr. Windthorft. Ic 
befinde mich allerdings bei dieſen Erwiderungen in einiger Verlegenheit, und 
zwar aus zwei Gründen: eritens, weil der Abgeordnete von Zehmen gleid)- 
jam de rebus omnibus et quibusdam aliis gejprodyen hat, wozu ein jo 
trodener und einfacher Stoff wie dad Privatrecht doch eigentlich wenig Ver— 
anlaffung giebt, und weil ich nicht weiß, ob Sie mir eine gleiche Latitüde 
geitatten werden; zweitens aber deßhalb, weil uns der Abgeordnete Windt- 
borit jo jehr gewarnt hat, den Zorn feines Löwen zu weden, und und 
joldye Schredniffe eingejagt bat vor jeinem giftigen Zahn, daß wirklidy ein 
ängitliched Gemüth, wie das meinige, dadurdy etwas eingejchüchtert worden 
ift. (Heiterfeit.) Unter den vielen Behauptungen, die der Abgeordnete 
Windthorſt aufgeftellt hat, ift eigentlich nur eine, mit der ich einveritanden 
bin, nämlich, daß der Herr Bundeskanzler dieſe Frage am Beften zu beur— 
theilen veritehen mühe. Ich acceptire dieſes Ingeſtändniß und Eonftatire, 
daß der Herr Bundeskanzler vorigen Freitag ausdrüdlich anerfannt hat, dab 
uns die formelle Berechtigung zur Stellung joldyer Anträge unzweifelhaft zu: 
ſtehe. Die Ausführungen, die der Abgeordnete Windhorſt gemacht hat in 
Betreff unferer Kompetenz und in Betreff des Vertragsverhältniijes, werden 
jchwerlich jchüßen gegen den von ihm gefürchteten Vorwurf, daß er ein Ne: 
volutionär jei: denn fie find beinahe wörtlic; dem berühmten Buche von 
Rouffeau: le contrat social entnommen. Der faht allerdings den Staat auf 
als einen Vertrag, über den man an jedem Tage von Neuem zu pacifeiren 
habe und der ohne Zuftimmung ſämmtlicher Bacijcenten nicht geändert, wohl 
aber gekündigt werden fünne; er betrachtet allerdings, gerade jo — bier 
findet man wieder den Satz beitätigt, magna ingenia conspirant — gerade 
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wie der Abgeordnete Windthorit, den Staat als eine Art Aftiengefellichaft. 
Wir aber meine Herren, find fern von der Ueberzeugung, dak wir im Jahre 
1867 nichts gethan hätten, als einen „Bund auf Aktien“ zu etabliren. Wir 
haben diejen Bund geichaffen, weil ein einheitlicher Körper ein Bedürfniß 
fir die Deutjche Nation ift, und dagegen fommt man mit joldyen Gründen 
des Aftienrechts nicht auf. Die Deutjche Nation will eriftiren, fie will leben, 
fie will fich bewegen, und dazu bedarf fie eines Körperd. Die Zeit, wo fie 
in der Welt berumjchlich wie Banquo's Geift, ohne einen Körper zu beſitzen, 
ift glücflidy durch die Greigniffe von 1866 bejeitigt worden; und zu behaupten, 
es eriltire fein Deutjcher Staat, es eriltire feine Deutſche Nation, Deutſch— 
land müſſe, um irgend etwas zu beichließen, erſt Umfrage halten bei allen 
Negierungen und bei allen Kammern, und wenn mur eine diejer Fleinen 
Kammern und nur eine diefer Negierungen nein Tage, jo jei ed mit der 
Sache aus, — das heißt das Jahr 1866 leugnen, das heißt die Bundes— 
verfafjung leugnen, weiter nichts! Dem gegenüber wird freilich gejagt: die 
Verfaffung fünne auf feinem andern Wege geändert werden ald auf dem: 
jenigen, auf weldyem fie entitanden it. Wenn das richtig wäre, jo könnten 
alle diejenigen zahlreichen Verfaffungen, die aus einfeitiger Oftroyirung ber: 
vorgegangen find, nicht durch Paktirung zwilchen allen Faktoren jondern nur 
im Wege einfeitiger Oftroyirung durdy die Regierung allein geändert werden. 
Mo joll denn das hinaus? Diefe Theorie hat vielleicht auf juriftiichem Ge- 
biete etwas Scheinbared; aber übertragen wir fie doch einmal auf ein anderes 
Gebiet! Glauben Sie denn, dab der Menſch, um zu leben, um thätig zu 
jein, um das Bereich jeiner Thätigfeit auszudehnen, jeden Augenblid, wo er 
eine joldye Funktion jeiner Ihätigfeit vornimmt, zurücdgehen müfje auf den 
Grund feiner Entitehung? Glauben Sie, dat ic, um heute Etwas zu thun, 
denjenigen Prozeß wieder durchmachen müßte, den ich durchmachen mußte, 
um aus dem naseiturus ein natus zu werden? (Heiterkeit) Das ift die 
Konjequenz der Windthoritichen Theorie. Nun kann man freilich fagen: 
in einem einheitlichen Staate it das etwas Andered ald wie in einem 
zujammengejegten Staate; der Norddeutſche Bund ift ja ein zujammen- 
gejeßter Staat. Aber dieje Frage iſt in der Verfaffung geregelt. Denn es 
iteht darin mit Haren Worten: „Bundesgejeße gehen den Landesgejeßen 
vor"; und ed fteht mit klaren Morten darin, auf welchem Wege und in 
welchen Formen Verfaffungsveränderungen vorgenommen werden müjjen 
— fönnen will idy jagen. Wenn das aber auch nicht der Fall wäre, jo 
verfteht es ſich doch jedenfalld von jelbft, daß irgend eine oberite Initan; 
für die Kompetenz; da fein muß, und diefe oberfte Inſtanz kann, eben weil 
fie die oberfte it, nicht unten jein; fie muß an der Spite jein und kann 
nicht an der Bafis jein. Sie kann nicht jein bei den einzelnen Kammern 
der einzelnen Staaten, und fie fann nur fein in der Bundesregierung, im 
Bundesrathe und im Neichötage. Wenn die Theorie des Herm Abgeordneten 
Windthorſt richtig wäre, jo würden 3. B. auch die Amerikaniſche Union und 
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die Schweiz Feine Veränderung ihrer Verfaffung vornehmen Können ohne die 
Zuftimmung jeded einzelnen Kantons, jeder einzelnen Kantonsregierung, jeder 
einzelnen Kantondvertretung, jeder einzelnen Staaten und Territorienregie- 
rung und der Volfövertretung im jedem einzelnen Staate und in jedem ein- 
zelnen Territorium. Dem ift nicht jo. Es find dort Mopalitäten feitgeftellt, 
wodurch das liberum veto der Einzelnen vollitändig eliminirt it; — es 
finden 3. B. Staaten» und Urabftimmungen ftatt und dergleichen, aber es 
hat nirgend cin einzelner Staat oder ein einzelner Kanton das abjolute 
Recht des Veto's gegen jede Aenderung der Kompetenz, — fie werden ma= 
jorifirt. — Die Theorie, da dem jo fei, die ift in Amerika nur vertheidigt 
worden von den Niggerzüchtern und in der Schweiz nur von den Anhängern 
des Sonderbundes, die damals vielleidyt Recht hatten, nämlich vor der Ver- 
fafjung vom Jahre 1848, jett aber nur nody von den glüclicher Weije 
jehr verjprengten und vereinzelten Ueberbleibjeln, die heute, wenn fie die 
Theorie von vor 1848 wieder aufitellen, im offenbariten Unrechte find. 
Es ift dieſe ganze Theorie weiter nichts ald eine Negation des Nord: 
deutichen Bundes. Man kann den Norddeutjchen Bund nicht zerftören, 
weil man die Macht dazu nicht hat; deshalb aber will man ihn zurüd: 
ichrauben auf den Standpunft des alten Bundestags. (Sehr richtig! links.) 
Das ift die Richtung, in der fi) die Ausführungen des Herm Abgeordneten 
MWindthorft bewegen, und die Ausführungen des Herm von Zehmen des: 
gleichen. (Sehr gut! linke.) Man will den Norddeutichen Bund mediatifiren 
unter die ZTerritorialgewalten; und wenn man das fertig gebracht hat, danıı 
ift der Bundesrath feine politiiche Körperichaft mehr jondern eine einfache 
Gejandtenfonferenz,, und der Bundeskanzler ift nichtd weiter als der Brief: 
träger diejer Gejandtenfonferenz, der Volljtreder ihrer Beichlüffe, falls über: 
haupt ein jo mißjchaffener Körper im Stande jein fellte Beſchlüſſe zu fallen. 
Dahin führen die Theorien des Herrn Abgeordneten Windthorit. Ich wende 
mich nunmehr zu Herrn von Zehmen. Id) kann nicht auf alle jeine Aus- 
führungen antworten, ich will mich nur an einen Gegenitand halten, nämlid) 
an jeinen Traftatus über den „verdrieglichen Bundeögenofjen“, der für mid) 
in jeinen Auseinanderjegungen der frappanteite war. Er bielt diejen Traf- 
tatum gleichjam mandatario nomine in feiner Eigenſchaft als eine Ver— 
förperung ded Königreichs Sachſen, das er wiederholt in jeiner Rede hervor: 
bob. Ic, bin num nicht gemeigt, mich in den inneren ſächſiſchen Krieg zu 
mijchen, aber daß derjelbe vorhanden it, muß ich doch fonftatiren; denn in 
demjelben Augenblid, wo Herr von Zehmen uns jo beweglich im Namen 
ded Königreichs Sachjen bittet, wir möchten doch einhalten, wir möchten 
doch nicht weiter auf dieſer verderblichen Bahn fortjchreiten, wir möchten 
nicht in die Gerichtsorganifation, nicht in die Rechtsverhältniſſe eingreifen, 
und ein paar Tage Ipäter, nachdem der Sächfiiche Minifter Herr von Friefen ” ) 
uns ein „Bis hierher und nicht weiter!“ entgegen gedonnert bat — id) 
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deprecire das „gedonnert“, ich will lieber jagen: und eventualiter ein ſolches 
„Bis hierher und nicht weiter!“ im Ausficht geftellt bat für den Fall, dab 
wir fortführen, ihn in jchledyten Humor zu verjeßen — (Heiterkeit) ich jage 
aljo, in demjelben Augenblide, wo Herr von Zehmen das gejagt bat, in 
demjelben Augenblide, wo Herr von Frieſen jenes gejagt bat, in demſelben 
Augenblide unterbreitet derjelbe Königlih Sächſiſche Miniſter dem Bundes— 
rath und dem Neichötage einen Gejeßentwurf, der direft und diametral allen 
denjenigen Regeln entgegengejett iſt, welche dieje Herren aus Sachſen uns 
für unjer Verhalten vorſchreiben. (Sehr gut! Schr richtig!) Ich frage Sie, 
meine Herren, ift denn dieler oberite Gerichtshof für Handelöjachen, den 
Sachſen vorjchlägt, nicht eine Kompetenzerweiterung? iſt er denn nicht ein 
Eingriff in die Gerichtsorganifation der einzelnen Staaten? wird denn da= 
durdy nicht in den Einzelſtaaten die zweite Inſtanz mediatifirt und die oberite 
Inſtanz abgejchafft? it das nicht ein Eingriff in das Preußiſche Obertribunal 
und in alle oberiten Gerichtshjöfe des Bundeögebietes? (Sehr wahr!) Wenn 
aljo Herr von Zehmen fich jo unendlidy betrübt und von diejen Dingen bis 
in’s Herz getroffen fühlt, jo mag er fi) doch vor allen Dingen an jeinen 
verehrten Yandsmann wenden, er mag dann, wenn er ein jo treuslächiiiches 
Herz in der Bruft hat — was ich ihm auch gar nidyt zum Vorwurf mache 
— dieſen Streit doch einmal erſt auf Sächſiſchem Boden ausfechten, er mag 
jih an die Regierung halten, die ihm die theuerſte it, nämlich an die 
Sädhfiiche, und uns bier nady unjerem Belieben weiter leben laſſen, Itatt 
und joldhe Dinge, joldye böje Ankündigungen von dem „immer verdriehlidyer 
werdenden verdrießlichen Bundesgenoſſen“ vorzutragen. (Heiterkeit) Wenn 
wir diejen Aufforderungen folgen wollten, wenn wir diejen Stimmungen 
gerecht werden wollten, wenn wir dieje Nichtungen verjöhnen wollten, 
ja dann, meine Herren, bleibt uns gar nichts Anderes übrig, als 
wir löſen den Norddeutſchen Bund, den wir vor zwei Jahren ge 
ichaffen haben, wieder auf, wir geben Sie, die Sadyjen, dann wieder zurüd 
unter die Oeſterreichiſche Fremdherrichaft, unter der Sie früher geitanden 
haben. Sie mögen dann einmal nit Delterreidh einen Bund machen, Sie 
mögen einmal probiren, wie es ſich auf die Dauer bei jolcyen Finanzen fährt, 
Sie mögen einmal austreten aus dem Zollverein und ſehen, wo dann Ihre 
wirtbichaftliche Entwidelung und Blüthe hinfommt. Wenn Sie das wollen, 
dann jagen Sie eö; wollen Sie es aber nicht, num, dann machen Sie auch 
feine Andeutungen, welche, wenn fie überhaupt einen Sinn haben, joweit ic 
die Dinge zu beurtheilen im Stande bin, nicht anders vealifirt werden Fönnten, 
alö wenn wir das Jahr 1866 für nicht geſchehen, für null und nichtig er: 
flärten und freiwillig zurücfehrten in das Elend des alten Bundestags, von 
dem wir num glüdlich befreit find. Wenn fortwährend geklagt wird über 
die übermäßige Ausdehnung dev Bundesgewalt, jo muß ich dem gegemüber 
doch erinnern, dab in denjenigen Dingen, die der Gejeßgebung der Bundes- 
gewalt unterivorfen find, die Gejeßgebung der Ginzelftaaten ja feineswegs 
ausgeſchloſſen ift, auf diejen Gebieten fünnen die Einzelſtaaten ja fortwährend 
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auch legislativ thätig fein, fie dürfen nur nicht gegen diejenigen Bundes— 
gejeße verftoßen, die bereit3 erlafjen find; jobald aber auf diejem Gebiete 
ein Bundesgeſetz noch nicht erlaifen iſt, dann haben fie ja ganz freie Hand, 
und die Gejeße, die fie machen, gelten ja alle jo lange, bis dereinit einmal 
unter Mitwirkung eben diejer Ginzeljtanten ein Bundeögejeß zu Stande 
fommt. Ich will Ihnen dafür ein ganz jchlagendes Beiſpiel anführen, dab 
dieje Regel eriftirt, und daß fie Niemand befjer bekannt it, als der Königlich 
Sächſiſchen Regierung, die davon den ausgedehnteften Gebraud) madıt. Ic) 
erinnere Sie daran, meine Herren, daß in dem Artifel 4 unjerer Verfaſſung 
ſteht, daß das Strafrecht zur Kompetenz des Reichstags des Bundes gehört; 
ich erinnere Sie daran, daß der Neichötag beichlojjen hat, ein Bundesitraf- 
geſetzbuch zu erlafien, daß der Bundesrath dem zugejtimmt hat und zwar 
mit dem Konſens des Bertreterd der Königlich Sächſiſchen Regierung. 
Uns was thut die Königlid) Sächſiſche Regierung, nach dem alles das ge— 
ichehen ift, und ehe das Bundesgeſetzbuch, welches bekanntlich in Vorarbeit 
ift, edirt ift? Nachdem der Bundesrath bejchloijen hat, ein Bundeöjtrafgejeß- 
bud) zu Stande zu bringen, nadydem er Nequifitionenen in diejem Gimme 
an jämmtliche Territorial-Regierungen erlaſſen hat, nachdem er einen ange- 
jehenen Gelehrten mit der Abfafjung des Geſetzbuches beauftragt hat, id) 
glaube jogar, nachdem diejer Gelehrte — oder der Herr Juſtizminiſter, ich 
weiß nicht wer — darüber bereits dem Bundesrath Nechenichaft abgelegt 
bat, und der Bundesratly die Grundzüge, die vorgejchlagen waren, gut ge- 
heißen hat, — während das Alles im Gange ift, erläßt die Königlich Säch— 
fiiche Regierung am 10. Dftober v. I. ein Strafgejeßbudy für das König: 
reich Sachſen, das in allen dieſen Materien, womit der Bund und die 
Bundesgejeßgebung bereits befaßt ijt, demjelben vorgreift, z. B. die Todes— 
jtrafe abjchafft, — wogegen ich materiell nichts habe, aber id) finde das denn 
doch etwas — ich will es ganz gelinde ausdrücden — jonderbar (Heiterkeit), 
dab am Vorabend des Zuftandefommens eines Bundesitrafgejeßbuchs die 
Königlich Sächſiſche Negiernng ein eigenes Strafgeſetzbuch für ſich erläßt, 
von dem fie gewärtigen muß, daß wenn morgen das Bundesitrafgejegbud) 
publizirt wird, jenes aufgehoben oder wejentlicdy modifiziert wird. Ich will 
Ihnen nody ein anderes weitergehendes Beijpiel aus Sachſen anführen. Sie 
willen, daß bier im Neichstage der Abgeordnete Schulze-Delitzſch, der Vater 
der Deutichen Genoſſenſchaften, vworgejchlagen hat, ein Bundesgejeß über das 
Genojjenjchaftörecht zu erlafjen auf der Bafis, die durd) das Preußiſche Geſetz 
vom 27. März 1867 gewonnen iſt, ein Gejeß, das ſich in der Praris 
auf das Beite bewährt hat (mit Ausnahme einiger untergeordnneter Punkte, 
die auch im Bundeögejeße verändert find). Sie willen, meine Herren, daß 
wir, der Neichstag, am 28. Mai 1868 mit enormer Majorität diejen Gejeß- 
entwurf votirt haben; Sie wiljen, daß der Bundesratly jofort ſich bereit er- 
flärte darauf einzugeben, nur noch ein Gutaächten von der Civil-Prozeß— 
Kommilfion einholte, und dann am 19. Juni beſchloß, dem Gejeßentwurf 
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feine Zuftimmung zu ertheilen, welcher Gejeßentwurf dann auch jpäter, 
am 4. Juli, publizirt worden it. Nachdem alſo Reichötag und 
Bundesrath über die Sache fi) bereits jchlüffig gemacht hatten umd 
ed außer Zweifel ftand, daß dieſes Bundesgejeß über das Genoffenjchafts- 
recht werde publizivt werden, in demſelben Augenblid beräth die Sächfiiche 
Regierung mit ihren Ständen ein Landesgefeß über Genoffenjchaften umd 
publizivt es uns dicht vor der Naje ber, vor dem Bundesgeſetz, nämlich am 
14. Juni 1868 (es ſteht in dem Sächfiichen Gejeßblatt Seite 315). Diefes 
Geſetz iſt nun überflüffig; joweit eö mit dem Bundesgeſetz übereinftimmt, 
da war es ja micht nöthig zwei Geſetze zu erlaffen, da genügte das Bundes- 
gejeß allein; es ftimmt eben mit dem Bundesgejeß nicht in allen Stüden 
überein, jondern es hebt weſentliche Vorjchriften des Allgemeinen Deutjchen 
Handelsgeſetzbuches auf, dieſes Allgemeinen Deutjchen Handelsgeſetzbuches, 
von dem es damals auch bereits feſtſtand, — feſtſtand durch einen Beſchluß 
des Reichstages und durch cine Erklärung des Herrn Präſidenten des Bundes— 
kanzler-Amts, — daß es ſolle als Reichsgeſetz publizirt werden. Und am 
Vorabende dieſer Publikation ändert es einſeitig die Königlich Sächſiſche 
Regierung. Die Königlich Sächſiſche Regierung ſtellt in ihrem Landes— 
geſetz für die eingetragenen Genoſſenſchaften andere Vorausſetzungen für den 
Eintrag auf und ändert auch die Wirkungen des Eintrages, und zwar in 
einer Art, daß die Genoſſenſchaften wahrſcheinlich ſich nur auf ſächſiſch 
werden eintragen laſſen, und daß alſo das ganze Bundesgeſetz dann nichts 
iſt als ein unnützes Stück Papier. So wird die Bundesgeſetzgebung voll— 
ſtändig lahm gelegt; und in dem Augenblick, wo man das Alles thut, ſendet 
man Vertreter hierher, die uns anklagen, als hätten wir Alles das gethan, 
was diejenigen Herren ſelbſt gethan haben, die die Klagen führen. Ich frage 
Sie, wie joll man ein joldyes Betragen zufammenreimen? Ich frage Sie, 
was jeilen wir denn überhaupt noch? Kann überhaupt noch ein Bundesver- 
band Leitehen, wenn nody weiter fortgegangen wird in diefer Richtung, und 
hat man ein Recht ich über uns zu beklagen, während wir doch gewiß 
angefichts dieſer Dinge ein Necht hätten zu unterjuchen, ob denn das, was 
in Sachſen geidyieht, mit diefer „Bundestrene” im Einklang'ſteht, die wir 
ja immer jo jebr uns bier verfichern hören von dieſer Sächſiſchen Seite? — 
Ich will den Weg der Gegenklage nicht weiter verfolgen; idy habe das Alles 
angeführt, um zu fonitativen, daß wir es dod) in der That nicht find, die 
Sachſen vergewaltigen, jondern daß Sachſen fidy einer jehr großen Freiheit 
in jeiner andesgejeßgebung erfreut und davon — ich will mich auch bier 
wieder ganz gelind ausdrüden — einen außerordentlich ausgiebigen Gebrauch 
madıt. Sch babe alſo dedusirt, daß Die Einzelſtaaten auf denjenigen Gebieten, 
weld;e zur Kompetenz der Gejeßgebungsgewalt des Bundes gehören, voll- 
ftändig freie Sand haben, jo lange nicht das Bundesgejeß bereits erlafien 
it, und jelbit wenn das Bundesgejeß erlaffen iſt, freie Hand haben 
in alle denjenigen Dingen, die nicht innerhalb des Rahmens des Bundes: 
geſetzes fallen und noch nicht von der Bundeögejeßgebung offupirt find. 
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Wenn wir heute aljo das Privatrecht mit in die Bundesgefeßgebung binein- 
ziehen, jo bleibt deshalb das Preußiſche Landrecht und der Code Napoleon 
und das jo jehr beliebte Sächſiſche Civilgeſetzbuch — das alles bleibt ganz 
intakt beftehen, es wird allem dem auch fein Haar gekrümmt; wir wollen 
ja nur die Feſſeln los fein, die und bei der Erlaſſung gewiſſer Spezialgejeße 
binden. Ich kann wirklich vom praftiichen Standpunkte aus faum begreifen, 
wie man fich über diejen Antrag jo echauffirt und wie man ihn ald eine 
Gelegenheit benußt, um alle diejenigen Dinge, die man gegen den Nord» 
deutjchen Bund und den NReichdtag auf dem Herzen hat, los zu werden. 
Der Antrag läßt ja, jelbit wenn er realifirt wird, im Großen genommen 
Alles fo, wie es ift. Wir find in unſeren Spezialgejegen auch bisher ſchon 
bhinübergeftreift auf das Gebiet deö Privatrechts, wie das ja Herr Dr. Frieden- 
thal bereitd ausgeführt hat, wir können aber faktiſch gewiß nicht morgen 
ſchon eine Generalkodififation des Deutichen Privatrecht? machen; das tit 
thatjächlicdy unmöglich; das Einzige, was wir können, it, Spezialgejeße an 
denjenigen Punkten zu erlaffen, wo fie ein bejondered Bedürfniß find, und 
dieſe Spezialgejete jo einzurichten, daß fie in ihrer Gefammtheit nicht wider: 
ftreben dem Ziele eines demmächltigen gemeinjamen Geſetzbuches; aber ob 
wir oder auch nur irgend Einer von und je das Zuftandefommen eines Alles 
umfaffenden gemeinfamen Givilgejeßbuches erleben, das weiß ich nicht; es ift 
das ein jehr jchwieriges Werk, und Niemand wünſcht mehr, daß es wicht 
übereilt werde, als ich. Ich bin aljo durdyaus nicht für diejen Antrag leiden- 
ichaftlich bewegt; wenn ich für denjelben das Wort ergreife, jo ift lebteres 
nur provozirt durch die Aeußerungen, die ich befämpft habe; und wenn ic) 
Sie, meine Herren, aud) auf der rechten Seite diejed Haufes bitte, für den 
Antrag zu ftimmen, jo glaube ich, Ihnen feinen befjeren Beweggrund dafür 
juppeditiren. zu können, ald dab Sie durdy ihr Votum den thatjächlichen 
Beweis führen, dab Sie nicht Anhänger der Theorien der Herren von 
Zehmen und MWindthorft find. 


Präfident des Bundesfanzler-Amts Delbrük*): Meine Herren! Ich 
ergreife dad Wort nur, um zu fonitatiren, daß der Natur der Sache nad) 
die Bundedregierungen über die hier vorliegende, unzweifelhaft eine Ver— 
faffungsänderung involvirende, Frage noch nicht in der Lage geweſen find in 
Berathung zu treten. Bei dieſer Lage der Sache bin ich nicht im Stande, 
die Stellung der Bundeöregierungen zu der vorliegenden Frage zu bezeichnen, 
und idy muß aus demjelben Grunde auch Anftand nehmen, mich über die 
Stellung, welche das Präfidium zu diejer Frage nehmen dürfte, auszufprechen, 
denn dieje Stellung wird bedingt jein und muß wejentlich bedingt jein durch 
die Berathungen, welche im Schooße des Vundesraths zwijchen den verbün- 
deten Regierungen jtattfinden. 
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Dr. Schwarze (Dresden)*): Meine Herren! Ich habe um dad Wort 
gebeten, um gegen den Antrag zu jprechen. Ich geſtehe ganz offen, daß 
von der rein juriftijchen Seite betrachtet, der geitellte Antrag außerordentlich 
viel Anfprechendes hat, daß die Gründe, weldye auch in ziemlich beredter 
Meije von dem Herrn Antragiteller jowie von einigen andern Rednern für 
den Antrag vom ftreng juriftiichen Standpunkte aus vorgebradyt worden 
find, alle Beachtung verdienen. Wenn ich aljo lediglich die juriftiiche Frage 
bier mir erlaube zur Erörterung zu bringen, jo verbinde idy damit das Ge- 
ſtändniß, dab mir die Enticheidung der Frage, die in dem Antrage der 
Herren Miquel und Genoffen uns entgegentritt, micht leicht geworden iſt. 
Eben deshalb aber boffe ic audy um jo mehr Ihre Aufmerffamfeit mir er- 
bitten zu dürfen, ald abgejehen von den ftaatörechtlichen Fragen, die vorzugs- 
weiſe bis jet hier betont worden find, ich als nüchterner praftijcher Juriſt 
die Frage vor Ihnen beleuchten und Ihnen die Gründe vorführen möchte, 
die mich jchließlich dazu beftimmt haben, Ihnen anzurathen diejen Antrag 
nicht anzunehmen. Dieje Gründe find theils juſtiz-politiſcher Natur, theils 
rein juriftijcher Gigenjchaft. Ich bemerfe dabei zunächſt, was das Juſtiz— 
politijche anbelangt, daß ich es allerdings auch im Interefje der Juſtizpflege 
und der Gejeßgebung bedenklich erachten muß, fort und fort an den Be: 
ftimmungen der Verfaflung zu rütteln und Aenderungen derjelben zu beantragen. 
Der Antrag, der Ihnen heute vorliegt, iſt bereitö im Eonftituirenden Reichstage 
zur Disfuffion gebracht und damals nach einer eingehenden Berathung ab- 
gelehnt worden. Es wird fidy dabei allerdings fragen, ob ſeit jener Zeit 
Momente fid) herausgeitellt haben, die eine andere Entſchließung des Reichs— 
tages, der ja beinahe jetzt in derſelben Zufammenftellung wie damals erjcheint, 
rechtfertigen fünnen. Es ift von den Herm Abgeordneten Miquel und Dr. 
Braun geltend gemacht worden, daß die Partikulargejeßgebung gar nicht ge 
hindert werde, in denjenigen Materien, welche von dem Antrage erfaßt 
werden, vorzugehen. Es ift geltend gemacht worden, daß die Ausſchließlich— 
feit ded Bundesgeſetzes ja nur das bedeuten Fünnte, daß die Partifulargejeß- 
gebung nicht gegen ein vom Bunde erlafjenes Gejeß für ihr Territorium 
ein beſonderes Geſetz erlafjen könne, und dat, was ich jelbit hinzufüge, die bis 
dahin erlaffenen Partikulargejege durch ein Bundesgeje außer Kraft treten. 
Allein darin, glaube ich, liegt gar nicht der Kernpunkt der Frage; ich accep- 
tire die Erklärung des Abgeordneten Dr. Braun und Miquel jehr gem, 
aber ich meine eben, die Gefahr liegt ganz wo andere. Es hat dem Abge- 
ordnneten Dr. Braun gefallen, einige Nüdblide auf die Sächſiſche Gejeßge- 
bung und deren neueſte Entwickelung zu werfen. Ich ſtehe bier nicht als 
Vertreter der Sächſiſchen Regierung, aber defjen ungeachtet glaube ich jagen 
zu dürfen, dab jelbit der leifeite Vorwurf, — idy will es nur jo bezeichnen — 
der aus feinen Ausführungen zu uns herüber tönt, völlig unberechtigt 
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it. Die Revifion des Strafgeſetzbuches — nicht ein neues Strafgejeh- 
buch, jondern nur der Grlaß einiger Novellen, die dann in das Straf: 
geſetzbuch eingearbeitet worden find, — mur dad war längjt vor- 
bereitet, ehe hier der Wagener'ſche Antrag geitellt worden ift. Es ift daher 
die Sächſiſche Negierung Feineswegs Angeſichts des vom Reichstage gefaßten 
Beicyluffes und der vom Bundesrathe darauf erfolgten Erflärung mit der 
Geſetzgebung vorgegangen; ed war das eine längft vorbereitete Sadye. Was 
dabei insbejondere nody von dem Abgeordneten Braun bemerkt worden ift: 
daß Seitens des Sächſiſchen Minifterrums ein Genoffenjchaftögejeß erlaffen 
worden jei, welches gewiljermaßen geradezu im MWiderjprudy mit dem vom 
Bunde erlafjfenen Geſetze jtehe, werde ich wir jpäterhin erlauben, wo die 
Gelegenheit dazu fich bieten wird, nämlich bei dem Gejeße über die Wechjel- 
ordnung und dem Handelögejeßbuch, darauf zurüdzufommen, in dieſem 
Augenblide will ich nur einfach Eonftatiren, daß das Sächſiſche Gejeß jahre 
lang früher vorbereitet war, ehe hier von einem Bundeögejeß geſprochen 
worden ift, und daß dieſes Partifulargejeß feine Beltimmungen enthält, die gegen 
die Bundesgejege gehen, da vielmehr die Beitimmungen des Geſetzes neben 
denn Bundeögejeße bejtehen können. Nur den einen Umſtand kann ich jebt 
fonitatiren, da es ganz wejentlich zu meiner Deduftion gehört, daß durch die 
Beitimmungen der Bundesafte über die Kompetenz der Bundeögejeßgebung 
in die Partifulargejeßgebung eine gewifje Unruhe gefommen ift. Sie werden 
nicht einer Partikulargejeßgebung zumuthen können, daß fie mit Gejeßes- 
arbeiten und Vorbereitungen ſich beichäftige, wenn die betreffende Materie 
eine ſolche ift, auf welche fich die Kompetenz des Bundes mit eritredt, wo 
mithin die Partikulargejeßgebung feinen Augenblid ficher ift, daß nicht ein 
Antrag vom Reichstag geftellt und vom Bundesrathe genehmigt wird, durd) 
welches dieſes Gejeßprojeft zur Wahrheit wird, indem ja dadurch alle Mühe 
und Arbeit, welche die Partifulargejebgebung aufgewandt hat, völlig nußlos 
iſt. Dieje Unruhe und Unficherheit in der Partikulargejeßgebung iſt aller: 
dings ein jehr wichtiges und maßgebendes Moment. Defjenohngeachtet 
würde ich auf dielelbe fein enticheidended Gewicht legen, wenn irgendwie ein 
Bedürfniß für den Antrag nachgewiejen worden wäre. Crlauben Sie mir 
nun aber, vom rein juriftijchen Standpunkte aus den Antrag zu beleuchten. 
Es giebt gewiß feinen Iurijten, es giebt gewiß Niemanden, der ed mit dem 
öffentlichen Wohl gut meint, der nicht jeine volle Sympathie Anträgen ent: 
gegenbringt wie dem vorliegenden; die Gemeinjamfeit der Gejetgebung, das 
ift ein Gegenftand, für den ein Jeder, welcher eö mit der Nechtöpflege und 
der Nechtögejebgebung gut meint, ein offenes Herz und einen offenen Sinn 
bewahren wird. Aber auf der anderen Seite ift gewiß auch jowiel ficher, 
daß die Gemeinjamfeit der Gejeßgebung nur da heilſam wirfen fan, wo 
für das ‚betreffende Gejeg ein gemeinjames Bedürfniß beiteht; aber, 
meine Herren, wir dürfen nicht deshalb, weil wir ein gemeinjames Gejeß 
machen, auch glauben, daß wir dadurd) ein gemeinjames Recht, das in dem 
69* 


1094 1869. Art. 4 Ziff. 13. 


Volksbewußtſein wurzelt, jchaffen, wenn wir in die fleinen Kreije der Rechts— 
bildung eingreifen, wie es ja gerade vorzugäweije die Kreile gewejen find, 
durch welche das Deutjche Recht geichaffen worden it. Dann üben wir eine 
Tyrannei aus, die jo unerträglich auf die kleinen Rechtskreiſe wirken kann, 
daß wir dadurch das Recht zur Eritarrung bringen. Wir fünnen das Recht 
nidyt machen, jondern das Recht muß in dem Volke wachjen, wir wollen 
das Necht, das aus dem Volke hervorwächſt, in die juriftiiche Form bringen, 
aber wir fünnen und nicht einbilden, daß wir ein Geſetz machen fünnen, wo: 
durch gewiſſermaßen dem Rechtsbewußtſein und dem Rechtsſinn des Volkes 
entgegengetreten wird. (Ruf: Sehr wahr!) Ich erlaube mir darauf hinzu— 
weiſen, daß es ja die Aufgabe der neuen Geſetzgebung iſt, — und was mit 
meinen ſchwachen Kräften in meinem engern Vaterlande ich mir immer mit 
zur Aufgabe geſtellt habe — das Juriſtenrecht und das Volksrecht zu ver— 
ſöhnen, aber wir können durch das Juriſtenrecht nicht ein Volksrecht ſchaffen, 
das werden wir nimmer vermögen bei aller Weisheit, die ich hier in dem 
Reichstag verjammelt jehe und vor der ich im Uebrigen mich demüthig beuge. 
(Heiterkeit) Wenn die Nede von Frankreich gewejen iſt — meine Herren, 
ich will fie mit feinen vechtögefchichtlichen Ausführungen behelligen — jo 
find das ganz andere Verhältniffe gewejen, geboten durdy die ſtaatliche, durch 
die Eulturgejchichtliche Entwidelung des Volkes. Nur auf ein Moment er- 
laube idy mir aufmerfjam zu machen, weil dies vorzugsweiſe der Abgeordnete 
Miquel in jeinen Ausführungen betonte. Er jagte nämlich daß das gemeine 
Recht ja vorzugsweiſe dasjenige geweſen jei, was gewiljermaßen nun zu einer 
Einheit herausgewachſen ift. Ja, meine Herren, wer hat denn dad gemeine 
Recht geichaffen? Das war vorzugäweije das Nechtöbewußtjein, die Volks— 
rechtsgewohnheit, aus der ed hervorgegangen ift. Die war ed, die es mit 
dem Nömijchen Recht amalgamirt und dann in der Geftalt und überliefert 
hat, in der wir ed vor uns jehen. Und geben Sie dody durdy die Gauen 
Deutſchlands, wo Deutjches Recht fich entwidelt hat, ob Sie eine Uniformi- 
tat jehen werden, daß das ganze Volksrecht fi) gewilfermaßen in ein und 
derjelben Schablone ausdrüdt? Meine Herren, es ift wiederholt geltend ge 
macht worden, dab es fich hier nicht um die Schaffung eined Givilfoder handle. 
Ich gebe das bereitwillig eben mit zu, dab das unmöglich fein wird, aber 
— und das ift vorzugsweiſe der Punkt, der mid) darin befeftigt hat gegen 
den Antrag zu ſtimmen — es ift und in Ausficht geftellt worden, dab nad) 
und nady — wie Herr Miquel ſich ausdrüdte — „etwa vielleicht in 10 bis 
20 Jahren” ein allgemeines bürgerliches Recht für ganz Deutichland geichaffen 
werden könne. Meine Herren, ich halte das geradezu für eine Unmöglichkeit, 
und wenn dies in Ausficht genommen worden ift, jo werde ich ſchon deshalb 
gegen den Antrag jtimmen. Ic frage — und ich will nicht auf die Defi- 
nition des Samilienrechts von dem Abgeordneten Friedenthal eingehen, fie 
war mir völlig neu — ich frage Sie, ob Sie es fir möglidy halten das 
Samilienrecht, das Erbredyt, die agrarischen Beltimmungen und Verhältnifie 
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in Norddeutfchland durch ein Geſetz zu regeln? Ich habe bereitö bei dem 
eriten Reichstage mir erlaubt darauf hinzuweiſen, dat das Kamilienrecht und 
Erbrecht vorzugsweiſe in Deutjchland aus der Familie herausgewachſen ift. 
Fragen Sie doch — id) habe bedauert, daß heute der Abgeordnete Dr. Waldeck 
nicht da ift, er hat und eine jehr intereflante Schrift über die Erbfolge der 
Bauern in ihre Güter in Weltphalen geliefert — fragen Sie doch jo einen 
Weſtphäliſchen Bauer, ob er das Erbredht in jeiner Samilie, welches fich 
von dem Vater auf den Enfel fortgepflanzt hat, dad er wie eine heilige 
Tradition jeined ganzes Stammes aufrecht hält, z. B. mit der Erbfolge nadı 
dem Code eivil vertaufchen will? Wir werden den betreffenden Bauer in 
feinem Allerheiligiten möchte ich jagen verlegen. Dem Manne ift, wie ich 
bereitö früher einmal hier mich audgedrüdt habe, fein Recht jo lieb wie der 
Boden, auf dem er wohnt. Alſo diefe Uniformirung ded gefammten Rechts 
halte ich für eine Unmöglichkeit, mindeitend eine Unflugheit. Es ift nun 
geſagt worden, — und ed war dad ein jehr charafteriitijches Wort des Herrn 
Abgeordneten Miquel — dab durdy den Antrag, wenn er angenommen 
würde, gewiffermaßen nur eine Vollmacht ertheilt werden jollte, in einzelnen 
Fällen, wenn ein allgemeines Bedürfnik zur gejelichen Regulirung fich dar- 
böte, gleichſam die Handhabe zu erlangen, die gejetliche Reguliung eintreten 
zu laffen. Dann, meine Herren,’ geht aber der Zwed im Mittel unter, das 
Mittel greift ja viel weiter ald der Zwed. Sie wollen für einzelne Materien 
aljo gleich das ganze bürgerliche Recht dem Kompetenzzwange ded Bundes 
unterwerfen? Sie legen dadurd; ohne weitered die ganze Partikulargejeß- 
gebung brach, und es ift jehr richtig-von einzelnen Seiten bereitö hervorgehoben 
worden, dat dieſes Motiv des Herm Abgeordneten Miquel in dem Antrage 
jelbft durchaus gar feinen Ausdrud gefunden hat. Es ift wiederholt Bezug 
genommen worden 3. B. auf den Beſchluß ded Reichstages wegen der Boll 
jährigfeit. Meine Herren, ich halte mich nicht für berechtigt diefen Beſchluß 
zu kritiſiren, geftatten Sie mir aber nur zu bemerfen, daß ich auch nicht 
glaube, daß die Frage der Volljährigkeit lediglich dem Obligationdrecht an= 
gehöre und von diefem Standpunkte aus erledigt und regulirt werden könne. 
Aber ich frage Sie überhaupt, meine Herren, ob Sie glauben, durdy ein 
Geſetz über die Volljährigkeit im Allgemeinen alle diejenigen Punfte auch 
zu treffen, die bei dieſer Frage in Betracht zu ziehen find. Wir haben 
gegenwärtig nicht etwa bloß im Sächſiſchen Recht, im gemeinen Recht, im 
Preußifchen Recht, im Franzöſiſchen Recht, überall wo Sie hinjchauen, ganz 
verſchiedene Beftimmungen über die Volljährigkeit gleichzeitig und nebenein- 
ander, und zwar mit Rüdficht auf die verichiedenen Verhältniffe, in denen 
dieje Frage der Volljährigkeit in Betracht fommt; wir werden z. B. bei der 
Frage über die Eidesleiftung, bei der Frage über den Betrieb eines jelbit- 
ftändigen Gewerbes, bei der Frage über die Befähigung zur Verheirathung 
und dergleichen mehr nach Befinden ganz verjchiedene Bejtimmungen noth- 
wendig haben. Damit, glaube ich, widerlegt ſich auch die Behauptung, daß 
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wir fortdauernd bei den einzelnen Materien auf das ganze Nechtägebiet über- 
griffen, vielmehr muß idy behaupten, wir werden jede einzelne Materie nach 
diefer Richtung jelbititändig zu ordnen haben und wenn dabei Fragen mit 
zur Grledigung zu bringen find, die zugleich anderen Rechtögebieten am- 
gehören, dieſe Fragen mit erledigen ald die ganz nothwendigen Accefjorien 
des Gejees ſelbſt. Ich kann mich aljo namentlich dadurch nicht beitimmen 
laffen für den Antrag mid zu erfläreu, daß dieſe Kohärenz der einzelnen 
Rechtsgebiete hier fortdauernd betont und ald Beweis hingeftellt wird, als 
ob man nicht die einzelnen Materien, wie bereits bemerkt, herausſchälen und 
jelbitftändig behandeln fünnte. Ich will mit einem einzigen Worte noch auf 
den zweiten Theil des Antrages übergehen in Bezug auf die Gerichtsurgani- 
ſation. Meine Herren, diejenige Organijation, die nothwendig ift, um ein 
Verfahren herzuftellen, welches durch das Geje geregelt wird, die betrachte 
ich als einen nothwendigen Theil dieſes Geſetzes ſelbſt. Man kann in der 
That nicht davon jprechen, eine Prozeßordnung machen zu wollen, wenn 
man micht gleichzeitig mit der Organifation fich beichäftigt. Indem aljo 
unjere Bundesafte bereits das Prozehverfahren ald Gegenitand der Bundes: 
gejeßgebung hinftellte, hat fie dadurch nothwendigerweiſe und unabweisbar 
gleichzeitig die Drganifation joweit unter die Gejeßgebung des Bundes ge- 
ftellt, als es nothwendig iſt, fie auf dieſes Verfahren, welches gemeinjam 
werden joll, zu gründen. Es iſt aljo diefer Vorſchlag in dem Antrage 
mindeftens überflüfjfig und als überflüffig jchädlich, weil man natürlicher: 
weije unter diejer Beftimmung des Antrages etwas ganz anderes nach Be— 
finden immer jucyen und vielleicht auch finden würde, als jet von dem 
Herrn Antragfteller darin geſucht wird und vielleicht hineingelegt wird. Was 
übrigens die fortdauernde Bezugnahme auf das Handelsobergericht, weldyes in 
Vorſchlag gebracht ift, anlangt, jo geftehe ich offen, daß ich die Konjequenz, 
welche hieraus für umfern gegenwärtigen Antrag gezogen worden ift, micht 
verftanden habe. Meine Herren, die Frage, welcher Inftanzenzug, die Frage 
überhaupt, ob ein oberiter Gerichtähof in gewiffen Sachen die alleinige Ent- 
ſcheidung haben joll, aljo die Frage, wo die dritte, beziehentlidy vierte In— 
ſtanz liegen joll, ift ja eigentlich eine Frage des Verfahrene. Ich betrachte 
den Entwurf, der uns vorgelegt worden ift, als eine Anticipation eines 
Theild der Prozekordnung, als etwas weiteres nicht; eben als einen Theil 
derjenigen Organifation, die eine Nothwendigkeit ift, wenn wir überhaupt 
eine gemeinfame Prozekordnung haben wollen. Ich will nur zum Schluß 
dem Herrn Abgeordneten Miquel verfihern, dab ein partikulariſtiſches 
Interefje mich bei der ganzen Frage nicht geleitet hat, ebenjowenig ein Miß— 
trauen gegen die Gejeßgebung des Norddeutjchen Bundes, an der ich ja fort: 
dauernd mitzuarbeiten jeither die Ehre gehabt habe, und daß ich namentlid, 
entjchieden Proteft dagegen einlegen muß, wenn er behauptet hat, daß Die 
jenigen, die gegen jeinen Antrag ſich erflären, die Entwidelung deutjchen 
Rechtölebens nicht wollten, denn nach denjenigen Erklärungen, die ich heute 
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erft von ihm gehört habe über die Tragweite feines Antrages, behaupte ich, 
dab wenn er angenommen würde, wir eine gejunde Entwidelung des deut- 
chen Rechtslebens erſticken aber nicht befördern werden. 


Der Schluß der Diskuffion wurde angenommen *). 


Sasker als Antragiteller**): Meine Herren! Ueber den Inhalt des 
Antrages und über die Notbwendigfeit, unjere Gejeßgebung über die Rechts— 
ſyſteme auszudehnen, welche der Abgeordnete Miquel und ich in unjerm An- 
trag angeregt haben, will ich mid; des Weiteren nicht auslaffen. Als die- 
jelbe Frage im Jahre 1867 verhandelt wurde, haben zwei Männer, auf die 
ich mich bejonderd gern berufe, dem damaligen Antrage meined Freun- 
des Miquel, der gleichlautend war mit dem heutigen, das Wort geredet. 
Beide befißen den Vorzug, daß fie zu den bedeutendften Juriften Deutſch— 
lands gehören, und daß fie beide Sachſen find, von denen der eine am 
Schluß aus Bundesunfreundlichkeit gegen die Bundesverfaffung geftimmt 
bat; ich meine die Herren von Wächter und von Gerber. Beide erflärten 
aus dem reichen Schabe ihres Wiſſens, daß fie es für undenkbar hielten, die 
Rechtsſyſteme jo zu icheiden, wie wir ed in der Berfaffung getban haben. 
Beide jagten voraus, daß nach jenem Berfaffungsbejchluffe wir darauf wür- 
den zurüdfommen müfjen, die Gejebgebung auf die Rechtsſyſteme jo auszu— 
dehnen, wie wir heute in unjerm Antrage vorjchlagen. Allerdings der Herr 
Abgeordnete Schwarze hat damals ſchon gegen den Antrag ſich auögeiprochen, 
wie ich denn überhaupt aus dem Privatrechtöleben diejes Herrn Abgeordneten 
weiß, daß er der Gemeinjamfeit der Gejeßgebung in Deutjchland nicht be- 
jonders hold ſich erwiejen hat, und er ift deshalb konſequent, wenn er auch 
heute dem Antrage widerjpricht. Ich freue mich, daß er dies rein ſachlich 
objektiv und nicht in der Weije gethan hat, wie ed von einem Landömann 
von ihm gejchehen iſt. Aber Autorität gegen Autorität, und man wird in 
diefer Verſammlung einräumen, daß ich mich jedes Wortes enthalten fann, 
wenn ich joldye Fürfprecher habe wie die Herren von Gerber und von Wächter, 
welche beide wohl fich überlegt haben, daß die Ausdehnung der Gejeßgebung 
auf die verjchiedenen Rechtsſyſteme nicht die partifulare Exiſtenz der einzelnen 
Staaten vernichtet. Wichtiger aber, meine Herren, ift mir die Debatte da- 
durch geworden, daß zum erften Male in voller Klarheit der Sat aufgeitellt 
und diskutirt worden iſt, daß die Kompetenz der Gejetgebung des Bundes 
nicht anders erweitert werden fünne, ald unter Zuftimmung jämmtlicher ein- 
zelner Staaten durdy Stimmeneinheit. Der Herr Abgeordnete Windthorft 
hat mit Recht die Antorjchaft dieſes Gedankens, jo weit er fi) auf den 
Reichtötag bezieht, fich jelber zugejchrieben; er hat mit Recht von fid) aus- 
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gejagt, daß er zum eriten Male diejem Gedanken in diefer Verſammlung 
Worte geliehen hat, wo die Berfaffung zu Stande gefommen ift. Aber er har 
vielleicht Unrecht gethan, wenn er damit hat ausdrücken wollen, dab er zum 
eriten Male über die Materie fich auögelafien habe. Er hat jchon ein anderes 
Mal über denjelben Gegenitand und das jehr deutlich geſprochen, nur im 
völlig entgegengejeßten Sinne. (Heiterkeit) Ich habe den Wortlaut bier 
vor mir. WS ich gehört habe, daß der Herr Abgeordnete Windthorjt und 
einige Freunde mit ihm einen gewaltigen Sturm gegen unire Kompetenz 
berechtigung, über diejen Antrag in Gejeßesform zu bejchließen, machen werde, 
habe ich in der kurzen Muße, die und nur zu Gebote fteht, dieles Buch 
„Berhandlungen über die Norddeutiche Reichstagsverfaſſung“ zur Hand ge 
nommen und babe nicht etwa nachgefucht, wie man zu ftudiren pflegt um 
jeltene Stellen aufzufinden, jondern ich habe, wo ich zufällig geblättert, die 
Erklärung eined der heutigen Gegner gefunden, weldyer über die Kompetenz 
grade jo ſich ausgejprochen hat, wie wir heute. Ohne viel zu juchen habe 
ich, jo weit mein Papier heute ausgereicht hat, ungefähr 10 Stellen marfirt 
und es ſtehen und nicht geringere Autoritäten zur Seite, ald der Abgeordnete 
Zachariae, fein Stürmer im einheitöftaatlichen Sinne (Heiterkeit), der Abge— 
ordnete Wagener in mehrfachen und jehr deutlichen Erklärungen, jo deutlich 
wie ich fie ſonſt durch feinen feiner Ausjprüche an Deutlicyfeit übertroffen 
gefunden habe, der Abgeordnete TIhielau aus Sachſen, nodymalö der Abge- 
ordnete Wagener, der Bundeöfommiffar Hofmann, der damald im Namen 
ded Bundesraths das Wort genommen und fid) über die einzelnen Anträge 
erflärt hat, — Sie erinnern fich, daß dies die jchöne Aufgabe des Herm 
Hofmann bei der Berathung der Verfaffung gewejen ift — der Abgeordnete 
Kratz, Windthorit und eine größere Anzahl anderer Abgeordneter. Leider haben 
heute nicht alle Gegner das Wort ergriffen, jo dab ich nicht in der Lage 
bin, Sie dadurch zu erheitern, daß ich die umgekehrten früheren Ausſprüche 
Ihnen vorlefe. Bei vielen Gelegenheiten find wir auf diefen überaus wid» 
tigen Punkt zurücdgefommen. Denn Keinem von uns it diejer Schwer: 
und Mittelpunkt der ganzen Berfaffungsfrage entgangen, und allen hat am 
Herzen gelegen, feine Undeutlichfeit darüber zu lafjen. Der Abgeordnete 
Windthorſt hat, und ich muß zunächſt dieſes Hinderniß bejeitigen, fich auf 
die Ausſprüche berufen, welche im Preußijchen Abgeordneten und im Herren- 
hauſe gefallen find. Ich habe außerordentlich bedauert, daß es meinem 
Freunde Tweſten nicht mehr geftattet war, über jeinen eigenen Ausſpruch 
Erklärungen zu geben. Aber, meine Herren, das ift fein Geheimniß; wir 
find feine Fraktion, die alle auf höheres Kommando ftinmen, jondern es 
iſt bekannt genug, daß über viele Dinge Meinungsverjchiedenheit herricht, 
welche wir durch Mehrheitöbejchlüffe zum Austrag bringen. Wir ſchwören 
auf feine Autoritäten und gehen nicht alle in einem Bündel. Mein Freund 
Tweſten wird aljo feine eigne Anſicht zu vertreten wilfen, vielleicht auch zu 
modifiziren, denn auch dies kann im Staatöleben vorfommen. Aber die 
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meiften Redner haben nicht den geringiten Zweifel übrig gelafjen, daß fie 
dad Gegentheil von dem beabfichtigen und herbeizuführen juchen, was als 
Meinung meinem Freund Tweſten zugejchrieben wird. Auch in diejer Be— 
ziehung kann ich die Namen Gfliffen, Miquel, meinen eignen und die 
Namen vieler anderer Freunde nennen, welde an Deutlichfeit nichts zu 
wünjchen übrig gelaffen haben. Der Herr Abgeordnete Wagener hat fich 
heute der Mühe unterzogen, einen Sat von mir vorzulefen und ich habe 
genau zugehört, ob er eine entgegengejeßte Anficht von mir vortragen würde. 
Es ift died nicht gejchehen, jondern der Herr Abgeordnete jagte nur zum 
Schluß, man brauche meiner Autorität nicht zu folgen und er wolle fich ge 
ftatten gegen die von mir gemachten Ausführungen Zweifel anzuregen. 
Dazu hätte er meine Nede gewiß nicht vorzulefen brauchen und wir hätten 
dann fünf koſtbare Minuten gejpart. Ich meine nun, Ausſprüche im 
Preußiſchen Abgeordnetenhaufe und Herrenhaufe können ebenjowenig wie 
Ausſprüche in anderen Landtagen für dasjenige mafgebend fein, was in der 
Norddeutichen Bundesverfaffung gilt. Wir, die wir die Verfaffung gemacht 
haben und über die Verfaffung zu verhandeln hatten, als fie noch im Fluſſe 
war, konnten über die einzelnen Beftimmungen diöfutiren und unjere Mei— 
nungen zur Geltung bringen. Das ift eine paljende authentiſche Interpre 
tation, joweit nicht die Vertreter der verbündeten Negierungen widerjprochen 
haben. Die einzelnen Landtage hatten ein fertiges Werk vor ſich, fie konnten 
nur annehmen oder ablehnen, und welche Worte die einzelnen Abgeordneten 
mit der Annahme verbunden haben, ift gleichgiltig, jobald das Gegentheil 
aus dem Inhalte der Verfafjung oder den Verhandlungen über diejelbe her- 
vorgeht. Es iſt weltbefannt, daß die Einzellandtage nur Ia oder Nein 
jagen fonnten, eine Anficht in den Berathungen über diejelben — mochte 
fie im einen oder im anderen Sinne ausfallen — konnte feine Veränderung 
hervorbringen. Wer die Verfaffung in ihrer Geſammtheit annehmen oder 
ablehnen mußte, deffen Ausführungen find nicht zur authentijchen Interpre- 
tation tauglich. Wir dagegen waren im verfallungäberathenden Neichätage 
in der Lage, die einzelnen Beſtimmungen zu berathen und ihnen die Di- 
veftion zu geben. Wir hätten die heutige Anficht des Abgeordneten Windt- 
borit bineinbringen können gegen jeine damalige Anficht, wir haben das 
aber nicht gewollt und dies wiederholt deutlich ausgedrüdt. Das Vorleſen 
hat immer etwas Unangenehmes, aber ich will die betreffenden Stellen vor- 
lejen, um mein Wort einzulöfen und um zu zeigen, dab ein Mikverftändnik 
nicht möglich ift. Es hatte der Abgeordnete Zachariae zu Artifel 2 der 
Bundeöverfafjung den Antrag geitellt, alö Weberjchrift: „Bundesgewalt“ zu 
wählen und folgende Beitimmung anzunehmen: „Die Bundeögewalt wird 
durch die ihr in diefer Verfaffung zugemwiejenen Kompetenzen beitimmt und 
begrenzt. Die im Bunde begriffenen Staaten behalten ihre Selbititändig- 
keit, foweit fie nicht durch dieſe Verfaffung beichränft it; fie haben alle 
ftantlichen Hoheiten und Rechte, joweit fie nicht der Bundesgewalt aus- 
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drüdlich übertragen find —“ genau formulirt die Anficht des Abgeordneten 
Windthorft von heute. Und wie motivirte der damalige Abgeordnete 
Zachariae dieſe Anſicht — ein Staatörechtölehrer von großer Autorität and) 
für den Abgeordneten Windthorft? Er fagte: „Es ift daher mein Antrag, 
daß ausdrüdlich beitimmt auch in diefer Verfaffung audgejprochen werde: 
Die Bundeögewalt wird durch die ihr in dieſer Verfaffung zugewiejenen 
Kompetenzen beftimmt und begrenzt, und was ihr nicht zugewiejen ift, ver: 
bleibt in der Souveränetätsiphäre der einzelnen Staaten.“ Es iſt dies 
mörtlich jo eitirt, wie der Abgeordnete Windthorft originell eö heute ausge— 
Iprochen hat. „Es ift diefer Grundjab in allen Bundesverfaffungen ausge 
Iprochen. Sie finden ihn in der Nordamerifaniichen Berfaffung, Sie finden 
ihn in der Schmeizerifchen Verfaſſung gleich in einem der erften Artikel, 
und auch die Entwürfe, welche 1849 theild in Frankfurt, theils dann in 
Berlin ausgearbeitet worden find, haben dieſen Grundſatz an die Spihe 
geitellt. Und, meine Herren, wenn ich da von einer Seite hören muß, daß 
der Artikel überflüffig jei, wir ftänden ja auf dem Boden deö Vertrages, 
nun, meine Herren, — da, wo die Verfajjung anfängt, hört der 
Bertrag auf.“ (Zuftimmung.) Ob der Herr Abgeordnete Windthorft 
auch heute noch dem zuftimmt? — wideriprochen hat er damals aber nicht. 
Und was fagte der Abgeordnete Wagener darauf — ich jeße hinzu, der 
Abgeordnete Wagener (Neuitettin), derjelbe, welcher auch heute gejprochen 
hat, damit Sie das nicht bezweifeln: „Meine Herren, wenn dieſe Beltim- 
mung nicht hinzugefügt wird, wenn die Bundeögejeßgebung in ihrer Aktion 
unbejchränft bleibt, kann ich meinerjeits einen praftiichen Nuben in einer 
ſolchen theoretifchen Feſtſtellung nicht finden, da ja die Gejeßgebung des 
Bundes in jedem Augenblicd ſich in der Lage befindet, auf dem ihr vorge- 
zeichneten Wege das Verhältnii zu ändern und eine Entwicklung defjelben 
herbeizuführen, welche der Herr Antragiteller durch dieſen Antrag hat ver- 
meiden wollen. Er bat zwar gelagt, es jei nach der Annahme diejed An- 
traged wenigftend eine Präjumtion gewonnen und im Zweifelsfall jei die 
Präfumtion dahin zu firiren, daß, was nicht ausdrüdlidy der Bundesgemalt 
übertragen werde, den einzelnen Staaten verblieben jei. Wir fommen hier 
wieder auf die Inftitution, welche vorausfichtlich der Herr Antragiteller noch 
im Sinn bat, auf die Iuftitution des Bundesgerichts, welches dann die 
Zweifel enticheiden müßte und mwahrjcheinlich audy nady dem Sinn des Herrn 
Antragſtellers entjcheiden ſoll.“ An einer andern Stelle jagt der Abgeordnete 
Wagener nody deutlicher als bier — doch ich will, um den Gang diejer 
Verhandlungen abzujchließen, noch zuvor Folgendes bemerken. Der Abge- 
ordnete Elliffen erwiderte gegen den Antrag des Abgeordneten Zadyariae, 
weil er die Bundesfompetenz jo unbeſchränkt lafjen wolle, wie der Abge- 
ordnete Zachariae fie zurüdzumeijen wünjche. Dafjelbe ſprach der Abgeordnete 
Miquel aus. Und was war die Folge davon? Der Präfident verkündete: 
für den Antrag ded Abgeordneten Zacharine haben fi) nur wenige Stimmen 
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ergeben, ed waren die Stimmen, die Sie bei verjchiedenen Gelegenheiten 
fennen gelernt haben ald Diejenigen, weldye der Bundesverfaffung überhaupt 
nicht günftig waren. Auf Seite 318 finden Sie die Verhandlung über 
den Antrag ded Abgeordneten Miquel, welcher eine Berfafjungsbeftimmung 
aufgenommen wünjchte: „Der Bund ift befugt im Wege der Gejetgebung 
auch jolche Einrichtungen zu treffen und Mafregeln anzuordnen, weldye auf 
andere ald die im Mrtifel I bezeichneten Gegenitände fich beziehen, wenn 
diejelben im Gejammtinterefje nothwendig find.” Der Abgeordnete Miquel 
motivirte damals dieſen Antrag, da man zwar im Wege der Berfafjung- 
änderung jeder Zeit foldye Beichlüffe faflen könne, daß er aber nicht wünſche, 
immer der jtrengen Form der Verfafjungsänderung ſich zu bedienen, und er 
wolle deshalb für diefen Fall von der Form der Verfaſſungsänderung fich 
diöpenfiren. Darauf denn nun der Herr Abgeordnete von Thielau: „Ich 
muß aber gegen den Herm Abgeordneten, der jo eben gejprochen hat, er- 
mähnen, daß es fich hier um einen Bundesjtaat handelt, und daß fich der- 
jelbe eben dadurch vom Einheitsſtaat unterjcheidet, und daß er nicht anders 
begründet werden kann, ald wenn beitimmte Pflichten und Rechte feitgeitellt 
werden, und daß man diefe nicht in die Luft ftellen kann, um alled Mög— 
lidye darunter präjumiren oder cinjchieben zu können." Darauf meinte der 
Herr Abgeordnete Wagener: „Wir haben die Verfaffungsbefugnig zur Ab- 
änderung der Verfaſſung, wir brauchen fie und nicht durch Amendements 
beizulegen und ich glaube, es ijt ein Irrthum von dem Herm Antragſteller, 
wenn er meint, daß zwilchen einer Verfaffungsänderung und dem, was er 
und bier vorjchlägt, irgend ein jachlicher und durchgreifender Unterjchied vor: 
handen iſt.“ Nochmals Herr Wagener: „Es kann eben nur den Cindrud 
machen: wir haben zwar bejchloffen, wir wollen die Kompetenz einſtweilen 
feftitellen, aber auch zugleich wieder in Frage Stellen, weil die Möglichkeit 
vorhanden ift, daß noch neue Dinge hinzukommen fünnen. Kommen dieje 
neuen Dinge, meine Herren, dann bietet die Verfaſſungsurkunde einen voll- 
fommen ausreichenden und, wie mir jcheint, durchaus nicht jchwerfälligen 
Anhalt, um diefe Dinge durchaus nad) den Wiünjchen des Reichstags er- 
ledigen zu fünnen." (Hört! hört!) Wenn etwa der Abgeordnete Wagener 
interpretiven will, daß der Weg, bei allen einzelnen Staaten, bei allen 
Kammern und Regierungen anzufragen und Einftimmigfeit herbeizuführen, 
fein jchwerfälliger Weg jei, daß er diefen Meg ald einen leichten habe be- 
zeichnen wollen, jo will ich ihm perjönlicy die Wohlthat diejer Interpretation 
gönnen. Wir haben es aber damals nicht anders veritehen fünnen, als daß 
er den Weg der für Verfafjungsänderungen vorgejchriebenen Bundesgejeb- 
gebung gemeint hat. Und num kommt der Herr Bundes-Kommilfar Hof: 
mann: — der, wie idy nochmald wiederhole, in den damaligen Debatten der 
Regel nad; aus der Reihe der Bundes-Kommiſſare das Wort ergriff, wo 
ed fich darım handelte, Grflärungen abzugeben. Wir wiffen ja leider nicht, 
ob joldye Erklärungen Namens des Bundesrathed gegeben worden find oder 
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nur allgemein im Sinne ded Bundedrathed; indeflen die Herren haben ja 
heut einzeln zwilchen offiziell, offiziös und privatim unterjchieden, und 
meines Erachtens muß dieſer Erflärung des Herrn Bundes-Kommiſſars 
Hoffmann, die ich verleſen werde, der Charakter einer amtlichen oder min— 
deſtens einer offiziöſen beigemeſſen werden — „Ein Bedürfniß, weitere Ma— 
terien als die im Artikel 4 genannten auf dem Wege der Bundesgeſetzge— 
bung zu regeln, kann ſich im Laufe der Zeit allerdings herausſtellen; aber 
wenn dies Bedürfniß wirklich dringend iſt, wird ſich auch wohl die Zwei— 
drittel-Majorität im Bundesrath finden, welche nöthig iſt, um die geſetzge— 
beriſche Thätigkeit des Bundes auf ſolche Materien auszudehnen.“ (Hört! 
hört!) Meine Herren, es kommt noch deutlicher: (Heiterkeit) „Daß dann 
die, Verfaffungsurfunde jelbft jedesmal durch Aufnahme des betreffenden 
Gegenſtandes in den Artifel 4 erft amendirt werden müßte,” — was wir 
nämlich heute vorfchlagen — „Icheint mir doch eine zu formale Auffaffung 
der Sache zu fein." (Ruf: Sehr gut!) Dann heißt e8 weiter: „Man 
wird im Cingang des betreffenden Geſetzes darauf Bezug nehmen können, 
daß dafjelbe eine Verfaffungsänderung enthalte und daß die hierbei nöthigen 
Formen gewahrt jeien. Man wird dad Geſetz erlaffen können, ohne daß 
man deöhalb in die Verfaffungsurfunde jelbft eine Aenderung des Tertes 
hineinträgt. Ein wirkliches Bedürfniß liegt dem Miquel'ſchen Antrag nicht 
zu Grund;" — dem Antrage nämlich, dab auch noch über andere Punfte 
legiöfizirt werden könnte ohne Nenderung der Berfaffung, — „es fann 
diefer Antrag alſo nur jo weit eine Bedeutung haben, daß einitweilen in 
die Berfafjung eine Tendenz hineingelegt werden joll, von der ich jchon 
vorhin warnend geſprochen habe. Ich bitte daher dad Haus dringend, diejen 
Antrag zu verwerfen." — Meine Herren, der Herr Bundes-⸗Kommiſſar Hof: 
mann wird wohl nicht in dem Verdachte ftehen, daß er die Kompetenz des 
Bundes und überhaupt der Deutjchen Imititutionen allzujehr auszudehnen 
mwünjche. Sie erinnern fich der Theilnahme deffelben Herrn an den Ber: 
handlungen in dem Zollparlamente und Sie werden zugeftehen, daß bei ihm 
von einem perjönlichen Pelieben, die Kompetenz ded Bundes audzudehnen, 
nicht die Rede jein fann. Und nun fomme ich, weil der Herr Abgeordnete 
MWindthorft fich rühmt der Erfinder der Theorie zu fein oder vielmehr Der: 
jenige, der fie in diefem Haufe zum erften Mal agitirt hat, zum eigenen 
Ausipruche des Herrn Abgeordneten Windthorft, und zwar hat ed mich um 
jo mehr verwundert, dab er ſich diejed Ausſpruchs nicht erinnert hat, als 
er einen Theil jener Verhandlungen heute citirt hat und als ich jelbit in 
guter Loyalität ihn darauf aufmerfjam gemacht habe, daf ich jeine eigenen 
Worte ald Gegenjaß citiren würde, jobald ich hinter ihm zum Worte fommen 
ſollte. Gr hätte ſich aljo überzeugen und eine Grflärung geben fönnen, 
welche ihm am günftigiten gewejen wäre, um es mindeltens bis zu dem 
Zweifel zu bringen, weldyer ihm genügend erjchien, um die Sache in der 
Schwebe zu lafjen, und zu ermahnen, daß, weil die Sache noch nicht jprudy- 
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reif ſei, wir nach Hauſe gehen, ohne ſie auszutragen, ſondern zuſehen, was 
daraus werden wird. Das nun war der Rath des Herrn Abgeordneten 
Windthorſt: wir ſollen über die bedeutendſte Beſtimmung der Bundesver— 
faſſung im Dunkeln nach Hauſe gehen und unſere Beſchlüſſe darüber 
fuspendiren. Ich aber ſtelle jeden Zweifel und jede Dunkelheit in Ab— 
rede. Als ich im Fonftituirenden Neichötage den Antrag, den Verfaſſungs— 
artikel jo zu fallen, wie er wirklich gefaht worden it, als Antragiteller 
vechtfertigte, jagte ich zu feiner Begründung: — ich brauche die Worte nicht 
mehr zu verlefen, der Herr Abgeordnete Wagener hat mir den Dienft abge- 
nommen — zwei Gründe bejtimmten mich dazu: einmal werde bezweifelt, 
ob der Reichstag die SImitiative habe, ob dieſe nicht lediglich bei dem 
Bundesrath ſich befinde, wenn es ſich um irgend eine VBerfaffungsänderung 
handle. Diejen Zweifel hielt ich damals ſchon für geringfügig; ich ſehe 
mic) jedody heute noch darin getäujcyt; denn die Herren Abgeordneten Windt- 
horſt und Wagener haben heute wiederum die fait unmöglich ericheinende 
Theorie aufgeftellt, wonach der Bundesrath in Bezug auf die Gejeßgebung 
zu Etwas fompetent fei, worin der Reichötag nicht kompetent ift. Ich habe 
diefe Meinung, während wir die Verfafjung beriethen, ald gänzlich unauf- 
jtellbar bezeichnet, die Herren Abgeordneten Wagener und Windthorjt haben 
fie heute vertreten; aus weldyem Grunde und zu weldyem Zwede, iſt mir 
zweifelhaft geblieben. Ald einen wichtigen Zweifel hob ich in der Dis- 
fuffion über den jetigen Artikel 78 der Bundeöverfaffung hervor, ob die 
Kompetenz des Bundes durdy ein Bundeögejeß weiter ausgedehnt werden 
dürfe; ich habe den Zweifel anregen gehört, weil im Artifel 23 ausdrücklich 
geſagt jei: der Reichſstag hat das Recht, Gejeße vorzuichlagen „innerhalb 
der Kompetenz des Bundes." Diejes Bedenfen wollte ich bejeitigen 
und flar ftellen, daß der Reichötag zur Erweiterung der Kompetenz die Ini— 
tiative habe. Hierüber wurde verhandelt. Der Herr Abgeordnete Kraß 
meinte, er wünfche, dab der Reichstag nur mit Zweidrittel-Majorität dieje 
Initiative ausübe; denn, wenn der Bund jeine eigene Kompetenz aus— 
dehnen dürfe, jo könne derjelbe Alles in jeine Gejeßgebung hineinziehen, 
und es könnten hierdurch möglicherweije die Preußiſchen Verfaſſungsrechte 
geichädigt werden; dagegen wolle er zum Schuße des Preußiſchen Verfaj- 
ſungsrechts mindeſtens eine Zweibrittel-Majorität des Reichstages für jede 
Kompetenzerweiterung fordern. Ihm affiltirte der Abgeordnete Windthorft: 
„Gerade die Umficherheit in der Kompetenz der Reichsgewalt und der Reichs— 
gejeßgebung gegenüber der Gewalt der Einzelſtaaten und der Gejeßgebung 
der Einzelſtaaten, die dem Reichstage eingeräumte Initiative macht es 
meines Grachtend durchaus erforderlich, daß es ſtets Far und bejtimmt zum 
Bewußtjein kommt, wenn eine Abänderung der Verfaſſung bejchloffen wird. 
Sehr häufig werden in den einzelnen Gejeßvorlagen Beitimmungen ent: 
balten jein, von denen man wicht gleich weiß, ob fie Aenderungen der Ver: 
fafjung enthalten oder nicht, und in ſolchen Fällen ift es wichtig, durch die 


1104 1869. Art.4 Ziff. 13. 


Hinftellung joldyer Formen die Nothwendigfeit zu begründen, Klarheit in 
der angegebenen Richtung herbeizuführen." Nun jagt er weiter: „Dennoch 
würde ich vielleicht gar nicht für den Antrag gejtimmt haben, aber es ift 
bier im Haufe ein Antrag meined Landsmanns Miquel berathen und zu 
meiner Freude abgelehnt, weldyer eigentlidy nichts weniger wollte, als die 
Kompetenz des Neichötages und der Neichögewalt über alle Gebiete dei 
Staatölebens audzudehnen. Ic, bin freilid der Meinung, dab, mögen wir 
uns drehen und wenden, wie wir wollen, wir nicht leugnen können: der Ein- 
heitsitaat it in der Verfaſſung gegeben. Es ift alles Andere darin mur 
Beiwerf. Inzwiſchen lege ich doch auf diejes Beiwerf noch einiges Gewicht 
und zur Sicherung diefer Dinge und der noch beitehenden Ginzelitaaten 
wünjche ich, dab man die Verfafiungsänderung nicht jo leicht bejchließen 
fünne, vieleicht wird dadurch dieje gewaltige Strömung nicht ſowohl zur 
Einigung, als zur Einheit Deutjchlandd einigermaßen eingedämmt. Das 
ift der hauptjächliche Grund, weshalb ich mid) für den Antrag Kratz erfläre 
und Sie bitte, für denjelben zu jtimmen.” Der Herr Abgeordnete Windt- 
horſt hat aljo dem Antrage des Herrn Abgeordneten Kratz, der ald un: 
mittelbarer Redner vor ihm ausdrüdlid gejagt hatte, daß er für Erweite 
rungen der Kompetenz bie Zweidrittei-Majorität zum Scub des Preußiſchen 
Verfaſſungsrechtes fordere, beigeitimmt, und hat ſich dadurch auch die Mo— 
tive zu eigen gemacht. Alles dies will der Herr Abgeordnete Windthorit 
nicht als beweijendes Material gelten laſſen, weil es ihm nur auf Bejchlüffe, 
nicht auf deren Grläuterung in der Debatte anfomme. Meine Herren, 
wenn Sie eine joldye Interpretation nicht mehr geftatten, wenn Sie die Er- 
flärungen der Antragiteller, denen von Gegnern und von Freunden nicht 
widerjprodyen wird, nicht mehr ald Duelle für die Erklärung der Geſetzge— 
bung gelten lafjen, dann kommen Sie zu einer brutalen Jurisprudenz, 
welche nichtö weiter verjteht ald die Worte, und welche den Geift der Worte 
gänzlich mihachtet, dann kommen Sie dahin, daß jeder, auch der Elarite, 
Wortlaut angezweifelt wird und dat man folgended Nechenerempel anftellt: 
Erſt beftreiteit Du tapfer, — haft Du beitritten, dann liegt eine zweifelhafte 
Sache vor — dann eine gewaltige Ermahnung ſich nicht in Ungewißheiten zu 
jtürzen, den Schein des Gewaltiamen zu vermeiden, die vorhamdenen 
Zweifel unauögetragen zu laffen und lieber friedlich im Dunkel der Meinun- 
gen nad Haufe zu geben, als klar zu entjcheiden, mas denn eigentlich der 
Bund thun dürfe und dabei Gefühle zu verlegen. Meine Herren, nun 
jehe ich einen Augenblid von den Beſtimmungen unjerer Berfafjung gänzlich 
ab — giebt es denn irgend eine Verfafjung, welche nicht zur Fortentwicklung 
die Wege angiebt? Giebt es denn irgend eine Bundesverfafjung, weldye 
nicht über die Erweiterung der Kompetenz Vorſchrift enthält? Die Staaten 
löſen die Frage verjchieden, aber ungelöft läßt fie fein Staat. Im Nord- 
amerifanijcyen Bund ift beitimmt, daß eine Anzahl Staaten zu einer Ver— 
faffungsänderung, weldye vom Kongreß beichloffen und vom BPräfidenten 
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genehmigt ift, ihre Zuftimmung geben müfjen, und die übrigen Staaten 
werden majorifirt. So lautet die Beitimmung der VBerfafjung in Nord» 
amerifa, weldye befanntlidy unter den Aufpizien zu Stande gefommen war, 
das Recht der einzelnen Staaten zu jchüßen; aber fie wären thörichte Ge- 
ſetzgeber gewejen, wenn fie nicht die Erweiterung der Kompetenz in irgend 
einer Weile verjorgt und wenn fie jedem einzelnen Staat ein liberum veto 
eingeräumt hätten. Und wir follten bei Schaffung des Norddeutichen Bundes 
über dieſe wichtigite Beitimmung ein Geje zu erlafjen gänzlich vergeffen 
haben? Wir jollten gerade diejen Punkt entweder in dem Zweifel des 
Herrn Abgeordneten Windthorit gelaſſen oder gar in gewiſſer Entjcheidung 
gegen den Bund erledigt haben? Welches wäre dann unfere heutige Lage? 
Wir wären viel jchlimmer daran ald vor der Bundesverfalfung. Denn, 
meine Herren, nach der Theorie des Herrn Abgeordneten Windthorft würde 
jeder Fleinjte Staat das Necht haben, einer Ausdehnung der Kompetenz des 
Bundes zu widerzujprechen, nicht allein die Megierung dieſes Staates 
jondern jelbit jolche Kandtage, welche aus ungefähr zwölf Abgeordneten be 
ftehen, jo dab fieben Männer gegen fünf im Stande jein würden, das 
Streben Deutichlands, zu gemeinfamen Rechtsinititutionen zu gelangen und 
die Kompetenz ded Bundes auszudehnen, gänzlich zu hindern. Und was 
würde daraus folgen? Wir würden auch nicht im Stande jein, und anderweitig 
zu gemeinfamer Gejeßgebung zu vereinigen, denn vermöge des Bundesrechts 
find wir verpflichtet, mit diefem letzten Eleinen Staat bis in alle Ewigfeit 
in Bundeögenofjenichaft zu bleiben, und alle übrigen Staaten zujammen 
dürfen feinen Separatvertrag ſchließen, welcher dieje Bundeögenofjenichaft 
hindert! Wir würden und aljo durdy die Verfaffung, wie wir fie beichloffen 
hätten, in eine viel jchlimmere Lage gebracht haben als die, in welcher 
wir vor dem Zuftandefommen der Norddeutichen Bundesverfaſſung gewejen 
find. Daß died nicht die Abficht war und wir für das Gegentheil gejorgt 
haben, iſt glüclicherweile flar genug bewiejfen. Und was fürchtet denn der 
Herr Abgeordnete Windthorft oder die anderen Herren? Es iſt ja überall 
die Zuftimmung des Bundesraths und zwar mit Zweidrittel-Majorität noth- 
wendig. Wenn wir aljo einmal uns dahin verlieren jollten, zur Kompetenz 
zu ziehen, was offenbar dem Bewußtjein der Hleineren Staaten widerftrebt, 
dann ift ein ganz gemügender Damm gejchaffen. Bon und, der national- 
liberalen Fraktion, oder von der nationalen Partei im Allgemeinen bat 
heute der Herr Abgeordnete von Zehmen ein abjchredendes Bild entworfen: 
wie wir unjere früheren Anfichten verleugnet hätten, nichts mehr von Süd: 
deutichland willen, die fleinen Staaten niederwerfen und ihnen „den Hals 
allmälig zuziehen“ wollten. Meine Herren, es ilt in der That nicht gut, 
von nidyt ausgejprochenen Tendenzen Anderer und von Abfichten zu jprechen, 
die jedenfalld Herr von Zehmen doch nicht mit Gewißheit wird erweilen 
fönnen. Und wohin führen derartige Anklagen? Leider zurüd zu ſolchen 
Abrechnungen, die wir jchon lange nicht gehört ‚haben, zu Abrechnungen der 
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Bundeötreue zwijchen den Einzelſtaaten. Möchten ſich doch ſolche Norgänge 
nicht oft hier wiederholen, fie gereichen Keinem von und zur Befriedigung ! 
Aber ich frage überdies, auf welchem Theil unjered politiichen Wirfens hat 
denn der Herr Abgeordnete von Zehmen jeine Anjchuldigungen entnommen? 
Hat er denn nicht jelbit bemerkt, daß er durch feine Uebertreibungen, die er 
an den heutigen Antrag geknüpft, und im Reichstag Bundeögenoffen ge: 
worben hat? Gegen joldye Uebertreibung und faliche Darftellung muß fich 
dad Gewiſſen Vieler jträuben! Wir haben hier lediglich die Frage ange: 
vegt, daß der Bund aud) über Civilgeſetzgebung ſoll legislatiren dürfen, und 
darauf antwortet und Herr von Zehmen, wir wollten die Kleinftaaten mit 
diefem unjern Antrage vernichten! Lange noch ehe der Bund gejchaffen 
worden, traten die einzelnen Deutjchen Staaten aus eigenem Antriebe zu- 
jammen, um ein gemeinſames Givilrecht zu fodificiren. Herr von Zehmen 
wird died wiljen, er wird alſo auch wifjen, daß jelbit der gewaltige Schreden, 
den er und jein gelehrter Landömann und heute vorgemalt haben, die Mög: 
licyfeit ein Kodifizirtes gemeinjames Givilrecht zu empfangen, jchon vor der 
Entſtehung ded Bundes durd freien Entichluß der einzelnen Staaten an- 
geregt, betrieben und vorbereitet war, jo daß, wenn ich nicht ganz irre, 
jogar in der Sächſiſchen Kammer der Antrag reiflih erwogen wurde, ob 
das partifulare Sächſiſche Givilrecht überhaupt zu emaniren, oder ob 
nicht lieber auf dad gemeinjame Deutiche Civilrecht zu warten jei. Es 
ift alfo nichts Schlimmes, was wir Ihnen zumuthen, jondern unjer Antrag 
entjpricht dem Drange nach Nechtseinheit, welchen die Nation mächtig 
empfindet, nicht wir künſtlich jchaffen wollen, wovor der Herr Abgeordnete 
Schwarze und ganz überflüffig gewarnt hat, denn ich glaube nicht, dab in 
einer gejeßgebenden Berfammlung irgend ein Menjch fit, der meint, das 
Recht werde willfürlich durch formale Gejeße gefchaffen, — vor einem ſolchen 
Kinderglauben hätte er und nicht zu warnen gebraucht! Aber der umge 
fehrte Weg ift es: weil wir den Drang zur Rechtseinheit empfinden, weil 
wir vermöge der Sprache, Sitten und alles deſſen, was eine Nation ver- 
einigt, die Notwendigkeit empfinden unter der Herrichaft eines gemeinjamen 
Rechtes zu leben, deswegen verlangen wir das Korrelat dazu: die gemein: 
jame Gejeßgebung! Es heißt die Eriftenz nationaler Gemeinjamfeit gänzlich) 
verleugnen, wenn man in Abrede ftellt, daß ein Bedürfniß zu gemeinſamem 
Recht vorhanden ift. Mir thut es leid, diefe Worte einem jo gewiegten 
Juriften wie dem Herrn Abgeordneten Schwarze gegenüber wiederholen zu 
müffen, er jelbjt hat wohl oft genug im Leben ausgeiprochen, daß der eigent- 
liche Kern der Nation zunächſt in ihrer Sprache und darauf unmittelbar in 
dem gemeifamen Nechtögefühle beſteht. Wenn wir aljo in unſerem Antrage 
nichts weiter wünfchen, als daß wir diefem unferem inneren Drange gemäß 
unjere Befugnii zur gemeinfamen Gejeßgebung ausdehnend geitalten, wenn 
wir beantragen, daß Sie, was der Eonftituirende Reichstag mit einer jehr 
kleinen Stimmenmehrheit abgelehnt bat, heute in nochmaliger Erwägung zur 
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Befugniß des Bundes erheben, jo ift ed wahrhaftig eine übertreibende und 
durch nichts motivirte Anjchuldigung, wenn man jagt, das heiße den na- 
tionalen Boden verleugnen, das heiße die Vertragätreue aufheben. Das 
mag ein Herr, der hier im Unmwillen vielen Zom gejammelt hat über 
Dinge, die jein partifulariftiiches Gefühl verlegen, — der mag im Zorne Der- 
artiged ausiprechen, aber daß er ein Unrecht begangen und daß der Eindrud 
einer joldyen Rede ganz dad Gegentheil von dem hervorbringen muß, was 
er herbeizuführen gewünſcht, das wird bei ruhiger Ueberlegung der Herr Ab- 
geordnete von Zehmen fich jelbit jagen. (Bravo!) Deshalb, meine Herren, 
gehen wir nicht in Zweifel auseinander! Es wäre mir viel lieber gemejen, 
wenn von Seiten der Gegner ein direkter Antrag auf Tagesordnung einge 
gebracht worden wäre, um heute noch die Enticheidung herbeizuführen. 
Gehen wir aber nicht auf den Rath des Herm Abgeordneten Windthorſt 
ein, der jagt: id) habe die Sache angezweifelt, ich habe eö zum eriten Male 
im Reichstage gethan, und weil ich zum eriten Male mit Unwillen empfangen 
worden bin, deöwegen erwarte ich, dab Sie heute diejen Ummwillen aufgeben, 
dab Sie meinen Zweifel anerkennen und für jet die Sache unentſchieden 
laffen. Ihm zuliebe joll die Deutjche Nation nicht wiſſen, was dem Bunde 
zufteht, und was ihm nicht zufteht: ihm zuliebe joll die Deutiche Nation 
nicht wifjen, ob für ihre gemeinfamen inneren Rechtsgefühle auch die ge 
meinjame äußere Form des Geſetzes gefunden werden könne! Ich hoffe und 
wünjche, dab die große Majorität des Reichstages Died Anfinnen zurücweijen 
und auch die Beichuldigung gegen uns ald eine faljche erflären wird. (Xeb- 
haftes Bravo.) 


Bei der Abftimmung wurde geichäftdordnungsmäßig beichlofien, daß 
der Antrag an eine Kommilfion nicht verwiejen werde"). 


In der 29. Situng vom 28. April 1869 hatte die zweite Berathung”*) 
über den Antrag Miquel-Laöfer Statt. 


Abgeordneter Dr. Bähr aus Berlin (Kaſſel-Melſungen)“): Meine 
Herren! Ic habe mir das Wort in diefer Sache erbeten, weil ic) glaube 
in Betreff der Formfrage, welche und bei der eriten Berathung beicyäftigt 
bat, vielleicht ein Geringes noch zur Klarftellung beitragen zu fünmen. Die 
Herren Abgeordneten Windthorft und Wagener (Neuftettin) haben die An- 
ficht vertreten, ed fünnte eine DVerfafjungsänderung, wie die vorliegende, 
welche eine Erweiterung der Bundesgejebgebung bezwede, nur ftattfinden 
durch neue Vereinbarung feitens der Bundesländer, Regierungen und Landes— 


) St. B. ©. 470 l. o 
*) St. B. ©. 647 l. o 
») St. B. ©. 647 l. o 
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vertretungen. Ich halte dieſe Anficht für juriſtiſch unrichtig. Um das 
juriftiich Unrichtige zu erkennen, ſcheint ed mir zunächit nöthig, anzuerkennen, 
was derjelben Wahres zu Grunde liegt. Wahr iſt, daß cin genolienichaft- 
licher Verband nur organiſch thätig werden fann innerhalb der vereinbarten 
Zwede, für welche er geichaffen it. Wir können auch den Norddeutjchen 
Bund als einen genofjenjchaftlichen Verband anerkennen, den die Herren 
meinetwegen, wie ich einmal vorläufig zugeben will, mit einer Aftiengejell- 
ſchaft vergleichen mögen. Aber iſt eö demm richtig, daß die Sormulirung der 
Zwede, für weldye dieſer Bund geichaffen ift, in den Artikeln der Verfafjung 
liegt? Ich finde die Formulirung an einer andern Stelle und zwar im 
Eingange der Verfaffung, wo es heit: „Seine Majeität der König von 
Preußen, Seine Majejtät der König von Sadjen u. ſ. w. jchließen einen 
ewigen Bund zum Schutze des Bundesgebiets und des innerhalb defjelben 
gültigen Rechts, jowie zur Pflege der Wohlfahrt des Deutichen Volkes.“ 
Diejes find die Worte, welche die Zwecke beſtimmen, für welche der Bund 
geihaffen it, und fie begrenzen biernady auch die Kompetenz, innerhalb 
welcher jid) die Bundesgejeßgebung zu bewegen hat, ohne einer neuen Ber: 
einbarung zu bedürfen. Dieje Worte gehen in rechtlicher Beziehung parallel 
mit den Zwecden, für welche jeinerzeit der Deutſche Bund gejchaffen wurde, 
wo es hieß: er wird geichaffen zur Erhaltung der äußern und innern Sicher: 
heit Deutjchlande, jowie der Unabhängigkeit und Unverlegbarfeit der ein: 
zelnen Deutjchen Staaten. Wie diefe Formel jeinerzeit die Grenze bejtimmte, 
innerhalb welcher die Bundeöverfammlung organiſch, d. h. durch Mehrheits- 
beichlüffe, thätig werden Fonnte, jo wird auch vorliegend die Grenze der Kom 
petenz der Bundesverfammlung durdy die hervorgehobene, rechtlich parallel 
gehende, thatjächlich freilich himmelmweit davon verjdyiedene, Formel begrenjt. 
Zu dieſer Sormulirung der vereinbarten Bundeözwede verhält ſich die Ver— 
fafjung jelbit nur wie ein Gejeß zur Ausführung, und in diefem Sinne 
ift es vollfämmen richtig, was neulich ald Aeußerung eines früheren Mit: 
gliedes dieſes Haufes vorgelejen wurde: „wo die Verfaſſung anfängt, hört 
der Bertrag auf.“ Im diefem Sinne beißt eö in dem Artifel 2: Der 
Bund übt die Gejeßgebung nad) Maßgabe des Inhalts diefer Verfafjung; 
und im Artikel 4 werden dann die Gegenitände aufgezählt, für welche die 
Bundesgejehgebung thätig werden joll. Aber diejer Inhalt der Verfafjung, 
welcher maßgebend jein joll für die Bundeögejeßgebung, iſt nicht als ein 
unbeweglicher jondern als ein entwidelungsfähiger gedacht, welcher nach ven 
Formen des Artifeld 78 der Abänderung unterliege.e Wenn nun eine Ver— 
faflungsänderung vorgejchlagen werden jollte, weldye außerhalb derjenigen 
Zwede läge, weldye im Eingang der Berfafjung bezeichnet werden, dann 
wäre ed allerdings richtig, daß eine neue Vereinbarung nöthig je. Glück— 
licherweije find aber dieje Zwede jo weit gegriffen, daß dieſer Fall nicht 
jo leicht vorfommen wird; und wenn deöwegen die Herren der Anficht 
wären, daß der Bund nicht jowohl einer Aftiengejelichaft als vielmehr einem 
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wirklichen leibhaftigen Staatswejen zu vergleichen ſei, jo würden fie nicht 
wejentlich fehl gehen. Iedenfallls jcheint es mir feinem Zweifel zu unter: 
liegen, daß derjenige Antrag, der und bier vorliegt, innerhalb dieſer Zwecke 
fällt. Denn wenn man überhaupt die Schaffung von Einheit des Nechts 
innerhalb dieſer Bundeszwecke liegend angejehen hat, wenn fie als zur Pflege 
der Wohlfahrt des Deutichen Volkes gehörig betrachtet werden kann, wie 
dies die Verfaſſung anerkennt, jo fann man das Maaß diejer Einheit nicht 
aus formellen Gefichtspunften jondern nur aus jachlichen Gründen befämpfen. 
Ich bin daher nicht zweifelhaft, daß der vorliegende Antrag zum Geſetz er- 
hoben werden fann einfach in der Form des Artikel 78. Was den Antrag 
ſelbſt betrifft, jo habe ich ihn nur mit der größten Freude begrüßen fünnen. 
Menn man freilich zu unterftellen hätte, dab jofort nach deſſen Annahme 
fich hingeſetzt werden jolle, um ein neues Civilgeſetzbuch für das geſammte 
Norddeutiche Gebiet, welches dad gejammte Recht in fich aufnähme, zu 
ichaffen, jo würde ich der Erfte fein, der diefem Antrage widerjpräche. Ich 
würde dies für fein Glüd halten. Was wir wollen, ift nur das, daß wir 
nicht gemirt jein wollen, dab wir da, wo ein einheitliches Bedürfniß ob- 
waltet, nicht überall an Kompetenzzweifel und Kompetenzgrenzen anitoßen 
wollen. Wir wollen den unmwahren Gedanfen bejeitigen, der auch in der 
Verfaſſung feine Stelle gefunden bat, dab man überhaupt das Necht für 
irgend einen praftijchen Zweck, jei e& für die Geſetzgebung, jei es für die 
Nechtiprechung, nach Fächern, die nur der Schulweisheit ihr Daſein ver: 
danken, trennen könne. Dieſe Trennung hat feine innere Wahrheit, da das 
Recht überall im innigiten Zufammenbhange und in Wechjelbeziehung jtehet. 
Der Antrag bat auch Eile inſofern, ald dabei die befondern Verhältniffe 
Preußens in Betracht fommen. In Preußen wird jchon in nächter Zeit die 
Geſetzgebung vorausfichtlic eifrig vorwärts jchreiten, um für die jehr ver- 
ſchiedenen Mechtsbildungen innerhalb der Preußiichen Provinzen jo viel als 
möglich einheitliches Recht zu jchaffen. Was aber in jmmtlichen Preußiſchen 
Provinzen Recht werden kann, kann auch im ganzen Bunde Recht werden, 
und ich halte es politiich umd technijch für im höchſten Grade wünfchens- 
werth, daß dieſe einheitliche Gejeßgebung nicht auf den Preußiichen Staat 
ſich abgrenze, jondern auf das ganze Bundesgebiet übergehe. Für die 
politijche Seite liegen die Gründe jo nah, daß ich fein Wort darüber weiter 
verliere; ich halte es aber auch technijch für geboten, weil ich wünſche, daß 
die geiftigen Kräfte, welche zur glüdlichen Löſung jener Aufgabe nothwendig 
find, veritärft werden durch die Kräfte und Erfahrungen, welche unjere 
Bundeögenofjen und bier mitbringen fünnen. Ich erwarte audy aus diejer 
Mitwirkung einen mwohlthätigen Einfluß auf das richtige Maßhalten inner- 
halb diejer einheitlichen Gejeßgebung, denn es ift feinem Zweifel unterworfen, 
dat diejenige Nücjicht, die man den Bundesländern in dieſer Beziehung 
ficherlich jchenfen wird, auch den Preußiichen Provinzen wird zu Gute 
fommen. Um zu zeigen, worum es fidy handelt, will ich Folgendes beijpield- 
79° 
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weile anführen. Es ift in dem lebten Landtage in Preußen ein Gejeß ge 
Ichaffen über die Ausftellung von gerichtlichen Erbbeſcheinigungen. Ich ver- 
mag feinen Grund anzuerkennen, weshalb dieſes Gejeß, welches in jeiner 
allgemeinen Richtung gewiß als höchit mohlthätig anerfannt werden muß, 
nicht hätte für den ganzen Norddeutichen Bund geichaffen werden Fünnen. 
Eine andere noch bedeutfamere Vorlage, das Gejet über das Grundeigenthum 
und das Hypothekenweſen, war zunächſt nur für die Altpreußiichen Provinzen 
beitimmt. 8 verlautet nun, daß daſſelbe jebt für ſämmtliche Preußijchen 
Zande bearbeitet werden jol. Wenn diejes möglich ift, dann vermag ich 
wiederum nicht einzujehen, warum es nicht gleich für den Norddeutichen 
Bund geſchaffen werden fünnte, und namentlid die Herren aus Sachſen 
und Mecdlenburg werden gewiß um jo weniger Einwendungen in diejer Be- 
ziehung erheben können, als diejes Gejeg nur die Grumdjäße verwirflichen 
joll, welche in ihren Ländern bereitö jeit Iahren beftehen. Wenn wir in 
jolher Weije in der Bearbeitung einzelner Rechtömaterien rüſtig vorjchreiten, 
jo werden wir weit beijer und ficherer zu einem einheitlichen Rechte gelangen 
ald durch die Schaffung ganzer Gejegbücher, welche ſtets etwas Bedenfliches 
hat. Zu einen ſolchem Vorjchreiten will und der Antrag Miquel-Lasker den 
Meg bahnen; und ich bitte Sie dedwegen denjelben möglichſt einmüthig an— 
zunehmen. 


Abgeordneter Graf von Balewik (Gnoyen-Goldberg x. [Medlenburg- 
Schwerin]*): Wir haben es hier mit einem Antrage zu thun, den ich nicht an— 
derö bezeichnen kann als einen Antrag des Nimmerzufriedenjeins; denn von den 
Herren Antragftellern jelbit ift bei der eriten Berathung faum ein Verſuch 
gemacht, ein Bedürfnik für dieje eminente Kompetenzerweiterung anders nady- 
zuweilen, als durdy ein Bedürfniß des Reichstages oder als ein Bedürfniß 
der Herren, deren Idee über den Staat noch nicht erfüllt ift. Nun, meine 
Herren, dem gegenüber muß ich aber doch immer wieder daran erinnern, 
daß wir ed mit einer beitimmten Bundeöverfafjung zu thun haben, und daß 
es ſich hier nicht um ideale Staatöformen handelt, und wenn von einem der 
Vertheidiger diejes Antrages gejagt wurde: „wir haben den Bund geichaffen, 
weil die Nation eines einheitlichen Körpers bedarf” jo erlaube ich mir daran 
zu erinnern, dab überhaupt die Möglichkeit diejed Bundes, die Möglichkeit 
diejer Verfafjung nicht auf parlamentariichem Boden entitanden ift. Meine 
Herren, die Berfalfung, kann man glaube ich jagen, ift micht durch die 
Beichlüffe des Eonftituirenden Reichötages jondern troß der Beſchlüſſe des 
fonitituirenden NReichötaged zur Wirklichkeit geworden; zu Stande gefommen 
ift fie durch das Vertrauen der Bundesfürften zu der Vertragstrene Preußens. 
Hätten die Bundesitaaten feine anderen Garantieen gehabt als die ſchwache 
Zahl ihrer Vertreter hier im Haufe und ihre Stimmen im Bundesrathe, 
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dann wären die Beftimmungen über die Kompetenz des Bundes in der Ver: 
faffung nicht die Druckerſchwärze werth gewejen, durch welche fie als gelten- 
des Recht befannt gemacht find. Aber die anderen Bundesitaaten, die Deut- 
ſchen Fürften, durften annehmen, daß die vorher mit Preußen gejchlofjenen 
Verträge auch einen Theil der Verfaſſung bilden follten. Sie durften an- 
nehmen und haben angenommen, daß jener Aufruf vom 18. Juni 1866 — 
und ich nenne ihn einen Aufruf in erniter Stunde — daß diejer einen Theil 
der Verfafjung bildete, und darin wurde ihnen die Integrität ihres Gebiets 
und ihre Souveränetät innerhalb der Grundjäße vom 10. Juni 1866 garan- 
tirt. Meine Herren, vergleichen Sie die zehn Punfte von diejen Grund: 
jäßen des 10. Juni 1866, und Sie werden befennen, die Grenzen find reich— 
lich erfüllt. Wenn Sie das aber zufammen nehmen mit dem Artifel 23 der 
Verfaffung, dann glaube ich, kann man mit Recht jagen, daß joldhe Be- 
Ichlüffe des Reichätaged, wenn fie hier angenommen werden, dem Bundes- 
rathe und vor Allem dem Herrn Bundeskanzler gegenüber lediglich den 
Charakter einer Petition haben fünnen. Wenn ich aber jebt noch etwas auf 
den materiellen Theil diejes Antrags eingebe, jo will ich wegen des einen 
Punftes, wegen der Gerichtorganifation nur furz daran erinnern, daß be- 
reitö bei der erſten Leſung hinreichend darauf hingewieſen ift, daß ein wejent- 
licher Unterjchied ift, ob dadurdy, dat; das Gerichtöverfahren dem Bunde über: 
wiejen ift, indireft durch allgemeine Grundſätze eine Einwirkung auf die 
Drganijation der Gerichte in den Bundesländern ftattfinden fann, oder ob 
man den einzelnen Ländern bier das Hoheitöreht nimmt und den Organen 
des Bundes gemilfermaßen die Berechtigung giebt in die Verwaltung ein- 
zugreifen. Was aber den andern Theil des Antrags, die Ueberweilung des 
jämmtlichen bürgerlichen Rechts an den Bund betrifft, jo kann ich aller- 
dings nicht beurtheilen, meine Herren, was Sie Alles darin begreifen und 
was Sie darin begreifen würden, wenn der Antrag zum Berfafjungsgejeß 
gemadyt würde. "Ich glaube aber, ed würde dahin fommen, dab Sie in 
Bezug auf die Juftizgefeßgebung überhaupt nichts mehr außerhalb der Kom: 
petenz des Bundes liegend anjehen würden, und da iſt ed mir denn ziemlich 
einerlei, ob Sie mir das abitreiten, dab Sie auf einen Einheitsitaat hin— 
fteuern, daß died wieder ein Schritt zum Ginheitäftaate tft, oder ob Sie 
eben zugeben müſſen, daß Sie den einzelnen Staaten alle Requifite nehmen 
wollen, die zu dem Begriffe eines Staats gehören. Uebrigens würde ich 
dem einen Antragiteller, dem Herm Abgeordneten Miquel bei diejer Gelegen- 
beit jehr leicht beweijen fünnen, daß er gerade auf einen Einheitsſtaat bei 
diefer Gelegenheit wieder hinweift und hinfteuert, wenn ich eben jeine Worte 
nur einfach aus dem Stenographijchen Bericht entnehme, worin er jagt: „Ein 
Einzelftaat kann ohne nationales Necht auf die Dauer nicht beitehen. Dies 
ift die wejentlichfte Begründung meincd Antrages." Nun haben Sie freilich 
gejagt und mehrmals wiederholt, es jei ja feineöwegs die Idee, daß nun 
heute, daß morgen oder daß vielleicht in den allernächiten Jahren ein fodi« 
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fizirtes Recht über dieſes Ganze zu Stande fommen folle. Nein, im Gegen- 
theil, ed ift und der Troft gegeben, es bliebe ja den einzelnen Staaten un- 
benommen, in diejen Materien auch fernerhin noch die Landesgeſetzgebung 
jpielen zu lafjen. Nur dann, wenn entgegenjtehende Bundesgeſetze gegeben 
wären, jolle die Landeögejeßgebung hierin gehindert jein. Das dies ein 
ihwacher Troft war, darauf hat uns, glaube ich, ein Redner, der uns diejen 
Troſt gab, bereitö jelbit jehr deutlich hingewiefen, denn in demjelben Athem 
womit er diejen Troſt gab, erflärte er, daß — wie er ſich ausdrüdte — ge 
linde audgedrüdt ed doch jonderbar wäre, daß die Königlich Sächſiſche Re— 
gierung einige Novellen zum Strafredyt herausgegeben hätte, obgleich bereits 
das Strafrecht bier dem Bunde überwiefen und obgleich bereits in Ausficht 
geitellt wäre, daß diejes hier in die Hand genommen werde. Ich gebe aber 
diefem Abgeordneten darin Necht, es würden jonderbare Zuftände daraus ent= 
ftehen, wenn im diefen Materien heute die Bundesgejeßgebung, morgen die 
Zandeögejeßgebung operirte; und wenn dann eine Landesgeſetzgebung irgend 
etwas zu Stande brädhte, was den Herren nicht gefiele, jo würde bier jofort 
der Antrag fommen — der dringlicye Antrag an den Herrn Bundeskanzler, um 
biejen Gegenitand durch allgemeines Bundeögejeß zu behandeln, jo dat man 
zuletzt nicht wiſſen würde, was von der Landesgeſetzgebung gelte, was Bun- 
beögefeßgebung ſei. Ja dann, meine Herren, würden die chaotijchen Zuftände 
entitehen, die damals uns ald Motiv für den Münfter-Tweiten’ichen Antrag *) 
gegeben wurden, dann würden fie vorhanden jein, und wenn dann der 
Bund dem homöopathiichen Syitem huldigte, ja dann freilicd wäre es zur 
rechten Zeit, dah man das Mittel des Bundesminifteriumd anwendet, um 
eind durch das andere zu furiren. Aber es iſt auch glaube ich gar nicht 
ernft damit geweien, dab die Kodififation in jo weite Berne geitellt würde, 
denn der Herr Antragiteller jelbit ift nachher gerade auf die Kodififation zu— 
rücgefommen, er hat uns ja gerade das nationale Necht ald das Motiv 
feines Antrages bingeftellt, er hat aber auch da wieder darauf verwiejen, er 
hätte diejen Antrag in dem Intereſſe geftellt, daß nicht jo Itarf nivellirt 
würde, wie ed in Preußen oder zum Theil in anderen Staaten gejchehen 
wäre, er hätte diejen Antrag geitellt, damit die Einzelitaaten die Gelegenheit 
und das Recht hätten, ihre Eigenheiten zu wahren und bier zur Geltung zu 
bringen. Nun, meine jchwachen Augen haben ed mir nicht möglicy gemacht 
zu bemerfen, ob der Herrr Antragiteller dabei das Lächeln hat unterdrüden 
fönnen, oder ob er erröthet it, wie er uns diejen Troſt hingegeben bat. 
(Oh! oh!) Ich glaube, die Herren mühten die kurze Geſchichte des Reichs— 
tages, fie müßten fich jelbit beffer fennen, als daß fie und mit ſolchen Sätzen 
bier abfinden wollen. 


Präfident: Der Herr Redner äußert fih in einem Sinne über einen 
Kollegen, wie ich es für völlig unguläffig halte; zumal es ſich um einen 
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abmwejenden Kollegen handelt, der nicht einmal im Stande ift, ihm heute 
auch nur im Wege der perjönlichen Bemerkung zu erwidern! 


Abgeordneter Graf von Baſſewitz (Fortf.): Dann werde ich weiter fort- 
fahren. Es eriltiren darüber allerdings jehr verjchiedene Begriffe, wie man 
dad Recht des Einzelnen jchübt, und was man einen Scyub des Einzelrechts 
nennt. Es bat z. B. der Herr Abgeordnete Tweſten damals auch gejagt, 
der Antrag Miüniter-Tweiten wäre geitellt worden, damit das Recht der 
einzelnen Länder hier befier gewahrt werden könne. Nun, das find ver: 
ichiedene Anfichten. Ich aber kann darauf nur antworten: beneficia non 
obtruduntur, und ich für meine Perjon, ich muß ganz ergebenit für diejes 
Danaergefchent danken. Der Herr Abgeordnete Yaöfer hat damals auch ge 
jagt: „wir find es nicht, die die Einzelitaaten vernichten wollen.“ Nun, ich ehre die- 
jen Willen, aber die Thaten find nur nicht danach ; denn Sienehmen uns, oderwollen 
und nehmen Eines nad) dem Anderen, was den einzelnen Yändern gebührt. Wenn 
wir aber rein materiell diefe Sache ind Auge faſſen, jo weiß ich nicht, was Sie 
Alles darunter begreifen können, aber jedenfalld werden Sie unter das bürger- 
liche Recht mitbegreifen wollen: die Beitimmungen über das Familienrecht, 
über das Erbrecht, über Liegenfchaften oder das Immobiliarredyt und ver: 
jchiedene andere Sachen der Art. Und das gerade find ja diejenigen Ge- 
biete deö Rechts, wo es jo höchit bedenklich und gefährlich ift, auch nur 
einzelne Abänderungen ftattfinden zu laffen, ohne alle Spezialgefeße und 
Ginrichtungen zu fennen und ohne Webergangäbeitimmungen auch für die 
einzelnen Fälle zu treffen, wenn man nidyt muthwillig in Recht und Cigen- 
thum eingreifen will; das find ja gerade die Gebiete, auf denen man jelbit 
bier in Preußen in den Zeiten, wo man vielleicht nicht mit Unrecht dem 
Preußiſchen Staate vorwerfen fonnte, daß in ihm das Centraliſationsſyſtem 
im höchſten Grade herrichte, doch die Provinzial- und ftatutariichen Rechte 
bat beitehen laffen! Und jeßt, wo mit einer gewiljen Emphaſe, möchte ich 
fait jagen, von allen Parteien auf die Fahne geichrieben wird: „Decentrali- 
jation! Selbitverwaltung!* — in diefem Augenblide wollen Sie diele 
Rechtögebiete hier in die Gentralgejeßgebung .verweijen? Ein Bedürfniß dazu 
ift nady feiner Seite erwiejen, und — ich kann nicht willen — Sie fünnen 
ja noch andere Gründe haben, die und vorenthalten find. Cs laägßt fich 
denfen, — ich will es nicht behaupten, aber es läßt fich denken — daß diejer 
Antrag eine jehr nahe Verwandtſchaft hat mit dem Antrage, den wir bier ge- 
bört haben, auf Nebefreibeit, ich meine infofern eine nahe Verwandtſchaft, 
ald er jpeziell Preußiſche Verhältniffe korrigiren will, daß Sie vielleicht Lieb- 
lingsideen haben, die Sie in Preußen nicht durchbringen zu können glauben, 
weil da noch das Herrenhaus befteht. Ich will ein Beijpiel anführen: es 
ift ja möglich, Sie jchwärmen für eine obligatorische Civilehe und halten 
es für zweifelhaft, ob wenn ein anderes Haus in diefen Räumen tagt, 
dafjelbe darauf eingehen wird. Ich habe nicht den Beruf und die Be 
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fugniß, meinen Danf dafür, daß wir bier in diefen Räumen tagen dürfen, 
dadurch audzudrüden, daß ich gewilfermaßen die Rechte des Preußiſchen 
Herrenhaufes wahrnehme; aber wenn Sie bei diefer Gelegenheit auch uns 
das nehmen wollen, was und werth und heilig ift, dann habe ich das Necht, 
dagegen Proteft einzulegen. 


Mlank (Bora x. [Hannover]*’): Nach zwei Richtungen bin, meine 
Herren, wird zunächit die Kompetenz beitritten; es wird behauptet, dab die 
Bundesgewalt überall nicht befugt jei, eine Erweiterung der Kompetenz auf 
dem durch Artikel 78 der Berfaffung vorgefchriebenen Weg eintreten zu 
lafjen; und es wird ferner behauptet, daß der Neichätag nad Artikel 23 
wenigſtens nicht die Initiative zu ſolchen Verfaffungsänderungen habe. Die 
erite Behauptung wird darauf begründet, daß unterjchieden werden müſſe 
zwiſchen Bertaffungsänderung und Grweitering der Kompetenz; Aenderungen 
der Verfaſſung jeien auf dem durch Artikel 78 vworgefchriebenen Wege mög: 
lich, nicht aber eine (Frweiterung der Kompetenz; und zwar deshalb nicht, 
weil unjere Verfaſſung die eines Bundesftaates fei, weil die kontrahirenden 
Staaten ſich durch Vertrag nur in Beziehung auf beftimmte Angelegen- 
heiten der Bundesgewalt unterworfen haben, im Uebrigen aber jouverain 
geblieben jeien, jo daß eine weitere Beſchränkung ihrer Souverainetät nur 
durch neue Verträge möglich ſei. Meine Herren, ich weiß, dab diefe Sätze 
in den Lehrbüchern des Staatörcchts aufgeftellt werden, daß es als ein unter: 
ſcheidendes Merkmal des Bundesftaats vom Einheitsſtaat hingeitellt wird, 
dab in dem Bundesitaat eine Erweiterung der Kompetenz nur durch einen 
neuen Vertrag möglich fei. Aber jelbft Diejenigen, die in diejer Beziehung 
am weiteften gehen — und id; glaube, daß jelbit die Abgeordneten Windt- 
borft und Baffewit nicht weiter gehen werden, — ftellen dieje Behauptung 
doh immer nur mit der Modifikation auf: wenn die Verfafjung des be 
treffenden Staates nicht jelbit etwas Anderes vorjchreibt, wenn in dieſer Ver: 
fafjung nicht jelbft ein anderer Weg für die Erweiterung der Kompetenz 
vorgejchrieben iſt. Das ift nun aber, wie ich glaube, unzweifelhaft in 
unfrer Verfaffung der Fall. Meine Herren, ich bitte Sie, die in Betracht 
fommende Beltimmung, den Wortlaut derjelben und ihren inneren Zu: 
jammenhang einmal unbefangen ind Auge zu fallen. Im dem Artikel 1 
ift gejagt: „Die fontrahirenden Staaten jchliegen einen ewigen Bund zum 
Schuhe des Bundesgebiets und des in demjelben giltigen Rechts, jo wie 
zur Pflege der Wohlfahrt des Deutjchen Volks. Diejer Bund wird nad) 
jtehende Verfaſſung haben.“ Ich bitte zu beachten, dab hier nicht gejagt it: 
„Die kontrahirenden Staaten unterwerfen fi) in Bezug auf die im Ar— 
tifel 4 beftimmten Angelegenheiten der Verfafjung“ oder „fie jchliegen in 
Beziehung auf dieje Angelegenheiten einen Bund,“ jondern es heißt ganz 
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unbedingt „fie Ichlieken einen ewigen Bund, und diefer Bund wird folgende 
Verfaffung haben.“ In dem Artikel 4 diefer Verfaffung — nicht etwa 
in einem außerhalb der Verfaffung ftehenden Vertrage — find num die 
Gegenstände bezeichnet, auf welche fich das Gejebgebungs- und Auffichte- 
Recht des Bundes zumächft bezieht. Dann heißt es aber im Artikel 78: 
„Zeränderungen ber Berfaffung erfolgen auf dem Wege der Gejetgebung, 
nur müfjen zwei. Drittel der Stimmen ded Bundesraths dafür fein.” — 
Einen Theil der Verfaſſung, die auf diefem Wege nach Artikel 78 joll ge: . 
ändert werden fünnen, bilden nun aber gerade die Beitimmungen ded Ar: 
tifel 4 über die Kompetenz. Wenn Artikel 78 vorjchreibt und zwar aus: 
nahmslos, daß jede Menderung der Verſaſſung auf dem im diefem Artikel 
vorgejchriebenen Wege erfolgen kann, jo müſſen auch die im Artikel 4 über 
die Kompetenz enthaltenen Beftimmungen auf diejem Wege geändert werden 
fünnen. Wäre die Anficht eine andere gemejen, jo hätte der Artikel 78 noth— 
wendig anderd lauten müfjen, man hätte nothwendig eine Ausnahme hinzu— 
fügen, man hätte jagen müfjen: „Aenderungen der Berfaffung, jedoch mit 
Ausnahme der im Artikel 4 enthaltenen Beftimmungen, fünnen 
auf diefem Wege getroffen werden.” Daburdy daß dies nicht geſchehen if, 
daß die Regel ganz ausnahmslos hingeftellt und ganz allgemein gejagt ift: 
„Je de Aenderung der Verfaſſung joll auf diefem Wege erfolgen können“, ift 
jo deutlich, wie möglich auögejprochen , dat aud) die Erweiterung der Rome 
petenz auf diefem Wege joll erfolgen können. Man hat, und das ift nament- 
lich von dem lebten Herm Vorredner gejchehen, fich auf die Verträge be- 
rufen, welche der Verfaffung vorausgegangen find. Dieje Verträge bilden 
aber nidyt die Grundlage unferes jetigen Rechtes; fie haben nur die Ein- 
leitung zu den Berhandlungen über die Verfaffung gebildet. Nachdem dieje 
Verhandlungen ftattgefunden, ift an ihre Stelle eben die Verfaſſung getreten, 
oder wenn ich mid; ganz auf den Vertragsftandpunft der Herren ftellen 
will, nachdem die Verhandlungen ftattgefunden, haben die fontrahirenden 
Staaten an Stelle der früheren Verträge den neuen Bertrag geſchloſſen, 
durch welchen fie fich der Verfaſſung unterworfen haben, und zwar aud) der 
Verfaffungsbeitimmung, daß jede Erweiterung der Kompetenz auf dem in 
Artifel 78 vorgeichriebenen Wege folle erfolgen fünnen. Diejem wie mir 
icheint jo klaren Wortlaute der Verfaffung gegenüber können die aus den 
Reden einzelner Männer aus dem Preußiſchen Abgeordnnetenhaufe und dem 
Herrenhaufe entnommenen Argumente nicht in Betracht fommen, und über: 
dies iſt nachgewieſen, dat im fonftitwirenden Reichstage jelbit von ver: 
jchiedenen Seiten wiederholt betont worden ift, daß der Artifel 78 den Sinn 
baben jolle, den wir jett damit verbinden, und es ift damals von Feiner 
Seite widerjprochen worden. Ich meine aljo, dat diejenigen Einwendungen, 
welche behaupten, daß die Bundeögewalt nicht fompetent jei, eine Kompetenz- 
erweiterung eintreten zu laffen, völlig uubegründet find. Etwas anders fteht 
die Sache mit Artifel 23. Ich will es dahin fgeftellt jein lafjen, ob die 
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Worte, die darin ftehen, „innerhalb der Kompetenz ded Bundes“, nachdem 
der Artikel 78 die jebige Faffung erhalten hat, nur aus DVerjehen ftehen ge- 
blieben find. Ich kann died mit Sicherheit nicht nachweifen, und ich nehme 
fie deshalb in voller Bedentung. Zur Kompetenz ded Bundes gehören nun 
aber nicht bloß die im NArtifel 4 bezeichneten Gegenitände, jondern nach Ars 
titel 78 ausdrüdlicd auch DVerfaffungsänderungen. Auch dieje follen im 
Wege der Geſetzgebung erfolgen können; aljo liegt doch auch ein Antrag auf 
Verfaffungsänderung innerhalb der Kompetenz des Bundes. Das Einzige, 
was man aud Artikel 23 folgern kann, iſt, dab jo lange der Artikel 4 be 
fteht, der Reichstag nicht befugt ift: ein Geſetz vorzuichlagen über irgend 
einen Gegenftand, der nicht im Art. 4 aufgezäblt ift, aljo z. B. über einen 
Gegenitand des Givilrechts, welches nicht zu dem Obligationd-, zu dem 
Handeld- und Mechfelrecht gehört. Wohl aber ift der Neichätag befugt, 
eine Aenderung zu Artikel 4 jelbft vorzuichlagen, und das ift der Weg, der 
beim Antrage eingeichlagen if. Meine Herren, ich meine aljo, dab auch 
aus Art. 23 fein Argument gegen den Antrag entnommen werden kann. — Ich 
wende mich nunmehr zur materiellen Begründung des Antrages. Was zu— 
nächit die Gerichtöorganifation betrifft, jo jcheinen mir im Wejentlichen Alle 
in dem praftiichen Reſultat eimverftanden. Auch unjere Gegner geben zu, 
daß wenn im Artikel 4 der Straf: und Civilprozeß der Bundesgeſetzgebung 
unterliege, nothwendigerweiſe auch die Grundlage defjelben, die Gerichtöor- 
gantjation derjelben unterliegen müfje; fie meinen nur, der Antrag ſei inſo— 
fern überflüffig, ald die Kompetenz jchon aus Art. 4 folge. Meine Herren, ich 
acceptire dad. Ich meine jelbit, daß in diefer Beziehung der Antrag nicht 
nothwendig wäre. Aber von anderer Seite iſt Zweifel erhoben und Streit 
entitanden, und meine ich ift es beiler, fich im einer jo wichtigen Frage 
nicht auf die Interpretation der Verfaſſung zu verlaffen, jondern das richtige 
Prinzip klar auszuſprechen, und das iſt, daß dasjenige, was die Grundlage 
der ganzen Mechtöordming und Prozekordnung ift, die Gerichtöverfaffung 
auch der Gejeßgebung des Bundes unterliegen muß. Und das allein will 
der Antrag. — Was jodann das Givilrecht betrifft, jo wird auch hier jchmer- 
lich beitritten werden können, dab in Beziehung auf einzelne Gegenitände, 
die nicht im Artikel 4 bezeichnet find, ſich bereit3 ein praftijches Bedürfnik 
berauögeitellt hat. Ich erinnere an den Antrag, über die Volljährigkeit ein 
gemeinjchaftliches Geſetz herzuitellen, und ferner an die vortrefflichen Gejeße 
über den Erwerb der dinglichen Rechte, welche der Preußiſche Herr Iuftiz- 
minifter im Abgeordnetenhaufe vorgelegt hat und bei welchen er ausdrücklich 
erflärte, daf fie in der beitimmten Tendenz ausgearbeitet jeien diejelben dem- 
nächſt der Bundeögejeßgebung vorzulegen. Man fann mit einer gewiljen 
Art von fünitlicher Interpretation allerdings nachweiſen, daß dieje Gegen- 
jtände zu den der Kompetenz des Bundes im Artikel 4 überwiejenen gehören. 
Das Recht it eben ein jo eng zufammenhängended Ganzes, dab es feinen 
Theil giebt, welcher nicht in einer gewiſſen Beziehung zu den im Xrtifel 4 
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aufgeführten Gegenftänden ftünde. Aber ich meine, es ift doch richtiger, daß 
wir, um nicht zu fophiftifchen Interpretationen Veranlaſſung zu geben, das 
richtige Prinzip klar ausfprechen. Ich gehe nody einen Schritt weiter. Wir 
müfjen dahin jtreben, (und die Bundesgewalt muß dazu helfen), dab mir 
wieder ein gemeinſames Gemeined Recht in Deutichland befommen. Es 
wäre durchaus nicht nothwendig, daß in Folge deſſen alle Verſchiedenheiten 
deö partifularen Nechtö befeitigt werden müſſen. ine ſolche Verſchiedenheit 
ift mit der Herrihaft eines gemeinen Rechts jehr wohl vereinbar, wie Died 
die in demjenigen Theile von Deutichland, in welchem das gemeine Römiſche 
Recht gilt, beiteljenden Partikularrechte beweifen. Ich halte das in Bezug 
auf manche Partifularinftitute nicht nur für wünſchenswerth jondern geradezu 
für unentbehrlich. Das fteht aber der Herrſchaft eines gemeinen Rechts 
nicht entgegen. Wenn behauptet wird, die Verhältniffe jeien jo verſchieden 
geworden, daß fie ein Gemeined Recht nicht ertragen fünnen, jo ift damit 
in der That doc kaum etwas Anderes behauptet, ald daß wir aufgehört 
haben eine Nation zu jein. Nächſt der Sprache it es vor Allem das 
Recht, in welchem die nationale Zufammengehörigfeit eines Volks fich offen- 
bart, in welchem die jchaffende nationale Kraft fich äußert. Es giebt Perioden 
des Verfalld, wo dieſe Recht erzeugende und jchaffende Kraft erichlafft, 
Zeiten der politijdyen Zerriffenheit, wo auch der äußere Zufjammenhang des 
Rechtes zerrilfen wird, wie dies leider in Deutichland der Fall geweſen iſt. 
MWo aber die Kraft neues Recht zu erzeugen vollftändig erlofchen iſt, wo 
die Berhältnifje jo verjchieden geworden find, daß fie ein gemeinjames Recht 
nicht mehr ertragen fünnen, da ift die Nation ihrem Verfall oder Zerfall 
nahe. Glüdlicher Weije ift das in Deutichland noch nicht der Fall. Der 
beite Beweis dagegen ift die Eriftenz der Deutichen Rechtswiſſenſchaft, welche 
troß der politifchen Zerriſſenheit und des Zerfalles ſich immer ald eine, als 
die Deutjche Rechtswiſſenſchaft gehalten hat, die die unverfiegbare Duelle 
gewejen, aus welcher die partifulare Rechtswiſſenſchaft aller Länder nicht nur 
ihre Methode jondern ihre beite Kraft und ihre beiten Gedanken gejchöpft 
hat. Und gerade in den lebten Jahrzehnten war die Deutiche Rechtswiſſen— 
ſchaft mit Eifer und Erfolg bemüht den nationalen Charakter des Rechtes 
wieder zur Geltung zu bringen und die verjchiedenen Elemente, aus welchen 
dafjelbe beiteht, das Römiſche Recht, die Deutjchrechtlichen Inititutionen 
und die aus den Bedürfnilfen der Gegenwart und den modernen Rechtdan- 
Ihauungen hervorgegangenen Elemente zu cinem Ganzen zu verjchmelzen. 
In demjelben Maaße wie in der Willenichaft hat fich aber auch im Be 
wußtjein des Volkes das Bedürfniß nach einem gemeinfamen Rechte lebend 
erhalten. Es ijt died nicht bloß der Fall bei dem öffentlichen Necht jondern 
in der Mafje des Volkes vielleicht noch in einem höheren Grade bei dem 
Privatrechte. Und in demjelben Augenblide nun, wo es gelungen it, die 
Grundlage einer politiichen Neugeftaltung Deutjchlands zu legen und die 
Grundlage eined neuen öffentlichen Rechts zu finden, follten wir auf bie 
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Aufgabe, weldye in der traurigften Zeit der politiichen Zerriffenheit, in der 
Zeit des Deutjchen Bundes immer ald nationale Aufgabe anerfannt war — 
auf die Aufgabe ein nationales Recht wieder herjuftellen, verzichten? Da— 
durdy würden wir dem nationalen Leben und dem nationalen Interefje wahr: 
lich einen ſchlechten Dienft erweilen. Um Mißverſtändniſſen entgegenzutreten, 
füge ich auddrüdlich, wie jchon von anderer Seite hervorgehoben, hinzu, 
daß es nicht darauf ankommt, eine ſofortige Kodififation des ganzen Rechtes 
eintreten zu laffen. Ob, wann und unter welchen Umftänden, died möglich 
jein wird, das ift eine Frage, über weldye fich ftreiten läßt. Gewiß ift nur, 
daß es fich in den nächiten Jahren noch nicht darum handeln fann. Käme 
es aljo allein darauf an, jo würde unjer Antrag allerdings voreilig fein. 
Aber, wie gejagt, darım handelt es ſich nicht. Es kommt aber darauf an, 
und die Möglichkeit zu eröffnen, auf dem Wege allmäliger und ftetiger Re— 
form dem Ziele näher zu fommen, diejenigen Gegenftände, in Betreff deren 
das praftiiche Bedürfniß ſich gezeigt bat, die durch die Wifjenjchaft oder 
durch das lebendige Bewußtſein des Volkes zur gejeglichen Regelung reif 
geworden find, diefer Regelung zu unterwerfen und jo und auf der Bahn zu 
dem Ziele, das wir immer im Auge behalten müffen, ein gemeinjames 
Recht für Deutjchland zu erhalten, näher zu führen. Damit wir das aber 
fönnen, damit wir nidyt gezwungen find, zu jophiltiichen oder fünftlicyen 
Interpretationen zu greifen oder gar in jedem Jahre eine Aenderung der 
Berfaffung in Beziehung auf diejen oder jenen Theil des Givilvechts vorzu= 
nehmen, müſſen wir das richtige Prinzip, dab das gefammte Givilrecht zur 
Kompetenz der Bundesgejeßgebung gehört, in die Berfaffung aufnehmen und 
ich empfehle Ihnen deshalb die Annahme des Antrages dringend. 


Ahermann (Dresden):*) Meine Herren, ed war urſprünglich nicht 
meine Abficht, bei der zweiten Berathung zu dem vorliegenden Gegenftande 
dad Wort zu nehmen. Da id) aber bei der eriten Berathung troß wieder: 
holter Anmeldung zum Worte nicht den glüdlichen Befitern des Wortes 
mich beizäblen durfte, und jet ein beatus qui possidet bin, und da be- 
reits andere Redner bei der heutigen Debatte wieder in das Materielle der 
Sache eingetreten find, jo mache idy von meinem Rechte Gebrauch, um ein 
für allemal den Standpunkt darzulegen, welchen idy nicht bloß bei der vor: 
liegenden Frage jondern gegenüber allen Anträgen auf Erweiterung der 
Bundesfompetenz einzunehmen gedenfe. Meine Herren, dab die Verfaffung 
der Grgänzung und Verbefjerung fähig und bedürftig it, wer wollte das 
leugnen! Daß das Streben nad) einheitlichem Rechte den jchönften Idealen 
beizuzählen ift, welche die Deutichen Juriſten ſeit Jahrzehnten gehegt und 
gepflegt haben, daß alle die Keime, weldye auf dem Boden gemeinjchaftlicher 
Gejeßgebung aufgewachſen find, mit Freuden begrüßt worden find, nicht 
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bloß von Denjenigen, welche die Kunft fennen zu wiſſen, was Recht iſt, 
jondern auch von denen, welche die Kunft üben zu thun, was Mecht if, 
wer wird dem widerjprechen! Ich gewiß nicht, demm ich gehöre jelbit zu 
Denjenigen, die diejed Ideal in ſich getragen haben und noch tragen, und ich 
babe noch überdies in der Prarid durch die Erfahrung jattfam gelernt, daß 
ein einheitliched Recht nach allen Seiten hin in Deutichland wünſchens— 
werth jei. Aber, meine Herren, man fann von der Scyönheit, man fann 
von der Nüßlichfeit einer Idee überzeugt jein und man weiß doch nicht, wie 
man ed anfangen joll, um die Idee zu nutzen. Im dieſer Lage befinde id) 
mich heute und in dieſer Lage habe ich mich befunden, wie der Antrag auf 
Ginführung der Bundeöminifterien vorlag, und in diefer Lage werde id) 
mich allemal befinden, wenn es ſich um Erweiterung der Kompetenz des 
Bundes handelt. Es ift die Frage: ob der Reichstag und Bundesratl) 
fompetent jeien, derartige Erweiterungen vorzunehmen, wie fie von dem vor: 
liegenden Antrage bezweckt werden, — bereitö bei der erjten Berathung näher 
erörtert worden und wir haben auch heute wieder von den vorausgegangenen 
Rednern gehört, daß fie diefe Seite der Frage zum Gegenftand ihrer Er: 
örterung gemacht haben. Ob foldye Crörterungen angenehm oder unan- 
genehm find, darauf kommt nichtd an; das ändert Nichtd an der Verpflich— 
tung in die Grörterung über die Kompetenz des Bundes einzugehen. Nun, 
meine Herren, komme ich aber in diefer Beziehung aus denjelben Worten 
der Berfafjung, die ein Vorredner angeführt hat, auf ein ganz anderes Re- 
jultat, ald jener. Die Berfaffung jagt nämlidy in ihrem Cingange wörtlich, 
die dort aufgeführten Deutſchen Souveräne und Deutjchen Reichsitädte haben 
einen ewigen Bund gejchlofien außer Anderem zum Schuße des innerhalb 
des Bundeögebietd giltigen Rechtes. Die nächſte Frage ift alfo die: was ift 
denn dad für ein Mecht, welches inmerhalb giltig iſt und zu deſſen Schuß 
die fontrahirenden Mächte zufammengetreten find? Darauf giebt der Artikel 
4 der Verfafjung klare Antwort, denn diejer bezeichnet eben die Gegenitände, 
welche der Geſetzgebung des Bundes unterliegen, zu deren Erreichung, zu 
deren Ausbildung die Kontrahenten im Intereſſe der Gejammtheit Cinzelbe- 
fugniffe aufzugeben bereit waren. Diejer jchreibt den Rahmen vor, immer: 
halb deifen die Bundesgejeßgebung thätig jein kann und thätig fein joll, ſo 
viel fie will. Was darüber hinausliegt, das ergiebt ſich nicht aus dem Ein— 
gange der Berfaffung und aus dem Artikel 4 jelbit. Nun ziehen fie zwar 
noch Artikel 78 der Verfaſſung heran. Der Artikel 78 ift, da er von der 
Abänderung der Verfaffung handelt, da er ein Artikel ift, der tief ein- 
jchneidet in die Zundamentalbeftimmung des abgejchloffenen Vertrages, ge: 
wiß nicht ertenfiv, jondern rejtriftiv zu erflären. Der Artifel 78 giebt aber 
dem Neichdtag und dem Bundesrath nur das Recht Veränderungen der Ver— 
faffung vorzunehmen. Unter dem Worte „Beränderungen“ ift wenigitens 
nicht ohne weitered Erweiterung der Verfaffung, Erweiterung der Kompe: 
tenz zu verftehen. Gerade diejenigen Herren, welche fich intereffiren für das 
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Recht und deſſen einheitliche Geftaltung, haben erit recht die Verpflichtung, 
fih von Allem fern zu halten, was auf eine Nechtöverleßung durch die 
Ueberjchreitung der Kompetenz hinaus laufen könnte. Als der alte Bundes- 
tag, der übrigens in Frieden ruhen möge, beantragte ein gemeinſames Obli- 
gationen= und Givilprozeßrecht in Deutjchland einzuführen, da miderjette fich 
Preußen und legte Protejt ein, weil eö meinte, daß der alte Bund nicht ein- 
mal fompetent jei dieje Materie des Rechts im Stadium der Vorprüfung 
zu erörtern. Diejelben Bedenken, weldye damals gegen die Kompetenz des 
alten Bundes vorgelegen haben, werden auch jet Preußens Freunde gelten 
laffen müfjen gegen die Kompetenz; des neuen Bundes. Aber ganz abge: 
jehen von allen diejen Bedenken gegen die Kompetenz, jo ift unter allen Um: 
ftänden der vorliegende Antrag nad) meiner Ueberzeugung vollitändig ver- 
früht. Meine Herren, wenn man fich eine große Aufgabe jtellt, — und dieje 
it und gejtellt im Artifel 4 Nr. 13 — jo ift dieſe Aufgabe in der Weile, wie 
fie geitellt wurde, vorerit zu lölen, ehe man daran geht, fie noch zu erweitern. 
Nun frage ich, wo iſt denn das gemeinjame Obligationenredht, wo iſt denn 
dad gemeinjame Strafrecht, wo iſt denn das gemeinjame gerichtliche Ver— 
fahren, welche und durch den Artikel 4 der Verfaſſung verheißen find? 
Löſen wir doch erſt diefe Aufgabe, ehe wir daran denken, neue zu Stellen, 
die, wenn wir fie jofort löjen wollten, dazu führen müßten, den Reichstag 
und den Bundesrat) auf Iahre binaus permanent zu erflären. Wollen wir 
jie aber nicht jofort löjen, — es iſt heute wiederholt gemeint worden, es 
habe ja noch Zeit damit — ja warum drängen Sie denn dann jo, die Ber- 
fafjung zu ändern? Legen Sie und die Frage doch erit dann vor, wenn 
wir das jeßige Penjun gelöft haben! — Der Antrag geht aus von den Ab- 
geordneten Miquel und Lasfer. Derjelbe Antrag lag dem konſtituirenden 
NReichötage vor. Damals widerjette fich der Herr Abgeordnete Lasker, wenig— 
ſtens erflärte er, dab ein Bedürfniß zur Einführung eines einheitlichen Rechts 
nach allen Seiten hin ſich noch nicht manifeltirt habe. Er jprach wörtlich 
Solgendes: Ic, glaube, daß ich jchuldig bin, zu erläutern, weshalb ich 
namentlidy bei dem einen Syitem der Gejeßgebung mid nur auf Das 
DObligationenrecht eingejchränft und nicht vielmehr dem Antrage meines 
Freundes, deö Abgeordneten Miquel mid, angejchlofien habe, daß das ganze 
Civilrecht dem Bunde zugewiejen werde. Das Givilrecht enthält außer dem 
DObligationenrechte die Materien: Sachenrecht, Perjonenrecht und Erbrecht. 
In feiner diejer Materien liegt die Nothwendigfeit einer gemein: 
Ihaftlihen Gejeggebung jo Klar zu Tage wie beim Obligationenredht; 
theilweije jogar müfjen dieje Materien der Provinzialgefeßgebung vorbehalten 
bleiben, wie beijpieläweije das Erbrecht in eriter Linie, jodann das Perjonen- 
recht, da deren Regeln nach Provinzen fich verjchieden zu gejtalten pflegen, 
wie dad eheliche Güterrecht und verjchiedene andere Rechtö-Inititute.“ Und 
an einer andern Stelle jagt er: „Nun weiß idy zwar, dab eine vollfonmene 
Trennung zwijchen dem Obligationen: und dem Sachen- und Yamilienrecht 
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fich ‚nicht leicht vornehmen läßt, daß vielmehr dieſe Rechtäftoffe vielfach durch 
einander laufen, indefjen eö wird unjere Sache jein zu unterjcheiden, wie 
weit einzelne Materien in das Obligationenrecht bineingezogen werden 
müffen. Diejelbe Methode hat die Kommiifion in Dresden gleicyfallö be- 
folgt; fie bat nicht grumdjäglich fich abgeichloffen gegen die Aufnahme der: 
jenigen Beitimmungen ded Sachen, Erb- und Samilienrechts, welche in das 
DObligationenrecht eingreifen. Ic glaube auch, wir werden im’ Stande jein, 
wohl auszujondern ſolche Beitimmungen, weldye vermöge ihres inneren Kon— 
nexes bei Gelegenheit des Obligationenrechts mit zur Verhandlung kommen 
müſſen, und joldye, welche dem Obligationenrecht ferner jtehen.“ Herr 
Laöfer hat hiermit zugegeben, dab die Kodififation des Obligationenrechtes 
möglich ift ohne eine Kodififation des ganzen bürgerlichen Rechts. Nun ift 
von einem Marne, der in jo eminenter Weife an der Gejeßgebung Preußens 
und Deutjchlands nad, allen Seiten hin Theil nimmt wie der Herr Abge- 
ordnete Lasker, nicdyt zu erwarten, daß ihm Alles das erinnerlich jei, was er 
vor einem oder zwei Jahren geiprochen hat, er wird mir aber erlauben, daß 
ih, wenn jein Gedächtniß ihn im Stiche laſſen jollte, mir die Freiheit 
nehme demjelben zu Hülfe zu kommen. Ic, thue das, um von Herrn Ab- 
geordneten Lasker zu erfahren, was ſich denn eigentlidy in der Sache jeit 
zwei Jahren geändert hat. Am allerbedenklicyiten iftt — und das hat aud) 
ſchon jeinen Ausdrud verjdyiedentlich gefunden — der vorliegende Antrag, 
injoweit er die Einführung gemeinjchaftlicher Gerichtöorganijation bezweckt. 
Wenn Sie diefe gemeinjchaftliche Gerichtsorganijation annehmen, und dann 
wiederum eine jo ertenfive Interpretation belieben, wie jie beliebt wird von 
einer Seite in Betreff der Kompetenz ded Bundes, dann wird man freilich 
mit dieſem Ausdrud auch das Recht des Bundes getroffen wiſſen wollen, 
dab alle Juitizbeamten auf den Etat des Bundes übernommen werden, daß 
überhaupt die Juſtizhoheit der einzelnen Staaten vernichtet wird. Im Ar— 
tifel 4 iſt dasjenige für die Bundeögejegebung vorbehalten, was als natio- 
nales wirthichaftliches Bedürfni erkannt wurde; alles dasjenige, was dar: 
über hinaus liegt, meine Herren, das überlajjen Sie doch ruhig der Kom- 
petenz der einzelnen Staaten! Diejed ewige Hämmern und Bochen auf dem 
neuen und jungen Gebäude des Norddeutichen Bundes, nody bevor Sie 
willen, ob das Gebäude überhaupt nody ein weiteres Aufjegen von Etagen 
verträgt, führt unter feinen Umjtänden zur Befeitigung des Gebäudes, jon- 
dern rechtfertigt die Befürchtung des Gegentheild. Erinnern Sie fidy, meine 
Herren, bei allen joldyen Anträgen an den Ausiprudy eined guten Deutjchen 
Mannes, des veritorbenen Dichters Rückert, der da jagt: 

Des Maahes Werth, 

Des Maaßes Schwert 

Macht jtarf in allen Landen, 

Nur wer das Uebermaaß begehrt, 

Der macht fidy ſelbſt zu Schanden. 
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Abgeordneter Dr. Künzer aus Breslau (Glatz-Habelſchwerdt)“): Meine 
Herren! Menn es fich hier um ein „Uebermaß“ handelte, weldyes wir als 
Vertreter des Norddeutichen Bundes verlangen, jo würde ich gewiß nicht zu 
Denjenigen gehören mögen, die für dieſes Uebermaß auch nur ein Wort 
iprechen wollen; aber ich behaupte, und ich denfe mich dabei im Einver- 
ſtändniß mit dem größten Theil der Berjammlung, daß ein beſcheidenes 
Maaß von einer Deutjcyen Cinigung dasjenige it, was in der Bruſt eines 
jeden Deutjchen, nicht bloß jeit dem Fahre 1866 jondern jeit jehr langer 
Zeit wohnt und ſich geltend zu machen ſucht. Freilich wer in den Greig- 
niffen des Jahres 1866 nur einen zufälligen Krieg erblidt, nur einen zu— 
fälligen Croberungöfrieg, nur einen vorübergehenden Sieg Preußend über 
Defterreich fieht oder gar dieſen Krieg einen Bruderfrieg nennt, wer die Er- 
eignifje ded Iahres 1866 von einem jo niedrigen Standpunfte aus auffaht, der 
kann zu feinem andern Rejultate fommen, als daß wir innerhalb des Gebäudes 
bleiben, welches mühjam durch die Ereigniſſe errichtet worden iſt. Wer aber 
— und zu diejem befenne ich mich — die Ueberzeugung bat, daß die Er- 
eigniffe von 1866 nicht möglich gewejen wären, wenn nicht der allergrößte 
Theil Deutichlands und des gelichten Vaterlandes die Sehnſucht nad) einer 
Einigung tief empfunden, wer da glaubt, daß die Creignifje des Jahres 
1866 nichts find ald eine Erplofion des Deutſchen Nationalgefühls, um 
endlich einmal in Europa wieder zur Anerfennung und Stellung zu gelan- 
gen, die der Deutichen Nation gebührt, — wer jo denft, der wird jeden 
Antrag mit Freuden begrüßen, den die verhöhnten Reichszimmerleute uns 
bringen, der wird einem jolchen Antrage wie der vorliegende mit Freuden 
beiftimmen, nicht weil er fürchtet, es könnte durch das Hämmern und Pochen 
der Neichözimmerleute das junge Gebäude zujammenfallen, jondern weil er 
hofft, daß je rajcher, je jchneller, je entjchiedener gepocht, um jo eher das 
Gebäude fertig werden wird. Für ein Gebäude, welches noch nicht fertig iſt, 
wird man nicht jo leicht Miether finden. Wir können den Süddeutſchen 
nicht zumutbhen in ein Gebäude einzutreten, das noch nicht fertig iſt. Sollte 
eö und gelingen, ein fertiged oder wenigitens ein wohnliches Gebäude herzu- 
jtellen, dann werden wir feine Miethözettel an unjer Norddeutſches Bundes- 
haus zu hängen brauchen, man wird mit Sang und Klang von Süddeutſch— 
land in unfer Haus einziehen. Ic bin feit überzeugt, dab die Zeit längit 
vorüber ift, wo ed auch dem mächtigiten Potentaten des Auslandes möglich 
wäre ein einziges Baieriſches oder Sächſiſches Bajonnet zu finden, welches 
gegen die Deutſchen zu Felde geführt würde. Ich glaube, dab das Deutiche 
Nationalgefühl jeit dem Jahre 1815 und noch früher, jeit den Deutjchen 
Befreiungskriegen in den Herzen der Deutjchen jo tief ift, dab alle Maß— 
regeln, die man vielleicht ergreifen möchte, nicht mehr im Stande find die 
jed Gefühl zu erſticken. Ich habe bei einer anderen Gelegenheit bereits 
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meinen innigſten Dank und meine Anerkennung ausgeſprochen, daß die ver— 
ſchiedenen Deutſchen Bundesregierungen mit dem Deutſchen Volke geeint uns 
die Hand reichten, um eine Deutſche Einheit herzuſtellen. Würden die Re— 
gierungen nicht durch dieſes Deutſche Nationalgefühl getragen worden ſein, 
wären ſie nicht durch das Volk unterſtützt worden, ſie hätten auch im Jahre 
1866 noch nicht die Offerte gemacht, die ſie uns gemacht haben. Wir accep— 
tiren dieſe Offerte, wir ſind dazu von unſern Wählern gewählt, wir befinden 
uns deshalb hier und wollen mit aller Kraft weiter bauen, unbekümmert um 
Diejenigen, die da glauben, daß das ewige Arbeiten, Hämmern und Pochen 
ſie ſtöre. Es ſtört ſie vielleicht in ihrem Schlafe: dann iſt es ganz gut, wenn 
die jchläfrigen Deutſchen endlich aufgerüttelt werden und endlich zur Erkennt— 
nit des Zieled kommen, welches der Deutjchen Nation von Gott und Europa 
gejeßt if. Der Antrag, den und die Herren Lasker und Miquel bieten, 
unterjcheidet ſich wejentlich von dem Antrage, den die Herren Tweſten und 
Graf Münfter gebracht haben*). Ich würde auch für den Twejten-Müniter'- 
ſchen Antrag gejtimmt haben, wenn ich die Meberzeugung hätte gewinnen 
fönnen, daß zuerjt der Ausbau der Eonftitutionellen Rechte nothiwendig wäre 
und nicht vielmehr der Ausbau der Deutjchen Einheit. Hier jehe ich ein rein 
nationales Interefje; — und deshalb werde ich mit Freuden für diejen An- 
trag ftimmen. Und nicht bloß ich werde dafür ftimmen, ich habe die feite 
Ueberzeugung, es werden die meilten meiner politiichen Gefinnungsgenofjen 
fi) dafür enticheiden. Wir glauben nicht, dab wir dadurch die Kompetenz 
des Reichstages überſchreiten. Es ift wiederholt in der allerausführlichiten 
und eingehendften Weile bewiejen worden, daß die Frage innerhalb der Kom: 
petenz liege; denn es find die Wertreter des Norddeutichen Volkes im Nord: 
deutichen Reichdtage durchaus kompetent auözujprechen: wir Deutjche wollen, 
ſoweit es möglich ift, nad) demſelben echt beurtheilt werden, in der- 
jelben Art und Weife unfer Recht finden. Gelingt es und, wieder einen 
wenn auch nur fleinen Schritt weiter zu gehen in diejer Grweiterung unjrer 
Kompetenz, innerhalb der und gezogenen Grenzen, jo wird dad Haus immer 
wohnlicher werden, und ich hoffe, ich erlebe ed noch, daß wir das Haus für 
fertig erklären fönnen, daß wir eö mit der einheitlichen Spite werden 
ſchmücken fünnen, und daß ganz Deutjchland fich wohl fühlen wird, endlich 
zu feiner langberechtigten Einigkeit gefommen zu fein! (Bravo!) 


Der Antrag auf Schluß der Diskuffion wurde angenommen**). 


Casker ald Antragiteller***): Meine Herren! Ich würde nad) den 
ſehr ausführlichen Debatten am Schluffe nicht das Wort nochmals ergriffen 
haben, wenn mir nidyt die Gelegenheit aufgedrängt worden wäre zu einer 

*) Siehe jogleih S. 1132, 
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perjönlichen Bemerkung. Der Herr Abgeordnete Adermann bat die Güte 
gehabt, einen Theil meiner Rede zu citiren, die ich im Eonftitwirenden 
Reichötage über denielben Gegenitand gehalten habe. Wenn er meint, id) 
würde im Drange der Geichäfte vergelfen haben, was ich über diejelbe An- 
gelegenheit im Eonjtituirenden Neichötage gejagt habe, jo kann es faum im 
Ernſt gemeint jein. Der Herr Abgeordnete wird vielleicht wiſſen, daß ein 
auch ihm befreundeter Kollege aus Sachſen über denjelben Gegenftand mit 
mir Rückſprache genommen bat und ich ihm meine Stellung perſönlich ſchon 
auseinandergejet habe, daß id, aljo auf das vorbereitet gemejen bin, was 
er gejagt hat. Aber wenn der Herr Abgeordnete nur die Güte gehabt hätte, 
auch den legten Sat mit vorzulejen, jo würde der Reichstag gleichzeitig er- 
fahren haben, daß ich mich materiell für den Inhalt des damaligen Miquel’- 
chen Antrages ausgejprochen habe, welcher ganz identijch mit dem Antrage, 
wie er heute von mir ald Mitantragfteller unterjchrieben ift; nur hat es die 
Politit im fonjtituirenden Reichſstag nöthig gemacht, daß wir bei den Aen- 
derungen, welche ung am Herzen lagen, immer einen Antrag in Rejerve 
hatten, damit wir, indem der weitergehende Antrag abgelehnt würde, auch 
dad Geringere erreichten; und bei den Aufgaben, die wir unter und vertheilt 
haben, fiel ed dem Herrn Abgeordneten Miquel zu, den ganzen und vollen 
Antrag einzubringen, und mir, den bejchränfteren Antrag zu vertreten. Im 
der Abjtimmung aber habe ich jelbit für den Antrag Miquel geftimmt. Da- 
mit wird aljo der angebliche Widerſpruch weggeräumt fein und fein Kom- 
penjationögegenftand ift vorhanden für diejenigen Herren, welche bei der heu— 
tigen Debatte in offenbarem Widerſpruch gegen damals ſich befunden haben. 
Ich frage aber, meine Herren, haben Sie denn wirflid) VBeranlaffung, aus dem 
heutigen Antrag jo viel politiiches Kapital zu münzen? Wird Einer von 
Ihnen behaupten fünnen, dab, wenn im fonftituirenden Reichstage vier 
Stimmen mehr für den Antrag Miquel fi) entichieden hätten, Ste die Bundes- 
verfaffung nicht angenommen haben würden? Will Einer von Ihnen be 
bhaupten, dat Sie damald gemeint haben würden mediatifirt zu fein? Die- 
jer Einwand wird gewiß nicht erhoben werden! Geltatten Sie mir dieje 
Gelegenheit nur noch zu einer allgemeinen Bemerkung zu benußen. ‘Der 
Herr Abgeordnete Graf Bafjewig hat von Motiven gejprochen, weldye den 
Antragſtellern untergelegen haben mögen, die fie nicht ausjprechen, mit denen 
fie aber geheime Zwede verfolgen. Der Zufall hat es gewollt, dab der 
Graf Bafjewig diefen Ausſpruch that, ald Iemand bei mir anfrug, ob ich 
denn der Meinung jei, daß der Herr Graf Baſſewitz das, was er jage, aud) 
im Ernſt meine oder nur vorgebe, worauf ich erwidert habe, daß nad 
meinem Urtlyeil der Graf Baſſewitz alled Ernſtes ſpreche, denn ich weiß, daß 
in verjchiedenen Theilen des Hauſes der Ideengang ein ganz verjchiedener iſt; 
und wenn wir nicht alle mit der Vorausjeßung und gegemüber ftehen, dat 
Ieder das, was er offen vertritt, wirflicdy meint, wenn jeder nur den Maß— 
jtab anlegt, in weldyem die Gedanken in jeinem Kopfe ſich abjpiegeln, dann 
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werden wir und nimmermehr verjtehen, wird es nicht möglich fein, ruhige 
Debatten zu führen. Ich verfichere dem Herrn Grafen Baſſewitz, daß viele 
von ihm vertretene Meinungen derartig find, dab ich auch nicht das geringfte 
Verſtändniß für fie habe, daß ich kaum verjtehe, wie es möglich ift, logiſch 
jeinen Gedanfengang zu machen, ohne die Verhältmilfe zu verkennen, welche 
gegenwärtig berrichend find. Nichtödeftoweniger traue ich feinen Hinterge- 
danken dem Herm Grafen Baſſewitz zu, jondern ich erfenne die Verſchieden— 
artigfeit der Ideenfreije an, und unjere Debatten in diejem Hauje haben 
auch die Abficht, daß wir und wechjeljeitig ausſprechen und nady und nach 
beijer verftehen lernen. Wenn idy im konſtituirenden Reichstage gemeint 
habe, daß augenblidlid) die Gejeßgebung noch nicht drängt zur Ausdehnung 
der Gemeinjamfeit auf andere Gebiete ded Rechts, jo bin ich ſeitdem eines 
Andern belehrt worden. Seitdem Borjchläge zu Gejegen und Anträge wieder- 
holt auf den Einwand der Infompetenz gejtoßen und wir gezwungen ge- 
wejen find, auf der Ichmalen Linie zwijchen Kompetenz und beftrittener Kom— 
petenz und zu bewegen, — ſeitdem habe ich für nothwendig gehalten, daß wir 
offen und ehrlicy das Fundament darlegen, damit wir bei gewöhnlichen tech- 
nifchen Gegenftänden nicht jo aufgeregte Debatten wie gegenwärtig führen. 
Sch frage aber Sie, meine Herren von der fonjervativen Partei, und die 
anderen Herren, weldye mit ihrer Regierung gern Hand in Hand gehen und 
die Stellung der Regierungen gern acceptiren: Wirkt auf Sie nicht das 
Beijpiel der Königlich Sächfiichen Regierung ? Hat deren Vertreter nicht 
ausdrüdlic erklärt, dab fie, um die Erweiterung der Kompetenz für den 
Handelögerichtöhof herbeizuführen, die Zweidrittel - Majorität im Bundesrat 
ertrahirt hat, und wollen Sie nun diefem Berfahren gegenüber ſämmtlichen 
Regierungen des Bundesraths den Vorwurf machen, daß fie die einzelnen 
Staaten mediatifiren wollen und zum Bruch der Vertragstreue hindrängen? 
Den Vorwurf, den Sie und machen, richten Sie indireft gegen die Re— 
gierungen und Sie machen ihnen den Vorwurf, dab fie aus Nützlichkeit das 
Prinzip des öffentlichen Rechts fäljchen und umgehen. Dder wenn von ein— 
zelnen Mitgliedern des nachfichtiger Weiſe — und zwar von jolchen Mitgliedern, 
welche einer Fraktion angehören, in der die Sächſiſchen Mitglieder zahlreich 
vertreten jind, — wenn von diefen Mitgliedern eine Theorie improvifirt wird, 
wonach ein Theil der Juftizorganijation in unferer Kompetenz liegt, ein 
anderer Theil der Juftizorganijation aber nicht in unjrer Kompetenz liegen 
joll: ift dies eine wirdige Stellung für den Neichdtag? Iſt ed würdig oder 
rathjam, die Theorie über die Kompetenz nady Gelegenheit und Nothiwendig- 
feit zu modeln? Die Sächſiſche Regierung hat Zeugniß dafür abgelegt, dab 
eine Ausdehnung der Kompetenz nothwendig ift und daß wir diejelbe auf 
verfaffungsmäßigem Wege herbeizuführen haben. Deswegen jcheint ed mir 
nicht gut gethan, daß Mitglieder der konſervativen Partei, Mitglieder aus 
Preußen, ſich jo leicht in die verfängliche Theorie der Inkompetenz haben 
einfangen lafjen, dab fie zugeitimmt haben, weil fie gegen unjern Antrag 
11? 
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paßt. Biel beffer läßt fich unfer Antrag beftreiten von dem Gefichtäpunfte 
aus, daß man die Nothwendigkeit für die Gegenwart nicht anerfennt. Einen 
jolhen Gefichtäpunft können wir mit Ruhe diöfutiren, aber daß gerade auf 
die improvifirte Theorie, die Kompetenz laffe nur im Wege neuer Vertrags: 
abjchlüffe ſich erweitern, fogar auf den ſcherzhaften Einfall von der Aftien- 
gejellichaft eingegangen worden ift, das ruft in mir die Ueberzeugung hervor, 
dab ed nicht gut ift, die ftaatörechtlichen Grundjäße nach der augenbliclichen 
Nothwendigfeit zu moduliren. Wie wir offen ausjprechen, was wir erftreben, 
jo verlangen wir auch von Ihnen die offne Antwort. Bis jetzt kann ich mur 
vermuthen, was die Herren von der rechten Seite bewegt (nach rechts deu: 
tend). Sie haben eö bereits angedeutet: es ift die Furcht vor der vermin- 
derten Macht des Herrenhaufes, die Sie ftußig macht — nicht weil Sie 
meinen, dat das Bundesrecht verleßt wird, ſondern Sie fürchten — und ber 
Herr Abgeordnete Graf von Bafjewig hat dies heute in Ihrem Namen aus: 
geiprochen, und der Abgeordnete Windthorft hat diefe Drohungen in jeiner 
eriten Rede hören lafjen, um Sie für jeine Theorie anzuwerben (Heiterfeit.) — 
Sie fürchten jage ich, dab auf diefem Wege dad Herrenhaus mediatifirt 
werde, und das gefällt Ihnen nicht! Ia, meine Herren, wir haben e8 und im 
Jahre 1867 gefallen laffen, daß die Kompetenz des Reichstags bei einer 
möglichen konſervativen Zujammenjeßung und der Schuß verloren gehen fann, 
den wir im Preußitchen Abgeordnetenhaufe finden; obſchon wir von jener 
Seite her (nach rechts deutend) wiederholt diefe Warnung vernommen, haben 
wir doch, — Einzelne, nachdem die Verfaffung einmal gegeben war, Andere, 
ichon während die Verfaſſung berathen wurde — aus nationalem Gefühle und 
von diejer vorübergehenden Möglichkeit nicht beftimmen laffen. Ich gebe zu, 
daß bei der Ausdehnung der Kompetenz Sie ſich davon bedroht fühlen, den 
reaftionären Rückhalt im Herrenhauje zu verlieren, ich gebe zu, daß die 
Bedeutung deö Herrenhauſes eine Minderung erfahren kann, und ich verarge 
Ihnen nicht, wenn Sie deöwegen unfere Anträge befämpfen. Aber wenn 
Sie im nationalen Sinne, wie wir ed wollen, handeln, jo nehmen Sie eben: 
jo die Möglichkeit auf fich, wie wir die andere Möglichkeit auf und genom— 
men haben, daß und der Schuß des Preußiſchen Abgeordnetenhaufes ent: 
zogen werben möchte. Tauſchen wir auf diefe Weije unjere Gedanken offen 
aus, und ed wird das zur Klärung der Sache mehr beitragen, ald wenn 
hier attejtirt wird, dab ein jo einfacher Antrag wie der gegenwärtige dar: 
auf hinausgehe, den ganzen Bund und feine Grundprinzipien umzuftürzen. 
(Bravo links und im Centrum.) 


Bei der Abjtimmung wurde der Antrag Miquel-Lasker mit der 
großen Mehrheit angenommen *), 
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Die dritte Berathung des Antrags hatte Statt in der 35. Sitzung 
des Norddeutſchen Reichdtaged vom 5. Mai 1869. *) 


Graf von Kanuitz (Preußiſch Holland-Mohrungen) *): Meine Herren! 
Die vieljeitige Unterftüßung, welche diefem Antrage von vornherein zu Theil 
geworden ift, und die ganzen Verhandlungen bei der erften und zweiten Be- 
rathung laſſen das Ergebniß der endgiltigen Abftimmung mit Sicherheit 
vorausjehen. Ich möchte hier nur eine Bitte wiederholen, welche bereits in 
ber Generaldebatte auögefprochen worden ift, nämlich daß Sie die diffenti- 
renden Mitglieder nicht für Partifulariften halten wollen. Das ift nicht 
unjer Standpunft. Wir werden mır deöhalb gegen den vorliegenden Be: 
ſchluß ftimmen, weil wir den darin bezeichneten Weg nicht für den geeigneten 
halten, um zu unjerem gemeinjamen Ziele zn gelangen. Die materiellen 
Bedenken, welche dem vorliegenden Antrage entgegenftehen, find bereitö von 
Fachjuriſten jo gründlich erörtert, daß ed nicht meine Aufgabe fein kann 
darauf näher einzugehen. Ebenſo wenig will ich die Kompetenzfrage berüb: 
ren, nachdem biejelbe jo vieljeitig erörtert worden ift. Ich will mid; ledig: 
lich auf die Frage bejchränfen: werden wir von dieſem eimjeitigen Vorgehen 
des Reichötaged — mag er dazu fompetent jein oder nicht — wirflich eine 
gebeihliche Förderung der Bundesintereffen zu erwarten haben? Meine Herren, 
wir glauben die Frage verneinen zu müſſen. Wenn wir eine engere Kon- 
folidation unjerer Bundesinftitutionen anftreben wollen, jo kommt e8 in der 
Hauptjache darauf an, daß fich auch die verbündeten Regierungen mit diefen 
Aenderungen und im vorliegenden Falle zu einem weiteren Aufgeben ihrer 
partifularen Rechte ſich einverftanden erflären. Ohne dieje Zuftimmung kann 
fein Beichluß des Reichötags zur Ausführung gebracht werden. Gin Opfer 
wird aber viel leichter gebracht, wenn es freiwillig ift und aus eigener Ueber- 
zeugung von der Nothwendigfeit hervorgeht, ald wenn ed gefordert wird. 
Die Fürften des Norddeutihen Bund haben diefen Bund mit Aufopferung 
und gutem Willen gegründet; fie werben das auch ferner bei jeiner Fort— 
entwidelung thun müffen, fie werden nicht auf halbem Wege ftehen bleiben 
fönnen. Aber wir erjchweren ihre Aufgaben nur und fie werden fich ganz gewiß 
nicht zu neuen Zugeftändniffen bereit finden lafjen, wenn wir fie beitändig 
an ihre Pflicht erinnern, wenn fie von bier aus fortwährend gedrängt und 
getrieben werden. Der Bundesrath hat ſich über die Stellung, welche er in 
diejer Frage einzunehmen gedenkt, noch nicht ausgeſprochen. Nach den Er- 
flärungen, welche wir bei Gelegenheit des Tweſten-Münſter'ſchen Antrages 
gehört haben, glaube ich mit Beitimmtheit annehinen zu fönnen, daß der 
Bundesrath, mit Bezug auf den vorliegenden Antrag, den deöfallfigen Be— 
ſchluß ebenfowenig zum Austrag bringen werde. Wir verjegen die Preußiſche 
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Negierung bier wieder in die unangenehme Nothwendigfeit unjere Beſchlüſſe 
ablehnen zu müffen, weil fie nicht in der Lage ſein wird den verbündeten 
Regierungen gegenüber diefe Korderungen zu unterftüßen, die über die Bafis 
der im Jahre 1866 geichloffenen Verträge hinausgehen. Hierin liegt ein 
Bedenken, welches ich nicht außer Acht zu laſſen bitte. Nichts wird mehr 
geeignet fein, die Autorität des Reichstages und feine Stellung zum Bundes: 
rathe zu jchwächen und zu jchädigen, ald wenn wir nad) faum zmweijährigem 
Beitehen Bejchlüffe faffen, von denen wir mit Beſtimmtheit vorherwilien, 
daß fie nicht zur Ausführung fommen. Was wird zum Beijpiel das Schick— 
ſal des Beichluffes jein, den wir bezüglich der Redefreiheit gefaßt haben? 
Gr wird einfah ad acta gelegt werden! Was wird das Schidjal des 
Tweſten-Münſter'ſchen Antrages jein, den wir vor Kurzem zum Beſchluß er- 
hoben haben? Gr wird gleichfalls ad acta gelegt werden! Das Schidjal 
unjered heutigen Bejchluffes dürfte faum ein anderes fein. Wenn mit diejer 
Befeitigung unjerer Beichlüffe erit einmal der Anfang gemacht ift, jo gebt 
dies nachher viel leichter, ed wird dies nachher auch mit ſolchen unjerer Be— 
ichlüffe der Fall fein, von denen wir viel wejentlichere Förderungen unjerer 
Intereffen zu erwarten haben fünnten. Meine Herren, ich halte den vor- 
liegenden Antrag auch diplomatiſch für nicht richtig und zwar mit Bezug 
auf unfere Stellung zu Süddeutichland. Die partifulariftiichen Beitrebungen 
find dort entſchieden die vorherrichenden und wir werden diejelben durch 
unjere bloßen Wünſche nicht aus der Welt jchaffen! Wenn wir jet ſchon 
die Baſis der im Jahre 1866 gejchloffenen Vereinbarungen verlaffen, jo 
werden die bundesfeindlichen Elemente dort nur neue Nahrung erhalten, und 
das leidliche Einvernehmen, zu welchem wir mit jo viel Schwierigkeit gelangt 
find, wird dadurch nur geftört werden. Im Großen und Ganzen zielen ja 
alle die Anträge auf die Einigung Deutjchlands hin und zwar joll dieje 
Ginigung auf dem Wege erreicht werden, dab den einzelnen Regierungen 
das übrig gebliebene Souveränetätöredyt nach und nach genommen und ihnen 
das fernere Megieren unmöglich gemacht wird, weil fie ſchließlich nichts 
mehr zu regieren haben werden. Meine Herren, daß die Einigung Deutſch— 
lands nur eine Frage der Zeit ift und überall aufrichtig gewünſcht wird, 
wird feinem Zweifel unterliegen. Es handelt ſich aber hier um die Frage: 
joll die Einigung Deutſchlands auf dem Wege erreicht werden, auf welchem 
Preußen zu feiner jetzigen Machtitellung gelangt ift, oder ſoll dies geſchehen 
durch die Geltendmachung deö Volkswillens, den wir hier vertreten? Nicht 
bloß von unjerem Standpunkte, — von einem Parteiſtandpunkte — jondern auch 
aus objektiven Gründen müffen wir uns für das erfte Prinzip entjcheiden. 
Kommen jedody nody mehr Bejchlüffe zu Stande wie der heutige, jo gehen 
wir mit vollen Segeln der zweiten Alternative entgegen! Meine Herren, 
die Preußiſche Politit ift niemals eine partifularifche fondern immer eine 
deutſchnationale gewejen. In früherer Zeit erfannten die Preußiſchen Herr: 
ſcher ſchon die Nothwendigfeit, daß in dem zerriffenen Deutſchen Ländergebiete 
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ein neuer Staat entſtehen müſſe; ſie haben dies Ziel unabläſſig verfolgt und 
niemals aus den Augen verloren, — aber wie haben ſie ihre Aufgabe erfüllt? 
Nicht mit einem Male haben fie größere Gebietsſtrecken ſich angeeignet, 
jondern fie find nur allmälig vorgegangen, Schritt für Schritt, aber um fo 
ficherer. Es hat mehrerer Sahrhunderte bedurft, um Preußen zu feiner 
jeßigen Machtitellung emporzubringen. Jedes neu erworbene Land mußte 
erft Preußiſch organifirt, jedem neugewonnenen Volksſtamme mußtje erft das 
Bewußtſein eined wahren Vaterlandes eingeprägt werden; ed mußte — und 
meine Herren, verachten Sie den Ausdrud nicht — erit Preußiſche Ord- 
nung und Preußijcher Gehorſam gefchaffen werden. (Heiterkeit) Und wie 
bat fich diefe Preußiſche Politit bewährt! Im Jahre 1866 hat der Preußifche 
Staat gezeigt, dab er in allen Theilen aus einem Guß beitand, und diefer 
Staat ift dad Machwerk jener alten einfachen Politit, welche jo lange Zeit 
nicht bloß im Audlande jondern auch bei und im Inlande verachtet war 
und welche doch Beſſeres und Größeres geleiftet hat als andere Staaten mit 
ihrer raffinirten Staatskunſt. Das Fefthalten an diefer Politif nenne ich 
fonjervativ. Wir wollen an diejer guten Praris feithalten und diejelbe nicht 
eher aufgeben, als bis wir einen beijeren Erjat haben werden! Im dem— 
jelben Jahre, wo dieje Politik ſich jo glänzend bewährt hat, hat ein anderer 
Staat einen eben jo glänzenden Beweis feiner Ohnmacht und Kraftlofigfeit 
gegeben — ich meine das Königreich Italien. (Widerſpruch.) Ich mißgönne 
den Italienern ihre Einheit keineswegs. Id) gönne ihnen die Einheit ebenfo, 
wie ich und die Deutjche Einheit gönne. 


Präfdent: Ich glaube, diefe Unterfuchung fteht wirklich mit dem 
Miquel⸗Lasker'ſchen Antrage außer jedem Zufammenhange. 


Graf von Kanik (fortf.): Meine Herren! Italien konnte die Einheit 
auf diefem gefährlichen Wege durch eine raſche Umwälzung aller ftaatlichen 
Berhältniffe eher erreichen als wir. An unſerer Grenze ftehen mächtige 
Feinde und Nachbarn, weldye mit mißtrauiichem Auge auf unſere Machtent⸗ 
wicelung jehen. Wir dürfen unjere Kräfte nicht zeriplittern und nicht jebt 
ihon wieder fremde Glemente in und aufnehmen, welche troß allen guten 
Willens unfere Bewegungen nur hemmen und hindern werden. 


»Präfident: Ich made den Herrn Nedner darauf aufmerfjam, dab es 
fi) darum handelt, ob der Artifel 4 der Bundesverfaffung in feiner Nr. 13 
verändert werden joll, wie die Abgeordneten Miquel und Laöfer vorgeichlagen 
haben, — nicht aber um die Grörterungen, weldyen er fich überläßt. 


Graf von Kanitz (fortf.): Meine Herren, Preußen hat im Jahre 1866 
neue große Provinzen erworben, weldye noch viele widerjtrebende Elemente 
enthalten, zu deren Bewältigung ed noch einer Reihe von Jahren bedürfen 
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wird. Vor allem bedarf es hierzu aber einer einheitlichen und konſequenten 
Regierung. Wir dürfen die Megierungdgewalt und die Initiative in dem 
Merk der Einigung nicht auf eine Korporation übertragen, welche niemals 
eine Fonjequente Staatögewalt wird repräfentiren fünnen. Es ift dies eine 
unmöglicye Aufgabe für eine legislative Korporation, welche fich alle drei 
Fahre neu zuſammenſetzt und deren Majorität in eben jo kurzen Perioden 
nach der einen oder anderen Seite hin ſchwanken kann je nach der herr 
ſchenden politiichen Strömung. Wenn wir unjere Aufgabe bier richtig 
auffaffen, müffen wir und vor jedem Schritte hüten, welcher und direft oder 
indireft einem jolchen Zuftande entgegenführen könnte. Auch im vorliegenden 
Antrage erblide ich nur einen weiteren Schritt nad) diefer Richtung und 
deöhalb bitte ich ihn abzulehnen. (Heiterfeit.) 


Bei der Abftimmung wurde der Antrag Miquel-Lasker eben- 
falls wie in der zweiten Berathung mit der großen Mehrheit angenom— 
men*). 


Ar. 8. 


Greil (Pallau)**): Meine Herren, Sie haben jo eben durch die Ab- 
ftimmung über unjern Antrag ***) konſtatirt, daß Sie blos die redaktionelle Ge- 
ftaltung der Reichöverfaffung anzunehmen gejonnen feien. Im Artikel 8 ift 
eine Grweiterung der betreffenden Verträge enthalten. Es ift nämlich das 
Zugeſtändniß, welches Baiern, Sachſen und Würtemberg in Betreff des Diplo: 
matiſchen Ausjchuffes gemacht worden ift, fallen gelaffen und dafür die Wahl 
zweier neuer Mitglieder in den Ausichuß für die auswärtigen Angelegenheiten 
angeordnet. In der Motivirung heißt es, dab dies ftattgefunden habe auf 
Grund des Wunjched einiger anderen Bundesitaaten, und daß die baierijchen 
Bundesrath3-Mitglieder bereitwillig ihre Zuftimmung dazu gegeben haben. 
Ich, meine Herren, muß befennen, — und foviel ich nach Rückſprache mit 
einigen meiner baierijchen Fraktionsgenoſſen gejehen habe, kann ich die Ge- 
Jammterflärung abgeben — dat wir einer jolchen Erweiterung der Kompetenz, 
mie fie jet jchon in dieſen neuen Beitimmungen enthalten ift, unjere Zu- 
ſtimmung nicht geben können und nicht geben werden. 


) &t. B. ©. 8365 I. m. Deferirt wurde dem Antrage nicht und ift Ziff. 13 des 
Art. 4 der Berfaffung von 1867 unverändert in die VBerfafjung von 1871 herüberge 
nommen worden. 
St. B. ©. 1561. o, 
") &, oben ©. 1010, 
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Bei der Abftimmung wurde Art. 8 ded Entwurfd von der ſehr 
großen Mehrheit angenommen”). 


Bei der dritten Berathung ergriff Greil wieder dad Wort zu fol- 
gender Crflärung**): 


Ic; habe, meine Herren, bei der zweiten Leſung in meinem und im 
Namen der baierijchen Mitglieder der Gentrumäfraftion die Erflärung ab- 
gegeben, dat wir dem Abſatz 4, in welchem eine Veränderung ded Vertrages 
enthalten ift, unjere Zuftimmung nicht geben, alſo dem Artifel in diejer 
Faffung nicht beiftimmen. Um nun nicht das Mißverſtändniß auflommen 
zu lafjen, ald hätten wir unjere Gefinnung geändert, erfläre ich hiermit, daf; 
dafjelbe auch bei der dritten Leſung der Fall ift. 


Art. 11. 


Anträge HSonnemann”**): 
die Alinea 2 zu faffen: 


„zur Erklärung des Krieges im Namen des Reichs ift die 
Zuftimmung des Bundesraths und des Reichätages erfor: 
derlich, eö fei denn, daß ein Angriff auf dad Bundesgebiet oder 
deſſen Küften erfolgt". 


und am Schluſſe beizufügen: 


Friedendverträge unterliegen ſtets der Zuftimmung ded 
Bundesrathes und der Genehmigung des Reichstages. 


Beide Anträge wurden bei der Abftimmung abgelehnt; leßterer 
beinahe einftimmig+). 


Anmerkung zu Art. 11. 


Durch kaiferlihen Erlaß vom 3. Auguft 1871 (Reichögefeßblatt 1871 ©. 318) wurde 
feftgeftellt, daß als kaiſerliches Wappen der ſchwarze einköpfige, rechtsſehende Adler 
mit rothbem Schnabel, Zunge und Klauen, ohne Scepter und Neidhdapfel, auf dem 
Bruftihilde den mit dem Hohenzollern-Schilde belegten Preußiichen Adler, über dem- 
jelben die Krone Karls des Großen, jedoch mit zwei ſich freuzenden Bügeln in Anwen’ 
dung gebradyt werde; dann dab die faijerlihe Standarte in Purpurgrund das 
eiferne Kreuz, belegt mit dem Eatjerlichen, von der Kette des Schwarzen Adler Ordens 
umgebenen Wappen in weihem Felde und im den vier Edfeldern des Fahnentuchs ab- 
wechjelnd den Preußiſchen Adler und die Katjerliche Krone enthalten foll. 





6.8 ©. 156 1.g. m. 

"), St. B. ©. 223 r. g. 0. Vergleiche die Vorbemerkung oben ©. 869. 
“, Drudi. Nr. 25. 

+ St. B. ©. 156 |. 
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Art. 17*. 


(Berantwortlicdhfeit des Bundesfanzlers.) 


* Anmerkung. 


In der Zwilchenzeit zwiſchen der Verfafjung von 1867 und der von 
1871, nämlich in der Sejjion des Norddeutſchen Reichſtages vom 
Jahre 1869 war folgender Antrag zu obigem Artikel der Verfaffung ein- 
gekommen: 


Antrag Tweſten-Münſter“): 


„den Bundeskanzler aufzufordern: 
für die zur Kompetenz des Bundes gehörigen Angelegenheiten 
eine geordnete Aufſicht und Verwaltung durch verantwortliche 
Bundesminiſterien, namentlich für auswärtige Angelegen— 
heiten, Finanzen, Krieg, Marine, Handel und Verkehrsweſen im 
Wege der Geſetzgebung herbeizuführen.“ 


Tweſten (Neichenbach-Neurode)**): Meine Herren! Als die Bundes— 
verfalfung ins Leben gerufen wurde, glaubte Niemand, daß ein Werk für 
die Ewigkeit vollendet wäre. Ich meine das nicht bloß in dem Sinne, wie 
überhaupt in dem ſchwankenden Zuftande, den raſchen Umgeftaltungen der 
politiichen und ſozialen VBerhältniffe in unjerem Zeitalter der Revolutionen 
faum irgend Iemand erwarten wird Formen jchaffen zu können, in denen ſich 
dad öffentliche Leben der Nation durch Generationen hindurch in ruhigem 
Fluſſe bewegen könnte, jondern idy meine, wir ſahen in dieſer Verfaffung 
auch nicht die relativ feite Form, welche jonit jelbit in unſeren raſch lebenden 
Zeiten Berfaffungsgefeßen anderen Gejeten gegenüber zugejchrieben wird, 
— feinen Abjchluß jondern einen Anfang, ein begonnenes Werk, welches nad) 
allen Richtungen hin der Fortbildung harıte, einen Nothbehelf für den 
Augenblid. Diejen Charakter ded Unfertigen, Provijoriichen tragen ganz 
bejonders die Beitimmungen über die Negierungsgewalt. Um dieſe drehte 
fid) bei der Berathung der Verfaſſung ein wejentlicher Theil der Debatten. 
Es wurde von allen Seiten auf das Unzureichende, Unzulängliche diejer Bes 
ftimmungen bingewiefen. Aber die Verſuche fie vollftändiger und ausreichen: 
der zu geftalten ftießen auf lebhaften Widerſpruch und es gelang nicht eine 
feiter geregelte Form zu ſchaffen. Es wurden bereits bei der Berathung der 
Verfaſſung Anträge geftellt auf verantwortliche Vorftände der einzelnen Ver- 





) Drudj. Nr. 37. 
") St. B. ©. 389. 20. Sitzung vom 16. April 1869. 
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waltungszmweige, welche zur Kompetenz des Bundes gehören; aber dieje An— 
träge wurden abgelehnt. Seitdem iſt die Frage bei den verjchiedeniten Ge— 
legenheiten wieder angeregt worden. Ich meine, es ift Zeit fie ernitlich umd 
gründlich und in ihrem ganzen Zuſammenhange zu erwägen. Die Bundes: 
gewalt umfaßt zwar nicht alle Ziele des Staatszweckes, aber eine Neihe der 
wichtigiten Hoheitörechte übt die Bundeögewalt jelbftftändig und aus eigenem 
Rechte. Nach dem Verfaſſungsrecht, wie eö bereits feititeht, beruht der 
Bund nicht mehr auf dem freien Willen der einzelnen urjprünglicyen Kon— 
trabenten, jondern er bildet ein wirkliches Staatsweſen. Die erite Grundlage 
jeded Staatöwejend ift eine geordnete Negierungsgewalt, und dieje gerade ift 
bei und durchaus fragmentarijch geblieben. Ich gebe zu, daß anfänglich die 
Zweifel einigermaßen gerechtfertigt jein konnten, ob der Verwaltungsapparat 
in der Form eines einzelftaatlicyen Minifteriums anzuftreben oder ob andere 
Auswege zu juchen jeien. Ich meine aber, ein joldyer Zweifel ift jetzt nicht 
mehr geredytfertigt. Ic werde auf die Haupteinwendungen eingehen, welche 
bei der Berathung der Verfaſſung gegen die Konftitwirung verantwortlicher 
Minifterien erhoben wurden. Von einigen Mitgliedern des Eonftitwirenden 
Reichstages wurde auf den Bundesrat und feine Ausichüffe hingewieſen, 
um daneben die Berantwortlichfeit von Verwaltungschefs für die einzelnen 
Zweige für unmöglich) zu erflären. Meines Grachtend war das eine irrige 
Auffaffung der Bundeöverfaffung. Es wurde ſchon damals aus den einzel 
nen Berfafjungsartifeln nachgewieſen, und ich fann es nur wiederholen der 
Bundesrath ift feine Grefutivbehörde jondern weſentlich ein Faktor der Ge— 
jeßgebung. Nur in wenigen beftimmten Fällen ift die Grefutive verpflichtet 
den Bundesrath und jeine Ausichüffe vor ihrer Enticheidung zu hören. Im 
noch wenigeren einzelnen Fällen ift fie an die Zuftimmung des Bundesrates 
gebunden, ich meine in weit geringerem Maaße, ald etwa in den Vereinigten 
Staaten Amerikas der Präfident an die Zuftimmung oder Genehmigung des 
Senats gekunden ilt. Die Stellung ded Bundesrathes, die auf ihn bezüg- 
lichen Beftimmungen der Verfaffung werden durch die Finführung von ver: 
antwortlihen Miniftern neben dem Bundeskanzler in feiner Weije berührt. 
Unfer Antrag ift nicht dahin gerichtet, fundamentale Verfaffungsverhält- 
niffe ded Bundes zu ändern. Gr bezwedt nicht eine Erweiterung der Kom: 
petenz des Bundes, er bejchränft fich ausdrüclich auf diejenigen Angelegen- 
beiten, welche bereitd nad) dem beſtehenden Verfaſſungsrechte in den Bereich 
der Bundesgewalt gehören. Er will nur Drdnung und Gtetigfeit in der 
Verwaltung herbeiführen. Von einem Mitgliede des Bundesraths wurde 
erinnert, gerade das Völferrechtliche, Vertragsmähige in der Bundesverfaffung 
jei die Brüde nad) dem Süden. Meine Herren, damals fonnte es fraglid) 
jein, ob mehr ertenfiv die Grweiterung des Bundes oder mehr intenfiv jeine 
innere Konfolidation anzuftreben jei. Aber ich meine, auch diejer Zweifel 
fann jeßt nicht mehr Platz greifen. Nach Außen find wir nicht vorwärts 
gefommen; es iſt aud) feine nahe Ausficht Dazu vorhanden. Die Hoffnungen, 
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welche man früher an das Zollparlament fnüpfen mochte, find abgejchnitten, 
als gerade die Partei der Preußiichen Regierung im Verein mit den grund- 
ſätzlichen Gegnern des neuen Deutichlands über eine vorgejchlagene politifche 
Kundgebung zur Tagesordnung überging und damit die politiiche Bedeutung 
des Zollparlamentö unwiderruflich vernichtet. Meine Herren, ich geitehe 
übrigens, ich habe auch früher bezweifelt, ob ed möglich jein würde, aus 
dem Zollvereinävertrage eine wirkliche Staatögewalt herauszubilden und ich für 
meine Perfon — ic) ziehe ein feſtes organiſches Staatsweſen mit Wenigen 
einem lodern äußeren Berbande mit Vielen vor. Aber je geringer für den 
Augenblid die Ausficht auf die Ausdehnung des Bundes ift, deito entichie- 
dener muß der andere Weg verfolgt werden, die innere Konjolidation. Und, 
meine Herren, wer nicht auf Gewalt und Zwang rechnet, um die Mainlinie 
zu überjchreiten, wer auf einen freiwilligen Eintritt der Süddeutſchen hofft, 
wer überzeugt it, daß die Nationalität, die Gemeinichaft der Race, des 
Geiftes und des Gemüthed ummiderftehlich auf den nationalen Staat bin- 
drängt, der muß auch erfennen, daß fein anderer Weg gegeben iſt als die 
Entwidelung des bereitd vorhandenen Kerns, die Ausbildung unjerer Staats» 
verhältniffe, um die getrennten Glieder zu vereinigen und zu dem Ziele des 
ganzen Deutichen Staated zu gelangen. Das Jahr 1866 hat die alten 
Formen zertrümmert aber noch feine neue Drganifation gejchaffen. Gewik 
war ohne die Zeritörung fein Aufbau möglich, aber wir dürfen nicht in der 
Auflöfung beharren! Ich meine, der verlängerte Stillftand wäre gefährlich, 
auch für das bereits Gewonnene. Es handelt fich bier nicht um die Gegen- 
jäße von liberal und fonjervativ, von Einheitsſtaat und Bundesftaat, jondern 
eö handelt fich um das Fundament jedes geordneten Staatsweſens, um eine regel- 
mäßige Regierungdgemwalt, und für die modernen Staaten ift biöher feine 
andere Form der Negierung gefunden, die fidy auf die Dauer bewährt hätte, 
ald die Form eined verantwortlichen Miniſteriums. Der Herr Bundesfanzler 
wendete im Jahre 1867 ein: „der Bundeskanzler ald Preußiſcher Miniiter 
könne die DVerantwortlichfeit nicht mit einem zweiten Minifterium theilen; 
er jei der Träger der miniiteriellen Verantwortlichfeit für den ganzen Um: 
fang der Gejchäfte, und Fonftitutionell jei es gleichgültig, ob die Verantwort- 
lichkeit von Einem oder von Mehreren getragen werde." Meine Herren, 
das Lebtere wäre doch nur in einer abftraften konftitutionellen Theorie richtig; 
in Wahrheit wird bei einem einzigen Träger der Staatögewalt die Verant- 
wortung eine bloß nominelle, denn keines Einzelnen Kraft fann für eine 
joldye Stellung ausreichen. Es ift nicht möglidy, dak ein Staatämann 
Alles verjehe, er kann unmöglidy alle Werwaltungsdepartements des Bundes 
jelbft leiten; er fann feine wirkſame Verantwortung für die Verfügungen 
der einzelnen Departements übernehmen; er kann unmöglid gleichmäßig die 
äußeren Angelegenheiten und die umfafjenden Arbeiten der großen Gejeb- 
gebung im Bunde leiten; er kann nicht Finanzen und Zollweſen, Militär 
und Marine, Poft: und Zelegraphenverwaltung, Handelsweſen und Eijen 
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bahnen jelbft überwachen. Dieje praftiiche Nothwendigkeit hat alle civilifirten 
Staaten zu einem Kollegium von gleich berechtigten Miniftern geführt. Cs 
fommt nicht auf den Namen jondern auf die Stellung der Verwaltungs: 
chefs an. Sit nur Einer verantwortlich, jo find die übrigen in der That ſub— 
alternifirt, fie müfjen fich der Entjcheidung des Einen fügen, weldyer die 
Laft und die Ehre der Verantwortlichkeit allein zu tragen hat. Ohne den 
Widerſpruch gleichberechtigter Kollegen, ohne ‘die Abgrenzung der Gewalten 
und Kompetenzen wird immer die Gefahr einer einfeitigen Gejchäftsleitung, 
eined gelegentlichen Eingreifens, der Unſtetigkeit und der Widerjprüche nahe 
liegen. Eine joldye perjönliche Diktatur kann feine dauernde Ginrichtung 
werden. Im den Augenbliden großer Enticheidung, in großen Komplifatio- 
nen der Staatengejchichte, da mag Alles der auswärtigen Bolitif unterge- 
ordnet werden, wie im Sriege die militäriichen Gefichtäpunfte ausſchließlich 
enticheiden müfjen; aber das Auswärtige und der Krieg find ihrer Natur 
nah auf das Zwedmäßige des Augenblicks gerichtet, und daneben muß in 
einem geordneten Staatöwejen das Element des Stetigen, ded Regelmäßigen 
gleichberechtigt vertreten werden. Die dauernden Intereſſen ded Staates 
dürfen auf die Länge nicht den Rüdfichten des Moments untergeordnet, nicht 
als Mittel für augenblidliche politifche Zwecfe verwendet werden. Cinzelne 
materielle Gejege und Einrichtungen können bei aller ihrer Wichtigkeit für 
das bürgerliche Leben nicht ausreichen, um ein Staatöwejen zu gründen und 
zu erhalten; dazu gehören haltbare, politiiche Inititutionen. Meine Herren, 
wir wünfjchen mit unjerm Antrage feine Zufunftspolitif zu treiben, wir er- 
gehen und nicht in Träumen von einem Deutjchen Reiche, wie es ſich Fünftig 
geitalten möge, jondern wir halten uns an das Praftijche, wir verlangen 
Etwas, was jebt gejchehen fann und nach unjerm Dafürhalten gejchehen 
muß. Denn das Unfertige und Schwanfende, was fi) in Uebergangäperioden 
niemald vermeiden läßt, kann nicht umabjehbar verlängert werden, ohne 
überall Mißſtimmung und Unzufriedenheit in gefährlichem Maaße zu fteigern. 
Wir laufen in der That Gefahr in chaotiſche Zuftände zu geraten. Die 
meilten Arbeiten der Gejeßgebung und der Verwaltung im Bunde werden 
bisjegt und müfjen bisjeßt in den Preußiſchen Fachminiſterien vorbereitet 
werden, aber die Chefs und Räthe diefer Minifterien find nicht im Stande 
ihre Werke vor Bundesrat; und Reichsrath zu vertreten, fie werden ihnen 
von Anderen forrigirt, fie werden von Anderen gehandhabt; es wird auch 
bald Diejed. bald Jenes den einzelnen Preufiichen Verwaltungszweigen von 
dem Bundeöfanzleramt zugemuthet, vorgejchrichen, aus dem alten Geichäftd- 
freije entzogen. Ich glaube nicht, meine Herren, daß ſchon innerhalb des 
Preußiichen Staated die Dinge auf die Länge in dieſer Weiſe fortgehen 
fönnen. Aber ebenjo, meine ich, wäre es völlig faljch, wenn man annehmen 
wollte, daß eine regelmäßige Ordnung der Verwaltung bedrohlicher für die 
anderen Staaten und ihre Selbjtitindigfeit werden fönnte, joweit dieje nach 
der Bundeöverfaffung gewahrt ift. Denn, meine Herren, es kann auch jeßt 
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in jedem Augenblid von den Verfaffungsbeftimmungen in ihrem vollen Um— 
fange Gebrauch gemacht werben. Deshalb ift es in meinen Augen feine 
Bedrohung jondern ein Schub für die einzelnen Staaten, wenn dieje Gewalt 
felter bejtimmt, wenn fie regelmäßiger gemacht, wenn ihre Uebung von dem 
Zuſammenwirken mehrerer Staatömänner ftatt von der alleinigen Entſcheidung 
eines Einzelnen abhängig wird. Meine Herren, ich erlaube mir nun, auf 
die einzelnen Minifterien einzugehen, deren Einrichtung in unferem Antrage 
beantragt ift. Das auswärtige Minifterium wird jet bereitö auf den Bund 
übernommen. Ic kann in dieſer Uebernahme unmöglidy eine bloße Geld- 
frage erbliden, jondern id) jehe darin, und wie ich glaube in Webereinftim: 
mung mit Allen, die fich für dieje Uebernahme entjcheiden werden, einen 
wichtigen politiichen Kortichritt. Sollte über furz oder lang die Leitung des 
Detaild der auswärtigen Gejchäfte unvereinbar gefunden werden mit der 
Minifter-Präfidentichaft und mit dem Amte des Bundestanzlerö, weldyes an 
ficy unbedingt mit den auswärtigen Angelegenheiten gar nichts zu thun bat, 
dann meine id, meine Herren, würden wir unter allen Umftänden darauf 
dringen müffen, dat dann auch die Verantwortlichfeit eines bejonderen Mi— 
nifterd der auswärtigen Angelegenheiten feltgeftellt wirde. Dem Kriegs- 
und Marineminijter fehlt meines Erachtens jchon jet nur nominell die gleich 
berechtigte Stellung, weldye er ohne Zweifel an der Spihe jeiner Departe- 
ments thatjächlich neben dem Bundeskanzler einnimmt. Bei einer früheren 
Gelegenheit bemerkte der Herr Bundeskanzler: ein kollegialiſches Miniftertum 
dürfe jedenfalld nicht in den Bundesrath hineingetragen werden. Ich halte 
Died auch für ganz richtig. Da nur ein Preußifcher Minifter die Preußi- 
ſchen Stimmen führt, jo würde ed meines Erachtens nicht zwedmäßig fein, 
wenn die übrigen Minifter neben dem ftimmführenden Minifter ſelbſt als 
Mitglieder in den Bundesrath eintreten, jondern ich würde es für zweckmäßig 
halten, wenn fie dort ihre Departements durdy) deren Chefs vertreten lafjen. 
Ich möchte aber bier hervorheben, daß gerade der einzige Minifter, welcher 
an der Spibe einer Bundesverwaltung fteht, jebt in den Bundesrath einge 
treten iſt. Für Handel: und Verkehrsweſen iſt ein bejonderer Minifter ohne 
Zweifel nothiwendig, wenn die bejtehenden Beitimmungen der Verfaſſung zur 
Wahrheit werden und wirklich zur Ausführung gelangen jollen. Die einheit— 
liche Leitung diejer Verhältniffe auf dem ganzen Bundesgebiete wird manche 
Reſte alter Widerjprüche wegräumen und namentlich wird die wirkliche Ueber- 
tragumg der Aufficht über das Eifenbahnmwejen auf den Bund allein im 
Stande fein die Widerjprüche zu löjen, welche ſich jet aus der Konkurrenz 
der Verwaltung der Stantsbahnen und der Aufficyt über die Privatbahnen 
vielfacdy herausftellen. Meine Herren, es iſt und fraglidy gewejen, ob nicht 
auch ein bejonderer Juftizminifter im Bunde wünſchenswerth ſei, in ähn— 
lichem Maaße wie die andern von und aufgeführten Minifter. Ich glaube 
allerdings, künftig wird ein foldyer kaum zu entbehren jein, wenn es fid) um 
die weitere Fortbildung des Bundesredyts, um gleichmäßige Suftizerganija- 
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tionen, um gemeinſame Gerichtshöfe für das ganze Bundesgebiet handelt; 
aber wir wollten uns an das augenblicklich Nothwendige halten und waren 
der Anſicht, daß für den Augenblick ein Juſtizminiſter wohl noch zu entbehren 
ſei, daß gerade die Sorge für die Geſetzgebung des Bundes auch auf dem 
juriſtiſchen Gebiete und die Aufſicht über die Durchführung der Geſetzgebung 
des Bundes das eigentliche Gebiet, der eigentliche Wirkungskreis für das 
Bundeskanzleramt bilde. Vor allen Dingen wichtig und unentbehrlich erſchien 
uns aber ein vollberechtigter Bundesfinanzminiſter. Die Aufrechthaltung 
der Ordnung in der Finanzverwaltung ſcheint mir auf die Länge völlig un— 
denkbar, wenn nicht auf dieſem Gebiete eine ſelbſtſtändige Verwaltung und 
Kontrole geſchaffen wird. Es iſt unhaltbar, wenn hier bald durch, bald 
ohne, gelegentlich auch gegen den Preußiſchen Finanzminiſter gehandelt werden 
kann. Je umfaſſender die Verwaltung des Bundes wird, je mehr auf ein 
eigenes Finanzweſen und auf eigene Hilfsmittel für den Bund gedrungen 
wird, um jo nothwendiger iſt die einheitliche, planmäßige Leitung des Finanz— 
weſens durch einen Staatsmann, deſſen ganze Kraft dieſer Thätigkeit gewid— 
met iſt. Ich möchte in der That fragen: wohin wäre wohl die gerühmte 
Finanzordnung des Preußiſchen Staats lange vor dieſen Zeiten gerathen, 
wenn immer der Miniſter der auswärtigen Angelegenheiten und der Miniſter 
des Krieges ausſchließlich über die Ausgaben des Staats verfügt hätten, 
wenn ihnen nicht ein gleichberechtigter Finanzminiſter das Gegengewicht ge— 
halten hätte? Der Herr Bundeskanzler meinte bei einer früheren Verhand— 
lung, durdy einen Finanzminifter des Bundes würden die Finanzminifter der 
einzelnen Staaten mediatifirt und zu deſſen Unterbeamten gemacht werden. 
Ic, kann audy diejen Einwand nicht ald richtig amerfennen. Denn joweit die 
Sinanzgewalt des Bundes reicht, find ihr die Regierungen der einzelnen 
Staaten ſchon jet unterworfen und ich meine, in diefer Beziehung kann es 
völlig gleichgiltig jein, ob von dem Bundeöfanzleramte oder von einem 
Bunded-Finanzminifterium vrejfribirt wird. Aber im Intereffe Aller liegt 
eine ftetige, jelbftitändige Kontrole, ein Schub gegen übertriebene Anforde 
rungen und gegen augenblidliche Mafregeln. — Daß die Einführung anderer 
verantwortlicher Berwaltungschefö — die Uebertragung der Verantwortung 
auf ſolche — neben dem Bundeskanzler nur durch ein, die Verfaſſung än- 
derndeö Geſetz herbeigeführt werden kann, das veriteht fich von jelbft; und 
da große Drganijationen nur von der Regierung ausgehen fünnen, jo haben 
wir nicht einen Gejegentwurf über die Einführung von Bundesminiftern 
formulirt jondern nur einen Antrag auf die Borlegung eines joldyen Geſetzes. 
Ob und wieweit die Bundeöminifterien mit einzelnen Preußiſchen Minifterten 
zu verbinden oder von ihnen getrennt zu halten, das, meine ich, ift eine 
Frage, welche nicht durch die Gejeßgebung zu reguliven jein wird; es wird 
dies mehr eine Perjonenfrage jein und jelbitverftändlid; werden die Minifterien 
auch den Staatömännern der übrigen Bundesitanten außer Preußen offen 
jtehen. Nach allen Anzeichen, meine Herren, glaube id, daß wir darauf 
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gefaßt fein müſſen, Widerjpruch gegen unfern Antrag zu erfahren; ich bin 
auch völlig darauf vorbereitet, da Gründe der zeitigen Lage, der augenblid- 
lichen Konjunkturen nicht bloß gegen die wirkliche Einführung jondern ſchon 
gegen die Annahme umjeres vorläufigen Antrages geltend gemacht werden. 
Sollten andere Möglichkeiten der Entwidelung aufgeitellt werden, andere 
Möglichkeiten, die Verwaltung im Bunde auf geregelte, feſtgeordnete Grund: 
lagen zu ftellen, jo würden wir bereitwilligft auf deren Prüfung eingehen, 
wenn wir auch biäher nicht vermocht haben andere Auswege zu entdeden, 
um eine verfafjungsmäßige NRegierungsgewalt zu fonitituiren. Aber, meine 
Herren, ein dauernder, grundjäßlicher Widerſpruch gegen die Sache jelbit, 
gegen eine geregelte Ordnung der Bundesregierung fann meined Erachtens 
nur von Solchen ausgehen, die dem neuen Staatöwejen und feiner Konſoli— 
dation überhaupt feindlich entgegenftehen, von Soldyen vor Allen, die da 
wähnen, der Tag von Königgräß wäre ein zufälliges, beflagenäwerthes Er- 
eigniß gewejen, welches durch andere Entſcheidungen wicder aufgewogen 
werden fünnte. Denn, meine Herren, eine geregelte, ftetige Regierungsge— 
walt liegt unbedingt in dem Intereſſe Aller, welche auf den gelegten Fun— 
damenten weiter bauen wollen, wenn fie auch über die Zeit und die Mittel 
einer joldyen Regierung verjchiedener Anficht jein mögen. Für und tritt das 
andere Intereſſe hinzu: das Intereffe des Eonftitutionellen Rechts, weldhes 
wir einmal von der nationalen Cntwidelung nicht zu trennen willen. Wir, 
meine Herren, glauben, dab jet die Zeit gefommen iſt, um vorwärtö zu 
gehen; der Stilljtand fördert die partifulariftiichen Beftrebungen und die 
Hoffnungen des Auslandes. Noch in diejen Tagen hat ein berühmter fran- 
zöfijcher Staatsmann jeine Freude darüber ausgejprochen, daß Deutjchland 
in dem unfertigen unbehaglichen Webergangsitadium bleibe, und daß der 
Ginheitögedanfe nicht von der Stelle rüde. Er fnüpfte diefe Hoffnung daran, 
dab die Deutſchen auch jeßt das Handeln nicht veritehen würden, daß das 
begonnene Werf wieder zerfallen würde. Meine Herren, ich glaube, Die 
innere Feltigung, die Konjolidation unfered Staatsweſens wird überall die 
Ueberzeugung hervorrufen, daß nichts mehr zu ftören, nichts mehr rüdgängig 
zu machen ift, und das wird die beite Sicherung des Friedend und der fried- 
lichen Entwidelung in Deutſchland fein. Ich hoffe, meine Herren, dab wer 
nigitend die Mehrheit diejes Hauſes unferem Antrage zuftimmen wird. Der 
weitere Erfolg hängt freilich nicht von uns ab. Die tief erjchütterten, ge- 
waltjam gejpannten Berhältnijje in Europa find dem parlamentarijchen Ein: 
fluß ohne Zweifel nicht günftig. Aber man jollte doch nirgends handeln, als 
ob man gewillt fei, dauernd Alles auf die Gewalt zu ftellen, man jollte fich 
der Warnung erinnern, daß man ſich wohl auf Bayonnette ſtützen aber 
nicht auf Bayonnette jeßen fann. Meine Herren! Als die Aufgabe einer 
verfaffungämäßigen Wolfövertretung betrachte ich ed, im den politijchen 
Dingen vor Allem das Dauernde und Nothwendige im Staatöleben feit im 
Auge zu halten, auch über die Unruhe und die Störungen des Augenblids 
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hinaus an das zu mahnen, was die Zufunft vorbereiten und fichern Kann. 
In diefem Sinne, meine Herren, haben wir unſern Antrag geftellt. 
(Bravo!) 


Graf zu Münfter (Herzberg- Hohnitein= Zederfeld)*): Meine Herren! 
Wenn ich nach der gründlichen Begründung des Antrages durd meinen 
Herrn Mitantragiteller doch auch das Wort als Antragiteller mir erbeten habe, 
um den Antrag zu begründen, jo habe ich eö deshalb gethan, weil ich in 
mancher Beziehung weiter gehe wie mein Herr Mitantragiteller. Mir wäre 
ein Antrag lieber gewejen, der auf die Revifion der Bundesverfaffung im 
Allgemeinen gerichtet gewejen wäre. Wenn ich mın diejen Antrag dennody 
geitellt habe, jo habe ich es deßhalb gethan, weil ich die Hoffnung habe, 
daß er zu demſelben Refultat führen wird, nämlich zur Revifion der Ver- 
fafjung. Denn ich glaube, daß, wenn diejer Antrag bier angenommen wird, 
wenn er dem Bundesrath vorliegt, wenn der Bundesrath und die Fürften 
Deutichlands fi) mit diefem Antrage beichäftigen, wenn fie der Frage der 
Exekutive näher treten, — fie einjehen werden, dat gründliche Reformen durd)- 
aus nothwendig find, dab eine füderative Verfaſſung wie "die unjrige im 
dad monarchiſche Staatenſyſtem nicht paßt, dab die Spibe jo vieler monar- 
chiſcher Staaten eine monarchiſche jein muß, dab daraus nachher die Bun— 
deöminijterien umd alles Uebrige von jelbit folgt. Ich halte es für ganz un— 
möglich, daß die jehige Verfaffung von Irgendjemandem in und außerhalb 
Deutichlands als etwas Abgejchlofjened betrachtet werde. Ich wünſche, daß 
fie auögebaut werde in verhältnigmäßig ruhigen Zeiten, und idy wünjche vor 
Allem, dab fie ausgebaut werde durch den großen Staatsmann hier unter 
und, den Grafen Bismard, und deßhalb bitte idy den Herm Grafen Bis- 
mard, den verehrten Bundeskanzler, diejen unjern Antrag als ein Vertrauens: 
votum anzujehen, er ift als jolcher gemeint. (Sehr gut!) (Nach einer Ber- 
beugung des Herrn Bundedfanzlerd Grafen Bismard große Heiterkeit.) Meine 
Herren, ganz ruhige Zeiten und einen dauernden Frieden werden wir über: 
haupt nur dann haben, wenn unjere Deutjchen Verhältniffe auf einer feiten 
Bafıs Stehen. Ich weiß jehr wohl, daß unjer jeßiger Neichätag nicht mehr 
ein fonftituirender Neichötag ift. In mancher Beziehung jehe ich ihn aber 
noch als fonftitwirenden NReichötag an. Der fonitituirende Reichstag hatte 
in erregten Zeiten und in einer verhältnigmäßig furzbemeijenen Zeit hier 
große Aufgaben zu löſen, und er bat fie gut gelöft. Er hatte die Wehr- 
kraft Deutjchlands feftzulegen auf feſten Grundlagen, und er hatte die Grund: 
züge zu unferer Verfaffung niederzulegen. Dadurch, daß er unjere Armee 
auf feite Grundlagen ftellte, daß er die Bewilligungen auf längere Jahre 
gefichert hat, daß er die Bewilligungen auf längere Jahre auögejprochen hat, 
hat er uns den feiten Rahmen gegeben, innerhalb deijen wir das vaterlän- 
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diiche Gemälde ausmalen fünnen, und ein Bild muß man nicht umfertig 
jtehen laffen, jonft verwilchen fich die Konturen, und ed wird ein ganz an— 
deres Bild, ald wie der Künftler urfprünglich gewollt hat. Die Opfer, die 
wir mit unjerer Wehrfraft bringen, find jehr groß und fie find viel zu groß, 
wenn wir fie nicht benußen, um unjern Staat auf eine fefte nationale Bafis 
zu Stellen. Kein Politiker, der die Zuftände Europas fennt, der da fieht, 
in welcher Bewegung die Romaniſchen Völker find, in welcher Bewegung 
die Slavijchen Völker find, — der wird daran zweifeln, daß es jeßt Zeit ift 
Deutichland gerüftet hinzuftellen, daß aber auch auf der anderen Seite wir 
Deutjchland in nationaler Beziehung einigen müfjen. Durch die Eifenbahnen, 
durch die Telegraphen find und alle unjere Nachbarn näher gerüdt. Deutich- 
land ift gemwilfermaßen der Gentralbahnhof von ganz Europa, ja von der 
ganzen Welt geworden. Daß aber auf einem Gentralbahnhofe nur ein Di- 
reftor Ordnung halten kann, dab jonit die Züge in einander fahren, das 
werden Sie, meine Herren, wiljen. Ebenſo geht e8 in Deutichland. Das 
Deutjche Reich muß aus dem Infognito, in dem es fich jett bewegt, heraus» 
treten, und um dad zu können, müffen wir unjere Bundeöverfaffung revi- 
diren. Unjere Bundeöverfaffung ift eine Miſchung von Staatöverfaffung und 
Vertrag. Es iſt ebenio faljch, fie ein Staatsgrundgeieß zu nennen, ald es 
unwahr ift, von einem bloßen Vertrage unter gleichberechtigten ſouveränen 
Staaten zu ſprechen. Unſere VBerfaffung greift tief ein in die Souveräne- 
tätörechte der einzelnen Souveräne. Sie hat aber audy einen großen Theil der 
Nechte den Vertretungen der einzelnen Staaten genommen, fie hat dabei aber 
die Vertretungen beitehen laffen und hat einen Mechanismus gejchaffen, 
der jo komplizirt ift, daß er ganz unmöglich beitehen kann und den Jeder 
als einen proviforifchen Zuftand anfieht. Ich erinnere da nur an die finan- 
zielle Seite der Frage: das Zollparlament bewilligt Einnahmen und befüm- 
mert fich nicht um die Ausgaben, der Reichötag bewilligt Ausgaben in reich 
lihem Maaße aber jehr wenig Einnahmen, und die Einzelvertretungen, die 
zu Dielen Ausgaben nichts zu jagen haben, müſſen nachher für den Riß 
ſtehen. Das find proviforiiche Zuftände, die unmöglich beitehen bleiben 
fönnen. Das Jahr 1866 betrachte ich ald den wichtigiten Abjchmitt der 
Deutichen Gejchichte, ald einen Abjchnitt viel wichtiger als der Abfchnitt von 
1815. Aber unjere jegigen Zuftände erinnern mich in mancher Beziehung an 
die Zuftände von 1815 und der eriten Jahre nach 1815. Im Jahre 1815, 
als die Bundesverfalfung für Deutjchland gegeben wurde, haben die Männer, 
die fie zu beratben hatten — und id; weiß das von vielen der Männer jelbit — 
die haben die damalige Bundeöverfafjung auch ald ein Provijorium angejehen 
(Sehr wahr! ), fie haben fie ausbilden wollen, fie haben geglaubt, daß fie 
audgebildet werden müßte, und es ijt das Jahr 1817 gekommen und Sie 
wiſſen Alle, was aus der Bundeöverfafjung geworben ift, wie lange fie be- 
itanden hat. Der Unterjchied, der zwijchen dem Jahre 1866 und dem Sahre 
1815 beiteht, beruht aber noch in einer ganz anderen und widhtigeren That: 
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ſache. Er beruht darin, dab das Haus Hohenzollern das Haus Habsburg 
aus Deutjchland verdrängt und damit die Verpflichtung übernommen hat 
das Deutſche Reich zu begründen. Die Sonne von Königgräß ift die unter 
gehende Sonne der Habäburger, die aufgehende Sonne der Hohenzollern in 
Deutichland gewejen, und wenn jeßt auch noch einige Nebel vor der Deutjchen 
Sonne lagern, jo wifjen Sie, meine Herren, daß ein Luftitrom die Wolken 
verjcheuchen fann, und eine nationale Strömung fönnen wir haben, jo wie 
wir ed wollen, jo wie es Graf Biömard will, — und daß wir eö wollen, joll 
unfer Antrag ihm jagen und weiter nichts! Ich bitte meine Herren, nehmen 
Sie den Antrag an. (Bravo! links, rechts und im rechten Gentrum.) 


von Auruh (Magdeburg)*): Meine Herren, ed war nicht meine Ab- 
fiht an diejer Stelle zu jprechen, ich hätte gern erit die Erflärungen des 
Herrn Bundesfanzlerd gehört ; allein da Niemand ſich zum Wort meldete, that 
ich ed. Ich will mit einer Erklärung beginnen. Die offiziöjen Zeitungen 
verdächtigen diejen Antrag und Die, die ihn gejtellt haben in der Beziehung, 
dat fie behaupten, der Antrag jei gegen den Bundeöfanzler jelbjt gerichtet, 
involvire ein Mißtrauensvotum — das Gegentheil von dem, was Graf Mün— 
fter bier gejagt hat. Freilich richten fid) die Angriffe der offiziöjen Zeitun— 
gen hauptjächlicy gegen die nationalsliberale Partei. Sie find auf diejenigen 
Leſer berechnet, die eben nichts anders lejen als die offiziöjen Zeitungen. Alle Uebri- 
gen werden willen, dab der Antrag von diejer Partei nicht allein ausgeht, — von 
der Partei welche die Hand zur Auögleichung ded Konflikts in Preußen be- 
reitwillig bot, welche den Bundeskanzler beim Zujtandebringen der Berfafjung 
des Norddeutichen Bundes unteritüßt hat. Alle Andern ſage ich, werden 
wiſſen, daß der Antrag von vielen Mitgliedern aller Parteien, mit Ausſchluß 
einer ertremen Partei, unterjchrieben it. Die Regierung hat eö ja in der 
Hand, diefe gemietheten Federn zu dirigiren und darüber Aufklärung zu 
verichaffen. Ohne Nachtheil find fie nicht. (Muf: laut!) Ich glaube, 
meine Herren, ich jpreche hinlänglic) laut genug. (Zuftimmung.) Ohne 
Nachtheil find diefe Verdächtigungen nidyt. Ich will Ihnen davon nur ein 
Beijpiel anführen. In Beziehung auf die Nachwahl für den Reichstag des 
Porddeutichen Bundes im Teltower Kreije ijt ein Wahlaufruf erjchienen, aus 
dem ich Ihnen nur zwei Zeilen vorlejen will. Es heit hier: „Im Uebrigen 
ſucht unjer Kandidat die wahren Schußwehren für die bürgerlichen Frei— 
beiten nicht in foldyen revolutionären Mitteln, wie in der gegenwärtig 
wiederum von der liberalen Partei in Anjpruch genommenen Befugniß die 
von Seiner Majeität dem König zu jeinen Nathgebern gewählten Männer 
durch Majoritätsbejhluß auf die Anklagebank verjegen zu können (Heiterkeit), 
jondern u. j. w.” Dann nur noch eine kurze Stelle: „Wählet aljo nicht 
Semand, der durch Unterftügung eine? auf Einführung eimer erhöhten 
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Minifterverantwortlichfeit gerichteten Antrags in dem gegenwärtigen Zeit- 
punft dem Minijterium ein verletzendes Mißtrauensvotum entgegen tragen 
will.” Meine Herren, ich erfläre, dab ed von mir und ich glaube von allen 
meinen politischen Freunden weit abliegt dem Herrn Bundeskanzler ein Miß— 
trauensvotum geben zu wollen, überhaupt irgend einen Angriff gegen ihn zu 
richten. Das fommt uns gar nidyt in den Sinn! Wenn der Antrag dem 
Herrn Bundeskanzler vielleicht nicht ganz bequem im jeßigen Zeitpunfte ift, 
jo fteht das doch, meine Herren, fern von der Abficht, irgendwie anzugreifen 
oder zu verlegen! Die Federn und die Anfichten, die das behaupten, dab 
der Antrag gegen den Herrn Bundeskanzler gerichtet wäre, die da von Miß— 
trauendvotem und von revolutionären Dingen jprechen, die vergeilen, dab 
die Preußiſche Verfaſſung nicht bloß Minifter kennt, jondern verant— 
worthiche Miniſter, daß fie die Miniſterverantwortlichkeit ausdrücklich in 
ihren Hauptgrundzügen vorſchreibt, daß dieſe in Preußen exiſtirt, wenn fie 
auch nicht anwendbar iſt wegen des fehlenden Miniſterverantwortlichkeits-Ge— 
jeßes. Alfo, meine Herren, von dem Standpunkt auögehend, daß icy in feiner 
Weiſe beabfichtige irgend einen Angriff gegen den Herrn Bundeskanzler zu 
thun, weile ich darauf bin, dab alle ftaatlichen Drganismen, alle wirklichen 
Staatöorganidmen in der That Minifter haben. Der ehemalige Deutiche 
Rund, der zu Grunde gegangene Deutiche Bund, — der hatte allerdings Feine, 
meine Herren, aber er war auch fein Staatöorganiömus, er war eine loje 
Verbindung von einzelnen Staaten, die innerhalb eines halben Jahrhunderts 
es nicht einmal zu einer brauchbaren einheitlichen Deutjchen Armee gebracht 
hat! Seine Hauptleiftungen liegen bauptjächlich auf dem Felde der Dema- 
gogenverfolgungen, der Einſchränkungen, der volfäfeindlicyen Schritte. Meine 
Herren, wir beabfichtigen das Gegentheil eincd Angriffes gegen den Bundes- 
fanzler, wir meinen ed ehrlich mit dem Werfe, welches er geichaffen hat und 
woran wir mitgearbeitet haben, wir wünjchen die Fortbildung, die Ausbildung 
dieſes Werkes, nicht eine Ueberftürzung, aber auch feinen Stillftand! Denn 
der Stillftand, meine Herren, im organijchen Leben ift bereits der Rück— 
jchritt, das iſt bereit die Rückbildung, und ich fürdhte, wir find einem ge- 
willen Stillitand ſchon verhältnigmäßig nahe gefommen. Meine Herren, ich 
kann nicht unterlaffen, bier eine Parallele zu ziehen, die ich bereitd an einem 
andern Orte furz erwähnt habe. Wir befinden und im umgefehrten Zu: 
Itande wie die Nationalverfammlung, der Reichsverweſer und die Reiche: 
minilter in Frankfurt am Main 1848 und 1849. Dort gab es einen Reiche: 
verwejer aber fein Reich, und was da war, iſt allerdings verweit; es gab 
einen Kriegsminifter aber feine Deutjche Armee; es gab einen Iuftizminifter, 
dem aber feine Richter gehorchten,; es gab einen Yinanzminifter, der feine 
Fonds und fein Geld hatte; es gab einen Marineminifter, der einige Schiffe, 
die zum Kriegsdienit verhältnigmäßig unbraudybar waren, faufte, darım 
aber noch feine Marine hatte; und es gab einen Auswärtigen Minifter, der 
den Verſuch machte einen Gejandten nach Paris zu ſchicken, wo berjelbe 
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vom General Cavaignac einfach nicht angenommen wurde. Meine Herren, 
wir find gerade in der umgekehrten Lage: wir haben Alles, wir haben eine 
Armee mit einem Budget von einigen 60 Millionen, aber wir haben feinen 
Bundesfriegsminifter. Wir haben einen ganz ausgezeichneten Preufiichen 
Kriegäminifter, er ift aber nicht Bundesfriegsminiiter; gegenüber den Kon- 
tingenten der übrigen zum Norddeutſchen Bunde gehörigen Staaten ift er 
nicht Kriegsminifter; jeine Einwirkung kann nur eine indirekte fein, und das 
wünjche ich eben nicht. Meine Herren, wir jollen neue Steuern ausjchreiben, 
wir haben ein verhältniimäßig großed® Budget zu verwalten und wir 
haben feinen Sinanzminifter, der dafür verantwortlich ift. Ich will das 
Bild nicht weiter ausmalen, ich will nur erwähnen, daf ich darin allerdings 
von meinem Freunde Tweſten abweiche, dab ich auch einen Juſtizminiſter 
für nöthig halte. Herr Tweften hat bereits angeführt, — und die Aeußerungen 
der Herrn Präfidenten des Bundesfanzler-Amts beftätigen es ja — daß die 
wichtigften und einjchneidendften Gejeße von Preußiſchen Miniftern gemacht 
werden. Nun werden Sie mir doch aber zugeitehen, daß der Unterjchied ein 
außerordentlich großer ift, ob ein Minijter ein Geſetz macht, welches er bier 
zu vertreten hat, oder ob er ein Geſetz macht, was im Bundesrathe Nenderungen 
erleidet, und ob er gar nicht in der Lage ilt, meine Herren, bier dem Neichs- 
tage gegenüber jeinen Entwurf zu vertheidigen, oder, wie ed im Preußiſchen 
Abgeordnetesrhaufe geſchehen iſt, auch Abänderungen des Gntwurfs als Ber: 
befjerungen anzuerkennen. Alſo gerade die Kraft, welche ein ſolches Geſetz 
macht, ſteht und nicht gegenüber, fie hat feine Berbindung mit und. Meine 
Herren! Ich erfenne das, was Graf Bismard geleiltet hat, im volliten 
Maße an; aber ein Mann kann nicht Alles, und fann es nicht auf allen 
Feldern. Er mühte ein Rieſe nicht bloß an Geift, jondern auch an Körper 
jein, wenn er die Bundesminifterien, die ich für nothwendig halte, vollitändig 
und jo erjegen wollte, daß wir fie bier nicht entbehrten. Er kann auch un- 
möglich im wahren Sinne ded Worts eine wirkliche Verantwortlidyfeit für 
alfe Zweige der Verwaltung haben. Der Herr Bundeskanzler hat zwar 
feiner Zeit auf eine Anfrage hier erflärt, daß er auch für die Armee verant- 
wortlich jei. Ich lafje eö dahin geitellt jein, wie fich dies mit der Stellung 
ded Preußiſchen Kriegsminiſters verträgt. Bei dem glüdlicherweije itatt- 
findenden vortrefflichen Verhältniß zwiſchen dem Preußiſchen Kriegäminiiter 
und dem Bundesfanzler haben wir Uebeljtände davon bis jet nicht empfun- 
den. Das liegt aber meiner Ueberzeugung nad) allein in der perjönlichen 
Stellung. Meine Herren, ich habe die höchſte Achtung vor der Perſon und 
den Leiftnngen des Herrn Präfidenten des Bundesfanzleramts, aber idy glaube, 
er wird es mir ſelbſt zugeitehen, daß jeine Stellung doch eine wejentlid) 
andere ijt, als fie e& jein würde, wenn er Minijter wäre. Die Mitglieder 
ded Bundedfanzler » Anıts find Beamte unter dem Herm Bundeöfanzler; fie 
haben jeinen Befehlen und Anordnungen Folge zu leilten, und fie fünnten 
höchftend wie jeder andere Beamte im ertremen Falle jagen: wir können 
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dies nicht ausführen, wir bitten lieber um unjern Abjchied. Die Minifter 
haben die Pflicht, nicht bloß dem Herrn Bundeskanzler, nein, auch dem 
Bundespräfidenten gegenüber, wie im Einzelftaate dem Könige gegemüber, 
' ihre Meimung zu vertreten im Intereſſe ded Staates, im Intereffe deö Ober- 
haupts. Sie haben auch die Gelegenheit dazu. Das fehlt den Mitgliedern 
des Bundeskanzler » Amts. Meine Herren! Ic möchte den grellen Unter: 
ſchied an einer Neuerung deutlich machen, welche ein Preußiſcher Finanz. 
mimiiter getban bat, wie ich glaube. Er joll gejagt haben: ich werde nie 
Konfliftsminiiter jein! Eine joldhe Aeußerung würde ja jedem Finanz: 
minifter alle Ehre machen, fie bezeichnet aber ganz treffend den Unterjchied, 
wenn die Kinanzen durch einen Finanzminiſter verwaltet werben, oder wenn 
fie verwaltet werden durdy Beamte des Bundeöfanzler-Amts. Der Finanz 
minifter hat es in feiner Hand zu jagen: ich kann zu dem Schritte nicht 
meine Zuftimmung geben, denn das führt zum Konflikt. Das Bundesfanz- 
ler⸗Amt fann dies nicht, es muß fich auf Vorftellungen beſchränken. Meine 
Herren! Der Antrag Ipricht von verantwortlichen Miniftern. Die Preußiſche 
Berfaffung beftimmt ja, daß die Minifter in Preußen gegenüber der Volls— 
vertretung verantwortlich jein jollen unter gewilfen Umftänden und in ge 
wilfen Formen. Nichts deitomweniger nehme ich gar feinen Anftand zu er: 
flären, daß — was einmal eine Zeitung gejagt hat — mir unter Umftänden 
ein Genädarmenverantwortlichfeit = Gejeß eben jo lieb jein würde wie ein 
Minifterverantwortlichfeitö-Gejeh. Es würde praftijcher fein und öfter ange 
wendet werden. Die juriftiiche Verantwortlichkeit wird ja meiftend nur in 
Anſpruch genommen bei oder nad) einer gelungenen Revolution, von der wir 
hier durchaus nicht zu veden und die wir nicht zu fürchten haben. Aber 
die juriftiiche VBerantwortlichfeit erhöht die moraliſche in ganz auferordent- 
lihem Mate. Ein Minifter, der auch juriftifch verantwortlich ift, tritt mit 
viel größerem Gewicht auf, und kann jeine Anficht ganz anders vertheidigen; 
er hat eine ganz andere Stellung ald ein Beamter, dem gar feine direkte 
PVerantwortlichkeit obliegt. Der Herr Abgeordnete Tweften hat "bereits der 
Gijenbahnen erwähnt. Wie Sie willen, meine Herren, ftehen in Preußen 
jowohl Staatöbahnen wie Privatbahnen unter dem Herm Handelöminiiter. 
Meine Herren, die Konflıkte, die daraus nothwendig erwachſen müfjen, find 
ganz Mar: ein und derjelbe Minifter hat die Verpflichtung die Staats: 
bahnen möglichſt gut zu verwalten, und er ift gleichzeitig Konkurrent gegen- 
über den Privatbahnen. Er führt aber auch die Aufficht über die Privat- 
bahnen. Meine Herren, wenn das zu feinen Kollifionen oder zu feinen 
Mipftänden führen jollte, dann müßte ein ſolcher Handelsminiſter im Stande 
jein, fi) in zwei Perjönlichkeiten zu jpalten und dieje beiden Stellungen 
ganz von einander zu trennen. Ich hakte das für unmöglich, weil der Han: 
delöminifter ja nur ein Menſch iſt und nicht darüber hinaus kann. Da- 
gegen würden dieſe Regelungen ja vollftändig und leicht auf Grund der 
Bundesverfaffung erfolgen. Ich habe mich gefreut und gern meine 
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Zuftimmung dazu gegeben, daß die Aufſicht über die Eiſenbahnen im All: 
gemeinen, über das Zarifwejen, auf den Bund übertragen wurden. Nun, 
meine Herren, können Sie doch den Preußiſchen Finangminifter nicht unter 
die Beamten des Bundesfanzler-Amtes jtellen, und der Herr Bundesfanzler 
mag, wie ich jchon anerfannt habe, noch jo tüchtig fein und noch fo Außer: 
ordentliches leiten: Eiſenbahnmann ift er doch nicht. Hätten wir einen 
Minijter für die Verfehröanftalten beim Bunde, dann träten die Preußiſchen 
Stantsbahnen und die Stantsbahnen in allen andern zum Bunde gehörigen 
Staaten dem Bunde gegenüber einfach in die Kategorie der Privatbahnen. 
Der Bundesverkehröminifter hätte die Aufficht über alle. Damit würde 
jeder Uebelitand befeitigt jein. Das würde aber nicht zu erreichen fein, wenn 
Sie feinen Minifter am Bunde haben. Es ift auf die Schwierigkeiten hin— 
gewiejen worden, die in der Perjonenfrage liegen. Man jagt, es würde jehr 
Ihwer halten, gute- Bundesminifter zu finden, und wenn man welche hätte 
und der eine und der andere ſich nicht bewährte, jo würde es ebenjo jchwierig 
lein, ihn wieder zu entfernen. Ja, meine Herren, ich habe jogar von libe— 
raler Seite die Aeußerung gehört: „was hülfe es und, wenn einzelne Preußi— 
Ihe Minifter bier auch Bundesminifter würden?" Meine Herren, ich meine, 
Stantöorganijationen können nicht vorne weg von der Perjonenfrage abhängig 
gemacht werden. Man mag das in der Privatinduitrie thun; da mag man 
manches gute und nmüßliche Unternehmen bei Seite jchieben, weil die geeig- 
neten Perjonen fehlen, aber die Organijation für den Staat muß zunächſt 
die Perjonenfragen bei Seite laſſen. Es ift ja möglich, daß bei der beiten 
DOrganijation ungeeignete Minijter an die Stelle fommen, das haben wir 
abzuwarten, wir hätten dann geeignete Schritte zu thun, jo weit unjere Be- 
fugnig geht. ine Drganijation jedody deshalb zu unterlajjen, weil man 
fürchtet, daß ungeeignete Perſonen in die Stellung einrüden fönnten, halte 
ih für unbegründet und für ein bebenfliches und gefährliches Prinzip. Es 
fan ferner eingewandt werden: ja warum hat denn der fonjtituirende Reiche: 
tag nicht von Haufe aus Bundeöminijter eingeführt oder — der Name ilt 
ja, wie jchon der Abgeordnete Tweſten gejagt hat, gleichgiltig — verantwort- 
liche Verwaltungschefs? Nun, meine Herren, ich bin dabei nicht betheiligt; 
denn ich habe troß der Grflärung des Hermm Bundeöfanzlerd und troß meiner 
ernjten Abficht, ihm feine Hinderniffe zu bereiten und troßdem ich die Ehre 
hatte feine perjönlichen Anfichten in diefem Punkte zu kennen, — für die ver- 
antwortlichen Verwaltungschefs gejtimmt. Wir wurden überjtimmt. Aber 
auch für Diejenigen, weldye dies nicht gethan haben, fann man doc mit 
vollem Rechte anführen, man wollte die Bundeöverfafjung nicht in den 
Brunnen fallen laſſen. Das Bedürfniß, etwas zu jchaffen, nicht wieder einen 
verfehlten Verſuch zu machen, war jo dringend, daß man fic) vieles gefallen lieh, 
was man unter andern Umftänden nicht hätte thun fünnen. Aber, meine Herren, 
die Zeit ift jet herangerüdt. Wir haben jet zwei Jahre hinter uns jeit 
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dem Beitehen der Bundesverfalfung, und ich meine, wir müſſen an ihren 
weiteren Ausbau denfen. Meine Herren, ich möchte hier mit ganz wenigen 
Worten einen mir jehr wichtigen Punkt berühren. Wenn der Herr Bunded- 
fanzler zuweilen damit nicht zufrieden gemejen ift hier im Reichstage auf 
Widerſpruch zu ftoßen, jo glaube ich, muß er fich gegenwärtig halten, dab 
ein Reichstag, den er geichaffen hat, der aber unbedingt jeinem Winfe folgte, 
der ja jagte, wenn der Herr Bundedfanzler es verlangte — daß ein folder 
Reichstag ihm nichts helfen würde. Er würde herabfinfen (dies jage ich 
mit Mbficht) auf das Nivenu ded Corps legislatif in Paris. in joldyer 
Reichötag würde den Herrn Bundeskanzler weder nad; Innen noch nadı 
Außen fügen. Gin jolcher Reichstag wäre ich möchte fait jagen ein 
unnüßer Luxus! Nur ein NReichötag, der in der großen Mehrzahl feiner 
Mitglieder aus unabhängigen Perjonen zujammengejett ift, welche auch da, 
wo fie in einen gewilfen Widerſpruch mit dem Herrn Bundeskanzler treten 
müffen, ihre Meinung offen und ehrlich jagen und vertheidigen, kann in 
jchwierigen Fällen auch die Stütze bieten, welcher ja jeder Staat und der 
Norddeutiche Bund und der Herr Bundeskanzler vor Allem bedarf. Nur 
ein ſolcher Reichstag wird als der mwirfliche Repräjentant der Nation ange: 
jehen werden. Nur ein folcher Neichötag, hinter weldyem die Nation fteht, 
fann dem Auslande zeigen, dab die Nation für das einiteht, was der Reichs— 
tag mit dem Bundespräfidium gemeinjchaftlich will und daß er dies zu ver- 
theidigen bereit ift. Meine Herren, idy habe von einem Stantömanne, wel- 
cher uns Allen jehr nahe jteht, im Jahre 1859 einen Ausipruch gehört, den 
idy mir wohl gemerft habe, weil er jchlagend und einleuchtend iſt. Cr lautet 
im Wejentlichen dahin: dab damals Preußen (und von Preußen fonnte ja 
in jenem Stadium nur die Rede jein) von den fleinen Deutichen Regierungen 
wenig oder nichts zu erwarten habe. Es lag darin fein Vorwurf gegen die Re: 
gierungen, denn gleichzeitig wurde darauf hingewiejen, daß naturgemäß die 
Regierung eined Heinen Staates nad) der Beibehaltung ihrer Selbitftändig- 
feit ſtrebt — und (ic) jetze jet hinzu) auch daneben die Selbftitändigfeit, 
welche ihr theilweije genommen tft, wieder zu erringen jucht. Jener Staatö- 
mann jagte: die Politik Preußens, welche ſich auf die Regierungen der 
Heinen Staaten jtüßt, iſt feine richtige. Preußen war damals mehr oder 
weniger iſolirt und der Bund ift jet in einer ähnlichen Lage, wenn auch 
mit einer größeren Kraft gejegnet. Der Bund hat feinen andern Allüirten 
als die Bevölferungen. Die Bevölferungen find es, weldye dafür Garantie 
leiften, daß die eine oder die andere der fleinen Regierungen die Gelegenheit 
nicht benußt von dem Wege abzumweichen. Die Bevölferungen find es, welche 
und Die Sicherheit geben und welche mit und zujammenitehen müfjen in 
ſchwierigen Zeiten, welche wir ja möglidjerweije jelbft noch erleben werden. 
Darum halte ich dieſen Ausſpruch body und deshalb wünſche ich, daß die 
Sortbildung des Organismus des Norbdeutichen Bundes ohne Weberftürzung, 
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aber ficher unter den Händen und mit der Hilfe des Herrn Bundesfanzlers 
vor fich gehe ! 


v. Blankenburg (Naugard-Regenwalde)*): Der Herr Vorredner giebt 
mir Beranlaffung auch meinerjeitö eine Bemerkung über das Formelle 
(wenn ich mid) jo ausdrücden darf) ded Antrages zu machen. Die wunder: 
ame Erſcheinung, daß unter diefem Antrage zunächſt Herr Graf Müniter 
mit Herrn Tweſten Arm in Arm ſteht und mancher Andere mit manchem 
Anderen, deren politijcher Standpunkt ein entgegengejeßter ift, hat allerdings 
meined Erachtens die Preſſe veranlaßt, nach diejer Richtung hin ganz übertriebene 
Gerüchte in dem Lande zu verbreiten. Auch ich bin mit dem Herrn Vor: 
redner der Meinung, daß jchen die Menge Namen, welche unter dem An- 
trage ftehen, ein Beweis dafür find, dab der Antrag nicht im fonftitutionellen 
Sinne jo zu verftehen ift, ald ob er im jeiner Hauptſpitze als Mißtrauens— 
votum gegen den Herrn Bundeskanzler aufzufajien wäre. Dazu ftehen viel 
zu bejonnene Namen darunter und ich fenne jehr viele auch von den links 
weiter gehenden Herren, welche fi) dazu nicht würden berbeigelaffen haben. 
(Ruf: Sehr richtig!) Aus meinem weiteren Vortrage wird hervorgehen, 
daß nach gewilfen Richtungen hin allerdings der böje Schein nicht vermieden 
ift und daß eö mir jonderbar vorfommt, daß man, wenn man dem Herrn 
Bundeöfanzler ein Vertrauensvotum geben will, damit anfängt auf die Ein- 
ſchränkung jeiner Thätigfeit in diejen wejentlichen Beziehungen hinzuarbeiten. 
Ich gebe mich der Hoffnung hin, daß diejes Enjemble von Namen nicht da- 
für-bürgt, daß nun auch in diejer großen Majorität, die bisher ſchon quasi indicirt 
ift, der Antrag angenommen werden muß. Ic habe jchon öfter in meinem 
parlamentariichen eben erlebt und noch in derallerjüngiten Zeit, daß man fich, wenn 
man einen gewiſſen Weg eingejchlagen und das Irrige defjelben eingejehen 
hat, jehr bald überzeugt, da man davon wieder zurücfehren kann. Ich gebe 
mich der Hoffnung hin, daß ich Viele überzeugen werde, daß fie aus Irrthum 
auf diefem Wege gegangen find, und ich glaube, namentlich diejenigen 
meiner politiichen Freunde, die fich der Führung des Grafen von Bethufy- 
Huc und ded Grafen Münfter anvertraut haben, werden jehr bald zugeben 
müſſen, dab der Antrag doch einige Seiten habe, daß es vielleicht beſſer 
gethan jein möchte, ihn ſchon jeßt zu verwerfen, ohne damit infon- 
jequent zu erjcheinen. Meine Herren, man unterftütst jo manchen Antrag, 
für den man nachher nicht jtimmen kann, weil eben begabte Redner dic 
Schattenjeiten des Antrags nachher nad) allen Seiten bin jo klar dargelegt 
haben, dab man mun nicht mehr dafür ftimmen kann! (Heiterfeit.) Ja, 
meine Herren, ich gebe jogar jo weit, daß ich das Vertrauen ausjpreche, 
daß jpeziell aus der nationaleliberalen Partei noch eine ganze Anzahl Herren 
ſich befinnen werden, ob fie gerade in dem Sinne der Herren von der 
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Fortjchrittöpartei dieſen Antrag mit unterftüßen werden. Es hat auch das 
die Preſſe hervorgehoben zu meinem Gritaunen, daß man an diefem Antrage 
ſchon jebt jehen könne, daß die Herren Nationalliberalen wieder in ihr 
eigentliched Vaterhaus zurückzukehren wünjchten, und das gerade auch in der 
fetten Zeit. Ich glaube das nicht; ich glaube die Herren befjer zu fennen. 
Indeſſen leugnen will ich nicht, daß es mir aufgefallen ift, daß gerade in 
ber letten Zeit der jogenannte Konfliftövater, der Abgeordnete Hagen, doch 
ein wenig verfucht hat feine verlorenen Kinder wieder zurüd zu loden! 
(Heiterkeit) Aber, meine Herren, laffen Sie ſich nicht verführen! (Heiter- 
feit.) Die Bedeutung der Abltimmung für diefen Antrag ift für mich nicht 
jehr groß, ich glaube auch, es würde damit ein allzu großes Unglüd nicht 
geichehen, wenn er angenommen würde. Meine Herren, überſchätzen Sie 
dieſe Tragweite nicht! Sie werden, wenn er angenommen wird, vielleicht 
in einer nicht geringen Anzahl nachher bereuen, daß er durdy Ihre Mithilfe 
angenommen ijt. Aber einen Effekt, jo weit ich es überjehen fann, kann er 
meines Erachtens für's Erſte gar nicht haben, wenn Sie ihn annehmen. 
Alſo, warum, was doch nußlos iſt, beichliegen? Sie können ja nachher 
immer reden, — wir haben doch fchon drei Neben gehört — was Sie mit 
dem Antrage haben verbinden und in ihn hineinlegen wollen; das können 
Sie ja vor Preußen, Deutichland und Europa fundgeben! Damit bat der 
Antrag jeine Bedeutung gewonnen, — nicht durch die Abitimmung, da der 
Reichstag feine Mittel hat, jeine Beichlüffe durchzuſetzen; und ich hoffe, 
Ihnen des baldigiten auseinanderzujegen, dab der Antrag in der Art und 
Meije, wie er gemeint ift, ein vollitändig unausführbarer ift. Ich muß 
geitehen, der erite Gedanfe, da ich von dem Antrage hörte, als ich dies 
Jahr in den Reichötag trat, war folgender. Meine Amtögejchäfte erlaubten 
mir nicht die eriten 8S—10 Tage bier zu fein; wohl aber war ich zur Er- 
Öffnung des Neichötages hier. Da umſchwirrten mich allerhand Gerüchte: 
jeßt werde e& losgehen, man werde einen Antrag einbringen, das werde Die 
Friedendtaube jein, die die Deutjhe Einheit im Schnabel habe, 
und Deutichland müſſe vorwärts; wir jeien in der Stagnation, ein Antrag, 
für den wir noch Alle, audy von Seiten der fonjerwativen Partei, jtimmen 
würden. Meine Herren, ed hatte etwas Herzbewegendeö, jo etwas zu er- 
warten! Ich fomme nun her aud meinem Amte und finde dieſen Antrag. 
Ic denke, das muß er doch fein, Graf Münster fteht auch darunter! 
(Heiterkeit) Ja, meine Herren, ich habe in diefem Antrage Nichts ge 
jehen von der Taube; ich halte ihn für. den ganz gewöhnlichen passer 
rusticus constitutionalis. (Heiterkeit) Und das, meine Herren, 
bat Ihnen der Herr Abgeordnete Tweſten bewiejen, daß er auch gar nicht 
anders gemeint ift. Wir haben eigentlich aus jeinen Deduftionen nichts weiter 
gehört, wie id) glaube, als dab die Herren geneigt find dieje unjere Bundes— 
jtaatliche Inſtitution, wie fie jet beiteht, in den jogenannten Eonftitutionellen 
Trichter zu ſchütten, — zu beitilliven und daraus den jo beliebten Eonftitus 
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tionellen Bundes⸗Muſterſtaat wie einen Phönix aus der Aſche hervorgehen 
zu laſſen! — Ic möchte bei diefem Punkte die geehrten Herren von der 
„freieren“ Richtung der konſervativen Partei jchon jet darauf aufmerkſam 
machen — ich komme darauf wohl noch einmal zurück — obwohl der An- 
trag nad) diefer Richtung hin jo unſchuldig iſt; ich weiß, die Herren und 
viele Andere haben den Antrag ja eben nur jo gemeint, dat damit gleich— 
jam Deutjchland ein nationaler Schlag gegeben werden joll; wir haben 
ja doch befanntlicd) Deutjchland in den Sattel gehoben, es reitet jebt! 
wir haben die Verfaſſung angenommen, meine Herren, und es joll ihm nun 
jegt ein nationaler Schlag gegeben werden, damit die Bewegung etwas 
vehementer werde; — meine Herren, ich warne davor, daß dieſes Pferd nicht 
ununterbrochen links galoppirt wird! Es find ja jehr viele sports- 
men unter Ihnen, Sie willen aus Erfahrung, daß es nicht gut thut, wenn 
man immer in einer Gangart bleibt. Helfen Sie und dody lieber den Gang 
des Pferded einigermaßen zu zügeln, auf dab es auch einmal rechts 
galoppirt! (Heiterkeit) Der Herr Graf zu Münfter hat und in jeinen 
einleitenden Worten gejagt, was er eigentlich will. Ich habe daraus abge- 
nommen, dab er dad Gegentheil von dem will, was der andere Herr An- 
tragiteller, der Abgeordnete Tweſten will. Der Abgeordnete Tweiten hat 
und bier in nuce das ganz gewöhnliche konftitutionelle Programm vorgelegt. 
Er hat uns gejagt, unjer Werk jei unfertig, es ſei unvollendet, eö ſei nur 
ein Provijorium, das Alte jei zertrümmert, ed jet nichts Neues aufgebaut, 
namentlich und vor allen Dingen ſei es ja ganz unmöglich, daß der Bund 
beitehen könne, wenn er nicht — im der Art, wie er jetzt zuſammengeſetzt 
ift — einen Bundesfinanzminifter habe. Ich werde darauf jpäter 
zurüdfommen, ob dies eine Unmöglichkeit it! (Heiterkeit) Dagegen hat 
der andere Antragiteller, der Herr Graf zu Münfter gejagt, daß er diejen 
Antrag garnicht meine, er habe einen ganz anderen, er habe eigentlich 
einen Antrag auf Revijion der Verfajjung itellen wollen! Gr 
meint: Borwärtd mit der Erbmonardie von Deutichland! Lauter 
unfertige Zuftände, unhaltbare Zuftände! Es fünne diefer Antrag — jo habe 
ich ihm verftanden — vielleicht nur dazu benußt werden, damit fein eigent- 
licher angenommen würde! Ich glaube, er hat fich jchon vorweg überzeugt, 
dab ber Antrag am ſich eben eine Unmöglichkeit it, er bat aljo für diejen 
Antrag ald Antragiteller gleichjam nur aus Peſſimismus geftimmt' 
(Lebhafter Widerjpruh.) Wenn ich Ihnen das noch etwas näher darlegen 
jol, meine Herren, jo bin idy dazu in den Stand gejeßt, indem der Herr 
Antragfteller jeine eigentlicye Meinung vor nody ganz kurzer Zeit in einer 
£leinen Brojchüre, die jeinen Namen und die Jahreszahl 1868 trägt, Jeder: 
mann ganz öffentlich Fundgegeben hat und, meine Herren, idy begegne darin 
einer Menge Gedanken, von denen ich von Herzen wünſche, dab fie der- 
maleinft auf dem richtigen Wege zur Ausführung fommen möchten! Ich 
muß mic nur wundern, dab der Herr Graf jet einen Antrag ftellt, der 
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diefem Allen gerade entgegenfteht und gerade das Gegentheil von dem be 
wirken würde, — wenn er nämlid zur Ausführung fommt — als er in 
jeinem eigentlichen Programm beabjichtigt. Gr jagt in diejer Brojchüre: 
„Der größte Fehler, der mir von Anfang an in der Verfaffung des Nord- 
deutjchen Bundes zu liegen jchien, ift der, daß gegemüber einer Volksver— 
tretung, einem Neichötage, aus Urwahlen hervorgegangen, eine jo fomplizirte 
und daher jchwache Exekutive, wie dies der Bundesrath nothmwendig jein muß, 
geitellt ift!" Alſo, weil er dies bier einfieht, darum wird jetzt beantragt 
„ein Miniſterium, welches dieie jchwache Exekutive des Bundesraths gänzlich 
bejeitigen würde." Cr thut aljo jeßt das Gegentheil von den, was er ge- 
ichrieben hat. (Große Unruhe. Widerſpruch.) Ich werde die MWiderlegung 
ja noch nachher hören, meine Herren. „Einer joldyen VBolfävertretung gegen: 
über gehört eine ſtarke Grefutive”, jagte er weiter, „dieje fann ich mir aber 
nur in einer monarchiichen Spitze denken, die fidh durch ein fräftiges 
Minifterium vertreten läßt.“ (Sehr richtig!) Und dann fährt er fort: 
„Daß ein Minifterium nicht durch achtzehn Fürften und drei 
Bürgermeifter ernannt und inftruirt werden fann, liegt auf der 
Hand." Und endlih: „Es jind ja inner: und außerhalb des 
Reichstages die Wünjche Reihsminifter zubaben, vielfah laut 
geworden; das würde aber bei der jeßigen Bundeöverfajjung 
die Sade nur fompliziren und verjhlimmern.“ (Hört! Hört!) 
Alſo, meine Herren, es joll jeßt die Verfaflung fomplizirter gemadyt und 
verjchlimmert werden, auf dab daraus nachher einmal der gute monarchiſche 
Staat fomme! Meine Herren, wenn der Herr Antragiteller jeine hewor: 
vagende und einflußreiche Stellung dazu benußen zu müſſen geglaubt bat, 
in diefer Brofchüre den regierenden Häufern und Bundesfürften Deutjchlands 
ans Herz zu legen, daß fie wohl aufmerfen mögen, ob nidyt etwa dieje 
Reichstagsmaſchine zu jchnell arbeite und ihnen ihre monarchiſchen Sou— 
veränetätsrechte zu jchnell verarbeite, und ob fie ed nicht vorzögen, um das 
monarchiiche Prinzip in Deutjchland zu ftärfen, lieber jelber auf eine andere 
Drganifation hinzuſteuern, lieber jelber eine fonftantere Formation des 
jeßigen Bundesweſens in jeinem Sinne anzuftreben, dann, meine ‚Herren, 
finde ich, hat das einen fehr guten Sinn. Ich weiß nicht, ob die Fürſten 
Deutjcylands dem Nathe deö Grafen Miünfter folgen werden; id) bezweifle 
aud), dab der Graf Bismarck dasjenige ausführen wird, was der Graf 
Münfter bier in diefem Antrage beantragt hat; ich bin aber nicht zweifel- 
haft, dab der Antrag, von dem wir heute reden, das Gegentheil von dem 
berbeiführt, was der Herr Graf in feiner Broſchüre gewünſcht hat. Aber 
wenn die Fürften Deutſchlands das einjehen und bei Zeiten eine Formation 
nach diefer Richtung bin anbahnen wollten, — freiwillig und in Vorbehalt 
ihrer Rechte, joweit es für das gemeinjame Ganze nöthig it, — nun, meine 
Herren, dann würde ich meinerjeitd nichts dagegen haben, und idy würde 
mit dem Grafen Münfter übereinjtimmen! Er hebt aber jehr deutlich und 
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gut in jeiner Brojchüre hervor, daß dies eben nur ganz allein von 
den Regierungen ausgehen fann, und nit von diejem Haufe. 
Deflenungeachtet erjcheint nun der Antrag Tweiten » Graf Münfter. Was 
hat derjelbe nady diefer Richtung bin für eine Bedeutung? Wir haben 
beim Eonitituirenden Reichötage des Weiteren die Frage diöfutirt, ob bei der 
Formation des jegigen Bundes verantwortliche Miniſterien möglich wären. 
Sch will nur auf das Schärfite hinweiſen, was nad diejer Richtung hin 
gejagt worden iſt. Das Klarfte hat Herr Schulze-Deligich gefagt. Er 
* fagte: „Sinigen wir das Ganze einheitlich, legen wir die ſämmt— 
liche vollziehende Gewalt in die Hände des Bundespräjidii 
der Krone Preußen, dann iſt die Möglichfeit verantwortlicher Minifter, 
verantwortlicher Regierung nad) allen Seiten hin gefichert.“ Meine Herren, 
jo gehen die Deduftionen jeiner Partei damals alle: „Sort mit dem ganzen 
Bunde! . Kinheitliches Deutſchland! Kine Unmöglichkeit Bundesfinanz- 
miniſter oder überhaupt Bundesminifter zu haben bei der jeßigen Zujammen- 
ſetzung!“ Von der andern Seite, mehr aus der Mitte des Haufes, hat 
dies zur damaligen Zeit auf das Klarite und Deutlicyite — ich möchte 
jagen techniſch und jtaatörechtlidd — der Abgeordnete von Sybel hervorge- 
hoben, nämlidy die Unmöglichkeit, daß bei der jetzigen Zujammenjegung 
überhaupt an Minijter zu denken jei. Gr bebt hervor und macht darauf 
aufmerfjam — was fidy ja nachher durdy den Abſchluß der Verfaſſung auch 
ald wahr erwiejen hat — daß der Bundesrath die Regierungen vertritt, daß 
diefe Regierungen bier theilweiſe mitregieren, mit Erefutive haben; er 
macht darauf aufmerfjam, „dab das Präjidium, vertreten durd den 
Bundeöfanzler, auf die Xegiölative, die an jenem Tiſche (Bundes- 
rath) getrieben wird, im Verein mit unjerem Haufe feinen anderen Einfluß 
bat ald den eines mitjtimmenden Pairs;“ er macht darauf aufmerfjam, 
„dab unter diejen Umftänden der Gedanfe an verantwortliche Minifter mit 
andern Worten ein Unjinn in ji iſt.“ Meine Herren, jo liegen 
die Sachen nady meiner Auffaffung auch jebt noch. Ich bezweifle nicht 
einen Augenblid, daß Herr Schulze-Deligih und auch Herr Tweſten — er 
jagt uns das ja bei jeder Gelegenheit und hat es auch heute wieder ge— 
jagt — dies wirflich ernitlich wollen, jie wollen den Bundesrath be- 
jeitigen, jie wollen den Ginheitsitaat. Aber, meine Herren, das 
haben wir bis jeßt nody nicht gewollt, und es ift damals ſchon auf das 
Klarjte beim konſtituirenden Reichstage gejagt worden — ich will es nicht 
wörtlich wiederholen, jondern nur erinnern an die Ausiprüche des Herrn 
Bundesfanzlerd, welche kürzlich durch faſt alle Zeitungen gelaufen find, ic) 
erinnere nur an die Sigung vom 11. März; 1867, aljo jchon vorher, ehe 
wir noch die eigentlicdye Frage wegen der verantwortlichen Bundesminiſter 
diöfutirten, erflärte ſich Graf Bismard auf das allerentichiedenite 
gegen ein joldes Bundesminifterium und wies jeinerjeits nach, daß 
ed in fi ein Unfinn jei, daß diejes Minifterium eine VBerantwortlichkeit 
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übernehmen fünne für Dinge, die an jenem Tiſche (auf die Pläbe des 
Bundesraths zeigend) beſchloſſen würden, und daß wiederum anderer: 
jeitö von dem Präfidium aus feine ſolche Vollmacht für Bundeöminiiter 
auögeitellt werben könne. Meine Herren, jo liegt auch jeßt noch die Sache. 
Ic; möchte wohl einmal den Finanzminiiter von Preußen fragen, ob er eine 
Stellung ald Bundesfinangmintiter annehmen würde, die von die ſem Tijche 
(Bundesrath) rejjortiren würde, wo für alle Dinge, die er ausführen 
müßte, die Verantwortlichkeit an diefem Tijche übernommen werden müßte, 
jo daß er nichts weiter zu thun hätte, ald ausführender Beamter zu ° 
fein. Ich glaube, er würde fich jehr bedanken! Dagegen wenn er ber 
ideale Finanzminiſter jein jollte, den Herr Tweſten und Andere Ihnen hin— 
gemalt haben, dann thäte er es vielleicht. Aber dann würde wiederum über 
die Herren am diejem Tiſche (ded Bundesraths) zur Tagesordnung überge- 
gangen fein, ihre Rechte qua Regierungsrechte wären auf dad Aeußerſte ver: 
legt! Ich muß jagen, dab ich nach diefer Richtung bin jehr begierig bin, 
eined Andern belehrt zu werden. Nach meiner Auffalfung würde entweder 
das künftige Minilterium, wie Sie es wollen, den Bundesrath vollftändig 
abjorbiren, oder die Herren Miniiter würden jo zu jagen lächerliche 
Figuren jein, die eben Nichtd zu verantworten haben! Im Worbeigehen 
will ich doc dem Herm Abgeordneten Tweſten bei diefem Punkte ein Ant: 
wort auf Einiges geben, das er auch nach diejer Richtung bin vorbradhte. 
Gr legte gerade den größten Nachdrud darauf, daß der Bundeskanzler allein, 
— jo jehr er ihm auch ein Vertrauenövotum geben wollte, (was er zwar 
nicht gethan hat) — doch nicht im Stande wäre, Alles zu verjtehen. Er 
führte da eine ganze Menge Geſchäfte auf. So viel mir befamnt ift, bat 
der Bundeskanzler nach unjerm Bundesgejeß nichts weiter zu thun als die 
Geſetze zu verfündigen und über ihre Ausführung zu wachen. Meine Herren, 
it er, joweit das in das Finanzfach reicht, dazu nicht fähig, die Werant- 
wortung zu übernehmen? Nun frage id) Sie, meine Herren, wie iſt es 
denn in anderen großen Staaten mit den Minijterien? Glauben Sie wirklich, 
daß die einzelnen Minijter alle befähigt find gerade das durdy eigene Sadı- 
fenntniß zu vertreten, was zu ihrem Reſſort gehört? Glauben Sie wirklich, 
dab der Herr Kultusminijter von Mühler z. B. auch veritehen muß ein 
Thierarzt und ein Schaufpiel-Direktor zu jein? (Große Heiterkeit.) Das fteht 
auch Alles unter ihm. Mit ſolchen Behauptungen it aljo gar nichts be 
mwiejen. Natürlich kann ein Menſch nicht Alles leiiten; dazu bat man eben 
jeine Beamten, meine Herren, und die find ebenjo verantwoRtlich wie der Bunded- 
fanzler, verantwortlidy dem Hauje gegenüber und dem Präfidium gegenüber wie 
den Bundesrath. Meine Herren! Die ganze Sadye fulminirt dody in weiter 
nichts ald darin, daß die Herren eben bemüht find, wie ich mid) ausdrückte, unjere 
neue Bundesverfaſſung in die jogenannte fonititutionelle Schablone zu bringen. 
Ich kann ed mir nicht verfagen darüber ein Bild zu gebrauchen, was mir 
kürzlidy ein leider hier verjtummter parlamentarijcher Mund gefchrieben bat. 
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Er jagt: Das ganze Beftreben der Herren verantwortliche Minifterien zu 
befommen, das könne er nur mit dem Verſuche vergleichen, da man an 
dem Regierungstopf, der hier an diejem Tijche vertreten jei, neue Henkel 
machen wolle, damit man ihn beijer faljen und auf dem parlamentariichen 
Feuer des einheitlichen, auf Urmwahlen bafirten Reichötages kochen wolle! 
(Heiterkeit) Meine Herren! So ift es auch. Dabei geht die Entwid- 
fung rückwärts — und das möchte ich die Herren bitten von der konſervativen 
Partei und meinen andern Freunden, die hier vor mir fiten, dab fie ed fich 
doch noch einmal überlegen mödjten, ob fie nicht lieber gegen einen Antrag 
ftimmen wollten, den fie freilich mit ihres Namens Unterjchrift geziert haben, 
der aber doc; möglichermweije einen Verlauf nehmen könnte, den ganz gewiß 
Keiner von ihnen beabfichtigt hat. — Sie jehen aus diejen Deduftionen, daß 
eö natürlich meinen politijchen Sreundeh und mir eine Unmöglichkeit ift für 
den Antrag zu jtimmen. Ich bin auch ganz außer Stande, Ihnen irgendwie 
eine Verheißung gleichjam zu machen, warn denn nun der Zeitpunkt ge- 
fommen jein würde, wo wir und auch mit dem Herm Grafen Müniter 
überzeugt halten würden, dab nun jchnell wieder etwas Anderes gejchehen 
müfje. Meine Herren, ich jehe durchaus feinen Drang jchon jet über diejen 
Zeitpumkt zu jprechen. Der Herr Abgeordnete Tweſten hat gejagt, er wolle 
bier feine Zufunftspolitif machen. Nun, meine Herren, ich will auch feine 
Zufunftöpolitift machen, aber dad muß ich doch jagen, wenn ein Antragiteller 
fi) bier hinſtellt und jagt: ich will feine Zufunftspolitif machen, und er 
greift den ganzen Bund, die Verfaſſung ded Bundes auf eine Art und Weije 
an, dab fie wenigitens in ihrem jegigen Beitande undenkbar wird —! Wir 
begeben und ja dann in ein neueö Provijorium! Ja, es it freilich Alles 
Provijorium in der Welt; Deutjchland ift ſtets in einem proviforiichen Zu: 
ftande geweſen — ich habe leider noch nicht gejehen, daß der Abichluß gefommen 
it, der jeit jechöhundert Jahren erjtrebt wurde, ich habe das Ziel wenigiteng 
immer für unerreicht gehalten! Wir haben gejehen, daß Deutjchland ſich an 
jechöhundert Jahre zerfleijcht hat, und nun wollen Sie, in zwei Iahren mit 
einem Male holter di polter joll das alles wieder aufgebaut jein! Haben 
Sie doc einigermaßen Geduld! Was hat unjere Bundeöverfaffung und was 
bat unſer Norddeuticher Bund denn eigentlich verbrochen in den zwei Jahren, 
dag Sie es durchaus für nöthig finden ihm jchon wieder einen fleinen 
nationalen Schlag zu geben? Die Einen wollen ihm einen kleinen natio- 
nalen Schlag geben, die Anderen wollen ihm einen recht echt fonftitutio- 
nellen Scylag geben: das find die Unterjchiede, die in diefem Antrage ver- 
treten find! Ich kann nicht finden, daß das nationale Bewußtſein in den 
legten zwei Jahren heruntergefommen wäre; ich jehe nichts von Negation 
und Stagnation, — ich jehe nur, daß man mit diefem Antrage gewiſſer— 
maßen unjere jeßige Berfaffung negiren würde! Meine Herren, bat denn 
jemald Deutichland eine Verfaſſung gehabt wie jet, die und in dem 
Maaße ſchützt vor dem Auslande? Haben Sie denn ganz vergefien, meine 
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Herren, an die Stärke des Deutjchen Heered und der Deutjchen Flotte zu 
denfen und mas jeit diejen zwei Jahren alles in Deutjchland geſchehen ift? 
Sch jollte doch meinen, Sie hätten feine Urjadhe den verbündeten Fürften 
allzu viele Vorwürfe zu machen, daß fie und in dem nationalen Streben 
nicht entgegengefommen wären! Meine Herren, werfen Sie einen Blid auf 
die Unmafje von Gejeen, die wir gemacht haben nad) der freien — wie 
Sie ſich auddrüden — nationalen Richtung. Meine Herren, wir haben ein: 
zelne Bundesländer ſchon vollitändig auf den Kopf geſtellt, — möge Gott 
geben, daß fie bald wieder auf ihren gejunden Füßen ftehen! (Heiterfeit.) — 
Alfo, meine Herren, nach diejer Richtung bin weiß ich doch in der Welt 
nicht, wozu wir wohl jet eine Veranlaffung hätten jet in diefem Momente 
zu drängen. Im Gegentheil ich glaube, wir haben alle Urjache, unſerem 
Norddeutichen Bundesweſen — dem ganzen — nich dies Mibtrauensvotum 
zu geben! Denn das ift ed, wenn der Abgeordnete Tweſten hervorhebt, es 
jei ein proviforifches, es könne nicht beitehen, es müfje fortgebaut werden —; 
dann hält er es jelbit für ein Unhaltbares! Jede Reform it natürlich nicht 
auszuſchließen, it anzuitreben auf dem gejeglichen Wege, aber ich glaube 
ihm nachgewiejen zu haben, dab dies der umgekehrte Weg ift, und mur in: 
jofern, meine Herren, gehöre ich allerdings zu Denjenigen, die der Abgeord- 
nete Tweiten als Antragfteller meines Erachtens ganz faljcy charafterifirt hat. 
Gr hat gejagt: ein dauernder grundjäßlicher Gegenſatz — alſo doc 
gegen jeinen Antrag, gegen die Richtung verantwortliche Bundes-Minifterien 
diefer unſerer Formation aufzudrüden, (ander habe ich ihn nicht ver: 
ftanden) fann nur von Solden ausgehen, die die Folgen von 
Königgräß wieder weg haben wollen. Ic weiß nicht, wie er zu 
dieſer Aeußerung gefommen ift, ich jage, ich mache ihm eine grundjäß- 
lidye Oppofition und hoffe jo klar geweſen zu jein in meinem Vortrage, 
daß er verftanden hat, warum ich das thue: weil ich den Linfögalopp nicht 
länger haben will, wenigitens nicht meinerjeits etwas dazu thun will, daß 
er zu eimer zu übereilten Gangart wird. Und da möchte ich die Herren 
bitten darüber nachzudenken, ob auch Sie Ihrerjeits (nad) rechts) Urjache 
hätten nad) diefer Richtung hin die Herren Antragfteller noch ferner durd) 
ihr Votum zu unterftügen. Ich follte dody meinen, wir hätten in Deutſch— 
land alle Urjache mit unſerm jeßigen Zuftande fürs erite zufrieden zu jein. 
Ich möchte doch einmal die Macht auf Erden jehen, die es wagte unſer 
nationales Bewußtjein jet kränken zu wollen! Im welcher Zeit Deutjchlands 
it das in diefem Maaße gewejen, meine Herren? Ich erinnere mich an 
einen erhabenen Moment meines Lebens: im Jahre 1861 auf dem Schloß— 
hofe zu Königsberg, bei der Krönung unjeres Allergnädigiten Königs, in dem 
jelben Momente, als unſer verehrter Herr Präfident, der jet bier uns re 
giert, im Namen des Preußiſchen Landtags in offner Halle Seiner Majeität 
dem Könige die Huldigung des Landtags darbrachte, — in diejem jelben Mo— 
mente, meine Herren, ging ein Wind durch den Hof, dab die Fahnen ans 
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einanderjchlugen. Ich erhub meine Augen und jah einen Adler hoch in den 
Lüften über dem Hofe jchweben, umjchwirrt von einer Menge Dohlen und 
Krähen, deren Gejchrei, deren Gebeiße, deren Gerupfe Jedermann, der jo 
etwas einmal geſehen hat, befannt iſt. Meine Herren, der Adler zog ganz 
ruhig feine Straße, unbeirrt um das Geichrei und das Getöfe. Und in 
welcher Zeitftunde Deutichlands lebten wir damals? Meine Herren, ich nenne 
nur zwei Namen: Bamberg und Würzburg. — Laien Sie diefen Deut- 
hen Adler rubig jeine Bahn vollziehen, meine Herren — des Windes parla= 
mentarifcher Anträge und Nejolugionen braucht er nicht — gebe ihm Gott 
der Herr die Bahn, Schuß und Schirm für Deutjchland zu jein und zu 
bleiben! (Bravo!) 

Bundesbevollmächtigter Minifter Freiberr von Friefen (Sacjen)*): 
Meine Herren! Ich halte es im politiichen Leben allemal für einen großen 
Vortheil, wenn eine gegneriiche Anficht jo klar und unummunden ausge 
ſprochen wird, daß man auch nicht im mindeften zweifelhaft darüber fein 
fann, welche Pofition man dagegen einzunehmen bat. Ic, bin daher dem 
zweiten geehrten Redner, der heute bier geiprochen hat, dankbar dafür, daß 
er und ganz offen und umummunden ausgeſprochen hat, was eigentlich jeine 
Abficht it. Ich werde mir erlauben mit derjelben Offenheit meine ganz 
entjchieden entgegengejette Anficyt hier auszuiprechen. Ich thue das und 
indem ich es thue, erfülle ich eine Pflicht, die mir obliegt, eine heilige 
Pflicht, denn ich habe dem, was durch diefen Antrag aus der Welt geichafft 
werden joll, meinen Aufenthalt in diefem Haufe überhaupt zu danken und 
id werde dieje Pflicht in jeder Weile zu erfüllen juchen. Der erite Herr 
Redner, der geiprodyen bat, bat dem Antrage nicht dieje weit gehende Be— 
deutung beigelegt, hat ihn mehr von einer Seite dargeitellt, dic ſich auf das 
Geichäftliche bezieht, auf die Heritellung einer itrengern Grefutive u. ſ. w. 
Indefien ich fann alle die Deduftionen, die der erite Herr Redner und ge— 
geben hat, bier füglicy bei Seite laffen, fie jcheinen mir durch die Rede des 
zweiter Herrn Redners eigentlich befeitigt zu jein, wir wiljen nun, mit was 
wir es bier eigentlich zu thun haben. Ich will daher bier mur einige wenige 
Bemerfungen in Bezug auf die Neuerung des Abgeordneten Tweſten bei: 
fügen. Derjelbe bat zunächſt gejagt oder wenigitens angedeutet, dab auch 
für die Cinzelitaaten in jeinem Antrage feine Gefahr läge, eö werde im 
Gegentheil die Sicherheit der Ginzeljtaaten, es werde inäbejondere die 
Sicherheit derjelben gegen die Cingriffe der Wundesgewalt dadurch 
vergrößert werden, dab fünftighin nach jeiner Anficht ein Kollegium 
von Miniftern über dergleichen Dinge zu enticheiden babe und nicht ein 
Ginzelner. Der Herr Abgeordnete hat Recht, in einzelnen Beziehungen be— 
stehen Unficherheiten über die Kompetenzgrenzen, und es iſt möglich, daß bie 
und Da jogar kleine Konflikte entitehen, die man gerne bejeitigen möchte; 
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aber daß das Mittel, welches er vorgejchlagen bat, irgend dazu führen könnte, 
diefe Konflikte zu bejeitigen, das kann ich in feiner Weiſe anerfennen, — 
wie dadurch die Einzelitaaten in der Verwaltung, in der Erfüllung der ihnen 
nach der Verfafjung obliegenden Pflichten eine größere Sicherheit erlangen 
jollten, das, ich muß es geitehen, it mir nicht recht Elar; ich verftehe das 
nicht. Wenn ed aber eine foldye Unficherheit giebt, und zwar eine Unſicher— 
heit, die wie mir fcheinen will in allen Staaten gleichmäßig fich zeigen 
muß, nicht bloß in den Heinen, ſondern auch in den größten Staaten, jo ift 
es die Unficherheit, die dadurch entiteht, daß jo oft an der Bafis der Ver: 
faffung bier gerüttelt wird, jo ift es die Umnficherheit, die darin beiteht, dat 
fortwährend Anträge auf Frweiterung der Kompetenz geitellt werden — 
(Sehr richtig! rechts), die Unficherheit, die dadurch entiteht, daß jchließlich 
fein einzelner Staat mehr recht weiß, ob er noch an irgend einen Gegen: 
ftand der Gejeßgebung die Hand anlegen, ob er Gejeßvorjchläge antaften 
und ausführen kann, und ob nicht der Reichstag auf dem Wege eines ein- 
fachen Antrages einiger Mitglieder ihm die Kompetenz entzieht. Wäre das 
wirflich die Abficht des Herrn Abgeordneten gemwejen, den Cinzelftaaten eine 
größere Sicherheit in der Entwidelung der eigenen Kraft und Thätigfeit zu 
geben, jo wird er dieſen Zweck gewiß beifer erreichen, wenn er von dergleichen 
weiteren Anträgen Abſtand nimmt ald durdy die Ernennung von Bundes— 
miniitern. Berner bat der Herr Mbgeordnete eine Meußerung gethan, Die 
ſchon der Herr Vorredner erwähnt bat, daß nämlich — ich habe es wenigſtens 
jo veritanden — nur die Feinde des Bundes überhaupt fich gegen feinen 
Antrag erflären fönnten. Nun, meine Herren, ich kann nidyt Anſpruch 
darauf machen, dab die Hohe Verſammlung mich vollftändig fennt, wer mich 
aber fennt, der wird wilfen, daß ich fein Feind des Bundes bin, dab ich im 
Gegentheil dasjenige thue und gethan habe, was in meinen Verhältniffen 
möglidy war, — was dazu geeignet ift dem Bunde feine Aufgaben zu erleichtern 
und im Sinne des Bundes zu wirfen. (Lebhafted Bravo rechtd und im 
Centrum.) Deſſenohngeachtet muß ich mich diefem Antrage ganz entjchieden 
entgegenftellen, und ich laſſe mich darin durch die Bemerfung nicht ein- 
Ichüchtern, dat das mur ein Feind ded Bundes thun könnte. (Beifall.) Wenn 
ich nun entjchieden gegen den vorliegenden Antrag mich erfläre, io glaube 
ich nicht dabei ausichließlich den Standpunkt eines Cinzelftaates einnehmen 
zu müffen, obgleich ich mich nicht davor zu fürdhten brauchte, denn die 
Exiſtenz der Einzelitaaten ift eine auf Grund der Verfaflung vollkommen 
berechtigte: fie haben ebenjogut das Necht ihre Intereffen in eine Waag— 
ſchaale zu legen und ſich gegen Eingriffe der Gejammtheit, des Ganzen, zu 
vertheidigen, wie das Ganze das Recht hat Ueberjchreitungen der Einzel— 
itaaten zu verhindern und ihnen entgegenzutreten. Wenn man eine joldye 
Stellung mit dem Worte „Partikularismus“ abfertigen will, nun, meine 
Herren, ein foldhes Wort will ich Jedem lafjen, der ed brauchen will, es ift 
dann aber ein verfaflungsmäßig vollflommen berechtigter Partikularismus 
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(Sehr richtig! rechts), ein Partikularismus, von dem ich mich nicht trennen 
und dem ich ftetd huldigen werde. Ich glaube aber, meine Herren, nunmehr auf 
eine nähere Beleuchtung dieſes Gegenftandes eingehen zu jollen. Ich halte 
den Antrag für einen höchſt gefährlichen, und zwar deöwegen für höchſt ge- 
fährlid), weil er in eine Grundbedingung unferer Verfaffung eingreift, weil 
er wiederum einen Paragraphen unjerer Verfaſſung in Zweifel ftellen und 
abändern und dadurch wiederum Ungewißheiten verbreiten will. Wohin das 
am Gnde führen will, darüber ift wohl — wenn idy ed ganz ehrlich jagen 
joll, — feine Ungewihheit mehr vorhanden, jondern wir haben es aus der zweiten 
Rede unzweifelhaft gehört, wohin es führen jol. Ich halte es für höchſt 
wünjchenäwertb, daß in Deutichland — und darin befinde icdy mich im prin- 
zipiellen Gegenjaß gegen die bisherigen Redner — einmal eine Zeit lang 
ein Gefühl der Sicherheit eintritt, nicht bloß ein Gefühl der Sicherheit nach 
Außen jondern ein Gefühl der Sicyerheit nad) Innen. Wir haben inner- 
halb deö Bundes noch jehr viel zu thun (Sehr richtig! rechts), der Bund 
bat jehr viel zu thun, auf der ihm bereitö gegebenen und beitehenden Bafis 
jeine Imftitutionen auszubilden, und die Einzelitaaten haben noch jehr viel 
zu thun, ihre Inſtitutionen dem Allgemeinen anzupaljen und fich zu lebenbdi- 
gen und jelbitthätigen Mitgliedern deö Ganzen heranzubilden. (Zuftinmung 
rechts.) Meine Herren, durch ein ewige Mütteln an den Fundamenten der 
Berfafjung, durch ein ewiges Infrageftellen aller der Grundjäge, auf denen 
die Verfaſſung beruht, befördern Sie dieje Entwidelung nicht; dadurch werden 
Sie im Gegentheil immer mehr und mehr Unruhe, immer mehr und mehr 
Mikveritändniffe, immer mehr und mehr Mißtrauen erregen — von den 
Wirkungen nach Außen bin will ich gar nicht jprechen. — Aber das fann id) 
offen ausſprechen: — es iſt ja eine befannte Thatſache — der Bund, die 
Einigung ded nörblihen Deutſchlands im Bunde hat jeine prinzipiellen 
Gegner. Mit ihnen wird überhaupt micht viel zu verhandeln jein. Ich glaube 
nicht, dab wir fie zu unjern Freunden machen, wenn wir auch Bundes— 
minifter ernennen. Aber wir haben außerdem nody eine große Mafje, die 
nach Tauſenden zählt und zwar gebildete Männer, — idy rede nicht von den 
Ungebildeten — gebildete, intelligente Männer, die ſich nody mit einem ge— 
willen Mibtrauen, mit einer gewiljen Unbehaglichfeit innerhalb des neuge- 
Ichaffenen Bundes erhalten. Es find wohl, jo viel ich beurtheilen kann, in 
allen Staaten Männer vorhanden, die noch mißtrauisch find, weil fie nicht 
recht wifjen, was jchliehlich das Ende jein joll; ich mache auch in diefer 
Beziehung feinen Unterfchted zwijchen Preußen und den andern Staaten, denn 
wenn gleich die großen und umfänglichen Präfidialbefugniffe verfaſſungsmäßig 
mit der Krone Preußen verbunden find, jo iſt doch der Staat Preußen als 
eine politijche und ftaatörechtliche Individualität noch ein neben dem. Bunde 
beftehendes Ganzes, was nady feinen eigenen Gejeten, mas nach jeiner eige- 
nen Berfafjung beiteht und regiert wird. Und auch für diejem großen Staat 
kann eö nicht gleichgiltig fein, wenn die Berfafjung des Bundes, die immer 
3° 


1158 1869. "Art. 17. Verantwortliche Bundesminifterien. 


rückwirkt auf feine eigene, in einem ewigen Wechjel, in ewiger Unruhe, in 
ewiger Bewegung begriffen it. Ich glaube Alles, was wir jet wünjchen 
fönnen, it: daß Sie eine Zeit lang die Verfaſſung in Ruhe laflen und die 
verfaffungsmäßigen Organe ded Bundes ſich damit begnügen, die gegebenen 
Grundlagen der Verfaffung auszubilden und nicht immer wieder daran zu 
rütteln und daran zu Itoßen. Gehen Sie, meine Herren, über dieſe Ver— 
hältniffe nicht leicht hinweg! Win haben in der jeßigen Zeit viele Männer, 
die fich die Mühe geben, die nody wideritrebenden innern Sluftuationen inner: 
halb des Bundes in das rechte Geleije zu leiten, viele Männer, die es ſich 
zu ihrer Aufgabe und zur mühevollen Aufgabe ihres Lebens machen, der Idee 
des Bundes in den verſchiedenen Kreifen mehr Eingang zu jchaffen. Rufen 
Sie nicht, ich bitte Sie, meine Herren, in dem Gewiſſen diejer Männer 
Konflikte hervor, die fie dahin führen, müßten, zu jagen: „Nein! Bis bierber 
und nicht weiter! (Hört!) Iebt hört ed auf!” Durch joldye Anträge und 
ſolche Erklärungen der Anträge, wie wir fie heute gehört haben, werden 
wir den Feinden ded Bundes neue Waffen in die Hand geben. (Sehr richtig! 
rechts. Damit werden wir die Miktrautichen, Zweifelhaften und Unfichern 
nicht gewinnen, damit werden wir den beiten Freunden des Bundes Die 
Waffen aus der Hand nehmen, mit denen fie auf Andere einwirfen und im 
Intereije des Bundes wirken fünnen. Meine Herren, es iſt nicht bloß ein 
partifulares Intereije der Einzelitaaten, wenn man ſich gegen diejen Antrag 
erklärt. Es gejchieht im wahren Intereije des Bundes und der Entwidelung 
jeiner Interejfen. Ich verftehe freilich den Bund, wie er beiteht, wie er in 
unjerer Verfaſſungsurkunde vorgezeichnet ift und wie wir ihn heilig halten 
müſſen, nicht einen joldyen Bund oder „Nichtbund“, wie man ihn etwa für 
die Zukunft ſich denken will. Man bat dagegen gejagt und ich habe das 
auch vielfady gelejen und auch gehört: „Sa, der Bund joll nicht jtille 
itehen. Der Bund joll nicht Stille ſtehen, er joll immer weiter fortichreiten. “ 
Ein verehrter Redner von heute hat jogar den jebigen Zeitraum mit dem 
Zeitraum nad) 1815 verglichen: auch damals wäre anftatt des Aufſchwunges 
eine gewiſſe Stagnation eingetreten, man wäre nicht vorwärts gekommen, 
man hätte geglaubt und allgemein angenommen, ed wäre Alles nur etwas 
Proviſoriſches und ed hätte doch jo nody jehr lange gedauert. Nun, meine 
Herren, ich glaube, es iſt ein ungerechter Borwunf, den man dem Bunde 
macht, daß er in der Zeit, zu welcher er beiteht, zu wenig gethan habe. Be 
denfen Sie, der Bund bejteht noch nicht jeit ganz zwei Jahren, und was 
iſt in diejen zwei Jahren nicht jchon gejchehen! Welche wichtigen und zum 
Theil jehr heilfamen, nüßlichen Gejeße find in dieſer Zeit gejchaffen worden ! 
(Zuftimmung rechts.) Können Sie wirflid) annehmen und glauben, daf 
dad ein Stillftand it? Und wenn der erite Herr Redner gejprochen bat 
vom Ausbau der Verfaſſung: — ja mein Gott, man baut doch ein Haus 
nicht dadurd aus, daß man fortwährend an jeinen Fundamenten rüttelt. 
Man macht dod) das Haus für Die, die darin wohnen, und Denen, die etwa 
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noch einziehen wollen, nicht angenehmer, wenn man ihnen beſtändig ſagt 
und zeigt, wie leicht das ganze Haus über ihnen zuſammenbrechen und ſie 
dabei. die Hälſe brechen können. (Sehr richtig! rechts. Man jagt uns 
ferner: in Bezug auf das Meaterielle bat der Bund vielleicht dad Seinige 
gethan, aber die politijchen Ideen, der allgemeine Fortichritt, darin it gar 
nichts gejchehen, und da müſſen eben auch die einzelnen Staaten etwas von 
ihren Rechten abgeben, es muß die Verfaffung ded Bundes in diejer Be— 
ztehung abgeändert werden. Nun, meine Herren, die Frage nad) dem Fort: 
Ichritt, das ift etwas ſehr Zweifelhaftes, je nachdem man das Wort verfteht. 
Ich muß jagen, ich halte es in den Intereffen, die wir Alle bier vertreten, 
dody für einen bedeutenden Fortichritt, der jeit dem Anfange ded Bundes 
wirklich ſchon gemacht worden iſt. Blicken Sie doch um ſich in diefem Saale, 
wo Sie die Vertreter der verjchiedeniten Parteien des Landes jehen, auch der 
ertremften auf beiden Seiten, jehen Sie hier jo viele Männer vereinigt aus 
den einzelnen Staaten, die noch vor wenigen Iahren zum Theil ſtündlich 
mit Mißtrauen einander gegenüber geftanden haben, jehen Sie friedlidy ihre 
Meinungen austaujchen jelbjt über jo ſchwierige und tief in die Verhältniffe 
einjchneidende Anträge, wie der vorliegende iſt! Halten Sie das nicht für 
einen Fortſchritt? (Sehr richtig! rechts.) Iſt da das Nationalgefühl nicht 
bereitö jehr weit, und zwar in einer Weiſe fortgejchritten, wie wir ed nur 
wünjchen fünnen? Und nun möchte ich zum Schluß den Herren nur nod) 
Find jagen: ein weit größerer Fortichritt würde bevoritehen, wenn Sie es, 
meine Herren, über ſich gewinnen könnten, ſolche Anträge künftig nicht 
wieder zu ftellen, wenn Sie es über fi gewinnen könnten, nicht ewig an 
der Verfaffung zu rütteln, nidyt ewig den Cinzeljtaaten, die gern fi am 
Bunde betheiligen und daran mitwirken, das Bild vorzuhalten, wie unficher 
die ganzen Verhältniffe find, indem die Majorität diefer Verſammlung im 
Stande fein möchte, die ganzen Verhältniffe umzufehren. Meine Herren, 
damit werden Sie nicht erreichen, damit werden Sie Niemandem den 
Aufenthalt in diefem Haufe angenehmer machen und feinen Fremden ein- 
laden, in dieſes Haus zu ziehen. Damit werden Sie nur dad Gegentheil 
von dem erreichen, was Sie wollen; Sie werden nicht Ihre Ideen aus— 
führen, Sie werden die Idee ded Bundes jchädigen! Auf dieſe Weile geht 
ed nicht! (Bravo! rechts.) 


Graf Vethuſy-Huc (Kreuzberg: Rojenberg):*) Meine Herren! Ich 
babe zunächſt auch in meinem und aller politijchen Freunde Namen, weldye 
mit mir den Antrag unterjchrieben haben, die bündigfte Erklärung zu wieder: 
holen, daß feiner unjerer Namen fidy darunter befunden haben würde, wenn 
anderd wir geglaubt hätten dem Mißverſtändniß ausgelegt zu jein, es 
fönne der Antrag direft oder indireft ald ein Mißtrauensvotum gegen den 
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Mann bezeichnet werden, den wir ald den Hauptgründer und Schöpfer 
unferer gegenwärtigen Situation anerkennen und verehren. Der Antrag ift 
auch, obgleich er formell nach unfrer Gejchäftöverfaffung nicht anders ala 
an den Herrn Bundesfanzler addreifirt werden fonnte, nur an jeine amtliche, 
vielmeniger an jeine perjönliche Perjönlichfeit — wenn idy mid, jo aus- 
drüden ſoll — gerichtet, jondern an die der verbündeten Regierungen, und 
wenn der Vertreter derjelben, welcher jo eben das Wort genommen hatte, 
und bat, wir möchten vor allen Dingen das Gefühl der Sicherheit und des 
Vertrauens in den Bund und jeine Verfaſſung, wie fie gegenwärtig beiteht, 
nicht erjchüttern, jo erlaube ich mir im Cingange ihm jchon zu entgegnen, 
dab das Gefühl der Sicherheit erſt dann eintreten wird, wenn wir Zu: 
itände geichaffen haben, von deren möglicher Dauer wir überzeugt find, und 
dab die Verfaſſung jelbit vielleicht nicht jo einftimmig als es geſchehen iſt 
angenommen worden wäre, wenn nicht der $ 78 fich in derjelben befände, 
welcher die Möglichkeit einer verfafjungsmäßigen Aenderung diejer Verfaſſung 
jelbit involvirt. Ich werde mit dem Herm Abgeordneten von Blandenburg, 
welcher einen Antrag auf Verfaffungsänderung am Schluß jeiner Rede 
als einen fundamentalrevolutionären, umftürzenden bezeichnete, im Cingange 
derfelben aber ihn unter den vielen heiteren Bildern, welche jeine Rede 
ſchmückten, mit einem passer rusticus constitutionalis verglich, mich jpäter 
audeinander zu ſetzen haben. Ich werde jet meinen Gegnern von jeiner 
Partei, die vielleicht nocdy das Wort gegen mich ergreifen jollten, ihre Auf: 
gabe dadurch zu erleichtern mid; bemühen, daß ich diejenigen Einwendungen, 
welche fie gegen mich wie ich vermuthe auf dem Herzen haben, jelbit mir 
zu machen bemüht jein werde. Ich brauche nicht daran zu erinnern, daß 
ich in der Situng vom 27. März 1867 gegen dad damals zu meinem An- 
trage zu Artifel 16 vom Herm Abgeordneten von Bennigjen geitellte Unter: 
amendement, welches wejentliche Verwandtichaft mit dem Antrage hat, der 
und heute beichäftigt, mich ausgejprochen hatte. Ich jagte damals: „Die 
andere Alternative ijt, ed werden verantwortliche Vorftandömitglieder neben 
dem Bundeskanzler außerhalb des Bundesraths konſtituirt; — dann ift ein 
Reichöminifterium eingeführt, welches entweder feine Bedeutung hat, oder, 
wenn eine jolche, in der That die Souveränität der anderen Staaten mehr 
oder weniger mediatifiren müßte." Ich habe in der Fortjeßung meiner 
Nede gelangt, daß ein Neichsminifterium, für welches ich, wie ich hinwies, 
in der Generaldiäfujfion über die Verfafjung warm plädirt hatte, mir zur 
Zeit noch unerreichbar jchien. Ic kann dem Grafen Miünfter ſelbſt über- 
laffen, da er ald Antragfteller zum Schluß das Wort hat, den ihm vorge: 
worfenen jcheinbaren Widerjpruch jelbit ald einen nicht eriftirenden nachzu— 
weilen. Ich babe mich gegen einen ähnlichen Widerſpruch zu verwahren, 
welcher in meinen damaligen Ausführungen und in meinem heutigen Votum 
gefunden werden könnte. Ic habe in diefem Betracht auf die Nede des 
Herrn Bundesfanzlerö in derjelben Sitzung zurückzuweiſen. Er jagte: „Wir 
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haben uns die Grenze unſerer Anſprüche an die Opfer, die von den übrigen 
Regierungen zu bringen wären, darin geſtellt, wo ich ſie ſchon öfter bezeichnet 
habe: in dem, was uns unentbehrlich ſchien zur Führung eines nationalen 
Gemeinweſens“. Ich habe mit dem Herrn Bundeskanzler gegen den Antrag 
von Bennigſen geſtimmt, weil ich mit ihm annehmen durfte, daß die Opfer, 
welche ich in dem von mir vorgeleſenen Paſſus bezeichnet habe, für die 
Fortführung eines nationalen Weſens nicht unentbehrlich ſeien. Ich habe 
dies thun müſſen, einmal weil bei der Neukonſtruirung eines Verfaſſungs— 
weſens es darauf ankommt zu verſuchen, was und wieviel von dem alten in 
das neue Leben herüber zu führen iſt. Ich habe es aber hauptſächlich ge— 
than, weil ich damals vor die Alternative geſtellt war, eine Verfaſſung zu 
Stande zu bringen, oder ſie nicht zu Stande zu bringen. Dieſe Alternative 
oder eine ihr auch nur ähnliche exiſtirt jetzt nicht. Wenn der Antrag heute 
angenommen wird, ſo hat das auf das Fortbeſtehen unſeres Deutſchen Ge— 
meinweſens in keiner Weiſe einen nachtheiligen Einfluß und ich glaube, daß 
in Anbetracht dieſes dem Antrage eine viel größere und ominöſere Tragweite 
zugemuthet worden iſt, als er in der That hat. Ich glaube, daß die letzten 
Jahre uns vollkommen davon überzeugt haben, daß in der That allen Theilen 
viel größere Opfer angemuthet werden müſſen, als damals in Ausſicht ge— 
nommen war. Die Stellung eines Reichsminiſteriums, welche der Abge— 
ordnete von Blanckenburg in ſeiner Rede als eine unmögliche, als eine den 
Bundesrath paralyfirende bezeichnete und in deren Kategoriſirung er ſich bis 
zu dem freundlichen Worte „Unſinn“ verſtieg, ſcheint mir einer Unmöglich— 
keit gar nicht zu begegnen. Daß die Inſtruktion dieſes Reichsminiſteriums 
nur von dem Präfidenten des Norddeutſchen Bundesſtaates ausgehen kann, 
verſteht fich von jelbit. Dat die Stellung des Bundesraths dadurch alterirt 
wird, daß die Souveränetät der einzelnen Staaten, wie ich in meiner Rede 
vom 27. März 1867 jagte, quodam modo mediatifirt wird, liegt auf der 
Hand. Aber der Bundesrath wird aus der Stellung eines Bundeötaged — 
wenn ich mich dieſer Vergleichung bedienen darf — mehr herausgehen und ſich 
mehr der Stellung eines Fürjtenhaujes nähern. Und died, meine Herren, 
unſrer Berfafjung näher zu rücken, bezeichne auch ich allerdings unter die 
pia vota, welche wir bei der Ausbildung und Fortbildung der Berfaffung 
ind Auge zu fallen haben, und die Indicien, welche ſich für die Nothwen— 
digkeit einen weiteren Fortbildung unjrer Verfaſſung in meinem Auge ge 
zeigt haben, find jehr mannigfaltiger Art. Sie find zunächſt finanzieller 
Natur. Ich möchte Sie darauf hinweiſen, was mein Freund, der Graf zu 
Münfter jchon hervorgehoben hat, dab unjer Staat Ausgaben bewilligt und 
auf den mefentlichen Theil der diejen Ausgaben gegenüberftehenden Ein- 
nahmen nur einen jehr indirekten Einfluß bat, daß diejer Einfluß ausgeübt 
wird von einem Staatöförper, welcher mit und weder identiſch iſt noch, 
wie es fich gezeigt hat, fich identijch fühlt. Ich habe mid) damals gegen 
ein Reich6minifterium außer den vorhin angegebenen Gründen auch aus 
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dem Hauptgrunde noch ausgejprochen, weil ich hoffen durfte, durdy eine 
mäßige Gentralifirung unjres Staatsweſens eine wirklich innere Annäherung 
auch der Süddeutichen Staaten an uns herbeizuführen. Dieje Hoffnung 
bat mich in alle Wege getäufcht und ich ſehe bei der finanziellen Lage des 
Norddeutihen Bundes nicht ohne Sehnſucht dem Zeitpunfte entgegen, wo 
es und möglich fein wird, nach Ablauf der Zollvereinsverträge mit den Süd— 
deutfchen Staaten die Erneuerung derjelben von Bedingungen abhängig zu 
machen, weldye die Fortführung unjres Staatölebens ermöglichen. Diele 
finanzielle Anarchie, in welcher wir uns befinden, hat für mich einen that- 
jächlihen Ausdrud darin gefunden, daß das Bundesfanzler-Amt uns jebt 
eine Steuer vorgelegt hat, für deren Vorlage ich den Bundeskanzler ungern 
verantwortlich machte, wein aud nur aus dem Grunde, daß ich mir die 
Bekämpfung diefer Vorlage mit den jchärfiten Waffen nicht werde verfagen 
können. Ich halte fie für eine der verderblichiten, für eine der für die Kern— 
provinzen unjerer preußiichen Monarchie vernichtendften Vorlagen, die wir in 
den leßten zehn Jahren erlebt haben, ich meine die Brennſteuer. Ich er: 
blide ein weitered Indicium für die vollfommene Unbaltbarfeit unjeres 
gegenwärtigen Zultandes in der Stagnation unjerer Preußiichen Gejeßgebung. 
Es iſt nicht möglich den Preußiichen Staat, weldyer formell dem Bunde 
gegenüber ein Bartifularitaat oder ein Einzelitaat iſt — jo gut und jo jchlecht 
ald ein jeder anderer — materiell zu ıdentificiren mit jedem von unjeren 
Bundesgenoſſen. Die Stagnation eines Theile des Bundes, weldyer vier 
Fünftel defjelben umfaßt, zieht für den Bund jelbit ganz andere Folgen nad, 
fidy als die Stagnation der Gejeßgebung in einem fleineren Staate. Weit 
entfernt aljo den Einfluß des Herm Bundesfanzlerd dadurch einengen zu 
wollen, dab demſelben Kollegen in jeinem Amte im Bunde gejeßt werden, 
wünjche ich die Macht deijelben dadurch zu erweitern, daß fich feine Stellung 
dem Bunde gegenüber und dem engeren Preußiſchen Baterlande gegenüber 
durch Ausführung dieſes Antrages mehr identificire. Ein weiteres Symptom 
für die Unhaltbarfeit unjerer Zuftände erblide ih in dem angebäuften Parla- 
mentariömus, in weldyem drei fingirte nebeneinandergeftellte Staatskörper 
beitehen, welche zum Theil identifch find und zum Theil nicht, welche in 
verjchiedenen Punkten der Peripherie fich berühren, in anderen fich ſchneiden 
und dody dad gleiche Gentrum haben, meldyes ich nicht zu nennen brauche 
— in dem Uebermahe des Parlamentarismus, welcher durch dieje Einrich— 
tungen notbwendig herbeigeführt wird. Parlamente zu haben, welche bloß 
dem Willen eines Mannes oder eines Minifterd folgen, würde dem Zwecke 
nicht bloß des Parlamentes jondern jedes Staatswejend diametral wider- 
Iprechen. Im ſchwierigen Verhältniſſen kann ein joldyes Parlament, weldyes 
unter Umitänden nicht den Muth hat auch den Männern zu widerjprechen, 
welchen es jein Vertrauen zugewendet, mit welcyen es aber in dem gegebenen 
Falle zu wandeln nicht gejonnen ift, — eine Stüße nicht bilden. Wir wollen 
ein Parlament (und wir müfjen dies wollen) von unabhängigen Menſchen, 
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weldhe in ihren Privatitellungen arbeiten gelernt haben und zu arbeiten 
gewohnt find. Wir können die verichiedenen Parlamente nicht zuſammen— 
jeßen aus verjchiedenen Männern, wenn anders wir nicht die Staatäförper, 
deren gemeinjames Gentrum ich eben hervorgehoben habe, zu einem fünit- 
lichen Gegenſatz anreizen wollen, welcher in der Natur der Körper nicht 
liegt und den Körpern jelbit die allergrößten Gefahren bereiten müßte. Wir 
fönnen aber nimmer von unabhängigen Männern, welche in ihren Privat: 
Iphären arbeiten, deren Arbeitsausfall aljo dort eine Lüde erzeigt, erwarten, 
dab fie fi) auf die Dauer dazu hergeben werden, acht Monate des Jahres 
in Berlin zu wohnen und fi) ihren Privatgejchäften und anderen vater: 
ländijchen näheren Pflichten zu entziehen. Gin meitered Symptom, daß die 
Gntwidelung des Norddeutichen Bundes diejenige Feſtigkeit und Vollendung 
nody nicht erhalten hat, von welcher der Herr Staatsminiſter von Friefen 
wie mir jcheint etwas euphemiftiich gejprochen hat, liegt in der allgemeinen 
Geſchäfts- und Verkehrsſtockung in unjeren wie in allen Ländern Europas. 
Meine Herren, man fühlt die Widerjprüche unferer Staatdentwidelung, man 
fühlt das Unfertige derjelben in allen angrenzenden Ländern. Doch man weih;, 
daß eine Konjolidirung nach der einen oder der andern Art erfolgen wird 
und erfolgen muß. Dieje Konjolidirung kann erfolgen auf dem Wege eines 
gewaltjamen Umifturzes, auf dem Wege eines Krieges. Wir unjrerjeits 
wollen dieſe Wege, die wir für jchlimmer halten als die Verzögerung des 
Rejultats, dadurd; vermeiden, daß wir die friedlichen Wege anbahnen, durch 
welche fie vermieden werden fünnen. Zeigen wir dem Auslande, wie wir 
bei Begründung der Bundesverfafjung ed gethan haben, dab wir ein Vor: 
wärtögehen nad) unjrer eignen Meinung ohne Rückſicht nach Rechts und 
nach Links nidyt jchenen, — dann bin ich überzeugt wird Niemand daran 
und zu hindern unternehmen wollen, weder der Staat (von dem der Herr 
Abgeordnete von Blandenburg jpradh), allein nody alle Staaten in Gemein- 
haft! Im dem Augenblide, wo wir unter und einig find, wird eine noch 
jo große Cinigfeit auswärtiger Mächte einen Widerſpruch gegen unjere in 
Einigkeit gefaßten Bejchlüffe nicht erheben! Meine Herren, dieje Einnigfeit 
ſoll unjer Antrag nicht untergraben, er joll fie herbeiführen! Er hat 
nicht die Abficht, daß er, wenn er nicht angenommen wird, in einer drängen⸗ 
deren Form wiederholt werde, welche dazu beitragen könnte, den Diffenjus 
zwifchen Parlament und den Bundesregierungen ‚weiter zu illuftriren. Gr 
hat die Abficht, — und ic) glaube, er wird fie troß des Widerſpruchs der 
Bundeöregierungen erreihen — dem Wunſche ded Deutichen Volfes, als 
defien Vertreter wir hier ftehen, einen Ausdruck zu geben, ihn in offizieller 
Form zu ihrer Kenntniß zu bringen und der weiteren Grmwägung ihren 
Raum zu jchaffen, warn und wie diefen Wünjchen und auf welchen Wegen 
denjelben näher getreten werden kann. Das lebte Ziel, welches der Herr 
Abgeordnete Graf von Münfter andeutete: eine große durchgreifende Revifion der 
Berfaffung konnte in der Form eines formulirten Antrages nicht in Ausficht ges 
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nommen werden, weil wir die in der Gefchichte noch nicht dageweſene Thatjache, 
daß 30 Regierungen fid) vor zwei Jahren erit über einen gemeinjchaftlichen Ver- 
fafjungsentwurf geeinigt haben, wie der Herr Bundesfanzler und vor zwei 
Jahren darauf hinwies, nicht ignoriren wollten, weil wir diefer Thatfache 
Rechnung tragen wollten und die weiter gehenden Anträge und nur dann 
eine Wirkung zu haben veriprachen, wenn fie von Seiten der verbündeten 
Regierungen und nicht von und ausgehen. Wir haben und darauf beichrän- 
fen müſſen, dieje großartigeren, weitergehenderen Ideen bier nur anzuregen, 
und ihnen einen praftiichen Vorläufer in einem Antrage zu geben, von defien 
Unausführbarfeit die freundlicyen Bilder des Herrn Abgeordneten von Blanden- 
burg wohl Niemand überzeugt haben werden. Daß ein Bundeöniniftertum 
möglich ift, glaube ich vorhin ausgeführt zu haben, und wenn der Bundes— 
rath dadurch mehr in die Stellung eined Herrenhaufes, Fürftenhaujes oder 
Oberhauſes uns gegenüber fäme, jo glaube ich würde dadurch jeine Stellung 
nicht eine minder würdige jondern wohl eine andere aber würdigere, werden 
und dazu beitragen diejenigen Gefahren zu vermeiden, welche in einem Ein- 
fammerjyitem mit Nothwenbdigfeit liegen. Meine Herren, was die Dppor> 
tunität diejes Antrages betrifft, jo läpt ſich darüber ftreiten. Mir und 
und, die wir den Antrag unterjchrieben haben und dafür zu jtimmen beab- 
fichtigen, ift aus den vorhin angeführten Gründen, aus der Stagnation un- 
jerer Gejeßgebung, aus der Ueberfluthung unſeres Parlamentarismus, aus 
der Stockung unjerer Gejchäfte die Heberzeugung mit Recht oder Unrecht 
hervorgegangen, daß ein dahin gehender Antrag ſowohl dem Herm Bundes- 
fanzler perſönlich als auch den verbündeten Regierungen in diejem Augen- 
blife opportun jein werde und opportun fein müſſe Wir würden, wenn 
wir eine jolche Ueberzeugung nicht gehabt hätten, den Antrag vielleicht in 
anderer Form geitellt, Sie würden vielleicht eine Vereinbarung mit den ver: 
bündeten Regierungen über die Stellung eines ſolchen Antrags erjtrebt haben. 
Nachdem er aber geitellt ift, jo glauben wir dem Deutjchen Volfe, als deſſen 
Vertreter wir bier ftehen, es jchuldig zu jein, daß der wie wir glauben 
von dem ganzen Volfe getheilten Meinung bier ein unverfäljchter Ausdrud 
gegeben werde. Wir glauben nicht und durdy eine motivirte Tagedordnnung, 
durch irgend eine Zugbrüde aus der Pofition ziehen zu jollen, deren mate- 
rielle Bollberechtigung wir nad) wie vor anerkennen, indem wir die Gründe, 
die der Herr Vertreter der Königlich Sächſiſchen Regierung und gegen die 
Dpportunität auszuführen die Güte hatte, in ihrer Berechtigung nicht aners 
fennen. Wir glauben diefer Stimmung den vollen und unverfäljchten Aus: 
druck geben zu müfjen, weil wir uns an das Goethe'ſche Wort er- 
Innern: 
Vergebens magſt Du lange Worte machen, 
Der And’re hört am Ende doch das Nein! 


Wir dürfen einem auf nationale Cinigung gerichteten Antrage feine 
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andere Antwort gegemüberitellen, als ein volled, ein einftimmiged, ein 
warmes Ja! 


Bundeskanzler Graf von Bismard *): Der Herr Vorredner und mehrere 
vor ihm haben eine Anzahl von Uebelftänden gejchildert, welche unjerm jeßigen 
politiichen Leben anfleben, und welche ja von Anderen als von den Rednern 
auch wohl noch empfunden werden; nur den Zujammenhang jehe ich nicht, 
wie alle dieje Uebeljtände, unter welche auch die Stockung der Gejeßgebung 
zulegt noch gerechnet wurde, dadurch bejeitigt werden jollen, dak man dem 
vielfachem Räderwerk, welches unjere Majchine bewegt, noch ein fünfted Rad 
am Wagen hinzufügt in Geftalt eines verantwortlichen kollegialiſchen 
Bundesminifteriums, mit welchem der Kanzler über jeden Schritt, den er 
thut, fich zu einigen hätte. Ich babe, als ich diefen Antrag zuerit gelejen, 
einige Schwierigfeiten empfunden mir ein Bild von jeiner Tragweite zu 
machen. Der erite Eindrud, den ich da on hatte, war der eimed ganz ent- 
Ichiedenen Mißtrauendvotums gegen jämmtliche Organe des Norddeutichen 
Bundes — mit alleiniger Ausnahme des Reichstages. Wenn ich die Unter- 
jchriften aber las, jo war ed mir bei manchem Namen doch ſchwer zu glauben, 
dab diejed Mißtrauen jei ed mir gegenüber ſei es dem Präfidium ſei es 
dem Bundesrat) gegenüber alle die Herren Unterzeichner bejeelt haben jollte. 
Ich fand Viele darunter, mit denen ich mir bewußt geweſen bin in voller 
Uebereinjtimmung an dem Werfe der Verfaſſung gearbeitet zu haben, Viele, 
deren Vertrauen nicht nur perjönlich ſondern auch als Träger einer der bun- 
deöverfafjungsmäßigen Inftitutionen, des Bundesfanzleramtes, zu befiten, ich 
mir jchmeichelte. Auf der anderen Seite wiederum fonnte ich mir doch nicht 
denfen, dab ein Antrag, der in vier Zeilen ohne alle Motive jo weſentliche 
und tiefgreifende Veränderungen des Bundes erftrebte, aus etwas Anderem 
hervorgegangen ſein könnte als einem ftarfen Gefühle der Unzufrieden- 
heit mit dem, was beiteht, dem Gefühle der Unzufriedenheit mit 
den bisherigen Leiftungen, welche die vor zwei Jahren vereinbarten In: 
ftitutionen gejchaffen haben, namentlich aus dem Gefühle der Unzufriedenheit 
auch mit der Thätigfeit des Bundesfanzlers, weil ich ſonſt wohl hätte vor: 
ausjegen dürfen, daß unter den 102 Unterzeichnern doch vielleicht Einer fich 
gefunden hätte, der mid) der Ehre wert) gehalten hätte meine Anficht in 
der Sache zu erforichen, da es fi um die theilweiſe Vernichtung eines 
Werkes handelte, an deſſen Herftellung ich mit jo vielen diefer Herren ge- 
meinjchaftlich gearbeitet hatte, und da ich ‚von vielen der Herren glaubte 
mich ihres perjönlichen Vertrauens erfreuen zu dürfen. Der Tert des An- 
trages, der ja für jo eimleuchtend gehalten worden ift, für ein jo natürliches 
Ergebniß der allgemeinen Stimmung, dab ihm eine Motivirung gar nicht 
beigefügt worden ift, — der Tert des Antrages brachte mich doch immer 
wieder auf das Gefühl des Mißtrauens, der Unzufriedenheit, welches die An- 
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tragiteller bejeelte, zurüd, und auch jelbit die heutigen Wertrauendvoten, die 
ich von der Tribüne gehört habe, haben mich Falt gelaffen, da ich fie mit 
der Tendenz ded Antrages nicht zu vereinbaren vermag. Aus dem Antrage 
tönt immer wieder das furzge und energiiche Votum (welches ich als ein 
Vertrauensvotum doch nidyt charafterifiren fonnte) eined unferer Mitarbeiter, 
des damaligen Abgeordneten für Hagen, hervor: Fort mit dieſem Miniiteri- 
um! ort mit diefem Kanzler! — nicht mit mir ald Fleiſch und Bein, ich 
will es jo nicht auffallen, aber ald Inftitution. Dieje Tendenz des Antrages 
vermag feine Berficherung, die mir gegeben werden fünnte, wegzumalchen. 
Ich war zweifelhaft, wie weit die politiiche Bedeutung des Antrages ſich er: 
itreden jollte. Ich hätte deshalb gern gejehen, wenn die Herren Antragiteller 
die Mühe diefen Antrag zu formuliren nicht dem Bundesfanzler überlaffen, 
jondern jelbit die Verfaſſungsänderung gekennzeichnet und gejagt hätten: wir 
beantragen, dab die Verfaſſung dahin abgeändert werde, dab Artikel jo und 
jo fünftig jo und jo laute, daß der Artikel, melcher die Berantwortlichkeit 
des Bundesfanzlerö beitimmt, aufgehoben werde. Cine joldhe Formulirung 
würde von Haufe aus einen flareren Einblid in die Tendenz des Antrages 
gewährt haben und es würde dann, wenn auch vielleicht eine Minderzahl 
von Unterjcyriften auf dieſe Weife erreicht worden wäre, dem Antrage an 
fi) das Verdienſt der Klarheit dody nicht abzujprechen jein. Ich habe aus: 
drüclid) gewartet, bis die Herren Antragiteller und einige andere Herren ge- 
iprochen hatten, um mir darüber klar zu werden, bis wie weit die politiiche 
Tendenz gebt. Es ift dies auch nach den Rednern, die wir heute gehört 
haben, außerordentlich jchwierig zu erfennen, und jelbit wenn das Publikum 
die Neden der Herren Antragfteller, die heute gejprodyen haben, lieſt, jo 
glaube ich, daß ſelbſt Kenner der Bundesverfaffung nidyt mit voller Sicher: 
heit jagen können, was die Herren wollen und wie weit fie gehen. Der 
erite Redner, der Abgeordnete Tweiten, hat die Wichtigkeit des Antrages 
äußerlich im Vergleich mit jeinem Nachredner, dem Grafen Münſter, erheb- 
lich abzujchwächen gejucht, ich glaube aber doch, daß fie in ihrer Auffaffung 
auf daſſelbe hinausftommen. Der Abgeordnete Tweiten hat die Unerträglich— 
feit des jeßigen Zuftandes in bejonderd ftarfen Farben gejchildert und des— 
halb meine ich, dab er den Charakter des Mißtrauensvotums gegen den 
gegenwärtigen Zuftand durdyaus aufrecht erhalten hat. Er ſprach von einem 
Chaos, in dem wir lebten, von chaotiſchen Zuftänden, deren üble Folgen, 
wie er anzunehmen jdyien, mit Mühe niedergehalten würden durch eine Difta- 
tur, in der wir lebten. Der glüdliche Träger diejer Diktatur jcheine ich zu 
jein. Ich babe mich über den Vorwurf, der darin liegen fünnte, ſchon 
etwas beruhigt durch eine Aeußerung des Herm von Unruh, der mir empfahl 
die Parlamente, welche der Diktatur nicht folgten, nidyt als ſolche zu be: 
urtheilen, die nicht mit mir denjelben Zweden folgten. Ich bin weit entfernt 
davon, ich gebe das zurüd. Beurtheilen Sie den Bundeskanzler, der nicht 
mit Ihnen einverjtanden ift, nicht als das Gegentheil wollend von dem, 
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was Sie wollen, jondern er will ed nur auf einem andern Wege, und wenn 
ich aufhören wollte gegen Ihren Widerſpruch in irgend einer Weiſe ernitlich zu 
reagiren, jo müßten Sie daraus jchließen, daß er mir gleichgiltig wäre und 
ih glaube, Sie jollten es günftig aufnehmen, wenn er das niemals ift. 
(Bewegung.) Zur Beleitigung diejes Chaos, zur Abſchaffung der Diktatur 
hat auch der Abgeordnete Tweſten, jo jehr er den Stadyel des Antrages zu 
verhüllen juchte, fein andered Mittel ald verantwortliche Miniiterien. 
Verantwortlich blo für das dasjenige, wofür der Bundeskanzler bisher ver- 
antwortlicy it, für die Handlungen des Präſidiums: das würde jchwerlid) 
ausreichen. Der Abgeordnete von Blandenburg hat ſchon audeinandergefcht, 
dab es ſich doch wohl um die Verantwortlichkeit für die Gejchäfte des Bun— 
desraths handelt, indem jonjt eine nur jchmale Bafis für die Stellung des 
verantwortlichen Bundesminiftertums übrig bleibt. Ein weitered Gebiet, auf 
dem dieje Verantwortlicykeit praftiicy geübt werden fann, wäre nur durch 
Einſchränkung des Gebietes des Bundesraths herzuitellen. Bisher wird die 
Stelle ſolcher Bundesminifter nicht, wie man fälſchlich gewöhnlich annimmt, 
vom Bundesfanzler verjehen jondern von den Ausichüjjen des Bundesrathe. 
Unjer Finanzminiſter it der Finanzausſchuß des Bundesraths; nach Anlei- 
tung dieſes Ausſchuſſes übt der Bundesrath die Kontrole über die finanzielle 
Gebahrung und übt fie wie ich glaube mit voller Sicherheit. Wenn der 
Antrag in jeiner Faſſung glauben lafjen könnte, daß geordnete Zuftände 
der Verfaſſung jet nicht beitehen, (ed heiht in dem Antrage: „den Bundes-— 
fanzler aufzufordern, eine geordnete Aufficht und Verwaltung auf gejeh- 
lichem Wege herbeizuführen”) jo möchte ich die Herren einladen ſich durch 
Revilion aller Kaffen, Bücher, Bureaus davon zu überzeugen und Sie wür— 
den die Gewißheit erlangen, dat Sie in dem geordnetiten Zuftande von der 
Melt leben, in einem Zuſtande, nicht bloß fontrolirt durch die Oberrechen- 
fammer jondern fontrolirt durch die Vertreter jämmtlicyer 21 Regierungen, 
die außer Preußen den Bund bilden, — und durch jehr wohl berathene Ver— 
treter. In gleicher Weile wird die friegäminijterielle Thätigkeit durch den Mili- 
tairausichuß des Bundesraths geübt, an deſſen Spite jich der Preußiſche 
Kriegäminijter befindet und der jeine bundesfriegäminifteriellen Verfügungen, 
abgejehen von den Preußiſchen, nicht in der Eigenjchaft des Kriegäminiiters 
jondern in der Eigenſchaft des Vorſitzenden dieſes Ausjchuffes zeichnet und 
an die Bundeögenofjen abgehen läßt. So haben wir unjern Rechnungsaus— 
ſchuß, unjern Handelsausſchuß. Alle dieje Organe, die dadurch hergeitellt 
worden find, dab den Regierungen eine ihrer Souveränetät und ihren ver- 
tragämäßigen Rechten entipredyende Stellung und Mitwirkung im Bundes- 
vathe angewiejen ijt, würden nach diefem Antrage bei jeiner Durchführung 
überflüjjig werden. Eben jo überflüjjig würde das ganze Bundesfanzler-Amt 
werden, was einem follegialiichen Minifterium doch nicht untergeben gedacht 
werden könnte. Ic; entnehme aus dem Antrage, Sie wollen daffelbe in jeine 
einzelnen Beitandtheile zerlegen und dieje einzelnen Bureaus zu mit dem 
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Kanzler gleichberechtigten Minifterien machen. Ich komme anf diefe Frage 
und meine Stellung dazu nachher; einftweilen möchte ich doch mur gegen das 
allgemeine Miktrauensvotum, weldyes im Antrage liegt, die Bundesregierun- 
gen in Schuß nehmen — nicht bloß vom vertragsmäßigen Standpunfte, ob: 
wohl auch der geltend gemacht zu werden verdient, indem die Bundesver— 
faffung in ihrer erften Baſis auf Staatöverträgen beruht, von deren Geilt 
man geglaubt hat, daß fie durchdrungen bleiben würde. — Nun ift zwar diefer 
Antrag (und jelbft wenn er noch weiter ginge) ein formell verfafjungs- 
mäßiger — das beitreite icy ihm nicht; es würde aud) ein formal verfaffungs- 
mäßiger Antrag jein, wenn beiipielöweife im Amerifanijchen Kongreß der 
Antrag geitellt wiirde, den Senat abzujchaffen, die einzelnen Staaten in 
ihrer Stellung zur Union zu beſchränken und den Präfidenten zum erblichen 
Monarchen zu erflären; es würde auch ein verfalfungsmäßiger Antrag jein, 
wenn im Preußiſchen Yandtage der umgefehrte Antrag auf verfaffungs: 
mäßige Abjchaffung der erblichen Monarchie, Menderung der Verfaſſung nad) 
diefer Nichtung geſtellt würde. Nichtsdeſtoweniger würden beide Anträge in 
den Verſammlungen, in denen fie geitellt würden, ein gewiſſes Befremden 
bei den Betheiligten erregen und man würde fie mit dem Geifte der Ver: 
faffung wohl ſchwerlich verträglich finden. Ich will diejen Antrag nicht 
auf gleiche Linie stellen. Er gebt nicht jo weit, ich führe nur die Analogie 
an, wie weit man auf die ſem verfafjungsmäßigen Wege fommen kann — 
vielleicht ja auch fommt, denn alles iſt provijoriich in der Welt. — Die Frage 
drängt fich mir nur auf: wodurd haben die Bundesregierungen diejes Todes- 
urtheil für ihre berechtigte, vertraggmäßige Mitwirfung im Bunde verdient? 
Haben fie etwa ihre Stellung partifulariftiich gemißbraudht? Haben fie 
fi) der Mitwirkung entzogen? Haben fie einen unberechtigten Wider: 
ſpruch hartnädig geübt? — Haben fie micht im Gegentheil fich mit 
voller Hingebung, mit patriotiicher Hingebung an dem gemeinſamen 
Werke betheiligt? Sollen fie dafür geftraft werden, indem man ihnen die 
Berechtigung, die fie zwei Iahre hindurd zum Vortheil des Bundes und 
alle Anerkennung verdienend geübt haben, nunmehr jchmälert und entzieht?! 
— Meine Herren, dazu verlangen Sie nicht daß ich als Bundeskanzler je- 
mals die Hand biete! Sie find gewiß eiferfüchtig auf Ihre verfaffungs- 
mäßigen Rechte, umd ein ähnlicher Antrag auf Schmälerung der Rechte des 
Reichstages, wie fie bier in Bezug auf die Rechte des Bundesraths beab- 
fichtigt' wird, würde einen Sturm der Entrüſtung erregen, gegen die die 
ichüchterne Abwehr der Mitglieder des Bundesraths gar feinen Vergleich 
aushalten würde. (Heiterfeit.) Seien Sie gegen die Rechte Anderer, die 
mit Ihnen zu wirfen berufen find, ebenjo gewiljenhaft: gegen die Rechte 
des Bundesraths, gegen die Rechte des Präfidiums und feines Kanzlers! 
(Bravo! rechts.) Das allgemeine Mißtrauen, welches diejen Antrag durch— 
weht, beſchräukt fich nicht auf Norddeutichland, es ift mit einer ganz jcharfen 
Spitze gegen die Süddeutſchen Regierungen gerichtet; es bedeutet nach Süd— 
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deutichland hin fo viel, ald wenn man jagen wollte: auf Euch rechnen wir 
jo wie jo nicht mehr, wir jchließen unſer Norddeutiches Staatöwejen ab, 
ohne weiter auf Euren Beitritt zu warten! Denn es kann doch Niemandem 
entgehen, wie entgegengejeßt die Strömungen im Süden und im Norden 
fließen: der Süden iſt vermöge jeiner Stammeseigenthümlichfeiten, vermöge 
jeiner Stellung in der früheren Reichöverfaffung durch und durch partifu- 
lariftiih und fonjervativ, wir find ihm nicht nur zu liberal, wir find ihm 
zu national, aljo im Ganzen zu nationalsliberal. (Große Heiterfeit.) Unter— 
juchen Sie die Figenthümlicyfeiten der Süddeutichen: als Baier, ald Würtem- 
berger, als Schwabe, als Bajuvare, ald Franke will er fich konſerviren, das 
ſteht an der Spitze aller Süddeutichen Kundgebungen. Der Norddeutiche 
Bund ift ihm ſchon viel zu eng geeinigt; einem viel loderen Verbande, der 
die berechtigten und unberechtigten Eigenthümlichkeiten in jehr viel höherem 
Maße jchonte, würde er fich vielleicht entjchließen fünnen näher zu treten. 
Das willen Sie Alle — und jchlagen ihnen nun die Thür vor der Naje 
zul Der Antrag iſt eine zweifelloje Bertiefung des Mains als Grenze, das 
it gar feine Frage. Mit der Annahme diejes Antrages wäre an den Bei- 
tritt der Süddeutjchen Negierungen nidyt mehr zu denken. Daß wir auf 
eine jelbitthätige Vermittlung und Betheiligung des Süddeutichen Volkes 
rechnen, — ja, meine Herren, dazu gehörten Deutiche, jo wie man 1848 fie 
ih an die Wand gemalt dachte, wenn man der liberalen Partei angehörte, 
aber nicht jo wie fie wirklich find. Der Süddeutſche macht feine Volksbe— 
wegung und übt feinen nationalen Drud auf jeine eigene Regierung, auf 
jeine eigene Dynaſtie mit der Gefahr von Haut und Knochen, — er könnte 
dabei zu Schaden kommen. (Heiterkeit) Wenn er dalteht, wo das 
Geſetz ihn hinitellt, dann it er gleichgiltig gegen die Gefahr, dann jchlägt 
er ſich als braver Soldat; muß er fich aber jagen, daß er fich die Knochen 
auf eigene perjönliche Verantwortung zerjchiegen läßt, da beſinnt fich der 
Deutiche jehr lange, ehe er das thut. (Sehr richtig!) ‚Meine Herren! 
Nah meinem Gefühle ſchärfen Sie diejen Gegenjat der Strömungen in Süb- 
deutichland und Norddeutichland. In Süddeutichland it der Einheitsdrang 
jo ſchwach, daß die Leute, die offen um die Hülfe des Auslandes bublen, 
um dasjenige an Cinheit, was wir erworben haben, wieder zu zer: 
ſchlagen, — dat diejenigen Leute, die den augenblidlichen Zug des Friedens, 
der durch die Welt geht, höchlich bedauern, weil dadurd der Moment hin: 
ausgejchoben wird fremde fiegreicdye Bajonnette mit dem Blut ihrer Nord: 
deutjchen Brüder gefärbt zu jehen, — daß dieje Leute nicht etwa mit der 
fittlichen Entrüſtung ihrer Landölente bedroht, nicht ald Landesverräther offen 
gekennzeichnet und gebrandmarft werden, jondern daß man fich um ihre 
Unteritüßung bei den Wahlen bewirbt, dat man mit ihnen fapitulirt, daß fie 
geachtet neben ihren Mitbürgern figuriren! Den Norddeutichen geht die 
unifizirende Thätigfeit ded Bundes zu langjam; was man in Sübddeutichland 
als übertriebene Beſchleunigung, ald Rajchmacherarbeit betrachtet, heißt hier 
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Stagnation. Und diefen Gegenjaß zu vermitteln, Süddeutichlands nicht aus 
den Augen zu verlieren, den Gang Norddeutichlands zu bejchleunigen, dabet 
aber Fühlung zu behalten mit jämmtlichen Bundesfürften, mit dem Bundes: 
rath, mit dem Bundespräfidium und vor allem mit diejem Reichötag: — 
das iſt die Aufgabe, die Sie dem Bundeskanzler ftellen, er möge fie im 
Mege der Gejetgebung löjen! Um ihm nun dieſe Aufgabe zu erleichtern, — 
wenn Sie ihn zum wirklichen Diktator ernennten, jo fünnte man an einen 
Solchen erhebliche Anſprüche jtellen, aber um ihm die Aufgabe zu erleichtern, 
wollen Sie ihm Hände und Fühe binden und ihn durch ein Kollegium an 
das Gängelband nehmen laffen. Es ſoll eine jtarfe, gewandte, freibewegliche 
Regierung jein, aber fie joll bei Allem, was fie thut, von vier oder fünf 
mit ihm gleichberecdhtigten Kollegen, durdy deren Ernennung Sie alle Schäden 
der Welt geheilt glauben, die Zuftimmung einholen. Meine Herren! Wer 
einmal Minifter gewejen ilt, und an der Spite eines Miniftertums geftanden 
hat, und gezwungen gewejen iſt auf eigne Verantwortung Entichließungen 
zu finden, jchredt zuleßt vor dieſer Verantwortung nicht mehr zurüd, aber 
er jchredt zurüd vor der Nothwendigfeit ſieben Leute zu überzeugen, daß 
dasjenige, was er will, wirklich das Richtige iſt. Das ift eine ganz andere 
Arbeit als einen Staat zu regieren. Alle Mitglieder eines Miniiteriums 
haben ihre ehrliche, feſte Ueberzeugung und je ehrlicher und tüchtiger fie in 
ihrer Ihätigfeit find, um jo ſchwerer werden fie ich fügen. Jeder ift um: 
geben von einer Reihe ftreitbarer Räthe (Heiterfeit), die audy jeder ihre Ueber: 
zeugung haben, und ein Miniiter-Präfident muß, wenn er Zeit dazu hat — 
und ich würde mich dem audy nicht entziehen, — den einzelnen Rath, der 
in einer Sache das Ohr jeines Chefs bat, zu überzeugen verjuchen. Einen 
Menſchen zu überzeugen ift an umd für fich jehr jchwierig, man überredet 
Manchen, man gewinnt ihn vielleicht durch den äußerſten Aufwand derjenigen 
perjönlicdyen LZiebenswürdigfeit, die man etwa befißen mag, und man bat 
dieje Anftrengungen fieben Mal oder öfter zu wiederholen. Ich halte an 
und für fi) — und darin unterjcheide ich mich von denen, die biöher heut 
Iprachen, und ich bin feft überzeugt aus meiner eignen Erfahrung für mein 
Urtheil einftehen zu können — eine follegialijche Minijterverfaffung für einen 
itaatörechtlichen Mißgriff und Fehler, von dem jeder Staat jobald als möge 
lich loszukommen juchen jollte, und ich bin joweit entfernt, die Hand 
dazu zu bieten, dab dieje fehlerhafte Finrichtung auf den Bund übertragen 
werde, dab ich vielmehr glaube, Preußen würde einen immenjen Fortſchritt 
machen, wenn e8 den Bundesſatz acceptirte und nur einen einzigen derant- 
wortlichen Mintjter hätte! (Sebr gut, rechts.) Worin befteht denn dieje 
Verantwortlichfeit, meine Herren? Es it bier gejagt worden, fie jolle ge— 
ichaffen werden durd; Kollegien. Ich jage, fie verſchwindet mit Einführung 
des Kollegiumd; fie iſt vorhanden fir den Ginzelnen, der muß mit feiner 
Perjon für etwaige Mißgriffe einftehen, aber ald Mitglied des Kollegiums 
jagt er: wie fünmen Sie wilfen, ob ich nicht überftimmt bin und — er 
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braucht nicht einmal überitimmt zu jein — ob die Schwierigfeiten, die Frif- 
tionen die ich auf meinem Wege gefunden habe, nicht unüberwindlich waren, 
ob nicht Gejege fieben Jahre lang deshalb in Rückſtand geblieben find, weil 
fieben ehrliche Leute fich nicht darüber haben verjtändigen fünnen, wie der 
Zert lauten fol. Es entitehet in jedem Kollegium, wenn eine Sache zu 
Ende fommen joll, mitunter gewiljermaßen die Nothmwendigfeit zulegt „Kopf 
oder Schrift?" darüber zu ſpielen, wie es jein joll, — jo nothwendig iſt eine Ent- 
Iheidung, jo nothwendig iſt es, daß Einer da iſt — es braucht gar nicht 
der klügſte zu fein — der jchließlich jagt: jo joll es fein und damit hat der 
Streit ein Ende, "damit ed zu etwas fommt! Je tüchtiger die einzelnen 
Charaktere find, um jo jehmwieriger ift natürlich die Einigung unter ihnen: 
zwei harte Steine mahlen jchlecdht, das ift ein befanntes Sprüchwort, aber 
acht harte Steine nody viel ſchwerer. (Heiterkeit!) Ich glaube der ganze An- 
trag bat bei vielen feiner Unterzeichner feinen Urjprung in dem Mißver— 
ftändniffe von der Stellung des Bundesfanzlerd überhaupt. Die Herren 
nchmen den Bundeskanzler für einen Bundesminilter. Der Bundeöfanzler 
it nur Präfidialbeamter: — ich glaube es ift der Artifel 17 oder 18, wo jeine 
Befugniſſe und Berechtigungen definirt find — Er hat die Verantwortung für 
alle Handlungen des Präfidiums. Seine Mitwirkung bei der Legislative 
ift, wie jchon früher bemerkt und durch jtantörechtliche Zeugifie belegt worden 
ift, gleih Null. Im der Legislative wirfe ich nur als Preußiſcher Bevoll- 
mächtigter zum Bundesrathe mit und führe dort die Preußiichen Stimmen. 
Das fünnte aber eben jo gut in der Hand eined Andern liegen als in der 
Hand des Bundesfanzlerd. Es wäre das vielleicht zweckmäßiger, um die 
Stellung des Bundesfanzlers reiner abzugrenzen. Dieje Preußiſchen Stimmen 
werden unter Verantwortung ded Preußiſchen Minifteriums abgegeben. 
Die Inftruftion des Preußiichen Bevollmächtigten wird beſchloſſen in dem 
Preußiſchen Miniftertum ebenjo wie die des Sächſiſchen Bevollmächtigten 
im Sächſiſchen Miniſterium; leßtere geht aus von Seiner Majeität dem 
Könige von Sachſen, und die meinige in lebter Injtanz nicht von dem 
Präjidium des Bundes, jondern von Seiner Majeität dem Könige 
von Preußen. Die jchmale Bafis der VBerantwortlichkeit für die Hand- 
lungen des Präfidiums joll ich (wenn ich mir den Antrag im Sinne des 
Herrn Tweſten, im unjchuldigeren und gejchäftlicheren Sinne, wobei der 
Bundesrath das Seinige behielte, auslege — — die joll ich theilen mit jo und 
jo vielen Minijtern und zwar zunächſt aus dem Grunde — den id) voll: 
fommen anerfenne—: daß ich nicht alles verftehe, was unter meiner Berant- 
wortung vorgeht. Meine Herren, kommen wir nicht Alle mehr oder weniger 
in dieſe Lage, namentlich die Herren Abgeordneten, (Heiterkeit. Beifall) 
müffen Sie ſich nidyt über den ganzen Bereich aller Minifterien und der 
ganzen Preußiichen Verwaltung ein Urtheil bilden, welches gewöhnlich mit 
einer größeren Schnelligkeit und Sicherheit abzugeben iſt als dasjenige eines 
Minifteriums? Sind Sie nicht bei dem Budget, bei der jorgfältigen Revifion 
Materialien LI, 74 
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und Erwägung des Gewerbegejeßed, bei der Prüfung aller Ausgaben und 
Gejche gemöthigt, eigentlich Alles zu wilfen? (Beifall rechts.) Nun, meine 
Herren, ich will gar nicht darauf Nücficht nehmen, daß ich jeit fieben Iahren 
an der Spiße einer großen Staatöverwaltung ftehe und dab ich da allerdings 
Manches aus der Hebung lernte, was ich früher nicht wußte, und dab ich 
da jedenfalld gezwungen bin ein Urtbeil über alle Vorkommniſſe jedes ein- 
zelnen Reſſorts mir zu bilden, — jondern ich will nur darauf Bezug nehmen, 
daf ich den Vorzug habe jeit 22 Jahren Mitglied aller Preußiſchen Landes: 
vertretungen gemejen zu jein und darin nach Maßgabe meiner natürlichen 
Fähigfeiten und Anlagen jo viel gelernt habe, wie Abgeordnete im Allge— 
meinen lernen, wenn jie über alle Dinge ein Urtheil mit verantwortlicher 
Sicherheit abgeben. Dieſes und dann die Wahrnehmung muß ich hervor— 
heben, daß auch meine Preußiſchen Kollegen, wie das fchon der Abgeordnete 
von Blandenburg bemerft hat, außer Stande find Alles zu beurtheilen, 
was in ihren engeren Reſſorts, wo ja die Verantmortlichfeit eine jchärfer ge 
dachte ift, vorgeht. Wie kann von dem Finanzminiſter verlangt werben, 
da er Korftmann ſei, daß er Domainen und Landwirtbichaft unter fich ver- 
walte (das könnte man weit eber von dem landwirthichaftlichen Miniiter 
verlangen); wie joll der Handelsminiſter alle technijchen Detaild feiner riejen- 
haften Verwaltung jo genau fennen, dab er die Nichtigkeit jeded Urtheild und 
jeder Handlung, die unter jeiner Verantwortung vorgeht, verbürgen fünnte? 
Da hilft nichts als Vertrauen auf diejenigen Berjonen, die das Cinzelne 
veritehen und für deren Handlungen und deren Anitellung der Miniiter 
verantwortlich bleibt. Ich glaube faum, daß es überhaupt einen Miniiter 
in größeren Staaten giebt, der im Stande ijt die Hälfte, ein Viertel von 
dem zu leſen, was er zu umnterichreiben gejelich gemöthigt iſt; ich würde 
den für einen beneidenswerth geſchäftsloſen Kollegen halten, der ein Viertel 
von dem lejen fünnte, was er zu unterjchreiben hat. (Beifall. Heiterkeit.) 
Grleichtern würden Sie mir das Gejchäft durch ein Kollegium nicht- und 
Sie haben in mir feinen Bundeskanzler, der einen Kollegen acceptirt. Ich 
ftüße mich auf mein verfaljungsmäßigeds Recht. Wie das Bundes- 
fanzler-Amt ausgeitattet it, jo babe ich ed übernommen, — ein Kollege 
würde an demjelben Tage wo er eö wird, mein Nachfolger werden müſſen. 
Ic hoffe, Sie thun mir die Ehre an zu glauben, daß ich eben jo jehr nadı 
Konjolidation der deutichen Verhältniſſe itrebe wie Sie. Ich habe Gelegen- 
heit gehabt jeit langen Jahren zu bethätigen, daß mein Streben nad) diejer 
Richtung bin aufrichtig und ehrlich. it. Es farm fein, daß Sie vie Deutiche 
Bewegung in der Art, wie fie zu behandeln it, richtiger und jachveritändiger 
beurtbeilen als ich, ich kann aber nur nach meinem eignen Urtheil geben, 
und das beruht auf der Ueberzeugung, dab diejer Antrag für die Entwide 
lung der deutjchen Bewegung ein nachtheiliger iſt, daß ich jchon, wenn er 
mit großer Majorität Annahme findet, das Gefühl des Mißtrauens, der 
Rechtöunficherheit bedauern würde, welches fich dadurch unter den verfaſſungs⸗ 
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mäßig berechtigten Faktoren in Deutjchland verbreiten würde, und dab es 
mir am allerliebften gewejen wäre, er wäre gar nicht geftellt worden und 
ich wäre nicht in die unbehagliche Nothwendigfeit verjeßt worden mid) 
darüber zu äußern und ihm in einer Weije entgegen zu treten, die vwielleicht 
meine Stellung bei Leuten, welche die Dinge weniger fennen wie wir Alle, 
in ein faljches Licht — jebte, ald wäre ich irgend ein Partifularift und als 
wollte ich den Bund zu irgend welchen Nebenzweden ald allein zu denen der 
volliten breiteiten Entwickelung deutjcher Wohlfahrt und Macht benußen. Sit 
denn überhaupt der Unitarismus die nühlichite und beite politijche Geital- 
tung? Iſt er es namentlich für Deutjchland? Sit er hiltoriich in Deutichland ? 
Daß er ed micht iſt, beweilen ja gerade die partifulariftiichen Bildungen, 
die Deutichland nach allen Richtungen bin — nicht bloß räumlich — durch— 
jegen. Sie haben nicht bloß einen Dorfpatriotismus und einen Stadtpatrio- 
tismus von einer Ausbildung wie ihn Romanen und Slaven gar nicht fen- 
nen, Sie haben einen Fraftionspatriotismus, (Heiterkeit. Sehr gut!) Sie 
haben einen Rejjortpatriotismus, der Alles außerhalb des eignen Reſſorts 
ald Ausland betrachtet, dem man jeden Schaden zufügen kann, wenn das 
eigene Reſſort Vortheil dabei hat, (Große Heiterkeit), — der natürlich nicht in 
den höchſten Spiben der Minifterien vertreten ift, denn die Minifter find 
Staatöminijter; aber ein Poſtbeamter, der nicht auf der Höhe ſteht, von wo 
ihm ein itaatliched Urtheil geziemt, der wird alles Andere wie Feindes Land 
betrachten, was nicht pojtalijchen Intereſſen dient, und er wird jeden Gewinn, 
auch jelbit mit Saden für die anderen Departements, mit gutem Gewiſſen 
nach Haus tragen. — So etwas ift nur dem Deutjchen Charakter möglich). 
Das hat auch dahin geführt, daß der Deutjche fich nur in einem fleineren 
Gebiete vollitändig behaglich fühlt und daß man nicht wohl tbut, ihm von 
jeinem häuslichen Behagen mehr zu nehmen, als abjolut zum Zuſammen— 
halten des Ganzen, ald zur Wirkung nad) Außen erforderlich ift. Dieſer 
Partifularismus iſt die Baſis der Schwäche, aber auch nach einer Richtung 
bin die Bafis der Blüthe Deutſchlands. Die fleinen Gentren haben ein 
Gemeingut von Bildung und Wohlitand in allen Theilen Deutichlands ver- 
breitet, wie man ed in centraliftijchorganifirten großen Ländern jdywer findet. 
Die muß man bereilt haben, civilifirte und uncivilifirte, um zu erfennen, 
wie dort die Provinzen gegen das allgemeine Centrum um Jahrhunderte 
im Rüditand bleiben. Die Fehler des Partikularismus, die Schwäche nad) 
Außen, die Zerriffenheit im Innern, die Hemmftride für die Entwidelung 
von Handel und Verkehr, die hat der Bund im Prinzig vollftändig durch: 
Ichnitten, und fie vollitändig zu bejeitigen iſt feine Aufgabe. Laffen Sie 
ihm Zeit dazu! Gr ift noch jung, er wird ed zu Stande bringen und wir 
werden dabei einträchtig zujammenwirfen zu einem pofitiven und von der 
ganzen Nation, wenn ed erreicht wird, danfend anerkannten Ziele. Betrachten 
Sie die Staatenbildungen, welche eine große Entwidelung im Vergleich mit 
ihren phyſiſchen Kräften erreicht haben, ohne daß die innere Freiheit darunter 
14* 
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gelitten hätte, — und ich denke, auf dieje legen Sie einen Werth — jo 
werden Sie finden, daß diefe Bildungen vorzugsweife auf dem germanijchen 
Boden der Geſchichte wachjen und daß fie mehr oder weniger, ich will nicht 
jagen füberalifticher, aber doch decentralifirender Natur find. Ich führe 
Ihnen als erſtes jchlagendes Beiſpiel England an, wo der Partikularismus 
fih nur im Schatten des Dorfes und der Grafichaft in einer Weiſe verbirgt, 
dab er für die geographifchen Linien der Karte nicht erfennbar wird. Aber 
England ift ein decentralifirted Land, das in diefer Beziehung nachzuahmen 
wir in Preußen lebhaft beitrebt find. Sehen Sie die große, reiche und 
mächtige Ericheinung der Nordamerifanijchen Freiftaaten, ob man bort den 
Einheitöjtaat ald das Palladium der Freiheit, ald die Bafis gejunder Aus: 
bildung betrachtet! Sehen Sie die Schweiz mit ihrer Kantonalverfaffung! 
Sehen Sie ein Gebilde, welches, wenn ich mich nicht täufche, am meiſten 
Analogie mit dem unjrigen hat, die alte Verfafjung der vereinigten Nieder: 
lande, der Gencralitaaten, wo die Selbititändigfeit der Provinzen in jehr 
hohem Grade gewahrt war! Ich fenne fie nicht jo genau, um zu wiljen, 
ob der dortige Kanzler oder Großpenfionär verantwortliche Minijter neben 
fih hatte, oder ob ihm nur der Bundesfeldherr und Statthalter aud dem 
Hauje Dranien mit dem Kriegsitaate zur Seite ftand. Ich glaube, es wird 
bier Jedem, der ſich dafür intereffirt, und der mehr Zeit hat als ich, lehr- 
reich jein, diejen Vergleich weiter durchzuführen und die bewundernswerthen 
politijchen Leiſtungen, die uns die Gejchichte von der Nepublif der vereinigten 
Niederlande erzählt, zufammenzubalten mit dem hoben Grade perjönlicher 
Sreiheit, der unter dem Schuße dieſes Regime's gedieh. Die Gentralifation 
it mehr oder weniger eine Gewaltthat und ift ohne einen — wenigitens 
am Geijte der Verfaſſung ſich verfündigenden — Bruch kaum durchzuführen, 
und ein joldyer Brud, mag er auch in der Form gedeckt oder gerechtfertigt 
erjcheinen, binterläßt Stellen, die innerlich bluten, und wie lange fie nach— 
bluten, dab weiß fein Menjc und kann feiner Eontroliren; — es wird dann 
vielleicht audy) dem Bundeskanzler überlafjen jein, im Wege der Gejetgebung 
jolhe Schäden wieder aufzubejjern. (Heiterkeit.) Ich glaube, man joll fich 
in den germanijchen Staaten nidyt fragen, wenn man es der Benölferung 
recht machen will: was kann gemeinjam jein? wieweit kann der große 
Mund des Gemeinwejend hineinbeißen in den Apfel? — jonden man muß 
fi) fragen: was muß abjolut gemeinjam fein? Und dasjenige, was micht 
gemeinjam zu jein braucht, das joll man der jpeziellen Gntwidelung über: 
lafien. Damit dient man der Freiheit, damit dient man der Wohlfahrt! 
Idy erinnere an die Zeit, fie ift nicht lange ber, wo — es jollte midy ver: 
wundern, wenn nicht Vertreter diejer Nichtung in diefem Saale ſäßen — 
als Bafis einer einheitlichen und freiheitlichen Geftaltung Deutichlands die 
Zerlegung Preußens in fleinere Beitandtheile betrachtet wurde. Ich jehe ein 
Kopfichütteln, was ich auf einen Mangel an Studium der älteren Zeitge- 
ſchichte zurüdführe. (Heiterkeit) Ic erinnere aber nur an die Beitrebungen 
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denen wir augenblicklich in Preußen huldigen. Wir fuchen zu dezentralifiren, 
wir juchen provinzielle und lofale Selbititändigfeiten zu jchaffen. Warım 
jollten wir denn bier im Bunde gerade das Gegentheil davon thun — hier, 
wo wir ich will nicht jagen’ provinzielle aber Iofale Selbititändigfeiten haben, 
und Selbititändigfeiten, die Deutichland zu großem Nuten geworden find? 
Wir haben von Sachſen beijpieldweije Vieles lernen können für unfere Ver: 
waltung; wir haben ähnliche Erfahrungen in Hannover gemacht, und ich 
freue mich dabei über einen Fortjchritt in Preußen: über den, daß 
der „Fluch der hoben Meinung, womit der Menſch fich jelbit be- 
trügt,“ bei unjerer näheren Belanntichaft mit der Verwaltung der 
Heineren Staaten allmählich von uns abgenommen wird (Bravo!), 
und ich hoffe, wir werden ihn mit der Zeit ganz verlieren! Aber das find 
Vortheile, die eben aus dem jelbititändigen Leben der fleinen Staaten her— 
vorgehen, und und um jo weniger berechtigen, diejen jelbititändig gewachjenen 
Staatöwejen den ihnen verfafjungsmäßig zugeficherten Einfluß auf die All- 
gemeinheit gegen das Recht und gegen unſer Intereife zu verfümmern. 
Sch gebe gern zu, dab die Bundeöverfaffung eine jehr unvollfommene ift; 
fie ift nicht bloß in der Eile zu Stande gefommen, fondern fie ift auch 
unter Berhältniffen zu Stande gekommen, in denen der Baugrund ein 
ſehr jchwieriger war wegen der Unebenheiten des Terrains, aber der doc) 
abjolut benutt werden mußte. Wir können die Gefchichte der Vergangenheit 
weder ignoriren, noch fünnen wir, meine Herren, die Zukunft machen; und 
das ift ein Mißverſtändniß, vor dem ich aud) bier warnen möchte, dat; wir 
und nicht einbilden, wir fönnen den Lauf der Zeit dadurch beichleunigen, 
daß wir unjere Uhren vorstellen. Mein Einfluß auf die Ereigniſſe, die mich 
getragen haben, wird zwar wejentlich überjchäßt, aber doch wird mir gewiß 
Keiner zumuthen, Gejchichte zu machen; das, meine Herren, fönnte ich jelbit 
in Gemeinjchaft mit Shnen nicht, — eine Gemeinjchaft, in der wir doch jo 
ſtark find, daß wir einer Welt in Waffen trogen fönnten, aber die Geichichte 
fönnen wir nicht machen, jondern nur abwarten, dab fie fich vollzieht. Wir 
fonnen das Reifen der Früchte nicht dadurch beichleunigen, daß wir eine 
Lampe darunter halten, und wenn wir nach unreifen Früchten jchlagen, jo 
werden wir nur ihr Wachäthum hindern und fie verderben. Ich möchte 
deßhalb Ihnen doch mehr Geduld empfehlen, der Entwidelung Deutjchlands 
Zeit zu laffen. Daß gerade die Frucht, die Sie heut erjtreben, Ihnen jemals 
reif in den Schoß falle, hoffe ich nicht, denn die Gejchäfte des Landes würden 
viel jchlechter gehen, wie ich glaube, jobald fie ein Kollegium an die Stelle 
der einheitlichen Spitze ſetzen. Sie haben vorhin auf den Mißſtand auf- 
merfjam gemacht, daß Preußiſche Minifter die Geſetze für den Bund ent- 
werfen und nachher nicht im Stande find fie bier ald Miniſter zu ver- 
theidigen. Ich könnte darauf aufmerkſam machen, dab auch im Preußijchen 
Landtage die Gejete jehr häufig durch Kommiffare derjelben Minifter ver- 
theidigt werden, die fie gemacht haben, vielleicht auch durd; diejelben Kom: 
mifjare, die dieje Gejeße redigirt haben. Aber meine Herren, ift denn das 
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ein Uebelſtand? Die Gejehe für den Preußiſchen Landtag werden ja 
auch von Preufiichen Miniftern gemacht, — werden fie denn nun mit der 
Preußiſchen follegialiichen Minifter-Cinrichtung beifer oder rajcher gefördert? 
Hat denn die Preußiſche Gejetgebung etwa einen uneinholbaren Vorjprung 
vor der ded Bundes? Arbeitet fie auch nur mit derjelben Schnelligkeit wie 
der Bund ? Ich jollte denken, dieſe Majchine hier, an der wir ſitzen, hat 
zwei Jahre lang recht gut und recht förderlich gearbeitet — jo gut, daß es 
Sie fait ſchon langweilt, dab es jo gut geht. Sie fühlen das Bedürfnik 
die Uhr einmal aufzumachen, ein Rad berauszuholen und zu ſehen, ob es 
dann vielleicht nicht noch beijer geht. (Heiterfeit.) Ich fürchte, ich habe 
ſchon zu lange Ihre Geduld ermüdet; ich bitte nun noch eine Verficherung 
von mir entgegennehmen zu wollen: daß jede perjönliche Empfindlichfeit über 
die Stellung des Antrages, gegen deſſen Unterzeichner oder gegen die Ten— 
denz ded Antraged mir abjolut fremd it und daß, wenn ich mich über Ein- 
zelnheiten des Antrages mit einer gewiſſen Schärfe etwa ausgedrüdt habe, 
dies mehr eine üble Gewohnheit von mir ilt als ein Zeichen einer Erregt⸗ 
heit über die Tendenz des Antrages. Ich bin mir vollitändig bewußt mit 
faft allen, vielleicht mit allen Antragftellern über das Ziel, dad wir verfol- 
gen, ganz einig zu fein: (Bravo!) wir wollen Deutjchland diejenige Geital- 
tung geben, — im Norden und im Süden, wenn wir fönnen — in der e& 
am ftärfiten und am einigiten ift, und in der es die meilten Bedingungen 
jeiner Wohlfahrt vereinigt. Ueber die Wege, die dazu führen, über bie 
Mittel dazu fönnen wir jehr verjchiedener Meinung fein. Bewahren wir 
und aber das Bewußtjein, daß wir diefem gemeinjchaftlichen Ziele mit gleicher 
Hingebung hüben wie drüben zuitreben und machen wir aus Meinungsver- 
ichiedenheiten über die zu ergreifenden Mittel und Wege feine perjönlichen 
Vorwürfe; verfallen wir nicht in den Fehler bei jedem Anderömeinenden 
entweder an feinem Verſtändniß oder an feinem guten Willen zu zweifeln! 
(Lebhafted Bravo.) 


Schulze (Berlin VI. früher Delitich)*): Die leten Worte des Herm 
Bundesfanzlerd geben mir Gelegenheit auf die erjten Worte mehrerer der 
Herren WVorredner zurüdzufommen. Ich geitehe, daß ich nur mit Bedauern 
die verjchiedenen Verwahrungen, dab man fein Mißtrauensvotum dem lei: 
tenden Staatsmann mit dem Antrage zu geben benbfichtige, vernommen 
habe. Meine Herren, wenn es fi) darum handelt, eine Verfafjung mit den 
fonftitutionellen Garantien zu umfleiden, da kann von Vertrauen oder Miß— 
trauen überhaupt nicht die Nede fein, weil das eine Mafregel ift, die doc 
wahrhaftig über die Perjönlichfeit des gerade zur Zeit leitenden Staatsmannes 
weit hinausgreift und der nicht ein Miktrauen oder ein Vertrauen jondern 
ein großes Prinzip zu Grunde liegt, — das Prinzip, daß jo ungeheure Inter: 
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eſſen, die ganzen Garantien des öffentlichen Lebens, an welche ſich auch jo 
viele Privatintereifen fnüpfen, gefichert werden jollen für immer gegen UWeber- 
griffe, von welchen Seiten fie kommen. Denn, meine Herren, mögen die 
Betheiligten im NReichötag fiten oder im Minifterium, in der Legislative 
oder Exekutive, fie verjchwinden dody mit ihrer Perjönlichkeit gegen die Ord— 
nung folder großen Intereffen. Wir haben die Beltätigung davon aus den 
Worten ded Herm Bundesfanzlerd® mit Genugtluung empfangen, daß er 
jelbit einer folchen Auffaffung fremd it, weshalb die Herren um jo mehr ſich 
dieje Verwahrung hätten erjparen können, — nad) meinem Gefühl in ihrem 
eigenen Intereffe und im Intereſſe der Sachen, die wir verhandeln. — Ich 
meine, wenn wirklich ein Miniiter, berufen zur Zeitung eines fonjtitutionellen 
Staatöwejens, in ſolchem Antrage ein Mibtrauensvotum jehen wollte, dann 
würde ich von meinem Standpunkte aus glauben, daß er ein jolches ver: 
diene. Davon kann aljo gar nicht die Rede jein. Wir wünjchen eine große 
fonjtitutionelle Garantie für unjer Land durdy die Berfafjung gefichert, die, 
wie die Herren Antragiteller anerkennen, in ungenügender Weije durch den 
Artifel 17 der Bundesverfaffung gefichert it. Das iſt die Sache, und mit 
Vertrauens: und Mihtrauensvoten haben wir in diefem Augenblide nichts 
zu thun. Es ift weiter von der paljenden Zeit vielfady bei den Debatten 
die Rede gewejen in Bezug auf den gejtellten Antrag. Ich freue mid), daß 
meine politijchen Freunde und ich eine außerordentlicdy unbefangene Stellung 
zu dieſer Sache einnehmen. Wir haben unjererjeitd die paljendite Zeit zu 
finden geglaubt, dieje Dinge in die Verfaffung zu bringen, als es ſich im 
fonitituivenden Neichyötag darum handelte, die Berfaffung zu machen, und 
ich denfe die jebige Debatte ergab, dab wenn die Majorität und damals 
ſchon beigejtimmt hätte, das eine paffendere Zeit gewejen wäre, wenn man 
den Gefichtöpunft im Auge behält, ob man eine Sache durchſetzen fann oder 
nicht durchſetzen kann. Im Uebrigen bin ic) genöthigt, auf manches aus 
den früheren Verhandlungen zurüdzufommen, ohne die Abficht zu haben 
diejelben irgend wie zu reproduziren. Der Abgeordnete von Blandenburg 
bat fich jpeziell darauf bezogen, wie der fraglicdye Punft damals in den Ver: 
bandlungen von mir und meinen Freunden, nicht von mir allein, betont 
worden ift. Er hat gewilie Schreckniſſe daraus herzuleiten gejucht, die, we— 
nigitens wie ich glaube ihm veritanden zu haben, nach der einen Seite hin 
gegen den Antrag einnehmen follen. Er bat debucirt, der Antrag auf Ein— 
jegung verantwortlicher Bundeöminifter ſei im der Tendenz ich weiß nicht 
ob des vollfommenen Einheitöftaates oder des Bundesſtaates nach der Reichs— 
verfaffung von Frankfurt von mir vorgeführt worden. Nun, meine Herren, 
ich stehe feine Minute an anzuerfennen, daß meine Freunde und ich wohl 
gewünſcht hätten, dab jene Verfaſſung überhaupt unjerem fonftituirenden 
Werfe zu Grunde gelegt wäre. Aber unrichtig ift nur dad Eine, daß wir 
damals in dieſer Weiſe plädirt hätten, daß wir dieſe VBerantwortlicyfeit von 
Rejjortminiitern mit der Einführung der Frankfurter Verfaſſung verbun— 
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den hätten. Nein, meine Herren, ich kann mich auf den früheren Haupt: 
wortführer der fonjervativen Partei, der immer die höchſte Anerkennung von 
deren Seite gefunden hat, auf den Profefior Stahl berufen, auf das, was 
er in der Erfurter Verfammlung entwidelt hat. Ich habe ausgeführt, 
dab die Follegialijche Erefutive des Bundesrathes, mittelit der 
Ausichüffe deffelben, die wir mit Ausnahme der Militärverfaffung und des 
Auswärtigen haben (wie died auch der Herr Bundeskanzler ſelbſt zugefteht) 
nicht zuträglich ſei und es dagegen wohl mit dem uns vorgelegten Ver: 
faffungsentwurfe verträglich jei, daß verantwortliche Reffortminifter an deren 
Stelle träten, wogegen der Bundesrath, die fürftlichen Bevollmächtigten in 
die Stellung eines Fürftenhaujes, wie ed Stahl in der Erfurter Berjamme 
lung befürmwortete, zurücitreten müßten, um ihre Stellung in der Legiälative 
einzunehmen und in Bezug auf die Verwaltung bloß eine Kontrole zu 
üben, aber nicht die Einmiſchung in die unmittelbare Leitung der Verwal: 
tung hätten. Hieran muß ich, wie die ganze Debatte den Gang gewonnen 
hat, wieder anfnüpfen. Id) habe mich zum Theil gefreut zum Theil ge 
wundert über die Ausführungen des Herm Bundesfanzlerd. Im dem was 
er gejagt hat über die Decentralifation und über den gejchichtlichen Gang 
der Deutichen Entwidelung ift vieles Wahre. Aber was befämpfen wir? 
Mas wollen die Herren mit dem Antrage auf verantwortliche Miniſter? Sie 
wollen die Einheit in einem Punkte gewahrt wilfen, wo er dies jelbit wollen 
muß, und wo feine Gremplififation auf England und anderswo gemadht 
werden darf — die Einheit in Verwaltungszweigen, wo fie von Staats- 
wegen nicht entbehrt werden kann. Es iſt eine Eollegialijche Erefutive in 
einer Maſſe von Verwaltungszweigen, die wir nicht für dienlich halten. 
Sind in England die Finanzen nicht auch auf den Finanzminifter über- 
tragen? Erſtreckt ficy die Decentralijation dort auf ſolche Hauptbrandhen des 
Berwaltungslebens, daß nicht eine einheitliche Spite gefunden worden wäre? 
Fine Decentralifation, weldye jo weit ginge, hat Niemand von und gewollt 
und faum Jemand im ganzen Haufe. Die Decentralifation gehört einem 
anderen Gebiete an. Die Autonomie der Verwaltung in Gemeinden, Kreijen 
und Provinzen muß bergeitellt werden und ich bedauere, da man in Preußen 
nicht in dem rechten Punkte: mit der Autonomie der Gemeinden begonnen 
bat, auf deren Grund allein eine gejunde Selbjtverwaltung fich entwideln 
fann. Statt defjen hat man mit dem Dache, mit der Provinzialverfaffung 
begonnen und mit der Kleinlichkeit, mit welcher man an der Gemeindever: 
fafjung Verbeſſerungen proponirte, konnten nur unbedeutende Schritte ge 
jchehen. Zu einer wirklichen Decentralifation vermiffen wir noch ein that- 
fräftiges Einjchreiten. Bon und wird die Decentralifation nicht befämpft 
werden und wenn die heute angedeuteten Grundjäße des Herm Bunde: 
fanzlers mit ihren wirklichen Konjequenzen zur Ausführung fommen jollten, 
wollen wir uns alle dazu beglücwünjchen und ihm gewiß; dazu die Hände 
bieten. Daß die Idee des Fürftenhaufes, (meldye, wie dies vom Herm von 


Schulze. 1179 


Blankenburg aufgegriffen wurde, ald Ausfunftsmittel in Bezug auf die Ein- 
führung verantwortlicher Minifter in der konſtituirenden Verſammlung von 
mir vorgefchlagen wurde) jehr Eonferwativ ift, wird ſchon eine Aeußerung 
von dem Vater diefer Idee, von Stahl beweifen. Sch babe damals eine 
Stelle aus feinen Deduftionen vorgelefen. Ich will die Worte Stahl's noch 
einmal mittheilen. Sie lauten: „Die Fürften müſſen auf die erefutive Ge- 
walt verzichten, fie müſſen fich einem Bundeshaupt unterwerfen, aber jie 
dürfen nicht des Antheild an der gejetsgebenden Gewalt beraubt werden; 
denn diejer ift das Weſen ihrer fürftlichen Stellung u. ſ. w.“ Das Weitere 
wird den Herren befannt fein. Ich komme nun auf die Charafteriftrung 
der Anträge für Verantworlichkeit, welche wir von dem Herm Bundeskanzler 
gehört haben. Er nannte unter Hinweifung auf die jchon beſtehenden fichern- 
den Mafregeln der Betheiligung der fürftlihen Bevollmächtigten in den 
Ausichüffen, welche ja jett die leitende oberite Behörde für jo viele der wich: 
tigiten Berwaltungdzweige bilden, den Antrag „das fünfte Rad am Wagen.” 
Ich glaube, es ift Niemandem von den Antragitellern eingefallen, ein neues 
Rad in die Verfafiungsmafchine durch dieſen Antrag einzuflechten. Man 
bat bloß ein Rad, weldyes in der Faffung des Artikel 17 unferer Bundes- 
verfaffung unwirkſam ericheinen möchte, wirfjamer machen wollen. Etwas 
Weiteres war nicht dabei bezwedt. Wir müflen doch annehmen, daß das 
Prinzip der Verantwortlichfeit in Artikel 17 der Faſſung ausgeiprochen ift. 
Menn man bier aljo wirfliche verantwortliche Reifortminifter einführen wollte, 
io hat man nur etwas, was fich überall ald praktisch im Fonftitutionellen 
Staatöwejen bewährt hat, in den erprobten Formen auch in den Norddeut- 
jchen Bund einzuführen verfucht. Ich hoffe, dat die Verantwortlichfeit jelbit 
in den Augen des Herm Bundeskanzler nicht das fünfte Rad am Wagen 
it. Sch halte fie für etwas, was jehr nothwendig ift und jehe in dem An— 
trage durchaus nichts Neues, jondern wie gejagt nur den Verſuch etwas 
wirfjamer einzuführen, was bis jeßt in jeiner ganz allgemeinen Faſſung 
praftifch den Herren Antragftellern ohne Werth jchien. Wir haben nun dic 
Bedingungen der Einführung verantwortlicher Minifter — anftatt der Bundes: 
ausſchüſſe — an der Spite der Verwaltungszweige, aljo eines Zinanzminifters, 
Handelöminifterd u. ſ. w, zu unterjuchen, namentlich von weldyer Seite, 
wenn nicht aus dem Neichstage jelbit Schwierigkeiten dem Plane, den die 
Herren Antragiteller im Sinne haben, entgegengeftellt werden fönnten. Be: 
trachten wir die Stellung der Bevollmächtigten der Fürften der Bundesstaaten 
zunächit außer Preußen. Ia, meine Herren, da fann idy nun den Aus— 
führungen des Herrn Bevollmächtigten für Sachjen nicht beitreten. Ich 
meine, e8 liegt durchaus im Intereſſe diefer einzelnen Staaten fidy dem An— 
trage anzufchließen. Sehen Sie dody ihre thatjächliche Bedeutung in den 
Ausichüffen! Sie ift wirklich nicht jo jehr groß, und die Möglichkeit der 
Majorifirung Preußens, wenn es fid) einmal um Differenzen handeln jollte — 
eine Möglichkeit, die man doc) ins Auge faffen muß — nicht jehr bedeutend. 
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Aber die Mitglieder des Bundesraths find jeht verantwortlich für Mafregeln, 
die vielleicht in vielen Fällen gar nicht in ihrem Sinne liegen; und wenn es 
nur eine moraliiche Veraniwortlichkeit jein mag, da fie ja in die verfafjungs- 
mäßige nicht mit hineinbegriffen find, jo iſt es doch und bleibt eö eine Ver- 
antwortlichfeit, die fie wenigitend an wirfjamen Kontrolemaßregeln der Ver: 
waltung hindert. Sollen fie wirfliche Kontrole üben, jo müſſen fie mit der 
Verwaltung jelbit Nichts zu jchaffen haben. Sie müſſen abjolut aus der 
Verwaltung hinaus; erit dann find fie im Stande, verantwortlichen Mi- 
niltern gegenüber wirfjame Kontrole auszuüben. Betrachten wir jodann die 
Stellung Breußend — der Antrag bezwedt ja, das Bundespräfidium ein- 
beitlih mit der Berwaltung zu betrauen. — Im Interejje Preußens alſo, 
welches mit dem des Bundes bier zufammenfällt, jollte man meinen möchte 
er dody nicht abgewiejen werden. Preußen joll ja die Grefution in den 
übrigen WVerwaltungszweigen in die Hände befommen, weldye fie in Mili— 
tärifchen und den Auswärtigen Angelegenheiten bereitö befigt. Einen andern 
Staat fünnen wir doch gar nicht zu diefen Dingen beftimmen, das veriteht 
fidy von jelbit. Was könnte nun Preußen hindern, dem Antrage beizutreten ? 
Ja man mag mir verzeihen, wenn man die Sache ruhig anſieht. Die 
Preußiiche Regierung muß doch an eine Verwaltung durch verantwortliche 
Reffortminiiter im eignen Staate gewöhnt jein; es iſt das in Preußen die 
verfafjungsmäßige Ordnung der Dinge Warum jollte fie denn bier ab: 
lehnend fich verhalten an der Spite ded Bundes? Iſt das eine Scheu vor 
Verantiwortlichfeit überhaupt oder was ift das? Ich glaube, gegen ihr In: 
terejje itreitet das doch bei Gott nicht, wenn fie die einheitliche Exekution 
ganz in derjelben Art, wie fie in der Preußilchen Verfaſſung für die engeren 
Landesangelegenheiten geordnet it, auch bier für die Bundesjachen in die 
Hände befommt! Alſo ich kann mir nicht far machen, — wenn nicht der 
MWiderftand von Seiten der Bevollmächtigten der Fürjten, aljo von Seiten 
der Herren Mitglieder des Bundesrathes ausgeht — was Preußen jeinerjeits 
gegen die Dinge haben joll. Das einzige Erfreulidhe bei dem Antrage it 
mir — ganz abgejehen davon, ob er durdyzubringen jein wird oder nicht, was 
wir abwarten müſſen — dab man fic) doch endlid von der ungenügenden 
Drdnung der Dinge im Art. 17 der Berfaffung jeitend aller Scyattirungen 
der liberalen Partei überzeugt zu haben jcheint. Das wollen wir und doch 
ganz klar machen und jederzeit und zurüdrufen: wir haben eine Berantwortlichkeit, 
meine Herren, in der Bundesverfaffung, die feinen praftiichen Werth bat. 
Denn wenn idy die vier bis fünf Punkte, auf die man etwa dem Weſen 
der Sache nach die Verantwortlichfeit veduziren könnte, mir formulire, jo 
it von derſelben im Artikel 17 fein einziger enthalten. Vorweg iſt nicht 
den Reſſortminiſtern die VBerantwortlichfeit auferlegt; zweitend weiß man 
nicht wofür durch den bezogenen Artikel der Herr Bundeskanzler ver 
antwortlid) gemacht werden joll; weiter jteht nicht darin, wem er ver- 
antwortlich jein joll, wer ihn zur Verantwortung ziehen joll; endlich find 
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die Folgen, wenn einmal der Fall der Verantwortung vorkommen ſollte, auch 
nicht feſtgeſtellt, und ſchließlich iſt über die Art des Verfahrens, über 
den Prozeß, der zur Seititellung der Verantwortlichkeit führen ſoll, ſowie 
über den Richter, vor welchem der Prozeß verhandelt werden foll, auch feine 
Beftimmung getroffen. Ja, meine Herren, das ift eine Verantwortlichkeit, 
die praftiich gar feine ift. Ich bin außerordentlich erfreut, daß das wenigitend 
jeitend der liberalen Parteien gegenwärtig durch den Antrag konſtatirt ift. 
Meine politijchen Freunde und ich haben uns im höchiten Grade bemüht 
dad jchon bei den Debatten im Eonftituirenden Neichötage möglichit zur Gel- 
tung zu bringen. Bon Seiten ded Herrn PVertreterd der Sächliichen Re— 
gierung im Bunbdesrath find wir gewarnt worden und auch der Herr Bunte 
deöfanzler hat jeine Warnungen darauf miterſtreckt: wir follten doch nicht 
jo viel an den Fundamenten der Verfaffung rütteln. Ich meine, wir haben 
recht Noth und haben jehr viel Urjache die Fundamente zu ftüßen, denn 
ed iſt ein Bau, der jehr viel tragen foll, dem viel zugemutbet ift. Sollte 
aber das wirklich ein Nütteln fein, wenn wir diefen Bau unſeres Gejammt- 
ſtaatsweſens innerhalb des Norddeutichen Bundes mit denjenigen Garantien 
zu umfleiden ſuchen, die doch wahrlich nichts Neued und Unerhörtes in 
Deutfchland find, fondern mit denen der Bau jedes Einzelſtaates innerhalb 
des Norddeutichen Bundes — Sie mögen vielleicht einen ausnehmen, den 
ich nicht zu nenmen brauche — umfleidet iſt. Was man da für nothwendig 
gehalten bat, um die viel leichtere Organiſation und die viel fleineren Auf: 
gaben der Einzelitanten zu ſtützen, das jollen wir nicht bier herbeiführen, 
um diejed große Geſammtſtaatsweſen zu ftüßen und ihm vollfommen das- 
jenige Clement zufließen zu laſſen, auf dem allein der fonftitutionelle und 
moderne Staat beruht: den vollen, öffentlich erflärten Konſens aller Bürger 
in der Gejeßgebung und Kontrole der Verwaltung? Hier joll das eine Er- 
Ichütterung der Fundamente fein, was man unbedingt als das höchite Kerment 
des Eonititutionellen Lebens in den Ginzelftaaten betrachtet? Meine Herren, 
diefe Deduftionen verftehe ich nicht. Ebenſo wenig iſt mir flar geworden, 
was, wenn man in den Meg diejed Antrages einlenkt, die Süd deutſchen 
noch mehr uns entfremden follte. Ich bewege mic auch in vielen Kreijen 
Süddeutichlands auf meinen vielen Berufsreifen nach jenen Gegenden, in 
denen ich die wejentlichen Bande der Deutichen Einheit in wirthichaftlichen 
Gejtaltungen möglichit feitzuhalten und zu fonjolidiren ſtets bemüht bin. 
Ic habe aber immer gefunden, der Mangel an diefen freiheitlichen Garan- 
tien iſt es bei weitem mehr als der entjeßliche Meberfluß, den wir daran 
haben, der die Majorität der Süddeutichen Bevölferungen abhält zu 
uns zu treten. Und ich meine wahrhaftig, wir werden viel eher Sympatbien 
für unjern Norbdeutichen Bund in Süddeutichland erweden, wenn wir in 
diefer Richtung und nicht bloß bei dem, was in diejem Antrage enthalten 
ift, beruhigen jondern in der Richtung deffelben weiter gehen! Endlich, 
meine Herren, ijt auch auf die Situation, dad Entwidelungsitadium, in viel 
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facher Hinficht hingedeutet worden, in dem wir uns befinden. Sch gehe 
gar nicht auf das Einzelne ein, die Dinge find jo hinreichend im fonftitui- 
renden Neichötage disfutirt, daß man das nicht mehr nöthig hat. Aber ich 
meine doch, wenn man im dieſem Augenblide nach großen Erfolgen nad 
Außen die Vertreter des Norddeutichen Bundes im Neichstage nach allen 
Kräften bemüht fieht fich für die innere Entwickelung zur bürgerlichen und 
wirthichaftlichen Freiheit die nöthigen Garantieen zu jchaffen, jo tft das zu= 
gleich dem Auslande gegenüber eine der hbeilfamften Demonftrationen, die 
wir überhaupt machen fönnen. Es find Friedensgarantien dem Auslande 
gegenüber, wenn man und bemüht fieht, unjere Kräfte zu verwerthen für 
unjer inneres Wohl, bemüht fieht nach Innen die Konfequenzen feiner 
äußeren Erfolge zu ziehen. Wir bleiben dabei nicht ftehen, wir fonftituiren 
nicht bloß die Einheit, wir fonftituiren zugleich die Wohlfahrt unferes Volkes, 
die nur erbaut werden kann auf die Freiheit, auf die bürgerliche und wirth- 
Ichaftliche zugleih. Und das ift für das zumartende Europa und unjere 
Nachbaren eine beſſere Friedensgarantie, ald wenn wir und ewig und immer 
wieder auf die Nothwendigfeit der Äußeren Abwehr allein verweifen laffen. 
An der Äußeren Abwehr, wenn man uns eine folche aufbringen follte, wird 
ed nicht fehlen, dafür ift gejorgt! Aber gehen. wir nach der Seite vor, wie 
ich es andeutete, dann wird Niemand und für ein Volk halten, das irgend 
wie aggreffiv gegen jeine Nachbaren gefinnt fei, und aud) in diejer Be- 
ziehung wird unjere Haltung in der vorliegenden und anderen damit zus 
jammenhängenden Fragen den beiten Eindrud nad Außen und eine der 
beiten Garantieen für und jelbit und unjere Stellung geben. (Bravo!) 


Windthorft aus Celle (Aichendorf-Hümmling-Meppen x. [Hanıtover]:*) 
Meine Herren! Für mid ift dieſe Frage feine Frage ded Vertrauens oder 
des Mißtrauens gegen irgend Iemanden hier im Haufe, ich betrachte Die 
Sadye lediglich wie fie liegt, ausgehend von den Verhältniſſen, in denen 
wir und befinden. Als die Verfaffung, in der wir und jet befinden, be- 
rathen murde, habe ic; mit mehreren Freunden den Verſuch gemacht, die- 
jelbe in einer andern Form hberzuitellen, namentlicy eine klarere und feftere 
Gentralgewalt und dann in Folge deffen auch Bundesminifterien zu 
fonitituiren. Gleichzeitig aber habe ic) mich im Vereine mit meinen Freunden 
bemüht die Kompetenz zwijchen den einzelnen Staaten und dem Bunde 
näher zu firiren. Ich habe für die Eriftenz der einzelnen Staaten eine 
Garantie in einem Ober: oder Staatenhauje gejucht, ich babe damals ein 
Bundesgericht heritellen wollen, weldyes dieſe Garantien zu vermehren 
im Stande wäre. Alle diefe Gedanken haben die Majorität des Hauſes 
damals nicht gefunden. Wenn ich der Schadenfreude fähig wäre, jo würde 
die heutige Diskuſſion mid mit hoher Freude erfüllen müffen. Aber, 
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meine Herren, ich bin gewohnt, wenn ich mit meinen Anſichten nicht durch— 
gedrungen bin, mid) denen zu fügen, die zum Geſetz geworden find, und da 
bin ich der Anficht, dab dasjenige, was in dem fonjtituirenden Reichstage 
beichloffen, — die Verfafjung des Norddeutichen Bundes wie fie liegt den vor- 
liegenden Antrag ald nicht zuläffig ericheinen läßt. Im die jeßige Ber: 
fafjung paßt ein Bundesminiſterium nicht, dazu würde vielmehr vor Allem 
erit eine feſtere Gentralgewalt gehören. Nach der jetigen Bundeöverfafjung 
ift eine eigentliche Gentralgewalt nirgends vorhanden und ich weiß deshalb 
auch nicht, wie die Herren ſich denfen, dab und von wem das Bundes— 
miniftertum errichtet werden joll. Es ift außerdem in der Diskuſſion nicht 
flar geitellt worden, ob dad Bundeöminifterum, weldyes man beantragt, 
etwa das Preußiſche fein, oder ob ed außerhalb der Preußiſchen offiziellen 
Sphäre liegen fol. Bon dem Herm Antragſteller Tweſten ift angedeutet, 
dab dies im dem Geſetze nicht feitgeitellt werden könne, er meint, dies jei 
eine reine Berfonenfrage. Meine Herren, das ift gar feine Berjonen- 
frage jondern das iſt einfach die Frage, ob allmählich Preußen in dem 
Bund oder ob der Bund in Preußen aufgehen jol. — Es wird hier an 
meiner Seite gejagt: das wäre gleichgiltig, für mid, ift ed das nicht. — 
Wenn man aber jebt auf die Konftituirung eines Reichsminiſterii zurüd- 
fommen will, dann wird ed nothwendig, daß wir zumächit auch wieder da- 
rauf zurüdfommen, die Kompetenz der einzelnen Staaten gegenüber der 
Kompetenz ded Bundes flarer und beftimmter zu formuliren. Es iſt außer: 
dem eine anderweitige Garantie für die einzelnen Staaten zu finden. Ge— 
ichieht dies nicht, dann bin ich mit dem Sächſiſchen Herm Bevollmächtigten 
einverftänden, daß aus der nothwendig zu erwartenden Reibung des bean- 
tragten Bundesminifterii mit den Landeöminifterien die unglüdjeligiten Ver— 
hältnifje hervorgehen fünnten und müßten. Wenn der Herr Bundeskanzler 
aber glaubt, dab an ſich für jeden größeren Staat ein Minifter befjer jei 
ald ein Kollegium von Miniftern, dann muß ich allerdings jagen, daß 
id ihm darin nicht beipflichten kann. Sch glaube vielmehr, daß auf die 
Dauer ein Verfafjungsitaat mit einem Mann an der Spite nicht be- 
jtehen kann. Gin Minilter mag, in die Zeiten der eriten Deutſchen Ge— 
ſchichte zurüdgegriffen, in die Zeiten der Pipine, irgend welche Bedenken 
nidyt gehabt haben. Heute fünnen wir auf die Dauer einen Minifter 
nicht ertragen. Wir müſſen unter allen Umftänden vielmehr vor Augen be- 
halten, daß wir einen richtig fonftruirten Bundesitaat maden, in 
welchem das Ganze und die einzelnen Theile in ihren Begrenzungen 
Flarer und beitimmter geitellt find, als das heute der Fall ift, — in analoger 
Weiſe wie in Amerifa, in der Schweiz und den alten Staaten der Nieder 
lande. Mber darauf heute jchon anzutragen, dazu fühle ich mich denn dody 
nicht veranlaßt. Meine Herren! Nachdem wir erit jo kurze Zeit in der 
von Ihnen gewollten Berfafjung leben, nachdem wir in dieſer Verfaſſung 
— das läßt ſich denn doc nicht läugnen — innerhalb ihrer Kompes 
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ten; Außerordentliched erreicht haben, — heute jchon eine Nevifion in toto zu 
beantragen, das würde doch zu weit gehen! Der Herr Abgeordnete Tweſten 
jagt freilich, daß er diefe Revifion in toto nicht wolle, jondern daß er ge 
Ihäftlih nur die mehreren Minifterien jtatt eines Mannes hinſtellen 
wolle. Wenn er an die Arbeit geht, wird der Herr Abgeordnete ſich über: 
zeugen, daß er in der That in der Konjequenz ganz zu dem Endziele 
fommt, welches ein Mitantragfteller, der Graf Münfter näher auseinander 
gejegt hat. Meine Herren! Es ift gelagt, es jei ein Stillitand in unſern 
öffentlichen Verhältniſſen. Ich jehe nirgends einen Stillitand in den Din: 
gen, die zur Kompetenz des Bundes gehören. Wenn Sie aber darin einen 
Stilljtand finden, dag wir nicht mit Macht über den Main geben, und 
daß wir die Einzelſtaaten jchonen in ihrer Selbititändigfeit, joweit fie ihnen 
im Bunde gelajjen it, dann begrüße ich diefen Stillitand, denn ich bin 
der Meinung, wir fönnen unjere öffentlichen Verhältniffe in Deutichland 
und in Emopa nicht gründlicher zeritören, al$ wenn wir von der Note vom 
7. September abweichen und wenn wir in der Beſchränkung der Einzel- 
jtaaten weiter gehen, als das bereits gejchehen it! Es ift von dem Sädjfi- 
ſchen Herrn Bundesbevollmädhtigten mit Recht hervorgehoben, wie die ein- 
zelnen Staaten unmöglich mit Freudigfeit in den Bundesjachen arbeiten 
könnten, wenn fie tagtäglich durch Anträge jolcher Art in ihrer Exiſtenz bes 
droht werden. Das iſt ein Gedanfe, meine Herren, den wir und, glaube 
ich, zu Herzen nehmen jollten. Wir können, glaube ich, in der That ruhig 
erwarten, was die Zeit weiter entwidelt. Ich für mein Theil bin aber 
nicht mit dem Herrn Grafen Münjter der Meinung, dab die Zeit und ben 
Ein heitsſtaat bringen werde, ich denfe vielmehr, daß die Zeit und einen 
auf wahrer Föderation begründeten Bundesjtaat, der dann allerdings auch 
jeine verantwortlichen Miniſter haben kann und wird, bringen werde. — Ein 
Einheitsſtaat wäre das Grab Deuticylands! 


Bundeöbevollmäcdhtigter Minifter von Watzdotf (Weimar):“) Ich darf 
annehmen, meine Herren, dab das Hohe Haus vielleicht auch gern die Ans 
ficht eines der Vertreter der Kleinitanten über die vorliegende Frage hört, 
und habe deshalb um das Wort gebeten. Meine Herren, der Antrag jelbit 
ift wie Ihnen befannt im Sabre 1867 bier und auch außerhalb des Hauſes 
inmitten der damals vereinigten Bevollmächtigten der befreundeten Re— 
gierungen disfutirt und verneint worden. Darauf bin it die Bundesver— 
faſſung zu Stande gefommen und ich verhehle nicht, ed muß, wie auch 
ſchon von Seiten des Negierungstiiches ausgeſprochen it, einen jchmerzlichen 
Eindruck madyen, wenn dieje bochwichtige Frage jet nach 2 Jahren jchon 
wieder auf das Tapet gebradyt und dadurdy die Stellung der einzelnen 
Staaten bedroht wird. Indeſſen ich laſſe das auf ſich beruhen und jtelle 
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mir die Frage: was hat die Veranlaſſung zu dem Antrage jelbit gegeben, 
und wie weit ift er gerechtfertigt auf dem Standpunkte von heut gegenüber 
dem vom Jahre 1867? Meine Herren! Als wir im Fahre 1867 die Ber: 
faffung bier vereinbarten, hat wahrjcheinlicd Niemand in dem Hohen Haufe 
und Niemand außerhalb defjelben gemeint, eö jet ein Ideal zu Stande ge 
fommen. Wir find alle darüber einig geweſen, dab dieſe Verfaffung einer 
fräftigen Entwidelung bedürftig aber auch fähig jei, und meine Herren, id) 
habe in deutichenationalen Angelegenheiten in früheren Zeiten in Idealen 
gelebt und vielfach joweit ich gefonnt habe dieje zu realifiren gejucht. Dem 
entſprach die Verfaffung nicht und ich habe fie deshalb doch mit großer 
Freude begrüßt, weil fie ein feſtes Fundament legte, auf dem wir weiter 
fortfommen fonnten. Die Frage, meine Herren, in welcher Richtung wir 
zu bauen haben, die ijt freilich beitimmt nirgends ausgeſprochen worden. 
Aber ich jollte meinen, ed dürfte Jedermann die Neberzeugung gehabt haben, 
eö könnte das nur auf dem Wege gejchehen, dab wir im Sinne der verein- 
barten Verfafjung nun thätig wären. Ich glaube, ed hat (wie mein Sädhft- 
jcher Herr Kollege bereitö hervorgehoben hat) bei einer Mehrzahl der Abge- 
ordneten des damaligen Reichstags jedenfalld auch die Ueberzeugung vorge 
ichwebt, ed müſſe zunächſt — und das halte ich für eine der wichtigiten 
Aufgaben, die wir zur Gntwidelung unjered Bundesverhältnifjes nöthig 
haben — es mülje zunächſt in den einzelnen Staaten das Nöthige gejchehen, 
um auch fie zu einem wirklich lebensfräftigen und lebensfähigen Organismus 
ded großen Norddeutichen Bundesſtaates zu machen. Meine Herren, in 
diejer Beziehung find die Norddeutichen Staaten — idy glaube aud) Preußen 
nicht auönehmen zu dürfen — alle nody zurüd, und die Arbeit, die da zu 
machen ift, mag jcheinbar im nationalen Intereife nicht jo lohnend fein, 
wie es vielleicht zu wünjchen wäre, aber in der Wirflichfeit iſt fie von der 
höchiten Bedeutung. Abgejehen davon aber, meine Herren, die eigentliche 
Thätigfeit des Bundes, der Bundesorgane, die wir jet gejchaffen haben, 
it — darüber ift ja gewiß nirgend ein Zweifel — im Laufe der legten 
zwei Jahre in einer Weiſe lebhaft gewejen, dat man jedenfalld den Vor: 
wurf, fie hätten zu wenig gethan, ihnen nicht machen fann. Aber, meine 
Herren, die Gejeßgebung iſt es nicht allein, mit der man es zu thun hat, 
es muß auch die Durdyführung der Gejeße erfolgen, und dieſe iſt ganz 
naturgemäß in dem Maaße noch nicht möglich geweſen, wie es behufs 
eined guten Erfolges erforderlidy ift. Meine Herren, täujchen wir und nicht, 
ein jehr großer Theil der Gejeße, die die Bundesgejeßgebung zu Stande ge- 
bracht hat, iſt von den allerwerthwolliten nationalen Folgen, aber wie alles 
Neue berührt ed mandyes Alte in unangenehmer Weiſe und neue Freunde 
bat es in der großen Maſſe der Bevölkerung nody nicht in dem Maaße ge- 
wonnen, wie ed zu wünjcen it. Ich glaube, dafür haben wir nody eine 
lange Zeit in Anspruch zu nehmen, noch lange Zeit thätig zu fein, und ich 
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möchte meinen, dab die Herren Abgeordneten, die aus der Mitte der Be- 
völferung kommen, mir beitätigen werden, daß das oder jenes, was der Bund 
gethan hat, auch bei denen, die ganz gut Deutſch gefinnt find, einen vollen 
Anklang noch nidyt gefunden hat. Kurz wir bedürfen dazu auch einer 
Zeit. Und, meine Herren, ich lege auf dieje Entwidelung von unten — id) 
habe mir damals, als ich die Ehre hatte Mitglied des Hohen Haujes zu 
jein, das auch zu jagen erlaubt — id) lege ein viel größeres Gewicht darauf, 
dab dieſe Thätigfeit in der Bevölkerung entwidelt wird, als daß wir Or- 
gane jchaffen, die bei der tüchtigen Beſtrebung der Bundesregierung ja ent: 
behyrlich jein werden und ohne eine jolche wahrjcheinlicherweije Nachtbeile 
ſchaffen würden. Ic wiederhole, meine Herren, die Ihätigfeit der Bundes: 
gejeßgebung muß erft noch in ihren Folgen in die unteren Schidjten der 
Bevölkerung fommen, um ald das Band zu gelten, was wir vor allen Din- 
gen brauchen. Die Deutſche Gejchichte hat eine Neihe von Jahrhunderten 
hindurch falſche Wege gemadyt; wir find im Stande, ihr einen richtigen 
Weg zu geben. Das Jahr 1866 hat dies gethan, aber nimmermehr find 
wir im Stande in zwei bis drei Jahren fie an das Ziel zu führen, und 
aus diefem Grunde glaube ich, man joll das Vorjchreiten auf dem Wege des 
Antrags mit Außerjter Vorficht erft dann eintreten lafjen, wenn überhaupt 
der Zeitpunkt da it, dab das gejammte Volf dafür auch die vechte Empfäng- 
lichfeit hat. Meine Herren, es ift erwähnt worden, daß die Deutjchen Klein- 
Staaten — idy rechne hierzu bejonders die Staaten, die auf diejer Seite des 
Haujes (links) vertreten find — dab dieje durchaus fein Intereſſe hätten, 
dem Antrage entgegen zu fein. Meine Herren, wenn dieje Staaten lediglich 
ihr individuelles Intereſſe im Auge behalten wollten, jo möchte das vielleicht 
wahr jein: die Aufgabe der Kleinjtaaten iſt nach einer Richtung bin jeßt 
und von jeher gewejen mit dem Bundesminiiterium in feine Kollifion zu 
fommen. Daß die Heinen Staaten aljo nach diefer Seite hin Zuſtimmung 
geben könnten, würde ja denkbar fein, aber, wie der Herr Staatöminiiter 
Freiherr von Frieſen bereits erwähnt hat, es wird tief einwirken auf grüßere 
und wie ich mid, nicht enthalten fann auszujprechen, eö wird jehr tief ein- 
gehende Ginwirfungen auf Preußen haben und möglicherweije die Rückwir— 
fungen berbeiführen, die wir einem Großſtaat wie Preußen, mit einer ſolchen 
Geſchichte wie Preußen gegenüber, auf das Aeußerſte vermeiden müfjen, jo 
lange wir nicht wiljen, daß das Deutſche Element auch in diefer Beziehung 
empfänglich in Preußen geworden ift. Ich erlaube mir noch eine Aeußerung 
auf die Bemerfungen ded Herrn Abgeordneten Grafen zu Münſter. Wenn 
dieſer jagte, ed möchte vielleicht im Jahre 1865 jo gehen, wie es im Jahre 
1815 mit der Bundesverfalfung gegangen ift: meine Herren, dieje Bejorg: 
niß jcheint mir nach verjchiedenen Seiten vollkommen ungerechtfertigt. Vor 
allen Dingen iſt die Bundesverfaflung von 1867 ein ganz anderes Werf als die 
Bundesverfaflung, die im Jahre 1515 gegeben wurde. Aber, was ich dem 
Herrn Grafen zu beadyten gebe und Iedem, der einen hohen Werth auf die 


Watz dorf. Laster. 1187 


organiſche Einrichtung legt: meine Herren, wenn wir von 1815 bis 1866 
nicht die Erfahrungen gemacht hätten, ſo hätten wir unſere Verfaſſung von 
heute auch nicht; Erfahrungen müſſen wir machen, und zu den idealeren 
Zielen, die in Ausſicht find, werden wir erſt dann kommen, wenn wir das 
Fundament dazu gelegt haben. Ich kann jetzt den Antrag für irgendwie 
annehmbar durchaus nicht halten. 


Abgeordneter Casker (Eisfeld-Sonneberg x. [Meiningen])*): Meine 
Herren, wie audy dad Refultat der heutigen Debatte ausfallen mag, jo freue 
ich mid) doch über die Klärung, die jchon bis jeßt ftattgefunden hat. Vor 
ungefähr zwei Sahren haben wir vdenjelben Antrag diöfutirt, er war von 
unjerer Seite geitellt, ed wurde ein gleicher Widerftand ſeitens des Herrn 
Bundesfanzlerö geleiftet, und das Nefultat war, daß der Antrag mit 127 
Stimmen gegen 126 Stimmen abgelehnt wurde**). Wir haben aber bei der 
Annahme der Berfaffung niemals ein Hehl daraus gemacht, dab wir aud) 
in Zufunft auf diejenigen Mängel immer wieder zurückkommen wollen, 
welche wir um des Verfaſſungswerkes willen im Ganzen uns haben gefallen 
laffen, und irre ich nicht, fo ift von dem Herm Bundesfanzler jelbit an uns 
die Mahnung ergangen, wir möchten doch, während über die Verfaſſung 
jelbft berathen würde, von dem Widerſtand abſtehen und jpäter auf dem 
ruhigen und ficheren Boden den Gegenjat der Ideen zum Austrag bringen. 
Seitdem hat fidy nichts verändert und deswegen find wir vollberechtigt 
gewejen unjern Antrag wiederum auf die Tagesordnung zu bringen. Ic) 
bin erfreut, daß er jeßt nicht nur in unſern Reihen jondern noch viel mehr 
nach rechts hin vollen Beifall findet, und ich bin nicht bloß darüber er: 
freut ſondern noch weit mehr, dab in der Praris des Verfaſſungslebens die 
Entwidelung angedeutet ift, dab wir dahin fommen müljen, wohin unfer 
Antrag ſtrebt. Meine Herren, mir ift aud einem zweiten Grunde die heutige 
Diskuffion des Antrages willfommen, weil die frühere Debatte die Gegen- 
ſätze in Unflarheit gelaffen hat. Ich erinnere mich nody feiner Rede, die jo 
wenig mir und vielen meiner Freunde ein Verſtändniß der leiten Abficht 
des Redners beigebracht hätte, ald diejenige Mede, welche der Herr Bundes- 
fanzler damald über die Minifterverantwortlichkeit gehalten hat, und wir 
haben damals dieſes unſer Nichtverftändnik offen ausgejprochen. Heute 
fommt Far zum Borjchein, worin dieſer Gegenjat eigentlid, beſteht. Alles, 
was der Herr Bundeskanzler über die Einheit Deutſchlands, üher die Decen- 
tralifation, über den berechtigten Partifularismus, über andere ſchöne Deutjche 
Eigenſchaften gejagt, habe ich mit großem Vergnügen zu meiner Belehrung 
angehört und ich habe mid) gefreut, Gedanfen wiederholt zu hören, die 
namentlidy auf unjerer Seite jehr geläufig find. Aber, meine Herren, alle 
diefe Punkte hängen nicht zufammen mit der Frage, ob in dem Bunde der 
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Bundeskanzler allein diejenigen Verrichtungen übernehmen joll, weldye die 
Berfafjung der Erefutive zuweiſt, oder ob dieje durch ein Minifterium aus— 
geübt werden jollen. Auf diefen Sat bezüglicdy war lediglidy die Meinung 
des Herrn Bundesfanzlerd, dab er überhaupt Minifterfollegien nicht mag, 
— die Meinung, für die er eingetreten ift, daß jeder bedeutende Staat von 
Einem Manne und nicht von einem Kollegium der Miniiter regiert werden 
dürfe. Das ift der einzige Unterfchted und dieſen Unterjchied müſſen wir 
klar konſtatiren. Lafjen wir aljo alle Nebengründe bei Seite. Schwärzen 
Sie unjern Antrag nicht an, ald ob er die großen Fundamente unjerer Ver: 
faffung umftoßen, ald ob er den Heinen Staaten die berechtigte Erefutive 
entziehen wollte, ald ob er überhaupt zu Konjequenzen führe, die fich noch 
gar nicht überjehen laſſen. Die Frage iſt eine ganz flare: jollen die Funf- 
tionen der Erefutive lediglich durdy das Amt eines Mannes gededit werden 
oder durch die Verantwortlichfeit mehrerer Männer? Nun, meine Herren 
dba wird man und nicht tadeln, daß, jo hoch wir die Meinung des Herm 
Bunbdesfanzler veranichlagen, wir doch Fragen von jo großem Kulturumfange 
nur im der Praris löfen, welche wir die Staaten von ganz Europa, die 
allergebildetiten Staaten befolgen jehen, und in allen diefen Staaten finde 
ich nirgends eine Negierung, die lediglich unter Verantwortlichfeit Eines 
Mannes geleitet würde Die aufgeworfene Analogie zwiſchen diefem einen 
Manne und den Abgeordneten im Reichstag findet nicht entfernt zu Guniten 
diejer Idee Itatt, denn wir find deswegen eine Vielbeit, damit unjere An— 
fichten gegen einander ſich berichtigen, und unſere Beichlüffe haben eben die 
Bedeutung, dab jo gut wir ed fünnen, die Meinung aller Derjenigen, welche 
hier verfammelt find, nachdem fie wechjeljeitig fich belehrt und durch die Dis- 
fuifion fich geflärt haben, in dem Bejchluffe ausgeiprochen werde. Daſſelbe 
ift nothmwendig überall, wo ed ſich um die Gejchide der Staaten handelt. 
Jeder Menich ohne Unterjchied und namentlid) jeder groß angelegte Menſch 
hat jeine individuellen Eigenſchaften, die zurüdgebalten werden müljen, wenn 
fie nicht unter Umständen zum Schaden des Staates ausſchlagen jollen, 
gerade jo wie er andere Eigenichaften hat, die geeignet find das Wohl des 
Vaterlandes zu fürdern, und mun it es eben Sache der follegialijchen Be- 
rathung und Sache der getheilten Ihätigfeit, dab die jchädlichen Eigen: 
ſchaften paralyfirt, die müßlichen dagegen unteritüßt werden. Wenn der 
Herr Bundeskanzler jeine Anficht ausgejprochen hat, dab er durdy das 
Kollegium ſich gebunden fühle, daß er Erfahrungen gemacht habe, nach wel: 
chen die Regierung im Verein mit jieben anderen Männern nicht gut ges 
führt werden fünne, jo fürdyte ich den Zujammenbang diejer Klage mit dem 
ſpeziſiſch Preußiſchen Mißſtande, dab dort ein ſolidariſches Miniſterium noch 
nicht vorhanden iſt, während ſonſt in allen konſtitutionell regierten Staaten 
allerdings die erſte Bedingung darin beſteht, daß diejenigen Männer, die 
jid) vereinigen, um die Regierung zu führen, audy einer Meinung und 
jolidarijch unter einander verbunden jeien. Iſt diefer Fehler in Preußen vor: 
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handen, — und ich bin geneigt es anzunehmen, denn die Verhandlungen im 
Preußiſchen Landtage haben zahlreiche Belege dafür gegeben, — ſo iſt der Fehler 
dort zu heilen und iſt für den Fall, wenn die Inſtitution eines verantwort— 
lichen Miniftertumd im Bunde eingeführt wird, darauf Bedacht zu nehmen, 
daß nicht bderjelbe Fehler fich einjchleiche. Wenn der Herr Bundesfanzler ges 
fragt hat, in welcher Weije denn die Herren Antragfteller ungefähr fich die 
Ausführung ihres Antrages gedacht haben, jo darf ich für meine Perjon 
jagen ald Einer, der den Antrag unteritügt hat, daß ich mir ein Bundes- 
minijterium mur in der Weile zu denfen weiß, wie e8 ungefähr in England 
if. Der Eine leitende Mintfter ift die Seele des Minifteriumsd und er hat 
darauf zu achten, dab Jeder aus dem Mintitertum jcheide, der mit jeiner 
leitenden Politik fich nicht in Einklang zu jeßen weiß. (Bravo links, Heiter- 
feit rechts.) Das ijt die Stellung zu welcher konſtitutionell ausgebildete 
Staaten fommen und fommen müfjen. Im England it ed öffentliches Necht, 
daß der Premierminiiter die einzelnen Portefeuilled vergiebt und er hat es in 
Händen, die Entlaffung von einzelnen Miniftern zu fordern und anzunehmen. 
Wenn diejed aber in Preußen nicht der Brauch ijt, liegt hierin der Fehler 
und ed wird nothwendig fein, daß unfere ftaatsrechtliche Entwidelung jenen 
anderen Weg nimmt, damit nicht eben ein jehr ehrenmwerther, charafterfeiter 
aber harter Kopf dem ganzen Minifterium im Wege jtehen fünne und den 
Gedanken des leitenden Minifterd vereitele.e Meine Herren, diejed ilt die 
Abficht ded Antrages, joweit ich die Meinung der übrigen Antragiteller 
fenne. Sehen Sie ſich doch den Wortlaut des Antraged genauer an: wo tit 
in demjelben angedeutet, dat wir irgendwie neben den Bundesfanzler Männer 
ftellen wollten, die im Stande find feine Bundespolitif zu durchkreuzen? 
Wir haben in dem Antrage zunächſt nur von Fachminiſtern gejprochen; dieje 
jollen nicht als Hindernifje dem Bundesfanzler fidy in den Weg werfen können, 
fondern die Lalten ihm abnehmen, weldye ihm nicht gebühren, damit er mit 
den größeren Gedanfen der Staatöpolitif ſich ausjchließlich bejchäftige und 
nur nebenher kontrolire, ob die Staatögejchäfte gehörig geführt werden, ob 
nicht durch Mißgriffe der Einzelnen Mißtrauen erregt werde, ob nicht durd) 
Mißgriffe der Einzelnen die gejammte Staatsleitung Schaden leide. Ein 
Mann, der in den gegenwärtigen Zuftänden die bedeutende Aufgabe zu er- 
füllen bat, welche der Herr Bundesfanzler von ſich jelbit ausjagt, der dafür 
jorgen muß — wenigitens dafür zu jorgen wünſcht, wie ich bezeugen kann, — daß 
die Reformen im Staate Preußen nicht gänzlich verhindert werden, der ge 
wiſſermaßen die Parole auszugeben hat, nad) weldyer Seite vorgejchritten 
werden joll, und der nach manchen Beziehungen es ja jchon mit Glüd gethan, 
indem er einen jolchen Minifter fich hat beigejellen laffen, der thatjächlich 
feinem Willen ſich unterordnet, — ein ſolcher Mann, der überdies die auswär: 
tigen Angelegenheiten unter jo jchwierigen Verhältniſſen leitet und mit den 
Eleineren Staaten, unſeren Bundesgenoffen, innerhalb und außerhalb des 
Bundesrathes verhandelt, — ein ſolcher Mann kann nun und nimmermehr die 
75” 


1190 1869. Art. 17. Verantwortliche Bunbeöminifterien. 


Verantwortlichkeit für alle einzelnen jo zahlreichen Afte der Erefutive über: 
nehmen, wie fie die Verfaffung dem Präfidium beilegt. Und wenn die Ver: 
faffung an einer Stelle vorjchreibt, dat; der Name diejed Mannes die Afte 
der Grefutive deden fell, und wenn auf der anderen Seite die natürliche 
Unmöglichkeit dagegen ftreitet, jo finde ich einen Widerſpruch in der Ver— 
faffung und der Herr Bundeskanzler muß in feinem Gewifjen gebunden jein 
oft von Dingen Kenntniß zu nehmen, die nicht eine Sekunde feines vielbe- 
ihäftigten Amtes in Anſpruch nehmen jollten. Das ift der Sinn des gegen- 
wärtigen Antrages und nichts Anderes! Es ift deshalb von dem Herm Ab— 
geordneten Schulze mit Recht gejagt worden: von Vertrauen und Mißtrauen 
iſt heute gar nicht die Rede, und wie gar noch die Farben jo ſchwarz auf- 
getragen werden fonnten, als ob in dem Antrage der Anfang der Mebdia- 
tifirung aller Bundesitaaten enthalten wäre, — meine Herren, das kann ic) 
aus den MWortlaute des Antrages nicht begreifen, und auch nicht aus deſſen 
Begründung! Herr Graf Münfter hat allerdings feine weitergehenden An— 
ſchauungen motivirt; aber der Herr Abgeordnete hat jelbit erflärt, daß feine 
Abficht eigentlich gewejen jei einen weitergehenden Antrag einzubringen, dab 
aber dieſer weitergehende Antrag von und nicht gebilligt worden ift, weil 
wir eben nicht auf die Wegjchaffung der Kleinftaaten bedacht find, jondern 
nur die Verfaſſung auf ihren eigenen Grundlagen ausbilden wollen; und um 
deswillen haben wir und nicht entjchloffen, ihm beizutreten, jondern er it 
dem Antrage beigetreten, wie wir ihm formulirt haben auf Grundlage der 
gegenwärtigen Berfaffung. (Bravo!) Und wenn der Herr Graf mun zur 
Wahrung jeined Gewiſſens und jeiner individuellen Stellung Ihnen jagt, 
daß er üher das Ziel unjered Antrages noch weiter hinauögehen wolle, dann 
ijt es meiner Meinung nad) nicht recht, die von ihm angeltrebte weitere Entwick— 
hung zu identifiziren mit dem gegenwärtigen Antrage, der eben ganz andere 
Unterlagen hat. (Sehr richtig!) Meine Herren, der Herr Abgeordnete von 
Blandenburg, der ja in jehr heiterer Weije die ganze Angelegenheit behandelt, 
ſchätzt dasjenige jehr gering, was dem Bundesfanzler überhaupt zuftehe und 
was die Erefutive zu bejorgen habe, — es gebe gar feine Gejchäfte für die zu— 
künftigen Minifter. Ich würde bei der ganz leichten und heiteren Weife, 
mit welcher der Antrag von dem Herrn Abgeordneten behandelt worden: ift, 
nicht darauf zurüdgefommen jein; denn ich würde eben gedacht haben, daß 
er überall geſucht die ihm zugefallene Aufgabe fich leicht zu machen und bes: 
wegen für überflüffig gehalten hat ind Auge zu faffen, was nach Vorjchrift 
der DVerfafjung der Bundesfanzler als verantwortlicyer Vertreter der Exekutive 
zu thun hat und was unter feiner Dedung fteht. Es iſt inzwilchen jpäter 
von gewichtigerer Stelle diefe Meinung des Herrn Abgeordneten von Blanden- 
burg theilweije beitätigt worden. Nun bitte ich aber die Herren, weldye blof 
deswegen ein Bundesminifterium nicht jchaffen wollen, weil es demjelben an 
Arbeit fehlen würde, die Artikel 11, 12, 18, 19, 36, 45, 50, 56 und andere 
nachzuleſen, und fie werden Arbeit finden, die völlig ausreichend ift für 


Raser. 1191 


Minifter, jelbft wenn fie jo fleißig find, wie mancher Minifter in Preußen. 
Das Bundespräfidium hat das Tarifwejen zu überwachen, das Telegraphen- 
wejen, über Krieg und Frieden zu entjcheiden, Verträge mit fremden Staaten 
vorzubereiten und vorläufig abzujchliefen, das Konfulatöwefen zu überwachen ; 
eö hat die gefammte finanzielle Bundesverwaltung zu führen, für welche die 
Entlaftung jowohl vom Bundesrath, wie vom Reichstage gefordert werden 
muß, jo dab aljo eine Theilnahme des Bundesraths an diefen Gejchäften 
gar nicht denfbar iſt; es hat die Imitiative bei allen Militärgejeßen, für 
welche die Verfaſſung den Schwerpunkt in das Bundespräfidium verlegt; es 
bat darüber zu enticheiden, wann der Neichötag, wann der Bundesrath be- 
rufen, eröffnet, vertagt oder gejchloffen merden joll; e8 hat die Bundesbeam- 
ten zu ermennen oder zu beauffichtigen; es hat im jchleunigen Fällen die 
Bundeserefution zu verfügen; — und vor Allen liegt ihm ob die gefammte 
Staatöverwaltung und die Beauffichtigung aller Gejeße. Dies Alles iſt 
nicht Sache ded Bundesraths, ſondern Sache des Bundespräfidiums, der 
Grefutive, — derjenigen Grefutive, welche gegenwärtig gededt wird durch den 
Bundeskanzler und nicht gedeckt wird durch den Bundesrath, welche wir in 
Zukunft gededt zu jehen wünjchen durdy ein Minifterium. Meine Herren, 
unjere gejanımte Praxis — verſchließen Sie fich doch nidyt vor ihr! Wie 
vielmal in der Seſſion faffen Sie den Beſchluß, dem Bundeskanzler dies 
und jenes zu überreichen! Mir überreichen ihm unſere Bejchlüffe zur Förde- 
rung nicht als einem Bundesbeamten, jondern weil er bier ald Stellvertreter 
des Bundespräfidiumd in unſerer Mitte weilt, nidyt weil er Mitglied des 
Bundesraths ift, nicht weil er Vorſitzender des Bundesraths ift, jondern ihm 
in jeiner Eigenſchaft ald Vertreter des Bundespräfidiums an diejer Stelle. 
Wenn dagegen heute entwicelt worden ift, daß viele diefer Dinge, von denen 
wir gemeint haben, dab fie vom Bundeskanzler wahrgenommen werden, von 
dem Ausſchuſſe wahrgenommen werden, dann, meine Herren, iſt eben der 
dinger auf den wunden led gelegt, ven wir heilen wollen. Hierin liegt der 
Beweis, weldye Richtung unjer Berfaffungsleben nimmt, dat vieles von dem: 
jenigen, was beabfichtigt war der Erefutive beizulegen, nunmehr auf den 
Bundedrath und feine Ausichüffe übergegangen ift, — ein Gedanke, den wir, 
wie Sie ſich aus der Diskuffion der Verfaffung im fonftituirenden Reichs— 
tage erinnern werden, damals weit von und gewiejen haben. Wir waren jo: 
gar im Dunfel darüber, ob von irgend einer Seite beabfidytigt würde fort 
und fort die Thätigfeit dedö Bundesraths auszudehnen. Meine Herren! 
Wir ftehen täglich beinah bei den Geſetzen, welche wir geben, vor der Frage: 
wen follen wir mit der diöfretionären Gewalt betrauen, die nothwendig iſt, 
um die Gejeße in ihrem Geifte auszuführen? Wir ftehen täglich vor dieſer 
Trage, und find bei der heutigen Organifation gezwungen den Bundesratl) 
damit zu beauftragen. Dies liegt nicht von vorm herein in der Stellung 
des Bundesraths. Denn der Bundesrath ſoll eben feine reine Erefutive fein. 
Nur weil wir fein auögebildetes Bundesminifterium befißen, — nur deöwegen 
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müffen wir von der generellen Klaufel abgehen: daß „mit der Ausführung 
diejed Gejeßes das Minifterium beauftragt wird." Dieje Klaufel jcheint uns 
eritrebenswertly nicht des Miniſteriums wegen, ſondern fie hat die Bedeutung, 
dat dem Bundespräfidium diefe Macht gebührt und das Minifterium delegirt 
diefe Macht ausübt. Sie verrüden aljo meiner Meinung nad) den Gedan- 
fen und den Sinn, den wir mit der Verfafjung verbunden haben, wenn Sie 
joldye Gegenitände, welche der Erefutive zu überweijen find, immer mehr 
und mehr auf den Bundesrath übertragen, — lediglich deswegen, weil Ihnen 
ein Drgan des Bundespräfidiumd fehlt, welches Sie mit jo vielartigen 
Geichäften belaften fünnen. Es wäre eine menjchliche Unmöglichkeit dem 
Bundeskanzler alled dies aufzulaiten, und man würde nicht bloß in Europa, 
jondern aller Orten den Bundeöfanzler für eine fabelhafte und nicht eriftirende 
Perjon halten, wenn wir fortwährend ihm allein die Gejchäfte der Erefutive 
übertragen wollten. In demjelben Athemzuge, in welchem man die ver- 
ichtedenen Bundesjtaaten und ald Mufter empfahl und uns auf die Schweiz 
und Amerifa verwies, wurde geleugnet, daß ein Bundeöminiiterium vereinbar 
jei mit der Idee des Bundesitaats, wie wir ihn ausbilden wollen. Meine 
Herren, ald ich vorhin fagte, daß alle Staaten der Fultivirten Welt ein 
Kollegium von Miniftern befiten, habe ich auch Amerifa und die Schweiz 
eingeichoffen. Auch diefe Bundesitaaten bedienen fich einer Vielheit von 
Bundeöminiftern, auch dieje vertheilen die Gejchäfte unter einzelne verant- 
wortlicyhe Departements = Chefs, mit dem Unterjchiede, daß in Amerifa die 
Departementö:Chefö dem Präfidenten verantwortlich find, während bei und 
die Minifter vermöge der fonjtitutionellen Cinrichtungen dem Reichstage 
verantwortlidy jein jollen. Wereinigen Sie die Minifter, wie ich im Anfange 
meined Vortrages geichildert habe, in einem Minilterium, deſſen einzelne 
Mitglieder zu jeder Zeit mit dem Haupte deffelben in Uebereinjtimmung fich 
befinden müſſen entiprechend dem englijchen VBerfaffungsrecht und demjenigen 
öffentlichen Rechte, in welchem allein eine fonititutionelle Staatöverfaffung 
ihrem Geilt nach fidy führen läßt, — dann ift es völlig gleichgiltig, ob die hier- 
durdy entitehende Werantwortlichkeit direft dem Präfidenten ald dem Ober— 
haupt des Staated gegenüber oder vermittelt dem Haupte des Minifteriums 
gegenüber wahrgenommen werden muß. Ic glaube deshalb, daß die 
ganze Debatte in ihrem erften Theile einen völlig verfehlten Weg genommen 
hat und daß fie richtig zum Austrage erft gefommen ift durch die Rede des Herm 
Bundesfanzlerd, welcher die Frage auf die einfachite Form zurüdgeführt bat: ob 
es denn unjer Wunſch und unſre Abjicht jei jeinen Willen zu durchfreuzen, 
indem wir ihm gleichberechtigte Männer zur Seite ftellen, weldye jeden Augen- 
blif in der Lage find, ihm Schwierigkeiten zu bereiten? Nein, meine 
Herren, das ijt nicht unſer Wunfch und unfre Abficht; aber wir wollen ein 
Miniſterial-Kollegium heritellen, welches in feinen einzelnen Organen jelbft- 
ftändig die Reſſorts verwaltet, welche nicht dem Bundeskanzler vorbehalten 
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find. Wir wollen Organe, die verantwortlich find dem Reichstage, aber aufer- 
dem verantwortlich dafür, dab fie jeder Zeit fich jolidariich willen mit dem 
Haupte des Miniſteriums. Diejer Gedanke it fein unausführbarer. Er iſt 
nicht neu jondern bewährt in der jehr feit ftehenden Verfaſſung des eng- 
lichen Staat. Nun meine ich nody gegen eine und im Laufe der Debatte 
gemachte Unterjtellung einige Worte jagen zu müſſen. Es iſt nicht unfre 
Abficht geweſen unjern Antrag jo zu motiviren, alö ob ſeit dem Jahre 1867 
zu wenig im Bunde gejchehen ſei. Wir erfermen gewiß an hervorragender 
Stelle die Wohlthaten der bisher erlaffenen Bundesgejege an. Auch ift es 
nicht die-Zahl der Gejebe, was ich im Gegenjat zu dem Herrn Minifter von 
MWahdorf bemerfe, welche wir vermiffen, es ift nicht die Gefeßgebung jondern die 
Wirkſamkeit und die Ueberwachung der Gejehe, welche wir im Auge haben. 
Die Erefutive ift es, welche wir meinen zu ftärfen, wenn wir die Laſten 
theilen, wenn wir die allgemeine Leitung dem Haupte des Miniftertums 
lafien, aber die anderen geichäftlichen Laſten theilend unter jelbititändige und 
verantwortliche Chefs der Reſſorts. Im diefem Sinne war unjer Antrag zur 
Berfaffung im fonjtituwirenden Neichötage geitellt und er ſteht nicht im ent- 
fernteiten Gegenjaß zu dem Geiſt der Verfaſſung. Auch giebt er dem Ab- 
geordneten Windthorft nicht entfernt Veranlaſſung zur Schadenfreude, jelbft 
wenn er Neigung für dieje edle Empfindung gehabt hätte (Große Heiter- 
feit.) Wir diöfutiren den Antrag, weil fich ein jo bedeutender Gejehes- und 
Verwaltungsitoff über uns häuft, daß wir meinen, wir müſſen wie in jedem 
andern Staate ein geordnetes und kollegialiſches Miniſterium einrichten, aber 
eben dies beweiſt, wie bebeutend die Thätigkeit des Bundes if. Wenn der 
Bund nad) dem Kompetenzkonflift = Rezept des Herrn Abgeordneten Windt- 
borit lahm gelegt würde, wenn der Bund wenig zu erjequiren hätte dann 
läge fein Bedürfniß zu unjerm Antrage vor. Weil aber der Bund blüht 
und fich mächtig entfaltet, jeine Wohlthaten überall hinjtreut und ſchon einen 
jo bedeutenden Theil des gejammten ftaatlichen Lebens umfaßt, dab nicht 
mehr eine Perſon allein alles dies technijch kontrolire, deswegen fühlen wir 
und doppelt zu dem Antrage bewogen, den wir heute disfutiren, und den 
wir jo lange wiederholen werden, bis wir von allen Seiten das Anerfennt- 
nis erlangt haben, dab die Ausführung unjerer Abſicht allein im Stande 
ift die gewaltige Madhtentwidelung des Bundes zu fürdern, daß die Idee 
der Verfafjung aber Schaden leidet, wenn der Schwerpunft der Erefutive 
aus dem Präfidium in den Bundesrath verlegt wird. Denn das halte ich 
für die jchädlichite Folge der bisherigen Entwidelung, dat wider die Tendenz 
der urjprünglichen Verfalfung reine Akte der Erefutive und der diöfretionären 
Gewalt nicht dem Bundespräfidium, jondern dem Bundesrathe anvertraut 
würden. Diefem Mangel wollen wir abhelfen, aber Niemandem, namentlich 
nicht bedeutenden und vorwärts leitenden Gedanfen ein Hindernik in den 
Meg legen. 
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Bundestanzler Graf von Bismark*): Ich freue mich, daß dre Schluß 
vorher nicht angenommen wurde und dem Herrn Vorredner noch das Wort 
geftattet worden ift, indem ich aus feiner Rede wiederum habe erjehen können, 
da man jehr häufig in feinen Meinungen ſich viel näher fteht, ald man 
vor der Diskuffion geglaubt hat. Wenigſtens in dem einen Punkte, gegen 
den ich von meiner Stellung ald Bundeöfanzler aus Widerſpruch eingelegt 
habe, ift mir die Tendenz des Antrages durch die Aeußerung ded Vorrednerd 
viel näher gerückt. Er erichien mir von dieſem Gefichtäpunfte, werm er ſich 
darauf allein beſchränkt hätte, annehmbarer ald vorher, wenn er miraudh nach jeiner 
Tendenz gegen den Bundesrath ſowohl nad) meinem Rechsgefühl als auch nad) 
meiner Anficht von der Zwecfmäßigfeit jederzeit unannehmbar bleiben wird. Wenn 
ich vorher gejagt babe, ich halte ein Minifterium mit einheitlicher Spite für zweck⸗ 
mäßiger in allen Staatseinricytungen wie ein Minifterium mit kollegialiſcher 
Spite, wo man nicht weiß, wer überftimmt oder gehemmt worden ift, jo 
habe idy damit ja nicht weiter gehen wollen, als der Herr Abgeordnete nad) 
dem Beijpiel der engliichen Einrichtungen gehen will, aus welchem ich jchließen 
darf, daß wir im Grunde ganz einer Meinung über die einheitliche Spitze 
find. Wir find vielleicht über viele Dinge einverftanden, ohne daß wir es 
für den Augenblid wiſſen. (Heiterfeit auf allen Seiten.) Ich würde die 
engliiche Stellung eined Minijterpräfidenten überall für ausreichend halten, 
um die nöthige Einheit der Leitung berzuftellen. Davon find wir aber nadı 
unjerer VBerfaffung und nad) unjeren Gebräuchen weit entfernt. Aenderungen 
in der Scenerie erfordern einen Aufwand von Kraft und Neibung, den ge: 
wöhnlich Niemand Zeit hat zu leiften. Aber im Bundeskanzler » Amte find 
die Einrichtungen gerade jo wie fie der Herr Vorredner zu erhalten wünſcht; 
eö fehlen bloß einige Miniftertitel, und damit würde ich gar nicht jo ſehr 
ängftlich jein, (Heiterkeit auf allen Seiten) fobald nur die einheitliche Leiftung 
durch die Anſprüche, die fidy am dieſe Titel knüpfen, nicht zeriplittert wird! 
(Erneute Heiterfeit.) 

Der wiederholte Antrag auf Schluß der Diöfuffion drang munmehr 
durch **). 

Tweſten ald Antragiteller***): Ich babe nur eine perjönliche Bemer— 
fung zu madyen. Aus einer nicht ganz richtigen Wiederholung meiner Worte 
durdy Herm von Blandenburg hat der Herr Vertreter des Königreichs 
Sachſen im Bundesrath gefolgert, idy hätte alle Diejenigen, welche gegen 
unjeren Antrag jtimmen würden, ald Gegner des Bundes bezeichnen wollen. 
Ich habe ganz ausdrüdlicy gejagt, nicht bloß aus Rückſichten der Zeit, fon- 
dern aud) aus Nücjichten abweichender Meinungen über die Art der Regelung 
der Negierungsgewalt würde ein Ginfprudy gegen unferen Antrag erhoben 


) St. B. S. 411 3r. o. 
, St. B. S. 411 r. g. u. 
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werden fönnen, und ich habe dann nur hinzugefeßt, dak ich von Den- 
jenigen allerdings eine diametrale Feindichaft gegen den Bund vorausjeten 
würde, welche (wie es wörtlich in dem Stenographijchen Bericht Tautet) einen 
dauernden grundjäßlichen Widerſpruch gegen die Sache ſelbſt, nämlich gegen 
eine geregelte Ordnung der Bundesverwaltung aufrecht halten würden. Im 
Uebrigen verzichte ich auf dad Wort. 


Graf Münfter ald Antragfteller*): Ich habe auch nur eine perjönliche 
Bemerfung dem Herrn Abgeordneten von Blandenburg gegenüber machen 
wollen. Er bat mir vorgeworfen, daß idy in meiner Rede mit meiner 
Broſchüre in Widerſpruch gerathen wäre. Ich habe damals gejchrieben, dat 
ich ein Bundesminifterium nicht in diefen Mechanismus hineinpaffend halte, 
und ich habe heute gejagt, daß ich die Ueberzeugung hätte, daß wenn vieler 
Antrag angenommen würde und wenn der Bundesrathy und die Bunded- 
fürften fi) mit dem Antrage bejchäftigen würden, fie diefen Mechanismus 
ändern würden. Daher ftimmt das, was ich heute gejagt habe, mit meiner 
Broſchüre ganz überein, und ich bin übrigend dem Herrn Abgeordneten von 
Blandenburg jehr danfbar dafür, wenn er ſonſt die Grundjäße, die in diejer 
Broſchüre entwidelt find, ald die jeinigen annehmen will. 


Bei der namentlicyen Abftimmung wurde der Antrag T weiten: 
Münfter mit 111 gegen 100 Stimmen angenommen**). 


Art. 20*). 
"Anmerkung. 


Ueber das gleichzeitige Tagen der Einzeln-Landtage mit dem 
Reichstage. 


In Folge der Konſtatirung der Beſchlußunfähigkeit des Norddeutſchen 
Reichstages in der 2. Sitzung vom 24. März 1868 bemerkte 


Frhr. Mordek zur Rabenan (Gießen-Grünberg-Nidda)““): 
Es liegt auf ſolche Weile die Frage vor, ob und was in diejer Beziehung 


) St. B. ©. 412 1. o. 

St. B. ©. 412 fg. Cine dritte Berathung hatte bei der Form des Antrages 
geihäftsordnungsmäßig nicht ftattgefunden. Deferirt wurde diefem Antrage nicht und 
ift Art. 17 der Verfaſſung von 1867 unveräudert in die Verfafjung von 1871 überge: 
gangen. 

“ St.B. von 1868 ©.7 1. u. 
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das Haus, um in Zukunft derartigen Erſcheinungen vorzubeugen, zu be— 
ſchließen haben wird. Ic, halte es für durchaus unzuläffig, daß zu gleicher 
Zeit die Einzeln-Landtage, bejonderd die Provinzial-Landtage mit dem Reichs— 
tage tagen. 


In der 5. Situng vom 30. März 1868 fam jodann folgender An— 
trag ein: 


Antrag Babenan-Stephani*): 


„den Bundeskanzler aufzufordern dahin zu wirken, dab in Zukunft 
ein gleichzeitige Tagen von Territorial- und Provinziallandtagen 
mit dem Reichstage vermieden werde.“ 


In der 7. Situng vom 8. April 1868 eritattete Vortrag: 


Freiherr von Hagke (Mühlhaufen = Langenjalza- Weihenjee) **): Meine 
Herren! Der Antrag des Herrn Abgeordneten Freiherr Nordeck zur Rabenau, 
Dr. Stephani und Genoffen ſtützt fi) auf die Thatſache, dat; gleichzeitig 
mit dem gegenwärtig verjammelten Reichötage mehrere Territoriallandtage 
und faft ſämmtliche Provinziallandtage Preußens tagen. Der Antrag ift jo 
far und einleuchtend, daß er einer Motivirung faum bedarf und ich würde 
mich daher darauf bejchränfen können, auf die Nüblichfeit und Nothwendig— 
feit deijelben hinzuweiſen und denjelben aus diefem Grunde ihrer Annahme 
zu empfehlen, wenn derjelbe nicht noch ein zweites bedeutſames Moment ent- 
bielte, welche mir die Pflicht auferlegt etwas näher in die Erörterung 
deffelben einzutreten. Der Antrag hat eine praftijche und eine nationale 
Vedeutung. Wende ich mid; zunächſt zur praftiichen Seite deſſelben, jo 
muß ich vor Allem hervorheben, dab die Unbeichlukfähigfeit dieſes hohen 
Haufes in feiner eriten Situng am 24. März allerdings die Nothwendigfeit 
einer Abhülfe auf das Celatanteite darthut. Es kann ja vorfommen, meine 
Herren, und es ift gewiß in allen parlamentariichen Verſammlungen der Welt 
Ihon vorgefommen, daß ein Haus momentan beſchlußunfähig ift, daß mo— 
mentan die zur Beichlußfaffung erforderliche Anzahl der Mitglieder im Haufe 
nicht anweſend ift, es fann dies in rein zufälligen Umftänden, in unvorber- 
gejebenen, unberechenbaren Verhältniſſen liegen, es darf indeh ein derartiger 
Zuftand doch nie zu einem chronifchen Uebel werden, am wenigiten darf ein 
jolcher durdy Maßnahmen der Regierung herbeigeführt fein. Zum chroniſchen 
Uebel könnte fich dieſer Zuftand fehr leicht geitalten, wenn demjelben nicht 
im Sinne der Herren Antragiteller in irgend einer Weiſe Abhilfe gefchafft 
wird. Es läßt ſich gewiß; nicht verfennen, daß durch den gegenwärtig, aber 
*) &t. B. von 1868 ©. 28 I. o. 

, St. B. S. 75 1. o. 


Hagfe. 1197 


wie ich ausdrücklich betone nicht erſt gleichzeitig mit dem Reichötage, ſon— 
dern bereit3 jeit Monaten in Funktion getretenen Landtag des Königreiche 
Sachſen und durd das gleichzeitige Verſammeln der Preußiichen Provinzial 
landtage mit dem Reichötage, diefem hohen Haufe jehr viele Mitglieder ent- 
zogen worden find. Ic vermag indeh, meine Herren, hieraus weder der 
Königlich Sächſiſchen noch der Königlich Preußiſchen Regierung irgend welchen 
Vorwurf zu machen, denn der beregte Mißſtand liegt ja wejentlich in der 
Neuheit, in der Unfertigfeit unferer Verhältnifie, er liegt in der Nothwendig— 
feit die Gejegebung und Verwaltung der einzelnen zum Norddeutjchen 
Bunde gehörigen Staaten nach den vom Reichstage befchlofjenen Gejehen 
und gegebenen Normen zu regeln, aljo in der Nothwendigfeit die einzelnen 
Landtage öfter und für längere Zeit zufammenzuberufen, ald es der Fall fein 
würde, wenn wir und nicht in den Stadien der Entwidelung unjerer Ver— 
hältniſſe befänden, jondern bereitö in das gewöhnliche Fahrwaſſer eingelaufen 
wären. Gbenjo muß ich bemerken, daß der Königlich Preußiſchen Negierung 
aus der gleichzeitigen Berufung der Provinzial:?andtage mit dem Reichstage 
gewiß auch fein Vorwurf zu machen ift. Durch den mehrmaligen Zufammen- 
tritt des Neichötaged im vergangenen Jahre zu mehrmonatlicyen Sejfionen, 
durch die gleichzeitigen wiederholten und längeren Seffionen des Preußiſchen 
Abgeordnretenhaufes und Herrenhaufes ift es der Preußijchen Negierung ganz 
unmöglich gewejen, die Provinzial» Landtage und Kommunal-Landtage zu 
ihren regelmäßigen Situngen, die im vorigen Iahre hätten Statt finden 
müfjen, zufammenzuberufen. Wichtige Gegenftände der Provinzial- und 
Kommunalitändiichen Verwaltung aber haben, wie mir, der ich jelbit Mit- 
glied einer dieſer Körperjchaften bin, jehr wohl bekannt ift, es zur unabweiö- 
baren Nothwendigfeit gemacht endlidy auch die Provinzial-Landtage zuſam— 
menzuberufen, wenn nicht wmejentliche Intereſſen der Provinzen hätten ge- 
ſchädigt werden ſollen, — wenn nicht vielleicht die Fortexiſtenz mancher ihrer 
Inſtitute follte in Frage geltellt werden. Hierdurch, meine Herren, ift meiner 
Anficht nach durchaus unverjchuldeter Weile Seitend der Negierungen aller: 
dings ein Konflikt entitanden für viele Mitglieder, die gleichzeitig diejem 
hoben Haufe und anderen politijchen Körperichaften angehören. — Died 
würde die praftijche Seite des Antrags fein. Werfe ich nun einen Furzen 
Blif auf die nationale Bedeutung dejjelben, jo finde ich, — und ich glaube, 
die geehrten Herren werden ed mit mir finden — daß wenn auch ferner 
ein gleichzeitige Tagen von provinzialftändiichen Verfammlungen und Land— 
tagen mit dem Neichötage jtattfinden ſollte, hierin gewiß ein Stück jenes 
Partifularismus liegen würde, der leider noch immer wenn auch in jchüchter- 
ner Form der Entwicklung der Deutichen Verhältniſſe bindernd in den 
Meg tritt, — jenes Partifularismus, der doc; endlich den einmüthigen Ein- 
heitöbeftrebungen der Nation weichen jollte! Es würde, wenn derartige Zu- 
ftände andauern, hierin in der Ihat ein Verkennen der Würde und der Be- 
deutung des Neichötages liegen, es würde ein DVerfennen der dem Reichstage 
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gebührenden Nüdficht fein, wenn man den hohen Intereſſen, die in dem 
Reichstage fulminiren, nicht alle anderen Intereſſen wenigſtens zeitweiſe 
unterzuordnien wüßte, wenn man vegierungsfeitig dem Reichstage Kräfte ent- 
ziehen würde, die er durchaus bedarf, wenn man, während die Blide aller 
Deutjchen Länder auf den Reichstag umd die ihm obliegenden fuperioren 
Aufgaben gerichtet find, gewiſſermaßen gewaltfam die Blicke diejer Länder 
auf inferiore Aufgaben, auf die lofalen und fommunalen Intereſſen richten 
und dadurch das Intereffe für die Aufgaben des Reichstages zu Gunften 
Iofaler Intereffen abſchwächen würde, Ich würde eine wirffame Bejeitigung 
der Wiederfehr derartiger unerwünjchter Zuftände am beiten darin erkennen, 
wenn ed gelänge für den Zufammentritt des Neichötages verfaffungsmähig 
ebenjo einen beitimmten Zeitpunkt feftzuftellen, wie ſolches rücfichtlich des 
Preußiſchen Abgeordnetenhaufes und Herrenhaufes bereits der Fall ift. Ein 
gewiffer Spielraum in diejer Hinficht wide immer gelafjen werden können; 
ed müßte aber doc) wenigftend der Monat beftimmt werden, in weldyem ber 
Reichötag für feine gewöhnlichen regelmäßigen Situngen ſich zu verfammeln 
hat. Wenn dies gejchähe, jo würden die Negierungen der einzelnen Staaten 
wie ich vertraue gewiß ſich hiernad) richten und es unterlaffen zu folchen 
Zeiten ihre territorialen Zandtage zu berufen. Es liegt ja aber auch auf der 
Hand, meine Herren, dab dies lediglich im Intereſſe der Regierungen diejer 
Staaten jein würde, da die Mehrzahl der Minifter diefer Staaten gleichzeitig 
dem Bundeörathe angehören, da fie alsdann ſelbſt in den Konflikt der Pflich— 
ten gerathen würden, wenn fie gleichzeitig mit dem Reichötage ihre heimischen 
Landtage verfammelt jähen, und da man dody annehmen fann, daß es den 
Herren unerwünſcht jein müßte fich hierbei in irgend welcher Weiſe ver: 
treten zu laffen. Bände der Vorſchlag oder vielmehr die Andeutung, die ich 
mir zu machen erlaubt babe, Anklang, jo würde dies freilich die weitere 
Folge haben, daß die jchon jo vielfach angeregte, vielfach für nothwendig 
und wünſchenswerth gehaltene Berlegung des Anfangs des Preußiſchen Etats: 
jahres ftattfände. Es mag das jeine Schwierigkeiten haben; unüberwindlich 
find diefe Schwierigkeiten aber gewiß nicht. Will man den Parlamentaris- 
mus, jo made man ihn leicht, man mache ihn möglich all denjenigen 
Perfonen, welche durdy die Lebend- und Vertrauenöftellung, die fie einzu- 
nehmen berufen find, im parlamentarijchen Leben zu wirkten! Man berufe 
aljo die Parlamente nidyt zu einer Zeit, wo ed der Mehrzahl ihrer Mit: 
glieder nnmöglich oder doch mur unter Darbringung großer pecuniärer Opfer 
möglich ift den übernommenen Berpflichtungen nachzukommen, man verein- 
fache die parlamentariiche Maſchine, man vermindere die Zahl der Parlamente 
und wo fie collidiren, da unterordne man das territoriale und kommunale 
dem nationalen! Das, meine Herren, liegt mit in dem und bejchäftigenden 
Antrage, das ift die nationale Bedeutung ded Antrages, und aus beiden 
bervorgehobenen Rüdfichten erlaube icy mir Ihnen den Antrag zur Annahme 


zu empfehlen. 
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Graf Shwerin-Pukar (Demmin-Anflam, ald Gorreferent)*): Ich habe 
dem, was der Herr Referent jo eben gejagt hat, durchaus nichts hinzuzu— 
fügen. Ich halte den Antrag an fich für einen jehr unjchuldigen. Ich glaube, 
ed wird Niemand etwas Präjudicirliche8 darin finden, und wenn ich auch 
nody der Meinung bin, dat der Herr Bundeskanzler ſchon von jelbit darauf 
Rückſicht nehmen wird, die Infongruität zu bejeitigen, die ſich bei uns hier 
wie in manchen anderen Fällen in den Uebergangsftadien gezeigt hat, jo 
glaube ich doc kann ed gar feinem Bedenken unterliegen, dem Antrage, 
da ein joldyer Antrag einmal gemacht ift, auch zuzuſtimmen. Ich bitte Sie 
daher mit dem Herrn Referenten dem Antrage zuftimmen zu wollen. 


Bundeskanzler, Minifterpräfident Graf von Bismarck““): Der Antrag 
geht dahin, den Bundeskanzler aufzufordern, er möge dahin wirfen, dab in 
Zufunft ein gleichzeitige Tagen von territorialen und Provinzial-Landtagen 
mit dem Neichätage wegfalle. Ich heiße den Antrag lebhaft willfommen 
und erfläre mic) jehr gern bereit dahin zu wirken. Ob dies alljeitig mit 
Erfolg der Fall fein wird, dafür kann ich nicht bürgen. Ich hoffe es; in- 
deſſen bin ich nicht berechtigt die Freiheit der Bundesregierungen darin zu 
beichränfen. In Preußen würde ich meine Stellung im Preußiſchen 
Minifterium allerdings dazu benußen, um zu verhüten, daß der gegenwärtig 
vorgefommene Fall ſich wiederholt, — wenigitens jo lange die gegenwärtig maß⸗ 
gebend gemwejene Auffafjung, auf weldye ich nicht gefaßt war, dieſelbe bleibt. 
Ich habe zwar vorausgejeßt, dab die ProvinzialsLandtage zum Theil noch 
mit der Seſſion des Reichätaged zufammenfallen würden, aber ich habe nicht 
vorauögejehen, dab irgend ein Mitglied eines Provinzial-Landtages feinem 
dortigen Mandat einen Vorzug vor dem hiefigen geben würde, (Hört! hört!) 
um jo weniger als jedes Provinzial-Landtagsmitglied einen gejeßmäßig er: 
wählten Stellvertreter hat, welcher jederzeit und namentlich wenn ein fo 
wichtiged Hinderniß vorliegt, einberufen werden kann. Eben jo bin ich 
überrajcht gemwejen, dat Beamte, ohne fich jo viel ich weiß der Zuftimmung 
der vorgejeßten Behörde darüber zu vergewiljern, dienftliche Hinderniffe geltend 
gemacht haben, um ihren Sit bier nicht einzunehmen. Ich habe darüber 
mir feine Bemerkung erlauben Fönnen, weil wie ich gefunden habe der 
Reichstag jehr nachſichtig — zu meinem Bedauern jehr nachfichtig in der Be- 
willigung von Urlaubögejuchen gewejen ift. (Hört! hört!) Wenn ich die 
Ehre hätte Mitglied der hohen Verfammlung zu jein, jo würde ich faft 
alle eingegangenen Urlaubögejuche abgelehnt haben, (Heiterkeit) die nicht 
durch Kranfheitöfälle motivirt find, denn meines Erachtens, wenn ein Bürger 
des Norddeutichen Bundes die Ehre hat von feinen Mitbürgern zu ihrem 
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Vertreter hier gewählt zu werden, jo hat er feine dringenderen Geichäfte, 
alö hier anmwejend zu jein und fein Mandat wahrzunehmen. (Bravo!) 


Dr. Stephani (Leipzig)*): Meine Herren, der Antrag jcheint nach 
dem, was jetzt hier gejagt it, der weitern Begründung nicht zu bedürfen, 
da ein Einverſtändniß darüber zu bereichen fcheint, dab Etwas in der Sache 
geichehen muß. Nach dem, was wir gegenwärtig von dem Herrn Bundes 
fanzler gehört haben, fünnte es indeß fcheinen, dat unſer Antrag zu ſchwach 
jei und erfolglos bleiben werde. Ich für mein Theil babe wohl gefühlt, daß 
der von uns geitellte Antrag die allermildeite Form ift, welche in diefer 
Sache zu wählen jein würde; etwas Stärferes würde eine Mopdalität fein, 
die und auch zu Gebote ftehen würde, nämlich eine gejegliche Beitimmung 
zu treffen, wodurd; verboten wird, daß Provinzial- und ZTerritorial-Landtage 
gleichzeitig mit dem Meichstage tagen. Daß wir eine Berechtigung hierzu 
haben, geht wohl daraus hervor, daß der Neichötag einen Vorrang vor den 
Provinzial- und TerritorialeLandtagen haben muß, — darüber ift gar fein 
Zweifel, theild an fich nicht, theild der Verfafjung nad)! Das Intereſſe des 
Ganzen muß allemal den Vorrang vor dem Interefje des Einzelnen haben, 
der ganze Körper hat allemal den Vorrang vor den einzelnen Gliedern, und 
wenn man eine Reiſe machen will, jo kann unmöglidy eine Hand oder ein 
Fuß jagen, er wolle für diesmal zu Haufe bleiben, der Kopf möge einftweilen 
illein gehen. Wenn der Reichstag tagt, jo fünnen in Folge deſſen die ein- 
zelnen Mitglieder des Neichötages nicht jagen, daß fie zu Haufe bleiben 
wollen, weil fie da beichäftigt find. Ich denfe, darüber berricht fein Zweifel, 
daß wir den Vorrang haben. Die Verfaffung beitimmt auch im Artifel 2 
ausdrücklich, daß die Gefeßgebung des Bundes der der einzelnen Staaten 
vorangebt. Wenn die Gefchgebung den Vorrang bat, jo muß nothwendig 
der Aft der Gejeßgebung auch den Vorrang haben, das heißt aljo: das Tagen 
des Neichötages. Es werden auf alle Fälle die Anordnungen zu treffen fein, 
dab dieſer Vorrang gewahrt wird. Die von uns gewählte Form iſt die 
mildefte, — ich will nicht vorfchlagen den Weg der Gejeßgebung zu bejchreiten, 
denn ich glaube nicht, daß der Neichstag ein Interelje daran hat, allen zum 
Theil ja jehr kleinen PBrovinzial-Vertretungen zu verbieten, dab fie während 
des NReichötages tagen. Wir haben in Deutjchland Jubilate-, Bartholomäi- 
und ich weiß nicht was für Landtage, die an beitimmte Zeiten geknüpft 
find, deren Tagen und wenig geniven wird; nur wird darauf zu jeben jein, 
dab es nicht in ſolchem Maße wie bisher geidyieht, und dazu, meine id, 
ift der mildeite Weg und wie ich vorausjege auch der erfolgreichite: das 
Erſuchen an den Herrn Bundesfanzler. Es wird, da gegenwärtig die Preußi— 
ſche und die Sächſiſche Negierung zunächſt davon betroffen werden, bei der 
Preußifchen wohl erfolgreich jein, denn es iſt nicht anzunehmen, daß es an 
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einem Mangel bundesfreundlicher Gefinnung des Königlich Preußiſchen Mi- 
nijterd des Innern liege, daß gegenwärtig die Provinziallandtage tagen, um 
jo weniger, ald der Mangel an Zeit eine andere Einrichtung jegt unmöglich 
macht. Im Bezug auf die Sächſiſche Regierung wird der Mangel an 
Bundesfreundlichfeit ebenjo wenig vorauszuſetzen jein. Denn die Sächſiſche 
Regierung hat den Landtag jchon vor jehr langer Zeit berufen; ed waren 
wejentlich Berathungen über die Neform des Mahlgejetes, die gerade in die 
Tage der Eröffnung deö Reichstages fielen und die mehrere unſerer Mit- 
glieder abbielten gegenwärtig zu jein; die Königlich Sächſiſche Regierung 
hat dieje Gejeßvorlage der Kammer vor reichlich vier Monaten gemacht und 
fonnte unmöglid vorausfeßen, daß die Sädhfiiche zweite Kammer, um jede 
Ueberjtürzung zu vermeiden, und im Intereffe einer recht gründlichen Be— 
rathung volle vier Monate Zeit brauchte, um diefe Wahlgeſetz-Vorlage auf 
die Tagesordnung zu jeßen. Sch glaube aljo, der Sächſiſchen Regierung 
fann durdaus fein Vorwurf gemacht werden. Es wird fich nur darım 
handeln dasjenige Mittel zu finden, was von Erfolg begleitet iſt und wo— 
durch wir zu unſerem Ziele gelangen und durch welches wir doc) den ein- 
zelnen Landtagen in ihrer Wirkſamkeit nicht weiter zu nahe treten. Ich 
hoffe, dab das vorgeichlagene Mittel ausreichen wird, muß aber bemerfen, 
dat, sollte dieſes Mittel erfolglos bleiben oder nicht völlig erfolgreich fein, 
für den Reichstag alsdann ein anderes Mittel im Hintergrumde zu ftehen 
icheint, was er aus eigener Initiative zu ergreifen hat. Die Verfaffung 
legt nämlich dem Reichstage die Pflicht und das Recht auf feinen Gang 
der Gejchäfte und feine Disziplin im Wege der Geſchäftsordnung jelbit zu 
regeln, jedenfalls ijt ed Sache der Disziplin dafür zu jorgen, dab die Mit- 
glieder des Hauſes anwejend jeien, und ed würde demnach, wenn das heute 
beiprochene Mittel wirkungslos jein follte, unjere Sache jein, im Wege der 
Geſchäftsordnung diejenigen Maßregeln zu treffen, die erforderlich find, um 
dafür zu jorgen, dab unjere Mitglieder anweſend find. Es ift z. B. befannt, 
dat; England in diefer Beziehung praktiſch wie immer zu dem erfolgreichiten 
Mittel greift, und ed würde auch für uns nichts übrig bleiben, als beiſpiels— 
weije bei uns ein jeparates Zimmer für diejenigen Herren in Bereitjchaft 
zu halten, welche den Anordnungen des Reichstages Gehorjam zu leiſten 
nicht in der Lage find. (Große Heiterkeit.) Ich wünſche und hoffe, daß 
wir in Deutjchland nicht nötig haben werden zu diefem Mittel zu greifen, 
ich bin aber der Meinung, daß wir es thun müſſen, wenn der jeßige Vor— 
ſchlag nicht von Erfolg jein follte. Darüber kann fein Zweifel jein, dab 
wenn der Norddeutiche Reichötag zu tagen hat, er auch tagen muß und mit 
erfolgreichen Mitteln die Hinderniffe wird zu bejeitigen haben, die fich diejem 
feinem Tagen von der einen oder andern Seite entgegenitellen werden. Im 
dem vorliegenden Falle it das einfache lediglich in unjerer Hand liegende 
Mittel, im Wege der Geſchäftsordnung dafür zu forgen, daß wohl die Pro- 
vinziallandtage tagen Fönnen, daß aber unjere Mitglieder bier. erjcheinen 


1202 1868. Art. 20. 


müfjen. Deöwegen empfehle ich dem jegigen Vorſchlag als den - milderen und 
wie id) hoffe auch erfolgreicheren. 


Bundeöfanzler Graf von Bismarck:“) Ic habe keineswegs die Abficht 
gehabt die Berechtigung des Reichstags dieſe Materie auch im Wege der 
Gejeßgebung in die Hand zu nehmen irgendwie in Zweifel zu ziehen, — follten 
die betreffenden Anträge auch bis zu der vollen Höhe Englijcher Strenge 
gehen, wie der Herr Vorredner andeutete. Ich habe nur jagen wollen, daß 
dieje Form der Beſchlußfaſſung mir eine weitere Autorität nicht verleihen 
würde als die deö zu übenden Einfluffes, damit dergleichen in Zukunft 
nicht wieder vorfommt. Ic) zweifle nicht, daß diejer Einfluß ausreichen 
wird, wenn er durd, ein Votum des Reichstags wie id) vorausjehe unter: 
jtüßt ift. (Bravo!) 


Tweſten (NeichenbacdyNeurode):**) Meine Herren, ich halte diefe Auf: 
forderung auch für vollfommen genügend, zumal id) überzeugt bin eben 
nad) der Erklärung des Herm Bundesfanzlerd und feiner wie er es früher 
einmal bezeichnete, nicht einflußlojen Stellung, (Heiterkeit und Beifall) daß 
es ihm ohne Zweifel gelingen wird, nicht bloß in Preußen, wo das unmittel- 
bar in jeiner Hand liegt, jondern audy im Bundesrathe darauf hinzuwirken, 
daß Gollifionen, wie wir fie jet gejehen haben, nicht wieder eintreten. Den 
Meg der Gejeßgebung würde id) für etwas jchwierig und deöhalb bedenklich 
halten, weil wir und nicht verhehlen können, dab auch beim beiten Willen 
aller Betheiligten Fälle eintreten fünnen, wo neben den Sitzungen des Reichs— 
tags und während derſelben eine Situng irgend eines Zerritoriallandtags 
oder Proviziallandtages ſich einmal nicht vermeiden läßt. Im joldyen Aus: 
nahmefällen werden wir das Uebel tragen müfjen und ſchwerlich ein Vor— 
beugungsmittel haben. Aber für die Regel wird das Uebel ohne Zweifel 
durdy den Herrn Bundeöfanzler bejeitigt werden können, wie er es und heute 
zugeficyert hat. Auf Eined möchte ich noch aufmerfjam machen. Um 
möglichit Gollifionsfälle zu vermeiden und um es namentlid) den Regierungen 
der anderen Staaten zu erleichtern die Gollifionsfälle zu vermeiden, wird ed 
ſehr wejentlicy jein, daß zwijchen dem Bundesrathe und diefem Haufe eine 
Berftändigung darüber ftattfinde, warn die regelmäßigen Sigungen diejes 
Haufes ftattfinden jollen. Das joll in feiner Weile ein Eingriff in die Be 
fugniß des Bundespräfidiums jein den Neichötag jederzeit zu berufen, aber 
id) meine ed wird für die Negierungen ſelbſt nur wünſchenswerth fein 
können, wenn in einer alljeitigen Erwägung feitgejeßt wird, was die An- 
ſchauung der Negierungen und was die Anjchauung diejes Haufes über die 
zwedmäßigfte Zeit der Berathungen des Haufes find, und da werden wir 
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immer darauf zurücdfommen müfjen, daß es fich wejentlich um die Feftitellung 
des Etatsjahres handelt. Dieſes zu allen Zeiten vegelmäßig wiederfehrende 
Geſchäft des Neichdtaged wird nur dann maßgebend auf die Zeit der Zu— 
jammenberufung des Reichstages einwirken können, wenn das Gtatsjahr 
zunächit feitgeftellt itt. Der Herr Bundesfanzler gab in der letzten Sitzung 
des Preußiſchen Abgeordnnetenhaufes die Zuficherung, die Sadye in ernfte 
Erwägung nehmen zu wollen, ob das Etatsjahr von dem Kalenderjahre 
auf eine andere Periode zu verlegen jet, und jenachdem eine joldhe Verlegung 
eintreten oder es bei dem Salenderjahre verbleiben joll, wird erſt die Zeit 
ded regelmäßigen Zuſammentritts ſich in reifliche Ueberlegung ziehen und 
feftftellen Iaffen. Ich glaube, daß died eine Vorbedingung ift, um einzelnen 
Regierungen die Vermeidung von Gollifionen möglich zu machen, denn wenn 
nicht vorher eine Zeit beitimmt ift, wo der regelmäßige Zujammentritt des 
Reichstages zu erwarten ift, jo wird ed unter Umftänden den andern Re- 
gierungen ſehr jchwer werden, ihre Landſtände mit Sicherheit zu einer Zeit 
zu berufen, wo feine Gollifion mit den Sitzungen des Neichötageö ein- 
treten fann. 


Schluß der Diskuffion. 


Freiherr Aordeck zur Rabenan als Antragiteller:*) Wenn der Her 
Sorreferent den Antrag für einen jehr unjchuldigen hält — jo hätte ich ge 
wünjcht, daß er jeinen Fdeengang in diejer Richtung weiter ausgeführt hätte. 
Ich würde dann in der Lage gewejen ſein ihm zu widerlegen. Da er feine 
Gründe für jeine Auffaffung angeführt hat, jo werde ich auf diefen Punkt 
nicht weiter eingehen. (Heiterkeit) Ich glaube, daß die Diskuſſion bin- 
reichen wird, dad Haus, wenn es nicht vorher ſchon überzeugt war, davon 
zu überzeugen, daß diejer Antrag ein jehr wichtiger it. Im Beziehung auf 
den Antrag jelbit find die Motive jo vieljeitig vorgeführt worden, fowohl in 
der Vordiskuſſion bei den Wahlen ald auch hier durch den Herm Referen— 
ten und dann in der heutigen Diskuffion, daß ich in diefer Richtung nichts 
mehr hinzuzufügen habe. Ich wollte mir nur in einer Beziehung noch einen 
Wunſch auszufprechen erlauben. Es war nicht möglich, den hier in Rede 
jtehenden Antrag auch auf das Zollparlament auszudehnen, weil uns die 
Sompetenz dazu fehlt. Aber ed wird wohl fein Anſtand entgegenitehen 
den Wunſch auszujprechen, der Herr Bundeskanzler möge jeine Vermittelung 
auch dahin eintreten laffen, daß während der Dauer des Zollparlaments 
nicht gleichzeitig Landtage tagen. Im einzelnen der Yänder in Süddeutſchland, 
die das Zollparlament beſchicken werden, find bis zur Hälfte der Abgeordne- 
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ten zum Zollparlamente auch Mitglieder des Landtages. Namentlich) ift dies 
in dem Großherzogthum Helfen der Fall. 


Bei der Abſtimmung wurde der Antrag einftimmig angenommen‘). 


Artikel 32. 
Antrag Sonnemann 


auf Wiedereinjeßung des vom fonftituirenden Neichötage in der 
Vorberathung bejchloffenen Diäten: Artifels**). 


Dr. Windthorft *’*): Meine Herren, ich hätte gewünjcht, da wir bie 
Frage über die Diäten im dieſer Diät nody nicht, ſondern erft in der fol: 
genden bejprochen hätten, weil wir bis dahin Erfahrungen in der Sache 
machen, die für den Einen oder Anderen nützlich fein fünnen. Da aber der 
Antrag geitellt iſt, jo muß ich meines Orts erflären, wie ich glaube, ohne 
Diäten wird der Neichstag auf die Dauer nicht eriftiren können jo wie er 
jet ift. Bei der Vermögenstheilung, die in Deutjchland vorhanden ift, wird 
auf die Dauer die gemügende Zahl geeigneter Kandidaten für dieſes Haus 
ohne Diäten nicht gefunden werden. Darum werde ich für den Antrag 
jtimmen in Konjequenz deflen, was ich während der ganzen Zeit, in welcher 
diefe Frage erörtert worden ift, vorgetragen habe. Für mid) it es dabei 
nicht zweifelhaft, dah an dem Tage, wo dem Neichötage Diäten bewilligt 
werden, auch an die Heritellung des Zweikammer-Syſtems gedacht werden 
muß und daß die nothwendige Folge der Diätenbewilligung die Heritellung 
des Zweifammer-Spitems ift. Darauf würde man zwedmäßig auch Anträge 
ftellen können. Ich ſtelle fie nicht, weil die Herren, weldye die fonjervativen 
Intereffen ganz »«r ESoyyv vertreten zu wollen erflären, auch jetzt wieder 
ſchweigen. Ich stelle fie nicht, weil ich glaube, daß in der That die Me 
gierungen mit den betreffenden Anträgen die Initiative ergreifen müßten. 
Daß auf die Dauer der Bundesratb, wie er it, und wie er finnbildlich in 
jeiner langen Aufitellung, die jehr leicht durchbrochen und umgangen werden 
fann, bier vor uns fich daritellt, einem aus allgemeinen direften Wahlen 
hervorgehenden Neichötage gegemüber das Fonjervative Prinzip nicht gemügend 
wahren kann, iſt mir jo flar wie das Tageslicht. Ob es denkbar iſt, deu 
Bundesrat zu verftärfen im feiner Machtitellung und dadurch das Zwei— 
fammer-Syitem unnöthig zu machen, ift ein ftaatsmänmijches Problem, über 
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welches man nachdenfen kann. Ic, habe für heute nur diefe Andeutungen 
machen wollen, idy enthalte mich jeder Begründung, bemerfe aber ausdrüd: 
lich, daß, was meine Anſchauungen über das Oberhaus oder die Veritärkung 
ded Bundesrathes betrifft, ich lediglich meine perjönliche Anficyt geäußert 
habe. 


Schmid aus Mürtemberg (Blaubeurn- Ehingen xc.)“): Meine Herren, 
ich bin nicht der Anficht des Herrn Abgeordneten Windthorft, daß der Reiche: 
tag auf die Dauer ohne Diäten nicht beitehen kann; ich glaube aber, die 
Rechtsanſchauungen des ſüddeutſchen Volkes dahin Eonftatiren zu jollen, daß 
dad Prinzip, welches Artikel 32 der Reichöverfafjung ausſpricht, im diame— 
tralen MWiderjpruche zu diefen Rechtsanſchauungen ſteht. Das ſüddeutſche 
Bolt in feiner Großzahl, meine Herren, weiſt die Diätenlofigfeit auf die 
Dauer allerdings zurüd; es erkennt in diefer Diätenlofigfeit nicht ein Kor: 
veftiv des allgemeinen Stimmredjtö, vielmehr eine eminente Beichränfung 
jeined allgemeinen Wahlrechts. (Sehr richtig!) Uebrigens bin idy nicht ge 
willt einen Abänderungsantrag zu ftellen, ich glaube jedoch Ihnen und den 
Wählern Süddeutichlands und jpeziell Würtembergs meine Gründe hierfür 
angeben zu jollen. Meine Herren, das ſüddeutſche und jpeziell das ſchwä— 
biſche Volk hat feinen Eintritt in den neuen Deutichen Bund unter dem un— 
geheuren Gewichte welthiftorijcher Ereignijje nur nad) großen Geſichtspunkten 
vollführt; an dieſen Gefichtöpunften halten auch wir, deijen Vertreter, feit, 
wir wollen deshalb im Sinne dieſer Geficytöpunfte an der Reichsverfaſſung, 
jowie fie und vorliegt, zur Zeit nichts ändern. Die nationale Idee war 
bei uns lange verdunfelt; aber nachdem fie einmal zum Durchbruch gefom: 
men ift, nachdem einmal das Gefühl der nationalen Zufammengebörigfeit 
mit Naturgewalt jeine künſtliche Hülle auch in Süddeutſchland, in Schwaben 
geiprengt hat, hängt das Herz der Süddeutſchen und jpeziell der Schwaben 
mit der unferem Weſen eigenen Wärme und Aufrichtigfeit an dem Kailer 
und an dem Reiche. (Bravo!) Meine Herren, die jpezielle Sorte von Po- 
litifern aus Hannover, welche den alten Deutſchen Bund zurücjehnen, it 
bei uns glüdlicherweife ausgejtorben. (Bravo!) Es ift ein Zujtand der 
Selbitbefriedigung, ein Zuftand der allgemeinen Freude, welche zur Zeit die 
Gemüther in Süddeutichland beherrſcht. Dieje Freude an dem großen und 
herrlichen Werke der deutjdyen Einigung aber läßt blos den Blid auf das 
Ganze ded großen Werkes offen, dieje Freude läßt überjehen einzelne Mängel 
und ‘Defekte deſſelben. Man erkennt in Süddeutſchland, daß das deutiche 
Verfaſſungswerk fongruent mit dem germanijchen Geifte für die Sahrbunderte 
in jeiner Grundlage gegeben ift; man erfennt in Süddeutſchland, daß die 
Bewegungslinie einer gefunden, normalen Entwicklung diejer Verfaſſung 
ebenfalld in genialer Konzeption unabänderlidy gegeben iſt. Man fühlt, daß 
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in dieſer Verfaſſung eben der Einheit zugeftanden it, mas die Einheit bes 
darf, und dab dem Einzelleben der Einzelitanten gelaijen it, was ihnen 
förderlih ift; man fühlt aber auch, daß es nothwendig ift, daß der Getit 
der Verfaffung in succum et sanguinem des Volfälebens und feines Rechts— 
bewußtjeind übergehen muß, und dab dann erſt Aenderungen im Sinne der 
Freiheit möglich find. Die freiheitliche Entfaltung der Verfalfung it aller: 
dings... . (Ruf: Zur Sade!) 


Präfident: Meine Herren, der Redner entwidelt zu Artikel 32, warım 
er jet von einer Aenderung der Diätenlofigkeit abitehen zu müfjen geglaubt. 
Daran kann icy ihn doc, unmöglidy hindern. 


Schmid (fortf.): Ich jage aljo, das fübdeutiche Volk und jpeziell das 
ſchwäbiſche Volf wünſcht und verlangt eine freiheitliche Entwidelung der 
Verfaſſung, allerdings nicht im Sinne allgemeiner, fader Grundrechte, 
jondern in dem Sinne, dab beitimmte praftijche Inititutionen und Rechte 
eingeführt werden, wie ich als joldye auch die jchlieliche Bejeitigung des 
Artifelö 32 der Verfaſſungsurkunde betrachte; aber heute, meine Herren, wo 
gewiſſermaßen der Nachdonner ded großen Gemitters, welches jo glüdlidh an 
ung vorübergegangen iſt, noch nicht aufgehört hat, heute gemahnt es uns, 
dab wir ſolche ſpezielle Aenderungen der Verfaffung unterlaffen, daß wir 
alle bejtrebt jein müſſen, unjer Nationalhaus unter Dady und fertig zu 
ſtellen. Ginmüthig, meine Herren, wollen wir deshalb, freudig und ein- 
ftimmig, das geheiligte Sigill des Nationalwillend unter die neue Berfafjungs- 
urfunde ded Deutjchen Reiches jegen! (Bravo!) 


Freiherr v. Soverbeck: Meine Herren, den Antrag auf Diäten be 
trachtet meine Partei als ein Vermächtniß unjeres unvergeßlichen Walded; 
wir haben ihm in jeder Seſſion des Neichätages geftellt, wir werden ihn 
auch in dieſer Seffion noch ftellen. Aber, meine Herren, wir wollen nicht, 
dab er in diejem Augenblick gejtellt werde, und wir wenigftens haben uns 
jehr gehütet, ihn in dieſem Augenblid zu ftellen, damit er nicht aus den 
formellen Bedenken, deren Berechtigung wir nicht bejtreiten können, hier 
etwa fallen jollte, während jonit, wie wir meinen, die Mehrheit des Reichs— 
tages für den Antrag fein möchte. Wir kommen aljo zur geeigneten 
Zeit mit dem Antrage, und wir bitten Diejenigen, die es ernſtlich mit der 
Sache meinen, ſich dann mit uns zu vereinigen. 


Der Antrag wurde abgelehnt. 
St. B. ©. 157 1. u. 
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Anmerkung zu Art. 32. 


a. 1868. 


Bereitd in der Norddeutichen Neichdtagd-Seffion von 1868 mar mit 
demjelben Inhalt der Antrag Walded geitellt worden. Der Antrag war 
dahin formulirt*) folgendes Gejet zu erlaffen: „Wir Wilhelm x. verordnen 
im Namen ıc. was folgt: 

$ 1. der Art. 32 der Verfaffung des Norddeutichen Bundes wird auf: 

gehoben. An dejjen Stelle tritt der $ 2 des gegenwärtigen 
Geſetzes. 
8 2. die Mitglieder des Reichstages erhalten aus der Bundeskaſſe 
Reijefoften und Diäten nach Maßgabe des Geſetzes. 
Bis zu Erlaffe dieſes Geſetzes ſtellt das Bundespräfidium die 
Höhe derjelben feit. 
Ein Verzicht auf die Reiſekoſten und Diäten ift unftatthaft. 

Der Antrag wurde der damaligen Gejchäftsordnung gemäß auf Vor: 

ſchlag des Präfidenten Dr. Simjon zur Berathung in pleno verwiejen**). 


»Borberathung. 


Dr. Waldek (Bielefeld-Wiedenbrüd):***) Meine Herren! Ich weiß 
nicht, ob ich den Umstand, dab fich in der Generaldiscuffion Niemand gegen 
unjern Antrag erhoben bat, günftig oder ungünitig deuten joll; zunächit bin 
ich natürlich veranlaßt ihn günitig zu deuten, und ich begreife das auch 
jehr wohl. Ich bin für meine Perjon keineswegs geneigt, in bejondere Vor— 
jchläge, betreffend die Abänderung der Norddeutichen Bundesverfaſſung, jebt 
einzugehen, ich glaube aber wohl, daß die Haupt: und wejentlichen Mängel, 
die fich darin finden, nämlich der Mangel des Budgetrechtö und der Mangel 
der Verantwortlichfeit des Minifterii, von Seiten des Reichstages fich nicht 
mehr entfernen lafjen, daß alle ſolche Anträge durchaus müßig fein würden, 
und ich will aljo ein für allemal darauf verzichten und die Sache jo nehmen, 
wie fie in diejer Beziehung wirklich nach der Norddeutichen Verfaffung jebt 
ift. Dagegen aber, meine Herren, müfjen Sie doch zugeben, was damals 
von allen Seiten zugegeben worden ilt, daß, wenn man auch im Drange 
der Umftände die Verfaljung jo annähme, wie fie aus der Schlußberathung 
hervorgegangen, jo geichähe das nur deshalb, weil man jonft der Ueber: 
zeugung war, der Norddeutiche Bund käme nicht zu Stande. Ich bin da- 
mals zwar anderer Meinung gewejen, und babe auch feine Urjache davon 
abzugehen, indefjen das iſt nun allerdings ein fait accompli. Bon allen 
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Ienen, die weſentlich unter diefem Yactum die Verfaffung angenommen haben, 
haben wir widerholt gehört, daß dieſe Verfaffung der Ausbildung fähig let, 
und das ift ja denn natürlich auch gar nicht zu verfennen. Dieje Ausbil: 
dung, wenn fie in dem volfsmäßigen Sinne geſchehen fol, in dem Sinne, 
welchen die liberale Meinung — dieſes Wort im weiteiten Umfange ge- 
nommen — in Deutjchland repräfentirt, — wenn fie in diefem Sinne ge 
ichehen joll, jo muß fie natürlid) mit dem Neichötage anfangen. Es ift 
eine Ausbildung der Verfaffung nidyt möglich, wenn nicht in dem Reiche: 
tage jelbit dad Organ repräfentirt ift, was geeignet jein fann, um die Volfe- 
wünjche in Anjehung der Verfaſſung zur Geltung zu bringen. Nun, meine 
Herren, ftoßen wir bier auf den Punkt der Gonftruction des Reichstages, 
auf das Wahlrecht, und es ift ſchon ein in den Motiven unſeres Antrages 
bervorgehobener jehr merfwürdiger Umſtand, daß Anfangs die Mehrheit 
dieſes Hauſes — allerdings mit lebhaftem Widerſpruch einer ſehr großen 
Minorität — den Borjchlag der Regierung in dem Berfaffungsentwurfe 
nicht annahm, daß derjelbe aber lediglich und allein unter dem Gindrud der 
Erklärung, die Sadye wird ſonſt nicht zu Stande fommen, demnächſt doch 
in der Schlußberathbung jo angenommen it, wie er ſich nun befindet, näm- 
lich ald ein Prohibitiv-Gejeß, daß irgend eine Entſchädigung nicht gegeben 
werden ſolle. Nidyt einmal das wurde freigelaffen, daß in der fünftigen 
Geſetzgebung etwas Anderes beitimmt werden fönnte, ed» wurde dies ber 
fünftigen Gejeßgebung nicht überlafjen. Es wurde der Antrag, der damals 
von den Herren von Thünen und Weber geitellt war, und welcher dem 
Beſchluß in der Vorberathung zu Grunde lag, noch viel weniger acceptirt, 
ſondern es wurde das reine Prohibitiv-Gejeß, wie ed in dem uajprünglichen 
Plane lag, ausgeſprochen. Id) habe mic) nun vergeblicy nady irgendwie 
erheblichen Gründen umgejehen, die, jei es nun von Seiten deö Bundes: 
raths oder jei ed von den Mitgliedern diefer Verſammlung, aus einem wirf- 
lichen Principe eine joldye Maßregel rechtfertigen fünnten; dergleichen find in 
der That nicht vorgefommen, ich möchte denn dahin dasjenige rechnen, was 
der Herr Abgeordnete für Neuftettin in Anjehung der Selbjt-Berwaltung 
auseinandergejeßt bat. Er meinte, die Selbjt-Berwaltung wäre auch bier 
im Haufe, und wie in der Gemeinde Unentgeltlichfeit "gelte, jo müſſe fie 
auch hier im Neichötage jein. Meine Herren, die vollkommene Verjchieden- 
heit diejer beiden Sachen liegt wohl auf flacher Hand, denn in der Gemeinde 
ift Jeder an dem Drte, wo er fich befindet, und es ift fein bejonderes 
Opfer, was er bringt, wenn er als Stadtverordneter, Genteinderath oder 
Magiftrats-Mitglied fungirt. Und was man hier „Selbitverwaltung” nennt, 
beruht nicht etwa in der Nicht-VBergütung von Entichädigungsfoiten — die 
ja häufig an z. B. Magijtrats-Mitglieder gegeben werden — jondern wejent: 
li darin, daß die Verwaltung der Gemeinde nicht abhängig it von dem 
Einfluſſe von Oben, jondern daß fie jelbitjtändig über ihre eigenen Ange: 
legenheiten befindet und beſchließt. Meine Herren, wie hat das in irgend 
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einem Sinn Beziehung mit uns!? Wir vindiciren uns natürlich das freie 
Votum in den großen Angelegenheiten, die wir mit zu berathen und über 
die wir zu entſcheiden haben in der Geſetzgebung und in der Geldbewilligung. 
Aber unter die Rubrik des Selfgovernments fällt dies durchaus nicht, ſondern 
einfach in die Frage: wie ſieht man einen ſolchen geſetzgebenden Körper an? 
(Ruf: Sehr wahr!) Da iſt ed denn nun klar, daß jene Anſicht des Mittel: 
alters, der Feudalität, ein Votum nad) Gorporationen abzugeben, nidyt mehr 
vorhanden iſt; dab nicht Ritter, Bürger und Bauern bier fißen fünnen, 
jondern Bertreter des ganzen Volkes. Wäre es zweifelhaft bei einer Ver: 
tretung, wie fie in einem jo großen Staate wie dem Preußiſchen ftattfindet, 
jo wird es doch Niemandem einfallen zu zweifeln, daß Angelegenheiten, die 
jo einheitlich find, wie das Militairweien, die Angelegenheiten des auswärti- 
gen Minifteriums, das Handelswejen, Gewerbeweſen, — daß dieſe fich nicht 
irgendwie nach den Interefien Einzelner richten, jondern daß fie Interefjen 
der ganzen Nation find. Und wie jeder Einzelne im Volke feinen Bei: 
trag zu liefern bat, jo fünnen auch die Repräſentanten hier nur Nepräjen- 
tanten des ganzen Volfes jein. Daraus ergiebt ſich mit volliter unabweis- 
licher Gonjequenz, daß, wenn das Volk dieje nach feinem freien Ermeſſen 
wählen joll, e& nidyt bejcdyränft jein darf in der Wahl. Und dieje Beichrän- 
fung in der Wahl ift — darüber mag gejagt werden was da wolle — un- 
bezweifelt, wenn nicht für den Aufenthalt hier und ebenjo für die Neifefoften 
eine Entſchädigung gegeben wird. Denn wenn das nicht der Fall ift, jo 
fünnen nur Solche gewählt werden, die im Stande find diejes Opfer zu 
bringen, oder es müßte ihnen von Seiten der Kreije eine Entichädigung 
gegeben werden. Wir haben es im Preußiſchen Herrenhaufe mit einigen 
Städten erlebt, dat ihren Bertretern von den Communen eine Entſchädigung 
gewährt wurde. Diejes aber ift dem Begriff der Volksvertretung zuwider. 
Die Bolkövertreter jollen hier an den hohen Funktionen, die fie auszuüben 
haben, Theil nehmen; fie jollen aber dafür von dem ganzen Staate ent: 
Ichädigt werden. Das ift die einzig mögliche Art und Weiſe, die allein 
mwürdige und richtige. Es joll fein Privilegium der Reichen eriftiren hier 
Vertreter zu jein. Meine Herren! Hier fomme ich auf die Bedenfen, die 
gemacht worden find, — principielle nicht. Principielle konnten ja nicht ge 
macht werden, denn fie wären ja mur in einem corporativen Intereſſe zu 
gründen gewejen. Man hat aljo gejagt: wir fürchten uns, wir müffen das 
allgemeine Wahlrecht zugeben; wir thun es jehr ungern — das haben wir 
von faſt allen Herren gehört — wir thun es ungern, allein wir thun es 
nur unter der Bedingung — dies haben die Herm Bundestagscommilfare 
erklärt — wir thun es nur unter der Bedingung, dab feine Diäten gezahlt 
werden. Fragt man aber nun: warum joll das nicht gejchehen, warum jollen 
die Gründe, die hier erörtert worden find, feine Geltung haben, — dann kommt 
man jogleicd entweder auf die befannten Redensarten von den Dreithaler: 
männern oder wie fie jonit heißen mögen, Redensarten, die eigentlich nicht 
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in den Bereich einer eruften Grörterung gehören, oder man fommt dahin, daß 
gejagt wird, wie zuleßt nody der Preußiſche Minifter des Innern, damalige 
Bundescommiffar Graf zu Eulenburg jagte: ed müſſe in einer ſolchen Ber- 
ſammlung immer entweder der Befi oder die große Induftrie oder diejenige 
Intelligenz und Tätigkeit, welche eine gewiſſe Geltung in ihren Gebieten 
erlangt habe, — die müffe hier repräfentirt werden, und alle anderen Repräjen- 
tationen wären von Gefahr. Gr ging damals nody auf die Repräjentation 
der Preußiſchen Landesvertretung von 1862 bis 1866 ein. Diejen Punkt 
will ich nicht weiter berühren und ich beziehe mich in Betreff dieſes Punktes 
nur auf dasjenige, was der Herr Graf von Schwerin erwiderte, der auf 
das Schlagendite für die Diäten ſprach und äußerte, wenn er noch nicht 
dieſer Meinung gewejen wäre, jo würden ihn die Argumente ded Miniſters 
des Innern erit recht darin beftärft haben; freilich wich er in feinem Votum 
leider von jeinem Grundjage ab lediglich aus dem von mir ſchon geltend 
gemachten Intereſſe: damit die Norddeutſche Bundesverfaffung zu Stande 
füme. Meine Herren, das müſſen Sie ein für alle Mal fich jagen: Wenn 
Sie dem Volke eö freigeben, die Wahlen zu machen, jo iſt dieſes Volk auch 
Derjenige, der darüber zu urtheilen hat, wen es wählt. Und das iſt aud) 
nichtd Neues, denn das hat ſchon Montesquieu gejagt: Niemand ift ge 
ichiefter zu Wahlen wie das Volk; wenn ed nur ungenirt und unbeirrt 
verfährt, eö trifft jchon den richtigen Mann. Sie haben fi, meine Herren, 
allerlei Scyredbilder vorgemacht, die entitehen könnten, Einige von Ihnen 
rechnen jogar das Jahr 1848, von dem alle conftitutionellen Bewegungen 
in Deutjchland herrühren, zu dieſen Schrebildern, — und doch hätten Sie 
ſich jagen jollen, daß eben aus diefem Jahre Dasjenige hervorgangen ift, 
wovon wir bier eine Blüthe und eine Folge auch jelbit in dem gegenmmärti- 
gen Neichötage noch ſehen. Meine Herren, eine Intereffenvertretung ift ent- 
icyieden vorhanden, wenn Sie jagen, Sie rechneten darauf, daß hierher die 
großen Induſtriellen fommen, wenn Sie jagen, Sie redjneten darauf, dab 
hierher die großen Grundbefiger fommen, denn dieje, jagen Sie, haben Geld 
und können daher fommen, audy wenn fie jonft nicht gerade dabei intereffirt 
wären, denn joldye Leute bringen ja nach Ihrer Meinung fein für fie be 
deutended Dpfer, fie werden ed bringen können. Ja, möglich ift das aller- 
dinge, aber eine andere Frage iſt die, ob die Vertretung der großen Inter: 
efjen auch die Vertretung des Volfes ift, und eine noch ganz andere Frage 
ift die, ob die Vertreter diejer Interefjen auch Diejenigen find, welche dazu 
geeignet find, für das Volk diejenigen Functionen vorzunehmen, die uns ob: 
liegen. Zalleyrand fragte damals, ald Ludwig der Adhtzehnte ihm Diele 
Weisheit entwidelte, er hätte e8 in England gelernt, er wolle Feine Diäten 
zulaffen, nad) einigem Schweigen: gar feine? Ludwig XVIII. jagte: mas 
haben Sie dagegen? Talleyrand erwiderte: es iſt zu theuer. — Und 
allerdings, meine Herren, jowohl den erjten Bourbons wie dem Könige 
Ludwig Philipp find die Kammern ohne Diäten, die nebendem noch einen 
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hohen Genfus hatten, ſehr, ſehr theuer geworden, gerade weil, da ‚Die großen 
vorwiegenden Intereffen vertreten werden, wenn eine ſolche Kammer wirklich 
noch eine Art von Macht in Händen hat, ihr Votum oft jehr jchwer für 
dad Minifterium zu erfaufen. Und gerade, wenn man fich fragt, warum 
jene beide Dynaſtien gefallen find, jo wird ein großer Grund liegen in der 
Art und Weife, wie damals die Vertretung regulirt war. Meine Herren, 
es ift nun einmal jo, die Intereffen, die Wiffenichaft, die Intelligenz finden 
fih unter allen Klaifen vertreten, das Wolf muß fie juchen. Es kommt 
gar nicht darauf an, daß der Mann gerade ein Reicher jei, um das Mandat 
ausführen zu fünnen. Es ift nicht die mindeite Garantie dafür, daß diejer 
Neiche nun audy immer jo votiren wird, wie es zwedmäßig it. Aber auch 
jelbit das angenommen, die Grfahrung der letzten Tage bat uns ja gezeigt, 
dab die Ausführung dieſes Wahlgeſetzes nur dahin führt, daß eine ſolche 
Berfammlung nicht jo bejucht wird, wie ed mit einer andern der Fall ift. 
Und jollen wir und mun darüber wundern, meine Herren? Es exiſtirt in 
diejer Verſammlung das Recht der Gejeßgebung, das Recht der Steuergejeh- 
gebung, das Recht der Budgetfeftjeßung in dem bejchränften Maße, wie es 
vorhanden iſt. Aber das iſt wohl klar, daß hier feine Berfammlung eriftirt, 
die etwa aus ihrem Schoße, wie in England, ein Miniſterium bilden, ein 
Miniftertum ſtürzen oder jo etwas vornehmen könnte. Das iſt jchon um 
deswillen Elar, weil wir ein eigentlich verantwortlichese Miniſterium nicht 
haben. Je weniger aber diefe Macht einer Kammer vorhanden it, um jo 
unzuläffiger ijt eö gerade, dat man ihr Zufammenjein in der Art gefährdet, 
wie es hierdurch geichieht. Sie haben im Herrenhaufe die Erfahrung ge: 
macht. Es ift Ihnen vorbergejagt worden damals von dem Abgeordneten 
Reichenjperger wie von dem Abgeordneten Tweiten, dab es jo fommen würde, 
Sie haben den Beweis in Händen, dab es jo gefommen iſt. Es ift ganz 
natürlich, daß nun die jo gewählten Mitglieder, wenn fie das Opfer bringen 
jollen, was von ihnen verlangt wird, wohl mit ſich zu Mathe gehen, ob fie 
ed zu bringen haben, und es iſt jo natürlich, daß dann wir noch viel mehr 
in der Folge erleben werden dasjenige, was wir mun erlebt haben, nämlich, 
dab diejer Reichätag nicht in einer ſehr vollzähligen Zahl zufammen it. 
Dagegen tröftet man fidy vielleicht damit, die beichlußfähige Zahl herunter 
zu ſetzen. Man jpricht von dem Beijpiel Englands. Da, meine Herren, 
verfennt man ganz die Lage der Dinge; eö hat cben damit nicht die geringfte 
Aehnlichkeit. Alles das, was in England möglicherweile dafür ſprechen kann, 
ſpricht hier dagegen und Sie veumehren, wenn Sie dies thun, die Zufällig: 
feit, wie Gejeße zu Stande fommen, Sie vermehren dasjenige, was ohne: 
bin vorhanden ift, daß leicht ein Gejeß zu Stande kommen kann, was nicht 
der wahren Abficht der Mehrheit diejes Meichstags und erit recht der Mehr- 
heit deö Volks entipriht. Man muß durchaus daran feithalten, dab Der- 
jenige, welcher dieſe Funktionen verfieht, auch vollitändig gleichgeitellt ift — der 
Eine mit dem Anderen, und dat Niemand verhindert fein joll, Einen zu 
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wählen, den er gerade wählen will. Wird das nicht, fo erleben wir die 
Nachtbeile, die wir jet ſchon erlebt haben, noch viel mehr in der Folge. 
Nun, meine Herren, ich babe vielleicht ſchon zu viel darüber geſprochen. 
Wir fönnen jene Abneigungen und jene principiellen Gegenfäße, injofern fie 
etwa in feudalen Principien beruhen, als vollftändig abweichend von dem 
modernen Staate einmal nidyt widerlegen und befiegen, indem fie in den 
Menigen, die fie noch theilen, zu tief wurzeln und auch durch die Inter: 
eſſen zu jehr befördert werden. Meine Herren, ich habe Ihnen aljo nur 
noch das zu jagen, warum es gegenwärtig keineswegs inopportun, jondern 
erft recht an der Zeit wäre dieſen Antrag jebt anzunehmen. Es iſt von 
feiner Gefahr mehr die Rede: die Norddeutiche Bundesverfaffung ift zu 
Stande gefommen. Es Itehen jet nicht Wahlen bevor, es iſt aber gerade 
die Mitte der Legislaturperiode ungefähr wenigftens nahe und die Mahlen 
fönnen jeder Zeit bevoritehen. Es iſt außerdem, wie ich gezeigt habe, jelbit 
wern man das jeßige Parlament annähme, nicht ohne Interejje die Frage 
zu entjcheiden. Wie fie dann würde ausgeführt werden, das würde natürlich 
zunächit auch Sache des Bundesrathe jein. MWollten wir aber von dieſer 
Forderung jemals ablaffen, wollte jemals die Majorität dieſes Hauſes, die 
damals nur einem Druck nachgab, der jet nicht vorhanden ift, Diejes Prinzip 
annehmen, was von jenen Herren theild indirect, theild direct gejagt worden 
ift, dann glaube ich allerdings, daß dieſer Neichätag auf einen Ausbau der 
Verfaſſung, auf eine Fortbildung des Norddeutichen Bundes außerordentlid) 
wenig Anjprudy haben wird. Ich glaube allerdings, daß die jeßige Zeit es 
doch wohl überall, Sie mögen Ihre Blide hinwenden wo Sie wollen, Jedem 
der jehen kann, Elar in die Hände giebt, daß das nur durch die vollite Gel- 
tung der conftitutionellen Freiheit, nur dadurch gerade der Preußiſche Staat 
und der Norddeutiche Bund zu der großen Geltung gelangen fann, die ihm 
gebührt, und daß er dieje Geltung im Volke nicht erlangen wird und nicht 
erlangen kann, wenn er es auch nur zweifelhaft läßt, ob er irgend mit rüd- 
läufigen Tendenzen, ob er mit feudalen oder reactionären Tendenzen ſympa— 
thifiren fünne. Der Minifter von riefen , ald er zum erjtenmale über das 
allgemeine Wahlrecht ſprach, jagte: ich liebe das allgemeine Wahlrecht nicht, 
aber ich weiß nicht Anderes an die Stelle zu jeßen. Sehen Sie, das ilt 
allerdings ein großes Wort und das habe ich von allen Andern auch gehört. 
Sie wiſſen nichts Anderes an die Stelle zu ſetzen, Sie haben damit das 
Richtige gefunden. Iſt das wahr, wiljen Sie aud) bis heute nichts Anderes 
an die Stelle zu ſetzen, jo verderben Sie dasjenige, was Sie anerfannt 
haben, nidyt durdy etwas, was Sie ganz willkürlich hineinjegen, was weder 
jonft im Preußiſchen Abgeordnetenhaufe, noch in den andern Berfafjungen, 
die in der modernen Zeit ihr Leben erhalten haben, irgendwie gilt, was, 
wenn ed Geltung hätte, mur auf corporativem Interejje beruhte, was jelbit 
in den Provinzialftänden feine Anwendung findet, und was auf einer leeren 
Furcht beruht. Derjelbe Herr Bundes-Gommifjarius ftellte es damals in 
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Ausficht, wenn fich bei den Wahlen ergäbe, daß die Sache wirflich nad) 
teilig jei, — und diejer Beweis ift ihm jet durch die geringe Vollzählig- 
feit dieſes Hauſes geliefert worden — jo würde der Bundesrath es nochmals 
in Erwägung ziehen können, jo würde auf dem Wege der Veränderung der 
Reichöverfaffung auch diejer Paragraph verändert werden fünnen. Meine 
Herren, es ift aljo wohl an der Zeit dies jelt von Neuem anzuregen, nad: 
dem eine Sitzung vorübergegangen it, nachden aber die Arbeit nun in ein 
ruhiges Geleis der Gejeßgebung übergeführt worden ift. Halten wir ung 
daran, dab wir das, was wir für nöthig halten, auch ausiprechen, jehen wir 
nicht darauf, ob es im diefem Augenblick zur Geltung fommt, woran Sie 
wohl Alle zweifeln. Es it einmal in der Welt jo, dab das, was auch das 
Augenjcheinlichite iſt, doch oft noch lange warten muß, ehe ed durchdringt, 
wenn einmal etwas Werfehrtes, wie es damals gejchehen, Geltung befonmen 
bat. Aber darum muß man nicht müde werden, das, was das Nichtige und 
Wahre it, immer zu fordern und wieder zu fordern: am Ende werden wir 
es doch erhalten. (Bravo!) 


Graf von der Schulenbutg von Beetendorf (Salzwedel-Gardelegen):“) 
Meine Herren! Ic hätte geglaubt, daß der vorjährige Beichluß der Gr- 
örterung Diejer etwas peinlichen Frage, die uns heute bejchäftigt, uns über- 
hoben hätte. Es jcheint den Herren Antragſtellern nicht bewußt zu jein, 
daß dieje Sadye doch auch ihre delifate Seite hat; ich werde nicht des 
Näheren auf die Materie eingehen, ich werde namentlich nicht, wie der Herr 
Vorredner, die vorjährige Debatte nochmals recapituliren, ich werde mid) 
jelbit nicht dazu verleiten laffen, auf eine Aeußerung meinerjeits, die der 
Herr Vorredner bier wieder angezogen hat, zurückzukommen. Es liegt mir 
nur daran, bier zu conitatiren, dab meine Partei dem allgemeinen Wahl: 
vecht nur unter der ausgeſprochenen Bedingung zugeitimmt hat, dat feine 
Diäten bewilligt würden. Cs liegt mir ferner daran, zu conftatiren, daß 
der erite Angriff auf die Berfalfung von jener Seite ausgeht. (Ob! ob!) 
Meine Herren, idy begreife ganz wohl, daß man bei der Knappheit unjerer 
Deutſchen Verhältnifje und bei dem nicht zu leugnenden Umſtande, dab die 
Fähigkeit und die Bildung, um im Parlament einzutreten, mehrfach in unſern 
Mittelflaffen und in unjern Beamtenflajfen wohnt, — daß man da im 
vorigen Jahre zweifelhaft jein fonnte, wie man ſtimmen jollte. Ich begreife 
aber nicht, meine Herren, nadydem man einmal im vorigen Jahre geſtimmt 
hat, wie man gegen jeine vorige Abitimmung nad) Verlauf von nur einem 
Jahre jtimmen will. Ic) begreife nicht, wie man, nachdem man mit Auf: 
bietung aller Mittel gegenüber Candidaten, die jehr wohl befähigt waren 
auf eigene Koſten hier zu leben, die Wahl jeiner für unentbehrlid gehaltenen 
Perjon durchgejegt hat, nady einem Jahre deſſen jchen müde iſt. Ich glaube, 
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das hätten fich Diejenigen, die glauben ohne Diäten nicht zu leben fünnen, 
bei der Wahl überlegen jollen. Sie werden mit Ihrem Antrage ſchwerlich 
durchdringen und Sie werden die Rechnung ohne den Wirth gemadyt haben. 
Es beunruhigt mich die Entſcheidung der Frage nun gerade nicht, denn Sie 
werden mit dieſen ſtoßweiſen Anläufen auf Inititutionen, die joeben erft er- 
richtet worden find, einer ftarfen Regierung gegenüber, das bin idy gewiß, 
nicht durchdringen ; aber es beunruhigt mich allerdings der Gedanfe, daß es 
möglich jein jollte, in diefem Haufe dennoch eine Majorität für dieſen 
Antrag zu erlangen. Ich würde das im Intereſſe des Haujes ſchwer 
beklagen. 


Dr. von Schweitzer (Elberfeld-Barmen):*) Meine Herren! Ich hatte 
mic, zum Worte gemeldet, um etwaige Gründe, die gegen den Antrag vor: 
gebracht werden, zu widerlegen; allein meine Vorjorge hat ſich als unnöthig 
erwiejen: ich habe feine Gründe, ich habe nur Vorwüfe gegen die linfe 
Seite dieſes Hauſes gehört, indeffen, meine Herren, idy glaube, den haupt: 
jächlichiten Grund zu errathen, warum man von mancher Seite daran feit- 
halten will, daß Diäten nidyt bewilligt werden jollen. Man fürchtet, es 
fönnten, wenn Diäten gezahlt würden, in dieſes Haus Vertreter aus den 
befiglofen Ständen fommen. Meine Herren, dieſe praftijche Rückſicht iſt 
jedenfallö verfehlt. Wenn wenige Vertreter der befitlojen Stände in diejem 
Haufe find, jo iſt das anderen Gründen zuzujchreiben, wie idy bereits vor 
einigen Tagen andeutete, der Art und Meije nämlich, wie im Norddeutjchen 
Bunde, im größten Theile defjelben, das allgemeine Wahlrecht gehandhabt 
wird. Der Grund, dab; feine Diäten gezahlt werden, wird niemals einen 
Vertreter aus der Arbeiter-Klaſſe abhalten, bier zu erjcheinen. Die Arbeiter 
find das Hungern gewöhnt; ob fie hungern in den Gebirgen Schlefiens und 
in den Niederungen des Nheinlandes, oder in der Preußiſchen Hauptitadt, 
das bleibt ſich jchliehlicy ihnen gleich. Nicht aljo aus praftiichen Gründen 
wünjchte ich die gedachten Beitimmungen in der Verfaffung aufgehoben zu 
wiſſen, ich wünjchte fie aufgehoben zu wiſſen aus prinzipiellen Gründen. 
Meine Herren, geben Sie nidyt der Armuth und den bejiglojen Ständen 
einen Schlag ins Geficht durch dieſe Beitimmung, welche mit anderen 
Worten heißt: Wir wünjdyen und wollen, daß nur Befißende in diejem 
Haufe tagen. Geben Sie diefen Schlag nidyt der Armuth ind Geficht! Aus 
diefem prinzipiellen Grunde möchte ich Sie auffordern, dem Gejeße Ihre 
Zuftimmung zu geben. Was die praftiiche Seite der Sache betrifft, jo wird 
jchließlich die Vertretung der Stände, die man von jener Seite ausſchließen 
möchte, dennoch in den parlamentarijchen Verſammlungen ertönen mächtiger 
und mächtiger, troß aller Verſuche fie zu unterdrüden. 
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von Blankenburg (Naugard:Regenwalde):*) Meine Herren, ich fürchte 
nicht die befitlojen Stände und gehöre nicht zu Denen, die um deshalb hier 
im vorigen Sahre gegen Diäten votirt haben, damit die Armen, die Arbeiter, 
die von ihrer Hände Werk leben, nicht in diefes Haus treten möchten. Ich 
liebe die arbeitenden Stände und bejorge nicht, daß fie darum gerade ver- 
hungern werden, weil fie nicht in größerer Anzahl ald bisher gejchehen in 
diefem Hauſe vertreten find. Wenn fie bungern, meine Herren, wie der 
Herr Vorredner gejagt hat, dann liegt dad auf einem ganz anderen Gebiete 
und die Frage werden wir dadurch nicht löjen, daß fie hier in überwiegender 
Majorität erjcheinen. Im Gegentheil, im Intereſſe diejer Klaffen wünſche 
ich dringend, daß fie hier Vertreter herichiefen ohne Diäten, damit ihr 
Botum ein um jo fräftigeres werde. Ich frage den Herrn VBorredner, 
ob es nicht mehr Gewicht hat in Deutjchland, dab er jagen kann: Hier find 
wir, wern auch noch imit einer Fleinen Anzahl, aber wir find ohne Diäten 
gefommen! Iſt dies micht der ftärfite Vorwurf für diejenigen gebildeten 
und reicheren Klafjen, die da jagen, wir können nicht fommen, wir bedürfen 
dazu 3 Thaler? Ich muß mic) jehr wundern, daß gerade der Herr Abge— 
geordnete Walde diefen Antrag hier geitellt hat. Sollte ed dem Herm Ab: 
geordneten Walde nicht gegenmärtig jein, welch einen vielleicht ganz anderen 
Verlauf die Dinge im Preußiſchen Staat und in Deutichland genommen 
hätten, wenn 1848 die National-Berfammlung ohne Diäten gekommen 
wäre, in der er eine hervorragende Stellung einnahm! War es nicht 
deprimirend, daß diejen Abgeordneten der National-Verſammlung vorgeworfen 
werden konnte: — und es tft der Vorwurf erhoben worden — ja jie jind der 
Diäten wegen gefommen! Ich erinnere Sie daran, welche Mißſtimmung 
es im Lande erregte, daß man die Portofreiheit beſchränken mußte, die 
zu der damaligen Zeit jo weit ausgedehnt war, um dem Mißbrauche zu be- 
gegnen, dab man portofrei Waaren hierherſchicken und fie verhandeln 
fonnte! Dieje Vorwürfe haben der damaligen VBerfammlung mehr geichadet, 
ald wenn fie ohne Diäten getagt hätte! Um diefem Haufe die Stellung 
zu geben in Norddeutichland und in Europa, welche ihm meines Grachtens 
zufommt, erachte ich, und das ift mein Hauptgrund, dab diefe Verfammlung 
ohne Diäten tagen muß, und zwar aus dem Grunde, weil fie über 
allen anderen parlamentarijchen und PBrovinzialvertretungen, die ſich mit 
Diäten begnügen können, ſtehen muß. Sie Alle müffen dem Grundjaß nach— 
fommen: noblesse oblıge; und wenn erit das Bewußtjein in dem Lande 
nur unter und, auch unter meiner eigenen Partei mehr Pla greift: wir 
jind es, wir, die Mitglieder des Neichdtages, haben etwas mehr Pflichten 
als ein Mitglied des Landtages, — wenn dies Bewußtjein erſt in und Alle hin- 
eingedrungen jein wird, meine Herren, dann werden wir nicht mehr für 
die Diäten fehten! Ic jollte dody meinen, dab wir uns jelbit ehren, 
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wenn wir weder Zeit noch Opfer jcheuen, um bier zu ericheinen. Es it 
freilidy Iedermannd Sache zu enticheiden, wohin ihn jein Gewiſſen und 
feine Pflicht ruft. Ich babe meine Stellung aufgegeben in dem Haufe, wo 
id, Diäten befam, um bier meine Pflicht und Schuldigfeit ohne Diäten zu 
thun. Andere werden beides thun können; ich konnte nur in einem Haufe jein 
und wählte den diätenlojen Neichötag. Aus feinem andern Grunde bin ich dort 
weggeblieben. Wenn man nun jchon nad) jo furzer Zeit, nach einem Jahre, mit 
einer Berfafjungsänderung von der Wichtigkeit kommt, jo muß man dody bejonders 
ſchwer wiegende Gründe dafür haben. Nun frage ich Sie: iſt die erite Wahl 
ohne Diätenfjo ausgefallen, daß die Befürchtungen alle eingetreten find, die Sie 
bier im vorigen Jahre propbezeit haben? Meine Herren, jchmedt dieje Ber: 
ſammlung etwa nadı Mecklenburgiſcher Ritterjchaft? (Heiterkeit) Sie haben 
gejagt, ohme Diäten befommen wir eine joldye Verfammlung. Ich jehe da- 
von nichts! Haben Sie nicht gejagt, es werde bier feine Intelligenz ver 
treten jein? Nun, das muß ich geftehen, meine Herren, Intelligenz in Hülle 
und Fülle bei allen Parteien! (Heiterkeit) Es wird feine Partei im Hauje 
geben, die da jagte: die Intelligenz iſt bei uns nicht vertreten. Dann haben Sie 
gejagt, Die Liberalen würden alle fortbleiben! Sehen Sie fidy unfere 
Parteisfartean, wie viele Farben bier vertreten find; — mehr wie der Negen- 
bogen hat! (Heiterkeit) Wenn Sie dieje Farben alle zujammenitellen, jo 
find es wohl acht oder neun, allerdings ein anomaler Zuftand im Verhältni 
mit andern Ländern, die fi) nur in zwei Parteien theilen, für und wider 
die Regierung ; aber es ift immer jo in Deutjchland gewejen, man ift immer 
vielföpfig gewejen. Acht, neun Partei-Farben jchillern bier durch einander, 
bringt man fie in ein Kaleidojfop, blau, hellblau, grün, braun, roth, gelb, 
jo fann feine Partei mit Recht jagen, fie jei zu kurz aus der allgemeinen 
Wahlurne bervorgefommen. Die Parteien, weldye es im Lande giebt, find 
alle vertreten. Iede Partei fann bier jprechen und fidy geltend madyen, und 
Sie, meine Herren, die Sie am äußerſten Ende fiten (Redner wendet fidh 
zur Linken), die Sie ohne Diäten erjchienen find als Vertreter des Ar- 
beiterftandes, jollten am wenigften die Diätenlojigteit beflagen; denn Ihr 
Botum bat jeßt einen ganz anderen Nadydrud, als wenn Sie mit Diäten 
gefommen wären! Ich bitte Sie daher, meine Herren, den Artifel 32 auf- 
recht zu erhalten aus dem Grunde, weil wir wollen, daß die Berfammlung 
des Norddeutichen Reichstags die erite Verfammlung in ganz Deutſch— 
land jei! (Lebhaftes Bravo.) 


Förfterling aus Dresden (Chemnitz)“): Meine Herren, es iſt für uns 
Arbeiter von größten Yebensinterefje, daß diefer Artikel 32 der Verfaffung 
ded Norddeutjchen Bundes abgeändert wird, nicht etwa darum, dab wir uns 
der Pflicht entziehen wollen, die wir dem Staate gegenüber zu erfüllen haben; 
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aber bedenken Sie, meine Herren, wie ſchwer ed dem Cinzelnen von und 
fallen muß, wenn er genöthigt ift eine ganze Zeit lang in diejer geehrten 
Verfammlung zu jein. Wir haben zu Haufe Familie und die will auch 
leben und wir find angewiejen auf unfrer Hände Arbeit, und es ift fo nicht 
möglich, diejenigen Gandidaten aufzuftellen, die wir aufitellten wollten, fie 
find nicht im Stande während diejer Zeit zu leben. Für und ift das all- 
gemeine direfte Wahlrecht von der größten Wichtigfeit. Ich erlaube mir 
daran zu erinnern, daß vor 3 Fahren Seine Majeftät der König von Preußen 
der Schleſiſchen Meberdeputation das Verſprechen gab, es jollte die Arbeiter: 
Frage auf gejetlichem Wege geregelt werden. Ich glaube, darin ift das Ver- 
jpredyen des allgemeinen, gleichen, direkten Wahlrechts eingejchloffen gewejen. 
Denn ed kann eine ſolche wichtige Frage nicht geregelt werden, ohne daß 
wir Arbeiter daran betheiligt find, und daß wir im Stande find unjere 
Bertreter hierher zu jchiden. Id) weiß wohl, daß die Arbeiter in dieſem 
Kampfe den Privilegien anderer Klafjen gegenübertreten, aber die Gejchichte 
Deutſchlands hat gezeigt, daß ed im allen Ständen des Deutichen Volkes 
Männer gab, welche für das Volk eingetreten find und jeine Kultur ent— 
widelt haben. Ic, glaube erwarten zu können, dab die Berjammlung dem 
Antrag zultimmen wird, um das allgemeine, direkte, gleiche Wahlrecht voll: 
ftändig zu geben. Ich erinnere daran, da vor einigen Tagen ein Sächſiſcher 
Abgeordneter gejagt hat: wenn die Vertreter der Arbeiter tüchtige einfichts- 
volle Leute find, jo gehören fie in diefe Verſammlung; find fie es nicht, jo 
wird dies der Drt fein, um ihre monitröfen Anfichten zu widerlegen. Das all: 
gemeine direkte gleiche Wahlrecht ift Feine Wünjchelruthe, jondern es belehrt 
durch jeinen Gebrauch, und muß gelernt und geübt werden. Dadurch, daß 
Sie das allgemeine direkte gleiche Wahlrecht von diefer Beſchränkung befreien, 
fommen wir in die Lage, diejes Wahlrecht frei zu üben und einen richtigen 
Gebraud davon zu machen. 


Sreiherr von Vincke aus Dlbendorf (Namslau = Brieg)*): Ich hatte 
nicht die Abficht bei dieſer Gelegenheit das Wort zu nehmen. Der Um: 
Itand aber, dab der Abgeordnete Walde grade den Punkt ausgelafjen hat, 
weldyer für mid) der Hauptgrund gegen die Gewährung der Diäten ift, hat 
mich genöthigt dennody aufzutreten. Ich halte für eine der nöthigiten 
Eigenichaften eines Abgeordneten: die Selbititändigfeit. Nun gebe id) 
gerne zu, Gelbititändigfeit ift vorzugweile Sache des Charakters; die Er: 
fahrung lehrt, dab oft Männer in den traurigften äußeren VBerhältnifien 
jelbitftändiger find als joldye, weldye ed durch ihre äußere Lebensitellung fein 
könnten, denen es aber an Charakter fehlt. Sie werden mir aber zugeben, 
daß man überhaupt bei der Gejeßgebung über die Einrichtung der Landes— 
vertretung nur nach allgemeinen Griterien gehen kann, und daß der Mann, 
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dem die Vorjehung das Glüd ertheilt hat, in der Art jelbftftändig zu fein, 
daß er feine Nahrungsjorgen hat und feine Zeit für das allgemeine Wohl 
verwenden kann, ohne daß er derjelben für jeine privaten Interefien bedarf, 
in der Regel jelbititändiger ift, fich weder nad) oben noch nach unten um 
Beifall oder Mihfallen zu kümmern hat, jondern nach jeiner vollen Weber: 
zeugung für das Wohl jeiner Mitbürger leichter und unbefangener jtimmen 
kann, als Derjenige, weldyer genöthigt ift die eine oder die andere Rückſicht 
zu nehmen. in Abgeordneter muß meiner Ueberzeugung nad) weder nach 
Popularität nach unten,“ nody nad) Gunst nad) oben hinftreben. Gin wid: 
tiged Griterium, um unabhängig und jelbititändig zu jein, it grade das, 
daß er eben Feiner Diäten bedarf, um zu leben. Ic, glaube, daß, indem 
das allgemeine Wahlrecht beiteht, alle Parteien Männer genug unter ſich 
haben, weldye dieje Bedingung erfüllen, wenn nur das Bewußtjein der Pflicht 
diejen Beruf zu erfüllen in allen Schichten eingedrungen ift. Auch die Ars 
beiter werden gewiß unter den Männern, welche wohlhabend genug find, um 
ohne Diäten hierher kommen zu können, Männer finden, weldye ihre Inter: 
ejjen wahrnehmen. Das Interefje der Arbeiter it nicht allein ein Interejje 
ihrer jelbit, jondern ein Interejje für Alle und für die befienden Stände 
vorzüglid, weil ihnen daran gelegen jein muß, daß der Arbeiter leben und 
beitehen fann und dab die Sicherheit des Staates dadurch gewahrt werde. 
Ich finde in den bisherigen Erfahrungen fein Bedürfniß Diäten zu geben 
und am wenigiten können die Erfahrungen dafür jprechen, welche Herr Ab- 
geordneter Walde in der jeigen Seſſion gemacht haben will, daß noch viele 
Abgeordneten fehlen. Wenn gleichzeitig mehrere Landtage und Provinzial- 
landtage tagen, jo find aus diefem Grunde die Bänfe leerer, nicht aber des- 
halb, weil feine Diäten gezahlt werden. Ich empfehle Ihnen, über den An: 
trag auf Abänderung des Artifels 32 der Verfaſſung zur Tages = Ordnung 
überzugehen. 


Schulze (Berlin VI. früher Deligich)*): Ja, meine Herren, ich muß 
jagen, da mid) nichts mehr in der Debatte frappirt bat, als die Behauptung 
eines der geehrten Redner der Nechten: dies jei der erſte Angriff auf die 
Verfaſſung, der von diejer Seite des Hauſes (links) ausgehe. Wir, meine 
Herren, find nad) unjerer ehrlichen Weberzeugung der Meinung, daß wenn 
es uns gelänge unjern Antrag durdhzujeßen, wir der Verfaſſung für die 
jpätere Entwidelung unſeres Volkes und audy in Bezug auf die Geltung 
derjelben, eine beijere Stüße als irgend eine andere zu geben vermöchten. 
Stellen Sie die Sadye dar, von weldyer Seite Sie wollen: es bleibt immer 
auf dieſer Maßregel das haften, dab man dem Volke mit der einen Hand 
giebt, was man mit der andern Hand nimmt. Es ſteckt in diejer Diäten- 
Iofigfeit für die Vertretung des Norddeutjchen Bundes eine innere Unmwahr: 
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heit, meine Herren; man verdeckt den Cenſus, man ſchiebt thatſächliche Ver— 
hältniſſe vor, um eine wirkliche Rechtsungleichheit hinſichtlich des paſſiven 
Wahlrechts zu konſtituiren, die man ſich ſcheut direkt auszuſprechen. (Sehr 
richtig: linke.) Wenn Sie, meine Herren, (nach rechts) das einmal wollen, 
— warum denn nicht? es läßt ſich ja für alle joldye Dinge ein Stand» 
punft finden — id) veritehe das, was Sie dabei wollen, vollkommen; eö lajjen 
ſich ftaatliche Raiſons für Alles finden — aber dann ſprechen Sie eö gerade 
aus: „mir wollen einen Genjus für die Wählbarkeit“ und jagen Sie nicht: 
„wir wollen das allgemeine gleiche direfte Wahlrecht, aber die Diäten weg, 
damit ein Theil der zu MWählenden außer Stand geſetzt werde, Wahlen diejer 
Art anzunehmen!" (Sehr richtig: links.) Das ift eine innere Unmwahrheit 
und ich wünſchte im Intereſſe dieſes Hauſes und jeder Partei, daß fie in 
diefer großen Frage vermieden würde. Ia, meine Herren, Sie haben nun 
vom Standpunfte einer gewifjen perjönlichen Noblefje, vom Standpunkte der 
perjönlichen Unabhängigkeit in wirthichaftlicher Hinficht die vorliegende Frage 
ventilirt, und fie läßt ſich ja von diefer Seite ventiliren; aber Sie haben 
Eins dabei nicht bedacht, worauf ich jeßt zurückkommen will. Was hat und 
denn zu unjerm ganzen Eonjtitutionellen Leben verholfen? Sehen Sie dody auf 
den Entwicdlungsgang der Dinge bei und! Kommen dieje Konzejfionen frei 
von oben oder verdanfen fie nicht vielmehr einer großen Volföbewegung von 
unten ihr Entitehen? Ich meine, wie man ficy auch anftellt, man wird doch 
wohl das Lebtere zugeitehen müſſen. Denn Manches ift gejchehen in den 
früheren mangelhaften Vertretungen, die wir in den Provinzial-Landitänden 
hatten, von muthigen, tüchtigen Männern, die jchon damald den Blid des 
Bolfes auf ſich zogen, — Manches ift gejchehen, Konzejfionen auf andere Art 
zu erringen; aber es blieb erft der Bewegung von 1848, — die Sie niemals 
in ber Gejdjichte, die Sie niemals im Nechtöbewußtjein unjered Volkes 
herunterziehen können, Sie mögen Gründe bringen wie Sie wollen — es 
blieb erft diejer Bewegung vorbehalten zu bewirken, daß wir da find, wo 
wir jeßt jtehen, und ohne fie hätten wir Nichts, hätten wir nicht einmal die 
Anfänge unjered Eonftitutionellen LXebens! Und deöwegen werden Sie fid) 
entjchliegen müfjen, dem mittleren Bürgerftande, dem Arbeiterftande — denn 
um die handelt es ſich bei dieſen Dingen zunächſt und zumeiit — die Konzeſſion 
zu machen, Männern aus ihrer Mitte die äußere thatjächlicye Möglichkeit zu 
geben, um Mandate anzunehmen, die ihnen das freie Vertrauen ihrer 
Wähler entgegenträg.. Mit der Noblefje, mit einer äußeren Lage, vermöge 
deren man nicht für jeine Griftenz zu arbeiten braucht, ift das nicht gemacht. 
Sie wollen einen Regulator haben — mögen Sie ed nun in ihren Deduftionen 
‚offen bervortreten laffen oder nicht, es fühlt das doc; Ieder heraus — Sie 
wollen einen Regulator haben, damit das allgemeine gleicdye direfte Wahl- 
recht Ihnen nicht Elemente zuführe, die wie ich gar nicht beitreiten will 
nad) redlicher Meberzeugung der geehrten Mitglieder auf diejer Seite des 


Haujed (rechts) verderblidy für den Staat jein fünnten. Und, meine Herren, 
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da fomme ich auf eine große Wahrheit, die nicht nur in dieſer Hinficht ſon— 
dern die ſich im jeder Beziehung in unjerm ganzen wirtbichaftlicyen und 
politiichen Leben ewig und immer wiederholt: Soldye Dinge müſſen ihren natur: 
wüchſigen Regulator in fich jelbit, in ihrer eigenen inneren Gejeßlichkeit 
haben, — Sie haben einen künitlichen vorgejchoben in der Diätenlofigfeit der 
Abgeordneten! Das joll Ihnen die Wahlen in gewiſſe Kreife hinüberleiten, 
von denen Sie weniger eine Gefährdung der ftaatlichen Zukunft zu befürchten 
zu haben glauben. Meine Herren, der wirkliche Negulator ift aber ein an- 
derer; der liegt darin, daß Sie die Vollberechtigung des Volkes, deren 
Ausfluß das allgemeine gleiche direfte Wahlrecht iſt, nicht auf die Ausübung 
dieſes wichtigiten politifchen Rechtes bejchränfen, jondern dat Sie dem Bolte 
zugleidy diefe Wollberechtigung auf den anderen Gebieten gejtatten, dab Sie 
es auch jelbititändig hinftellen müffen in der Gemeinde, im Kreije und in 
den anderen Sphären des öffentlichen Lebens, und daß Sie es jelbjiltändig 
und frei hinſtellen müfjen in Verſammlungs- und Vereinsrecht, in echter 
Selbitverwaltung jeiner Angelegenheiten und ohne Beeinfluffung von oben. 
In diejer allgemeinen, für Alle gleichen Rechtöiphäre muß ſich, wenn es 
einen mohlthätigen Einfluß üben joll, das allgemeine Stimmrecht, welches 
die Vollberechtigung der Staatsbürger in ihrem höchſten Kulminationspunfte 
verförpert, bewegen. Das gejcyieht bei und aber nicht, und jo ragt denn 
diefe eine Konzejfion riefig weit heraus über das ganze übrige Niveau von 
Rechten und Pflichten in unjerem ftaatlichen Leben... Diejer Negulator aljo 
fehlt in unferem öffentlichen Nedhte, den geben Sie und und Sie werden da— 
mit am allerbeiten allen Auswüchjen vorbeugen! Sehen Sie, meine Herren, 
wir haben es eben erlebt auf diejer Tribüne: das allgemeine direkte gleiche 
Wahlrecht wird von gewiſſen Seiten, die ihre Geltung in der Arbeiterfrage 
haben, gefordert zur Nealifirung von Projekten, die ich meinerjeitd für un: 
möglich halte und ſtets befämpft habe; Sie fennen das, ich habe nicht 
nöthig darüber noch ein Wort zu verlieren; und ich jage Ihnen, meine 
Herren, id) und meine Freunde fordern dafjelbe allgemeine gleiche direkte 
Wahlrecht als den Ausdruck abjoluter Rechtögleichheit aller Staatöbürger, als 
die einzige dauernd wirkſame Waffe gegen die jozialiftiichen Projekte! Nur 
in der Gewährung der vollen NRechtögleichheit werden Sie die Waffe haben, 
um der ſozialiſtiſchen Gleichmacherei in den äußeren Lebensloojen, welche die 
Natur nicht gewollt hat, und die nie zu realifiven fein wird, wirfjam ent 
gegen zu treten. So, meine Herren, ftehen die Dinge, und in diefem natür: 
lichen Negulator werden wir allein dad Rechte treffen, fein anderer Wen führt 
zum Ziele. Sie wollen Männer begünftigen aus Ihren Kreijen von einer 
bedeutenden jozialen Stellung, Männer von entjchieden großem Einfluß auf 


ihre Umgebung, und Sie wollen bier — verzeihen Sie mir den Ausdrud, 
er joll in feiner Weiſe ein Angriff fein — Sie wollen eine gewille Furcht— 


jamfeit äußern, dem Wahlrecht jeinen ganz freien Lauf zu lafjen! Be 
denfen Sie denn nicht, weldyen ungeheuren VBorjprung Sie ohnedem bereit 


’ 
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durch Shre foziale Stellung haben? Der große Grundbefiter, der große In— 
duftrielle, wer nimmt ihm denn feinen Einfluß, wenn er ihn nicht jelbit ver- 
icherzt durch feine Stellung zu Denen, die ſich an jeine wirthichaftliche Eriftenz 
anlehnen mit ihren bejcheidenen Exiſtenzen? Und eben jo ift e8 mit dem 
Einfluß, welchen höhere Bildung, welchen eine höhere geiltige Befähigung 
gewährt. Dieje Einflüffe, die werden ſich alle nie beijer geltend machen 
fönnen ald im völlig ungehemmten Wahlrecht, und fie werden immer die 
Mittel finden zu ihrem Nedyte zu gelangen. Das kann fein Gejeb geben, 
das kann fein Geſetz nehmen. Freilich jo ganz abjolut und allein fid) 
hinftellen als großer Grundbefiger, als großer Imduftrieller, der rückſichtslos 
fommandirt über eine Anzahl abbängiger Arbeiter, das geht nicht! Wenn 
Sie auch eine ſolche Stellung verwerthen wollen, dann müfjen Sie Denen, 
die an Sie gewiejen find mit ihrer Eriftenz, ein Herz für ihre Intereffen 
bewiejen haben, was ja ganz gewiß Viele bereits gethan haben und noch 
thun werden, jonft erreichen Sie Ihren Zweck nidyt. Aber, meine Herren, 
verlieren Sie etwa dadurd, wenn Solche, die ihre Sonderinterefjen durch 
ihren jozialen Einfluß auf das Aeußerſte und Rückſichtsloſeſte ausbeuten, ge— 
jchieden werden aus der Wolfövertretung? Sie verlieren gewiß dadurch 
nicht3; denn durch ſolche äußerte Ausbeutung ihrer jozialen Stellung in den 
letzten härteften Gonjequenzen würden fie in der Bolfövertretung dody nur 
geradezu zum Brudy mit jener Stellung, zur Schädigung ihrer eigenen 
wahren Standed-Intereffen hinwirken. Ich meine, jo liegen die Dinge nicht. 
Man hat mun noch und namentlich Seitens des geehrten Abgeordneten von 
Blandenburg der Berfammlungen von 1848 gedacht, die diätenlos eine ganz 
entjchieden befjere Stellung im Volke gehabt haben würden. Meine Herren, 
e3 it freilich in einer Hinficht jehr müßig jeßt zu unterfuchen, wie jene Ber: 
jammlungen ohne Diäten zufammengefettt gewejen fein würden und was fie 
dann heraudgearbeitet haben würden. Sa, fie waren an einen jchweren 
Poſten geftellt!! Ich denfe aber, meine Herren, wenn Sie jo billig find zu— 
zugeftehen, daß ſolche erften Anfänge des politijchen Lebens, bejonders unter 
jo ausnahmsweiſen Zuftänden wie die von 1848, immer in jedem Lande 
und in jedem Bolfe ihre großen Schwierigfeiten haben und ſtets haben wer: 
den, — wenn Sie jo billig find, das zuzugefteben, und Sie nehmen die 
Arbeiten und Errungenfchaften, die wir noch in unſerer Gonftitution haben, 
jo glaube ich, werden die Männer von damals, die unter jchmwierigen Lagen 
aushielten, die ihre Aemter, ihre Eriftenz, ihre Freiheit daran ſetzten, um 
für ihre ehrlichen Weberzeugungen, um für ihre Arbeiten einzuftehen, wenn 
einmal die Elemente diefer Berfammlung andere jein werden, wahrſcheinlich 
nod ihre Anerkennung, ihre Stellung in der Gefchichte finden. Und fo 
wenig fie beanjpruchen, abjolut das Nechte getroffen zu haben, jo wird man 
ihnen doch bezeugen, fie haben nach Kräften gearbeitet und haben für ung 
und unjere Enfel den Grundſtein zum weiteren Ausbau des Fonftitntionellen 


Lebens unjered Volkes gelegt. (Bravo links) Ich warne nod) vor Einem, 
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meine Herren. Wir find eine Verfammlung, die felbft aus dem direkten 
Wahlrecht hervorgegangen ift, und wollen uns jchüßen mit allerlei ſolchen 
fünftlihen Umzäunungen vor den Conſequenzen diejes Wahlrechts, damit 
nicht andere Elemente in unſerer Mitte hineinbrechen! Ich warne davor. 
Wir geben uns eigentlich, wenn wir ſolche Hintergedanfen wollten aufkommen 
lafjen, als wären wir vielleicht nicht bier, wenn es Diäten gäbe u. ſ. w., 
jelbit ein Mißtrauens-Votum, wozu hoffentlich bei Keinem von und ein 
Grund vorhanden ift! Mich mahnt eine Erfahrung der neueren Geſchichte 
bier dieſe entichiedene Warnung auszujprechen. Sobald eine Verjammlung 
den eigenen Duell, dem fie entiprungen ift, verleugnet, pflegt fie überhaupt 
dem Verfall entgegen zu gehen. Denfen Sie an die Verſammlung der 
eriten fünfziger Jahre in Frankreich. In demfelben Augenblicke, ald die da- 
mald unmittelbar vor dem Staatöftreich tagende Verfammlung gegen die 
Borlage der Regierung ftimmte, weldye Vorlage jei es aus irgend welcher 
Nebenabficht das allgemeine Wahlrecht fefthielt, nachdem die Verfammlung 
jelbit gewählt war, — in demfelben Augenblick wurde der Staatöftreich reif und 
wenige Tage nachher vollzogen. Und da knüpfe ich denn an die Geltung 
unjerer Berjammlungen an, die der geehrte Herr Abgeordnete von Blanden- 
burg ja wejentlih an die Diätenlofigfeit Enüipfte, indem er und, wie wir 
jest eben bier zufammen figen — es fünnte das ja Jedem von uns jehr 
ichmeichelhaft fein — als die erfte in Deutjchland proflamirte. Meine 
Herren, ich bedauere das, ich kann dem nicht beiftimmen. Es iſt mißlich 
und jchwierig, die Gapazitäten diefer und jener Berfammlung zu wägen und 
gegen einander zu ftellen, eines joldhen Vorhabens unterfange ich mich nicht. 
Aber, meine Herren, dab die Intereflen ded gejammten Deutjcdyen und 
Preußiichen Publifumd jo aufßerordentlid hier an unſere VBerfammlung ge 
fnüpft wären, davon — muß ich geſtehen — bin ich nicht jo überzeugt wie der 
geehrte Herr. In diefem Augenblid werden friſche junge Keime des Staatö- 
lebens in unſerm Nachbarſtaate gelegt und diefem wenden fich die Sympa— 
thien der Nation in viel höherem Grade zu ald unjern Berhandlungen bier. 
(Lebhafter Widerjpruch rechts, Zuftimmung links.) Dorthin wendet ſich im 
Augenblicke der Geiſt unjerer Nation, leider Gotted idy bedauere es, daß es 
jo ift; aber daß wir und in dieſem Augenblid als die erfte tagende parlamen- 
tariiche Verſammlung Deutichlands geriren, wäre eine Weberhebung. . Es 
liegt vielleicht nicht an ung, vielleicht in der Situation, in den bejchränfteren 
Aufgaben und Befugniffen diefes Haufes; aber durch Entziehung der Diäten 
beijern Sie die Situation wahrhaftig nicht, und die TIheilnahmlofigfeit im 
Volke wird wahrhaftig nicht eher jchwinden, bis wir und mit friichen Kräf: 
ten aus dem Volke ſelbſt vefrutiren. Täuſchen Sie fidy nicht über ficy jelbit, 
meine Herren, die Dinge liegen anderd, und mit der Noblefle, die Sie in 
dem Entjagen der Diäten finden, — was und übrigens nicht abhalten wird, auf 
diefen Bänken zu ſitzen, — da machen Sie die Sache nicht! (Bravo! links. 
Lachen rechts.) 
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Wagener (Neu:Stettin)*);: Meine Herren! Sch bedauere, daß das 
geehrte Mitglied, dad eben dieje Stelle verlaffen, fich gemüßigt gefunden hat 
das Anjehen diejer Berfammlung in den Schatten zu Stellen, gegenüber den 
Beitrebungen und Berhandlungen in einem Nachbarlande, von denen er be 
hauptet hat, dab fich das Intereffe der Nation — ich weiß nicht, was er 
unter dieſem Begriff alled begreift — bereits dorthin gewendet und dieje 
Berfammlung jo zu jagen in den Skat gelegt hätte. Meine Herren, Sie 
ſcheinen die Zeitungen nur halb zu lejen, denn jonft würden Sie gelejen 
haben, daß die Süddeutichen Freunde, die ſich nach dieſem Nachbarlande 
wenden, zugleidy Ihnen das Todesurtheil geiprochen haben, daß diefe jelben 
Freunde gejagt haben, die Herren, die jeßt vor uns diefen Antrag geſtellt 
haben, müfjen vor allen Dingen abgethan werden, wenn aus der Freiheit in 
Preußen etwas werden jolle; man hat gerade nicht das geehrte Mitglied 
namentlich genannt, welche vor mir an diejer Stelle ſtand (Heiterkeit), man 
bat aber dafür den Antragfteller genannt. Der Mann, mit defjen Antrag 
wir und hier beichäftigen, der ift als der bezeichnet, der erft von der Führung 
der Freiheitäpartei bejeitigt werden müfje, ehe überhaupt von einer freiheit- 
lichen Entwidelung die Rede jein könnte. Meine Herren, ſetzen Sie ſich 
jelbft mit diefen Ihren Freunden auseinander. Wir werden glaube ich mit 
unjerm Nachbarſtaate die Konkurrenz jehr leicht und fehr gut aushalten. 
Nun, meine Herren, Sie haben und den Vorwurf gemacht, daß wir bis da- 
hin eigentlid, feine Gründe gegen Ihren Antrag vorgebracht hätten. Nach 
meiner parlamentarijchen Erfahrung tft es jonft üblich geweſen, daß die An— 
tragiteller zuerft Gründe für ihren Antrag beigebracht hätten, und mit allem 
Reipeft vor dem Herm Antragiteller muß ich bedauern auch nicht einen 
einzigen nur jcheinbaren neuen Grund — wenn er auch nur aufgewärmt 
gewejen wäre, — gehört zu haben (Heiterkeit), auch nicht einmal einen aufge— 
wärmten Grund hat er vor und geltend gemacht, und meine Herren, ehr 
viel geiftreicher und jehr viel inhaltsreicher war auch die jehr emphatijche 
Deduktion nicht, die wir hier von dem Herm Abgeordneten für Berlin zu- 
letzt vernommen haben. Er hat und bejonderd den Vorwurf gemacht, meine 
Herren, ald bewegten wir und mit unjerem MWiderjtande gegen die Diäten 
in einer Unwahrheit gegenüber dem allgemeinen Wahlrecht, und er hat 
dabei verfichert, daß er und feine Freunde das allgemeine direkte Wahlrecht 
hauptſächlich um deshalb wollten, um damit den Sozialismus zu befämpfen. 
Wie es jcheint hat der geehrte Abgeordnete nicht gemerkt, daß er ſich mit 
jeiner Deduftion bereitdö auf dem Boden des Sozialismus befindet. Denn 
Sozialismus ift nichts anderes — wenigftens wie er jet geſchichtlich und 
thatjächlich gegen und auftritt — Sozialismus ift nichts anderes als der 
Anſpruch eine rehtlih vorhandene Gleichheit durch Staatsmittel 
auch thatſächlich hergeftellt zu jehen. Das ift Sozialismus. Die Sozia 
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liften beanfpruchen, eine ihnen rechtlich gewährte Gleichheit, in Bezug auf 
welche fie behaupten, daß ihnen gewiſſe thatlächliche Unterlagen fehlen, durch 
Staatöhilfe hergeitellt zu jehen. Das Verlangen der Diäten gegenüber dem 
allgemeinen direkten Wahlrecht ift nichts weiter als ein fozialiftiicher An- 
ſpruch, um die unzweifelhaft gewährte Nechtögleichheit thatſächlich durch 
Staatsleiftungen zu ermöglichen. — Meine Herren, das Kopfichütteln hilft 
nichts. Sie werden die Erfahrung machen, joldye Dinge vollziehen fid) ganz 
fonjequent. — Wenn ich es ald unzweifelhaftes Postulat ded allgemeinen Wahl- 
rechts anerfenne, dah die Gemwählten Diäten befommen müjjen, meine Herren, 
der nächſte Schritt, der fidy in allen den Ländern vollzogen hat, wo man 
died prinzipiell acceptirt hat, ift der: dab die Wähler Tagelohn befommen. 
(Ganz richtig.) Derjelbe Grund, dab die Wähler durch dad Wählen in 
ihren Arbeiten behindert werden, trifft hier zu; es giebt Wähler, die nur 
wählen und wählen können, wenn fie Tagelohn befommen. Meine Herren, 
ftellen Sie das Unter-Amendement: „Der Abgeordnete befommt Diäten und 
der Wähler befommt Tagelohn” — dann werden Sie fonjequent und ſyſtema— 
tijdy einen richtigen jozialiftiichen Grundfag adoptirt haben. Ich komme 
weiter darauf zurüc, weil der Abgeordnete Walde aus der früheren Debatte 
mid; ausdrüdlich citirt hat, — er hat gejagt, ich hätte in der früheren Ber- 
handlung feinen anderen Grund für die Diätenlofigfeit geltend gemacht, als 
dab dad Parlament die Spitze der Selbitregierung wäre, und dab deshalb, 
weil alle Selbitregierung auf unentgeltlichen Ehrendienſten berube, Diejenigen, 
welche Leiftungen im Parlamente zu üben haben, in hervorragender Weiſe 
an diejer unentgeltlichen Funktion Theil nehmen müffen. Nun, meine Herren, 
ich könnte mic, Ihnen gegenüber einfady darauf bejchränfen, das Bud) eines 
Mannes zu citiren, den Sie jonjt wohl gerade von Ihrem Standpunkte ala 
eine Autorität anerfannt haben, — es it der Profeffor Gneift. Er bat 
wenn irgend Etwas mit der überzeugenditen logijchen und gejchichtlichen 
Gründen nachgewiejen, dat Alles, was man in England unter Freiheit und 
Selbitregierung verjteht, nichts Anderes ift ald der unentgeltliche Ehrendienft 
in Gemeinde und Kommune, und daß das engliiche Parlament in der Zu: 
ſammenſetzung und Vereinigung aller derjenigen Elemente, Perjonen und 
Kräfte befteht, die im unentgeltlichen Chrendienft zu Haufe bei ſich das 
Land regieren, (Sehr richtig!) und daß, wenn man eine ſolche Verfammlung 
nicht zu Schaffen verfteht, man nicht über das hinauskommen wird, was man 
Scein-Gonititutionalismus nennt. Der Schein-Gonftitutionalismus ift nichts 
anders, als eine Verſammlung zum Regieren zu beftimmen und für fähig 
zu halten, die dad Megieren weder gelernt bat, noch das Negieren zu Haufe 
treibt, noch überhaupt Luft hat zu regieren, — die nichts weiter will ald Wählen, 
Reden und Opponiren. (Bravo!) Das ift der Unterſchied zwiſchen Schein- 
Gonftitutionalismus und englijchem Parlament und Alles wird vergeblidy fein, 
ein geachteted Parlament herzuftellen, wenn Sie nicht auf den Gedanfen ein- 
gehen, den Bau eines ſolchen Parlaments von unten zu beginnen und zuerft 
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in den Gemeinden, Kommunen und Kreijen die auf ehrenamtlichen Verrichtun: 
gen beruhende Selbit = Regierung herzuftellen und aus dieſen &lementen 
eine auf gleicher Bafid beruhende Volfsvertretung auszubilden. Ein neuerer 
jehr liberaler junger Mann (Heiterkeit) jchreibt über dieſe Diätenfrage wört- 
lich Folgendes: „Glaubt man, daß das MWegfallen der Diäten die Abgeord- 
netenbänfe veröden lafjen würde, jo hat man nichts gethan als unjer Volk 
der Freiheit für unfähig erflärt. Das nothwendige Kennzeichen der verdien- 
ten Freiheit ift, dab ein Volf in den unteren wie in den centralen Kreijen 
des Staatslebens die freiwillige Kraft aufbringt, weldye fich der Staatsarkeit 
um der Ehre willen ohne Entgelt zur Verfügung ftellt. (Hört! Bravo!) 
Das, meine Herren, iſt der allein richtige und maßgebende Grundjat. — (Auf 
geichehene Anfrage erklärt der Redner, daß der Verfaſſer jener Worte Gon- 
ftantin Rösler heiße, und dab das Werk, in welchem die citirte Erklärung 
jteht, betitelt jei: Studien zur Preußijchen Verfaſſung.) — Es ift aud) that— 
Jächlich völlig unrichtig, meine Herren, wenn der Herr Abgeordnete Walded 
behauptet hat, alle neueren Verfaſſungen hätten die Beitimmung der Diäten- 
zahlung. Die einzige neuere Verfaſſung, die eine Aehnlichkeit mit unferer in 
Anfpruch nehmen fann, das iſt die neue italienische Verfaſſung, und ich 
glaube Heren Walde verfichern zu fönnen, dab der Graf Gavour eben jo 
ein einfichtiger Staatsmann war, um zu willen, dab ein italienisches Parla— 
ment mit Diäten ungefähr gleichbedeutend gewejen jein würde mit einer Auf: 
löfung des italienischen Volks in einen Ameijen: oder Sandhaufen. (Richtig!) 
Nun, meine Herren, auf die englijchen Autoritäten darf ich wohl gar nicht 
erit näher eingehen, denn es giebt eigentlicdy im englifchen Parlament bis her- 
unter oder wenn Sie wollen bis herauf zu dem radikalen Stuart Mill 
feinen Bolitifer von einigem Rufe, der nicht die Diätenlofigfeit im englijchen 
Parlamente als eine ganz indisputable und ſich von ſelbſt verftehende Sache 
behandelte. Aber auch ein neuerer englijcher Schriftiteller, der wiederum von 
einem Ihnen wahrjcheinlic durchaus unverdächtigen liberalen Manne jehr 
empfohlen ift, der Englänger Bagehot jchreibt über diefe Frage, ihm wirde 
nichts unangenehmer und fataler fein als eine parlamentarijche Verſamm— 
lung, wo nur der Geift repräfentirt jein follte. ine Barlamente-Verjanm 
lung foll die öffentliche Meinung repräfentiren, und die öffentliche Meinung 
in einem Volke würde — er ſpricht allerdings zunächit mur von England 
— viel mehr durdy den Befit, als durdy den Geift beitimmt. (Senjation, 
Beifall und Widerſpruch.) Meine Herren, ich fann da wiederum einen Aus- 
ſpruch defjelben Profeffor Gneift anführen, der in diefer Richtung noch weiter 
geht, wie ich meinerjeitd mir getrauen würde. Profeſſor Gneiſt behauptet 
nämlich in feinen neueften Engliſchen Auseinanderjeßungen, daß wir in 
Preußen überhaupt noch feine politijchen Parteien hätten und dab Alles, 
was ſich biß jet bei und als politijche Partei gebehrde und darzuitellen ver 
juchte, nichts wäre ald ein Mißverſtändniß der gejellichaftlichen Gruppen, 
Klaffen und Interefjen, und dab wir erft dann überhaupt zu dem Gedanken 
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und der Möglichkeit der Bildung politifcher Parteien fommen könnten, wenn 
wir auch unſererſeits anfingen unjere eigenen Angelegenheiten in den unteren 
Inftanzen ſelbſt zu betreiben und auf diefer Bafis uns in die Höhe arbeiteten. 
Dann würde die Oppofition und der Gegenſatz der gejellichaftlichen Klafjen 
und Gruppen verjchwinden und es würden alsdann analoge Geital- 
tungen und Ericheinungen bei und ſich herausbilden wie die, weldye das 
engliſche Parlamentöleben beherrichen. Meine Herren, ich glaube Sie 
dürften doch aus diefer Beleuchtung vielleicht die Weberzeugung gewinnen, 
daß wir, wenigitens ich von meiner Auffaffung aus, durchaus nicht bloß in 
den Diäten ein Ventil juchen, auch nicht einen Negulator ded allgemeinen 
Stimmrechts, jondern, meine Herren, laffen Sie mid) dies anders ausdrüden, 
es liegt in der Diätenlofigfeit der Punkt, wo das allgemeine gleiche direkte 
Wahlrecht feinen Zuſammenhang mit der Gefellichaft behält und dadurd) das 
Ineinanderwirfen und die Gemeinjchaft von Staat und Gefelljchaft ermög- 
licht. Nehmen Sie diejen Punkt hinfort, ftellen Sie das allgemeine direkte 
Wahlrecht ganz auf ſich jelbit, fo wird in dem Augenblid das Auseinander- 
fallen von Staat und Gefellichaft eintreten. Die Gefellihaft wird fich in 
ihre Atome auflöjen und wird den Staat in den Ruin mit bineinziehen. 
Deshalb: alle Diejenigen, die eine derartige Politik getrieben haben wie Sie, 
wo find diefelben angefommen? Bei der Freiheit oder beim Despotismus 
gleichviel eined Convents oder Cäſars? Darnach frage ich Sie. Wir haben 
die gejchichtlichen Gricheinungen vor und, wir haben nur ein Volt, das 
wirklich durch feine parlamentarische Verfaffung zur Freiheit gefommen: ift. 
Diefen Weg, den England gegangen ift, laffen Sie und gehen! Der Weg, 
den Sie und vorſchlagen, der führt zu allem Möglichen, nur nicht zur Frei⸗— 
beit, der führt zum Despotismus, mag er dieje oder jene Form haben! 
(Lauted Bravo rechts.) 


von Hennig (Graudenz » Strafburg)*): Meine Herren! Ich habe den 
Antrag nicht mit unterjchrieben, mir aber nichtödeftomweniger vorgenommen 
für denjelben zu jprechen und zu ftimmen. Ich babe ihn deshalb nicht 
unterjchrieben, weil idy der Anficht war, daß wenn er aud) in diejer Ber: 
jammlung die Mehrheit erhält, er doch möglicherweije feine Reſultate haben 
dürfte. Ich habe ihn aber außerdem nicht unterjchrieben, weil eine Be— 
ftimmung nicht darin enthalten ift, die ich jehr gern darin gejehen hätte, 
nämlich die Beitimmung, daß das Geſetz erſt Giltigfeit haben joll für den 
nächiten Neichötag, der auf Grund einer Neuwahl zujammenberufen wird. 
Ich glaube, es wäre richtiger gewefen, wenn diefe Form gewählt worden wär, 
dann hätte auch der meiner Ueberzeugung nad) jehr ungeeignete Angriff des 
eriten Herrn Redners, welcher gegen den Antrag gejprochen hat, nicht er- 
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folgen können, nämlich die Infinuation hätte nicht ausgeſprochen werden 
fönnen, daß diejenigen Herren, welche den Antrag geitellt haben, die Abficht 
hätten für ſich Diäten zu gewinnen, weil fie ed eben nicht aushalten fünnten 
ohne Diäten. Meine Herren, ich glaube, man jollte fich doch gegenfeitig 
mit derartigen Dingen verichonen, (jehr richtig!) nämlich diejenigen Herren, 
welche den Anſpruch erheben, dat diefe Verſammlung die erfte in Deutich- 
land, ſollten auch dafür jorgen, daß in diefen Verſammlungen ein äbnlicher 
Ton nicht aufkomme. Meine Herren, was würden Sie dazu jagen, wenn 
ich Ihnen erwiederte — ich will das nur als ein Beifpiel anführen, wohin es 
führen fann, wenn man ſich gegenfeitig in einer derartigen Weije angreift — 
was würden Sie dazu jagen, wenn idy jett antwortete: ja, meine Herren, 
jehen Sie doch, worin liegt ed denn, daß wir nicht beſchlußfähig find? Herr 
von Blandenburg bat gejagt, die Situngen der Territorial » Landtage oder 
Provinzial-Yandtage wären daran ſchuld und da hätten die Herren hingehen 
müſſen. Alſo, meine Herren, dort hätten fie hingehen müſſen, dorthin, 
wo fie Diäten befommen, die fie bier nicht haben? Im Wirklichkeit iſt es 
aber für die Provinzial-Landtage gar nicht nöthig, da Sie dort die Einbe— 
rufung Ihrer Stellvertreter beantragen fünnen, wenigitens in Preuben. (Sehr 
wahr, Unruhe.) Ich bin keineswegs der Anficht, dab dem jo ſei, Jondern ich 
bin für meine Perjon überzeugt, daß die Herren aus guten Gründen es für 
notlywendig gehalten haben dort zu jein, wo fie bingegangen find. Aber, 
meine Herren, vergegenwärtigen Sie ſich doch folgende weitere Thatſachen: 
das Preußiſche Abgeordnetenhaus hat Diäten, es gehört zur Beſchlußfähigkeit 
die Anmejenheit der Hälfte jeiner Mitglieder, das Preußiſche Abgeordneten: 
haus ift immer beſchlußfähig geweſen, obgleich die Berathungen Monate lang 
gedauert haben. Das Herrenhaus hat feine Diäten, jeine bejchlußfähige 
Anzahl beträgt fnapp ein Drittel und diejes fnappe Drittel kann kaum zu— 
ſammengebracht werden. (Hört, hört! links.) Das Italienijche Parlament 
hat feine Diäten; die beſchlußfähige Anzahl zu Stande zu bringen hält 
außerordentlich ſchwer; das Englijche Parlament hat feine Diäten, die be— 
ſchlußfähige Anzahl ift auf den neunten Theil der Verſammlung berabge- 
bracht, — (Zurufe: den funfzehnten!) aljo noch eine fleinere Zahl. Meine 
Herren! Das ift das Thatjächliche und Sie find vollitändig außer Stande 
gegen dieje Thatſachen irgend etwas anzuführen. Ueberall, meine Herren, 
wo feine Diäten find, ift man gezwungen die beichlußfähige Anzahl herunter 
zu jeßen. Und ich bin meinerjeits überzeugt, daß das ein faljches Prinzip iſt; 
denn wenn jo Wenige beichlußfähig find, warum werden jo Viele gewählt? 
(Hört! links.) Meine Herren, ich habe aus den Reihen der Partei, welche 
heute den Antrag jo lebhaft befämpft, bereits gehört, daß man jehr daran 
denft die Beſchlußfähigkeit des Reichstages herabzujeßen. (Hört, hört! linke.) 
Gerade die Herren, welche heute davon jprechen, daß der erite Angriff auf 
die Verfaſſung gemadht, d. h. eine Verfaſſungs-Aenderung vorgeſchlagen wird, 
gerade die Herren find es gewejen, die von der Verfafjungs = Aenderung ge 
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Iprochen haben, die notwendig wäre, um die Beichluhfähigfeit zu Stande 
zu bringen. (Hört! linke.) Meine Herren, aber dieſes find alles nicht meine 
eigentlichen Gründe; ich habe nur Einen Grund dafür und will auch gleich 
jagen, dab er fein neuer ift, es iſt vielmehr ein alter. Neue Gründe find 
überhaupt nicht beizubringen, und der geehrte Herr Redner, der zuleßt vor 
mir bier gejprochen, hat wirflid nur aufgewärmte Gründe vorgebracht, 
(Heiterkeit) die Verſicherung kann idy ihm geben. Meine Herren, mein 
Grund it einfach der, daß der Staat verpflichtet ift, Denjenigen, die in öffent: 
lichen Dingen für ihn thätig find, eine Entſchädigung für ihre Auslagen zu 
gewähren. Es iſt eine vollfommene Verwechjelung, wenn der Abgeordnete 
Wagener Commune und Staat bier zufammengemworfen hat, (Sehr wahr! im 
Gentrum) die Kommune bedarf der unentgeltlichen Ehrenämter, und unjere 
Partei ift nicht daran Schuld, dah das Kommunalweſen in Preußen nicht 
in einen beſſern Stande iſt. (Sehr wahr! links.) Seit dem Jahre 1852 
habe ich die Ehre Mitglied des Preußifchen Abgeordnetenhauſes zu fein, wir 
haben jahrelang verfucht das Preußiiche Kommunalwejen in befiere Wege zu 
führen, aber Herr Wagener und feine Parteigenoffen find ed geweſen, die 
uns daran gehindert haben; (Lebhaftes Bravo! links und im Gentrum) und 
woher fommt er denn heute zu der Befugniß ſich ald den Vertreter einer 
Verbefferung des Preußifchen Kommunalweſens binzuftellen? Meine Herren, 
dazu fehlt ihm jede Legitimation. (MWiederholter Beifall.) Der Grund, den 
er angeführt hat, die Wähler müßten auch Tagelohn befommen, ift erftens 
ein aufgewärmter Grund und ein alter Wit; ob er gut ift, überlaſſe ich 
dent Gejchmad eines Ieden, — (Große Heiterkeit) aber er beruht auf einer 
vollftändigen Verkennung der Verhältniffe. Der Wähler handelt in jeinem 
eigenen Interefje, der will feinen Vertreter wählen, der will jeine Ueber- 
zeugung, feine Anfichten in der Staatöverwaltung zur Geltung bringen, der 
wählt deshalb einen Abgeordneten in feinem Intereſſe, nad) ſeiner Ueber: 
zeugung, nach jeiner Richtung. Der Abgeordnete aber, der handelt bier im 
Dienite jeiner Wähler und im Dienſte des Staated; er wendet ihm jeine 
Ihätigfeit, feine Arbeit zu; der Staat bat die Verpflichtung ihn für Die 
Koften, welche ihm dadurch entftehen, zu entſchädigen. Meine Herren, Sie 
werden gegen bdiejen vollftommen wahren und richtigen Grundjaß niemals 
auffommen können, ob wir heute den Geſetzes-Vorſchlag durchbringen oder 
nicht. Ich lege fein großes Gewicht darauf, ich lege um jo weniger Gewicht 
darauf, als gerade die Beitimmung fehlt, die ich bereits als eine jehr wejent- 
liche erwähnt habe. Aber, meine Herren, ich glaube auf die Dauer wird 
ed nicht möglich jein die Diätenlofigkeit feitzubalten. Auch Ihnen wird ſich 
diefe Weberzeugung aufdrängen, davon bin ich feit überzeugt. Meine Herren, 
id will nur noch mit Einem Worte ſchließen: ob der Herr Abgeordnete 
Magener die geeignete Perfon war, um Heren Walde vorzuwerfen, dab er 
von jeiner eigenen Partei verlaffen jei, — das ftelle ih Ihrer Beurtheilung 
anheim. (Große Heiterfeit.) 
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Auf Antrag die Diskuſſion über $ 1 des Antrags geſchloſſen“) und die 
Disfuffion über $ 2 eröffnet. 


von Wedemeyer (Arnöwaldesssriedeberg)**):; Meine Herren! Ich habe 
mid) gegen den $ 2 zum Wort gemeldet, weil er meiner Meinung nach nicht 
allein ein faljches Prinzip aufitellt, ſondern auch dies Prinzip in feinem zweis 
ten Alinea noch falſch anwendet. Ic, halte es für grundſätzlich faljch, einer 
Volfövertretung Diäten zu geben, und muß dabei, um das nachzuweilen, 
etwas näher auf die Natur der Diäten eingehen. Was ift Diäte? — 
Meine Herren, ift es ein Tagelohn? Ich glaube, das Weſen den Tagelöhners 
ift, daß er feine Arbeit für einen beitimmten Lohn verfauft, um dadurd) die 
Mittel feiner Exiſtenz zu gewinnen; ich glaube nicht, daß wir dieſe Stellung 
in Anſpruch nehmen wollen. Ic glaube, wir haben Alle das Bewußtſein, 
Dpfer zu bringen, nicht, unfere Arbeit gegen ein genügendes Aequivalent zu 
verfaufen. Es iſt ferner gejagt worden, die Diäte joll Entichädigung ge 
währen für gebrachte Opfer, Ja, meine Herren, können Sie für alle Stände 
eine gleiche Entſchädigung formiren? Das it entjchieden faljch! Drei 
Thaler Diäten find für Kiolbaffa und Genofjen feine Entjhädigung für 
Dpfer jondern eine weit über das Maß derjelben hinaus gehende Zuwen— 
dung. Können Sie dagegen Jemand mit 3 Ihaler Diäten entichädigen, der 
zu Haufe das Zehnfache verſäumt durch jeine Abweienheit? Nein, meine 
Herren, dad können Sie nidyt! Sie wollen eine Rechtsgleichheit etabliven, 
und Gie etabliren mit der Feitjegung eines gleichen Sabes für Alle die 
allergrößte Ungleichheit, und darin liegt das faljche Prinzip. Sie wollen 
gleichen Wind und Sonne herjtellen, und Sie jtellen es viel ungleicher ber, 
als ed mit der Diätenfreiheit der Fall it; demm Demjenigen, der zu Haufe 
viel verfäumt, kommt der Aufenthalt bier jehr viel billiger, wenn wir feine 
Diäten haben und dafür etwas fürzere Zeit tagen. Denn das ift die un: 
ausbleiblihe Folge der Diätenfreiheit, dab die Seſſionen fürzer werden. 
Ich bin feit überzeugt, hätten wir jo lange, als wir eine Volfövertretung 
haben, auch die Diätenfreiheit, der Parlamentarismus würde fich viel ge— 
junder entwidelt haben; es würden nicht Anträge an das Bundeskanzleramt 
nöthig fein, zu verhindern, daß gleichzeitig andere Körperjchaften mit und 
tagten. Denn, was jollen joldye Anträge bewirken? Ich traue dem Herrn 
Bundeskanzler alle möglichen Fähigfeiten zu, aber die Fähigfeit Zeit vom 
Himmel zu jchneiden hat er nicht. Denken Sie einmal gefälligit zurüd: 
was ift im diefer Zeit nicht alles geleiitet? Getagt haben wir Neichstag, ge- 
tagt haben wir Landtag, getagt worden ift Provinziallandtag, getagt it 
immerzu. Meine Herren, das einzige Mittel diefe ewige Tagerei ab- 
zufürzen, iſt Diätenlofigfeit, und went diefe in allen Verſammlungen 
allgemein wird, dann werden wir ganz andere Verfammlungen haben, es 
werden alle darauf denfen, die Sache abzufürzen und ſachgemäß zu ver: 


78.826.561. o. 
68.826.561. g. 0. 


1230 1868. Art. 32. Diäten. 


fahren, dann würden fich unfere Gejchäftäordnungen ändern, die unmüße 
Schwätzerei wird todtzefchlagen (Heiterkeit) und das ift die Hauptjache! Das 
erhöht am meilten die Würde jeder Verfammlung! Ich bin aljo im Prinzip 
gegen die Sache, weil ed unpraftiich iſt; es ift nicht möglich ein gleiches 
Maaß berzuftellen, es etablirt nur die Bevorzugung einer Klaffe, ich weiß 
fie nicht beffer zu bezeichnen als das gebildete Proletariat, ich meine damit 
diejenige Klaffe, die ſich Bildung verjchafft hat, aber die Bildung nody nicht 
jo praktiſch angewendet hat, daß fie fidy durch dieſelbe eine unabhängige 
Stellung errungen hat; und diefe Klaffe halte ich gerade für die allergefähr- 
lichfte in Volfövertretungen. Das ift eine Klaffe, die nur in Theorien und 
Phantaſien lebt, der ed aber an praftiicher Erfahrung noch fehlt. Die Eng» 
länder, die man jä für das praktiſchſte Volk hält, jagen in dieſer Beziehung: 
Iede Bildung, die fidy noch nicht eine unabhängige Stellung erworben bat, 
die noch nicht die Probe abgelegt hat, daß fie praftiich iſt, die taugt nichts 
für eine VBolfövertretung. Ieder, der die nöthige Bildung hat, wird ſich 
früher oder jpäter eine unabhängige Stellung erfämpfen. Durch die Diäten- 
lofigfeit wird feinerlei Bildung vom Eintritt in das Parlament ausgeſchloſſen, 
der Eintritt wird mur vertagt bis zu einem gewillen reiferen praftijcheren 
Alter; und das ift für die Volfövertretung jehr viel wünſchenswerther, als 
wenn die Bildung zu grün bereintritt. (Bravo!) Es wird aber auch bei 
Gewährung von Diäten durdy die innere Lüge, die darin liegt, ein Aequi- 
valent zu geben der Würde des einzelnen Empfängers wie der ganzen Per: 
ſammlung in den Anfichten des Publitums gejchadet. Ich wende midy nun 
zu der falichen Anwendung des meiner Anficyt nad) faljchen Prinzips. Es 
ift hier von einem der Herren Vorredner, der mwahrlidy glaube ich über den 
Verdadyt erhaben ift mit mir zu derjelben Partei zu gehören, ausgeführt, 
daß jeder Abgeordnete feinen Kreis, jeine Wähler vertrete. Ich halte es für 
durchaus falſch, wenn der Staat in den Vordergrund geftellt wird. Jeder 
Abgeordnete vertritt zuerit feinen Kreis, dann jeine Provinz oder feinen Staat, 
und zu allerlet erit den Bundesitaat, (Heiterkeit) nach dem einfachen Grund» 
jaße, weil jedem das Hemd näher ift ald der Rod. Deshalb ift es falich, 
aus der Bundesfaffe Diäten zu gewähren. Wenn man fid) überhaupt auf 
das Prinzip der Diätengewährung ſtellen will, dann muß es heißen: aus 
der Kreid- oder Kommunalfaffe. Sodann enthält der Paragraph eine meiner 
Meinung nady ganz ungerechtfertigte Beichränfung der perjönlidyen Freibeit. 
Er lautet: Gin Verzicht darauf ift nicht zuläſſig. Meiner Meinung nad) 
jollte er heißen: Gin Verzicht darauf it zuläffig. Ich verftehe jehr wohl 
das Motiv, welches Sie hierbei haben. Sie wollen den weniger Bemittelten 
nicht benachtheiligen den Bemittelten gegenüber, Sie jehen ſich aber nur Eine 
Seite der Medaille an. Es ift bier jchon heute der Grundjat ausgeſprochen: 
noblesse oblige. Ja, meine Herren, das Volk erwartet von Jedem, der ſich 
in einer jo hervorragenden jozialen Stellung befindet, daß er ein Amt wie 
dad unjerige ald ein Ehrenamt annimmt, und Sie verdunfeln defjen Stellung, 
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wenn Sie ihm die Möglichkeit abjchneiden fich die volle Würde des Ehren: 
amted zu wahren und auf Diäten zu verzichten. Meine Herren, ich habe 
ſchon gejagt, es ift nicht möglich ein zutreffendes Aequivalent für alle Opfer 
zu gewähren. Die Opfer an Geld, die wir bringen, will ich gar nicht rech— 
nen. Meine Herren, Ieder, der mit dem Namen Vater genannt wird, läuft 
Gefahr, wenn er hier ein halbes Jahr in Berlin fit, die Erziehung jeiner 
Kinder vernachläffigen zu müſſen und er läuft Gefahr die größten Freuden, die eö 
im Alter giebt, die Freude an gejunden, wohlerzogenen Kindernzu verlieren; er 
läuft Gefahr, mit gebrodyenem Herzen über verdorbene, zu Grunde gegangene Kin— 
der ind Grab zu ſinken. Nun, meine Herren, dieje Opfer wollen Sie ausgleichen 
mit Iumpigen drei Thalern. — Dieje Opfer fünnen überhaupt nicht audge- 
glichen werden durch Geld. Sie fünnen nur gemildert werden durch die An- 
erfennung, durch die Achtung der Mitbürger, und, meine Herren, Sie wollen 
durch Einführung des Zwanges der Diäten Jeden verhindern die unantaft- 
bare, achtbare Stellung eined Opferbringenden einzunehmen und wollen ihn 
herabdrüden auf die weniger hervorragende Stellung eines bezahlten Tage— 
löhners. Ic glaube nicht, daß das Staatöinterefje einen joldyen Zwang 
fordert, darum bitte ich, verjchonen Sie und mit der Tyrannei ded Diäten: 
zwangs! Grhalten Sie Jedem jeine perjönlicye freie Stellung durch die 
Diätenfreiheit! Lehnen Sie den $ 2 ab! (Lebhaftes Bravo rechts.) 


Schulze:*) Ich habe, da die beiden Paragraphen untrennbar in ihrem 
Inhalt find, für den jebt in Rede ftehenden Paragraphen mich mit zwei 
Worten gegen die Ausführung des Abgeordneten Herrn Wagener zu wenden. 
Der Herr Abgeordnete von Hennig hat mid) allerdings überhoben eine 
längere Ausführung zu machen. Ich will nur conjtatiren, wie er und einige 
jeiner Freunde bei jeder Gelegenheit die Selbitverwaltung und ihre Ein- 
führung in alle Lebenöfreiie im Munde führen und jobald es ſich darum 
handelt, den Grund aller Selbitverwaltung, den Grundbauftein, von dem fie 
allein ausgehen kann, die freie Gemeindeverwaltung zu legen, jo ift man 
dagegen. Herr von Hennig hat das jchon näher ausgeführt, wie es 
namentlich in Bezug auf den Abgeoroneten Wagener von Allen bejtätigt 
werden wird, die mit ihm die Ehre gehabt haben eine Reihe von Jahren 
parlamentarijch zufammenzuwirfen. Das Zweite, was man mir entgegenhielt, 
hinſichtlich der Diäten: „das führte ja jelbit zur jozialiftiichen Staatshilfe,“ 
das ift das Wunderlichite, was ic) je gehört habe; das iſt mir noch nicht 
vorgefommen in den vielfachen Debatten über die Diäten! Ich dächte doch, 
Zeiftung und Gegenleiltung gehörten ganz auf das Gebiet, welches ich im 
Wirthichaftsleben geltend zu machen verjucht habe in dieſer und in andern 
Tragen. Ia, wenn das jo jollte genommen werden, dat im öffentlichen 
Zeben alle Zeiftungen unentgeltlich jein müßten, daß der Staat feine Thätig- 
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feit zu Staatözweden remunerirt, jo muß Herr Wagener und müſſen alle 
Beamte jchlieklich ihren Gehältern entjagen. Hier liegt aber obenein die 
Sache noch ganz anders, darin bat der Herr Redner, der zuleßt vor mir 
ſprach, Recht; von Belohnung einer Thätigfeit, von einem Honorar für 
Arbeiten, wie es ſich mit dem Gehalt der Beamten verhält, ift bier durch— 
aus nicht die Mede. Es handelt ſich lediglich um Reiſekoſten, um Vergütung 
von baaren Auslagen, welche mit Ausübung des Mandats eines Abgeordne- 
ten verbunden find. Daß aber hiermit unjere Mühewaltung honorirt werden 
jollte, ift mir und Keinem, der für die Diäten gejprochen hat, jemals zu 
jagen eingefallen. Dabei bleibe ich denn doch: das Land iſt jehr dabei be- 
theiligt, daß nicht die materielle Opferfähigkeit, wie der Abgeordnete 
von Wedemeyer herworhebt, jondern die geiitige Leiſtungsfähigkeit ins 
Auge gefaßt werde, wenn es ſich um die Wahl eines Abgeordneten handelt. 
(Bravo, bravo! links.) Dem ebengenannten letzten Redner bin ich überdem 
außerordentlid) dankbar für jeine Ausführung. Denn wenn idy irgend zu 
der Hoffnung gelange, daß wir vielleicht mit unjerm Antrag durchdringen, 
jo glaube ich, haben wir es vorzüglidy den letten Ausführungen zu danken. 
(Große Heiterkeit.) Er bat die inneren Motive, die ihn leiten, in einer Art 
enthüllt, wie wir es bis jet noch nicht gehört haben. Das iſt feine Ent- 
ſchädigung, diefe „Iumpigen“ drei Thaler, wie er ſich ausdrüdte, das ijt 
wahr. in Mann, der bedeutenden Gejchäften vorzuſtehen bat, wie er und 
andere Berufögenofjen, bringt ein ungeheured Opfer, mag er die Diäten be- 
fommen oder nicht, er bringt fie gar nicht in Anfchlag. Das aber ift der 
Punkt, daß er meint: mit Diäten dauern die Verhandlungen länger, da 
gebt die Sache nicht jo flott und glatt weg; (Heiterkeit) man fommt dann 
eher nad) Haufe. Er jprady aber nicht blos davon, dab die Verhandlungen 
länger dauern, jondern auch von „Schwäßerei”. Im diefer Hinficht bin 
ich nicht in der Lage ihn widerlegen zu können. (Heiterkeit) Indeſſen 
meine ich denn doc, daß mit dem bloßen Redehalten die Wirffamfeit des 
Abgeordneten nicht erjchöpft jei. Es giebt doch recht ernithafte Vorarbeiten 
für die Verhandlungen, die nidyt jelten vor den Reden den Rang baben. 
Menn er einen joldhen Ausdruck gebraudyt hat, jo muß diejes jeder aus 
jeinem jubjeftiven Bewußtſein heraus mit fi) abmachen, darüber kann Nie- 
mand dem Anderen etwas vorwerfen. Ich glaube aber nicht, daß das Land 
ein Intereſſe daran bat, dab die Volfövertretung hauptlächlich darauf ficht, 
ichnell mit ihren Aufgaben fertig zu werben. Jeder wird mwünjchen, dab 
wir nicht zu lange bier fiten; wen gemirte dies nicht bei feinen eigenen Ar- 
beiten, wen brächte es nidyt zurüd in dem, was er jonit zu thun bat? Ich 
denfe, ich fann mich auch zu Denen rechnen, weldye ein recht tüchtiges Stüd 
eigener Arbeit haben und zurüditellen müffen. Ic weiß daher die Zeit, 
welche an unnützen Verhandlungen erſpart werden kann, ſehr zu jchäßen. 
Aber es zum Prinzip zu erheben: durch die Diätenlofigfeit mit den parlamen- 
tariſchen Verhandlungen und Berathungen möglichſt jchnell fertig zu werden — 
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dem muß ich mich widerjeßen! (Bravo! links) Auf diefen Standpunkt ftelle 
ich mich nicht, und unfere Verhandlungen in der letzten Zeit haben mic, in 
der Annahme beftärkt, daß eine zu große Eile nicht allemal das Wahre, 
Richtige im Interefje des Volfes hervorbringt. (Zuftimmung.) Das babe 
ich dem geehrten Herm Abgeordneten in diejer Beziehung zu bemerfen und 
ich meine daher, daß er bei Weitem mehr fir ald gegen die Diäten ge- 
iprochen hat. (Bravo!) 


Bundesfanzler Graf von Bismardk:*) Ich will nicht, wie bisher in 
der Hauptjache geichehen ift, die Diöfuffion erneuern, welche wir bei Her- 
ftellung der Bundeöverfaffung geführt haben. Ich will mid) deßhalb ent- 
halten in die Gründe, weldye für oder gegen Diäten ſprechen können, von 
Neuem einzugehen. Ich glaube, wir finden fie jehr viel reichlicher, wenn 
wir die Berhandlungen nodymals nachlejen, weldye vworgeitern vor einem 
Fahre bier ihren Abjchluß fanden. Damals find diejelben Dinge eben jo 
gut und warm gejagt, die wir heute wieder gehört haben, und id) enthalte 
mich darauf einzugehen, obſchon ic) es vom Standpunft eines Minifters reſp. 
Bundeskanzlers doch nicht für einen jo geringen Gewinn, wie der Herr Vor: 
redner anjchlagen kann, wenn Zeit gewonnen wird namentlidy dadurch, daß 
die Zahl der afademijchen Vorträge von diejer Tribüne vermindert wird — die 
Zahl der unpraftiichen Vorträge. Wenn Zeit gewonnen wird, ift die Anzahl 
Derer größer, weldye überhaupt hierher zu kommen im Stande find, und fie 
beichränft ficy nicht, wenigſtens jo weit fie mit Xeichtigfeit fommen können, 
auf Diejenigen, welche zu Haufe wenig zu thun haben. Die Leichtigkeit Ab- 
geordneter zu werden ift micht mehr bedingt durch den Mangel an einem 
regelmäßigen Berufe, fie fteht nicht mehr im umgefehrten VBerhältniffe der 
regelmäßigen Beſchäftigung außerhalb der- Sitzungs-Zeit, und das iſt für die 
Art der Vertretung dody immer ein erheblicher Gewinn. Ich will Sie aber 
aufmerfjam machen auf den Eindrud, den es auf die verbündeten Regierun— 
gen machen muß, wenn diejes mühjam errungene Compromiß des Verfafjungs- 
werfed nach faum 12 Monaten wiederum in Frage geitellt wird. Die ganze 
Bundesverfaffung, wie fie vorliegt, ilt ein GCompromiß: wir haben nachge— 
geben, Sie haben nachgegeben; faum fiten Sie darin, jo wollen Sie 
dad, was Sie mit der einen Hand nachgegeben haben, mit der andern zu= 
rüdziehen. Das ift fein Spiel, wie wir ed vorausgejehen und verftanden 
haben und auf das wir und werden einlaljen können. Was für einen Ein- 
drud würde ed Ihnen machen, wenn die Regierungen jett Anträge auf Ver: 
fafjungsänderung. Anträge im Sinne der Berftärfung der Regierungsmacht, — 
wenn wir jet etwa den Antrag ftellen wollten, die Zahl der Jahre zu ver: 
größern, für die dad eijerne Militär-Budget bewilligt worden ift, oder den 
Antrag, nachträglich die Nedefreibheit zu bejchränfen? Würden Sie nicht 
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jagen: was haben die Regierungen fir ein Intereffe, — wenn ihnen daran 
liegt, den faum geftifteten Bund zu erhalten — jeßt die Fundamente, die 
wir dafür vor faum einem Jahre durch Nebereinfugft gelegt haben, in Frage 
zu Stellen und daran zu rütteln? Bor diefem Nütteln an den Fundamenten 
warne ich Sie, meine Herren, in unſer Aller Intereffe. Die Einrichtungen 
find noch nicht jo feſt gewachſen, haben noch nicht jo tiefe Wurzeln ge- 
ſchlagen, daß wir heut zurüdnehmen und in Frage ftellen dürften, was wir 
vor einem Jahre nad einem mühjamen Gompromilfe zu Stande gebradyt 
haben. Wer das Anjehen der Compromiſſe nicht ehrt, der iſt für eine 
constitutionelle Verfaſſung überall nicht reif; denn das Berfafjungsleben 
beiteht aus einer Reihe von Gompromifjen, diefe heute zu geben und 
morgen zurüdnehmen, it Feine conjtitutionelle Politik! (Lebhaftes Bravo 


rechts.) 


Dr. Waldeck als Antragſteller: Meine Herren, es iſt mir vorgeworfen, 
dab ich feine neuen Gründe vorgebradyt habe. Ich halte das für einen Bor: 
zug der Sache, die ich vertrete, daß fie ſchon jo gut mit Gründen vertheidigt iſt, 
daß ich wirflidy nidyt gewußt hätte neue Gründe vorzubringen. Ich kann 
dann aud) jagen, dab ich Feine neuen Gegengründe habe vorbringen hören, 
es find durchaus diejelben, die ich ſchon vorhin antizipirt hatte. Ich möchte 
daher mur auf einige Dinge erwidern und zwar zumächit auf den Vorwurf, 
den der Herr Bundeöfanzler gegen und injofern erhoben hat, daß wir Das 
Compromiß brächen, was im vorigen Jahre geſchloſſen wäre. Meine Herren, 
brechen wir denn ein Compromiß, brechen wir eine Verfaſſung, wenn wir 
unjererjeitö einen Verbeſſerungsvorſchlag madyen? Hat nicht die Bundes: 
regierung das in ihrer Hand und gilt nicht im Bundesrat) jogar eine 
Zweidrittel-Majorität, wenn er in Berfafjungsänderungen zu willigen hat? 
Davon ift gar nicht die Rede, daß, wenn man Verbeſſerungsvorſchläge macht, 
man deshalb das Beitehende nicht anerfennte. Im Gegentheil, wer das Be— 
Itehende nicht anerkennt, der wird auch feine Verbeſſerungs-Vorſchläge machen. 
Soll aber verbefjert werden, jo muß von einer Seite der Antrag gejchehen 
und Derjenige, den die Sache zunächit angeht, das iſt der Reichstag. Von 
dem Reichstag alfo muß bier die Imitintive ergriffen werden, wenn davon 
die Rede iſt, Rechte des Reichstages wieder herzuftellen, die jonit in allen 
conftitutionellen Verfaſſungen, Deutſchlands wenigjtens, hergebracht find. 
Und, meine Herren, um hieran gleidy anzufnüpfen, ich babe „Deutſchlands“ 
gejagt; es wird immer bei ſolchen Gelegenheiten auf England, jest aud auf 
Stalien verwiefen, und es wird dann natürlidy immer außer Acht gelafjen 
(wie ic) ſchon zuerit jagte) die gänzliche VBerjchiedenheit der Yage. Der Ab- 
geordnete von Hennig bat jchon hervorgehoben als Folge des Diätenmangels 
die Herabjeßung der beſchlußfähigen Zahl — fie ift in Gngland zu ertragen. 
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In England iſt in einem Haufe von 600 die beſchlußfähige Zahl bekanntlich 
40 und jehr häufig wird auch dieſe Zahl nicht mehr zufammengebradht und 
es wird auch nicht auögezählt, wenn nicht etwa von Dingen die Rede it, 
die jehr in Betracht fommen. Nun, meine Herren, das Englijche Parlament 
it ommipotent wie es beißt. Zwei Barteien ftreiten fich, die eine will das 
Miniſterium ftügen, die andere Partei unterwirft fich wohl dem Miniſterium, 
will aber dody ihre entgegengejettten Anfichten durchſetzen, oder geht, wie es 
jet der Fall zu fein jcheint, darauf aus, das Minifterium zu ftürzen. Wo 
jo die Sachen Stehen, da laſſen fich dergleichen Kompromiffe mit der Zahl 
bilden und da iſt die Anwejenheit etwas ganz Anderes und da ift es viel 
leichter an den Haupt: und Schladhttagen gegenwärtig zu jein in binreichen- 
der Zahl. Das iſt aber vollfommen verjchieden von alle dem, was wir 
hier zu thun haben, - indem es bei und unmöglidy wäre in dieſer Weiſe zu 
verfahren allen Denjenigen, die das Volk wohl wählen wollte, die aber nicht 
in der Lage find große Hin- und Herreijen vorzunehmen, tageweifen Aufent- 
halt in dieſer Hauptitadt mit großen Koften zu bezahlen, dann wieder zu 
reifen und zur rechten Zeit wiederzufommen. Daß man auch nach unferem 
jeßigen Verfahren den rechten Zeitpunkt des Erſcheinens oft gar nicht treffen 
fünnte, ift wohl far. Im Italien iſt man jo jehr unzufrieden mit der 
Diätenlofigfeit und mit der Heinen Zahl der amwejenden Mitglieder, welche 
fie im Gefolge hat, daß zu dem Mittel mußte gegriffen werden die Ab- 
wejenden im öffentlichen Anzeiger zu itigmatifiren. Italien wird gerade fo 
ji zeigen wie der Gontinent. Es wird niemald zu einer Entwickelung ges 
langen können, wenn es nicht die Diäten einführt. Meine Herren, es iſt 
eine jonderbare Idee, wenn hier mehrfach gejagt worden it, daß der Werth 
und die Würde davon abhingen, daß Jemand gerade jo und foviel Geld 
habe, um es hier in Berlin verzehren zu können und die damit verbundenen 
Opfer fich gefallen zu laſſen. Angenehm iſt ed gewiß Niemandem, wie die 
Grfahrungen im Herrenhauje, in England und anderwärts zeigen. Das 
Mitglied kommt zwar im Allgemeinen, zieht aber den Provinzial-:Landtag 
und dergleichen vor, obgleich der Reichstag doch viel wichtiger ift als die 
Provinzial-Landtage, was wohl feiner Ausführung bedarf. Alfo, wenn die 
Sache ſich jo verhält, wenn wirflidy das darin liegt, dann müſſen Sie nun 
die Sachen auch gleich ſtellen und es it ganz gleichgültig, was der Herr 
Abgeordnete von Wedemeyer gejagt hat, daß die Diäten für jet nicht aus— 
reichen mögen. Ja meine Herren, Diejenigen, die ohne Diäten ausfommen 
wollen, haben doc am wenigiten Urjache, darüber zu Hagen, daß 3 Thaler 
Diäten zu wenig feien. Die Diäten mögen bemefjen werden wie fie wollen 
fie werden immer in einer angemeljenen Weiſe, wie e8 den bürgerlichen Ver: 
hältniffen entjpricht, vegulirt werden müſſen und wenn fie dann dem Einen 
zu hoch, dem Andern zu niedrig jein jollten, jo läßt fich das jchon nicht 
einmal ändern. Das wird in allen menjchlichen Dingen jo fein. Daß man 
aber deswegen dieje Entichädigung ganz binwegräumen müßte, das ift doc) 
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wohl eine Logik, die man wahrlich nicht faffen kann. Meine Herren, es ift 
von meiner Perſon bier mehrfach die Rede geweſen, namentlich, glaube ich, 
hat der Herr Abgeordnete Wagener davon geiprochen, daß der Antrag gerade 
auf die Süddeutſchen feinen guten Eindruck machen würde und hat gejagt, 
man hätte mich dort einer Führerſchaft entfleidet. Ich weiß von feiner 
Führerichaft, am wenigften in Süddeutichland, wo ich niemals eine politiiche 
oder parlamentarische Wirkjamfeit ausgeübt habe. Wenn Sie aber der 
Sache etwas näher treten und jene Angriffe, die ich nur ganz zufällig aus 
andern biefigen Zeitungen erjehen babe, ſich klar machen wollen, — worin be- 
ftehen fie eigentlih? Sie beitehen darin: die Süddeutichen Radikalen oder 
Demokraten haben feine Sympatbie mit unferm Negiment injofern als fie 
dieſes Regiment für ein feudales und abjolutes in feinen Kämpfen und Nei- 
gungen und Manifeitationen balten. Meine Herren, das kann ich ihnen 
nicht verdenfen; denn ein folder Tadel war allerdings begründet. Was 
werfen fie nun und vor, und den Preußiſchen Demofraten oder Fortſchritts— 
leuten, wie Sie und nennen? Daß wir dejjen ungadtet für den 
Preußiichen Staat find, dab wir diefen Norddeutichen Bund wollen, daß 
wir ihn allerdings nod) ausdehnen wollen auf das Nichtöfterreichiiche Deutſch— 
land injofern ald ed möglich ift, — wenn ed aber nicht möglich ift, den Nord— 
deutjchen Staat, vor allen Dingen den Preußiichen Staat durchaus wollen, 
und daß wir zunächſt den Staat wollen und daß wir nadıber in dem 
Staate auch die Freiheit wollen ! Warum fanın eine folche in der Natur der 
Sache und in der Natur des Liberalismus und der Demokratie liegende 
Stellung, dab man fein eigenes Land zunächft vertritt, nur mit einem Scheine 
angegriffen werden? Lediglich und allein deshalb, weil die gegenwärtige Ne 
gierung nicht auf dem Standpunkte der liberalen Idee fteht. Ihäte fie das, 
dann wäre es unmöglich. Sie hat ſelbſt nicht auf diefem Standpunfte ge 
Itanden, fie hat fich bequemen müfjen zu Manchem, was die öffentliche Mei: 
nung in Deutichland und in Europa will. Sie hält aber noch mit jehr vielen 
Rechten in der Gemeinde und in den Grundrechten zurüd, umd wenn dieje 
vollftändig gegeben wären, jo bin ich feit überzeugt, daß der Preußiſche 
Staat in Süddeutjchland einen ganz anderen Anklang finden würde, als er 
jetzt findet! (Rufe rechts: Sonderbar!) Ich finde darin doch wahrlich nichts 
Sonderbared. Erlauben Sie einmal, find denn die Süddeutſchen etwa — 
laſſen Sie mid) das gleich doch widerlegen — denken Sie dem, dab das 
Yand, welches einen Hegel, einen Schiller erzeugt bat, etwa auf einem 
niedrigeren Standpunkt der Intelligenz und Freiheitsliebe ftände wie wir? 
Daran ift nicht zu denken! Sit ed denn wunderbar, daß fie fich erſt vecht 
für und interejfiren werden, wenn fie finden, daß die liberale Idee in 
Preußen obenan fteht? Ich denke das ift jo einfach ald möglich und darum 
weſentlich machte ich darauf aufmerkſam, daß die wirfliche Freiheit, der 
eigentliche freie Bundesftaat der einzige Weg jein würde die Vereinigung 
mit Süddeutſchland hervorzubringen. Und, meine Herren, mögen die Worte 
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nur nicht zu wahr werden, möge nur nicht die Trennung, wie ſie jetzt be— 
ſteht, dadurch eine recht ſtarke werden, daß ſolche Auſichten obwalten! Nie— 
mand aber kann weniger als wir gerade Derjenige ſein, der die Trennung 
herbeiführt, Niemand kann mehr im Stande ſein die Vereinigung von 
dieſem Punkte herbeizuführen als wir. Es wurde auch früher geſagt (immer 
nur von Seiten des Herrn Bundeskanzlers), er könnte nur die Ueberzeugung 
haben, die Fürſten und Regierungen jener Länder wollten keine weitere Ver— 
einigung als diejenige der Norddeutſchen Verfaſſung. Daran hatte ich nicht 
gezweifelt, und daß das der Fall iſt, zeigen die jetzigen ruhigen Zeiten. In 
den jetzigen ruhigen Zeiten geben die Regierungen nicht mehr nach, das iſt 
klar, daß aber die Völker es wollen werden, daß die Völker dieſe Vereinigung 
nicht von ſich ſchleudern werden, daß auch ſie dieſes Deutſchland, was wir 
erſtreben, ſuchen werden, ſobald ſie nur ſehen, daß ſie mit der Einheit nicht 
die Freiheit aufgeben, darüber, meine Herren, bin ich ganz klar, und was 
deshalb in dieſer Beziehung gegen uns geſagt iſt, das verachten wir, indem 
unſere Beſtrebungen und unſer Wirken ſo klar vorliegen, daß kein Makel 
darauf geworfen werden kann, aber auch kein Zweifel! Was nun noch be— 
merkt iſt vom Jahre 1848, ich glaube von dem Herrn Abgeordneten von 
Blanckenburg, worauf ich auch noch Einiges erwidern muß, — wie es da näm— 
lich geweſen wäre, wenn diätenloſe Verſammlungen zu Stande gekommen 
wären, jo iſt das eine leere Suppoſition! Es gab damals in ganz Deutſch— 
land feine diätenlojen Verſammlungen weder bei den Provinzialftänden nod) 
jonft. Eine joldye Idee ift in feines Menſchen Him gefommen, es fonnte 
aljo nicht davon die Nede fein. Wenn ſich nun aber Herr v. Blandenburg 
fragt, — und ich jage das mit volliter Aufrichtigfeit und mit der volliten 
Neigung, dab auch unjere Grundbejiger fich vollftändig mit dem Geifte der 
neueren Zeit amalgamiren möchten — wenn er fidy fragt, warum denn in 
jene VBerjammlung fait gar feine großen Grundbefiger gewählt wurden, jo 
wird er die Antwort wohl finden können, wenn er auf die Agrarzuftände 
des Landes, auf die polizeiliche Gerichtäbarfeit, auf die Patrimonial-Gerichts— 
barkeit und auf alles Das zurüdgeht, was damals Ritter, Bürger und Bauer 
wie durdy eine Scheivewand trennte. Daher fam dieje Abneigung des 
Bolfes bei den Wahlen, und troßdem daß diefe Wahlen bei zwei Ver— 
jammlungen von einem umreifen Wolfe gejchehen mußten, leben wir doch 
politijdy allein von denjenigen Arbeiten, die dieſe beiden Berjammlungen ge— 
liefert haben. Das Volk iſt wohl im Stande gewejen die Männer zu 
juchen, die damald fein Vertrauen hatten Es läßt ſich aus diefen Vor— 
gängen wahrlid, nicht das Mindejte herleiten, woraus man gegen die Diäten 
und gegen das allgemeine Wahlredyt etwas vorbringen könnte. Meine Herren, 
ed ſind jonft nody mancherlei — Vorwürfe will ich gerade nicht jagen — 
erhoben worden. Es iſt audy) davon die Nede geweien, daß heute die Ver: 
ſammlung fid) Diäten bewilligen wollte. Gerade dajjelbe hat ſchon der Ab— 
geordnete Tweften im vorigen Jahre antizipirt, er hatte gejagt, wenn wir 
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ed jetzt nicht thun, jo wird man fünftig jagen, fie votiren fich jelbft die 
Diäten. An joldyen trivialen Vorwürfen fann es nicht fehlen, und wer im 
politijchen Xeben bewandert ift, kümmert fi) darum ganz und gar nicht. 
Es jet mur noch das bemerkt, da ich zufällig audy ein Abgeordneter bin, der 
in Berlin wohnt, daß das gerade ein Punkt ift, der auch hervorgehoben 
wurde; die Diätenlofigkeit hat ſchon jeßt zur Folge, dab auf beiden Seiten 
des Hauſes vorzugsweiſe viele Mitglieder gewählt werden, die in Berlin 
wohnen, ich glaube ed war der Abgeordnete Hering, der damals hervorhob, 
ed werde dies Fünftig noch mehr eintreten, wie es audy jetzt jchon ift. Es 
ift Ihnen bekannt, meine Herren, dab ich zu diefem Neichötage fünfmal ge- 
wählt bin, ohne daß id) ed ein einziges Mal gejucht habe; die Haupturjache 
war doch nicht die, daß es in der Provinz an Perjonen fehlt, die diejelbe 
Richtung vertreten wie ich (das zeigt ja die Wahl zum Abgeordnetenhaufe), 
jondern die, dab ed an Perjonen fehlt, die in dieſer Situation und in der 
jegigen Stellung ein Mandat zu übernehmen Luft hatten, weshalb man 
fich leicht an Perfonen wendet, die in Berlin wohnen. Halten Sie das für 
einen Borzug? Dann ift wiederum alles Das nicht wahr, was die Herren 
Medemeyer und im Grunde auch Wagener von der Vertretung deö Kreiies, 
der Provinz und dann erit des Bundesitaates gejagt haben, denn die in 
Berlin wohnenden Abgeordneten können doch wirklich nidyts Anderes vertreten, 
ald den Staat. Ich für meine Perfon halte es für viel befjer, wenn aus 
der Provinz gewählt wird, und das iſt aud ein Grund, der gegen die 
Diätenlofigkeit jpricht, gerade um nicht den Zuftand auszudehnen, der jet 
ſchon mehr alö es der Fall jein jollte eingetreten ift. Meine Herren, die 
Sadye iſt nun freilih ganz in Ihren Händen, idy glaube aber, fie wird 
mögen Sie nun entjcheiden wie Sie wollen nicht das legte Mal in Ihren 
Händen jein, und ich bin überzeugt, daß wenn die heutige Majorität noch 
mit der von der früheren Schlußberathung diefelbe jein möchte, dody in einem 
fünftigen Falle diejed Kardinalprinzip zur Geltung fommen muß und daß 
vielleicht dann auch endlich unter günftigen Umjtänden die Zeit fommt, wo 
auch der Bundesrath ſich nicht wird weigern fünnen ein Prinzip anzuerkennen, 
defjen Nothwendigfeit mir feinem Zweifel unterliegt. (Bravo links.) 


Bundeskanzler Graf von Bismardi:*) Der Herr Abgeordnete hat Be 
zug genommen auf eine Aeußerung von mir, nad) weldyer die Regierungen 
oder die Souveräne der Süddeutſchen Staaten dem Anjchluffe an den Nord: 
deutjchen Bund widerftrebten; er hat died in einer Weije gethan, als hätte 
ic) damit zugegeben, daß die Süddeutichen Bevölferungen geneigt wären, 
fi) dem Norddeutihen Bunde anzuſchließen. Gr jelbit bat daraus die 
Folgerung gezogen, daß dieſe Geneigtheit erheblich wachjen würde, wenn wir 
nur etwas liberaler würden. Ich muß mid) gegen die Vermuthung deden, 
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daß ich eine mit den Thatlachen jo wenig übereinftimmende Andeutung 
meinerjeitd hätte machen wollen. Warum mollen die Süddeutſchen nicht 
zu und fommen? Nicht weil wir ihnen nicht liberal genug find, ſondern weil 
wir ihnen viel zu liberal find! (Heiterkeit) Das ift der einzige Grund. 
Sie lachen, meine Herren, und jehen den einfachen Thatjachen nicht ind Geficht. 
Unter den Süddeutjchen Staaten ift der liberalite von den dreien unzweifel- 
haft dad Großherzogthbum Baden. Dort finden Sie volle Bereitwilligfeit 
zum Anjchluß. Die liberalen Süddeutjchen wollen fich anjchließen. Die ſich 
nicht anjchliegen wollen, find die reaftionären Parteien. (Ruf: Sehr richtig!) 
Ic will diefe Parteien nicht näher bezeichnen, die jüngiten Wahlen in Süd— 
deutjchland haben fie klar wor Augen geitellt und Sie fünnen wohl denfen, 
mit welcher innern Heiterfeit idy Ihre Heiterfeit anjehe und erwidere, die 
eine ſolche Unwiſſenheit in Bezug auf die Thatjachen bezeugt. (Große 
Heiterfeit.) Wenn wir diefen Parteien, die in Süddeutjchland die Oberhand 
haben, einige Konzejfionen in reaftionärer Richtung machen könnten und 
machen wollten, vielleicht gewiſſe Bürgjchaften, die augenblidlich vielleicht in 
dem Nachbarftaate, nad) dem Alle jehnjüchtig binbliden, zum Ball fommen 
werden, ihnen geben wollten — und dad würde feine liberale Maßregel fein, — 
dann würden wir vielleicht eine Süddeutjche Majorität für den Anjchluß ge 
winnen fönnen! Ich laſſe ed unentichieden, ob ed ein Vorzug ift liberal zu 
fein oder nicht (Heiterfeit); aber Derjenige muß Süddeutjchland mit Aus- 
nahme Badens jehr wenig fennen, der nidyt weiß, daß im Liberalismus fie 
dort — ich will nicht jagen um ein Menjcyenalter wohl aber um diejenige 
Zeit, die ſeit der Juli-Revolution verfloffen ift, hinter und zurüd find. 


Bei namentlicher Abſtimmung“) wurde der Antrag Walded mit 
97 gegen 92 Stimmen abgelehnt”*). Es wurde jedoch beſchloſſen noch 
eine Schlußberathung über denjelben ftattfinden zu lafjen**”). 


Schlußberathuug. 


Da Niemand das Wort ergriff, wurde ſofort zur — namentlichen — 
Abſtimmung geſchritten und der Antrag nun mit 104 gegen 100 Stimmen 


abgelehnt}). 
B. 1869. 


Der Antrag Walded wurde jedody ſchon in der nächiten Norddeut- 
ihen Reichſtagsſeſſion von 1869 aufs Neue und zwar in derjelben 
Weiſe geftellt. 
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Erſte und zweite Berathung. 


Förfterling aus Dresden (Chemmnit)*): Meine Herren, es handelt 
ſich bei diejer Sache um die Frage des allgemeinen gleichen direften Wahl- 
rechts. Das Wahlgeſetz für den Norddeutichen Reichstag ift wohl direkt, 
aber ed ift noch nicht allgemein und gleich; denn unter den heutigen Ver— 
hältniffen von Angebot und Nacdyfrage reduzirt ſich der durchichnittliche Ar— 
beitslohn im Volke dahin, was dem Volke gewohnheitsmähig zur Friftung 
der Griftenz und zur Fortpflanzung erforderlih ift. Unter dieſem Gejehe 
itehen wir, die Arbeiter, die große Mehrzahl des Volkes! Wenn nun das 
Wahlgeſetz jagt, daß jeder Staatsangehörige von 25 Iahren Wähler ift und 
wählbar jein kant, jo wird das wieder aufgehoben durch die Diätenlofigkeit. 
Denn, meine Herren, wir fünnen wohl wählen, aber wenn Einer von uns 
gewählt wird, jo muß er für die Dauer der Sitzung die Exiſtenz zum Leben 
haben. Wenn wir und audy nody jo jehr einjchränfen, jo handelt es ſich bei 
und nicht etwa um ein bis zwei Tage jondern um eine monatelange Dauer 
und wenn wir jolidarijch eintreten wollen für unjere Genoffen, jo jagt das 
Gele: Beloldung und Entſchädigung dürfen die Abgeordneten nicht ans 
nehmen! Es hebt aljo diefer Punft wieder das gleiche Wahlrecht auf. Meine 
Herren, wir ftehen da und Flopfen an die Thür und bitten um Eintritt, um 
Eintritt in die Gleichberechtigung mit den anderen Klaffen der Gejellicdyaft. 
Wir wollen nicht allein die Steuern zahlen und alle Pflichten dem Staate 
gegenüber erfüllen, jondern wir wollen auch die gleiche Berechtigung baben, 
den gleichen Antheil an der Gejeßgebung. Meine Herren, ich glaube Sie 
werden durch ihren Beſchluß zeigen, daß Sie diefem gerechtfertigten Wunſche 
des Arbeiteritandes nicht entgegen jein wollen. Ich weiß jehr wohl, daß alle 
Verfaffungsfragen Machtfragen find, aber ich glaube, dat Sie auch darin 
übereinitimmen, daß je höher das NRechtsbewußtjein im Wolfe fteigt, um jo 
mehr die Macht im Wolfe ſich entwidelt; es iſt aber dieſes Nechtäbemußtjein 
im Bolfe unter den Arbeitern bereits jo groß, daß das allgemeine direkte 
Wahlredyt eine Frage ded allgemeinen Nechtes ijt und es fich dabei um 
Anerkennung und Ausführung der in den meilten Berfaflungen der jetigen 
Staaten enthaltenen Proflamirung der allgemeinen Menjchenrechte handelt. 
Ich bitte Sie, dem Antrage Walde zuzuftimmen. 


Präfident des Bundeskanzler Amts Delbrück““): Meine Herren! Die 
Frage, um die es fich handelt, it in den Jahren 1867 und 1868 jo aus: 
führlich diskutirt, daß Sie nicht von mir erwarten werden, dab ich bier in 
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eine neue Disfuffion derjelben eintrete. Ich babe nur zu Eonjtatiren, daß 
die Stellung der verbündeten Regierungen zu der vorliegenden Trage genau 
diejelbe ift, wie Sie von dem Herm Bundesfanzler in der jechöten Sitzung 
der vorjährigen Seſſion bezeichnet ift. Die verbündeten Regierungen ſehen 
in der Verfallungsbeitimmung, um deren Abänderung es ſich handelt, und 
find berechtigt darin zu ſehen einen wejentlichen Theil des Kompromiffes, 
auf deflen Zuftandefommen die Verfaſſung berubet, und fie find ihrerjeits 
nicht in der Lage in dieſer Beziehung irgend Etwas von dem Kompromik 
aufzugeben, durdy welchen die Berfaffung zu Stande gefommen ift. 


Fries (Weimar) *): Ich habe zu meinem Bedauern gehört, daß die ver: 
bündeten Regierungen noch jetzt denjelben Standpunkt in diefer Frage ein- 
nehmen wie früher. Ic halte es dem gegenüber für meine Pflicht, ein 
Moment bier geltend zu machen für den Waldeck'ſchen Antrag, was joviel 
mir erinnerlich in diefem Saale nody nidyt behandelt worden tft, und welches 
ich mamentli auch den Mitgliedern des Bundesraths zur Berüdfichtigung 
empfehle, ein Moment, weldyes für die gedeihliche Entwidelung des Nord: 
deutichen Bundes von der größten Bedeutung ift. Wir verfennen Alle nicht, 
dab durch die Diätenlofigfeit der Kreid Derjenigen ſehr beichränft wird, 
weldyen es überhaupt möglich jein wird in dieſem Saale zu erjcheinen. 
Diejer Uebelſtand drüdt am meiſten in den fleinen Staaten; je enger der 
Kreis ded Staates ift, um jo mehr wird der Mangel an geeigneten PBerjonen, 
die in den Reichötag gehen können, herwortreten. Nun, meine Herren, glaube 
ich nicht, dab Sie mir den Vorwurf machen werden als Bartifularift bier 
zu jprechen, wenn ich die Behauptung ausſpreche: es ift in den gegenwärtigen 
Berhältnifjen des Norddeutihen Bundes nicht wünjchensmwerth, daß die Ver— 
treter aus den einzelnen Staaten zu jehr in diefem Saale verjchwinden. Es 
führt mid zu dem Wunſche, dab audy künftig Nepräjentanten aus diejen 
fleinern Staaten hier erjcheinen, eine doppelte Erwägung. Zunächſt werden 
Sie mir darin gewiß beitreten, daß ed wünſchenswerth ift, auch die Inter: 
effen der Ginzeljtaaten in der Gejeßgebung und Verwaltung des Norddeut: 
jchen Bundes nicht nur im Bundesrath jondern auch im Reichötage ver: 
treten zu ſehen. Es ift mir jehr wohl befannt, daß die Bımdesverfafjung 
und alö die Vertreter des geſammten Volfes im Norddeutichen Bunde be: 
zeichnet ; demohnerachtet werden Sie nidyt verfennen, daß a.ladings differi- 
rende Interefjen vielfady vorflommen werden und daß namentlich die Nüd- 
fiht auf die Entwidelung der Gejetjgebung ed dringend wünſchenswerth 
macht die Bedürfniffe der Einzelſtaaten hier zur Sprache zu bringen. Das, 
meine Herren, it die eine Seite der Sache. ine andere Seite, die mir 
nicht minder wichtig ilt, iſt folgende. Seien Sie verfichert, daß man im 
Großen und Ganzen nicht übermäßige Bereitwilligfeit in den Einzelſtaaten 
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findet die Bundesgejete nicht nur ihrem Wortlaute nad) ſondern fie auch 
ihrem Geifte nach zur Durchführung zu bringen. Kommen Sie nun zu dem 
Nejultate, daß hier im Neicystage ganz andere Perjonen die Bevölkerung der 
Einzelftaaten vertreten, ald Diejenigen find, welche dermaleinft in den Einzel- 
ftaaten über Durchführung der Bundesgejege zu wachen haben, fo jchädigen 
Sie die Entwidelung und die bundeögetreue Handhabung der Bundesgejeke. 
Glauben Sie mir, meine Herren, ich ſpreche bier aus der allereigeniten 
nächiten Erfahrung, ich will Sie an eines diefer Geſetze erinnern, den gröp- 
ten Feind aller Philifter des ganzen Norddeutichen Bundes: das ift das 
Sreizügigfeitögejeß. (Sehr wahr! Heiterkeit.) Laſſen Sie und mım ein jol- 
ches Bundeögeje geben, jo werden Sie, wenn Sie nicht die Vermittelung 
zwilchen dem Neichstage und den Volksvertretungen der Einzelitaaten haben, 
fiyer dahin fommen, daß eine engherzige Handhabung in der Gejebgebung 
und der Verwaltung der Einzeljtaaten den Geift der Bundeögejeßgebung ab- 
ſchwächt. Sorgen Sie dafür, daß die Mitglieder des Neichstages, wenn fie 
dieſen Saal verlaffen, alö Apoftel der Bundesgejeße hinausgehen! (Bravo 
links und im Gentrum.) 


Keyſer (Sondershaujen)*): Meine Herren! Geftatten Sie nody einem 
Vertreter der Deutjchen kleinen Bundesftaaten in diejer Angelegenheit ein 
paar Worte. Ich gehe in einer Beziehung volljtändig von dem jeitens des 
Herrn Präfidenten des Bundesfanzleramtes in der Beurtheilung diejer Frage 
geltend gemachten Gefichtspunfte aus, daß wohl nichts Neued mehr diejer 
Frage hinzuzufügen if. Auch ich bin damit einverftanden, daß alle die 
Gründe, weldye für und wider diefe Frage, ob den Reichötagsabgeorbneten 
Diäten zu gewähren jeien oder nicht, in den früheren Sitzungen dieſes 
Hauſes volljtändig und gründlich nad) allen Richtungen hin disfutirt worden 
find, und dab es hieße Eulen nach Athen tragen, wenn nod) neue Gründe 
dafür oder dagegen vorgebradyt werden jollen. Wenn idy mir dennod) das 
Wort erbeten habe, jo geichah es lediglich deswegen, weil idy meine eigene 
heutige Abitimmung motiviren will. Meine Herren, id) ftehe im Begriff 
eine politijche Inkonſequenz zu begehen, und ich glaube ich laufe Gefahr 
von einem großen Theile meiner politiichen Freunde in diejer Richtung ver: 
leugnet zu werden; ich glaube aber, daß eine politijche Inkonſequenz zu Zeiten 
eine eben jo große politiiche Tugend ift, wie eine politijche Feigheit ſtets ein 
politiicher Fehler fein wird. (Sehr richtig!) Meine Herren, ich habe ſowohl 
im konſtituirenden Reichstage, ald in den eriten Sejfionen des Reichstages 
in den Jahren 1867 und 1868 gegen den Antrag auf Gewährung von 
Diäten gejtimmt; ich habe das damals im Eonjtituirenden Reichstag deshalb 
gethan, weil und von Seiten des Herrn Vorfitenden der Bundestommiffarien 
die Gefahr in Ausficht geftellt wurde, daß bei Annahme des Antrags der 
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Diätengewährung die Verfaffung des Norddeutichen Bundes überhaupt nicht 
zu Stande fommen würde oder dafs fie wenigftens nicht als eine vereinbarte — 
wenn auch als eine oftroyirte, — zu Stande fommen würde, und weil ic) 
nad) den Greigniffen von 1866 bei der damaligen politiichen Weltlage es 
für durchaus nothwendig erachtete, daß dem Auslande ſowie auch Süddeutſch— 
land gegenüber eine Einheit zwiichen Volk und Negierung in Norddeutſchland 
erreicht werde. Meine Herren, diefe Gefahr, diejes Bedenken, welches mich 
damals leitete, eriftirt nicht mehr. Ich habe in der vorigen Seſſion des 
Reichstags gegen den Antrag auf Gewährung von Diäten geftimmt, meil es 
im Beginn der Reichstagsſitzungen war und weil ich mid) jcheuen mußte 
mir jelbit Diäten zu votiren. Ich glaube aber, meine Herren, daß ich zu 
diejer Stunde des Neichdtagd von diefen perjönlichen Rückſichten ebenfalls 
entbunden bin. Ich werde dieömal für den Waldeck'ſchen Antrag ſtimmen 
(Bravo! links und im linfen Centrum), und zwar aus folgendem Grunde 
— in dieſer Beziehung weiche ich von meinem Herrn Vorredner gewiſſer— 
maßen ab. — Ich jehe in der Annahme diejes Antrages eins der bedeutenditen 
Schutzmittel gegen die Gefahren, welche aus dem allgemeinen Stimmredjt 
drohen können. Ich gründe auf die Annahme diejed Antrages die Hoffnung, 
daß ein großer Theil Fonferwativer Elemente dem Reichstag zugeführt wird, 
die durchaus nothwendig find zur ruhigen, jtetigen und gedeihlichen Entwicke— 
lung des inneren Berfaffungslebend in den Ginzelitanten und des Ver— 
fafjungelebens überhaupt, ich meine die fonjervativen Elemente aus dem auf 
jelbiteigenen Füßen ftehenden joliden Bürgerthum. 


Graf von Vaſſewitz (Groien » Goldberg - Güftrow x. [Medlenburg- 
Scwerin]) *): Ich will fein Wort darüber verlieren, ob es angemeljen jein 
würde Diäten zu bemilligen oder nicht, weil, wie dies ſchon mehrfad, bier 
hervorgehoben iſt, über dieje Frage in dem fonftituirenden Neichstage und 
auf dem vorigen Reichstage bei dem gleicyen Antrage jo viel diskutirt it, 
daß darüber meines Erachtens nicht viel Neues zu jagen jein würde. Ic 
betone auch nur, daß es fich hier um Abänderung eined DVerfaffungspara- 
graphen handelt. Meine Herren, wir haben auf diefem Reichstage ſchon jo 
manche Anträge auf Abänderung der Verfaſſung diöfutirt, und es jcheint 
gewiſſermaßen jeded Mitglied des fonftituirenden Reichstages eine Art Pflicht 
zu fühlen, diejenigen Anträge, die damald von feiner Seite geftellt und nicht 
durchgebracht find, immer zu wiederholen. Ich glaube nicht, daß wir auf 
diefe Weiſe das Beltehen der ganzen Bundesverfafjung fichern werden. In 
allen Eonftitutionellen Staaten geben die Verhandlungen mehr oder weniger 
ein Bild eines Machtitreites, eines Machtkampfes zwiſchen den berechtigten 
Potenzen, und derjenige Theil, der feine Macht zu jehr ausnutzt oder in be— 
rechtigter Weiſe mißbraucht, übernimmt in der Regel die Verantwortung der 
Gefährdung der Verfaffung. Dieſer Gefichtöpunft aber glaube ich muß viel 
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mehr hervortreten, wenn eben der Kampf ſich außerhalb der Werfaffung be 
wegt, d. h. auf Veränderung der Verfaſſung. Meine Herren, ich will ge 
wiß gegen niemand Beitimmtes, ja gegen feine Seite hin bier irgendwie 
einen Vorwurf auöjprechen, meine Betrachtungen find ganz allgemein. Ich 
glaube, daß diejelbe Verantwortung übernommen wird, wenn im Bundesrath 
ein Machtverjucd gemacht wird, um die Verfafjung zu verändern, ich nenne 
es einen vielleicht formell berechtigten Machtverſuch, ich glaube daß diejelbe 
Verantwortung ftattfindet, wenn von diefer Seite des Haufe (nad) rechtö ge: 
wendet) einer Veränderung der VBerfaffung dann zugeltimmt wird, wenn eö 
vielleicht den jpeziellen Neigungen, den jpeziellen Auffaffungen entjpricht 
— ich jage, Ddiejelbe Verantwortung, die jene Seite (nad) links gewendet) 
trifft, wenn Sie eine Verfaffungsänderung wollen um Ihren Ideenſtaat durch— 
zujeßen. Wenn wir fernerhin die Verfaſſung jo behandeln, wie es auf diejem 
Neichötage gejchehen ift, jo wird das mur die Folge haben, da man nadı 
Ablauf eines jeden Neichstages ſich erft umjehen muß, welches Geſicht die 
Berfaffung nunmehr befommen hat, und das würde dann ein anderes jein, 
je nachdem die Zeititrömungen find, je nachdem die Bänfe (Bundestiſch), je 
nachdem jene Bänfe (Haus) bejeßt find. Und das, meine Herren, kann 
nicht die Abficht gemwejen jein bei Gründung der Verfaſſung ein jo flüchtiges 
Werk hinftellen zu wollen; das liegt im Intereſſe feines Theils, das liegt 
nicht im Intereſſe des Präfidiums, das liegt nicht im Intereſſe der Bundes- 
regierungen, das liegt nicht im Intereffe ded Haufes, weder diefer noch jener 
Seite. Und, meine Herren, tröften Sie ſich nicht damit, daß die Strömun: 
gen jebt für Sie (links) laufen: in enticheidenden und großen Momenten 
fönnen die Strömungen auch noch einmal anders laufen, und id) glaube, der 
Geſchichtsforſcher wird Ihnen vielleicht nachweilen können, daß jelbit in 
Ihrer Partei die Strömungen verjchieden laufen fünnen, ja dab wenige 
Tage eine verjchiedene Strömung herbeiführen fünnen. Darum aljo, meine 
Herren, jtimme ich gegen den Antrag primo loco aus Adytung für die be 
ſtehende Verfaſſung. 


Graf v. d. Schulenburg - Beekendorf (Salzwedel-Sardelegen)*): Sa, 
meine Herren, nachdem wirflidy mit einiger Schwierigfeit nody einmal eine 
Debatte bier in Gang gejetst iſt, kann ich nicht umhin auf einige Aeußerun— 
gen zu antworten, die bier gefallen find. Der Antrag kann doch gar feinen 
anderen Sinn haben als das gutta cavat lapidem. Sie werden ſich überzeu- 
gen, dab Sie ſich damit geirrt haben, meine Herren, wenn Sie erſt gewahr 
geworden, daf der Tropfen auf einen Diamanten fällt. Was der Herr Ab: 
geordnete Fried bier gemeint hat, jo geitehe ich, dab er meine Neugier zu- 
erit aufs Aeußerſte geipannt hat; aber die Enthillungen, die er zuleßt zum 
Beiten gegeben hat, find weit hinter meinen Erwartungen zurüdgeblieben. 
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Ich habe bejonders der Deduftion zu widerjprecyen, die der Herr Abgeord- 
nete Keyſer bier gewacht hat. ine ſolche Auffafjung von einem Kompro- 
miß ift mir allerdings unverftändlicy: dat nachdem man mit einem Kom: 
promiß das erlangt hat, was man wünſcht, nämlich die Verfaffung, daß 
man dann fich jeinerjeits nicht mehr an das Kompromiß gebunden erachtet 
und glaubt dagegen jtimmen zu können. Mas danıı endlidy die Schluß: 
folgerung anbetrifft, daß durch dieſe Diätenbewilligung fonfervativere Elemente 
dem Reichstage zugeführt werben würden, jo halte ich das für durchaus 
unrichtig. 


Dehmihen (Nofjen = Robwein = Waldheim x. Sachſen)): Meine 
Herren! Ich ſtehe keineswegs auf einem andern politiichen Standpunfte in Bezug 
auf die vorliegende Frage als der geehrte Herr Vorredner, aber dennoch 
fomme id) zu einem anderen Ziele. Ich habe jeiner Zeit für Diäten ge: 
ftimmt und ich habe geglaubt dabei völlig fonjervativ zu ftimmen. Meine 
Herren, Sie irren jich darin, wenn Sie glauben, daß nun ohne Diäten bloß 
fonjervative Elemente in diejem Saale fien werden. Ich made Sie auf: 
merfjam auf die jüngiten NRejultate der Wahlen im Königreich Sachſen: in 
der Neuzeit find aus dem Königreich Sadyjen die Fonjervativen Elemente in 
diefem Saal nicht gewachjen troß der Diätenlofigfeit, und, meine Herren, 
glauben Sie ja nicht, daß Sie damit das erreichen werden, was Sie er: 
reichen wollen. Ich bin feit überzeugt, daß die Wahlen jedes Mal jo aus: 
fallen, wie die Strömung der Zeit geht, mögen Sie Diäten bewilligen oder 
feine; ed wird immer Leute geben, welche dazu die Mittel jchaffen, um Per- 
jonen in diefem Saale zu jehen, die von Haufe aus die Mittel nidyt dazu 
befißen, um ohne Diäten leben zu fünnen. Aber jchaffen Sie die Diäten- 
frage von der Tagesordnung, denn fie dient nady meinem Dafürhalten ent: 
ſchieden dazu, um die Agitation im entgegengejeßten Sinne, alio gegen die 
fonjervative Partei zu nähren! Uebrigens ftimme ic) dem, was der Herr 
Abgeordnete Fries vorhin jagte, vollitändig bei, — es hat fich eben durch die 
That bewiejen — daß die Abgeordnetenzahl aus den Fleineren Bundesftaaten 
nicht zumimmt, und das kann nicht im Intereſſe ded Bundes fein! Wer jo 
wie ich die Ausbildung des Norddeutichen Bundes im Sinne der VBerfaffung 
anjtrebt, der kann unmöglid, wünjchen, dat in diefem Saale bloß joldye Ver: 
treter der Einzeljtaaten vorhanden find, weldye nicht in den einzelnen Bundes- 
lindern wohnen. Es it von dem Herrn Abgeordneten Fried in Beziehung 
auf die Gejegebung bereitd dargethan worden, weldye Nachtheile hierdurch 
entjtehen; ich will eine andere Seite berühren, das tft die Steuerfrage. Es 
fann in Bezug auf die Steuerfrage Niemand ein befjered Urtheil über jeinen 
Wahlkreis abgeben, ald wer da wohnt, und wenn Sie wollen, dab man im 
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ganzen Norddeutihen Wunde mit den Bejchlüffen, die wir bier faſſen, nad 
aller Richtung bin zufrieden jet, jo ſchaffen Sie in der Hauptſache audy in 
diefer Nichtung bin eine Zufriedenheit bei der ftenerzahlenden Bevölkerung, 
und die werden Sie mehr und mehr jchaffen, wenn die Bevölferung, welche 
die Steuern zu zahlen bat, die Meberzeugung gewinnt, daß in diefem Saale 
Leute fiten, welche die Bedürfniſſe der Steuerzahler kennen! Ich bin feit 
überzeugt, dab nach Verlauf der jetigen Legislaturperiode aus mehreren deut- 
ſchen Bundesitaaten für den Fall, dab die Diäten nicht bewilligt werden, 
die Zahl der Kandidaten jehr ſchwach fein wird. Ich kann Ihnen verfichern, 
daß ich Faum weiß, wo in dem Königreich Sachen 23 Kandidaten ber- 
fommen jollen, weldye in ihrem Sinne gewählt werden fünnten. Ich fürdhte 
jehr, daß man, wenn die Diäten nicht bewilligt werden, nad) anderen Seiten 
greifen, und dort die Perjonen juchen wird, welche Sie nicht wünſchen. Die 
Mittel hierzu werden ſchon geſchafft. Wenn ich recht unterrichtet bin, zahlen 
zum Exempel jet die Arbeiter wöchentlich einen Silbergrofchen für ihre 
Parteizwede. Wenn z. B. in einem Wahlbezirk, den ich nicht näher bezeich- 
nen will, cirfa 9000 Wähler wöchentlich jeder 1 Silbergroſchen Steuer 
zahlen, jo find das 300 Thaler, und davon kann jchon ein Abgeordneter 
bier leben. Aber ed giebt eine große Anzahl Leute, welche dieſe Steuer 
nicht nehmen wollen, welche ſich geniren eine ſolche Unterftütung von ihren 
Wählern anzunehmen, ed aber mit ihren materiellen Intereffen und Familien— 
verhältniffen nicht vereinbaren können, fih Opfer aufzulegen, weldye fie em: 
pfindlicy und jelbit in ihrer eigenen Griftenz jchädigen fünnen. Es ift beim 
fonjtituirenden Reichötage wenn ich nicht ganz irre von Seiten des Herm 
Bundeskanzler ausdrücklich gejagt worden: Wir wollen die Streitfrage jetzt 
nicht weiter fortführen; wenn der Reidhsttig Eonftituirt ift, dann laffen Sie 
und darüber ftreiten! (Sehr richtig!) Ich glaube alfo audy, daß die Be- 
hauptung, weldye der Vorftand des Bundesfanzleramts heute gegeben bat, 
nicht jo ganz unbedingt ald zutreffend zu bezeichnen ift; ich fürchte mich aud) 
nicht davor, und in Bezug auf den Vergleich mit Tropfen und Diamanten, 
den ein anderer geehrter Sprecher äußerte, ermwidere ich: Diamanten find 
jelten, harte Steine mehr, und Tropfen höhlen Steine aus. (Heiterkeit) 
Meine Herren, was kommen joll, das fommt, Sie mögen ſich wehren, jo lange 
Sie wollen! Bewilligen Sie die Diäten zur rechten Zeit und warten Sie 
nicht, bis es vielleicht zu jpät ift! (Bravo!) 


von Blankenburg (Naugard-Regenwalde)*): Sch muß doch dagegen 
Proteit einlegen, daß bier diefe Frage der Diätenbewilligung behandelt wird 
als eine Frage, die ftreitig wäre zwiſchen der Seite des Haufes (links) und 
diefer Seite des Hauſes (rechts). Ich will mich darüber gar feiner Ver— 
muthung bingeben, weldyen Gffeft eö haben würde, wenn diejes Haus nad) 
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dem jebt bejtehenden Wahlgeſetz mit Bewilligung von Diäten zuſammenge— 
jet würde. Wie alddann die Bildung der Parteien fidy itellen würde, ob 
dann mehr Konjervative, oder mehr Liberale oder demofratifche oder — id) 
weiß nicht, welche von den hunderttaufend Farben ich nennen joll, die hier 
ald Parteien vertreten find? — (Obo! linke), das weiß ich nicht, meine 
Herren, darım fümmere ich mich auch nicht! Ich habe noch denjelben 
Grund, den ich im vorigen Jahre auögejprochen habe, um gegen den Antrag 
Walde zu jtimmen, das tft der, daß ich wünjche, dat der Norddeutiche Bund be- 
weilt, dat er ein ſolcher ift, daß er eine Anzahl von Männern, wie fie bier 
die Berfaffung verlangt, herſchicken kann, die ohne Diäten den Staatö- 
pflichten, die ihnen die Berfaffung giebt, obliegen fünnen ! Wird der Be- 
weis geführt, daß dies nicht möglidy it, meine Herren, nun dann will ic) 
mit Vergnügen aus diejer Verſammlung jcheiden. Ich danfe dafür, wenn 
der Norddeutiche Bund das nicht einmal mehr kann; dann find wir einer 
jolchen Berfafjung noch nicht wertb! — (Obo! links) Das ift meine 
Meinung. Wenn nun der Abgeordnete Fries und der letzte Herr Vorredner 
bervorhob, daß zu befürchten fände, daß von dem kleineren Deutichen Bun 
deöitaaten dann feine Abgeordnete hier mehr in der nöthigen Zahl fein wür- 
den, nun dann erinnere ich Sie, meine Herren, an den Eonititwirenden 
Neichötag und an die Rede, die eines Ihrer Mitglieder aus einem Klein— 
ftaate damals hielt. Der damalige Abgeordnete Iungermann lehnte dies auf 
das Entſchiedenſte ab. Er betonte eben jo wie ich, daß noch ſoviel Batrio- 
tismus und joviel Hingebung an das Staatsweſen audy in den Fleinern 
Staaten da wäre, dab fie Männer ohne Diäten jchyicken würden. Dies ift 
der Grund, weöhalb ic) ſtets gegen die Bewilligung von Diäten in diejem 
Haufe jein werde, mag hier ein Wahlgejeß zu Grunde liegen welches da 
will. Der zweite Grund ift der, meine Herren, dab id) auf das Entſchie— 
denſte beftreiten muß, was der leßte Herr Redner gejagt hat. Gr bat un- 
gefähr gejagt, er könne das, was der Herr Präfident des Bundeskanzler: 
Amts gejagt hat, nicht für ganz richtig halten. Cr hat aber gejagt, 
der Bundesrat jtände heute noch auf demjelben Standpunkte wie ihn der 
Herr Bundeskanzler gekennzeichnet hat im vorigen Jahre, — dab nämlid 
von Seiten des Bundesrathes unter feinen Umftänden von die— 
jem Kompromih abgegangen werden würde! Ic habe mich bis 
jeßt noch nie darin getäuſcht, daß man auf ein Wort, welches mit 
joldher Beitimmtheit an jener Stelle ausgeſprochen ift (auf den Tiſch 
des Bundesraths deutend) Jicher vertrauen fünne! 3 liegt ficherlich nicht 
im Intereffe diejed Haufe ununterbrochen Anträge zu ftellen und Gejeßeö- 
vorjchläge zu machen, von welchen wir mit der größten Beitimmtheit 
wijjen, dab ihnen an jenem Tiſche feine Rechnung getragen wird! Wir 
haben jchon mehrfady in diejer Seſſion Anträge bejchloffen, denen der Bundes— 
rath Sich nicht angejchloffen hat! Ich halte das nicht für opportun und 
im Interefje dieſes Hauſes liegend! Wenn der Herr Abgeordnete meint, 
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wir follten diefe Frage aus der Welt jchaffen, jo können Sie (auf die linfe 
Seite weijend) died am einfachiten dadurd erreichen, dat Sie den Antrag 
nicht mehr Stellen! (Heiterkeit links.) Warten Sie ab, bis der Bundes- 
rath und das Geſetz entgegentragen wird. Dann wird ed Zeit fein mate- 
riell nody einmal über die Frage zu debattiren. Dann wird es fidy darıım 
handeln, wie die Konjervativen oder Liberalen zu ftimmen haben und idy 
werde nicht eher wieder über diejen Antrag jprechen, gewiß nie für denjelben 
ftimmen. — (Zuftimmung rechts.) 


Künzer aus Breslau (Glab = Habeljchwert)*): Ich ſtimme gegen den 
Antrag des Abgeordneten Waldeck — nicht weil ich glaube, daß durch die 
Ablehnung dejielben unjere Seite (rechts) verjtärft werden würde. — Ich glaube 
auch nicht, daß durch die Annahme deſſelben die Gegenjeite bejonders ver: 
ftärft werden wird. Ich ftehe auf diefem Standpunkte lediglich, weil ich 
mid) für gebunden erachte, jo lange ich die Ehre habe in diefem Haufe zu 
fien, gegen den Antrag auf Diäten zu ſtimmen, und idy bin dabei ganz 
einverftanden mit den Herren Rednern, welche es ja als eine Pflicht bezeidh- 
net haben, dab wenn wir einmal eine Verfaffung nad) vieler Mühe, 
ja fait nad) hundertjähriger Anftrengung erhalten haben, wir und wohl 
hüten mögen, ohne einen bejonderen Grund nicht die Kompetenz innerhalb 
dieſer Verfaſſung zu erweitern jondern vielmehr eine und zwar wejentliche 
Beitimmung berauszunehmen. Es hat die Erfahrung bis jet bewiejen, daß 
jede Partei ihre Bertreter bat in diejes Hohe Haus ſenden fünnen (Muf 
rechts: Sehr richtig!), und ich freue mid), dal; eben nicht bloß einjeitige 
PBarteivertreter in dad Haus gefommen find, jondern dab man, wo über die 
Gejeße und das Wohl und Wehe eines großen Landes verhandelt wird, alle 
Meinungen zu hören befommt und dann nad) beitem Wiffen und Gewiſſen 
ſich enticheiden kann, um das Beſte und Heilfamfte zu wählen. Ich habe 
aljo durchaus nicht die Befürchtungen, weldye man ausgeſprochen hat, als ob 
durch den Mangel von Diäten irdend eine Partei im Lande ausgejchlofjen 
würde, jondern ich hoffe, dab das Deutiche Volk, welches ſchon jo viele 
Opfer gebracht bat, um endlich zu einer gewiljen Einheit zu gelangen, auch 
noch Opfer bringen wird da, wo es gilt, ‚einen ganz wejentlichen, von uns 
früher angenommenen Theil der Berfafjung aufrecht zu erhalten, und daß 
eö demohnerachtet gelingen wird allen berechtigten Anjprüchen des Landes zu 
genügen, ich bitte daher, daß diejenigen Herren, welche früher gegen diejen 
Antrag geitimmt haben, um die Verfaſſung zu Stande zu bringen, auch an 
diefem Bejchluffe fejthalten. Mögen, wenn das Land wirflid der Meinung 
ift, es könne ohne Diäten nicht gehen, bei den mächiten Wahlen andere 
Männer in das Haus gejchictt werden, wo dann die Annahme eines joldyen 
Antrages mit Leichtigkeit jtattfinden wird, während wir heute wenigitens nur 
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mit einer jehr geringen Majorität auf der einen oder andern Seite zum 
Ziele gelangen. 


Der Antrag auf Schluß der Diskuffion wurde angenommen”). 


Dr. Waldeck alö Antragiteller:**) Der Abgeordnete von Blandenburg 
ſchien anzudeuten, es wäre beifer, wenn der Antrag nicht wiederholt wäre. 
Ic; habe aber im vorigen Iahre jchon angekündigt und habe mein Wort 
löfen müffen, daß id; den Antrag wieder vorbringen würde, bis ich eine 
Majorität bier in diefem Haufe dafür jehen würde. Ic halte e8 für eine 
Pflicht Derjenigen, die der Meinung find, daß der Reichstag des Norb- 
deutjchen Bundes auf eine gedeihliche Wirkſamkeit nur dann rechnen fünne, 
wenn er eine lediglich aus Nützlichkeitsgründen aufgegebene Beitimmung, die 
im fonftituirenden Neichötag ſchon bejchloffen war, wiederheritellte. Meine 
Herren, das iſt ein jehr großer Umterjchied mit jeder Kompetenzerweiterung 
und dad möchte ich auch gegen angedeutete Kompetenzbedenfen — die zwar 
allerdingd mir gar nicht einmal von irgend einem der Redner im diejer 
Weiſe geltend gemacht worden zu jein jcheinen, die aber nad) verichiedenen 
Heußerungen, wie fie in früheren Debatten gefallen find, hier obwalten könnten 
— geltend maden. Es kann fi) ja davon gar nicht handeln, daß eine 
Verfaffungserweiterung in Anjehung der Kompetenz vorliegt, wenn die Be— 
fugniffe diejed Körpers, ded Neichetages, anderd beitimmt werden follen, als 
fie in jener Verfaffung beftimmt worden find. Es wird an der Verfaffung 
jelbft, an der Konftitwirung diefed Neichötaged durchaus gar nichts geändert, 
es ift aber wohl ganz offenbar, daß wenn bei einem Antrage diejer Art 
irgend wie die Initiative gelegt werden muß, fie diefem Reichstage gebührt; 
der Bundesrathb wird nicht in der Lage fein dieje Initiative zu machen; 
am wenigiten dann, wenn er bier nicht einmal eine Mehrheit ſieht. Meine 
Herren, die Erflärungen ded Herrn Bundes-Kommiſſarius können nun jchon 
von dieſem Gefichtspunfte aus bei mir nicht ind Gewicht fallen; fie haben 
aber auch materiell feinen Boden. Es mag ja fein, daß die damaligen 
Bundesitaaten ſich unter diefer Bedingung entichloffen haben, das allgemeine 
Wahlrecht anzuerkennen; fie fürdyteten vom allgemeinen Wahlrecht irgend eine 
Gefahr und wollten dieſe dadurd) heben, dab fie das allgemeine Wahlrecht 
indireft wieder bejchränften, indem das Volk genöthigt wurde, nur vermögende 
Männer, nur folhe Männer zu wählen, welche dieſe Mehrausgabe aus 
eigenen Mitteln leiſten können; das iſt der einfache Sinn jener ganzen Be- 
ftrebung geweſen. Und worin liegt denn nun die Furcht jener Mitglieder 
des Bundesraths? Im Preußen werden ebenjo wichtige Beitimmungen des 
öffentlichen Rechts, wie wir hier zu bearbeiten haben, werden alle Beftimmuns 
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gen, welche z. B. Juftizverfaffung, dad Unterrichtöwejen betreffen, welche die 
wichtigite Organiſation des Staates, das Gemeindewejen behandeln, in einer 
Verſammlung beraten und feitgejeßt, bei der auch nody nicht im mindeiten 
jemals in Frage gewejen ift, ihr die Diäten zu entziehen; dieſe Frage iſt 
in der That noch gar nicht im Preußijchen Abgeordnetenhauſe angeregt 
worden. Es it jchon bei der eriten Berathung — und idy fann in diejer 
Beziehung eine Art von Schreibfehler in meinen Motiven einigermaßen be- 
richtigen, id habe allerdings a potiori geſprochen — von dem Herm Ab— 
geordneten Tweſten bemerkt worden, dab es joldyer Ausnahmeftaaten in 
Deutjchland überhaupt nur drei giebt: den einen haben wir wieder vertreten 
hören durch den Herm Abgeordneten Grafen von Baſſewitz, das ift der 
Staat Medlenburg; der andere ıft, glaube id) Anhalt, und der dritte viel- 
leicht Neuß oder einer dergleichen fleineren Staaten. Von dißfen hat viel- 
leicht Medlenburg auf den Namen Staat einigen Anſpruch, er hat aber 
auch darauf durchaus Anſpruch, daß er ald ein in Deutjchland beitehender 
Ausnahmezuftand angejehen wird; denn da feine ganze Verfaffung — und 
ic) jage das keineswegs hier, um irgend einen Tadel auszujprechen, jondern 
nur um das Faktum anzuführen, — auf dem Prinzip der Feudalität beruht, 
welcyes fajt überall jonft in Deutſchland bejeitigt ift, jo fünnen die Grund— 
jäße, welche Medlenburg bewegen in einem jolcyen feudalen und Gutsbe- 
jiter-andtage feine Diäten zu haben, uns nicht zu etwas Aehnlichem be 
wegen. Sein ganzed Budgetrecht, jeine ganze Einrichtung iſt eine vollfommen 
antediluvianiſche (Heiterkeit) gegenüber denjenigen Grundlagen, auf weldyen 
die übrigen Verfaſſungen in Europa und jet auch in Deutjchland beruhen. 
Mögen diejenigen Herren, welche davon den Vortheil genießen, in der Kon: 
jervirung dieſes Vortheils ſich gefallen! mögen fie ed zwedmäßig für ihre 
eigenen Interefjen finden, meinetwegen auch für das Behagen deö Landes! 
das ift alles völlig ihre Sadye, wir haben da nichts zu jagen. Aber das 
kann ich dem Herrn Abgeordneten Grafen von Bajjewig unmöglich zugeben, 
dab daraus nun irgendwie eine Analogie auf den Norddeutichen Bund zu 
ziehen jei, daß wir deshalb, weil nun z. B. der Großherzog von Medlen- 
burg — vielleicht gar nicht in jeinem Sinne, jondern im Sinne der Ver: 
faffung des Landes, weldyes er repräjentirt, — in diefer Art jeine Stimme 
abgiebt, daß wir deshalb eine Uniformität in Deutſchland a la Medlenburg 
herbeiführen follten! Das ift gewiß nicht der Fall, jondern die Uniformität 
in jedem Lande muß auf den Grundlagen beruhen, auf welchen die allge: 
meinen Verhältniffe beruhen. Aus dieſem Grundjage, meine Herren, werden 
Sie nicht heraustommen und wenn Sie dem Reichstag, wie es ja Viele 
‚von und, denen ich von ganzem Herzen beiftimme, wollen, eine ausgedehntere, 
weitere Wirkſamkeit geben wollen, wenn Sie, was dazu nothwendig ift, eine 
ganz andere Vertretung der Sentralgewalt beabfichtigen, alö fie jeßt it, dann 
müfjen Sie den Reichstag mindeftens auf diejelbe Höhe ftellen wie irgend 
eine Partifularvertretung. Diejenigen aber von Ihnen, die auf diejem 
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Standpunkte nicht ſtehen, die die jebigen Zuftände konſerviren wollen, denen 
ed, vielleicht in Konjequenz einer ſolchen Konjervirung, die ich nicht quali= 
fiziren will — fonjervativ fann ich fie faum nennen, denn der ganze Reichd- 
tag, wie er wirklich eriftirt, ift dad Gegentheil alles Konjervativen, die ganze 
Bundedverfaffung mit allem, was daran hängt, ift abjolut das Produft einer 
vollftändigen Revolution, die von oben herab allerdings ausgegangen ift, das 
ift gar feine Frage — aber ich will einmal annehmen, Sie wollen das fon- 
jerviren in dem Sinne, wie neulich aus den Aeußerungen des Herrn Bundes- 
fanzlerd in den lebten Situngen und bier vorgeführt worden ift: es folle 
Alles jo bleiben, wie es ift, — dasjenige, was man für umfertig gehalten hat, 
was man nur für ein Nothdach ausgab, weil man erft in die Verfaffung 
hinein müfje und dann fich erſt wohnlich einrichten Fünne, wenn man darin 
wohne. Diejed Nothdach fol, wie es im Eingange unjerer Berfaffung fteht, 
für die Gwigfeit gegründet jein. Nehmen Sie aber! diefen Standpunkt 
ein, meine Herren, jo müſſen Gie jagen, Sie theilen dann wenigſtens in 
dem großen Staate — und ich nehme hier den größten Staat, der den 
Bundespräfidente:r nach der Norddeutichen Bundesverfaffung abgiebt, ic) 
nehme Preußen zunächſt an — Sie theilen die Interejfen ded Volkes, die 
ganz diejelben find: Geſetzgebung, Beiteuerung für die allgemeinen Angelegen- 
heiten, und bringen in wejentlich gleichartigen Dingen ein verſchiedenes 
Prinzip hervor. Das kann nimmermehr gute Folgen haben. Es muß die 
praftiihen Folgen haben, die jchon von mehreren Rebnern hervorgehoben 
find, — es muß die praftiichen Folgen haben, daß in dem doch gewiß nicht 
unmwichtigen Theile — ich will weiter nichts jagen, denn es ift in mancher 
Beziehung der wichtigere — daß in dieſem Theile die Vertretung unvoll- 
fommener werde ald in den andern. Und, meine Herren, fie ilt ohnehin 
ſchon in mandyer Beziehung unvollflommen. Gin Deputirter vertritt hier 
100,000 Seelen, in Preußen etwa 60,000—70,000. Das ift ein jehr er: 
beblicher Unterjchied, der auf die Wirkjamfeit einer Verfammlung einen be- 
deutenden Einfluß bat. Wenn Sie dazu noch hinzufügen, dab Sie durch 
die Ginrichtung der Diätenlofigfeit nothwendig herbeiführen, daß die Abge- 
ordnetenzahl geringer ald in anderen dergleichen Berfammlungen ift — und 
es ift dem Einzelnen in der That nicht übel zu nehmen, der nicht in der 
Lage ift jo große Dpfer zu bringen — dann müljen Sie mir doch die 
Gründe angeben, warım Sie von einem Juftande, der in Deutjchland immer 
berrichend gewejen ift, mın mit einem Male haben abweichen wollen. Alle 
jene Gründe, die damals bei der Konftituirung geltend gemacht worden find 
von einzelnen Bundesfürften, find für mid; nicht von dem geringiten Gewichte 
mehr, und gegenwärtig find fie fonftitwirt und Sie können nunmehr jagen, 
wie es eigentlich am beiten ift. Ich will gar nicht widerlegen, was früher 
gefagt ift. Alle die Eremplififationen auf England find ja jo oft gemadht 
aber eben jo oft auch widerlegt worden, daß es nicht nothwendig it, davon 
noch zu jprechen. Ich will aber doch jagen: nach den Forſchungen aller 
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Hiſtoriker des Englifchen Rechtes — und ich fann ja Lingart nennen, ber 
in jeiner Gejchichte von England ausdrücklich die Thatſachen dafür anführt 
und belegt — haben in den ältern Englijchen Parlamenten Diäten gegolten, 
dad Haus der Gemeinen hat Diäten befommen. Das frühere Haus der Ge- 
meinen hatte ungefähr diejelben Rechte, die wir haben, wohl nody einige 
mehr; ein ſolches Haus der Gemeinen, wie das jeßige Engliſche, das 
Minifterien zu bilden und zu ftürzen hat, das eine Parteiregierung dort 
für Whigs dort für Torted herzuftellen und zwiſchen denjelben zu wedzjeln 
bat, haben wir in den einzelnen Staaten nidyt, — hier haben wir ed ganz ge 
wiß nicht; da wir nicht einmal Miniſterien haben, jo kann aljo auch fein 
Menſch darauf ausgehen, Mlinifterien zu ftürzen, die nicht eriftiren. Wir 
find bier ein wejentlicher Theil des Volkes injofern alö wir bei der Gejeb- 
gebung influiren und als wir bei der Bejteuerung influiren, und diejer 
Beiteuerungstheil iſt uns in dieſer Situngöperiode recht ernftlich zu Gemütbe 
geführt worden. Cs kann aljo wohl fein, dab das Volk ſich denkt: es iſt 
eben jo wichtig, dab ed, wenn über neue Steuern verfügt wird, hier ebenjo 
gut und nad) jeinem Willen vertreten wird, wie zum Beiſpiel im Preußiſchen 
oder Sächſiſchen Abgeordnetenhauſe, denn das Eine wie das Andere ift von 
derjelben Wichtigkeit für das Nejultat, die Zahlung der Steuer jelbft. Es 
liegt doch wohl klar vor, wenn in irgend einem Wahlſyſtem ein Punkt 
eriftirt, der wie ed hier jdheint den Fürſten und Negierungen, welche die 
Steuern haben wollen, oder auch gewiſſen Klafjen des Volkes in anderer 
Beziehung günftiger ift ald der entgegengejeßte, jo ift es diejer Punkt um 
darum muß er weggeräumt werden, damit in diejer Beziehung eine Gleich) 
heit herbeigeführt werde. Wir können uns hier nicht auf Englijdye Stand: 
punfte ftellen, die durchaus nicht pafjen, und wir würden dann erjt recht in 
den Fehler verfallen, den man und oft vorwirft, daß wir und die Zöpfe an- 
binden, die England vielleicht jehr bald in Begriff jein wird fidy abzujchnei: 
den. tan beruft ſich gemwöhnlidy auf joldye Dinge, die bei und nicht 
pafjen, die auf dem Kontinent überhaupt nicht paſſen; denn wenn zum 
Beijpiel aus Italien etwas werden joll, jo muß, das zeigt und jede Ver: 
handlung, die Diätenlojigfeit dajelbit aufhören, und ganz richtig jagte 
Zalleyrand zu Ludwig XVIIL, alö diejer gar feine Diäten geben wollte: 
„Majeität, dad wird zu theuer.“ Nun, meine Herren, Ludwig Philipp und 
die Bourbons haben dies erfahren, was die Diätenlofigfeit nüßt, was es 
nüßt, hauptſächlich reiche Kröjus in der Kammer zu haben, die man er 
faufen muß durd Anlagen, die für einzelne Orte und Interefjen gemadht 
find, und die darım unter allen Umftänden für die Regierung ftimmen. 
Oho! rechte.) Ja, meine Herren, das ift buchftäblich eine der Urſachen 
des Sturzes der Bonrbonen und der Drleand gewejen, und die ganze Macht, 
die Napoleon hat, beiteht darin, daß er das allgemeine Stimmrecht herge- 
ftellt hat; die Art und Weije, wie ed dort gehandhabt wird, gehört freilid) 
nicht dahin (Aha! rechts), das ift eine von den Zufälligfeiten, und es iſt, 
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wenn irgend die Geichichte Recht hat, nur eine vorübergehende Erſcheinung, 
daß dergleichen ganz anomale Zuftände überhaupt in einem Lande herrichen 
fönnen. Gemißbraucht fann jedes Wahlrecht in einem Lande werden, 
von oben jo gut wie von unten, das ift feine Frage, und es ift vielleicht 
hierin der allergrößte Mißbrauch möglich; aber das allgemeine Wahlrecht 
ſteht num einmal in unſerer VBerfaffung, es iſt nicht mehr anzutaften, es iſt 
jogar gerade von fonjervativer Seite eingeführt worden, denn ed war 
nicht von der liberalen Seite, namentlicy in Preußen, die Korrektur bean- 
tragt worden, welche darin gelegen hätte, daß aus dem allgemeinen Wahl- 
recht, welches wir in Preußen an fich beibehalten hatten, das DreisKlafjen- 
Syſtem gelöjcht würde, — das ift nicht beantragt worden und zwar deshalb 
nicht, weil man zu den andern VBerfaffungssKonflikten nicht nocy Wünſche 
hinzufügen wollte, welche zu stellen man fein Recht hatte. Nun aber ift 
es von oben berabgefommen, und auch von unten war dafür eine Agitation 
erfolgt, von der ich nicht ganz Flar gewejen bin, welche Tendenz fie hatte. 
Seht ift es da, und daß es richtig ift, haben wir zu allen Zeiten und unter 
allen Umftänden behauptet, und dab ed die einzige Löfung für die Zukunft 
jein wird, darin bin ich noch flarer; dab ed unmöglich ift, wenn man in 
zwei großen Staaten, wie jet in Franfreid) und in einem großen Theile 
Deutichlands, einmal das allgemeine Wahlredyt eingeführt hat, davon wieder 
abzuweichen, ift eben jo gewiß. Wollen Sie aber das allgemeine Wahl- 
recht beibehalten — und das müfjen Sie, wenn Sie die Verfafjung nicht 
ändern wollen — dann müjjen Sie ihm aud) dieje Korrektur entziehen, die 
darin liegt, dab man nur vermögende Leute wählen fann. Wenn Sie etwa 
auf England jehen wollen, jo giebt dort die Bildung, welche die Lords haben, 
die langjährige Gewohnheit der befitenden Klafjen, den Staat zu regieren, 
eine ganz andere VBorbildung, eine ganz andere Erziehung zu politifchen 
Zweden, ald diejenige ift, welche bei uns die vermögenden Klaffen haben. 
Zwingen Sie das Vol, jeine Wahl auf vermögende Klaſſen zu bejchränfen, 
jo haben Sie durchaus nicht die Garantie, daß in der befjeren Gejebgebung 
oder in der richtigen Entſcheidung des Bedürfniſſes bei den Steuerfragen 
oder in der richtigen Entſcheidung der Art der Befriedigung dieſes Be— 
dürfniffes beffer gejorgt würde, Sie nöthigen aber — und das iſt von dem 
Herrn Abgeordneten Dehmicdyen und von dem Herrn Abgeordneten Fried mit 
Recht bemerkt worden — Sie nöthigen zu Wahlen außerhalb des Wahl- 
kreiſes, wie fie jet jchon in einem nicht wünjchenswerthen Maaße vor 
fommen. Dieje Wahlen werden aber, wenn die Zeiten fich ruhig entwideln, 
wenn feine großen Gruptionen dazwiſchen kommen, nody viel mehr vor: 
fommen; denn es gehört jchon eine ganz bejondere politiiche Bildung oder 
ein vorwiegended Interefje dazu, wenn Iemand in joldyen ruhigen Zeiten 
bier an einer Bolfövertrtung mit wirflid) außerordentlid) großen eigenen 
Opfern Theil nehmen joll. Jetzt bat ſich das allerdings in vielen Kreifen 
noch gefunden, aber doch immer nur zum Schaden der vollitändigen Ver: 
79° 
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tretung und immer und vor allen Dingen zum Schaden des Prinzips, zum 
Schaden der Beruhigung der Bevölkerung, wenn ed auch weiter nichts wäre, 
denn die Bevölferung will einmal von dem Grundjaße, daß Jedermann, der 
für den Staat gewilje Opfer bringt, auch dafür entjchädigt werde, nicht ab- 
weichen, fie kann auch nicht Davon abweichen, wenn fie nicht auf ihr eigenes 
Recht verzichten will. Meine Herren! Das find jo gewichtige Gründe, daf 
mir die Wiederholung dieſes Antrages in jeder Sejfion von diejer Seite des 
Reichstages (links) eine Nothwendigfeit zu fein jcheint und dab der Bundes: 
rath, wenn er auch heute noch auf dem alten Standpunkte fteht, wie eö uns 
der Herr Bundes-Kommiſſar gejagt hat, im folgenden Jahre doch vielleicht 
nicht mehr darauf ftehen wird, und dab, wenn die neuen Wahlen ftatt: 
finden, — die ja im nädhiten Jahre erfolgen müſſen — das Haus in der 
nächſten Seſſion einen joldyen Gejegentwurf im Einverſtändniß mit dem 
Bundesrat) angenommen haben wird. Wenn das Einverſtändniß des Reichs— 
taged in einem vorwiegenden Grade vorhanden ift, dann kann man auch an— 
nehmen, daß die ganze Bevölkerung dafür ift, und der Bundesrath ift dann 
auf die Länge gar nicht berechtigt dem zu widerjprechen. Die einzelnen 
Fürften, wie fie im Bundesrat) mit 26 Stimmen gegen die 17 Stimmen 
Preußens durch unſere fünitliche Verfafjung vertreten find, haben fein Recht 
einen Widerſpruch einzulegen; und ebenjo wie dem Preußiſchen Abgeordneten: 
haufe das Herrenhaus, welches auch zu jeinem Schaden feine Diäten bezieht 
und deöhalb hier in dieſem jelben Lokal oft jehr mangelhaft vertreten iſt, 
feine Diäten nicht nehmen fann, jo hat zwar der Bundesratly jegt noch in 
formeller Beziehung jeine Einwilligung zu geben, die materielle Be 
rechtigung fie zu verjagen kann er aber auf die Länge nicht behaupten, 
wenn die Vertreter ded Volkes und das Volk jelbit ed wollen. Ich halte 
ed daher von großer Wichtigfeit, daß Diejenigen von Ihnen, die auf dem 
Standpunkte ftehen, der jei es aus welchem Grunde ed wolle in diejer 
Trage als emtjcheidender betrachtet werden muß, — dab dieſe aud 
ihr Votum dem Antrage, den ich geitellt habe, nicht entziehen mögen. 
(Bravo!) 


Bei der Abjtimmung wurde der Antrag Walded in namentlicher 
Abftimmung mit 109 gegen 94 Stimmen angenommen*). 
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Dritte Berathung 
des Antrages Walded*). 


Gebert aus Dresden (Borna-PBegau x.)**): Meine Herren! Ich ge 
ftatte mir um das Wort zu bitten, eineötheild um meine Stellung der Frage 
gegenüber näher zu motiviren, anderntheild um mic, gegen eine Bemerfung 
zu verwahren, die bei der zweiten Berathung über diefe Frage von dem 
Herrn Abgeordneten Grafen Schulenburg dem Herrn Abgeordneten Keyſer 
entgegengeitellt wurde. Ich nehme diefer Frage gegenüber ganz die Stellung 
ein, welche Herr Keyfer damals Ihnen als die feinige bezeichnet hat. Ich 
habe bei dem erſten Reichstage für die Diäten geltimmt und bin jpäterhin 
erit dem Beichluffe der Diätenlofigfeit beigetreten, weil und von maßgebender 
Seite mit Beftimmtheit in Ausficht geftellt wurde, daß das Zuftandefommen 
der Berfaffung an diefer Frage jcheitern werde. Nun aber lag und, werig- 
ftend mir und meinen politijchen Freunden, vor Allem daran, nad) den kurz 
vorher ftattgefundenen Greigniffen vor allen Dingen einen Berfafjungsboden 
zu gewinnen, einen modus vivendi herzuftellen, auf weldyem es fich weiter 
leben laſſen könne. Jetzt jcheint mir ift die Sachlage eine andere geworden; 
ich bin der feften Meberzeugung, daß die Diätenlofigfeit nicht erjprießlich 
wirft für die fernere Exiſtenz dieſes Haufes, und deßhalb werde ich heute 
gegen diejelbe ftimmen. Wenn der Herr Abgeordnete Graf Schulenburg 
dem Herrn Abgeordneten Keyfer entgegenhielt, daß died gemillermaßen ein 
Zurüdgehen von einem Kompromiffe ei, jo muß ich meinerjeitö erflären, 
daß ich auf dem Boden eined Kompromiffes bei diefer Frage nicht geftanden 
babe; ich bin damals einfady der vis major gewichen, ich bin gemichen der 
beitimmten Erklärung des Herm Bundesfanzlers, daß bei Annahme des be— 
treffenden Beſchluſſes die Verfaffung zurückgezogen werden, ja daß er jelbft 
unter den angegebenen Verhältniſſen noch zu einem beftimmteren Entſchluſſe 
ſich veranlaßt ſehen würde. Dieſe Erflärung war für mid) bebingend, heute 
ift fie dies nicht mehr, um fo weniger, ald — nad) einer Aeuferung bed 
Herm Bundesfanzlerd — derfelbe darauf hindeutete, daß für den Anfang 
ein Verſuch zu machen fei und man jpäterhin über dieſe Frage nochmals 
diöfutiren könne. Heute, meine Herren, jcheint die Zeit gefommen, wo dieſe 
Frage zur Diskuffion reif ift, und ich muß mich allen Denen anjchließen, 
welche in dieſer Richtung darauf hingewiejen haben, daß die Diätenlofigfeit 
nichts müßt für dieſes Haus. Ich werde demgemäß für den heute vorliegen- 
den Antrag ftimmen. (Bravo! links.) 


*) 40. Sitzung vom 12. Mai 1869. 
”) St. 3.9.9371. g. m. 
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Dr. v. Schweiger (Elberfeld-Barmen)*): Meine Herren! Wenn audy id) 
wünfche, die Diäten eingeführt zu jehen, jo ift dies in der That weniger 
aus praktiſchen Gründen der Fall ald aus prinzipiellen Gründen. Ich 
fage, e8 find nicht praftiiche Gründe, die mich leiten; denn in diejer Be 
ziehung müßte ich mich zunächit fragen, ob ich denn glaube, daß die Partei, 
zu der ich gehöre, ftärfer vertreten jein werde in diefem Haufe, wenn Diäten 
beitehen. Ich babe zu der Partei, zu der ich gehöre, dad Vertrauen, dab 
fie es jederzeit möglich machen wird, daß die von ihr gewählten Abgeordne- 
ten bier erjcheinen, und ich glaube das von jeder Partei, die Thatkraft und 
Ausdauer für ihre Zwede hat. Ic, glaube deswegen Ihnen auch die an- 
genehme Hoffnung in Ausficht ftellen zu können, daß im nächſten Reichstage 
zwanzig oder dreißig Sozialiften auch ohne Diäten unter Ihnen Platz neh: 
men. (Heiterkeit). Wen jchliefen Sie denn eigentlich aus durch die Diäten: 
lofigkiit? Sie jchließen lediglich den Mittelmann aus, den ruhigen Bürger, 
der eben durch fein Geichäft gerade jein Auskommen hat und der nicht gut 
ablommen fann ohne einen Erſatz; diefem Manne machen Sie es unmöglid), 
in der Verjammlung bier zu erjcheinen, aber die Ertreme der Gejellichaft 
halten Sie nicht fern! Der reiche Mann fann fein Geld ausgeben in Berlin 
jo gut wie wo anders, und Derjenige, der Nichts hat, kann in Berlin jo gut 
Nichts haben wie in feiner Heimath (Heiterkeit und Unruhe rechts). Bei alle: 
dem bin ich für die Bewilligung von Diäten aus prinzipiellen Gründen; denn 
meine Herren, der Zwed dieſes Hauſes ift doch, daß wir mit politijchem 
Berftändnig und ehrlichem Willen gemeinfame Angelegenheiten berathen 
jollen. Nun frage id Sie: find denn diefe Eigenſchaften das Monopol be 
ftimmter Gejellichaftsflaffen? Der Zweck der Diätenlofigfeit, gleichviel, ob 
fie diefen Zwed erreicht oder nicht, der ausgeſprochene Zwed der Diäten: 
lofigfeit ift, ein Gegengewicht zu fein gegen das allgemeine Stimmrecht; es 
ſoll im Gegenjaß zu der demofratijchen Einrichtung des allgemeinen Stimm: 
rechtd ein reaftionäres Gegengewicht jein; das ift offen ausgejprochen wor: 
den. Die Regierungen ihrerſeits beweijen dadurch, daß fie nicht in Wirk: 
lichkeit auf die Gejammtheit des Volkes fich ſtützen wollen, daß fie das mur 
zum Schein thun wollen; die Regierungen beweifen, daß fie fich nur auf 
die befitenden und privilegirten Stände ftüben wollen. Und Diejenigen in 
diejem Haufe, welche diefer Anficht zuſtimmen, welche die Diätenlofigfeit aufs 
recht erhalten wollen und fich dadurch den Gründen der Regierungen an- 
Ichließen, — dieje Herren erklären eben einfach Patriotismus und politisches 
Verſtändniß für das Monopol der befitenden und bevorzugten Stände. 
Meine Herren! Das ift einfach ein Unrecht, ein Unrecht, welches Sie be 
gehen gegen die große Mafje des Volkes und weldyes Sie nicht länger be 
gehen dürfen! Sie haben nicht das Recht die Armuth zu beleidigen, und 
Sie beleidigen die Armuth, indem Sie ihr abſprechen — denn das liegt in 
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Ihrer Abſicht — das Recht und die Fähigkeit hier im Haufe vertreten zu 
fein. Aus dieſem prinzipiellen Grunde erjuche ich Sie ſoviel an Ihnen 
liegt wenigitend zu genehmigen, daß in Zukunft Diäten bier gezahlt wer- 
den, und jo viel an Ihnen liegt binmwegzubringen dieje Beleidigung der 
Armuth, d. h. der großen Malle des Volkes zu Gunften der Befibenden. 
Ich halte dafür, daß es eine Art unberedhtigter Ueberhebung der Be 
figenden ijt, wenn fie — aus dem audgeiprochenen Grunde, daß hier nur Be- 
fiende vertreten jein follen, dat died ein Gegengewicht gegen das allgemeine 
Wahlrecht fein joll, — feine Diäten genehmigen. Ich halte dies für eine un- 
berechtigte Ueberhebung der Befißenden, die nicht länger fortdauern darf. 


Bei der namentlihen Abitimmung*) wurde in der dritten Be 
rathung der Antrag Walde mit 110 gegen 100 Stimmen abge 
lehnt**). 


Art. 53. 


Antrag Wiggers: 
ftatt „Eaiferlichen (Marine) zu jeßen: „Reichd’(-Marine)***). 


Wiggers aus Roſtock (ParhimsLudwigsluft)F): Meine Herren, ich 
babe Ihnen im Einverftändnig mit meinen politiichen Freunden ein Amen 
dement zu dem Abjat 4 des Artikels 53 dahin vorgeichlagen, daß ftatt der 
Worte „in der faijerlihen Marine” gejeßt werde „in der Reichsmarine“. 
Die große Mehrheit des Reichstages ift mit ums der Anſicht, daß es fich 
bier nur um eine Redaktion, nicht um eine NRevifion handelt. Wenn das 
aber der Fall ift, meine Herren, dann iſt daraus zu folgern, dab wenn fid) 
formelle Veränderungen vernothwendigen, diejelben ſich möglichſt an bie 
frühere Faſſung anjchliegen müffen, ſonſt gewinnt es den Anfchein, ald wenn 
man doc; materielle Veränderungen hätte machen wollen, und es entiteht 
dann die große Gefahr, dab jpäter eine Interpretation eintrete, welche ent- 
ſchieden dem Willen und der Anficht des Reichstages widerjpräde. Wenn 
ed nun in der früheren Faſſung „Bundesmarine” geheißen hat, jo ift es 
doch das Natürlichite, das Wort durch „Reichsmarine“ zu erjeßen. Die 
Vorlage ift auch im Uebrigen jo verfahren. Ich weile nur auf den Artikel 
64 im letzten Abjag hin, wo ftatt der früheren Faſſung „Bundesheeres“ ge- 
fagt ift „Reichsheeres“. Ia, meine Herren, in diefem jelben Artifel lauten die 
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Anfangdworte, welche früher hießen „die Bundeskriegsmarine“, jebt „die 
Kriegsmarine des Reichs“. Wenn nun plößlidy eine andere Benennung 
eintritt, jo wird man jpäter fragen: was ijt der Grund zu dieſer formellen 
Veränderung gemejen? und man wird zu einer Interpretation gelangen, 
welche wir nicht haben machen wollen. Meine Herren, mein Antrag ift rein 
redaftioneller Natur und ſoll nichts weiter jein. Für mich ift mır eine 
Alternative da: entweder haben beide Worte denjelben Sinn — dann fieht 
man nicht ein, warum man nicht diejenige Faſſung wählen joll, welche ſich 
am engiten an die frühere Faſſung anjchließt, oder die beiden Worte, 
die „faiferlihe Marine“ und „Neichdmarine” haben einen verjchiedenen 
Sinn, — dann, meine Herren, ilt es eine materielle Veränderung, deren Be 
rathung bier nicht zur Frage fteht. Ic) erjuche Sie daher mein Amende- 
ment anzunehmen. 


Bevollmächtigter zum Bundesrath Minifter von L£ub (Baiern)*): 
Seine Durchlaucht der Herr Neichäfanzler hat mid; beauftragt für den Fall 
des Bedürfniffes dem Haufe zu eröffnen, daß er verhindert jei an der heu— 
tigen Sitzung Theil zu nehmen und die von diefem Tiſche aus nothwendi— 
gen Erflärungen abzugeben. In diefem Augenblic halte ich mich für ver 
pflichtet dem Herm Vorredner Folgendes zu bemerfen. Eine jachliche Aen— 
derung war mit der Wahl des Wortes „Kaijerliche Marine” von Seiten 
der verbündeten Regierungen nicht beabfichtigt. Wenn gleichwohl an Stelle 
des früheren Ausdruds nicht der Ausdruf „Reichsmarine“ gewählt ift, ſon— 
dern eine Faffung beliebt wurde, welche mehr perjönliche Beziehungen zum 
Reichöoberhaupt amdeutet, jo bat dies jeinen Grund in den jeemännijchen 
Traditionen, welche ich des Näheren audeinanderzujeßen wohl nicht genügende 
Veranlafjung habe. Dieje Traditionen, meine Herren, dürften den Vor: 
ſchlag des Bundesrathd auch in Ihren Augen - als gerechtfertigt erjcheinen 
laſſen. 


Dunder (Berlin V.)**): Ich meine doch, gegenüber der Erklärung 
vom Bundesrathö-Tifche aus jollten wir und an unfere Sprachweije halten 
und und nicht an die Vorbilder einer fremden Nation anlehnen. Es wird 
und ja vielfach zugerufen, . wir jollten national fein, und der Herr Abgeord» 
nete Reichenäperger verlangt ſogar, wenn er noch nicht da ift, einen eigenen 
deutſchen Bauftyl zu erfinden. (Ruf: Er ift jchon da!) Ich glaube daher, 
daß wir und wenigftens fprachlich forreft in dem uns ſchon geläufigen Stile 
ausdrücken follten. Nun beruft ſich der Vertreter des Bundesfanzlers in 
dieſem Augenblid auf den gewifjermaßen ſeemänniſchen Sprachgebrauch. Sa, 
meine Herren, das fann eben nur der englijche fein, den man aus der engli- 
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ichen Marine genommen bat, und id) bedauere fehr, daß man bis auf die 
Konftruftion hin in unfere Marine den englifchen Gebrauch übernommen hat 
und dabei zu fürmlichen Widerfinnigfeiten gefommen iſt oder wenigitens zu 
einer Ausdrucksweiſe, wie wir jonft den englischen Ausdrud nie überjegen. In allen 
Fällen, wo wir das Prädifat „königlich“ oder „kaiſerlich“ gebrauchen, ift der 
Engländer vermöge ſeines jehr ausgebildeten Loyalitätsgefühls befanntlid) 
rein perſönlich und jagt nicht „königlich“ jondern „Seiner Majeftät des 
Königs“ oder „Ihrer Majeftät der Königin“. Deßhalb ift allerdings in der 
engliichen Marine überall Sprachgebrauch zu jagen „Ihrer Majeltät Schiff”. 
Wenn man diejen Ausdruck hätte überjeßen wollen, jo hätte man wie in 
allen übrigen Fällen einfach jagen müſſen „königlich“, ſtatt deſſen iſt man 
zu dem für und Deutiche ganz ungewöhnlichen Gebrauch „Seiner Majeftät 
Schiff" in der Marine gefommen. Ich glaube nun aber in Anjehung des 
bier vorliegenden Falles, da wenn man einen Ausdrud hier anwenden will, 
man doch auch fragen muß: was bejagt der Ausdrud? und id; meine, daß 
es nicht richtig ift, eine Anftalt des ganzen Neiches, zu der alle Bundes— 
ftaaten beitragen, eine Anjtalt des ganzen Volkes, ſprachlich in dieje rein 
perjönlichen Beziehungen zum Kaiſer zu bringen. Denn, meine Herren, 
wenn Sie das doch thun, dann nehmen Sie, wie der Abgeordnete Wiggerd 
richtig gejagt hat, nicht eine Redaktion, jondern eine materielle Aenderung 
des beitehenden Verfaſſungsrechtes vor. Meiner Anficht nach iſt und bleibt 
die Marine eine Reichdanftalt, eine Anftalt der gejammten deutjchen 
Nation, fie iſt nicht eine Privatdomäne des jeweiligen Deutſchen Kaijers. 
Deßhalb bitte ich Sie bei dem Ausdruck „Reichsmarine“ ftehen zu 
bleiben. 


Frhr. u. Ratow (Ueckermünde-Uſedom-Wollin)“): So viel ich weiß ift 
die Ausdrucksweiſe, um die es ſich bier handelt, nicht blos in der englijchen 
Marine, jondern in der Marine aller monardyiichen Staaten üblich, und es 
dürfte daher auch angemefjen ſein bei und gegen dieſe Ausdrucksweiſe feinen 
Widerſpruch zu erheben. Diejelbe findet audy eine gewiſſe Berechtigung 
darin, daß der Ausdrud „Ihrer Majeftät Schiff“ oder wie hier gejagt iſt 
„kaiſerliches Schiff”, „Laijerliche Marine“, die kürzefte Art und Weije ift, 
um die Marinejchiffe von den Kauffahrteijchiffen zu unterjcheiden. 


Schr. v. Roggenbach aus Freiburg in Baden (Lörrah- Müllheim x.) **: 
Ic möchte Sie bitten die Falfung anzunehmen, welche der Bundesrat 
Ihnen vorſchlägt. Wenn ich den Herrn Bundesftommiffar richtig verftanden 
habe, jo hat er abjolut deutlich und unzweifelhaft angedeutet, was der Zweck 
der Veränderung ift, der in der Nedaktion ftattfand. Ich will, ſoweit ic) 
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eö von meinem Standpunkte aus überjehen fann, nur noch Weniges ergän- 
zen. Wenn Sie den Vorſchlag des Abgeordneten Wiggers annehmen, jo 
wird die Folge die fein, daß Sie die beitehende Tradition, welche von der 
preußijchen Marine jpricht, obgleich die Marine Sache des Norddeutichen 
Bundes war, damit aufrecht erhalten. Man wird aud) fünftig wie bisher 
von der föniglich preußifchen Marine jprechen und nidyt von Bundeömarine, 
nicht von Neichömarine, nicht von der faijerlichen Marine. Man wird nie- 
mals jagen „der Bundesoffizier” jondern „der königlich preußiſche Seeoffizier". 
Man wird aljo die beitehende Ausdrucksweiſe weiter gebrauchen. Da nun 
der Herr Abgeordnete Dunder mit Recht hervorgehoben hat, daß die Marine 
eine Anftalt des Reiches fein ſoll, fo ſollte man mit Rückſicht darauf, daß 
alte deutichen Staaten zu ihrer Erhaltung beitragen, auch den beftimmten 
Ausdrud „kaiſerlich“ beibehalten, der allein zur Folge haben wird, daß von 
einer deutſchen Marine die Rede fein wird. 


Schr. v. Soverbeck*): Ich jeße den Gedanken fort. Da alfo die Marine 
eine Anitalt des Reichs ift, jo nenne man fie Reichdmarine, jo gut wie man 
das Heer, welches dem Reiche gehört, ein Reichsheer nennt. 


Dr. Bamberger (MainzOppenheim)**): Meine Herren, mein Votum 
für die beftehende Faſſung wollte ich ganz kurz nur dadurd) motiviren, daß 
ich feinen wejentlichen Unterjchied zwichen beiden Formen ſehe. Wenn 
„Reichsmarine“ jtatt „Eaiferlicher Marine” vorgejchlagen wäre, jo würde id) 
dafür ftimmen. Da ich aber in der Sache jelbft feine Tragweite jehe, jo 
glaube ich, daß es nicht an der Zeit ift darüber zu deliberiren, ob wir jagen 
jollten: „verwahrt das Feuer und das Licht“ oder „bewahrt das Feuer und 
das Licht”; und wenn die kaiſerliche Marine, wie fie ſich bier England zum 
Vorbilde nimmt, auch jonft die engliiche Marine fich zum Vorbilde nimmt, 
jo wird ihr das ein rechter Sporn jein! 


Wiggers*’"*: Meine Herren, ich laffe mich auf eine materielle Dis— 
kuſſion überall nicht ein, babe aber vorher jchon gejagt, mein Amendement 
ift rein vedaftioneller Natur. Ob es zwedmäßig oder beſſer ift, daß für 
„Reichsmarine“ „Eaijerliche Marine” gejett werde, gehört nicht hierher. Wir 
haben uns enthalten müſſen auf materielle Abänderungen, die den Sinn, 
der früher darin war, änderten, und irgendwie einzuläffen. Wenn die obige 
Aenderung zwedmäßig ift, was ich gar nicht beftreiten will, dann kommen 
Sie dody, ebenjo gut wie wir jeßt entjagt haben, fpäter damit. Wenn die 
Verfaſſung abgejchloffen ift, dann können wir darüber ftreiten, ob „kaiſerliche“ 
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oder „Reichsmarine“ beſſer iſt. Hier aber, wo es fich rein um die Ne 
daktion handelt, muß man ſich ja möglichit anjchließen an den Ausdruck, 
wie er früher gebraucht it. Damit glaube ich binlänglich mein rein redaf- 
tionelles Amendement motivirt zu haben. 


Der Antrag wurde bei der Abſtimmüng abgelehnt”). 


Art. 39. 


Antrag HSonnemann ”*): 


in Alinea 1 den Zwiſchenſatz: 
„und zwar die eriten drei Jahre bei den Fahnen, die 
leßten vier Jahre in der Reſerve“ 

zu ftreichen. 


Sonnemann”**): Der Antrag ift von verfchiedenen Seiten, wie ich 
aus perjönlicher Anfrage weiß, nicht richtig aufgefaht worden. Gr hat ein- 
fach den Zweck die Frage der Dienftzeit aus der Verfaſſung in die Gejeb- 
gebung zu verweilen. Es beitcht ja das Wehrgeſetz, das die dreijährige 
Dienftzeit feftitellt, und da wir feine Anträge bezüglich der Dienitzeit jett 
noch ftellen wollten, jo beantragen wir einfady die Streichung diejes Ab— 
jaßes, der übrigens in der urjprünglichen Verfaſſungsvorlage nicht vorhan— 
den war. 


Dr. Windthorft+): Ich werde gegen die Anträge ftimmen, die fid) 
auf den Militäretat beziehen. Ich halte die Beltimmungen der Verfaſſung 
in Beziehung auf den Militäretat für ein Ganzes. Da nun die ganze 
Frage des Militäretats in der Herbitjeffion nothwendig zur Sprache kommen 
muß, jo werden dann auch die Kragen zur Entſcheidung gebracht werden, 
die jeßt durch die Anträge angeregt find. Bis dahin jage ich deßhalb zu den 
Anträgen Nein. 


Dr. Wehrenpfennig (Fritzlar-Homberg-Ziegenhain)44): Die Weglaflung 
dieſes Sabes, die der Abgeordnete Sonnemann beantragt, würde einfach die 
Folge haben, daß wir in dieſem jehr wichtigen Punkte auf ganz partikulare 
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Zuftände fommen fönnten. Es würden dann verjcdhiedene Dienftzeiten in 
Baiern und Baden auf der einen Seite und in Würtemberg auf der andern 
Ceite verfalfungsmäßig eriltiren können. 


Der Antrag wurde durch fait einitimmige Mehrheit abgelehnt”). 


Art. 62. 


Antrag Sonnemann**): 


die Alineas 2, 3 und 4 zu ftreichen und dafür zu jeßen: „Die 
Höhe der Ausgaben für dad gejammte Kriegöwejen des 
Reichs wird für die Zeit vom 1. Januar 1872 ab jährlich 
durd das Reichs-Etatgeſetz feſtgeſtellt“. 


Sonnemann'“): Meine Herren, bier könnten wir und einfady auf den 
Standpunft der Redaftionäveränderung ftellen, denn der Antrag ift einfach 
nichtö Anderes, ald daß, da mit dem Jahre 1872 der Ausnahmezu- 
ftand, den die Verfaſſung feitjeßt, zu Ende geht, bezüglich des Militäretate 
das jährliche Budgetrecht eintreten jol. Wenn Sie die Faſſung genau ver- 
gleichen, jo wird in Folge der Wegitreichung der drei Süße der Militäretat 
einfach neben die andern Etats gejeßt. 


Saskert): Nur um ein Mißveritändnik nicht auffommen zu lafjen, 
will ich erflären, daß es Keinem von und anders einfällt, als dab von 
1872 ab das gewöhnliche Gtatsreht aud in Bezug auf dad Militär 
Platz greift. 

Bei der Abftimmung wurde der Antrag fait einftimmig abge- 


lebni+t). 


At. 78. 


Antrag Sänel++}): 


Alinea 2 zu fallen: 
„die Beitimmungen der Neichöverfaffung, nämlidy des Art. 4 
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Nr. 1, ded Art. 35 Alinea 2, Art. 46 Alinea 2, Art. 52 
der Schlußbeitimmung zum XI. Abfchnitt und der 
Schlußbeftimmung zum XI. Abjchnitt, durch welche be: 
ftimmte Rechte Baiernd und beziehungsweife Würtembergs und 
Badend in deren Verhältnig zur Geſammtheit feitgeltellt find, 
fönnen nur mit Zuftimmung deö berechtigten Einzelſtaates ab- 
geändert werden.“ 


Dr. HSänel“): Meine Herren, der Art. 78 hat in der Faſſung, wie 
er in der Norbdeutichen Bundeöverfaffung ſtand, zu mancherlei Bedenken An- 
laß gegeben. Er war der Gib jener Lehre, wonach der Norddeutiche Bund 
nidyt kompetent gewejen fein joll, jeine eigene Kompetenz durch Berfaffungs- 
änderung zu erweitern. Dieſe Lehre iſt mir von jeher unverftändlich ge: 
weſen. Ich habe fie nicht verſtanden als Juxiſt nach den Regeln der logijchen 
und hiſtoriſchen Interpretationen, die mir geläufig find. Ich habe fie aber 
auch nicht veritanden als Politiker. Allerdings, meine Herren, bin auch ich 
Föderalift. Auch ich halte dafür, daß der Einheitöitaat in Deutjchland nicht 
nur zur Zeit ausgeſchloſſen it durch die Kämpfe des Jahres 1870 und 
durdy diejenigen Verträge, die wir eben vor und halten; der Einheitsſtaat 
ift für mich auch fein Ideal in der Zukunft. Allein, meine Herren, den 
Föderalismus habe ich nie in dem Sinne verftanden, dab er dem Gentral- 
jtaate gerade die Lebensader unterbinden joll, daß er allein die Entwicelungs- 
fähigkeit für die einzelnen Staaten verlangt und fie dem Gentralitaate ver- 
weigert. Das würde eö aber fein, wenn ich jede VBerfafjungsänderung, die 
etwa an einer Kompetenzbeitimmung rührt, abhängig machen wollte von 
dem liberum veto des einzelnen Staated. Meine Herren, dieje Theorie iſt 
bejeitigt. Selbit einer ihrer Vertreter, der mich zu wiederholten Malen in 
biejem Augenblide apoftrophirt hat, hat anerkannt, daß, nachdem diefe Be— 
fimmung aus der Norddeutichen Verfaſſung in die Reichöverfaffung überge- 
gangen ift, nachdem fie es auf Grund einer Praris im Norddeutichen 
Bunde, welche fich an jene Lehre nicht angelehnt hat, — daß ſage ich in Folge 
deſſen dieſes Alinen 1 des Artifeld 78 jeme Auslegung, die man verjucht 
bat, nicht mehr zuläßt. Meine Herren, das gereicht mir zur Befriedigung. 
Freilich wird dieſe Befriedigung dadurch noch etwas geichmälert, daß 
wir im erſten Alinea des Artifeld 78 ein Veto von 14 Stimmen haben, 
welches gegenüber dem itarfen Verbeſſerungsbedürfniß der Reichöverfaflung 
mir nicht angenehm ift. Es wird aber auch dieje Befriedigung hauptjäch- 
lich gejchmälert durd; Alinea 2 des Artifelde. Ich fürchte, daß das Alinen 2 
diejes Artifeld zu ähnlichen Theorien Anlaß geben kann, wie ed in Bezug 
auf das Alinea 1, injoweit ed Forrejpondirt mit der- Norddeutjchen Ver— 
fafjung, Anlaß gegeben hat. Ic wende Ihre Aufmerkfamfeit, meine Herren, 
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darauf, dab dieſes Alinea 2 nicht in den Verfafſungsurkunden fteht, wie die 
jelben vereinbart worden find mit Wiürtemberg, mit Hefjen, mit Baden, daß 
es auch micht fteht im jener endgültigen Redaktion oder wenigftens in jener 
legten Redaktion der Deutichen Verfaffung, wie fie im dem baierijchen Ver: 
trag unter Nr. II. und III. aufgenommen worden ift. Vielmehr diejed Alinea 2 
findet ſich nur als Beitandtheil befonderer Verträge und Protofolle, die bei 
Gelegenheit der Feititellung unjerer Deutſchen Reichöverfaffung mit den ein- 
zelnen Staaten find aufgenommen worden. Diejes Alinen 2 aljo ift aus 
denjenigen Vertragsbeſtimmungen, die eigentlich nur getroffen werben jollen 
durdy den $ 3 des Einführungsgeſetzes, ausnahmsweiſe herübergenommen 
worden in den Tert diefer Verfafjung. Indem man ficy dazu entſchloß, in: 
dım der Bundesrat) uns Died vorjchlug, bat er diejenige Linie der Redak— 
tion der Verfaſſung überjcyritten, die er ſonſt in allen übrigen Punkten 
eingehalten hat. Meine Herren, ich habe mic, natürlich fragen müſſen, war: 
um der Bundesrat; gerade an dieſen Punkten die jonft eingehaltene Linie 
der Redaktion überjchritten hat, welche Gründe ihn wohl dazu bewogen haben 
fönnen. Ich glaube, es ift nicht jchwer diejelben zu erkennen. Wenn wir 
nämlich alle jene übrigen Beftimmungen ind Auge faljen, welche ſonſt in 
den Berträgen und in den Brotofollen neben der gegenwärtigen Redaktion 
der Verfaſſung Gültigfeit haben werden, jo werden Sie leicht jehen, dat alle 
dieje Beitimmungen, weldye theild Zujagen von VBorredyten und Ehrenredyten 
find, theils authentiſche Interpretationen enthalten, fich beziehen auf ganz be 
jtimmte berechtigte Subjefte — nirgend kann hier ein Zweifel jein, wer bier: 
zu berechtigt ift —, daß fie fich beziehen auf ganz beitimmte Artikel der Ver— 
falfung. Meine Herren, dächten wir uns, daß in Bezug auf dieje vertragsmäßige 
Feſtſetzung, Berjprechung, authentijche Interpretation irgendwie Zweifel entitünden, 
jo würde ſich die Zweifelhaftigfeit immer nur auf einen feinen Raum bejcdyrän- 
fen, der für die jonftige Geltung der Berfafjung ziemlich untergeordnet jein dürfte. 
Ganz anderdö die gegenwärtige Verfaffungsbeitimmung. Dieje Beſtimmung 
hier bezieht ſich nicht auf einzelne beitimmte Bundeöftaaten, und fie bezieht 
fi nicht auf einzelne bejtimmte Artikel der Verfaſſung, auf einzelne be 
ſtimmte Rechtsverhältniſſe, — es ift eine allgemeine Klauſel. Es enthält alje 
dieje Vertragsbeſtimmung ganz richtig eine allgemeine Limitation der Vor— 
jchrift des Artikels 78, wenigitend dem Wortlaute nad. Und das tft es 
offenbar gewejen, was den Bundesrath veranlaßt hat, aus den jonjtigen Ver: 
tragäbeitimmungen gerade dieje herüberzunehmen in die Verfaſſung. Ich 
möchte jagen, es ijt dies mit einer gewiljen Loyalität gejchehen. Meine 
Herren, id) habe mich gefragt, ob es nicht vielleicht das Nichtigite jein würde, 
dieſes zweite Alinea bier wiederum einfady zu streichen. Es wird dies feine 
andere Folge haben, als dab das Alinea 2 bei den betreffenden Verträgen 
und Protofollen fidy wiederfinden würde Es würde aljo höchſtens in dem 
$ 3 unjeres Kinführungsgejeßes einer Verweiſung audy auf die Nr. V. des 
baierijchen Vertrages bedürfen. Ich muß bier aber jagen, daß die Inter: 
pretationsfähigfeit dieſer Beſtimmung lediglicy dazu führen würde, die Sadyen 
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unflarer zu erhalten. Es jcheint mir gefährlicher zu fein, die Sachen im 
Unflaren zu erhalten, ald zu verfuchen die Bertragöbeitimmung an diejer 
Stelle richtig zu deuten, aljo auch dem jeßigen zweiten Alinen des Artikels 
78 feine richtige Bedeutung zu gewähren. Ich erſuche Sie, meine Herren, 
den Wortlaut dieſes Alinea 2 ind Auge zu falfen. Es heift darin: „Vor— 
ichriften der Reichsverfaſſung, durch welche beitimmte Rechte einzelner Bundes- 
ftaaten in deren Verhältniffe zur Geſammtheit feitgeftellt find“ x. Meine 
Herren, joldhe beitimmten Rechte einzelner Bundesitaaten im Verhältniß zur 
Gejammtheit fannte bereits die Norddeutiche Verfaſſung. Ich erinnere Sie 
an Artikel 34. Hier it den beiden Hanſeſtädten eine Freihafenſtellung ein- 
geräumt; nur auf ihren Antrag foll fie verändert werden. Man fann dar- 
auf beziehen jene Beitimmung, welche die Poſtüberſchüſſe in beitimmter 
Weile auf die Matrifularbeiträge der einzelnen Staaten innerhalb einer be= 
jtimmten Webergangsperiode angerechnet jehen will. Wenn idy dies zugegeben 
habe, dab zu jolchen beitimmmten Rechten einzelner Bundeöitaaten im Ver— 
hältniß zur Gejammtheit dieje Poſtüberſchüſſe gehören, jo it nicht der min— 
deite Grund vorhanden, um nicht unter den nämlichen Begriff zu beziehen 
jene 15 Prozent, welche die einzelnen Staaten zur Zeit ein Necht haben von 
dem Ertrage der indirekten Steuern abzuziehen. Ich will einen andern Aus— 
gangspunft nehmen. Durch die ganze Norddeutiche Verfaſſung hindurch 
gingen die Rechte des Bundespräfidiumd, der Krone Preußen. Sie ver: 
zweigen ſich durch alle Beitimmungen derjelben. Meine Herren, fallen dieje 
Rechte des Präſidiums nicht alle unter den Begriff bejtimmter Rechte ein- 
zelner Bundesitaaten in deren Verhältnis zur Geſammtheit? Wollen Sie 


mir dieſe Vorausſetzung mur einen Augenblid zugeben — fie kann ja bes 
jtritten werden aber geben Sie mir einen Augenblif zu — und Gie 


werden mir wenigitend joviel zugeftehen müſſen, dat fie jehr leicyt darunter 
bezogen werden kann. Geben Sie mir das zu, dann, meine Herren, würde 
es nur eined jehr leichten Schrittö bedürfen, um zu jagen: das Stimmenge- 
wicht, welches jedem einzelnen Staate in bejonderer Weiſe im Bundesrathe 
gegeben iſt, ift ein beitimmtes Recht des einzelnen Staats im Verhältniß 
zur Geſammtheit. Und wäre man jo weit gekommen, dann wäre mir vor 
einer weitern Ausdehnung nicht bange. Meine Herren, eine Derartige er— 
weiternde Interpretation, wie ich fie bier vorgeführt habe, ald möglich an— 
genommen, wäre unter der Herrichaft der Norddeutichen Verfaſſung gleidy- 
giltig gewejen. Denn alle bejtimmten Rechte einzelner Staaten im Verhält— 
niß zur Gejammtheit jtanden lediglich unter dem Schuße von Berfafjung 
und Gejeß, wie denn am letzten Ende jelbjt die privatiten Rechte Ein- 
zelner im inzeljtaat "unter dem Schutze von Berfaffung und Geſetz 
ftehen und derjenigen Formen, welche über die Veränderungen von Ver— 
faffung und Gejeß geltend find. Jetzt aber wird diejen Necdten 
ein ganz bejonderer Schuß verliehen; jie werden geitellt unter 
das liberum veto des betreffenden Staates. Meine Herren, id) 
behaupte, wenn es gegenüber der Beftimmung der Norddeutichen Berfafjung 
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eine Interpretation geben könnte, welche auf Grund des vorliegenden Alinea 
1 dahin gelangte, die Kompetenz des Norddeutichen Bundes bei Berfaffungs- 
veränderungen auszuſchließen, welche Kompetenzerweiterungen betreffen, dann, 
meine Herren, würde die nämlicye Interpretation oder die nämliche Methode 
jehr leicht dahin fommen, das liberum veto in alle Fugen der gegenmwärti- 
gen Verfaſſung zu treiben. Meine Herren, wir haben hier Alle heute merf- 
würdige Interpretationsmethoden gerade nad) der eriweiternden Seite hin 
fennen gelernt. Man hat auf Grund des MWorted „Vereinsweſen“ gemeint 
das ganze Verhältniß des Staats zu der mädhtigiten und umfafjenditen 
Korporation, die jemald die Geſchichte gekannt hat, regeln zu können. Mit 
der nämlichen erweiternden Interpretation, die man heute bier vorgeführt 
hat, behaupte ich kann man mit dem Alinea 2 des Artifeld 78 Alles mög- 
lic) machen zum Schaden der Gejammtentwidelung des Neiched. Im diejem 
Augenblide, meine Herren, beiteht feine Neigung, nicht dem Kaiſer zu geben, 
was des Kaiſers iſt. Wir find aber dod) keineswegs verfichert, dab unter 
allen politiichen Kombinationen, unter allen Möglichkeiten, die und die Zukunft 
geben wird, ftet3 und immer der nämliche gute Wille herrichen wird. Dar- 
um jcheint ed mir auf jeden Fall nothwendig, dab wir volle Klarheit über 
das Alinea 2 ded Artifeld 78 jchaffen. Ich geitehe gern, dab für mich jelbit 
in Bezug auf diefen Artikel 78 Klarheit herricht, und das, was idy darüber 
denfe, dad habe ich in jenem Amendement niedergelegt, weldyes Ihmen ge 
drudt vor Augen liege. Mir jcheint, dab Folgendes klar if. Die Be 
ftimmung, wie fie hier im Alinen 2 niedergelegt iſt, iſt lediglich in denjeni— 
gen Verträgen feitgeitellt worden, die mit den Sübddeutjchen Staaten feitge: 
jeßt worden find. Es iſt aljo ganz offenbar, daß ſich auf dies Alinea 2 nur 
diejenigen Staaten berufen können, mit welchen die betreffenden Verträge ab- 
geichloffen find, dak fich aljo nur darauf berufen kann Baiern, Würtemberg, 
Baden; Heflen kann es wegen des zweiten Gefichtöpunftes nicht. Mir jcheint 
nämlidy, meine Herren, an zweiter Stelle klar zu jein, daß dieſes Alinea 2 
nur bezogen werden fann auf diejenigen Gegenftände, weldye im Tenor der 
Norddeutichen Berfaffung nicht enthalten find. Kein durch die Norddeutſche 
Verfaſſung geregeltes Verhältniß kann jemals verfucht werden bezogen zu 
werden unter diejes Alinen 2. Gerade diejenigen Verhältniffe und diejenigen 
beitimmten Rechte, welche gegen den Tenor der Norddeutichen Ber: 
fafjung unter den bier formulivten Begriff fallen können, find es, die ich 
in dem vorliegenden von mir geltellten Antrage feitgeitellt habe. Ich jchlage 
Ihnen aljo vor, die Perjonen beitimmt zu nennen, welche ſich auf Diejes 
Alinea 2 berufen dürfen, die Gegenftände beftimmt zu bezeichnen, welche 
nady der Abweichung der gegenwärtigen VBerfaffung von dem Tenor ber 
norddeutichen Verfaffung überhaupt unter den in diefem Alinea formulirten 
Begriff gezogen werden können. Nach dem Allen empfehle ich Ihnen die 
Annahme meines Antrages. Wenn ich Sie in der leßten Stunde damit 
etwas länger aufgehalten babe, jo wird mich jedenfalld die Wichtigkeit der 
Sache entjchuldigen. Ich werde auf jeden Fall das Prinzip aufrecht 
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erhalten, dab man in biefem oder jenem Wege Klarheit jchaffe über dieſes 
Alinea 2. 


Bundesbevollmächtigter Miniiter von Ink (Baiern)*): Meine Herren, 
ich werde zu Ihnen nicht fprechen über den Werth der Beftimmung, mit 
welcher ſich der Herr Vorredner befaßt hat, nicht die Gründe auseinander: 
jegen, welche zur Aufnahme der betreffenden Beftimmung in die Verträge 
geführt haben; ich will mır bemerken, daß von allen Seiten, weldye beim 
Abſchluß der Verträge mitgewirkt haben, die bier in Frage ftehende Be— 
ftimmung als eine jelbitveritändliche betrachtet worden ift, ald eine Be 
ftimmung, welche bei richtigem Verftändni der Verträge auch auf dem Wege 
der Interpretation hätte hergeftellt werden können. Ich glaube auch beifügen 
zu fönnen, dab alljeitig ein Einverſtändniß darüber feititcht, daß dieſe Be- 
ſtimmung dermalen geltendes Necht enthält und daß fie auch nad) der neuen 
Redaktion der Berfaffung geltendes Necht bleiben wird, einerlei ob diejelbe 
in dem eigentlichen Vertragsinftrument oder in dem nebenhergehenden Schluß- 
protofoll enthalten ift; denn nach dem Promulgationdgefeß, welches Sie zu 
votiren im Begriff Stehen, follen ja auch die in den Schlukprotofollen ent- 
haltenen Beitimmungen aufrecht erhalten werden, jelbit wenn fie in den Text 
der Verfaſſung nicht aufgenommen werden. Der Herr Vorredner hat nun 
eine Kontroverje darüber erhoben, ob nad; den Prinzipien, welche für ben 
Bundesrath bei Aufitellung des Nedaktiondentwurfes maßgebend gewejen find, 
dieje Beitimmung ſich zur Aufnahme eigne, oder ob fie unter diejenigen 
hätte gerechnet werden müffen, welche ald dem Sclußprotofoll angehörig 
nicht ausdrüdlich zu erwähnen find. Mir fcheint aber, wenn ich den Herrn 
Vorredner richtig verftanden habe, daß er fidy über die maßgebenden That: 
ſachen im Irrthum befindet; es iſt nämlich nicht an dem, wie der Herr Vor: 
redner behauptet hat, daß die betreffende Beftimmung ſich lediglich in den 
Schlußprotofollen befindet. Im dem baierischen Vertrage ift dieſe Beftimmung 
in dem eigentlichen Vertragsinftrument sub Ziffer V. enthalten, und gerade 
diefer Umftand war die Veranlaffung dafür, daß in den Berathungen bes 
Bundesraths dieje Beitimmung, dem urfprünglichen Entwurfe entgegen, in 
die Ihnen nunmehr vorliegende Redaktion der VBerfaffung aufgenommen it. 
Ich hoffe aljo, meine Herren, Sie werden fidy mit Rüdficht hierauf für die 
Beibehaltung der fraglichen Beftimmung enticheiden; ich glaube aber den 
Sat beifügen zu müffen, daß, wenn Sie etwas ändern wollen, ein einfaches 
Streihen der Beitimmung in der That erträglicher ift, ald die Redaktion, 
welche der Herr Vorredner vorgeichlagen hat. Das einfache Streichen der 
Beitimmung würde fie unter allen Umftänden in Geltung belaffen auf Grund 
des lebten Artifeld des Promulgationsgejeged. Die Faſſung, die der Herr 
Vorredner vorjchlägt, enthält aber entichieden eine jachliche Aenderung, welche, 


6.8 ©. 161 ro 
Materialien III. 





1268 1871. Art. 78. Laoker. 


wenn ich dad Haus richtig veritanden habe, was Ihre Initiative betrifft, 
eigentlich für feinen Artikel der Verfafjung beabfichtigt gewejen it. Eine 
jachliche Aenderung, ſage ich — der Herr VBorredner hat für die Richtigfeit 
diefer Behauptung meines Erachtens den ſchlagendſten Beweis geführt; die 
Faſſung, wie fie jet vorliegt, läßt die ganze Frage offen; die Faſſung, wie 
fie der Herr Vorredner vorjchlägt, enticheidet, dab mur die von ihm bemor- 
gehobenen Rechte und nur die von ihm hervorgehobenen Perjonen durdy die er: 
wähnte Beitimmung betroffen werden jollen. Nun jcheint mir aber, meine Herreu, 
indem ich noch beifüge, daß icy der Auslegung des Herrn Vorredners beizu- 
ſtimmen in feiner Weiſe berechtigt bin, dab auch die jegige Disfujfion nicht 
geeignet ift, um die Frage, ob der Herr Vorredner wirklich nach allen Rich— 
tungen erichöpfend redigirt hat, zu approfondiren und in entiprechender Weile 
zur Grledigung zu bringen. Ich habe das größte Vertrauen, daß bei den 
Abfihten, die bisher zu wiederholten Malen dofumentirt worden find, dem 
Haufe die Ablehnung des Antrages am meiſten entjpricht. 


Sasker’): Meine Herren! Aus der Audeinanderjegung des Herrn 
Vertreterd ded Bundesraths ift mir das Wichtigite jeine Erklärung, dab 
durch die jeßige Aufnahme des Sates in die Verfaſſungsurkunde nichts An- 
deres audgedrüdt werden joll, ald was wir jeit jeher fire Norddeutſches Bun- 
desrecht gehalten haben. Die Geſchichte des zweiten Abjages im Artikel 78 
beiteht darin, dat urjprünglicy in den Verhandlungen, welche den baierijchen 
Berhandlungen vorausgegangen find, protofollarijch feſtgeſtellt war, es jei 
jelbitverftändlid, daß joldye Beitimmungen, welche zu Gunften eines einzelnen 
Staated ftipulirt werden, nur mit Zuftimmung diejes Staates wieder ab- 
geändert werden fünnen. Cs handelte ſich um eine logijche Interpretation, 
und aus dieſer logijchen Interpretation haben nun die Unterhändler des 
baierijchen Vertrages, die überall ſehr vorfichtig zu Werfe gegangen find und 
lieber verbrieftes Recht ald Logik haben wollten, den Satz in Vertragsſtil 
umgeftaltet und darin ald Beifpiel aufgeführt, daß zum Beifpiel das Mili- 
tär-Budgetrecht Baierns nicht abgeändert werden fünne, außer unter Zus 
ftimmung diejed Staats. Die generelle Beitimmung lautet allgemein, und es 
ift blos der Aufklärung wegen dem baierijchen Vertragsrecht ein Beiſpiel zu: 
gefügt worden. Nun ift, wie wir Alle willen, der jeßige Vertreter des 
Bundesrat bei dem Abſchluß der baierischen Verträge erheblich beteiligt 
gemwejen, und ich finde durch die heutige Erklärung beitätigt was ich immer 
angenommen babe, dab aud) der baterijche Vertrag fein neues Recht jchaffen 
jollte, jondern blos in logischer Interpretation das, was vorher ſchon beftimmt 
war, umgearbeitet hat in eine ſolche Faſſung, wie fie zu einem Paragraphen 
fich geitalten läßt. Ic habe den Herrn Vertreter des Bundesraths richtig 
veritanden, als er jofort damit begann, der zweite Abjat des Artikels 78 ſei 
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der ſelbſtverſtändliche Inhalt der früheren Bundesverfaſſung. Daraus folgt, 
dab durch die Annahme der jetzigen Vertragsbeſtimmung keinerlei Verände— 
rung erfolgt, daß wir in alle Zuknnft einig ſein werden über die Bedeutung 
dieſes Paragraphen, daß das, was logiſch bereits aus der Norddeutſchen 
Bundesverfaſſung herzuleiten war, in Zukunft auch für die neue Verfaſſung 
gelten joll, neues Recht aber nicht geichaffen wird. Es ift dies einer der 
Fälle, in Betreff deren ich Eingangs der Debatte gejagt habe, daß, wenn 
Zweifel entitänden, die Entftehungägeichichte das geeignete Material fein wird 
den Zweifel zu bejeitigen. Ich bin dankbar dafür, daß der Herr Abgeord- 
nete Hänel dieje Debatte angeregt bat, denn ich bin der Weberzeugung, daß 
ſchon durch diefe Disfuffton der größte Theil desjenigen, was er durch jeinen 
Antrag anftrebte, erfüllt ift. Aus den Verhandlungen im Haufe und mit 
der Regierung iſt bereitö feitgeftellt, daß neues Mecht nicht geichaffen werden 
joll, (dev Abgeordnete Windthorit meldet fih zum Wort) und jelbit wenn 
Herr Windthorft fich ausdrüdlich vorbehalten wird, ·daß er für feine Perſon 
die Abficht habe neues Necht feitzuftellen, jo wird das Nichts daran ändern. 
Es jteht alſo feit, daß ſowohl in den VBorverhandlungen nichts anderes aus- 
gedrücdt werden joll, alä was der Herr Vertreter des Bundesraths zutreffend 
erörtert hat, und damit glaube ich, daß die meiiten Bedenken, welche der 
Herr Abgeordnete Hänel in jeiner Rede auseinandergejeßt hat, wegfallen; ic) 
danfe ihm aber, daß er die Grörterung diejer Frage in jo flarer, unzwei- 
deutiger Weije herbeigeführt hat. 


Bundeöbevollmächtigter Minifter von LCutz'“): Nur eine ganz kurze 
Erklärung. Das Verlangen nach verbrieftem Recht und die Ungenügjamfeit 
mit der Logik bat in dem bier vorliegenden Falle nicht blos den Vertreter 
der baieriſchen Regierung geleitet jondern mit ihm die jämmtlichen Unter 
händler von Würtemberg, Baden und Hefjen, denn auch in den Berträgen 
mit diejen Staaten findet fich die beanftandete Beitimmung, bei jenen nur 
im Scylußprotofoll jtatt im Hauptvertrage. 


Dr. Windthorft"*); Meine Herren, id babe nicht die Abficht, die 
höchſt intereffanten jtaatörechtlichen Fragen, welche von dem Herrn Abgeord- 
neten Hänel angerührt worden find, bier weiter zu erörtern. Ich nehme 
deshalb das Wort nur, um demnächſt mir nicht vorhalten zu laſſen, dieſen 
Aeußerungen gegemüber mich jchweigend verhalten, alſo zugeitimmt zu haben. 
Sp iſt es mir in eimer früheren Periode nämlich einmal gegangen. Ich er- 
fläre jomit, daß ich dem Herrn Abgeordneten Hänel in vielen Punften nicht 
beiftimme. Ebenſo ſtimme ich dem Herm Abgeordneten Lasker nicht bei. 
Ich habe die Erklärung des Herrn Bundeskommiſſars auch jo enge nicht 
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verftanden, wie der Abgeorbnete Lasker fie interpretirt. Vielmehr habe 
ich wohl gefühlt, wie bei den Verträgen die Verbriefung des logiſchen Sates, 
wie Herr Lasker ſich audgedrüdt, eine jehr beitimmte Bedeutung hatte. Die 
jelbe hatte eine jtarfe Bedeutung gegenüber dem Gejchäfte der Herren Ab- 
geordneten Lasker und Miquel die Einzelſtaaten in ihren Kompetenzen zu 
bejchränfen. Ich bejchränfe mich darauf, diejen Satz beitimmt bier auszu— 
Iprechen, da ich feine Konjequenz gezogen willen will aus dem, was die 
Herren Hänel und Lasker heute gejagt haben. Wenn Herr Laöfer meint, 
dab das, was ich jage, nicht für die übrigen Mitglieder des Hauſes gelten 
würde, jo antworte ich ihm, wie ich erwarten muß, was die andern Mit: 
glieder des Hauſes zu diejer feiner Anficht jagen. Wir befinden uns übrigens 
ja nach Laskers Meinung jeßt in einem Ruhepunkte und deshalb werden die 
bier berührten Kragen in dieſer Diät fchwerlich praktiſch. Diejenigen, die 
nady und kommen, fünnten vielleicht auch auf meine Stimme etwas mehr 
Gewicht legen ald Herr Abgeordnete Laöfer und etwa ein Theil jeiner 
Parteigenofjen. 


Dr. Sänel’): Meine Herren, auf jeden Fall geht aus der Erflärung, 
die wir eben gehört haben, ſoviel hervor, daß man fidy in Bezug auf das 
bier behandelte Alinea 2 alles Mögliche für die Zufunft vorbehält. Grade 
diejed Vorbehalten zu bejeitigen, war diejenige Abficht, die ich bei der Stellung 
meined Antrages hegte. Wenn der Herr Vertreter des Bundesraths vorhin 
gejagt hat, daß ich mich in der Behauptung geirrt habe, dieſes Alinea 2 
ded Artikel 72 habe nicht im Vertrage mit Baiern geitanden, jo bin id 
falſch gehört worden. Ic habe vorhin gejagt: dieſes Alinea 2 hat in feiner 
Verfafjungsurfunde geitanden. Sie wilfen, meine Herren, die verjchiedenen 
Berfafjungsurfunden find ja feitgeftellt worden in den Verträgen mit Baden 
und Helfen und jodann in dem Vertrage mit Baiern unter Wr. IL und IL, 
Ic; habe grade gejagt, dieje Beitimmung finde fidy nur im Protofoll und 
in Bertragänunmern, aljo im baterijchen Vertrage unter Nr. V., ‚nicht aber 
unter jenen Nummern, welche den Berfafjungstert im baierijchen Verträge 
feſtſtellen. Inſofern bleibe idy aljo bei der Behauptung: die Hinzufügung 
diejes Alinean 2 ift eine Herübernahme von DVertragebeitimmungen in den 
Berfaffungstert. Es liegt aljo hier eine materielle Veränderung vor, die zu: 
erit der Bundesratly gemacht hat. Wenn mich nun Herr Lasfer darauf ver- 
weilt, daß es ja feinem Zweifel unterliegen fünne, dab eine ſolche aus den 
Verträgen oder Protofollen in die Berfaffung herübergenommene Beftimmung 
feine andere Auslegung finden dürfe, als diejenige it, die an dem eriten 
Drte mit ihrer Faſſung möglidy war, jo will id) das gern zugeben. Dann 
aber fehlt nur jeder und aller Grund, um dieſe Beitimmung aus den Ver: 
trägen herüberzunehmen in die Verfaſſungsurkunde. Damm würde gerade 
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diejed Moment, dab man eine ſolche Beitimmung aus den bloßen Vertrags: 
beitimmungen in die Berfafjungsurfunde herübernimmt, ein mögliches Argu— 
ment jein, um gegen die Anficht des Herrn Lasker Interpretation zu üben. 
Deshalb, meine Herren, wenn man nicht fo weit gehen will wie ich, wenn 
man aljo nicht gleich jebt auf eine beitimmte und Flare Interpretation nad) 
dem Rechtöjubjeft und nad) dem Objekt, die durch das Alinea 2 getroffen 
find, ſich einlaffen will, dann, meine Herren, rathe ich Ihnen wenigſtens 
dringend die Sache zu laſſen wo fie ift, d. h. dieſes Alinen 2 zu 
ftreichen. 

Bei der Abitimmung wurde die von Dr. Hänel beantragte 
Faſſung von Alinea 2 ded Art. 78 ded Entwurfs abgelehnt, die 
Faſſung ded Entwurfs aber angenommen”). 
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Wurde in I. und II. Berathung feine Erinnerung gegen beide Para» 
graphen erhoben”), Ebenjo in der III. Berathung, wo jodann das ganze 
Gejeg von einer beinahe einitimmigen Mehrheit angenommen wurde ”*). 


Dritte Berathung 
über Verſaſſung mit Promuflgationsgeleh. 


General-Debatte. 


Dr. Ewald:;***) Meine Herren, in der Situng vom erften dieſes Monats 
fand ih Raum, Ihnen zu erörtern, warum ich den 1. und 6. Wrtifel des 
und vorgelegten Verfaſſungsentwurfs nicht billigen fünne. Heute mun, wo 
die allgemeine Berathung wiederfehrt, ergreife ich die Gelegenheit noch 
einige Bedenfen zu äußern, welche fi) mir aufgedrängt haben bei der Be— 
trachtung allgemeiner Begriffe und Namen dieſer Verfafjung. Ich werde 
mich jo kurz ald möglich fallen, hoffe aber, daß dieje Bedenfen Ihnen, 
meine Herren, nicht jo ganz leicht zu ſein ſcheinen; ich hoffe, daß Sie näher 
auf fie eingeben und mich widerlegen von ihnen befreien werden. Zuerit 
ift der Name und Begriff Kaiſer und Reich, welcher in der jehr eiligen Be- 
rathung am letzten Tage des Norddeutichen NReichstages, wo ich nicht mehr 
zugegen war, gleichjam nur verjuchsweile in zwei Stellen der Verfaſſung 
vom Sabre 1866 und 1867 aufgenommen war, jeßt durdy das ganze Werk 
bindurchgeführt, an jeder Stelle, wo es irgend möglich jdyien, aufgenommen; 
er iſt jo vorberrichend, daß ich in diefer Verſammlung jelbit, meine Herren, 
ſchon einige Verſuche gehört habe ihm noch weiter fortzuführen, bie jebt 
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unter dem Widerſpruch vom Miniftertiiche ber. Aber daneben findet fich 
in diefer Verfafiung auch der Name ded Bundes; es iſt hier noch die Nede 
vom Bundesrathe, von Bundesitaaten, insbejondere von Bundespflichten. 
Damit mun jcheint fich mir der innere Widerjpruch, welcher jchon dem Werfe 
vom Jahre 1866 und 1867 nadı meiner Meinung bis in die tiefiten 
Wurzeln binein anbaftete, jebt noch viel offener dargelegt zu haben. Der 
Deutiche Bund vom Jahre 1815 war wirklich ein Bund. Gr bat der Zahl 
nach weniger, aber zu der Bedeutung und zu dem Wejen eines Bundes voll- 
fommen paflende Grundſätze; und dieſe Grundſätze find jo, daß fie jeden 
weiteren Ausbau geitatten, welcher nur den Grundgedanken des Bundes nicht 
aufhebt. Die jet uns vorgelegte Verfaſſung ift zwar im einigen Stüden 
bis in das Ginzelnite hinein ausgeführt, in anderen Stüden dagegen, ver: 
glihen mit der magna charta jenes Jahres, auffallend mangelhaft, jo 
mangelhaft, daß ſchon in diefer Verfammlung bei der vorigen Beratbung 
Verſuche gemacht wurden fie zu ergänzen, aber umjonft. Die Hauptſache 
aber iſt, dat der Widerſpruch nun hervorgetreten it, den ich jchon bezeichnete 
und den ich am fürzeiten und klarſten vielleicht jo ausdrüden möchte, dat 
auf der einen, auf der rechten Seite Kaiſer und Reich offenbar übermächtig, 
auf der anderen, auf der linfen Seite wie zum Andenken an den Bund von 
1815 ber der Name Bund ſteht. Nun läßt ſich zwar denfen, dab ein Bund 
auch ein Reich genannt werde, obgleich das nidyt grade nothwendig iſt; aber 
der Begriff eineö Kaiſers hebt den Bund auf, da ein Bund zwar nicht in 
allen den Dingen von Zahl, aber in allen den Dingen von Recht voll- 
fommene Gleichheit aller jeiner Glieder fordert, der Kaiſer aber dagegen jo 
tief einjchneidende, jo höchſt entjcheidende Vorrechte hat, dab damit der Begriff 
eined Bundes mir aufgehoben jcheint. Wenn nun die Finbheit und die 
Gleichheit auf dieſe Art mir micht da zu ſein jcheint, jo tit fie noch von 
einer anderen Seite ber in diejer Verfaſſung nicht zu erkennen jondern viel- 
mehr wie mir jcheint jchwer verleßt. Es find ja auch bejondere Vorrechte 
außer dem Kaiſer Baiern und Würtemberg zuerfannt, Vorrechte, welche, 
wenn man auf den-Uriprung ſieht, vielleicht jchon bezeugen können, dab 
dieſes Kaiſerthum, welches jetzt wie jo Viele meinen jchon in dem Zenith 
jeiner Größe ſteht, doch vielleicht nicht jo ſtark ift, wie es zu jein jcheint. 
Denn‘ wenn Fürſt Bismarck fich zu jener Zeit, wo er den ſüddeutſchen 
Ländern Baiern und Würtemberg ſolche Vorrechte zu bewilligen ſich ver- 
anlaßt jab, ſtark genug fich gefühlt hätte, jo muß ich wenigitend meiner 
jeitö bezweifeln, ob er wirflich ſolche Vorrechte ihnen bewilligt hätte; aber 
er winjchte damals aus gewiſſen Urjachen den Eintritt jener Yänder in den 
ſchon geitifteten Staat des Norddeutichen Neiches; und da nun jene Länder 
unter anderen Bedingungen nicht eintreten wollten, wie es jcheint, — nun jo 
bewilligte er ihnen diefe Vorrechte! Das, meine Herren, it mein erſtes 
Bedenfen. Mein zweites Bedenfen gebt von dem Namen aus, den ſich 
dieſe Stiftung gibt, „das Deutiche Reich“. Daß dieje Stiftung, melche 
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durch Ihre Zuftimmung, meine Herren, mın geſetzlich werben foll, nicht 
einerlei jein will mit dem alten heiligen römifchen Reiche Deuticher Nation, 
das iſt zwar durch den verjchiedenen Namen ſchon etwas angezeigt. Das 
Deutſche Reich will nicht eimerlei jein mit demjenigen Reiche, welches ſich 
nicht ohne Recht das römijche Reich nennen fonnte, weil es nody an die 
glorreichen Urzeiten des Kintrittö aller Stämme des Deutichen Volkes in die 
große Weltgejcdyichte erinnerte, und weldyes ſich daneben auch jehr wohl ein 
beiliges Reich nennen fonute, weil es jowohl nad) jeiner Entitehung als nad 
jeinem offenen Bekenntniſſe mır von denjenigen unfichtbaren, aber wirklichen 
und wahren, ewigen und heiligen Mächten getragen und gefördert werden 
wollte, welche allein ein menjchlidyes Reid, tragen und fördern fünnen. Nun 
das iſt aljo zwar gewiß: mit jenem Reiche will dieſes Reich, das fich ſchlecht— 
hin blos nennt das Deutjche Neich und welches freilich neben fich fein anderes 
Deutſches Reich dulden will wie es jcheint, (Heiterfeit) — nicht einerlei jein, 
und dennoch — haben wir nicht gejehen, daß man am jenes Reich anzu- 
fnüpfen jucht?! Was find das für MWiderjprüche, die fi) aufs Neue er- 
heben?! Aber nody von einer ganz anderen Seite aus ergiebt fich mir ein 
innerer Widerjpruch: bei dem Namen „Das Deutjche Reich“ jelbit. Ge 
Icyichtlich it diefer Name, der nun neu auffommt, „das Deutiche Reich“ 
für dieſe Stiftung unzweifelhaft aus einer Theorie hervorgegangen, die in 
diejen Zeiten jo mächtig geworden iſt, einer Theorie, welche gar nicht ein- 
mal urſprünglich deutjch it, die unter fremden Völkern auffam, durdh die 
franzöfiiche und italienifche evolution hoch emiporgehoben wurde, einer 
Theorie, weldye ich immer für das Berfehrteite und Schäblichite gehalten 
habe, was vielleicht im Leben der Staaten möglich ift: der Theorie der 
Nationalitäten. Betrachte ich nun das Deutjche Reich nach diefer Theorie, 
aud weldyer es jeinem Namen nad) offenbar hervorgegangen ift, (ba die 
preußijche Regierung vor dem Jahre 1866 immer ſich jorgfam hütete dieſe 
Theorie jo offen anzuerkennen, ganz anders aber jeit 1866 handelt) num jo 
ergiebt fid) mir wieder von Neuem ein jchwerer Widerſpruch dieſes Namens, 
denn entweder ſoll Diejer Name „das Deutiche Reich“ dasjenige Reich be 
deuten, weldyes alle die Deutichen Stämme und Bölfer in fich jchlieft, umd 
das wäre Doc, jein nächiter Sinn gerade nach jener berrichenden Theorie: — 
aber obwohl idy mid) von Herzen freue, dab Elſaß und ein Theil wenigftens 
von Lothringen zum Deutjchen Reich zurüdfommen joll, jo muß ich doch 
fragen: wo it denn Luremburg, Limburg, wo find die Millionen von 
Deutjchen, zeritreut im öſterreichiſchen Kaiſerthum? Alſo, meine Herren, 
müſſen wir wohl auf einen anderen Sinn bei diefem Namen jehen, wir 
müflen jagen, das Deutjche Neid) joll auch Nichtdeutiche umfaſſen; und jo 
it ed ja. Warum aber Hagen dann die Polen, die Dänen in Nordichles- 
wig? — wir haben ja die Klagen jo oft gehört, fie find und befannt; fie 
haben Grund, wenn man von jener Theorie ausgeht und den Namen „das 
Deutiche Neid” nach jener Theorie betrachtet. Und dann, was mir am 
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Ende die große Hauptiache bier zu ſein jcheint, auch Defterreich kann fich 
danach mit Recht ein Deutſches Reich nennen, weil in jenem Neiche ebenjo 
wie in dieſem auch Nichtdeutiche find; der Grund ift derjelbe: heißt diejes 
Reich dad Deutſche Reich, jo kann auch dort noch ein anderes Deutjches 
Reich mit demjelben Grunde fich jo nennen. Darum, wollen wir durchaus 
den Namen „deutich” beibehalten, jo müſſen wir doch wohl wie es mir 
jcheint jagen: bier joll gegründet werden dad preußiſch-deutſche Neidh, 
(Heiterkeit) oder, wenn Sie es noch fürzer ausdrüden wollen: hier joll ge 
gründet werden das preußilche Kaijertyum. Und diefer Name wäre nod) 
aus dem Grunde viel paffender wie es mir jcheint, weil das Verhältnif der 
Preußen und der Nichtpreußen, wie fie in dieſem Reiche jeßt zufammen 
ftehen, eine vollflommene Ungleichheit in diejem Reiche in ſich jchließt. Nur 
in dem Falle, den ich wünjche: daß die anneftirten Yänder wieder frei werden, 
— würde fich das Verhältni der Gleichheit zwijchen Preußen und Nichtpreußen, 
namentlicy auch hier in dem Reichstage, annähernd wieder heritellen. Be— 
tradyte ich nun endlich drittens weiter das Kaiſerthum jelbit nicht blos 
jetnem Namen nach jondern vielmehr nun auch jeinem Weſen nach, das 
Kaiſerthum, wie ed bier nach dem uns vorgelegten Gejegesentwurfe gegründet 
werden joll, jo jcheint mir ein ungemein weiter, ja ein unausfüllbarer Ab: 
ſtand zwiſchen diefem Katjertbum und dem alten Deutichen Kaiſerthum da 
zu jein. Das alte Deutſche Kaiſerthum war nicht zunächſt die allgewaltige 
Macht, welche das ganze Deutiche Volk wo möglich als Kriegsvolf mit “allen 
Kriegäwaffen und Kriegämitteln und Kriegsichäßen in ihre Hand zufammen- 
drängte ; das alte Deutſche Kaiſerthum war vor Allem die erhabene, milde, ver: 
jöhnende Macht höherer Gerechtigkeit, welche gleichmäßig über allen Gliedern des 
Reiches waltet, welche vorzüglich aud) den Unterdrücten gegen die Gewalt: 
thätigfeiten der Mächtigeren hilft. Jenes Kaiſerthum war ſchon danach jo 
jehr nicht jowohl von jinnlicher als von geiftiger Bedeutung, dab ed von - 
den Zufälligfeiten einer menſchlichen Herrichaft oder eines füritlichen Ge- 
ichlechtes, eines vorberrichenden Stammes, einer Hauptitadt vollfommen un- 
abhängig war, und dat es jogar nicht wie irgend ein anderes finnliches 
Ding als ein Erbitüd betrachtet wurde, welches nothwendig vom Bater auf 
den Sohn übergehen müßte. Daher herrichte denn audy im jenem alten 
Reiche jo viele Gleichmäßigfeit der Bildung, ein jo weit verbreiteter Wohl: 
ftand, ein jolcher wahrer Wetteifer aller einzelnen Stämme und Reiche und 
Voölker in Allem, was den Wetteifer hervorrufen Fann, in Handel und Wan 

del, in Künften und Willenichaften, in Schulen und Univerfitäten. Wenn 
nun jenes alte Reich (in weldyem der Kaijer feinen Augenblick denken konnte, 
die höchſte Macht über alle Deutichen Völker und Fürlten lebe ihm und 
jeinem Hauje etwa wie ein Grbitüf an, jo dab er fie nothwendig haben 
müfje, — ein Glaube, eine Meinung, woraus nad) dem Zeugniß aller Ge- 
ſchichte in allen Jahrhunderten Nichts am Ende entjprojjen it als Ginbil- 
dung, Wilfür und Despotie) — wenn, jage ich, das alte Deutjche Reich all» 
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mählich im Laufe der Zeit in den Deutfchen Bund wie von ſelbſt überging, 
jo verfeinerte und verflärte fich dadurch nur alles das Beſte, was in jenem 
alten Reiche gewejen war. It nun für ein großes, allgemein verbreitetes, 
jehr gleichmäßig gebildetes Volk die beite Verfaſſung, die ſich für es ziemt, 
wie ich immer gemeint babe, allein die mohldurdjgebildete, echte, freie 
Aundesverfaffung, jo ziemt fie fid) ganz bejonders auch für das Deutſche 
Volf und für das Deutiche Reich. Nun aber joll diefe Bundesverfafjuug 
zwar nicht augenblidlich aber allmählich wie es fcheint aufgelöit werden, 
es find jchon verjchiedene Verſuche dazu wenigitend von ferne angeregt. 
Mar neulich die Nede von einer itio in partes. die doch geſetzlich iſt nach 
diejer Verfafjung, jo gab es viele Andere, die fie durchaus nidyt gern hatten. 
Es wird aljo, jo viel ich vorausjeben kann, etwa ebenjo werden wie in dem 
Norddeutichen Bunde, wo ich auch in dem Meichätage von mandyen Mit: 
gliedern wohl hörte, die Fleineren Staaten müßten von jelbit aufhören. 
Warum ſoll denn nun dieſer ganze Streit nicht wieder emporfommen? Ja, innere 
unverföhnliche Widerjprüche werden wohl jo lange unſchädlich bleiben, als fie 
blos auf dem Papiere oder in dem flüffigen Hin: und Herreden beſtehen, 
aber aller Geſchichte nach führen fie am Ende nothwendig zu den härteſten 
Zufammenitößen, zu den ftarreften Streitigkeiten, zu den blutigiten Kämpfen. 
Darum ſchließe ich denn, indem ich noch die Frage aufwerfe: wollen Sie, 
meine Herren, wirflid das, was allem Deutjchen Weſen bis jet zuwider 
war, was aller Deuticher Gejchichte wideripricht, das erbliche Katjerthum 
einführen? jo möchte ich Sie dody weiter fragen: wo ift denn in aller 
Geſchichte das erbliche Kaiſerthum geweſen? wo ift es zuerit aufgefommen? 
Es it zuerit aufgefonmen im byzantinischen Reidye, und erit im den' ſpäteren 
Jahrhunderten deſſelben. Nun, viel Byzantinerthum babe ich audy ſchon im 
früheren Zeiten bier in Berlin bemerkt; (Heiterfeit) jetzt aber, wenn biejed 
byzantiniſche erbliche Katjertbum noch binzutritt, fürchte ich, wird Das 
Bıyantinertbum noch viel böber werden, noch viel mehr Alles überichatten 
und überwuchern. Sodann, ohne aus den meueiten Zeiten auf die amerifa- 
nijchen und afrifaniichen Kaiſerthümer binzubliden, die auch erblich find 
— denn von ihnen will ich nicht viel veden, die Herren werden es durch— 
aus nicht wünjchen — (Zuftimmung) aber in unjeren Zeiten iſt allerdings 
das erbliche Kaiſerthum auch ſonſt verfucht; es it aber mur zunächſt ver: 
jucht von den beiden Bonaparte. Wenn aljo, das iſt mein Schluß, dasjenige 
Reich, weldyes durch dieſe Verfaſſung gegründet und beute durch unjere Abs 
ſtimmung gejeßlich werden joll, wenn diejes Reich fich weiter ausbildet auf 
diefer jeiner Grundlage, was fann es dann amı Ende werden nach allem 
diefen, was wir vorausjeben können, was die Gejchichte ſchon lehrt, und 
das innere Wejen der Sadye uns zeigt? Was fann es da werden? Ic 
ſage, höchſtens kann es eine Wiederkehr des Neiches von Louis quatorze 
werden! oder, was mir moch viel mehr der Fall zu jein jcheint, es kann 
und muB ein drittes bomapartiiched Gäjarenthum werden! Wie ich das 
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fagte am 6. Dezember im vorigen Reichstage, jo darf ich es wiederholen hier 
an diefer Stelle. Finden fich denn nicht die größten Aehnlichkeiten zwiſchen 
den beiden bonapartijchen erblichen Katjerthümern und dem Kaiſerthum, 
welches jet bier gegründet werden joll? Wie das erite bonapartijche Kaiſer— 
thum aus einem Staatsſtreich im Iahre 1799, und wie da& zweite nicht 
blos aus einem Staatsftreiche jondern auch aus einer der blutigiten Re— 
volutionen hervorging, die von oben herab gemacht wurden, im Jahre 1851: 
fönnen wir leugnen, dab dieſes Neich, wie es jetzt hier geſetzlich werden joll, 
im Jahre 1866 aud) nur durch eine ſolche Nevolution emporgefommen ilt? 
Ferner, wie das erſte bonapartijche Cäſarenthum durch kriegeriſches Glück 
bald ſo hoch emporſtieg, daß es die Bewunderung der ganzen Welt erregte 
und ein ewiges Reich zu ſein ſchien, und wie dann auch das zweite bona— 
partiſche Kaiſerthum durch das unerwartete Glück des Krimkrieges einen 
ſchönen Schimmer von Glanz und Herrlichkeit um ſich verbreitete, ſo daß 
man ſchon meinte, kein Reich in dieſem ganzen Jahrhundert ſei doch glück— 
licher als dieſes Reich, ſo, meine Herren, kommt es mir vor, daß auch der 
glückliche Krieg, den dieſes Reich im vorigen Jahre und bis in dieſes Jahr 
hinein geführt hat, allerdings einen großen Glanz um dieſes Reich ver— 
breitet hat, aber nur jo wie dort bei den beiden bonapartijchen Neichen, dab 
er die inneren Mängel und Gebrechen, an denen diejes Reich von Anfang 
an ſchon Franft, nur überdeft und verhüllt hat. Das find einige Aehn— 
lichfeiten; aber laffen Sie mid zum letzten Schluß (Heiterkeit) noch eine 
große Unähnlichkeit hervorheben. Die große Unähnlichfeit — warum Sie 
lachen, weiß ich eigentlicdy nicht — (Ruf: Ueber den „legten“ Schluß!) ich 
rede ernit, (Heiterkeit) und die Sachen, die ich jage, find auch ernit. 
(Heiterfeit.) Ic habe das Mecht, bier zu reden! (Nuf: Ia wohl!) Ich 
habe das Recht, ernit zu reden — (Ruf: Gewiß! Heiterfeit) wie die Sache 
jelbft es erfordert, wie es mir bier der Fall zu jein fcheint®— Die Ungleidy- 
heit ift diefe. Im Frankreich, in Stalien, in Spanien find die Nevolutionen 
eine Art Landesſeuche, und das können wir gar nicht jo jehr auffallend 
finden. Soll idy heut an diejer Stelle jagen, was Frankreich noth thue, 
damit ed endlich von dieſer Zandesjeuche befreit werde? (Ruf: Ia, ja!) 
Nun, das thut ihm noth, daß es um menigitens drei Jahrhunderte bis 
hinter die Bartholomäusnacht zurücgehe und auf dem Boden, der damals 
war, einen neuen, beijeren Anfang zu gründen ſuche! — So iteht es mit 
jenen Ländern. Aber in Deutichland war bis jet die Nevolution nidyt von 
oben her erlaubt und geſetzlich. Doc was ift nun geſchehen jeit dem Jahre 
1866 und in jenem Jahre? Bor allem Anderen Sins iſt es, was da ge 
ichehen it, was ich mit einem Worte bezeichnen fann, worin Alles zujam- 
men liegt: im Jahre 1866 it gegen die Majeltät Geſammt-Deutſchlands, 
gegen die Majeftät der Deutichen Völfer und Fürſten ein Verbrechen be: 
gangen worden (oh! oh!) ein Majeſtätsverbrechen — in anderem Sinne, ald 
deſſen Andere angeklagt werden, aber doch, ich halte eö dafür; — denn wenn 


1278 Dritte Berathung über BVerfaffung und Promulgationsgeſetz. 


ih den Fürften Majeftät gebe, — nun auch die Völker haben fie, weil 
nur durch die Herrlichkeit eines Volkes doch auch die ganze Herrlichkeit 
eined Königs und Fürften entiteht, — wie ich fie verehre, wie ich in meinem 
ganzen Leben gegen alle Mevolutionen gewejen bin und auch noch jet da— 
gegen rede wie früher in allen meinen zeiten. Darum laſſen Sie mid 
zum Schluß das Cine wünſchen: möge das vitium originis des Neiches, 
welches heute hier gegründet werden joll, gründlich aufgehoben werden, möge 
dad gejchehen, was alle wahren Deutſchen wünſchen, — ſolche Deutiche, denen 
Sie nicht das geringite Böfe vorwerfen fünnen, möge das gejchehen: dann 
werde ich herzlich gern dieje Verfaſſung billigen; wenn nicht, — nicht ! 


Die Spezialdebatte (eine folche hatte übrigens lediglich zu Art. 8 


ftattgefunden) wurde an der betreffenden Stelle bei der zweiten Berathung 
angereiht. 


Trut von Ge br. In ger EEh. Grimm) in Berlin, Schönebergerftr. ı 17a 
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Vorwort zu den Regiftern. 


Hr find bei der Fertigung der Negifter von der Abficht geleitet gewefen, 
einen möglicht großen Nugen zu ſchaffen und deshalb den Kreis des Publi- 
fums zu erweitern, Demgemäß wurde die Einrichtung jo getroffen, daß 
die Regiſter den Beſitz unferes Buches feineswegs vorausfegen, daß fie viel- 
mehr auch feparat und für fich allein zu einem größeren Theile ihres In- 
haltes zugleich für Diejenigen brauchbar find, welche auch nur im Beſitze 
der Deutſchen Neichsverfaffung, fei es allein, fei es in Verbindung mit 
der Verfaſſung des Nordbeutichen Bundes oder den Berfailler Verträgen 
find, oder aber welche fih im Befige der Stenographifchen Berichte des 
Reichstages felbft befinden. Durch Eitirung der Artikel und fonftigen "Ab- 
theilungen der Berfajfungs: und beziehungsmweife der Vertrags: Urkunden follen 
die Negifter zugleich hierfür als Negifter dienen, durch Citirung der Steno- 
graphifchen Berichte Hingegen zugleich ein das Gebiet der Verfaſſung er: 
ihöpfendes Regifter für die Stenographifchen Berichte felber bilden. 

Auf einige Worte des Hauptregifters glauben wir zur leichteren Orien- 
tirung im Voraus aufmerffjam machen zu follen, weil wir in denfelben 
mweitertragende und Mehreres in einem Begriffe umfaffende Schlagworte 
aufgeftellt haben. Es find die insbefondere die Worte: 

Bairifher Bertrag im (Allgemeinen und) Einzelnen. 
Competenz u. |. w. Competensausdbehnung u. f. w. 
Entwurf von 1867. (Außerungen über den Entwurf im 
Ganzen und die ihm zu Grund gelegten oder nicht gelegten 
Principien). 
General-, Spezial- Debatte über ſämmtliche Verfafjungs- 
vorlagen von 1367 bis 1871. 
1* 


4 Borwort. 


Berantwortlihes Bundesminifterium, Verantwort— 
lichkeit u. ſ. w. 

Berhältniß u. ſ. mw. (in den verjchiedenjten Richtungen). 

Berhandlungen der ſüddeutſchen Regierungen u. j. m. 

Bertragsbeftimmungen zu den einzelnen Artikeln der Ber: 
faſſung. 

Ueber die Art und Weiſe, wie wir citiren, haben wir zunächſt nur 
in Bezug auf die Stenographifhen Berichte eine ausdrüdlihe Bemerkung 
zu machen. Es wurden diefelben dadurch bezeichnet, daß voraus die Jahr— 
zahl gefett, dann in Klammern die Seite der betreffenden St.-B. beigefügt 
wurde. Hierbei bedeutet 1867 den conftitnirenden Norddeutichen Reichstag, 
1870 die II, außerordentlihe Seſſion des Norddeutichen Reichstagé— 
in diefem Jahre, endlih 1871 die I. Seffion des Deutjchen Reichstags; 
ferner bedeutet I. und r. die Spalte der St. B., ob links oder rechts, 
o., m., u, g. o. die Stelle innerhalb der Spalte, ob oben, mitten, unten, 
gegen oben u. f. w. 

Außerdem Haben wir noch aufmerkffam zu machen, daß mir die ein- 
zelnen Abſätze (Alincas) der Verfaſſungs-Artikel durd das Paragraphen: 
zeichen bezeichnet haben. Art. 3 $ 4 bedeutet alfo den vierten Abjag oder 
das vierte Alinca des Artikels 3. 

Alle Titel und dgl. der einzelnen Nedner haben wir im Sach-Regiſter 
durchaus weggelaffen. Die Eigenfchaft als Bundesrathsbevollmäcdtigter und 
als Minifter haben wir durch geiperrte beziehungsweife in Spred; » Regijter 
durch fette Schrift angedeutet. 

Was die Verhandlungen der füddeutichen Yandtage über die Annahme 
der Verſailler Verträge betrifft, jo haben wir, da bei der nur theilweijen Wicder: 
gabe derjelben in unjerem Buche Bollftändigfeit in Feiner Weife zu erreichen 
war, von ihrer Aufnahme in das Epred) : Regifter Umgang genommen; zu 
dem Sad):Regifter jedoch haben wir fie, vielmehr die von uns abgedrudten 
Reden ebenfalls herangezogen. 


J. Congruenz-Regiſter. 
für die 
Artikel des Verfaſſungs-Entwurfs 1867, der Norddeutſchen Bundes- 
und der Deutſchen Reihsverfafiung. 










































Entwurf | Norddentiche Deutſche Entwurf Norddeutfche Deutſche 
1867. Bundesverfaſſ. Reichsverfafſ. 1867. Bundesverfaſſ. Reichsverfaſſ. 
L Bundesgebhiel. V. Reidhstag. 
1. | 1 | 1 21. | ’ 30 20 
geändert). geändert). 
IT. Bundes - Gefehgebung. 21 (nen). 21, 
2 2. 2. 22, 22 2 
3. 3. 3. ($ 2 neu) 
4 4 4 23, 23 23, 
(mit 13 Ziff.)) (mit 15 Ziffern). | (mit 16 Ziffern). (3. Theil nen). 
SL 581 | 248 24. 
2 5. 24, 25 5 25. 
(Amend. Tweften). 8 26. 
III. Sundesrath. = u 
6, 6. 6 (geändert). 
7: T (früb. 5. Theil 7). 21 29, 29, 
: 28, 30. | 30. 
| | | 
8. 8 
: . — VI. Zoll- und Handelsweſen. 
wo. | m. 10. +, 32 2 
— (etwas geänbert). 
IV. Bundes- Präfidium. 39, 35, 95 
11: | 11 | 11 (geändert, $2 nem). 
(geidat. | 6 2 nen). 33 36, 36 
12. ig Ta Ei. ze t. — ' (4. Theil fritb. A. 37). 
13. 12. 34. 37. 37 
(and.gefaßt, $2 nen). 
14, 12. 13. r 
15 14. 14. 3. 38 38 
(litt. b. nen). ($ 4 neu). 
16. 2 = 36. 29, 
(vgl. auch A. 12 
des Entwurfs). 37. 40. | 
17. 16. 16. | (geändert). 
17 1 
ME 11 VII. Eifenbahnwefen. 
19, 18. 18 38, | 41. 41, 
($ 2 neu). 39. 42, 42, 
20. 19, 19, 40. 43, 48. 
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Deniſche 
Reichsverfaſſ. 


Entwurf | Norddeuiſche | 1 Entwurf | Norddeutiche | Deutiche 
1867. | Bundesverfafl. 1867. | Bundesverfafl. Reichsverſaſſ. 


















= | er XII. Sundesfinanzen. 
(geändert), 6. | 69 69. 
43, 46. | 46. (geändert). 
44. | 47, | 47. 66. 70 70 
| (geändert) 
VIII, poſt- und Telegraphenwefen. | mm. Tl. 
45. | 48. 48. ‚(aust. Schlußber.) 
4. | 49. 49, 2 TR 
AT. | 50. 50. 67. | (n. b. a) 71) 
= | Er (mengenefen.) — "m d. B3 72). 22. 
| 52 (neu). | — 
IX. Marine und Schifffahrt. 
50. - 58 59, XIII. Schlidtung von Streitigkeiten und 
| (geändert). Sirafbeflimmungen. 
* | — en 68. ( 4 erh 14. 
\ 55 (nen. | bb. (n d. Borberath.73). 
X. Eonfulatwefen. 69. we Dr ID. 
59. | 56. | 56. |n.d. Worberatb.74) 
XI Sundeshriegäwefen. a In.d.Borberatt. 20. 18. 
58. 67. 67. 77 (neu) 
DA. 58. HB (n. d.Borberatb. 76). 
bb. 59 D9, 
(geäubert). XIV. Allgemeine Be- 
56. 0 | 60. fimmmng (nem. 
(wefentlid geänd.). 18 18 
— | — a (vgl. ee | (8 2 neu). 
* (zum — nen). 62. las 1 | 
59. 63. 63. | 
60. | 64. 64, XIV. XV. 
61. | 6. 65, Verhältnig zu dem füd- | (Weggefallen.) 
Fr Fo ar deuffhen Staaten. | en 
64 un N | & Eu | 
| Sanufbefimm, (nr Borberatb. 78.) 
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Stenographiihen Berichte des .. und der ‚Materialien‘ 
Band L, II, und III. 












Materialien 


Band 
von Seite | bis Seite 


L Konflituirender Norddeutfher Reichskag 1867. 
A. Vorberathung. | 


Öegenftand. Stenograph. Bericht 





von Seite bis Seite 











| | Band L 
Thronrede vom 24. Februar 1867 I I u I z 74 
Borlage des Entwurfs ....... 41 42 | 74 76 
Generaldebatte ...... 102 Lu. 188 r. o. | 177 314 
Specialdebatte 
und zwar: 
L Bundesgebiet. 
J 26cm ) mL | 316 380 
II. — —— | 
Allgemeine Diskuffion . — Wr.m. Wr. 3381 392 
Specielle Diskuſſion über i 
MER 20.004 TIERE 2309r.g.m.| 243L 392 403 
Art... ERTTE —— — 2441L9.0| 280 r. | 409 451 
Art. 4 Ziff. 1.......... 2WLı 272r. I 87 | 464 
1 231.0. | 25L ., A464 | 460 
if. 3-7........ 276 276 469 | 470 
JJ 26 r. g. u 278 r. 470 476 
1 279 1 2. | 477 491 
Ziff. 0-12 ...... 284 284 491 491 
ee... lg! MIL 49 5ll 
beantragte neue Bifier | 
— Ziff. 133 MAr. g. o. 306 L | Bil ı 548 
J 206 r.g.u 312Lo. 543 114] 
beantragte neue Ziffer | 
inter Ziff. 14". 3181 313r. | 556 | 558 
Me ea B14L ı Bldro. | 559 560 
Redactionsvorihlag. ee 315 1. 3l5 r. I 56 | 563 
Eingang des Art. 4....... 316 L g. n. br | 563 | 56 
Beantragte neue Artikel zwiſchen | 
Art. 4 u. ........7 3l6r.g.m. | 319r 572 | 672 
J 322 Lm 324 r 580 580 
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I 
III. IV. u. V, Bundesrath, Bun: h Band I. 
despräjidium u. Reichstag. ı 1. 
Gemeinfame allgemeine Disluffion . 346 L I 581 645 
Specielle Discuffion über | 
III. Bundesrath. 0 
BER ea are 350 r. | 646 650 
a EEE 353 1.m, | 650 656 
1 RE 38. | 657 669 
IE sauna 369 ı 669 669 
0 1 359 669 669 
* Bundespräfidium. 
ET OR 3731. 672 712 
Art 12 des Entwurfs (Bgl. At. 15) 378 L. 713 123 
Krb BIER vun. wenn 383 724 124 
Art, 15 EEE een 399 1. 9. 725 767 
EIG udn wenees 402 7168 7168 
EHE ae .⸗ 403 |. m. 768 Til 
CET: 403 m | = 
> CR — — 404 r. 172 ı 74 
A Reichstag. Band II. 
ee eine 435 11-8 
€ atutberaung DER 705 r. | ss | 72 
sn 2er 6 
u date wegen Luxemburg 4W |. | BD —X 
448 r. 2 ; 1 
Art, 22 2 u.26 ......... 459 r. ı. 101 127 
> 1: ee ee 467 1. \ı 128 | 129 
A TORTT 467 r. 129 131 
EEE. ..... ...... 468 L | 132 132 
468 r. I 132 135 
ll... | 15 168 
VI. Zoll- u, Handelöweien. 
Algemeine Disluſſion ........ IL | 1 113 
— Diseuſſion über 
Art. TIER 493 r. ı 178 179 
TE TREE 500 Lg. m. 179 197 
ar 86 bie 87. ..... — 500 I 197 197 
NEE 503 1. ı 197 2a 
Art. BED .......... 604 ı 204 204 
VII. Eiſenbahnweſen. | 
Allgemeine Discuffion .......- 505 r, i 205 209 
Specielle un über 
Art. Al ES BB. ......... 506 I 210 210 
ET RE 806 ı 211 211 
1 1 508 I. 211 216 
Art. 46 508 216 216 
ET 509 1. 216 217 
VIII. — u. Telegraphenweſen. | 
> 0, EEE PER bDI8L o. 218 226 
E10 9. DE EEE 518 | 226 226 
ET 7 A EEE 5i9Lum | 227 229 
ET RE 520 I, 0 | 229 229 
RN 520 230 20 
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; Materialien 
Stenograpb. Beridt 
Gegenftand. BaErapN — Band 
von Seite | bis Seite von Seite] bis Seite 
IX. u. X. Marine, Schifffahrt 
und Goniulatweien. Send II. 
Gemeinfame allgemeine Discuffion.. | 520 r. m. 528 r. 231 254 
Specielle Discuffion über 
IX. Marine und Schifffahrt. 
A 62 r. u. 530 r. 25h 262 
NEBE 32 Lo. 532 r. u. 262 265 
X. Goniulatweien. 
EEE ERIEREN 533 633 N 266 266 
XI. Bundestriegäweien. 

„Erläuterungen“............ — — 267 270 
Allgemeine iocuſſion ........ 535 r. o. ddl r. m. 270 317 
Specielle zn mn 

Art. 57. i 5ölr. m bb7r. 817 329 
Art, 58 558 558 329 329 
05 RR 559 Lg.0.| 56hr.m, 329 350 
ET 1 567Lo. 577 r. u. 350 382 
1 581 Lu. 585 r. 382 396 
Art, 2 — ——— 586 r.9.0.| (Lu. 396 455 
J TE 645 L m. 6lö Lg. u 455 458 
Art. 64 u. 66 ........... 617 617 458 458 
Art. 617 618 459 459 
Art. 68 ...... ........ J 6181.4. m. 620 1. 459 465 
Beantragter Zufagartifel hinter 68.] 620 r. 6211. 466 468 
XI. Bundesfinanzen. 
Allgemeine Discuſſion ........ 821Lu. Bl 469 511 
Specielle Discuffion über 
pe ee 639r,9.0.| 6601. 512 545 
ee 607g 0) 663 L g. u 546 554 
Art. 71, fiehe unten in der bejons 
deren Abtheilung: „Schluß- | 
berathung“. | 
IL DE DSL EEE 663 ri g. u. 6GG6Lu. 555 561 
Gemeinfame nemeun über Art. 

69, 70, 72 —— Era ea 6b 655 b62 563 
Sälu en. 76im | Worm. | 563 565 
XIII. Sälidtung bon — | 

feiten und Strafbefimmungen. | 
Allgemeine Discuffion ........ 68 Lu. 666 l. g. o. b66 586 
ur Discuffion über | 

RE 666 L m. 663 Lg. m) 666 593 
Art. JJ TIEREN 668 r. u. 670 L m. 59 697 
MD nennen 67TOr.g.m| Turm | 59 607 
MET En 72710. 727r.u | 87 610 

XIV. Mlgemeine Befimmung. |SHustrathng) | 
Art. 78 (vgl. oben Art. 7) ..... 6hr.m | 6rm | Su 611 

AV. Berbältniß zu den Eid 

deutfhen Staaten, | 
— wegen Gefammt-Ein- | 

iritt Heflen® 22222 220200. 638L o. 620 1.4. u. 6 616 
Allgemeine u. zugleich fpeeielle Die- | 

— über | 

Al, D.srsuneusunnene 677 Lu. 689 r. m, 617 651 
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Stenograph. Bericht Materialien 
Band 
von Seite | bis Seite 






Gegenftand. 








von Seite bie Seite 













Schufberathung. . .......... 651 662 
Eingang der Berfaffung. 692 r. g. u 652 659 
Sälußberathung. | 
Generaldebatte .. . . . ..... 606 r. m. 701 r. g. u. 660 677 
nee: über: | | 
EEE Z6r.g.o.| Tim | 678 691 
—A Keane Zär.g. m. m a = 
it 2lcu | Bitm | 6 | au 
ET 725.9. m. 725 | 11 zıl 
Se 2 ER 125 125 ji Zu 12 
Gefammtabftiimmung...... 129 129 I zz 112 
Schluß- ——— ſeitens 
der Regierungen ....... 231 Lıı 732 L 213 | 4 
Thronrede dom 9 April 1867 .| 233 733 | 215 | 716 
Ordentlihe Seffion von 1867. 
l Band III. 
zu Art. 3 der Verfaſſuug .. .... 597 609 1011 | 1012 
(Petitionen aus Medleuburg) | 
Seffion von 1868. *) 
Art. 20 der Verfafjung: | 
Gleichzeitiges Tagen der Landtage | 
cc. mit dem Reichstage ..... . FH 83 | > = 
Art. 32 (Diäten) .......... | n iR | Da | * 
Seffion von 1869, 
Zu Art. 35, Berfaffung (Petitionen | 
RR R 953 | 2 er 
21 216 | 
KEN. aa 951 O5 1034 1041 
445 468 | 1042 | 110 
Art. 4. BB... 647 653 | ' 1108 1126 
834 835 ' 1127 , 1130 
Art. 17 — ARTEN Bundes⸗ 
miniſterien) ... ......... 389 | 412 ı 1132 | 1195 
815 822 1240 1254 
Art. 32 (Diäten) sense | 997 | 938 \ 1255 1957 
Ordentliche Seſſion von 1870.**) 
Anſchluß Badens an den Norbo. 
ET 76 854 | 856 


Antrag Laster zes ber III. 
Berathung des Bertrags mit Baden 
wegen der er Gewährung | 
der Rechtshülfe.) I 

Art. 32 (Diäten) TESTER 179 148 If. S. 123 Anm. ** 


*) Ueber den Spezial-Gefegantrag: a Ba ale So rleit der a der ein« 
seinen Norddeutschen Landtage, f. Band I um. ** dajelbjt 

Ueber den auch bei diejem ee wiederholten Antrage auf Diäten f. Band 
II * 123 und Anm. ** dafelbft. 
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—— 





St Beri I 
Gegenſtand. a | Band 


von Seite | bis Seite || von Seite | bis Seite 


II. Außerordentliche Seſſion von 1870. 
Berträge mit den Suͤddeutſchen | | 
Staaten. | Band nr. 
Generaldebatte über ſämmt— | | 
lihe 68 r. m. 107 r. ı 129 | 232 
(Erfe Berathung.) | 
| 
| 


Zweite Berathung 
über den: 








L Bertrag mit Baden u. Heffen. 
1) Berfaffung vom 15. Ro: 
vember 1870..........- 109r.9.u.| 109r.u. | 233 234 
INT 110 L m. 11lro | 234 237 
Antrag yriggers (hinter Art. 3) Mirgm]| lör.m | 238 252 
Art. 4, Ziff. 16......... 17Lo. 12lr.m | 258 266 
BET een 122 .9.u. | 123r. m. 266 270 
JJ T 123 r. m. — 271 — 
IJſr.. IBr. g. u 12861. 21 217 
ER — — 278 — 
Art. 35............ 126 r. g. o. — 278 279 
N 126 r. m. 127 Lu. 279 281 
1 127r.9.0.) 130r.m. | 282 291 
BET nee seen = <- I @ı 292 
1 A. 131 r. g. u. 188r. il 292 301 
2) a v. 15. Nov. 1870. 
— 133 r. m 134 u.9 | 301 304 
Kohimmung in der britten 
Berathung .. ......... — — 304 — 
II. Vertrag mit Würtemberg vom | 
25. November 1870. .....- - — — 304 — 
II. Bertrag mit Saiern vom 23. 
November 1870. | 
A. Hauptvertrag: | 
— —— 140 L m. — | 206 EN 
EWR 140 |, m, — 30 — 
JJJ 140 r. o. 142 r. | 306 311 
J 142 r. m. 129 312 313 
TR 143 L m. ! 313 = 
Er 143 L. u. 144 L g. m. 313 315 
3iff. III. $ 1 (Art. 79 refp. 80 | 
der Berfafjung von 1870) . | 141. 1. 1döLu. | 316 319 
Bio enasen 145 r. m 146 r.g. m. 319 3m 
ee 14719.0. | 1izLg.m| 32 | 294 
N: Schlußprotokoll: 
— | ma — 
J 14 r. m 147 r. u | 325 326 
pesialbiecuffion der III ve⸗ 
LE — — 326 — 
IN sr 148 1. m. 148Lm. | 326 — 
"TER VA anna 148 r.9.0.| 18.9.0. 2328 | 331 
Be 19 r. g. . 149r.g.n.' 331 333 
Dütte Berathung: Abftimmung über | 


ben ganzen Vertrag ...... — — | 
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9 ” * 
St ger ' Materialien 
Segenfant. enograpb. Beridt 
von Seite | bis Seite | von Seite | bis Seite 








Dritte Berathung. Band III 
Generaldebatte über die ein» 
zelnen Berträge 
und zwar fiber beır: 
1 mit Saden und Heffen.... | Löir.g.w| 1611. u 334 360 
2, mit Würtemberg. ....... löir.gıw| 162L 360 361 
B. mit Bnlern. oo css 0n 0. 162 Lg.u.| 168r 361l 364 
Berfafjungs » Veränderung | 
„Kaifer und Reich“ .... — = a66 = 
Erfte Berathung -. 2... +... 167 Lu. 167 r. 367 368 
Bei WE uses _ _ 368 _ 
Dritte do. ......... — — 368 — 
Adreſſe, Uebergabe in Verſailles. — | — | 369 | — 


Erſter Deutſcher Reichstag, J. Seſſion 1871. 





Throurede vom 21. März 1871. 2 3 861 863 
Adreſſe vom 30. März 1871 ...] 70 | — 865 
Antwort des Kaiſers bei Uebergabe | 
am 2. April 1871 ......... 111 — 86 86h 
1} 
Entwurfsmotive ber 
Berfaflungsrevifion ... _ — 866 867 
L Berathung. 
Generaldebatte . . . . . . .... 22 | — 867 869 
IL und reip. III Berathung. | 
NE aan 294 9 870 877 
BI Wolen)............. 97 104 877 896 
=” - — re 104 153 899 1010 
Free ana 156 L | — 1130 1131 
PUEPEERE IE 156 L | — ma = 
Raid Wappen ı. Standarte — | — ı 1131 — 
a De ea er 156 r. 157 ı 1204 
X. 0 ae . . .1 17 158 j 1257 1261 
U ee 159 159 ı 1261 1262 
ER 159 | — | 1262 — 
159 iun | 1263 1271 
Promulgations-Geſetz. ...... - | 7 nz u 
III, —————— 
Generaldebatte über FJeſſung | 
und Promulgations-Gefeg . 231 ı 1278 1278 


Spredh:Regifter. 


Thronreden. 


1867 
24. Februar , 
17. April. . 


1870 
24. November . . . 
18. Dezember (Berfailles) 


1871 
21, Mäy . 


Land. Seite. 


Adermann, Hofrath, Finanz: 
profurator u. Advofat in Dres; 
den (Dresden [Sachſen VI.) 

1869. (650 r. = Art. 4, 


Ziff. 13 d.8).... II 
1870. (86 r. 0.) Berträge 
Gen-Deb. ...... III 


Ahlmann, Hofbeſitzer in Weſte— 
miünbde auf Alfen( onderburg- 


Norburgic. —— — ID: 
1867. (226 r. m.) Art 
erfaffung . F I 
(556 r. m) Kt. 57 
der ah FR} | 
Albrecht, Stadtſyndikus in 
Hannover (Einbed : Nordheim 
[Hannover XI)). 
1870. — g. n.) badiſch⸗ 
chen ertrage- 
Sefflunge Eingang. 
(ll1l r. g. m.) Eben» 
fo, hinter Art.3 .. 
Ausfeld, Yufizamtmann in 
Watterebaufen (Sadıjfen : Co» 
burg-@otha I. 
1867. (358 1.) Art. 8 ber 
Berfafjung 


— 


II 


| Bähr, Oberapellationsgerichts- 
| rath * Berlin. Kaflel- Diel- 
fungen) 
1869. (647 [. 0.) (Art. 4 Ziff, 
13 ber Berfaffung . 
Dr. x Ding Ol , Schriftfteller 
re Mainz (Mainz ꝛc. [Heffen 


er 158 r. m.) Art. 53 d 
5 

Dr. Barth 
Rechtsanwalt in 


Marquard, 
370 | Munchen 

(Rothenburg a. / T. [Baiern). 
326 | 1871. (123 L 9. 0.) Art. 2, 
| Grundrechte 


' Graf ov. Baßewitz, Yanbrath 
von Schwießel (Gnoien⸗Gold⸗ 
— F 
rin IV.) 

1867. 052 0 = Art. 3. 


faffun 
2 | 1869. (6481. o. ) At. tal 13. 
j des Bertaffung . 
1870. Ei Lg. m.) bair. 
Berk. Schl. Pr. VII 
und VIII....... 


ẽ 


Band. Seite 


11 715 


IIT 120 
I 372 


III 861 


Band. Seite. 


. II 1107 


m 1260 


I 43 
IT 1110 


. II 1243 


14 " 


Dr. Baumftart, Geh. Regie 
rungsratb, orbentl. Fe 
Director der landwirthſch. 
Akademie zu Eidena. (Grim- 
men-Greifswald). 

1867. (2701 Art.43.10.82. 
273 r.) (Art. 4 3. 2) 
(279 r. 0.) (Art.4 3.9) 
(314 1.) (Art, 4 3. 15) 
4431.m.)(Art.23 0.8.) 

Bebel, Drechsler aus Leipzig. 
(Glauchau ꝛc. [Sachſen 
1867. (678 L g. m.) Art. 

23. 5. Verf....... 
1870. (89 r. u.) Berträge, 
Gen.-Deb, 


120 r. o.) badildh-hej- 
ide Bertr. Berf. Art. 
43.16. 

1871. (129 r. ) Art. 2. 
Grundrechte 

Dr. Becker, Stadtverordneter 
aus Dortmund (Dortmund). 


1867. (441 L g. n.) Art. 
der Berf. ..... 


— 
— jet De en nd 


515 L.u) Art. 48 
IL 


der Berl... 2... .. 


1870. 120 Lg. 0)..... I 


‚von Below, Rittergutstefiger 
in Hobenvdorf ( Preußifch » 
HottausMorungen). 

1867. (422 L g. u.) At. 
21 u. 2 d. Berf.. . 
von Bennigjen, Rittergutsbe- 
figer in Benuigfen, Lehe— 
Dorum ac. (Hannover XIII) 
1867. (162 L o.) Gen.-Deb. 
— Art. 8 d. B. 
Ba 2) Art. 2 d. €. 
(398 |.) Art. 2 d. 8. 
403 1.) Art. 
(109 r. 9. 1.) Ei 
berathung Art. 32 v 
Berfa wi 
1870. (162 L 
Bertr. oe. -Deb. in 
III. Berath....... 

Graf Berhufy-Huc, Nitter- 
lee in Banlau (Kreuz. 
berg-Rojenberg). 

1867. (172 r. 0.) Gen. »Deb. 
318 r. g. 


meer...“ 


u SE Tu N 


II 


E R EEEBE 


II 


u 
II 


‚ıu 


and, Seite. 


RB 


\ 


BEER 


EB 
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Band 
1870. N r. g. u.) ———— 


neral · Deb 


Graf vor Bismarch, Borfigene 


der der Reichstags. Commif- 


farien, 


minifteriums j 


Präfident des Staats⸗ 
Minifter der 


en. Angelegenheiten 
reußen, (auch gewählt in 
Serihom I und IT). 


1866 


im preußifden 
Abg.Haus. 
a) über das Indemni—⸗ 
tätsgeſetz am Schluſſe 
des Verfaſſungs Con- 
flilte 
b) das Wahlgeſetz zum 
conft. nordd. Reichs⸗ 
tage betreffend... . . . 


. ee nennen 


Bei Eröffnung der Con» 


ferengen behufs 


—— 


lung bes Verfaſſunge— 
Entwuris..... 


1867. 


(4 r. m.) Borlage 
des Berfafjungs- Ent- 
mwurfs am Reichstage. 


Vertretung des Entwurfs 


im Reichstage 
der 


feiten® 


Regierungen. An« 


merlung.- ---.. +... 


Ir u.) Weſent⸗ 
Buntte des Ent- 
Ne x beit...» 
(143 r. u.) Hannover 
ef et 
158 L 9. o.) „600 
Y rige Leidensge⸗ 
chichte“ ...... 
Ken t.) —— 
ſches Votum und 
furt betreffend .. 
en L u.) Bolen. 
en L u.) Schleswig 
r. m.) Hannover 
(223r. 0.) Niederlande 
(223 m. and u.) Lim» 
burg u. Luremburg. 
5— L m.) Polen... 
Lg 0) Ei- 
deutichland. . . . .. 
(3021. n.) Grundrechte 
(311 g. 0.) Militair- 
mefen und Beto ... 
sn r. 0.) Antrag 
achariä zu Art.5 . 
(350 r. m.) Art. 6 der 
Verfaſſung 
(354 r. u.) Art. 8 der 


ber Berfaflung - 
(376r.u.)Art.12d, Berf. 


u fe de ——— — 


BEEREEESEER 


— — — 


Seite. 


EN 
=) 


BE SEEER 3 ES 


= 
S 


Panb. 
(377 x, u.) Verants 
wortlichteit betreffend I 
388 L m.) Urt 16 
reip. 14 der Baf .. I 
393 1, g. u.) Berhält- 
es Bundesraths 
zn den Cingelumi« 
nifterien .. ..... 
(396 r. u.) [best], - I 


—— u 
L ©.) Art. 22 
— ber Berfoffime see II 
(45 L m.) rt. 23 
der Berfaffung .... I 
(474 1.g. m.) Diäten „II 
(476 r. g. 0.) Art. 22 
der Berfaffung . II 
(489 1. 9. u.) Iuter- 
pellationsantivort iiber 
diefuremburger frage II 
(548 r. m.) Schleswi 
Holftein u. Art. Br 
der Berfaffung.... II 
(638 r.) Interpellation 
wegen Heſſen ..... II 
(689 L o.) Art. 79 d. 
Berfaffung ....... II 
(695 r. m.) Schluß ⸗ Be· 
rathung, Generalde— 
batte . II 
(699 r. 0.) ebenfo... II 
(704 r. u.)ebenfo .. II 
(719 x. m.) Schluß. 
berathung Art. 60 (u. 
— der Berfaffung II 
h m.) Ebenfo.. II 
Bi .) Art 62 der 
Berfaffung ....... II 
(727 r. m) Schluß 
berathung Art. 76 der 
Verfaſſung ....... II 
(731 ) Schlußerklärun 
im conſt. Norddeut⸗ 
ſchen⸗Reichstage . . . . II 


Buudeslkanzler. 


1867. 


1868. 


1869. 


Ordentliche Seffion 

(350 L u,) Art. 3 d. 
Verf.beziehungsw. Be- 
titionen ans Mecklenb. III 


(75 r. u.) Berhütung 
gleichzeitigen Tagen 
der fandtage mit dem 
ans ER EOE III 
(76 r. u.) Ebenfo .. III 
(57 r. g. m.) Art. 32 
ber Berfafjung . 111 
(59 r. g. m.) Ebenfo III 


(4011.. u.) Art. 17 
der Berfaffung ... II 
(4ll r. 0.) Ebenfo. . III 


Sprech⸗Regiſter. 


Seite. 
123 
735 | 


3 BEE 


=] 
— 
oO 


B 


BE BE EEE @ 7 Be ® 


Band. 


Fitrft, Reichskanzler. 

1871. (95 Lg. 0.) — 

* Verfaſſung. . II 

(95 r. u.). Ebenfo . . II 

6Lg. m.) — . II 
(1 nu.) A. 1 der 
Berfaffung, Bolen 

betreffend. ....... III 

= (102 L o.) ebenfo. .. IH 


"Blandenburg General— 
—— von Zimmer⸗ 
hauſen ee er 
1867. Be L m.) U 
erfafjung . ...... I 
(561 r. g, u.) Art. 59 UI 
Er r. g. u.) Art. 62 II 
(640 L u.) Art. 69, 
ber Be re II 
L u.) Yrt. 20 
Schlußberathung I 
(719 1 0.) Schlußbe- 
rathung. Art. 60 und 
62 ber Berfaffung . u 
1868. (50 r. g. o) Art. 32 
der Berfaffung und 


— 


u. 
1869. (817 r. u.) Art. 32 
der Verfaffung .... III 
1870. (116 r. g. m.) badifch⸗ 
heſſiſche Verir. Berf. 
hinter Art. 8 — . HI 
un r. u.) Ebenſo 
43. 168..... III 
(149 L 9. u.) Bair. 
Vertrag Ziff. ITS 6 III 
(157 L 0.) badiſch— 
heifiicher Vertrag. Ge⸗ 
a. Deb. in III. Be, 


j 
| 
I 
| 
| 
| 
| 
| 1871. (121 L. m.) Art. 2 
| 


10,1 1 GER II 
Grundreiite RER III 


Vockum-Dolfs Gutsbefiger in 
in Se rang Sg — 
1867. (206 r. m.) 4 


ber ln. ee 
a L 9- 1) Art. 4 


ee 


| (549 [.) Art. asia is 
| der Berfaffung . 1 
Bouneß Rechtsanwalt ie 
Juſtizrath, (Breslau). 
1867. (355 L m.) ih 8 
| dee Berfaffung - 1 


Brauchitſch, Geb. — 
xrath z. D. und Rittergutsbe- 
ſitzer von Klein⸗Katz (Eibing- 
ı  Marienburg). 


Eeite 


BE BRE 


EEE EEE ES »E EB 


je 
© 


= 


BEEEE 


& 


16 


1870. —— 8 
träge Gen.-Deb. 
Bran 1» Hersf. Kommerzien- 
rath ans Hersfeld. (Kur— 
tfien VI) 
1867. (491 r.m.) Art.33 bis 40 
Dr. Braun-Wiesbaden Hof- 
gerichtsprofurator in Wies— 
baden (Wehen. Langenſchwal⸗ 
bach⸗Wiesbaden) (Naſſau IT). 
1867. 
(128 L 0.) Gen.-Deb. 
(253 r.) Art. 3. der 
Berfaffung 
(273 r.) Art. 4 Biff. 
2 ber Berfaffung . 
(282 1.) Art. 4 Ziff. 
9 der Berfaffung - . - 
(299 r.) Art. 4 Ziff. 
13—14derBerfaffung. 
342 L u.) Art. 6— 
— der — 
SoL n.) Urt. 
Berfoffung.- - -- - - 
(444 L g. u.) Art. 23 
der Berfaffung .... 
(575 1.) Urt. 60 der 
Berfafjung 
(672 1.) Art. 76 ber 
Berfaffung 
(707 r, g.0) chluß⸗ 
beratfung Urt. 32 
der Berfaffung 


g. m.) Ber- 


Dterappellationsgeridjisanmalt 


in Berlün. 


1869. 
(460 L m.) Akt. 


1870. 
25 L m.) bad. heil. 
ertr. Verf. Art. 28. 
Dr. Brockhaus in Leip«ig 
(Ehrenfriedersborf + Wollen» 
ftein ꝛe. (Sachſen XX). 
1871. 
N 
v. Brünneck, Landrath a. D. 
in Jacobau (Rofenberg- 
Löbau 2c.) 
1867. 
(469 L g. u.) At. 
32 der Berfafjung . 
Buff, Hofgerichtsrath in Gießen 


(riebberg, ‚Biltet[Oberhefien]). 


(133 [. g. u.) badiſch⸗ 

heffifcher ertrag 

Berfaffung Art. 80 . 

v. Carlowitz, . fächfifcher 

Staatsminifter a. D. Nitter- 

qutsbefiger in Löwenſtein, 
Lauban⸗Görlitz). 


. II 


11 


BEEBERESERE 


II 
II 
11 


II 


4 
Ziff. 13 der Verf.. . . II 


tu 


III 


II 


Band. Eeite. 


223 


173 


2 


2 


1010 


Spred-Regifter. 


867. 

(227 r. m.) Art. 1 
der — aan 
370 L u.) Art. 11 
der Berfaffunga ... 
(466 r. m.) Art. 97 
ber Berjaffung . 

de Shapesuronge, Kaufmann 

in Hambur (a km) am 4 


1867. 
. der Berf. 
L o.) Ehenio . — 
(519 r. m.) Art. 51 
der Berfaffung . . - - 
(521 r. u.) Art. 53— 
56 der PVerfaffung . 


Srämer, Partikulier in Nürn- 
er (Nürnberg [Baiert)). 
l 


[108 r. u.) It 2 
rundredte .... - 


Delbrüd, Reichstags » Com- 
miffair ‚ Minifterial« Director 
in le 

1867. (493 [L, o.) Art. 3— 
40 der Berf.. 


(a r. 0.) Art. 33 
erfaffung . 


(601 r.g. m.) Art. 38 
der Berfaffung —* 
L m.) ebenio . 


502 . 
(08 x. g. u.) Art. 46 


der Berfaffung . 


507 
— 47 


der Berfaflung . 
Aundesrathsbenollmächtiater 
wirft. Geheimer Rath, Prä- 


r. n.) ebenio. 


u 
1869. 


r. u.) Art. 4 
Er 92». Berf.. 

- 6 r. 0.) Art. 4 

i. 13 d. Berf.. . 

B1b r. u.) Artikel 32 

die Rerfoffung ... 

Staatsminifter unn Präfident 

des Bundesfanzleramte. 
1870. 

76 Lg. u.) Verträge 

eneralbebatte . 

rn L af u.) badiſch · 

ertrag. Ber- 


L u.) ebenfo .. 


III 


u 
It 


II 
u 


. 2 


III 


. 111 
. IH 


. III 


5 — von 1870 A. 3 III 


117 r. g. m.) Antrag 

le hinter Art. 

3 — er 1m 

(122r.1.) Ebenda X. 7 III 

128 . 5 
ru) „ 9.28 11 

(126 r.n) „ A835 11 
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I 239 
uU 23 


178 
19 


212 


1091 


* 


BESSERE 8 


Dunder, 


Sprech. Regifter. 


Banb. Seite. 


a 
) nu A8S0II 
) „mu 
In „ SU 
= II 
) 
0 


II 
— en 


" ” 


heſſiſches 
8 


8 bairiſcher 

iff. IS LIU 
.) desgl. $ 6. II 
„ $6.111 
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bairischer 
Ziff. III s 1. II 
(146 :) 
(146 2 " $5. IlI 
146 r. m.) = 
(1471.9.0.) „ 88. III 
147 r, g. u.) bairifches 
lußprotofoll 3, IT. III 
(148 I. q. m.) bairifches 
Schlußprototoll 3.1V. III 
(148 r. 0.)!bair. Schluß: 
protofoll3.VIIu.VIII III 
(1501. 0.) bair.Schluf- 
protofoll Ziff. XIV. III 
(150 l. u.) Kaifer und 
Reich III 


>> 


BEREIT III 
1871. 221 0.) Berfaffungsre- 
vifion, Öeneraldebatte III 
Devens, Landrat‘ in Effen 
(Efien, Düfjeldorf V). 
1867. (252 Lu.) A. 3 d. V. I 
Donimirski, Gutsbefiger in 
Buchwalde (Stuhm-Marien- 
werbder). 
1867. (221r.u)W.1b.8 I 
Buchhändler in 
Berlin (Berlin V). 
1867 (174r. m.) ®en.-Deb. I 
(532 L 0.) A. 54 u. 
b5 db. II 


ea u 


II 
1870. 106 r. r. Berträge, 


3 32 2 ee III 
J L o.) Bad. heſſ. 

erir. Verf. A.43. 16. II 
u.) Eingang ber 
(158 1 »g.0.)W.536.8,. 
Dr. Eichholz, Redakteur in 


Hannover (Luchow⸗Gartow ꝛc. 
- [Hannover XVP. 


III 
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1867. u.) 9. 20 u. 21 


m... 2:8 ee — —o —4 0 


Dr. Eitifen in ser 5 en (Ein- 
en ꝛc. annover 


1867. (241r.9.u.) A.2. d. V. 
[6 u)%. Ib. 
Berf. .. 

Erleben, Miniſter a. 
Hannover (Neuhaus » Bledede 
x. gr N 

1867. (2741.)Q. 4 3.2.0.2. 

(323 1. u.) X.5 d. Verf. 

en I u.) N. 3340 

—* 9. u.) A. 33d. V. 

(501r.) 9.38. Verf. 

a8 l.) Ebenfo ... 

(er EIS AO b. 5 

(519 1.g-u.)A.50d.82. 

en A. 69—73 

Graf zu Eulenburg, Reichs- 
tagscommiſſar, Staatsminifter 
und Minifter des Innern in 
Preußen. 

1866. (im preußifchen Lanb- 
tage bei Borlage des 
Wahlgeſetzentwurfs z. 
er norbd. Reichs⸗ 







as . 0.) Ebenfo . 

Li Sn 4. 24, 25 u. 

(708 \ - ) Schlußbe⸗ 

rathung. U. 32 d. B. 

Evans, Spinnereibefiger in 

Siebenhöfen (Ehren-FFrieders- 

- dorf» Wollenftein » Zichoppau 

en, xXX]). 

1867 —— r — 4.43.9 

(97 r. u.) U. 340.8. 

rt. m.)QA.47d, 8. 

Dr. Ewald, Brofeflor in Göt- 

tingen (Aınt Hannover, Fin- 
den 2c. [Hannover VIII). 

1870 (101 L m.) Berträge, 

Gen.-Deb. 


Band. 


11 


II 
Il 


III 


1871. ae .m)A.10.%. I 


L u.) PBromul«- 


gationsgefeg und 8. III 


Bogel von Waldenftein, 
General der Infanterie, Ar- 
mee⸗Corps⸗ Commantant in 
a (Stadt Königs- 
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18 Sprech-Regifter. 


Band. Seite. 
von Kordenbed, Rechtsan— 
walt und Notar in Elbing 
(Wolmirftebt » Neubaldens- 
leben.) 
1867. (658 a 0.) A. 59 F 
— .0.)4.60d.8. II 
Forte, uftigranh und Rechts⸗ 
anwalt in Coburg —— 
1867 (581 r. o.) A. 61 d. V. 
Förſterling, Kupferſchmied— 
meiſter in Dresden (Chemnitz 
[Sachſen XVI). 
1868. (51 L m.) A. 32 db. 
Verf. (Diäten) II 1216 
1869. Si r. g. 0.) A. 32 
ER. rang III 1240 
Dr. — Gebeimer Staats- 
rath a. D. in Kiel (Tondern- 
Bredftedt ꝛe. [Scleswig- 
Holft. IV.)]). 


Js 


IT 385 


. 
— 


1867. UV 1) A. 1d. B. I 35 
(625 :. 9. 0.) A. 69— 

IR Be. I 000 
Grafvon Franlenberg aus 
rue (Falkenberg-Grott⸗ 

au). 
1871. (142 1.0.) 4.2 Grund» | 
TER 2 ee II 93 


Dr. Frextag, herzgl. gothaiſcher 
Hofrath in Leipzig en. ꝛc 
1867. 311 LA. 43. 4 
Te I 54 
Dr. Friedenthal, Landrath a, 
D. in Gießmannsdorf (Neiße). 
1567. a u.) A. 20 u. 21 


BB: ara II 9 
(647r.u)R. 690.8. IT 538 
1869. De U A. 43. 
135 Bel... ....5. IT 1060 
1870, ER L. ei Verträge, 
Sen-Deb. ...... II 150 | 
(149 * m.) Bair. . 
Vertr. Schl. Pr. Ziff. 
VIt u. VIE... 55 II 330 


Fries, Rechtsanwalt in Weimar 
(Weimar-Apolda zc.). 
1867. A4Lu) A 20. 21 
DE oe II 
(453 1.) A. 24, 250.26 


4 

108 

(5301.)A.53 d. Berf. IT 261 
1242 

150 





1869. (BIELe) A 320.8. III 
1870. (75 L m) Berträge, 
Gen.-Deb ...... 111 
(149 L a m.) Bair. 
Bertr. Schl.:Pr. Ziff. 
VII an. VIl..... IT 330 
Srieien, Reichstags· Conmiſſar. 
Staatsminiſter der Finanzen 
und auswärtigen Angelegen: 
beiten (Sachſen). 
1867. (475 r. u.) 4.32.08. IT 154 











Bant. 


1867. (583 r. u.) U. d. V. 

(6491. m.) A. 690.8. 

1869. et g. u.) 9.17 d. 

Graf von Galen, RWirklicher 

Geheimer Rath und Kammer- 

berr in Milnfter (Lippftadt- 
Brilon). 

1867. (1691. g. 0.) Gen.-Deb. 

ı Gebert, Geheimer Juſtiz Ratb, 

vortragender Rath im Yuftiz- 

minifterium in Dresden (Bor: 

na-Began zc. [Sachen XIV). 

(166 r. 0.) Gen.-Deb. 

(625 r. q. 0.)A.69—73 

d. Verf......... 

(668 r. u.) 9.75 0.8. 

1869. — g. u.) A. d. 

Bel; ee 

Dr. von ir Gebeimer 

Inſtizrath, profeffor u. Rektor 

der Univerſität in Leipzig (Leip⸗ 


zig-Brandis ꝛc. SachſenXxIII)]). 


1867. (116 r. u.) Gen.Deb. 
(290 1. q. u.) A. 4 Ziff. 
18 v0. Bel. ...... 
(361 r.u.)A.11d.%. 
5077.) A. BEb. B. 
654 L 9. u. A. 72m. 


Dr. Gneift, Brofeffor in Berlin 
(Efberfeld-Barmen). 

1867. (3711. m. A. U d. B. 
(455 Lg. m.) A. 24, 25 

u. 26 d. Berf.... 

1586 1.) A. 61 d. Verf. 

—— L o.) A.69 - 73 d. 

77, AEG EEE 


Görtz, Untergerichts-Direltor in 


Lubeck (Lübech). 

1867. Lo)W.33.90. 
von Gottberg, Landratb in 
Stolp (Stolp » Pauenburg). 

1867. (139 r. 0.) Gen.Deb. 
Greil, Profeſſor in Paflan 
nn. 


BEL 0) %. 8 d. V. 


223 r. g. o.) Ebenſo 
ı Groote, an an in Düffel: 


dorf (Diffeldorf IV). 
1867. (132 L m.) Gen.-Deb. 
Grumbredt, Bilrgermeifter 
in Harburg (Harburg To- 
ftedt ꝛc.). 
1867. (185 L u.) Gen. Deb. 
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9. m) A.43. 2 
(282 r. m.) Ebenio . 
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Sprech-Regifter. 19 
Band. Eeite. ’ Band. Eeite. 
1867. 322 r.m)%. 56.8 I 574 1867 (467 LnA. Wd. V. Il 130 
(362 r.) A. 1208 I 682 | Hausmann, Stadtrichter in 
(423 r. m.) X. 20 u. 21 Horn (Lippe-Detmold). 
WERTET IL 33 1870 (114 r. 0.) Bad.-befi. 
(494 L o.) A. 24 d. B. II 19 | — een hin: 
(h28 r.) U. D3—56 d. | ER It 246 
JJ I 23 von Hennig, RR, in 
(530 r.) 4.53 d. Verf. IL 261 Berlin (Graudenz:Strafburg). 
(590.0) 9. 620.8 11 407 1867. (2 Lo) 12.8 I 38 
(704 r. g. 0). 20 u. 1868. (54 r. m) 32 d. V. 
BE 5 II 69 Den II 126 
(710 L m.) ee j 1870. Bei L. u.) Babd.-befl. 
rathung. A. 32 d. II 68 ertr. allen bin: 
1869. (210 r. m.) Q. sing nt 1017 CE II 246 
(215 Lg. u.) ebenfo III 1031 1871. (99 L = )JA.12.%2. 
(954 r. g. u.) ebenfo III 1036 Voten betreffend . m 884 
(956 L m.) ebenfo.. II! 1039 | Herbig, Geh. Juſtizrath im 
1870. (144 r. u.) bair. Vertr. Zuftizminifterium in Dresden 
SE ULSE I: 0..% IT 3218 (Annaberg » Eibenftod ꝛe. 
(148 r. g. m.) ebenfo. [Sachſen XXI]). 
en «Br. Ziff. VIln. 1867. 322 r. u.) A. d. B. I Dub 
are en II 328 | Hering, Redtsanwalt jun Ei— 
aı. 0.) ebenio . It 330 fenady (Erfenady-Creuzberg ıc. 
Güntber, Nittergutsbefiger in [Weimar I1]). 
Saalhaufen (Oſchatz ꝛc. [Sadı- | 1867.(474 1.m.) U. 320.8. IT 150 
fen X1]). Heubner, Paftor in Mylau 
1867. r. u 4.4 Ziff. er Auerbach xc. (Sad): 
—— I 59 | fen XXI]. 
üb gu)A 63 d. 1867. (167 L u.) Gen. Deb. I 258 
7 ee II Frhr. dv. d. Heydt, Reichstags— 
Haberkoxrn, Bürgermeifter in commiffar, Staats u. Finanz- 
ittau (Mitmeide, Limbach ıc. mimfter in Preußen. 
Zadjen XV), 1867.(274r)9.43.20.% I 47 
1867 (239 r. g. m.) 4. 2 (274 r.) Ebenfo... I 48 
d. Verf. ... . ... I 392 (634r.)A.69—73d.B. II 507 
wwrgoms 63Ir)A.90.®. I Dub 
BREI REING: I 64 (647 r. g. 0.) Ebenfjo II 337 
533 Lu)A.61d.8 IT 389 | Dr. Hirſch, Schriftfteller in 

Frhr. v. Hagke, Landrath in Berlin (Plauen-Pauſa 2c.). 

Weißenjee (Müblhaufen-Yan- 1870, (117 r. q. 11.) bad.shefl. 
— Bertr. Verf. A.143. 16 III 255 
1868 (6L 0) A. 20 d. V. (121 L g. o.) ebenfo IIT 204 
(Verhütung des gleidy» | (141.0 JebendaA.28 111 273 

zeit. Tagens =) ... TI 1196 | Hofmann, Neichstage-Kommij- 

Schr. von [en ' far, ordentt. Gefandter, Be- 

Minifter a. D. in Te vollmächtigter Minifter, geh. 
(Freudenberg⸗ Syle [Han- Legationsrath in Heffen. 
nover VI]). 1867. 220 r.) 4. 120% I 36 
1867.(222L.9.u)9@.1d.8. I 3591| (2441L9.0)4.30.% I 400 
(270r.) 4.43.1098 I 48 (255 L 1m) ebenfo.. I 43 
3541 m.) Asd. B. I (274r.u)W,43.20. 

Dr. Hänel, Profeffor in Kiel SIERT I 469 
(Kiel-Rendsburg ꝛc. [Schles⸗ (303r.0.) 4.4 3.13— 
wig⸗Holſtein VII]). 14 d. Bel. 52.45 I 637 

1871.95 r.u.) Eingangb.®. III 875 (319 Lu.) 4. 4—5 db. 
(96 r. 0.) Ebenfo „. III 876 | ee. ie I bi 
Ban. m.) A. 78 d. | Lum)9.795% MI 02% 

a  E II 1265 a Kreisgerichtsratb 

(162 L. g. m.) Ebenfo III 1270 in Köthen (Köthen ꝛc. [Anhalt]). 
Dr. Harnier, Obergerichtsan- 1867. KELM)A.65d.W. IT 455 


walt im Gaffel (Eichmege- 
Scmallalden = Witenhanfen 
[Kurheffen IV]). 


| $rhr. v. Hoverbed, Land— 
| Ichaftsdireltor in Nidelsporf 
(Berlin II). 


2* 


20 


Band. Seite. 

1870. (111 L a. m.) bad.sbefl. 
Bertr. Berf. U. 3 ‚III 286 
u 6Lu.) Re hinter u 


Be m 
mer. 
11 sh.. 


5 

— 

2 

— 
ui 78 

BR 


Eur! 
z 


U Ye ur EEE me vor er Se ur‘ 


BEE ” m EBER 8 


a I 319 
(148r. 9.12.) Bair. Schl.- 
Prot. air. —* u. VIII . III 329 
149 1. 9. u.) Ebenfo ... III 381 
(Wahlbezirk Eensburg-Ortels- 
burg) 
eh. 2 L. m.) Eingang ne : 
a nee ie I 
a 4.22. — 
ge ar Ben 
u. A 32. — 
itee II 1206 
(8 x 9.0.) U. 53 d 
ee nee ee III 1260 


Itzenplitz, Reichstags, Commiſſar, 
Staatsminifter und Miniſter für 
Handel, Gewerbe u. öffentliche 
Arbeiten in Preußen. 

ee u.) A. 43. 8 


— UT 473 
(278 L un.) Ebenfo I 4% 
5ldr.g.u) A. 406 d. B. II 220 
(517 L m.) Ebenſo . 11 224 
(517 r. g. u.) Ebenfo „ II 225 
SS rx. g. u. A. 60 d. B. II 227 
(519 L g. u.) Ebenſo.. IT 298 
(520 L 0.) 4.51 d. 8. IT 229 


Dr. Jäger, Bürgermeifter in 
een (Fürftentbum Neuß 


1867. (248 L 0.) 4. 36. Berf. I 
Sungermaun, Minifterialjefre- 
tair in Caſſel (Marburg. Fran⸗ 
fenburg [Rucbeiien]), 
1867. (480 L m.) 9. 32 0.8. 
Grafvon Kanitz, Regierung: 
Referendar in Sprottau (Holland- 
Mohrungen). 
1869. (834 1.0.) 9.4 3.13 d. 8. III 1130 
Ranagieber Oberftaatsanwalt 
. D. in Greifswald (Erefeld 
[Düffeldorf XIP. 
1867. (670 Lg. m.) A. B d. B. II 597 


B 


— — — — — | ni 
— — — —— nn 
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Spredy-Regifter. 


Band. Seite, 


Kantal, Rittergutöbefiger in Po- 
fen (Inomwraclam: Mogilno). 
1867, Br n)aA. 1208. I 
10 Lu.) A. 1 d. B. I 
(691 1. u.) —— und 
Ueberſchrift d 
v. Kardorff, Rittergutsbei,, Re- 
gierungsafleflor a.D. in BWabnit 
(Oblau-Rimpti-Streblen). 
1870, (AL u.) Bad.heſſ. Ber- 
ag: Baf. 4.28... . III 
— g. o) Bair. Bertr. 
v. Kebler, —** in Chodzieſen 
(Szaraifan- Ehodziejen). 
1867. (682 x. g. u.) A. 1l d. V. II 
Frhhr. v. Ketteler, Biſchof von 
Mainz (Bucen-Walldirn-Wert- 
bein-Zauberbijhofsheim- 
Borberg-Adelsberg[BadenX1V]). 
1871. 111. gu)Q.2. Grund: — 
rechte 
Keyfer, Staatsanwalt in — 
bershaufen (Schwarzburg-Son- 
—e A.43. 8 I 
1867. (286 r. u.) 
1869. (816 L. u.) 4. 32 p. 8. III 
Kiefer, berftaatsanwalt in 
Mannheim (Kenzingen » Eitten- 
heim-Lahr ꝛc. [Baden VIJ) 
1871. ut u.) 4. 2 Grund- 
Tr TE 
Kit, Obergerichtsdireltor in Ol- 
denburg (Berne-Damme [Olden- 


burg). 
1867. (374 r. u.) 9.12 d, Entw. 
(403 r. u.) 9. 192 2.8. 
Knapp, Gutebefiger in Dauborn 
(Limburg-Runtel (Nafjan)). 
1867. (588 L un.) 4. 022.8. 
2 Köfter, Rittergutsbefiter in 
5 enz (Cottbus-Spremberg). 
7. (123 L u.) Gen»Deb. . I 
8 . ab, Kammerpräfident aus Köln 
(Sladbadh). 
1867. 352 Ln)9.7d. I 
Krüger, Reihstag@®bmmiffar, Si. 
nifterrefident in Lübed. 
1867. Er Lu) b. B. 
Kryger, Hofbeſitzer in Beſtoft 
(Hadersieben » Chriftiansfeld ꝛc. 
[Schleswig-Holflein 1)). 
1867: (218 vr. u) 4.168 I 
(547 1. u.) 4.57—680 8. 
1870. Sn u.) Bertr., Gen. 


II 


pt pi 
8 
2 


II 


von Kryyzanoweli, Nitter- 
gutsbefiger in Konarzemo (Kroto- 


Ibin). 
1871, (Br. 0.) A.1d. — 
olen b 
Dr Künzer, Kanonikus in ER 
lau (Glatz⸗Habelſchwert). 
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Spredj-Regifter. 
Band. Seite. 
Band. Seite. 1870. (145 L g. u.) Ebenba In 
1869. (651 r. u.) 4. 4 — , „III 1122 sı .) Ebenda Bi. 
u) 30h. WIDE 1248 a em 320 
u) Bab-hef 16 u) &benfe . LH 220 
870 in g. u.) * * (146 L 2, a 1II 322 
* Gen.Deb. 350 uf ı Pr m.) Bairiſches [395 
erath. 4... 0. 1 
VProtokoll 3. II 
Laster, Gerichtsaffeffor in er dans . ) Ebenjo ... .III 326 
lin (Berlin 1). ) Gen.» Deb. ı 189 (10 r. g. u.) Ebenda 3. I 382 
* ——— ei, (182 %.'0) Woreffe . . „un 269 
em I 41) gr. — ER IE u 
A AR, PERS ETET 
Ja. 4 Ziff ee. - «. ‚III 877 
et 5. 8 Run I 51 (96 r ee nn; BILL 1262 
(313 r. m.) 9. 4 Ziff 5659 en ®. 111 1268 
Eee 1 653 tie, Brüfient des Nevis 
352 1.) 9. iu. 8... I 60 Dr. J fe iums für Landeskul⸗ 
. u.) U. er Königsberg 
(365 L au — I 746 —— J Berlin ( 8 
391 r. u.) U. 15 * ® I 755 iR.) IL 133 
BORN 81 2 | "user een — 
—— —— 1 ur Fürft ehr —— Da 
- m) 9.5708. ‘ | jorä.Ls.in It 265 
amd. ® Ir m | ML ee 
ram an "Rig (Ollerg arten 
684 r. g- u). ae 
(708 1. 0) Schlußberat, a (Saale SI Un) Badilbehe. 
%. 20 u. 21 db. Berf.. . 18 Bei, Gen.-Deb. in III 206 
707 x. u.) Schlußberath IT 682 — RER u 
m Ba b. Del; th. | gr — Ant in Berlin (Bo 
(17x. m.) Schlußbera II 697 | . e 
ct: Olfen | IRA L.g.0 Bene. 
Wahlbezirk: Eisfel «son 1-Deb.. 2:2... * 
ꝛe. (Meiningen II). x. 4 Ziff. 18 1871. air mA. * Sri: 
1869. —28 an as II 1097 —— — 
o.) Ebenfo. . III 1127 | von Lut D aats⸗ und Juſtiz⸗ 
nn nr 178.8. II 187 tigter und St 
(409 Lg. 0) A | ** von Balern.. 58 6. 8. 12 
Rechtsanwalt in .. rträne 1871. (157 r u a. 78 d. B. III 1263 
1870. (BL Lg: 0) Beten | Mon Gbenfo . . . IIT 1269 
en.⸗D u. ü R ierungs⸗ 
SEE Sun ze melde Magie 
(122 1.9. u.) Gbenda 4. 7 HL 268 | Bedum-Barenborf) Gen.-Deb. I 26 
IS Lg: u.) — 18111 271 | 1867. Er . n Bad. beff. 
(123 r. m.) .. 98 III 277 1870, (151 S ' Deb. in II 
en a SL A0IIT 270 Betr. Ben Den m Til II 334 
1881. * ee ZB III 288 | gl 1) Würtemb. 
. | 
Gast Lo.) ——— 300 Kern. — — II 3600 
total. if — —— au —————— SE‘ 
as m.) m. der 305 | 1871. er — m 8 
Adi. r. J Sende 3 308 | a L 0.) 4.2 — Era 
3 — — Seite 3. PR, onful in Bremen (Bre- 
J 
en Bi 313 | "ber. — a 
I . nern“ | . “0,0000 
(144 L 0.) Ebenfo .. hi 315 








22 Spredh-Regifter. 
Band. Seite. Ban. Seite 
(283 r. > Ebenjo . . I 40 1867. 12 Tr — 
r. g. o. A. 34d. B. II | AA d. B. . . .... 651 
—— —— 1068. — 
J 11 231 
628 uJ A. za d. B. II 6 Oberbürgermeifter in Osnabrüd. 
9.212 Lu). 4 Ziff. JIII 1023 1870. (7 Lg. u) Berträge. 
(054 L a. u.) Ebenfo. .IIT 1034 Gen.-Deb. .......- 204 
1356 Lu.) Ebenfo ... III 1040 (115 r. m.) Bab.» — 
Mende, Literat in Leipzig Frei⸗ Vertr. Berf. hinter A. 3 III 249 
berg Frauen tein zc. Sachſen IX]). (124 Lm.) Ebenda X. 28 III 27: 
1870. (158 r. g. m.) Bad.-beil. I Lm Lm.) Ebenda A.40 III 281 
Vertr. "Sen. Deb. in III. (131 1. m.) Ebenda 4.80 III 205 
Berathung . .. . - II 353 (132 L. m.) Ebenfo... III 297 
Dr. Meyer, Zuftizrath u. Rechts— (134 L gq. u.) Bab. def. 
anwalt in Thorn (Thorn-Eulm). Prot. SE. B.::.,:. 303 
1867. BL R 20 u 21 (EC m) Ba van 
d ER II 56 WISG....... 208 
Michaelis, Redacteur in Berlin (144 r. g. u.) Ebenda 3 
(Uderminde). ET III 317 
1867. (147 1.) Gen«Deb.... I 198 (148 Lu ara Sann. 
TI L)U.4 3.128 I 460 Prot. Ziff. IV...... 327 
.- L u. 3. 8. (149 r. 0.) — 3 vi 
TEE I 472 2 er 331 
(283 1.) U.43ifj.90.%. I 489 SO Lg EI Re 
ver tr. u.) U. 33—40 d. : A 332 
El. oon oo... II 170 Oberbürgermeifter a. D. in A 
r. g. m)N. .B. U ce 
Kar (. 2 n hen > - 12 (Wahlbezirk Walded). 
a ER II 205 1871. —F L. g. u.) Eingang d. "IL 826 
5077 0u)9.46.82 I 24 I 03232 en ne es 
Migelie, Broteffor in Brauns⸗ —8 n)a 2 Grund. r 
berg (Kempen). | TERIE + 00 963 
1867. (115 L g. u.) Gen.-Deb. I 115 | Frhr. von Moltfe, General 
- Lm)W.43.14 | der Infanterie, Chef des Gene» 
FELELTINTTR 544 | ralftabs der Armee (Memel-Hey- 
(12 L. g. 0.) Mandat- | befrng). 
niederlegung ....... I 1867 3 L o.) 4. 57—68 d, 
Mindwig, Advokat in Dresden Berl... 200000. 11 28 
Ztoiberg- Hartenftein Sachſen (573 7. 0) A. 600.8. It 3 
XIX ]), ‚von Mündhanfen, bannöve- 
1867. (335 L0.)A.6—326.B. L 611 | yi 5 inifte 
Miquel, Bürgermeifler in O8 | en gg nn 
_ (Fürftenau ꝛc. Dana» ' vIm). 
vitek) R 
1567. (112 L m.) Gen.-Deb.. I 105 | u a : 9 — ı 
— Lu.) * dB. I ML | d. Berfaffung --.... II 296 
—— — .4 3. 8 —19 (635 l. u.) A.õ9 -73 d. B. II 481 
(285 | h g. u). 43. u Graf zu Münfter, Erbland: 
7 A I 4% marſchall von Hannover zu Der- 
arg 3; gm) A. 4-5 neburg (Heriberg - Hohnflein 
ae I 568 | [Hannover XIII)). 
erg r. m.) A.6—2 d. 1869 (392 L. 0. A. 17 d. V. III 1139 
Br en aa I 640 42 1. 0.) Ebenfo .. . III 11% 
Fi 
7 51 SL m) Fri — I ES | pr. von Miegolemweli von 
26 der Berf.. 11 102 | Marownifa on er. 
506 ru.) MED. WI 202 1867. (215 L n.) 4 
gr [. g. m) 4. 62. = Bolen DE. ai 352 
ER ua | AD ro) AL. 
(022 v. 0) A. 73 2. | olen Bill... ....... I 884 
BEER II 472 | Frhr. von Norbed zur Ra- 
(08 r. 8. m.) A. Ad. B. II 631 | benau f. unter Rabenau. 


Sprech-Regifter. 23 


Band. Seite. 
Oehmichen, Nittergutsbefiger 

in Choren (Noffen » Roßwein 

Sachſen X). 

1867.(535 r. 0.) A. 6537c268 d. B. II 270 

869. (817 L u.) U. 32 d. B. III 1245 
Dr. Pape, Bundesrathabevoll- 
mädtigter, Präfident des Bun- 
desoberhandelsgerichts. 

1870. (74 r. g. 0.) Verträge, 

Gen. «-Deb. 111 
Frhr. von Patow, Staatsmi- 

nifter a. D. in Berlin (Ueders 

münde⸗ Uſedom⸗Wollin). 

1871. 158 Lg. 8 530.9. III 1259 

Pland, bergerichtsrath in 

Meppen (Fallersleben⸗ Gifhorn xc. 

Hannover XIV]). 

1867. (359 r.) X. 11 d. B. I (2 
Be. r.) 4. 20 u. 21 v. 

1869. sea Um.) A. 43. is! 

III 1114 
von Bodbiclsti, Neichstagscom- 
miffar, Generalmajor in Berlin. 

1867. (557 L u.) 9. 5720.23. II 328 
5685 L m.) A.60 0.8. IT 26 
651). 08... II 46 

Probſt, Rechtsanwalt in Stutt- 
gart (Ravenspurg-Riedlingen). 

1871. (137 L m.) 4. 2 Grund» 

1 17 N III 970 
Dr. Proſch Regiernugsrath und 
Sch. Legationsratb a. D. in 
Schwerin (Boitenburg » Bruck 
[Medtenburg- Schwerin V}). 


1867. (187 1.) Gen.«Deb.. I 310 
(313 1.0.)4.4 3. 14—15 
E22 1 4 PER I 556 


Schr. NordedzurMabenau. 

1867. (276 r.g.u.)#.43.80.98 1 470 
(315 r.) N. 4 Nedactiong- 
vorschlag Schwarze.... I 5 

1868. (77 L u.) 4. 20 d. Verf. 
Fe; gleichzeitigen 


Soon se 1II 1203 | 


Tagens 
1871. — g. 4. 2 Orund» 
TEE 50 onen Il 956 
Dr. Nee, Lehrer in Hamburg 
(Hamburg II). 


1867. (117 r. 0.) Gen»Deb. . 1 20 | 


(366 L m) 4.85. Berl, I 668 


42 Lu) d. B. I 145 | 
r. u.) 4, 57-68. 
J II 286 
(619 L g. o.) A. 63 d. B. II 462 
Reichenheim, Commerzienrath 
in Berlin Waldenburg 
1867. (508 r. u.) 4. 47 db. B.II 217 


Neibenjperger, DOter-Tribu- 
nalerath in Berlin (Arnsberg- 
ee 
7. (658 L u.) 9. — b. 
Beh. oueic .... u 566 








Roß, 


Salzmann, 





Band. Seite. 
(696 Lu.) Schlufßberath. 
SGen»Deb. . . 2.2.20. 
1871. (104 r. q. 0.) X. 2. Grund» 


rechte 


Dr. Reichenſperger, Appella— 


tionsgerichtsrath in Köln (Cre— 

feld). 

1871. (143 r. m.) X. 2 Grund» 
77 . . . . ... Ill 


Graf Renard von Großfirchlig 


(Groß. u Coſel). 
1871. (114 1. g. u. A. 2 Grund- 
It 010 


rechte 
Frhr.v. — Staats» 


minifter a. D. ın Freiburg in 
Baden (Pörradh- Müllheim). 
1871. (158 Lu) X. 53 d. B. III 1259 
' Nohden, Kammergerichtsrath in 
Berlin (Tedlenburg » Steinfurt: 


Abaus). 

1867. (121 L 9. 2 Gen.⸗Deb. I 131 
m) .225d. B. I 385 
— m). Gl d. % IT 388 
(618 Lg. m.) A. K8d. B. Il 460 

Roon, Reichstags - Commiſſar, 
Staate- u. Kriegsminifter, Ge: 
neral der Infanterie in Preußen 
(als Abgeordneter gewählt in Tel— 
tow· Beeslow⸗ — 

1867. (525 r. m) A. 336 . 
d. Verf. ........ II 245 
Schriftlihe Erläuterun— 
gen zu A. 57—68 d.%. IT 267 
OEL. m.) A.590d.%. II 2338 
(567 Lo) 4. 60 d. 2. II 351 
— u.) Ebenſo .. . IT 368 
{81 r. u.) desgl. .. II 334 
(599 r. u.) 4. 622.8. II 435 
(605 L m.) Ebenfo... IT 448 

(635 r.) A. 69—73 d. B. IT 510 
‚ Frhr. v. Röffing, Sand» und 
Schatzrath in Hannover (Linden- 
Wennigjen sc. Bodenwerder ſHau⸗ 
over IX). 

1867. et g. m.) A. 37- 

. Verf. . . ..... It 301 
60 Le m.) %.570.%. IL 321 
GEL UED.B....II 47 
(701 r. g. u.) Schlufbe- 
rathung, Gen-Deb. . ıı 677 


Kaufmann 
(Hamburg III). 
1869. (214 r. m.) 


in Yamburz a 


A. 4 Ziff. LIII 1029 


(215 L g. u.) Etenio. . 11T 1031 
(355 v. u.) Ebenfo . . . III 1039 


Sahfe, Stadtrath und Advofat 
in Dreeden (Freiberg ꝛc. [Sadı- 

fen IX])- 

1867. (272 1) A. 43. Ld. B. I 
Advolat in Weida 
(Firftenthbum Reuß ä. 8.). 

1867. (289 L g. 0.) N. 13. 13 

ber I 


24 


Sprech⸗Regiſter. 


Band. Seite. 


von Sänger, Rittergutsbeſitzer 
in Grabowo (Wirfit- Schubin). 
1867. 2l3 r. u) A. 128. 


402 r.) U. 1720. 8.. 
1870. 7103 r. u.) Verträge, 2 


Gen.»Deb.. 
bon Sabign , Reichstags. Eom⸗ 
miſſar, vr Geheimer Rath in 


Berlin. \warn® 

1867. (250 r. u. A . V. 
en [.) 4. 43.108. 
(272 r. o.) ne 
Em r. * m.) A 


— 


Dr. Schaffrath, Rechtsanwalt 
in Dresden (Dresden ıc. [Sadı- 
ſen VI]). 

1867. (171 L un.) Gen.» Deb. 
(669 Lu) A. 7528. 

Scherer, Landesgerichtspräfident 
in Aachen (Aachen III). 

1867. (249 1.) A. 3 d. B.... 
Fl. u.) A. T d. B.. 
(445 r)U.230%8.. 
4 Lu). 69—73 d. 


r. m.) Eingang b. 
Dr. ——— Hanſeatiſcher 
Miniſterreſident a. D. in Frei— 
burg in Baden (Altona-Dfdesloe 
ꝛe. rer «Holft. VIIIP. 
1867. (159 L o.) Gen.-Deb. 


ethieicheto scommiſſar, 


egieruugsrath in Sadhjjen. 
m r, 0.) Bad.rbefi.- 


Schmalz, 
Geh. 
1870, 


I 337 


I 


IL 


BEE SEE ER 


u 


E 5 EEE 


u 
IL 


Vertrag Berf. A.4 3.16 III 


Schmid, Stadtſchultheiß und 
Redsanwalt in Munderfingen 
(Blaubeurn » Ehingen - Laupheim» 
Nilmfingen [Würtemberg]). 
1871 (156 r. 9.0.) 9. 
Schrader, 33 in Kiel (Kiel— 
vn x. [Sclesw. - Holſt. 


1867. (236 I.) 4. 2—5 db. ®. 
= r. m.) 9. 790.8. 
Scraps, Abvolat in Dresden 
(3roicau-Rrimitfchan ꝛc. [Sad 
2 I: In). 
7. x. u.) A. Ad. 8, 
Ppolen * ea 


I 
U 


I 
gu)A.48H 8. II 


(516 L 
1871. (102 r. m) W. 1. V., 
Polen betr. 


169 


426 
462 
464 
248 
582 


= 


d. B. III 1205 


Dr. Schwarze, 


Band. Seite. 


Graf von ber Schulenburg, 


Nittmeifter n. Rittergutsbeſitzer 
in el (Saljwebdel-Earbe: 
egen 
1867. (476 r. u.) A. 32098. II 
1868. (50 L 0.) A. 22 dp. ®.: 
Gegen Diäten ...... 
1869. L m.) 4. 320.2. 
Ebenfo 


De u ee ⏑ ⏑— e 


Schulze-Delitzſch, Kreisrid- 


otsdam (Werlin 


1867. (150 L o.) Gen.⸗Deb. 
(246 . 9. 0.) A. d. B. 
(302 r. g. u.) U. 4 Ziff. 
13 -14 d. B... ... 
—88 u.) A. 6-32 


ter a. D. in 
VI). 


De ee u u 


8 


BE Bu rer 


1869. 


III 


156 


EE 


Ele derer ae III 1073 
(408 r- 0.) A. 17 d. 8. III 1176 
1870. (71 L: m.) Berträge, Gen.» 
JJJ III 139 
142 L. o.) Bair A 
if. IL $ * — I 309 
(154 r. m.) Badiſch⸗ 
Fe — in III 


EEE II 
22 * = Berfafjungs- 
Free Ya 43 

Lm) rund» 
nn ee 


1871. 


— 
anwalt in Dresden —— 
1867. (233 r. m,) X d. B. 
[.) —————— 
ET 


m. . 1. 010 0 


I 
—* m) A. A'd. B. I 
GB rg m) a Zah. 


1869. 3 m — 


— —— III 1092 


Dr. von nn in Berlin 
— Barmen). 


u 32 b. — 
Diäten 


Spredh-Regifter. 


> Seite. 
1869, > Lg m) A 
Dr. PN Schwerin-Pukar, 
preußifcher Staatsminifter a. D., 
Rittergutsbefiger aus Berlin 
(Demmin:Anclam) 
1867. (274 x.) 4. 43. 2d. B. 1 
(278 — g. m.) A. 43. 


Ko 
o 


“oe 1 0 1 0 00 


.) — 


9. = 4. 
(Berhütung gie 
Tagens ꝛc.). 
Simon, Berl u Rechtsanwalt 
und Notar in Breslau (Breslau). 
1867. Ga L .) ET 


(710 x. 0 
a 32 
1868. 
II 1199 


Dr. S he m = on, in, 
eig in Frankfurt 
D. (Frankfurt a. D.), I Prä- 
fident des Reichstags. 
1867. (210 Lu.) A. 1b.%. I 
95 L 9. o.) A. sl d. nn 


326 
2394 


(2 ı g. u.) nad ber 
efammtabftimmung in 
ber Schlufberathung . 
(731 r. m.) nach der Feft- 
flellung der Berfaffung . 
(151 L u.) Borlage, 
„Kaifer” und „Reich“ bes 
treffend. 
(Beilage hinter 186) bei 
der Adrefibergabe zu 
Berjailles II 


Slomann, Rheber in Hamburg 
(Hambur u * 

1867. (496 I, m.) A. 34 d. B. 
Fürſt zu Solms » Hohen- 
folms-Lih in Lich (Wetlar- 
Altenlirchen ꝛc.) 

1867. (453 - 4. 24,2 u. 26 

599 J 'm.) 9.62 d. ©. 
Graf zu Solmsfaubadh m 
Laubah (Alsfeld - Fauterbady- 
Schotten ObersHefien]). 
1867. nterpellation wegen 
Heflens Eintritt . u 
1870. (126 r. g. o.) Badiſch 
heſſ. Vertrag Verf. X. 35 III 279 
Sonnemann, Eigenthiimer der 
„Hrankfurter Reitung“ in Frank⸗ 
furt a. M. (Stadt Frankfurt 
a. M.) 


7112 


1870. 


372 


‚U 
11 


| 





25 


Band. Seite. 
1871. so 50 L m.) A. 2 Grunb- = 


(158 L 0.) 4. 59 db. B. III 1261 
159 L u.) A. 62 d. B. III 1262 
Brhr. Shend vonStauffen- 
berg, ®utöbefiger in —— 
in Würtemberg (Münden 
Baiern) 
1871. (139 L u.) 4.2 Grund» 
rechte II 
bon Steinmes, General der 
Infanterie und fommandirender 
General bes V. Armeecorps (Zill« 
lihausfrofien). 

1867. ar r. 0.) A. 62 d. 8. 
Dr. Stephani, Bicebürgermei« 
fter im Leipzi (Stadt Leipzig). 
1868, Br Et m.) 4. 20 db. V. 
eg gleichzeitigen 

Tagen I 
Dr. v. En, * gBröfeffor der Ge⸗ 
ſchichte an der Univerfität Bonn 
(Eennep- Mettmann). 
1867. GB L ku ” 6-32. 


.eeee. 


I 928 


De Ta ee ee 4222 


II 403 


EEBER 


(677 L. u.) a. 79 A8 

von Sybel, Regierungsaſſeſſor 

a. D. in Düffeldorf (Saarbrücken). 

1870. (132 r, m.) Bad.eheſſ. 
ertr. Verf. U. 80. 

von Thielau, Sandesäftefter i in 
der Sädfifhen Dberlaufig 3 

Oberfemnit (Löbau-Bernftabt * 

—— * ki ) 4. 4-5 

ig. 0. — 

REN RR NR I 

(376 r.) A. 12d. Entw. I 

DL m) 4. 15 d. i 

Thiffen, —— Frank⸗ 

furt a. M. (Stadt Köln). 
1867. Sat 1.) &. 20 u. 21 d. 


‚Ju 


B 


E EB 


een: II 
von Thünen, NRittergutsbe- 
figer in Teltow (Bütom : Rühn 
x. [Medlenburg- Schwerin N) 
1867. (470 L. u.) 4. 326.3 
von Treitjchle, Profeſſor an 
ber Univerfität Heidelberg (Kreuz- 
nad- Simmern). 
1871. 1 .u.) 4.2, Grund» 
Dal: ssanan eat 
Tweſten, Siedigerichioreib in 
Berlin (Reihenbah-Neurode). 
1867. (102 L g. u.) Gen.-Deb. 1 
— r.0)4.308. I 
Kur r. m.) 4. 4 3. 14 
515 Ln) 9. — Redae⸗ 
364 lag .... 


I 


E 


BEE Em RB. 











26 Spredh-Regifter. 
Band. Seite. Ban. Seite. 
1867. (355 1. g. m.) A. 8d. B. I 661 | 1867. 565 L q. u.) A. b0 d. S. II 38 
(477 x. g u.) A. 32d. B. II 159 (582 1. g. u.) X.610.8. II 386 
(584 L 0.) U. 61 d. B. II 391 1868. (51 r.g. o.) A. d. B.: 
(601 r.g. u. A. 62 d. V. II 438 Gegen Diäten... .... IIt 1217 
(666 L m.) 4. 740.8, II 587 | Vogel von Faldenftein fiche 
(691 vr. g. u.) Eingang aldenfteim 
d BE sense II 656 | achenhuſen, Advofat u. No- 
(692 r.) Ebenfo . ... I 658 tar in Boitzenburg (Boitenburg- 
(704 L. u.) are. Crivitz [Medtenb. | 1]). 
A. Ad 8 11 1867. — m.) A. 4 Ziff. 
1868, (T7L 9. 0) 1.20 d. Fe EB 1 518 
Verhütung gleichzeitigen jr v. Wächter, — Rath 
— — III 1202 | u. Profeſſor an der Univerſität 
1869. (889 r. m.) 4. 17 d. 8. IIl 1132 | Beipyig (Leipzig —— X11)] 
(411 vr. m) Ebenfo... III 1194 | 1867. — r.)A V. I 28 
von Bunt: en und | (BT m.) 1. 13 13 er 
| g. m.) A. 59. 
1867. Te 13— ia (ÖL 1.8 m) N. 7477 a 
Erbe — — — NA Wagener Geheimer Regierungs: 
Landrath und Nittergutsbefiger vath und re Rath im 
in Bomft (Meferig- Boni). preußifchen Staatsminifterinm zu 
1867. (217 1. q. 0.) 4 Berlin (Neuftettin). 
B., Polen betr... .... 348 |; 1867. 119 Lu.) Gen.Deb. . I 126 
1871. (98 rm) MID. 8 | en m 
olen bett. . ...... II 883 | * — — 530 
Frhr. von Waerft, Major a. 2: (306 r. u.) 4.4 3. 14 
in Berlin (Yandaberg - Solbin). | d. 8 J 1 543 
867. (563 r. m) A. 590.8. IT 343 | (318 Lu)A.4—5d.8. I 56 
Fehr. von Binde, Landratb a, t (332 r. u.) 9. 6—32 b. 
D., a re in Bud | J 604 
bei — (Hagen). N 420r.) %.20u.210.% II 2 
867. 128 tu) Gen.-Deb. . 1 286 | (470 r. u.) U. 328.8. II 140 
(297 r. m.)9.43 - | (586 1.9.0). 628.8. II 398 
TE ı 521 | (628 L 0.) X. 69—73 d. 
33ru)A.50%8 I 5738| J we 11 459 
JF r. o.) A. 6K d. V.. 1 649 | (650 r. g. o.) A. DDd. B. II 547 
(367 Lg. m.) A. 11 d. | 1868, (53 L u.) 9.32, Diäten III 1223 
TE TE I 606 1869. TER 
MTLO)U.3d.2.ITM % I er Ill 1052 
(453 r. 9. u.) 4. 24, 25 \ 1870. 91 r. g. 0.) Berträge, 
u. 26 d. Berf...... II 109 | Gen.-Deb... ......» 
(508 L 0.) 4. 45 d. 3. II 215 (118 r. 0.) Bad.-heil. Ber- 
529 L u) A. 633 d. B. II 258 trag. Verf. U. 4 Ziff. 16 III 257 
592. m) 4.6208. II 413 | Wagner, Herzogl. Altenburgi« 
(686 r.9.u) R.790.8. Il 643 her Appellationsgerichts » Vice» 
(692 r. g. 0.) Eingang präfident in Altenburg (Sachſen⸗ 
d. Verf. 0. 11 658 | Altenburg). 
(15 r g. m) Schluf- 1867. 8 r. o.) A. 4 3. 13 
berathung A. 60 (u. 62) J RETT 501 
7 REN I 691 | Dr. Walded, Geh. Obertribu- 
Behr. Binde, Oberfilientenant nalsrath in Berlin (Berlin II). 
D. und Mittergutsbefitser 1867. (107 L u.) Gen.-Deb. . I 2 
in Dibendorf (Oblau-Nimptic- I r. u.) U. 6-32 b. 
Streblen). 7, EU TEE We: - < 
1867. (158 L u.) Gen.«Deb. . I 230 (389 L u.) A. 1 d. B. I Z9 
58 Lg. u.) U. 53-56 | (458 r.) 4. 24, 25 u. 25 
en — . II 252 Be ee uU 123 
ei I. g. 0.) 9. 57—68 (536 r. g. m.) A. 57— 
II 290 BED re II 274 


Spred)-Regifter. 


Band. Seite. 


1867. (5621. g. u.) 9. 596.8. 
Gls r. u A. 63 B. 1 
(620 r.) hint. A. 68 d. V. 
(641 L. u.) A. 69 d. B. 1 
(699 r. g. u.) Schlußbe⸗ 
rathung. Generaldebatte 

— Bielefeld⸗ en 
868. (48 L o.) 4. 32 d. 2. 
a NET 

g- 0.) Ebenſo 


= 
f 


238 
456 
466 
521 


II 671 


. III 1207 
II 1254 


1869. ein 1.) a. 4 Ziff. JIIE 1027 


(215 L m.) Ebenfo . 


III 1031 


(819 L m.) U 32 d. 8.111 1249 


von Wabdorf, Staatsminifter 
in Sadfjen-Weimar zu Weimar 
(Auma:Berga- ꝛc. Jena). 
1867. 
1869. 
Verantwortliche Miniſte⸗ 


rien 
Weber, Obergerichtsanwalt in 
Stade (Stade- Bremervörde ıc. 
[Hannover XVII), 

1867. — r. u.) A. 110.8. 


Der Be Be e 


I 


r. u.) A. Mu.d. 
II 


. nn Ten 


(526r.0.)4.53—56d.8, I 
TILM)A.DD.B U 
von Wedemeyer, KRittergutd- 
befiger in Schönrade (Arnswalde- 
—— 
. (66 L g. o) 4.22 d. 
. Diäten ENTE III 
Dr. Wehrenpfennig aus Ber: 
lin (Fürſtenthum Walded). 
1870. (128 L o.) 2 heſſ. 
Vertr. Verf. A III 
ol 8 — vertt. 
— III 
1871. a m.) Mi 59 0.8. III 
Dr. ®egell, Staatsrath in Schwe- 
rin, NReihstagscommiffär für 
Medlenburg-Schwerin. 
1867. 260 r. o.) A. I d. 8. I 
673r.) A. TB... I 
Wigard, Prof. u. pralt. Arzt i in 
Dresden (Dresden Sachſen VP. 
1867. (164 r. u.) Gen.Deb. I 
(582 L 0.) A. 612.8. II 
(584 r. m.) Ebenjo... II 
(726 L m.) een 
tbung bint. 4.7320. B. UI 
(667 L 9. 0.) 4. 74 d. B. II 
(684 Lo.) A. 790.8. II 
1870. (110 L m.) Bab.- A. 
ertr. Berf. U. 3. 
Dr. Wiggers, Julius, Dr. 
philos. und theolog,, Profefſor 
a. D. in Roſtock (Gnoien ꝛc. 
[Mecklenburg⸗Schwerin VI)). 
1867. (672 r. u. A.76 u. 77d. B. I 


a Morig in Roftod 
(Berlin IL). 


(335r.m)WU.6—32d.%. I 613 
L) 4. 17 d. 8. 


REs E 


E; E 


BE 


: BER EEE 


Dr. von Zoltowstli, 


27 


Band, Eeite. 
444 
182 
550 


237 


.) Eina. d. V. III 
r. 9. m.) A. 530.2. III 
m.) Ebenjo... III 


— 


Dr. Wind bthorfi, Staatemini- 


fter a. D. in Celle (Aſchendorf— 

Hummling-Meppen 2c.). 

1867. 6 u.) A. Td. B..1 
lLm.) A. 12 des 
Entwurfes.....:... I 

ua a ı) 4. 20 u. a 
erf.... 
(569 t. 1.) 4. 59 d. * 
(663 l.u.A. 74— 770.8. J 
1869. u g. m.)A.43 130. 
an r. 0.) 4. 17 d. B. III 
1870. (76 r. % m.) DEE. 
Gen.⸗De 
1871. 88 Bu u.) — * 


— 


L u.) A.2 Grundr. III 
ten) 


Ber 


ee ae 22 


E 5: * BE 


Dar. g. RE 
(62 Lo) Mi. 50) db. a 
u: Lem). 7 

ET EEE TE Ill 1269 
Wölfel, —— und No⸗ 

tar in Luben (Lügen). 

1867. (666 r. m.) 4. 710.8. II 589 
Wulff, Deconom zu Pötrau 
(Lauenburg). 


1867. (549 L 0.) A,57—68 0.3. II 309 
Dr. Bacharige, Staatsraih u. 
Profeffor der Rechte in Göttingen 

(Göttingen 2c.). 

en .. I 239 
Bl5r.g. u.) —— 

des A 4 der Verf... I 53 

32 Lu) I 52 

358 Lg m) A.50% 668 
556 Lg. m) 4. DT d 

Te ge I 2324 

(581 Lu) A. 61 d. B. UI 383 

(670 r. 9.m.)4.760.8, II 97 


v. Zehmen, Kammerherr, Regie- 


rungsrath a. D. aus Stauchitz 
(Meißen-Großenhain ꝛc. Sach⸗ 


jen VII). 
1867. are 0.) Geu.Deb. I 22 
em a. On. " 
tee 22 
1869. A La) dt 4 &. 13 III 10656 
Dr. jur, 


ODrzewee 


S 


Rittergutsbefiger in 


(Buf-Koften). 
1871. (IT. 0.) A.1B., Bolentetr. II 878 


Sach-Regiſter. 


Band. Seite. 
Abänderungen der Berfaffung ſ. 
Berfafjungsveränberungen. 
Abgaben fremder Schiffe. 


4. 54 8.505. Berf. 1867... I 16 
1871... III 16 
Abgaben für befondere Anftal- 
ten auf allen natürlihen Waj- 
ferftraßen. 
4. 34 8. 4 d. Beaf. 1867... I 16 
1871...11I 15 
Abaaben in ben Seehäfen. 
2. 54830. Berf. 1867.... I 16 
1871... DI 18 


Abgeordnete zum Reichstag fiehe 
Reichstag, Reichswahlgelek. 
Abgeordneten-Berein, Hif. 

1 A 

ud der Seffionen 

im allgemeinen, insbejondere 

durh Diätenlofigkeit (vgl. 
Diäten). 

Bismard. 1868 (57 r.)... IT 1233 


Webemeyer. 1868 (56 1.).. . . 111 1229 


Abſchluß der Epodye ber 
päifchen Revolutionen. 
Löwe. 1871 (117 r.) .. .... Il 2283 
Abſchluß von Verträgen f. Bundes⸗ 
präfibiumt. 
Abfekung eines Bundes— 
fürften (vgl. Bundeserefution). 
Greil (Bair. II. Kammer) .. III 
Lutz (Bair. II. Kammer)... III 
Brandh (Bair. II Kammer) . III 
„Abfoluter Staatsgötze.“ 
Reicheniperger, D. 
1871 (105 L u.) 
„Abſolutiſtiſch 
ſcher Einheiteſtaat.“ 
Neumayr (Bair. I, Kammer) . III 
Abflellung von Mängeln 
beim Heer anf Grund ber In- 
fpectionen. 
A. 6383». Verf. 1867.... I 
1871: Bl 
Abftimmung im Bunbesrath und 
—— f. Bundesrath, Reid;e- 
ag. 


uro⸗ 


II 


De Br u ur u 


BE E EEE 


Bes 


Band. Eeite. 
Abſtimmungséfreiheit ber 
Neichstagsabgeorbneten. 
a. 29 d. Berf. 1867 ...... I 38 
1871 5% 11 8 


Abzeichen der Truppen. 

A. 63 $ 2 d. Verf. 1867... I 38 
| 1871 ... DU 
Abzug vom Zoll: u. Berbraude- 

fteuerertrag. 
4.388208. 1867.... 1 
1871. ... U 
Adreffe, Antrag auf verfaffungs- 
| mäßige Beftimmung bes Rechts 
zur Beſchließung 1L 
| Binde, 9, 1867 (47 ru) . U 
Adrefſedes Badiſchen Land— 
tags an den Großherzog von 
| Baden - once nern ren. III 
ı Adreffe des Norddeutſchen 
Reichstages, Kaiſer u. Reich 
bett. IM 
1870. Verhandlung u. Abſtim⸗ 
mung (182 r.) III 
Vorgang in Verſailles . II 
Adreffe der würtembergi- 
{hen Il. Kammer an den König 
nadı Wirtemberg 1 
Agitation in Sitddeutichland fiche 
Bairifche Agitation, Münden, 
Zwangslage. 
Allgemeine Beſtimmung, Allge⸗ 
meine Beflimmungen ſiehe Ber— 
faſſungsveränderung. 
Allgemeines Deütſches Bür— 
ger- u National-Bewußt- 


fein. 
Schulte. 1871. (152 r. 0... . IH 
Allgemeines Deutihesdan- 
delegefegbuchals Reichsgeſetz. 
Braun-Wiesb. 1869. (462 1.) . DI 
Allgemeine Diskuffion ſ. General» 
bebatte. 
Allgemeine Seemannsorb» 


nuug. 

© leiden. 1867. a 
Allgemeines Stimmredt |. Allge- 
meines Wahlrecht. 


10 
10 


8 
99 





or... 


5% 


. ee | e,er.e 0. 





1007 


245 


Sadj-Regifter. 


Band. Seite. 

Allgemeiner Berlehr. 
u. 43.80 8. 1867..... I 3 
1811... IH 3 


Allgemeines Wahlrecht (vgl. 
Geheime Wahlabftimmung). 


Bismard. 1867. (4291). 1 50 
Brünned. I a u.) 2 136 
Enlenburg. 1867. 108 1). 683 
—— Bl 
Friedenthal. 1867. (416 r.) . 12 
Fries. 1869. SI6 L). ....- u 1241 
riefen. 1867 as L 9. ©.) n 155 
— — 1867 (140 r. u.) ... 185 
Hirſch. 1870 118 Lu) ... In 26 
Keyſer. 1869 (816 12. . .... III 1242 
Laster. - 78 Lı.. y. er a = 
(119 r.g.u. 
Met. (heifiiche II. Kinn) III 472 
Meyer. 1867 536 J.. 6 
Miquel. 1867 Pe — J = 
Ba, BRD: 
Nee. 1867 (473 1.) ...... 
Scdlör. (bair. II. Kammer) . III 703 
Schulenburg. 1868 sn. III 1213 
Schulze. 1867 (488 = 1 se 
Er as 
(72 Ei. 2 . 
— ——— 
e bie. 1222 
Scweiter. 1869 (938 12. u 1256 
Schwerin. 1867 ge N 2 
un 1)... II 690 
Er 1. S z — a - 
Binde-$. 1 T — 
Wagener. 1867. rn — 2 
0.).. 
(470ru).. I 140 
1868. (53 r.).... III 1223 
Walded. Ce = > g. nn.) RT = 
1 r. —* 
1869. (819 L)... . II 1249 
0)... . III 1253 
Watzdorff, 1867. (337 1.) . I 617 
Weber. 1867. (418 I). II 16 
Windthorft. 1870. (79 L n). II 160 
Zehmen,. 1867. (420 1.) » I 2 
Allgemeines ablredt, 
nicht wefentlich beeinflußt von 
Diätenlofigkeit. 
Blandenburg. 1868 (51 L o.) III 1216 
Allgemeine Webrpflidt, 
4. 57 Berf. 1 = TORE — 
Draun · Web! 1867 (I äh... .. 118 
Gneift. 1867. (630 II 49% 
— 1867. 5 F J An 
r.m 
Michaelis. 1867. 1. (8 I 202 
Dehmichen. 1867. — .ll 232 
Rée. 1867. (42 Lo)... .. II 289 


29 

Band. Seite. 

Schulze. 1867. (151 L u.) I 210 
(722 Lu.) II 2707 

te we Lu I 44 
Binde-H n.)... I 302 
DEP)... 10 DR 

Binde-D. 1867. (542 L. u.).. II 290 
Walded. 1867. (110 r. 0.)... I 101 
(537 9 ine DE 

Watzdorff. 1867. r — 1 61 

Windthorſt. 1867. (560 L — II 3533 

Zadariae. 1867. (556 L.) . II 324 
Allianz mit Denerzeih, 

(vergl. Deflerreidy- Un ee) 

M. a. (bairifche Il. Kammer III 629 

Bray. (bairifche II. Kammer) . III 763 
850 

Gagern. (beffiihe II. Kammer) III 456 

Dohenlohe, (bairifhe L, Kammer) III 814 

Huttler. (bairifche II. Kammer) III 760 

Krug. (beffiiche IL. Kammer) . III 480 
en Eremee 

M. Barth. 1871 (123 * u.). 943 

Dr. Reichenfperger-Er 

1871 DM r.). . ...... III 989 
IE ES) ...... III 996 
EN sr 140 > ‚II 978 
r.) .III 980 
(141 l) .DI 981 

Altona. 

Braun-Href. 1867 (42 L m.) II 17 

Schleiden. 1867 (491 Lu.) . II 175 
Altpreußifhe Tradition. 

Miguel. 1869 (448 r.)........ III 1051 
Anardie ſ. Finanzielle Anardie. 
Aenderung der Berfaffung ſ. Ber- 

fafjungsveränderungen. 
Kr der Geſetzes— 
fr 
U 2 d. Berf. 2. EEE I 2 
1 ee III 1 
Angehäufter Barlamenta- 
rismne. 

Bethufy-Huc. 1869 (400 r. 0.) III 1162 

Anklage der Minifter f. Minifter- 
anflage. 
Anlage von Feſtungen ſ. Feftun- 
gen, dann bairifcher Verita 
—— a Ber- 
— ꝛc.) 
A. 73 d. Berf. 1867...... I 21 
1Bl:0404% II 2% 
Antrag Miquel 1867...... II 556 
Bismard, 1567 — 1 180 
Gebert. 1867 (66T) ..... II 484 
| _Deybdt. 1867 (5 L). ... . II 508 
N ORT RE 
Sarantiellbernahme zu Beften des 
Bunbes). 
\ Antrag Miquel 1867...... II 556 
Errleben 1867 (627 r. u,)- II 489 


Anleihen, Berhältniß der 
ſuddeutſchen Staaten feit Beitritt 
zum Bunde. 








30 Sadj-Regifter. 
Band. Seite. Band. Seite. 
Delbritd. 1870 (132 r.)... IIT 290 | Wagener. 1868. (53 r.) . III 1223 
Laster. 1870 (1LBBL)...... III 300 | Armenverjorgung. 
Miquel. 1870 (132 L)...... DI 2938 | 9.3 Ber. 1867. ........ 1 3 
Siehe im Uebrigen unter Ver— | 1871 2.2.0... u 2 
hältniß ac. „Afiatifhes Syflem.“ 
Annerionen 1866. Walded. 1867 (389 r. u)... I 740 
Ewald. 1871 (le... III 1275 | Aufenthaitsredt (vglGrmb- 
Sageın (heifiiche II. Kammer) III 455 | — 
Jörg (bair. II. Kammer) 611 | a ee 1 2 
Laster. 1867 (130 1)... I 155 | BTL oe oe... m 2 
Scleiden. 1867 (159 r.) . I 234 | Uufgabe der Wiſſenſchaft 
DindeS. 1867 as l. u). 1 288 bezitglid — deutſchen 
- (SI Lu)... I 298 Privatrechts 
Walded. 1867 Dart. I 3% | Bland. 1869 (650 1) . .... II 115 
Anordnung friegsbereiter Windthorſt. 1869 (460 1). Ill 1085 
Aufftellung. ah anderer oder böherer 
A. 63 84 Verf. 167... I 2 —— F— fremde Schiffe. 
1871... 18 | 54 $ 5 Berf. 1867 .... I 16 
Anordnungen für bie Preußi— | 1871 ....II 1% 
ſche Armee, maaßgnebend jilr ı Auflöfung des Reichstags. 
die Bundesfontingente. A. 24 Berf. 1867 ....... I 8 
A. 63 8 5 Berf, ....1 12 ÜBEL 51 m 17 
1871 .... ML 18  Untrag Unruh 1867 ..-... 1 101 
Anfpruc aller Bundesangeböri- | er 1867 (468 2). .....» II 108 
gen auf gleihmäßigen Schuß | iquel. 1867 (4521.)....... I 104 
dem Auslande gegenüber. 22 8) .... 1 108 
4.3 Alin. 6. d. B.1867j. Druck⸗ Aufnahme Gemeinde- 
‚berichti ren L verband (vgl. Grundrechte). 
in der Berf. 1871 ....... Mm 2; 03 Bef. 1867 ...... I 3 
Anftellung der Bundesbeamten, DJ ENER 111 2 
Konfuln, PBoft- u. Telegraphen- Antrag — 1867 . I 40 
Beamten ſiehe Bundesbeamte u. Aufrechterhaltung der Be- 
. m. ftimmnmug über Armenver- 
„Antediluvianismus der verforgung und Aufnahme in 
Medienburger Berfafjungs- den Gemeindeverband. 
zuſtünde.“ A. 3 Verf. 1867......... I 3 
Walde. 1869 (819 r.).. II 1250 11: 4 VPRERIRRFOBRER u 2 
Antipatbien der beutfchen Aufrechterhaltung der Ber— 
Stämme unter einander ſeit träge über Beerdigung und Ber- 
dem Kriege von 1870. pflegung der Staatsangehörigen, 
Hohenlohe (Bair. L Kammer) III 842 und Hebernahme Auszumeifender. 
Reichenfperger-D. 1871 (106 r.) III 905 u. 384 Berj. 1867...... l 3 
Anträge am Reichstage fiehe IB: 25405 III 2 
Initiative. Aufrechterhaltung d. Zoll. 
Antrag Preußens am Bunde | ie »Berträge. 
vom 9. April 1866 ...... I 62 1040 Bef. 1867........ 11 
Anwesenheit des Buudes- bes Zollvereinigungsvertrags 
fanzlers oder feines Stellver- vom 8. Juli 1867. 
treters in den Reichstags— U. 40 Berf. 1870........ il 3 
figungen, Antrag auf eine m 11 
en Berfoffungsanorde ı Aufruf Preußens vom 18 
ERDE ER IREN NR II 85  Iuni 1866. 
Bis 1867 (45 1.)... I 29 Bafjewig 1869 (648 1)... . III 1109 
Braun-Wshb. 1867 (444 r. o. II 89 | Aufficht des Bundes f. Beauffich- 
Scherer. 1867 at 1036 | igung 2c., Ueberwachung ꝛc. 
Vinde-H. 1867. (447 T). .. 11 W  Aufftellung in Sriegsbe- 
Anzeige von Mängeln bei Aus- reitichaft. 
a der re 4. 63 8 4 Berf. 1867..... 1 12 
4. 36 8. 32. 8. 1871. . IH 2 1871..... UI 18 
4. 36 8.30. 8.1870.... II 55 | Aufwandbeftreitung für 
Arbeiterfrage. Bunbesbeer. 
Schulze. 1865 (52 i.). . III 1220 A. 62 Berf. 1867........ I 128 
a II 1231 12 2 uU 14 


Sadj-Regifter. 


Band. Seite. 
a 538.3 Verf. 
ie ee ee 15 
18m. ee III 15 
Augsburg. 


Bölt (batrifche II. Kammer)... 
Ausdehnung der Competenz ber 
Bundesnefetsgebung ſ. Competenz- 
Ausdehnung. 
Ausfertigung der Anorbnuns- 
gen und Verfügungen des Bundes- 


IT 661 


Präfidiums (vgl. Berantwort- 
lichkeit). 

A. 12 Berf. 1867.25, 0» 7 
1:70 III 6 

Ausfertigung der Bundesge- 
fege A. 17 Berf. 1867... .. .. I 6 
1121 2 RR I 6 

Ausführungs - Organ reſp. 


Behörde fürdie Bundesge- 

fege und Oberaufficht über 

deren Vollzug. 

Laster 1869 (410 r.) ...... II 1 


Ausgabe von Papiergeld, 
Mittnacht (wilrtemb. Il. Kam« 
mer) II 
©. im Uebrigen Papiergeld. 

Ausgaben für das bairifde 

Heer, en binter 


T 484 


„DR vu: 22 er mer Beer ur er er er So we ı 


A. 73 Berf. 1 . IT 20 
ee "File 
ne und rg 
A. 40 Berk. 107.54, 54% Iı 
Reihenfolge wi Finanzmittel 
dv. Bundes. X. 70 Berf. 1867 I 20 
1871 III 20 
Ausgabenbewilligung, ge 
wöhnlich filr ein Jahr, ausnahms- 
weife filr länger. 
a. 71 $. 1 Berf. 1867. ... I 20 
1871. II 2% 
Ausgaben» Bewilliuugs- 
recht im allgemeinen und 
insbefondere in Bezug auf das 
Militairbudget. (vergl. Bud— 
getrecht, Mititairbudget). 
Frieſen. 1867 (649 r.).... IT D44 
Gneift. 1867 (630 L). . II 49 
Hölder. (als Referent der wür— 
temberg. II. Kammer) . . .. III 497 
Jörg. (bair. II. Kammer)... III 747 
Laster. 1867 (646 r.).... . - II 534 
T18L)...... I 698 
Miquel. 1867 TI4L) .... LI 111 
Scherer. 1867 (622 L.)..... II 471 
Stauffenberg. (bair. II. Kam.) a 714 
n. Zö1 
Tweſten. 1867 (104 1.) . 82 
Binde-H. 1867 (TI6L).... f 694 
öl ( airifche ll. * . III 655 
Wagener. 1867 — 490 
Walded. 1867 110 T. 102 
Wiggers. Berl. 1867 (652 r, 0.) h bh2 


3l 
Band. Seite. 
| Ausgaben-Etat,allgemei- 

ner, Pe aufauftellen. 

19. 69 Berf. 1867 ....... 21 
er Il 20 
Ausgaben» Etat für das 

Bundesheer während der 

ae 
4. 71 8. 2 Berf. 1867... .. TI 2 
Bleu cH= 10 

Siehe im Uebrigen Militär. 

budget der Uebergangszeit. 
Ausgaben-Etatjürdie Ma- 
rine. 

Miquel. 1867 (622 r.) .... II 473 

Im Uebrigen j. Mariuebudget. 
„Ausgeblajene Eier“ (die 
Einzelftaaten). 

Windthorſt. 1869 (459 r.).. III 1083 
Ausgemwiejene 1. Auszuiveijende. 
„Aushängeihilbder®rund- 
rechte.“ 

Grämer. 1871 (149 L o.) ... III 999 
Aushebuugs: Beflimmun- 
gen. 

A. 81 Beh 1887 ....... I 18 

IH Socke Il 1 
Aushebungsgejep. 

Antrag 1867 3if. 6...... I 351 
Ausland: Handel. 

4“. 4 3. 7 Berf..1867..... I 23 

1871. . 1 3 
Ausland, dentſches. 

Braun-Wsb. 1897 (253 r).. I 434 

Hofmann, 1867 (244l.g.n.) [ 410 
Ausland, gleihmäßige 
Bundesihußg aller Bun— 
desangehörigen. 

A. 38 6 Berf. 1867. (j. Drud- 

— ung als Zuſatz zu 

). 

274 An | 1 EER III — 
Auslegung der ln 
im Allgemeinen. 

Bismard. 1871 Ber) .. . 11 874 

Hänel. 1871 (160 1) ...... ll 1265 

1266 

Laster. 1869 (465 2 . 111 1099 

— TR III 1104 
1871 r. 0.) . II 873 
1871 (6 r) .....- Il 877 
LIE A —— Ill 1268 
1269 
Miquel. 1871 (96 L.)...... III 876 
Windthorft. ar (458 L.).. : Ill 1080 
1 Kr. g. 1.) II 877 
Auslegung * Art. 4. 3.1: 

„soweit dieſe Gegeuftände nicht 
ſchon — erledigt find.“ 

Untrag 1867 .. ........ I 404 

Zuridnahme deffelben ... 1 430 

Savigny. 107 20 1. u). 1 436 

Scherer. 1867 (249 Lg. u). I 422 


32 


Band. Seite. 


Ausnahmsgeſetzgebung in 
tirchlichen Dingen 

Ketteler. 1871 (119 re). 
Ausnabmsweije Ausgabe-Be- 
willigung auf länger ale ein 


Jahr. 
A. ZI Berf. 1867 . 
181. 


‚1 


me... ® 


Ausſchlagder Präfidenten- 
ſt imme bei Stimmengleichheit 
(vgl. Beto:c.) im Bundesrathe. 
Bei Geſetzvorſchlägen über Mi- 
—— und Kriegsmarine. 


5 82 Verf. 1867. ....- I 

IB 2er I 

Greif (bair. II Kammer) ... Ill 

Neumayr (bair. I Kamımer) III 

Schlör (bair. I Kammer)... . Il 

Sybel. 1867 (327 r.)...»»- I 
Bei —— — des 

—— A. 782 Berf. ; 
> TE 

a7 $ 3 Berf. 1871. III 

— „gollachen 4. 37 g2 Berf. ' 

Fi a7 Berf. 1871 ....... III 

A. 37 Verf. 1870 ....... II 

Sybel. 1867 (827 r.).... - » I 


Ausſchließlichkeit des Bun⸗ 
des in Beſteuerung von 
Bier, Branntwern, Salz 
und Tabad, dann in Gejet- 
gebung über das Zoll-Wefen. 
A. 35 Berf. 1867 ........ 

Ausſchluß von Gebietstheilen 
aus der Zollgrenze. 

A. 33 Verf. en SATTE 


a. ee Tee 


Ausjhreibung der Matriku— 


lar⸗ ne. (vgl. Budget- 
un. u. 

44 —— ET m 
Antrag — 1867 .... II 
Friedenthal 1867 tr). ul 

Li: a 
dt 1867 (6385 D- - - - - 
ae ee 1 
Laster 1867 (4, Deere. n 
Miquel 1867 (622 r.) - 
Im Mebrigen f. unter Matri- 
tufarbeiträgen. 


Ausjhreibnng der Wahlen 
zum I. beutjhen Reichstag 
von 1871. II 

Ausihüffef. Bundesrathsausſchüſſe. 

Auswärtige Angelegenhei- 
ten, Bundesrathsausfhuß. 

94.88.3208. v.1871... 
©. im Uebrigen Bundesrath ıc. 


mer nee‘ 


III 


315 


— va BEEB.. Es 


koks 


B 


—— 


Sach⸗Regiſter. 


Band. Seite. 


Auswanderung. A. 4 3.1 
. Berf. 1867 


. ernennen 


b 
dan der Land» 
wehrmänner nnd Rejerviften. 
U. 59 d. B. 1867. 
BTL 220000 % 
Auswanderung ber Rejer- 
viften. 

Antrag Fordenbed 1867 . II 
Fordenbed 1867 (559 r. g. u.) II 

| Ausweifung. 








I 


Auszumweifende (vgl. Gothaer 
Vertrag.), Ueberuahme derjelben 
in den er 

9.308 





. [ee © 


E utorredt. 
u 4 3. Berf. rl 
Averſum der außer ber Zougrenze 
Gebiete an die Bundes- 


A. 38 5. 3 Berf. 1867 . I 
1871... I 


rapie J. Seeſchifffahrtsanſtalteu. 
Baden. 
| Antrag Laster 1870, den Eintritt 
| in den Bund betreffend (ost. 
| fogleidy unter Stellung :c.) - 
\  Yandtagsverhandlungen über — 
Verſailler Verträge 

Schutz · 
Hiſt. E. 

Sonderrechte ſ. unter — 
Worte. 

Stellung zum Norddeutſchen 
Bund, Anträge auf Eintritt in 
ben Bund (vgl. foeben Antrag 
Laster ꝛc.) 

| Edhard. (badifche Il, Kammer) III 


und Trugbändnig. 


. nenn» 


Laster. 1870 (82 L o.). 
Berhandlungen ber I en 
itber den Beitritt unde. 
Jolly. (badiſche Res). II 
Im Mebrigen f. unter Berhand- 
| — der ſüddeutſchen Regie⸗ 


Badilhe deſſiſcher Bertrag 
in Bezug auf: 
Anzeige über Müngel bei Aus- 
) führung der Zollbeftiimmungen. 
| U. 36 Iette Alinea Berf. 1870 III 
| 





Aufrehterhaltung des Bollver- 
ee vom&. Juli 
1867: 4. Berf. 1870. 1 

— * Präfidialftimme 
bei Zoll-Gejeh 


waltung. N. 


ßgebung u. Ber- 
Bert, 1870 . IU 


Hofmann I 867 (244 r).. I 


Jolly. (badifche 1. ” 


wos 


’ 


378 
410 


— 


410 


Band. Eeite. 


Beſchlußfaſſung im Bunbesrathe 
iiber Berlaffungeveränderune 
gen y J 7 


— Ten II 
im — Pr nat gemein» 
nn ee 
U. 28 Berf. 1870 ....... 


Bier⸗ a Bl u. 
Zoll A. 35 u. 38 Verf. 1870 III 
Bertrag Ziff. 2 u. J — 
„Bundesa ee . 57, is 
Verf. 18320.......... 
Bundesbeamte, deren Rechte, 3, 
1 bes V 
vgl. U. 18 Alinca 2 . II 
—— A. 19 Berl. 
5: 7, 1 EEE 
Deulſche Yet — ü 
57 0.598 
Einführnn "Brest 
——— etze A. — 


De u ur Eu 


an Berfaffung: Dt 
ſches —III 
— eines oberſten Ge⸗ 
richtshofes in Handelsfachen, 
Bertrag 3. 9 III 
Ertrag der Zölle und Ber 


Der ver Be re Br 


nern 


brauchefteuern, U. 38 SAN. 
m — a 


1üo in partes f. unter biefen 
Worten. 
—— A. 56 init. Bi, 
—R von Koufuln — 
nur im Intereſſe eines 
Bundesftaats. 

Vertrag Ziff. 6. .„.. III 
Lübel. A. 34 Berf. 1870... Il 
Oberfter Gerichtshof in Han» 

delsſachen f. Errichtung ꝛc 
Poſt und a u. 38 


2 A. 50 u. 51, A.62853 
Verf. 1830. ...... II 
Pof- u. Telegraphenweſen im 
Heffen. Bertr. Ziff. 4... . III 
Pofteinnahmen in Baden. Ber- 
trag Ziff. 5 .......... II 
Breite und Bereinsweien. U. 
4 Biff. Verf. y. 1870 II 


16 
Duartals-Ertrafte über Zoll 
nn A. 39 Berf. von 
Reichstagswahl. U. 208. 1870 III 
Stimmen im Bundesrathe. U. 

6 Bel. LEW. ....... III 
Vereiusweſen ſ. o. bei Preſſe. 
Verfaſſungsveränderungen ſiehe 

oben Belhlußfoffung ꝛe. 
Zuſtimmung zu Verfaſſungsver⸗ 

änderungen über Sonderrechte 
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33 
Band. Seite. 
des einzelnen Bundesftaate. 

Betrag 3.8... .c2200 4b 

Bayehot ilber Wahlen, 
Wagener. 1868 (öt r. 0.) . - III 1225 
Bahnpolizeireglementse. 
A. 43 Berf. 1867 ....... I 
1 Im 11 
Baiern (vgl. Bairifcher Bertrag, 
König von Baiern, Sonder- 
rechte, Verhandlungen 2c., Ber- 
träge ꝛc.) 
Landtagsverhandlungen 
über die Verfailler Verträge. III 592 
Diajorität ver Abgeorbnietentam- 
mer vor dem Beſchluſſe über 
tie Verträge. 

Mittnaht (würt. I Kam⸗ 

1 An D85 
Schutz - und Trupbilndniß. . 108 
Berfaifungsvertrag a 
2 Nov. 1870. ... .... I 51 

Schlußprotoboll ......». II 6 


Verhandlungen der Re- 
gierung über den Bei- 
tritt zum Bunde. 

DE il..— III 
in München. 


in Berfailles 


Baiern im Jahre 1806. 
Hohenlohe (Bair. J —— 

Baiern im Jahre 1815. 
Hohenlohe (bair. L — 

Baiernſeitdem Jahre 1 
Hohenlohe (bair, L Kammer)... III 


Baierns Agitation ſbairiſche Agi- 
tation, Münden, Zwangslage. 
Baierus Auslegung Des 

Schutz- und Trugbiünd- 
niſſes (vgl. Schutz- und Truß- 
— — 

Neurath (würtem amıner). Il 
Baierns Gewicht (vgl. Baierus 
Stellung). 

Lu (bair. Il. Kammer). . Ill 
Baierus Initiative wegen Bei 
tritts zum Bunde f. Berhand- 
lungen ber Süddeutſchen Re» 
gierungen ac. 

Baierns Imitiative wegen ber 

Kaiferwilrde ſ. König von Baiern. 
Baierns Schwierigleiten. 

Dalmwigkiheififichell. Kammer) III 

—* (bair. Il. Kammer) . . III 

agern (heſſiſche Il. Kammer) III 
Baierns Selbſtſtändigkeit. 

Bairiſche Thronrede v. 17. Ja— 

nnar 1870.. 

Hohenlohe (bair. I. Kammer) . III 
Baierns Sondberbündelei. 

Stauffenberg (bair. II. Kamm.) III 
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34 
Band. Seite. 
Baierns Souveränität. 
Pranckh (bair. II. Kammer) . III 782 


Baierns Stellung zu 
Deutihlanbüberhauptund 
zum Norddeutſchen Bunde, 
bezw. im Deutfhen Reiche 
—— 


M. Barth (bair. Il. Kammer) IIT 63 
Bray (bair. Il. Kammer) .. III 598 
Klier (bair. II. Kammer) . . II 775 

agern (heſſ. II. Kammer) . . III 449 
Greil (bair. II. Kammer) ... III 671 
Hallwachs (heff. II. Kammer) .1I 427 
Huttler (bair. II. Kammer) . . III 762 
Fuß (bair. II. ns ... III 809 
Miquel 1870 (98 L. — 207 
Schulze 1870 a il ———— 111 146 
Stauffenberg (bair. II. Kammer) III 7: 

u. 725 
Völl (bair. II. Kammer) . II 662 
Bajonette eine Stübe aber 
fein Sit. 
Tweften 1869 (391 r.) »... II 1138 


Bairiſche Agitation, beiehungs- 
weife Parteiung in Beyug auf 
die deutfche Frage im allgemei— 
nen und ben Beitrilt zum Bunde 
insbefondere (vgl. katheliſche Par- 
tei, München, Zwangslage ıc.) 

M. Barth (bair. II. Kammer) III 
Huttler (bair. II. Kammer) . . III 
3örg (bair, II. Kammer) ... 
Miguel 1871 (131 r) 
Neumayr (bair. L Kanımer). . 
PBrandh (bair. II. Kammer). 
Stauffenberg (bair. II, un III 


739, 740 . 
Bairifhes Bono im 
Verhältniß zur 


Berfaf- 
fungbezw.Religionsedift, 
Probft 1871 (138 Lu.) ... II 

Bairifher Friede von 1866. 
tut (bair. II. Kammer) . 

„BairifheKapitulationvon 
Sedan." 

Jörg (baiv. II. Kammer) . . IM 

Bairisches Kirchenweſen |. Kirchen- 
weien in Baiern. 

Bairiſcher „Patriotismus” ſiehe 
Patriotiſche ꝛc. 

Bairiſche Selbſtſtändigkeit. 
Franckenſtein (bair. LKammer) III 
Hohenlohe ſbair. L Kammer) . III 
Neumayr (bair. L Kammer) . III 

Bairiſche Sonder ıı. Ehrenrechte 

f. Sonderrechte. 

Bairifhe Souveränität. 
Mallindrodt 1871 (127 1.) . 

Bairiſche ultramontane 


Preife. 

Miquel 1871 er ar a 
Prob 1871 (BT r)...... Im 
Dr. Keiljenfperger 1&71 (1461.) III 


973 


I 
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Bau. Exite. 


Bairifher Vertrag, im allge- 


meinen. 


Ackermann 1870 87 r. m.).. II 18 


DM. Barth (bair. II. Kammer) III 616 
Bennigfen 1870 = Lg. u.) II 361 
Bethuly-Hnc 187 r. u.) . II 21 
Bluntſchli (bad. L Kammer) . III 40 
Bray (hair. Il. Kammer) .. III 668 
Dumont cheſſiſche 11. Kammer) I 40 
Edhardt (bad. II. Kammer)... II 3% 
Eiben (würtemb. II. Kammer) IT 526 
Fifcher (bair. Il. Kammer). m 
pi 1870 (82 r.o.).. III 152 
agern (beffifbe II. Kammer). I 47 
Hallwachs (heſſ. II. Kammer) . II - 
u. 47 
Hillern (bad. L Kammer)... III 4 
Hohenlohe (bair. L Kammer) . III 88 
Hölder (als Berichterftatter der 
wilrtemberg. Il. Kammer) . . II M 
Jörg (bair. Il. maus: ... MI @t 
Laster 1870 er 1.2), I 18 
N J . 11 172 


1871 IGIT.) ...... III 1268 
Linden (würtemb. L Kammer) III 
Löwe 1870 (95 r. g. u.) ... IN 
tut (bair. Il. Kammer) ... II 598, 


601, 808, 809, 810, ER 

1871 (161 ID .- 1967 
(EL T) 2. een. Hr 126% 
Miguel 1870 (98 L m.) II 2% 
Neumayr (bair. L Kammer) . II 81 
PBrandh (bair. = Kammer) . III 8 
Wagener 1870 (2 Lg. m.) „IT 19 
Windthorfl m. (71) ... MI 1% 
1871 (162 15)... 111 189 


Bairiſcher Vertrag im Ein. 


An Biß | 


= 


ERE 


BRE R 


. 





Ze und zwar in Beaug 


an. u $ 5 init.. 
Anordnung der Kriegsbereit- 
ſchaſt ſ. Mobilifirung. 
Anzeige von Mängelnbei 
Ausführung von Zoll— 
beffimmungen. 

N. 36 Berf. 1870,11 . 
Aufrehthaltung, auge 
drückliche, folgeuber 

Verträge: 

Eiſenacher Konvention (vgl. 
Eifenaher Konvention) 
Schlußprotokoll Ziff. III. IH 

Gothaer Bertrag (vgl. Gr 
thaer Bertra 9 
—— Ziff. II. 

Zollvereinigungsvertrag * 
8. Juli 1867. 

Vertrag Ziff. II S 18. 
Ausbildung, Forma— 
tion, ®ebübrenbe- 


1243 


m 


m 9 


57 


Sad)-Regifter. 


Band. Eeite. 


(Bairiiher Vertrag ꝛe.) 
zug und vupen 

tion der reihe 
en if. U 
WEM een 
ee, unb 3 

— fi. u 8 

ertra i * 
sub. 3 ——— 
Ausſchlag der Ti 
rum bei Zoll» 


gelegen 

A. 8 Berf. 1870/71... IM 
4. 37 Berf. 1870/71. . II 
Bertrag Ziff. ISZ..IU 


sl. 1 
Bier- und Branntwein» 
feuer. 
4.3582 en 1871 ..... II 
Bertrag Ziff. IS 13... »-. III 
Schlußprotokoll ai > | 
Delbrück 1870 (TO) ... IM 
Budgetfefifiellung im All- 
gemeinen (vgl. ſogleich Mili— 
tärbudget). 
ug (bair, Il. Kammer) . III 
Pfretzſchner (bair. II. Kam⸗ 
— 6 III 
Völt (bair. I. Kammer) | 
ee a 


4. 57 u. 59 Berf. 1870/71. 
Bundesanleihe von 1871, 
Stauffenberg (bair. Il, Kammer) II 
Bundes-Erecution (vgl. Ab- 
Iegung eines Bundesjirften). 
19 Berf, 1870/71 
—— Ziff. 
M. Barth (bair. II. Kammer) III 
Delbrüd 1870 (TO Lo). en 


Greif (bair. II, Kammer) ... II 
Prandh (bair, II, Kamıner) . III 
Schlör (bair. II. Kammer) .. I 
u... Pflicht 
und Re 
Bertrag Si III $ 5 sub. III III 
Bunbdesfinanzen, 
rn zu Abſchnitt 
X d. Berf. 1871... ... II 
Bertrag af. Eee III 
—— 
Brauchitſch 1870 Ada 2 We | || 
Windthorft 1870 cz *. 1). .III 


Bundeskriegsweſe 
Schlußbeſtimmung zum XI. — 
Abſchnitt der Be. — 
Vertrag Ziff. III $ Im 
Sclußprotofoll si, iv $ All 
Blunſchli (bad. 1, Jammer) Bi 


Deilbriid 1870 Ir L — ‚u 
146 1)... I 

Hoverbedt 1870 us y m). I 
Lasler 1870 . II 
r. u.) age 


Rees 


— 


640 
657 


— 


83 


BEER. 
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35 
Band. Seite. 
Lutz (bair. II. Kammer . III 596 
Bundeskriegsweſen. 
u. (bair. II. Kammer) 7183 
weften 1867 (103 L 0.) . 19 
———— 
A. 1 Verf. Pe ren —III 4 
Vertrag Ziff. IIS B ...... I 5 
Sus (bar. II. ES . III 594 
Ausfhuß für die win 
tigen An re 
Vertrag ai I are II 5 
Im Uebrigen rn ER 
ausſchuß für die ausw. Aug. 
Ausſchuß für Landheer und 
ra Ben) 1er! Sitz). 
u. 882 Verf. 1871...... I 4 
Bertrag Biff. J — II 58 
Mehrheit im Bundesrathe (14 
verneinende Stimmen genigen 
für Ablehnung) bei Serfal- 
| fungsveränderumgen. 
A. B88 1 Bef. 1871... .. Mm 2 
Bertrag Ziff. II s RE II 58 
M. Barth (baiv. II. Kammer) III 624 
vd. Freydorf (bad. I. Kammer) III 415 
Stauffenberg (bair. II. Kammer) III 724 
Im Uebrigen f. Bundesrath. 
Stimmenverhältniß bei Berfaf- 
fungsveränderung |. Mehr- 
beit ac. 
Im Uebrigen ſ. Bundesrath. 
Borfig im Bundesratbe. 
Schlußprotokoll Ziff. IX. II 67 
Givilprocefentwurf, Ternere 
Ausarbeitung deſſelben. 
Schlußprotokoll Ziff. V. III 66 
Lug (bair. I. Kammer) . . 11 597 
Clausula Salvatoria, 
Scylufprotololl Ziff. XV... III 69 
Lutz (bair. II. Kammer) ... III 599 
Competenz der Bundes 
febgebung in Bezug auf se 
math- nnd Nieberlaffungsver- 
hältniffe, Staatebürgerredht und 
Kerehelihungsmefen. 
- Schinfprotofoll Ziff. Iu. IT . II 6 
Deibrüd 1870 (147 r. 9. 1) III 325 
Laster 1870 (147 r. m.) . II 325 
u. 326 
ut (bair. II. Kammer) ... III 600 
Ehebefhränfungen. 
Schlußprotololl Ziff. I..... II 65 
Laster 1870 En I)oreoure III 172 
Einführung Norddeutſcher 
Bundesgejeteindenübri- 
gen ſüddeutſchen Staaten. 
Bertrag Ziff. I am Ende — 
Uebergangs-Beſtimmung“). 59 
in Baiern: Bertrag Ziff. ii! 
EEE TERTITPETTEN II 64 
Delbräd 1870 (147 Lg. 9) III 323 
Lu (bair. II. Kammer) . III 600 


8* 
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Band. Seite. 


(Bairiiher Vertrag se.) 
Miquel 1870 (147 1.) ..... II 
Stauffenberg (bair. II. Kammer) III 


Eingang ber Deutſchen 
Berfaffungsurlunde. 

Vertrag ai. | RERNTSERT II 

Delbriid (810 (&rm) .IN 

Windthorft 1870 (77 r. o.). . III 
Einquartierung im Frie: 
den. 

Delbrüd 1870 (69 r, o.).. III 

(146 1)... 1 

Eifenbahnwefen. 

Bertrag Ziff. III 8 3...... III 


M. Barth (bair. II. Kammer) III 

Deibrüd 1870 (70 r. g. o.) . [ 

Lutz (bair. Il. Kammer) 

Miquel 1870 (98 r) 

Stauffenberg (bair. II. Kammer) III 
Erflärungin Kriegszuſtand 
(gt Bundesieldberr). 

ertrag Ziff. III SD sub. VIII 

Dumont (Heififche Il. Kammer) 2 

Lu (bair. II. Kammer) 
Erfparnifjfe am a 
budget, 

Lu (bair. Il. Kammer) . 1 
Grecution A SEN 
Fahnen-E 


Vertrag 3if m 85 sub. IV II 
Yırk (bair. II Kammer) ... IH 
.. (bair. II. Kammer) . III 
Feſtunge 

Deriree Biff. * SA sub, 5. III 

eodem Ziff. V ......... 11 
Schlußprototoll Ziff. XIV... I 
Delbrüd 1870 (150 L. 0.). .III 


Lasler 1870 (149 r. u).... III 
Miguel 1870 (150 I) 
PBrandh (bair, Il. Kammer) . III 
Finanzweſen im Allgem. 
Stauffenberg (bair. II. Kammer) 111 
Sriedensprälenzftärfe. 
Laster 1870 (4 r. 0.).. - - I 
Geld betragsverwendung 
für Militär (vgl. Militär ıc.) 
Bertrag Ziff. III S 5 sub. II. 
Befandtihaftsredht, Ber: 
tretung des deutſchen Gefandten. 
Schlußprotokoll Ziff. VIIu. VIIIIII 


I 


Baſſewitz 1870 (149 1.) . u 
Bluntſchli (bad. I. Kammer) . III 
Bray (bair. L Sammer)... I 


Delbrüd 1870 (148 r.)... I 
Frandenftein (bair. L Kammer) III 
v. Freydorf (bad. Baumann) II 


Friedenthal 1870 (149 L)... III 
Grumbrecht 1870 (148r.) .. I 
Hoverbed 1870 (148 r. u.) . . III 


Miquel 1870 (98 r.)...... III 
Geſetzgebung ſiehe Einführung 
der Geſetze des Norddeutſchen 
Bundes ꝛc. 


BE 


EEE 


BE 


E 
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Band. Eeite. 


rer Compe⸗ 
si Ostikarhlain 


Scylußprotofoll Ziff. XIII... III 
Heeresfolge im Kriege. 

Bertrag Ziff. III $ 5 sub IV. IM 

Fuß (bair. L Kammer).... I 


Heeresformation. 

Vertrag Ziff. ILS 5 sub. IT IM 
Heimaths- und Niederlaffunge- 
wefen f. Socialgejeßgebung. 
 Smmobiliarverfiderungs- 
wefen. 


Schlußprolololl Bf IT. . . . II 
Delbrück 1870 148 L m.) . III 
Miguel 1870 (148 Lg. u). . II 
Infpection der Truppen 
durh den Bundesfeld— 
herrn. 

Vertrag Ziff. III $ & sub. II II 
Itio in partes. 

A. 28 Set. 18 ET 4 

Bertrag Ziff. 2 —F rn 1118 


Das Uebrige f. unten unter den 
Worten Itio ın partes. 
Konſulatweſen. 

4. 56 init. ae 1870/71 2 

Vertrag Ziff. I 


' Konfuln — er 
Staaten in den einzelnen 
Bundestaaten. 


Schlußprototoll Ziff. XII... I 

Koften und Laften des ge- 
fammten a 

4. 58 Verf. 1 R 
Bergl. mit — Ziff. III 8 
5 zu diefem Artilel der Ber- 


ſaſunnng II 
Kriegsdienfigefeh. 

Delbrüd 1870 (146 1.) . 
Kriegserflärung. 

A. 11 Ber: 1BIR. 00% In 


Vertrag Ziff. IS Z...... 
Deibrüd 1870 (7OLo.)... 1 
Freydorf (bad. L Kammer) I 
Kriegsverfaflung f. Militär sc. 
Fe ya ſ. Erklärung :c. 


« er Berfaffung 1871 .. 
Betrag Ziff. IS 12.. 
Malzauffchlag. 
— (hair. L nr n 
ug (bair. L Kammer) . ll 


.. III 
III 


Neumayr (bair. L Kammer) . II 
Marine. 
Prandh (bair. II. Kammer) II 


Mehrheit der Stimmen im Bun— 
besrath ſ. Bundesrath: Beſchluß— 


faffung. 
Militärbevollmädtigte in 
Berlin und Müchen. 

Bertrag Ziff. III $ 5 sub. III IM 


EEE R Er E 


Eos 


735 


B 


= 


E * Be EEin ER 


BE 


Fand. Seite, 


(Bairifher — 

Militärbud 
Bertrag Ziff. Al EP I 
M. Barth (bair. Il. Kammer) III 


Delbritd 1870 1m r. u.) . III 
B3r)... I 
146 vr)... Ul 


Frandenftein (bair. L Kammer) III 


Jörg (bair. Il. Kammer) „.. Il 
Laster 3870 (84 Lu) .... II 
Br m) .... Al 
Was I 

123 L 9. u.) I 

u) 24: IH 

146 L n.) . 1 


Lutz (bair. I. u L Sammer) III 


Schlör (bair. II. Kammer) 
Stauffenberg (bair. II. Kammer) In 
717 720,” 
Völt (kair. II. Kammer)... . I 
Militärgeletgebung 
Bertrag Ziff. III $ 4* sub L.III 
Deibriäd 1870 En 20 u.) m 
Laster 1870 (145 5 — III 
Mititärhoheit im Frieden. 
Vertrag Ziff. III S & sub. II IN 
Deibritd 1870 (69 vr. m.) . II 
Mititärhoheit im Krieg vom 
Beyiun der Mobilifirung. 


Vertrag Ziff. ITS 5 * I 11 
Mitlitärlaften. 

Miquel 1870 (98 r)“....... I 

Neumayr (baiv. L Kammer) . III 

un (bair. 11. . Kam * 
Mititärhrafgefeh. 

Delbrüd IE « — .IIl 

(146 L) ... 1U 

Militärftrafverfahren. 

Delbrüd 1870 (69 v. m.) . Il 


Militärverfaffung ſ. ſoeben Bun- 
desfriegsverfaffung. 
Mititärweien ſ. — Bundes: 
friegsmejen. 
Mobilifirnng. 
Vertrag Ziff. III S 5 sub. III WM 
Schulze 46 Biere Il 
Oberbeſehl |, Militärhobeit. 
Politiſche Gleichberechti— 
gung aller Confeſſionen. 
Shlufprototol Eau 
von und ee  Aar 
A482, 0, 51, 4. 2 


83 Berl. 1870,71 IH 
Bertrag Ziff. rn 5 ee II 
Sp IIF 4. . .... 11 
M. Barth (bair. II. Kammer) I 
Delbrüd 1870 (70 L m). . U 
Miguel 1870 (70 L u.) I 
Pof- und Telegraphen: 
Bertragsihlüfie. 


ug 
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Pand. Seite. 


Schlußprotololl XI. ...... III 

Luß (bair. II, Kammer) ... I 
Preffe und Bereinewefen. 

Bertrag Ziff. IS 2...... III 

Vöolk (bair. IE. — |) 
Duartalertrafte im Zollwefen. 

A 39 Verf. 1870/71.. .. U 

Bertrag Ziff. I $1Z...... Ill 
Rayongejep. 

Delbritd 1870 (59 r. g. m.) III 

(146 1) ... ll 

a gr. 

Bertrag Ziff. II S2...... II 
Reihswahlgeiet. 

A. 20 Verf. 1871 ..... + MI 

(vgl. U. 20 Berf. 1870) ... II 

Bertrag Ziff. ITS 10... ... Il 


Delbrüd 1870 (TILL) ... 
Laster 1870 (142 r. m.) ... 


Fuß (bair. II. Kammer) *** Ill 
Schlußprotololl...... .. Ill 

Lutz (bair. II. Kammer).... II 

Schulze 1870 (TI r.) ...... —III 
Socialgeſetzgebung. 

Bairiſcher Vertr. 3. IT SL. III 

Schlußprotololl I und II III 


M. Barth (bair. II. Kammer) Il 
Brauchitſch 1870 (104 r.)... U 
Delbrid 1870 (70 r. 8 ) III 


— 

Grumbrecht 1870 Gt) — 
— 1870 64 1) ..... m 
6 (bair. II. Kammer) u 


ut 1870 (144 r. u)... 

——— (bair. II.Kammer) III 

Völk (bair. II. Kammer) . I 
Staatsbürgerrecht f. unter Com: 
petenz, Socialgejeggebung. 


Stimmenvertheilung im 
Bundesrathe. 
A. 6 Berf. 1870/71 ..-.... 1 
Vertrag IS A... 22...» ul 


Truppen » Ausbildung, Forma» 
tion ꝛc. ſ. foeben bei Ausbildung. 
Borfpann. 

Delpräd 1870 (69 r. m.) . II 
Wahlgefet ſ. ſoeben Reihswahl- 


geſetz. 

Zollvereinigungsvertrag ſ. Auf— 
rechthaltung 2c. 

Zuſtimmung Baierns nöthig 
zur Abänderung feiner verfaj- 
fungsmäßigen ige 
Vertrag Bin. BUTETTER III 
M. —8X Mn I. Kammer). 11 


Zuſtimmung der drei übri: 


gen füddeutfhen Regie— 
u. zum bairifhen Ber: 


tage, 

Wibraa 1870 (140 v. o.) . Ill 
Linden (würtemb. ammer) I 
Lu (bair. II. Kammer) . . . IU 


67 
505 


52 
660 


— 


EREEHERENERe ERESEEEEr E EEE 


a 
ik 


E 


Es 


SEE 


38 


Banb. Seite. 
Bairifhe Bertragsfaffung- 


| 
| 
| 
| 


Bray (bairifche II. Kammer . III 593 
Delbrüd 1870 (68 r.).... III 111 
(70r.0.)... II 137 
ee (bair. II. Bee): ... II 684 
ut (bair. II. Kammer)... . III 824 
Sinbthorf 1870 (de r.) .... II 154 
1% 6 9 0.) III 156 
Bairiſch-patriotiſche Moti— 
— Abſtimmung vom 
SL Summer 1871........ II 853 
Baken ſ. Seefdifffahrtsanftalten. 
Banknotengeſetz des Bun— 
des, 
Delbrüid 1870 (131 vr. m.) . III 297 
Miquel 1870 (1BLr.)..... ul 295 
BE) ..... IlI MWM 
Bankweſen. 
A. 4 3. 4 Berf, 1867..... I 3 
1811.50; II 2 
Bauliche Zuſtand der 
Eiſenbahnen. 
A. 48 Verf. 18687....... I 1 
43333 — ı u 
Beamte de8 Bundes ſ. Bundes» 
beamte. 
Beamte im Reichétage. 
Entwurf 1867 (welcher den 
Ausschluß derfelben — h 1 
Below 1867 (423 r.)...... 32 
Bismard 1807 (4 1). f 53 
Fries 1867 (415 L)....... II 7 
Örumbredt 1867 Bi. 
Meyer 1867 (432 1). ..... I 58 
Schulze 1867 41 u.).. 1 64 
(455 I. 0.).... II 66 
Schwerin 1867 (56T) ..... II 15 
Wagener 1867 (421 r.) . 1 27 
Weber 1867 (418r.)....... n 17 
Windihorft 1867 (424 L u.).. 38 
Zehmen 1867 (420 L). .... f 22 
BeamteimXReihstage,Neus 
wahl bei Beförderung. 
A 21 8. 2 Verf, 1867 .... I ri 
1871.50, 7 
Beamte, Urlaub bei Eintritt 
in den Reichstag. 
A. 21 Beil, 1867... —J1 1 
ı 1: y 9 SPAREN ‚u 7 
Beauffihtigung des Bun- 
bes im Allgemeinen. 
Eingang der Berf. 1867. I 1 
3871 :24% Bi 1 
A. 4 Verf. 1867 ........ ii 2 
1871 I 2 
Grumbrecht — ‚gio 2) IT 1018 
Re I 1038 


Zehmen 180 sr Lu.)....IIl 1068 
Beaufſichtigung durch das Bundes⸗ 
präſidium ſ. Ueberwachung. 
Beerdigung gegenſeitiger Un— 
terthanen (vgl. Eiſenacher Con- 

vention. 





Sadj-Regifter. 


Band. Eeite. 
4.3 8.4 Berf. Bi 


Hofmann 1867 (244 ry — 1 
Sure: f. Feflungen. 
tod Lei öffentlicher 
er unben. 
a er Il 23 


Beitrittsverhandlungen, Beitritts- 
verträge f, Verhandlungen der 
ſüddeutſchen Regierungen ꝛc., 
Verſailles. 

Belenntnifje, religiöſe ſ. Grund— 
rechte. 

et ber Armee. 

a. 63 $. 2 Berf fl 


Belagerungszuftand ſ. Bunbesjeld- 
herr, Erllärung in Kriegszuftand, 
Beleidigung einer Behörde 
oder eines bes Bundes. 

A. 74 Berf. 1 


187 f 
Beleidigung des Bunbesrathe, 
rg —— deren Mitglieder. 
ee: Te 


[23:7 


me... 


Belg 

an (hair. U, Kanner) 
Berathend oder Conſtitui— 
renb? 

Das Frankfurter Parlament: 


E EB EB 


. en... 


Hiſt. 
Viucke⸗-H. 1867 (182 r.) .. 1 
Der nde.9. 1867 itaeende 
ae von 1867: 
U TER 
Hiſt. Schlußbemertung a 
Braun⸗Wob. 1867 en A | 


g.u.) UI 
Gotiberg 1867 (140 LE. u) ] 
Scherer 1867 ( r. — . u 
—— 1867 (691 r) ... UI 
Vinde-H 1867 . 
239 L 
Walded 1867 Eur 9 —3* 
Windthorſt 1869 (4581.) . 
Berichte über bie eide- 
tagsverhandlung. (vgl. Haf- 
und u re 
A. 22 8. 2 Berl. 


SeEBBERBEEe Es 


— 
Eee 


m... 0. 


Dede 1807 (at 0) Eee 
Bismard 1867 (442 1). 1 
Laster 1867 (439 r. 9. 0). II 


Berlin. 
Diet cheſſ. U. Kammer).... II 472 
I 6% 


Schwerin 1867 (710 r.).... 
Berliner Obertribunal. 
Zehmen 1869 (454 r.).... - : Ill 1069 
Berufungbdes Bunbesrathe. 
4. 13, 14 Berf. = BEE 
71 


Sadj-Regifter. 


Band. Seite. 
Berufung bes Reichstags. 
4%. 13 Berf. 1867 ........ 6 
s Tr ‚II 5 
Beihlagnahme des Arbeit 
und Dienftlohne. 


Mittnaht (wirt. II. Kammer) II 484 
Beſchlußfaſſung im Bundes» 


rath. 
4. 78.2 Berf. 1867 ..... I 5 
187 4.445 III 4 
Im Uebrigen ſ. bairiſcher Ver— 
* Bundesrath. 
2, a gteitung 
2 y ——————— 8 
1:1 6 111 8 
Beihlufunfähigleit der 
Bollsveriretungen überhaupt, bes 
Preußiſchen Herrenhaufes insbe- 
fondere (vgl. Diäten). 
Hennig 1868 (55 LN. ...... II 1227 
Balded 1868 (58 L) ..... Ill 1235 
Beihwerde wegen Juſtiz— 
berweigerung. 
A. 77 Verf. 1867........ I 2 
U EEE II 22 
Lust (bair. II. Kammer .... III 807 | 
Beſchwerde-Recht des Reiches 
gr a RN 1 3 
aumftart 1867 (443 r.).... II 87 
1867 (446 r.) .... l 95 
Binde-H 1867 (448 L 0). . 19 


©. imUebrigen Betitionen, 
Befoldung der Reichstagsmitglie- 
der f. Diäten. 
Bejondere Berträge über 
Poſt und Tele da iS 


I 
| 
I 


l 


| 


39 


Band. Seite. 
A. 71 $ 1 Berf. 1867 .... I 20 
1871 .... II 20 


Im Uebrigen |. Ausgaben- und 
Einnahmenbewilligungsredt. 


Bier- und Branntwein« 
teuer im ee 
A. 35 Berf. 1867 ....... I 9 
tt. III 9 
Braun-Webd. 1870 12 1 — J 276 
Laster 1870 (125 r. mn.) - IM 277 
Bier- mb Brauntieinfteuer in 
Baden, Baiern, Würtemberg |. 
Badischen ꝛe. Vertrag. 
Bierfteuer in Heſſen (vgl. 
Bier- ꝛc. Steuer im Allgemei- 
nen.) j 
Dernburg (Heff. II. Kammer) III 44% 
nn (Heff. II. Kam— 
J — III 443 
Solms, 2. 1870 (126 r. 0.) . III 179 
\ „Bis hieher und nidt wei- 
ter)" 
Frieſen 1869 (398 r. u.) . I 1158 
ı Bıfhöffe als Rebellen — 
gen die — Geſetze u. 
Regieru 
M. Barıh, Isrı (128 v.) . II 943 
Ketteler 1871 a 9— u). Il 912 
Treitichle 1871 .1I 91 
Windthorft 1871 Ir . II 96 
Biſchoffsrevolution f. —8R x. 
Bismard» Schönhaufen, 
Dtto von, wird Minifterprä- 
fident in Preußen. Hi... I 58 
Unruh-M. 186 (393 r.) ... II 1143 
394 L).... UI 1145 
Im Webrigen olitif von 
Bismard. 
Graf Bismard und bie na» 
tionale Strömung. 
Miünfter 1869 (392 r.) .... UT 1141 
Graf Bismard und v. Roon, 
Unruh, M. 1869 (393 r.) ... III 1143 
„Blaue Miffioräre" (vgl. 
Waffenbrüderfchaft). 
Greil (bair, II. Kammer)... III 689 
Bremen. 
A. 34 Verf. 1867 ....... 9 
BE -e,uu% III 9 
Grumbrecht 1867 494 L — I 181 
— — a 498 2 - - 
inde-9H. 1 ek j 
Wiggers- Berl. 1867 ds uw) 11 184 
Briefgeheimniß. 
Antrag Schrader 1867. :... 1 407 
JItzeuplitz 1867 (51T L)... I 224 
Scraps 1867 (516 r. g. ). Il 22 
ge von Graf Min: 
VBlandenburg 1869 (395 r.). . III 1149 


A. 50 $. 6 Verf Pe TERT I 14 
— II 14 
Befteuerung, — 
ſ. Bundesſteuer. 
Beſtrafung von Vergehungen 
gegen Bund, Bundesorgane und 
Berfaffung. 
A. 74 Berf. 1867 ....... I 21 
BEL . Sun u 21 
Betriebs. Einrichtungen der 
Eifenbahnen, 
a. 48 Berf. 1867 ....... Iı2 
1871 ....... III 11 
Betriebs⸗Material. 
E38 Be 1867........ I 2 
2 II u 
Bevöllerung, die ſeemänniſche, 
* ee, u. Befreiung. 
a. 53 $ 4 Berf. 1867. .... I 1 
18ll,::;5% I 15 
Bewaffnete Neutralität 
1870 (Minoritätsantrag ber 
bairiſchen an Terra 
Jörg (bair. II. Kammer). . 193 | 


Bewilligung ber Budget. Hug. 
aben, ausnahmsweife auf 
änger. 


| 


‚ Budget (vgl. Ausgabe» u. Ein, 
nabmebervilligu % ‚Ausgabe-Etat, 
Einftellung der Erhebungs- und 


40 


Bant. 
Berwaltungstoften ꝛe., Geſetzes⸗ 
form ꝛc, Militärbudget ꝛe.). 
Bethuſy Hue 1867 (174 rc)... 1 


Errleben 1867 (626 c.).... 1 
Gebert 1867 (625 r.) ..... IL 
Hölder (als Referent der — 
temberg II. Sammer) „... II 
Miquel 1867 (633 L)..... u 
Twefte 1867 (105 r. m.). I 
(106 L g. u). Pi 
Binde-H. 1867 454 l).... I 
Walde 1867 (109 r. u)... 1 
Zehmen 1867 (156 1. 0.) ... I 
Budget-Fefiftellung, jährlich 
durd Geſetz (oder als Berwal- 
tungsfadhe ?) 
A. 69 Verf. 1867 ....... I 
ilin asus III 
Erxleben 1867 (627 r.).... I 
Triedenthal 1867 (648 L.). 1 


Gerber 1867 (65 r.)..... U 


Budgetmäßige Höhe der 
Matrilularbeiträge. 
4. 70 Verf. FH — — 
TE ige 
Anträge 1867 .......... 1 
Bethufy. Hue 1867 (645 N. u 
Errleben 1867 (626 r.) . 1 
Friebentbal 1867 (618 r.). I 
(649 r.0). I 


Gebert 1867 (626 1.) „.... 1 
Heydt 1867 (635 Lu.) ... I 


Miquel 1867 (623 r.) ..... II 

Wagener 1867 (628 Lu) .. 11 

Walde 1867 644 r.)..-... 1 
Budgetpflicht. 

Reichenſperger 1867 (697 r. m.) 1 
Budgetreht (vol. Militär 


budget :c.). 


Bennigfen 1867 (Id r.g. u) I 
Berhufy-Huc 1867 (174 L —* I 
65 1)... I 
Bismard 1367 (137 r. 1). l 
Blandenburg 186 9 De || 
Errleben 1867 (626 r. u.) .. II 
Friejen 1867 09 1)... ll 
Gebert 1867 (166 r. u.) I 
Gerber 1867 ar u 
Sneift 1867 es ) EEE I 
li 2u223 II 
Saster 1867 (126 nm) a. J 
Michelis 1867 T15 rn.) .... 1 
Miquel 1867 Al r)..... 
Ka g ae H 
r. 
Roon 1867 (Wär) ..... u 
Schaffrath 1867 1179 Er | 
Scherer 1867 ea ER... U 
Solms, 9. !. 1867 59). U 
Sybel 1867 (329 — l 


Tweften 1867 
! 


Sadj-Regifter. 

Seite. Bank. Seite. 
1867 (602 L). .... II 440 
Binde-H. 1867 (184 Lm).. LI 301 
274 (595 x). ... II 482 
485 Vincke⸗O. 1867 (158 r.) I 232 
482 Wagener 1867 (12 r.g.u) I 127 
(121 L) oe 5 AB 
497 334 Lm).. 1 608 
475 (650 r.9.0). II 547 
87 BWalded 1867 (107 r. m)... 1 9 
88 IM Lu).. I 101 
110 (332 L. u). I 2 
100 BED... II 522 
224 (dd4r)..... I 58 
Watzdorf 1867 838 r.0). I Di 
Wigard 1867 165 r.). ... - 2öl 
(166 nu)... I 26 
20 Wiggers-Berl, 1867 (652 L). I Sl 

20 | Yudgetübershiife (vergl. 

488 Budgetrecht). 

Ba | A. 70 Verf. BOT. 220. I 9% 
509 — — I 20 
— Friedenthal u. Miquel 

USE EL II 546 

20 et 1867 (635 1). ..... I 508 
20 Hiquel 1867 63 Lu) ... I 45 
512 Bündnifabfhluß durd das 
530 Bundespräfidinm. 
485 A. 11 Berf. 1807. 50454 % I 6 
541 BT. 202400 u 5 
543 | Bünbnißverträge Preu— 
483 | Bene 1866 (vgl. Schuk- und 
509 ee): 
476 ER IETRE Is 
490 mit Dedienburg d.d 21, Ang, I 2 
598 mit den übrigen Norbdeutichen 

Regierungen d. d. 18. Auguſt I 24 
666 | Bund oder Nihtbund? 

Briefen 1869 (399 1. 0.) .. II 1158 ° 


EREEBBBEEERERERE 


ERBES 


©. im Uebrigen Berfaffung des 
deutſchen Reiche; A Berfaffung 
oder Bund? 
„Bund oder Reid?" 


Bismard 1871 (91.).... U 
(61) ... l 

Dunder 1871 4 Lu) ... II 
Hänel 1871 (Br. u.) ..... II 
(6 Tr. 0)...-» Ill 

Hoverbed 1871 (96 Lg. u.) . IU 


Bund, deuticher von 1815 ſ. Bun- 
besafte, deutſcher Bund ꝛc. 

Bund, — j. Norddeut⸗ 
ſcher 8 und 

Bundesalte v. 8 Juni 1815. 


Sin 
Braun-Webd. 1867 2441.) . I 
Schulze 1867 (246 r.)..... | 
Tweften 1867 (692 1) .... I 
Binde-H. 1867 (62 r).... U 
alded 1867 De u 


Bundesalte v. 8 Juni 1815 
Art. XIII. 


BEBSER 


» BEBEEs 


Banb, Seile. 


Bundes. ARTEN 
a. 3 Berf. 1 


m... tree 


Fr Ber 1867 @4 Lu). 1 
Bundesaufficht (vgl. Bundes- 
Präfidium, Competenz). 


A. 4 Berf. 1867... 2.0... 
JJ III 
Bundesbeamte, Entlaſſung, 
Ernennung, Bereidigung. 
A. 18 Verf. 1867... ..... 
1: ee II 


Babd.-Heff. Vertr. Si 1... I 
Miquel 1867 (396 L 
Neurath (würtemb. 
Bundesbürgerredt (vgl. In- 
digonat, Grundrechte). 

Antrag 1 
Bundesconfulate ſ. Eonfulate. 
Bundesdienft, Berufbarfeit der 

Dificiere aus ſämmtlichen Kons 
timgenten. 

A. 64 8 3 Berf. te ——— 


. er tr Tee 


Bundesentwurf mit den 
Grundzigen zu einer neuen 
Er el vom 10. Juni 


Bundes:Erecution (vgl. Ab- 
fegung eines Bundesfürften). 
9. 19 Berf. 1867 ....... 
BTL uu020% II 


8 
M. Barth (bair. II. Kammer) III 
Delbritd 1870 (70 L 0)... I 
— —— — 
itz 1867 r* 
6 I. Kammer). II 
Schlör (bair II. Kammer). . III 
Bundes-Erecntion zu Bei- 
ten des deutfhen Bundes. 
Neumayr (bair. L Kammer) . III 
Bundesfeldherr im Allgemei— 
nen. 
A. 63 Berf. 1867 .... .. 1 
187 wu III 
Bismard 1867 BL Lg.u) I 
Bouneh 1867 BB 


g- u.) — 
Hammerftein 1867 rg.) I 
Laeler 1867 (126 > — I 


Mindwig 1867 335 Lu).. I 


Röffiing 1867 (546 r. u.). II 
Schulze 1867 (150 Lg. u). 2 


war 1867 593 r. u)... 

inde-O. 1867 (5 DIESER 
Walded 1867 (GH T). I 
Zachariae 1867 (358 * ... 1 

Bundesfeldherr, Befug— 


niſſe (vgl. Bair. Vertrag). 


u.) . l 
— —III 


Ener: 


— 
56 


ke R 


Eben 


E 


Pr 


BE 


Bess E BERREBen 


SEEEE 
Sr Kıko 5 


—* 


Sach⸗Regiſter. 


41 
Vand. Seite. 
eig © friegabereiter Auf⸗ 
ftellung. A ‚msi Berf. 1867 1 0 
1871 Ul 18 
Beſtimmung der Gintheifung, 
Gliederung, des Präfenzflandes 
der Kontingente, 
A. 63 $ 4 Verf. 1867 . I 12 
1871... Iu .18 
Beſtimmungdes vᷣraͤfen⸗ 
ſtandes insbeſondere. 
Günther 1867 6615 r.)... II 46 
Holzmann 1867 pi Lu). II 455 
Yasfer 1867 = II 346 
Podbielsti I 7 (sis r.) Il 456 
Binde-D. 1867 (565 L u.) 11 248 
Walde 1867 (615 r. % . 11 456 
Dislofation f. Garniſonsbeſtim— 
mung. 
Erllärung in Kriegszu— 
ftaud (vgl. bair. Vertrag). 
4. 68 Berl, 100 NER I 20 
en It 1 
Datwigt (beff I. Kammer) J 46h 
476 
Dumont (hefi. II. Kammer) It 462 
Mobl (wiirtemb. II. Kamm.) III 518 
Neidhardt (heil. a Kamm) 2 478 
Nee 1867 (6II-L)..... 462 
Neichenfperger 1 Miob o.) MM 201 
Rohden 1867 L) ... 11 460 
Röffing 1867 (546 r. n.). 304 
Waldeck 1867 (110 r.) . I 102 
Erlaffung von Juftrnftionen 
und Reglemente, 
Roon 1867 (581 r. u.) .. II 585 
Ernennung der Hödhftlomman- 
direnden. 
a. 64 8 2 Reif. 1867... I 28 
1871... 1 18 
Nöffing 1867 (546 r. m)... II 303 
— 
Berf He een I 12 
FETT Im 18 
Röffing 1867° (646 m)... 1 308 
ae menge 
a. 63 $ 4 Barf. 1867... I 2 
1871... 11 18 
Röffing 1867 (5 
— 
A. 63 $ 3 Berf. J— J 18 
‚II 18 
ee ber —2 
U. 63 $ 4 Verf. 1867 . I 12 
1871... 18 
Unbedingte Gehorfamspflicht ber 
Bundestrnppen. 
A. 61 8 1 Verf. 1867 ... I 10 
1871 ... II 18 
Verſetzung von Officieren aller 
Kontingente in den Bundes— 
dienſt. 
a. 64 8 3 Verf. 1867... I 2 
1871... 1128 














42 Sadj-Regifter. 
Band. Seite. Bant. Erite. 

Veto f. unter diefem Worte. (Onnbesgeriät.) 

Zufimmung zu Ernenunng von | DIES. zus aaseeeaes I 
Generälen. | Bundesalte, bezn. Wiener 
4.6482 Verf. 1867 ... 1 19 | Schlußakte. 

1871. Il 18 Saviguy 1867 (665 r)... IS 
Bundesfeflungen |. Feſtungen. | Wächter 1867 (662 L o.).... II 37 
Bundes-Finanzen (vgl. Ein» Zachariae 1867 (670 r. u.) .. . II 58 
nahmen, Ausgaben-Etat, DBundesbeihluß vom 18. 
Budget, Milttärbudget). Auguſt 1836. 
a. 69-73 Berf. 1867. .... 20 Savigny 1867 (6666 Lo). I W 
1 1 20 | Schwarze 1867 (669 r.) .. 11 5% 
Neumayr (bair. L Sammer) . II 8353 | Bundesfhiedsgeridt v. 
Bundesfinanzwefen feit 1834. 
den Berfailler Verträgen. Zachariae 1867 a L.) ... 159 
Schulze 1870 (73 Lu) ... MM 145 Erfurter Berfaffung. 
... Flagge. Savigny 1867 (665 r.) .. II 58 
4 3. 7 Berf, 1867 ... Il 2 Wächter 1867 (662 Lo.) .. II U 
1871 u. MI 8 Frankfurter Parlament 
Farben: A. 55 Berf, — .1 16 und u 
1871.. II 16 Wächter 1867 (661 r. u 57 
Im Uebrigen f. Flagge. Wigard 1867 (667 L u 51 
Bundesfreubdigleit. Norddeutjder, beziehungsw, 
Windthorft 1869 (408 I)... III 1184 deutſcher Reichstag. 
Bundesfreundlidfeit (vgl. Unträge 1867... ... 0.000. 1 5%, 
Bundesiveue). 543, 606 
Qismard 1867 639 Lg. u.) II lo Braun: Wish. 1867 (672 1.) . II WI 
1870 ordentl. Sef- Dunder-B. 1867 (177 1)... 1 3 
fion (66 r. g. 1.) Anmerkung III 856 | Gebert 1867 L 8. m). I 3% 

Delbriüd 1867 (68 1.)... II 110 | u). II 5% 

Greif (bair. II, Kammer)... III 678 | Groote 1867 (135 i ee L 169 

Hofmann 1867 ( 6631 Lg. u.) II 628 Münchhanſen 1867 1m [). 11% 

Miquel 1867 — —22——— I 631 Neicheniperger 1867 Lu.) I 56% 

Brandh (bair. II. Kammer). III 782 Rohden 1867 (122 r.)..... I 15 

Bundes-Kürften bleiben Ebeis Suvigny 1867 ie r. un). II 582 
ihrer Truppentheile, behalten im ).. 28 
Allgem. Officiers- Ernennung. Schaffrath 1867 ar r. g. 1.) 126 

u. 66 $ 1 Verf. 1867 ... 1 19 | (669 Lu.) . 15% 
1871 ...11 28 Schleiden 1867 (161 L g- 1.) 1 33 

Requifition anderer in ihrem Schulze 1867 151 vr) .... I 2 
Gebiete dislocirten Truppen Schwarze 1867 (660 L}. II 572 
zu polizeilichen Sweden. Simon 1867 (727 0). II 608 
A. 66 $ 2 Verf. 1867... 1 20 Wagener 1867 (241 L 1). . 138 

1871 ...11 9 | Wigard 1867 (167 L) - I 3% 

Verwendung der Truppen zu | (SET L) -... 158 

— Zwecken. Windthorſt 2. 664 1.). u 1 
A. 66 8 2 Berf. 1867 ... 1 20 el. 163 

1891... 111 -38 Zad)ariae 1867 gm: Il 597 

Bundes-Gebiet (vgl. Däne- | 
mar, Lichtenftein, Limburg, | 
Furemburg, Niederlande, Polen, ' Bundeg- (bezw. Reichs -) Ge» 
Schleswig). fegbfätt. 

A. 1 Berf. 1867 ........ = A. 22 Verf. 1867 ....... l 2 

IB 2420054 ul 1 1871 .. ‚mu 1 

"Bundesgebiet" oder „Reichs— Titel deſſelben Anmerkung Te) 
gebiet” oder „Reich“ ? ſ. „Bund“ Bundesgejege. 
oder „Reich“ ? ut ng . HR: . 

Bundesgericht (vol. Schlichtun- erf. eine 16 
gen von Stretigeiten). OEL x ar nenn u & 

Antrag Badens 1859 Hif. E I 2 | Einfihrung in dea Geſetz u 

Antrag Oeſterreichs in feinem vom 22. April 1871...... I) 

Verfafjungsentwurf von 1863 1 54 Einführung gi * icdeuiſge 

Antrag Sachſens in feinem Ver— Staaten im Allgemeinen. 

faffungsentwurf von 1861 2: DM DE 0 m 3 


Sad-Regifter. 43 
Pand. Seite. Band, Seite. 
Bundesgefeggebung. | A. ZI 8. 2 Verf. 1867. I 21 
Miquel 1867 (345 1.) | 1871. m 20 
Bundesgeſetzgebung. Bundesheergeſetz |. Mititairgefep. 
Anfeihe-Anfnahme. ser 
N. Verf. 1867 ....... I 
Ren, 17 7 II J — Dunder Berl. 1867 et 
Erfülluug der Militairpflicht im SA Men ... 
Berhäftniß zum Heimathland. | Yundesheerverfaffung, Bundes- 
4.38. 5 Verf. 1867 ... L 3 heerwejen f. Militairverfaflung, 
1871 u 2 Militairwefen. 
Erklärung in Kriegszuftand. Bundesindigenat |. Judigeuat. 
R. 68 Berf. 1867 . 2... 90 | Bundes-Kanzler (vgl Ge- 
Friedenspräfenzftärte nach der genzeidhnung ac, Berant» 
Uebergangsz:it. .... 2c.) 
A. 60 Berf. 1867 ....... ı ız| WR. 12 BVerf. 1867........ I 27 
Garantieiibernahme. 1871... 22... I 6 
erf. 1867. ....... I 2a Bethuſy · Hue (400 L u.) III 1162 
i87 ........ I 2% Bismard 1869 (401 r.) . . III 1166 
—— DER | (403 x. 0.) . III 1171 
61 $. 2 Berf. 1 .. 118 u. 1172 
Be ....1ı ız Blaudenburg 1869 2 52 a 1147 
Berfahren und ufändigteit des r.). . 1II 1152 
Oberapp. Lübel als Gerber 1867 (862 . ... IL 682 
Spruchbehörbe iiber Hoch. und Ladter 1867 (365 r. u.) .... I ©2 
— gegen den Bund, Thielan 1867 (31 1)..... I 714 
A. 75 $. 2 Berf. 1867 . ı 2ı Tweften 1868 —J— II 1202 
1871 22. "21 | Muruh-D. 1869 893 r.).... IIT 1143 
Berfaffungsftreitigkeiten in einzel» Bundesfanzleramt. 
= Bunbesftaaten. Bismard 1869 (402 L.)... Il 1167 
A. 76 $. 2 Verf. 1867. I 2 (404 1)... 111 1172 
1871 ‚um 21 Bundeskaſſe. 
Im Uebrigen |. Sompetenz. Aufwandsbeftreitung fur Kriegs 
Bundesgefekgebung Seit | marine. 
1867 (vgl. Berfaffung des Nord- 9. 53 8. 3 Verf. 1867 .... I 125 
deutfhen Bundes). 1871 . it 15 
Bismard 1869 (405 L. g. u.) H 1176 | Averfum für außer dem Zoll- 
Laster 1869 (41 IL) ..... 1 1193 gebiete gelafjener Gebiets. 
Watzdorf 1869 (dös r. o.). 1185 U 
Windthorft 1869 (407 r. u.) III 1188 |. A. 38 $. 3 Verf. 1867. I u 
Bundesgemwalt (vgl. Buudes— 1871 .... 1 10 
feldherr, Bundespräfldium, Een- | — am Dititeiretat, 
tralgewalt). m | a. 67 Verf. Her | 0 +. N er 
1867 ocean EB | 5000.08 Verena 
ea — on. ber Berbrauchsftenern u. 
Braun-Wisb. 1869 r.). u 1086 | 
Errleben 1867 Ar ... 1 506 9.38 Verf. Te er I 10 
Grumbredjt 1867 (322 r. 8 1) I 574 | BTL. -.... u 10 
Haberlorn 1867 (239 x)... I 38 | Schuldigleit Per: Zoll-Einnah: 
gerbig 1867 83 L.)..... I 59 men an die Bundesflaaten. 
ybel 1867 (35 1. 9. 1"). I 581 A. 39 $. 2 Berf. 1867.... I 1 
Binde:-H. 1867 (323 r. u). I 58 1871....U1 10 
Wagener 1867 (241 1)...» 1 397 | Bundes. Konfulare flatt 
Windtborft 186X )... III 1073 Landeslonfulaten. 
Zachariae 1867 (240 [). .-. 1 395 4. 56 Berf. 1867 ....... Il 
Da. Vorſchlãge Ja ana II 16 
m Bundesrat undesrath. \ Bundes-Ronfuln (f.au . 
Bundes- Haushalt |. Budget. | fun). ad le a nie 
Bundesheer. Anſtellung, — 
A. 63 Verf. 1867 ........ I | 9. 56 Berf. 1867 ........ I 16 
or EEE II | IB 0n4 0“ . III 16 
Ausgaben⸗Etat für daſſelbe Bundes⸗Kontingente ſ. Kontin- 
währeud der Uebergangszeit. gente. 








Eadj-Negifter. 


4 
Band. Seite. 
Bundesfriegsminifter. 
Walded 1867 (563 r.) - . 1 348 


Bundes Kriegen. Mititäv 
Berfaffung tagt. Bundes— 
triegswejen, mel 
Below 1867 


Berhufyes a 34 
ethuſy⸗Hue 1 67 (1 Lg. 0) I 
1867 (5 


Dunder-B. || 
Gebert 1867 (167 Lo.).... | 
Laster 1567 136 I) ...... I 
m — —— II 
Münchhauſen 1867 (143 L).. |] 
Schleiden 1867 (161 L.). - —J 
Schulze 1867 (löl vr)... .. J 
Biude-H. 1867 DS Lo).. I 
Wagener 1867 AD 1 
421Lu).. 1 
— 1867 X L ..... II 
igard 1567 (IT L)..... I 
— 1807 (ir (vergl. 


Deutfcher Bund, Competenzaus— 
dehnung auf Kriegsmarine ud 


Militairweſen, Yandwehr, 
Militairbudget, Mili— 
ee 
Q. 4 3. 14 Verf. 1867 . I 
1871..... Sn 
A. 57—68 Berf. 1867 2... . l 
1871 ..... I 
Bismard 1867 648 r) .. h 


Bockum-Dolffs 1867 (549 4 
Dunder-B. 1867 (519 v.). 
Eichholz 1867 551 D..... T 
Eiben (wirt. Il. Kammer). . 
Faldenftein 1867 (545 r.)... I 
Hölder (als Referent d. würt. 
Il. Kammer) 
Moht (würt. Il. Sammer). 
Mündhaufen 1857 (544 5 |; 
Oehmichen 1867 (553 8.0) . I 
ll 


Rée 1867 (540 r.) ......, 
Roon fchriftlih 1867 .... 1 
Röſſing 1867 (546 L)... . - II 
Schulze 1870 (73 LI). . 1 
Eybel 1867 (326 r. m) ; Pe 
BindeD, 1867 52 1) ... U 
Walded 1867 536 r.)..... I 
Wulff 1867 (549 di. ...... I 
Bundes-Minifterium ſ. Berant- 
wortliches Minifterium. 
Bundesoberfelbberr der 
Nord» und Südarmee 
ng 1866). 
Jörg (bair. II. Kammer). ml 


Erecution a F rticterfünting. 
A. 19 Verf. 1 


Bundes: Präfident, 
Bluntfchli (baivr. L Kammer) . 
Eybel 1867 (326 r. u.) . 

Bundespräfidiafgewalt(vgl. 
Erecutive), 


U Mer u ur ur var 


EEEREFEEREEER! 


—— 


SRERRERERERE 


65 
610 


am 


m 


BER 








Band. Eeite. 

Pland 1867 Re: L). I 673 

Wehrenpfeunig 1870 38 1. u) III 256 
Bundes-Präfidium & erant» 


wortlidleit des Bnudes— 


fauzlers, VBerantwortlis» 
a elle 
. 11-19 Berf. 1867 ..... I 
1871..... 
Anträge 1867 ........ I 
Bismard 1869 (403 vr.) , 1U 
Hölder (al Referent der wirt. 

u. Kammer) . s ee 
Neumayr (bair. I. Kammer) II 
Schulze 1867 BOT)... l 
Tweften 1867 0 vu). 1 
Waldeck 1867 (IOSr. u). 1 

(330 v. g. u.) 
Anſtelluug der Konfulı, 
58 Verf. 1867........ I 
1871 III 
Aufgaben im Allgemeinen. 
Laster 1869 (410 L u). III 
Aufficht auf Konſuſatweſen. 
A. 56 Veif. en “ 
Aufficht dberhanpt bat. Compe 
tenz) 
A. ji Berf. 1801 une u 
IS... I 
Ausfertigung und Berkimdung 
der Bundesgefete. 
A. 17 Bert. 1867 ....... I 
1871. ..... I 
Ausihlag der un - Bun⸗ 
desrath ſ. Ausſchlag 
Ausſchreibung der Maularbei- 
— bis zur budgetmäßigen 
1. To 13 PU} y ar I 
1871 . . 1 
Ernennung der Bundesbeamten. 
A. 18 Berf. 1867 ....... ] 
1811..:.52& 11 
Ernenuung der Buubesrathe- 
Ausfhußmitglieder im L u. Il, 
Ausſchuß. 
“A882 Perf. 1867 ..... 1 
1871 ...0% II 
Ernennung der Konfufn. 
A. 56 Berf. 1867 ....... I 
Tr 6 A III 
Obere Leitung der Poſt- und 
a 
U. 50 Berf. 1 J — — 
are Retlung Ak Verwen⸗ 
dung aller u. 
9. 72 Berf. 1867... ..»- I 
1871 ein ul 
Reichstags: — Eröffnung, 
Schließung und PVertagung. 
u 12 Be. 1867 :.....: I 
1 3 11 


srBRBEE ae 


e& E e6 


kok> 


>24 +7} 


E55” ES wm mm ES 


SE 


BI 


Sach⸗Regiſter. 


Band. Seite. 


(Bundes-Präfldium,) 
Ueberwachhnng ter Ansfilhrung 
der mn 


A. 12 Verf. 1887 ....... I 6 
Er ul 6 
Ueberwachung der Bundesbeam- 
ten in Zollſachen. 
A. 36 8 2 Verf. 1867 .... I 10 
1871 .... III g 
Uinverantwortlidjfeit. 
Waldeck 1867 (644 1.) . II 527 
Berpflitung in Bezug auf Bor- 
ſchläge der Bundesglieder im 
Bundesrathe. 
A. 792 Berf. 1867. .... I 5 
127 5 OR II 4 | 
Berträge-Abichluß. | 
Antrag 1867... 22:2.» | 
Beto f. Ansidhlag der Prü- 
fipialffimme. 
Borlagen an den Reichstag. | 
u. 18 Berl. 188 ...... I 6| 
1278 UBER ER III 6 
Wejentlibe Nechte. 
A. 11 Berf. + I 6 
rasen III b 
Zuftimmung = hä des 
Bundesrarhs auf Auflöfung des 
Reichstags. 
a. 24 Berf. 1867 ....... I 8 
IE ae I 7 
Bundesrat im Allgemeinen. | 
A. 6—10 Berf. 1867 . 1 4 
re — ——— —III 3 
Beder 1870 (120 I N Dean It 261 
Berhufy-Huc 1 u L) . MI 1161 
Biemard 1867 (156 IL. u). I 172 
(339 r. Q. 0.) I 22 
ua [)..- 58 
1869 2 I)... Il 1167 
(403 x)... IM 1171 
(41 er)... II 1194 
15 Lu)..II 823 
Blandenburg 1869 (395 r. m.) IIT 1150 
(396 r.). . III 1152 
1870 (121 Lo.) III 264 
L u.) III 349 
Dunder-B. 1867 (176 ru). 1 280 
Gerber 1867 en area - 680 
Gneift 1867 ne 709 
Groote 1867 (133 L 9. u). 164 
Grumbredt 1867 (186 L. 1). I 308 
Hölder (als Neferent der wilt. 
I. Kammer) .. 222.2...» III 491 
u. 492 
Köfter 1a 4 L 9 u) „. I 138 
Laster 1867 (125 L 0.) er I 140 
1869 (410 r.)...... ul 1191 
u. 1192 
Löwe 1870 (Br) ....... III 200 
Lug /bair. L Kammer) .... III 846 
Miguel 1867 112 wm)... 1 100 
(d1i4Lm)... 1 12 














45 
Band. Seite. 
Ree 1867 356 Lm)..... I 6 
Schulze 1867 (150 Lg. u.) . I 207 
en 90). 1 628 
en Lu.) ... 1 6380 
1869 (406 1.) ..... 1111178, 
1179, 1180 
Thielan 1867 (376 r. u.) I 719 
Bst) ....; 1 244 
Treitfchfe 1871 (107 r.) ....I 907 
Tweften 1867 377 r) .... 1 22 
1869 390 L 0)... III 1133 
Wagener 1867 (120 1)... . - I 128 
(333 L u.) I 600 
1870 93 r. u.) ... III 185 
Walded 1867 108 Lu). 1 9 
330 r. u.). . = 
WI) GE 5 ü 
1808 (0 3 ea . III 1238 
1869 a III 1254 
Windthorft 1871 (156 r.)... III 1204 
Berufung. 
A. 12 bis 14 Berf. 1867 .. 1 N 
1871 .. 1 b 
Beihlußfaffung (vol. unter 
Stimmenvertheilung) im All- 
gemeinen. 
A. 1 Be. 1891 2.044 44% III 4 
vgl. Verf. 1870. ... ..... Hi 266 
Bunpdesrath, Beſchlußfafſ— 
jnug über Auflöfung des 
Neidhstags, 
A. 24 Berf. 1867........ l 8 
1 ee III 1 
Bundesérath, Beſchlußfaſ— 
fung über Berfafjungs- 
veränderungen im Allge- 
meinen (vgl Berfaffungsverän- 
— ꝛc.). 
U. 73 Verf. 1867 (zwei Dritt⸗ 

heile) RITTER 12 
A. 73 8. 1 Verf. 1871 14 Ge: 

genſſimmen ee I 2 
A. 78 Verf. 1870 (drei Bier- 

DEREN a > ea Il 46 
Bairifcher Bertrag $ 25... II 58 
Antrag 1867 . ......... I 654 
Anträge 1870 ......... Il 282 

u. 313 

M. Barıh (bair, Il. Kammer) Ill 624 
Bluntſchli (bad. Il. Kammer) . III 401 
Delbrüd PO: .. 11 314 
IE III 315 

aA (bad. ammer) II 415 
overbed 1870 (127 r.).... III 282 
190 r.).... III 291 

(43 vr. uw) ..1I 315 

Kratz 1867 (352 r.) ...... I 6 
Yasler 1870 Er 1 II 288 
ar AG Se ı |: 3. | 

BA, Wr III 315 

Luk (bair. IT. EN III 809 
Mohl (milrtemb. II. Kammer) 11 521 
€ tanffenberg (bair. II. Kammer) IIT 724 


46 


Bant. Seite. 
(Bundesrath 2c.) 
Walde 1868 (59 r.)...... III 1238 


Wehrenpfennig 1870 (128 1.) . III 
Windthorft 1867 a u). 1 
Beſchlußfaſſung über Ber- 
ie in 

Bezug auf — 


Bad.- —— eh Bi Bi Mt 
Bair. Bertr. Schl.Pr. Ziff. V II 
Delbritd (1870 (134 L. — II 
Greil (bair. II. Kammer)... IH 


Hoverbedt 1870 (134 L g. m.) um 
134Ln). 


. II 

Laster 1870 a r. m.) ... . IN 
— r. m.) .... ||| 

Lutz (bair. II. Rammer) ... IM 
Miquel 1870 I Ei) sol 
Schlör (bair. Kammer) . ‚1 


u. 
er in DA LBEN 
A. 36 $ 2 Verf. 1867 . 
1871.... ıı 


IHR IR (ef In: 
ftruftionen. 


A. 7 Berf. is71 ........ iul 
187 .... .. II 
Laster 1870 122 L m)... I 


Erledigung von Streitig- 


feiten nice privatredhtlicher 
Natur zwifchen einzelnen 
Bundesftaaten. 
A. 7681 Berf. — I 
1871 . 1 
Exrecutive. 
Ausfeld 1867 (358 L.) . I 
Bland 1867 (360L).... » - I 
... zu Verträ— 
A. 11 82 Berl. 1807. 2 
1871. ... M 
Geſchaftsordnung. 
Ausfeld 1867 (358 2 I 
Bismard 18 1). I 
Tweften 1867 (365 1 Bluse 4 
Gütlihe Ausgleihnngpon 
Berfaffungsftreitigleiten 
= einzelnen zn 
4. 76 $ 2 Berf. — um 
Reichenſperger 1807 668 1. 
$mitiative im Si er Ge» 
fe 2 3, € ‘ um ir: —— 
J 18 1a 1 — 
faſſung 1871 ......... II 
Interceffion bei Juflizver- 
weigerung in einem Bundes— 
ftaate. 
a. 77 Berf. 1867... ..»- I 
1871.04 Il 


283 
14) 


03 EREBESBEREEREN 


ER RB BEu 


EEE oe 


* 


>» Kr 


22 
22 


Sadj-Regifter. 


Band. Saite. 
— en 
Schulze 1869 (406 1.).... . IIT 1178 
Kriegserllärung fiche Zuſtim⸗ 
mung 3 ı 
Nachgiebigkeit. 
Waldeck 1868 (59 r.). .... IIT 1238 
1869 (820 r.)..... III 1254 
Schlihtung von Stveitigfeiten 


f. unter Gͤtliche Ausgleichung 2c. 


Stimmenvertbeilung. 
A. 5 Berf. 1867........ I 
IBTl: vous II 
Bad.chefl. Bertta (A. 6 Berf. 
Er I 
Mürt. Bertrag A. 2 Ziff. 1. II 
M. Barth. (bair. 11. Pd III 
Bebel 1867 (678 .. . ** II 
Bisntard 1867 Eu a | 
Brauchitſch 1870 84 o.) II 
Dumoui c(heſſiſche MKammer) III 
Frandenftein (bair. L Kammer) III 
Herrman (bad. L Kammer) . u 
Hofmann 1867 (681 r.) . 
Laster 1869 (410r.) ..... m 
Det (Heifiiche IT. Kammer) „III 
Miguel 1870 (98 r. g. u) iii 
Mohl (wülrt. IT. Kammer) . II 
Neurath (wilrt. L Kammer) . III 
u 
Probſt (würt. II. Kammer) „III 
Schulze 1870 (155 Lu) „.MI 
Sybel 1867 dr | | 
Wagener 187 un I sel 
DBehhen Pr iO : — m 
ehrenpfenmi 1 m) III 
— in im Allgemei- 
nen (als Eretutivbehörbe). 
Laster 1869 (410 r.) ..... III 
Berantwortlichkeit für die 
Abftimmnmng. 
M. Barth (hair. II. Kammer) II 
Bismard 1867 897.0) I 
Hölder (als Referent der wür- 
temberg. II. Kammer) . — 
——— (würt. II. sun" 
deren eier I 
Berbältaiß zu den - Miniflerien 
der Einzelftaaten ſ. unter Ber- 
.. %. 
Borfig. 
A. 35 Berf. 1867 ....... I 
ty We 111 
Bair. Eätufprototsil Ziff. IX III 
Zuſammenſetzung. 
A. 8 Verf. 1867........ I 
1971:4,5:8 20% 111 
Zufimmung zur Kriegs— 
= rung. 
11 $ 2 Berf. 1871... . IHM 


ea zur Reidhe- 
tagsanflöjung. 


MEERE, — 


— 


mn 
— 
4 


EB 6 


Ram 


kim Kar 


Band. Seite. 
——— ꝛc.) 
A. 24 Berf. 1867 ....... I 8 
ee 111 1J 
une zu Bertrags- 

hlü 
ulaekım.... I 6 

A. 11 $ 3 Berf. 1871.... I b 

Mohl (wirt. II. Kammer). . III 510 
Bundesrath feit den Der» 
failler Berträgen (vergl. 

Bair. Vertrag). 
Delbrüd 1870 (69 r. g. u.) TIL 135 
ee bes Zollver- 
IT I 8 
Dabei diene 
im Allgemeinen, 
A. 8 Baf. 1867......... I 58 
N 11 4 
Bennigfen a 2 9: u.) 1 667 
I z2 
Bismard 1867 * 9. I 659 
Zar I 663 
1869 ,.. MI 1187 
Hammerftein 1867 (354 T m.) I 657 
— (als Referent der würt. 

IH. Kaumer). . . ........ III 492 
Miquel 1867 (345 3.) ..... I 643 
Nee 1867 (356 1. . ..... I 66 
Schulze 1 Bu Di... Il 630 
Tweften 1867 355 r)..... I 66l 
Walde 1867 (sat ru)... 1 601 

Bundesrathsausſchüſſe, 
Beamte derſelben. 
u. 88 2 Berf. 1867 .... I b 
1871 .... III 4 

Schulze 1867 (341 r. 0)... I 631 

— —— 
A.8 8.2 —— I 5 
Bila22,00% IH 4 
Bermebrnuung En Berftärkung 
ohne vorherige Verfafjungsver- 
ändernng (vgl, Bunbesrath, 
Geſchäſtsordnung). 

Freydorf 8 L Kammer) III 415 
Bundesratbsausihüffe des 
Bollverein®. . . . . .. . ... II 8 
Bundesrathsausſchuß für 
die Auswätigen Angele— 
— diplomatiſcher 

or. —F— ae —— 

ea ee 5 

Bebet 1871 DLE):. +: Mt 961 
Blandenburg 1870 (142 1.). . III 310 
Bluntihli (bad, 1, ammer) III 402 
Delbrüd 1870 (69 r.u)..Il 135 
(140 r.)... III 206 

141 r.) . III 309 

1871 @&21.) .... II 868 

Dumont (heff. II. Kammer) . „II 460 
— Er: 5 ..... II 867 
Brandenftein (bair. L Kammer) III 838 


Sad. Regifier. 


47 
Band. Seite. 
Freydorf (badifche L Kammer) III 414 
u. 415 
Greil 1871 (156 L o.). . III 1130 
Hoverbed 187 u —958* naar III 308 
En 311 
Karborfi 1870 Ge — V — — Bil 
Laster 1870 r.) . . .... Ar 308 
Löwe 1870 2, 3 II 201 
Lutzz (bair. IT. Kammer) . . . III 594, 
En u. 809 
Met cheſſ. I. —— .II 472 
Miguel 1870 mn. III 209 
Ei).uuins IIl 308 
Mohl (wirt. anmer)‘ . III 510 
Schulze 1870 a J III 144 
BE)... IIl 309 
1871 en Lm)...Il 868 
Wagener 1870 (93 Lu)... HE 194 
Bundesrathsausſchuß für 
Eifenbabnen. Vorſchlag eines 
— — bei Nothſtän⸗ 
4 Verf. 1867. ...... — 1 13 
tt 2 
Bundesrathsausihuß fir See: 
wejfen. 
Hammerftein 1867 (Sötr.o) I 657 
Bundesrathsausſchuß für Zölle, 
Rechnungsweſen, Fefiftellung der 
Schuldigkeit feitens der Bundes— 
fafie an die Einzelftaaten. 
A. 39 $. 2 Veif. 1867... .. I ı 
1871. .... III 10 
tigte 
A. 7 Verf. ed ie ne I 5 
1 I 4 
Recht am Reichstage. 
A. 9 Berf. 1867......... I dB 
tr PP III b 
Schutz ihrer Perfon. 
& 10 Verf. 187 ....... 8 
Bl mar dea III 5 
A. 7 Verf. 1867......... I5 
naar III 4 
Bundesrechnungshof. 
Antrag 1867........... II 556 
Bundesfhuld, ältere (vergl. 
Verhältniß des deutichen Reiches 
ꝛe. in vermögeusrechtlicder Be: 
ziehung). 
Birehfgner (bair, II. Kam» 

EUER III 639 
Bundeöfulden ſJ. Anleihe. 
Bundesſtaat, auch: Bundes— 
ftaat oder Einheitsſtaat? 

Autrag Zachariae 1867 ..... I 381 
Adermann 1870 (86 r. 0.) . I 179 
Blandenburg 1867 (385 r.).. I 227 
Braum-Wsb 1870 dan 8- 1.) III 275 
Dumont (Hefj. Il. Kammer) . . IIT 459 


48 Sadj-Regifter. 
Band. Eeite. Band. Eeite. 
(Bunbdesflaat ıc.) Grumbrecht 1867 RAD. .. I 42 
Dunder-®. 1867 ZE re: Ak BE v. d. Heydt 1867 Ar. u) 1 468 
Gerber 1867 (654 r.) ... f 358 —— BO ı. re 1 539 
Günther 1867 (310 L 9. 0) . I 551 | Miguel 1867 (114 m 9. .: ı ıu 
Hölder (würt. II Kammer)... III 487 Pfretzſchner (bair. II. Kam- 
Miquel 1867 Er i)ısee 1 DE mer) .. . 111 612 
a —— —— i8e7 Ei r- * = 
er incke vu 
Mittnacht (wilrt. I. Kammer) III 541 iggers Berl. 1867 (652 L). I 551 
166 n re a2 m Bundesverfammlung 
ner 1869 (392 L)..... eutiher Bund. 
Bland 1869 (649 [.) eure 0.% III 1112 a. (vgl Bundes- 
Nee 1867 (620 L 0)...» .. I a0 | freundfichteit). 
| Se 
Thielan 1867 (318 i) — — aa Braun ⸗-Wobd. 1869 (461 in A 2 
Binde 1867 (593 Lo.) .... 11 414 (462 1.) . Hr 10% 
Wagener 1867 (241 Lau)... 1 398 | Meumayr (bair. L Kammer) . It 887 
Walded 1867 (IL L)..... ve 103 
(699 Tu) 671 Schulze 1869 (457 1 u.) .. . III 1077 
Wehren pfennig 183 1870 (128 Ii It 285 ee an 2 
Windthorft 1870 (80 r.) .. . ie TE ee 
Zacharine 1867 (240 (240 1). 394 Bundestruppen, unbedingte 
Bundesftaat ober — Sehorſamspflicht gegen die Be- 
bund? fehle des Bundesieldherrn. 
Berlichingen (bab. L zus) III 408 A. 21 Berf, 2 ner 3T — J 
ae a ne er: - = en ſ. NReidyever- 
Dunder-®. 1867 (176 1)... 1 2% ans 
Gerber 1867 ut D. An Bürgeranfnahme f. Anfnahme ıc., 


Gneift 1867 (372 r.)...... I 
Sottberg 1867 (140 1.) .„... I 
Löwe 1870 (97 L)...».:..- I 
Miquel 1867 (112 1.) 
1870 (98 L 9. u.).. 
Schleiden 1867 (159 r.).... . 


5 
Schulze 1867 1501). 
Vinde-H. 1867 (183 1. 
Wagener 1867 (119 r 
241 I ) — 
(333 Lu)... 
Waldeck 1867 (108 r. g. — 
dann , 1). I 
Wigard 1867 (165 


Windthorſt 1867 37T Lg 1.) 
Zachariae 1867 — a 
Zehmen 1867 (155 ep 

Bundesfteuern (vgl. Bundes: 

gejetgebung, Competenz), bis zu 

deren Einführung Matrifular- 

beiträge. 

W. 70 Berf. 1867 
1871 


EEE 


eo. 


— — 


Bundesfteuern überhaupt. 
Baumftart 1867 (273 r,.o.).. I 
Betbufy-Huc 1867 (174 L).. I 
Bismard 1867 (138 r.u). I 
Brauditih 1870 (105 r. o.) . II 
Braun-Webd. 1867 a Lu) I 

r I 


Errleben 1867 (274 D. 


——— BB 


Indigenat. 
Bürgerliches Recht ſ. Competenz. 
Bürgerrecht |. Indigonat. 


en besNeuen 


Deutſchen Reihe * 
Ewald 1871 (222 r.) ..... 111 1276 
„Casus foederis * 
M. Barth (bair. IT. Bun) I 6% 
Edhard (bad. II. Kammer). " — = 
Jörg (bair. II. Kammer) . . - 1 604 
u. 612 
Löwe 1870 96 r.0)..-.»- It 202 
Mohl (wilrt. IT. Kammer) .. IIT 507 
Nenrath (wilrt. L Kammer) . II 579 
u. 530 
Cenfur. 
Anträge 1871 .......... Ill 89% 
u. 897 
Löwe 1871 (117 r.) ..... 11 927 
un. 928 
Sonnemann 1871 (151 L m) HI 1004 
Treitfchle 1871 (108 T)... . . III 909 
Windthorfti:M. (118 r.).. III 90 
Genfur-Refte. 
Löwe 1871 ast: El 00a 11 98 
Sonnemann 1871 (151 r. o.) III 1004 
„Cenſur-Wieder— Einfüb- 
rung für die Centrums- Partei.“ 
Dr, OR 1871 Er en 
J ERFEREEERE 


Sach⸗Regiſter. 49 


Band. Seite. 
Cenfus des paſſiven Wahl- 
rechts (Diätenlofigkeit). 
Schulze 1868 = Lo). . IU 
Gentralgemwalt (vgl. Einheits- 
ſtaat, Föderativer Charalter ver- 
ſtärkt zc., Schwädhung der Een- 
tralgewalt). 


E 


Dunder-B. 1867 (175 r.)... I 2277 
Grumbredt 1867 (ins L u). I 308 
u I 480 
Hillern (badifhe L anımer) - . III 47 
Hölder (würt. II. Kammer). . III 494 
Huttler (bair. II. Kammer) . . III 757 
Jäger 1867 es I. I 418 
Kiefer 1871 (125 L | — III 948 
sus (bair. I. Kammer) .... II 
8 (beff. II, Kammer)... . III 
—X 1867 (112 1. m.) . I 


Münchhauſen 1867 (141 r. m.) I 
Neumayr (bair. L Kammer) . III 


u. 

zo... 1867 (698 Lo.) II 
Schlör (bair II. BEL. . III 
Schwarze 1867 5 r. u.). I 


Tweften 1867 (102 r.)..... L 

(103 r.u.).. I 

1869 (389 r.)...... III 

Binde:H. 1867 (183 L u.) I 

ter 1867 (360 r, u.) I 

Walde 1867 (109 Lo.).... I 

(110 L n.) 1 

1332 [. u.) I 

(644 L u.) 11 

Mt) ..... ul 

Wehrenpfennig 1870 (128 r. m.) III 

Wigard oo... U 
Windthorft 1869 869 (407 rt.) ... 11 1183 


Eentralifation 
den erſprießlich. 


unter Umſtän⸗ 


Wagener 1869 (450 r.) .. . . III 1056 
Gentralifirung (& la Frant 
reich). 
Bismarck 1869 (404 r.).. . III 1174 
Miquel 1869 (448 r.) . . ... 11I 1051 
Dr. Reichenſperger 1871 (1 48r.) III 998 


„Sentralifirungsgefhäft 

"der Herren Lasler u. Mi— 

quel”. 

Dr. Windthorſt 1871 (162 1.). III 1270 
Gentrumspartei 187 

Blandenburg 1871 (121 r. u.) III 939 


Franlenberg 1871 Has Lo) II 98 
Dr. —— tr. 1871 
Kr a ass III 992 
N —— — 0 
—— 1871 (1 
re für ante. 
5482 Berf. In — 
u 1b 
Eivil-Ehe. 
Bafiewi 1869 (649 1.) .... III 1111 
Löwe 1867 (117). ...... Il 926 | 
17 V. ...... II 928 


— 


Band. Seite. 
Miquel 1871 (132 r.)..... III 966 
Treitſchte 1871 (107 r.) ... III 907 
Windthorſt⸗M. 1871 (119 L). I 981 

Eivil-Erlenntniffe, gegen» 
mug BVollftredung. 

4. 4 3. 11 Berf. 1867 . I 3 
1871. ‚u 3 

Civil-Progeß ſ. Gerichtl. Ber- 
fahren. 

Eoburgifdes Botum.... I 76 
Sculje 1867 (395 r. u)... I 76 
Walde 1867 E03: DB SS 

Clausula salvatoria des bairifchen 
Vertrags |. bairifcher Vertrag ıc. 
„Sompetenz” des Bundes (A. 

"23 der Ey 
Pland 1869 . II 1114 
Gompetenz der Daniel — 

Bun im AU = nen. 

A. 4 Verf. 1867 ........ I 3 
ch BERTTTE UI 2 

Biemard 1867 (139 L m.). I 180 
1869 (950 L —— III 1014 
Friedenthal 2 416 r.)... II 10 
> . „III 1060 

Hausmann 1870 (1151)... II 248 
tut (bair. Il. Kammer) ... III 806 
Michaelis 1867 (147 — I 19 
Miguel 1867 alu . I 109 
1869 (448 1)... .. III 1049 


EB 


gene 


Neumayr (I. bair. Ammer) 
Savigny 1867 (251 1.).. 

Schwarze 1867 8 LI—.. 
Stauffenberg (bair. Il. Kammer) I 


Tweften 1867 (308 r.) . 


Wagener 1867 (241 L u). 
— 1869 Des 
alded 1867 (109 1). . ... I 
1869 1 ı er III 


Wiggers-Berl. 1870 (113 L o.) u 
Windthorft 1871 (1II9L nm.) . 
Competenz der —— —* 
bung im Einzelnen auf Grund 
des Entwurfs von 1867, im 
Uebrigen f. Eompetenz +» Ausbeh- 

nung.) 
und zwar in Bezug auf: 

Seiftiges Eigenthum f. unter 
diefen Worten. 

Gewicht ſ. Maaß. 

Kirche und beziehungsweiſe 
Schule (vgl. ſogleich Politiſche 
Gleichberechtigung, dann Grund⸗ 
rechte, Katholiſche Kirche, Preus- 
hiſches Kirchenwefen). 


M. Barth 1871 (124 1)... III 944 
u. 95 

Blandenburg 1871 (121 : .III 937 
.. 1871 (142 r III 985 
seit 1871 (IB). - .... II 921 
Huttler (bair. II. Kammer). . UT 767 
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50 Sach⸗Regiſter. 
Band. Seite. Band. Seite. 
(Somp — ꝛc.) Zölle und Berbrauchs— 
Ketteler 1871 (115 1) ..... 11 917 ftenern, 
Kiefer 1871 (124 r.u).... II 947 4. 35 Berf. 1 — 1 9 
Miquel 1871 (1331)... -..- * = —— 11 9 
c 
Stauffenberg 1871 (140 r.). R 979 Competenz ber Bundesge- 
Windthorft 1871 (119 2: . 11 232 | walt(vgl. Bundesfeldherr, Bun- 
„in II 937 | despräfidium). 
Maß—⸗, ehe ewidts- Unrub-B. 1867 (304 r. g. m.) I 541 
nen (vgl. Mituzweien), Eompetenz bes —— 
4 Ziff. 3 Berf. — 1— 3 | renden Norddeutſchen 
... BI 2 | Reihstags (vgl. Berathend 
Grumbrecht 1869 X:: . 111 1032 | ober Gonflituireud ?). 
Stauffenberg (bair. II. Kammer) 11 z1 | Liebknecht 1870 (152 r.)... . II 336 
Papiergeld f. unter diefem Worte. Wiäüchter 1867 (bet r.)..... 1 345 
PBolitifhe Gleidhberedti- | Wegell 1867 (260 r.) ...... 1 41 
gung aller Eonfeffionen Competenz des deutſchen 
(vergleiche ſoeben Kirche, dann | Bundestags in Bezug auf 
Orundredte ı bürgerlihesRedtu. — 
Bairiſcher —* Schluß | Adermann 1869 (651 1)... I 1118 
protololl 3. II ........ II 66 Competenz des hy 
©. im Uebrigen Staatsbür- | NReihstags(I.Sefjion1871) 
gerredt. bezüglihder Berfaffunge- 
Boft und Telegraphen. revifion. 
3. 48 Berl. 1867 ...... Il. Anträge auf motivirte Tages- 
1871 55454; II 12 ordnung deshalb -....... III 898 
gegenüber Baiern u. Würtemberg. Bismard 1871 (95 r.)....IlI 874 
Bairifher Vertrag III SA II KL Deibriid 1871 2 Lo)..II 868 
Schlußprotokoll Ziff. XI..1I 67 ee 1871 (143 [.) .. 11T 986 
en Vertrag J reil 1871 (156 L o.) . ... IIl 1130 
Braune 48 Lasler 1871 r. ee 11 873 
FRSUICHN & Berf. 1871 Mm 14 | (96 r. m.) .... II 877 
Preffe und B:reinswefen ſ. Com: ı  Xöwe 1871 EIS 1) EEE HI 925 
petenzausdehuuung. 4406. . ...... nr 29 
Edlidtung von Berfaf- Miquel 1871 er 876 
fungeftreitigfeiten indeu ee Hi Si r. Ei 900 
en Schmid 1871 1 8* u.) — 
16 $ 2 Berf. 1867 . 22 Schulze 1871 (22 1.)...... 869 
1871 ... III 2 7 RE In 1007 
NReichenfperger 1867 (658r.u.) II 568 Treitfchle 1871 hot Ln)... 11 906 
Wächter 1867 (661 x)... II 576 Windihorft-M. 1871 (96 r. 1.) ut 877 
Säule. oben Kirche und Schule. 118 ). . III 980 
a (119 in). II 92 
Bair. Schlußprotofoll Ziff. II III 66 | Eompetenz ber Einzelre- 
Delbrüd 1870 (147r. 8 4 Il 325 | gierumgen (vgl, Verhältniß 2c.) 
Laster 1870 (147 r.) . II 326 | in Bezug auf: 
u. 327 Fremdenpolizei. 
Steuern ſ. Bundesfteuern. Michaelis 1867 (2’ir)... I 4 
Berfaflungsveränderumn. on. 
gen (vgl. diejes Wort) über» M. Barth 1871 (124 L u.) .TII 945 
Haupt. Kiefer 1871 (124 r. m)... . II MZ 
Bismard 1869 (402 1). . III 1168 . und —— 
Braun-Wsbd. 1869 (460 1.) III 1085 A. 48 8. 2 Berf. 1867. I 13 
Friedenthal 1869 (451 1.).. III 1060 | 1871 ....I 18 
Hänel 1871 (159 r.) .. ul 1263 | Competenz der Einzelftaa- 
Laster 1869 (464 r. u.) . . 111 1097 | ten in Berug auf Gejep- 
467 1): ....]1 1104 | gebung auf Gebieten, für 
Miquel 1869 (6 L.). . . . I 1043 | melde aud) die Competenz 
Münfter 1869 392 1.) ... III 1139 | bes Bundes befieht (vgl. Ber- 
Twefteu 1867 (308 r. u). I 547 bältniß der Bundesgefeßgebung 
Wagener 1869 (449 r.)... IU 1053 | zu den Einzelngefeßgebungen). 
Windthorft 1869 (457 r). III 1078 Miquel 1869 (446 r.)...... I 1045 
bis 1083 Behmen 1869 (454 r. 0.).. . . III 1069 


Sach ⸗Regiſter. 51 


Band. Seite. Band. Seite. 

Competenz der Einzelftaa- 68 L) ...... II 1125 
ten in Bezug auf Ausführung _ 1870 EBiisacaae ıII 174 
ber Grundrechte im Allgemei- F L u.) ....IIIl 18 
nen, derer ber Kirche insbeſondere. (119 Sg ee III 259 
Stauffenberg 1871 (140 r. o.) III 979 (119 8)... .. II 260 
Competenz des Norddeut- BU) u III 288 
hen Reihstags, und ber Meier 1869 (HE r.)...... Ir 1035 
Süddeutſchen Landtage in Miquel 1867 al l6r.g. m). I 568 
Bezug auf die Berfailler Verträge 1869 J 5; ... III 1043 
(Bgl. Berbältniß der Landtage ıc.). Mohl (wirt. Br . III 520 
Bennigfen 1870 (1631. 0.)... . II zus 1869 (649 1... ‚III 1114 
Delbrüd 1870 (110 r. 1) sul Schlör (bair. II. Kammer) .III 697 
Dumont (hefj. II. Kammer). „III Schrader 1867 (237 1.) .... I 391 
Dunder-B. 1870 (106 r.) „.IU Schulze 1869 (456 1.) .... - » III 1074 
Fiſcher (bair, II. ze). ..-1M u. 1075 


Friedenthal 1870 (149 L.)... III Stauffenberg 1871 Nr x)... III 979 


Gagern (hei. II. Kammer) . . III Thielau 1867 18 1) A I 568 
Grumbrecht 1870 (145 1. ‚IN Treitſchke 1871 u L n.)..III 909 
149 . III (108 r. u) .. II 910 
Hölder (als Referent ber y wilrt. Tweſten 1867 (Ana ev)... I 547 
IE Kammer) .......... III * feine Aeußerung im preu- 
Hoverbed 1870 Lie ae ishen Landtag, vgl. Lasler 
149 Lu). .II 1869 (65 1.) - 2.2... III 1098 


und Windthorft 1869 (458 r.) — = 
Wagener 1867 (318 r.) . 

1869 Ich a 

1870 (118 r. m). . III 257 

Windthorft 1870 in L m.). „I 158 

1869 (457 r.)... . III 1078 

bis 1085 

1871 ul Lu.) .III 9832 

rating 1867 (240 Lg. u.) 1 2% 


ehmen 1869 (455 1)...» .» = 1069 
—* . 1070 


Hutter (bair. II. Kammer) . . III 


Lasker 1870 (149 r.)...... III 
Liebknecht 1870 (152 r.).... II 

r. o.) .. III 
Linden (würt. KKammer) .. III 


Mallinckrodt 1870 (152 Lg iu 

1871 (127 * iii 
Mende 1870 (158 r.) . 111 
Met (heſſ. II. Kammer). . . 1II 
Neumayr (bair. L Kammer) . III 
Defterlen (wirt. II. Kammer) u 
Bape 1870 (70 r.)....... III 
Schulze 1870 a m.)....1 


' .) 
Wiggers-B. 1870 (111 1)... I 
Windthorft 1870 (77 r. m.). „IM 


Competenz- Ausdehnung 
der Bunbesgejeggebung 
im Einzelnen nudb zwar: 
a) die Juftiz im Allgemei- 

nen betreffend. 


ESEEKBESESESEBERERE SEREBEEBE 


Gompetenz-Ausdehuunng d — 
Bundesgefeggebung Lug (bair. II. Kammer) . .III 805 
Allgemeinen (vgl. Berfaf- b) bürgerlihes Redt ein- 
fungeveränderungen zc. Weiter- ſchlühig Hypothelenrecht (vgl. 
entwicklung der Berfaffung). Kodifitation). 
Antrag 1867 .. ..... ... I 565 Antrag 1867 .......... 1 
Adermann 1869 (650 r. u.). „III 1119 Antrag 1869. ......... III 1042 
Bähr 1869 (KAT I)....... III 110 Adermann 1869 (651 1.) . a 1120 
M. Barth (bair, II. Zammer) UI 623 Bähr 1869 (647 r.) ..... II 1109 
Baffewig 1869 (648 1.) .... . IIT 1111 Baffewig 1 En —8 "ın 1111 
Bethufy-Huc 1867 (318 r. u.) I 570 -1II 1113 
Blandenburg 1871 —— .1II 940 Braun: Web. 1869 AL j nt 1077 
Braun-Web. 1869 (460 I III 1085 Delbrüd 1869 (462 r) . III 1089 
Elliffen 1867 (242 1.) I 400 en 1869 Lu)iu 1062 
Friedenthal 186 a5 PR ni 1062, erber 1867 2900 .... I 508 
1064, 1065. Laster 1867 (126 1.) .... I 14 
riefen 1869 (398 Fer „11 1156 1869 (462 L u.).. . IIT 1097 
teil (bair. II. ammer) . II 676 bis 1106 
Hofmann 1867 (319 L u). I 51 2 III 1124 
Jörg (bair. II. Kammer) ... III 791 Lutz (bair. II. Kammer) .„ .III 602 
Kratz 1867 (352 2 ET I 654 u. 806 
Klinger 1869 (652 L.)...... III 1123 Miquel 1867 (113 r.) ... 1 110 
fastır 1869 BT .... 1II 1097 as I 49 
(467 y. enun0. III 1104 1869 r. g. u.)III 1042 


4* 


52 Sadj-Regifter. 
Band. Seite. Band. Skite. 
aa: He rt — Pranckh (bair. II. Kammer) III 785 
Miquel 1869 (447 r.)... III 1048 Stauffenberg (bair. II. Kam: 
u. 1049 02 WER u Zu 
Mohl (wirt, II. Kammer) . m 519 Tweften 1867 (308 r.) . I 546 
Pland 1869 (650 1)... .III 1116 Wagener 1867 —33 F— I 58 
Rohden 1867 (235 .). er Kultusgefetgebung (vgl. 
Schnlze 1869 (456 r.)... . III 1075 Competenz in Bezug auf Kirche 
Schmarze ne 234 Ln). I 384 und Schule). 
869 (462 r. g. m.) III 1092 Stauffenberg 1871 (140 vr.) III 979 
Wächter 1867 =eir).:.. 1 Mi Medicinalpolizei. 
Wagener 1869 (449 L u.) „III 1052 — Baumftard-Schwerin 
Windthorfi 1869 (459 r.) . III 1083 11 I 456 
ehmen 1869 (453 L u). . III 1065 Baumftard 1867 (314 u: I 55 
c) Gerihtlihes Verfahren. Schwerin 1867 (314 I 560 


Antrag 1867 Kai 16). 3 288 
Antrag 1867 (Ziff. 15)... I 48 
Miquel 1867 (285 L u).. I 4 
d) Geridts- -Organifation. 
Antrag 1869 ......... III 
Adermann 1369 54 .II 1118 
— 1119 
Baſſewitz 1869 (648 *9— .III 1109 
et 1869 (452 r.). . III 1064 
iquel 1869 (448 r. u.) . iii 1051 
Bland 1869 (650 L o.). . . III 1114 


Windthorft 1 


(459 r. u.) II 1084 


gchmen 1869 (454 1)... .IIT 1068 
€) ligationenredt. 
Antrag 1867 (3.16) .... I 45 
Laster 1867 (284 r.)..... I 48 
Wächter 1867 (288 r.)... . I 504 


f) Preſſe ſ. Competenzausdehnung 
im Mebrigen insbefondere auf 
Preſſe. 

g) Strafrecht. 


Antrag Lasler 1867 (3. 16) I 
Antrag Miquel 1867 (3.15) I 


Gerber 1867 (290 r.) 
Keyfer 1867 (287 1) .... I 
Laster 1867 (285 1.) .... I 
Miquel 1867 (235 r.).... I 
Mohl (wirt. IT. Kammer) . III 
Robden 1867 235 r.).... I 
Salzmann 1867 (289 1)... I 
Schwarze 1867 (234 r. g. u) I 
Pächter 1867 (287 r.) . I 
h) Strafverfahren (vgl. 
gerihtlides Verfahren). 
— 1870 (119 Lu.) .. IH 
Mohl (wärt. IT. Kammer) . III 
Competenz-Ausdehnungbder 
Bundesgejeggebuug im 
Uebrigen und zwar auf: 
Gemeindegejehgebung. 
Stauffenberg 1871 (140 x.). III 
Kirchenweien ſ. Kompetenz im 
Einzelnen ꝛc. 
Kriegsmarine und Mili- 
tairwejen. 
Antrag Tweſten 1867 . 
Bismard 1867 (311 J— 


eitag 1867 (311 * 
ne, 1867 (309 r.) . 


„emm 


ERREERESEBE 


EB 


980 


EREE 


Militairweſen j. — 
—— 
A. 4 3. 16 Verf. 1871... III 
Antrag Braun-Web. 1867 I 
Bebel 1870 (120 r. o.). . . ul 
Beder 1870 (120 Lg. 0) . I 
Blandenburg 1870 (120 r. u.) III 
Sr (babifhe L Kam- ir 
Delbrid 1870 (117 vr.) ‚MI 
Dumont (hefi. II. Kammer) III 
Dunder-B. 1870 we L. 0.) III 
Edhard (bad. II. Kanımer) . IIL 
Eiben (wirt. II. Kammer). III 
Hirſch 1870 al E g.u.). .II 
Lg. 0.).. II 
Hölber (ae —2 der 
wilrt. II. Kammer). .... J 
Lasker 1870 (119 Lm.) . 
Mittnacht (wirt. II. a 
1 ne u 
Mohl (würt. II. Kammer) . III 
Defterlen (würt. II. Kammer) III 
nn erger⸗O. 1871 
N 1m 
Rohden 1867 (85 Lu.)).. I 
Römer (wart. II. Kammer) III 
Sonnemann 1871 (150 r.) . III 
Stauffenberg 1871 (140 r,) III 
Treitfhle 1871 (107 vr.) „. 
Wagener (118 r. o.)... . - 
Windthorfi- Di. 1870 m r. 0.) III 
1871 (118 r.) I 
ar une 


Antr 

ee 111 
Meier 1869 Yö4r) ... .III 
Waldeck 1869 (214 1)... .TU 


„Competenzausdehnungen 
jeebenfo viele Steineauf 
| dem Wege der Bundesver— 


eintgung.“ 

Zehen 1869 (456 L).... - Il 
„Sompetenzbedenfen au allen 
Eden und Enden“ (vgl. Eompe- 
tenzausbehnung, Berfaflungsver- 
änderungen im Allgemeinen. 

Laster 1869 (653 1.)...... 111 


& SzEEBBEES EEE * EREESBEB EEEE. 


1017 
1035 
1027 


1073 


1135 


Sach ⸗Regiſter. 


Band. Seite. 
el Aa a ee 
ung.“ 


Basler 1869 (653 [.)...... II 1125 
u. 1126 
„Sompetenzunfiherheiten.“ 
riefen 1869 (398 L. o.)... III 1155 
indtborft 1869 (407 r.)... . iii 1153 
Compromiffe (vgl. Entwurf 
1867, Berfaffung des Deutschen 
Neihes und Nordbeutichen Bun- 
des). 


Bismard 1868 BT %) ... III 19988 
Delbrüd 1869 (8I5 r. u.) „III 1241 
Gebert 1869 (937 r.). . . ... III 1255 
Schulenbur Cs hr . III 1245 
Walded 1868 (58 L).....».- III 1235 


Confeſſion ſ. —— 
Eonflift im Allgemeinen. 


M. Barth (bair. II, Kammer) III 621 
Bethuiy-Huc 1867 (719 vr.) . II 708 
Bismard 1867 (7II r) .. II 702 
Friedenthal 1867 (649 L)... II 542 
Reichenfperger 1867 (697 r. 0.) II 665 
Scherer 1867 (622 1.) ..... 11 471 
Schulze 1867 (T22 L)..... . J 
gend «2, 1867 (599 L g. u.) 11 432 
tauffenberg (bair. ammer) ILL 714 
Binde-H. 1 7 (6 Lu)... M 694 
Böld (bair. II. Kammer) ... III 652 
u. 658 

Bagener 1867 (6öl r.) .... Il 550 
Walded 1869 (820 r.).... 1I 1253 


Conflitt des Preuß. Abge- 
ordnetenbaufes mit der Re 
gierung wegen des Militair- 
bubgets insbejondere. 

1 
M. Barth (bair. II. a 
Bebel 1871 (131 Lo) .. . .III 
Bismard 1867 (178 r.)... I 
Blandenburg 186 Lu) I 

1870 (157 — 
Braun⸗-Wob. 1867 dien I l. 


je 

= 

+ An. 
.. 
— 

_ 


— 


Duncker⸗B. 1867 at 


JM 


— 


2er 


EEEERERBEREREFFEESEEREREREe 


ordenbed 1867 (571 L). II 
riefen 1867 (649 r.).... I 
neift 1867 (631 1). ..... 11 
Gottberg 1867 —4 lea au I 
Grumbredt 18 Or) .. U 
. u) II 

Heybt 1867 (639 r.) .... » II 
64r) . . . .. II 

Jörg (bair. II. Kammer) III 
Laster 1867 1m J I 
(BA Lo).... HH 

5b Lo).... 1 











53 
Band. Seite. 
(647 2 en II 536 
iR essen II 700 
Miquel 1867 (597 r.)...... . I 427 
Müncdhaufen 1867 (544 r.) . IE 297 
er gain 1867 (697 
r. er — ah 7 66h 
M)ssasas I 91 
Roon oT II 351 
TA — II 437 
(ar 2.) .... II 510 
Schleiden 1867 un ).... 1 5 
Schulze 1867 rt. .. ... 2 MD 
62 r.u).... I 215 
Bor.) ..... I 62 
8 — II 372 
(22 tr) ..... II 709 
Solms:H.-2, 1867 (599 L u.) II 432 
Sybel 1867 (568 r. ı.) II 357 
Zweften 1867 (104 r.)..... 18 
(602 1.)..... II 440 
(604 r.)....» II 447 
Unruh-M. 1869 (392 r.).... „III 1141 
Vaerſt 1867 563 r.u).... II 34 
Binde-d©. 1 179 L u.) I 288 
WET)... BE A 
594 1.).... II 418 
596 1.) .... II 428 
16 r. u.) .. II 69 
Binde-D. 1867 (ddl.).... II 293 
(565 r.).... II 349 
Böld (baiv II. Kammer)... . UI 646 
u. 608 
Wagener 1867 (119 r.) .... I 127 
— L) ..:. HH 38 
L 0)... II 401 
BUT)... II 494 
Walded 1867 (110 L).....» I 100 
| 0 1).... I 596 
| (537 Lu)... II 276 
| (538 nn. It 280 
| Bun 
T).20% y 
| Souflitteminfker. 
ı Unrub- Dt, 1869 (393 r.).. . . III 1144 
' „Eonfliftevater.“ 
' _ Blandenburg 1869 834 .III 1148 
Conſtituirende (oder berat ide?) 
ee von 1848. 
| Im Uebrigen f. unter Bera- 
| thend oder conftituirend ? 
Conſtituirender (oder berathenber ?) 
—— Reichstag von 
JJ nenn ı 2 
Im Uebrigen ſ. unter: Bera- 
tbend oder conftituirend? 
Conſtitutionalismus, Con» 
ftitutionelles Prinzip, 
Conftitutionelles Syftem 
al. Budgetrecht, Militärbudget, 
. Bundesminifte- 
"Bennigfen 1867 (163 1.) ... I 244 


Sadj-Regifter. 


54 
Band. Seite. 
—— — 
Galen 1867 (169 r.). . I 268 
Gerber 1867 Cr J II 559 
Knapp 1867 (533 r.)...... II 403 
Schaffrath 1867 (172 1.) ... I 266 
Scherer 1867 (621 Lu)... II 40 
Schleiden 1867 (160 r.) ... I 337 
Schulze 1867 (150 r.)..... I 208 
653 ru)... II 567 
Steininet 1867 L. 0). . II 404 
Tweften 1867 (601 vr.) .... IT 439 
Walde 1867 us g- u) 18 
ee II 466 
(GR r. . .... It 524 
Wigard 1867 (156 Lu). I 21 
Conflitutionalismus ale 
Möglichkeit der Conflikte. 
Schulze 1867 (722 r.)..... II 709 
ae erBundes«- 
Mufterftaa 
Blandenburg 1869 (395 r.) „ III 1148 
J 1149 
Tweſten 1869 (891 r.) . 111 1138 
Eonftitutionelle Freiheiten | 
in voller Ausdehnung! 
Waldeck 1868 (49 r.)...... III 1212 
Conftitutionelle Garan— 
tieen in ber Neidhaverfaf- 
fung (vgl. Freiheit, Grund» 
rechte, Berantwortliches Bundes- 
minifterium u dgl.) 
Schulze 1867 (682 Lu). II 631 
ann Inter: 
Tweften 1869 (395 r.) .... III 1148 
u. 1149 
Conſtitutionelles Recht 
und Conſtitutionelle Mo— 
ral. 
Blanckenburg 1867 (606 [.) . IT Adi 
Tweften 1867 (602 6 II 439 
„EonftitntionelleSchablone.* 
Tweften 1867 (692 r. g. u.). II 659 
Binde-H. 1867 r.) .... ME 668 
„Sonftitutioneller Trichter.“ 
Blanckenburg 1869 (395 r. o.) III 1148 
Conſulat 2c. f. Konfulat. 
Contingent ſ. Kontingent. 
Contraſignatur ſ. Gegenzeichnung. 
Dalwigkiſche Politik, 
Metz (heſſ. II. Kammer) ... III 471 
Dänemarl. 
A, V des Prager Friedens. I 4 
Ahlmann 1867 (226 r.) ... LI 31 
Bismard 1867 @I9 Lw). I 353 
Eiben (mwürt. II. un): . an 528 
zn 1867 (220 L m.) .. 1 266 | 
yger 1867 (218 r. u.) . I 351 | 


Darmftadt f. Heſſen. 
Decentralifation in Preu— 


Ben. 
Bismard 1869 (404 r. u.). III 1175 


Band. Eeite. 
Schulze 1869 (406 I.).. ... III 1178 
ee] ſ. unter Dent- 
fer Bund. 
Demolratie. 
Schraps 1871 (102 r.) .... III 898 
Demolratienund Ultramon- 
taniemue. 
Miquel 1867 (633 r. u)... II 82 
Depeihe Graf Bismard's 
d. d. Berfaiiles 14. Januar 1871, 
Defterreic" Ungarn betr. (vgl. A. 
lianz mit Defterreich « Ungarn, 
Defterreich, em 
Bray (bair. I, Kammer)... III 983 
te (Groß. und Klein» 
ee ie 
Dalindrodt 1871 80 
Deutiher Bund a Fa 
im Allgemeinen. 
Beder 1870 (10 1) ...... III 261 
Bismard 1870 (orbentl. Sef- 
U ee III 85 
Biandenburg 1867 (386 r.) . : = 
Braun-Webd. 1867 (577 Lu.) 1 
1869 (460 r.) . m 1088 
(461 r. 0.) III 1088 
Bray (bair. IT. Kammer) .. IH 669 
Eurtmann (heff. II. Kammer) Il 439 
Eiben (wärt. II. Kammer) .. IT 522 
u. 527 
Ewald 1870 102 L.)..-... Nr 217 
1871 (221 r.)...... 11 122 
Ber 1869 (399 [.) .... IIl 1158 
reil (bair. II. Kammer)... III 673 
Hölder (wir. II. Kammer) . III 552 
Linden (würt. L ——— . III 567 
Lutz (bair. L Kammer) .... III 845 
Miquel 1887 (242 r)..... I 402 
203 ..... I 760 
Mohl (wirt. IT, Kammer)... III 506 
Münfter 1869 (392 r.) . .. . IIE 1140 
Neurath (wirt. L Kammer) . It 574, 
u. 577 
Probft (wäürt. IT. Kammer). . III 549 
Reicheniperger 1871 (106r.o) IIT 904 
Nömer (wilrt. II. Kammer) . II 558 
Schleiden 1867 (53 Lu).. II 2338 
Schrader 1867 (686 1) .... I 41 
Treitichle 1871 (108 L) .... II 908 
Binde-H. 1867 r.u).. I 6 
alded 1867 (331 r.)..... I 600 
Watzdorf 1869 (408 r. u.). III 1186 
——— 1870 128 r. u. III 286 
Deutſcher Bund von 1815 
im Einzelnen. 
a int v, 8. Juni 1815. 

SE n 
eu Bundesver— 
ſammlung. 

Aufhebung rg Hiſt. E. I Bl 


legte Sitzung!, rn 
24, Auguft 1 1866, $ı e I 
Seschinirnng 1851. * 1 


Sadj-Regifter. 


Band. Seite. 
(Deutſcher Bund :c.) 


— 1862. Hiſt. Er. I 5 
are önigsbilndnig 1849. Hif. 

0 EEE 
Dresbener Gonferenzen 

851. 

Scjleiden 1867 (523 r.) . 1 239 

Watzdorf 1867 (336 D 614 
Dresdener Geſetzge unge 

Commiffion. 

Adermann 1869 (651 vr.) . II 1121 
en Fürftencongreß 1863. 
Geſetzgebungslommiſſion im 

Dresden f. Dresdener ıc. 
Kriegsverfaffung. 
Gerber 1867 (655 1)... . II D6l 
en — Dres⸗ 
ben 1850/81. I Di 
und * Zollverein. 
rue . III 106 
Beebifeer Berjaffungeantrag 
vom 9. April 1866 .... . - I & 
„Grundzüge zu — neuen 
vom 
- 10. Juni 1866 ...... 1 63 
Suchſiſder — ——— I 22 
Schleswig. Holftein. Hiſt. I 5 
- u. 
Schlichtung von Streitigkeiten | 
am Bundestage. 
Schwarze 1867 (660 r.) . II 2 
Im Uebrigen fiebe unter 
Schlichtung ıc. , 
BEINEN 1850. Hiſt. F 
Sirtnigebinbu 1850. sif. 
ee nen we I 50 
@iener Schlußalte v. 15. Mai 
1820 f. unter biefem Worte. 
„Zerreißung“ 1866 (vgl. Krieg 
von 1866 ꝛe.). 
nn mn * z_— j 2 en 
drader 186 — 
Deutſche Flotte —— 
Römer (würt. II. Kammer) . III 559 
— ———— 
ismar tr. g. m. 
— een 1 m 
1870 (ordentl. Seſſion ©. 
66 r. g. u.) Anm... II 856 
Dr. Reichenfperger 1871 147 1) II 995 
Dentſche Fürſten, deutfches 
Fürſtenthum— 
Elben (wilrt. II. | . II 530 
Friedenthal 1870 (75 r. m). III 152 
Deutihe Geſellſchaft zur 
Rettung Schiffbrüdiger. 
Grumbredt 1869 > () .. III 1022 
Meier 1869 (213r.)...... III 1026 


Deutfhes Heer u. Deutſche 
Flotte in zwei Jahren Seit 
1866. 





._ — — — — — — 


55 


Band. Seite. 
Blandenburg 1869 (397 L. u.) III 1154 
Deutjäe Macht im Yahre 


Blandenburg 1869 (397 r.). 
Deutihe Nation als RR 
quo’ Geiſt. 

Braun-Webhd. 1869 (460 r. o.) IIT 1086 
Deutiher Nautifher Berein f. 
Nautifher Verein. 


utſcher Bartilularismus. 
pr. im Allgemeinen (vergl. 
Partikularismus). 
Bismard 1867 75 


ar). 1 
1869 (.) . UI 1173 
b) in&befondere (vgl. Bairi- 


ſcher „Patriotismus”) und 
jwar: 
Dorfpatriotismus, Fraktions⸗ 
Reffortpatriotisinus, Stadt- 
patriotismus. 


‚II 1154 


Bismard 1869 (404 L.) II 1173 
| a Rechtswiſſen— 
M. Barth 1871 (124 r. u). . III 946 
Plant 1869 (650 L)...... III 1117 
Windthorft 1869 (460 L)... 111 1086 
Deutſches Reid. 

Albrecht 1870 ie L.) .... II 238 
Ewald 1871 (2ir)...... II 1273 

u. 1274 


Im Uebrigen ſ. Kaifer und 
Neid). 


DeutfhesReich als Actien— 
geſellſchaft (val, Berfaffung 
des Deutichen Reiche 2c.). 
Laster 1869 (653 Lu). ... Ul 1136 
Windthorft 1869 (458 1.) .... III 1079 
Deutſches Reih als Hort des 
Friedens f. Wahrung des Fries 
dens 2c. 
Deutſches Reich als Muſter— 
ſtaat in Europa. 
Probſt 1871 (139 L.. ..... II 975 
Deutſches Reich ale Wieder- 
tehr des Reiches Ludwigs 
XVI. und drittes bonaparti» 
ſches Caeſarenthum. 


Ewald 1871 (222 r.)...... III 1276 
Deutihes Staatsbürger. 

thum (vgl. Indigenat). 

— * (bair. [. Kammer) III 814 
Deutſche Bitfenihan und 

römische Scholaftif, 

M. Barth 1871 (124 r.u) . II 946 
Deutſchland eſtändi— 

gen Proviſorium. 

—2 1869 (397 1.).-II 1183 
Deutid +» Defterreid h (vergl. 
Eva 1erı 

wald ı A REN IIII 1a 
Miquel 1867 3 8 ee II 
Wigard 1867 (081 3 en ‚U Fa 


66 Sadj-Regifler. 


Band. Seite. Band. Seite. 
Diäten. Wagener 1867 (470 r.). II 140 
Anträge 1867 ........... IT 136 1868 (52 1. u). ... u 1223 
Antrag 1868............ ill 1207 Waldeck 1868 (48 L.)...... III 1207 
Antrag 1869... oc. 00200. IIl 1239 1869 819 IL . .... III 1249 
Untrog 1870. 2.2 oic 00... II 278 (59 13 See III 1237 
Antrag 1871............ Ill 1204 | Wedemeyer 1868 (56 1.) ... III 1229 
ge, 1869 gs r r.) .... TU 1248 SR 1.) III 1234 
Beloıw 1867 (4 %)...: TI 82 Dr. ®indthorft 1871 (156 r.) en 1204 
Bennigfen 1867 (709 gr ... 1 687 Zehmen 1867 (420 Lg. u.) . 23 
Bismard 1867 74 L)... II 149 | Diätenlofigfeit und ihre 
(476 r.)... U 156 | Bolgen im Mllgemeinen 
ei rt)... II 610 | (vergl. Allgemeines Wahlrecht, 
(695 r.)... II 660 Diäten). 
1868 (57 r.) ... III 1233 Schulze 1868 52 L)...... II 1219 
59 r.) ... III 1238 bie 1222 
Blandenburg 1808 (0 x.)... MI 1816 Wagener 1868 (fd r)..... II 1226 
9 (817 r. u.) III 1246 Walded 1868 (48 r.)..... - 11l 1209 
Brauditih 1870 (105 L 1.) . III 225 bis 1213 
Braun-Wehb. 1867 nr Eee) I 681 | Diätenlofigfeitin Deutſchland 
Brünned 1867 (469 1.) .. 1 136 | nur in drei Staaten. 
Delbrüd 1869 (815 r.). . III 1240 Waldeck 1869 (819 r.)..... II 1250 
Eulenburg 1867 (os (). II 682 | Diätenlofigleitin@ngland, 
Förfterling 1868 (Öl L).... m 1216 Frankreich, 3talien. 
1869 (815 r.). III 1240 Walded 1869 (820 L. u.) . III 1252 
Fries 1869 (816 Li se#u%5 Bit 1241 | Diätenlofigfeit im Bren- 
en 1 475 r.). II 154 | Bifhen Landtage nod nie 
bert 1869 (937 r.)...... m 1255 beantragt. 
Greif (bair. Il. Kammer) ... 111 679 Walde 1869 (819 r.)..... ul 1250 
Grumbrecht 1867 (MIO)... 1 688 | Diätenlofigleit der Reiche- 
Hennig 1868 N Bi: cuuns u 1226 tagsabgeorbneten. 
Hering 1867 (474 L)...... II 150 A. 32 Berf. nr —— I 9 
Hölder (als olefer ent der wüütt. 00 1871. ....... IH 8 
I. Kammer) . ...... ... IT 491 ©. im ebrigen Diäten. 


Hoverbed 181 dr TuS .. 111 1206 | Diätenzwang. 
Jungermann 1007 ui) II 165 Wedemeyer 1868 (56 r.) ... III 1230 
Keyſer 1869 (816 1)... .... ui u. 1231 


Kinger 1869 (818 9 — 11 1248 Dietatur. 
Laster 1867 (707 r.u.).... 11 682 Grumbredt 1867 (362 r. u.) 1 683 
Linden (wirt. ammer)... II Laster 1867 Gö4r.m.).... 1 390 


571 
Löwe 1870 (96 L) ».....- II 201 | Dietatur des Bundeslanz- 
Neumayr (bair. L Kammer) . III 835 ler®. 
Neurath (wirt. L — . 1Il 582 Bismark 1869 (401 r.)... III 1166 
5 (403 1.) .... III 1170 
546 Tweften 1869 (390 r.) .... Ul 1135 
145 
667 


Dienft- Eid der Pof- und 


Oehmichen 1869 (817 1.) ... III 1245 
Probſt (mürt. II. Kaminer) . III 
Nie 1867 AT2Ln)...... 1 


NReichenfperger 1867 0 HI 1 ——— 
Schmid 1871 r.) . III 1205 50 $3 u 4 Berf. 1867... I 4 
Sculenburg ' cars t.). I 156 1871..II 16 


r Dienftzeit im Heere, bie 
1869 (am DR . II 1244 Breußiſchen Beflimmungen dar« 
Schulze el (ze r. 9-0.) . 1 678 A über im ganzen Bundesgebiet 


ETF III 1218 einzuführen. 
56 r.u)...- 1 1231 A. 61 Berf, — — — 1 
Schweiger 1868 (50 1.).... III 1214 1871 sure il 17 


1869 (938 1.) . u 1256 

Schwerin 1867 (456 L —8* 115 
Simon 1867 (727 zur. N 609 
— hr: u ammmer) UI 743 
Thiffen 1867 (419 r. u.) . I 21 
Thünen 1867 Lu)... I 189 
Tweflen 1867 tr. g. m.). I 8 
- r. I: . I 19 
Binde-D. 1868 (öl r.) .... 111 1217 


©. im Uebrigen Militair- 
bienftzeit. 
Diktatur f. Dictatur. 
Dilettantismus in der Po- 
litit (vgl. Kinderfhuhe xc.). 
Probft 1871 (137 r.)...... ul 971 
Diplomatiſcher Ausihuß ſ. Bun- 
besrathsausfchuß für die auswär⸗ 
tigen Angelegenheiten. 


Band. Seite. 


Diplomatifhe Bertretung 
(vergl. Bundespräfidium, 
Geſandtſchaftsrecht, Kon- 
fulatwejen). 

Miquel 1867 (112 1. 
Direlte Steuern f. Bnndesleuern, 
NIE JUL Ins 
direlte Wahl). 


A. A Verf. 1867........ I 
2 III 
Below 1867 (421 L u.). II 
Wagener 1867 L. u 
Direftivbehörden ber Bun- 
desſtaaten in Zollſachen, Herftel- 
fung der Hanptüberfichten. 
89 Berk. 1867........ I 
WI: ne III 
ar 
M. Barth 1871 (123 vr, 0). . Il 
Stauffenberg 1871 (141 1)... II 
Donaulinie, als Nachfolgerin 
der Mainlinie. 
Huttler (bair. Il. Kammer) . . II 
Jörg (bair. II. Kammer) . III 
Pranckhh (bair. 11. Kammer), III 


Dreitlaſſen Wahlfyſtem 
(vgl. Indirelte Wahl) 


Bismard 1867 (429 L.)... > 
a 1867 (108 1.) - 
» Schulze 1867 (706 r.). »... m 
Tweften 1867 r. o.). II 
Dreitönigsbündniß..... 1 
Schulze 1867 vie Deo... I 
DresdenerConferenzen 1851. 
Schleiden 1867 5233 r.).... U 
Watzdorf 1867 (336 1.) .... I 
Dresdener Gejeggebungs- 
Eommiffion. 
Adermann 1869 (651 r.) ... III 
Dualismus der beiden 
Großmäkhte: das Pebensprin- 
zip ber bairifhen Selbftän- 
digfeit. 
Hohenlohe (bair. L Kammer) III 
Ehebſchränkungen (vgl. 
Grundrechte). 
bair. Schlußprotololl Ziff. 1 . II 
Ehegejeggebung. 
Löwe 1871 (11T L)....... III 
Ehrengerihtsordnung, 
—— Einführung im 
nn Ki Verf. 1867 ........ I 
Tr Im 
Eid (vgl. Fahnen. Eid) ber 
Dfficiere, Beamten u. Mannſchaſft 
der Marine des Bundes. 
% BE Berl: 1867....... L 
1871 ...... | 
Eid der Poſt- u. ZTelegra- 
phenbeamten. 
9. 5083 u, 4 Berf. 1867 . 1 
1871 . III 


Bram 


E BE — 


E 


BEE : =E 





ER 


Rb 





Sadj-Regifter. 


57 
Band. Eeite. 
| Einberufung f. Berufung. 
Einfadhe Gefebgebung im 
Gegenfjag zur Berfaffungs- 
ee (vergleiche Ber- 
Biltaihe 
Braun- ek 1867 (454 r.).. I 87 
Zweften 1867 (257 1). . . 1 42 
Ein fache Stimmenmehrheit 
Bundesrathe. 
. 782 Berf. 1867...... I b 
1871. ..... III 4 


Einführung der Geſetze — 
nud beziehw. Bollzugsverord- 
nungen — des Norddeutſchen 
Bundes im Allgemeinen 
in ben ſüddeutſchen Staa— 
ten. 

a york vom 16. April 
I 


em nr Tr Ten. 


Buff 1870 (133 Lg. w).... IM 
Deibrid 1870 (131 [). . 11 
181 r. m.) ‚II 

132 r.w)..IlI 

L m.) „I 

(133.0) .Il 

Entwurfsmotive 1871 ..-.. III 


Franckenſtein (bair. L Kammer) III 


Hölder (wilrt. II. zumne) : ‚lu 
Laster 1870 (133 Lo)... . 1 
Linden (wirt. Kammer) . ‚I 
Pub (bair. I, Kammer). . I 
Miquel 1870 ua ||| 
(132 L,m.).... IM 
Neumayr (bair. L Kamm)... II 
Sybel 1870 (132 r.m).... II 
Einführung derjelben ine— 
bejondere im 
Baben und Heffen. 
U. 80 Berf. 1870...... . III 
Baiern. 
Bairiſcher Vertrag III S. 8. III 
Geſetz vom 22, April 1871 . I 
Delbrüd 1870 (TO r. g. u.) III 
(147 1)... 
u 
Hölder (würt. II. Kammer) . III 
Lutz (bair. II. Kammer) . . III 
Miquel 1870 (147 1)... . 1 
Stauffenberg (bair. Il. Kam—⸗ 
JJ T ER TEN III 


Im Uebrigen i. oben Ein» 
führung im Allgemeinen. 
Würtemberg. 
BWilrt. Vertrag U. 2 3.6 


Einführung der Br ee 


hen Miltair- Gefetge- 

bung nebft Inftructionen, —* 

lements und Reſeripten im 
Bunde. 

A. 61 Verf. 1867 

tı 2 

©. im Uebrigen Preußiſche 

Bilitairgefege ꝛc. 


— 


BERBERERERESERER: 


B 


RR 


58 
Bant. Seite. 
Einführungstermin ber 
Bundesgefege. 
A. 2 Barf. 1867. ........ I 2 
Ur II 1 
EingangderBerfaffüng (ngl. 
„Ewiger Bund"), 
IBBE un au ahnen I ı 
0 .III N 
„Deutiher Bund.“ 
bair. Bertrag Z3. I....... II 51 
„Deutihes Neid.“ 
Berl. 1870 ..... ....... IL 46 
Antrag 1867 ........* I 662 
Kantak 1867 a En): I DR 
Scherer 1867 em)... II 62 
Tweften 1867 (891 eu). II 656 
Shugdesgeltenden Rechte. 
Hölder (mürt. II. Kammer) .. III 490 
Wiggers, Morig 1871 (94 z)m 871 
u im neue 
NReichenfperger-D. (104 r. u.) - 899 


Einheit der nn. 
Bewafinung, Formation u. Com- 
mando im Heere, der Qualiſi— 
fation ber He 


A. 63 $. 3 Berf. 1867 . I 
1871 ii 

Einheit des ET 
A. 1 Berf. ı ED R 


Einheit ber Bundesfriegs- 
marine. 


A. 53 Barf. 1867 ........ I 
BT. 2000.08 II 
Einheit der Eifenbahuver- 
er: 
erf. 1867 ...... : I 
0 II 
ee 
Verf. 1867 ........ I 
RT II 
en bes Heeres. 
A. 63 $. 1 Berf. 1867. I 
1871...» Im 


Einheit in ——— der 
Poſt- u. Telegraphenver— 
waltung u. in der Qualifila⸗ 
tion der Beamten. 

A. 50 Berf. 1867 

Einheit des Rechts ſ. Rechts— 
Einheit.......- I 

Einheit der umentbehrli- 
hen Adminiftration, Ausriftung, 
Bewaffnung u. Verpflegung aller 
lege 

u. 63 8.5 Verf. In ern: 

Einheit des Zoll- und Hau— 
delsgebiets. 

A. 33 Berf. 1867 
1871 


„> bob 


BBi 


kB Es 


kn ko 


bb ER FR 


Sad-Regifter. 


Banb. 


nen ber Ereln- 


Shuße 1869 (406) ....... 
Einbeitsftaat, auch: Ein» 
beitsflaat oder Bundes— 
ftaat? (vgl. Berantwortliche 
Bundes-Minifterien). 

Adermann-1870 (86 r. — .. TU 


Baſſewitz 1867 (252 r.). . I 
1369 —35 .IU 


(648 1.) . 
Bebel 1870 (91 LO)...» - u 
Berlichingen (bad. L Kammer) II 
Berhbufy-Hnc 1867 (173 vr.) . 1 
(389 J 


I 
Biegeleben (heſſ. II. een: III 
Bismard 1869 (404 [.)... IH 


. II 
Blandenburg MN 2). 


Brauchitſch un x A . II 
Braun-Wisb. 1870 (125 Lg. 1) “ 
Bray (bair II. eg 

Carlowi 1867 (370 v. u). - 7 
Dumont (heff. II. Kammer) . . II 


Dunder-Berl. 1867 (176 L). . 1 
Eiben (witrt. II. Kammer) . . IU 
Fiſcher (bair. II. Kammer). . . III 
Frieſen 1867 (649 r.)..... . II 
... en (bad. Kammer) a 


— 
— 
—— 


De ee ne 


Gneift 1867 (372 L).... -- 
Gotiberg 1867 (140 L.). . ». » I 
Greil (bair. II, Kammer)... . II 
Grumbrecht 1867 (186 1.)... 1 
Mn r. — 
Günther 1867 (340 L — 
Haberlorn 1867 (349 r. I 
Hallwachs (heſſ. II. —— III 
u 
Herbig 1567 (823 1). . .... l 
Yäger 1867 J 
Jolly (bad. L Kammer)... . III 
Jörg (bair. II. Kammer) . „Il 


— 


Seite. 


1174 


5 


Laster 1867 2: Ei: sus I 749 
1870 19 vr)...» +» II 288 
Liebknecht 1870 (153 L 1) .1II 238 
Cut (bair. II. Kammer) . . ». II 800, 
807, 845, 846 

Miguel 1867 u r. . m.). I 566 
En A Pa II 431 

1869 ne ).... 11108 

Lt)» IIL 1051 

1870 (93 Lg . III 207 

Mohl (wilrt. II. a. . III 209 
u. 512 

Münchhauſen 1867 (142 Lo.) I 189 
Neurath (wirt. L Kammer). . III 582 
u. 583 

Deflerlen (wirt. II. Kammer). III 535 
Probft (wilrt. II. Kammer) ... III 546 
Nee 1867 (60 L 0.).....- IE 465 
Roon 1867 (573 L.u.). . II 369 


® 


Sad Regifler. 59 
Band. Seite. Bant. Seite. 
(Einheitsftaat :c.) A. 49 Berf. 1867 ....... ö 13 
Schleiden 1867 (159 r.).... 234 1871 ........ 13 
Schlör (bair. Il. Kammer). 701 | Einnahmen aus Berbrauds- 
Schrader 1867 (236 a; - 388 —— u. Zöllen. 
Stauffenberg (bair. ammer) It 719, A. 38 Berl. 1867 ........ 10 
73, 128. 12 u. 744 1871 . . ...... 10 
Sybel 1867 (3238 r. n.) . I 52 | Einnahmen, Reihenfolge ihrer 
Thielan 1867 1 r ru). I 746 Berwenbun 
Tweften 1869 (390 r .) .... IIl 1136 u. 70 Ben 3867 una .. 1 2% 
Binde-H. 1867 5 Lg-m) I 52 , I V IT 20 
(367 r.).... I 6% Einnahmenbewilligungs— 
- Wächter 1867 (361 Lg. u) . I 678 | redt, — 
Wagener 1867 0)... I 58 Errieben 1867 (627 L u)... H 487 
L.u)..; I 98 Friedenthal 1867 (647 L. u). 540 
1870 Blızess IT 19 Briefen 1867 (649 r.) : f 544 
Waldeck 1867 (107 r.)..... L 9 Heydt 1867 (Kl r.) ..... II 507 
834 r. 0.).... I 60 Hölder (als Referent der wiltt. 
Ds: I 74 I Kammer). . . ........ IT 498 
#99 r.u)... II 6 Lasfer 1867 (646 r.)...... II 534 
FOL R)...:0 II 676 Miquel 1857 (6233 r.) ..... I 476 
Weber 1867 (679 r. 0.) .... II 633 Scherer 1867 (621 r.).. II 470 
Wehrenpfennig 1870 (128 rn). III 285 Wagener 1867 (628 — eye 2 4% 
Wigard 1867 9165 Lel:.se I 0 Wiggers-B. 1867 (652 L u). bh2 
Windthorft 1867 (377 Lg. 2 1 720 | Einnahmen» u. Ausgaben- 
1871 (119 r.)... IT 333 Etat jährlich aufzuflellen. 
Zachariae 1867 (322 L.) I 5723 4. 69 Berf. e es I 20 
Behmen 1867 (154 r. 35 I 21 BEE nn III 20 
1869 (455 L).. - ... . I 1021 Im ——— Budgel, Bub- 
„Einheitsflaat das Grab getrecht u dgl. 
Deutfdhlande.“ Einpfennigtarif. 
Windthorft 1869 (408 1.). ... HI 1184 — — 505 L.... II 208 
an | e 4 
——— odbie u. 
Zehmen 1869 (456 Lo.) ... III 1078 EUR ARANERHNDINFERSUEN: 
Einheitsftaat in England, ge 
Niederlanden, Nordanıe- 4. u? Verf. 1867 ana 1 18 
rifa, Schweißz .———16766 m 12 
Bismard 1869 (404 r.)... III 1174 Sinfhräntung + Geieh- 
Einigung zwiſchen Staat sr im ie und Te- 
und firde. en. . 
M. Barth 1871 (124 r.fu.)... IT 946 A. 48 $. 2 Berf. 1867. .... I 3 
Einkammerſyſtem (vgl. Ober: 1871..... III 38 
haus, Zweilammerfyften). Einſtellung der Erhebungs— 
Berhufy-Huc 1869 (4011)... IIT 1164 | u. Berwaltungskoſten der 
Gotiberg 1867 (140 r.)... .. . I 135 Bundes-Einnahmenindas 
Mallindrodt 1870 (152 1). I 334 Budget : 
Wagener 1867 (119 L n.)... 126 Ergieben 1867 (6271) .... II 486 
Lu). I 129 | Eintheilung der Kontin« 
333 r.u) .. LI 608 | gente. 
Waldeck 1867 (332 L m.). I 602 4. 63 8. 4 Berf. 1867 .... Im 
Windthorft 1870 (80 L 1). „I 162 | 18711 ....II 18 
Einleitung, —— zur PR eines dem Deut- 
Berfaffung 1867. ........-» I Then Reihe nicht angehö- 
er — V — — II 06 ı rigen deutfhen Staat®. 
Einnahmen Cool. Budget, Brauchitſch 1870 (105 r. u.) . II 126 
Bundesftener, Atritularhete Eintritt der ſüddentſchen 
träge). n.. inden Bund. 
Allgemeine 79 $ 2 Berf. 1867... .. . I 2 
“08.1887 ........:° I 3 im Uebrigen Verhältniß bes 
IB 2.540004 .II 20 Bunbes zu den fildd. Staaten. 
Einnahmen aus Poſt und ‚ Einverleibungen f, Annerionen. 


Telegraphen. 


Einzellandtage ſ. Landtage. 


60 


Banb. Seite. 


Einzelfonveränitäten f. Sonverä- 
nitäten 2c. 
Einzelftaatsredt. 
A. 2 Berf. IT I 
Holder (ald Referent der wilrt. 
Il. Kammer) III 
Im Uebrigen f. Bundesrath, 
Berantwortlichleit der Landes- 
minifter, Verbältniß der Lan- 
desverfaffungen 20. 
Eifenader Konventio 
Bairifches Schlußprotofol 2. III III 
Hofmann 1867 24 r.)... 1 
Eifenbahnen, Anlage und 
a durch den Bund. 


Berf. 1867 ..... 00. I 
— V —— III 
ey 
A. Berf. 1867... . - L 
ı K.y 5 Re 111 
Eifenbahntarif. 
A. 42 Bel. 1867... ..... I 
Bl. % III 
Michaelis 1867 277 Lu). I 
NRabenau 1867 (277 1.) .... I 
Eijenbahnverwa tungen, 


deren Berpflitunggegen» 
über dem Bund: 
- Allgemeinen. 


A. 44 Berf. 1867 ....... I 
1831 55.05 0% III 

bei Anſchluß — — 
A. 41 $ 2 Berf. 1867... I 
1871. .III 

bei Nothſtänden. 
A. 46 Berf. 1867 ....... 1 
a II 
Eiſenbahnweſen. 

A. 4 Ziff. 8 Verf. 1867 ... 1 
1871 ... III 
A. 41—47 Bert. 1867. .... I 
1871. . . .. || 
Wirt. Protokoll Ziff. 2 .... II 
Bair. Vertrag Il S 3..... II 
Itzenplitz le. J 
M Gaclis 1867 (148 (.).... 1 


Miguel 1867 (27 I 
Rabenau 1867 6 . 2. u). I 


Im —— 
Wurtem ergifcher Vertrag. 
Eifernes Militär-Budget- 
Etat, Eiferne Militärlaft 
(vgl. Mititärbudget, Budgetredt, 
Paufhquantum). 
M. Barth (bair. Il. Kammer) II 
Bismard 1867 U r. — I 
1868 (57)... II 
Zst (bair. II. Kammer) ... I 
tz (bair. II. Kammer) ... I 
(würt. II. Kammer) .. II 
Schlör (bair. II. Kammer) . II 
Stauffenberg (bair. II, Kammer) II 


. Bairifcher, 


Sach⸗Regiſter. 


Band. Seite. 


Völl (bair. II. Kammer) ... he 
is 


2Elſaß-Lothringen (vgl. Oranze 


1 
495 


We 
— 
— 


BEER om ER 


BEBesbber BE ER BR 


— 
— 
o 


SSEREERE 


— — — 


a ung). 

Adreſſe des J. Deutichen Be 
tags 1871 
Antwort bes Kaifers darauf. ıı 
Eurtmann (heſſiſche II. Kammer) Il 
Eiben (würt. II. Kammer)... II 


Emald 1871 (222 mind) ... ma 
a 

I 

I 


. | ner re 


Jolly (bad.- 
Belteler 1871 1 14 L — 
Met cheſſ. II. Kammer) . 
Neurath (würt. L Kammer). 
zu. 1871 (9 r.). 
Thronrede vom 21. März 1871 Mm 
Zoltowsti 1871 (97 [) .... 1 
Eljaf- Lothringen, Einfüh- 
rung der Deutſcheu Neidsver- u 


"469 u 
wii 
IH 


Bismard 1869 Se 2). 

Schulze 1869 (406 L. 

Stauffenberg (air. I, Kammer) III 
England, Nahahmung fei» 
1: SAPALBLISNEN im Ein» 


.. er. * 


er 1869 (820 1)... .- 

Englifhe Lords. 
Walded 1869 (820 

En Hilde Bar 
cipli 

Stephani 1868 (76 r.) .. 

Englifder Bartilularis- 
"Bis d 1869 (404 r.). 

ismar r. 

Enquote ſ. Erhebung von Thai⸗ 
ſachen. 

Entlaftung des Bundespräji- 
— bei jährlicher Rechnungs- 
egun 

we; Berf. — 


Entrepriſeſyſtem (des belgi— 
ſchen Militärbudgets, oder Paufch- 
quantum auf ewig. Vgl. Mili— 
tärabonnement). 
Gneift 1867 (632 v. g. u.) . 
Entwärfezueinerbeutfgen 
Neihsverfaffung: 
Dreilönigsbündniß (Uni- 
onsverfaſſung) 
Deferreigifßer bei dem 
naeh vom Jahre 


Sächſiſcher im Jahre 1861 I 
Entwurfdes Bundes, Preu— 
Gijcher, von 1866 
Entwurf der Deutſchen Reichöver- 
fafjung 1871 j. Berfaffungsrevifion. 


saw 
amentsdis-» 


u 


e ee R 


J. 
III 


EEE 


. III 1174 
II 1178 


w 


7142 


II 1252 
Il 1255 


III 1201 


II 1174 


m 


20 


RE OB 


E 


Band. Seite. 


Entwurf der Norrddentihen 
Bundesverfaſſung. 
Feſtſtellung deſſelben auf 

Grund der preußiſchen Vor— 
lage durch die verbündeten 
Regierungen ... ....... 


Ueber den Inhalt deſſel— 
ben im Allgemeinen: 
Baſſewitz 1867 (252 r.).. . 
Bebel 1867 (6T8 L). . ... 
Bennigfen 1 ni . u)» 


(3 u.) 
Berbufy-Huc 1867 IR. = 
Bismard 1867 (397r.g.u) 


(127 r.).. 
Braun⸗Wobd. 1867 (128 r. 0.) 
Garlowit 1867 (228 r. ı.) 
Dunder-B. 1867 (475 1, in. 
Ellifen 1867 Ber 5 g- 


So 
Galen 1867 169 IL g. m). 
Gebert 1867 (166 r. m.) 
Gerber 1867 2% r.).... 
(362 L m.) .. 
Gneift 1867 (371 vr. n.). 
®ottberg 1867 (139 r. g. ®) 
Groote 1867 (133 L g. o 
Grumbredt 1867 (186 


Jäger 1867 (248 L 9. 
Knapp 1867 (588 L — 
Köſter 1867 (723 r.). .... 
Laster 1867 (124 r. 


Münchhauſen 1867 (141 re) 
Proſch 1867 (187 r.)..... 
Rée 1867 (117 r.)...... 
Savigny 1867 (251 1.). 


(664 r 
Schaffrath 1867 (171 m). 
Schleiden 1867 (159 L 
Schrader 1867 (237 L 
87 1867 (223 L * ) 
Schulze 1867 (150 L g. m.) 
ru 


(653 r. u) . 
Simon 1867 (727 L.).... 
Sybel 1867 (325 r. u.). 
— 186 * T. m), 
Binde-H. 1867 297 r. nd 
BWädter 1867 (251 r. o.). 
Wagener 1867 2 r. 2). 
20 r.). 
L). 


8- 
“ u. 
. Mm. 


1.) 


228} 


1) 


se 


B 


— 


Dt — — — — — — —— — — — — — — 
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61 
Band, Seite. 
Walde 1867 8 Lm). - Er 
r. u » 
Wastzdorf ———— I 613 
Weber 1867 (363 r.n.)... 1 686 
Li .... U MS 
Wigard 1867 (165 L) ... I 230 
a165r.u) . I 28 
684 r)... 1 887 
Zachariae 1870 (240 1.). 1 394 
Schmen 1867 (155 r. g. v.) I 222 
Nihtbeigabe von Moti— 
ven zu bemjelben: 
Bismard 1867 (135 r.u) I 171 
(139 Lu) I 18% 
Braun-Wsbd. 1867 (1281.m.) 1 150 
Laster ei Lilscsees I 147 
Tweften (105 r. g. m.). I 8 
Bertretung be deſſelben im Reiche: 
a EEE I % 
Vorlage deffelben im Reichstage I 74 
Entwurf 1870, Kaifer und Reid) 
betr. |. Kaifertitel. 
Entwurf 1871 zur Berfaffungs- 
Nevifion. j. Berfaffungsrevifion 
Epidemien. 
4“. 4 3. 15 Berf. 1: I 4 
— 3 
Sefindungspätente, 
4 4 3.5 def. a: .1 3 
ae 111 3 
Erfilllung der er 
pflicht im Berbältniß zum 
m... 
.B$ 5 Berf. 1867... .... 13 
———— III 2 
—— Parlament und 
Verfaſſung . ........... I 49 
Bismard 1867 137 R; I 174 
(1 g. m.) I 285 
Braun-Wab. 1867 (129 m. . 1154 
Dunder-B. 1867 (174 r. u). I 275 
176 r. as . I 280 
ZZ 8). I 283 
®alen 1867 (169 Lu.) . 1 262 
Schulze 1867 (150 r. u). I 209 
gubel 1867 08 r: m)... 1 582 
Linde-H. 1867 (179 L) .... 1 287 
Watzdorf 1867 r. u.) .. 1 619 
Erhebung von atſachen 
durch Reichstag (Enquete). 
Antrag darauf. .......... 85 
Baumſtark 1867 (443 r.).... II 88 
Scherer 1867 (45 r. u)... I 9 
Vinde-H. 1867 (AUS Lg. u). II 10 
Erhebung der Berbrauds- 
feuern n. Zölle. 
A. 86 Berl. 1867 ........ I 9 
1127 2 Ir 9 


Erhebungs- und — —— 
ſten der Buubes- ——— in 
das Budget ſ. en Der 

Erinnerung bei Militair- 


62 
Band. Seite. 
Ausgaben-Etat während d. 
ne 
71 $ 2 Berf. 1867 ..... 1 21 
Il :40% u 20 
rung im Kriegszu— 
nd. 
1. 68 Berf. 2 re I 20 
WERTET I 1 


Im Mebrigen n —— 


Erkrankte, Verpflegung (ogl. 
Eiſenacher nn 
A. 3 Verf, 1867. . I 3 
IBTL:su20 000% III 2 
Hofmann 1867 (244 r.). I 41 
Erlaubuiß zur Führung eine® 
Seeidiife. 
a. 54 $ 2 Verf. 1867 ..... Il 1 
Il 3%, II 415 
Erläuterungen bed Kriegsmi«- 
nifters von Roon zum BBerfaf- 
fungsentwurf über das Bundes» 
Kriegsweſen........... II 267 
Miguel 1867 en een II 429 
Room 1867 (600 r. 0.) ... I 435 | 
ZTweften 1867 (603 r)..... II 444 | 
Ermittelung der Ladungsé— 
Kin ber Seeſchiffe. 
$ 2 Verf. re ea I 16 
10:7 5 ,—,— il 2 
Ernennung ber Generale. 
4. 64 8 2 Verf. 1867. .... I 1 
1 127, WR II 18 
Ernennung der Höchſtkom— 
mandirenden. 
1. J 8 2 Berf. 1867 ..... 1 10 
1871... I 18 
Ernennung der Dfficiere 
— 
866 Berf. 1863........ 1 12 
ta — II 18 
Eroberungspotitil. 
Jörg (baiv. I. Kammer)... . III 1 
Eroberungsredt. 
Bismard 1867 (212 r.)... 1 334 
Eröffnung des  Bundesraths, 
Reichstags ſ. Bundesrath, Reichs⸗ 
tag. 
Errichtung eines oberften 
oberften Handelsgerichts- 
bofs. 
Bad.heſſ. Vertr. Ziff 9.... 11 4 
Braun-Wsbd. 1869 (461 l. III 1088 
— 1869 l.)... III 1065 
liquel 1869 lass ll 1045 
IB L) 2... III 1049 
ae witrt. 11. Kam« 
Il 484 
Erfakbon lurbeſchädigun— 
gen durch Militär. 
A. 61 Berf. 1867........ 1 1 
1871, 5352005; ul 17 





| Etats, Jahr 


Sach⸗Regiſter. 


Band. Seite. 
Erſatzbedarf für die Kriegs— 


marine. 

A. 53 85 Berf. 1867. .... 1 
1871.00... Ol 
Erfparniffie am Militärs 

budget. 
A. 67 Berf. 1867........ 1 
a Tu 
Wirt. Militär-Eonvention X. 12 II 
Lutz (bair. II. Kammer)... . II 
Stauffenberg (bair. Kammer). II 
I. 


kıloı 


EEEERS 


Erweiterung der Kompetenz fiehe 
Eompetenz- Ausdehnung. 
BEN. 

u 3 Verf. or A 


m... nee. 


Etat ſ. NR ——— — 
Etate⸗ Jahr, Feſtſtellung des 
Budgets vor Beginn. 

U. 69 Berf. 1867 
1871 
in Preußen, 

ee des Deginns befjelben. 

Hagle 1868 (Th r.)...-.» =» 111 
Statsüberfepreitumgen f. Indem 

nität. 
Europäifcher Friede ſ. Wahrung ꝛe. 
Europäifbe Revolutionäre 
Bartei. 


boko 


88 


2 


Miquel 1871 (131 1) ET 1u 

a. 1871 (152 r.)..... ul 
Europ 

Sörc (air. Il. Kammer) . 
Ewiger Bund zum Schutze — 
Bundeegebiets und des innerhalb 
deſſelben gilltigen Rechts, fowie 

zur Pflege und Wohlfahrt des 
deutfehen Volls. 

Eingang d. Verf. Io 


Bismard 1867 
Friedenthal 1869 
Schulze 1869 (456 
Wagener 1869 (450 1) ... - 
Walded 1867 (108 L u). " 
va 1 Lu)... 
Wiggers:B. 1870 (117 r. 1.) Mm 
Erecution wegen verläumter Bun» 
despflichten f. Bunbes-Erecution. 
Erecutive, (vgl. Bundesprä— 
ſidium, Krone A 
Bennigfen 1867 uns 2: 
387 r 


E EBEE 


E 


I 
.. 1 
36x). I 
IM u 


— 


kE EBsES 


338 r).. 
Bouneß 1867 (355 Tr)...» - 
Gneift 1867 (633 r.). ..... I 
Hölder (ald Referent d. würt. 
I. Kammer) .. ........ ul 
Köfter 1867 (13 rm) .... 1 


Sadj-Regifter. 


Band. Seite. 
(Erecntive.) 
Laster 1869 (410 r.)...... II 1191 
—— 1193 
Miquel 1867 (396 r. u.) . I 761 
Pland 1867 (359 r.)...... 673 
Schulze 1867 (339 r.)..... 625 
Wiggers-B. 1867 (652 r.)... II 558 
Windthorft 1867 (377 1. g. 1.) I 221 
ai des Bundeslanz- 
er 
Lasfer 1870 (122 Lu). Ul 267 


Erpropriation ſ. Feſtungen. 
Ertraordinarium und Or— 
dinarium bei dem Budget 
im Allgemeinen u. dem Mili— 
tairbudget insbejoubere. 


a N 1 58 
Berhufy- Huc 1867 (174 r.).. 1 274 
(645 1)... II 530 
Gerber 1867 (655 1)... .... II 560 
u. D6l 
Gneiſt 1867 (633 1.) .. .... lI 502 
Pranckh (bair. II. Kammer) . III 783 
Reicheniperger 1867 (696 r. u.) II 663 
Stauffenberg (bair. Il. Kammer) III 716 
Fahnen:Eivd. 
4. 64 Berf. = er 19 
IB u. ul 18 
ga Huc 1867 (174 1 9. m I 272 
Lug (bair Il. Kammer) . II 823 
Pranckh (bair, 11. Kammer) . Il 785 
Beftungen, Anlage berjelben 
u. Mittel biezu. 
A. 65 Berf. Te EIERN I 1 
2 1. y £ N ul 19 
Prandh (bair Il. Kammer) . III 784 
eſtungen, Bundesraths- 
ausihuf. 
4. 8 3. 1 Berf. 1867... .. J 
13111 III 
Eigenthumsver- 
hältnifſe 
Deibrild 1870 (150 L * 332 
Lasler 1870 (149 vr. m.) . 332 | 
Miguel 1870 (10 L) .. .. u 332 | 
Finalabſchluſſe ver Zoll- 
Einnahmen. 
% 29 Berf. 1867. ...... I ı 
122 3 RE II 10 
* ſJ. nn... 
inanzielle Anard | 
Bethufy-Huc 1869 oo f.). . 1II 1162 
Bihfang zı sur Eee. 
Antrag 1867 ........... I 454 
Evans 1867 BE) 5 1 484 
ne RO I 484 
a. 1867 (283 1.) . 1 489 | 
ag 
u 3. 7 Verf. 1867 ..... 13 
Ill — —— I 3 
A. 55 Berf. 1867 ........ I 16 
SU aaa U 16 


> 
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63 
Band. Eeije. 
Dunder-B. 1867 (532L0.).. II 268 
Roon 1867 (536 1)...... J 247 
Schleiden 1867 (524 L u.) . 241 
Beier 
A 4 3.9 Verf. 1867. .... I 3 
1871,40. IH. 8 
Antrag Grumbredt 1867 I 454 
Baumftarl 1867 (279 r.) . I 478 
Grumbrecht 1867 (279 r. —* I 428 
Tlößerei» Abgabeu auf (diffbaren 
er 
A. 54 8 4 Berf. 1867 .... I 16 
1871 . ll 45 
Flotte. 
4. 53 Berf. I I1 
181 4.04% il 15 
Im Uebrigen ſ. Marine. 
„lud der hohen Mei— 
nung.“ 
Bismard 1869 (404 r. u.) . 1175 
Slurbefhädigungs» — 
feitens des Militärs, 
u. 61 Berf. 1867. ....... I 
ı U. 5 BE EEE III 
—— 
A. 4 3. 9 Verf. 1867..... IL 
B.:454% Jı 
Föberativer Charalter bes 
Bundes, verfiärft durd die 
Berträge von 1870. 
Bray (bair. II. Kammer)... Il 668 
nu. 849 
Delbrüd 1870 (69 L 0.) .. Il 133 
rg. u.) III 135 
(OL 0). .II 136 
Hallwachs (eff. Il. ARD = III 427 
Löwe 1870 (94 r. 0.) ..... III 197 
Lug (bair. Il. Kammer) . III 808 
u. 809 
Neumayr (bair. L Kammer) . m 834 
Schulze 1870 ru J 142 
esse Mm 148 
er 9. u.) . 11 348 
Föberatives Princip. 
Berhufy-Huc 1870 (100 1.) . . III 212 
Hohenlohe (bair. L ammer) II 843 
Münfter 1869 (392 1.).... . . III 1139 
Wagener 1870 Dr.) ..... III 194 
Windihorft 1870 (80 r. m.) „UI 163 
orm ber Erlafje des Bun- 
des: Bräfidiume. 
a. 17 Berf. 1867 ....... I 7 
1871 2202255 1 6 
Bortigritteparteiund Ber. 
| faffung von 1867. 
Löwe 1871 18 1) ...... II 929 
| Frankfurter Fürftencongreß 1863. 
A ee 53 


Im Uebrigen f. Fürftencon- 
te 


| 


J— Parlament u. 


64 


Band. 


Berfaffung, insbefoubdere 
aud Grundrechte. 
Bebel 1871 (130 Lu).... II 


Blandenburg 1868 (50 r.) . . Ill 
Braun Webb. 1867 (129 r. 1) - 
(255 L.). 
Brodhaus 1871 (153 1.) -. ' 
Carlowit 1867 x — — 
Duncker⸗B. 1867 (174 r, * — 
Elben (wirt. II. Kammer)... Ul 


Grumbrecht 1867 (186 1.) . I 
(247 r. I 


Lieblnecht 1870 (152 r. 1). 1 

Löwe 1871 (LITT)... .... II 

I 8) ans 

Defterlen (wilrt. II. Kammer) II 

Probſt (wirt, Il. — si 

1871 (137 (.y — In 
r. — —— 

Sänger —— — 103 ru)... Il 

Schraps 1808 (23 a I 

Schulze 1867 ui Es »44% I 

1868 (52 r.)...... II 

1871 (152 r. 0.) ... Il 

Sonnemanu 1871 (1501.).. || 

1521)... U 

Treitſchle 1871 um ee || 

(107 r. 0.) ».JU 

Unrud M. 1869 (393 L).... Ul 

Vincke⸗H. 1867 —38 ee HE 

I I 

Wächter 1867 F Ser J 

Waldeck 1867 FO Lu)... 1 

1868 (59 1) re 111 

Wigard 1870 (110 r. 0)... 1 

Zottowsli 1871 (I r.) . 11 


Franzöfifc) » Preußischer Haudels- 
vertrag ſ. Preußiſch-Franzöſiſcher 
Handelsvertrag. 

Freie Kirche im freien 
Staat (vergleiche Freiheit ber 
Kirche). 


Greif 1871 15 Lo.) .... I 
Kiefer 1871 (125 L) 22...» ni 
Renard 1871 Ad L u)... iii 


Freiheit, bürgerliche und per» 
ſönliche, Freiheitliches 
Staatsprincip (vgl. Grund— 
rechte). 
Antrag 1867 ........... I 
M. Barth 1871 (124 r.).... 1 
Bebel 1871 (130 . . . . .. III 
Bismard 1867 394 1, 0). I 
1869 (404 r. o.) . III 


(404 r. g. u.) Hi 
Dumont (heſſ. 1. ne; ‚mi 


Dunder:B. 1867 10 2): I 
Teer (wirt. II. ammer) . „u 


ifcher (bair. II. Kammer) . . III 
ölder (al® Referent der wirt. 
I. Sammer). ... 2.2.0... III 


Sach⸗Regiſter. 
Seite. Band. Seite. 
SHultler (bair. II. Kammer) „. III 762 
Linden (milrt. L —— ..llI 570 
961 Löwe 1871 (117 1.)... -11I 926 
1215 II er ...0 II 927 
154 BE ....:%% III 929 
438 Mallindrodt 1871 | (128 m: II %6 
1010 | Met (hefj. I. Kammer)... . II 467 
705 u. 474 
275 Michaelis 1867 (147 r. 0)... I 19 
529 Mohl (wirt. Il. Kammer) .. III 519 
307 Mündbaufen 1867 (141 r. u) 1 189 
417 Proſch 1867 (187 Lg. u.) .. 1 310 
337 Neichenfperger 1867 6” N. . U 60 
926 Schulze 1867 (&82 —— .. 1 211 
928 ‚ui 63 
böh 1869 207 N) .....II 118 
545 Tweſten 1867 — ek I 442 
970 Walded 1867 TOOL) .....» > 672 
971 Wigard 1867 (684 r. a 636 
221 | Freiheit des Glaubens f. Slau- 
4 bensfreiheit. 
B26 | Freiheit der Kirche (vgl. 
1221 | — 7 im freien Staat”). 
1007 | Untrag 1871... ... 22... II 897 
1002 | er ran 1871 (122 1)... III 939 
1006 ee 1871 (142 r.).. III 986 
306 Seit 1871 nn REREEBe 920 
MI 9 Mro)..... I 924 
142 | Mallindrodt un, 197 r. u). II %5 
= Reichenſperger ⸗·O. 1871 (105 r.) III 202 
429 freiheit bes Unterrichts. 
741 Windthorft 1871 (119 L). =. . 232 
19237 | Freiheit der Wiſſenſchaft. 
235 Treitichle 1871 (107 r.).... III 907 
879 Windthorſt 1871 (119 1)... . II MB 
Freiheiten der ſeemänni— 
{hen Bevölferun 
1.584 Bert 1867 . Iı 
1871 .uU 25 
Freiheits-Princip im "feiner 
Anwendung auf die Fatholifche 
348 rauf berg 1871 (140 r 2: u 980 
Stauffenberg 
Freiwilliger Eintritt 
jeden Truppentbeil, 
Antrag 1867... 2. nn -0 6. 405 
Freizügigleit (vgl. Grund. 
rechte). 
405 u. 4 3.1 Berl. ne: I 3 
MI 171 ..... "um 2 
960 Bismard 1867 dt m) I 179 
753 Braun-Wehd. 1867 (1d1r. u.) I 160 
1173 Fries 1869 (816 1.) ......- III 1242 
m. 1174 | fremde — e, u 
1174 4. 54 $. 5 Verf. 1867 . 1.16 
. 1175 1871 .... UI 16 
459 | Fremdenpolizei (vgl. Paß- 
277 | wefen). 
482 4.4 31 Berf. — I 3 
173 1071:,4:+ uU 2 
Friede ſ. Konfeffioneller Friebe 
40 Wahrung des Friedens. 


Sach⸗Regiſter. 


Band. Seite. 


Friede zwiſchen Staat und 

jwiihen allen Confeſſio— 
(vgl. Eonfeiffoneller Friede, 
em zwifhen Staat u. 


Stauffenber 3 1871 (141 r.). 
Windthorft-M. 1871 1211.) . 
Friedenspräjenzftand, Frie— 
denspräjenzftärle vr us⸗ 
gabenbewilligungsrecht, Beftim- 
mung bes Präjenzftandes, Bun— 
desjelbherr, Mititärbudget, Mili- 
tär-Bubdget * Be, 
A. 60 — 


‚u 
II 


Du Te u Ze Kr 
_ 0 EL SL mr Ir me Ser | 
De Br — 


Entwurf 1867 
I EEE 
Anträge i in der —————— A 


M. Barth (bair. II. Sammer) Bi 
+ Berhufy-Huc 1867 iR DH 
19 ‚1: = 3 

Bismard 1867 (719 a u 


11 

Blandenburg 186 r. u) u 
Di... HD 

(719 L 0.) u 

Braun-Webd. 1867 575 Lu.) II 
Dunder:Berl. 1867 (176 r.) . I 

ordenbed 1867 (571 1)... U 

ölder (als Referent der würt. 

U. BrtImei). 0240er 1 
Ibrg (bair. II. Kammer) .. III 
Laster 1867 au “. ee .M 

(heſſ. rn Su . II 
mi aelis 1867 188 L.) -...- I 
u (wirt. II. ammer)... II 


Mündhaufen 1867 (544 r. n) II 
Nenrath (wiltt. L Kammer). 
Defterlen (würt. II. Kammer) u 
Neichenfperger 1867 (697 1.) . 


Roon 1867 (562 1.)...... H 
— (baitiſche II. Kam⸗ 
enc 1667 (08 1 Bose — 
———— 

Tweften 1867 eos Dauer u 
Binde-H, 1867 Ne vg.u) I 
715 r.g.m) I 

Binde-D. 1867 (512 * |; 
{BED 1)...» —II 

Vöoll (bair. IT. Kammer) ... III 
Waldeck 1867 —J—— II 
(T00 r. o.) ... U 

Windthorſt 1867 (560 L o.).. II 


Briedenspräfenzftärte zu 
Zeiten desbeutfhen Bun- 
des. 


287 
232 


_ ESEREEEEREES —— — —— ——— 











65 
Band. Seite. 
| Neumayr (baiv. L Kammer) . III 883 
Kriedenspräfenz.Zeit |. Militär 
dienſtzeit. 
Friledensſchluß durch das Bun— 
despräſidium. 
A. U Berf. 1867 ....... 2 
1971. 55. III 
| Antrag 18M.. 2*26 III 1131 
| „Kriedenstaube mit der 
eutfhen Einheit im 
Schnabel." 
 _ Blandenburg 1869 (395 1.). „ III 1148 
FriedensverträgevomJahre 
1866, und zwar mit: 
Heflen, 3. September... . . I 23 
Meiningen, 8. DOftober . I 36 
.. 1, A: er Friede. 
Reuß ä. tt, eptember . 1 44 
Sachſen, 31. — — I 38 
Friedrich der Große. 
Kiefer 1871 (15 2 II 919 
(186 r. 0) ...- UI 31 
| n. 952 
Probft 1871 (138 r. 0.).... II 973 
Sonnemann 1871 (150 r. 0.) III 1003 
Führung eines Seeſchiffs, 
mn 
| 54 82 Berf. 1867. .... I 16 
1871L::,»- I 15 
Fünfzigiähriger Friede un— 
ter * Deutſchen Bunde von 
1815/1820. 
* (bair. L Kammer) , II 8415 
Bürftencongref 1850 (Drei. 
—— — TEE 50 
ee 1863 zu 
urt. 
| DR E...... .. 1 5 
ey air. II. Kammer) ... II 817 
de —— ftatt Bundes: 
3 — Huce 1869 (400 1.) . . III 1161 
Schulze 1869 (406 L.)... . - - HI 1178 
| u. 1179 
Sagen der Armeeärzte, 
DOfficiere, —— 
Podbieloki 1867 (568 r.).. II 356 
Garantie der Yandes- 
Berfaffungen (vgl. Schlich— 
ı tung von Streitigleiten). 
is der Berfaffung in fine 
10 dene Brei 1 
— III u 
| 908 N II. Kammer)... . III 72 
Garantie- Uebernahme zu vaften 
= Bundes. 
A. 72 Berl 1860........ ı 23 
1801. :02 22.5 II 20 
Siehe im Hebrigen Anteibe- 
Garantie. 
| a on — 
| A. 63 8 4 Berf. 1867. .... 1 2 
189711..... 18 


66 Sadj-Regifter. 


Band. Seite. Band. Seite. 
Gafteiner ae vom Gemeinfhaftlide Zoll» 
14. Auguſt 1865 .. +. +++. I 54 grenze. 
Gebiet Gundesgebie. u 33 Berf. — — 12 
Gebübren in die Reichskaſſe |. 1) ——— um 8 
Eiſenbahn, Pot u. Telegraphen, Gemifdte Eben 
Stempel,  Berbraudsfteuern, M. Barıh 1871 (124 re.) ... III 986 
Zölle. en erfaiiter 
Begenfeitige Bollftredung von erträge burd die ſüd— 
Sioitertenntniffen und Erlebi- deutfhen Landtage. 1 
u von Requifitionen. Hiſt. ... 2000. ueee It 126 
43. 11 Berf. 1867 . 1 | Im MUebrigen fiehe Baden, 
1871 . “ın | —— ꝛc., Laudtagsver⸗ 
andlungen ꝛc. 
are im atige⸗ | ER et von Berträ- 
mein 
Bennigfen 1867 (375 r.) . I z6 — Bundesrath und 
Gneift 1867 Bu)... I 2 11 8 2 Berf. 1867 1% 
Yaoter 1867 (366 L) . . .- »- I 69 1871. "7m 5 
Binderd. 1867 (868 1) ... I 6 | Generaldebatte = 
Gegeuzeichnung des Bun— über Bunesfinangen 1867 (6211. 11 469 
desfanzler®. Bundesgefeggebung 1867 
A. 17 Berf. re ET ul 1 DI. VRR 382 
neue. -» Bundesfriegswejen 
Bismard i807 098 ©). 1 752 a en I 37 
Sybel 1867 838 Lm.).... 1 59% . Bundeseäfbim 1867 
Thielau 1867 (391 1. u.) . ı 745 Er 1 581 
Binde-H. 1867 (184 L 4% 1 301 } einen 1867 (35 L 
Gehalts⸗Entziehungen AMA 1 581 
Beamte (vgl. Diäten, Diäten- . fenbapnweien 1867 (504° 
loſigleit) J enee II 205 
A 1868 (57 1.).- -. a 1231 Entwurf ſ. ımter Ber- 
. 1232 fafjungsentwurf, 
Gcheime LE — — 7— aus 0.) I 404 
(opt. ey Wahlrecht). en) 896 
ef. 1867... . +.» + 1 ⸗ FERNER. = 1867 (4901.u.) II 169 
1831: 205422 III 6 + Konfulatwejen 1867 (520r, m.) IT 231 
ries 1867 ns Be ee 1} «- Marine 1867 (520 r. m.) 4 231 
Örumbredt 1 4233 1.).. Il 33 : (Boftweien, feine)... ..- 218 
Weyer 1867 (431 r.) .»..» II 57 * Reichstag 1867 (325 1. 581 
Schulze 1867 9 —— I 65 Schifffahrt 1867 (520 r. ) 1 231 
Wagener 1867 (422 1) .... 28 . —— von Streitig⸗ 
Windthorſt 1867 (425 ). i H 37 feiten 1867 (658 L u.). II 566 
OGeiſt en + Strafbeftimmungen. Ebenfo Il 566 
(vgl. Bundestrene). > — 
Bismarck 1869 — .. III 1174 
m Eigenthu olußberathung 1867 
A. 43. 8 Berl. IS ET I 8 en EN 11 660 
31. ... . III 3 orberath.1867(102r.) I T 
—— ii Kammer) 111 721 -» Berfaffungsrevifion 
Gelobiwilligungsredht f. Ausgaben: 1.13 I 868 
und Einnahmenbewilligungsredht. In der dritten Berathung III 1272 
Geldkontingent |. Friebenspräjenz- Berträgevon Berfailles 
ftürfe, Militärbudget, Paufch- im Allgemeinen. 
quantum. 1870 (1 .m) .... I 189 
Gemeindeangehörigleit | Bertrag mit Baden... III 234 
vl. en, mit Baiern... III 361 
3, 4 $ 1 Berf. 1867. I 2 mit Hefjen . . . III 234 
1871. .ıı 2 mit Mitrtemberg III 360 
Gemeindebürgerredt (vgl. Zollwefen 1867 (490 Lu.) IT 169 
unse Generale-Ernennug unter Zu- 
Antrag Kı 1867... ....- I | er a Bundes» Feldherrr. 
Gemeinfehaftliche RR 2 Berf. 2 


5 


we. 
f. Itio in partes. — 11— 


Sach⸗Regiſter. 


Band. Seite. 
Genoſſenſchaftsgeſetz des 
Bundes reſp. Preußens 


(og. Sachſiſches Genoſſenſchaſise 
eſe 


eſetz). 
Braun - Webb. 1869 (461 r.) III 1089 
end, Verfahren. 


4 3. 13 Berf. 1867 .... I 4 
1871.... II 3 
Bair. Schlußprotofoll Ziff. V. III 
Gerichtsorganijation ſ. Competenz- 
—n 
„®ermanta.” 
Branfenderg 1871 (1421.)... III 983 
u. 34 
Bejandtfhafitsreht des 
Bundes. 
Antrag 1867...» 22000. I 62 
Garlowig 1867 En usa 7) 
Watzdorf 1867 (337 r.).... I 618 
G®ejandtfhaftsreht der 
Einzelnftaaten (vgl. Bair. 
Vertrag). 
Mohl (wirt. II. Kammer) .. III 511 
Schulze 1870 (141 r. u.) . 111 310 
Geihäftsornung des Bundesraths 
ſ. Bundesratb. 
Geſchäfteordnung des 
Reichstags. 
A. VWBerf. 1867. ....... 18 
Bil 22. Ill 7 
Geihmworenen-Infitut in 
der Ffünftigen Bundesgeſetzge⸗ 
bung (ogl. Preßvergehen vor 
Schwurgerichte.) 
Löwe 1871 (118 L o.) ..... I 98 
Sounemann 1871 (151 r.).. . IIL 1008 
Böld (bair. II. Kanımer).... III 661 
Geſellſchaft zur Rettung Schiffe 
brüdiger. 
Grumbredht 1869 (2121.)... III 1022 
Meier 1869 213 r.)...... II 1026 
Gejeg, bie Einführung nord» 
deutſcher Bundesgejege in 
Baiern betr., v. 22, April 1870 III 70 
Im Webrigen f. Einführung ꝛc. 
nn * Mod. Staaten über» 
sr e, Einführung ber Neichs- 
* in Elſaß u. Lothringen III 27 
Geſetz, Bereinigung von Elſaß 
u. Lothringen mit dem Deutſchen 
Reihe d. d. v. 9. Ium 1871 . II 26 
Geſetz, Bertundans der 
——— beir., v. 16. Apr. it 
Beieie als Rebellen gegen 
en Geſetz. 

M. Barth 1871 (123 r.) ... III 943 
Retteler 1871 EIER II 92 
Löwe 1871 (117 r.0)..... III 927 

Geſetzes form Ri „BeRket- 
lung des Bud 
Errleben 1867 dr 2). 1 488 


1} 





I 


— — — — — — — — — — 


67 
Band. Seite. 
Im Uebrigen fiehe Budget— 
feſtſtellung. 
—— ſ. Bundesrath, 

Initiative des Reichstags. 
Geſetzesſcheu. 

Gneiſt 1867 (632 L u.) . II 500 
Sefebaebung f. Competen;. 

Bejebgebungsfommiffion 
in Dresben. 

Adermann 1869 (651 r. ). . . III 1119 
a Bollzug, Ueberwa- 
hun 

4. I Verf. 3888 .. ..... J 6 

Bil. 2.200 I 6 
| en der Nationa- 

lität, des ordentlichen Richters, 
der perfönlichen Freibeit. 

Antrag Schrader 1867 ..... I 400 

S. im Webrigen Grundredite. 
Gewerbebetrieb. 

U. 3 Berf. el er ae Mr > 

A. 48.1 Be — ul 3 

een 2 

Michaelis 1867 dar r. u).. 1 200 
Gewichtsſyſtem— 

u 4 3. 3 Verf. 1867 ..... I 

1871 . . 00% III 2 
Gewiſſensfreiheit (veraleiche 

Glaubensfreiheit, Grundrechte). 

Ketteler 1871 (112 r)..... II 94 

Dallindrodt 1871 (128 1.) .„ . II 206 

Diiquel 1871 (133 L o.) .11 67 
Glanbensbekenntniſſe, ihre 
tirheuverfafiungsmäßige 
u. politifhe Gleidhftellung, 

(eat. Competenz, Grundrechte), 

airiſcher ee, Schlußpro— 

Bi Ziff. II.. ... .... Im 66 

(vgl. iiber = hrideincli vom 

8. Juli 1869)... ...... IT 902 

Antrag Ist” ee ul 37 

Probft 1871 — III 970 

— III 74 

NReichenfper n —* (105r.) 11 2 
Glaubens— inbent. 

Löwe 1871 (116 2) ee II 95 

Miquel 1871 (132 L.) ... . - II 965 
Blaubens-Einheit inner- 
balb berfatkelifmenkirde, 

Probſt 1871 (139 L)........ ul 97 
GSlaubensfreiheit (vergleiche 
—— Grundrechte). 

Anträge 1867 .......... I 406 

Antrag 1871 .........0. II 897 

Jäger 1867 (248 r.)......- I 4w 

Ketieler 1871 (112 vr. 0.) . „II Dt 

Miquel 1871 UL J 11 35 

(133 Lo0)....III 987 

Probſt 1871 (137 1)... ..»- II 970 

u 971 
BT)... 1 973 
IB ER). Il 978 


68 


Band. Seite. 
(Efaubensfreiheit x.) 


Reichenfperger-DO. 1871 (105 r.) III 202 
Savigny 1867 (11).... 1 426 
Scherer 1867 — pen 493 
Tweften 1867 sie 2 MM 
m I 448 
Wiggers 1867 (258 1) u... 1 444 
Mindthorft-M. 1871 18 x). II 2330 
®laubenslofigkeit (der Ge: 
bildeten) in Deutſchland. 
— 1071 (LER ED. oo 974 
Stauffenberg 1871 (140 r.) . . III 980 
Glanbensfpaltung im 
Dentſchland. 
Mallindrodt 1871 (128 1.) . . III 256 
Probſt a ur T. > il 975 
Neichenfperger- DO. 1871 (1 
rt. u. ie s EETTRERE un II 905 
MWindthorft 1871 (120 r.).... III 236 


Slaubensfpaltung in 
Deutſchland innerhalb der 
tatholiſchen Kirche. 
Dr. Reichenſperger⸗Cr. 

— 0.00 
I r. )⸗ 


Stauffenberg 1871 J— er. 1 
Im Uebrigen f. Yltfatholicies 
mus, Unfehlbarteitsbogme. 

Gleichberechtigung der Konfelfio- 
nen f. Glaubensbelenutniſſe 2c. 
Gleichheit aller Bundes- 
bürger vor dem Geſetze in 
jedem Bundesftaate (vgl. 
Grundrechte). 

Antrag Kig 1867 . 
Gleihmäßiger Anfprud al 
fer Bundesangebhörigen auf Bun— 
desihug dem Auslande gegen- 


über. 
4. 389 6 Berf. 1867 (Drud- 
— 


Gleichſtellung der Konfeſſionen ſ. 
Glaubensbekenntniſſe. 

Gleichzeitiges Tagen der —. 
mit dem Neichstage |. BVerbit- 
tung ꝛc. 

Gliederung berKontingente. 
A. 63 $ 4 Berf. HH I 

8 


Gueift’s Bud über Selbft- 
vegierung. 
Wagener 1868 G4 L o.).... I 


u. 
I 


EEER 


= 


— — — — — — — —— — — — — — — —— — 
— — — 


. rent 


sR 


II 


BR Bobs 


Gothaer Barlament 
Gothaer Bertrag. 
— Schlußprotokoll 


> Te Wer mE en va) I ⏑ Sur 2. 
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ee 
I 
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Sad-Kegifter. 


F Band. Reite. 
St. Botthard-Bahı. 


Bad.«heſſ. Bertr. 3.8... . » - u & 
Bair. Schlufprototoll 3. XII IT 68 
Delbruct 1870 (132 r.)... IT 299 
Elben (würt. IL Kammer) .. IT 50 
x Sybel 1870 (132, r.).... »-- I 29 
Gränzberidgligung jur 
Siderung Deutſchlands. 
Bad. Antrag 2. Sept, 1870: . _ 
Holly (bad, L Kammer)... II 410 
Grängberdtigungzmwifden 
Kircheru. Staat. 
Dr.  Reicyenfperger » Er. 1871 
BAM. sesaus II 98% 
Gränzverrüdung in ber 
Bundes-Competen;. 
> Frirdenthal 1869 (453 9 ...., III 1065 
Großdeutſche Idee. (opl. De 
fterreich, Sildbund, Triae), | 
Bray (bair. II. Kammer)... III 764 
Grofdeutih-Kleindeutid. 
Dr. : Reicheniperger » Er, 1871 
BR 37: 0 5 I 3% 
Großherzog von Baben. 
Adreffe des bad. Landtags... ITI 419 
Hillern (bad. L Kammer)... II 417 
Folly (bad. L Kammer) ... II 419 
Feiningen-Billigheim (bad. L 
Kammer)...» - res U 46 
Großherzog von Medien- 
bnrg-Schwerin. 
Bismard 1869 (0 x. m.) II 1015 
Wiggers-Berl. 18 13r).II 28 
Großnezirat. ; 
Windthorft 1870 (80 1.9. u). II 162 
BOrundeigenthbumsermwerb. 
A. 3 Berf. 1867 .....- u 
J m 2 
Grundlage bei Feſtſtellung 
des Militairansgabe- 
Etat. 
u. 62 5 5 Berf. 1867. .... I 18 
Me 61... 38 
Im — ſ. Mititairbudget 
u. ſ. w. 
Grundlage der neuen Deut— 
ſchen Berfaffung. 
Tweſten 1867 (604 r.)..... I 4 
Im Mebrigen |, Entwurf 
der Nordeutfhen Bun- 
desverfaſſung, 
Grundrechte im Allgemei- 
nen. 
M. Barlh 1871 us r).... MI 8 
Bebel 1871 a een DE 
Curtmann (beff. II. Kammer) III 897 
Dumont ihefj. I. Kammer) . —* 
‚m 
Hölder (als Referent der wfltt.. 
I, Kammer) » an «+... "Mm 4% 
Met (heſſ. IL. Kamıner) .. .. MI N 
u. 
Miquel 1871 (13T)... .... II 968 


Sadj-Regifter. 69 


Band. Seite. Band. Seite 
(Brundredte ıc.). Mallindrodt (127 L o.).... Ill 952 
Mohl (mwürt Il. Kammer) . 519 Miquel (131 UL m.) ...... III 963 
Probſt (mitt. IE Kammer) . m 546 Probft (37 L ee .111 970 
Schmid 1871 (157 £) °. .. Ul 1206 BI EEE Ill 972 
Stauffenberg (139 r).. II 97 Rabenau (128 r. g. 0.).... Ill 956 
Treitſchle 1871 (107 r. 0.) ... III 907 u ur enfperger-Er. (143 
a ER nr 0. 8 0 Eiern III 986 
er I 404 ——— (104 r.9. 0.) 4 899 
, n. II 568 Renard (114 Lg. u)...» 919 
Bodum-D. 1867 (296 I m). 1 517 Schulze (2 Lm):..... iu 10U6 
Braun-Wsb. 186 2)... 1 437 Sonnemann (150 L m.) ... III 1001 
l: u.) 1 526 Stanffenberg (139 L. u.) . &; 976 
Hofmanu 1867 : 0) :1 409 Treitichke 1 ER) :.44645 905 
r.0.).. 1 538 Windthorſt (118Lu). 220 
Säger 1867 (248 1.0) .... 1 418 | Grundzige zuſeiner nenen 
Taster 1867 r.) ana I Bu Bundesverfalfung vom 
ea >, ri (105 1) II 900 | -10. Juni 1866... ........ I 0 
rich, — 1'386 Baſſewitz 1869 (648 1.) ... . III 1109 
a Be H = ALTE 1867 (30F L 9. *) a0 
rg (bair. IT. Kammer)... 6 
Ize 1867 * ..... E 212 g u. 780 
g.0) . 1 412 Lutz (bair. I. Kammer) . . . . III 818 
————————— —** = Alan 1867 | 331 r. De IE u RIM} 
. .. ndthorft 1 9 (458 Ip: 
Wachenhuſen (296 r.m.) 1 518 horſt 2. 
Wächter 1867 (2ö1l r.)..... I 428 absburgiſche Dynaflie u R 
Wagener 1867 rm)... 1 580 | ihre Bolitifin Deutfhland 
Wig ard 1867 L m.) er 563 (v l. el 
"Bindehorft 1871 (120 r.).... III 935 Bade (beff. II. Kammer) ... III 475 
Antrag Brenn 8b. 1867 Bennigfen 1870 (162 r. u). . III 363 
auf ©ewährleiflung des Berhuig-Huc 1870 (TOO 1.) . . III 212 
Minimums don Grund- Friebenthal 1870 (76 L). ... III 158 
rechten durd bie Bundes- "Kiefer 1871 (125 F en III 949 
‚Berfaffuny. ‚Metz (heſſ. IT. ammer) .1I 4% 
‚Biömard 1867 (301 i a 1 534 Diiquel 1870 (97 7) .. ... III 205 
Bodum-D. 1867 I 517 Miinfter 1869 r). II 1141 
Sraun.2es. 1867 SR .. a Binde-H. 1867 vu).. 1 60 
ofmann 1867 (803r.).... , 
Laster 1867 (294 E. g. 0.) ... I Bill ‚Sat — Halb conſti 
„Schwerin 180 90: Li... DB Schulze 1867 ma 1). NONE. II 707 
- Unrub- B. 1867 A 540 - Windthorft 1869 (459 1.) III 5 
Binde- je 37) | ; Fr Hamburg. 
Wahenbu en r. g. u 
"Wagener 1867 (300 r. sn) I 530 WW 34 Ba. IB ee J a 
11. 1870 Antrag ......... II 284 181... .... m 2 
‚ Eurtmann (Heff. II. Summen). III 437 Grumbredt 1867 (494 [. g. u.) 1 180 
Delbrüd (1lOr. gm)... 117235 | Krüger 1867 (498 u)... IT 100 
" Hoverbed (1 9. m.)....Il 236 | _ Wiggere-®. 1867 1495 Lı). T 184 
Wigard (110 L. . RER? III 234 | Handel, Bundesratbsausihuf. 
BWiggers-Roftod (111 Lg. u.) III 287 A. 8 8. 4 Ber erf. 1867. .... b 
Il. 1871 Anträge inobefondere‘ 1871... .. 1 4 
die Kirche ME 54,45%: IT 896 | Hanbdelsflagge us Flagge). 
a 9.0.) ... ei e Schleiden 1867 (161 r.)..... 210 
e Te ———— 
Slandenburg „ei. m) .. 1 982 Bis der 186 —* 
Brodhans (153 L u.) ..... II 1010 IT 3 
Erämter' (148 r. 3 A | Il 999 " 
andenberg 142 1. 0.).... III: 988 een Bubgetıc.) i 
— MER) III 920 | A. 54 Verf. 1867 ....... u 16 
g60 13 Lm)..... III 1009 1871 EEE 
etteler 9 9-0) .... II Haudbelsrecht ſ. Handelsgeſetz. 
Kiefer (124r1. m) .T. . . .. III 947 | Handelsfahen, oberſter Gerichtshof 
925 fir diefelben |. Errichtung 2c. 


. owe (116 r. Wiss II 


70 


Band. Eeite. 


Hanbelsverträge (vgl. Preu⸗ 
ßiſch · franzöſiſcher — 
Mohl (würt. II. Kammer). 


Handelsweſen. 
A. 33 Verf. 1867... ... 1 
1BT1 =:++0+% III 
Hannöverifhes Erbrecht 


auf — ——— 
Hammerſtein 1867 (222 L 9. u) 
Hennig 1867 (224 1)... - 

Hannover (aud) Sanndveri- 
ſches Militär-Bubdget). 


Bennigfen 1867 (162 1.) - I 
Bismard 1867 (143 r. 1). l 
(222 r. m.). 1 
Ewald 1870 103 D) .. . . .. I 
1871 103 La. u e: “I 
Grumbredt 1867 (185 L u). I 
(424 1)... U 
Syılr.m). I 
Hammerftein 1867 (222 g.u) 1 
Hennig 1867 @2&4 Lg. m) . I 
Yasfer 1867 (ML)... - II 
Michaelis 1867 gar Lg.u) I 
Miquel 1867 (598 1.) - ...»- n 
Münchhauſen 1 142 L m.) 
Roon 1867 (6GOOLO.)....- 
Schmid 1871 (157 Lo)... Mm 
Sonnemann 1871 vu) I 
Stauffenberg (bair. Tl. Kam— * 
I 
Linde-Ö. 1867 (180 r.)..... | 
Windthorfi-M. (425 Lu) I 
1871 (118 r.) . II 
(119r. 0.) III 
Hanſeſtädte. 
Braun⸗Hrsf. 1867 = L — u 
Evans 1867 (497 r. ; II 
Grumbrecht 1 * II- 


Krüger 1867 (498 L u.). II 
wieter 1867 (499 r. g. 0.). II 


Stomann 1867 (496 Cab 1) Se 1 
Wiggers:B. 1867 (494 vr. u.) II 
Danfeftädte, Pof- und 
Telegrapbenwefen. 

%. 51 Berf. 1867. ......» I 

ı 1. ra ee IH 

Harburg. 

Grumbrecht 1867 4 Lg. u.) II 
Haß- und Berachtungé— 


Paragraph (vgl. Berichte über 
die Reihstagsverhandlungen). 


Antrag Tweften 1867...» - 
ee 1867 . II 
Tweften 1867 (666 L m.). II 
Wölfel 1867 (666 r.). .... —II 

Hauptüberſichten über Zoll- 

Einnabmen an den Bundesrath. 
A. 39 Berf. 167 ....... I 
DIE aaa III 


Haushalt ſ. Budget. 
Heeresverſaſſung T Bundestriegs- 
verfaffung. 


se BEER 


E «= EEBREEE ESsBE —— 7 * 


Sach⸗Regiſter. 


Band. Seite. 


Heffter im preußiſchen Herrens 
baufe über die Competenz bes 
Reichstags zu Beränderungen 
der Bundesverfaffung in [Bezug 
auf Competenz. 

BWindthorft 1869 (459 1.) - 

Heidelberger Berfanm- 
fung 1848. 

Hiſt. E. 

Heilige Allianz. 


. er 2222 


Hift. E.. I 
Bismard 1867 (178 r.). - I 


Heimats- und Niederlaffungs- 
weſen |. Bairifcher Bertrag unter 
Socialgefeggebung, Indigenat. 

Heimatredht, Auffiht und 
nn bes Bundes. 

4 3. 1 Berf. 1867... .- 
—— 

Helotenthum. 

Leiningen-Billigheim RE, 
L Kammer). . 


Herrenhaus ſ. Preußiſches — 
haus. 


Heffen (Südheſſen) im Alls 
emeinen. 
Hallwachs (befi. 11. —— 
Hofmann 1867 201.) . “" 
Heſſen im Einzeluen. 
Einführung des Strafgeſetzbuchs 


· 2222 


in Sübheflen. 
Buff 1870 as! as III 
Deibrüd 1870 (133 L). . III 
ie vom 3. Sept. 
1120: AR ER 
Interpellation wegen Gefanmt- 
eintritts in ben Norddeutſchen 
2 PORT RER TE II 
Kirchenfr 
Vichein 1871 (119 r. o.) 
(120 1. ‚u 
Landtagsverhandlungen über ben 
Berfailler Bertrag - ....- 
a 
Proclamation des Großherzogs 
vom 17. Sept. 1866 . . :- - - 
Hofmann 1867 681r). U 
Solms-Faubad) 1 6381.) II 
Berfaffungsvertrag vom 23. No- 
vernber 1870... ..-» +... - II 
Berfaffung vom gleichen Tage III 


Verhandlungender Regie— 
rung über den Beitritt 


zum Bunde: 
zu Münden... -..0... II 
vgl. II 
und II 
zu Berfaille® .........- II 
vgl. Ul 
und III 
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Sach-Regifter. 71 
Band. Seite. Band. Eeite. 
(Hefien im Einzelnen.) Imperialismus. 

Wahlprogramm der Uftramonta- Mallindrodt 1870 (152 1.g. u.) III 235 
ven dom 12. Jannar 1871 Inauguration des Deut» 
WILBB ER). sea Il 37 Fo Kaifertyume. 

Heffens Stellung zum — 6 IT 125 

Norddeutihen Bunde in Imcognito Deutſchlands. 

der Zeit von 1866 bis 1870 Tweſten 1869 (392 L u.) ... III 1140 

gt Heſſen im — Inbemnitätbei@tateäber- 

ern (Heff. II. Kammer) ... III 448 veitungen 
agern (heil En | Antrag Dunder-B. 1887 ... II 556 
9 (beſſ. L Kammer) .... III 479 | Indigenat (vgl. Bairiſcher Ber- 
— Tut 1L.). ...... II 167 | frag: Socialgeſetggebung, Grund- 

Metz (heff. IL. Kammer). ... II 471 an Staatsbürgerredt.). 

u. 474 4.381 Ber. — rer . 2 
Heſſiſcher Vertrag ſ. Vertraggg. Aal Re 1867. 
beftimmungen zu den einzelnen A. 4 Ziff. 1 Ber. 17. ie = 

Artileln der Bundesverfaffung. vgl. bairiſcher Vertrag, & a 

Höchflommandirende, Cr. protofoll Ziff. ....... 66 

— (ogl. Bairiſcher Ber Antrag Devens 1867. .... " 404 
ag). j Baſſewitz 1867 (252 r.).... I dl 
A. 64 N 2 Berf. . Pr a er — I 19 ira Bei 1 131 T. u.) L 150 

11:6 1 18 r). 1 434 

Hodverrathb gegen ben 2. 1 47 
— Straf — Devens 1867 (221). . . ... I 40 
. 7 nn ones. I 21 Hammerftein 1 0 r).. I 48 
EEE 1 21 Hofmann 1867 (244 I. u). I 410 

Hofmann, — Bundes- Laster 1867 (125 L) ..». »- 144 

Commiſſär, als Bertreter des Löwe 1870 (96r.1.).....- III 203 

Bundesraths im conftituirenden Michaelis 1867 (147 r. g. u.) 199 

Reichstag. Reichenfperger-D. 1871 be II 900 
Laster 1a 466 B ⸗ III 1099 Savigny 1867 2511). I 427 

Urn III 1100 Scherer 1867 en eu: MB 
Hobenzolterifde Thron» Wächter 1867 (251 r 1 4283 
Randidatur in Spanien, Indirecte Wahl (vgl. Drei. 
Elben (würt. II. Kammer) .. III 529 Hafien-Waplfyftem). 
Mohl (wilrt. II. Kammer)... III 507 Bismard 1867 (429 r.). 1 51 
Hobenzoller’fde Dynafie Eulenburg 1867 (708 L).. II 083 
(og! Könige von Preußen). Sybel 1867 428 Lg. u)... II 4 
nnigfen 1870 (162 r. m.) . III 363 Infallibilität ſiehe Unfehibarteits- 
Elben (würt. II. | .. UI 530 ogma. 

a 1870 (76 1. . III 153 | Initiative Baierns f. König Lub- 

iffern (bad. 1, Kammer) ... III 417 | wig II. von Baiern, Berhandlun- 

Hohenlohe (bair. L Kammer) . II 842 en — jübdeutfhen Regierun⸗ 

Mitnfter 1869 (392 r.). . III 1141 
Reichenfperger 1 (696 r.) ‚ II 662 SuitiativebesBundesratho 

Holland f. Niederlande. bei ter Gefebgebung im Allge- 
meinen. 
a Eee 4. 7 8 2 Berf. 1867...... I 
a. 53 52 Berf. et — 1 1 a en 
use II 15 Verf. 1871. ......... III 
Jahr 1848 (ver — — Initiative bes Reichstags 

Barlament und BE — bei ber Geſetzgebung im Allge— 
Blandenbur J . UI 1215 | meinen. 

Schulze 1 (52 32 — III 1219 a. 23 Berf. 1867. ......- L 8 
Waldeck 1868 (59 1.)...... III 1237 U 111 7 
Jahr 1866. Initiative des Reichstags 
Ewald 1871 a Er III 1277 zu Berfafjungsveränderun- 
Sahr 1866 und 1870 f. Krieg ac. gen. 
Bismard 1869 (402 L.) .. ” u 
Imperatorenthbum. daster 1867 (352 1.) . 
Walded 1867 a r.0)... I 740° Wagener I 49 r. u). ui 1 nut 
BWigard 1867 (726 r.)..... 1 565 








72 Sach⸗Regiſter. 
Band. Seite. Band. Seite. 
(Initiative yon Allgemeinen, Intervention 

Wedel 1868 (58 1.)...... 2 1234 | fürben — 

1235 Blandenburg 1871 (122 r.). . II Mi 

1869 G10 1). ..... III 1249 | Saster 1867 (685 Lu). u 
Windthorft 1869 (457 r.) . lII 1078 Mallindrodt 1871 17 r. v.). II 94 
Im Uebrigen |. unter Ber- u. 955 
faffungsveränderungen. . Miquel 1871 EN nn)... DI 9 
Initiative Wilrtembergs 132 r. 1)... II 967 
bezitglich der Eröffnung der 13 r)..... II 269 
Beriailler Unterhandlungen. Probft (wilrt. II. Kammer) . . IT 549 

Mittnadht (wilrt L. Kammer) III 585 — 1871 1m rm). IL 957 
Inländer, Indigenatreht der länge Hgg Sn 146 46 Lu) m 24 

feiben. 

2 genoffen (vgl. —* 

IT 2 | Strap Bra ar... 18 

asler 3 BE 
” Reg f. Indigenat. „gro 1867 313 Ü .: ta 

. raelitiſche aubens- 

Bebel 1871 (130 1) » ..». » 11 860 | "genoffen in ———— 
Dr. Reichenſperger⸗Cr. 1871 Hammerftein 1867 210 —* 1 459 
a Il 993 Proſch 1867 el La I 57 
Inipeltion ber Truppen Wiggers⸗B. 1 (258 1.) . I 44 

(el. Bunbesfeldherr). Stalten, 

. 68 $ 3 Berf. 1867. .... I 1 Kanitz 1869 (834 r.)...... III 1129 
1871... .. II 18 ya — * — 

Juſtitute des Norddeutſchen $ 2 Ber l..... 
Bundes bleiben aud fir den | 4.7882 codem ....... I 2 
Dentfhen Bund wirkam. er \ Bad. »hefl. Bertrag. Verf. nn “nr 2 

Delbrüäd 1870 (131 r. ) 

Dıquel 1870 Men. . III 29 | Delbrüd 1870 (70 Lu)..II 136 
Inftiruftionen zur Breufifcen | 1 . u 2 

——— eſetzgebung im Bunde | 14 ı.) “m 974 

— Dumont hheſſ. UI. mannien II 461 

BB — —— 023 1)... - un 1216 

Im Mebrigen ſ. Preußifche ——3335 
Snftruftionen ꝛc. | Hoverbed 1870 (15 an u). m z 
Internationale Revolu— Saster 1870 22 3 EN II 267 

tionspartei in rd. Mn. III 269 

Malindrodt 1871 (127 r. o.) II 94 Miquel — u) han I 2% 
Interpellation wegen Hef- Schulze 1870 (73 Lo). HI 144 

ſens en ii in ben  Itio in partes, Gefgäfts- 

Bunb 167 1a nee ı 612 | ordnung diehbez ü ER 

Blomard IH I 614° Deibrid 1870 (196 ()... I 22 

Hofmann 1867 (681 CR II 627. | Laster 1870 (126. 0.) . UI 277 

Solms⸗Laubach De 63 [. 0.) II 612 | Juden f. Iſraeliliſche Slaubens- 

Weber 1867 (680 r.). ..... II 626 ' genofien, 

Suterpellation wegen ber ‚ Jura singulorum f. Sonderrechte. 
Yuremburger Frage 1867 Suftizhoheit, Juftizboheits. 
1 & I 83 —— 
im Bairiſchen Landtage: Weber Adermann 1869 re. . III 1119 
1867 (6811. 0.). ....... II 627 |  Bafjewit 1869 D) ..... DIE 
Interpellationsredt. Lu (bair. II. Kammer). . . II 807 

Vaumftart 1867 (443 r.)... I 87 ehmen 1869 (454 L). . . . . 1IT 1068 

Bisntard 1867 (139 Lg.u) I 180 ———— f. Competenz, 

Lasler 1857 (126 .g. 1)... 1 145 Compelenzausdehnung. 

Rewitzer 1867 ro)... I 9 | Juftigverweigerung ineinem 

Scherer 1867 (445 r. g. 1). I 9 Bunbesftaate. 

Vinderd. is07 (is Leo) I 9 4. 77 Berf. 1867 ......- 1 2 
Iuterpretation f. Ausleg gung: Bl. 404 II 2 
Juterventious- bezw. Nicht- | a ee I 607 

interventionspringip im r. Wiggers 1867 (672 r.).. II 608 


Sad Regifter. 73 











Band. Seite. Band. Seite. 
"bu ejen (vergl, Eompetenz Kathotiten - Emancipation 
“) undesrathsausſchuß. in England. 
8 Ziff. 6 Verf. 1867.... 1 h Dr. NReichenfperger: Cr. 1871 
1871.... II 4 Gus ... ... . III 997 
: a: KRatbolifhes Intereſſe, 
Kaifer ſ. Kaifertitel. | gegen die Grundrechte. 
Kaiſerkrone, Deutihe oder | Branfenberg 1871 (1421)... III 988 
römische? | 63: III 984 
Bluntſchli (bad, L PEN: 406 | — iii 986 
im Jahre 1848. Hiſt. E.. 49 
Liebinecht 1870 (153 r. u.) . 340 „Katholifde Kirche”. 
Schulze 1867 (590 L) . er 626 et ea 1871 aa 1) 981 
Im Uebrigen |. Kaiferthum.. Ratholif Kirch — 
liſch-kir lie Agitation, 
Raiferreih, Hort des Pro- Katholifhe Partei im 
tefantiomue. Allgemeinen (vergl. Ultra- 
Probſt 1871 (138 1)... ... 1 92 er 
Kaifer- und Rei (vgl. Kai- M. Barth 1871 (124 r.).... II 946 
ſerthum, Kaifertitel). Bismard 1867 @llr) .. I 2329 
—— 1870 — | 1871 (107 1)... III 892 
EREERREERENE 67 Blancenburg 1871 (121 r.). . I 
Zuftimmung ber füdd, Regie. — s uel v) u, J 
vingen— Il 859 | Grämer 1871 (149 1.) ..... III 
Sluntärh — 15* Kammer) . J— = | en) ‘1. 1 
wald 1 222* rankenberg 1871 r.) . . II 984 
Hallwachs (heſſ. ——— II 428 Sea (air II. FR Tl 670 
Jolly (bad. | Kammer)... II 413 1 Mar) ... ... IIT 920 
2ut (bair. II. Kammer)... . II 600 Hennig 1871 (99 Lu.) .... IT 884 
Reneaih (wirt. L Kammer). . II 581 Huttler (motivirte Abflimmung 
Würt. Adreſſe. . . 22.2.2... II 591 der 25 Watrioten in ber bair. 
Raifer Wilhelm I f. König ac. Pr — — = 
Kaiferlihe Standarte und | iefer 1871 (125 L)....... 
ZEONBER: aaa II 1131 | (138 D) ran II 950 
gaifertgum. '  2öme 1871 al: A ee III 925 
| J III 928 
M. Barth (bair. Il. Kammer) III 631 Mallindrobt TBR7 | (156r.9.m) I 26 
Edharb (bad. II. nn: . II 391 1871 (102 L uw). II 892 
Elben (würt. II. Kammer)... III 530 | Miguel 1871 dB) .: III 963 
Ewald 1871 (222 1.)...... III 1275 q "0 987 
ifcher (bair. I. Kammer) ..11 77 * 3* — II 99 
riedenthal 1870 (76 1)... . UI 1633 Niegoferwsfi 9) \ \ . III 885 
örg (bair, IL, Kammer)... . III 189 | Probft 1871 (187 L, II 970 
Kiinzer 1870 (158 ‚ei ee III 351 Dr. Reigenfperger« er. 1871 
tießhuedt 1870 Ib L0) IT 340 da m IT ° 996 
iebfnecht oO. LIH 390 | „Alum)....o.o.... 
Minuel 1870 Ur: * J u J * ———— 1871 (105 r. m 908 
Ber Schutze 1871 (152 r. m)... II 1008 
ReichenfpergenD. 1871 (OR | Treitiäte 1871 (107 1). ..... III" 206 
Säuize 1870 IBA 1. gu) . IE 302 | (108 x) an 
Kaifertitel, Adrefie Re (109 1) .... II’ 911 
deutſchen Reichstags von 1870 u. Weber 1867 (680 r.)...... II ''626 
deren Uebergabe in Berfailles . III 369 — Moritz 1867 (208 L 
Antwort darauf ſeitens des J IREN FANDEN I 445 
RI ern e III 372 Ratholiide Kirdhe, katho— 
Iuauguration, Hift. &...... Im 125 | Tifh -kirhlide Wgitation 
Initiative des Könige von ia m. in Süddeutſch— 
0 EN EGER III 124 lan 
u. 153 —— 1871 (142 r. o.) II 984 
rg unter Kiefer 1871 (136 1.) ........ IT 960 
Kaifer und Reich. Stauffenberg 1871 (141 L m 980 
Zuſtimmung biezu ſeitens der Treitichte 1871 (109 1). 911 


füddeutfcgen Regiernngen. . : III’ 859 Katholiſches Kirhenwefen. 


74 Sad-Regifter. 
Band. Seite. Banb. Seite. 
(Roncorbatund Placet) in Bebel 1871 (130 L m)... .. IT 361 
Baiern. Ketteler 1871 (113 1). . II 97 
M. Barth 1871 (123 (.).... III 942 Kiefer 1871 (125 r. 1. .... UI MM 
Blanckenburg 1871 (122 L.). . III 939 Miquel 1871 (132 1.) ....- II 9% 
. u. 240 Treitſchle 1871 (107 1.) .... II 206 
Greil 1871 (115 L u.). . ... II 921 | Kirche, beſiehungsw. Kirche und 
Probſt 1871 (138 L)...... II 973 | Edule bel. Grundrechte, Iſrae⸗ 
ze — — 1871 litiſche Glaubensgenoſſen, Katho- 
u EUER TIETRR II 987 | Life, Proteftantifhe Kirche, 
di erg 1871 Ka 2 . I 977 | Breufifhes Kirchenweſen, Preu- 
.Iu 978 | Bifdhe Berfaffungsbefiimmuugen 
u, 979 — Schule in Preußen). 
Katholiſches Kirchenweſen M. Barth 1871 (124 L 0). . II 944 
in Defterreid. Kiefer 1871 (125Lo)..... II 97 
Stauffenberg 1871 (140 1) . 978 Windthorfti-M. 1871 (118 r. m) III 932 
Katholiſches — * Kirche in Amerika. 
in Preußen (vgl, kirchenrecht⸗ Erämer 1871 (149 L.) ... .. Ill 1000 
liche Verfafſungsbeſtimmun en Treitſchle 171 108 2): V — 
in Peußen, Kirchenweſen (katho⸗ Kirche in Belg 
liſches uud proteftantifches) in Treitſchle 1871 108 et). 211 
Preußen. Kirche in Deutſchlaud. 
Miquel 1871 182 r.)...... 1 966 | Windthorft 1871 (120 r.).... III 9235 
Dr. —— «Cr. 1871 u, 936 
et 2 Pe Il 96 | Kirde in Elfaß- 
Katbolifhe Bartei im Ketteler 1871 (114 L 0)... I 918 
Baiern (vgl. Bairifhe Agita- Kirche in Frankreich. 
tion). Dr. BOHRER: Er. 1871 
Miquel 1871 (131 r. 0.).... II 964 ne ee III 998 
(133 Lm).... 11 969 | Kirde in Holland. 
Katholifche Parteiin Breu- Dr. Reihenfperger «Er. 1871 
Ben EIERN II 998 
Blandenkurg 1871 (121 r.) . III 938 | Kirden orbnung für Mititär. 
u. 939 A. 61 8. 1 am Ende Ber- 
Kranfenberg 1871 (142 L, u.) 2 984 faffung 1867. .......... 1 18 
Kiefer 1871 (125 L)....... 948 12 4 ge um 1 
LWwe 1871 (HIT 13 ....... mn 926 Kirchenrechtliche Berfaf- 
Dr. Reichenfperger - Cr. 1871 —— mmungen in 
IL... une II 99 | Preuße 
Windt oft (1 BES. II 932 | Arentenberg 187 — — 21. ei I 984 
Katholifches Programm. Kiefer 187 . II 948 
Frankenberg 1871 (142 x.) . „III 984 | DB — ul 91 
„Katholizismus“ verfdieden | Mallindrodt 1871 (127 1)... III 958 
von Katholiziemus. (127r).. .. DI 94 
Dr. nn jalaue- Cr 1871 \  Miquel 1871 93 r. 0.).... III 966 
EBEN. nee .II 2998 ABL)..... II 967 
Dr tteifchiffe der deut- u. 8 
ſchen —— — Rabenau 1871 (129 1.) .... TI 8 
wen I 16 Dr. Reichenſperger⸗ 1871 
1871 . . .. .... II 15 U % II 987 
Kenntnifnahme vom Militär- | (144 r e ae II 989 
ausgabe - Etat während der Ku J I 97 
rar —8 1871 (118 r.). II 90 
Berf. 1867... . . I 21 u. 331 
1871..... I 2% (120 L). u 2934 
a Kirchenfpaltungen in Deutichland 
Barth 1871 (123 r.).... III 944 | f. Glaubensfpaltung ıc. 
2 Hafen. Kirhenvermögen 
a. 53 8. 2 Berf. 1867. Im Windthorſt ⸗M. — — m 81 
a ‚u 15 | Kirdhenmwejen (tatbolifhes 


Kinberfhube, Rt in 
der Bolitil im Jahre 1848 
und — he 1871 
(vgl. Dilettantismus :c.) 


Preußen (vergl. Katholijches 


Kirchenwefen — — Peru 


| und proteftantifhes) in 
| chenrechtliche 








Sadj-Regifter. 75 
Banb. Seite. | Band. Eeite. 
mungen in Preußen, Proteflan- Bismard 1869 (405 1.)... . IIT 1175 
tiſche Kirche in Preußen). | (411 r.)... Ill 1194 
Ketteler 1871 (ll? r. wm)... II 5 | Raser 1869 (409 L uw.) .... II 1188 
Löwe 1871 (17 1)...» 11 926 ° Tweflen 1869 391 1)..... II 1136 
Miguel 1871 (132 1). .... II 266 | Windthorft 1869 (407 r.) ... III 1188 
Treitfchle 187 r.0)..II 909 | Kolfegialifhes Minifte- 
u. 90 | rium in England, Nord» 
(109 (,) .... II 21 | amerita u. Schweiz. 
Kirchliche Frage (vgl. Kalho⸗ Laster 1869 (409 r.) ...... III 1189 
nee — erhältniß des | bis 1192 
taats zur Kirche). | llegiali iniſteri 
era 1ETL LE | L.) al ne | nn en —— 
Stauffenberg (139 r Laster 1 409 r.) ..... III 
Windthorſt 1871 (120 [) . 224 actet 1869 (409 r. bis 119 
— Freiheit |. Freiheit Rslenien u. 8elonifation. i 
Keritale Bartei ſ. Katholifche DIE 2 PER 1m. “m s 
Partei, Ultramontane ꝛc. Savigny 1867 (272 1. I 462 
Kleinflaaten, deren Intereſſe. ' Schleiden 1867 (161 r.).... I 239 
Watzdorf 1869 (408 r.). III 1186 GEL) .... 1 GR 
an ten en Ir meiflen Weber 1867 (527 1). ..... II 250 
uch Diätenlofigfeit Kommunalismus, Kommune in 
er (818 L). Su al 1247 | Baris ſ. unter Europäifche Revo- 
Beyer 1869 (BI6 a. ‚u — ——— 
Kompetenz |. Competeuz. 
Dehmichen 1869 (BIT L.) . .. m 1245 Komplizirtheit des Mecha— 
Klerikalenhetze. niemus ber re 


Dr. Reicyeniperger 1871 (1461.) IIT 292 | 


Rodifitation im Allgemei- 
nen, des Privatredts ine 


bejondere (vgl. Competenzaus- 
dehnung 2c.). 
Adermann 369 (635 D 2. ... M1 1119 
— — . II 1112 
Braun⸗Wob. 1869 1a L u.) III 1091 
Friedenthal 1869 L — III 1063 
Miquel 1869 (447 Lu). III 1047 
u. 1048 
Bland 1869 (650 r.)...... III 1118 
Schulze 1869 (466 7)...» III 1075 
Schwarze 1869 (a63 A . II 1092 
Wagener 1869 (dö1 L. 0.). . II 1059 
Windthorfi 1869 (459 r.)... . . III 1083 
Zehmen 1869 (454 1)...» » III 1068 


Kodifilation als Feind der 
Freiheit. 
Schwarze 1869 (463 L. g. u.) III 1094 


Wagener 1869 (451 L 0). . III 1059 
% odilifationepro eftunter 
dem dbeutfheu Bund. 
Laster 1869 (467 rt.) ...... III 1106 
Kolarde. 
A. 63 $ 2 Berf, 1867... . . 18 
I ee m 18 
AA ALL Erecutive 
des Bundesratbe®. 
Schufje 1869 (405 L u.) .... III 1178 
Rollegialiices . Miuifte- 
rium. 
Bismard 1867 (376 r.m). I 719 
1869 (403 1)... III 1170 
u. 1171 


Münfer 1869 (392 L u.) ... . Ul 1140 
Kompromifje ſ. Compromiffe. 

— ey zur Refl- 

ftellung bes Norbdeutfchen Ber» 
I s 


DE a ae ae l 
Bonfeiene Frage ſ. kirchliche 


san Friede (vgl. 
Friede zwiſchen Staat ı. ——— 
Mallindrodt 1871 (128 1.). .. I 
Stauffenberg 1871 (141 r.). . II 
Treitfchle 1871 (108 r. 0.) . . III 
Windthorfil- DM. 1871 (121 1.) „II 
KRonfeffionen f. Grundredte. 
Konflikt ſ. Konflikt. 
König Friedrih Wilhelm IV, 
von Preußen. 
Dr. ee » &r. 1871 * 


Pe Baar ae ur ar Br Br Br ——— 


BB 


RERE 


R 


Fehr (G eubwigit von Baiern, 
A Dt Initiative betrefis 
ber Kaiſerwürde. 

Hiſt. Einl. III 
M. Barth (bair. II. Kammer) III 
Delbrüd 1870 (76 Lg. u.) II 
Dumont (hefj. II. Kammer). . III 
Elben (wirt. II Kammer)... II 
Entwurfsmotive 1871... ..... - III 
gie (bair. II. Kammer)... II 
uttler (bair. II. ri . MI 
Löwe 1870 an E II 
(6r). .. m 


.. 2 


EREREEREEE 


76 Sadj-Regifler. 
Banb. Seite. Bant. Eeite 
(König Ludwig U. :ıc.) Konftitutionalismus ſ. Konflitu- 
Lug (bair. Il. Kammer) .... III 822 | tionalismus x. 
Mohl (wirt. IL, Kammer). . . 11 508 | Konjularifhe Beutretung. 
Thronrede zu Berfailles II 373 A. 4 Ziff. Z Berf. 1867 ... 13 
König Ludwigs Il. von Il... 53 
Baiern Thronrede vom Konfulatweien. 
17. Yanuar 1870 im Auszuge . III 857 A. 56 Verf. IT, 4 % 
König Marimilian I. von J 250 Il 16 
en und der ürftencongreb- Bairifcher Bertrag 3.1 2 UI 8% 
Lug (bair. II. Kammer). . 817 Frandenftein (bair. ——— TI 889. 
ans Wilhelm er Greil (bair. II, Kauımer) . Il 62 
Luth (bair. II. Kammer) .. . HI 812, 
1857 Dctober ia Hi 2 I 5 u. 47 
1861 2. Januar Köni u I a8 Pfretzſchner (bair. Il. Kam- 
Adreſſe des babifchen Yandiage DREI. ne ee 11 66 
an ben Großherzog von Baden II 420 Savigny 1867 A I 2348 
Eurtmann (heff. 11. Rommei) I 436 Schleiden 1867 Sr r.u).. 1 24 
Jolly (bad. L Kammer)... II -421 | Konjulm. 
u. 422 | Anftellung, Unterordnung, - Wirs 
‚Neurath (würt. L-Sammer) . II 579 | ungstreis. A. 56 Ber. ,1867. 1 16 
Römer (mwilrt. II. Kammer). . III 563 1871.01 16 
König» Raifer Wilhelms L Ronfuln aud im Intereffe 
Antwort auf Adreffe 1871. nnr eines einzgeluen Bun» 
Dr. Reicyenfperger 1871 (147 r.) III 996 desſtaats aufgeftellt. 
König WilhelmsL v. Preu- Badzhefi. Vertrag Ziff. 6. u 4 
pen Thronreben: Kontingente, iniheilung, 
vom 14. Sanuar 1862. 7% Il 7 ae 0 
im Jahre 1863. Hiſt. 1.8 5848 J I 39 
‚vom Auguſt —* * — I © BYE; si Il 13 
vom 24, fjebr. 1 . I 71 | Mafigabe preußiſcher Armeean— 
vom 17. April — ER | ii. — für alle Bundestrup- 
vom 24. Nov. 1870 ...... Il 129 pen. A. 63 $ 5 Berf. ae 1 19 
zu Berfailles 18. Degbr. 1870 m ‚372 .II 13 
‚zu — 18. Januar 1871 Kontingentirung |. — 
DE Ei: Il 125 | jenjftärfe, Pauſchquautum, Mili- 
vom 21. Mär 1871 ...... DI 861 ' tärbudget. 
Könige von Preußen (vergl. Kontrole des «Eifenbahn- 
en Dynaftie, Krone Tarifweſens. A. 45, Berf. et 2 
reußen) iu 32 
Berhufy-Huc eh 389 * I 738 RKopjſtener Marianen. 
0.) u au Kopfwahl j. Allgemeines hl: 
Blauckenburg Bor E) . „1.70 | ‚xcdht. 
‚ Braun: Wehd. 1867 ( ex . 1.433 or lzcht ber BTiebrnspre je 
Zolly (bad. L Kammer)... III, 421 färke ala Grundlage, ber Kift- I» 
Kanig 1869 Sr)... ...-, Ill 1129 | tärfgpnidigleit der : Sundesjgäten 
Wiquet 1870 (97 9 ——— Ul AvBerfk 1887 .. ..0 08 18 
Neurath (würt. L Kammer) ., III. 579 ierı er. 17 
—— 1867 (569 r. g. 0.).. -, 11 359 Im Mebrigen j. Dilitäx budget 
Binde-H. 1867 a8ı Li, “ 1,1298 der: Uebergangsgeit,, Baufdh- 
5r. 0). U 421 quantum. 
Binde-D. 1867 Lie. .: u 296 | Krieg von ‚1866 u. 1870 
Wagener 1867 — II 49 Gbeziehw. nebſt Repauche- 
Königgrätz (vgl. ieg von. 1866 Krieg). 
nnd 1870). I mM. Barttı ( (bair. 11 — UI 616 
 Blandenburg 1869 en L) - N Braun-W. 1869 r.)... III 1086 
Münfter. 1869 3 Elben (würt. Il. Kammer). 529 
Tweften 1869 (391 r.) u 138 Ewald 1871 (IO3 Lg. u). 894 
gofurrenzbahnen, Sohenlohe (bair. Rawmer) . u 342 
A. 41 $ 3 Verf, 1867... .. 1 m Huttler (bair. IL. — 11 755 
1871... II 14 Zörg (bair. II. Kammer) . III 603 
——— Bartei in Ketteler 1871-112 6)... . .„ II, 913 
gen. Kiefer 1871.08 1 Pe 961 
Mallindrodt 1871 (127 L u.) II 898 Künzer 1869 (652 L) ... . . II 1120 


Band. 


— von’ 1866 d. 1870 e 


Lug (bair. II. Kammer) ... IH 
u 
Münfter 1869 (892 r. 0)... IIE 
Neumayr (bair, L Kattımer) . IH 
ern (wirt. L Sammer). . III 
Defterlen (wilrt. II. Kammer) . III 
PBrandh (bair. II. Kanimer) IEL 
Dr. Reichenſperger⸗Ct. 1871 
er ee IL 
Schulz e 1867 L9)... TU 
di —* 1871 (107 rt. u.) - . III 
en 1869 WIRT AN 
x. — 
Waldorf 1869 ) I 
RNTRIRN — 
er 
A. 63 8. 4 Berf. 1867..... I 
I1871. .... MU 
Bol. — Bertrag: Mobili- 
firu 
Rtiegedienf im Berbätt- 
niß zum Heimatlande. 
u 2385 Bif.1867...... I 
I8TL ...... III 
Kriegsbienftgefeg (ogl. Miti- 
türgelet). 
9. 11 Berf. cc e I 
1871.00... IL 
N Dunder-Berl. 1867 
a ee IL 
Kriegb- Tcitarans, 
A. 11 Berf. 2 ars ee 
1871... .0.+ ILL 
Bair, — 8. I. 87 .Il 
ig Po Missa umes III 
Löwe 1870 (96 Lg. u) ... IH 
Miguel 1870 me LI) .... III 
Eohl (wirt. I Kammer) . ‚IN 
Neurhayr (bair. L Rainıner) „I 
Neurath (wirt. L Behmer) ‚II 
Wagener 1870 2 RG, 4 BR 1 | 
Kriegsflagge ſ. Flagg 
triegaflstte, Yufoaidebeftrei- 
F 5 3 Berf. 1867. I 
1871.... ‚IM 
Kriegehäfen. 
a. 28 8 2 Berf. 1867... . . . 
Kriegsmarine (dgl. Marine). 
4. 4 3. 14 Berf. 1867... .. I 
1871. .... 111 
———— 1867 (621 r. n.) u 
e — 
rumbrecht .. 
’ —33. .. | 
‚Meier 1867 (50 r)....... II 
‚Roon 1867 325 ara II 
—— 1 02 En)... 
Binde-H. 1867 (5 Ber u 
59 Lu)... 
Weber 1867 (626 r. u.) „u 


Sur dtgimer, 


Seite. 
799 
. 825 
1140 
836 
577 
51 
70 


995 
109 


908 
1134 
I 1138 
1186 


Ko 


—— Ba BR 





— SR 


77 
Band. Seite. 
era ſ. Marines 
Rriegeminißer (ogl. Beraut- 
wortliches RT 
Antrag Dunder-B, 1867.... H 
Waldeck 1867 (60 r.)..... M 
Kriegsverfaſſung * ſ. Bundes. 
kriegsverfafſung 
A— Srttärung. 
a. 68 Berf. 1867... ..... I 2% 
U: Free II 19 
Im Uebrigen ſ. Bundes» 
feldherr, Erklärung in 
Kriegszufand. 
Krone Preußen, ohne Berant- 
wortlichleit (vgl. Bundesfelbherr, 
Bundespräfidium, Preußene 
Führung), 
4. 11 erf. - ER I 6 
es. IL 5 
Benni igien 107 wis 2); I 76 
Diegeleben (heil. I Kammer) IIT 433 
Braun -Wob. 1867 (342 r. u) I 635 
Surtmann (hefi. II. Kammer) III 436 
Grumbredt 1867 (186 Lu) I 308 
362r)... 1 682 
(863r)... I 685 
| Neurath (würt. L Rammer) an 581 
a 677 r. g. u.) .. 618 
Binde-H. 1) r. — r 696 
alded 1867 (4 us Di 527 
Weber 1867 Kira 9 J . 1 688 
Krone Bürtemberg 
Mittnacht (wirt. I, Kammer) III 584 
\ „ Neurath (würt. L Kammer) .III 588 
Küinftlide BWafferfiraßen, 
Abgaben. 
u. 54 8 4 Berf. 1867..... I 16 
1871. .... It 15 
a ber See⸗ 
u. 54 8 2 Berf. 1867 .... I 16 
1871 ....1II 15 
Lampeunter _ behnfe 
Reifens. 
Bismard 1869 is 11175 
ı Rand» u. Waſſer a en. 
a. 4 3.8 Berf. 1867. ..... ı 3 
1871. .... MI 3 
Eulenburg 1867 (278 L). 1 474 
Ihenplig 1867 (277 r).. I 474 
Landesgefeggebung, Ber- 
hältni zur Bundesgeſetz⸗ 
gebung. 
A. > Berf. Ben 1 2 
11, 1 II 1 
ne Vebrigen Berhält- 
n 
Bandeshopeitsredte bei 
‚Bunbeseifenbahnen. 
A Berf. 1667 ....... I 42 
BB naar da ı1 


78 Sad Regifter. 


Band. Seite. 


Sandestonfulate anfgebo- 
bei. 


a. 56 Berf. 1867. ....... 
Wil sure III 
Lanbesverfaffungen noth- 
wendig (vgl. Medienburg). 
Autrag IT... ec I 408 
Antrag 1870 . .......... II 237 
Petition 1867 (ordentl. Neiche- 
ER II 1011 
Berition 1869 ... 2.22... Ilt 1013 


Albrecht 1870 (111 r. g. m.) 1 
Bismard 1869 (950 L u.) . III 1014 
Blandenburg 1870(116r.g. mr.) IIT & 
Fries 1870 (116 L 0.)..... II 
Hausmann 1870 (114 r. o.) . II 
Hennig 1870 (114 L u.).... II 
Hoverbed 1870 (116 Lu). . III 
Miquel 1870 (115 r. m.).... III 
Wetzell 1867 260 r.).... I 
Wiggers, Mori 1867 (258 1.) I 
1870 (112 1.9. o.) III 
1871 27:4. IM 
Landesverfaffungen, Ber: 
hältnißzur Bundesverfaf- 


fung. 
A. 2 Berf. er eier 
1 


. nr ee 


FEREEEERER 


IR 


87 I 
Im Uebrigen f. Verhält— 
niß ac. 

Landesverrath gegenüber dem 
Bunde competirt an bag Ober- 
Appell.»-Gericht Lübed. 

A. 75 Verf. 1867. ...:... I 
1871 


ER 


Landesvertbeidigung in 
Bezug auf Eifenbahnen, 
q h Berf. = 


— 
— 
* 
- 
_ 
Kb 


Landheer (vgl. Bundesheer). 

Bundesratbsausihuß. 

“83.1 Berf. 1867.... I 5 
1871. .. III 4 
Landſtändiſche Verfaſſungen fiehe 
Landesverfaſſungen. 
er, e 
A. 4 3.8 Berf. 1867... I 3 
1871 ....1I 3 
- Randtage, Verhältniß zum Reiche- 

tage ſ. Verhältniß des Reichs— 

tags zu den Landtagen, Berhil- 

tung gleichzeitigen Tagens. 

Landtagsverhanblungenin 

den Norddeutſchen Bun— 

besftaaten im Allgemeinen. 

a) die Genehmigung der 
Norddentfhen Bundes 
verfaffung betreffend. 

Hift. Eint. 
Hift. Schlußbemerlung. .. 11 

b) das Wahlgeſetz zum con- 

flituirenden Nord— 


88 


16 
16 | 


Band. Seite. 
bentfhen Reichétag 
betrefjend. 

DIE: Einl........... 1 & 


Landtagsverhandlungen in 
Preußen, den Conflikt über 
das Militärbudget betreffend. 

ft 


GE TREE 1 56 
Landtagsverbandlungen in 
Preußen,die Genehmigung 
ber Norddeutfhen Bundes- 
verfaffung betreffend. 
1 N I 8 
Hif. Schlußbemerfung. .... 1 717 
Laster 1869 (465 L. 0.) .... III 1098 
Pland 1869 (69 r)...... Ill 1115 


Windthorft 1869 (468 r.).... . IT 1080, 
* — 1081, 1082 


Tandtagsverhbandlungen in 
Preußen, die Wahl zum con— 
ſtitnirenden Reichétag 
betreffend. 

I 
Landtagsverhandlungen in 
Süddbeutihland, die Geneh- 
migung ber Verträge van 
Berſailles betreffend. 

a) im Allgemeinen. 


E 


DIE BIBI. 2.2, 1 
b) insbefondere in 
BER an nenne III 
EEE RE 111 
a 1m 
Bürtemberg ... ....... III 
Landwehr (vgl. Bundes— 
friegsverfaffung). 
a. 63 $ 4 Berf. 1867 .... I 
1871 ... . III 
Binde-D. 1867 (544 1.). ... U 
0)... I 


(665 r. 
Waldeck 1867 (639 r.0)... U 


662 r.) .... UM 
gandwehrmännen, Aus- 
wanderung. 
A. 69 Berf. 1867 . ...... I 
1871 2:225%% II 


Lange Parlamente. 
Eulenburg 1867 (709 1.) . IL 
Lauenburg. 
RR NER a ee I 
Bodum-Dolffs 1867 (206 r.m.) I 
Wiggere-B. 1867 (113 L m.) Ill 


Legislaturperiode. 

A. 24 Berf. 1867 ....... I 
1.1 1 GER 1II 

Anträge 1867 ... ...... u 
Eufenburg 1867 (457 er)... U 
riedenthal 1867 (dl6r.g, u.) II 
neift 1867 (455 [) »-:... ii 
Raster 1867 2 EB ıl 


Miquel 1867 — 
Schwerin 1867 (455 r. uU 


Solm8-H.2. 1867 (453 I)... I 
alded 1867 (458 r.)..... 1 


ERERBEREE.. KEEr Ren EBEEse EBEE E 


Sad. Regifler. 7 9 


Band. Seite. 
Legislaturperiode - Ber- 
längerung — Geſetz 
vom 21. Juli 1870. 


A Ill 123 
Greil (bair. II. Kammer)... IE 677 
Diende 1870 (158 r.).. .. . » III 353 
Bape 1870 (74 re) ...... ME 148 
Schulze 1870 (71 L. m.) . III 139 
— 1870 en L $- u.) II 158 
ee Seeſchifffahrtoan⸗ 
alten 
—— ſ. Seeidifffahrtsan- 
Leuchtthürme ſ. Seejchifffahrts- 
anftalteı. 
Lichtenſtein. 
Brauchitſch 1870 rn: 0.).. III 227 
Carlowitz 1867 ade 374 
Lie enimeltssrweretitel 
beit (Grundrechte). 
Antrag Kig 1867 . ....... I 404 
Limburg (vgl. Suremburg 
u. Limburg). 
Bismard 1867 (223 r.). 1 268 
—— 1867 (227 r. m). I 374 
Binde-H. 1867 (688 L).... II 646 
Linlögalop des Reichs— 
tag®. 
Blandenburg 1869 (397 r. o.) III 1154 
Linfengeriht, um weldes 
Süddeutfhlandpreisgege- 
ben werben follte. 
ir en. 1869 (455 r.) .... III 1072 
— 1870 (114 r.)... III 246 
Wiggers-B. 1870 (102 1.8 u) iii 242 
ge ſches Eigenthum f. Autor: 
eoıennefn ſ. Seeſchifffahrtoan⸗ 
— ſ. Elſaß. 
Lubeckim a er 
Grumbrecht 1867 (494 L u.). II 181 
Krüger 1867 498 r.)..... II 19 
Wiggers-B. 1867 (495 r. o) IT 184 
Lübed im Einzelnen. 
Artitel 34 Berf. 1867 ..... I 9 
vgl. Berf. 1871 9. 3..... III 9 
ad..hefl. — u 
1870,71 8.34)... ......: bb 
Bair. Bertrag 3.118 12. 57 
an — vis 
9. 75 Berf. 1867 ....... 21 
a EFT (I 21 
Luremburg und beziehungsw. 
Limburg. 
Bennigjen 1867 (487 r.) ... II 82 
Bismard 1867 (228 r. 0). I 362 
(229 1.m.). I 378 
489 Lg.u.) IT 82 
Brauchitſch 1870 (160 L 0) . III 226 
Garlowig 1867 (227 r. g.). I 374 
Eiben (mwürt. II. Kammer) . ‚al 581 


Band. Seite. 

Ewald 1870 (101 r.)...... III 216 
1871 (222 I.)...... III 1274 
Schrader 1867 (686 r.).... II 642 
Schraps 1867 (223 L m.).. I 361 
Schulze 1867 ( ER II 629 
Sybel 1867 (569 r.)...... Il 359 
Bınde-H. 1867 (688 Lo)... IT 646 
eber 1867 (630 Lo)... IT 624 
Wigard 1867 (634 1)...... II 636 


— „Müunz- u.Gewichts— 
—* 4 3. 3 Berf. 1867 ..... 


I 3 
1871 ee II 2 
Im Uebrigen |. Competenz. 
Madhtdesconfitntionellen 
Geiftes im Volle. 
Hölder (ala Referent ber wilrt. 
U, Kammer) .. 2.2222... III 496 
Magyaren f. Ungarn. 
Mainlinie, 
Schrader 1867 (686 r. 0.) . 642 
Tweſten 1869 a ee u 1134 
Weber 1867 (680 1.) ...... I &5 
Mainvertiefung. 
Bismard 1869 (402 r.). III 1169 


Ze ſ. Bairiſcher Ber- 


m & t. 
Kiga el =: N 


Er "u 
a. 53—55 Berf, 1867 . I 
1 "u 


Chapeaurouge 1867 (521r. u.) I 

Grumbredt 1867 (528 — J 
car 

Meier 1867 (520 1) ea IL 


A de (hair. : 
Roon 1867 BR... II 
Schleiden 186 — 


u) — J 
Binde-H. 1867 1 * J 
Weber 1867 * I 
Marinebudger (vgl. Bubget- 
recht, Militärbudget). 
Errleben 1867 (626 re). 11 
— —— 1867 (649 L. ; 1) I 
aster 1867 (126 r. Er: I 
Miquel 1867 (622 r.)....... I 
EHER (bair. II. Kam- it 


u. 
Prandh (bair. II. Kammer) . II 
Schleiden 1867 (l6lr. o,) . I 

Matrilularbeiträge vergl. 

Ausihreibung ber Matrikulars 
en 
. 70 Verf. 1867 ........ 
1871 


BERE EBER —*— ——— — 


88 


80 


Band. Seite. 


(Matrilularbeiträge ıc.) 
Anträge Errleben und Miquel 
1867 II 


EEE 547 
Errleben 1867 (28 Ei — II 485 
.... II 7; 

— 1867 Ei m. II 545 
eydt 1867 (634 r.) ....- I 507 | 
640 = ——— J 617 

Miquel 1867 (622 r.) .... - 473 
— — 7 3. 666 
Wagener 1867 a ae 492 
Wiggers⸗B. (651 r. u). 861 


Mecklenburg (vgl. cite 


Glaubensgenofien, Neformirte 

in Medienburg). 

Betitionen 1867... 0. - II 1011 
1869 ......... IIT 1013 


Albreht 1870 (111 r. gi gr i 
Bafjewit 1867 eo r. g. u.). 
Bismard 1869 (950 2 n). I 
Braun-Wsb. 1867 8 2. 


u.) 

Hammerftein 1867 ar r. J 
Miquel 1869 (448 r. g. o.). . Il 

rojh 1867 (187 v. m). .- » 
hünen 186 Aa a | 

Tweften 1867 —J— 

Binde-H. iso7 (9 1 ass 


I 
Wachenhuſen 1867 (296 r. u.) I 
Waldeck 1869 (819 r.) .... . ul 
Wetzell ER a N —— 


a. rer ee 


Wiggers, Doris 1867 (258 1.) I 
1870 an! 111 
1871 (9 r.) 1 

= Wiggers:R. 1867 (672 r. 


RB Fer 


Medlenburgs Verhältniß zum Zoll- 
verein f. Zollverein. 


Mediatifirung (vgl. Eentral- 
gewalt, Einheitsitaat). 


Adermann 1870 (87 L g. m.) IIL 180 
Berhufy-Huc 1867 (389 8: I 738 
1869 (400 [.). . III 1161 

Dunder-®. 1867 (177 1)... I 281 
Eiben (wirt. II, ammer) . . III 530 
Bine (bair, II. Bam): . II 774 
reif (bair. II, Kammer)... III 686 
Zörg (baiv. IT. Kammer) .. . III 606, 
Ta u. 7% 

Kanit 1869 (834 r. 0.) ... . III 1128 
Laster 1867 eu Lo). -. 1 750 
1869 —J . IE 1190 
652%)... .... MI 1124 

o..... III 1125 

Lutz (bair. II. Kammer) .. . III 801, 
u. 810 


Mittnacht (wirt. II. BAT: m 
Mohl (würt. II. — III 
616, sa — = 


Rohden 1867 aa n u). 


Sadj-Regifter. 


' Band. Seite. 

Schldr (bair. II. Kammer) . 1II 699 
| ———— (bair. II. Kam. 

an 720 

Sybel 1867 (326 r. g. u.) . I 58 

Wehrenpfennig 1870 (128 1. u) Il 284 

Windthorſt 1810 um. III 160 

| 80x. ı)..II 164 
' Mediatifirung, wohlfeiler. 

625 

Jörg (bair. I. Kammer) ... III 614 


M. Barth F II. .) III 
| Se 


Na 
Freitfäte 1871 (108 Lo)... 





Mediatifirung des Nord- 
deutſchen Bundes. 


Mediatifirung des Preu- 
ßiſchen Abgeorbneten- u. 
a 


Medicinalpolizei. 
.4 3. 1 Berf. os — I 
Mehrheit der gehetzlichen 
Zahl der Neihstags- 
Abgeordneten zu Belhluß- 
fafjung nöthig. 
U. 28 Berf. — 


Harnier 1867 (a67 DD. u 
Mehrheit vonzweidritteln 
im Bnubdesrathe bei Berfaf- 
fungsveränderungen nöthig. 
A. 78 Berf. 1867. ...... 
Minderheit von 14 Stimmen 
genügt zur — 
A. 78 Verf. 1871 ........ 
Im Uebrigen ſ. bair. Ber- 
trag, Bundesrath. 
—— e. 
A 54 $ 2 Berf. an I 


UL — — 


Militärabonnement — 
quantum auf ewig) vgl. Entre» 
prifefyftem. 

Grumbreditt 1867 (591 r. ” 1 
Roon 1867 (600 Lo). u 

Militär- Ausgabe - € tat, 
Feſtſtellu auf Gruud der 
——— Bunbesfriegs- 
verja 

“6285 Berf. 1m: 
zu. 1867 (I 1. —— u 
oon 1867 (601 1.)...... 
Im Uebrigen  ghitiair- 
Budget. 


08 
ee a: 
minifter ber A de hie 
Tweften 1869 (391 L m.) ... III 1137 


Braun-Wsb. 1869 (461 L. 0.) LIT 1087 


Lasfer 1869 (653 r. 0.) .... III 1126 


411 
44 


Sadj-Regifter. 








Band. Eeite. | 
Militatrbndget, Militair- 
Budgetreht (vl. Militair- 
ee a le a 
A. 82 Verf. 1867........ 
181 een III 
Anträge 1867 .......... 11 5 
vergleiche Auträge . . . .... IT 296 | 
Antras 1871.54: 205% III 1262 
M. Barth (bair. II. Kammer) IIT 618 
und 621 
Bennigfen 1867 (164 L m) . I 247 
Berbuiy-Huc 1867 (645 1,).. II 530 
Bismard 1867 (13T r. u). I 1% 
Blandenburg 1867 (640 L. m.) IL 517 
Bodum-Dolfis 1867 (549 (.) IT 310 
Brauchitſch 1870 (105 r. o.). III 225 
Fiſcher (bair. 11. Kammer)... IIT 769 
Fordenbed 1867 11)... II 2363 
Friedenthal 1867 (648 r.)... IE 541 
Gebert 1867 (625 r. u.) . II 483 
Gueiſt 1867 (632 r.) ..... II 501 
Sottberg 1867 (140 r.o.)... I 18 
141 L — .. I 1& 
Greil (bair. II. Kammer)... III 683 
Heybt 1867 (639 ch N II 515 
(BAT ..0. I 537 
Hölder (ald Referent der wilrt. 

IE Bar: 40 ei IIT 498 
Jörg (bair. II. Kammer) ... III 745 
Köfter 1867 (123 r. m) ... LI 137 
Taster 1867 (I26 r. m) ... I 146 

(554 0 ze ‚II 318 

GEL ...... II 533 

(18 ae — II 698 

1871 (199 Lu)... - II 29 
Linden (wirt. ammer).... III 571 
Lug (bair. II. Kammer) ... IH 598 
u. 825 

Michaelis 1867 (149 r.)...- I 206 
Michelis 1867 (115 r. u.). I 16 
Miquel 1867 (114 Lo). 1 111 
ER ENTE II 429 

Miündhaufen 1867 (143 L u) I 1% 
Nenrath (würt. L Kammer) „ III 579 
Defterlen (würt. II. Kanımer) II 555 


Pfretzſchner (bair. II. Kam.) III 
Prandh (bair. II. Kammer) IM 


u. 


m 


Probft (würt. II. Kammer) . III 
ı 
Neicyenfperger 1867 (696 r.) II 
Nömer (würt. Il. Kammer) . IIL 
Roon 1867 u, A u 
u ER III 
Schlör (air. II, Kammer) . III 
Schulze 1867 (151 L. m)... 1 
Sonnemann 1871 (159 Lu.) I 
Stauffenberg (bair. II. Kammer) III 
u. 
Tweiten 1767 r. g. u.). 1 
Eu) 1 
06 Lg.0). I 

(01 r)..... 


81 
Band. Seite, 
Vincke H. 1867 (158 r. o.). I 231 
Br)... 1 428 
Binde-D. 107 DB Denn. Il 292 
Völl (bair. IL. Kammer) ... TIE 647 
wu 752 
Wächter 1867 (564 1). .... It 345 
Wagener 1867 (119 r. m.). L_127 
a g° DE I 608 
Waldeck 1867 (107 r. m.). . “ 93 
( x.) —— 274 
(588 r.) ..... 280 
(641 r. u.) II 521 
(700 r.).....» II 673 
Mititärbudget, Baiern betreffend 
1. Bairifcher Vertrag: Budgetfeft- 
ftellung im Allgemeinen, Diilitürs 
Budget. 
BR OUROBE der Uebergangs— 
jeit. 
A. 71 $ 2 Berf, 1867 ..... I 21 
1811 2...» II 20 
Untelge 1867.22... 200040 II 350 
M. Barth (bair. II. Kammer), III 


Bismard 1867 (137 r. : l 


618 

621 

176 

Braun-Web. 1867 (575 r.)... II 375 

) .. II 377 

(76 r. u). II 379 

Kordenbet 1867 (STIL u). II 362 

Friedenthal 1867 %)... II 41 

Sneift 1867 (632 l.)...... II 500 

Greil (bair. 11. Kammer). .. . III 11253 

Grumbrecht 1867 (591 1)... II 410 
Hölder (als Referent der würt. 

II. Kammer). ... 2222200 III 497 
Kuapp 1867 588 r.)...... II 403 
Laster 1867 (dt r.)...... I 320 
Miquel 1867 (597 r.)...... I 427 
Motltte 1867 A | 370 
Neicheniperger 1867 (697 L).. IL 665 
Roon 1867 (599 en oe. II 48 

s ..... II 449 

888 1.) . . ... J 510 

Röſſing 1867 m: ee 302 

Schlör (bair. Kammer). "m 695 

Schulze 1867 (573 r. u.) . II 371 

Solms⸗H.⸗v. de J I 41 
Stauffenberg (bair. II. Kam— 

Wil ass nennen II 710 
Sybel "sr BIT)... II 360 
Tweften 1867 (106 r.) .... 1 90 

(584 1.)..... II 391 

Binde. 1 92 r. 1). 

Bf air. Il. Bu. — m 647 
Wächter 1867 (564 L) .... . II 345 
Wagener 1867 (587 1.)..... II 400 
— ———— II 492 

Walde 1867 —J IT 343 
2Lu)... li 523 
MWr)...... Il 678 

Windthorft 1867 (560 L o.). . II 335 


6 


82 


Bant. Seite. 


Militär-Kovention mit®iir- 
tembergv. 21/25, Novbr. 1870, 
J 111 
Militär-Conventionen und 
ihr Berhältniß zum Berfaffungs- 
projelt 1866/67. 
Bebel 1867 (BED Tr. 6 Er | 


679 Lo).... IM 
Braun-Wsh. 1867 (577 —* I1 
Metz (heſſ. II. Kammer) . . 1 
Reicheniperger 1867 (697 u. u 
Tweſten 1867 —363 Lo I 

( m.). I 

604 r).... II 

Walde 1867 (ii llr. m). I 

(65 Lu). II 

(700 Lu). IL 

(O1Lu)... I 

Wigard 1867 (ddr)... ..- II 
Militärdietatur. 

Grumbrecht 1867 (186 r.). I 

er e N) 1)... - 

igard 70261) ..... I 
tree 

A. 8 Dei 381.040. I 

127 III 
Antrag Dunder-B. 1867 ... I 
— Fordenbed und 

BindeH. 1867 ....... II 
Antrag 1801. 0 .-.- 000% III 


Blandenburg 1867 (561 r. u.) u 
Dunder-B. 1867 (550 L n.). 


Eichholz 1867 (661 | IE... 1 
Fallenftein 1867 55 r.).... H 
Forckenbeck 1567 (559 L 9. 0.) II 
Molike 1867 (40 H. .. ... I1 
Oehmichen 1867 (536 1.) . IL 
Roon 1867 (562 1.)..... II 
Sonnemann 1871 (159 5 . II 
Tweſten 1867 (105 L — I 
Binde-H. 1867 (592 r. g. II 

(T16 r. (ee II 
VinckeO. 1867 Er r.) ... II 


565L.n).. I 

Walde 1867 (587 1 L u KR | | 

537r.u) . 

(662 1)... .. II 

Wehrenpfennig 1871 1). 11 

Dr. Windthorſt 1871 (159 1.) III 

Miılitär-Etat |. Militärbudget. 

Militärführung ſ. Militärhoheit. 


N e 
43.14 Berf. 1867 . I 
1871 .... n 
Antrag Dunder-B. 1867. ... 1 
Antrag Fordenbed 1867. 9 
Antrag Röſſing 1867 (555 r) II 
Eichholz 1867 (ölr.g.o). I 
ortel 1867 (581 r.)...... II 
öffing 1867 555 r.) ..... II 
Tweſten 1867 (104 2 en I 
0 — —J 


=. m), I 


A 


=) 


o 


EE& Ber EEE ERBEEEEeE 


——— 





— —— 


Sach⸗Regiſter. 


Vincke-O. 1867 (582 1.) .... I 
Waldeck 1867 (UT. m.) ... 1 


108 o. .. . A 
Waldeck 1867 BB J u 
563 LT) ..... II 
Windthorſt 1867 560 L)..-. U 


Mititärgefetse, Inftructionen Preu— 
Gens ſ. Preuß. Militärgeſetze 2c. 
= ala bel ernenre der 


Krone reußen in den 
Einzelftaaten”. 

Bebel 1867 (678 L) ...... I - 

Miquel 1867 (682 r.) ..... u 
Mitlitärhohbeit. 

Carlowitz 1867 (371 L) - 

Mohl (würt. II. Kammer) . 

- 

Walded 1867 590 Lu)... 1 
Militärfirhenordbnuug. 

U. 61 $1 Verf. TH — 


Militärlaſt (vgl. — 
ſenzſtärlke, eier er 


Dunder:B. 1867 ER g.m.) I 
Diallindrodt 1870 0.) . Il 
Vinde-H. 1867 (595 nie ‘MU 
„Militärnationalfiaat.” 
Jörg (bair. II. Kammer)... . I 
Militärpflict. 
A. 67 Verf. - FETTE I 
a III 
42356 Ber, - — Hi 
Im Uebrigen |. nn 
Berfaffung. 
Mititärhrefgerichtsorb- 
nung Preußens, Einführung 
im Bunde. 
N. 61 Berf. 1867 ........ I 
U 1 
Im Uebrigen f. Preußijches 
Militärftrafverfahren. 


Militärſtrafgeſetzbuch Preu— 
Bene, Einführung im Bunde. 
U. 61 Berf. 1867 ........ 


1871 
Im Uebrigen ſ. Preußifches 
Militärſtrafgeſetzbuch. 
Militärverfaſſung ſiehe Bundes— 
Kriegs- nnd Militärverfaſſung. 
Militärverhältniſſe Baierns 
(ogl, Bair. Vertrag). 
ne zu Abſchnitt 
xl ef. 18T71...... III 
— af 11 $ FR || 
Schlußprototoll En XIV... IM 
Mititärverträge ſ. Militär-Eon- 
—— Schutz und Trutzbüud— 
niſſe. 


Militärweſen ſ. Bundes-Kriegs- 


und’ Militärweſen. 


Miniſteranklage durch den 


Reichstag. 


— 
= 


.. — 2 


we BE SER 


Kb 


Kıko 


ERE 


Sadj-Regifter. 


Band. Seite. 
I 3 


Antrag 1867 . . . . ....... 
Minifterialconferenzen in 
Dresden (vom 23. December 
1850 bis 15. Mai 1851). 

TITTEN 
Minifterialerflärung 
Baierns u. Würteunbergs 
vom 6. Mai 1867, ihr Berhält- 
niß zum Norddentichen Bunde 
betreffend. 

Gagern (heſſ. II. Kammer) . . 
Minifterium ſ. VBerantwortliches 
Bundesminifterium. 
Minifterpräfident eines 
follegialifhen Miniftes 
riums. 

Bismard 1869 03 L)... II 170 

Laster 1869 AOL)... .... III 1189 

(410 r. u) .... 1 1192 

Nininerpräfiden: in Eng- 


land 
Bismard 1869 u rt.) .. II 1194 
899 


IT 449 


Miſſion Defterreid) 
Reicheniperger:D. ar (104. u.) III 
Miſſion Preußens. 
Reichenſperger⸗O. 1871 (104 r. 
u, 


2’ Renee 


(106 Lu) ......... 11 
Miffion rafZauiftirene 


in Berlin und Wien. 
Bagern (heſſ. II, Kammer). . III 
ı 


Mitrtelftaaterei. 
Hoverbed 1870 (127 rc. m).. I 
Wehrenpfeunig 1870 (128 r. u.) III 

Mobilifirung (vgl. Bairifcher 

Bertrag * dieſem Worte). 
A.6384 Verf. — 
187 


Mobilmahungsverorbunne 
gen, preußiiche, deren Ein— 
führung im Bunde, 
U. 61 Berf. 1867 . 

1871 


Moniturverfahren bei Rech— 
nungslegung 
Gebert 1867 (625 r. ). . .... III 
Motive zum Entwurfe von 1867, 
warum nicht ——— unter 
Entwurf 1867. 
Motive zur Berfaflungerevifion 
871. III 


a Tas mE ac Sur Dr Bar Tau vor u 


E BE BE 


— 
3 
© 


EB 


tl 


— 


866 
Münden bei der Agitaton filr 
den Beitritt Baiernd zum Bunde 
(vgl. Bairiſche Wgitation, 
Swangslage.) 
Jörg (bair. II. Kammer)... . II 
Mindener Beiprehungen f. Ber- 
handlungen der ſüddeutſchen Re— 
gierungen ꝛc. 
Graf Münſter's Broſchüre 
1868 


Blandenburg 1869 (395 r.). . III 1149 


| 


| 





83 
Band. Scite. 
Miünfter 1869 (412 1.). . 1 1195 
Di I — en gl. „Gompeteng)- 
4 3. 3 Verf. 
1871 ee R 2 
Mohl (wirt. II. Kammer)... HI 519 
Nachdruck (vgl. Competenzaus- 
rem auf Preſſe 2c). 
4. 4 3. 16 Berf. 1871 ....IU 3 
Rahmeifung ber Berwen— 
dung ber Einnahmen, 
A. 69 Berf. en ame I 2% 
BEReFTE ul 20 
EN Be 
(vgl, Grundredte), 
Antrag 1867 Ziff. 3...... I 404 
Nationaler a 
Tweften 1869 3W L.). .... II 1134 
Nationale ei und 

Graf Bismard. 
Milnfler 1869 (392 r.) .... III 1141 
Nationalitäten-Gewährleis 

tung (vgl. ———— 

Antrag 1867 Ziff. 6.. .... I 405 
Nationalitäts- Princip. 
'  Bismard 1871 (08 L) ... III 880 
Emald 1871 22 L)...... Ill 1274 
Greil (bair. Il. Kammer) ... III 681 
Jörg (bair. II. Kammer) ... II 7 
tut (bair. Il. Kammer) ... III 800 
Mallindrodt 1871 (102 v. 0.) III 898 
Niegoleweti 1871 (100 Lg.u.) III 887 
Scloör (bair. II FRE) II Tut 
Zoltowali 1871 (97 L) .... II 878 
er Verein. 

Hiſt. Einl............. 52 
—— in Frauf« 

furt f. Frankfurter Parlament. 
Nationalverfammilung, 
ne 

DIE: ENE nun I 56 
Nautiſcher Berein. 

Grumbrecht 1869 (211 r.) .. III 1020 

Dieier 1869 (212 r.)...... IIl 1023 

(956 r.) . II 1041 


Negation — neuen Dent- 
hen Bundes durh Zurüd— 
jhranbung auf den alten. 
Braun-Wsbd. 1869 (460 r. u.) III 1087 
Nertobudget. 
Errieben 1867 (627 1.) . II 486 
Neumwabı bei Beförderung 
von Beamten, 
® 4.2182 Berf. _ RE | 
(| 
Neuwahl zum Yandtag in 
Wiürtemberg behuis Geneh— 
migung ber Berſailler — 
Hölder (würt. II. Kammer) . 
Nicht⸗Juterventionepriucip |. 
terventionsprincip. 


5 


6* 


84 


Band. Seite. 
Nicht-Theilnahme Badens, 
Baierusund Würtembergs 
am Ertrage der Steuern von 
Bier u Branntwein. 
A. 38 $ 4 Berf. 1871 
Im Uebrigen ſ. Badiſcher, 
Bairiſcher, Würtembergiſcher 
Bertrag. 
Nichttheilnahme Baierns 
u. Würtembergsan den Boft- 
u. Telegraphengefällen. 
A. 52 8. 4 Berf. 1871... . . A 
Im Uebrigen f, Bairiſcher, 
Mitrtembergifcher Vertrag. 
Nichtverautwortlidleit 
der Neichstagsabgeordne- 


te. 
A. 30 Berf. 1867. ...... I 
1871 


em ar 


Niederlande, Verhältnig zum 
Norddeutſchen Bunde. 
Bismard 1867 23 r. oo). | 
489 Lg. u.) MI 
Niederlafiungsreht (vergl, 
Indigenat). 
A. 3,4. 4 3.1 Berf. 1867. I 3 
1871. II 2 
Nitolsburger Vertrag (vgl. 
Prager Friede) * 


362 


Miquel 1867 (113 Lo) .- I 108 

— — Il 634 
NRohden 1867 TZlr.g.m). I 12 
Schleiden 1867 159 vr. g. m) 1 234 
Tinde-Ö. 1867 (180 Lo.)... 1 289 


Nivellirung ſ. Centralifirung. 
Nordarmee, nad den „Grund— 
zigen” von 1866. 1 

a 

Jörg (bair. II. Kammer) ... I 
Norddeutijher Bund obne 
Allürte. 

Unruh-⸗M. 1869 (394 r.) .. . III 1146 

Im Mebrigen ſ. Entwurf 1867. 
Norddeutſche Bundesverfaffung ſ. 


Verfaſſung des Norddeutſchen 
Bundes. 
Norddeutſcher Reichstag 


(vgl. Reichstag). 


— — — —e — — — 


1867 conftitwirender ....- - ı a 
1867 ordentlicher, 
U - SEN IT 12 
(vgl. zu Art. 30.9. St. B 
Br 111 1011 
18068. SEE 5.2.55 U 122 
(vgl. zu A. 2d. V. St. B. S 
N N 1 1207 
138. BR une II 122 | 
(vgl. zu A. 3 d. V. St. B. ©. 
— V III 1013 
zu A. 13. d. V. St. B. S 
1 — Il 1017 
1 Ill 1034 


Sach⸗Regiſter. 


Band. Seite. 

vol. zu A. 4 3.13 St. 2. 
DH 0“ nen“ Il 1042 
17 ee Ulf 1107 
2:7 II 1127 


zu U. 170.8. (Berantwort- 
liche Bundesminifterien) St. 

B. S. 380 ......-.. Al 
zu A. 32 d. V. St. B. ©. 
1 — 


seo 1109, 9 09 5 © 


237 
1870. Ordentliche Seffion. 


Hiſt. Einl..... +... >> II 183 
L Außerorbentl. Sejfion. 
SR. &.:..::-. 11 123 
II. Außerordentl. Seffion 
(Genehmigung der Ber- 
träge von Verſailles). 
Hiſt. ...--... I 189 
Sten. Ber...- „.. 11 129 
Norbdentihe Thätigleit in 
den Augen der Suddeut— 
ſchen. 
Bismard 1869 (403 L o.).. Il 1169 
u. 170 
Norddentihland den Süd» 
deutſchen zu liberal. 
Bismard 1868 (59 r.) ... 111 1239 
Normal-Budget, Normal- 
Etat (vgl. Marine-Budget, Mis 
litär· Bnoͤget, Pauſchquautum). 
Bethuſy⸗Hue 1867 (174 r.). - 274 
(635 1)... 11 5830 
Friebenthal 1867 (69 Lu). U 243 
Taster 1867 (Bd 1.) . ..... II 318 
Diiquel 1867 Ad Lg.u).. 1 U2 
452 Lu).... I 18 
F J ll 423 
Roon 1867 Bau I 36 
Solme-H.2. 1867 (599 r. 0.) I 332 
Notbfände, Berpflidtung 
der Eifenbabnvermwaltuns 
gen. 
a. 46 Berf. 1867 ......: I 323 
1 — ul 12 
Nothwendigleit der Beru- 
fung des Bundesrathe. 
A. 14 Berf. 1867. ....... I 
1871... 02. ++ 111 6 
Nothwendigkeit landſtändiſcher 
Verfaſſungen ſ. Landesverfaſſun—- 
gen ꝛc. 
Oberappellationsgericht 
Lübeck als Spruchbehörde für 
Hoch- und Landesverrath am 
Bunde. 
A. 75 Verf. 1867 ........ 1 2 
IT a ut 21 
Braun-Wsb. 1867 (672 L m.) II 602 
Reichenſperger 1867 re). I 567 
Rohden 1867 (122 r.) ....».- 1 135 
Savigny 1867 (665 1)... II 588 


Sah-Regifter. 
Band, Seite. 
REN UND Be . | Dberfter Gerichtshof in 
Schwarze 1867 (669 r.)... » 596 Handelsſachen. 
Pächter 1867 BLEI... T 575 Bad.-heff. Vertrag Ziff. 2. 


Im Uebrigen j. Bundesge— 
richt, Schlichtung von Streis 
tigleiten u. Srafbeftimmuns 
gen. 

Oberauffiht im Allgemeinen ſ. 
Bunbespräfidium. 
Obexaufſichtauf ſämmtliche 
Eiſenbahnen (vgl. Bairiſcher 
u. Würtembergiſcher Vertrag). 


Antrag Michaelis 1867..... 1 
DENE — — g. II 
507 Lu).. I 

(507 rc. n).. I 

‚ Gerber 1867 (507 r. u). u 


Michaelis 1867 (507 r. g. 2). II 
Miguel 1867 (506 r. u)... . II 
Vinde-H. 1867 (508 1) . 
Oberhaus (vgl. Fürftenhans). 
Antrag Saleu 1367 
Antrag Zachariae 1867..... u 
Bethufy. Huc 1869 (401 L o.). 2 
Bismard 1867 (429 Lu). 
Blandenburg 1870 (157 L u.) M 
Brauchitſch 1870 (105 r.). 
Braun«Web. 1867 (342 r. 1.) Hr 
Dalwigf (heil. II. erh III 
Friedenthal 1867 (416 r.). II 


mer ee. 


Gagern (heſſ. II. Kammer) . . 11 
Salen 1867 169 Lim)... I 
Gottberg 1867 (133 r.) .... 1 
Groote 1867 (133 r.)...... J 
Hölder (würt. II. Kammer) .. II 
Finden (würt. L N: ‚u 
Meß (heil. II. Kammer) . ‚1 
u 
Oeſterlen (würt. II. Kammer). III 
Bland 1867 (246 r)...... II 
Probſt (würt. II. Kammer) . . III 
Nee 1867 (B56Ln) . L 
Schleiden 1867 (161 L m). J 
Schulze 1867 (150 r. nes I 
Subel 1867 (328 { u.) . I 
Thiffen 1867 (419 2 ea II 
Wagener 1867 (120 r.) . I 
333 1.9.u). 1 
BL 1)... % Il 
1870 (Br) ..... Il 
MWalded 1867 (332 1.) ..... I 
OLE) ..us4 N 

Windthorft nn a r. 2) > 

80 L 1: 
1871 (156 r.).. 


DOberleitung ber Pof- — 

BR ee 

A. HD Berf. 2 67 
RS 


Vol. Bairifher u, Wiürtem- 
bergiſch er Vertrag. 


— — EEEEEEER 


Es bs 


| 


| 
| 
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Band. Seite. 


Im Uebrigen |. Errichtung 
eines oberſten Handelsge - 


richtshofs. 

Oberſter 
Bundes überhaupt. 

Antrag der Stadt Hamburg: 


Gerichtshof des 


III 


45 


Friedenthal 1869 (452 r. o.). III 1063 


Obertribunal f. Berliner Ober- 
tribunal. 


Im Uebrigen ſ. Verhandlun— 
gen der ſüddeutſchen Regie— 
rungen ꝛc. 


eu 
4 3. 13 Berf. 1867 . I 4 
1871... . I 3 
Im. Uebrigen |. no 
| Deffentlide Aemter, allge» 
meine Fäbigkeit zu fol- 
den. 
Antrag 1867 ........... I 404 
Im Uebrigen ſ. Grundrechte. 
Deffenlihleit der Reichs— 
tagsverbandlungen. 
A 22 Verf. 1867........ I 1 
Bil: III 1 
Oeffentliche Urkundenbe— 
glaubigung. 
A. 4 3. 2 Verſe 1867 .... 13 
1871. III 3 
Officiere im Bundesdieufte 
aus allen Kontingenten wählbar. 
A. 64 8. 3 Verf. 1867..... 1 2 
1871.....1I 2 
Dldenburg, Succelfion. 
Carlowitz 1867 (228 r.)..... L 377 
Oldeuburgiſches Botum in 
den Konferenzſitzungen. . . . .. I % 
Bısmard I 123 
0.). Il 285 
Dunder:B. 1867 frz L m.). I 281 
Röſſing 1867 (TOL r.) ..... II 677 
Wächter 1867 B6l L)..... l 678 
Walde 1867 (108. m)... I 9% 
um Lg. u.) 1 101 
31 L m)... I 59 
GOLLo).... 1 674 
Olmüp. 
Punktationen vom 29, November 
1850. : 
. 1 50 
 Dmmipotenz des Staats ſ. Staats- 
DOmnipoten;. 
Opfer bei dem Eintritt in den 
Bund. 
Srandenftein (bair, L Kammer) III 839 
Neumayr (bair. L Kammer), . III 833 
Zreitichle 1871 (107 1)... . UI 906 


86 


Band. Seite. 


Ordentlicher Richter, Nie 
mand darf demſelben entzogen 
werden (vgl. Grundrechte). 
Antrag Schrader 1867 


Ordinarium bei dem Budget |. 
unter Ertraordinarium 2c. 


Organifation des Heeres, ber Yaud- 
wehr ſ. Bundesfriegsverfaflung, 
Landwehr. 

Oeſterreich (vgl. Deuticher Bund, 
Habsburgiſche Dynaftie, Ungarn). 

M. Barth (bair. Il. Kammer) III 
Berlichingen (bad. L Kammer) II 
Biegeleben (befi. II. Kammer) III 
Bismard 1867 as | 

689 m). 1 


u. se 


Braun:Wsb. 1869 (61 L u.) III 
Bray (bair. II. Kammer)... II 
u. 

Curtmann (heff. II. Kammer) III 
Dalmwigk (heil. II. Kammer) 111 
Ewald 1870 (101 r.).....-» III 
J II 

Fiſcher (bair. IT. Kammer) . . III 
Gagern (Hefi. II. Kammer) . . III 
Hofmann 1867 (681 r. o.) II 
Hohenlohe (bair. IL. Kammer). III 
Hölder (wirt. IT. Kgmmer) . IM 
Huttfer (bair. Il. Kammer) . . Il 
Jörg (bair. II. Kammer) ... III 
745, 779 u. 

Krug (heſſ. L Kammer)... . II 
Künzer 1870 (157 r. u.).... I 
Laster u —J 
— — u 

Lug (bair. a — 
Si6 u 


Mallindrodt 1867 (156 r.).. 1 
Met (beit. II. Kammer)... I 
Miquel 1867 (683 L). ... - - Il 
Mittnacht (wirt. L Kammer) II 
Neumayr (baiv. L Kanımer) . III 
Neurath (würt. L Kammer) . III 
Oefterlen (wirt. Il. Kammer) III 
Brandh (bair. II. Kammer) III 
Neichenfperger 1871 (104. u.) III 
Robden 1867 (121 r.g. u). I 
Schrader 1867 (6856 Lu)... 1 


(66 r.g.0) 1 

Stauffenberg (bair. Il. Kammer) 111 
® — 
Sybel 1867 (69 r. o.) .... 1 
569 r. u) .. .. II 


Binde-H. 1867 182 1). .. 1 
Waldeck 1867 (1111 8. u.). 1 
Wigard 1867 6684 1)...» - u 
Defterreihifhe Staats» 
grundgeſetze, bie fatholi- 
Ihe Kirche, Konfeffionen 
u. Schule betr. 
Stauffenberg 1871 (140 L.) . . III 
d4l Lu) ll 


BEREEBEREEEES 


406 


= J 
DS 


BEEZER 


je +] 
_ 
2 


BEBEBEREEBERERGEBERE 


EE 


Sadh-Regifter. 


Pand. Seite. 


Oeſterreichiſch -Un gariſche 
Allianz ſ. Allianz ꝛc. 
Defterreihifher Verfaſ— 
jungsantrag am Fürſtencon— 
greß 1863 
Defterreihifhe Zollverträge 
mit Deutichland. 


HR. Eile oeeeeereen I 

Papiergeld. 
| "4 3.3. Berl. 1867...» Il 
1871. .... MT 


Mittnacht (wirt. II. Kammer) III 
Stauffenberg (bair. Il. Kammer) I 
Päpſtliche Allolntion auf 
die öfterreihifchen Staats— 
rundgefete. 
r. Neicheniperger » Er. 1871 
gr J * J 
tauffenberg 1871 (140 L u, 
— dur r.). . U 
Päpſtliche Allokutionen 
überhaupt, Kanzleiſtil der— 
ſelben. 


Dr. Reichenſperger-Cr. 1871 
(145 tr.) III 


us sea re oe 0 © 


Päpſtliche Kurie, Päpftlide 


Poͤlitit (vgl. Interventions— 
princip, Unfehlbarkeitsdogma, 
Weltliche Macht des Papſtes). 
M. Barth 1871 (123 r.).. . „1 
u. 
134 r.) . . . . 8 
Blauckenburg 1871 (122 r.). .II 
Kiefer 1871 Korn J il 
Malindrodt I871 (127 r.) . . II 
Miguel 1871 (132 r.) ..... I 
Brobft 1871 (LBS L)...- -- I 
Rabenau 1871 (128 r.) ‚u 


Päpftliher Proteſt gegen 
dbieöflerreihifhen Staats» 
grundgeſetze. 

Dr. Reichenſperger⸗Cr. 
145 r. u) · .3** —III 
Stauffenberg 1871 (140 Lg. u.) III 


Päpſtliche Proteſte über: 
haupt. 
Dr. Reichenſperger 1871 (145 
r. 1.) I 


Barallelbahnen, Widerſpruchs— 
recht aufgeboben. 


Pe WE 22 Dr ⏑ mE SE un, SL Sr 


a. 41 $ 3 Verf. 1867... - - I 
1871..... DI 

PBarität. 
Ketteler 1871 (112 vr. 0)... I 
Kiefer 1871 r.) .. .... im 


Mallindrodt 1871 (127 Lo. . II 
BLVu.) .. III 
Parlament ſ. Frankfurter Parla— 
ment. 


B 


ER ERSEEEREE 


R 


SEEE = 


m 
5 


Sah-Regifter. 


Band, Seite. 
Parlamentarismus ⸗·⸗Er⸗ 


Sa und Ermög— 

lichu 

Sagle Tscs DE): Il 1198 
Barlamentarismus im 
Uebermaaß. 

Berhuiy-Huc 1869 (400 r.) . . III 1162 


Parlamentswahlgejeg vom 
I 1849 


12, Apri 

DEE 200er I 8 
Bartilularismus. 

Bismard 1867 le)... | 7 
1869 (402 r.)... III 1169 
(404 D.. . 11 1123 
Brady (bair. L Kammer)... III 849 
Feiedenthal 1869 (451 r.)... Il 1061 
riefen 1869 (398 L u)... . III 1156 
u. 1157 
Hagle 1868 (75 Di... 2... Il 1197 
Kanig 1869 (834 1.) . ..... II 1127 
ug (bair. Il. Kammer)... . III 809 
(bair. L Kammer)...» . Ill 846 
Miquel 1869 (447 r. g. 0.). . 11 10417 
u. 1048 
Schulze 1869 (457 1)... .. 11 1077 
Tinde-H. 1867 (687 r.) .... 11 645 


Passer rusticus constitus 
tionalis. 

Blandenburg 1869 (395 L u.) III 1148 
Panel en. 


4. 4 3.1 Verf. era a 

1871....0 Hl 2 

Baumſtark 1867 270 Lu) . L 457 

Michaelis 1867 148 1) .... 1 200 

(2711.).... I 40 

Sapigny 1867 (272 r.).. I 464 
„Batriotifhe* (Baiern) 


Motivirte Abftimmung. 
(Huttler u. 24 &enofjen in der 


I. bair, Kammer) ....... Il 853 
Patriotismus, — 
Fraltion in Balern un. 853 
Pauſchquantum Gal. — 
gabebewilligungsrecht, Militär— 
budget, Militärbudget der Ueber— 
gangegeit). 
4. 62 Berf. Fa era I 18 
BETTER It 1 
Bismard 1887 3Lo). Il 1. 
Blandenburg 18 61). IT 44 
Fordenbedt 1867 (571 rn)... 11 364 
Gneift 1867 (632 rc. g.m.).. 11 ui 
— Tg 6 — —— — II 06 
Greil (bair. Il. Kammer) . Il 0683 
Groote 1867 (134 Lim) . I is 
Grumbredt 1867 (891 L 1). II 410 
Hölder (als Referent der wirt. 
I. Kammer) IT 498 


— 
* 
= 


Michaelis 1867 (149 r. 9 
Miquel 1867 (452 r. 0.) . II 
(598 1.) 


BE 





87 


Band. Seite. 


Podbielsti 1867 568 L). MI 
PBrandh (bair. II. Dos III 
Neichenfperger 1867 (697 L 0.) II 


Roon 1867 = ars II 
u Dies 2 
J I 
Röffing 1867 546 lecsan I 
a. 1867 (160 r. n.). - 
ulze 1867 (1511.)..... 
Solme:9.2. 1807 (ib) LJ 
(599 N: R H 
Schulze 1867 (151 m — 
Stauffenberg (bair. II. Kammer) III 
Zweften 1867 (los L — u | 
2). II 
(604 (Ei 
Vinde-d. 1867 (184 (). — 1 — 
594 r.g. u) 1 
er 
Vinde-D. 1867 02 A Pe 
ß "A 1 
Völl (bair. II. Kammer) ... II 


Wächter 1867 (564 r. 0.)... 1 


Waldeck 1867 563 r. 0)... U 


Windthhorft 1867 FR II 
iheit. 


Perfönliche Freiheit j. Fre 
anne des Reichs 


tag8. 
4. 23 Berl. 1867........ I 
III 
Anträßz 8 »nu0rs u u 
Banmftart 1867 (443 L m). II 
Bismard 1867 (159 Lg. u.) 1 
Yasler 1867 (126 r.g. 1)... 1 
NRewiter 1867 (446 L — — 
Scherer 1867 r.) ..... U 
Vincke H. 1867 (448 L 9. u.) 1 
Pfalz in Baiern. 
M. Barth (bair. II. Kammer) III 
Fifcher (bair. II. Kammer) . . IM 
Neumayr (bair. L Kammer) .III 
Völk (bair. II. Kammer). .. II 
Phantom der Einheit ohue 
Breiheit. 
Wigard 1867 (726 r. 0.) . II 
Placet im Allgemeinen, 
insbefondere deſſen Beſtehen in 
Baiern, u. reſp. Aufhebung ‚in 
Preußen (vgl. Katholiſches Kir 
chenweſen 2c.). 
Probſt 1871 138 1). . .... 
Dr. Reichenſperger-Cr. 1871 
BETT 
Stauffenberg 1871 (140 I.) . 
Bolen. 
Antrag 1871... N III 
Bismard 1867 210 Lu) I 
226 Lm) I 
1871 (97 ru). II 
(102 L 0). IM 
Donimiersti 1867 (221 r.). I 
Heunig I! (224 v. m.) . I 
i Lm).... II 


355 


EEEKEBENEBEREERENBSBERE 


BERg ERBEEBEn“ 


ss E R 


Ex] 


EREFE 


88 


Band. Seite, 


(Bolen.) 
Kantal 1867 (206 r. u.). 1 316 
6 Eiacuie, II 655 
Krzyzanowski 1871 (98 r. 0.) III 882 
Mallindrodt 1871 (102 Lg. u.) III 892 
Niegoleweti 1867 215 Lu) 1 242 
1871 (99 r. o.).. III 884 
Sänger 1867 (213 vr. u)... I 3837 
Schraps 1871 (102 r. m.).. III 89 
Unrube-B. 1867 217 r.g.0.) I 348 
1871 (98 r. u.) . III 883 
Zoltowsti 1871 (97 L o.)... III 878 
Polen-Proteſt. 
1867 (09 wo . . . .. .... I 325 
(ogl. 729 r.) Anm. ... I ZQ2 
Politit®rafBismards (vgl. 
Entwurf 1867, Schuß. u. Trutz⸗ 
bilnbniß, Zollverein 2c.). 
Berbufy-Huc 1869 (399 vr.) . . III 1159 
u. 1160 
Bismard 1869 (405 L.)... III 1175 
u. 1176 
Hölder (wirt. II. —. . 111 556 
Jörg (bair. II. Kammer)... . III 600 
Laster 1867 (6855 Lo.) .„... II 638 
1869 (411 L)......» III 1192 
Miguel 1867 (652 2 — I 632 
Munſter 1869 393 I . . ... IIl 1139 


Unruh-M. 1869 393 1)... . III 1142 


Politif der Nihtinterven- 
tion f. Interventionsprincip. 


Polititder Preußiſchen Re— 
ee, im Allgemeinen (vgl. 

önige von Preußen), insbejon- 
dere jeit 1866, 


Kanits 1869 (834 vr. g. 0.). . . [11 1125 

u. 1129 
Laster 1867 (685 L) .. ...- II 638 
Miquel 1867 (682 2) ..... ll 641 
Unruh-M. 1869 (394 r.) ... UI 1146 


Politische Gleichftellung der Gon- 
feffionen fiehe Olaubensbekennt— 
niffe 2c. 


.. f. Fremdenpolizei, Grund» 


Bu ern 
neten und ihr en 


Blandenburg 1868 (50r.)... III 1215 
Bo N i rer u 
8 3. 5 Verf. 1867..... I 4 
BA:2044 11 4 
Poft- und Telegraphen- 
beamte. 
Anftellung. J Ds 4u. 85 
Serf I388 114 
S —— II 2 
Dinft-Ed. A. 5 Au. 4 
Verf. 1867........... I 14 
I 123 





Sad Regifter. 


Bant. Seite. 


Boft- u. — ——— 
A. 4 Ziff. 10 Berf. 1867. 2 
1871 11 
4. —52 Berf. 1867 ET I 
1871. Iu 
Badiſch— zeifiger Vertrag. 
STAUB 3 III 


A. 4 F 2, ii 50, 51, N. 
52 8 3 Berf. 1870... . u 
Bairifcher Vertrag. 


Ziff. IS 19-21 ...... II 
EEE u In 
Shlußprotofoil auf. XI... UI 

ne Vertrag. 
— II 
Protofol Ziff. 3... .... II 
Delbrüd 1870 ((O Lu) 1 
Becker 1867 15 A II 
l 1 


BITL)... .. 
Chapeanrouge 1867 519 r.u.) II 
Errleben 1867 (519 L u.). u 


Itzenplitz 1867 (515 r. 1) u 
(517 1). N 
(517 r. u). | 
Sl8r.n). U 
—J iu): D 
OU Lo). 1 
Leite 1867 (519 L). . ..... I 
Scraps 1867 (lb Lu)... 1 
Präcipuum. 
DEE He 11 
Errleben 1867 (490 vr.) .... I 


(501 r.)...». 1 
Wehrenpfennig 1870 (1401. g. u.) II 
Prager-Friede (vgl. Nilols- 
burger Vertrag). 
V 
Ahlmann 1867 a 2) 
M. Barth (bair Kammer) . 


Bebel 1867 (618 LN. ...... 

Bismarck 1867 Bis Ay F 
639 1. 9. o) II 
(689 1)... 1 


Dalwigt (heil. H. Kammer). I 
Hofmann 1867 (681 r. o.). 11 
Hölder (mwilrt. II. Kammer) . .III 
Jörg (bair. II. Kammer).... 


Krug (hefſ. II. Kammer)... . II 
Kryger 1867 6484.). ..... II 
Cut (bair. II. Kammer)... . Il 
Miguel 1867 (113 L o.).... 1 
1870 (97 x. 0.) ..... m 
Nobden 1867 (121 r.g. m.) . 1 
Schulze 1867 (681 r.) ....» - II 
BindeH. 1867 (6687 r.) .... 1 
Windthorſt 1870 r. u.) .. III 
Präfenzftand ſ. Friedenspräſenz⸗ 
ftand. 
Präfidentenwahl des 
Reichstags. 
EB 1867........ I 
—— III 
Präfibialftimme ſ. Ausſchlag der 


EES. EEEEEEEEEBBEEeE BeBE B 6 Eko 


SEREESESBERBHEREREE. 


MIR 


Sad Regifter 89 


Band. Seite. | 


Präfidialftimme, Bundesprä⸗ 
ſidium. 
Präſidium ſ. Bundespräſidium. 
Preſſe. 
A. 4 3.16 Berf. 1871 ....1I 3 
Im Uebrigen ſ. Competenz- 
ausdehnung auf Preſſe und 
Vereinsweſen. 
Preſſe in Baiern. 
Sonnemann 1871 —938 .. III 1004 
(152 L 0.) . III 1006 
oo. in Dejterreid- 


ngarı. 
Sonnemann 1871 (151 1.) . . III 1004 
Brefje in Preußen. 
Brodhaus 1871 (153 1) . . . . III 1010 
Sonnemanu 1871 (150 r. u) . 1111003, 
1004 u. 


Preß- und beziehungsweife 
Bereinsfreiheit (vgl. Grund— 
rechte). 


Anträge 1867 .......... I 406 
u. 407 
Antrag 1870 ........... Il 252 
Anträge 1871. . ......... III 896 
u. 897 
Bebel 1870 WI ...... Il 262 
Beder 1870 (120 Lu)....II 262 
Hirſch 1870 (121 L.)....... III 264 
Löwe 1871 {117 T). . ..... II 328 
Reichenſperger⸗O. 1871 (105 r.) III 902 
Treitſchte 1871 (108 1.) .... IIT 908 
Tweften 1867 57 1)..... IL 42 
Windthorft-M. 1871 (118 vr.) . III 930 
Preßfreiheit und päpſtliche 
Kurie. 
M. Barth 1871 (123 r.).... III 444 
Preßgefeggebung der 
Zufunft. 
Brodhaus 1871 (153 1.. . . . IT 1010 | 
Löwe 1871 (118 Lo)..... II 928 
Sonnemann 1871 (151 r.) . . III 1005 
Preßvergehben vor die 
Schwurgeridte (vgl. Ge 
ſchwornen⸗Inſtitut). 
Antrag 1867 2 2 una... I 407 
Antrag 1871 ........ ..1I 897 
Löwe 1871 (118 Lo)..... III 928 
Sonnemann 1871 (151) r.). . III 1008 
Preußen im Allgemeinen — 
(vgl. Könige von Preußen). 
Brauditih 1870 (104 r.) .. . III 228 
Miquel 1870 (97 r.)......IIl 205 
— ————— I 106 Lu.) III 904 | 
inde-9. 1867 = r.g. u). II 419 
olf (bair. II, —— III 679 | 
Preußen im Einzelnen: 
Antrag am Bundestage wegen 
der Deutichen Berlefiung 
vom I. April 1866. 
1,1. RER 1 & 


Band. Seite. 
Eonflift f. unter dieſem Worte. 
Decentralifation. 
Bismard 1869 (4O4r.ı.). . III 1175 
Grundzüge zu einer meuen 
Deulſchen Verfaſſung vom 


10. Juni 1866.. 1 63 
Landesverfaſſungen ſeit 

1848 
DEE... ren I 56 
landtagsverbandlung über 

das Neichswahlgefeg 1866 und 

Berfafiung von 1867 ſ. Preuf. 

Landtagsverhandlungen 1c. 
Militairausgaben, Militär- 

budget u. Milttärverwaltung. 

Roon 1867 (599 r.u.).... II 483 

| Zweiten 1867 (602 r.) ..... I 441 
| Moralitätder Preußiſchen 

Politik. 

Jörg (II. bair. Kammer)... . II 792 

Neue Aera in Preußen. 

Probft 1871 (139 L 0)... . II 95 
Nationalverfammlung, preußifhe I 56 
Politit Preußens im Allge- 

meinen. 

Braun-®. 36. 1867 253). I 433 
Politik Preußens feit 1848.... I 

jeit 24. September 1862 .... I 54 

inbefondere im Jahre 1866 

(vgl. Oeſterreich). 

Jörg (bair. II. Kammer)... III 792 
Liebfneht 1870 (153 1.0.) . III 337 
Linde-H. 1867 (181 Lu)... I 208 
Berdienfte um Deutichland (ogl. 
' Könige von Preußen). 
| Schulge 1870 (155 1)... .. III 343 
| Bereinigter Landtag ....... I 4 
Waldeck 1867 (459 L u).... II 125 
Zeit Friedrichs des Großen und 
' ihre Frilchte 
Kiefer 1871 1m 3 ER III 949 
DB ae IT 932 
Preußen den Süddeutfchen zu 
' liberal. 
|  Bismard 1868 (59 r.) ..... III 1239 
Preußen ein Eulturftaat. 
|  Miquel 1867 (682 r.) ..... II 582 
Preußen ein Militärftaat. 
Bebel 1867 (TIL)... ...». 11 6% 


| Preußens auzuftrebende 
' Stellung im Bundesrathe 
Schulze 1869 (406 r.) ..... III 1180 
Preußens Aufgehen (vgl. 
Preußens Zerlegung). 
Windthorſt 1869 (407 r.)... . . III 1183 
Preußens Führung (vgl. 
‚ Krone Preußen). 
Curtmanu (befi. II, Kammer). IIT 436 
Yörg (bair. I. Kammer)... . UI 745 


90 Sad Regifter. 

Band. Seite. Banb. Seite. 
Tweſten 1867 (604 v.)..... 1 447 A. 68 Verf. 1867 ..... 0.» I 20 
Watdorf 1867 : 5 1 J ————— — 11 1 

BL)...» 1 Preußiſche Geſetzgebung im 

—— —— icht (vgl. Allgemeinen,beren Bezie- 

r b ; 

Bade (bei. IL. game) a1 au huuag zum Reid insbefon 
Biegefeben (heff. II. Kammer). II 4; Bahr 1869 (647 r).....- - III 1109 
BraunsWob 1867 (344 1)... 1 539 Bethuſy— Sc 1869 2400 (400 L n.). III 1162 
Ewald Tr (223 9 EEE ul 218 | Mand 1869 (650 1)... ..» III 1116 

Fifcher (bair. I. Kammer)... 111 Fan Bet Herrenhaus im 
Hölder (witt. II. Kammer) . . II Baffewit 1869 (649 [) . .. . MI LUB 
QSutiiee (bair, 1 Reunmex) — Blandenburg 1871 (122 r ei II 940 
Jörg (bair. II. Kammer)... „Ill Faster 1869 (653 Lit.) . IIT 1126 
Mohl (wirt. II. Kammer)... II Met (beff. IL. Kauımer) . u 472 

u. - 

Neumayr (bair. L. Kanımer). . IM Sreichenfperger 1867 (698 1). Be 


1. 
Neurath (wilrt. L Kammer). . III 


r 
Probſt (würt. II. Kammer) .. III 
Stanffenberg (bair. II. —— It 
Sybel 1867 (677 r. g. ah Il 


Völk (bair. II. Kanımer) . ni 
Weber 1867 (679 r.)... - »» II 
Preußens weltbiftorifhes 


Berdienft bezüglich der Löſuug 
ber Frage des Berhältniffes zwi⸗ 
{hen Staat u. Kirche (vergleiche 
Preußen, Breußiiches — 
Ketteler 1871 (112 vr. u.) . 


MER 1871 (106 E 
J... 204 
Preußens Zerlegung En: 
Preußens Uebergewidht). 
Helfifcher Antrag 1868 . ‚III 452 


Bismard 1869 (104 r. 5 1). II 1174 
u. 1175 


Probſt (wirt. II. Kammer) . . Ni 517 ' 
PBrenhenfiolz. 
Wagener 1860 (450 r.) .... 111 1066 


a Abgeordneten 


bau 

—* 1869 (653 r. o.) ... . III 1126 
Preußiſche Armee-Anord— 
nungen maßgebend für Bun— 
destontingente. 


A. 63 8 5 Berf. 1867 ..... 
J 

Preußiſger Bundes-Ent- 

wurf 1866 
Preußiſche Decentralifati- 

fation. 

Bismard 1869 (404 r, u.) . II 1175 
Preußiſche Führung |. Preußens 

Führen 
— Gehorfſam. 

Kanitz 1869 (834 r.). . III 1129 
Preußziſches Geſetz, die Er- 
Märung des Kriegzuftan« 
des bir. bis zur Erlaſſung eines 
Bundesgefetes für die Bundes» 
ſtaaten gültig. 


— 


Preußiſches Herrenhaus 
insbefondere in Bezugauf 

auf Diätenlofigkeit. 

Walde 1868 (48 r.). ...»- II 1209 
Preufiihe „dohe Meinung“ 
vordbem. 





Bismard 1869 (404 r. u.) . III US 
Preußiſche Inftruftionen, 
| Reglements und Berorb- 
nungen im Militärwefen 
für die u... bindend. 
A. 61 Berf. 1867.....- 0%. 18 
| 1871. . . . .... III 1 
Elben (wilrtemb. II. Kammer) III 524 
Forlel 1867 681 r.) ... ... 383 
griefen oT BER * u.) . 30) 
neiftt 1867 (585 DI...» f 394 
Habertorn 1867 (583 L u). . II 389 
Kebler 1867 (582 r.). . - - II 387 
Mohl (wilrtemb. Il. Kammer) . 1 512 
u. 513 
| Nohden 1867 533 L....-- II 388 
Roon 1867 58lr.u).... II 384 
Tweiten 1867 (84 1)...» .» 7 391 
Binde-D. 1867 (582 L m.). 386 
Walde 1867 (563 Lg. 1)» 342 
|  Wigard 1867 (582 Lo) . 385 
| BEN ..... 1 392 


Preußiſche Iurisprudenz, 
Preußiſcher Juriſtenſtand 
(vgl. Preußenſtolz.) 

Friedenthal 1869 (451 r.). 

Schultze 1869 (457 Lo.) . 
Preußiſcher Rarbinafiehter. 

in Miquel 1869 (147 Lg. u.). 


2 
Preußiſches Kirhenmeien |. Kir» 
chenweſen in Preußen. 

Preußiſche Könige j. Könige von 
Preußen. 

| Preußiſches Tandredt. 


‚IM 
.III 


T: 





ı  Friedenthal 1869 (451 r.). . . III 1061 
ı  wWiquel 1800 (HT 1) .....- III 1046 


Preußische Yandtagsverhandlungen 
j. Landtagsverhandlungen zc. 


Sadj-Regifter. 


Band. Seite. 
Preußiſches Majorifirung®- 
princip. 
Neurath (würtemb. L Kammer) II 
Preufifhe Militärgeſetze 
im Bunde eingeführt. 
4. 61 Verf. 1867 


Röſſing 1867 (555 L.) 
Wächter 1867 = ER) DB 
Walded 1867 (563 1)...» II 
Windhorſt 1867 (560 1.) .... U 
Preußiſche Militärlaften. 


Reicheufperger 1867 (697 1.) . U 
Preußiſches Militärftraf- 


geiehbud. 
Wächter 1867 (64 Lu)... U 
Preußiſches Militärwefenf. 
Hölder (witrtemb. II. Kammer) Il 
Linden (würtemb. L Kammer) III 
Preufifche Minifter zugleich Reidy8» 
minifter ſ. Neichstanzler, Ber» 
antwortliher Bundesminifter, 
Berantwortlichleit des Reichs— 
kanzlers. 
Preußifher Oberbefehlüber 
die Bundesmarime. 
4. 53. Berf. 1867 ........ 
a 
Preußische Oberleitung ſ. Preu- 
Gens Führung. 
Preußiſche Ordnung. 
Kanit 1869 
Preußiſches Parteiwejen. 
Wagener 1868 ee III 1225 
Preußiſcher Partifularismus |. 
unter Bartitularismus. 
Preußiſche Politik f. unter Preußen. 
Preußiſches Preßweſen. 
Brodhaus 1871 (153 1)... „ III 1010 
Sonnemann 1871 (150 r. u.). 1111003, 
1004 u. 1005 


574 


BEE E EEERRR 


Bibi 


Preufiihe Reaktion auf 
tirchlichem Gebiete (vgl. 
Kirchenrechtlihe Berfaffungsbe» 
ſtimmungen, Kirchenweſen in 
Preußen). — 

Blanckenbur 71 (122 1).. 939 
Windthorft lsrı PA ..11 934 

Preußiſches Rocht im Ber» 
hältniß zum Reid. 

Bähr 1869 (647 r.) ....... III 1109 | 


Breufifhe Rechtéſyſteme. 

Zehmen 1869 (454 L o,)... . III 1067 
Preußische Reglements im Diilitärz 

wefen ſ. Preußiſche Inftrutionen. 
Preußiſche Spike (vgl. Krone 
Preußen, Breußen). 


Waldeck 1867 (699 r.).......- I 67 
(700 1). 2.0.» „u 64 


Preußiſche Berfaffungsbe- 
himmungen die Kirch? betreff. 
ſ. Kirchenrechtliche Berfaflungs- 
beftimmungen in Preußen. 


| 


| 


| 
| 





BEE ea III 1129 | 


! 
J 





| 
3 


9 


Band. Seite. 
Preußiſches Volt (vgl. Preu- 


en). 
Metz (heſſ. II. Kammer) ... . I 

Preußifh-franzöfifher Han- 
delsvertrag. 

Hiſt. euren I 
Miguel 1867 845 Lu) ... 1 
Mohl (witrt. II. Kammer) . . . 1 

Prineip ber freien Berein- 
barung. 

Neurath (mitt. L Kammer) . II 

Prineip der Freiheit ſ. Freiheits- 
princip. 

Prineip der Intervention, Natio- 
nalität j. Interventiond-, Natio- 
nalitätsprincip. 

Privatreht f. Competenzausdeh- 
nung %. 

Projeite Deutiher Verfaſſungen 
ſ. unter Deutſcher Bund. 

Brolfamation an das deut— 
{he Volt, die Kaiſerwürde 
betreffend 


a7l 


106 
642 
510 


D66 


Pour an Sr van: Sr u or ur DE ur GE el 


| Broflamirung des Kriegezuftands 


ſ. Erklärung :c. 
Prolongation der Norddeutſchen 
Legisfaturperiode ſ. Legisfatur- 
periode ıc. 
Promulgationsgefegzurre 
cidirten Berfaffung vom 
16. April 1871 u 
Verhandlungen 
Proteſtantiſche Kirche, Pro— 
teſtantismus. 
Crämer 1871 (149 UL)... 
Miguel 1871 (132 1) x...» 
Probſt 1871 Ar J I 
(38 I I 
Dr. Reichenjperger + Er. 1871 
(147 r.) — 
Proteſtantiſche Kirche in 
Preußen, (vgl. Kirchenweſen 
in Preußen, Kircheurechtliche 
Berfafjungs » Beftimmungen in 
Preußen). 
Ketteler 1871 et | 
Kiefer 1871 (126. 0)...» 1 
Miguel 1871 (132 r. m 
Dr. Reichenjperger 1871 (147 r.) III 
Windthorſt 1871 (119 r)... U 


PBroviforium in Deutſch— 
land. 
Blankenburg 1869 ar 1.) .. . 111 1153 
Prorehgeleßgebung 1. Kompetenz 
n. GCompetenzausdehnund, auch 
Bairiicher Vertrag. 
Bublilation der Norddeut— 
ben Bundesverfaffung. 
Hift. E. Schlufberatbung ... 1 
PBublifation der Schuß u. 
Trutzbündniſſe 


She 


m. er er rn. 


SEE 
— - 
SB 


ER 


„lu nenn. «* 


Pe Be 


. 22 


378 u 


92 Sad Regifter. 
Band. Seite. Band, Seite. 
Piublifationsgefeg zur Deut: Plaud 1869 (650 L.) . . .... III 1115 
[chen Steicheverfaffung BEE 22 Schulze 1869 (TE) ...... Il 1077 
Schwarze 1869 (463 1.) ... . III 1093 


Abſtimmung darüber 1871 (162 
r. m.) 1272 

— 1272 

„Quabratur des Cirkels“ 

(gl. Glaubensfreiheit, Grund- 

rechte für die katholiſche Kirche), 
Stauffeuberg 1871 (141 r.)... III 982 

Qualifilation d. Officiere. 


A. 63 $ 3 Berf. 1867 ..... I 28 
1871: .::, MU 38 
Quartalertrafte der Zollerhe- 
bungsbebörben. 
A. 30 Verf. 1867........ I u 
IB 44 200% II 10 
Quarticrlaft ſ. Einquartierung. 
Mateburg, Berfaffungsver- 
hältniß. ſetus 
Wächter 1867 (661 r.)..... U 576 
Wiggers-B. 1870 (113 L m.). III 242 
Nayougefeg ſ. Fefluugen. 
„Rebellen“ ſ. Biſchöffe, Geſetze. 
RechnungsbehördeimZoll— 
weſen. 
A. 37 $ 4 Verf. 1867 ..... I 10 
U. 2 Rn I 9 
7 aa ſ. Bundesrechnungs- 
dv * 
Nehnungslegung jährlid 
durch das Bundespräfidium (vgl. 
Budget) 
A. 22 Berf. 1867........ I 21 
2 N II u 
Gebert 1867 (65 r.) ..... II 482 
Rechnungsnachweiſungen 
(vgl. Budget). 
a. 71—73 Verf. 1867 ..... I 2 
1811..:525% IT 20 
Errleben 1867 (627 r.) .... 11 488 
Nehnungsmwejen, Bundes: 
ratbsausfhuß. 
9.8 3.7 Verf. 1867... .. I 58 
1871.. .. III 5 
Recht derNationalität (vgl. 
Grundrechte). 
Schrader 1867 (685 r. u.) .. II 640 
Schulze 1867 (681 r. u.).... II 629 
Linde-H. 1867 (687 or ..ı. II 64 
Recht des Neichstags auf Adreffe, 
Beſchwerde, Erhebung von That» 
fachen, Juterpellation, Petitio— 
nen ſ. Adrefie ®. 
Rechts-Ginheit einer Na- 
tion. 
Adermann 1869 (650 r.).... III 1116 
Bähr 1869 (647 L. u.).... . III 1107 
Laster 1869 (467 rt.) ..... III 1104 
Miquel 1869 (447 n — III 1046 
MOL) .... III 1052 


Rechts-Einheit unabängig 

von ftaatliher Einheit. 

Miquel 1869 (446 rt.) ... »- - Il 1045 
Reformirte in Medlen- 


urg. 
Wiogers, Morit 1867 (258...) I 45 
„Regierumgstopf mit neuen 
Henkeln“. 
Blauckenburg 1869 (397 [. o.) III 1155 
Negimenter mit fortlaufender 
Numerirung. 


4 63 8 2 Berf. 1867... .. «ll 138 
1871.44 1 18 
Neglement zum Reihe-Wahl- 
Geſetz. 
Vom 238. Mai 1870....... II 
Reglements zur Preußiſchen 
Militär » Gefepgebung, Ein- 
fiihrung im Bunde. 
A. 61 Berf. 1867 ..... .. 1 38 
er ee ut 17 
Negulator bei dem Allge- 
meinen birelten Wahl- 
recht. 
Schulze 1868 (62 1).-..:. IT 1219 
. 120 
„Reich“ ftatt „Buud“ ſ. Kaiſer 
und Reid. 
Reihhsbeamte (vgl. Beamte), 
ihre Rechte dem Reiche gegeu- 
iiber. 
a. 18 $ 2 Berf. 1871... .. 11 6 
Reichsbehörden, Neichebürger- 
thum, Reichsfinanzen, Reichs— 
gebiet, Reichsgericht, Reichsge— 
ſetzblatt ſ. Bundesbeamte ꝛc. 
Reichshülfe ſ. Bundes-Erecution, 
Juſtizverweigerung, Schlichtung 
von Streitigkeiten. 
Reichekanzler, Reichskriegsweſen f. 
Bundeskanzler. 
„Reichs-Marine“ ſtatt „Kai— 
ſerliche Mariue:“ 
Antrag 1871............ I 1257 
Bamberger 1871 (158 r.).... . . III 1260 
Dunder B. 187 L).. . II 1258 
Hoverbed 1871 (158 r.) .. . 111 1260 
Fun 1871 7* U); II 1258 
Patow 1871 Tb8 1) .... III 1259 


Roggenbach 1871 (158 L u.) . II 1259 
MWiggers, Doris 1371 (157 r.) III 1257 
r.) III 1260 

Neihsminifter, Reichsſteuern ſ. 
Bundesminifter ac. 

Reichstag beziehungsweiſe 
defjenfortbilbungimAlt- 
gemeinen, insbefondere deſſen 
Vollzäbligkeit (vgl. Beſchlußun— 
fäbigfeit, Competenz, Competenz+ 
ausdehnung, Diäten). 


Sach⸗Regiſter. | 93 








Band. Eeite. Band. Seite. 
A. 20—32 Berf. _ rer I 7 Senehmigungsertheilung zu Ber: 
ae Il 6 trägen. 
Bennigfen 1867 168 — 1 24: A.U8 2 def. 1867 .... I 6 
Dumont (Hefi. II. ammer) . ‚I 44 181, „us 8 
Elben (würtemb. II. Kammer) nn 532 | Geihähtsorbunng 
Fies 1869 (816 1). . „I 1241 | R. 27. Berl. 1867 ....... I 8 
Groote 1867 (133 —— 165 1871 53 ı 7 
Dane 1608 (70 vo) II 1197 | a mung, z 
Hofmann 1867 808 r. um) I " FH —— i 8 
Hölder (wilrtemb. In Kammer) III — Se een 
un a: 2 : 2 100 30 MM Be. 1867........ 1 8 
Laster 1867 16 t). 118 1871. .......0 1 
Be II 1098 Im Uebrigen f. u. Initiative 
869 409 1)....». III 1186 | des Reichstags. 
Fuß (bair. II. Kammer) .. . II 819 | Imterpellationsredht f. unter diefem 
u. 846. Worte. 
Metz (heifiiche II. —— .III 466 ltio in partes ſ. unter dieſen 
Miquel 1867 (114 r.) ..... I 112 Worten. 
Münfter 1869 (392 r. o.) . — 1140 ung 
Neumayr (bair. Kammer) . 837 4. 27 Berf. et ade 1 8 
. 852 ! BTL 000 0% iu 7 
Sybel 1867 (329 L ; 1 533 | rn ber Verhandlungen. 
Treitichle 1871 1107 r. . III 908 | U 22 Baf. 1867 ......... 7 
— M. — * ar , ; ar 21 | * ac Eh 11 7 
Binde-H. [ ng. u = erweiſung. 
———*8 IT 43 9 23 Berf. 1867 ........ 9 
Wachenhuſen 1867 (297 L 1) I 520 1871 saure I 72 
Walded 1867 (18 L m)... I 3 | Präfidenten-Wahl. 
on I 4 4. 27 Berf, FH ae I 8 
4 £ Er J |; | ee III 7 
A ee I 126 Recht auf Kre Beichwerde, 
WILL) :=5.% II 672 | Erbebung von Thatſachen, In— 
1868 GIN...... IIT 1208 terpellation, Minifteranflage ſJ. 
1869 (819 r.) ..... UI 1250 unter letzteren Worten. 
u. 1251 | Schließung A. 12 Berf. 1867... I 6 
1871..I 5 
Reichstag im Einzelnen. rn 
Aufgabe Tweſten 1869 (391 r.). u 1138 Berf. 1867 . 2.2... .. 8 
Auflöfung A. 24. Berfafl. 100 8 18711 .... ..IAI 7 
871 m 7 | Stimmverbältniß. 
Berufung A. 12 u. 13 Berf. 1867 I 6 Mohl (wiürtemb. II. Kammer) III 521 
1871 II 5 | Urlaubsertheilung firenge. 
— in beſtimm⸗ Bismarck 1868 (76 1)... . III 1199 
ten Monaten; Berfaffungsveränderung. 
Hagle 1868 (TE r.) ...... 1 1198 | "Bismard 1867 (394 r.) I 680 
Beſchlußfähigkeit durch Auweſen— Im Uebrigen ſ. Berfafjungs- 
heit von der Mehrheit der ge— veränderungen. 
we — — Verhältniß zu den Landtagen ſ. 
A. 28. Berf. 1867......* I 8) unter dieſen Worten, 
PRESSEN I 8 | Verhütung gleichzeitigen Tagens 
Beſchlußfaſſung durch einfache der Landtage mit dem Reichs— 
Mehrheit. tage ſ. unter dieſen Worten. 
u Verf. 1867 ........ I 8 | Bermindernng der Mitgliederzahl. 

1 2 HI 8 Brauchitſch 1870 (105 L u.) . III 225 
Kompetenz ſ. u. diefem Worte, Bertagung A. 12, Berf. 1867... I 6 
Disciplin A. 27 Berf. 1867 . I 8 1871... II b 

1871. Bit 7 Wann Zuftimmung des Reichs⸗ 
Stephani 1868 (76 r.)..... III 1201 . nöth rg N 
Eröffnung A. 12, Verf. 1867 . I 6 erf. 1887. . ... I 8 
1871.11 5 1871..-»» I 7 


94 
Band. Eeite. 
Antrag, Unruh (1867)...... II 102 
Fries (1867) ». . . 11 108 
Borlagen A. 16 Verf. 1867. I 8ı 
1871. 1 6 | 


Wahl (vgl. Wahlgeſetz, Reihe: 
wahblgejeß). 


A. 20. Bar. 1867 ...... L 1 
1811: 4244444 III 6 
Zuſammenſetzung 1867 (conſt.) 
Stauffenberg (bair. II. Kam.) II 738 
Zuſtimmung F N la 
A. 28: Berk. 1887 ...:..* I 8ı 
ee — “an 7 


Neihstagals Inquifitions- 
gericht. 
Cie 1871 (199 tr) ..... III 1001 
Reihstag vor Amt. 
Bismard 1868 (76 L) ... III 1199 
Reichstag vor jedem Bro- 


vinziallandtag, 
Bismard 1868 (76 I.).... III 1199 
Stephani 1868 (76 [L) .... . III 1200 


Neihetagsfouveränität. 
Wagener 1869 (450 v. u.) . 
NReihsverfaffung vom ö8, 
März 1849 (vgl. Frankfurter 


. Ill 1059 


Parlament und Berfaffung) ». I 48 
Lieblnecht 1870 a2 r. u.) ..Ul 837 
Sybel 1867 325 r.0) .... L 581 
Thielau 1867 (318 Lu.) . I 568 

RNeihsverfaffung vom 16. 

U Er I 1 
Reichsverfaſſung, Verhältniß zu | 
den Yandesverfafjungen |. Ber: 

hältniß ac. 

Neihswahlgejey vom 12. 
April 1849. ........ 49 
a et (vom 3 
eg ‚II 29 
—8 J Verf. 1871 ..... II 29 
A. 20 $ 2 Berf. 1870 ..... 1 54 
Würtembergileer Vertrag. 
Er RER A 48 
Bismard 1867 (429 L u . b0 
Delbrüd 1870 (142 r.).. m 312 
Huttler (bair. II. Kammer) . II 757 

Laster 1870 (142 r.) ..... 1 32 

Tweſten 1867 (1 R, — I 8 
256 r. u.. . 1 41 

Bagener 1867 (421 [).. .. 1 38 

Zehmen 1867 (420 1) EEE 11 2 
Relursababusu (vgl. Katho- 

liſches Kirchenweſen in ———— 

Stauffenberg 1871 (140 L). 978 
er Sau 2 

eit 
Neligionsfriede. 

M. Barth 1871 (124 r.).... III 946 

Ketteler 1871 (112 L wm). ... II 214 

Requifitionen, gegenfei- 
Ei Erledigung 
4 3. 11 Berf. Yise7. l 3 
1871. ‚lu 3 


Sach⸗Regiſter. 


Band. Seite. 
Reſervatrechte ſ. Sonderrechte. 
Reſerviſten, Auswanderung. 

a. 598 2 Berf. 1867..... 1. 24 
1871 ..... 11 1 
Refcripte zur Prenßifchen 





| 


— — — —— — — — — 


Militärgeſetzgebung im Bunde 
eingeführt. 


A. 61 Berf. 1867........ 1 18 
V —————— ul 17 
„Revolutionäre Auslegung 
ber Bundesverfajinng, 
insbefondere Revolutionäre In— 
frageftellung der Berfafjungs- 
Eigenfchaft.“ 
Braun-Wsb. 1869 (460 L- . II 108 
Friedenthal 1869 (451 r.). . . III 1061 


Wagener 1869 (450 1)...» . III 1054 
Windthorft 1869 (457 r. u.). . III 1078 


Revolutionäre Partei f. Euro- 


päifhe Revolution. Part. 
NRevolutionen als Landes— 


ſeuche. 
Ewald 1871 (223 1.).. . HI 1277 
Rheinbund. 
ölt (bair. II Kammer) .... II 2 
Römiſche Capitälerfür den 
deutjhen Verjafjungsbau 
(vgl. Päpftliche Kurie). 


Blandenturg 1871 (123 L o.) III 92 
Römische Politik (vgl. Katho- 
liſche Kirche Päpftlihe Kuria). 
Kiefer 1871 (125 11.)... ... 348 
Römiſche Scholaſtik uud 
deutſche Wiſſenſchaft. 
M. Barth 1871 (124 vu) . UI 96 
Röslers „Studien zur Preußi— 
chen Berfaflung“, 
Wagener 1868 dl) ....- ul 1225 
Nubepunft in der Berfaj- 
fungs-Gefeggebung des 
Bundes. 
Adermann 1869 (651 r.).... DI 1121 
Bismard 1868 (57 r.)... . 11128 
u. 1234 
Blandenburg 1871 (121 1)... UI 87 
Briefen 1869 (398 L)... . UI 1156 
(558 E54. DB uM 
8 i 112 
ünzer 1869 (652 1) ...-. ul 113 
Laster 1871 Br —— ul 874 
Schulze 1869 (407 L o.).... II UA 
Schwarze 1869 (462 r.).... II 
Windtborfi 1869 (460 L.).. ... 111 108 
1871 (119 rc.) ... III 388 
Walded 1868 58 1.) ......- 1 1234 
Rußland, 
M. Barth (bair. Il. Kammer) Il ie 
Jörg (bair, Il. Kammer)... . III 779 
Niegolewsti 1871 (101 1)... 1 89 
Neichenfperger 1871 (106 L g- 
J EN u &% 


Sad. Regifter. 


Dand. Seite. 


Sächſiſcher Antrag aufOber- 
eu Handelsgerichtsbof. 


95 


Band. Seite. 


| Schein-Conftitutionalis- 


8, 


Braun-Wsb. 1869 (461 1.) . . IL 1083 | Wageuer 1863 (54 .). . ... I 1924 
Laster 1869 (653 1). . .. .. III 1125 Schifffahrt ſ. Marine. 
Sächſiſches Beifpiel. neintamen Waferhtahen. auf ge- 
Laster 1869 (653 L).. -. . - » III 1125 | meiniamen Waſſerſtratzen. 
Sualifde en en; — u. 4 3.9 Veif. en rn . 
Braun-Wob. 1869 (461 1. an 
SädhfifhesGeno — * reale !. —— 
er an * Shifferertifitate 
vgl. Genofjenfhaftsgebung fde \ 
Bundes 2c.) A. 54. $ 2 Verf. 1087 — a Mi 


Braun-Wsb. 1869 (461 r. u.) IIT 1090 | | Sgteomin, -Holftein. 


Sächſiſche N re at * V des Prager Frie— 
dem Reiche zum Trotz. dens ............. 
Braun⸗Wob. 1869 (461 r.).. . III 1089 ahimann 1867 (226 r.) . [ 

Sädhfifher Krieg im In— (556 r. g. m.) II 
nern, Bismard 1867 (144 r.). I 
Braun⸗Wob. 1869 . III 1087 En). I 

Sächſiche Parti —— r. m.) II 


(vgl. Sachſen). Elben (würt. II. Kammer)... IU 


Friedenthal 1869 (453 1, 0). . III 1064 Rrande 1367 er Em). I 
Laster 1869 (464 r. 0.) ... . III 1097 Kryger 1867 F 3 BR. | 
Zehmen 1869 (455 L g- v). u 1070 Sl. n).... — 


1870 


u. 
8 Eu) ; 
Malindrodt 186 (156 re). — | 


Sächſiſche Regierung. 
Friedenthal 1869 (4531 ). . . .„ III 1065 


Sächſſiſche Sonderredte ſ. Son- Podbielski — J a Il 


5 EREEEREREEEEEESERS 





derrechte. Schleiden 1867 I 
Sächſiſches Strafgeſetzbuch Schrader 1867 9— I 
vom 10. Oktober 1868. BindeH. 1867 (181 r.) ...-. I 

Vaſſewitz 1869 (648 r.) ... . IT 1112 öl (bar. Il. Kammer)... . 1 

Braun:Wsb. 1869 (461 r.).. . 111 1059 Wulff 1867 (549 L 0)... .. II 

Schwarze 1869 (462 r. u.) . „ II 1093 | Schleswig-Holftein, Ideen— 
Sachſen im Allgemeinen. art 

Braun-Wesb. 1869 (461 I)... III 1087 Jörg (bair. II. Kammer). II 

"bis 1090 Schleswig:Holftein u. der Zollver- 

Bray (bairifhe L en ‚II 849 ein f. Zolverein. 

Gebert 1867 (167 Lu.).... I 256 | Schlidtung von Ötreitig- 

Heubner 1867 (167 r. g. u). I 258 feiten u. Strafbeſtimmun— 

Jörg (bairiſche — — II 790 | gen (vgl. N 

Dehmichen 1869 (817 1.) ... . III 1245 A. 74 Berf. 1867. ....... I 21 

u. 1246 re Hi 21 

ra 1867 (272 Lg.u.).. I 468 Braun-Web. 1867 (672 L): 601 

Stauffenber — II. Ele "u 7125 Gebert 1867 (668 r. u)...» 593 
Binde-H. 1867 (183 r.) . I 299 Hölder (als Referent der milr: 

Schmeun 1867 (154 r.) . I 220 tembergifchen II. Kammer) . . III 493 
Sachſen als verbrießliger Wohl (wilrt. II. Kammer), . . III 518 
Bundesgenoffe. lie lehren J = 

Braun-Web, 1869 (461 L. o.). III avıgıy nal)» 

dein In = Schaffrath 1867 EL — II 59 

Sadjen, —— Schwarze 1867 4 ). — = 
21. Oftober 1866 . 38 2) Lage n 

al; .n — ——⏑— u uus 

FEN r | ädhter 1867 (661 L.)..... 215 

nm Dr Miggene 1807 B73 r) 11 508 

Windhorſt 1867 (665 5 w).. II 578 

a een vom 8. | Wölfel 1867 (663 r.m) ... II 589 

Juli 1867. A. 18. 20... m 7 Zachariae 1867 (670 r.)..... II 597 
Salzfteuer. Schliefung des Bundes- 

Delbritd 1867 (501 r.) ... IT 19 | rathe. 

Michaelis 1867 9— Lu).. 1 12| © 12 Verf. = RERTT 6 

BlLm).. 1 187 171 ........ uU 5 


96 Sadj-Regifter. 
Band. Seite. Dazb. Geite. 
i ...1I 658 
Schließung - Ar de vbit — — — 7 1072 
a a — ugber Gentralge; 
Säiußalte d. d. Wien 15. unde3, 1610 (07 0. I 230 
re EN, tbed 1870 (UI L) .... Il 236 
Saluupresstell, bairiſches v. Hove 09 Lo) "I 198 
2 Rom. 1870... ....:.° II 65 Löwe 180 a Tr 
Säreiden bei neun ——— en f. Bair. Ber- 
wig Il * — die Kai⸗ —ã — Charakter 
e — 
— = deutichen Fürften und F — —— ung vers 
freien Städte ....- ..... u 24 | A —— 
ne rt IIT 1198 
Id nleihe — * 
—— Allgemeinen. — ts nen 
— dr — Secessio inmontemsacrum 
Windthorſt.M. 1871 (119 Lo.) III 331 | 1871. ...m 
ge Preußen. Treitfäite Dr ar 3 sie 
Sulefenf. unter Birde Rice | Mesa IRB... 1016 
Schulwejen |. unter Kirche (Kirche . . sa. u. 
d Schule). i 
Be Bundesangehö- ra ——— 
"Bert "7 Mg Mine 6. zung, Au Pen 1 und Bo ac 8 
en) Anm. Fir 2 2 rn, I 15 
em „oe... .0 
Sur bes Tue Bein), Setup Anbei ı% 
und des —— A.4 52 1871... ...ım 15 
ben gültigen Re * 
— —— EG . . al g if ji he : t Er f- 
er 
Adermann 1869 (651 Le). IN 1117 — I 44 
Bahr 1009 (AT I ET III 1106 m ee uela tt Ze 
Hölder (als Referent der wür— „ar 1867 (SID... I 486 
tembergifchen II. Kammer) . . IIT 490 | Braun, e1867 279 . m.) 1 477 
Wiggers Morig 1871 (94 v.). III 871 | Chapeaurong —— 
Schutz des geiſtigen Eigen— Delbrud 1869 in.) . II 1090 
ae 3. 6 Verf. 1867..... I 23 Evans 1867 (281 1.). ..... - = 
1871..... Tu Grunbucht nr Gr) 1 478 
Schutz- u. Trugbündniffe Gruinbrecht 1867 (279 r. u L 488 
von 1866 Pa . . - | 1869 20 3 4 III 1017 
I 108 | (215 1.g. u.) III 1081 
Thronrede vom 17, | (Hört. 9,2) 20m 
re I SR | Meier 1867 (251 Lu). - 
M. Barth (bair II. Kammer) . III 626 | 1869 212 "7777 11 1023 
Bennigien 1867 (164 r.).... 1 = | WAL g.u)... I 1034 
— 78 ET: 
5 Lu) .. .II 1040 
enlohe (bair anımer). III 842 >” .. 1 489 
Kae —* li. Summer) . II 486 en ae ee R- 1029 
Förg (bair. II. Kammer)... . II 795 | Roh 5 Lem)... I 10aL 
Lu (bair. Il. Kammer) . ‚0 = (5 r. u.) ..... III 1039 
MIT 470 | Matte 1869 Gau RT 
Metz (heſſ. II. Kammer) 2 Sn m a DL m III 1031 
Be a ii u. * Setonnen ſ. S 
Römer (wülrt. II. Kammer) .. IJ Fr es nei en, Bundesrathsar 
Schrader 1867 (686 L). .... R ee 
Stuuffenbers (hair. II. Kammer) III 741 A. 8.3.2 Berj. en —— u 4 
Unruh⸗B. 1867 (304 v. 0)... 1 540 





Sad Regifter. 97 
Band. Seite, | Band. Seite. 
Selbfländiges Mebenein- | Souder- u. Ehrenrehte Baierns _ 
anderfieben und bezieh— | im Allgemeinen (vgl. Bairifcher 
ungsweije Zufammen-» Bertrag im Allgemeinen.) 
wirfen des Staates und M. Barth, (bair. II. Kammer). III 616 
der Kirche. 617, 632 u, 635. 

Mallincrodt 1871 (128 L 0.) . III 955 Elan . a ART a 1273 

Selbftändigleit der Einzel. Fiſcher (bair. II Sam.)..... II 774 
Ada ia Deutialase Hohenlohe (bair. L Kammer) . III 843 

Frantenftein (bair. L Kam.) . III 840 Jörg (bair. II. Kammer) ... ge = 
ee Lug (air, II. Kammer) . . . MI 808 

Windhorft 1871 (119 r) . . . 988 Schlör (bair. II. Kammer) . III 694 

‚ j Sonber- und Ehrenredte 
Sequeftration als Mittel der Baiernsim Einiel f 
Erecutive auf Erfüllung der Bairifcher Bert zelnen (vgl. 

Bundespflichten. er Vertrag). 

a. 19 $ 2 Berf. 1867 | 7 | Bier und Branntweinfteuer. 

1871 UI 6 . 235 $ R ei = WER I F 
Servisverordnungen, Preu- Sertrag Ziff. II 18 ..... 
Kifche, im Bunde eingeführt. — auf. x. — ul 67 

A. 61 Berf. 1867 . 2222... I 13 der (als Berichterftatter der 

1 ut ı würtemberg. II. Kanımer) ... III 499 
Seffionen des Norddeutſchen, Bundeskriegsweſen. 
beziehw. Deulſchen Reichstagé Schlußbeſſimmung zum Abſchn. 
und des Bollparlamente zuſam⸗ XI der Verf. 1871 2:54. II 19 
mengeflellt 22.22.22... Se Vertrag Zi. IT $5...... II 62 
Siefta (vergl. Ruhepuntte ac.) der Schlußprotokoll Ziff. XIV SATT 69 
deutichen Bunbesiepisiatien. Bundesrathsausshuß fiir auswär- 

Windhorft 1869 (460 1.) . . . III 1085 tige Angelegenheiten, fländiger 

1871 (119 r.) ... I 933 | Eik, Borfik. 
Signatur bes erfien Deut- A883 Beri. 1871...... IT 5 
hen Reihstage. Bertrag Ziff. 1IS5....... Ir 583 

Grämer 1871 (149 1.) .... III 999 Bundesrathsausfhuß fir Land— 
Sualtangebrond der Kir, beer und Feſtungen, flündiger 

Stauffenberg 1871 (140 1). „I 978 | As $ 2 Berf. 1871... ... Mm 4 
re d. Kird- Vertrag Ziff. il. 6...... um 58 

R Eifenbahnwejen. 

Erämer 1871 (149 1.) ..... IIT 1000 en 

Dr. Reichenfperger :&r. 1871 Vertrag Ziff. IH. 5 3 DE u u er III 61 
775% DNS DIE 988 | Immobiliarverfiherungsmwejen. 

Stauffenberg 1871 (140 1.) ... III 978 Schlußprotololl Ziff. IV....IT 66 
Slaven in Defterreid) (vgl. Ruf Militärwefen ſ. ſoeben Bundes- 

land). kriegsweſen. 

Jörg (bair. II. Kammer).... nn = Modifitation der Beftimmungen 
Socialismus |. Arbeiterfrage. me nme 
ae bes Minifte- Schtußbefimmung zu Abfchnitt 

Easter 1869 (409 3)... TLBB | gig — Berl. v. 1871 IT 18 

bie 1193 | "1.4945, 0.468 1 (ifenb 
—— Baierus. I — $ 1(Eifenbahn- 
örg (bair. II. Kammer) ... . 
— (bairifche I. Kam) I 735 — (Poft und Telegra- 
onderredhte (jura singulorum) Dr 
im Allgemeinen f. unter Ber- J + n Fat NS EHER 2 12 
faßungsveränderungen in Bezug " 3 — Dh 14 
auf Sonderrechte ze. Poft- und Telegraphenweſen 
Sonderreäte Badens. Vertrag Ziff. II $ 19-21... III 57 
Bier und Branntweinfteuer. 3.18 A4...... I 61 
4. 35 8 2 Berf. 1871..... IM Schlußprotokoll Ziff. XI..., IT 67 


Hölder (ala Berichterftatter der 


würtemb. II. Kammer) .... III 499 


Im Mebrigen |. Bairifcher 
Vertrag. 


7 
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Band. 


Sonderrehte Sachſens. 
Bundesrathsausſchuß für aus— 
wärtige Augelegenheiten, Stän- 
diger Sit. 
4A. 8 83 Verf. 1871 
Sonderedte Würtembergs 
im Allgemeinen. 
Ewald 1871 Bl r)....- I 
Sauderredte Ritrtembergs 
im Einzelnen. 
Bier- und Branntiweinfleuer. 
A. 35 $ 2 Verf. 1871... TU 
Hölder (als Berichterftatter 
der witrt. II. Kammer) . . III 
Bundesratbsausfhuß für aus- 
wärtige Angelegenheiten, Stäus 
diger Siß. 
AU. 883 Verf 1871... . II 
Modifikation der Beſtimmungen 
über das Reichskriegsweſen. 
Schlußbeſtimmung zu Abſchn 
XI der Verf. v. 1871... . II 


2 


Vertrag U. 2 3.4...... Il 
Hölder (als Berichterſtatter 


der wirt. IL. Kammer) .. U 
Nichtanwendbarkeit von A. 48 
bis 51 (Poft u. Telegraphen) 
der Verfaſſung— 


4.28 1 Verf. . . . .III 
Hölder (als Berichterſtatter 
der würt. II. Kammer) . . IM 
Sondershaufen. 
Keyfer 1867 Q8T L) . . .... I 
Soune von Königgräß. 
Münfter 1869 392 r.).... „II 
Soupveränitätderbeutjden 
Einzelftaaten, insbefondere 


auch zu Zeiten des beutichen 
Bundes (vgl. Baiern ꝛc.). 
Reumayr (baiv. L Kammer). . III 
Neicheniperger 1867 (696 r. 0.) Il 
Soupderäuitätsredhte, nur au 
die Krone Preußen, nicht an die 
Geſammtheit übergegaugen. 
Franckenſtein (bair. L Ranımer) 
Yu (bar. L Kammer). .... 
Neumayr (baiv. L Kammter). , IH 
Soupveränitätdvermiuder 


II 
Il 


rung. 

Hohenfohe (bair. L Kammer) I 
Sozialiemns ſ. Arbeiterfrage. 
Spezialdebatte über die Verfaſ⸗ 
fung, uud zwar über: Titel 

und Eingang. 
1867 (690 r. m.) ... Il 
1871 (4 L. u.) .... AM 
Abfchn. I (Bundesgebiet) 
A. 1 1867 (206) 
1871 (97 Lo.).. - 

Abihe. I (Bundesgelet- 

gebun »)- 








Sadj-Regifter. 
Seite. Band. Seite. 
A. 2 1867 280 3. m). I 32 
| 1871 (Orimdredte) . . III 896 
| u. 1001 
4. 3 reſp. Grundredte 
b überhaupt. 
1867 Amendements.. I 44 
24 Lg.0).... 1 49 
1273 1870 (110 L m.) .. UI 234 
1870 (111 r. g. m.). . II 2337 
1871 150 L m) .. . II 1001 
A. 2 Entwurf......... I 452 
Amendement zu jänmt- 
fihe Nummern des 
499 Artitels 1867. ..... I 453 
3. L 1867 vgl. nr u). I 426 
(270 1.m). I 457 
. 2 1867 (273 7)... . . 1 464 
b u ee . I 469 
3. 4 5 & u Z 1867 276) I 40 
3 8187 276 rg. u) . I 470 
| 3. 9 1867 279 Lm).... I 47 
19 1869 Antr. Grumbredt 
48 L und II. Berathung 
BIT)...“ II 1017 
499 Fortfegung (964 1.) . III 1034 
| III. Berathung (9921.) III 1042 
3.10, 11 u. 12. 1867 (284). I 41 
| 3.13, 1867 284 Lg. u)... I 49 
14 1869 Antrag Miquel- 
Laster (445 r.).. . . III 1042 
499 L Berath. (445 r.) III 1042 
| I. — 647 ı1,) III 1108 
500 I. + 34).. UI 1127 
Beantragte neue Ziffern 
1141 3.14, (1867) (294) ...... I Su 
1867 B06r.g. u). I 58 
Beantragte weitere Zif- 
| feru 1867 (1867 (3131.) 1 bis 
| 3.15 1867 (314 1) ..... I 559 
* nen — ne il 252 
eber beantr 
662 eantragten Zufag zu 
1870 (117 Lo) . .... ul 273 
Redationsantr. Schwarze 
‚1867 (315 1.) ..„I 558 
838 Eingang des Artikels 4 
845 1867 315 r.) ..... I 363 
84 Beantragte nene Artikel 
zwiſchen Art. 4 u. A. 6 
1867 (316 r. g. m) · I 588 
841 Abſchn. II (Bundesratb). 
A. 6. 1867849 r.g.0). I 64 
A. 7 1867 BlLu)... I 660 
1870 (122L g. u.). .III 266 
A. & 1867 Bö4Lm)... I 687 
#52 a A 1130 
870 %. Qu. 8591).. I 69 
Abſchnitt IV (Bundesprä- 
a16 ſidium. 
877 A. 11. 1867 Amendemente „. I 671 
t. g. 6.) .. BR 
1871 86 run IT 1131 


Sad-Regifter. 


Band. Seite. 


(Spezialdebatte 1e.). 
Urfprünglider U. 12 des 


Entw. 1867 (37&r.u.) 1 

A. 12, 13, 14 1867 883)... I 

A. 15. 1867 Entwurf ..... I 

Amendements .. I 

385Lm)... I 

A. 16. 1867 (408) ......- I 

4. 12 1867 (402) ...... I 
1869 Antrag Twweften- 

Münfter (389 r, m.) III 

a. 18. 1867 a m). . . .. 1 

1870 (123 r. m)... 

A. 19. 1867 (403 r.u).... I 

Abſchnitt V (Reichstag). 

A. 20, 1867 Entwurf ..... ut 

Amendemente .. II 

(4idln). u 

1868 Antrag Rabenau- 
Stephani (T5L. o). 

A. 21. 1867 rend . Sin 
u I 
12. 1807 Be g. 0). . 11 
a 23. 1867 Entwurf ..... II 
a 2 
(443 L m.) II 
a. 24. 1867 Entondf — II 
Amendements.. IL 
„ bl in). II 
a | 7 Be 1 
"si Lu.) . ch 
(453 1) ..... 
IE 138 2.2.2. 00 II 
GGLLN.).... U 
TR A Peer II 
A. 27. 1867 (466 r. g. u.).. II 
A 28. 1867 Entwurf und 
en — 
I 
1870 Ci . III 
A. 29, 30 u. 1867 de) II 
u. 32, (Diäten), 

1867 Entwurf . M 
Amendements . . n 
—— 

ußberathu 

1868 (Antrag Et 
Sclußberathung 
—3 

1869 (kr Barreds) 

u. II. Berathg. 
(815 r.). 
III. Berathung 
937 r.) 

1870 II. Außerordent» 
liche Seſſion Ans 
trag Wigarb. 

(136 Lg u). .1 


BERE — 


Hi bu mi 


* EE&k EEREEREEEEEREr.. 


278 


99 
Band. Seite. 
1871 (Antrag, So..nemann) 
(156 r. 9. 0.).... IH 1204 
Abſchnitt VE (BZoll- und 
Dandelswejen. 
a. 32. 1867 3 ae 178 
A. 34. 1867 (494 1). 179 
a. Fr 1867 (500) ...... Mm 197 
1870 (126 r.) ..... IE 278 
4. 36 u. 37 1867 (600). II 197 
U. 38. 1867 01 Lu) .- IL 197 
A. 32. 1867 (504) ....... II 204 
a. 40. 1367 (504) .. ..... II 204 
1870 u. m)...I 279 
Abſchnitt VII (Eifensahn- 
wejen). Bol. Bairifcher und 
kt Berirag. 
U. 41, 42, 43 u. 44 1867 (606) IT 210 
u. 46. Entwuf..-...... II 211 
Amendements ..... il. 212 
506 r. 9.1) ..... II 212 
4, 508) 2.2200. II 216 
A 47. 1867 08m). . II 216 
Abſchnitt VIII (Poſt- umd 
Telegraphenweſen). Bol. 
Bairiſcher und Wilrtembergifcher 
— 
A. 48. 1867 Amendements.. U 218 
5615 L.n).... 1 219 
4. 49, 1867 (518) ....... II 226 
u. 50. 1867 Amendement. .. 11 227 
(518 r. g. u)... IL 227 
A. bl, Pain u 5 IE 
a. 52. 1867 (620) ....... I 230 
Abjhnitt IX (Marine und 
Schifffahrt). 
a 53 1867 Entwurf ..... II 
Amendements .. II 
2 ..... IL 
1871 (157 r. g. m.) der 


U. 54 u. 55. 1867 Entwunf . 
Amendement ı 
(532 Lo). 
a a FR 
A. 56. 1867 (533) 


Abſchnitt XI(Bundestriege- 


wejen). Bal. Bair. Vertrag. 
4. 57. 1867 553 r.) ..... II 
A. 58. 1867 ER) or 1% II 
A. 59, 1867 559 L) ..... II 
1871 (159 L o.).. .. III 1261 
A. 60. 1867 Di 4 IT 351 
9. 6l. 1867 SI L u).... IT 383 
A. 62. 1867 XÆG r.) .... II 3% 
1871 (159 L u.) III 1262 
4. 62. 1867 BB Lu)... IL 400 
9. 64 u. 661867 Abſtimmung Il 458 
A. 66 u. 67 1867 Abftimmung IL 459 
A. 68. 1867 (618 Lg. m).. I 459 
Zufagantrag, Dunder-Ber- 
IR B0Br aan II 466 


100 


Band. Seite. 


(Spezialdebatte :e.). 


Abſchnitt XII (Bundesfinan- 
Far Bol bairifcher Bertrag. 
A. 69. 1867 


1 70. 1867 . 
4. 71. 1867 "Berweifung Bu 
die Schlußberath. 
%. 72 u. 73 1867. ....... T 
Abſchnitt XII (Schlichtung 
von Streitigkeiten und 
———— 1867. 


sooo 9 010 ra sen. 0 0 8 


Abfhnitt XIV (Allgemeine 
Beftimmung). 
A. 78. 1867 vgl.R.7 (675r.m.) Nr 
1870 ir ; Dh» 
1871 A5Ir.g. m). 
Abſchnitt XV a 
* Süddeutſchen Staa— 


n). 
2 1867 (GT LU)» 


Abſchnitt XV in ber Verfaffung 
von 1870: (Uebergangsbe: 
en 
380. aa 
an über die Ber» 
träge und zwar über ben 
Badens und Heffens vom 
15, November 1870 (vgl. Spe— 
cialdebatte über die Verfaſſung 
von 1870 bei den einzelnen be- 
trefjenden Artifeln). 
in ber II. Berathung insbefon- 
bere über Ziff. 8, des Vertrags. 
1870 (133 r.m.)...... II 
in der III Berathung (161 r.) III 
Baierne v. 23. Nubr. 1870. 
in der II. Berathuug insbe- 


fondere über 
Ziff. 118 1 (140 L 9. m) III 
$ 3 u.) In 


m 
Bit 
)y.ım 

. I 


fr 
im 
oO 


ot 
gif l dar 


. IV (14819. 
. VII vv (148 
.« XIV (d49 rg. 
in der IIT Berathung über das 
Ganze: Vertrag fomohl ale 
Sclufprotololl. (164 r. u.) . III 
Hefiens ſ. Badens und Heſſens. 


SE ER 


r- REB_ 


R es 


EE 


EB EEEEE geeSessE 


— — — — — — — 


| 


Fhr. v. Stein. 
Elben (mwürt. II. Kammer) 


Sach⸗Regiſter. 


Band. Seite. 


Wirtenibergs vom 25. No« 
vernber 1870. 
in der II. Beratung (136 1.) II 
in der III. Berathung (162 1.) III 
Spezialtarif der Eifenba nen 
= tothftänden, 
u. 46 Berf. red 


Spezielle Distuffen j. Spezial: 
debatte. 
„Staat if der Schuß, nit 
der alfeinige Skhöpferbes 
Nedts”. 

Kiefer 1871 (126 L.)....- +. 
Windthorft 1871 (120 L n.). - 
Staatenbund oder Bundesftaat? 

f. Bundesflaat :c. 
Staatenhaus. 
Hölder (würt. Il. Kammer) . 
Probſt (wirt. II. Kammer) . 
Sm Mebrigen |. Sberbaue. 
Staatsangehörigfeit ſ. Indigenat, 
Bairiſcher Vertrag. 
Staatsbürgerrecht 
Deutſchen Reiche. 
M. Barth (bair. II Kammer) . 
Blumtfeli (bad. L Kammer) 
Hölder (als Referent der würt. 
II. Kammer). 
Völl (bair. 11. Kammer) . 

Am Uebrigen |. veirifcher 
Vertrag, Socialgeſetzgebung 
Indigenat. 

Staatsomnipotenz in Be- 
zug auf Kirde. 

Blandenburg 1871 (122 L 4 I 

MWindthorft 1871 (119 r.) . . . I 
Staatsverfehrsanfalten. 

A. 48 Berf. m 


Stahl über das PBerant- 
wortlichleits-®Princip. 
Schulze 1869 (405 r. u.) . 


Stämmehaus ſ. Oberhaus. 

Stände ſ. Landesverfaflungen, 
Landtage. 

Standarte, faiferlide. 
Anm. zu A. 11 
„Standpunkt desfindliden 
Vertrauens und der Ber: 


tranensjeligfeit“. 
Neicyenfperger- DO. 1871 (108 


‚1 
ul 


im 


‘r 


De 2222 


. re 222 


. ern e ee 


| EEE II 
Stärke des Norddeutſchen 


. IT 1175 


Bundes, 
'  Bismard 1869 (405 1)... 
Stärlung ber Erecutide b. 


Bundes. 
Laster 1869 (4111)... 
. . || 


304 
304 


x] 


B8 


01 


‚II 1193 


528 


Sad Regifter. 


Band. Seite, 
Stellvertretungsloften. 
Antrag 1867 zu 4. 20..... I © 
„ 1867 zu 9. 22..... a 136 
Bismard 1867 (704 r.u). 7 
Blandenburg 1867 700 L u.) MT 
Grumbredt 1867 (704 r. J 0.) II 9 
Laster 1867 (705 Lo.) .... It 70 
Tweften 1867 (705 Lu)... I1 71 
Stempel von Wechſeln ſ. Ver— 
brauchsſteuern. 
Steuern ſ. Bundesſteuern. 
Stenerbewilligungsrecht ſ. Budget: 
recht. 
Steuer ⸗Erhebunge-und 
nn Ab⸗ 
zu 
’ 38 Ziff. 2 Berf. 1867 . I 10 
1871 "10 
Deibriüd 1867 Dias II 200 
Errleben 1867 ‚gr 1. . 11 200 
I. · ... U 
ae unb 
Ermäßigun 
a. 38 91 ef. 1007 ea I 10 
——— III 10 
Delbrück 1867 I). ... II 200 
Errleben 1867 —3— un + = 
Steuer weien, Bankisreite- 
> chuß. 
-8 3.3 Verf. rt ET I 
re 11 4 
Stimmausichlog ſ. Ausihlag ꝛe. 
Stimmführungim Bundes» 
rath. 
A. 6 Berf. 1867 .......- I 4 
151 = 444 u 3 
Stimmvertheilung im Bunbes- 
rath ſ. Bundesrath. 
Störung des fonfeffionel» 
len Friedens (vgl. confeffionel- 
ler Friede). 
Mallindrodt 1871 un rt). 905 
Strafbefimmunge — 
Vergehungen gegen ar Drgane 
desjelben und zn fung 
A. 74 Verf. 1887 5:55; 1 21 
11 er 1 21 
Im Uebrigen f unter Schlich⸗ 
tung von Streitigleiten 2c.) 
re 
A. 4 3.18 Berf. 1867 .... I 4 
1871. .III 4 
S. im Uebrigen Eompetenz. 
Streitigkeiten einzelner Bun- 
desſtaaten unter einander, 
9. 76 8 1 Berf. 1867 ..... 1 2 
IS8TIL. . ... 2 
Streitigkeiten über Landes— 
verfaſſungsſachen in einzel— 
Bundesſtaaten. 
a. 768 2 Berf. 1867..... 1 2 
1871. .III 21 


Syru 


Tabackmonopol. 
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Band. Seite. 
Subalternifirung der Mi» 
nifler unter dem Bundes.» 


fanzler. 
Tele 1869 (390 r.) . .III 1135 


Siüdar a e (Grundzüge 1866). 


ift. 
Jörg (bair. II. Kammer). III 
Südbund. 
Berlichingen (bad. L Kammer) II 
Bismard 1867 8 Lu)... I 
Freydorf (bad. L Kammer) . III 
Hallwachs (heſſ. II. Kammer) . III 
Defterlen (wilrt. II. Kammer) . III 
Römer (wilrt. II. Kammer). . IM 


Süddentiher Konfervatis- 
mus und Partikularis— 


mus. 
Bismard 1869 (402 r.).. . „III 1169 


SüddeutfheShulb aus ber 
Rheinbundbszeit 1870 aus» 


getilgt. 

Kiefer 1871 (126 r. 0.) ... .IIL 1 
Sitddeutfhe Staaten ſ. Berhält- 

niß des Norddeutſchen Bundes 

sc. Verhandlungen der ſilddeut⸗ 

ſchen Regieruugen. 
Süddeutjhes Urtheil über 

die Thätigfeit bes Nord— 
deutſchen 

— 1869 (403 L o.)..III 1169 

u. 1170 

Sudbentihland, hinter Nord» 
beutichtand bezichgew. Preußen 

um die Zeit feit der Julirevo—⸗ 

Iution zurüd. 

Bismard 1868 (69 r.) . . „III 1239 
Süpdheffen ſ. Heſſen. 
Dr. v. Sybehunddas Kaiſer— 


thum. 
M. Barth (bair. IT. Kammer) III 


BEREEE Es 


oe RB 


p. 
A. 35 Berf. 1871 
Spyftem der (militärifchen) 
HESS —— in Eu- 
rop 

—* (wiltt, II. Kammer). 


Taba 
A. * Verf. Fi 


& 


Bollvereinigungsvertrag vd. 8. 
Aulı 1867 4.38. 4..... III 


M. Barth (bair. II. Kammer) III 

Mohl (würt. II. Kanımer) . .IU 
Tag von Königgräß, 

Tiweften 1869 (391 r.) . III 1138 
Tagesmarkeu |. Seeicifffahrte- 
anftalten. 


EB R o. 


102 Sadj-Regifter. 





Band Seite. Band. Seite. 
Taglobn für Wähler nud h Uber die Berfaffuug des Nord- 
Gewählte (Egl. Diiten), | deutſchen Bundes beziehgsw. 
Hennig 1868 65 r. ) .. ..... III 1228 | Competenz des Reichstags zu 
Wagener 1868 (3 1.) ..... IIt 1223 Berfafjungsveränderungen üb. 
Wedemeyer 1868 (56 [.). . - . HI 1229 die Kompetenz. 
Tarif der Eijenbahnen bei Taster 1869 48 Lo.) ... .I11 1098 
Notbfländen. Windthorft 1869 (458 r.). . .. Il 1080 
4. 46 Berf. 1867 ........ Iı u, 
1871 ........ I 12 | Tweften über Diäten. 
Tarifwefen der Eifenbahnen Waldeck 1868 (59 1)...» ++» - * 1237 
iiberhaupt. . 1235 
a. 4b Berf. 1867 ........ I 12 | Tyrannei des Diäten— 
181 Be 11 12 | Zwangs, 
ti a ie in Berlin Bedemieper 1868 (56 r. u.). .III 1231 
u en 
Gagern (beff. II. Kammer) « 449 | Webereinfliimmung der Mebr- 
> 456 | hHeitsbefchlilfie des Bundesraths , 
Telegraphenwelen ſ. Poſt- und und Reichstags. € 
Telegraphenweſen. 4.5 Berf. 1867 ........ ı 4 
Termin des Beginns der Ge— BTL 0000 111 3 
fegestraft. Uebergangsbeftimmung btr. 
A. 2 Verf. 1867......... I 2 pH; A eg. 
1871. .... ...MI 1 erf. 1867 RE iu 
Terrafjenaufbaun des Bair 021... 1Bfl...nrn.. It 16 
riihen Vertrags. ber ———— 
Windthorſt 1870 (76 r.) . . . . III 154 A. 62 $ 3 Verf. 1867 . — 6 
Theologiſche Faknltäten. 1871.45 11 17 
M. Barth 1871 (123 r. 0). . III 3 | des Militärweſens 
Thronfolge fir das deutſche | im Bezug auf Behandlung des 
Neid. | are Etats. 
TE — 1 1285| A. 71 $ 2 Verf. 1867. ı 21 
Thronrede (vgl. König Ludwig | 1871... II 2% 
. d. Baiern). in Bezug auf Friedeuspräfenz- 
. vom 24. Gebruan1867 I 2 ärte. 
s » 24, Nov. 1870 III 129 1. 60 Berf. 1867...» ii 2 
. » 18 Dec. 1870 | 1871... ...- I 17 
(zu Berfailles) III 372 S. im Uebrigen riedens- 
Jan. 1871 präjenzftärte, Militärbud- 
Se zu get, Pauſchquautum. 
Verſailles) Uebergaugsbeſtimmuug bir. 
Hiſt. E. . III 125 | der Vebertäufüberweifung aus 
ö von 21. März 1871 I Poſt und Telegraphen. 
Thüring’fhe Staaten. 4. 49 Verf. 1867..... + ‚1 
Jäger 1867 (248 Lg. m.) . 1 418 1831 2 ,.:,30=4 ut 13 
—— ſJ. Seeichifffahrtsanftaften. des Verfahrens und Zuftändigleit 
— der Kirche vom bei Hoch⸗ md Landesverath gegen 
aate. den Bund. 
—8 1871 (117 L).. — II 926 A. 5 8 2 Verf. 1867...» - ı 21 
Mallindrodt 1871 (127 r. 2 Ilı 9255 1871 .....11 21 
Miquel 1871 (132 L n.) ....III 266 S. im Uebrigen Badifcher, 
Triasd. DR E.......... I 2 Bairifcher Vertrag. 
M. Barth (baivr. II. Kammer) * 624 | Uebergewidht Preußens |. Preu— 
1. 630 ßens ac. 
Jörg (bair. IT. Kammer). ..ın 613 | Uebernahme Auszumweijen- 
Laster 1867 (685 L). .... ++ 11 @8 | ber. 
ut (baiv, IL. Kanımer). ‚II 821 | 9. 3 Berk. 1867 .....* I 3 
Stauffenberg (bair. II. Kammer) m BI 1871,14 000 111 2 
Tweften als Berichterftatter des Ueberſchüſſe im Allgemeinen ſiehe 
preußiſchen Abgeordiietenhanfes. Bugetüberichüffe. 
a) über das Geſetz die Wahl Ueberſchüſſe ans Porn und 
zum conftitmivenden Nordent- Telegraphen. 
ſchen ah von 1867 betr. 4. 49 Berf, 1867 ........ I 33 
Die were I 6 1881.....- UI 33 


Sach/⸗Regiſter. 


Baud. Seite. 
Ueberſchüfſe der Vorjahre, Ver— 
wendung. 


9. 70 Verf. 1867 ........ 20 
181,034 0% .III 20 
Ueberwadhung ber Ausfüh- 
rung der Bundesgejete. 
BI 1867 ........ 6 
J III 6 
Ueberwadung der Bundeste- 
amte in Zolljaden. 
A. 36 $ 2 Verf. 1867... .. I 1 
1811 ::.5; III 9 
Ueberweifung von Petitio— 
nen durd den Reichstag. 
A. 23 Berf. 1867 ........ I 8 
1.7 5 III 1 
Ueberweiſung der Ueber— 
ſchüſſe aus Poſt und Telegra— 
phen. 
A. 532 Verf. 1867........ I 16 
II sn 11 14 
Uhren-Vorſtellen. 
Bismard 1869 406.).. „III 1175 
Uhren»-Zerlegung mit Un» 
terfudungbdeseinen Rades. 
Bismard 1869 (405 (. g. u.) III 1176 
Ultramontane u. flarfgeis 
tige Katholiken. 
Dr. HReidyenfperger-Er. 1871 
1A r)........ I 
Ultramontane Partei (vergl. 
Demolratıe), 
Huttler (Motivirte Abftimmung 
der 25 Patrioten in der bair. 
Pr — su are Il 853 
iefer 1871 (125 L)..... III 948 
(128 —— 111 950 
ER ılI 952 
Miquel 1867 (633 1.) ... .. 11 632 
Weber 1867 (680 r.) . - -... 1 6236 
Im Uebrigen ſ. Katholiſche 
Kirche u. Partei. 
Ultramoutane Preſſe ſ. Katholiſche 
Kirche u. Partei. 
Unfehlbarkeit des Papſtes 
im preußiſchen Abgeordneten— 
haus. 
Dr. One: Gr. 1871 
IB: III 990 
Unfe —— :Dogma (vgl. 
en [ 1871 (133 
iquel 1871 (133 I)... .... 
Dr. Reienfparper Kr. ii 
BL. 22er 990 
ungern. 
ray (bair. Kammer) ..... 111 764 
u. 850 
gloe (bair. II. Kammer)... . Il 776 
örg (bair. II Kammer)... . III 779 
, u. 793 
Uniformirung. 
a. 63 $ 2 Berf. 1867 . I 18 
1871. 5% ui 18 
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Band. Seite. 
Unions-Parlameunt in Erſurt. 

Hiſt. E 
Unions:-Berfaffung- 

U Fe: I 
Unitarismus (vgl. Geutrali« 

firung, Einheitsftaat). 

Bismard (AOL L)....... UI 1173 
Unterhaus j. Oberhaus. 
Unternehmungen gegen Bund 

und Berfaflung. 


2 


A. 74 Verf. 1867 ........ i 3 
185..-.. ‚Al 21 
Unterrichtsjreiheit |. Freiheit des 
Unterrichte. 
Unterfiügungswohnfig. 
M. Barth (baiv. II, Kammer) II 633 


Mohl (wilrtemb. Il. Kammer) III 520 
Unterfubungsredht (enquete) |. 
Erhebung von Thatſachen. 
Unverleglidhleit der Woh- 


nung 
* Bee I 406 
| Urbeberredt. 
A. 4 3. 6 Berf. 1867. .... I 3 
187L..... III 3 
Urkunden, öffentliche Be— 
| gleubigung 
.4 3. 12 Verf. 1867 . 1 3 
1871... . U 3 
Urlaub für Beamte bei Wahl 
zum Reidjstag. 
A 21 Berf. 1867 ........ I 7 
1.1 IH 7 
„Vaſallen und Hinterfalfen 
von Bafallen“. 
Mohl (würtemb. II. Kammer) III 508 
u. Dil 
„Bafallenftaaten“, 
Bebel 1867 (678 Lu.) .... 1 020 
Dumont (beifiihe 1. Kammer) II 463 
Wigard 1867 6684 1)... ..» II 5 
Vaterlandsltoſe Partei. 
Hobentohe (bair, L Kammer) . III 842 
Derändernngen der Berfaffung j- 
Berfafjungsveränderungen. 
ae ng aller Aus» 
gaben und Einnahmen jährlich 
ı m Bunbdeshanshalts-Ctat. 
| 969 Berf. 1867 ........ I 20 
J Il 20 


Berantwortlider Auswär— 
tiger Bundesminifter. 
Antrag 1869 ........... III 1132 


Tweſten 1869 (390 r. u.). . . III 1136 
VBerantwortlider — — 
finanzminiſter. 

Antrag 1867 ........... I 556 

Untrag 1869 . ..... -....° III 1132 

Bismard 1869 402 I 1). . 111 1167 

Blandenburg 1869 (396 e). . 11 1152 


Tweften 1869 (391 N. en Ill 1137 


104 


Band. 


Berantwortlider Bundes- 


Haundels- und Berlkehro— 
Minifter. 
Antrag 1869 ........ II 
Tweften 1869 B9L 1)... - . I 
Unruh-M. 1869 393 L 0.) . . I 
(394 L, o.). . 11l 
u 
Berantwortlider Bındes- 
Juſtizminiſter. 
Tweſten 1869 (391 1.) ..... III 
Unruh-M. 1869 (593 r. 0.).. Il 
Berantwortlider Bumndeslanzler 
ſ. Berantwortlichleit zc. 
Berantworlider Bundes— 
Kriegsminifter. 
Antrag 1867 ..-.- 2...» 1 
Autrag 1869 ........... II 
Bismard 1869 (402 1.). . „I 
Tweften 1869 (391 1) .... . U 
Unruh-M. 1869 0 ı Re || 
BWalded 1867 (620 r.)..... 1 


Beranlwortiider Bundes- 
Marineminifter. 


Sach ⸗Regiſter. 


Seite. 


BEREER 


Autrag 1868 : 2.204004 Il 1132 

Tweften 1869 (591 1). . . .. Il 1136 
Berantwortlihes Bundes» 
minifterium (vgl. Einheits— 

ftaat, Berantwortlichleit des 
Bundeslanzlers). 

Antrag 1867 .. ........ J 

— ABB ie III 

M. Barth (bair. I. Kammer) III 

Baffewig 1869 (648 r.) .. . . III 

Sur 1867 76 L).... 1 


Bethuſy an aa 8 u.) r 
Bismard 1867 138 nr Rn) l 


er 
(395 L u.) 

1869 (WI L).... 1 

(402 [.)... . ll 

u. 

403 L).. .III 

(404 r.).... Il 


Vlandenburg 1869 (396 L) . . III 
Braun-Wsb. 1867 (342 n u.) - 
Carlowig 1867 (370 

Dumont (beifiiche — u 
Dunder B. 1867 (175 Eu: I 


(176. g. “ I 

Gebert 1867 (166 r.g.u).. L 

Gneift 1867 (371 r.)...... J 
(BR r.)......- 


(63r g. u). 
Groote 1863TAX Lg. u.) .. 
Grumbrecht 1867 (363 1.) 
Hölder (als Neferent der wilr— 
teınbergifchen II. Kammer). . III 
Lasfer 1867 26 Lg. un) - I 

(365 r. I 


EEBEB EEECREUSEBE 


BR)... I 
1869 II 1)... u 


Ser 


€ 


Band. 

Linden (würtemb. L Kammer) III 
Mallindrodt 1870 (152 Lg. u.) III 
Mündhanfen 1867 (ldir.m.) 1 
AL) . 1 


Neumayr (bair. 1. Kammer) . 111 
Neurath (würtemb. L Kam.) . III 
Ree 1867 (119 N ET I 
BEE) une 1 

Rchden 1867 (122 Lu)... 1 
Schaffrath 1867 (IT1lr.u) . 1 
Schleiden 1867 (ter L 9. en l 
Schulze 1867 (150 L — I 
(338 r. 9. I 

En L = 1 

1869 (406 1.) . ‚u 
Stauffenberg (bair. II, Kaı.). 1 
Sybel 1867 Kt Hi KEN: —1 


I 
Thielau — fe r 0). —1 


Tweſten 1867 (103 r. — I 

1869 (339 r.). j ul 

3% r.).....U 

Unrub-M. 1869 393 1.)... . I 

Vinde-S. 1867 lo 
inde- L 2): 

ädter 1867 (361 I)... . - I 

Wagener 1867 (120 L).... . I 

BB L).... - l 

1870 (4 Lo)....1UI 

Walded 1567 44 : n.) . I 

3301)..... —1 

(332 1. u) 1 

en 4 ER l 

60 r)....« I 

CIE r.) ..... II 

WIE... ll 

MILE) :354.0% II 

Watzdorf 1867 (338 L 9 ” L 

Weber 1867 363 r. u). I 

Wigard 1867 (166 Lm.). I 

Windthorſt en (407 r.). it 

0 (0 Lg. 1). im 

Zehmen 1867 (155 8} 5 1 

1869 (465 r.)..- - . » Bit 

u. 


| VBerantwortlides Bundes— 
minifterinm nach Der 
Reichsverfſaſſung 1849. 

Uuruh-M. 1869 (393 1.)... . 1 
Verantwortlicher Reichs-Kanzler f. 
Berantwortlichkeit ꝛc. 
Verantwortliche Borftände 
der einzelnen Bundesver- 
waltungszjweige. 

Anträge 1867 

Bennigſen 1867 (375 r.). 

(387 


(398 — 
Bethuſy⸗Huc. 1867 (388 r. u.) 
Bismard 1867 —J— — 


ss 
ne 


. 39 


—————— 


— 


Seite. 


SEREBERSBREEREERSER 


BER 


BREERERERFSEESHEEE 


1183 
162 
224 

1072 

1073 


- 


1142 


RBEREEEBEEE 


Sach⸗Regiſter. 105 
Pand, Seite. Band. Seite. 
Kitz 1867 Ar, u.) ...... I UBiemarc 1867 u rt)... I 736 
Fasler 1867 =” ). . I 6% | 33Lu). 1 71 
El)eor.. 1 246 897 L)... 1 762 
Thielau 18671 J 1 744 Oreil (bairifhe II. Kammer) . III 676 
Tweſten 1867 Bi r).. -. I 722 u. 708 
1869 389 r.) .. .„. Il 1132 Hölder (als Referent der wür- 
Unruh- M. 1869 (@ (394 .)... . 111 1145 temb. II. Kammer) ...... I 49 
Walde 1867 Ba Eu): 1 m Linden (würtemb. 1. Kammer) III 585 
Perantwortlidhleitnadber Schlör (bairifhe II. Kammer) III 697 
—A — und Frankſurter u. 708 
erjayjum Berantwortlihkeitsgefeg 
Schulze 1869 (405 (405 %1.46:4 iM 13227 fiir Gendarmerie 
Berantwortlidleit des — ne I eo. 5 un 
Jundestunsiers gt. Der. SHIRT 
antwortiihes Bundes. x. AH. 30 Bar, 1867 " 1 8 
Minifterium, Borftände " u... 1 8 
der Bundesverwaltungsjweige). ä REEL 
A. 17 2erf. 1867 en 1 7 | Berbindtide Kraft der Bun- 
ENTE ‚1 6 deegeſetze. 
Bennigſen 1867 (Sr r.) I 15 Q. 2 Berf. 1867. 2... 2...» 1 2 
83) . I 231 JJ m 1 
Bm)... I 765 | Berbraudsftenern, Kompetenz 
(403 1) -» 1 71 zur Einführung. 
Biemard 1867 (393 1.) . 1 252 A. 80 Berk. 188... ...-» I 2 
>39 (397 L u.) I 768 1871 II 8 
(401 r.).. . JII 1166 Erhebung N. 36 Berf. 1867..109 
(403 r.).. . 11 171 1871. u 8 
u 1172 M. Barth (bairifche II. Kammer) III 626 
Hölder (als Referent dev wilr- Neurath (wilrtemb. L Kammer) III 575 
teımb. II. Kanımer). . .. 11 495 | Berdrieflide Bundesge- 
Yasfer 1869 (410 1.) . .111 1189 noffen (ogl. Bundestreue). 
"u. 1190 Braun-Web, 1869 (461 1.).. . III 1087 
Mallinckrodt 1870 ._ Lg.u)1ll 335 u. 1088 
Miquel 1867 ), I 761 | Vereins und Berfamm- 
Munchhauſen 1867 (544 Ar. 1) ' 298 fuugerebt (Brundredte). 
Sänger 1867 (402 r. an ; 769 Anträüge 1867. .......... 407 
re 1867 (#41 L)..... 629 u. 455 
1869 (406 1)... . - Il 1179 Anträge 1871......... .1II 896 
(406 v.).. . III 1180 u. 897 
u. 1181 Neicheniperger 1871 (105 r.) . III 902 
Tweften 1869 (390 1.). . .. III 1134 NRohden 1867 (235 1)... - - I 386 
Binde-9. 1867 (184 Lo.) .. 1 201 Zweften 1867 (257 1)..... I 42 
Walbed 1867 (389 L eo.) . 1 739 | Bereinsfreiheit ſ. Prei- unb Ber: 
Berantwortlidleit der einsfreiheit. 
Bundesminiftergegenilber Bereinsweien. 
demBundespräfidbiumoder A. 4 3. 16 Verf. 1871. .. II 3 
dent Bundeepräfidenten, bezie- Brauduidh 1870 (105 1.) . . . III 225 
bungsweif: Bu el Laster 1870 G6 Lg. u)... II 175 
Bismard 1869 (dl r.).. . 111 1194 Im Uebrigen ſ. Comprteny 
Laslex 1869 (411 Lo.)..... Ill 1192 | ausdehnung auf Preffe und 
Berantmwortlichleit der | Bereineweien. 
Bunbdesratbebevollmäd- | Berfahren bei Ausgleich in Be» 
tigten fir ihre Abſtim— zug auf die Lebermweifung 
rar im Bunbesrathe | der üeberſchufſe aus Bolt 
(vgl. ſogleich Verantwortlichkeit und Telegraphen während 
der Bundesminiſter ꝛe.). der Uebergangszeit. 
Bismard 1869 (403 r.)... . IIIIIII U. 52 Verf. 1867 ........ 1 15 
Berantwortlichkeit der VV — I 14 
Lanbesminifter bezüglich der ' Berfahren, gerichtliche, 
—— der Bundesrathobe⸗ 29.43.13 Verf. 1867 . I 4 
mädtigt | m 3 


M, Barıh (bairifche II. Kammer) III 623 


J 


1871 .... 
Im Uebrigen ſ. Competenz ıc. 


106 


Band. Seite, 
Berfaffung des Deutſchen 
Bundes (als Anlage des badifd)- 
beifiiben Bertragsprotololls) vo m 
15. November 1870, 
Auszug aus derfelben (Eingang, 
A. 78 u. 79 —III 


A 80 (Schlufiartikel derfelben) III 
val. Vorrede zum III. Band . . I 
u. Anmerkung III 


Ueber dieſelbe im Allgemeinen. 
Deibrüd 1870 (68 r. o.) . .III 
Mittnacht (im würt. Landtg.) III 
Windthorſt 1870 (77T I)... . U 
Ueber 9. 80 insbelondere. 
Deibrüd 1870 (TUr.g.u)Ul 
Berfaffung des Deutjden 
Reichs vom 28 März 1849. 
DEE 0.0: 2 . 1 48 
Schulze 1869 (405 r.) ..... UI 1177 
Unruh-M. 1869 (393 L). - . . III 1142 
Im Uebrigen |. Frankfurter 
Parlament und Berjaffung. 
Verfaſſung des Deutſchen 
Reichs in Folge der ſüd— 
deutſchen Beitrittsver— 
träge (vgl. Verſtärkung des jö- 
berativen Charakters 2c.). 
Adermann 1870 (86 r. g. 0.) . II 
M. Barth (bairifche II. Kammer) III 
Bebel 1870 (89 r. u.) III 
Bethuſy-Hue 1870 89 r.). . . I 
Brauchitſch 1870 (104 r. g. m.) III 
Deibriid 1870 (76 r. g. u.) III 
Dunder-Berl. 1870 (101 L m.) Ill 
Eiben (wilrtemb. 11. Kammer) III 
—— 1870 * Le» 
Herrmann (badiiche I. Kammer) III 
Hölder (al8 Neferent der wür— 
temb. II Kammer) II 


—A 


R EE= 


[52 
— 
© 


Jolly (badifche L Kammer). . II 
Krug (heſſiſche L Kammer). . . II 
Laster 1870 81 Lg. 0)... . MU 
Löwe 1870 (94 Lg. 0.)... . I 
Met heſſiſche II. Kammer). . . II 
Miquel 1870 (97 Lg. u)... I 


Römer (würt. IT. Kammer) . . III 
Sänger 1870 


103 r. 1 — 

Schulze 1870 ILuJ . . .. UI 

— — m 

Wagener 1870 (91 r.g.0.). . Ill 

Windthorſt 1870 (76 r. g. m.) DI 
Berfafjung des Deutiden 
Reiche slbeziehungew. des Nord» 
deutfchen Bundes) ob wirklich 


eine Berfaffung oder nur 
ein völlerrechtlicher Bund? 


EREEERERBESRE BEREEE 


Bahr 1869 (BIT L.).....:-» II 1108 
Baflewig 1809 (6481)... + III 1110 | 
LE 1869 399 L o.) . . III 1158 
asker 1869 (653 L m.) .... UI 1126 
Münfter 1869 (392 L)..- -- Ill 1139 
u. 1140 


EEE 


| 
| 


| 











Berjaflungsgejege, 


Sad Regifter. 


Band. Seite. 
Bland 1869 (649 [.)... . - . UL 1114 
Schulze 1869 (45T 1)...» - III 1076 
Tweften 1869 (389 r.u.).. . III 1133 


Wagener 1869 (450 1.) .. .. II 1054 
Windthorft: „analog einerälctien- 
geſellichaft“ 1869 (458 1.) . . III 1079 


| Berfaffung bes Deutichen 


Reihe im Ideal. 
Ewalb 1871 (222 r.)...-.» III 1276 


Berfaffung des Deutſchen Reiches 


von 16. Aprit 1871 ſ. Berfaf- 
fungsrevifion, 


Berjaffung des Eugliſchen 


Staates. 
Laster 1869 (All). . ... * III 


Verfaſſung des Norddeut- 


{hen Bundes vom 25 Juni 
1867 (vgl. Bundesgefeßgebung 
feit 1867, Entwurf von 1867). 
Abdrud 
Hiſt. Einl......-.:00.° 
Bennigien 1867 (710 1)... . I 
Berlidyingen (bad. L Kammer) III 
Bismard 1368 57 r.).. . 1 
1869 (401 x)... II 
405 Lo). 


er 00: 


m 
er) 
> 


u. 
Bluntſchli (badifhe L Kammer) III 
Eckhard (badifche Il. Kammer) IL 
Elben (wilrtemb. II. Kammer) 111 
Friedenthal 1869 (451 r. 0.) .. I 
Grumbredt 1869 (211 L u.) . UL 
Huttler (bairijhe IT. Rammer) 11 
Folty (badifhe L Kammer) . II 
Lieblnecht 1870 323 || 
Löwe 1871 (118 l.). .-»» +» III 
Miquel 1867 (728 Lm).... U 
1869 I III 

u. 


1870 (98 1). . ..... III 206 
Münfter 1869 392 L)...-- 111 1139 
Tweften 1807 (692 L) ...». —II 

1869 (389 r.) . ... » III 1132 
Binde-H. 1867 (692 r.)..... U 658 
Wagener 1869 (450 L) ».-- I 1054 
Walde 1867 (TOO I.) ....* 1 6% 

(01)... +. u 

1869 (819 r.) . ... . III 1251 

Watdorf 1869 (4081)... - III 1185 


& 


ER 


Verfaffung des Noiddeut— 


hen Bundes das Produkt 
einer vollſtändigen Revo— 


lutiom 
Waldeck 1869 819 r.) .. - - - II 1251 


Berfaffungsconflitt in Preußen |. 


Conflilt. 
Bis 


A. 78 Berf. 


1871 
Im Uebrigen j. VBerfafiungs- 
veränderungen, 


tuß A 
ſchlu 8er. 1er 


.—. [ee 


Sad Regifter 


Band. Seite. 
Berfaffungsgeleggebung im Gegen— 
ſatz zur einfachen Geſetzgebung 
f. Verhältniß der Verfaffungsge- 
ſetzgebung x. 
ur fte ſ. unter Deut- 
ſcher Bund. 
Berfafjungsrevijion 1871. ü 


Entwirfsmotive . .. . ..... 866 
Entwurfevorlage . ....... III So6 
Generaldebatte (I. Berathung) III 867 
Spezialdebatte: Il. u. III. Be- 
BONNUGS SE 11 869 
Berfaffungsftreitigleiten 
in einzelnen Bunbesflaaten, 
an ee 
76 $ 2 Berf. 1867 .... . ei 3: 
1871..... 11 21 
Im Uebrigen. f. Schlichtung ıc. 
Berfaffunge-Umgeftaltung 
im allgemeinen in Folge 
des Zutritts Süddeutid- 
lands zum Bunde, in Aus 
fiht genommen ſchon bei der Be- 
rathung des Entwuris von 1867. 
Miquel 1867 (683 1) ..... 1 83 
Zweiten 1867 T03 Le)... 1 7% 
Binde-9. 1867 (687 1) .... 11 644 
(688 Ln).. II 047 
Berfafjunge. Umgeftaltung 
im allgemeinen, durd) die 
Verſailler Berträgd ein» 
getreten. 
Bray (bair. II. Kammer)... III 668 
Delbrüd 1870 (69 1. o.).. 111 133 
(69 r.g. u) 135 
(0OLo.),..II 136 
Hallwachs (heil. 1 Kamıner) . Il 427 
Yöwe 1870 DA r.0)...... Il 197 
Schulze 1870 Er ” EIER II 142 
A4Ln)....11 18 
(156 v.g.n). . III 348 


Stauffenberg (bair. II. | Er 11 725 
Berfaffungs-Umgeftaltnuug 
verfrüht. 

Wasdorf 1869 (408 L.) . 
Berfaffungeveränderung, Kaifer u 
Neid betr, f. Kaifer u. Reich. 
Berfaifuugsveräuderungen 

im allgemeinen. 

Antrag u Beſchlußfaſſung hier- 
bei a) beziebungsw, bie zu den 
Berfailler Berträgen (vgl. Com⸗ 
petenz der Bunbesgefeggebung 
zu Verfaſſungsveränderungen 


iiberhaupt). 

A. 78 Verf. 1867. ...... 1: 
Antrag. 

Adermann 1869 (650 r. u.). . III 1119 
Bähr 1869 (647 1)... ... . III 1107 
Baſſewitz 1869 et (). 11 1111 


r). ... 111 1248 
Bebel 1867 (678 r- m).... 1 622 


„U 1184 | 


107 

Band. Seite. 

Biemard an. I 580 
68 (07 2)...» . 1 1233 

u. 1234 

1869 (402 1, BT 1168 

Braun. Wish. 1869 ( L). . III 1085 
Elliffen 1867 (242 ) et I 400 
Errieben 1867 (323 r.) . I 577 
Friedenthal 1869 (451 1). . 111 1060 
riefen 1869 398 L) ... . III 
Hänel 1871 = ee III 1263 
5 0.....:; It 1270 


Hofmann 1867 (319 vr. 0). : u 
Kratz 1867 352 r.)....... 
Künzer 1869 (652 Km). — ul 193 


Yaster 1867 (352 1.) . ; 653 
1869 Mca esugen u 1097 

bis 1105 

Linden (würt. I Kammer)... . III 585 
Miquel 1867 (113 r. m). 1 110 
(2422 Lu). I 401 

317 Lg-.u u). I D6D 

1869 (446 [. u.). .. .. . III 1044 
Mittnadt (würt. L Kammer) III 542 
III 588 

Moh! (wäürt. II Kammer)... 1 221 


Miinfter 1869 (392 — — Ill 1139 


Oeſterlen (wilrt, ammer) n a 
Pland 1869 (649 U) . u 1114 
Schutze 1869 I 1) . .... 1 1074 
Cimfon 1867 (675 r. m.). U 
Thielau 1867 (318 1)... . I Fr 
Tweften 1867 808 r. u.) . 1 547 
(vgl. über jeine Aeußerung in 
prenßiichen Landtag: 
Laster 1869 (465 1.) . . - . III 1098 
Windihorft 1 bs 1). . III 1081 
Wagener 1867 24 1 398 
L 1): I 569 
1869 Lt) .... Ul 1063 
Waldeck 1868 (58 L).. .. . II 1234 
Windthorft 1867 SR wi I 665 
1869 (457 1)... . III 1078 
KT: 
1871 (162 1.) . 
um 1270 
Zadarine 1867 DUO Lg. , 1 395 
Behmen 1869 (ABB 1)...» - I 1066 
Im Uebrigen ſ. — 
rath, Competenzausdehnung, 
Reichstag. 
b) insbefondere ſpeeiell. 
feitden Berfailler Ber- 
trägen. 
N. 18 8 1 Berf. 1871..... Il 22 


Bairiſcher Vertrag Ziff. II III— 58 
(vgl. badiſch— —* Bertrag, 

Verfaffung von 1870 A. TB) IT 46 
vgl. Antrag 1871 2.2.0... III 1262 
DM. Barth (bair. II. Kammer) a = 
Duntont (hefj. IT. — 
Dunder-Berl. Beurer: 
Hänel 1871 (159 r.) 


108 Sad-Regifter. 
Band. Seite. Bant. Seite. 

Hölder (als Referent der wirt. Berhaftungvonfeihstag® 

EnneJ,J,J), Il 495 | abgeorbneten. 
u. 587 A. 31 Berf. RETTET a ' 8 

Hoverbed 1870 (111 L) .... II 236 IB ae III 8 

Linden (würt. L Kammer) . . TI 585 Lette 1867 (468 1.) ....... I 133 

Mittnacht (wirt II. Kammer) . = Berhättaiß des Bundes, sie 

" tenen ‚ 

Mohl (mürt. II. Sammer)... III 521 — en. insert» 

Defterlen (wirt. Il. Kammer). e — mögenerehtliher Bezie- 

Schulze 1870 (3 r.0).... Im 145 | ung. i 

Stauffenberg (bair. II. Kammer) III 724 Delbrid 1870 KE — 43 n nr 

Treiiſchie 1871 (107 L m). I 206 | gagter 1870 BB Te en. II 300 
Berfaffungsveränderungen Dtiquel 1870 (132 1.) IE —— II 298 

in Bezug auf Gegenflände Biresfhner(bair.il.Kammıer) iu 639 

bereinfahen®efeggebung. Sybel 1870 (132 r) ..... 299 

Beach TERN, BER Berhältniß der Bunbesge- 

Betbuly-Huc 1867 (318 r. u.) 570 8 

en 1867 (319 571 feggefeggebungzuden@ins 

Miquel 1867 wie 6 * — 563 zelgefeggebungen a) im 

. III 1044 er 

Zhielau 1867 a — ee 

Wagener 1867 18 r.) . I 569 | gaffemi 18 (618 £).... 01110 
Berfaffungeveränbernugen Braͤun⸗Wob. 1867 300 1: 9. u) I 529 

inBezugaufOrganifation 1869 (461 r. u.) IIT 1088 

innerhalbdesßerfaffunge- u. 1089 

medanismus. — (als Referent der wirt. — 

Tweſten 1869 (391 r. o.). .. . III 1137 GMMER) - er. 20. 
Verfaffungsveränderungen Meier 1869 a rn I 1035 

in Bezug aufSonberredte Miquel 1867 (285 r. 0.).... 1 495 

———— — Schwarze 1869 a ... a oh 

vgl undesrat 14 1 11]. (.) De EEE ("28.27 EEK 

—* h ſchlußſa Vincke⸗H. 1867 De x. u.). 4 624 

u. 78 5 2 Berf. 1871..... 11 Zehmen 1869 (464 r. 0.) . I 1069 

Bifl. 8 des babifch - ‚beiffchen b) insbefondere in — 

Vertrags ....... auf Kirche. 

Ziff. V. des bairiſchen Vertrags M 65 Diiquel 1871 133 13. ..... III 968 

Ant WI 5. na er 1 1262 | Berbältnifi der Bundesge- 

M. Barth (bair. II. Kammer) . m 617 walt refp. Preußens au den 

Brauditfh 1870 (104 v. r.).. II 223 Einzelnfouveränitäten u. 

105 L: u). . III 2924 Einzelnftaatsgemwaltenreip. 

Delbrüd 1870 L 0). . II 302 zu den Klein, und Mittelftaaten 

Dumont (heſſ. II. Kammer). . II 460 | (vgl. Einheitsjlaat u. bal.). 

Greil (bair. II. Kammer)... . II 676 | Antrag 1867 . ........ I 381 

Hänel 1871 (159 r)...... III 1263 | Braun-Wet. 1869 (460 r.) . . III 1086 

Hölder (als Berichterflatter ber Haberkorn 1867 (239 r.)..-. I 398 

würt. II. Kammer) ...... 11 501 , Linden (wilrt. I Kammer)... Il 568 
n. 581 Mallindrodt 1870 A m.) II 335 
Hoverbed 1870 (134 L. g. m.) III 302 Schwarze 1867 (667 1.). .. . III 591 
Ln)..IT 30 Edywerin 1867 (301 r. n). I 533 
Laster- 1870 (86 r.m.)...... II 176 Wagener 1867 DI L.)..... I 397 
(133 r. — ...111 201 MWapdorf 1867 (337 14. . . - - I 617 
1871 (161 x). u *J Zachariae 1867 r. o) .. I 38% 
Lutz (bair. II. Kammer) . u Berbältnif des undes+ 
1871 (161 I.) ....... III a raths zu Den Minifterien 

Miguel 1870 (134 L u.).... III 3203 der Einzelftaaten (vgl. Bun— 

Mittnacht (mürt. II. Kammer) III 505 desratb, Berantwortlichleit der 

Schlör (bair. Il. Kammer). . III 694 Lanbesminifter). 

Windthorſt 1871 (162 1)... . III 1269 Bismard 1867 393 r.)... 1 752 
the: m Berfailler ıc. Bar .o). I 762 
Berhaftung ( u Wiquel 1867 896 r.) ..... 1 759 

Antrag Schrader 1867 . I 405 ° GE2 l.)...... II 104 


Sadj-Regifter. 


Band. Eeite. 
Berbältuiß der Bundesver- 
fafjung von 1867 bezw, des 
conflitwirenden Norddeutſchen 
Neihstags 1867 zu den 
Norddeutſchen Bünbnif- 
verträgen (vgl. Berhältniß der 
Breuf. Regierung zum Entwurf). 
Elliſſen 1867 (894 r. o.).... 1 
Miquel 1867 — a I 
Neichenfperger 1867 (698 r. u.) II 
Schulze 1867 (395 r.) 

Wächter 1867 v2 SEN I 
Waldet 1867 (TOO Lu).... I 
Im Uebrigen |. Competenz 
bes conftituirenden Nord» 

beutihen Reichstags. 
Berhältniß der Bundes« be- 
ziehungsweife Reihs-Berfaf- 
fung zu ben Landesverfafs 
jungen a) imallgemeinen. 
4. 2 Berf. 1867. ........ 
1871 
Antrag Zadariae 
Bennigfen 1867 (164 1.).... 1 
Braun:Web. 1867 


EBS 


1087 
er 1870 (118 r.) .... III 257 
b)insbefonderein Bezug 
aufdieÖrundredte(für 
die Kirche) in specie in 


—— 1871 (189 x)... II 977 
taufjenberg r.) .. 
Verhältniß der — 
ten in Bezug auf Kodifi— 
kation (vgl. Verhältniß der Bun— 
desgeſetzgebung zu ben Einzeln— 
geſetzgebungen). 
Braun-Woeb. 1869 (461 r. o.) III 1088 
1089 


he 1869 (452 r.). .. 
iquel 1869 (447 1... . .... 
III 1049 


Lg. u.).. 
Schwarze 1869 (463 0) .... 11 1093 
(463 r)..... III 109 
Berhältnif des Gemeinen 
Deutſchen Rechts zu den 
Barticularredten. 
Bland 1869 (650 1)... .. . IT 1117 
Berbältuif der Lanbesge- 
feggebungen zur Bundes- 
geſetzgebüng a) im allge» 
meinen f. Berhältniß ber Bun- 
desgeſetzgebung 2c. 
b) insbejondere in Bezug 


auf Kirde. 
Miquel 1871 (133 L.)...... IH 


Il 1046 


968 
Berhältniß der Landesver— 
faffungen zum Reiche. 
Blandenburg 1871 (122 r.). . III 941 
Quttler (bair. II. Kammer) .. 763 


Berbältniß ber Landtage 
gegenüber ben Norbdeut- 


BER 


IB. 1 
1869 (460 €). . TIT 1088 | 


u. | 
III 1064 


| 


N 


| 


| 


| 
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Band. Seite. 
hen Reihstage bezüglich 
ber Öenebmigungder Ber- 
failfer Berträge (vgl. Eom« 
petenz des Norbdeutichen Reichs⸗ 
tages beziehungsiw. der ſüddeut⸗ 
ſchen Pandtage ıc.). 

Dalwigt (beifiiche II. Kam.) . III 

Dernburg (heſſiſche II. Kam.) . III 

Dumont (beffiihe I. Kam.) . II 

Dieg (beifihe II. Kammer) . . II 
Berbältniß der Landtage 
zum Neidhstage a) im All» 
Ka ah (vgl. Competenz der 

inzelftacten ac.). 

Frandenflein (bair. L Kammer) III 
b., insbefondere bezüglich 

von Grundgefegen unb 

Örundredten. 

Stauffenberg 1871 (140 r. o.) III 
Berhältniß der Landttage 
in Bezug auf Matricular- 
beiträge. 

Antrag Errleben 1867 ..... 
Berbältniß der Landtage 
inBezugaufSonderredte 
— Verfaſſungsoeränderungen). 

.Barth (bair. II. Kammer.) III 
Delbrüd 1870 (134 Lo). . U 
Greif (bair. II. Kammer) .. . III 


RARR 


EB 


E 


EEER 


u. 
Hölder (würtemb. II. Kammer) III 
503, 587, u. 

Laster 1870 (133 r. u.) .. .III 302 
Mittnacht (mwirtemb. II, Kam.) III 542 
u. 588 

Oeſtetlen (würtemb. II. Kammer) III 537 


u. 587 
Schlör (bair. II. Kammer) . . III 697 
u. 


495 


= 


Im Mebrigen f. unter Ber- 
fofjungsveränderungen ac. 
Verhältniß des Nordbdent- 
ihen Bundes — 
weiſe der deutſchen Reichsver— 
fafjung)zuden Süddeutſchen 
Staaten (vgl. Schuß- u. Trutz- 
Biündniffe, Zollverein ꝛc.). 
U 28 Berl. 1867 ........ 
Amendement 1867 ...... 
Adermann 1870 (86 r. 0.) .. 
Bebel 1867 (678 1.) . ..-.» 
Bennigfen 1867 I64 Lm).. I 
Betkuf — Ace sc 
etbujy-Huc L)«+» 
Bismard 1867 (138 Ar ss 
2389 1) .. 
(638 r.u.). 
A 
1868 (69 r.) ... 


1869 (402 r.) . . 
Blandenburg 1867 (386 r.) 


2 
GEEESERS 


——— 
BEBEsEB5 


& 


110 


Band. Seite. 
Bluntſchli (bad. L Kam.) . . . ir 
Braun:D. 1867 (491 r. g. u.). 
Bran :-Wsb. 1867 491 rg. J 
Carlowitz 1867 Be ir u “ ; 
Friedenthal 187 in Lu ri II 
Groole 1867 (132 r.) .. — 
Grumbredt 1867 (187 1.) . —J 
Günther 1867 (310 r. m.) . 


2 


378 


REBE 


309 


I 53 

Haberloın 1867 (239 r.) . I 328 
Hallwachs (heſſiſche IL. Ram). II 426 
Heubner 1867 dies u 1 DM 
Hofmann 1867 (220 r.) . I 356 
(804 1)... I 539 

6811)... I 87 

Kanit 1869 (834 Ln)... „Il 1128 
Künzer 1869 (652 1.). . 1II 1122 
Laster 1867 (125 r)....-. I 142 
2 2 RER I 637 
Mallindrodt 1867 (157 vw)... I 229 
Miguel 1867 (112.0)... I 107 
(845 r.) ...... I 643 

82 r.) ..... II 631 

Mittnacht (miürt. II. Kam.). III 540 
Miüncdbaufen 1867 (141 r.) I 1837 
Nee 1867 (118 r.)...... I 123 
Rohden 1867 (121 r)..... I 133 
Röffing 1867 (546 r. g. br . 1I 203 
(547 Lg. u).. II 304 
N 13 

Schaffrath 1867 (Lil r.).... 1 256 
Schleiden 1867 (160 1.. 1 235 


Schmid 1871 (157 1. o.) .... II 1208 
Schrader 186 r. u.) .. 1 390 
—— II 640 


) : 
Schulze 1867 (343 Lu)... I 86 
BB ER) ..... I 629 
1869 (407 1.) ..... HT 1181 
Eolms-Laubah 1867 (638 L). II 612 
Sybel 1867 677 Lu) .... II 617 
Thronrede vom 17. April 1867 
J II 715 
Tweften 1867 un — 1 70 
—— II 447 
1869 En 8 II 1153 
u. 1134 
Binde-H. 1867 (179 r.).... 1 289 
2 r.) .... I 698 
(593 Lg. 0.) II 414 
66)... II 644 
Wagener 1868 r.) ..... II 1223 
Walde 1867 (1IOLo).. I 10 
(539 r. u). II 283 
DIL)... BR ı 
1868 Ei 045 III 1236 
u. 1237 
Watzdorff 1867 nn. Lu)... I 6b 
BR): 1 620 
Weber 1867 .... I 62 
Wigard 1867 Le AR ——— 22 
(GÖBEL) ..... IT 635 
Windthorſt-M. er (408 1.) . IT 1184 


1871 (119 L u) II 282 


| 


— — 





Sach⸗Regiſter. 


Baud. Seite. 

Zehmen 1867 us ı En I 21 
1859 (453 r. u.) .. II 1067 
GB)... III 1072 


Berbältnißder Preußiſchen 
Geſetzgebung zum Neid. 
Bähr 1869 (647 r.) ..... I 
Blaud 1869 (560 L.) . 1 


Berhältuißder Preußiſchen 
Regierung zum Entwurf 
von 1867. et Berhältniß der 
verbilndeten Regierungen %..) 

Schulze. 1867 
VBinde-D, 186 


Verhältniß der Preußiſchen 
Regierung zu den Ber- 
biindeten Regiernngen Pi 
Bezug auf Berfaffungs 

verändberuugeu (vgl. Ver— 
u g, ———— 


DB. J 
BERGER 


1109 
1116 


77 
697 


unit 1869 (834L)....... III 1128 


Verhältniß des Reichstags 
zu den Landtagen (vgl. Bers 
hütung des gleichzeitigen .. jM 

Benuigſen 1867 (398 r.).. . 
Bismard 1867 Be r.). 


r. u.). 
Kratz 1867 


zZEEEEEE 


358 1): 

Mallindrost 1870 U52 Lo). U 
Miquel 1867 (452 1) ..... II 
Sydel 1867 (008 1 Lp- u). fi 
Tweſten 1867 4 L — I 


Binde-H. 1867 r.). II 
Wagener 1867 (628 r.) .... I 
Windtborft 1867 (452 1.).... 1 

Verhältniß der Reichsverfaffung ic. 

f. Berbälmiß der Bundesver- 
faffung. 

Berhältniß des Staats zur 
Kirche u bejiehungsm. Schule 
(vgl. Kompetenz im Einzelnen zc., 
Grundrechte, Katholische Kirche, 
Breußiiches Kirchenweſen). 

M. Barth 1871 (123 1.). ... IO 
(123 r.)...» III 
Greil 1871 (115 M.. . . ... III 
Huttler (bair. ——— .IU 
Kiefer 1871 (124 N BE || 
BEL) 040% II 
Löwe 1871 (O6 r.)....... IH 
Mallindrodt 1871 (158 Lo).Il 
Miquel 1871 (133 L o.).... MI 
Probft 1871 (137 1) ...... III 
SIE E 1871 
— O. 1871 (106 1.) - 
Nenard 1871 (114 a 
es 1871 (139 r.) . m 
Treitſchte 1871 u ch || 
(108 r. u). „I 
(1091)... ‚u 


BES 


SEEREREBEE 


SEESEER 


Band. Seite. 
———— 1871 (119)... . II 933 
(120 1). .. 1 934 
(10 r).. . IT 935 
Berhältnif der Berbünde- 
ten Regierungen zu dem 
Entwurfe 1867 in Bezug auf 
Amendirung (vgl. Entwurf 
von 1867, Berhältmif der Preu- 
ßiſchen Regierung 2c.). 
Bismard 1867 (137 r.).... I 1795 
u. 176 
Hofmann 1867 (304 1)... 1 589 
Berbältniß der Berbinde- 
ten Regierungen au den 
Berfafjungsveränderungen 
des Reichstags im Allge- 
meinen (vgl. Kompetenz, Reichs⸗ 
tag, Berfaffung, Berfafjungs- 
beränderungen, 
Kanitz 1869 (834 1.) . . 111 1127 | 
Berhältniß der Verbünde- 
ten Regierungen zu den 
Vorberathnugébeſchlüſſen 
des Conſtituirenden Nord— 
deutſchen Reichstags 1867. 
Bismard 1867 (695 vr. u.). 660 
(699 r. o.) . f 670 
Neichenfperger 1867 (696 1. g. u.) Il 661 
Walded 1867 (699 r.)..... . II 671 
BerhältnißderBerfaljungs® 
Bejepgebungzur@infaden 
Gefeggebung des Bundes 
a) imallgemeinen (vgl. Ber: 
foffjungsveräuderung im Bezug 
auf Gegenftände der Einfachen 
Geſetzgebung). 
Bismard 1867 (302 r. o.). I 535 
Braum-Weh. 1867 (dö4 r.).. I 497 
Hi 1887 {BB 1) + ..... II 384 
irſch 1870 (118 1.) .....- III 256 
Tweften 1867 257 1.)..... I 42 
VBindeH. 1867 (238 r. u.) - I 525 
b) insbefondere in Bezug 
auf Kirde. 
Miguel 1871 (133 1.). ..... III 968 
Berbältnif der Berjailler 
Verträge unter einander. 
Bgl. Beiſatz ......... 5 
Hölder (als Berichterftatter der 
wülrt. II. Kammer). ...... IIE 486 
Mittnadht (würt. I. Ramıner) III 504 
Berhältniß zwiſchen Staat und 
Kirche ſ. Berhältniß des Staats 
ur Kirde. 
erhandlungen des Deut: 
Inch Neidhstage. 
—— 21. März — 22. Juni 
ni 861 
ET 126 
a —5* 16. Det. —1. Dec. is, 
DEE BB. ee 127 


Berhandlungen ber —— 
dentſchen Landtage über das 


Sach⸗Regiſter. 


111 


Band. Seite. 

Wahlgeſetz zum conftituirenden 
Norddeutſchen Reichſtage und 
Uber Genehmigung der Nord— 
deutſchen Bundesverfaſſung. 
Siſt. Einl. 
Siſt. Schlußbemerkung 
Berhandlungen des Nord— 
deutihen Reidhstage und 
war 

bes Conſtituirenden 24. Febr. — 

17. Aprit 1867 


..e ee. 0. 


. 2 


Sit. ci en wer ER IT 122 
Seſſion 1868, 3. März — 
20. Juni, 


DIE il. 2,274: 00 II 122 
Seſſion 1869, 4. — — 
22. Juni,.. . III 1013 
101, 1034, 1042, 1105 ir 1127 
DE: Ei ae 122 
‚ 1870: —ãiS Ein, 
| 14. Febr. — 27, Mai 
DIE: lll... 
| I. Außerordent. Seffion, 
19.-21. ee — 
Hiſt. Einl 


a 
| II. Außerordentl. Seſſion, 
24. Novbr. — 10. Decbr. II 
Hiſt. Einl.......... II 


Berhandlungen bes Preußiichen 
Landtages über Reichsverfaſſung 
von 1867 und Wablgeſetz 1866/67 
f. Preußische Fandtagsverbandign.! 

' Verhandlungen der filddeutichen 
Landtage Über die Berjaffungs- 
biindniffe j. Baden, Baiern u.f.iw. : 
Landtagsverhandlungen. 

Verhandlungenderſüddeut— 

ſchen Regierungen über 

den Beitritt zum Bunde. 

'  Delbrüd(Sten. Ber.d. Nordd 

'  Reichst., 1. Außerordl. Seffton 

1870 ©. 67) . II 

J eydorf (bad. I. Kamıner). III 

agern (heſſ. IL. —— .III 
Jotly (bad. I. Kammer) .. . TUI 
Lutz (bair. II. Kammer)... . II 
Mittnact(würt. Il. Kammer) IH 
PBrandh (bair. II. Kammer) . III 

Zunüchſt inhaltlich der Hanptreden 
(von Delbrüd, Lutz ır. Mittnadht) 
geftaltete ſich ber allgemeine 
Gang dieſer — 

chronologiſch wie folgt 
14. Au gu ſt 1866: 9 che Rote 
wegen Eintritt in den Bund 
(ftatt theilweifer Annerion). 
Bismard 1867 (685 r. u.) II 


nenn 





123 


Tree 


129 
123 
. 367 





109 
415 
449 
410 
111 
119 
780 


Pe Er 


615 


112 


6. Mat 1867: Uebereinfunit, 
„Minifterialerllärung”, 
zwifchen Baiern und Wür— 
tem berg über ihre nationalen 
Beziehungen zum Norddeut— 
{hen Bund beziehungsw, über 
Herjicllung eines „Weiteren 
Bundes" 

Miffion des bairishen Ges 
fandten Grafen Taufflirden 
nad Berlin und Wien... . I 


u, 


Abſchluß des Zollvereini- 
gungspertragesv. 8. Juli 
1867 ns 

Baiern giebt das Projekt der 
„Miniſterialerklärung“ auf. . III 

Preußiſche Depeſche vom 7. Sep⸗ 
tember 1867 über die jreie Hand 
der Süddeutſchen Staaten. 

Elben (wirt. II. Kammer) . III 


GrafBiemard über bie frei- 
heit des Entſchluſſes ter jüd- 
deutfchen Regierungen in Be— 

ug anf Beitritt: 
1867 (639 1.) Heſſiſche Inter- 
pellation betr... .. . . II 
(689 1.) 4.79 d. ®. betr. II 


Preußifhe Forderung an 
Baiern „mit fid) ins Keine zu 
fommen, auf welcher anderen 
Grundlage die nationale Ber- 
bindung mit dem Nordbeut- 
{chen Bunde (Prager Friede) 
zu Stande fommen ſolle“ .. 

1868: Heilen giebt den Au- 
ſtoß, daß Baiern dießbezüglid) 
die Initiative ergreife... -. II 

Dalmwigtibefi. II. Kammer) III 
Frhr. v. Gagern bei Fürft 
Hohenlohe in Minden. . III 

Baiern unter dem Mini- 

fterium Hohenlohe, 
Hohenlohe (bair. I. Kammer) III 

BaiernsSchmwierigfeiten. 
Dalwigt (befi. II. Kammer) III 
Kige (bair. II. Kammer)... III 

agern (heſſ. II. Kammer). . III 

Schriftliche Mittheilung 
v. Gagern’s an Fürft 
lohe 

Heſſen dringt gegenüber dem von 
Baiern-Würtemberg intendir- 
ten „Weiteren Bunde” auf An- 
nahme der Norddeutſchen Bun- 
beöverfaflung, jedoch unter we- 
ſentlichen Mobififationen näm— 


IN 


rhrn. 
oben 
II 


ae FE LE 0 


lid: 
Herabfegung der Friedens- 
präfenzftärfe, 
Berflärtungdesföderalifti- 
ſchen Elementes durd) Her- 


Band. Seite. 


615 
649 


450 
40 
475 


843 
475 
451 


451 


j 
l 


! 
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Band. Seite. 


flellung des Zmweilammer- 

ſyſtems, 

Beſeitigung der Preußiſchen 
Geſammtlandesvertretung ur. 
Neducirung derſelben anf 

_ Brovinziallandtage.. II 

1870: Bairifche Thronrede vom 
17. Zanuar 1870... ......» II 
Luk („erfies Stadium“). . . III 

Der Krieg. 

Hohenlohe (baiv. I. Kammer). III 
Yu: „zweites Stadium” (bair. 

II. Kammer) . .. ... . III 

Pranch: „erſte bairiſche Wan- 

delung“ (bair. Il. Kammer). III 

2. September: Erneuter An- 
trag Badens auf Eintritt in 
ben Bund unter Beifllgung 
zweier Bebenfen, nämlich: 

1) beffere Sıcherung d. deutſch⸗ 
frangöfifhen Grenze (vgl. 
Elfaß-Fothringen). 

und 


2) Stärkung d Gentralgewalt 
in diplomatischen und mie 
litäriſchen Dingen unter 
fchärferer Betonung der 
Selbſtſtändigkert ber 
Einzelftaaten in den 
inneren Angelegen— 
heiten IH 

Kgl. Sächſiſche Denkichrift II 

10.September: Initiative 

Baierns bei Preufen... . II 


u 
Biegeleben (heſſ. II. Kammer) III 
Delbrüd 1870 (67 r. u.). II 
Greif (bair. II. Kammer). . II 
Brand (bair. II. Kammer) III 
Schlör (bair. II. Kammer) I 


14. Septbr.: Die Nachricht 
hiervon fommt nad) Stuttgart III 
21. September: Delbrüd 
fommt nah Münden... . II 
gi Inſtruktion: „fein ; 
Demgemäßes Berfahren.. . II 
Greil (bair. II. Kammer) . . II 
Hallwachs (heſſ. I. Kammer) III 
Brandh (bair. F. Kammer) III 
Bismard in Berfailles: „Wir 
wollen fein verſtimmtes Baiern 
im Bunde, ein freimilliges!” 
Pranckh (bair. II. Kammer) III 
Bol. Bismard 1870 (orbentl. 
Seffion ©. 66 r. g. u.) Anm. III 
Ein milrtembergijcher Bevoll- 
mächtigter nimmt an ben Be- 
re > EN II 
21.—28. September: Min» 
hener Befprehungen.. 


De ee u —— — —— 


452 


857 
803 


780 


410 
119 


108 


. 117 


431 
678 


781 
700 


119 
119 
110 
115 
678 


426 
782 


182 
866 


119 


IT 110, 


117 n. 119 


Band. Seite. 


(Verhandlungen :c.) 

Baiern wünſcht bierbei die 
durcdhgreifende Abänderung der 
Norddeutſchen Bundesverfaf- 
fung: einen „Weiteren 
Bund“ als Grundlage bes 
Berfafjungsvertrage ...... 
Bray (bair. I. Kammer). . 
Luk: „drittes Stadinm“(bair. 

II. Kammer) I 

Pranckh (bair. II. Kammer) III 

3. Oftober: Baden ftellt den 

Antrag auf Eintritt in den 

Bund unbedingt ........ II 

9. Dftober: Die Wilrtem-« 
bergifhe Regierung trägt 

im Hauptquartier auf die Ein» 

leitung förmlicher Unter- 

hbandlungen in . 

TRIER UN u u ae 
Berftändignung Baierns hiervon III 


Mittnacht — 
II. Kammer) 
I. Kammer ın 

Defterlen (würtemb. Il. Ra.) III 

Braudh (bair. II. Kam.) .III 

16. Ottober: Einladung an 

ſämmiliche ſüddentſche Regie— 

rungen nach Verſailles . . II 

Auch Baiern erſcheint in Ver— 

failles III 


. HT Terre ee 


. ee ee“ 


. ann Tree 


118 u. 


Prandh: „Zweite bairifche 
Wandelung” (bairifhe II. 
ERW: En 

Serbandlungen in Ber- 

"failfes. 
Bray (bair, I, Kammer). . II 
Dalwigk cheſſiſche II. Kam.) III 
lub: „viertes Stadium‘ 
(bair, Il. Kammer) 
Trennung berfelben 


III 


Vollſte Freiheit der ſüüddentſchen 
Paciscenten: 
Dalmigt (heſſ. II. Kam) 
Hallwachs (heſſ. II. Kam.) „III 
Mittnacht (wilrt. II. Kam) . III 
Defierlen (wirt. II. Kam.). III 
Brandh (bair. II. Kam.) . III 
Baiern verhandelt Anfangs 
auf berjelben Grundlage wie 
urſprünglich bei den Münche— 
ner Beiprehungen; Gebanfe 
eines internationalen Biind- 
niffes: 
Brandh (bair. II. Kammer) u 


6. November: AZujammen- 
trittmit Wiirtemberg, Ba- 


‚IN 


117 


II 848 


804 
Tal 


411 


848 
475 
805 
118 


. 121 


782 


| 
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Band. 


den und Heſſen, Fefttel- 
Iung der Berfaffung von 
1 PR —— III 
Dalwigf (heſſ. II. Kam.) . III 
13.November: Plögliche Ab: 
reife der Wiirtembergi- 


hen Bevollmächtigten. . „III 


113 


Seite, 


121 
476 


111 


u. 121 


15. November: Abſchluß mit 
Baden und Hefien auf 
Grund der Berfafjung von 1870 III 

23. November: SRANBEN. 
BRITEN en 


Prandh (bair. II. Kam.) * 


Die Vertragsfaffung rührt 
Ne Seits von v. Lutz 
er; 
Bray (bairifche IT, Kam.) . IH 
25. November: Abſchluß mit 
Wilrtemberg in Berlin. . III 


8, December: Zufammentritt 
von Bevollmächtigten des Norb- 
dentihen Bundes, Baierns, 
Würtembergs, Badens und 
Heflens zu Berlin zur gegen» 
feitigen Zuftimmung zu ben 
Berträgen. 

Deibriüd 1870 (140 r. 0.) III 
Linden (würtemb. I. Kam.) III 
Lug (bair. II. Kammer). . III 

Abdrud bes Bertrages .II 


Berbütung gleichzeitigen 
Tagens ber Yandtage mit 
bem Reihstage. 
Antrag 1868 . 
Bismard 1868 (76 1.) ... II 
III 


Hagle 1868 (75 1.) ....... II 
Nabenau 1868 (77 r.)..... I 
Schwerin P 1868 (75 r. m.) III 
Stephani 1868 (76 I)... . III 
Tweſten 1868 (77 I)..... III 
VBerkehr, Allgemeiner, Bundes- 
rathsausſchnuß. 
U 8 Z. 4 Verf. 1867 ..... I 
1871 
Verkündung der Bundesge- 


ee. 
A. 17. Berf. el 
1871 


‚II 


De Be Be ee 


De — ⏑ — 


Verlängerung d. Legislaturperiode 
ſ. Legislaturperiode. 
Berorbnungen, Preußiſche 
über Militärwefenim Bunde 
eingeführt. 
N. 61 Berj. 1867 
1871 


Im Uebrigen f. Preußiſche 
Inſtruetionen 2c. 


. 7... 8 


m. nn nn.“ 


8 


593 


111 
121 


306 
565 
858 


1196 
1199 
1202 
1196 
1203 
1199 
1200 
1202 


18 


114 


Band. Eeite. 


Berpflegung erfranfter Staats- 


angehörige (vgl. Eifenader 
Eonvention). 
A. 384 Berf. 1867..... | 
1871.24: 4% TI 
Hofmann 1867 (24 r) .. I 
Berpflegungswejen der 
Armee. 
A. 61 Verf. 1867 ..... . . 1 
1841..224..% Sell 


Bodbielsti 1867 (568 r.) . II 


Berpflihtung bes Bundes— 
Präfidiums in Bezug auf Vor— 
jchläge der Bundesglieder im 
Bundesrath. 

A. 7.8 2 Verf. 1867 
1871... „IM 

Verpflichtung der Bundes— 
Regierungen in Bezug aufein- 
beitliche Verwaltung, Anlage und 
Ausrüftung der Eifenbahnen. 
A. 42 Verf. 1867 ...... 

1871 

Berpflihtung ber Bundes. 
truppen gegenüber den Be- 
fehlen des Bunbesfeldherrn. 

4. 64 Verf. 1867 i 
Im 

Berpffihtung der Eiſen— 
bahnderwaltungen in Be 
zug auf Bundesbahnen. 

A, 41 $ 2 Verf. 1867 
1871 


in Bezug auf directe Erpe- 
dition, Fahrpläne Geſchwin— 
digkeit, Uebergang des Trans- 
portmittel anf andere Bahnen. 
N. 44 Berf. 1867 

1871 


in Bezug auf Nothſtände. 
A. 46 Verf. 1867 ....... 
1871 


—A 


Verſailles. 

Inauguration des Kaiſer— 
ıbumse. 

SHiſt. E. ...... 
Verhandlungen der filddentfchen 
Regierungen über den Bettritt 
ihrer Staaten zum Bunde, f. 
unter diefen Worten. 
Bertrags-Urfunden der 
fiiddentihen Staaten zum 
Deutjhen Bunde und zwar: 

Badens 15 Novbr. 1870. . IE 

Baierns 3, Nov. 1870. . III 
Sclufprotolol ...... III 

Heffens 15. Nov. 1870 . „II 

Würtembergs b.d. Berlin 

25. Novbr. 1870 
Im Uebrigen f. unter Ba- 
den u. ſ. w. 


„en ende * 


3 
2 
411 


18 
17 
356 


Wo a 


19 
18 
12 


11 


Sad. Regifter. 


Banb. Seite. 


Berfammlung des Reichs— 
tags nah Auflöfung. 








A. 3 Berf. 1867 .... +... I 8 
15 5 III 7 
Verſammlungsérecht (vergl. 
OGOrundrecht). 
Antrag 1601.. . I 407 
Berfegung von Officieren, 
aller Kontingente in den Bundes» 
dienft. 
A. 64 $. 3 Berf. 1867..... I 19 
j 187L....» II 19 
Berfihernngswejen. R 
A. 4 3.1 Verſ. 1867 .... l 3 
181-5: III 2 
(Bgl. Bairiſcher Vertrag, 
Immobilarverſicherungswe- 
ſen). 
„Verſtärkungspolitit“ des 
Grafen Bismard. 
Jörg (bair. U. Kammer)... . III 789 
Berftorbene Staatsange- 
hörige, Beerdigung (vergl. 
Eifenadher Konvention). 
u 384 Berf. 1867. .. ... 3 
’p 1891:..2.% I 2 
| BairifchesSchlnfprotofolf 3. ili II 66 
| Vertagung bes Reichstags. 
J A. 123 Verf. 1867........ I 6 
I ET . III 5 
A. 26 Verf. 1867......1 8 
1871.24 ou 00 III 7 
Antrag 1867........... It 102 
Fries 1867 (453 r.) ...... IL 108 
Bertheilung der Stimmen im 
Bundesrath ſ. Bundesrath. 
Berträge von 1839. 
Bismard 1867 (489 r. u.) . II 84 
Berträge von Berfailles 
im Allgemeinen. 
M. Barıh 1871 (124 1.) .III 944 
Bray (bair IT, Kammer) ..Ill 668 
Fiſcher (bair. I. Kammer)... .IIT 771 
Gagern (heſſ. TI. Kammer) . „III 446 
Greif (bair. II. Kammer) . .TII 684 
Huttler (bair. II. Kammer) . „II 756 
Künzer 1870 (157 v. u)... -IIE 351 
Mallindrodt 1870 (151 r. g. u.) III 334 
Prauckhh (bair. II. Kammer). TIT 786 
Schulze 1870 (721. u.) ....II 142 
(7T7—3 r. g. o.) . . IIl 16 
(155 1.0)... .I11 342 
Wagener 1870 (93 r. 0)... „III 194 
Verträge von Berfailles 
ſpeziell mit Baiernund Wilr- 
temberg. 
Windtborft 1870 (77 l. 9. n.) III 156 


Berträge Beerdiguug und Ber- 

pflegung gegenfeitiger Unter- 
tbanen betr. j. Eiſenacher Kon- 
vention. 


Sad Regifter. 115 
Band, Eeite. Band. Seite. 
Berträge gegenfeitige Uebernah: 1 IT 58 
me Auszuweifender bir. ſ. Go— u. III 62 
thaer Bertrag. SEEN ‚iu & 
Berträge über Pof- u. Te- 1 RR ARE II 58 
legrapben. u. III 62 
A. 50 8 6 Berf. 1867... . . 1 14 Il 62 
1871.22, 41414 61- 68. . ........ I 62 
Verträge-Abfchluß ſ. Bundespräfi- 2 PU ul 58 
dium, On are II 68 
Vertragsbeftimmungen zu den SENDE IT 64 
einzelnen Artikeln der — RE ER En ul 6 
NorddentfhenBundesver- Wert II 58 
faſſung uud zwar feitene: 7 J— 111 58 
Badens und Heſſens zu 80 . III 59 
den Artikeln. I 64 
J 111 43 111 68 
* De. > RER ‚ut 43 Heffeus ſ. oben bei Baden. 
ee Dee It 43 BENSSERNEIN: zu Artikel: 
ei VIII) BB II 48 
2 44 20 a re I 48 
BR EEE — 4 Ye EN 111 48 
FESTER 1I11 45 48—53 (VIII. Abſchn. III 48 
ee I 4 57--63 (XI, Aid.) . a 48 
a nee Il 4 2 SR 111 49 
Baierus zu den Arikeln, — — wegen Art. 
TREE It 52 . 4, 4. 18, 35, 38, 
Ge re II 66 j+ 56, 62, 78 u. SOLL 50 
4 im * — ———— Ill 66 Vertragsfaffung der Berfailler 
4 x ee u 61 Verträge ſ. Bairiſcher Vertrag, 
> — clausula salvatoria. 
RE ll 66 | Bertragsform bei dem Beitritt 
3 6 er 11 52 | der fübdeutichen Staaten zum 
are Il 52 Bunde, 
Ba aa ae 111 52 Jolly (bad. I. Kammer)... . III 411 
J 111 52 Oeſterlen (würt. II, Kammer) ILL 534 
REFERENT TERN II 53 | Bertragsmäßige Zinfen, 
JJJ ut 54 Mittnadt (wirt. II, 8.). 484 
Ill 67 | Bertragsnatur der Berfafjun 
J are aa I 67 Beriaffung des deutfchen Reichs 
38 an ann ut 54 ob wirklich Berfaſſung oder nur 
JJ 1 5 Bund ? 
1 Pe ET II 54 Bertragsabſchluß burd 
JJ u 5 Bundes-Präfidium. 
1 RE REITER Il 55 A. 11 Bei 1867........ I 6 
JJ 3 1 55 21) ul 5 
I 67 | Bertragstreue im Allgemeinen 
Se ul 55 insbefondere aud) in Bezug auf 
EEE III 505 die Kirche im Deutichen Reid) 
FE 11 551 cogl. Bundesfreunblicpkeit). 
u, IIL 67 Greil 1871 (115 1). . ..... ill 921 
J Im 56 Laster 1869 (653 1) ...... IL 1125 
2 1 RC ER E NERPRE DIRTRERE — 57 Renard 1871 (llkr.)...... Ill 920 
42 - 46. ......... III 6l Schlör (bair. Il. Kammer) .III 706 
48—52 (Abſchn. en 1 v1 Windthorft 1871 (119 L. m.) „Ill 932 
67 | Bertretung, fonjularijde. 
TEN 11 57 N. 3 Alin. 6 Berf. 1863 (Drud- 
ee se. 9 | — ERERTETTH I 452 
51... ee DER iii. I 2 
JJ It 58 A. — 7 Verf. 1867 ..... I 3 
u. II 61 1871:4+.% Ill 8 
Dres 111 58) Berwaltungstoflen ie Bundes- 
u. It 68 | GEinnahmen in das Budget ſ. 
57—68 (Abſchn. XI) „II 69 Einftellung ic. 


8* 


116 


Band. Eeite. 


Berweigerung der Zuftiz ſ. Yuftiz- 
verweigernng. 
ar Verne auf Sonderredhte 
erfafjungsveränderungen ꝛc. 
Berzinfung berälteren Bun- 
desſchuld 


—— — (bair. II. K.).. 
Beterinärpolizei. 
A. 4 3.15 Verf. Ti I 
1871 1 
Antrag Baumflart. - Schwerin 
1867 (Ziff. 24 u. 25)... .- 
Baumftark 1867 814 1.).... I 


Schwerin 1867 (314 I. u) „. I 
Beto der drei Rönigreide 
(vgl. Bundesratb, Beſchluß— 
faffung über Berfaffunge 
veränderungen). 

M. Barth (bair. II. Kammer) III 

Bluntfchli (badifche I. Kammer) III 

Edhard (badiſche II. Kammer) III 

Freydorf (bad. I. Kammer) III 


Hoverbed 1870 (141 1.) ... „IM 
(143 r. u) . . III 

Laster 1870 (19 r. u)... . III 
(143 r. o)).. . II 

Miquel 1870" BET} 50 III 
(90 r.)...... 11 

Schulze 1870 Nö r. Li 
3.) 4.00:% Ill 


—— (ai. II. Kammer) III 
Beto cealens (vgl. Aus- 
ISIERBEER FEIN SIRTM EIN 
Below 1867 (423 I)... .- » 
Delbrüd 1870 139 L). 
Gottberg 1867 (141 1. m). I 
Greil (bair. II. Kammer) . „I 
Günther 1867 (309 r. m.). I 
Hölder (als Referent der wurt. 

II. Kammer) III 
Köſter 1867 (123 r. u.) .... 1 
Laster 1870 (129 r. u.) ... „TU 
Neurath (würtemb. I. Kam.) „II 
Schlör (bair. Il. Kammer) „III 
Stauffenberg (baivr. II. Kam.) III 
Tweften 1867 (309 1. 0.) ... I 
Völk (bairifhe II. Kammer). . III 


Beto des Rechstags bei Ber- 


. een en 


fafiungsftreitigleiten einzelner 
Bundesftaaten. 
Braun-Wib. 1867 (672 r.). . III 
Bierlönigsbündniß. 
FR I 


Bierzehn Stimmenim Bun- 
besrathe genügen zur Ab: 
lehnung von Berfafjung® 
veränderungeu. 

u. 78 $ 1 Berf. 1871 
Im Uebrigen ſ. Berfaffungs- 
veränderungen im Allgemei- 
nen feit den Berfailler Ver— 
trägen. 


639 


456 
559 
560 


22 


i 





Sadj-Regifter 


Band. Eeite. 


„VBitium originis“ des neuen 
deutichen Reiches. 
Ewald 1871 (223 1. m.) .. . 


III 1277 


u. 1278 


Böllerrehtlidhe Vertretung 
des Bundes. 
u. 11 Beri. 1867 
1871... “or... II 


Mohl (würtemb. IL, Kammer) ILL 
Boltsjouveränität. 
Liebkuecht 1870 (152 1.) ... 
Bolsvertretung ſ. Reichstag. 
Vollfiredunggegenfeitiger 
Eivil-Erltenntnilfe. 
a. 4. 3. 11. Berf, — — 


. III 


Borberathungs-Beichlüffe d. Conſtit. 





Norddentichen Reichſstags und 
die Verbündeten Regierungen |. 
Berhältniß der Berblindeten Re» 
en zu den Borberathungs- 
eichlüffen ac. 


Borlagen au den Neidhstag 


4. 16. Berf. 1867 ..... 0.0. I 
U ———— III 
VBorparlament. 

I 
Vorrechte der Ariflofratie 
tagt Oberbaus). 

landenburg 1870 (157 (). . III 

Schulze 1870 (155 r.). .III 
Borrehteder Ötandesheren 
im Militärwefen. 

Il 


Zachariae 1867 (556 I.) .... 
(681 1. u) .. HM 
Borſchlag von Geſetzen im 
Bundesrath. 
A. 782 Verf. 1867. ..... I 
BT1..02:5.00 
Vorſchlag vou Gefegen im 
ee 
. 23 Verf. 1867 . I 
er Uebrigen |. Iuitative x. 


Vorſitz im Bundesrath. 
A. 15 Verf. 1867 


.. rg 


111 2 


Borfig im Bundesrathe- 
ausihuß für auswärtige 
Angelegenheiten (vgl. Bairi— 
fher Vertrag, Bunbesrathsaud- 
ſchuß). 


A. 85 3 Verj. 1871. —RR 


Vorſtände für einzelne Arucige ber 


Bundesverwaltung |. Berant- 
wortlihe Vorſtände ic. 


BotumCoburgsbeider Ver— 


faſſungs-Conferenz. . .. . I 


Botum Dldenburgs bei der 
Berfaffungs-Eonferenz.. I 


ww 


an 


349 
345 


&E 


as 


Sach ⸗Regiſter. 117 
Band. Seite, Band. Seite. 
Waffenbrüderfhaft. Gemeinfame. 
M. Barth (bair. Il. Kammer). III 632 4. 4 Ziff. 9 Verf. 1867. I 16 
u. 634 1871.11 15 
Elben (wilrt. II. Kammer). . . III 530 Kilnftliche, 
Fifcher (bair. Il. Kammer). . . III 765 4. 54 8 4 Baf. 1867... I 16 
Gageru Ibeff. II. Kammer) . . IIl 457 1871..11 15 
Greil (bair. II. Kammer)... III 689 — ölfle, 
Hohenlohe (bair. 1. Kammer) . III 842 4 Aifl, 9 Berf. on: I 3 
Völk (beir. II. Kammer)... . III 665 | 1871 Bi 3 
BVBahlanordnung nad Auf- Wechſelrecht. 
18fung des OB ha a. 4 Ziff. 13 Berf. Fl I 3 
A. 25 Verf. 1867. R I 8 1871 u 3 
1871... ..20.. 111 7 | Wedhlelftempelftenerf. Berbraude- 
Wabhlaufruf im Teltower fteuer. 
Kreije, Wechſelſtempelſtenergeſetz. 
Unruh-M. 1869 (392 v. u.). . UI 1141 Delbriid 1870 (131 r.). 1ll 296 
Wahlausfchreiben zum 1. „Wegnivellirung der Einzel 
Deutſchen Reihstage ... III 126 | ftaaten. 
Wahlbezirke „2 II 33 Windthorft 1871 (119 r.) . . 933 
Bablenaußerhaib des Wahl— Wehrpflicht ſ. Allgemeine Wehr- 
treiſes. pflicht. 
Waldeck 1869 (820 r.) ..... IIl 1258 | Weiterentwicklungd. Nord— 
Wahlgeſetz in Amerifa. deutſchen Bundesverfai- 
Grämer 1871 (149 I) . . 111 1000 fung (owol gesenüber den Be- 
Wahlgeſetz von 1848 für das ſchlüſſen des conftituirenden Nord» 
DER Parlament. deutſchen Reichstags als gegen» 
DIR: Bin... 22.0 a 1 48 über den Verträgen von 1866). 
Wahlgeſetz von 1866 zum Con: Bennigfen 1867 (TIOL.). .. » II 688 
ftirnirenden Norddentfchen Reichs— Berhufy-Huc 1869 (490 1.) . „ IL 1161 
tag. Bismard 1869 (405 I. 0.). . III 1175 
DH 65 Friefen 1869 (399 1.) . . . . 111 1158 
Wahlgeſetz zum Norddeutſchen u. 1159 
Reichẽtage. Kanig 1869 (834 1.) ...... 111 1128 
20: Berk 1ER a I 7 Laster 1869 (409 1.) . »- - - . Ill 1187 
Im Uebrigenſ. Reichswahl— Löwe 1871 (117 r.). ...... III 927 
geſetz. un 1869 (392 1.) .. . 112 1139 
Bahllreile......2....- u 33 | Tweften 1869 — hause, III 1132 
Wahlrecht j. Allgemeines direktes 90 1.)..... Ul 1134 
Wahlrecht, Geheime Wahlabſtim— Unruh-M. 10% (394 1)... . Il 1145 
mung, Indirefte Wahl. u. 1146 
Wahrung des Europäiſchen MWatdorf 1869 (408 I. u.) . III 1185 
Friedens (vgl. Politil :c.) | Weiterentwidlungder Ber- 
Adrefie des I. Deutſchen Reiche: faffunggegenüberdenBer- 
er II 865 | trägen mit den Süddeut— 
Bethuſy Hue 1869 (400 — ‚IE 1163 Shen Staaten (vgl. Verfaſſung 
Bray (bair. I. Kammer)... III 819 des Deutfchen Bundes in Folge 
Minftr 1869 (392 1.)..... III 1139 der Berfailler Verträge). 
Schulze 1869 (407 1)... . . HL 11*2 Beunigien 1870 (10 A | 361 
Thronrede v. 24. Febr. 1867 I 73 Bethuſy-⸗Huce 1870 (101 1). . III 214 
v. 21. März 1871 III 861 | Delbrid 1870 (68 r. m.). . III 192 
bear 1869 (391 r.)..... II 1138 | Elben (wärt. IL. Kammer; . . III 526 
Wald | u. 527 
Bro 1871 (139 1. 0.) . . 11 975 Fiſcher (bair. II. Kammer)... . 111 774 
Windthorſt-M. 1871 (118 x) . 111930 Greil (bair. II. Kammer)... . III 686 
Wappen des Kaiſers ....... Il 1131 | 1871 (115 r.).. ....1l 922 
(A. 11 Berf. 1871) Sölder (als Referent der wilrt. 
Wafferftraßen. 1, Kammer)... .. 22220. II 489, 
A. 4 Ziff. 8 Berf. 1867. ... 1 3 — J 555 
1871... HH 3 Huttler (bair. II. Kammer) . 762 
Befondere Anſtalten anf natilr— Löwe 1871 (1181.)...... 929 
liche Wafferftraßen. Mittnacht(wirt. II. Kammer) ll 505 
2. 54 84 Baf. 167.. I 16 Neumayr (bair. I. Kammer). . III 837 
1871... 111 15 u. 852 





118 Sad Regifter. 
Band. Eeite. Band Eeite. 

Patriotifhe Motivirte Abſtim— Würtemberg. 

mung (bair. I]. Kammer) . . Il 854 | Erhebung von 1849. 

Pland 1869 (649 r.)..... » III 1115 Elben (würt. II. Kammer)... III 529 

Schlör (bair. Il. Kammer), . Il 696 | Krieg von 1870: Hölder (würt. 

BR u. 697 IL Kammer) .. . ... .... il 558 

Schmid 1871 (157 1.) ..... Il 1205 Sanbiapsverbenblungen fiber die 

u, 1206 Berfailler Berträge .. .... 564 

Schule 1867 (654 1.) - ..- » 2 nn Stauffenberg (bair. I. Raınmer) II 740 

Windehorft 1871 (120 Ah j an 996 Thronrede im Deebr. 1870. 
Weiterentwidlung — — (wärt. I. Kammer)... III 566 
faffung des Deutihen Rei- Verhandlungen ber Regierung 
ches im allgemeinen und nn itritt zum Wunde, 
insbefondere in Bezug auf un ar: 
das Berbältniß zwiſchen in Münden een II 119, 
Staat und Kirche. 110 u. 117 

Anträge auf motivirte Tages: in Berfailles ...... .... 1 120, 

orbnung Tr) III 898 110 u. 118 

Laster 1869 (467 I. u) . - 1104 | Würtembergifhe Militär- 

1105 Conpention. 

Pland 1869 (649 v.)... ‚ıi 1115 Artikel 12 (Erfparnngen) . 853 

Windthorft 1871 (120 2)... 11 986 Wiürtembergifger Eu 
Veiterentwidiungenoth- im allgemeinen, 
eh jeder Berfaſ— Adermann 1870 8 Car vs 181 

AB Edhardt (bad. II. Kammer). . III 387 
Laster 1869 (467 1. u.) .. „II 1104 * (it. u. Sana). . II 554 
u. 1105 | gaster 1870 (82 1.) .. . 11 167 
a Bund (vgl. Süd— Probf (wilrt. II. Kammer) . . II 545 

uud). Windt 1870 (7p7 1.)....1I 15 

Bray (kair. I. Kammer) „. . 11 848 | — Pe — w 

Lu (bair. II, Kammer)... . III 820 fe ee Sub ımar > 
Weltlihe Herrihaft oder Beau auf: 3 
MadıtdesPapftes(vgl.Bapf). zug auf; 

Miquel 1871 (132 r. u). hi 067 | — — ntwein— 

P BL, 972 | J 

a 1. 973 Bertrag A. 3 3.3...... II 48 

Dr. Reicheniperger 1871 (145 r.) un 991 | Einführung Norddeut— 
Wiener Friede vom 30. Ol: {her DARNEHGEIEDR 
taber I 45 Vertrag A. 23. 6..... ‚il 49 

Bismard 1867 us 1. An a Brototol Ziff 2........ II 50 

Fe Erjparniffeam Militärbudget 

Kıyger 1867 (54T r.)...... ll 305 | ik 

Bodbicteti 1867 (567 2). . II * | — zur verſfügung Wür- 

Wulff 1867 (549 1.). ...... I | z u, ’ 

Wiener —— vom 15. T rg II 859 
Mai 1820. Hif. Eiul. ..... 46 vomn BEIBO- Rodenwer 204 
Wiener Schiufialte Art. VI, I 377 Militärs&@onvention vom 

Artilel XXX... . . ... II 573 21./25. November 1870, 

Artitel LIII bis LVI....... I 46 Vertrag A. 2. Ziff. 5 ‚Im 48 
a Bolen). Poſt⸗ und Telegrapbeu. 

Niegelewsti 1871 (100 r.). . . III 888 Vertrag A. 2 Ziff. 4... .. II 48 
Wilhelm e — von ick Brototoll Ziff. 3.. ...... Il 50 
ſ. König Delbrüd 1870 (70 1. u.) . Ill 136 
Wohlfahrt des Deutſchen Reichswahl. Vertrag A. 2 3iff.2 ul 48 
Volles. Stimmen im — 

Eingang der Berſaſſung 1867 1 1 Vertrag A. 2 Ziff. 1..... u 4 

1871 I | Zufimmung zur Er dem 

Hölder (als Referent der wilrt. badifh-heififhen Ber- 

DL: BO) var II 4% trage beigefügten Ber- 
Wohnſitz(ogl. ai bgl.). Ialfungnonsrdım ehrt 

9. 3, A. 4 3. 1 Verf. 1867. 1 2 

1871.11 2 N ertvag AJ.. 11 47 


Sadj-Regifter. 


Band. Eeite. 
Zahl der Bundesratbebevoll- 
mädhtigten. 
A. 7 Ber. 1367... 0000.00 I 5 
br ee III 4 
Zahlungstermin für Mititär- 
ee der Bundesflaaten. 
62 $ 2 Berf. 1867 .... 1 18 
381.2 II 17 
Zeitraum zur Reihstags-Wahl 
u. Berfammlung nad) Auflöfung. 
U 35 Berl. 1867 ........ I 8 
122 a IM 7 
Zinsgefeßgebung. 
Michaelis 1867 (148 1. 9. u). I 201 
Zölle fließen in die Bundestaffe, 
A. 88 Berl. 1867........ I 10 
BT 5 se 5 IT 10 
Zoll. 
—— 
. 8 Ziff. 3 Verf. 1867. I 5 
1871... . I 4 
Zollerhebung ber Bundes- 
flaaten nnter vinander. 
a ei Re | 9 
1811 5.24% III 9 
ZollErhebung und Ver— 
waltung. 
A. 36 Verf. 1867 ....... I 9 
1. 5 VE III 9 
—A 
. 35 Verf. el ee a I 9 
— — III 9 
Michaelis 1867 si rs I1 171 
Zollgrenze. 
A. 33 Berf. 1867 ........ I 9 
Bl. III 8 
Boll. und eh ha 
A. 33-40 Berf. 1867 ..... I 9 
er De III 8 
Zollparfament(vgl. Seſſionen, 
Zollvereinigungsvertrag vd. 8. Juli 
1867). 
III 107 
ziae- 30ll- B.- Bertr.v 8. Juli B; 
4 9— 
8 — (bair. II. Kammer), III 627 
Ewald 1871 (104 1). .... . III 896 
Linden (würt. II. Kammer). . III 570 
Münfter 1869 (392 r. o.). . . III 1140 
Völl (bair. II. Kammer)... . III 662 
Zo0ll-Berein. 
FS II 107 
DM. Barth (bair. II. Kammer). III 627 
Bennigfen 1867 (164 r.)... . 1 248 
Bismard 1867 (138 r. m). I 178 
Hilde (bair. II. Kammer). . . III 776 
reif (bair. II, Kammer) „. . III 673 
u. 677 
Hölder (wirt. II. Kammer) . . III 486 
Lug (bair. II. Kammer)... . III 813 
u. 814 
Michaelis 1867 (147 r.) I 19 
Piregihner(bair.ll. Kammer) III 643 


119 
Band. Seite. 
Schlör (bair. II. Kammer). . IIT 694 
Stauffenberg (bair. II. Kammer) III J 
u. 73 
Tweflen 1869 (390 1.) ..... II 1134 
Waldet 1867 (109 1. g. u... I 98 
Zollverein im Berbältniß 
zuMedienburgundScdles- 
wig-Holftein. 
Deibrüd 1867 (493 1.) » 177 
Errleben 1867 (490 r.)... - - f 170 
Kr 
im allgemeinen, 
Deibrüd 1870 (126 r. n.).. 280 
AULTEMIERRAIREN berjel- 
. "40 Berf. 1867 ....... I 11 
18 urn m 1 
RE ER 
Beränderung deren In— 
balts durd Ba Da ki ober 
Berfaffungsgefeh? 
Delbrüd 1870 (197 l. o.).. 280 
Laster 1870 (126 v. m) ... M 279 
Miquel 1870 (127 1). . .... II 281 
Zollvereinigungsverträge, 
Berhältniß zu den Siüp: 
dbeutjhen Staaten, 
Delbrüd 1867 (493 1). . .. 2 177 
(502 1. 1.). 201 
Errleben 1867 0 9.0). 170 
Sollvereinigungsvertrag 
vom 4. April 1853. 
A Ill 106 
Zolflvereinigungsvertrag 
vom 8. Ymli 1867. 
Abpdrud deffelben. ... 2... 11 74 
DE Eli anne en Il 107 
M. Barth (bair. II. Kammer). III 627 
Bebel 1867 (6791) .....- Il 622 
Bismard (639 1. 0). -... II 615 
Gagern (heff. II. Kammer) . . III 450 
Hohenfohe (bair, I. Kammer) . III 842 
Jörg (bair. II. Kaınmer) . „II 744 
Römer (wilıt. II, Kammer) . . III 569 
BZollvereinsbäfen. 
Braun-Hersf, 1867 (492 1.m) II 174 
Zollvereinstündigung. 
Berhufy Huc 1869 (400 1.) . . III 1162 
ifher (bair. II. Kammer) . . III 777 
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